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Protokoll 1. Verhandlungstag - 6. Mai 2013

Am ersten Prozesstag verlesen die Verteidiger_innen von Beate Zschäpe und Ralf Wohlleben über Stunden hinweg ihre Befangenheitsanträge gegen das Gericht. Danach vertagt Richter Götzl das Verfahren auf den 14. Mai. Im Besucherraum tauchen zwischenzeitlich zwei Neonazis auf, darunter der Bruder des Angeklagten André E. 

Die Hauptverhandlung im Verfahren gegen Beate Zschäpe, Ralf Wohlleben, Holger G., André E. und Carsten S. beginnt um 10.30 Uhr vor der 6. Strafkammer des Oberlandesgerichts (OLG) München.

Mehr als 20 Minuten haben ausgewählte Fotograf_innen und Kameraleute Zeit, Aufnahmen von den Angeklagten zu machen. Beate Zschäpe wendet der Presse die meiste Zeit den Rücken zu. Der Angeklagte Ralf Wohlleben zeigt sich unbeeindruckt.

Gegen 10.30 Uhr betreten die Richter_innen den Saal. Nach der Belehrung der Dolmetscher im Prozess geht der Vorsitzende Richter am OLG Manfred Götzl die Anwesenheit durch: Zum einen die Angeklagten Beate Zschäpe (mit Rechtsanwalt Heer, RA Stahl und RA‘in Sturm), André E. (mit RA Kaiser und RA Freitag), Ralf Wohlleben (mit RA Klemke und RA‘in Schneiders), Carsten S. (mit RA Hösl und RA Pausch), Holger G. (mit RA Hachmeister und RA Rokni-Yazni). Dann die Generalbundesanwaltschaft mit Bundesanwalt Dr. Herbert Diemer, Annett Greger, Jochen Weingarten und Stefan Schmidt sowie die vielen Nebenkläger_innen und ihre Rechtsbeistände. Auf der Richterbank sitzen neben Götzl die Richterin am OLG Dr. Fischer,  Richter am OLG Kuchenbauer, Richter am OLG Dr. Lang, Richterin am OLG Odersky und die Ergänzungsrichter_innen Feistkorn, Kramer und Prechsl.

Rechtsanwalt Stahl fragt den Vorsitzenden Götzl, wie er mit Beate Zschäpes Ablehnungsgesuch, das sie am vergangenen Samstag um 19 Uhr der Geschäftsstelle des OLG zufaxen ließ, umzugehen gedenkt. Sofort entspinnt sich ein Disput zwischen Götzl, dem in diesem Gesuch Befangenheit unterstellt wird, und RA Stahl. Götzl behauptet, erst am heutigen Sitzungstag um 8 Uhr den Eingang festgestellt zu haben. Götzl verweist darauf, dass der jetzige Beginn der Hauptverhandlung eine dringliche, keinen Aufschub gestattende Handlung darstelle und will außerdem, dass der gefaxte Antrag neu gestellt wird. Götzl fragt: “Wollen Sie den Antrag durch Verlesung erneut stellen?” Auf Antrag der Verteidigung wird der Prozess für eine Beratungspause unterbrochen. Nach der Unterbrechung verliest RA Stahl den Antrag des Ablehnungsgesuchs.

Ihr Ablehnungsgesuch gegenüber dem Vorsitzenden Götzl begründen Stahl & Co. mit Götzls sitzungspolizeilicher Anordnung, die eine Durchsuchung von Verteidiger_innen und Nebenklagevertreter_innen vorsieht. Das Abtasten von Personen und Durchleuchten von Taschen sei unverhältnismäßig und diskriminiere die Strafverteidiger_innen, insbesondere da für die Vertreter_innen der Bundesanwaltschaft, Protokollant_innen, Justizbedienstete und Sicherheitskräfte die Anordnung nicht gleichermaßen gilt, sie also nicht durchsucht werden müssen. Götzl hatte im Frühjahr 2013 diese Anordnung unter anderem damit begründet, dass Anschläge aus dem linken oder rechten Spektrum möglich seien; dass der NSU mit dem Tod von Uwe Mundlos und Uwe Bönhardt beendet sei, habe da keine Relevanz.

RA Stahl lehnt die Differenzierung zwischen den Anwält_innen und den sonstigen nicht von Durchsuchungen betroffenen Prozessbeteiligten ab. Es sei eine „völlig absurde Annahme“, dass Polizeibeamt_innen und Justizbedienstete nicht ebenfalls erpressbar seien, so Stahl. Auch sie könnten dazu genötigt werden, gefährliche Gegenstände in den Saal zu schmuggeln. Bei allen Beteiligten bestehe die Gefahr, dass ihnen Gegenstände zugesteckt würden. Die sitzungspolizeiliche Anordnung sei deshalb einseitig und willkürlich, sie diskriminiere die Anwält_innen der Verteidigung. Die Verteidigung formuliert deshalb Zweifel an der Unparteilichkeit Götzls und spricht von der Besorgnis der Befangenheit.

In Stellungnahmen bezeichnen die Nebenklagevertreter_innen RA Reinecke und RA Schön den Antrag als reine Zeitverzögerung. Dieser hätte ja auch schon bis zum 17. April vorgebracht werden können. RA Schön spricht von den „schrecklichsten Verbrechen der deutschen Nachkriegsgeschichte mit faschistischem Hintergrund“ und bezeichnet das Vorgehen als Prozessverschleppung, die sachwidrig und zurückzuweisen sei.

Sturm und Heer kontern scharf:  Das Recht und Leid der Opfer würden sie sehr wohl sehen. Dann beklagt Sturm, sie solle emotional genötigt werden. RA Heer meckert: „wann wir einen Antrag stellen, überlassen Sie uns“.

Es folgt die Mittagspause bis 13.40 Uhr.

Von der Bundesanwaltschaft wird nach der Pause beantragt, den Ablehnungsantrag als unbegründet zurückzuweisen. Aus Sicht einer vernünftigen Angeklagten sei er nicht geeignet, eine Befangenheit zu begründen. Aus den Darlegungen ergebe sich auch nichts, was eine Voreingenommenheit belegen würde. Von Seiten eines Nebenklagevertreters heißt es, die Durchsuchungsanordnung Götzls möge rechtsfehlerhaft gewesen sein, begründe aber nicht die Besorgnis der Befangenheit.

Der Vorsitzende Richter Götzl verfügt eine Fortsetzung der Hauptverhandlung und stellt die Entscheidung über den Befangenheitsantrag von Zschäpe erst einmal zurück. Der Beginn der Hauptverhandlung sei eine dringliche, keinen Aufschub duldende Handlung, insbesondere weil es um eine Haftsache gehe. Eine sofortige Entscheidung würde eine Unterbrechung der Hauptverhandlung erforderlich machen.

RA Klemke beanstandet diese Verfügung Götzls und wünscht einen förmlichen Senatsbeschluss. Beate Zschäpes RA Heer unterstützt hier den Verteidiger von Ralf Wohlleben. Nach wie vor gibt es auch einen Dissens darüber, ob der gefaxte Antrag von Zschäpe und der verlesene Antrag ihrer Strafverteidiger_innen als ein oder als zwei Anträge behandelt werden müssen.

Das Gericht zieht sich zur Beratung zurück. Währenddessen beobachtet NSU-watch, wie Rechtsanwältin Schneiders ihrem Mandanten Wohlleben eine Ausgabe des verschwörungsideologischen „Compact“-Magazins reicht, das sich unter anderem mit dem NSU beschäftigt. Wohlleben blättert es während der Unterbrechung interessiert durch.

Nach der Pause verkündet Götzl, dass der Senat die Verfügung bestätigt.

Im Folgenden verliest Klemke für seinen Mandanten Wohlleben ebenfalls einen Befangenheitsantrag gegen die Richter Götzl, Lang und Kuchenbauer. Sein Vortrag, der fast nur aus dem Verlesen von Verfahrensgängen der zurückliegenden Monate, also vor allem aus Zitaten von bekannten Schriftsätzen und Erwiderungen besteht, zieht sich über fast zwei Stunden hin.

Klemkes Argumente lauten wie folgt:

1. In einem  Artikel der Bild-Zeitung habe Oberlandesgerichtspräsident Huber verkündet, dass der Saal A101 für das NSU-Verfahren umgebaut werde. Da der Artikel bereits fünf Tage vor der Zulassung der Klage erschienen sei, habe der Vorsitzende Richter Götzl diese Information Huber unzulässigerweise zukommen lassen. Damit habe er seine Kompetenzen überschritten und ein „klares Präjudiz zu Lasten des Angeklagten  Wohlleben“ geschaffen.

2.  Wohlleben verlangt einen dritten Pflichtverteidiger, so wie Zschäpe auch die Anwält_innen Stahl und Sturm zusätzlich beigeordnet bekam - und zwar Wolfram Narath. Aufgrund der Fülle der Akten (die zum Teil als Verschlusssache gewertet werden) und allgemein des Umfangs des Verfahrens seien zwei Anwält_innen nicht ausreichend. Das Gegenargument des Generalbundesanwalts, dass die Wohlleben vorgeworfenen Beihilfehandlungen die Bestellung eines dritten Verteidigers nicht rechtfertigten, lässt er nicht gelten. Die Verteidigung müsse sich sehr wohl mit dem vollständigen Akteninhalt auseinandersetzen, auch mit den Teilbereichen, zu denen Wohlleben keine strafbaren Handlungen vorgeworfen werden. Daher sei hier eine Ungleichbehandlung zuungunsten Wohllebens gegeben.

Ein weiteres Argument, warum Narath als Pflichtverteidiger beigeordnet werden müsse, sei die hohe Zahl von Nebenkläger_innen und die Gefahr von Adhäsionsklagen. Klemke warf dem Gericht schließlich vor, nicht zu berücksichtigen, dass die die Verteidiger_innen Wohllebens auch einen Kanzleibetrieb aufrecht erhalten müssten. Es könne zu Terminkollisionen und Erkrankungen kommen. Die Entscheidung des Gerichts, dennoch die Beiordnung eines dritten Verteidigers abzulehnen, sei als objektiv willkürlich zu werten.

3. Im November und Dezember 2012 schrieb Wohlleben Briefe an Familie Wohlleben und Familie F., in denen er zahlreiche Buchstaben derartig geschrieben sind, dass sie zusammen die Balken eines Hakenkreuzes ergeben. Die Briefkuverts und Kopien der Briefe wurden auf Beschluss von Götzl, Lang und Kuchenbauer nicht nur wegen des möglichen Verstoßes gegen den § 86a beschlagnahmt, sondern auch weil die Hakenkreuze Rückschlüsse auf die Einstellung Wohllebens ermöglichen lassen und insofern für das laufende Verfahren relevant werden könnten. Klemke behauptet, dass Wohlleben bereits seit Juli 2012 seine Briefe derart gestalten würde. Dies sei niemandem aufgefallen. Für den Verteidiger Klemke handelt es sich dabei ohnehin nur um eine „kalligrafische Ausgestaltung des Buchstaben F“. Das Gericht zeige damit einen „übersteigerten Verfolgungseifer“, die Richter nähmen „die Rolle eifernder Strafverfolger“ ein.

4. Die „unbeschränkte“ Zulassung von Nebenkläger_innen, die teilweise nichts mit den Vorwürfen gegen Wohlleben zu tun hätten, hält Klemke für eine Belastung Wohllebens, die dessen Rechtsposition schwäche. Als er beispielhaft einen Nebenkläger aus einem Komplex, zu dem der Angeklagte Wohlleben keine Beihilfe geleistet haben soll, anführt, liest er wie selbstverständlich dessen Adresse mit vor. Dies hat er für Personen, die seinem Mandanten nahe stehen, in seinem Vortrag tunlichst vermieden.

5. Klemke schließt sich für Wohlleben dem Befangenheitsantrag von Zschäpe wegen der sitzungspolizeilichen Verfügung, die Anwält_innen zu durchsuchen, an.

Während des Monologs von Klemke betreten um 15.07 Uhr Maik E. und Karl-Heinz Statzberger die Publikumsempore. Nach wenigen Minuten setzen sich die beiden Neonazis in die erste Reihe, direkt oberhalb des Angeklagten André E., des Bruders von Maik E. Auf der Zuschauertribüne sorgt dies für einige Aufmerksamkeit. Statzberger trägt unter seiner Kapuzenjacke ein T-Shirt des neonazistischen „deutsch-ungarischen Freundeskreises“, der sich in den letzten Jahren an Veranstaltungen der ungarischen „Blood & Honour“-Sektion beteiligt hatte. Manchmal blitzt unter seiner Jacke die Aufschrift „Waffenbrüder“ durch.

Ein Vertreter der Bundesanwaltschaft nimmt zum Befangenheitsantrag Wohllebens nur kurz Stellung und beantragt ihn zu verwerfen. Ein Nebenklage-Anwalt weist in Bezug auf das erste Argument des Befangenheitsantrags darauf hin, dass dem Angeklagten Wohlleben auch schon vor Klagezulassung Pflichtverteidiger beigeordnet worden seien, wogegen die Verteidiger_innen  trotz des Zeitpunkts in diesem Fall nichts einzuwenden gehabt hätten. Es sei schade, dass sich die Prozessbeteiligten mangels Projektors die „kalligrafischen Auslassungen“ des Angeklagten Wohlleben nicht anschauen könnten. Es handele sich nämlich ganz eindeutig um Hakenkreuze. Beanstandet werden könne lediglich, dass in der Vergangenheit die Bundesanwaltschaft daran nichts zu beanstanden fand. Ein weiterer Vertreter der Nebenklage weist darauf hin, dass einige Nebenklagevertreter_innen jeweils alleine ein oder mehrere Mandate betreuen würden. Dass die Verteidiger dagegen zu zweit oder dritt arbeiten, sei also eine Privilegierung.

Auf diese und andere Beiträge der Nebenklage reagieren die Rechtsanwälte von Beate Zschäpe scharf. Rechtsanwalt Heer wirft einem Kollegen vor, „die Grundregeln der Strafprozessordnung nicht verinnerlicht zu haben“. Rechtsanwalt Stahl tut seine „Verwunderung“ kund.

Nach einer kurzen Unterbrechung bestätigt der Senat Götzls vorherige Entscheidung, die Hauptverhandlung fortzusetzen, um dann mitzuteilen, dass sie wegen der zu behandelnden Befangenheitsanträge unterbrochen und auf Dienstag, den 14. Mai, vertagt wird. 


Protokoll 2. Verhandlungstag - 14. Mai 2013

Die unerwartete Verlesung der Anklageschrift am Nachmittag des heutigen Verhandlungstages ist eine dringend notwendige Zäsur. Nach dem Hickhack um das Presse-Akkreditierungsverfahren, nach stundenlangem Verlesen von Anträgen der Verteidigung von Zschäpe und Wohlleben am ersten und zunächst auch am zweiten Verhandlungstag, standen zum ersten Mal die Taten des NSU wieder im Mittelpunkt. Und eine Nebenbemerkung des Vorsitzenden Richters Götzl hatte es in sich: Er deutete an, dass bei einer Zunahme der Zahl der Nebenkläger_innen der Tatkomplex Keupstraße vom Verfahren abgetrennt werden könnte.

 
Im Publikum ziehen Neonazis auch beim zweiten Verhandlungstag im NSU-Prozess wieder die Aufmerksamkeit auf sich. Dieses Mal hat es Maik E., der Zwillingsbruder des Angeklagten André E., schon zu Prozessbeginn geschafft, in den Saal zu kommen. Schon gegen 6.30 Uhr hatte er sich am Gericht angestellt. Angereist ist er gemeinsam mit dem wegen Sprengstoffdelikten verurteilten ehemaligen Aktivisten der inzwischen verbotenen Kameradschaft Aachener Land (KAL) Daniel Thönnessen. Thönessen lebt mittlerweile in München. Als gegen 9.25 Uhr die Angeklagten G., S. und E. in den Saal kommen, zeigt sich, dass die beiden Brüder heute im Zwillingslook auftreten. Maik und André E. tragen Lederweste, Zimmermannshose und schwarze Shirts mit weißem Aufdruck der Band AC/DC. Das Outfit ist wohl nicht zufällig gewählt: Der charakteristische Blitz zwischen den beiden Bestandteilen des Bandnamens ähnelt einer Sig-Rune. Mehrfach nimmt Maik Blickkontakt auf mit seinem angeklagten Bruder, aber auch mit der Verteidigerin Ralf Wohllebens, Nicole Schneiders. Um 9.45 Uhr betreten auch die beiden inhaftierten Angeklagten, Ralf Wohlleben und Beate Zschäpe, den Saal. Nachdem die anwesenden Fotograf_innen und Kamerateams ihre Aufnahmen gemacht haben, betritt um 9.50 Uhr der Senat den Saal.

Zuerst wird vom Vorsitzenden Götzl die Anwesenheit festgestellt. Währenddessen bittet Nebenklage-Vertreter Rechtsanwalt Thomas Bliwier darum, dass ihm unmittelbar nach der Präsenzfeststellung das Wort erteilt wird. Dann ergreift jedoch zunächst RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, das Wort. Er erinnert daran, dass er zum Ende des ersten Verhandlungstages weitere Anträge angekündigt habe, die er zu Beginn des heutigen Tages stellen wolle und ihm von daher das Wort zu erteilen sei. Genau darauf bezieht sich Bliwier, der feststellt, dass Heer zum Ende des letzten Verhandlungstages angekündigt habe, eben keine unaufschiebbaren Anträge zu stellen. Daher sei das Gericht nun gehalten, dafür zu sorgen, dass die Anklage schnellstmöglich verlesen wird. Dem widerspricht Heer. Es gehe in seinem Antrag immerhin darum, dass der Saal A101 nicht dafür geeignet sei, das Verfahren ordnungsgemäß durchzuführen. Auch Wohllebens Verteidiger_innen kündigen Anträge an, nämlich einen Aussetzungs- und einen Einstellungsantrag. Es entspinnt sich ein Streitgespräch zwischen RA Heer und Götzl, in dem es darum geht, wie wem das Wort erteilt wird und wie das Gericht mit Heers Anträgen umzugehen hat. Danach erteilt Götzl RA Bliwier das Wort. Bliwier verliest seinen Schriftsatz: Die Anträge der Verteidigung seien keineswegs unaufschiebbar, sie könnten hinter die Verlesung der Klageschrift verschoben werden. Es sei darüberhinaus klar: „Herrn Wohllebens Verteidigung möchte die Verlesung der Klageschrift möglichst verhindern.“ RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, verlangt eine viertelstündige Unterbrechung, um den verlesenen Antrag selbst lesen zu können. Klemke wehrt sich gegen die von Bliwier vorgebrachten Vorwürfe. Der Nebenklage ginge es darum, die Verteidigung mundtot zu machen: „Offensichtlich sind noch nicht genug Kanzleischeiben eingeworfen worden.“ Bei der Kanzlei Klemkes in Cottbus waren vergangene Woche die Scheiben eingeschmissen worden. Die Vertreter_innen des Generalbundesanwalts schließen sich dem Antrag, die Anklage zu verlesen, an. Bundesanwalt Diemer: „Der Einfallsreichtum der Verteidigung ist offenbar unerschöpflich.“ Um 10.20 Uhr unterbricht Götzl die Verhandlung zum ersten Mal. Während der Unterbrechung wird Ralf Wohlleben wegen „medizinischer Probleme“ (Schneiders) kurz behandelt, kommt aber schnell wieder in den Saal.

Kurz nach 11 Uhr geht es weiter. Götzl erteilt Heer das Wort, damit dieser seinen Antrag verlesen kann. Er beantragt das Hauptverfahren auszusetzen und in einem Saal „mit mehr räumlicher Kapazität und einer für die Bedeutung des Verfahrens angemessenen Öffentlichkeit“ fortzusetzen. Hilfsweise beantragt er unter anderem das Verfahren für mindestens zwei Tage zu unterbrechen und Einsicht in sämtliche Akten zum zweiten Akkreditierungsverfahren zu bekommen.

Zur Begründung führt Heer an:  Der Raum sei zu klein, um die Öffentlichkeit zu gewährleisten. Statt des Verhandlungsortes München hätte man sich etwa für den ehemaligen Sitz des Bundestages in Bonn, das heutige World Conference Center, entscheiden können. Von der Empore sei der Saal nicht adäquat einsehbar. Der Saal bliebe überhaupt nur dann geeignet, wenn nicht noch mehr Nebenkläger_innen dazu kommen, dies sei jedoch abzusehen. Die Zeug_innen könnten nicht von überall gesehen werden. Insbesondere die „nonverbalen Regungen“ der Zeug_innen seien etwa für die Nebenklage nicht wahrnehmbar. Ursprünglich sei geplant gewesen, die jeweils sprechende Person zur besseren Sichtbarkeit auf die Leinwände an den Wänden zu projizieren. Darauf wurde aber bisher zugunsten einer Totalen verzichtet. Zudem könnten Teile des Gerichts die Unterlagen auf seinem Tisch lesen. Darüber hinaus verlangt Heer Einsicht in die Unterlagen zum zweiten Akkreditierungsverfahren, da auch dieses offenbar fehlerhaft gewesen sei. Diese Einsicht wurde den Verteidiger_innen gewährt, allerdings hat Heer offenbar noch keine Zeit gefunden, die Akten einzusehen.

In der Folge entwickelt sich eine längere Auseinandersetzung um den Antrag. Nebenklage-Vertreter RA Scharmer stellt zum Beispiel fest, dass zwar auch er den Raum anfangs für zu klein hielt, aber: „Meiner Mandantin ist es wichtiger, dass das Verfahren jetzt beginnt.“ Immerhin seien jetzt schon nur noch sieben Nebenkläger_innen persönlich anwesend. Schneiders schließt sich für Wohlleben dem Antrag der Zschäpe-Verteidiger_innen an.

Um 11.50 Uhr wird die Verhandlung für die Mittagspause unterbrochen.

Nach der Pause, gegen 13.40 Uhr, nimmt noch einmal Nebenklage-Vertreter RA Mohammed zum Antrag von Heer Stellung: „Es drängt sich der Verdacht der Prozessverschleppungsabsicht auf.“ Nun erwägt Götzl Möglichkeiten, die von Heer aufgeworfenen Probleme schnell zu lösen. Die beiden betroffenen Richterinnen hätten versichert, sie könnten keine Einsicht in Heers Akten nehmen, im Zweifel könne Heer sich jedoch zum Beispiel an die hinter ihm liegende Bank neben die RAin Schneiders setzen. Heer: „Ich werde sicher nicht an den Katzentisch gehen.“ Es folgt eine der für den heutigen Verhandlungstag typischen Auseinandersetzungen zwischen Götzl und Heer, diesmal um die Verwendung des Begriffs „Katzentisch“ und auch wieder darum, wer gerade das Wort hat bzw. wer wen unterbrochen habe. Götzl fragt dann die Nebenklage, ob es Einwände gegen die vergrößerte Projektion der jeweils Sprechenden aus dem Nebenklage-Bereich gebe. Die anwesenden Nebenkläger_innen und die meisten Nebenklage-Vertreter_innen sind einverstanden, können jedoch nicht in allen Fällen für ihre Mandantschaft sprechen. Ab diesem Zeitpunkt werden die sprechenden Personen vergrößert auf die Leinwände projiziert. Es folgen Stellungnahmen der Bundesanwaltschaft und einiger Nebenklage-Vertreter_innen zum Antrag von Heer. Gegen 14.15 Uhr unterbricht Götzl die Verhandlung erneut. Nach der Unterbrechung verkündet er, dass der Senat Heers Antrag zurückweist. Die Öffentlichkeit sei hinreichend gewährleistet. Die Unterbrechung der Hauptverhandlung wird ebenso zurückgewiesen. Zur „Abstimmung des weiteren weiteren prozessualen Vorgehens“ verlangt Heer eine Abschrift des Beschlusses und eine weitere Pause, die um 14.30 Uhr gewährt wird.

Nach der Unterbrechung reagiert Heer mit einer Gegenvorstellung gegen den soeben verkündeten Beschluss. Der Beschluss sei nicht begründet gewesen. Daher beantragt er eine weitere Unterbrechung. Sein Kollege Stahl geht erneut auf die Zahl der Nebenkläger_innen, vor allem aus dem Tatkomplex Nagelbombenanschlag in der Keupstraße, ein. Es sei zu erwarten, dass „wenn sich 30, gar 60 Nebenkläger der Klage anschließen werden, die Saalkapazität das hier nicht mehr trägt.“

Heer will noch mindestens einen weiteren Antrag auf Aussetzung des Verfahrens stellen, in dem es um die Besetzung von Vertretern der Bundesanwaltschaft geht. Nach kurzem Wortgefecht und anschließender Beratungspause wird die Anordnung des Vorsitzenden, Rechtsanwalt Heer das Wort nicht zu erteilen, vom Senat bestätigt.

Aus dem Stand fängt Götzl an, die Angeklagten nach Angaben zur Person zu befragen. Die als erste angesprochene Beate Zschäpe antwortet ihm nicht. Heer springt ihr bei und sagt: „Meine Mandantin wird keine Angaben zur Person machen.“ Also verliest Götzl ihre Daten aus der Klageschrift. Auch André E. ist wortkarg. Nach der Bestätigung von Namen, Familienstand und Wohnort sagt er in breitem Sächsisch: „Zu mehr werde ich mich nicht äußern.“ Bei den weiteren Angeklagten fragt Götzl gar nicht mehr, sondern lässt sich nur noch die Angaben aus der Klageschrift bestätigen.

Um 15.37 Uhr beginnt endlich die Verlesung der Anklagepunkte durch Bundesanwalt Dr. Diemer. Zum ersten Mal werden im Verfahren die Taten des NSU und die Unterstützungsleitungen der Angeklagten Wohlleben, G., S. und E. benannt. Diemer nennt die Namen der Opfer und legt die Brutalität der Mörder offen. Nicht nur im Publikum und bei der Nebenklage, auch bei den Angeklagten wird es merklich ruhiger.

Götzl weist danach die Verfahrensbeteiligten noch einmal darauf hin, dass der Nagelbombenanschlag in der Keupstraße als versuchter Mord in 31 Fällen gewertet werden könnte. Heer beantragt eine Unterbrechung, die bis 17.10 Uhr gewährt wird.

Nach der Pause fügt Götzl eine Nebenbemerkung an, die es allerdings in sich hat: „Eine nennenswerte Erhöhung der Anzahl der Nebenkläger ist nur hinsichtlich Keupstraße zu erwarten. Zumindest an eine Abtrennung Keupstraße und eine getrennte Verhandlung ist zu denken. Bitte das in aller Ruhe überlegen und morgen dazu Stellung nehmen.“

Es folgt noch eine Stunde zäher Besetzungsrügen zuerst durch Wohllebens Anwalt Klemke und dann durch Zschäpes Anwältin Sturm. Dabei geht es darum, dass die beteiligte Richterin Fischer zwischenzeitlich zur Richterin am Bundesgerichtshof ernannt wurde. Dafür ist Richter Peter Prechsl als Ergänzungsrichter benannt, obwohl laut Klemke Richter Hertel hätte nachrücken müssen. Sturm moniert unter anderem, dass über die Präsidiumssitzung, bei der über die Benennung entschieden wurde, keine Dokumentation geführt wurde.

Nach Stellungnahmen der Nebenklage zu den Besetzungsrügen endet der Verhandlungstag um 18.10 Uhr.


Protokoll 3. Verhandlungstag - 15. Mai 2013

Auch am 3. Verhandlungstag ging es um Strafprozessuales. So wurden Anträge auf Aussetzung der Hauptverhandlung gestellt. Die Verteidigung Wohlleben stellte zudem einen Antrag auf Einstellung des Verfahrens gegen Wohlleben, u.a. wegen angeblicher “medialer Vorverurteilung”.  Es folgten außerdem Anträge, die Hauptverhandlung in Bild und/oder Ton aufzuzeichnen. Danach nahmen die Verfahrensbeteiligten Stellung zur am 14. Mai von Richter Götzl aufgeworfenen Frage nach der möglichen Abtrennung des Tatkomplexes Nagelbombenanschlag in Köln 2004.  Alle Verfahrensbeteiligten sprachen sich gegen eine Abtrennung aus. NK-Vertreter RA Hoffmann stellte fest, dass der Bombenanschlag Keupstraße 2004 im Zentrum der Aktivitäten des NSU liege, er sei ein eindeutiges Bekenntnis zum rassistisch motivierten Massenmord, zum Krieg gegen Migrant_innen. Wenn das Gericht die Abtrennung jetzt ohne Not mache, sei das ein Zeichen an alle Nebenkläger_innen, dass es ab jetzt gegen sie verhandele.

Im Saal sitzt erneut Maik E., der diesmal aber kurz vor Verhandlungsbeginn den Saal verlässt, nachdem er von Polizisten angesprochen worden ist. Unklar bleibt, warum. Am Vortag hatte er in Richtung einer Kamera den Mittelfinger gezeigt, was zu einer Schlagzeile in der Bild-Zeitung führte. Zudem stellt sich immer noch die Frage, ob Maik E. nicht auch als Zeuge in Betracht kommt. Laut Polizei ist E. aus freien Stücken gegangen.

Gegen 9.40 Uhr betreten die Angeklagten den Saal. Schon um 9.45 Uhr betritt das Gericht den Saal und der Vorsitzende Götzl beginnt mit der Feststellung der Anwesenheit. Wieder beginnt der Verhandlungstag mit einer Auseinandersetzung zwischen Götzl und RA Heer, einem der Verteidiger_innen von Zschäpe, bei der es um die Worterteilung geht. RA Heer hat eine Frage zur Anwesenheit. Sie einigen sich darauf, dass Heer nach den noch ausstehenden Stellungnahmen zu den beiden Besetzungsrügen vom 14. Mai das Wort erteilt wird.
Die Bundesanwaltschaft gibt ihr Statement ab. Die Besetzungsrügen seien unbegründet abzuweisen. Es sei alles rechtlich korrekt gelaufen, das Gericht sei vorschriftsmäßig besetzt. Der Antrag von RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, offenbare eine „krude“ Rechtsauffassung, so die Bundesanwaltschaft. Nebenklage und Verteidigung verzichten auf weitere Stellungnahmen.
Götzl verkündet, dass bis zur Entscheidung über die Besetzungsrügen die Hauptverhandlung fortgesetzt werde. RA Stahl, Anwalt von Zschäpe, widerspricht der Fortsetzung der Hauptverhandlung, dem schließt sich die Verteidigung Wohlleben an. Das Gericht zieht sich zur Beratung zurück. Um 10.25 Uhr wird die Verhandlung fortgesetzt. Götzl verkündet den Beschluss, dass die Verhandlung fortgesetzt wird. Danach versucht RA Stahl erneut das Wort zu ergreifen. Erneut fragt er, wie die Worterteilung in dieser Verhandlung gehandhabt werde. Götzl sieht keinen Unterschied zu anderen Strafverfahren. Er erteilt RAin Schneiders das Wort für ihre bereits angekündigten Anträge auf Aussetzung der Hauptverhandlung und Einstellung des Verfahrens gegen Wohlleben.

Schneiders verliest zunächst den Antrag auf Aussetzung der Verhandlung wegen angeblicher Unvollständigkeit der Akten. Dabei erwähnt sie auch Akten zu den angeblichen Geheimdienstmitarbeitern „Mehmet“ und „Mevlüt Kar“  und zitiert einen Spiegel-Artikel von 2011 vor der Aufdeckung des NSU. Spätestens hier bekommt der Antrag von Schneiders eher den Charakter einer politischen Erklärung und es werden viele Register rechter Verschwörungstheorien gezogen.

Weiter geht es mit dem Antrag auf Einstellung des Verfahrens gegen Wohlleben. Schneiders argumentiert, dass ein unaufhebbares Verfahrenshindernis bestehe und kein faires Verfahren mehr möglich sei. Dafür führt sie zwei Gründe an: Zum einen eine angebliche „mediale Vorverurteilung“ und zum anderen „geheimdienstliche Verstrickungen“ in den NSU.
Das Akkreditierungsverfahren habe gezeigt, dass versucht werde, von Außen Einfluss auf die Unabhängigkeit der Justiz zu nehmen. Es sei zudem zu Stigmatisierungen und Vorverurteilungen auch ihres Mandanten gekommen. Seit nunmehr November 2011 werde Stimmung gegen die Angeklagten gemacht, es finde ein „Parallelverfahren“ in den Medien statt. Außerdem habe es Einflussnahmen und Vorverurteilungen auch durch die Politik gegeben. Etwa durch Barbara John, die Ombudsfrau für die Hinterbliebenen der Opfer des NSU, die in Bezug auf die NSU-Morde von rassistischen Morden gesprochen habe. Dabei stellt RAin Schneiders sogar Entschädigungszahlungen an die Hinterbliebenen und das Opfergedenken - etwa Gedenksteine für die Opfer, Straßenumbenennungen nach Opfern des NSU und die zentrale Gedenkfeier - in den Zusammenhang einer „Vorverurteilung“, die zu Lasten ihres Mandanten Wohlleben gehe.
Bislang habe sich der Senat „standhaft“ gezeigt, aber, so fragt sie: „Kann dieser Senat das über die lange Verfahrensdauer durchhalten?“
Die tatsächlichen Verstrickungen und Fehler der Behörden bieten jetzt der Anwältin Nicole Schneiders, die Beginn der 2000er Jahre selbst NPD-Mitglied im KV Jena war, Ansätze ihren Mandanten reinzuwaschen. Schneiders zitiert dabei nicht beispielsweise aus den Unterlagen der Untersuchungsausschüsse, in denen Informationen etwa über V-Leute im Umfeld des NSU zu finden gewesen wären, sondern einen [unzutreffenden] Bild-Artikel sowie das rechte verschwörungsideologische „Compact-Magazin“.

Bei den anschließenden Stellungnahmen nennt Nebenklage-Vertreter RA Bliwier die Anträge  „heiße Luft“ und „Show“. Schneiders nutze die Hauptverhandlung für ein politisches Statement. Er weist außerdem darauf hin, dass die Verteidigung Wohllebens am letzten Verhandlungstag noch einen Befangenheitsantrag gegen den Vorsitzenden gestellt hat, den sie heute „standhaft“ nennt.

Es folgt erneut das schon bekannte Wortgefecht zwischen dem Vorsitzenden Götzl und RA Heer darum, wer das Wort habe, dieses Mal darum, ob Heer selbst oder Nebenklage-Vertreter_in Lunnebach. Das führt zu Gelächter und Zwischenrufen im Saal. Heers Kollege RA Stahl: „Ich beantrage die Unterbrechung, es kann nicht angehen, dass hier gelacht wird, so kann man keine Verhandlung führen.“ Es müsse geregelt werden, wie das Wort erteilt wird. Nachdem Götzl dem nicht nachkommt, verlässt Stahl kurzzeitig den Saal. Götzl bittet den Vertreter des Generalbundesanwalts um eine Stellungnahme. Dieser bezeichnet das Verhalten Heers als „ungehörig“, Lachen sei nun mal ein Reflex und der Vorsitzende erteile das Wort. Es schließt sich eine Beratungspause zum Thema an. Um 11.35 Uhr verkündet Götzl den Senatsbeschluss, dass die Anordnung, Heer das Wort nicht zu erteilen, bestätigt wird. RAin Sturm, Kollegin von Heer und Stahl, stellt einen Antrag auf eine Unterbrechung von einer Dreiviertelstunde, um das weitere Vorgehen mit ihrer Mandantin zu besprechen. Götzl fragt, ob es sich um einen Befangenheitsantrag
handele. Das bestätigt Sturm zunächst nicht, deutet es aber dann doch an und beantragt erneut die Unterbrechung.

Es folgt die Mittagspause bis 13.30 Uhr.

Mit einer kurzen Auseinandersetzung darum, ob der angekündigte Antrag von Sturm, Stahl und Heer nun gestellt werden müsse, beginnt die Verhandlung wieder. Da es sich jedoch nicht um einen unaufschiebbaren Antrag, wie einen Befangenheitsantrag, handelt, fährt Götzl unter Protest von Heer zunächst mit den Stellungnahmen zu den Anträgen von Schneiders fort.

Es nehmen mehrere Nebenklage-Vertreter_innen und die Bundesanwaltschaft Stellung. Bundesanwalt Diemer stellt fest, dass mediale Vorverurteilungen von der höchsten Rechtsprechung nicht als Verfahrenshindernis anerkannt seien. Auch inhaltlich positioniert sich Diemer zum Einstellungsantrag und zwar wie schon in der Pressekonferenz zum Prozessstart. Die Ermittlungen des Generalbundesanwalts hätten „keinen Hinweis darauf erbracht, dass Sicherheitsbehörden und Geheimdienste in die Verbrechen verstrickt waren.“

Nebenklage-Vertreter Scharmer nennt den Antrag, „ein Verfahren wegen Beihilfe zum rassistischen Mord in neun Fällen aufgrund von Medienveröffentlichungen einzustellen“, absurd. Nebenklage-Vertreterin Pinar nennt die Anträge zwar unbegründet, sagt aber auch: „Wir wissen, dass es diese behördlichen Verwicklungen gibt, dass Akten unvollständig sind und Zeugen gesperrt. Aber wir gehen davon aus, dass das zum Aufklärungsinteresse dieses Gerichts wird.“

Klemke wirft dem Nebenklage-Vertreter Bliwier vor, der Verteidigung von Wohlleben einen rechtsextremistischen Hintergrund unterstellt zu haben: „Ich möchte darum bitten, von solch hetzerischen Sätzen Abstand zu nehmen. Ich möchte nicht wissen, wie reagiert werden würde, wenn ich Vertreter der Nebenklage als Linksradikale bezeichnen würde.“

Nun kündigt Zschäpe-Anwalt Stahl weitere Anträge an. Stahl beantragt, dass die Verteidigung das Wort grundsätzlich vor der Nebenklage erteilt bekommen soll. RA Heer beantragt die Verhandlungen auszusetzen, hilfsweise für drei Wochen zu unterbrechen. Dabei geht es ihm um Akten und Einsichtnahme in die Protokolle der diversen NSU-Untersuchungsausschüsse, die, da deren Beweisaufnahme zum Teil noch läuft, teilweise nur in der Geschäftsstelle des OLG einsehbar sind. Zuletzt forderte er, die Vertreter_innen des Generalbundesanwalts Diemer und Greger als Sitzungsvertreter_innen abgelöst werden - Diemer, weil er die Akten der Staatsanwaltschaften der Länder zum Teil nicht in die Akten zum NSU-Verfahren aufgenommen habe. Und Greger habe in der Pressekonferenz zu Beginn der Hauptverhandlung in der Öffentlichkeit eine subjektive Einschätzung von Beate Zschäpe vorgenommen, und das vor Verlesung der Anklage.
Heer beantragt dann, die Hauptverhandlung in Bild und Ton aufzuzeichnen, hilfsweise nur akustisch. Der Umfang und die Besonderheiten des Verfahrens machten dies nötig. Es sei absehbar, dass sich im weiteren Verlauf des Verfahrens Diskussionen um den Wortlaut etwa von Zeugenvernehmungen ergeben. Hilfsweise beantragt er ferner, sämtliche Aussagen der Zeug_innen durch den Stenografischen Dienst des Bundestags dokumentieren zu lassen.

Auch Nebenklage-Vertreterin RAin Lunnebach beantragt die Audioaufzeichnung, damit diese dann später in Abschrift den Verfahrensbeteiligten zur Verfügung gestellt werden können.

Es folgen die Stellungnahmen zur am 14. Mai von Götzl aufgeworfenen Frage nach der möglichen Abtrennung des Tatkomplexes Nagelbombenanschlag in Köln 2004. Zunächst äußert sich die Bundesanwaltschaft, die zum derzeitigen Zeitpunkt aus prozessökonomischen Gründen das Verfahren nicht aufteilen würde. Zahlreiche Nebenklage-Vertreter_innen aus verschiedenen Tatkomplexen wehren sich in engagierten Redebeiträgen gegen die Abtrennung. Einige weisen darauf hin, dass noch fraglich ist, ob überhaupt noch viele Nebenkläger_innen dazu kommen. Andere sprechen davon, dass ihre Mandant_innen schockiert seien von der Idee der Abtrennung. Es wird von einer „Beerdigung des Tatkomplexes Keupstraße“ gesprochen. Denn, so Nebenklage-Vertreter Schön, es bestehe die konkrete Gefahr, dass das Verfahren nach einer Abtrennung nach § 154 StPO eingestellt wird. Allen ist wichtig, dass gemeinsam weiter verhandelt wird. Der Vertreter des Sohns des in Dortmund ermordeten Mehmet Kubașik stellt fest, dass es um die Frage darum geht, was die Mitglieder der terroristischen Vereinigung NSU von der Vorbereitung und Durchführung des Bombenanschlags wussten.

Nebenklage-Vetreter RA Alexander Hoffmann kündigt ein Höchstmaß an Kooperation seitens der Nebenklage an, falls es, was nicht zu erwarten sei, im Saal voll werde. Hoffmann führt eindrücklich aus, was eine Abtrennung des Tatkomplexes wirklich bedeutet:
„Wir müssen ehrlich zu uns sein und Sie [das Gericht] ehrlich zu den Opfern der Keupstraße. Es ist völlig klar: wenn jetzt abgetrennt wird, dann wird das abgetrennte Verfahren in München allenfalls nach Abschluss dieses Verfahrens in München durchgeführt werden. Wenn die Angeklagten hier erst einmal verurteilt sind wegen mehrfachen Mordes, das ist ganz klar und müssen Sie den Opfern direkt sagen, dann wird das Verfahren eingestellt in Hinblick auf die bereits erfolgte Verurteilung. Dann fallen, ich trau mich gar nicht das zu sagen, 31 versuchte Mordtaten nicht weiter ins Gewicht. Das kann nicht sein. Meine Mandantin hat bis zum Herbst 2011 eine Situation erlebt, dass jeder den Nachbarn verdächtigt hat, weil Schily gesagt hat, das war kein rechter Anschlag. Die Verdächtigen sind unter den Bewohnern gesucht worden bis ein Bekennerschreiben in Videoform auftauchte. Man hat sie nicht ernst genommen, man hat sie im Stich gelassen. Wenn wir jetzt sagen, wir trennen ab, weil dieser Teil Schwierigkeiten macht, dann wiederholt man das, dann sagt man, für Euch gibt es keine Gerechtigkeit, ihr seid halt doch Bürger zweiter Klasse. Und damit verhilft man dem NSU im Nachhinein zu einem Erfolg. Die Taten, siehe field manuals der terroristischen Gruppen, zielten darauf, eine Spaltung in die Gesellschaft zu bringen. (…) Wenn man jetzt den Anschlag, der nicht von ungefähr an den Oktoberfestanschlag erinnert, raus nimmt und zur Einstellung frei gibt, dann nimmt man den Tatopfern wieder die Möglichkeit, aufzutreten als Teil dieser Verhandlung.
(…) Der Bombenanschlag Keupstraße 2004 liegt im Zentrum der Aktivitäten des sogenannten NSU. Er ist ein eindeutiges Bekenntnis zum rassistisch motivierten Massenmord, zum Krieg gegen Migranten. (…) In dem Moment wo eine Bombe gezündet wird für ein Maximum an Toten muss jedem in der Gruppe klar gewesen sein, dass es hier um Mord, Mord, Mord geht. Es müssen erhebliche Vorbereitungshandlungen zum Bau dieser Bombe gemacht worden sein. (…) Wenn das Gericht das [die Abtrennung] jetzt ohne Not macht, ist das ein Zeichen an alle Nebenkläger - nicht nur aus der Keupstraße - dass es ab jetzt gegen sie verhandelt. Das Gericht muss sich jetzt entscheiden, ob es das Verfahren ab jetzt gegen die Opfer dieses Anschlags führen will.“

Auch die Verteidigung Zschäpes lehnt eine Abtrennung des Tatkomplexes Nagelbombenanschlag in der Kölner Keupstraße ab. RA Stahl weist allerdings besonders darauf hin, dass sie es nicht für ausgeschlossen halten, dass noch eine größere Anzahl Nebenkläger_innen hinzu kommt.

Auf die Stellungnahmen zur Abtrennung folgt ein weiterer prozessualer Antrag von Wohlleben-Verteidiger Olaf Klemke. Das Fragerecht soll den Angeklagten und Verteidiger_innen sogleich nach dem Senat und hilfsweise nach der Bundesanwaltschaft zugewiesen werden.

Die Bundesanwaltschaft tritt den Anträgen auf Aufzeichnung der Verhandlung entgegen. Vertreter_innen der Nebenklage und die Verteidiger von André E. und Carsten S. schließen sich den Anträgen auf Aufzeichnung an.

Damit endet um 17 Uhr die Verhandlung.


Protokoll 4. Verhandlungstag - 16. Mai 2013

Der vierte Verhandlungstag im NSU-Prozess beginnt wieder einmal zäh. Zunächst geht es um Stellungnahmen zu Anträgen der Verteidigung. Nach der Mittagspause verkündet der Vorsitzende Richter Götzl immerhin, dass das Gericht nicht plane, den Tatkomplex Nagelbombenanschlag in Köln 2004 vom Rest des Verfahrens abzutrennen. Gegen Ende dringt das Verfahren dann näher zu seinem „Kern“ (Rechtsanwalt Bliwier) vor: Die Angeklagten werden gefragt, ob sie sich zur Sache äußern wollen. Wie erwartet, wollen sich nur die Angeklagten Carsten S. und Holger G. äußern.

Zum geplanten Sitzungsbeginn um 9.30 Uhr wird verkündet, dass sich der Beginn der Verhandlung um eine Viertelstunde verschiebt. Maik E. sitzt diesmal nicht im Publikum. Der Zwillingsbruder von André E. gilt als potenzieller Zeuge, was wohl auch die Verteidigung André E.s so sieht.

Um 9.55 Uhr betritt das Gericht den Saal und stellt zunächst die Präsenz fest. Danach bittet Richter Götzl um Stellungnahmen zu den Anträgen des letzten Verhandlungstages. Zu den beiden Anträgen der Verteidigung von Ralf Wohlleben auf Aussetzung und Einstellung möchte sich niemand äußern. Zum Aussetzungsantrag der Zschäpe-Verteidiger_innen, der auch die Forderung nach Ablösung des Bundesanwalts Diemer und der Oberstaatsanwältin beim Generalbundesanwalt Greger enthielt, äußert sich zunächst die Bundesanwaltschaft.

Bundesanwalt Diemer fordert, den Antrag abzulehnen. Das Verfahren müsse nicht ausgesetzt werden, um die Akten der Untersuchungsausschüsse einsehen zu können. Die Möglichkeit, diese einzusehen, sei bereits gegeben. Die Ermittlungen des Generalbundesanwalts bezögen sich ohnehin auf Originalquellen, nicht auf abgeleitete Quellen, wie sie die Unterlagen der Untersuchungsausschüsse darstellten. Die Bundesanwaltschaft erlebe „die größtmögliche Kooperationsbereitschaft der Geheimdienste und Behörden“.
Eine Ablehnung von Staatsanwält_innen sei gesetzlich nicht vorgesehen und überdies kein Grund, ein Strafverfahren auszusetzen. Einsicht in die Akten der Staatsanwaltschaften der Länder sei gegeben, die Verteidigung müsse sich dazu eben die Mühe machen, nach Karlsruhe zu kommen. Und die Greger vorgeworfene „subjektive Einschätzung“ der Angeklagten Zschäpe sei angemessen gewesen: „Wir leben von Einschätzungen, sie gehören zu unserem Leben.“

Nebenklage-Vertreterin Clemm möchte sich dem Antrag der Verteidigung Zschäpe zwar nicht anschließen, stellt aber fest: „Faktisch haben wir zwar ein Akteneinsichtsrecht, aber das ist nicht umzusetzen.“ Im Anschluss an die Forderungen der Verteidiger_innen von Beate Zschäpe betont Clemm zusätzlich, wie wichtig die Einsichtnahme in die so genannte „129er-Liste“ mit 129 Namen von Personen aus dem Umfeld des NSU für die Wahrheitsfindung und daher auch für die Nebenklage sei. In dem Fall müssen Verteidigung und Nebenklage aber nicht den Beschluss des Senats abwarten. Bundesanwalt Diemer: „Ehe die 129er- Liste noch mehr auslöst, werden wir diese Liste an das Gericht senden.“ Weitere Nebenklage-Vertreter_innen schließen sich zwar nicht dem Antrag der Verteidigung auf Aussetzung bzw. Unterbrechung an, verlangen aber ebenso eine Verbesserung der Einsichtnahme. RA Scharmer, Vertreter der Nebenklägerin Gamze Kubaşık: „Wir haben eine Unterbrechung bis zum 4. Juni, jetzt ist Zeit für den Senat mit den Untersuchungsausschüssen zu klären, ob eine andere Form der Einsichtnahme möglich ist.“ Zudem beantragt er die Zusendung von Spurenakten zum Mord an Mehmet Kubaşık in Dortmund 2006, die bisher nur bei der Bundesanwaltschaft in Karlsruhe einzusehen seien.

Um 10.20 Uhr folgt eine Unterbrechung, in der geklärt wird, wie die Schaltung der Mikrofonanlage funktioniert. Es war zu Diskussionen gekommen, weil das Mikrofon von Diemer sofort funktioniert, während die Nebenklage immer warten muss, bis die jeweiligen Mikrofone freigeschaltet sind. Nach zwanzig Minuten kommt das Gericht zurück und verkündet, das Mikrofon  der Bundesanwaltschaft sei jetzt so eingerichtet wie die Mikrofone der Nebenklage.

Es folgen weitere Stellungnahmen der Nebenklage zum Aussetzungsantrag der Zschäpe-Verteidigung, in denen unter anderem gefordert wird, der Senat müsse darauf hinwirken, dass die Sperr- und Verschlussanordnungen der Untersuchungsausschüsse Thüringen und Bayern aufgehoben werden. RA Heer, Anwalt von Zschäpe, kündigt schließlich an, auf die Stellungnahme der BAW erwidern zu wollen. Dafür benötige er jedoch eine Unterbrechung von mindestens 30 Minuten. Götzl möchte jedoch zunächst die Stellungnahmen zu den Anträgen von RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, und der Verteidigung Zschäpe zum Frage- und Rederecht hören.
Oberstaatsanwalt beim Bundesgerichtshof Jochen Weingarten fordert, den Antrag abzulehnen. Das Fragerecht sei gesetzlich geregelt, die Staatsanwaltschaft käme dabei vor der Verteidigung und im Zweifel entscheide der Vorsitzende Richter. Es gebe im Übrigen kein Anrecht der Verteidigung,  relevante Fragen selbst zu stellen. Als Spitze gegen RA Heer fügt er an: „Es ist nicht hilfreich, wenn die Reihenfolge wichtiger ist als der materielle Gehalt.“

Im Anschluss bittet Götzl den Nebenklage-Vertreter RA Mohammed um eine Klärung zu seinem Antrag bezüglich weiterer möglicher Nebenkläger_innen aus dem Tatkomplex Nagelbombenanschlag in Köln. Dieser Antrag, den Mohammed schriftlich an das Gericht gestellt hat, hatte zu der gestrigen Debatte um eine mögliche Abtrennung des Tatkomplexes geführt. Mohammed führt aus, dass er auf die Zahl von weiteren 70 potenziellen Nebenkläger_innen aus diesem Komplex gekommen sei, weil in den Akten von einer möglichen Streuung der Nagelbombe  und damit einer „Todeszone“ von 250 Metern die Rede sei. Damit kämen prinzipiell alle Personen in Frage, die sich zum Zeitpunkt des Anschlags in diesem Bereich rund um den Explosionsort aufgehalten haben. Konkrete Anhaltspunkte, dass diese Personen tatsächlich nebenklageberechtigt sind, habe er jedoch nicht und auch keinen Kontakt. Eine Information der möglichen Nebenkläger_innen müsse von Amts wegen erfolgen. Sein „Antrag“ sei vielleicht eher als Anregung an den Senat zu verstehen, sich darum zu kümmern. Nebenklage-Vertreter RA Erdal fordert Mohammed auf, doch den Antrag zurück zu nehmen, worauf Mohammed entgegnet, er könne das aus rechtlichen Gründen nicht tun. Nebenklage-Vertreter Bliwier sagt, es gebe keine Verpflichtung dem Senat gegenüber, etwaige weitere Nebenkläger_innen zu ermitteln, wie sie sich Mohammed offenbar vorstellt. Da sei offenbar eine Irritation beim Senat entstanden. Er beantragt, diese Sache zu den Akten zu legen.

Schon um 11.15 unterbricht Götzl die Verhandlung für die Mittagspause.

Um 13.45 Uhr geht es weiter. Götzl verkündet das Wichtigste zuerst: Das Gericht plant derzeit keine Abtrennung des Tatkomplexes Nagelbombenanschlag Keupstraße.

Dann verkündet er Beschlüsse des Senats: Sämtliche Anträge auf akustische, audiovisuelle oder stenografische Aufzeichnung der Hauptverhandlung werden, wie erwartet, abgelehnt. Die wörtliche Protokollierung ist im Einzelfall und auf Antrag möglich.
Der Antrag auf Einsichtnahme der 129er-Liste sei mit der Ankündigung Diemers, die Liste dem Gericht zukommen zu lassen, erledigt. Beim Antrag auf Versendung der Spurenakten zum Mord an Mehmet Kubaşık fehle dem Senat die Kompetenz, da es sich nicht um Sachakten handele. Hierzu müsse sich RA Scharmer an den Generalbundesanwalt wenden.
Zu den Anträgen zum Frage- und Rederecht verkündet Götzl, dass sie abgelehnt seien. Über die Erteilung des Wortes entscheide der Vorsitzende.

RAin Sturm, Verteidigerin Zschäpes, fragt, welche Version der 129er-Liste Bundesanwalt Diemer meine. Es gebe zwei, eine beim Bundeskriminalamt und eine beim Generalbundesanwalt. Diemer sichert zu, beide Version ans Gericht zu senden.

RA Heer beanstandet die Verfügung Götzls zum Fragerecht und verlangt einen Beschluss des Senats. Um 13.55 Uhr wird erneut unterbrochen. Um 14.10 Uhr teilt Götzl dann mit, dass die Verfügung bestätigt wird.

Danach verliest Heer eine Erwiderung auf die Stellungnahme der Bundesanwaltschaft zu den Anträgen auf Aussetzung der Verhandlung und Ablösung von Diemer und Greger. Diemer entgegnet: „Wir wenden uns nicht gegen die Einsicht der Akten, wir haben sie nur nicht zu den Akten genommen, weil wir sie nicht für relevant für dieses Verfahren halten.“ Nebenklage-Vertreter Bliwier fordert: „Wir sollten demnächst zum Kern des Strafverfahrens vordringen.“

Kurz drauf kommt Götzl tatsächlich wieder zum Kern des Verfahrens. Er fragt die Angeklagten, ob sie Angaben zur Sache machen möchten. RA Stahl verkündet für seine Mandantin Beate Zschäpe, dass diese keine Angaben zur Sache machen werde. Die Verteidigung von André E. verkündet in dessen Auftrag das Gleiche. Nicole Schneiders, Anwältin von Ralf Wohlleben, teilt mit, dass ihr Mandant zwar keine Angaben zur Sache machen werde, es aber eine Verteidigererklärung geben werde. Carsten S. antwortet selbst auf die Frage des Vorsitzenden: Er wird Angaben machen. Auch Holger G. kündigt an, sich zu äußern.

RA Scharmer fragt, ob die beiden Angeklagten S. und G. auch bereit seien, Fragen zu beantworten. Die Verteidigung von S. bejaht dies, die Verteidigung von G. möchte auf diese Frage noch nicht antworten. Die Verteidigung von Carsten S. fragt, ob mit ihrem Mandanten begonnen werde. Dies bestätigt Götzl.

Es folgen noch Fragen zum Ablauf der Befragung und eine kurze Auseinandersetzung um die Sitzposition der aussagenden Angeklagten. RAin Schneiders (Verteidigung Wohlleben) verlangt, dass die Angeklagten im Zeugenstand Platz nehmen, damit sie bei ihren Aussagen nicht im Rücken der Verteidigung Wohlleben sitzen. Die Angeklagten Holger G. und Carsten S. sitzen nämlich in der dritten Reihe der Angeklagten: vorne Zschäpe und André E. mit ihren Verteidiger_innen, dahinter Ralf Wohlleben mit seinen Verteidiger_innen. Somit sitzen jene Angeklagten, die Aussagen angekündigt haben, im Rücken der anderen Angeklagten und von deren Verteidigung. Eine Anhörung im Zeugenstand ist jedoch allgemein nicht üblich, wenn Angeklagte sich äußern. Entsprechend lehnen die Verteidiger von S. und G. eine Änderung der Sitzposition ab. Götzl sagt nur: „Na gut, warten wir’s ab.“ Er werde diese und andere Fragen im Laufe der anstehenden zweiwöchigen Sitzungspause entscheiden.

Um 14.30 Uhr endet die Sitzung, am 4. Juni geht es weiter.


Protokoll 5. Verhandlungstag - 4. Juni 2013

Die neue Verhandlungswoche beginnt wieder mit Anträgen der Verteidigungen auf Einstellung oder Aussetzung des Verfahrens aus verschiedenen Gründen - sie werden alle abgelehnt. Am Nachmittag folgt dann die erwartete Aussage vom Angeklagten Carsten S., der vor allem Biografisches und Details zu seinem Ein- und Ausstieg in die rechte Szene insbesondere in Bezug auf seine sexuelle Identität berichtet. Auch die Übergabe der Ceska  an das Trio beschreibt er, doch zu den Gründen und Konsequenzen kann er nicht viel sagen. Weiterhin unklar ist, wie ein Mensch eine Waffe mit Schalldämpfer an andere Neonazis übergeben kann in dem Glauben, dass “damit nichts Schlimmes passieren wird.”

Gegen 9.45 Uhr betreten die Angeklagten den Raum. Carsten S. und Holger G. verbergen sich, wie gehabt, vor den Kameras. Kurz danach kommt das Gericht in den Saal. Nach der Präsenzfeststellung - für den Verteidiger von André E. Rechtsanwalt Freitag ist RA Hedrich als Vertreter anwesend - verliest der Vorsitzende Richter Beschlüsse des Senats.

Der Antrag der Verteidigung von Beate Zschäpe auf Aussetzung des Verfahrens und hilfsweise Unterbrechung wird abgelehnt. Hintergrund dieses Antrag war die angeblich mangelnde Einsicht in die Protokolle der NSU-Untersuchungsausschüsse. Eine Unterbrechung sei „nicht veranlasst“, so Götzl. Die Verteidigung habe genug Zeit gehabt, um Einsicht in die Protokolle zu nehmen.

Ebenfalls abgelehnt wird der Antrag der Verteidigung Zschäpe auf Beiziehung der Akten der von den Landesstaatsanwaltschaften übernommenen Verfahren im NSU-Komplex. Die Akten seien beim Generalbundesanwalt  einsehbar, die Verteidigung von Beate Zschäpe habe dies nicht genutzt, im Gegensatz etwa zu einzelnen Nebenklage-Vertreter_innen. Nicht explizit für das hiesige Verfahren entstandene Akten beträfen auch die Rechte anderer Personen und seien nur dann beizuziehen, wenn sie für das laufende Verfahren relevant seien. Die Bundesanwaltschaft habe bekundet, dass die für das Verfahren relevanten Akten bereits beigezogen worden seien. Wenn weitere Akten als relevant angesehen würden, könne das die Angeklagte beantragen, was bisher nicht passiert sei.

Der Antrag von Nicole Schneiders, Verteidigerin von Ralf Wohlleben, auf Aussetzung wegen unvollständiger Akteneinsicht wird abgelehnt. Die Akten seien vollständig einsehbar. Die als fehlend bemängelten Aktenbestandteile etwa zur Stellsituation von Beate Zschäpe in Jena seien dokumentiert. Auch Fotografien und Asservate seien im Zweifel im Original einsehbar. Zu den Akten über einen „Mehmet“, der laut Presse vor der Selbstenttarnung des NSU gesagt habe, er könne die Ermittler zur Tatwaffe Ceska führen, und über Mevlüt Kar, zu dem es in der Presse hieß, er sei am Tatort des Mordes an der Polizistin Michèle Kiesewetter in Heilbronn gewesen, gebe es laut Bundesanwaltschaft keine Bezüge zu den Angeklagten. Die Akten seien aber im Zweifel bei der Bundesanwaltschaft einsehbar. Hier hatte sich Schneiders auf längst als falsch Erwiesenes bezogen, das aber in verschwörungstheoretischen Kreisen zirkuliert.

Im Folgenden wird auch der Antrag von Rechtsanwältin Schneiders, Verteidigerin von Ralf Wohlleben, auf Einstellung des Verfahrens gegen ihren Mandanten wegen angeblicher „medialer und politischer Vorverurteilung“ abgelehnt. Götzl: „Es gibt keine Anzeichen, dass die Durchführung eines fairen und rechtsstaatlichen Verfahrens nicht gegeben ist.“ Die Argumente der Verteidigung Wohlleben seien abstrakt, blieben „theoretischen Überlegungen verhaftet“ und böten keine nachvollziehbaren Anhaltspunkte, dass eine Beeinflussung des Senates gegeben sei.

Schließlich wird auch noch der Antrag von RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe, auf Ablösung der Vertreter_innen der Bundesanwaltschaft Diemer und Greger abgelehnt. Eine Ablösung der Staatsanwaltschaft sei mit einer solchen Begründung nicht vorgesehen. Das beanstandete Verhalten eines Staatsanwaltes müsse so gravierend sein, dass ein faires Verfahren nicht mehr gegeben sein kann. Dadurch, dass die Akten der Landesstaatsanwaltschaften nicht hinzugezogen wurden und durch subjektive Äußerung der Oberstaatsanwältin beim BGH Greger über das Auftreten Beate Zschäpes sei keine „schwere und nachhaltige Verletzung der Objektivität gegeben“.

Außerdem weist Götzl darauf hin, dass er die Untersuchungsausschüsse angeschrieben habe, mit der Frage, ob eine bessere Einsicht in deren Akten möglich sei.

Es folgt ein Antrag auf Einstellung des Verfahrens, den Rechtsanwältin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, verliest. Es sei ein „unheilbares Verfahrenshindernis“ entstanden. Sie nennt drei Punkte.

Erstens habe es eine Vorverurteilung ihrer Mandantin gegeben, die Unschuldsvermutung werde verletzt. Diese macht sie jedoch, vermutlich um sich vom bereits abgelehnten Antrag der Verteidigung Wohlleben abzugrenzen, explizit nicht an den Medien fest, sondern an Äußerungen der Strafverfolgungsbehörden und von Politiker_innen in ihrer Funktion als Vertreter staatlicher Organe.
Von der Generalbundesanwaltschaft, aber auch vom Präsidenten des Bundeskriminalamtes Ziercke habe es Äußerungen gegeben, in denen Zschäpe bereits vor der Hauptverhandlung, die das erst klären soll, als Mitglied des NSU oder eines „Terrortrios“ bezeichnet wurde. Das Wort „mutmaßlich“ habe dabei gefehlt. Es sei in der Folge auch zu vorverurteilenden Ermittlungen durch Polizeibeamte gekommen, wenn Zeugen etwa gefragt worden seien: „Sind Ihnen die Personen oder die Mitglieder des Terrortrios vom Sehen aus den Medien bekannt?“ Es folgen diverse Zitate von Politiker_innen, die in ihrer Funktion ebenfalls vorverurteilende Formulierungen benutzt hätten, so zum Beispiel von den „Mitgliedern des Terrortrios“ gesprochen und das Wort „mutmaßlich“ vergessen  hätten. Im Zusammenhang mit diesen Vorverurteilungen seien Zeug_innen, insbesondere Kriminalbeamt_innen, unter dem Druck, etwas zu der Verurteilung der Mandantin beizutragen. Dabei bezieht sie sich unter anderem auf Äußerungen des Vorsitzenden der Deutschen Polizeigewerkschaft Rainer Wendt, es gebe einen Erfolgsdruck der Beamten die einmal gefällten Hypothesen der Vorgesetzten zu bestätigen aus einem Gespräch mit ihr am Rande einer TV-Sendung.
Zweitens seien viele V-Leute im Umfeld der Angeklagten eingesetzt gewesen. Darüber gebe es jedoch nur Informationen, die seitens der Verfasssungsschutzbehörden Restriktionen unterlägen. Die Verteidigung könne sich so kein Bild über die V-Personen machen, die beispielsweise an der Organisation und Entwicklung des Thüringer Heimatschutzes (THS) beteiligt gewesen sind, aus dem Beate Zschäpe, Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos kommen.
Zuletzt weist sie auf die Aktenvernichtungen mehrerer Behörden hin. Es sei nicht mehr möglich, nachzuvollziehen, ob diese Akten für das Verfahren relevant gewesen sein könnten. Sie nennt auch eine „Unterdrückung“ weiterer möglicherweise relevanter Akten. Sie bezieht sich dabei etwa auf die Akten des Landesamtes für Verfassungsschutz Baden-Württemberg zur V-Person „Krokus“, die erst kürzlich dem Untersuchungsausschuss des Bundestags zur Verfügung gestellt worden sind.

Erneut bieten so die tatsächlichen Verstrickungen der Geheimdienste und Behörden in den NSU-Komplex der Verteidigung die Möglichkeit, ihre Mandant_innen zu entlasten oder dies zumindest zu versuchen.

Gegen 11.30 Uhr folgt die Mittagspause, in der die anderen Verfahrensbeteiligten ihre Stellungnahmen vorbereiten sollen.

Gegen 13.20 Uhr geht es weiter mit der Stellungnahme des Vertreters des Generalbundesanwalts Herbert Diemer. Dieser stellt fest, ein Verstoß gegen ein faires Verfahren bedinge nicht automatisch, sondern nur in Extremfällen, eine Einstellung. Selbst ein manipulatives Verhalten von Ermittlungsbeamten, so genannte „Machenschaften“, bedingten nicht automatisch eine Einstellung. Zudem sehe, wer die Akten wirklich kennt, dass der GBA immer die Unschuldsvermutung beachtet habe. Es habe nie eine unnötige Bloßstellung der Angeklagten gegeben. Begriffe wie “Terrortrio“ seien schlagwortartige Verkürzungen von komplexen Sachverhalten, die in der Kürze der Zeit berechtigt seien, wenn dabei die Unschuldsvermutung beachtet wird. Zu den V-Personen sagt er, im Zentrum der Ermittlungen des GBA stünden die vorgeworfenen Straftaten und die Beschuldigten, nichts anderes. Wenn Personen für die Schuldfrage relevant seien, würden sie vernommen. Alles Weitere sei Spekulation. Zu den vernichteten Akten: Es würden keine Anhaltspunkte genannt, dass in den entsprechenden Akten Dinge gestanden haben, die für das Verfahren relevant sein könnten.

Mehrere Vertreter_innen der Nebenklage äußern sich und verlangen, den Antrag zurückzuweisen. Die Darstellungen von Sturm seien eher Beweisanregungen. Die Behauptungen wären in der Hauptverhandlung aufzuklären. Ermittlungsdruck liege in der Natur der Sache. Die Frage danach, so Rechtsanwältin Lunnebach, ob der NSU mehr war als ein Trio, „etwas viel Größeres und Gefährlicheres vielleicht“, sei in der Hauptverhandlung aufzuklären.

RA Olaf Klemke schließt sich für die Verteidigung Wohlleben dem Antrag von RAin Sturm an.

Es folgt ein Antrag von RA Kienzle, Nebenklage-Vertreter für die Familie von Halit Yozgat, der am 6. April 2006 in Kassel ermordet wurde. Er beantragt, dass Gericht möge feststellen, ob sich im Saal Beamte des BKA, der Landeskriminalämter oder der Verfassungsschutzämter befinden, ob der Auftrag möglicher Prozessbeobachter von Behörden in einem auf die Inhalte der Beweisaufnahme gerichteten Transfer von Informationen in die Behörden zurück bestehe und gegebenenfalls den Ausschluss dieser Prozessbeobachter veranlassen. Hintergrund sind Äußerungen des BKA, es werde in Absprache mit der Bundesanwaltschaft solche Beobachter entsenden. Dies könne zu einer Beeinflussung von Zeug_innen aus den jeweiligen Behörden, etwa noch zu hörenden Kriminalbeamt_innen, führen, was zu verhindern sei.

Götzl sagt dazu: „Ich gebe bekannt, dass sich bei mir keine solchen Beobachter angemeldet haben.“ Kienzle fragt nach, ob er Bescheid gebe, wenn dies doch passiere. Götzl: „Sie kriegen doch von mir alles zur Stellungnahme, oder?“ Die Verteidiger_innen von Zschäpe sowie von Wohlleben schließen sich dem Antrag an. Götzl fragt in Richtung Besucherempore, ob solche Prozessbeobachter anwesend seien. Niemand meldet sich.

Gegen 13.50 Uhr gibt es die nächste Pause, um 14.20 Uhr geht es weiter.

RAin Sturm beantragt ergänzend, dass die betreffenden Behörden förmlich um Auskunft ersucht werden. RA Heer möchte, dass auch zu Beginn jedes Tages danach ins Publikum gefragt wird. Götzl meint, die Anträge hätten sich für heute erledigt. RA Heer beantragt jedoch eine sofortige Entscheidung, die Frage ans Publikum reiche nicht aus. Es gibt eine weitere Unterbrechung von 20 Minuten. Götzl verfügt dann: Die Anträge werden abgelehnt. RA Heer beanstandet dies, beantragt eine Entscheidung des Gerichts. Es folgt nach einer weiteren Unterbrechung der Beschluss: Die Verfügung von Götzl wird bestätigt. Der Öffentlichkeitsgrundsatz ließe das nicht zu. Es gebe keine Anhaltspunkte für eine Zeugenbeeinflussung, die Angaben zum Verhalten der Beobachter_innen seien reine Vermutungen.

Nun bahnt sich langsam die Einlassung des ersten Angeklagten an. Carsten S. wird sprechen. Zuvor jedoch stellt RA Heer noch den Antrag, dass die Aussagen von Carsten S und Holger G. wörtlich protokolliert werden, da sie besonders wichtige Aussagen im Hinblick auf die Schuldfrage auch seiner Mandantin seien. Es komme dabei nicht nur auf den Inhalt, sondern auch auf den Wortlaut an. Götzl lehnt den Antrag in einer Verfügung ab, es komme nicht auf den Wortlaut an. Die Verteidigung Zschäpe verlangt einen Senatsbeschluss. Ebenso die Verteidigung Wohlleben. Es folgt um 15.30 Uhr eine zehnminütige Pause. Im Anschluss wird der Beschluss verkündet, dass die Verfügung Götzls bestätigt wird. Danach folgt mit der Einlassung des Angeklagten Carsten S. die erste Aussage in diesem Prozess. S. berichtet zunächst vor allem eigenständig. Richter Götzl fragt lediglich nach.

Zunächst geht es um die Biografie von S. und seine Lebensumstände. S. ist 1980 in Neu-Delhi geboren, wo sein Vater zeitweise arbeitete, lebte zwischendurch in Belgrad und kam dann mit vier Jahren nach Jena, zunächst in den Stadtteil Lobeda, dann nach Winzerla. Nach einer mäßigen Schulkarriere, die 1996 mit der Mittleren Reife endete, begann er zunächst eine Konditorlehre in Springe bei Hannover, die jedoch nach drei Monaten bereits wieder endete. Danach machte er bis 1999 in Thüringen eine Ausbildung zum KFZ-Lackierer. Nach deren Ende arbeitete er in Jena zunächst bei einer Leiharbeitsfirma. Dann holte er das Fachabitur nach und ging 2003 nach Nordrhein-Westfalen, um Sozialpädagogik zu studieren. Er wohnte zunächst in Hürth bei Köln, dann in Düsseldorf, wo er auch studierte. Dort arbeitete er ehrenamtlich im Schwulenreferat der Uni und der FH und später bei der AIDS-Hilfe. Bei der AIDS-Hilfe begann er auch zu arbeiten, außerdem bei einem schwul-lesbischen Jugendzentrum. 2009 machte er seinen Abschluss.
In seiner Aussage geht es neben dem Verhältnis zu seinen Eltern und zu seiner Schwester zunächst vor allem um seine nicht eingestandene Homosexualität. Ab dem 13. Lebensjahr habe er gemerkt, dass „etwas nicht stimmt“. Er habe das dann erst einmal als falsch wahrgenommen und verdrängt. Nach seiner von den Eltern erzwungenen Rückkehr aus Springe, wo er Freunde gefunden hatte, nach Jena, habe er das Thema Coming-out, über das er in Springe nachgedacht habe, wieder weggeschoben. Sein Coming-out sei im Sommer 2000 gewesen, zunächst nur gegenüber seiner Schwester und wenigen Freunden, niemandem jedoch aus der Nazi-Szene.

Dann geht es um seinen Einstieg in die Nazi-Szene. Er habe in seinem Lehrlingsheim in Eisenach jemanden kennengelernt, der Teil der Szene gewesen sei. Dort habe man etwa die „Zillertaler Türkenjäger“ gehört. Das sei sein frühester Kontakt gewesen. Ein weiter Kontakt sei nach seiner Rückkehr aus Springe Christian K. gewesen, ein ehemaliger Mitschüler und Bruder des im Zusammenhang mit dem NSU anderweitig verfolgten André K. Dann nennt er Teilnahmen an Naziaufmärschen, unter anderem am großen Aufmarsch gegen die Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht“ im März 1997 in München. Die hab ihn sehr beeindruckt. Da sei der Kontakt in die Szene jedoch noch nicht so stark gewesen. Ende des Jahres 1997 habe er dann Christian K. wieder getroffen und auch André K. sowie weitere Neonazis kennengelernt. An einen Kongress der Jungen Nationaldemokraten (JN) in Fürth am Wald am 18. Oktober 1997 kann er sich erinnern. Er habe Anschluss gefunden und sich auch entsprechende Kleidung im „Madley“-Laden in Jena besorgt. Er sei dann recht schnell „aufgestiegen“. Zunächst 1999 zum stellvertretenden Vorsitzenden des NPD-Kreisverbandes Jena unter Ralf Wohlleben, dann zum Stützpunktleiter der JN, im Februar 2000 zum stellvertretenden JN-Bundesgeschäftsführer und Mitte 2000 schließlich zum stellvertretenden JN-Vorsitzenden in Thüringen. Dabei habe er sich dagegen gewehrt, erster Vorsitzender zu werden. 

Beate Zschäpe (5. von rechts, hinter grüner Bomberjacke) auf einem NPD-Aufmarsch in Erfurt am 17. Januar 1998. 

Seinen Ausstieg stellt er in einen Zusammenhang mit einem möglichen Coming-out. Zweifel seien bereits 1999 aufgekommen. Stärker wurden die Zweifel im August 2000, als er wegen der anstehenden Rudolf-Hess-Aktionswochen für zehn Tage in Unterbindungsgewahrsam kam. Er schildert, dass er nach der Entlassung zu Wohlleben ging, der ihn verspottete, warum er sich habe schnappen lassen. Der „letzte Meilenstein“ sei eine weitere Äußerung Wohllebens gewesen. Dieser habe gesagt: „Mich würde es ankotzen, wenn jemand über mich sagen würde, dass ich schwul wäre.“ Das sei vielleicht ein Zufallstreffer gewesen. Jedenfalls habe S. da gemerkt: „Das sind nicht meine Leute.“ Im September 2000 habe er Wohlleben, K. und Jugendlichen aus der JN seinen Austritt verkündet. Dennoch sei er noch zu zwei Veranstaltungen der Nazi-Szene gefahren, wohl aus Pflichtgefühl gegenüber „seinen Jugendlichen“. Er rekonstruiert die Teilnahme an einer JN-Regionalkonferenz in Sachsen-Anhalt aus einer Akte zum Verfahren, die er gelesen hat.

Immer wieder stützt er sich auf Akten, versucht, seine Erinnerung etwa durch Fotos oder Videos im Netz aufzufrischen. Er zeigt sich sichtlich bemüht, seine Erinnerungen abzusichern. Das wirkt glaubhaft. Zugleich beruft er sich jedoch auffallend häufig auf Erinnerungslücken bzw. -ungenauigkeiten, was seine eigene Rolle angeht. Seine Karriere in NPD und JN etwa stellt er so dar, als seien ihm die Ämter weitgehend zugefallen. Er kann sich weder erinnern, irgendwo als Redner aufgetreten zu sein, noch, ob er sich selbst für seine Ämter empfohlen hat. An Aktivitäten erinnert er sich überhaupt kaum. Seine Rolle als Funktionär bleibt so weitgehend nebulös.

Mit Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe habe er vor deren Untertauchen dreimal Kontakt gehabt. Einmal in der Wohnung von Beate Zschäpe, wo auch einer der Uwes anwesend gewesen sei. Dann in einem Jugendclub und schließlich bei ihm selbst zuhause. Außerdem sei wohl einer der Uwes bei der Demonstration in München dabei gewesen. Und er selbst sei offenbar bei einem Aufmarsch in Erfurt 17. Januar 1998 gewesen, wo auch Beate Zschäpe gewesen sei. Dies habe er anhand eines Tagesthemen-Videos im Netz rekonstruiert, in dem Bilder von diesem Aufmarsch zu sehen gewesen seien.

Der Kontakt nach dem Untertauchen sei durch Wohlleben zustande gekommen. Dieser habe S.  zusammen mit André K. gefragt, ob er helfen könne. Er solle den Kontakt zu Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe halten. Der Kontakt sei telefonisch gewesen. Die Untergetauchten hätten auf die Mailbox eines Handys gesprochen und ihn instruiert, an welcher Telefonzelle sie ihn zu welchem Zeitpunkt anrufen würden. Wenn nichts auf der Mailbox war, sei alles in Ordnung gewesen. Bei den ersten Telefonaten sei Wohlleben noch dabei gewesen, danach habe er ihn jedes Mal über den Gesprächsinhalt informieren müssen. Seiner Erinnerung nach waren immer oder zumindest meistens Mundlos und Böhnhardt am Telefon gewesen. Beide seien zu hören gewesen. Einmal sei auch Zschäpe am Apparat gewesen. Zeitlich ordnet er den Beginn der Unterstützungsarbeit ans Jahresende 1998 ein.

Er berichtet von einem Einbruch in Zschäpes Wohnung, den er zusammen mit Jürgen H. begangen habe, der Vernichtung der dort im Auftrag der Untergetauchten gestohlenen Unterlagen und von einem gemeinsam mit Wohlleben versuchten, aber gescheiterten Motorraddiebstahl für die Drei. Schließlich geht es auch um die Tatwaffe bei neun von zehn Morden, die Ceska 83. Etwa im März 2000 hätten die beiden Uwes eine Handfeuerwaffe möglichst deutschen Fabrikats und Munition verlangt. Er sei dann zu Wohlleben gegangen, der gesagt habe, er solle zu Andreas S., dem Betreiber des „Madley“-Ladens, gehen, der könne so etwas besorgen. Etwa eine Woche später hatte Andreas S. schon eine Waffe, allerdings die tschechische Ceska mit Schalldämpfer. Von Wohlleben sei das Okay gekommen und dann habe er die Waffe besorgt. Den Preis habe er nicht mehr sicher im Kopf. Jedenfalls habe er sie selbst wohl zwischengelagert, weil er sie ja auch auf Anweisung der Untergetauchten nach Chemnitz bringen sollte. Er habe sie jedoch zuvor zu Wohlleben gebracht, der sie begutachtet habe und den Schalldämpfer aufgeschraubt habe. Er könne sich genau an die Lederhandschuhe erinnern, die dieser dabei getragen habe. Die Waffe habe er per Bahn nach Chemnitz gebracht. Mundlos und Böhnhardt hätten ihn am Bahnhof abgeholt. Einer von beiden habe ihm gesagt, dass er den ACAB-Pulli (ACAB = „All Cops are Bastards“) ausziehen solle. Das sei zu auffällig. Danach seien sie gemeinsam in ein Café gegangen. Da sei auch Zschäpe hinzugekommen. Dabei sei es um die Unterzeichnung anwaltlicher Vollmachten gegangen, die S. entgegen nehmen sollte. Nach ihrer Unterschrift sei sie wieder gegangen. Danach hätten Mundlos und Böhnhardt ihn mit in ein eine Art Abbruchhaus genommen, wo die Übergabe der Waffe stattgefunden habe. Einer der beiden habe den Schalldämpfer aufgeschraubt. Danach habe sie jemand gestört und sie seien gegangen. An konkrete Gespräche zur Waffe könne er sich nicht erinnern. „Der Herr Weingarten [Bundesanwaltschaft] hat mich das auch gefragt, aber da hab ich wohl gesagt ‘ganz normal’.“

Wiederholt geht es um den Schalldämpfer der Waffe und ob ein solcher von den Untergetauchten verlangt gewesen sei. Daran kann sich S. nicht sicher erinnern. Er geht daher davon aus, dass vom Beschaffer der Waffe nichts anderes liefern konnte. Mundlos und Böhnhardt seinen jedenfalls seiner Erinnerung nach überrascht darüber gewesen. Ob er sich denn nicht überlegt habe, was die Drei mit der Waffe machen würden, fragt Götzl. Darauf antwortet S.: „Ich versuche das seit den Aussagen damals in Erinnerung zu bekommen, aber es ist- Ich hab halt irgendwie in Erinnerung, dass da nicht Schlimmes passieren wird. Ich hatte ein positives Gefühl mit den Drei, dass die in Ordnung wären, so in die Richtung.“

Zum Abschluss geht es noch einmal um die Vorgeschichte und ob S. gewusst habe, weswegen die Drei untergetaucht seien. Das habe er vor allem aus der Presse und dem Fernsehen erfahren, vielleicht aber auch von Wohlleben. Da sei er unsicher.

Um 18.36 Uhr schließt Richter Götzl die Sitzung.

Zum Abschluss des Verhandlungstages erklärt Rechtsanwalt Scharmer:

„Mit der Beweisaufnahme konnten wir nun anfangen. Der Beginn der Aussage von Carsten S. scheint bislang davon getragen, umfassende Angaben machen zu wollen, sich bei wesentlichen Fragen aber auf Erinnerungslücken zu berufen. Allerdings sehe ich die Tendenz, seine eigene Verhaftung in der Naziszene rückwirkend genauso wie seinen eigenen Tatbeitrag verharmlosen zu wollen. Vielmehr präsentiert er sich bislang selbst zum damaligen Zeitpunkt als untergeordnet und insbesondere von Wohlleben und anderen Führungsfiguren abhängig. Wir werden im weiteren Verlauf sehen müssen, ob diese Angaben ggf. auf Nachfragen relativiert werden können.“

Rechtsanwalt Stolle erklärt:

„Bisher haben wir nicht viel gehört oder nachfragen können. Es bestätigt sich der Eindruck aus der Ermittlungsakte, dass Carsten S. der Frage nach seiner ideologischen Einbindung in die rechte Szene eher ausweicht.“


Protokoll 6. Verhandlungstag - 5. Juni 2013

Der sechste Verhandlungstag widmete sich fast ausschließlich den Aussagen des wegen Beihilfe zum Mord angeklagten Carsten S. Deutlich wurde zum einen, dass der damalige hohe Funktionär in der NPD und der JN selbst an rassistischen und neonazistischen Gewalttaten beteiligt war und den Untergetauchten wichtige Unterstützung zukommen ließ. Heute tut sich der seit Beginn der 2000er Jahre ausgestiegene Angeklagte schwer, die ihm damals zu Grunde liegenden Motive als solche zu benennen. Seine vielen, teils unerklärlichen „Erinnerungslücken“ könnten auf ein Kleinreden seiner Schuld hindeuten. Gleichzeitig ist S. aber der einzige Angeklagte, der bis jetzt immerhin Befragungsbereitschaft zeigt.

Gegen 9.45 Uhr betreten die Angeklagten den Saal, um 9.50 Uhr dann das Gericht. Der Vorsitzende Richter Götzl möchte nach der Feststellung der Präsenz sofort mit der am 4. Juni begonnenen Vernehmung des Angeklagten Carsten S. weitermachen.

Zuvor jedoch bittet Nebenklage-Vertreter RA Bliwier um erneute Befassung mit der Frage, ob sich Beamte des BKA, der LKA oder von Verfassungsschutzbehörden im Saal seien. Dies sei auch im Hinblick auf die jetzige Aussage von Carsten S. relevant, weil sich dieser im Zeugenschutzprogramm des BKA befindet. Es liege mehr als nahe, dass der Gang der Aussage von Personen beobachtet werden könne, die ggf. auch mit S. sprechen und daher selbst als Zeug_innen in Betracht kämen. Bundesanwalt Diemer erwidert, niemand könne hier vernünftigerweise davon ausgehen, dass Behörden Personen in den Saal schicken, die als Zeugen in Betracht kommen. Die Gefahr der Revision sei viel zu groß. Nebenklage-Vertreterin Pınar erwidert: „Herr Diemer, das ist nicht Ihr Ernst!“ Sie könne Aktenzeichen heraus suchen, auch vom BGH, wo dies auch Thema sei. Nach weiteren Äußerungen aus der Nebenklage verfügt Richter Götzl, dass der Antrag auf Nachfrage bei den genannten Behörden und regelmäßige Kontrolle, ob sich Beamte im Saal befinden, abgelehnt wird. Wie schon in der letzten Sitzung begründet er dies mit dem Öffentlichkeitsgrundatz und fehlenden konkreten Anhaltspunkten. RA Heer beanstandet dies und verlangt einen Gerichtsbeschluss. Nach einer Unterbrechung von 15 Minuten ergeht um 10.20 Uhr der Beschluss, der die Verfügung Götzls bestätigt.

Es geht weiter mit der Einvernahme von Carsten S. Dieser fügt zunächst noch eigenständig weitere Dinge zu seiner gestrigen Aussage an. So habe er Uwe Böhnhardt schon einmal gesehen bevor er in der Szene gewesen war, auffällig seien dessen hohe Stiefel gewesen. Er habe außerdem in Erinnerung, dass von einer Flucht der Drei nach Namibia oder Südafrika die Rede gewesen sei. Das sei wohl gekommen, weil es in Jena eine Veranstaltung mit Claus Nordbruch [extrem rechter Publizist, lebt in Südafrika] gab, und André K. diesen auch dort schon besucht habe. Namibia sei ihm selbst vielleicht in Erinnerung, weil er von der Veranstaltung einen Kalender über Namibia mit genommen habe. Er wisse, dass er mit Wohlleben den Rechtsanwalt Dr. Eisenecker [verstorbener Szene-Anwalt, NPD] besucht habe. Es könne dabei um Vollmachten gegangen sein, er wisse das aber nicht mehr genau. Ein Gespräch mit Tino Brandt zu den Dreien, wie es in den Akten erwähnt wird, sei ihm nicht mehr erinnerlich. In Bezug auf den Waffenkauf sagt er, dass er, als er von Wohlleben zu Andreas S. geschickt wurde, sagen sollte, Wohlleben schicke ihn. In Chemnitz bei der Waffenübergabe habe ihm einer der Uwes einen Brief gegeben, den er in Winzerla eingeworfen habe, wohl bei der Familie Mundlos, da sei er sich aber nicht sicher. Zudem habe er Mundlos’ Mutter mit Wohlleben auf deren Arbeitsstelle besucht. Dabei habe Wohlleben ihr versichert, dass es in Ordnung sei, dass er, S., dabei ist. Sie habe gefragt, ob alles in Ordnung sei, was Wohlleben bestätigte. Er berichtet von einer Begebenheit, bei der ihm in einer Polizeikontrolle sein Ausweis mit den spöttischen Worten „Herr S. aus Neu-Delhi“ zurück gegeben worden sei. Die anderen anwesenden Szene-Angehörigen hätten gestockt. Doch Christian K. habe die Situation aufgelöst, indem er gesagt habe, dass Rudolf Hess ja auch in Alexandria geboren worden wäre und dann seien alle zufrieden gewesen. 2001, also nach seinem Ausstieg, hätten ihn einige Tage zwei bis drei Autos verfolgt. Er habe Angst gehabt, dass das Polizei sei und habe sich an Wohlleben gewandt. Später sei er zur Polizei gegangen und habe darüber mit einem Jenaer Staatsschützer gesprochen. Danach hätten die Observationen aufgehört.

Dann berichtet er von Übergriffen und Sachbeschädigungen, an denen er selbst beteiligt war. So habe er einmal mit anderen nachts eine mobile Dönerbude in Winzerla umgestoßen. Beteiligt gewesen seien Daniel S., der auch bei den JN war, und ein „Robbe“ (für den Vornamen Robert). Außerdem sei er zweimal an Angriffen auf einen weiteren Dönerladen beteiligt gewesen, bei denen Scheiben eingeworfen wurden. Er berichtet außerdem von einem Angriff auf zwei Personen. Dabei sei seine Gruppe von 7 bis 9 Personen mit Autos von einer Kirmes oder Ähnlichem zurück nach Winzerla gekommen. Dort seien sie auf einen „Jimmy“ getroffen, der behauptet habe, er sei als Nazi beschimpft worden. Dann seien sie gemeinsam zu einer Holzhütte gelaufen, wo sie zwei Personen angetroffen hätten. Sie hätten die beiden zusammengeschlagen. Auch er habe ein- oder zweimal zugetreten. Als er dies berichtet, treten ihm kurzzeitig Tränen in die Augen. Götzl bittet um genauere Schilderung, etwa ob jemand verletzt worden sei. S.: „Ich weiß, dass wir dann weg sind. Auf jeden Fall waren wir dann weg, ohne uns zu kümmern.“ Später habe er wohl gelesen in der Zeitung, dass zwei Leute schwer verletzt worden seien. Zeitlich ordnet er den Fall „Richtung ’98“ ein. Es folgt ein längeres Zwiegespräch zwischen Götzl und S., bei dem Götzl die Motive für die Taten heraus finden will. S. schweift aber immer wieder in Schilderungen der Umstände ab. Er nimmt nie das Wort „Rassismus“ oder Synonyme in den Mund. Stattdessen erzählt er, er habe sich von rechter Musik angesprochen gefühlt und da sei so etwas angelegt. Er redet viel von Alkoholkonsum und weiteren Sachbeschädigungen wie dem Entleeren von Feuerlöschern.Oft habe auch der „Spaß“ im Vordergrund gestanden. Etwa bei den Rudolf-Hess-Aktionswochen, wenn sie Aufkleber geklebt hätten: „Dann haben wir gesehen, dass keine Polizei da war, dann haben wir ganz Winzerla zugepflastert, die mussten das dann später wieder abmachen und waren genervt.“ Er spricht davon, dass Dönerbuden eben ein „Feindbild“ gewesen seien. Warum das so sei, erläutert er trotz mehrfacher Nachfrage von Götzl nicht. Am nächsten kommt er dem Thema Rassismus noch, als er sagt: „Wenn da eine Bockwurstbude gestanden hätte, dann hätten wir die nicht umgeschmissen.“ Nach weiterem Drängen des Vorsitzenden sagt er, die Taten gegen die Dönerläden fußten auf dem Gedankengut, das „wir in der rechten Szene hatten“, und das eben auch gegen Migranten gerichtet sei. Er spricht jedoch immer noch nicht von sich selbst. Schließlich spricht Richer Götzl ganz konkret von „Ausländerfeindlichkeit“ und fragt, ob er sich denn mit dem Gedankengut in der Szene identifiziert habe. Er bejaht dies: „In gewisser Weise habe ich das auch angenommen. In einer gewissen Weise habe ich da dran auch geglaubt.“ An Gespräche über Politik oder Schulungen kann er sich jedoch nicht genauer erinnern, auch wenn es sie gab. S.: „Ich weiß, dass es auch so Holocaust-Leugnungsbücher gab, aber ich habe mir die nicht besorgt (…) das stand für mich nicht im Vordergrund.“ Götzl hakt in diesem Bereich immer wieder nach, auch weil S. in der letzten Sitzung sehr wortreich seinen Ausstieg aus der Szene geschildert hat. Diesen führt S. vor allem darauf zurück, dass ihm das Gemeinschaftsgefühl und der Respekt, den er plötzlich im Viertel hatte, gefallen habe. Das sei aber nicht mehr in Einklang zu bringen gewesen mit den Problemen, die er wegen seiner uneingestandenen Homosexualität hatte.

In den folgenden Einlassungen wiederholt sich immer wieder das Muster aus diesem Teil der Einvernahme. S. spricht davon, dass er sich nicht erinnern könne, dass er etwas „nicht wieder herstellen“ könne usw. oder sagt Sätze wie „Zu Wohlleben und André K. muss ich wohl ein gutes Verhältnis gehabt haben.“ (Dabei ging es um die Wahl von S. als Kontaktperson zum Trio.) S. spekuliert sogar über die Bedeutung seiner persönlichen Beziehungen zu Personen aus dieser Zeit. Er kann oder will sich teilweise gar nicht mehr daran erinnern, wie er etwas damals eingeschätzt hat, was seine eigenen Gefühle und Deutungen waren. Zeitliche Einordnungen fallen ihm oft sehr schwer. Den Einbruch in Zschäpes Wohnung hätte er z.B., wenn er es nicht in den Verfahrensakten anders gelesen hätte, ein Jahr später vermutet. Das lässt insgesamt viele Fragen in Bezug auf seine Rolle offen.

Richter Götzl fragt zum Verhältnis zu den Dreien. S. sagt, er habe im Grunde kein Verhältnis zu ihnen gehabt. Was er von deren Lebensumständen gewusst oder sich dazu überlegt habe, will Götzl wissen. Wie oder wo das Trio gewohnt hat, habe er nicht gewusst. Götzl fragt noch einmal, ob er sich denn Vorstellungen dazu gemacht habe. S.: „Ich denke, ich bin schon davon ausgegangen, dass die irgendwo leben.“ Es sei nie um Wohnungen gegangen, deshalb sei er davon ausgegangen
dass sie keine suchen. Auf die Frage, was denn in den Telefongesprächen besprochen wurde, antwortet er, wenn auf der Mailbox nichts gewesen sei, dann sei eben auch nichts besprochen worden. Es habe Phasen gegeben, wo Wohlleben und er länger nichts gehört hätten, aber dann auch wieder mehr. Später wird er feststellen, Wohlleben und er seien oft genervt gewesen wegen der Tätigkeit für die drei. Er spricht in der Aussage auch häufiger davon, dass er vom Trio eine „Order“ bekommen habe, der erfüllt habe. Zu Wohlleben habe er eine eher freundschaftliche Beziehung.

Den Mitangeklagten E. kenne er nicht und den Mitangeklagten G. habe er selten getroffen. „Einmal haben wir zusammen gefrühstückt, ich erinnere mich noch, dass er zwischen zwei Brötchenhälften geraucht hat.“ Bei einem Treffen bei einem Lagerfeuer auf einem Schießplatz seien sie jedoch zusammen „in die Büsche gegangen“ für ein kurzes vertrauliches Gespräch über das Trio. Es müsse also in Bezug auf die Untergetauchten ein Vertrauensverhältnis gegeben habe.

Um 12 Uhr folgt die Mittagspause, gegen 13.45 Uhr geht es weiter.

Götz fragt nun zum Einbruch in Zschäpes Wohnung. Warum Jürgen H., der ‘Schmiere stand’,  dabei eingeweiht wurde, sei ihm unklar, so S.. Götzl fragt, woher S. gewusst habe, dass die Wohnung nicht anderweitig bewohnt sei? Da habe ja die Fahne dort geweht, die er dann beim Einbruch auf dem Boden liegend gefunden und mitgenommen habe, und irgendwie müsse das klar gewesen sein, so S. Götzl: „Damit gebe ich mich nicht zufrieden. Mir ist das nicht klar.“ S. sagt, er habe die „Order“ bekommen, dort einzubrechen, sei davon ausgegangen, dass die Wohnung nicht anderweitig bewohnt sei, und habe das dann gemacht. Götzl: „Sie benutzen das Passiv. Von wem kam die Order? Wenn sie es direkt sagen, dann muss ich nicht nachfragen.“ S. sagt, er könne sich an keine konkrete Order erinnern. Warum er denn das Risiko eines solchen Einbruchs eingegangen sei, fragt Götzl. S. antwortet: „Das gehörte so dazu irgendwie. Ich wüsste nicht, dass ich das diskutiert habe. Das war irgendwie klar, dass ich das machen sollte und der Jürgen dabei Schmiere stehen.“ Götzl fragt, wo denn die Grenze dessen sei, was man ihn habe fragen können. S. kann sich nicht erinnern. Auch ob er sich Gedanken gemacht habe, warum er ein Motorrad stehen soll, fragt Götzl. S. kann auch darauf nicht antworten.

Dann fragt Götzl zur Waffenübergabe. Welche Gedanken hat sich S. dazu gemacht, welche Vorstellungen hatte er, was mit dieser Waffe passiert? S. antwortet, er sei dies schon häufiger gefragt worden und könne sich nicht erinnern. Er spekuliert, dass es evtl. um die Finanzierung einer möglichen Ausreise der Untergetauchten ging. Etwa durch einen Banküberfall. Es erscheint ihm plausibel, dass er das damals gedacht haben könnte. Götzl fragt, wozu dann der Schalldämpfer nötig sei. S. sagt, dieser sei nun einmal bei der Waffe dabei gewesen, die er von Andreas S. bekommen hat. Götzl: „Sie hätten den Schalldämpfer ja nicht übergeben müssen.“ S. sagt erneut, er könne sich nicht erinnern. Götzl hält ihm seine Aussage vom 5. Juni vor, nach der mit den Dreien alles in Ordnung sei. Das könne ja bei einer solchen Überlegung nicht mehr aufrecht erhalten werden. Götzl  weist darauf hin, dass S. sich in mehreren Schritten mit der Waffe beschäftigt haben musste. Und er fragt, ob er sich S. tatsächlich nicht erinnern könne. Eine nachvollziehbare Antwort erhält er nicht.

Dann geht es noch einmal um das Treffen mit Beate Zschäpe im Rahmen der Waffenübergabe in Chemnitz. Götzl: „Da war davon die Rede, dass Sie etwas dabei hatten zum Unterzeichnen, worum ging es da?“ S. geht davon aus, dass es Anwaltsvollmachten waren. Auf weitere Nachfrage sagt er, er habe nur die Erinnerung, dass Zschäpe extra mit dazu gekommen sei, um das zu unterzeichnen. Ob das etwas mit dem Besuch bei RA Eisenecker mit Wohlleben zu tun habe, fragt Götzl. Nachdem S. dies bejaht, fragt er ihn, ob er dort die Unterlagen bekommen habe. Dies verneint S. Wie er denn dann zu den Unterlagen, die er Zschäpe vorgelegt habe, gekommen sei? Er vermutet, dass er sie von Wohlleben bekommen hat. „Ich hab in der Akte gelesen, dass ein Jahr zwischen [dem Besuch bei] Eisenecker und [dem Treffen in] Chemnitz lag, das kam mir komisch vor. Ich hab die beiden Sachen zusammen vernetzt.“ Zur Frage, was er mit den Unterlagen machen sollte, fällt S. nichts ein; er denkt, dass er sie Wohlleben gegeben hat, hat das aber nicht mehr präsent.

Danach macht Richter Götzl Carsten S. Vorhalte aus seinen Vernehmungen bei den Ermittlungsbehörden. Dabei geht es um Widersprüche oder Unklarheiten zwischen diesen Aussagen und seiner jetzigen Aussage. Unter anderem kommt die Rede darauf, dass das Trio ihn nach seinem Ausstieg noch einmal habe treffen wollen. Dies habe Wohlleben ihm übermittelt, er habe das jedoch abgelehnt. Unter anderem hätten sie ihm unterstellt, er habe Geld unterschlagen, das für den Kauf von Telefonkarten bestimmt gewesen sei. Noch einmal geht es auch um die Unstimmigkeit seiner eigenen zeitlichen Einschätzung des Treffens mit RA Eisenecker und der Unterzeichnung der anwaltlichen Vollmachten.

Um 15.10 Uhr gibt es eine Pause. Gegen 15.40 Uhr wird fortgesetzt.

RA Pausch, Verteidiger von S., bittet jedoch darum, die Befragung zu unterbrechen. Seinem Mandanten ginge es nicht gut. Zudem sei der psychologische Sachverständige Prof. Leygraf, der seinen Mandanten begutachten soll, nicht anwesend und die heutige Vernehmung habe gezeigt, dass dieser sich selbst ein Bild machen müsse von seinem Aussageverhalten, Berichte reichten nicht aus.  S. gehe es jedenfalls offensichtlich um weitestgehende Aufklärung und Erforschung seiner Erinnerung.

Man einigt sich darauf, die Verhandlung hier zu unterbrechen und morgen mit der Einlassung des Angeklagten G. weiter zu machen.

Die Sitzung endet um 15.50 Uhr.

Zur Anwesenheit von Behörden erklärt die Nebenklage-Vertreterin RAin Christina Clemm:

“Wie Bundesanwaltschaft und Senat heute, insbesondere nach Kenntnis der Stellungnahmen der Untersuchungsausschüsse ernsthaft behaupten können, es gäbe keine Anhaltspunkte dafür, dass die genannten Organisation  die Wahrheitsfindung erschweren oder gar behindern könnten, kann nicht nachvollzogen werden. Wir alle kennen zahlreiche Verfahren, in denen entsprechende Prozessbeobachter Zeugen auf ihre Vernehmung „vorbereitet“ haben und es dürfte mittlerweile allgemein bekannt sein, dass im Zusammenhang mit dem NSU Behörden teilweise aktiv, z.B. durch Vernichtung von Akten, an Desinformationen beteiligt waren. Woher der Senat dennoch sein Vertrauen in diese Behörden nimmt, erschließt sich nicht.”
In einer Presseerklärung der Nebenklagevertreter Rechtsanwälte Sebastian Scharmer und Peer Stolle vom 5.Juni 2013 heißt es zum Aussageverhalten von Carsten S.:

Rechtsanwalt Stolle erklärt dazu:
“Die geltend gemachten Erinnerungslücken sind nicht nachvollziehbar. Deutlich wurde sein Ausweichen bei der Frage nach dem politischen Hintergrund seiner damaligen Taten. Er war hoher Funktionär der NPD und der JN, einer offen rassistischen Organisation. Es war offensichtlich, welcher Ideologie er damals angehört hat. Sein Ausweichen muss damit erklärt werden, dass er nicht alles sagt, was er noch weiß.”
[…]

Rechtsanwalt Scharmer erklärt dazu:
“Es ist nicht zu glauben, dass sich Carsten S. beispielsweise daran erinnert, welche Farbe seine Hose bei der Waffenübergabe hatte, aber nicht mehr wissen will, ob er überhaupt über den Zweck, den eine scharfe Waffe mit Munition und Schalldämpfer erfüllen konnte, nachgedacht hat. Carsten S. beschreibt detailliert sein Coming-Out, kommentiert seine eigene Gefühlswelt in einer Art pseudotherapeutischen Diktion, wenn es aber um seine damalige Gesinnung geht, will er nichts mehr Konkretes wissen. Wir hatten uns eine wahrheitsgemäße und umfassende Einlassung erhofft, auch um die Umstände der Gründung und Unterstützung des NSU aufzuklären. Davon sind wir noch weit entfernt. Wir werden sehen, wie sich Carsten S. in der weiteren Befragung verhält.”


Protokoll 7. Verhandlungstag - 6. Juni 2013

Am 7. Verhandlungstag wurde nicht die Befragung von Carsten S. fortgeführt, sondern dem Angeklagten Holger G. Raum gegeben sich zu äußern. Nach einer freien Einlassung über seine Biografie verlas er eine Erklärung. In ihr gab er alle ihm vorgeworfenen Unterstützungsleistungen für die Untergetauchten zu und belastet die Angeklagten Zschäpe und Wohlleben schwer. Jedoch begründet er seine eigenen Handlungen als nicht politisch motiviert sondern reine Freundschaftsdienste, deren fatale rassistische Konsequenz er nicht habe kennen können. Eine Befragung lehnt er derzeit ab.

Um 9.48 Uhr betreten die Angeklagten den Saal, um 9.54 Uhr der Senat. Nach der Präsenzfeststellung sagt Rechtsanwalt Wolfgang Stahl, Verteidiger von Beate Zschäpe, er habe Prof. Saß, den psychologischen Gutachter von Zschäpe vor dem Gericht gesehen, dieser sei aber nicht im Saal. Der Vorsitzende Richter Manfred Götzl erläutert, dass Prof. Saß in einer anderen Sache im Hause sei. Danach stellt er fest, dass Prof. Leygraf, der pyschologische Gutachter von Carsten S., nicht anwesend sein könne, aber in der nächsten Woche wieder da sein könne. Wie schon gestern legt RA Jacob Hösl, Verteidiger von S., dar, dass sein Mandant seine Aussage unterbrechen möchte bis der Gutachter wieder anwesend ist. Auf einen Einwand aus der Nebenklage, dass S. ja auch schon ausgesagt habe, ohne dass Leygraf anwesend war, erwidert Hösl, dass die gestrige Befragung gezeigt habe, dass der Gutachter anwesend sein müsse, um sich ein unverfälschtes Bild machen zu können. Ursprünglich habe Leygraf auch bei der Vernehmung anwesend sein sollen, aber dies sei durch die Verschiebung des Prozesses nun wohl schwierig geworden. Hösl: „Ich möchte betonen, dass das nur eine Unterbrechung ist. Wir kommen sicher nochmal zu den Punkten.“ Auch die Nebenklage habe noch ausreichend Gelegenheit, S. zu befragen.

Götzl will dann zur Aussage von Holger G. übergehen. Dessen Verteidiger, RA Stefan Hachmeister, verkündet jedoch, dass sein Mandant zunächst nur Angaben zur Person machen und dann eine Erklärung verlesen werde, deren Abschrift zu Protokoll gegeben werde. Götzl fragt, ob die Möglichkeit bestehe, Fragen zu stellen, was Hachmeister für den jetzigen Zeitpunkt verneint. Götzl: „Für die Würdigung der Einlassung wäre das allerdings wesentlich, wenn er frei Angaben machen würde.“ Das sei ihm und seinem Mandanten bewusst, antwortet Hachmeister, aber sie hätten sich auf diese Vorgehensweise geeinigt. Es sei zudem nicht ausgeschlossen, dass G. zu einem späteren Zeitpunkt auch weitere Angaben macht und auch frei Fragen beantwortet.

Es folgt die Einlassung zu den persönlichen Verhältnissen, die G. zunächst ebenfalls abliest, die aber schnell zu einer Befragung durch Götzl wird. Sie wird mehrfach unterbrochen, weil G. anfangs zu schnell und zu undeutlich spricht. Zunächst wechselt G. in einer dafür eingelegten Pause den Platz und sitzt nun in der zweiten Reihe der Angeklagten-Bänke hinter Zschäpe und Verteidigung und neben Wohlleben und Verteidigung. Dort hatte auch Carsten S. bei seiner Aussage gesessen, der nun wieder hinten sitzt. Der Umzug von S. in die zweite Reihe war ohne Erklärung erfolgt. Als  G. auch dort noch nicht richtig verstanden wird, unterbricht Götzl erneut, damit ein längeres Mikrofon angeschlossen werden kann. G. testet selbst die Mikrofonanlage, scherzt und lacht dabei. Mehrfach während der Einlassung ermahnt Götzl den Angeklagten langsam und deutlich zu sprechen. Einmal antwortet G.: „Stoppen Sie mich rechtzeitig.“  Wenn G. frei über sich selbst spricht, sagt er häufiger „man“ als „ich“.

G. wurde 1974 geboren, von 1980 bis 1989 ging er zur Schule in Jena. Sein höchster Schulabschluss ist der Hauptschulabschluss. Er habe eine „typische DDR-Erziehung“ bei den Jungen Pionieren, den Thälmann-Pionieren und der FDJ erlebt. Ab 1989 machte er eine Ausbildung zum  Zerspanungsmechaniker bei Carl Zeiss Jena bzw. später Jenoptik. Er sei dann auf Kurzarbeit gesetzt worden, habe aber immerhin seine Lehre abschließen können. G.: „Dann wurde ich, für die Verhältnisse in der DDR, ‘tschuldigung, für die bundesdeutschen Verhältnisse damals typisch, arbeitslos.“ Ab 1993 machte er eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme und von 1994 bis 1997 eine weitere Ausbildung zum Qualitätsfachmann, während der er nur am Wochenende in Jena gewesen sei. Mit Hilfe seines Bruders, der schon in Hannover lebte, seien seine Mutter und er dann kurz vor dem Ende der Ausbildung 1997 nach Hannover gezogen. Dort habe es eben mehr Arbeit gegeben als in Jena. Bis 2011 war er bei einer Firma als Lagerist beschäftigt. Dort sei er erfolgreich gewesen, schnell zum Schichtleiter aufgestiegen und auch Betriebsratsmitglied gewesen. Dass er dort gute Arbeit geleistet habe, sehe man daran, dass er auch bei einer Verkleinerung des Betriebs angestellt blieb. Ab April 2011 bis zu seiner Verhaftung arbeitete er bei einer anderen Firma. Nach seiner Entlassung aus der U-Haft hat er wieder Arbeit gefunden, die er jedoch wegen des Prozesses verloren habe.

Zu den familiären Verhältnissen sagt er aus, dass seine Mutter seit der Scheidung von seinem „biologischem Erzeuger“ alleinerziehend war. Er hat eine ältere Schwester und einen älteren Bruder. Zu seinem leiblichen Vater hatte er kaum Kontakt. Als Vater betrachtet er den späteren Lebensgefährten seiner Mutter, der jedoch schon 1986 verstarb. Der Tod des Stiefvaters sei für ihn ein einschneidendes Erlebnis gewesen, er sei das „Schwarze Schaf“ der Familie geworden. Er habe schlechte Zensuren in der Schule bekommen. Nach dem Auszug des Bruders sei er mit der Mutter alleine gewesen. Durch die Unterbrechungen wiederholt er mehrfach folgende offenbar abgelesene Sätze: „Das hatte zur Folge, dass sämtliche Liebe und Fürsorge auf das Nesthäkchen konzentriert wurde. Das war der Entwicklung nicht förderlich.“ Das Verhältnis in der Familie sei stabil und gut und sei es auch jetzt noch. Er ergänzt: „Ich wüsste auch nicht, wie ich das jetzt sonst überstanden hätte.“ Er sei seit 2007 mit seiner Lebensgefährtin zusammen, die einen stabilisierenden Einfluss auf sein Leben gehabt habe.

Götzl fragt intensiv nach, was mit „Schwarzes Schaf“ gemeint sei. G. sagt, er habe nach dem Tod seines Stiefvaters ein „Autoritätenproblem“ entwickelt. „Bei mir war keine Vaterfigur mehr da, wenn ich einen Schlag in den Nacken verdient hätte. Muttern hat sich ganz auf mich konzentriert, immer nachgegeben.“ Er habe zu Subkulturen tendiert, sei zuerst Punk geworden und dann „in die andere Richtung“. Er grenzt sich als DDR-Punk aber von anderen Punks ab. Götzl fragt nach, was er damit meine. G.: „Das ist eine persönliche Wertung. Man darf DDR-Punk nicht mit Punk hier verwechseln. Wer als Punk in der DDR aufwächst, hat keinen Bezug zu Marx und Engels.“ Er habe jedenfalls viel die Schule geschwänzt und sei schließlich im September 1989 von der Oberschule geflogen, weil er zusammen mit einem Mitschüler das Moped seines Russisch-Lehrers auseinander gebaut habe. Zum Glück sei er „weich gefallen“ und habe direkt seine erste Lehrstelle bekommen.

Der Vorsitzende fragt dann nach der Rolle der jetzigen Lebensgefährtin in G.s Leben. G. antwortet: „Man hat sie kennengelernt und alles hat sich verändert.“ Sie habe einen stabilisierenden Einfluss auf sein Leben gehabt, weil sie ihn dazu gebracht habe, Verantwortung auch für andere zu übernehmen. Er habe bis dahin keine Verantwortung im Privaten übernommen. Im Berufsleben habe er schon Verantwortung übernommen, immerhin sei er ja bis 2011 in Hannover keinen Tag arbeitslos gewesen. Aber im Privaten habe er das erst durch seine jetzige Partnerin gelernt. Und weiter: „Natürlich hat man ihr nicht gesagt, was ich früher alles gemacht hab, so dass sie 2011 aus allen Wolken gefallen ist.“ Er habe vorher eine längere Beziehung gehabt, die jedoch 2004 zerbrochen sei und auch nicht so tief gewesen sei wie die zur jetzigen Partnerin.

Zu seiner politischen Entwicklung möchte sich G. nicht äußern, wohl aber zu seinem Alkoholkonsum. Er habe ab etwa 2002 regelmäßig am Wochenenden Alkohol konsumiert. Das habe an der Gesellschaft gelegen. In seiner Nazi-Zeit sei das so intensiv nicht möglich gewesen, weil er  an den Wochenenden an Aufmärschen teilgenommen habe. Er habe sich aber in eine „Spaßrichtung“ entwickelt, sei viel auf Punk- und Hardcore-Konzerte gegangen und dann habe sich das stärker entwickelt. Zu der Zeit habe er auch andere Drogen konsumiert. Seit etwa 2007 trinke er gar nicht mehr. Folgen habe sein Konsum kaum gehabt: „Das einzige ist, das Gedächtnis hat ein bisschen gelitten. Zeitliche Abläufe bereiten mir heute Schwierigkeiten, hatte ich früher keine Schwierigkeiten mit.“ Er berichtet von seiner Spielsucht, wegen der er in den Jahren 2009 und  2010 in Behandlung war. Seine Spielsucht sei ähnlich dem Alkoholismus eines „Quartalssäufers“, er habe auch mal drei Monate nicht gespielt, habe sich aber dennoch verschuldet.

Götzl fragt dann zu Freundschaften und kommt auch auf Beate Zschäpe, Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Ralf Wohlleben zu sprechen. G. bejaht, dass er mit diesen Personen befreundet war, möchte jedoch nicht mehr dazu sagen. RA Hachmeister erläutert: „Das meinen wir damit, dass er zum jetzigen Zeitpunkt keine ergänzenden Fragen beantwortet.“ Wenn es ergänzende Fragen zur Person gebe, könnten die im Anschluss an die Verlesung der Erklärung gestellt werden, Fragen zu seiner Geschichte jedoch wahrscheinlich nicht.

Um 11.40 Uhr gibt es eine Pause, um 11.50 Uhr geht es weiter.

Dann liest Holger G. seine Erklärung vom Blatt ab. Die Erklärung liegt Richter Götzl in Abschrift vor. Er räumt darin alle ihm vom Generalbundesanwalt vorgeworfenen Unterstützungshandlungen ein, zieht sich jedoch darauf zurück, dass er nicht gewusst habe, dass er eine terroristische Vereinigung unterstützt habe. Es habe sich bei seinen Handlungen um Freundschaftsdienste gehandelt, von deren wahrer Bedeutung er keine Kenntnis gehabt habe. Sein Text ist durch Überschriften gegliedert, die er jedoch erst auf Geheiß von Götzl auch mit vorliest.

Zunächst entschuldigt er sich bei den Angehörigen: „Zuerst möchte ich den Angehörigen der Opfer mein tiefes Mitgefühl aussprechen. Ich bin entsetzt über das Ausmaß und das Leid, das diese Taten über die Opfer und ihre Familien gebracht haben.“  Er selbst sei bereit für seinen Teil die Verantwortung zu übernehmen, wolle jedoch klarstellen, das sein Tatbeitrag nicht der ist, der ihm vom Generalbundesanwalt vorgeworfen wird. Das beziehe sich zwar nicht auf die objektiven Handlungen, wohl aber auf deren subjektive Einschätzung durch ihn selbst. Er wolle daher seine Aussagen in den Vernehmungen ergänzen.

G. habe Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos in Jena kennengelernt. Sie seien Bestandteil einer Clique von Jugendlichen gewesen, die sich als Neonazis betrachteten und sich „Nationaler Widerstand Jena“ nannten. Das seien Leute gewesen, die etwas politisch bewegen wollten. „Wir wollten das System ändern, wir sind nicht grölend und prügelnd durch die Straßen gelaufen, wir wollten Politik machen.“ Zu dieser Gruppe zu gehören, habe er als Aufwertung seiner Person gesehen. „Beate und die Uwes hatten einen gewissen Bekanntheitsgrad, waren bei Veranstaltungen, verkörperten von ihrem Auftreten her eine Autorität und wirkten echt.“ (An dieser Stelle greift Götzl ein und weist darauf hin, dass in dem ihm vorliegenden Papier statt „echt“ „authentisch“ stehe. Diese Korrekturen passieren häufiger während der Einlassung.) Der Respekt gegenüber den Dreien habe auch auf ihn abgefärbt. Er könne auch sagen, dass die drei ihn stets in seinem Freundschaftsgefühl bestärkten. So sei er einmal zu einer polizeilichen Vernehmung gegangen, obwohl das in der Szene verpönt war. Er habe dort gegenüber den Beamten auf einem vorgelegten Bild von einem Konzert André K. identifiziert, was zu einem Verfahren gegen K. geführt habe. „Die Uwes sagten nur sinngemäß, mach dir keinen Kopp, du bist halt so. Das hat mich damals sehr beeindruckt.“

Gespräche über gewaltsame Aktionen habe es zwar gegeben, aber: „Ich kann mich nur an wenige Momente erinnern, das war also nicht, wie mir der Generalbundesanwalt vorwirft, permanentes Diskussionsthema.“ Er habe nicht gedacht, dass die drei Gewalt ausüben könnten. Er habe gewusst, dass Böhnhardt einer Schlägerei nicht aus dem Weg gegangen sei und Waffen hatte. Er habe diese aber nie benutzt. „Nach den Sprengstofffunden sagten sie, das sei nur als ultimative Drohung gedacht. Ich hatte keine Grund daran zu zweifeln.“ Der Vorwurf, er habe schon vor dem Untertauchen gewusst, dass das Trio für die Bombenattrappen und die Sprengstofffunde in Jena verantwortlich war, weist er zurück. Er habe zuerst aus der Presse davon erfahren und dann in einem Gespräch, in dem André K. einen Besuch in Hannover angekündigt habe. Er sei zwar schockiert gewesen, habe aber nicht das Gefühl gehabt, die Entscheidung, um Untergrund leben zu wollen, in Frage stellen zu können oder zu dürfen. Als K. ihn gefragt habe, ob er den dreien im Untergrund helfen kann, habe er die ersten Unterstützungsleistungen (Übergabe des ersten Reisepasses an Böhnhardt, Bereitstellung von 3.000 DM) begangen. Alle Hilfeleistungen habe er jedenfalls freiwillig begangen. Er habe seinen Freunden helfen wollen: „Unsere ganze Szene stellte auf diese Kameradschaftsbeziehung ab.“ Auch aus seiner Jugenderziehung in der FDJ habe er gelernt, dass man für andere einsteht. Er habe das Gefühl gehabt, ihnen einen Freundschaftsdienst zu erweisen und sich dadurch aufgewertet gefühlt. Und weiter: „Es änderte sich nichts an meiner Wahrnehmung, dass ich diese Leute mochte. Natürlich hatte ich das Gefühl, dass ich an was Verbotenem teilnehme. Aber keinesfalls hätte ich mir die Dimension des Verbrechens vorstellen können, das ihnen jetzt vorgeworfen wird.“ Dafür habe er keinen Anlass gehabt. So hätten die Treffen mit den Drei, wenn es die konspirativen Umstände zuließen, zwischen 2007 und 2010 bei ihm zu Hause stattgefunden. Dabei hätten sich Zschäpe und die beiden Uwes ganz normal in der Öffentlichkeit aufgehalten. Sie seien gemeinsam Essen und Billardspielen gewesen, die drei hätten von ihren Urlaubsbekanntschaften erzählt. „Ich hatte insgesamt das Gefühl, Freunde zu treffen. Abgesehen von den Tarnnamen, die wie Spitznamen waren, war das normal.“

An dieser Stelle widerspricht er deutlich der Klageschrift der Bundesanwaltschaft. Der Begriff „Systemcheck“, der in der Klageschrift für die Treffen mit dem Trio benutzt wird, sei von ihm erst im Nachhinein bei den Vernehmungen geprägt worden: „Ich habe mir natürlich über meine gesamte Vergangenheit Gedanken gemacht und Gedanken gemacht, wozu sie meine Identität benutzt haben. Erst aus heutiger Sicht kamen mir die Treffen als Systemchecks vor. Damals habe ich das nicht so empfunden. (…) Ich habe das in meiner Vernehmung auch deutlich zum Ausdruck gebracht. Dass ich mich zu Systemchecks habe einfinden müssen, stimmt nicht.“ Drei bis viermal im Jahr habe er sich mit den Dreien getroffen, Bier getrunken und Doppelkopf gespielt. Ab 2008 nur noch bei ihm in Hannover oder Umgebung. Das Trio habe sich mit einer Ausnahme immer telefonisch angekündigt und er habe bei der Terminwahl mit entscheiden können. „Ich hatte immer die Wahrnehmung als gäbe es die Gelegenheit, alte Freunde zu treffen. Die dominierenden Themen waren privater Natur. Ich habe über meine Lebensgefährtin erzählt, sie über Urlaubsbekanntschaften. Uwe Mundlos konnte stundenlange Monologe über Computerprogramme und über Spiele halten.“

Seinen Ausstieg aus der Nazi-Szene datiert er etwa auf 2004. Dort habe es einen Bruch gegeben. Vorher habe er schon viel mit „Ausländern“ zusammen gearbeitet, die „völlig okay waren“, und habe daher Vorurteile in Frage gestellt. Der Bruch sei gekommen, als sein damaliger bester Freund ihn mit seiner damaligen Partnerin betrogen habe. Da habe er gemerkt, „dass Ideale wie Kameradschaft und Treue nichts wert waren.“ Er habe jedoch noch immer Kontakt zu Personen aus der Szene. 2005 habe er als Freundschaftsdienst noch an zwei Demos teilgenommen und 2011 auch nochmal an einem neonazistischen Konzert. Er habe sich 2004 anderen Dingen und Menschen zugewendet und da sei auch der Kontakt zum Trio zunächst abgebrochen.

Dann nennt G. die Übergabe seines Führerscheins an die Drei, die im darauf folgenden Jahr stattgefunden haben müsse. Eines Abends, den er zeitlich nicht mehr einordnen könne, habe es geklingelt. Er wohnte seit 1997 unter derselben Adresse. Er habe befürchtet, sein Ausstieg aus der Szene könne die Freundschaft beenden. Die drei hätten aber gesagt, dass das kein Problem sei und dass auch sie sich von der Szene entfernt hätten. Und sie hätten politisch entspannter und gemäßigter gewirkt als er sie kannte. Sie hätten gesagt, sie bräuchten ein legales Dokument für den Fall einer Polizeikontrolle. Er habe das Gefühl gehabt, rechtlich etwas Falsches zu machen, gleichwohl habe er sich den drei gegenüber verpflichtet gefühlt. Er habe sich zunächst in Ausreden geflüchtet. Aber: „Sie hatten Argumente: Der Führerschein ist nur für den Notfall gedacht. Holger, wir machen keinen Scheiß damit, deinen Pass haben wir ja auch seit Jahren. Und wenn Sie mir sagen, dass das reichlich bescheuert und naiv war, kann ich Ihnen heute nur recht geben.“ Er habe den Dreien vertraut, dass sie mit dem Dokument nichts Falsches machen. Er habe den Führerschein nicht übergeben, damit Wohnmobile angemietet werden können und Menschen ermordet. Das Gleiche gelte für die Krankenkassenkarte, die er für Beate Zschäpe besorgt habe. Einer der Uwes habe angerufen und gesagt, Zschäpe habe Unterleibsschmerzen und brauche eine Karte für den Arzt. „Ich wusste, dass sie in der Vergangenheit eine OP im Unterleib hatte. Ich habe gefragt, wie sie sich das vorstellen. Sie schlugen mir vor, jemandem in der Straßenbahn Geld anzubieten. Sie haben mir versichert, dass sie die Karte nur für einen Einsatz bräuchten. Ich traute mich nicht und bequatschte eine Bekannte und zahlte ihr 300 Euro.“ Die Bekannte habe nicht gewusst, was mit der Karte passieren soll.  Zur Erklärung sagt er: „Ich würde sagen, dass mir Beate leid getan hat. Wenn mir das vorgeworfen wird, dass ich das getan habe, damit eine Terrorzelle Menschen ermorden kann, so stimmt das nicht.“

Bei der erneuten Bereitstellung eines Reisepasses für Böhnhardt im Jahr 2011, nachdem der erste abgelaufen war, sei es anders gewesen. Den Termin bei G. zu Hause hätten sie so gelegt, dass G.s Lebensgefährtin nicht anwesend war, die sei nämlich von G.s alten Bekannten nie so begeistert gewesen. Da habe er gesagt, dass es jetzt reiche, er habe sich etwas aufgebaut, das er nicht gefährden wolle. Die anderen hätten das aber wohl erwartet. Zschäpe habe einen Kuchen dabei gehabt und die drei seien wieder argumentativ gut vorbereitet gewesen. Er habe sich von den beiden Uwes in die Zange genommen gefühlt: „Böhnhardt appellierte an meine menschliche Seite.“ Mundlos habe ihm vor Augen gehalten, dass er jetzt nicht kneifen könnte, denn wenn die drei nun in Folge eines abgelaufenen Passes aufflögen, sei er ohnehin wegen der Dokumente mit dran.“ Er habe das als Drohung empfunden; er habe nicht gewusst, dass seine Handlung verjährt war. „Am Ende habe ich eingewilligt. Im Nachhinein denke ich, dass sie sicher waren, mich überreden zu können, denn sie haben die Haarschneidemaschine schon mitgebracht.“ [G. hat sich laut seiner Aussage für das Passfoto die Haare abgeschnitten, um Böhnhardt ähnlicher zu sehen.]

Zwei weitere Unterstützungshandlungen nennt G.: Zum einen habe er zur Währungsumstellung 10.000 DM von den drei entgegen genommen, um es zu deponieren. Das Geld habe er aber ausgegeben, was er ihnen auch habe sagen müssen. Er habe das Gefühl gehabt, dass das Trio das akzeptiert. Zum Transport einer Waffe von Jena nach Zwickau sagt er: „Es ist richtig, dass ich 2000 oder 2001 eine Waffe übergeben habe. Ich war zu Besuch bei Wohlleben in Jena und am letzten oder vorletzten Tag fragte Ralf mich, ob ich den Dreien was nach Zwickau bringen könne. Er hatte Angst, überwacht zu werden. Ich habe zugestimmt. Ralf holte aus seinem Schlafzimmer einen Stoffbeutel. Ich habe ihn nicht geöffnet. Ralf fuhr mich zum Bahnhof und sagte, dass Beate mich abholt. Ich wollte nachsehen, was in der Tasche ist. Als ich in die Tasche griff, ertastete ich einen Gegenstand, der sich wie eine Schusswaffe anfühlte. Ich war geschockt und wütend, weil ich damit nichts zu tun haben wollte und Ralf meine Abneigung gegen Waffen kannte. Beate hat mich abgeholt und in die Polenzstraße gebracht. Dort hat einer der Uwes die Waffe heraus geholt und durchgeladen. Ich sagte, was soll der Scheiß.“ Hier erläutert G. eine Aussage in einer Vernehmung. Er habe ausgesagt, dass er gesagt habe: „Ihr könnt nicht mit fünf Leuten die Welt retten.“ Er habe die Zahl Fünf in seiner Vernehmung willkürlich gewählt. Die Drei hätten ihn dann beschwichtigt und sich entschuldigt.

Abschließend betont er, dass er nie den Eindruck gehabt habe, mit Mitgliedern einer terroristischen Vereinigung befreundet gewesen zu sein. Und: „Dass die Drei im Untergrund lebten, habe ich unterstützt. Dass ich dies getan habe, tut mir fürchterlich leid und ich möchte mich dafür entschuldigen. Aber bis zu dem Tod der beiden Uwes hat kein Mensch die Terrorzelle erahnt. Es fällt mir bis heute schwer, das Bild damit in Einklang zu bringen, das ich von ihnen hatte. Ich bitte um Verständnis, dass ich nicht für weitere Fragen zur Verfügung stehe.“

Nach der Verlesung lehnt er sich zurück und atmet hörbar aus. Richter Götzl kündigt die Mittagspause an. Daraufhin sagt RA Pajam Rokni-Yazdi, der zweite Verteidiger von G., dass dieser heute keine Fragen mehr beantworten werde, und ob man dann nicht besser die Sitzung bis zum nächsten Verhandlungstag unterbrechen solle.

RA Scharmer, Anwalt der Nebenklägerin Gamze Kubasik, möchte vor dem Ende des Verhandlungstages noch einen Antrag stellen. Dabei geht es so genannte 129er-Liste, die der GBA zur Verfügung gestellt hat. Die Liste beinhaltet weitere Beschuldigte und Kontaktpersonen und Personen aus dem Umfeld des Trios. Diese Personen kommen, so Scharmer, als Zeug_innen in Betracht. Daher sei es sinnvoll, am Beginn der Verhandlung darauf hinzuwirken, dass diese potenziellen Zeug_innen nicht an der Verhandlung teilnehmen. Angeklagte, Verstorbene und andere Verfahrensbeteiligte schließt er davon aus. Es habe bereits eine Person gegeben, die hier im Zuschauerraum war und sich auf der Liste befindet [gemeint ist wohl Maik E.]. Außerdem fragt er, ob es eine aktualisierte Version gebe, die vorgelegte Liste sei von 2012. RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, schließt sich dem Antrag an und dringt außerdem darauf, dass bei der Personenkontrolle darauf geachtet wird, dass diese Personen nicht in den Saal kommen.

Dann steht Ismail Yozgat, Nebenkläger und Vater des ermordeten Halit Yozgat, auf und möchte offenbar etwas sagen. Richter Götzl unterbindet das. Yozgat komme schon noch dazu, eine Stellungnahme abzugeben, aber jetzt sei man bei der Vernehmung der Angeklagten.

Um 12.30 Uhr beendet er die Sitzung.

Nebenklagevertreter Rechtsanwalt Stolle erklärt in einer PM vom 6. Juni 2013  zur Einlassung von G.:
„Holger G. hat die objektiven Tathandlungen eingestanden und damit Beate Zschäpe und Ralph Wohlleben erheblich belastet. Wie Carsten S. versucht aber auch Holger G. jegliche eigene Verantwortung für die Morde, Sprengstoffanschläge und Banküberfälle zu verneinen. Insoweit war seine Aussage nicht glaubhaft. Wer eine scharfe Waffe liefert und danach Ausweispapiere zum Leben im Untergrund von drei Menschen, die wegen geplanter Sprengstoffanschläge gesucht werden, zur Verfügung stellt, kann nicht ernsthaft behaupten, dass er davon ausgegangen sei, Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe hätten keine weiteren Straftaten geplant.“

Rechtsanwalt Scharmer erklärt zu seinem Antrag auf Ausschluss von den auf der sogenannten 129er-Liste geführten potenziellen Zeug_innen:
„Es liegt auf der Hand, dass die von der Bundesanwaltschaft ermittelten gesondert Verfolgten oder aber auch schlicht die Kontaktpersonen des Trios als Zeuginnen und Zeugen in Betracht kommen. Denn sie können ggf. Angaben zur Entstehung, Unterstützung oder jedenfalls zur konkreten Lebenssituation von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe im Untergrund machen. Wenn sie als Zuhörer an der Verhandlung teilnehmen dürften, gefährdet das die Authentizität ihrer Aussagen. Das gilt allerdings nicht insoweit, wie ggf. Personen auf der Liste selbst schweigeverpflichtete Verfahrensbeteiligte, beispielsweise Anwälte, sind, weil diese ohnehin nicht vernommen werden könnten. Außerdem möchten wir von der Bundesanwaltschaft wissen, ob sich inzwischen Aktualisierungen dieser Liste ergeben haben.“


Protokoll 8. Verhandlungstag - 11. Juni 2013

Wer erwartet hatte, dass der Münchner NSU-Prozess nichts Neues zu Tage fördern werde, der sah sich am achten Verhandlungstag eines Besseren belehrt: Die Bundesanwaltschaft musste einräumen, dass es eine aktualisierte Liste mit Personen aus dem Umfeld des NSU gibt, die sogenannte 129er-Liste umfasse derzeit etwa 500 Personen. Die Bedeutung der Liste spielt die BAW jedoch herunter. Bei der Fortsetzung seiner Aussage kündigte der Angeklagte Carsten S. an, „reinen Tisch“ machen zu wollen. Er berichtete von Anspielungen von Mundlos und Böhnhardt, die auf einen weiteren, bisher nicht bekannten Anschlag des NSU hindeuten. Wie sich nach dem Verhandlungstag heraus gestellt hat, passen diese Andeutungen auf einen Bombenanschlag in Nürnberg 1999, den Polizei und Generalbundesanwalt bisher nicht dem NSU zugerechnet hatten. Bei der anschließenden Pressekonferenz konnten die Vertreter des Generalbundesanwalts nicht einmal sagen, ob es sich bei diesem Anschlag um einen so genannten „Prüffall“ gehandelt habe, also um einen ungeklärten Anschlag, der nach der Selbstenttarnung des NSU 2011 überprüft wurde. 

 [Türkçe]                    [English]


Im Saal ist heute wieder Steffen R., ein thüringischer Neonazi, der Solidaritätsarbeit für Ralf Wohlleben macht, und schon am letzten Verhandlungstag im Saal war. Er versucht heute wie zuvor Sichtkontakt mit Wohlleben aufzunehmen. Gegen 9.45 Uhr betreten die Angeklagten den Raum und um 9.50 Uhr das Gericht. Götzl stellt bei der Überprüfung der Präsenz fest, dass die Gutachter Prof. Leygraf und Prof. Saß anwesend sind. Zum ersten Mal in diesem Verfahren sind keine Nebenkläger_innen persönlich anwesend.

Am letzten Donnerstag hatte Rechtsanwalt Sebastian Scharmer, Vertreter der Nebenklägerin Gamze Kubaşık, den Antrag gestellt, dass Personen, die auf der 129er-Liste stehen, der Zutritt zum Saal verwehrt wird, weil sie als Zeug_innen in Betracht kommen. Der Antrag wird heute abgelehnt. Ein Ausschluss widerspräche dem Öffentlichkeitsgrundsatz. Scharmer nimmt dazu Stellung und sagt, er könne seinen Antrag auch noch einmal näher begründen, würde jedoch von Generalbundesanwalt zunächst einmal gerne wissen, ob die Version, die zur Verfügung gestellt wurde, überhaupt aktuell ist. Oberstaatsanwältin beim BGH Greger sagt dazu, es gebe eine aktualisierte Version, diese ändere aber nichts an der Einschätzung der BAW. Es handle sich lediglich um eine Liste von Personen, die „abgeklärt“ worden seien. Die für das Verfahren relevanten Personen seien in den Akten genannt. Soweit aus der Sicht der BAW Zeug_innen relevant seien, seien sie bereits benannt oder würden gegebenenfalls noch benannt. Auch andere Verfahrensbeteiligte könnten Zeug_innen benennen.

Auf eine Nachfrage von Scharmer sagt Greger, dass die aktualisierte Liste 400 Personen umfasse. Nebenklage-Vertreterin Lunnebach fragt noch einmal nach, ob alle Personen auf dieser Liste nicht als Zeug_innen in Betracht kommen. Greger weist das zurück, es kämen schon Personen auf der Liste als Zeug_innen in Betracht, und ihre Antwort enthält schon wieder eine neue Zahl: „Wir können doch nicht 500 Personen, die auf der Liste stehen, alle ausschließen.“ Scharmer erläutert, dass es nicht sein könne, dass die BAW einen Informationsvorsprung gegenüber anderen Verfahrensbeteiligten hat: „Warum kriegen wir eine Liste mit 129 Personen, auch wenn es eine aktuellere Liste gibt?“ Bundesanwalt Diemer antwortet: „Weil eben diese Liste vom Senat angefordert wurde.“ Scharmer weist darauf hin, dass es der Nebenklage selbstverständlich nicht um die Zahl 129, sondern um Personen aus dem Umfeld des NSU gegangen sei. Diverse Nebenklage-Vertreter_innen und auch die Anwält_innen Sturm und Stahl, Verteidiger_innen von Zschäpe, äußern sich zur Sache.

Nach einer von Diemer geforderten Unterbrechung legt Greger ihre Version dessen dar, wie die Listen zustande gekommen sind. Ausgangspunkt sei eine Anfrage des Untersuchungsausschusses des Bundestags vom Sommer 2012 gewesen. Dabei sei es um relevante Personen gegangen, die das BKA im Ermittlungsverfahren abgeklärt habe. Strafprozessual sei das Kriterium der Relevanz problematisch. Daher sei folgendes Vorgehen gewählt worden: Bereits im Dezember 2011 seien seitens des GBA 38, später 41 Personen bei den Nachrichtendiensten namentlich abgefragt worden, die ihm zu diesem frühen Zeitpunkt der Ermittlungen interessant erschienen seien. Bis zur Anfrage des Untersuchungsausschusses im Sommer 2012 seien das aufgrund der fortgeschrittenen Ermittlungen schon 129 Personen gewesen. Mit der Aufführung in der Liste sei eine Bedeutung für dieses Verfahren nicht automatisch verbunden. So seien etwa Personen der rechten Szene abgeklärt worden, die in der Nähe der Tatorte wohnhaft gewesen seien. Soweit sich Bezüge zum hiesigen Verfahren ergeben hätten, seien diese in die Akten zum Verfahren eingeflossen. In der Zwischenzeit seien aufgrund der geänderten Anforderungen des Untersuchungsausschusses etwa Kontaktpersonen aus der Zeit vor dem Abtauchen, so aus der „Garagen-Liste“ [bei der Durchsuchung einer vom „Trio“ genutzten Garage wurde 1998 eine Mundlos zugeordnete Liste mit Kontaktdaten von Neonazis gefunden], oder Personen mit Ermittlungen im Bereich ‘PMK Rechts’ [PMK = Politisch motivierte Kriminalität] hinzugekommen. Die Listen hätten eine rein administrative Funktion zur Unterrichtung des Untersuchungsausschusses zu verschiedenen Zeitpunkten. Sie erfüllten keinen Zweck in diesem Strafverfahren und daher sei die BAW auch der Beiziehung der Liste entgegen getreten.

Scharmer fragt dann nach, ob es Akten zu den Nachermittlungen in dieser Sache gebe und ob die Nebenklage diese einsehen könne. Diemer antwortet: „Jetzt machen wir das Fass halt wieder auf. Diese Listen haben null Bedeutung. Sie können die Listen haben. Ob wir entsprechenden Beweisanträgen entgegentreten, das sehen wir dann mal.“ Es geht im Folgenden darum, wie die Nebenklage Einsicht in die Akten zu den Abklärungen der einzelnen Personen nehmen kann. Diemer antwortet, Akteneinsicht sei auf Antrag beim GBA möglich. Auf den Zeitpunkt einer möglichen Übergabe der 500er-Liste angesprochen, spricht Diemer von der nächsten Woche. Ein Nebenklage-Vertreter weist darauf hin, dass dann gegebenenfalls schon ein Teil der Beweisaufnahme abgeschlossen sein könnte und insofern das Verfahren eigentlich auszusetzen sei. Greger erwidert, dass sie den Vorwurf, die BAW habe Akten nicht vorgelegt, als Ungeheuerlichkeit empfinde. 

Im Folgenden geht es darum, ob der Angeklagte Holger G., der in der letzten Sitzung eine Erklärung verlesen hatte, doch noch auf Fragen antworten werde. Die Verteidigung von G. verneint dies, auch auf Fragen zur Person werde er nicht antworten. Richter Manfred Götzl weist noch einmal darauf hin, dass die Erklärung von G. einige Fragen offen lassen. Nebenklage-Verteter RA Bliwier fragt, ob G. denn auf Fragen antworten werde, die sich auf mögliche Kontakte G.s zu Nachrichtendiensten bzw. auf „anderweitige Verpflichtungserklärungen“ beziehen. Auch dies wird verneint. Bliwier kündigt daraufhin an, eine Erklärung verlesen zu wollen. Auch RA Stahl, Anwalt von Zschäpe, kündigt eine Erklärung zur Aussage von G. an, die er jedoch noch nicht fertig habe, weil er davon ausgegangen sei, dass G. noch Fragen zur Person beantworten werde.

Es folgt die Erklärung von Bliwier im Namen der Familie Yozgat: G. habe sich zwar selbst belastet und Tatvorwürfe eingeräumt. Im Übrigen habe er sich, was sein Recht sei, zu bestimmten Dingen nicht weiter eingelassen: „Das ist in hohem Maße bedauerlich. Man wird das aber entsprechend zu würdigen haben.“ G. verweigere die vollständige Aufklärung des Sachverhaltes. Auch die Familie erkenne an, dass er sich entschuldigt hat, aber das sei zu wenig. Es sei deshalb zu wenig, weil es der Familie Yozgat nicht primär darum gehe, welche Strafen den Angeklagten auferlegt werden, sondern um die Aufklärung der Taten. Deswegen sei sein Bedauern halbherzig. Wenn es so gewesen sei, wie er darstellt, dann müsse er eine Befragung nicht fürchten und die Chance nutzen, das Unrecht an dem er Anteil hatte, wieder gut zu machen. Der Vertreter der Nebenklägerin Semiya Simşek, Tochter des am 11. September 2000 ermordeten Enver Simşek, erklärt in ihrem Namen, G. sei leider „auf halber Strecke stehen geblieben“ und appelliert an, alle Fragen aller Beteiligten zu beantworten.

Es folgt eine kurze Auseinandersetzung zwischen Götzl und Stahl um dessen ausstehende Erklärung und darum, ob das Verfahren zu deren Fertigstellung zu unterbrechen sei. Dann soll es mit der Vernehmung von Carsten S. weitergehen, die am vergangenen Mittwoch unterbrochen worden war. RA Heer, Anwalt von Zschäpe, fordert jedoch zunächst, dass der Sachverständige Prof. Leygraf vorher über den Verlauf der bisherigen Vernehmung zu informieren sei, damit er die kommende Vernehmung richtig werten könne. Nach einer weiteren Unterbrechung folgt um 11.35 Uhr der Beschluss, dass die Verfügung Götzls, den Gutachter erst später zu informieren, bestätigt wird.

Dann folgt die Aussage von Carsten S. S. kündigt an, zunächst noch weitere eigene Angaben machen zu wollen, bevor er Fragen beantwortet.

Er sei an einem Punkt angekommen, an dem er reinen Tisch machen wolle. Er habe es bisher jedem Recht machen wollen, habe sich Sorgen um seine Mutter gemacht und darum, wie Freunde über ihn denken. Daher habe er Sachen zurückgehalten habe. Er werde die Fragen so beantworten, wie seine Erinnerungen seien. S. berichtet im Folgenden auch tatsächlich von eigenen Handlungen, die ihm bei der letzten Vernehmung nicht über die Lippen kamen und berichtet recht detailliert aus seiner Zeit in der Neonazi-Szene.

Zunächst versucht er darzulegen, wo seine Faszination für die Szene herkommt. Er habe sich schon bei den Jungen Pionieren über Urkunden, Zertifikate und Abzeichen gefreut: „Da war ich immer scharf drauf gewesen.“ Bei der Behandlung des NS im Unterricht hätten ihm HJ und SS imponiert. Auch beim Briefmarkensammeln, das er eine kurze Zeit betrieben habe, sei die NS-Zeit das Zielgebiet gewesen. Wenn er Rechte und Hooligans gegrüßt habe, etwa den Cousin einer Bekannten, dann sei er weniger Gefahr gelaufen, dass ihm etwas passiert. Nach seiner Rückkehr aus Hannover-Springe, wo er eine Ausbildung begonnen hatte, habe er viel mit einem Freund, in den er wohl auch „verschossen“ gewesen sei, in der Stadt herumrandaliert. Mit einem anderen Kumpel habe er sich der rechten Szene angenähert. Sie hätten beide zum Naziaufmarsch in München gewollt [siehe Protokoll vom 5. Verhandlungstag]. Er selbst sei im Bus mitgefahren, der Freund habe jedoch gekniffen. Für Waffen habe er sich auch schon früh interessiert. S.: „Das Dunkle hat mich fasziniert.“

Waffen seien auch in der Szene Thema gewesen. Er selbst habe einen Teleskopschlagstock, ein Tierabwehrspray und eine Schreckschusspistole besessen. Er erzählt davon, dass er wegen eines schwarz-weiß-roten Aufnähers nach einem McDonald’s-Besuch von Autonomen angegriffen worden sei. Da habe er die Schreckschuss-Pistole gezogen. Dieser Vorfall habe sich etwa zwei Wochen nach dem Besuch einer JN-Veranstaltung in Furth im Wald mit Christian K. abgespielt, wo er wohl auch den Aufnäher gekauft habe. Die Waffe habe er aber nur einmal wirklich benutzt, an Silvester 2000/2001 zum Jahreswechsel. Er habe sie im November 2011 in den Rhein geworfen, weil er nicht wollte, dass bei ihm als Sozialpädagogen eine Schreckschusspistole gefunden wird.

In der Szene habe es immer wieder Momente gegeben, wo man mit Gewalt zu tun gehabt habe. Etwa bei einem NPD-Stand in der Jenaer Innenstadt, wo sie sich auf einen Angriff von Autonomen eingestellt hätten. Als diese dann gekommen seien, habe André K. die Gruppe durch Brüllen darauf aufmerksam gemacht. Auch er, Carsten S., sei vorbereitet gewesen mit einem Mundschutz und bewaffnet mit zwei Steinen, habe sich jedoch „fast eingepinkelt“. Weil die Polizei gekommen sei, sei aber weiter nichts passiert. Auch von Prügeleien berichtet er, meist auf Kirmesveranstaltungen. So hätten sie in Stadtroda einen Streit mit Anderen provoziert, auch weil einer das Basecap mit der Aufschrift „88“ [88 = Szene-Code für „Heil Hitler“] haben wollte, das einer aus der anderen Gruppe trug.

Schließlich berichtet er auch noch einmal von dem Übergriff in Winzerla auf zwei Personen, bei dem er selber zugetreten habe [siehe Protokoll vom 6. Verhandlungstag]. Der Übergriff habe am selben Tag stattgefunden wie die Schlägerei in Stadtroda. Dabei nennt er Namen von weiteren Beteiligten (Sven K., Wohlleben, „Schmaler“, Mirko Z.) und räumt ein, dem einen Opfer von hinten in den Rücken getreten zu haben. Einer der Angegriffen sei stehen geblieben, der andere sei weg gerannt. Den ersten habe einer aus der Gruppe namens „Schmaler“ (den richtigen Namen könne er nicht mehr erinnern) in die Hütte geführt, dort hätten sie ihn geschlagen und getreten und schließlich die Hütte umgestürzt. Danach seien sie geflüchtet. Dem zweiten Angegriffenen sei Ralf Wohlleben hinterher gelaufen. Im Nachgang habe er Folgendes erfahren: Wohlleben habe gesagt, dass er dieser Person „auf dem Gesicht rumgesprungen“ sei. Er kann sich auch auf die spätere Nachfrage von Richter Götzl nicht sicher erinnern, ob Wohlleben ihm das selbst erzählt habe oder er es in einem Gespräch mit anderen Aussteigern erfahren habe. Er gehe jedoch davon aus, dass Wohlleben ihm selbst davon erzählt habe, weil er sich an das Wort „ich“ erinnern könne.

Es folgt eine wirklich überraschende Aussage. S. sagt noch einmal zum Themenkomplex der Waffenübergabe in Chemnitz aus. Ihm sei zum einen wieder eingefallen, dass Böhnhardt und Mundlos bei der Bestellung der Waffe gesagt hätten, sie wollten eine Halbautomatik, keinen Trommelrevolver. Sie hätten auch gesagt, dass sie genügend Munition bräuchten. Er kann die Zahl nicht genau eingrenzen, geht aber von über 50 Schuss aus, die Böhnhardt und Mundlos verlangt hätten. Er habe vom Waffenverkäufer Andreas S. jedoch weniger bekommen. Normalerweise habe er sich immer für alle Entscheidungen das Okay von Wohlleben geholt, nicht jedoch in diesem Fall. Er wisse aber, dass er von Wohlleben das Geld für die Waffe (500 bis 1000 oder 600 bis 800 Mark) bekommen habe. Im Café in Chemnitz hätten die beiden Uwes ihm zu verstehen gegeben, dass sie in ihren Rucksäcken weitere Waffen hätten, wohl „Maschinenpistolen“ oder auch „Uzis“, aber das könne er auch fantasiert haben. Er habe das komisch gefunden, weil er den Uwes ja eine Waffe gebracht habe und daher sei er nicht davon ausgegangen, das sie schon bewaffnet sind. Böhnhardt habe das Handy von S. genommen und einen Fingerabdruck auf dem Display hinterlassen. Dann habe er ihn gefragt: „Was denkst du, was der wert ist?“ Damit habe er wohl darauf angespielt, das die Drei gesucht werden. Unter Tränen berichtet S. dann davon, dass die beiden Uwes ihm erzählt hätten, sie hätten in Nürnberg „in einem Laden eine Taschenlampe abgestellt“. Er habe nicht gewusst, was die beiden damit meinten, aber sie hätten das „so spektakulär erzählt“. Und dann sei Zschäpe gekommen und die Uwes hätten ihm gesagt: „Pssst.“ - wohl damit Zschäpe das nicht mitbekomme - wobei unklar bleibt, ob es um den Inhalt des Gespräches geht oder um die Tatsache, dass die Uwes S. davon erzählen. Als er später im Bett gelegen habe, sei ihm der Gedanke gekommen, „dass die da Sprengstoff eingebaut haben oder sowas.“ Er habe sich das nicht vorstellen können und sich gesagt, das sei eine Ausnahme gewesen. Erst 2011 sei ihm da etwas klar geworden. Aber die Uwes hätten damals nicht gesagt, dass das „bei Türken“ oder „ein iranisches Lebensmittelgeschäft“ gewesen sei, sie hätten nur gesagt: „Taschenlampe in Geschäft“. „Das hab ich für mich behalten, hab ich niemandem gesagt. Das hab ich schnell wieder weggetan.“

Bei der späteren Befragung durch Richter Götzl wird er sagen, dass er die Waffenbeschaffung zuerst für eine „Sinnlos-Aktion“ wie den Einbruch in Zschäpes Wohnung oder den Motorrad-Diebstahl gehalten habe. Erst als Andreas S. ihm sagte, dass er eine Waffe da habe, habe er richtig realisiert, dass es um eine scharfe Waffe geht.

S. berichtet von einem Telefonat, das Wohlleben und er mit den Untergetauchten geführt hätten. Wohlleben habe aufgelegt, gelacht und gesagt: „die haben jemanden angeschossen.“ S. habe in Erinnerung, dass er gedacht habe: „hoffentlich nicht mit der Waffe”. Als er das Geld bekommen habe von den Dreien, seien da Banderolen drum herum gewesen und er habe nur gedacht: „In kleinen Scheinen, da müssen die aus einem Banküberfall gewesen sein und ich dachte, die müssen einen Wachmann angeschossen haben, so in die Sparte hab ich das rein gepackt.“ 

S. erzählt, er habe sich zu Hause die Waffe angeguckt und den Schalldämpfer aufgeschraubt und es cool gefunden habe, eine echte Waffe da zu haben. Er habe sie nicht durchgeladen, und den Schalldämpfer wieder abgeschraubt. Er habe die Überlegung gehabt, den Schalldämpfer weg zu tun, habe Angst gehabt, dass die Uwes wegen des Gewindes an der Waffe sagen, dass da etwas fehle, was er bekommen hat, und dass er sie hintergehe. Dann habe er auch Wohlleben in dessen Arbeitszimmer die Waffe gezeigt. Dieser habe den Schalldämpfer aufgeschraubt, und die Waffe auf S. gerichtet und gelacht. Er habe einen Schreck bekommen und gedacht „damit zielt man nicht auf Menschen“. 

Nach dem Bekenntnis, er wolle sich „seinen Geistern stellen“, erzählt er kurz von einer Veranstaltung in Jena mit Helmut Roewer, dem damaligen Verfassungsschutzpräsidenten in Thüringen, Jörg Fischer und Anetta Kahane, die er als Nazi besucht habe. Dann berichtet er von antifaschistischen Veranstaltungen, die er als Ausgestiegener in Düsseldorf besucht habe. Darunter sei ebenfalls eine Veranstaltung mit Jörg Fischer gewesen. Er habe auf Raten von Jörg Fischer, dem er nach der Veranstaltung erzählt habe, dass auch er rechts gewesen und schwul sei, mit Personen im AStA und Düsseldorfer Antifaschist_innen geredet. Diese hätten von ihm eingefordert, als Ausstiegskriterium sein gesamtes Wissen preiszugeben. Er habe sich aus Angst um seine in Jena lebenden Eltern und Verwandten dagegen entschieden, sich öffentlich gegen Rechts zu positionieren. Auf einer anderen Veranstaltung, evtl. aber auch derselben, habe ein Referent über Rechtsterrorismus gesprochen und habe auch die Drei erwähnt, und dass deren Tat verjährt sei und dabei auch die Fahndungsaufrufe erwähnt. Carsten S. behauptet dann, der Referent habe erwähnt dass Steffen Hupka [Neonazi-Kader] das Haus abgebrannt sei und da habe der ganze Raum gelacht. Das sei dasselbe Lachen gewesen wie im Bus der Nazis nach München, als es geheißen habe, da sei „ein Linker von der Ampel gefallen“.

Es folgt die Mittagspause. Um 14.25 Uhr geht es weiter.

Carsten S. setzt seine Aussage mit einer Vielzahl von Geschichten aus der Nazi-Szene in Jena fort:

Zusammen mit Wohlleben, Frank B. und André K. habe er ein Transparent gegen ein ‘Rock gegen Rechts’ in der Jungen Gemeinde in Jean aufgehängt.

Die Rechtsrock-Band „Vergeltung“ habe im Jugendzentrum Winzer-Club in Winzerla immer freitags geprobt; in seiner Erinnerung auch bis ins Jahr 2000. Hier widerspreche er dem Sozialarbeiter des Zentrums, der im Fernsehen behauptet habe, dass dies nur bis 1996/97 der Fall gewesen sei. 

In Lobeda-West habe es „Ärger mit Russen“ gegeben. Einmal sollte ein Jugendclub von Spätaussiedlern gestürmt werden: „Ich saß mit Christian K. im Baum und die kamen nicht.“

Er sei mit Christian K. auf dem Schießplatz Höhe Göschwitz gewesen und habe dort mit seinem neu gekauften Tarnanzug „gespielt, zwischen Spiel und Wehrsport“.

Den Tarnanzug habe er auch bei den „nationalen Herbstwanderungen“ angehabt. Meist seien sie zu ihrem Grundstück in Kahla gewandert. Auf dem Weg war in irgendeinem Dorf ein Heldengedenkstein. Sie hätten eine Schweigeminute gemacht und ein Mann in Zivil sei gekommen. Dieser habe die Ausweise verlangt und gesagt, sein Name sei „Löffler vom LKA“. „Wir gingen weiter und Christian K. sagte, kommen sie doch mit in den Wald, wenn sie unsere Ausweise wollen. Und im Wald kamen dutzende Polizeiwagen.“ Sie seien auseinandergestoben, einige hätten sie verloren, die später erzählt hätten, sie seien gar nicht richtig verfolgt worden. „Für uns war das ein Kick.“ Er berichtet auch von Privatparties, Randale und wie der Neonazi Tibor R. einer Frau eine Pistole an den Kopf gehalten habe. Diese habe sich ein Messer an die Schläfe gehalten: „So nach dem Motto, wenn sie sich was antut, dann schießt er.“ In Gorndorf, einem Stadtteil von Saalfeld, der von Rechten dominiert gewesen sei, habe ein Konzert gegen Rechts stattfinden sollen. S: „Wir standen wie ein Schutzwall davor.“ Es sei aber niemand von den Linken gekommen, da hätten sie auch Autoreifen abgestochen. Sie seien auch in eine Diskussionsrunde in 

Saalfeld-Rudolstadt gegangen und hätten dort ein Transparent entrollt. Er habe NPD-Schilder aufgehängt, Transparente gesprüht und ein Banner mit der Aufschrift „Rudolf Hess - Das war Mord“ habe er an der Autobahn aufgehängt. Er behauptet, er habe sich bei Schlägereien vor allem verteidigen wollen und begründet den Übergriff in Winzerla mit einem „Rechts-Links-Konflikt“ in den Stadtteilen. Er sei damals auch kein Rassist gewesen. 

Carsten S. erzählt von rechter Musik und Liedtexten, er sei selten bis gar nicht auf Konzerten war, habe aber einmal an einem Konzert in Schorba teil genommen. Er habe in den Akten gelesen, dass es dort zu einem Gespräch wischen einem Geraer und einem Chemnitzer über die Untergetauchten gekommen sei. Das sei aber nicht er gewesen, das sei ein Zufall. S. übergibt dem Gericht eine dreißigseitige Excel-Tabelle, auf der er Ereignisse mit seiner Beteiligung und Abläufe aufgeschrieben habe. 

Götzl befragt S. noch einmal zur Äußerung, die Uwes hätten in Nürnberg „eine Taschenlampe“ hingestellt. S. sagt, aus ihrer Bombenwerkstatt habe er geschlossen, dass es sich um etwas mit Sprengstoff gehandelt habe. Zschäpe sei wegen der Anwaltsvollmachten gekommen und habe das Gespräch nicht mitbekommen sollen. Er habe das bisher in keiner Vernehmung erzählt, erst jetzt sei er zu dem Entschluss gekommen, „hier aufzuräumen“ und erstmals davon zu erzählen. Er habe die Geschichte 2011 wohl mit den Anschlägen in Köln in Verbindung gebracht. Er könne auch nicht mehr sagen, welcher der beiden Uwes ihm von der Taschenlampe erzählt habe, aber es sei wohl von „wir“ die Rede gewesen. Götzl fragt mehrfach, wie er die Verbindung zu Nürnberg oder zum Anschlag in der Kölner Probsteigasse schließt, er weist darauf hin, dass beide Ereignisse mit der Waffenübergabe im Frühjahr 2000 zeitlich nicht zusammen passen. S. antwortet: „Es gab vermutlich früher einen versuchten Anschlag, den ich aber nicht gesagt habe, den ich weggeschoben habe.“ Mit Wohlleben habe er nicht über das Gespräch gesprochen. Er habe sich dem nicht stellen wollen, aber irgendwann sei es ihm gekommen: „An der Taschenlampe ist ja ein Knopf dran, und da kam das.“

Es folgt eine kurze Diskussion darum, ob S. noch genügend konzentriert ist, um die Vernehmung fortzusetzen. Nach einer Unterbrechung zur Klärung organisatorischer Fragen beendet Götzl die Sitzung um 16.35 Uhr. 

Rechtsanwalt Scharmer erklärt dazu:

“Die Bundesanwaltschaft versorgt die Verfahrensbeteiligten offensichtlich nur scheibchenweise mit Informationen. Sie sortiert dabei selbst, was sie für relevant hält und ignoriert klare Anforderungen der Verfahrensbeteiligten. Bemerkenswert ist, dass nach Bereitstellung der so genannten Liste mit 129 Personen aus dem Umfeld des NSU von der BAW selbst kein Hinweis erfolgte, dass diese Liste längst überholt ist. Die Erklärung, es sei explizit “nur” die “129iger-Liste” angefordert gewesen, ist vorgeschoben. Tatsächlich ging es um den Inhalt, nicht um Zahlen. Das war jedem im Saal klar. Es stellt sich die Frage, ob und ggf. welche Aktenbestandteile die Bundesanwaltschaft bislang zurück hält oder in Spurenakten gewissermaßen vergraben hat. Unserer Mandantin geht es um maximale Aufklärung. Ein solches Verhalten der Anklagebehörde schafft ggf. unnötiges Misstrauen.”

Nebenklage-Vertreter RA Peer Stolle resümiert den Verhandlungstag: „Die Karten im NSU-Verfahren werden neu gemischt: Carsten S. gibt Hinweise auf einen möglicherweise weiteren vom NSU begangenen Anschlag. Der Bericht von S. über das Gespräch mit Mundlos und Böhnhardt in Chemnitz unmittelbar vor der Übergabe der Ceska gibt deutliche Hinweise, dass auch die weiteren Unterstützer in der Neonazi-Szene mehr gewusst haben könnten über die bereit begangenen oder zukünftigen Taten des NSU.“


Protokoll 9. Verhandlungstag - 12. Juni 2013

Im Vergleich zum vorangegangenen Prozesstag war der 12. Juni 2013 so unspektakulär, wie man es normalerweise erwartet: Die Befragung von Carsten S. durch den Richter Götzl wurde fortgesetzt, später kam die Staatsanwaltschaft zum Zuge. Es wurde nachgehakt und versucht, einige Aussagen vom Vortag klarer herauszuarbeiten. Dazu wurden dem Angeklagten Vorhalte gemacht, d.h. man konfrontierte ihn mit Aussagen, die er in den Vernehmungen bei Polizei und Generalbundesanwalt getroffen hat.

[Türkçe]    [English]

Die Sitzung beginnt mit einiger Verzögerung, weil eine_r der Angeklagten „unpässlich“ ist. Vermutlich handelt es sich um Beate Zschäpe. Dafür spricht, dass sich deren Verteidiger_innen häufiger in den Bereich begeben, in dem sich die Angeklagten vor Beginn des Verhandlung und in Pausen aufhalten.

Um 10.50 Uhr betreten dann die Angeklagten den Saal und kurz drauf das Gericht. Nach der Präsenzfeststellung gibt der Vorsitzende Richter Manfred Götzl bekannt, dass Abklärungen im Hinblick auf den von Carsten S. gestern angedeuteten Anschlag durchgeführt würden, um dazu Unterlagen beizuziehen und Vernehmungen durchzuführen. Dann geht es direkt weiter mit der Vernehmung des Angeklagten Carsten S. Götzl fragt intensiv zu wesentlichen Aussagen in der gestrigen Sitzung, insbesondere zur Erzählung über eine Taschenlampe, die Mundlos und Böhnhardt in Nürnberg deponiert hätten.

Carsten S. sagt, er habe am gestrigen Verhandlungstag reinen Tisch gemacht. Er habe unter anderem deshalb viele Dinge zurückgehalten, weil er den Kindern von Ralf Wohlleben nicht den Vater habe nehmen wollen. Das sei „idiotisch“ gewesen, wie er heute wisse. Götzl fragt dann wieder zur Situation der Waffenübergabe in Chemnitz. Die beiden hätten von einer Taschenlampe erzählt, die sie in ein Geschäft in Nürnberg hingestellt hätten, das habe aber nicht geklappt. Wer von den beiden die Äußerung getätigt habe, könne er nicht sagen. Als Zschäpe dazu gekommen sei, habe es ein „freudiges Hallo“ gegeben, er habe Zschäpe ja zuvor lange nicht gesehen. Da müsse auch „das mit den Anwaltsvollmachten“ gewesen sein. Er wisse nicht mehr, wie Zschäpe die Vollmachten unterschrieben habe, nur, dass es so gekommen sei. Was in Anwesenheit von Zschäpe gesprochen worden sei, will Götzl wissen. S. antwortet: „Ich weiß bloß so eine Frage: Wie geht’s? Jedenfalls war es eine freudige Stimmung.“ Sie sei dann zeitnah wieder gegangen und auch er und die Uwes seien gegangen, aber auch an die Verabschiedung könne er sich nicht erinnern. Götzl will wissen, ob er Überlegungen angestellt habe, die Waffe nicht zu übergeben angesichts der Tatsache, dass die beiden ihm mitgeteilt hätten, schon bewaffnet zu sein. Er sei irritiert gewesen, habe sich „verarscht“ gefühlt, es aber dann trotzdem gemacht. Er denke, dass er die Waffenübergabe „in Richtung Banküberfälle“ eingeordnet habe. Auf den zeitlichen Ablauf angesprochen, legt er dar, dass Böhnhardt zunächst mit S.’ Handy gespielt und dort seinen Fingerabdruck hinterlassen und wieder weggewischt habe. Dann sei das Gespräch auf die Taschenlampe gekommen. Das müsse so gewesen sein, weil dann ja Zschäpe gekommen sei, und die Uwes ‘Psst’ gesagt hätten. Er habe dies so interpretiert, dass Zschäpe nichts mitbekommen solle.

Zu der Äußerung der Uwes über die Taschenlampe habe er sich erst im Bett, ein oder zwei Tage später, Gedanken gemacht, das sei dann aber schnell wieder weg gewesen. Er habe auch nicht recherchiert, ob es ein Ereignis gegeben hat, das auf diese Beschreibung passt. Er habe das wohl weggeschoben. Auch auf seine Entscheidung, die Waffe zu übergeben, habe das keinen Einfluss gehabt.

Ob er sich erklären könne, warum er von den beiden ins Vertrauen gezogen worden sei, nicht aber Zschäpe, fragt Götzl. Damals habe er sich keine Gedanken gemacht. Er habe heute Vormittag von seinen Anwälten erfahren, dass da was passiert sein soll. „Ich habe aber in Erinnerung, ‘es hat nicht geklappt’, dass die das gesagt haben und darauf habe ich mich, denke ich, auch ausgeruht.“ Er selbst habe keine Verbindungen zu Nürnberg. Warum er den Gedanken gehabt habe, den Schalldämpfer nicht zu übergeben, fragt Götzl. Zunächst antwortet S., er habe darüber nachgedacht, weil der Schalldämpfer nicht bestellt gewesen sei, wegen des Gewindes an der Waffe habe er sich es aber dann doch anders überlegt. Götzl hakt noch einmal nach. S. sagt dann: „Damit die nicht auf dumme Gedanken kommen.“ Götzl erwidert, dies sei ja eine andere Überlegung. S. antwortet, er habe den Dreien nicht zugetraut, dass sie was Schlimmes tun. Es sei „total schwer“, das was er heute weiß mit dem überein zu bringen, was er damals gedacht habe. Nach der Mittagspause wird er auf Nachfrage von Götzl auch kurz dazu sprechen, dass es beim Kauf Vorlagen zu den Waffen gegeben habe. Er habe zwei Waffen mit Schalldämpfern gesehen und sich für die mit dem längeren Schalldämpfer entschieden. Hier interveniert RA Heer; Anwalt von Zschäpe, dass S. nicht zur Waffenvorlage befragt werden solle, weil diese zunächst im Verfahren vorgelegt werden müsse.

Das Telefonat, bei dem Wohlleben ihm unter Lachen mitgeteilt habe, die Untergetauchten hätten jemanden angeschossen, sortiert er zeitlich hinter die Waffenübergabe, weil er sich daran erinnern könne, dass er den Gedanken gehabt habe: „Hoffentlich nicht mit der Waffe.“ Das Lachen ordne er folgendermaßen ein: „In dem Sinne kam das rüber, ich weiß nicht, ob er das gesagt hat: die Idioten haben jemanden angeschossen.“ Er habe eine Erinnerung an irgendetwas mit einem Wachmann und bringe das wohl mit einem Banküberfall überein. Bei der Geldübergabe habe er ja Banderolen gesehen. Da sei die Verbindung. Da habe er sich die Gedanken gemacht, kleine Scheine könnten ja nur aus einem  Banküberfall stammen. Aber er habe weiter keine Überlegungen angestellt und auch nicht mit Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe oder Wohlleben darüber gesprochen.

Götzl fragt nach der Äußerung von S., er habe Wohllebens Kindern den Vater nicht nehmen wollen. Daraufhin interveniert Rechtsanwalt Stahl, Anwalt von Zschäpe. Er moniert, dass der Vorsitzende Fragen mehrfach wiederhole. Seine Befragung deute in gewisser Weise auf eine lenkende  Befragung hin.

S. will die Frage beantworten. Wohlleben habe ihm seine Kinder vorgestellt, das sei sein letzter Kontakt mit Wohlleben gewesen. Er habe eine Zeit lang recht viel Kontakt mit Wohlleben gehabt. Vom Ablauf sei es so gewesen, dass er in der Szene zunächst viel mit Christian K. zu tun gehabt habe, dann mit Wohlleben und dann mit seiner JN-Gruppe (u.a. Steve H., Ronny A., Daniel S.).

Um 11.55 gibt es eine Pause, um 12.20 Uhr geht es weiter.

Zunächst geht es wieder um die „Taschenlampe“. Götzl fragt, warum S. den Knopf an einer Taschenlampe mit einem Zünder verbinde. S. sagt, er habe das assoziiert. Er habe eins und eins zusammen gezählt. „Was ist an einer Taschenlampe anders dran und warum stellt man die in einen Laden?“

Götzl macht S. im Folgenden meist Vorhalte, konfrontiert ihn also mit Aussagen, die er in den Vernehmungen bei Polizei und Generalbundesanwalt getroffen hat. Das letzte Telefonat mit den Drei kann er nicht mehr zeitlich einordnen. Die Kommunikation sei aber zunächst über Telefonzellen und dann, nachdem S. über eine Bekannte eine Prepaid-Karte besorgt habe, über Handy gelaufen. S. erzählt auf Nachfrage über sein Elternhaus. Seine Mutter habe ihm als er in der rechten Szene war, widersprochen, sein Vater, der ansonsten politisch „neutral“ sei, habe ihm manchmal zugestimmt. Zum Thema Rassismus sagt er, er habe zwar entsprechende Musik gehört, habe Unterschriften gegen die doppelte Staatsbürgerschaft gesammelt und „Ausländerfeindlichkeit“ sei immer wieder Thema an den NPD-Ständen gewesen, aber er habe sich dazu nicht speziell verhalten. Zu Thorsten Heise oder einem Auslandsaufenthalt der Untergetauchten könne er nichts sagen. Er berichtet von Ronny A., mit dem er eng befreundet sei, und von Jana A., die damals mit André K. zusammen gewesen sei. Er berichtet auch über den Thüringer Heimatschutz (THS), über Tino Brandt, den er als dessen Chef wahrgenommen habe, über verschiedene „Stützpunkte“ der Neonazi-Gruppe und nennt in diesem Zusammenhang weitere Namen (Jörg K., Marcel E.). Als ein Verbot des THS im Raum stand, habe es die Order gegeben, in die NPD einzutreten.

Zu Wohlleben befragt, bestätigt er, dass er wisse, dass dieser spielsüchtig gewesen sei. Er habe das aber nicht von Wohlleben selbst erfahren. Wohlleben sei, so seine Erinnerung, gegen Gewalt zur Durchsetzung „politischer Sachen“ gewesen. Die Schlägereien, von denen er berichtet hatte und bei denen Wohlleben dabei gewesen sei, seien Ausnahmen gewesen.

Um 13 Uhr folgt die Mittagspause, um 14.40 Uhr geht es weiter.

S. berichtet, er könne sich erinnern, mit drei Personen in der Szene über die Untergetauchten gesprochen zu haben. Er habe gesagt, den Dreien ginge es gut. Dabei sei es ihm ums Prahlen gegangen und er könne sich nicht mehr erinnern, wer die Personen waren, denen er davon erzählt habe. Beim geplanten Motorraddiebstahl für die Untergetauchten habe er zunächst Steve H. angesprochen, ob dieser ihm helfen könne. Er habe ihm nicht gesagt, wofür das Motorrad gedacht sei und H. habe auch abgelehnt, mit zu machen.

Es geht im Folgenden um die ‘Kameradschaft Jena’. S. behauptet, der Begriff ‘Kameradschaft Jena’ habe in seiner Zeit in der Szene keine Rolle gespielt. „Als ich reingekommen bin, hat der Christian K. drei Buchstaben gehabt, Nationaler Widerstand Jena, irgendwie so hat der das genannt. Und irgendwann kam das mit dem Thüringer Heimatschutz.“ Er habe zum ersten Mal von der Kameradschaft Jena gehört, als er Wohlleben die Fahne, die er beim Einbruch in Zschäpes Wohnung habe mitgehen lassen, übergeben habe. Da habe Wohlleben gesagt, das sei „die alte Kameradschaftsflagge“. Er habe in einer Vernehmung von einer „Clique um Wohlleben“ gesprochen, die sich so nenne, sagt Götzl. S. sagt, er könne sich das nicht erklären und sich auch nicht erinnern, das gesagt zu haben. Es entwickelt sich eine Diskussion zwischen Götzl und der Verteidigung von Zschäpe über die Länge  -  laut S. neun Stunden - und den Ablauf der Vernehmung bei der diese Aussage getätigt wurde. S. solle doch zunächst schildern, wie die Vernehmung verlaufen sei.

Danach schildert S. auf Nachfrage, dass er sich keine Gedanken gemacht habe, was passiert, wenn er beim Waffentransport von der Polizei aufgegriffen wird. Es sei aber klar gewesen, dass er nichts sagen werde. Er habe immer wieder Rechtsschulungen, unter anderem bei Mario Ralf B., besucht. Er bestätigt die Aussage, dass die JN-Gruppe, zu der 10 bis 15 Personen gehörten, „autonom“ gewesen sei. Er geht aber davon aus, dass damit gemeint sei, dass die Gruppe autonom von älteren Neonazis wie Wohlleben und André K. gewesen sei, die sich zu dem damalige Zeitpunkt dann mehr mit Internet (Wohlleben) oder Black Metal (K.) beschäftigt hätten.

Damit ist die Befragung durch das Gericht beendet. Nach einer Pause beginnt um 15.50 Uhr die Bundesanwaltschaft mit ihrer Befragung. Oberstaatsanwalt beim BGH Weingarten fragt nach der politischen Selbsteinschätzung von S. S. habe sich ja als „nationaler Sozialist“ bezeichnet. Ob und wie er sich damit auf den historischen Nationalsozialismus bezogen habe, wie seine Haltung zum Holocaust gewesen sei, will Weingarten wissen. S. antwortet darauf ausweichend. Weingarten: „Herr S., reden Sie mal Tacheles!“ S. sagt, er habe den Holocaust geleugnet: „Damit lebt es sich einfacher.“ Weingarten fragt danach, ob S. sich als „Herrenmensch“ gefühlt habe, was S. verneint. Schließlich fragt Weingarten mehrfach danach, ob S. eine Abstufung bei seiner Abneigung gegen Ausländer gemacht habe, ob er etwa in Deutschland lebende Schweden ebenso hasse wie in Deutschland lebende Türken. Es dauert sehr lange, bis sich S. zu der Aussage durchringt, die Hautfarbe habe eine Rolle gespielt.

Weingarten fragt auch nach dem Geld für die Waffe. Es gebe da Differenzen zwischen S.’ früheren Aussagen und den jetzigen. S. habe hier gesagt, er habe in Chemnitz Geld für die übergebene Waffe bekommen. In einer Vernehmung habe er jedoch gesagt, er habe das Geld in Chemnitz „für die Telefonkarte oder wenn mal was ist“ bekommen. S. erwidert, er habe das Geld für die Waffe bekommen, wisse aber nicht, ob er einen Teil an Wohlleben gegeben habe oder ganz bei sich behalten habe. Das Geld, um die Waffe bei Andreas S. zu kaufen, habe er jedenfalls von Wohlleben erhalten. Die Waffenübergabe und die Geldübergabe in Chemnitz sei für ihn „EIN Sachverhalt“. Die erneute Nachfrage von Weingarten, ob das Geld als Erstattung für den Kaufpreis der Waffe gedacht gewesen sei, bejaht S.

Weingarten fragt dann zur Begründung für das lange Schweigen über die Äußerung zur Taschenlampe. Zur Begründung habe S. u.a. ausgeführt, dass er den Kindern von Wohlleben nicht den Vater habe nehmen wollen. Ob er denn wisse, wo Wohlleben war als er seine ersten Vernehmungen absolviert habe. Ja, antwortet S., im Gefängnis. Und ob er noch wisse, welche Rolle er Wohlleben dort in Bezug auf die Waffe zugeschrieben habe, möchte Weingarten wissen. S. bejaht dies. Weingarten: „Und heute sagen sie, sie wollen Herr Wohlleben nicht mehr Kummer machen. Das versteh ich nicht.“ S. antwortet, er wisse, dass das nicht rational sei, dass es idiotisch sei. Weingarten sagt, er verstehe das Einlassverhalten von S. nach seiner Festnahme nicht mehr. Er fragt ihn noch einmal zur Taschenlampe. Angesichts seiner Einlassung zur Funktionsweise, will er ihm die Gelegenheit geben, zu sagen, ob ihm damals in Chemnitz nicht vielleicht mehr dazu erzählt wurde. Dies verneint S.

Götzl regt an, jetzt die Vernehmung zu unterbrechen. Er teilt mit, dass er beabsichtige, zuerst der Nebenklage und dann der Verteidigung das Fragerecht einzuräumen. RA Klemke, Anwalt von Wohlleben, beantragt daraufhin, dass die Verteidigung das Fragerecht vor der Nebenklage bekommt. Er bezieht sich dabei auf die Europäische Menschenrechtskonvention. Die Verteidigung habe ein Recht auf eine konfrontative Befragung von Zeug_innen. Auch aussagende Mitangeklagte wie Carsten S. seien als Zeug_ innen zu behandeln. S. sei der Hauptbelastungszeuge gegen seinen Mandanten. Angesichts der Menge der Nebenkläger_innen und ihrer Vertreter_innen sei das Recht auf eine konfrontative Befragung nicht mehr gegeben, wenn die Nebenklage vor der Verteidigung befragen dürfe. Bundesanwalt Diemer widerspricht dem. Aus der Nebenklage gibt es Widerspruch, aber auch Zustimmung zu diesem Antrag.

Um 16.40 Uhr beendet Götzl die Sitzung für heute.

Die Nebenklagevertreter Peer Stolle und Sebastian Scharmer äußern sich in ihrer Pressemitteilung vom 12.6.2013 zum Prozesstag.

Rechtsanwalt Stolle erklärt zum Verdacht auf einen weiteren Anschlag des NSU im Jahr 1999:
“Es ist jetzt wichtig, dass alle Verfahrensbeteiligten Kenntnis von sämtlichen Prüffällen erhalten, von denen BKA und BAW ausgingen, dass sie dem NSU zugeordnet werden können. Die Aussage von Carsten S., dass auch ein mittels einer als Taschenlampe getarnten Bombe verübter Anschlag mutmaßlich vom NSU begangen worden ist, macht mehr als zuvor eine vollständige Aktentransparenz erforderlich. Die BAW ist jetzt aufgefordert, diesbezüglich Klarheit zu verschaffen.“

RA Scharmer kommentiert die Befragung von Carsten S.:
“Ich habe den Eindruck, dass Carsten S. nur stückchenweise mit der Wahrheit rausrückt und längst nicht alle auch ihn belastenden Fakten auf den Tisch packt. Ob dies aus einer gewissen Verdrängung oder bewusst passiert, lässt sich noch nicht endgültig einschätzen. Naheliegend wäre, dass Carsten S. versucht seinen eigenen Vorsatz zur Beihilfe zum Mord herunterzuspielen.
Die Aussage von Carsten S. belastet weiterhin direkt Zschäpe und Wohlleben, aber zumindest indirekt auch die Angeklagten Holger G. und Andre E. Denn offensichtlich waren zumindest Mundlos und Böhnhardt wesentlich weniger verschwiegen, als zunächst angenommen. Sie berichteten einem faktisch für sie wenig bekannten, wesentlich jüngeren Helfer von Wohlleben ungeniert von ihrer Bewaffnung u.a. mit einer Maschinenpistole. Sie prahlten mit ihrem Status als Untergetauchte und mit einem ggf. weiteren Anschlag in Nürnberg. Andre E. und Holger G. standen in einem wesentlich engeren Verhältnis zum Trio, so dass es fern liegend wäre, anzunehmen, dass sie weniger gewusst haben als Carsten S.. Die vermeintliche Aufforderung der Uwes zum Schweigen vor Zschäpe entlastet diese im Übrigen nicht. [...] Dass sie von der Prahlerei ihrer Mittäter vor einem faktisch Unbekannten nichts mitkriegen sollte, heißt nicht, dass sie selbst von den Taten nichts gewusst hätte.”


Protokoll 10. Verhandlungstag - 13. Juni 2013

Am zehnten Verhandlungstag wird Carsten S. intensiv von den Vertreter_innen der Nebenklage befragt. Überraschenderweise kündigt er jedoch an, keine Fragen der Verteidigung von Ralf Wohlleben zu beantworten, solange dieser sich nicht selbst einlässt. 

[Türkçe]

Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. Richter Manfred Götzl äußert sich nach der Präsenzfeststellung zur Reihenfolge der Fragestellung bei der Vernehmung von Carsten S. Zunächst dürfe die Verteidigung von Ralf Wohlleben Fragen stellen. Diese hatte das gestern so beantragt. Darauf interveniert Rechtsanwalt Jacob Hösl, Verteidiger von Carsten S., und verkündet, dass sein Mandant Fragen der Verteidigung von Wohlleben nur unter der Bedingung beantworten werde, dass auch Wohlleben selbst sich zur Person und zur Sache einlässt und Fragen beantwortet. RA Olaf Klemke, Verteidiger von Wohlleben, reagiert aufgebracht: „Ich fasse es nicht. Das läuft darauf hinaus, dass der Herr S. die Fragen des Herrn Wohlleben nicht beantwortet, denn wir lassen uns nicht erpressen.“ Das Nichtbeantworten der Fragen der Verteidigung Wohlleben liefe auf ein Teilschweigen von Carsten S. hinaus, er und seine Kollegin RAin Nicole Schneiders hätten eine Menge Fragen an S. Hösl antwortet, auch die Verteidigung von Carsten S. habe eine Menge Fragen; es gehe hier auch um die Frage der Waffengleichheit.

Richter Götzl übergibt das Fragerecht dann an die Nebenklage. Die Reihenfolge bestimmt er entlang der verschiedenen Tatkomplexe. Zunächst kommen in chronologische Reihenfolge der Taten die Vertreter_innen der Angehörigen von Opfern der Mordserie zu Wort. Die Befragung wird häufiger unterbrochen, wenn die Verteidiger_innen von Zschäpe und Wohlleben Fragen beanstanden, weil sie suggestiv oder schon beantwortet seien. Der Verteidigung von Zschäpe geht es dabei meist um Formulierungen wie „Auftrag der Drei“, weil dadurch impliziert werde, dass ihre Mandantin etwas getan habe, was noch nicht erwiesen sei.

Als erstes fragen die Vertreter_innen der Angehörigen von Enver Şimşek, der am 9. September 2000 in Nürnberg angeschossen wurde und am 11. September 2000 seinen schweren Verletzungen erlag. Es geht unter anderem um Differenzen zwischen Aussagen von S. zur Wohnung von Zschäpe. Er habe früher ausgesagt, dass die Drei in der Wohnung gelebt hätten, nicht nur Zschäpe. S. antwortet, er habe bei einem ersten Zusammentreffen mit den Drei in der Wohnung nicht gewusst, wessen Wohnung es war, das habe sich erst später erschlossen. S. wird eine Aussage vorgehalten, in der er gesagt hat, dass Wohlleben dabei war, als er die Waffe im „Madley“-Laden bestellt hat. S. antwortet, er könne ausschließen, dass Wohlleben dabei war, weil er die Sätze im Kopf habe: „Geh zum S.!“ und „Der Wohlleben schickt mich.“ RA Stephan Lucas fragt S., ob er angesichts der Entschuldigung des Mitangeklagten G. gegenüber den Angehörigen vielleicht auch Überlegungen in diese Richtung angestellt habe. S. bespricht sich kurz mit seinen Anwälten, dann antwortet RA Hösl, dass S. sich dazu später äußern werde, jetzt aber die Konzentration für die Beantwortung der Fragen aufbringen müsse.

Das Fragerecht bekommt dann die Vertretung der Angehörigen des auf den Tag genau vor 12 Jahren, am 13. Juni 2001, in Nürnberg ermordeten Abdurrahim Özüdoğru. Sie möchte unter anderem wissen, ob S. gewusst habe, wofür die Ceska 83 genutzt werden sollte. S. verneint dies. Auf die Frage, warum er für die Waffenbeschaffung ausgesucht worden sei und Wohlleben das nicht selbst gemacht habe, antwortet er: „Das würde ich auch gerne wissen. (…) Ich sehe es so: Die Rolle, die ich gehabt habe, hat am Anfang der Jürgen H. gehabt, dann ich, dann der Herr G. So stelle ich das her.“ Auf die Frage, ob Zschäpe gewusst habe, dass er die Waffe besorgt habe, antwortet S.: „Von mir nicht.“ Er habe auch nie Geld von Zschäpe direkt bekommen.

Als nächstes dürfen die Anwält_innen der Angehörigen des am 27. Juni 2001 in Hamburg ermordeten Süleyman Taşköprü fragen. RA Andreas Thiel fragt zunächst danach, ob S., der sich ja im Zeugenschutz befinde, eine Verpflichtungserklärung unterschrieben habe und durch andere Behörden, etwa Verfassungsschutzämter, vernommen worden sei. S. antwortet, er habe keinen Kontakt zu anderen Behörden gehabt, habe jedoch eine Verpflichtungserklärung im Hinblick auf die Maßnahmen des Zeugenschutzes unterschrieben. Thiel fragt, ob er bzw. die Jenaer Nazi-Szene Verbindungen zu norddeutschen Neonazis gehabt hätten. S. antwortet, er kenne die Namen Thorsten Heise und Christian Worch [wichtige Neonazi-Kader], außerdem wisse er vom Szene-Magazin „Hamburger Sturm“. Verbindungen kenne er jedoch nicht, auch nicht was Wohlleben oder Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe angeht. Thiel fragt nach zwei Namen: Christiane D. [Betreiberin des neonazistischen Szene-Treffpunkts 'Club 88' in Neumünster] und Holger Apfel. Nur Holger Apfel kenne er, so S. Dieser sei ja auch im JN-Bundesvorstand gewesen, wo auch er selbst zweimal auf Sitzungen gewesen sei. Über Verbindungen der Drei zu Holger Apfel wisse er nichts.
Thiel befragt S. noch einmal zu den Zweifeln, von denen S. in den letzten Tagen wiederholt gesprochen hat. S.: „Aus der Erinnerung kann ich nur sagen, dass es die Gedanken gab und dass die dann weg waren.“ Ob er Gedanken gehabt habe, sich zu offenbaren? „Leider nicht.“ Thiel fragt dann zu der Überbringung eines Briefs, den er bekommen habe beim Treffen in Chemnitz zur Waffenübergabe. Ob diese erneute Erledigung einer Aufgabe für die Drei denn nicht vielleicht einen „Bremsmechanismus“ ausgelöst haben könnte, möchte Thiel wissen. S. verneint das. Dann möchte Thiel wissen, wann S. das erste Mal von der Mordserie gehört habe. S. sagt, er habe erst aus einer „Spiegel TV“-Reportage nach der Aufdeckung davon erfahren. Auf Nachfrage sagt S., er habe nicht regelmäßig Tageszeitung gelesen. Als er in der Szene war, habe er die „Deutsche Stimme“ [NPD-Parteizeitung] gelesen. Rechtsanwältin Gül Pinar geht auf die Weigerung von S. ein, Fragen der Verteidigung Wohlleben zu beantworten. S. sagt, er habe beim Antrag der Verteidiger_innen von Wohlleben das Wort „Waffengleichheit“ gehört und wolle nicht, dass er sich „nackig macht“ und Wohlleben nicht. Pinar weist darauf hin, dass eine Befragung durch die Verteidigung von Ralf Wohlleben vielleicht auch zur Aufklärung beitragen könne, weil Wohlleben ja über Wissen verfüge. S. möchte darauf zunächst nicht antworten. Sein Verteidiger RA Johannes Pausch antwortet, auch die Verteidigung habe sich darüber Gedanken gemacht und sein Mandant wolle zur Aufklärung beitragen, es gehe hier aber weniger um eine juristische Frage als um die „menschliche Seite“. RA Philipp Götze möchte wissen, wie es zusammen gehe, dass, wie S. ausgesagt hat, man stolz gewesen sei, wenn die Drei sich bedankt hätten, aber andererseits froh, wenn sie nichts verlangt hätten. S.: „Das hat damals zusammengepasst.“ Habe er auch bei der Waffenübergabe das Gefühl gehabt, Gutes zu tun? S.: „Im Grunde genommen schon, aber dann war das, wo ich abends im Bett liege. Aber dann auch der Gedanke, da wird schon nichts passieren.“ S. habe ja den Einsatz der Waffe für möglich gehalten als er von Wohlleben erfahren habe, dass die Drei jemanden angeschossen hätten, so Götze. Immerhin habe S. ja gedacht, hoffentlich nicht mit der Waffe. Warum er diesen Gedanken nicht schon bei der Übergabe der Waffe gehabt habe? S. versteht die Frage zunächst nicht. Nachdem Richter Götzl die Frage konkretisiert, sagt S.: „Ich denke mal, dass das eine neue Information für mich war, also ich traue denen das nicht zu und dann passiert das.“ Ob er sich denn erklären könne, warum er dann nicht den Impuls gehabt habe, sich beispielsweise an die Polizei zu wenden? S.: „Dass es aus Versehen passiert ist. Ich hab im Kopf halt auch dieses: die Idioten, die machen das nicht nochmal.“ S. habe ja von Geld berichtet, das er von den Dreien bekommen habe, und dass er dies mit Banküberfällen assoziiert habe, so Götze. Ein entsprechender Banküberfall müsse also zum Zeitpunkt der Geldübergabe schon stattgefunden haben: „Mit anderen Worten, es ging auch ohne ihre Hilfe.“ S. sagt, er habe sich da „verarscht gefühlt“, wie auch schon beim Hinweis der Uwes, sie hätten bereits Waffen, die sie in ihrem Rucksack dabei hätten.

RAin Wierig fragt nach den Strukturen in der Nazi-Szene. Das sei eine „Riesenfrage“, so S. Er könne da die Hierarchien von Tino Brandt nach unten nennen: Er sei anfangs in einer Jugendgruppe bei Christian K. gewesen, da sei auch Tino Brandt zu Besuch gekommen, dann habe er Kontakt zu einem Kamerad in Saalfeld-Rudolstadt gehabt, dann mehr zu Ralf Wohlleben, dann eher zu seiner JN-Gruppe. Wierig konkretisiert und fragt nach JN-Schulungs- und Thesenpapieren und S.’ Vorstellungen dazu. Es habe in der JN ein Buch namens „Funkenflug“ gegeben, so S., da wisse er nicht, dass er da überhaupt drin gelesen habe. JN-Thesenpapiere habe er wohl gelesen und auch das NPD-Programm. Es falle ihm aber schwer, die genauen Gesprächsinhalte bei JN-Sitzungen wiederzugeben: „Ich habe das nie wieder genutzt, das Wissen, deswegen fällt’s mir schwer, zu sagen, was ich da erzählt habe.“ Im Unterricht seien verschiedene Gesellschaftsformationen nie Thema gewesen, erst im Studium habe er sich etwa mit Antisemitismus oder mit Migration beschäftigt. Bei den JN-Sitzungen hätten sie die Schulungspapiere manchmal einfach vorgelesen und die „Kiddies“ hätten nur darauf gewartet, dass es zu Ende ist „und man zum gemütlichen Teil übergeht.“ Mit den anderen Dreien in der Führung des JN-Stützpunktes habe er sich zusammen gesetzt, um den Mitgliedern der Gruppe etwas bieten zu können: „Das war Krampf.“ Wesentlich spannender seien gemeinsame Übernachtungen und Wanderungen gewesen. Wierig hebt dann auf die Uniformierung in der Nazi-Szene ab. S. habe ja auch eine Erinnerung daran, als er Böhnhardt zum ersten Mal gesehen habe, und dass dieser eine „schicke Uniform“ getragen habe. Ob er denn eine Faszination für militärische oder paramilitärische Verbände gehabt habe, möchte Wierig wissen. S. versteht offenbar die Frage nicht, und redet darüber, dass er sich nicht für Panzer oder ähnliches interessiert habe, sich aber wie zuvor auch Christian K. ein Bajonett gekauft habe. Nach kurzer Beratung mit seinem Verteidiger Hösl sagt S. dann, er habe schon eine Faszination fürs „Dritte Reich“ gehabt, etwa beim Briefmarkensammeln, sei aber nicht in die Szene eingestiegen, weil er das „Dritte Reich“ toll gefunden hätte.

Auf Nachfrage berichtet er, dass andere auch Angst vor ihm gehabt hätten, als er in der Szene war. So sei er von einem Jenaer Türsteher bedroht worden, dieser habe sich dann aber entschuldigt. „Da hat sich wohl rumgesprochen, dass ich Leute kenne.“ Zur Bewaffnung in der Szene spricht er wieder von Teleskopschlagstöcken und Schreckschusswaffen. Warum er dann beim Auftrag, eine Waffe zu besorgen, schockiert gewesen sei, möchte Wierig wissen, es seien in der Szene doch alle bewaffnet gewesen. S. sagt, das sei ein Unterschied, die Drei hätten nichts mit seiner Lebenswelt in der Szene zu tun gehabt. Zum Abschluss fragt Wierig S., ob dieser sich „komplett nackig“ gemacht habe. S: „Ja, das ist komplett nackig, ohne Rücksicht auf Verluste, auch auf meine eigenen, was meine Zukunft angeht.“ Auf Nachfrage sagt S., dass er bei neuen Entwicklungen im Prozess auch weitere Fragen beantworten werde.

Das Fragerecht hat dann die Vertretung der Angehörigen des am 29. August 2001 in München ermordeten Habil Kılıç. Dabei geht es zunächst um die Differenz zwischen der Aussage, es habe beim Treffen ein „freudiges Hallo“ (die Formulierung wird von RA Stahl beanstandet, sie sei so nicht gefallen; siehe dazu Protokoll zum 9. Verhandlungstag) gegeben, und einer Vernehmung, in der er ausgesagt habe, die Drei hätten sich zuerst nicht an ihn erinnern können. Dies erklärt er sich damit, dass man anderthalb bis zwei Jahre miteinander telefoniert habe, und sich nun persönlich getroffen habe. Dass er am Telefon, wie es in einer Vernehmung heißt, mit „Kleener“ angesprochen wurde, erklärt er sich so, dass der Altersunterschied in der Szene immer wichtig gewesen sei. Auf die Geldnöte der Drei angesprochen, von denen die Rede gewesen sei, sagt er, er sei von den Dreien nie nach Geld gefragt worden, habe aber etwas mit Geldsorgen in Erinnerung. Ob er denn mit Wohlleben darüber gesprochen hab, was er sagen solle, wenn jemand wegen der Waffe Fragen stellt. Zunächst sagt er, es sei klar gewesen, dass er nichts sagen solle. Dann berät sich S. kurz mit seinen Anwälten. Schließlich sagt er: „Es gibt eine Erinnerung, da bin ich mir absolut nicht sicher. Da ist was im Kopf, dass ich dem [Andreas] S. sage, die ist für die Drei, aber ich kann das auch nicht sicher sagen.“

Nach einer kurzen Pause wegen technischer Probleme mit der Mikrofonanlage geht es weiter mit den Fragen der Vertretung der Angehörigen des am 25. Februar 2004 in Rostock ermordeten Mehmet Turgut. RA Detlef Kolloge geht dabei auf das Telefonat ein, bei dem Wohlleben davon erzählt habe, dass jemand angeschossen worden sei. Das ordne S. ja auf die Zeit nach der Waffenübergabe ein. S. bestätigt das, weil er sich an den Gedanken, hoffentlich nicht mit der Waffe, erinnere. Ob Wohlleben das so erzählt habe, als ob er es gerade erst erfahren habe und ob S. ausschließen könne, dass das früher war, will Kolloge wissen. S. sagt, er habe keine Erinnerung: „Ich habe halt diesen Satz im Kopf.“

Auf die Auseinandersetzungen zwischen Linken und Rechten, von denen S. gesprochen hatte, bezogen, möchte Kolloge wissen, wie S. den Begriff „links“ inhaltlich fülle. S. beantwortet diese Frage mit dem Verweis auf Kleidungsstile und Codes. Auch auf mehrfache Nachfrage konkretisiert er nicht, was er inhaltlich mit „links“ verbindet.

RA Langer fragt, warum er ohne Absprache mit Wohlleben die Entscheidung über den Kauf der Waffe habe treffen können und ob ihm vorher ein Limit für den Preis genannt worden sei. S. antwortet, es müsse wohl ein Limit genannt worden sein. Andreas S. habe ihm dann wohl gesagt: das oder keins. Die Waffe habe preislich wohl auch im Limit gelegen. Und da habe er dann wohl zugesagt. Langer möchte dann wissen, ob jemals irgendeine Stelle versucht habe, Kontakt aufzunehmen und ihn zu befragen. S. sagt, dass es lediglich die „Verfolgungssache“ (siehe Protokoll vom 6. Verhandlungstag) gegeben habe, es sei nie Kontakt zu ihm aufgenommen worden.

Dann darf die Vertretung der Angehörigen des am 9. Juni 2005 in Nürnberg ermordeten İsmail Yaşar fragen. Welche rechten Bands er gemocht habe, will RA Mehmet Daimagüler wissen. Zuerst nennt S. die „Zillertaler Türkenjäger“, dann „Stahlgewitter“ und „Brutale Haie“. Außerdem habe er Frank Rennicke [neonazistischer Liedermacher] gehört. „Gigi und die braunen Stadtmusikanten“ [brachten 2010 den Song „Döner-Killer“ heraus] kenne er nur aus den Akten. Ob im „Thüringer Heimatschutz“ (THS) über mögliche V-Leute gesprochen worden sei, fragt Daimagüler. S.: „Es war nur das Thema, wenn euch Leute auffallen, die sehr anstachelnd sind, komisch fragen, dann werden das wahrscheinlich V-Leute sein oder Anscheißer.“ Dass Tino Brandt V-Person war, habe er 2000/2001 aus dem Medien erfahren. Das sei ihm damals, also nach seinem Ausstieg, schon „schnitte“ gewesen. Die Idee, wegen eines möglicherweise bevorstehenden Verbots des THS in die NPD zu wechseln, sei ihm und anderen eher unangenehm gewesen wegen Formalia wie Statuten, Tagesordnungen usw. Außerdem hätten sie sich nicht als Nationaldemokraten, sondern als nationale Sozialisten verstanden. Wohlleben sei Vorsitzender geworden, er Stellvertreter, außerdem seien Rick W., Ronny A. und Daniel S. bei der Gründung des Kreisverbandes dabei gewesen. Daimagüler möchte wissen, was S. für seine „Blitzkarriere“ in der Szene qualifiziert habe. Das habe weniger mit ideologischer Festigkeit zu tun gehabt, als damit, wie sehr man sich engagiert habe. Die folgenden Fragen werden mehrfach von Seiten der Verteidigung Zschäpe unterbrochen und beanstandet. Unter anderem fragt Daimagüler nach Hierarchien und Strukturen in der Gruppe der Untergetauchten. S. antwortet, in den vier oder fünf Treffen vor dem Untertauchen habe er keine Hierarchien feststellen können. Daimagüler fragt, ob S. wisse, was mit „Psst“ gemeint gewesen sei, also ob Zschäpe nichts von der Taschenlampe habe wissen dürfen oder nicht habe hören dürfen, dass die Uwes darüber reden. S. antwortet, er habe nur „Psst“ gehört. Dann fragt Daimagüler: „Hatten sie das Gefühl, dass er [Wohlleben] auch auf anderen Wegen mit dem Trio kommuniziert?“ S. verneint das.

Nach der Nebenklage Yaşar befragen S. die Vertreter_innen der Angehörigen des am 15. Juni 2005 in München ermordeten Theodoros Boulgarides. Zunächst fragt RA Yavuz Narin, ob S. sich erinnern könne, mit jemandem später über den Brief, den er nach dem Treffen in Chemnitz in Jena-Winzerla eingeschmissen habe, gesprochen hat. S. verneint das. Beim Treffen mit der Mutter von Uwe Mundlos, könne er sich lediglich daran erinnern, dass sie ihr gesagt hätten, es gehe den Dreien gut. Den Vater von Mundlos kenne er nicht. Narin geht dann auf den Überfall auf zwei Personen in Jena-Winzerla ein. Ob S. einen Matthias K. kenne, will Narin wissen. Den kenne er, so S. K. sei sein Nachfolger bei den JN geworden, sei ebenfalls aus der Szene ausgestiegen und er habe auch nach seinem Ausstieg hin und wieder Kontakt zu K. gehabt. Er denke nicht, dass dieser beim Überfall dabei gewesen sei. Ihm sei auch nicht bekannt, dass es in Jena im September 2009 zu einem Strafprozess gekommen sei, bei dem es um einen Überfall auf zwei linke Jugendliche ging. Narin fragt S. zu mehreren Personen. Mit Sandro T., der Landessvorsitzender der JN geworden sei, habe er sich immer gut verstanden. T. habe ihm auch Ende 2000 nochmal die Reifen gewechselt. Einen Nico S. kenne er nicht. Narin verweist auf die Akten, dort sei vermerkt, S. habe aus dem Internet Informationen zu einem Nico S. herunter geladen. S. sagt, er habe sich mal etwas von einem Antifa-Weblog über schwule Aussteiger herunter geladen, vielleicht komme das daher. Er wisse auch nicht, warum er, wie in den Akten vermerkt, Bilder vom neonazistischen „Fest der Völker“ 2006 auf dem Rechner gehabt habe. Er habe sich wohl Bilder angeschaut, um zu schauen, wie zum Beispiel Wohlleben aussehe. David F. habe er nicht wirklich gekannt, der sei „eher mit den Skins unterwegs“ gewesen. Narin weiter: „Es gibt einen Aktenvermerk über eine Blaupause einer Ceska auf ihrem Rechner.“ S. sagt, das müsse wohl aus seinen Recherchen nach dem November 2011 kommen. Narin erwidert, das letzte Änderungsdatum sei laut Aktenvermerk aber aus 2010. S.: „Das kann ich mir nicht erklären.“ Narin fragt nach Namen aus der Chemnitzer Nazi-Szene. S. sagt, er kenne diesen Namen nicht oder nur aus den Akten. Narin fragt dann, ob S. wisse, wer Sänger bei „Stahlgewitter“ war, wer Sänger bei den „Zillertaler Türkenjägern“ war und ob er einen Daniel Giese kenne. S. verneint alle Fragen. Auf Nachfrage sagt er, er habe auch die Band „Tonstörung“ gehört. An örtlichen Bands sei ihm „Vergeltung“ bekannt. Er nennt mehrere Namen möglicher Mitglieder von „Vergeltung“. Zu einem möglichen Verhältnis der Band zu Wohlleben oder Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe könne er nichts sagen. Den Begriff „Combat 18“ kenne er nur aus den Medien.

Um 13 Uhr folgt die Mittagspause. Nach einer Verlängerung der Pause geht es erst gegen 15 Uhr weiter. Rechtsanwältin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, teilt mit, dass ihre Mandantin in schlechter Verfassung sei, und dass man die Verhandlung vielleicht nur noch eine Stunde fortsetzen könne.

RAin Angelika Lex fragt nach persönlichen Verbindungen von S. nach München und Bayern. Zunächst geht es um den Aufmarsch gegen die Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht“ in München 1997. S. kann sich nicht daran erinnern, wer die Busse nach München organisiert hat, nimmt aber an, dass es der THS war. Über die Organisation des Aufmarsches und Kontakte nach München könne er nichts sagen. S.: „Ich hab da mit großen Augen gestanden und es ist alles auf mich eingeprasselt.“ Sicher sei er sich, dass Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe nicht in dem Bus mit gefahren sind, in dem er gesessen habe. Als einzige Verbindung nach Bayern in seiner Funktionärszeit fällt ihm ein, dass Sandro T. in Bayreuth oder Bamberg gewohnt habe.

Er berichtet über seine eigene Funktionärszeit: Mit Ronny A. habe er etwa ein Flugblatt geschrieben über Auseinandersetzungen zwischen linken und rechten Jugendlichen. Auf Bundes- oder Landesebene habe er keine Funktionen übernommen. Es sei für ihn schon ein Kampf gewesen, durchzusetzen, dass er nicht Vorsitzender, sondern nur stellvertretender Vorsitzender der JN Thüringen wird. Die Sitzungen des Bundesvorstands habe er „abgesessen“. Lex fragt ihn nach einer Veranstaltung am 21. Januar 1999 in Neuburg an der Donau, auf der er mit Tino Brandt gewesen sei. S. sagt, er habe das auch gelesen, aber keine Erinnerung daran. Auch zu Anton Pfahler [Ex-Wehrsportgruppe Hoffmann] aus Neuburg und zu einer Neonazi-Wohngemeinschaft auf dessen Grundstück könne er nichts sagen. An einen Kongress der extrem rechten „Gesellschaft für freie Publizistik“ in Regensburg im April 2000, auf dem er gewesen sein soll, kann er sich nicht erinnern.

RA Prosotowitz fragt zum Einbruch in die Wohnung Zschäpes. Ob er gewusst habe, welche Unterlagen er mit nehmen soll, ob er in den Aktenordnern gelesen habe und warum er die Ausweise habe verbrennen sollen. Auch zum Diebstahl des Motorrades fragt Prosotowitz hartnäckig nach. Auf die Fragen sagt S. meist, er könne sich nicht erinnern, er wisse es nicht. Prosotowitz fragt: „Warum wissen sie das nicht?“ S. antwortet: „Ich habe alles gesagt, was ich bisher wieder hergestellt habe. Ich habe kein Tagebuch geführt.“ Prosotowitz fragt dann zur Waffe: Auf die Frage, warum er den Tipp von Andreas S., dass die Waffe schnell heiß werde, nicht weiter gegeben habe, antwortet S.: „Das war mir nicht wichtig.“ Nach einer Unterbrechung, weil RA Klemke eine Frage beanstandet und darüber einen Beschluss des Gerichts will, geht es weiter. Wieder geht es um die Waffe, etwa darum, ob auch S. Handschuhe getragen habe, als er die Waffe angefasst habe. S. kann sich nicht erinnern.

Nach der Befragung durch RA Prosotowitz kündigt Richter Götzl an, die Sitzung beenden zu wollen. Zunächst fragt er S. jedoch, ob dieser auch Fragen der anderen Verteidiger, abgesehen von Wohllebens Verteidigung, beantworten werde, was S. bejaht. Auf Nachfrage sagt er, dass er auch Fragen der Verteidigung Zschäpe beantworten werde.

Um 16.20 Uhr beendet Götzl den Verhandlungstag.

Die Rechtsanwälte Peer Stolle und Sebastian Scharmer erklären in einer Pressemitteilung zur Befragung von Carsten S.:

„Die Vernehmung von Carsten S. hat einige neue Aspekte zu Tage gefördert, die bisher noch nicht bekannt waren. Vor allem die Tatsache, dass Mundlos und Böhnhardt gegenüber ihm zu erkennen gegeben haben, dass sie bewaffnet sind, Banküberfälle und Sprengstoffanschläge begehen, wirft ein vollkommen neues Licht auf die Anfangszeit des NSU. Offensichtlich waren die Untergetauchten gar nicht so konspirativ in ihrem Vorgehen, wie bislang angenommen. Dies wirft natürlich auch Fragen bezüglich des Wissens der anderen UnterstützerInnen auf, vor allem aus Sachsen. Wenn es stimmt, dass Carsten S. gegenüber Andreas S. gesagt haben soll, dass die Waffe für „die Drei“ bestimmt sei, wäre das ein Hinweis dafür, dass die Bezugnahme auf das Trio in der Szene beispielsweise Waffeneinkäufe vereinfachte - faktisch also als Türöffner funktionierte.“

Ergänzung:

Anders als vereinzelt in Medien dargestellt, sagte S. in seiner Vernehmung zum Ort der Waffenübergabe auf die Frage eines Nebenklage-Vertreters: „Ich erinnere mich nicht an Galeria Kaufhof, ich kenne das aus Düsseldorf, es war eher so dieses Gefühl: Kaufhaus, Café.“ Um das Thema ging es auch beim 13. Verhandlungstag.


Protokoll 11. Verhandlungstag - 18. Juni 2013

Der Angeklagte Carsten S. wird weiter von den Anwält_innen der Nebenklage befragt. Viel Neues kommt an diesem Tag nicht ans Licht. Doch einige seiner Aussagen werfen erneut die große Frage auf, inwieweit der Verfassungsschutz über V-Leute wie Tino Brandt und andere (ausgestiegene) Neonazis informiert gewesen sein müsste.

[Türkçe]

Der 11. Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. Wie schon in der ganzen letzten Woche sind wieder keine Nebenkläger_innen persönlich anwesend. Vorsitzender Richter Manfred Götzl möchte die Vernehmung von Carsten S. durch die Nebenklage-Vertreter_innen der Angehörigen des am 4. April 2006 in Dortmund ermordeten Mehmet Kubaşık fortsetzen. Er wird aber zunächst von Rechtsanwalt Johannes Pausch, Verteidiger von S., unterbrochen. Pausch teilt mit, sein Mandant habe zunächst noch eigenständig etwas anzufügen. S. berichtet, dass er nach seinem Ausstieg aus der Szene von Daniel S. auf die drei Untergetauchten angesprochen worden sei. Daniel S. sei ebenfalls aus der Szene ausgestiegen und habe damals Kontakt zum Bundesamt für Verfassungsschutz gehabt. Außerdem habe er auch mit Sandro T. über die Drei gesprochen. Dies müsse recht spät im Jahr 2000 gewesen sein. T. habe ihn gefragt, ob er Kontakt zu den Dreien gehabt habe und er habe dies bejaht. T. sei dann entrüstet gewesen und habe gefragt, ob Tino Brandt davon wisse, was er ebenfalls bejaht habe. T. habe darauf wiederum entrüstet reagiert. Richter Götzl fragt hierzu nach. Ob S. denn weiter mit T. über das Thema gesprochen habe, will er wissen. S. verneint das. Woran er die Entrüstung von T. erkannt habe, kann er nicht mehr genau sagen. Er erklärt sie sich so, dass T. damals vielleicht schon gewusst habe, dass Tino Brandt V-Person des Verfassungsschutzes gewesen ist. T.s. Nachfragen seien ihm komisch vorgekommen, er habe aber nicht weiter darüber nachgedacht, weil es ja in Ordnung gewesen sei, dass Brandt das weiß.

Es folgt die Befragung durch Rechtsanwältin Antonia von der Behrens. Diese fragt S. zunächst zu seinen neuen Aussagen. Das Gespräch mit Daniel S. müsse nach dessen Ausstieg gewesen sein, 2000 oder 2001, so S. Er sei sich nicht sicher, ob Daniel S. im Aussteigerprogramm des VS gewesen sei, jedenfalls sei er nach Berlin gezogen und der Umzug sei ihm bezahlt worden. Er habe S. gesagt, dass er keinen Kontakt zu den Dreien gehabt habe, weil er nichts verraten wollte. Es sei ja sowieso komisch gewesen, dass Daniel S. ihn darauf anspricht.

Von der Behrens möchte dann wissen, ab wann sich S. zur Szene gehörig rechnete. S. sagt, dass er ab der Demonstration in Saalfeld 1997, zu der es auch Aufkleber des Thüringer Heimatschutzes (THS) gegeben habe, zum THS gehörte. Zum Kern des THS in Jena zählt er Ralf Wohlleben, André und Christian K. Auf Nachfrage rechnet er auch sich selbst zum Kern des Jenaer THS. Es habe aber keine Aufnahmerituale gegeben, er habe sich einfach zugehörig gefühlt. Von einer Kameradschaft Jena habe er erst nach Diebstahl der Fahne in Beate Zschäpes Wohnung gehört. Einen „Nationalen Widerstand Jena“ kann er nicht genauer einordnen, auch als ihm vorgehalten wird, dass er ein T-Shirt mit der entsprechenden Aufschrift getragen habe. Als Nationaler Widerstand habe sich in Jena jeder aus der rechten Szene bezeichnet. Das sei außerdem schon zum Ende seiner aktiven Zeit gewesen, wo er nur noch zwei Veranstaltungen absolviert habe aus „Verantwortungsgefühl“ gegenüber den Jüngeren bei den Jungen Nationaldemokraten (JN). Von der Behrens hält ihm eine Aussage aus einer früheren Vernehmung vor, wonach es bei der NPD schnell politisch geworden sei  und sie zweimal mit dem SPD-Oberbürgermeister zusammen gesessen hätten und ganz normal mit diesem diskutiert hätten. S. antwortet: „Das mit den Veranstaltungen, das war erstmal interessant, aber das war immer dasselbe und dahingehend wurde das langweilig.“ Von der Behrens: „Überlegen sie nochmal: Welche Rolle spielten Politik und Ideologie für Sie? Dieses Runterreden hilft nicht viel.“ S. sagt, er könne das „schlecht festmachen“. Auf den Vorhalt, Ronny A. habe ausgesagt, S. habe ihn und andere im Bus nach Saalfeld zur Ordnung gerufen, als sie Quatsch gemacht hätten, sagt S., es sei dabei um eine Flasche Schnaps gegangen und es habe die Order gegeben, dass Alkohol verboten ist. Von der Behrens fragt nach weiteren NPD-Veranstaltungen, zu denen S. jedoch meist angibt, sich nicht erinnern zu können. An die Störung einer Veranstaltung des DGB am 30. Januar 1998 in Saalfeld, bei der er dabei gewesen sei, könne er sich nicht erinnern. Auch, dass er als Versammlungsleiter eines „Trauermarschs“ in Bad Berka 2000 vorgesehen gewesen sein soll, könne er sich nicht erinnern. Ebenso könne er sich nicht erklären, dass er noch im September 2000 zusammen mit Ronny A. für eine Fernsehdiskussion mit den thüringischen Innenminister vorgesehen gewesen sein soll.

Im Folgenden geht es darum, wie der Verfassungsschutz in der rechten Szene wahrgenommen worden ist. S. sagt, er habe eine Zeit lang angenommen, dass Steve H. V-Person sein könne, dies habe sich aber verlaufen. Aktionen wie das Raushängen der schwarz-weiß-roten Fahne aus Zschäpes Wohnung habe man dem Verfassungsschutz offenbar zugetraut, fragt von der Behrens. S. darauf: „Irgendwie Polizei, VS, LKA, da haben wir nicht differenziert. Das fiel mir wieder ein, dass die da lag und dann hab ich die mitgenommen, so ein bisschen aus Provokation.“ Ob er denn nicht Sorgen gehabt habe, nachdem er erfahren habe, dass Tino Brandt V-Person war, immerhin habe der ja gewusst, dass S. Kontakt zu den dreien hatte. S. antwortet, er habe sich darüber keine Gedanken gemacht. Die Informationen in der Szene über anstehende Aktionen der Polizei bei den Rudolf-Hess-Aktionswochen oder zu einem möglichen Verbot des THS seien wohl von André K. oder von Brandt gekommen.

An rassistische Positionen von Wohlleben kann sich S. nicht erinnern. Von der Behrens hält S. eine Zeugenaussage von Christina H. vor, wonach André K. und Wohlleben „die krankesten Hirne“ gewesen seien. Döner-Essen sei mit zehn Liegestützen, bei denen die Person ausgepeitscht worden sei, bestraft worden. S. sagt, das habe er auch erst gelesen. Er habe davon nie etwas mitbekommen.  Ob er die rechte Hand Wohlebens gewesen sei, wie der Mitangeklagte G. behauptet, könne er nicht sagen, so S. Kontakte Wohllebens oder der Jenaer Szene nach Sachsen seien ihm nicht bekannt. Die Band „Eichenlaub“ von Christian K. kenne er, er sei auch mal mit Christian K. auf ein Konzert gefahren, wohl in Hoyerswerda. Den Song von „Eichenlaub“ über das Trio käme ihm zwar bekannt vor, aber er kenne ihn eigentlich aus dem Akten. Patrick Wieschke [thüringischer Neonazi, verurteilt wegen Anstiftung zu einem Anschlag auf einen türkischen Imbiss] kenne er, aber die ihm vorgeworfene Tat kenne er nur aus der Berichterstattung.

Dann geht es um den Abbruch des Kontaktes zu den Drei. Einordnen kann er das letzte Telefonat nicht. Er habe nach dem Unterbindungsgewahrsam die Karte in Absprache mit Wohlleben vernichtet. Wann er davor mit den Untergetauchten gesprochen habe, kann er nicht sagen. Auf Nachfrage sagt er, dass er davon ausgegangen sei, er habe sich keine Gedanken gemacht, ob das der endgültige Kontaktabbruch sei. Von der Behrens: „Über einen langen Zeitraum unterhalten sie konspirativ Kontakt zu drei Untergetauchten und der wird abgebrochen und man spricht nicht darüber, wie der Kontakt weitergeht. Das halte ich für lebensfremd.“ S. sagt, das sei für ihn erledigt gewesen, weil die Karte zurückgetan worden sei bei der Durchsuchung im Rahmen des Unterbindungsgewahrsams. Von der Behrens: „Also gezielt nicht beschlagnahmt wurde?“ S.: „Die Möglichkeit bestand.“ Seinen Ausstieg kann S. nicht genau datieren, aber es sei wohl drei, vier Wochen nach dem Unterbindungsgewahrsam gewesen. Er habe auch noch einmal mit Wohlleben darüber gesprochen. Schließlich hält ihm RAin von der Behrens einen Vermerk aus der Erkenntniszusammenstellung des Bundesamtes für Verfassungsschutz vor, nach der S. ein Ausstiegsangebot abgelehnt und sich beim Staatsschutz in Jena beschwert habe. Ob ihm ein Ausstiegsprogramm angeboten wurde, fragt von der Behrens. S. verneint dies.

Nach kurzer Pause geht es weiter mit RA Sebastian Scharmer. Dieser fragt zunächst danach, warum S. nicht in die Bundeswehr aufgenommen wurde. S. sagt, das sei offiziell aus organisatorischen Gründen gewesen, es sei aber in der Szene bekannt gewesen, dass die Bundeswehr so Personen aus der rechten Szene daran hindern wolle, Soldaten zu werden. Er habe auch Einspruch eingelegt. Zu seinen politischen Ansichten sei er bei der Musterung nicht gefragt worden. Sandro T. und Ronny A. seien aber zur Bundeswehr gegangen. Scharmer hält ihm dann einen Vermerk des Militärischen Abschirmdienstes vor, nach dem dienstlich bekannt geworden sei, dass  S. 2001 ein Aussteigerprogramm angeboten worden sei, dass dieser abgelehnt habe, weil er sich der  nationalen Bewegung noch zugehörig fühle. S. habe sich bei Herrn K. vom Jenaer Staatsschutz beschwert. Scharmer: „Haben sie darüber Informationen, wer diese Informationen weiter gegeben haben kann?“ S. verneint. Das gehe ja weiter als der Vermerk des VS, so Scharmer. S.: „Nein, bei dem Gespäch mit dem K. oder K. [Namen zweier Beamter], hat der mir auch gesagt, dass ich 2001 noch bei einer Veranstaltung Ordner war. Da sagte ich, das kann nicht sein. Und er sagte, ich sei als Ordner gemeldet worden.“ Er habe sich das so erklärt, dass die NPD Ordner brauchte, die nicht vorbestraft sind.

Woher er denn als er bei der Jenaer Polizei vorgesprochen habe, die Namen der Staatsschützer gekannt habe, will Scharmer von S. wissen. S.: „Die waren in der Szene bekannt, einer ist Staatsschutz, einer ist Verfassungsschutz.“ Er habe einen auch kennengelernt im Zuge der Durchsuchung und bei einer Befragung. Ob er wisse, wer von welcher Stelle, VS oder Polizei, war, will Scharmer wissen. S.: „Das hab ich bis heute nicht rausbekommen.“ Dass einer für den VS arbeitet, müsse er aus der Szene wissen.

Scharmer fragt dann zu den Angriffen auf Döner-Imbisse. S. habe gesagt, sie hätten „denen“ damit eins auswischen wollen. Wieder gestaltet sich die Frage nach den Motiven für den Angriff schwierig. Wen er konkret mit „denen“ gemeint habe, will Scharmer wissen. S.: „Na, den Betreibern. Ich weiß nicht, ob das deutsche oder türkische Betreiber waren.“ S. sagt, er habe selber auch nie abwertende Begriffe für Migrant_innen benutzt. Scharmer fragt außerdem danach, dass S. meint, beim Waffenverkäufer Andreas S. von „den Drei“ gesprochen zu haben. S. antwortet: „Ob ich das erwähnt habe, ich habe am Wochenende stundenlang versucht, ich krieg’s nicht hin.“ Scharmer: „Gab es in der rechten Szene damals weitere Ausfüllungen dieses Begriffs ‘Die drei’, gab es eine Legendierung?“ S.: „Nicht, dass ich wüsste.“

Als nächstes fragt Rechtsanwalt Peer Stolle. Stolle fragt unter anderem zur Rolle von Jürgen H., von dem S. letzte Woche berichtet hatte, dass dieser zuerst den Kontakt zu den Dreien gehalten habe. S. sagt, das erschließe sich ihm heute aus den Akten so. Warum ihm denn H. als Helfer für den Einbruch vorgeschlagen worden sei, fragt Stolle. S. interveniert: „Nicht vorgeschlagen, sondern gesagt.“ Er wisse, dass H. ein guter Freund Wohllebens gewesen sei. Er erschließe sich das heute so, dass für H. klar gewesen sein muss, in welche Wohnung eingebrochen werden soll.
Abgesehen von einem Treffen mit Hans Günter Eisenecker sei er nur anlässlich eines Aufmarschs in Rostock in Mecklenburg-Vorpommern gewesen, David Petereit kenne er nicht, das Heft „Weißer Wolf“ [Fanzine mit Gruß an den NSU] nur aus den Akten. Stolle fragt, ob S. je unter Druck gesetzt wurde, keine Informationen über seine Unterstützungstätigkeiten an Dritte weiter zu geben. S. verneint das.

Um 12 Uhr folgt die Mittagspause, um 13:30 geht es weiter.

RA Ünlücay fragt zu S. Rolle in der JN und zu seiner ideologischen Einbindung. S. sagt, er habe sich schon mit den Themen bei der JN identifiziert. Ünlücay fragt dann: „Wollten sie damals, dass insbesondere die türkische Bevölkerung auswandert?“ RAin Nicole Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben, beanstandet diese Frage als suggestiv, Götzl lässt sie jedoch zu. S.: „Also das Thema gab es.“ Turan Ünlücay „Dass die ausländischen Menschen zum Wegzug bewegt werden sollten?“ S.: „Ja.“ Ob die fremdenfeindliche Gesinnung der Drei der Grund für S. gewesen sei, zu helfen, will Ünlücay wissen.

S. verneint das, er habe den Untergetauchten helfen wollen. Ünlücay fragt dann, ob S. den Kaufpreis für Waffe gleich passend dabei hatte. S. verneint das, er habe die Summe erfahren und sei zu Wohlleben gegangen und dann habe da das Geld bekommen. Er habe mit Andreas S. auch nicht über einen Aufpreis für den Schalldämpfer gesprochen.

RA Sidiropoulos fragt, ob die Information, dass jemand angeschossen worden sei, vielleicht auch ein Auslöser für S.’ Ausstieg gewesen sei. S. sagt, er habe das so nicht in Erinnerung, er habe sich darauf zurückgezogen, dass es ein Versehen gewesen sei.

RA Sfatkidis hält S. eine Aussage von Christian K. vor, nach der offensichtlich gewesen sei, dass S. zuverlässig und später auch gefestigt war und sicher nicht als Mitläufer bezeichnet werden kann. Sfatkidis: „Finden Sie sich in dieser Antwort wieder?“ S.: „In gewisser Weise schon.“

Dann fragt Sfatkidis unter anderem zu Tino Brandt. S. sagt, am Anfang sei Brandt immer mit André K. gekommen. Brandt sei Organisator gewesen. In Gotha bei einer Rudolf-Hess-Demo hätten sie gewartet bis Brandt anruft. „Und frühmorgens haben wir auf das Kamerateam gewartet, auf den Rainer Fromm, und dann hieß es, wir können los gehen. Das lief immer über den Tino Brandt auch.“ Hinter Brandts Rücken sei aber auch über ihn gelästert worden, weil er „schwul oder bi“ sei.

RA Bogazkaya fragt zur Waffenübergabe in Chemnitz und ob dort darüber gesprochen wurde, vom die Waffe stammt. S. verneint.

Nach der Nebenklage Kubaşık folgen die Vertreter_innen der Angehörigen des am 6. April 2006 in Kassel ermordeten Halit Yozgat. RAin Dierbach möchte wissen, ob S., gewusst habe, warum Böhnhardt ins Gefängnis musste. S. verneint dies, er sei davon ausgegangen, wegen der Bombenwerkstatt, die gefunden wurde, habe aber weder mit Wohlleben noch mit den Uwes darüber gesprochen. Auch über Pläne der Drei ins Ausland zu gehen, habe er nicht gesprochen. Ob er sich denn keine Gedanken gemacht habe, dass er selbst überwacht werde, wenn schon Wohlleben überwacht wird. Auch solche Gedanken sein ihm nicht gekommen, so S.

RA Bliwier legt S. eine Aussage von Andreas S. vor. Dieser habe gesagt, der Schalldämpfer der Waffe sei bestellt gewesen. Ob Carsten S. denn angesichts dieser Aussage bei seiner Aussage bleibe, dass der Schalldämpfer nicht bestellt war. S. bejaht das. Bliwier zitiert einen Bericht des Verfassungsschutzes wonach der Jenaer Kamerad S. während des Besuchs des JN-Kongresses 1999 in Mitterskirchen in Bayern laut Auskunftsperson aufgefordert habe, sein Handy auszuschalten und ihr dann mitgeteilt, dass er jetzt für den Kontakt zu den drei verantwortlich sei, denn der Wohlleben sei überwacht. S. sagt, er könne sich nicht erinnern. Tino Brandt müsse das so weiter gegeben haben, nur dem habe er gegenüber berichtet, eine andere Person käme nicht in Betracht. Weiter gehe es in dem Bericht, so Bliwier, dass S. auf seinem Handy eine Kurznachricht von Wohlleben erhalten habe, sein Handy ausschaltete und dann zum Telefonieren ging. S.: „Ich habe das nicht in Erinnerung, dass wir das über unsere Handys gemacht haben.“ Zum Thema Auslandsaufenthalt, das in dem Bericht ebenfalls erwähnt werde, sagt S., dass er die Sachverhalte nur aus den Akten kenne. Er habe nie mit Thorsten Heise gesprochen. Er habe wohl auch den Auftrag bekommen, bezüglich Manfred Roeder Auslandskontakte abzuklären: „Da muss ich den Auftrag bekommen haben, das abzuklären. Und dann hab ich ein Nein bekommen und dann hab ich das Nein zurückgetragen.“ Bliwier fragt weiter: „Im Dezember 2011 sind diese Informationen zusammengestellt worden, umfassende Erkenntnisse aus 1999. Haben Sie sich mal die Frage gestellt, wenn das alles so weiter gegeben worden ist, wieso dann eigentlich niemand eingeschritten ist? Wenn man das liest, wie nah der VS an ihrer Kontaktaufnahme dran war über ihr Handy, haben Sie sich damals nicht die Frage gestellt warum eigentlich niemand was übernommen hat? S.: „Am Anfang hab ich mich gefühlt, als wäre ich der einzige gewesen, der gewusst hat von Chemnitz und so. Und dann das zu lesen, dass bevor ich angesprochen werde, das schon Chemnitz klar ist, das war schon bitter, klar.“

Nach einer weiteren Pause folgt RA Kienzle. Er fragt unter anderem nach dem vor dem Unterbindungsgewahrsam geplanten Tschechien-Aufenthalt von S. S. gibt an, den genauen Zielort der geplanten Reise vor seiner Gewahrsamnahme noch nicht gekannt zu haben. Er wisse auch nicht, dass Tschechien für die rechte Szene einen Anlaufpunkt dargestellt habe. Er sei, wie schon berichtet, einmal zusammen mit Wohlleben in Cheb gewesen, um mit den Untergetauchten zu telefonieren, dort habe er sich auf einem „Vietnamesenmarkt“ eine Landser-CD und einen Schlagring gekauft. An ein Gespräch über Berlin im Zusammenhang mit den Dreien kann er sich nicht erinnern.
Dann folgen die Vertreterinnen der Geschädigten des Bombenanschlags in der Kölner Probsteigasse und ihrer Eltern, bei dem am 19. Januar 2001 eine Neunzehnjährige schwer verletzt wurde. RAin Lunnebach fragt zum Waffenkauf: „Als der [Andreas S.] ihnen den Preis nannte, hatten sie da schon Geld dabei?“ S. verneint. Lunnebach: „Dann sind sie also nochmal zu Wohlleben. Hatte der das Geld schon parat?“ S.: „Ich weiß nicht ob ich einen Tag später da hingegangen bin. Ich meine, der hat das Geld schon da gehabt.“ Es folgt eine längere Auseinandersetzung zwischen Lunnebach, RA Klemke, RAin Sturm und Götzl um die angemessene Formulierung einer Frage. Schließlich verlässt Götzl den Saal, um Lunnebach Zeit zu geben, ihre Frage neu zu formulieren. Lunnebach geht es darum, wie die Tatsache des Untertauchens in der Szene bewertet wurde, ob Bewunderung oder Respekt geäußert wurde und mit wem S. in der Szene solche Gespräche geführt hat. S. antwortet, das Untertauchen sei „hingenommen“ worden. Kontakte der rechten Szene in Jena nach Köln kennt er nicht. Lunnebach spricht S. auf die Rechtsschulungen, die er erwähnt hatte, an. Er habe an mehreren teilgenommen, so S., am Anfang habe Christian K. etwas erzählt und er habe in den Akten etwas von einer Schulung bei Mario Ralf B. gelesen, an die er sich aber nicht mehr erinnern könne. Lunnebach: „Aus den Kreisen der NPD kämen möglicherweise noch andere in Frage, Frau Schneiders lacht schon. Von Frau RA Schneiders sind sie nicht geschult worden?“ S.: „Habe ich nicht in Erinnerung.“

RAin Clemm fragt S. zu seinem Ausstieg. Sein Aussteigen sei ja ein Aufhören gewesen, einfach nichts mehr zu tun in der Szene. Was S. denn darunter verstehe, auszusteigen: „Den Kreis in dem ich bin zu verlassen, in gewisser Weise allein dazustehen, die Ängste, in Jena, wo ich sonst unterwegs war, auf jeder Veranstaltung, Parties, Kneipen hat man immer jemand getroffen, den man kannte, aus der rechten Szene, Hooligans, und da auf die Leute zu treffen, das fiel mir am Anfang schwer.“ Ob er jemals darüber nachgedacht habe, dass er Schutz benötigen könnte, will Clemm wissen. Nein, er sei zwei Mal von ehemaligen Kameraden umringt worden, dann habe er geschaut, dass er vermeidet auf ehemalige Kameraden zu treffen, so S. Mit Wohlleben habe er über den Ausstieg gesprochen und gesagt, dass er nichts erzählen werde. S.: „Ich weiß nicht, ob ich es allgemein gesagt habe oder auf die Drei bezogen. Aber es war schon klar, dass ich, wenn ich aussteige, nix sage.“ Zu Tino Brandt sei er von Wohlleben geschickt worden, aber an die genauen Gründe für die Gespräche über die Untergetauchten könne er sich nicht mehr erinnern. Er habe Wohlleben nichts von der Taschenlampe, von der in Chemnitz die Rede war, erzählt und auch mit sonst niemandem darüber gesprochen. Clemm fragt dann zu einem Überfall auf den Jenaer Stadtjugendpfarrer Lothar König 1997. S. will nicht beteiligt gewesen sein und sich auch nicht erinnern, dass darüber geredet wurde. König sei aber für die Szene ein Gegner gewesen. Dass in Saalfeld 1997 ein junges Mädchen [Jana G.] von Rechten ermordet wurde, erinnere er nicht. Clemm fragt dann unter anderem zu Waffen in der Szene. Bis zum Kauf der Ceska habe er nichts von scharfen Waffen gehört, so S. Zu paramilitärischen Übungen wisse er nichts, lediglich an den schon erwähnten Wanderungen habe er teilgenommen. Wenn in einer anderen Stadt ein Ausländer ermordet wurde, dann hätten sie das abgebucht, dass die Presse unseren Ruf in den Dreck zieht.

Ob er einen Tom T. kenne, fragt Clemm. S.: „Das sagt mir was. Ich würde jetzt sagen, aus den Akten.“ Clemm: „Im Zusammenhang mit der Band Vergeltung?“ S.: „Der muss einen Sptznamen gehabt habe.“ Getroffen habe er ihn nie. Ob Christian K. Kontakt zu den Dreien hatte, will S. wissen. K. sei überrascht gewesen, als er auf die drei angesprochen wurde und dann sei Wohlleben dazwischen gegangen, so S.

Auf Nachfrage sagt S., er habe Jürgen H. nie selbst um Unterstützung gebeten beim Kontakt zu den Untergetauchten. Clemm hält S. eine Aussage von H. vor, nach der er H. gefragt haben soll, ob dieser bei einer Übergabe helfen könne. Das könne er sich nicht erklären, so S. Clemm fragt dann zu einem Überfall durch André K. auf zwei Frauen. S. sagt, er sei bei dieser Sache dabei gewesen. Sie seien mehrere gewesen. Christian K. sei ein Auto abgebrannt worden, ebenso Tino Brandt. Christian K. sei irgendwie in Kontakt gekommen zu einem „linken Mädel“, die gesagt habe: „Schöne Autobezüge hattest du drauf.“ Christian K. habe daraus geschlossen, dass sie etwas mit dem Brand zu tun hatte und habe sich mit ihr verabredet. Sie hätten für den Fall, das Linke auftauchen, abseits gelegen. Aber dazu sei es nicht gekommen. Da sei, so S. auf Nachfrage, die Rede davon gewesen, dass André K. eine der beiden jungen Frauen danach bedroht hat. S.: „Irgendwas gegen den Zaun gedrückt und die sollen erzählen wer das Auto abgebrannt hat und die sind dann was trinken gegangen und haben wieder normal gesprochen.“ Clemm weist darauf hin, dass es ein Gerichtsverfahren gab. S.: „Ja, und in dem Kontext hab ich das mit dem Überfall gehört. Weiß nicht, ob ich das 2000, 2001 mitbekommen habe, mir fällt gerade ein, es gab 2001 eine Broschüre über die rechte Szene Jena, und da hab ich das gelesen, dass das ein Überfall gewesen ist.“ Clemm fragt dann noch einige Namen aus der Jenaer Szene ab.

Um 16.38 beendet Richter Götzl die Sitzung.

Nebenklage-Vertreter Rechtsanwalt Dr. Björn Elberling

„Carsten S.’ immer wieder vorgetragene Behauptung, er habe keine Vorurteile gegenüber Türken gehabt, wird vollends absurd, wenn er über die Zerstörung einer Dönerbude berichtet und meint, er wisse nicht, welche Herkunft der Eigentümer gehabt habe. Seine gesamten politischen Aktivitäten im Thüringer Heimatschutz, der NPD und den Jungen Nationaldemokraten spielt er herunter. Spannend ist alleine, dass er berichtet, bereits im Jahr 2000 habe er einerseits dem Chef des Thüringer Heimatschutzes, Tino Brandt, von seinem Kontakt zu den drei Untergetauchten erzählt. Dieser sei also jedenfalls ab diesem Zeitpunkt unterrichtet gewesen. Tino Brandt war die gesamte Zeit über V-Mann des Verfassungsschutzes. Außerdem habe ihn ein weiterer angeblicher Aussteiger, der zu diesem Zeitpunkt Kontakt zum Verfassungsschutz hatte, im Jahr 2000 gezielt nach „den Drei“ gefragt. Deutlich wird also, dass schon zu diesem frühen Zeitpunkt die Abgetauchten und ihre Unterstützer im Blickfeld des Verfassungsschutzes standen.“


Protokoll 12. Verhandlungstag - 19. Juni 2013

Der Angeklagte Carsten S. wurde weiter durch die Nebenklage und abschließend durch die Bundesanwaltschaft befragt. Erneut mag er den Zusammenhang zwischen rassistischen und menschenverachtenden Liedtexten und eigenen Taten und Überzeugungen nicht erkennen, so als sei er ein „Antirassist in der NPD“  (Zitat Nebenklageanwalt RA Hoffmann) gewesen. Auch erstrecken sich seine Erinnerungslücken auf die meisten Komplexe, die nicht mit der Tatwaffe zu tun haben. Emotional entschuldigt sich S. am Ende der Befragung durch die Nebenklage: „Ich kann nicht ermessen, was ihren Angehörigen für unglaubliches Leid, Unrecht angetan wurde, ihren//- Sie als Angehörige- Da fehlen mir die Worte.“

[Türkçe]

Gegen 9.50 Uhr betritt der Senat den Saal. Es geht weiter mit der Einvernahme von Carsten S. durch die Nebenklage. Begonnen wird mit den Vertreter_innen der Opfer des Nagelbombenanschlags am 9. Juni 2004 in der Kölner Keupstraße. Es beginnt Rechtsanwalt Schön. Er fragt zunächst dazu, ob S. gewusst habe, weswegen Böhnhardt ins Gefängnis gemusst habe. S. sagt, er habe in der Berichterstattung von der Bombenwerkstatt in einer Garage erfahren. Von regulären Bomben wisse er nichts: „Ich habe in Erinnerung Bombenattrappen und der Christian K. hat dann gesagt, haste gesehen: verschmorte Rohre. Das ist eher verniedlicht worden.“ An Debatten um Militanz kann er sich erneut nicht erinnern. Schön verliest dann einen „Bettelbrief’“ des NSU, in dem es unter anderen geheißen habe: „Die Aufgaben des NSU bestehen in der Bekämpfung von Feinden des deutschen Volkes. (…) Die Aktivitäten werden weitergeführt nach dem Motto Sieg oder Tod. Jeder Kamerad ist gefragt. Gib dein Bestes, Worte sind genug gewechselt.” Der Vorsitzende Richter Manfred Götzl moniert zwischendrin, Schön solle doch bitte zur Frage kommen. S. sagt, er kenne den Brief nicht, auch andere derartige Briefe kenne er nicht. Die folgende Frage von Schön provoziert mehrere Beanstandungen durch RA Heer, Anwalt von Beate Zschäpe. Schließlich fragt Schön: „Kommt Ihnen nach dem Vorhalt dieses Briefes noch eine neue Erinnerung über Auseinandersetzungen über gewalttätige Aktivitäten in ihren, ich sage mal, Neonazikreisen?“ Hier beanstandet RA Klemke, Anwalt von Ralf Wohlleben. Schön fragt zurück: „Was sind sie denn?“ Darauf Klemke: „Meinen Sie mich? Sie können gleich eine Anzeige haben.“ Nachdem sich die Auseinandersetzung fortsetzt, fordert Klemke Götzl auf, RA Schön zur Ordung zu rufen. Götzl antwortet, Klemke könne Fragen beanstanden, aber keine Ordnungsrufe einfordern. Die Debatte darum, auf wen oder was sich das „sie“ in Schöns Formulierung bezieht, setzt sich fort. Schön sagt, dass „sie“ habe sich auf die Szene, in der möglicherweise etwas diskutiert wurde, bezogen, sagt aber auch: „Ich bin gegen Scheinheiligkeit, wenn man dann sich selber in rechtsradikalen Kreisen bewegt, indem man solche Leute vertritt, dann soll man nicht so scheinheilig tun.“ Götzl fordert, Fragen präzise zu stellen und nicht persönlich zu werden.

Schön fragt dann zum „Pogromly“-Spiel. S. sagt: „Damals wusste ich, dass der André mit diesen Spielen unterwegs war, da kommt eine Erinnerung.“ Er selbst sei nicht beteiligt gewesen.
RA Kaplan fragt vor allem zum Aussstieg von S. S. sagt, er habe auch ideologisch mit der Nazi-Szene abgeschlossen. Der Ausstieg sei ein Prozess gewesen. Seine Homosexualität habe eine große Rolle gespielt. Mit jeder Person, der er von seiner Homosexualität erzählt habe, sei es leichter geworden. Eigentlich habe er anfangs vermeiden wollen, dass die rechte Szene davon erfährt, aber dann sei das nach zwei bis vier Wochen sowieso rumgegangen. Kaplan fragt nach der Situation, in der S. von ehemaligen Kameraden, unter anderem Ralf O. und Alexander H., umringt worden sei. S. erzählt, das sei in einer Villa gewesen, die für private Partys gemietet werden kann, da sei er umringt worden, eine Freundin hab ihn dann weggezogen und dann sei weiter nichts passiert. Es sei bei den Bedrohungen durch seine Ex-Kameraden primär um seine Homosexualität gegangen. Ralf O. habe aber gesagt: „Lasst den in Ruhe.“  Die Frage, ob das Jahr 1999 eine Hochzeit in seiner Karriere als Funktionär war, bejaht S. Kaplan fragt dann, ob er in dieser Zeit von neonazistischen Anschlägen in England erfahren habe. S. verneint das.

Es folgt RAin Singer und dann RA Erdal. Dieser fragt unter anderem noch einmal zu S.’ Gründen, gegenüber der Verteidigung Wohlleben nicht auszusagen. S.: „Also, ich hab das mit meinen Anwälten besprochen und wir haben auch überlegt, ob da Angaben kommen könnten, die helfen könnten. Aber ich möchte, dass er seine Sichtweise darstellt und mir kommt es eher vor, wenn ich Fragen zulasse, als könne er in Ruhe gucken, mich dumm dastehen zu lassen, keine Ahnung mit was für Mitteln und das sehe ich schwierig.“ Später wird es auf eine Nachfrage eines weiteren Nebenklage-Vertreters nach der Formulierung „dumm dastehen“ sagen: „Also, es geht mir nicht darum, dass ich Befürchtungen habe oder Ängste, dass was kommt, es ist eher das Gefühl, ich gehe in Vorleistung. Ihm ein Podium zu bieten für abstruse Sachen, für Thesen, mir das Wort im Mund herum drehen. Das ist alles kein Problem, wenn er in Vorleistung geht.“ Bei der Verteidigung
Zschäpe habe er kein Problem, weil er Zschäpe kaum gekannt habe. Erdal fragt nach Verbindungen Wohllebens nach Mainz oder Ludwigshafen. Davon wisse er nichts, so S; Matthias H. oder Malte R. kenne er nicht.

Nach den Fragen weiterer Nebenklage-Vertreter aus dem Tatkomplex Keupstraße fragt RA Matt S. nach den Fragen, die dieser an Wohlleben hat. S. antwortet: „Das sind ähnliche Fragen wie sie das Gericht hat. Warum er mich angesprochen hat oder warum die beiden mich angesprochen haben und nicht den Christian K. zum Beispiel. Da geht’s mir darum, dass er hier die Fragen beantwortet, und selber aus seiner Sicht erzählt. Natürlich auch, was er weiterhin wusste, klar.“

RA Kuhn möchte wissen, ob S. die Informationen über die gewünschte Waffe komplett an Wohlleben weiter gegeben habe. S. sagt, dass er davon ausgeht, er habe wohl auch weitergegeben, dass es ein deutsches Fabrikat sein soll. Kuhn: „Haben Sie auch weitergegeben, warum ein deutsches Fabrikat gewünscht war““ S.: „Weiß ich ja selber nicht.“ Kuhn hält S. dann vor, dass er gesagt habe, es solle ein deutsches Modell sein, weil man dafür besser Munition beschaffen könne. S. bestätigt das. Ob er diese Information an Wohlleben weitergegeben habe, wisse er aber nicht.
Kuhn: „Uns sagten Sie, dass sie kurz vor dem Ausstieg im Hinterkopf hatten, dass das Trio aussteigen oder ins Ausland abtauchen wollte. Ist das kein Widerspruch, dass man dann ein deutsches Modell haben will, damit man leichter Munition kaufen kann. Haben Sie sich darüber Gedanken gemacht?“ S. verneint. Kuhn fragt nach Kontakten von S. nach Weimar. S. verneint, er sei nur einmal mit Christian K. in einer Wohnung in Weimar gewesen, einen Martin R. kenne er nicht. Über Verbindungen der Jenaer Szene nach Weimar kann er nichts berichten. Kuhn hält S. dann eine Aussage vor, bei der er gesagt habe, Motivation für die Unterstützung der Drei sei auch das Ansehen gewesen „das ich bei Wohlleben und K. erlangte und in den niederen Hierarchien der NPD.” S. sagt, er habe damit das Aufsteigen aus den niederen Hierarchien in der NPD gemeint.

RA Alexander Hoffmann schickt seinen Fragen voran, dass S. doch bitte ausschließlich aus seiner Erinnerung berichten möge. Er wolle mitbekommen, was „das für ein Leben war, das Sie geführt haben.“ Hoffmann fragt, ob S. seinen Ausstieg gegenüber Kameraden deutlich gemacht habe. S. sagt, er habe in Gesprächen mit Kameraden deutlich gemacht, dass er keinen Sinn mehr in der Sache sehe. Er habe sich auch anders gekleidet. Hoffmann fragt dann zur Musik. S. berichtet, er habe im „Madley“-Laden CDs unter dem Ladentisch gekauft. Hoffmann fragt, ob ihm der Begriff „Blood & Honour“ über den Weg gelaufen sei. S.: „In der Szene auf jeden Fall.“ Das Symbol von „Blood & Honour“ kenne er aber nicht. Auf einem Konzert, auf dem er war, sei aber wohl eine entsprechende Fahne gewesen. S. berichtet von dem Konzert in Schorba, bei dem „Stahlgewitter“, „Radikahl“ und eine ausländische Band aufgetreten seien; es seien dort etwa 1000 Personen gewesen und das Konzert sei geheim gewesen. Geheim sei es gewesen wegen verbotener Texte und verbotener Bands: „Deswegen wurde das an verschiedenen Orten, hat das dann stattgefunden.“ Mit Konzerten habe er sich aber nicht ausgekannt. Sie seien da wohl abends von „Rudi“ angerufen worden, möglicherweise auf einer NPD-Veranstaltung, und dann seien sie da hingefahren.  Auf Nachfrage kann er zwar Bands nennen, die nicht legal seien, sagt aber, er kenne keine Bands, die unter dem Label „Blood & Honour“ aufgetreten seien. „Blood & Honour“ sei ihm aber als Gruppe bekannt, die Konzerte organisiert. Hoffmann fragt nach der Band „Radikahl“. S. sagt, er habe eine CD oder eine Kassette von „Radikahl“ gehabt („Wir geben niemals auf”) und kenne das Original-Cover, habe aber nicht in Erinnerung, ob es da einen Verweis auf „Blood &Honour“ gegeben habe. Fanzines aus der Neonazi-Musikszene habe er möglicherweise zu Hause gehabt, er könne sich aber nur an eine Ausgabe der „Rock Nord“ erinnern. An das Magazin der Sektion Deutschland von „Blood & Honour“ habe er keine Erinnerung. Dann geht es um die Fahrt zu einem Konzert in Hoyerswerda mit Christian K. Hoffmann fragt, ob K. dort aufgetreten sei. Ja, mit „Eichenlaub“, so S. Und weiter: „Er mit einem Mädel zusammen, die haben auch eine CD zusammen gemacht, das weiß ich. Mit einer Zeile haben wir ihn immer aufgezogen: Alarm, Alarm ab in den Bunker.“ Hoffmann verweist dann auf zwei Ausgaben des „Blood & Honour“-Magazins aus 1999 und 2000, in denen „Eichenlaub“ vorkommen: „Einmal geben sie ein Interview, wo sie von den drei Abgetauchten erzählen und ihre Solidarität versichern und das andere Mal wird ein Bericht von einem ‘Blood Honour’-Konzert mit ‘Stigger’ gegeben, der unterschrieben ist mit dem Wort ‘Hamburger Sturm’.“ Ob S., von dem Interview wisse, will Hoffmann wissen. S. verneint. Auch „Stigger“ kenne er nicht.

Nach der Mittagspause erzählt S.: „Mir ist noch was eingefallen (…), der Matthias B. hat ihn [Christian K.] immer aufgezogen als Lichtscheiben-Erlwig.“ RA Hoffmann fragt S. dann, ob über diese Dinge auf der Fahrt nach Hoyerswerda nicht gesprochen worden sei. Nicht in seiner Erinnerung, so S. Hoffmann: „Hat Christian K. an anderer Stelle über seine Kritik an dem Abtauchen der drei gesprochen?“ S.: „Nicht, dass ich wüsste.“ Hoffmann fragt nach weiteren Konzerten, S. gibt an auf wenigen gewesen zu sein, unter anderem auf Liederabenden. Als Bandname fällt wieder „Vergeltung“. Dann hält Hoffmann S. menschenverachtende und rassistische Texte der Band „Zillertaler Türkenjäger“ vor. Zwei der drei genannten Songs kennt S und gibt an, sie auch gesungen zu haben. Götzl interveniert, Hoffmann könne ja einen Beweisantrag stellen und auch dann könne sich S. dazu äußern. Hoffmann: „Mir geht es um die Ausführungen des Angeklagten, dass er nichts gegen Ausländer habe und quasi ein Antirassist in der NPD war.“ Dann fragt er S., wie das zusammen gehe, sich nicht als Rassist zu empfinden und derartige Texte mit zu singen. S: „Das versteh ich selbst nicht, daher kommt auch diese Scham. Das war lustig, aber ich hab das nicht eins zu eins übernommen.“ Hoffmann: „Naja, sie hatten ja erzählt, dass sie an Gewaltaktionen gegen Dönerbuden teilgenommen haben. Dann klingt das für mich schon so als ob sie das doch eins zu eins übernommen haben.“ S. schweigt.
Warum S. denn bei einem Gespräch über seine Nazi-Vergangenheit beim AStA in Düsseldorf circa 2004 nicht reinen Tisch gemacht habe, will Hoffmann wissen: „Ich hab mit denen gesprochen, aber dann ging es in Richtung Telefonnummern, Namen, das kam mir alles komisch vor.“
Hoffmann: „Das hat für Sie nicht bedeutet, eine Chance zu erzählen?“ S.: „Leider nicht.“
Auf den Namen Kay Diesner [Neonazi; hat einen Polizisten ermordet und zwei weitere Personen schwer verletzt] angesprochen, sagt S., dass es ein Transparent auf einer Demo in Berlin gegeben habe, das Solidarität mit Diesner gefordert habe, er habe das aber nicht getragen. An eine Debatte darüber in der NPD kann er sich nicht erinnern. Die „Deutsche Stimme“, in der diese Diskussion geführt wurde, habe er unregelmäßig gelesen.
Zum Abschluss fragt Hoffmann S. zu André K. Dieser sei cholerisch gewesen, habe S. ausgesagt, ob er das konkretisieren könne. S.: „Mit dem ist nicht jeder klargekommen und er war auch meist mit denjenigen befreundet, bei denen er einen Gewinn hatte.“ Auf eine mögliche Gewalttätigkeit K.s angesprochen, sagt S., dass er K. nie habe zuschlagen sehen, aber er wisse, dass K. bei einer Festnahme in Saalfeld von mehrere Beamte habe festgehalten werden müssen.

Es folgen die Vertreterin der Angehörigen der am 25. April 2007 in Heilbronn ermordeten Polizistin Michèle Kiesewetter und der Vertreter des bei diesem Anschlag schwer verletzten Polizisten Martin A. Zunächst fragt RA Martinek, Anwalt von Martin A. nach der Rolle, die Polizist_innen in der Szene zugeschrieben wurde. S. antwortet: „Die wurden als Schergen des Systems bezeichnet, aber für uns persönlich, für mich auch im Umgang war es lustig, so haben wir es empfunden. Ich hatte den Pullover ‘ACAB’, und wenn mich Polizisten drauf angesprochen hatten, hab ich gesagt ‘Alles Christen außer Buddha’ und dann haben wir uns angegrinst. Und ich hatte auch selber meine zwei, wie ich sie nenne, Lieblingspolizisten in Jena. Einer sagte, ‘na, Herr [S....], ist der Scheitel gezogen’. Und einmal bin ich kontrolliert worden und ich habe gesagt, ‘wie begründen Sie die Maßnahme’, und er sagte, ‘muss ich nicht’, und ich sagte, ‘Sie müssen sagen wegen einer Personenfahndung und dann ist es in Ordnung’. Die Polizisten, die wir in Jena gesehen haben, habe ich nie böse angeguckt.“ Ihm sei die Bewaffnung der Polizei nicht bekannt und in der Szene sei darüber auch nicht diskutiert worden. Die Frage von RAin Wolf, Anwältin der Angehörigen von Michèle Kiesewetter, fragt, ob in der Szene Unterschiede zwischen männlichen und weiblichen Polizist_innen gemacht worden seien, verneint S. Es sei vielleicht höchstens mal etwas in die Richtung „die sieht heiß aus” gefallen.

Nach dem Ende der Befragung durch die Nebenklage möchte sich S. noch einmal persönlich einlassen. Nach langem Schweigen sagt er stockend: „Ich kann nicht ermessen, was ihren Angehörigen für unglaubliches Leid, Unrecht angetan wurde, ihren//- Sie als Angehörige- Da fehlen mir die Worte, um zu beschreiben, wie ich dafür empfinde, da finde ich nicht die passenden Worte, was es ihn mir ausdrückt, auslöst. Ich bin mir auch absolut nicht sicher bzw. ich denk mir eine Entschuldigung wäre zu wenig, eine Entschuldigung klingt für mich wie ein Sorry und dann ist es vorbei. Es ist noch lange nicht vorbei. Ich wollte ihnen mein tiefes Mitgefühl ausdrücken.“

Danach gibt RA Heer bekannt, dass die Verteidigung von Beate Zschäpe derzeit keine Fragen an Carsten S. habe. Auch die Verteidigung von André E. gibt an, zunächst keine Fragen zu haben.

Nach einer Pause fragt Richter Götzl S., ob in Gesprächen mit Wohlleben oder anderen thematisiert worden sei, wie die Untergetauchten ihren Lebensunterhalt bestritten. S verneint das, er habe auch keine Überlegungen darüber angestellt.

Für die Bundesanwaltschaft fragt Oberstaatsanwalt beim BGH Weingarten S. dann noch einmal zur zeitlichen Einordnung des Telefongesprächs, bei dem Wohlleben davon berichtet habe, dass jemand angeschossen worden sei. Dieses sortiert S. erneut auf die Zeit nach der Waffenübergabe. Auf Nachfrage sagt er, das Gespräch müsse vor der Vernichtung der SIM-Karte stattgefunden haben. Diese legt er auf die Zeit nach seinem Unterbindungsgewahrsam, das vor dem Wochenende der Rudol-Hess-Aktionen im August 2000 begonnen habe. Weingarten fragt S. nach dem Zeitpunkt seines Ausstiegs, den dieser dann auf Ende August, Anfang September 2000 datiert. Weingarten: „Wenn man den 21. August als Ende des Unterbindungsgewahrsams nimmt und dann drei Wochen draufschlägt, dann landet man am 11. September 2000, das ist der Todestag von Herrn Şimşek. Dieser nicht ganz unauffällige zeitliche Zusammenhang mit dem ersten Toten, gibt es da einen inneren Zusammenhang, über den wir bislang noch nicht gesprochen haben?“ S. antwortet mit Nein.
Weingarten fragt dann noch einmal zu einer Differenz in der Aussage zum Waffenkauf. S. habe  zunächst gesagt, er habe dem Zeugen Andreas S. nichts gesagt, ihm bei Rückfragen aber sagen sollen, die Waffe sei für die drei vorgesehen. Das habe er gestern korrigiert und gesagt, er sei sich nicht sicher, ob er die drei erwähnt habe. Ob S. das Andreas S. habe sagen dürfen, will Weingarten wissen. S.: „Eher nicht.“ Weingarten: „Dann machen ihre vorherigen Äußerungen, mit Verlaub, wenig Sinn. Wenn sie sagen, sie seien sich ziemlich sicher, das nicht erwähnt zu haben. Und gestern, sie hätten das sagen sollen.“ Auf weitere Nachfrage sagt S., er sei sich nicht sicher, ob er Andreas S. etwas von den Dreien gesagt habe, aber er habe es eher nicht sagen dürfen. Das sei „so ähnlich wie beim Posen mit ‘Den dreien gehts gut’”. Andreas S. habe jedenfalls nicht zu den Personen gehört, mit denen er über die Untergetauchten habe sprechen dürfen.

Dann fragt RA Narin nach den Telefondaten, die bei S. gefunden wurden. Narin will wissen, ob die Personen mit Rufnummer stets zutreffend gewesen seine oder ob er auch mal einen falschen Namen einer Rufnummer zugeordnet hat. S. sagt, er habe PIN-Nummern unter fiktiven Namen gespeichert. Auf Nachfrage sagt S. er habe eine Nummer von Tino Brandt im Handy gehabt.
Narin hält S. einen Aktenvermerk vor, nachdem S. eine Handynummer unter „Tino B.“ abgespeichert habe, die seit dem Jahr 2000 auf einen Blumenhändler aus Nürnberg registriert sei. Ob ihm dazu etwas einfalle, will Narin wissen. S. sagt, dass ihm gar nichts dazu einfalle. Auf eine Frage von Narin sagt S., er kenne einen Matthias L., dieser sei auch ausgestiegen und er, S., habe auch nach seinem Ausstieg noch regelmäßig Kontakt zu L. gehabt. Narin hält S. vor, er habe auf seinem Rechner einen Artikel über eine Verhandlung gegen L. wegen des Zeigens eines Hitlergrußes aus 2006 gehabt. S.: „Erinnern kann ich mich da nicht dran, möglicherweise hat er mir das erzählt.“ S. sagt, er nehme an, dass L. 2006 nicht mehr aktiv gewesen sei. Eine Geldüberweisung an L. erklärt er sich so, dass er wohl L. aus der Klemme geholfen habe. Narin fragt: „Sind sie definitiv ausgestiegen?“ S.: „Ich bin definitiv ausgestiegen.“
RA Sidiropoulos hält S. eine Aussage eines Arbeitskollegen vor, der aus einem Gespräch in Bezug auf die Waffenübergabe im November 2011 berichtet. Der Arbeitskollege berichtet, S. habe gesagt, dass er die Waffe in einem „McDonald’s“ oder einem „Burger King“ übergeben habe. S.: „Da leuchtet mir nichts ein.“

RA Narin fragt dann zu einer Geldbewegung auf einem Sparkonto von S. Im Folgenden geht es vor allem darum, ob dieses Konto überhaupt S. gehört oder vielleicht seiner Mutter und ob der Vorhalt von Narin korrekt ist. S. sagt schließlich, er wisse nichts darüber und müsse vielleicht seine Mutter fragen. RA Kolloge fragt, ob S. sich erinnere, dass es 1999 oder 2000 mal ein Ermittlungs- oder Strafverfahren gegen ihn gegeben hat.. S. berichtet, dass er 2000 wegen einer Spontandemo im Jahr 1999 zu einer Strafe von 300 Mark verurteilt wurde.
RA Bogazkaya möchte wissen, ob S. nach dem Kontaktabbruch Angst vor den dreien gehabt habe. S. bejaht das. Er habe sich nichts konkret ausgemalt, aber da sei ein komisches Gefühl gewesen. Bogazkaya: „Hat das auch damit zu tun, dass sie zumindest zwei von ihnen eine scharfe Waffe übergeben haben?“ S.: „Möglich, ja, aber ich hab das nicht weiter eingeordnet. Für mich war insgesamt die Zeit vorbei und ich hatte mich dann mit mir beschäftigt.“ Das Vernichten der Karte habe er mit Wohlleben abgesprochen. Mit dem Ausstieg habe er Wohlleben dann auch das verbliebene Geld gegeben.

RA Narin fragt dann nach den Betreibern des „Madley“-Ladens, nach den Mittwochstreffen in Heilsberg mit Christian K. und ob S. Gerhard Ittner kenne. Letzteres verneint er, zu den anderen Fragen teilt er nichts Neues mit. Abschließend möchte RA Kuhn wissen, ob sich auch S.’ andere Kameraden als „Nationale Sozialisten“ verstanden hätten. S. bejaht dies, gibt aber keine Antwort darauf, wie sie ihre Ziele erreichen wollten und ob sie sich als „revolutionäre Bewegung“ verstanden hätten.

Richter Götzl kündigt für morgen die Befragung durch die Sachverständigen an und teilt mit, dass die Verfahrensbeteiligten Gelegenheit hätten, Erklärungen anzugeben.

Der Verhandlungstag endet um 16.45 Uhr.

Nebenklage-Vertreter RA Alexander Hoffmann resümiert:

„Immerhin beschrieb er auf Nachfragen, wie er illegal organisierte Konzerte von Nazibands besuchte, von denen eines von 1000 Personen besucht war. Auf Feten habe man entsprechende Songs mitgesungen. Nachdem S. bislang immer betont hatte, er sei kein Rassist gewesen, gab er nun an, Texte die beispielsweise die Ermordung von türkischen Menschen verherrlichten, mitgegrölt zu haben. Am Nachmittag versuchte sich S. bei den Opfern der NSU-Attentate und ihren Angehörigen zu entschuldigen. Diese Entschuldigung scheint ehrlich gemeint, beschränkt sich aber nach wie vor ausschließlich auf den Kauf und die Übergabe der Ceska-Pistole.  Seine sonstige Unterstützung der Abgetauchten, die alltägliche Zusammenarbeit mit Wohlleben oder auch seine politische Tätigkeit - immerhin bildete er eine 20-30-köpfige Jugendgruppe der Jungen Nationaldemokraten aus -, verdrängt er weiterhin.
S. hat bis heute den tatsächlichen Umfang seiner Verantwortung, die Bedeutung seiner sonstigen Unterstützungsarbeit für die Existenz des NSU und die begangenen Verbrechen nicht erfasst. Dies entwertet seine Entschuldigung stark.
Stark belastet von der Aussage S. wurde nicht nur Wohlleben, der nach den neuen Aussagen frühzeitig erfahren hat, dass die Gruppe einen Menschen „angeschossen“ hatte und trotzdem seine Unterstützungsarbeit weiterführte. Wenn selbst Carsten S., der als reiner Helfer fungierte und von Alter und Geschichte eine große Distanz zu Zschäpe, Mundlos und Böhnhard aufwies, von der „Taschenlampenbombe“ erzählt wurde, ist mit größter Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass auch die Angeklagten G. und E. hierüber Bescheid wussten.“


Protokoll 13. Verhandlungstag - 20. Juni 2013

Nach der abschließenden Vernehmung des Angeklagten Carsten S. durch die Sachverständigen folgten Stellungnahmen verschiedener Anwält_innen zu den Aussagen von Carsten S. und der verlesenen Erklärung von Holger G. Die Verteidigung von Wohlleben widersprach der Verwertung von der Aussage von Carsten S. aufgrund dessen Weigerung, ihre Fragen zu beantworten und beantragte letztendlich, ihren Mandanten freizulassen.

[Türkçe]

Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. Nach der Präsenzfeststellung teilt Vorsitzender Richter Götzl mit, dass die Verteidiger des Angeklagten G. erklärt hätten, dass dieser aufgrund der Einlassung von Carsten S. noch Angaben machen könnte. Das müsse aber noch mit dem Mandanten abgeklärt werden. Götzl fragt S. dann, ob er Fragen der Verteidigung Wohlleben beantworten würde, wenn diese übers Gericht gestellt würden. Rechtsanwalt Jacob Hösl, Verteidiger von Carsten S., sagt: „Das muss er sich überlegen.“

Danach verliest Götzl zur Information des psychiatrischen Sachverständigen Prof. Leygraf die gerichtliche Mitschrift der Einvernahme von Carsten S. am 4. und 5. Juni 2013. Leygraf war an diesen Verhandlungstagen nicht anwesend (siehe Protokolle zum 5. und 6. Verhandlungstag).

Nach der Verlesung  des Protokolls stellt Prof. Leygraf einige Fragen an S. Unter anderem fragt er nach der Situation, in der ihm in einer Polizeikontrolle der Ausweis mit den Worten „Herr S. aus Neu-Delhi“ zurückgegeben worden sei. S. schildert die Situation noch einmal (siehe Protokoll zum 6. Verhandlungstag). Leygraf geht dann auf die Spitznamen von S. ein, „Inder“ und „Möhrchen“. Er möchte wissen, wie es zu „Möhrchen“ gekommen sei. S.: „Der Flo hat gesgat, dass ich zuviel Möhrensaft getrunken habe und deswegen einen dunkleren Teint habe.“ Dann fragt Prof. Saß, Gutachter von Beate Zschäpe [Zschäpe spricht nicht mit Prof. Saß]. Saß möchte wissen, wie die Beziehung von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe untereinander gewesen sei, wenn S. mit den dreien Kontakt hatte. S. sagt, er habe keinen Unterschied zwischen den dreien feststellen können. Es habe beim Zusammentreffen in Chemnitz auch nicht den Eindruck gemacht, dass sich die drei länger nicht gesehen hätten, er habe keine Hierarchien feststellen können, Wortbeiträge seien von allen drei gekommen. Dann möchte Saß wissen, wie S. die Art des Umgangs der drei miteinander beschreiben würde, ob sie freundschaftlich oder sachlich gewesen sei. Daraufhin beginnt eine Kaskade von Beanstandungen durch die Verteidigung von Zschäpe. RA Stahl sagt, die Frage sei spekulativ. Saß weist darauf hin, dass die psychologische Befragungstechnik eine andere sei als die juristische und konkretisiert seine Frage dahingehend, ob S. eine „argumentative Führerschaft“ wahrgenommen habe. Hier interveniert RAin Sturm, die sagt, S. habe angegeben, bei allen Zusammentreffen mit Zschäpe vor und nach dem Untertauchen insgesamt nur 7 bis 8 Sätze mit ihr gewechselt zu haben. Daher könne S. nur eine Bewertung aufgrund von „extrem geringen Anknüpfungstatsachen“ vornehmen. Saß weist darauf hin, dass S. ja Sozialpädagogik studiert habe, insofern habe er ja Erfahrung mit Zwischenmenschlichem und könne das Treffen in Chemnitz vielleicht entsprechend einschätzen. Sturm erwidert, S. habe ja erst später studiert, der Sachverständige solle nach Tatsachen fragen. In die weitere Debatte schaltet sich auch Richter Götzl ein. Er fragt Sturm: „Soll das heißen, dass bestimmte Umstände jetzt nicht mehr hinterfragt werden dürfen?“ Schließlich antwortet S.: „Ich habe natürlich erst nur mit den beiden gesprochen, dann waren wir zu viert kurz und dann ist sie wieder weg. Da ist mir nichts in Erinnerung.“ Auf Frage von Saß erläutert S., die Unterschrift unter die Papiere, die er mit gebracht habe, hätten wahrscheinlich alle drei unterschrieben, weiter sei darüber nicht gesprochen worden, das sei wohl vorher am Telefon geklärt worden. Damit ist die Vernehmung von Carsten S. beendet.

Danach haben die Verfahrensbeteiligten die Gelegenheit, Erklärungen nach § 257 StPO zur Aussage von Carsten S. abzugeben. Persönlich möchte sich keine_r der Angeklagten äußern. Auf Seiten der Nebenklage beginnt RA Mohammed seine Erklärung, die Götzl, jedoch schnell unterbricht, als Mohammed  beginnt, eine rechtliche Würdigung vorzunehmen und zu erörtern, ob bei S. ein Tötungsvorsatz vorliegt. Götzl fragt, ob RA Mohammed ein Plädoyer halten wolle, Mohammed solle sich seine Erklärung noch einmal anschauen und überlegen ob er sie so abgeben wolle. Götzl unterbricht die Sitzung für die Mittagspause.

Auch nach der Pause bleibt RA Mohammed dabei, seine Erklärung so halten zu wollen wie geplant. Wieder unterbricht ihn Götzl und fragt, welche Nebenklagerolle Mohammed habe und wie er dazu komme, sich zur Strafbarkeit von S. äußern zu wollen. Mohammed: „Mit diesem Argument dürften hier ja die Nebenkläger Keupstraße keine einzige Frage stellen.“ Bei den anderen Nebenklage-Vertreter_innen herrscht Unruhe. Nebenklage-Vertreter RA Behnke richtet einen Appell an Mohammed, seine Erklärung „im Interesse aller“ noch einmal zu überdenken. Schließlich sagt Mohammed, er werde das noch einmal prüfen.
Dann gibt RAin Link, Anwältin des Sohnes des Mordopfers İsmail Yaşar, ihre Erklärung ab. Für den Sohn sei es eine Erleichterung, dass S. so ausführlich geantwortet habe. Trotzdem blieben viele Fragen offen. „Bitte überlegen Sie nochmal, ob die drei nicht doch eine Waffe mit Schalldämpfer bestellt haben.“ Nur so ergebe das Sinn. Einen Banküberfall hätten die beiden auch ohne die Hilfe des Angeklagten S. durchführen können, so Link.
Dann folgt RA Hoffmann, Anwalt einer Betroffenen des Nagelbombenanschlags in Köln 2004. Auf der einen Seite habe sich S., so Hoffmann, stark selbst belastet, indem er ausgesagt hat, dass die Übergabe der Waffe stattgefunden habe, nachdem er davon erfahren habe, „dass die beiden Uwes schon Waffen hatten, nachdem sie schon einen Anschlag mit einer Art Bombe gemacht hatten.“ Wenn selbst S., dem jungen Helfer, gegenüber diese Dinge erzählt worden seien, müsse man fragen, wieviel dafür spreche, dass auch Älteren aus der Szene Sachen erzählt worden sind. Auf der anderen Seite stünden den präzisen Details in der Aussage im Zusammenhang mit der Waffenübergabe „in anderen Teilen ein Abstreiten, ein Nichtzulassenwollen und Erinnerungslücken“ gegenüber, was die Entschuldigung möglicherweise entwerte. Für S. stehe das Übergeben der Česká im Mittelpunkt seines Schuldgefühls. So enttäuschend die Aussage von S. in anderen Punkten gewesen sei, hier habe er eine glaubhafte Aussage gemacht.
RA Alkan geht noch einmal auf die Weigerung von S. ein, Fragen der Verteidigung Wohlleben zu beantworten. S. müsse sich, um glaubwürdig zu sein, „komplett nackig“ machen, auch gegenüber der Verteidigung Wohlleben. Das Zweite sei, wie die Erklärung der Taschenlampe gegenüber S. zu werten sei. Alkan: „Es stellt sich die Frage, warum diese Bereitschaft bestand, ob S. doch mehr eingebunden war, als hier zugestanden wurde.“

Danach widerspricht RA Olaf Klemke für die Verteidigung von Ralf Wohlleben der Verwertung der Aussage von Carsten S. Dabei bezieht er sich wie schon in früheren Anträgen auf die Europäische Menschenrechtskonvention und die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes. Durch die Weigerung von S., Fragen der Verteidigung Wohlleben zu beantworten, habe diese keine Möglichkeit, den Angeklagten konfrontativ zu befragen. Carsten S. sei das einzige Beweismittel gegen Wohlleben. Ein Urteil dürfe sich jedoch nicht allein auf die Aussagen eines Mitangeklagten stützen, die der Angeklagte oder seine Verteidigung nicht durch unmittelbare Befragung untersuchen konnte.

Im Anschluss verliest RAin Nicole Schneiders für die Verteidigung Wohlleben eine Erklärung zur Aussage von S. Die Behauptung, S. werde Fragen der Verteidigung Wohlleben nicht beantworten, weil er der Verteidigung kein Podium bieten wolle und Wohlleben erst einmal in Vorleistung gehen solle, sei als Schutzbehauptung zu werten. Die Verteidigung Wohlleben habe einen umfangreichen Fragekatalog, aber das Fragerecht sei ihr jetzt entzogen. S. habe ihrem Mandanten eine zentrale Rolle zugeschrieben, sich selbst aber nur eine Vermittlungstätigkeit. Dann nennt sie einige angeblich widersprüchliche Angaben von S. S. habe nicht sicher sagen können, dass es sich bei der übergebenen Waffe tatsächlich um die Tatwaffe der „sogenannten Česká-Mordserie“ gehandelt habe. Auch die unpräzise zeitliche Einordnung nährten, so Schneiders, Zweifel an der Belastbarkeit der Aussagen. Hier geht sie darauf ein, dass S. angegeben habe, mit den drei in einem Café in der „Galeria Kaufhof“ in Chemnitz zusammen gesessen zu haben. Die „Galeria Kaufhof“ in Chemnitz gebe es aber erst seit 2001. Es habe damals nur ein Kaufhaus in Bahnhofsnähe gegeben und dies habe nur ein Stehcafé gehabt. [Anmerkung nsu-watch: S. hatte zu dieser Frage bereits am 10. Verhandlungstag gegenüber einem Nebenklage-Vertreter gesagt: „Ich erinnere mich nicht an Galeria Kaufhof, ich kenne das aus Düsseldorf, es war eher so dieses Gefühl: Kaufhaus, Café.“]
Aus dem Gesagten zieht Schneiders den Schluss, dass es sich bei der übergeben Waffe nicht um die Tatwaffe handeln könne. Daher sei gegen Wohlleben kein dringender Tatverdacht mehr gegeben. Die Verteidigung beantragt, den Haftbefehl gegen Wohlleben sofort aufzuheben und ihn freizulassen.

Dann verliest RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe, eine Erklärung zur Aussage von Holger G. Der Generalbundesanwalt stütze die Vorwürfe gegen seine Mandantin ganz erheblich auf die Aussagen, die G. in den Vernehmungen bei BKA, GBA und gegenüber dem Ermittlungsrichter beim Bundesgerichtshof gemacht habe. Daher komme der Aussage von G. hier in der Hauptverhandlung eine wichtige Bedeutung zu. Daher sei es „misslich“, dass sich G. nur zur Person frei geäußert, sonst aber lediglich eine schriftliche Erklärung verlesen habe. Es spreche zudem einiges dafür, dass die Erklärung nicht von G. selbst, sondern von seinen Anwälten verfasst wurde. Dies sei zwar grundsätzlich nicht zu beanstanden, wirke sich aber auf den Beweiswert der Erklärung aus. Details ließen sich der Erklärung nicht entnehmen, sie bleibe „um es einmal bildlich zu sagen, an der Oberfläche“. Weil G. in seiner Erklärung meist von „den Drei“ spreche, ließen sich individuelle Handlungen nicht bestimmten Personen zuordnen. Daran ändere auch nichts, dass G. sagt, er habe immer alle drei Personen gemeint, ansonsten habe er erwähnt, wenn jemand nicht dabei gewesen sei. Zum Teil widerspreche die Erklärung auch der Anklageschrift des GBA, etwa wenn sich G. in Bezug auf Gespräche über den „bewaffneten Kampf“ sehr zurückhaltend äußere (siehe Protokoll 7. Verhandlungstag). Außerdem seien die freien Angaben von G. zur Person zum Teil widersprüchlich, etwa wenn er angegeben habe, nicht psychisch erkrankt gewesen zu sein und dann einräumt, eine Therapie wegen Spielsucht gemacht zu haben. Schließlich habe G. selbst darauf hingewiesen, dass seine Gedächtnisleistung in Bezug auf zeitliche Abfolgen wegen seines Drogenkonsums ein wenig gelitten habe. Alles in allem könne den Aussagen von G. in der Verhandlung kein Beweiswert zukommen.

Auch RA Klemke äußert sich in einer kurzen Anmerkung zur Aussage von G. Die Aussage müsse „mit spitzen Fingern angefasst“ werden.

Dann äußern sich Nebenklagevertreter zu den Erklärungen der Verteidigung Wohlleben. Der Anspruch auf konfrontative Befragung richte sich gegen das Gericht, nicht gegen andere Verfahrensbeteiligte. Das Gericht habe aber das Fragerecht eingeräumt. S. habe sein Recht zu schweigen wahrgenommen und in dem selben Maß die Aussage Wohlleben gegenüber verweigert, wie dieser die Aussage gegenüber S. Die Rechtsprechung gehe im Übrigen nicht auf ein Verwertungsverbot aus, sondern nur auf eine entsprechend kritische Würdigung. Es sei aus der Perspektive von S. nachvollziehbar, dass er der Verteidigung Wohlleben keine Bühne bieten wolle, immerhin sei RAin Schneiders in der NPD gewesen. In Bezug auf die Erklärung zu den Aussagen von Holger G. sei festzustellen, dass G. nicht das einzige Beweismittel gegen Zschäpe sei.

Bundesanwalt Diemer sagt, dass sich der GBA zur Frage der Verwertbarkeit der Aussagen von Carsten S. zu einem anderen Zeitpunkt äußern werde.

Danach teilt Götzl mit, dass die Anträge der Verteidigung Zschäpe und der Verteidigung Wohlleben, das Verfahren wegen unaufhebbarer Verfahrenshindernisse einzustellen (siehe Protokoll zum 5. Verhandlungstag), abgelehnt sind und verliest die Begründungen.

Danach ging es noch um die Frage, wann die von der Bundesanwaltschaft angekündigte Liste mit den 400-500 Personen aus dem Umfeld des NSU vorgelegt wird, die vorher als „129er“-Liste bekannt war [siehe Protokoll 8. Verhandlungstag]. Dies war eigentlich für diese Woche angekündigt worden. Ferner wurde nachgefragt, ob die Bundesanwaltschaft nach der Beschlagnahme des Briefes von Zschäpe an den Inhaftierten Robin S. Nachermittlungen führe. Es ist derzeit unbekannt, ob Robin S. aus Dortmund schon vor der Inhaftierung mit Beate Zschäpe, Mundlos oder Böhnhardt selbst oder über Dritte Kontakt hatte. Die Bundesanwaltschaft meinte hingegen, dass sie keine Anhaltspunkte für Ermittlungen in Bezug auf Robin S. sehe.
Um 14.35 Uhr endet die Sitzung. Am Montag, den 24. Juni, geht es weiter.

Nebenklage-Vertreter Peer Stolle erklärt zum Prozesstag:

„Die Einwände der Verteidigung von Wohlleben gegen die Verwertbarkeit der Aussage von Carsten S. sind rechtlich und tatsächlich nicht haltbar. Ein Angeklagter kann grundsätzlich selbst entscheiden, ob er Fragen beantwortet. […] Wenn die Verteidigung von Zschäpe meint, die verlesene Erklärung von Holger G. lasse viele Fragen offen, so stimmt das. Auch wir hätten eine Befragungsmöglichkeit begrüßt. Allerdings ist es nicht etwa so, dass Holger G. der alleinige Hauptbelastungsbeweis wäre. Es gibt eine Vielzahl von weiteren objektiven Beweismittel, die die Mittäterschaft von Frau Zschäpe belegen.“

Rechtsanwalt Sebastian Scharmer erklärt zu bisher nicht geführten Nachermittlungen:

„Es ist absolut unverständlich, dass die Bundesanwaltschaft diesem Ermittlungsansatz offensichtlich bislang nicht nachgeht. Ob mehr dahinter steht, als eine Brieffreundschaft aus der Haft, muss dringend abgeklärt werden. Nach Medieninformationen soll Robin S. in der Neonaziszene Dortmunds zumindest vor seiner Inhaftierung gut integriert gewesen sein. Die Waffe für seine Tat soll ihm der V-Mann Sebastian S. geliefert haben. Robin S. soll zum Umfeld der „Oidoxie Streetfighting Crew“ gehört haben, einer gewaltbereiten Gruppe um die Band „Oidxie“, die Lieder u.a. mit Aufrufen zum bewaffneten Kampf nach dem Konzept Combat18 publiziert haben soll. […] Die Bundesanwaltschaft provoziert mit ihrem Verhalten ein weiteres nachvollziehbares Misstrauen der Nebenklägerinnen und Nebenkläger. Wie sie ohne entsprechende Ermittlungen zu dem Schluss kommt, dass die Spur nicht wichtig ist, bleibt nebulös. Es wäre ein Leichtes für die Bundesanwaltschaft, den ihr zu Verfügung stehenden immensen Ermittlungsapparat zur Abklärung einzusetzen - und sei es um ihre Vermutung zu bestätigen, dass Robin S. keine Verbindung zum Trio hatte.“

Ergänzung:

Der Ort der Waffenübergabe war auch schon am 10. Prozesstag Thema. Allerdings legte sich Carsten S. an keinem der Tage auf ein Geschäft fest, sondern beschrieb nur den Ort, hier die Protokolle von Nebenklage-Vertreter_innen:

1. Frage: “Wo war das Gespräch vor Übergabe der Waffe?”
Antwort: “Ein Kaufhaus mit einem Café. Ich kenne mich in Chemnitz in der Innenstadt nicht aus. Ich erinnere mich nicht an eine Galeria Kaufhof, aber ich kenne eine solche aus Düsseldorf und hatte dieses Bild vor Augen.”

2. Dann Telefonat, ich solle die Waffe nach Chemnitz bringen, ob Wohlleben oder ich telefoniert haben, weiß ich nicht. Dann bin ich mit der Bahn nach Chemnitz, die beiden Uwes haben mich am Bahnhof abgeholt. Ich weiß nicht, ob Herbst oder Frühjahr, weil ich gefroren habe. Ich hatte ACAB-Pullover an, einer der Uwes hat gesagt, ich soll den ausziehen. Ich bin mit den beiden zu einem Einkaufszentrum (Galeria Kaufhof o.ä.) mit Café.


Protokoll 14. Verhandlungstag - 24. Juni 2013

Die neue Verhandlungwoche begann mit einer Erklärung und einem Beweisantrag des Nebenklage-Anwaltes Bliwier, der Kontakte zwischen den Neonazi-Szenen in Dortmund und Kassel beleuchten möchte -  vor allem ein Treffen 2006 im Rahmen eines Rechtsrockkonzertes in Kassel, bei dem auch V-Leute des Verfassungsschutzes sowie Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt anwesend gewesen sein sollen. Die darauf folgenden Zeug_innenbefragungen zum Mord an Abdurrahim Özüdoğru, der am 13.06.2001 in seiner Änderungsschneiderei in Nürnberg durch zwei Kopfschüsse ermordet wurde, geben einen ersten Einblick in die mitunter rassistisch vorverurteilende Gedankenwelt der Polizei.

[Türkçe]

Zeug_innen:

	Karlheinz B. (POK, erster Beamter am Tator des Mordes an Özüdoğru)
	Norbert H. (KHK, Lichtbildmappe zum Mordfall Özüdoğru)
	Jürgen K. (KHK, Nachermittlungen zum Mordfall Özüdoğru)
	Rita G. (Zeugin Mordfall Özüdoğru)
	Sabine M. (Zeugin Mordfall Özüdoğru)
	Michael Lö. (Zeuge Mordfall Özüdoğru)
	Harald Mi. (Zeuge Mordfall Özüdoğru)




Die Sitzung beginnt um 9.50 Uhr. Anwesend ist als Nebenklägerin die Tochter des am 13. Juni 2001 in Nürnberg ermordeten Abdurrahim Özüdoğru. Bevor es jedoch um die näheren Umstände des Mordes an Özüdoğru geht, möchte der Nebenklage-Vertreter Rechtsanwalt Thomas Bliwier noch eine Erklärung zur Aussage von Carsten S. und einen Beweisantrag verlesen.
Entscheidend an der Vernehmung von S. sei, so Bliwier, Folgendes: S. habe bestätigt, dass die Angaben aus einem Bericht des Verfassungsschutzes von 8. Dezember 2011 zutreffen, dass er, S., einer Quelle des Thüringer Landesamtes für Verfassungsschutz im März 1999 berichtet habe, dass er jetzt den Kontakt zum Trio hält, möglicherweise auch wie er den Kontakt halte. Daher beantragt Bliwier, diesen Vermerk zu verlesen und den Zeugen Tino Brandt zu laden. Dieser werde bestätigen, dass die Angaben richtig sind und er die Quelle war.
Erheblich sei dies deswegen, weil es dem LfV Thüringen möglich gewesen wäre, das Trio zu ermitteln und festzunehmen zu lassen. Dies sei für die Strafzumessung wichtig, weil im Raume stehe, ob staatliche Stellen die angeklagten Taten hätten verhindern können. Es gehe der Familie Yozgat nicht um das Strafmaß, sondern um die Frage des Warum und auch darum, welchen Anteil staatlichen Stellen hatten. Neben den Angaben des Angeklagten S. habe Beate Zschäpe den Prozess möglicherweise ungewollt vorangebracht. Dabei gehe es um den Briefkontakt von Zschäpe zu Robin Sch. Es gehe jedoch nicht darum, den Brief zu verlesen. Bliwier beantragt erstens Robin Sch. als Zeugen zu laden. Dabei gehe es darum, zu beweisen, dass er in brieflichem Kontakt zu Zschäpe stehe, dass er Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe bereits vor seiner Inhaftierung 2007 kannte,  jedenfalls aber Teil der Neonazi-Szene war und Kontakt zu Sebastian S. und der Kasseler Nazi-Gruppe „Sturm 18“ pflegte. Zweitens beantragt er Sebastian S. zu laden, um zu beweisen, dass dieser Teil der „Oidoxie Street Fighting Crew“, einer Schutztruppe für die Rechtsrock-Band „Oidoxie“ gewesen sei, Kontakte zu Robin Sch. unterhalten habe und 2006 und 2007 als V-Mann für das LfV NRW tätig gewesen sein. Darüber hinaus gehe es darum, zu beweisen, dass sich Mitglieder der „Oidoxie Street Fighting Crew“ am 18. März 2006, also in zeitlicher Nähe zu den beiden Morden an Mehmet Kubaşık und Halit Yozgat am 4. und am 6. April 2006, auf einem Konzert von „Oidoxie“ in Kassel befunden hätten, sowie dass Robin Sch. und Sebastian S. sich auf dem Konzert mit Mundlos und Böhnhardt getroffen hätten. Drittens beantragt Bliwier den Zeugen Michel F. zu laden, um zu beweisen, dass dieser Mitbegründer des „Sturm 18“ gewesen sei, in Kontakt mit Benjamin G. gestanden habe und dass er für die Sicherheit beim Konzert am 18. März 2006 zuständig gewesen sei und so auch Uwe Mundlos oder Uwe Böhnhardt getroffen habe. Viertens beantragt Bliwier, Bernd T. zu laden, um zu beweisen, dass dieser sich ebenfalls auf dem Konzert befunden und Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt getroffen habe, und dass der Kontakt der Neonazis aus verschiedenen Regionen über den „Sturm 18“ zustande gekommen sei. Als letztes beantragt er die Verlesung eines Vermerks des BKA über die weitere Abklärung des Benjamin G. sowie die Vernehmung Benjamin G.s. Dabei gehe es darum, zu beweisen, dass G. engen Kontakt zum „Sturm 18“ gepflegt habe und außerdem seinem V-Mann-Führer, dem ehemals selbst Beschuldigten Andreas T. [Andreas T. war zum Zeitpunkt des Mordes in Halit Yozgats Internet-Café, also am Tatort], über den „Sturm 18“ und das Konzert berichtet habe.
Zu den Gründen führt Bliwier an, dass sich erstmals eine Verbindung von Böhnhardt und Mundlos nach Kassel ergebe. Außerdem werde bewiesen, dass Zschäpe nach wie vor Kontakte zu Personen unterhalte, über die sich Verbindungen zwischen den Taten in Kassel und Dortmund ergeben. Das sei für die Schuldfrage wichtig.Im Unterschied zu Carsten S. habe sich Zschäpe offenbar nicht von der Nazi-Szene distanziert, umso mehr wenn sie Robin Sch. schon vor  2006/2007 gekannt habe.
Außerdem werde bewiesen, dass der Verfassungsschutz in Hessen und NRW Informationen über das unmittelbare Umfeld des NSU gehabt habe. Die zeitliche Koinzidenz zwischen dem Konzert und den Taten in Kassel und Dortmund ergäbe, dass die Ämter durch die V-Mann-Führer zumindest über Verbindungen der beiden Szenen in Kassel und Dortmund Bescheid wussten. Wenn man die Aussage Michel F.s, dass die per Haftbefehl gesuchten Mundlos und Böhnhardt auf dem Konzert gewesen seien, berücksichtige, sei die Beweiserheblichkeit klar. Außerdem könne über den Zeugen Benjamin G. erstmalig eine Verbindung zwischen Andreas T. und dem NSU hergestellt werden.

Vorsitzender Richter Manfred Götzl beschwert sich dann darüber, dass es sich hier nicht oder nur kurz um eine Erklärung zur Aussage von Carsten S. gehandelt habe, sondern um Beweisanträge.

Dann geht es zur Vernehmung des ersten Zeugen zum Mord an Abdurrahim Özüdoğru. Die Zeug_innen sitzen vom Gericht aus links neben den Protokollant_innen, vor den Vertreter_innen des Generalbundesanwalts, und schräg in Blickrichtung der Angeklagten. 

In seiner Schneiderei in der Gyluaer Straße in Nürnberg wurde Abdurrahim Özüdoğru (49 Jahre) am 13. Juni 2001 ermordet.
(Foto: apabiz) 

Erster Zeuge ist der Polizeioberkommissar Karlheinz B., der mit seiner Streife als erster am Tatort, der Änderungsschneiderei des Opfers in der Gyluaer Straße, Ecke Siemensstraße in der Nürnberger Südstadt, ankam. Gegen 21.30 Uhr habe er den Auftrag von der Leitstelle bekommen, es sei eine blutende Person in einem Geschäft gesehen worden. Keine fünf Minuten später sei er mit seinem Kollegen da gewesen. Die Ladentür in der Siemensstraße sei zugezogen, aber nicht verschlossen gewesen. Er habe dann linkerhand an einer Türe einen am Boden sitzenden Mann gesehen, der einen leblosen Eindruck gemacht habe. Durch Fühlen am Arm habe er festgestellt, dass die Person sehr kalt war: : „Die Körpertemperatur war einem lebenden Menschen ziemlich fremd.“ Dann seien Rettungswagen und später der Notarzt gekommen, die den Eindruck, dass die Person tot ist, bestätigt hätten. Er habe dann den Kriminaldauerdienst informiert und den Tatort abgesperrt. Es habe Licht gebrannt, Einbruchspuren habe er nicht feststellen können und er habe einen Einschuss an der Schläfe rechts, eine senkrecht nach unten verlaufende Blutspur und eine Blutlache festgestellt. Die Person, die den Rettungsdienst informiert hat, habe gesagt, sie sei selber nicht in den Laden gegangen. Weiter sagt B., auch der Rettungsdienst habe nichts verändert. Es seien auch Personen auf die Straße gekommen wegen des Aufsehen erregenden Ereignisses. Er habe erfahren, dass der Tote der Betreiber der Änderungsschneiderei sei. Der Name habe auch an der Tür gestanden. Eine Nachbarin habe einen Hinweis auf ein ohne Kennzeichen abgestelltes Fahrzeug, das Özüdoğru gehören solle, gegeben. Die an den Laden angrenzende Wohnung Özüdoğrus habe er nicht betreten.

Als nächstes wird nach einer Pause der Zeuge Kriminalhauptkommissar Norbert H. befragt. H. ist verrentet und gehörte früher zur Kriminaldirektion Nürnberg. Er hat die Lichtbildmappe zum Mord an Özüdoğru angefertigt. Er gibt an im Zeitraum zwischen 23.10 Uhr und 23.30 Uhr am Tatort angekommen zu sein, und zwar auf Anfrage des Bereitschaftsdienstes der Kriminalpolizei. Er habe leider eine veränderte Situation vorgefunden, die Kollegen hätten die Leichenposition verändert. Im Folgenden werden die angefertigten Bilder in Augenschein genommen. Für die Verfahrensbeteiligten werden die Bilder an die Leinwand projiziert. Zunächst werden Bilder des „Tatanwesens“ aus verschiedenen Perspektiven gezeigt, unter anderem aus dem Fenster einer Wohnung gegenüber. Der Laden sei nur aus der Siemensstraße zu betreten gewesen, der Zugang Gyluaer Straße sei „durch Kleiderständer und allen möglichen Unrat verstellt“ gewesen. Die Bilder mit den Nummern 11 bis 22 der Bilder habe er nicht selbst aufgenommen, sie zeigten, so H., wie sich den Beamten des Kriminaldauerdienstes die Auffindesituation dargestellt habe, die er selbst so nicht mehr vorgefunden habe. Die Lage der Leiche sei wohl verändert worden, weil man eine Schusswaffe unter dem Opfer vermutet habe, was er nicht nachvollziehen könne. Bei den ersten Bildern aus der Werkstatt und der Wohnung Özüdoğrus sagt H., dass in den Räumen „gewachsene Unordnung“ festzustellen sei. Ähnlich wird er sich zum Zustand von Wohnung und Werkstatt auch später in seiner Aussage noch auffällig häufig äußern, unter anderem nennt er den Wohnraum Özüdoğrus „das sogenannte Wohnzimmer“. Es folgen drastische Bilder des toten Özüdoğru. Die Bilder zeigen einen Einschuss unterhalb des rechten Nasenloches und einen Einschuss an der Schläfe rechts. Gefunden wurden zwei Patronenhülsen und ein Projektil. Das erste Projektil trat wieder aus dem Schädel des Opfers aus, das zweite blieb stecken. Nach der Auffindesituation der Hülsen zu urteilen, müsse der Schütze einmal aus einer höheren und einmal aus tieferen Position gefeuert haben, so H. Der Leichnam Özüdoğrus lehnte an der Durchgangstür zu seiner Wohnung, in der nichts Tatrelevantes festgestellt wurde. Götzl fragt beim Bild mit der Nummer 69 nach einem Namen, der bei diesem Bild genannt ist. H. sagt, er kenne die Person nicht, aber es solle wohl „eine Freundin gewesen sein, die sich Özüdoğru nach seiner Scheidung zugelegt hat.“ Nach den Tatortbildern werden Bilder einer Rekonstruktion gezeigt, die H. später mithilfe einer Puppe durchgeführt hat. Beim Schuss, der unterhalb der Nase eintrat, müsse Özüdoğru gestanden haben, das zeige eine Gerade, die man vom Eintritts- zum Austrittsloch des Schusses am Hinterkopf und zu einem Projektileinschlag in der Tür ziehen könne. Genaueres hierzu möchte Richter Götzl jedoch erst später im Verfahren vom zuständigen Sachverständigen hören. Es folgen noch Skizzen zur Lage des Tatortes und zur Aufteilung der Räume.

Nebenklage-Vertreter Narin möchte wissen, ob H. damals am Tatort an den Fallrohren des Hauses etwas aufgefallen sei. H.verneint. Dann weist Narin darauf hin, dass 2012 an den Fallrohren des Hauses Aufkleber der 2004 verbotenen Neonazi-Gruppe „Fränkische Aktionsfront“ gefunden worden seien, die aus dem Jahr 2001 stammten. Es sei nicht sicher, ob diese damals schon angebracht waren, aber es sei sicher gut, die Außenaufnahmen in höherer Auflösung zu haben. H. sagt, er könne sich vorstellen, dass Negative der Bilder bei seiner alten Dienststelle seien.
RA Mehmet Daimagüler sagt, H. habe das Opfer auch überprüft wegen einer etwaigen Beteiligung am Drogenhandel. Es sei zu einer Durchsuchungsmaßnahme mit Drogenhunden in Wohnung und Fahrzeug des Opfers gekommen. H. sagt, er könne sich nicht erinnern. Wenn das so passiert sei, dann auf Veranlassung des Sachbearbeiters, einen möglichen Grund dafür könne er nicht nennen.

Es folgt die Mittagspause; um 13.10 Uhr geht es weiter mit dem Zeugen KHK Jürgen K. In seiner Aussage geht es um Nachermittlungen, die er im Jahr 2007 im Rahmen der für die Ceska-Mordserie zuständigen „BAO Bosporus“ (BAO = Besondere Aufbauorganisation) zum Mord an Özüdoğru durchgeführt hat. Zunächst geht es um zeitliche Einordnungen. Er schildert er wie er mit der nachfolgenden Zeugin G. noch einmal deren Weg zur Bank und zurück abgefahren sei. Die Zeugin G, die auch Quittungen der Bank vorgelegt und demnach um 15.51 Uhr Geld bei der Bank eingezahlt habe, habe, so die Rekonstruktion, etwa 5 Minuten gebraucht, um zu ihrem Lotto-Geschäft zurückzukommen. An der Vernehmung der nachfolgenden Zeugin M. im Jahr 2007 habe er ebenfalls teilgenommen. Um evtl. Unstimmigkeiten klären zu können, wird der Zeuge noch nicht entlassen.

Weil die anderen Zeug_innen noch nicht anwesend sind, nutzt Götzl die Zeit, um zunächst Stellungnahmen zum Antrag von RA Bliwier entgegen zu nehmen. RAinSturm, Anwältin von Zschäpe, weist darauf hin, dass Tino Brandt bereits geladen ist. Darüber hinaus sei der Antrag von Bliwier kein Beweisantrag. Der Antrag enthalte „Erkenntnisse ins Blaue hinein“ und widerspreche den Akten. Es handele sich lediglich um einen Beweisermittlungsantrag. Ein Erkenntnisgewinn sei nicht zu erwarten, weil Robin Sch. die ihm bis dahin unbekannte Zschäpe erst angeschrieben habe. Was die Treffen mit Böhnhardt und Mundlos angeht, handele es sich ebenfalls bloß um einen Beweisermittlungsantrag. Es bestehe kein Anlass, den Anträgen nachzugehen. Nebenklage-Vertreter  RA Scharmer schließt sich dem Antrag Bliwiers an, fordert jedoch vor allem Nachermittlungen der Bundesanwaltschaft. Diese erklärt, sie werde sich zu einem späteren Zeitpunkt äußern. RA Bliwier äußert sich zu Sturms Stellungnahme: Die Tatsachen ergäben sich aus den Ermittlungsakten und außerdem habe er es bisher so verstanden, „dass die Rolle bestimmter Dienste auch für die Verteidigung interessant sein könnte.“  Die Frage eines Nebenklage-Vertreters nach Ermittlungen zu den Telefonnummern auf einer Festplatte von Carsten S. weist Bundesanwalt Diemer mit den Worten zurück, dass diese in einer Aktennachlieferung für alle Verfahrensbeteiligten enthalten sei und außerdem sei „hier keine Fragestunde an den Generalbundesanwalt“.

Dann lässt Richter Götzl das Propagandavideo, das nach der Selbstenttarnung des NSU verschickt wurde, und seine zwei Vorgängerversionen in Augenschein nehmen. Fragen dazu möchte er jedoch erst zu einem späteren Zeitpunkt im Verfahren gestellt wissen.

Es folgt die Zeugin G., die die Angaben des Polizeibeamten K. zu ihrer Fahrt zur Bank und zu deren Rekonstruktion bestätigt. Darüber hinaus berichtet sie, dass sich Özüdoğru in der Zeit nach ihrer Fahrt zur Bank wie jeden Tag bei ihr im Laden seine Zeitung, die Hürriyet, besorgt habe. Mehrfach weist sie darauf hin, dass Özüdoğru ihrer Meinung nach ein sehr netter und freundlicher Mensch und ein guter Kunde gewesen sei. Irgendwann nach Özüdoğru sei ein anderer Mann in den Laden gekommen und habe sich bei ihrer Angestellten, die gerade Dienst hatte, eine Packung Marlboro-Zigaretten gekauft. Sie habe den Mann später auf einem Phantombild wiedererkannt. An die Sprache oder einen Dialekt habe sie keine Erinnerung, so G. Auf Nachfrage des Nebenklage-Vertreters Erdal wird Frau G. ein Phantombild aus der Mordermittlung vorgelegt.  Ob das das Phantombild sei, auf dem sie den Mann wieder erkannt habe, will Richter Götzl wissen. G.: „Es ist schon sehr lange her, wie gesagt, aber ich meine, dass es das war. Das verblasst mit der Zeit.“ RAin Schneiders, Anwältin von Ralf Wohlleben, versucht die Zeugin später zu verwirren, indem sie behauptet, die Zeugin hätte gesagt, sie habe den Mann vor dem Mordtag auf einem Phantombild erkannt. Die Zeugin sagt, dass sie das Phantombild in den Nürnberger Nachrichten gesehen habe.

Dann folgt die Aussage der Zeugin M. M. wohnte zum Zeitpunkt des Mordes gegenüber der Änderungsschneiderei. Sie sagt heute aus, dass sie zwei Schüsse gehört habe, dann habe sie zum Fenster hinaus geblickt. Dabei habe sie zwei Männer gesehen, einer davon sei gerade aus der Schneiderei gekommen. Die Männer hätten sich dann entfernt. Sie habe Özüdoğru, den sie im Laufe der Vernehmung mehrfach „das Schneiderle“ oder „das tapfere Schneiderlein“ nennt, dann durch das Fenster des Geschäftes in seinem Laden liegen sehen. Die beiden Männer habe sie einige Tage vor dem Tattag zusammen mit einer blonden Frau in der Straße stehen und sich unterhalten sehen. Von einem der Männer habe sie mit der Polizei ein Phantombild angefertigt. Zeitlich ordnet sie die Vorgänge auf die Nachmittagszeit, weil ihre Kinder an dem Tag wohl früh ins Bett gemusst, zum Zeitpunkt der Schüsse aber noch Nintendo gespielt hätten. Mit ihrer Aussage begibt sich die Zeugin in mehrfachen Widerspruch zu ihren ersten Aussagen 2001 und zu Aussagen, die sie in einer Vernehmung im Rahmen der Nachermittlungen 2007 gemacht hat. Frau M. wirkt sehr unsicher und teilweise konfus. Die Vernehmung wird deswegen einmal unterbrochen. Richter Götzl hält M. mehrfach alte Aussagen vor, nach denen sie ausgesagt habe, nur einen Mann gesehen zu haben oder, dass sie gesehen habe, wie Özüdoğru ein paar Tage vor dem Mord mit einer Gruppe auf der Straße in einer „Mischung aus Türkendeutsch und Ostblockdeutsch“ gestritten habe. Er hält ihr vor, dass sie damals nicht angegeben habe, Özüdoğru in seinem Laden liegen gesehen zu haben. Frau M. antwortet: „Ja, ich schwör’s ihnen, ich hab den damals liegen sehen. (…) Ich hab mir das nicht dazu erfunden oder gesponnen.“ Sie verweist unter anderem darauf, dass die Polizei ja auch aus ihrem Wohnzimmerfenster Fotos vom Laden Özüdoğrus gemacht habe. Außerdem sei sie nie danach gefragt worden. Götzl fragt, warum sie nicht die Polizei gerufen habe, immerhin sei der Notruf, der zum Auffinden des Getöteten geführt habe, wohl erst Stunden später eingegangen. M. gibt an, sie könne sich vielleicht auch in der Zeit vertun, sie wisse es nicht mehr. Mehrere Nebenklage-Vertreter_innen stellen Fragen. So wird unter anderem auf einen Vermerk aus einer Altakte zum Mordfall verwiesen, nach dem es unmöglich gewesen sei, aus der Wohnung von M. den Leichnam von Abdurrahim Özüdoğru gesehen zu haben. RA Scharmer fragt M., ob sie den Leichnam vielleicht gesehen haben könne, als sie unten auf de Straße war. Frau M. sagt, sie wisse das nicht. Auch auf die Frage von RA Erdal, ob die Frau, die sie gesehen habe, vielleicht Ähnlichkeit mit der anwesenden Beate Zschäpe gehabt habe, wisse sie keine Antwort. RAin Clemm hält Frau M. eine Aussage aus einer Vernehmung von 2012 vor, nach der sie sicher sei, Beate Zschäpe am Tattag gesehen zu haben. M. sagt, sie wisse es nicht. Schließlich fragt Clemm: „Haben Sie denn heute Angst, hier auszusagen? Möchten Sie nicht aussagen?“ M.: „Ich habe furchtbar Angst.“ Clemm: „Wozu führt das, dass sie sich nicht trauen das zu sagen, was sie erinnern?“
M.:  „Ich trau mich nicht, blöd das von einer erwachsenen Frau zu hören.“ Clemm: „Also, sie könnten uns hier mehr aussagen, aber sie wagen es nicht?“ M.: „Ja.“ Dann fragt Clemm Richter Götzl: „Was machen wir denn jetzt?“ Richter Götzl erwägt, die Vernehmung zu unterbrechen, die Zeugin neu zu laden und ihr einen Zeugenbeistand beiseite zu stellen. In Abwesenheit der Zeugin werden dazu Stellungnahmen eingeholt. Die Verteidigungen André E., Zschäpe und Wohlleben sprechen sich dagegen aus. RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben fordert, erst einmal zu klären, worin die Angst der Zeugin bestehe. Die meisten Nebenklage-Vertreter_innen geben an, keine Fragen mehr zu haben. RA Erdal sagt jedoch, er habe noch Fragen. RA Bliwier meint, auf die Angaben der Zeugin könne ohnehin nichts gestützt werden. RAin Clemm stellt fest, dass der Nebenklage Protokolle von Vernehmungen der Zeugin fehlten, diese müssten erst einmal vorgelegt werden, dann werde sie ggf. beantragen, die Zeugin noch einmal zu hören.

Nachdem Frau M. wieder im Saal ist, fragt Götzl sie, worin ihre Angst bestehe. M. antwortet: „Man weiß ja nicht, was außerhalb noch passiert: ich bin allein, mein Mann ist im Ausland am arbeiten.“ Götzl fragt noch einmal konkret nach den Befürchtungen. M.: „Ja, dass mich jemand wegmacht. Wir haben damals das Phantombild erstellt und es war noch kein Gedanke, zu welcher Gesellschaft oder Gruppe die gehören. Nürnberg ist ein heißes Pflaster.“ Danach möchte RA Erdal von M. wissen, ob sie ihn bei der Frage nach Zschäpe angelogen hat. M. antwortet: „Ich weiß es nicht, habe ich gesagt.“ Das sei ihre Erinnerung. Die Vernehmung von M. wird an dieser Stelle unterbrochen, sie wird aber als Zeugin nicht entlassen. Götzl kündigt an, den Beamten zu laden, der M. vernommen hat. RA Scharmer weist Götzl darauf hin, dass die Zeugin beim Gehen in Richtung der Nebenklage mehrfach „Tut mir leid“ gesagt habe.

Der noch nicht entlassene Zeuge K. wird noch einmal zur Vernehmung von M. befragt, bei der er dabei war, gibt aber an, dass es besser sei, dazu den leitenden Beamten zu befragen. RAin Clemm
fragt K. zu einem Vermerk, den er angefertigt habe. Darin stehe, dass er im Rahmen der Ermittlungen Nürnberger Zeitungen auf das Thema Rechtsextremismus ausgewertet habe. Im Vermerk stehe: „Dem Unterzeichner erscheint die Häufung dieser Berichte als interessant.“ K. sagt, er könne sich nicht mehr daran erinnern; auch ob weitere Ermittlungen in Richtung Rechtsextremismus vorgenommen worden sind, wisse er nicht.

Zum Abschluss folgen noch der Zeuge Lö., der damals etwa zwölfjährige Sohn der Zeugin M., und der Zeuge Mi., wohnhaft in der unmittelbaren Nähe des Geschäfts von Özüdoğru. Bei deren Angaben geht es um die Anzahl der Knallgeräusche, die sie gehört haben wollen. Beide geben an, einen Schuss gehört zu haben, wobei der Zeuge Mi. dabei einer früheren Aussage widerspricht. Auf eine Zeit wollen sich beide nicht festlegen. Die ungefähren Zeitangaben bewegen sich aber zwischen 15 Uhr und 18 Uhr. Der Zeuge Lö. wird auch noch dazu befragt, ob seine Mutter mit ihm darüber gesprochen habe, dass sie Özüdoğru im Geschäft habe liegen sehen. Lö. verneint das, er habe sich auch jetzt nicht mit seiner Mutter über die Aussage unterhalten.

Nebenklage-Anwalt Narin regt an, den Tisch in Richtung des Senats zu drehen, das könne den Zeug_innen helfen und ausschließen, dass sie sich eingeschüchtert fühlen.

Die Sitzung endet um 18 Uhr.

Nebenklage-Vertreter RA Hoffmann erklärt zu den Zeug_innenbefragungen im Mordfall Özüdoğru:

“Die Befragung der ermittelnden Polizeibeamten gab einen ersten Einblick in die Geisteshaltung, die es ermöglichte, dass die Mordserie des neonazistischen NSU lange als “Döner-Morde” bezeichnet und gegen die Opfer und ihr Umfeld ermittelt wurde: Während die Nachbarinnen und Nachbarn den Ermordeten alle als sehr freundlichen Nachbarn beschrieben, war es für den Beamten von der Spurensicherung, der die Leiche und den Tatort fotografiert hatte, sehr wichtig, mehrfach zu betonen, dass in der Schneiderei und der Wohnung des Ermordeten eine “gewachsene Unordnung” geherrscht habe; in seinem Bildbericht in der Ermittlungsakte finden sich weitere herabwürdigende Aussagen über türkische Menschen.“


Protokoll 15. Verhandlungstag - 25. Juni 2013

Durch die Berichte von zwei Polizeibeamten wurde an diesem Tag der Brand vom 4.11. 2011 in der Zwickauer Frühlingsstraße und seine Folgen - nicht zuletzt durch die Sichtung von mehreren hundert Fotos - anschaulich. Die Anklage wirft hier Beate Zschäpe schwere Brandstiftung sowie versuchten Mord an drei Menschen vor. Kleine aber wichtige Details wie die installierten Sicherheitsmaßnahmen in der Wohnung, die insgesamt 11 aufgefundenen Schusswaffen sowie die Anzahl der Schlafstätten gaben einen (noch zu bewertenden) Einblick in das Leben im relativen „Untergrund“.

[Türkçe]

Zeugen:

	Jens St. (Einsatz von Spürhunden in der Zwickauer Frühlingsstraße 26)
	Frank L. (Brandermittler, Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße)




Die Sitzung beginnt um 9.45 Uhr. Bei der Präsenz stellt Richter Manfred Götzl fest, dass RAin Anja Sturm, Anwältin von Beate Zschäpe, heute nicht anwesend ist. Anwesend ist als Sachverständiger Dr. Setzensack vom Landeskriminalamt Bayern.

Heute geht es um den Brand in der Frühlingsstraße 26 in Zwickau, der letzten Wohnung von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe vor der Selbstenttarnung des NSU am 4. November 2011.
Erster Zeuge ist Polizeimeister St. von der sächsischen Diensthundeschule. St. gibt an, dass er am 5. November 2011 Rufbereitschaft gehabt habe. Er habe einen Anruf bekommen, dass es in Zwickau zur Explosion eines Reihenhauses gekommen wäre. Er sei mit einem Leichenspürhund und mit seinen beiden Brandmittelspürhunden dort angekommen. Der Kollege L. [späterer Zeuge] sei bereits anwesend gewesen. Zunächst sei es darum gegangen, möglicherweise vermisste Personen abzuklären. Leichen wurden jedoch keine gefunden. Die Brandmittelspürhunden hätten jedoch schon im Treppenhaus angezeigt, und dann habe es auch in der Wohnung im ersten Obergeschoss mehrere Anzeigen gegeben. In Absprache mit den Kollegen sei er dann am 7. November zu einer weiteren Untersuchung gekommen, diesmal mit einer Kollegin, die ebenfalls einen Brandmittelspürhund führt. Dann werden einige Skizzen und Fotos in Augenschein genommen. Die Skizzen zeigen die Lage der jeweiligen Anzeigen der Spürhunde in der Wohnung. Die Fotos zeigen meist die Hunde beim Anzeigen. St. sagt dazu: „Der Hund friert nicht ein, sondern legt sich hin und zeigt, wo das Brandmittel ist.“ Aus der Nebenklage wird gefragt, worauf die Hunde anschlagen. St. antwortet: „Die Hunde sind so ausgebildet, dass sie das Originalbrandmittel lokalisieren und anzeigen können.“ Nach einer Konkretisierung gefragt, sagt er, dass es um herkömmliche Brandmittel gehe, die an Tankstellen oder in Baumärkten gekauft werden könnten, also etwa Benzin, Diesel oder Verdünner. Die verschiedenen Hunde hätten sich an mehreren Stellen gegenseitig bestätigt, so St.

Es folgt der Zeuge Kriminalhauptmeister L., Brandermittler bei der Polzeidirektion Südwestsachsen, betraut mit der Brandursachenermittlung in der Frühlingsstraße 26 vom 4. bis zum  28. November 2011 inklusive aller Spuren bis zur Übergabe ans BKA. L. schildert zunächst den Ablauf seiner Tätigkeiten. Die Feuerwehr sei gegen 15.15 Uhr am Brandort angekommen, die Kriminalpolizei um 15.45 Uhr, er selbst gegen 18 Uhr. Der Brand in der Wohnung sei da bereits erfolgt, die Wände seien an zwei Seiten heraus gesprengt gewesen, der Schutt habe auf Gehweg und Straße gelegen. Nach den ersten Ermittlungen hätten sich drei Personen im Haus befinden müssen. Eine Frau sei gesehen worden, wie sie das Objekt verließ, zwei Männer seien demnach noch zu suchen. Da das Gebäude laut Statiker einsturzgefährdet war, habe durch einen Bagger „die Statik abgetragen“ werden müssen. Das Objekt sei vom 4. November bis zum 28. November rund um die Uhr bewacht gewesen, um auszuschließen, dass sich fremde Personen darin aufhalten. Nach dem Einsatz des Baggers seien Stahlstützen eingezogen worden. Danach sei das Haus mit einem Leichenspürhund und Brandmittelspürhunden abgesucht worden. Die Brandmittelspürhunde hätten mehrere Spuren gefunden.  Am Sonnabend seien USBV-Kräfte [USBV = Unkonventionelle Spreng- und Brandvorrichtungen] dazu gekommen, am Sonntag habe ein Sprengstoffspürhund das Objekt untersucht. Es sei eine hohe Konzentration von Benzin feststellbar gewesen, es habe sehr stark danach gerochen. Eine Gasexplosion sei auszuschließen gewesen, da nur im angrenzenden Haus 26a Gas anliege, dort aber alles in Ordnung gewesen sei. Er habe dann die Wohnung in einzelne Bereiche aufgeteilt. Im Objekt, unter anderem in einem Tresor, der „nachweisbar geöffnet war“ und im Brandschutt, der durch den Bagger nach außen transportiert wurde, hätten sich insgesamt 11 Waffen plus Munition gefunden. Der ganze Brandschutt sei bis zum 11. November auf Spuren untersucht worden. Gefundene Gegenstände seien vor Ort eingetütet und in der Garage der Polizei Zwickau ausgelegt und getrocknet worden. Das LKA Sachsen habe an 22 Stellen, an denen die Hunde angeschlagen hätten - in der ganzen Wohnung verteilt - Spuren entnommen und an 19 Stellen Benzin nachgewiesen. Drei Stellen seien offen geblieben, da sei aber wahrscheinlich auch Benzin zu finden gewesen, weil Hunde besser als jede Laboranalyse seien. Das Gebäude sei schließlich abgerissen worden, um nachzuschauen, ob noch Hohlräume da sind.

Im Folgenden werden Bilder aus den Lichtbildmappen, die L. angefertigt hat, in Augenschein genommen und einzeln von L. erläutert. Die Mappen sind sehr ausführlich. Sie zeigen den Brand, die Löschmaßnahmen der Feuerwehr, die späteren Sicherungsmaßnahmen und dann die Spurensicherung nach dem Brand. Sie zeigen außerdem die Akribie, mit der der Brandermittler vorgegangen ist. Die Bilder, so L., seien größtenteils von ihm selbst angefertigt worden. Soweit sie den Brand zeigen, seien sie teilweise auch von der Feuerwehr oder anderen Polizisten angefertigt bzw. aus einem Video eines Passanten entnommen worden. Zunächst werden einige Übersichtsskizzen gezeigt. Das erste Foto zeigt dann das Haus in einer historischen Schwarz-Weiß-Aufnahme von etwa 1900. Bevor es mit den Bildern zum Brand und zu den Ermittlungen weiter geht, zeigt L. Übersichtsbilder des Anwesens aus der Zeit vor dem Brand. Diese stammten, so L., aus einer Wertermittlung des Gebäudes vom 24. Oktober 2011. Bei vielen Bildern geht es um die „Verschlusssicherheit“ des Gebäudes. Die Bilder der Spurensicherung in der Brandwohnung zeigen zunächst immer den Zustand vor, dann den Zustand nach der „Beräumung“ der Zimmer durch die Polizei.

Das Haus in der Frühlingsstraße in Zwickau besteht aus zwei Hälften mit den Hausnummern 26 und 26a. In der Nummer 26 befand sich die Brandwohnung. Die Wohnung war die einzige bewohnte Wohnung in Nummer 26 und belegte die ganze erste Etage. An der Klingel zur Wohnung stand der Tarnname „Dienelt“, an einem der Briefkästen die beiden Tarnname „Dienelt“ und „Burkhardt“. Im Untergeschoss des Hauses befand sich eine leerstehende Gaststätte, im Dachgeschoss wurden gerade zwei Wohnungen ausgebaut. Die Haustür lag rückseitig. Die Brandwohnung hatte zwei Eingangstüren, die von der Treppe aus linke Eingangstüre war jedoch von innen verbaut, so dass sie nicht mehr genutzt werden konnte. Die Wohnung war nur durch die rechte Eingangstüre zu betreten. Neben zwei Bädern, Fluren und der Küche bestand sie aus vier Zimmern. Die Wohnung hat L. in „Brandbereiche“ aufgeteilt, die mehr oder weniger den Zimmern entsprechen und mit Buchstaben gekennzeichnet sind. Daneben hat L. den Zimmern nach mutmaßlichen Nutzungen weitere Namen gegeben. Nach Flur, Bad und Küche folgen im Uhrzeigersinn: Wohnzimmer, Sportraum (dort waren eine Hantelbank und ein Laufband aufgestellt), Lager (es wurde durch nachträglich eingebaute Wände vom Sportraum abgetrennt), Schlafzimmer, Katzenzimmer (dort befand sich ein Kratzbaum), das zweite Bad und ein weiterer Flur. Der Bereich Wohnzimmer, Sportraum und Schlafzimmer lag in Richtung der Frühlingsstraße, der Bereich Katzenzimmer zum abgehenden Veilchenweg. In der Wohnung seien vier Schlafstätten vorgefunden worden, und zwar in den Räumen Wohnzimmer, Sportraum, Schlafzimmer und Katzenzimmer. An allen vier hätten sich Fernseher befunden, so L., der größte im Katzenzimmer.

Benzinspuren wurden beinahe in der gesamten Wohnung gefunden. Eine Spur wurde auch im Erdgeschoss im Treppenhaus gefunden, das jedoch nicht gebrannt hat. Es entstünden Temperaturen von über über 1.000 Grad, wenn Benzin verbrennt, so L.. Vor der Wohnung im ersten Stock wurde, so L., ein Zehn-Liter-Benzinkanister gefunden. Er sei durch die Feuerwehr verrückt worden, sein Originalstandort sei aber durch Befragung der Feuerwehrleute festzustellen gewesen.  Im größten Teil der Wohnung sei es zu einer einzigen Durchzündung gekommen, so dass alles auf einmal in Flammen stand. Im Wohnzimmer habe eine solche Zündung erst später, als die Feuerwehr schon da war, stattgefunden; die Tür zum Sportraum sei wahrscheinlich verschlossen gewesen. Die Tür vom Wohnzimmer zur Küche sei geöffnet gewesen. Die Küche war vergleichsweise wenig vom Brand betroffen. Im ersten Flur, dessen Türen ebenfalls verschlossen gewesen seien, habe sich kein so heftiger Brand entwickelte. Auch nicht im ersten Bad, das rechts von diesem Flur abgeht. Dort habe es einen separaten Brand gegeben und es sei eine sehr hohe Benzinkonzentration festzustellen gewesen. In diesen drei Räumen hätten die Beamten viele unbeschädigte Gegenstände sichern können. Unter anderem zeigen Bilder beinahe unbeschädigte Lebensmittel im Kühlschrank. Die Bilder zeigen die Heftigkeit des Brandes. Man sieht die größtenteils heraus gesprengte Wand vor Sportraum und Schlafzimmer. Der Rest der Wand sei, so L., um 40 cm in Richtung der Straße verschoben. Man sieht deutliche Risse im verbliebenen Mauerwerk. Einige Bilder zeigen die so genannten Trümmerschatten, also die Bereiche, in die bei der Explosion Trümmer geschleudert wurden. Trümmer wurden demnach bis auf Gehweg und Straße geschleudert. Ein Bild zeigt das Wohnzimmer einer älteren Frau, die im ersten Stock von Hausnummer 26a wohnte. An der Wand zur Nummer 26 finden sich starke Risse in Putz und Tapete. Die Wand sei hier um mehrere Millimeter verschoben worden und es sei bereits Rauchgas in die Wohnung der Nachbarin eingedrungen, sagt L.

In der Wohnung seien 11 Waffen gefunden worden. Dies erläutert L. anhand einer Skizze. Waffe 1 sei im Schlafzimmer gefunden worden. Sie sei durchgeladen gewesen, die Patronen hätten alle ausgelöst. Waffe 2 sei in einem Tresor im Schlafzimmer gefunden worden, der nachweislich geöffnet gewesen sei. Dort seien auch Handfesseln gefunden worden. Diese hätten wohl „der Kollegin gehört“. An dieser Stelle interveniert RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe, dies sei eine Wertung. Sein Kollege RA Heer springt ihm bei: Der Zeuge führe en passant Neues ein, das gar nicht seinem Auftrag entspreche. Götzl sagt, L. habe sicherlich mit Kollegen gesprochen, das sei normal. Es geht dann weiter mit der Inaugenscheinnahme. Waffe 3, so L., sei im Flur vor dem zweiten Bad gefunden worden. Die restlichen Waffen und die Munition seien dann im Bauschutt, der durch den Bagger abgetragen worden war, gefunden worden. In Brandbereich L seien außerdem Geldscheine gefunden worden.

Auffällig an der Wohnung sind die umfangreichen Sicherheitsmaßnahmen. In der Wohnung hätten sich, so L., vier Überwachungskameras befunden. In der Wohnungstür sei über dem Messingschild mit dem Tarnnamen „Dienelt“ der Türspion durch eine Kamera ersetzt gewesen. Die Tür selbst war, das zeigen die Bilder, durch einen Schließriegel, der horizontal und vertikal verankert war, zusätzlich geschützt. Auf dem Fensterbrett in der Küche sei eine Kamera in einem Kasten mit künstlichen Pflanzen versteckt gewesen, sagt L. Auf einem der Bilder zu diesem Komplex ist ein Aschenbecher, ein Feuerzeug und eine grüne Packung „Pall Mall“-Zigaretten zu sehen. Die Kamera in der Küche sei auf die Haustüre gerichtet gewesen. Auf die gleiche Art wie diese Kamera seien wahrscheinlich auch die anderen Kameras auf den Fensterbrettern im Wohn- und im Katzenzimmer angebracht gewesen. Die Kamera in der Küche habe beinahe unbeschädigt gesichert werden können. Die Kamera im Wohnzimmer sei durch das Löschwasser in den Raum gespült worden. Die Kamera im Katzenzimmer wurde, das zeigen Bilder vom Brand, so stark beschädigt, dass sie während des Brandes auf den Gehweg fiel. L. weist besonders darauf hin, dass der Blumenkasten, in dem sich die Kamera am Wohnzimmerfenster befand, auf den Bildern, die im Oktober 2011 zur Wertermittlung angefertigt wurden, nicht zu sehen ist. Die Kameras seien, so L., mit Kabeln, die „ordnungsgemäß“ verlegt waren, miteinander verbunden gewesen. Besonders gesichert sei auch der durch den Brand unbeschädigte Keller der Bewohner der Brandwohnung gewesen. Er sei durch ein mit Klebeband fixiertes Schild mit der Aufschrift „Keller Dienelt“ gekennzeichnet und zu beiden Seiten mit Stahltüren verschlossen gewesen. Die Türen seien, so L., jeweils mit einem Funkalarmmelder versehen gewesen, der wenn die Türe geöffnet wurde, ein Signal an eine Station in der Wohnung abgab.

Nach vier Lichtbildmappen und etwa 400 Einzelbildern unterbricht Richter Götzl die Vernehmung und kündigt an, L. und den Sachverständigen Setzensack am 17. und gegebenenfalls 18. Juli noch einmal hören zu wollen.

Um 16 Uhr wird die heutige Sitzung beendet.

Nebenklage-Vertreter Rechtsanwalt Peer Stolle erklärt dazu:

„Das „asservierte Geständnis“ des NSU ist von erheblicher Bedeutung für das Verfahren, insbesondere für die Schuldfrage von Beate Zschäpe. Kameras im Blumenkasten, allein elf Waffen in der Wohnung mitsamt Munition, teilweise schussbereit und später ausgewertete zahlreiche Zeitungsberichte über die Morde und Anschläge bzw. Pläne über die Auskundschaftung der potentiellen Tatorte müssen der Angeklagten bekannt gewesen sein. Sie spielen für ihren Vorsatz und die angeklagte Organisation im NSU eine entscheidende Rolle.“


Protokoll 16. Verhandlungstag - 26. Juni 2013

Thema des Verhandlungstages war die letzte gemeinsame Wohnung von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe in der Frühlingsstraße in Zwickau. Die Befragungen des damaligen Hausverwalters E. sowie der Handwerker P. und K. sollen zum einen die mutmaßlichen Mitglieder des NSU und ihre Rollen identifizieren und zum anderen zur Klärung der Frage beitragen, wer zufällig oder einkalkuliert durch die Brandstiftung am 4.11.2011 gefährdet war.

[Türkçe]

Zeugen:

	Volkmar E. (Hausverwalter Frühlingsstraße 26 )
	Heiko P. (Handwerker, Zeuge Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße)
	Rene K. (Handwerker, Zeuge Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße)




Der Zeugentisch ist heute in die Mitte vor die Richterbank verschoben. RA Klemke und RAin Schneiders setzen sich um, dahin wo Holger G. und Carsten S. bei ihren Vernehmungen gesessen haben. Wohlleben sitzt daher jetzt recht nah an Carsten S.

Um 9.50 Uhr betritt das Gericht den Saal. Rechtsanwältin Sturm, Verteidigerin von Beate Zschäpe, ist erneut nicht anwesend. Für Rechtsanwalt Pausch, Verteidiger von Carsten S., ist heute RA Potzler in Vertretung anwesend.

Vorsitzender Richter Götzl teilt mit, dass der erste geplante Zeuge zum Thema Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße noch nicht da sei, man daher mit dem zweiten Zeugen beginne. Es ist Herr E., der Hausverwalter des Hauses Frühlingsstraße 26 zum Zeitpunkt des Brandes.

Nach einem kurzen Geplänkel über die Sitzanordnung befragt Götzl den Zeugen, zunächst allgemein zum Anwesen. E. sagt, der spätere Eigentümer, ein Gemüsehändler mit “vietnamesischem Hintergrund”, habe das Objekt im Juni 2011 erworben und am 1. September 2011 übernommen. E. bzw. seine Firma hätten dann im Auftrag die Verwaltung übernommen und dies den Mieter_innen gegenüber angezeigt. E.: „Für uns gab es vier Mieter, einmal einen Herrn Dienelt, der diese Wohnung hatte, die später in die Luft geflogen ist, das war unser Mieter vom Mietvertrag her.“ Außerdem drei Mieter_innen im Nachbarhaus. Es sei auch darum gegangen, den Vermietungsgrad zu erhöhen, indem die leerstehenden Wohnungen ausgebaut werden. Anfang September 2011 habe ihm der alte Verwalter, Herr F., „fast entschuldigend“ mitgeteilt, dass “Dienelt” einen Mangel am Boden in der Küche angezeigt habe. Er habe dann eine Handynummer angerufen und mit dem Herrn, der für ihn Herr Dienelt gewesen sei, gesprochen. Sie hätten sich das dann gemeinsam angesehen. Es habe sich jedoch nicht um einen echten Fehler gehandelt, sondern nur um eine geringfügige Absenkung. Er gehe davon aus, „dass man uns mal kennen lernen wollte“. Es habe dann noch ein Treffen in der Wohnung gegeben zusammen mit dem Hauseigentümer. Da habe „Dienelt“ aber mitgeteilt, dass nur eine Bekannte anwesend sein könne. Sie hätten sich dann mit Zschäpe, „wie wir heute wissen“, den Schaden angeschaut. Große Worte seien nicht gewechselt worden, ihm sei nicht klar gewesen, dass sie dort ständig wohnt. Das seien die einzigen Berührungspunkte mit dieser Wohnung gewesen, so E. Er sei öfter mal im Anwesen gewesen, in der Woche sicher zwei oder drei Mal, aber ohne jemandem zu begegnen.

Dann stellt Richter Götzl Fragen. Zunächst geht es um die Informationen, die E. über den Mieter hatte. E. sagt, er habe vom alten Hausverwalter F. eine Handynummer, einen Namen und einen Mietvertrag bekommen. Bei seiner Hausverwaltung sei es eigentlich üblich, auch Ausweis und Lohnnachweis zu verlangen. F. habe ihm gesagt, „dass der Mieter die Wohnung auf eigene Kosten ausgebaut hat. Er hat gesagt, ich soll mich nicht wundern, die Leute wären manchmal ein bisschen komisch.“ Die erste Miete für September sei noch vom alten Vermieter eingegangen. Am 28. September 2011 sei dann eine Überweisung von 740 Euro (500 Euro kalt plus Nebenkosten) eingegangen unter dem Namen „Lisa Dienelt für Matthias Dienelt“. Am 25. Oktober 2011 dann eine Überweisung von 740 Euro unter dem Namen „Lisa Pohl Miete Dienelt“ von einem Konto der Sparkasse Zwickau eingegangen.

Danach geht es darum, wer bei welchem Treffen in der Küche der Wohnung dabei war. Bei einem Treffen, so E., sei der Eigentümer anwesend gewesen, denn ihm habe man ja sagen müssen, was gegebenenfalls zu veranlassen wäre. Außerdem sei bei einem Treffen der Zeuge P., der als Handwerker im Haus beschäftigt war, anwesend gewesen. Möglicherweise seien bei einem Treffen aber auch sowohl der Eigentümer als auch P. anwesend gewesen, wird E. später auf Nachfrage von Götzl sagen. Er sei sich aber sicher, dass beim ersten Treffen der Mann, den er für Dienelt gehalten habe, anwesend war und beim zweiten Treffen die Frau. Bei den Treffen in der Wohnung sei er immer nur in Flur und Küche gewesen, nicht in anderen Räumen. Die Treffen hätten sicher im September 2011 stattgefunden, es hätten aber vielleicht zwei Wochen dazwischen gelegen.
Der Termin für das zweite Treffen sei über die bereits bekannte Handynummer vereinbart worden. Über das Verhalten der Frau sagt E.: „Ja, ganz normal. Ich glaube nicht, dass viele Worte gefallen sind.“ Es habe kein Grund bestanden, von ihr eine Meinung einzuholen, noch dazu, weil es sich aus seiner damaligen Sicht vielleicht nur um eine Bekannte gehandelt habe, die vielleicht in der Nähe gewohnt und Zeit gehabt habe. Im Treppenhaus sei er, so E., bei seinem Besuchen in der Frühlingsstraße nie jemandem begegnet. Danach geht es um die Baumaßnahmen. E. berichtet, dass der nachfolgende Zeuge P. die Wohnungen in einen vermietungsfähigen Zustand versetzen sollte. P. habe wohl weitere Personen auf der Baustelle eingesetzt, aber davon habe er, E., keine Kenntnis. Die Arbeiten an der Heizung und an der Elektrik hätten andere Firmen übernommen. Es habe kein zeitlicher Druck bestanden, weil es noch keine Interessent_innen für die Wohnungen gegeben habe. Daher sei nicht durchgängig gearbeitet worden. Begonnen worden sei mit den Arbeiten wahrscheinlich schon vor dem Besitzübergang im September.

Dann geht es um zwei Situationen, die E. von anderen Personen geschildert worden seien. Zum einen um eine Situation im Keller.:E. berichtet, dass der Keller zugemüllt gewesen sei, aber ein Kellerraum „blitzblanke“ Blechtüren gehabt habe. Er habe diesen Keller nicht zuordnen können. Er habe dann, „aus heutiger Sicht vielleicht etwas flapsig“, mit dem Zeugen P. besprochen: „Wenn wir es nicht wissen, (…) machen wir es halt mal auf.“ Vom Hörensagen wisse er dann von einem Zusammentreffen zwischen P., als dieser „Hand anlegen wollte“, mit Herrn B., der für den Eigentümer den Keller ausgeräumt habe, und Zschäpe. Diese habe dann mitgeteilt, dass das ihr Keller sei und das sei es dann gewesen. Die zweite Situation habe den Beschnitt der Bäume auf dem Grundstück betroffen, den B. im Auftrag des Eigentümers ausgeführt habe: „Dort wurde er von einem der Bewohner, männlich, sag ich mal, gerügt, was ihm einfällt die Bäume zu beschneiden, weil die Nachbarn Einsicht in die Wohnung hätten.“ Die nachträglichen Gespräche über diese Begebenheiten hätten nach dem 4. November 2011 stattgefunden, so. E.

Dann geht es um den Brand am 4. November. Er habe nach 15 Uhr von P. erfahren, dass das Haus explodiert sei. P. sei beim Bäcker oder Fleischer gewesen mit dem Herrn L. von der Heizungsbaufirma.  Er sei dann selbst hingefahren, aber das Viertel sei abgesperrt gewesen. Am 5. November vormittags habe er einen Termin bei der Polizei gehabt. Dabei sei es darum gegangen, wer da Mieter gewesen sei. Der Besitzer habe das Haus wieder aufbauen wollen, das sei aber am Willen der Stadt Zwickau gescheitert, weil die Bürgermeisterin gedacht habe, dass sich da eine Kultstätte entwickeln könnte. Anfang Dezember sei das Haus an die Stadt verkauft worden „und das war’s dann.“

Nach einer Frage zum entstandenen Schaden gibt es eine Pause. Danach macht Richter Götzl dem Zeugen Vorhalte aus früheren Vernehmungen. Zunächst geht es noch einmal um die Treffen mit den Bewohnern der Wohnung. Das erste Treffen habe E. in einer Aussage auf den 6. September und das zweite auf den 20. September terminiert, außerdem habe er gesagt, dass auch beim zweiten Treffen der Handwerker P. anwesend gewesen sei. E. sagt, das sei dann wohl richtig, er könne die vielen Termine in der Frühlingsstraße heute schwer differenzieren. Dass P. auch beim zweiten Mal dabei gewesen sei, sei aber fast zwangsläufig, wenn er da gearbeitet habe.
Es geht in der Befragung immer wieder um die Identifizierung der Personen. Die Person, die ihm beim ersten Treffen geöffnet habe, und die er für „Dienelt“ gehalten habe, könne er „aufgrund der Vielzahl der Fotos“ nicht wieder erkennen, so E. Sie sei jedenfalls etwa Mitte 30 und größer als er selbst, gewesen und habe kurze bzw. abrasierte Haare gehabt. Götzl hält E. eine Aussage vor, nach der er gesagt habe, er sei sich fast sicher, dass die Frau, die er getroffen habe, Zschäpe sei. E. sagt, er wisse nicht, wie Zschäpe im September 2011 ausgesehen habe. Die Frau, die er gesehen habe, habe schulterlanges, nicht gebundenes Haar gehabt. „Da ich sie aber vorher nie gegenständlich gesehen habe als Frau Zschäpe ist das natürlich schwierig.“ Auf Nachfrage sagt er, dass er Bilder in den Medien gesehen habe, dort aber ziemliche Differenzen festgestellt habe. Götzl legt ihm eine Lichtbildmappe vor, die ihm auch bei der Polizei vorgelegt wurde. Bei Bildern von Böhnhardt und Mundlos sagt er, Böhnhardt sei nicht die Person gewesen, die er getroffen habe, bei Mundlos könne er es nicht ausschließen. Beim Bild von Zschäpe sagt er, dass dies wieder ein Bild sei, „wo sie nicht so aussieht.“ Bei einem Bild von Susann E., Ehefrau des Mitangeklagten André E., sagt er, das könne die Person gewesen sein, wenn die Haare schwarz und schulterlang und sie von der Statur her eher klein sei. Kinder habe er in der Frühlingsstraße nie gesehen, sagt der Zeuge E. auf Nachfrage von Götzl.
Dann geht es kurz um den Mietzahlungen. Bis Februar habe die Miete 363 Euro kalt betragen, dann bis Mai 389 Euro kalt, dann ab dem abgeschlossenen Kaufvertrag 500 Euro. Er könne sich diesen Anstieg nicht erklären. Über eine Untervermietung wisse er nichts. In der Woche nach dem 4. November 2011 habe E. einen Anruf vom alten Hausverwalter F. erhalten, dass Dienelt im Wohnmobil umgekommen sei. Dann berichtet er außerdem von einem Schreiben vom Anwalt eines Herrn D., das er nach den 4. November 2011 bekommen habe. Darin stehe, dass D. wahrscheinlich Mieter der Wohnung sei und diese an einen Herrn B. untervermietet habe. Nach unbestätigten Informationen sei dieser B. tot. Sollte ein Mietverhältnis bestehen, so werde dies hiermit vorsorglich gekündigt.

Es folgen Fragen der Nebenklage. An eine Wertermittlung könne er sich nicht erinnern, so E. auf eine Frage von RA Reineke. RAin Lex fragt, ob es Fotos von dem Haus vor dem Verkauf gebe. E. antwortet, es gebe auf jeden Fall Fotos von dem Haus, er habe ja Mieter_innen gesucht. Die Fotos könne er ggf. zur Verfügung stellen.

Dann folgen die Fragen der Verteidigung Zschäpe. RA Heer fragt unter anderem nach dem Standort der Fahrzeuge der Handwerker, wenn im Haus gearbeitet wurde. E. sagt, die Fahrzeuge hätten auf dem Grundstück vor der Eingangstüre geparkt, dort sei ein Querweg als Zugang für die Bewohner gewesen. Es sei erkennbar gewesen, dass das was mit Handwerkern zu tun habe, ohne dass der Name „P.“ an der Fahrzeugtür gestanden habe. Dann fragt Heer danach, ob E. bei seinen Besuchen in der Frühlingsstraße gesehen habe, wie P. gearbeitet habe, ob er etwa gesehen habe, dass P. den „Hammer weglegt“. E. bejaht diese Frage. Ob er denn Baugeräusche gehört habe, will Heer wissen. E. verneint das für draußen, drinnen habe man aber sehr wahrscheinlich etwas gehört. Wenn er sich richtig erinnere, habe da auch ein Kofferradio gestanden. Dann fragt Heer zum Treppenhaus und ob einzelne Treppen geknarrt hätten. E.: „Ich kann ihnen nicht sagen, ob die dritte oder fünfte Treppe geknarrt hat, aber es gab Treppen, die geknarrt haben.“
Der Gutachter Prof. Saß fragt zur Atmosphäre beim Treffen in der Wohnung, bei dem die Frau anwesend gewesen sei. E. antwortet: „Dort von einer Atmosphäre zu sprechen, wäre zuviel gesagt.“

Es folgt die Mittagspause bis 14.05 Uhr. Nach der Pause ist auch RAin Sturm anwesend.

Nun sagt der Zeuge P., Handwerker im Haus Frühlingsstraße aus. P. berichtet zunächst eigenständig. Sie hätten ca. ein halbes Jahr vorher angefangen, zwei Wohnungen im Dach auszubauen. Und dann sei da noch ein Auftrag bei der Frau Zschäpe in der Küche gewesen, wegen eines morschen Balkens seien Fliesen gerissen. Auf der Baustelle sei kein Zeitdruck gewesen. Die eine Wohnung sei am 4. November 2011 fertig gewesen. Sie hätten sie leer geräumt. Er habe dann Druck gemacht, weil er Kaffee beim Bäcker bestellt habe. Gegen halb drei seien sie dann rüber gelaufen. Er hab den Klempner bestellt, der habe am darauf folgenden Montag Heizkörper einbauen sollen. Er sei mit dem Transporter zum Bäcker gefahren und da habe es einen Knall getan. Er sei hingerannt. Er habe die Feuerwehr informiert und dann sei es für ihn erledigt gewesen.

Richter Götzl fragt wer da gewohnt habe, ob es Kontakte zu den Hausbewohnern gegeben habe. P. antwortet: “Frau Zschäpe, da hatte ich mich angemeldet und dann die zwei jungen Männer. War eben Kundschaft. Und im Haus hab ich Frau Zschäpe einmal gesehen, sonst gar nicht. War immer ruhig.” Es geht im Folgenden um ein Treffen in der Wohnung in der ersten Etage. Dabei sei es um einen Schaden in der Küche gegangen, aber es sei nie dazu gekommen, dass da etwas gemacht wird. Der Termin sei ausgemacht worden und er sei dann mit dem Zeugen E. da hin, vielleicht sei auch der Hauseigentümer anwesend gewesen, dass wisse er nicht genau. Frau Zschäpe sei da gewesen und ein junger Mann, den er jedoch nicht beschreiben könnte. Er kann sich auch an zweites Treffen erinnern. Bei einem der Treffen sei er wohl alleine dort gewesen. Am anderen Eingang [Nummer 26a] habe er einmal auch eine Frau im Rollstuhl getroffen. Am 4. November 2011 habe er Dämmfilz verlegt, sein Kollege K. habe aus dem Keller Holz geholt. P. berichtet von den verschiedenen Arbeiten, die er auf der Baustelle durchgeführt habe. Dann geht es um mögliche Lärmbelästigungen.

Plötzlich springt Beate Zschäpe auf und deutet auf das Netzteil ihres Laptops, den sie immer vor sich stehen hat. Richter Götzl unterbricht die Sitzungen wegen “Kurzschluss”. Zschäpe bekommt ein zweites Netzteil gebracht, dann geht die Sitzung weiter. Götzl wiederholt die Frage, ob es Beeinträchtigungen durch die Baumaßnahmen gegeben habe. P. antwortet: “Eigentlich nicht, nur wenn mal was runterfällt und es ein bisschen scheppert durchs Haus.”

Es geht noch einmal um das Zusammentreffen mit Bewohner_innen des Hauses. Götzl fragt, ob P. die zwei jungen Männer jemals gesehen habe. P. antwortet, den einen habe er in der Wohnung gesehen. Ob der zweite beim Treffen in der Wohnung anwesend war, könne er nicht sagen, auf zwei junge Männer sei er gekommen, weil die Kripo ihm zwei Bilder gezeigt habe. An ein Treffen mit Zschäpe im Keller kann er sich nicht erinnern, abgeschlossene Keller seinen für ihn tabu. Er habe aber wohl mit dem E. und wohl auch mit K. über den Keller gesprochen, dass man den mal aufmachen müsse. Warum, wisse er nicht genau. Er habe Zschäpe einmal im Treppenhaus gesehen. Den Herrn B. kenne er als Hausmeister des Hauseigentümers, der habe auch Bäume beschnitten. B. habe ihm nichts über die Hausbewohner berichtet. P. berichtet dann über den ihm entstandenen Schaden. Später wird es auch darum gehen, dass ihn das Ereignis und die Folge für eine gewisse Zeit psychisch belastet habe, weswegen er sich in stationäre Behandlung habe begeben müsse.

In den folgenden Vorhalten geht es um zeitliche Einordnungen. Er bestätigt frühere Aussagen, nach denen er und K. die ganze Woche im Haus gearbeitet hätten. Dann geht es um die Zeit zwischen dem Verlassen des Hauses und dem Knall, er bestätigt seine früheren Angaben ungefähr. P. sei davon aus gegangen, dass die Bewohner_innen der Wohnung bis vier oder fünf Uhr arbeiten gewesen seien, weil er sie nicht gesehen habe. Um vier oder fünf Uhr sei er ja schon wieder weg gewesen. Kinderschuhe habe er vor der Wohnung selbst nicht gesehen, aber sein Kollege K. habe einmal davon berichtet. Dann geht es noch einmal um den Ablauf beim Brand und danach um die Identifizierung der Personen. Götzl fragt: “Sie sprachen von Frau Zschäpe. Sind Sie sich heute sicher, dass es damals Zschäpe war?” P.: “Ja.” Götzl: “Gab es da früher Fragen zu?” P.: “Auf dem Bild habe ich sie nicht gleich erkannt, damals war sie geschminkt, Brille aufgehabt, wie wir Handwerker untereinander sagen, eine hübsche Frau.” Das Aussehen könne er jetzt nicht genauer beschreiben, da müsse er den “Handwerkerjargon” anbringen. Götzl sagt, er solle das doch tun, wenn es ihm dann leichter falle. P.: “Eigentlich nicht. Ich kann doch jetzt nicht meine Gedanken sagen. Eine hübsche Frau.” Dunkle Haare habe sie gehabt, die Länge könne er nicht mehr benennen. Auf Nachfrage sagt er, man sei über eine ziemlich alte Holztreppe ins Dachgeschoss gekommen, diese habe “richtig schön laut geknarrt”. P. wird eine Lichtbildmappe vorgelegt, die ihm auch bei einer Vernehmung am 7. November 2011 vorgelegt worden war. P. will sich nicht festlegen, aber er habe gedacht, dass die Nummer 3 (das Bild zeigt Mundlos) in der Wohnung gewesen sei. Kurz zeigt Götzl auch das Bild einer männlichen Leiche. P.: “Und da hat man gesagt, so sieht er jetzt aus.” Dann geht es noch einmal um den Beginn der Arbeiten, den P. in früheren Aussagen auf den 6. September gelegt habe. P. sagt, dann sei das wohl so gewesen. Es folgen Fragen zur Geräuschentwicklung der Arbeiten. Am 4. November habe er Dämmmaterial befestigt, dabei seien auch Folien festgetackert worden, so P. Schließlich geht es noch einmal um die Treffen in der Wohnung. P. gibt an, Zschäpe sei “hundertprozentig” in der Wohnung gewesen, außerdem ein weiterer Mann. Wer sonst in der Wohnung “herumgeschwirrt” sei, wisse er nicht, er habe sich nur auf die Arbeit konzentriert. An ein Zusammentreffen mit Böhnhardt und Mundlos im Treppenhaus könne er sich nicht erinnern.
Es folgen die Fragen der Nebenklage. RA Narin fragt danach, wer bei der Terminfindung für das Treffen in der Wohnung am Telefon gewesen sei. P. sagt, es sei ein Mann gewesen, die Nummer habe er vom Zeugen E. bekommen. In weiteren Fragen geht es unter anderem um die Geräuschentwicklung auf der Baustelle. RA Elberling fragt danach, ob P. an der Fassade Blumenkästen aufgefallen seien. P. verneint das.

Für die Verteidigung fragt zunächst RA Stahl. Dabei geht es um die Geräusche der Treppe. P. bestätigt, dass diese stark geknarrt habe, er habe außerdem ein Baustellenradio gehabt, das wohl auch zum Einsatz gekommen sei. Dann fragt Stahl, ob die Nachbarin, die P. gesehen habe, tatsächlich einen Rollstuhl gehabt habe. P. bestätigt das, die Frau habe ja drin gesessen. RA Heer fragt dann danach, ob P. auch zwischendurch einmal zum Fahrzeug runter gegangen sei, was P. bestätigt.  Götzl geht dann noch Rechnungen mit P. durch. Nebenklage-Vertreter RA Ulucay fragt dann, ob es auch mal vorgekommen sei, dass P. zwischendurch zum Baumarkt habe fahren müssen, was P. ebenfalls bestätigt, das komme schon vor.

Es folgt der Zeuge K., der angibt, Helfertätigkeiten für P. durchgeführt zu haben. Am 4. November hätten sie gegen acht Uhr begonnen und sehr zeitig, gegen drei Uhr, wieder Schluss gemacht. P. sei herunter gekommen und habe gesagt, dass sie noch in der Bäckerei einen Kaffee trinken und dort auf den Heizungsmonteur warten müssten. Dieser sei dann auch gekommen, die beiden hätten gesprochen und wenige Augenblicke später habe es einen Knall gegeben. Sie seien in Richtung des Hauses gerannt und hätten gesehen, dass es die Etage war, die bewohnt war. Er habe niemanden aus dem Haus kommen sehen. Eine alte Frau habe aus der anderen Doppelhaushälfte geschaut. Deswegen sei er zum Eingang gelaufen. “Man hat die Tür aufgetreten oder die war auf und ich war kurz vor ihrer Wohnung, da kamen Angehörige die sich um die ältere Frau gekümmert haben.” Dann sei er vor zur anderen Seite und habe schon die Einsatzkräfte um die Ecke kommen gesehen.

Am 4. November habe er beim Arbeiten niemanden von den Bewohner_innen gesehen. Er habe mehrere Wochen in dem Anwesen gearbeitet, aber nicht permanent. Er denkt, dass sie in der Woche des 4. November 2011 die ganze Woche vor Ort gewesen seien. Er habe in diesem Zeitraum Heizkörper abgebaut und gereinigt, Endreinigungsarbeiten in einer Wohnung gemacht und dann Entkernungsarbeiten. Er habe nicht gewusst, wer im Haus wohnte. Er habe am Hauseingang einmal Kontakt zu den Bewohnern aus der mittleren Etage gehabt, zwei Männern und einer Frau. Er habe nicht mit ihnen gesprochen. Er könne sie jetzt nicht mehr beschreiben, habe das aber bei der Kripo gemacht. Andere Personen habe er nicht wahrgenommen.
Es sei ein sehr hellhöriges Haus gewesen. Die Arbeiten hätten typischen Baulärm produziert, etwa die Abrissarbeiten, als er den Keller beräumen sollte. Diese Arbeiten seien am 4. November 2011 durchgeführt worden. Das Fahrzeug von P. habe bis eine halbe Stunde bevor sie gegangen seien hinter dem Haus gestanden. Dann hab es der P. vorgefahren.
Götzl fragt nach dem Aussehen der Bewohner der ersten Etage. Zunächst zur Frau. K. antwortet mit Blick auf Zschäpe: “Die Frau, die mir gegenüber sitzt ist es.” Zu den Männern sagt K.: “Sportlich, der eine mit Segelohren. Der eine war größer, auch der andere war sportlich, kurze Haare.” Einmal sei einer von beiden runter gekommen und habe gefragt, ob er einen Sessel zum Sperrmüll mit hinstellen könnte, ob K. den mit entsorgen könne. Götzl fragt, welcher der beiden, das gewesen sei. K.: “Der Uwe, der größere von beiden, nicht der Herr Böhnhardt, ich komm gerade nicht auf den Nachnamen.” Er habe, so K. auf Nachfrage, den Uwe, dessen Name ihm gerade nicht einfalle, mehrfach mit dem Fahrrad gesehen. Götzl hält K. vor, er habe ausgesagt, alle drei Personen mit Fahrrädern gesehen zu haben. K.: “Ja, ist richtig, aber nie alle drei zusammen, sondern einzeln.”
Götzl fragt, ob K. Informationen dazu habe, wie die drei Personen zueinander standen. K. sagt, er habe keine Erinnerung, Götzl hält ihm eine Aussage vor, wonach K. ausgesagt hat, eine der männlichen Personen und die weibliche Person miteinander befreundet gewesen seien. K. sagt, ein Mann sei immer mit der Frau zusammen gewesen, die andere männliche Person immer allein. Welcher denn mit der Frau zusammen gewesen sei, will Götzl wissen. K.: “Den größeren mit den Segelohren hab ich mit der Frau zusammen gesehen. Was der Herr Böhnhardt war, oder?” Noch einmal geht es um Lärm. K. sagt, man habe auf der Holztreppe immer gehört, wenn jemand rauf oder runtergegangen sei oder wenn oben oder unten jemand gearbeitet habe.

Plötzlich interveniert RA Stahl. Wie lange die Sitzung denn noch geplant sei, will er wissen. Götzl sagt, er wolle noch den Zeugen zu Ende befragen und auch noch den weiteren anwesenden Zeugen befragen. Stahl sagt, sein reservierter Zug sei jetzt weg, er habe keine Sitzplatzreservierung mehr und müsse am nächsten Morgen vor sieben Uhr aufstehen. Götzl: “Ich bin heute um halb fünf aufgestanden, wenn Sie schon mit Beispielfällen kommen.” Es entwickelt sich eine heftige Debatte. RA Heer wirft ein, seine Mandantin könne sich nicht mehr konzentrieren. Darauf entgegnet Nebenklage-Vertreter RA Lucas: “Wir haben 20 nach fünf und zwei Stunden Luft um zu verhandeln. Und wenn die Angeklagte nicht in der Lage// eine Enddreißigerin um zwanzig nach fünf nicht mehr fit ist, dann ist das nicht substantiiert vorgetragen.” Götzl unterbricht die Sitzung. Danach sagt RA Heer, seine Mandantin sei immer noch nicht in der Lage, der Sitzung weiter zu folgen. RAin Schneiders, Anwältin von Wohlleben, springt der Verteidigung Zschäpe bei, ihr Mandant habe Kopfschmerzen. Man müsse auch die Haftsituation der Angeklagten Wohlleben und Zschäpe betrachten. Außerdem müssten auch die Anwält_innen die Möglichkeit haben, sich ihre Fitness zurückzuholen. RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, sagt, dass es vielleicht besser gehe, “wenn unser Mandant etwas frische Luft schnappen dürfte anstatt Vorführkeller.” Heer springt Klemke diesbezüglich bei. Götzl macht eine weitere Pause, um abzuklären, ob Zschäpe der Verhandlung folgen kann. Die Pause dauert bis 18.20 Uhr. Dann verkündet Götzl ein Notarzt habe keine Auffälligkeiten feststellen können, könne aber über die Konzentrationsfähigkeit von Zschäpe keine Aussagen treffen. Heer bleibt dabei, dass sich seine Mandantin nicht in der Lage sehe, weiter der Verhandlung zu folgen. Götzl sagt dem Zeugen K., dass seine Vernehmung unterbrochen werden müsse. Nebenklage-Vertreter RA Rabe sagt: “Es scheint doch mehr an den Verteidigern zu liegen als an Frau Zschäpe. Können wir nicht an den ersten beiden Verhandlungstagen jeweils länger verhandeln?” RA Lucas sagt, man könne das jetzt zum Anlass nehmen, doch darüber zu reden, dass die Angeklagten drei Tage lang kein Tageslicht sehen, weil es im Raum keine Fenster gebe. RA Stahl: “Ich muss Kollegen Rabe widersprechen, ich sitze gerne bis 22 Uhr hier, ich möchte mir nicht unterstellen lassen, dass wir hier die Mandantin vorschieben. Womit ich allerdings recht gebe, es wäre von der organisatorischen Seite her sinnvoll, wenn man das zukünftig so halten könnte, dass man möglichst nicht lange Tage an dem letzten Tag der Woche macht.” Götzl antwortet ungehalten: “Ich würde Sie bitten, wenn sie sich jeden Sitzungstag komplett für die Beweisaufnahme nehmen, dass wir den wirklich nutzen.” Rabe: “Und ich darf schon mal wiederholen, dass es mit der Zugfahrt losging und dann erst die Frau Zschäpe Kopfschmerzen bekam.”

Gegen 18.35 Uhr endet die Sitzung für heute.


Protokoll 17. Verhandlungstag - 2. Juli 2013

Als Zeugen waren zwei Kriminalbeamte geladen - einer der Polizei Zwickau, einer vom BKA - , die im November 2011 mit Beate Zschäpe Gespräche (nicht Vernehmungen) geführt haben und einen Einblick in die ansonsten schweigende Angeklagte geben konnten. Einige Fragen betreffend der Befragungspraxis bzw. der Anwesenheit von anderen Behörden/Dienststellen beantwortete der erste Zeuge unter Berufung auf eine fehlende Aussagegenehmigung nicht, was von Seiten der Nebenklage kritisiert, von Seiten der GBA befürwortet wurde.

[Türkçe]

Zeugen:

	André P. (KHM, Gespräche mit Zschäpe)
	Frank Le. (KOK, BKA, Gespräche mit Zschäpe)




Die Sitzung beginnt um 9.45 Uhr. Die Verteidiger von André E. lassen sich heute vertreten, ebenso ein Verteidiger von Holger G.

Zunächst wird der Kriminalbeamte bei der Polizeidirektion Zwickau, André P., befragt. Er sollte Beate Zschäpe im November 2011 vernehmen. Götzl verliest P.s Aussagegenehmigung. Zunächst berichtet P. selbstständig. Zschäpe habe sich am Dienstag, den 8. November 2011 in Jena der Polizei gestellt, und sei dann von dort nach erkennungsdienstlicher Behandlung und Abgabe der Bekleidung zur Spurensicherung zuständigkeitshalber nach Zwickau überstellt worden. Er selbst sei dafür vorgesehen gewesen, die Beschuldigtenvernehmung mit ihr durchzuführen. Mit dabei seien eine Frau H. von der baden-württembergischen Polizei und eine Schreibkraft gewesen. Nach der Belehrung habe Zschäpe gesagt, sie werde keine Angaben zum Sachverhalt machen. Sie hätten dann die Personalien festgestellt und nach kurzer Zeit die Vernehmung beendet. Er sei erstaunt gewesen, dass Zschäpes Jenaer Anwalt Liebtrau nicht bei der Vernehmung anwesend war, aber es sei wohl so abgesprochen gewesen, dass der Anwalt am nächsten Morgen beim Ermittlungsrichter dabei sein sollte. Dann seien Zschäpe, die Beamtin H. und er in sein Dienstzimmer gegangen und hätten dort die Zeit verbracht bis Zschäpe abgeholt wurde. Über das dort geführte Gespräch habe er einen Vermerk geschrieben. In der folgenden Vernehmung geht es vor allem um dieses Gespräch.

Zunächst solle P., so der Vorsitzende Richter Manfred Götzl, weiter berichten. P. erzählt, Zschäpe habe sich wohl in dem Trainingsanzug der Polizei, den sie trug, unwohl gefühlt. Ansonsten sei sie aufmerksam gewesen und habe dem Gespräch folgen können. Er habe ihr zuvor mitgeteilt, dass er über das Gespräch einen Vermerk anfertigen werde, das sei für sie aber in Ordnung gewesen. Sie hätten respektiert, dass sie keine Angaben zur Sache machen wollte und keine Fragen zur ihr vorgeworfenen Brandstiftung gestellt. Es sei ein lockeres Gespräch gewesen. Zschäpe habe mit wenigen Sätzen erzählt, wie sie aufgewachsen sei, dass sie eher eine Beziehung zur Großmutter, weniger zur Mutter gehabt habe, wie das Leben in Zwickau war, und dass die beiden Uwes ihre Familie gewesen seien.
An eine Sache könne er sich noch erinnern, die er nicht schriftlich niedergelegt habe. Er habe die Frage gestellt, ob noch irgendwie eine Straftat zu verhindern oder in Planung sei und darauf habe Zschäpe mit Nein geantwortet. Allerdings habe man ihr angemerkt, dass sie ein paar Tage unterwegs und froh gewesen sei, “dass die Sache vorbei war”. Sie habe sagt, dass sie beim Unterschreiben des Protokolls der Vernehmung seit langem zum ersten Mal wieder mit ihrem Namen Beate Zschäpe unterschrieben habe.

Auf die Frage von Götzl, ob sie gesagt habe, wo sie unterwegs war, sagt P., dass er denke, dass sie Braunschweig gesagt hat: “Da muss es irgendeinen Zwischenfall gegeben haben und sie nahm an, dass dies der Polizei bereits bekannt ist.” Sie habe Freunde aufsuchen wollen, aber wohl keinen Unterschlupf gefunden. P.: “Ich schrieb, dass sie mit der Bahn unterwegs war und eine Bahncard genutzt hat und das hat sie dann auch so gesagt.” Sie habe wohl gesagt, dass sie sechs Tage unterwegs gewesen sei, aber zwischen Freitag, dem 4., und Dienstag, dem 8. November, seien es ja bloß fünf Tage. Außerdem habe sie gesagt, dass sie die beiden Mütter der Uwes angerufen und informiert habe, dass ihre beiden Söhne nicht mehr am Leben sind. Woher sie die Information über den Tod der Uwes gehabt habe, habe sie jedoch nicht gesagt. P. gibt an nicht genau sagen zu können, woran er es festgemacht habe, dass sie lange unterwegs gewesen sei. Das sei eben sein Eindruck gewesen, sie habe gestresst und ruhelos gewirkt.

Götzl hält P. nun verstärkt den Vermerk zum Gespräch vor. In den Antworten von P. häufen sich nun Formulierungen wie “Dann wird sie das auch so gesagt haben.”
Auf Vorhalt von Götzl sagt P., dass sich Zschäpe als “Omakind” bezeichnet habe. Er könne sich aber heute zum Verhältnis zu Mutter und Großmutter nicht sicher äußern, weil er auch Zschäpes Mutter und Großmutter vernommen habe und das daher nicht trennen könne. Zu den Eltern von Mundlos und Böhnhardt habe sie gesagt, “dass beide Uwes ein behütetes Elternhaus gehabt haben und dass es ihr eigentlich unklar ist, wie und warum sich beide Uwes so entwickelt haben.” Die Katzen habe sie sehr gern gehabt und sich erkundigt, was aus ihren Katzen geworden ist. Er habe ihr sagen können, dass die beiden Katzen am Leben und im Tierheim untergebracht sind.
Er habe sie gefragt, ob sie die Absicht habe, sich das Leben zu nehmen und “da brachte sie zum Ausdruck, dass sie drüber nachgedacht hat, aber nicht in Zusammenhang mit der Inbrandsetzung der Wohnung sondern in den Tagen unterwegs: Sie hatte nicht die Absicht, sich damit selbst wegzuräumen sondern erst später.” Götzl hält dann einen Passus vor, der besagt, sie habe die Katzen vor dem Brand nach unten gebracht. P.: “Wenn ich das so geschrieben habe, dann hat Frau Zschäpe ganz sicher das auch so gesagt, ich habe die Katzen nach dem Inbrandsetzen bei jemand abgegeben, oder so in der Art.”

RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, beschwert sich kurz drauf, der Zeuge solle klarer formulieren, was seine eigene Erinnerung ist. P. sagt, er habe den Vermerk im Vorfeld gelesen, könne ihn aber nicht “auswendig herbeten”. P. weiter: “Und wenn sie das mir vorhalten, dann ist das genauso gewesen, wie das in dem schriftlichen Vermerk festgehalten ist.” Auf Nachfrage von Götzl zum Verhältnis zu den Uwes sagt P., Zschäpe habe erklärt, dass sie zu nichts gezwungen worden sei.
Auf Vorhalt der Formulierung im Vermerk, nach der sie angab, nie zu etwas gezwungen worden zu sein und sich dazu nach Rücksprache mit ihrem Anwalt äußern werde, sagt P.: “Dann wird Frau Zschäpe, ohne dass ich aus meiner Erinnerung heraus die genaue Formulierung noch wüsste, dann wird sie das so gesagt haben, wie ich das formuliert habe.” Es beginnt eine Auseinandersetzung zwischen Götzl und RA Heer, der die Antworten des Zeugen moniert und anregt, “im Interesse aller Verfahrensbeteiligten”, klarzustellen, was die Erinnerung des Zeugen ist. Götzl verbittet sich, unterbrochen zu werden. Heer sagt, er wolle einen Verfahrensantrag stellen. Bundesanwalt Diemer fordert, RA Heer das Wort zu entziehen. Nachdem sich auch noch RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, einschaltet, macht Götzl um 10.44 Uhr eine Pause und setzt gegen 11 Uhr fort. Nach der Pause will er mit der Vernehmung fortfahren, aber Heer fällt ihm ins Wort: Götzl gehe über seinen Antrag hinweg, so Heer. Götzl sagt, er werde so verfahren, wie Heer es sich vorstellt und kommt zurück zum Thema.

P. sagt, er habe den Eindruck gewonnen, dass Zschäpe vor dem Ermittlungsrichter zur Brandstiftung eine Erklärung abgeben wird. Dies sei dann nicht geschehen. An den genauen Wortlaut könne er sich nicht erinnern. Den Vermerk habe er am nächsten Tag nach der Vorführung Zschäpes beim Ermittlungsrichter zusammen mit der Kollegin H. geschrieben, er habe sich beim Gespräch keine Notizen gemacht. Der Vorwurf, der Zschäpe bei der Vernehmung gemacht worden sei, sei die schwere Brandstiftung in der Frühlingsstraße 26 durch Ausbringen von Brandbeschleuniger gewesen. Das Gespräch habe sich wohl an die Vernehmung angeschlossen und etwa eine halbe Stunde gedauert hat, eher ein paar Minuten länger. Während des Gesprächs sei ein Kollege gekommen und habe Zschäpe um die Einwilligung zur Abgabe einer Speichelprobe gebeten. Zschäpe habe die Einwilligung erteilt und die Speichelprobe abgegeben. Zur Atmosphäre beim Gespräch befragt, sagt er: “Und ich möchte nicht sagen, es war eine lockere Gesprächsatmosphäre, aber es war kein Frage-Antwort-Ablauf, so war es nicht. Das zeigt ja auch, dass Frau Zschäpe selbst gefragt hat, nach dem Wohlergehen ihrer Katzen, eine Unterhaltung, kein Verhör.” Das Gespräch sei aber sicherlich von den Kriminalbeamten initiiert worden. An die Reihenfolge der Themen könne er sich nicht erinnern, auch nicht an Gestik und Mimik von Zschäpe, es sei aber geraucht und gegessen worden. Götzl hält P. aus dem Vermerk vor, dass Zschäpe Bedenken gehabt habe, dass das Gespräch aufgezeichnet wird. P. sagt, er habe ihr erklärt, dass hier keinerlei Aufnahm von Ton oder Bild erfolgten, aber dass er das Gespräch schriftlich niederlegen werde. Das habe sie offensichtlich nicht gestört.

Es folgen die Fragen der Nebenklage. Zunächst fragt RAin Pinar. Es geht darum, wie P. erfahren hat, dass Zschäpe nun kommt, und welche Informationen ihm vorgelegen haben. P. sagt, er habe das wohl vom Polizeiführer erfahren. Außerdem habe ein Haftbefehl vom Amtsgericht Zwickau vorgelegen. Auch über die Uwes habe er Informationen gehabt, wisse aber nicht mehr welche. Er sei wie jeder Beamte in der Ermittlungsgruppe über den Sachverhalt informiert gewesen, es würden ja auch Besprechungen stattfinden. Auf Nachfrage sagt er, er könne keine Namen der Beteiligten an Besprechungen nennen oder Angaben über die Größe der Gruppe machen. Das sei nicht von seiner Aussagegenehmigung gedeckt. Diese Fragen müssten, so P., ggf. an den Leiter der Ermittlungsgruppe gestellt werden. Pinar will wissen, ob die Informationen, die in diesen Besprechungen weitergegeben worden sind, schriftlich niedergelegt worden seien. P. sagt, der übliche Ablauf sei, dass der Sachstand festgestellt werde und sich jeder Notizen mache und dann Aufgaben verteilt würden. Den Ablauf solcher Besprechungen werde man niemals in einer polizeilichen Ermittlungsakte finden. Er selbst benutze ein Notizbuch, er müsse prüfen, ob das noch vorliegt. Pinar fragt, ob er das in der nächsten Pause machen könne, was P. jedoch verneint. Pinar: “Ich könnte auch einen Beschlagnahmeantrag stellen.” Götzl sagt, es ginge jetzt erst einmal darum, Fragen zu stellen. Dann geht es darum, welche Kenntnis P. wann von weiteren Tatvorwürfen gegen Zschäpe hatte. P. sagt, in dem ausgebrannten Wohnmobil seien die Waffen der “getöteten Polizeibeamten” gefunden worden seien. Aus diesem Grund habe Frau H. an der Vernehmung teilgenommen. Diese sei bei der “Soko Parkplatz” an der Aufklärung des Polizistenmordes beteiligt. Sie hätte, - wenn es dazu gekommen wäre, dass Zschäpe Angaben zu diesem Sachverhalt macht, - dann einen Vorhalt dazu machen können, dass die Waffen der Polizeibeamten in dem Wohnmobil gefunden worden seien. Pinar sagt, er widerspreche sich, er hab eben noch gesagt, er könne sich nicht erinnern, welche Informationen er über die beiden Uwes gehabt habe. P.: “Mir lagen Informationen vor bezüglich diesen Wohnmobils, aber verstehen sie mich, im Detail jetzt alle Infos hier vorzutragen, das ist mir nicht möglich. Ich kann mich an Detailinformationen nicht erinnern.” Pinar fragt, wann P. bekannt geworden sei, dass gegen Zschäpe wegen weiterer Vorwürfe ermittelt wird, etwa wegen des Vorwurfs der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung. P. sagt, er können keinen konkreten Tag nennen, aber er sei sich sicher, dass dieser Vorwurf nach Übernahme durch das BKA (am Sonnabend nach der Vernehmung Zschäpes) auch so formuliert wurde. Auch der Vorwurf der Beteiligung an der Tötung der zehn Personen sei in der Folge aufgekommen.

RA Thiel fragt unter anderem zur Aussage von P., Zschäpe habe sich gewundert, dass die Uwes sich so entwickelt hätten. Thiel: “Das ist wahnsinnig wichtig und ich wundere mich, dass wir das nicht früher erfahren haben.” P.: “Der Sachzusammenhang ist, dass sich die beiden Uwes zu Kriminellen entwickelt haben.” Thiel: “Waren das Worte von Frau Zschäpe?” P.: “Ich kann mich nicht erinnern, ob sie gesagt hat, Kriminelle oder nicht. Es ist so gewesen, dass Frau Zschäpe formuliert hat, dass sie sich nicht erklären könne, dass die sich trotz behütetem Elternhaus so entwickelt haben.” P. kann sich nicht erinnern, dass Zschäpe gesagt hätte, dass es ein Versprechen gewesen sei, die Eltern der Uwes zu informieren. In  Bezug auf die Katzen, die Zschäpe gerettet habe, will Thiel wissen, ob P. darauf hingewiesen habe, dass auch noch Menschen im Haus waren. P. verneint, Zschäpe habe sich nicht äußern wollen und das sei respektiert worden.

Es folgt die Mittagspause bis 13.05 Uhr. RA Kolloge fragt, ob bei Teambesprechungen vor der Vernehmung von Zschäpe oder an späteren Besprechungen andere Behörden beteiligt waren: P. verneint, es seien ausschließlich Polizeibeamte beteiligt gewesen. Nach RA Lucas fragt RA Narin: Wann P. erstmals vom Wohnwagenbrand in Eisenach erfahren habe, will er wissen: “Als ich am Montagmorgen eingewiesen wurde, als ich hinzugerufen wurde, wurde ich darüber in Kenntnis gesetzt”, sagt P. Die Identität der Personen sei ihm wohl auch zu diesem Zeitpunkt im Rahmen der Besprechung mitgeteilt worden. Die Frage, ob weitere Polizeibehörden beteiligt waren, beantwortet P. nicht und verweist auf seine Aussagegenehmigung. Auf Frage von RAin Lunnebach sagt P., dass er beim Dezernat 1, Lebens- und Gesundheitsdelikte, beschäftigt sei. Es gebe ein politisches Dezernat, aber da arbeite er nicht. Die Entscheidung, dass die Vernehmung durch ihn und Frau H. durchgeführt werden solle, sei sicher durch Führung der Ermittlungsgruppe getroffen worden. Warum er ausgerechnet die Frage nach weiteren Straftaten und die Antwort Zschäpes nicht im Vermerk niedergeschrieben habe, will Lunnebach wissen. P.: “Weil ich aus dem Gedächtnis zusammen mit Frau H. am Mittwoch das geschrieben hab und ich mich bei der Vorbereitung auf diese Verhandlung damit beschäftigt habe.” Den Vermerk habe er aus eigenem Antrieb geschrieben. Er habe ihn zwar am Mittwoch nach der Vernehmung beim Haftrichter geschrieben, aber nicht weil Zschäpe dort nicht ausgesagt hat. Ob sie generell ein Zweierteam gewesen seien, Frau H. und P., will Lunnebach wissen. P.: “Im Detail gebe ich dazu keine Auskunft, weil das sind polizeitaktische Sachen, aber ich denke, ich kann sagen, das ich auch weitere Ermittlungen zusammen mit Frau H. durchgeführt habe. ”
Es folgt ein heftiger Ausbruch des Bundesanwalts Diemer, es sollten doch Fragen zur Sache gestellt werden, es gehe um die fünf Angeklagten und die ihnen vorgeworfenen Taten. Götzl sagt zu Lunnebach, sie entferne sich vom Thema. Lunnebach sagt dann, P. habe hier gesagt, Zschäpe habe gesagt, sie sei “nicht” gezwungen worden, im Vermerk stehe aber “nie”. P. sagt, was im Vermerk stehe, sei korrekt. RA Erdal fragt, ob sich der Verfassungsschutz bei P. gemeldet habe, was dieser verneint. RA Behnke fragt, ob P. zum Zeitpunkt der ersten Vernehmung von Zschäpe gewusst habe , dass am 1. November 2011 in Döbeln ein irakischer Staatsbürger mit vier Schüssen hingerichtet worden ist, und ob seine Dienststelle da ermittelt habe.P. sagt, er könne das nicht beantworten, da er sich daran nicht erinnere.

RA Bliwier fragt, wie lange die Beamtin H. schon in der Dienststelle war vor der Vernehmung. Nun interveniert Oberstaatsanwältin Greger von der Bundesanwaltschaft, die Frage sei nicht zur Sache gehörig. Götzl sagt, es gehe aber um die Vernehmungssituation. Greger erwidert, der Gesprächsverlauf sei vollständig vorgestellt, es gehe hier um die Straftaten. Bliwier: “Ich halte die Frage absolut zum Kernbereich zugehörig, insbesondere weil eine Vernehmungsperson gar nicht zur Dienststelle gehört. Ich kann auch fragen, wann haben Sie Frau H. zum ersten Mal gesehen. Da kommt eine zur Dienststelle, die kennen Sie gar nicht.” P.: “Ich denke, ich kann die Frage beantworten, dass wir im Vorfeld die Möglichkeit hatten, uns zu unterhalten.” Bliwier hakt nach, wann Frau H. in der Dienststelle erschienen sei, ob sich Zschäpe da schon gestellt hatte oder sie erst danach verständigt wurde. P.: “Ich werde keine Aussage hier treffen, wann jetzt genau an diesem Wochenende die Frau H. oder andere Einheiten hinzugezogen wurde. Dazu habe ich die Genehmigung nicht.” Bliwier: “War da aus Ihrer Einschätzung Frau H. schon bekannt, dass sich Zschäpe der Polizei gestellt hatte oder haben Sie das der Frau H. mitgeteilt.” P.: “Die Frau H. ist, unschwer zu erkennen, Mitglied dieser Ermittlungsgruppe gewesen und so wird sie auch gewusst haben, dass Frau Zschäpe sich gestellt hat.” Bliwier sagt, in den Akten finde sich das nicht. Inhalt der Vorbesprechung mit Frau H. sei die Frage gewesen, wie die Vernehmung geführt werden solle, so P. Die Frage, was genau besprochen wurde, unterbindet Götzl mit dem Hinweis, das sei polizeitaktischer Bereich. Darauf Bliwier: “Das ist doch Standardbereich Schwurgericht. Ich frage einfach nur danach, ist das beabsichtigt gewesen, dass man das beschränkt auf den Brandvorwurf, ist das besprochen worden?”
P. gibt an, nichts dazu sagen zu können. Noch einmal fragt Bliwier, ob es eine bewusste Entscheidung zwischen P. und H. gewesen sei, dass der Vorwurf Kiesewetter nicht erhoben wird oder ein Versehen. Bundesanwalt Diemer beanstandet die Frage. Wieder sagt P., er habe keine Aussagegenehmigung. Bliwier wertet das als Aussageverweigerung und bittet Götzl, den Zeugen anzuhalten, dass er diese Frage beantworten muss. Es gehe um den Kernsituation der Vernehmung. Diemer: “Vielleicht bitten Sie den Nebenkläger mal, zu sagen, wo das Aufklärungsinteresse liegt. Mir ist überhaupt nicht klar, wohin er will.” Er beanstandet die Frage. Bliwier fordert, dass ins Protokoll aufgenommen werden müsse, dass der Zeuge unter Berufung auf fehlende Aussagegenehmigung sich weigert, diese Frage zu beantworten.

Dann folgen die Fragen der Verteidigung. Zunächst fragt RA Heer. Er will wissen, ob sich P. erinnern könne, dass Zschäpe Frau H. gefragt habe, woher sie komme, weil sie anders spreche. P. kann sich nicht erinnern. P. sagt, er und H. hätten sich vorgestellt als ermittelnde Beamte, aber ihre Funktion wohl nicht genannt. An einen Körpergeruch bei Zschäpe kann sich P. nicht erinnern, sie habe aber wohl einmal davon gesprochen, dass es ihr unangenehm sei, dass sie nach Schweiß rieche. Wenn es gewünscht gewesen wäre, hätte sie aber sicherlich duschen können. Es geht dann um die Vernehmungsfähigkeit von Zschäpe. P. sagt, er sei davon ausgegangen, dass Zschäpe der Vernehmung folgen kann. Dann fragt Heer, was P. in seiner Ausbildung über die Rechte von Beschuldigten vermittelt worden sei. Oberstaatsanwalt Weingarten beanstandet die Frage, es gehe nicht um eine Examinierung des Zeugen. Götzl legt eine Pause ein.

Danach geht Heer die einzelnen Rechte und Pflichten des Beschuldigten durch und fragt, ob sie P. bekannt seien, was zweimal von der Bundesanwaltschaft beanstandet wird. Schließlich fragt er P., ob der Beschuldigte verpflichtet ist, Angaben zu machen, wenn es nicht um den konkreten Tatvorwurf geht. P. sagt, der Beschuldigte habe das Recht, nichts zu sagen. außer zu seinen Personalien. Heer erwidert, warum P. dann noch ein Gespräch mit Zschäpe durchgeführt habe. Es habe sich so ergeben, sie hätten geraucht und etwas gegessen und dabei geredet. Warum er ein Gespräch initiiert habe, will Heer von P. wissen. P.: “Die Fragen richteten sich nicht auf die Brandstiftung, das Wohnmobil oder die aufgefundenen Waffen, sondern Allgemeinschauplätze, ihre familiäre Situation, das Zusammenleben mit den beiden Uwes.” Dann geht es unter anderem um die Abgabe der Speichelprobe. P. sagt, der Kollege habe Zschäpe sicher belehrt, eine konkrete Erinnerung daran habe er aber nicht. Auf die Frage von RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe, nach dem möglichen Vorhalt der Waffenfunde im Wohnmobil und in welcher Funktion Zschäpe dann befragt worden wäre, sagt P., dass es vorgehalten worden wäre, wenn es sich ergeben hätte, dass Zschäpe Angaben dazu macht. In diesem Fall hätten dann er oder H. auch Fragen gestellt, die die im Wohnmobil aufgefundenen Waffen betreffen, so P. Es sei ja klar gewesen, dass diese drei Personen eine gemeinsame Wohnung bewohnt hätten. Anderer Straftaten sei Zschäpe nicht beschuldigt gewesen. Polizeilicherseits habe sie nur im Verdacht gestanden, die Brandstiftung in der Frühlingsstraße begangen zu haben. P.: “Ich hätte ihr nicht den Vorhalt gemacht, sie werden beschuldigt, an der Tötung Kiesewetter beteiligt zu sein. Aber es hätte sein können, wieso wurden im Wohnmobil ihrer toten Freunde Waffen gefunden wurden, die den Polizeibeamten zuzuordnen sind.” Nach Fragen von RAin Sturm fragt RA Stahl, ob das Gespräch tatsächlich zufällig zustande gekommen sei oder ein so genannte informatorisches Gespräch gewesen sei, in dem sich zusätzliche Anknüpfungspunkte ergeben. Das Gespräch und sein Verlauf sei zufällig gewesen, Anknüpfungspunkte z.B. zu den Uwes hätte sich erst im Gespräch ergeben, so P.

Schließlich fragt Prof. Saß, Zschäpes psychiatrischer Gutachter. P. antwortet, dass Zschäpe nicht deutlich schläfrig gewesen sei, gut konzentriert, vielleicht etwas “hibbelig”. Er habe keine Ausfallerscheinungen feststellen können und auch keine Wortfindungsprobleme oder Versprecher.
Er sehe sich nicht in der Lage, jeden Gemütszustand wiederzugeben. Eine Differenzierung zwischen den beiden Uwes habe nicht stattgefunden. Deren Tod sei nicht thematisiert worden, außer beim Gespräch über die Information an die Mütter der beiden.

Götzl fragt RA Bliwier, ob sich dessen Frage erledigt habe. Bliwier: “Ja, mein Anliegen war ja zu klären, ob es polizeiliche List gewesen wäre, den polizeilichen Verdacht nicht erwähnt zu haben. Meine Frage ist damit erledigt.”

Kurz geht es noch um RAin Pinars Anregung, dass P. seinen Notizblock zur Verfügung zu stellen, sofern er ihn findet. Das solle doch noch vor der Entlassung des Zeugen passieren. Bundesanwalt Diemer darauf: “Das ist eine ungeheure Unterstellung, also dass der Zeuge hier den Saal verlässt, damit es zu Unerfüllbarkeiten kommt. Stellen Sie einen Antrag!” Götzl unterbricht die Vernehmung von P., der zu einem späteren Zeitpunkt im Verfahren noch zu einem anderen Thema aussagen wird. RA Heer widerspricht der Verwertung der Aussage von P. wegen angeblicher Verstöße gegen die Strafprozessordnung.

Nach einer Pause verliest RAin Pinar ihren Antrag, den Notizblock des Zeugen P. zur Akte zu reichen. In einem Verfahrenskomplex, wo so viel Akten verschwunden seien, seien alle zur Verfügung stehenden Beweismittel heranzuziehen, zumal die Angeklagte von ihrem Schweigerecht Gebrauch mache. RA Stahl sagt, der Antrag gehe ins Leere, denn der Zeuge habe bekundet, dass er gerade keine Notizen gemacht habe zu dem Gespräch.

Es folgt der Zeuge Le., Kriminalbeamter beim Bundeskriminalamt. Götzl verliest Le.s Aussagegenehmigung.

Le. gibt an, am 13. November 2011 den Auftrag erhalten zu haben, Zschäpe von der JVA Chemnitz-Reichenhain zum Ermittlungsrichter beim BGH in Karlsruhe zu begleiten, zusammen mit der Polizeiobermeisterin S. aus Sachsen. Gegen 15.50 sei ihnen Zschäpe an der JVA Chemnitz übergeben worden. Er habe Zschäpe belehrt, dann seien sie von der JVA zum Flugplatz gefahren, wo ein Hubschrauber eintreffen sollte. Auf dem Weg zum Flugplatz habe es eine Unterhaltung mit ihr gegeben. Sie habe auf der Fahrt ruhig gewirkt. Er habe sie darauf angesprochen ob sei weiterhin Siuizidabsichten hege. Zschäpe habe das verneint. Er habe ihr auch erklärt, dass alles was sie besprechen würden, von ihm protokolliert werden müsse. Dann seien sie nach Karlsruhe geflogen, sie hätten wegen schlechten Wetters gegen 18.20 Uhr in Baden-Baden landen müssen. Unterwegs sei keine Unterhaltung möglich gewesen.
In Karlsruhe seien sie gegen 19.00 Uhr eingetroffen und hätten noch auf die Vorführung warten müssen. S., Zschäpe und er hätten in einem Vorraum gesessen und es habe sich Gespräch ergeben. Und nach Ende der Anhörung bis zur Eröffnung des Beschlusses habe es eine Viertel- bis halbe Stunde Gelegenheit gegeben, sich zu unterhalten. Zschäpe habe gesagt, dass sie sich nicht gestellt habe, um nicht auszusagen. Und sie habe von Rechtsanwalt Liebtrau aus Jena gesprochen, den sie sich mehr oder weniger zufällig ausgesucht habe. Das sei kein Szeneverteidiger, von so einem Szeneverteidiger würde sie sich auch nicht vertreten lassen. Le. berichtet, Zschäpe habe über das Verhalten der Drei gesprochen, dass sie sich in Zwickau überwiegend mit dem Fahrrad fortbewegt hätten. Im weiteren Verlauf des Gesprächs habe sie davon gesprochen, dass es ihr, als auch Mundlos und Böhnhardt schon klar gewesen sei, dass man eines Tages auffliegen würde. Sie habe betont, dass sie Katzenliebhaberin sei, dass man auch gern einen Hund gehabt hätte aber Angst gehabt hätte, dass man bei der Anmeldung auffallen hätte können. Da habe man sich also schon fortgeschrittene Gedanken gemacht, wie man sich im Untergrund legendiert, so Le.s Einschätzung. Dann habe sie davon gesprochen, dass sie Böhnhardt und Mundlos etwas versprochen habe, falls diese nicht mehr nach Hause kommen würden. Le.: “Ich hab darunter verstanden, wenn sie sterben.” Sie habe erzählt, dass sie dann die Eltern der beiden anrufen würde. Und am Ende sei die Aussage gekommen, dass es ihr im Untergrund schwer gefallen sei, wahre Freundschaften zu schließen: “richtige, echte Freunde”. Es sei offen geblieben was sie damit genau meint.

Nach der Viertelstunde, sei es dann zur richterlichen Vorführung gekommen vor dem Bundesrichter. Zschäpe habe erwähnt, dass sie ein “Faktenmensch” sei, sie benötige Fakten, um sich eine Meinung zu bilden, sie lege auch Wert auf verschiedene Meinungen an. Sie habe sich auch seine Meinung angehört, sie zu motivieren, hier eine Aussage zu machen. Sie habe dann wiederholt, dass sie keine Aussage machen würde. Er habe sie beobachten können und es habe ihn gewundert, dass Zschäpe das alles emotionslos über sich ergehen lassen habe. Auch als die Rede darauf gekommen sei, dass Böhnhardt und Mundlos tot seien, habe sie das sehr emotionslos hingenommen. Im Anschluss habe er sie mit dem Auto in die JVA Köln-Ossendorf gebracht.
Er habe später, für den 26. November 2011 den Auftrag erhalten, bei Zschäpe vorbeizufahren. Es sei um die Unterbringung ihrer Katzen, die zu dem Zeitpunkt im Tierheim Zwickau lebten gegangen und darum, was mit Wertgegenstände aus dem Keller in Zwickau passieren solle. Außerdem habe er ihr ihre Brille mit gebracht. Sie habe sich über die Brille gefreut. Zu den Katzen habe sie gesagt, dass sie sich jetzt dazu nicht äußern wolle, denn wenn man eine Verbindung herstellen könnte von ihr zur Wohnung und den Katzen, dann könne das belastend sein. Bezüglich der Wertgegenstände habe sie sich verwundert gezeigt, denn sie sei der Meinung gewesen dass man Gegenstände, die aus Straftaten kommen kein Eigentum seien. Es sei, so Le., auch nochmal das Versprechen zur Sprache gekommen, die Eltern der beiden Uwes anzurufen. In diesem Zusammenhang habe er geschlossen, dass dieses Versprechen vor dem Banküberfall am 4. November abgegeben wurde.

Dann beginnt Götzl nachzufragen, unter anderem ob Zschäpe auch nachgefragt habe, wenn Le. gesprochen habe. Le. sagt, er habe Zschäpe versucht zu schildern, warum es gut sei, sich seiner Verantwortung zu stellen und eine Aussage zu machen “und im Prinzip reinen Tisch zu machen”. Er habe ihr die Situation dargestellt, dass auch in der Presse sehr negativ berichtet wird, dass ihr schwerste Straftaten vorgeworfen werden und die Beschuldigtenvernehmung die Möglichkeit eröffne, ihre Sicht der Dinge darzulegen. Wie das Gespräch beim Warten auf die Vorführung beim Ermittlungsrichter eingeleitet worden sei, wisse er nicht mehr wirklich, nur dass sich Zschäpe mit der Kollegin Babymörchen geteilt habe, die die Kollegin dabei gehabt habe. In diesen Minuten habe er versucht, ein Gespräch anzufangen, um auszuloten ob sie nicht bereit ist für eine Vernehmung. Es sei auch darum gegangen, ob es Sinn machen würde, dass er an einer möglichen Vernehmung teilnimmt. Insbesondere habe er nachgefragt, wie es dazu kam, dass sie die Eltern Mundlos und Bönhardt angerufen hat. Bis heute sei ja nicht klar, wie Zschäpe vom Ableben von Mundlos und Böhnhardt erfahren hat. Götzl hält Le. den Vermerk vor, indem steht, Zschäpe habe “zuletzt auch zu Hause nicht mehr auf den Namen Beate Zschäpe“ gehört. Hier habe er aber „insbesondere in letzter Zeit“ gesagt. Le. sagt, er wisse nicht, ob das Wort “insbesondere” gefallen sei. Aber sie habe ihm gegenüber keinen Aliasnamen genannt, mit dem sie angesprochen worden sei. Den genauen Wortlaut der Äußerung, dass sie irgendwann auffallen würden, könne er nicht mehr wiedergeben, so Le., es habe such aber darauf bezogen, dass sie als Gruppe, als drei Personen aufgefallen wären.
Zschäpe habe gesagt, dass sie seit 1998 keinerlei Kontakte mehr zu ihrer Familie gehabt habe, dass sie sich aber in öffentlich zugänglichen Medien informiert habe, wo Mutter und Großmutter wohnen. Wahrscheinlich im Telefonbuch, so Le. Dann geht es unter anderem darum, dass er ihr die Kronzeugenregelung nach § 46 StGB nahe gelegt habe. Zu Zschäpes Verhalten beim Gespräch in der JVA Köln-Ossendorf sagt Le., er könne sich erinnern, dass sie sehr kontaktfreudig gewesen sei, und dass es ihr nichts ausgemacht habe, wenn er Fragen gestellt habe. Sie habe reden wollen, wo es nicht um die Sache ging. Er habe das Gefühl gehabt, dass sie an einer Unterhaltung interessiert sei. Die Unterhaltung habe auch fast 40 Minuten gedauert, wie man im Vermerk nachlesen könne.

Götzl fragt Le., ob dieser auch morgen noch weiter befragt werden könne. Le. bejaht, er habe extra Socken eingepackt. Um 16.30 Uhr endet die Sitzung.

Nebenklage-Vertreter Rechtsanwalt Scharmer erklärt:
“Die Aussage des Vernehmungsbeamten belastet Frau Zschäpe. Zum einen wird durch die Schilderung der Rettung ihrer Katzen und der Erklärung, jedenfalls durch den Brand keinen Suizid begehen zu wollen, noch einmal klar, dass Frau Zschäpe den Brand gelegt hat. Sie berichtete von ihrem Untertauchen, von ihrer Selbständigkeit gegenüber den Uwes und ihrem Wissen von deren Tod. Das legt nahe, dass sie als selbständiges Mitglied der Gruppe nicht unwesentliche Tatbeiträge leistete, was wiederum den Anklagevorwurf der Mittäterschaft stärkt.“


Protokoll 18. Verhandlungstag - 3. Juli 2013

Befragt wurde ein Kriminalhauptkommissar vom BKA, der mit Zschäpe Gespräche vor allem über ihre Unzufriedenheit mit ihrem Verteidiger und ihre Erwägungen, auszusagen geführt hat. Die abgebrochene Befragung des Beamten Le. vom vorherigen Verhandlungstag wurde fortgesetzt. Die Verteidigung Zschäpes beantragte, die Berichte der Beamten nicht zur Verwertung zuzulassen. Am Ende des Tages wurde betreffend verschiedener Stellungnahmen der politische Gehalt des Prozesses und sein potenzieller Beitrag zur „maximalen Aufklärung“ des Komplexes NSU deutlich: Die Bundesanwaltschaft erklärte zu gestellten Anträgen, die „Aufklärung des rechtsextremistischen Umfelds des NSU“ gehöre „nicht in diese Hauptverhandlung“. 

Zeugen:

	Rainer B. (EKHK, BKA, Gespräche mit Zschäpe)
	Frank Le. (KOK, BKA, Gespräche mit Zschäpe)




Die Sitzung beginnt um 9.40 Uhr. Erster Zeuge ist der Erste Kriminalhauptkommissar B. vom BKA. B. begleitete Zschäpe bei einem Transport von der JVA Köln-Ossendorf zur JVA Gera am 25. Juni 2012. Es habe einen BGH-Beschluss gegeben, dass Zschäpe in der JVA Gera von ihrer Oma, der es gesundheitlich schlecht ging, und ihrer Mutter besucht werden dürfe. Im Vorfeld habe es ein Schreiben des Verteidigers gegeben, das ungefähr, so B., besagt habe, dass der Verteidiger davon ausgehe, dass dort keine förmliche Vernehmung erfolge. Um acht Uhr sei Zschäpe abgeholt worden, gefesselt an Händen und Füßen. Neben ihm und Zschäpe hätten noch eine weitere Beamtin des BKA und eine Transportbegleiterin der Bundespolizei an dem Tisch im Fahrzeug Platz genommen. Zwischen ihm und Zschäpe sei der Tisch gewesen, auf dem nur Zigaretten und eine Zeitschrift von Zschäpe gelegen hätten, kein Laptop und kein Notizbuch. Er habe Zschäpe belehrt, dass sie keine Vernehmung durchführen würden, sie sich aber auch “über Gott und die Welt unterhalten” oder gar nicht reden könnten. Außerdem habe er mitgeteilt, dass sie über alles was gesprochen werde, einen Vermerk schreiben müssten. Zschäpe habe gesagt, sie wisse das und sage sowieso nur, was aufgeschrieben werden könne. Die Fahrt habe vier Stunden gedauert; es habe auf Hin- und Rückweg jeweils einen Stopp für einen Toilettengang und eine Zigarette an einer Autobahnpolizeistation gegeben.

Kurz blättert B. in seinen Notizen. Rechtsanwalt Heer, Verteidiger von Zschäpe, wirft ein, er solle doch bitte vollständig aus seiner Erinnerung berichten. Götzl hält den Zeugen dazu an. Heer regt außerdem an, die Notizen des Zeugen zu kopieren und zur Verfügung zu stellen. B. möchte das jedoch nicht. Heer stellt einen Antrag darauf, den Götzl nicht sofort entscheiden möchte. Heer verlangt einen Beschluss des Gerichts. Nach Stellungnahmen der Bundesanwaltschaft und des Nebenklagevertreters Kolloge wird die Sitzung bis 10.10 Uhr unterbrochen. Dann ergeht der Beschluss, dass die Verfügung Götzls bestätigt wird.

Götzl weist den Zeugen noch einmal darauf hin, dass er aus seiner Erinnerung berichten solle. B. erzählt, dass zunächst seine Kollegin mit Zschäpe gesprochen habe, die sie schon aus Besuchen in der JVA kannte. Zschäpe habe gesagt, sie freue sich darauf, ihre Oma und ihre Mutter wieder zu sehen. Sie sei etwas aufgeregt gewesen und habe Angst gehabt, dass die Presse Fotos machen könnte. Sie habe dann aber ein Polizeiauto gesehen, dass eine Straße absperrte und den Aufwand der Sicherung der Fahrt zur Kenntnis genommen.

Sie habe anders aus als auf Fotos ausgesehen, habe blonde Strähnen im Haar gehabt. Sie habe dann erzählt, dass es eine Friseurmeisterin in JVA gebe, die ausbilde, dort könne man sich die Haare machen lassen. Das Gespräch sei dann auf das Wetter gekommen, weil es durch die abgetönten Scheiben des Wagens so ausgesehen habe, als ob es regnet. Er habe dann gesagt, dass es im Norden besser sein soll. Er kenne die Insel Fehmarn aus Urlauben. Auf Fehmarn sei wahrscheinlich schönes Wetter, dort sei häufig gutes Wetter, auch wenn auf dem Festland schlechtes Wetter sei. Er habe sie dann gefragt, ob sie das auch so wahrgenommen habe. Sie habe gesagt: “Wer sagt denn, dass ich jemals auf Fehmarn war?” Er habe geantwortet, dass er gedacht habe, das sei geklärt. Es sei zu einem Gespräch über die JVA Köln-Ossendorf gekommen, bei dem Zschäpe gesagt habe, dass es dort es im Gegensatz zu Chemnitz in der Zelle immer kalt sei und es auch kein warmes Wasser gebe. Außerdem sei es um die Akten gegangen. Sie habe erzählt, das sie nur Zeugenvernehmungen gelesen habe von Personen, die sie kenne aus der Polenzstraße und aus der Frühlingsstraße. Sie habe wissen wollen, wie diese Personen über sie denken. Aktenlesen sei sehr belastend für sie. Er habe gesagt, dass es sinnvoll sei, den Bericht des Brandermittlers zu lesen, da stehe nämlich drin, was alles gesichert werden konnte, 1.800 Asservate, die alle auswertbar seien. An 23 Stellen sei Benzin ausgeschüttet worden und ein leerer Zehn-Liter-Reservekanister sei gefunden worden. B. sagt, er habe den Eindruck gehabt, dass Zschäpe das nicht wisse. Dann sei es um ihre Aussagebereitschaft gegangen, sie habe ja früher einmal gesagt, dass sie sich nicht gestellt habe, um nicht auszusagen. Ja, habe sie gesagt, sie habe aussagen wollen, insbesondere als es der Großmutter schlecht ging, um sich bei der Oma zu entschuldigen. Ihr Anwalt habe ihr aber abgeraten, habe Zschäpe weiter berichtet.

Nun geht es länger um die Unzufriedenheit mit ihrem Verteidiger, die Zschäpe laut B. mehrfach geäußert habe. Es sei um Aktenbestandteile gegangen, die in der Presse auftauchen. B. sagt, Zschäpe habe erzählt, dass sie die Süddeutsche Zeitung abonniert gehabt habe. Ihr Verteidiger habe hervorragende Beziehungen zu Leyendecker. Der, so B. über den Bericht von Zschäpe, habe ihr dann ein kostenloses Abo angeboten, was sie aber abgelehnt habe, weil sie keine Verpflichtungen eingehen wolle. B. habe auf Nachfrage von Zschäpe verneint, dass das BKA Aktenbestandteile weiter gegeben habe: “Sowas machen wir nicht.” Ihr Anwalt, so habe Zschäpe weiter berichtet, habe gesagt, dass er keine Akten weiter gegeben habe, aber vielleicht Nebenkläger.
B. sagt, Zschäpe habe erzählt, ihr Anwalt sei ständig in der Presse, mache nicht viel und bekäme auch kaum Geld. Er, B., habe dann gesagt, dass der Anwalt erst anfängt zu verdienen, wenn der Prozess beginne. Er habe zum Thema Aussagebereitschaft, so B., gesagt, dass es auch Vorteile haben könne, auszusagen. Zschäpe habe gesagt, dass es einen Fall wie den ihren noch nie gegeben habe. Er habe dann, so B., auf die RAF verwiesen. Christian Klar zum Beispiel habe nicht ausgesagt und mehr als 20 Jahre bekommen. Susanne Albrecht habe ausgesagt und sei nach drei Jahren in den offenen Vollzug gekommen, nach sechs Jahren entlassen worden und lebe heute unter anderem Namen mit angesehenem Beruf.

B. berichtet, er und seine Kollegin hätten in Gera ein Buch über den NSU, “Die Zelle”, gekauft, und gefragt, ob Zschäpe es lesen will. Sie habe dann über die Flucht gelesen, wie die Kollegin gesehen habe. Da sei mal eine halbe Stunde nicht gesprochen worden, sonst sei die Fahrt “angefüllt” gewesen mit dem Gespräch. Zschäpe habe wissen wollen, ob das Buch abschließend sei. Sie hätten gesagt, die Ermittlungen seien weiter gegangen. Es sei bei der Fahrt an Köln vorbei um den Kölner Dom gegangen, den Zschäpe, so B., gerne besichtigen wolle, um Rheinspaziergänge und Biergärten. Es habe Gespräche über Gummibärchen und Drogen in der JVA, mit denen sie nichts zu tun haben wolle, gegeben. Zwischendrin seien sie an Jena, dem Ort wo sie aufgewachsen ist, vorbei gekommen. Man habe die Plattenbauten sehen können. Er habe dann gesagt, dass er doch da, vor einiger Zeit, die Eltern von Böhnhardt vernommen habe, das seien nette Leute, die Zschäpe gemocht hätten. Er habe wissen wollen, wie sie reagiert. Sie habe auf die Plattenbauten geschaut und habe den Eindruck gemacht, emotional berührt zu sein: “Ich meine, dass sie da so ein klein bisschen feuchte Augen hatte.” Später sei ihm noch eingefallen, dass es um “Moped bauen” im Gefängnis gegangen sei, das heißt um selbst gebaute Tauchsieder aus Gabeln, die zu Kurzschlüssen führten. Das stehe aber nicht im Vermerk.

Richter Götzl hält B. dann Angaben aus dem Vermerk vor. Er fragt nach Matthias D. B. sagt, irgendwann habe Zschäpe gefragt, wer das denn sei, der aus der JVA Chemnitz oder Dresden entlassen worden sei. Als sie den Namen Matthias D. gehört habe, habe sie gesagt, es sei ihm gegönnt und das nochmal wiederholt. Sie habe gesagt, bei anderen sehe sie das nicht so. Dann geht es um einen Brief von Anders Breivik an Zschäpe. Im Gespräch sei es darum gegangen, ob ihr dieser Brief ausgehändigt worden sei, was wohl nicht passiert sei. Sie habe angegeben, dass ihr Englisch wohl für den Brief ausreiche, wenn sie ein Wörterbuch hätte. Sie habe zu verstehen gegeben, dass sie Breivik nicht kennt. Dann geht es um einen Gesprächsteil darüber, was Zschäpe in der JVA lernen könne. Sie könne dort nur lernen, habe Zschäpe gesagt, was sie als “Hausmädchen” bezeichnet. Das wolle sie aber nicht. Kurz geht es um den nächstgrößeren Bruder Uwe Böhnhardts, der 1988 unter ungeklärten Umständen ums Leben gekommen ist, wahrscheinlich bei einem Absturz aus großer Höhe. Er hab diese Geschichte gekannt, wer sie im Gespräch aufgebracht habe, wisse er nicht mehr. Der Vermerk umreiße die Themen grob, in siebeneinhalb Stunden könne man sehr viel erzählen. Es sei sehr schwierig, das alles in einen chronologischen Ablauf zu bringen. Notizen hätten sie er erst im Hotel in Gera gemacht, unabhängig voneinander, dann nach der Fahrt noch einmal und dann habe die Kollegin den zwölfseitigen Vermerk verfasst.

Nach einer Pause geht es um 11.25 Uhr weiter. Zwei Dinge seien ihm noch eingefallen, so B. Zschäpe sei damals sehr unzufrieden gewesen und habe gesagt, sie könne bis zu drei Verteidiger haben. Sie werde ihren Verteidiger nicht mehr los, habe sie laut B. gesagt. Sie hätten dann besprochen, dass ein Weg, einen weiteren Verteidiger zu suchen, sei, dass ihre Mutter, mit der Zschäpe telefonieren könne, einen aussucht und der sich schriftlich an die BAW wenden kann.
Außerdem habe ihr Verteidiger gesagt, ihre Mutter solle ein Interview mit „einem Goetz oder Götze“ von Panorama machen, das sei ein Bekannter von ihm. Zschäpe habe zum Ausdruck gebracht, wie sehr sie das missbillige, über die Sendung Panorama habe sie sich mehrfach geärgert. Götzl fragt nach dem Namen des Verteidigers. B. sagt, sie habe immer von Herrn Heer gesprochen, habe dann aber auch gesagt, der andere Verteidiger, Stahl aus Koblenz, habe immer die gleiche Meinung wie Heer. Sie habe gesagt, die Bediensteten der JVA Köln hätten sie vor ihrem Verteidiger gewarnt. Kurz geht es um einen Gesprächsteil über das Misstrauen, das Zschäpe den meisten Menschen gegenüber hege, dann um den Brandermittlerbericht. In diesem Zusammenhang erwähnt B., dass man aus dem Gutachten ersehen könne, dass an Zschäpes Socken Benzin gefunden wurde, nicht aber in ihren Schuhen. Das sei damals nicht bekannt gewesen, aber heute deute einiges darauf hin, dass sie die Schuhe von der Beschuldigten Susann E. bekommen habe. Zschäpes sei bei B.s Bericht über den Brand “nicht aus allen Wolken gefallen”. Götzl: “Worauf gründet der Eindruck, dass die Beschuldigte das nicht gewusst habe?” B.: “Mir war eigentlich klar, dass sie das nicht gewusst haben kann, es sei denn aus der Presse.” Auf Frage von Götzl berichtet B., in irgendeinem Zusammenhang habe Zschäpe die Kollegin nach ihrem Namen gefragt. Dann habe Zschäpe gesagt, dass die Kollegin einen Vermerk geschrieben habe, in dem sie, Zschäpe, als bauernschlau bezeichnet wurde, was für sie eine Beleidigung sei. Die Kollegin habe gesagt, der Vermerk sei nicht von ihr, sondern vom Sicherheitsbeauftragten der JVA Köln.

Nebenklagevertreterin Clemm hält dem Zeugen aus dem Vermerk vor, Zschäpe habe gesagt, ihre Aussage würde umfangreich und vollständig werden, weil sie niemand sei, der nicht zu ihren Taten stehe. B. bestätigt das, er habe das wegen der fehlenden Notizen vergessen. RA Scharmer hält B. vor, im Vermerk stehe zum Beweggrund für mögliche Aussagen, Zschäpe wolle ihrer Oma gerne erklären wie es so gekommen sei und sich entschuldigen. B. sagt, der Hintergrund sei ihm nicht klar gewesen. B. bestätigt auf Nachfrage von RAin Wierig, dass Zschäpe gesagt habe, dass Vorurteile über Menschen aus bestimmten Regionen, etwa dass Norddeutsche grimmig, Rheinländer freundlich seien, stimmten. Über Kontakte von Zschäpe in den Norden habe er nichts gehört. RAin Wolf fragt, ob sich Zschäpe nach dem Treffen mit Mutter und Großmutter anders verhalten habe. B. sagt, er könne sich nicht erinnern. Es habe ein Gespräch über Thüringer Bratwürste gegeben, sonst falle ihm nichts ein. Andere Orte als Fehmarn oder der Kölner Dom seien im Zusammenhang mit Renovierungen in verschiedenen Städten gefallen, sagt B. auf Frage von RA Kolloge. Es sei um Halle und Zwickau gegangen. Beim Thema Zwickau sei eine Blockade festzustellen gewesen wie beim Thema Fehmarn. RA Behnke fragt nach der Reaktion auf den Brief von Breivik. Es sei keine Freude erkennbar gewesen, sondern eher Unverständnis, wie Breivik dazu komme.

Dann fragt die Verteidigung. RA Stahl möchte wissen, ob B. im Vorfeld mit irgendwem darüber gesprochen wurde, warum er diese Fahrt begleiten sollte. Er habe sich sicher nicht selbst eingeteilt, aber sonst beträfe das dienstliche Interna, die nicht von seiner Aussagegenehmigung gedeckt seien, so B. Ob er denn Kontakt zu Oberstaatsanwalt Kilmer oder zu Oberstaatsanwältin Greger gehabt habe, fragt Stahl. B. verneint. Ob ihm das Schreiben des Rechtsanwaltes Heer an den Generalbundesanwalt vom 5. Juni bekannt sei. B. fragt, ob das das Schreiben sei, dass er erwähnt habe. Stahl hält B. das Schreiben vor, das besagt, dass bei der Ausantwortung [Überstellung von Zschäpe nach Gera] keine förmliche Vernehmung und auch kein informatorisches Gespräch stattfinden solle, und dass dies gegenüber den begleitenden Beamten kenntlich zu machen sei. B. sagt, er könne sich daran erinnern, dass keine Vernehmung gewünscht ist, das habe er vom Vorgesetzten erfahren, das Schreiben habe er nicht gesehen. Stahl hält B. einen Vermerk Heers über ein Telefonat mit Kilmer vor, demzufolge dieser das Schreiben Heers als einleuchtend bezeichnet habe, es ans BKA weiter geleitet und nochmal mündlich aufgetragen habe, dass keine Vernehmungsversuche unternommen werden. B.: “Das ist sicherlich gesagt worden, aber das haben wir ja auch nicht gemacht.” Stahl fragt nach B.s Dienstrang und ob es üblich sei, dass Beamte dieses Rangs solche Fahrten begleiten. Wieder sagt B., er dürfe dazu nicht aussagen. Stahl fragt B., ob es dabei ein bestimmtes Ziel gegeben habe. B. sagt, Ziel sei gewesen, herauszufinden, ob sie nochmal was sagt. Sie hätten aber keine Vernehmung durchgeführt, bei Vernehmungen stünden Laptops da oder es werde handschriftlich notiert. Der Tisch sei aber leer gewesen. Mehrfach habe Zschäpe gesagt, dass sie froh sei über andere Meinungen und sich über ihren Anwalt beschwert. Stahl fragt danach, ob das Gespräch über Fehmarn zufällig gewesen sei. B.: “Na, klar. Das war so.” Ob es konkrete Angebote unter welchen äußeren Umständen eventuelle Aussagen gemacht werden könnten, gegeben habe,etwa in einem Biergarten, will Stahl wissen. B. sagt, er könne sich nicht erinnern. Auch an Bild- oder Tonaufnahmen kann er sich zunächst nicht erinnern:  “Ich weiß nicht, wie sie darauf kommen. Ich kann ihnen sagen, dass wir die Regeln einhalten.” Dann fällt ihm ein, dass die Bundespolizei aus einem anderen Fahrzeug heraus Aufnahmen gemacht habe, wie Zschäpe an der Polizeistation aus dem Auto steigt und ins Haus geht. Das sei nicht mit dem BKA abgestimmt gewesen und habe der Einsatzdokumentation der Bundespolizei gedient. Auf eine Frage zum Gespräch über Zschäpes Verteidiger sagt B., dass er irgendwann mal den Satz gesagt habe, ein Verteidiger sei dazu da, dass er das beste für seinen Mandanten raus holt. Stahl fragt, ob B. das Gespräch über Zschäpes Verteidigung aus kriminalistischer Sicht als Teilerfolg gewertet habe. Dieser antwortet, er habe das rein sachlich betrachtet und werte nicht. Stahl fragt, ob B. sich einen anderen Verteidiger gewünscht habe. Im Saal rumort es. Stahl sagt, dass es hier um das Eindringen in das Vertrauensverhältnis zwischen Verteidiger und Mandant gehe. B. antwortet: “Ein Vertrauensverhältnis hat zu diesem Zeitpunkt nicht bestanden, hat sie mehrfach so ausgesagt. Irgendwann habe ich mal gesagt: Es gibt auch Anwälte die in ihrer Situation sagen würden, sagen Sie aus. Es ist besser für Sie.”

RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, fragt nach dem Namen des Vorgesetzten von B. Die Antwort verweigert B. mit Verweis auf seine Aussagegenehmigung. Götzl sagt, üblicherweise kläre so etwas der Zeuge in Zweifelsfällen selbst. Dann geht es nochmal um Fehmarn. Ob er daran festhalte, dass die Frage zufällig gewesen sei und kein dienstliches Interesse bestanden habe. B. sagt, er habe natürlich gewusst, dass es entsprechende Ermittlungsergebnisse gab, deswegen habe  er das Stichwort Fehmarn fallen lassen. Aber zum Thema sei es zufällig gekommen: “Wenn man jemanden nicht kennt, worüber redet man? Das Wetter.” Auch das Buch “Die Zelle” sei zufällig besorgt worden. Woher der Anstoß kam, wisse er nicht mehr, er habe das Buch bis heute nicht gelesen. Zschäpe habe es lesen wollen. Ob sie den Wunsch selber geäußert habe oder es ihr gezeigt wurde, wisse er nicht mehr. Eine Gesprächsleitung habe es nicht gegeben. Zunächst habe die Kollegin begonnen, weil sie Zschäpe gekannt habe. Er oder seine Kollegin hätten einen Punkt angesprochen oder etwas von Zschäpe aufgegriffen. Wenn ein Punkt beendet gewesen sei, dann habe der andere etwas gesagt. Die Bundespolizistin habe sich nicht beteiligt. Zschäpe habe viel geredet. Wer den Tod des Bruders angesprochen habe, wisse er nicht mehr, aber: “Sie können sich ja nicht beschweren, Sie wollten ja keine Vernehmung, dann wäre alles chronologisch aufgezeichnet worden.”

Götzl stellt dann noch Fragen, unter anderem dazu, ob in B.s. Notizen mehr stehe als jetzt gesagt wurde. B. sagt, die Notizen seien nur am Vermerk verfasst worden als Leitfaden für seine jetzige Vernehmung vor Gericht. Die Frage nach dem Vorgesetzten könne er in der Pause abklären. RAin Sturm nimmt ihren Antrag auf Beiziehung der Notizen zurück.

Es folgt die Mittagspause bis 14.05 Uhr.

Danach sagt B., er habe mit seinem Vorgesetzten gesprochen. Die Entscheidung, dass er eingeteilt werde bei der Fahrt sei in der BAO ganz oben getroffen worden, es stehe nicht mehr fest, wer das gesagt habe. Er sei ausgewählt worden, weil er zur Verfahrensführung gehöre und ein erfahrener Beamte mit Hintergrundwissen sei. Auf Nachfrage sagt er, sein Vorgesetzter sei Kriminaloberrat H. Nach den Fragen des Gutachters Saß fragt Götzl noch zu einem Asservatenfund, einer Visitenkarte der Firma Aemedig, zu dem B. einen Vermerk geschrieben habe. Götzl sagt, Inhaber der Firma sei laut Flyer André E. [Angeklagter].Im Vermerk stehe, die Internetseite sei seit 2009 nicht mehr aufzurufen. Das sei gewesen als er noch in Zwickau war, sagt B. Er habe das dann wohl weiter geleitet. Auf Nachfrage aus der Nebenklage sagt er, er sei erst seit dem 12. November 2011 mit der Sache befasst. Dann geht es kurz darum, welche Ermittlungen B. im Komplex durchgeführt habe, und ob Fragen dazu jetzt gestellt werden sollten. Götzl möchte den Zeugen entlassen, gegebenenfalls müsse ein Antrag gestellt werden, ihn neu zu laden.

Nach der Entlassung des Zeugen verliest RAin Sturm einen Widerspruch gegen die Verwertung der Aussage wegen falscher Belehrung und verbotenen Vernehmungsmethoden. Zschäpe habe sich eine Verteidigung gewählt und mehrfach zum Ausdruck gebracht, dass sie keine Aussagen machen will. Darüber hätten sich B. und seine Kollegin deutlich hinweggesetzt, Zschäpe sei getäuscht worden.

Nach Stellungnahmen zum Verwertungswiderspruch geht es weiter mit der unterbrochenen Vernehmung des Kriminalbeamten Le. vom 17. Verhandlungstag. Zunächst fragt RA Schön. Dieser beginnt aus dem Brief von Zschäpe an Robin Sch. zu zitieren, der auch einen Flug nach Karlsruhe thematisiert. RA Stahl fällt Schön ins Wort, eine Einführung des Briefes in die Hauptverhandlung halte er nicht für möglich und deswegen könne der Kollege keine Vorhalte daraus machen. Schön fragt dann offener, unter anderem, ob Le. den Eindruck gehabt habe, dass Zschäpe unter einem Haftschock gelitten habe. Le. verneint, der Flug sei völlig unproblematisch verlaufen.

Dann folgen die Fragen der Verteidigung, zunächst von RA Heer. Es geht zunächst darum, welche Tatvorwürfe Zschäpe eröffnet wurden. Le. nennt die Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung und zehn Mordstraftaten, die dem NSU zu diesem Zeitpunkt zugerechnet worden seien. Ob er die Einleitungsverfügung des Generalbundesanwalts kenne, will Heer von Le. wissen, da stehe ja mehr drin. Le. sagt, er denke, dass er sie am 13. November noch nicht gelesen habe. Frau Zschäpe habe ihm gegenüber nicht darum gebeten, ihren damaligen Verteidiger sprechen zu können. Im Anschluss an den Transport mit dem Hubschrauber habe die richterliche Vernehmung stattfinden sollen, warum Le. dann auf dem Transport noch ein Gespräch geführt habe, fragt Heer. In Karlsruhe habe es, so Le., zum ersten Mal Ruhe gegeben und da sei es zu diesem Smalltalk gekommen. Für ihn als Polizeibeamten sei es, so Le., nicht unüblich, zu versuchen, zu schauen, inwieweit Aussagebereitschaft da sei. Warum der Besuch in der JVA an einem Samstag stattgefunden habe, will Heer wissen. Le. sagt, er sei erst am Freitag wieder aus Zwickau zurück gekommen, bei Sonderlagen arbeite er auch mal samstags und sonntags. Der Samstag habe wohl in seine Planung gepasst, wird er später sagen. Ebenso, dass er keine Probleme gehabt habe, einen Termin in der JVA zu bekommen: “Bei Frau Zschäpe kann keiner nein sagen.” Auf Frage von Heer antwortet Le., er habe Zschäpe mitgeteilt, dass er ihre Brille dabei habe und dann sei das Gespräch zu den Katzen übergegangen. Er denke nicht, dass er gesagt habe, die Übergabe der Brille sei der einzige Zweck seines Besuchs. Er habe ihr gegenüber gesessen, durch eine Scheibe getrennt. Um Unterschriften sei es seiner Erinnerung nach bei dem Treffen nicht gegangen, dass es um ein Adoptionspapier für die Katzen gegangen sei, könne er ausschließen. RA Stahl fragt, ob es darum gegangen sei, weitere Informationen von Zschäpe zu erhalten. Es sei um die Brille, die Katzen und die Wertgegenstände gegangen, das Gespräch habe Smalltalkqualität gehabt, so Le. Warum diese Dinge nicht per Post geschickt worden sein, will Stahl wissen. Le.: “Darüber habe ich nicht zu entscheiden gehabt.” RAin Sturm sagt, Le. habe gestern im Zusammenhang mit der Schilderung des Gesprächs beim Warten am BGH gesagt, man versuche durch Smalltalk einzuleiten und dann zu Themen von polizeilichem Interesse zu kommen. Jetzt verwende er den Begriff wieder. Ob auch dieser Besuch diesem Ziel gedient habe, will sie wissen. Le.: “Es ging um die Punkte, wenn sich da ein Gespräch entwickelt, bin ich nicht abgeneigt.”

Nach einer kleinen Auseinandersetzung um die Formulierung der Frage fragt RA Stahl Le., ob es zutreffe, dass dieser nach der Befragung durch den Ermittlungsrichter beim BGH, wo Zschäpe sagte, sie mache keine Angaben zur Sache, weiterhin versucht habe, Angaben zu erhalten. Le. sagt, er habe sich weiter mit Zschäpe unterhalten und auch sein Interesse sei weiterhin vorhanden gewesen.

Nach einer kurzen Befragung durch Prof. Saß wird der Zeuge entlassen. Es folgt auch zu dieser Aussage ein Verwertungswiderspruch durch die Verteidigung Zschäpe. RA Heer sagt, es seien strafprozessuale Vorschriften bewusst umgangen worden, Le. habe das in entwaffnender Offenheit mitgeteilt. Die Bundesanwaltschaft nimmt Stellung. Es gebe kein generelles Kontaktaufnahmeverbot für Polizeibeamte und es sei umfassend belehrt worden.

Nach einer Pause folgen angekündigte Erklärungen. Zunächst äußert sich die BAW zum Beweisantrag von RA Bliwier vom 14. Verhandlungstag und zum Antrag der RAin Pinar auf Beiziehung des Notizbuchs des Zeugen P. vom 17. Verhandlungstag. Bundesanwalt Diemer sagt, die BAW müsse dem Antrag von Bliwier aus übergeordnetem Interesse entgegentreten. Er habe Verständnis für den Wunsch nach umfassender Aufklärung, der GBA ermittele gegen neun Beschuldigte und weitere Unterstützer. Gegenstand der Hauptverhandlung hier sei aber ein Ausschnitt aus den Ermittlungen, die angeklagten Personen und die vorgeworfenen Taten. Es gehe darum, dem Beschleunigungsgebot Genüge zu tun. Jede Beweisaufnahme, die nicht hart am Thema bleibe, befördere das Risiko, dass die beiden in Untersuchungshaft befindlichen Angeklagten freigelassen werden. Die Aufklärung des rechtsextremistischen Umfelds des NSU gehöre nicht in diese Hauptverhandlung. OStA Greger führt dann näher aus. Der Vernehmung Tino Brandts werde nicht entgegengetreten. Ein mögliches Versagen der Verfassungsschutzbehörden sei als Beweisziel nicht zulässig. Hinsichtlich der Verlesung eines Vermerks sei nicht mit hinreichender Sicherheit zu entnehmen, um welchen Vermerk es sich handele. Sollte es sich um die Erkenntniszusammenstellung des VS handeln, habe die BAW deren Verfasser bereits als Zeuge benannt. Im Übrigen seien die Beweisanträge abzulehnen, weil sie für die Beurteilung der Schuld- und Rechtsfolgenfrage ohne Bedeutung seien, soweit es sich nicht schon um Behauptungen ins Blaue handele. Der Antrag solle lediglich Ausforschungszwecken dienen. Der behauptete postalische Kontakt Zschäpes während ihrer Inhaftierung und der Kontakt der Verstorbenen Böhnhardt und Mundlos in der rechten Szene seien für die Entscheidung selbst ohne Bedeutung und gerade kein Indiz für die Schuldfrage der Angeklagten. So spiele auch die Gesinnung eines Briefpartners der Angeklagten keinerlei Rolle. Dies gelte auch, soweit der Antragsteller Kennverhältnisse der rechten Szene an einzelnen Anschlagsorten behauptet. Daraus ließe sich nichts ableiten. Besonders deutlich werde dies auch im Zusammenhang mit dem Konzert am 18. März 2006 und der behaupteten möglichen Verflechtung der rechten Szene an den Anschlagsorten Kassel und Dortmund. Ein Bezug zur Anklage sei überhaupt nicht erkennbar. Entsprechendes gelte für Zeugen Benjamin G. Dass G. in engem Kontakt zu Sturm 18 und F. gestanden haben solle, Andreas T. über Aktivitäten berichtet haben soll und Informationen zum Konzert geliefert haben soll, sei für die Angeklagten von keinerlei Aussagekraft. Hier fehle jeglicher Bezug zur Angeklagten Zschäpe, zu weiteren Angeklagten und den angeklagten Straftaten. Der Anregung von RAin Pinar auf Beiziehung des Notizblocks von P. sei ebenfalls nicht nachzugehen. Warum Notizbücher des Zeugen zum Gegenstand der Beweiserhebung gemacht werden sollten, erschließe sich nicht.

Dann nimmt RA Bliwier Stellung. Die BAW mache deutlich, warum die Nebenklage hier sitze, es gehe um die Kontroverse, wie weit die Aufklärungspflicht des Gerichts reicht und wie weit das Gericht gehalten werde, diesen Themen und Beweisen nachzugehen. Diese Kontroverse werde den Prozess begleiten. Der Prozess solle kein Untersuchungsausschuss werden, die Nebenkläger_innen wüssten schon, dass sie Anknüpfungspunkte brauchen. Zschäpe unterhalte Briefkontakte zu einem Gewalttäter aus der Dortmunder Neonaziszene, es gebe Verbindungen der Tatorte Dortmund und Kassel. Für prozessuale Maßnahmen sei es wichtig, von Kontakten in die Neonaziszene zu wissen. Sie hätten konkret unter Beweis gestellt, dass es Verbindungen über Herrn G. zu Herrn T. gebe. Herr T. werde hier vernommen. Sein Verfahren sei eingestellt worden, weil der hessische Innenminister keine Freigabe erteilt habe. Es sei erforderlich, diesen Dingen hier nachzugehen. Es sei vollkommen klar, dass die BAW ein anderes Interesse verfolge, die Nebenklage verfolge aber keine verfahrensfremden Interessen, deswegen seien sie der Auffassung, dass diesen Beweisanträgen nachzugehen sei. RA Behnke schließt sich Bliwier an.

Es folgt eine Erklärung von RA Schön nach § 257 StPO zur Vernehmung der Zeugin G. am 14. Verhandlungstag und der Vorführung des NSU-Videos. Der Zeugin G. habe viel daran gelegen, mehrfach zu betonen, welch freundlicher Mann Herr Özüdoğru gewesen sei. Das müsse man mit dem Video konfrontieren, mit der Verhöhnung der Opfer. Das Video und seine Anfangssequenz solle man ernst nehmen, dort sei die Rede von einem Netzwerk, von Taten statt Worten und dass die Aktivitäten weitergeführt würden. Das decke sich mit dem NSU-Brief von 2001. Wenn man das ernst nehme, dann sei das das Bekenntnis eines Netzwerkes. Nichts spreche dafür, dass es dieses Netzwerk nicht gegeben hätte oder es heute nicht mehr existiert. Die Vorhalte von Liedtexten durch den RA Hoffmann hätten ansatzweise klar gemacht, in welch aggressiver Brutalität diese Kreise lebten. Die Tatausübungen sprächen für ein Netzwerk. Ob man wirklich glauben könne, Böhnhardt und Mundlos seien alleine als größenwahnsinnige Sniper ohne Kontakt zu den Kameradschaften unterwegs gewesen, fragt Schön, und ob wirklich zwei Personen dieses Video konzipieren könnten. Das sei höchst unwahrscheinlich. Wenn man davon ausgehe, dass es dieses Netzwerk gab und gibt, dann sei schon nahezu zwingend, dass die Angeklagte Zschäpe von allem gewusst habe. Dass gerade sie nicht eingeweiht gewesen sein solle, sei absurd.

Götzl beschwert sich heftig über die Form der Erklärung. Um 15.55 Uhr endet die Sitzung für heute.

Rechtsanwalt Scharmer erklärt zu den Aussagen der Beamten über die Gespräche mit Zschäpe:
“Wenn Frau Zschäpe sagt, dass im Falle ihrer Aussage diese umfangreich und vollständig wäre, weil sie niemand sei, die nicht zu ihren Taten stehe, impliziert das, dass es Taten zu gestehen gibt. Die heutige Aussage des BKA Beamten war wiederum ein belastendes Indiz gegen Frau Zschäpe.“


Protokoll 19. Verhandlungstag - 4. Juli 2013

Am 19. Verhandlungstag ging es zunächst um die Identifizierung der Ceska durch Carsten S. S. äußerte sich zum Ablauf der Identifizierung und woran er die Waffe erkannt hatte. Dann sagte ein Beamter des BKA aus und beschrieb die Waffenvorlage beim Angeklagten Holger G. Der Rest des Tages drehte sich um die ersten Vernehmungen von Holger G. im November 2011. Dabei beschrieb der Vernehmungsbeamte, wie G. die Todesnachricht von Uwe Mundlos aufgefasst hatte und wie G. über die regelmäßigen Besuche der untergetauchten Drei bei G. sprach. Dabei wurde deutlich, dass G. nicht vollständig aussagte und nur nach und nach sein Wissen bekannt gab. Die Nebenklage thematisierte am Ende, wieso sich schon die ersten Vernehmung kurz nach dem Auffinden und der Identifizierung von Uwe Mundlos um die Beziehungen von Holger G. zur rechten Szene drehte.

Zeugen:

	Andreas V. (Kriminalbeamter, BKA, Waffenvorlage Holger G.)
	Michael L. (KOK, Polizei Eisenach, Vernehmungen Holger G.)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.45 Uhr. Es geht bei den ersten beiden Vernehmungen um das Thema der Identifizierung von Waffen und die Rekonstruktion von Waffenvorlagen. Zunächst geht es um die Waffe, die der Angeklagte Carsten S. gekauft und an Böhnhardt und Mundlos übergeben habe. Dazu wird Carsten S. selbst befragt, wie ihm Waffen und Lichtbilder von Waffen vorgelegt wurden. Vorsitzender Richter Manfred Götzl hält S. an, genau zwischen eigener Erinnerung und Wissen aus Akten zu trennen.

Am 1. Februar 2012 habe er bei einer Vernehmung in Karlsruhe “das mit Waffe und Schalldämpfer” gesagt, so S. Dann seien ihm Kopien vorgelegt worden und er habe einige der darauf zu sehenden Waffen ausgeschlossen, drei bis fünf seien dann übrig geblieben. In einer Polizeiinspektion in der Nähe von Köln-Ossendorf seien ihm dann am 6. Februar 2012 Waffen vorgelegt worden. Auf einem Tisch hätten viele Waffen gelegen. Er habe schon bei der Begrüßung zwei Waffen mit Schalldämpfer gesehen. Er habe erst überlegt, weil er aus den Medien in Erinnerung gehabt habe, dass “die so verschmort war” und hier sei keine verschmorte dabei gewesen. Er habe sich dann für eine der beiden Waffen entschieden, weil er in Erinnerung gehabt habe, dass die Waffe einen längeren Schalldämpfer hatte. Er habe ja eingrenzen sollen, welche Waffe es gewesen sein könnte, die er damals übergeben habe. Die andere habe er auch wegen spitzer Kanten an der Waffe ausgeschlossen, die sich ihm vielleicht eingeprägt hätten. Aber entscheidend sei schon die Länge des Schalldämpfers gewesen. Ein Beamter habe gesagt, den kann man doch abschrauben. Und er habe sich erinnert, dass ein Gewinde vorne dran gewesen sei, an der Waffe und nicht am Schalldämpfer. Vor den Waffen hätten bei der Vorlage kleine Schildchen gestanden, die Waffen seien alle schwarz gewesen, wie auch die Waffe, die er übergeben habe. Götzl fragt, ob S. Medienberichten über die Waffe verfolgt habe vor dem Februar 2012. S. verweist wieder auf den schon in früheren Vernehmungen erwähnten Spiegel TV-Bericht vom Wochenende nach dem 8. November 2011. Er erinnere sich an eine Pressekonferenz des BGH. Ob er das Bild der Waffe bei diesen Anlässen gesehen habe, wisse er nicht mehr, er habe dieses Bild der verschmorten Waffe im Kopf. Da sei er sich nicht sicher gewesen, er habe ‘deutsche Waffe’ im Kopf gehabt und dann sei irgendwann gekommen, dass damit was nicht gestimmt habe.

S. gibt an, sich auch im Internet umgeschaut zu haben. Was genau er nachgeschaut habe, kann er nicht sagen: “Die Waffe war ja bei vielen Berichten dabei, ich habe da nicht speziell geguckt.” Götzl fragt nach dem Ergebnis der Lichtbildvorlage am 1. Februar. S. sagt, eine der abgebildeten Waffen sei zu groß gewesen, eine ein Maschinengewehr, Schalldämpfer habe keine gehabt. Am Ende habe er nach der Größe “zwei, drei, vier” der ungefähr acht gezeigten Waffen eingegrenzt. Bei der Vernehmung am 6. Februar hätten auf dem Tisch acht bis zehn Waffen gelegen, da hätten zwei mit Schalldämpfer gelegen, als er rein gekommen sei. Er habe sich auf diese Waffen konzentriert. Er habe sich dann für diejenige entschieden mit dem längeren Schalldämpfer, die keine Kanten gehabt habe, gerade auch mit dem Gewinde. Götzl fragt, ob das so eine Waffe gewesen sei, wie er sie damals gesehen habe und wie sicher er sich sei. S.: “Die müsste so ausgesehen haben. Hätten da 15 ähnliche Pistolen mit Schalldämpfer und Gewinde gelegen, da wäre es schwieriger geworden.”
Nebenklagevertreter Scharmer sagt, S. habe doch damals gesehen, wie der Schalldämpfer aufgeschraubt worden sei, wo denn das Gewinde gewesen, an das er sich von damals erinnere. S.: “An der Waffe, das hat sich eingeprägt.” RA Hoffmann fragt nach den Česká-Blaupausen auf S.’ Computer. S. sagt, er könne sich das nicht erklären, er wisse überhaupt nicht, wie das da drauf gekommen sei. Dann stellt Zschäpes Verteidiger RA Stahl mehrere Fragen zum Aussehen der Waffe und des Schalldämpfers. S. antwortet, er könne sich nicht an Kratzer oder ähnliches erinnern. Die Farbe sei eher glänzend gewesen. Die Waffe sei komplett schwarz gewesen, an Holz, etwa an der Griffschale, könne er sich nicht erinnern. Auch bei der Frage, ob die Waffe einen Abzugshahn gehabt habe, sagt S., er wisse nicht mehr, wie das ausgesehen habe. Zum Schalldämpfer sagt er, er habe zuvor noch nie einen Schalldämpfer gesehen: “Dass der so lang war und schwer, wusste ich nicht.” Der Dämpfer sei mindestens so lang wie die Waffe gewesen, eher länger. Er denke, dass der Schalldämpfer glatt gewesen sei und keine Löcher gehabt habe, sicher sei er sich aber nicht. RAin Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben fragt, ob S. auch weiterhin keine Fragen der Verteidigung von Wohlleben beantwortet. RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., sagt, dass sich nichts geändert habe. Dann fragt er seinen Mandanten nach den Zetteln, von denen S. berichtet hatte. S. sagt, es seien weiße Zettelchen gewesen, er gehe davon aus, dass Nummern drauf gestanden habe, er habe die ja auch benannt. Pausch sagt, das sei eine Schlussfolgerung. Darauf sagt S., er habe irgendwo „83“ gelesen, wisse aber nicht mehr, ob auf der Waffe oder davor. Der Beamte K. habe gesagt, er solle sich die Waffen in Ruhe angucken, “und ich habe gesagt, dass ich die ganze Zeit während der Begrüßung schon auf die beiden geguckt habe.” Noch einmal fragt RA Stahl: Ob auf zwei von etwa acht vorgelegten Waffen Schalldämpfer gewesen seien, will er wissen. S. sagt, bei zweien sei er aufgeschraubt gewesen, beim Maschinengewehr habe vielleicht einer dabei gelegen. Der eine Schalldämpfer sei länger, der andere mindestens zwei Drittel kürzer gewesen. Er sei vor der Vorlage der Waffen nicht nach einer Beschreibung der Waffe befragt worden. Nebenklagevertreter RA Tikbas fragt, ob S. die Waffen bei der Vorlage auch mal in die Hand genommen habe. S. sagt, er meine, dass er die mit dem längeren Dämpfer in die Hand genommen habe. Er sei sich nicht sicher, ob er beide in die Hand genommen habe. Dass er den Schalldämpfer abgeschraubt und wieder aufgeschraubt habe, glaube er nicht. Es sei insgesamt komisch gewesen, denn er habe angenommen, dass das die Tatwaffe sei. Er habe gedacht, dass das die Waffen gewesen seien, die gefunden wurden und erst später vernommen, dass bei der Vorlage baugleiche Waffen waren.

Es folgt eine Vorlage von Lichtbildern aus den Akten. S. geht nach vorne an den Richterpult. Ein Bild vom Vorlagentisch wird auf die Leinwände übertragen. Die Bilder, die gezeigt werden, sind farbig. S. sagt, die Bilder damals seien schwarz-weiße Kopien gewesen. Er zeigt auf Bilder von Waffen und sortiert einige aus. Er zeigt auf das Bild einer Waffe und sagt: “Das Gewinde, das hatte ich damals gar nicht so richtig im Kopf. Erst bei der Vorlage, da sagte ich, ich erinnere mich da dran.” Damals sei das auch nicht so genau zu erkennen gewesen, wie jetzt auf den Farbfotos. Götzl fragt, ob er die Farbbilder zum ersten Mal sehe. S. sagt, am 1. Februar habe er “hundertprozentig” nur Schwarz-Weiß-Bilder gesehen. Götzl: “Dann hat es wohl wenig Sinn an der Stelle weiterzumachen.” RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe: “Sie sagten, dass Sie das damals mit dem Gewinde noch nicht so im Kopf hatten und dass das damals noch nicht so genau zu erkennen war. Hatten Sie wirklich von damals noch das Gewinde im Kopf oder war das ein Rückschluss?” S. sagt, er habe eine Erinnerung von damals, dass da ein Gewinde vorne dran war.
Nebenklagevertreter Sfatkidis weist auf Kopien in einem Sachaktenordner hin und fragt S., der mittlerweile wieder an seinem Platz sitzt und auf dem Rechner von Pausch Einblick in die Akten nehmen kann, ob das ähnliche Kopien seien wie die, die S. vorgelegt worden seien. S. sagt, dass könne gut sein. RA Kolloge sagt, es gebe mehrere Serien von Kopien, ob man die nicht vorlegen könne, um zu schauen, ob es eine dieser Serien sei. RA Hösl, Verteidiger von S., sagt, ihm sei ein Aktenauszug vorgelegt worden, da seien diese Kopien dabei, den könne er mitbringen.

Götzl unterbricht die Sitzung bis 11 Uhr. Danach geht S. noch einmal nach vorne. Nun werden ihm schwarz-weiße Bilder vorgelegt. S. sagt, das seien nicht die Kopien gewesen, die seien ganz schwierig zu erkennen gewesen. Nebenklagevertreterin RAin Wierig weist auf schlechte Kopien in der Haftakte hin. RAin Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben, fragt, ob man die vielleicht vorlegen könne. Götzl sagt, das seien die jetzt vorgelegten Bilder. Es entsteht eine allgemeine Verwirrung, in deren Anschluss RA Stahl noch einige Fragen stellt, unter anderem zur Situation, in der S. Wohlleben die Waffe gezeigt habe. Ob er sich auch das Magazin mal angeschaut wurde. S.: “Ich denke nicht, ich weiß bloß, dass sie auf der Erde lag mit dem weißen Tuch und was ich gesagt habe, dass er das aufgeschraubt hat und auf mich gerichtet hat. Die drei Bilder habe ich.” Durchgeladen worden sei die Waffe relativ sicher nicht. Stahl fragt danach, ob die Waffe, die S. übergeben habe, einen Knopf gehabt habe, um das Magazin der Waffe heraus nehmen zu können. S. sagt, er habe keine Erinnerung dazu.

Es folgt der Zeuge V., Kriminalbeamter beim BKA. Bei seiner Vernehmung geht es um die Rekonstruktion einer Waffenvorlage, bei der es um die Waffe ging, die der Angeklagte Holger G. übergeben haben will. G. hatte in einer Vernehmung gesagt, die Waffe sei klein, schwarz und metallisch gewesen. V. berichtet, G. seien neun Waffen vorgelegt worden, er habe aber keine der Waffen sicher zuordnen können, die Waffen mit den Nummer 8 und 9 habe er ausschließen können, weil sie zu groß gewesen seien, die Nummern 4 und 6 habe er für möglich gehalten.
Es wird eine blaue Kiste hereingebracht, aus der neun Waffen heraus geholt und auf den Tisch des Gerichts gelegt werden, darunter zwei Maschinenpistolen. Im Zuge der Vernehmung wird klar, dass es sich bei den jetzt vorliegenden Waffen um Waffen aus der Vergleichswaffensammlung des BKA handelt. Auch bei der damaligen Vernehmung seien Vergleichswaffen vorgelegt worden. Der Zeuge kann wegen unterschiedlicher Nummerierungen anhand dieser Waffen nicht mehr feststellen, welche Waffen G. bei der Vorlage eingegrenzt bzw. ausgeschlossen hatte.
Es entsteht auch Verwirrung um Asservaten- und Spurennummern zu den Waffen. Oberstaatsanwalt Weingarten sagt, man müsse zwischen den Nummern der Original- und den Nummern der Vergleichswaffen differenzieren. Erst bei Vorlage der damals vom Zeugen gefertigten Lichtbilder von den Waffen und den dort zu sehenden Nummern kann der Zeuge die beiden ausgeschlossenen, nämlich die Maschinenpistolen, und die beiden eingegrenzten, eine Česká 70 (Nummer 4) und eine Walther PP (Nummer 6), benennen. Er geht auch auf Foto Nummer 3 ein, das eine weitere Česká zeige, die hier heute mit Schalldämpfer liege, damals aber ohne Schalldämpfer vorgelegt worden sei, weil G. ausgesagt habe, er habe keine Waffe mit Schalldämpfer überbracht. Dann werden drei Bilder von zwei Pumpguns gezeigt, die G. vorgelegt worden seien. G. habe ausgesagt, Böhnhardt habe ihm einmal eine Pumpgun gezeigt. Auf den Bildern seien, wenn er sich recht erinnere, die Originalwaffen zu sehen, die im Wohnmobil sichergestellt worden seien. Damals habe G. zu der durchgängig schwarzen Waffe tendiert. Im Zuge der Vernehmung stellt sich heraus, dass G. baugleiche Exemplare von Waffen vorgelegt wurden, die sicher gestellt wurden.
RA Stahl möchte wissen, wozu die erste Waffenvorlage gedient habe. V. sagt, sie hätten sich davon versprochen, dass G. sich vielleicht erinnert, ob die dabei ist, die er transportiert habe. Ob eine möglicherweise erkannte Waffe also zwingend eine der aufgefundenen Waffen gewesen sei, fragt Stahl. V. bejaht auch dies. Die Maschinenpistolen seien der Vollständigkeit halber vorgelegt worden. G. habe keine der Waffen sicher wieder erkannt.
Auf Nachfrage von RA Klemke, Anwalt von Wohlleben, sagt er: “Wir haben uns beschränkt, weil das Waffen waren, die einen Verfahrenszusammenhang hatten.” RA Stahl sagt, ihm falle auf, wenn man die Waffe auf Foto 3 mit der hier vorliegenden vergleiche, sei offenkundig der Lauf beim Patronenauswurffenster auf dem Bild silbrig und hier schwarz. V. sagt, er wisse nicht, welche Waffe der Kollege für heute zusammen gepackt habe, die Waffen seien losgelöst von ihm gekommen. Für die Mittagspause trägt Götzl ihm auf, herauszufinden, ob im Saal dieselben Vergleichswaffen seien wie bei der Vorlage für G.

Um 13.10 Uhr geht es weiter. V. berichtet, der Kollege O. aus der Vergleichswaffensammlung habe gesagt, es gebe sieben Vergleichsmodelle der Česká. Es werde baugleich geliefert. Es könne sein, dass Vergleichswaffen eingepackt wurden, die nicht bei der Vorlage in Köln gewesen sind. Götzl beschwert sich, dass es schon empfehlenswert sei, das vorher abzuklären. Nach weiteren Nachfragen fragt OStA Weingarten, welche Vorgaben es damals an die Kriminaltechnik gegeben habe hinsichtlich der Waffenvorlage bei G. V.:  “Dass auch baugleich geliefert wird.” Weingarten: “Baugleich mit?” V. sagt, baugleich mit den Waffen am Tatort. Der Zeuge wird entlassen.

Es folgt eine Erklärung nach § 257 StPO von OStA Weingarten, nach der die Vorlage durch die Lichtbilder hinreichend dokumentiert gewesen sei. Es komme bei einer Waffenvorlage auf Typen, nicht auf Besonderheiten an. RA Stahl erwidert, die Vorlage dürfe nicht zum Ziel haben, aus feststehenden Tatwaffen auszuwählen, es gehe um die Identifizierung und dann erst darum, ob die Waffe bei den Tatwaffen dabei war. Die Vorlage habe einen Beweiswert der nicht gegen null tendiere, sondern der bei null sei.
Nebenklagevertreter Hoffmann sagt, es könne sein, dass die Art und Weise wie auch bei S. die Vergleichswaffenvorlage stattgefunden habe, den Beweiswert der Vorlage einschränke. Starken Beweiswert habe aber die originäre Erinnerung von S. an das Gewinde der Waffe bei der Vorlage. Dies sei ein originäres Kriterium, das passt mit der Waffe, die gefunden wurde, und die er damals übergeben habe. Diese Waffe habe ein Erkennen ausgelöst. Das sei nicht durch die Waffenvorlage betroffen. RA Stahl erwidert, natürlich könne ein Gewinde Erinnerungen auslösen. üblicherweise würden Waffen aber nicht mit Gewinde ausgeliefert, sondern erst später damit versehen. RA Klemke sagt, diese Arte der Vorlage sei vom Grundsatz her äußerst kritisch. S. habe vorher niemals ein Gewinde erwähnt und es gebe eine Vielzahl Waffen der gleichen Bauart mit Schalldämpfer und Gewinde.

Es folgt der Zeuge L., Kriminaloberkommissar bei der Polizei in Eisenach. Er war mit den Ermittlungen zum Banküberfall am 4. November 2011 in Eisenach betraut und war dabei als das Wohnmobil gefunden wurde. L. hat mit Holger G. am 5 und 6. November 2011 drei Vernehmungen in einer Polizeidienststelle im niedersächsischen Bad Nenndorf durchgeführt.
L. berichtet zunächst kurz selbst und wird dann von Götzl befragt. L. gibt an, mit einer Kriminaltechnikerin im Hubschrauber nach Bad Nenndorf geflogen zu sein, wo G. bereits in Gewahrsam saß. Hintergrund sei gewesen, dass G. Anmieter des Wohnmobils gewesen sei. G. sei daher vorgeworfen worden, Mittäter oder Beihelfer des Banküberfalls gewesen zu sein. Bei der dritten Vernehmung seien auch die Beamten F. und B. von der ‘Soko Parkplatz’ anwesend gewesen, weil im Wohnmobil die Waffen der ermordeten Polizistin Kiesewetter und des angeschossenen Beamten gefunden wurden. Es sei zuerst eine “Abtastvernehmung” gewesen.
G. habe angegeben, kein Wohnmobil angemietet zu haben. Er sei nach seinen Alibis für den 14. und 25. Oktober 2011, den Zeitraum der Anmietung, und den 4. November gefragt worden. G. habe angegeben, dass er am 14. Oktober arbeiten gewesen und am 15. Oktober mit seiner Lebensgefährtin und deren Kindern nach Holland in den Urlaub gefahren sei. Bei einer Durchsuchung bei G. seien entsprechende Dokumente gefunden worden, so L. Am 25. Oktober habe er noch frei gehabt und sei mit Bekannten nach Hannover zu einem Prozess am Amtsgericht gefahren, bei dem es um Linke gegangen sei, am Abend habe er wieder gearbeitet. Am 4. November habe er morgens gearbeitet, dann geschlafen und sei ab 17 Uhr bei Bekannten gewesen. Dies sei durch den irrtümlich mit G. festgenommen Zeugen Manuel B. bestätigt worden. L. sagt, er habe G. die Unterschrift auf dem Mietvertrag des Wohnmobils vorgelegt, bei der zuerst der Nachname und dann der Vorname gekommen sei. G. habe angegeben, dass er zwar so unterschreibe, seine Schrift sei aber nicht so “krakelig”. Er könne sich vorstellen, dass es jemand gewesen sein könne, der ihn kennt. Er nennt die Namen Wohlleben, Mundlos und Böhnhardt und aus Hannover W. und M. Die Vernehmung sei auf Reisepass und Führerschein gekommen und ins Stocken geraten: “Er war sich offensichtlich nicht sicher, was wussten wir, was nicht.” Nach einer Pause habe er erzählt, er habe den Reisepass auf Nachfrage Böhnhardt ausgehändigt. Seit 2006/2007 habe er jährlich Besuch von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe bekommen, nur 2011 sei Zschäpe nicht dabei gewesen. G. habe gesagt, sie seien Freunde gewesen und er habe nicht als Verräter dastehen wollen, Böhnhardt und Mundlos hätten gesagt, G.s Führerschein hätten sie ja auch schon. L. sagt, er habe gefragt, was das für eine Freundschaft sei, was denn der Verrat wäre, wenn G. den Reisepass nicht gegeben hätte. “Und da kam dann was über Jena und politische Richtung, das hatte mich damals nicht so vordergründig interessiert. Das hätte ich mal machen sollen.” Dann sei der Name Wohlleben gefallen. G. habe gesagt, er sei in einer Phase, wo er wieder Kontakt mit den Nationalen, den Freien Kräften aufnehmen würde, er sei aber politisch inaktiv. Auch bei Wohlleben sei das so, der sei inaktiv, habe Kinder.

L. sagt, er habe G. auf eine Differenz zwischen den Nummern seines Führerscheins und des Führerscheins auf dem Mietvertrag hingewiesen. Da sei G. mit der Sprache heraus gerückt, dass er sich einen neuen Führerschein habe geben lassen und den anderen an Böhnhardt übergeben habe. Anfangs habe G. auch behauptet, er könne den Reisepass nicht mehr finden.
Über den Kontakt zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe zu G. habe dieser berichtet, Mundlos habe ihn, als er mit seiner Mutter nach Hannover gezogen sei, begleitet, habe also die Anschrift gewusst. 2006/2007 seien Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe dann an der Adresse seiner Mutter aufgetaucht. Er habe ihnen seine Handynummer gegeben, sie hätten ihm aber keine Nummer gegeben und gesagt, wenn sie was bräuchten, würden sie sich melden. Das habe G. offenbar so hingenommen, sagt L. Die Treffen seien immer telefonisch abgesprochen worden. Die ersten Treffen hätten im öffentlichen Raum stattgefunden. Die Treffen 2010 und 2011 dann in Lauenau, wo G. wohnte. G. habe gesagt, er habe die Besuche so organisiert, dass seine Lebensgefährtin nichts bemerkt. L.: “Der hat offensichtlich die eine und die andere Welt gehabt.” G. habe berichtet, dass Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gesagt hätten, sie seien im Urlaub. Es sei von der Ostsee geredet worden, einmal von der Region Lübeck und von Campingplätzen. Mehrfach in seiner Aussage sagt L., er habe mit G. darüber gesprochen, dass Hannover nicht auf dem Weg an die Ostsee liege. G. habe den Dreien das aber abgenommen und habe erzählt, sie seien gebräunt gewesen. G. habe ausgesagt, die Drei seien mit Autos gekommen mit einem Kennzeichen mit einem Buchstaben wie “C” für Chemnitz, es müsse jedenfalls Sachsen gewesen sein, ein Wohnmobil habe er nicht gesehen. Es seien hochwertige Fahrzeuge gewesen, die Drei seien aber einfach gekleidet gewesen, das habe nicht gepasst. G. habe gesagt, er habe nach dem Lebensstandard der Drei gefragt und sie hätten gesagt, Mundlos betreibe einen Computerladen in Chemnitz, Zschäpe arbeite dort und Böhnhardt mache Gelegenheitsjobs. G. habe gesagt, er habe das Gefühl gehabt, man wolle ihm nicht mehr erzählen. G. habe wohl, so L., den Eindruck gehabt, dass die Zschäpe mit keinem der beiden liiert ist. L. sagt, er habe gefragt, ob es denn einen anderen Freund gibt und ob sie Kinder hat, denn bei der Anmietung des Wohnmobils seien ein Mann, eine Frau und ein Kind aufgetreten. G. habe angegeben, ein Kind sei nie dabei gewesen. G. habe ausgesagt, mit dem Namen des Angeklagten E. könne er nichts anfangen. Über die Fahndung nach den Dreien ab 1998 sei G. von seiner Schwester, die noch in Thüringen lebte, berichtet worden. Auch von Wohlleben habe G. davon erfahren. G. habe ausgesagt, er habe bis 2002 regelmäßig Kontakt zu Wohlleben gehabt, der letzte Kontakt sei 2006/2007 gewesen, er wisse, dass Wohlleben Frau und Kinder gehabt habe. In dem Zusammenhang sei auch die Äußerung gekommen, Wohlleben habe “abgeschworen” und sei nicht mehr aktiv.

Bei der Vernehmung am 6. November sei es auch um Tätowierungen gegangen. Mundlos sei durch Fingerabdruck identifiziert worden, die zweite Leiche sei nicht so leicht zu identifizieren gewesen. Er habe Bilder von Tätowierungen bekommen und habe G. gefragt, ob er Hinweise geben könne, wer die zweite Person ist. G. habe berichtet, dass Böhnhardt mal eine Freundin gehabt habe, Angelika D., deren Initiale er sich im Gefängnis habe tätowieren lassen. Letztlich hab G. die zweite Person aber an den Tätowierungen nicht identifizieren können. Weil die Verbindung zum Mord an Michèle Kiesewetter durch die Waffen da gewesen sei, habe L. dann versucht, herauszufinden, ob G. eine Beziehung zu diesem Bereich hat. Er habe dann unverdächtig zuerst zu Verbindungen nach Norddeutschland gefragt, die G. verneint habe, und dann zu Bezügen nach Süddeutschland. G. habe erzählt, dass er in München bei Demonstrationen und mit Sebastian W. bei einem Konzert im Süden war. Götzl hält L. vor, es habe sich bei dem Konzert laut Mitschrift um ein Punk- und Hardcore-Festival in Leonberg gehandelt. L. bestätigt das. Noch einmal wird nach den Treffen mit den Drei und zur Freundschaft gefragt. In diesem Zusammenhang sagt L., es sei darum gegangen, wie die Gruppe strukturiert war. L.: “Und da hat er mir geschildert, dass der Böhnhardt und der Mundlos gleichberechtigt an der Spitze standen, dann die Frau Zschäpe, danach hätte sich der Ralf Wohlleben eingeordnet und ganz unten war er eben, in dieser Reihenfolge oder Hierarchie.” Im Zusammenhang mit dem Besuch bei Gericht geht es auch noch einmal um die politischen Ansichten G.s. Diese habe er, L., nicht abgefragt und sie seien auch nicht von G. dargelegt worden. Es sei aber darum gegangen, dass G. viel Zeit in die Politik investiert und nichts erreicht habe. L.: “Auf deutsch gesagt, es sei alles scheiße gewesen.”
L. bestätigt die Vorhalte, die Götzl aus dem Vernehmungsprotokoll macht, nach denen sich G. “ein Stück weit” bzw. “komplett distanziert”, zu Herrn M. aber weiter ein gutes Verhältnis gepflegt haben will. Der Besuch bei Gericht sei, habe G. ausgesagt, ein Freundschaftsdienst gewesen. Bei den Treffen mit den Drei habe laut G.s Aussage Politik keine Rolle gespielt, so L. Götzl hält L. aus dem Protokoll vor, G. habe ausgesagt, dass ihm von den Dreien gesagt, “dass sie sich jetzt mit der Situation gut arrangiert hatten”. Näher habe G. das nicht beschrieben, sagt L., aber “das bezog sich wohl auf ihr Auftreten zu dritt”. G.s Spitzname sei laut G. selbst “Buck” oder “Buckel” gewesen. Es geht kurz um Drogen und um G.s Spielsucht, dann äußert sich L. noch einmal zu G.s Verhalten: “Ich habe bewusst versucht, das Verhalten von ihm zu beobachten. Und er war unsicher, wo er da aber so ein bisschen mitgekriegt hat, die wissen, dass mein Reisepass angewendet wurde, die wissen, dass mein Führerschein verwendet worden ist, da hat er sich, auch von der Körpersprache her, richtig gewunden. Da war ein Prozess.” Auf Fakten, die ihm vorgelegt worden seien, habe er sich bemüht zu antworten. L.: “Wo er sich einigermaßen sicher war, dass wir da als Blinde im Nebel rumstochern, hat er keine großen Ausführungen gemacht. Doch das, was er gesagt hat, habe ich als wahr empfunden, da hat auch seine Körpersprache dem nicht widersprochen.”

Es folgen die Fragen der Nebenklage. RA Scharmer fragt danach, ob L. bereits Erkenntnisse über Beziehungen von G. in die rechte Szene gehabt habe, als er nach Bad Nenndorf geflogen ist. L. sagt, er habe das vermutet, er kenne das Fahndungsplakat nach Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe von 1997/1998 noch aus seiner Zeit bei der Bereitschaftspolizei und er habe gewusst, dass diese Drei zur rechten Szene gehörten, von G. habe er das nicht sicher gewusst. Einen Vermerk eines Kollegen P., Leiter des Staatsschutzes, nach dem wegen möglicher Beziehungen unter anderem von G. zur rechten Szene Nachforschungen angestellt worden seien, habe er damals nicht gekannt. P. habe sicher die Frage gestellt bekommen, ob er G. kenne, den Anmieter des Wohnmobils. Er habe sich noch auf dem Flug Gedanken gemacht, was er G. fragen könne, und habe nicht gewusst, was Herr P. in der Zeit geschrieben habe. RAin von der Behrens möchte wissen, wie viel Zeit zwischen der Fingerabdrucknahme und der Identifizierung der Leiche Mundlos vergangen sei. L. sagt, es habe eine Diskussion gegeben, was prioritär sein, Spurensicherung oder Identifizierung der Leichen. Der Polizeiführer habe entschieden, dass zuerst identifiziert werden solle. Am darauf folgenden Tag habe er gegen fünf Uhr in der Früh einen Anruf bekomme, dass der eine als Uwe Mundlos identifiziert worden sei. Er sei gegen zehn Uhr am 5. November nach Bad Nenndorf geflogen. Mit der Identifizierung sei die Tatortgruppe befasst gewesen. Beim Vergleich der Abdrücke sei er nicht dabei gewesen. Die Namen derjenigen, die ihm das mitgeteilt habe, wisse er nicht mehr. Er wisse nur, dass er zwei Kollegen gesagt habe, sie sollten bei der Sektion dabei sein, damit er nicht warten müsse bis das Ergebnis in der Post ist. Götzl sagt, RAin von der Behrens solle doch im Sektionsprotokoll nachschauen. Von der Behrens erwidert, das habe sie, da stehe aber nicht, ob der Leiche da die Fingerabdrücke abgenommen worden sind. RAin Clemm will wissen, ob G. in der Vernehmung über die Leichen informiert wurde. L. sagt, er denke, dass er es nicht gleich gesagt habe. L.: “In der Vernehmung war er total geschockt, als es nicht mehr aufzuhalten war, zu sagen, dass der Mundlos tot ist.” G.s Verteidiger RA Hachmeister fragt L., ob dieser G. auch davon berichtet habe, dass die beiden Aufgefundenen Mundlos und Böhnhardt seien. L. antwortet, er habe nur von Mundlos gesprochen. Er könne nicht mehr genau sagen, in welcher Vernehmung das gewesen sei, vielleicht in der Mitte der ersten. Hachmeister will wissen, wie G. reagierte, als L. ihm gesagt habe, dass mit seinen Dokumenten ein Wohnmobil angemietet wurde. G. sei nicht erfreut gewesen, sagt L. Ob G. überrascht gewirkt habe, will Hachmeister wissen. L.: “Einmal hat er so zwei Sätze gesagt, das war er nicht, das tut er nicht, in der ersten Vernehmung. Aber die große Gestik des Entsetzens und der Verwunderung hab ich nicht wahrgenommen.” RA Stahl fragt, ob L. den Eindruck gehabt habe, dass G. seine Antworten anpasst, an das, was er vorlegen könne. L.: “Den Verdacht hab ich bei jedem.” Aber G. habe auf ihn dann teilweise ehrlich gewirkt. Nach Fragen zu Vernehmungssituation und Fragetechnik fragt RAin Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben, nach der Situation am Wohnmobil. L. sagt, er habe mit einem Kollegen die Tatortarbeit beim Banküberfall und und Fahndungsmaßnahmen durchgeführt. Kurz vor 12 Uhr sei die Mitteilung gekommen, dass ein Wohnmobil gesichtet worden und Schüsse gefallen seien. Sie seien dort hingefahren. Die Schutzpolizei sei früher da gewesen. Zehn bis 15 Minuten später seien sie da gewesen. Er habe zur Feuerwehr gesagt, sie solle vorsichtig löschen. Es seien Streifenbeamte da gewesen. Mit dem Leiter der Polizeidirektion, Herrn M., habe er das Wohnmobil erstmals betreten. Er habe Verstärkung aus Gotha bestellt, auch die Rechtsmedizin, die Tatortgruppe und im Gefolge von Herrn M. seien weitere Beamte gewesen. Richter Götzl sagt, er verstehe die Frage nicht, es gehe jetzt um den Komplex Vernehmung.

Die Verhandlung endet für heute um 16.53 Uhr.

Nebenklageanwalt Sebastian Scharmer erklärte nach dem Prozesstag zur Vernehmung von Carsten S.:
„Carsten S. hat Details der Waffe geschildert, die spezifisches Täterwissen sind. Eine Aufschraubvorrichtung an der Waffe, nicht am Schalldämpfer, ist typisch für die Tatwaffe. S. erinnerte noch genau, wie er Wohlleben beim Aufschrauben des Schalldämpfers beobachtet hatte. Damals habe er festgestellt, dass die Aufschraubvorrichtung an der Waffe und nicht am Schalldämpfer war. Das konnte er bei der Waffenvorlage noch bildlich erinnern. Damit belastet Carsten S. weiter Wohlleben und Zschäpe.“
Zu Holger G. führt er aus:
„Mehr und mehr wird deutlich, das Holger G. nur stückchenweise Angaben gemacht hat, sich eher taktisch verhielt. [...]“


Protokoll 20. Verhandlungstag - 9. Juli 2013

Die Beweisaufnahme durch Zeugenanhörungen behandelte an diesem Verhandlungstag wieder völlig unterschiedliche Komplexe: Ein ermittelnder Staatsanwalt berichtete von den Vernehmungen von Holger G., der nur widerwillig und peu a peu Sachen ausgesagt habe, zumal einige Widersprüche enthalten wären. Am Nachmittag wurden der eine Bauarbeiter der Frühlingsstraße, Zwickau, weiter befragt und schließlich zwei Polizeibeamte zum Mordfall Enver Şimşek. Die Verteidigung von André E. beantragte, dass sie und ihr Mandant vom Prozess freigestellt würden, solange Tatvorwürfe verhandelt würden, deren André E. nicht angeklagt sei. Die BAW widersprach.

[Türkçe]

Zeugen:

	Dr. Gerwin Moldenhauer (Staatsanwalt, GBA, Vernehmungen Holger G.)
	Rene K. (Handwerker, Zeuge Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße)
	Karl W. (Polizeibeamter a.D., erster Beamter am Tatort des Mordes an Enver Şimşek)
	Dieter S. (KHK, Tatortarbeit Mordfall Şimşek)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.45 Uhr. Bei der Präsenz stellt Richter Götzl fest, dass Rechtsanwalt Stahl, Verteidiger von Zschäpe, im Urlaub ist. Dafür lassen sich die Verteidiger von André E. heute nicht mehr vertreten. Von den Nebenkläger_innen ist lediglich der Mandant von RA Erdal, ein Opfer des Nagelbombenanschlags in der Kölner Keupstraße, anwesend.

Als erstes wird der Zeuge Dr. Moldenhauer, ermittelnder Staatsanwalt beim Generalbundesanwalt und Sachbearbeiter für den Angeklagten Holger G. befragt. Beweisthemen sind die Vernehmungen G.s vor Ermittlungsrichter_innen am Bundesgerichtshof am 14. November 2011 und am 24. Februar 2012 sowie ein Telefongespräch zwischen Moldenhauer und G.s Verteidiger RA Hachmeister. Moldenhauer sagt in Bezug auf die Vernehmung am 14. November 2011 aus, G. habe im Wesentlichen die Angaben bestätigt, die er zuvor gegenüber der Polizei gemacht hat.

Im Kern sei es darum gegangen, wie es dazu gekommen sei, dass das Wohnmobil mit seinem Reisepass angemietet wurde. Der Haftbefehl habe zunächst auf Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung gelautet und sei dann auf Unterstützung umgestellt worden. G. habe zunächst ausgesagt, der Reisepass sei zufällig in der Tür von G.s Auto gefunden worden und die drei hätten G. dann überredet, ihn Böhnhardt zu überlassen. Sie seien auf der Rückfahrt vom Urlaub gewesen, Zschäpe habe Kuchen gebacken, die Übergabe des Reisepasses habe er als Freundschaftsdienst verstanden. Moldenhauer: “Wie sich später rausgestellt hat, hat er mich da bewusst angelogen.” Nach dem Haftbefehl sei G. in die JVA Köln-Ossendorf gekommen und sei umfangreich vernommen worden, richterlich und staatsanwaltlich durch Moldenhauer selbst. Nach der ersten richterlichen Vernehmung habe ihm RA Hachmeister telefonisch mitgeteilt, dass Gerlach weitere Angaben machen wolle, dass der “2011er-Pass” wohl bewusst hergestellt worden sei, um eine Ähnlichkeit zwischen Holger G. und dem verstorbenen Böhnhardt auszunutzen. Moldenhauer sagt, er müsse “vor die Klammer ziehen”, dass G. immer gesagt habe, dass er Probleme habe, zeitlich einzuordnen. G. habe häufig Sprünge gemacht und das mache es für ihn, Moldenhauer, schwierig, die Angaben wiederzugeben. An vielen Stellen bestätigt Moldenhauer das aus der Erklärung G.s und der Vernehmung des Zeugen L. vom 19. Verhandlungstag schon Bekannte.

Moldenhauer sagt, er habe G. so verstanden, dass der “Cut” mit der rechten Szene der Umzug von Jena nach Hannover gewesen sei. Götzl hält Moldenhauer aus dem Protokoll der Vernehmung vor, dass G. ausgesagt habe, er sei seit sieben Jahren “raus” sei und, dass er, wenn er gewusst hätte, was die drei gemacht hätten, “letzte Woche noch stiften gegangen” wäre. Moldenhauer antwortet, dieser Satz sei ziemlich authentisch. G. sei erschüttert gewesen und habe sich betrogen gefühlt, weil er den Freunden abgenommen habe, dass mit den Ausweispapieren nichts passiert. Moldenhauer sagt, G. habe ausgesagt, dass er Mundlos und Böhnhardt für starke Typen, für Macher gehalten habe. Sie hätten ihm, G., gesagt, das sie sich eine legale Existenz aufgebaut hätten, einen Computerladen hätten. Seinen Personalausweis habe er nie heraus gegeben, lediglich einmal einen verloren, habe G. ausgesagt, so Moldenhauer. Zuerst sei der Kontakt zu den drei über Wohlleben gelaufen, das erste Treffen habe 2005 oder 2006 stattgefunden. Eine größere Summe Bargeld, die bei G. gefunden worden sei, sei, so Moldenhauer, Geld gewesen, dass G.s Lebensgefährtin wegen G.s Spielsucht vor diesem versteckt habe. Moldenhauer bestätigt Götzls Vorhalt aus dem Vernehmungsprotokoll, nach dem G. ausgesagt hat, dass 1997 im Nationalen Widerstand in Jena angenommen wurde, dass es Böhnhardt und Mundlos waren, die in den vergangenen Jahren die Bomben und Attrappen in Jena gelegt haben. Zu einer Wahllichtbildvorlage, die G. gemacht worden sei und auf der mehrere sich ähnlich sehende männliche Personen zu sehen sind, darunter G., könne er nichts sagen, so Moldenhauer.

In der zweiten richterlichen Vernehmung am 24. Februar 2012 sei es unter anderem um den Waffentransport durch G. gegangen, sagt Moldenhauer. In weiteren Vernehmungen zwischen den beiden richterlichen Vernehmungen habe G. umfassend Angaben gemacht und wesentliche Ermittlungsansätze geliefert, “die auch gefruchtet haben”. Unter anderem habe “der ganze Komplex Wohlleben” in G.s Aussagen seine Genese. Wegen einer Erweiterung des Haftbefehls auf Beihilfe sei G. niedergeschlagen gewesen, weil er kooperativ gewesen sei “und - in seinen Worten - als Quittung die Erweiterung des Haftbefehls bekommen hat.” Götzl fragt nach dem Waffentransport um das Jahr 2001. Moldenhauer sagt, das sei nicht bei der richterlichen, sondern bei einer staatsanwaltschaftlichen Vernehmung gewesen. Das sei keine normale Vernehmung eines geständigen Täters gewesen: “Er musste das so peu a peu, wir haben gesagt, wie eine Kröte hochwürgen.” G. habe ausgesagt, er habe eine Sporttasche von Wohlleben bekommen habe, da sei ein Jutebeutel dringewesen, Zschäpe habe ihn am Bahnhof in Zwickau abgeholt, sie seien dann in die Polenzstraße gegangen, erst dort sei ihm klar geworden, dass er eine Schusswaffe transportiert habe. Die Waffe sei dort ausgepackt und durchgeladen worden. Moldenhauer bestätigt Götzls Vorhalt: Einerseits habe G. ausgesagt, dass er zwar während der Fahrt etwas Metallisches in der Form eine Waffe im Beutel erspürt habe, dabei jedoch davon ausgegangen sei, dass Wohlleben ihn nicht mit einer Waffe im Zug fahren ließe. Andererseits habe G. ausgesagt, dass er während der Zugfahrt keine Möglichkeit gehabt habe, die Waffe loszuwerden ohne Ärger zu bekommen. Moldenhauer: “Das war der greifbare Widerspruch.”

Dann geht es um die Äußerung G.s., man könne nicht “mit fünf Leuten die Welt retten”, die dieser im Anschluss an den Transport während einer Diskussion mit den drei geäußert haben will. Moldenhauer: “Dass er stinksauer war, dass er die Waffe transportieren musste und da hat er wohl gesagt, was bildet ihr euch ein, mit fünf Leuten die Welt zu retten. Aber er wollte das nicht verstanden haben, dass er Teil der fünf war, sondern da war immer eine Spaltung, die drei und andererseits Gerlach und Wohlleben.” G. habe ausgesagt, dass er Gewalt immer abgelehnt habe, Gewaltdiskussionen in der Szene seien für ihn immer bloß Diskussionen gewesen, er habe sich bei den dreien auch nicht vorstellen können, dass sie Menschen ermorden könnten. Die Freundschaft zu Wohlleben sei wegen des Waffentransports zerbrochen.

Dann fragen die Nebenklagevertreter_innen. Unter andere fragt RA Tikbas fragt nach den Gewaltdiskussionen. Moldenhauer antwortet, es sei um abstrakte Gewalt-/ Militanzdiskussionen gegangen, nicht darum, einer konkreten Person Gewalt anzutun. Es sei um Aktionen des THS Ende der Neunziger gegangen, dass da mehr gemacht werden müsse, “nicht nur Spuckis kleben und so weiter”. Zur Rolle von Zschäpe sagt Moldenhauer auf Frage von RA Martinek, dass G. ausgesagt habe, dass Zschäpe die Finanzen in der Gruppe im Griff gehabt habe, dass wenn etwas gezahlt worden sei, das Zschäpe das gemacht habe. Zu Hierarchien könne er nichts sagen. Götzl hält dazu an, Fragen zu den richterlichen Vernehmungen zu stellen, für die der Zeuge geladen sei. RA Stolle hält Moldenhauer nochmal vor, dass G. angegeben habe, dass er seit sieben Jahren keinen Kontakt zur Szene mehr habe, ob damit allgemein die Szene gemeint gewesen sei oder die Jenaer, will er wissen. Moldenhauer sagt, dass die rechte Szene allgemein gemeint gewesen sei, dass G. sich mit dem Umzug aus der rechten Szene Jenas als auch überhaupt gelöst habe. Ob angesichts der behaupteten legalen Existenz thematisiert worden sei, warum man da eine falsche Identität benötige. Moldenhauer sagt, er meine nicht, dass das erörtert worden sei.
Zschäpes Verteidiger_innen Heer und Sturm fragen vor allem nach der Vernehmungssituation. Es geht unter anderem darum, wie das Protokoll erstellt wurde. Moldenhauer sagt, das Protokoll sei durch Diktat des_r jeweiligen Ermittlungsrichters_in während der Vernehmung erstellt worden. Bei der ersten Vernehmung habe G., so Moldenhauer, mit seiner Lebensgefährtin telefonieren dürfen. Bei dem Telefonat sei ein Polizeibeamter dabei gewesen. Bei der ersten Vernehmung sei auch Bundesanwalt Diemer anwesend gewesen. Die Vernehmung habe die_der Vorsitzende geleitet, aber auch Diemer und er selbst hätten Fragen gestellt. Es sei eine ruhige, sachliche Vernehmungsatmosphäre gewesen. Sturm spricht Moldenhauer noch einmal auf die Aussage G.s an, er sei seit sieben Jahren aus der Szene raus. G. sei ja weit vor 2000 nach Hannover gezogen, das käme also nicht hin, ob das Thema gewesen sei, will Sturm wissen. Moldenhauer sagt, er wisse nicht, ob das Gegenstand der richterlichen Vernehmung war, aber G. haben diesen Umzug als “Cut” gesehen, sei aber noch auf Konzerten gewesen, was aber in der Vernehmung nicht weiter hinterfragt worden sei.
RA Hösl, Verteidiger von Carsten S., möchte Moldenhauer zu dessen Vernehmung mit Waffenvorlage beim Ermittlungsrichter in Karlsruhe befragen, bei der der Zeuge auch anwesend war. Götzl lässt das zunächst zu. Es geht um die Kopien von Vergleichswaffen, die S. vorgelegt wurden (siehe Protokoll 19. Verhandlungstag) und wie diese in den Saal gebracht wurden. Moldenhauer gibt zu den meisten Fragen an, keine konkreten Angaben mehr machen zu können. Schließlich interveniert Bundesanwalt Diemer, er habe Bedenken, der Zeuge habe eine ganze Menge gemacht in dem Ermittlungsverfahren, sei hierzu aber nicht vorbereitet. Hösl antwortet, die Vertreter der BAW seien aufgrund der Aussagen von S. erregt gewesen und das müsse doch ein eindrucksvolles Erlebnis gewesen sein aus der Sicht eines Staatsanwalts. Er habe außerdem OStA Weingarten von der BAW mitgeteilt, dass er Herrn Moldenhauer hier dazu befragen wolle.
Nach der Vernehmung teilt Götzl auf Nachfrage von RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, mit, dass Moldenhauer noch einmal zur Vernehmung von S. geladen werde.

Nach der Mittagspause bis 13.10 Uhr folgt der Zeuge K., Handwerker in der Zwickauer Frühlingsstraße, dessen Vernehmung am 16. Verhandlungstag wegen einer langwierigen Debatte zwischen Verteidiger_innen und Gericht um das Ende des Verhandlungstages unterbrochen worden war. K. hat kaum Ergänzendes zu berichten. Er habe im Eckzimmer oben an der Dampfsperre gearbeitet, aber auch noch andere Dinge nebenbei erledigt. Die neuen Kellertüren habe er wahrgenommen, der Keller habe wohl zur bewohnten Wohnung im Haus gehört. Ein Schild mit der Aufschrift “Keller Dienelt” habe er nicht gesehen, das sage ihm nur etwas von der Klingelanlage: “Da stand, glaube ich, Dienelt dran. Aber ganz sicher bin ich mir nicht.” An der Baustelle hätten mehrere Gewerke gearbeitet, der Elektriker habe, wenn er das richtig erinnere, montags und dienstags in der Woche des Brandes dort gearbeitet, sie selbst hätten erst am Mittwoch begonnen. An eine Lichtbildvorlage bei der Kripo Zwickau am auf den Brand folgenden Montag könne er sich erinnern, er habe dort Mundlos und Böhnhardt erkannt, bei Zschäpe sei er nicht sicher gewesen, weil das Bild eine seitliche Aufnahme gewesen sei. Die Bewohner des Hauses hätten freundlich gegrüßt. Mit Böhnhardt sei er zusammen getroffen, als dieser gefragt habe wegen eines Termins in seiner Wohnung. Außerdem habe Böhnhardt einmal darum gebeten, einen Bürosessel zum Sperrmüll hinzu stellen zu dürfen. Auf den Vorhalt, dass er ausgesagt habe, dass Anfang Oktober Böhnhardt gefragt habe, wie lange die Baustelle dauern würde, sagt K., dass es dann so gewesen sei. Bei der Explosion sei er auf der dem Haus gegenüberliegenden Seite gewesen, zehn Meter von einer Straßeneinfahrt Richtung Bäckerei entfernt. Der Zeige P. sei mit dem Klempner einige Meter hinter ihm gewesen. Auf Frage des Nebenklagevertreters Reineke, wo seine Arbeitsstelle in Bezug zum Brand gewesen sei, sagt K., dass sie direkt drüber gelegen habe.

Weil der nächste Zeuge noch nicht anwesend ist, hat RA Hedrich, Verteidiger von André E. Zeit, einen Antrag zu stellen. Er beantragt mit Bezug auf § 231 c StPO, dem Angeklagten E. und seinen Verteidigern zu gestatten, der Hauptverhandlung fernzubleiben, so lange wie Beweisthemen behandelt werden, die den Angeklagten nicht direkt betreffen würden. Die Beweisaufnahme sehe zunächst die vollendeten Morde vor, die der Angeklagten Zschäpe zur Last gelegt werden. Dem tritt  die BAW entgegen, die Taten seien rechtlich und tatsächlich verwoben, es gehe auch darum, ob der Verdacht sich bestätige, dass es sich beim NSU um eine terroristische Organisation handelt. Das sei auch ein den Angeklagten E. betreffender Sachverhalt.

Es folgt der Zeuge W., pensionierter Polizeibeamter, der gemeinsam mit einem mittlerweile verstorbenen Kollegen als erste Streife am Tatort eintraf, an dem der zwei Tage später an den Folgen des Attentats verstorbene Enver Şimşek angeschossen wurde. W. berichtet, er sei morgens zwischen 8 Uhr und 8.30 Uhr auf dem Weg zur Dienststelle schon an dem Blumenstand vorbei gefahren. Im Laufe des Nachmittags, gegen 14.30 Uhr, sei er noch einmal vorbei gekommen und habe ein “Pärchen mit dunkler Hautfarbe” gesehen, Şimşek sei nicht anwesend gewesen. In der Dienststelle habe er erfahren, dass sich ein junger Mann gemeldet habe, der seit längerer Zeit auf den Verkäufer warte. Sie seien dann hingefahren, der junge Mann sei noch da gewesen. Der Kollege habe die Tür des Wagens geöffnet, und da habe Şimşek gelegen, im Gesicht blutverschmiert. Şimşek habe noch gelebt, er habe noch gehechelt. Sie hätten dann die Einsatzzentrale, Notarzt und den Kriminaldauerdienst informiert. Was dann weiter abgelaufen ist, wisse er nicht, denn er habe den Funk für Rückfragen besetzt. Das habe alles nach 15 Uhr stattgefunden. Sie seien dann eingerückt und der Kollege habe den Bericht geschrieben. Er könne nichts dazu sagen, ob die Lage des Verletzten verändert wurde. Als er zum Fahrzeug gegangen sei, sei der Verletzte noch drin gewesen. Der Kollege und der Mitteiler seinen nicht im Fahrzeug gewesen. Auf die Frage eines Nebenklagevertreters, ob die Ladefläche war von außen einsehbar war, antwortet K. mit Nein.

Es folgt eine Pause zur Klärung, ob der nächste Zeuge anwesend ist. Um 14.12 Uhr geht es weiter.
Jetzt hat RA Hachmeister, Verteidiger von G. die Gelegenheit, eine Erklärung nach § 257 StPO zur Aussage des Zeugen L. vom 19. Verhandlungstag abzugeben. Die Bekundungen des Zeugen entsprächen im Wesentlichen den schriftlichen Aussagen seines Mandanten. Der Zeuge habe die Einlassungen G.s sinngemäß oder wortgetreu wiedergegeben, habe sich auch an Details erinnern können und so sei festzuhalten: G. habe bereits in der ersten Vernehmung umfangreiche Erklärungen gemacht, im Wesentlichen freiwillig. Er habe in einer Frühzeit eine Reihe Ermittlungsansätze geliefert. Desweiteren habe er sich zu Betäubungsmitteln bekannt, die man finden würde und sich sich somit selbst belastet. Der Zeuge L. habe gesagt, dass er den Eindruck gehabt habe, dass es dem Angeklagten G. nicht gefallen habe, dass seine Dokumente für Straftaten verwendet wurden. Die Aussage stütze die stetige Erklärung seines Mandanten, der zu keinen Zeiten damit gerechnet habe, dass seine Dokumente zu Straftaten missbraucht würden.
RA Heer sagt, die Verteidigung Zschäpe gebe derzeit keine Erklärung ab, behielte sich dies aber vor für den Zeitpunkt, wenn alle Aussagen von G. vorliegen. Auch zu den Aussagen zum Brand in der Frühlingsstraße gebe es derzeit keine Erklärungen.

Es folgt nach einer weiteren Pause der Zeuge S., Kriminalhauptkommissar und Tatortbeamter beim Fall Şimşek. Er berichtet zunächst, er sei gegen 16.30 Uhr am Tatort angekommen, wo der Erkennungsdienst schon anwesend gewesen sei. S. geht dann auf Geheiß von Götzl nach vorne und geht eine Lichtbildmappe durch. Die Bilder werden für die Verfahrensbeteiligten an die Wand projiziert. Begonnen wird mit drei Skizzen zur Lage des Tatorts an der Liegnitzer Straße, einer Durchgangsstraße ohne Bebauung im Südosten Nürnbergs nahe der Autobahn. Der Tatort ist eine Freifläche, eine ehemalige Zufahrt zur Schreiberhauer Straße, die jedoch durch aufgeschüttete Erdhaufen und einen Poller für Autos unbrauchbar gemacht wurde. Er liegt zwischen der Liegnitzer Straße und einem Radweg, umgeben von Bäumen. In der Nähe befinden sich Sportanlagen.
Die Bilder zeigen zunächst den Blumenstand und den Mercedes Sprinter aus verschiedenen Perspektiven. Dann geht es näher an das Fahrzeug heran. Die Bilder zeigen zwei Zigarettenkippen, diverse Fuß- und Reifenspuren sowie angeschnittene Blumenteile, die sich der Zeuge so erklärt, dass Şimşek hier auch Blumensträuße gebunden hat. Die Türen des Fahrzeugs seien zum Zeitpunkt des Auffindens von Şimşek verschlossen, aber nicht zugesperrt gewesen, so S. Dann geht es ins Führerhaus. Dort seien persönliche Gegenstände, ein wenig Münzgeld, Zigaretten, Lebensmittel, Kosmetikartikel, Zigaretten, in einer Herrenhandtasche fast 7.000 DM [korr. 11.07.2013] und persönliche Papiere sowie eine Sondernutzungserlaubnis für diesen Standort gefunden worden. Das Führerhaus habe fast unberührt gewirkt, so S. Es folgen Übersichtsskizzen zum Laderaum und der Spurenlage dort. Er habe eine ausgedehnte Blutlache vorgefunden, in der eine Schachtel HB-Zigaretten und ein Zahn gelegen hätten. Außerdem sind die Fundorte eines Handys von Enver Şimşek und verschiedener Patronenhülsen verzeichnet. Die Patronenhülsen stammten von Waffen des Kaliber 7.65 und 6.35. Mehrfach stellt S. fest, dass “relativ massive” Blutanhaftungen gefunden worden seien. Blutspritzer seien an diversen Stellen im Innenraum gefunden worden. Im äußeren Bereich seien jedoch keinerlei Blutspritzer gefunden worden. Der hintere Teil des Laderaums ist, das zeigen die Bilder, mit einer Spanplatte unterteilt. S. sagt, dass der Einlegeboden nur knapp oberhalb der Fensterlinie ist: “Wenn da jemand steht, das könnte man sehen.” Einige Bilder zeigen den Wagen im ausgeräumten Zustand, in dem eine weitere Hülse und Blutspitzer gefunden wurden. Es folgen Bilder der Kleidung von Enver Şimşek. Seine Wolljacke, die von den Rettungskräften zerschnitten wurde, ist blutdurchtränkt. Die Kleidung zeigt mehrere Löcher, “Schussdefekte”, wie S. sie nennt.

Dann folgen Bilder einer Rekonstruktion der möglichen Schusskanäle mithilfe einer Puppe und Stäben, die die Richtung aus der der Schuss eingetreten ist, demonstrieren. Einige Bilder zeigen die Puppe in stehender Position, einige Schüsse gingen dann von vorne rein, andere von unten. Die nächsten Bilder zeigen die Puppe in liegender Position, die Schusskanäle gingen dann sehr flach ein, sie könnten, so S., nur entstehen, wenn das Opfer liegt, man dürfe aber auch die “gehörige Dynamik”, die entstehe, nicht unterschätzen. Auf eine Frage des Nebenklagevertreters Kolloge sagt S., es falle auf, dass keine Hülsen außerhalb des Fahrzeugs gefunden worden seien, lediglich eine sei im Krankenhaus in der Kleidung des Opfers gefunden worden. Außerhalb sei draußen auch kein Blut gefunden worden. Es habe sich wohl alles ausschließlich im Fahrzeug abgespielt. Die Waffen hätten sich bei Abgabe der Schüsse relativ nah zum Inneren des Fahrzeugs befinden müssen.

Der Zeuge geht und zum Abschluss teilt Götzl mit, dass Carsten S. als Zeuge im von der BAW eingeleiteten Ermittlungsverfahren zum “Taschenlampen”-Anschlag ausgesagt habe. Diese Aussagen würden auch in diesem Hauptverfahren beigezogen.

Um 16.06 Uhr endet der Verhandlungstag.

Nebenklage-Vertreter Rechtsanwalt Peer Stolle erklärt zum Angeklagten Holger G.:

“Leider wurden in den richterlichen Vernehmungen viele Fragen nicht gestellt. Nun will Holger G. in der Verhandlung keine Fragen beantworten, weshalb alle Verfahrensbeteiligten auf die vorangegangen Erkenntnisse angewiesen sind. Das macht es nicht immer einfach, die Angaben nachzuvollziehen. So wurde scheinbar nicht weiter thematisiert, wozu die Drei erst eine scharfe Waffe und dann noch die falsche Identität von Holger G. haben wollten, wenn sie sich angeblich - wie Holger G. berichtet haben soll - eine legale Existenz aufgebaut haben sollen und einen Computerladen betrieben hätten. Auch wurden in den Vernehmungen offensichtlich keine weitergehenden Fragen zu seinem vermeintlichen Ausstieg aus der rechten Szene gestellt. Insgesamt erscheint die Vernehmung nicht sehr tiefgehend.“


Protokoll 21. Verhandlungstag - 10. Juli 2013

Sieben Zeug_innen, ein gestellter Beweisantrag, ein richterlich abgelehnter Antrag und zwei Erklärungen durch Anwält_innen: Der 21. Verhandlungstag war vollgepackt und behandelte neben den prozessualen Vorgängen wie der abgelehnten Freistellung des Angeklagten André E. auch die Glaubwürdigkeit des Angeklagten Holger G. In erster Linie ging es aber um den Mord an Enver Şimşek: Beamten und Zeugen beschrieben in bestürzender Detailliertheit den Tatort. Andere Zeugen hatten Männer in Fahrradkleidung am Fahrzeug des Blumenhändlers gesehen und damit wertvolle Hinweise gegeben, die wohl nie ernsthaft verfolgt wurden.

[Türkçe]

Zeugen:

	Helmut Kr. (KHK, Spurensicherung Mordfall Şimşek)
	Josef L. (KHK, Sicherung eines Projektils, Mordfall Şimşek)
	Günther Bu. (Zeuge Mordfall Şimşek)
	Achim E. (Zeuge Mordfall Şimşek)
	Reiner G. (KHK, LKA Bayern, Ermittlungen zum Mordfall Özüdoğru)
	Werner Ki. (KHK a.D., Mordfall Özüdoğru, Aussagen der Zeugin M.)
	Andreas H. (Zeuge Mordfall Şimşek)




Der Prozess beginnt heute gegen 9.40 Uhr. Anwesend ist die Nebenklägerin Adile Şimşek, Witwe des ermordeten Enver Şimşek.

Erster Zeuge ist der Kriminalbeamte Kr., der am 9. September 2000 als Spurensicherer am Tatort in der Liegnitzer Straße in Nürnberg eingesetzt war. Im Wesentlichen decken sich seine Aussagen mit den Aussagen des am 20. Verhandlungstag gehörten Zeugen S. Die Fotos aus der Lichtbildmappe, die S. in der letzten Sitzung vorgestellt hatte, stammten von ihm, so Kr.
Er habe am Wochenende Bereitschaft gehabt und sei gegen 15.30 Uhr am Tatort eingetroffen, dort seien schon einige Kollegen gewesen. Bei seinem Eintreffen sei Şimşek bereits im Klinikum Süd gewesen. Şimşek habe sich in Lebensgefahr befunden. Die Schiebetür des Lieferwagens habe offen gestanden. Schon von außen seien eine große Blutlache und blutige Pflanzenreste zu sehen gewesen: Er habe, so Kr., dann mit der Spurensicherung begonnen. Auch Kr. berichtet von mehreren Patronenhülsen der Kaliber 6.35 und 7.65. Umgestürzte Pflanzenkübel und Pflanzenreste, die blutverschmiert gewesen seien, führt Kr. auf den Todeskampf von Şimşek oder die Maßnahmen der Rettungskräfte zurück. Anzeichen für Kampfeshandlungen seien nach dem ersten Stand nicht erkennbar gewesen. Das Fahrzeug sei dann nach den ersten Spurensicherungen sicher gestellt und gegen 19.30 Uhr mit dem Blumenstand zur Dienststelle verbracht worden, um dort die weitere Spurensicherung durchzuführen. Auch Kr. berichtet von einem Defekt im Dach, das mit Styropor ausgekleidet gewesen sei. Das LKA habe sich den Defekt genauer angeschaut, es habe sich um einen Durchschuss gehandelt. Später in der Vernehmung wird Kr. aussagen, dass der Tatort mit einem Metallsuchgerät und Kräften der Bereitschaftspolizei nach dem entsprechenden Projektil angesucht worden sei, allerdings ohne Erfolg. Das Führerhaus sei offenbar nicht durchsucht worden. Es seien Fingerabdruckspuren im Bereich des Kotflügels und der Beifahrertür gefunden worden. Diese seien, so Kr. später, Şimşek selbst, Verwandten von Şimşek und einem Mitarbeiter des Abschleppdiensts, der das Auto transportiert habe, zugeordnet worden. An der Schiebetür hätten sich keine Fingerabdrücke gefunden. Auf Nachfrage des Vorsitzenden Richters Götzl berichtet Kr. von den Blutspuren. Die Blutlache sei ca. 70 mal 50 cm groß gewesen, die Wand gegenüber der Schiebetür sei bis zu einer Höhe von 1,85 m sehr zahlreich mit Blutspritzern bedeckt gewesen.
An den anderen Wänden hätten sich nicht so zahlreiche Spritzer befunden. Die Schiebetüre habe überhaupt keine Blutspuren gezeigt: “Das war das Zeichen, dass die zum Tatzeitpunkt geöffnet war.” In der Blutlache habe er einen Zahn von Herrn Şimşek aufgefunden, so Kr. Die Liegnitzer Straße sei eine stark befahrene Straße, auf beiden Seiten seien Radwege, die Gegend sei hochfrequentiert.

Es folgt der Zeuge L., Kriminalhauptkommissar beim Erkennungsdienst der Kripo Nürnberg. Bei seiner Aussage geht es um ein Projektil, das eine Ärztin bei der Reanimation Şimşeks am Tattag gefunden habe. Die Ärztin habe das ein paar Tage im Ärztekittel mit sich herum getragen und es ihnen übergeben. Sie seien dann mit dem Geschoss zur Obduktion gefahren, so hätten sie ein Vergleichsprojektil gehabt mit den bei der Obduktion gefundenen gehabt.

Rechtsanwältin Dierbach, Nebenklage Yozgat, verliest einen zu Beginn des Verhandlungstages angekündigten Beweisantrag. Sie beantragt die Ladung und Vernehmung der Kriminalbeamtin La. zum Transport von Zschäpe nach Gera (siehe auch Protokoll 18). La. werde aussagen, dass Zschäpe zu keinerlei Angaben verpflichtet gewesen sei, und dass es einen expliziten Hinweis auf eine Gesprächsnotiz gegeben habe. La. werde bestätigen, dass Zschäpe angegeben habe, dass sie möglicherweise aussagen werde, und wenn umfangreich und vollständig, weil sie niemand sei, der nicht zu seinen Taten stehe. Es gehe bei dem Antrag um Verwertbarkeit der Angaben Zschäpes auf dem Transport. Es sei nicht entscheidend, ob es sich faktisch um eine Vernehmung gehandelt habe oder nicht, entscheidend sei die Belehrung, Zschäpe sei nicht getäuscht worden. Das Gespräch habe indizielle Bedeutung für die Schuldfrage. Zschäpe sei selbst davon ausgegangen, dass sie schwere Straftaten begangen habe.
Oberstaatsanwältin Greger sagt, die BAW trete dem nicht entgegen, sie habe die Zeugin ohnehin schon benannt. Mehrere Nebenklageverteter_innen schließen sich an. RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe sagt, sie wolle angesichts dessen, dass aus der Nebenklage bereits gegen Anträge der Verteidigung agitiert worden sei, Stellung nehmen. Die Nebenklage Yozgat stelle Anträge, die redundant seien. Die Zeugin sei nicht nur benannt, sondern bereits geladen.

Nach einer längeren Pause folgt gegen 11.05 Uhr der Zeuge Bu. Bu. berichtet, er sei am Samstag, den 9. September 2000, mit seinem Sohn von der Wohnungsauflösung seines Schwiegervaters unterwegs zu einem Recyclinghof gewesen. Die Hinfahrt müsse vor 12 Uhr stattgefunden haben, die Rückfahrt am frühen Nachmittag, der Recyclinghof schließe jedenfalls um 14 Uhr. Auf dem Rückweg seien sie auf der Liegnitzer Straße stadteinwärts an dem links gelegenen Parkplatz vorbei gefahren. Die Fenster seien runter gekurbelt gewesen. Sie hätten dann im Vorbeifahren drei bis vier metallische, harte Schläge gehört, nach links geschaut und ihm seien zwei Männer in Radlerkleidung aufgefallen, die schnell weggingen. Er habe nicht gesehen, wohin. Die Männer seien um die 20 Jahre alt gewesen, vielleicht auch älter, hätten sehr kurze Haare gehabt und einer habe, soweit er sich erinnere, ein Basecap aufgehabt. Auf Nachfrage von Götzl sagt Bu.: “Es waren richtig harte Schläge.” Diese seien aus Richtung des Lieferwagens gekommen. Die Tür des Wagens sei offen gewesen. Erklären habe er sich das Ganze nicht können. Die Männer hätten nichts in der Hand gehabt. Ein unmittelbarer Handlungsbedarf sei nicht ersichtlich gewesen. Die Vernehmung sei so zustande gekommen, dass er von der Tat in der Zeitung gelesen habe und sie sich dann bei der Polizei gemeldet hätten. Ein weiteres Fahrzeug habe er am Tatort nicht gesehen. Die Männer seien nicht gerannt, hätten sich aber doch schnell bewegt in Richtung der Liegnitzer Straße stadteinwärts. Er habe erst durch die harten Schläge hingeschaut, dann seien die beiden Männer weggerannt. Götzl will wissen, wieviel Zeit zwischen Schlägen und dem Weglaufen der Männer gewesen sei. Bu.: “Eigentlich hat man gleich rübergeschaut.” Götzl hält Bu. vor, er habe in einer Vernehmung ausgesagt, das er eine männliche Person am Trittbrett der Schiebetür gesehen habe,die dort verharrt sei, die Person habe mit der rechten Hand eine Bewegung ins Fahrzeuginnere gemacht. Weiter hält Götzl Bu. vor, Bu. habe damals ausgesagt, er habe nicht erkennen können, ob die Person etwas in der Hand gehabt habe, eine weitere dunkel gekleidete Person sei im rechten Bereich der Tür zu sehen gewesen, nachdem sie den Tatort fast passiert hätten, hätten sie noch zwei blecherne Schläge gehört. Bu. sagt zu den Vorhalten, er habe keine Erinnerung. Götzl hält Bu. vor, dass er ausgesagt habe, das Besondere bei den beiden Männern sei gewesen, dass sie kein Fahrrad dabei gehabt hätten. Bu. bestätigt, es sei dazu nichts zu erkennen gewesen. Götzl fragt nach dem Verkehr. Bu. sagt, es sei kein dichter Verkehr gewesen, es seien aber doch immer wieder Fahrzeuge hin und her gefahren. Aus einer Vernehmung vom 2. Oktober 2000 hält Götzl vor, dass Bu. damals den Zeitpunkt auf zwischen 12.35 und 12.55 Uhr eingegrenzt habe. Bu.: “Muss man so jetzt daher nehmen.” Nebenklagevertreter RA Scharmer fragt Bu., wie oft er befragt wurde. Bu. sagt, er sei einmal nach der Tat im Präsidium befragt worden, dann habe es noch einen Telefonanruf über Details gegeben, und dann sei er 2010 nochmal aufgesucht worden von einem Kriminalhauptkommissar, “und da gab es die zeitliche Anpassung da”. Götzl sagt, die Nachfrage zur zeitlichen Einordnung stamme aus einer Vernehmung von 2000.  Scharmer fragt, ob Bu. bei der Vernehmung von 2010 Fotos gezeigt worden seien. Bu. verneint das. Ein Nebenklagevertreter möchte dem Zeugen Bilder aus dem Tatkomplex Keupstraße vorhalten. Es entsteht Verwirrung darum, welche Bilder gemeint sind. Nach zwei Unterbrechungen kann sich der Zeuge die Bilder - Standfotos aus einem Video aus der Keupstraße, auf denen zwei Männer zu sehen sind, einer mit Fahrrädern - am Richtertisch anschauen. er kann jedoch nur ungefähr die Größe bestätigen. Die Kleidung passe nicht, sie sei hier zu leger. RAin Basay fragt, ob ihm diese Bilder einmal im Rahmen einer Vernehmung, zum Beispiel 2007, vorgelegt worden sind. Götzl interveniert, hier werde der Vater mit dem Sohn verwechselt. Basay erwidert und nennt aus dem Vernehmungsprotokoll den Vornamen und das Geburtsdatum des gerade befragten Zeugen. Bu. sagt, er könne sich nicht erinnern, auch daran, dass ihm ein Video vorgespielt worden sei, könne er sich nicht erinnern. Basay hält aus der Vernehmung vor, dass Bu. ausgesagt habe, die Person mit den Fahrrädern habe eine gewisse Ähnlichkeit mit der Person, die am Lieferwagen Şimşek gestanden habe. Bu. sagt, er habe keine Erinnerung, von der Größe her könnte es passen. RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, moniert, Basay würde “nur die Rosinen raus picken”. Basay verliest die Aussage ganz, in der steht, Bu. habe sich nicht in der Lage gesehen, die Personen wieder zu erkennen. Bu. wiederholt, die Größe könne stimmen. An die Vernehmung von 2007 habe er keine Erinnerung mehr. RA Narin hält Bu. vor, er habe ausgesagt, die Männer hätten sich komisch benommen. Worauf sich das bezogen habe, will Narin wissen. Bu. sagt, das habe sich auf Handlungsweise bezogen, dass hier junge Männer in Fahrradkleidung ohne Fahrrad von einem Fahrzeug komisch weg gehen. RA Scharmer fragt zur Vernehmung von 2010, von der Bu. gesprochen hatte. Soweit er sich erinnern könne, sei es um die Vernehmung 2000 gegangen und ob sich was geändert habe, so Bu., exakt wisse er es nicht mehr, Lichtbilder seien ihm nicht vorgelegt worden.
RAin Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben, hält Bu. vor, er habe ausgesagt, bei den beiden Männern habe es sich um Südeuropäer handeln können, er habe es am dunklen Teint erkannt, es seien keine norddeutschen Typen gewesen. Die Frage sei allerdings nicht mitprotokolliert worden, so Schneiders. Bu. antwortet, er wisse nichts dazu zu sagen, er glaube auch kaum, dass er das gesagt habe.

Nach der Mittagspause folgt um 13.15 Uhr der Zeuge E. E. ist der Sohn des Zeugen Bu. E. erzählt, er sei um die Mittagszeit mit seinem Vater auf dem Weg zu der ehemaligen Wohnung seines Großvaters gewesen, sie seien von einem Recyclinghof gekommen. Dann seien sie an der Straße entlang gefahren und hätten einen lauten Schlag gehört. Sie hätten sich umgedreht, er habe als erstes an einen Unfall gedacht. Sie hätten an einer Parkbucht einen Lieferwagen, “eher so wie ein Sprinter von Mercedes oder so”, stehen sehen und, so wie er sich erinnern könne, seien zwei Männer weggelaufen. Er habe nicht viel gesehen, weil er auf dem Beifahrersitz gesessen habe, aber er habe die Männer auf 25 bis 30 Jahre geschätzt. Götzl hält dem Zeugen aus seiner ersten Vernehmung vor. Es geht zum Beispiel um die Kleidung der beiden Männer. An die Frage könne er sich noch erinnern, so E. Er habe das mit der Fahrradkleidung damals nicht bestätigen können. Zu weiteren Vorhalten gibt er meist an, dass er keine Erinnerung mehr habe: Etwa zur Zeitangabe, dass die Beobachtung zwischen 12.45 und 13 Uhr gemacht worden sei, die Schiebetüre geöffnet gewesen sei und er zwei Männer mit dem Rücken zu ihm an der Tür gesehen habe, einer mit Mütze, und dass die Situation seiner Meinung nach nach einer Rauferei ausgesehen habe. Auch daran, dass  der Mann mit der Mütze hektische Bewegungen ins Fahrzeuginnere gemacht habe, und er einen bewegten Schatten im Fahrzeuginneren wahrgenommen habe, könne er sich nicht erinnern, so E. Weiter hält Götzl E. vor, er habe ausgesagt, dass er als sie zehn Meter weiter gewesen seien mehr als zwei blecherne Geräusche gehört habe. E. sagt: “Ich hätte jetzt gedacht, dass ich mich erst umgedreht hätte, weil ich das Geräusch gehört habe.”
Es geht dann um die Vernehmung 2007. E. sagt, die Beamten hätten ein Video gezeigt, eine Sequenz, wo ein Mann ein Fahrrad abstellt oder abholt in einer Innenstadt. Die Frage sei gewesen, ob er den Mann erkennen würde. Er habe niemanden identifizieren können. Dann geht es nach einer Frage von RAin Basay darum, ob die Vernehmung aufgezeichnet worden sei und E. etwas unterschrieben habe. E. sagt, er könne sich nicht erinnern. Er habe sich nicht weiter mit seinem Vater über die Aussage ausgetauscht, 2007 habe er ja auch nicht mehr im Elternhaus gewohnt. Von einer Vernehmung seines Vaters in 2010 wisse er nichts. Auf Initiative von RAin Dierbach wird dem Zeugen eine Einverständniserklärung zur Tonbandaufzeichnung vorgelegt. An das Dokument könne er sich nicht erinnern, die Unterschrift sei aber seine, so E.

Es folgt der Zeuge Reiner G., Kriminalhauptkommissar beim LKA Bayern. Es geht um die Rekonstruktion der Geldeinzahlungen der Zeugin Rita G. im Zusammenhang mit dem Mord an Abdurrahim Özüdoğru, (siehe Protokoll zum 14. Verhandlungstag). Der Zeuge bestätigt, dass er Einzahlungsquittungen erhalten habe und bestätigt insgesamt die Angaben der Zeugin. Die Zeugin G. habe um 15.51 Uhr einen Geldbetrag eingezahlt und sei dann gegen 16 Uhr wieder an ihrem Laden gewesen.

Dann folgt der Zeuge Ki., pensionierter Beamter der Kriminalpolizei in Nürnberg. Es geht um die Aussagen der Zeugin M. (die damals gegenüber der Änderungsschneiderei wohnte, vgl. ebenfalls 14. Verhandlungstag). Er habe die Vernehmung in der Nacht durchgeführt. Die Vernehmung der Zeugin sei eine der ersten und auch wichtigsten gewesen. M. habe einen Hinweis auf einen Mann im Holzfällerhemd gegeben und auch ein Phantombild angefertigt. M. habe eine “gravierende Beschreibung” abgegeben. Sie habe in Bezug auf den Mann von einem ostdeutschen Dialekt gesprochen. Sie habe ausgesagt, die Person einige Tage vorher zusammen mit dem späterem Opfer gesehen zu haben, dabei habe es einen Streit gegeben. M. sei davon ausgegangen, dass es dabei um einen Mercedes älteren Baujahrs gegangen sei, der wohl Özüdoğru gehört habe. Die beiden hätten um ein Auto herum gestanden, einen älteren dunkelblauen Opel mit Anhänger. M. habe ausgesagt, dass sie als sie die Schüsse gehört habe, beim Fensterputzen gewesen sei. Sie habe zwei Schüsse deutlich gehört. Dann habe sie eine Person gesehen, und es sei ihrer Beschreibung nach genau dieser Mann, den sie gesehen habe, gewesen. Der Mann sei, habe M. berichtet, ganz normal in ein Auto eingestiegen und weggefahren. Von einer blonden Frau habe die Zeugin erst in späteren Vernehmungen gesprochen. Er könne es nicht mehr sicher sagen, aber es habe sich dabei wohl um eine andere Gruppe gegangen, die sich vor dem Laden aufgehalten habe. Eine Lichtbildvorlage sei ohne Ergebnis verlaufen. Sie habe nie davon gesprochen, dass sie den Geschädigten habe am Boden liegen sehen. Das, so Ki., wäre ein so wichtiger Hinweis gewesen, den “hätte man ja nicht überhören können”.

Es folgt der Zeuge H. H. ist Rettungsassistent. Er war derjenige, der beim Anschlag auf Şimşek die Polizei informiert hat. Er habe an dem Stand Blumen holen wollen. Es sei ein dunkelhäutiges Pärchen in einem dunkelblauen Mercedes da gewesen. Sie hätten gesagt, sie hätten auch Blumen kaufen wollen, der Blumenhändler sei aber nicht da und sie seien dann gefahren. H. sagt, er habe  noch gelesen im Auto. Nach zehn Minuten sei es ihm komisch vorgekommen. Er habe den Stand nicht unbewacht zurücklassen wollen und habe daher die Polizei gerufen. Die Antwort sei gewesen, dass kurz vorher schon eine Streife am Stand vorbei gefahren sei und der Händler sei da noch da gewesen. Er habe weiter gewartet und nach weiteren 5 Minuten noch einmal bei der Polizei angerufen. Die Streife sei schnell da gewesen. Gemeinsam mit den Polizisten habe er dann zum Auto geschaut. Die Fahrertür sei unverschlossen gewesen. Sie hätten von hinten in den Wagen reingeschaut, wegen der Zwischenablage aber nur Blumen gesehen. Sie hätten dann die Schiebetür geöffnet und Şimşek gefunden. Er habe relativ große Blutmengen gesehen. Er habe es erst für ein Bluterbrechen, also eine internistische Erkrankung, gehalten, habe dann aber Patronenhülsen gesehen. Şimşek habe geschnauft, “was nicht recht leicht fiel”. Şimşek habe in Rückenlage gelegen, der Oberkörper leicht erhöht wegen eines Blumenkasten, wo er wohl drauf gelegen habe. Er, H., habe einiges entfernt, um an Şimşek heranzukommen. Die Beine Şimşeks hätten Richtung Tür, der Oberkörper Richtung geschlossener Seite gelegen. H. sagt, er habe sein Equipment aus dem Fahrzeug geholt. Der Sprinter sei zu eng gewesen, er habe daher Şimşek mit einem Polizisten nach draußen gebracht. Zur zeitlichen Einordnung sagt H, es sei nachmittags gewesen. Götzl hält ihm vor, er habe ausgesagt, dass Şimşeks Arme leicht angewinkelt gewesen seien, er massiv am Kopf geblutet habe, auch im Mund und Rachen, Şimşeks Kopf habe leicht seitlich nach rechts gelegen. H. sagt: “Wenn’s so drin steht.” Götzl hält ihm vor, dass er ausgesagt habe, dass er das Handy Şimşeks abgenommen habe, um dessen  linke Seite nach Verletzungen abzusuchen. H. sagt, er habe zwischen dem Gespräch mit dem Pärchen und den Anrufen bei der Polizei zehn bis fünfzehn Minuten am Stand verbracht. Er könne das aber nicht genau sagen, weil er gelesen habe.

Im Folgenden verkündet Götzl den Beschluss, dass der Antrag André E.s, der Hauptverhandlung bei den Themen, die ihn nicht beträfen, fernbleiben zu dürfen, abgelehnt ist.

Dann verliest RA Hachmeister, Verteidiger von Holger G., eine Erklärung nach § 257 StPO zur Aussage von Dr. Moldenhauer in der gestrigen Sitzung. Die Bekundungen von Moldenhauer seien glaubhaft und frei von Widersprüchen gewesen. Soweit der Zeuge den Ausstieg G.s aus der rechten Szene falsch datiert habe, seien daraus allein keine Gründe gegen die Aussage herzuleiten. Der Zeuge habe die wesentlichen Angaben G.s bestätigt. Man könne aus der Aussage schließen, dass G. freiwillig und umfassend ausgesagt und neue Ermittlungsansätze geliefert habe, und dass G. konkretisiert und ergänzt habe, nachdem er am Anfang nicht ganze Wahrheit gesagt habe. Die schwierige Vernehmung G.s, die Schwierigkeiten von G. bei der zeitlichen Einordnung, und dass sich sein Mandant habe überwinden müssen, stehe der Freiwilligkeit der Aussagen nicht im Wege. G. habe ohne Not den Transport der Waffe an Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe zugegeben. Was die politischen Richtungsdiskusssionen angeht, sei es um abstrakte Militanzdiskussionen gegangen, nie um konkrete und zielgerichtete Handlungen. Das decke sich mit der Aussage des Mandanten. Was die Äußerung, man könne nicht mit fünf Leuten die Welt retten, angeht, so sei dies eine sinngemäße Wiedergabe der Empörung gegenüber den Empfängern der Waffe. Es sei nachvollziehbar geworden, dass G. nichts von den Taten gewusst habe. Der Zeuge habe die Formulierung, dass G. „stiften gegangen“ wäre, wenn er gewusst hätte, was die drei gemacht haben, als authentisch eingestuft und auch die Erschütterung G.s über die Taten geschildert.

Danach folgt eine Erklärung nach § 257 StPO der Nebenklagevertreter RA Kuhn und RA Hoffmann zur selben Aussage, die Kuhn verliest. Zunächst geht es die Aussage Moldenhauers, G. habe ausgesagt, er habe nicht gewusst, dass er eine Waffe transportiert habe, habe aber während der Fahrt keine Möglichkeit gesehen, die Waffe ohne Ärger loszuwerden, dies habe Moldenhauer als Widerspruch gesehen. Mithin stelle die Behauptung, G. habe nicht gewusst, dass er eine Schusswaffe übergab, eine bloße Schutzbehauptung dar. Allein der Ausspruch, man könne nicht mit fünf Leuten die Welt retten, bei bei Übergabe der Waffe zeige, dass G. die Verwendung der Waffe zur Begehung ideologisch motivierter Straftaten für möglich oder wahrscheinlich hielt. Das belege, dass G. bei seinen Unterstützungshandlungen die Möglichkeit der Begehung von ideologisch motivierten Tötungsdelikten durch das Trio erkannt habe und er trotzdem die Unterstützungsleistungen nicht unterlassen habe. Moldenhauer habe zudem ausgesagt, G. habe bei einer Vernehmung vor dem Ermittlungsrichter angegeben, er habe nicht gewusst, dass die Drei noch im Untergrund lebten, in der Zeitung habe gestanden, die Straftaten seien verjährt. Dennoch habe er sich 2011 einen neuen Reisepass ausstellen lassen mit einem Lichtbild, auf dem er Böhnhardt ähnlich sah, und ihn den dreien ausgehändigt. Damit stehe fest, dass G. den Pass nicht übergeben habe, um den Drei behilflich zu sein, ihr Leben im Untergrund allein wegen der vor dem Untertauchen bestehenden Vorwürfe. G. sei stattdessen davon ausgegangen, dass nach den Drei deshalb gar nicht mehr gefahndet werde. Dies zeige, dass G. Kenntnis von weiteren Sachverhalten gehabt habe, die eine Legendierung erforderlich machten.

Um 14.45 Uhr endet die heutige Sitzung.

Nebenklage-Vertreter Rechtsanwalt Scharmer erklärt:

“Der Anschlag in Köln 2004 und die Tatsache dass dort zwei Männer mit Fahrrädern Tatverdächtige waren, hätte bereits viel früher in Verbindung mit der Ceska-Mordserie, bei der in mehreren Zusammenhängen ebenfalls zwei tatverdächtige Männer mit Fahrrädern oder Fahrradkleidung auftauchten, gebracht werden müssen. Wäre dieser Spur rechtzeitig und umfassend nachgegangen worden, hätten […] Morde verhindert werden können [...]. Stattdessen sind die Ermittlungsbehörden ausführlich und akribisch Spuren nachgegangen, welche mit der Prämisse verbunden waren, dass die Täter zwingend aus dem Umfeld der Opfer kommen müssen, insbesondere selbst einen Migrationshintergrund haben müssten. Dieses Verhalten der Behörden belegt das grundlegende Problem von strukturellem Rassismus bei den vorliegenden Ermittlungen.“


Protokoll 22. Verhandlungstag - 11. Juli 2013

Der Tag drehte sich um den Mord an  Habil Kılıç. Zunächst berichtete der Münchener Mordermittler Wilfling frei von Selbstkritik, wie akribisch zum Mordfall Habil Kılıç ermittelt wurde - fast ausschließlich in Richtung Organisierte Kriminalität. Die Witwe und die Schwiegermutter von Habil Kılıç waren am Nachmittag die ersten Angehörigen eines Mordopfers, die vor Gericht sprechen. Ihre Aussagen ließen das ihnen widerfahrene Leid erahnen und das Ausmaß des Unrechts greifbar werden.

Zeug_innen:

	Josef Wilfling (KOR a.D., Ermittlungen zum Mordfall Kılıç)
	Manfred H. (EKHK, Lichtbildvorlagen mit der Zeugin S., Mordfall Kılıç)
	Bruno A. (KHK, Lichtbildvorlagen mit der Zeugin M., Mordfall Kılıç)
	P. Kılıç (Witwe von Habil Kılıç)
	Erda O. (Schwiegermutter von Habil Kılıç)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.47 Uhr. RA Pausch,Verteidiger von Carsten S., lässt sich heute durch RA Potzler vertreten.

Erster Zeuge ist der Kriminaloberrat a.D. Josef Wilfling, ein auch aus den Medien bekannter Ermittler, der beim Mord an Habil Kılıç am 29. August 2001 in München mit den ersten Ermittlungen betraut war. Er berichtet, dass seine Mordkommission kurz nach 11 Uhr vormittags verständigt worden sei, in einem Frischemarkt in der Bad-Schachener-Straße sei es zu einem  Tötungsdelikt mit Schusswaffe gekommen. Der Ladeninhaber habe in seinem Geschäft hinter der Theke in einer Blutlache gelegen. Es seien dann die ersten Maßnahmen ergriffen worden.

Die Tatzeit sei ziemlich genau einzugrenzen gewesen durch Telefonate und Zeugenaussagen. Um 10.30 sei noch ein Kunde im Laden gewesen, um 10.32 Uhr sei Kılıç von einem Arbeitskollegen angerufen worden, das Gespräch habe drei Minuten gedauert. Danach müsse der Mord passiert sein. Um 10.40 Uhr sei eine Kundin in den Laden gekommen und habe Kılıç gefunden. Ein Postbote habe dann vom Festnetz um 10.52 Uhr die Polizei benachrichtigt. In einer Anwohnerbefragung hätten zwei Nachbarinnen von gegenüber des Geschäfts unabhängig voneinander ausgesagt, sie hätten einen dunklen Mercedes vor dem Geschäft gesehen, in den ein dunkelhäutiger Mann eingestiegen sei, der zuvor aus dem Laden gekommen sei. Der Wagen habe sich dann mit quietschenden Reifen entfernt. Später habe sich heraus gestellt, dass die Aussage “ein Fake” gewesen sei. Die eine Zeugin habe ein Alkoholproblem gehabt, habe sich die angebliche Beobachtung ausgedacht und der zweiten Zeugin davon erzählt. Es habe einen Hinweis auf ein Fahrzeug hinter dem Laden gegeben, einen silbernen Ford Escort mit offener Türe, an dem ein Türke gestanden habe. Später habe sich heraus gestellt, dass das Auto einem Rentner gehörte. Die Beobachtung habe keine Tatrelevanz gehabt. Des weiteren habe es Aussagen von zwei Anwohnerinnen gegeben. Die eine habe ausgesagt, dass sie einmal gegen 9.30 Uhr und später noch einmal zwei junge Männer in dunkler Kleidung mit Fahrrad gesehen habe. Die zweite Zeugin habe ausgesagt, gegen 10.45 Uhr zwei junge Männer gesehen zu haben, die unterhalb ihres Balkons auf ihre Räder gestiegen und weg gefahren seien. Die Beschreibungen seien bei beiden Zeuginnen nahezu identisch gewesen, eine genauere Beschreibung der Radfahrer habe nicht vorgelegen. Es habe sich laut den Aussagen um junge, sportliche Männer im Alter zwischen 18 und 30 gehandelt. Sie hätten gewirkt wie Kurierfahrer. Es sei dann nach den Fahrzeugen gefahndet worden. Nach den Radfahrern sei öffentlich als Zeugen gefahndet wurden, es habe keine Hinweise darauf gegeben, dass es sich um die Täter handelte.

Am Tatort sei, so Wilfling, ein Rechtsmediziner hinzugezogen worden, der festgestellt habe, dass Kılıç durch zwei Kopfschüsse getötet worden sei. Beim ersten Schuss habe Kılıç gestanden. Der zweite Schuss habe Kılıç im Fallen am Hinterkopf getroffen. Wilfling sagt, es habe sich um eine “absolut professionelle” Hinrichtung gehandelt. Er sagt, der zweite Schuss sei “wie ein Fangschuss” gewesen. Eines der Projektile des Kalibers 7.65 sei draußen gefunden worden, es sei wahrscheinlich durch Rettungskräfte oder Zeugen dorthin vertragen worden. Das andere sei später in einer Wand an der Theke gefunden worden. Hülsen seien keine gefunden worden, aber ein Stück von einer Plastiktüte. Daher sei geschlossen worden, dass die Waffe sich bei Schussabgabe in einer Tüte befunden habe. Es hätte sich keine weiteren Spuren gefunden, keinerlei Hinweise auf die Täter. Ein Raubmord sei ausgeschlossen worden, weil sowohl die Kasse als auch Kılıçs Geldbörse unangetastet gewesen seien.
Im Folgenden geht Wilfling am Richtertisch die Lichtbildmappe zum Mord an Kılıç durch. Zuerst werden ein Stadtplan und diverse Luftbilder gezeigt. Sie verdeutlichen, dass der Tatort in einem Eckhaus liegt. Hundert Meter entfernt befinde sich eine Polizeidienststelle, so Wilfling. Direkt am Haus befindet sich ein Durchgang zu quer zur Straße liegenden Wohnblöcken. In zwei der Häuser hätten die beiden Zeuginnen gewohnt, die die Radfahrer gesehen hätten, so Wilfling. Es werden diverse Bilder vom Außenbereichs des Geschäfts gezeigt. Dann folgen Bilder vom Inneren des Ladens. Wilfling sagt, der Täter habe nur durch die Vordertür in den Laden kommen können. Diese habe im Sommer immer offen gestanden habe, weswegen dort auch keine Spuren gefunden worden seien. Es folgen Aufnahmen vom blutüberströmten Leichnam Habil Kılıçs. Es sind noch Schläuche im Mund des Mordopfers zu sehen, die von einer versuchten Reanimation stammen. Es folgen viele Bilder aus dem Geschäft. Mehrfach betont Wilfling, dass sehr akribisch gearbeitet worden sei, jeder Quadratzentimeter sei abgesucht worden. Fingerabdruckspuren seien zahlreich gesichert worden, hätten aber nichts ergeben. Zu sehen sind auch Fotos aus der in der Nähe des Geschäfts gelegenen Wohnung der Familie Kılıç, die jedoch völlig unauffällig gewesen sei.

Nach einer Pause folgt die Befragung durch die Nebenklagevetreter_innen. RA Scharmer fragt nach einem Vermerk, demzufolge die Projektile mit dem Zusatz ‘Eilt sehr’ zum LKA geschickt worden seien. Wilfling sagt, sie hätten von einer Serie gezielter Hinrichtungen gewusst, es sei darum gegangen, möglichst schnell herauszufinden, ob das Delikt dazu gehöre. Zu weiteren Anhaltspunkten dafür, dass das Delikt zu der Serie gehören könnte, sagt Wilfling: “In erster Linie die Opfer.” Es seien alles türkische Mitbürger gewesen, da brauche man nicht lange nachzudenken, dass da ein Zusammenhang sei. Es habe in 2001 weitere Taten mit Waffen der Kaliber 6.35 und 7.65 gegeben, die mit Drogendelikten im Zusammenhang gestanden hätten. Und auch bei der Ceska-Serie habe es vage Hinweise auf einen Drogenhintergrund gegeben. Sein letztes Telefonat habe Kılıç mit einem Mann geführt, der mit Drogen zu tun gehabt habe. Das habe sich später als nicht tatrelevant heraus gestellt. Ob andere Motive überprüft worden seien, will Scharmer wissen. Sie hätten in alle Richtungen, die man sich überhaupt vorstellen könne, ermittelt, so Wilfling. Gegen die Angehörigen Kılıçs habe nie ein Verdacht bestanden. Kılıç sei fast ausschließlich in der türkischen Community verkehrt, es sei logisch, dass man dort ermittelt habe. Dass es in Nürnberg auch Zeugenaussagen gegeben habe, die von Radfahrern berichten, sei sicher besprochen worden, das sei aber erst später gewesen. Er selber sei nicht Teil der “Soko Halbmond” gewesen. In München habe es keinen Hinweis für einen Tatzusammenhang gegeben. Wilfling: „Heute weiß man es besser, heute weiß ich auch, das waren die Täter.“ RA Narin hält Wilfling vor, laut einer Aussage, habe es sich bei der Person, die angeblich aus dem Laden gelaufen und in den Mercedes gestiegen sei, um einem “Mulatten” gehandelt. Götzl moniert, der Vorhalt sei nicht korrekt. Wilfling sagt, er glaube, Narin hätte das auch nicht anders eingeordnet, wenn zwei Zeuginnen unabhängig voneinander eine solche Aussage machen. Es sei “völlig normal, dass das die prioritäre Spur ist.” Die Radfahrer seien als Kuriere beschrieben worden. Es habe etwas gedauert, bis sie herausgefunden hätten, dass die Aussagen der beiden Zeuginnen von gegenüber dem Laden falsch gewesen seien. Narin hält Wilfling eine Aussage eines Zeugen vor, ein Tatverdächtiger sei als Türke einzuschätzen und habe einen schmalen Schnurrbart, einen so genannten “Mongolenbart” getragen. Wilfling sagt, das basiere auf der Aussage eines Rentners. Es sei ein Phantombild angefertigt worden, das aber zu nichts geführt habe. Der Mann sei außerdem als Zeuge, nicht als Tatverdächtiger gesucht worden. Nach einer Frage des RA Rabe fragt Narin Wilfling nach seiner Aussage beim NSU-Untersuchungssausschuss Bayern. Wilfling sagt, eine grüne Abgeordnete habe immer wieder wissen wollen, warum sie nicht gewusst hätten, dass es sich bei den Radfahrern um Neonazis handele: “Dann habe ich dummerweise den Satz gesagt: ‘Haben sie schon mal einen Neonazi auf einem Fahrrad gesehen?’” RA Daimagüler fragt, ob die Tatsache, dass sich die möglichen Zeugen, die Radfahrer, nie gemeldet haben, etwas an der Einschätzung geändert habe, dass es sich um Zeugen handelt. Wilfling sagt, er habe sich damals nicht vorstellen können, dass es sich um die Täter handeln könnte. Man solle sich doch in die damalige Lage versetzen, der heutige Kenntnisstand sei ein anderer. Sie hätten die Radfahrer als Zeugen eingestuft, wer als Tatverdächtiger in Frage kommt, habe man damals nicht sagen können. Ob sich auch Gedanken über einen politischen Hintergrund gemacht worden sei, will Daimagüler wissen. Wilfling sagt, das sei überprüft worden. Vier Fünftel der Zeug_innen seien türkisch gewesen, es sei auch auf PKK und Graue Wölfe hingewiesen worden. Ein Zeuge habe gesagt, es könne sich um einen “Türkenhasser” handeln, habe dabei aber die PKK gemeint. Man müsse auch den Modus der Tat berücksichtigen, es habe sich um eine gezielte Tötung mit konspirativem Annähern gehandelt. Sie hätten sich einige Tötungsdelikte von rechts angeschaut. Das seien alles brutale, laute Angriffe gewesen, die Täter hätten sich keine Mühe gegeben, das zu verbergen. Es habe aber viele Hinweise auf Organisierte Kriminalität gegeben. Wilfling: “Jetzt soll man mal bitte nicht so tun, als ob es keine türkische Drogenmafia gibt.” Es habe auch Spuren nach Holland gegeben. Daimagüler fragt, ob es bei Kılıç Hinweise auf Holland gegeben habe, darum gehe es ja hier. Wilfling sagt, nicht bei Kılıç, aber in Nürnberg. Wilfling: “Der Herr Kılıç war ein kreuzbraver, arbeitsamer, humorvoller Mensch.” RA Rabe fragt, welches Nürnberger Opfer denn Kontakte nach Holland gehabt habe. Wilfling sagt, soweit er wisse, Özüdoğru. Bundesanwalt Diemer fährt heftig dazwischen, um was es denn hier gehe. Die Anklage gehe davon aus, dass Böhnhardt und Mundlos die Täter waren und Zschäpe sei als Mittäterin angeklagt. Es solle doch bitte um die Taten gehen. Rabe sagt, die Anklage verhalte sich nicht dazu, welchen Hintergrund die Opferauswahl gehabt habe. Diemer sagt, die Anklage gehe davon aus, dass die Opfer ausgesucht wurden, weil sie Ausländer waren, man solle sich doch auf den Anklagevorwurf beschränken. Rabe antwortet: “Wenn hier ein Polizeibeamter suggeriert, es gebe kriminelle Verstrickungen der Opfer, dann wird die Nebenklage dazu etwas sagen.” RA Kuhn fragt, ob weitere Schlüsse gezogen wurden außer dem Ausschluss eines Raubmordes. Wilfling sagt, es sei alles untersucht worden. Das Opfer habe in der Großmarkthalle gearbeitet, diese sei ja bekannt als Drogenumschlagplatz, es habe Schulden gehabt und sie hätten geschaut, ob es sich bei dem Mord um einen Auftragsdelikt habe handeln können. Ob denn Überlegungen angestellt worden seien, dass es wenn es um Schulden gegangen wäre, naheliegend gewesen wäre, dass das Geld genommen wird, will Kuhn wissen. Wilfling sagt, er wisse es nicht. Nebenklagevertreter RA Erdal möchte wissen, ob Wilfling von den Brandanschlägen in Mölln und Solingen wisse. Es folgt eine heftige Auseinandersetzung zwischen dem Vorsitzenden Richter Götzl und Erdal. Erdal solle zum Thema fragen, so Götzl. Wilfling sagt: “Jetzt darf ich ihnen mal was sagen: Wir alle hätten diese Serie gern geklärt. Wir sind keine, die auf dem rechten Auge blind sind.” Erdal möchte wissen, warum nicht nach rechts ermittelt worden sei. Götzl ermahnt Erdal. Erdal wird lauter und sagt, der Zeuge operiere mit Halbwahrheiten, es habe nur eine Spur nach Holland gegeben. Aufgeregt sagt Götzl, Erdal sei zu emotional. Damit Erdal sich beruhigen könne, mache er jetzt fünf Minuten Pause.
In der Pause unterhält sich der Angeklagte André E. angeregt mit RAin Schneiders, der Verteidigerin von Wohlleben.
Nach der Pause fragt RA Manthey, ob sich um die Familie Kılıç gekümmert worden sei. Wilfling spricht davon, dass ein Kontakt zum “Weißen Ring” vermittelt worden sei, es habe intensiven Kontakt gegeben. Nach Fragen von RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, fragt RAin Schneiders zu einer Vernehmung eines Herrn D. Wilfling sagt, D. sei amtsbekannt als Hinweisgeber, der immer zu allem etwas gewusst haben will. Dessen Angaben, auch die zu Kılıç, müsse man mit Vorsicht behandeln. Es habe ein geflügeltes Wort bei der Polizei gegeben: “Wer den Herrn D. zum Freund hat, braucht keine Feinde mehr.” Schneiders hält Wilfling Hinweise von D. auf Gerüchte im Großmarkt über eine Heroinlieferung, mit der Kılıç angeblich etwas zu tun habe, vor. Wilfling wiederholt, man müsse den Zeugen D. mit Vorsicht genießen. Den Spuren sei nachgegangen worden, ohne Ergebnis: “Wenn ein Hinweis nicht stimmt, kann es auch kein Ergebnis geben.” RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, fragt nach der ‘Milli Görüş’. Wilfling sagt, es könne sein, dass das in den 50 Zeugenvernehmungen erwähnt worden sei. Die ganzen Hinweise hätten sich aber alle nicht bestätigt.
Nebenklagevertreterin RAin Kanyuka fragt dann nach einer Besonderheit bei den Radfahrern. Wilfling sagt, einer oder alle beide hätten ein Headset getragen. Wenn nur einer ein Headset getragen hätte, dann hätte man vielleicht auf eine dritte Person schließen können. Er habe aber diesbezüglich nichts abgeklärt.

Es folgen zwei Erklärung nach § 257 StPO. Die erste verliest RA Lucas für die Nebenklage Şimşek. Es geht um die Befragung des Zeugen durch RA Rabe. Im Rahmen der Hauptverhandlung müsse geklärt werden, vor welchem Hintergrund die Opfer ausgesucht wurden. Es gehe nicht um einen neuen Untersuchungsausschuss. Im Urteil müsse aber stehen, warum gemordet wurde. Jede Spur müsse daher zur Sprache kommen. Der Strafprozess müsse auch das postmortale Persönlichkeitsrecht schützen, Rehabilitierung könne nicht groß genug geschrieben werden. Die Familie Şimşek habe sich massiven Vorwürfen ausgesetzt gesehen. Er appelliere an die Vertreter des Generalbundesanwalts, diese Diskussion nicht jedes Mal neu aufzumachen. Es gehe auch darum, zu verstehen. Dann verliest RA Scharmer seine Erklärung. Er sagt, Fragen nach den Ermittlungen seien auch für die Schuldfrage relevant, wenn es darum gehe, dass Taten vielleicht hätten verhindert werden können.

Es folgt die Mittagspause von 12:15 bis 13:35

Nach der Mittagspause gibt Bundesanwalt Diemer eine Erklärung als Erwiderung auf die vorherigen Nebenklage-Erklärungen ab. Er verweist darauf, dass dies juristisch keine Erklärungen nach § 257 StPO gewesen seien, seine Erwiderung sei auch nicht formal juristisch korrekt, aber er müsse darauf antworten, da die Interventionen des GBA beanstandet worden sei. Er verweist darauf, dass Fragen beanstandet werden müssten, die den Prozess verzögern würden. Fehlende oder frühere Ermittlungsansätze, wie fehlender rechtsextremer Hintergrund, hätten keinerlei Bedeutung für die Angeklagten. Ob und wie mögliche Straftaten verhindert hätten werden können müsse an anderer Stelle geklärt werden, im Strafprozess könnten diese Fragen aufgrund der prozessualen Grundsätze und des Beschleunigungsgebots nicht beantwortet werden. Nebenklageanwalt Lucas erwidert, die Frage ob an einem früheren Ermittlungsansatz heute noch festgehalten wird, muss auf jeden Fall zulässig sein und gehört in die Hauptverhandlung.

Als nächster Zeuge erscheint EKHK (Erster Kriminalhauptkommissar) Manfred H. Als Kriminalbeamter beim K11 in München führte er im Jahr 2012 im Auftrag der BAO Trio Lichtbildvorlagen mit der Zeugin S. durch. Diese hatte die zuvor schon erwähnten Radfahrer im Mordfall Kılıç gesehen und wurde bei der Befragung gefragt, ob sie diese auf Fotos wiedererkennen würde. Sie berichtete H., dass sie meinte zwar bei mehreren Personen Ähnlichkeiten zu erkennen, aber konnte mit Sicherheit niemanden zuordnen, zumal sie die Radfahrer nur von schräg oben gesehen hatte. Sie wiederholte aber ihre früheren Angaben, wonach es bei den beiden Radfahrern um junge Männer handelte, beide in dunkler Fahrradkleidung, einer sei etwas größer als der andere gewesen. Der Größere haben einen Rucksack auf dem Rücken gehabt. Nachdem Böhnhardt und Mundlos in der Presse gewesen seien, meinte sie den kleineren in der Presse zu erkennen.

Im Anschluss erscheint als Zeuge KHK Bruno A, ebenfalls Kriminalbeamter beim K11 in München.  Auch in seiner Aussage geht es um eine Lichtbildvorlage im Zuge der Ermittlungen der BAO Trio, da die Zeugin M. ebenfalls die beiden Radfahrer am Tattag des Mordes an Habil Kılıç gesehen hatte. Er berichtet, wie er 2012 zur Zeugin M. nach Hause gefahren sei. Dort habe M. ihm gezeigt, auf welchem Weg sich die beiden Radfahrer auf silbernen Rädern entfernt hätten. Sie habe von zwei jungen Männern in dunkler Radkleidung berichtet, aber konnte niemanden auf den Lichtbildern erkennen. Sie hätte den beiden Radfahrern noch hinterher gerufen, dass man in der Grünanlage nicht fahren dürfte, diese hätten aber nicht reagiert.

Nach einer weiteren Pause kommen dann zum ersten Mal Angehörige eines Mordopfers im Prozess zu Wort. Als Zeugin ist zunächst die Witwe von Habil Kılıç, P. Kılıç, geladen. Die 51-jährige frühere Einzelhandelskauffrau betritt den Gerichtssaal und nimmt am Zeug_innen-Tisch platz. Ihr Anwalt, Rechtsanwalt Manthey, der sie als Nebenklägerin vertritt, bleibt zunächst auf seinem angestammten Platz im hinteren Teil des Saals sitzen. Götzl belehrt die Zeugin und fragt sie nach ihrer Adresse. Nur sehr zögerlich nennt sie die Straße und will den Ort nicht laut im Gerichtssaal nennen. Nach kurzer Diskussion gibt sie Götzl ihren Personalausweis. Zu Zschäpe gewannt sagt sie: „Also, was diese Frau gemacht hat…“. Götzl fragt, was ihr für ein Mensch Herr Kılıç gewesen sei. P. Kılıç berichtetet, dass er ein sehr guter Mensch für sie gewesen sei, ein Familienvater und anständiger Mann. Sie lernte ihn im Urlaub in der Türkei kennen, das sei schön gewesen. Götzl fragt nach Details, doch P. Kılıç fagt Götzl, ob er das nicht alles gelesen habe, er solle ihren Anwalt fragen, wichtiger sei, dass diese Frau (Zschäpe) bestraft wird. Götzl versucht ihr zu erklären, wozu die Befragung dient, sagt sie sei geladen worden, um etwas über ihren verstorbenen Mann zu erfahren. Nach und nach berichtet sie, dass Habil Kılıç als Gabelstaplerfahrer in der Großmarkthalle gearbeitet habe, jeden Morgen um 3:30 Uhr dorthin gefahren sei und Mittags zurück gekommen sei, dann habe er sie im Laden unterstützt. Götzl liest aus einer früheren Vernehmung vor, dass der Laden etwas mehr als ein Jahr vor dem Mord, im März 2000, eröffnet wurde. Samstags habe Habil Kılıç den Laden alleine geführt und sie länger schlafen lassen. Zum Zeitpunkt des Mordes war die Zeugin im Urlaub in der Türkei. Auf die Fragen von Götzl, wie die Situation nach der Tötung ihres Mannes gewesen sei, sagt sie: „Wie kann das sein? Können sie sich das nicht vorstellen, wenn man den Mann, dann den Laden verliert. Wie die Leute darüber reden, wenn man wie ein Verdächtiger behandelt wird. Sie können es lesen bei Herrn Manthey, was soll ich hier sagen vor dieser Frau [Zschäpe].“.Götzl erwidert, wenn er freundlich frage, erwarte er auch eine freundliche Antwort, es ginge nicht um diese Frau. P. Kılıç berichtet weiter: „sie“ hätten eine große Menge Schaden angerichtet, erst den Mann ermordet, dann den ganzen Freundeskreis kaputt gemacht, das ganze Finanzielle, „alles haben sie kaputt gemacht, alles“. Sie hätte auch nicht in der Wohnung bleiben können, die Wände seien beschmiert gewesen, auf den Möbeln lauter schwarze Flecke [von der Suche nach Fingerabdrücken]. Die Wohnung habe sie aufgeben müssen, ebenso den Laden, der noch voller Blut gewesen sei, als sie die Schlüssel von der Polizei wieder bekam. „Ich habe dann gesagt, ich kann nicht alles aufgeben. Ich habe die deutsche Staatsangehörigkeit, ich muss weiter machen, einen neuen Arbeitsplatz suchen. Ich habe gesagt, ich muss auf die Zähne beißen und nicht die Hoffnung aufgeben.“ Die Polizei habe auch ihre Familie und ihren Freundeskreis untersucht, auch in der Türkei. Mit diesen Ermittlungen sei viel Zeit verloren gegangen.

Ihr Geschäft habe sie aus gesundheitlichen Gründen aufgeben müssen und werde noch heute ärztlich behandelt. Götzl bohrt nach, ob sie psychische Probleme gehabt habe, doch P. Kılıç will nicht darauf antworten und verweist auf ihren Anwalt und ihre Ärzte, alles sei in den Akten belegt. Nun begibt sich auch ihr Anwalt nach vorne und setzt sich neben die Zeugin. Götzl erkundigt sich nach ihrer finanziellen Situation. Ihre Eltern hätten sie unterstützen müssen berichtet die Zeugin. Heute erhalte sie 177€ Rente, jetzt nach Jahren noch eine weitere Rente von der Krankenkasse. Nach der ganzen Situation gefragt sagt sie: „Das ist nicht einfach, sie müssen stark sein, aber so stark kann man nicht sein, irgendwann bricht man zusammen.“ Sie sagt aus, wie sie zum Tatort kam und auf der gegenüberliegenden Seite einen Mann sah, der ihr erzählte, er sei von Nazis stranguliert worden, doch als sie die Kripo gerufen habe, war der Mann schon weg gewesen. Auf die Frage, ob der Mord auch ihr gegolten haben könnte, schließlich sei es ja ihr Laden gewesen, antwortet Kılıç, sie kenne „diese Frau“ [Zschäpe] nicht und habe keine Probleme gehabt. Götzl will noch mehr über ihren Mann wissen. Er sei gerne Auto gefahren und Schwimmen gegangen, so die Witwe. Götzl liest aus einer früheren Aussage vor, dass das Paar 1985 in der Türkei geheiratet habe. Habil habe aus ausländerrechtlichen Gründen erst drei Jahre später nach Deutschland kommen können. Nebenklage-Anwältin Kanyuka will wissen, wie ihre damals 10-jährige Tochter auf den Tod reagiert hat. Sie habe sie abgelenkt, berichtet P. Kılıç, und gewollt, dass zu Hause nicht mehr darüber geredet wird. Sie sagt, wenn sie jemanden ermordet hätte, wäre sie nach zehn Jahren wieder frei, aber so „kommt es mir vor, dass ich jetzt seit 13 Jahren mit einer Kette um den Hals aufgehängt bin… lebenslänglich!“

Nach einer zehnminütigen Pause übersetzt zunächst ein Dolmetscher für P. Kılıç, doch schon nach den ersten Fragen antwortet sie meist wieder auf deutsch. Nun fragt Rechtsanwältin Kanyuka noch einmal nach der Schule der Tochter. Die habe ihre Tochter wechseln müssen, so K. Kılıç, außerdem haben sie umziehen müssen, denn in dieser Wohnung hätten sie nicht weiterleben können. Von Seiten der Verteidigung kommen keine Fragen.

Als letzte Zeugin des Tages wird im Anschluss um 15:45 Uhr die Mutter von P. Kılıç und Schwiegermutter des Mordopfers Habil Kılıç angehört. Die 74-jährige Diplom-Chemikerin Erda O. erzählt auf die Frage von Götzl, wie das Opfer gelebt hat. Noch einen Tag vor seinem Tod habe sie mit ihm eine Tasse Kaffee getrunken, er sei gesund gewesen, alles sei in Ordnung gewesen. Am nächsten Tag habe ein Nachbar ihrer Tochter angerufen und gesagt, es stimme etwas nicht. Sie habe daran gedacht, dass sich ihr Schwiegersohn vielleicht den Fuß gebrochen habe, doch der Nachbar habe nur gesagt, sie solle in die Bayerstraße 34 kommen. Dort habe sie die Polizistin V. drei Stunden lang befragt, etwa wie sie mit ihrem Schwiegersohn zurecht komme. Von seinem Tod sei ihr zunächst nichts gesagt worden. Nach dreieinhalb Stunden habe das Telefon geklingelt, die Polizistin V. habe sich nach dem Telefonat zu ihr umgedreht und gesagt, dass ihr Schwiegersohn verstorben sei und in der Autopsie sei, die Organe seien aber gesund. Auch auf mehrfache Nachfragen von Götzl während der Befragung bleibt sie bei ihrer Darstellung, dass sie erst nach drei Stunden Vernehmung über den Tod informiert wurde. O. berichtet: „Wenn sie mir Bescheid gesagt hätten, hätte ich in der letzten Sekunde vielleicht seine Hand halten können.“ Auf den Vorhalt eines Aktenvermerks der Vernehmungsbeamtin V., sie sei vor der Befragung bei der Polizei über den Tod informiert worden, erklärt sie schlicht und einfach „Quatsch“.

Dann wird die Schwiegermutter von Habil Kılıç gefragt, wie die Familie mit dem Tod zurecht gekommen sei. Auch sie berichtet, dass ihre Tochter zunächst nicht in ihrer Wohnung wohnen durfte, später sei dann alles mit schwarzem Fingerabdruck-Pulver überzogen gewesen. Trotzdem hätte die Miete für den Laden und die Wohnung gezahlt werden müssen. Auch die Medien hätten sie fertig gemacht. Diese hätten über Drogen- und Frauengeschichten geschrieben, „das war eine reine Katastrophe, das war kein Leben mehr“. Götzl fragt nach der Enkelin. O. berichtet, wie die Schule sie zunächst rausschmeißen wollte, die Chefin hätte gesagt, dass sie Angst um die anderen Kinder hätte. Nur mit Ach und Krach hätte sie es geschafft, dass die Enkelin in der Schule bleiben durfte. Auch die ärztliche Behandlung ihrer Tochter wird noch einmal thematisiert. Götzl fragt nach Details. Die Zeugin sagt nur, dass die Witwe durchgängig in ärztlicher Behandlung sein. Am Ende der Vernehmung kommt Götzl noch einmal auf das damalige Verhör durch die Polizistin V. zurück, doch O. besteht darauf, dass es sich so zugetragen habe, wie sie berichtete. Nach dem Verhör sei sie zum Laden gefahren, dort sei alles mit Flatterband abgesperrt gewesen, Polizisten in weißen Anzügen seien vor Ort gewesen. Die Leiche war da schon nicht mehr am Tatort. Zu den Folgen der Tat sagt sie noch: „Warum wurde nur bei uns gesucht, 13, 14 Jahre lang? Warum wurden nicht die Verbrecher gesucht, das ist verlorene Zeit. Wissen sie, wie oft ich Fingerabdrücke abgeben musste?“

Der Prozesstag endet ohne weitere Fragen der anderen Prozessbeteiligten oder Erklärungen um 16:20.

Rechtsanwalt Scharmer erklärt zur Befragung des leitenden Kriminalbeamten Wilfling:
“Wenn man sich diese Ansichten des Zeugen vor Augen führt, verwundert es nicht, dass die Ermittlungsbehörden über 10 Jahre in die falsche Richtung ermittelt haben. Anstatt zu überprüfen, ob eine Personenidentität zwischen den in Nürnberg beschriebenen Tätern in Fahrradkleidung und den Fahrradfahrern am Münchener Tatort Kilic besteht, wurde „akribisch“ nach Drogen, „Mafia“ und „PKK“ ermittelt. Es ist bezeichnend, dass der Zeuge, ein pensionierter hochrangiger Kriminalbeamte, aussagt, er habe sich einfach nicht vorstellen können, dass die zwei Radfahrer, die wie Kuriere ausgesehen hätten, tatverdächtig sein könnten, stattdessen aber in seinen Vermerken von tatverdächtigen „Mulatten“ oder einem „Türken mit Mongolenbart“ spricht.“


Protokoll 23. Verhandlungstag - 16. Juli 2013

Der Angeklagte Holger G., der vor Gericht nur eine Erklärung verlas, ist weiterhin nicht bereit, Fragen zu beantworten. Deswegen wurden seine gegenüber den Ermittler_innen getätigten Aussagen über die Befragungen der Vernehmungsbeamten - an diesem Tag dem BKA-Beamten Sch. - eingeführt. Deutlich wird, wie widerwillig G. nur auspackte und schließlich doch sich selbst, Zschäpe und Ralf Wohlleben schwer belastete und weitere Einblicke in das Umfeld des NSU gab.

Zeuge: Horst Thomas Sch. (KOK, BKA, Vernehmungen von Holger G.)

Um 9.40 Uhr beginnt der Verhandlungstag. RAin Dierbach kündigt an, dass die Nebenklage Yozgat im Laufe des Tages eine Erklärung abgeben möchte, Vorsitzender Richter Götzl beginnt jedoch mit dem Zeugen Sch., Kriminaloberkommissar beim BKA, der Ende 2011 und Anfang 2012 insgesamt fünf Vernehmungen mit dem Angeklagten Holger G. durchgeführt hat. Die Vernehmung des Zeugen Sch. führt Götzl entlang der verschiedenen Vernehmungstermine. Götzl macht dem Zeugen viele Vorhalte aus Vernehmungsprotokollen, die der Zeuge meist bestätigt. Die Themen wiederholen sich bei den einzelnen Vernehmungen häufig. Es kommt vor, dass Sch. auch aus Vernehmungen berichtet, zu denen Götzl gerade nicht fragt.

Zunächst geht es um eine Vernehmung, die Sch. am 25. November 2011 in der JVA Köln-Ossendorf mit G. durchgeführt hat. G. habe umfangreiche Aussagen machen wollen, es sei aber schwieriger geworden als gedacht, so Sch. G. habe mit sich gekämpft. Er habe Angaben gemacht, die er später habe korrigieren müssen. Es seien auch Tränen geflossen. G. habe angegeben, auf Initiative von Ralf Wohlleben schon 1998 oder 1999 3.000 DM für die Untergetauchten gegeben zu haben. Dann habe er sein Äußeres verändert, sich die Haare geschnitten und einen Schnurrbart wachsen lassen für einen Reisepass. G. habe ausgesagt, in Kontakt mit den dreien gestanden zu haben, eine AOK-Karte und eine ADAC-Karte und 2005 einen Führerschein übergeben zu haben. 2011 habe er extra einen [zweiten, Anmerkung der Redaktion] Reisepass erstellen lassen. Dann habe er auch den Transport einer Waffe zugegeben, die er von Wohlleben bekommen haben will. Bei den dreien in der Wohnung sei die Waffe übergeben und durchgeladen worden: Sch: “Und in dem Sinne sagte er wohl, dass er so einen Scheiß nicht nochmal machen wolle und man sich nicht anmaßen könne mit fünf Leuten die Welt zu retten.”
G. habe einen Punkt korrigieren müsse. Er habe zunächst angegeben, dass er mit Thorsten Heise keinen Kontakt aufgenommen habe wegen einer möglichen Flucht der drei ins Ausland, weil Heise für ihn eine Nummer zu groß gewesen sei. Er habe dann aber doch eingeräumt, Kontakt mit Heise aufgenommen zu haben.
G. habe, so Sch., angegeben, die 3.000 DM nicht wieder erhalten zu haben, Später habe er eingeräumt, dass er das Geld doch wieder erhalten und zusätzlich 10.000 DM von den drei zur Verwahrung erhalten habe, er habe keine Gegenleistung erbringen müssen. G. habe, hält Götzl Sch. vor, ausgesagt, 2000 oder 2001 von Wohlleben angesprochen worden zu sein, ob er bereit sei, weiter zu helfen. Sch. bestätigt, es sei da um den Reisepass gegangen. Damals sei Wohlleben noch der Kontaktmann gewesen, dann habe er , G., eine Handynummer von Wohlleben bekommen, um Kontakt zu den dreien halten zu können. Der Kontakt zu Wohlleben sei freundschaftlich gewesen, die Freundschaft sei aber nach dem Waffentransport zerbrochen, G. habe Wohlleben gefragt, warum er ihm den “Schwarzen Peter” des Transports zugeschoben habe.

Der [erste, Anmerkung der Redaktion] Reisepass sei 2001 in Hannover ausgestellt und am Bahnhof Zwickau übergeben worden. Der Aufenthalt dort sei kurz gewesen, um kein langes ungeklärtes Zeitfenster offen zu lassen. Die Auslagen seien G. erstattet worden. G. habe gesagt, dass wenn er Geld bekommen habe, dies immer von Zschäpe gekommen sei. G. habe ausgesagt, er habe keinen Personalausweis an die drei übergeben, lediglich einmal einen verloren. Dies habe er auch in den anderen Vernehmungen wiederholt.
Sch. sagt, G. habe angegeben, erst wieder 2005 Kontakt zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gehabt zu haben, er habe sich auch aus der Szene zurückgezogen. Er sei bei einem überraschenden Besuch der drei 2005 hocherfreut gewesen, sie wiederzusehen. Sie hätten kein Problem damit gehabt, dass er mit der Szene nichts mehr zu tun habe und er habe den Eindruck gehabt, auch die drei seien nicht mehr aktiv. Vorher habe er regelmäßig telefonischen Kontakt gehabt. Sch. bestätigt kurz darauf den Vorhalt Götzls, G. habe mit “den Leuten um Ralf, Basti und das ganze Umfeld” nichts zu tun haben wollen. G. habe ausgesagt, dass Wohlleben und André K. den Kontakt zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gehalten und Konzerte organisiert hätten, um sie zu unterstützen. Seinen 30. Geburtstag habe G. im “Braunen Haus” [in Jena] gefeiert. Da habe er zum letzten Mal Wohlleben auf die drei angesprochen. Dieser Geburtstag sei für G. in seinen Aussagen ein zeitlicher Ankerpunkt gewesen, so Sch. Das sei, so hält Götzl Sch. vor, laut G. auch der Zeitpunkt seines Ausstiegs gewesen, u. a. weil Sebastian W. G. mit seiner Freundin betrogen habe. Im Zeitraum zwischen der Übergabe des Passes und dem 30. Geburtstag habe Wohlleben über die drei gesagt: ‘Ich habe die Schnauze voll’. G. habe gesagt, Wohlleben habe eine Karriere bei der NPD angestrebt und die Unterstützung der Untergetauchten habe ihm dabei im Wege gestanden.

Weitere Unterstützer_innen habe G. nicht genannt, so Sch.. Er habe auch die Frage verneint, ob er Personen kenne, die Waffen verkaufen. G. habe auf Nachfrage ausgesagt, dass gegen ihn seitens der Staatsanwaltschaft Gera 1996 oder 1997 wegen Briefbomben ermittelt worden sei, auch Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe und André K. seien Beschuldigte gewesen, er wisse aber nur, dass das Verfahren gegen ihn eingestellt wurde. Dass die drei etwas mit dem Puppentorso [Anmerk. Redaktion:  Uwe Böhnhardt hängte am 13.04.1996 an einer Autobahnbrücke bei Jena einen mit Davidsternen versehenen Puppentorso auf, der mit mit zwei Bombenattrappen verbunden war. 1997 wurde er wegen Volksverhetzung und "Störung des öffentlichen Friedens" zu drei Jahren und sechs Monaten Haft verurteilt, die Strafe nie vollstreckt.], Rohrbomben und der Bombe in einem Koffer am Jenaer Theater zu tun hatte, habe G. erst später bei einem Besuch von André K. in Hannover erfahren.
Beim Thema Ausstieg sei G. wichtig gewesen, klar zu machen, dass er nicht mehr der rechten Szene angehöre, aber auch, dass er kein Verräter sei, so Sch.  G. habe zwar ausgesagt, dass er seinen Führerschein 2006 übergeben habe, so Sch., G. habe aber Probleme mit Jahreszahlen gehabt. 2005 sei mit G.s Führerschein schon eine Anmietung erfolgt. In Bezug auf die 3.000 DM sei G. in dieser Vernehmung standhaft dabei geblieben, dass er das Geld nicht zurück bekommen und abgeschrieben habe, erst bei der nächsten Vernehmung habe G. das korrigiert. Der Stand damals sei auch gewesen, dass zwischen 2006 und 2010 keine weiteren Unterlagen übergeben worden seien.

Der neue Reisepass sei 2011 erstellt worden, weil der alte Pass abgelaufen sei und Böhnhardt einen neuen benötige. Die drei hätten ihn Ende April, Anfang Mai zu Hause aufgesucht, wie immer an einem Donnerstagnachmittag, weil seine Lebensgefährtin da arbeite. Es sei G. laut seiner Aussage nicht leicht gefallen, aber die drei hätten ihn überredet. Man habe G. direkt die Haare geschnitten und dann seien alle zusammen nach Rodenberg. G. sei mit Zschäpe zum Fotografen gegangen und anschließend zum Passamt, die Uwes hätten draußen gewartet. Sie hätten auch einen vorläufigen Reisepass erstellen lassen. Es habe sich allerdings später herausgestellt, dass es sich nur um eine Meldebescheinigung gehandelt habe, sagt Sch. Sechs bis acht Wochen später hätten die beiden Uwes den Reisepass abgeholt, ebenfalls an einem Donnerstag. Die Fotos seien immer mit Brille gemacht worden, die Kosten habe alle Zschäpe bezahlt, so Sch. über G.s Aussage. Dazu, dass er den drei auch die restlichen Passfotos überlassen habe, habe G. keine Erklärung abgeben können, so Sch.
G. habe zugegeben, insgesamt zwei AOK-Karten übergeben zu haben und eine ADAC-Karte. Dann geht es um weitere Unterstützer, G. habe ausgesagt, er wisse nur von André K. und Wohlleben, habe aber erzählt, dass Zschäpe ihm wohl erzählt habe, dass sie eine Freundin habe. André K. habe Geld für die Untergetauchten gesammelt, es habe dabei aber Unstimmigkeiten gegeben. G. habe gesagt, dass er Angst um seine Frau habe, wenn er weiter aussagen würde, so Sch. Sie hätten G. aber beruhigen können.
Zum Transport der Waffe habe G. ausgesagt, dass Wohlleben ihm einen Beutel in seine Reisetasche gesteckt habe, auf der Fahrt habe er gefühlt, dass es eine Waffe sei. Das habe er nicht gewusst, es sei nicht abgesprochen gewesen. G. hält Sch. vor, G. habe ausgesagt, er habe garnicht wissen wollen, was in dem Beutel drin ist. Sch. sagt: “Das war für uns der Hinweis, dass er wusste, was drin ist.” Sch. gibt an, zu diesem Themenkomplex hätten sie G. mehrmals vernommen. Erst nach einer Beratung mit seinem Rechtsanwalt habe G. zugegeben, dass es sich um einen Waffentransport gehandelt habe. Die Waffe habe G. mit den Worten beschrieben: “gerader Lauf und gerade runter.” Es sei wohl darum gegangen, dass die Waffe keine Trommel wie ein Revolver gehabt habe. Zschäpe habe ihn abgeholt, dann seien sie in die Polenzstraße gegangen, Mundlos oder Böhnhardt hätten die Waffe aus dem Beutel geholt und durchgeladen. Auch das Durchladen habe für eine normale Pistole gesprochen, so Sch. G. habe gesagt, dass er in diesem Zusammenhang den dreien klar gemacht habe, dass er mit Waffen nichts zu tun haben möchte.
G. sei zuerst dabei geblieben, dass er nur einmal in der Polenzstraße gewesen sei, habe dann aber ein zweites Mal zugegeben. Im Rahmen einer Ausantwortung [Reise von der JVA nach Zwickau zur Rekonstruktion des Weges vom Bahnhof zur Wohnung] sei G. zielstrebig zur Polenzstraße 2 gelaufen. G. habe in der ersten Vernehmung gesagt, Wohlleben habe nicht gesagt, woher er die Waffe hat, das sei in einer späteren Vernehmung aber korrigiert worden. Die Aussage, dass man mit fünf Leuten nicht die Welt retten könne, habe G. relativiert, er habe das nur so dahin gesagt. G. habe ausgesagt, so Sch., dass Wohlleben gesagt habe, es sei besser, wenn er nicht wisse wofür die Waffe gebraucht wird. Sch. sagt, sie hätten in den Vernehmungen mehrmals darüber gesprochen, dass das doch ein Zeichen sei, dass es doch nicht so harmlos sei, was er gemacht habe. Dazu habe G. aber nichts gesagt. G. habe zuerst ausgesagt, das sei das letzte Gespräch mit Wohlleben über die drei gewesen. In späteren Vernehmungen habe G. das korrigiert, er habe Wohlleben nochmal im Auftrag der drei angesprochen und da habe Wohlleben gesagt, “lass mich mit dem Scheiß in Ruhe”. G habe außerdem ausgesagt, die drei hätten Druck auf ihn ausgeübt, er stecke schon mit drin, fürs Kneifen sei es jetzt zu spät.

Nach einer Pause will Götzl um 11.15 Uhr mit der zweiten Vernehmung vom 1. Dezember 2011 weiter machen. Doch zunächst regt RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, an, dass die anderen Verfahrensbeteiligten nach jedem Themenkomplex Fragen stellen dürfen. Götzl sagt, es gehe um die Aussagegenese, Heer solle seine Fragen zurückstellen.

Der Zeuge schildert die Vernehmungssituation des zweiten Verhörs: Es sei wieder in Ossendorf gewesen, zwischen den Beamten und G. sei eine Trennscheibe gewesen, es sei kein Anwalt dabei gewesen und er, Sch., habe G. mitteilen müssen, dass die Anklage um Beihilfe zum Mord erweitert würde. G. habe mit seinem Anwalt telefoniert und habe dann weiter ausgesagt.

Unter anderem sei es um eine Einzahlung auf G.s Konto in Höhe von 2700 Euro gegangen. G. habe ausgesagt, dass Geld sei von seiner Mutter gekommen für den Kauf eines Fahrzeugs. G. habe zugegeben, dass er sich bei Thorsten Heise nach einer Fluchtmöglichkeit für die drei ins Ausland informiert habe. Der Kontakt sei durch Tino Brandt angebahnt worden. Heise habe eine südafrikanische Telefonnummer gehabt, da hätten die drei unterkommen können, das sei aber nichts für sie gewesen. Außerdem habe G. angegeben, dass er die 3.000 DM doch zurückbekommen habe. Der Besuch bei Wohlleben sei, so habe G. ausgesagt, zunächst nur ein Freundschaftsbesuch gewesen. Wohlleben sei kurz vor Gs. Abreise in sein Schlafzimmer verschwunden und habe etwas in G.s Tasche gesteckt.
Bei der Übergabe dann seien Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe anwesend gewesen. Die Waffen habe entweder Mundlos oder Böhnhardt in der Hand gehabt, nicht aber Zschäpe. G. habe gesagt, er sei für den Transport ausgesucht worden, weil Wohlleben angenommen habe, dass er selbst überwacht werde. G. habe gesagt, er gehe davon aus, dass Wohlleben Zschäpe über seine Ankunft informiert habe, er selbst habe das jedenfalls nicht getan. Die Waffenübergabe habe G. auf, so Sch., “roundabout 2001″ terminiert. Wohlleben habe G. schon vor der Zeit in der rechten Szene kennen gelernt, etwa 1989, die Freundschaft habe bis 2001 bestanden. Götzl hält Sch. vor, G. habe ausgesagt, dass Wohlleben im Mai 2003 oder 2004 gesagt habe, er habe “keinen Bock mehr”, die drei zu unterstützen. Sch. sagt, G. habe vermutet, Wohlleben haben wegen der NPD die Unterstützungshandlungen eingestellt. G. habe ausgesagt, dass Wohlleben ab 2003 gewusst habe, dass die drei keine finanziellen Engpässe mehr hätten. G. habe ausgesagt, dass Wohlleben erzählt habe, André K. habe in Chemnitz Geld übergeben. K. habe G. aus der Schule gekannt und bis 2004 Kontakt zu ihm gehabt. K. sei nach dem Untertauchen der drei einen Tag zu Besuch in Hannover gewesen und habe G. über die Flucht informiert, weil darüber nicht am Telefon geredet werden solle. Sch. sagt, er habe gewusst, dass Geschenke an Bekannte der drei gegangen sind und dass es unlogisch sei, wenn G. kein Geld bekommen habe. Daraufhin habe G. zugegeben, von Zschäpe 3.000 DM bekommen zu haben. Götzl fragt, ob eine Vertraulichkeitszusage Thema gewesen sei. Sch. bejaht das, G. habe danach gefragt, als es um Heise gegangen sei, weil er da Angst vor Repressalien gehabt habe. Er habe G. beruhigen können. G. habe dann ausgesagt, er sei auf Empfehlung Tino Brandts zu Heise geschickt worden. Das erste Treffen sei auf Heises Hochzeit, wahrscheinlich 1999, gewesen. Aus dem Auslandsaufenthalt sei dann nichts geworden.

Dann geht es um Bewaffnungsdebatten. G. habe gesagt, es habe in der Gruppe zwei Fraktionen gegeben, er und Wohlleben seien gegen Bewaffnung gewesen, Böhnhardt, Zschäpe und Mundlos dafür. Sch. sagt, er habe Hinweise gehabt, dass die Gruppe mit Messern und Knüppeln in eine Verkehrskontrolle geraten seien. Mit Bewaffnung habe G. aber nur Schusswaffen gemeint. G. habe gesagt, der Name “Nationaler Widerstand Jena” habe sich nur gebildet, um dem “Kind einen Namen zu geben”, es habe sich in der Gruppe ein harter Kern herausgebildet. Später sei dann auch der THS entstanden, andere seien die Bestimmer gewesen, er, G., habe nur mit gemacht. Götzl möchte wissen, ob von Diskussionen über Bombenanschläge die Rede gewesen sei. Sch. sagt, es habe laut G. so eine Art Vortasten vor den Aktionen gegeben, die Frage, wie die anderen dazu stehen, es sei nicht gezielt nachgefragt worden. Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe seien die gewesen, die mehr machen wollten, G. und Wohlleben hätten gebremst.
Götzl will wissen, ob sich G. die Vernehmungen durchgelesen habe. Sch. sagt, G. habe sehr ordentlich gelesen, immer Anmerkungen gemacht, weit über dem Schnitt des normalen Klientels. G. habe etwa den Begriff Repressalien eingefügt. Sch.: “Ich bin ja nun Rechts-Ermittler, die normalen wissen nicht mal, was Repressalien sind.“
Götzl möchte dann zur Vernehmung vom 12. Januar 2012 übergehen. RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, sagt, wenn es darum gehe, die Aussagegenese herauszuarbeiten, würde das betont werden, wenn die übrigen Verfahrensbeteiligte ihre Fragen stellen könnten. Sie beantragt dies. RA Heer sagt, es gebe eine Vielzahl Fragen zu Bedingungen der Vernehmung, die wichtig für die Beurteilung und den Ablauf der Angaben von G. seien. Götzl reagiert ungehalten, es sei nicht Heers Sache zu bestimmen. Damit die Verteidigung geltend machen könne, inwieweit eine Behinderung vorliege, erlaubt Götzl eine Pause. Um 12.30 Uhr wird fortgesetzt. RAin Sturm erläutert ihren Antrag auf jetzige Erteilung des Fragerechts an die anderen Verfahrensbeteiligten. Es gehe gerade bei G. um die Aussagegenese, die Themenkomplexe seien die einzelnen Vernehmungen. Nach einer Erwiderung der BAW zieht sich der Senat zurück und verkündet um 12.40 Uhr, dass der Antrag abgelehnt ist. Kurz kann der Zeuge Sch. noch die Vernehmungssituation am 12. Januar erläutern: es sei der Staatsanwalt Dr. Moldenhauer anwesend gewesen, außerdem der Anwalt von G. und es sei auf die Kronzeugenregelung hingewiesen worden. Dann geht es in die Mittagspause.

Um 13.50 Uhr geht es weiter. Sch. sagt, G. habe sich bereit erklärt, umfangreich auszusagen und berichtet, er habe nicht nur die 3.000 DM bekommen, sondern auch 10.000 DM, um sie zu deponieren. Er habe das Geld nach und nach ausgegeben. Gegeben habe ihm das Geld Zschäpe, diese habe ihm gesagt, diesen Betrag habe auch Wohlleben erhalten. Und G. habe ausgeführt, dass der Sprengstoff für die Rohrbomben von Thomas Starke gekommen sei. G. habe ausgesagt, dass Wohlleben erzählt habe, dass die Waffe von einem der beiden Besitzer des Szeneladen “Madley” stammen würde. Außerdem habe G. über die so genannten Systemchecks berichtet, dass man ihn während der Urlaube gefragt habe, ob man seine Personalien noch gefahrlos benutzen könne. Mundlos habe ihm einmal eine Pumpgun gezeigt und gesagt, vom Besitzer eines Spieleladens könne er andere Sachen besorgen. Außerdem habe G. ausgesagt, für 300 Euro habe er eine AOK-Karte von einer Frau R. (später Frau S.) für Zschäpe besorgt. Schließlich habe er ausgesagt, das Zschäpe die Finanzen “im Griff” gehabt habe. Mit den 10.000 DM habe er ein Fahrzeug gekauft und Schulden bezahlt. Die Einzahlung der 2700 Euro sei der Restbetrag gewesen, er habe die DM nach und nach umgetauscht in Euro. Die Geldübergabe habe im Bahnhof Zwickau stattgefunden,
wo er auch den Reisepass übergeben habe. Von Starke und dem Sprengstoff hätten die drei im Urlaub erzählt, und dass sie Starke aufgesucht hätten, um unterzutauchen. Die Systemchecks hätten laut Aussage von G. wohl regelmäßig stattgefunden, u.a. in drei- bis viertägigen Urlauben auf Campingplätzen. Einmal Usedom, dort hätten sie einen Rundflug gebucht. Ein anders Mal nahe Flensburg - daran könne er sich wegen eines Skatturniers erinnern. Und einmal in Lübeck, da hätten sie das Holstentor besucht. Die anderen hätten alles bezahlt, er habe nur die Fahrtkosten übernehmen müssen. G. habe weiter ausgesagt, dass er sein Handy nicht mit zu den Treffen habe nehmen dürfen und die drei ‘Gerry’, ‘Max’ und ‘Lisa’ habe nennen müssen. Zschäpe habe immer alles bezahlt.
Zum Thema Thomas Starke habe G. ausgesagt, dass Mundlos Briefkontakt über die HNG-Gefangenenliste [HNG = Hilfsorganisation für nationale politische Gefangene, heute verbotene neonazistische Gruppe] gehalten habe. Starke habe im Knast bei Weinheim gesessen. G. selbst habe Starke fünf bis sechsmal getroffen. Starke sei Mitglied der „Chemnitz 88“ [gemeint ist: Chemnitz Concerts 88] gewesen und habe mit Jan W. Konzerte organisiert. Starke sei mit Mundlos in eine Schlägerei verwickelt gewesen und dafür in den Knast gegangen, habe Mundlos jedoch nicht verraten. Wohlleben habe vom Sprengstoff von Starke gewusst. Wohlleben habe laut G. gesagt, dass die Rohrbomben und der Theaterkoffer nur eine ultimative Drohung darstellen sollten. Anfangs habe Wohlleben den drei viel geholfen mit Geld, Ausweis und Auto. Starke sei dann die zweite Anlaufstelle gewesen. Wohlleben habe befürchten müssen, auch vor Gericht zu kommen und sei daher froh übers Abtauchen der drei gewesen. G. habe ausgesagt, dass wenn er mit den dreien telefoniert habe, jeder der drei mal gesprochen habe. Im Auftrag der drei habe er Wohlleben nochmal angesprochen und an die 10.000 DM erinnert, dieser habe unwirsch reagiert.
Dann geht es um den Spieleladen. Sch. erzählt, G. habe gesagt, dass Mundlos dort gejobbt habe und über den Erwerb von kopierten Spielen habe sich herausgestellt, dass der Inhaber auch andere Sachen besorgen könne und Mundlos über diesen weitere Waffen erwerben könne, das sei aber kein Mitglied der rechten Szene. Zeitlich einordnen kann Sch. das Gespräch nicht mehr. Götzl hält ihm vor, G. habe es auf 2002/2003 gelegt.
Dann geht es um die AOK-Karte von Frau R.. Sch. sagt, diese sei in den Asservaten gewesen und sie seien darauf gekommen, dass Frau R. mit Alexander S. verheiratet ist, einem Kumpel von G. G. sei wohl klar gewesen, dass R. wegen ihres Alters in Frage käme, als es um eine AOK-Karte für Zschäpe ging. G. habe R. die Karte dann für 300 Euro abgeschwatzt, Eine Adressänderung von R. müsse G den dreien weiter gegeben haben. Dann werden Bilder in Augenschein genommen, die G. vorgelegt wurden. Sch. sagt, dass G. darauf keinen erkannt habe. Auf Bezüge nach Baden-Württemberg hin befragt, habe G, geantwortet, dass Mundlos und Zschäpe in den Neunzigern mal in Ludwigsburg gewesen seien. Götzl fragt nach der Freundin Zschäpes. Sch. sagt, G. habe gesagt, Zschäpe habe von zwei Kindern geredet.
Die nächste Vernehmung sei dann schon am 17. Januar 2012 gewesen, weil sie die Besitzer des “Madley”-Ladens ermittelt hätten. G. habe Andreas S. als Waffenlieferanten identifiziert. Wohlleben habe zunächst Frank L.angesprochen, der habe auf Andreas S. verwiesen und der habe dann die Waffe besorgt. Starke, so habe G. ausgesagt, habe er über Mundlos bei einem Treffen kennengelernt, er sei sehr beeindruckt gewesen von dem 88er-Logo, das die Chemnitzer auf Bomberjacken getragen hätten. Götzl hält vor, G. habe ausgesagt, die Chemnitzer seien mehr Skinheads als politisch aktiv gewesen, Starke habe mit Jan W. Konzerte für “Blood & Honour” organisiert und sei eine große Nummer in Chemnitz gewesen. Sch. bestätigt das. Die drei hätten laut G. erzählt, dass Starke den Sprengstoff in der Garage besorgt habe, und bei einem Campingurlaub, dass sie von Starke enttäuscht waren, weil sie sich mehr Unterstützung erhofft hatten. Sie seien bei ihrer Flucht an andere weiter gereicht worden, Mitglieder von “Blood & Honour” Sachsen, sie seien überrascht gewesen, wer sie alles unterstützt habe, obwohl sie sie nicht persönlich gekannt hätten. Auf einem Foto, das G. vorgelegt worden sei, habe G. Starke, wenn er, Sch., das richtig erinnere, erkannt. Dann geht es um Lichtbilder zur Identifizierung von Andreas S. G. habe S. und Frank L. erkannt. Die habe er aus dem Szeneladen “Madley” gekannt, L. habe er nie zugetraut, dass er was mit Waffen tun haben könnte. Zu dem Computerladen habe G, keine weiteren Informationen geben können, der Laden sei auch nie ermittelt worden. Mundlos sei stolz auf die Pumpgun gewesen und habe sie G. gezeigt. Es werden Lichtbilder von den Pumpguns gezeigt. Götzl hält vor, G. habe eine der zwei Waffen identifiziert, weil sie einheitlich schwarz gewesen sei. Mehr habe G. nicht sagen können. G. habe angegeben, insgesamt drei Urlaube mit Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gemacht zu haben, 2000, 2002 und 2004. Auf Usedom habe er nicht gewusst, mit welchem Fahrzeug die drei gereist seien. Die drei hätten Fahrräder gehabt und für ihn ein Rad gemietet. Zu Flensburg habe G. gesagt, er sei von Hannover nach Flensburg mit dem Zug und mit dem Taxi zum Campingplatz gefahren. Untergebracht seien sie in einem Mobilheim gewesen. Beim Urlaub in Lübeck sei er mit einem großen Auto abgeholt worden, sie seien auf einem Campingplatz  untergebracht gewesen. Danach hätten die drei ihre Urlaube auf Fehmarn verbracht. Es wird dann ein ein Urlaubsbild von Zschäpe gezeigt. Sch. sagt, G. habe Zschäpe auf diesem wiedererkannt.

Zu Nürnberg sei G. befragt worden, weil es ein Schwerpunkt der Tatorte war, so Sch. In dieser Vernehmung habe G. nur kurz gesagt, dass sie mit einer Gruppe nach Nürnberg gefahren seien. Den Kontakt habe Mundlos hergestellt, weil er dort jemanden aus seiner Jenaer Zeit gekannt habe. Stefan A. sei dabei gewesen. Das “Freundschaftstreffen” sei nach zwei oder drei Stunden beendet gewesen, weil sie sich geprügelt hätten. Götzl fragt Sch. nach einer Äußerung G.s gegenüber den Eltern Bönhardts. Sch. sagt, der Hinweis sei vom Verfassungsschutz gekommen, dass sich die Angeklagten Carsten S. und G. unterhalten hätten, und dass G. wohl den Eltern Böhnhardt gesagt hätte, dass er [Böhnhardt] sich lieber erschießen lasse als sich der Polizei zu ergeben. G. habe zugegeben, einmal mit den Eltern telefoniert zu haben, aber an den Satz habe er sich nicht mehr erinnern wollen. In diesem Zusammenhang sei es auch darum gegangen, dass der Autoschlüssel bei den Eltern in den Briefkasten geworfen worden sei. Auch dazu habe G. nichts sagen können.

Dann geht es um Zschäpe. G. habe ausgesagt, dass Zschäpe nicht der Typ gewesen sei, der sich unterordnet, sie sei durchsetzungsstark gewesen, auch schon vor dem Untertauchen. G. habe berichtet, Zschäpe habe einmal im Bus “einer Punkerin eine rein gehauen, weil sie blöd geguckt hat”. Entscheidungen seien im Beisein von Zschäpe getroffen worden, sie habe die Finanzen “im Griff” gehabt. Sie habe immer alles bezahlt, das sei so selbstverständlich gewesen, dass G. davon ausgehe, dass es auch in seiner Abwesenheit so gewesen sei. Zschäpe habe mit den beiden Männern so zusammengelebt, wie wenn sei zwei Männer gehabt hätte. In der Anfangszeit sei das anders gewesen, bei einem Streit hätte Mundlos sogar zu einem Messer gegriffen und eine Zeit allein gewohnt. Wegen der Fluchtsituation hätten sie sich wieder zusammengetan. Es wird ein Foto von Zschäpe und einer weiteren Frau [Susann E., Ehefrau des Angeklagten André E.] in schwarzen AC/DC-Shirts in Augenschein genommen. Es sei ja die Freundin Zschäpes gesucht worden, so Sch., G. habe die Frau E. aber nicht identifiziert. Bei weiteren Bildern sei es um die Identifizierung André E.s gegangen, es habe sich aber herauskristallisiert, dass G. kaum Personen aus diesem Bereich identifizieren konnte, das seien wohl strikt getrennte Bereiche gewesen. Götzl hält Sch vor, dass G. ausgesagt habe, zu Ludwigsburg könne Stefan A. weiterführende Angaben machen, G. selbst sei mit Sebastian W. aus Hannover bei einer Party des Sängers der Band “Odem” gewesen.

Es folgt eine Pause, RAin Dierbach fordert ein, ihre Erklärung abgeben zu können. Götzl möchte jedoch zuerst wissen, um was es gehe und warum das unaufschiebbar sei. Dierbach möchte das nicht vor ihrer Erklärung erläutern. Götzl macht mit der Vernehmung Sch.s weiter. Es geht danach jedoch zunächst um das Verhalten G.s. G. habe sich kooperativ gezeigt, so Sch. Die Aussage habe die Ermittler_innen extrem weiter gebracht. Andreas S. habe zugegeben, Wohlleben über den Angeklagten Carsten S. eine Waffe geliefert zu haben. Dann geht es weiter mit der Vernehmung vom 13. März 2012. Zu den 2700 Euro habe G. angegeben, dass es sich dabei um Restgeld von den 10.000 DM gehandelt habe. Es sei auch um das “Pogromly”-Spiel gegangen. Das habe G. gekannt. Es sei maßgeblich von Mundlos in dessen Zeit an der TU Ilmenau entwickelt worden. G habe sich heute dafür geschämt, dass er das Spiel damals lustig fand. Dann sei es um den Angeklagten Carsten S. gegangen, und G. habe nur gewusst, dass S. eine Zeit lang die rechte Hand von Wohlleben gewesen sei. Zum Verbleib des alten Reisepasses habe G. gesagt, dass er ihn bei der Abholung abgegeben habe, das habe das Amt in Rodenberg aber nicht bestätigen könne, das sei ungeklärt geblieben. Einen vorgelegten Verrechnungsscheck habe
G. von einer Anwaltskanzlei bekommen, er habe nichts mit dem Verfahren hier zu tun. Eine Shellkarte auf den Namen von Sylvia S. sei zwar nie aktiviert worden, sei aber insofern interessant, als dass hier der neue Name der Frau benutzt worden sei, von der auch eine AOK-Karte gestammt habe. “Aber dass da nicht R. steht, heißt, dass G. über den Namenswechsel berichtet haben muss.”

Zur Pumpgun habe G. angegeben, dass er, wenn er Mundlos gefragt hätte, wohl damit hätte schießen dürfen, aber direkt angeboten habe ihm das Mundlos nicht. Sch. sagt, er sei immer der Auffassung gewesen, dass G. häufiger in der Wohnung in der Polenzstraße 2 gewesen sei, G. habe gesagt, die Wohnung sei “jedes Mal” perfekt aufgeräumt gewesen und G. habe Gegenstände auf Skizzen einzeichnen können. G. sei aber dabei geblieben, dass er nur zweimal da gewesen sei. Das Bild von Jürgen H. habe G. zuordnen können, den Namen habe er aber nicht gekannt. An eine Unterstützungshandlung H.s, etwa den Verkauf des “Pogromly”-Spiels habe sich G. nicht erinnern können. Nur André K. habe einmal für viel Geld ein solches Spiel an David Irving [bekannter britischer Holocaustleugner] verkauft, das Geld sei aber bei den dreien nie angekommen. Der Tenor der Aussage sei gewesen, dass K. sich das Geld eingesteckt habe, das stehe aber nicht im Protokoll. G. habe angegeben, nie selbst ein solches Spiel besessen zu haben. Bei einer weiteren Inaugenscheinnahme von vorgelegten Lichtbildern sagt Sch., es sei um die Identifizierung eines der Betreiber des “Madley” gegangen, um Andreas S. Götzl hält vor, G. habe ausgesagt, dass S. die Untergetauchten vom Sehen her gekannt haben müsse, weil alle in dem Laden eingekauft hätten, er selbst habe Frank L. besser gekannt. Dieser sei zum Beispiel auf Wohllebens Geburtstag gewesen. Götzl sagt, die Vernehmung müsse hier unterbrochen und morgen fortgesetzt werden.

RAin Dierbach fordert erneut ihre angekündigte Erklärung ein. Götzl wird gegenüber Dierbach laut. Als diese ebenfalls laut wird, beschwert sich Götzl über den Ton. Götzl sagt, eine seiner Kolleginnen habe einen Unfall gehabt und Schmerzen im Fuß und er habe ihr versprochen, heute früher Schluss zu machen. Dierbach sagt, Götzl habe ja auch früher sagen können, dass es sich um ein medizinisches Problem handele. Erneut wird Götzl laut. Dierbach fügt an, dass ihre Erklärung nicht unaufschiebbar sei.

Um 16.30 Uhr endet der heutige Verhandlungstag.

Rechtsanwalt Scharmer erklärt zur Vernehmung Holger G.s durch den BKA-Beamten Sch.:

„Die Angaben von Holger G. sind davon gekennzeichnet, dass er jeweils nur stückchenweise, teilweise erst nach der Konfrontation mit Widersprüchen seiner Aussagen zu entsprechenden Beweisergebnissen, verschiedene Tathandlungen zugegeben hat. Er versucht seinen eigenen Tatbeitrag herunterzuspielen; zu tun als sei er ein unwissendes Werkzeug von Wohlleben und dem Trio gewesen. Trotz aller Vorsicht, die bei der Bewertung dieser Aussagen angezeigt ist, belastet Holger G. zum einen sich und zum anderen Zschäpe sowie Wohlleben erheblich.“


Protokoll 24. Verhandlungstag - 17. Juli 2013

Zum Brand in der Frühlingsstraße in Zwickau schilderte erneut ein Brandermittler anhand einer Unmenge von Fotos Brandherde, Fundstellen von Waffen, Computer und Bombenattrappe sowie die Raumaufteilung. Der danach befragte BKA-Beamte Sch. lieferte erneut interessante Details aus Holger G.s Vernehmungen, wobei die Verteidiger_innen Zschäpes vor allem darauf abzielten, ob alle Prozedere dabei rechtmäßig verlaufen seien. Erwähnenswert ist auch die am Ende des Tages vorgetragene Erklärung der Nebenklage-Vertreterin RAin Dierbach, in der sie - der BAW widersprechend - darlegte, dass dieser Strafprozess auch der„Schaffung von Rechtsfrieden“ dienen müsse. Die Nebenkläger_innen müssen hier rehabilitiert werden können und das Beschleunigungsgebot dürfe nicht Aufklärung verhindern.

Zeugen:

	Frank L. (Brandermittler, Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße)
	Horst Thomas Sch. (KOK, BKA, Vernehmungen von Holger G.)




Um 9.40 Uhr beginnt die Sitzung. Erster Zeuge ist der Zwickauer Brandermittler L. L. geht, wie schon bei seiner letzten Vernehmung, akribisch Lichtbildmappen durch. Wieder werden zunächst Übersichtsaufnahmen gezeigt, wobei die ersten Übersichtsbilder von einer Drehleiter der Feuerwehr gemacht worden seien. Wieder werden Bilder vom Zustand vor der Beräumung, dann vom Zustand nach der teilweisen und dann vom Zustand nach der kompletten Beräumung gezeigt. Einige Bilder werden zur Verdeutlichung mit Pfeilen und Nummern, die auf bestimmte Details hinweisen, wiederholt. L. beginnt mit dem Brandbereich E, dem von ihm so genannten Wohnzimmer. Im Raum habe sich ein Hochbett, die Schlafstelle 3, und darunter ein Computerarbeitsplatz befunden. Weitere Bilder zeigen ein rotes Sofa, einen Sessel, einen Kleiderschrank, eine kleine Kommode, einen Tisch mit Fernseher und Videoaufzeichnungsgeräten, einen Drehstuhl. Die Einrichtungsgegenstände seien unterschiedlich stark “thermisch beaufschlagt” gewesen. Die Brandeinwirkung sei im oberen Bereich stärker als im unteren. L. macht in dem Raum zwei Brandzentren aus, eines oberhalb des Hochbettes und eines oberhalb des Sofas. Er weist auf die eingestürzte Zwischenwand zwischen dem Wohnzimmer und dem Brandbereich F, dem so genannten Sportraum, hin. Diese sei als ganze in den Bereich E hinein gedrückt worden. Ein Bild zeigt die Wand Richtung der zweiten Haushälfte Frühlingsstraße 26a. Der Putz ist an der Wand großflächig weg. L. sagt, hier sei die Wand etwas nach links in Richtung 26a verschoben worden. Es werden Bilder von der Deckenkonstruktion gezeigt. L. sagt, es habe in diesem Bereich bereits eine Durchbrennung in Richtung der Wohnung stattgefunden, wo die Renovierungsarbeiten waren. L. weist bei einem Bild auf Teelichter auf einem, Teppich hin, deren Dochte noch in Ordnung gewesen seien.

Der Computer und eine darauf liegende Festplatte seien wie alle gefundenen Gegenstände gesichert, in die Polizeidirektion Zwickau verbracht und dann dem BKA zur Auswertung übergeben worden. In der Kommode seien Dokumente gefunden worden. Auf einem Bild ist ein Impfausweis für eine männliche Katze zu sehen, ausgestellt auf “Mandy S.”. Unter dem Drehstuhl sei eine gelbe Ausgusstülle für einen Benzinkanister gefunden worden. Diese müsse, so L., zum Zeitpunkt der Brandentstehung dort gelegen haben. Einige Bilder zeigen den Tisch, indem sich noch teilweise gut erhaltene Zeitschriften befinden. Dann geht L. mit der Lichtbildmappe 6 zum Brandbereich F über. Begonnen wird mit Übersichtsbildern vor dem Einsatz des Baggers. Die ersten Bilder zeigen den Zerstörungsgrad, die Vorderfront der Wohnung ist heraus gerissen. L. weist auf ein Laufband und später auf eine Hantelbank im Schutt hin. Außerdem nennt er einen Arbeitstisch mit Computer und in der Mitte ein Hochbett, die Schlafstelle 4. Das Ganze sei nur von außen zu dokumentieren gewesen, ein Betreten und Durchsuchen sei nicht mehr möglich gewesen. Auf einem Bild sehe man die Zerstörung durch die Explosion, so L., die Wohnung oben drüber sei bereits frei gelegt. Die Materialien seien dann durch den Bagger nach draußen transportiert worden. Es sei zu erkennen, dass hier ein Flächenbrand stattgefunden habe, so L. Die Zwischenwand nach rechts sei nicht durch den Brand, sondern durch den Bagger entfernt worden. Nach einer Pause geht es mit dem Brandbereich G weiter, dem Flur im linken Bereich der Wohnung, der nur durch den davor liegenden Gang zu betreten gewesen sei. Links habe sich dort ein Unterschrank befunden. Außerdem seien Reste eines Lüfters, eines Kratzbaums und einer Wäschespinne sowie Werkzeuge gefunden worden. Im Brandbereich G sei auch die dritte Waffe gefunden worden. Im Unterschrank hätten sich Zeitungsartikel und aufgestapeltes Kartenmaterial gefunden. Das sei noch recht gut erhalten gewesen. Dann geht es um den Brandbereich H, das so genannte Schlafzimmer. Wieder wird mit Übersichtsaufnahmen begonnen. Im Raum habe sich ein Computer befunden. In einem ehemaligen Unterschrank sei die erste Waffe gefunden worden. Ein Bild zeigt einen kleinen geöffneten Tresor, der an einer Wand angebracht ist. Im Raum befindet sich die Schlafstelle 2. Bilder zeigen die Reste eine Flachbildfernsehers. Bild 587 zeigt einen Karton mit zwei Drähten an einer Batterie. L. sagt, die Kampfmittelbeseitigung habe den Karton geröntgt. Die Kabel seien angeschlossen gewesen, aber im Inneren sei keine Bombe gewesen, sondern nur eine Attrappe. Die weiteren Bilder zeigen die Batterie, den geöffneten Karton und einen schwarzen Gegenstand, bei dem nicht haben geklärt werden können, was das war, so L. Das sei das einzige Stück gewesen, das vor Ort untersucht worden sei. Nach etwa 200 Bildern sagt Götzl, dass es mit der Vernehmung morgen weiter gehe.

Nach der Mittagspause wird die am Vortag unterbrochene Vernehmung des BKA-Beamten Sch. fortgesetzt. Zunächst stellt Götzl noch einige Fragen zur Vernehmung vom 13. März 2012. Nach einer ergebnislosen Lichtbildvorlage geht es um den schon erwähnten Kameradschaftsabend in Nürnberg, zu dem G. und andere aus Jena gefahren seien. Dieser sei dazu da gewesen, die Freundschaft zu vertiefen, habe aber in einer Schlägerei geendet. Den Kontakt habe laut G. Mundlos hergestellt, dieser habe noch aus Jena eine Person in Nürnberg gekannt. Die Person sei dick gewesen, mehr habe G. nicht sagen können. Am Ende des Abends sei die Polizei gekommen. Zur zeitlichen Eingrenzung habe G. nichts angeben können und zum Ort habe er auch nur gewusst, dass es sich um eine Gaststätte gehandelt habe.

Zu Carsten S. wiederholt Sch., G. habe ausgesagt, dass S. die rechte Hand von Wohlleben gewesen sei, G. habe S. auf einem Lichtbild erkannt. Zu Kontakten von S. zu den dreien habe G. nichts sagen können. Zu einem konspirativen Treffen von Wohlleben, G. und S. habe G. angegeben, ebenfalls nichts sagen zu können. Zum Waffentransport von Carsten S. habe G. mit Sicherheit nichts sagen können. Dann gibt es eine weitere Lichtbildvorlage. Zu einem der Bilder habe G. angegeben, dass ihm die Person bekannt vorkomme, so Götzl. Sch. sagt, er könne nicht sagen, wer das ist. Götzl hält vor, dass G. gefragt worden sei, ob er Matthias F. kenne. Sch. sagt, das sei ein Fragenkatalog gewesen, den er im Auftrag einer anderen Dienststelle abgearbeitet habe. Götzl sagt, G. habe mit Nein geantwortet. Sch. sagt, bei Matthias F. handele es sich um die Person, die bei dem Kameradschaftstreffen dabei war. Die “Nationalrevolutionären Zellen” habe G. nicht gekannt. Götzl fragt nach “Hamburger Sturm”. Sch. antwortet aus der Reihe der Zeitschriften habe G. ein Skinhead-Magazin gekannt, das sei wohl “Hamburger Sturm” gewesen. Götzl hält aus der Aussage G.s vor, das sei anfangs ein Skin-, dann ein Politheft gewesen, G. habe es auf Konzerten erworben. Dann geht es um die Zeitschrift “White Supremacy”, das Pseudonym “Uwe Unwohl” und den Artikel “Die Farbe des Rassismus”. Dazu habe G. nichts angeben können, so Sch.  Götzl hält Sch. eine Aussage vor, bei der G. einige Namen genannt wurden, G. habe angegeben, einen Torben aus „Torstedt“ [phon.] zu kennen, Thorsten Heise und dieser Torben hätten Busse organisiert. Sch. bestätigt das. Zum Verhalten G.s sagt Sch., G. sei gelöst gewesen. Die wichtigste Aussage in Bezug auf das Verfahren sei die Sache mit Andreas S. gewesen, die sie dann zu Carsten S. und zur mutmaßlichen Tatwaffe geführt hätte. Dann geht es um weitere Ermittlungen, die Sch. durchgeführt hat. zuerst geht es noch einmal um die ADAC-Karte, die G. übergeben habe. Die Karte sei im Wohnmobil gefunden, aber nicht für Anmietungen genutzt worden, Pannen und Schadensfälle seien dem Angeklagten G. zuzuordnen gewesen und daher nicht relevant.

Dann geht es um die Rekonstruktion des Weges vom Bahnhof Zwickau in die Polenzstraße 2. Dazu werden Lichtbilder vom Weg, den G. nachgelaufen ist, vorgelegt. G. habe den Weg zielstrebig gefunden, daher habe er, Sch., bezweifelt, dass dieser nur zweimal in der Wohnung gewesen sei. Sch. bestätigt den Vorhalt Götzls, G. sei sich sicher gewesen, dass es einen Aldi-Markt auf dem Weg damals noch nicht gegeben habe.

Dann dürfen die anderen Verfahrensbeteiligten Fragen stellen. Die Bundesanwaltschaft hat keine Fragen. Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach möchte wissen, ob in Bezug auf die Äußerung zu den ‘fünf Leuten’ Namen erwähnt worden seien, wer die zwei weiteren seien. Sch. verneint das, G. habe ausgesagt, das sei ihm rausgerutscht und nicht im Sinne einer Vereinigung gemeint. RA Narin fragt, welche Repressalien G. von Heise befürchtet habe. Sch. sagt, das sei nur allgemein angesprochen worden, nicht, dass “Herr Heise ihm Knochen brechen würde oder so, nein”. E habe G. ja auch überzeugen können, dass er keine Angst haben müsse. Sch. sagt, Heise werde viel nachgesagt, er habe aber noch nie erleben können, dass da was Schlimmes gewesen sei. Heise sei auch vernommen worden. Narin will wissen, ob es sich bei der übergebenen Telefonnummer um die von Claus Nordbruch gehandelt habe. Sch. sagt, das sei wohl die Person, es gebe aber im rechten Spektrum eigentlich nur einen, der eine Farm in Südafrika habe. Zwei Personen aus dem Verfahrenszusammenhang seien ja auch da [auf der Farm] gewesen, das habe aber für das Verfahren gegen G. keine Rolle gespielt. Dann fragt RA Thiel zu den Szenemagazinen und zu Torben K. Sch. sagt, das sei ein Fragenkatalog einer anderen Dienststelle gewesen. Wenn sich in G.s Vernehmung weitere Ansätze in diesem Bereich ergeben hätten, wären die entsprechenden Kollegen hinzugezogen worden. Rekonstruieren könne er nicht mehr, wo der Katalog hergekommen sei, da müsse man die Verfahrensführung fragen. Thiel will wissen, ob es sich bei der Ortschaft im Zusammenhang mit Torben K. um Tostedt bei Hamburg handeln könne. Dazu kann Sch. nichts sagen.
Thiel fragt nach dem Hinweis des Verfassungsschutzes auf das Gespräch mit den Eltern Böhnhardts, er will wissen, wann von wem diese Information gekommen sei. Sch. sagt, er habe das nur als Auszug bekommen und in die Vernehmung eingebaut. Das sei wohl im Rahmen des ganz normalen Informationsaustauschs passiert, genauer könne er das nicht sagen, auch an den Zeitraum könne er sich nicht erinnern. Es sei wohl eine Information eines V-Manns gewesen, wie die Informationsverarbeitung bei den Landesämtern für Verfassungsschutz laufe, wisse er nicht.
RAin Wierig will wissen, ob danach gefragt worden ist, ob sich G. gewundert habe, dass ausgerechnet Wohlleben, der ja auch gegen Bewaffnung gewesen sei, ihm die Waffe gegeben habe. Sch. sagt, G. habe ja reagiert, indem er die Freundschaft zu Wohlleben gekündigt habe. RA Kuhn fragt, ob die Formulierung im Protokoll, G. habe den dreien bei der Waffenübergabe gesagt, es sei “das letzte Mal”, dass er sowas mache, wörtlich so gefallen sei. Sch. bestätigt das. Was G. mit ‘das letzte Mal’ gemeint haben könnte, will Kuhn wissen. Sch. sagt, G. habe nichts mehr mit Waffen zu tun haben wollen. Warum G. davon ausgegangen sei, dass die Möglichkeit weiterer Waffenlieferungen bestanden habe, fragt Kuhn. Sch. sagt, G. habe wegen der Pumpgun gewusst, dass weitere Waffen da waren. Die Frage, ob nachgefragt worden sei, wie G. darauf gekommen sei, dass es potenziell weitere Transporte geben könnte, verneint Sch.

RA Narin fragt, ob Sch. wisse, dass bei Heise durch das BKA zum Zeitpunkt der Vernehmung bestimmte Gegenstände sichergestellt worden seien. Sch. sagt, er sei dabei gewesen, es sei um Kassetten mit Gesprächen gegangen, das habe aber nichts an der Aussage geändert, dass Heise nicht so gefährlich ist, wie G. angenommen habe. Zu den Kassetten müsse man den entsprechenden Sachbearbeiter fragen.
RA Ilius fragt, ob es Erkenntnisse zu weiteren Urlauben nach 2004 gebe. Sch. sagt, das habe eine andere Ermittlungsgruppe ermittelt. Ilius verweist auf einen Vermerk von Sch. vom Juni 2012 zu einer “DVD Frühlingsstraße”. Sch. sagt, da sei es um ein Bild aus Lübeck gegangen. Ilius sagt, es handle sich um ein Verzeichnis, das 2006 angefertigt worden sei. Es sei aber angegeben worden, dass der letzte Urlaub 2004 gewesen sei. Sch. sagt, G. habe Probleme mit Zeiten gehabt. Er, Sch., sehe das so, dass G. sich mit den Daten vertan habe. Ilius sagt, er habe das gefragt, weil G. das Jahr 2005 als Zäsur angegeben habe.
Dann fragt RA Hachmeister, Verteidiger von Holger G. Es geht zunächst darum wie der Begriff Systemchecks aufgekommen sei. Sch. sagt, er habe das noch ganz genau im Kopf. G. habe den Begriff Systemchecks genannt, Staatsanwalt Moldenhauer habe drauf bestanden, dass dieses Wort wortwörtlich ins Protokoll aufgenommen wird. Begründet habe G. den Begriff damit, dass er habe Fragen beantworten müssen dazu, ob seine Personalien zu gebrauchen seien für Böhnhardt. Hachmeister fragt, ob der Begriff in der Nachbetrachtung gekommen sei oder damals benutzt worden sei. Sch. sagt, er glaube in der Nachbetrachtung. Zur Motivation, die AOK-Karte zu besorgen, sagt Sch., dass G. gesagt worden sei, dass es Zschäpe schlecht ginge. Es folgt eine Pause, um 14.25 Uhr geht es weiter.

Dann fragt die Verteidigung Zschäpe, zunächst RA Heer. Heer fragt vor allem zur Vernehmungssituation. Er wundere sich darüber, dass die Vernehmungen lang gedauert hätten, die Protokolle aber kurz seien und verweist auf den 13. März 2012. Sch. sagt, da sei auch G.s Anwalt dabei gewesen, so dass man nicht davon ausgehen könne, dass sie G. etwas Böses angetan hätten. Sie hätten sich vorbereiten müssen, es habe kurze Vorgespräche gegeben, es sei eine ganz normale Vernehmung gewesen. Geschrieben habe eine Protokollantin, so Sch. Der Grundtenor sei gewesen, dass G. aussagen wolle, dass er eine Kronzeugenregelung wolle. Auf Nachfrage sagt Sch. , eine mögliche Kronzeugenregelung sei am 12. Januar 2012 das erste Mal ins Protokoll aufgenommen worden. Heer will aber wissen, wann es das erste Mal Thema war. Sch. sagt, das sei wohl bei der ersten Vernehmung durchs BKA gewesen. Warum das nicht vermerkt worden sei, will Heer wissen. Sch. sagt, das RA Hachmeister zum Ausdruck gebracht habe, dass G. sprechen will. Sch., verbinde das mit der Kronzeugenregelung: “Wenn jemand umfassend aussagen will, dann will er auf die Kronzeugenregelung raus.” Heer fragt zum Ablauf einer Vernehmung. Sch. sagt, in der Regel starteten die Vernehmungen so, dass die Belehrung wiederholt werde und dann dem Beschuldigten Gelegenheit gegeben wird, zur Sache Angaben zu machen. Das ist Heer zu allgemein, er beginnt die einzelnen Vernehmungen durchzugehen. Am 25. November habe Dr. Moldenhauer belehrt, so Sch., er wisse aber nicht mehr wie, jeder habe da so seinen Standardtext. Sch.: “Er wurde belehrt im Beisein seines Rechtsanwalts und gut.” Er selbst habe seinen Fragenkatalog im Laptop, da stehe auch die Belehrung schon drin und die verlese er dann am Anfang. Heer fragt zu den örtliche Gegebenheiten bei den Vernehmungen und lässt sich die Räume in den verschiedenen Städten schildern. Danach fragt Heer, wie die Protokolle zustande gekommen seien. Sch. sagt, es sei zusammengefasst worden. Wenn Dr. Moldenhauer dabei gewesen sei, habe dieser zusammengefasst. Einzelne Passagen wie die ‘Systemchecks’, die wichtig erschienen, seien direkt ins Protokoll gekommen. G. sei nur ganz selten unterbrochen worden, wenn sie das Gefühl gehabt hätten, sie verpassen etwas wie die ‘Systemchecks’. Sonst habe man G. ausreden lassen, weil man ja habe wissen wollen, was er zu sagen hat. Ob G. denn kurz geantwortet habe, will Heer wissen. Sch.: “Da fragen sie mich was. Was ist für sie kurz?” Götzl mahnt Heer, nicht suggestiv zu fragen. Heer will wissen, warum die Aussage nicht wörtlich nieder geschrieben worden sei. Sch. sagt, das sei nicht seine Arbeitsweise, ein wörtliches Protokoll sei nicht lesbar. Unterbrechungen seien nicht vermerkt worden, so Sch. Nachfragen seien in der Regel spontan gestellt worden, wenn die Antwort nicht ausführlich genug oder unklar gewesen sei. Heer fragt, ob es kein System gegeben habe. Sch. sagt, dass sei doch ein System. Heer sagt, es sei teilweise protokolliert worden, teilweise nicht. Sch.: “Das habe ich nicht gesagt.” Heer fragt nach einem Befragungskonzept in inhaltlicher Hinsicht, G. sei ja als sprunghaft bezeichnet worden. Sch.: “Wir haben uns natürlich überlegt vorher was wir fragen wollen.” Sch. sagt, sie hätten Fragen gestellt; wenn G. auf ein anderes Thema gekommen sei, hätten sie sich das angehört. Vernehmungen seien immer sprunghaft. Ob er denn den Eindruck gehabt habe, dass G. sprunghaft sei, will Heer von Sch. wissen. Sch. verneint das. Heer will wissen ob alle Themenkomplexe, die von G. angesprochen worden seien auch protokolliert worden seien oder selektiert worden sei. Etwas aufgebracht antwortet Sch.: “Wir haben keine Selektion vorgenommen.” Heer sagt, er wolle nichts unterstellen. Sch. sagt, dass Hachmeister eingeschritten wäre, wenn sie etwas weggelassen hätten, die Vernehmungen seien so verlaufen, wie sie verlaufen seien: “Das Ergebnis gibt uns recht.” Heer fragt, was das heiße? Sch. sagt: “Dass alles seinen rechtmäßigen Lauf genommen hat.” Heer fragt, was mit Ergebnis gemeint sei, etwa dass diese Hauptverhandlung stattfinde. Sch. verneint, es gehe darum, dass rechtlich alles in Ordnung sei, damit niemand unterstellen könne, es wäre nicht rechtmäßig gelaufen. Heer sagt, er wolle nichts unterstellen und fragt dann, ob Hachmeister in der Vernehmungen eine aktive Rolle gespielt habe. G. habe regelmäßig die Gelegenheit gehabt, sich mit seinem Anwalt Hachmeister zu besprechen, so Sch. Soweit er wisse, habe Hachmeister eingegriffen, wenn er der Meinung gewesen sei, dass die Protokollierung nicht korrekt war. Er habe das dann beanstandet und habe Formulierungsvorschläge gemacht, diesen sei in der Regel entsprochen worden, er, Sch., habe aber keine konkrete Erinnerung dazu. Dann geht es kurz um eine Angestellte von Hachmeister, die bei einer Vernehmung dabei gewesen sei. Diese habe sich, so Sch., in der Vernehmung nicht geäußert. Heer fragt nach einer Unterbrechung der Vernehmung am 25. November. Sch. sagt, das sei wohl die Geschichte mit dem Stoffbeutel gewesen. G. habe vorher ausgesagt, dass er nicht gewusst habe, was in dem Beutel gewesen sei. Dann habe er sich mit seinem Anwalt beraten wollen und seine Aussage korrigiert.
Sch. gibt an, in der Regel habe er die Vernehmungen geführt, bei bestimmten Themenkomplexen auch andere Kollegen. Am 25. November habe Staatsanwalt Dr. Moldenhauer den ersten Teil der Vernehmung geleitet, sonst er selbst. Er könne nicht sagen, wer welche Frage gestellt habe. Dann fragt Heer nach der Formulierung “die drei” und hält mehrere Aussagen aus den Vernehmungen vor. Sch. sagt, wenn er sich recht erinnere, hätten sie immer nachgefragt, ob G. konkretisieren könne, wer etwa bei den Telefonaten gesprochen habe, das habe G. aber nicht gekonnt. Wenn G. von ‘den drei’ gesprochen habe, dann sei das protokolliert worden. Er könne aber nicht zu jeder Szene in der Vernehmung etwas sagen. Auch Fragen von Beamten, die die Formulierung ‘die drei’ enthalten, kann er nicht bestimmten Beamten zuordnen. Dann will Heer wissen, wie es in der Vernehmung überhaupt zur Thematik “angebliche Waffenübergabe” gekommen sei. Sch. sagt, soviel er wisse, habe G. am Anfang gesagt, er wolle noch etwas berichten und G. habe den Transport nach Zwickau vorher schon mal erwähnt, aber wie es genau dazu gekommen sei, wisse er nicht mehr. Sch. konkretisiert, dass G. es von sich aus erzählt habe. Er, Sch., habe ja von nichts gewusst, es sei ja noch im November gewesen und das Verfahren erst ein paar Tage alt. Sch. sagt, es seien mit Sicherheit Nachfragen gestellt worden, aber wenn G. die Fragen nicht habe beantworten können, sei das auch nicht protokolliert worden.

Heer fragt etwa nach der Dauer des Aufenthaltes in der Wohnung bei der Waffenübergabe, eine konkrete Erinnerung habe G. nicht gehabt, sagt Sch. Heer fragt, ob G, berichtet habe, dass er bei der Waffenübergabe in der Wohnung geraucht habe. Sch. sagt, soweit er wisse, sei G. Nichtraucher, G. habe nichts dazu berichtet. Ob G. sich zur Dauer des Aufenthaltes in der Wohnung geäußert habe, will Heer wissen. Sch.: “Wenn es nicht im Protokoll steht, dann nein oder nicht soweit, dass wir es aufgenommen haben.” Zu den anderen Gesprächsthemen bei der Übergabe befragt, sagt Sch., dass es allgemeine Themen gewesen sein, an Nachfragen könne er sich nicht erinnern. Den zeitlichen Anteil des Themas Waffenübergabe an der Vernehmung könne er nicht nennen, so Sch. Sch.: “Wenn bei Nachfragen nichts raus gekommen ist, wurde das nicht protokolliert.” Sch. sagt, er schaue nicht auf die Uhr bei Vernehmungen, sondern kümmere sich um das Thema. Er sei bei dem Thema Waffenübergabe erstaunt gewesen, wie Heer sich sicher vorstellen könne, aber genauer könne er das nicht sagen. Heer fragt, ob G. geäußert habe, dass Zschäpe Interesse für die Waffe gezeigt habe. Sch. sagt, G. habe gesagt, Zschäpe sei dabei gewesen, aber dass sie besonderes Interesse gehabt habe, habe G. nicht geäußert. RAin Sturm stellt eine Frage zu einer Formulierung in einem Protokoll, dort stehe, dass ein Sachverhalt im weiteren Verlauf des Verfahrens noch ergänzt werde. Sie will wissen, wie dieser Kommentar ins Protokoll gekommen sei. Sch. sagt, das sei wohl von Staatsanwalt Moldenhauer eingefügt worden, ob der Satz später eingefügt worden sei, könne er nicht mehr sagen. Sturm will wissen, ob in anderen Vernehmungen nachträglich Korrekturen oder Änderungen des Protokolls vorgenommen worden seien. Sch. sagt.: “Verstehe ich jetzt richtig, dass sie mir vorhalten, dass wir nachträglich die Protokolle geändert haben?” Sturm sagt, es gehe nicht um eine nachträgliche Änderung, sondern um Änderungen im Verlauf der Vernehmungen. Sch. verneint das. Sturm sagt, es gehe bei der Befragung nicht um Unterstellungen.

Dann geht es um den Waffentransport: Sturm weist darauf hin, dass G. laut Protokoll zunächst davon gesprochen habe, er habe eine Reisetasche nach Zwickau bringen sollen, dann einen Stoffbeutel in seiner Reisetasche. Sch. sagt, die Reisetasche habe G. gehört, das sei protokollarisch schwierig, seiner Auffassung nach sei es darum gegangen, dass G. den Stoffbeutel in seiner Tasche transportieren sollte. Sturm sagt, Sch. habe in seiner gestrigen Aussage gesagt, er habe G. am 1. Dezember die Erweiterung der “Anklage” auf Beihilfe zum Mord mitteilen müssen. Sch. sagt, den Begriff “Anklage” habe er wohl falsch verwendet. Wenn der Begriff in der Vernehmung gefallen sein sollte, dann sicherlich irrtümlich.
Sturm will wissen, wie es in der Vernehmung zum Thema gekommen sei, dass Wohlleben 2003 oder 2004 gewusst habe, dass die Untergetauchten keine finanziellen Engpässe mehr hätten. Sch. sagt, er könne sich nicht erinnern. Sturm fragt, wann G. davon gewusst habe. Sch. sagt, dass das bei der Übergabe der 10.000 DM gewesen sein muss, er wisse aber nicht mehr was G. dazu gesagt habe. Dann geht es wieder um einen Themenübergang, den Sturm erklärt wissen will. Diesmal geht es um André K. und die Vorwürfe der Unterschlagung. Vor diesem Thema sei offenbar schon einmal von der Geldübergabe die Rede gewesen, warum das nicht im Protokoll stehe, will Sturm wissen. Sch., sagt, das sei an der Stelle wohl nicht protokollierungswürdig gewesen: “So einfach ist das.” Sturm fragt nach einer Pause, in der es ein Gespräch über eine mögliche Vertrauenszusage wegen einer Aussage zu Heise gegeben habe. Sch. sagt, er sei sich ziemlich sicher, dass G. das Thema von sich aus einbringen wollte. Die Notiz im Protokoll zu den befürchteten Repressalien habe G. von sich aus angebracht. Gespräche habe es während des Durchlesens des Protokolls in der Regel nicht gegeben.
Sturm fragt nach der Differenz zwischen den von G. genannten fünf Leuten, die über Gewalt diskutiert hätten, und der Angabe im “Nationalen Widerstand Jena” seien etwa zehn Leute gewesen. Sch. sagt, das sei sicherlich auch G. gefragt worden, es sei aber um den harten Kern des NWJ gegangen, es sei wohl auch mal Tino Brandt genannt worden, aber das wisse er nicht mehr sicher. Die Angaben zur Gewaltdiskussion habe G. von sich aus gemacht. Es sei dann wohl nachgefragt worden, wer dabei war, und dabei sei dann wohl gefallen, dass Zschäpe immer dabei war.

Sturm fragt dann nach dem 12. Januar 2012. Zunächst geht es darum, dass die Vernehmung auf Wunsch des Beschuldigten zustande gekommen sei, und um die Terminvereinbarung. Sch. sagt, er habe die Termine meist mit RA Hachmeister verabredet. Sturm fragt, zu den ‘Systemchecks’, Sch. antwortet, er nehme von den Schilderungen her an, dass alle drei im Gespräch zusammen gesessen hätten, wer genau G. abgefragt habe, habe er G. aber nicht gefragt. In Bezug auf die Hierarchien in der Gruppe hält Sturm aus einer Vernehmung durch den Beamten L. vor, die Sch. laut eigener Auskunft gelesen habe: Die Hierarchien sei so gewesen, dass die Uwes oben gestanden hätten, dann sei Zschäpe gekommen, dann Wohlleben und dann G. Ob er dazu noch etwas in Erinnerung habe, will Sturm wissen. Sch. sagt, darüber sei gesprochen worden, es sei immer darum gegangen, dass G. ganz unten gewesen sei. Zur Differenz zwischen der Aussage, Zschäpe sei gleichberechtigt gewesen, habe aber in der Hierarchie hinter den Uwes gestanden, sagt Sch., sie hätten gezielt nach der Rolle Zschäpes gefragt. Dabei habe G. gesagt, Zschäpe sei gleichberechtigt gewesen.

Dann geht es um Thomas Starke und um eine Formulierung, die Sch. in seiner Aussage benutzt habe, nämlich, dass zwischen einer ultimativen Drohung und einer zündfertigen Bombe ein Unterschied bestehe. Sturm will wissen, ob in den Vernehmungen von Zündfertigkeit die Rede gewesen sei. Sch. sagt, er glaube nicht. Zur Häufigkeit der Zahlungen, die Zschäpe laut G. etwa auf Reisen vorgenommen habe, hätten sie nicht gefragt, so Sch. Sturm hält G. eine Frage aus einer Vernehmung vor, ob G. gewusst habe, wo Mundlos zwischenzeitig gewohnt habe, als es zu Streit zwischen den drei gekommen sei. Sch. sagt, G. habe dazu keine Angaben machen können. Während der Vernehmung wirft Oberstaatsanwältin Greger ein, der Angeklagte André E. mache den Eindruck, dass er schlafen würde. E. widerspricht. Sturm will wissen, ob G. das Thema Verjährung der Straftaten von vor dem Untertauchen selbst angesprochen habe. Sch. bestätigt das. Sturm fragt, ob Sch. in den Vernehmungen den Eindruck gehabt habe, dass G. nicht die Wahrheit sagt. Die Bundesanwaltschaft sagt, es gehe nicht um den persönlichen Eindruck des Zeugen. Götzl schlägt vor, die Frage einzugrenzen. Sturm fragt nach Themen, bei denen die Beamten hätten nachbohren müssen. Sch. sagt, die habe es gegeben. Sturm sagt, aus dem Protokoll sei nicht erkennbar, wo nachgebohrt werden musste. Sch. sagt, bei der Frage nach dem Stoffbeutel sei das sicher der Fall gewesen. Sturm fragt nach der Überraschung der Beamten über die Aussage zum Waffentransport. Sch. sagt, natürlich seien sie überrascht gewesen, es habe ja keine Hinweise darauf gegeben, sie hätten das ohne die Aussage nicht herausfinden können. Götzl fragt Sch., ob er morgen noch einmal wieder kommen könne. Sch. sagt: “In weiser Voraussicht habe ich schon durch gebucht bis morgen.”

Es folgt die lange angekündigte Erklärung von Nebenklagevertreterin RAin Dierbach. Sie widerspricht damit der Erklärung Bundesanwalts Diemer vom 23. Verhandlungstag, in der dieser mit dem Verweis auf das Beschleunigungsgebot erklärt hatte, Fragen, die Gegenstand eines Untersuchungsausschusses zu sein hätten, zu beanstanden. Dabei sei es insbesondere um Fragen gegangen, die Mängel der Ermittlungsbehörden aufdecken sollen. Damit werde aber, so Dierbach, der Zweck des Strafprozess unzulässig verkürzt. Der Strafprozess diene gerade nicht lediglich der Überführung der Angeklagten, es gehe auch um die „Schaffung von Rechtsfrieden“. Das gehe nur, wenn der Sachverhalt umfassend aufgeklärt werde. Der Prozess diene auch der Überprüfung der Rechtmäßigkeit von Untersuchungen im Ermittlungsverfahren. Deshalb würden Ergebnisse der Ermittlungen auch nicht ungeprüft aus den Akten übernommen, sondern mündlich eingeführt ins Verfahren, in Frage gestellt und kritisch gewürdigt. Es gehe um einen Ausgleich zwischen den Interessen der Verteidigung, dem Strafanspruch des Staates und den Interessen des Nebenklägers. Der Verletzte sei nicht nur Beweismittel, sondern habe eigene Rechte als Verfahrenssubjekt. Der Nebenkläger habe das Recht, sein persönliches Interesse auf Genugtuung zu verfolgen. Dieses Recht sei keines auf Rache oder Sühne, sondern es gehe um die Aufklärung des Sachverhaltes, wozu auch die Aufklärung der Frage gehöre, ob bestimmte Geschehnisse durch Versagen der Behörden begünstigt oder ermöglicht wurden. Der Verweis auf einen Untersuchungsausschuss gehe fehl. In einem solchen Ausschuss finde der Nebenkläger kein Gehör und habe keine Rechte. Es gehe im Untersuchungsausschuss nicht um erlittene Rechtsverletzungen einzelner Bürger und der Ausschuss könne den Verletzten auch nicht rehabilitieren. Die Nebenkläger seien durch die Ermittlungen zum Teil massiv verletzt worden durch haltlose Verdächtigungen und Ermittlungen. İsmail Yozgats Hinweis, es könne sich bei den Tätern um Rechtsextreme handeln, sei ignoriert worden, stattdessen sei die Familie ausspioniert worden. Eine Rehabilitation der Nebenkläger könne nur im Strafprozess erfolgen. Das Beschleunigungsgebot sei wichtig, aber es dürfe nicht dazu dienen, Aufklärung zu verhindern. Schließlich sei die Frage, ob seitens der Behörden die Aufklärung der Taten verzögert oder verhindert worden sind, auch für die Schuldfrage relevant. Wenn durch staatliches Handeln so Einfluss auf das Verhalten eines Angeklagten genommen worden sei, dass ihm die Tat erleichtert wurde, dann könne dies Einfluss auf die Beurteilung der Schuld haben. Dies müsse schon zur Vermeidung von Revisionsgründen berücksichtigt werden.

Götzl fragt nach Stellungnahmen. Diemer sagt, der Vorsitzende habe die Erklärung verstanden, das Weitere lege er, Diemer, in die Hände des Gerichts.

Es folgt ein Antrag des Nebenklagevertreters RA Kienzle. Dabei geht es um die Ladungsverfügung. Er beantragt zur Systematik der Ladungsverfügung vom 28. Februar 2013 zurückzukehren. Die Logik dieser Verfügung sei gewesen, dass zuerst die Beamten, die die Angeklagten vernommen haben, befragt werden und dann die Mordtaten in ihrer chronologischen Reihenfolge verhandelt würden. Diese Struktur sei derzeit gefährdet, weil verschiedene Tatkomplexe nebeneinander behandelt und nicht abgeschlossen würden. Dadurch könne die innere Entwicklung der Taten nicht mehr nachvollzogen werden. Die Planung der Verhandlung entspreche nicht der gesetzlich geforderten bestmöglichen Beweismittelverwendung, dem Verfahren drohe die Übersichtlichkeit und Vorbereitbarkeit abhanden zu kommen. Zudem drohe ein Beweismittelverlust. Die Taten lägen teilweise bis zu 13 Jahre zurück, es drohe, dass Erinnerungen von Zeugen untergehen. Ein chronologisches Vorgehen trage zur im Rahmen des Möglichen optimalen Beweissicherung bei.
Götzl moniert, er müsse sich bei der Planung mit vielen organisatorischen Problemen herumschlagen, etwa mit den Urlaubsplanungen von Zeugen und Anwälten. Er wirft Kienzle vor, selbst in der ersten Septemberwoche in Urlaub zu gehen. Kienzle widerspricht, er sei im September nicht im Urlaub und werde an der Hauptverhandlung teilnehmen. Götzl sagt, man müsse die Planung auch an die Dauer der Vernehmungen bei der Vielzahl an Verfahrensbeteiligten anpassen. Kienzle sagt, er sehe keinen Dissens, wenn sich Götzl an der Verfügung vom Februar orientiere.

Um 17.07 Uhr endet der Verhandlungstag.

Rechtsanwalt Scharmer erklärt zu den Vernehmungen von Holger G.:

“Die über den BKA-Beamten in die Verhandlung eingeführte Vernehmung von Holger G. belastet Herrn Wohlleben und Frau Zschäpe erheblich. Die Aussagen erfolgten nach ordnungsgemäßer Belehrung im Beisein seines Verteidigers. Der Verteidigung von Frau Zschäpe ist es im Ergebnis nicht gelungen die Art und Weise oder den Inhalt der Vernehmung von Holger G. in Zweifel zu ziehen. Die Angaben von Holger G. sind vollumfänglich verwertbar.“


Protokoll 25. Verhandlungstag - 18. Juli 2013

Die Befragung des BKA-Beamten Sch., der den Angeklagten Holger G. vernahm, wurde abgeschlossen. Sie offenbarte, dass das BKA viele potenziell weiterführende Nachfragen anscheinend nicht gestellt hat. Auch wie der BKA-Beamte Sch. zu der Einschätzung kam, dass Holger G. bei seinen Aussagen über den bekannten militanten Neonazi Thorsten Heise von diesem nichts zu befürchten habe, ist verwunderlich. Die anschließende Befragung des Brandermittlers zur Frühlingsstraße wird im September fortgesetzt.

[Türkçe]

Zeugen:

	Horst Thomas Sch. (KOK, BKA, Vernehmungen von Holger G.)
	Frank L. (Brandermittler, Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße)




Die Sitzung beginnt um 9.44 Uhr. Erster Zeuge ist der BKA-Beamte Sch., der Holger G. vernommen hat und dessen Befragung gestern erneut unterbrochen worden war. Das Fragerecht hat die Verteidigung von Ralf Wohlleben. RA Klemke fragt Sch., ob er mit Thorsten Heise beruflich befasst gewesen sei. Sch. bestätigt das, er sei bei einer Durchsuchung gegen Heise dabei gewesen, habe ein Waffenverfahren geführt, das eingestellt worden sei, eine DNA-Probe entnommen, eine TKÜ-Maßnahme ausgewertet, auch von den Tonbändern, die Heise aufgenommen habe, habe er gewusst. Insgesamt habe er seit 2007 mehrmals mit Heise Kontakt gehabt, und habe G. daher beruhigen können in Bezug auf dessen Angst vor Heise. Klemke will wissen, ob die DNA-Probe eine Blut- oder Speichelprobe gewesen sei. Sch. sagt, es sei Speichel gewesen. Ob das etwas mit dem Waffenverfahren zu tun habe, will Klemke wissen. Oberstaatsanwältin Greger beanstandet die Frage, das sei ein anderes Verfahren, außerdem wolle sie den Zeugen an seine Aussagegenehmigung erinnern. Der Zeuge muss kurz wieder aus dem Saal, dann erläutert Klemke, es gehe um die Vernehmung von G. und dessen Angst vor Heise, es seien alle Fragen erlaubt, die sich auch nur mittelbar auf Verfahrensgegenständliches beziehen. Es gehe um die Waffe und ein mögliches Gewaltdelikt, das bei einem DNA-Abgleich nahe liege. Oberstaatsanwältin Greger hält ihre Beanstandung aufrecht, aber Götzl lässt die Frage Klemkes zu. Klemke fragt Sch., ob die Speichelprobe etwas mit dem Waffenverfahren zu tun gehabt habe. Sch. bestätigt das, sagt aber, er müsse sich, wenn es um Heise gehe, nochmal damit beschäftigen, weil es jetzt nicht sein Beweisthema sei. Klemke sagt, es gehe um Gs. Aussage. Sch. bleibt bei seiner Aussage, dass G. nichts zu befürchten gehabt habe. Diese Einschätzung beruhe auf persönlichen Erlebnissen und Ermittlungsergebnissen.

Klemke fragt, ob Sch. die Tonbänder von Heise kenne. Sch. sagt, er kenne sie, sie seien Thema im Untersuchungsausschuss gewesen. Er habe Akten zu Heise nur im Zusammenhang mit anderen Verfahren geführt. Er kenne Heises Vergangenheit. Klemke: “Und?” Götzl sagt, das sei keine Frage. Klemke fragt, ob Sch. von Vorstrafen Heises wisse. Sch. bejaht das. Ob auch Gewaltdelikte darunter seien, will Klemke wissen. Sch, sagt, er denke schon. Klemke hält Sch. vor, Heise sei unter anderem wegen Körperverletzung und Eingriffs in den Straßenverkehr vorbestraft und habe versucht, einen libanesischen Flüchtling zu überfahren. Trotzdem habe er, Sch., G. beruhigt, will Klemke wissen. Sch. bejaht das. Klemke: “Interessant.” Sch. sagt, das sei nicht interessant, das seien eher Jugendstraftaten gewesen. Heise habe häufig beruhigend eingewirkt. Außerdem habe Heise ein Geschäft und viel zu verlieren, da sei es auch egal, was er verkaufe. Jeder Mensch habe das Recht sich zu ändern. Seine Einschätzung sei jedenfalls gewesen, dass Heise für G. ungefährlich sei. Klemke will wissen, ob es sich bei den vorgehaltenen Taten Heises wirklich um Jugendstraftaten handele. Sch. sagt, er wolle sich nicht festnageln lassen, bleibe aber bei seiner Einschätzung zur Gefährlichkeit Heises. Klemke fragt, ob das vertrauliche Gespräch zwischen G. und Sch. im selben Raum stattgefunden habe, wie die Vernehmung, also in einem Raum mit Trennscheibe. Sch. bejaht das.

Es geht dann um die Beschreibung der transportierten Waffe durch G. (“gerader Lauf, gerade runter”). Klemke will wissen, ob G. damit eine Unterscheidung verschiedener Waffenarten zum Ausdruck bringen wollte. Nach Vorhalt seiner Aussage vom Dienstag sagt Sch., die Unterscheidung  zwischen Pistole und Revolver sei eine Einschätzung von ihnen gewesen, nicht von G. G. habe keine weiteren Angaben gemacht. Klemke fragt dann zur Rolle des Anwalts von G., RA Hachmeister, bei den Vernehmungen und zu den Beratungspausen. Er will wissen, ob sich G. auch mal zu Hachmeister herüber gebeugt habe ohne eine förmliche Unterbrechung. Sch. sagt, Hachmeister und G. hätten sich jederzeit besprechen können. Wenn es um bestimmte Sachen gegangen sei, hätten sie sich in einem anderen Raum besprechen können. Sie seien nicht gezwungen gewesen, vor den Beamten zu sprechen. Klemke sagt, es gehe nicht um Zwang. Er will wissen, ob eine Flüsterverständigung zwischen G. und Hachmeister stattgefunden habe. Sch. sagt, er könne sich an keine Flüsterverständigung erinnern. Klemke fragt, wie es zur Unterbrechung nach der Erwähnung des Stoffbeutels gekommen sei. Sch. sagt, in der Regel seien die Unterbrechungen auf Initiative Hachmeisters zustanden gekommen. Klemke sagt, es gehe nicht um die Regel. Sch.: “Wenn ich mich recht erinnere, war es so wie es in der Regel war.” Klemke will wissen, ob die Beamten dem Kollegen Hachmeister geraten hätten, sich mit G. zu besprechen. Sch. sagt nach einem kleinen Geplänkel um den Begriff Kollege, den Sch. auf sich bezogen hatte, er habe nichts empfohlen, so etwas würde er sich nie heraus nehmen.

Klemke fragt dann, ob zu den Benefizveranstaltungen für die Untergetauchten Nachfragen gestellt wurden, etwa dazu, welche Veranstaltungen konkret organisiert wurden und wieviele. Sch. sagt, wenn im Protokoll keine Präzisierung erfolgt sei, dann habe G. das wohl nicht präzisiert. Auf Nachfrage von Klemke, ob G. gefragt worden sei, woher er von den Veranstaltungen gewusst habe, sagt Sch., G. habe ausgesagt von André K. über die Flucht informiert worden zu sein. Sch. sagt, er glaube, dass die Frage nicht im Protokoll stehe. Klemke sagt, er wolle wissen, ob die Frage gestellt wurde. Sch. erwidert, er könne das nicht genau sagen, wenn es nicht im Protokoll stehe. Klemke fragt, ob G. gefragt worden sei, ob er an einer der Veranstaltungen teilgenommen habe. Bundesanwalt Diemer fragt, wie oft denn noch dieselbe Frage gestellt werden solle. Götzl sagt, es stehe etwas im Protokoll, er hätte das sonst auch selbst gefragt. Sch. bittet Klemke darum, ihm die Passage vorzuhalten. Klemke sagt, das könne der Vorsitzende dann später machen, Sch. habe also keine Erinnerung. Klemke fragt, ob bei der Fähre nach Usedom während eines der Urlaube näher nachgefragt worden sei. Sch. sagt, es sei wohl nachgefragt worden; wenn er sich recht erinnere, habe G. keine Antwort geben können. Mit den Urlauben habe sich eine andere Ermittlungsgruppe beschäftigt. Klemke sagt, Sch. sei doch federführend bei G. gewesen, was Sch. bestätigt. Sch. sagt, es habe Kontakte zur Ermittlungsgruppe gegeben, da habe er ja auch das Bild aus Lübeck her bekommen. Aber: “Wenn’s nicht drin steht, steht’s nicht drin.“ Klemke fragt danach, ob Sch. bei der Vernehmung nachgeprüft habe, ob der Belehrungstext im Laptop korrekt ist. Sch. sagt, er sei davon ausgegangen, bittet aber um einen Vorhalt. Klemke sagt: “Das kann der Vorsitzende dann machen.” Götzl sagt, Klemke solle sich nicht auf sein Kosten profilieren. Klemke fragt dann zum Rundflug über Usedom, ob nachgefragt worden sei, um was für Maschinen es sich gehandelt habe. Sch. sagt, das könne er nicht genau sagen. Klemke fragt, wo der Flugplatz gewesen sei. Sch. sagt, es habe Ermittlungen gegeben, für sie sei das nicht so interessant gewesen. Ob das eine “Ceska” [meint wahrscheinlich die Flugzeugmarke 'Cessna'] gewesen sei, sei für ihn nicht interessant gewesen.

Dann geht es um die Angaben zu den Personen, die den Dreien nach der Flucht Unterkunft gewährt hätten, es habe sich dabei um “Blood & Honour” Sachsen gehandelt. Sch. sagt, G. habe das dahingehend präzisiert, dass er das angenommen habe, weil “Blood & Honour” keine Säufer waren, sondern politische Unterstützer der Szene. Klemke fragt, ob denn nachgefragt worden sei, ob alle politisch Aktiven in Sachsen zu “Blood & Honour” gehörten, der Schluss G.s sei ja nicht zwingend. Sch. sagt, es sei nachgefragt worden, aber G. habe nichts Näheres dazu sagen können. Zum Thema “Pogromly”-Spiel und wer das entwickelt habe, will Klemke wissen, ob nachgefragt worden sei, woher G. die Kenntnisse habe. Sch. sagt, Mundlos sei wohl führend gewesen, sie hätten wohl nachgefragt, aber wenn es nicht im Protokoll stehe, sei wohl keine Präzisierung gekommen, das habe er jetzt mehrmals gesagt. Klemke fragt, ob vor der Lichtbildvorlage mit einem Bild von Thomas Starke eine Personenbeschreibung abgefragt worden sei. Sch. verneint. Klemke sagt, es sei G. keine Wahllichtbildvorlage gemacht worden, sondern nur ein Bild vorgelegt worden, und will wissen, warum das so sei. Sch. sagt, G. habe angegeben, er kenne Starke, deswegen sei keine Wahllichtbildvorlage gemacht worden. Warum es Sch. lieb gewesen sei, wenn Hachmeister bei den Vernehmungen anwesend war, will Klemke wissen. Sch. sagt, er finde das immer angenehmer, der Angeklagte könne sich dann beraten und alles gehe schneller, er sehe den Anwalt nicht als Nachteil für die Vernehmung an. Klemke will wissen, ob G. mal gesagt habe, wie oft er die drei zwischen Untertauchen und Waffenübergabe kontaktiert habe. Sch. sagt, er meine, es habe telefonischen Kontakt, Urlaube und Besuche gegeben, aber wie genau und wie oft, wisse er nicht. Klemke fragt, ob abgeklärt worden sei, ob die ersten Urlaube G.s mit Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe vor oder nach der Waffenübergabe gewesen seien. Sch. sagt, nach den Zeitangaben von G. sei der erste Urlaub vor der Waffenübergabe gewesen, die anderen danach. Dann geht es darum, dass G. die Schilderungen zum Waffentransport damit eingeleitet habe, dass Wohlleben ihn “überredet” habe, einen Stoffbeutel zu transportieren. Sch. sagt, wenn man es genau wissen wolle, müsse man ins Protokoll schauen. Klemke sagt, das stehe auch im Protokoll. Dann sagt Klemke, Sch. habe angegeben, G. habe erst während der Zugfahrt geschaut, was denn im Beutel war, und fragt, warum G. dann überhaupt habe überredet werden müssen. Sch. sagt, wenn es nicht im Protokoll stehe, wisse er es auch nicht. Oberstaatsanwalt Weingarten beanstandet, der Vorhalt sei nicht richtig, bei der Formulierung “überreden” sei es noch nicht um einen Stoffbeutel gegangen. Klemke sagt, er habe einen zusammenfassenden Vorhalt gemacht, er verwahre sich gegen die Unterstellung des GBA. Klemke fragt Sch., ob er also den Zeugen nicht damit konfrontiert habe, wieso er habe überredet werden müssen. Wieder beanstandet Weingarten. Götzl liest den Passus aus dem Protokoll vor, in dem steht, G. sei überredet worden, einen Transport zu übernehmen. Klemke fragt, was G. denn gesagt habe, was er transportieren solle. Sch. verweist wieder aufs Protokoll. Klemke sagt, dann sei es also erst um einen Transport gegangen, dann um eine Reisetasche, dann um seine Reisetasche und darin einen Beutel. RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, sagt, im Vernehmungsprotokoll stehe wohl, dass es beim Überreden um einen Transport gehe, hier habe der Zeuge aber davon gesprochen, dass G. überredet worden sei, einen Stoffbeutel zu transportieren. Götzl sagt, es sei aber aufs Protokoll abgestellt worden. Klemke fragt wieder Sch. Der antwortet, dass aus seiner Erinnerung G. gesagt habe, er sei überredet worden, einen Stoffbeutel zu transportieren. Er, Sch., habe wohl nicht nachgefragt, warum er überredet werden musste. Nach einer weiteren Beanstandung durch den GBA wird Klemke etwas laut, dann fragt er Sch. ob er keinen Anlass gehabt habe, G. zu fragen, wieso er das Wort ‘überreden’ benutzt habe. Sch.: “Wenn es nicht im Protokoll steht, weiß ich nicht mehr, ob ich mich veranlasst gesehen habe.”

Dann fragt Klemke zu den verschiedenen Führerscheinen. G. habe den Führerschein mit der Nummer AX51 als verloren gemeldet, dann habe er den Führerschein AX52 erhalten, dann habe er den beschädigten Führerschein AX51 umgetauscht und dafür den Führerschein AX53 erhalten. Klemke will wissen, ob die Führerscheinstelle dazu Nachfragen gestellt habe, etwa ob die Angaben zum Verlust von AX51 falsch gewesen seien. Sch. sagt, er könne sich nicht erinnern. Ob die Ermittler bei der Führerscheinstelle nachgefragt hätten, will Klemke wissen. Soweit er wisse, sei bei der Führerscheinstelle nachgefragt worden. Er habe aber keine Erinnerung, für ihn sei wichtig gewesen, dass ein Führerschein bei einer Anmietung aufgetaucht sei und G. einen als verloren gemeldet habe.

Dann will Klemke wissen, ob G. angegeben habe, irgendetwas zu Wohlleben gesagt zu haben, als dieser ihm den Stoffbeutel in die Tasche gesteckt habe. Eine naheliegende Reaktion sei ja zum Beispiel, zu fragen: “Suchst du was Bestimmtes?” Sch. sagt, für ihn sei ausreichend gewesen, dass G. überredet worden sei, etwas zu transportieren. Klemke fragt, ob er das so interpretieren könne, dass nicht nachgefragt wurde. Sch.: “Das können Sie so interpretieren.” Klemke sagt, G. habe gesagt, er habe aus dem Durchladen der Waffe geschlossen, dass das eine scharfe Waffe war. Sch. bestätigt das. Ob Sch. den Schluss mal hinterfragt habe, ob man nicht auch eine Schreckschusspistole durchladen könne, will Klemke wissen. Sch. sagt, er wisse nicht, ob das nachgefragt worden sei, er sei kein Waffenexperte. Sch. sagt, G. sei nicht gebeten worden, die Waffe zu beschreiben, es habe eine Waffenvorlage gegeben. Klemke will wissen, auf welcher Grundlage die Waffenvorlage dann durchgeführt worden sei. Die Bundesanwaltschaft beanstandet, Klemke weist die Beanstandung als Unfug zurück, Götzl lässt die Frage zu. Klemke fragt, warum sich Sch. keine Beschreibung der Waffe habe geben lassen. Sch. sagt, weil sie eine Waffenvorlage hätten machen wollen. Dazu hätten sie eine Fachdienststelle gehabt, dem Staatsanwalt habe das auch ausgereicht. Dann fragt Klemke zur Vernehmung am 1. Dezember, da stünden kurze Fragen und kurze Antworten im Protokoll, ob das Protokollierungsverhalten anders gewesen sei. Sch. sagt, sein Kollege habe die Antworten formuliert, es seien dann wohl auch kurze Fragen und kurze Antworten gewesen. Klemke zitiert das Protokoll, in dem einmal ‘die Drei’ durch Anführungszeichen abgehoben sei. Er will wissen, ob G. ‘die Drei’ sprachlich in Anführung gesetzt habe. Sch. sagt, wenn das so im Protokoll stehe, dann sei das wohl so gewesen, G. habe ja auch die Gelegenheit gehabt, sich das nochmal durchzulesen. Ob G. bei dieser Vernehmung vielleicht nicht habe folgen können, will Klemke wissen. Sch. sagt, wenn er dafür Anhaltspunkte gehabt hätte, dann hätte er die Befragung wohl abgebrochen. Klemke will wissen, ob es Sch. komisch vorgekommen sei, dass Wohlleben, obwohl er laut G. unter Beobachtung gestanden habe, eine Waffe besorgt und bei sich in der Wohnung aufbewahrt haben solle. Sch. sagt, für ihn sei die Aussage nur insoweit wichtig gewesen, als dass es ein Grund gewesen sei, warum G. die Waffe transportieren solle. G. habe ja gesagt, Wohlleben habe ihn auch deswegen gefragt, ob er den Transport übernehmen könne, weil er sowieso an Zwickau vorbei käme, so Klemke. Ob denn gefragt worden sei, wohin G. auf dem Weg gewesen sei. Sch. sagt, wenn er sich recht entsinne, zur Schwester. Wo die denn wohne, will Klemke wissen. Sch. antwortet, er meine in der Jena oder so, wolle sich aber nicht festnageln lassen. Die Erklärung G.s sei für sie ausreichend gewesen. Wo denn Wohlleben gewohnt habe, will Klemke wissen. Sch. sagt, Wohlleben habe in Jena gewohnt. Also hätten die beiden im selben Ort gewohnt, so Klemke. Sch. sagt, er habe sich vertan. Sch. kann auf Nachfrage nicht sagen, wo G. zum Zeitpunkt des Transports gewohnt habe, den Umzug Gs. datiert er auf 2004, der Ortsname Großloebichau sage ihm nichts.

Zwischendurch fragt Klemke danach, ob Sch. die Aussagen von Andreas S. kenne, des Betreibers des “Madley”-Ladens, den G. als möglichen Waffenlieferanten angegeben habe. Sch. bestätigt das. Ob dieser eine Weitergabe einer Waffe an Wohlleben bestätigt habe, will Klemke wissen. Sch. sagt, Andreas S. habe ausgesagt, dass er an den Angeklagten Carsten S. eine Waffe übergeben habe. Soweit er, Sch., wisse, habe Andreas S. nur diese eine Waffenübergabe zugegeben. Dann will Klemke wissen, ob es Sch. erstaunen würde, zu erfahren, dass G. schon 1997 nach Hannover verzogen sei. Sch. antwortet, dann sei das wohl so. Klemke fragt, ob Sch. G. also nicht gefragt habe, ob Zwickau auf dem Weg von Jena nach Hannover liegt. Wieder verweist Sch. auf die Schwester G.s. Klemke sagt, die wohne in der Nähe von Jena. Sch. sagt, sie hätten das nicht hinterfragt, er wisse auch nicht, wie G. zu Wohlleben gekommen sei. Auch Klemke fragt, wie gestern schon RAin Sturm, zum Begriff der Zündfähigkeit der Rohrbomben. Sch. sagt, es könne sein, dass er den Begriff zündfähig benutzt habe, aber nicht um zu verschärfen. Es sei um die Aussage Gs. gegangen, der Begriff sei ihm, Sch., so in den Mund gekommen.

Dann fragt RAin Schneiders. Sie möchte wissen, ob nachgefragt worden ist, warum Wohlleben laut G. das Sammeln von Geld für die Untergetauchten etwa 2000 beendet habe. Sch. sagt, soweit er sich erinnere, sei es Wohlleben um seine Karriere in der NPD gegangen. G. habe ja ausgesagt, es sei von den drei Druck auf ihn ausgeübt worden, so Schneiders, ob denn nachgefragt worden sei, ob auch auf Wohlleben Druck ausgeübt wurde. Sch. sagt, soweit er wisse, nicht, nur G. habe mal bei Wohlleben nachfragen sollen, das sei auch protokolliert. Es sei wohl nicht nachgefragt worden, ob Wohlleben von G. Drogenkonsum und Spielsucht wusste, so Sch. Schneiders sagt, im Zusammenhang mit dem Besuch der Drei 2005 sei ja von einem Ausstieg G.s aus der rechten Szene die Rede gewesen. In diesem Zusammenhang sei auch von einem Basti die Rede, ob er, Sch. wisse, wer das sei. Sch. sagt, er glaube, es handele sich um einen Sebastian S. oder so ähnlich. Ob es auch Sebastian W. sein könne, will Schneiders wissen. Sch. sagt, das wisse er nicht, ein Sebastian W. sei ermittelt worden, aber nicht von Bedeutung fürs Verfahren. Dann hält Schneiders Sch. eine SMS aus der Telefonauswertung von Holger G. vor, in der ein Basti G. zu einem Hammerskins-Festival nach Italien einlädt. Sch. sagt, sie hätten G. nicht auf den Widerspruch zum angeblichen Ausstieg angesprochen. G. habe ja auch eingeräumt, wieder Kontakt zur rechten Szene, unter anderem zu Oliver M. aus Hannover, aufgenommen zu haben. Dann fragt auch Schneiders noch einmal zu G.s Äußerung, man könne nicht mit fünf Leuten die Welt retten, da habe er sich ja nicht auf die Zahl 5 festlegen wollen. Es sei ja gefragt worden, ob es mehr Leute als die drei, G. und Wohlleben gegeben habe. Ob denn auch nach Tino Brandt gefragt worden sei, will Schneiders wissen. Sch. sagt, dass im Protokoll stehe, dass G. Brandt erwähnt habe. Schneiders will wissen, ob gefragt worden sei, wo Brandt bei der Gewaltdiskussion gestanden habe. Sch. sagt, sie seien davon ausgegangen, dass Brandt auf Seite der Gewalt gestanden habe, weil G. gesagt habe, dass er und Wohlleben gegen Gewalt gewesen und André K. neutral. Sch. sagt, er gehe jetzt davon aus, dass Tino Brandt für Gewalt gewesen sei. G. habe nichts geäußert, was ihn, Sch., diesen Rückschluss habe ziehen lassen.

Dann geht es um die Tonbänder, die bei Thorsten Heise gefunden wurden. Sch. sagt, er meine, er habe im Jahr 2008 Kenntnis von den Bändern erhalten, das Waffenverfahren gegen Heise, das er geführt habe, sei ein Nebenprodukt eines Verfahrens wegen CDs gewesen, die Waffe sei zufällig im Schlafzimmer Heises gefunden worden. Schneiders fragt, es sei eine Waffe gefunden worden, aber Sch. habe Heise weiterhin für ungefährlich gehalten, ob das richtig sei. Sch. sagt, nach Heises Aussagen sei ihm die Waffe untergeschoben worden und Heise sei damit auch bei Gericht durchgekommen. Sch. will wissen, ob in den Tonbändern Waffen vorkommen. Sch. sagt, es gehe wohl um eine Aufnahme während einer Autofahrt, die Aufnahme sei nicht so toll, er wisse nur grob den Inhalt, es gehe wohl um Geld und Heise habe viel geschrien. Schneiders liest Sch. eine Transkription vor, in der einige Stellen als unverständlich markiert sind. Es geht unter anderem darum, was die andere Person denke, was mit “dem Geld” passiere, es gebe Leute im gesamten Bundesgebiet, die sich reichlich mit Waffen versorgt hätten. Sch. sagt, Heise drohe hier viel, da stecke aber nichts dahinter. Heise sei um viel Geld betrogen worden und wenn er so gefährlich wäre, dann hätte er dem anderen wohl etwas getan. Sch. sagt, das sei “Blablabla”. Schneiders fragt, ob Sch. bekannt sei, dass der Gesprächspartner nicht mehr lebe. Sch. sagt, er kenne den Fall, er meine, das sei ein Unfall gewesen, jedenfalls sei es deutlich später gewesen und Heise habe nichts damit zu tun. Auf Nachfrage sagt er, er sei bei seiner Einschätzung geblieben, dass Heise für G. ungefährlich sei. Dann fragt Schneiders noch zu einer Frage aus einer Vernehmung, in der es um die Chemnitzer “88er” geht. Es seien die Personen “Ma.” und “Be.” abgefragt worden. Sch. sagt, die Namen hätten sie bekommen und die seien dann abgefragt worden. “Ma.” sei ihm noch im im Kopf, weil G. die als dicke Frau beschrieben habe, vor der auch die Männer Angst gehabt hätten.

Dann fragt RA Pausch, Verteidiger von Carsten S. Es geht um das angebliche konspirative Treffen zwischen Wohlleben, G. und Carsten S. Ob die Frage dazu Bestandteil eines Fragenkataloges gewesen sei, will Pausch wissen. Sch. sagt, er meine, er habe ein Dokument dazu gehabt. Pausch sagt, es sei protokolliert: “Fragen zur Äußerung des G. gegenüber der Eltern des Böhnhardt, ‘die werden sich eher erschießen als ergeben’”. Das sei ja eher eine Überschrift. Sch. sagt, das komme wohl aus einen Fragenkatalog. Dann hält Pausch einen Vermerk des Verfassungsschutzes vor, nach dem über eine V-Person weitere Erkenntnisse über die drei Flüchtigen im Gespräch der V-Person mit Ralf Wohlleben gewonnen worden seien. Götzl will wissen, worauf Pausch hinaus wolle. Pausch, sagt es gehe darum, dass Carsten S. nicht bei dem Treffen dabei war. Sch. sagt, das sei nicht der Vermerk, der ihm vorgelegen habe, er sei sich aber nicht sicher, ob S. dabei war. Pausch zitiert weiter aus dem Vermerk. Schließlich sagt Sch. die Stelle sei ihm bekannt, dann habe er das wohl verwechselt und müsse das korrigieren. Dazu, dass Carsten S. die rechte Hand von Wohlleben gewesen sei, hätten sie G. nicht weiter befragt. Dann fragt der psychiatrische Sachverständige Saß. Unter anderem will er wissen, zwischen wem die Spannungen in der Gruppe der drei genau aufgetreten sei. Sch. sagt, sie seien davon ausgegangen, dass die Spannungen zwischen Böhnhardt und Mundlos bestanden hätten, sonst hätte Mundlos wohl nicht zum Messer gegriffen. Götzl hält Sch. dann eine Stelle zu Informationen über die drei vor, nach der G. diese im Wesentlichen von Wohlleben erhalten habe, bis er selbst mit ihnen telefonieren habe können, es habe Benefizkonzerte gegeben, das Geld sei an André K. gegangen, der es dann habe weiter geben sollen, da habe es irgendwie Ärger gegeben, dass wisse G. aber nicht. Ob Sch. jetzt differenzieren könne, von wem die Informationen zu den Konzerten gekommen seien. Sch. sagt, er wisse das nicht mehr. RA Narin möchte wissen, ob Fragen dazu gestellt wurden, warum Heise eine Nummer zu groß für G. gewesen sei. Sch. sagt, er denke nicht. Narin will wissen, ob Sch. damals bei der Vernehmung gewusst habe, dass G. vorher mit Heise in Verbindung stand. Das könne er nicht genau sagen, so Sch. Narin will wissen, ob Sch. G. gefragt habe, warum er Heise kontaktiert habe, wenn doch bereits Kontakte von u.a. André K. zu Claus Nordbruch bestanden hätten, ob es vielleicht ein weiteres Motiv für den Kontakt zu Heise gab? Sch. sagt, G. habe diese Information gegeben und die sei schlüssig gewesen, daher hätten sie nicht nachgefragt.
Götzl hält Sch. dann vor, dass im Protokoll zum 1. Dezember von Tatverdacht der Beihilfe zum Mord die Rede sei, nicht von der Anklage. Sch. sagt, das sei dann wohl die Formulierung gewesen, diese sei auch von Dr. Moldenhauer vorgegeben gewesen. Er könne aber nicht völlig ausschließen, dass er ‘Anklage’ gesagt habe, jedenfalls habe G. sofort die Gelegenheit gehabt, mit seinen Verteidiger zu telefonieren. Dann fragt noch einmal RAin Sturm. Es geht um die Formulierung G.s, dass der Waffentransport das “letzte Mal” sei, das G. so etwas mache. Sch. habe gestern gesagt, G. habe wegen der Pumpgun von weiteren Waffen gewusst. Sturm möchte auf eine zeitliche Differenz hinaus, denn die Waffenübergabe sei in etwa auf 2001 datiert worden, das Zeigen der Pumpgun aber auf 2002/2003. Das heiße bei seiner Waffenübergabe habe G. nichts von der Pumpgun wissen können. Sch. sagt, er habe das gestern falsch verstanden. G. habe keine weiteren Angaben gemacht, dass er damals etwas von weiteren Transporten gewusst habe, er habe gesagt, er würde keine solchen Sachen mehr machen. Sturm hält Sch. vor, er habe heute zu RA Klemke gesagt, die Unterbrechung der Vernehmung am 25. November 2011 sei auf Initiative Hachmeisters eingelegt worden, gestern habe er aber davon gesprochen, dass G. die Unterbrechung gewünscht habe. Sch. sagt, dann habe wohl G. mit Hachmeister gesprochen, der dann die Unterbrechung gewünscht habe. Sturm will wissen, ob bei dem Beispiel, das G. für die Gewalttätigkeit von Zschäpe gebracht habe, nachgefragt worden sei, ob G. selbst bei der Situation dabei gewesen sei. Sch. sagt, dass er, so wie G. es erzählt habe, davon ausgegangen sei, dass G. dabei war. RAin Schneiders fragt, ob nach der Ausantwortung zur Rekonstruktion des Weges vom Bahnhof Zwickau in die Polenzstraße, bei der G. angegeben habe, der Aldi-Markt habe damals noch nicht gestanden, mal zur zeitlichen Eingrenzung geprüft worden sei, wann der Markt gebaut wurde. Sch. sagt, soweit er wisse, nicht. Nebenklagevertreter RA Kuhn sagt, G. habe angegeben, “einen Teil” seiner Informationen zu Heise preis zu geben. Ob denn mal nachgefragt worden sei, was der andere Teil gewesen sei, will Kuhn wissen. Sch. sagt, dass sie, nachdem er G. habe beruhigen können, davon ausgegangen seien, dass G. alles gesagt habe.

Nebenklagevertreter RA Elberling kündigt eine Erklärung nach § 257 zur Aussage Sch.s an, ebenso RAin Schneiders. Heer kündigt an, eine längere Erklärung zum Thema Holger G. abgeben zu wollen. Götzl bittet darum, die Erklärungen am kommenden Dienstag abzugeben.

Nach der Mittagspause folgt um 13.50 Uhr erneut der Brandermittler L. und fährt mit der Besprechung der Lichtbildmappen zum Brand in der Frühlingsstraße fort. Zuerst geht es um den Brandbereich A, das so genannte Katzenzimmer. Auch hier befand sich ein Bett, die Schlafstelle 1 sowie eine Flachbildfernseher. Zu sehen ist auch der ehemalige Standort einer Überwachungskamera. L. macht in diesem Raum ein Brandzentrum aus. Man sieht Bilder der Reste eines Unterschranks, aus dem Gegenstände gesichert werden, u.a. eine Videokamera. Im Raum habe sich eine Nische mit Gegenständen befunden, so L. Die Wand Richtung Veilchenweg ist heraus gesprengt. Auch hier habe sich das Feuer schon in die darüber liegende Wohnung ausgebreitet. Dann geht es in den Bereich J, das Bad links. Die Fliesen im Bad sind komplett abgefallen. Auch hier habe es eine Durchbrennung nach oben gegeben, so L. Es geht weiter mit dem Bereich L, dem durch eingezogene Gipskartonwände abgegrenzten Gang. Die Wände seien, so L., durch den Bagger herausgerissen worden, es sei aber durch Brandspuren nachvollziehbar, wo sie gestanden hätten. Auf einem Bild sieht man einen auf dem Fußboden liegenden Schlüssel. Dann geht es zum ebenfalls durch Gipskartonwände abgegrenzten Lager, das so genannt worden sei, weil hier verschiedene Gegenstände abgelagert worden seien. Auf Bildern sieht man geöffnete Schränke. L zeigt ein Bild einer roten Markierung auf dem Fußboden, die er nicht habe zuordnen können. Dann geht es zum Bereich N, der Nachsuche. Es gehe dabei um den Schutt, der durch den Bagger nach draußen gebracht worden sei und dort ab Montag durch mehrere Polizeikräfte durchsucht worden sei. Es seien zwei Flächen aufgebaut worden, dort sei alles durchsucht und getrennt worden nach Verwertbarkeit oder Nichtverwertbarkeit. Die gefundenen Waffen seien immer sofort in Kartons verpackt worden, weil die Presse rund um das Grundstück gewesen sei. Dann geht es um das Dachgeschoss und den Dachstuhl. In der linken Wohnung habe es, so L., eine großflächige Durchbrennung gegeben, an der Giebelseite habe es eine starke Brandeinwirkung gegeben. Auf Bildern sieht man Werkzeuge. In der rechten Wohnung sei nur teilweise Ruß aus Versorgungsschächten ausgetreten, es habe aber keine Durchbrennungen gegeben. Auch im Dachstuhl habe es an der Giebelseite schon gebrannt. Die nächste Skizze zeigt die verschiedenen Druckwellen in der Brandwohnung. Es habe drei gegeben, die größte im Sportraum, eine weitere im Schlafzimmer und die dritte im Katzenzimmer; die Nummerierung sage jedoch nichts über eine zeitliche Abfolge aus. L. sagt, er gehe davon aus, dass die Druckwellen in einem Zusammenhang gestanden hätten. Als nächstes werden die Auffindesituationen der Brandlegungsmittel gezeigt. L. sagt, das Anwesen sei durch Spürhunde an zwei Tagen durchsucht worden. Dann seien an den Stellen, an denen die Hunde angeschlagen hätten, mit einem Messgerät Vorproben untersucht worden, schließlich seien Proben entnommen und ans LKA geschickt worden zur Untersuchung. Die erste Spur sei unterhalb der Eingangstüre der Gaststätte im Erdgeschoss gefunden worden. Dort sieht man aber keine Brandspuren. Ein Bild zeigt einen Zehn-Liter-Benzinkanister im Eingangsbereich der Brandwohnung, der jedoch erst durch die Feuerwehr dorthin verbracht worden sei und vorher auf dem Treppenabsatz vor der Wohnung gestanden habe. Bei einem der Bilder zu einer Brandspur im Wohnzimmer sind Bücher zu sehen, unter anderem “Die Rache der Zwerge”. Nach Aufnahmen von Sicherungskästen, Elektrogeräten und Gasanlagen, geht es um die Auffindeorte der im Haus gefundenen Waffen. Fundwaffe W01, eine Radom, sei im Schlafzimmer gefunden worden. Das Magazin sei eingeführt gewesen, die Patronen hätten durch den Brand ausgelöst, die Waffe sei dem BKA übergeben worden. Fundwaffe W02, eine Erma, sei im geöffneten Wandtresor gefunden worden, zusammen mit Handfesseln. Auf späteren Nahaufnahmen der Fesseln sieht man eine Nummerierung, die, so L., von der Polizei zur Identifizierung von Handfesseln genutzt werde. Fundwaffe W03, eine Walther PP, sei im Brandschutt vor einem Unterschrank in Brandbereich G gefunden worden. Weitere Bilder zeigen die Fundorte von Geldscheinen in Bereich L, die teilweise auf dem Fußboden, teilweise im Regal gefunden worden seien. Dann geht es um den Keller der Brandwohnung, der durch Stahltüren und Kontaktmelder geschützt gewesen sei. Man sieht u.a. ein Regal voller Plastikflaschen mit Mineralwasser und Milchpackungen. Außerdem ist ein Kinderfahrrad zu sehen. Die Bilder zeigen weitere Räder und einen Bootsmotor. Zu sehen sind eine Werkbank, eine Kreissäge und diverse Werkzeuge. Außerdem zeigen die Bilder eine Holzplatte mit Löchern. Dies seien Einschusslöcher, so L. Einige Bilder zeigen eine Kiste aus Sperrholz mit Öffnungen. Eine ähnliche Kiste sie auch im Bereich N, der Nachsuche gefunden worden, diese sei nur schmaler gewesen. Die nächsten Bilder zeigen die geöffnete Kiste, die innen mit Polystyrol verkleidet ist. Ein Bild zeigt an die Wand gezeichnete Kilometer-, Minuten- und Durchmesserangaben. Die nächsten Bilder zeigen den sukzessiven Abriss der Haushälfte Frühlingsstraße 26, um nachzuschauen, ob sich noch irgendwo Verstecke oder Hohlräume befinden. Die andere Haushälfte sei dann erst auf Initiative der Stadt Zwickau abgerissen worden, so L. Danach folgen Aufnahmen aus der Polizeidirektion Zwickau. Die dortigen Garagen seien geräumt, gesäubert und mit weißem Papier ausgelegt worden. Dort seien dann alle Spuren sortiert nach ihrem Fundort ausgelegt worden, so L. Die Spuren seien wegen des Löschwassers nass gewesen und hätten sofort trocknen sollen, um noch Fingerabdrücken und DNA sichern zu können. Es folgen noch einige Bilder von ausgelegten Kleidungsstücken, Schuhen und Straßenkarten. Dann ist die zehnte Lichtbildmappe beendet.

Richter Götzl unterbricht die Vernehmung L.s erneut und bittet ihn, im September wieder zu kommen. Um 16.13 Uhr endet der heutige Verhandlungstag.

Rechtsanwalt Peer Stolle erklärt zur Befragung des BKA-Beamten zu den Vernehmungen von Holger G.:

“Die Erkenntnisse aus der heutigen Befragung über Holger G. sind nicht neu. Dass er noch in der rechten Szene verankert ist, war nach Aktenlage klar. Wenn er seinen eigenen Tatbeitrag versucht herunterzuspielen, so passt das zu seinem bisherigen Aussageverhalten. Die teilweise vorhandenen Widersprüche in seinen Aussagen führen nicht dazu, dass man ihm die Details zur geschilderten Waffenübergabe und seiner weiteren Tatbeiträge nicht glauben kann. Damit hat Holger G. nicht nur Zschäpe und Wohlleben, sondern auch sich selbst erheblich belastet - und zwar mit Fakten, die den Ermittlungsbehörden zu diesem Zeitpunkt noch nicht bekannt waren. Allerdings wirft es kein gutes Licht auf die Vernehmungsbeamten des BKA, dass naheliegende Fragen nicht gestellt worden sind.“


Protokoll 26. Verhandlungstag - 23. Juli 2013

Zum Mord an Enver Şimşek wurden ein Gerichtsmediziner und ein Waffensachverständiger gehört. Letzterer hatte für sein siebenseitiges Gutachten über zwei Jahre gebraucht, weil andere Fälle als „vordringlich“ betrachtet wurden. Zentral am Verhandlungstag waren mehreren Erklärungen zu der Verwertung der Vernehmungen Holger G.s.

Zeugen und Sachverständige:

	Prof. Dr. Stephan Seidl (Sachverständiger, Obduktion des Leichnams von Enver Şimşek)
	Dieter Stiefel (Waffensachverständiger, LKA Bayern, Mordfall Şimşek)
	Horst H. (KHK, BKA, Vernehmung Holger G.)
	Herbert Ma. (KHK, Vernehmung der Zeugin M., Mordfall Özüdoğru)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.48 Uhr. Die Gäste- und Pressetribüne ist heute ungewöhnlich voll.

Als erstes wird der Sachverständige Prof. Dr. Seidl vernommen, der zusammen mit einem Kollegen am 12. September 2000 die Obduktion des Mordopfers Enver Şimşek vorgenommen hat. Seidl schildert insgesamt acht Verletzungen. Die Verletzung mit der Ziffer 1, ein Schädelsteckschuss, sei die letztlich tödliche gewesen. Die weiteren Verletzungen hätten, so Seidl, durchaus überlebt werden können. Die Verletzung mit der Ziffer 6, ein Rumpfsteckschuss, der an der rechten Brustseite eingetreten sei, hätte, so Seidl, wegen eines Pneumothorax potenziell lebensbedrohlich werden können. Tödlich sei aber die Verletzung mit der Ziffer 1 gewesen. Bei den anderen Verletzungen sei die Lebensbedrohlichkeit eine zeitliche Frage, da der Blutverlust insgesamt erheblich sein könne. Die Verletzung mit der Ziffer 8 sei ein Hautdefekt am linken Arm mit schwärzlicher Verfärbung am Wundrand gewesen. Die Hautstelle sei an die Polizei übergeben worden, um zu klären, ob es sich um einen Nahschuss gehandelt haben könnte. Es seien bei der Obduktion fünf Projektile gefunden worden, die der Polizei übergeben worden seien. Vorsitzender Richter Götzl will wissen, ob sonstige Verletzungen gefunden worden seien. Seidl verneint das, es seien auch keine Vorerkrankungen zu erkennen gewesen, die zum Tod beigetragen hätten.

Als nächstes ist der Sachverständige Herr Stiefel vom Bayerischen Landeskriminalamt dran, der eine waffentechnische Untersuchung und eine Tatrekonstruktion im Fall Şimşek durchgeführt hat. Stiefel beginnt damit, dass bei einem Hautstück, das von ihm untersucht worden sei, keine nahschussbedingten Spuren festgestellt worden seien. Dann schildert er, dass er Untersuchungen am Fahrzeug durchgeführt habe, und dass auch ein Gutachten zu einem Durchschuss im Fahrzeug angefertigt worden sei. Er spricht von zwei Waffen, einer  Česká 83, Kaliber 7.65, und einer Waffe Kaliber 6.35. Es hätten sich dann Fragen ergeben, wie die Pistole Česká die Hülsen auswirft. Stiefel sagt, im Prinzip könne man aus der Lage der Hülsen keine Erkenntnisse treffen. Die Rekonstruktion sei dann mit einen Mercedes Sprinter durchgeführt worden. Aus dem Durchschuss des Fahrzeugdaches habe man ungefähr eine Schussrichtung rekonstruieren können, durch die man die Schützenposition annehmen könne. Die folgenden Überlegungen seien dann reine Arbeitshypothesen, weil es überwiegend Steckschüsse gegeben habe. Es seien auch andere Abläufe möglich, z. B. könnte der letzte Schuss auch der erste gewesen sein. Wenn ein Körper im Fallen sei, veränderten sich auch die Schusskanäle. Im Falle des Mordes an Şimşek gebe es relativ viele unterschiedliche Schussrichtungen. Es sei ja 2000 schon einmal eine Rekonstruktion mit Sonden durchgeführt worden. Sie hätten aber einen anderen Weg gewählt, so Stiefel. Sie hätten einen SEK-Beamten in Schutzkleidung mit den Einschüssen markiert und ihn dann mit Farbmunition beschossen. Davon sei ein ein Video erstellt worden, das ihm aber nicht vorliege. Daraus hätten sie dann einen wahrscheinlichen Ablauf unterstellt. Stiefel: “Wir gehen davon aus, dass der Schütze außen vor dem Fahrzeug stand.” Der Sprinter habe eine Bodenhöhe von 35 cm, das müsse man zu den Einschusshöhen im Körper hinzu addieren. Deswegen habe es ansteigende Schusskanalverläufe gegeben, so etwa bei einem Brustschuss rechts und genauso bei einem horizontal verlaufenden Schuss in die linke Wange, der bedinge, dass der Kopf schon leicht geneigt gewesen sei. Diese beiden Schüsse seien wohl die ersten Schüsse gewesen. Es sei dann wahrscheinlich der Einschuss in den Kiefer links gekommen, dabei müsse der Körper muss schon stark vorgebeugt gewesen sein. Dann müsse das Opfer zusammen gebrochen sein. Schwierig seien die Streifschüsse am Arm einzuordnen, diese seien wohl der Waffe mit Kaliber 6.35 zuzuordnen. Er sagt, es sei ein Projektil in der Kleidung des Opfers gefunden worden. Beim Mundschuss sei nicht auszuschließen, dass der Schütze in das Fahrzeug gestiegen sei, es seien aber auch andere Abläufe vorstellbar. Man rede hier von einem Zeitablauf von 10 bis 15 Sekunden, es sei aus einer Distanz von 60 bis 80 cm geschossen worden. Man müsse, so Stiefel, von einem Schützen ausgehen, der mit zwei Waffen hintereinander geschossen habe oder von zwei Schützen, die hintereinander geschossen hätte. Götzl fragt zur Zahl der Schüsse. Stiefel sagt, es seien fünf Hülsen Kaliber 7.65 und zwei Hülsen Kaliber 6.35 gefunden worden, beim Transport von Verletzten könne Munition verloren gehen. Es habe sechs Schüsse Kaliber 7.65 gegeben. Wenn der Durchschuss im Gesicht sich mit dem Durchschuss im Wagendach decke, reduziere sich das auf fünf. Außerdem habe es zwei Schüsse Kaliber 6.35 gegeben. Wenn der leichte Streifschuss am Arm auch Kaliber 6.35 sei, dann seien es neun Schüsse. Dieser könne aber auch im Zusammenhang mit einem anderem Schuss entstanden sein. Es gebe also also sieben bis neun Schüsse insgesamt. Stiefel sagt, sie gingen davon aus, dass der Durchschuss im Dach ein Fehlschuss sei, der durch das Wagendach gegangen sei.

Nebenklagevertreterin RAin Basay fragt Stiefel, warum das Gutachten erst im Jahr 2002 erstellt worden sei, wo doch der Auftrag schon im September 2000 ergangen sei. Stiefel sagt, das könne er heute nicht mehr nachvollziehen, sie seien personell sehr knapp besetzt: “Diese Untersuchung ist zurückgestellt worden, weil andere Dinge vordringlich waren.” RAin Wierig fragt, ob es möglich sei, dass ein Schütze in jeder Hand eine Waffe habe halten können. Stiefel sagt, man könne das nicht ausschließen. Ob ein Rückschluss auf die Geschicklichkeit des Schützen möglich sei, will Wierig wissen. Das sei mit ungeübten Schützen überprüft worden, so Stiefel, auch ein ungeübter Schütze könne demnach mit der durch den Schalldämpfer verlängerten Waffe auf kurze Distanzen sehr genau schießen. RA Lucas fragt, wo das Video, das von der Rekonstruktion angefertigt worden sei, zu finden sei. Stiefel sagt, die Polizei in Nürnberg müsse das wissen. Welche Untersuchungen denn vor dem Mord an Şimşek vordringlich gewesen sei, fragt Lucas. Das sei heute nicht mehr nachvollziehbar, so Stiefel, Gutachten würden oft erst später geschrieben. RA Narin fragt, ob festzustellen gewesen sei, ob der Schütze Rechts- oder Linkshänder war. Stiefel antwortet, das sei offen geblieben, man habe auch nicht festmachen können, ob es ein oder zwei Schützen waren. Richter Götzl weist darauf hin, dass Stiefel im Jahr 2006 mit dem letzten Gutachten befasst gewesen sei. RA Kolloge fragt, ob anhand der Munitionsteile auf den Schalldämpfer geschlossen worden sei. Stiefel sagt, diese Feststellung habe das BKA getroffen. RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben fragt hierzu noch einmal nach. Stiefel sagt, das BKA habe die Feststellung getroffen und  dann sei diese Information an sie heran getragen worden, dass bei der Česká ein Schalldämpfer in Betracht komme. Klemke will wissen, ob sich Stiefel sicher sei, dass sich das auch auf das Verbrechen zum Nachteil Şimşek beziehe. Stiefel sagt, er wisse nicht, ob bei der Erstbegehung auch ein Schalldämpfer verwendet wurde, das sei ein Rückschluss. Dann hält ihm Klemke einen Vermerk eines Kollegen vor, wonach der Schalldämpfer die Visierung schwieriger mache. Stiefel sagt, er habe einen anderen Eindruck gehabt. RA Pausch, Verteidiger von Carsten S. fragt, ob es bei der Waffe Kaliber 6.35 auch Hinweise auf einen Schalldämpfer gegeben habe. Stiefel sagt, seines Wissens sei bei der Waffe Kaliber 6.36 offen geblieben, welches Waffensystem es gewesen sei. RA Klemke fragt noch einmal nach den ungeübten Schützen. Stiefel sagt, das sei mindestens jemand von der Rechtsmedizin gewesen. Er selber habe jedenfalls den Eindruck gehabt, dass der Schalldämpfer zur Zielgenauigkeit beitrage.

Es folgen die angekündigten Erklärungen nach § 257 StPO zur Aussage des Zeugen Sch., der als BKA-Beamter fünf Mal den Angeklagten Holger G. Vernommen hatte. [vgl. Protokolle 23, 24 und 25] Es beginnt RA Klemke. Schon bei der Aussage von Carsten S. habe die Verteidigung Wohllebens auf ein Problem mit der Europäischen Menschenrechtskonvention hingewiesen. Dies stelle sich noch schärfer bei Holger G., weil dieser gar keine Fragen beantworte. Die Aussage von Sch. habe das nicht verbessert. Es seien eine ganze Reihe naheliegender Fragen nicht gestellt worden. Die Chance, kritisch nachzufragen, sei nicht genutzt worden. Über die Gründe könne man lange spekulieren. Fakt sei, dass auf die Angaben G.s keine Feststellungen zu Lasten Wohllebens gestützt werden könnten. Jeder Angeklagte habe das Recht, die Belastungszeugen konfrontativ zu befragen. Es sei nicht zwingend, dass dies in der Hauptverhandlung erfolge, aber irgendwann im Verfahren müsse es die Gelegenheit geben. G. müsse als Angeklagter ja nicht aussagen, daher ließe sich das nicht heilen. Auch wenn der Fehler nicht der Justiz zuzurechnen sei, habe der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte wiederholt ausgeführt, dass das dennoch einen Verfahrensverstoß darstellen könne. Dieser sei nur dann nicht gegeben, wenn die Beweise besonders sorgfältig gewürdigt und die Angaben durch andere gewichtige Beweise gestützt würden. Wenn schon bei der Beweiserhebung erhebliche Mängel vorlägen, stelle sich die Frage, wie man das bei der Beweiswürdigung kompensieren könne. In Bezug auf den Waffentransport, zu dem Wohlleben G. veranlasst haben solle, gebe es keine weiteren Beweismittel. Auf dieser Grundlage könnten keine Feststellungen gegen Wohlleben getroffen werden ohne Verstoß gegen die EMRK.

RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., erklärt, der Beamte Sch. habe sich als “Rechts-Ermittler” bezeichnet, dies könne man so werten, dass er fundierte Kenntnisse über die rechte Szene habe. Sch. habe die Angaben Holger G.s weitgehend bestätigen können. Festzustellen sei, dass Carsten S. nicht der einzige Rechte mit Kontakt zu den Untergetauchten gewesen sei, dass S. nicht an den Gewaltdiskussionen und an einem vertraulichen Gespräch G.s mit Wohlleben und einer dritten Person beteiligt gewesen sei, in dessen Verlauf G. gesagt haben soll “die werden sich eher erschießen als ergeben”. Schließlich sei zur Person Thorsten Heise deutlich geworden, dass das BKA trotz einiger Erkenntnisse eine konkrete Gefahr des Einsatzes von Waffen nicht gesehen habe. Dem Angeklagte S. sei unterstellt worden, er habe eine Gefahr des Einsatzes der Waffe, die er an Mundlos und Böhnhardt übergeben habe, für möglich halten müssen. Die Angaben des Zeugen Sch. hätten gezeigt, dass S. keineswegs diese Vermutung gehabt haben muss, da selbst das BKA diese nicht für naheliegend gehalten habe.

Es folgt eine Pause, dann verliest RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, eine Erklärung. Die Vernehmung durch Sch. sei nicht “lege artis” durchgeführt worden. Es seien nur bestimmte Formulierungen niedergeschrieben worden, die den Ermittlern wichtig erschienen, sonst sei zusammen gefasst worden, wobei RA Hachmeister mitunter korrigiert habe. Wie sich G. tatsächlich geäußert habe, sei nicht mehr nachvollziehbar. Mit Formulierungen wie “nicht protokollierungswürdig” habe Sch. zugegeben, eine Selektion von Themen vorgenommen zu haben. Für die Verteidigung stehe, zusammen mit der Tatsache, dass sich G. einer konfrontativen Befragung entziehe, keine Möglichkeit, die Glaubhaftigkeit der Angaben G.s zu hinterfragen. Die Vernehmungsbeamten hätten die Prüfung der Glaubhaftigkeit G.s unterlassen. G. habe an vielen, für die Anklage wichtigen Punkten keine Differenzierung zwischen den Personen Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe vorgenommen. Die Vernehmungsbeamten hätten sich sogar verleiten lassen, die Pauschalisierung zu übernehmen, indem sie nach “den Drei” fragten. Sch. habe gewusst, dass G. in einer anderen Vernehmung gesagt habe, Zschäpe käme nach den beiden Uwes und habe dennoch nicht nachgefragt, als G. davon gesprochen habe, Zschäpe sei gleichberechtigt. Sch. hätte, so Heer, auch zu den Umständen des Zeigens einer Pumpgun nachfragen müssen, immerhin habe G. angegeben, einen weiteren Waffentransport und überhaupt Bewaffnung abzulehnen. Sch. habe mehrfach von Schlussfolgerungen berichtet, die er gezogen habe, ohne die Aussagen G.s dazu referieren zu können. G. habe sich, das sei bei der Vernehmung von Sch. in inhaltlicher Hinsicht deutlich geworden, in zentralen Punkten widersprochen. Dies gelte vor allem für den Transport der Waffe. Die Angaben zur Beschaffung einer Waffe durch Wohlleben müssten auch im Hinblick auf die Aussagen zur Waffenbeschaffung von Carsten S. betrachtet werden. S. habe ausgesagt, im Jahr 2000 eine Waffe besorgt zu haben. Die von G. behauptete Waffenbeschaffung habe laut G. 2001 oder 2002 stattgefunden. Carsten S. habe berichtet, dass Wohlleben ihn direkt zu Andreas S. geschickt habe. G. habe laut den Vernehmungen nun behauptet, Wohlleben habe sich, als er selbst eine Waffe besorgt haben soll, zuerst an Frank L., den anderen Betreiber des “Madley” gewandt, der ihn dann an Andreas S. verwiesen haben soll. Das erschließe sich nicht. Insgesamt seien sämtliche Angaben von G. unter dem Aspekt zu sehen, dass sie von dem Streben nach einer Kronzeugenregelung geprägt seien. Dies habe schon bei den Vernehmungen vor dem 12. Januar 2012, wo es das erste Mal im Protokoll stehe, im Raum gestanden. Darunter falle auch die Behauptung, dass Zschäpe gleichberechtigt sei. G. sei bewusst gewesen, dass er von der Kronzeugenregelung nur profitieren könne, wenn er auch Zschäpe belaste.

Dann verliest der Nebenklagevertreter RA Elberling in seinem und dem Namen von RA Scharmer, RAin von der Behrens, RA Ilius und RA Stolle eine Erklärung. Der Wortlaut der Erklärung findet sich auf www.nsu-nebenklage.de [direkt zum PDF] und www.hummel-kaleck.org.

Erstens seien, so Elberling, die Aussagen Sch.s, dass G.s Angaben zu stattgefundenen äußerlichen Vorgängen glaubhaft und konsistent seien. G. habe zwar teilweise zögerlich geantwortet, er habe aber die einmal preisgegebenen belastenden Angaben zu den äußeren Tatumständen auf Nachfrage und zu unterschiedlichen Zeiten gleichbleibend wiederholt. Der Angeklagte G. habe seine Angaben allenfalls im Detail korrigiert, wenn er gedacht habe, missverstanden worden zu sein. Die Angaben zeigten keine besonderen Belastungstendenzen gegenüber den übrigen Angeklagten, er habe manche Belastungen erst nach Konfrontation mit Widersprüchen preisgegeben. Daran habe sich auch nichts geändert durch die Befragung des Zeugen Sch. durch die Verteidigung Zschäpe und die Verteidigung Wohlleben, die äußeren Tatsachen seien durch die Befragung nicht erschüttert worden. Das bei der Befragung G.s zum Ausdruck gekommene Desinteresse des Bundeskriminalamtes an konkreten Nachforschungen zu einigen Angaben G.s sei allerdings nicht nachvollziehbar. Es sei der Eindruck entstanden, dass das Bundeskriminalamt dem Angeklagten G. allzu bereitwillig die Rolle des ahnungslosen Freundes abgenommen habe. Zweitens zeige die Aussage des Zeugen Sch., dass die Angaben G.s zu seiner inneren Einstellung nicht nachvollziehbar und widersprüchlich seien, und dass es Hinweise gebe, dass er diese herunterspiele. G. habe einiges nicht wissen wollen und sei klug genug gewesen, nicht immer nachzufragen. Die Übergabe einer scharfen und geladenen Schusswaffe an “die Drei” spreche für einen Vorsatz G.s. Ein eindrückliches Beispiel dafür, wie G. sein Wissen und seine Zugehörigkeit zur rechten Szene herunterspiele, seien auch seine unrichtigen Angaben zum letzten Urlaub mit den Dreien. Nur durch die handschriftliche Rückdatierung des letzten Urlaubs auf 2004 habe G.s Geschichte, dass er 2004 aus der Szene ausgestiegen sei, passen können. Drittens sei die Behauptung G.s, er habe von den Taten “der Drei” nichts gewusst und nichts geahnt, schon deshalb wenig nachvollziehbar, weil G. Mundlos und Böhnhardt als durchaus mitteilungsfreudig dargestellt habe und diese nach seinen Schilderungen sehr offen über strafbares Verhalten von sich und von anderen gesprochen hätten. Das Mitteilungsbedürfnis gerade zu den Themen Waffen und Sprengstoff sei also anscheinend bei Mundlos und Böhnhardt groß und nicht immer kontrolliert gewesen. Dazu passe auch die Angabe von Carsten S., dass einer der Uwes Wohlleben am Telefon berichtet habe, sie hätten jemand angeschossen. Vor diesem Hintergrund sei schließlich auch der von S. berichtete Sachverhalt, dass Böhnhardt und Mundlos ihm bei der Waffenübergabe von einem Anschlag in Nürnberg erzählt hätten, dann aber beim Dazukommen der Angeklagten Zschäpe verstummten, stimmig. Dies weise gerade nicht auf ein eingeschränktes Wissen von Zschäpe hin, sondern im Gegenteil auf deren kontrollierende Rolle. Die beiden Männer hätten wohl gewusst, dass Zschäpe ihre Geschwätzigkeit nicht gutheißen würde, und seien wohl daher verstummt. Der insgesamt sehr offene Umgang mit strafbarem Verhalten weise ebenso darauf hin, dass zumindest der engere Kreis der Unterstützer durch Erzählungen Kenntnis von deren Taten gehabt habe. Viertens beschreibe Sch. Anzeichen dafür, dass G. noch immer nicht alles berichtet habe, was er weiß, und dass er auch seine eigene Rolle im Zusammenhang mit dem NSU weitaus geringer darstelle, als sie tatsächlich war. Welche weiteren Aspekte G. noch zurückhalte, sei im weiteren Verlauf der Hauptverhandlung noch zu ermitteln.

Dann ergänzt Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach. Der Bezug auf die EMRK ehre den Kollegen Klemke immer, aber die Anklage stütze sich nicht auf die Pistolenübergabe durch G. An G. gerichtet sagt sie, was ihre Mandantschaft bewege, sei, dass G. 2000/2001 eine Pistole übergeben haben wolle und wie man da sagen könne, man habe 2004 bis Ende die Freunde weiter empfangen. Lunnebach sagt, sie meine., dass sich G. die Rolle, dass er auf freiem Fuß und im Zeugenschutz ist, erst noch verdienen müsse.

Nach der Mittagspause folgt um 13.40 Uhr der Zeuge H., ein Beamter des BKA Meckenheim, der Holger G. am 13. November 2011 vernommen hat. H. referiert zunächst die Angaben zur Person, die G. gemacht hat. Dann sagt er, G. habe angegeben, dass er beim “Nationalen Widerstand Jena” gewesen sei, einer Gruppe von 10 bis 20 Personen. Böhnhardt habe er ab 1990 kennengelernt und sich mit ihm angefreundet, sie beide seien die einzigen Rechten in einer Gruppe gewesen. Sie hätten dann eine eigene Gruppierung gegründet, dort seien Mundlos und Zschäpe hinzu gekommen. Man habe Aufkleber und Spuckis verklebt und und Handzettel erstellt und verteilt. Das habe den Zeitraum bis 1996 umfasste. G. habe angegeben, mit der Zeit den Kontakt zu der Gruppe etwas verloren zu haben durch seine Zeit im Internat in Seelingstädt. G. habe angegeben, er sei gemäßigt gewesen, andere hätten mehr forciert als er. H. sagt, er habe G. nach den Straftaten gefragt, die Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe Ende der Neunziger vorgeworfen worden seien. G. habe gesagt, er sei nicht beteiligt gewesen und habe nichts gewusst. Über die Taten sei gesprochen worden, über die Täter nicht. Er habe im Nachhinein erfahren, dass Böhnhardt und Mundlos damit zu tun gehabt hätten, zu einem Zeitpunkt, als er schon nach Hannover umgezogen sei. Die nächste Frage sei nach dem Überlassen von Dokumenten an Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gewesen, und wann man sich nach dem Abtauchen wiedergesehen habe, so H. G habe gesagt, dass die drei 2006/2007 zu ihm nach Hannover gekommen seien. Böhnhardt habe seine Adresse gekannt, weil er ihn beim Umzug gefahren habe und anschließend ein paar Tage geblieben sei. Man habe sich über alte Zeiten ausgetauscht, und dass jeweils der rechte Bereich verlassen worden sei. Sie seien vom äußerliche her auch eher bürgerlich gewesen. In der Folge sei es jährlich im Juli/August zu Besuchen gekommen, zweimal in Hannover, einmal in Lauenau an einem Rasthof und 2010 und 2011 in der Wohnung G.s in Lauenau. G. habe ausgesagt, dass er große Stücke auf Böhnhardt und Mundlos gehalten habe, das seien für ihn Macher gewesen. H. sagt, G. habe angegeben, zu den dreien gesagt zu haben: “Von euch hört man ja Sachen” und sie hätten gesagt: “Wir könnten dir auch Sachen erzählen”. Er habe es aber mehr oder weniger auf sich beruhen lassen und nicht näher wissen wollen. Dann sei G. der Vorhalt gemacht worden, so H., dass er sich während des Abtauchens mit dem Verbleib der Drei befasst und zum Beispiel zu den Eltern von Böhnhardt gesagt habe, die Drei würden sich eher erschießen als stellen. Deshalb sei der Kontakt der Eltern Böhnhardts zur Gruppierung, auch zu Wohlleben, abgebrochen worden. Zu den Dokumenten habe G. gesagt, so H., dass Böhnhardt ihn gefragt habe, ob er ihnen seinen Führerschein überlassen könne. Um die Wertschätzung der drei nicht zu verlieren, habe er den Führerschein ausgehändigt. Und es sei in der Zeit danach ja auch nichts passiert.

Dann sei G., so H., vorgehalten worden, im Zusammenhang mit Mord am Michèle Kiesewetter sei ein Wohnmobil mit Chemnitzer Kennzeichen festgestellt worden sei und die Vermieterin habe ihn als Anmieter erkannt. Es seien jährlich Anmietungen mit seinen Personalien vorgenommen worden. G. habe gesagt, die Zeugin habe nicht ihn erkannt, sondern nur das Lichtbild im Ausweis. Die Übergabe eines Reisepasses habe G. in den letzten Besuch, 2011, eingeordnet, da seien Böhnhardt und Mundlos alleine gekommen mit einem großen, schicken Fahrzeug. In G.s Fahrzeug habe Böhnhardt den neu ausgestellten Reisepass gesehen und Interesse gezeigt. G habe ausgesagt, letztlich eingewilligt und den Reisepass übergeben zu haben. Dann sei G. vorgehalten worden, dass mit seinen Personalien ein Wohnmobil für den Banküberfall am 4. November 2011 angemietet worden sei. G. habe auf seine Beschuldigtenvernehmung am 5. November durch die Kripo Eisenach verwiesen. Damit sei die zum Teil sehr schleppende Vernehmung beendet gewesen. Weitere vertiefende Fragen seien an diesem Tag nicht gestellt worden, weil absehbar gewesen sei, dass Folgevernehmungen stattfänden. Götzl fragt nach G.s Verhalten. H. sagt, G. habe einen zerrissenen Eindruck gemacht. Die Freundschaft zu den Drei habe ihm auf der einen Seite viel bedeutet, auf der anderen Seite sei ihm bewusst gewesen, dass er durch die Übergabe der Dokumente die Taten, die ja auch in der Presse behandelt worden seien, unterstützt habe. Dies habe sich darin ausgedrückt, dass er bei einigen Vernehmungspassagen aufgelöst und den Tränen nah gewesen sei, bei anderen sei er dann wieder aufrecht gewesen und habe auf die Freundschaft zu den Drei nichts kommen lassen.

Götzl möchte im Folgenden wissen, bei welchen Themen diese Auffälligkeiten jeweils feststellbar gewesen seien; er fordert H. auf, nicht zu interpretieren. Nachdem ihm die Antworten H.s nicht ausreichen, geht er einzelne Themen der Vernehmung durch. Ob der Angeklagte Wohlleben angesprochen worden sei, will Götzl wissen. Wohlleben sei im Zusammenhang mit der Gruppierung “Nationaler Widerstand Jena” genannt worden, neben Wohlleben und den Drei sei außerdem André K. genannt worden, G. habe ausgesagt, andere Namen seien ihm nicht mehr erinnerlich. H. sagt, G. habe angegeben, man habe sich in einer Lokalität namens “Winzerstube” oder “Winzerverein” getroffen. Götzl hilft und nennt den Namen “Winzerclub”. G. habe ausgesagt, die Zeit sei eine vertane Zeit gewesen. Götzl hält aus dem Protokoll vor, G, habe angegeben; es sei eine Verschwendung von Zeit gewesen und die ersten Bruchstellen habe es gegeben als er im Berufsförderungswerk war von 1994 bis 1997. H. bestätigt das. Dann geht es um die Aktivitäten der Gruppe. G. habe einmal gesagt, sie hätten sich als Nationalisten bezeichnet, ein anderes Mal habe er von Neonazis gesprochen, so H. Der Name NWJ sei zur Unterzeichnung von Flugblättern erfunden worden. Götzl nennt eine Aktion, die im Protokoll erwähnt wird: das Kleben von Plakaten zum 8. Mai, der nicht Befreiung, sondern Kapitulation gewesen sei. H. bestätigt das. Dann spricht Götzl von einem Handzettel, in dem der “Nationale Widerstand” “allen Bürgern” ein frohes Weihnachtsfest wünscht und will wissen, wie G. die Gruppe für sich selbst gesehen habe. H.: “Offenbar hat ihm die Ideologie und das Zusammensein einen gewissen Lebenshalt gegeben.” Es folgt ein längerer Vorhalt mit den Straftaten, die Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe Ende der 1990er zur Last gelegt wurden. H. sagt, G. habe angegeben, dass er nicht beteiligt gewesen sei. Nach Vorhalt Götzls, G. habe angegeben, ihm sei erst Ende 1997 im Rahmen eines Besuchs von André K. in Hannover klar geworden, dass die Drei für die Taten verantwortlich gewesen seien, sagt H., das sei G.s zeitliche Einordnung gewesen, tatsächlich sei der Fund erst im Januar 1998 gewesen. Es geht dann um die Besuche der Drei in Hannover. H. sagt, G. habe angegeben, der Wunsch nach der Übergabe des Führerscheins sei beim zweiten Besuch geäußert worden. Im Nachhinein sei festgestellt worden, dass der erste Besuch wohl schon 2005 gewesen sei, denn schon für die Anmietung des Wohnmobils bei der Tat in Heilbronn sei sein Führerschein benutzt worden. Deswegen habe G seine Aussage geändert, der erste Besuch habe 2005 stattgefunden, der zweite 2006. Götzl will wissen, ob G. angegeben habe, ob sich Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe bei den Besuchen zu Politik geäußert hätten. H. sagt, er habe keine Erinnerung. Götzl hält vor, dass G. angegeben habe, die Drei hätten zu verstehen gegeben hätten, sie hätten mit der Szene abgeschlossen. H.: “Das ist das, was ich nach meiner Meinung nach ausgesagt habe.” Götzl sagt, H. habe G. Informationen vorgehalten über ein vertrauliches Gespräch über die Geflüchteten und darüber, dass G. gegenüber den Eltern von Böhnhardt geäußert habe, dass die drei sich eher erschießen als stellen würden. Götzl will wissen, woher die Informationen stammen. H. sagt, das seien die Informationen, die er am Vernehmungstag bekommen habe, seiner Erinnerung nach seien sie vom Thüringischen Verfassungsschutz. G. habe angegeben, nicht gewusst zu haben, wo sich die Drei aufhielten.

Nach einer Pause geht es um 14.53 Uhr weiter. H. sagt, G. habe angegeben, das erste Treffen habe ohne, die weiteren Treffen nach telefonischer Anmeldung stattgefunden. Die Treffen seien so abgelaufen, dass man Kaffee und Kuchen getrunken und sich unterhalten habe. G. habe angegeben, dass er sinngemäß gesagt habe “Mensch, über euch hört man ja Sachen.” Die Antwort sei gewesen: “Wir könnten dir auch Sachen erzählen.” Götzl zitiert das Protokoll, demzufolge G. gesagt habe, dass er damals geantwortet habe, er wolle nichts wissen, es sei um den Zeitraum, wo sie untergetaucht waren, gegangen und er habe den Eindruck gehabt, dass es ihnen ganz recht gewesen sei, dass er nichts habe wissen wollen. H. sagt, G. habe dazu nichts weiter angegeben. Dann geht es um den Reisepass. Laut G. hätten sich Mundlos und Böhnhardt über sein Auto lustig gemacht und bezweifelt, dass man damit noch in Urlaub fahren kann. Sie hätten dann in der Beifahrertür seinen neuen Reisepass gefunden. G. habe angegeben, er habe keinen Grund gehabt, den Zusicherungen, das mit dem Pass nichts passieren werde, nicht zu glauben. Es geht dann um Reiseunterlagen der “Berge & Meer Touristik” zu einem Urlaub bei Den Haag, diese seien, so H., bei der Durchsuchung bei G. gefunden worden und G. vorgehalten worden. G. habe gesagt, es sei um einen Urlaub mit seiner Lebensgefährtin und deren Kindern gegangen. Götzl sagt, im Protokoll stehe ein Zeitraum vom 15.10.2011 bis zum 22.11.2011. H. sagt, es sei wohl nur eine Woche gewesen, das sei wohl ein Protokollfehler, es müsse “22.10.” heißen. Nach kurzem Hin und Her stellt Götzl fest, dass die Vernehmung am 13. November stattgefunden habe. H. sagt, das stütze seine Interpretation. Dann geht es um das Wohnmobil mit Chemnitzer Kennzeichen, das in Heilbronn genutzt worden sei. Götzl möchte wissen, wie G. auf den Vorhalt reagiert habe. H. sagt, G. habe gesagt, dass er nicht der Anmieter gewesen sei, auch wenn er bei einer Lichtbildvorlage wieder erkannt worden sei. Als Beleg habe G. angeführt, dass er seit Mitte der 90er nicht mehr in Chemnitz gewesen sei. Götzl fragt nach einer Passage im Protokoll, in der es darum geht, dass sich G. mit Hachmeister besprochen habe. H. sagt, es habe häufiger Rücksprachen G.s mit Hachmeister gegeben, hier sei es darum gegangen, dass G. den ersten Besuch auf 2005 korrigiert habe und dass er angegeben habe, dass das Wiedererkennen ein Wiedererkennen von Passbild zu Passbild gewesen sei. Götzl hält vor, G. habe sich dagegen verwahrt, mit den Straftaten etwas zu tun gehabt zu haben, wenn die Dokumente benutzt worden seien, dann ohne sein Wissen. Das sei G.s Schlussaussage gewesen. Das Verhalten G.s könne er nicht mehr einzelnen Fragen zuordnen, so H.

Dann fragen die Nebenklagevertreter_innen, zunächst RAin Lunnebach. Sie fragt, ob G. die Belehrung verstanden habe. Er habe den Eindruck gehabt, dass G. es verstanden habe, außerdem habe er sich mit seinem Anwalt besprechen können, so H. Die Ich-Form im Protokoll sei nicht so zu verstehen, dass wörtlich protokolliert worden sei, sondern dass es G.s originäre Aussage sei. Lunnebach will wissen, ob die Informationen vom Verfassungsschutz aus der so genannten “Drillingsakte” stammen. Dem Zeugen wird nach einigen Unklarheiten eine Zusammenstellung von Erkenntnissen vom 13. November 2011 vorgelegt, die ein anderer BKA-Beamter aus der “Drillingsakte” erhalten habe. H. sagt, dass er die Informationen nicht vom Thüringischen VS bekommen habe, sondern von der Führungsgruppe aus Meckenheim [BKA]. Das vorgelegte Schreiben komme ihm nicht bekannt vor, nur einige Inhalte. Seiner Erinnerung nach seien es einzelne Schreiben mit einzelnen Informationen gewesen. RA Scharmer hält H. vor, er habe G. zu Beginn der Vernehmung den Vorwurf eröffnet, dass G. die terroristische Vereinigung um Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe unterstützt habe. Außerdem sei G. informiert worden, dass Gegenstand der Ermittlungen “auch die so genannten Dönermorde”, ein Mord an einer Polizistin und Sprengstoffanschläge seien. H. bestätigt, dass er das so gesagt habe. Scharmer will wissen, ob erläutert worden sei, was das im Einzelnen bedeutet. H. sagt, er sei der Meinung gewesen, dass G. gewusst habe, was damit gemeint sei: “Heute würde man das nicht mehr sagen, sondern Česká-Morde.” Ob G. bei H. nachgefragt habe, woher die Informationen, die vom VS stammten, kommen, will Scharmer wissen. H. verneint das.

RA Narin fragt, was beim Protokolleintrag, die Drei hätten eine Existenz jenseits früherer Aktivitäten, mit Existenz gemeint sei. H. sagt, G. habe das nicht ausgeführt. In Bezug auf die wirtschaftliche Existenz habe G. in einer früheren Vernehmung gesagt, dass sich Mundlos im IT-Bereich bewegt habe. Dann fragt RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe. Sie fragt nach Betäubungsmitteln, die bei G. gefunden worden seien bei der Durchsuchung am 13. November, dem Tag der Vernehmung. Diese seien als Zufallsfund betrachtet worden, so H., er habe G. nicht dazu befragt. Sturm fragt, wer die Namen im Zusammenhang mit dem NWJ angesprochen habe, G. selbst oder H . H. sagt, die Namen habe G. genannt und er, H., habe sie ins Protokoll gegeben. Sturm will wissen, ob G. die Namen in der Reihenfolge, wie im Protokoll - Böhnhardt, Mundlos, K., Wohlleben, Zschäpe - genannt habe. H. sagt, er könne sich nicht mehr erinnern und messe der Reihenfolge auch keine Bedeutung zu. Zu den politischen Bruchstellen während G.s Zeit in Seelingstädt sagt H., dass er da wohl nicht näher nachgefragt habe. Sturm will wissen, durch wen die telefonische Ankündigung der Besuche vorgenommen worden sei. H. sagt, erster Ansprechpartner G.s sei Böhnhardt gewesen, aber ob das in diesem Zusammenhang Böhnhardt gewesen sei, könne er jetzt nicht sagen. Zu den Einwänden der Lebensgefährtin von G. gegen die alten Kumpels habe er nicht nachgefragt, so H. Dann will Sturm mit Bezug auf den Fehler bei der Urlaubszeit wissen, ob sich G. die Vernehmung aufmerksam durchgelesen habe. Das nehme er an, so H., G. habe auch Korrekturen vorgenommen.
Nebenklagevertreter Stolle will wissen, ob sich G. Gedanken gemacht habe, warum die Drei ihn beim ersten Treffen zu diesem Zeitpunkt aufgesucht hätten. H. antwortet, G. habe sich nur dahingehend geäußert, dass er sich beehrt gefühlt habe. Das seien Vorbereitungen gewesen zu dem, was dann gefolgt sei, aber dazu habe sich G. in der Vernehmung nicht geäußert. RAin Sturm fragt, ob das letzte ein Schluss von H. sei. H. bejaht das, es seien ja in der Folge Forderungen an G. herangetragen worden. Zuletzt fragt der Sachverständige Saß. Er will wissen, ob G. zwischen den dreien differenziert habe. H. sagt, er habe den Eindruck gehabt, dass G. eher zu Böhnhardt eine Beziehung gehabt habe.

Letzter Zeuge für heute ist der Polizeibeamte Ma., der die Zeugin M. (Mordfall Özüdoğru, siehe Protokoll zum 21. Verhandlungstag) im 2007 und 2012 vernommen hat. Im Rahmen einer Revision des Falls sei Frau M. noch einmal befragt worden, zunächst im März 2007 telefonisch, dann im April persönlich. Dabei sei es um eine Wahllichtbildvorlage gegangen, auf der der Verfassungsschützer Andreas T. [war zur Tatzeit des Mordes an Halit Yozgat am Tatort] dargestellt ist. Zunächst hätten er und ein Kollege die Zeugin M. noch einmal zur Erinnerung an den Tattag befragt. 2001 habe M. angegeben, sie sei am Wohnzimmerfenster beim Staubwischen gewesen und habe eine Person gesehen, die in ein Auto gestiegen und weggefahren sei. Darauf angesprochen, habe M gesagt, dass sie sich nicht genau erinnere, ob es das Wohnzimmer war, sie sei aber bei den zwei Schüssen und bei der Person, die sie gesehen habe, geblieben. 2001 habe sie gesagt, dass sie die Person kenne aus einem Streit mit Özüdoğru. Bei der Wahllichtbildvorlage habe sich M. gründlich vorbereitet und sich auf eine Person festgelegt, nachdem sie dieser Person einen Dreitagebart habe anmalen dürfen. Das sei aber nicht Andreas T. gewesen, sondern eine Vergleichsperson. Eine zweite Spur sei eine Gruppe junger Leute gewesen mit einem Fahrzeug, die laut M.s Aussage von 2001, häufiger in die Schneiderei gegangen seien. Dazu habe M. 2007 aber nichts weiter zu sagen gewusst. Er habe dann einen Einschätzungsvermerk gemacht, weil er die Angaben bis auf die Schüsse für fragwürdig gehalten habe. Ein Nachbar von Frau M. habe dem Phantombild sehr ähnlich gesehen. Frau M. sei auch 2007 noch einmal zu den jungen Leuten befragt worden, sie sei wohl der Meinung gewesen, dass Özüdoğru etwas mit Rauschgift zu tun gehabt habe. Er, Ma., sei damals der Meinung gewesen, dass die jungen Leute mit der Tötung nichts zu tun haben. 2012 sei Frau M. noch einmal aufgesucht worden und da habe M gesagt, sie habe Zschäpe zusammen mit Mundlos in einem Schreibwarengeschäft gehen sehen. Frau M., so sei sein Eindruck gewesen, habe das mit Meldungen der Presse “rund gemacht”. Die Ermittlungen hätten keinen Hinweis auf einen Mann und eine Frau im Schreibwarengeschäft ergeben. Götzl zitiert, dass M. bei einer Nachvernehmung am 28. März 2012 ihre Aussage zu Zschäpe relativiert habe, sie habe eine blonde Frau gemeint. Weiter zitiert Götzl die Einschätzung Ma.s, dass Frau M. als Zeugin nicht brauchbar sei.
Nebenklagevertreter RA Erdal will wissen, ob Ma. die Vernehmung vom 25. Juli 2001 kenne, da sei die junge Frau als „Barbiepuppe“ geschildert worden. Erdal will wissen, was denn das Besondere an einer solchen Puppe sei. Ma. antwortet, er könne das nicht genau sagen, die Vernehmung habe ein anderer Kollege geführt, er nehme an, M. habe die junge Frau deswegen damit verglichen, weil sie eine gute Figur und blonde Haare gehabt habe. Erdal sagt, es gebe eine Besonderheit bei Barbiepuppen, der Zeuge solle sich im Saal umschauen, welches Gesicht einer Barbiepuppe ähnlich sehe. Götzl fragt nach dem Zusammenhang der Frage. Erdal sagt, das Gesicht Zschäpes habe Ähnlichkeit mit einer Barbiepuppe. Götzl fragt, ob sich Erdal erinnere, dass Frau M. auch gesagt habe, sie habe die Leiche aus ihrer Wohnung gesehen. Erdal sagt, die Zeugin könne sich an einigen Punkten geirrt haben, aber am Punkt Barbiepuppe gebe es Ähnlichkeiten, er habe keine weiteren Fragen. Der Zeuge wird zu einer anderen Frage noch einmal gehört werden.

Um 16.20 Uhr endet der Verhandlungstag.

Nebenklagevertreter Rechtsanwalt Scharmer erklärt zu der Vernehmung des Waffensachverständigen:

“Es ist bezeichnend, dass für insgesamt sieben Seiten Gutachten mehr als zwei Jahre durch den Sachverständigen benötigt wurden. Welcher Fall sollte im Vergleich zu dem ersten Mord einer Serie, die an türkischen und griechischen Migranten verübt wurde, vorrangig zu behandeln gewesen sein?“

Zum Komplex Vernehmung Holger G. empfehlen wir, die gemeinsame Erklärung von einigen Anwält_innen der Nebenklage im Wortlaut nachzulesen.


Protokoll 27. Verhandlungstag - 24. Juli 2013

Heute gibt es viel Einblick in das Leben von Beate Zschäpe, Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt in der Zwickauer Frühlingsstraße - erzählt von einem Nachbarn und einem Zwickauer Polizeibeamten, der Zschäpes Computer ausgewertet hat. Ein Brandsachverständiger des sächsischen LKA nimmt zum Schluss Stellung zur Gefährdung durch die Brandlegung und die Explosion des Wohnhauses, die Zschäpe zur Last gelegt wird. Nach längerer Pause nehmen auf der Besucher_innenempore wieder Neonazis am Prozessgeschehen teil.

Zeug_innen und Sachverständiger:

	Olaf B. (Nachbar Frühlingsstraße 26)
	Ronny Bo. (PD Zwickau, Auswertung PC aus der  Frühlingsstraße 26)
	Thomas Redmer (Sachverständiger, LKA Sachsen, Brand in der Frühlingsstraße in Zwickau)
	Nadine R. (Zeugin Brand in der Frühlingsstraße in Zwickau)




Der Prozesstag beginnt um 9:44 Uhr. Als Zuschauende sind heute auch eine Gruppe von drei Männern und einer Frau aus der neonazistischen Szene anwesend, darunter der sachsen-anhaltinische Multifunktionär Enrico Marx und Patrick Weber, NPD-Kreisvorsitzender Kyffhäuserkreis, Thüringen.

Als erster Zeuge ist heute Olaf B. geladen, der im Haus in der Zwickauer Frühlingsstraße 26 im Dachgeschoss gewohnt hat. Er zählt zunächst die dort ebenfalls lebenden Nachbar_innen auf:  Lutz W., Frau E., die ältere Dame, ganz unten war früher noch ein Schlecker-Drogeriemarkt. Im anderen Eingang sei unten eine griechische Taverne gewesen, im Dachgeschoss habe Thomas K. gelebt. Nach etwa einem Jahr sei eine Frau eingezogen mit zwei Männern, die aus den zwei 60 Quadratmeter-Wohnungen über der Gaststätte eine 120 Quadratmeter-Wohnung gemacht hätten. Zu der Frau habe er einen “nachbarschaftlichen” Kontakt gehabt, sie habe sich unter dem Namen “Susann Dienelt” vorgestellt. Ab und zu habe man sich mal getroffen hinterm Haus und ein kurzes Gespräch “über Gott und die Welt” geführt und auch mal hinterm Haus gesessen.
Götzl fragt nach einem Beispiel: “Wir haben auch mal den Fernseher runtergestellt, wenn Fußball-EM/WM war, da war die Frau leider nicht dabei. Aber sie hat uns mal eine große Pizza gebracht”. Einer soll ihr Freund gewesen sein, einer dessen Bruder, so habe Zschäpe erzählt. Zu ihnen habe er nur “wenig Kontakt” gehabt: “wenn sie mit dem Fahrrad kamen, haben sie nur Glückauf gesagt und sind dann in den Keller.” Zschäpe habe erzählt, dass die zwei Männer Fahrzeugüberführungen machen, häufig sei deswegen ein Wohnmobil hinterm Haus gestanden. Sie arbeite dagegen am PC und sei fast ständig zu Hause. Neben dem Wohnmobil seien manchmal auch T5-Busse im Hof gestanden. Die Monutainbikes seien “schon etwas besser” gewesen. Alle Drei seien damit viel unterwegs gewesen. Zschäpe sei auch viel gejoggt. Wenn Besuch zu der Angeklagte gekommen wäre, seien auch PKWs zu sehen gewesen. regelmäßig sei ein junger Mann und eine junge Frau mit Kindern gekommen, meist donnerstags. Er habe diese Besucher_innen flüchtig gesehen.

Mit den Männern habe es nur ein “Guten Tag” und keinen weiteren Wortwechsel gegeben, von Zschäpe habe er mehr erfahren, “dass die zum Urlaub auf der Insel Fehmarn gewesen sind (…) so belanglose Dinge”. Für diesen Urlaub hätten alle drei das Wohnmobil gepackt, Surfbretter drauf und Fahrräder hinten drauf.

Das letzte Fahrzeug, das ihm aufgefallen sei, sagt B. auf Frage des Vorsitzenden Richters Götzl, sei das Wohnmobil gewesen, welches dann in Eisenach gebrannt hätte. Das sei zuerst hinterm Haus, dann wegen der arbeitenden Handwerker vor dem Haus gestanden. Er hätte das im Internet in den Nachrichten gesehen und gedacht, “das kennst Du doch, Vogtländer Kennzeichen V”. Anfang November, grob eine Woche, “bevor das geknallt hat”, habe er es gesehen.
Götzl fragt nach den Besucher_innen: Der Zeuge erinnert sich an eine junge, schwarzhaarige Frau, stark tätowiert, z. B. auf dem Rücken. Auch der Mann sei bunt an den Armen tätowiert gewesen, die Kinder seien ungefähr fünf und sieben Jahre alt gewesen.
Götzl fragt nach seinen Erinnerungen an den 4. 11. 2011. Auf der Baustelle sei er angerufen worden, er solle nach Hause kommen, sein Haus sei explodiert und brenne. Gegen 16.30/16.45 Uhr sei er daheim angekommen.
Götzl geht dann mittels Vorhalten aus Vernehmungsprotokollen frühere Aussagen des Zeugen B. durch: Die beiden Männer hätten sich von der Statur her um höchstens einen halben Kopf unterschieden. Der Freund “Dienelts” (Zschäpes) sei der größere von beiden gewesen. Auf Vorhalt seiner früheren Aussage (“Unter anderem kann ich mich erinnern, dass sie sich immer über den ‘Griechen’ aufgeregt hat und das es immer stinken würde.”) sagt B. nun in der Verhandlung: “Da geb ich ihr auch recht, ich bin eh so ein Knoblauchfeind, und wenn sie da unten so einen Griechen haben und das riecht, dann Glückauf”.
Zusammen mit dem Herrn Armin K. und Uwe M. aus dem Stadtviertel würde er regelmäßig zusammensitzen. Beim “EM/WM-Gucken” habe Zschäpe mal eine Familienpizza vorbeigebracht, sich aber nicht dazugesetzt. “In der Folgezeit hat sie sich dann des öfteren zu uns gesetzt oder ist auch in meinen Keller gekommen.” liest Götzl dazu passend aus einer früheren Vernehmung vor. B. reagiert mit einer Rechtfertigung “ Da ist nichts Verwerfliches dran, das ist im Osten so”. Ob sie etwas getrunken habe? Ja, sie habe immer Prosecco getrunken oder Sekt oder Wein, ab und zu eine Zigarette, obwohl sie eigentlich mit Rauchen aufhören wollte. Die beiden Männer seien im Gegensatz sehr zurückhaltend, aber auch freundlich, gewesen. Bier hätten sie nie mit ihnen getrunken.

Götzl zitiert eine Aussage des Zeugen B. zu den Besucher_innen, zu der angeblichen “Schwester” der Frau “Dienelt”: “Die Schwester ist ungefähr so groß wie die Frau Dienelt, hat ebenfalls lange schwarze Haare und ist an Rücken und Armen total tätowiert. Ihr Freund ist klein, untersetzt, kräftig, kurze Haare und ebenfalls an Arm und Rücken tätowiert. Die Kinder, es könnten zwei Jungs sein im Alter von 5-7 Jahren.” B. bestätigt dies erneut, anderer Besuch sei ihm nicht bekannt worden, bis auf eine etwa 50 Jahre alte Frau, die sogenannte “Katzenmutti”, die sich während der Urlaube um die zwei Wohnungskatzen der Frau “Dienelt”/Zschäpe gekümmert hätte. Sie habe einen Kombi mit der Aufschrift “Service rund ums Haus” gefahren und sei täglich vorbeigekommen. Einmal im Jahr seien die drei für ca. drei Wochen in den Urlaub gefahren, meistens aber “erst nach sechs Wochen nach Hause gekommen (…) ja, das hat sie uns dann plausibel erklärt, dass es so schön war und sie noch geblieben sind. (…) Im letzten Jahr waren sie auf der Insel Fehmarn, das hatte sie mir erzählt und sie hätten dort auch gesurft. Ich habe auch gesehen, dass sie immer ihre Fahrräder mithatten, wenn sie mit dem Wohnmobil unterwegs waren, denn die waren immer außen befestigt auch die Surfbretter.”
Wo die Drei in diesem Jahr waren, kann der Zeuge nicht sagen, aber sie seien am 13. 08. 2011 abends wieder gekommen, dem Tag des “Siedlerfests”:”In diesem Urlaub waren sie mit einem schwarzen T5, neues Modell mit der Aufschrift autovermietung zwickau de.”
Götzl spricht dann Lichtbildvorlagen an. Der Zeuge erinnert sich erst auf Vorhalt der damals gezeigten Bilder und sagt dann, er hätte die zwei Männer, die Frau “Dienelt “und die angebliche Schwester und ihren Freund  erkannt. Unter den vorgelegten Bilder sind auch der Angeklagte André E. und dessen Frau Susann E - auf diese Bilder zeigt der Zeuge B. auch jetzt.
Außerdem erinnert sich B. an eine “Gegenüberstellung” bei der Polizei, bei der er Zschäpe vorgeführt bekam. Was er gesagt hätte? “Ja, natürlich ist das meine ehemalige Nachbarin, was soll ich es leugnen”. Dann geht es mit damaligen Lichtbildvorlagen weiter. Das damals vorgelegte Bild Nr. 4  zeigt Maik E., Zwillingsbruder des Angeklagten Andre E. Heute sagt B. dazu “Damals habe ich ne komische Äußerung getätigt, ich erkenne den Mann nicht, auch heute nicht, aber ich meine, ich habe die Tätowierung erkannt, dass ich die schon einmal gesehen hab hinterm Haus”. Auf einem Bild von Susann E. (Bild 5) erkannte er damals “die angebliche Schwester”. Damals bekam er auch ein Foto vom Angeklagten André E. vorgelegt (Bild 1) und sagte damals, laut Vorhalt Götzls: “Die Person dürfte der Freund der angeblichen Schwester sein. Ich mache das am Gesicht fest. Eine Brille ist mir bei ihm aber nicht aufgefallen. Ich habe ihn vereinzelt am Haus gesehen. Es war vielleicht 3-4 Mal.” Heute kann sich B. nicht mehr dran erinnern. Götzl hat mittlerweile die damalige Äußerung zu “Bild 4” (Maik Eminger) herausgesucht und liest sie vor: “Ach du Scheiße, ich glaube da habe ich was durcheinander gebracht oder vielleicht auch nicht. Jedenfalls die Tätowierung kommt mir bekannt vor. Ich glaube, dass ist die, die der Freund der Schwester der Dienelt hatte.” B. ergänzte damals: “Sie sieht halt so aus. Die mir in Erinnerung gebliebene Tätowierung ist auch farbig und reichte auch vom Handgelenk über den ganzen Unterarm. (…) Auf welchem Arm sie genau war, kann ich aber nicht sagen. Ich habe sie ja auch nur flüchtig wahrgenommen, wenn ich die Familie vorm Hauseingang gesehen habe”. Der Zeuge B. bestätigt dies sowie seine damalige Aussage “Das Gesicht der abgebildeten Person kommt mir aber nicht bekannt vor. Er sah schon so ähnlich aus. Er hatte auch ein rundliches Gesicht und war klein und untersetzt”. Damals sagte er, so liest Götzl vor, zu Bild 5 (Susann E.): “Ich glaube, das ist die Schwester, halt mit glatten Haaren. Ich erkenne das markante Gesicht und den Leberfleck wieder. Sie hat schmale Schultern und etwas breitere Hüften. Halt so wie ein Kegel.”

Götzl will vom im Haus lebenden Zeugen B. wissen: Gab es an dem Haus Bewegungsmelder, Kameras oder so?” B. hatte bei der Polizei ausgesagt “Dienelts hatten bei sich im Treppenhaus vor Kellereingang und am Hauseingang Bewegungsmelder fürs Licht installiert, das kam ja auch allen zuG ute” und bestätigt diese Aussage nun im Prozess. Die Frage, ob er irgendwann irgendwelche Waffen gesehen habe beantwortet B. unerwartet: “Also ich hab gedient und gehe mit einer Bekannten, die Sportschützin ist, auf den Schießplatz”.  Götzl präzisiert: “Haben Sie bei den Personen Waffen gesehen?” B. antwortet mit “Nein”. Götzl liest weitere Aussagen B.s aus den Vernehmungen vor, unter anderem “Ich glaube, dass das Wohnmobil so um den 01./02.11.2011 weg war” und “Frau Dienelt selbst habe ich in der Zeit wo das Wohnmobil da stand zuletzt gesehn. Ich glaube es war der erste Tag als das Fahrzeug da stand. (…) müsste der 25./26.10.2011 gewesen sein.”
Götzl fragt den Zeugen B. dann direkt: “Ist in Ihrem Besitz ein Bild von Adolf Hitler”? Der Zeuge bestätigt das, auch Frau Zschäpe könnte das Bild gesehen haben, “weil es im Keller auf dem Fernseher stand”. Was es damit auf sich habe? Das sei eine Erinnerung an Thomas K. “(…) das stand bei ihm auf dem Fernseher und ich hab es als Andenken an ihn in meinen vier Wänden aufbewahrt”. Wie seine politische Einstellung sei, will Götzl wissen. “Ich gehör keiner Religion an, und was die Politik angeht, ich sag mal, ich nehms so, wie es ist”. Ob Frau Zschäpe einen Spitznamen gehabt hätte? Ja, “Diddl-Maus (…) Erstens hieß sie Dienelt, und zweitens ist sie ne Maus, ist ja auch hübsch anzusehen”.
Von der Bundesanwaltschaft wird der Zeuge gefragt, ob er “außer den zwei Kindern von der Schwester weitere Kinder bemerkt” habe (“Nein”). “Alles was drinne war, kam in den Container, ich hab wieder von vorne angefangen” erzählt B. von den persönlichen Folgen durch den Brand. Von der Stadt Zwickau sei er für den dann aufgelösten Mietvertrag entschädigt worden. Das Mobiliar habe er mitnehmen können. Bekleidung habe er wegen des Qualmgeruch wegwerfen müssen.

Ob die drei Personen wirklich dort im Haus gewohnt hätten? B. erklärt das so: “Wenn sie da waren, waren sie alle drei da, sind alle drei im Haus verschwunden”. Schussgeräusche, das will die BAW wissen, habe er nie gehört.
Nach einer Pause von 11.00  bis 11.20 Uhr fragt Rechtsanwältin Basay, ob er Conny Sch. kenne würde. Ja, sagt B., Bekannter von mir, der auch im Keller war. Basay hält aus dessen Aussage vor: “Es fielen schonmal Sätze wie ‘Zu Adolfs Zeiten hätte es so was nicht gegeben’”. B. will sich das nicht erklären können: “Kann ich nichts zu sagen, wie er darauf kommt”.
Rechtsanwalt Scharmer fragt unter anderem, wer bei den Runden noch dabei gewesen wäre. B. zählt auf: M.,Christian. Herr Sch., K., Armin, K., Reiner, deren Frauen, K., Thomas, “wir sind halt ne große Gemeinschaft”. Ob denn mal gesprochen worden sei, wieso die beiden Männer nicht kommen? Nein, das habe sie nicht interessiert, “wir waren ein Männerkreis, da waren wir froh, wenn mal ne schöne Frau dabei ist”. Ob sich über das Hitlerbild mal jemand beschwert habe? Nein. Auf Nachfrage von Rechtsanwalt Behnke ergänzt B. zum Hitler-Bild, die Polizei Zwickau habe bestätigt, dass er es “in meinen eigenen vier Wänden” behalten dürfe.

Rechtsanwältin Wierig fragt: “Sehen Sie im Saal bekannte Gesichter”? B. sieht sich um und verneint.
Rechtsanwältin Pinar fragt nach deren Keller und Kellertür. Nach dem Umbau durch die Drei sei dort eine Brandschutztür gewesen, gibt B. an, keine einfache Holzverschlagtür mehr.
Rechtsanwalt Ilius spricht einen “Jutesack aus dem 3. Reich mit Hakenkreuz” aus dem Besitz des Zeugen an. Der sei in seiner Wohnung gehangen, bestätigt B., er habe ihn mal bei einer Entrümpelung gefunden. Ob ihm an der Wohnung der Frau Zschäpe Blumenkästen aufgefallen seien? Ja, die Frau Zschäpe hatte Blumenkästen, sagt B.
Von einem anderen Nebenklagevertreter wird der Zeuge auch nach Gesprächen gefragt, die eventuell Rückschlüsse auf die politische Einstellung Zschäpes erlauben würden. “Kann ich nichts zu sagen, sie war eine liebe gute Nachbarin, wenn sie die Gesinnung hatte, dann hat man das nie gemerkt”, sagt B.
Rechtsanwältin Lunnebach hakt zur Identifizierung der angeblichen Schwester und deren Freund nach. Sie hält dem Zeugen aus einer früheren Vernehmung vor: “Ihr Freund ist klein, untersetzt, kräftig, kurze Haare und ebenfalls an Arm und Rücken tätowiert.” Lunnebach weist nun drauf hin, dass auf der Anklagebank der Ehemann der Frau sitzen würde, die B. damals identifiziert habe. Doch jetzt erkennt der Zeuge den (heute mit Vollbart dasitzenden) Angeklagten Andre E. nicht mehr.
Rechtsanwalt Lange fragt, ob er die Frau “Dienelt” auch mal woanders getroffen habe? “In der Innenstadt von Zwickau”, sagt B., alle drei seien mit dem Fahrrad unterwegs gewesen. Auch beim Pennymarkt habe er sie mal gesehen. Der Bäcker R. habe ihm auch erzählt, dass sie dort eingekauft habe. Ob bei den Besuchen der “Schwester” die zwei Herren auch dagewesen seien? Das kann B. nicht sagen.
Zum körperlichen Zustand der älteren Nachbarin E. [vgl. 29. Protokoll] führt B. aus, sie sei alleine Treppen hoch und runtergegangen, habe kleine Einkäufe selbst hoch- und runtergetragen und sei ab und zu spazieren gegangen mit Rollator, für Kurzstrecken habe sie einen Stock gehabt.
Andere Rechtsanwälte der Nebenklage fragen nach der ersten “Familienpizza”. Ob das bei der EM 2008 oder WM 2010 gewesen sei? B. weiß das nicht mehr. Ob sich Frau “Dienelt” dazugesetzt habe? Nein, sie habe gemeint, sie hätte keine Zeit. Ob sie auch Alkohol getrunken hat? Ja, Prosecco, Wein und Schaumwein.
Vorgehalten wird dem Zeuge B. auch, dass er der Polizei eine Proseccoflasche mit Fingerabdrücken der angeblichen “Frau Dienelt”, also Zschäpe, gegeben habe, die sie alleine, aber nicht an einem Abend ausgetrunken hätte.
Auf Nachfrage, ob er mal das griechische Restaurant im Erdgeschoss besucht habe, sagt der Zeuge: “Werden Sie bei mir nicht erleben, das soll nicht rassenfeindlich klingen, aber ich bin bei Knoblauch ein bissle allergisch. Mir reicht der Geruch.”
Schnell, so Olaf B, habe er Beate Zschäpe den Spitznamen “Dienelt-Maus”gegeben, sie habe gelächelt und sich geehrt gefühlt. B. sagt “Nein, es wurde nie gebaggert” und “Danke, ich bin glücklich geschieden.”
Den Angeklagten E. kenne er aus Zwickau nicht, sagt der Zeuge auf Frage von Rechtsanwältin Lunnebach: Nach Vorhalt von Rechtsanwalt Scharmer bestätigt Olaf B., er habe die Flasche mit den potentiellen Fingerabdrücken “Dienelts”/Zschäpes abgeben, nachdem er gehört habe, “dass auch die Sache mit dem Polizistenmord eine Rolle spielt. Zschäpe habe beim Zusammensitzen hinter dem Haus auch mal mehr getrunken, z. B. eineinhalb Flaschen Wein, redseliger sei sie dadurch aber nicht geworden.
Olaf B. bestätigt, einen VW-Kübelwagen mit “Eisernen Kreuzen” zu fahren. Er nennt sie “Hohheitszeichen der Bundesrepublik Deutschland”, auch angesichts von Hitlerbild und dem Jutesack mit Hakenkreuz sehe er aber keine politischen Zusammenhänge. Dass Herr S. einen Aufkleber der NPD-Kampagne “Todesstrafe für Kinderschänder” gehabt habe, wisse er nicht.
Rechtsanwalt Heer fragt nach den “Beleuchtungsverhältnissen abends hinter dem Haus”, am Hauseingang und Eingang zum Keller. “Definitiv dunkel”, sagt B., Herr K. sei sogar aufgrund der unfertigen Baustelle gestürzt.
Rechtsanwältin Sturm fragt nach eventuellen Besucher_innen der im Haus wohnenden Frau E. Neben den Enkeln seien einmal pro Woche ältere Damen vorbeigekommen.

Rechtsanwalt Klemke will wissen, wieviel “der Stadt Zwickau der Abkauf des Mietvertrags” wert war (“Ne fünfstellige Summe”) und wann er “dieses Hitlerporträt aus dem Keller weggeholt” habe. Antwort B.:”Irgendwann hab ich den Antrag gestellt bei der Polizei und hat man mir genehmigt, den Keller leerzuräumen und da ist das gute Bild mitgezogen (…) zwei, drei Monate später (…) draußen stand Wachschutz und hat das beobachtet”.
Zuvor habe er einmal zusammen mit Polizei und Feuerwehr Bargeld und EC-Karte aus der Wohnung holen dürfen, erzählt B. auf Frage von Rechtsanwältin Schneiders. Wohllebens Anwältin interessiert sich danach für die Absperrungen nach dem Brand und die am Abend anwesenden Personen am Brandort: “Erst mit Autos und dann richtig, mit Flatterband und Bauzäunen, in der selben Nacht noch”, erinnert sich Busch, “200m nach da, 200m nach dort”. Und die einzigen zivil gekleideten Personen seien “Gaffer und Bekannte aus Zwickau-Weißenborn” gewesen.

Der Sachverständige Saß fragt nocheinmal nach den geselligen Runden im Keller oder hinter dem Haus: Jeden Tag hab es die gegeben, erzählt B, Zschäpe sei “unregelmäßig, zwei mal pro Woche, dann drei Wochen nicht” dabeigewesen, die Männer nie. Mit ihnen habe er sich ”nie unterhalten”, mit Frau Zschäpe habe er sich geduzt: “Ich war nicht traurig, dass ich mit den zwei keinen Kontakt hatte, ich hatte ja den Kontakt zu Frau Zschäpe, das hat mir gereicht”. Er habe sie mit den zwei gesehen, wenn sie Koffer gepackt hätten am Wohnmobil, er gehe davon aus, dass die “vernünftig miteinander umgegangen” seien. Mit Beate Zschäpe habe er ein “vernünftiges, nachbarschaftliches Verhältnis” gehabt und z. B. über einen “Blondinenwitz” gelacht.

Nach der Mittagspause ist um 13.30 Uhr der Zwickauer Polizeibeamte Ronny Bo. geladen, er hatte einen PC aus der Wohnung Frühlingsstraße 26 grob ausgewertet. In seiner Aussage berichtet er, er habe den PC forensisch kopiert, die Festplatte des sehr verrußten PCs sei noch lauffähig gewesen. Ein Windows XP-System mit dem Nutzer “PC” und Nutzer “Liese” sei installiert gewesen. Für den Benutzer “PC” sei ein Passwort gesetzt gewesen, für den Nutzer “Liese” nicht.“Liese” habe den Computer zuletzt am 4.11. benutzt und zwei mal gestartet. Der Internetverlauf habe er bis 2010 zurück einsehen können. Am 4.11. um 14.30 Uhr sei der Rechner ganz normal runtergefahren. Es habe ihn jemand ausgeschaltet, er sei nicht einfach stromlos geworden.
Zur UTC-Zeit 13.26 Uhr (Realzeit: 14.26 Uhr) sei der letzte Interneteintrag ins Protokoll geschrieben worden. Wegen der besuchten Internetseiten verwies der Zeuge Bo. auf eine umfangreiche Anlage auf DVD. Am 4.11. seien “vor allem nach Sachen bezüglich Unfällen gesucht” worden: “Autounfall Mitteldeutschland, Autounfall 1.11., wonach man nicht jeden Tag sucht” sowie nach einem Tierheim in der Zwickauer Gegend und nach Eintragungen zu Greenpeace und Bio-Tierhaltung. In einem Ausdruck der zuletzt besuchten Seiten, aus dem der Vorsitzende Richter Götzl zitiert, stehen u. a. die “Sachsen-Nachrichten”, “Sachsen News” “Promi-News”, “Bild”, “Sachsen-Radio”. Suchabfragen richteten sich u. a. nach “Greenpeace”, “gegen Pelze” (“peta.de”), “Biotierhaltung” (“MarktplatzMittelstand.de”), “Zwickau Biofleisch”  und “Zwickau News” (“Freie Presse”). Bei google wurde u. a. nach “Autounfall Sachsen 3110” gesucht und danach die Polizeinachrichtenseite “scouty” aufgerufen. Am 9. 5. 2011 sei um 19.19 Uhr und zuletzt am 14. 6. 2011 um 8.39 Uhr die Fahrplansuche der DB aufgerufen worden, auch ein Eintrag vom 10. 5. 2011 und die drei folgenden Eintragungen wiesen wegen einer “request journey time” auf Webseiten mit Fahrplänen hin. Auf Hinweis Götzls erzählt der Zeuge von google-Suchen vom 11. 5. 2003 (“Eintritt Disneyland Paris”), 17. 5. 2011, 9.24 Uhr (“Campingplatz Mecklenburg VP Surfen”) und 22. 5. 2011, (“Zelten”, “Mietwohnwagen”, “Steilwandzelt Chiemsee plus”, “Steilwandzelt für 8 Personen”, “Camping Wulfener Hals”). Am 21. 6. 2011 sei bei google nach “Olaf Busch” und “Campingplätze Eisenach” gesucht worden.
Götzl hält aus der Akte noch vor, wonach sich eine Suche am 13. 10. 2011 auch der Frage “welche Daten finden sich auf der neuen Gesundheitskarte” gewidmet hätte. Der Polizeibeamte Bo. bestätigt, es gebe ein Eintrag zu der Webseite “Bundesregierung.de”, genauer zum Titel: “Elektronische Gesundheitskarte kommt”.
Götzl erwähnt drei Suchen zu den Begriffen “Sturz vom Dach” sowie “Arbeitslosengeld”. Letzteres sei eine wikipedia-Suche vom 24. 10. 2011 gewesen, außerdem sei am 24.10.2011 bei google nach “ATU Zwickau” gesucht worden. Götzl geht mit dem Zeugen Teile der Anlage durch, demnach wurde auch nach Tierheimen gesucht bzw. entsprechende Seiten aufgerufen,  am 4. 11. ab 13.01 Uhr beispielsweise die Webseite des Tierheims Fielau.
Auf Nachfrage des Bundesanwaltschaftsvertreters Schmidt berichtet der Zeuge, dass er sich die temporären Daten aus Zeitgründen am 6. 11. nicht mehr habe anschauen können, danach sei das Verfahren ja weitergereicht worden.
Rechtsanwalt Scharmer verweist auf Webseiten, die vor dem 4. 11. 2011 aufgerufen worden seien: Webseiten der Brigitte mit Krankheiten: “Eierstock, Zysten”. Götzl ergänzt ein Datum (29. 9. 2011, 10.22 Uhr). Der Zeuge Bo. bestätigt das. Auf Nachfrage von Rechtsanwalt Narin gibt er an, es seien keine “Zugangsdienste” gespeichert gewesen.

Nach einer zehnminütigen Pause folgt um 14.45 Uhr die Vernehmung von Thomas Redmer, Kriminalhauptkommissar beim sächsischen LKA.
Ende November 2011 hatte es eine Anfrage der BAO Trio beim sächsischen LKA nach einem Gefährdungsgutachten gegeben. Eine solche Expertise zur Gefährdungsbeurteilung der Explosion mit Brandfolge in der Zwickauer Frühlingsstr. 26. fertigte er 2012 schließlich nach einer Verfügung der Generalbundesanwaltschaft an mit den Schwerpunkten: “Gefährdung Dritter, Fragen der Zündung, Gefährdung durch Munitionsteile”. Die Unterlagen dazu seien von der Polizei Zwickau und von Feuerwehren gekommen sowie aus Teilgutachten der LKAs und des BKAs.
Es sei ein Explosionsereignis gewesen mit einem vollkommenen Zerstörungsgrad der oberen Wohnung, es sei nicht nur zum Brand gekommen sondern zum Einfallen der Außenwände durch eine Druckwelle. Neben der Druckwellenausbreitung habe es eine sehr starke thermische Zerstörung gegeben, mit einem Brand auf der darüberliegende Etage, dem Dachstuhl.
Eine Person habe sich im 1.OG der Frühlingsstraße 26a befunden, unmittelbar an der Trennwand, die die entsprechende Rissbildung aufweist. Weiterhin gebe es einen Aktenvermerk, dass ein Fahrradfahrer die Straße langgefahren sei zum Zeitpunkt der Explosion, dieser habe ambulant behandelt werden müssen wegen eines Schocks. Die Personen im OG, so der Zeuge, wären “erheblich gefährdet” gewesen, sie hätten “kaum eine Chance gehabt”, das Gebäude, das keinen zweiten Rettungsweg hatte, gefahrlos zu verlassen. “Die Person hat einfach nur Glück gehabt”, denn, so Redmer, “es hätte durchaus sein können, dass eine weitere Explosion auch die Zwischenwand zerstört hätte”.

In der Wohnung sei großflächig Benzin ausgeschüttet worden, das Benzin-Luft-Gemisch hätte gezündet werden können durch u. a. eine Flamme, Elektrostatik oder einen Sprengsatz (“USBV” = Ungewöhnliche Spreng- oder Brandvorrichtung) etc. Die Frage der Zündung sei jedoch ungeklärt: “Wir haben keine Lunte gefunden und keine Spuren im Flur”. Es gebe einige Materialien im Asservatenverzeichnis, “die hätte man in Augenschein nehmen können, ob sie zur Zündung verwandt wurden”. Auch die Munitionsteile und Waffen müssten miteinbezogen werden: “Wenn sich eine Patrone löst, kann das eine Gefährdung sein, das Projektil muss ja irgendwohin gehen. Wenn eine Waffe thermisch belastet wird und die ist unter Ladung, dass die Waffe aufhört zu schießen, passiert erst, wenn keine Patrone mehr drin ist oder sich der Auswurf verklemmt.” Dies habe er angesichts des Termindrucks jedoch alles nicht mehr einbezogen.
Götzl fragt nach einer Videodatenaufbereitung. Der Zeuge bestätigt, es gebe mit einem Handy gemachte Filmaufnahmen, auf denen man schon den”großflächigen Abbrand und die eingefallenen Wände, Ziegelsteine im öffentlichen Verkehrsraum” sehen würde und wie “große Bereiche der Wohnung brennen”.
Richter Götzl zitiert, die Feuerwehr sei um 15.11 Uhr alarmiert worden, von 15.15 bis 16.05 Uhr sei die Brandbekämpfung gewesen. Der Zeuge ergänzt, es habe nicht “20 Minuten, bis ein Raum im Vollbrand steht” gedauert, “sondern in kürzester Zeit brannte nahezu die gesamte Etage”.
Götzl will sich den geläufigsten Zündquellen widmen. Redmers Antwort: “speziell hier kommt in Frage: offene Flamme, Schaltvorgänge elektrischer Geräte, elektrostatische Entladung eher nicht , es kann aber auch eine USBV verwendet worden sein”.
Für solch eine Explosion bedürfe es einer gewissen Zeit, bevor sich ein zündfähiges Dampf-Luft-Gemisch von Benzin bilden könne, nach seiner Erfahrung mindestens fünf Minuten. Den typischen Brandspuren zufolge in den “relativ großen Bereichen Katzenzimmer, Schlafzimmer, Wohnzimmer, Gang” seien seiner Erfahrung nach wohl mindestens fünf bis zehn Liter Benzin verwendet worden. Seine Erfahrung beruhe unter anderem aus über 100 Originalbrandversuche, die er im LKA habe durchführen können.
“Derjenige, der das gemacht hat, muss ja den Kanister ausleeren. und es ist nicht ganz einfach, sich nicht selber mitzubenetzen”, beschreibt Redmer die Gefahr der Selbstverletzung: “Derjenige, der das macht, entweder er hat Glück gehabt oder er hat Übung.”
An den asservierten elektrischen Geräten, wie Toaster oder Heizgerät, seien keine Spuren vorhanden gewesen, die auf eine Verwendung als Zündquelle sprechen würden. Eine USBV sei laut Asservatenliste nicht gefunden worden. Was das Zünden mittels einer Lunte angehe: Auf dem Fußboden seien keine Spuren zu sehen gewesen und der Brandmittelspürhund habe im Flur an der Tür nicht angeschlagen, hier sei also kein Benzin ausgeschüttet gewesen.
Seinen Unterlagen zufolge sei zwischen den Gebäudeteilen keine Brandschutzmauer gewesen, antwortet Redmer auf Frage von Staatsanwältin Greger (BAW). Dass das Brandgeschehen genau wie das Explosionsgeschehen nicht beherrschbar gewesen sei, bestätigt der Zeuge: “Man kann vollständig ausschließen, dass der Brand sich nur auf die Wohnungsgegenstände beschränkt hätte”.
Lediglich eine Gefährdung der Nachbarin Frau E. durch Rauchgase sei als “relativ gering” einzuschätzen, die Baukonstruktion”hätte einem Brand für eine gewisse Zeit standgehalten ohne Gasdurchdringung”, über die Risse in der Wand seien “keine größeren Rauchgasmengen” gegangen.
Das Explosionsereignis hätte ohne Eintreffen der Feuerwehr noch viel schlimmer ausfallen können. “Die Druckwelle hat sich z. B. nicht ins benetzte Wohnzimmer ausgebreitet (…) ohne Feuerwehr hätte man mit einer vollständigen Zerstörung des Wohnhauses kommen können, sowohl 26 als auch 26a.”
Rechtsanwalt Scharmer hätte gerne eine Einschätzung, ob Teelichter als Zündquelle in Betracht kommen könnten, wie der Zeuge Lenk in Betracht gezogen hätte. Redmer hält dies für “unwahrscheinlich”: “Die Dämpfe von Benzin und Luft sind schwerer als Luft und bewegen sich im Bereich des Bodens. Kippe ich was aus und unten stehen Teelichte, erreiche ich einen sofortigen Abbrand und die Person hätte sich dann mit Sicherheit verletzt.”
Auf Nachfrage von Seiten der Nebenklage sagt Redmer: “Brandstellen direkt vor der Tür hab ich nicht gesehen, aber es wurde Benzin nachgewiesen” und angesprochen auf einen möglichen “Kamineffekt” im Treppenhaus: “wenn die Flammen das Treppenhaus erreicht hätten. Also für die Personen in der oberen Etage bzw. im Dachgeschoss wäre es eine sehr große Gefährdung gewesen, zudem sind Rauchgase früh durch ein Dachfenster eingedrungen”.
Der Sachverständige Setzensack fragt nach “markanten Brandspuren bis zur Wohnungstür” im rechten Flur. Diese “Rußspuren an der Badtür” erklärt Redmer als durch Löschwasser verursacht: “Das ist paradox. Aber auf dem Löschwasser kann was rumschwimmen”. Die von Setzensack erwähnte “Brandspur an der Küchentür, an der Katzenklappe” kann der Zeuge “nicht interpretieren”.

Götzl kündigt an, den Zeugen erneut zu laden. Fortgesetzt wird die Verhandlung mit Frau R. aus Zwickau, einer Augenzeugin.

Am 4. 11. 2011 sei sie um ca 15.00 Uhr aus der Stadt rausgefahren. In der Frühlingstraße sei die Straße voller weißer Rauch gewesen. Sie sei aus ihrem Auto ausgestiegen. In dem Moment sei Beate Zschäpe um die Ecke gekommen: “Ich habe sie angesprochen, weil ich erschrocken bin, ich sah schon Flammen aus dem Dachgeschoss kommen”. Die Zeugin R. habe gesagt, “hinter Ihnen brennts, wir müssen die Feruerweh alarmieren”. Zschäpe habe sich umgedreht und sei dann in die andere Richtung fortgelaufen. Kurz zuvor sei noch eine Nachbarin dazugekommen. Zschäpe habe zwei Katzenkörbe in der Hand gehabt, sie auf den Fußweg gestellt und davon gesprochen, in dem Haus wäre noch ihre Oma und sie müsste nochmal schauen. Sie habe sich dann umgedreht und sei beim Nachbarhaus (Hausnummer 22) um die Grundstücksecke gelaufen, habe dabei wohl eine dunkle Hose und eine dickere Jacke getragen. Zschäpe habe sie damals nicht gekannt, aber zwei, drei Tage später sei ihr Gesicht in Zeitung und Fernsehen zu sehen gewesen. Zschäpes Verhalten sei “ganz normal, nicht außergewöhnlich” gewesen, “eigentlich ein freundlicher Gesichtsausdruck”. Sonst habe sie nichts weiteres gesagt.
Götzl geht mit der Zeugin deren Aussage bei der Polizei am 4. April 2012 durch sowie eine dort angefertigte Skizze und damalige Lichtbildvorlagen.
Rechtsanwalt Heer will sich die Angabe “kam um die Ecke” präzisieren lassen und auf einer Skizze anzeigen. Außerdem fragt er u. a. nach, wie lange die Unterhaltung gedauert habe. “Zehn Sekunden, es ging sehr schnell” und “Oh weh, meine Oma ist noch im Haus”, habe Zschäpe gesagt, antwortet die Zeugin. Heer will außerdem wissen, in welcher Fernsehsendung sie Beate Zschäpe erkannt haben will. Die Zeugin erinnert sich noch: “Regionalnachrichten (…), zum Beispiel im mdr”.

Der Verhandlungstag endet um 17.19 Uhr.

Nebenklage-Vertreter RA Scharmer erklärt Zeugen Olaf B.:

“Es ist kein Wunder, dass Olaf B. Frau Zschäpe „ganz normal“ vorkam. Denn rechtes Gedankengut war in der Frühlingsstraße in Zwickau mehr als salonfähig. Man traf sich unterm Hitlerbild zum täglichen Trinkgelage. Niemand störte sich daran. Es war einfach für das Trio hier unterzutauchen - denn sie fielen in diesem Umfeld nicht auf. Die Aussage zeigt die perfide Normalität rechten Gedankengutes im Umfeld des Trios. Der Grieche „stinkt“. Der Polizei hilft man wegen des Polizistenmordes, nicht etwa auch wegen der neun ermordeten Migranten oder Deutschen mit Migrationshintergrund. Zschäpe wird durch die Aussage belastet, denn die Anklage wirft ihr gerade die Legendierung der Drei und damit die Organisation des Lebens im Untergrund vor.”


Protokoll 28. Verhandlungstag - 25. Juli 2013

Ein Rechtsmediziner, der die Obduktion von Abdurrahim Özüdoğru durchgeführt hatte, und ein Sachverständiger des bayrischen LKA schilderten, wie nach ihren Erkenntnissen Özüdoğru zwei Mal in den Kopf geschossen und wohl nach wenigen Minuten verstorben sein muss. Das Ehepaar H., direkte Nachbar_innen des NSU-Kernes in Zwickau, berichteten von ihren Begegnungen mit Zschäpe zum Zeitpunkt des Brandes auf der Straße, dem Beginn ihrer Flucht.

Zeug_innen und Sachverständige:

	Dr. Peter Betz (Sachverständiger, Obduktion des Leichnams von Abdurrahim Özüdoğru)
	Martin Welter (Sachverständiger, LKA Bayern, Gutachten Mordfall Özüdoğru)
	Antje H. (Zeugin Brand in der Frühlingsstraße in Zwickau)
	Uwe H. (Zeuge Brand in der Frühlingsstraße in Zwickau)




Die Sitzung beginnt um 9.44 Uhr. Heute sitzt wieder der thüringische Neonazi Steffen R., der schon zweimal beim Prozess war, auf der Besucherempore. R. wird von einer anderen Person begleitet.

Nach der Präsenzfeststellung geht der Vorsitzende Richter Götzl zum ersten Sachverständigen über. Es ist der Rechtsmediziner Prof. Dr. Betz von der Universität Erlangen, der am 14. Juni 2001 in Nürnberg die Obduktion des Mordopfers Abdurrahim Özüdoğru vorgenommen hat. Betz schildert, dass bei Özüdoğru ein Schädelsteckschuss rechts an der Schläfe und ein Schädeldurchschuss unter dem rechten Nasenloch gefunden worden seien. Betz erläutert diverse Verletzungen im Schädel. Außerdem schildert er, dass im Mundraum des Leichnams flüssiges und zum Teil geronnenes Blut gefunden worden sei. Als Todesursache führt der Sachverständige eine zentrale Lähmung durch den Schädelschuss in Verbindung mit der Blutaspiration an. Götzl fragt, ob Özüdoğru noch gelebt habe nach den Schüssen. Betz antwortet, es habe noch Atembewegungen gegeben, dann sei Blut in den Nasen-Rachen-Raum gelaufen, d.h. es habe weitere Atmungsaktivität über wenige Minuten gegeben. Götzl fragt danach, ob Betz Hautstücke entnommen habe. Betz bejaht das, es seien Organe entnommen und eine Einblutung im Rumpfbereich. Bei dieser Einblutung sei festgestellt worden, dass sie länger als fünf Tage zurück gelegen habe, weil sich schon Fresszellen gebildet hätten. Götzl fragt, ob Betz auch etwas zu Untersuchungen am Tatort sagen könne, die ein anderer Mitarbeiter der Rechtsmedizin durchgeführt habe. Betz sagt, dabei sei es um die Situation der Auffindung Özüdoğrus und den Todeszeitpunkt gegangen. Es sei eine Messung der Körpertemperatur vorgenommen worden und die elektrische Erregbarkeit getestet worden. Dabei habe sich noch ein deutliches Zucken im Oberlid gezeigt. Die Leichenstarre sei ausgeprägt gewesen, die Leichenflecke hätten sich weg drücken lassen. Weitere Maßnahmen seien wegen der anstehenden Obduktion unterlassen worden.

Es folgt der Sachverständige Welter vom Bayerischen LKA, der Hautstücke und ein Stück der Zimmertür, vor der der Leichnam Özüdoğru gefunden wurde, untersucht und weitere Untersuchungen vorgenommen hat. Die beiden Hautstücke stammten einmal von Oberlippe und Nase und einmal aus dem Schläfenbereich, so Welter. Er habe die Stücke von der Rechtsmedizin über die Polizeidirektion Nürnberg bekommen. Sie seien auf mögliche Bleianhaftungen, was das wesentliche Schmauchmaterial sei, untersucht worden. Es habe sich gezeigt, dass Nahschusszeichen nur bei dem Hautstück von der Schläfe zu finden gewesen seien. Beide Spuren seien von der Rechtsmedizin als Einschüsse bestimmt worden. Über die Schussentfernung ließen sich nur grobe Aussagen machen. Der Einschuss an der Schläfe sei aber aus geringerer Entfernung als 40 bis 80 cm vorgenommen worden. Zu dem Stück aus der Tür sagt Welter, die Abdruckspur sei passgenau mit einem Projektil Kaliber 7.65. Die Anknüpfungstatsache sei, dass es einen Schädeldurchschuss und einen Schädelsteckschuss gegeben habe. Die Spur an der Tür sei durch den Durchschuss verursacht worden. Das Projektil habe nach dem Schädel die Tür getroffen und die Spur verursacht. Im September sei dann eine Rekonstruktion mit Hilfe einer Schaufensterpuppe und Sonden durchgeführt worden. Dabei hätten die Fragen geklärt werden sollen, wo die Personen standen, wie die Schussreihenfolge gewesen sei und wie hoch die Schussdistanz. Die Befunde seien gewesen, dass Özüdoğru liegend an der Treppe vor der Tür gefunden worden sei. Es seien zwei Hülsen und ein Projektil am Tatort gefunden worden, ein zweites bei der Obduktion. Wenn man diese Tatsachen zugrunde lege, ergebe sich, dass die Anzahl der festgestellten Munitionsteile mit den Verletzungen korrespondiere. Der Durchschuss habe die Spur an der Tür hinterlassen. Daher lasse sich schließen, dass das Opfer beim Durchschuss noch gestanden habe und der Steckschuss bereits auf das liegende bzw. zu Boden gegangene Opfer abgegeben worden sei. Für die Verwendung eines Schalldämpfers habe es damals keine Hinweise gegeben, aber das sei nicht ausgeschlossen. Auf Frage von Götzl sagt Welter, ein Abstreifring entstehe, wenn ein Projektil nach Verlassen des Laufs das erste Mal auf Objekt auftrifft. Das sei beim Schläfenschuss festgestellt worden, beim Nasenschuss nicht. Das könne daran liegen, dass die Waffe beim ersten Schuss noch sauber war, es könne aber auch sein, dass zwischen der Waffe und dem Opfer ein anderes Objekt war. Für die Verwendung einer Tüte wie bei anderen Taten habe es jedoch keine Hinweise gegeben.

Dann geht Welter nach vorn. Es werden Bilder von der Rekonstruktion in Augenschein genommen. Man sieht Bilder von der Puppe und von Stäben, so genannten Sonden, die in der Puppe stecken und die Einschüsse markieren. Dann wird eine Übersichtsskizze zu den Fundorten der Hülsen und des Projektils gezeigt. Zuletzt wird ein Bild von der Spur in der Holztür gezeigt, das die Passgenauigkeit der Spur auf ein Projektil Kaliber 7.65 demonstrieren soll. Oberstaatsanwältin Greger fragt nach der Schussdistanz beim Nasenschuss. Welter sagt, es sei jede Position größer als 40 bis 80 cm denkbar. Dann fragt RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., nach einer Untersuchung über die akustische Wahrnehmbarkeit der Schüsse und ob diese auch mit Schalldämpfer durchgeführt worden seien. Welter erläutert, er habe in der Änderungsschneiderei Probeschüsse durchgeführt, weil es eine Ohrenzeugin gegeben habe. Er habe damals keine Kenntnisse von einem Schalldämpfer gehabt. Die Schüsse seien außerhalb des Ladengeschäftes von Polizisten wahrgenommen worden, während der Versuche seien aber Passanten vorbei gelaufen, die völlig unberührt von diesen Ereignisse weiter gegangen sein. Durch das Schaufenster könnten, so Welter, die Schüsse ihren peitschenartigen Klang verlieren. Polizisten, die auf die Schüsse warteten, nähmen sie wahr, aber Passanten vielleicht nicht. Pausch will wissen, ob Welter noch ergänzende Untersuchungen über die Frage, ob ein Schalldämpfer verwendet worden sei, durchgeführt habe. Welter verneint das. Der Zeuge wird entlassen.

Nebenklagevertreter RA Matt verliest eine Erklärung zur Aussage des Zeugen Bo. vom gestrigen Verhandlungstag [Protokoll 27]. Dabei geht es darum, dass festzuhalten sei, dass aus dem Internetverlauf und den Formulardaten hervor gehe, dass sich die unter dem Benutzernamen “Liese” auf dem Rechner angemeldete Person für Campingplätze, Wohnwagenverleihe, Bahnfahrten und Sparkassen in Zwickau interessiert habe. Wichtig sei auch, dass man daraus, wann dieses Profil nicht benutzt worden sei, Abwesenheiten feststellen könne. RAin Sturm beanstandet, das gesamte Protokoll sei durch die Zeugenaussage noch nicht eingeführt. Nach kurzer Debatte sagt RA Matt, er sei ohnehin schon fertig. Dann fragt Götzl den Angeklagten Holger G., ob es von seiner Seite vielleicht noch Einlassungen gebe. RA Hachmeister, Anwalt von G., antwortet: “Wir haben uns vorbehalten, dass sich G. nochmal einlässt, aber das wird heute nicht passieren und, für die Verfahrensbeteiligten, auch nicht vor der Sommerpause.” Es folgt eine kurze Pause, in der Götzl versucht, die Zeug_innen für den Nachmittag zu erreichen, um zu fragen, ob sie auch früher Zeit hätten. Nach zehn Minuten geht es weiter. Götzl verkündet, dass er die Zeug_innen nicht erreicht habe. Um 10.34 Uhr folgt die Mittagspause.

Um 13.05 Uhr geht es weiter. Zeugin ist dann Frau H., eine direkte Nachbarin der Frühlingsstraße 26. Sie schildert, wie sie am 4. November 2011 gegen 15 Uhr mit ihrer Tochter im Auto in die Frühlingsstraße gefahren sei und dann gesehen habe, dass das Nachbarhaus gebrannt habe. Sie habe ihr Fahrzeug in der Einfahrt ihrer Eltern, die nebenan wohnen, geparkt. Dann habe sie die Bewohnerin des Hauses getroffen und gefragt, was denn hier passiert sei. Die Frau habe sich umgedreht, sei sehr erschrocken gewesen, habe zwei Katzenkörbe abgestellt und gefragt, ob sie, H.,  mal kurz aufpassen könne. Dann sei die Frau zurück in Richtung des Hauses, Richtung Veilchenweg, gegangen. Dann habe sie, H., gedacht, es müsse ein Notruf abgesetzt werden und habe das wohl auch selbst gemacht. Auf Nachfrage Götzls sagt sie, an das Gespräch könne sie sich nicht genau erinnern, sie habe wohl gesagt, was ist denn hier los. Die Frau habe einen erschrockenen Eindruck gemacht, und sie, H., habe in dem Moment gedacht, dass die Frau vielleicht den Herd angelassen habe. Sie habe dann gesagt, die Frau könne die Körbe abstellen, sie werde drauf aufpassen. H. gibt an, mit dem Auto aus Richtung der niedrigen Hausnummern gekommen zu sein. Eigentlich hätte sie noch um die Hausnummer 26 herumfahren müssen, um in ihre Garage zu kommen, weil der Veilchenweg eine Einbahnstraße sei. Zwischen der Einfahrt ihres Elternhauses und dem Fußweg an der Ecke sei sie auf die Frau getroffen. Götzl will wissen, woran H. den Schreck der Frau erkannt habe, ob am Gesichtsausdruck oder an Äußerungen. H antwortet, an beidem, die Frau habe etwas gesagt wie “Ach, du Schreck”. H. gibt an, sie könne die Bekleidung der Frau nicht beschreiben. Die Frau habe auch nicht gesagt, was sie jetzt macht. Auf Frage sagt H., sie habe die Frau nur vom Sehen gekannt. Sie habe die Frau dem Haus Nummer 26 zugeordnet und sei davon ausgegangen, dass sie im ersten Obergeschoss wohne. Sie habe nicht gewusst, aber “gedeutet”, dass dort zwei weitere männliche Personen gewohnt hätten, “weil man doch Leute ein- und ausgehen sieht”. Zu diesem Personen könne sie eigentlich gar nichts sagen. Die Frau habe sie gegrüßt, die Männer nicht. Zu einem Wortwechsel sei es nie gekommen. Götzl fragt, ob sie eine Tasche oder Gegenstände an der Frau gesehen habe. H. verneint das, sie habe auch kein Handy gesehen. Dann fragt Götzl, ob ihr Ehemann Beobachtungen gemacht habe, von denen er berichtet habe. Ihr Mann habe erzählt, dass er auch einen kurzen Wortwechsel mit der Frau gehabt habe, ob sie schon einen Notruf abgesetzt habe. Ihr Mann sei etwas eher am Grundstück gewesen. Sie habe ihr Kind aus dem Hort geholt und sei dann noch zusammen mit ihrem Mann und ihrem Kind auf dem Friedhof gewesen. Die beiden Männer könne sie nicht näher beschreiben. Die Männer hätten einen kurzen Haarschnitt gehabt und seien zwischen 1,70 und 1,80 m groß gewesen. Der eine sei eher Anfang, der andere eher Mitte bis Ende 30 gewesen. An die Geschwindigkeit, mit der sich die Frau entfernt habe, könne sie sich nicht erinnern, so H. Das weitere Brandgeschehen habe sie versucht, nicht zu verfolgen, eine Explosion habe sie nicht wahrgenommen. Dann hält Götzl aus Vernehmungsprotokollen vor. Götzl sagt, H. habe ausgesagt, dass die Frau links und rechts jeweils einen Korb getragen habe, dass H. auf die Frau zugegangen sei und sie sinngemäß gefragt habe, was denn hier los sei, weil sie gewusst habe, dass sie in dem Haus wohne; die Frau habe sich umgedreht und überrascht gezeigt und habe gesagt, ach, du Scheiße. H bestätigt das. Dann hält Götzl vor, dass sie ausgesagt habe, dass ihr Mann ihr später erzählt habe, auch er habe einen Wortwechsel mit der Frau gehabt, die Frau habe ein Handy in der Hand gehabt. RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, beanstandet die Frage. Die Zeugin habe eine lebendige Erinnerung. Die Verteidigung Zschäpe halte es allgemein nicht für zulässig, wenn Götzl, so wie das hier zur Regel werde, durch Vorhalte alles aus den Vernehmungen in die Verhandlung einzuführen. Der Vorhalt diene der Erinnerungsauffrischung, zum Handy sei noch nicht gefragt worden. Götzl sagt, er habe dazu gefragt, der Vorhalt sei ein Vernehmungsbehelf, es komme auf die Antwort an. Götzl fragt H., ob ihr Mann von einem Handy erzählt habe. H. sagt, er habe erzählt, dass er mit der Frau kommuniziert habe wegen des Absetzens eines Notrufs. Wenn sie sich richtig erinnere, habe er gesagt, dass die Frau mit einem Handy dort gewesen sei. Ihr Mann habe erzählt, so H., dass die Frau den Veilchenweg nach unten gegangen sei. Götzl fragt, was eigentlich aus den Katzen geworden sei. H.: “Die hat dann das Ordnungsamt übernommen.” Wie die Männer und die Frau zueinander gestanden hätte, könne sie nicht sagen. Götzl sagt, sie habe angegeben, dass sie einen der Männer als den Freund der Frau bezeichnen würde. Sie habe immer interpretiert, dass einer der Freund und der andere der Bruder oder ein anderer Freund seien, so H.

Dann geht es um vorgelegte Lichtbilder. H. geht nach vorn zum Richtertisch. Sie habe nirgendwo hundertprozentig sagen können, das sei der- oder diejenige, so H. Es wird ein Bild, vermutlich ein Urlaubsfoto, gezeigt, auf dem Zschäpe im Profil zu sehen ist. Hier habe H. bei der Vernehmung angegeben, dass es sich um die Person aus dem Anwesen 26 handeln könne, so Götzl. Bei einem weiteren Bild, das Mundlos zeigt, habe sie angegeben, dass es sich um die Bezugsperson der Frau handeln könne. Götzl sagt, H. habe in ihrer Vernehmung ausgesagt, sie habe den Mann schon mit der Frau gesehen. Dazu könne sie jetzt keine näheren Angaben mehr mache, so H. In einer weiteren Vernehmung habe sie in Bezug auf die Frau mit den Katzenkörben von “Frau Zschäpe” gesprochen, so Götzl. Wie sie darauf gekommen sei, will er wissen. H.: “Sicherlich weil es zu dem Zeitpunkt um diesen Namen ging.” Sie sei wohl unbewusst davon ausgegangen, weil der Name veröffentlicht worden sei. Dann geht es kurz um den Brand. Danach fragt Götzl, ob im Gespräch mit der Frau noch die Rede von weiteren Personen im Haus gewesen sei. Das verneint H. Eine Richterin fragt, ob noch eine weitere Frau auf dem Bürgersteig gewesen sei. H. bejaht das, die Frau habe auch dort geparkt.
Nach Nebenklagevertreter RA Langer, der noch einmal zur Zuordnung der Wohnung fragt, fragt RA Schön, ob H. noch weitere Bewohner des Hauses 26 und 26a kenne. H. berichtet von zwei Männern und einer älteren Frau. Einen Herrn B. [Zeuge vom 27. Verhandlungstag] kenne sie nicht persönlich. Ob man da so isoliert voneinander lebe, will Schön wissen. Das könne man so nicht sagen, antwortet H., aber aber man sei berufstätig und habe eine eigene Freizeitgestaltung. Über Versammlungen bei B. wisse sie nichts. RA Stolle fragt zum so genannten Siedlerfest. Das gebe es schon sicher zehn Jahre, sie wolle sich aber nicht festlegen, antwortet H. Es werde wohl vom Siedlerverein der Weißenborner Siedlung veranstaltet. RA Kaniuka fragt, ob Frau H. bauliche Veränderungen am Haus aufgefallen seien, etwa Blumenkästen, was H. verneint. Es folgt RA Heer, der zunächst zur zweiten Frau fragt. Die könne sie nicht näher beschreiben, so H. An weitere anwesende Personen könne sie sich nicht erinnern. Nach Vorhalt aus ihrer Zeugenvernehmung sagt H., es könne gut sein, dass noch andere Personen da waren, mit jemandem am Dachfenster habe sie noch kommuniziert, ob sie noch ein Notruf absetzen solle. Heer fragt zur Distanz zwischen H. und der Frau mit den Katzenkörben. H. sagt, es seien vielleicht ein bis zwei Meter gewesen. Dann werden H. Skizzen vorgelegt, auf denen sie bei der Polizei die Standorte der Personen und Fahrzeuge eingezeichnet hat. Die zweite Skizze zeige, in welche Richtung die Frau weg gegangen sei, so H. Das Gespräch sei sehr kurz gewesen, sagt H., es habe keine 30 Sekunden gedauert. Dann fragt Heer zu Straftaten in der Wohngegend. H. berichtet von Einbrüchen, bei einem sei ein Mann gefesselt worden und in der Folge ums Leben gekommen. Sie könne sich an zwei Einbrüche erinnern, es habe sicherlich mehrere gegeben.
RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, fragt, ob H. einschätzen könne, wie oft sie der Frau begegnet sei. Eher einmal im Monat, so H. Ob sie sich sicher sei, dass die beiden Männer dort gewohnt hätten, will Sturm wissen. Sie frage deshalb, weil H. in einer älteren Vernehmung ausgesagt habe, sie habe einen der Männer für den Freund gehalten. Götzl beschwert sich, das sei schon gefragt worden. Nach kurzem Hin und Her hält Sturm H. vor, sie habe ausgesagt, sie habe die Frau auch schon mit zwei Männern gesehen, als sie mit Fahrrädern gekommen seien. Da sei nicht die Rede davon, dass die Männer da gewohnt hätten. Ob sie schon damals die Männer der Wohnung zu geordnet habe, fragt Sturm. H.: “Ja, nach meinem Empfinden.” Dann fragt noch einmal Götzl. Er will wissen, ob H. wahrgenommen habe, dass Personen im brennenden Anwesen gewesen seien. H. sagt, sie habe davon nichts gewusst, nur von anderen Anwohnern habe sie erfahren, dass noch eine ältere Frau drin gewesen sei, die von Verwandten herausgeholt worden sei.

Es folgt der Zeuge H., Ehemann der letzten Zeugin. Er sagt, es sei schnell berichtet, was am 4. November vorgefallen sei. Er habe sein Auto in seiner Garage im Veilchenweg geparkt. Dann habe er einen lauten Knall gehört und eine riesige Staubwolke auf sich zukommen sehen. Als diese verzogen gewesen sei, habe er ein starkes Feuer in der Nummer 26, 1. Obergeschoss gesehen, da habe die Wand gefehlt. Auf der Straße habe er dann mit dem Handy die Feuerwehr gerufen. Dann sei ihm kurz darauf die Angeklagte zügigen Schrittes entgegen gekommen und über die Trümmer gestiegen. Darüber sei er erstaunt gewesen. Als sie auf seiner Höhe gewesen sei, habe er sie kurz gefragt, was los sei und ob sie die Feuerwehr verständigt hab. Sie habe mit Ja geantwortet und sei dann den Veilchenweg bergab gegangen. Er selbst sei dann zu seiner Familie gelaufen und dann sei die Feuerwehr gekommen. H. beschreibt den Weg zu seiner Garage, er habe zunächst am Haus Frühlingsstraße 26 vorbei fahren müssen, dabei habe er aber keine Anzeichen eines Brandes wahrgenommen. Auf Frage Götzls sagt H., er kenne die Angeklagte nur vom Sehen. Sie habe dort mit zwei jungen Männern gewohnt. Die beiden hätten kurze Haare gehabt, der eine sei etwas größere gewesen als der andere. Er habe nie mit den beiden gesprochen, auch nicht mit der Angeklagten, sie nicht einmal gegrüßt. Als er am Brandtag dann zu seiner Frau gegangen sei, seien da schon mehrere Personen gewesen, sagt H. Katzenkörbe habe er nicht gesehen, seine Frau habe ihm im Nachhinein aber davon berichtet, und dann sei eine Polizistin gekommen und habe die abgeholt. Zur Kleidung der Frau könne er nichts mehr sagen, er wisse aber, dass sie in der linken Hand ein farbiges Telefon gehabt habe. Er denke, sie habe gerade angesetzt zu telefonieren. Nachdem er den ersten Schock verdaut gehabt habe, habe er sie dann verfolgt bis zur Ecke Veilchenweg/ Fliederweg, um auszuschließen, dass sie zusammenbricht, es seien ja auch Bahnschienen in der Nähe. Zum Ablauf sagt er, er habe zunächst versucht, die Feuerwehr zu erreichen, das habe gedauert, er habe gehört, dass die Feuerwehr kommt, dann habe er ein wenig ausgeharrt und dann sei er hinterher, um zu schauen, wo die Angeklagte hin sei, dann sei er zu seiner Familie. Götzl möchte wissen, wann das Gespräch mit der Frau gewesen sei. H. sagt, das sei gewesen, nachdem er versucht habe, die Feuerwehr zu erreichen. Von den Lebensgewohnheiten der Bewohner habe er nicht viel mit bekommen. Die Frau habe Wäsche aufgehängt und sei zum Bäcker gegangen. Fahrzeuge habe er gesehen, es sei aber schwierig gewesen, diese zuzuordnen. Er habe ein Wohnmobil gesehen, das gleiche oder ein baugleiches, das in Eisenach gestanden habe. Es habe wohl eineinhalb Wochen da gestanden, es sei schwierig zu sagen wann, aber wohl im Sommer.

Die Frau habe keinen panischen Eindruck gemacht, als er ihr begegnet sei, sie sei zügig gegangen. Er berichtet vom Brand, die fehlenden Mauerstücke hätten auf dem Veilchenweg gelegen. Sie seien etwa gegen 15 Uhr angekommen, wann der Knall gewesen sei, könne er nicht mehr genau sagen. Götzl hält ihm vor, er habe ausgesagt, dass er um 15.08 Uhr die Feuerwehr angerufen habe, weil er auf die Uhr geschaut habe. H. sagt, dann sei das wohl so gewesen. RA Heer sagt, der Zeuge differenziere nicht genau, was er erinnere. Götzl fragt noch einmal. H. sagt, wenn er das zu Protokoll gegeben habe, dann sei es so gewesen. Kurz danach sei er der Frau begegnet. Götzl hält H. vor, er habe zu den Bewohnern gesagt, es sei “sehr spartanisch”, was damit gemeint sei. H. sagt, es sei darum gegangen, dass die mal da gewesen seien und dann wieder sechs Wochen weg. Götzl hält H. vor, er habe gesagt: “Alles was Öffentlichkeitsarbeit war, hat alles die Frau gemacht.” Das bedeute, dass die Frau zum Bäcker gegangen sei und Wäsche gemacht habe. Die Männer seien nicht draußen gewesen oder mal zum Gartenzaun gekommen. Götzl hält vor, H. habe bei einer Vernehmung angegeben, die Frau der Höflichkeit halber doch gegrüßt zu haben. H.:”Tja, dann wird es so gewesen sein.” Auf die Frage, ob er die jungen Männer auch mal Fahrradfahren gesehen habe, sagt H., wenn dann seien die zu dritt mit dem Rad abends spät hofwärts gekommen, aber wegfahren habe er sich nicht gesehen. Eine Regelmäßigkeit habe er nicht festgestellt. Die Fahrräder seien weiß gewesen und keine “Baumarktfahrräder”. Götzl hält H. vor, er habe ausgesagt, das Wohnmobil in den Tagen vor dem Brand gesehen zu haben. H. bestätigt das. Er habe gesehen, wie die Männer das Wohnmobil beladen hätten, er habe gedacht, dass die jungen Leute wieder eine Reise machen. Er habe die Personen selten gesehen, manchmal mehrere Tage hintereinander und dann wieder wochenlang nicht. In der Wohnung seien die Rollos immer unten gewesen, es habe keine laute Musik gegeben, wo man sich als Nachbar beklagen könne. Dann geht s um T4/T5-Busse, von denen H. schon in früheren Vernehmungen berichtet habe. H. bestätigt das, da seien auch die Fahrräder drauf geladen worden. Es seien auch mal Freunde der Angeklagten gekommen, die habe er aber nicht genau zuordnen können. Zur Häufigkeit der Besuche könne er nichts sagen und er könne auch keine Personen beschreiben. Nach einer Pause geht es um 15.12 Uhr weiter. Götzl fragt, ob H. in Bezug auf die Frau eine Brille in Erinnerung habe. H. sagt, er habe keine Erinnerung mehr. Götzl hält ihm vor, er habe ausgesagt, sie habe eine Brille aufgehabt. Dann sei das so korrekt, er könne das jetzt nicht mehr erinnern, ebenso zur Kleidung. Götzl hält weiter vor, er habe von einem roten Handy gesprochen. H.: “Es war auf jeden Fall ein farbiges, das weiß ich noch.”

Dann geht es um Lichtbildvorlagen. Bei der Inaugenscheinnahme bestätigt H., dass es diese Bilder seien, die ihm vorgelegt worden seien. Zu einem Bild des Angeklagten André E. sagt er, dass er die Person nicht kenne. Bei zwei Bildern sagt er, die Personen kämen ihm bekannt vor, das seien die jungen Männer, die mit dort gewohnt hätten. Auf Bild 8, das Zschäpe zeigt, erkenne er die Angeklagte, so H. Der Rest sage ihm nichts. Götzl hält vor, er habe damals ausgesagt, auf Bild 4, das Mundlos zeigt, einen der beiden jungen Männer erkannt zu haben und auf Bild 8 die junge Frau, die ihm nach dem Brand aus Richtung des Hauses entgegen gekommen sei. Dann geht es um ein Bild aus einer Überwachungskamera der Sparkasse, das Zschäpe in roter Jacke zeigt. Dabei sei es um die Kleidung gegangen, so H. H. sagt, so in etwa sei die Kleidung am Tag des Brandes gewesen. Dann werden ihm Lichtbilder von Kleidungsstücken vorgelegt, zu denen er jedoch nichts mehr sagen kann. Die Bundesanwaltschaft fragt, ob H. die drei Bewohner mit Kindern gesehen habe. H. sagt, er könne sich nicht erinnern, Auseinandersetzungen zwischen den Personen habe er ebenfalls nicht wahrgenommen. Nebenklagevertreterin RAin Kaniuka fragt zu den Trümmern. H. sagt, die hätten mitten auf der Straße gelegen und er sei erstaunt gewesen, dass die junge Frau ihm so schnurgeradeaus entgegen gekommen sei, das sei schon sehr wagemutig gewesen: “Ich dachte, mein Gott, was macht die junge Frau denn hier.” Er habe nicht gesehen, dass die Frau aus dem Haus gekommen sei, sie sei ihm in der Mitte des Veilchenwegs entgegen gegangen. Auf Frage von RA Stolle sagt H., dass der Knall gewesen sei, bevor er die Angeklagte gesehen habe. Eine Nebenklagevertreterin fragt, wie weit der Bahnhof vom Haus weg sei. H. sagt, etwa einen Kilometer, es gebe keinen Taxistand und der Bus fahre unregelmäßig. RA Matt fragt, ob H. noch andere Geräusche nach dem Knall wahrgenommen habe, was H. verneint. RA Erdal sagt, H. habe angegeben, die Frau sei nicht gerannt. H. bestätigt das. Erdal: “Heißt das, sie hat sich nicht beeilt, die Oma zu retten?” Götzl beanstandet, von der Oma sei nicht die Rede gewesen. RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, fragt, wie der Ablauf der Vernehmung gewesen sei. H. fragt, welcher Vernehmung. Heer antwortet, H. sei nur einmal vernommen worden, muss sich aber von Götzl korrigieren lassen. Er fragt dann zur Vernehmung vom 16. November 2011. H. sagt, eine junge Polizistin habe Protokoll geschrieben, die habe wörtlich protokolliert, es sei zwischen Frage und Antwort differenziert und nicht zusammen gefasst worden. Er habe hin und wieder absetzen müssen, damit die Beamtin mit kommt. Der Begriff Öffentlichkeitsarbeit stamme von ihm selbst. Heer fragt, was damit gemeint sei. Es gehe darum, dass immer wenn “Publikumsverkehr” gewesen sei, Zschäpe das übernommen habe, so H. Götzl beschwert sich, diese Frage hab er so schon gestellt. Dann folgt RAin Sturm. Sie will wissen, ob die Frau noch auf H. zugelaufen oder schon vorbei gewesen sei, als sie das Gespräch hatten. H. sagt, das Gespräch habe quasi im Vorübergehen stattgefunden, er habe sie angesprochen, sie habe ihn angeschaut, habe geantwortet und sei dann, ohne sich zu drehen, weg gelaufen. Wie lange es gedauert habe, bis er ihr hinterher gelaufen sei, will Sturm wissen. H. sagt, einige Minuten. Er habe in der Zwischenzeit auf das brennende Haus geschaut. Der Abstand zur Frau sei an der Garage vielleicht ein Meter gewesen. H. sagt auf Frage von RAin Schneiders, Verteidigerin Wohllebens, er habe den Brand noch etwa eine Stunde beobachtet. Ihr Kind hätten sie zu seinen Eltern gebracht, wo sie selbst übernachtet haben, wisse er nicht mehr. Er habe die Löscharbeiten und den Einsatz des Bagger von seinem Wohnhaus beobachtet. Es sei alles abgesperrt gewesen. ob er einen Bauzaun wahr genommen habe, will Schneiders wissen. Zunächst sei bei den Löscharbeiten abgesperrt worden, alles habe nach einem Katastropheneinsatz ausgesehen. Es sei recht weiträumig abgesperrt worden. Schneiders will wissen, ob Angehörige auf das Grundstück der H.s gelangen konnten. H. verneint das, es sei alles abgesperrt gewesen. Nach dem psychiatrischen Sachverständigen Saß fragt der Brandsachverständige Setzensack, wieviel Zeit zwischen dem Knall und dem Zusammentreffen mit Zschäpe vergangen sei. H. sagt, das sei schwierig, es könne eine Minute gewesen sein oder zwei Minuten. Götzl fragt noch einmal nach weiteren Geräuschen nach dem Knall. H. antwortet, ihm habe das Dachgeschoss nicht gefallen, er habe Angst um sein eigenes Haus gehabt. Da habe es eine dumpfe Detonation gegeben, es sei schwer zu sagen woher. Götzl sagt, H. habe früher von drei dumpfen Knallgeräuschen geredet. H. sagt, an die dumpfen Geräusche könne er sich erinnern. RAin Sturm sagt, H. habe von einem Schock gesprochen. Sie will wissen, aber wann er sich unter Schock gefühlt habe. H.: “Naja, Schock, eher erschrocken.” Das sei als die Wolke auf ihn zugekommen sei, also bevor die Frau vorbei gekommen sei. RA Matt fragt nach dem räumlichen Abstand, als H. hinter der Frau her gegangen sei. H. sagt, er habe die Frau nicht mehr gesehen: “Ist das räumlich genug?”

Der Verhandlungstag endet um 16.01 Uhr.


Protokoll 29. Verhandlungstag - 30. Juli 2013

Drei Nachbarinnen aus der Frühlingsstraße berichten vom Brand [am Freitag, den 4.11.2011 gegen 15 Uhr] und der Gefährdung ihrer (Urgroß)-Tante Frau E. Beate Zschäpe wird schwere Brandstiftung und damit einher gehender Mordversuch an E. und zwei Bauarbeitern vorgeworfen. Bemerkenswert war an diesem Prozesstag, dass zwei Zeuginnen berichteten, alle drei Schwestern würden jeden Freitag um ungefähr die Uhrzeit ihre Tante Frau E. zu Kaffee und Kuchen besuchen. An jenem Tag seien sie spät dran gewesen.

Zeuginnen:

	J. M. (Zeugin Brand in der Frühlingsstraße in Zwickau)
	Monika M. (Zeugin Brand in der Frühlingsstraße in Zwickau)
	Birgit H. (Zeugin Brand in der Frühlingsstraße in Zwickau)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.42 Uhr. RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe, ist heute wieder anwesend. Erste Zeugin ist die Schülerin J. M. Sie wohnt schräg gegenüber dem Haus Frühlingsstraße 26. Sie berichtet, sie sei im Wohnzimmer gewesen und habe dann einen Knall gehört. Dieser habe sich angehört, als seien zwei Autos ineinander gefahren. Sie sei dann ans Fenster gegangen und habe gesehen, dass das Haus [gegenüber] brennt, die Wand sei raus gefallen. Dann habe sie die Angeklagte weg rennen sehen mit Katzenkörben. Weiter habe sie das nicht verfolgt, sondern die Feuerwehr gerufen. Dann sei sie eine Etage runter zu ihrer Oma gegangen und habe gefragt, ob diese etwas bemerkt habe. Sie hätte sich mit ihrer Oma unterhalten und dann sei sie wieder nach oben gegangen und habe ihre Eltern angerufen. Sie habe dann aus dem Fenster geguckt und gesehen, dass die Feuerwehr gekommen sei. Ihre Wohnung liege im zweiten Stock, das Wohnzimmer liege nach hinten raus, sagt M. auf Frage des Vorsitzenden Richters Götzl. Dort habe sie den Knall gehört. Sie sei dann in ihr Zimmer gegangen, das nach vorne raus liege. Dort habe sie dann die Angeklagte mit den Katzenkörben gesehen und dort habe sie auch die Feuerwehr gerufen.

Die Wohnung der Großeltern liege eine Etage tiefer. Ihre Oma und ihr Opa hätten dort in der Küche gestanden und den Brand auch bemerkt und ebenfalls die Feuerwehr anrufen wollen. Sie habe dann aber gesagt, dass sie das schon gemacht habe. Im Brandhaus sei die Wohnung in der ersten Etage betroffen gewesen. Ein Teil der Wand sei raus gesprengt gewesen. Götzl fragt, ob man in die Wohnung habe sehen können. M. antwortet, man habe ein “Laufband oder so”, ein Sportgerät sehen können und ein bisschen die Umrisse des Zimmers. Am Anfang sei da Rauch gewesen, später nur noch Flammen. Sie habe gewusst, dass die Angeklagte da gewohnt habe, “also vom Sehen her”. Auf der linken Seite des Hauses habe eine Verwandte von ihr gewohnt: “Meine Oma ihre Tante oder so.” Außerdem hätten in der linken Haushälfte noch irgendwelche Männer gewohnt. Die Tante der Großmutter [Frau E.] habe das alles nicht mit gekriegt. ihre Oma hätte sie deswegen angerufen. Die Tante habe dann aus dem Fenster geschaut. Die Oma habe ihre Tante dann aus dem Haus geholt, die Tante sei da schon mit dem Rollstuhl gekommen. Sie hätten sie dann bei sich ins Haus geholt. Die Tante habe wohl nicht mit bekommen, dass das eine Explosion gewesen sei. Götzl fragt nach der Angeklagten. M. sagt, sie sich ziemlich sicher, dass die Angeklagte in dem Moment einen roten Mantel angehabt habe. An mehr könne sie sich nicht erinnern, sie habe den Mantel gesehen und das Gesicht und habe gewusst, dass es die Angeklagte sei. Die Frau sei in schnellem Laufschritt die Frühlingsstraße hinauf gelaufen Richtung Kreuzung Kuhbergweg. In jeder Hand habe die Frau eine Katzenbox gehabt. Den letzten Blick auf die Angeklagte habe sie getan, als diese am Haus an der Ecke gewesen sei. Sie habe die Angeklagte in der Zeit vorher nur am Fenster der Wohnung gesehen, mehr habe sie nicht mit bekommen. Ihrem Empfinden nach sei die Frau die einzige Bewohnerin der Wohnung gewesen. Über Gewohnheiten könne sie nichts sagen, sie habe die Angeklagte auch nicht außerhalb getroffen. Zu Besuch könne sie auch nichts sagen, sie habe darauf auch nicht geachtet. Götzl fragt wie es Frau E., der Großtante, heute gehe. M. sagt, E. sei seit drei Wochen im Pflegeheim, sie sei ein bisschen geschockt gewesen, die ersten Monate seien ein bisschen viel für sie gewesen, jetzt gehe es ihr aber gut. Am 4. November 2011 sei es E. im ersten Moment, als sie das noch nicht verstanden habe, noch gut gegangen, aber gegen Abend, “als wir das dann alles verarbeitet haben”, sei sie total schwach gewesen. Sie glaube, so M., dass sogar ein Arzt gerufen worden sei. E. habe sich dann stabilisiert. E. habe immer immer mal Unterstützung von M.s Oma bekommen, sei aber für ihr Alter gut drauf gewesen. E. sei auch mit Rollator selbständig mal rüber gekommen. Für ängere Strecken habe die Oma das Auto genommen mit ihr zusammen. Auf Frage von Götzl sagt M. lachend, E.s Gehör sei gut gewesen. Jetzt sitze E. viel und wolle nicht mehr viel raus. Inzwischen vergesse sie auch mal Sachen. M. sagt, sie könne den Knall nicht beschreiben, sie habe gedacht, zwei Autos seien zusammengefahren. Götzl beginnt mit Vorhalten aus Vernehmungen: Dort habe sie gesagt, ihr Zimmer sei in der dritten Etage und die Brandwohnung sei in der zweiten Etage gewesen. M. sagt, das liege alles “auf einem komischen Sockel”, den habe sie als Erdgeschoss gezählt. Zwischen dem Knall und dem Sehen sei vielleicht eine Minute vergangen; den Vorhalt, sie habe von 30 Sekunden gesprochen, bestätigt M. Sie habe jemanden gehört, der gerufen habe, die Feuerwehr solle gerufen werden, aber gesehen habe sie auf der Straße niemanden. Beim Telefonat der Oma mit E. sei sie dabei gewesen. Sie meine sich vage zu erinnern, dass die Oma gesagt habe gesagt, dass es nebenan brenne und dass E. aus dem Haus solle. E. sei aber erstmal ans Fenster gegangen und habe geguckt. Die Oma sei dann rüber, sie selber sei da geblieben. Sie habe oben dann ihre Eltern angerufen und aus dem Fenster geschaut.

Es geht dann um eine Skizze der Hausfront der Frühlingsstraße 26. M. sagt, Fenster 4 und 3 seien draußen gewesen, das Fenster 2 habe zwar wohl auch zur Brandwohnung gehört, sei aber noch drin gewesen. Die Wohnung von E. sei dann, so glaube sie, bei Fenster 5 und 6 gewesen. Sie sei unsicher, ob die Brandwohnung drei oder vier Fenster gehabt habe. Der Mantel der Frau sei ihrer Erinnerung nach grell rot gewesen und vielleicht kurz übers Knie gegangen. Sie habe die Angeklagte vielleicht 5 oder 6 Sekunden gesehen. Sie habe gedacht, sie habe Angst gehabt, weil ihre Wohnung explodiert sei. Zu dem Zeitpunkt habe sie nicht gewusst, dass noch mehr Leute in der Wohnung gewohnt hätten, so M. Sie habe auch erst im Nachhinein erfahren, dass da Handwerker waren. Nach Vorhalt Götzls, sie habe bei der Polizei von zwei schlanken Männern mit kurzen Haaren gesprochen, sagt M., sie habe das nach dem Brand erfahren, sie habe selbst keine Kenntnis davon gehabt. Über die Wohnung wisse sie nur von ihrer Oma, dass der Vermieter die Wohnung umgebaut habe. Götzl fragt zu den Haaren der Frau. M. sagt, sie wisse nicht, was sie damals gesagt habe, aber jetzt könne sie sich nicht erinnern. Den Namen der Frau habe sie nicht gekannt. Götzl nennt eine Beschreibung aus einer Vernehmung, nach der die Frau zwischen 1,60 und 1,75 m groß gewesen sei und zum Zopf gebundene lange Haare gehabt habe. Da komme keine Erinnerung, so M. Götzl hält vor, sie habe gesagt, der Mantel sei bis zur Hälfte der Oberschenkel gegangen. M.: “Hatte ich ja so gesagt, über die Knie, Hälfte der Oberschenkel.” Die Katzen hätten ab und zu am Fenster der Wohnung gesessen. Götzl fragt nach Fahrzeugen. M. sagt, kurz vorher, vielleicht eine Woche, habe ein Wohnwagen vorm Haus gestanden. Sie habe das Fahrzeug nicht der Angeklagten zugeordnet, aber es hätten sich Leute aufgeregt, dass es so lange da gestanden habe. Abends hätten sie das dann im Fernsehen gesehen und gesehen, dass da “Sunlight” drauf stand. So hätten sie das zusammen gebracht. Götzl hält vor, sie habe gesagt, dass “die” Bewohner unscheinbar gewesen seien. M. antwortet, bei der Vernehmung habe sie schon gewusst, dass da drei gewohnt hätten, sie habe damit ausdrücken wollen, dass sie die Männer nie gesehen habe. Von Fahrrädern habe sie auch erst später erfahren. Ihre Oma schaue immer aus dem Fenster und habe gewusst, dass das Wohnmobil zu den Männern gehört habe. Sie nehme an, dass das Wohnmobil ein paar Tage vorher weg gewesen sei, wisse aber nicht mehr wann. Zu Auffälligkeiten des Wohnmobils sagt M, da sei “was mit Orange” gewesen, das Wohnmobil habe ein vogtländisches Kennzeichen gehabt.

Dann geht es um eine Lichtbildvorlage. Auf den vorgelegten Bildern erkennt sie nur Zschäpe, zu den Männern könne sie nichts sagen. Es sei ihr bei einer Vernehmung auch eine Jacke vorgelegt worden, so Götzl. M. sagt, die sei dunkelrot gewesen und sie meine sich zu erinnern, dass es nicht die Jacke war, die die Angeklagte angehabt habe. Nach einer Pause fragt ein Richter noch einmal nach dem Weg der Angeklagten. M. sagt, die Frau sei von hinterm Haus bis zum ersten Haus an der Ecke gelaufen, da sei noch eine kleine Straße. Auf Frage aus der Nebenklage sagt M., hinter dem Haus sei die Eingangstür, da sei sie her gekommen, die Türe könne man von ihrem, Ms., Fenster aus nicht sehen.
RAin Kaniuka fragt, ob Frau E. nochmal zurück in die Wohnung gegangen sei. M. sagt, E. selbst nicht, aber ihre, M.s Oma und deren Schwester. Eine Hauswand sei gerissen gewesen, dadurch seien ein paar Wohnzimmermöbel nicht mehr brauchbar gewesen. Auf Frage aus der Nebenklage sagt M., E. habe sowohl einen Rollator als auch einen Rollstuhl für längere Strecken gehabt. Sie selbst, so antwortet M. auf Frage der Verteidigerin Zschäpes, RAin Sturm, sei mit ihrer Schwester mehrmals die Woche bei E. gewesen, die Oma und deren Schwester seien täglich drüben gewesen. In der Wohnung habe sich E. ohne Rollator bewegt, es sei keine große Wohnung gewesen. Heute vergesse E. viel Alltägliches, könne sich aber an frühere Dinge erinnern. Dann fragt Sturm zum Telefonat der Oma mit E. E. habe nach dem Telefonat aus dem Fenster geguckt, so M. Sie habe keine Tasche bei der Frau gesehen, die Frau habe ihr eher die Seite zugedreht. RA Stahl, Verteidiger Zschäpes, sagt, E. habe doch gut gehört und sie habe dennoch nichts mitbekommen. M. antwortet: “Vielleicht wegen dem Schock. Wegen dem Knall vielleicht.” E. habe jedenfalls nichts mit bekommen.

Nach einer Pause geht es weiter mit der Zeugin Monika M.,der Großmutter von J. M. Sie berichtet, sie habe einen dumpfen Knall gehört und gedacht, es seien zwei Autos zusammen gestoßen. Ihr Mann habe berichtet, dass es drüben brenne. Dann sei ihre Enkelin gekommen. Sie habe dann ihre Tante [Frau E.] angerufen und ihr gesagt, sie solle raus gehen. Diese habe aber aus dem Fenster geschaut. Sie sei dann rüber gegangen. Ihre Schwester sei dann schon mit der Tante die Treppe herunter gekommen, sie selbst habe unten mit dem Rollstuhl gewartet. Dann sei die Feuerwehr gekommen. Sie hätte nicht gewusst, wohin mit der alten Dame. Die Tante habe dann vier Tage bei ihnen übernachtet. Die habe das nicht begriffen, abends hätten sie noch den Notarzt holen müssen, weil E. so gezittert habe es seien ja jede Menge Ärzte da gewesen. E. sei von einem Tag auf dem anderen obdachlos gewesen, mit 89. E. habe die Wohnung nicht noch einmal betreten. Sie seien mit Feuerwehr und Polizei hinein gegangen, um Sachen, etwa die Brille, zu holen, zwei Tage später. Da habe sie, M., gesehen, dass die Wand im Wohnzimmer gerissen gewesen sei. Auf Frage Götzls sagt M., ihre Tante habe sich nicht wieder richtig erholt. Die Wohnung sei ihre Traumwohnung gewesen. Ihre Tante stamme aus Zwickau, habe aber 50 Jahre in Dortmund gelebt. E. habe immer in das Haus ziehen wollen, habe sich das so vorgestellt, und 2007 nach dem Tod des Ehemannes hätten sie sie dann “rüber geholt”. Sie selbst habe in der Nähe gewohnt und auch sonst viele Verwandte, E.s Neffen, aber auch sie selbst und ihre beiden Schwestern, die ältere sei auch schon achtzig.

Es habe ein gutes Verhältnis zu ihr [Frau E.] bestanden. Nachdem E. nach dem Brand bei ihnen geblieben sei, hätten sie sie zu einem Cousin ins Erzgebirge gebracht. Dann habe sE. eine andere Wohnung bekommen, wo sie sich nicht wohlgefühlt habe, und schließlich sei sei ins Seniorenheim gekommen. E. habe keine Energie mehr und spreche ständig von ihrer schönen Wohnung, sie könne sich nicht mehr woanders einleben. E. sei zwar vergesslich, aber ansonsten gehe es ihr ganz gut. Im November 2011 habe sie schon schlecht laufen können, so M. auf Frage von Götzl. Sie hätten sie dann mit dem Rollstuhl abgeholt. In der Wohnung sei sie langsam hin und her gelaufen, habe aber schon “ihre Sachen gemacht”, ganz langsam. E. habe ein bisschen schlecht gehört und habe das zuerst nicht mit bekommen, dass nebenan etwas passiert sei. Götzl fragt nach dem Anruf. Sie, M., habe gesagt, das Haus brenne, sie solle raus kommen. E. sei aber erstmal ans Fenster gegangen und habe wohl geglaubt, das jemand was anbrennen lassen habe. E. habe gesagt, sie sei hinten in der Küche gewesen und habe den Knall nicht gehört. Auch beim Telefonat habe E. in der Küche gesessen. Ihre Schwester wohne in der Nähe. Sie seien wohl gleichzeitig am Brandhaus angekommen. Sie hätten sich jeden Tag um die Tante gekümmert, Einkäufe gemacht und die Wohnung geputzt. Die Wohnung habe die Tante nur verlassen, wenn sie sie geholt hätten, zum Einkaufen oder bei schönem Wetter in den Garten. Selbstständig habe sich E. draußen nur ganz langsam mit Rollator bewegen können. Dann sei sie richtig kaputt gewesen. Die Einrichtung der Wohnung sei fast komplett entsorgt worden, so M.

Götzl fragt nach den Bewohnern der Brandwohnung. M. sagt, sie habe sich mit der Dame, “wusste damals überhaupt nicht wie sie hieß”, unterhalten beim Wäscheaufhängen oder beim Einkaufen. Die sei eigentlich sehr nett gewesen. Einmal habe sie sie an der Sparkasse in Pölbitz getroffen. Dort habe die Frau von einem Urlaub erzählt, der sechs Wochen gedauert habe. Sie, M., habe gefragt, ob der Chef so lange frei gebe. Die Frau habe dann etwas von Überstunden erzählt, und dass sie auch von dort arbeiten könnten, weil sie mit dem Computer arbeiteten. Das sei wohl im Jahr vor der Explosion gewesen, der Urlaub sei wohl auf Fehmarn gewesen. Sonst habe man übers Wetter geredet. Am Anfang habe die Frau erzählt, dass sie mit ihrem Freund und dem Bruder vom Freund zusammen lebe. Die Männer habe sie gesehen, einmal, wohl im Sommer vor der Explosion, habe sie ihnen beim Transport einer Waschmaschine Hilfe angeboten. Das sei aber abgelehnt worden. Namen habe sie keine gekannt, nicht einmal von der Frau. Götzl will wissen, ob die Frau mal Kontakt zur Tante gehabt habe. M. antwortet, vielleicht, wenn sie die Tante mal runter geholt hätten, dass sie sich mal gegrüßt hätten. Direkt wisse sie das aber nicht. Die Frau habe mal gefragt, wie geht’s der Oma, ihre, Ms., Schwester habe vielleicht mehr mit der Frau geredet, weil sie auch Katzen gehabt habe. Die Männer habe sie immer mit dem Fahrrad gesehen, beurteilen könne sie sie nicht. Sie seien beide groß gewesen und hätten kurze Haare gehabt. Der eine sei älter gewesen. Wer der Freund gewesen sei, habe niemand so richtig gewusst. Sie habe auch Besuch gehört manchmal durch die Wand bei der Tante. Man habe gehört, dass die viel Spaß gehabt hätten. Von Kindern wisse sie nichts. Zu Fahrzeugen befragt, sagt M., einmal seien die drei vom Urlaub gekommen, da sei Siedlerfest, vielleicht im Jahr 2010, gewesen. Dieses Fest, so M. später, sei immer im August. Da hätten sie einen “dunkelblauen Van oder so” gehabt. Dann habe ein paar Tage ein helles Wohnmobil mit vogtländischer Nummer da gestanden. Götzl hält vor, sie habe bei der Polizei ausgesagt, dass es eine Woche gestanden habe. Das wisse sie nicht mehr genau, so M. Das Fahrzeug sei auch mal umgestellt worden und habe an der Seite oder hinterm Haus gestanden. Götzl sagt, sie habe ausgesagt, dass das Wohnmobil wegen Baumarbeiten weggefahren werden sollte, dann habe es an der Seite gestanden. M. bestätigt das. Sie habe das Wohnmobil am Donnerstag das letzte Mal gesehen. Götzl will wissen, ob sich Frau M. mit ihrer Enkelin unterhalten habe. M. sagt, die Enkelin habe gezittert und habe gesagt, dass sie die Frau mit den Katzenkörben gesehen habe. Sie hätten dann noch die jungen Männer bedauert, weil sie gedacht hätten, “die liegen vielleicht noch drüben”.

Sie sei jeden Tag in der Wohnung ihrer Tante gewesen, wenn sie Zeit gehabt habe, ebenso ihre Schwester. Götzl fragt nochmal zum Gespräch über den Urlaub. Das sei vor der Sparkasse gewesen, so M. Die Männer habe sie fast nur mit den Rädern gesehen, es seien dunkle Herrenräder gewesen. Die Frau habe auch ein Fahrrad gehabt. Die Bewohner der Brandwohnung hätten wohl seit 2007 dort gewohnt, sie seien kurz vor der Tante eingezogen. Die hätten dann ja auch umgebaut.Die Tante sei im Mai 2007 eingezogen. Sie hätten sich mit dem Vermieter wegen der wackligen “Vorsaaltür” gestritten. Götzl sagt, M. habe ausgesagt, die drei seien im November 2007 eingezogen, die Tante im Frühling 2008. M. sagt, wenn sie das so gesagt habe, dann stimme das, ganz genau wisse sie es nicht mehr. Sie sei nie in deren Wohnung gewesen, so M.

Die Tante habe schon schwer gehört, aber kein Hörgerät gewollt. Dann macht Götzl einen Vorhalt, nach dem M. ausgesagt habe, sie habe die Frau einmal in der griechischen Gaststätte mit einer anderen Frau am Tisch gesehen. M. sagt, sie könne die andere Frau nicht beschreiben, die sei etwa gleich alt gewesen. Dass die Frau gesagt habe, es handele sich um ihre Schwester, wisse sie nicht mehr. Dann zitiert Götzl eine Aussage über mehrere Personen auf einer Fensterbank. M. unterbricht ihn und berichtet eigenständig, da hätten mehrere Männer, wieviele wisse sie nicht mehr, auf der Fensterbank gesessen und geraucht. Das habe sie lustig gefunden.
Götzl fragt, wie lange es gebraucht habe, bis H. [die Schwester von M.] ihre Tante aus dem Haus geholt habe. M. sagt, es sei vielleicht eine halbe Stunde gewesen, das wisse sie aber nicht mehr. Die Feuerwehr sei noch nicht da gewesen, als sie die Tante raus geholt hätten. Von weiteren Personen außer ihrer eigenen Schwester im Haus wisse nichts mehr. Es seien aber Nachbarn draußen gewesen. Der Rollstuhl habe immer unten im Haus gestanden. Die Tante habe nicht mehr so gut gesehen und eine Brille gebraucht. Götzl hält M. vor, sie habe bei der Polizei gesagt, sie habe unten mit dem Rollstuhl gewartet und die Schwester sei mit einem Mann nach oben gegangen. Das wisse sie nicht mehr so genau. Es sei irgendwas gewesen, sie wisse aber nicht mehr wer das war, den habe sie nicht gekannt. Die Tante sei an der Vorsaaltür gewesen, habe ihre Schwester berichtet. M. sagt auf Vorhalt Götzls, sie habe die Frau mal gefragt, ob es sie störe, die Tante sei ja schwerhörig und habe dann immer den Fernseher laut. Die Frau habe gesagt, das störe sie nicht. Götzl hält M. aus einer Vernehmung vor, sie habe berichtet, dass die Frau gesagt habe, dass die etwa gleichaltrige Frau im griechischen Restaurant eine Freundin sei. M.: “Ob es jetzt die Freundin oder die Schwester war, wenn ich das damals so gesagt habe, dann war das auch so.” Götzl hält M. vor, sie habe angegeben, sie, M., habe die Frau einmal auf neue Eingangstüren angesprochen, die Frau habe dann gesagt, dass sie in ihrer Wohnung die neuen Türen selbst eingebaut hätten. An Einzelheiten dazu kann sich M. nicht erinnern. Die Frau, so Götzls Vorhalt, habe gesagt, dass sie viel allein sei und Angst habe. M. bestätigt das. Auch den Vorhalt, die Bewohner der Brandwohnung hätten bis Dezember 2008 keine Miete zahlen müssen, weil sie viel selber gemacht hätten, bestätigt M. Götzl spricht M. auf das Aussehen der gleichaltrigen Frau im griechischen Restaurant an. Er zitiert aus einer Vernehmung, M. habe von etwa kinnlangen, dunklen Haaren gesprochen, die Frau sei etwa gleich groß wie Frau Zschäpe gewesen und von von der Statur auch ähnlich, vielleicht ein wenig kräftiger. M. sagt, heute wisse sie das nicht mehr so. Dann möchte Götzl wissen, warum hier von “Frau Zschäpe” die Rede sei. M. sagt, den Namen Zschäpe habe sie vorher nie gehört, auch keinen Vornamen. Ihre Schwester habe von einem Namen an der Klingel gesprochen, das wisse sie aber nicht mehr. In der Wohnung habe sie einen Mann trainieren sehen. Um die Katzen habe sich wohl eine Firma gekümmert, wenn die Bewohner nicht da gewesen seien, jedenfalls habe da immer mal so ein Auto gestanden. Götzl fragt nach einer Situation im Keller. M. braucht etwas, kann dann aber doch berichten, dass der neue Hausbesitzer E. [Hausverwalter, Zeuge am 16. Verhandlungstag] habe erzählt, dass sie den Keller inspizieren wollten, und dann sei die Frau gekommen und “bald explodiert”. Er habe erzählt, die Kellertür sei so eine Stahltür gewesen.

Dann geht es um Lichtbilder. M. geht nach vor. Wie schon bei ihren Vernehmungen identifiziert sie Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt. Weiter Personen habe sie nicht erkannt, so M. Zu den Auswirkungen des Brandes auf sie berichtet M., das einzige sei, dass sie traurig seien, dass das Haus weg sei, sie hätten dort Jugendweihen und Polterabende gefeiert. Eine Richterin fragt zum Begriff “Vorsaaltür”. M. sagt, das sei die Wohnungstür. Die neuen Türen zur Brandwohnung habe sie nicht gesehen. Sie hätten sich nur drüber unterhalten, so M. An einem Fenster der Wohnung habe sie eine rote Lampe gesehen, bestätigt M. Lachend sagt sie, sie hätten gedacht, sie arbeitet vielleicht “in einem anderen Bereich” und “der nächste kann kommen”. Bundesanwalt Diemer fragt, was M. auf die Frage der Frau geantwortet habe, wie es der Tante geht. M. antwortet, sie habe gesagt, es gehe so einigermaßen. Ihre Schwester habe aber mehr mit der Frau gesprochen. Auf Frage von Oberstaatsanwältin Greger sagt M., sie habe die Männer auch mal fortfahren sehen, ob sie länger weg waren, könne sie aber nicht sagen. Nebenklagevetreterin RAin Lunnebach fragt nach brennendem Licht im Keller. M. bestätigt, sie habe das Licht ab und zu die ganze Nacht brennen gesehen. Dann fragt RA Scharmer zum Gesprächsverhalten der Drei und hält M. vor, sie habe gesagt, dass die Männer zurückhaltend gewesen seien, die Frau aber mitteilungsbedürftig gewesen und schnell gesprochen habe. Das wisse sie jetzt nicht mehr, so M. Ein Dialekt sei ihr nicht aufgefallen, bei der Waschmaschine habe nur einer, Mundlos, wie sie jetzt wisse, gesprochen. Scharmer fragt nach Baumarbeiten und der Reaktion der Drei. M. sagt, sie hätten sich beschwert, dass nicht zuviel weg geschnitten wird, man könne sonst in die Fenster schauen. Scharmer fragt, ob sie den Zeugen B. vom 27. Verhandlungstag kenne. M. bejaht das, sie nehme aber nicht an dessen Runden teil. Auf eine spätere Frage von RA Behnke wird sie sagen, B. habe erzählt, dass die beiden Männer nie an den Runden teilgenommen hätten, vom Hitlerbild habe sie erst aus den Nachrichten erfahren und sei schockiert gewesen. Scharmer fragt nach einer Äußerung am Ende einer Vernehmung, wonach M. gesagt habe, die Frau, die die Wohnung in Brand gesetzt habe, habe das Leben ihrer Tante aufs Spiel gesetzt hat. M. antwortet, die Frau habe gewusst, dass die Tante da wohnt, dass sie sich nicht gut habe bewegen können. Die Wand sei schon eingerissen gewesen, es habe schlimmer kommen können. Ihre Tante, so M. auf Frage Scharmers, sei die Treppe ganz langsam gelaufen und habe gestützt werden müssen. RA Schön fragt nach Blumenkästen an der Brandwohnung. M sagt, es habe Kästen mit künstlichen Pflanzen an den Fenstern gegeben. Sie seien in der letzten Zeit auch mal weg gewesen, sie könne es nicht mehr genau sagen, aber es habe sich etwas verändert. Auf Frage von RAin Dierbach sagt M., die Frau habe ihrer Schwester berichtet, dass sich die Mutter um die Katzen kümmere. RA Kuhn fragt zu Feiern in der Wohnung der Drei. M. sagt, man habe das in der Wohnung der Tante gehört, das Lachen. Es seien eher Männer gewesen. Dann fragt RA Heer nach dem Ohrenarzt der Tante. M. nennt den Namen der Ärztin und sagt, das Ergebnis sei gewesen, dass E. schlecht höre und ein Hörgerät nutzen solle, was E. aber nicht gewollt habe. Sie und ihre Schwester seien ständig bei der Tante gewesen und hätten sich auch nicht telefonisch angekündigt. Jeder der Verwandten aus der Nähe habe sich mal um die Tante gekümmert, die anderen hätten dann aber klingeln müssen, weil nur sie und ihre Schwester Schlüssel gehabt hätten. M. bestätigt nochmal, dass sie den Namen Zschäpe in der Vernehmung nicht genannt habe. RA Stahl fragt zu ihrer Äußerung, der Tod der Tante sei mit der Brandstiftung in Kauf genommen worden. In der Vernehmung sei ja noch nicht von Brandstiftung, sondern von Ermittlungen wegen einer terroristischen Vereinigung die Rede gewesen. M. sagt, das sei da ja alles schon im Fernsehen gelaufen, sie sei auch heute noch der Meinung, dass die Angeklagte das war. RAin Sturm fragt, ob M. am Freitag, den 4. November 2011, schon die Tante besucht habe. M. antwortet, freitags hätten sie, ihre beiden Schwestern und die Tante sich zu viert bei der Tante zum Kaffee getroffen, immer so gegen drei. An diesem Freitag seien sie ein bisschen zu spät gewesen. RAin Sturm überlegt kurz, stellt dann aber keine weiteren Fragen.
Sachverständiger Saß fragt zum Verhalten der drei. M. sagt, sie seien immer lustig gewesen, Streit habe sie nie wahrgenommen. Ob man das geglaubt habe mit dem Freund und dem Bruder, fragt Saß. M. antwortet, man habe ja nicht gewusst, wie es gewesen sei und weil es einen nicht angegangen sei, habe man es geglaubt. Saß fragt nach einer Situation, bei der Zschäpe am Fenster geraucht habe. M. sagt, sie habe Zschäpe mal aufgeregt am Fenster rauchen sehen, als die beiden Männer weg gegangen seien. Sie, M., habe zu ihrem Mann gesagt, dass sie vielleicht nur rauchen dürfe, wenn die Männer mal nicht da seien. Dann fragt Götzl nochmal zu den freitäglichen Treffen bei der Tante. M. sagt, man habe sich um halb vier treffen wollen, weil die große Schwester nicht eher gekonnt habe. Dann endet die Vernehmung.

Es folgte eine Erklärung nach § 257 StPo von RA Schön. Durch die Zeugin habe es eine anschauliche Schilderung gegeben, was das Ergebnis eines derartigen Brandanschlages sein könne. Von einem auf den anderen Tag sei Frau E. obdachlos gewesen und habe ihre Traumwohnung verloren. Davon habe sich Frau E. nicht wieder richtig erholt. Die Zeugin habe anschaulich geschildert, dass dabei der Tod in Kauf genommen werden sei. Das Schweigen der Angeklagten werde sie nicht weiter bringen, damit befinde sie sich auf dem Holzweg.

Nach der Mittagspause geht es um 14.05 Uhr weiter. Es folgt die Zeugin H, Schwester der Zeugin M.M. und Nichte von Frau E. Sie berichtet, sie habe von ihrem Flur aus die Flammen gesehen und sei dann in Panik zur Tante hinüber gerannt. Sie habe total unter Schock gestanden. Sie sei in das Haus hinein und da sei ihr E. entgegen gekommen. Sie selbst sei dann noch einmal hoch, weil ihre Tante die Fenster aufgemacht habe, weil es rieche, wie wenn jemand was hat anbrennen lassen. Sie habe den Rollstuhl aus dem Treppenhaus geholt, dann seien sie draußen herum geirrt und zu ihrer Schwester gegangen. Abends habe E. angefangen zu zittern und sie hätten dann unten bei einem Notarztwagen gefragt. Sie hätten Angst gehabt, dass E. wegtrete. Der Notarzt habe ihr eine Spritze gegeben und dann sei die Tante auch wieder ruhiger geworden. E. habe ein paar Tage bei der Schwester im Ehebett geschlafen, der Schwager habe auf der Couch geschlafen, und dann habe ein Cousin sie drei Wochen aufgenommen im Erzgebirge, bis sie ihr wieder eine Wohnung besorgt gehabt hätten.
E. sei schlecht mit der Situation fertig geworden, weil ihr die Wohnung am Herzen gelegen habe. Nun sei sie im Heim und liege teilnahmslos herum. Götzl fragt nach den Bewohnern der Brandwohnung. H. sagt, sie kenne die Frau Zschäpe, man habe sich gegrüßt und über Katzen gesprochen. Zschäpe habe zwei Katzen gehabt, sie selber eine. Außerdem habe sich Zschäpe um einen herrenlosen Kater gekümmert. Dem habe sie, H., auch mal etwas vor die Haustür gestellt. Über mehr als über Katzen habe sie nicht mit ihr gesprochen. Die Männer habe sie kaum gekannt, vielleicht mal ‘guten Tag’ gesagt. Die Tante habe keinen Kontakt zu den Bewohnern gehabt. Sie habe mal Angst gehabt, dass der Fernseher der Tante zu laut sei, aber da habe Zschäpe gesagt, das störe nicht. Die Bewohner seien unauffällig gewesen, die Männer seien meistens mit dem Rad gekommen, Zschäpe sei auch viel Rad gefahren und habe gejoggt. Götzl fragt nach Abwesenheiten Einmal habe die Frau ihr einen Beutel Katzenfutter gegeben und gesagt, da sie in Urlaub fahren ob sie sich um die herrenlose Katze kümmern könne, so H. Ob das im letzten Jahr war oder im vorherigen, könne sie nicht mehr genau sagen. Zu Fahrzeugen befragt, nennt sie einen Van und später einen weißen Wohnwagen, der vielleicht ein Woche vor dem 4. November da gestanden habe, am 4. November selbst jedoch nicht. Götzl fragt, wie sie auf den Brand aufmerksam geworden sei. H. sagt, sie könne im Flur schräg rüber schauen. Das sei so gegen viertel nach drei gewesen. Sie sie dann schräg über die Straße gelaufen und zum Eingang bei der Tante, der auf der Rückseite des Hauses liege. Ihre Schwester sei ungefähr zur gleichen Zeit angekommen. Ob sie im Haus auf andere Personen getroffen sei, will Götzl wissen. Das könne sie nicht hundertprozentig sagen, so H. Ihre Schwester sei nicht mit hoch gekommen. Sie habe ihre Tante am Treppenabsatz vor deren Wohnung getroffen. Die Tante sei irgendwie nicht so aufgeregt gewesen, sie wisse nicht, ob die Tante verstanden habe, was los sei. In der Wohnung habe sie später nur die Fenster zu gemacht. Es seien schon Ascheflöckchen hinein gekommen. Als sie mit der Polizei in der Wohnung gewesen sei, um Ausweise und ähnliches zu holen, habe sie in der Wohnzimmerwand einen ziemlich tiefen Riss gesehen.
Wegen ihres eigenen Schocks wisse sie nicht mehr, ob Leute bei dem Brand da gestanden hätten, es sei ja alles ganz furchtbar gewesen. In der Zeit nach dem Brand habe sie die Tante zuerst sie nicht im Rollstuhl am Haus vorbei fahren dürfen, E. habe geweint. Vor dem 4. November habe sich E. ihr Essen selber gemacht, sei in der Wohnung mit dem Stock umher gelaufen, draußen hätten sie einen Rollator und mehr den Rollstuhl genutzt. E. habe eine kaputte Herzklappe gehabt, das sei 2012 operiert worden. E. habe schlecht gehört und habe mit der Lupe lesen müssen. Zschäpe habe manchmal gefragt, wie geht’s der Oma? Dass E.s Allgemeinzustand nicht gut sei, habe sie, H., schon gesagt. Sie habe ihre Tante jeden Tag besucht, so H. Am 4. November wollten sie noch vorbei, weil sie jeden Freitag zwischen drei und halb vier Kaffeeklatsch gemacht hätte. Der Termin sei fest gewesen: “Wer da war, war da”.

Von Besuchen bei Zschäpe habe sie nichts mit bekommen. Es habe etwa fünf Minuten gedauert, bis sie die Tante aus der Wohnung geholt habe. Die Frau aus der Brandwohnung habe nicht unter dem Namen Zschäpe gekannt, an der Klingel habe “Dienelt” oder so ähnlich gestanden. Götzl möchte wissen, wie es jetzt zu dem Namen Zschäpe komme. H. sagt, sie kenne den Namen aus der Berichterstattung. Dann geht es um die Räder. Die Männer hätten keine “Baumarkträder” gehabt. Laut Vorhalt habe die Frau ein normales Damenrad gehabt. H.: “Wenn ich das damals noch gewusst habe; ich weiß es jetzt nicht.” Sie habe erst hinterher irgendwie erfahren, dass die Frau auch mal mit den anderen Hausbewohnern im Keller oder im Garten gesessen habe, so H. Auf die Berichterstattung angesprochen, sagt H., das sei unbegreiflich gewesen. Götzl fragt, ob sie jemanden erkannt habe.  “Die beiden Männer, da hab ich so Bilder vorgelegt bekommen, und die Frau Zschäpe, die hab ich auf dem Bild erkannt.” Ob Sie vorher schon Bilder im Fernsehen gesehen habe, will Götzl wissen. H. bestätigt das, da habe sie die beiden Männer erkannt und Zschäpe. Dann fragt Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach, ob die Tante erzählt habe, wo sie sich in der Wohnung aufgehalten habe. H. sagt, sie glaube, in der Küche, die nach hinten raus gehe. RA Behnke möchte wissen, ob sich die Tante später mal geäußert habe. Zuerst ziert sich H. etwas, dann sagt sie, die Tante habe gesagt, „das Miststück“. H.: “Das war ganz schlimm für sie, aus ihrer Wohnung raus zu müssen.” Dann fragt RA Stahl. Den Knall habe E. nicht mit bekommen, so H. Ob die Tante denn berichtet habe, ob es bei ihr geklingelt habe. Das habe sie gesagt, so H., sie wissen aber nicht, ob die Leute, die unten standen, geklingelt hätten. Stahl möchte wissen, ob es eine Sprechanlage gibt. H. bestätigt das, aber die habe die Tante nicht benutzt. Sie hätten alle einen Schlüssel gehabt und der Tante gesagt, sie solle niemandem aufmachen. RAin Sturm sagt, H. habe ausgesagt, dass die jungen Leute vor der Tante eingezogen seien. Ob sich H. erinnere, dass die junge Dame mal gefragt habe, ob sich die alte Dame sich schon eingelebt habe. H.: “Das kann schon sein, dass sie daS gefragt hat, das weiß ich aber nicht mehr hundertprozentig.” Zum Freitagskaffee sagt Sturm, H.s Schwester habe berichtet, an dem Tag sei es später gewesen. Das wisse sie jetzt nicht mehr, so H. Zuletzt fragt Stahl ob die Tante reisefähig sei, was H. kategorisch verneint, E. liege nur noch im Bett.

Um 15.11 Uhr endet der heutige Verhandlungstag.

Rechtsanwalt Stolle erklärt dazu:
“Die heutigen Aussagen der Nachbarinnen von Zschäpe belegen, dass sie wusste, dass die alte Dame in der Nachbarwohnung schlecht hörte und schlecht zu Fuß war. Nur 30 Sekunden nach der Explosion verließ Zschäpe den Tatort. Ihre Katzen rettete sie. Das Schicksal der 89jährigen Nachbarin war ihr offensichtlich egal.“


Protokoll 30. Verhandlungstag - 31. Juli 2013

Habil Kılıç wurde am 29. August 2001 in München in seinem Obst- und Gemüseladen erschossen. Zwei Sachveständige beschrieben an diesem Verhandlungstag technisch seine Ermordung, die einer professionellen Hinrichtung gleichkam. Eine benachbarte Zeugin Sch. machte widersprüchliche Angaben zu zwei Radfahrern, die sie gesehen hatte. Schließlich schilderten noch zwei Zeug_innen ihre Erinnerungen an den grausamen Fund des sterbenden Habil Kılıç.

Zeug_innen und Sachverständige:

	Dr. Oliver Peschel (Sachverständiger, Obduktion des Leichnams von Habil Kılıç)
	Hans Luber (Waffensachverständiger LKA Bayern, Mordfall Kılıç)
	Anna Sch. (Zeugin Mordfall Kılıç, Angaben zu zwei Radfahrern in Tatortnähe)
	Nuran K. (Auffindezeugin Mordfall Kılıç)
	Holger H. (Auffindezeuge Mordfall Kılıç)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.44 Uhr. Zuerst wird der Sachverständige Dr. Peschel, Rechtsmediziner an der Münchner Uni, vernommen. Peschel hatte zusammen mit Kollegen die Obduktion des Leichnams des am 29. August 2001 in der Bad-Schachener-Straße in München ermordeten Habil Kılıç vorgenommen. Peschel berichtet, er habe zwei Schädeldurchschüsse festgestellt: einen Mittelgesichtsdurchschuss, bei dem keine unmittelbare Hirnverletzung entstanden sei und und einen Hirndurchschuss. Bei letzterem sei der Schädel von hinten links nach vorne rechts durchschossen worden. Peschel schildert diverse Hirnverletzungen und spricht von Schädelbasisbrüchen. Außerdem sei reichlich Blut in den Atemwegen gewesen. Es habe eine ausgeprägte Bluteinatmung gegeben. Die “Erstickungskomponente” habe noch eine Rolle gespielt, es sei jedoch davon auszugehen, dass es kein Effekt gewesen sei, der vom Betroffenen noch bewusst wahrgenommen worden sei. Am Hals seien Punktblutungen gefunden worden, es habe aber keinen Hinweis auf eine Gewalteinwirkung auf den Hals gegeben. Todesursächlich sei eine zentrale Lähmung in Verbindung mit Ersticken gewesen. Alkohol und Drogen seien im Körper des Opfers nicht festgestellt worden. Vorsitzender Richter Götzl fragt nach einer zeitlichen Einordnung, wann die Einatmung des Blutes eingestellt wird. Peschel sagt, es habe keine unmittelbare Lähmung der Atmung durch den Hirnschuss gegeben, eine gewisse Zeit könne Atmung vorgelegen haben. Man könne das nur schätzen, es gehe um Sekunden bis maximal wenige Minuten. Götzl sagt, eine Zeugin habe von einem “Blubb, blubb”-Geräusch bei Kılıç gesprochen, ob das mit der Atmung zusammen hängen könne. Peschel antwortet, es sei vorstellbar, dass solche Geräusche entstehen.

Dann berichtet Peschel zu einem Blutspurengutachten, das er vorgenommen hat. Es habe sehr ausgedehnte, flächenhafte Antragungen von Blut im Bereich um die Leiche gegeben. Es habe Blutspuren hinter der Verkaufstheke ober- und unterhalb der Theke gegeben. Die oberen Spuren kämen bei einer aufrechten Körperposition des Opfers zustande, die unteren nicht. Ein Schuss habe das Opfer also wohl in aufrechter Position getroffen, das decke sich mit einem gefunden Schussdefekt an einem Spiegel. Der andere Schuss sei wohl auf das hockende oder kniende Opfer abgegeben worden. Rein medizinisch sei nicht feststellbar, wie Kılıç in diese Position gekommen sei. Der Schuss, der das Hirn verletzt habe, sei wohl in der Position, in der sich der Kopf unterhalb der Höhe der Theke befunden haben müsse, abgegeben worden. Nebenklagevertreter RA Behnke fragt, ob die Verletzungen medizinisch beherrschbar gewesen seien. Peschel sagt, der Gesichtsdurchschuss sei medizinisch beherrschbar gewesen, aber ohne medizinische Hilfe könne auch das auch tödlich sein. Der zweite Schuss sei medizinisch nicht beherrschbar: “Auch wenn ein neurochirurgisches Team direkt daneben gestanden hätte, wäre das nicht beherrschbar gewesen.”

Es folgt der Sachverständige Luber, Waffensachverständiger beim Bayerischen LKA. Luber berichtet, er habe zwei Vollmantelprojektile Kaliber 7.65 Browning, ein Polohemd sowie vier Hautstücke untersucht. Die Bestimmung der Waffe sei vom BKA vorgenommen worden. Wegen des Fehlens einer Tatwaffe sei die Bestimmung der Schussentfernung schwierig. Es habe Hinweise gegeben, dass die Waffe schon zweimal in Nürnberg und einmal in Hamburg benutzt worden sei. Es sei untersucht worden, wo die Projektile Defekte verursacht hätten. Es habe eine Passspur in einer Spiegeleinfassung hinter der Theke gegeben. Das Projektil sei quer eingeschlagen und passe sehr gut mit dem Gesichtsdurchschuss zusammen. Das zweite Projektil sei massiv abgeplattet gewesen. Das passiere nicht beim Auftreffen auf Schädelknochen, sondern nur auf hartem steinernen oder metallischem Material wie z.B. dem Fliesenboden in Kılıçs Laden. Beim ersten Schuss habe das Opfer wohl noch gestanden, beim zweiten Schuss habe es sich in einer kauernden Position befunden. Auffällig sei, dass keine Hülsen gefunden worden seien, diese könnten in einer Tüte oder einem Beutel aufgefangen worden sein. Das habe sich später bestätigt, es seien Kunststofffetzen mit Schmauchspuren gefunden worden. Eventuell sei ein Schalldämpfer benutzt worden, dadurch werde die Schmauchausbreitung beeinträchtigt. Auffallend sei auch gewesen, dass keine Abstreifringe (siehe Protokoll zum 28. Verhandlungstag) gefunden worden seien. Es habe keine Anzeichen für aufgesetzte Schüsse gegeben. Auf dem Polohemd seien keine Schmauchspuren gefunden worden.

Dann werden am Richtertisch Lichtbilder vorgelegt. Ein Bild zeigt die Spur am Spiegel, das zweite das abgeschrägte Projektil, das dritte demonstriert die Schussrichtung beim ersten Schuss, und das vierte die Schussrichtung beim zweiten. RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, fragt, ob es irgendwelche Spuren auf dem Boden gegeben habe, die auf den Einschlag eines Projektils hindeuteten. Luber sagt, es sei nichts gefunden worden, der massive Steinboden müsse aber nicht beschädigt werden, außerdem habe es massive Einblutungen gegeben. Versuche an diesem speziellen Fußboden seien nicht durchgeführt worden, aber derartige Spurenbilder seien beim Einsatz von Kaliber 7.65 etwa bei Suiziden bekannt. Die Projektile hätten ihm vorgelegen und seien dann für das Gutachten ans BKA gegangen. Luber sagt auf Frage Klemkes, er nehme an, dass die Projektile hinsichtlich des Steinbodens nicht chemisch untersucht worden seien. Klemke will wissen, ob es anhand der Projektile möglich sei, festzustellen, ob ein Schalldämpfer verwendet wurde. Diese Untersuchungen seien beim BKA gemacht worden, so Luber, es habe keine Hinweise auf einen Schalldämpfer gegeben. Zur Methode müsse man den Sachbearbeiter beim BKA befragen. Nebenklagevertreter Langer fragt zu einer möglichen Positionsveränderung des Schützen und zum zeitliche Abstand der beiden Schüsse. Der zeitliche Abstand sei waffentechnisch nicht bestimmbar, so Luber. Er gehe davon aus, dass der Schütze beim ersten Schuss vor der Theke gestanden habe und dann an die Theke heran oder hinter die Theke gegangen sei zum zweiten Schuss.

Es folgt die Zeugin Sch. Sch. wohnt in einem quer zur Bad-Schachener-Straße liegenden Gebäude in der Nähe des Tatorts beim Mord an Habil Kılıç (siehe Protokoll zum 22. Verhandlungstag). Sie hat angegeben, am Tattag zwei Radfahrer gesehen zu haben. Sch. berichtet, sie habe an dem Tag vormittags eigentlich die Wohnung lüften wollen und habe dann unter ihrem Fenster zwei dunkel gekleidete junge Männer mit schwarzen Fahrrädern stehen sehen. Eigentlich habe sie schimpfen wollen, das habe sie dann aber doch nicht gemacht. Sie habe das Fenster zu gemacht und die Gardine zugezogen. Sie sagt in Richtung Götzls: “Und jetzt wollen sie wissen, wie die ausgeschaut haben.” Sie führt aus, die Männer seien zwischen 22 und 26 Jahre alt und dunkelhaarig gewesen. Sie hätten kurze Haare gehabt und eigentlich sehr gepflegt ausgeschaut. Sie hätten schwarzen Radldress getragen. Dann hätten sie sich erst die Mütze angezogen und Radlerhandschuhe. Einer habe einen Rucksack gehabt, sie könne aber nicht mehr sagen welcher. Bei denen, “die gezeigt werden” könne sie sich nicht erinnern, dass die so ausgeschaut hätten. Besonders bei dem kleineren, die Ohren habe sie nicht gesehen. Sie sei gelernte Schneiderin und sehe, was passt und was nicht passt. Die Männer seien dann aufs Radl gestiegen und den Gehweg Richtung Süden weggefahren. Es folgt die Inaugenscheinnahme von Luftaufnahme der Gebäude an der Bad-Schachener-Straße. Sch. erläutert, dass sie in dem auf dem Bild rechten Häuserblock an der Ecke Richtung Bad-Schachener-Straße, dort habe sie auch aus dem Fenster geschaut. Sie zeigt auf einen Weg am Gebäude und sagt, dort seien die Männer weg gefahren. Die Mützen seien runde, schwarze Kappen gewesen, “wie sie die jungen Leute haben”, sie hätten ausgesehen wie kurze Pudelmützen. Zu den Rädern befragt, sagt sei, es seien “rabenschwarze” Räder mit dünnen Reifen gewesen. Sie habe, so Sch., nichts von dem verstanden, was die Männer gesagt hätten. Die Männer hätten keinen nervösen Eindruck gemacht. Götzl fragt, warum Sch. nicht mit den Radfahrern geschimpft habe, wie geplant. Sch.: “Mir war das auf einmal// ich weiß nicht, vielleicht weil sie sich da unterhalten haben, da platzt man auch nicht dazwischen.” Die Männer seien unterschiedlich groß gewesen. Sie habe den Eindruck gehabt , dass das Osteuropäer seien, nicht so wie man sich deutsche Menschen vorstelle. Die Männer hätten “hohe Wangenknochen” gehabt. Der kleiner Mann sei ihr älter vorgekommen und er habe auch nicht so große Ohren gehabt. Götzl möchte wissen, mit welchen Bildern sie das verglichen habe. Sch. antwortet, mit den Bildern aus den Medien, die seien das nicht gewesen. Götzl möchte wissen, ob sie 2001 Gesichter habe erkennen können. Sch. antwortet, sie habe die schon erkennen können, die Augen aber nicht, die Männer hätten keinen Bart getragen und seien gepflegt gewesen. Götzl hält ihr vor, sie habe in einer Vernehmung am 29. August 2001 gesagt, sie habe die Gesichter nicht gesehen. Sch. sagt, ja, das gehe nicht, die Haut habe sie gesehen, aber die Augenfarbe nicht. Aufmerksam sei sie auf die Männer durch Zufall geworden, sie habe lüften wollen. Sch. sagt, sie habe Kılıç vom Sehen gekannt und bei ihm eingekauft. Götzl sagt, sie habe damals ausgesagt, sie kenne Kılıç nicht und gehe dort nie einkaufen. Sch.: “Das kann nicht sein.” Götzl hält ihr vor, sie habe damals ausgesagt, die Männer hätten beide ein Headset getragen, eine Freisprechanlage am Kopf. Sch. antwortet, auch das könne nicht sein, das habe sie nicht gesagt, sie kenne so etwas gar nicht. Götzl hält ihr eine Aussage vor, nach der sie gesagt habe, sie habe es eigenartig gefunden, dass die beiden Männer trotz breitem Gehweg an der Hausmauer entlang gefahren seien. Sch. sagt, die Männer hätten an der Hauswand gestanden und beim Losfahren hätten sie auf den Weg vor gemusst. Nebenklagevertreter RA Narin fragt, woran Sch. festgemacht habe, dass es Osteuropäer waren. Sch. sagt, die Hautfarbe sei etwas dunkler gewesen. Sie habe früher beruflich viel mit ” Menschen, die nicht aus Deutschland sind”.zu tun gehabt Sie habe nicht das Gefühl gehabt, dass es Deutsche oder Österreicher, “unser Schlag”, gewesen seien. Das sei ihr Eindruck gewesen, davon gehe sie nicht weg. Zu “objektiven Merkmalen“, an denen sie das festgemacht habe, befragt, sagt Sch., entweder seien sie braun gebrannt gewesen oder wegen dieser hohen Wangenknochen. RA Scharmer hält Sch. vor, sie habe in der Vernehmung von einer “verdächtigen Beobachtung” gesprochen. Sch. sagt, es sei ihr nichts verdächtig vor gekommen, nur die “Unverschämtheit”, dass die die Räder vor ihrem Fenster abgestellt hätten. Scharmer möchte wissen, ob sie auch mal was anderes gesagt habe als “Osteuropäer”.  Sch. verneint das. Scharmer hält ihr aus dem Vernehmungsprotokoll vor, sie habe angegeben, die Männer hätten ein “ausländisches Aussehen” gehabt, es hätten Türken gewesen sein können. Sch. sagt, das habe sie ganz bestimmt nicht gesagt. Scharmer sagt, 2005 sei sie nochmal vernommen worden und da habe sie laut Protokoll davon gesprochen, dass die Männer eher westeuropäisch ausgesehen hätten. Das habe sie nicht gesagt, so Sch. RAin Wierig fragt, ob Sch. bei den Leuten ein Handy, vielleicht eins mit einem Knopf im Ohr, gesehen habe, damals habe sie ausgesagt, dass sie jemandem mit einem “Headset (Handy)” gesehen habe. Sch. sagt, das wisse sie jetzt. Auf Frage von RA Behnke sagt Sch., sie habe bei einer Lichtbildvorlage niemanden erkannt. RAin Lunnebach hält vor, Sch. habe ausgesagt, dass die Männer die Räder vorbei geschoben hätten, dann plötzlich aufgestiegen seien und im beschleunigten Tempo weg gefahren seien. Sch. sagt, das könne nicht sein, die Männer hätten an der Wand gestanden und hätten eine Schritt zu den Rädern gemacht. RAin Kaniuka möchte wissen, was Sch. damit meine, die Männer seien um die Ecke gekommen. Sch. sagt, das sei blöd zu erklären, es sei nur ein Schritt. Anhand der Lichtbilder demonstriert Sch., dass ihre Wohnung im Parterre sei und die Männer um die Hausecke herum gekommen seien. Die Räder hätten da gestanden und sie seien einen Schritt hin gegangen. Dann hätten sie sich die Mütze angezogen und Handschuhe und seien weg gefahren. Das gehe nicht “mit Speed”, weil da eine Wiese sei. RAin Kaniuka fragt, ob sich Sch. erinnern könne, von einem Kurierdienst gesprochen zu haben. Sch. antwortet, sie habe gesagt, die schauen so ähnlich aus wie ein Kurierdienst wegen ihres Outfits. RAin Wolf fragt, ob Sch. die Personen schon einmal vorher gesehen habe, was Sch. verneint. Wolf sagt, bei der zweiten Vernehmung habe Sch. gesagt, sie habe die beiden vorher schon gesehen, da seien sie zwischen den Wohnblocks zur Bad-Schachener-Straße gefahren und nach 20 Minuten seien sie ihr dann wieder unter ihrem Fenster aufgefallen. Sch. sagt, das habe ihr eine andere Mieterin erzählt, eine älter Dame, die ihr gegenüber wohne. Sch. will den Namen und die Adresse der Frau zunächst nicht nennen, tut es dann aber doch. Schneiders fragt zur Größenangabe: Sch. sagt, das sei von oben herunter schwierig. Schneiders hält ihr vor, sie habe angegeben, die Männer seien mindestens 1,90 m groß gewesen und sie habe über die Fensterbank hinweg das Deckhaar gesehen. Sch. sagt, das könne sein, sie seien sicher größer als 1,70 m gewesen, an die Größe könne sie sich aber nicht erinnern. Sch. gibt an, sie habe immer gesagt, die Männer hätten dunkle Haar gehabt. Schneiders hält ihr vor, sie habe gesagt, dass beide richtig schwarzes Haar gehabt hätten. Sch. sagt, das sei bei ihr dunkel. RA Stahl fragt nach der Länge des Haares, Sch. gibt an, die Haare seien vielleicht drei bis vier Zentimeter lang gewesen. Dann fragt Stahl nach der Vernehmung am 29. August 2001. Die Erinnerung sei schwierig, so Sch. Stahl will wissen, ob der Beamte etwas aufgeschrieben oder diktiert habe. Sch. sagt, der Beamte habe die Personalien aufgeschrieben. Ob sich der Beamte Notizen gemacht habe, könne sie nicht sagen. RA Klemke fragt nach dem Größenunterschied zwischen den beiden Männern. Sch. sagt, das sei nicht viel gewesen, fünf bis sechs Zentimeter vielleicht.

Nach der Vernehmung regt RA Stahl an, angesichts der Diskrepanzen in den Beschreibungen, den Beamten, der Sch. vernommen hat, zu befragen, ob ihm die Information ‘osteuropäisch’ vorgelegen habe oder er die Angabe ‘vermutlich türkisch’ vielleicht selbst ergänzt habe.

Es folgt um 11.33 Uhr die Mittagspause. Um 14.05 Uhr geht es weiter mit der Zeugin Nuran K. Götzl fragt zu K.s Erinnerungen an den 29. August 2001. K. berichtet, sie sei gerade von der Arbeit gekommen und habe in dem türkischen Lebensmittelladen ein Brot holen wollen. Sie habe die Leute gekannt, vor allem die Frau, aber auch den Mann. Vor dem Laden sei sie ihrem Sohn und einem Freund des Sohnes begegnet, die damals vielleicht acht Jahre alt gewesen seien und ebenfalls etwas hätten kaufen wollen und ihr gesagt hätten, dass der Herr nicht da sei. Sie sei dann rein und habe nach dem Mann gerufen, sie habe aber nicht den Namen gerufen, sondern “Amca” [türkisch: Onkel, höfliche Anrede für älteren Mann]. Dann habe sie ein Geräusch gehört wie von einem Kaffeeautomaten. Sie sei dann Richtung Küche gegangen und habe den Mann liegen sehen. Dann sei der Postbote gekommen, der habe telefonieren wollen, was nicht geklappt habe. Und dann sei sie zum Polizeigebäude direkt nebenan gelaufen. Zur Zeit sagt sie, sie habe damals als Arzthelferin gearbeitet und es sei wohl gegen ein Uhr gewesen. Götzl fragt zur Lage des Opfers. K. antwortet, es sei erschreckend gewesen.
Normalerweise habe sie mit dem Mann keinen Kontakt gehabt, sie würden nur unter Frauen “ratschen”. Den Namen habe sie nicht gekannt. Die Frau habe sie aber gekannt, die habe eine Tochter gehabt, sei glücklich gewesen. Sie sei häufiger im Laden gewesen , um Kleinigkeiten einzukaufen.
Die Kinder hätten an dem Tag Süßigkeiten kaufen wollen, sie hätten sie sich genommen und sie selbst sei da geblieben, um zu zahlen. Die Kinder seien dann wieder raus gegangen. Götzl will wissen, ob die Kinder das Geschäft mit ihr betreten hätten. Die Kinder seien im Laden gewesen und seien dann wieder raus. Sie habe dann den Mann voller Blut am Boden liegen sehen, ob seitlich oder auf dem Rücken, wisse sie nicht mehr. Das Geräusch sei gekommen, “blubb blubb” sei gekommen als sie den Mann gerufen habe, vielleicht habe er ihr etwas sagen wollen. Götzl möchte wissen, ob die Kinder das Opfer gesehen hätten. K.: “Nein, Gott sei Dank, nicht.” K. erzählt, der Postbote habe ein Telefon gehabt und sie hätten beide versucht, zu telefonieren. Das habe aber nicht geklappt, vielleicht seien sie zu aufgeregt gewesen. Der Postbote sei gleich rein gegangen, um zu helfen. Sei selbst sei nicht nochmal im Geschäft gewesen, sondern sei zum Polizeigebäude gerannt. Götzl hält K. vor, sie habe in einer Vernehmung angegeben, dass ihr drei Kinder gefolgt seien, als sie in den Laden gegangen sei, um nach Kılıç zu schauen. K. sagt, sie könne sich nicht an ein drittes Kind erinnern. Ob sie sich an Blut erinnern könne, will Götzl wissen. K. bejaht das. Sie habe einen Schock bekommen, als sie den Mann da habe liegen sehen. Götzl hält K. vor, sie habe angegeben, sie sei an der Kasse vorbei gegangen, habe sich in die Küche gebeugt und habe Kılıç hinter der Kasse in einer riesigen Blutlache liegen sehen. Auch das bestätigt K. Weiter hält Götzl vor, sie habe in der Vernehmung gesagt, die Kinder hätten sich an ihr vorbei gedrängt, weil sie wissen wollten, was passiert sei. K. sagt, das sei nicht so gewesen, die Kinder seien schon weg gewesen. Daran, dass sich die Kinder erschrocken und geschrien hätten, kann sie sich nicht erinnern. Sie betont, die Kinder hätten nichts gesehen. Götzl sagt, K. habe angegeben, der Postbote und sie selbst hätten mit ihrem Handy versucht, die Polizei oder einen Arzt anzurufen. Ob sie ein Handy gehabt habe, wisse sie jetzt nicht mehr. Nach einen Vorhalt, sie habe gesagt, dass sie drei mal das blubbernde Geräusch gehört habe, fragt Götzl noch einmal zur Lage Kılıç. Er hält K. vor, sie habe gesagt, dass sie Kılıç gleich links hinter der Vitrine „mit den Semmeln“ auf dem Boden liegen gesehen habe.” K. antwortet, Kılıç habe nur Fladenbrot verkauft. Zu ihren damaligen Angaben, Kılıç habe mit dem Kopf Richtung Küche und den Füßen zur Außenwand hinter der Vitrine ausgestreckt auf dem Rücken gelegen, das linke Bein sei ausgestreckt gewesen, das rechte Bein sei im Knie etwas nach außen rechts angewinkelt gewesen, kann K. heute nichts mehr sagen. Dann hält Götzl K. vor, sie habe gesagt, dass Kılıç noch zwei- oder dreimal versucht habe, den Mund zu bewegen. K. sagt, das sei gewesen, wie wenn Kılıç noch etwas habe sagen wollen. Dann geht es um die zeitliche Einschätzung. Sie habe bei der Polizei nach zehn Sekunden ‘Stopp’ gesagt, als ein Beamter auf den Sekundenzeiger seiner Armbanduhr geschaut habe und habe dann gesagt, ungefähr so lange sei sie im Geschäft gewesen. K. sagt, das müsse länger gewesen sein. Götzl sagt, K. habe angegeben, der Postbote sei auch kurz in das Geschäft gegangen und habe sofort an den Hals von Kılıç gefasst. K.: “Er wollte auf jeden Fall erste Hilfe leisten.” Götzl sagt, sie habe damals bei der zeitliche Einordnung von 10.45 Uhr gesprochen. Zunächst ist K. erstaunt. Dann sagt sie, das sei ja 2001 gewesen, sie habe aber erst ab 2002 als Arzthelferin gearbeitet und daher könne das stimmen. Götzl liest weiter aus der Vernehmung K.s. vor: Kılıç sei ein sehr stiller Mann gewesen, dazu müsse man aber wissen, dass es bei Türken als höflich gelte, wenn Männer nicht viel mit verheirateten Frauen sprechen; sie selbst habe meistens mit Frau Kılıç gesprochen. K. bestätigt das. K. sagt auf Frage Götzls, Kılıç habe zusätzlich in der Großmarkthalle gearbeitet. Auf Frage sagt K., es habe nach dem Mord alle möglichen Gerüchte gegeben, um Schulden etwa, sie selber habe sich daran aber nicht beteiligt. Dann geht es um K.s Sohn. Götzl sagt, K. habe früher ausgesagt, dass ihr Sohn das Opfer gesehen habe, dass er von dem blutigen Gesicht träume und sie deswegen mit ihm zum Kinderarzt gegangen sei. K. bleibt aber dabei, dass die Kinder nichts gesehen hätten. Dann geht es um eine Skizze, in der K. im Jahr 2001 die Auffindesituation Kılıçs eingezeichnet hatte. K. bestätigt, das sei ihre Schrift und erläutert die Skizze am Richtertisch. Nebenklage Narin möchte wissen, wie weit die Polizeistation weg sei vom Laden und wie lange K. gebraucht habe. K. sagt, die Polizei sei 20, 30 Meter weg, sie wisse nicht mehr, wie lange sie gebraucht habe, sie sei aber schnell gerannt. Narin fragt nach den Kunden des Ladens. Frau Kılıç habe in der letzten Zeit vor dem Mord kalte Speisen angebotene, und die Polizeibeamten seien auch Kunden gewesen, ansonsten die Türken aus der Gegend. Wirtschaftlich sei Frau Kılıç in der letzten Zeit, seit sie die kalte Theke gemacht habe, zufrieden gewesen. Auf Nachfrage aus der Nebenklage, ob die Kinder die Leiche wirklich nicht gesehen habe, sagt K, sie sei sich hundertprozentig sicher. Auf die Frage, wie sie sich die Aussagen von damals erkläre, sagt K. sie könne sich nicht erinnern. Dann nennt sie auf Nachfrage den Namen des Kinderarztes. Zuletzt fragt RAin Schneiders, wann K. nach Deutschland gekommen sei. K. sagt, sie sei seit 1975 in Deutschland. Schneiders will wissen, ob K. 2001 genauso gesprochen habe wie heute. K. sagt, es sei damals wohl schlechter gewesen. Ob es sein könne, dass Sie damals falsch verstanden worden sei in Bezug auf den Kinderarzt, will Schneiders wissen. K. sagt, sie könne sich jedenfalls nicht erinnern, so etwas gesagt zu haben.

Nächster Zeuge ist der Postbote Holger H. H. fragt zunächst, ob er seine Notizen nutzen dürfe, was Götzl verneint. H. berichtet dann frei, er sei von der anderen Straßenseite gekommen und habe an der Ampel gewartet. Der nächste Abgabepunkt [der Post] sei die Rogatekirche gewesen, an dem Tag habe er keine Post für diese Abgabestelle gehabt. Die nächste Nummer sei ein “Steigerhaus” gewesen, wo man die Treppen hochgehen müsse, er habe ein paar Minuten gebraucht. Dann sei er mit dem Fahrrad zum Haus Nummer 16 gefahren, dort sei ihm eine Frau entgegen gekommen, ganz aufgeregt. Die Frau habe von einem Unfall gesprochen, der Herr Kılıç liege am Boden. Er sei rein gegangen und da habe Kılıç in einer riesigen Blutlache auf dem Boden gelegen. Ihm sei gleich aufgefallen, dass es nach Pulverdampf gerochen habe, aber er sei Laie und habe gedacht, das komme von dem vielem Blut. Entweder der Frau oder einem Passanten habe er gesagt, dass die jemand von der Polizei holen sollten, hundert Meter weiter sei eine Polizeistation. Er sei dann zurück und habe ein Telefon gesucht, er habe vergessen, dass er ein Handy dabei gehabt habe. Im Hinterzimmer habe ein Telefon gestanden und er habe die Feuerwehr angerufen. Es sei eine “grauslige Situation” gewesen. Der Mann habe aus dem Gesicht geblutet, aus Nase und Mund, aber er habe gar keine Wunde entdecken können. Irgendwie sei da nur eine riesige Blutlache gewesen. Er habe den Mann versucht anzusprechen, der sei aber nicht mehr bei Bewusstsein gewesen. Er habe versucht, ihn auf die Seite zu drehen, das sei aber schwierig gewesen, weil der Mann einen massigen Körper gehabt habe. Die Atmung sei dann leichter gegangen. Dann seien zwei Polizisten gekommen, einer habe Einweghandschuhe gehabt und habe den Hinterkopf abgetastet und gesagt, das sei eine Schusswunde. Auf Frage Götzls sagt H., die Frau habe er nicht gekannt, das sei wohl eine Kundin gewesen, vielleicht eine Türkin. Es sei ein Kind dabei gewesen. Er habe den Jungen auch raus geschickt. Der habe mit bleichem Gesicht leicht versetzt mitten im Laden gestanden und den Verletzten angestarrt. Er, H., habe gesagt, geh raus. Er wisse aber nicht mehr genau, ob es ein Junge oder ein Mädchen gewesen sei. Götzl fragt nach der Lage von Kılıç. H. sagt, Kılıç habe auf dem Rücken gelegen, die Beine seien fast ineinander verknotet gewesen, wie eine Marionette, die man loslässt, es sei eine ganz unnatürliche Haltung gewesen. Ob die Frau versucht habe, zu telefonieren, will Götzl wissen. H. sagt, vielleicht habe er es ihr gesagt oder einem Passanten, es seien Leute vorbei gekommen, er habe nicht gesehen, ob sie telefoniert habe. Er wisse nicht mehr, ob die Frau auch ein Handy gehabt habe. Zur zeitliche Einordnung sagt er, es sei vormittags gewesen, vielleicht halb elf, er wisse das nicht mehr, habe es aber sicher zu Protokoll gegeben. Götzl fragt, ob H. Geräusche wahrgenommen habe. H. sagt, laienhaft gesprochen sei das Blut in die Lunge gelangt und durch irgendeinen Reflex habe Kılıç das wieder ausgespuckt. Er, H., habe jedoch keinen Willen erkennen können, keine Möglichkeit, dass Kılıç was habe sagen wollen. Herrn Kılıç habe er vermutlich am Vortag das letzte Mal gesehen, das wisse er nicht genau. Meistens sie Frau Kılıç im Laden gewesen. Mit ihr habe er geredet, der Mann habe wohl nicht so gut Deutsch gekonnt. Götzl fragt, ob H. weitere Personen wahrgenommen habe. Wenn Götzl jetzt auf die Radfahrer anspiele, müsse er passen, so H. Allerdings habe es ein Ereignis gegeben, als er an der Ampelanlage gewesen sei. Er habe bei Grün los fahren wollen und da sei ein weißer oder taxigelber Mercedes die Bad-Schachener-Straße bei Rot über die Ampel gebraust. Er sei fast mit dem zusammen gerast. Er habe dann ein paar Stunden später bei dem Polizisten angerufen, ob das vielleicht verknüpft sei, aber heute wisse man ja, dass es so nicht so gewesen sei. Götzl fragt nach H.s Notizen. H. sagt, die habe er unmittelbar am selben Tag angefertigt. Er verliest die verschiedenen Zeiten seines Dienstes am 29. August 2001, dann “Mord an Kılıç”. Götzl hält H. vor, er habe am 29. August davon gesprochen, er sei gegen 10.45 Uhr in Richtung Bad-Schachener-Straße gefahren, und am 31. August habe er gesagt, dass er während des Wartens auf die Grünphase auf die Kirchturmuhr geschaut und da sei es 10.32 Uhr gewesen. Weiter hält Götzl vor, H. habe angegeben, dass seine frühere Angabe, den Laden um 10.45 Uhr betreten zu habe, wohl nicht richtig sei, weil er maximal fünf Minuten auf dem Weg zum Laden mit der Postzustellung beschäftigt gewesen sei und daher den Laden etwa um 10:37 Uhr betreten habe. H. bestätigt das. Dann hält Götzl vor, H. habe früher von zwei oder drei Kindern gesprochen. H. sagt, er könne sich nur an eines erinnern. Weiter sagt Götzl, H. habe davon gesprochen, dass die Frau versucht habe, mit dem Handy Hilfe zu holen, das aber nicht geschafft habe. Er habe keine Erinnerung mehr. Außerdem, so Götzl, habe H. gesagt, auch er habe mit dem Handy der Frau ein paar Mal versucht zu telefonieren. Das könne er sich nicht vorstelle, so H. Dann habe H. die Frau zur Polizei geschickt, so Götzl über H.s frühere Aussage. H.: “Dann hab ich doch die Frau zur Polizei geschickt, okay.” Schließlich spricht Götzl davon, dass H. ausgesagt habe, von einer Renate K. erfahren zu haben, dass diese noch um 10.15 Uhr Kılıç lebend gesehen habe. H. sagt, er habe eine Kollegin mit dem Namen K. gehabt, er könne sich daran aber nicht erinnern.

Nach der Vernehmung fragt Götzl, ob die Vernehmungen der Notärzte in den Fällen Kılıç und Kubaşık benötigt würden. Die Bundesanwaltschaft und die Verteidigung meinen, dass das nicht benötigt werde. RA Scharmer sagt für die Nebenklage, dass er sich dazu morgen gerne dazu erklären würde. Götzl sagt, dass es auf den Verzicht der Nebenklage nicht ankomme. RA Scharmer sagt, es gehe nicht um den Verzicht, sondern um eine Erklärung dazu.

Um 15.16 Uhr endet der heutige Verhandlungstag.

Rechtsanwalt Stolle erklärt zur Vernehmung von Frau Sch.:

“Die Zeugenvernehmung bestätigt, dass zur Tatzeit auch am Tatort Kilic zwei Fahrradfahrer waren, die ihre Fahrräder in unmittelbarer Nähe abgestellt hatten und den Tatort zügig verlassen hatten. Auch an anderen Tatorten wurden zwei Fahrradfahrer gesehen. Es ist nicht nachvollziehbar, dass sich für die Polizei daraus kein eigener Ermittlungsansatz ergab.“


Protokoll 31. Verhandlungstag - 1. Aug. 2013

Neben einem Zeugen im Mordfall Turgut, der in Rostock die tödlichen Schüsse gehört hatte, wurde an diesem Tag vor allem der Nürnberger Kriminalhauptkommissar Vögeler befragt. In seinen angestrengten Ermittlungen im Umfeld der Familien der Opfer Şimşek und Özüdoğru war er immer wieder erfolglos den kleinsten Verdachtsmomenten in Richtung Steuerhinterziehung, Drogen und Organisierter Kriminalität akribisch nachgegangen. Sowohl Fahrradfahrer am Tatort als auch Rechtsextremismus als Motiv waren für Vögeler offensichtlich keine Spuren, denen die gleiche Aufmerksamkeit geschenkt wurde.

Zeugen:

	Albert Vögeler (EKHK, Soko “Halbmond”, BAO “Bosporus”, Ermittlungen Mordfälle Şimşek und Özüdoğru)
	Alexander He. (Zeuge Mordfall Turgut)




Der Prozesstag beginnt um 9:49 Uhr mit der Feststellung der Präsenz, die unverändert ist. RAin Sturm ist wieder anwesend. Auf Seite der Nebenkläger_innen sind zwei nächste Familienangehörige des ermordeten Enver Şimşek anwesend.

Da der erste Zeuge noch nicht da ist, wird die Befragung des Zeugen Vögeler vorgezogen. Albert Vögeler, 51 Jahre, ist erster Kriminalhauptkommissar, Leiter des K11, Fachdezernat Nürnberg. Er war mit den Ermittlungen in den Mordfällen Şimşek und Özüdoğru betraut, Mitglied der SoKo „Halbmond“ und später der BAO „Bosporus“.
Vögerler berichtet: Şimşek sei damals 38 Jahre alt und wohnhaft in Schlüchtern in Hessen gewesen, habe zwei Kinder gehabt, die damals 13 und 14 Jahre alt gewesen waren. Vögeler schaut in seine Notizen, Götzl bittet ihn, allein aus seiner Erinnerung auszusagen. Şimşek habe einen Blumenstand betrieben, ein Verkäufer sei angestellt: Herr T. Dieser sei damals am 9.11.2000 in Urlaub gewesen, deswegen habe Şimşek das dritte Wochenende in Folge selbst an seinem Blumenstand verkauft.

Ermittelt worden sei, so der Zeuge, damals in Schlüchtern im persönlichen Umfeld des Geschädigten, der in erster Linie mit seinem Blumengroßhandel beschäftigt gewesen sei, ein Ladengeschäft betrieb und drei mobile Stände gehabt habe. Dies sei sein Hauptberuf gewesen. Einmal in der Woche sei Şimşek nach Holland gefahren um Schnittblumen zu ersteigern. In einer angemieteten Kühlhalle seien, so Vögeler, „türkische Hausfrauen“ angestellt, um aus den Schnittblumen Blumensträuße zu fertigen und diese habe Şimşek an Händler verkauft. Bis zu 60 Blumenverkäufer waren Kunden bei ihm. Der Großhandel sei auf Adile Şimşek, die Ehefrau, angemeldet gewesen. Enver Şimşek sei arbeitslos gemeldet gewesen, hatte jedoch eine Genehmigung für die Tätigkeit. Es gab ein Finanzstrafverfahren, bei dem Frau Şimşek eine Geldnachzahlung in Höhe von 65.000 DM und 3000 DM Strafe habe zahlen müssen. Eine „Briefkastenfirma“ in Köln habe wohl seine Einfuhren aus Holland verschleiern sollen, so der Zeuge. Seinen Großhandel habe er seit 1996 geführt, jedoch solle Şimşek ab Mai 2000 die Absicht gehabt haben, den Großhandel zu verkaufen, „was keinen rechten Sinn gab aus unserer Sicht“, so der Beamte. Diese Absicht habe Şimşek gegenüber Zeugen, die ihn gut kannten, geäußert. Diese hätten eine Wesensveränderung an ihm festgestellt, er solle überlegt haben, eine Koranschule in Schlüchtern zu eröffnen. Die Gebrüder T., Cousins von Şimşek, hätten angeboten, 70.000 DM den Blumengroßhandel zu übernehmen.

1985 sei Enver Şimşek mit seiner Ehefrau nach Deutschland gekommen, sie hätten zuerst in Fulda gelebt, seien 1995/1996 schließlich nach Schlüchtern gezogen und dort habe er dann seinen Blumengroßhandel aufgebaut. Schon damals habe er sehr gut verdient, bei einer türkischen Bank habe er über 100.000 Mark angelegt, das schließlich auf eine deutsche Bank transferiert und angelegt. Zu den Ermittlungsergebnissen befragt, sagt Vögeler, dass vor allem die Vernehmungen bei Adile Şimşek „sehr viel gebracht“ hätten, aber auch die bei Fadime Şimşek.

Befragt nach der Persönlichkeit des Ermordeten, sagt der Zeuge, Şimşek sei als zielstrebig und sehr arbeitsam beschrieben worden. Im Geschäftsleben sei er sehr durchsetzungsfähig gewesen, bestrebt darauf Geld zu verdienen. Sehr beliebt sei er in der islamischen Gemeinde gewesen. Als Familienvater sei er sehr liebevoll gewesen. Der Vorsitzende Richter hält dem Zeugen vor, Şimşek sei als gläubiger Moslem, Familienvater und ohne Feinde beschrieben worden, was der Zeuge bestätigt.

Götzl fragt, ob das Handy des Opfers ausgewertet worden sei, es gehe ihm um den Tatzeitpunkt. Vögeler berichtet, dass am Tattag ein Handy bei der schwerverletzten Person angefunden worden sei, das zu dem Zeitpunkt auf „stumm“ gestellt gewesen sei. Es habe zwei Anrufe an jenem Tag gegeben um 12:18 und 12:40h, aber die Telefongesellschaft habe nicht sagen können, wer der Anrufer gewesen sei. Die Telefonate hätten jeweils ca. 30 Sekunden gedauert. Eine Begründung dafür, dass die Anrufer nicht ermittelt werden konnten, könne sein, dass die Anrufe entweder aus dem Ausland kämen oder von einem ausländischen Handy aus getätigt worden seien, so Vögeler. Jedenfalls sei Şimşek um 12:45 Uhr noch durch den Zeugen P. am Stand gesehen worden. Dann seien der Zeuge L. gekommen und der Zeuge Z., die am Mercedes Sprinter von Şimşek die Türen als geschlossen wahrgenommen hätten, den Geschädigten aber nicht gesehen hätten. Da die Telefonnummer von Şimşek groß auf dem Wagen stehe, habe Herr L. diese auf dem Wagen geschriebene Nummer angerufen, es habe aber niemand geantwortet. Dieser Anruf sei um 13:15h gewesen. Herr Z. habe die Heckklappe geöffnet aber nichts Auffälliges gesehen, was aber erklärbar sei durch den Aufbau des Innenraumes: Man habe nicht weiter nach vorne und auf den Boden sehen können. Ob denn die Tachoscheibe ausgewertet worden sei fragt Götzl, ja, bestätigt Vögeler, der Wagen sei von früh morgens bis 8:45h gefahren worden, danach wohl nicht mehr bewegt worden.

Intensiv seien der Mercedes Sprinter und der Tatort ausgewertet worden, so Vögeler, daktyloskopische Spuren [Fingerabdrücke] und DNA seien sichergestellt worden, die Spuren hätten jedoch dem Opfer und dessen Angehörigen zugeordnet werden können. Man habe auch ein Kaugummi und ein Handflächenfragment geprüft, diese seien jedoch nur Teilspuren gewesen, deren Prüfung nichts ergeben habe. Auch auf Reifenspuren sei geprüft worden, diese seien aber von schlechter Qualität gewesen, da der Platz, wo der Sprinter gestanden habe, geteert gewesen sei.

Auf Nachfrage von Götzl erläutert der Zeuge die Verbindungsdaten: Die letzten Kontakte des Geschädigten seien überprüft worden, sie seien alle aus dem Umfeld des Geschädigten, der Familie und Bekannte gewesen. Bis auf jene zwei unbekannten Anrufe am Tattag. Sie hätten im Umfeld des Blumenhändlers sehr viele Vernehmungen durchgeführt, auch beim angestellten Verkäufer T., so der Zeuge. Viele weitere Personen hätten sie vernommen, die „Wahrnehmungen“ gemacht hätten, die allerdings viele Widersprüche gehabt haben. So sei da z.B. das Ehepaar K. gewesen, die nach 14 Uhr eine Frau mit Kopftuch und zwei Fahrzeuge gesehen haben soll. Sie sagt, die Schiebetür sei offen gewesen, jedoch hätten die Ermittlungen ergeben, dass sie um diese Uhrzeit - also nach 13:15h - geschlossen gewesen sein müsste. Auch die Zeugin G. sei eine Spur gewesen, so der Zeuge Vögeler. Sie habe am Tattag in ca. 900 m Entfernung vom Tatort ein Streitgespräch mitbekommen zwischen zwei Männern. Den einen solle sie als Enver Şimşek identifiziert haben. Den Zeitpunkt habe sie auf 12:45h-13:15h gelegt. Sie habe einen extra großen Bogen um die Streitenden gemacht. Später habe sie an der Straße den „Aggressor“ wieder gesehen, der zu einem anderen Mann bei einem Auto gegangen sei, welches ein rumänisches Kennzeichen gehabt habe. Die Zeugin erkenne das, weil sie selbst aus Rumänien käme, habe sie gesagt, so Vögeler.

Auf Bitte von Götzl erläutert der Zeuge Vögeler den Fall Özüdoğru: Dieser sei 48 Jahre alt gewesen, sei 1980 nach Deutschland gekommen, 1982 sei die Tochter geboren worden. Viele Jahre haben er und seine Familie in der Tatortwohnung in der Gyulaerstraße gelebt. Er sei Schichtarbeiter bei einem Rüstungsbetrieb gewesen, 25 Jahre lang, und habe bis zu 3.500 DM Gehalt bekommen. Ein großer Raum der Wohnung sei abgetrennt gewesen, dort habe er eine Änderungsschneiderei betrieben, denn seine Ehefrau sei Schneiderin. Es sei ein kleines Geschäft gewesen, die Frau habe sich 1997 von Herrn Özüdoğru getrennt, 1998 sei die Scheidung eingereicht worden. Grund für die Scheidung sei, dass Herr Özüdoğru immer wieder gewalttätig gewesen sei.
Im Geschäft sei nahezu kein Umsatz gemacht worden, führt Vögeler aus. Ehefrau und Tochter seien weiterhin in Nürnberg wohnhaft. Es seien im persönlichen Umfeld des Geschädigten keine Auffälligkeiten festgestellt worden: Er sei politisch eher konservativ eingestellt gewesen. Bei Kollegen hätte der Geschädigte Sammlungen für Stiftungen der türkischen Armee gemacht, so Vögeler. Insgesamt habe es keine Unregelmäßigkeiten und strafrechtlich keine Erkenntnisse gegen Özüdoğru gegeben. Arbeitskollegen und Personen, die ihn gut kannten, hätten Özüdoğru als „nicht streitsüchtig“ und fleißig beschrieben. Die Ehefrau habe natürlich von einem „Martyrium über Jahre hinweg“ berichtet, denn wenn der Geschädigte Alkohol getrunken habe, sei er streitsüchtig geworden, so der Zeuge.

Was die Tat angehe, so berichtet Vögeler auf Bitte Götzls: Özüdoğru sei am 13. Juni 2001 um 21.45h in seinem Geschäft tot aufgefunden worden. Am Tatort seien zwei Hülsen gefunden worden, die „schleunigst zum BKA“ gebracht worden seien. Die Schüsse seien aus einer Ceska 83 abgefeuert worden. Die Gewissheit, dass es sich um die selbe Waffe wie bei den anderen Morden handele, habe man schon zwei Tage später gehabt, so Vögeler.

Auf Nachfrage berichtet der Zeuge von den Ermittlungsansätzen: So habe sich die Zeugin P. am Tattag direkt an der Absperrung des Tatortes an die Polizisten gewandt: sie habe nachmittags einen Transporter gesehen und um 16:30h zwei Schüsse gehört. Sie habe aus dem Fenster geschaut und einen Mann aus der Richtung von Özüdoğrus Ladengeschäft weggehen gesehen Der Mann sei laut Zeugin als Beifahrer in einen geparkten Opel Omega eingestiegen. Man habe nach ihren Angaben auch ein Phantombild angefertigt. Sie habe gesagt, sie habe den Mann schon einmal zwei Tage vor dem Mord auf der Straße gesehen. Er habe an dem alten Auto von Özüdoğru gestanden und mit diesem gestritten. Dies sei für ihn ein Ermittlungsansatz gewesen, sie hätten Befragungen im ganzen Viertel getätigt. Weil der Opel des unbekannten Mannes ein schwarzes Kennzeichen mit weißen Buchstaben gehabt habe, habe man, so Vögeler, eine Fahndung nach dem Fahrzeug in Nürnberg und an der Grenze zu Polen gemacht, die Fahndung sei sogar veröffentlicht worden. Es seien verschiedene Hinweise eingegangen, aber keine, die „auf den Täter geführt“ hätten.

Vögeler sagt, eine weitere Spur sei „aus unserer Sicht“ damals eine Telefonnummer aus England gewesen. Die Nummer sei laut Europol auch in einem englischen Rauschgiftverfahren aufgetaucht. Sie habe einem Herrn Ö. gehört, der wohl auch der Frau Özüdoğru bekannt gewesen sei. Letztendlich habe sich herausgestellt, dass die Nummer zu einem Pub gehörte. Ebenso sei eine holländische Nummer verdächtig gewesen, die jedoch auch zu keinen nennenswerten Erkenntnissen geführt habe, so der Zeuge.

Eine weitere Spur sei der Staub gewesen, den sie zur Untersuchung eingeschickt hatten, so Vögeler: Bei dem Staub aus zwei Hartschalenkoffern des Geschädigten habe man „Restspuren von Kokain, Heroin und Cannabis“ festgestellt, auch bei dem Staub, der dem Beifahrersitz des PKW des Herrn Özüdoğru zuzuordnen war. Allerdings nicht im Kofferraum oder an irgendeinem anderen Ort. Auf Nachfrage von Götzl erklärt der Zeuge, dass dies nur „feinste Spuren“ wären, die auch „Übertragungsspuren“ sein könnten, „aber dieses Ergebnis haben wir bekommen bei den Untersuchungen.“

Auf Nachfrage erläutert der Zeuge die Tatortauswertung genauer: Man habe die Tatortspuren im Geschäftsraum und der Wohnung ausgewertet und Personen aus dem persönlichen Umfeld zugeordnet, letztendlich blieben aber keine Spuren übrig, die einem unbekannten Täter hätten zugeordnet werden können. Wichtigster Fund seien die beiden besagten Hülsen gewesen. Götzl hält dem Zeugen aus dem Sachstandsbericht zum Fall Enver Şimşek der „SoKo Halbmond“ vor: Man habe DNA Spuren auf Gläsern bei Şimşek im Führerhaus des PKW gefunden, eine weibliche und eine männliche DNA, die nicht zugeordnet werden konnten. Ja, das stimme, sagt Vögeler, er wisse aber letztendlich, dass keine relevanten Tatortspuren unidentifiziert geblieben seien.

Zu den Verbindungen zwischen den beiden Mordfällen Şimşek und Özüdoğru befragt, sagt der Zeuge Vögeler, dass man außer bei der Waffe keine direkte Verbindung habe feststellen können. Sicherlich habe es Leute gegeben, die Özüdoğru kannten und bei Herrn Şimşek Blumen gekauft haben, aber das wäre für „uns“ nicht relevant gewesen.

Insgesamt hätten sie „umfangreiche Ermittlungen in verschiedenen Bereichen“ geführt. Da sei im Fall Şimşek der Konkurrent „C.“ aus Friedberg in Hessen gewesen. Der Geschädigte und „C.“ sollen sich bekämpft haben, „C.“ habe gesagt, er wolle Şimşek vernichten. Man habe „C.“ durchsucht. Auf Nachfrage von Götzl erklärt Vögeler, dass sie verdeckte Informationen bekommen hätten, dass dieser „C.“ einen „Killer“ gesucht habe, „der den Şimşek umbringe“. Schlussendlich hätten sie, so Vögeler, aber den „C.“ als Verdächtigen ausschließen müssen. Aber das sei ein großer Komplex gewesen, der sie Monate lang beschäftigt habe.

Ein anderer Komplex sei ein Herr T. gewesen, der in BTM-Handel (Betäubungsmittel) und Schutzgelderpressugen involviert gewesen sei. Laut Vögeler hätten sie einen Kronzeugen aus dem Verfahren gegen T. Befragt. Dieser Kronzeuge habe berichtet, er habe verschiedene Drogentransporte durchgeführt. 1997 habe er Streckmittel im Fahrzeug von Şimşek von Holland nach Frankfurt transferiert und Şimşek erkannt. Später habe sich allerdings herausgestellt, dass das so nicht stimmen könne, denn der Kronzeuge. habe gesagt, dass auf dem Fahrzeug des Herrn Şimşek dessen Aufschrift war. Diese wurde nachweislich aber erst später angebracht.

Auch die Ermittlungen in Bezug auf einen Herrn Y., der einen ähnlichen Großhandel wie Şimşek bei Karlsruhe gehabt habe und gegen den Jahre lang wegen Rauschgift ermittelt wurde seien ergebnislos verlaufen. Es habe sich herausgestellt, dass Y. seinen Großhandel schon längst verkauft hatte, so Vögeler. Auch die Ermittlungen Richtung Rumänien, die sich aus der Aussage der Zeugin  G. ergeben hatten, hätten zu keinem Ergebnis geführt.

Der Vorsitzende Richter Götzl unterbricht für eine Viertelstunde und beginnt dann die Befragung des Zeugen Alexander He., 27, Anwohner in der Nähe des Tatortes des Mordes an Mehmet Turgut in Rostock am 25.4.2004.
Der Zeuge berichtet: „Mein damaliger Wohnort war nicht mal 30 m vom Tatort entfernt.“ Er habe vom Wohnzimmer Blick auf den Kebabgrill gehabt, habe sich an jenem Tag noch im Schlafzimmer aufgehalten, weil er frei hatte. „,Ich habe einen Schuss unbewusst gehört und dann zwei Schüsse bewusst gehört“, er sei davon wach geworden, so He. „Ich hab mir erst nichts dabei gedacht“, weil das Gegend sei, „wo das mal passieren“ könne. Vom Wohnzimmer aus habe er nichts gesehen, was er als „unüblich“ empfunden habe. Auf den Aufruf der Polizei hin habe er sich dann bei der örtlichen Polizei gemeldet und gesagt, dass „ich die Schüsse gehört habe und mir sicher [war], dass es keine Knallkörper war.“ Ihm habe sich die Richtung des Geräusches erschlossen und er habe sie dem Mord zugeordnet.
Auf Nachfrage erklärt He. die Anzahl der „bewussten“ und „unbewussten“ Geräusche: „ich würde sagen, ich bin durch den ersten [Schuss] wach geworden, es kann natürlich sein, dass das schon der zweite oder dritte war.“ Auch sei er sich schon zu dem Zeitpunkt sicher gewesen, dass es sich zum einen Pistolenschuss und nicht um einen Feuerwerkskörper handele. Götzl fragt: Haben Sie Ahnung von Waffen? Zeuge He. erzählt, er habe sich damals „eingehend für das Thema interessiert“, habe sich im Internet informiert, es sei sein Interessengebiet gewesen, er sei jung gewesen: „ich würde jetzt vielleicht sagen: typisch männlich“. Ob er selbst Erfahrungen mit Waffen habe, fragt Götzl: „Selbstverständlich nicht“, antwortet der Zeuge.
In welchem Abstand seien die Schüsse gefallen: „1-2 Sekunden“, die Echos hätten sich nicht unterbrochen, so He.. Gefragt nach der Uhrzeit sagt er „Irgendwas in der Früh, zwischen 7 und10h“, er habe nicht auf die Uhr geschaut.
Nach den Geräuschen sei er aus dem Schlafzimmer, was nach Süden rausgehe, ins Wohnzimmer gegangen und habe dort aus dem Fenster geschaut, habe aber nichts sehen können. Ob er sonstige Beobachtungen gemacht habe, will Götzl wissen. He. sagt, ihm sei damals ein Fahrzeug aufgefallen, dass zwei bis drei oder vielleicht fünf Tage vorher dort beim Dönerimbiss, direkt am Zaun von der Kindertagesstätte, permanent geparkt hatte, was vorher nicht dort war. Was genau für ein Fahrzeug das war, könne er heute nicht mehr sagen.

Götzl beginnt, dem Zeugen aus seiner Vernehmung vorzuhalten und fragt ob er die Fenster offen gehabt habe. Der Zeuge sagt, er wohne im 3. Stock und bejaht: „Ich konnte die Schüsse gut hören, weil das Fenster angekippt war.“
Götzl hält ihm vor, er habe damals ausgesagt, er habe nach dem Wachwerden auf sein Handy geschaut, die Uhr habe 10:12h gezeigt. Er habe das später mit seinem Funkwecker verglichen und festgestellt, dass sein Handy zwei Minuten nachginge. Also seien die Schüsse ziemlich genau um 10:14h gefallen. Auch habe er damals ausgesagt, dass „ein Schalldämpfer wohl nicht benutzt“ worden sei, denn sonst hätte er das nicht hören können. Der Zeuge sagt, er könne sich nicht mehr an die Uhrzeit erinnern, aber dann sei das wohl so gewesen. Seine Auffassung betreffend des Schalldämpfers bestätigt er, auch könne er einen Revolver von einer Pistole unterscheiden und schließe darauf, dass es eine Pistole gewesen sei. Er sei nach den Schüssen noch zwei Minuten im Bett geblieben, sei dann aufgestanden und habe aus dem Wohnzimmerfenster geguckt, wo niemand draußen zu sehen gewesen sei. Das habe ihn gewundert, weil man ja sonst immer jemanden sieht, wenn es „komische Geräusche“ gebe, „keinerlei Personen oder Fahrzeuge“.

Götzl hält vor, dass das Fahrzeug neben dem Kebabgrill ein weißer Golf gewesen sei, der da aber schon seit Wochen gestanden habe und auch danach immer noch in der Parknische direkt neben dem Imbiss gestanden habe. Der Zeuge sagt, er könne sich heute nicht mehr genau daran erinnern.
Ob ihm in Erinnerung sei, dass dann irgendwann die Polizei gekommen sei, will Götzl wissen: Nein, er erinnere sich nicht. Götzl hält ihm vor: Er habe ferngesehen, bis ca um 14 Uhr ein „Kumpel“ kam, der ihm sagte, er solle mal aus dem Fenster schauen. Da wäre dann der Imbiss polizeilich abgesperrt gewesen. He. bestätigt seine Aussage.

Ob er die Leute am Imbiss gekannt habe, will Götzl vom Zeugen He. wissen. Ihm seien Bilder vorgelegt worden, er glaube, er hätte einen davon identifizieren können. Götzl sagt, dass laut Akten im nur ein Foto gezeigt wurde. He. sagt: „in meiner Erinnerung wurden mir mehrere Fotos gezeigt“, „sonst wäre es ja auch zu einfach gewesen.“ Er selbst habe da auch öfter gegessen, sagt He. Götzl hält ihm vor, die Leute vom Imbiss seien „mal freundlich, mal abweisend“ gewesen, was der Zeuge damit begründet habe, dass er manchmal eine Jacke abgehabt habe, die einer Bomberjacke ähnele. Daran kann sich He. nicht erinnern. Ob er mal Unterhaltungen mitbekommen habe, will Götzl wissen. Der Zeuge verneint, er habe auch „deren Landessprache nicht verstanden“, insofern könne er dazu nichts sagen.
Richterschaft und BAW haben keine Fragen an den Zeugen. Nebenklage-Vertreter RA Narin fragt, wie man in den Vernehmungen auf das Thema Schalldämpfer gekommen sei, ob er das von sich aus erzählt habe oder ob er danach gefragt worden sei. He.: „Ich kann mich nicht daran erinnern, danach gefragt worden zu sein.“ Ob er wisse, wie ein Schuss mit Schalldämpfer klinge. Der Zeuge bejaht, er gehe davon aus, dass er die Schüsse sonst nicht gehört hätte. Er wisse das aus Medien, Internet, aus Filmen, Audiospuren - er habe sich damit beschäftigt. Ob er aus der Nachbarschaft einen Herrn Felix V. kenne. Zeuge He. „Nein, nicht dass ich wüsste.“
Ein anderer Nebenklage-Anwalt fragt, ob es Vermutungen und Gerüchte in der Nachbarschaft gegeben habe. Der Zeuge sagt, er habe keinen Kontakt zur Nachbarschaft, er habe sich nur mit seinem Kumpel insofern darüber unterhalten, dass dieser gesagt hatte: „Guck mal aus dem Fenster“. Das könne doch nicht alles gewesen sein,hakt der Anwalt nach, selbst wenn man das ja von „Norddeutschen“ kenne. Der Zeuge ergänzt, man brauche unter Freunden nicht viele Worte. Nun fragt der Anwalt direkt, ob der Zeuge unter Druck stehen würde oder gar bedroht worden sei. He. antwortet: „Nein, ich bin aus freien Stücken hier“, er sage freiwillig aus, und sage das, an was er sich erinnern könne.
Die Verteidigung hat keine Fragen an den Zeugen, der dann ohne Vereidigung entlassen wird.

Mittagspause.

Vor dem Gericht findet in der Mittagspause eine antifaschistische Mahnwache in Gedenken der Opfer des NSU sowie der weiteren 172 Todesopfer rassistischer und rechter Gewalt statt. Ebenfalls vor dem Gericht verbringt der Angeklagte André E. seine Mittagspause mit dem bekannten Neonazi Daniel Thönnessen und einem weiteren Kameraden. Thönnessen ist ein wegen Sprengstoffdelikten verurteilter ehemaligen Aktivist der inzwischen verbotenen Kameradschaft Aachener Land (KAL), der mittlerweile in München lebt und am zweiten Prozesstag der Verhandlung als Zuhörer folgte. Die beiden Neonazis gehen auch zur antifaschistischen Kundgebung und versuchen, die Teilnehmenden und anwesende Journalist_innen zu fotografieren.

Um 12.37 Uhr wird die Sitzung fortgesetzt mit der Befragung des Zeugen Vögeler. Zunächst fragt Nebenklagevertreter RA Tikbas. Tikbas spricht Vögeler darauf an, dass Özüdoğru politisch konservativ gewesen sei und Geld für die türkische Armee gesammelt habe. Er will wissen, wie Vögeler zu diesen Erkenntnissen gekommen sei. Vögeler sagt, sie hätten Arbeitskollegen befragt, seine Fahrgemeinschaft, und da sei gesagt worden, er sei rechts gewesen und es sei auch mal der Name MHP gefallen. Die Witwe habe dazu keine Angaben machen können. Er glaube, dass es zwei Einzahlungen gegeben habe in der Größenordnung 5.000, 10.000 DM. Tikbas fragt, ob überprüft worden sei, seit wann Özüdoğru im Besitz des Fahrzeugs gewesen sei, in dem Drogenspuren gefunden worden seien. Vögeler sagt, Özüdoğru sei seit mehreren Jahren im Besitz des Fahrzeugs gewesen. Der Vorbesitzer sei nicht befragt worden. Tikbas hält Vögeler aus der Akte vor, in der Wohnung, dem Laden und dem PKW Özüdoğrus seien keine Hinweise auf Rauschgift gefunden worden; er will wissen, wie es dazu gekommen sei. Vögeler sagt, die Spuren an den Koffern seien gleich am Tatort entnommen worden, das Ergebnis vom BKA sei aber erst im April 2002 gekommen. Tikbas sagt, Vögeler habe auf die Frage des Vorsitzenden nach Verbindungen zwischen den Morden an Özüdoğru und Şimşek geantwortet, es gebe keine außer der Waffe. Er will wissen, was konkret zu dieser Feststellung unternommen worden sei. Vögeler sagt, die Bekanntenkreise der beiden Opfer seien befragt worden. Da habe es keine Erkenntnisse gegeben und auch bei der Telefonauswertung seien keine Übereinstimmungen gefunden worden.
Tikbas fragt dann zum Mordfall Şimşek. Er möchte wissen, wie der Name der Vertrauensperson sei, die davon gesprochen habe, dass „C.“ einen Killer zur Ermordung Şimşeks gesucht habe. Vögeler sagt, der Person sei Vertraulichkeit zugesichert worden, er kenne den Namen aber auch nicht. Zuständig sei die Dienststelle Nürnberg gewesen. RA Lucas fragt, ob es weitere Spuren neben der Drogenspur gegeben habe. Vögeler sagt, ein großes Aufgabengebiet sei gewesen, weitere Tötungsdelikte zu prüfen, ob auch diese zur Serie gehörten. Da sei zum einen der Fall Kılıç in München zu nennen, zum anderen habe es in Heilbronn einen Mord mit Schusswaffe an einen türkischen Geschäftsmann gegeben. Der Täter sei später am Flughafen Stuttgart festgenommen worden, es sei ein Auftragskiller aus Holland gewesen. Hier hätten auch die Hintermänner geklärt werden können. Dieser Vorgang sei intensiv auf Verbindungen zu Şimşek untersucht worden.

RA Lucas fragt nach Verdachtsmomenten innerhalb des Familienkreises. Vögeler sagt, das familiäre Umfeld werde bei ungeklärten Tötungsdelikten grundsätzlich untersucht. Außerdem habe es aus “Blumenhändlerkreisen” Hinweise auf eine Freundin gegeben und es sei im Fahrerbreich des Mercedes Sprinter ein Zettel gefunden worden, der als Liebesbrief habe gedeutet werden können. Dort habe übersetzt gestanden: “Komm zurück, Liebling”. Schließlich habe die Witwe im Mai 1999 ohne Wissen ihres Manns 25.000 DM von einer Bank in der Türkei abgehoben. Die Idee, dass Şimşek eine Freundin gehabt habe und das ein Motiv sein könne, habe sich zerschlagen. Lucas will wissen, ob es Spuren gegeben habe, an denen man festgehalten habe bis zum 4. November 2011. Vögeler sagt, es habe keine offenen Spurenbereiche gegeben, die zum Täter hätten führen können, mit Ablauf 2008 habe es keine heiße Spur mehr gegeben. Verbindungen zur Angeklagten Zschäpe seien ihm damals keine aufgefallen, so Vögeler. Lucas fragt, ob denn in Richtung Rechtsextremismus ermittelt worden sei. Vögeler antwortet, innerhalb der Soko “Şimşek” und später “Halbmond” sei über das Motiv Fremdenfeindlichkeit diskutiert worden, es sei aber nicht ermittelt worden, weil es keine Hinweise gegeben habe. Hinweise auf kriminelle Gruppe und Betäubungsmitteldelikte habe es gegeben. Erst nach den Morden an Theodoros Boulgarides und İsmail Yaşar seien erste Ermittlungen in Richtung eines Snipers oder einer kleinen Zelle durchgeführt worden. Die OFA [= Operative Fallanalyse] München habe dann ein Täterprofil gemacht. Das Ergebnis sei eine Serientäterhypothese gewesen, dass eine kleine Zelle, zwei bis drei Personen, aus „ideologischen oder psychopathischen Gründen“ die Taten begeht. Erst ab 2006 habe es strukturierte Ermittlungen in Richtung Rechtsextremismus gegeben, vorher nicht. Lucas hält Vögeler dann einen Vermerk vor, nach dem sich die Ermittlungen unter anderem auf die nächsten Angehörigen des Opfers konzentriert hätten, diese würden sich “auffallend zurückhalten” und hätten “bislang nicht ihr gesamtes Wissen preisgegeben”, daher seien sie in operative Maßnahmen einzubeziehen. Lucas sagt, dann seien die verschiedenen Maßnahmen zur Überwachung der Telekommunikation gegen die Familie Şimşek aufgeführt und fragt, an welchen Tatsachen festgemacht worden sei, die Angehörigen würden nicht alles preisgeben. Vögeler sagt, es sei im Herbst 2000 der Eindruck entstanden, die Familie halte weitere Erkenntnisse zurück, Tatsachen habe es “nicht direkt” gegeben. Lucas sagt, das seien massive Maßnahmen gewesen und ein Eindruck sei subjektiv. Vögeler antwortet, die Zielrichtung sei gewesen, dass das Opfer möglicherweise mit einer kriminellen Gruppe zu tun gehabt habe oder Opfer einer Erpressung oder Bedrohung gewesen sein könne, möglicherweise habe die Familie etwas gewusst. Lucas sagt, das sei also eine Hypothese gewesen. Vögeler: “Das ist richtig.”

Dann fragt RA Scharmer, ob Vögeler die Aussagen der zwei Zeugen Bu. (siehe Protokoll zum 21. Verhandlungstag) kenne, was Vögeler bestätigt. Scharmer will wissen, ob dazu weitere Ermittlungen angestrengt worden seien. Vögeler referiert zunächst die Zeugenaussagen und sagt dann, die Informationen seien wie andere Aussagen von etwa 40 Zeug_innen entgegen genommen und geprüft worden. Was denn in Richtung dieser beiden Radfahrer gemacht worden sei, will Scharmer wissen, Vögeler sei ja auch in der BAO Bosporus gewesen und an anderen Tatorten habe es ja auch Hinweise auf Radfahrer gegeben. Vögeler sagt, bei den Ermittlungen zu Şimşek seien keine weiteren Maßnahmen gemacht worden, es sei bei den beiden Personen auch nicht sicher gewesen, ob sie tatsächlich mit dem Fahrrad unterwegs oder wegen der Hitze mit einer kurzen Hose bekleidet gewesen seien. Scharmer fragt, ob den Zeugen nach dem Anschlag in der Kölner Keupstraße Videoprints von den dortigen Radfahrern gezeigt worden seien. Vögeler sagt, er sei sich nicht sicher, ob den Zeugen Videoaufnahmen gezeigt worden seien, da müsse er sich informieren. RAin Basay fragt nach einem Sachstandsbericht, in dem von einem Treffen die Rede sei, bei dem auch “StMI” anwesend gewesen sei. Das sei das Staatsministerium des Inneren in Bayern, so Vögeler. Basay möchte wissen, warum diese Behörde dabei gewesen sei. Vögeler antwortet, das sei die oberste Dienststelle und es sei ja eine brisante Sache gewesen, nachdem es dann schon vier Morde gewesen seien, auch in Rostock und München. Basay fragt weiter, ob sich Vögeler erinnere, dass er beim Untersuchungsausschuss gefragt worden sei, ob von dieser Behörde aus Ermittlungen in Richtung Fremdenfeindlichkeit geführt worden seien. Vögeler sagt, er könne sich nicht erinnern.

Dann fragt RA Langer zu einem Beitrag in der ZDF-Sendung “Aktenzeichen XY” zum Mord an Şimşek. Vögeler sagt, seine Dienststelle habe Informationen geliefert, das Drehbuch sei dann von der Redaktion der Sendung geschrieben worden mit dem Einverständnis der Dienststelle. Langer will wissen, wie die Darstellung der Täter gewesen sei. Vögeler sagt, das seien zwei Täter mit einem dunklen PKW gewesen, er wisse es aber nicht genau. Ob die Täter vielleicht von oben bis unten in schwarzer Lederkleidung dargestellt worden seien, will Langer wissen. Das könne sein, so Vögeler. RA Daimagüler fragt zu einem Check des finanziellen Hintergrunds von Özüdoğru. Vögeler sagt, bei Özüdoğru sei festgestellt worden, dass er 3500 DM verdient habe bei der Rüstungsfirma Diehl und Beträge an seine Frau weiter gegeben habe. Es habe finanzielle Unregelmäßigkeiten in der Türkei mit einem Immobilienprojekt des Bruders der Ehefrau gegeben, aber im Grunde seien es geordnete Verhältnisse gewesen. Dann hält Daimagüler Vögeler einen Bericht aus der Akte vor, nach dem bis auf Turgut alle Opfer Einkünfte geltend gemacht hätten, mit denen eine normale Lebensführung nicht möglich sei. Daimagüler will wissen, ob es jetzt bei Özüdoğru Unregelmäßigkeiten gegeben habe oder nicht. Vögeler sagt, das sei verallgemeinert worden, bei Özüdoğru sei keine Auffälligkeit festzustellen gewesen. Bei verschiedenen Geschäften der anderen Opfer sei nicht jede Einnahme dem Finanzamt gemeldet worden. Bei der Schneiderei Özüdoğrus sei nahezu kein Umsatz da gewesen, aber der habe ja auch als Schichtarbeiter verdient. Daimagüler fragt, ob mit ‘verallgemeinert’ alle Opfer gemeint seien. Vögeler sagt, das beziehe sich auf alle Geschäfte. In Rostock sei von Anfang an festgestellt worden, dass hier eine Geldwäscheverdachtsanzeige vorliege. Daimagüler will wissen, ob das bei Özüdoğru der Fall gewesen sei oder nicht. Vögeler antwortet, Özüdoğru müsse man da raus nehmen.

RA Narin fragt, ob gegenüber der Polizei von Familienangehörigen Verdachtsmomente geäußert worden seien. Vögeler sagt, der Schwager habe einen Verdacht gegen den “C.” geäußert. Jemand anderes habe “Blutrache” genannt, vor 40 Jahren habe der Vater von Şimşek in der Türkei jemanden getötet, dessen Angehörige in München wohnhaft seien. Das sei etwas weit hergeholt gewesen, sei aber überprüft worden, ohne Ergebnis. Frau Şimşek habe gemeint, dass “der böse Polizist” in Nürnberg dahinter stecken könne, der immer Ordnungswidrigkeitenanzeigen gestellt habe. Sie habe auch Fremdenfeindlichkeit angesprochen. Wichtiger seien aber die Hinweise auf „C.“ gewesen. Konkrete Hinweise auf Fremdenfeindlichkeit habe es nicht gegeben. An Tatorten seien ihm keine Hinweise auf rechtsextreme Organisationen aufgefallen, die “Fränkische Aktionsfront” kenne er vom Namen, so Vögeler auf Frage Narins. Narin spricht Vögeler auf einen Vermerk an, nach dem es Hinweise auf außereheliche Beziehungen im Fall Şimşek gegeben habe, was “im türkischen Ehrbegriff” ein Tatmotiv darstellen könne; ob Vögeler den “türkischen Ehrbegriff” erläutern könne. Vögeler sagt, er wolle da keinen Unterschied machen zwischen Deutschen und Türken, Eifersucht sei als Motiv denkbar.
Dann fragt RAin Schneiders, Verteidigerin von Ralf Wohlleben. Sie fragt zu Ermittlungen in Richtung Holland wegen Betäubungsmitteln und ob es in diesem Zusammenhang Hinweise auf Waffen und Sprengstoff gegeben habe. Vögeler sagt, die “Größe”, die den Auftragskiller nach Heilbronn geschickt habe, das wären bewaffnete Leute gewesen. Und bei einer weiteren Zielperson aus dem Bereich der Organisierten Kriminalität aus Holland sei eine große Anzahl von Waffen und Sprengmitteln sichergestellt worden. Es habe Erkenntnisse gegeben, dass diese Gruppe auch über Ceskas verfügen solle, eine Ceska 83 habe aber nicht festgestellt werden können. Es sei zwar interessant gewesen, dass dort wohl auch Magazine einer Ceska 83 aufgefunden worden seien, aber, die Spur habe sich  zerschlagen. Mit den Magazinen alleine könne man auch keine Waffengleichheit feststellen.
RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, fragt nach der Größenordnung von Tatverdächtigen bei Tötungsdelikten, die Familienangehörige oder Intimpartner seien. Vögeler sagt, die sei außergewöhnlich hoch, das seien sicher 60 bis 70 Prozent. Nebenklagevertreter Narin fragt, ob Vögeler Kenntnisse darüber habe, wie oft bei Beziehungstaten eine solche Serie von Morden üblich sei. Vögeler sagt, die Beziehungstat sei eine Einzeltat, eine Serie sei ihm nicht bekannt.

RA Tikbas fragt nach einer Anmerkung des damaligen bayerischen Innenministers Beckstein in den Akten zu Şimşek, ob auch ein rechtsradikales Motiv denkbar sei. Vögeler sagt, er wisse von der Anmerkung, es habe auch Gespräche zwischen dem Soko-Leiter und dem Minister gegeben. Er selber habe nicht nachgefragt, wie Beckstein zu dieser Einschätzung gekommen sei, die Frage nach dem rechtsradikalen Motiv hätten sie sich in der Soko aber auch gestellt. RA Erdal fragt Vögeler, auf welche Hinweise er denn gewartet habe bezüglich rechtsradikaler Taten. Vögeler sagt, es seien keine Hinweise da gewesen, sie hätten ständig Öffentlichkeitsfahndungen gemacht, hätten sich mit Staatsschutz und Verfassungsschutz in Verbindung gesetzt, es habe aber keine Hinweise gegeben. RA Erdal möchte erläutern, es gehe ihm nicht um “den fahrlässigen Fehler”, aber Götzl unterbricht ihn. Erdal solle offene Fragen stellen, Erklärungen könne er später abgeben, so Götzl. Erdal sagt, Vögeler habe angegeben, ab 2006 habe es Diskussionen gegeben, aber keine Ermittlungen zu Rechtsradikalen. Vögeler widerspricht, es sei schon ab 2001 zu Fremdenfeindlichkeit diskutiert worden, es habe aber keine Hinweise gegeben. 2006 sei dann eine Analyse erstellt worden, dass eine kleine Gruppe aus eigener Ideologie oder psychopathischen Gründen ausländische Menschen erschießen wolle. Ob die Tatsache, dass nur Türken erschossen worden seien, kein Hinweis für Vögeler gewesen sei, will Erdal wissen. Vögeler sagt, das sei nicht richtig, der Herr Boulgarides sei Grieche gewesen. RA Erdal unterbricht den Zeugen, daraufhin unterbricht Götzl ihn und wird laut. Erdal solle vernünftige Fragen stellen und sich ein Vorbild an den anderen Nebenklagevertreter_innen nehmen. Es folgt eine Pause bis 13.46 Uhr, nach der Erdal sagt, er habe keine weiteren Fragen.
Die Vernehmung Vögelers wird unterbrochen, er wird später noch zu anderen Themen gehört werden. Dann wird festgestellt, dass allgemein darauf verzichtet wird, die Notärzte zu den Fällen Kiliç und Kubaşık zu hören. Schließlich verliest RA Lucas eine Erklärung: Der Zeuge habe dargestellt, welche Spuren zunächst verfolgt worden seien. Dabei sei Şimşek in Verdacht geraten. Der Zeuge habe aber deutlich gemacht, dass alle diese Spuren falsch gewesen seien und zu keinen Ergebnissen für die heutige Anklage geführt hätten.

Der Verhandlungstag endet um 13.50 Uhr.

Rechtsanwalt Scharmer erklärt dazu:
“Die Aussage von EKHK Vögeler belegt das Phänomen des institutionellen Rassismus. Für den Ermittler war „klar“, dass die Familie vermeintlich Angaben zurückhält. Er hatte kein Problem damit, ihre Telefone abzuhören, sie zu observieren und sogar ihr Auto zu verwanzen. Die Familie hatte auf mögliche rassistische Motive hingewiesen. Zwei Fahrradfahrer, die von mehreren Zeugen im Zusammenhang mit Schussgeräuschen gesehen wurden, interessierten ihn nicht. Es musste Organisierte Kriminalität sein. Herr Vögele ließ keinerlei Bedauern oder Schuldbewusstsein erkennen. Dass dieser Beamte immer noch eine leitende Funktion ausübt, zwischenzeitlich sogar befördert wurde, zeigt, dass Behördenführung und Politik das grundsätzliche Problem verkannt haben. Solange solche Ermittlungen weiter von Beamten mit derartigen Vorurteilen geführt werden, wird sich das katastrophale Versagen der Behörden im Rahmen der Tatserie des NSU auch in Zukunft fortsetzen.“


Protokoll 32. Verhandlungstag - 6. Aug. 2013

Am 32. Verhandlungstag, dem letzten vor der einmonatigen Sommerpause, wurde zunächst der Rechtsmediziner befragt, der den Leichnam des Mordopfers Mehmet Turgut obduziert hat. Dann ging es um den Mord an İsmail Yaşar am 9. Juni 2005 in Nürnberg. Dazu wurden sechs Polizeibeamt_innen gehört. Deutlich wurde bei einer Befragung, wie akribisch der NSU seine Mordtaten vorbereitet hat. Die Vernehmung eines Beamten ergab, dass gleich mehrere Zeug_innen zum Tatzeitpunkt zwei Fahrradfahrer bzw. Fahrräder in der Nähe des Tatortes gesehen hatten. Bei der Befragung des Kriminalhauptkommissars Hänßler, der auch schon vom bayrischen Untersuchungsausschuss befragt worden war, stellte sich erneut heraus, wie intensiv auch beim Mord an Yaşar gegen die Familie des Opfers ermittelt wurde. Hänßler und ein weiterer Beamter flogen sogar in die Türkei, um gemeinsam mit der lokalen Staatsanwaltschaft in der Türkei lebende Angehörige zu verhören. Dennoch behauptete Hänßler, er sei schon 2005 von einem rassistischen Motiv ausgegangen und auch im Rest der “BAO Bosporus” sei diese Einschätzung grundsätzlich geteilt worden. Zudem stellte sich heraus, dass die Nürnberger Ermittler_innen vom Verfassungsschutz nicht alle Daten über Neonazis erhalten haben, die sie angefordert hatten.

Zeug_innen und Sachverständiger:

	Prof. Dr. Rudolf Wegener (Sachverständiger, Obduktion des Leichnams von Mehmet Turgut)
	Sindy J. (POM, mit einem Kollegen erste Streife am Tatort des Mordes an İsmail Yaşar)
	Manfred Wi. (KHK, Ermittlungen Mordfall Yaşar)
	Hans Karl Ru. (Polizeibeamter, Ermittlungen Mordfall Yaşar)
	Karl Ri. (KHK, Ermittlungen Mordfall Yaşar)
	Christian Bö. (KK, BKA, Auswertung von Asservaten aus der Frühlingsstraße, Kartenmaterial, Ausspähnotizen, Mordfall Yaşar)
	Manfred Hänßler (KHK, Leiter Mordkommission 2 Nürnberg, Ermittlungen Mordfall Yaşar)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.43 Uhr. Als erstes wird der Sachverständige Prof. Wegener, pensionierter Rechtsmediziner an der Uni Rostock, gehört. Er hat die Obduktion des Leichnams von Mehmet Turgut durchgeführt. Bei Turgut seien drei Schüsse nachgewiesen worden, ein Kopfschuss, ein Halsschuss und ein Nackenschuss. Der Kopfschuss sei im rechten Schädelbereich eingetreten. Wegener schildert massive Hirn- und Schädelknochenverletzungen, der Schusskanal habe sich jedoch eindeutig dokumentieren lassen. Der Halsschuss an der rechten Halsseite eingetreten unterhalb des Ohrmuschelansatzes. Hinter dem Kehldeckel sei der Racheneingang kanalartig zerstört worden. Darum seien größere Mengen Blut im Magen gefunden worden und es habe massive Bluteinatmungsherde in den Lungen gegeben. Das werte er als “vitale Reaktionen”, dass also die Schüsse zu Lebzeiten gesetzt worden seien. Der dritte Schuss sei im Nackenbereich etwa in Höhe des Haaransatzes ein- und ausgetreten. Außerdem habe es Blutauftragungen auf Armen und Beinen. Der Verstorbene sei über 70 Minuten hinweg intensiv reanimiert worden, im Zuge der Reanimation sei es auch zur Rasur der Kopfhaare gekommen. Die drei Schüsse seien alle von rechts nach links mit geringen Abweichungen horizontal verlaufen, es habe keine Anhaltspunkte für Nahschüsse gegeben, mit Kenntnis der Waffe könne man davon ausgehen, dass die Schüsse aus mehr 50 cm Entfernung abgegeben worden seien. Es habe geringfügige Nebenverletzungen gegeben, wahrscheinlich durch den Transport des Opfers entstanden seien, es habe ansonsten keine Anhaltspunkte für weitere gröbere gezielte Verletzungen gegeben. Das Opfer sei gesund gewesen, Tests auf Alkohol und Betäubungsmittel seinen negativ ausgefallen. Todesursächlich sei die Schädelverletzung gewesen, die massive Bluteinatmung habe den Tod möglicherweise beschleunigt. Anzeichen für einen Suizid habe es nicht gegeben. Es seien auch keine Stichverletzungen festgestellt worden.Von Stichverletzungen, so Wegener, sei die Rettungsmedizinerin bei den Verletzungen Turguts ausgegangen. Dann fragt Götzl, ob die Nackenverletzung lebensgefährlich gewesen sei, was Wegener verneint. Der Kopf- und der Halsschuss hätten jedoch für sich genommen zum Tode geführt, so Wegener, der Halsschuss wegen der Einatmung von Blut. Zur Lage des Opfers bei Schussabgabe könne er nur spekulieren, sagt Wegener auf Frage Götzls. Anhand des “uniformen Verletzungsbildes” gehe er davon aus, dass  rechtsseitig gezielt geschossen worden sei. Er könne jedoch nicht ausschließen, dass nach dem ersten Schuss, wenn es der Kopfschuss gewesen sei, der zweite Schuss auf das liegende Opfer abgegeben worden sei. Im Folgenden geht es um die kleineren äußerlichen Verletzungen. Diese seien frisch gewesen, so Wegener, aber oberflächlich und hätten in der Gewebstiefe keine sichtbaren Blutungen hinterlassen. Es sei, bestätigt er auf Nachfrage Götzls, möglich, dass sie durch
den Transport im Rettungswagen, durch das bei Kopfschüssen mögliche Muskelzucken passiert sei, oder als die Person, die Turgut gefunden habe, den Körper bewegt habe. Götzl fragt nach der Körpergröße des Opfers, diese sei mit “ca. 1,65 m”  angegeben. Wegener bestätigt das, sagt aber, das sei ein Standardproblem der Gerichtsmedizin, durch die Totenstarre ließe sich die Körpergröße nicht exakt bestimmen. Nebenklagevertreter RA Behnke fragt nach den Anwesenden bei der Obduktion. Wegener nennt einen weiteren Rechtsmediziner, einen Sektionsassistenten und zwei Polizeibeamte, Studenten seien nicht dabei gewesen. Auf Frage aus der Nebenklage sagt Wegener, zur Position des Opfers könne er keine genauen Angaben machen, er gehe aber davon aus, dass das Opfer gestanden habe. Einen Vermerk über eine  Besprechung mit der Polizei, bei der er gesagt haben solle,  der Kopfschuss sei am wahrscheinlichsten auf das liegende Opfer abgefeuert worden, kenne er nicht. Das sei zwar möglich, so Wegener, aber so dezidiert habe er diese Aussage aber sicher nicht getroffen. Er sei selber nicht am Tatort gewesen, so Wegener, das habe ein Kollege übernommen. Eine gerichtsmedizinische Leichenschau sei nicht möglich gewesen, weil der Leichnam sich schon im Rettungswagen befunden habe. Wegener gibt auf Nachfrage von RA Behnke an, die Obduktion sei noch am 25. April 2004 nachmittags begonnen worden, weil es um die schnelle Identifizierung des Opfers gegangen sei. Der eigentliche Obduktionsvorgang sei dann am Folgetag vonstatten gegangen. Da sei ihnen mitgeteilt worden, der Verstorbene sei Yunus Turgut, weswegen die Obduktion als “Turgut, Yunus” beschrieben worden sei. Dass es sich bei dem Verstorbenen um Mehmet Turgut gehandelt habe, habe er erst aus den Medien im Vorfeld dieser Hauptverhandlung erfahren.

Bei den folgenden Zeug_innen geht es um den Mord an İsmail Yaşar am 9. Juni 2005 in der Scharrerstraße in Nürnberg. Die erste Zeugin zu diesem Komplex ist die Polizeiobermeisterin Sindy J. Sie berichtet, sie sei mit ihrem Streifenpartner auf Streife gewesen. Dann hätten sie die Information erhalten, dass in der Scharrerstraße ein Mann blutüberströmt in einer Dönerbude liege. Sie seien nah am Tatort gewesen und daher die erste Streife gewesen. Sie habe sich in die Bude hinein gebeugt und den Mann dort blutüberströmt liegen sehen. Die Tür sei unversperrt gewesen und ihr Kollege sei in die Bude hinein gegangen, sie selber sei draußen geblieben. Dann sei der Notarzt gekommen und habe festgestellt, “dass die Person ex ist”. Sie habe eine Zeugin befragt, eine Frau, die im Bereich des Edeka-Parkplatzes sauber gemacht habe. Diese Zeugin habe gesagt, dass sie 15 Minuten zuvor einen dumpfen Knall gehört habe. Der Chef des Edeka habe von einem BMW mit Laufer Kennzeichen mit vier jungen Leuten darin berichtet. Dieser sei dann kurze Zeit später wieder an der Dönerbude vorbei gefahren, dabei seien die Personalien der Insassen festgestellt worden. Der Mitteiler sei vor Ort gewesen, so J. auf Frage Götzls, dieser sei bei dem Imbiss häufiger Essen gegangen, habe dort gewartet, habe sich dann rüber gebeugt und die Person am Boden gesehen. Wenn man direkt davor stehe, sehe man das nicht, so J. Götzl hält J. vor, sie habe vermerkt, die Person gehe einmal pro Woche zum Imbiss und habe gegen 10.15 Uhr einen Döner kaufen wollen. J.: “Dann wird es so gewesen sein.” Sie kann sich erinnern, eine Patronenhülse gesehen zu haben, diese habe sie aber nicht angefasst. Zur Lage des Opfers sagt sie, er habe am Boden hinter dem Verkaufstresen gelegen, die Füße in Richtung der hinteren Eingangstür. Ein Arm habe schräg über dem Kopf gelegen, das Opfer habe mit Oberkörper und Kopf in einer großen Blutlache gelegen. Götzl hält vor, sie habe angegeben, sich an eine leicht blutende Wunde an der rechten Schläfe erinnern. Zu einem Bürostuhl befragt, sagt sie, könne sich jetzt nicht erinnern, aber sie habe im Sachverhaltsbericht gelesen, dass da ein Blutfleck auf der Sitzfläche gewesen sei. RA Heer, Verteidiger von Beate Zschäpe, sagt, er wolle daran erinnern, dass es darauf ankomme, was die Zeugin heute sage. Götzl erwidert: “Sie können sich sicher sein, ich bin ganz Ohr.” Götzl fragt nach den Hülsen. J. sagt, es könne aber auch sein, dass da eine zweite gewesen sei, aber an  eine Hülse könne sie sich sicher erinnern. Götzl fragt nach dem Ort, J. antwortet, in Höhe des Gesäßes. J. bestätigt, dass ihr Kollege den Tatort betreten habe, er sei auf die Schürze getreten und wieder raus gegangen, die Sanitäter seien aber drin gewesen. Der Notarzt sei fünf bis zehn Minuten später da gewesen. Danach wäre die Mordkommission gekommen und sie hätten Absperrmaßnahmen vorgenommen. Götzl hält ihr vor, sie habe vermerkt, die Patronenhülse sei von einem Sanitäter aufgehoben und wieder zu Boden gelegt worden. J. bestätigt das, dafür habe es später einen “Anschiss” gegeben. Kontakt zu weiteren Personen vor Ort habe sie gehabt, als die Jugendlichen im PKW angehalten worden seien, außerdem habe sie die Frau des Verstorbenen gesehen, aber nicht gesprochen. Die Frau sei ziemlich fertig mit den Nerven gewesen und etwas lauter geworden. Dann geht J. nach vorne und erläutert einen Kartenausschnitt, auf dem der Tatort eingetragen ist. Dann fragt Nebenklagevertreter RA Narin, ob neben dem erwähnten BMW mit den Jugendlichen auch von einem bordeauxfarbenen BMW die Rede gewesen sei, was J. verneint. Narin hält aus einem Vermerk vor, es habe Angaben zu einem BMW-Kombi gegeben, es handele sich laut Vermerk um ein Fahrzeug eines Polizeibeamten, das nichts mit der Tat zu tun habe. J. “Das ist das erste, was ich davon höre.”

Es folgt der Zeuge Manfred Wi., Kriminalhauptkommissar in Nürnberg. Er berichtet zu Ermittlungen zur Person Yaşars, die er angestellt habe. Quelle sei die Ausländerakte der Stadt Nürnberg gewesen. Yaşar sei 1955 in Urfa in der Türkei geboren worden und im April 1978 zunächst unter einem anderen Namen über Berlin eingereist. Er habe einen  Asylantrag gestellt und für die nächsten vier Monate bei einem Onkel in Berlin gewohnt. Dann sei er nach Zirndorf in die Zentrale Aufnahmestelle gezogen und schließlich nach Nürnberg. 1980 habe er geheiratet, die Ehe sei zwei Monate später geschieden worden. Der Asylantrag sei zunächst abgelehnt worden, unter seinem anderen Namen habe Yaşar Rechtsmittel eingelegt , die Duldung sei verlängert worden bis 1983. Yaşar sei nach Fürth umgezogen und habe dort Hildegard Sch. kennengelernt und 1982 geheiratet. Dann habe er die Rechtsmittel zurück genommen und zunächst eine befristete, später eine Aufenthaltserlaubnis bekommen. Mit Sch. habe Yaşar bis 1989 zusammengelebt, dann sei die Ehe geschieden worden. Er habe dann wieder geheiratet, die Frau habe in der in Türkei gewohnt und sei nach einem halben Jahr mit der Tochter nach Nürnberg gezogen. Auch diese Ehe sei 2005 im März geschieden worden. Götzl hält Wi. vor, er habe geschrieben, es sei eine Namensänderung vermerkt, da er im gesamten Bekanntenkreis unter dem Namen Yaşar bekannt sei, diesem Antrag sei 1987 stattgegeben worden. Wi. bestätigt das. Zum beruflichen Werdegang sagt Wi., dass Yaşar zunächst Schweißer gewesen sein, dann ab 1984 arbeitslos, später sei er in verschiedenen Firmen erwerbstätig gewesen bis 1999. Yaşar habe dann angefangen, in Adelsdorf ein stehendes Gewerbe mit türkischen Spezialitäten einzurichten, und später einen Imbissstand in Ebermannstadt aufgemacht. Dort habe auch seine Frau einen Dönerstand gehabt, der verkauft worden sei. Ab Februar 2003 sei Yaşar mit dem Dönerstand in der Scharrerstraße, Ecke Velburger Straße selbstständig gewesen. Götzl fragt nach Plänen für eine Einbürgerung bis 1996. Wi. sagt, da seien Unterlagen in der Akte, die aber nicht unterschrieben seien.

Es folgt der Zeuge Ru., ebenfalls Polizeibeamter. Dabei geht es um Ermittlungen zu wesentlichen Ereignissen im Leben Yaşars, die Ru. durchgeführt hat. Es sei darum gegangen, zu erfahren, mit wem man es zu tun habe, in welchen Kreisen er sich bewegt habe, so Ru. Er habe die Ausländerakte und Informationen vom Standes- und vom Einwohnermeldeamt gehabt. Götzl fragt zum “Scharrerimbiss”, Ru. möchte seine Unterlagen zu Rate ziehen, Götzl bitte ihn darum, zunächst aus der Erinnerung zu berichten. Aus dem Stegreif wisse er nur noch, dass Yaşar zuvor in Ebermannstadt einen Imbiss betrieben habe, das sei aber organisatorisch und familiär nicht auf die Reihe zu kriegen gewesen. Daher habe Yaşar nur den Imbiss in der Scharrerstraße weiter betrieben. Götzl hält Ru. vor, er habe vermerkt, dass der Mietvertrag für den Imbiss in Ebermannstadt 2000 abgeschlossen worden sei. Woher er die Information habe, will Götzl von Ru. wissen. Der antwortet, er könne sich nicht mehr genau entsinnen, vielleicht seien das Unterlagen von der Frau gewesen. Götzl hält ihm vor, er habe angegeben, dass der “Scharrerimbiss” im Januar 2001 durch Frau Yaşar gekauft worden sei. Dann sei das so, sagt Ru., woher die Information komme, könne er jedoch nicht sagen. Ob er wisse, ob dieser Imbiss mal beim Gewerbeamt auf Herrn Yaşar umgemeldet wurde, will Götzl wissen. Ru. sagt, das könne er ohne Unterlagen nicht. Götzl hält vor, das Gewerbe sei im November 2004 umgemeldet worden. Das sei dann wohl die Auskunft vom Gewerbeamt gewesen, so Ru. Auch woher die Information stammt, dass im März 2005 die Scheidung der Yaşar s auch nach türkischem Recht vollzogen worden sei, kann Ru. nicht sicher sagen, möglicherweise von Frau Yaşar. Zur Übernahme des Mietvertrags durch İsmail Yaşar kann Ru. ebenfalls nichts sagen. Götzl fragt sehr schnell ab, ob noch andere Verfahrensbeteiligte Fragen hätten; nachdem dies verneint wird, beendet er die Befragung des Zeugen.

Nach einer Pause geht es um 11.30 Uhr weiter mit dem Zeugen Kriminalhauptkommissar Ri., der bei einer Überarbeitung des Falles Yaşar 2009 Rekonstruktionen zu vier Aussagen von Zeug_innen durchgeführt hat. Nach den Berichten über die Aussage geht Ri. jeweils nach vorne an den Richtertisch und erläutert die Wege der der Zeug_innen anhand eines Kartenausschnitts. Die erste Zeugin sei Frau N. gewesen. Diese habe geschildert, dass sie mit dem PKW am Dönerstand vorbeigefahren und in die Tiefgarage des Goldbachcenters gefahren sei. Sie habe zur Rekonstruktion ihren PKW zur Verfügung gestellt. Es sei darum gegangen, zu sehen, welche Sichtmöglichkeit sie von ihrem PKW aus gehabt habe und dann sei sie an expliziten Orten nochmal befragt worden. N. habe angegeben, sie sei mit 30 km/h in die Scharrerstraße eingebogen und habe bremsen und stehenbleiben müssen. Nach dem erneuten Losfahren habe sie dann erstmalig einen schwarz gekleideten Mann auf Höhe des Dönerstands gesehen. Der Stand sei zwischenzeitlich abgebaut worden und bei der Rekonstruktion durch einen  Transporter der Polizei symbolisiert worden, erläutert Ri. Links habe laut N. ein Mann durchs Fenster geblickt und neben diesem ersten Mann habe ein zweiter Mann gestanden, der sich umgedreht habe zur Zeugin. Dabei habe N. von einem stechendem Blick gesprochen. Sie sei dann nach rechts abgebogen und habe an einer roten Ampel anhalten müssen. Hier habe sie fünf Geräusche wahrgenommen, die sie als Schüsse klassifiziert habe, als Musiklehrerin könne sie so etwas mit ihrem guten Gehör. Den Gedanken habe sie dann wieder verworfen und sei eingefahren in die Tiefgarage. Dort habe sie auf die Uhr ihres PKW geschaut, es sei 9.57 Uhr gewesen. Götzl fragt nach weiteren Erkenntnissen N.s nach dem Wegfahren. Ri. berichtet, sie habe eine große Menge gesehen und Männer in weißen Overalls. Sie sei von einem Unfall ausgegangen und habe erst nach den Meldungen in Medien realisiert, was sie möglicherweise mitbekommen habe.
Der zweite Zeuge sei Prof. Be. gewesen, so Ri. Dieser sei in der Bundesagentur für Arbeit in der Regensburger Straße tätig. Be. habe angegeben, er sei von der S-Bahn gekommen, also quasi den gleichen Weg gegangen, den die Zeugin N. mit dem PKW befahren habe, nur in die entgegengesetzte Richtung. Be. sei dann links in die Scharrerstraße und am Dönerstand vorbei gegangen. Um 10.03 Uhr habe er am Sparkassenautomaten an der Ecke Velburger Straße Geld abgehoben, das hätten die Journaldaten ergeben, so Ri. Be. habe angegeben, dass er eine Lehrveranstaltung gehabt habe und den Aufhänger noch habe vorbereiten wollen. Dafür habe er den Dönerstand, an dem er jeden Tag vorbei laufe, nutzen wollen, um zu beschreiben, wieviel Vorbereitungshandlungen es braucht, bis man verkaufen kann. Er sei also bewusst stehen geblieben und habe in das Innere geschaut, aber den Betreiber nicht wahrnehmen können. Wahrgenommen habe er aber zwei Fahrräder, die eher achtlos gegen den Dönerstand abgestellt gewesen seien. Be. habe angegeben, dass sich geärgert hätte, denn er habe vom Gehweg runter und an den Rädern vorbei gemusst. Er sei davon ausgegangen, dass der Stand noch nicht geöffnet gewesen sei.
Die nächste Zeugin sei Frau K. gewesen. Sie sei an ihrer Wohnung in der Schlossstraße abgeholt worden. K. habe die Beamten auf Neuerungen am Weg, den sie am Tattag gefahren sei, hingewiesen. Der Neubau an der Ecke Schlossstraße, Zerzabelshofstraße sei 2005 noch nicht da gewesen, so habe sie eine größere Blickmöglichkeit gehabt; auch gebe es jetzt eine neue Führung des Radwegs. Zwischen Schloss- und Scharrerstraße gebe es eine Litfaßsäule. Dort, so habe K. angegeben, habe sie am Tattag zwei Radfahrer beobachtet, die sich anhand eines Stadtplans versucht hätten, zu orientieren. Normalerweise hätte sie ihre Hilfe angeboten, aber nachdem die Turmuhr der Scharrerschule 9.40 Uhr angezeigt habe und sie um 9.45 Uhr einen Termin am Gymnasium an der Hainstraße gehabt habe, habe sie sich entschieden, nicht stehenzubleiben. Nach der Besprechung sei sie zurück gefahren aus Richtung Regensburger Straße in die Scharrerstraße. In der Einmündung Zerzabelshofstraße sei sie links eingebogen und dann in die Schlossstraße. Auf dem Rückweg habe sie die beiden Fahrradfahrer wiederum gesehen; ein Mann sei vom Eingang Dönerstand zum anderen Mann bei den Fahrrädern gelaufen. Sie habe angegeben, nur Schrittgeschwindigkeit gefahren zu sein und festgestellt zu haben, dass der Mann, der aus dem Dönerstand kam, seinem Partner eine Plastiktüte, gelb mit farbiger Aufschrift, in halb gebückter Haltung in dessen schwarzen Rucksack packte. Für K. sei es, so Ri, am wahrscheinlichsten gewesen, dass der Mann an einem Fahrradschloss hantiert habe. K. habe angegeben, immer öffentliche Uhren zu nutzen. Die Uhr an der Scharrerschule habe 10 Uhr oder ein bis zwei Minuten nach 10 Uhr gezeigt. Zuhause habe sie, so referiert Ri. K.s Aussage, später vom Sohn erfahren, dass der Betreiber umgebracht worden sei.
Der vierte Zeuge über den der Polizist Ri. berichtet ist Herr Z. Dieser sei mit einem Kleintransporter unterwegs gewesen und habe eine überlange Arbeitsplatte transportiert. Er sei aus der Regensburger Straße in die Scharrerstraße gefahren. Auf Höhe des Fußgängerüberwegs am Dönerstand sei eine Frau mit Kinderwagen über die Straße gegangen und dann zwei Fahrradfahrer. Der erste sei auf den Pedalen stehend zum Dönerstand gefahren, habe ein Bein abgesetzt und über die Schulter zu seinem Partner zurückgeblickt, der erst dann losgefahren sei, als der erste die Straße überquert hatte. Auch der zweite sei im Zeitlupentempo über die Straße gefahren: Z. habe angegeben, ihn mit der Lichthupe angeblinkt zu haben. Dann sei Z. an der Ampel an der Zerzabelshofstraße stehengeblieben und habe dabei ganz eindeutig Schussgeräusche wahrgenommen, zwei in kurzer Abfolge, nach einer kurzen Pause wieder zwei oder drei dumpfe Geräusche. Z. habe angegeben, Bassgitarre zu hören und im Auto sein Lieblingsstück gehört zu haben. Die Geräusche hätten dort nicht rein gehört. Er habe in Süleymania im Irak studiert, da seien Schüsse an der Tagesordnung und er könne eine Browning von einer Kalaschnikow am Geräusch unterscheiden. Er sei dann zu seinem Ladengeschäft an der Stephanstraße gefahren, so Ri. über Z.s Angaben.
Als nächstes wird Ri. eine Übersichtsaufnahme vom Tatort gezeigt. Die Aufnahme wurde offenbar kurz nach dem Mord gemacht. Es ist eine größere Menschenmenge hinter Absperrungen zu sehen sowie Polizeifahrzeuge und der “Scharrerimbiss”. Ri. erläutert, wo die Zeug_innen sich ihren Aussagen zufolge befunden hätten. Ein zweites Bild zeigt den Imbiss in einer näheren Aufnahme. Anhand dieses Bildes erläutert Ri. wo die Räder laut der Aussage des Zeugen Be. gestanden hätten und wo die Männer mit den Rädern laut der Aussage der Zeugin K. Die Angaben hätten sich nicht vollständig entsprochen, letztlich seien die Standorte aber fast deckungsgleich gewesen. Die Einvernahme des Zeugen wird unterbrochen, er wird zu einem späteren Zeitpunkt noch einmal zu einem anderen Thema gehört werden.

Nebenklagevertreter RA Daimagüler sagt, dass er auf seine angekündigte Erklärung verzichtet. Es folgen zwei Beweisanträge der RAin Basay. Basay sagt, auf der Festplatte von Carsten S. sei unter dem Namen Tino Brandt eine Handynummer gespeichert gewesen. Ermittlungen des BKA zufolge sei diese Nummer seit 2000 an einen Frank H. vergeben, einen Blumenhändler aus Nürnberg. Der Tatort Şimşek liege laut BKA zwischen dessen Wohnung und seinen Blumengeschäften. Auch die  Tatorte Özüdoğru und Yaşar befänden sich im Umfeld der Blumenläden H.s. Die BAW habe daraufhin im Juni 2013 Nachermittlungen angestellt und der Presse mitgeteilt, dass der Blumenhändler die Telefonnummer erst 2008, nicht 2000 vom Telefonanbieter zugewiesen bekommen habe. In der Presse sei zu lesen gewesen, dass die Nummer von Tino Brandt bis 2006 benutzt worden sei. Basay beantragt, die Ergebnisse der Nachermittlungen zu übermitteln. Dies habe die BAW angekündigt, sie seien aber bis heute nicht bei Gericht eingegangen. Der zweite Beweisantrag bezieht sich auf den Mord an Enver Şimşek. Die Zeugin Le. habe sich bei der Polizei gemeldet mitgeteilt, dass sie am 9. September 2000 zwei Männer am Lieferwagen Şimşek gesehen habe. Gegenüber KHK S. habe sie angegeben, die zwei Männer hätten mit dem Gesicht zur Schiebetür gestanden, der Arm eines weiteren im Fahrzeug sitzenden Mannes sei nach hinten geschnalzt, als ob er ins Fahrzeug gestoßen worden wäre. Die beiden Männer seien dunkel gekleidet gewesen. Weder Le. noch KHK S. seien von Seiten der BAW als Zeug_innen genannt oder geladen worden. Oberstaatsanwältin Greger erwidert zum ersten Antrag, ihres Wissens seien die Ermittlungsergebnisse bereits in einer Aktennachlieferung enthalten.

Nach der Mittagspause folgt um 13.40 Uhr der Zeuge Kriminalkommissar Bö. vom BKA Wiesbaden. Bö. hat zwei Asservate aus der Brandwohnung in der Zwickauer Frühlingsstraße ausgewertet. Es handele sich beim Asservat 2.7.4 um einen “handelsüblichen” Kartenausschnitt aus Nürnberg, auf dem sich mehrere Markierungen und Kreuze sowie ein eingekreistes Objekt befinden. Und beim Asservat 12.2.80 um ein ausgedrucktes A4-Blatt, auf dessen einer Seite ein Kartenausschnitt aus Nürnberg, das mit einem “X” und einer “7″ markiert sei, auf der anderen Seite seien sechs Adressen in Maschinenschrift und eine Adresse in Handschrift. Beide Asservate hätten ihm nur als Ablichtungen vorgelegen, so Bö. Aus den Markierungen auf 2.7.4. seien Adressen herauslesbar, die sich auch in den elektronischen Listen des NSU wiederfänden. Manche Markierungen habe er nicht  genau bestimmen können, es sei aber davon auszugehen, dass auch sie in den Listen zu finden seien. Beim Asservat 12.2.80 seien die ersten sechs Adressen Örtlichkeiten, die teils zu Markierungen auf 2.7.4. passten. Zu den Adressen seien in Maschinenschrift Hinweise auf Örtlichkeiten hinzugefügt, die vor Ort erhoben worden sein müssten. Beispiele seien “Eingang offen” oder “Tür ohne Schloss”. Die Adresse “X7″ stimme in Näherung mit der Vorderseite überein, es sei die Scharrerstraße in Nürnberg. Händisch sei vermerkt: “Imbiss neben Post”. Götzl fragt nach dem Datum 26. Mai 2005, das auf 12.2.80 angegeben sei. Bö. sagt, das sei wohl das Datum des Ausdrucks, der sei also vor dem Mord an Yaşar gefertigt worden. Götzl will wissen, welche Adressen aufgeführt seien. In Erinnerung geblieben sei ihm die Scharrerstraße, so Bö. Die anderen erinnere er nicht mehr, aber zu all den Objekten seien Ausspähnotizen gefertigt worden. Auf Nachfrage nennt Bö. Asylheime und ein Büro der Kommunistischen Partei sowie eine Kneipe. Götzl hält ihm dann einige Notizen vor: Es werden mehrere Asylheime genannt, bei einem sage die Notiz, die Tür sei offen, ohne Schloss und der Keller zugänglich. Zu einem Imbiss stehe dort: “Tankstelle nebenan. Türke aus Tankstelle geht in jeder freien Minute zu Reden rüber. Imbiss mit Vorraum.” Bö. bestätigt das und sagt, bei einer Kneipe gebe es eine Notiz, die besagt, die Straße sei wie in Köln. Götzl hält vor: “Café wie in Köln, Straße wirkt auch etwas so“. Außerdem sei ein Büro der Deutschen Kommunistische Partei genannt. Dann wird das Asservat 2.12.80, Vorder- und Rückseite, in Augenschein genommen, Bö. erläutert es. Zu einer Spalte auf der Rückseite, die “ADAC” benannt ist und in der Ziffern stehen, sagt Bö, es könne sich dabei um Planquadrate einer Karte handeln, gegebenenfalls 2.7.4, das sei aber nicht zweifelsfrei festgestellt worden. Es folgt die Inaugenscheinnahme des Asservats 2.7.4. Es seien Teilabschnitte einer handelsüblichen Landkarte, so Bö. An den Rändern der Teile sieht man Brandeinwirkungen, die Markierungen seien wohl händisch mit Kugelschreiber hinzugefügt worden. Bö. gibt an, er habe sich die Markierungen anhand der Näherung der Straßen notiert und mit den Listen des NSU, die ihm digital vorgelegen hätten, verglichen. Er habe alle gefunden. Auf einigen Teilen sind keine Markierungen zu sehen. RA Narin fragt, ob ermittelt worden sei, ob die Handschriften einer Person zuzuordnen sind. Bö. sagt, er sei nur für die erste Auswertung zuständig gewesen. Auf Frage von RA Langer sagt Bö., er könne nicht sagen, ob ermittelt worden sei, um welchen Stadtplan es sich handele. Das habe nicht in seinem Einflussbereich gelegen. RAin Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben, fragt, ob Bö. die Ablichtungen mal mit dem Originalasservat verglichen habe. Bö. verneint, er habe das Asservat was die weiteren Untersuchungen angeht, wie DNA, nicht bearbeitet. RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe fragt, wie das Ausdruckdatum zustande komme. Bö. antwortet, er könne nicht sagen, ob es möglich ist, das zu verifizieren.

Es folgt der Zeuge Kriminalhauptkommissar Hänßler, Leiter der Mordkommission 2 in Nürnberg. Hänßler berichtet zunächst, im Jahr 2009 seien noch einmal die Licht- und Geräuschverhältnisse am Tatort untersucht worden, Die Polizeibeamten und Rettungssanitäter seien befragt worden, ob Licht gebrannt habe oder nicht. Das sei aber nicht mehr mit Sicherheit zu klären gewesen. Zu den Geräuschen sagt er, es hätten Bauarbeiten in der Scharrerstraße und in der Zerzabelshofstraße stattgefunden. Direkt am Stand seien nicht so laute Bauarbeiten gewesen, da seien Kabel verlegt worden. Vorne an der Zerzabelshofstraße habe ein Radlader ständig Lärm gemacht. Es sei darum gegangen, ob die Schüsse gehört werden konnten. Das Ergebnis sei gewesen, dass die Schüsse wahrnehmbar gewesen seien. Es sei auch ein Schallgutachter befragt worden, ob die Zeugin Neumann die Schüsse habe hören können und welche Rolle vielleicht der Wind spiele. Laut dem Gutachter spiele der Wind dort keine dominante Rolle, weswegen man davon ausgehen könne, dass die Zeugen die Schüsse auch gehört hätten. Auf ein Gutachten sei dann in Absprache mit der Staatsanwaltschaft verzichtet worden. Götzl fragt nach einem Bauarbeiter in weißer Arbeitskleidung. Hänßler antwortet, eine Zeugin habe einen Mann gesehen, der vermutlich einen Döner gegessen habe. Es seien Firmen aus dem Maler- und Stukkateurgewerbe abgefragt worden, aber bis heute sei dieser Mann nicht gefunden worden. Den Imbiss habe Yaşar üblicherweise um zehn Uhr geöffnet, er sei aber mindestens eine Stunde vorher am Ort gewesen, teilweise auch schon ab acht Uhr. Hänßler sagt, die Halter von Fahrzeugen, die in der Scharrerstraße gestanden hätten, seien befragt worden, ohne Ergebnis. Außerdem seien die Journaldaten der naheliegenden Sparkasse und der Postbank abgeglichen worden. Dabei seien sie auf einen weiteren Zeugen gestoßen. Götzl fragt, wer der Zeuge sei, Hänßler nennt den Namen des Zeugen Be. Götzl fragt nach einer “Berlin-Spur”. Hänßler erläutert, Yaşar sei in Berlin eingereist und dort bei einem Onkel untergekommen, den sie hätten ausfindig machen wollen. Diese Person sei aber wieder in die Türkei zurück gegangen. Es habe sich herausgestellt, dass das damals wohl eine Scheinehe gewesen sei und es kein leiblicher Onkel gewesen sei. Das sei eher eine Anlaufstelle gewesen. Zwei Frauen hätten dort Scheinehen vermittelt vor allem für Personen “aus dem Kurdenland”. Hänßler bestätigt, er sei auch wegen der Ermittlungen in der Türkei gewesen, dabei sei es darum gegangen, mit der Familie zu sprechen und die Lebensumstände kennen zu lernen: “das ist man den Leuten auch schuldig”.  Er habe dort mit einem Kollegen und einem örtlichen Staatsanwalt acht Personen befragen wollen, Vater, Mutter und Schwestern; einer sei nicht gekommen. Einige Spekulationen seien geschlossen worden, etwa, dass es den Onkel nicht gebe. Yaşar sei unter dem Namen Yusan [phonetisch] eingereist. Das sei ein Eintragungsfehler gewesen, der mit dem Personenstandsregister und dem Vater abgeklärt worden sei. Der Vater habe dafür gesorgt, dass alle Angehörigen den Namen Yaşar bekommen. İsmail Yaşar habe sich in Deutschland selber darum gekümmert. Zu den Lebensumständen sagt Hänßler, es sei ein ziemlich armes Gebiet. Die Leute seien einfach und sprächen teilweise einen sehr seltenen kurdischen Dialekt. Dort gebe es hierarchische Strukturen, in denen “die Männer absolut das Sagen” haben. Am meisten Auskunft habe Yaşars Bruder gegeben.
Es sei auch zu möglichen “Racheakten” oder zum Militär befragt worden, aber das habe alles keine neuen Spuren erbracht. Nebenklagevertreter RA Narin fragt, ob auch Videoaufzeichnungen aus Köln Gegenstand der Ermittlungen gewesen seien. Hänßler bestätigt das, das sei “der zweite große Anker” gewesen, ein Kollege We. aus Köln habe sich mehrfach an die Ermittler im Fall Yaşar gewandt. Das sei zum ersten Mal 2004 gewesen und dann 2005, er wolle sich aber nicht festlegen. Er glaube, dass er selber 2006 an einer Besprechung teilgenommen habe. Narin hält Hänßler vor, er habe vor dem bayerischen NSU-Untersuchungsausschuss gesagt, dass man 2005 nicht mehr allzu viel Phantasie gebraucht habe, um anzunehmen, dass dahinter ausländerfeindliche Motive liegen. Hänßler sagt, das habe nahe gelegen, sie hätten damals schon den sechsten Fall gehabt und Köln sei aus seiner Sicht auch ausländerfeindlich motiviert gewesen. Narin fragt nochmal nach, ob für Hänßler 2005 ausländerfeindliche Motive feststanden. Hänßler bestätigt das, in der Ermittlungsgruppe habe es unterschiedliche Ansichten gegeben, aber grundsätzlich habe es in der Ermittlungsgruppe keine Zweifel am ausländerfeindlichen Motiv gegeben. Narin fragt nach Auffälligkeiten beim Datum der Tatbegehung. Hänßler antwortet, der Mord an Yaşar habe genau ein Jahr nach dem Anschlag in der Kölner Keupstraße stattgefunden. Narin fragt, welche Ermittlungen angestrengt worden seien. Hänßler antwortet, es seien Zeugen befragt, Videos vorgelegt und die Öffentlichkeit einbezogen worden. Er bestätigt, dass Funkzellendaten erhoben worden seien, ob sie welche aus Köln gehabt hätten, könne er nicht mehr sagen. Narin fragt, ob der Zeugin K. Videos vorgelegt worden seien, was Hänßler bejaht. Narin fragt nach einer Besprechung der Ermittlungseinheit im März 2007, bei der laut Unterlagen des Untersuchungsausschusses des Bundestags gefallen sei, dass eine Vergleichsanalyse zwischen dem Anschlag in der Keupstraße und den Morden nicht gefertigt werde, weil man “Äpfel nicht mit Birnen vergleichen” könne. Hänßler sagt, er könne sich nicht konkret an diese Besprechung erinnern. Narin möchte wissen, ob Hänßler unabhängig von Köln auf ein ausländerfeindliches Motiv gekommen sei. Hänßler sagt, die Opferauswahl sei besonders gewesen. Die Ermittlungen, Rasterfahndungen usw., hätten sie in verschiedene Richtungen gebracht, in die politische Richtung und Serientäter oder einer Organisation. Außerdem sei die Tat eiskalt, eine Hinrichtung gewesen, das sei schon sehr aussagekräftig. Narin sagt, im bayerischen Untersuchungsausschuss habe Hänßler gesagt, ausschlaggebender Grund sei gewesen, dass es bei Yaşar zum ersten Mal richtig konkrete Hinweise auf Radfahrer gegeben habe. Dann fragt Narin, ob es tatsächlich zum erstem Mal Hinweise auf Radfahrer gegeben habe. Hänßler antwortet, auch bei Şimşek und bei Kılıç habe es Hinweise auf Radfahrer gegeben, aber bei Yasar habe es zum ersten Mal gute Zeugenaussagen zu Radfahrern gegeben. RA Seifert sagt, der Zeugin K. seien die Videos aus Köln gezeigt worden, und will wissen, ob die Videos auch dem Zeugen Be. und dem Zeugen Me. [heute noch nicht erwähnt] gezeigt worden seien. Hänßler sagt, er könne das nicht genau sagen. Seifert fragt nach dem Unterschied zur Zeugin K. Hänßler antwortet, die Zeugin habe die Radfahrer zweimal gesehen. Götzl interveniert in Richtung Seifert, ob denn der Zeuge Be. überhaupt Männer gesehen habe. Seifert sagt, es gehe auch um den Zeugen Me. Hänßler sagt, der Zeuge Me. habe gesehen, wie Räder in einen Van geladen worden seien, aber er, Hänßler, wisse nicht, ob Me. das Video gezeigt worden sei. Dann will Seifert wissen, ob den Ermittlungsbehörden bekannt gewesen sei, dass Yasar unabhängig von der Mordserie einmal in der Bild-Zeitung als Dönerbudenbesitzer abgebildet gewesen sei. Hänßler sagt, das wisse er nicht. RAin Wierig fragt, ob Hänßler gesagt habe, die “ganze” oder die “große” Ermittlungsgruppe sei von einer ausländerfeindlichen Motivation ausgegangen. Hänßler sagt, er habe von der großen Gruppe gesprochen und meine damit die “BAO Bosporus” mit allen beteiligten Dienststellen. RA Erdal fragt, ob auch Josef Wilfling dabei gewesen sei. Hänßler antwortet, er wisse das nicht, es sei aber eine Ermittlungsgruppe München involviert gewesen. Dann nennt er die Namen der  Chefermittler in München und Nürnberg. RA Daimagüler möchte wissen, ob Hänßler die Operative Fallanalyse aus Baden-Württemberg bekannt sei, was Hänßler bejaht. Dann hält Daimagüler Hänßler vor, dort stehe, dass vor dem Hintergrund, dass die Tötung von Menschen “in unserem Kulturraum” mit “einem hohen Tabu belegt” sei, abzuleiten sei, dass der Täter außerhalb des “hiesigen Normen- und Wertesystems” verortet sei. Hänßler antwortet, so im Detail kenne er das nicht, den Satz habe er nicht im Kopf. RA Erdal möchte wissen, ob, da es 2005 keinen Zweifel an einem politischen Motiv gegeben habe, der Verfassungsschutz bei den Besprechungen dabei gewesen sei. Hänßler antwortet, er habe nicht gesagt, dass es ein politisches Motiv gegeben habe, er habe gesagt, dass für ihn festgestanden habe, dass es ein ausländerfeindliches Motiv gebe. Bei den Besprechungen sei er nicht dabei gewesen, und wisse daher nicht, ob der Verfassungsschutz dabei gewesen sei. Auf Frage aus der Nebenklage sagt Hänßler, der erste Ansatz zum Kontakt sei wohl von Seiten der Kölner Ermittler_innen gekommen. Man habe sich mit dem Kollegen We. und auch mal mit einer Kölner Kollegin selbstverständlich über ausländerfeindliche Hintergründe unterhalten, wie oft könne er jedoch nicht sagen. Ob beim erstem Treffen der mögliche ausländerfeindliche Hintergrund Thema gewesen sei, könne er nicht sagen, weil er bei den ersten Gesprächen nicht dabei gewesen sei, zuständig sei der Kollege Vögeler (siehe Protokoll zum 31. Verhandlungstag) gewesen. RA Hoffmann fragt, ob die Erkenntnis, dass es sich um einen ausländerfeindlichen Hintergrund gehandelt habe, dazu geführt habe, dass die militante Neonazi-Szene untersucht wurde. Hänßler sagt, es habe eine Ermittlungsgruppe gegeben, die sich ausschließlich um die Rechtsradikalen gekümmert habe. Er selbst habe zwar nicht dazu gehört, sei aber über die “Gesamtinformationslage” unterrichtet gewesen. Leiter dieser Gruppe, die sich um den “Serientäterkomplex” gekümmert habe, sei ein Beamter Sch. gewesen. Hoffmann fragt, auf welche Regionen sich die Ermittlungen erstreckt hätten. Hänßler antwortet, es sei in Bayern angefangen worden, sie hätten aber nicht alle Datensätze bekommen und dann im Nürnberger Süden angefangen. Hoffmann hakt nach, ob er richtig verstanden habe, dass die Ermittler nicht alle Datensätze erhalten hätten. Hänßler sagt, sie hätten beim Verfassungsschutz angefragt und dann die Infos bekommen, mit denen sei weiter gearbeitet hätten. Hoffmann fragt, ob es eine Weigerung gegeben habe, die Datensätze zu übermitteln. Hänßler sagt, es seien höhere Datenmengen angefordert worden als dann angeliefert wurden, der Verfassungsschutz habe nicht alles raus gerückt, was sie angefordert hätten. Die Anfrage sei an das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz gestellt worden. Es hätten Begründungen für die geringere Datenmenge vorgelegen, im Einzelnen könne er die Argumente aber nicht mehr wieder geben. Es seien 682 Personen gewesen, die unter bestimmten Gesichtspunkten herausgesucht worden seien. Zu den Gründen müsse man den Beamten Sch. oder die Soko-Leitung fragen. Im Groben sei es bei den Personen um den Postleitzahlenbereich 90 gegangen. Hoffmann will wissen, ob es eine Anforderung nach Regionen gegeben habe oder auch Datensätze etwa nach Verurteilungen wegen Sprengstoff angefordert worden seien. Hänßler antwortet, ermittlungstechnische Filterungen hätten sie selbst vorgenommen, was das Landesamt gefiltert habe, wisse er nicht. Hoffmann fragt, ob auch länderübergreifende Anfragen gestellt worden seien. Hänßler sagt, sie hätten sich hauptsächlich an Bayern gewandt, konkret könne er die Frage aber nicht beantworten. Ob mit den Kölner Ermittlern darüber diskutiert worden sei, könne er nicht sagen, so Hänßler. Auch ob nach den ersten Datensätzen weitere Informationen vom Landesamt oder dem Bundesamt für Verfassungsschutz gekommen seien, wisse er nicht. Es hätten sich aus aus den Datensätzen Ermittlungsansätze ergeben, aus Funkzellenabfragen usw., so Hänßler. Hoffmann fragt, ob diese alle hätten geklärt werden können. Hänßler sagt, er wisse nicht, ob eine kleine Menge übrig geblieben sei, das müsse man bei den Kollegen erfragen. RA Sariya fragt nach der Reise in die Türkei und will wissen, ob die Reise auch dazu gedient habe, zu ermitteln, ob es sich um einen  „kriminellen Familienclan“ handele. Hänßler sagt, das spiele immer eine Rolle, es sei immer geschaut worden, ob etwa Drogen eine Rolle spielten. Die Familie habe aber nichts mit Drogenhandel und nichts mit kriminellen Machenschaften zu tun gehabt. Yaşar sei ein “ganz honoriger Mann” gewesen. Auch Zusammenhänge mit der PKK oder Schutzgeld seien auszuschließen.

Nach der Vernehmung Hänßlers weist Götzl darauf hin, dass am 5. September ein weiterer Vernehmungsbeamter von Holger G. befragt werde, es seien auch weitere Akten gekommen, die G. beträfen. Götzl möchte wissen, ob sich G. noch einmal selbstständig einlassen werde, bei einer schriftlichen Erklärung sei die Schwierigkeit, dass man nichts hinterfragen könne. RA Hachmeister, Verteidiger von G., antwortet, man habe den Hinweis verstanden, man behalte sich das vor diskutiere es ernsthaft, aber er könne nicht sagen, wie sich G. entscheiden werde.

Es wird beschlossen, dass die Hauptverhandlung bis zum 5. September 2013 unterbrochen wird. Der Verhandlungstag endet um 14. 57 Uhr.

Nebenklagevertreter RA Scharmer erklärt in einer Pressemitteilung: “Die Ermittler flogen in die Türkei und ließen dort von der türkischen Staatsanwaltschaft jedes einzelne Mitglied der kurdischen Familie zur Vernehmung vorladen. Zudem wurde die Spur nach einem rassistischen Motiv, wenn überhaupt, nur halbherzig und nicht bundesweit überprüft. Wiedereinmal ist klar geworden, dass institutioneller Rassismus der Ermittlungsbehörden den Blick für notwendige Ermittlungen versperrt hat.”


Protokoll 33. Verhandlungstag - 5. Sept 2013

Zeug_innen:

	KOK Martin Gi. = Bundeskriminalamt, Vernehmungsbeamter des Angeklagten Holger G.
	Waltraud N. = Zeugin im Mordfall İsmail Yaşar




[türkçe]

Nach der Sommerpause begann die Verhandlung mit der Anhörung eines Kriminaloberkommissars zur Vernehmung von Holger G. und der gemeinsamen Begehung in Zwickau. Der Angeklagte Holger G. wird auch weiterhin nicht vor Gericht aussagen oder weitere Einlassungen machen. Anschließend wurden mehrere Beweismittel durch Vorführung bzw. Vorlesen in den Prozess eingeführt: Ein Video aus der Kölner Keupstraße, Videos, Bilder und Audios der Notrufe zum Brand in Zwickau und schließlich der ausführliche Vorstrafenregister des Angeklagten Ralf Wohlleben. Zuletzt begann die Zeug_innenvernehmung zum Mord an İsmail Yaşar: Frau N. beschrieb recht detailliert, wie sie im Auto am Tatort vorbeifahrend zunächst zwei Männer in schwarzer Kleidung mit Fahrrädern gesehen hatte und kurz darauf Schussgeräusche wahrnahm.

Der Verhandlungstag beginnt um 9.45 Uhr. Nach der Präsenzfeststellung folgt die Vernehmung des ersten Zeugen. Es ist der Kriminaloberkommissar Gi., der eine Vernehmung des Angeklagten Holger G. durchgeführt hat. Gi. berichtet, dass er am 27. November 2011 mit Holger G. im Zuge einer so genannten Ausantwortung [= das befristete Überlassen eines Gefangenen in den Gewahrsam einer Polizeibehörde] mit dem Helikopter von der JVA Köln nach Zwickau geflogen sei. G. habe in einer Vernehmung am 25. November 2011 angegeben, eine Waffe von Jena nach Zwickau gebracht zu haben. Bei der Ausantwortung sei es um die Rekonstruktion des Weges gegangen, den G. bei der Übergabe der Waffe zusammen mit Beate Zschäpe vom Zwickauer Bahnhof zur Wohnung der Untergetauchten in der Polenzstraße gelaufen sei (siehe Protokoll zum 24. Verhandlungstag). Nach der Rekonstruktion seien sie zurück zum “Aero-Club” gefahren, wo der Helikopter gelandet sei. Dort habe die Vernehmung stattgefunden.

Es sei dabei um eine Konkretisierung des Zeitpunkts der Übergabe der Waffe gegangen. Am 25. November habe sich G. nicht festlegen können, deswegen sei nochmal ein Versuch unternommen worden. Es habe mehrere Anhaltspunkte gegeben, die eine zeitliche Eingrenzung zuließen. Das sei einmal gewesen, in welcher Währung G. das Zugticket bezahlt habe. Das Ticket sei in D-Mark bezahlt worden, es müsse also vor der Währungsumstellung gewesen sein, also spätestens zum 31. Dezember 2001. Ein zweiter Anhaltspunkt sei der Führerschein gewesen, den G. im Juni oder Juli 2001 bekommen habe. G. habe angegeben, ab diesem Zeitpunkt keine öffentlichen Verkehrsmittel mehr benutzt zu haben. Außerdem müsse man davon ausgehen, dass der der Polizei bekannte Nutzungszeitraum der Polenzstraße am 1. Mai 2001 beginnt, so dass man das so eingrenzen könne. Einen konkreten Zeitpunkt habe G. aber nicht nennen können.
Vorsitzender Richter Manfred Götzl fragt nach der Nutzung von PKW durch G. Der Zeuge Gi. gibt an, G. habe zunächst einen Opel Vectra besessen, dieser sei im Frühjahr 2002 verunfallt, daher habe G. bis Juni oder Juli 2002 kein Auto gehabt, danach habe habe G. einen Honda Civic gehabt. Götzl hält Gi. aus dessen Vermerk vor, es gebe eine zeitliche Lücke im Frühjahr 2002, während der G. laut Aussage mit dem Zug gefahren sei.
Götzl fragt nach G.s Verhalten in der Vernehmung. Gi. antwortet, es sei eine ganz angenehme Vernehmungssituation gewesen. Er habe G. schon von der vorangegangen Vernehmung gekannt. Die Vernehmung habe in einem Nebenraum des Clubhauses des “Aero-Clubs” stattgefunden. Das “fliegende Personal” sei nicht anwesend gewesen.

Dann fragt RAin Schneiders, Verteidigerin von Ralf Wohlleben. Bei der Ausantwortung solle G. eine Bemerkung bezüglich eines Aldi-Marktes gemacht haben, ob Gi. daran eine Erinnerung habe, will sie wissen. Gi. sagt, das beziehe sich wahrscheinlich auf die Vernehmung vom 25. November 2011. Er, so Gi., könne sich nur noch erinnern, dass Holger G. als lokalen Anhaltspunkt Straßenschienen benannt habe. Er selber könne sich erinnern, dass sich in der Nähe ein Supermarkt befindet. Er wisse aber nicht, ob G. angegeben habe, dass der Aldi damals noch nicht bestanden habe und ob das von den Ermittlern überprüft wurde.
RA Jacob Hösl, Verteidiger von Carsten S. fragt, ob Holger G. etwas zur Herkunft der Waffe angegeben habe. Gi. antwortet, das beziehe sich auf den 25. November: G. habe angegeben, dass er die Waffe von Wohlleben erhalten habe in Jena, und dass sie sich in einer Tasche befunden habe. G. habe angegeben, nur per Tastsinn gemerkt zu haben, dass es sich um eine Waffe handele, und dass Wohlleben auf G.s Nachfrage gesagt habe, dass G. das alles besser nicht ergründen, keine Nachfragen stellen und den Botendienst erfüllen solle. Auf Frage von Nebenklagevertreter RA Yavuz Narin sagt Gi. noch einmal, er sei am 25. November 2011 bei der durch den Beamten KOK Sch. durchgeführten Vernehmung G.s dabei gewesen. Er wisse aber nicht, ob G. dort davon gesprochen habe, dass er Angst vor etwas habe, wenn er aussage. Er, Gi., habe die Vernehmung vom 25. November nicht rekapituliert, weil heute die Vernehmung vom 27. November Gegenstand sei. Der Name Thorsten Heise sei ihm bekannt, aber ob er am 25. November gefallen sei, wisse er nicht. (siehe Protokoll zum 25. Verhandlungstag)

Die Vernehmung endet um 10.05 Uhr, es folgt eine Pause bis 10.23 Uhr.

Nach der Pause fragt Richter Götzl, ob von Seiten des Angeklagten Holger G. Einlassungen zu erwarten sind. G.s Verteidiger RA Rokni-Yazdi antwortet, es gebe derzeit keine weitere Einlassung von G.

Danach werden mehrere Videos und Fotos gezeigt.
Zunächst ein Ausschnitt aus der MDR-Sendung “Kripo-Live” von 1998, in der der Fahndungsaufruf nach Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe gesendet wurde. Kurz zuvor waren die Drei nach einer Durchsuchung am 26. Januar 1998 abgetaucht. Gezeigt wird neben den Fahndungsfotos unter anderem der mit einem Hakenkreuz bemalte Koffer, in dem sich die nicht zündfähige Bombe befand, die am Jenaer Theaterplatz gefunden worden war. Danach spricht eine Vertreterin der Kripo Jena.
Dann werden Ausschnitte aus den Aufnahmen einer Überwachungskamera am Kölner Gebäude des Musiksenders “Viva” gezeigt, das sich in unmittelbarer Nähe zur Keupstraße befand, wo der NSU am 9. Juni 2004 einen Nagelbombenanschlag beging. Zu sehen sind Aufnahmen vom Tattag in der Zeit zwischen 14.18 Uhr und 15.41 Uhr, die von Kameras aus verschiedenen Perspektiven an der Treppe vor dem Eingang zum Gebäude stammen. Zu sehen ist unter anderem ein Mann mit Kappe, der zwei Räder an der Treppe zum Eingang des Gebäudes vorbei schiebt. Später ist zu sehen, wie ein anderer Mann mit Kappe ein Rad mit einem auf dem Gepäckträger angebrachten Hartschalenkoffer am Eingang vorbei schiebt.

Nach diesen Videos wird ein Video gezeigt, das eine Anwohnerin vom Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße 26 gemacht hat. Danach werden 74 Bilder gezeigt, die ebenfalls von der Anwohnerin stammen. Sie zeigen das Haus vor, während und nach dem Brand sowie die Lösch- und Abrissarbeiten. Es folgen zwei weitere Videos und wenige Bilder vom Brand, die ebenfalls von einem Nachbarn stammen. Deutlich wird die Heftigkeit des Brandes.

Im Folgenden werden die Notrufe, wie sie bei Polizei und Feuerwehr wegen des Brandes eingegangen sind, abgespielt.

Es folgt eine Stellungnahme der Bundesanwaltschaft zu einem Beweisantrag der Nebenklagevertreterin RAin Basay vom 32. Verhandlungstag. Oberstaatsanwältin Greger sagt, die Nachermittlungen zum Anschlussinhaber der Telefonnummer seien schon in den Aktennachlieferungen enthalten und nennt die Fundstelle. Der Vernehmung der Zeugin Le. trete die BAW nicht entgegen, sie schlage aber vor, über die Vernehmung des Beamten, der Le. vernommen habe, erst nach der hiesigen Vernehmung Le.s zu entscheiden.

Es folgt eine Erklärung von RA Kaiser, Verteidiger von André E. Im Zusammenhang mit der Vernehmung des Zeugen Hänßler (siehe Protokoll zum 32. Verhandlungstag) seien, so Kaiser, insbesondere durch die Nebenklage Fragen gestellt worden, die nichts mit den Taten zu tun hätten, und die Hänßler schon vor diversen Untersuchungsausschüssen beantwortet habe. Die Fragen seien unzulässig und spielten für das Verfahren keine Rolle. Das Interesse der Nebenklage sei nachvollziehbar, es sei aber nicht Aufgabe des hohen Senats, sondern der Untersuchungsausschüsse des Bundes und der Länder. Es gebe einen Abschlussbericht des Untersuchungsausschusses des Bundestages mit circa 1350 Seiten. Es erscheine sinnvoll, dass die Protokolle und Abschlussberichte der Untersuchungsausschüsse des Bundes und der Länder eingeführt werden und zwar im Wege des Selbstleseverfahrens. Auf einen persönlichen Eindruck durch Einvernahmen komme es nicht an. Mehr als dies werde zum Feststellen der Ermittlungspannen nicht benötigt, die Informationen könnten die Nebenklagevertreter ihren Mandanten dann zur Verfügung stellen. Damit sei Aufklärungsinteresse und Beschleunigungsgebot genüge getan.

Nach einer Pause folgen um 11.48 Uhr die Verlesung einiger Dokumente, die so ins Verfahren eingeführt werden. Zunächst wird ein Strafbefehl gegen Ralf Wohlleben von 1997 - wegen öffentlichen Verwendens von Kennzeichen von NS-Organisationen - verlesen. Es ging um vier so genannte “Gaudreiecke” mit der Aufschrift “Jena / Thüringen”. Der Strafbefehl lautete auf 100 Tagessätze à 13 DM.
Dann wird ein Urteil des Landgerichts Gera von 2000 verlesen. Es handelte sich hierbei um ein Berufungsverfahren. Vor dem Amtsgericht Jena waren Wohlleben und André K. wegen gefährlicher Körperverletzung in einem minderschweren Fall und Nötigung verurteilt worden. Die Berufung wurde verworfen, nur die Höhe der Tagessätze bei André K. wurde verringert. Es ging darum, dass Christian K., André K.s. Bruder, und Jana A. zwei Frauen, die im Verfahren auch als Nebenklägerinnen auftraten, wegen einer Brandstiftung gegen Christian K.s Auto zur Rede stellen wollten. Nachdem diese Unterredung erfolglos blieb, waren dann André K. und Wohlleben den beiden Frauen hinterher gelaufen. K. griff die Frauen am Kragen und drückte sie gegen einen Maschendrahtzaun. Wohlleben sicherte den Tatort ab. Verurteilt wurde Wohlleben zu 100 Tagessätzen zu je 50 DM. Im Zusammenhang mit diesem Urteil werden weitere Vorstrafen bzw. Einträge von Wohlleben genannt: 1991 ein Diebstahl, 1992 eine Sachbeschädigung, 1996 ein weiterer Diebstahl, ebenfalls 1996 eine Körperverletzung, 1997 Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte und Körperverletzung, 1998 Verstoß gegen das Telekommunikationsgesetz. Dann wird ein Urteil des Amtsgerichts Gera von 2007 verlesen. Beim Verfahren 2007 ging es um einen Text über einen Aussteiger aus der rechten Szene auf zwei Websites der Thüringer NPD, von denen eine von Wohlleben und eine von dem Geraer Neonazi Gordon Richter betrieben wurde. Wegen übler Nachrede wurde Wohlleben zu 60 Tagessätzen zu 10 Euro verurteilt. Dann wird zu Wohlleben noch eine Kassenanordnung von 2009 verlesen; Wohlleben hatte in einer Strafsache etwa 55 Euro zuviel gezahlt. Es folgen noch die Verlesung der Geburtsurkunde Zschäpes, der Heirats- und Scheidungsurkunde der Mutter und des ersten Stiefvaters von Zschäpe sowie Zschäpes  Ausbildungsvertrag zur Gärtnerin im Gemüsebau.

Nach der Mittagspause beginnt gegen 13.50 Uhr die Vernehmung der Zeugin N. Götzl fragt nach ihren Erlebnissen am 9. Juni 2005, dem Tag, an dem İsmail Yaşar in Nürnberg ermordet wurde. N., freiberufliche Musiklehrerin, berichtet, sie habe um 8.30 Uhr Musikunterricht gehabt, und sei eine Stunde danach mit ihrem Auto zum Sport in der Zerzabelshofstraße gefahren. Die Stephanstraße, die sie normalerweise für diesen Weg nehme, sei an dem Tag gesperrt gewesen und sie sei über die Regensburger und die Scharrerstraße gefahren. In der Scharrerstraße habe sie wegen eines abbiegenden Autos und wegen Fußgängern abbremsen müssen. Sie habe dann zwei schwarz gekleidete junge Männer gesehen und Räder und habe gedacht, die machen vielleicht eine Radtour. Sie habe hin geguckt und der eine Mann habe sich zu ihr umgedreht. Sie sei erschrocken, weil es kein junger Mann war, kein Teenager, sondern einer, der ihrer Meinung nach nichts Gutes vorgehabt habe. Dann sei sie eine Biegung weiter gefahren und habe an einer Ampel halten müssen. Die Zerzabelshofstraße sei zu diesem Zeitpunkt recht still gewesen. Sie habe dann Schüsse gehört oder geglaubt, Schüsse zu hören. Sie habe gedacht, vielleicht überfallen die die Post oder Sparkasse, habe den Gedanken aber verworfen und sei weiter zum Sport gefahren. Das Fitnessstudio sei in der Zerzabelshofstraße, so N. auf Frage Götzls. Dann beschreibt sie, wo sie die Männer gesehen habe. Sie sei an der Velburger Straße vorbei gewesen, da komme vom Edeka der Anlieferplatz, dort habe auch die Dönerbude gestanden. Einer der beiden Männer habe dort zum Fenster rein geschaut, einer habe weiter weg am Straßenrand gestanden. Mit diesem habe sie auch den Blickkontakt gehabt. Als sie an den beiden Männern vorbei gefahren sei, habe sich der eine Mann umgedreht, denn er habe zuvor zu dem Mann hin geschaut, der in die Dönerbude rein geschaut habe. Er habe in ihr  Auto geblickt, sie denke, dass das zufällig gewesen sei. Den Mann, der in die Bude geschaut habe, könne sie nicht beschreiben, so N. Mit dem anderen habe sie intensiven Augenkontakt gehabt, er habe braune Augen und ein fein geschnittenes Gesicht gehabt. Außerdem habe er starken Bartwuchs, aber keinen Bart gehabt, vielleicht einen Dreitagebart, und sei stark gebräunt gewesen. Die Größe der beiden sei für sie schwer einzuschätzen: der Mann, der sie angeschaut habe, sei vielleicht 1,80m groß gewesen, der andere vielleicht etwas größer, aber das könne sie ganz schlecht beurteilen.

Götzl will wissen, wie sie auf den Eindruck gekommen sei, dass er nichts Gutes vorhabe. N.: “Er schaute wirklich bös.” Sie hätte in dem Fall nicht aussteigen wollen und habe gemerkt, dass da etwas sei. Er habe sie richtig angestarrt, richtig fixiert. Die Geräusche, die sie gehört habe, seien dumpf gewesen, kein heller Schuss, dumpf, mit Schalldämpfer. Sie habe tatsächlich gedacht, vielleicht hätten die die Post oder Sparkasse überfallen, so N. auf Frage von Götzl, habe dann aber an ein Kind gedacht. Sie habe einen engen Terminplan gehabt und es seien viele Leute unterwegs gewesen. Sie habe gedacht, wenn dem so sei, hätten es ja andere auch bemerkt. Zwischen dem Augenkontakt an der Dönerbude und den Geräuschen seien vielleicht zwei Minuten vergangen, mehr nicht. Sie habe um 10 Uhr im Fitnessstudio sein wollen, so N, und sei etwa eine Stunde geblieben. Auf der Fahrt vom Fitnessstudio zurück fahre sie immer durch die Scharrerstraße. Dort habe sie Absperrungen durch die Polizei gesehen und Kriminalbeamte in weißen Anzügen. Weil es aber nicht bei der Post oder der Sparkasse gewesen sei, habe sie sich keine Gedanken gemacht. Götzl fragt, ob sie denn nicht die Überlegung hatte, bei der Polizei nachzufragen. N. verneint. Am nächsten Tag, als sie in der Zeitung gelesen habe, dass es ein Mord war, habe sie gedacht: “Da warst du doch vor Ort.” Dann habe sie es aber auch auf sich beruhen lassen, erst nach und nach sei die Erinnerung gekommen.
Dann geht es um die Räder. Eines habe in der Nähe des Mannes am Straßenrand gestanden, das andere bei dem Mann, der in die Dönerbude guckte. Ob er das Rad gehalten habe oder es abgestellt gewesen sei, wisse sie nicht, es sei zu lange her. Das andere Rad habe weiter weg von dem Mann am Straßenrand gestanden, sie habe aber nicht ausweichen müssen. Ins Parkhaus des Fitnessstudios sei sie gegen zehn Uhr eingefahren, ihre Uhr gehe immer etwas vor. Ihr Tempo sei etwa 30 km/h gewesen, Radio habe sie nicht gehört. Bei dem Mann, mit dem sie Augenkontakt gehabt habe, habe sie keine Frisur in Erinnerung, die Haare seien schwarz gewesen. Der andere Mann habe schwarze Haare oder ein “Käppi” gehabt, sie habe keine Erinnerung. Sie bestätigt, dass sie die hinteren Fenster im Auto einen Spalt breit geöffnet gehabt habe. Götzl fragt nach den Zeiten und hält N. aus eine früheren Vernehmung vor, sie habe angegeben, ca. 10m von der Dönerbude entfernt habe ein Mann auf dem Gehsteig 3 m von ihr entfernt gestanden, da sei es etwa 9.55 Uhr. gewesen, weil es bei der Einfahrt ins Parkhaus Goldbachcenter 9.57 Uhr gewesen. N. bestätigt das, aber ihre Uhr gehe immer drei Minuten vor, in Wirklichkeit sei es vielleicht 9.54 Uhr gewesen. Götzl hält ihr vor, sie habe den ersten Mann als “vom Typ her Südländer” beschrieben. N. bestätigt auch das: “Weil der so braun war.” Sie sei in der Südstadt aufgewachsen, da hätten sie viele “Südländer”. Der Mann habe braune Augen gehabt, Haare habe sie nicht gesehen. An ihre Angaben, der Mann habe dunkle, kurze Haare gehabt, es könne aber auch eine Mütze gewesen sein, kann sich N. nicht erinnern. Die Kleidung der Männer sei schwarz gewesen, bestätigt N. auf Vorhalt Götzls. N. geht noch einmal auf die Uhrzeit ein. Sie sagt, sie habe das Auto um 10.02 Uhr abgestellt, das heiße, es sei eigentlich eine Minute vor zehn gewesen. Das könne sie jetzt noch sagen, weil sie immer auf die Uhr schauen müsse. Dann sagt Götzl, sie habe von metallischen Gegenständen in der Größe eines Fahrrades gesprochen. N. sagt, das sei das Fahrrad gewesen, sie wisse aber nicht, ob die grün oder schwarz waren. Die Richtung, aus der die Geräusche gekommen, könne sie nicht genau benennen, sie habe aber das Gefühl, sie seien von rechts gekommen. Die Geräusche habe sie an der ersten Ampel in der Zerzabelshofstraße vor der Bestelmeyerstraße gehört, so N.

Götzl liest aus der Vernehmung vor, sie habe von vier oder fünf schussähnlichen Geräuschen von rechts gesprochen. Auf Frage sagt N., zwischen den Geräuschen sei kein Abstand gewesen. Dann geht N. nach vorn, um anhand einer Skizze zu erläutern, wo sie entlang gefahren ist und wo sie die Männer gesehen habe und wo sie die Geräusche gehört habe.
Götzl sagt, N. habe am nächsten Tag nach der Vernehmung, noch einmal telefonisch Angaben bei der Polizei gemacht und mitgeteilt, der beschriebene Mann habe eine deutlich gebräunte Gesichtshaut. N. bestätigt das. Bei den Lichtbildvorlagen habe sie immer gesagt, dieser Typ Mensch sei es gewesen, aber wirklich erkannt habe sie nie wen. Sie kenne Bilder von Mundlos und Böhnhardt aus der Presse, bestätigt sie auf Frage von Götzl. Bei der letzten Vernehmung habe sie der Polizei gesagt, am nächsten komme Mundlos der Person, der am Straßenrand stand. Aber sie habe nicht sagen können, “der war’s”.
Nach einer Pause, in der der Angeklagte André E. die Zeitschrift “Bikers News” liest, geht es um 14.45 Uhr weiter.

Weitere Personen habe sie an der Dönerbude nicht gesehen, so N. auf Frage der Nebenklagevertreterin RAin Link. Nebenklagevertreter RA Scharmer fragt, warum sie sich am nächsten Morgen telefonisch noch mal bei der Polizei gemeldet habe. Sie sei gefragt worden, wie der Mann ausgesehen habe und sei sich mit der Hautfarbe nicht ganz sicher gewesen, so N. Sie habe sich das nochmal durch den Kopf gehen lassen und habe richtig stellen wollen, dass der Mann leicht gebräunt gewesen sei. Scharmer erwidert, bei der Vernehmung sei die Rede von “vom Typ her Südländer” und am nächsten Tag habe sie von “deutlich gebräunt” gesprochen, da bestehe ja ein Unterschied. N. sagt, es gebe ja auch junge Deutsche, die schnell braun werden. Sie habe klarstellen wollen, dass es niemand so hellhäutiges war wie sie selbst, sondern jemand der schon viel in der Sonne gewesen sei. Scharmer fragt, was für Personen N. bei bei der Lichtbildervorlage vorgelegt wurden. N. fragt zurück, ob es um die Nationalität gehe. Scharmer fragt, ob sich die Personen ähnlich gesehen hätten. N. verneint das: “Da waren richtige Verbrechervisagen dabei.” Es sei alles “wild durcheinander” gewesen.
Dann fragt RAin Schneiders, ob der Zeugin ein Phantombild vorgelegt werden könne. Die Zeugin nimmt das Bild in Augenschein und bestätigt, dass es das Phantombild sei, das sie zusammen mit einem Polizisten ausgearbeitet habe. Sie sei des Öfteren bei der Polizei gewesen, bei der letzten Vernehmung seien ihr dann Bilder von Mundlos und Böhnhardt vorgelegt worden, das sei aber gewesen nachdem der NSU aufgeflogen sei. RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, fragt zu dieser letzten Vernehmung. Sie habe in Nürnberg stattgefunden, so N. Sie meine, es sei ein Kriminalbeamter aus München gewesen, mit dem sie zuvor noch nichts zu tun gehabt habe.

Der Verhandlungstag endet um 14.57 Uhr.

Nebenklage-Vertreter Sebastian Scharmer erklärt zum Aussageverhalten des Angeklagten Holger G.:

“Holger G. möchte von der Regelung aus § 46b StGB - oft als „Kronzeugenregelung“ bezeichnet - profitieren. Danach kann deutlich milder bestraft werden, wer wesentliche Aufklärungshilfe leistet. [..] Im Prozess allerdings hat er - was sein Recht ist - allein eine schriftliche Erklärung von seinem Verteidiger vorlesen lassen, die seinen eigenen Tatbeitrag versucht herunterzuspielen und leider viele Fragen offen lässt. Holger G. läuft insoweit Gefahr, dass der „Strafrabatt“, den er sich durch seine vorherigen Aussagen erhofft hat, durch sein Prozessverhalten jedenfalls deutlich relativiert werden wird.[...] Naheliegend erscheint, dass Holger G. im Rahmen einer kritischen Befragung Details offenbaren würde, die ihn stärker belasten, als zuvor.“


Protokoll 34. Verhandlungstag - 6. Sept 2013

An diesem Verhandlungstag wurden mehrere Zeug_innen zum Mord an İsmail Yaşar angehört. Vor allem die erste Zeugin konnte eine beachtlich detaillierte Beschreibung und Identifizierung der mutmaßlichen Täter Mundlos und Böhnhardt geben - und das nicht nur Ende 2011 sondern schon in polizeilichen Befragungen 2005. Sie sagte auch aus, dass es sich nicht um Südeuropäer gehandelt habe, sondern die beiden “blasse Haut” gehabt hätten. Schon vor dem Auffliegen des NSU war ihr ein Überwachungsvideo zum Anschlag in der Kölner Keupstraße gezeigt worden, auf dem sie mindestens einen der beiden „ziemlich sicher“ wiedererkannt haben will.

Zeug_innen:

	Beate K. (sah am Tattag zweimal etwa zur Tatzeit in der Nähe des Tatortes zwei Fahrradfahrer)
	Margaret S.-E. (sah Yaşar noch lebend am Vormittag des 9. Juni 2005)
	Dr. Lutz B. (war am 9. Juni 2005 vormittags am Dönerimbiss von Yaşar und hat dort zwei Räder stehen sehen)
	Herbert Ma. (Kriminalbeamter, der Wahllichtbildvorlagen u.a. mit dem Zeugen Z. durchgeführt hat)




[türkçe]

Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. Zschäpes Verteidiger_innen Heer und Sturm sind zunächst nicht anwesend, RA Stahl vertritt Zschäpe bis zum Mittag alleine. Anwesend sind als Nebenkläger_innen die Mutter und ein Bruder von İsmail Yaşar. Neben einem schon im Prozess tätigen Dolmetscher ist ein weiterer für die kurdische Sprache anwesend.

Es beginnt die Zeugin K. aus Nürnberg. Beate K. hatte am 9. Juni 2005, dem Tag, an dem İsmail Yaşar ermordet worden, zweimal zu verschiedenen Zeitpunkten zwei Radfahrer in der Nähe des Tatortes in der Nürnberger Scharrerstraße gesehen. Sie berichtet, es sei ein Donnerstag gewesen und sie habe am Morgen einen Termin in der Schule ihres Sohnes gehabt. Sie sei mit dem Fahrrad zur Schule gefahren, von ihrer Straße in die Zerzabelshofstraße. Dort habe sie zwei Radfahrer mit einem Stadtplan gesehen. Das habe ausgeschaut, als ob sich die beiden nicht auskennen würden. Sie habe überlegt, stehen zu bleiben, habe aber zu ihrem Termin gemusst. Nach der kurzen Unterredung mit dem Lehrer sei sie die Scharrerstraße wieder rauf gefahren. Sie habe nicht schnell fahren können. Am Dönerimbiss von Yaşar habe sie die beiden Männer wieder gesehen, der eine habe dem anderen etwas in einer Plastiktüte in den Rucksack gesteckt. Sie habe sich gewundert, dass bei der Bude der winkende Dönermann, der sonst immer da gewesen sei, nicht draußen gestanden habe. Sie habe überlegt: “Nanu, muss er noch etwas besorgen.” Was dann passiert ist, habe sie erst gehört als ihr Sohn nach Hause gekommen sei. Sie sei dann hin und habe dem erstbesten Beamten erzählt, was sie gesehen habe. Zum Zeitpunkt befragt, antwortet K., sie könne sich in der Stunde irren, ob es neun oder zehn Uhr war, aber es habe sich in einem Zeitraum von einer halben Stunde abgespielt. Wenn sie die Männer beschreiben müsse, würde sie das Wort “Spargeltarzan” benutzen, so K. Sie seien groß und dünn gewesen, einer habe abstehende Ohren gehabt; sei seien schwarz gekleidet gewesen, mit Rucksack und Käppi auf. Götzl fragt, ob beide ein Käppi aufgehabt hätten. K. sagt, nur einer. Von der Hautfarbe seien sie eher nicht südländisch gewesen: Wenn sie sie einordnen müsse, würde sie sie in eine nördlich Region einordnen, weil sie ein wenig blass gewesen seien. Die Räder seien zwei Herrenräder gewesen. Zum ersten Mal habe sie die Männer in der Nähe einer Litfaßsäule in der Zerzabelshofstraße gesehen. Dort hätten die Männer auf dem Radweg gestanden. Sie habe langsam vorbei gemusst, weil die Männer den Radweg blockiert hätten. Das sei etwa 500m und vielleicht drei Minuten von der Dönerbude entfernt. Der Dönerstand sei schräg gegenüber von der Scharrerschule.

Sie geht nach vorn an den Richtertisch, um ihren Weg anhand des Kartenausschnitts, der auch gestern schon der Zeugin N. gezeigt worden war, zu erläutern. Der Bereich des ersten Zusammentreffens sei nicht auf der Karte, so K. Sie bestätigt aber, dass das zwischen der Schloss- und der Scharrerstraße gewesen sei. Sie habe die beiden, als sie sie das erste Mal gesehen habe, von der Seite angeschaut, wisse aber nicht, ob die Männer sie angesehen hätten. Gesehen habe sie die Männer vielleicht so eine Minute. Als sie die Tüte in den Rucksack gesteckt hätten, habe sie gedacht, dass sie vielleicht einen Döner wollten, aber die Bude habe noch nicht auf. Der Termin mit dem Lehrer sei wohl um 9.45 Uhr gewesen, so K. Bei der zweiten Situation habe der eine am Fahrrad mit dem Rücken zu ihr gestanden, der andere habe in ihre Richtung geschaut, weil er angekommen sei und dem anderen den Gegenstand in den Rucksack gepackt habe. Den Gegenstand habe sie sich so erklärt, dass sie in ihrer Tasche auch immer einen Regenschirm in einer Tüte dabei habe, so habe das für sie ausgesehen. Die Räder hätten genau bei dem Dönerimbiss gestanden, seitlich neben dem Eingang der Bude an einem Gartenzaun. K.: “Und wenn sie mich fragen, warum ich das gesehen habe, wir hatten auch da eine Baustelle, auf beiden Seiten Absperrgitter, da musste man sehr langsam fahren.”

Der Mann, der den Gegenstand in den Rucksack gepackt habe, habe sich für einen kurzen Moment mit dem Gesicht zu ihr gedreht. Sie sei dann nach Hause gefahren. Die Unterredung mit dem Lehrer habe nicht länger als eine Viertelstunde gedauert. Sie habe sich an der Schuluhr orientiert, zu dem Zeitpunkt sei sie ohne Armbanduhr unterwegs gewesen. Sie habe sich immer instinktiv an Uhren an Schulen oder Kirchen orientiert. Die Differenz zwischen den beiden Malen, als sie die zwei Männer gesehen habe, sei 25, 30 Minuten gewesen. Auf Nachfrage konkretisiert K., dass sie sich an der Schuluhr der Scharrerschule orientiert habe, nicht an der Schule, wo sie den Termin hatte. Sie habe den Zeitpunkt deswegen damals so genau gewusst, heute wisse sie das aber nicht mehr genau. Auf die Größe der beiden Männer angesprochen, sagt N. sie schätze sie auf 1,80m bis 1,85m. Sie wisse nicht mehr, ob beide Rucksäcke gehabt hätten, einer habe auf jeden Fall einen gehabt. Götzl fragt nach Besonderheiten im Aussehen. N: antwortet, einer habe ein bisschen ein abstehendes Ohr gehabt. An eine Sonnenbrille kann sie sich auf Nachfrage erinnern.

Götzl fragt nach Lichtbildvorlagen. K. antwortet, sie habe bei einem der “Besuche” bei der Polizei - “Zeugenvernehmung” oder “Verhör” klinge so schrecklich - bei der Videosequenz vom Nagelbombenanschlag gesagt, sei sei sich sehr sicher, dass sie “den gesehen habe”. Götzl fragt, welchen Mann sie gesehen habe. K. antwortet, sie habe das festgemacht an der Statur, dem Käppi und dem Ohr. Sie sei sich da sehr sicher gewesen, aber wenn man sich nicht “hundertfünfzigprozentig” sicher sei, müsse man vorsichtig sein. Sie könne nicht sagen, “das war der Herr soundso und das der Herr soundso.” In der Videosequenz sei nicht ein und dieselbe Person zweimal zu sehen, das seien zwei verschiedene Personen und die schauten so aus, wie die die sie in Nürnberg gesehen habe. Sie habe sich das auch vergrößern lassen. Das Gesicht sei sehr markant, und auch das Ohr. Veröffentlichungen von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe habe sie “nach der Verhaftung” gesehen. Am Abend, “wo dieses Haus explodiert ist”, seien Fotos gekommen und da habe sie zu ihrem Sohn gesagt, das seien doch die auf den Fahndungsfotos. Sie habe sich dann gefragt, wann sich wohl die Polizei bei ihr melden würde. Götzl fragt, um welche Fahndungsfotos es gehe. K. sagt, die hätten so ausgeschaut wie auf den Phantombildern. Sie habe nach 2005 auch immer mal wieder bei der Polizei nachgefragt, ob da was passiert, aber irgendwann schließe man ab. Nach der Verhaftung habe sie auf vorgelegten Fotos die zwei Männer erkannt, deren Namen sie sich nicht merken könne. Nach einer Pause nennt sie die Namen Böhnhardt und Mundlos. Anhand der Fotos, die auch “über die Bildschirme flatterten”, habe sie gesagt, das seien die beiden, die sie gesehen habe.
Dann geht es wieder um den Zeitpunkt. Götzl hält K. vor, sie habe angegeben, das Haus um 9.40 Uhr verlassen zu haben. Sie habe angegeben, die Männer etwa 20 Minuten nach dem ersten mal erneut gesehen zu haben, so Götzl. K.: “Ja, so circa.” Dann geht es um die Lage der Räder. Götzl hält vor, sie habe einmal davon gesprochen, die Räder hätten im Grünstreifen links neben der Dönerbude gestanden und die Räder hätten hinten raus geschaut, sich bei der nächsten Vernehmung aber korrigiert, nachdem sie sich die Örtlichkeit nochmal angeschaut habe. Sie habe angegeben, die Räder seien nicht am Zaun, sondern am Steinhaufen links gewesen. K. bestätigt das, an den Steinhaufen erinnere sie sich, weil dort der Gehweg gemacht worden sei. In einer Pause bis 10.50 Uhr wird ein Bild von der Dönerbude heraus gesucht. Bei der folgenden Inaugenscheinnahme des Fotos deutet K. auf einen Steinhaufen und sagt, dort hätten die Räder gestanden. In ihrer Vernehmung vom 10. Juni 2005 habe sie von längeren bis zu den Backen reichenden Koteletten bei einem der Männer gesprochen, so Götzl. Er will wissen, ob sie noch in Erinnerung habe, bei wem das war. K. sagt, sie wisse das nicht mehr. Götzl sagt, sie habe angegeben, dass es der Mann gewesen sei, der die Tüte in den Rucksack gesteckt habe. Auch das wisse sie jetzt nicht mehr, so K. Sie bestätigt aber die Angabe, dass sich beide von Statur und Frisur ziemlich ähnlich gewesen seien, wie Zwillinge.
Weiter hält Götzl vor, sie habe ausgesagt, es seien keine Türken oder “Südländer” gewesen, sondern beide hätten helle Haut gehabt, was K. ebenfalls bestätigt. Götzl hält vor, sie habe in Bezug auf das Überwachungsvideo aus Köln, das ihr vorgelegt worden ist, gesagt, dass sich die beiden Männer im Video sehr ähnlich seien; es könne sich um ein und dieselbe Person oder um ein Brüderpaar handeln. Weiter habe sie ausgesagt, dass sie sich, wenn sie die im Video gezeigten Personen mit denen vergleiche, die sie in Nürnberg gesehen habe, ziemlich sicher sei, dass jeweils eine Person aus dem Kölner Video mit einem von ihr gesehenen Radfahrer identisch sei.
Von der Gestalt und der Gesichtsform her stimmten die „Kölner” mit den von ihr in Nürnberg gesehenen überein. K. bestätigt das. Weiter hält Götzl vor, sie habe angegeben, die Männer in Nürnberg zunächst von der Seite und später von hinten gesehen zu haben; sie sei sich aber sicher, dass deren Bewegungsablauf mit dem der auf den Kölner Videos gezeigten Männern identisch sei. Auch das bestätigt K. Sie habe dieses Bauchgefühl, so K. Für sie sei eigentlich klar gewesen, nachdem sie die Sequenz drei- oder viermal gesehen habe, dass es die Personen seien, die sie gesehen habe. Sie habe sich den Kopf “herzoomen” lassen und auch an der Kopfform und dem Ohr habe sie es festgemacht. Götzl hält vor, sie habe 2006 ausgesagt, sie könne nicht mit Sicherheit sagen, ob es dieselbe Personen seien. K.: “Ja, das stimmt, des steht auch so im Protokoll.” Im Protokoll stehe, so Götzl, dass sie die Personen, die sie gesehen habe, auf 25 bis 35 Jahre schätze. K. bestätigt das. Dann geht es um die Tüte. Es sei eine gelbe Tüte mit bunter Aufschrift gewesen, so K. Die Aufschrift habe sie nicht erkennen können, sie glaube aber “Olymp and Hayes” [phonetisch] oder “Olymp and Hades”, einem Bekleidungsgeschäft. Eine solche Tüte habe sie später einmal gesehen. In der ersten Vernehmung habe sie von einer gelben, zusammen gedrehten Plastiktüte gesprochen, so Götzl. K. sagt, man tue den Regenschirm in die Tüte und drehe die Tüte dann darum herum. Götzl hält weiter vor, sie habe von einem 20 bis 25 cm langen Gegenstand gesprochen und gesagt, wenn sie ihren Regenschirm einstecke, sehe das genauso aus. Es folgt eine Inaugenscheinnahme mehrerer Wahllichtbildvorlagen und eines Zeitungsausschnittes der “AZ”, die K. 2011 vorgelegt worden waren. K. sagt, sie wisse nicht sicher, ob das die Lichtbilder gewesen seien, die sie gesehen habe. Auf einen der Blätter deutet sie auf den abgebildeten Mundlos mit der dortigen Nummer 2. Auf einem anderen Blatt deutet sie auf Böhnhardt mit der Nummer 7. Götzl hält vor, sie habe bei der Vernehmung auf diesem Blatt aber die Person mit der Nummer 2 [unbekannte Person] als vom Typ her ähnlich, aber nicht die Person, die sie gesehen habe, bezeichnet. Auf der Kopie des Zeitungsausschnittes sind die bekannten Bilder von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe zu sehen. K. sagt, das seien die Fotos gewesen, die sie zuerst gesehen habe. Sie habe dort die mittlere Person [Böhnhardt] wieder erkannt. Zuletzt wird ein Foto eines wohl zur Reise gepackten Autos gezeigt, auf dessen Dach sich Räder befinden. K. sagt, sie könne die Räder auf dem Bild nicht vergleichen mit den Rädern, die sie gesehen habe. Götzl geht auf Differenzen in den verschiedenen Aussagen K.s zu den Lichtbildern ein. Es geht darum, welche Person es sei, die den Gegenstand in den Rucksack gepackt habe. Am 25. November 2011 habe sie diesbezüglich von der Person 2 gesprochen und am 29. November 2011 von der mittleren Person auf dem Zeitungsausschnitt. K. sagt, ihr seien sehr viele Bilder vorgelegt worden, sie sich sicher den zweiten erkannt zu haben. Götzl fährt fort, sie sei auch damals damit konfrontiert worden und habe damals gesagt, wenn sie sich die Männer anschaue, dann könnten es beide gewesen sein, sie hätten wie Zwillinge ausgeschaut.
Dann geht es um die Videosequenzen aus der Kölner Keupstraße, die ihr im Dezember 2011 noch einmal vorgespielt wurden. Sie habe angegeben, die Personen hätten von Bewegungsablauf, Statur und Größe her Ähnlichkeit mit denen, die sie gesehen habe, so Götzl. Auf die Frage, ob sie sich sicher sei, habe sie gesagt, sie habe die Gesichter nicht gesehen. K. antwortet, das hätten sie auch schon im Untersuchungsausschuss [K. hatte im bayerischen UA ausgesagt] gehabt, dass Aussagen, die sie gemacht habe, so nicht ganz protokolliert worden seien und auch abgeschwächt wurden. Sie wisse nicht, ob sie das so nicht gesagt habe, aber sie hätten “ziemlich sicher” und “nicht ganz sicher” gehabt, da sei von der Polizei gesagt worden, wenn sie sich nicht “hundertfünfzigprozentig” sicher sei, könne man das so nicht sagen. Es sei schon abgeschwächt worden. Sie habe dem Mann in Nürnberg ins Gesicht geschaut. Wenn sie von “direkt ins Gesicht” schauen spreche, meine sie nicht nur fünf Sekunden, sondern dass man vielleicht noch drei Worte wechselt.

Nebenklagevertreter Narin fragt, ob sie “ziemlich sicher” wörtlich benutzt habe, was K. bestätigt. Sie meine damit, so K., dass sie sich sehr sicher gewesen sein. Narin bittet darum, der Zeugin das Video vorzuhalten. RA Kolloge bittet darum, Bilder von “Google Street View” zu zeigen. Mittlerweile sind auch RA Heer und RAin Sturm da.
Nach einer Unterbrechung wird zunächst das Video abgespielt. Das seien die Sequenzen, die ihr vorgespielt worden seien, bestätigt K. auf Frage Narins, weitere seien ihr nicht vorgelegt worden. Narin fragt, ob der Bildfluss anders gewesen sei. K. sagt, ihr sei die Geschwindigkeit jetzt langsamer vorgekommen. Erkannt habe sie in den Sequenzen den Mann, der nur ein Rad schiebt. Da habe sie gewollt, dass gezoomt wird und gesagt, sie sei sich ziemlich sicher. RA Daimagüler möchte wissen, ob K. der Zusammenhang genannt wurde, weswegen ihr die Sequenzen gezeigt wurden. K. sagt, es sei gesagt worden, dass es um einen Nagelbombenanschlag gehe und dass die Bombe mit den Rädern transportiert worden sei.
Dann werden die “Street View”-Aufnahmen von der Zerzabelshofstraße gezeigt. K. erläutert, wo die Männer bei der ersten Situation gestanden hätten. RA Kolloge fragt, ob sich K. zutraue, zu sagen, ob die Männer etwas gesucht hätten, wo sie schon mal gewesen seien. Götzl beschwert sich, hier werde auf Spekulationen abgezielt. K. sagt, in dem Moment sei sie davon ausgegangen, die Männer kennen sich nicht richtig aus.
RA Reinecke fragt erneut nach den Lichtbildvorlagen. Es seien K. ja auch Bilder türkischstämmiger Personen vorgelegt worden, ob die Polizei erklärt habe, warum, will er wissen. K. sagt, sie sei gefragt worden, ob sie sich vorstellen könne, dass die “türkische Mafia” dahinter stecke. Der Nebenklagevertreter will wissen, ob die Beamten etwas dazu gesagt hätten, dass K. von blasser Haut gesprochen habe. K. sagt, es seien ihr nicht nur Bilder von Personen türkischer Herkunft vorgelegt worden, bei vielen habe sie gesagt, dass die Personen nicht in Frage kommen, es seien viele dabei gewesen mit dunklerer Haut, die sie für Griechen, Italiener oder Spanier gehalten habe. Die Beamten hätten gesagt, diese Bilder hätten sie in der Datei, es sei Usus, dass man viele Bilder anschaue.
Dann fragt RA Stahl. Er will wissen, ob der Mann ein oder zwei abstehende Ohren gehabt habe. K. sagt, sie erinnere ein abstehendes Ohr. Dann will Stahl wissen, wann sie das das erste Mal geschildert habe. Es werden die beiden Phantombilder, die K. mit der Polizei gefertigt hat, gezeigt, auf denen keine abstehenden Ohren zu sehen sind. K. sagt, sie müsse das ziemlich am Anfang geschildert haben. In der ersten Vernehmung habe sie nicht von abstehenden Ohren gesprochen, so Stahl. Sie könne sich das nicht erklären, so K., sie wisse nur, dass es so in ihrer Erinnerung sei. Sie könne nicht wörtlich erinnern, was sie in der Befragung angegeben habe. Dann fragt Stahl, ob es in der Scharrerstraße still gewesen sei, es sei ja eine Baustelle da gewesen. K. sagt, es seien an dem Tag nur Absperrungen da gewesen, es habe keinen Baulärm gegeben.
RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, fragt, ob er es richtig verstanden habe, dass K. bei der ersten Vernehmung im Jahr 2011 zunächst der Zeitungsausschnitt mit den Bildern von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gezeigt worden sei und dann die Wahllichtbildvorlagen. K. bestätigt das. Nebenklagevertreter Reinecke fragt, ob K. die Bilder auf dem Zeitungsausschnitt vorher schon mal im Fernsehen gesehen habe, was K. bejaht. Sie schaue selten Nachrichten und lese keine Tageszeitung, aber die Bilder habe sie im Fernsehen gesehen und sich gedacht, das eine Gesicht komme ihr bekannt vor. Die Vernehmung endet um 12.28 Uhr.

Nach der Mittagspause geht es um 13.40 Uhr weiter mit der Zeugin Margaret S.-E. Sie berichtet, sie habe İsmail Yaşar am Morgen des 9. Juni 2005 noch vor seinem Imbiss im Liegestuhl sitzen sehen. Es sei schönes Wetter gewesen. Sie habe einen Arzttermin gehabt und habe die Straßenbahn erreichen wollen. Sie habe ihn kurz gegrüßt. In der Dönerbude sei noch ein Mann in weißer Kleidung, möglicherweise Malerbekleidung, gewesen. Der Mann habe einen Gegenstand in der Hand gehalten. Weil er den Gegenstand in Mundhöhe gehalten habe, sei sie davon ausgegangen, dass er einen Döner esse. Das sei wohl so zwischen zehn und elf Uhr gewesen. Yaşar, den sie “Herrn İsmail” nennt, habe sie gekannt, weil sie häufiger bei ihm eingekauft hätten. Sie habe ihn als “sehr guten Menschen, als kinderlieben Menschen” kennen gelernt. In der Straße sei eine Schule, Yaşar habe immer Angebote für die Kinder gemacht. Götzl sagt, damals habe sie angegeben, sie habe die Straßenbahn um 9.53 Uhr erreichen wollen. S.-E. sagt, es sei gegen zehn gewesen, vielleicht sei ihr dann ihr Termin beim Arzt im Kopf gewesen. Die Vernehmung endet um 13.49 Uhr. Götzl verkündet, dass der ursprünglich heute eingeplante Zeuge Z. zu einem späteren Zeitpunkt vernommen werde.

Nach einer Pause folgt die Vernehmung des Zeugen Dr. Lutz B. B. ist Professor und arbeitet für die Bundesagentur für Arbeit. Er berichtet, er habe am Nachmittag des 9. Juni 2005 einen Vortrag gehalten zur Entwicklung kleiner und mittlerer Unternehmen. Es gebe in diesem Bereich eine gute Beschäftigungsentwicklung, seine These sei gewesen, dass manches da auch erkauft werde auf der Basis von Selbstausbeutung. Er habe sich am Dönerstand von Yaşar hin und wieder einen Döner geholt, obwohl er eigentlich kein “Dönerfan” sei. Er sei mit der S-Bahn angekommen und habe sich gedacht: “Schaust mal, ob der schon da ist.” Seine These sei gewesen, der „Dönermann“ sei schon um 9.30 Uhr da und bereite vor. Damit habe er seinen Vortrag beginnen wollen. Er habe den Besitzer der Bude aber nicht angetroffen. Er sei dann zur Sparkasse und habe Geld geholt. Später habe er von dem Mord gehört. Götzl fragt nach dem Standort der Räder, die B. gesehen habe. B. sagt, die hätten etwas im Weg gelegen. Möglicherweise hätten die Räder auch gelehnt. Exakt sagen, wo die Räder gelegen hätten, könne er nicht mehr sagen, er habe das aber damals mit dem vernehmenden Beamten besprochen. Personen habe er keine gesehen. Die Straßen kann er nicht mehr exakt benennen. Götzl hält vor, B. habe angegeben, um 9.57 Uhr mit der S-Bahn in Nürnberg-Dürrenhof angekommen zu sein. B. sagt, es gebe noch einen anderen Weg zu seinem Arbeitsplatz, er sei aber bewusst dorthin gegangen. In Bezug auf die Räder sagt B. seine Beschreibung sei sehr gewagt, es könne aber sein, dass es graue oder schwarze Trekkingräder gewesen seien. Er habe ausgesagt, die Räder hätten links der Tür gestanden, die Tür zum Dönerstand sei frei gewesen, so Götzl. B. bestätigt das, es sei aber auch eine ganze Zeit her. Der Stand sei verglast und im oberen Bereich geschlossen, so dass man sich ducken könne, wenn jemand interessiert hinein guckt, sagt B. aus.

Letzter Zeuge für heute ist der Polizeibeamte Ma., dessen Vernehmung am 26. Verhandlungstag unterbrochen worden war. Bei seiner Aussage geht es zunächst um eine Wahllichtbildvorlage beim Zeugen Z., der heute nicht mehr vernommen wird. Z. habe 2005 ausgesagt, dass er zwei Radfahrer gesehen habe, die die Straße gekreuzt hätten. Er habe dann Lichtbilder von Mundlos und Böhnhardt gezeigt. Zuerst habe er  die Lichtbildvorlage mit Mundlos gezeigt. Da habe Z. spontan auf Mundlos gezeigt und gesagt, den kenne er. Bei der Lichtbildvorlage mit Böhnhardt habe er sich Zeit gelassen, auch mal Personen abgedeckt, und dann auf eine Person gezeigt, die nicht Böhnhardt war. Z. habe in seiner Aussage angegeben, zuerst habe eine Frau am Fußgängerweg den Weg gekreuzt, dann zwei Radfahrer. Der erste sei rüber gefahren, habe dann nach hinten geschaut, dann sei der zweite Radfahrer rüber gefahren. Z. habe angegeben, dann weiter gefahren zu sein und an der Ampel dann Schüsse gehört zu haben. In der Vernehmung 2011 habe er anders als 2005 angegeben, der zweite Radfahrer sei stehend rüber gefahren, so Ma., es seien aber auch sechs Jahre zwischen den beiden Aussagen. Er habe Z. gefragt, ob er etwas in dem Medien gehört habe. Z. habe angegeben, er nutze keine deutschen Medien, was er, Ma., für glaubhaft halte. Es folgt die Inaugenscheinnahme der Wahllichtbildvorlagen sowie der Bögen, auf denen Ma. die Reaktionen Z.s dokumentiert hat.
Auf Frage Götzls sagt Ma., Z. habe beschrieben, dass der erste Fahrer sich umgedreht habe und auch der zweite. Diese Gesten habe Z. nachgemacht und er habe das notiert. Götzl hält Ma. vor, im Vermerk stehe, dass Z. total überrascht gewesen sei, dass die Personen, die er gesehen habe, ermittelt seien. Das sei ein Beleg, dass Z. die deutschen Medien nicht verfolge, so Ma.
Dann geht es um die Vorlage der Videosequenzen aus Köln bei der Zeugin K. Sie hätten bei K. im Wohnzimmer gesessen und er habe auf dem Laptop die Videos gezeigt, so Ma. Sie seien Frau K. wohl schon 2005 gezeigt worden. Sie habe gesagt, sie sei sich sicher, dass es die Personen seien, Mundlos und Böhnhardt. Götzl zitiert aus dem Protokoll, darin stehe, von der Statur her, sie müsse aber anfügen, dass sie nicht direkt in die Gesichter geschaut habe. Ma. sagt, er protokolliere normalerweise sehr wörtlich, also werde es wohl so gewesen sein. Diskussionen um das Protokoll habe es nicht gegeben. Aus der Nebenklage wird Ma. gefragt, ob auch Z. das Video vorgespielt worden sei. Ma. sagt, das wisse er nicht. man habe sich die alten Fälle angeschaut hat und geschaut, wo man Vorlagen machen müsse. Bei Z. sei nur eine Wahllichtbildvorlage im Gespräch gewesen, warum könne er nicht sagen, so Ma. RA Narin bittet um eine erneute Inaugenscheinnahme der Wahllichtbildvorlage mit Böhnhardt. Er will von Ma. wissen, ob ihm etwas auffalle. Ma. sagt, der Gesichtsausdruck von Böhnhardt sei anders als der der anderen. Er nehme an, dass es keine anderen Bilder von Böhnhardt gegeben habe. Die Bilder seien den ermittelnden Beamten in Nürnberg vom BKA zur Verfügung gestellt worden. RA Klemke will wissen, ob Z. vor der Vorlage um eine Beschreibung der Personen gebeten worden sei, was Ma. verneint. Z. habe 2005 die Personen beschrieben. Woran Z. Mundlos erkannt habe, will Klemke wissen. Ma. sagt, er meine, daran, dass die Ohren soweit abstanden, wie bei dem Mann, den Z. gesehen habe. Nebenklagevertreter Lucas fragt noch einmal nach den Wahllichtbildvorlagen. Er will wissen, ob es sich dabei um dieselben schwarz-weißen Blätter gehandelt habe wie sie jetzt im Verfahren in Augenschein genommen worden seien; in der zweiten Zeile unter dem Bild von Böhnhardt stehe “Uwe”. Vom Senat wird eine bunte Wahllichtbildvorlage mit denselben Personen, aber ohne Text, gereicht. Ma. sagt, diese sei vorgelegt worden. Lucas: “Das wollte ich wissen.”

Der Verhandlungstag endet um 14.36 Uhr. Weiter geht es am 17. September.


Protokoll 35. Verhandlungstag - 17. Sept 2013

Die Verteidigung Zschäpes stellte erst einen, dann einen zweiten Befangenheitsantrag gegen den gesamten Senat. Die Diskussionen, ob die Hauptverhandlung derweil fortgesetzt werden kann, dauerten den ganzen Tag mit dem Ergebnis, dass der Prozess auch für den darauf folgenden Tag (Mittwoch) ausgesetzt wurde. Ärgerlich und belastend insbesondere für die Angehörigen des ermordeten Mehmet Turgut, die für diese Woche angereist waren, und für Elif und Gamze Kubaşık, die am Folgetag aussagen sollten.

[türkçe]

Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., lässt sich heute vertreten. Vorsitzender Richter Manfred Götzl teilt mit, dass RA Stahl, einer der Verteidiger_innen von Beate Zschäpe, diese Woche nicht an der Verhandlung teilnehmen wird. Anwesend sind als Nebenkläger zwei Brüder des am 25. Februar 2004 ermordeten Mehmet Turgut.

Nach der Präsenzfeststellung teilt Götzl mit, dass RA Stahl ein Ablehnungsgesuch gegen alle Mitglieder des 6. Strafsenats gestellt habe. Dieses sei zusammen mit den dienstlichen Äußerungen der abgelehnten Richter_innen an den zuständigen Senat weiter geleitet worden, die Unterlagen würden kopiert und den Verfahrensbeteiligten ausgehändigt. Nun gehe es darum, ob die Hauptverhandlung trotz des Befangenheitsantrags fortgesetzt werde, so Götzl. Er bittet um Stellungnahmen. Die Bundesanwaltschaft erklärt, sie sei der Auffassung, das Verfahren könne und müsse fortgesetzt werden. Nebenklagevertreterin RAin Pinar sagt, sie könne keine Stellung nehmen, solange sie den Inhalt des Gesuchs nicht kenne. Götzl legt eine Pause ein, um beim zuständigen Senat herauszufinden, wie lange das Kopieren des Schriftsatzes dauern wird. Danach teilt er mit, dass die Kopien in etwa 90 Minuten fertig seien, über die Frage der Fortsetzung der Hauptverhandlung könne jedoch hier entscheiden werden. Dazu gibt er wieder das Wort an die Verfahrensbeteiligten.

Bundesanwalt Diemer sagt, das Gesetz erlaube es, fortzusetzen, der Antrag müsse ohnehin in spätestens zwei Tagen entschieden sein und angesichts des Verfahrensstoffes müsse fortgesetzt werden. RA Behnke, Vertreter eines Bruders von Mehmet Turgut, sagt, so ein Antrag versande im Verfahren, wenn die Gründe nicht zwingend seien. Er kenne die Gründe zwar nicht, gehe aber davon aus, dass sie nicht zwingend seien. Nach Nebenklagevertreter Reineke, der darauf hinweist, dass man zwei Tage verliere, wenn man nicht weiter verhandele und der Antrag nicht durch komme, spricht RA Klemke, Verteidiger von Ralf Wohlleben. Er sagt, es sei ihm ohne Kenntnis der geltend gemachten Gründe versagt, sich dazu zu äußern, ob weiter verhandelt werden soll. Der § 29 (2) der Strafprozessordnung impliziere, dass es sich um eine Ermessensvorschrift handele. In das Ermessen sei das Interesse der Angeklagten Zschäpe einzubeziehen. Es gehe auch darum, ob es der Angeklagten zuzumuten sei, mit einem möglicherweise befangenen Senat weiter verhandeln zu müssen. RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, sagt, man könne nicht weitere Stellungnahmen einholen, ohne dass jemand den Wortlaut des Textes kenne. Das Gesuch sei am Montag, den 16. September, am frühen Nachmittag eingegangen, der Senat hätte den Antrag allen Beteiligten zukommen lassen können. Götzl erwidert, das sei nicht die Aufgabe des hiesigen Senats, sondern die des zuständigen Beschlusssenats. Heer antwortet, dann sei mindestens zu unterbrechen bis die Kopien vorliegen. Nach einer kurzen Unterbrechung verkündet Götzl um 10.35 Uhr, die Kopien seien um 11.45 Uhr fertig. Er werde die Verhandlung nun bis 13 Uhr unterbrechen, so dass alle Beteiligten das Gesuch lesen könnten.

Um 13.07 Uhr geht es weiter. Sofort bittet RA Heer ums Wort, es sei dringlich, sonst seien weitere Schritte “präjudiert”. Sie hätten nun die dienstlichen Erklärungen der Richter_innen gelesen und es gehe darum, mit der Mandantin zu beraten, ob gegebenenfalls ein weiteres Ablehnungsgesuch gestellt werde, dafür bitte er um Beratungszeit. RA Klemke schließt sich für Wohlleben dem Ablehnungsgesuch Zschäpes gegen den Richter Kuchenbauer an. Er führt aus, dass sich im Beschluss vom 9. September 2013, den Richter Kuchenbauer unterzeichnet habe, zwei Formulierungen fänden, auf die sich Wohlleben bei seiner Ablehnung Kuchenbauers stütze. Zum einen stehe dort, die Strafsache sei außergewöhnlich umfangreich und “im Hinblick auf den Tatnachweis besonders schwierig”. An einer anderen Stelle spreche Kuchenbauer von “Schwierigkeiten im Hinblick auf den Tatnachweis”. Wohlleben halte Richter Kuchenbauer nicht mehr für unvoreingenommen. Die Formulierungen implizierten, so Klemke, dass sich der Richter im Hinblick der Schuld der Angeklagten bereits festgelegt habe und nur noch der Nachweis zu führen sei. Es ergebe sich, dass es Kuchenbauer nicht um die Aufklärung des Sachverhalts geht, sondern nur noch um die Aufklärung eines Tatnachweises, hier sehe sich ein Richter also als Strafverfolger. Götzl unterbricht die Sitzung erneut; um 13.38 Uhr geht es weiter.

Heer verkündet, dass die Mandantin beabsichtige, ein weiteres Ablehnungsgesuch gegen die Mitglieder des Senats einzubringen, Dafür benötigten sie zwei Stunden. Götzl unterbricht die Sitzung, um 15.45 Uhr soll es weiter gehen. Die Unterbrechung wird jedoch verlängert. Um 16.04 Uhr geht es dann weiter. RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, weist zunächst darauf hin, dass sie den Antrag noch nicht ausdrucken konnte. Dann verliest sei den zweiten Befangenheitsantrag. Beim Antrag Stahls war es um dessen Vergütung gegangen. Die ihm zugebilligte Summe erscheint Stahl angesichts des Umfangs des Verfahrens als zu niedrig. Im von Richter Kuchenbauer unterschriebenen Bescheid zur Pauschvergütung finden sich zudem die zwei Formulierungen vom “Tatnachweis”.  In einem Gespräch mit allen Senatsmitgliedern habe sich Kuchenbauer so geäußert, dass er erwäge, den mehrfachen Satz der Gebühren zuzubilligen. Dabei sei mitgeteilt worden, dass, auch wenn Kuchenbauer über derlei Dinge allein entscheiden könne, der Senat den Antrag beraten werde.  In einem Telefongespräch zwischen RA Stahl und Kuchenbauer vor der Beschlussfassung habe Kuchenbauer Stahl mitgeteilt, dass der Beschluss fertig sei, der Senat aber noch darüber beraten müsse, die Entscheidung ginge Stahl dann zu. RAin Sturm führt zum zweiten Antrag aus, es seien ihnen nun die dienstlichen Äußerungen der abgelehnten Richter zugegangen. Darin behaupteten die Richter, außer Kuchenbauer, sie hätten an der Beschlussfassung nicht mitgewirkt. Kuchenbauer habe angegeben, in eigener Zuständigkeit allein entschieden zu haben. Die Richter hätten erneut, so Sturm, verdeutlicht, dass sie der Mandantin nicht unvoreingenommen gegenüber stünden. Es habe jedenfalls zwischen einigen Richtern eine Absprache statt gefunden, deswegen sei nicht die Unterschrift relevant. Ein Richter, der eine erkennbar falsche dienstliche Äußerung abgebe, sei abzulehnen. Richter Kuchenbauer habe sich zudem nicht zum Vorwurf der evidenten Vorverurteilung geäußert. Die dienstliche Äußerung Kuchenbauers, in der er sich auch explizit zum Punkt Vorverurteilung äußere, habe ihr erst Sekunden bevor die Verhandlung fortgesetzt wurde, vorgelegen, so Sturm. Dazu müsse man sich noch mit der Mandantin beraten. Es wird erneut unterbrochen bis 16.47 Uhr. Danach verkündet RAin Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben, Wohlleben schließe sich dem Ablehnungsgesuch Zschäpes an. RA Heer erklärt, das Ablehnungsgesuch bleibe auch nach der ergänzenden dienstlichen Äußerung von Richter Kuchenbauer in vollem Umfang aufrecht erhalten. Er finde es auch bemerkenswert, dass Kuchenbauer in seiner Äußerung auf die Gebührenordnung Bezug nehme, dort sei vom “Tatnachweis” nicht die Rede. Zudem sei es bemerkenswert, dass Richter Kuchenbauer nachlege, das habe er bei einer Vielzahl von Ablehnungsgesuchen noch nicht erlebt.

Für die Bundesanwaltschaft gibt Oberstaatsanwältin Greger eine Stellungnahme zu Fortsetzung der  Hauptverhandlung ab. Eine Entscheidung über die Ablehnungsgesuche würde eine Unterbrechung der Verhandlung erfordern, so Greger. Folgende Gesichtspunkte sollten in die Entscheidung darüber einfließen: Die geladenen Zeugen seien bereits anwesend bzw. die für den morgigen Tag auf dem Wege. Eine Unterbrechung berühre außerdem die Verfahrensposition der anderen Angeklagten, insbesondere unter Berücksichtigung des Beschleunigungsgebots. Zwei Angeklagte befänden sich in Untersuchungshaft. Das sei auch zu berücksichtigen, obwohl diese beiden Angeklagten die Anträge gestellt hätten. Der Beschleunigungsgrundsatz sei umso gewichtiger, als die Ablehnungsgesuche offensichtlich nicht begründet seien. Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach sagt, es habe “etwas von absurdem Theater”, dass wegen der Vergütung der Verteidiger das Verfahren unterbrochen werden solle und man sich einen ganzen Tag darüber unterhalte. Es sei “möglich und notwendig”, die Hauptverhandlung fortzusetzen. In Richtung der Verteidigung Wohllebens sagt Lunnebach, man könne sich einem Befangenheitsgesuch nicht anschließen, Wohlleben müsse sich schon selbst entscheiden, ob er befangen sei oder nicht. RA Heer erwidert auf Oberstaatsanwältin Greger, für einen Missbrauch bestehe kein Anhaltspunkt: Das Ablehnungsgesuch sei so schnell wie möglich angebracht worden. Die Zeugen hätten benachrichtigt werden können, so Heer. Es gehe darum, die Verfahrensposition seiner Mandantin zu sichern, alles andere hätte organisatorisch bewerkstelligt werden können. Nach einer Unterbrechung teilt Götzl mit, dass die Ablehnungsgesuche weitergeleitet worden seien, ein Teil des Beschlusssenats am Mittwoch aber ebenfalls Sitzung habe. Daher werde der morgige Termin abgesetzt. Um 17.40 Uhr unterbricht er die Sitzung bis Donnerstag, den 19. September, um 9.30 Uhr.

Nebenklagevertreter Rechtsanwalt Scharmer erklärt dazu:

“Dass die Verteidigung von Frau Zschäpe am heutigen Verhandlungstag diese Befangenheitsgesuche anbrachte, war zumindest für die anderen Verfahrensbeteiligten eine Überraschung, auch weil der Antrag auf den Vorschuss von 77.000 € und der diesbezügliche Beschluss nicht bekannt gewesen sind. In der Sache ist richtig, dass die anwaltliche Vertretung in einem solchen Umfangsverfahren nicht ansatzweise mit den gesetzlichen Gebühren zu stemmen ist.[...] Gründe für die Besorgnis der Befangenheit der abgelehnten Richter, an die nach dem Gesetz hohe Anforderungen gestellt werden, liegen allerdings nicht vor.“


Protokoll 36. Verhandlungstag  - 19. Sept 2013

Nach der Anhörung von Zeug_innen zum Brand in der Frühlingsstraße sagten an diesem vollen Verhandlungstag fünf Beamte und ein Sachverständiger zum Mord an Mehmet Kubaşık in Dortmund aus, die teilweise aber erneut geladen werden. Aufsehenerregend war zum einen der Beweisantrag der RAin Dierbach zu einer Zeugin, die Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe und einen unbekannten “Skinhead” in Dortmund im Zeitraum des Mordes an Kubaşık gesehen haben will. Zum anderen überraschte die Ankündigung der Verteidigung Carsten S., dass dieser nun doch bereit sei, die Fragen der Verteidigung Wohllebens zu beantworten.

Zeug_innen:

	Gisela F. (Zeugin Brand Zwickau)
	Peter F. (Zeuge Brand Zwickau)
	PK Marco Br. (Streifenpolizist, erster Beamter am Tatort Kubaşık)
	KHK Ralf Ba. (hat Ermittlungen zum Mord an Kubaşık durchgeführt)
	KOK Christian Hü. (beteiligt an der Schussrekonstruktion am Tatort)
	Sachverständiger Bernd Salziger (Diplomphysiker, der die Schussrekonstruktionen durchführte)
	KHK Michael Sch., geb. L. (leitender Ermittler der Mordkommission Dortmund)
	KHK Uwe G. (Tatortaufnahme Dortmund, Vorführung Lichbildmappe)




[türkçe]

Die Verhandlung beginnt um 9.51 Uhr. Richter Götzl stellt die Präsenz fest. RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., ist heute wieder anwesend. Als Nebenkläger_innen sind u. a. Elif und Gamze Kubaşık anwesend, Witwe und Tochter des am 4. April 2006 in Dortmund ermordeten Mehmet Kubaşık. Im Publikum sitzt heute wieder ein junger Münchner Neonazi, im blauen T-Shirt der neonazistischen “Gefangenenhilfe” (“Gefangenenhilfe - Gemeinschaft statt Isolation”). In den Pausen trifft er sich mit dem Angeklagten André E.

Der Vorsitzende Richter Götzl sagt in die Runde, er gehe davon aus, dass allen Beteiligten die Entscheidungen über die am vergangenen Dienstag gestellten Befangenheitsanträge vorliegen. [Alle von der Verteidigung Zschäpe und der Verteidigung Wohlleben gestellten Befangenheitsanträge waren abgelehnt worden, die Ablehnungen und Begründungen werden nicht in der Hauptverhandlung erläutert.]

Erste Zeugin für heute ist die Rentnerin Gisela F.

F. wohnt in der Zwickauer Frühlingsstraße. Sie berichtet zunächst eigenständig vom 4. November 2011, dem Tag des Brandes in der Frühlingsstraße 26. Sie sei beim Laubrechen gewesen, als es auf einmal geknallt habe. Zu einem Nachbarn, der ebenfalls im Garten gewesen sei, habe sie gesagt, da sei wohl etwas explodiert. Dann habe es ein zweites Mal und noch weitere Male geknallt. Sie hätten damals gedacht, dass sie ihr Auto raus holen müssten, und dass es wohl eine Gasexplosion gewesen sei. Das Haus mit der Nummer 26 sei für sie immer das “Siedlerheim” gewesen. Nun beginnt Götzl seine Befragung. Zur Uhrzeit sagt F., es sei nachmittags gewesen, vielleicht nach 14 Uhr. Sie wisse, dass die Frau Zschäpe in dem Haus gewohnt habe, aber die Männer habe sie so gut wie nie gesehen. Die Männer habe sie nur mal von der Seite, vom Gartenzaun aus gesehen, einmal habe ein Wohnwagen mit drauf geschnallten Fahrrädern da gestanden. Sie wisse durch die Medien, dass es zwei Männer waren. Götzl fragt zu ihrer eigenen Wahrnehmung. F. antwortete, es seien höchstens zwei gewesen. Die Männer habe sie dem Haus zugeordnet, weil man sich ja auch mit anderen unterhalte und da habe man gewusst, dass sie da wohnen. Die Männer hätten kurze Haare gehabt. Zu Zschäpe habe sie keinen Kontakt gehabt, so F., sie habe höchstens mal “Guten Tag” gesagt. Zschäpe habe sich eigentlich ganz normal verhalten. Sie habe sie einmal getroffen, da sei Zschäpe an ihrem Garten vorbei gelaufen, vielleicht sei sie vom Bäcker gekommen. Weitere Personen oder Besuch seien ihr im Zusammenhang mit den Bewohnern der Frühlingsstraße 26 nicht aufgefallen. Abgesehen von dem Wohnwagen habe sie auch keine Fahrzeuge wahrgenommen. Einen Wohnwagen habe sie vielleicht ein Jahr vor dem 4. November 2011 gesehen. F. versucht zu schildern, wo ihr Haus in Bezug zum Brandhaus steht. Danach fragt Götzl, ob F. Zschäpe am 4. November 2011 gesehen habe. F. berichtet, Zschäpe sei zur Haustür heraus gerannt und Richtung Bushaltestelle weggelaufen. Sie habe noch zum Nachbarn gesagt: “Gott sei Dank, der ist nichts passiert.” Zschäpe sei zwischen 50 und 100 Metern entfernt gewesen, das könne aber sicherlich ihr Mann besser sagen, der heute ebenfalls als Zeuge geladen ist. An die Kleidung Zschäpes könne sie sich nicht erinnern, so F. Ob Zschäpe etwas dabei gehabt habe, könne sie nicht sagen, weil da Büsche davor gewesen seien. Zschäpe sei nicht schnell, aber auch nicht langsam gegangen. Götzl fragt, ob F. Zschäpe durch die Büsche habe erkennen können. F. antwortet, sie sei nach dem Knall nach vorne gegangen, wo die Büsche nicht so dicht seien. Dass es Zschäpe war, könne sie schon sagen. Götzl fragt F., ob sie schon Flammen gesehen habe, als sie Zschäpe gesehen habe. F. antwortet, sie glaube nicht. Ihr Mann habe wohl versucht, bei der Feuerwehr anzurufen, das werde er aber wohl selbst erzählen. Götzl hält ihr vor, in ihrer Vernehmung bei der Polizei stehe zur Uhrzeit, es sei schätzungsweise 15 Uhr gewesen. F.: “Dann habe ich ja ungefähr die Wahrheit gesagt.” Weiter hält Götzl vor, sie habe angegeben, sie habe eine junge Frau aus dem Haus rennen sehen, von der sie gewusst habe, dass sie in der Frühlingsstraße 26 wohne. Dann will er wissen, ob sie schon damals den Namen Zschäpe kannte, was F. verneint. Sie sagt, sie sei mit dem Hund manchmal am Haus vorbei gelaufen, glaube aber, dass da keine Namen auf der Klingel gestanden hätten.

Es könne auch möglich sein, dass die junge Frau damals gesagt habe, man solle die Feuerwehr rufen, so F. auf Vorhalt. Sie bestätigt auch, dass sie sich gewundert habe, dass die Frau nicht zurück gekommen sei. Sie habe angenommen, die Frau habe unter Schock gestanden. Flammen habe sie vielleicht eine Viertelstunde oder zehn Minuten später gesehen, so F. Götzl hält F. vor, sie habe angegeben, sie habe das Pärchen als freundliches Pärchen kennen gelernt, mit dem man keine Probleme habe, heute habe sie aber von einem weiteren Mann gesprochen. F. sagt, sie hätten gedacht, der wohne vielleicht gegenüber. Vom Reden her habe sie aber gewusst, dass zwei Männer und eine Frau eingezogen seien, nur in welche Wohnungen könne sie nicht sagen. Zschäpe habe sonst normale Kleidung getragen. Fahrräder habe sie nur bei dem Wohnwagen festgestellt. Damals hätten die zwei Männer einen Kasten Wasser in den Wagen gepackt, sie und ihr Mann hätten angenommen, dass die in den Urlaub fahren. F. berichtet auf Frage Götzls, dass Zschäpe Katzenfutter vor dem Haus stehen gehabt habe für fremde Katzen. Dass Zschäpe selbst Katzen hatte, habe sie erst später erfahren. Dann fragt Götzl zu einem Anruf eines Beamten des Generalbundesanwalts. F. sagt, sie könne sich nicht erinnern und wenn sei sie bestimmt sehr unfreundlich gewesen, weil sie eigentlich nur noch in Ruhe gelassen werden wollte, einen Florian F. [gleicher Nachname wie die Zeugin] kenne sie nicht, so F. Götzl verliest den entsprechenden Aktenvermerk eines Dr. Hardenberg aus dem Juli 2012. Hardenberg hatte vermerkt, er habe F. gefragt, ob sie oder ihr Mann damals die Feuerwehr oder eine Notrufnummer angerufen hätten. Die Zeugin habe angegeben, dies sei bereits durch einen Nachbarn erledigt gewesen. Einen Florian F., von dem ein Notruf zum Brandereignis eingegangen sein soll, sei ihr nicht bekannt, ein Mobiltelefon, das auf diesen Namen angemeldet sei, nutze sie und ihr Mann ebenfalls nicht. F. kann sich an das Telefonat nicht erinnern. Wer zuerst die Feuerwehr angerufen habe, hätten sie nicht heraus gekriegt, so F. gegenüber Götzl.

RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, bittet um eine kurze Pause, um sich mit der Mandantin zu beraten. Nach der Pause hat jedoch auch er keine Frage. Die Zeugin beschreibt noch anhand eines in Augenschein genommenen Plans, wo ihr Haus im Verhältnis zur Frühlingsstraße steht und wo sie Zschäpe gesehen habe.

Es geht weiter mit dem Zeugen Peter F., dem Ehemann der ersten Zeugin. F. berichtet zum 4. November 2011, es sei eine Wand hervor gekommen und runter gefallen, sie hätten dann die Feuerwehr rufen wollen, aber die sei schon verständigt gewesen. Er habe dann das Auto seiner Frau, das unter einem Carport gestanden habe, weggefahren und sei daher eine Viertelstunde nicht da gewesen. Dann sei schon die Feuerwehr da gewesen und die Straße für sie tabu.

Dann beantwortet F. die Fragen von Richter Götzl. Gebrannt habe das Haus 26, das “Siedlerheim”, das sei das einzige Haus, das bei den Nummern noch ein “a” gehabt habe, so F.. Welche der beiden Haushälften gebrannt habe, wisse er nicht. Gekannt habe er Zschäpe nicht, für ihn seien Zschäpe und die zwei jungen Herren die jungen Leute aus dem Siedlerheim gewesen. Ob die beiden Männer Brüder, einer der Schwager oder die verheiratet gewesen seien, wisse er nicht. Einen der beiden Männer würde er vielleicht “mit Hängen und Würgen” wiedererkennen, so F. Am 4. November habe er Zschäpe nicht gesehen. Auf Frage Götzls nach Kontakten zu Zschäpe berichtet F., in der Siedlung gebe es eine freilaufende Katze. Eines Tages sei Zschäpe an seinen Gartenzaun gekommen und habe gesagt, sie würde in Urlaub fahren und ob er die Katze versorgen würde. Er habe zugesagt, sich um die Katze zu kümmern. Er und seine Frau seien jedes Jahr einmal mit der Katze zum Tierarzt gefahren. Der Tierarzt habe gesagt, dass die Katze an den Zähnen operiert werden müsse, was 120 Euro kosten solle. “Zschäpes” seien im Urlaub gewesen, danach habe er Zschäpe gefragt, ob sie sich an den Kosten beteilige, was Zschäpe zugesagt habe. Als er Zschäpe mal wieder gesehen habe, habe er 60 Euro von ihr bekommen. Außerdem habe er Zschäpe auch mal eine oder zwei Gurken aus seinem Garten gegeben. F.: “Wo ich das ganze Theater gehört habe, hat es mir den Unterkiefer runter geklappt.” Zschäpe habe sich ihm gegenüber “korrekt verhalten”, so F. Einmal sei sie ihm mit dem Fahrrad entgegen gekommen, als er mit dem Auto in die Stadt gefahren sei . Über weitere Themen hätten sie sich nicht unterhalten. Zu den Männern habe er keinen Kontakt gehabt, nur einmal habe er eine Gurke übrig gehabt und geklingelt, da habe einer aus dem Fenster geguckt und gesagt, sie seien schon einkaufen gewesen. F. bestätigt, dass er Zschäpe mal nach deren Telefonnummer gefragt habe, Zschäpe habe aber gesagt, sie habe sie nicht im Kopf. An Fahrzeugen habe er den “so genannten” Wohnwagen wahrgenommen. Er habe bei der Explosion vermutet, dass die Männer vielleicht die Propangasflaschen aus dem Fahrzeug mit hoch genommen hätten. In der Woche des Brandes hätten die zwei Männer an dem Wagen gearbeitet, er habe angenommen, dass die beiden das Fahrzeug winterfest machten.
Götzl fragt, wie lange F. Zschäpe gekannt habe. F. korrigiert den Richter: “Sie müssen fragen, wann haben Sie die Frau Zschäpe zum ersten mal gesehen.” Er habe Zschäpe schätzungsweise vor drei Jahren das erste Mal gesehen. Götzl fragt, ob F. Zschäpe unter einem bestimmten Namen gekannt habe, was F. verneint. Götzl hält vor, er habe in einer Vernehmung angegeben, die Namen “Dienelt” und “Burkhardt” an der Tür gelesen zu haben. F. erwidert, dann sei das wohl so gewesen, es sei ja jetzt auch eine Zeit vergangen. Weiter hält Götzl vor, F. habe damals angegeben, Zschäpe seit etwa zwei Jahren in der Nachbarschaft wahrgenommen zu haben. F. sagt, es könnten zwei oder drei Jahre gewesen sein. Einmal sei Zschäpe ihm im Gebiet der Siedlung auf einem Fahrrad entgegen gekommen. Auf Vorhalt Götzls, F. habe ausgesagt, bei dem Gespräch über die Versorgung der Katze habe Zschäpe von einem sechswöchigen Urlaub gesprochen, sagt F., das könne schon so gewesen sein. Auf Bildern in der Presse habe er Zschäpe wiedererkannt. An Bildvorlagen der Polizei könne er sich nicht erinnern, so F. Götzl hält vor, er habe auf dem Steckbrief Mundlos als die Person erkannt, die aus dem Fenster geguckt habe, als er die Gurke vorbei bringen wollte. F. antwortet, zu der Zeit, ja, aber jetzt könne er das nicht mehr. Zum Wohnmobil sagt er, dass das Kennzeichen mit V angefangen habe und eine helle Farbe gehabt habe. Dann hält Götzl vor, F. habe in einer Vernehmung auch von einem VW-Bus gesprochen. F. bestätigt das, es seien auch Kinder dabei gewesen. Ob da ein Mann oder Zschäpe dabei gewesen sei, könne er nicht sagen. Eines der Kinder sei vielleicht fünf, das andere zehn oder zwölf gewesen, ob noch welche dazwischen gewesen seien, wisse er nicht. Die Vernehmung endet um 11.20 Uhr.

Nach einer Pause geht es um 11.40 Uhr weiter mit dem Zeugen Marco Br. Br. war zusammen mit einem Kollegen als erster Polizeibeamter am Tatort des Mordes an Mehmet Kubaşık am 4. April 2006 in der Dortmunder Malinckrodtstraße 190. Br. berichtet, er und sein Kollege seien um 12.58 Uhr von der Einsatzzentrale über einen vermutlichen Raub in einem Kiosk informiert worden und um 13.01 Uhr am Tatort eingetroffen. Dort hätten sie einen Mann und eine Frau angetroffen. Sie seien dann in den Kiosk hinein gegangen, der an einer stark frequentierten Hauptstraße liege. Sie hätten den Verkaufsraum betreten. Auf der rechten Seite hinter dem Verkaufstresen hätten sie eine Person gefunden, auf dem Boden liegend in einer großen Blutlache. Der Kollege habe sich dann um die Person gekümmert, er habe den Ort nach möglicherweise anwesenden Personen durchsucht, aber keine gefunden. Dann seien die Rettungssanitäter gekommen und hätten die Sofortmaßnahmen durchgeführt. Das Opfer habe in Bauchlage gelegen und mit dem Kopf auf einem Regal aufgelegen Es habe aus dem Bereich des Ohrs und dem Schläfenbereich stark geblutet. Er habe dann noch in einem angrenzenden Garagenbereich nach Spuren gesucht, den Tatort weiträumig abgesperrt und dann an die Kriminalpolizei übergeben. Auf Frage von Götzl sagt Br., von den anwesenden beiden Personen habe er erfahren, dass die Frau dort einen Einkauf habe tätigen wollen, dann das Opfer dort habe liegen sehen und nach Hilfe suchend auf den Mann getroffen sei. Dieser habe dann nochmal in den Kioskbereich geschaut, die Polizei verständigt und auf das Eintreffen der Polizeikräfte gewartet. Götzl hält Br. aus dessen Vermerk vor, der Geschädigte sei zusammengesackt gewesen und habe die Beine angewinkelt gehabt. Br. sagt, man müsse ihm nachsehen, dass er das heute nicht mehr vor Augen habe. Die Lage sei durch die Rettungskräfte verändert worden, so Br. Auf Frage Götzls sagt Br., sie hätten keine Feststellungen tätigen können, die auf einen Einbruchdiebstahl hindeuteten. Die Kasse sei unangetastet gewesen, in der Geldbörse sei von einem Sanitäter bei der Identitätsfeststellung eine größere Geldsumme festgestellt worden. Er habe auch die Hintertür untersucht, bestätigt Br., sie sei zugezogen, aber nicht verschlossen gewesen. Auf Frage sagt Br., die Tochter des Opfers sei am Tatort gewesen und durch ein “Einsatzmittel” betreut worden, er könne aber nichts dazu sagen, weil er sich mit der Betreuung nicht habe befassen müssen.

Nebenklagevertreterin RAin von der Behrens fragt, wann die Zeugin vernommen wurde, die den Vorfall gemeldet hat. Br. sagt, er können keine Angaben machen, er sei zu diesem Zeitpunkt im Streifendienst gewesen.

Es folgt der Zeuge Ralf Ba., ein Kriminalbeamter, der Ermittlungen zum Mord an Mehmet Kubaşık durchgeführt hat. Götzl sagt, es gehe ihm um die Zeugin Dz. und um Überprüfungen bei der Sparkasse Dortmund. Ba. berichtet, sie hätten damals im Juni Lichtbilder herausgearbeitet, von denen sie gedacht hätten, es sei gut, sie der Zeugin vorzulegen. Das sei aber negativ verlaufen. Die Zeugin habe zwei männliche Personen zur Tatzeit in Tatortnähe beschrieben. Sie habe gesagt, dass sie das Gesicht eines der beiden Männer noch vor dem geistigen Auge hätte. Es sei ein Phantombild erstellt worden. Dann sei es um die Sparkasse gegangen. Frau Dz. habe eine Abhebung oder ähnliches machen wollen. Deswegen sei eine Rekonstruktion durchgeführt worden, um herauszufinden, zu welchem Zeitpunkt sie die beiden Personen gesehen haben kann. Die Rekonstruktion habe ergeben, dass sie die beiden Personen gegen 12.55 Uhr in der unmittelbaren Nähe des Tatorts zum zweiten Mal gesehen habe. Er habe sich dann um Kameraaufnahmen des Geldautomaten bemüht, dort seien nicht nur die Personen beim Geldabheben, sondern auch der Hintergrund erkennbar. Um 12.41 Uhr habe er zwei Personen ausmachen können, die etwa auf die Beschreibung der Zeugin hätten passen können. Diese hätten sich von Westen in Richtung Osten bewegt, also in Richtung des späteren Tatortes. Daraus könne man eine Rekonstruktion erstellen. Die Zeugin habe gesehen, wie sich die Personen vom Tatort wegbewegten. Wenn das die gleichen Personen gewesen seien, dann hätten sie sich also wieder hinbewegt, die Zeugin habe sie dann um 12.55 Uhr oder 12.56 Uhr nochmal gesehen. Götzl hält Ba. aus den Akten vor, eine Überprüfung der Kundendaten der Sparkasse habe ergeben, dass Frau Dz. um 12.59 Uhr als Kassenkundin registriert worden sei, was Ba. bestätigt. Weiter hält Götzl vor, es sei mit ihr der Weg von ihrer Wohnung bis zur Sparkasse abgelaufen worden, das habe 3:10 Minuten gedauert, was Ba. ebenfalls bestätigt. Und weiter verliest Götzl, dass sie die beiden Männer ca. 12:56 Uhr an der Einfahrt zum Kiosk gesehen haben dürfte. Ba. sagt, das sei die Schlussfolgerung unter der Voraussetzung, dass die Zeugin keine längere Wartezeit gehabt habe. Zum Schluss hält Götzl vor, dass die Zeugin die Männer erstmalig zwischen 12.31 und 12.36 Uhr gesehen haben dürfte. Auch das bestätigt Ba. Götzl sagt, dass die Zeugin aus strafprozessualen Gründen noch nicht gehört werden konnte [die Zeugin war für Mittwoch, den 18. September geladen], so dass die Vernehmung von Ba. hier zunächst unterbrochen werde. Nebenklagevertreter RA Scharmer sagt, er habe noch weitere Fragen an den Zeugen, die nicht die Zeugin Dz. beträfen, aber wichtig seien im Hinblick auf den für den heutigen Tag geladenen Zeugen Sch., geb. L.. Götzl sagt, er wolle zunächst seine eigene Befragung abschließen, gegebenenfalls müsse man auch den Zeugen Lö. noch einmal laden. Die Vernehmung von Ba. wird unterbrochen.

Es folgt ein Beweisantrag der RAin Dierbach (Hamburg), Nebenklagevertreterin für Angehörige des Ermordeten Halit Yozgat. Dierbach beantragt, die Zeugin A. zu laden. Die Zeugin werde bekunden, in der ersten Aprilwoche 2006 aus dem Dachfenster ihrer damaligen Dortmunder Wohnung am späten Nachmittag oder frühen Abend Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe auf dem Nachbargrundstück (Am Brackeler Hellweg) gesehen zu haben. Eine vierte Person, ein bulliger Skinhead, habe ihnen das Grundstück gezeigt. Die drei unbekannten Personen seien vollständig schwarz gekleidet gewesen. Die vierte Person habe eine Camouflage-Hose getragen. Die Frau, Beate Zschäpe, sei zu einem Schaukelgerüst gegangen und habe daran gerüttelt. Die Zeugin habe in diesem Moment fragen wollen, ob es sich um neue Nachbarn handle. Da habe die Frau nach oben geblickt und die Personen seien gegangen. Die Männer habe sie bereits wieder erkannt, als die Bilder im Zusammenhang mit dem brennenden Wohnmobil gezeigt wurden. Schon damals habe sie zu ihrem Mann gesagt, dass es sich um die beiden Männer auf dem Nachbargrundstück handele. Als dann Bilder von Zschäpe aufgetaucht seien, sei sie sicher gewesen, dass es sich um die Frau auf dem Nachbargrundstück gehandelt habe. Auf der Grundstückseinfahrt habe 2004 und 2005 länger ein großes Wohnmobil mit Kennzeichen Z, C und A gestanden. Auch Ende März 2006 sei ein Wohnmobil vor ihrem Haus gestanden. Auf dem Grundstück nebenan seien im Frühjahr oder Herbst 2005 umfangreiche Grabungsarbeiten durchgeführt worden. Am Ende habe ein Schaukelgerüst da gestanden, jedoch so nah an der Mauer, dass man nicht schaukeln könne. An diesem Gerüst habe die Frau gerüttelt. Anfang 2013 sei das Grundstück dann erneut vollständig umgegraben werden.

Das Beweisziel des Antrags sei die persönliche Anwesenheit Zschäpes in Dortmund in zeitlichem Zusammenhang zu dem Morden an Mehmet Kubaşık am 4.4.2006 und Halit Yozgat (Kassel, 6. 4.2006). Es gehe um die unmittelbare täterschaftliche Einbindung Zschäpes in das Tatgeschehen und auch darum, dass das Trio über eine enge persönliche Anbindung an Strukturen und Logistik auch in Dortmund verfügt habe. Zschäpe, darauf habe bereits ein anderer Beweisantrag hingedeutet, verfüge über Kontakte zum Dortmunder Robin S. und über ihn in die Kasseler Neonaziszene.

Eine ganze Reihe Nebenklagevertreter_innen schließen sich dem Antrag an. Dann folgt die Mittagspause.

Um 13.30 ist der Zeuge Hü. geladen. Der Mitarbeiter der Polizei Dortmund war beteiligt, als Kollegen des Bundeskriminalamtes Schussrekonstruktonen im Rahmen der Ermittlungen am Dortmunder Tatort durchführten. Aus einer baugleichen Waffe seien dabei Schüsse abgegeben und deren subjektive Wahrnehmbarkeit dokumentiert worden. Götzl zitiert das Protokoll der 16 Schüsse und seiner Wahrnehmungen. Er sei nur wenige Schritte von der Kiosk-Eingangstür entfernt gestanden.

Einer dieser BKA-Mitarbeiter ist nun als Sachverständiger geladen: der Diplomphysiker Salziger, der beim BKA Wiesbaden im Bereich Ballistik tätig ist. Nach einer Intervention von RA Heer, der nicht will, dass der Sachverständige während der ersten Ausführungen in seine Unterlagen blickt, beginnt er frei zu erzählen. Er sei am 12. April 2006 mit mehreren Personen, die sich mit der Rekonstruktion von Schusswaffenstraftaten beschäftigen, sowie dem Leiter des Sachgebiets Waffen und Munitionstechnik zum Tatort gefahren. Aus der zentralen Waffensammlung des BKA hätten sie eine Ceska 83 mit selbstgebautem Schalldämpfer bekommen, die ähnlich der Tatwaffe sei. Mikrofone mit Aufzeichnungsgerät seien im Kiosk (A), vor dem Kiosk (B) und an der gegenüberliegenden Straßenseite (C) aufgebaut worden, dort sollten zudem auch Personen ihre subjektive Wahrnehmung erfahren. Zusätzlich sei ein Schallpegelmessgerät eingesetzt worden. Neben der Ceska mit Schalldämpfer hätten sie auch Munition sowie eine Tüte mitgebracht, weil bei den vorangegangenen Mordfällen einmal ein 0,15mm dickes Plastikteil gefunden worden sei.

Bei den insgesamt 16 Schussabgaben sei variiert worden: mit und ohne Schalldämpfer, Munition mit rotem Dichtungslack, Munition mit grünem Dichtungslack, Schussabgabe durch Tüte oder nicht, bei geschlossener und geöffneter Tür. Die Dämpfungsleistung des verwendeten Schalldämpfers sei vergleichbar gewesen mit dem bei der Tat verwendeten, wie im Nachhinein hätte festgestellt werden können. Am Standort B, vor dem Kiosk, seien die Schüsse mit Schalldämpfer hörbar, aber nicht als Schuss zu deuten gewesen, mit Schalldämpfer aber immer hörbar gewesen. Die objektiven Untersuchungen hätten zudem ergeben, dass die geschlossene Tür eine erhebliche Dämpfungswirkung gehabt hätte. Auf der anderen Straßenseite (Punkt C) sei der Schallpegel relativ leise gewesen. Drei Polizeibeamte hätten, auch angesichts des Straßenlärms, bei geschlossener Tür drei von vier Schüssen nicht gehört und einen nur schwach. Und das, obwohl die Personen ja bewusst auf das Ereignis gewartet haben.

Am Tatort hätten sie dann, ohne Auftrag, die Gelegenheit wahrgenommen, eine Schussrichtungsbestimmung zu den vier bei der Tat abgegebenen Schüssen durchzuführen: aus Schilderungen sei bekannt gewesen, dass Herr Kubaşık von zwei Geschossen getroffen wurde, eins ging ins rechte Auge und blieb im Kopf stecken, eins trat in die rechte Schläfe ein und verließ den Kopf auf der linken Seite. Zu dem Kopfsteckschuss lasse sich keine Rekonstruktion durchführen, da nicht bekannt ist, wie das Opfer gestanden ist. In der Wand befand sich eine kreisrunde Beschädigung in Kopfhöhe. Es ergab sich ein aufsteigender Schusswinkel von 4,1 Grad von rechts kommend (etwa 11 Grad). Des weiteren gab es noch Beschädigungen an einer Samson-Zigarettenfilterschachtel und einer Steckdose. Man könne davon ausgehen, dass der erste Schuss Richtung Wand erfolgte und anschließend nach unten gezielt wurde. Ob jetzt der Fehlschuss vor dem Kopftreffer erfolgt ist oder danach, lasse sich ballistisch nicht eindeutig sagen. Auf Fragen Götzls sagt der Sachverständige unter anderem aus, dass die Tüte keinen signifikanten Einfluss auf die Schalldämpfung hatte. Alle vier gefundenen Geschosse hätten einen Aluminiumabrieb gehabt, es sei also ein Schalldämpfer verwendet worden. Die geschlossene Tür habe genauso wie der Schalldämpfer gewirkt.

Auf Nachfrage schätzt der Sachverständige den bei der Mordserie verwendeten Ceska-Schalldämpfer als “gut, aber nicht sehr gut” ein. Die Munition für das Kaliber 7.65 sei zudem Unterschallmunition gewesen.

Nach einer zehnminütigen Pause wird der Zeuge Michael Sch., geb. L. geladen. Der heute 52-Jährige Dortmunder Polizist war Leiter der Mordkommission und mit den Ermittlungen im Falle des Geschädigten Kubaşık betraut.

Er sei am 4. April in der Mittagszeit zum Tatort gerufen worden, wo sich schnell herausgestellt hätte, dass hier keine Raubtat vorlag. Das Opfer sei durch mehrere Schüsse tödlich verletzt worden, eine Hinrichtung. Sie hätten am nächsten Tag schon eine Patronenhülse vom Tatort zum BKA geschickt, um zu prüfen, ob die Tat zu der Mordserie gehört, bei der mit der Ceska 83 geschossen wurde. Das wurde positiv beschieden. Sie hätten daraufhin Kontakt zu den Kollegen in Nürnberg aufgenomen und mit den anderen Kollegen aus den Bundesländern Maßnahmen abgesprochen: Funkzellenauswertungen, Radardaten, Überschneidungen von Massendaten der anderen Tatorte sollten hergestellt werden. Eine Organisationstheorie, die bei den anderen Taten im Vordergrund gestanden sei, habe sich in Dortmund nicht bestätigt: “Wir haben vom Opfer aus keine kriminellen Machenschaften gefunden”. Nach den Taten 8 und 9 sei daher eine neue Analyse in Auftag gegeben worden und die Einzeltätertheorie ins Spiel gekommen: “Das wurde parallel weiter verfolgt”.

Götzl fragt u. a. nach Obduktionsergebnis und zum Tatort. Die Mallinckrodtstraße 190, so Sch. sei ein Mehrfamilienhaus, im EG befand sich der Kiosk. Die Straße habe zwei Fahrspuren in jede Richtung, die Geräuschkulisse sei sehr hoch. Niemand habe Schussgeräusche gehört.
Der Hauptbahnhof sei fünf Minuten zu Fuß entfernt, in unmittelbarer Nähe gebe es eine U-Bahn. Über die Mallinckrodtstraße sei westlich die Autobahn und östlich seien die Bundesstraße bzw. Autobahn 1 und 2 schnell zu erreichen.

Eine für jeden ersichtlich hinter dem Verkaufstresen an der Decke aufgehängte Videokamera sei leider nicht an den Videorekorder hinten angeschlossen gewesen. Herr Kubaşık habe um kurz nach 12.00 Uhr noch mit seinem Bruder in der Schweiz telefoniert. Eine Frau habe gegen 12.30 Uhr zwei Personen gesehen, die ihr entgegen kamen. Erstmeldezeit sei kurz vor 13.00 Uhr gewesen.

Die Familie habe den Kiosk von 7.00 bis 1.00 Uhr betrieben. Morgens durch Frau Kubaşık, Mittags oft durch die Tochter, und dann durch Herrn Kubaşık bis spät in die Nacht. Nur am Tattag hatte Frau Kubaşık Besuch von ihrer Schwester aus England, deswegen sei Herr Kubaşık schon morgens im Kiosk gewesen.

Vier Projektile seien gefunden worden (drei am Tatort, eines bei der Obduktion), eine Hülse sei auf dem Ziffernblock der Registrierkasse gelegen. Den Getöteten habe man überprüft: “wir konnten nur feststellen, dass er für den Kiosk hart gearbeitet hat, keine Straftaten, eine absolut weiße Weste”. Dies habe nicht zu den Ermittlungen bei den anderen sieben Taten oder zumindest zur Organisationstheorie gepasst. Götzl zitiert aus den Akten: “wurde als ruhiger und besonnener Mensch beschrieben”, was der Zeuge bestätigt.Der Erkennungsdienst habe einige Fingerspuren sichern können, nicht alle seien zuzuordnen gewesen: “nicht ungewöhnlich für einen Kioskbetrieb, da gehen jede Menge Leute rein und raus”. Götzl und Nebenklagevertreter RA Scharmer kündigen noch weitere Fragen an den Zeugen an, so dass dieser erneut geladen werden wird.

Jetzt ist aber planmäßig der Zeuge Uwe G. von der Dortmunder Polizei dran, der mit der Tatortaufnahme betraut war. Er habe sich dabei vor allem um die Dokumentation des Verkaufsraums gekümmert, wo der Leichnam gefunden wurde, sein Kollege Bl. hatte die Räumlichkeiten im hinteren Bereich des Kioskes aufgenommen.

Nach einer Pause von zehn Minuten folgt die Inaugenscheinnahme zahlreicher Fotos vom Tatort (“Lichtbildmappe 4”). Götzl weist zuvor die anwesenden Mitglieder der Familie Kubaşık darauf hin, dass in der Lichtbildmappe auch Fotos des Getöteten enthalten sind.

Zu sehen sind die Mallinckrodtstrasse 190 mit Kiosk und der Tordurchfahrt zu Hinterhof und dann
viele Bilder aus dem Inneren des Kiosk und des privaten Bereichen im hinteren Teil. Vor den Regalen und Auslagen ist auf den Bildern teilweise eine große Blutspur zu sehen sowie schließlich auch der Getötete und Bilder von dessen Kopfverletzungen. Dokumentiert sind im Detail auch die Beschädigungen durch die Projektile an einer Steckdose, am Wandputz sowie einem Regalboden (mit Ausreißungen im Holz). Angeschaut werden auch Stadtplanausschnitte der Dortmunder Nordstadt und Gebäudegrundrisse des Kiosks.

Nebenklagevertreter RA Carsten Ilius fragt, ob es 2006 auch einen Radweg gegeben habe, der an dem Laden vorbeiführte. Doch der Zeuge gibt an, über eine eventuelle Widmung des Weges als Rad- oder Fußweg nicht informiert zu sein. Ilius hält dem Zeugen daraufhin mehrere Fragen aus Vernehmungen vor, die dieser im Umfeld des getöteten durchgeführt hätte. Götzl weist beim ersten Fall darauf hin, dass diese Vernehmung nicht der Zeuge gemacht hat, Ilius entschuldigt sich und hat jedoch andere Vernehmungsausschnitte des Zeugen parat: z. B. am 14.11. 2006, eine Vernehmung mit Herrn O., dokumentiert auf S. 396 in der Altakte Kubaşık. Ilius zitiert die damalige Frage des heutigen Zeugen “Hatte der M. Kubaşık eine Freundin”. Der Befragte sagt nun im Prozess zu dieser aufs Privatleben abzielenden Frage: “Für mich erschien die Frage sinnvoll, selbst wenn es eine Serie ist”.

Zum Ende um 16.00 Uhr gibt der Vorsitzende noch bekannt, dass der Zeuge für den 24.9.2013, Herr Bl. und der Sachverständige K. beide erkrankt seien. RA Johannes Pausch überrascht schließlich die Anwesenden mit dem Hinweis, sein Mandant Carsten S. sei nun doch bereit, Fragen der Verteidigung Wohlleben zu beantworten.

Rechtsanwalt Scharmer erklärt zur Befragung der Beamten im Mordfall Kubaşık:
“Dass der leitende Ermittler davon spricht, dass kriminelle Machenschaften des Tatopfers Mehmet Kubasik nicht nachgewiesen hätten werden können, ist richtig. Es heißt nämlich auch, dass die Polizei umfangreiche Versuche unternommen hat, genau diesen „Nachweis“ zu erbringen. Die Nebenklage der Familie Kubasik hatte insoweit eine umfangreiche Befragung der verantwortlichen Beamten vorbereitet. Unter anderem sollte es dabei auch um konkrete Spuren gehen - die es bereits im Jahr 2006 gab - und die klar auf ein rassistisches Tatmotiv deuteten, letztlich nach Aktenlage aber konsequent ignoriert wurden. Da die gesamte Befragung allerdings auch auf der Aussage der für Mittwoch, den 18.09.2013, ursprünglich vorgesehenen Zeuginnen und Zeugen aufbauen sollte, werden wir diese dann auch vornehmen, wenn diese Vernehmungen stattfinden. Das wird voraussichtlich Anfang November der Fall sein. Gamze Kubasik und ihre Mutter werden dann erneut an der Verhandlung teilnehmen und auch selbst aussagen.“


Protokoll 37. Verhandlungstag - 23. Sept 2013

Der Verhandlungstag widmete sich der Beweisaufnahme zum Mord an Süleyman Taşköprü am 27. Juni 2001 in Hamburg-Bahrenfeld. Er war 31 Jahre alt, als er mit drei Schüssen aus zwei verschiedenen Waffen hingerichtet wurde. Er starb in den Armen seines Vaters Ali Taşköprü, der seinen Sohn kurz nach der Tat auffand. Ali Taşköprü hatte auch zwei hellhäutige Deutsche am Tatort gesehen - eine Spur, der die Hamburger Polizei offensichtlich nicht weiter folgte, wie die zwei als Zeug_innen geladenen Kriminalbeamt_innen aussagten.

Zeug_innen:

	KOK Thorsten He. (Kriminalbeamter am Tatort Taşköprü)
	Sachverständiger Dr. Oliver Peschel (Rechtsmediziner an der Universität München zu Schmauch- und Schussspuren am Tatort)
	Kriminalbeamtin Sonja St. (Polizei Hamburg, mit eingeschränkter Aussagegenehmigung)
	Ali Taşköprü (Vater des ermordeten Süleyman Taşköprü, der seinen Sohn schwer verletzt auffand)
	Zeugin Asli Ic. (kam zufällig am Tatort vorbei und fand Vater und Sohn)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.45 Uhr. Rechtsanwalt Stahl, einer der Verteidiger von Zschäpe, ist heute erneut nicht anwesend. Als Nebenkläger_innen sind mehrere Verwandte des 2001 in der Hamburger Schützenstraße ermordeten Süleyman Taşköprü im Saal.

Zunächst teilt Richter Manfred Götzl mit, dass die für den Beginn geladene Zeugin Mü., die am Tattag des Mordes an Habil Kılıç in München zwei Radfahrer in der Nähe des Tatortes gesehen hatte, heute krankheitsbedingt nicht vernommen werden kann.

Erster Zeuge ist also der Kriminaloberkommissar He., der als Kriminalbeamter Ermittlungen am Tatort des Mordes an Taşköprü durchgeführt hatte. Er berichtet, er sei Mitglied der diensthabenden Mordbereitschaft gewesen. Diese sei gegen 11.55 Uhr informiert worden, dass in Bahrenfeld (Hamburg) in einem Gemüseladen eine männliche Person mit Schussverletzung gefunden worden sei. Auf dem Weg zum Tatort sei schon die Meldung gekommen, dass das Opfer verstorben ist. Sie seien etwa gegen 12.30 Uhr am Tatort gewesen. Es habe sich um ein “Einraumgemüsegeschäft” in einer “Flachdachladenzeile” gehandelt. Normalerweise seien dort zwei Geschäfte untergebracht, damals sei aber nur eines in Betrieb gewesen, der “Taşköprü Market”. Dahinter liege ein Mehrfamilienhaus, es handle sich um eine Wohngegend. Der Laden sei etwa 25 qm groß gewesen, rechts hätten sich Regale befunden, links ein Verkaufstresen. Auf der Freifläche hinter dem Eingang habe der Leichnam gelegen, mit einer Wolldecke zugedeckt. Im hinteren Bereich habe es einen weiteren Büroraum gegeben, der vielleicht halb so groß gewesen sei wie der Laden. Davon sei außerdem ein Keller abgegangen. Er habe dann die fotografische Dokumentation des Tatortes, die Spurensicherung und eine äußere Leichenschau vorgenommen. Auf dem Fußboden zwischen Verkaufstresen und Eierkartons habe es massive Blut- und wohl auch Hirnmasseantragungen gegeben. Davon ausgehend habe es Wischspuren gegeben bis zu dem Bereich, wo der Leichnam gelegen habe. Der Leichnam sei von den Rettungskräften in diese Position gebracht worden und auch zugedeckt worden.Es sei außerdem eine Brille des Opfers mit leichten Blutantragungen gefunden worden sowie eine am Band abgerissene Armbanduhr, bei der sich heraus gestellt habe, dass es sich um die Uhr des Opfers handelte. Außerdem sei eine Patronenhülse des Kalibers 6.35 mit dem Aufdruck “S&B” im Bereich der Eierkartons gefunden worden sowie bei der Nachsuche eine zweite, identische Hülse. Es seien daktyloskopische Spuren gesichert worden, es habe aber keine verwertbaren Spuren gegeben. Die Gegenständen seien dann zur kriminaltechnischen Untersuchung geschickt worden. Der Schusswaffenerkennungsdienst habe keine Ergebnisse gebracht zu einer konkreten Waffe. Der Leichnam sei mit Unterhose und Socken bekleidet gewesen, die Kleidung des Opfers sei von den Rettungskräften entfernt und von der Polizei sicher gestellt worden. Der Leichnam sei im Kopfbereich massiv blutverschmiert gewesen, was die äußere Leichenschau erschwert habe. Bei der Sektion seien später dann zwei Einschusslöcher am Hinterkopf festgestellt worden, das habe er selbst aber nicht feststellen können. An der Wange sei aber unter der Haut etwas fühlbar gewesen und auf der Gegenseite am ein Ohr ein Hautdefekt “nach Art einer Einschussöffnung”. Im Stirnbereich seien weitere Hautunterblutungen festzustellen gewesen. Im hinteren Bereich des Ladens seien Notizzettel sicher gestellt worden.

Nun fragt Richter Götzl. Zu den ersten Informationen von Zeug_innen berichtet He., diese seien ihm durch Beamte eines anderen Kommissariats berichtet worden. Der Getötete habe sich bis gegen 11.45 Uhr gemeinsam mit seinem Vater im Laden aufgehalten. Der Vater habe dann den Laden verlassen, weil er Oliven in einem nahen Geschäft besorgen sollte, und sei etwa eine halbe Stunde weg gewesen und habe dann seinen Sohn vorgefunden, habe ihn angesprochen, der Sohn habe aber nicht reagiert. Dann hätte der Vater das Blut gesehen. Der Vater sei dann in einen anderen Laden gegangen und habe von da aus den Rettungswagen und die Polizei verständigen lassen. Ihm sei außerdem mitgeteilt worden, dass eine Zeugin aus den Mehrfamilienhäusern Geräusche gehört habe, einen “Verbalstreit”: Die Zeugin habe gemeint, eine Fremdsprache gehört zu haben. Der Vater habe außerdem mitgeteilt, dass ihm zwei Männer aufgefallen seien in der Nähe des Ladens, die sich in südlicher Richtung entfernt haben. Zwei Zeuginnen seien noch vor den Rettungskräften da gewesen und hätten dem Vater bei der Ersten Hilfe geholfen. Außer diesen habe es noch einen weiteren Zeugen gegeben. Götzl fragt, wer den Notruf abgesetzt hat. He. sagt, der Vater sei in eine nahe gelegene Fleischerei gegangen, die Verkäuferin habe dann den Notruf abgesetzt.

Es folgt eine Inaugenscheinnahme von Bildern, für die He. nach vorne an den Richtertisch geht. Zunächst werden Karten der Umgebung des Tatortes gezeigt, dann eine Skizze des Tatortes mit den gefundenen Spuren. He. berichtet, dass zwei Spuren, die von einem Spürhund im Außenbereich des Ladens gefunden worden seien, sich als nicht relevant heraus gestellt hätten. Götzl fragt, wieviele Projektile und Hülsen aufgefunden worden seien. He. antwortet, es sei zwei Hülsen am Tatort aufgefunden worden, die Projektile seien erst bei der Obduktion gefunden worden, es seien zwei Projektile des Kalibers 6.35 und ein Projektil des Kalibers 7.65, das von einer Ceska stamme, gewesen.
Es werden dann Lichtbilder des Tatortes gezeigt. nach Übersichtsaufnahmen des Gebäudes geht es in den Innenraum. Man sieht den von einer Wolldecke verdeckten Leichnam Taşköprü. Während der Inaugenscheinnahme sagt Götzl in Richtung der Angehörigen, es würden jetzt auch Bilder von Blutantragungen gezeigt, falls sich die Angehörigen das nicht anschauen wollten, Bilder des Opfers würden nicht gezeigt. Bilder zeigen am Durchgang zwischen Kartons und Tresen einen großen Blutfleck und im Detail die einzelnen gesicherten Spuren. He. berichtet, es seien kleine Taschentücher mit Blutanhaftungen gefunden worden, die sämtlich von Zeug_innen und Helfer_innen benutzt worden seien. Es werden Luftbilder der Gegend um den Tatort gezeigt, anhand derer He. erklärt, wo sich der Tatort befindet. Zuletzt werden Bilder von den Kleidungsstücken, die die Rettungskräfte bei der Erstversorgung zum Teil aufgeschnitten hatten, sowie Detailaufnahmen von Brille und Armbanduhr des Opfers gezeigt. He. geht wieder nach hinten.
Götzl fragt, ob festgestellt werden konnte, ob Gegenstände oder Geld gefehlt hätten. Das sei nachgefragt worden, aber es sei nichts festgestellt worden, so He. Nebenklagevertreter RA Thiel sagt, er gehe davon aus, dass He. die Aussage des Vaters von Taşköprü bekannt sei, nach der der Vater zwei deutsche Männer gesehen habe. He. bestätigt das, es sei auch über Phantombilder diskutiert worden, das falle aber in den Aufgabenbereich des Mordbereitschaftsleiters. Thiel will wissen, ob zu diesem Zeitpunkt auch andere Dienststellen beteiligt gewesen seien. He. antwortet, bei der Tatortbefundaufnahme und der Zeugenbefragung nicht, der Mordbereitschaftsleiter leite den Stand aber immer an andere Polizeidienststellen weiter, innerhalb Hamburgs, aber auch in andere Bundesländer. Er gehe fest davon aus, dass der damalige Mordbereitschaftsleiter das auch am 27. Juni 2001 getan habe. Eine Bestätigung sei, dass sie eine Rückmeldung aus Nürnberg bekommen hätten. Auf Nachfrage sagt He. er erinnere sich an ein Telefonat, dass er selbst mit einem Herrn Vögeler (siehe Protokoll zum 31. Verhandlungstag) geführt habe, dabei sei es um Taten in Nürnberg mit einem ähnlichen Modus Operandi gegangen. Daraufhin sei das BKA gebeten worden, sich Zusammenhänge anzuschauen, insbesondere im Hinblick auf Schusswaffen. RA Thiel sagt, das sei überraschend schnell passiert, das Fernschreiben sei vom 28. Juni 2001, 15 Uhr. He. bestätigt das. Thiel sagt, es sei die Rede von “zwei Tötungsdelikten in Nürnberg mit der gleichen Tatwaffe”, das sei ja eine interpretationsfähige Formulierung. He. sagt, es gehe dabei um die beiden Nürnberger Taten, am nächsten Tag hätten sie noch nicht gewusst, dass es die identische Waffe gewesen sei. Thiel will wissen, ob denn angesichts der Erkenntnisse die politische Abteilung des Hamburger LKA hinzu gezogen worden sei. He. sagt, in der Regel sei die Abteilung im Verteiler, es sei aber keine Rückmeldung gekommen. Auf Nachfrage sagt He., dass, soweit er wissen, sich auch vom Landesamt für Verfassungsschutz niemand mit ihnen in Verbindung gesetzt habe. Die Spur zu den beiden Männern sei ohne genaue Personenbeschreibung und ohne Ermittlungsansatz erledigt gewesen, so He., es habe keine Anhaltspunkte in Richtung Rechtsextremismus gegeben. Nebenklagevertreterin RAin Pinar sagt, die politische Abteilung des Hamburger LKA habe 1999 versucht, eine Verbotsverfügung für das “Aktionsbüro Nord” [eigentlich: "Nationales und soziales Aktionsbündnis Norddeutschland", kurz Aktionsbüro Norddeutschland, Anmerkung Red. NSU-watch] zu bekommen, und will wissen, ob darüber ein Rundschreiben verschickt worden sei. He. sagt, davon wisse er nichts, es sei, soweit ihm bekannt, auch nicht intern darüber diskutiert worden.

Es folgt der Sachverständige Peschel, Rechtsmediziner an der Universität München (siehe Protokoll zum 30. Verhandlungstag). Peschel referiert sein Gutachten aus dem Juni 2006, das er im Auftrag der BAO “Bosporus” durchgeführt hat, und bei dem er sich auf den Obduktionsbericht, Spurensicherungsbericht und einen Schmauchspurenbericht zum Mord an Süleyman Taşköprü stütze. Es sei um vier Fragen gegangen, so Peschel: Ob Aussagen über die Verwendung eines Behältnisses und eines Schalldämpfers getroffen werden können, ob Angaben zum Standort des Opfers bei Schussabgabe gemacht werden können, ob eine Reihenfolge der Schussabgabe ausgemacht werden könne und wie Blutergüsse an Stirn und rechtem Oberarm entstanden seien. An den Händen Taşköprüs seien Schmauchspuren festgestellt worden. Die Spuren an der rechten Hand hätten sich den Patronenhülsen Kaliber 6.35 zuordnen lassen, die an der linken Hand nicht. Im Obduktionsbericht seien drei Kopfschussverletzungen festgestellt worden. Ein Schuss sei quer horizontal durch das Gesicht gegangen, unter dem Jochbeinbogen sei ein Projektil Kaliber 7.65 gefunden worden. Außerdem seien zwei Hinterhauptsteckschüsse gefunden worden. Einer sei wahrscheinlich aufgesetzt gewesen. Dazu seien Projektile des Kalibers 6.35 gefunden worden. Todesursache sei eine zentrale Hirnlähmung nach drei Kopfschüssen, von denen zwei das Gehirn direkt getroffen haben, gewesen. Die Schussverletzungen des Kalibers 6.35 hätten keine Hinweise auf ein schützendes Behältnis ergeben, das z. B. Hülsen oder Schmauch auffängt. Bei der Waffe Kaliber 7.65 käme eine Verpackung der Waffe durchaus in Betracht, so Peschel, könne aber nicht belegt werden. Dass Hülsen nicht aufgefunden werden, sei nicht ungewöhnlich. Schmauchspuren seien in der Hinterhauptregion gefunden worden, was gegen die Verwendung eines Schalldämpfers spreche. Die Schmauchspuren an den Händen könnten mit einer Abwehrreaktion in Richtung der Waffe erklärt werden, es könne sich aber auch um sekundäre Auftragungen bei den Rettungsmaßnahmen handeln. Dann geht es um die Blutspuren. Im engen Bereich zwischen Kasse, Regalen und den seitlich stehenden Eierkartons habe sich wohl der Kopf Taşköprüs befunden. Im höheren Bereich der Regalböden hätten sich keine weiteren Blutspuren gefunden. Das sei nicht erstaunlich, so Peschel, denn es habe nur Steckschussverletzungen gegeben, also keine Ausschüsse. Deshalb fehlten charakteristische Blutspuren oder Beschädigungen von Oberflächen. Die Spuren hinter der Kasse seien ein Indiz, dass es sich hier um den Tatortbereich handele, alles andere seien wohl Spuren von Rettungsmaßnahmen. Eine Zuordnung der Reihenfolge der Schüsse habe sich aus der Morphologie des Schädels nicht ergeben. Die Verletzungen in der Stirnregion seien Folge stumpfer Gewalt und zu Lebzeiten entstanden, es lasse sich nicht differenzieren, ob es sich um einen Schlag zum Kopf oder um einen Sturz gegen hervorstehende Ecken und Kanten handele. Bei den Einblutungen am Oberarm sei plausibel, dass es sich um Verletzungen handelt, die z. B. im Rahmen der Bergungsmaßnahmen zustande gekommen sind.
Als Hypothese nennt Peschel folgenden möglichen Tatablauf: Zunächst habe die Schussabgabe Kaliber 7.65 in der linken seitlichen Gesichtsregion stattgefunden. Dann sei zu unterstellen, dass er zu Boden gebracht wurde oder gestürzt ist. Dann folge der Einschuss in die rechte seitliche Hinterhauptsregion, dann nach dem Sturz nach vorne, der die Verletzungen an Stirn erklären könnte, folge der Schuss in die zentrale Hinterhauptsregion. Das sei plausibel, es könne aber auch anders gewesen sein, so Peschel.
Nach einer Frage des Verteidigers von Carsten S., RA Pausch, geht es um die Einschätzungen Peschels zu der möglichen Verwendung eines Schalldämpfers bei den Waffen der verschiedenen Kaliber. Nach kurzer Verwirrung darum, welche Waffe bei welchen Schüssen verwendet wurde, stellt Peschel auf Frage von Oberstaatsanwältin Greger klar, dass die Waffe Kaliber 6.35 beim aufgesetzten Hinterhauptschuss verwendet worden sei, da hätten sich Schmauchspuren gefunden. Beim Gesichtsschuss mit Kaliber 7.65 habe es keine Vergleichshülse zur Schmauchzuordnung gegeben, aber Schmauchspuren an der linken Hand, was - unter der Hypothese, dass mit der Hand zur Waffe gegriffen wurde - dagegen spreche, dass ein Schalldämpfer verwendet wurde.

Nächste Zeugin ist die Kriminalbeamtin Sonja St. von der Polizei Hamburg. Auf Frage Götzls, ob es sich bei ihrer Aussagegenehmigung um die übliche Genehmigung handele, weist sie darauf hin, dass es sich um eine “besonders eingeschränkte Genehmigung” handele. Götzl verliest die Aussagegenehmigung, in der unter anderem steht, dass sich die Beamtin nicht zur Zusammenarbeit mit anderen Behörden äußern dürfe. Dann will Götzl mit der Befragung beginnen. RA Thiel sagt jedoch, wenn man eine solche Aussagegenehmigung höre, werde es doch etwas befremdlich. Er schlage daher vor, dass die Zeugin immer deutlich machen müsse, wenn sie etwas weglasse. Götzl erwidert, Thiel solle ihn doch erst einmal fragen lassen, die Zeugin müsse sich ohnehin auf ihre Aussagegenehmigung berufen, wenn sie eine Frage nicht beantworte.
St. sagt, ihr seien in der Vorladung drei Vermerke genannt worden, die sie verfasst habe. Diese habe sie nochmal durchgelesen, es gehe um den Tatort und um Informationen über die Familie. Der Tatort, die Schützenstraße 39, sei ein kleines Ladengeschäft für Gemüse, Konserven und Getränke gewesen. Das Gewerbe sei zunächst auf den Namen der älteren Schwester Süleyman Taşköprüs angemeldet gewesen. Im Jahre 2000 oder 2001 sei es umgeschrieben worden auf die jüngere Schwester. Es gab einen Mietvertrag, der lange Jahre auf die Vormieterin lief und 2000 auf Ali Taşköprü umgeschrieben worden sei. Vor dem Laden, der jahrelang leer gestanden habe, gebe es “eine Art Gedenkstätte” für das Todesopfer. Sie selbst und verschiedenen Kollegen hätten die Familie regelmäßig aufgesucht, so St., sie hätten zusammen Tee getrunken. Sie habe das Gefühl, dass sie ein sehr gutes Verhältnis zu der Familie gehabt hätten. Götzl fragt zu den Belastungen für die Familie. St. sagt, den Eltern Süleyman Taşköprüs sei es körperlich und psychisch sehr schlecht gegangen, weil ihr Sohn erschossen worden war, aber auch weil die Polizei den Täter nicht ermittelt habe. Das sei eine Grundbelastung gewesen, auch für die Geschwister von Süleyman. Götzl fragt, ob St. in weiteren Bereichen eingesetzt gewesen sei. St. antwortet, dass sie eineinhalb Jahre in der Soko gewesen sein und diverse Spuren abgearbeitet habe. Sie sei sehr häufig bei der Familie gewesen. Götzl möchte wissen, was der jeweilige Anlass gewesen sei. St. sagt, sie hätten meistens noch Fragen gehabt, sie hätten aber auch den Kontakt zur Familie halten wollen. RAin Pinar fragt, wozu St., so wie sie ihre Tätigkeit beschrieben habe, eine so eingeschränkte Aussagegenehmigung benötige. St. sagt, das sei so üblich. Richter Götzl sagt, das sei wohl die übliche Aussagegenehmigung. Pinar fragt, wer die Spuren verteilt habe. St. antwortet, das sei der Soko-Chef gewesen. Pinar will wissen, wer der Spur nachgegangen sei, dass der Vater zwei nicht ausländisch aussehende Personen gesehen habe. St. sagt, das könne der Soko-Chef beantworten. RA Reinecke bittet den Senat darum, die Aussagegenehmigung von St. schriftlich zu bekommen, um sie mit der des Zeugen He. vergleichen zu können. RA Thiel fragt nach dem Ende der Vernehmung, ob der Senat beabsichtige, die Beamten Bl. (Soko-Chef) und S. zum Fall Hamburg zu hören. Und weiter: “Und in Sachen Landesamt für Verfassungsschutz, alle die die Verschlusssachen gelesen haben (…) wissen, dass Frau Zschäpe eine Verbindung in Hamburg hatte, da gibt es ja auch Bildmaterial.” Thiel sagt, er werden sonst auch Anträge stellen zu den Materialien.

Nach der Mittagspause folgt um 13.15 Uhr die Vernehmung von Ali Taşköprü, dem Vater des ermordeten Süleyman Taşköprü. Auf Frage Götzls bittet Taşköprü darum, auf Türkisch antworten zu dürfen. Die Übersetzung übernimmt ein Dolmetscher, der neben Taşköprü sitzt. Außerdem sitzt sein Anwalt Andreas Thiel bei ihm. Ali Taşköprü berichtet, er sei an dem Tag zusammen mit seinem Sohn zur Markthalle gefahren, um einzukaufen. Beim Ordnen der Theke, hätten sie festgestellt, dass Zigarettensorten fehlten. Er habe dann die Zigaretten eingekauft und das Auto gegenüber geparkt. In der gleichen Straße gebe es einen Laden, in dem Oliven verkauft werden. Er sei dort hingegangen. Als er zurück gekommen sei, habe er hinter der Theke etwas Schwarzes gesehen. Er habe gesagt: “Mein Sohn, hast du hier etwas vergossen?” Sein Sohn habe nicht geantwortet. Er habe dann die Oliven zur Seite gestellt. Sein Sohn habe auf dem Boden gelegen. Er habe das Gesicht seines Sohnes auf den Schoß genommen. Dieser habe etwas sagen wollen, es aber nicht gekonnt. Dann sei ein Mädchen gekommen. Entweder das Mädchen oder er selbst sei dann zur Metzgerei gegangen, das wisse er nicht mehr. Die Erste Hilfe sei zu spät gekommen. Nachher sei die Polizei gekommen und habe seinen Sohn von seinem Arm weggenommen und ihn auf den Boden gelegt. Das sei alles, was er wisse. Er habe Leute gesehen, wie sie aus dem Laden gekommen sind. Aber er habe gedacht, es seien normale Kunden. Das sei zwischen elf und zwölf Uhr gewesen, da sei immer viel los. Götzl fragt, ob er die Leute beschrieben könne. Taşköprü: “Ich weiß es sicher, dass sie deutsche Staatsangehörige sind.” Sie seien zischen 25 und 35 Jahre alt gewesen. Sie seien vielleicht 170 cm oder 175 cm groß gewesen, das könne er nicht genau angeben. Auch zu Kleidung und Haaren befragt, sagt Taşköprü, er könne nichts genaues sagen. Es seien zwei  Personen, vielleicht auch drei Männer gewesen. Götzl will wissen woran Taşköprü festmacht, dass es sich um deutsche Staatsangehörige gehandelt habe. Die Kunden, die dort eingekauft hätten, seien meistens Deutsche gewesen, so Taşköprü. Es seien auch Türken gekommen. In der Gegend wohnten Studenten, meistens junge Leute. Er sei mit dem Wagen gekommen und dann die Oliven holen gegangen, als er den Wagen geparkt habe, habe er das gesehen. Zu Gegenständen bei den jungen Leuten befragt, sagt er, er wisse es nicht genau, er wolle nichts Falsches sagen. Nach einer Pause sagt er: “Mein Sohn war 31 Jahre alt, was wollten sie von ihm? Wir sind Menschen, die auf eigenen Füßen stehen. Meine Tochter hatte Geld gespart und ich habe mit diesem Geld das Geschäft gegründet, damit meine Söhne es betreiben sollten. Wir lebten von unserem eigenen Geld, was wollten diese Leute von uns?” Sein Sohn sei ein halbes Jahr im Geschäft gewesen, berichtet Ali Taşköprü. Der Laden sei von sechs Uhr morgens bis 21 Uhr geöffnet gewesen. Sie hätten als Familie zusammen im Laden gearbeitet. Auf Frage von Götzl stellt Taşköprü seine Familie vor, er habe zwei Söhne und zwei Töchter. Süleyman habe eine Tochter mit seiner damaligen Lebensgefährtin. Diese sei jetzt fünfzehn und sei zweieinhalb Jahre gewesen, als ihr Vater starb und lebe jetzt bei ihm und seiner Frau. Götzl fragt nach den Folgen des gewaltsamen Todes des Sohnes. Taşköprü: “Sie haben mir mein Herz abgerissen.” Süleymans Kind sei alleine geblieben. Momentan lebten sie mit ihrer Enkelin zusammen: “Sie ist unsere Bindung zum Leben. Sie lässt uns am Leben bleiben.” Götzl sagt, der Laden sei nach dem Tod Süleymans aufgegeben worden. Ali Taşköprü: “Auch wenn ich wüsste, dass ich in diesem Laden Gold verdienen würde, kann ich nicht mehr diesen Laden betreten.” Er versuche finanziell auf den Beinen zu bleiben mit der Hilfe seiner Kinder. Dann berichtet Taşköprü zu den gravierenden psychischen und gesundheitlichen Folgen, die der Mord für seine Enkelin und für seine Ehefrau gehabt hat.

Götzl fragt dann wieder zum 27. Juni 2001. Taşköprü sagt auf Frage Götzls, er wolle nichts Falsches sagen, aber die Männer hätten etwas in der Hand gehabt, eine Tasche oder Tüte, er wisse es nicht. Er sei circa eine halbe Stunde oder 45 Minuten weg gewesen. “Er hatte keinen Bluttropfen mehr in seinem Körper, alles war heruntergeflossen”, sagt der Zeuge. Sein Sohn habe hinter der Theke gelegen, er habe dessen Kopf auf seinen Schoß gezogen und das Gesicht gestreckt. Süleyman habe ihm etwas sagen wollen, es aber nicht gekonnt, er habe seitlich gelegen. Götzl sagt, Ali Taşköprü sei von der Polizei befragt worden. Dieser antwortet: “Ständig, bis 2010 kamen sie ständig zu mir nach Hause, es waren widersprüchliche Aussagen.” Im Folgenden macht Götzl Vorhalte aus früheren Vernehmungen. Es geht zunächst um die zeitliche Einordnung. Ali Taşköprü habe bei der Polizei angegeben, er sei gegen halb elf Uhr gegangen, so Götzl. Das bestätigt Taşköprü. Götzl hält vor, Taşköprü habe ausgesagt, dass er als er parkte, zwei Männer wahrgenommen habe, von denen er nicht wisse, ob es Passanten oder Kunden gewesen seien. Auch das bestätigt der Zeuge. Taşköprü sagt, wenn er gewusst hätte, dass es die Täter waren, hätte er sie erwürgt. Es seien auch immer Polizisten beim Metzger zum Essen gekommen. Es sei unmöglich, dass die das nicht mitbekommen hätten. [Protokoll ergänzt am 25.9.2013] Götzl sagt, er habe hier von zwei oder drei Männern gesprochen. Taşköprü sagt, das könne er nicht genau sagen. Wiedererkennen könne er sie auch nicht. Weiter hält Götzl vor, Ali Taşköprü habe ausgesagt, sein Sohn sei zum Großmarkt gefahren und er selber habe den Laden aufgemacht, sein Sohn sei dann um neun Uhr vom Großmarkt gekommen: Auch das bestätigt Taşköprü. Dann geht es um die Beschreibung der Männer. Götzl sagt, der Zeuge habe von jungen Männern, die 25 oder höchstens 30 Jahre alt gewesen seien und gleich ausgesehen hätten. Ob es Ausländer oder Deutsche gewesen seien, habe er damals nicht sagen können, so Götzl. Taşköprü sagt, er habe nicht drauf geachtet. Götzl hält vor, Taşköprü habe gesagt, die Männer seien vielleicht so groß gewesen wie der vernehmende Beamte, also 1,78 m. Heute sagt der Zeuge, er könne das nicht genau angeben, es seien vielleicht fünf Zentimeter mehr oder weniger gewesen. Weiter hält Götzl vor, Taşköprü habe angegeben, einer der Männer habe etwas in der Hand gehabt, eine Mappe oder so, die er zugeklappt habe. Taşköprü antwortet, es könne sein, dass er das so gesagt habe, es sei dreizehn Jahre her. Zur Entfernung zu den Männern sagt Götzl, der Zeuge habe von zehn bis 15 Metern gesprochen, er habe die Oliven aus dem Auto genommen und habe gesehen, wie die Männer weg gegangen seien. Taşköprü: “Wenn ich gewusst hätte, das sie die Mörder sind, wäre ich auf sie zugegangen, egal was mir passiert wäre.” Taşköprü berichtet auf Vorhalt Götzls, er sei aus der Stresemannstraße gekommen, die Männer seinen in die andere Richtung gegangen. Götzl verliest einen weiteren Vorhalt, nach dem die Männer keine Mütze getragen hätten, keine Glatze gehabt hätten, aber eine hellere Haarfarbe gehabt hätten. Taşköprü sagt, er habe keine Mütze gesehen. Dann berichtet Taşköprü, dass er 1972 nach Deutschland gekommen sei und seine Familie sieben Jahre später nachgeholt habe. Süleyman habe in der Türkei noch die Grundschule besucht, in Hamburg sei er zur Realschule gegangen, er sei gut in der Schule gewesen. Dann habe er bei einer japanischen Firma gearbeitet. Süleyman habe meistens gearbeitet, er habe Fußball gespielt und etwa drei Jahre lang Karate gemacht. Süleyman sei ein sehr beliebter Mensch gewesen. Götzl fragt zum Verhältnis Süleyman Taşköprüs zu seiner Tochter. Ali Taşköprü antwortet: “Er ließ sie nicht von seinem Schoß weggehen, es gibt Bilder. Sie war immer in seinem Schoß. Er brachte sie immer zu meiner Frau, beide, meine Frau und er, liebten unsere Enkelin sehr.” RA Klemke, Verteidiger von Ralf Wohlleben, sagt, er habe ja zunächst auf dem Boden etwas Dunkles gesehen, als er an den Tatort gekommen sei. Taşköprü sagt, das sei Blut gewesen. Sonst sei ihm nichts aufgefallen: “Was hätte mir auffallen können? Meine Augen sahen nichts anderes, nur meinen Sohn.” Er habe seinen Sohn gefragt, ob der etwas verschüttet habe. Dann habe er die Oliven weg gestellt und sei auf ihn zugekommen. Klemke fragt, ob es Fenster in diesem Ladenlokal gebe. Taşköprü antwortet, da seien überall Schaufenster, die nicht geöffnet werden könnten und es gebe keinen sonstigen Eingang. Klemke fragt, ob Taşköprü etwas gerochen habe. Taşköprü sagt, es sei ihm nichts aufgefallen. Dann sagt er: “Er ist in meinen Armen gestorben, er lebte noch, als ich ihn auf den Schoß nahm, er lebte noch.” Die Vernehmung endet um 14.13 Uhr.

Nach einer Pause geht es weiter mit der Zeugin Ic. Sie berichtet, dass sie ihren Sohn in den Kindergarten gebracht habe. Auf dem Rückweg habe sie aus dem Supermarkt Schreie gehört: “Gott, komm schnell”. Sie sei mit einer Freundin unterwegs gewesen. Diese sei gegangen und habe gesagt: “Mein Kollege liegt da.” Sei sei dann selbst rein gegangen. Weinend sagt Ic., sie wohne schon ein paar Jahre dort und was sie gesehen habe, sei “der erschossene Mensch bei seinem Vater im Arm”. Mehr habe sie nicht gesehen, so Ic. Sie sei ein paar Sekunden da gewesen, wie gelähmt. Dann sei sie raus gegangen und habe auf den Krankenwagen gewartet. Die Polizei habe sie irgendwann aufgefordert, nach Hause zu gehen, weil sie den Reporter mit Eiern beschmissen habe. Götzl fragt, was der Vater gesagt habe. Ic. antwortet, das sei türkisch gewesen und bedeute ‘Gott, komm schnell’ oder ‘Gott, komm zu Hilfe’. Sie glaube, dass der Vater den Notruf bei der Fleischerei gemacht habe. Dann wird eine Skizze in Augenschein genommen, die die Zeugin laut Akte angefertigt hatte, und die die Lage des Opfers zeigen soll. Die Zeugin sagt, das sei zwar ihre Unterschrift, sie könne sich aber nicht erinnern, die Skizze gezeichnet zu haben. Das Opfer habe aber so gelegen. Sie habe im Laden des Opfers eingekauft. Sie habe ihn nicht näher gekannt, aber er sein ruhiger, freundlicher Mensch gewesen. Sie wisse auch, dass er ein Familienvater gewesen sei, “ein ganz normaler Mensch halt”. Götzl hält vor, sie habe angegeben, der Vater habe auf Türkisch so etwas geschrien wie ‘Hilfe, Hilfe’, und dass der Vater gesagt habe ‘Du schläfst’ oder ‘Hörst du mich’. Dann fragt er, wer zuerst in den Laden gegangen sei. Ic. sagt, ihre Freundin sei zuerst rein. An weitere Personen könne sie sich nicht erinnern, nur dass später Schaulustige da gewesen seien. Götzl hält vor, sie habe angegeben, da habe noch ein weiterer Mann gestanden, der gesagt habe, dass er einen Krankenwagen ruft, dann aber weg gewesen sei. Daran könne sie sich nicht erinnern, sagt Ic. Sie bestätigt den Vorhalt, dass das Telefon kaputt gewesen sei und die Rettungskräfte vom Schlachter aus gerufen worden seien. Götzl sagt, sie habe in der polizeilichen Vernehmung angegeben, es seien noch zwei Frauen von der gegenüberliegenden Straßenseite gekommen. Der Vater habe der Frau einen Zettel gegeben mit Telefonnummern und sie gebeten, zu Hause anzurufen. Das habe sie nicht in Erinnerung, so Ic. Auch daran, dass sie eine Decke besorgt habe, um das Opfer zuzudecken, erinnere sie nicht mehr, sagt Ic.  Götzl fragt, ob ihr Personen aufgefallen seien, die weggegangen wären, was Ic. verneint. Nebenklagevertreterin Pinar fragt, auf welcher Höhe Ic. die Schreie gehört habe. Ic. sagt, das sei ziemlich früh gewesen, nachdem sie in die Schützenstraße rein gegangen sei, die Rufe seien sehr laut gewesen. Pinar fragt, weswegen das Telefon im Laden kaputt gewesen sei. Ic. sagt, sie habe gehört, das Kabel sei abgerissen oder durchgeschnitten gewesen. Ein Gespräch des Vaters mit Osman Taşköprü habe sie nicht mitbekommen. Pinar hält ihr vor, sie habe ausgesagt, der Vater habe Osman von zwei Männern, die er gesehen habe, erzählt. Das wisse sie nicht, sie wisse nur, dass Osman zusammen gebrochen sei. Nebenklagevertreter Reinecke fragt zur Auseinandersetzung mit den Reportern. Ic. sagt, der andere Bruder sei zusammengebrochen und  der Reporter sei fast auf ihn drauf. Das habe sie sauer gemacht und sie hab Eier auf den Reporter geworfen. Die Reporter seien als erstes da gewesen, dann die Polizei und zum Schluss der Krankenwagen.

Götzl verkündet, dass die letzte Zeugin für heute, Frau Hei., die Freundin der Zeugin Ic., nicht komme, weil sie den Termin vergessen habe. Der Verhandlungstag endet um 15 Uhr.

Nebenklagevertreter RA Dr. Björn Elberling zu den Ermittlungen in Hamburg:

„Dieses Vorgehen ist ein eindeutiges Beispiel für den institutionellen Rassismus, der die gesamten Ermittlungen bestimmt hat. Die Polizei ging vagen Hinweisen auf angebliche Verstrickungen der Getöteten in kriminelle „ausländische“ Milieus nach und verwandte hierauf erhebliche Energie; gleichzeitig fing sie, obwohl eine rassistische Motivation bei einer Mordserie gegen migrantische Männer mehr als nahe liegt, gar nicht erst an, in Richtung möglicher Nazitäter zu ermitteln. Hierbei handelt es sich erkennbar nicht um eine bloße Ermittlungspanne, sondern um eine bewusste Entscheidung. Diese nun im Nachhinein damit zu begründen, man habe keine exakte Täterbeschreibung gehabt, zeigt, vorsichtig gesagt, von wenig Problembewusstsein - heißt das, die Kriminalpolizei in Deutschland ermittelt bei möglicherweise rassistisch motivierten Taten nur dann gegen Neonazis, wenn ihr diese auf dem Silbertablett serviert werden?“


Protokoll 38. Verhandlungstag - 24. Sept 2013

Bemerkenswert an der an diesem Tag fortgeführten Vernehmung des Brandermittlers waren u.a. Fotos von den im Brandschutt der Frühlingsstraße aufgefundenen Zeitungsausschnitten über die Morde: Diese stammen teilweise aus lokalen Zeitungen der Tatorte und könnten auf lokale UnterstützerInnen des NSU hindeuten. Ansonsten begann die Beweisaufnahme zum Mord an Theodoros Boulgarides durch zwei Beamte und die Anhörung seines Geschäftspartner. Er hatte Boulgarides tot aufgefunden und berichtete von den zerstörerischen Folgen der Tat und der Ermittlungsarbeit für Familie und Freunde und sein Geschäft.

Zeug_innen:

	Brandermittler Frank L. (zeigt Fotos vom Haus und Asservaten nach dem Brand in Zwickau
	Wolfgang Fe. (Geschäftspartner im Schlüsseldienst des ermordeten Theodoros Boulgarides)
	Polizist Rainer Hi. (Kriminaldauerdienst München, erster Beamter am Tatort)
	Polizist Hans-Peter Kr. (Eingrenzung der Tatzeit durch von ihm durchgeführte Zeugenbefragungen)




Die Verhandlung beginnt um 9.45. Als Nebenkläger_innen sind heute Angehörige des am 15. Juni 2005 in der Münchner Trappentreustraße ermordeten Theodoros Boulgarides.

Die Sitzung beginnt jedoch mit der am 25. Verhandlungstag unterbrochenen Vernehmung des Brandermittlers L. aus Zwickau. Dieser geht im Folgenden wieder die Lichtbildmappen zum Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße 26 durch. Gezeigt werden Übersichts- und Detailaufnahmen von beim Brand gesicherten Gegenständen. Es werden Bilder von einer Vielzahl an Dokumenten, Videokassetten, DVDs, Textilien, Schuhen und zum Teil von technischen Geräten gezeigt. Häufig weisen die Gegenstände Brandspuren auf. L. beginnt mit dem Brandbereich H, dem so genannten Schlafzimmer. Hier werden Bilder gezeigt vom geöffneten Tresor, der demontiert und gesichert worden sei, sowie von einem Karton und einer Batterie, die unter dem Bett in diesem Raum gefunden wurde. Aus dem sogenannten Katzenzimmer werden unter anderem Bilder gezeigt von schwarzen Tüchern, Turnschuhen und Basecaps, die in einer Plastiktüte verpackt gewesen seien. L. führt Bilder von Dokumenten vor, die in einem Stapel unter dem Schrank gefunden worden und von Löschwasser durchtränkt gewesen seien. Diese seien einzeln getrocknet worden, um Fingerabdruck- und DNA-Spuren zu sichern. Weiter geht es mit dem Brandbereich L, dem Gang. Man sieht hier unter anderem Bilder von Geldscheinen, die auf dem Fußboden festgestellt worden seien, so L. Auf einer Detailaufnahme ist auf einem Geldschein ein Aufdruck “Sparkasse Chemnitz” zu sehen. Dann folgen Aufnahmen von Euroschecks und später Fotos von einer großen Zahl Banderolen für Geldscheine von verschiedenen Geldinstituten, die im Gang aufgefunden worden seien. L. geht zu den gesicherten Gegenständen aus dem Bereich N über, dem Bereich der Nachsuche, wo der Bagger in die Wohnung hinein gegriffen habe. L. zeigt zunächst die dort gefundenen Waffen. Er beginnt mit einer Waffe mit Schalldämpfer, die die Nummer W04 trägt und Brandspuren aufweist. Die “Plasteanhaftungen”, die zu sehen sind, kämen von einem Plastikbeutel, so L. Kurz drauf sieht man in einer Detailaufnahme die Aufschrift “7.65mm Modell 83″. Dann zeigt er die weiteren in N gefundenen Waffen, darunter Revolver, eine Langwaffe und eine Maschinenpistole. Danach werden Bilder von in N gefundener Munition gezeigt. L. weist darauf hin, dass man sehe, dass bereits die Verpackung der Munition zum Teil “thermisch stark beaufschlagt” sei und Munitionsteile bereits explodiert seien. Das Bild mit der Nummer 1002 zeigt einen orangefarbenen Bibliotheksausweis mit dem Bild Beate Zschäpes, ausgestellt auf eine Frau S. R. (siehe Protokoll zum 23. Verhandlungstag). Angegeben ist auf dem Ausweis als Adresse der Bibliothek eine Anschrift in Hannover sowie eine Hannoveraner Telefonnummer. Dann folgt ein Bild, auf dem schwarzes Pulver in einem Glasbehältnis, das auf einer Waage steht, und in transparenten Tüten zu sehen ist. L. sagt, es handele sich um ca. 2,5 kg Sprengstoff, der im Bereich N aufgefunden worden sei. Ein weiteres Glas sei kaputtgegangen. Dieses Material sei unmittelbar am Fundort dem LKA übergeben worden. Ein Bild zeigt neben anderen Textilien Masken und Tücher. Bild 1018 zeigt einen Mitgliedsausweis mit dem Bild Zschäpes, auf dem ein “Tennisclub Großgründlach e.V.” genannt ist. Ausgestellt ist der Ausweis auf “Mandy Struck”. Das nächste Bild zeigt eine BahnCard ausgestellt auf den Namen des Angeklagten André E. Es folgt ein Foto einer AOK-Karte, ausgestellt auf Silvia R. [selber Nachname wie beim Bibliotheksausweis]. Man sieht eine Aufnahme von Passfotos, [die vielleicht den Angeklagten Holger G. zeigen]. Die nächsten Aufnahme zeigt einen weiteren Bibliotheksausweis, ebenfalls mit der Hannoveraner Adresse und dem Bild Zschäpes. Diesmal ist die Farbe aber eher pink.
Nach Übersichtsaufnahmen von zum Trocknen ausgelegten Papieren, z.B. Zeitungsartikeln und Kartenmaterial, wird eine Karte der Barmer Ersatzkasse, ausgestellt auf Uwe Mundlos, gezeigt. Es folgt ein Personalausweis, ausgestellt auf Beate Zschäpe und ein Reisepass, so L., “einer gewissen Beate Zschäpe”. Dann kommen Bilder von einem Personalausweis und einem Führerschein von Uwe Mundlos. Es folgen zwei weitere Personalausweise, ausgestellt auf einen Ralf H. und einen Michael F. Bild 1050 zeigt eine längliche Holzkiste mit einem Griff und zwei Löchern in der Längsseite. Die nächsten Aufnahmen zeigen den Inhalt: eine Laserwasserwaage, so L., die fest in der Kiste verschraubt gewesen sei. Auf einer Fotografie sieht man eine größere Zahl Briefumschläge. In diesen befänden sich DVDs mit dem Aufdruck “NSU“. Die Briefe seien getrocknet und an das BKA übergeben worden, sagt L.
Das nächste Bild zeigt eine Spur, die laut dem Zeugen mit Ottokraftstoff kontaminiert gewesen sei. Es seien zusammen geheftete Folien, in denen sich Zeitungsartikel befunden hätten. Sie hätten sich entschieden, diese heraus zu schneiden und zu trocknen. Die nächsten Bilder zeigen Zeitungsausschnitte. L. sagt, es handele sich um Abfolge der Morde, die in der Presse veröffentlicht worden seien. Die Nummerierung sei nicht von den Ermittlern vorgenommen worden, sondern die Zettel hätten sich mit in den Folien befunden. Gezeigt werden Bilder von verschiedenen Zeitungsartikeln aus verschiedenen, auch regionalen, Zeitungen wie der Abendzeitung aus München. Überschriften, die zu lesen sind, sind zum Beispiel: “Bub findet Sterbenden”, “Händler mit Kopfschuss hingerichtet”, “Sprengsatz verletzte 19-Jährige”, “Auftragskiller richtet das neunte Opfer hin” und “Zeugin beschreibt den Nagelbomber”. Dazwischen wird auch ein Dokument gezeigt mit der Aufschrift “Aufnahmeantrag und Mietbedingungen” und einem Logo mit den Buchstaben “DVR”, ausgestellt auf Susann Eminger. Nach dem Zeigen von insgesamt fast 1090 Bildern sagt L.: “Ausführung beendet.”

Nach einer Pause folgt die Befragung des Zeugen. Richter Götzl fragt nach dem Tresor. L. sagt, der Tresor sei mit einem Schlüssel zu öffnen gewesen, der aber nicht gefunden worden sei. Der Tresor sei geöffnet gewesen. Dann fragt Götzl zum baulichen Zustand des Hauses. Das Haus sein in beiden Hälften in relativ gutem Zustand gewesen, antwortet L. Die Dacheindeckung sei erst neu gemacht worden, die Holzkonstruktion der Geschossdecken sei in gutem Zustand gewesen, das sei beim Abriss nachvollziehbar gewesen. Auch die Holzkonstruktion in den beiden Treppenhäusern sei in relativ gutem Zustand gewesen, so L. Zwischen den beiden Gebäuden habe sich eine massive Wand befunden, nur der Dachstuhl sei komplett verbunden gewesen. Ein Brand, der sich auf den Dachstuhl ausbreite, ziehe den gesamten Dachstuhl in Mitleidenschaft. Das Haus sei an die öffentlichen Versorgungsnetze angeschlossen gewesen. Die Heizung sei eine Warmwasserheizung gewesen, die von einem Gaskessel befeuert worden sei. Dieser habe sich im Hausteil 26a im Keller befunden. Weitere Gasleitungen seien nicht vorhanden gewesen. Die Briefkästen hätten sie geöffnet, dort sei nichts Relevantes gefunden worden. Der gelbe öffentliche Postkasten vor dem Gebäude links sei durch die Feuerwehr beim Einsatz des Baggers entfernt und dem Polizeirevier übergeben worden. Dieses habe den an die Post übergeben, ohne ihn zu öffnen. Götzl fragt nach Ermittlungen zur Brandzeit. L. antwortet, ein Informatiker habe den Computer aus dem Brandbereich E untersucht, dieser sei um 14.30 Uhr ausgeschaltet worden. Um 15.08 sei der Notruf bei der Feuerwehr eingegangen, gegen 15.12 Uhr oder 15.15 Uhr sei das erste Löschfahrzeug am Ort gewesen und um 15.30 Uhr sei das Feuer unter Kontrolle gewesen. Von 14.30 Uhr bis 15.08 Uhr hätten 38 Minuten zur Verfügung gestanden, in denen sich der Brand habe entwickeln können, was kurz vor 15.08 Uhr zur Explosion geführt habe, so dass um 15.12 schon ein Flächenbrand zu erkennen gewesen sei. Auf Frage von Oberstaatsanwältin Greger sagt L., es sei ihm nicht möglich gewesen, die Zimmer bestimmten Personen zuzuordnen, er habe die Bezeichnungen der Zimmer nach den aufgefundenen Gegenständen vorgenommen. Dann fragt Nebenklagevertreter RA Scharmer. Er sagt, L. habe Teelichter gefunden und Ausführungen darüber gemacht, ob diese als Zündquelle in Frage kommen. L. sagt, die Teelichter in Brandbereich E seinen nicht “beaufschlagt” gewesen, die Teelichter aus der Küche und dem Gang aber schon. Eine offene Flamme sei durchaus in der Lage, ein Gasgemisch zu zünden, aber die Aussage, dass diese Flammen das Gemisch gezündet haben, könne er nicht treffen. Auf Frage Scharmers sagt L., im Brandbereich G und in der Küche sei Ottokraftstoff festgestellt worden, an den Teelichtern selbst sei kein Ottokraftstoff nachzuweisen gewesen. Scharmer zitiert L., der geschrieben habe, zur Zeit der Brandentstehung hätten evtl. Teelichter gebrannt, es sei nicht auszuschließen, dass diese die brandverursachende Zündquelle gewesen seien. L. sagt, die Einschätzung sei richtig. Wenn sich eine Person in der Wohnung befinde und offenes Feuer zünde, dann könne diese Person die Wohnung nicht mehr unverletzt verlassen. Scharmer erwidert, es gebe aber doch einen Zeitverzug zwischen der Entstehung des Gas-Luft-Gemisch und dem Zeitpunkt der Zündung. L. sagt, das Problem sei, dass ein Gas-Luft-Gemisch unkontrollierbar sei. Man könne nicht entscheiden, wann das Gemisch entstehe und wann das Gemisch zur Zündung komme. Scharmer fragt, ob L. andere Zündmechanismen gefunden habe, was L. verneint. RA Kolloge fragt, ob L. Spielzeug gefunden habe, was L. bestätigt. Das müsse man in den Listen des BKA nachschauen, das alle gefundenen Gegenstände dokumentiert habe. Im Keller sei auch ein Kinderfahrrad gefunden worden. RA Reinecke fragt wieder zu den Teelichtern, ob diese auf dem Boden gestanden hätten. L. sagt, in Bereich G hätten sie auf dem Boden gelegen, wo sie ursprünglich gestanden hätten, könne er nicht sagen. Im Brandbereich E hätten die Teelichter auf dem Fußboden gestanden und in der Küche auch. Reinecke fragt, ob dort die Teelichter mit dem Docht nach oben gestanden hätten, was L. bestätigt. Dann fragt Reinecke nach der Kraftstoffspur im Erdgeschoss. L. sagt, wie die Spuren von Kraftstoff dahin kamen, könne er nicht sagen. Dann will Reinecke wissen, ob es auch eine Durchbrennung an der Wohnungseingangstür rechts gegeben habe, was L. verneint. Die nächste “thermische Beaufschlagung” sei unmittelbar dahinter festzustellen gewesen.
RAin Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben, fragt zum Baggereinsatz. L. berichtet, zunächst übernehme die Berufsfeuerwehr die Leitung. Da es Informationen gegeben habe, dass möglicherweise noch zwei männliche Personen in der Wohnung sein könnten, seien zunächst diese beiden Vermissten gesucht worden. Durch den Einsatzleiter sei ein Statiker von der Stadt Zwickau beauftragt und der Einsatz des Baggers beordert worden, um die Kontrolle des Wohnhauses durchzuführen. Durch den Bagger habe das Dach angehoben werden sollen, um das Gebäude gefahrlos betreten zu können. Das sei der Einsatz des Baggers gegen 22 Uhr bis 2 Uhr, wo er, L., das Objekt übernommen habe. Schneiders hält vor, in den Akten stehe, L. habe gegen 22 Uhr das weitere Abreißen des Gebäudes untersagt. L. sagt, das müsse 2 Uhr heißen, da habe er das Objekt für alle gesperrt. Schneiders fragt nach dem Grund dafür. L. sagt, das sei das normale Vorgehen, um Spuren zu sichern, angesichts des Ausmaßes des Brandes und der Verwendung von Ottokraftstoff, den er schon selbst habe riechen können. Es sei darum gegangen, was heraus geräumt und was abgestützt werden muss und was betreten werden könne. Die Vorgabe für den Bagger sei gewesen, die Dachlast zu minimieren, damit den Leuten, die hinein gehen, nichts passiere. Schneiders hält vor, L. habe geschrieben, was der Bagger heraus geholt habe sei nachvollziehbar durch die Ablagerungen. L. sagt, der Bagger habe das, was er heraus geholt habe, nicht von A nach B transportiert oder gedreht, sondern nur aus dem Objekt herausgezogen und abgelegt. Schneiders sagt, angesichts der ausführlichen Fotodokumentation frage sie sich, wieso diese bei der Nachsuche im Bereich N ende. L. erwidert, dort sei festgelegt worden, dass die relevanten Spuren direkt in Kisten oder Beutel gepackt und zur Polizeidirektion Zwickau verbracht werden ohne eine Dokumentation vor Ort. Der Bereich sei einsehbar gewesen und die Presse habe permanent rein geschaut. Die Anweisung des Vorgesetzten sei gewesen, dass diese Teile von der eingesetzten Bereitschaftspolizei in Kisten verpackt werden. Schneiders sagt, in seiner Auflistung der eingesetzten Beamten verweise L. auf eine Auflistung des BKA, diese sei dem Gutachten aber nicht beigefügt. L. sagt, das BKA habe sie ihm nicht zur Verfügung gestellt. RA Klemke, ebenfalls Verteidiger von Wohlleben, fragt, welcher Vorgesetzte die Anweisung gegeben habe. L. sagt, es gebe im Lagezentrum eine Person, die sei ihm aber jetzt namentlich nicht erinnerlich. Klemke will wissen, ob L. bei der Nachsuche in Bereich N anwesend war. L. sagt, er sei nicht die ganze Zeit da gewesen, insgesamt habe das einen Monat gedauert. Auf Nachfrage sagt er, er sei aber bis zu den Waffen und den DVDs dabei gewesen.

RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, bittet um eine kurze Unterbrechung zur internen Beratung. Nach der Unterbrechung sagt Heer, L. habe gesagt, die Bausubstanz sei insgesamt gut gewesen, was L. bestätigt. Heer fragt, ob L. sich auch mit den Decken befasst habe, was L. ebenfalls bestätigt. Heer fragt L. nach Hohlräumen. L. sagt, es habe nur die Hohlräume in den Zwischenwänden, in denen die Versorgungsleitungen liegen, gegeben. Als nächstes fragt der Brandsachverständige Dr. Setzensack vom LKA Bayern, er fragt zunächst nach dem gefundenen Zehn-Liter-Benzinkanister. L. sagt, es sei nur noch ein kleiner Rest Benzin in dem Kanister gewesen. Die ebenfalls gefundene Ausgusstülle könne möglicherweise zum Kanister passen, das habe er aber nicht ausprobiert. Setzensack sagt, das LKA habe bei den verschiedenen Benzinproben in der Wohnung unterschiedliche Kraftstoffzusätze gefunden, das passe nicht mit dem einen gefundenen Kanister zusammen. L. sagt, es seien keine weiteren Kanister gefunden worden. Dann fragt Setzensack nach den Elektrogeräten, die als Zündquellen in Frage kämen. L. antwortet, einige seien angeschlossen gewesen, er habe aber nicht sicher feststellen können, ob sie eingeschaltet gewesen seien. Zum Zustand der Trennwand zur Nachbarwohnung befragt, sagt L., die Wand sei verschoben worden, dadurch seien Risse entstanden und durch diese Risse hätten Rauchgase eindringen können. Dann will Setzensack wissen, ob sich unter den Schusswaffen auch durchgeladene Waffen befunden hätten. L. sagt, dass bei den Schusswaffen aus der Wohnung ein Auswurf dokumentiert sei. RA Klemke fragt, was L. mit “Auswurf” meine. L. antwortet, dort klemme die Patrone drin, im Schlitten. Das Geschoss fliege normalerweise raus, die Hülse klemme dann oben. Er sei aber kein Experte für Waffen. Dann will Klemke wissen, wie die Suche im Brandbereich N konkret abgelaufen ist. L. sagt, es seien einige Tonnen gewesen, das könne nicht von nur zwei Personen durchsucht werden. Ab Montag sei daher Bereitschaftspolizei eingesetzt worden. Die Liste der eingesetzten Beamten liege vor. Die Beamten seien eingewiesen worden, wie sie den Brandschutt aufnehmen und transportieren müssten. Der Schutt sei an zwei Plattformen sortiert worden. Er habe noch fünf Brandermittler der Polizeidirektion Zwickau und “Kollegen USBV” [= Unkonventionelle Spreng- und Brandvorrichtungen] am Tatort zum Einsatz gebracht. Die hätten den Brandschutt untersucht. Manches, z.B. Waffen, sei gleich dort verpackt worden, wo es gefunden wurde. Es stehe ja in der Liste, wer was gefunden habe. Das ganze sei “von uns” überwacht worden. Klemke, fragt wer mit “wir” gemeint sei. L. sagt, er habe die Ursachenermittlung geleitet, die anderen Ermittler, die er zum Einsatz gebracht habe, hätten selbstständig gearbeitet.
Die Bereitschaftspolizei sei fünf Meter entfernt gewesen. Klemke will wissen, ob die Fläche in Sektoren eingeteilt worden sei. L. verneint das, sie hätten vorne angefangen und sich nach hinten, zur Rückwand des Gebäudes, vorgearbeitet. L. sagt, es sei ihnen durch die Bereitschaftspolizei zur Kenntnis gebracht worden, dass Waffen gefunden worden seien. Dann seien sie dort hin und hätten die Waffen in Kartons gepackt und in die PD Zwickau gebracht. Das sei dokumentiert, aber nicht fotografiert worden, es gebe ein Protokoll dazu. Klemke sagt, das habe er in den Akten nicht gefunden. L. erwidert, es sei bekannt, wer welche Waffe gefunden habe. Auf Frage von Klemke sagt L. es stehe in den Akten, wann er selbst vor Ort gewesen sei, er sei jedenfalls in der ersten Woche ständig vor Ort gewesen. Nicht nur im Bereich N, sondern im gesamten Gebäude. Das Objekt sei abgesperrt und bewacht gewesen. Klemke fragt nach der Liste, welcher Beamte was gefunden hat. L. sagt, er wisse nicht, was damit passiert sei, dazu müsse man sich ans BKA wenden. Die Vernehmung endet um 11.47 Uhr.

Nach der Mittagspause geht es um 13.05 Uhr weiter mit dem Zeugen Wolfgang Fe., dem Geschäftspartner des am 15. Juni 2005 in München ermordeten Theodoros Boulgarides. Fe. sagt, er sei 43 Jahre alt und betreibe einen Schlüsseldienst. Er berichtet, er habe “den Theo” angerufen und der sei nicht ans Telefon gegangen: Daraufhin sei er hin gefahren und habe Boulgarides gefunden. Boulgarides habe hinter der Theke gelegen, das Telefon neben ihm. Er, Fe., habe geschaut ob Boulgarides noch lebt und dann die Polizei angerufen. Götzl fragt nach der Lage von Boulgarides. Fe. sagt, er habe gerade auf dem Rücken gelegen, das Telefon habe rechts neben ihm gelegen. Boulgarides sei nicht mehr am Leben gewesen. Götzl will wissen, wie Fe. zu Boulgarides gestanden habe. Fe. berichtet, er habe einen Geschäftspartner gesucht, weil er noch die Firma Karstadt bewache, und habe durch einen Freund Boulgarides kennengelernt. Dann hätten sie gesagt, machen wir einen Landen auf.und zwei Wochen später [nach der Eröffnung] sei das [der Mord] passiert. Es habe noch keine konkreten Absprachen gegeben, wann er arbeiten solle und wann Boulgarides, wie es in den 14 Tagen gewesen sei, könne er nicht mehr sagen, das habe sich ergeben. Es sei eigentlich nicht geplant gewesen, dass Boulgarides da gewesen sei. Boulgarides habe auch dort gewohnt. Einen Abend vorher sei zum Beispiel er selbst da gewesen. Auf Frage von Götzl sagt Fe., er habe im Vorfeld Werbung gemacht, “den Theo” habe er zur Unterstützung geholt. Die Firma habe den Namen “Schlüsselwerk” getragen. Fe. sagt, er könne sich nicht erinnern, ob am Laden die Namen der Inhaber gestanden hätten. Fe. gibt an, er habe Boulgarides gegen 19 Uhr gefunden. Warum er ihn angerufen habe, könne er nicht mehr sagen. Weiter sagt Fe., es seien ihm vor Ort keine Personen aufgefallen. Zur Lage des Geschäftes befragt, sagt Fe., er betreibe das Geschäft heute nicht mehr, es liege unterhalb der Donnersbergerbrücke. Davor liege eine Bushaltestelle. Es sei eine kleine Straße, die runter führe zum Mittleren Ring in den Trappentreutunnel. Götzl bittet Fe. Boulgarides zu beschreiben. Fe.: “Eine gelassene Person, immer auf Frieden ausgerichtet.” Die Familie habe er eigentlich nicht gekannt, nur den Bruder ein bisschen. Boulgarides habe zwei Töchter, so Fe. Fe. sagt, er habe Boulgarides ein halbes Jahr, vielleicht acht Monate gekannt. Sie hätten vor der Eröffnung drei Monate lang gemeinsam den Laden hergerichtet. Götzl fragt nach den Folgen der Tat für die Familie. Fe.: “Die totale Zerstörung, würde ich sagen. Nicht nur für die Angehörigen.” Die Mutter und der Bruder seien nach Griechenland zurück gegangen, der Bruder sei aber wieder hier, so Fe. weiter. Der Rest der Familie sei ein “bisschen zersprengt” worden dadurch.
Die Mutter habe immer Angst gehabt, der habe er ein Schloss eingebaut. Götzl fragt nach den Folgen für ihn selbst. Fe. sagt, eine Beziehung sei daran zerbrochen und er habe eine ganze Menge Geld verloren, “weil mich die Polizei schikaniert hat”. Er sei monatelang immer wieder vorgeladen worden, auch Mitarbeiter seien vorgeladen worden, der eine sei sogar weg gezogen. Götzl fragt, um welche Themen es bei den Vernehmungen gegangen sei. Fe. sagt, es sei immer um dasselbe gegangen. Ob sein Kollege sexsüchtig gewesen sei oder spielsüchtig. “Die wollten uns in den Dreck ziehen und das haben sie auch geschafft.” Er habe auch Kunden dadurch verloren, so Fe. Dann macht Götzl Vorhalte aus früheren Vernehmungen. Er sagt, Fe. habe angegeben, an dem Tag im Karstadt gearbeitet zu haben und Boulgarides sei im Laden gewesen. Fe. bestätigt das, Boulgarides habe Berufserfahrung im Schlüsseldienst gehabt. Weiter habe Fe. angegeben, Boulgarides habe am Tattag Tagdienst gehabt. Fe. bestätigt auch das. Götzl will wissen, wann der Laden üblicherweise geöffnet gewesen sei. F. sagt, das sei von 9 bis 18 Uhr, vielleicht auch von 8 bis 18 Uhr gewesen. Götzl hält vor, Fe. habe ausgesagt, dass er annehme, dass Boulgarides um 8 Uhr aufgesperrt habe. Weiter hält Götzl vor, dass Fe. berichtet habe, dass er um 11 Uhr im Geschäft angerufen habe und später noch einmal aus Versehen um die Mittagszeit. Danach habe Fe. Boulgarides dann erst wieder um 18.25 Uhr angerufen. Fe. sagt, das sei das Nottelefon gewesen, das 24 Stunden besetzt sein müsse, und Boulgarides sei nicht dran gegangen. Normalerweise sei Boulgarides zuverlässig gewesen. Er, Fe., habe auch nicht nur einmal angerufen. Götzl fragt nach der Fahrtzeit vom Karstadt zum Tatort. Fe. sagt, die sei zwölf Minuten. Götzl liest vor, Fe. habe angegeben, gegen 19.05 Uhr in der Trappentreustraße angekommen zu sein. Plötzlich sagt Fe.: “Herr Richter, ich bin 46 und nicht 43, ist mir gerade eingefallen.” Später sagt er, Götzl müsse wissen, er wiederhole das hier zum 50. Mal, deswegen habe er Zeit über andere Dinge nachzudenken. Götzl macht weiter Vorhalte und referiert Fe.s Aussage, dass er vor 19.03 Uhr am Tatort gewesen sein müsse, weil er um diese Zeit den Notruf betätigt habe. Fe. bestätigt das, er habe das Camping-Zelt von Karstadt abgesperrt. Dafür gebe es viele Zeugen, so dass er nicht verstanden habe, wieso ihn die Polizei nicht in Ruhe gelassen habe. Auf Frage von Götzl sagt Fe., dass er keine Fahrräder gesehen habe. Die Tür zum Laden sei zu, aber nicht versperrt gewesen, so Fe. Götzl hält vor, Fe. habe gesagt, im Büro habe Licht gebrannt, was Fe. bestätigt. Zur Lage gibt Götzl die Aussage wieder, Boulgarides habe auf dem Rücken gelegen, die Füße Richtung Tresen, der Kopf Richtung seitlicher Wand. Fe. bejaht das, er habe die Lage nicht verändert; er glaube auch, niemanden rein gelassen zu haben bis die Polizei und die Rettungskräfte gekommen seien. Gegenstände oder Geld hätten nicht gefehlt. Götzl fragt, ob Fe. von Streitigkeiten gehört habe. Fe.: “Nein, nein, sowas gab es bei ihm nicht.” Götzl hält eine Aussage Fe.s vor, nach der Boulgarides nie Streit gehabt und sei der freundlichste Mensch gewesen, den man sich vorstellen kann. Fe.: “Genauso wars.” Boulgarides sei in der Gegend des Ladens aufgewachsen sei, seine Mutter habe um die Ecke gewohnt, das seien alles Griechen und es sei sehr familiär dort. Freizeit hätten sie beide wenig gehabt, so Fe. Nebenklagevertreter RA Prosotowitz sagt, von der Beschriftung des Ladens habe man keinen Hinweis gehabt, dass dort ein ausländischer Mitbürger arbeitet. Darauf sagt Fe., das könne nicht geplant gewesen sein, manchmal habe auch er dort gearbeitet. Auf Nachfrage von Prosotowitz sagt Fe., Boulgarides sei 70 Prozent der Zeit im Laden gewesen. Dann will Prosotowitz wissen, ob man von Außen sehen könne, wer im Laden arbeite. Fe. sagt, das sei der Fall, außer wenn es draußen zu hell sei. Götzl bittet Fe. nach vorn. Es werden zwei Bilder vom Laden in der Trappentreustraße gezeigt. Fe. sagt, den Tresen habe er selber gebaut, Boulgarides habe aber hinter dem Tresen gelegen. RA Daimagüler fragt, ob Boulgarides Türkisch gesprochen habe. Fe. sagt, das wisse er nicht, Boulgarides sei aber oft als Türke angesprochen worden, die Leute hätten “oğlum” gesagt und solche Sachen. Nebenklagevertreter RA Kaplan will wissen, ob vorher in dem Laden eine Dönerbude gewesen sei. Fe. antwortet, das wisse er nicht, aber er wisse, dass Boulgarides den Laden jemandem weggeschnappt habe, der dort eine Dönerbude habe machen wollen. Dann will Kaplan wissen, warum die Polizei Fragen wie die nach der Sexsucht gestellt habe, ob ihm das erklärt worden sei. Richter Götzl beschwert sich heftig über die Frage und behauptet, das könne der Zeug nicht beantworten. Kaplan sagt, dass er gefragt habe, ob dem Zeugen das von der Polizei erklärt worden sei. Zwischendrin sagt Fe., er habe das Gefühl gehabt, dass “sie uns gegeneinander ausspielen wollten”. Nach kurzem Hin und Her über die Zulässigkeit der Frage, sagt Kaplan die Frage sei beantwortet. Die Vernehmung endet um 13.39 Uhr.

Es folgt der Zeuge Hi. Hi. war 2005 beim Kriminaldauerdienst in München, einer “Zwischendienststelle zwischen Schutzpolizei und Kriminalpolizei”. Den Tatort hätten sie gegen 19.30 Uhr von der Schutzpolizei übernommen bis die Mordkommission gekommen sei. Sie hätten festgestellt, dass Boulgarides tot war, “offenbar durch Einwirkung von außen”. Damit sei seine Arbeit eigentlich beendet gewesen, er habe aber noch Fotos gemacht. Götzl fragt nach weiteren anwesenden Personen. Hi. nennt Rettungsassistenten und Polizisten. Götzl fragt nach dem Zeugen Fe.. Hi. sagt, er denke schon, dass der anwesend gewesen sei, aber was im Detail besprochen worden sei, wisse er nicht. Es sei, so Hi. auf Nachfrage, auch ein Bruder des Getöteten da gewesen. Götzl fragt nach weiteren Informationen. Hi. antwortet, dass er glaube, vom Bruder habe es Informationen um angebliche Geldforderungen gegeben; das sei aufgenommen worden. Dann werden die Fotos vom Tatort in Augenschein genommen. Götzl warnt die anwesenden Angehörigen, dass nun auch Bilder des Leichnams von Boulgarides zu sehen sein werden. Man sieht die Außenfassade des Ladens, dann ein Foto von der Türe in den Laden hinein und zuletzt Bilder des Leichnams von Theodoros Boulgarides. Hi. sagt, das sei, wie Boulgarides von ihnen vorgefunden worden sei, es sei nichts verändert worden. Nebenklagevertreterin Angelika Lex möchte wissen, ob Hi. noch einmal geladen werde, da er ja auch bei der BAO (=Besondere Aufbauorganisation) dabei gewesen sei. Götzl erwidert, dabei handele es sich um eine andere Person.

Nach einer Pause folgt der Zeuge Kr. Kr. hat Ermittlungen zur Tatzeit des Mordes an Boulgarides angestellt. Kr. berichtet, er habe sich einen Tag nach der Tat in die Trappentreustraße 4 begeben, um dort die Bewohner des Anwesens zu befragen. Er habe unter anderem einen Herrn Ka. befragt. Ka. habe ausgesagt, Boulgarides auch noch am vorigen Tag gesehen zu haben. Ka. fahre nachts Bus für den MVV [Münchner Verkehrsverbund] und kenne Boulgarides vom Lokal “Trappentreuhof”. Boulgarides sei damals Fahrkartenkontrolleur gewesen und Ka. vom Sprechen bekannt. Ka. sei am Abend zuvor kurz vor 18 Uhr aus der Wohnung gegangen, weil seine Nachtschicht um 19 Uhr beginne. Ka. habe dann angegeben im “Trappentreuhof” gewesen zu sein. Gegen 18.25 habe er nach draußen geschaut, weil er auf seinen Abholer zum Dienst gewartet habe. Da habe Ka. bemerkt, dass Zeuge Pa. am Eingang zur Gaststätte stehe. Dieser habe gesagt, dass noch etwas mit dem Hausmeister bereden müsse. Pa. habe dann beim Hausmeister geklingelt. Während Pa. den Hausmeister mit dem Handy angerufen habe, habe Ka. Boulgarides im Türrahmen seines Geschäftes stehen gesehen mit einem schnurlosen Telefon oder Handy in der Hand. Kr. sagt, Ka. habe gesagt, dass es sich definitiv um Boulgarides gehandelt habe. Dann sei Ka. wieder ins Lokal gegangen und habe gezahlt, weil sein Abholer da gewesen sei und sei dann gleich rechts zu seinem Abholer gegangen. Er, Kr., habe die Angaben überprüft. Der Hausmeister habe die Angaben bestätigt. Der Anruf des Herrn Pa. beim Hausmeister habe laut Handy um 18.32 Uhr stattgefunden, die Uhr gehe aber um vier Minuten falsch, es sei also etwa 18.36Uhr gewesen. Auch der Zeuge Pa. habe das Zusammentreffen mit Ka. bestätigt, habe aber angegeben, Boulgarides nicht gesehen zu haben.

Nach der Vernehmung teilt Götzl mit, dass die Zeugin Mü. [Zeugin zum Fall Kılıç, die Radfahrer gesehen haben will] verstorben sei. Dann fragt er die Verfahrensbeteiligten, ob auf die Zeugin L. zum “Erstzugriff” beim Mord an Süleyman Taşköprü und auf die Zeugin Ho., verzichtet werden kann. Auf die Zeugin L. wird allgemein verzichtet. RAin Schneiders sagt, sie verzichte ungern auf die Zeugin Ho. Nebenklagevertreterin RAin Pinar regt noch einmal an, den Zeugen Bl. zum Mord an Taşköprü zu laden.

Der Verhandlungstag endet um 14.47 Uhr.

Nebenklagevertreter RA Scharmer erklärt zu den Ausführungen des Brandermittlers:

“Es erscheint fern liegend, dass Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und ggf. auch Beate Zschäpe nach ihren Morden und Anschlägen noch länger an den jeweiligen Tatorten blieben, um Zeitungsartikel aus lokalen Medien zu sammeln. [...] Es liegt nahe, dass Unterstützer des NSU vor Ort die Zeitungsartikel sammelten und an das Trio weitergaben. Es ist daher dringend erforderlich, konzentriert weitere Ermittlungen zu lokalen Unterstützern und dem Netzwerk des NSU anzustellen.“

Nebenklagevertreter RA Stolle erklärt zu den Ermittlungen zum Mord an Theodoros Boulgarides:

“Durch die Tat verloren die Familie und die Bekannten ihren Vater, Sohn, Ehemann, Kollegen und Freund, den alle als ruhig, ausgeglichen und freundlich beschrieben. Durch die Ermittlungen wurden sie erneut und langwierig traumatisiert. In den Vernehmungen wurde versucht, den Ermordeten „in den Dreck zu ziehen“ und die Zeugen gegeneinander auszuspielen. Trotzdem Theodoros Boulgarides schon das siebente Opfer der Mordserie war, suchte die Polizei wieder nach einem Motiv für eine Beziehungstat - als ob Serienmorde in diesem Bereich begangen werden würden.“


Protokoll 39. Verhandlungstag - 25. Sept 2013

Durch vier Zeugen und Sachverständige wurde die Beweisaufnahme im Mordfall Theodoros Boulgarides fortgesetzt. Zum Mord an Halit Yozgat in Kassel wurde lange der Kriminaloberkommissar Ge. befragt, dessen Ermittlungsarbeit und dessen Aussageverhalten vor Gericht vor allem eines verdeutlichen: Die Angehörigen standen als Verdächtige im Fokus, Vermutungen über rassistische Motive wurden ignoriert und das Problembewusstsein über Rassismus in den Ermittlungen ist bis heute gleich Null.

Zeug_innen:

	Kriminalbeamter Thomas Me. (Erläuterung der Lichtbildmappe zum Tatort Boulgarides)
	Rettungsassistent Markus Ke. (konnte am Tatort Boulgarides nur noch dessen Tod feststellen)
	Sachverständiger Rechtsmediziner Dr. Oliver Peschel (über die drei tödlichen Schüsse auf Boulgarides)
	Sachverständiger Martin Gantschnigg, (Waffeningenieur beim bayerischen LKA zu Schmauchspuren beim Mordfall Boulgarides)
	KHK Karsten Ro. (Kassel, nahm erste Ermittlungen am Tatort Yozgat vor)
	KOK Karl-Heinz Ge. (beteiligt an der Mordkommission “Café” zum Mord an Halit Yozgat)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.49 Uhr. Rechtsanwalt Pausch, Verteidiger von Carsten S., ist heute nicht da, so dass RA Hösl den Angeklagten alleine vertritt. Im Publikum, wo die Reihen heute eher spärlich besucht sind, sitzt ein junges Pärchen, das gestern und heute sich in den Prozesspasuen mit dem Angeklagten André E. trifft.

Erster Zeuge ist der Münchner Kriminalbeamte Me. Me. berichtet, er sei zur Tatzeit im Bereitschaftsdienst zur Spurensicherung eingesetzt gewesen. Verständigt habe ihn der Kriminaldauerdienst und mitgeteilt, dass in der Trappentreustraße 4 eine tote männliche Person mit vermutlich Kopfschüssen gefunden worden sei. Er sei dann zum Tatort gefahren und habe dort die Spurensicherung vorgenommen. Bei der Obduktion des Toten in der Nacht sei er ebenfalls dabei gewesen. In den nächsten Tagen und Wochen sei er mit der Spurensicherung an Tatort und Nebentatorten betraut gewesen.

Der Vorsitzende Richter Götzl geht über zur Inaugenscheinnahme der Lichtbildmappe, die Me. angefertigt hat. Anhand einer Karte erläutert Me. den Tatort. Der Block bestehe aus fünf Häusern südlich der Landsberger Straße. Direkt am Ladengeschäft sei ein Fußweg, dann ein Radweg, in der Nähe sei eine Bushaltestelle mit Wartehäuschen. Es sei ein stark verkehrsbelasteter Bereich mit zwei Fahrspuren pro Richtung. Gegenüber befinde sich ein öffentlicher Parkplatz. Auf der Landsberger Straße befinde sich eine Trambahnlinie. An der Bushaltestelle hielten zwei Linien, die damals im Zehn-Minuten-Takt gefahren seien, so dass im Schnitt alle fünf Minuten ein Bus gekommen sei. An der S-Bahn-Haltestelle Donnersbergerbrücke in der Nähe hielten die Linien der S-Bahn-Stammstrecke und die Bayerische Oberlandbahn. Es folgen zuerst Luftaufnahmen der Gegend und Fahrpläne der beiden Buslinien, die an der Bushaltestelle gehalten haben. Dann folgt eine Aufnahme vom Geschäft “Schlüsselwerk”. Der Tatort liege unmittelbar am Gehweg, so Me. Die blauen Folien an den Fenstern, die im Bild zu sehen sind, seien von der Polizei angebracht worden, um neugierige Blicke abzuwenden. Die nächste Aufnahme des Ladens sei unmittelbar nach dem Eintreffen am Tatort gemacht worden, so Me. Die Aufnahme zeigt die geöffnete Ladentür. Me. erläutert, er habe die Tür so geöffnet vorgefunden, die Tür verfüge nicht über eine Türschließautomatik, sie sei also so stehen geblieben. Danach kommen Bilder vom Wohnhaus, zunächst von der Haustür, die geschlossen gewesen sei und zu der man nur mit Schlüssel Zugang bekomme, dann von den beiden Fenstern der mit dem Laden verbundenen Wohnung, in der Boulgarides gewohnt hat. Dann werden Bilder aus dem Treppenhaus des Wohnhauses gezeigt. Eine Stahltür an der rechten Seite führe zur Gaststätte “Trappentreuhof”, so Me., die Türe rechts zur Wohnung von Boulgarides. Diese Tür sei ins Schloss gezogen gewesen. Es folgt eine Skizze des Ladens und der angrenzenden Wohnung. Auf der Skizze ist die Lage des Leichnams von Theodoros Boulgarides hinter dem Tresen eingezeichnet, sowie der Fundort eines Projektils, das vor den Stufen zum Wohnbereich gefunden worden sei. Götzl möchte wissen, ob es in der Wohnung Auffälligkeiten gegeben habe. Me. verneint das. Die Wohnung sei “bestimmungsgemäß eingerichtet” gewesen, es habe keine Anzeichen für einen Kampf oder Ähnliches gegeben. Bild 15 zeigt den Verkaufstresen von hinten, unterhalb habe das Handy von Boulgarides gelegen, so Me., es sei sichergestellt und ausgewertet worden. Dann werden Bilder von der Registrierkasse gezeigt. Me. sagt, es gebe keine Hinweise, dass daraus etwas entnommen wurde. Das nächste Bild zeigt den Leichnam von Boulgarides. Der Bauch ist frei gemacht. Der Kopf des Opfers liegt in einer großen Blutlache. Eine Aufnahme zeigt ein schnurloses Festnetztelefon, das, so Me., zwischen den Beinen der Leiche gefunden worden sei. Daneben sieht man einen Deckel. Dieser sei abgesprungen, so Me., auf dem Display sehe man die Nachricht, dass Mitteilungen vorhanden seien. Dann geht Me. die Bilder der Wohnung durch. Götzl bittet darum, dies schnell zu erledigen. Me. geht die einzelnen Räume durch und sagt wiederholt, die Räume seien “bestimmungsgemäß eingerichtet” gewesen. Die Bilder aus dem Büro zeigen zwei Tische, an einem stehen vier Stühle. An einem der Stühle habe eine Jacke gehangen, die, so Me., Boulgarides habe zugeordnet werden können, weil in ihr Visitenkarten gefunden worden seien. Es werden Bilder der beiden (laut Me. unverschlossenen Keller) von Boulgarides gezeigt. Hier hätten sich nur Renovierungsmaterialien gefunden, sagt Me. Keller und Wohnung seien mit einem Rauschgiftsuchhund abgesucht worden, es habe aber keine Feststellungen gegeben. Die nächsten Aufnahmen zeigen Nahaufnahmen der Blutspuren an den Kleidern, den Hausschuhen sowie an den Händen des Opfers. Dann folgen Aufnahmen von Blutspuren, die zwischen den Beinen von Boulgarides, an den Fächern unterhalb des Tresens, auf dem Boden im Bereich neben dem Kopf des Opfers, am hinter dem Leichnam stehenden Regal, am Heizkörper und an Wänden gefunden worden seien. Me. spricht von “Schleuderspuren”, die aus der Bewegung entstanden seien, und von “spritzerförmigen” Spuren. Dann wird die Bekleidung des Opfers einzeln gezeigt. Me. weist darauf hin, dass die Strickjacke und das Poloshirt von Boulgarides bei der Obduktion hätten aufgeschnitten werden müssen. Die großen Blutantragungen an der Rückseite der beiden Kleidungsstücke seien durch das Liegen in der Blutlache erklärbar. Richter Götzl sagt, dass die Bilder von der Obduktion übersprungen werden sollen, dazu werde ja heute noch der Sachverständige Peschel gehört. Es folgt ein Bild von einer Waffe. Dies sei eine Ceska 83, Kaliber 7.65 Browning, sagt Me. Es sei nicht die Tatwaffe, sondern eine typgleiche Waffe. Es sei festgestellt worden, dass aus einer solchen Waffe gefeuert worden sei. Dann wird eine Aufnahme vom gefundenen Projektil gezeigt. Me. führt aus, das Projektil sei an der Unterseite stark abgeplattet. Auf Nachfrage von Götzl sagt er, die anderen beiden Projektile seien bei der Obduktion gefunden worden.

Dann geht es um die Schussrekonstruktion, auf den folgenden Bildern sind Personen mit Waffen zu sehen, die in verschiedene Richtungen zielen. Die ersten Bilder seien noch am 15. Juni 2005 angefertigt worden, so Me. Es gehe dabei um die Schüsse, als Boulgarides schon gelegen habe. Auf den Bildern ist der Leichnam von Theodoros Boulgarides zu sehen. Es sei bei den Schussrekonstruktionen auch darum gegangen, ob die Geräuschentwicklung auf der Straße wahrnehmbar gewesen sei und ob, falls man aus einer Plastiktüte heraus feuere, kleine Plastikteilchen zu finden seien. Es habe dazu verschiedene Versuchsanordnungen gegeben, mit einer Tüte oder mit zwei Tüten. Man sieht Bilder, bei denen die Waffe in einer durchsichtigen Plastiktüte steckt. Ein Bild zeige ein Kunststoffteilchen, das bei dem Schuss aus der Tüte abgetrennt worden sei, so Me. Bei den Schussversuchen seien die Hülsen in der Tüte zurück geblieben. Dann werden Bilder vom auf dem gegenüberliegenden Parkplatz abgestellten PKW von Boulgarides gezeigt, in dessen Ladebereich sich Materialien für den Schlüsseldienst befinden.

Ein Nebenklagevertreter fragt, ob Me. weiter an den Ermittlungen beteiligt gewesen sei. Ke. sagt, er habe die Auswertung bis 2007 gemacht, dann sei die Soko und die BAO gekommen. Dann geht es darum, ob das gefundene Plastikteil durchsichtig gewesen sei. Me. bestätigt das. Er habe keine Erklärung, warum die Klappe des Telefons auf der Blutlache gelegen habe, sie könne auch durch die Rettungssanitäter verschoben worden sein, so Me. auf Nachfrage. Nebenklagevertreter RA Prosotowitz möchte wissen, ob sich auf der Klappe Auftropf- oder Abdruckspuren befunden hätten. Me. sagt, er sei kein Sachverständiger für Blutspuren. RA Reinecke fragt nach dem Display des Telefons. Me. erläutert es anhand des Fotos, dort stehe “Sie haben neue Nachrichten”. Reinecke fragt nach dem schräg stehenden Hörersymbol, das zu sehen ist, ob es sich dabei um ein Zeichen handele, dass versucht worden sei, ein Amt zu bekommen. Dazu könne er nichts sagen, so Me., das sei von den Kollegen ausgewertet worden. Wohllebens Verteidiger RA Klemke fragt, wer den Einsatz des Rauschgiftspürhundes angeordnet habe. Me. sagt, das wisse er nicht genau, es sei aber im Zuge der Soko passiert. Die Vernehmung endet um 10.49 Uhr.

Um 11.30 Uhr geht es weiter mit dem Zeugen Markus Ke., der als Rettungsassistent am Tatort des Mordes an Boulgarides war. Er sagt, er erinnere sich, dass er und sein Kollege den Einsatz bekommen hätten, da seien sie vielleicht einen oder anderthalb Kilometer weg gewesen.
Nach drei Minuten seien sie dort gewesen, er sei dann in den Laden und habe dort eine männliche Person auf dem Boden vorgefunden. Es sei ziemlich viel Blut in der Kopfregion gewesen. Die Schädelverletzungen seien offensichtlich so intensiv gewesen, dass es nicht mehr “mit dem Leben vereinbar” gewesen sei. Er habe schon beginnende Leichenflecke festgestellt und dann ein EKG geschrieben. Die Polizei sei relativ schnell da gewesen, sie seien wohl ziemlich zeitgleich mit dem Streifenwagen angekommen. Götzl möchte wissen, wer den Tatort betreten habe. Ke. sagt, er habe den Tatort betreten und sein Kollege, der ihm das EKG gebracht habe. Er habe dann nochmal rein gehen sollen, um etwas zu schauen, er wisse aber nicht mehr was. Es sei darum gegangen, dass die Spurenlage nicht verwischt wird, er sei noch zweimal rein gegangen und habe am nächsten Tag seine Stiefel abgegeben zur Spurensicherung. Die Lage von Boulgarides habe er nicht verändert, nur das EKG angebracht. Dieses habe die Nulllinie gezeigt. Die Füße von Boulgarides hätten Richtung Tresen gelegen, der Kopf zur Wand, so Ke. auf Frage von Götzl. Auf dem Tresen habe, so glaube er, ein Telefon gestanden. Erinnerungen an Personen im Bereich des Geschäftes habe er nicht. Dann macht Götzl Vorhalte. Er habe bei der Polizei angegeben, dass sie den Einsatz um 19.07 Uhr bekommen hätten und um 19.10 Uhr da gewesen seien. Das bestätigt Ke. Dort seien sie auf den Mitteiler getroffen, einen etwa 30 Jahre alten Mann, der verstört gewirkt habe, führt Götzl weiter aus. Ke. sagt, er könne sich jetzt nicht erinnern, er glaube, dass jemand vor dem Laden gestanden habe, das sei aber eine Vermutung. Auf die Frage, ob außer dem Mitteiler und ihm selbst jemand den Laden betreten habe, habe Ke. bei der Polizei ausgeführt, dass sein Kollege hinter ihm herein gekommen sei und mehrere Personen, informierte Polizisten und der Geschäftsführer des Ladens im Vorraum nahe der Eingangstüre gewesen seien, so Götzl. Ke. sagt, er wisse, dass die vorne geblieben seien, deshalb habe er auch etwas nachschauen sollen, er wisse aber nicht mehr was. Götzl fragt nach Blutspuren, Ke. sagt, er wisse noch, dass auf dem Boden massiv Blut gewesen sei und er glaube, auch an der Wand. Dann geht es darum, ob eine beginnende Leichenstarre am Kiefer von Boulgarides festgestellt worden ist. Ke. sagt, er vermute das, weil er auch Leichenflecke festgestellt habe, wisse es aber nicht. Götzl hält vor, es sei keine Leichenstarre festgestellt worden, aber an den Schlüsselbeinen Leichenflecke. Ke. bestätigt das. Götzl möchte wissen, ob Ke. am Telefon etwas aufgefallen ist. Ke. verneint das, er habe das Telefon aber gesehen, und sei sich relativ sicher, dass es rechts hinten auf dem Tresen gewesen sei. Götzl sagt, er habe damals ausgesagt, dass sich an den Füßen von Boulgarides ein schnurloses Telefon befunden habe, dessen Akku runter gegangen sei, am Tresen sei außerdem ein Blutrinnsal gewesen. Ke. sagt, das wisse er jetzt nicht mehr.

Um 11.52 Uhr folgt die Mittagspause.

Um 13.40 Uhr wird die Anhörung des Rechtsmediziners Dr. Peschel fortgesetzt, heute zur Obduktion von Theodoros Boulgarides und zum Tatort.

Dr. Peschel erzählt zunächst von der Obduktion, die er in Anwesenheit von Polizeibamten und eines Staatsanwalts sowie des LKA-Schusswaffenexperten Ga. durchgeführt hat. Dabei fanden sich drei Schussverletzungen: Ein Schädeldurchschuss im Bereich des Gesichtsschädels, ein Nachweis von schmauchtypischen Bestandteilen fand sich hier nicht, der Austrittsort war unmittelbar am Ansatz des linken Ohrläppchen. Die zwei anderen Schüsse waren Schädelsteckschüsse. Ein Schusskanal horizontal in die rechte Kieferhöhle nach hinten, parallel und unter der Schädelbasis. Hier war in der hinteren rechten Schädelgrube ein grabenförmiger Knochendefekt, es fand sich ein Vollmantelprojektil zwischen Kopfschwarte und knöchernem Schädel.

Der dritte Schussdefekt war in der Kinnregion, das Projektil trat durch die Zunge hindurch und trat in den linken Vorderhauptslappen ein, am Schädeldach fand sich ein Vollmantelprojektil. Punktblutungen in Augenlid und Bindehäuten seien nicht im Sinne einer Strangulation zu interpretieren, sondern häufig bei Schädelschüssen zu finden. In den oberen und tiefen Atemwegen sei reichlich Blut gewesen. Todesursache sei eine zentrale Lähmung in Verbindung mit einem Ersticken durch Bluteinatmung gewesen. Eine chemisch-toxikologische Untersuchung auf u. a. Benzodiazepin, Kokain, Methadon, Amphetamin, Cannabis, LSD seien negativ verlaufen.

Peschel gibt an, er sei vor der Obduktion am Tatort Trappentreustraße 4 gewesen, zusammen mit u. a. Herrn Wilfling vom K111. Die Leiche sei bekleidet und in Rückenlage hinter dem quer zum Eingang stehenden Verkaufstresen gelegen. Blutanhaftungen habe es zwischen den Füßen des Opfers gegeben und hinter der Tür seien sehr feine Tropfspuren gewesen, typisch für das Abtropfen von Blut ohne Bewegungskomponenten. Im Bereich der Ladentheke und um den Kopf der Leiche herum hätte es sehr viele Blutspuren gegeben. An einem Stehregal seien an tiefen Regalböden Blutspurenantragungen gewesen, die von unten nach oben angetragen wurden, also aus einer Quelle abgeschleudert. Der Ursprung dieser Spuren ließe sich plausibel auf die letztliche Kopfposition des Betroffenen lokalisieren. In Verbindung mit dem Obduktionsbefund erläutert der Sachverständige seine Hypothese: Die horizontal verlaufende Schussverletzung sei damit in Einklang zu bringen, dass von einer stehenden Person auf eine stehende Person ein Schuss gesetzt wird. Die anderen Schussverletzungen seien mehr oder weniger ansteigend. Im Hinblick auf die Blutspuren lasse sich das sehr gut damit in Einklang bringen, dass sich das Opfer schon am Boden in Rückenlage befunden hat.

Um 14.06 Uhr beginnt die Aussage des Sachverständigen Martin Gantschnigg, Diplom Waffeningenieur beim bayerischen LKA.

Am Tatort Boulgarides sei ihm ein Projektil gezeigt worden, mit dem etwas durchschossen worden sein muss. Aus einer Abplättung an der Spitze von 50 Grad, für den nur der Steinboden in Frage käme, habe man einen Anhaltspunkt für den Schusswinkel. Das in der Nähe des Kopfes aufgefundene Geschoss sei ursächlich für den Durchschuss gewesen. Man könne daraus über die Reihenfolge der Schüsse etwas sagen, das Opfer muss vom ersten Schuss im Stehen getroffen worden sein, dann sei möglicherweise der Körper umgefallen und dann seien die Schüsse in den Kopf abgegeben worden: ein Durchschuss, ein Steckschuss.

Weder an der Kleidung, noch um die Einschüsse herum konnte, dies sei ein “wunderlicher Befund”, Blei aus Schmauch nachgewiesen werden. Der Schmauch müsse anderweitig abgestreift gewesen sein, ein bisschen durch den Schalldämpfer, aber es müsse noch ein anderes Medium durchschossen worden sein. Da in diesem Fall keine Hülse aufgefunden wurde, habe wohl eine Tüte als Hülsenfang gedient und auch die Schmauchspuren verhindert. Versuche mit durchsichtigen Tüten hätten charakteristische Ergebnisse gezeigt, kleine schmauchbelastete Plastikteilchen seien davon geflogen. Und in der Tat sei bei der Spurensicherung so ein Teil gefunden worden. Der erste Schuss muss vor der Verkaufstheke abgegeben worden sein und das Opfer muss dahinter gestanden haben. Schüsse von unten nach oben wären hier aus Platzgründen gar nicht möglich.

Der Nebenklagevertreter RA Prosotowitz fragt, ob beim zweiten Schuss die Tüte nicht kaputt sei und wieder Schmauch durchgehe. Gantschnigg antwortet, die Tüte falle schwerkraftmäßig immer wieder vor die Mündung und verhindere erneut Abstreifringe und andere Spuren. Auf Nachfrage gibt Gantschnigg an, dass sie in diesem Fall aber zuerst nicht wegen dem fehlenden Schmauch, sondern wegen der fehlenden Hülsen auf die Tüten gekommen seien.

Nach einer Sitzungspause kommt um 15.00 Uhr der Zeuge Karsten Ro., Kriminalhauptkommissar beim Polizeipräsidium Nordhessen in Kassel. Er war am 6.4.2006, am Tag der Tötung von Halit Yozgat, in dessen Internetcafé in Kassel mit Ermittlungen betraut worden.

Kurz nach 20.00 Uhr sei er am Tatort Holländische Straße 82 eingetroffen und hätte später auf der Dienststelle eine Person, die dort verhaftet worden war, Herrn Sh., vernehmen sollen. Herr Sh. war zur Tatzeit am Tatort in einer der Telefonzellen im linken Bereich, er habe in seiner Vernehmung geschildert, dass er zwei, dreimal etwas Dumpfes gehört habe, wie wenn Luftballons geplatzt seien. Wegen eines Plakats auf der Telefonzelle habe er nichts sehen können, eine männliche Person, 180 cm groß und kräftig habe jedoch unmittelbar nach dem dumpfen Knall das Internetcafé verlassen. In einer Nachvernehmung habe Herr Sh. dies relativiert und nur noch davon gesprochen, dass irgendjemand rausgehuscht sei.

Das Tatobjekt liege an einer Hauptausfallstraße Richtung Vellmar im Norden, der Geschädigte habe das Internetcafé im Hochparterre betrieben. Im ersten Raum seien insgesamt sechs Telefonzellen gewesen und der Tresen im rechten hinteren Bereich. Am schmalen Zugang zum hinteren Raum mit Internet-PCs sei eine weitere räumlich abgetrennte Telefonzelle gewesen, die Nummer sieben, in der sich zur Tatzeit eine Zeugin mit einem kleinen Kind befunden haben. Im hinteren Raum seien sieben Internet-PCs gewesen, die Tür zu einem dortigen Hintereingang sei nicht zu öffnen gewesen.

Bei der Inaugenscheinnahme einer Skizze erläutert der Zeuge die Lage des Getöteten: “Als ich am Tatort war, lag er bereits hier vorne, durch Rettungskräfte nach vorne gezogen, weil hinten ist es sehr eng.” Rechtsanwalt Klemke fragt hier noch einmal nach, ob das Opfer ursprünglich hinter dem Tresen gelegen habe. Der Zeuge gibt an, dass er es nur in der Mitte des Raums gesehen habe, “denn hinter dem Tresen kann man keine Leichenschau machen”.

Gegen 15.20 Uhr beginnt die Vernehmung des Zeugen KOK Karl-Heinz Ge., der bis Ende November 2009 im PP Nordhessen im Kommissariat für Tötungsdelikte tätig war

Am Tag der Tötung von Halit Yozgat sei er vom Kriminaldauerdienst informiert worden und zum Tatort gefahren. Da sei schon eine größere Menschenmenge außerhalb der Absperrungen gewesen. Ein Polizist habe berichtet, dass bei seinem Eintreffen zwei Rettungswagen bereits anwesend waren. Der Kollege habe den Notarzt nach Beobachtungen gefragt, aber der hatte keine Hinweise. Vor dem Geschäft habe er zwei Jugendliche und einen älteren Mann aus dem Irak festgestellt, die alle während der Tat in dem Geschäft waren. Die beiden Jugendlichen hätten im hinteren Bereich am Computer gesessen, einer an Platz drei, einer an Platz sieben. Die Computerplätze waren jeweils mit Sichtblenden aus Spanplatten ausgestattet. Später habe sich herausgestellt, dass eine weitere Person da gewesen sei, die auf dem Computerplatz zwei saß.

Die Holländische Straße sei eine Ausfallstraße mit Straßenbahnschienen mittig und Gehwegen und Parkflächen. Sie sei stark befahren, auch fußgängermäßig stark frequentiert mit sehr vielen kleinen türkischen Läden, aber auch anderen Geschäften. Am Tatort innen habe er das Opfer auf dem Rücken liegend mit blutverschmiertem Gesicht gesehen, die Beine parallel zu den linksseitigen Telefonzellen, Mullbinden und anderes medizinisches Material sei noch da gelegen. Im Bereich des Schreibtischs habe er geringe Blut-Tropfspuren festgestellt. Hinter dem Schreibtisch seien in L-Form unten Ausziehschränke angebracht gewesen, hier sei ebenfalls nach unten verlaufend ein Blutbild feststellbar gewesen, im Bereich des Mülleimers, der wiederum hinter der Computeranlage in einem Türrahmen abgestellt war, mit Blut- und Hirnpartikeln.

Rechtsmediziner Prof. Saternus und der Staatsanwalt seien vor Ort erschienen, zusammen hätten sie eine erste Inaugenscheinnahme der Leiche durchgeführt und zwei Einschusslöcher an der rechten Kopfseite oberhalb des Ohres festegstellt, aber keine typischen Abwehrverletzungen, beispielsweise an den Händen. Er sei dann noch eine Zeitlang in dem Café geblieben und während dieser Zeit sei die Computeranlage sichergestellt worden von der entsprechenden Dienststelle.

Am nächsten Tag sei er im Klinikum Kassel bei der Obduktion unter Leitung von Prof. Saternus anwesend gewesen. Die Obduktion habe ergeben, dass das Opfer mit zwei Schüssen in den Kopf getötet wurde. Zwei Projektile steckten im Kopf und wurden sofort sichergestellt und auf den Weg gebracht nach Wiesbaden zur Untersuchung. Der Erschossene hatte Schürfwunden am Kopf, die mit dem Spurenbild im Bereich des Mülleimers an einer Holzleiste, stimmig waren. Der Zeuge erläutert, er sei davon ausgegangen, dass der Verstorbene auf dem Stuhl hinter seinem Schreibtisch sitzend erschossen wurde und sich dann so gedreht hat, dass die Blutspuren auf Schreibtisch, Unterschrank und Mülleimer erklärbar waren.

Die Ergebnisse der Untersuchung der Projektile seien schnell gekommen. So sei bekannt geworden, dass der Erschossene mit einer Ceska 7.65 erschossen wurde, die bereits bei acht vorherigen Serienmordstraftaten als Tatwaffe benutzt worden war. Bei zwei Taten der Serie sei eine zweite Waffe verwendet worden, eine 7.35 [gemeint ist wohl 6.35]. Das habe seine Annahme bestätigt, dass vielleicht nicht eine einzeln handelnde Person dort tätig war, sondern dass es zwei waren. Denn die Holländische Straße sei stark frequentiert und man müsse jede Sekunde damit rechnen, dass jemand um die Ecke kommt. Sehr wahrscheinlich müssten daher mindestens zwei Personen beteiligt gewesen sein, damit der zweite “jemanden, der in Tür- oder Geschäftsnähe kommt, dann abhalten kann, wie auch immer”.

Eine Tatortskizze wird in Augenschein genommen, auch der Zeuge Ge. beschreibt nun die, Telefonzellen. Einer der Jugendlichen sei am PC 3, einer an PC 7 gesessen, die zunächst noch nicht bekannte Person an PC 2. Die Auffindung des Geschädigten sei durch den Vater des Verstorbenen erfolgt. Einer der Jugendlichen sei dann durch die lauten Hilfeschreie des Vater nach vorne gekommen und habe versucht, erste Hilfe zu leisten. Für die Rettung sei Halit Yozgat dann in diesen [mittleren] Bereich verlegt worden. Anfangs sei auch ein blutverschmierter Stuhl im Fensterbereich gelegen, wo er zuerst an einen Kampf gedacht hätte. Es habe sich aber durch die Zeugen herausgestellt, dass der Vater diesen Stuhl “weggeworfen” hatte, da sei bei der Tat keine Gewaltanwendung erfolgt. Das Geld sei auch noch unter dem Schreibtisch gelegen, niemand habe beispielsweise schnell etwas durchwühlt.

Nun werden Bilder von der Lage des Opfers durchgegangen. Zu sehen ist der Leichnam, der vor Telefonzellen liegt. Deren Türen sind mit jeweils einem großen Plakat beklebt. Ge. erläutert die von der Polizei gefertigten Aufnahmen: “Die Sicht aus der Telefonzelle 3 nach draußen ist stark eingeschränkt”; “Hier sehen sie nen Kinderwagen, der gehörte einer schwangeren Frau”, “Das ist jetzt eine Aufnahme vom Computerraum, die Spanplattenverkleidungen der jeweiligen Computerarbeitsplätze, hier schräg gegenüber ist der zweier”.

Der Zeuge Ge. gibt an, dass der Vater des Getöteten seinen Sohn ablösen wollte, da dieser Abendrealschule machte und zum Unterricht wollte, “ich hab ihn nur gefragt, ob er jemand rausgehen sehen hat oder irgendwas gesehen hat, das hat er verneint”. Nun will der Vorsitzende Richter Götzl wissen, in welche Richtungen ermittelt wurde und inwiefern das mit Belastungen für die Familie verbunden war. Ge. antwortet zunächst, dass die Auswertung der Computeranlage die Zeugenaussagen der beiden Jugendlichen und der Frau bestätigt habe. Zunächst seien die beiden Jugendlichen in das Internetcaé reingekommen, Platz 3 und Platz 7, danach sei die Frau mit dem Kind reingekommen, in Telefonzelle 7. Gegen 17.50 Uhr [gemeint ist wohl 16.50 Uhr] sei laut Anlage eine Person reingekommen, der der Verstorbene den Platz zwei zugewiesen hat. Dies sei auch durch eine Telefonaufzeichnung bestätigt worden, denn der Verstorbene hatte zu dieser Zeit mit einem Schulkameraden telefoniert. Und dieser hörte, wie gesagt wurde, “Sie können Platz zwei benutzen”. Die Computerauswertung habe ergeben, dass sich diese Person um 16.50 Uhr eingeloggt habe an Platz 2. Götzl weist Ge. darauf hin, dass er eben von 17.50 Uhr gesprochen habe. Dies sei ein Versehen gewesen, sagt Ge., 16.50 Uhr sei richtig, denn die Person habe sich ja bereits gegen 17.01 Uhr wieder ausgeloggt. Die Jugendlichen und der Iraker hätten ausgesagt, zwei Knallgeräusche gehört zu haben, aber nicht in der Art, dass sie das als Schüsse zugeordnet haben.

Götzl fragt, was die Ermittlungen zum Opfer selbst ergeben hätten: “Damit wir ein Bild vom Leben des Opfers gewinnen können”. Nachdem bekannt war, dass es ein Opfer innerhalb der Tötungsserie war, sei, so Ge., sofort eine große Mordkommission gebildet worden. In der “MK Café” sei er gemeinsam mit dem Kollegen Fa. zuständig gewesen “für eine mögliche Motivlage im Umfeld der Familie”. Ge. schildert: “Wir haben sehr viele Gespräche mit Herrn und Frau Yozgat geführt, wie ich meine, sehr kooperativ, harmonisch und vertrauensvoll. Ich habe Herrn Yozgat gesagt, dass wir alles tun werden, die Wahrheit für diese schreckliche Tat herauszufinden”. Die Eltern seien sofort damit einverstanden gewesen “und ich kann nur wiederholen, wir haben von Anfang bis Ende sehr harmonisch zusammengearbeitet, Dankeschön”.

Die entsprechenden Feststellungen seien gewesen, dass Halit Yozgat überall als netter, freundicher Kumpel bezeichnet wurde. Der sei einfach nett gewesen und habe mit Keinem Ärger gehabt, “auch in der Familie gab es keine Probleme, die Eltern haben ihm das Internetcafé ausgestattet und ihn unterstützt”. Hinsichtlich des Opfers hätten sie bei Freunden und Bekannte, auch in der Abendrealschule, Vernehmungen durchgeführt: es gab keine Ansätze, dass irgend ein Motiv vorhanden sein könnte. Halit Yozgat habe einen guten Freund gehabt, der wegen Drogendelikten im Gefängnis gesessen sei, “aber es gab keinen Zusammenhang, dass Halit in die Straftaten verwickelt war” und auch “innerhalb der Familie war es genauso”, da hätten sie “keine Anhaltspunkte feststellen können für eine Motivlage für diese schreckliche Tat”. In der Historie des Internetcafés habe es vor Familie Yozgat dort eine Teestube gegeben, in der es Drogenhandel gegeben hätte, “aber da hatten die Yozgat nichts zu tun, jedenfalls konnten wir absolut nichts feststellen. Da war kein Zusammenhang herzustellen von der Familie Yozgat zu den Drogendelikten dieser Tätergruppe”. Die Familie habe ein Mehrfamilienhaus gekauft, “da hatten sie noch Schulden, aber da war auch keine Spur herzuleiten, dass da ein Tatzusammehang stehen könnte.” Die Familie habe in einer türkische Holding Geld angelegt gehabt, die, so Ge., “in Betrugszusammenhang stand. Aber auch da gabs kein Ansatz, dass in diesem Zusammenhang eine Motivlage vorhanden sein könnte”. Fazit sei, “dass die Ermittlungen im Umfeld der Familie keinen Anhaltspunkt für eine Spur in der Familie ergeben haben”. Die Familie habe sich ihnen gegenüber sehr kooperativ gezeigt, “das beruht auf Gegenseitigkeit, wir haben die Familie auch über den Sachstand informiert.” Der Zeuge Ge. weiter: “Ich hatte das Gefühl, dass wir mit der Familie da an einem Strang gezogen haben”.

Götzl zitiert aus den Akten , dass Halit Yozgat “montags bis freitags von 17.15 bis 21.30 Uhr Abendrealschule” hatte, “da wurde das Internetcafé von Elternteil oder Aushilfen geführt”. Ge. erläutert, die Eltern hätten sich jeweils kurzfristig abgesprochen, ob sie selbst oder Aushilfen das Internetcafé in dieser Zeit führen. So sei es auch am Tattag gewesen, die Eltern seien zum Einkaufen in der Stadt gewesen bevor sie ihn ablösen wollten. Götzl spricht dann kurz an, dass es wohl auch zu einem VE-Einsatz [“Verdeckter Ermittler”] gekommen sein soll. Der Zeuge Ge. bestätigt das: “Ja, aber auch da kamen keine Hinweise zu einem Motiv oder Tatzusammenhang”. Götzl liest aus den Akten vor: “über mehrere Monate wurden die Telefonanschlüsse der Familie überwacht, Ansätze hat die TKÜ [Telekommunikationsüberwachung] nicht erbracht”. Als Götzl aus den polizeilichen Akten zitiert “normale Familie mit normalen Problemen, türkische Landsleute berichten nur positiv”, ergänzt dies der Zeuge Ge. “Das waren zwar gläubige Muslime, aber westlich orientiert und haben sich in unser Gesllschaftssystem sehr gut integriert”. Ob sie nach der TKÜ die Familie informiert hätten, will Götzl wissen. “Wenn ich mich recht erinnere, haben wir sie danach informiert. Aber wir sagten ihnen, wir ermitteln in alle Richtungen” . Wie die Reaktion der Familie war ? “Ja, nicht widersprüchlich”.

Von der Bundesanwaltschaft will OStAin Greger wissen, wie es mit dem Internetcafé weiterging. Herr Yozgat, so Ge., sei bestrebt gewesen, es zu verkaufen. Greger fragt dann nach den Auswirkungen des Todes auf die Familie. Der Tod habe die gesamte Familie sehr mitgenommen, sagt Ge., den Vater und die Mutter ganz besonders auch. Der Sohn sei der Mittelpunkt der Familie gewesen und auf so abscheuliche Art herausgerissen worden.

Als Nebenklagevertreter kündigt Rechtsanwalt Bliwier Widerspruch an: “Ich möchte die Harmonie trüben” und fragt nach Ge.s türkischem Kollege Tu. Ismail Yozgat, sagt Ge. habe sich diesem wohl anvertraut und sich von ihm Informationen erhofft. Bliwier hakt nach, ob er sich nicht eher beschwert habe, dass die Ermittlungen in eine falsche Richtung liefen? Nein, das glaube er nicht, antwortet der Zeuge. Rechtsanwalt Bliwier liest einen Vermerk des Kollegen Tu. vom 9.6., aus der Sachakte 1 Band 2 Blatt 190 vor: “Er fragte mich, ob es Neuigkeiten gebe und ich sagte, dass ich nicht in der MK Café arbeite. Er fing an zu erzählen, dass die Ermittler einen falschen Weg hätten. Sie sollten aufhören, ihn und seine Familie zu verdächtigen. Da wäre nichts zu ermitteln. Ich fragte ihn nochmal, ob er nichts verheimlicht. Daraufin fing er an zu weinen, er hätte seinen Sohn verloren… er wäre der festen Überzeugung, dass sein Sohn und die anderen Opfer aus ausländerfeindlichen Motiven umgebracht worden seien”. Ge bestätigt den Vermerk, aber ihm gegenüber habe sich Herr Yozgat nicht so verhalten. Bliwier will wissen, was mit dieser Information, dass Yozgat der festen Überzeugung sei, ausländerfeindliche Motive lägen vor, passiert sei. Ge antwortet: “Wir haben dem Herrn Yozgat auch gesagt, dass wir ausländerfeindliche Motive, religiöse Motive ermitteln”. Bliwier hakt erneut nach: “aber gab es Ermittlungen?” Ge. sagt, es habe Ermittlungen über das Staatsschutzkommissariat und das BKA in diese Richtung gegeben, er habe es jedoch nicht veranlasst und wer dies veranlasst habe, wisse er nicht. Bliwier verweist auf einen Bericht Ge.s, in dem nichts davon stehe, dass man ausländerfeindliche Hintergründe geprüft habe. Ge. verweist erneut auf seine Besuche in der Schule, da sei wichtig gewesen, “gab es da möglicherweise ausländerfeindliche Auseinandersetzungen”. Auf Bliwiers Nachfrage nach weiteren Ermittlungsbeispielen sagt Ge.: “Ich muss ihnen noch etwas sagen. In der ersten Phase, als ich las, der Iraker stammt aus dem Kurdenzentrum Mossul im Irak, da hab ich gleich gedacht, Halt, Stopp, gab es da möglicherweise etwas”. Bliwier fragt nach, ob “Kurden aus dem Irak” für den Zeugen ausländerfeindliche Hintergründe belegen. Ge. verneint und Bliwier sagt: “Das ist doch klar, ich mach ihnen konkret keinen Vorwurf”. Er ziehe allerdings die berichtete “Harmonie” in Zweifel.

Nebenklagevertreter Rechtsanwalt Kolloge will wissen, ob die Schaufensterscheiben von der Polizei mit Stoff verhängt geworden seien, was Ge. bestätigen kann. Ein weiterer Nebenklagevertreter fragt nach dem Telefonat, das der Verstorbene kurz vor der Tötung geführt habe und bei dem jemand gehört habe, “sie können Platz zwei benutzen”. Was denn mit dem Handy des Verstorbenen passiert sei? Ge. erklärt diesen Sachverhalt folgendermaßen: Während der Obduktion habe er den ED [Erkennungsdienst] nach dem Mobiltelefon gefragt. Es sei jedoch kein Handy in den Kleidungsstücken in der Pathologie als auch keines am Tatort gefunden worden. Infolge dessen habe festgestellt werden können, dass dieses Handy ein Mitarbeiter der Pathologie im Klinikum gestohlen hatte. Durch eine Ortung habe festgestellt werden können dass er es nach Hause genommen habe, er habe dies schließlich auch zugegeben. Auch dieses Telefon sei dann ausgewertet worden wie auch alles, “was aus der gesamten Telefonanlage herausgekommen ist”, überprüft worden sei. In Zusammenhang auch mit den Taten 1 bis 8 seien Abgleiche geführt worden von Funkzellen, Handydaten und Kennzeichen. Aber da habe kein Zusammenhang festgestellt werden können.

Der Prozess endet um 16.40 Uhr.

Nebenklagevertreter RA Peer Stolle erklärt zur Aussage des Kasseler Ermittlers:

“Trotzdem Halit Yozgat das neunte Opfer der Mordserie war, kam die Polizei in Kassel nicht auf die Idee, nach rechten Tätern zu suchen. Stattdessen suchte man mit allen Mitteln das Tatmotiv in der Familie, der Organisierten Kriminalität und im Drogenhandel - machte die Familie somit zum zweiten mal zum Opfer. Noch heute betont der leitende Beamte, dass diese Ermittlungen richtig, notwendig und in alle Richtungen, obwohl es keinerlei Ermittlungen im Hinblick auf ein rassistischen Motiv gab. Das ist nicht nur ein erneutes Beispiel für institutionellen Rassismus, sondern auch für das immer noch fehlende Problembewusstsein der Polizei.“

Nebenklagevertreter RA Dr. Björn Elberling kommentiert:

“Im Hinblick darauf, dass kommende Woche der zur Tatzeit am Tatort anwesende Mitarbeiter des Verfassungsschutzes und V-Mann-Führer Andreas Temme als Zeuge aussagen wird, dürfte die dummdreiste Vorwärtsverteidigung des heutigen Polizeizeugen letztlich nur einen Vorgeschmack auf noch zu erwartende weitere Rechtfertigungsversuche darstellen.”


Protokoll 40. Verhandlungstag - 30. Sept 2013

An diesem Verhandlungstag wurden zwei große und wichtige Komplexe begonnen: Zuerst hat die „neue“ Zeugin Veronika von A. ausgesagt, sie habe Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt und einen stämmigen „Skin“ (und kurz eine weitere Person) auf dem Nachbargrundstück gesehen, sie wurde tiefgehend befragt. Insgesamt hat sie ohne große Widersprüche, relativ plausibel und anschaulich, jedoch auch mit Selbstkritik, ihre Wahrnehmungen geschildert. Weitere Zeugenbefragungen zu diesem ersten Hinweis auf Zschäpes Anwesenheit zu einem Mord und nach lokalen Unterstützern werden in den nächsten Wochen durchgeführt. Es sagten anschließend noch zwei Kriminalbeamte aus Kassel zum Mord an Halit Yozgat aus. Der eine Beamte hatte auch erste Ermittlungen zum damaligen Tatverdächtigen und Zeugen Andreas T., Verfassungsschützer und V-Mann-Führer, durchgeführt.

Zeug_innen:

	Veronika von A. (gibt an, kurz vor dem Mord an Mehmet Kubaşık im April 2006 in Dortmund Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt auf dem Nachbargrundstück gesehen zu haben)
	KOK Werner I. (zeigt und erläutert Tatortfotos zum Mord an Halit Yozgat)
	KHK Cihan Bi. (berichtet von den Ermittlungen zum Mord an Yozgat, insbesondere zum damaligen Tatverdächtigen Andreas T.)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.47 Uhr. RA Stahl, einer von Zschäpes Verteidiger_innen, ist wieder anwesend. Auf Seiten der Nebenkläger_innen sind heute mehrere Angehörige des am 6. April 2006 in Kassel ermordeten Halit Yozgat anwesend. Im Publikum sitzt außerdem ein junger Mann, der sich in der Mittagspause mit dem Angeklagten André E. treffen wird.

Bevor es mit der ersten Zeugin Veronika von A. (vgl. Beweisantrag am 36. Verhandlungstag) los geht, bittet RA Klemke, Verteidiger von Ralf Wohlleben, um eine Unterbrechung von 30 Minuten, damit er sich die neu hinzu gekommenen Aktenbestandteile, die sich mit den Angaben der Zeugin beschäftigen, mit seinem Mandanten besprechen kann. RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, beantragt, die Zeugin erst dann zu vernehmen, wenn die Fotos in den neuen Akten in erkennbarer Qualität zur Verfügung gestellt würden. Es wird sich darauf geeinigt, dass sich die Verfahrensbeteiligten die Bilder am Richtertisch anschauen werden. Dann folgt die Unterbrechung, zu deren Beginn sich Zschäpe mit ihren Verteidiger_innen die Bilder im Ordner anschaut. Erst um 10.52 Uhr geht es weiter. Götzl sagt, dass ein weiteres Foto der Zeugin De. [Frau aus dem Nachbarhaus der Zeugin A.] übersandt wird, das ebenfalls zu den Akten gereicht worden sei. Auch das könne in Augenschein genommen werden, ebenso wie weitere Lichtbildmappen, daher werde für weitere 20 Minuten unterbrochen. Um 11.19 Uhr wird mitgeteilt, dass es drei weitere Bilder gebe, die in Augenschein genommen werden könnten.

Um 11.35 Uhr kommt das Gericht wieder und die Vernehmung der Zeugin Veronika von A. beginnt. Götzl fragt nach Beobachtungen, die die Zeugin im Jahr 2006, in den Jahren davor und gegebenenfalls auch zu späteren Zeitpunkten in Dortmund an ihrem früheren Wohnort gemacht habe. A. berichtet, das sei in der Straße Westkamp in Dortmund-Brackel gewesen. Sie beginne mit dem 31. März 2006, weil das ein Erinnerungsanker sei, da habe ein wichtiges familiäres Ereignis stattgefunden. Sie habe “Sorge zu tragen” gehabt, dass ein Möbelwagen eine Zufahrt findet zu der Einfahrt ihres Hauses. Sie habe schon in den Tagen zuvor bemerkt, dass dort ein großes weißes Wohnmobil vor dem Gartenzaun gestanden habe. Sie habe Flatterband besorgt und einen Zettel an dem Wohnmobil angebracht, mit der Bitte den Wagen zu versetzen. Am 31. März sei der Wagen nicht mehr da gewesen. Wann genau der Möbelwagen da gewesen sei, wisse sie nicht mehr, es müsse so mittags gewesen sein. Sie habe dem Fahrer eine Brotzeit gemacht, dann habe dieser die Stücke ausgeladen. Das sei alles in einer guten Stimmung gewesen. Sie habe dann die Dinge sortiert, die angeliefert worden seien, große Teile und zwei, drei Kartons mit Kleinteilen. A. führt aus, sie habe das so ausführlich geschildert, weil ihr “Herzstück” ihrer Erinnerung an diesen Dingen hänge. Danach sei das Ereignis gekommen, das sie im Nachhinein besonders erschreckt habe, weil es zu der Stimmung an diesem Tag nicht gepasst habe. An einem der folgenden Tage - sie könne fast ausschließen, dass es am selben Tag war - sei sie ins Apartment im Dachgeschoss gegangen. Es sei später Nachmittag gewesen. Sie habe das Apartment betreten, wohl etwas abgelegt und sei dann ans Fenster getreten. Das Dachgeschoss habe zwei Gaubenfenster, es gebe noch ein großes “Velux-Fenster” und zur linken ebenfalls ein Dachgaubenfenster. Die Dachgaubenfenster seien normalerweise mit Stoffbahnen verhängt. Besonders das, an das sei herangetreten sei, sei immer verhängt gewesen. Die Stoffbahnen seien an den Fensterflügeln extra befestigt gewesen. An einem der Tage vorher habe sie die rechte Stoffbahn abgenommen und das Gaubenfenster ein wenig aufgezogen, so dass Luft rein kam. An diesem späten Nachmittag sei sie an das Gaubenfenster herangetreten, um einen Blick hinauszuwerfen. Es seien noch keine Blätter an den Bäumen gewesen, sie habe eine freie Sicht gehabt. Nach dem ersten Blick sei sie “zurückgeprallt”, weil sie unten auf dem Nachbargrundstück am Brackeler Hellweg eine Gruppe wahrgenommen habe, die auf sie gewirkt habe wie eine Theaterszene. Es hätten dort drei schwarz gekleidete Menschen, zwei Männer und eine Frau, in einer Reihe gestanden. Von ihr aus gesehen links habe ein Mensch auf dem Grundstück gestanden, den sie schon einmal gesehen habe. Sie bezeichne ihn als Skin, habe ihn aber nicht gefragt, ob er einer ist. Dieser habe “wie ein kleiner Feldherr” sein Grundstück gezeigt. Für einen kurzen Moment habe sie gesehen, dass noch ein zweiter Mann da gewesen sei, den sie auch bereits auf dem Grundstück gesehen habe, ein sehr viel jüngerer Mann. Dieser sei dann aber von der Gruppe weggegangen und nicht wieder aufgetaucht. Sie habe zuerst die Gruppe durch die Scheibe beobachtet. Um ihren Schreck zu besänftigen habe sie für sich gedacht, “oha, ein Skinhead und drei Punker”. Dann habe sie aber ein Fernglas genommen, das immer an dem Fenster stehe, und sei zu dem Schluss gekommen das es sich nicht um Punker handele. Die Männer hätten eine sehr gerade, militärische Haltung gehabt. Militärisch sei vielleicht der falsche Begriff, aber sie hätten keine Haltung gehabt, wie man sich vielleicht vorstelle, dass Punker sie haben. Die Frau, die sie später als Frau Zschäpe erkannt habe, habe rechts gestanden und links die Männer, die sie später als Mundlos und Böhnhardt erkannt, davon links der “Punker” [meint vermutlich Skinhead]. Die Frau sei heraus getreten und habe eine Hand auf ein Schaukelgerüst gelegt. Dieses habe sehr nah an der Mauer zum Grundstück am Westkamp gestanden. Auf dem Nachbargrundstück gebe es auch einen sehr hohen “Baumarktzaun”, geflochten aus Span. Sie selbst habe dann das Gefühl gehabt, sie wolle nicht mehr aus dem Fenster schauen mit dem Fernglas, das sei nicht ihre Art. Sie habe ihr Gesicht zeigen und das Fenster öffnen wollen. In dem Moment habe die Frau, die sie als Frau Zschäpe erkannt habe, hoch geschaut: Sie hätten Blickkontakt gehabt. Die Frau habe den Blick gehalten und etwas zur Seite gesprochen. In dem Moment hätten alle hoch geblickt und “kehrtum gemacht in vorbildlicher Ordnung”. Sie habe gedacht, dass es seltsam sei, dass die so schnell verschwinden, wenn es neue Nachbarn seien. Sie habe die Beobachtung gespeichert, so wie sie ein Theaterstück anschaue oder etwas Seltsames, was völlig anders war, und sei dann wieder zu ihrer Tagesordnung übergegangen.

A. berichtet weiter, sie habe den Skinhead und den jüngeren Mann auch schon früher gesehen. Etwa im Jahr 2003/2004, sei der “Baumarktzaun” aus sehr hohen Elementen rund um das Grundstück angebracht worden, so dass man von der Straße und aus ihrem Garten das Grundstück nicht mehr habe einsehen können, sondern nur noch von dem einen Fenster. Der Zaun habe sie geärgert, weil er “wüst” ausgesehen habe. Einen Austausch habe es aber mit den Nachbarn nicht gegeben, es habe überhaupt keinerlei Kontakt gegeben. Im Frühjahr 2005 sei auf dem Grundstück mit Grabungen begonnen worden. Und diese Grabungen hätten sie beunruhigt, so A.. Sie hätten zu ungewöhnlichen Zeiten stattgefunden, abends oder auch mal nachts. Sie habe einmal das Fenster aufgemacht. Der Skin habe dann seinen Spaten aufgestellt und sich ihr gegenüber in einer sehr aggressiven Position gezeigt. Es habe auch da keinen Kontakt gegeben. Die Grabungen hätten mit Unterbrechungen vier bis sechs Wochen gedauert. Auf einem Feld links von ihr aus gesehen, sei sehr tief gegraben worden. Dann habe man da Erde gesehen und eine Folie. Irgendwann habe sie den Skin beobachtet, wie er schwere Betonkübel aus der Einfahrt zur Garage gewuchtet habe. Um diesen “Sandkasten” habe er dicht an dicht diese Kübel gestellt und darin Blumen angepflanzt. Es sei weiter hinten eine Rutsche und eine Schaukel aufgestellt worden. Die Schaukel sei vielleicht als Gerät funktionstüchtig gewesen, aber nicht in der Position. Sie sei so nahe zu der Mauer aufgestellt worden, dass sie gedacht habe: “Da kann doch kein Kind drauf schaukeln.” Auch der “so genannte Sandkasten” sei durch die Kübel so bestückt, dass man vielleicht Kinder habe hineinsetzen können, aber sich kein Erwachsener habe auf den Rand setzen können. In den Jahren zwischen 2004 und 2006 seien im Westkamp immer wieder anhaltend lang Wohnmobile geparkt worden. An einem Wohnmobil sei ihr ein sehr ungewöhnliches Kennzeichen in Erinnerung, ein Buchstabe sei ein Z gewesen und es habe auch die Buchstabenkombination C und A gegeben. Das zweite Wohnmobil habe, wie schon beschrieben, in den Tagen vor dem 31. März 2006 in der Straße gestanden. Dieses Wohnmobil sei sehr lang und hoch gewesen, so A. Sie habe dieses Wohnmobil auch in den Tagen danach noch auf einem Parkplatz an ihrer Joggingstrecke gesehen. Wann sie das kleinere Wohnmobil gesehen habe, könne sie nicht genauer zeitlich eingrenzen.
Götzl fragt ob sie mit jemandem über ihre Beobachtungen gesprochen habe. A. sagt, sie habe mit ihrem Mann, mit dem sie damals noch nicht verheiratet gewesen sei, darüber gesprochen. Dieser habe auch eigene Beobachtungen gemacht. Sie habe ihm auch von der Bedrohlichkeit berichtet. “Diese schwarze Front hatte keine schöne Ausstrahlung.” Sonst habe sie niemandem genauer berichtet. Danach habe sie keine weiteren einschneidenden Beobachtungen gemacht, so A. auf Frage von Götzl. Sie glaube, dass alles so geblieben sei bis zum Frühjahr 2013. In dem Haus habe sie bis zum Juli 2008 gewohnt, sagt A. Einmal habe sie an einem hohen Fenster an dem Haus Brackeler Hellweg, das ab und zu erleuchtet gewesen sei, jemanden gesehen, aber die Person habe gleich die Gardine zugezogen. Sie habe den Eindruck gehabt, da wolle niemand Kontakt haben und es auf sich beruhen lassen. Mit den sonstigen Nachbarn habe sie Kontakt gehabt, aber nicht über den Brackeler Hellweg gesprochen. Die Kontakte seien sehr alltagsbezogen gewesen. Eine Nachbarin hätten sie ihre “Alarmanlage” genannt, weil sie immer aus dem Fenster geschaut habe. Auf der linken Seite hätten ein Lehrer und seine Frau gewohnt. Auf Frage von Götzl nennt A. den Namen der “Alarmanlage” und sagt, die Frau sei mittlerweile verstorben. Dann fragt Götzl zur weiteren Entwicklung. A. antwortet, im November 2011 seien Fahndungsfotos von Mundlos und Böhnhardt veröffentlicht worden. Ihre spontane Reaktion sei gewesen, dass sie zu ihrem Mann gesagt habe: “Das sind die Männer, die ich auf dem Grundstück gesehen habe.” In diesem Kontext habe sie auch die Verbindung zu der Wahrnehmung von Wohnwagen hergestellt und gesagt, Wohnwagen seien ja auch oft da gewesen. Als dann danach Fotos von Zschäpe veröffentlicht worden seien, und sich der “Kontext NSU” erschlossen habe, habe sie gesagt, dass das die Frau gewesen sei. Sie habe dann mit bekommen, dass sehr viel Material durch Polizei und Behörden sichergestellt worden sei. Durch eine Meldung aus dem Untersuchungsausschuss habe es Hinweise gegeben, dass es Listen von Kontaktpersonen gibt und Frau Zschäpe Videos verschickt habe. Diesen Informationen habe sie entnommen, dass eine breite Aufarbeitung stattfinde, es gebe 150 Personen oder 300 Personen auf Listen. Sie habe dann für sich gesagt, Dortmund sei ein solches Zentrum der neonazistischen Gruppen, dass bei diesen Sympathisanten auf den Listen auch Dortmunder stehen würden. Sie werde ihre Beobachtungen einbringen, wenn es nötig sei, an einem Punkt, wo vielleicht die Frage stehe, wer war da. Sie habe beschlossen, das Wissen für sich zu bewahren, rein zu halten, nicht als “Party-Smalltalk”, sondern als “ernstes Wissen”. Sie sei davon ausgegangen, dass im Zuge der Ermittlungen bis zur Anklage auch das Dortmunder Umfeld erkundet wird, dass sicher auch andere solche Beobachtungen gemacht hätten und das Ermittlungswissen sicher größer sei als ihres.
Als klar gewesen sei, dass bei den direkten Unterstützern des NSU niemand aus Dortmund dabei war, sei sie sehr erstaunt gewesen, so A. Die Dortmunder Szene sei eine sehr gewaltbereite Szene, so sei ihre Wahrnehmung, und es habe ja auch dem Mord an Mehmet Kubasik gegeben. Als sie bemerkt habe, dass es keine Ermittlungen zu Spuren in Dortmund gibt, habe sie gedacht, sie sollte eine Spur geben, dass sie etwas gesehen habe. Sie habe mit sich gerungen und sich dagegen entschieden, zur Polizei zu gehen, obwohl sie den Aufruf der Bundesanwaltschaft und des BKA gesehen habe. Die Bundesanwaltschaft sei ihr “eine Spur zu hoch” gewesen. Sei habe dann einem Journalisten des Portals “Der Westen”, der ihr als “intensiver Rechercheur” bekannt sei und der über den NSU berichtet habe, eine E-Mail geschrieben. Die E-Mail liege bei den Akten, sie habe darin einen technischen Fehler bei der Adressierung gemacht. Das sei Mitte Februar gewesen und sie habe bis Ende März keine Reaktion erhalten und gedacht, ihre Beobachtung sei nicht wichtig. Der Journalist habe sich dann doch gemeldet. Sie habe ihn dann angerufen und ihm allgemein von der Gruppe berichtet. Sie habe ihm nicht gesagt, dass sie Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe erkannt habe. Vielleicht tauche ja das Haus auf oder der Hausmeister, der Herr De. Der Journalist habe gesagt: “Schauen wir mal.” Und damit sei der Kontakt beendet gewesen; sie frage aus Prinzip nicht neugierig nach.
Dann im Juni, wohl am 24. Juni 2013, habe sie einen Bericht über einen Verhandlungstag gelesen. Vorher habe es Presseberichte über einen Briefkontakt Zschäpes mit einem Dortmunder Inhaftierten gegeben. Am 24. Juni habe sie aus der Berichterstattung über die Verhandlung entnommen, dass Anwalt Bliwier den Antrag gestellt hat, den Briefpartner als Zeugen zu vernehmen. Der Kontext sei gewesen, dass es keine Spuren nach Dortmund gebe. Und da habe sie bei sich gedacht, jetzt müsse sie ihr Wissen teilen, das sei ihre Verantwortung. Das Gericht müsse das dann bewerten. Sie habe überlegt, wie sie das machen solle. Sie habe das Vertrauen, dass eine Kanzlei, die Nebenkläger vertritt, das sehr ernsthaft prüfen werde, ob das eine Information ist, die eingebracht werden kann. Eigentlich habe sie sich an Rechtsanwalt Scharmer wenden wollen, habe aber festgestellt dass es in die Kanzlei familiäre Verbindungen gebe und habe keine Vermischung von Interessen gewollt. Sie habe Herrn Bliwier eine E-Mail geschickt. Daraufhin habe Bliwier eine Mail geschickt, dass sich sein Kollege Kienzle melden würde. Bliwier habe sie am Telefon kurz geschildert, worum es geht. Sie habe Bliwier das schon präzise geschildert, weil sie einem Anwalt mehr traue als einem Journalisten. Sie habe keinen weiteren Kontakt mehr zu Bliwier gehabt. Erst am 28. August habe Anwalt Kienzle sich bei ihr gemeldet und gefragt, ob sie zur Verfügung stünde für ein Gespräch und eine Ortsbesichtigung. Diese sei am 29. August durchgeführt worden und daraus sei wohl der Beweisantrag entstanden, sie zu laden.

Es folgt die Mittagspause. Um 13.57 Uhr geht es weiter mit der Frage von Götzl, welches wichtige Ereignis am 31. März 2006 stattgefunden habe. A. sagt, das sei der Umzug ihrer Tochter vom Studien- zum ersten Arbeitsplatz gewesen. Götzl will wissen, warum A. beim Anblick der Gruppe zurückgeprallt sei. Das sei wegen der Ausrichtung in einer Reihe, der schwarzen Kleidung der drei Personen und einer sehr starren Haltung gewesen. Nur der Skinhead habe überhaupt etwas getan, er habe mit seinem Arm auf Punkte gezeigt, besonders auf der linke Seite, die sie immer als Sandkasten wahrgenommen habe. Die anderen seien mit Blicken gefolgt. Am stärksten eingeprägt habe sich ihr die Silhouette der Gruppe. Links habe der Skinhead gestanden, der etwas kleiner gewesen sei, dann sei der größere von den beiden Schwarzgekleideten gekommen, dann der etwas kleinere und dann die Frau, die sie als Zschäpe erkannt habe. Zur Kleidung befragt, nennt sie neben der vollständig schwarzen Kleidung der beiden Männer und der Frau die Camouflagehose des Skinheads. Dieser habe eine Glatze gehabt, der linke größere Mann ihrer Erinnerung nach auch. Bei dem Folgenden sei sie sich nicht ganz sicher, dass er eine volle Glatze gehabt habe. Die Frau habe zurückgeworfenes Haar gehabt, ob zusammen gebunden oder zurückgestreift könne sie nicht sagen. Götzl fragt nach den Sichtbedingungen. A. antwortet, sie habe es als diesig in Erinnerung, nicht als Nebel, aber verhangen. Den Skinhead habe sie auch früher schon gesehen bei den Grabungen. Sie habe ihn für den Hausmeister, den Herrn De., gehalten. Am Haus im Brackeler Hellweg habe ein entsprechendes Schild gehangen mit dem Namen. Sie habe das aber nur geschlossen. Der Mann sei stiernackig und muskulös gewesen. Die weitere Person, die sie “Lehrling” genannt habe, sei deutlich jünger gewesen und habe einen Overall getragen. Götzl möchte wissen, was für Vorstellungen sich von den Grabungsarbeiten gemacht habe. A. sagt, das sei der schwierige Punkt für sie. Sie habe immer auf eine einfache Erklärung gehofft, aber es habe sich bei ihr festgesetzt, dass etwas verborgen werden solle. Wegen des Zeitpunktes der Grabungen und dem blickdichten Zaun habe sie den Eindruck gehabt, dass Zeugen unerwünscht gewesen seien, und wegen des Mannes, der sich hingestellt und sie angeguckt habe. Ihre Vermutung sei, dass es auch nachts oder in der Früh Grabungen gegeben habe, denn manchmal habe sie Erdhaufen gesehen, die sie am Abend noch nicht gesehen habe. Die Beobachtungen habe sie im Frühjahr, im April oder Mai und dann nochmal im Herbst gemacht. Von der Tageszeit her sei es abends, nach Dämmerung gewesen, nie zu normaler Tageszeit. Es könne Zufall sein, aber bei ihr habe sich dieser Eindruck eingestellt. A. sagt, eine Frau habe sie sonst nicht gesehen, Kinder nur einmal, sie wisse aber nicht mehr, ob 2006 oder davor. Götzl möchte wissen, ob A. weitere Überlegungen angestellt habe, was A. verneint. Sie habe aber Befürchtungen gehabt. Das liege an der aufgeheizten Stimmung und einer gewalttätigen Atmosphäre in Dortmund. 2005 sei ein junger Mann an einem U-Bahnhof von einem Neonazi erstochen worden und es habe viele gewalttätige Aktionen gegeben im Stadtteil Dorstfeld. Einige Straßen weg von dem Brackeler Hellweg sei ein Polizistenmord geschehen. Das habe bei ihr eine große Wachheit hervorgerufen. Sie habe angenommen, dass möglicherweise belastende Dinge vergraben würden. Das sei eine Fantasie gewesen, das sage sie deutlich. Sie habe nie gesehen, dass etwas vergraben wird, aber es sei eine Befürchtung gewesen. Götzl sagt, A. habe einerseits Befürchtungen gehegt und gleichzeitig sei sie zur Tagesordnung übergegangen, er habe Schwierigkeiten das nachzuvollziehen. A. erwidert, das verstehe sie. Sie habe mehrfach den Telefonhörer in der Hand gehabt, um die Polizei anzurufen. Sie habe sich nur vorgestellt, was ein Polizist auf der Wache macht, wenn eine 50- bis 60jährige Frau anruft und Grabungen auf dem Nachbargrundstück meldet. Sie habe befürchtet, dass das unter Nachbarschaftsstreit abgehandelt werde und dann möglicherweise der Skinhead bei ihr vor der Tür stehe. Sie habe auch nicht mit den Nachbarn gesprochen. Sie tue das nicht, sie beobachte weiter, ob sich die Gefahr konkretisiert, sie wolle keine “Nachbarschaftsratschereien”. Wenn ihr eine Gefahr konkret erschienen wäre, dann hätte sie drauf reagiert, so A. Zu einer Frau Sch. im Kiosk habe sie hin und wieder Kontakt gehabt, so A. auf Frage von Götzl, die habe aber nicht die Zeitungen gehabt, die sie lese. Einmal habe sie Frau Sch. gefragt, ob der Wohnwagen von ihr sei, der dort stehe, was Sch. verneint habe. Mit ihrem Mann habe sie darüber gesprochen. Sie beide hätten die Aufmerksamkeit auf das Umfeld sehr wach gehabt. Schräg gegenüber sei eine Gaststätte, das “Farbkästchen”, gewesen. Als sie 1996 dort eingezogen seien, habe sich eine “sehr laute Gästeklientel” heraus gebildet, die draußen geknobelt habe und öfter “Sieg heil” gerufen habe. Sie habe sich bei der Wirtin beschwert, sie rufe die Polizei, wenn das nochmal passiere. Da habe die Wirtin gesagt, sie solle doch abends kommen, da säßen die Leute aus der Wache hier.

Auf Frage von Götzl berichtet A. sie sei als freie Journalistin tätig, aber nicht im Tagesjournalismus, sondern arbeite unter anderem für Ministerien in NRW zum Thema Demografischer Wandel. Ihr Mann habe ihr eine ergänzende Beobachtung mitgeteilt, so A. Einmal sei er an das Dachfenster gegangen und habe eine Grabung beobachtet, genau auf der rechten Seite des Grundstücks, nicht links, wo der Sandkasten gewesen sei. Dort sei, so habe ihr Mann berichtet, etwas mit einer Folie abgedeckt worden. Bei der Einordnung sei ihr Mann “rigoroser” gewesen als sie selbst. Er habe gesagt: “Das sind Neonazis, die hier was vergraben.” Götzl möchte wissen, ob denn, wenn auch der Mann das als Bedrohung wahrgenommen habe, Thema gewesen sei, dass man etwas unternimmt. A. erwidert, dass das Wort Bedrohung nicht glücklich gewählt sei. Es sei eher das Gefühl eines bedrohlichen Umfelds, keiner persönlichen Bedrohung gewesen. Überlegungen, mit den Bewohnern des Hauses Kontakt aufzunehmen, habe es nicht gegeben. Götzl möchte wissen, wozu das Fernglas am Dachfenster gestanden habe. Das sei das Fernglas ihrer Mutter, das diese genutzt habe, um in die Bäume zu schauen. Sie selbst habe das für Naturbeobachtungen genutzt und auch mal um rüber zu gucken. Das Wohnmobil sei mindestens 8 bis 9 Meter lang gewesen, die Höhe könne sie nicht schätzen, aber sie habe aus dem Parterre nicht mehr auf die gegenüberliegende Fensterfront schauen können. Götzl möchte wissen, wie häufig sie nach dem 31. März 2006 das Nachbargrundstück noch beobachtet habe.A. sagt, sie glaube, dass sie das eigentlich abgeschlossen habe. Sie habe natürlich mal aus dem Fenster geschaut, aber da sich dort nichts geändert habe, habe sie keinen Anlass mehr gehabt, es besonders zu beobachten. Götzl möchte wissen, ob es am 31. März 2006 an den Personen besondere Auffälligkeiten gegeben habe. A. sagt, sie habe nicht gesagt, dass die Beobachtung am 31. März stattgefunden habe, sondern da sei der Umzug gewesen. Den Zeitraum könne sie nicht näher eingrenzen. An den Personen habe sie keine weiteren Beobachtungen gemacht. Auf Frage von Götzl sagt A., sie habe die Männer 2011 an den Gesichtern wieder erkannt. Götzl fragt danach, wie sicher sie sich sei. A. antwortet, spontan sei es eine große Sicherheit. Danach habe sie sich hinterfragt, aber damals sei sie sich sicher gewesen. Sie habe gesagt, das sind die Männer und das ist die Frau, die ich auf dem Grundstück gesehen habe. Götzl fragt, ob sie mal überlegt habe, woran sie es festmache. A. sagt, ihr Eindruck sei aus der Gruppe entstanden. Wenn es eine sich bewegende Gruppe gewesen wäre, dann hätte sich diese Sicherheit nie entwickelt, so A. Es sei diese in Reihe stehende Gruppe, diese Silhouette gewesen, das habe sich eingeprägt. Sie glaube, so A., der ganzen Vorgang habe insgesamt 3 bis 5 Minuten gedauert, als Radiojournalistin wisse sie, wie lange 1:60 Minute sei. Die Gesichter der Gruppe habe sie 3 bis 5 Minuten gesehen, abzüglich der 10 Sekunden, wo die Gruppe weg gegangen sei. Götzl möchte wissen, ob sich etwas an ihrer Erinnerung geändert habe, als sie Zschäpe hier im Saal gesehen habe. A. antwortet, man müsse in Rechnung stellen, dass sie Zschäpe schon häufiger auf Fotos gesehen habe, daher würde sie sich jetzt “nochmal prüfen und nochmal prüfen”. Dann sagt sie: “Also wenn sie kein perfektes Double haben, Frau Zschäpe, glaube ich schon , dass ich das wiederholen kann.”
Sie habe dem Journalisten nicht gesagt, dass sie Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gesehen habe, weil sie nicht gewollt habe, dass daraus eine Pressestory entsteht, sondern es eine Aufmerksamkeit dafür gibt, dass jemand etwas gesehen hat. Sie habe sich erwartet, dass der Journalist der Mensch sein könnte, der die Sympathisanten- oder Unterstützerlisten kennt und nachschauen könne, ob da jemand aus Dortmund oder dem Haus dabei ist. Warum sie sich nicht an die Bundesanwaltschaft oder die Polizei gewandt habe, will Götzl wissen. Über die Rolle der Polizei sei sie sehr verunsichert gewesen. Die BAW habe keinen Button auf der Homepage gehabt, aber das sei ihr auch zu hoch angesiedelt gewesen. Sie habe einen Fokus auf Dortmund gehabt und sich nicht als “die” Zeugin gesehen. Sie habe etwas beobachtet und nur in ihrem Kopf sei das verankert. Ob sich die BAW in einer Zeit, wo tausend Zeugen auftreten, für sie interessiere, sei für sie zweifelhaft gewesen. Götzl sagt, A. habe hier ausgesagt, sie habe ihr Wissen rein gehalten und es so bewertet, dass sie die Information einbringen werde, wenn es erforderlich wäre. Sie habe es also hoch bewertet und heute auch als ernstes Wissen beschrieben, so Götzl weiter. Das bestätigt A., sagt aber, sie habe das so bewertet, dass es nur dann etwas wert sei, wenn es an etwas anschließe, zum Beispiel wenn es ein Wissen darüber gebe, dass es in Dortmund einen Unterstützerkreis gibt. Götzl sagt, A. sei dann erstaunt gewesen, dass aus dem Bereich Dortmund kein Unterstützer angeklagt ist. A.: “Das ist nichts, was für einen Juristen beeindruckend wäre.” Sie lebe aber in einer Stadt, die sich mit aggressivem Neonazis auseinandersetzen müsse. Zum Weihnachtsfest, als der Oberbürgermeister aufgerufen habe, die Bürger sollten gegen diese Terroristen aufstehen, da sei sie seit langem mal wieder auf eine Demo gegangen. Und an Weihnachten habe eine aggressive Gruppe von Neonazis vor dem Privathaus des Oberbürgermeisters gestanden, “so nach dem Motto: Schiri, wir wissen, wo dein Auto steht.” A. fragt, ob Götzl sich vorstellen könne, was das für eine Bürgerin dieser Stadt bedeute. Götzl sagt, er schließe daran an, dass sie ihr Wissen für ernst gehalten habe. Sie könne doch nicht davon ausgehen, dass diese Information alle möglichen haben. Er verstehe nicht, warum sie sage, sie informiere erst dann, wenn die Information sowieso schon offenbar ist. Das sei ein Missverständnis, so A., sie meine, wenn sie erkenne, dass es eine breite Aufdeckung des Umfelds gibt. Sie habe die Ermutigung erst verspürt, als sie vom Antrag von Bliwier erfahren habe. Götzl möchte wissen, warum sie sage, dass sie die Thematik Briefkontakt veranlasst habe, nach außen zu treten, aber nicht, dass sie Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gesehen habe. Als sie gehört habe, dass Zschäpe keinen Kontakt nach Dortmund gehabt habe, habe sie gedacht: “Jetzt muss ich diese einfache Wahrheit sagen”, so A.
Es werden Bilder aus dem Dachgeschoss des ehemaligen Hauses von A. mit Blick auf das Nachbargrundstück gezeigt. Die Zeugin geht nach vorn, um sie zu erläutern. A. schildert, wo der “Sandkasten” gewesen sei, wo die Schaukel gestanden habe, und dass das Grundstück verändert worden sei. Sie sagt, in einer schrägen Einfahrt habe auch eines der Wohnmobile geparkt. Später sieht man ein Bild des Gaubenfensters, aufgenommen von der Straße. Götzl fragt, ob A. Lichtbildmappen vorgelegt wurden. Das bestätigt A., sie habe aber nur Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe erkannt. Dann wird ihr ein Bild von einer Frau gezeigt. A. sagt, sie habe diese Frau noch nie gesehen. Als nächstes fragt Richter Kuchenbauer. Er will wissen, was A. mit dem Fernglas beobachtet habe. A. antwortet, sie habe die Gruppe beobachtet, Gesicht für Gesicht. Es sei ein handelsübliches Fernglas, die Vergrößerung wisse sie nicht. Sie habe das Fernglas zwischen 3 und 5 Minuten genutzt. An den Personen habe sie auch mit dem Fernglas keine besonderen Merkmale festmachen können so A. auf Frage von Kuchenbauer.
Es folgen die Fragen der Bundesanwaltschaft. Bundesanwalt Diemer fragt, wie sie die Eigenschaften eines Skinheads damit in Verbindung bringe, dass der Skinhead Blumen in die Betonkübel gepflanzt habe. A. sagt, sie könne nicht bestätigen, dass der Skinhead die Blumen gepflanzt habe. A. sagt auf Frage von Oberstaatsanwalt Weingarten, sie wisse nicht ,was der “Sandkasten”wirklich gewesen sei. Sie habe das Areal so genannt, aber sie habe nie ein Kind darin graben gesehen. Weingarten erwidert, gleichwohl habe es sie überrascht, dass die Anordnung der Blumenkübel so gewesen sei, dass sich Eltern nicht zu ihren Kindern setzen konnten. A.: “Dass er nicht funktional war, ergibt sich genau daraus.” Sie finde alles auffällig, was nicht funktional ist, und wenn sie da Kinder gesehen hätte, die da buddeln, hätte sie es auch als Sandkasten anerkannt, so A. Sie wisse nicht mehr, ob die Erde in der Mitte hell oder dunkel gewesen sei. Dann fragt Weingarten, warum das Fernglas am Fenster gestanden habe. A. sagt, sie sage gern noch einmal, dass es um Naturbeobachtungen gegangen sei und um hinauszuschauen, als es das “Farbkästchen” noch gegeben habe. Weingarten fragt nach den Stoffbahnen, mit denen das Fenster abgehängt worden sei. A. erläutert, wie sie die Stoffbahnen angebracht habe. Weingarten sagt, ein Fenster, das für Beobachtungen genutzt werde, würde er nicht mit Stoffbahnen verhängen. A. sagt: “Ein Mann wird selten auf so praktische Ideen kommen.” Im Saal gibt es Gelächter. Bei so unformatigen Fenstern sei es ratsam, das selbst zuzuschneiden, so A. Weingarten fragt, wie oft A. das Fernglas benutzt habe, als sie da gewohnt habe. A. antwortet, das sei sehr unterschiedlich gewesen. Bis zu ihrem Auszug habe ihre Tochter da oben gewohnt. Sie selbst sei oft oben gewesen und hab auch mit der Tochter aus dem Fenster geschaut. Später habe sie es seltener benutzt, auf keinen Fall täglich. Nach dem auffälligen Ereignis sei sie öfter in dem Raum gewesen, habe viele Bücher einsortiert, und da sie die Gruppe gesehen habe, habe sie öfter aus dem Fenster geschaut. Das sei noch im April gewesen. Weingarten sagt, die Grabungsarbeiten hätten bis in den Herbst gedauert. A. erwidert, es handele sich um ein anderes Jahr, sie habe das auf 2005 datiert. Da habe sie noch nicht so oft aus dem Fenster geschaut, als sie die Grabungsaktivitäten wahrgenommen habe allerdings öfter als sonst. Weingarten erläutert, er frage, weil er feststellen müsse, ob A. habe nachvollziehen können, dass Arbeiten nachts vorgenommen worden sind. A. sagt, es habe Phasen gegeben, in denen sie öfter hintereinander raus geschaut und festgestellt habe, dass da was passiert sei. Dann habe sie es wieder aus dem Auge verloren, dann habe sie es erneut beunruhigt und sie habe es im Auge behalten. Beunruhigt habe sie, dass es nicht zu den üblichen Tageszeiten passiert sei. Weingarten fragt, woher A. das wisse. A. antwortet, es könne auch zu den üblichen Zeitpunkten gewesen sein, aber auch nachts. Weingarten erwidert, sie habe Arbeiten nicht gesehen. A. widerspricht und sagt, sie habe geschildert wie der Skinhead schwerste Betonkübel hochgezogen habe. Weingarten möchte wissen, ob A. einen VW Passat gesehen habe. A. sagt, sie könne sich nicht erinnern und habe dem Kollegen bei der BAW auch schon gesagt, dass sie nicht einmal wisse, wie ein VW Passat aussehe. Weingarten fragt nach dem Unterschied zwischen Wohnwagen und Wohnmobilen. A. sagt, das eine sei ein Anhänger, sie benutze das manchmal synonym, sie meine aber ausdrücklich Wohnmobile.

Aus der Nebenklage wird gefragt, ob A. im Zusammenhang mit den Wohnmobilen Personen beobachtet habe. A. sagt, ihr Mann habe mal jemandem bei den Wohnmobil in der Einfahrt gesehen, das habe sie selbst erst sehr spät erfahren, vor der Vernehmung ihres Mannes.
RA Heer bittet um eine Beratungspause. Danach geht es um 15.24 Uhr weiter mit den Fragen der Verteidigung, nachdem auf Bitte der Zeugin der Monitor verschoben wird, der im Sichtfeld zwischen Zeugin und RAin Sturm steht. Die Verteidigerin von Zschäpe. will wissen, ob A. im November 2011 unmittelbar nachdem sie Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe wiedererkannt haben will, darüber gesprochen oder was sie gedacht habe. Außer der Bemerkung gegenüber ihrem Mann habe sie nicht gesprochen und sich nur gefragt, was sich jetzt weiter entwickeln werde. Auf die Frage Sturms, ob sie regelmäßig daran gedacht habe, antwortet A. mit der Gegenfrage, was für Sturm regelmäßig sei. Schließlich sagt sie, sie habe oft daran gedacht, und das bedeute für sie, dass es nicht ihre Arbeit stört, dass sie nicht beginne sich hysterisieren zu lassen. Sie habe bestimmt nicht täglich daran gedacht. A. sagt, sie sei Leserin der Süddeutschen Zeitung, “wie offensichtlich Frau Zschäpe auch”, und wenn sie wieder eine Meldung gelesen habe, dass alles nur sehr oberflächlich ermittelt ist, habe sie daran gedacht, dass sie sie gesehen habe. Sturm will wissen, ob A. davon ausgegangen sei, dass ihr alle Erkenntnisse der Strafverfolgungsbehörden bekannt werden würden, was A. verneint. Sturm sagt, es habe doch unter Umständen weitergehende Erkenntnisse geben können, wo A.s Informationen hätten fehlen können. A. antwortet, sie sei schon davon ausgegangen, dass es ein größeres Wissen geben müsse. Sie sei davon ausgegangen, dass irgendwann in der Zeitung stehen werde, es habe eine Durchsuchung im Brackeler Hellweg gegeben. So sei ihre Fantasie gewesen. Sturm fragt nach den Listen, die im Untersuchungsausschuss zur Sprache gekommen seien, bei denen A. davon ausgegangen sei, dass spätestens dann eine Spur nach Dortmund deutlich werden würde. Sie will wissen, wann das gewesen sei. A. sagt, das sei früher als 2013 gewesen, es habe einen Bericht über den Thüringer Untersuchungsausschuss gegeben. Sie lege aber kein Archiv an, man verliere auch den Überblick über die geschredderten Akten. Sie habe registriert, dass es diese Listen gibt, aber sei sich bis heute nicht bewusst gewesen, dass sie die einzige sein solle, die Zschäpe in der Nähe eines Tatortes gesehen habe. Sturm fragt, ob ihr Mann, Herr H.-von A., eine Schwester mit dem Namen Eva habe, was A. verneint. RA Stahl fragt, ob sich A. in den letzten Tagen nochmal mit ihrem Mann unterhalten habe. A. sagt, ihr Mann habe ihr von seiner Vernehmung berichtet. Die Beamten hätten ihm gesagt, dass in dem Haus türkische Bewohner wohnen würden, in den Garten dürften aber nur die Kinder des Hausmeisters. Alles, was da angelegt worden sei zum Zeitpunkt der Grabungen, so habe ihr Mann es ihr gesagt, seien Spielgeräte für die Kinder des Hausmeisters gewesen und das Feld rechts sei ein Teich gewesen. Da habe sie lachen müssen, denn das müsse ein “begnadeter Hausmeister” sein, der unter Platanen einen Teich anlegt, so dass dieser Teich spätestens nach dem ersten Blätterfall übervoll sei mit Blättern, die nicht verrotten. Stahl fragt, ob sie immer noch an Neonazis, die etwas vergraben, denke, wo sie jetzt diese Information habe. A.: “Ich denke höchstens, es sind Neonazis, die nicht wissen, wie man Teiche anlegt.” Dann fragt Wohllebens Verteidiger RA Klemke, der zunächst wartet, bis der Monitor von RAin Sturm wieder verschoben ist, die Zeugin sei da ja “empfindlich”. Er fragt, was A. denn so an Zeitungen lese. A. antwortet, sie lese die Süddeutsche Zeitung, die Zeit, die FAZ, die FAZ am Sonntag. Klemke fragt nach von A. veröffentlichten Büchern. A. nennt ein von ihr unter dem Namen Vera von A. veröffentlichtes Buch. Klemke will wissen, ob sie auch unter Vera A. veröffentlicht habe. A. bestätigt das, sie habe in den siebziger Jahren das Buch “Grundwissen für junge Sozialisten” mit herausgegeben, “das wollten sie doch wissen”. Klemke will wissen, ob auch der Bundesvorstand der SDAJ (= Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend, Jugendorganisation der Deutschen Kommunistischen Partei, DKP] Mitherausgeber dieses Buches gewesen sei. Das sei möglich, so A. Dann sagt sie, sie wolle Klemke weitere Fragen ersparen und berichtet, sie sei stellvertretende Bundesvorsitzende der SDAJ und bis 1988 im Bundesvorstand der DKP gewesen. Sie sei in einer Gruppe gewesen, die sich für Perestroika und Erneuerung eingesetzt habe und 1988 aus Partei und Vorstand ausgeschlossen worden. Klemke sagt, ihr Mann habe sich ja rigoroser ausgedrückt und von Neonazis, die etwas vergraben, gesprochen. Er will wissen, ob A.s Mann ein ausgewiesener Spezialist für den “Neo-Nationalsozialismus” sei. A. sagt, ihr Mann sei Zeithistoriker und beschäftige sich nicht nur mit einem eng begrenzten Zeitabschnitt. Als Direktor des Stadtarchivs in Dortmund habe er sich sicher auch mit Neonazismus beschäftigt. Klemke stellt dann die Frage, inwieweit sich ihr Ehegatte Kenntnisse angeeignet habe zum Neonazismus. Die Frage wird beanstandet und es beginnt eine Debatte darum, ob diese Frage zulässig ist. Götzl bittet Klemke darum, die Frage zu konkretisieren. Der sagt, er wolle dies tun, aber dafür müsse die Zeugin den Saal verlassen. Als A. den Saal verlassen hat, sagt Klemke die Frage betreffe die Glaubwürdigkeit der Zeugin, sie habe selber kundgetan, “dass sie politisch nicht gerade im Lager derjenigen steht, die sie als Neonazis bezeichnet hat”. Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach sagt, sie wolle die Frage als nicht zur Sache gehörig beanstanden. Es gehe um ein Wissen, was die Zeugin vermute, über ihren Mann zu haben. Die ideologische Einstellung könne unter keinem Gesichtspunkt zur Klärung beitragen. Notfalls beantrage sie einen Gerichtsbeschluss dazu. Götzl sagt, er halte die Frage für zulässig, wenn es um die Kommunikation der beiden gehe, wenn es getrennt davon um die Beschäftigung des Ehemanns gehe, dann sei die Frage nicht zulässig. Klemke sagt, es gehe bei der Frage um die Äußerung des Mannes, das seien Neonazis, die dort etwas vergraben und ob er erzählt habe, ob er spezielle Kenntnisse hat über Neonazis. Die Zeugin kommt wieder rein. Götzl fragt, ob die Zeugin die Frage noch im Ohr habe. A. sagt, es gehe darum, ob sich ihr Mann Kenntnisse angeeignet habe. Nebenklagevertreter RA Stefan Lucas sagt, er halte die Frage für zulässig. Lucas führt, er wolle auch mal “für die Öffentlichkeit” sagen, dass “das Raunen” aus der Nebenklage nicht von allen geteilt werde. RA Behnke sagt, er finde auch, dass das “Gezicke” aufhören solle. Daraufhin klopft der Angeklagte Ralf Wohlleben auf seinen Tisch. Erbost weist Götzl Wohlleben zurecht, er verbitte sich das, Wohlleben habe sich solcher Äußerungen zu enthalten. Die Sitzung wird unterbrochen, um 16.10 Uhr verkündet Götzl, dass seine Verfügung, die Frage zuzulassen, durch Gerichtsbeschluss bestätigt sei. A. sagt, ihr Mann sei im Stadtarchiv Dortmund tätig gewesen und habe in den achtziger und neunziger Jahren eine Mahn- und Gedenkstätte “Steinwache” aufgebaut. Sie sei sicher, ihr Mann habe sich regelmäßig weitergebildet zum Neofaschismus, wenn er auch keine Spezialkenntnisse habe. Klemke sagt, A. bevorzuge offenbar den Begriff “Neofaschismus”. A. sagt, das seien unterschiedliche Begriffe, ihr Mann habe sich zum Thema Neofaschismus weitergebildet, er werde dabei wohl auch mit dem Thema Neonazismus in Berührung gekommen sein. Klemke fragt, wie A. zur NPD stehe. Das sei eine zugelassene Partei, sie habe mit großer Sorge gesehen, dass 2005 in Brackel die NPD intensiv plakatiert habe, aber das sei ihr Recht. “Also, ich würde sie nicht wählen.” Klemke sagt, in Dortmund habe sich ja auch die Partei “Die Rechte” gegründet, ob A. denn darüber etwas wisse. A. sagt, sie wisse nur, dass die sich gegründet habe.

A. bestätigt auf Nachfrage, dass sie die Frau, die sie gesehen habe, frontal angeschaut habe. Um zu sagen, wie weit das Fenster von der Person entfernt sei, müsse sie einen Dreisatz ausrechnen, sie könne sagen, wie hoch das Haus war, aber es sei auf jeden Fall auf Sichtweite gewesen. Klemke will wissen, ob A. ohne Fernglas habe Einzelheiten erkennen können. A. sagt, sie habe erkennen können, dass die Frau sie angeschaut habe. Sie habe sie gut gesehen, aber nicht jede Pore erkennen können. Klemke will wissen, warum sie dann ein Fernglas benutzt habe. RA Bliwier beanstandet diese Frage, aber Götzl lässt sie zu. A. sagt, das habe sie gemacht, um ihr erstes Erschrecken zu bewältigen, als sie zuerst gedacht habe, es seien ein Skinhead und drei Punker. Dann habe sie erst das Fernglas genommen und sich gesagt, dass es keine drei Punker seien. Und dann habe sie sich natürlich auch die Gesichter angeguckt in den vier Minuten. Klemke erwidert, dann habe sie ja jedes Gesicht eindringlich studiert. A. sagt, sie habe sich jedes Gesicht angesehen. Klemke sagt, das erschließe sich nicht, und fragt, ob sie denn gewusst habe, dass es einmal auf eine Identifizierung ankommt. A. widerspricht, es sei so gewesen, dass die Gruppe so starr gestanden habe und sie habe feststellen wollen, wie die Personen dastehen und wie sie aussehen. Auf Frage von Klemke, ob A. viel mit Punkern zu tun habe, antwortet die Zeugin, sie gebe Punkern öfters Geld. Ob ihr denn auffällige Haartrachten wie Irokesenschnitte bei den Personen, die sie gesehen habe, aufgefallen seien, will Klemke wissen. A. sagt, das sei eher eine Übersprungshandlung auf den Schrecken hin gewesen, eine Selbstberuhigung. Dann sagt sie: “Wollen Sie weiter fragen?”Richter Götzl sagt in Richtung der Zeugin, er habe das Gefühl, sie wolle das “an sich ziehen”, es sei nicht ihr Befinden, ob hier Fragen gestellt würden oder nicht. Er wolle das Ganze sachlich halten. Weil es in der Nebenklage laut wird, droht Götzl damit, erneut zu unterbrechen. Klemke fragt dann, ob die Personen A. bemerkt hätten, als diese vor Schreck zurückgeprallt sei. A. verneint das. Dann fragt Klemke, warum A. den Personen dann ihr Gesicht habe zeigen wollen. Das sei ihre normale Reaktion, so A., weil sei nicht Personen hinter der Glasscheibe beobachte. Das habe sie aber doch bei der Gaststätte “Farbkästchen” getan, so Klemke. Da habe sie keine Person angeschaut, jeder habe sehen können, dass sie schaut. Nebenklagevertreterin RAin Pinar fragt nach den Farben der Wohnmobile. Das große sei weiß gewesen und das zweite eher cremefarben und kein neues Modell. Pinar möchte wissen, ob sie die Buchstaben der Kennzeichen zuordnen könne. A. sagt, sie ordne das dem kleineren und älteren zu, der früher dagestanden habe. Wobei sie nicht mehr genau wisse, ob es immer die selben Wohnwagen gewesen seien, aber solange sie draußen eines gesehen habe, habe sei dieses Kennzeichen mit Z und CA gesehen. Pinar fragt, ob das auf einem Kennzeichen oder unterschiedlichen gewesen sei. A. antwortet, es sei eines gewesen. Nebenklagevertreter RA Erdal beantragt, dass die Zeugin vereidigt wird, was Götzl zunächst per Verfügung zurückweist. Erdal möchte einen Gerichtsbeschuss dazu. Um 16.43 Uhr verkündet Götzl, dass seine Verfügung bestätigt wird. Damit endet die Vernehmung der Zeugin Veronika von A.

Es folgt der Zeuge Werner I., Kriminalbeamter aus Kassel. Bevor der Zeuge vernommen wird, verlassen die Angehörigen von Halit Yozgat den Saal. Der Zeuge I. war 2006 im Erkennungsdienst des Polizeipräsidiums Kassel tätig. Er berichtet, sie seien mit der Spurensicherung und der fotografischen Dokumentation des Tatorts des Mordes an Halit Yozgat am 6. April 2006 betraut gewesen. Es werden Lichtbilder, die I. angefertigt hat, in Augenschein genommen. Zunächst werden Außenansichten vom Haus Holländische Straße 82 gezeigt. Dann folgen Bilder von den Räumlichkeiten des Internetcafés. Auf einem ist ein Kinderwagen zu sehen. I. zeigt Bilder vom Tresen des Internetcafés und dann auch Bilder des Leichnams von Yozgat. Dazu sagt I, das sei die Position des Opfers gewesen als sie an den Tatort gekommen seien. Die Lage sei verändert worden durch die Rettungskräfte, man sehe am Leichnam noch einen Spuren der ärztlichen Versorgung wie zum Beispiel einen Zugang. Auf einem Foto ist ein Monitor auf dem Verkaufstresen zu sehen. Linksseitig seien mehrere Telefonzellen gewesen, in einer Zelle sei eine Aktentasche gefunden worden, die Yozgat habe zugeordnet werden können. Dann sieht man ein Foto von einem Durchgang zu weiteren Räumen: einem Telefonraum und dahinter dem so genannten “Internetraum”. Dahinter seien dann die Toiletten gekommen. Die Plätze im Internetraum seien genau markiert worden für spätere Ermittlungen. Es folgen Bilder der einzelnen Internetplätze. Auf den dann folgenden Bildern sieht man Spuren, vor allem Spuren einer rötliche Substanz - “aller Voraussicht nach Blut”, so A. Gezeigt werden unter anderem mehrere Blutspuren auf dem Verkaufstresen und auf Papierstücken, dann auch die Blutspuren hinter dem Tresen. Weiter berichtet I. anhand der Bilder, dass weitere Spuren gefunden worden seien, ein Taschentuch in einer Telefonzelle, Zigarettenkippen aus dem Mülleimer, ein Handy und eine Jacke im Außenbereich des Cafeś sowie eine Tasche. Aus dem Senat wird der Zeuge gefragt, ob Patronenhülsen aufgefunden worden seien, was dieser verneint. Auf Nachfrage des Verteidigers RA Klemke sagt I., er habe die Fotos mit einer Nikon gemacht, er meine sich zu erinnern, dass er die Fotos freihändig gemacht habe, er sei 1,89 cm groß. Nebenklagevertreterin RAin Basay fragt, ob es eine Tür oder Absperrung zum hinteren Raum gegeben habe. I. sagt, auf den Fotos sei zu erkennen, dass sich dort keine Tür befunden habe. Vor dem Café habe es Parkplätze gegeben, seiner Erinnerung nach seien diese Parkplätze parallel zur Straße ausgerichtet gewesen. Die Vernehmung endet um 17.09 Uhr, die Angehörigen von Halit Yozgat kommen wieder in den Saal.

Es folgt die Vernehmung des Zeugen Bi., Kriminalbeamter aus Kassel. Bi. solle zu Ermittlungen berichten in Bezug auf den Mord an Halit Yozgat und auf Andreas T., so Götzl. Bi. sagt, er habe die Berichte geschrieben, aber die Ermittlungen nicht alle selbst gemacht. Er berichtet, dass sechs Zeugen während der Tat im Internetcafé gewesen seien, zwei hätten im Internetbereich gesurft, zwei im Telefonbereich telefoniert und einige Tage danach habe sich herausgestellt, dass Andreas T. ebenfalls im Internetbereich gesurft habe. Die Tatzeit sei einigermaßen einzuschränken gewesen, ein irakischer Zeuge habe von 16.54 bis 17.03 Uhr telefoniert, also sei vor 16.54 Uhr noch alles in Ordnung gewesen. Als der Zeuge um 17.03 Uhr seine Telefonzelle verlassen habe, sei die Tat schon begangen gewesen. T. habe von 16.51 Uhr bis 17.01 Uhr gesurft. Der Zeuge Ta., der ihm gegenüber gesessen habe, habe ausgesagt, dass Andreas T. das Internetcafé verlassen habe, dann habe Ta. ein Plumpsen gehört und dann sei ein weiterer Kunde herein gekommen und habe gefragt, ob noch jemand da sei. Das würde bedeuten, dass die Tat stattgefunden hat nachdem T. das Café verlassen hat, so Bi. Aber T. habe ausgesagt, er habe Yozgat nicht auffinden können, deswegen habe er draußen geguckt, sei dann zurück in den Internetbereich gegangen und habe dann am Schreibtisch 50 Cent hinterlegt. Das, so referiert Bi. Andreas T.s Angaben, habe eine Minute gedauert, es seien also nur noch 40 Sekunden, bis der Zeuge Sh. seine Telefonzelle verlassen habe. Das, so Bi., sei sehr knapp. Ermittelt hätten sie Andreas T. weil sich der Zeuge Ta. drei Tage nach der Tat erinnerte habe, dass ihm gegenüber eine weitere Person im Café gewesen sei, ein großer, kräftiger Mann mit gelbem Hemd und Plastiktüte, der das Café verlassen habe vor dem Geräusch. Sie hätten dann die Rechner ausgewertet und hätten über die ausgewertete Seite “ilove.de” und eine hinterlegte Telefonnummer T. ermittelt. Sie hätten eine Telefonüberwachung gemacht und ihn nach einigen Tagen festgenommen. Sie hätten noch nicht gewusst, was T. von Beruf ist. T. sei ausgiebig vernommen worden und T. habe erzählt, er habe sich nicht gemeldet, weil er sich als Verfassungsschützer dort nicht aufhalten dürfe. Dort befinde sich eine Moschee, die der Verfassungsschutz überwache, und seine Frau habe nicht wissen dürfen, dass er diese Bekanntschaftsplattform genutzt habe. Freitag, so habe T. angegeben, habe er frei gehabt, dann sei samstags eine Familienfeier gewesen und am Sonntag habe er erst aus der Zeitung von dem Mord erfahren. Weiter habe T. angegeben, dass er montags auf seine Stempelkarte geguckt habe und sich so spät ausgestempelt habe, dass er gemeint habe, er sei am Tag zuvor im Internetcafé gewesen. T. habe gesagt, dass er auch keine Tüte gehabt habe. Dabei sei er bei beiden Vernehmungen geblieben. Sie hätten ihn dann wieder entlassen, weil sie den dringenden Tatverdacht nicht hätten aufrecht erhalten können. Es seien in diesem Zusammenhang zwei Wohnungen durchsucht worden, eine in Trendelburg und eine in Hofgeismar. Es seien mehrere Schusswaffen gefunden worden. T. habe eine Waffenbesitzkarte gehabt. Außerdem seien Schriftstücke gefunden worden, wo T. mit einer mechanischen Schreibmaschine mit, wie T. später erklärt habe, 13 oder 14 Jahren Bücher aus dem Nationalsozialismus abgeschrieben und die Unterschrift Hitlers imitiert habe. Götzl fragt nach Alibis. Bi. antwortet, für die erste Tat habe T. ein Alibi, er habe im Raum Kassel Geld mit seiner Karte abgehoben, bei der sechsten Tat sei er bei einer Fortbildungsveranstaltung beim Verfassungsschutz in Köln gewesen. Ansonsten sei T. auf der Arbeit gewesen, da habe es aber kein Ein- und Ausstempeln gegeben, so dass da keine ganz sicheren Alibis hätten ermitteln werden können. Sie seien mit T. zum Tatort gegangen, er habe gezeigt, was er gemacht habe nachdem er seinen Platz verlassen habe. Zunächst sei er in den Telefonraum gegangen, habe Yozgat dort nicht sitzen gesehen, dann sei er nach draußen gegangen habe ihn auch da nicht gesehen, deswegen sei er wieder rein gegangen in den Internetraum, habe Yozgat auch dort nicht gesehen, deswegen habe er 50 Cent auf den Tresen gelegt. Götzl fragt, wie viel Zeit T. benötigt habe bis zum Einsteigen in seinen PKW. Bi. sagt, das sei 1 Minute und 5 Sekunden gewesen. Der Zeuge Sh. habe zwei Knallgeräusche gehört, während er telefoniert habe bzw. schon als er seine PIN eingegeben habe.

Nebenklagevertreter RA Bliwier fragt, wie Bi. in einem Vermerk zur Einschätzung gekommen sei, dass die in der Vergangenheit durchgeführten Ermittlungen zum Ergebnis geführt hätten, dass eine Organisation hinter der Mordserie stehen könnte oder ein kleiner Personenkreis mit rechtsradikalen Motiven. Bi. antwortet, es sei eine Mordserie gewesen, es sei nie ein Tatverdacht ermittelt worden und es habe auch keine Gemeinsamkeiten zwischen den Opfern gegeben. Für sie habe es nur es nur eine Organisation sein können oder Einzeltäter bzw. eine kleine Gruppe mit vermutlich fremdenfeindlichem Hintergrund. Das sei nicht seine eigene Hypothese gewesen, das seien die beiden großen Theorien gewesen. Auf Frage von Bliwier sagt der Zeuge, zum Tatverdacht gegen Andreas T. habe er geschrieben, dass man ihn mit keiner der anderen Taten in Verbindung bringen könne, das bedeute aber nicht, dass er die Tat in Kassel nicht begangen habe. Bliwier sagt, Bi. habe geschrieben, dass letztlich nicht ausgeschlossen werden könne, dass T. über einen seiner VM [= Vertrauensmann] als Werkzeug einer Organisation benutzt worden sei, und fragt, ob Bi. diesbezüglich weiter gekommen sei. Bi. sagt, sie hätten gewusst, wieviele Vertrauenspersonen T. geführt habe und in welchem Bereich, aber Personalien hätten sie nicht bekommen. Das habe am Innenministerium gelegen, man habe die Quellen schützen wollen. Bliwier fragt ob es richtig sein, dass die Beamten sich bemüht hätten und das Ministerium nicht geholfen habe. Das bestätigt Bi., sie hätten aber einen Fragenkatalog stellen können. Bliwier sagt, das sei vom damaligen hessischen Innenminister Bouffier unterzeichnet worden. Auch das bestätigt Bi. Zu seiner Gefühlslage angesichts diese Bescheides befragt, sagt Bi., es sei lange her, aber er sei viele Jahre als Mordermittler tätig gewesen und dass das höchste Rechtsgut sei das Leben und von daher sei es schwierig, das abzuwägen. Es sei ihnen auch angeboten worden, mit den Quellen zu sprechen, aber dann nicht als Polizisten. Das hätten sie aber nicht getan, weil sie nicht mit Zeugen sprechen könnten, wenn sie sich nicht als Polizisten ausgeben.
Verteidiger Klemke fragt, wieviele Zeugen Geräusche gehört hätten. Der Zeuge Sh. habe zwei Geräusche gehört, eine Zeugin habe ein “Taktaktak” gehört, das könne aber Sh. gewesen sein, der möglicherweise geklopft habe und zwei Zeugen im Internetbereich hätten das fallende Geräusch gehört. Andreas T. habe angegeben, nichts gehört zu haben. Sh. habe die Geräusche spätestens bei der zweiten PIN-Eingabe gehört, er, Bi., meine, das sei um 17.01 Uhr gewesen. Klemke fragt, ob T. Halit Yozgat hätte sehen müssen als T. nochmal zu dem Schreibtisch ging, wenn Yozgat dort bereits tot gewesen sein sollte. Bi. sagt, das sei schwierig. Es sei versucht worden, das zu rekonstruieren. T. sei ungefähr 1,90 m groß. Direkt am Tresen sei die Wahrscheinlichkeit schon da, aber aus einem Meter könne man auch nicht ganz ausschließen, dass er ihn nicht gesehen habe. Klemke hält einen Vermerk von Bi. vor, nachdem T. das Mordopfer habe bemerken müssen, als er die 50 Cent auf den Tresen gelegt habe. Bi. sagt, er relativiere das insofern, dass Andreas T. Yozgat seiner Meinung nach habe sehen müssen, aber es sei ja auch möglich, dass er die 50 Cent von weitem habe hinwerfen können oder mit geschlossenen Augen. Man könne das nicht hundertprozentig ausschließen. Klemke fragt, wie es bei einer normalen Verhaltensweise sei. Bi. sagt, der Zeuge Sh. habe Yozgat ja auch nicht gesehen. Bei T. sei er, Bi., der Meinung, dass er Yozgat gesehen haben müsse, er könne es aber nicht hundertprozentig sagen. RA Schön fragt, ob T. auch gefragt worden sei, ob er Blut auf dem Tresen gesehen hat. Bi. sagt, T. habe ausgesagt, kein Blut gesehen zu haben.
Dann fragt Nebenkläger İsmail Yozgat, der Vater von Halit Yozgat. Der Dolmetscher übersetzt. Yozgat sagt, er könne immer noch nicht verstehen, dass T., der 1,90 m groß sei, während er das Geld auf den von Tisch von 74 cm geworfen habe, seinen Sohn nicht gesehen haben will. Yozgat sagt, er könne das in einer Minute zeigen. Richter Götzl unterbricht Yozgat, er komme morgen sowieso zu Wort. Yozgat sagt, er wolle das im Beisein des Zeugen zeigen. Götzl sagt, er könne das auch T. fragen, der morgen Zeuge sei.

Der Verhandlungstag endet um 17.40 Uhr.

Nebenklage-Vertreter RA Alexander Hoffmann kommentiert die Aussage der Zeugin A.:

„Natürlich ist die Bewertung einer Zeugenaussage, sieben Jahre nach einer Beobachtung, zu einer Identifikation nach der Berichterstattung zu den Taten des NSU besonders schwierig. Alleine auf eine solche Identifikation könnte eine Verurteilung sicher nicht gestützt werden. Andererseits hat die Zeugin heute mit großer Konstanz ihre Aussage bei der Bundesanwaltschaft wiederholt. […] Eine solche Zeugin wäre - trotz der langen Zeit seit ihrer Wahrnehmung - in jedem Landgerichtsverfahren der Traum eines Vorsitzenden und der Albtraum eines Verteidigers. [...] Auf jeden Fall werden nach dieser Zeugenaussage weitere Ermittlungen, insbesondere in die Dortmunder Naziszene, durchgeführt werden müssen.“


Protokoll 41. Verhandlungstag - 1. Oktober 2013

Der 41. Verhandlungstag drehte sich um den Mord an Halit Yozgat. Zunächst wurde sein Vater vernommen, der seinen ermordeten Sohn im Kasseler Internetcafé fand. Er berichtete von der Situation und welche schrecklichen Folgen die Tat für die Familie hatte. Anschließend wurden ein Zeuge und eine Zeugin vernommen, die sich im Internetcafé aufhielten, von der Tat selbst aber nichts mitbekamen. Beide hörten zwar Geräusche hörten, die sie aber nicht als Schüsse deuteten. Am Nachmittag kam es dann zur Zeugenaussage von Andreas Te., dem früheren V-Mann-Führer aus Kassel. Richter Manfred Götzl konnte die Aussagen von Te. teilweise nicht nachvollziehen. Nach zwei Stunden wurde die Vernehmung unterbrochen und wird zu einem späteren Zeitpunkt fortgesetzt.

Zeug_innen:

	İsmail Yozgat (Vater des ermordeten Halit Yozgat)
	Emre E. und Hediye Ca. (Zeug_innen, waren beide zur Tatzeit im Internetcafé)
	Andreas Te. (Ex-Verfassungssschützer, der während dem Mord im Internetcafé war und zeitweise als dringend tatverdächtig galt)




Die Sitzung beginnt um 9.47 Uhr. Als Verteidigerin von Ralf Wohlleben, Nicole Schneiders, ist heute der rechte Szene-Anwalt Wolfram Narath anwesend. Auf Seiten der Nebenkläger_innen sind Angehörige des 2006 ermordeten Halit Yozgat anwesend.

Der für 9.30 Uhr geladene Zeuge Ta. ist noch nicht anwesend. Als erstes wird daher İsmail Yozgat, der Vater von Halit Yozgat, vernommen. Er nimmt mit dem Dolmetscher und seinem Anwalt Kienzle am Zeug_innentisch Platz. Hinter ihn setzt sich die Mutter des Opfers, Ayşe Yozgat. Zunächst sagt jedoch RAin Sturm, Verteidigerin von Beate Zschäpe, ihr sei mitgeteilt worden, dass aus der Nebenklage Fotos von Zschäpe gemacht worden seien, die jetzt wieder gelöscht worden seien. Sie bittet den Vorsitzenden Richter Götzl, darauf hinzuweisen, dass das nicht gehe. Götzl sagt, das habe sie ja jetzt deutlich gemacht, die Sicherheitsverfügung sei selbstverständlich einzuhalten. Auf die Frage von Götzl nach seiner Adresse sagt Yozgat, er wolle diese hier nicht öffentlich nennen, sie habe sich nicht geändert. Götzl fragt Yozgat nach seinen Erinnerungen an den 6.April 2006. Yozgat beginnt seine Angaben, die vom Dolmetscher übersetzt werden, mit einer „respektvollen“ Begrüßung des Gerichts, der Bundesanwaltschaft und der Familien der „Märtyrer“* [*Anmerkung: Ismail Yozgat verwendet das türkische Wort şehitler, das mit Gefallene oder, mit Märtyrer übersetzt werden kann - wie hier vom Dolmetscher gewählt]. Weiter sagt er: „Ich bin İsmail Yozgat, der Vater des 21-jährigen Halit Yozgat, des Märtyrers, der am 6. April 2006 durch zwei Schüsse in den Kopf erschossen wurde und in meinen Armen gestorben ist.“ Er drückt den Familienangehörigen der zehn „Märtyrer“ sein Beileid und wünscht ihnen Geduld. Dann bedankt er sich Götzl und den Mitgliedern des Gerichts für das Interesse, das sie gezeigt hätten. Weiter sagt er: „Wir befinden uns hier zwecks der Gerichtsverhandlung gegen die Angeklagten, die wegen des Todes unseres Sohnes, unserer Tochter, der Polizistin“, die alle „Märtyrer“ seien. An dieser Stelle unterbricht Götzl Yozgat, er sei als Zeuge hier und solle etwas zum Ablauf des Tages und zum Auffinden seines Sohnes sagen. Yozgat: „Ich werde es erzählen.“ Am 6. April habe er gegen 17 Uhr im Internetcafé gearbeitet. Es gibt ein wenig Unruhe im Saal bis sich heraus stellt, dass die Zeitangabe falsch übersetzt wurde. Um 15 Uhr habe er im Internetcafé gearbeitet, dann sei sein Sohn gekommen und habe ihm gesagt, dass seine Mutter draußen auf ihn warte. Am 7. April habe er Geburtstag und sein Sohn habe seiner Frau Geld gegeben, damit diese dem Vater ein Geschenk kaufe. Er sei daher dann mit seiner Frau in die Stadt gefahren. Er habe seine Frau in der Stadt zurückgelassen. Als er zurück gekommen sei, habe er sich zwei oder drei Minuten verspätet. Im Internetcafé habe er seinen Sohn gesehen, voller Blut. Am nächsten Tag habe er sich seinen Geburtstag verboten: „Bis zu meinem Tode wird mein Geburtstag nicht mehr gefeiert.“ Am Samstag, den 8. April, hätten sie den Leichnam seines Sohnes zur Beerdigung in die Türkei gebracht. „Um 12 Uhr am Samstag habe ich mit meinen Händen meinen 21-jährigen Sohn ins Grab gelegt. Ich kann nie vergessen, wie ich vom Friedhof nach Hause gekommen bin. Warum haben sie meinen Sohn getötet? Was hat er für eine Tat begangen? Wie können Sie uns unser Recht zurückgeben?“ Zehn Tage später seien sei nach Kassel zurück gekommen, das Zimmer ihres Sohnes sei versiegelt gewesen. Weinend sagt er, von fünf Kindern seien nur vier übrig geblieben. Als ob das nicht gereicht habe, habe es Gerüchte gegeben, etwa, dass 40.000 Euro gefunden wurden. Die Polizei habe ihm aber gesagt, das sei alles gelogen. Yozgat sagt, so etwas könne bei ihnen nicht passieren, sie seien eine aufrichtige Familie. Und weiter: „Alle haben uns feindlich angeschaut, sowohl die Deutschen als auch die Türken, alle haben uns schlecht angeschaut.“ Immer hätten die Leute gefragt, wer seinen Sohn getötet habe wegen Haschisch, Heroin, Dönerserienmord oder Mafia. Sie hätten sich nicht mehr nach draußen getraut. Dann fragt Yozgat: „Warum haben sie mein Lämmchen getötet?“ Er habe vom Internetcafé aus alle Freunde und Bekannten in Deutschland, Europa und der Türkei angerufen. Die Polizei habe alle diese Verwandten und Freunde vernommen mit schlechten Worten im Hinblick auf seine Familie: „Nicht einmal in der Türkei haben meine Verwandten mit mir gesprochen. Wir sind eine aufrichtige Familie.“ Er habe das nicht ertragen können, deswegen habe er einen einen Herzinfarkt erlitten [hier handelt es sich um einen Fehler des Übersetzers, da Yozgat auf türkisch von zwei Herzinfarkten sprach]. Die Lebensmöglichkeit sei für die ganze Familie verschwunden, so Yozgat weiter. Götzl fragt nach der Auffindesituation. İsmail Yozgat sagt, er werde noch zwei Worte sagen und dann dazu kommen. Yozgat weint und sagt, als sein Sohn erschossen wurde, seien seine Töchter auf der Arbeit, seine Frau in der Stadt gewesen. Die Polizei habe ihn nach einer halben Stunde gefragt, ob er wolle, dass die Mörder seines Sohnes gefunden werden. „Welcher Vater will nicht, dass die Mörder seines Sohnes gefunden werden?“ Sie hätten ihn zum Revier gebracht und viereinhalb Stunden vernommen. Als er nach Hause gekommen sei, seien da viele Menschen gewesen. Yozgat weiter: „Wie kam meine Frau aus der Stadt, wie haben meine Töchter davon erfahren, was wäre passiert, wenn ich eine halbe Stunde Zeit gehabt hätte, mich mit meiner Familie zu beschäftigen?“

Nach einer Pause sagt Yozgat, die Verteidiger hätten in der zweiten Verhandlung davon gesprochen, dass die Angehörigen 850.000 Euro bekommen hätten. Er bitte um Aufmerksamkeit, so Yozgat: „Wir haben vom Staat überhaupt kein Geld bekommen und wir wollen das auch nicht. Wir wollen, dass die Justiz gut funktioniert und die Gerechtigkeit ihren Platz bekommt.“ Bis gestern habe er vollstes Vertrauen in die deutsche Justiz gehabt, aber bis zum heutigen Morgen habe er nicht einschlafen können. Der Polizeibeamte Bi. habe Andreas Te. eingesperrt, dann sei ein Befehl von oben gekommen und dann hätten sie Te. freigelassen. Er habe vollsten Respekt für Götzl, aber da habe er nicht einschlafen können und sein Vertrauen sei gesunken. Aber sein Vertrauen dauere noch an. Nun komme er zur Sache, so Yozgat. Er sei zur Ampel vor dem Internetcafé gekommen, die 200 Meter entfernt sei. Er habe sich verspätet, eigentlich habe er seinen Sohn um 17 Uhr ablösen sollen, weil dieser zur Abendschule gehen wollte. Normalerweise habe sein Sohn immer vor dem Laden auf ihn gewartet, aber es sei niemand vor der Tür gewesen. Er selbst sei ins Café gegangen und sein Sohn sei nicht am Tisch gewesen. Er habe gedacht, dass sein Sohn vielleicht die Computer repariere. Während er ins Zimmer hineingegangen sei, habe er auf dem Tisch zwei rote Tropfen gesehen. Er habe gedacht, Halit habe Farbe verschüttet oder so etwas. Während er vorbeigegangen sei, habe er seinen Sohn liegen sehen. Er habe den Tisch weggeschoben und seinen Sohn auf den Arm gelegt. Sein Sohn habe keine Antwort gegeben. Yozgat springt emotional bewegt auf und ruft mehrfach laut „Vermiyor“ [deutsch: „er antwortet nicht“]. Götzl bittet Yozgat, sich zu beruhigen, dieser bittet um Entschuldigung. Er habe am Kopf seines Sohnes zwei rote Flecke gesehen. Am frühen Morgen seien sie zwecks einer Magenspiegelung zum Arzt gefahren und er, habe gedacht, dass seinem Sohn vielleicht deshalb etwas zugestoßen sei. Er habe ihn angeschaut und den Boden voller Blut gesehen. Dann habe er ihn langsam auf den Boden gelegt und in seiner Tasche nach dem Telefon gesucht. Er habe aber nicht telefonieren können, auch nicht in einer der Telefonzellen und sei deswegen in das nahe gelegene Teehaus gerannt. Dann seien Polizei und Krankenwagen gekommen und er sei nicht mehr in den Laden gelassen worden. Yozgat zeichnet am Richtertisch eine Skizze des Internetcafés und der Lage, in der er seinen Sohn gefunden hat. Dann legt Götzl eine Tatortskizze vor. Auch hier zeigt Yozgat, wo er seinen Sohn gefunden und wo er die Blutstropfen gesehen habe.  Er sagt, Halits Füße seien unter dem Tisch gewesen und er habe auf dem Rücken gelegen. Und weiter: „Als ich ihn so drehte auf den Arm, konnte ich direkt seine Augen sehen, dunkelblau waren seine Augen.” Er habe seinen etwas Sohn nur gedreht und habe den Kopf langsam auf den Boden sinken lassen, um zu telefonieren. Götzl hält aus einer Vernehmung vor, Yozgat habe angegeben, dass sein Sohn auf dem Bauch gelegen habe. Yozgat erwidert, es könne sich um ein Missverständnis handeln. Zur Demonstration, wie sein Sohn gelegen habe, legt sich Yozgat auf dem Boden des Gerichtssaals auf den Bauch. Dann verliest Götzl, Yozgat habe angegeben, dass der Kopf des Opfers in Richtung der Feuertür vom Internetraum gelegen habe. Yozgat zeigt auf den Plan und sagt, es gebe hier eine Stelle, wo er die Tür abmontiert und stattdessen ein Brett angebracht habe, es sei eine Nische von 30-40 cm. Er habe dem Staatsanwalt das gezeigt. Von dieser Stelle habe man seinen Sohn sicher sehen können. Götzl fragt nach einem Hocker. Um zu Halit zu kommen, habe er diesen Hocker wohl weggeworfen, aber daran könne er sich nicht erinnern. Gefehlt habe im Internetcafé wohl nichts an Geld oder Gegenständen, aber das habe er nur von der Polizei erfahren. Dann fragt Götzl nach Zeiten und macht Vorhalte aus Vernehmungen. Er sagt, Yozgat habe um 11:55 Uhr den Telefonladen geöffnet, was der Zeuge bestätigt. Weiter hält Götzl vor, kurz vor 15 Uhr habe der Sohn übernommen und İsmail Yozgat sei mit seiner Frau zum Einkaufen gefahren; gegen 17:05 Uhr sei er wieder am Geschäft eingetroffen. Auch das bestätigt Yozgat. Yozgat zeichnet Götzl auf, wo er geparkt habe. Er habe den Wagen extra dort geparkt, damit sein Sohn schnell weiterfahren könne und rechtzeitig bei der Schule ankomme. Götzl liest aus einer Aussage Yozgats vor, dass er nicht genau beim Geschäft, sondern drei vier Plätze weiter vorn geparkt habe, was der Zeuge bestätigt. Weitere Personen habe er in der Situation nicht gesehen, so Yozgat auf Frage Götzls. Yozgat sagt, hinten am Café habe es auch einen Eingang gegeben, er frage sich, ob die Täter, durch den Hintereingang geflüchtet sind. Dann fragt Götzl nach Personen im Café. Yozgat sagt auf der linken Seite habe eine Person telefoniert und weiter hinten eine Frau: Als er geschrien habe, sei die Frau heraus gekommen. Zwei Personen seien wohl im Internetbereich gewesen. Die Frau sei angeblich in einem kleinen Zimmer, das sie gehabt hätten, gewesen. Er habe nur eine Person gesehen, einen Afghanen oder Araber, das wisse er nicht nicht. Später seien dann aufgrund des Schreiens die Frau und die Jungen, die am Internet waren, gekommen. Den einen habe er gekannt, einen Libaneser oder Palästinenser, ein Freund von Halit, den er selbst nur vom Sehen kenne. Die Vernehmung wird dann für eine Pause unterbrochen. Danach sagt RA Kienzle, Yozgat wolle noch etwas zu den Folgen der Tat äußern. Zunächst sagt aber Götzl, eine männliche Person habe telefoniert und will wissen, wo diese Person telefoniert habe. Yozgat sagt, das sei beim Reingehen links gewesen, in welcher Zelle könne er gerade nicht sagen: Vielleicht sei es Zelle 3 oder 4 gewesen, möglicherweise habe er selbst Zelle 5 betreten. Yozgat zeigt vorne auf zwei Zellen, die es gewesen sein könnten. Es sei entweder einen Araber, Pakistaner oder Afghanen gewesen, er sei normal groß gewesen und sei ihm ein wenig schlank vorgekommen, das könne aber auch falsch sein, es sei ja sieben Jahre her. Er könne sich nicht erinnern, das irgendeine Person etwas gemacht habe, so Yozgat, er habe sich nur mit seinem Sohn beschäftigt. Götzl sagt, Yozgat habe geschildert, dass der Mann telefoniert habe und will wissen, ob er ihn danach noch einmal wahrgenommen habe. Yozgat sagt, die Polizeibeamten hätten gesagt, dass sie den Mann vernommen hätten. Wenn er ihn sehe, würde er ihn wiedererkennen, so Yozgat. Dann darf Yozgat sich äußern. Er sagt, die Verteidiger hätten angeblich behauptet, dass die Familien 850.000 Euro erhalten haben sollen. Die Familie Yozgat verlange kein Geld, so Yozgat, weder hätten sie Geld  bekommen noch gewollt. Yozgat: „Wir bitten Sie alle und den deutschen Staat nur um etwas einziges, wir wollen einen Namen haben, nur einen Namen. Mein Sohn ist am 2. Januar 1985 in der Holländischen Straße geboren worden, und am 6. April 2006 wurde er in der gleichen Anschrift erschossen. Das ist für uns sehr wichtig, dass diese Holländische Straße nach Halit-Straße umbenannt wird. Ich wäre Ihnen bis zu meinem Tode dankbar, wenn Sie das veranlassen könnten. Ich meine nicht nur Sie, sondern alle. Danke.“ Nebenklagevertreter RA Schön fragt nach einer Beschreibung der Blutstropfen auf dem Tisch. Yozgat zeichnet kleine Punkte in etwas Abstand auf ein Stück Papier. Dann fragt Schön Yozgat, ob es richtig sei, dass er so so laut geschrien habe, dass dann die Frau und der Mann gekommen seien, so laut, dass es jeder hören konnte. Darauf sagt Yozgat die Frau sei heraus gekommen und angeblich der Mann aus der Telefonzelle. Er habe aber seinen Sohn hingelegt und in dem Moment sei ihm das das Teehaus eingefallen. Nebenklagevertreter RA Narin will wissen, ob die Tür zum Internetcafé offen gestanden habe oder nicht. Yozgat sagt, sie sei offen gewesen. RA Langer fragt, ob Yozgat sich erinnere, ob noch etwas anderes auf dem Tisch gelegen habe. Yozgat antwortet, es habe ein Geldstück gegeben, er glaube, ein 50 Cent-Stück, und zeigt, wie die Bücher seines Sohnes auf dem Tisch gestanden hätten, sie seien nicht durcheinander gewesen. Das Geld habe in der Mitte des Tisches gelegen, aber es sei sieben Jahre her, daher vermute er das nur. Er wolle aufrichtig bleiben. Dann sagt er: „Mein Sohn wird nicht wieder zurückkommen. Im Jenseits werde ich meinen Sohn wieder treffen. Ich habe nie in meinem Leben gelogen und möchte auch nicht lügen.“ Wo das Geld genau gelegen habe, könne er nicht sagen.

Verteidigerin Sturm fragt nach den Büchern des Sohnes. Yozgat bestätigt, dass es sich um Schulbücher gehandelt habe, und dass dieser sie in die Abendschule hätte mitnehmen sollen. Sturm konkretisiert, dass es um die Situation geht und darum, ob der Sohn die Bücher dort abgelegt habe, wo der Vater sie später gesehen habe. Das wisse er nicht, so Yozgat, es sei aber nichts Auffälliges, nichts Kaputtes auf dem Tisch gewesen. Es habe nur die zwei Tropfen auf dem Tisch gegeben, nichts was darauf hingedeutet habe, dass dort eine Schlägerei stattgefunden habe. RA Narath fragt, ob sich Yozgat erinnern könne, wie weit sein Sohn mit Kopf und Oberkörper in dieser Nische gelegen habe. Yozgat sagt, nur die Füße seien da gewesen, der Kopf sei an der Wand gewesen. Die Vernehmung endet um 11.24 Uhr.

Nächster Zeuge ist Emre E. Der damals 14-Jährige hielt sich am 6. April 2006 zur Tatzeit des Mordes im Internetcafé der Yozgats auf. Er berichtet, es sei gegen 17 Uhr oder 18 Uhr gewesen. Er habe im Café Spiele gespielt und auf diversen Seiten gesurft. Dann sei das dumpfe Geräusch gekommen, er habe das mit einem herabfallenden PC in Verbindung. Ein paar Minuten später habe er ein Brüllen von Halits Vater gehört : „Halit, mein Sohn“. Er habe gedacht, der Vater habe einen Herzinfarkt und rufe nach seinem Sohn und sei dann nach vorne gegangen. Da habe Halit auf dem Boden gelegen. Er habe dann versucht Hilfe zu holen, auf der anderen Straßenseite habe ein T5 [VW-Kleinbus] von der Feuerwehr gestanden und er habe gesagt, da ist ein Notfall. Die Feuerwehr sei gleich hingefahren und er sei zurück. Da sei schon die Polizei gekommen. Er sei draußen geblieben und dann von der Polizei mitgenommen worden. Er habe hinten im PC-Raum gespielt, so E. Der Eingang sei ein bisschen versetzt gewesen und er habe genau gegenüber dem Eingang gesessen, aber so, dass er nicht in den Eingangsbereich habe schauen können. Im Raum sei noch ein Jugendlicher gewesen, der von seinem Blickwinkel aus ganz links in der Ecke gesessen und auch nichts habe sehen können. Götzl fragt, wo E. gewesen sei, wenn man den Internetraum betrete. E. sagt, er habe gegenüber des Eingangs gesessen und der andere Jugendliche rechts. Er erinnere sich an sieben PCs in dem Raum, links hätten zwei PCs gestanden und er habe an dem rechten der beiden gesessen. Weitere Personen habe er nicht wahrgenommen. Er glaube, dass der andere Jugendliche auch der erste gewesen sei, der versucht habe zu helfen. Halit Yozgat habe hinter dem Tresen gelegen, er wisse es nicht mehr genau, aber mit den Kopf zur Wand. Er, E., habe erst mitbekommen, dass Halit Yozgat erschossen wurde, als die Polizei ihm gegen elf, zwölf Uhr abends im Revier davon erzählt habe. Zuvor habe er gedacht, dass Yozgat umgefallen sei und vielleicht mit dem Kopf an eine Kante gestoßen sei. Götzl fragt, ob E. weitere Geräusche wahrgenommen habe, was dieser vereint, es sei leise gewesen bis der Vater gekommen sei. Auf Frage von Götzl, wie lange er im Café gewesen sei, sagt E., er habe für 1 Stunde gebucht, das sei ziemlich gegen Ende gewesen. Er sei öfter in dem Laden gewesen, Halit Yozgat sei „sozusagen ein großer Bruder“ für ihn gewesen. Yozgat sei immer nett gewesen. Halit sei in der Zeit, in der er im Café war, nicht nochmal hinten gekommen und er sei nicht nach vorn gegangen, so E. Götzl macht weiter Vorhalte. So habe E. angegeben, nur 90 Cent dabei gehabt und Yozgat gefragt zu haben, ob er dennoch eine Stunde surfen könne. Daran kann sich E. nicht erinnern. Laut Aussage, sei dann der Mann gekommen und habe sich an den PC-Platz 7 gesetzt, so Götzl, der wissen will, ob es sich dabei um den von E. beschriebenen Mann handele, was E. bestätigt. Weiter habe E. angegeben, Halit sei zur Toilette gegangen, danach habe er ihn nicht mehr gesehen. Während des Chattens sei ein 30 bis 40 Jahre alter Mann mit kurzen Haaren, Schnurrbart und einer grünlichen Jacke mit braunem Querstreifen rein gekommen und habe mehrfach gefragt, ob jemand da sei. E. sagt, er könne sich daran nicht erinnern. Der Jugendliche habe ein weißes T-Shirt getragen, wenn er sich nicht falsch erinnere. Dass Halit Yozgat auf dem Bauch gelegen habe und der Bürostuhl umgekippt sei, könne sein, so E. auf Vorhalt von Götzl. Noch einmal fragt Götzl, ob E. eine Erinnerung an einen 30 bis 40 Jahre alten Mann mit schwarzen kurzen Haaren und Schnurrbart habe, was dieser verneint. E. habe angegeben, nach dem Knall noch ein paar Minuten gesurft zu haben, den Vater von Yozgat habe er zwei Minuten vor dem Ende der Verbindung gehört, hält Götzl weiter vor. Dann geht E. nach vorn, um auf der Skizze zu zeigen, wo er gesessen habe.

E. sagt, er habe am PC4 gesessen, er zeigt auf den rechten der beiden PCs auf der linken Seite, der „Palästinenser“ habe an PC 7 gesessen. Götzl fragt, ob E. eine Frau wahrgenommen habe. E. sagt, da sei eine Frau mit einem Kind und Kinderwagen gewesen, die sei dann irgendwie verschwunden. Wo die Frau sich aufgehalten hab, wisse er nicht. RA Narin fragt, ob er sich erinnere, ob die Tür zum Laden offen gestanden habe, was E. verneint. RA Langer fragt nach dem Ablauf des Einbuchens und der Bezahlung im Internetcafé. E. berichtet, man habe sich entweder irgendwo hinsetzen können und dann habe Yozgat den Platz freigeschaltet oder man habe vorher gesagt, man gehe für eine Stunde ins Internet und dann sei nach einer Stunde der PC gesperrt worden. Also habe man sich nicht einfach hinsetzen können, sondern habe immer erst freigeschaltet werden müssen, fasst Langer zusammen. So habe er das in Erinnerung, erwidert E. Man habe aber auch nachher bezahlen können, bestätigt E. Nebenklagevertreterin RAin Clemm fragt, wie E.s Kontakt zur Polizei zustanden gekommen sei. Jemand habe gefragt, wer zur Tatzeit im Internetcafé war, und er habe sich gemeldet, so E. Clemm will wissen, ob sich auch andere Personen gemeldet hätten. Er könne sich nicht erinnern, sagt E. 2006 habe er aber ausgesagt, dass der junge Mann von PC 7 und der Mann, der gefragt habe, ob jemand da sei, von der Polizei notiert worden seien. Auch daran habe er keine Erinnerung, so E.

RAin Sturm fragt, ob am PC die verbrauchte Zeit angezeigt worden sei, was E. bestätigt. Das sei auf dem Bildschirm angezeigt worden. Die Zeiten könne er nicht mehr genau angeben, nach dem Geräusch, das er als Fallen wahrgenommen hatte, habe er weiter gesurft und nachdem er Yozgats Vater gehört habe, sei er nach vorne gegangen. Dann hat Götzl noch eine Nachfrage zum PC. Er habe früher ausgesagt an PC 3 gesessen habe, das sei sein Lieblingsplatz, da sei ein höherer Sichtschutz dran, so dass er nicht nach vorne schauen könne. E. sagt, das sei normalerweise so gewesen, aber damals habe er an PC 4 gesessen. Götzl hält aus einer Nachvernehmung E.s vor, er habe ausgesagt, es sei ein Mann rein gekommen und habe gefragt, ob jemand da sei, kurze Zeit später sei der Mann wieder rein gekommen und habe nochmal gefragt, ob jemand da sei, ob er, E., etwas wisse und sei dann wieder nach vorn gegangen. Der Mann habe nicht gesagt, dass er etwas bezahlen wolle. Er sei etwa 40 Jahre alt gewesen, habe schwarze Haare, einen Schnurrbart und dunkle Haut gehabt und sei kein Türke gewesen. E. sagt, er könne sich nicht erinnern. Die Vernehmung endet um 12.09 Uhr.

Nun folgt die Vernehmung der Zeugin Ca. mit einem Dolmetscher. Die 33-Jährige aus Kassel sagt aus, sie sei am 6.4.2006 mit ihrem Kind ins Internetcafé gegangen, um in die Türkei zu telefonieren. Der Mann habe sie empfangen. Im Familienzimmer habe sie die Tür zugemacht, telefoniert, dann habe sie nach ca. zehn Minuten Schreie gehört und gedacht, es gebe vielleicht eine Schlägerei. Als sie hörte, dass der Vater laut schreit, sei sie hinausgegangen. Der Vater habe gesagt, „sie haben meinen Sohn erschossen“. Sie habe ihr Kind mitgenommen und sei rausgegangen. Daheim habe sie sich unwohl gefühlt, sie sei schwanger gewesen und dann ins Krankenhaus gefahren. Sie habe stationär bleiben müssen und eine Frühgeburt gehabt. Die Zeugin hört auf zu erzählen und sagt: „Ich bin aufgeregt“. Der vorsitzende Richter Manfred Götzl stellt daher einige Fragen, zuerst nach der damaligen Uhrzeit. Es sei ca. gegen 15.00 Uhr gewesen und rausgegangen sei sie, nachdem sie fünf oder zehn Minuten drinnen gesprochen hatte. Das Kind habe neben ihr gespielt, deshalb habe sie nicht viel gehört, bis zu dem Schreien des Mannes. Sie sei mit einem Kinderwagen unterwegs gewesen, habe diesen aber nicht mehr mit nach Hause genommen. Sie habe ihn bei dem Mann im Internetcafé abgestellt, bei dem Mann, ergänzt sie, der erschossen wurde. Sie habe außer ihm niemanden gesehen. Götzl fragt nach dem Telefonzimmer, in dem sie sich aufgehalten habe. Hinter dem Bereich, wo der Mann saß, sei dieser Raum gelegen gewesen. Noch heute habe sie deswegen Angst in geschlossenen Räumen und Angst, wenn es zu laut sei. Sie sagt, ihre Tochter sei einmal hinausgegangen während ihres Telefonats, um Süßigkeiten zu holen. Götzl hält ihr dann Aussagen aus einer Vernehmung am 7. 4. 2006 im Klinikum Kassel vor: „nachdem meine Tochter reinkam, vergingen noch drei Minuten”, sowie „und dann drei Geräusche ‘tack tack tack’“, „irgendwie so, als ob draußen jemand gegen die Wand des Raumes klopft“. Sie erklärt dazu heute: „Ob mein Kind das getan hat oder eine andere Person, weiß ich nicht“. Es sei aber kein Klopfen an die Kabinentür selbst gewesen. Schüsse habe sie nicht gehört. Es habe niemand gegen die Kabinentür geklopft, drei Minuten vor dem Rufen des Vaters sei es ihr allerdings so vorgekommen, als ob eine Person mit einer schwarzen Jacke vorbeigegangen wäre. Das Gesicht habe man nicht sehen können, denn es sei keine klare Glasscheibe gewesen. Der vorsitzende Richter Manfred Götzl liest noch einmal aus dem Vernehmungsprotokoll vom 7. April 2006 die damaligen Fragen und Antworten vor: „Haben Sich die Geräusche wie Schüsse angehört?“ - „Daran hab ich nicht gedacht, eher, wie wenn jemand einen Stuhl an die Wand stößt.“ Den dort eingetragenen Satz „dann hat jemand an die Tür geklopft von außen, ein oder zwei mal“ weist die Zeugin heute zurück: „Es wurde nicht geklopft. Ich hab etwas schwarzes gesehen, als ob eine Person vorbeiging.“ Im Vernehmungsprotokoll von damals steht: „ein langer Kerl, die Größe kann ich schlecht schätzen, größer als mein Mann, der ist 172cm“. Götzl liest weiter: „Ich hab dann [nach dem Klopfen des Mannes an der Tür] noch ein, zwei Minuten weitertelefoniert und mich verabschiedet. Die Person war weg. Dann hab ich aufgelegt und bin rausgegangen. Ich hab die Kabinentür aufgemacht und bin auf einen der Jugendlichen gestoßen.“ Das bestätigt die Zeugin heute noch, genauso den Vorhalt „fast gleichzeitig kam dann der Schrei vom Vater aus dem Laden“.  Auf einer Skizze zeigt die Zeugin, wo sie telefonierte. Rechtsanwalt Wolfram Narath will wissen, ob sie beim Rausgehen außer dem Vater und dem verletzten oder toten Sohn noch irgendjemand anderen gesehen habe? Im Internetbereich seien vorher schon Personen gewesen. Als sie hinauskam, habe der Mann laut geschrien und sei hin und hergelaufen. Götzl weist den Verteidiger darauf hin, dass die Zeugin bestätigt hat, dass sie beim Verlassen auf einen Jugendlichen getroffen sei. Narath fragt trotzdem erneut nach, ob sie im vorderen Bereich des Ladens jemanden gesehen habe. Der Zeugin fällt dazu nichts weiteres mehr ein.

Nach dieser Vernehmung verliest die Nebenklagevertreterin Rechtsanwältin Seda Basay gegen 12.35 Uhr einen Beweisantrag von ihr, RA Lucas und RA Kienzle, der darauf abzielt, noch bei der BAW befindliche Akten zu Andreas Te. beizuziehen, inklusive Akten aus der Telekommunikationsüberwachung.  Zur Begründung führt Basay u. a. aus: „Bei dem Zeugen handelt es sich um einen Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungsschutz Hessen [LfV], der kurz vor oder bei der Tat am Tatort gewesen sein soll.“ Als Ermittlungen ergeben hätte, dass Andreas Te. dort im Internet surfte, sei, noch bevor festgestanden sei, dass er für das LfV arbeitet, eine Telefonauswertung gemacht worden. Er habe um 17:19 Uhr mit einer rechtsgerichteten Person aus einer Gruppe in Kassel telefoniert, die zu den Quellen von Te. gehört hätte. Alle Ersuchen, diese Quelle zu vernehmen, seien vom hessischen LfV zurückgewiesen worden. Aus einem Abhörprotokoll der Polizei ergebe sich desweiteren, das sich Te. mit seiner Vorgesetzten in einer Autobahnraststätte getroffen habe, das Gespräch habe ausdrücklich nicht in einer Dienststelle stattfinden sollen. Nach Aussage des Kriminaldirektors Ho. habe bei dem Landesamt keine Kooperationsbereitschaft bestanden, stattdessen seien Aussagen gefallen wie „nur ein Tötungsdelikt“. Ho. habe im Bundestags-Untersuchungsausschuss erklärt, „bei uns blieb die Vermutung, dass er nicht alles preisgab, was er hätte preisgeben können“. Der psychologische Dienst habe ebenfalls die Vermutung geäußert, Te. habe sich nicht vollständig eingelassen, es sei „bis zuletzt nicht glaubhaft“, habe es von ihm geheißen „denn der Herr Te. habe die Schussgeräusche wahrnehmen müssen“ und „mit einer hohen Wahrscheinlichkeit“ habe er auch die Leiche sehen müssen, „er sei ja 190 cm groß“. Die Staatsanwaltschaft Kassel habe das Verfahren schlussendlich eingestellt, die Ermittlungsakten seien jedoch in den Akten der hiesigen Verhandlung nicht enthalten. Eine Vernehmung dieses wichtigen Zeugen, so Basay weiter, sei jedoch nur möglich, wenn diese Akten u. a. für Vorhalte vorliegen. Solange die Akten nicht vollständig vorliegen, würde einer Vernehmung von ihnen widersprochen werden. Götzl reagiert kurz etwas verärgert: „Der Antrag hätte wesentlich früher gestellt werden müssen“. Dann geht es in die Mittagspause bis 14.00 Uhr.

Um 14.08 Uhr beginnt zuerst Bundesanwalt Herbert Diemer mit einer Stellungnahme zum zuvor gestellten Antrag: Er halte es für unsachgerecht, einer Vernehmung eines Zeugen zu widersprechen, wenn der schon vor der Tür stehe. In der Sache tritt für die BAW dann OStA beim BGH Jochen Weingarten dem Antrag entgegen. Es hätten sich keine Anhaltspunkte für eine Tatbeteiligung von Te. oder für Kenntnisse von ihm zu den Hintergründen der Tat ergeben. Deswegen würden sie diese Aktenstücke als Spurenakten betrachten, die zum Schutz der Person und den darin genannten persönlichen Dingen nicht beigezogen worden seien. Die Antragsteller hätten die Aktenstücke schon längst im Dienstgebäude der BAW einsehen können, andere Verfahrensbeteiligte aus Verteidigung und Nebenklage hätten dies schon längst getan.
Rechtsanwalt Rabe erwidert, sie seien der Auffassung, dass die Akten hier vorliegen müssten. Um die Glaubwürdigkeit von Te. prüfen zu können, sei es wichtig, sämtliche Vernehmungen von ihm zu kennen. Rechtsanwalt Lucas ergänzt, der Antrag sei knapp gestellt worden aber noch rechtzeitig, „sicher nicht optimal gelaufen“.
Rechtsanwältin Dierbach weist darauf hin, dass der Zeuge Te. eine derart große Beweisbedeutung habe, dass alle Erkenntnisse von Bedeutung seien. Insofern unterstütze sie den Antrag auf Beiziehung der Akten. Was den Persönlichkeitsschutz angehe, bitte sie zu bedenken, dass der Zeuge einen großen Teil davon selbst öffentlich aufgegeben hätte, denn er habe gegenüber Print- wie Rundfunkmedien offen gesprochen.
Aus den Reihen der Nebenklagevertreter_innen erreicht Götzl der Vorschlag, trotz der gestellten Anträge mit der Vernehmung von Te. zu beginnen und die Vernehmung nach einer eventuellen Aktenlieferung fortzusetzen. Rechtsanwalt Rabe deutet dafür Zustimmung an: „Auch wir haben uns über Kompromissmöglichkeiten Gedanken gemacht. Wenn uns das Gericht zusagt…“ Götzl reagiert sauer: „Wir können nichts sicher zusagen, das lass ich mir von ihnen, Herr Rechtsanwalt Rabe, nicht auferlegen […] Sie haben jetzt gemeint, das gleich nutzen zu müssen, um mich unter Druck zu setzen“.  Nach einigem Hin und Her stellt Götzl fest: „Die Fakten sprechen eine deutliche Sprache, jetzt ist halb drei, wir werden die Vernehmung des Zeugen eh unterbrechen müssen. Dass wir heute fertig werden, ist sehr unwahrscheinlich, dann können wir es immer noch diskutieren“.  OStA beim BGH Weingarten insistiert: „Bei aller Nähe zum Pragmatismus ist die Beiziehung eine Rechtsfrage“. Die Aktenordner würden eine Vielzahl von Daten beinhalten, die die Intimsphäre beträfen. Es sei schon notwendig, dass dies näher begründet würde, fügt Weingarten hinzu, „fernab vom bloßen Habenwollen“. Götzl meckert: “Herr Weingarten, da haben Sie nicht zugehört, denn hier gings nur drum, ob wir mit der Vernehmung beginnen”.

Zeuge Andreas Te.

Nun kommt es zur Vernehmung des Zeugen Andreas Te. Der 46-Jährige gibt als Beruf „Beamter des Landes Hessen“ und eine ladungsfähige Anschrift in Hofgeismar an. Eine Aussagegenehmigung mit den üblichen Ausnahmen liegt vor.   Götzl erwähnt den Tod Halit Yozgats im Jahr 2006 im Internetcafé und fragt: „uns würde interessieren, was Sie damals für Beobachtungen gemacht haben, warum Sie vor Ort waren“. Zuvor belehrt er den Zeugen jedoch nach §55 StPO, dass er die Aussage verweigern könne, wenn er sich sonst der Gefahr aussetzen würde, dass ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wird.

Te. erzählt, er sei an diesem Tag nach Dienstschluss beim Café vorbeigefahren und habe vor dem Café angehalten. Er habe für einige Minuten reingehen wollen, um auf einem Chatportal nachzusehen, ob Nachrichten für ihn eingegangen seien. Er sei nicht zum ersten Mal in diesem Internetcafé gewesen, er habe das schon länger gekannt. Er habe das Cafe betreten und Herr Halit Yozgat habe ihm einen Platz zugewiesen. Er hätte sich an einen PC gesetzt, eingeloggt und sei, wie er aus der Rekonstruktion wisse, zehn Minuten im Internet gesurft. Er habe dann wieder nach Hause fahren wollen, habe sich ausgeloggt, das Programm runtergefahren. Te. schildert weiter: „Ich bin nach vorne gegangen, um zu bezahlen. Ich habe Herrn Yozgat nicht wahrgenommen, bin zur Tür rausgegangen, ob er vielleicht draußen vor dem Café ist“. Er sei nochmal reingegangen und, soweit er sich erinnere, auch nochmal in den rückwärtigen Raum, habe „gekuckt ob er auf der Toilette war, habe einen kurzen Moment im Vorraum gestanden und weil ich nach Hause wollte, hab ich gedacht, ich lege den üblichen Preis hin und wenn ich das nächste Mal komme, hätte ich gesagt, ich hab das Geld auf den Tresen gelegt, ich hoffe, das war in Ordnung so“.

Am nächsten Tag, Freitag, habe er Urlaub gehabt; von der Tat erfahren habe er am Sonntag aus einer örtlichen Zeitung. „Ich war aufgewühlt“, erzählt Te., „ich habe am Montag morgen auf der Dienststelle meine Stempelkarte angesehen, ich habe gesehen, dass ich am Mittwoch den Dienst früher beendet habe, am Donnerstag dagegen in zeitlicher Nähe zur Tat und dachte, dass das gar nicht sein könnte, dass das nur der Mittwoch sein konnte“. Er sei diesem „Trugschluss“ erlegen und hätte sich nicht bei der Polizei gemeldet, „obwohl ich mich auch als 24 Stunden vorher Anwesender mich bei der Polizei hätte melden können. Das war ein Fehler, klar.“ Am 21. April sei die Polizei zu ihm gekommen und habe ihm eröffnet, dass er an dem Tag, wo die Tat geschehen ist, in dem Café war. Er sei mitgenommen worden auf das Polizeipräsidium, am 22. habe er wieder gehen können, allerdings seien noch zahlreiche Verhöre in der Folgezeit gewesen.  Götzl fragt: „Haben Sie daran gedacht, sich bei der Polizei zu melden?“. Zeuge Te. holt aus: „Ich hätte auf meiner Dienststelle mit jemand sprechen können, bei der Polizei, ich hatte aber Angst dies zu tun, weil ich jung verheiratet war und das mit dem Chatten nicht richtig gewesen ist. Und dienstlich gab es in der Nähe des Cafés ein Beobachtungsobjekt, so dass ich mir gesagt habe, es hätte möglicherweise einen negativen Effekt“. Das Internetcafé sei zu keiner Zeit ein dienstliches Objekt seiner Aktivitäten gewesen. Götzl hakt nach, wieso er von „dienstlichen Nachteilen“ ausgegangen sei. Te. sagt, dass es aufgrund der Nähe des Objekts „nicht zum guten Verhalten eines V-Mann-Führers gehöre“, dass gesagt würde, „warum treibst du dich in der Nähe dieses Objekts rum“. Götzl regt an: „vielleicht erklären sie uns ihre Tätigkeit, welches Objekt sie sie hier ansprechen“. Und der Zeuge Te. erzählt, „ich war damit befasst, menschliche Quellen zu führen, mein Aufgabenschwerpunkt lag im Bereich Islamismus“. Diese Setzung von Prioritäten, also im Verhältnis dazu, sich als Zeuge zu melden, sei aus heutiger Sicht klar falsch gewesen. Erleichtert habe es ihm, dass er überhaupt keine Wahrnehmung gemacht habe, die ihm seltsam vorgekommen sei. Und dass er ihn [Yozgat] nicht angetroffen habe, sei bereits in der Vergangenheit auch schonmal so gewesen. Er habe selber Schwierigkeiten, sich zu erklären, warum er so gehandelt habe, aber es sei leider so gewesen.

Götzl fragt nach seinen Quellen, dem Schwerpunkt Islamismus und der Anzahl. Te. sagt: „Im Bereich Islamismus fünf Quellen und eine Quelle im Bereich des Rechtsextremismus“. Wann er, speziell in diesem Zeitraum, davor und danach, Kontakt zu jener Quelle aus dem Bereich Rechtsextremismus gehabt habe, will Götzl daraufhin wissen. Te. verweist darauf, dies habe er nicht aus eigener Erinnerung, sondern aus dem, was er habe rekonstruieren können im Anschluss an eine Vernehmung durch die BAW im März 2012: „Dort wurde mir vorgeworfen, dass es zwei telefonische Verbindungen mit dieser Quelle am Tattag gegeben hat“. Das sei ihm bis zu diesem Punkt nicht bewusst gewesen und auch bei polizeilichen Vernehmungen bis zu diesem Tag nicht thematisiert worden. Er habe angeboten, dass er seinen Kalender der Polizei aushändige und er habe ihn mit einem Kasseler Kommissar schließlich gemeinsam eingesehen. Es müsse so gewesen sein, dass die Quelle zunächst versucht habe, ihn anzurufen. Er habe dann später vom Büro aus die Quelle angerufen und einen Termin ausgemacht für Montag, 10. April. Aus den Kalendereintragungen habe er nachvollziehen können, um was es dabei gegangen sei: „Die Quellen bekommen Geld, ich hatte diese Person noch nicht gesehen, das heißt, er hätte noch Geld bekommen und ich habe einen Termin [...] ausgemacht, damit er sein Geld bekommen sollte“. Götzl hakt zum ersten Telefonat am Nachmittag nach. Aus eigener Erinnerung, so Te., könne er das nicht einordnen. Aber die Polizei habe die Uhrzeit ermittelt. Er sei zunächst mit einer anderen Quelle unterwegs gewesen und habe dann im Büro gearbeitet, es sei zwischen seiner Rückkehr im Büro und Dienstende gelegen gewesen. Götzl fragt zu den Informationen der Quelle. Der Zeuge gibt an, es sei um den „Bereich der rechtsextremistischen Parteienlandschaft“ gegangen. Die Frage nach dem genauen Zielobjekt für die Quelle sei schon Teil einer rechtlichen Erörterung im Bundestags-Untersuchungsausschuss gewesen. Das genaue Zielobjekt habe er dort nicht nennen dürfen, aber es sei „um eine kleinere, eher unbedeutendere Partei in dem Spektrum“ gegangen. Die Quelle sei nicht sonderlich ergiebig gewesen und auch die erste Quelle, die er übernommen habe: „Man muss kucken, ob jemand, der neu in diese Arbeit einsteigt, sich dafür eignet und da überträgt man ihm nicht höherwertige Quellen“. Götzl fragt Te., ab wann dieser beim LfV war. Te. sagt aus, er sei früher bei der Deutschen Bundespost tätig gewesen. Im Februar 1994 sei er von der Post für drei Monate zum LfV abgeordnet worden, nachdem er sich beworben hätte. Im Mai 94 sei er dann versetzt worden und zunächst in Südhessen im Bereich Observation tätig gewesen. 1998 hätte sich die Möglichkeit ergeben, in seine Heimat zurückzukehren. In der Außenstelle Kassel habe er als Ermittler gearbeitet, habe Informationen und Bilder bei Behörden beschafft, z.B. bei Pass- und Meldeämtern. Dann habe er im Jahr 2000 die Möglichkeit zum Aufstieg in den gehobenen Dienst gehabt. Vom 1.10.2000 bis 2003 sei er für die Ausbildung hierfür beim Regierungspräsidium Kassel gewesen und nach der Ausbildung mit Quellenführung betraut worden. Ende September/Anfang Oktober sei das erste Treffen mit der Quelle gewesen. Diese Tätigkeit habe er bis zur Suspendierung am 21.4.2006 ausgeübt. Götzl fragt nochmal zu den Gesprächen mit seiner Quelle vor  und nach dem „fraglichen Tag“. Te.: „Üblicherweise hab’ ich versucht, Informationen zu bekommen über diese Partei. Das lief schleppend, schwierig, auch weil die Partei keine große Aktivität an den Tag legte, so dass ich nicht nach jedem Treffen Material an der Hand hatte, um einen Bericht zu fertigen.“ Teilweise sei es so gewesen, dass nur allgemeine Dinge besprochen worden seien, man spräche auch persönliche Dinge an, „natürlich die der Quelle, nicht die eigenen“. An dieses Gespräch am 10. April habe er „im Prinzip keine Erinnerung mehr“, er habe aber rekonstruieren können, dass dieses Gespräch an dem Tag stattgefunden habe. Er sei an diesem Tag sehr aufgewühlt gewesen, weil er am Sonntag von dem Mord erfahren hätte. „Und natürlich beschäftigte mich der Gedanke, so war ich an dem Tag sicher nicht in vernünftiger Form, diesen Termin wahrzunehmen.“ Was er ausschließen könne, sei, dass er Informationen zu der Tat bekommen hätte, „daran hätt’ ich mich erinnert, das hätt’ sich mir eingeprägt. Aber um was es gegangen ist kann ich nicht mehr sagen und ich hab kein Zugang mehr zu meinen Aufzeichnungen“. Ob er einen Bericht gefertigt habe, das könne er nicht sagen, denn schon 2012 habe er sich an dieses Treffen nicht mehr erinnert und habe auch keine Möglichkeit mehr gehabt, die entsprechenden Akten einzusehen. Götzl wiederholt, ob er „definitiv keine Informationen zur Tat bekommen [habe]“. Te.: „Nein“. Ob er mit der Quelle über diese Tat gesprochen habe? „Ja, er hat mich offensichtlich, was mir vorgehalten wurde im Bundestags-Untersuchungsausschuss, er hat mich wohl auf das Thema angesprochen und ich hab es wohl schnell beiseite gedrängt und war in Bezug darauf etwas wortkarg“. Eine eigene Erinnerung habe er nicht mehr. Götzl weist auf einen Widerspruch hin: „einerseits sagen Sie, ich war ‘wortkarg’, andererseits sagen sie, ‘keine Erinnerung an das Gespräch’“. Te. erklärt, „dass ich so wortkarg reagiert habe, hab ich nur dem Vorhalt entnommen, der mir gemacht wurde im letzten Jahr“.

Wann denn zu dieser Quelle der letzte Kontakt gewesen sei vor dem Tag? Das könne er so nicht einordnen. Er könne es aber wohl aus seinen Kalendern rauslesen, diese müssten sich  beim BKA oder bei der BAW befinden. „Wie sind Sie dazu gekommen, diese falsche Zuordnung zu treffen hinsichtlich des Tages“, fragt Götzl,  „es waren doch nicht viele Tage dazwischen“. Te. erläutert, laut seiner Stempelkarte sei er an dem Mittwoch früher gegangen, und an dem Donnerstag, wie er auch aus den Gesprächen mit der Polizei wisse, erst um 16.45 Uhr: „was dann in meinem Kopf stattgefunden haben muss, war der Gedanke, dass es dieser Donnerstag gar nicht gewesen sein könnte“. Im Grund ginge es ihm „so wie jedem, der von mir und der Verbindung von mir zu diesem Fall gelesen hat und denkt, das kann doch gar nicht sein, der geht raus und dann passiert das“. Er habe das auch nicht fassen können. Und da habe ihm geholfen, „oh, an dem Mittwoch bist du früher als normal rausgegangen, dann muss das der Mittwoch gewesen sein“. Diese Einschätzung habe er bis zum 21. April gehabt, wo ihm dann „sehr massiv klar gemacht“ worden sei, dass dem nicht so war. Als er in der Zeitung gelesen hätte, dass die Polizei die Computer auswertet, habe er kurz den Gedanken gehabt, „musst du dich nicht doch melden, werten die nicht 24 Stunden zurück aus“. Wie und wann er das erfahren habe? Das habe er in der Zeitung gelesen, dass so was erfolgen sollte. Relativ nah schon am 21. April, „wie ich zu dieser Einschätzung kommen konnte, diesem Irrtum erliegen, dieser Gedanke beschäftigt mich seit sieben Jahren“. Götzl will ins Detail gehen: „Der Ankerpunkt ist der Sonntag, die Veröffentlichung in der Zeitung“. Das seien doch nur wenige Tage, ein sehr überschaubarer Zeitraum, also nicht Monate später, wundert sich Götzl: „Es geht doch um Ereignisse, ganz kurz, wenige Tage zurück, ich hab da Schwierigkeiten“. Welche Überlegungen der Zeuge angestellt habe hinsichtlich der Ereignisse Mittwoch/Donnerstag/Freitag/Samstag/Sonntag, will der vorsitzende Richter wissen, „was war denn an den anderen Tagen“? Dadurch, dass er das Chatten dort angefangen habe, sei er recht häufig in der Zeit vorher im Internetcafé gewesen, antwortet Te., „es war mir nicht möglich die einzelnen Tage, ich hätte nicht sagen können, ich war Mittwoch, Dienstag, Freitag drin“ .Er habe von daher keine Möglichkeit gehabt, das zu überprüfen. Und nachdem sich der Gedanke festgesetzt habe, es könne nur der Mittwoch gewesen sein, habe er sich leider sehr schnell auf diese Erklärung zurückgezogen. „Bedauerlicherweise, ich weiß, das das falsch war [...] ich bin auch in keiner Weise stolz drauf, ganz im Gegenteil“. Was der vorsitzende Richter Götzl mit „das ist wieder eine andere Frage“ kommentiert und weiterfragt, ob Te. in der Woche noch anderen Tagen im Internetcafé gewesen sei. Er vermute ja, sagt Te., er sei in verschiedenen Internetcafés in Kassel gewesen, mit steigender Häufigkeit, so dass er gar nicht mehr in der Lage gewesen wäre zu sagen, wo er wann gewesen sei.

Götzl setzt die Befragung fort: „ich verstehe sie so, dass sie im Büro versucht haben, das Ganze zu rekonstruieren“. Dabei habe er es sich leider sehr leicht gemacht, erklärt Te., dadurch, dass er verinnerlicht habe, „es kann nicht gewesen sein, so dicht an dem Verbrechen gewesen sein und nichts mitbekommen zu haben, außer dass Herr Yozgat nicht am Schreibtisch saß“. Er habe auch später versucht, in Gesprächen mit einem Psychologen zu versuchen, ob das irgendwie erklärbar gewesen sei, aber auch mit dessen Hilfe sei er zu keinen Ergebnis gekommen: „Dieser Trugschluss ist ein Punkt in meinem Leben, den ich nicht begreife. Aber den ich nicht ungeschehen machen kann“. Ob er denn mal eine Korrektur vorgenommen habe? Dass er sich geirrt habe, sei ihm klar geworden am 21. April, als die Polizei bei ihm war und ihm vorgehalten habe, er sei dort gewesen, an diesem Tag: „Da wurde ich von den Tatsachen eingeholt.“ Götzl fragt nach den vom Zeugen erwähnten dienstlichen und privaten Ängsten. Te. sagt, er habe die Meinung gehabt, nicht in der Nähe des anderen Objekts sein zu sollen. Privat sei er jung verheiratet gewesen, sie hätte ihr erstes gemeinsames Kind erwartet und er hätte Angst um seine Beziehung gehabt. „Dass ich mir selber gesagt habe, diese zeitliche Nähe, ohne etwas zu bemerken, das kann nicht sein“, sowie private Dinge und eine gewisse Lebensumstellung zu dieser Zeit hätten ausgelöst, so Te., „dass ich mich auf diese ’24 Stunden vorher’ zurückgezogen habe“. „In der Zeit bis zum 21. April hab’ ich mit niemanden gesprochen, ich war der Meinung, ich kann nicht mit meiner Frau sprechen, hätt’ ich auf der Dienststelle mit jemand gesprochen, hatte ich die Befürchtung, zu hören, was hast du in der Gegend zu suchen. Und natürlich auch vom Menschlichen her: Ihr habt gerade erst geheiratet, wieso chattest du“. Götzl fragt, ob die Ehefrau etwas gegen die Besuche und ob es wirklich dienstliche Konsequenzen gehabt hätte. Der Zeuge räumt ein, dass die dienstliche Angst  subjektiv war, einen objektiven Grund, dass sein Dienstherr z.B. gesagt hätte, ‘diese Gegend ist für Dich tabu’, habe es nicht gegeben. Er wisse auch nicht, was seine Frau gesagt hätte. Als sie es erfahren hat, sei das eine andere Situation gewesen. Götzl weist auf einen Widerspruch hin: „Wieso sind sie geschockt, wenn Sie davon ausgehen, sich in ein Internetcafé begeben zu haben zu einem Zeitpunkt, zu dem überhaupt nichts passiert ist?“ Er sei geschockt gewesen, dass Herr Yozgat, den er ja gekannt hatte, ermordet worden war. Und „diese Dinge“ hätten ihn natürlich auch aufgewühlt. Götzl lässt nicht locker: „Objektiv gesehen hatten sie doch weder von ihrer Ehefrau noch von ihrem Dienstherrn was zu befürchten“, wie es also zu dieser Angst komme? „Ich habe mich zu sehr gefürchtet vor Konsequenzen, die vielleicht eintreten können“, beginnt Te. und Götzl macht deutlich: „da sind mir zu viele ‘vielleicht’ drin“. und wird nun ganz konkret: „Die Frage stellt sich, ob Sie sich hier raus halten wollen, diese Frage stellt sich“. Wenn er etwas wahrgenommen hätte, hätte er zu dieser Einschätzung niemals kommen können, beteuert Te., dann hätte er „natürlich das Gespräch gesucht“ Götzl begründet seine vorherige Frage damit, dass die Angst möglicherweise nachvollziehbar sei, nämlich wenn er sich habe raushalten wollen. Nein, sagt Te., diese Angst habe er sich eingeredet, weil er seine subjektiven Befürchtungen überbewertet habe, diese Angst habe nichts damit zu tun gehabt, dass er etwas mitbekommen hätte. Götzl fragt nach noch einmal nach den anderen Tagen der Woche. In der Woche habe er von Dienstag bis Donnerstag zu unterschiedlichen Zeiten tagsüber ganz normal seinen Dienst gemacht, zählt Te. auf. Am Dienstag, als das Verbrechen in Dortmund geschehen sei, habe er ein dienstliches Treffen gehabt, denn es sei thematisiert worden, wo er an diesem Tag gewesen sei. Für den Mittwoch könne er es nicht sagen aus der Erinnerung. Am Freitag habe er Urlaub gehabt, da sei der Geburtstag seiner Mutter gewesen. Der Samstag sei ganz normal verlaufen. Am Sonntag habe er dann im Lauf des Tages aus der Zeitung von dem Verbrechen erfahren. Götzl ist nicht überzeugt: „Sonntag, Samstag, Freitag schieden aus, da ging es also letztlich nur um zwei Tage in ihrer Rekonstruktion, gegebenenfalls komme noch der Dienstag in Betracht“. Te. sagt, bedingt durch den Eintrag auf der Stempelkarte sei er leider zu dem Schluss gekommen, „da hattest du Zeit und bist noch vorbeigefahren“. Er habe leider nicht so gründlich nachgedacht wie er hätte nachdenken sollen. Götzl setzt eine 20-minütige Pause an und wendet sich an den Zeugen: „die Zeit können Sie nutzen, sich nochmal Gedanken zu machen“.  Genau zur Fortsetzung um 15.45 Uhr verlässt Wohlleben-Verteidiger RA Narath die Verhandlung.
Götzl hakt gleich wieder beim Zeugen nach: „Wir hatten die Tage von Dienstag bis Sonntag rekapituliert und festgestellt, dass sie vor einem verlängerten Wochenende standen. […] Der Besuch im Internetcafé war das Letzte, bevor sie ins verlängerte Wochenende gingen“. Deswegen sei es die Frage, wie es zu der Fehleinordnung ‘Mittwoch’ habe kommen können. Te. sagt: „ich habe eben eine Viertelstunde hier gesessen und eine Antwort gesucht. Es ist ja nicht das erste mal, ich mache mir zu diesem Punkt seit 2006 immer wieder Gedanken. [...] Ich habe bis heute keine Antwort drauf gefunden, ich verstehe mich selber da auch nicht.“ Er beschäfige sich seit sechs, fast sieben Jahren damit und hätte auch für sich gern eine Lösung, „um das ganze Geschehen zu verarbeiten, was war da mit mir los in dieser Zeit“.

Götzl will nun wissen, welche Aufgaben er in den vier Jahren bis 1998 als Observationsbeamter gehabt hätte. Es sei immer mit mehreren Beamten in einer Gruppe gearbeitet worden, führt Te. aus, zu unterschiedlichen Beobachtungsobjekten, Menschen, Gebäuden, Fahrzeugen, über unterschiedliche Zeiträume hinweg. Die Gruppe habe sich zusammengesetzt und die Ergebnisse zusammengeschrieben, der Gruppenleiter habe den Bericht geschrieben. Er sei also gewohnt, zu rekapitulieren, wendet Götzl ein, „so dass sich zusätzlich die Frage stellt, wie kann es zu dieser Fehleinordnung kommen“. Te. gibt an, in einem Observationseinsatz habe man seine Aufmerksamkeit auf ein spezielles Ziel gerichtet, das Training sei zudem nicht so erfolgt, seine Umgebung besser wahrzunehmen, über das hinaus, was jeder im Normalfall privat auch tue.

Im nächsten Fragekomplex widmet sich der vorsitzende Richter wieder dem Besuch Te.s im Internetcafé und fragt nach der zeitlichen Einordnung und wo Te. sich aufhielt. Te. sagt, er wisse noch sicher, dass Halit Yozgat ihm den Platz zugewiesen habe und dass er nicht alleine in dem hinteren Raum gewesen sei. Nach vielleicht zehn Minuten habe er sich ausgeloggt und wieder fahren wollen, „das sind die eigenen Erinnerungen”. Wann er dort gewesen sei, fragt Götzl. Nach den vielen Vernehmungen, bei dem ihm die Uhrzeit mehrfach genannt wurde, wisse er das, sagt Te. Er habe wohl viertel vor fünf ausgestempelt, der Weg dauerte nur ein paar Minuten. Er habe sich kurz vor fünf eingeloggt und kurz nach fünf ausgeloggt, den Uhrzeiten der Polizei zufolge. Er habe einen PC-Platz „ziemlich mitten im Raum“ bekommen. Am PC habe er nach eingegangenen Nachrichten gekuckt und wohl auch was geschrieben, gibt der Zeuge an, soweit er sich erinnere, sei er nur auf dieser Chat-Line gewesen. Was der Grund gewesen sei, dies vor dem verlängerten Wochenende zu erledigen? „Ganz trivial zu gucken, ob Nachrichten da sind, vielleicht noch was zu schreiben“, sagt Te. Götzl fragt zu den anderen Personen im Internetcafé. Er wisse noch, so Te., dass er nicht alleine im Raum gewesen sei, er habe aber keine bewusste Erinnerung an Personen. „Ich habe mich um das gekümmert, was ich da mache und mich für die anderen Personen nicht interessiert. Im Grunde war dort jeder für sich.“ Gesprochen habe er mit niemanden. Das Internetcafé habe aus zwei Räumen bestanden: im vorderen Raum sei der Schreibtisch von Herrn Yozgat gestanden, dann habe es einen Durchgang mit einer doppelten Wand gegeben und dann sei man in den hinteren, etwas dunkleren Raum gekommen. Er sei vom PC aufgestanden und direkt durch den Durchgang in den vorderen Raum rein. Da er dort niemanden wahrgenommen habe, sei er mit wenigen Schritten rausgegangen auf die Straße, er habe da gekuckt, dann wieder in den hinteren Raum. Und dann sei er wieder nach vorne gegangen, habe sein Portemonnaie aufgemacht, 50 Cent rausgenommen und auf den Schreibtisch gelegt. Wie lange das gedauert habe, will Götzl wissen. Er habe auf der Straße nur nach rechts und links geschaut, dann sei er wieder reingegangen. Auch im hinteren Raum habe er nur kurz gekuckt: „Es wird nicht lange gewesen sein, bis ich dann mein Portemonnaie rausgenommen hab’, um das Geld hinzulegen, ein kurzer Moment.“ Das Geld habe er auf den Tisch gelegt, neben einen Teller mit einigen Münzen. Seit wann er dieses Internetcafé besucht habe? Mindestens seit 2003, sagt T. Der Grund für seinen ersten Aufenthalt seien Probleme mit seiner Internetverbindung zu Hause gewesen, als er noch an der Verwaltungshochschule war. Da habe er das Internetcafé gesehen und gefragt, ob ausnahmsweise die Möglichkeit bestehe, eine Diskette mitzubringen, um Mails zu speichern. Herr Yozgat habe ihm das gestattet. Deswegen sei er auch später dort hingegangen, damals vielleicht zweimal die Woche, das sei schon über 10 Jahre her. Zuletzt, wo er das mit dem Chatten angefangen habe, allerdings wieder recht häufig, „drei, vier Mal die Woche bestimmt“. Götzl fragt, wie er es mit der Bezahlung gehalten habe. Außer an dem 6.4. habe es keine Situation gegeben, in der er nicht persönlich bei Halit Yozgat bzw. dessen Vater gezahlt hätte. Einmal habe er ihn beim Reinkommen nicht angetroffen, da sei er wieder gegangen, ohne den PC zu nutzen. Götzl fragt, ob er denn nicht in Betracht gezogen hätte, zu warten, bis Herr Yozgat wieder da ist? Te. sagt, er habe den umgekehrten Schluss gezogen, „wenn ich das Geld da hinlege und in ein paar Tagen wieder da bin, das dann o.k. wäre“. Er habe sich recht schnell entschieden. Ob er noch Termine gehabt hätte? „Ich wollte nur nach Hause, wir waren gerade umgezogen“. Ob er beim Verlassen des Internetcafés Personen angetroffen habe? Nicht, dass er sich erinnern würde, sagt Te., das seien nur ein paar Schritte über den Bürgersteig gewesen.  Auf der Straße, bevor er das Café endgültig verlassen haben, habe er niemanden bewusst wahrgenommen. Ob ihm irgendwelche Blutspuren im vorderen Bereich aufgefallen seien? Nein. Auch Geräusche hätte er - aus der eigenen Erinnerung - nicht gehört als er sich am PC-Platz befunden habe, „aber wenn man jahrelang liest, man müsste doch was gehört haben“. Trotzdem wisse er, dass er das damals wahrheitsgemäß ausgesagt habe, kein Geräusch gehört zu haben. Götzl fragt nach der Position des Zeugen zu dem Schreibtisch, hinter dem normalerweise Yozgat saß, nachdem der Zeuge den PC-Raum verlassen hatte. Er sei an der Schmalseite des Tisches vorbeigegangen, sei dann in dem Raum gewesen, dann wieder zurück, er müsse also offensichtlich dreimal an der schmalen Seite langgegangen sein. Als er zu dem Entschluss gekommen sei, 50 Cent hinzulegen, da sei er mitten im Raum gestanden,vor dem Tresen, an der Längsseite. Wie wie er vom Tresen entfernt gewesen sei, fragt Götzl. Das könne er nicht sagen, eben gerade so weit, dass er das Geldstück da habe hinlegen können. Auf Nachfrage des Vorsitzenden gibt Te. an, er sei 189 cm groß. Ob er hinter den Tisch gesehen hätte? Antwort Te.: „Nein, offensichtlich, oder je nachdem wie der zeitliche Verlauf offensichtlich war, also nein“. Auf die Frage, was er sich gedacht habe, wo sich Herr Yozgat aufhalten könnte, sagt Te.: „im ersten Moment: vielleicht ist er vorne vor dem Geschäft, dann hatte ich den Gedanken: im Bereich wo die Toiletten sind und dann, wo ich mich entschlossen habe, 50 Cent hinzulegen: keine Gedanken mehr“. Die Überlegung „wo könnte er denn sein“ hält Götzl für „naheliegend“, aber Te. sagt: „weitere Gedanken habe ich mir in dem Moment nicht gemacht [...] Hätte ich mir Gedanken gemacht, hätte ich ja länger dort gestanden. Wobei ich mir natürlich auch nicht vorstellen konnte, dass so was Entsetzliches passiert sein konnte. Wenn Gedanken in mir waren, dann sicherlich triviale: er ist kurz um die Ecke, kurz was besorgen, aber sicher nicht sowas.“   Götzl unterbricht die Vernehmung an dieser Stelle für heute und kündigt an: „Wir werden Sie erneut vorladen, ich darf mich für heute bedanken.“ Der Zeuge Te. setzt, statt nun zu gehen, noch zu einem leisen Satz an: „Darf ich vielleicht noch die Gelegenheit nutzen, um den Hinterbliebenen der Opfer mein tiefes Mitgefühl auszusprechen“.  Götzl und andere Prozessbeteiligte gehen darauf nicht ein.

Nun folgen noch Erklärungen. Es beginnt der Nebenklagevertreter RA Behnke: Seine Erklärung nach § 257 Abs. 2 StPO, im Anschluss an die Einvernahme der Zeugin A. [vom gestrigen Tag], gelte auch für die weiteren Zeugen des gestrigen und heutigen Tages. Am Bedrückendsten sei die Einstellung der Beteiligten, mit der sie im Untergrund leben konnten, beschäftigt mit dem Töten von Menschen genauso wie mit der Frage, wo man den nächsten Urlaub verbringt. Das Ziel sei gewesen, ohne persönliches Motiv zu töten. Ein erschreckender Wertekanon sei dadurch offensichtlich geworden, der in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland in der Nachkriegszeit so bisher nicht bekannt geworden sei. An dieser Stelle unterbricht der vorsitzende Richter Götzl: dazu habe er von den genannten Zeugen kein Wort vernommen. RA Behnke setzt fort: „Über diese Aussagen kann das Gericht nicht weggehen. Es ist dringend an der Zeit, dass Frau Zschäpe“. An dieser Stelle fällt ihm RA Heer ins Wort und beantragt Behnke das Wort zu entziehen, Götzl kritisiert nun Behnke:, dies sei kein Schlussvortrag und fragt nach der Erklärung zu den Zeugen. RA Behnke fügt daraufhin nur noch einen Satz an: „Diese beiden Zeugen haben mich veranlasst, endlich diesen Appell an die Angeklagte Zschäpe zu richten, nämlich endlich auszusagen!“

Nebenklagevertreter RA Hoffmann ist nun an der Reihe weist auf noch fehlende Akten zu den Vernehmungen des Angeklagten Carsten S. bezüglich der sog. Taschenlampenbombe hin.  OStA Weingarten antwortet ihm, die Akten seien bereits auf dem Weg, da die Ermittlungen noch andauerten, würden sie allerdings anregen, „den kompletten Aktenbestand nicht uns abzuverlangen“.
Rechtsanwältin Sturm bittet drum, ihre Erklärung für heute zurückstellen zu dürfen. Daraufhin beendet der Vorsitzende um 16.32 Uhr die Sitzung.

Nebenklagevertreterin RAin Christian Clemm kommentiert den Verhandlungstag:

„Eindringlich und beeindruckend hat Herr Yozgat von dem Tod seines Sohnes berichtet. Ich habe großen Respekt davor, wie es Herr Yozgat  geschafft hat, einen kurzen Moment das starre Gerüst dieses Verfahrens zu verlassen und uns das Ausmaß des Leides, dass er und seine Familie durch die Ermordung seines Sohnes und die anschliessenden Diffamierungen und Verdächtigungen  durch die Ermittlungsbehörden ertragen musste, nahegebracht hat. 
Dass dem Zeugen Te. nicht geglaubt werden kann, hat sich bereits an der kurzen Befragung durch den Vorsitzenden Richter gezeigt. Allein seine Begründung, weshalb er sich nach Bekanntwerden der Ermordung von Herrn Yozgat nicht bei der Polizei gemeldet hat ist abwegig. Hätte er tatsächlich nichts von dem Mord wahrgenommen so hätte es keinen nachvollziehbaren Grund gegeben, seine Anwesenheit in dem Internet-Cafe zur Tatzeit zu verschweigen. Seine Erklärung, er habe seiner Ehefrau gegenüber nicht erklären können, weshalb er sich an jenem Tag in dem Internet-Cafe befand, ist angesichts des Umstandes, dass er als V-Mann-Führer sicherlich seiner Ehefrau nichts über seine täglichen Aktivitäten berichtet, absurd. Auch dass er dienstlichen Ärger befürchtete, weil er sich nicht dort aufhalten dürfte ergibt keinen Sinn.“


Protokoll 42. Verhandlungstag - 2. Oktober 2013

An diesem Verhandlungstag wird der Mord an Halit Yozgat in Kassel thematisiert. Befragt werden Zeugen zum Tatort und dem Auffinden des Opfers. Ayşe Yozgat, die Mutter des Ermordeten, gibt eine persönliche Erklärung ab, in der sie sich auch direkt an die Angeklagte Zschäpe wendet und an sie appelliert, auszusagen. Den größten Raum nimmt die Einvernahme des BKA-Beamten Michael St. ein, der sowohl vom Richter als auch von mehreren Vertretern der Nebenklage ausführlich u.a. zu seinen Ermittlungen zum VS-Mitarbeiter Andreas T. befragt wird. T. war zum Tatzeitpunkt am Tatort in Kassel und galt eine Zeit lang als Verdächtiger. Anhand der Aussagen des Zeugen wird zum Teil detailliert das vorhandene Wissen des BKA um die Tatabläufe deutlich. Während der zweiten Hälfte des Verhandlungstages steht die Vernehmung eines Zeugen aus Dortmund im Mittelpunkt. Der Ehemann der Zeugin Veronika von A. (siehe Protokoll vom 40. Verhandlungstag) macht Angaben über seine Beobachtungen des Nachbargrundstücks bzw. der dort anwesenden Personen. Weiterhin werden zwei Polizeibeamte einvernommen, die beim BKA für die Auswertung von Spuren aus der Frühlingsstraße in Zwickau zuständig waren. Zur Sprache kommen die im Brandschutt aufgefundenen Waffen sowie Zeitungsartikel und Notizzettel.

[türkçe]

Zeugen:

	Ulf Et., Rettungssanitäter aus Kassel, der Halit Yozgat erstversorgte.
	Michael St., Beamter beim BKA Wiesbaden, der Ermittlungen gegen Andreas T. führte sowie Spuren im Komplex der Česká-Mordserie bearbeitete.
	Prof. Dr. Klaus-Steffen Saternus, Sachverständiger, pensionierter Rechtsmediziner aus Göttingen, der die Obduktion des Mordopfers Halit Yozgat durchgeführt hat.
	Prof. Dr. Wolfgang Brück, Sachverständiger, Neuropathologe.
	Dr. Harald Kijewski, Sachverständiger.
	Jan von Ca., Polizeibeamter aus Wiesbaden, wird zu den Waffen aus der Frühlingsstraße in Zwickau befragt.
	Dr. Günther Hö., Zeuge zum möglichen Aufenthalt des NSU-Trio auf einem Grundstück in Dortmund.
	Rainer Gr., Beamter des BKA, zu Zeitungsartikeln und Notizen aus dem Brandschutt.




Kurz vor Beginn des Verhandlungstages schaut sich der Generalbundesanwalt Harald Range auf der Besuchertribüne um. Dann nimmt er als Prozessbesucher auf der Galerie teil. Die Sitzung beginnt um 9.46 Uhr. RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe, ist nicht zugegen, RAin Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben, ist wieder da. Mehrere Angehörige des am 6. April 2006 ermordeten Halit Yozgat anwesend. Nebenklagevertreter RA Top kündigt an, dass seine Mandantin, Ayşe Yozgat, eine Erklärung nach § 257 StPO abgeben wolle.

Zunächst wird jedoch der Zeuge Ulf Et. gehört. Et. ist Rettungsassistent aus Kassel und war am Tatort des Mordes an Halit Yozgat. Er berichtet, die Person habe hinter dem Tresen gelegen, er habe sie an den Füßen geschnappt und in die Mitte des Raumes gezogen. Dort habe er die Reanimationsmaßnahmen eingeleitet. Der Patient sei offensichtlich tot gewesen, er habe aber nicht an eine Schussverletzung gedacht, sondern an eine stumpfe Kopfverletzung. Der Kopf sei voller Blut gewesen. Sie hätten reanimiert, nach wenigen Minuten sei dann ein ein Arzt dazu gekommen, aber die Reanimation sei schnell abgebrochen worden, weil die Todeszeichen deutlich waren. Damit sei der Einsatz für ihn beendet gewesen. Beschwören könne er nicht, wo das Opfer gelegen habe. Aber seine Erinnerung nach habe Yozgat hinter dem Tresen gelegen und, um erst einmal Platz zu schaffen, habe er ihn in die Mitte des Raumes gezogen . Er habe vage Erinnerungen an ein oder zwei Personen in Raum, dass der Vater im Raum war, wisse er nicht mehr. Götzl sagt, Et. sei bei der Polizei befragt worden. Et. sagt, er habe eine DNA-Probe bei der Polizei abgegeben und dabei auch kurz mit den Beamten gesprochen, wie eine Befragung sei ihm das nicht vorgekommen. Götzl zitiert aus dem Protokoll , dass während der Reanimation der Notarzt aus dem Klinikum Kassel gekommen sei und Yozgat intubiert habe und ihm Adrenalin gegeben habe, die Reanimation aber nach 30 Minuten abgebrochen habe. Die Vernehmung endet um 9.56 Uhr.

Danach gibt Ayşe Yozgat ihre Erklärung ab, die vom Dolmetscher übersetzt wird: Yozgat begrüßt zunächst die Richter_innen, Bundesanwält_innen, Rechtsanwält_innen, Nebenkläger_innen und Zuhörer_innen. Dann sagt sie: „Mein Name ist Ayşe Yozgat, ich bin die Mutter von Halit Yozgat. Mein Appell richtet sich an Frau Zschäpe. Sie sind auch eine Dame. Ich spreche als Mutter, als eine Geschädigte, als Mutter von Halit Yozgat. Ich bitte Sie, dass Sie all diese Vorfälle aufklären. Weil sie eine Frau sind, denke ich , dass sich die Frauen gegenseitig verstehen.” Seit sieben Jahren schlafe sie jeweils nur zwei Stunden, so Ayşe Yozgat. Und weiter: “Ich habe immer gedacht, warum ist es geschehen. Jeder kann Straftaten begehen, aber ich bitte um Aufklärung. Ich fühle mich stark beeinträchtigt, befreien Sie mich von den Gefühlen. Ich bedanke mich. Denken Sie bitte an mich, wenn Sie sich ins Bett legen. Denken Sie daran, dass ich nicht schlafen kann. Ich danke ihnen allen.” [Ein Protokoll der persönlichen Erklärung von Ayşe Yozgat folgt in Kürze. Anm. NSUwatch]

Es folgt der Zeuge Michael St., Beamter beim BKA Wiesbaden. St. hat zu mehreren Komplexen ermittelt. Götzl sagt, er wolle mit dem Thema des Zeugen Andreas T. beginnen. St. berichtet, es habe einen Tatverdacht gegen Herrn T. gegeben. Er sei am Tatort des Mordes an Halit Yozgat gewesen und habe sich nicht als Zeuge gemeldet. Das Polizeipräsidium Nordhessen habe umfassende Ermittlungen angestellt und sein Auftrag sei gewesen, die Akten dazu auszuwerten, so St. Andreas T. sei als Quellenführer angestellt gewesen und habe mehrere Quellen geführt, unter anderem aus dem “rechten Bereich” Benjamin G. seit 2003. Dessen Kontaktdaten hätten sie selbst ausgewertet, es seien aber keine Bezüge zum NSU oder dessen Umfeld festgestellt worden.

T.s privates Umfeld ergebe sich aus seinen Hobbys, er sei bei der Freiwilligen Feuerwehr, im Schützenclub und Anfang der 2000er in einem Motorradclub in Trendelburg gewesen. Aus dem privaten Umfeld gebe es niemanden, der Erkenntnisse im Bereich der “Politisch motivierten Kriminalität Rechts” habe. Götzl hält vor, T. sei 1994 zum Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) Hessen gewechselt, wo er bis 1998 im Bereich Südhessen/ Offenbach als Observant gearbeitet habe, dann sei er in die Außenstelle Kassel gewechselt und habe dann bis 2003 die Ausbildung zum gehobenen Dienst in der allgemeinen Verwaltung gemacht. St. bestätigt das. T. sei nach der vorläufigen Festnahme suspendiert worden, so St. Zur politischen Einstellung T.s befragt, sagt St., bei den Eltern T.s seien bei einer Durchsuchung Abschriften zu Dokumentationen des “Dritten Reichs” gefunden worden, ergänzt um Unterschriften und Stempel. Diese stammten aus Jugendzeiten. Ein Zeuge habe angegeben, dass T. damals “Klein-Adolf” genannt worden sei. Ein Kollege T.s aus der Offenbacher Zeit, der Zeuge Ha., habe die politische Einstellung T.s als “eher mitte-links” beschrieben. T. sei im Schützenverein Vellmar gewesen, berichtet St. weiter, und habe eine Waffenbesitzkarte gehabt. Er habe eine Pistole 22, Pistole 45, eine Pistole 9mm und ein Gewehr gehabt. Die Waffen habe T. im weiteren Verlauf verkauft an eine Waffenfirma in Kassel, 2006 sei T. auch nicht mehr zum Schießen gegangen.

Götzl fragt zu einem Vermerk, demzufolge T. nahezu ausnahmslos Kontakte in Kassel und Umgebung gehabt habe. St. sagt, die Ehefrau habe angegeben, dass T. keine Kontakte in andere Bundesländer habe, die meisten habe T. in Nordhessen. T. habe insgesamt sechs V-Personen geführt, fünf aus dem Bereich Islamismus und Benjamin G. Die Angaben aus dem dienstlichen Kalender T.s hätten sie den Verbindungsdaten des Handys gegenübergestellt. Daraus habe sich ergeben, dass T. die rechte Quelle einmal im Monat kontaktiert habe, erst telefonisch und dann sei es auch zum Treffen Ende des Monats gekommen. Das LfV habe ihnen die Einsatzberichte zu diesen Treffen zur Verfügung gestellt. Nicht zu jedem Treffen im Kalender sei auch ein Bericht gefertigt worden. T. habe angegeben, dass er nur dann einen Bericht angefertigt hat, wenn von der Quelle neue Informationen gekommen seien. Im Jahr 2006 seien keine Berichte angefertigt worden. Treffen hätte es am 6. April 2006, dem Tattag, am 10. April und um den 8. oder 9. März gegeben. Götzl hält aus den Akten Daten zu Treffen und Treffberichten vor, wonach es einen Bericht vom 6. Februar 2006 gegeben habe, das sei der Jahresbericht 2005, sowie Treffen am 7. Februar, am 8. März und am 10. April 2006, wozu es jeweils keine Berichte gegeben habe. St. sagt auf Frage Götzls, Benjamin G. habe zur örtlichen Szene in Kassel berichtet, fast ausschließlich zu drei Gruppierungen: der Kameradschaft Kassel, einer nicht näher bezeichneten Gruppierung und dem “Sturm 18″. Den Informationsgehalt könne er, St., schwer bewerten, es seien jedenfalls keine offensichtlichen Straftaten daraus zu erkennen gewesen. G. sei nicht mehr direkt Teil der rechten Szene gewesen, sondern habe die Informationen aus zufälligen Treffen mit Angehörigen der Szene bekommen. Götzl hält vor, dass 2003 eine Gruppe um Markus E. genannt worden sei, dann die Kameradschaft Kassel, früher Nationalistische Front, und “Sturm 18″. Anführer sei Christian We. gewesen, der Stiefbruder von G.

Dann sagt Götzl, es habe noch einmal Vernehmungen mit T., Herrn Fr. und G. gegeben. St. sagt, T. sei nochmal als Zeuge vernommen worden, dabei sei er bei seinen Angaben geblieben, er habe nichts mitbekommen vom Tatgeschehen. Er habe sich gewundert, dass er nichts gerochen habe, weil er mit Waffen vertraut gewesen sei und meinte, dass er den Geruch hätte wahrnehmen müssen. Er habe angegeben, die Personen aus dem NSU nicht zu kennen und von G. habe er keine Informationen zum Mordfall Yozgat bekommen. Herrn Fr. hätten sie im Zusammenhang mit “Sturm 18″ vernommen, da gebe es zwei Organisationen, eine um Bernd Tödter und eine um Stanley Rö.. Da hätten sie die Angaben G.s gegenüber dem LfV abgeglichen. Und dann sei G. nochmal vernommen worden. Hier unterbricht Nebenklagevertreter RA Bliwier, sie hätten ja beantragt, den Zeugen G. zu laden und es sei unglücklich, dass jetzt schon dessen Vernehmungsbeamter befragt werde. Götzl sagt, es gehe um die Information, ob zwischen T. und G. die Tötung Yozgats angesprochen worden sei. St. sagt, G. habe angegeben, dass es noch ein Treffen gegeben habe, sie hätten dann rekonstruiert, dass es der 10. April 2006 gewesen sein müsse. G. habe T. auf den Mord angesprochen und T. habe nervös reagiert. G. sei neugierig gewesen, was da passiert ist. Götzl fragt nach Alibi-Überprüfungen. St. sagt, sie hätten nochmal nach den Bombenanschlägen in Köln geguckt, da seien aber keine Auffälligkeiten im Kalender, da sei T. noch in der Ausbildung und es stehe nur da, was er an Stunden gehabt habe.

Dann geht es um weitere Ermittlungen zu Spuren im Komplex Česká-Mordserie. St. sagt, er habe die Aufgabe gehabt, Ermittlungsergebnisse abzugleichen, ob sie mit der Mordserie Česká zu tun haben könnten. Es gebe zwei Punkte: Die im Brandschutt aufgefundene Česká 83, Kaliber 7.65, die Tatwaffe in neun Morden, und bei Şimşek und Taşköprü die zweite Waffe, Kaliber 6.35, die auch in Zwickau gefunden worden sei. Das sei eine Bruni 315, ein Schreckschusswaffe gewesen, die in eine scharfe Waffe umgewandelt worden sei. Ebenfalls gefunden worden sei die DVD “Paulchen Panther”, in der auf neun Morde Bezug genommen wird. Es seien dort Bilder verwendet worden, die direkt nach der Tat und eigentlich nur von den Tätern hätten gemacht werden können. Denn Şimşek sei schon auf dem Weg ins Krankenhaus gewesen, als die Spurensicherung gekommen sei. Bei Taşköprü sei es ähnlich, da zeige das Video ihn hinter der Kasse, dabei hätten die Rettungskräfte das Opfer vor Eintreffen der Polizei in den Raum gezogen. Auch bei Özüdoğru müsse das Bild viel früher entstanden sein. Zu den anderen Morden würden keine Bilder, sondern Presseartikel verwendet.

Als Asservat gebe es noch ein weiteres Video, da würden die ersten vier Morde thematisiert und Bilder verwendet, nur bei Habil Kılıç gebe es nur Presseartikel und kein Bild. Zu den Fällen Özüdoğru und Taşköprü fielen ihm jetzt keine weiteren Sachen ein, die sie da hätten zuordnen können. Beim Fall Turgut sei neben Waffe und Video im Brandschutt eine Rechnung gefunden worden vom “Caravanvertrieb H.” datiert auf den 23. Februar 2004 und ausgestellt auf Holger G. (Angeklagter). Bei der Zeugenvernehmung des Inhabers der Vermietung, Herrn H., habe der angegeben, dass Uwe Böhnhardt derjenige sei, der ihm als Kunde Holger G. bekannt sei. Die Anmietungen seien immer kurz vor dem Tattag, die Abgabe am Tattag selbst oder einen Tag später gewesen.

Zu İsmail Yaşar hätten sie neben der Česká und der Nennung in den Videos noch zwei Zettel gefunden. Einen Kartenausschnitt aus Nürnberg, da sei ein Kreuz mit X7 markiert und es gebe eine Notiz zu X7 mit der Bemerkung “Scharrerstraße, neben Post, Imbiss”. Das passe zum Tatort: Die Abweichung zur Adresse Velburger Straße ergebe sich, weil der Imbiss zum Parkplatz des Edeka an der Velburger Straße gehöre, er liege aber faktisch an der Scharrerstraße. Zum Fall Yaşar gebe es außerdem die Aussage der Zeugin K. (siehe Protokoll zum 34. Verhandlungstag), die zwei Männer in Fahrradbekleidung gesehen habe, der eine habe dem anderen einen länglichen Gegenstand in den Rucksack gestopft. K. sei sich relativ sicher gewesen, dass entweder Uwe Mundlos oder Uwe Böhnhardt einer derjenigen gewesen sei. Auch zu der Tatzeit gebe es eine Anmietung über eine Zwickauer Autovermietung, die Rechnung stamme von einem Tag vorher und das Fahrzeug sei am nächsten Tag wieder zurückgegeben worden. Mieter sei wieder Holger G. gewesen. Der Inhaber der Autovermietung, Herr S., habe angegeben, der Mieter habe Ähnlichkeiten zu dem vorgelegten Bild 7, das Uwe Böhnhardt zeige. Götzl ergänzt aus dem Vermerk, für die Rücknahmen sei der 9. April 2004 und bei der Laufleistung 475 Kilometer vermerkt.

Dann sagt St., beim Fall Boulgarides habe es neben der Tatwaffe und der Erwähnung im Video einen Funkzellentreffer gegeben. Im Brandschutt Zwickau sei ein Mobiltelefon gefunden worden. In dem Handy seien zwei Vodafone-SMS gespeichert gewesen, Nachrichten in der Mailbox von 2004 und 2005: Der Vertrag sei vom 17. Februar 2004 bis zum 12. April 2006 gelaufen. Den Anschlussinhaber habe Vodafone nicht mehr mitteilen können. Im Brandschutt sei eine Rechnung gefunden worden, ausgestellt auf eine Annett F. aus einer Kleinstadt bei Zwickau. Von einer Telefonzelle in der Werdauer Straße 62, Zwickau, sei das Telefon angerufen worden, zu der Zeit sei das Handy in einer Funkzelle rund um den Tatort in München eingebucht gewesen. Die Telefonzelle liege nahe der Polenzstraße, wo Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe bis bis 2008 gewohnt hätten. Die Rufnummer des Handys sei auch auf einem Zettel gefunden worden, wo handschriftlich der Vermerk “Aktion” drauf gestanden habe. Die Schrift sei von der Kriminaltechnik Mundlos zugeordnet worden. Die Frau F. sei vernommen worden, es sei aber nicht richtig geklärt worden, wie ihr Name darauf gekommen sei.

Auch im Fall Boulgarides sei Rechnung vom “Caravanvertrieb H.” gefunden worden, wieder ausgestellt auf Holger G. Da sei die Anmietung am 13. Juni 2005 und die Rückgabe am 15. Juni 2005 gewesen. Und im Fall Kubaşık sei ebenfalls neben Tatwaffe und DVD auch eine Rechnung des “Caravanvertrieb H.” gefunden worden, diese sei vom 3. April 2006 bis zum 7. April 2006 gewesen und wieder auf Holger G. ausgestellt gewesen. Zum Fall Yozgat gibt es nur die Waffe, die Erwähnung in der DVD und den Anmietezeitraum des Caravans, der auch Kubaşık umfasse [Kubaşık wurde am 4. April 2006, Yozgat am 6. April 2006 ermordet].

Götzl fragt, ob die DVDs verschickt worden seien. St. antwortet, es seien mehrere versandt worden, an Kulturvereine, auch an eine Zeitung. Die genaue Zahl wisse er nicht. Dann sagt Götzl, auf einer Festplatte aus dem Brandschutt seien weitere Videodateien gefunden worden seien, die nicht in das versandte Video integriert worden seien. St. sagt, es handle sich wohl um eine frühere Version, diese sei inhaltlich etwas anders, es werde ein Text eingeblendet. Anzeichen, dass diese Dateien versendet worden seine, gebe es seine Kenntnis nach nicht.

Es folgt eine Pause bis 11.01 Uhr. Dann stellt die Nebenklage ihre Fragen. Es beginnt RA Bliwier, der nach dem Umfang der von St. ausgewerteten Akten fragt. St. sagt, es seien um die 30 Leitz-Ordner gewesen. Bliwier fragt, ob es vielleicht 35 Ordner gewesen sein könnten, was dieser bestätigt. Bliwier will wissen, ob es eine Begründung dafür gegeben habe, dass die Berichte des LfV geschwärzt gewesen seien. Er meine, dass Mitarbeiternamen geschwärzt worden seien, so St. Bliwier sagt, es seien Berichte zu Benjamin G. geschwärzt gewesen, und will wissen, ob sich St. um die Klarakten bemüht habe. St. antwortet, dass er selber das nicht getan habe. Der Kontakt habe zwischen dem Generalbundesanwalt und dem LfV bestanden, er selber habe keine Erkenntnisse, ob sich um die Klarakten bemüht wurde. Ob die ihm übersandten Berichte vollständig seien oder es noch weitere Berichte gibt, könne er nicht sagen, so St. weiter.

Bliwier will wissen, ob es eine Telekommunikationsüberwachung mit Gesprächsinhalten gegeben habe. Zunächst verneint St. das, als Bliwier konkretisert, es gehe um Andreas T., sagt St., er habe solche Aufzeichnungen gesehen und in seinen Diensträumen zum Teil gelesen. Die Abschriften seien ihm übersandt worden, so St. Bliwier will wissen, ob St. sich an Telefonat zwischen T. und einer Vorgesetzten vom 9. Mai 2006 erinnere, in der T. sinngemäß geraten worden sei, im weiteren so nah wie möglich an der Wahrheit zu bleiben. Daran könne er sich nicht konkret erinnern, so St. Dann fragt Bliwier zu einem telefonischen Kontakt zwischen T. und Benjamin G. am 26. April 2006. Bliwier sagt dann, dass St. zu diesem Gespräch wohl nichts Näheres sagen könne, und man hier die Verschriftungen beziehen müsste. Das bestätigt St.

Nebenklagevertreter RA Narin fragt den Zeugen zur politischen Gesinnung T.s. Er hält vor, T. habe sich in einer Vernehmung als “konservativ ausgerichtet” bezeichnet. Dann will Narin wissen, ob T. ausgeführt habe, was er unter “konservativ” verstehe. St. verneint das. RA Scharmer fragt, ob St. Nachforschungen zum “Sturm 18″ angestellt habe. St. sagt, es habe einen “Sturm 18″ von Tödter gegeben, da sei umfangreich ermittelt worden. Zu Verbindungen zum NSU seien sie nicht gekommen. Tödter habe sich bei ihnen gemeldet und gesagt, er hätte Kenntnisse, wie Böhnhardt und Mundlos nach Kassel gekommen seien, die wären mit dem ICE gekommen und er wisse, in welcher Wohnung sie genächtigt hätten. Das habe sich nicht mit den Erkenntnissen des BKA gedeckt. Scharmer fragt nach der Zeugin Pa. St. führt aus, das sei eine Geschädigte von Tödter, die gesagt habe, sie habe Bilder gesehen von Mundlos und Böhnhardt mit “Sturm18″-Mitgliedern. Daraufhin habe es mehrere Durchsuchungen gegeben, aber es seien keine entsprechenden Bilder gefunden worden. Scharmer fragt nach Beziehungen von “Sturm 18″ nach Dortmund und ob er dort Ermittlungen angestellt habe. Seines Wissens nicht, so St., er wisse auch nicht, wer da ermittelt habe. Der Name Sebastian S. sage ihm nichts. Zur “Oidoxie Street Fighting Crew“ befragt sagt er, Oidoxie sei eine Band, für die “Sturm” Securityarbeiten vorgenommen habe. Woher die Band komme, wisse er nicht, so St., aber es gebe eine Verbindung zwischen “Sturm 18″ und Oidoxie.

RA Kolloge fragt, ob bei den vernommenen Personen, die T. von der Arbeit her kenne, auch Mitarbeiter der LfV-Außenstelle Kassel dabei gewesen seien. St. sagt, es seien wohl keine dabei gewesen. Dann sagt Kolloge, Benjamin G. habe angegeben, mit einem weiteren Mitarbeiter des LfV, den er als “Heinz” kenne, über das Verhalten T.s beim Gespräch über den Mord an Yozgat gesprochen zu haben. Dazu seien keine Ermittlungen angestellt worden, so St. Auf Frage von RA Langer sagt St. die Berichte hätten ausschließlich Benjamin G. betroffen und keine anderen V-Leute. RA Kienzle möchte, dass der Zeuge den Aktenbestand von 30 bis 35 Leitz-Ordnern noch einmal inhaltlich einordnet. St. sagt, es gehe dabei um die Spur Andreas T. im Ermittlungsverfahren des Polizeipräsidiums Nordhessen, enthalten seien Ermittlungsakte, dann Kopien vom dienstlichen Kalender T.s, die Verbindungsdaten, die Ermittlungen zu den Alibiüberprüfungen, Unterlagen aus aus dem Schützenverein und Zeugenvernehmungen. Der Aktenbestand sei beim BKA in die “Aktenführung” gegangen, seiner Kenntnis nach seien die Akten auch Teil des hiesigen Verfahrens, so St. auf Nachfrage Kienzles.

RA Goldbach fragt, welche Telefonate T. mit G. am 6. April 2006 geführt habe. St. sagt, es habe um 13 Uhr einen Anwählversuch bei T. gegeben, der sei weggedrückt worden und dann habe es nachmittags einen Kontakt vom Festnetz aus auf das Handy des G. gegeben, der fast zehn Minuten gedauert habe. Das sei T. in der letzten Zeugenvernehmung im März 2012 vorgehalten worden, aber er habe sich nicht daran erinnern können. Auch G. habe angegeben, keine Erinnerung mehr daran zu haben. Zschäpes Verteidiger RA Heer fragt, ob es in Bezug auf das Telefonat von der Zwickauer Telefonzelle nach München 2005 Erkenntnisse darüber gebe, zwischen welchen Personen das Telefonat geführt wurde. Das verneint St. St. sagt, er wisse nicht, ob etwa zu den baulichen Verhältnissen, dem Standort oder der Frequentierung der Zelle Ermittlungen durchgeführt worden seien. Götzl verliest hierzu einen Vermerk aus den Akten, wonach der Anruf um 15.22 Uhr erfolgt. Dann verliest Götzl einen Vermerk aus den Akten, wonach durch die “MK Café” (= Mordkommission Café) die Mitarbeiter der Außenstelle Kassel des LfV vernommen worden seien. St.: “Okay, dann sind die doch darunter.” Weiter liest Götzl aus den Akten vor, dass in Kontakt zum “Sturm 18″ eine “Street Figthing Crew” stehe, die für die Band Oidoxie als Security fungiere. Dann fragt Götzl zur Länge des Telefonats zwischen G. und T. am 6. April 2006. Es sei laut Aktenvermerk 668 Sekunden lang gewesen und T. habe sich die Länge nicht erklären können. St. bestätigt das. Die Vernehmung endet um 11.25 Uhr.

Es folgt eine Erklärung nach § 257 StPO durch Nebenklagevertreter RA Kienzle. Es handle sich tatsächlich um 35 Leitz-Ordner. Er selbst sei auch auch beim Generalbundesanwalt gewesen und habe sich diese angeschaut. Vom Zeugen St. habe man nochmal in aller Prägnanz gehört, dass dieser für die Vermerke den gesamten Aktenbestand zur Verfügung gehabt habe. St. kenne die Telekommunikationsüberwachung und den restlichen Aktenbestand und habe es zur Akte dieses Verfahrens gegeben. Vor diesem Hintergrund solle der GBA nochmal über seine gestrige Position nachdenken, die Akten seien ohne Verfahrensrelevanz. Sie hätten heute ein Minus an Erkenntnissen gegenüber dem Zeugen gehabt und so könne es nicht bleiben in diesem Verfahren. Nebenklagevertreter RA Hoffmann schließt sich dem Antrag zur Beiziehung der Akten an.

Es folgt der Sachverständige Prof. Dr. Saternus, pensionierter Rechtsmediziner aus Göttingen, der am 7. April 2006 die Obduktion des Mordopfers Halit Yozgat durchgeführt hat. Saternus sagt, es seien zwei Kopfsteckschüsse festgestellt worden. Einmal in der rechten Schläfenregion mit einer Berstung auf der linken Seite, der Schuss sei also durch das Gehirn durchgetreten. Weiterhin ein Schussdefekt im Bereich des rechten Hinterhaupts, leicht ansteigend nach vorne bis in den knöchernen Bereich des linken Scheitelbeins. Nach der ersten Verletzung sei ein Koma eingetreten, der zweite Schuss danach habe nicht mehr wahrgenommen werden können, Bewusstsein und Handlungsfähigkeit seien verloren gewesen. An weiteren Verletzungen seien Schürfungen in der linken Gesichtshälfte und damit korrespondierend auf der Innenseite des Knies festgestellt worden. Diese seien als “finale Sturzfolgen” anzusehen. Punktblutungen im Bereich der Augenlider rechts und links sehe er im Zusammenhang mit der schweren Schädelverletzung. Schwellungen an Ober- und Unterlippe seien als Folge der Reanimation anzusehen und Verletzungen am Hals als Folge des Sturzes. Zu den Schusskanälen befragt sagt Saternus, der Schuss, der an der Schläfe eingedrungen sei, habe beide Hirnhälften durchsetzt. Abwehrverletzungen seien nicht gefunden worden, so Saternus.

Es folgt der Sachverständige Prof. Brück, Brück ist Neuropathologe und hat das Hirn des Verstorbenen untersucht. Die Schusskanäle seien nachvollziehbar gewesen. Das Gehirn habe eine deutliche Schwellung aufgewiesen durch das Trauma. Es habe keine “länger andauernden Organisationsveränderungen” gegeben, es sei also alles frisch durch den Schuss bedingt gewesen, Die Schüsse seien nicht über längere Zeit überlebt worden. Die Veränderungen mit der Schwellung und Verschiebungen hätten zum Tode geführt, weil lebenswichtige Teile im Bereich des Stammhirns abgeklemmt worden seien.

Dann wird der Sachverständige Dr. Kijewski vernommen, der zum Mord an Halit Yozgat Tropfversuche zu Blutspuren durchgeführt hat. Kijewski berichtet, dass er zur Rekonstruktion zusammen mit “erfahrenen” Polizeibeamten den Tatort aufgesucht habe, der noch versiegelt gewesen sei. Es sei um Tropfspuren auf dem Tisch gegangen. Tropfspuren veränderten sich, so Kijewski, abhängig von der Fallhöhe und des Materials des Objektes sowie der Flüssigkeit. Er habe sich selbst Blut abgenommen, um die Versuche durchzuführen, berichtet Kijewski. Die Fläche des Tisches am Tatort sei eben und nicht rau gewesen. Es werden Lichtbilder von den Versuchen in Augenschein genommen. Der auf den Bildern zu sehende Mann sei ein Beamter, der den Daten am besten entsprochen habe. 5 cm über dessen Ohr sei dann der Einschuss markiert worden und es seien dann die Fallhöhen in sitzender und stehender Position gemessen worden. Es werden Bilder von Blutspuren gezeigt, die, so Kijewski, aus 30, 43 und 97 cm Fallhöhe entstanden seien. Das Ergebnis sei, dass es eine sitzende Position gewesen sei, es bleibe aber ein Spielraum. Auf der Grundlage des Obduktionsprotokolls seien die Neigungswinkel nachvollzogen worden durch eine Bewegung nach links. Irgendein Abfallen nach links habe stattgefunden. Unter dieser Voraussetzung sei er “in Übereinstimmung mit den erfahrenen Beamten” zu der Auffassung gekommen, dass der Schuss über dem rechten Ohr der erste war und die Blutspritzer an Schublade, Tisch links usw. mit dem Bewegungsablauf und der von der Polizei vermuteten Position übereinstimme, es hätten sich sich keine Widersprüche ergeben.

Es folgt die Mittagspause.

Um 13.07 Uhr geht die Verhandlung weiter und der vorsitzende Richter Manfred Götzl zieht zunächst den Zeugen Ca. vor. Dieser ist Polizeibeamter in Wiesbaden und war früher an das BKA abgeordnet. Er habe dort, so gibt der Zeuge an, u. a. die Waffen ausgewertet, die im Objekt Frühlingsstr. sichergestellt wurden. Er habe dazu den vorläufigen Vermerk geschrieben, sich dabei aber auf Gutachten der Experten für Waffenkunde, Daktyloskopie etc. bezogen. Dem Waffenkundegutachten zufolge konnte anhand des Hülsen- und Tatgeschossvergleichs festgestellt werden, dass zwei Waffen als Tatwaffen genutzt wurden, die “Ceska 83″ bei allen neun Morden und die “Bruni” bei zwei Morden.
Aufgefundene Hülsen würden beim BKA zentral gesammelt. Hätte man eine verdächtige Waffe, so würde man Vergleichsschüsse durchführen und die Individualspuren mit denen vom Tatort vergleichen. Die Herkunftsermittlungen hätten während seiner Arbeitszeit noch angedauert.

Auf Frage Götzls beschriebt Ca. den Zustand der aufgefundenen Waffen als “bei beiden Waffen sehr schlecht, (…) mit Brandspuren”. Ein Vergleichsbeschuss sei dennoch möglich gewesen. Ob die “Ceska” mit Schalldämpfer aufgefunden worden sei, wisse er nicht mehr im Detail, er sei ja nicht vor Ort gewesen. Es sei bei der Ceska 83 jedenfalls ein Schalldämpfer dabei gewesen. Bei einer Waffe sei die Waffennummer unkenntlich gemacht gewesen, habe aber wieder kenntlich gemacht werden können, Auskünfte hierzu könne wohl der Bereich “Waffentechnik” geben.

Als nächstes befragt Götzl den Zeugen Dr. Hö. Von dem langjährigen leitenden Archivdirektor des Stadtarchivs Dortmund will Götzl wissen, ob er möglicherweise im Bereich seines früheren Wohnortes Brakeler Hellweg / Westkamp Beobachtungen gemacht habe. Er sei, so schränkt der Zeuge ein, im Berichtszeitraum 2004 bis 2006 beruflich stark eingespannt gewesen. Mitte oder Ende 2004 habe er dennoch eine starke Veränderung im Nebengrundstück bemerkt: Ein überdimensionaler Sichtzaun sei angebracht worden, der optisch nicht in die Landschaft gepasst habe. Unabhängig von seiner Frau habe er zudem an zwei oder drei Tagen im Garten Grabungsgeräusche vernommen. Zu diesem Zeitpunkt im Frühjahr 2005 sei er deswegen einmal ins Obergeschoss seines Hauses gegangen. Von dort habe er zwei Personen gesehen, auf der rechten hinteren Seite des Nachbargrundstücks Brakeler Hellweg 2, die da gegraben hätten. Eine größere Person mit bulliger Figur, Camouflagehose, graue Mütze und mit Spaten sowie eine kleinere untersetzte Person, später noch eine dritte Person. Es sei ein “hektisches Graben” gewesen, “vom Phänotyp her” habe er die Männer eher der “rechten Szene” zugeordnet. Beruflich habe er ja oft mit Neonazismus und Rechtsextremismus zu tun gehabt, auch im Rahmen der Mahn- und Gedenkstätte. Ein oder zwei Tage später sei eine Person, die nicht mit den bisher Beschriebenen identisch sein müsse, an einem rechteckigen Aushub von 1×2 Meter gestanden. Der Aushub sei mit einer schwarzen Plastikfolie zumindest bodenmäßig abgedeckt gewesen. Aufgrund des seltsamen Charakters habe er durchaus an Verbindungen zum “rechten Spektrum” in Dortmund oder Brakel gedacht. Es seien damals oft rechte Kundgebungen in Brakel gewesen.

Zwischen 30. März und der ersten Aprilwoche 2006 habe er eine weitere Beobachtung gemacht: An einem Freitag sei der Umzug der Tochter angesagt gewesen. Bevor der Möbelwagen kam, sei am Haus ein größeres Wohnmobil in hellbeiger Farbe gestanden. Seine Frau hätte einen Zettel angebracht, ob das Fahrzeug nicht umgeparkt werden könne. Dieses Wohnmobil sei ihm schon in den Tagen zuvor als Hindernis aufgefallen. Vor dem 31. März habe er zusätzlich noch in der damals existierenden Einfahrt einen Kastenwagen gesehen, in schräger Lage geparkt. Mit einer Person, die er nur von hinten gesehen habe, “zumindest phänotypisch der Person bei den Grabungen ähnlich”. Seine Frau, schildert der Zeuge weiter, habe ihm in der ersten Aprilwoche gesagt, sie hätte in dem Garten drei dunkel gekleidete Personen gesehen. Sie seien doch etwas beunruhigt gewesen, denn die Grabungen hätten auf ihn einen konspirativen Eindruck gemacht. Er sei jedoch nicht mehr größer darauf eingegangen, er habe das erst 2011 wieder zur Kenntnis genommen.

2011 habe seine Frau ihn nach einer Dienstreise auf die Berichterstattung zum NSU angesprochen: “Das sind die drei Personen, die ich damals im Garten gesehen habe, kannst Du dich erinnern?”. Sie habe gesagt, sie könne hundertprozentig sagen, dass sie die Person gesehen habe, insbesondere die Frau Zschäpe. Sie hätte damals ja das Fernglas zur Hand genommen gehabt. Er habe sehr betroffen, geschockt reagiert und habe immer nachgefragt, “hast Du’s wirklich gesehen?”, sie habe es bestätigt. Seine Frau habe eine gute Beobachtungsgabe. Er habe durchaus die Auffassung vertreten, dass es eine Vernetzung [des NSU] gegeben haben muss zu Dortmund und über eine eventuelle Verbindung dieses Anwesens im Brakeler Hellweg zur rechten Szene habe er zumindest spekuliert. Auch darüber, dass das eventuell “ein Mosaiksteinchen hätte sein können in Zusammenhang mit den Verbrechen”, auch angesichts des Tatorts in Kassel. Er sei “entsetzt und überrascht” gewesen, dass in unmittelbarer Umgebung sowas stattgefunden haben könnte. Da habe auch eine gewisse Angst um die Familie bei ihm eine Rolle gespielt, auch weil er aus der Presse entnommen habe, “dass es zu einigen, flapsig ausgedrückt, Pannen gekommen war”. Er habe seiner Frau keine Ratschläge gegeben, inwieweit sie das Thema weiterträgt. Sie seien jedoch beide davon ausgegangen, dass durch die aufwendigen Ermittlungsverfahren es auch noch andere Erkenntnisse zum Tatort Dortmund geben geben müsste, “wir wussten nicht, dass praktisch nichts ermittelt worden ist”. Bezüglich eines Einschaltens der Polizei habe er die Auffassung vertreten, dies müsse seine Frau, seine damalige Lebensgefährtin, selbst entscheiden, er habe dieses Thema nicht mehr forciert. Erst in späteren Gesprächen habe sie ihm mitgeteilt, dass sie einen Journalist aus dem Umfeld der WAZ kontaktiert habe, der in dieser Angelegenheit recherchiert. Und später habe sie ihm auch von dem Kontakt zu einem Vertreter der Nebenkläger erzählt.

Götzl fragt noch einmal nach: “Wieso hat sich ihre Frau nicht an die Polizei gewandt, was waren die Gründe?” Hö. sagt, “das sollte meine Frau entscheiden, denn sie hat ja diese vermeintliche Gruppe gesehen und zumindest Frau Zschäpe identifizieren können”. Einen Kontakt, der Zeuge sagt “Zugangsweg”, zur örtlichen Polizei hätten sie beide nicht gewollt, “wir haben uns mit diesem Fall dort nicht richtig aufgehoben gefühlt”. Erst hätte in dem Verfahren noch mehr bekannt werden müssen, “um nicht als Einzige vorzupreschen”. Zu dem Zeitpunkt, als die Hinweise für eine Verbindung nach Dortmund deutlicher wurden, “wo ein Brief veröffentlicht wurde an einen gewissen Robin Wieauchimmer” habe es dennoch in Presseartikeln geheißen, “dass Dortmund keine Rolle spielt”. Seine Frau habe wutentbrannt gesagt, sie müsse jetzt was unternehmen. Warum er oder seine Frau sich nicht zuvor an die Bundesanwaltschaft gewendet hätten? “Dieser sogenannte Weg” sei ihm nicht so bekannt gewesen, im Zwiespalt, an wen man sich wenden könne, hätten sie das nicht erörtert. Götzl fragt nach angesichts der “diversen Stellen, Staatsanwaltschaft, BKA“: “Waren keine Alternativen für Sie oder ihre Frau ersichtlich?”. Er sei zunächst beruflich eingespannt gewesen, nach der Verabschiedung aus dem Amt für längere Zeit in Urlaub gegangen und habe das seiner Frau überlassen und nicht forciert. Auf mehrmaliges Nachfragen von Götzl sagt der Zeuge aus, in den Gesprächen mit seiner Frau habe es sich schon darum gedreht, wie man das kundtun könne, er habe jedoch keine konkrete Empfehlung abgegeben: “Ich habe gesagt, wenn Du sie hundertprozentig gesehen hast, dann solltest du dich an wen auch immer wenden”. Diesen Rat habe er ihr in der Phase Ende 2011 oder Anfang 2012 gegeben, er habe damit gerechnet, dass seine Frau das an die richtige Stelle weitergibt. Bei ihm habe das Thema dann jedenfalls geruht. Zuerst, wendet der Vorsitzende ein, habe ihn das Thema “geschockt”, jetzt hab das Thema “eine Zeit lang geruht”? Hö. erläutert, “hundertprozentiges Erkennen” gebe es für ihn nicht, auf einer zweiten Ebene seien “Restzweifel” vorhanden gewesen.

Götzl fragt nach den Anhaltspunkten, die seine Frau gehabt habe. Antwort: Sie habe beschrieben, dass sie mit dem Fernglas von besagtem Fenster aus genau diese Gruppe gesehen hat. Frau Zschäpe, die in der Mitte gestanden wäre, habe sie genau erkannt, sie habe direkt in ihr Gesicht gesehen. Das habe er ihr auch abgenommen, “nachdem sie nie eine falsche Angabe gemacht hat und nie im Mittelpunkt stehen wollte, ganz im Gegenteil”. Wiewohl es für ihn “ein sehr großer Zufall gewesen ist, dass das hier unmittelbar bei uns so stattgefunden hat”. Er habe darauf vertraut, dass seine Frau diese Angaben nur macht, wenn sie es hundertprozentig gesehen hat. Vielleicht drei mal habe er das angesprochen. Das habe dann dazu geführt, dass sie versucht hätten, die Ereignisse von 2006 zu rekonstruieren. Götzl benennt die Stichwörter Grabungen und Wohnwagen. Dies, so Hö., sei der Versuch gewesen, “Ereignisketten” zu rekonstruieren. Götzl fragt zuerst nach den geschilderten Grabungen: “Haben Sie mal an eine andere Erklärungsmöglichkeit gedacht?”. “Ehrlich gesagt nicht”, räumt der Zeuge ein, ihm sei das “relativ plausibel” gewesen, “dass hier was in Verbindung stand mit der rechten Szene, ich dachte auch, das mag zu tun haben mit meiner beruflichen Geschichte, dass es in verschiedenen Bereichen Dortmunds Standorte von Neonazis gibt oder Spektren, die der rechten Szene nahestehen. Die Person, die er wahrgenommen habe, hätte er geglaubt, phänotypisch zuordnen zu können. Der “Charakter der Grabungen” sei zudem nicht transparent gewesen, er habe gedacht, “da wird irgendwas verbuddelt, auf gut deutsch”. Wie oft er damals nachgeschaut habe? Drei mal vom Dachfenster und zwei mal vom Garten aus, bei den letztgenannten Gelegenheiten habe er allerdings keine Sicht, sondern nur akustische Eindrücke gehabt. Vom Dachfenster habe er drei bis vier unterschiedliche Personen und diese Grube gesehen, die dann ein oder zwei Tage später mit der Plastikfolie belegt gewesen sei. Was er gedacht habe, was dort wohl verborgen werden sollte? “Zum Beispiel Utensilien, die beseitigt werden […] Dokumente, Waffen, es war ja bekannt, dass es Fahndungsmaßnahmen gegen die rechte Szene gab” Diese Vermutungen hätten für ihn allerdings nicht ausgereicht, um Konsequenzen abzuleiten, “wenn ich zu diesem Zeitpunkt an die Öffentlichkeit getreten wäre, hätte ich mich vielleicht lächerlich gemacht.

Götzl will wissen: “Haben Sie mal versucht, zu verifizieren, wer dort wohnt, wer sich dort aufhält?” In dem Haus sei unten ein Lotto- und Zeitungsladen gewesen. Und er sei schon mal drüben gewesen und habe dabei auf das Klingelschild geschaut. Auch die Frau vom Kiosk habe er gefragt, welche Leute da nebenan wohnen. Ansonsten habe er keine Lust gehabt, mit den Leuten in irgendeinen Kontakt zu kommen. Ob er ansonsten auf dem Grundstück mal irgendwelche Personen gesehen hätte? Nur einmal, bevor sie ausgezogen wären, so schildert der Zeuge, habe er schemenhaft eine Frau und Kinder hinter dem Palisadenzaun bemerkt, es könnten auch zwei Frauen gewesen sein. Und einmal habe es nachts einen Unfall mit einem Baum gegeben, da habe er eine Visitenkarte bekommen vom Hausbesitzer wegen Versicherungsfragen. Götzl fragt, wem er die Fahrzeuge zugeordnet habe. Das Wohnmobil sei ihm erst wieder auffällig geworden im Zusammenhang mit den Morden, sagt Hö. aus, aber den Kastenwagen habe er mit einer Person in der Einfahrt gesehen erinnerungsmäßig habe es ein Kennzeichen aus PL gehabt. Seine Frau habe das falsch verstanden und an das Nationenkennzeichen PL für Polen gedacht. Die Wahrscheinlichkeit sei “sehr begrenzt” aber er habe diese Person vom Typ her mit den “Gräbern” in Verbindung gebracht.

Götzl fragt noch nach, ob seine Frau bereits 2011 auch die Namen Mundlos und Böhnhardt erwähnt hätte? Ja, sagt der Zeuge, 2011 habe sie gesagt, zwei der vier oder drei Personen seien für sie auch zweifelsfrei Mundlos und Böhnhardt gewesen. Götzl greift dann noch einmal die vom Zeugen erwähnten “Restzweifel” auf: “was bedeutet das?” Dass es keine 100 Prozent Sicherheit gebe, sondern maximal 95 bei den “Identifizierungswahrnehmungen von Zeugen”, sonst gebe es eben Restzweifel. Schließlich fragt Götzl nochmal konkret nach einem Zitat des Zeugen: “Wir sind davon ausgegangen, dass für den Ort Dortmund weitere Ergebnisse kommen”. Das heißt, erklärt Hö., dass sie Ermittlungsergebnisse erwartet hätten, “um dann ein Mosaiksteinchen liefern zu können”. Wobei “Mosaiksteinchen” schlecht formuliert sei. Sie seien davon ausgegangen, “dass es einen großen Ermittlungsapparat gibt” und zusätzliche Erkenntnisse und Indizien im Zuge der Ermittlungen. Deswegen hätten sie zugewartet. Er habe sich nicht vorstellen können, “dass es keinen anderen Hinweis geben könnte”.

Um 14.55 Uhr kündigt Richter Götzl eine fünfzehnminütige Pause an. Anschließend sagt Rechtsanwalt Heer: “ich hatte eine Vielzahl an Fragen überlegt, aber verzichte darauf”. Auch sonst gibt es keine weiteren Fragen.

Um 15.19 Uhr beginnt dann die Vernehmung des Zeugen Gr. Der 45-jährige BKA-Beamte hatte sich von November 2011 bis August 2012 zum Einen damit beschäftigt, die Erkenntnisse diverser Dienststellen zur Ceska-Mordserie zu bündeln. Daneben war er mit der Herkunftsermittlung zu den aufgefundenen Waffen und mit einzelnen weiteren Spurenkomplexen befasst. Den Bereich Waffen stellt Götzl zunächst zurück und will heute zum nicht näher ausgeführten “Vermerk” des Zeugen fragen.

In diesem Vermerk, so Gr., seien von ihnen Sachstände dargestellt worden. Zum Beispiel eine Aussage, die Kollegen in Nürnberg aufgenommen hätten. Der damalige Zeuge, der damals als möglicher Tatzeuge im Fall Yasar vernommen worden sei, sei im November 2011 nochmal vernommen worden und habe die damaligen Angaben wiederholt. Zumindest Herrn Mundlos habe er auf einer Wahllichtbildvorlage als einen der Radfahrer erkannt, die er am Tattag in Tatortnähe beobachtet habe. Die Kollegen hätten das nach Meckenheim geschickt und sie hätten das in die Akten eingearbeitet. Böhnhardt habe der Zeuge anhand der Lichtbilder nicht wiedererkannt.

Außerdem sei ein kleiner Notizzettel in der Frühlingsstraße in Zwickau gefunden worden, handschriftlich beidseitig beschrieben mit Notizen, Skizzen und Zahlenkolonnen, u. a. mit der Aufschrift “Holl. Str. 82″ und mehreren mehrstelligen Zahlen. Dies, so Gr., sei für sie ein “Hinweis auf den Tatort in Kassel” gewesen und die Zahlenkolonnen hätten “als Funkfrequenzen, u. a. vom Polizeipräsidium Nordhessen in Kassel” identifiziert werden können. Die Skizze habe zudem Ähnlichkeiten aufgewiesen mit dem Eingangsraum zu dem Internetcafé. Das ganze sei in Kassel von Kollegen nochmal überprüft worden. Bezüglich der Handschrift gebe es ein graphologisches Gutachten der Kriminaltechnik des BKA, nach dem der Urheber dieser Notiz “mit leicht überwiegender Wahrscheinlichkeit der Herr Mundlos” sei.

Götzl hält dem Zeugen nun aus dessen Vermerk vor, dass es bezüglich der Frequenzbereiche heiße “die letzte Null ist immer zuviel”. Ja, bestätigt Gr., die ersten aufgeschriebenen Ziffern seien die Funkfrequenzen, eine Null sei jedoch zuviel. Es gebe hohe Übereinstimmung mit den BOS-Frequenzen, sagt Gr. und bestätigt die von Götzl vorgelesenen Kanalzuordnungen: “Hauskanal des PP Nordhessen”, “Einsatzkanal Leitstelle Kassel Rettungsdienst Feuerwehr”. Nur ein Funkkanal “164″, der ebenfalls auf dem Zettel gestanden habe, habe nicht zugeordnet werden können. Die Telefonzellen etc. im Internetcafé seien richtig eingezeichnet gewesen, lediglich die Eingangstür sei leicht versetzt gewesen. Rechts seien statt zwei Telefonzellen drei eingezeichnet gewesen.

Götzl fragt den Zeugen dann zu dessen Ermittlungen in Sachen “Paulchen Panther”-Video. Der Zeuge erläutert, dabei sei es hauptsächlich um die in diesem Video gezeigten Bilder der Opfer gegangen, die augenscheinlich nach der Tat aufgenommen worden seien. Festgestellt werden sollte, “ob das täterseitig oder aus anderen Quellen integriert wurde”. Ergebnis: “Alle drei Bilder mussten mit hoher Wahrscheinlichkeit täterseitig aufgenommen worden sein.” Enver Simsek beispielsweise habe noch gelebt und sei schnell aus dem Transporter “herausbewegt” worden. Das Bild zeige das Opfer jedoch noch auf der Ladefläche liegend. Bei Abdurrahim Özudogru falle der nahezu kaum wahrnehmbare Blutverlust auf, im Gegensatz zu den später gemachten Tatortfotos: “das Foto muss relativ zeitnah nach der Tat gemacht worden sein”. Und bei Tasköprü habe der Vater ausgesagt, dass er das Opfer in die Mitte des Raums bewegt habe. Das Foto im Video zeige ihn jedoch noch hinter der Theke liegend.

Götzl liest aus den Akten Teile einer Transkription des Videos vor: “Fall 1 Simsek ‘Aktenzeichen XY’ (…) an dieser Stelle wird das Wort Fälschung eingeblendet”. Dieser Filmbeitrag, so Gr., sei nachgestellt gewesen. Das Wort “Fälschung” sei von den Urhebern des Videos gekommen, die dann als Kontrast das Opferbild eingeblendet hätten. Götzl spricht den Zeugen daraufhin auf die Auswertung von Zeitungsartikeln an. Gr. erinnert sich, es seien mehrere Zeitungsartikel sichergestellt worden zu nahezu allen Taten der Ceska-Serie, mit Ausnahme der Tat Nr. 5. (Mord in Rostock). Die Artikel hätten durch Durchdruckspuren in Verbindung zu Notizzettel mit den Ziffern 1-5 gebracht werden können, der chronologischen Reihenfolge der Taten. An zwei Artikeln seien daktyloskopische Spuren gefunden worden, die Zschäpe hätten zugeordnet werden können. Zum Einen ein Artikel aus dem “Kölner Express” zum Bombenanschlag 9.6.2004, zum Anderen ein Artikel der Münchner Abendzeitung zum Mord an Habil Kilic vom 30.8.2001, einen Tag nach dem Mord erschienen. Götzl liest aus dem Vermerk vor: “11.6.2004” und “TZ”, also nicht Abendzeitung, “vom 30.8.2001″. Der Zeuge entschuldigt sich für seine Verwechslungen. Götzls letzte Frage “wurde überprüft, welche Artikel in dem Video verwendet wurden?” beantwortet Gr. wie folgt: “Die mit Fingerspuren wurden nicht erkennbar verwendet, die andere wohl”.

Das Fragerecht wechselt dann zu Rechtsanwalt Bliwier als erstem Vertreter der Nebenklage. Er fragt zu den Funkfrequenzen, ob diese öffentlich bekannt und frei zugänglich wären. Der Zeuge Gr. schickt voraus, dass diese Nachforschungen das Polizeipräsidium Nordhessen gemacht habe. Er könne sich aber erinnern, dass die über normale Internetrecherchen zu erhalten gewesen seien, man also keine Verbindungen in die Polizei haben müsse, wie Bliwier in der Frage angedeutet hatte. Rechtsanwalt Lange fragt auch zu den notierten Funkfrequenzen. Ob derjenige, der die Notizen gemacht hat, nicht einfach nur drei Dezimalstellen geschrieben habe? Der Zeuge kann das nicht beantworten. RA Hoffmann fragt deswegen nochmal nach. Den genannten Vermerk, so Gr., habe der Kollege Pr. geschrieben. Er wisse noch, dass sie eine google-Recherche gemacht hätten. Und die Frequenzen von Rettungsleitstelle oder Feuerwehr hätte jedermann mit google rausfinden können. RA Hoffmann weist drauf hin, dass die Alternative wäre, dass man mit einem geeigneten Gerät in der Region rumfährt und die Frequenzen aufschreibt. Ob Material gefunden worden sei, das auf eine solche Recherche hindeuten würde? Das sei ihm nicht bekannt, antwortet Gr.

Für die Verteidigung fragt Rechtsanwältin Sturm zu den Zeitungsartikeln, auf denen die Fingerabdrücke von Frau Zschäpe gefunden wurden: “Haben Sie selber ermittelt, an welcher Stelle in der jeweiligen Zeitung der Artikel erschienen ist?“ Nein, das hätten sie nicht gemacht, entgegnet Gr. Sturm weiter: “Haben Sie darüberhinaus Erkenntnisse gewinnen können, wie die Fingerabdrücke auf die Zeitungen gekommen sind”. Für diese eventuellen weiteren Erkenntnisse verweist der Zeuge auf “andere Kollegen”.

Als Vertreter der Nebenklage fragt dann noch Rechtsanwalt Daimagüler, ob die jeweiligen Zeitungen in Zwickau erhältlich gewesen seien. Gr. sagt: “Wir haben das nicht geprüft, aber das waren teilweise überregionale Zeitungen, teilweise regionale Zeitungen, die man nicht in Zwickau erhält”. Daimagülers Nachfrage, welche Kollegen das rausgefunden hätten, kann der Zeuge nicht beantworten.

Die Vernehmung endet gegen 15.50 Uhr.

Auf dem Blog nsu-nebenklage.de heißt es zu dem heutigen Verhandlungstag u.a.:

“Besonders belastend für Zschäpe dürfte der Fund eines Mobiltelefons mit SIM-Karte im Brandschutt in der Frühlingsstraße sein. Mit diesem wurde wenige Stunden vor dem Mord an Theodoros Boulgarides in direkter Umgebung des Tatortes in München ein Telefonat mit einer Telefonzelle in Zwickau geführt. Das Telefon wurde nicht für Alltagsgespräche benutzt. Wenn Zschäpe einen Anruf zu einem ansonsten nicht benutzten Telefon gezielt von einer Telefonzelle aus durchführte, dann deswegen, um keine Spuren zu hinterlassen. Auch ein solches Verhalten spricht eindeutig für eine direkte Einbindung Zschäpes in die Morde.”


Protokoll 43. Verhandlungstag - 8. Oktober 2013

Am 43. Prozesstag drehte sich die Verhandlung noch einmal um die Beobachtungen der Zeugin von A. aus der letzten Woche. Dazu wurden die Nachbarn aus Dortmund gehört, dabei wurde die Geisteshaltung des Nachbars deutlich. Außerdem wurde das Bekennervideo thematisiert. Polizeibeamt_innen, die die Auswertung vorgenommen hatten, erklärten Details zur Erstellung und zu weiterem Material, das auf den Festplatten aus der Frühlingsstraße sichergestellt werden konnte. Brisant sind hier auch private Fotos und Dateien des Angeklagten André E., wie eine Einladung zu einem Treffen, wo Hitlerjugend-Lieder gesungen werden sollten, “wie es sich für Nationalsozialisten gehöre”. Darüber hinaus erzählte noch eine Zeugin, wie sie den erschossenen Süleyman Taşköprü fand.

Zeug_innen und Sachverständiger:

	Frank Le. (Kriminalbeamter, Auswertung NSU-DVD)
	Thomas De. (Nachbar der Zeugin Veronika von A. aus Dortmund)
	Vera De. (Nachbarin der Zeugin Veronika von A. aus Dortmund)
	Tanja He. (hat mit einer Freundin den ermordeten Süleyman Taşköprü in den Armen seines Vaters vorgefunden)
	Ellen Ha. (Kriminalbeamtin, Auswertung Festplatte aus Brandwohnung in Zwickau)
	Sachverständiger Peter Stüben (hat Ausschnitte aus NSU-Video zum Mord an Taşköprü erstellt)
	Ronny Bo. (Kriminalbeamter, Auswertung einer DVD aus Brandwohnung in Zwickau)




Die Sitzung beginnt um 9.47 Uhr. Erster Zeuge ist der Kriminalbeamte Frank Le. vom BKA Meckenheim. Le. berichtet, dass er den Auftrag bekommen habe, eine “Erstauswertung” der “so genannten NSU-DVD” durchzuführen. Das Exemplar sei am 10. November 2011 im Brandschutt in der Zwickauer Frühlingsstraße gefunden worden und er habe die Auswertung am 12. November durchgeführt. Er habe dann erfahren, dass parallel dazu in Meckenheim schon ein weiteres Exemplar ausgewertet worden sei. Er habe sich mit dem Kollegen abgesprochen, dass die Auswertung erst einmal parallel stattfinden solle, weil es ja Unterschiede zwischen den Exemplaren geben könne. Bei der Bewertung hätten sie sich dann abgestimmt, weil sich heraus gestellt habe, dass die Exemplare inhaltsgleich seien. Es sei dann durch einen “Hashwert-Abgleich” festgestellt worden, dass die beiden Exemplare auch technisch gleich seien. Le. schildert nun das bekannte NSU-Video. [Transkript des NSU-Videos]. Das wellenartige Bild einer Landschaft im Intro sei wohl die Landschaft, wie sie auch auf dem CD-Label zu sehen sei. Die Worte “NSU, Frühling, DVD 1″ hätten den Schluss zugelassen, dass es eine zweite DVD gebe oder eine solche geplant gewesen sei. Es sei aber bisher keine zweite DVD gefunden worden. Der Film nutze das Thema “Paulchen Panther”, mehrere verschiedene Folgen seien Grundlage des Videos. Er nennt “Rosarot in Uniform”, “Rosarot am langen Faden” und “Der rosarote Bastler”. Drei Morde seien etwas detaillierter dargestellt. Es sei festgestellt worden, dass bei diesen Taten auf Fotos zurück gegriffen wurde, die nicht von Behörden stammten, sondern exklusiv von den Tätern. Das sei ihm selbst am 12. November 2011 gar nicht aufgefallen, so Le., sondern Kollegen von der BAO Bosporus, die sich bereits vorher mit dem Tatkomplex beschäftigt hätten. Es gehe dabei einmal um den Mord an Enver Şimşek. Da werde ein Foto aus der Sendung “Aktenzeichen XY” gezeigt und mit “Fälschung” gekennzeichnet und dann ein eigenes Foto, das mit dem Schriftzug “Original” versehen sei. Das könne nicht von der Polizei stammen, weil Şimşek, als er aufgefunden worden sei, noch gelebt habe und schnell ins Krankenhaus gekommen sei. Auch beim Fall Özüdoğru sei das Bild nicht von polizeilicher Seite gefertigt. Es zeige starke Blutungen im Kopfbereich, aber die Bekleidung sei zu dem Zeitpunkt noch recht sauber. Man müsse wissen, dass Özüdoğru erst gegen 21:30 Uhr gefunden, die Tat aber auf 16:30 Uhr terminiert worden sei. In diesen fünf Stunden sei sehr viel mehr Blut ausgetreten, als auf dem Foto im Video zu erkennen ist. Als dritter und letzter detaillierter Fall sei der Fall Taşköprü zu nennen. Das Foto zeige das Opfer am Boden liegend auf der linken Seiten in einer Nische seines Verkaufsraums. Taşköprü sei aber von Sanitätern in den zentralen Bereich des Verkaufsraums umgelagert worden für die Reanimation. Im Abspann stehe dann links unten “DVD 2, Paulchens neue Streiche”. Es gebe mit “Paulchen 2000″ mit einem großen “P” außerdem eine Anspielung auf den Mord an Kiesewetter und den versuchten Mord an ihrem Kollegen A., weil die baden-württembergische Polizei eine Waffe Heckler & Koch P 2000 benutzt und die Täter zwei P 2000 als Beute mit genommen hätten. Ihm sei zugetragen worden, dass die gezeigte Waffe im Abspann des Videos dieselbe Dienstnummer habe wie die Waffe von Kiesewetter. Er habe dann noch eine These in Bezug auf die vier Pantherköpfe in den Ecken am Anfang des Videos gehabt, dass das bedeuten könne, es gebe vier NSU-Mitglieder. Aber auch im Originalcomic kämen vier Köpfe vor, vielleicht sei das nur deswegen gewählt worden, weil es dem Originalvideo entsprach. Seine Bewertung des Videos sei, dass die Straftaten in einen Themen- und Begründungszusammenhang zum NSU gestellt würden, und dass die Ersteller des Videos, dieses als Repräsentanten oder Mitglieder des NSU erstellt hätten. Das Video sei in die Zukunft gerichtet. Die knappen, aber markanten Worte “Taten statt Worte” und “gehen die Aktionen weiter” deuteten darauf hin, dass es damals Planungen für weitere Straftaten gegeben habe. Es folgt eine Inaugenscheinnahme von Bildern aus Le.s Vermerk. Gegenübergestellt werden die Bilder aus dem Video zu den Morden an Şimşek, Özüdoğru und Taşköprü mit Fotos von der Tatortarbeit der Polizei zu den entsprechenden Morden.
Auf Nachfrage von Nebenklagevertreter RA Kolloge gibt Le. an noch Videos aus der Frühlingsstraße ausgewertet zu haben. Das seien Überwachungsvideos gewesen. In der Frühlingsstraße habe es Kameras nach vorne und in den Innenhof gegeben. Darum könne es sich dabei handeln. RA Kuhn fragt, was Le. mit dem Begriff Repräsentanten meine. Er glaube, dass sie damit zum Ausdruck hätten bringen wollen, dass das Video nicht von den Mitgliedern erstellt worden sein müsse, sondern auch von Personen aus dem engeren Umfeld erstellt worden sein könne, die damit beauftragt wurden. Kuhn fragt, ob Paulchen Panther im Video als Täter dargestellt werde. Le. sagt, er habe schon diesen Eindruck. Dann fragt Kuhn ob im Video die Figur des Paulchen Panther  und der NSU deckungsgleich seien. Richter Götzl interveniert, das seien Bewertungen. Das habe es schon öfter aus dem Bereich der Nebenklage gegeben, dass so gefragt werde, dass Zeugen  Beweiswürdigung vornehmen. Kuhn erwidert, ob Paulchen Panther deckungsgleich mit dem NSU sei, ergebe sich aus dem Video, das sei keine Frage der Beweiswürdigung. Götzl widerspricht. Kuhn zieht seine Frage zurück. Götzl sagt in Richtung des Zeugen, es klinge bei ihm durch, dass er eine Beweiswürdigung vornehmen wolle, das sei nicht seine Aufgabe. RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, fragt ob denn DVDs von “Paulchen Panther” gefunden worden seien. Le. sagt, am 12. November 2011 sei die Spurensicherung noch nicht abgeschlossen gewesen, er habe keine weiteren Auswertungen vorgenommen. Auf Frage von Sturm sagt Le., die Formulierung, dass möglicherweise Leute aus dem Umfeld als Repräsentanten das Video erstellt hätten, sei zu dem Zeitpunkt lediglich eine Hypothese gewesen. Die Vernehmung endet um 10.32 Uhr.

Nächster Zeuge ist Thomas De. aus Dortmund, zeitweise Nachbar der Zeugin Veronika von A. [siehe Protokoll zum 40. Verhandlungstag]. Götzl bittet zunächst um einen zusammenhängenden Bericht zu seinem früheren Wohnort im Brackeler Hellweg. De. sagt, er habe dort gewohnt, sonst könne er nichts sagen, er habe nichts Ungewöhnliches wahrgenommen. Götzl fragt, seit wann De. dort gewohnt habe. De. sagt, seines Erachtens seit 2001, er habe das aber mit seiner Frau durchgesprochen und es sei wohl 2003 gewesen, das sei ihm nicht so wichtig. Gewohnt habe er dort wohl bis 2010. Es sei ein Dreifamilienhaus mit Ladenlokal, er habe das Erdgeschoss bezogen und Wohnräume aus den Lagerräumen gemacht. Es gebe einen Gemeinschaftsgarten und eine Garage, die von ihm genutzt worden sei. Über ihm hätten zwei Familien gewohnt, die beide den Namen Ka. getragen hätten, das seien wohl Geschwister. In seiner Wohnung seien außer ihm vierzehntägig seine Kinder zu Besuch, dann sei seine Tochter zu ihm gezogen, dann seine Frau und schließlich sei das gemeinsame Kind geboren worden. Seine Frau habe sich so ab 2006 im Haus aufgehalten, er habe sie am 31. März 2006 kennengelernt. Ihm sei das gar nicht mehr so geläufig gewesen, aber es stehe in seinem Ehering. Die Zeugin von A. kenne er nicht, so De. auf Frage von Götzl. Er könne jetzt nicht bestätigen, dass er den Ehemann kenne, habe am unteren Grundstück aber mal einen älteren Herrn am Zaun reparieren sehen. Sonst habe er nie jemanden wahrgenommen. Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe kenne er nicht, gesehen habe er die drei mittlerweile “gezwungenermaßen” auf Bildern. Bis zur Ladung durch das BKA habe er sich damit überhaupt nicht befasst. Konflikte mit Nachbarn seien ihm nicht bewusst, so De. Zu Grabungsarbeiten befragt, berichtet De., dass er diese mit einem Kollegen durchgeführt habe. Er habe einen Gartenteich ausgehoben in der Grundstücksecke. Da sei eine Teichfolie eingezogen worden. Ein Baum auf dem Nachbargrundstücke der Familie A. habe stark abgelaubt, er habe dann Äste davon abgesägt. Außerdem sei an der Garage und an einer Treppe gearbeitet worden. Das sei zwischen 2005 und 2007 gewesen. Es könne auch mal gewesen sein, dass die Arbeiten in der Dämmerung stattgefunden haben, aber es sei nicht mitten in der Nacht gewesen. Der Kollege sei ein Kindergartenfreund, circa 1,70 bis 1,75 m groß, muskulös, mit kurzen meist blondierten Haaren. Götzl fragt nach Camouflagehosen. Le. sagt, er habe in seiner “Lebenszeit” auch mal eine an gehabt, auch Personen aus dem Bekanntenkreis: “Das war eine Zeit lang Mode und jeder hatte die an.” Götzl fragt nach einer genaueren zeitlichen Einordnung der Grabungsarbeiten. Le. antwortet, das bliebe ihm nicht im Gedächtnis. Die Arbeit am Teich sei wohl vor dem Kennenlernen seiner Frau gewesen, er sage mal 2005. Er habe den Teich Anfang 2006 wieder zugekippt. Die anderen Arbeiten seien 2006, 2007 gewesen. Er habe auch mal eine Mauer entfernt und neu gegossen. Auf Frage von Götzl sagt Le., es seien regelmäßig drei Kinder bei ihm. Dann fragt Götzl nach der Schaukel. Le. sagt, da habe eine Schaukel im Garten gestanden, die sei aber nie fest oder betoniert gewesen. Beim Rasenmähen habe er sie auch mal beiseite gestellt, weil sie nichts gewogen habe. Zu Fahrzeugen befragt sagt Le. er sei damals unter anderem als Subunternehmer tätig gewesen und habe mehrere wechselnde Transporter genutzt. Ein Wohnmobil habe er 2011 gehabt. Früher habe er einen VW LT als Transporter gehabt, das sei wohl mal ein Wohnmobil gewesen. Wann das gewesen sei, könne er nicht sagen, das seien alles alte Fahrzeuge gewesen, die schnell den Geist aufgegeben hätten. Sonst könne er sich nicht an Wohnmobile erinnern, so Le. Götzl fragt zur Kneipe “Farbkästchen”. Die gebe es seitdem er denken kann, so Le., und habe ständig wechselnde Wirte. Um den Zeitraum herum, um den es gehe, sei die beste Freundin seiner Frau dort Wirtin gewesen. Die Kneipe habe damals “Nickis Treff” [phon.] geheißen. Er selbst habe sich dort aber eigentlich nicht aufgehalten. In der Woche sei dort wenig los gewesen, wenn Borussia gespielt habe, sei die Kneipe voll gewesen. Dann fragt Götzl zu den Vorname der Söhne von De. Dieser sagt, er könne “im Prinzip” dazu nichts sagen. Sie hätten die Regel gehabt, dass die Mädchennamen von der Mutter, die Jungennamen vom Vater ausgesucht werden. Odin und Thor seien für ihn germanische Götter, nichts weiter. Das sei für ihn interessant gewesen, dazu stehe er auch heute noch und finde ich nichts verwerflich daran. Götzl nennt die Vornamen der Kinder Ole Odin und Jone Aryan Thor [phon.]. Dann hält er aus der Vernehmung beim BKA vor, dass De. angegeben habe einen Hang zum Germanischen und zu Ritterspielen habe, aber nicht der rechten Szene und keiner Partei angehöre. Das sei zutreffend, so De. Götzl möchte wissen, wie sich De. die Beobachtung der Zeugin A. erkläre, die ein Trio mit eine Skinhead und einem Mann in Overall gesehen haben will. Das werde wohl sein Schwager mit den Neffen gewesen sein, sagt De. Seine Schwester habe dunkle lange Haare. Es könne aber auch ein Schulfreund gewesen sein mit Ziehsohn. Der Schwager sei 1,80 bis 1,83 m groß und habe dunkle sehr kurze Haare und sei dünn. Sein Neffe sei blond. Er habe keine fremden Personen auf dem Grundstück gesehen, aber es sei frei zugänglich, so De. Leute aus der Kneipe gegenüber hätten auch mal im Garten uriniert oder er habe benutzte Kondome gefunden. Eine Richterin fragt, wer mit Schwager gemeint sei. De. sagt, es gehe um den Mann seiner Schwester. Ein Richter fragt, ob De. mal Betonkübel getragen habe. De. sagt, er habe die Treppe mit Betonstufen abgerissen, um an die Garage zu kommen. Er habe die Stufen genommen, um sie gegen den bestehenden Sandkasten einzuarbeiten. Er wisse nichts von bepflanzten Kübeln im Bereich des Sandkastens, so De. Nebenklagevertreter Narin fragt, ob De. über den NSU informiert gewesen sei, bevor er erstmals von der Polizei befragt worden sei. De. sagt, er habe mal was wahrgenommen, habe sich aber nicht dafür interessiert. Narin fragt, ob De. Siggi Borchardt kenne. Das sei ein bekannter Name in Dortmund, für die die früher zum Fußball gegangen seien. Borchardt habe die “Borussenfront” angeführt. Er selbst sei früher beim Fußball, auf der Südtribüne in Block 13 gewesen, so De. Narin fragt, ob De. mal Angehöriger der rechten Szene gewesen sei. De. fragt, wie Narin das definiere. Narin fragt zurück, wie De. das definiere. De sagt: “Beim Fußball gab es Leute, die Ansichten hatten.” Narin möchte wissen, welche Ansichten De. meint. De. sagt, man habe im Stadion etwas gerufen, aber nichts Ausländerfeindliches. Nach einer Pause nennt De. ein Beispiel: “Zick, zack, Kanakenpack”. Das sei aber nicht gegen ethnische Gruppen gerichtet gewesen, sondern gegen die andere Mannschaft. Das könne er so nicht werten. Er kenne keine Personen aus der rechten Szene, so De. auf Frage Narins. Dann fragt Narin, ob De. einen Doktortitel führe. Den habe er bei Ebay erworben so De., er führe ihn aber nicht. Das sei ein Gag gewesen. Öffentlich sei er nicht so aufgetreten. Götzl unterbricht und belehrt den Zeugen zu seinem Auskunftsverweigerungsrecht nach § 55 StPO [Selbstbelastung]. Dann fragt Narin nach der Band “Oidoxie”. Das sage ihm nichts, so De. Narin möchte dann wissen, ob er den Doktortitel im Internet zur Werbung geführt habe. De. sagt, der Titel habe auf einer Internetseite für eine Firma zur Reinigung und Reparatur von Werbeflächen gestanden, die mittlerweile von Netz sein müsse. An den Namen desjenigen, der die Präsenz gemacht habe, könne er sich nicht erinnern. Götzl fragt, worauf Narin hinaus wolle. Nachdem der Zeuge auf Wunsch Narins den Saal verlassen hat, sagt Narin, die Person mit der der Zeuge zusammen arbeite, sei eine Gestalt aus der militanten rechten Szene, der Fußballhooligan-Szene um Siggi Borchardt. De. führe zu der Person ein enges persönliches und geschäftliches Verhältnis. Diese Person setze sich im Internet für die Freilassung Wohllebens und anderer Rechter ein. Götzl: “Dann fragen Sie danach.” Narin fragt nach der Firma von der Internetseite und will wissen, wer da De.s Partner sei. Sein Neffe sei dort aufgeführt, so De., das sei aber Show, der Neffe sei nicht wirklich dabei gewesen. Narin will wissen, ob es sich um den schon genannten Neffen handele, was De. bestätigt. Narin nennt den Namen Marcel Ar. Auch das bestätigt De. Der rechten Szene würde der Zeuge Marcel Ar. nicht zuordnen. Er habe zwar “vielleicht ein paar Ansichten” und gehe zum Fußball, er würde aber nicht sagen, dass das jemand sei, der dahinter steht. Er habe zu seinem Neffen aber auch nicht mehr soviel Kontakt. Narin fragt nach dem Namen Maurice Ar. Das sei sein anderer Neffe, so De. Der rechten Szene würde er auch Maurice A. nicht zuordnen, so De. Narin will wissen, ob Siggi Borchardt der rechten Szene zuzuordnen sei, was De. bejaht, der Spitzname “SS-Siggi” sei ihm bekannt. Narin will wissen, ob De. wisse, dass sich sein Neffe für die Freilassung von Horst Mahler einsetze. Das verneint De. und fragt, wer Horst Mahler sei. Dann fragt Narin, ob De. Ralf Wohlleben kenne. De. verneint auch das. Narin will wissen, ob die damalige Wirtin des “Farbkästchens”, Nicole J., der rechten Szene zuzuordnen sei. De. sagt, er könne das nicht sagen, denke aber nein. Seine Frau und die Wirtin seien aber zerstritten. Sein Kindergartenfreund heiße Torsten Ma., so De. Narin bezieht sich auf die Namensgebung der Kinder von De. und möchte wissen, ob De. einen germanischen Gott namens Aryan kenne. Aryan sei der zweite Name seines einen Sohnes, das sei Persisch und stehe für Kraft und Mut. Einen Harold U. [phon.] kenne er nicht, so De. auf Frage Narins. Ein Nebenklagevertreter möchte, dass De. seine Tätowierungen beschreibe. De. sagt, er habe hinter dem Ohr die Buchstaben “KF” tätowiert, das stehe für “Kaninchenfrau”. Er habe seine Frau auf dem Balkon kennengelernt, sie habe damals junge Kaninchen gehabt. Seine Frau habe “BM” tätowiert, das stehe für “Balkonmann”. Der Begriff “White Aryan Resistance” sei ihm nicht bekannt, aber es gebe die “Aryan Brotherhood”, das habe er mal im Fernsehen gesehen. Die Vernehmung endet um 11.19 Uhr.

Es folgt die Zeugin Vera De., Ehefrau von Thomas De. Das genaue Datum ihres Einzugs in das Haus im Brackeler Hellweg könne sie nicht benennen, so De. Sie habe ihren jetzigen Mann kennengelernt und sei dann dort hinzu gestoßen. Im Haus hätten zwei Familien mit Kindern, außerdem sei dort eine Lottobude. Kontakt zur Nachbarschaft habe es nicht gegeben. Kennengelernt habe sie ihren Mann im März 2006, eingezogen sei sie offiziell im November, aufgehalten habe sie sich im Haus schon ab Mai. Ausgezogen sei sie wieder im Juli 2008. Die Frau von A. kenne sie nicht, sie habe bis vor 14 Tagen nicht einmal gewusst, dass da eine Frau gewohnt habe, sie habe nur von einem älteren Herrn gewusst. Im Garten seien sie mit ihrem Hund gewesen, es habe außerdem ein Freilaufgehege für Kaninchen, Spielgeräte, eine Rutsche, einen Sandkasten und ein Schaukelgestell gegeben: “Was man so macht als Familie.” Zu den Grabungsarbeiten befragt, sagt De., die Garage sei mal frei gelegt worden, dabei sei auch die massive Steintreppe vom Haus in den Garten entfernt worden. Die Teile der Treppe seien um den Sandkasten drapiert worden zum Hinsetzen. Das habe sich mehrere Wochen hingezogen und auch beim Gehege für die Kaninchen habe es Arbeiten gegeben. Beides sei ihrer Meinung nach im Frühjahr 2007 gewesen. Götzl fragt, was De. die Namen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe sagen. De. sagt, nichts, bis auf das, was man aus der Presse weiß. Das erste Mal im Haus im Brackeler Hellweg sei sie etwa im April 2006 gewesen. Bezug zur Rechten oder zur extremen Rechten habe sie nicht, so De. Ihr Mann sei kein Fußballfan, aber er habe “wie wir ja alle mal” Spiele besucht. Die Kneipe “Farbkästchen” sei 2006 von ihrer Freundin betrieben worden. Es sei schlecht gelaufen, die Betreiber hätten das Lokal im Schnitt 12 Monate und dann sei es wieder dicht. Zu Gast sei dort “das was so in Brackel wohnt, Durchschnitt 50 plus würde ich mal sagen”. Götzl fragt nach Wohnmobilen. De sagt, sie hätten mal eines besessen, aber nie genutzt. Die “Problematik” mit Wohnmobilen in dieser Straße sei ihr persönlich nie aufgefallen. Den Namen Siggi Borchardt kenne sie nicht, so De. auf Frage von Nebenklagevertreter RA Narin. Ihr sei auch nicht bekannt, dass ihr Mann in einer bestimmten Vereinigung aktiv sei. Die “Borussenfront” kenne sie nur aus dem Fernsehen. Konzerte einer rechtsgerichteten Band habe sie nicht besucht, ihr sei auch nicht bekannt, dass ihr Mann das getan habe. Die Namen “Oidoxie”, “Weiße Wölfe” und “Blood & Honour” sagten ihr nichts, so De. Sie wisse auch nicht, ob ihr Mann in seiner Jugend Skinhead war. Ein Nebenklagevertreter bitte die Zeugin sich umzudrehen, damit er die Zeugin mit Beate Zschäpe vergleichen könne. De. dreht sich zur Nebenklage um. Die Vernehmung endet um 11.40 Uhr. Es folgt eine Pause bis 12.01 Uhr.
Danach wird bekannt gegeben, dass die Zeugin He. zur falschen Adresse gefahren sei und daher erst nach der Mittagspause vernommen werden könne. Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm verliest eine Erklärung. Jedem im Saal müsse hier nach den Aussagen des Ehepaares De. nun klar geworden sein, dass die Angaben der Zeugin A. nicht zuträfen, so Sturm. Nicht einmal die Anknüpfungstatsachen, die A. angegeben habe, hätten sich als zutreffend erwiesen. Damit erledige sich die weitere Erklärung zur Aussage der Zeugin A.

Es folgt die Mittagspause, um 13.08 Uhr geht es weiter mit der Zeugin He., eine Auffindezeugin des Mordes an Süleyman Taşköprü in Hamburg. Sie berichtet, dass sie am 27. Juni 2001 mit einer Freundin in den Gemüseladen gegangen sei und da den Mann erschossen am Boden gefunden habe, mit einem Kopfschuss. Der Mann habe hinter dem Tresen gelegen. G. fragt, wer zugegen gewesen sei. He. antwortet, es seien ihre Freundin und ihr Kind dabei gewesen. Die Lage des Mannes könne sie nicht beschreiben, so He., auch ob Angehörige zugegen gewesen seien, könne sie nicht erinnern, das sei alles so lange her. Es sei vormittags gewesen und sie seien von der U-Bahn gekommen, so He. Sie hätten Gemüse kaufen wollen. Andere Personen seien ihr nicht aufgefallen. Götzl fragt nach den Verletzungen. He. sagt, sie habe am Kopf Blut gesehen und sei mit ihrer Tochter dann schnell raus. Das Opfer habe sie nicht gekannt. Götzl beginnt mit Vorhalten aus polizeilichen Vernehmungen, die He. entweder bestätigt oder zu denen sie sagt, sie könne sich nicht erinnern. Sie sei am Tattag bei Penny in der Friedensallee gewesen und gegen 11.15 oder 11.20 Uhr seien sie in Richtung der Anschrift ihrer Freundin gegangen in Richtung Stresemannstraße gegangen, hält Götzl vor. Dann hätten sie den Vater rufen gehört, der habe etwas wie “Allah, Allah, Hilfe” gerufen. Sie seien dann in den Laden rein und hätten den Vater gesehen, wie er kniete. Er habe seinen Sohn in den Armen gehabt, den Kopf des Sohnes auf seinen Knien. Die Beine seien lang ausgestreckt gewesen, verliest Götzl eine frühere Aussage He.s. Weiter habe sie damals ausgesagt, so Götzl, der Vater habe unter Schock gestanden und habe nur gebetet und geweint. Götzl fragt, ob He. eine Erinnerung habe. Darauf sagt He.: “Wenn Sie mir das vorlesen schon. Aber ich sehe das Bild nicht mehr vor mir, weil das solange her ist.” Die Vernehmung endet um 13.21 Uhr.

Es folgt die Zeugin Ha., Kriminalbeamtin beim BKA, die Videodateien ausgewertet hat. Sie berichtet, im Brandschutt Frühlingsstraße in Zwickau sei eine brandbeschädigte Festplatte gefunden worden, die Daten hätten von der technische Dienststelle aufbereitet werden können. Sie hätten originale Szenen aus “Paulchen Panther” gefunden. Und an zwei verschiedenen Speicherorten sei die vollständige Version, die später versendet worden sei, gefunden worden. Außerdem habe man zwei alte Versionen des Bekennervideos mit einem Änderungsdatum aus 2001 gefunden. Da seien noch nicht alle Taten thematisiert: Außerdem seien auf der Festplatte zwei Tatortaufnahmen von Tatorten des zweiten und dritten Mordes gefunden worden, die später mit der Unterschrift “Original” im NSU-Film Verwendung gefunden. Dann seien TV-Aufzeichnungen zum Mord an Michèle Kiesewetter gefunden worden und TV-Aufzeichnungen von Überwachungskamera zum Bombenanschlag in der Keupstraße in Köln. Dann sei noch ein Ordner “Bildermix” gefunden worden, der starke Bezüge zum Angeklagten André E. aufweise. Bei allen Ordnern seien bearbeitete Dateien zu den Paulchen Panther-Szenen gefunden worden, teilweise mehrfach mit geringen Veränderungen abgespeichert. Teilweise seien die Dateien im Video verwendet worden, teilweise nicht. Das Video selbst sei einmal unter “Aktuelle Version 11/07″ und an einem zweiten Speicherort als “Aktuelle Version Stand 14/01/08 zum Brennen auf DVD” abgespeichert gewesen. Außerdem sei ein Dokument mit Adressen von staatlichen und religiösen Einrichtungen und Medien gefunden. Die Adressaten gingen über die Adressen, an die das Video tatsächlich versendet wurde, hinaus, man könne davon ausgehen, dass das Adressen seien, an die das Video noch verschickt werden sollte. Zur Keupstraße seien Dateien gefunden worden “gerri auf kamera”, da schiebe eine Person zwei Fahrräder und “max auf kamera” sowie “max auf kamera von hinten”, da sehe man wie eine Person ein Fahrrad mit einem Koffer schiebt. Zu dem Zeitpunkt sei bereits klar gewesen, dass Böhnhardt die Personalien von Holger G. genutzt habe und Mundlos die von Max B. Unter “Altes Videomaterial” hätten sich zwei Videos befinden, eines von Anfang 2001, in dem der erste Mord an Enver Şimşek und ein Rohrbombenanschlag in Köln 2001 thematisiert werde, und eines von Oktober 2001, wo die ersten fünf Taten thematisiert würden. Beide endeten mit Textsequenz “Heute ist nicht alle Tage”, die auch im verschickten Video benutzt werde. Auch das NSU-Logo werde in diesen ersten beiden Videos schon genutzt. Die Videos seien aber deutlich aggressiver und nutzen auch noch nicht das “Paulchen Panther”-Thema. Zudem würden anders als im verschickten Video die Namen der Opfer genannt und man höre rechtsradikale Musik der Band “Noie Werte”. Der Ordner “Bildermix” enthalte Fotos von der Frau von André E., schwanger oder schon mit Baby. Außerdem seien dort Weihnachtsgrußkarten der Familie E. für Verwandte gefunden worden und ein Einladungsschreiben für eine Burgführung in Sachsen 2003 mit anschließender nationalsozialistischer Veranstaltung. Die angegebene Kontaktnummer sei auf den Vater von André E. ausgegeben gewesen, 2003 habe E. noch bei seinen Eltern gewohnt. Das sei umrandet von Runenschriftzeichen, die übersetzt “Sieg heil” bedeuteten. Außerdem fänden sich amateurhafte Videoaufnahmen von Gedenkmärschen aus 2005 in Dänemark und Schweden. In Dänemark sei das ein Rudolf-Heß-Marsch gewesen und und in Schweden ein Gedenkmarsch für einen getöteten Schlagzeuger einer rechtsextremen Band [gemeint sind die jährlichen Salem-Märsche]. In dem Zusammenhang gebe private Fotoaufnahmen, auf einem der Bilder könne der Bruder von André E., Maik E., zu sehen sein. Außerdem seien dort Aufnahmen von Gerhard Schröder hinter Gittern und zum Teil mit Judenstern auf der Brust und Texten wie “You’re the next” und “Wahlbetrug” gefunden worden. Anhand der Dateibezeichnung lasse sich vermuten, dass die Grafiken für T-Shirts oder Poster gedacht waren. Das sei aus 2002, also noch zur Amtszeit von Schröder. In dem Ordner hätten sie auch noch ein Textdokument gefunden, auf dem vier verschiedene Sprüche versucht werden, zu formulieren. Einer sei: “Es ist nicht alle Tage, wir kommen wieder”, also leicht abgewandelt. Das sei eingearbeitet in eine Reichskriegsflagge und zwei Totenköpfe. Die weiteren Sprüche seine hetzerisch gewesen, so Ha. Gefunden worden seien im Zusammenhang mit den TV-Aufzeichnungen zu Kiesewetter auch Bilder von “Positionierungsversuchen” von deren Waffe. Eines sei dann in die Schlusssequenz des Videos eingearbeitet worden. Dort werde eine zweite DVD angekündigt, sie hätten auf der Festplatte aber keine Hinweise auf eine zweite DVD oder noch nicht bekannte Taten gefunden. Götzl hält der Zeugin aus ihrem Bericht vor, im Ordner “Aktion Polizeipistole” sei die TV-Berichterstattung verschiedener Fernsehsender zum Mordfall der Polizeibeamtin Kiesewetter gespeichert. Ha. bestätigt das. Es folgt die Inaugenscheinnahme der Bilder aus Ha.s Bericht. Zunächst werden Bilder von den schon genannten Videos der Überwachungskamera in Köln gezeigt, dann Bilder von Videosequenzen mit der Figur Paulchen Panther. Zunächst Paulchen Panther vor einem Aufsteller, auf dem “Mitstreiter gesucht im Kampf gegen die Kanackenflut” steht. In der DVD werde der Aufsteller auch genutzt, der Spruch aber nicht. Dann sieht man ein Bild, wo auf dem Aufsteller eine schwarze Landkarte von Deutschland mit verteilten roten Totenköpfen zu sehen ist. Auch das sei so nicht verwendet worden. Nach einem Bild von Paulchen Panther, in das statt des originalen Magneten grafisch ein Fahrrad hinein montiert ist, folgen unter anderem Bilder, auf denen in die Trickfilmszenen Schilder mit “Schneiderei A. Özüdogru” und “Tasköprü Market” montiert sind. Auch das sei nicht verwendet worden, sagt Ha. Eine weitere Datei sei mit “der ali muss weg köln 1 320×288″ benannt. Weitere Dateinamen seien “schild am laden ali 2 mit schild” und “militär ali3″. “Ali” stehe immer für die Opfer und die Zahlen 1 bis 9 für die verschiedenen Morde. Dann geht es um die Vorgängervideos. Das erste sei mit dem Änderungsdatum 9.3.2001 abgespeichert. Am Anfang komme bereits das bekannte NSU-Logo, aber andersfarbig, dann laufe ein Introtext durch, der auch in dem später versendeten Video verwendet werde. Im Film werde Enver Şimşek direkt angesprochen mit “Enver Simsek weiss nun wie ernst uns die Erhaltung der deutschen Nation ist”. Man sieht die Einblendung auf einem Bild. Auch bei der zweiten Tat, dem Anschlag in der Kölner Probsteigasse, werde das Opfer direkt angesprochen mit “[Name der in der Kölner Probsteigasse verletzten] weiss nun wie ernst uns die Erhaltung der deutschen Nation ist”. Dann folge “sehr provokant”, so Ha., der Spruch “Und ihr wisst es jetzt auch”. Das zweite Video, das sich im Ordner “Altes Videomaterial/CD-Aktuell und NSU-Film” befinde, mit dem Änderungsdatum 28.10.2001, thematisiere die ersten vier Morde in vermischter Reihenfolge und den Rohrbombenanschlag. Wieder würden die Opfer direkt angesprochen. Man sieht ein Bild mit dem Spruch: “A. Özüdogru ist nun klar wie ernst uns der Erhalt der deutschen Nation ist” Das gleiche passiere dann noch weitere vier Male, so Ha. Am Ende werde dann wieder der Text “Heute ist nicht alle Tage …” eingeblendet. Dann geht es um die Videos zu Schweden und Dänemark. Einmal gehe es um einen Gedenkmarsch für Rudolf Heß im dänischen Kolding 2005. Und dann gebe es ein zweites Video mit der Bezeichnung “Salem”, auch aus 2005. Das finde eher in der Nacht statt, so Ha. Man sehe einen Fackelzug, untermalt von schwedischer Musik. Eingeblendet werde  irgendwann ein Schrein von dem getöteten Schlagzeuger. Außerdem höre man Reden, u.a. einen Deutschen, einen Lutz Geisen [gemeint ist wohl der Neonazi-Kader Lutz Giesen] mit eindeutig rechtsextremistischen Inhalten. Götzl fragt, welche Stücke von “Noie Werte” zu hören seien. Ha. nennt “Kraft für Deutschland” für das erste Video und “Am Puls der Zeit, für das zweite. Götzl hält vor, dass Ha. geschrieben habe, es seien alle Dateien zwischen März 2001 und Januar 2008 zuletzt geändert worden. Das stimme, beziehe sich aber nur auf die Videodateien, erwidert Ha. Ein Richter fragt, ob auch Fotos von Enver Şimşek auf der Festplatte gefunden worden seien. Von Şimşek sei kein Foto abgespeichert gewesen, von Taşköprü und Özüdoğru seien schon Fotos auf der Festplatte gefunden worden. Der Richter fragt nach den Informationen in den Eigenschaften der Fotos. Ha. sagt, sie kenne sich da nicht aus, aber sie glaube, dass dort keine Daten mehr hätten festgestellt werden können. Sie sei nur für die inhaltliche Auswertung zuständig gewesen, so Ha. auf die Frage nach Benutzernamen.  Nebenklagevertreter RA Kolloge fragt, wann die Festplatte eingerichtet worden sei. Das sei schwierig, so Ha., da müsse man einen Techniker fragen. Was den Ordner “Bildermix” angehe, seien alle Daten vom Februar 2007, aber so generell könne man das nicht sagen. Sie könne ergänzen, dass ein Grund, sich die Festplatte nochmal anzuschauen, gewesen sei, dass bei André E. zwei externe Festplatten festgestellt worden seien, die auch die Inhalte des Ordner Bildermix aufwiesen. Das belege auch wieder, dass es da eine Verbindung geben müsse. RA Hoffmann fragt nochmal nach, ob bei E. externe Festplatten mit diesem Inhalt gefunden worden seien. Ha. bestätigt das. Der komplette Inhalt sei identisch, so Ha, weiter. Sie wisse aber nicht, wann das kopiert worden sei. Es handle sich um eine Handvoll Bilder von Frau E., als sie schwanger war und das Baby zur Welt gekommen ist. Und um eine Handvoll Aufnahmen auf einer Fähre, vermutlich nach Schweden, die auch zusammen mit dem Schweden-Video abgespeichert worden sei. Auf Frage Hoffmanns sagt Ha. unter dem Pfad “Julfest” seien keine Bilder abgespeichert, sondern die “Julfest-Karten”, die von Frau und Herrn E. unterzeichnet seien. Hoffmann hält den entsprechenden Dateipfad vor, dann zitiert er aus dem Vermerk Ha.s bei der Datei “Maik.png” handele es sich vermutlich um Maik E. und bei “Kathrin.png” um Kathrin Z. geb. E. Ha. bestätigt das. Weiter sagt sie, es handele sich um ein Gedicht, umrandet mit Runenzeichen. Das war so eine Art Weihnachtsgedicht für Kathrin gewesen. Hoffmann fragt, ob Ha. sich auch an die Dateien “Schwiegereltern.png” und “Ronny E.” erinnere, was Ha. bestätigt. Dann fragt Hoffmann, ob sich Ha. erinnere, dass sie etwas gefunden habe, was zu einem Rückschluss auf die Tätowierung des André E. führen könne, Ha.: “Gut, dass sie mich erinnern.” In den gelöschten Daten sei eine Art Screenshot von einem Hintergrundbild gefunden worden, das zeige die von Stephen King verwendete Clownsfigur für das Buch “Es”. André E. habe ein vergleichbares Motiv auf der Wade, so dass der Screenshot evtl. als Tattoovorlage gedient haben könne. Hoffmann sagt, es sei auch ein Bild von der erkennungsdienstlichen Behandlung E.s im Ordner. Ha. sagt, das sei quasi spiegelverkehrt tätowiert. Hoffmann möchte das Bild vorhalten, die Sitzung wird unterbrochen, um das Bild herauszusuchen. Um 14.24 Uhr geht es weiter mit der Inaugenscheinnahme des Screenshots mit der Clowns-Figur aus Kings “Es” und einer Tätowierung mit dem gleichen Motiv. Die Motive seien sich schon sehr ähnlich, so Ha., auch wegen der Krallen, das Tattoo sei nur eben spiegelverkehrt. Dann fragt Hoffmann nach den Datei-Pfad, der unter dem Screenshot zu lesen war, dort stehe unter anderem “Utilities 2006″. Er will wissen, ob zu dieser Datei ein Datum feststellbar gewesen sei, wann das erstellt wurde oder hierhin gespeichert wurde. Ha. verneint das. Hoffmann möchte wissen, wie Ha. an das erkennungsdienstliche Bild von der Tätowierung gekommen sei. Das übersteige ihre Aussagegenehmigung, so hab, aber es gebe polizeiliche Dateien und sie könne da auch zugreifen. Hoffmann fragt anders, ob Ha. zeitlich vorgelagerte Bilder von E. gesehen habe, es gehe um eine zeitliche Einordnung, wann die Tätowierung entstanden ist. Ha. sagt, sie wisse gar nicht, ob eine frühere erkennungsdienstliche Behandlung E.s gespeichert sei. Hoffmann will wissen, ob Ermittlungen zu der Veranstaltung 2003 durchgeführt worden seien. Ha. sagt, sie und ihre Kollegin Kö. hätten nur den Auswertevermerk geschrieben, daher könne sie das nicht sagen. Der Anschluss der Kontaktnummer sei auf Manfred E. angemeldet. RA Daimagüler fragt, ob es weitere Nachforschungen gegeben habe, um festzustellen, um wen es sich bei den Fotos auf der vermeintlichen Schwedenfähre handele. Sie sei sich nicht sicher, antwortet Ha., aber sie meine nicht. Dieses erste Foto oben links im Auswertebericht, da hätten sie schon große Ähnlichkeit zum Bruder, Maik E., festgestellt. Sie könne aber nicht sagen, ob sie das hätten verifizieren lassen. Daimagüler will wissen, ob überprüft wurde, ob Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe an den Märschen in Kolding und Salem teilgenommen haben. Sie habe das nicht gemacht, so Ha., sie sei sich nicht sicher, ob die Fährdaten überprüft wurden, sie habe auch keine Kenntnisse, ob Kontakt zu schwedischen oder dänischen Sicherheitsbehörden aufgenommen wurde. RA Schön möchte, dass der Zeugin nochmal die Einladungskarten vorgehalten werden. Er fragt dann, ob es richtig sei, dass da Hakenkreuze abgebildet seien, was Ha. bestätigt. Auf Nachfrage sagt Ha. es seien zwar keine richtigen Unterschriften zu sehen, aber die Namen André, Susann und André-Sven. Dass HJ-Lieder gesungen werden sollten, sei Teil des Einladungstextes, so Ha. Da stehe außerdem, man solle sich ordentlich kleiden, damit man nicht als Nazis auffalle. Schön hält aus dem Einladungsschreiben vor, “wie es sich für Nationalsozialisten gehöre” würden HJ-Lieder gesungen oder “völkische Musik” von Frank Rennicke gehört, es handle sich nicht um eine Skinheadveranstaltung, sondern um ein Treffen “von Nationalsozialisten für Nationalsozialisten”. Schön fragt zum Inhalt der Musik auf der Rudolf-Heß-Veranstaltung. In Schweden sei schwedische Musik gespielt worden, aber in Dänemark sei ein Lied der Band “Die Lunikoff Verschwörung” gespielt worden Ha. sagt, sie kenne den Text nicht, wisse aber, dass die Band “Lunikoff Verschwörung” eine rechtsextreme Band sei. Zschäpes Verteidiger RA Heer fragt, ob Ha. etwas zur Validität des Zeitstempels von Computerdateien sagen könne. Ha. führt aus, das sei grundsätzlich schwierig, es komme ja auf den Computer an, das sei nicht belastbar. Allerdings finde man auf der Festplatte Hinweise in der Dateibezeichnung, dass Abspeichern und Änderungsdatum auch mit der Dateibezeichnung übereinstimmten. Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders fragt zur Textdatei mit den Sprüchen, da seien Rechtschreibfehler drin. Sie will wissen, ob das übernommen worden sei. Ha. bestätigt das, es sei ihrer Erinnerung nach auch kursiv geschrieben. Schneiders fragt, ob Ha. da auch in anderen Dokumenten etwas aufgefallen sei. In dem erwähnten Einladungsschreiben könne man feststellen, dass Grammatik, Rechtschreibung und Interpunktion nicht immer stimmig seien, so Ha. Die Vernehmung endet um 14.43 Uhr.

Es geht weiter mit dem Sachverständigen Stüben vom LKA Hamburg. Zunächst sagt Stüben, in sein Gutachten hätten sich einige Fehler eingeschlichen, die er dann aufzählt. Götzl sagt, die Fehler änderten ja nichts am Inhalt des Gutachtens. Stüben berichtet, der Sachbearbeiter St. habe ihm den Auftrag gegeben, von der DVD eine bestimmte Videosequenz betreffend die Hamburger Tat [Mord an Taşköprü] zu extrahieren, Einzelbilder zu erstellen. Er beschreibt, wie er mit Programmen Schlüsselbilder aus dem Video extrahierte und vergrößerte. Dann werden die Einzelbilder in Augenschein genommen. Man sieht dem Video entnommene Aufnahmen von der Trickfigur Paulchen Panther, einer Patronenhülse, die mit einem Kreidekreis markiert ist, und dann Tatortbilder vom Mord an Tasköprü. Teilweise sind man vergrößerte Bildausschnitte, etwa von der Hand Taşköprü. Inhaltlich habe er sich nicht mit dem Video beschäftigt, so Stüben, während er die Einzelbilder durchgeht. RA Kolloge fragt, ob man etwa feststellen könne, ob Bilder aus dem Fernsehprogramm stammen. Das könne man möglicherweise mit anderen Auswerteprogrammen machen, sein Auftrag sei aber keine Forensik der Datei gewesen. Auf Nachfrage von RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, führt Stüben die Programme auf, die er verwendete. Dann fragt Heer, was mit”auf Funktionalität und Plausibilität überprüft” gemeint sei. Es folgt eine längeres Gespräch, in dem Stüben versucht zu erklären, was er damit meint. Schließlich sagt Richter Götzl, er habe es verstanden und könne wohl zusammenfassen, dass Stüben Standbilder aus dem Film gemacht und daraus Vergrößerungen angefertigt habe. Im Saal gibt es Gelächter und auf der Besucherempore vereinzelt Applaus. Stüben sagt schließlich, dass Ergebnis entspreche dem, was angefordert worden sei und die Funktionalität sei schon auf der Dienststelle geprüft worden.

Es folgt der Zeuge Bo. Der Kriminalbeamte hat am 10. November 2011 eine DVD aus dem Brandschutt in der Zwickauer Frühlingsstraße ausgewertet. Er berichtet, es sei dort ein Video abgespeichert mit Zusammenschnitten des Rosaroten Panthers, diversen Fernsehmitschnitten und Zeitungsausschnitten, Animationen sowie Fotografien von augenscheinlich Tatorten. Das Ganze stelle eine “so eine Art Videotagebuch” dar. Auffällig sei gewesen, dass einmal “Fälschung” und “Original” eingeblendet sei: Sie seien von Tatortfotos ausgegangen, die womöglich vom Täter gemacht worden seien. Am Ende der DVD sei eine Pistole eingeblendet, die nach Angaben von Beamten aus  Baden-Württemberg die Dienstwaffe eines Polizisten darstelle. Die Datenträger seien dann ans BKA übergeben worden. Götzl fragt nach einer Liste, die in der Anlage des Berichts enthalten sei: Bo. sagt, er könne nicht sagen, wie die dazu komme. Weiter sagt er, die DVD, die sie untersucht hätten, sei eine rötliche DVD gewesen, der nächste Datenträger sei grün gewesen. Beide seien mit “LightScribe” gebrannt worden, also mit eingebrannten Labels, nicht mit den bunten Aufklebern. Diese bunten DVDs seien zum Teil in Briefumschläge eingelegt gewesen, man habe das an zwei, drei Briefumschlägen in der Asservatenhalle erkennen können. Möglicherweise stamme diese Liste von diesen Asservaten, sei sei aber mit Sicherheit nicht als Anlage zu seinem Bericht gedacht gewesen. Dann werden Einzelbilder, die Bo. aus dem Video extrahiert hat, in Augenschein genommen. Bo. sagt zu Beginn gebe es ein Menü, die DVD sei eine richtige DVD, die in jedem Player abspielbar sei. Sie sei am 22. Dezember 2007 entstanden oder zumindest gebrannt worden oder wenigstens sei da das Image zum Vervielfältigen entstanden. Bo. geht die schon bekannten Bilder durch und erläutert sie kurz. Danach fragt RA Heer, wie zuverlässig der Erstellzeitpunkt sei. Bo, sagt , der Erstellzeitpunkt sei nur insofern zuverlässig, als dieser Zeitpunkt bei dem Computer zu dem Zeitpunkt eingestellt gewesen sei. Die Vernehmung endet um 15.59 Uhr.

Danach verliest RAin Basay eine Stellungnahme zum Antrag auf Beiziehung der Ermittlungsakten zu Andreas Te. [siehe Protokoll 41]. Sie habe von der Möglichkeit der Akteneinsicht bei der Bundesanwaltschaft Gebrauch gemacht. Ihr sei es auch ermöglicht worden, Kopien anzufertigen, mit Hinweis auf die Privatsphäre von Andreas Te. habe sie dann diese aber nicht mitnehmen dürfen.  Die Beiziehung der Akten zu diesem Verfahren sei geboten, weil die Umstände für Glaubhaftigkeit des Zeugen Te. relevant seien. Eine Telefonüberwachung habe am Tattag um 17.19 Uhr, 15 Minuten nach der Tat, ein Gespräch mit einer rechtsgerichteten Quelle T.s ergeben. Im November 2011 sei erst bekannt geworden, dass T. auch um 16.11 Uhr, also vor der Tat, zehn Minuten mit der Quelle gesprochen habe. Am 26. April 2006, als Te. schon suspendiert gewesen sei, habe es ein Telefonat gegeben, wo die Quelle Te. gute Besserung wünscht. Am 28. April 2006 habe es noch eine Mailboxnachricht gegeben mit dem Text “Hi Alex (gemeint ist Te.), ich bins Svenni. Ich wollte nur sagen, es ist Post gekommen”. Die Beiziehung der Akten sei aber auch aus einem anderen Grund relevant. Ein Nachbar des Trios habe bekundet, dass er Böhnhardt und Mundlos zu einer Autobahnraststätte mitgenommen habe, wo ein schwarzer Mercedes mit einem Kasseler Kennzeichen gestanden habe. Aus den Akten gehe außerdem hervor, dass ein weiterer Zeuge in einem Schreiben an die Polizei ausgeführt habe, ihm sei etwa 30 Minuten vor der Tat ein Audi mit zwei Männern und ‘NES’-Kennzeichen aufgefallen, etwa eineinhalb Kilometer vom Tatort in Kassel entfernt.

Dann stellt RA Klemke, Verteidiger von Ralf Wohlleben, den Antrag, Kommissar Er. aus Erfurt zu laden, der  die Gegenstände aus der 1998 in Jena durchsuchten Garage untersucht habe. Die Asservate seien als Rohrbomben nicht zündfähig gewesen, nur eine Blechdose sei zündfähig gewesen und die habe nur eine geringe Wirkung entfalten können. Der Zeuge KOK Sch. [siehe Protokoll XX] habe wiederholt darauf hingewiesen, die Angehörigen der “so genannten rechtsextremistischen Szene” seien nicht davon ausgegangen, dass es sich lediglich um Attrappen gehandelt habe, sondern um zündfähige Rohrbomben. Diese Aussage werde durch die Aussage des Zeugen Er. widerlegt. Die BAW sagt, sie habe Er. ebenfalls schon als Zeuge benannt.

Der Verhandlungstag endet um 16.11 Uhr.

Rechtsanwalt Hoffmann, der Nebenkläger im Verfahren vertritt, bewertet die Zeugenaussage zu den Beobachtungen der Nachbarin von A.:
„Der Zeuge bestritt selbstverständlich, irgendwelche Kontakte in die Naziszene zu haben, alles andere hätte ihn ja auch zu einem Verdächtigen gemacht. Sein Abstreiten rechter Kontakte wirkte allerdings wenig glaubhaft: seine Kindern tragen Namen, die unmittelbar an nazistische Ideologie erinnern, beim Fußball hat er keine Probleme, mit Dortmunder Nazigrößen im selben Fanblock zu stehen, und den Spruch „Zick Zack Kanackenpack“ empfindet er nicht als politisch rechts. All das kann die Zeugenaussage der Nachbarin von vergangener Woche, nach dem 31. März 2006 habe sie Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt gemeinsam mit einem bulligen Skinhead auf dem Nachbargrundstück neben ihrem Wohnhaus in Dortmund gesehen, nicht widerlegen. Diese Zeugenaussage ist aber insoweit problematisch, als die Beobachtung sieben Jahre her ist und die Zeugin sich Ende 2011 an die drei erinnerte, nachdem sie die Fahndungsbilder im Fernsehen gesehen hatte.“
Zu der Auswertung der Festplatte kommentiert er:
„In einem anderen Ordner auf dieser Festplatte fanden sich zahlreiche Dateien, die dem Angeklagten Eminger zuzurechnen sind, so etwa mit Hakenkreuzen versehene Weihnachtskarten an seine Eltern, Schwiegereltern und gesamte Familie, Vorlagen für Tattoos, Bilder seiner Frau und Kinder. Dies spricht dafür, dass Eminger, der sich mit Bildverarbeitung selbständig gemacht hatte, das Bekennervideo zusammengestellt und bearbeitet hat.“


Protokoll 44. Verhandlungstag - 9. Oktober 2013

Für den Mord an İsmail Yaşar in Nürnberg gibt es einen Zeugen, der zwei Männer vor dem Imbiss beobachtete und auch mehrere Schüsse hörte und später zuordnete. Mutasam Z. wurde als erster Zeuge des Tages gehört. Dann folgte eine Polizistin, die eine Auswertung von 68 Zeitungsartikeln vornahm, die in der Frühlingsstraße gefunden wurden. Alle Zeitungsartikel bezogen sich auf Taten des NSU, an zwei Artikeln wurden Fingerabdrücke von Beate Zschäpe festgestellt, sowie ein weiterer einer unbekannten Person. Am Nachmittag berichtete ein Kriminalbeamter ausführlich über die Ermittlungsergebnisse der Autoanmietungen. Diese liefen teilweise auch auf den Namen des Angeklagten André E. und lassen sich auf einzelne Taten zeitlich zuordnen.

Zeug_innen:

	Mutasam Z. (Zeuge, der zwei Radfahrer in der Nähe des Tatortes beim Mord an İsmail Yaşar gesehen hat)
	Christina Lo. (Polizeibeamtin; Auswertung von in Zwickau gefunden Zeitungsausschnitten)
	Nazif Sö. (Arbeitskollege von Habil Kılıç)
	Udo Vo. (Kriminalbeamter; Auswertung von Fahrzeuganmietungen des NSU)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. Erster Zeuge ist Mutasam Z. aus Nürnberg, der beim Mord an İsmail Yaşar in Nürnberg Beobachtungen machte. Götzl fragt den Zeugen, ob er einen Dolmetscher benötigt, was Z. verneint. Z. berichtet, er sei am 9. Juni 2005 im OBI einkaufen gewesen. Er sei dann mit dem Auto in Richtung seines Ladens unterwegs gewesen und in die Scharrerstraße gefahren. Dort sei Zone 30, man müsse langsam fahren. Nach der Sparkasse gebe es einen Fußgängerüberweg, genau neben dem Imbiss. Er habe dann zwei Radfahrer gesehen, die die Fahrbahn überquert hätten. Von der anderen Seite sei eine Dame gekommen. Dann habe er Schüsse gehört. Er habe sich aber nicht darum gekümmert und sei weiter zu seinem Laden gefahren, das sei so gegen Mittag gewesen. Nun fragt der Vorsitzende Richter Götzl. Z. antwortet, die Radfahrer seien von links nach rechts gefahren. Sie hätten ihn genervt, weil sie sehr langsam gefahren seien. Die alte Dame sei von rechts nach links gegangen. Sie sei gerade am ersten Radfahrer vorbei gewesen, da habe der auf der rechten Seite angehalten und nach dem anderen Radfahrer geschaut. Dann geht es um die Größen der Radfahrer. Z. sagt die Männer seien größer als 1,70, aber kleiner als 1,80 m gewesen. Der erste Radfahrer sei größer als er selbst (1,73 oder 1,74 m) gewesen, der andere so groß wie er selbst, aber kräftiger. An die Kleidung beim ersten Radfahrer könne er sich nicht erinnern, sagt Z. Auf die Frage von Götzl berschreibt der Zeuge den Weg, den er genommen habe: er sei die Scharrerstraße von der Regensburger Straße kommend entlang gefahren und dann Richtung Stephanstraße abgebogen, so Z. Da habe er einen Laden gehabt für Haushaltsgeräte. Er habe in seinem Fahrzeug hinten die Tür offen gehabt, weil die gekaufte Arbeitsplatte 2,50 m lang gewesen sei. Götzl fragt nach den Schüssen. Z. sagt, er habe einen Schuss gehört, dann zwei und dann mehrere hintereinander. Er habe die Schüsse nicht gezählt. Götzl fragt, ob das für ihn eindeutig Schüsse gewesen seien, was Z. bestätigt, er kenne das Geräusch aus dem Irak, dort hätten sie M16, M18, Bruni und Kalaschnikow. Götzl fragt, ob Z. die Geräusche näher beschreiben könne. Z. sagt, die hätten wie Bruni geklungen, es seien normale Schüsse gewesen. Er habe überhaupt nicht überlegt, sich an die Polizei zu wenden, so Z. auf Frage von Götzl. Götzl sagt, Schüsse seien “bei uns” nicht so gewöhnlich, woraufhin Z. entgegnet, in Nürnberg gebe es so etwas, in Richtung Tiergarten gebe es immer solche Geräusche. Dort sei ein Polizeitrainingscenter oder so. Z. sagt, er sei in seinen Laden gefahren, dann habe er den Hubschrauber gesehen, der lange gegenüber seinem Laden gestanden habe. Seine Nachbarin habe gesagt, der Hubschrauber sei da weil der Besitzer des Imbisses erschossen wurde und er habe gesagt, er habe Schüsse gehört. Den Imbissbesitzer habe er einmal gesehen, als er dessen Fernseher repariert habe. Die Frau des Opfers habe ihn dann gefragt, ob er bei der Polizei aussagen würde, was er dann getan habe. Einen Zusammenhang zwischen den Radfahrern und den Schüssen habe er nicht hergestellt. Bei der Polizei seien ihm hunderte Fotos vorgelegt worden, wiedererkannt habe er nur die große Person, die kräftige nicht. Außer ein paar Kindern habe er keine weiteren Personen auf der Straße gesehen. Götzl fragt nach der Situation mit den Radfahrern. Der zweite Radfahrer sei sehr langsam gewesen und und mit dem Rad stehen geblieben, dabei habe er nicht auf dem Sitz gesessen. Er selbst sei nervös gewesen und habe den Radfahrer angeschaut, der habe zurück geschaut. Z. macht eine winkende Geste, die er gemacht habe. Daraufhin habe der Radfahrer den “schlimmen Finger” gemacht. Aber der Radfahrer habe mit einem Fuß auf dem Boden auf den zweiten gewartet. Der zweite sei sehr langsam und ruhig gefahren, wie im Urlaub. Er erinnere nicht mehr, ob er gesehen habe, was die Radfahrer dann gemacht hätten. Dann werden Bilder in Augenschein genommen. Zunächst erläutert Z. anhand eines Kartenausschnittes, wo er entlang gefahren sei. Auf den Lichtbildern habe er den ersten Radfahrer “hundertprozentig” erkannt, den zweiten nicht. Auf der ersten Wahllichtbildvorlage erkennt Z. Mundlos, das sei der erste Radfahrer. Auf der zweiten ist Böhnhardt abgebildet, den er nicht identifiziert.  Auf die Frage von Götzl, ob Z. die Namen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe etwas sagen, antwortet Z., er schaue keine Nachrichten er sei Musikant und spiele Keyboard und Bassgitarre. Nachrichten hasse er, so Z., das sei “alles Lüge”. Götzl hat scheinbar das Gefühl, dass es Verständigungsprobleme gibt und sagt, es sei an dieser Stelle vielleicht sinnvoll, einen Dolmetscher hinzu zu ziehen, und fragt, ob Z. türkisch oder kurdisch sprechen wolle. Z. antwortet: “Türkisch, kurdisch, arabisch, persisch, wie sie wollen.” Der Dolmetscher nimmt bei Z. Platz. Dann hält Götzl vor, Z. habe angegeben, auf dem Fahndungsplakat seinen die zwei zu sehen, die zum Dönerladen sind. Z. sagt, das sei richtig. Er habe zur Aufklärung beitragen wollen, seine Nachbarn und Kunden hätten darüber gesprochen, dass viele Menschen mit derselben Waffe getötet worden seien. Götzl zeigt das Plakat. Z. sagt, das sei so ähnlich, es seien gezeichnete Bilder gewesen. Der erster Radfahrer sei derjenige, den er vorhin gezeigt habe und nicht, was auf dem Plakat abgebildet sei. Z. nimmt am Richtertisch nochmal das Fahndungsplakat in Augenschein. Dann liest Götzl aus Z.s Vernehmung vom 28.12.2011 vor: Z. habe bei der ersten Lichtbildvorlage spontan die Nummer 2 [Mundlos] erkannt. Und weiter habe Z. gesagt, die Phantombilder auf dem Fahndungsplakat seien seines Erachtens nach die gleiche Person, dabei habe er auf das rechte Person gezeigt, das einen Mann mit Mütze zeigt. Z. sagt, die Person sehe ähnlich aus, sei aber nicht dieselbe, es könne sein, dass er das gesagt habe. Götzl fragt zum Alter der Radfahrer. Z. sagt, er erinnere sich nicht richtig, aber sie seien 28, 29 Jahre alt gewesen. Das deckt sich mit der dann von Götzl vorgehaltenen Altersangabe aus einer früheren Vernehmung Z.s, wo er von 25 bis 30 Jahren gesprochen habe. An die Hose der ersten Person erinnere er sich nicht, so Z. Die zweite Person habe eine Sporthose getragen, die Tasche der Hose sei mit etwas befüllt gewesen, das habe schwer aus gesehen, deswegen sei es ihm aufgefallen. Die Räder seien nicht die abgebildeten gewesen, sie hätten Federn, Stoßdämpfer gehabt, er selber habe auch ein solches Rad. Götzl sagt, Z. habe angegeben, der zweite Radfahrer habe dunkel kurz rasierte oder geschnittene Haare gehabt. Z. sagt, er könne sich nicht erinnern, aber beide Männer hätten kurze Haare gehabt. Götzl sagt, Z. habe damals angegeben, dass er denke, dass das Rad schwarz mit orangefarbenen Streifen gewesen sei. An so etwas erinnere er sich, so Z. Das Rad habe Schutzbleche gehabt, wie Z. sie selbst habe, hält Götzl vor. Z. sagt, es seien kleine Schutzbleche gewesen, keine langen wie auf dem Plakat.

RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, bittet um eine Unterbrechung von 15 Minuten. Götzl fragt, ob das nicht warten könne bis er seine Befragung abgeschlossen habe. Sturm sagt, es gehe um eine Verteidigungsbesprechung, das könne warten, aber es gehe auch um die Konzentrationsfähigkeit der Mandantin. Götzl sagt, für eine gute Stunde müsse die Konzentration schon reichen und Zschäpe mache optisch nicht den Eindruck, sich nicht konzentrieren zu können. Sturm sagt, sie habe keine solche Diskussion vom Zaun brechen wollen. Götzl sagt, es gebe üblicherweise eine Unterbrechung um diese Zeit. Er habe aber ein Befragungskonzept und für eine Unterbrechung brauche es gute Gründe.

Es wird noch einmal die zweite Wahllichtbildvorlage, auf der Böhnhardt zu sehen ist, in Augenschein genommen. Der Zeuge kann jedoch keine Person eindeutig identifizieren. Es folgt eine Pause bis 11.37 Uhr. Dann geht es zunächst mit einer Frage von Richter Kramer weiter, die sich auf den Waffentyp bezieht, von dem Z. gesprochen habe. Nach einigen Nachfragen stellt Z. fest, dass die Waffe eine Pistole sei und kein Gewehr, und dass sie die Waffe im Irak “Bronika” [phon.] nennen würde. Auf eine spätere Nachfrage der Nebenklagevertreterin RAin Pinar wird Z. sagen, dass er nicht sagen wolle, dass es sich um eine solche Waffe gehandelt habe, aber das Geräusch sei ähnlich. Ein Nebenklagevertreter fragt, woran Z. den Eindruck festmache, dass die Radfahrer im Urlaub gewesen seien. Leute im Urlaub seien ruhig und relaxt und müssten nicht zur Arbeit eilen. Der eine Radfahrer habe aber nach links und rechts gelenkt und geschaut, als ob er die Straße gekauft habe. RA Hösl, Verteidiger von Carsten S., fragt, ob das Geräusch, das Z. gehört habe, wie eine Waffe mit oder ohne Schalldämpfer geklungen habe. Z. sagt, das sei ohne Schalldämpfer gewesen. Z. beschreibt das Geräusch, es habe sich nicht angehört wie eine Kalaschnikow, im Irak hätten sie keinen Schalldämpfer. Die Geräusche der Waffen seien ihm immer noch in den Ohren.

Dann folgt die Zeugin Lo., Polizeibeamtin aus Merseburg, die zum BKA abgeordnet war. Götzl fragt nach Asservatenauswertungen, die Lo. vorgenommen habe. Das seien sehr viele Zeitungsartikel gewesen, die in der in der Zwickauer Frühlingsstraße sichergestellt worden seien. Diesen befassten sich mit der Česká-Mordserie und den beiden Kölner Bombenattentaten. Auf zwei Asservaten seien Fingerabdrücke von Beate Zschäpe gefunden worden und auf zwei weiteren handschriftliche Vermerke: einmal das Datum “19.1.2001″ auf einem Zeitungsartikel zum Bombenattentat in Köln und einmal in Großbuchstaben “TERN”. Das könne eine Fahrradmarke sein oder ein Hinweis auf den Ternschen See. Die Asservate seien zum Teil auch im NSU-Bekennervideo kurz eingespielt worden. Götzl sagt, Lo. habe auf einen Artikel aus dem Kölner “Express” zur Keupstraße verwiesen, er will wissen, ob dort Fingerabdrücke gefunden worden seien. Lo. sagt, auf welchen Artikeln genau Abdrücke gefunden worden seien, wisse sie nicht aus dem Kopf, dazu müsse sie auf ihren Bericht verweisen. Götzl fragt nach einem Artikel aus der tz vom 30. August 2001, ob es da einen Fingerabdruck gebe. Lo. sagt, eine Fingerspur sei auf einer Zeitung aus Dortmund gefunden worden. Die kriminaltechnischen Protokolle hätten ihr vorlegen, es sei möglich, dass auch hier eine Spur gefunden worden, das wisse sie aber nicht aus dem Kopf. Götzl hält aus Lo.s Vermerk vor, am oberen Rand mittig habe eine Spur gesichert werden können, die der Beschuldigten Zschäpe zugeordnet werden könne. Das sei zutreffend, so Lo. Sie haben Anfang Januar im BKA zu arbeiten begonnen und dann habe sie die Gutachten bekommt. Dann wird ein Artikel aus der Dortmunder Zeitung in Augenschein genommen. Das sei der Artikel, auf dem eine Fingerabdruckspur durch die Kriminaltechnik gesichert worden sei, so Lo. Götzl sagt, es finde sich in dem Vermerk kein Hinweis auf Fingerspur von Zschäpe. Lo. sagt, vielleicht trüge sie ihre Erinnerung. Götzl sagt, bei ihnen sei die daktyloskopische Spur auf einem Artikel aus dem Kölner Express. Das seien 68 Artikel gewesen, sie wisse es nicht mehr genau, erwidert Lo. Götzl macht eine Pause bis 12:16 Uhr. Danach hält Götzl vor, auf einem Artikel des Kölner Express vom 11. Juni 2006 sei am unteren Rand rechts eine daktyloskopische Spur zugeordnet worden. Wenn das da so stehe, dann habe sie sich vorhin vertan in Bezug auf den Dortmund-Artikel, sagt Lo. Götzl zitiert ein Behördengutachten vom BKA, wo es heiße, dass Zschäpe Spurenverursacherin sei, es gebe eine Identität der Spurennummer mit dem Abdruck des linken Daumens und linkem Zeigefinger. Nebenklagevertreter RA Stolle fragt, ob Untersuchungen zum Verbreitungsgebiet der Zeitungen gemacht worden seien. Lo. bejaht die Frage, das sei aber nicht so genau zu begrenzen, weil man die Zeitungen an Bahnhöfen und Flughäfen finden könne. Die Auflagezahlen seien aber ermittelt worden. Ob die Zeitung bspw. in Kassel am Bahnhof erhältlich gewesen sei, wisse sie nicht. RA Daimagüler will wissen, ob auch Gratiszeitungen dabei gewesen seien, was Lo. nicht ausschließen kann. Artikel zum Mord an Michèle Kiesewetter habe es im Haus Frühlingsstraße nicht gegeben. Auf Frage von Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt Lo., sie hätten Bilder von den Zeitungen bekommen und geschaut, ob etwas herausgerissen oder unterstrichen gewesen sei. Dann sei durch die Kriminaltechnik geschaut worden, ob daktyloskopische Spuren hinterlassen wurden. Es habe auch sieben Notizzettel mit Zahlen von 2 bis 9 gegeben, die Nummer 5 habe gefehlt. Diese Nummern hätten sich auf einige Artikel durchgedrückt. Sie hätten sich zuerst nur digitalisierte Fotos angeschaut und wenn sie ihn nicht komplett hätten lesen können, hätten sie den Originalartikel angefordert. Die Artikel befassten sich alle mit verfahrensrelevanten Sachen, so Lo. weiter. Stahl will wissen, ob Lo. alle Artikel zur Verfügung gestellt worden seien. Eigentlich hätten sie alles ausgewertet, es sei denn es sei so beschädigt gewesen, dass es nicht ausgewertet werden konnte. Sie habe sich nicht sämtliche Originalasservate schicken lassen, aber z.B. wenn Probleme bei der Lesbarkeit entstanden seien. Auf Frage von Stahl sagt Lo., alle 68 Artikel seien auf daktyloskopische Spuren untersucht worden. Gefunden worden seien Spuren von Zschäpe auf zwei Asservaten, sie gehe davon aus, dass es keine weiteren Spuren gegeben habe, weil sie sonst die Gutachten bekommen hätte. Stahl fasst zusammen, es seien also auf den 68 Zeitungsteilen lediglich an zwei Asservaten Spuren festgestellt worden und diese seien dann Zschäpe. was Lo. bestätigt. Sie wisse nicht, ob die Artikel auch molekulargenetisch untersucht worden seien. Stahl fragt, welche kriminalistischen Schlüsse Lo. aus den beiden daktyloskopischen Spuren gezogen habe. Lo.: “Dass Frau Zschäpe diese Artikel mit ihren Fingern zumindest berührt hat.” RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, will wissen, wie viele Originalasservate sie insgesamt angefordert habe. Das wisse sie nicht mehr, aber es stehe immer dabei. Nebenklagevertreterin RAin Pinar fragt nach den Ziffern, die sich sich auf den Artikeln abgedrückt hätten. Lo. sagt, es habe mit den Morden zusammen gepasst, 1 sei der erste Mord gewesen, 4 mehrfach der vierte Mord, 6 mehrfach der sechste Mord. Ein Handschriftenvergleich sei nicht durchgeführt worden, weil ein Gutachter gesagt habe, das sei zu wenig Material. Dann fragt noch einmal Richter Götzl, ob nur Fingerspuren von Zschäpe gefunden wurden oder vielleicht auch Spuren, die niemanden zugeordnet werden konnten. Lo. sagt, alle 68 Asservate seien untersucht worden und sie habe nur zwei Gutachten erhalten. Götzl sagt, ihm liege aber ein Tatortspurenverzeichnis vor, in dem viel mehr Spuren aufgeführt würden. Oberstaatsanwalt Weingarten fragt, ob Lo. auch Gutachten gebracht worden wären, wenn Spuren gefunden worden wären ohne personale Zuordnung. Davon gehe sie aus, so Lo. Weingarten fragt, ob Lo. ein Gutachten bekannt sei, in dem es eine Aufzählung gebe über festgestellte daktyloskopische Spuren: Lo. sagt, sie kenne nur die zwei Spuren von Zschäpe. Götzl hält dann vor, es seien acht für daktyloskopische Zwecke nicht geeignete Spuren und drei für Vergleichszwecke geeignete Spuren gefunden worden, zwei seien identifiziert worden, eine sei nicht zugeordnet worden. Lo.: “Das ist mir nicht bekannt.” Die Vernehmung endet um 12.41 Uhr.

RA Stahl gibt eine Erklärung ab. Der Generalbundesanwalt stütze einen nicht unwesentlichen Teil seiner Vorwürfe gegen Zschäpe auf die These, dass ein umfangreiches Zeitungsarchiv bestanden habe und werfe Zschäpe vor, dass sie an der Erstellung dieses Archivs mitgewirkt habe, was sich dadurch ergebe, dass Fingerspuren festgestellt werden konnten, so Stahl. Es seien aber 68 Zeitungsartikel aufgefunden worden, davon nur eine unbestimmte Anzahl Zeitungsausschnitte und lediglich auf zweien habe es daktyloskopische Spuren gegeben. Wenn man unterstelle, so Stahl, es handele es sich dabei um ein Archiv, sei das Sicht der Verteidigung Zschäpe nicht der Beweis dafür, dass Zschäpe an der Erstellung mitgewirkt hat, sondern ein lediglich seltener Kontakt bestanden haben könne zu den Artikeln. Sonst sei es deutlich lebensnäher, dass eine Vielzahl von Spuren von Zschäpe aufgefunden worden wäre. Der Beweiswert sei daher nicht gegeben.

Es folgt der Zeuge Sö. Er berichtet, er hätte mit dem Mordopfer Habil Kılıç in der Münchner Großmarkthalle sechs Monate zusammen gearbeitet. Eigentlich sei Kılıç ein super Mensch gewesen. Kılıç sei Standbursche gewesen, er selber Verkäufer. Kılıç habe den Kunden die gekaufte Ware nach draußen gebracht. Gegen Mittag habe es ihm immer “pressiert”, weil er in das Lebensmittelgeschäft gewollt habe. Sö. sagt, Kılıç sei sehr intelligent gewesen. In der Zeit des Mordes habe Kılıç Urlaub gehabt, sie hätten aber auch währenddessen Kontakt gehabt. Götzl hält aus einer Vernehmung vom August 2001 vor. Sö. habe angegeben, seit drei Monaten bei der Firma gearbeitet zu haben und selten so schnell und so einen guten Kontakt gehabt zu haben wie zu Herrn Kılıç. Innerhalb der letzten Wochen sei der Kontakt perfekt gewesen. Sö. bestätigt das. Weiter hält Götzl vor, das Geschäft habe durchweg Kılıçs Ehefrau geführt, am 17. August 2001 sei sie mit ihrer Tochter in die Türkei gefahren, Kılıç habe deswegen Urlaub bei seinem Chef beantragt. Er habe sich trotzdem blicken lassen, um Obst zu kaufen und sei fast täglich in der Großmarkthalle gewesen, nur am 29. August 2001 nicht. Sö. sagt, das sei richtig. Götzl fragt, wann Sö. den letzten Kontakt mit Kılıç gehabt habe. Sö. sagt, persönlich sei wohl zwei, drei Tage vorher gewesen und telefonisch einen Tag vorher. Götzl hält vor, sie hätten sich am 29. August gewundert, dass Kılıç nicht gekommen sei, gegen 9:30 Uhr habe Sö. vom Geschäftstelefon angerufen. Kılıç habe sich gemeldet und Sö. habe ihn gefragt, warum er nicht einkaufen gekommen sei, Kılıç habe aber nicht gleich geantwortet und sie seien gleich in ihre “gaudihafte Stimmung” hinein gekommen hält Götzl weiter vor. Sö. sagt, das sei so gewesen. Die Vernehmung endet um 12:54 Uhr.

Nach der Mittagspause geht es um 14:21 Uhr weiter mit dem Zeugen Vo., Kriminalbeamter aus Borken, der von April bis Juni 2012 zum BKA abgeordnet war, um die Fahrzeuganmietungen des NSU zu bearbeiten. Ihm hätten dazu Mietverträge vorgelegen, die zur Verfügung gestellt worden oder im Brandschutt in Zwickau gefunden worden seien, und Zeugenaussagen. Er habe den zusammenfassenden Vermerk geschrieben, selbst aber keine “Außenermittlungen” durchgeführt. Es seien insgesamt 65 Anmietungen festgestellt worden, so Vo. 13 davon seien bei der Chemnitzer Vermietung “Caravanvertrieb H.” angemietet worden, 49 bei der Zwickauer Autovermietung des Zeugen Maik S., zwei bei der Firma “Caravan Service B.” und die letzte 2011 bei der Firma K. aus Schreiersgrün. Die ersten drei Anmietungen aus den Jahren 2000 und 2003 seien auf den Namen des Angeklagten André E. erfolgt. Zur Anmietung aus 2003 gebe es eine handschriftliche Notiz auf der eine auf den Vater von André E. zugelassene, aber von E. vermutlich selbst benutzte, Nummer angegeben sei. Ab Februar 2004 seien die Anmietungen auf den Namen des Angeklagten Holger G. erfolgt. Anfangs sei hier ein Führerschein vorgelegt worden, in der Folge zwei verschiedene Reisepässe. Bei den Anmietungen auf Holger G. seien drei Handynummern angegeben worden, es handele sich um Prepaidkarten, die auf verschiedene andere Personen zugelassen gewesen seien. Bis zu seinem Weggang vom BKA habe nicht festgestellt werden können, ob die ersten drei Anmietungen tatsächlich von André E. vorgenommen worden seien oder von einer anderen Person unter dem Namen André E. Lichtbilder von E. seien beim “Caravanvertrieb H.” vorgelegt worden, es sei aber keine Identifizierung erfolgt. Erkannt worden sei bei Lichtbildvorlagen Uwe Böhnhardt, dabei sei auffällig gewesen, dass das Aussehen auf den Bildern auch eine Ähnlichkeit aufweise zu Holger G., die beiden hätten auch eine nahezu identische Brille getragen. Zschäpe sei bei der Autovermietung aus Zwickau wiedererkannt worden, dass sie zumindest bei einigen Autoanmietungen dabei gewesen sei, speziell bei einer Anmietung eines VW T5, er meine 2011, da sei es um einen geplanten Urlaub gegangen. Bei der Anmietung des letzten Wohnmobils bei der Firma K. sei nach Aussage der Zeugin Ar. Zschäpe ebenfalls bei der Vorbesprechung im Oktober dabei gewesen. Im Rahmen einer Fahndung habe sich ein Herr Go. von der Firma B. aus Glauchau gemeldet, der sich erinnert habe, dass Zschäpe zwischen 2007 und 2008 über eine Vermietung verhandelt habe, die nicht zustande gekommen sei. Götzl hält vor, bei der letzten Anmietung habe Herr K. von der Vermietungsfirma Holger G. und Zschäpe vage erkannt. Das bestätigt Vo., auch bei Frau K. sei das so gewesen. Zu Holger G. seien drei Adressen ermittelt worden, in Hannover und Lauenau. Eine der bei den Anmietungen auf G. angegebenen Mobilfunknummern mit der Vorwahl 0160 sei auf einen Herrn Mo. [phon.] zugelassen gewesen, diese Person sei in Hannover nicht existent. Eine weitere 0160-Nummer sei auf den Namen Janine Sp. angemeldet gewesen, dazu seien im Brandschutt Unterlagen ermittelt worden, auch die Personen habe ermittelt werden können. RA Stahl fragt Götzl, worüber der Zeuge berichte, er habe ja selbst keine Ermittlungen angestellt. Götzl erwidert, wie Stahl Aussagen werte, sei seine Sache, er könne ja ggf. beantragen Zeugen zu laden. Lachend sagt Götzl: “Ich kann auch bei jedem Satz den Zeugen fragen, ob er sich erinnert. Ich habe da viel Energie.” Götzl hält vor, Janine Sp. aus Mülsen sei am 2. Juli 2003 von einer weiblichen Person, möglicherweise von Zschäpe, angesprochen worden, ob sie ihre Personalien für eine Prepaidkarte zur Verfügung stelle. Dann fragt Götzl nach der letzten Nummer mit der Vorwahl mit der Vorwahl 0151. Diese habe eine Sandy N. zur Finanzierung ihrer damaligen Drogensucht verkauft, hält Götzl vor. Sie sei von einer nicht identifizierten Frau angesprochen worden und habe als Entlohnung 20 Euro erhalten. Vo. bestätigt das. Dann fragt Götzl, ob Böhnhardt als Böhnhardt erkannt worden sei. Vo. sagt, Frau H. habe zunächst gemeint, dass G. und Böhnhardt ein und dieselbe Person seien, dann habe sie aber Böhnhardt als ausschließlichen Anmieter unter dem Namen Holger G. erkannt. Im Wohnmobil am 4. November 2011 seien Dokumente von Holger G. gefunden worden, so Vo. auf die Frage Götzls. G. habe drei Führerscheine mit den Endnummern 51, 52, und 53 gehabt, der Führerschein Nummer 52 sei den Untergetauchten zur Verfügung gestellt worden. Dieser und ein 2011 ausgestellter Reisepass seien im Wohnmobil gefunden worden. Böhnhardt und Mundlos seinen im Besitz eines Führerscheins gewesen, Zschäpe nicht. Dann sagt Götzl, sie müssten nun alle Anmietungen von Fahrzeugen detailliert durchgehen. Nach einer Pause beginnt er damit. Zunächst führt aber Vo. aus, es seien 65 Anmietungen von Wohnmobilen und sonstigen Fahrzeugen erfolgt, von diesen stünden 15 Fahrzeuge in Zusammenhang mit 17 in Rede stehenden Straftaten, 6 Tötungsdelikte, 2 Sprengstoffanschläge und 9 Raubüberfälle. Der Rest stehe entweder mit bekannten Urlauben im Zusammenhang oder es sei unklar, was damit erfolgt sei. Es seien bundesweit auch alle großen Autovermietungen angefragt worden, weitere Vermietungen seien aber nicht festgestellt worden. Götzl beginnt die Daten in der von Vo. angelegten Liste zu verlesen. In der Liste sind die Anmietezeiträume, der Fahrzeugtyp, die Autovermietung, das Kennzeichen und ggf. bekannte Verwendungszwecke angegeben, sowie Besonderheiten, wie mögliche Verlängerungen der Anmietung, außerdem bei einigen die gefahrenen Kilometer. Vo. erläutert dazu später, dass bei der Firma H. keine Kilometerangaben auf den Verträgen vermerkt seien, wohl aber bei der Zwickauer Autovermietung. Vo. äußert sich meist nicht zu den einzelnen von Götzl verlesenen Daten, er nennt aber bekannte Verwendungszwecke. Eine Anmietung eines Wohnmobils im Dezember 2000 auf André E. stehe im Zusammenhang mit dem Anschlag in der Kölner Probsteigasse. Im Zeitraum der ersten Anmietung auf Holger G., eines Fiat-Wohnmobils im Februar 2004, sei der Mord an Mehmet Turgut in Rostock passiert. Der Anmietezeitraum eines VW Touran im Juni 2004 korrespondiere mit dem Nagelbombenanschlag in Köln. In der Zeit der Anmietung eines Skoda Octavia im Juni 2005 habe der Mord an İsmail Yaşar in Nürnberg stattgefunden. Im Anmietezeitraum eines Fiat-Wohnmobils im Juni 2005 sei in München Theodoros Boulgarides ermordet worden. Einige Daten könnten laut Vo. bestimmten Urlauben zugeordnet werden. Meistens handele es sich dabei Campingplatz-Aufenthalte, etwa am “Wulfener Hals” auf Fehmarn, oder an der Talsperre Pöhl im Vogtland. Bei den jeweiligen Buchungen auf den Campingplätzen, nennt Vo., sofern bekannt, die benutzten Namen “Susann Eminger”, “Holger G.”, “Max Burkhardt” oder “Jens Burkhardt”. Einige Daten seien auch Besuchen bei Urlaubsbekanntschaften zuzuordnen.

Bei der 32. von Götzl verlesenen Anmietung unterbricht RA Stahl. Er habe Schwierigkeiten das prozessual einzuordnen, so Stahl. Götzl lese seitenweise vor und der Zeuge nicke still. Götzl erwidert, der Zeuge bestätige, was er niedergelegt habe, aber Stahl könne auch “das volle Programm” haben, er könne auch jede einzelne Angabe abfragen, er könne auch die Verträge vorlesen. Stahl sagt, es gehe lediglich darum, was es prozessual bringe, wenn Götzl dem Zeugen die Tabelle vorhalte.

Bei den folgenden Anmietungen fragt Götzl dann tatsächlich bei den einzelnen Daten jeweils die Erinnerung des Zeugen ab. Dieser bittet meist um weitere Vorhalte zur Erinnerungsstütze und bestätigt dann das Verlesene. Dadurch verlangsamt sich der Prozess deutlich. Die Anmietung eines Fiat-Wohnmobils im April 2004 korrespondiere mit den Morden an Mehmet Kubaşık in Dortmund und Halit Yozgat in Kassel, so Vo. Die Anmietung eines Fiat-Wohnmobils im April 2007 decke sich mit dem Mord an Michèle Kiesewetter in Heilbronn. Anmietungen beim “Caravanvertrieb H.” habe es bis 2007 gegeben, so Vo. Die 65. Anmietung, der einzigen bei der Firma K., decke sich dann mit dem Raubüberfall in Eisenach am 4. November 2011, bei denen Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos ums Leben kamen. Vo. berichtet, sie hätten, wenn die Anmietung in möglicher Verbindung mit Straftaten gestanden habe, mit “Nokia Maps” die Distanzen zwischen den Vermietungsfirmen und den bekannten Tatorten sowie Urlaubsorten abgemessen. Sie hätten keine Vermietung gehabt, wo die Kilometerangaben der Autovermietungen unter den errechneten gewesen seien. Es habe entweder gepasst oder es seien mehr Kilometer gefahren worden. Ordnungswidrigkeiten oder Verkehrsverstöße seien bei den Anmietungen nicht festgestellt worden. Das decke sich mit Zeugenaussagen, die besagten, dass Böhnhardt, der Fahrer der Gruppe, sich akribisch an die Straßenverkehrsordnung gehalten habe. Die Gesamtsumme der Kosten für die Fahrten inklusive Benzinkosten sei auf 27.622,62 Euro errechnet worden, so Vo. Auf Frage von Oberstaatsanwältin Greger sagt Vo., die Anmietungen seien in bar bezahlt worden. Ein angemietetes Fahrzeug sei im Rahmen der Ringfahndung beim Mord Kiesewetter erfasst worden. Beim letzten angemieteten Wohnmobil sei am Heck des Fahrzeugs eine Videokamera angebracht worden, an weitere Manipulationen könne er sich nicht erinnern. Nebenklagevertreter RA Narin möchte wissen, ob Ermittlungen zu einer Brigitte Ke. durchgeführt worden seien, deren Anschrift auf einer Rechnung der Firma H. angegeben sei. Vo. sagt, er könne sich nicht erinnern. Bei der Wegstreckenermittlung sei es so gewesen, sagt Vo. auf Frage Stahls, dass er mit dem Kollegen im Büro gesessen habe, der Kollege habe die Wegstrecken ermittelt und er selbst habe die Daten in den Bericht geschrieben. Götzl sagt zu Stahl, dass gerne der Kollege geladen werden könne, wenn Stahl die Angaben anzweifele.
Götzl fragt nach dem Namen des Kollegen von Vo. und lässt sich noch einmal erläutern, wie die Wegstreckenermittlung abgelaufen ist. Die Vernehmung endet um 16.47 Uhr.

Götzl verkündet, dass der Antrag der RAin Pinar, das Notizbuch des Zeugen P., als Beweismittel heranzuziehen [s. Protokoll 17. Verhandlungstag], abgelehnt ist.

Die Sitzung endet um 16.51 Uhr.

Nach dem Ende des Verhandlungstages erklärt Rechtsanwalt Hoffmann:
„Obwohl Fingerabdrücke naturgemäß auf Papier sehr schlecht zu sichern sind, wurden zwei Fingerabdrücke Zschäpes gefunden. […] bei einer Anmietung [wurde] auf den Namen Eminger die Telefonnummer eines tatsächlich von diesem genutzten Mobilanschlusses angegeben, was dafür spricht, dass nicht nur dessen Ausweispapiere benutzt wurden, sondern er auch in direktem Kontakt stand.“


Protokoll 45. Verhandlungstag - 10. Oktober 2013

An diesem Prozesstag wurde hauptsächlich der Angeklagte Carsten S. ausführlich von den VerteidigerInnen des Angeklagten Ralf Wohlleben, RA Olaf Klemke und RAin Nicole Schneiders, befragt. Er äußerte sich zu dem Kauf, der Bezahlung und der Übergabe der Tatwaffe und sagte aus, wie die Kontakte zu Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos gehalten wurden.

Zeuge:

	André P. (Kriminalbeamter, der die ältere Nachbarin von Beate Zschäpe vernommen hat)
	Befragung des Angeklagten Carsten S. durch die Verteidigung Wohlleben




Der Verhandlungstag beginnt um 9.48 Uhr. Im Publikum sitzt vormittags wieder der junge Neonazi aus München-Obermenzing, heute mit „1488“ und der Heß-Grabsteininschrift „Ich hab’s gewagt“ auf dem T-Shirt. Am Nachmittag nimmt der bekannte Münchner Neonazi Daniel Th. zeitweise als Zuschauer an der Verhandlung teil.

Nach der Präsenzfeststellung wird zunächst über den Befragungsort der Zeugin Charlotte E., der [nicht reisefähigen] Nachbarin von Beate Zschäpe (vgl. Protokoll zum 32. Verhandlungstag), verhandelt. RA Heer, Verteidiger von Beate Zschäpe, beantragt, unverzüglich die Hauptverhandlung an den Wohnort der Zeugin Charlotte E. zu verlegen, um die Zeugin dort zu vernehmen. Hilfsweise beantragt er die kommissarische Vernehmung der Zeugin durch einen beauftragten Richter. Zusätzlich beantragt RA Heer, die Befragung des für heute geladenen Zeugen André P. erst im Anschluss an die Vernehmung der Zeugin durchzuführen. Es gehe um das “Prozessgrundrecht” auf konfrontative Befragung der Zeugin. Schon wegen des Alters der Zeugin und ihres schlechten Gesundheitszustands sei zu befürchten, dass E. verstirbt oder endgültig nicht mehr aussagen kann. Dann stünde das unmittelbare Beweismittel nicht mehr zur Verfügung, sondern nur noch die Befragung des Vernehmungsbeamten P. bzw. eine Verlesung der Aussage von E.. Der Senat habe die Vernehmung verzögert. Schon nach den Bekundungen der Verwandten von E. hätte E. geladen werden müssen. Es gehe um eine mögliche Entlastung Zschäpes.

Bundesanwalt Diemer betont, die BAW trete der Vernehmung nicht entgegen. Wenn feststehe, dass E. nicht vernommen werden kann, gäbe es evtl. die Möglichkeit der Videovernehmung. Warum P. jedoch nicht gehört werden könne, sei jedoch unklar. Nebenklagevertreter RA Reinecke wendet daraufhin ein, die Verteidigung Zschäpes ignoriere den Gesundheitszustand der Zeugin. Eine Verlegung der Hauptverhandlung käme möglicherweise einem Todesurteil gleich. Der Zeuge P. habe aufgenommen, dass am Brandtag bei ihr geklingelt wurde. Es sei nicht ersichtlich, dass sich Neues ergebe - etwa, dass sich E. plötzlich erinnere, dass Beate Zschäpe geklingelt habe. Nebenklagevertreterin RAin Dierbach hält das Anliegen der Verteidigung für nachvollziehbar. Auf RA Reinecke erwidert RA Heer, er weise den Vorwurf der massiven Schädigung einer Zeugin in der gebotenen Deutlichkeit zurück.
Der Vorsitzende Richter Götzl entscheidet, der Senat wolle die Zeugin hier hören. Man werde schauen, wie man das machen könne. Bei der Vernehmung des Zeugen P. gehe es nicht um den Inhalt der Vernehmung von E., sondern um deren Zustand während der Vernehmung.

Es folgt die Vernehmung des Zeugen P. Der Beamte berichtet, er habe am 11.November 2011 Frau E. in einem Einfamilienhaus ihrer Angehörigen in der Nähe von Annaberg, etwa 50 km von Zwickau entfernt, aufgesucht. Es habe sich bei Frau E. um eine ihrem Alter entsprechend gebrechliche 89-jährige Frau gehandelt. Sie habe angegeben, gerade eine Herz-OP gehabt zu haben. Sie sei schwerhörig und ihre Mobilität eingeschränkt gewesen. Charlotte E. sei von einer Angehörigen herein geführt worden und habe zusätzlich einen Stock benutzt. Frau E. erschien geistig fit und habe die Fragen beantworten können. Sie sei aufgeregt gewesen, was sie auch zum Ausdruck gebracht habe. Die Fragen habe sie beantworten können, ohne fünfmal nachzufragen. Sie habe die Fragen verstanden. Während der Vernehmung sei E. mit ihm alleine gewesen, die Angehörige hätte die Küche verlassen. Das sei kein Problem gewesen. E. sei, man könne fast sagen, selbstbewusst gewesen und fit im Kopf. RA Reinecke fragt nach, ob E. die OP hinter sich gehabt habe oder vor sich. P. sagt, sie habe angegeben, die OP hinter sich gehabt zu haben.

Es folgt die Vernehmung des Angeklagten Carsten S. durch die Verteidigung von Ralf Wohlleben (vgl. Protokoll zum 8. Verhandlungstag). Zunächst bedankt sich RA Olaf Klemke, dass sich S. jetzt doch bereit gefunden habe, Fragen zu beantworten. Er will wissen, was sich geändert habe und er nun die Fragen beantworte. Laut S. habe es einen Beschluss von Richter Götzl und Oberstaatsanwalt Weingarten gegeben, wonach es zumindest besser gewürdigt werde, wenn er sich komplett einlasse. Das andere sei eine tiefe persönliche Sache gewesen, er habe es als unfair empfunden. Es wiege aber schwerer, dass es seine Glaubwürdigkeit betreffe. RA Klemke will wissen, wer den Beschluss unterschrieben habe. Das wisse er nicht mehr, so S. Er glaube, es gehe um einen Beschluss zur Haftfrage von RA Klemkes Mandanten. Weingarten habe dazu wohl eine Stellungnahme abgegeben. Er habe das aber nicht mehr vor Augen. Über den Entschluss, doch die Fragen der Verteidigung von Ralf Wohlleben zu beantworten, habe er nur mit seinen Anwälten gesprochen. Er gehe davon aus, dass diese nicht mit der BAW gesprochen hätten, weil er das sonst wüsste.
RA Klemke fragt nach S.’ aktuellen Einkünften. S. erwidert, dazu müsse er nichts sagen, also sage er nichts. RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., macht RA Klemke darauf aufmerksam, dass S. im Zeugenschutz sei und er daher zur Jetzt-Situation nichts sagen dürfe. RA Klemke will wissen, ob S. auch untersagt worden sei, über Leistungen seitens des Zeugenschutzes zu reden. S. gibt an, er erhalte keine Leistungen von der Zeugenschutzstelle. RA Pausch wendet ein, sämtliche Lebensumstände von S. seien Bestandteil des Zeugenschutzes. Da könne S. nichts sagen, auch wenn RA Klemke frage, solange er wolle. S. sagt, er erhalte keine Leistungen vom Zeugenschutz, und das gelte auch für die Vergangenheit. Auf die Frage von RA Klemke antwortet S., er könne aus dem Zeugenschutz fliegen, wenn er gegen die Richtlinien verstoße. Gegen welche Richtlinien könne er nicht sagen. Aber er könne wohl, ohne sich strafbar zu machen, sagen, dass er den Zeugenschutz verlassen müsste, wenn er sich z. B. strafbar machen würde. Die Kontaktaufnahme des Zeugenschutzes sei in der JVA Köln-Ossendorf erfolgt, bestätigt S. Er habe nicht darum gebeten, aufgenommen zu werden. Bei seiner Vernehmung in Karlsruhe am 1. Februar 2012 habe Weingarten angekündigt, der Zeugenschutz werde auf ihn zukomme. Mehr habe Weingarten nicht gesagt.
Als RA Klemke sagt, Christian K. und Ralf Wohlleben seien auf S. zugekommen, damit dieser den Kontakt zu den Untergetauchten halte, korrigiert S., das seien Ralf Wohlleben und André K. gewesen mit der Begründung, sie würden überwacht. Einen konkreten Satz dazu habe er jedoch nicht in Erinnerung. RA Klemke will wissen, ob S. im Verhalten von Wohlleben etwas aufgefallen sei, das Rückschlüsse auf Überwachung ziehen ließe. S. erzählt, sie hätten zum Beispiel die Wohnung “unten in Göschwitz” verlassen, wenn sie sich über die drei unterhalten hätten. Als Begründung habe Wohlleben eine mögliche Verwanzung der Wohnung angeführt. RA Klemke verweist auf den Bericht von S. aus einer früheren Vernehmung, wonach S., “nachdem Sie sozusagen ausgestiegen seien”, von wechselnden PKW verfolgt worden sei. RA Klemke will wissen, ob S. abgesehen davon, Beobachtungen gemacht habe, dass er selbst im Fokus staatlicher Überwachung stehen könnte. Es habe damals Situationen gegeben, wo ihnen Autos hinterher gefahren seien. Als Beispiel falle ihm das Rudolf-Heß-Aktionswochenende ein. Sie seien mit zwei Autos im Raum Erfurt/Gotha unterwegs gewesen. Tino Brandt habe im Auto hinter ihnen gesessen. Sie hätten sich dann abgestimmt sich zu trennen, so dass das Zivilauto dann nur einem folgen könne. RA Klemke: “Wäre dann anzunehmen, dass das Auto, wo Tino Brandt nicht drin war, verfolgt wird.” Ansonsten hätten sie die Handys ausgemacht, wenn sie über die drei gesprochen hätten, so S.. RA Klemke will wissen, ob S. sonst mit jemandem über die drei gesprochen habe. S. nennt zunächst Tino Brandt und André K. Nachdem RA Klemke weiter fragt, nennt S. das Gespräch mit Hans Günter Eisenecker in Goldenbow und das Gespräch mit der Mutter von Uwe Mundlos in Jena-Nord bei Rewe. Weiter falle ihm nur der VS-Vermerk ein, dass er mit Ronny Ar. und Jana A. über die drei gesprochen habe. Daran habe er aber keine Erinnerung.

Im Anschluss will RA Klemke wissen, wie S. zu der Einschätzung gekommen sei, die drei hätten keinen Revolver gewollt. Am 8. Verhandlungstag habe S. angegeben, die beiden Uwes hätten gesagt, sie wollten eine Halbautomatik, keinen Colt. Ob wirklich diese Worte gefallen seien, will nun RA Klemke wissen. „Nicht dieses Drehdingens“, den konkreten Wortlaut wisse er nicht mehr, kein Colt, sondern eine Handfeuerwaffe, so S., wobei er „Handfeuerwaffe“ und „Halbautomatik“ synonym benutze. Und wieso er den Begriff „Revolver“ verwende? „Weil sie das gesagt haben“. RA Klemke gibt sich nicht zufrieden: „Ich denke, Sie haben keine Erinnerung?“ Sie hätten keine „Trommel“ gewollt und er gehe davon aus, dies dem Andreas Sch. auch mitgeteilt zu haben, sagt S.  RA Klemke fragt: „Haben Sie noch eine konkrete Erinnerung daran, dass einer der Beiden oder die Beiden in dem Gespräch darauf hingewiesen haben, dass sie keinen Revolver haben wollen oder schließen Sie das aus gewissen Umständen?“ und S. beantwortet das so: „Ich bin mir relativ sicher, also müssen die was gesagt haben.“ Es könne sein, dass er das am Anfang der Vernehmungen noch nicht angegeben hätte, „weil das erst nach und nach kam“. Es habe ab dem 1. Februar 2012 eine Zeit gegeben, wo alles auf ihn eingestürmt sei. Er habe dann versucht, sich da rein zu begeben. Es seien immer wieder Dinge gekommen, immer wieder “Bruchsteine” oder “Bilder”: “Da kommt auch mal was dazu oder was verschwimmt.”

Am 6. Februar 2012 habe er angegeben, der Wunsch sei eine Faustfeuerwaffe möglichst deutschen Fabrikats gewesen, hält RA Klemke vor. Von einem Ausschluss einer bestimmten Art von Waffen vermöge er nichts zu erkennen, so RA Klemke. Das sei ein Synonym gewesen, er habe dann dieses Bild vor Augen gehabt, so S. RA Klemke beharrt, es gehe um Worte, um den Wunsch der Uwes. S. erwidert, er wisse den Wortlaut nicht und kenne auch den Fachterminus nicht. Nirgendwo in den Vernehmungen stehe etwas von einem Revolver, sagt RA Klemke. Dann sei die Erinnerung gekommen, so S. Er habe immer wieder versucht, die Erinnerung zu wecken. Dass es kein Trommelrevolver sei, sei für ihn immer im Kopf gewesen, er habe das aber dann erst hier erklärt.

RA Klemke will wissen, ob sich S. an das Okay von Wohlleben zum Kauf der Waffe erinnere. S. Sagt, der Kaufpreis müsse von den beiden vorgegeben gewesen sein, und den habe er dann dem Herrn Wohlleben genannt. Den konkreten Kaufpreis habe er nicht im Kopf, er habe im Gefühl, zwischen 500 und 1000. Er habe Wohlleben mitgeteilt, was ihm gesagt worden sei, und da werde der Kaufpreis dabei gewesen sein. Das schlussfolgere er daraus, dass er es an Wohlleben weiter gegeben habe. Wohlleben habe ihm das Geld gegeben, also müsse Wohlleben den Kaufpreis gewusst haben. Er habe die Erinnerung, vor der Abholung der Waffe an Wohlleben weiter gegeben zu haben, was Andreas Sch. zu Preis und Waffe gesagt habe, antwortet S. auf erneute Nachfrage von RA Klemke. Am 8. Verhandlungstag habe er, S., aber angegeben, dass er sich das nicht noch einmal von Wohlleben habe absegnen lassen, erwidert RA Klemke und will wissen, was nun richtig sei. S. sagt, er sei sich nicht sicher, ob er das Angebot von Andreas Sch. an Wohlleben übermittelt habe und sich das Okay abgeholt habe, oder ob er Sch. gleich das Okay von Wohlleben übermittelt habe. Der Preis habe wohl in dem vorgegebenen Limit gelegen. RA Klemke fragt, warum es dann ein Okay von Wohlleben habe geben müssen. S. sagt: “Weil er mir das Geld gegeben hat. (…) Es hätte ja sein können, dass er sagt, nee die nehmen wir doch nicht, ist zu teuer, was weiß ich.“

RA Klemke kommt nun auf die Schwester von S. zu sprechen. Diese habe einen Sohn, “dessen Vater nicht gerade rein deutschen Blutes ist”. S. antwortet, der komme aus Ghana. RA Klemke fragt, ob “die Kameraden” das damals gewusst hätten, was S. bestätigt. RA Klemke will wissen, ob es dazu Bemerkungen gegeben habe. S. sagt, es habe eine Situation gegeben, wo sie Fußball gespielt hätten. Wohlleben und André K. seien dabei gewesen. An anzügliche Bemerkungen habe er keine Erinnerung, es sei alles ganz normal gewesen, so S.

Dann fragt RA Klemke zur Schreckschusswaffe, die S. besessen habe. S. erzählt, er habe sich die Waffe angeschafft, weil er sie cool gefunden habe. Benutzt habe er sie einmal an Silvester. Um die Raketen abzuschießen zu können, habe man ein Teil aufschrauben müssen. Auf RA Klemkes Frage, ob man mit der Waffe auch andere Sachen verschießen könne, erwidert S.: “Ach?” Dann fragt RA Klemke konkret nach Gas- und Pfefferpatronen. S. bestätigt, dass es das gebe. Er selber habe Pfeffer- und Platzmunition gehabt. Die Pfeffermunition habe er damals mit dazu gekauft. Die Waffe sei silbern gewesen, kein Trommelrevolver, sondern eine Pistole, und zehn bis 15 cm groß. Er habe sie außer an dem Silvesterabend ein- bis zweimal dabei gehabt, antwortet S. auf Rückfrage von RA Klemke. Er sei sich nicht sicher, ob er sonst mal abgeschossen habe, möglicherweise im Wald. Mit Waffen habe er sonst nichts zu tun gehabt. Ein- oder zweimal, als er noch nicht in der Szene gewesen sei, vielleicht 1996, sei er mit dem Chef seiner Mutter zum Schützenverein. Das sei aber nichts für ihn gewesen. Auf die Frage, warum es nichts für ihn gewesen sei, antwortet S., er habe viel ausprobiert und sei nirgendwo länger geblieben. Auf dem Schießstand habe er mit einem Kleinkaliber-Gewehr geschossen. Auf RA Klemkes Frage, ob das ein Karabiner gewesen sei, antwortet S.: “Keine Ahnung” und führt weiter aus., es sei ihm zu langweilig gewesen.

Nach einer Pause geht es um 11.30 Uhr weiter.

RA Klemke fragt nach dem Renault Clio der Mutter von S., den S. habe mit benutzen zu dürfen. Er will wissen, ob ihm der Zugang zum Auto jemals von der Mutter verwehrt worden sei. S. erwidert, er habe daran keine Erinnerung. Auf Frage von RA Klemke antwortet S., er habe Böhnhardt und Mundlos vor dem Abtauchen zwei oder drei Mal gesehen, wie er schon mehrfach geschildert habe. Bei ihm in der Wohnung seien auch beide dabei gewesen. Bei Frau Zschäpe in der Wohnung wisse er noch von einer Begegnung, „und wir sind von dort zum Winzerclub, da auf dem Weg“. Wann die letzte Begegnung vor dem Abtauchen gewesen sei, könne er aus der Erinnerung heraus nicht sagen, aber das müsse im Januar 1998 gewesen sein, kurz vor dem Abtauchen, weil da die Demo gewesen sei, auf der er mit den Uwes gewesen sei.
RA Klemke will wissen, wer die Verabredung für Chemnitz getroffen habe. S. meint, er wisse nicht, ob ihm Wohlleben das gesagt habe oder die Uwes am Telefon. Er sei sich aber relativ sicher, dass die Uwes ihm das mit der Bahnverbindung nicht am Telefon gesagt hätten. Er meine, da sei Wohlleben dabei gewesen. RA Klemke fragt, wer wen am Bahnhof erkannt habe. S. meint, dass sich beide Parteien erkannt hätten. Sie seien auf jeden Fall auf ihn zu gekommen und er auf sie. Wer wen zuerst gesehen habe, wisse er nicht, aber das sei im hinteren Drittel vom Gleis gewesen. RA Klemke will wissen, woran S. die beiden erkannt habe. Er wisse nicht, ob die Uwes alleine da gestanden hätten, es sei jedenfalls kein Getümmel gewesen, das wisse er. Er habe sie aus der Situation heraus am Gesicht erkannt. RA Klemke will wissen, ob es richtig sei, dass er die Uwes über ein Jahr nicht gesehen habe. Es seien zwei Jahre gewesen, so S., und zuvor habe er sie nur drei, vier Mal gesehen.

RA Klemke bohrt jetzt zum erwähnten Kaufhaus bzw. Restaurant (vgl. 10. und 13. Verhandlungstag) nach: „Wissen Sie noch, wohin Sie da gegangen sind, konkret, in welche Richtung“, „wissen Sie noch, wie lange sie gelaufen sind“ und „können Sie die Entfernung schätzen von diesem Kaufhaus zum Bahnhof?“. S. spricht von einer „Schätzung“: „vom Gefühl her nicht mehr als zehn, fünfzehn Minuten“. Er habe nur noch ein Bild vor Augen, „wie wir da sitzen. Das Gefühl war kaufhausmäßig“. Weder sei eine Bedienung gekommen, noch hätten sie sich etwas geholt: „Daher kommt das Gefühl, ich reime mir das zusammen, Selbstbedienung“. Gegenüber Prof Dr. Leygraf (psychiatrischer Sachverständiger), so zitiert RA Klemke aus dessen Gutachten, sei S. konkreter geworden: “im Restaurant bei Galeria Kaufhof oder Karstadt”. S. erklärt, dies seien die beiden einzigen Kaufhausketten, die er kenne, die über so einen Bereich verfügten.

Wie weit sie zum Abbruchhaus, zur eigentlichen Übergabe gegangen seien? Nicht mehr als zehn Minuten, keine großen Strecken, schildert S.. Den Weg habe er ja auch wieder zurück gemusst zum Bahnhof. RA Klemke setzt nach: „Haben Sie ohne Probleme vom Abbruchhaus zum Bahnhof gefunden?“ S. antwortet, „die müssen mir das gezeigt haben“, das schlussfolgere er jetzt aber. Auf RA Klemkes Frage, warum er eigentlich nicht das Auto seiner Mutter benutzt habe, um nach Chemnitz zu fahren, antwortet S: „ich geh’ davon aus, dass mir das vorgegeben wurde, ich sollte mit dem Zug nach Chemnitz fahren“.  RA Klemke verweist auf die „scharfe Knarre“, ob ihm deswegen nicht die Idee gekommen sei, mit dem PKW zu fahren? „Nee. Weil mir gesagt wurde, ich soll mit dem Zug bis da und da hin fahren und dann hab ich das gemacht.“ Ob er nie nachgedacht habe, wenn ihm jemand was gesagt hat? S. bestätigt: „Wenn jemand gesagt hat, fahr mit dem Zug, dann hab ich das gemacht“. RA Klemke fragt dann nach dem Mann im Abbruchhaus, durch den sie gestört worden seien: „Haben Sie Anhaltspunkte, in welcher Beziehung der zu diesem Objekt stehen könnte?“ S. verneint. Welche Reaktion er gezeigt habe, als einer der Uwes den Schalldämpfer auf die Waffe geschraubt habe, wisse er auch nicht mehr.

RA Klemke bezieht sich dann auf den 8. Verhandlungstag und die damaligen Aussagen von S. zur Abholung der Waffe bei Andreas Sch.: „Sie sagten, wenn ich die Waffe mit dem Auto geholt habe, muss ich einen Führerschein gehabt haben. Das klang nicht so, als hätten Sie ‘ne sichere Erinnerung daran“. Die Erinnerung, so S., sei ihm gekommen, nachdem er die Aussage des Sch. gelesen habe, er habe die Waffe unter den Sitz geschoben. RA Klemke hakt nach: „Sie sagten hier, da habe es bei ihnen geklingelt und sie hätten das wieder hervorgeholt (…) aber Sie hätten ja da was verwechseln können“. S. erklärt: „das Bild kam da überein, als ich das gelesen habe. Der Sch. saß da mit im Auto“. RA Klemke greift diese Antwort auf: „das haben Sie so bisher nicht geäußert, dass sie ein Bild davon im Kopf haben, wie Sch. mit Ihnen im Auto saß“. Doch, sagt S., bei der zweiten oder dritten Aussage habe er das bereits so ausgesagt. Wann er denn zum ersten Mal Gelegenheit gehabt habe, Akteneinsicht zu nehmen, will RA Klemke daraufhin wissen. Antwort S.: „Ich meine vor dieser Aussage, die ich gerade angesprochen habe.“ Davor habe er nur gewusst, „dass das nicht im Laden war (…) und als ich das dann gelesen habe, kam das wieder“. Ob er bei seiner ersten Aussage zum „Fahrzeug als Ort der Übergabe“ tendiert hätte oder nicht, fragt RA Klemke. S. antwortet „Wie ich eben sagte, nein“. Nachdem er diese Aussage gelesen habe, sei das Bild dann klar gewesen. RA Klemke zitiert aus den Akten “ich kann imich jetzt doch erinnern, dass es sein kann, dass ich mit dem roten Clio dort gewesen sein kann” und fragt, wie oft er die Aussage von Sch. gelesen habe? S.’ Antwort „zwei mal mindestens“ kommentiert RA Klemke mit „dachte ich mir“.

RA Klemke bezieht sich dann auf S.’ Schilderung in der Hauptverhandlung, dass er noch ein Bild vor Augen habe, wonach einer der beiden Uwes in Chemnitz einen Schalldämpfer auf die Waffe geschraubt hätte. Ob er das vorher schon berichtet habe, kann S. nicht sagen. RA Klemke zitiert aus der ersten Vernehmung von S. beim Ermittlungsrichter, da habe es nur geheißen, “Mundlos und Bönhardt schauten sich die Waffe an”, weitere „Verrichtungen“ seien damals nicht berichtet worden. S. erklärt das mit den Stichworten „Thema Erinnerung“, dem „Hochholen“ und der Situation damals nach dem GSG-9-Einsatz: „der Kenntnisstand war ein anderer als heute, wo ich mich massiv damit beschäftige“. RA Klemke fragt erneut nach und gibt schließlich selbst eine Antwort:„Am fünften Verhandlungstag sagten Sie das hier, dass einer der beiden Uwes einen Schalldämpfer aufgeschraubt habe“. S. rechtfertigt sich: „dann wird die Erinnerung zwischendurch gekommen sein“.

RA Klemke befragt den Angeklagten Carsten S. nun zum Geld, mit dem die Waffe bezahlt worden sei. Am 5. Verhandlungstag, so RA Klemke, habe S. gesagt, er habe das Geld für den Kaufpreis „von dem Herrn Wohlleben bekommen müssen“. Am 8. Tag habe er dagegen ausgesagt, er wisse nicht, wie er das Geld bekommen hätte, woher er den wisse, dass er es von Wohlleben bekommen habe. S. antwortet:. „Weil es nicht von mir war und er war mein Ansprechpartner. Er hat gesagt: geh’ zu Sch.“. RA Klemkes Vorwurf, ob er schlussfolgern würde, dass kein anderer in Frage komme, weist S. zurück: „Ich weiß, dass ich das Geld von ihm habe (…) Er hat es mir gegeben. Er hat mich dahin geschickt und ich hab auch das Geld bekommen .“ Auf RA Klemkes erneute Frage, wie er das wissen könne, reagiert S. mit „ich weiß es einfach“ und RA Klemke wiederum mit dem Kommentar „Ah, Sie wissen es einfach. So viel dazu“.

Wie oft er die Waffe eigentlich gesehen habe? Drei mal, sagt Carsten S., „einmal bei ihm, einmal bei mir und einmal in Chemnitz“. Auf Nachfrage erläutert S., dass er mit „ihm“ Wohlleben meine. Er hätte noch „dieses Bild, dass es im Arbeitszimmer war“, vor Augen. RA Klemke lässt sich von S. detailliert die Lage des Arbeitszimmers beschreiben. Anschließend schildert der Angeklagte S. wie sie die Waffe in der Mitte des Raumes auf dem Fußboden ausgepackt hätten. Vom Gefühl her sei es nachmittags, abends gewesen, er könne aber nicht ausschließen, dass es nachts gewesen sei.

Ralf Wohlleben, bestätigt S. nun erneut, habe den Schalldämpfer aufgeschraubt, auf ihn gerichtet und gelacht: „Es war schon komisch, als Scherz gemeint, (…) zwischen lustig und unangenehm.“ RA Klemke weist auf einen vermeintlichen Widerspruch hin: „Sie sagten vorher, dass der Herr Wohlleben der Annahme war, dass seine Wohnung abgehört würde, sie sind aber tatsächlich mit der Knarre in die Wohnung marschiert“. S. kann das aufklären: „Ich hab von der Göschwitzer Wohnung gesprochen, nicht von der Winzerler Wohnung (…) Das mit dem Abhören war die Göschwitzer Wohnung“. RA Klemke fragt nach, wie oft und wie lange er die Waffe jeweils gesehen habe. Das sei bei allen drei Malen „kurz“ gewesen, „wenige Minuten, also nur kurz. Ich hab da auch keine direkten Erinnerungen“, so S. Zuhause hätten ja seine Eltern jederzeit reinkommen können. Wie er die Waffe nach Chemnitz transportiert habe, will RA Klemke nun wissen. „Im Rucksack, vielleicht auch in einer Umhängetasche“, sagt S.. Die Waffe sei dabei in dem weißen Tuch eingeschlagen geblieben,, zusammen mit der Dose Munition und dem Schalldämpfer. Die hätten die Waffe dann aus dem Tuch genommen, einer der beiden habe den Schalldämpfer aufgeschraubt und dann sei schon der ältere Mann gekommen. RA Klemke hat noch zwei Fragen: „Haben Sie nur auf die Waffe gestarrt oder haben Sie auch die beiden Uwes angeschaut?“, was S. verneint, und „Haben Sie sich dabei unterhalten?“ S. weiß das heute nicht mehr.

Der Vorsitzende Richter Manfred Götzl unterbricht an dieser Stelle für die Mittagspause.

Kurz nach 13.30 Uhr setzt Rechtsanwalt Olaf Klemke die Befragung fort: Wie lange S. die Waffe zuhause angesehen hätte? S. sagt, er wisse nicht mehr, „ob das unter ‘ner Minute war oder mehr“. Nur das Tuch aufgeschlagen und kurz reingekuckt. Sonst habe er zuhause mit der Waffe nichts gemacht. RA Klemke fragt erneut zur Situation bei Wohlleben zuhause: „In der Wohnung, auf dem Fußboden, so hab ich Sie verstanden, wie ging die Besichtigung der Waffe da vonstatten“. S. kommentiert, das habe er alles schon gesagt. Seines Erachtens nach habe er die Waffe nicht in die Hand genommen. Die Munition, „etwas Päckchenmäßiges“, blieb auf dem Tuch liegen. Ob er diese Munition überhaupt gesehen habe? S.: „da war irgendwas dabei, ‘ne Dose oder in Pappe, es war klar, dass das die Munition ist. Ich weiß nur, dass Munition dabei war“. RA Klemke verweist auf den 6. Verhandlungstag, da habe S. konkrete Angaben gemacht “20-50 Stück Munition“ (siehe Protokoll des 6. Verhandlungstages). S. sagt, er würde das so eingrenzen, vom Gefühl her, was RA Klemke kommentiert: „Wiedermal ein Gefühl, o.k. Aber außerhalb von Gefühlen, gibt es Beobachtungen, woran sie anknüpfen könnten?“ Entweder müsse er das gesehen haben, erklärt S., oder Sch. habe ihm das gesagt, deswegen wisse er, dass es nicht mehr als 50 waren und mehr als fünf.

RA Klemke fragt dann, ob Andreas Sch., wie von S. behauptet, tatsächlich schon beim zweiten Treffen davon gesprochen habe, dass die Waffe einen Schalldämpfer habe, was S. bestätigt. Am Anfang sei er sich da nicht ganz sicher gewesen, dann aber immer sicherer geworden, da er mehr darüber nachgedacht habe. Wie er das hervorgerufen habe, will RA Klemke wissen. Er sei spazieren gegangen, habe „immer versucht, mir das vor Augen zu holen (…) Schon in Karlsruhe oder noch früher, da hatte irgendwas nicht gestimmt, ich hatte ‘deutsche Waffe’ abgespeichert und da kam mir irgendwann, dass es gar keine deutsche Waffe war“. Das mit dem Schalldämpfer sei dann „eine Erklärung“ gewesen. Als er in einer Vernehmung zum ersten Mal die Waffe sah, sei er “überrascht” gewesen, was sich mehr auf die Größe der Waffe als auf den Schalldämpfer bezogen habe. RA Klemke will noch wissen, wo das „zweite Gespräch mit Sch.“ stattgefunden habe, in dem es um den Schalldämpfer gegangen sei. Draußen vor dem Laden habe er „abgespeichert“, sagt S., „oder gegenüber so ‘ne Treppe hoch“.

Rechtsanwalt Klemke lässt sich dann zunächst vom Angeklagten Carsten S. nochmal die silberne Schreckschusswaffe beschreiben. „Am Griff war ne schwarze Plastikschale und etwas Schwarzes zum draufdrücken, wo man das Magazin rausnimmt.“ Dann kommt RA Klemke auf die „Waffe, die Sie abgeholt haben“ zurück: Ob Wohlleben das Magazin mal rausgenommen habe? Das weiß S. nicht mehr. Und zur Munitionsmenge hält RA Klemke S. vor, am 8. Verhandlungstag habe S. ausgesagt, „dass die beiden Uwes über 50 Schuss wollten“ Das wüsste er nicht, korrigiert S., er habe nur „möglichst viel“ und „irgendeine Eingrenzung“ abgespeichert, die mit dem „deutschen Fabrikat“ zu tun habe, „dass es da bessere Munition für gibt“. RA Klemke beharrt darauf, er habe „definitiv gesagt, dass die Uwes über 50 Schuss wollten“, was S. zurückweist: „Das wär’ ja ein Ausschlusskriterium gewesen, wenn’s weniger gewesen wäre.“ Diese Eingrenzung der Munitionsmenge „müssen die mir am Telefon gesagt haben“. Er habe über eine solche Eingrenzung hinsichtlich der bestellten Munition schon in vorherigen Vernehmungen berichtet, „vielleicht mal 20, 50, immer in diesem groben Bereich“. Da sei es um die gelieferte Munition gegangen, wendet RA Klemke ein. RA Klemke zitiert aus der Vernehmung am 6. 2. 2012, da stünde nur “Faustfeuerwaffe mit Munition” im Protokoll. Und auch am 1. Februar sei nicht über eine solche Eingrenzung bei der Bestellung gesprochen worden. S. sagt, „ich hab das im Gefühl, dass klar war, dass es nicht nur zwei Schuss sein sollten“, es seien nicht die Vernehmungsbeamten gewesen, die die Bestellmenge derart eingegrenzt hätten. RA Klemke zieht das in Zweifel, zitiert aus dem Vernehmungsprotokoll vom 15. Februar 2012, da sei in einer Frage notiert “bei der Bestellung der Waffe einschließlich 50 Schuss Munition”. S. gibt an, „ich würde daraus schließen, dass ich vorher mal auf unter 50 eingegrenzt habe. In Sachen „bestellter Munition“ oder dem, „was tatsächlich da war“, fragt RA Klemke nach. „Was tatsächlich da war“, konkretisiert S.

Rechtsanwalt RA Klemke fragt erneut: „Wussten die beiden Uwes, als Sie nach Chemnitz fuhren, bereits, dass bei der Waffe ein Schalldämpfer war?“ S. kann das nicht mehr mit Sicherheit sagen, er schlussfolgere nur, dass er das, „als wir telefoniert haben“ gesagt habe. RA Klemke springt zurück zur Besichtigung der Waffe bei Wohlleben: „Sie haben ein Bild im Kopf, dass Wohlleben den Schalldämpfer aufgeschraubt hat mit Lederhandschuhen, richtig zitiert?“ S. bejaht. Bei der zweiten oder dritten Vernehmung habe er das geschildert, aber noch nicht in Karlsruhe. RA Klemke will wissen, ob er das von sich aus berichtet habe und S. sagt: „Ich hab versucht, das wieder herzuholen. Und der Herr [OSTA bei BGH] Weingarten hat auch gefragt: hat jemand Handschuhe getragen?“. Bis zur nächsten Vernehmung sei ihm „das auf jeden Fall bewusst geworden, dass da auch die Handschuhe dabei waren. Jetzt sei er sich sicher, dass Wohlleben Handschuhe getragen habe. Während oder nach der damaligen Vernehmung sei ihm das bewusst geworden, „da kam das. Das war so ne Idee“. RA Klemke legt nach: „Ist diese Idee bei ihnen selbst gereift oder hat da jemand nachgeholfen?“ Als S. sagt „die kam bei mir wieder hoch“ spottet RA Klemke „ganz alleine aus tiefsten Tiefen bei Ihnen hoch gekrochen“? Nach der zweiten Vernehmung sei das gewesen, sagt S., „ich habe gerade gesagt, dass der Herr Weingarten mir Stichworte gegeben hat. Und dann hab’ ich nachgedacht und dann wurde mir das klarer“. RA Klemke fragt nach diesen „Stichworten“, ob er auch „Handschuhe“ vorgegeben habe? „Da müssten wir im Protokoll kucken“ schlägt S. vor, worauf RA Klemke zitiert “auf Frage, es kann möglich sein, dass Wohlleben dabei Handschuhe trug”. Auf erneute Nachfrage sagt S., dass er die konkrete Frage von Herrn Weingarten nicht mehr wisse.

Wie oft er die Waffe vor seiner Festnahme in den Medien gesehen habe, will RA Klemke nun wissen. „Bestimmt über 20 Mal“, sagt S., wobei er nicht gezielt nach den Bildern gesucht habe. Zuerst habe er noch die Assoziation gehabt, „das muss eine deutsche gewesen sein“.

Nach einer zehnminütigen „Beratungspause“, die Rechtsanwalt Klemke beantragt hat, setzt er kurz vor 14.30 Uhr die Befragung fort: Wie es im damaligen Freundeskreis bewertet worden sei, dass es sich um Bombenattrappen und um nicht zündfähiges Material gehandelt habe. S. sagt dazu, er wisse noch vom Christian Ka., der habe „das so runtergespielt“. Es sei so gewesen, als wenn denen was angehängt werden solle, dass es nicht so schlimm sei, wie was „der Staat draus machen würde“. RA Klemke fragt, ob es in Bezug auf die Taten eine „Hochstilisierung als Helden, positive Resonanz“ gegeben habe. Das habe er nicht in Erinnerung, antwortet S. Sie hätten nach dem Untertauchen nicht spekuliert, „das war einfach so“. Diese letzte Bemerkung von S. will RA Klemke nicht in Einklang bringen können, „mit der Bewertung, dass sie Mist gebaut haben“. RA Klemke trägt dazu aus dem Gutachten von Prof. Leygraf vor, da zitiere der Sachverständige auf die Frage “ob in der Szene nicht bewundernd geredet worden ist” Äußerungen von S.: “eher in dem Sinne, was haben die sich jetzt da eingebrockt”. Er habe keine konkrete Erinnerung, sagt S. nun, er sei „erst zwei drei Monate zuvor in die Szene“ gekommen. Für ihn sei es nur so gewesen, “da sind jetzt drei weg”, in dem Stile, „dass sie Mist gebaut haben“ oder sich was eingebrockt haben. Oder es sei verniedlicht worden, „die ‘verschmorten Rohre’ und dieser Kontext“.

Rechtsanwältin Nicole Schneiders fragt dann zu der von S. geschilderten Auseinandersetzung an der Haltestelle in Jena, ob ihm der Name des „Aussteigers“ wieder eingefallen sei, mit dem er gesprochen habe? Nein, sagt S. und auf Frage von RAin Schneiders, ob es Sven K. gewesen sei, „könnte sein, aber bin mir nicht sicher“. Jener Sven K., sagt Schneiders zu S., sei „im Zuge Ihrer Finanzermittlungen aufgefallen“. S. habe ihm 20 Euro in die JVA Tonna überwiesen. Ja, sagt S., dieser sei ein guter Freund, ins Gefängnis eingewiesen in Zusammenhang mit einer Hanfplantage. K. sei vor ihm aus der Szene ausgestiegen.

Rechtsanwältin Schneiders will dann wissen, wer bei einer Fahrt nach Rheinland-Pfalz zu einem JN-Kongress am 28. Oktober 2000 dabei war. S. zählt auf: Tina Sch., Matthias Lü., Matthias Kl., mehr kriege er jetzt aber nicht zusammen. Ob Bilder von dieser Veranstaltung gemacht worden seien? Ja, die habe er. Schneiders sagt, diese Bilder seien in den Akten enthalten unter der Ermittlung „Lochmühle“, zusammen mit dem Vermerk, diese seien laut Auswertung erst 2004 entwickelt worden. S. sagt, die Bilder habe er von Ronny A. geschenkt bekommen. Auf Bild 229, sagt Schneiders, posiere S. vor einer Bratwurstbude, „in relativ gelöstem Eindruck im Freundeskreis“. Ob er denn auf dem Kongress wirklich nur lustlos gewesen sei, nach seinem Ausstieg? Es sei schon lustig gewesen, gibt S. zu, aber bei den Referaten sei er „so gut wie nur noch draußen gewesen“. Das sei „eher so ein Gefühl“, aber er sei sich relativ sicher.

Nun fragt Rechtsanwältin Nicole Schneiders zum „Zeugenschutz“. Ob S. durch seine Aussage „auch persönlich für sich Gefahren gesehen“ habe? Ihm sei schon klar gewesen, sagt S., dass er Zorn auf sich ziehen werde: „Viele werden mich da als Verräter ansehen“. Schneiders kommt auf die JN zu sprechen, auf die vielen Aussteiger, ob K. oder A. oder anderen „irgendwann mal einem eine Gefahr passiert“ sei? S. sagt, er sei selber mal in der Situation gewesen, „wo ich umringt wurde: stimmt das, dass du schwul bist?“ Ralf Oe., der kein Aussteiger gewesen sei, habe gesagt, „lass den in Ruhe“. Ob er eine konkretere Gefahr sehe durch eine Aussage hier, im Unterschied zum Ausstieg, will Schneiders wissen, „wenn es denn eine gab“. Im Internet, sagt S., sei er ein, zwei mal auf Seiten gestoßen, ihm sei das an die Nieren gegangen, „was andere über mich recherchieren und schreiben“. Schneiders fragt S. anschließend noch zu den „Überwachungsmaßnahmen“, ob ihm der Kontakt durch Wohlleben und Kapke übertragen worden sei, weil er für sich selbst keine Überwachung befürchtet habe, was S. bestätigt. Allerdings habe er sich das Telefon aufgrund seiner Tätigkeiten für die JN kaufen lassen und weil er bei Demonstrationen kontrolliert worden sei. Ob er bei sich zu Hause zum Reden auch vor die Tür gegangen sei, fragt Schneiders? Eine solche Situation habe es kaum gegeben, er habe noch bei den Eltern gewohnt.

Rechtsanwältin Nicole Schneiders insistiert dann nochmal auf der Herkunft des Geldes für die Waffe: S. müsse ja aus den Akten inzwischen die Angaben von Ka. und Brandt über Geldsammlungen kennen, wieso er dann ausschließen könne, dass er das Geld nicht von Ka., Brandt oder gar G. bekommen habe. „Bei diesem Weg war der Herr Ka. oder der Herr Brandt nicht dabei“, sagt S., „es wurde mir nur gesagt, der Wohlleben soll sich um das und das kümmern“. Schneiders will wissen, warum S. heute Holger G. nicht erwähnt habe, als er gefragt worden sei, mit wem er über die drei gesprochen habe. Er habe, sagt S., das wohl vergessen, „die eine Situation, beim Lagerfeuer, wo er zu Besuch war aus Hannover, da bin ich mit dem Herrn G. in die Büsche gegangen“. Es sei dabei nichts übergeben worden und um „nix konkretes“ gegangen, da sei er „auch vom Gefühl her“ sicher. Ob ihn sein Gefühl schon mal betrogen habe? Ja, das sei ja normal, aber hier sei er sich relativ sicher.
Schneiders fragt, ob er und Herr Sch. als sie aus dem „Madley“ herausgegangen seien, auch eine Überwachung befürchtet hätten. S. sagt, er gehe davon aus, eher als „mögliche Überwachung“. Die Frage von Schneiders, ob sie in der Jenaer Szene „gewisse Sicherheitsstandards“ eingehalten hätten, beantwortet S. wie folgt: „Ich hab’ mit dem Herrn Wohlleben über die Drei nicht am Telefon gesprochen.“ Schneiders hakt nach, ob bei Veranstaltungen, bei denen Demonstrationsrouten oder dergleichen besprochen worden seien, die Telefone ausgeschaltet worden seien. S. sagt „Wüsste ich nicht. Ich war nie bei Treffen mit Demonstrationsrouten“. Auf Nachfragen erzählt S., wie Tino Brandt ihm gesagt hätte, er solle eine Demo anmelden - weil klar sei, dass diese eh’ verboten würde. Aber sie sei dann gar nicht verboten worden, so dass Brandt sie wieder hätte absagen müssen. Die Anmeldung habe er, S., nicht selber geschrieben. Ob sein Zimmer daheim mal durchsucht worden sei, will Rechtsanwältin Schneiders wissen. S. erzählt von der einzigen Durchsuchung im August 2000 und dass seine Mutter schon mal rumgeschaut hätte, weil sie „halt dagegen war, wie ich damals drauf war“.

Schneiders will dann das Thema wechseln - und fragt zu S.’ Fahrt mit Ralf Wohlleben zu Dr. Eisenecker [Goldenbow]. Ob ihm bekannt sei, warum nur Anwaltsvollmachten für Zschäpe unterschrieben wurden, jedoch nicht von Mundlos und Böhnhardt? S. kann sich das (in den Akten wohl so Beschriebene) nicht erklären, „denn ich hab’ ja in Chemnitz bereits alle Drei unterschreiben lassen“. An das Gespräch mit Hans Günter Eisenecker habe er keine konkrete Erinnerung mehr. Weshalb Schneiders nachfragt, wieso die Erinnerung bei ihm in Teilbereichen wiederkomme, in anderen nicht? Sich an Gesprächsinhalte zu erinnern, sagt S., sei ganz schwierig. Von dem Tag wisse er nur noch, dass Eisenecker Wohlleben gefragt habe, ob es in Ordnung sei, dass er mit dabei wäre. Schneiders fragt noch über ein „anderes Bild“: die erste Wahrnehmung von Uwe Böhnhardt am Dart-Automat. S. sagt, er habe damals nicht gewusst, dass dies Uwe Böhnhardt gewesen sei, dieser sei ihm erst später vorgestellt worden. Eingeprägt habe sich ihm „wie er da steht in seiner braunen Uniform“.

Bei der EDV-Auswertung seien laut RAin Schneiders Bilder vom „Fest der Völker“ gefunden worden, wo S. nach seinem Ausstieg Personen betrachtet habe, u. a. Wohlleben. Er habe sich nur für die Personen interessiert, sagt S. Schneiders’ Fragen, „Wie viele Nationen da teilgenommen haben“ und “wer der Organisator dieses Festes war“ kann S. nicht beantworten. Was er im Rahmen der „Rudolf Heß Aktionswoche“ in den Jahren vor 2000 im August gemacht habe? 1999 seien sie in Thüringen mit einigen Autos rumgefahren und hätten auf die Ansage eines Ortes gewartet. Er sei schließlich mit anderen in Erfurt angekommen, „da war keiner, außer Polizei, deswegen sind wir wieder gefahren“. 1998 habe es eine Spontandemo in Gotha gegeben. Sie hätten Transparente aufgehängt und Plakate geklebt, vermutlich „Rudolf Heß - das war Mord“. Er könne sich an zwei verschiedene Kampagnen erinnern, einmal Plakate in schwarz, einmal andere. Bei seiner Hausdurchsuchung seien solche Plakate gefunden worden, deswegen sei er in Vorbeugegewahrsam gegangen. Die SIM-Karte habe er in den Tagen darauf vernichtet. Hier hakt Schneiders nach, macht einen Aktenvorhalt, dass die SIM-Karte noch am 15.9. benutzt worden sei. S. erklärt: „das muss die SIM-Karte von Ihrem Mandanten [gemeint ist R. Wohlleben] gewesen sein, sicher nicht die, die auf Frau Anne L. ausgestellt war, sondern von jemand aus Apolda.“

RAin Schneiders schwenkt auf ein anderes Thema um: „Kennen Sie Maik St. aus Sonneberg?“ Er habe dort nur einen gekannt, den sie „Haribo“ nannten, sagt S. Schneiders verweist auf eine Sachakte, dort stünde „am 20.2.99 sollen THS-Angehörige Infostände der NPD in Sonneberg und Jena anmelden“ und unter anderem „Carsten S. in Jena und Maik St. in Sonneberg”. S. meint, dass das auf einen Vermerk des V-Mannes Brandt zurückzuführen sein dürfte, es gäbe keinen Zusammenhang von ihm zu diesem St.. Jeweils ohne Erfolg fragt Nicole Schneiders weiter: „Dann wissen Sie auch nicht, dass dieser Maik St. mal in Südafrika war“ und „Haben Sie mal mitbekommen, dass jemand aus der rechten Szene angeschossen wurde in Südafrika?“

Nach einer zehnminütigen Pause bezieht sich Schneiders auf bei S. aufgefundene Asservate, u. a. auf eine VHS-Kassette. Warum S. elf Fernsehbeiträge zu Themen aus dem rechten Spektrum (1998-2000) mitgeschnitten habe? Das weiß S. nicht mehr. Aber er habe Beiträge zu Demonstrationen aufgenommen, bei denen er zu sehen gewesen sei. Schneiders liest einige Beiträge vor: „MDR 98 ‘Rechtsruck bei der Jugend’“, „n-tv Talk in Berlin ‘rechte Übergriffe bei der Fußball-WM’“, „n-tv ‘Deutsche Hooligans’“, „ZDF Nachrichten ‘Demo Lübeck März 98′“. S. sagt, dies könne gut sein, aber er habe keine konkrete Erinnerung. Die bei der Asservatenauswertung festgestellte mp3-Datei “Der Kampf geht weiter” der Gruppe “Tonstörung” habe er für ein Kolloquium zur „Prävention von Rechtsextremismus“ im Studium heruntergeladen.

Schneiders fragt zudem zu einem abgespeicherten Zeitungsartikel der Zeitschrift „TERZ“. S. erinnert sich: „Das ist ein linkes Blättchen aus Düsseldorf, die haben einen Artikel über die Aussteigerproblematik geschrieben und mich auch mit vollem Namen genannt“. Jetzt will Schneiders Details wissen: „Hatten Sie mit der Zeitschrift Kontakt oder woher stammten diese Infos?” Er hätte „Kontakt mit der Antifa“ gehabt, sagt S., dass da “NPD-Kreisvorsitzender” stand und nicht „JN-Stützpunktleiter“ sei ein Fehler des Blattes gewesen.

Dann fragt Rechtsanwältin Nicole Schneiders: „Sagt Ihnen Nico Sch. was?“. Sch., an den sich S. nicht erinnert, sei in den Akten als „Straftäter rechts verzeichnet“, ein Bild von ihm von 2007 sei laut der Aktenlage bei S. gefunden worden. Schneiders liest noch aus den Akten vor “Nach einem Internetartikel (…) wird der Kasseler Club Bandidos der Kooperation mit Rechtsextremisten verdächtig. In dem Artikel wird der Musiker Nico Sch. erwähnt (…) zeitlicher Bezug zum Mord in Kassel”. Das sage ihm nichts, es könne jedoch sein, dass er nach einem Fernsehbeitrag bei google nach Sch. gesucht habe, „ob das ein Aussteiger ist oder nicht“. RAin Schneiders fragt zudem nach S.’ Girokonto in den Jahren 1999/2000 und ob er einen Dispokreditrahmen hatte. Er habe einen solchen Kredit nie genutzt, auch nicht kurzzeitig, sagt S.

Anschließend übernimmt erneut Rechtsanwalt Olaf Klemke die Vernehmung: „Sie berichteten vorher von Internetseiten, in denen über Sie geschrieben worden ist und zwar nicht gerade freundlich. Was für Internetseiten sind das?“ Es habe nur zwei Artikel gegeben: „Ich kam auf eine Seite, so ‘rechts und schwul’“. Der andere Artikel sei der „Terz“-Artikel gewesen. RA Klemke nennt das Blatt ein „ja eher politisch links stehendes Medium“ und greift nochmal die darin enthaltene Information auf, dass S. Vorsitzender des NPD-Kreisverbands Jena gewesen sei: „Sind Sie sicher, dass Sie nie NPD-Kreisvorsitzender waren in Jena?“. Er habe „hundertprozentig nie den Kreisverband organisiert“, das sei immer Wohlleben gewesen. RA Klemke verweist auf einen in einem Sachaktenordner enthaltenen Verweis auf eine Erkenntnismitteilung des Bundesamts für Verfassungsschutz vom 2.12.2011: „Da steht drin, dass Sie Kreisvorsitzender des KV Jena der NPD gewesen sein sollen. Und Sie seien am 20.5.99 sogar als Kreisvorsitzender bestätigt worden“. S. ist ratlos: „Ich kann’s mir nicht erklären“.

Von Seiten der Nebenklage hat noch Rechtsanwalt Detlef Kolloge Fragen: „Sie haben hier von einem Gespräch berichtet mit Herrn Wohlleben, der erfahren habe, dass die Drei eine Waffe eingesetzt haben“ (vgl. 8. Verhandlungstag). Er habe nicht von „Dreien“ gesprochen, sagt S. dazu. Kolloge verweist darauf, dass ein solcher Überfall Gegenstand der Anklage sei, „allerdings zwei Jahre vor Übergabe ihrer Waffe“. S. kann das nicht beantworten. Kolloge sagt, die Reaktion “hoffentlich war das nicht meine Waffe” spräche gegen einen Jahre zurückliegenden Vorfall. S. gibt zu, dass das alles nicht zusammenpasst. Aber neues sei ihm hierzu nicht eingefallen.

Nebenklage-RA Peer Stolle stellt nun einen Beweisantrag: Elf handschriftlich beschriebene, mit „Geburtstagspost“ überschriebene Blätter, die bei André Ka. gefunden wurden, in Augenschein zu nehmen und zu verlesen: Diese „Geburtstagspost“ stamme vom 24. 8. 1998, als „Herausgeber“ seinen „Wolle + Jana“ genannt. Darin sei u. a. ein Artikel über eine von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe zerstörte Justitia-Statue enthalten, daneben Fotos der Drei. Unter der Überschrift „Kontaktanzeigen“ sei ein Foto von Uwe Mundlos zu sehen, im Text heiße es u. a. „sehr reiselustig, Kofferbauer, suche Lady, die mich daran hindert, ständig meine Koffer zu vergessen“. Zu einem Foto von Mundlos, G. und André Ka. heiße es “Bewerber für die neue Tankstelle für Gas am Ettersberg“ und „Weimar. Wir berichteten bereits über die Umgestaltung des KZs in eine Tankstelle für Gas.” Auf einer Zeitungsseite stünde ein Artikel “Top-Terrorist schwört Rache” über André Ka., bei dem eine “Todesliste gefunden worden“ sei „mit den Namen Ignatz Bubis, Joschka Fischer, Gerhard Schröder, Helmut Kohl” (…) den er brutal ermorden wollte. Über Bubis heiße es u. a. “hakennasig und in seiner jüdischen ‘Ehre’ gekränkt“ und zu Joschka Fischer: “kritisch geht er seinem Tod entgegen”. Ein Artikel handele von einer Demo für Andre Ka., „der plante, acht Menschen grausam zu ermorden“, „der THS plane die Ausführung der Morde”. Im Artikel “Kinder immer krimineller” ginge es über “R.Wolle”, der auf einen “Neger geschossen” habe. Die Beweiserhebung belege eine rassistische Weltanschauung von Wohlleben und seinem Umfeld und die Bereitschaft für terroristische Mittel bis hin zum Mord. Mehrere Monate nach dem Abtauchen von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe sei das Beweismittel durch Wohlleben zumindest miterstellt worden. Andre Ka. gehöre nach Angaben von G. zu denjenigen in der Jenaer Szene, die sich ausdrücklich für den bewaffneten Kampf ausgesprochen hätten. Der Holocaust würde bagatellisiert, als Mittel würden ausschließlich gewalttätige und terroristische Methoden beschrieben. Ka. habe das Heft jahrelang aufbewahrt.

Bundesanwalt Diemer sagt „Dem Antrag treten wir natürlich nicht entgegen“, das Beweismittel sei ja bereits Aktenbestand. Rechtsanwalt Heer bittet um eine Gelegenheit zur Stellungnahme am nächsten Hauptverhandlungstag. Auch Rechtsanwalt Klemke kündigt eine Stellungnahme an. Für die Vertreter_innen der Nebenklage schließen sich u.a. die Nebenklage Yozgat sowie die Rechtsanwälte Hoffmann und Kuhn dem Antrag an.

Der Vorsitzende Richter Götzl erwähnt schließlich, er habe beim BKA „Vergrößerungen und Aufnahmen besserer Qualität“ der Videoaufnahmen der Überwachungskameras 1 und 6 in der Keupstraße in Auftrag gegeben. Ab 15.24 Uhr gebe es da Aufnahmen einer Passantin, bei der eine Ähnlichkeit mit Beate Zschäpe abgeklärt werden müssten. Götzl kündigt dann die Fortsetzung der Verhandlung am Dienstag, 15. Oktober an, u. a. mit einer Vernehmung von KHK Blumenroeter.

Die Sitzung endet um 15.53 Uhr.

Auf dem Blog NSU-Nebenklage der Nebenklagevertreter Alexander Hoffmann und Dr. Björn Elberling heißt es zum Verhandlungstag:

„S. belastet Wohlleben massiv [...] S.’ Aussagen sind besonders glaubhaft, nachdem er durch seine Aussage im Prozess bereits einen weiteren Sprengstoffanschlag aufgedeckt hat. Dementsprechend erwarteten viele eine intensive Befragung durch die Verteidigung Wohlleben. Diese wurde der spannenden Situation aber nicht gerecht: Stundenlange Fragen, die S. zwar an den Rand seines Erinnerungsvermögens, zu keinem Zeitpunkt aber in Erklärungsnot brachten. Rechtsanwalt Klemke offenbarte aber, wessen Geistes Kind er ist. Mit der Frage „Sie sagten, der Mann Ihrer Schwester sei nicht rein deutschen Blutes?“ offenbarte der Verteidiger seine ideologische Nähe zu den Angeklagten.“


Protokoll 46. Verhandlungstag - 15. Oktober 2013

Der 46. Verhandlungstag drehte sich um verschiedene Komplexe. Zunächst berichtete eine Auswerterin vom BKA von Asservaten aus der Frühlingsstraße. Der BKA‘ler Gl. führte aus, welche Spuren der Planungen sichergestellt werden konnten. Im Brandschutt fanden sich zahlreiche Adressen und Kartenausschnitte von möglichen und tatsächlichen Tatorten. Am Nachmittag wurde der Ermittlungsleiter beim Mord Boulgaries vernommen. Hier wurde erneut deutlich, wie einseitig die Ermittlungen geführt wurden und dass die Spur von Nazis nicht ernsthaft verfolgt wurde.

Zeug_innen und Sachverständige:

	Gabriele Q. (Kriminalbeamtin BKA, Auswertung verschiedener Asservate aus der Frühlingsstraße in Zwickau)
	Roman Gl. (Kriminalbeamter BKA, Auswertung von Kartenmaterial und Adresslisten aus der Frühlingsstraße)
	Siegfried We. (KHK a.D., Vernehmung der verstorbenen Zeugin Mü., Mordfall Habil Kılıç)
	Sachverständiger Dressler (Ausdehnung der Funkzelle Trappentreustraße, München; Mordfall Theodoros Boulgarides)
	Matthias Blumenröther (Polizei München, Ermittlungsleiter beim Mord an Boulgarides)




Die Sitzung beginnt gegen 9.45 Uhr. Erste Zeugin ist die Kriminalbeamtin Q. vom BKA Wiesbaden. Sie hat Rechnungen und Mietverträge der Wohnmobilvermietung “Caravan Vertrieb H.” in Bildkopie ausgewertet. Q. berichtet, dass sie zwei Rechnungen aus dem Jahr 2000 ausgewertet habe, die auf den Namen des Angeklagten André E. lauteten. Zudem habe sie sieben Asservate ausgewertet, die sich auf den Zeitraum vom Februar 2004 bis zum April 2006 beziehen, alle ausgestellt auf den Namen des Angeklagten Holger G. Die Zeiträume der Anmietungen seien für das Jahr 2000 jeweils vier Tage, danach drei Tage gewesen. Es sei auf den Mietverträgen bzw. Rechnungen außerdem vermerkt, dass die Bezahlung in bar stattgefunden habe. Alle Rechnungen seien ähnlich aufgebaut, es gebe keine Besonderheiten. Zu den meisten Fragen, die Richter Götzl in der Folge stellt, sagt Q. zunächst sie habe keine konkrete Erinnerung. Götzl hält dann aus den Vermerken Q.s vor, die die Zeugin bestätigt. Als erstes geht es um einen weißen Umschlag ohne Brief, des “DB BahnCard Service”, adressiert an André E. in der Adam-Ries-Straße in Zwickau”. Ob der Umschlag molekulargenetisch untersucht worden sei, könne sie konkret nicht sagen, so Q., es seien aber meist Anträge auf Auswertung gestellt worden. Götzl sagt, es sei laut Vermerk ein Teilprofil Beate Zschäpes und einer weiteren  Person gefunden worden und auf der Rückseite Spuren von mehreren Personen, hier könne Zschäpe nicht ausgeschlossen werden. Dann geht es um eine Rechnung und einen Kassenbon der Firma K. [siehe Protokoll zum 44. Verhandlungstag]. Bei einem Formular zur Anmietung eines Wohnmobils der Firma K. geht es um handschriftliche Eintragung, dort habe Q. vermerkt, dass es statt “1.1.11″ richtig “1.11.11″ heißen müsse. Es könne sich nur um einen Schreibfehler handeln vom Mietzeitraum her, so Q. Thematisiert wird eine Buchungsbestätigung der Firma DERTOUR für eine Reise ins Disneyland Paris, ausgestellt auf die Namen von André und Susann E. und deren zwei Söhne im Juli 2011. Die Kosten hätten 916 Euro betragen. Eine zeugenschaftliche Vernehmung habe ergeben, dass der Betrag durch eine “Lisa Pohl” aus der Frühlingsstraße 26 in Zwickau bar bezahlt worden sei, es solle sich um ein Geburtstagsgeschenk für Frau E. gehandelt haben. Eine molekulargenetische Untersuchung habe eine Mischung von mindestens drei Menschen ergeben, Zschäpe komme als Mitspurenverursacherin in Betracht.

Dann fragt Götzl nach weißen, adressierten Umschlägen. Götzl hält vor, es seien 33 Umschläge mit der DVD “Frühling, NSU“, einer mit zwei DVDs und zwei leere Umschläge gefunden worden. Die Mehrheit der Umschläge sei mit 1,45 Euro frankiert. Auf Frage Götzls sagt Q. die Umschläge seien insbesondere an Medien adressiert gewesen. Götzl hält aus dem Vermerk vor, Umschläge seien zum Beispiel an die taz, N24, Phoenix, die Botschaft der Türkei, ARD und ZDF adressiert gewesen.

An dieser Stelle unterbricht RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, Götzl gehe über das angekündigte Beweisthema der Fahrzeuganmietungen hinaus. Götzl sagt, es sei die Frage, ob die Zeugin nochmal kommen müsse. Heer sagt, er würde dann beantragen, dass Götzl sein Fragen auf die Fahrzeuganmietungen beschränkt. Er frage sich, wie der Senat das bewerte, wo die Zeugin fast keine Erinnerung mehr habe. Das werde er nicht diskutieren, erwidert Götzl, wie der Senat das bewerte sei Sache des Senats. Die Vermerke könnten auch im Selbstleseverfahren eingeführt werden. Zur Zeugung gewandt, sagt Götzl, nun gehe es ihm um eine Auftragsbestätigung zur Anmietung eines Wohnmobils bei der Firma H. Dort sei laut Vermerk, handschriftlich vermerkt “Aktionspreis 325 Euro”, “Kaution 500 Euro” und “bar erhalten”, was Q. bestätigt. Nebenklagevertreterin RAin Clemm fragt, ob sich die Zeugin auch mit Schwarzpulver beschäftigt habe, was diese bejaht. Wieder unterbricht RA Heer, das sei nicht Beweisthema. Nach einer kurzen Diskussion bittet Götzl die Zeugin am morgigen Tag noch einmal wieder zu kommen und verliest die Beweisthemen für die morgige Fortsetzung der Vernehmung. Dann wird die Vernehmung unterbrochen.

Nächster Zeuge ist der Kriminalbeamte Gl., der sich unter anderem mit der Auswertung von Kartenmaterial und Adresslisten aus der Brandwohnung in der Zwickauer Frühlingsstraße beschäftigt hat. Das Material sei fotografisch gesichert worden und sie hätten nach Markierungen und handschriftlichen Eintragungen gesucht, so Gl. Insbesondere habe sich herausgestellt, dass zu Nürnberg, München, Dortmund und Kassel umfangreiche Faltpläne, Ausdrucke aus elektronischen Adresslisten, Routenplaner-Ausdrucke mit z.T. handschriftlichen Eintragungen gefunden worden sein. Insbesondere die “Map & Guide”-Karten hätten elektronische Ausdruckdaten, die relevant seien für Nürnberg 2005, München 2005, Dortmund 2006 und Kassel 2006. Die Markierungen könnten, so Gl., nur einen Teileinblick geben, weil keine unbeschädigten Pläne vorhanden gewesen seien. Er habe dann die Daten mittels Tools wie Google abgeglichen, um welche Anschrift es hier gehen könnte, und mit den “so genannten elektronischen Adresslisten” des NSU. Ergeben habe sich, dass insbesondere zu Nürnberg, München, Dortmund und Kassel die Daten in überwiegendem Teil mit den elektronischen Adresslisten übereinstimmen. In diesen vier Städten seien 267 Institutionen und Einrichtungen aufgeführt. Es handele sich um Parteien aus allen Lagern, wie CDU, SPD und  PDS, um muslimische Einrichtungen, Asylbewerbereinrichtungen, Beratungsstellen “für ausländische Mitbürger”, aber auch um Waffengeschäfte. Beim Kartenmaterial zu Nürnberg, Dortmund und München hätten sich aufgedruckte und handschriftliche Ausspähnotizen gefunden, die nur durch Anwesenheit vor Ort vorgenommen worden sein könnten, so Gl. Gl. nennt zwei Beispiele: DO, “wie Mühlheim Köln” und NBG, “Café wie in Köln, Straße wirkt auch etwas so”. Zu Dortmund seien die Ausspähungen “täterseitig” wohl erst spät vorgenommen worden, so Gl. Die auf dem Kartenmaterial angekreuzten Stellen hätten sich auch in den elektronischen Adresslisten wieder gefunden. Dann geht es um eine Adresse in der Dortmunder Rahmer Straße. In den Papierausdrucken sei tatsächlich ein türkischer Laden verzeichnet, aber nicht das Wahlbüro von “Annegret Krauskopf, MdL”. Er habe selbst vor Ort keine Ermittlungen durchgeführt, durch Abklärungen an diesen Anschriften sei erkannt worden, dass sich in der Rahmer Straße eine Kindertagesstätte befinde, aber schräg gegenüber eine Trinkhalle, die von einem türkischen Mann betrieben werde. Die Notiz habe auch angegeben: “guter Sichtschutz” und “Person alt, über 60 Jahre”. Etwas ähnliches habe sich in Kassel gefunden, da habe man verschiedenen Markierungen mit “Ali”, was wohl ein Hinweis auf türkischstämmige Bewohner sei, sowie “Verein der Moslems”.

In den Karten zu Hamburg, Rostock, Heilbronn und Köln seien auch Markierungen gefunden worden, aber keine, die sich auf Tatorte beziehen, so Gl. Zu Rostock habe es “Map & Guide”-Ausdrucke gegeben, die aber ausschließlich auf Banken verwiesen. Seine Meinung sei, dass es sich hier eher um Tatvorbereitungen für Logistikstraftaten handele. Auf einer “Generalkarte Pocket” zu Rostock sei eine Markierung zu finden, die keinem Tatort habe zugeordnet werden können. Ein brandgeschädigter Plan von Heilbronn sei gefunden worden, der Tatort selber sei aber  aber nicht mehr erkennbar gewesen. Zu Köln hält Götzl vor, es gebe einen ADAC-Stadtplan, 7. Auflage aus 2003, ohne erkennbare Markierungen. Gl. bestätigt das.

Es folgt eine Pause bis 10.59 Uhr. Dann hält Götzl vor, es sei im Vermerk die Rede von zwei elektronischen Kartenausschnitten auf einer externen Festplatte. Diese Ausschnitte seien bei der Durchsuchung bei André E. gefunden worden, so Gl., hätten aber keine elektronischen Markierungen bzw. bildeten keinen Tatort ab. Zu Hamburg seien Papierauszüge, elektronische Karten und Adresslisten mit handschriftlichen Vermerken gefunden worden, die das Jahr 2006 auswiesen. Das bestätigt Gl., der Tatort selbst sei nicht markiert worden.  Dann geht es um eine Adressliste mit sechs Adressen und Ausspähnotizen. Götzl hält eine Notiz vor: “Kieninger, Gerda, Dortmund, ähnelt dem Objekt in Salzgitter” [die genannte Person ist seit 1995 SPD-Landtagsabgeordnete in NRW]. Das sei richtig, so Gl., es sei aber kein Kartenmaterial zu Salzgitter gefunden worden. Götzl nennt weitere Notizen zu Dortmund, die Gl. dann bestätigt: “Bürgerbüro SPD, keine gute Lage, nur bei schlechtem Wetter ein Gedanke wert, Kneipe mit Bänken draußen”, “Türkischer Laden, Kiosk auf der anderen Straßenseite, gutes Objekt und geeigneter Inhaber”, “Türkischer Imbiss, gutes Objekt und geeigneter Inhaber an der Kreuzung Uhlandstraße, Goethestraße”, “Türkischer Imbiss 2, gutes Objekt, guter Weg von dort weg, Personal nicht optimal, nochmal überprüfen”, “Sehr gutes Objekt, Personal gut, aber alt, über 60 Jahre”.
An dieser Stelle unterbricht Zschäpes Verteidiger RA Stahl: “Auf die Gefahr hin, Sie zu erzürnen, was machen Sie gerade prozessual?” Götzl sagt, er halte aus dem Vermerk vor. Stahl fragt erneut, was das prozessual sei. Götzl erwidert, die StPO sehe keine Befragung des Vorsitzenden vor. Stahl beanstandet, der Zeuge bekunde nichts aus der Erinnerung. Götzl sagt, Stahl unterschätze den Zeugen und fährt fort.

Er fragt zum Mord an Theodoros Boulgarides in München. Da sei eine ausgedruckte Papierkarte wo mit Sternen sowie Zahlen, möglicherweise zugehörige Adresslistenzahlen, gefunden worden seien, so Gl. Ein Stern mit der Nummer 15 befinde sich in der Nähe des späteren Tatortes. Der Tatort selber sei nicht aufgeführt. Der Stern mit der Nummer 15 zeige, dass sich die Täter bei Ausspähhandlungen möglicherweise schon in der Nähe des Tatortes befunden hätten.

Nun unterbricht Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm, der Zeuge ziehe Schlussfolgerungen. Es folgt eine Auseinandersetzung, in der Sturm beantragt, den Zeugen darauf hinzuweisen, dass er über eigene Wahrnehmungen zu berichten habe, und Götzl sagt, es gehe um eine zeitliche Zuordnung. Schließlich sagt Götzl dem Zeugen, der wisse ja, dass es um Tatsachen gehe.

Nach der Auseinandersetzung fragt Götzl wieder den Zeugen, ob Gl. etwas zur Entstehung des Materials zum Tatort Boulgarides sagen könne. Gl. sagt, seiner Erinnerung nach seien das Papierausdrucke, die mit einer Heftklammer zusammengeheftet und auch so vorgefunden und asserviert worden seien. Was gefehlt habe in dieser Adressliste, sei unter anderem die gerade erwähnte Nummer 15. Das sei kurz vor dem Tatzeitpunkt München ausgedruckt worden. Dann geht es um einen stark brandbeschädigten Kartenausschnitt aus einem ADAC-Stadtplan von Nürnberg. Gl. sagt, es sei ein Plan, der im Vorfeld der Tat aufgelegt worden sei, so dass er theoretisch für die Tatvorbereitung in Betracht komme. Götzl sagt, die Auflage sei laut Vermerk von 2002 bis 2005 aufgelegt worden. Das nächste besprochene Asservat ist eine Papierausdruck einer Routenplanungs-Software zu Nürnberg. Gl. sagt, es gebe Adresslisten bzw. Ausspähnotizen, die dort angefertigt worden seien. Zur Scharrerstraße gebe es einen Punkt und die handschriftliche Eintragung “X7, neben Post, Imbiss”. Das sei in unmittelbarer Nähe des Tatorts des Mordes an İsmail Yasar in der Velburger Straße, also möglicherweise eine Beschreibung des Tatorts. Gl. sagt auf Frage Götzls, es sei noch ein Asylbewerberheim in Nürnberg ausgespäht worden. Dort habe gestanden: “Asylheim, Tür offen ohne Schloss, Keller zugänglich”. Gl. bestätigt eine Notiz zu einer Tankstelle. Da sei sinngemäß notiert worden, dass ein Türke von der Tankstelle jede freie Minute zum Reden rüber gehen würde. Zu Kassel befragt, sagt Gl., es gebe eine Markierung der Anschrift Westring 47 und Helmholtzstraße 212 und Helmholtzstraße, Ecke Holländische Straße. Zwischen den Markierungen liege der Tatort Holländische Straße 82. An Markierungen gebe es Pfeile, die auf ein vermeintliches Haus hindeuteten im Bereich des dortigen Friedhofs, dort gebe es die Anmerkungen “Ali” bzw. “Verein der Moslems”. Zur Entstehung des Kartenmaterials von Dortmund befragt, sagt Gl., dass es bei Dortmund ca. ein Jahr vor dem Tatzeitpunkt entstanden sei, bei Nürnberg unter anderem zehn bis zwanzig Tage vorher.

In der Zwischenzeit ist Hans-Jochen Vogel in Begleitung von OLG-Präsident Huber auf der Besuchertribüne erschienen.

Oberstaatsanwältin Greger fragt für die BAW zur Gesamtzahl der sichergestellten Karten. Es habe Karten zu 14 Städten im Bundesgebiet gegeben, so Gl. Bei Nürnberg seien verschiedene Reste eine Karte für Fürth, Erlangen und Nürnberg gefunden worden. Das sei tatsächlich aus einem Plan gewesen. Die elektronischen Adresslisten des NSU seien eine Excel-Tabelle aus Datenträgern, die in der Frühlingsstraße in Zwickau gesichert worden seien, sagt Gl. auf Frage Gregers. Dabei handele es sich um eine DVD und einen USB-Stick. Diese Daten sein von Kollegen aus der IT-Abteilung elektronisch zusammengestellt worden, um Dopplungen bereinigt. Diese Tabelle sei dann ihm und anderen zur Verfügung gestellt worden. Zunächst hätten sich die Dateien aber in unterschiedlichen Speichermedien befunden, bestätigt Gl. Es habe auch Papierausdrucke gegeben. Da sei der größte Teil der Markierungen auch in den elektronischen Adresslisten des NSU aufgeführt. Zu einigen Städten habe es eigene Dateien gegeben.

Nebenklagevertreter RA Behnke fragt zur Urheberschaft der Eintragungen. Wo verwertbares Schriftmaterial vorgelegen habe sei das untersucht worden. Erinnerlich sei ihm, so Gl, dass in den Gutachten Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt als wahrscheinliche Urheber angegeben werden. DNA-Spuren seien seiner Erinnerung nach von Mundlos gefunden worden. Auf Frage von RAin Clemm sagt Gl., bei den Markierungen habe es sich meistens um Kreuze und Umkreisungen gehandelt, selten habe aber auch Linienzeichnungen gegeben. Eine Linienzeichnung zu Dortmund gehe auf der Karte durch ein Wohngebiet hindurch. Mit Google-Streetview sehe man aber, dass das eine Nebenstraße sei, wo man wohl auch durchfahren könne. Verteidiger RA Heer sagt, Gl. habe mehrfach zeitliche Zusammenhänge zwischen Ausdrucken und einzelnen Taten hergestellt und will wissen, worauf die Erkenntnisse beruhen. Gl. sagt, es gebe auf Ausdrucken einen Zeitstempel. Auf Frage Heers sagt Gl., von den IT-Fachleuten sei ihm mitgeteilt worden, dass der Zeitstempel wohl nicht sehr zuverlässig sei, weil er manipuliert werden könne oder die Uhrzeit am Rechner falsch eingestellt sein könne. Die Vernehmung endet um 11.45 Uhr.

Es folgt der Zeuge We., der die verstorbene Zeugin Mü. [siehe Protokoll zum 38. Verhandlungstag] vernommen hat. We. berichtet, zwei Frauen hätten zum Mord an Habil Kılıç fast identische Feststellungen gemacht. Er habe die Zeugin Mü. und die Zeugin Sch. [siehe Protokoll zum 30. Verhandlungstag] vernommen. Die Zeugin Mü. habe angegeben, gegen 9.30 Uhr die Fenster geputzt und dabei zwei Radfahrer gesehen zu haben, die entlang der Häuserzeile gefahren seien. Das sei ihr komisch vorgekommen, weil man sonst auf dem Gehweg fahre. Es seien drahtige, sportliche Männer gewesen mit neuen Rädern. Mü. habe von dunkler Kleidung gesprochen. Weiter habe sie angegeben, dass sie zwischen 18 und 25 Jahren alt gewesen seien. Die Größe habe sie auf etwa 1,80 m eingeschätzt. Sie habe die Männer nur von oben gesehen und könne sie auf Fotos nicht wieder erkennen. Mü. habe angegeben, die Männer seien aus südlicher Richtung gekommen und fünf Minuten später in östlicher Richtung wieder weggefahren. Weiter habe Mü. ausgesagt, dass sie bei Kılıç einkaufen gegangen sei. Sie habe auch gewusst, dass Frau Kılıç verreist war und eine Aushilfe im Laden zwei Tage vor dem Mord ausgeholfen habe. Es könne aber auch sein, dass das die zweite Zeugin, Frau Sch., gesagt hat, so We.

Nach der Mittagspause geht es um 13.06 Uhr weiter mit dem Sachverständigen Dressler, der sein Gutachten wiedergibt. Auf Ersuchen des BKA habe er die Vodafone-Funkzelle mit der Kennung 1E5D, umgerechnet 7773, mit Funkmast in der Münchner Trappentreustraße ausgemessen. Generell sei es so, dass sich Mobiltelefone immer in die attraktivste Funkzelle einbuchen. Für die Abmessung benutzten sie verschiedene Referenz- bzw. Messtelefone und ein auch in der Industrie verwendetes Messgerät, so Dressler. Das Gebiet werde abgefahren und geschaut, an welcher Zelle sich das Telefon einbucht. Das ergebe eine Fläche, der sogenannte Versorgungsbereich. Es wird ein Luftbild der Gegend gezeigt mit einer roten Fläche, die an den Rändern ausstrahlt. Das sei der Versorgungsbereich, so Dressler, ein gelber Punkt in der Mitte sei der Funkmast. Dann nennt Dressler alle Straßen, die von der Funkzelle versorgt würden. Zur Schlussfolgerung sagt Dressler, dass die Zelle 7773 seit 2005 bis zur Erstellung des Gutachtens unverändert gewesen sei, die aufgeführten Straßen seien auch am Tattag durch diese Funkzelle teilweise versorgt worden, eindeutig sei die Zelle die versorgende Funkzelle an der Tatörtlichkeit Trappentreustraße 4. Schließlich stellt Dressler fest, dass sämtliche Kommunikation an der Tatörtlichkeit über diese Funkzelle geführt worden sei. Nebenklagevertreter Behnke fragt nach den Ausstrahlungen der roten Fläche. Dressler sagt, es gebe “Hysterese-Bereiche”, die von mehreren Funkzellen versorgt werden können, da komme es auf die Richtung an, aus der man komme. Die rote Fläche sei die maximale Ausdehnung. Das GSM-Netz sei absolut stabil, im Vodafone-Netz komme es äußerst selten zu “Überlastphänomenen”, sagt Dressler auf Frage von RA Kolloge. Auf eine Frage von RA Heer sagt Dressler, der einzige Fall, bei dem im Rufaufbau eine andere Zelle gewählt werde, sei wenn z.B. in einer Stadt mit hoher Bebauung an einer Kreuzung von rechts eine neue Zelle hinein strahle und man durch das Weiterfahren schon in der Rufaufbauphase diese Zelle. Dann könne ein “Handover” im Aufbau des Anrufs stattfinden.

Dann verliest RAin Schneiders eine Erklärung zur Befragung des Angeklagten Carsten S. [siehe Protokoll zum 45. Verhandlungstag]. Es sei deutlich geworden, dass der Angeklagte S. seine Aussagen auf vage, teilweise fremd- oder autosuggestive Erinnerungen stütze. Es sei für jeden deutlich geworden, dass S. vermeintliche Abläufe, z.B. den “angeblichen Erhalt” des Kaufpreises von Ralf Wohlleben mit Hilfe von Schlussfolgerungen zu rekonstruieren versuche. S. habe  wiederholt angeführt, er habe ein “Gefühl” oder ein “Bild”. Konkrete Erinnerungen an Gesprächsinhalte und Abläufe vermöge S. nicht anzugeben. Auch die “vermeintliche Anweisung”, er solle zu Andreas S. gehen, ordne er Wohlleben allein aufgrund von Schlussfolgerungen zu. Auch die verstorbenen Böhnhardt und Mundlos seien Kunden des Szeneladens “Madley” gewesen. S. versuche, Wohlleben eine führende Rolle zuzuschreiben und seine eigene Rolle zu relativieren. Auf zwei Sparbüchern aus den Jahren 1998 bis 2000 seien Geldausgänge vermerkt. S. sei hierbei ausgewichen und habe ausgeschlossen, dass dies der Kaufpreis für die Waffe gewesen sei. Die Finanzermittlungen zu Wohlleben hätten jedoch ergeben, dass dieser nicht über die geeigneten Mittel verfügt habe, den Kauf zu finanzieren. Es könne nicht ausgeschlossen werden, dass S. den Kaufpreis auch vom Angeklagten Holger G. erhalten haben könne. Bei der Schilderung der Inspizierung der Waffe bei Wohlleben habe S. zunächst mit keinen Wort geäußert, dass dieser dabei Handschuhe getragen habe. Erst nach einer Befragung durch Oberstaatsanwalt Weingarten habe S. gesagt, das sei möglich. Dies habe sich dann  zu einer Aussage über “schwarze Lederhandschuhe” verfestigt. Die “vermeintliche Identifizierung” der Tatwaffe als der von ihm identifizierten Waffe sei fragwürdig, eine solche Präsentation verdiene den Namen Wahlvorlage nicht. Hinsichtlich seiner Telefonate habe S. behauptet, dass Wohlleben einige Male dabei gewesen sei. Auf konkrete Nachfrage habe S. nur ausführen können, dass Wohlleben “vom Gefühl her mit dabei” gewesen sei. In der Befragung sei deutlich geworden, dass S. seine eigene politische Tätigkeit als Mitläufer klein halten wolle. Noch am 28. Oktober 2000 habe S. am Europakongress der JN [Junge Nationaldemokraten] in Rheinland-Pfalz im Lokal Lochmühle teilgenommen. Es gebe Lichtbilder, wo der damals angeblich bereits ausgestiegene in einheitlichen T-Shirts des “Nationalen Widerstands” zu sehen sei. Die Vernehmungen von Tino Brandt, André K., Sandro T., Ronny A. und anderen würden S. widerlegen. In der Presse habe gestanden: “Gefühlte Wahrheit”. Dem sei wenig hinzuzufügen. Die Angaben von S. seien nicht belastbar und wenig glaubhaft. Das Gedächtnis von S. sei vorgeblich bei Vernehmung zu Vernehmung besser geworden. Dabei gehe es offenbar darum, sich Strafmilderung zu verdienen. Die Angaben erlaubten, so Schneiders, eine Verurteilung des Angeklagten Wohlleben nicht.

RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., nimmt dazu Stellung. Der Vorgang, den Schneiders beschreibe, sei ein ganz normaler Vorgang, da sei “nichts Anrüchiges” dabei. S. habe immer klar gemacht, wo Gefühle und wo Schlussfolgerung sei, und wo Aktenkenntnis die Erinnerung speise. Im Ergebnis sei er überzeugt, dass die Befragung durch die Verteidigung Wohlleben nicht zu einem anderen Ergebnis geführt habe. Das Bemühen, die Glaubwürdigkeit von S. zu vermindern, sei abwegig, transparenter als S. könne man es nicht machen. Im Wesentlichen habe die Befragung das bestätigt, was S. im ersten Block auch schon gesagt habe.

Es folgt der Zeuge Blumenröther, der die Ermittlungen zum Mord an Theodoros Boulgarides am 15. Juni 2005 geführt hat. Er berichtet, er sei um 19.32 Uhr verständigt worden, dass im Schlüsseldienst Trappentreustraße 4 eine männliche Leiche aufgefunden worden sei. Er sei um 20.15 Uhr am Tatort eingetroffen. Der Geschäftspartner von Boulgarides, Herr Fe., habe mehrfach erfolglos versucht, seinen Geschäftspartner zu erreichen und sich daraufhin Sorgen gemacht. Fe. sei um 19 Uhr am Tatort eingetroffen, die Tür sei im Schloss, aber nicht versperrt, gewesen. Im Verkaufsraum habe Fe. linksseitig seinen Geschäftspartner in einer riesigen Blutlache vorgefunden und um 19.03 Uhr den Notruf abgesetzt. Es habe sich um drei Kopfschüsse gehandelt, es seien keine Hülsen vorgefunden worden. Die Waffe habe Kaliber 7.65 Browning gehabt, das sei die erste Parallele zu der Mordserie gewesen, in der schon sechs Männer türkischer  Staatsangehörigkeit Opfer geworden waren. Die Gewissheit sei am nächsten Tag durch das BKA gekommen, das mitgeteilt habe, dass es sich um dieselbe Waffe Ceska 7.65 handele. Dann sei die “Soko Theo” gegründet worden. Die eigenständigen Ermittlungen seien bis zum 31. Oktober 2005 gegangen, dann sei die Soko mit der “Soko Halbmond” in die “BAO Bosporus” integriert worden. Bis dahin seien 120 Zeugen vernommen, Millionen Daten gesichert und über 100 Spuren generiert worden, ohne Hinweis auf Motiv und Täter. Boulgarides sei ein “allseits beliebter, integrer, seriöser Geschäftsmann” gewesen, er sie nie polizeilich in Erscheinung getreten, es habe keine Verstrickungen in kriminelle Machenschaften gegeben. Zusammenfassend sei zu sagen, dass es keinerlei Ansätze bezüglich eines greifbaren Motivs gegeben habe. Erst nach der Aufdeckung des NSU habe es eine Spur gegeben, dass eine SIM-Karte aus dem Brandschutt Zwickau am Tattag um 15.22 Uhr in der Funkzelle Trappentreustraße eingeloggt war. Der Abgleich der Handykarte habe jedoch keine Redundanz ergeben, es sei ein Einfachtreffer gewesen. Auf Frage von Götzl sagt Blumenröther, es sei ein kleines Plastikteilchen gefunden, angehaftet mit Blei. Sie hätten daraus auf die Verwendung einer Tüte als Hülsenfänger geschlossen. Es seien eigentlich keine Spuren offen geblieben, so Blumenröther weiter, alle Spuren hätten “Berechtigten” und Kunden zugeordnet werden können. Nur an der Außentüre habe es noch eine offene DNA-Spur gegeben.
Der Vertreter der Familie des Mordopfers Boulgarides RA Narin fragt, in welchen Zeitraum Blumenröther Hauptsachbearbeiter im Fall Boulgarides gewesen sei. Dieser sagt, er sei es ab dem Tattag bis heute. Narin fragt, ob es Hinweise auf ein mögliches rassistisches Motiv gegeben habe, was Blumenröther verneint. Narin fragt anders, ob es Hinweise auf mögliches ausländerfeindliches Motiv gegeben habe. Blumenröther: “Ja, natürlich, allein bedingt durch die Serie ist ein Ausländermotiv gegeben.” Es habe, so Blumenröther auf Nachfrage von Narin, eine Aussage des Bruders von Boulgarides gegeben, dass da wohl “ein ausgetickter Typ rumläuft, der Ausländer umbringt” und eine Aussage des Zeugen Ac. Dieser habe berichtet, dass er sich mit dem Bruder von Boulgarides mal darüber unterhalten habe, dass es einer sein könne, der Ausländer hasse. Narin fragt, ob es handfeste Spuren gegeben habe, was Blumenröther verneint. Narin fragt, ob Blumenröther ein Vorfall vom 18. Juni 2005 am Tatort bekannt sei. Der Zeuge sagt, ein Kollege sei von einer Anwohnerin informiert worden, dass ein grüner Jaguar in der Nähe des Tatorts gehalten habe. Das Fahrzeug sei mit einem Karsten Ro. und einem Herrn St. besetzt gewesen. Die Spur mit der Nummer 23 sei abgearbeitet worden, die Personen seien angefragt worden und es habe keinerlei Eintragungen ins rechte Spektrum gegeben. Erst im Dezember 2005 sei hier von der “BAO Bosporus” ein Treffer gemeldet worden bezüglich St. wegen einer angeblichen Teilnahme an der Geburtstagsfeier eines Rechten. 2011 sei die Spur nochmal geöffnet worden, er hab die zwei Zeugen erneut vernommen und das Ergebnis der BAO Bosporus zugeleitet. Narin will wissen, zu wem es in der rechten Szene Bezüge gegeben habe. Blumenröther sagt, angeblich zu einem Herrn Bordin und einem Herrn Wiese. Bei der anschließenden Befragung stellt es sich heraus, dass es um Norman Bordin und Martin Wiese geht Blumenröther führt auf Frage Narins aus, Ro. habe in der Hauzenberger Straße unweit des Tatorts gewohnt. Weiter habe er angegeben, dass er zusammen mit St. unterwegs gewesen sei, denn es sei sein “natürlicher Nachhauseweg”. Man habe aus den Medien  von der Tat erfahren, sei dann vorbeigefahren und habe kurz angehalten. Es habe nichts damit zu tun gehabt, dass ein Ausländer erschossen wurde. Narin will wissen, ob in der Richtung weitere Ermittlungen angestellt worden seien. Blumenröther sagt, es habe 2006 diese beiden Vernehmungen gegeben. Es habe sich herausgestellt, dass keine der Personen bei Wiese und Bordin auf einer Geburtstagsfeier gewesen seien und dass die Kontakte lang zurücklagen sowie nur privater Natur waren: Das hätten Ro. und St. nach dem 11. November 2011 angegeben, so Blumenröther auf Nachfrage Narins. Narin fragt nach einem Beamten mit dem Namen Yi. Das sei ein “Kollege mit türkischen Wurzeln” aus der “BAO Bosporus”, so Blumenröther. Er wüsste nicht, dass Yi. damit befasst gewesen sei, sagt Blumenröther. Narin sagt, er müsse dem Zeugen eine Mitschrift vorhalten, die er leider nur bei der BAW habe einsehen könne. Da spreche Yi. von einer Beziehung des St. zu Bordin und schreibe “Beachte auch Bombenanschlag Köln”. Das höre er zum ersten Mal, erwidert Blumenröther. Narin fragt, ob es vielleicht weitere Hinweise zu Ro. gegeben habe, etwa aus Thüringen. Blumenröther: “Mit mir hat niemand gesprochen.” Narin sagt, er, Blumenröther, sei doch der Sachbearbeiter und auch nach dem 11. November 2011 mit dieser Spur betraut gewesen. Narin sagt, es gebe wohl einen Hinweis vom 27. September 2006, eine telefonische Mitteilung einer Zeugin Franka S. Götzl will wissen, woraus Narin zitiere. Narin bittet um einen Augenblick. Götzl möchte fünf Minuten Pause machen und steht auf, setzt sich aber wieder als Narin sagt, er habe es gefunden. Narin hält vor, die Zeugin Franka S. habe ein Gespräch zweier Männer gehört, in dem es geheißen habe “jetzt sind es 8″ sowie die Begriffe “Mord” oder “Morde” gefallen seien. Bei einem der Männer habe es sich um Karsten Ro. aus Erfurt und einen “Mafiosi” gehandelt haben. Weiterhin gehörten die Personen dem rechten Spektrum an, speziell dem “BFB Erfurt” und “BFB Offensive für Deutschland”. Das sei ihm gänzlich unbekannt, sagt Blumenröther, das seien Informationen an die BAO und sei ihm nicht zugetragen worden. Narin sagt, das sei derselbe Name aus zwei unterschiedlichen Quellen und will wissen, was Blumenröther getan habe, um Ro. und St. abzuklären. Er habe sie vernommen, so Blumenröther: Die beiden hätten angegeben, nichts mit dem  rechten Spektrum zu tun zu haben, es habe keinerlei Anzeichen gegeben, an der Aussage zu zweifeln. Sie hätten, zu Kontakten mit Wiese und Bordin befragt, verneint auf einer Geburtstagsparty gewesen zu sein, sonst hätten ein bis zehn private Veranstaltungen gesprochen, Kegeltreffen, seien aber auf keiner Kundgebung gewesen. Und weiter: “Einer hat sogar angegeben, dass er einen Moslem als Freund hat.” Narin will wissen, ob bei den Vernehmungen die Gaststätte “Burg Trausnitz” thematisiert worden sei. Er meine, nein. Auf Frage von Narin sagt Blumenröther, das eine Gaststätte im Münchner Glockenbach- oder Schlachthofviertel, ein Lokal, das früher für Treffen von rechten Personen genutzt worden sei. Ein Vorfall mit einem griechischen Staatsbürger sei ihm erinnerlich, so Blumenröther: “Da gab es wohl eine Schlägerei aus Gästen der Gaststätte mit einem griechischen Passanten, der wohl körperlich angegangen wurde.” [Hintergründe zu dem thematisierten Angriff] Er wisse nicht mehr, ob er die Zeugen danach befragt habe. Narin sagt, er habe nur eine kleine Notiz dazu, die Akten lägen ja leider nicht vor. In einer Zeugenvernehmung habe Ro. wohl eingeräumt, dass er regelmäßig dort beim Kegeln war. Blumenröther sagt, es sei in der Vernehmung, wenn er danach gefragt habe. Narin: “Sie haben also Bezüge in die rechtsextremistische Szene ausgeschlossen.” Auf Frage von Narin sagt Blumenröther, er sei beauftragt worden, die zwei Vernehmungen durchzuführen, dann seien diese zwei Vernehmungen “abverfügt” worden an die “BAO Bosporus”. Ein Anwalt des Angeklagten André E. beschwert sich. Götzl sagt, Narin solle das Ziel der Befragung darlegen. Narin sagt, das könne er auch im Beisein des Zeugen tun. Es gehe darum, dass der Zeuge in diesem Bereich völlig inkompetent sei und rechte Bezüge nicht einmal erkenne, wenn die Personen mit Wiese und Bordin verkehrten. Es gebe an einem Tatort Bezüge zu Rechtsextremisten, die sich damals auch in Thüringen bewegt hätten. Wenn der Zeuge diese Spur nicht abkläre und die BAW die Verfahrensbeteiligten nicht mit den Akten versorge, dann bleibe nur die Möglichkeit den Zeugen zu befragen. Götzl sagt, es gebe das Beschleunigungsgebot, daher müsse Narin das erläutern. Narin sagt, er halte es nicht für ausgeschlossen, dass an den Tatorten mögliche Helfer geholfen haben und er wolle diese möglichen Zeugen ausschließen. Narin fragt Blumenröther dann, ob ihm bekannt sei, dass wenige Jahre vor dem Mord in Sichtweite vom Tatort eine Neonazi-WG von Martin Wiese existiert habe. Blumenröther verneint das. Narin: “Ich denke, im Bereich Rechtsextremismus werde ich keine weitere Frage mehr stellen.”

Auf Frage von RA Manthey sagt Blumenröther die einzige Überschneidung zwischen Mordfall Kılıç und dem Mordfall Boulgarides sei, dass Boulgarides in den frühen Berufsjahren mal in der Großmarkthalle gearbeitet habe, wo auch Kılıç tätig war. Dann fragt RAin Lex, Vertreterin von Yvonne Boulgarides. Die Soko habe am Anfang aus 20, später aus 39 Personen bestanden, sagt Blumenröther auf Frage von Lex. Es seien aus unterschiedlichen Dienststellen Kräfte hinzugezogen worden. Lex will wissen, ob auch aus dem Bereich Staatsschutz Kräfte gekommen seien, was Blumenröther verneint. Einen bestimmten Grund habe es dafür nicht gegeben. Wo Kapazitäten frei seien, würden Beamte hinzu gezogen. Es sei auch nicht Usus, dass explizit Staatsschützer hinzugezogen werden. Aus dem Bereich Organisierte Kriminalität seien ein oder zwei Kollegen dabei gewesen, die Auswahl obliege aber nicht ihm. Lex fragt, wann die Familie und die Töchter über den Mord an Boulgarides informiert worden seien. Blumenröther sagt, er habe sie nicht benachrichtigt, das seien wohl der Bruder des Opfers oder Beamte des K11 gewesen. Lex sagt, Blumenröther habe berichtet, dass er bereits am nächsten Tag aufgrund einer Info des BKA erfahren habe, dass es sich bei dem Mord um einen Teil der Serie handelt. Sie will wissen, was für Schlüsse er gezogen habe im Hinblick darauf, dass es bisher sechs türkischstämmige Opfer gegeben habe und es jetzt um ein griechisches Opfer geht. Die Spekulationen hätten von einer Verwechslungstheorie gereicht bis dahin, dass Boulgarides “vom Typus, vom Erscheinungsbild her eher einem türkischen Staatsangehörigen zugerechnet werden könnte”. Lex: “Und über die Verwechslungstheorie hinaus?” Blumenröther sagt, dass auch Boulgarides ein Kleingewerbetreibender ausländischer Herkunft war, dass man auch bei ihm kein Motiv habe erkennen können und eine Raubtat habe ausgeschlossen werden können. Lex fragt, warum in mehreren Zeugenvernehmungen nach Fahrrädern gefragt worden sei. Es sei bekannt gewesen aus dem Fall Kılıç, dass die Zeuginnen Mü. und Sch. Fahrräder gesehen hätten und beim Fall Yasar habe es das Verladen von Fahrrädern in einen Kombi gegeben. Lex fragt, ob Blumenröther zuständig für den Einsatz der verdeckten Ermittler, die bei Frau Boulgarides aufgetaucht seien. Das verneint Blumenröther, er habe im Nachhinein davon erfahren. Das sei von der “BAO Bosporus” ausgegangen. Er müsse aufpassen, dass er nicht über seine Aussagegenehmigung hinausgehe. Frau Boulgarides habe wohl bei der “Soko Theo” angerufen, bei ihr stünden türkische Personen vor der Tür, dann sei eine Streifenbesatzung dort hin beordert worden. Die Kollegen hätten in Nürnberg bei der BAO angerufen und dort seien diese Personen wohl bekannt gewesen. Daraufhin sei der Streifenwagen zurückbeordert worden. Frau Boulgarides habe die nur kurz hinein gelassen und  dann der Wohnung verwiesen. Nur aus diesem Grund hätten sie selbst erfahren, dass hier seitens der “BAO Bosporus” verdeckte Maßnahmen angelaufen seien. Lex will wissen, ob sich Blumenröther bei der Befragung von Ro. und St. vorher kundig gemacht habe über die rechte Szene. Er habe sich mit dem K44 in Verbindung gesetzt und die Teilnehmerliste “dieser ominösen Bordin-Geburtstagsfeier” geben lassen, da sei aber keine der Personen verzeichnet gewesen. Dann habe er die Vernehmung nach Nürnberg geschickt, das sei da gelesen und dann geschlossen worden. Zugang zu einer Datenbank, die Wohnsitze ausweist, habe er. Für den Zeugen St. habe das eine Adresse in der Hauzenberger Straße ergeben, Bordin und Wiese habe er nicht über überprüft. Lex sagt, Blumenröther habe die Lebensgefährtin von Boulgarides in einer Vernehmung gefragt, ob sie die Pille nimmt oder anderweitig verhütet: Blumenröther sagt, die Ehe von Boulgarides und auch die Ehe der Lebensgefährtin seien nicht rechtskräftig geschieden gewesen. Er habe nur herausfinden wollen, ob die Lebensgefährtin bereits “wieder bereit war, schwanger zu werden”, um hier ein mögliches Motiv auszuschließen. RA Prosotowitz fragt, wie der Observationsbeschluss gegen den Bruder zustande gekommen sei. Der Zeuge sagt, der Bruder habe einen “anderen Lebenswandel” als das Opfer gehabt. Die “so genannte Stellvertretertheorie” habe Tatauslöser sein können. Daher sei eine vierwöchige Observation angesetzt worden. Das Ergebnis sei gewesen, dass es keine Auffälligkeiten gegeben habe.

Nach der Vernehmung Blumenröthers verliest Götzl für den psychiatrischen Sachverständigen Prof. Saß die Aussagen der Zeug_innen Fi. [siehe Protokoll zum 36. Verhandlungstag], weil Saß bei deren Vernehmung nicht anwesend war. Dann sagt Götzl, dass der für Mittwoch geladene Zeuge Ge. wahrscheinlich nicht kommen wird und der für Donnerstag geladene Zeuge M. abgesagt habe [bei den beiden Zeugen aus der Schweiz geht es um die Verkaufskette der Tatwaffe Ceska]. Der Verhandlungstag am Donnerstag falle daher aus. Der heutige Verhandlungstag endet um 15.10 Uhr.

Nebenklage-RA Hoffmann kommentiert den Tag in Bezug auf mögliche Helfer_innen vor Ort: „Die[se] Notizen konnten nur im Zuge einer Beobachtung vor Ort über Zeiträume zwischen 4-8 Wochen und 12 Monaten entstanden sein. Das stellt erneut die Behauptung der Anklageschrift in Frage, Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe hätten alleine gehandelt - es ist schlicht nicht vorstellbar, dass die drei alleine Ausspähungen in diesem Umfang durchgeführt haben können. Vielmehr legt die Beweisaufnahme nahe, dass lokale Nazis vor Ort die Morde mit geplant haben.“

Zu den Ermittlungen im Mordfall Boulgarides führt er aus: „So machte auch die Vernehmung des Polizeibeamten Blumenröther wieder deutlich, wie stark die Polizeiarbeit durch Vorurteile und Inkompetenz geprägt war. Der Zeuge, inzwischen im Ruhestand, war Hauptermittler der SoKo „Theo“, die den Mord an Theodoros Boulgarides aufklären sollte. Er erklärte, es habe keine Hinweise auf ein rassistisches Motiv gegeben. Ein verräterischer Versprecher unterlief ihm, als er sagte, es habe schon „ein Ausländermotiv“ gegeben angesichts einer Mordserie an Migranten. Angehörige des Ermordeten hätten immer wieder ein ausländerfeindliches Motiv in den Raum gestellt, dafür habe es aber keine Anhaltspunkte gegeben.“


Protokoll 47. Verhandlungstag - 16. Oktober 2013

Am 47. Verhandlungstag steht der Verkauf einer Ceska durch einen Schweizer Waffenhändler an Peter Anton Ge. im Mittelpunkt. In weiteren Zeugenvernehmungen geht es um die Wohnmobilanmietungen und die Herkunft des Bargeldes, das nach dem Auffliegen des NSU im Wohnmobil und in der letzten Wohnung gefunden worden waren. Eine bemerkenswerte Erklärung verliest die Nebenklagevertreterin Rain Angelika Lex (sie vertritt die Angehörigen von Theodoros Boulgarides), in der die einseitigen Ermittlungen der ermittelnden Beamten kritisiert werden.

Zeug_innen:

	Franz Schl. (ehem. schweizerischer Waffenhändler, hat die Tatwaffe Ceska 1996 legal an Peter Anton Ge. verkauft)
	Hagen Ros. (Polizeibeamter, hat Entfernungsmessungen zu Autoanmietungen des NSU durchgeführt)
	Gabriele Q. (Kriminalbeamtin, Fortsetzung der Vernehmung vom 46. Verhandlungstag)




Die Sitzung beginnt um 9.49 Uhr. Nach der Präsenzfeststellung teilt Richter Götzl mit, dass der für 9.30 Uhr geladen Zeuge Ge. nicht anwesend ist und daher zunächst der Zeuge Schl. gehört werde.

Götzl fragt Schl., wie der Waffenhandel funktioniert, wie der Kauf dokumentiert und welche Bedingung es für einen Kauf gibt. Schl. sagt, er könne lediglich sagen, wie es damals funktioniert habe, er sei seit 2005 nicht mehr in der Branche tätig. Bei der “besagten Waffe” gehe es um eine Faustfeuerwaffe. In der Schweiz habe man dafür einen Waffenerwerbsschein gebraucht, der von der Behörde an berechtigte Personen ausgestellt worden sei. Die Faustfeuerwaffen seien in einem Register eingetragen worden. Dort seien der Lieferant, die Seriennummer und der Käufer aufgeführt worden. Der Waffenerwerbsschein habe den Käufer legitimiert, so einen Artikel zu besitzen. Der Käufer habe dann mit einem Ausweispapier belegen müssen, dass er der Eigentümer des Scheins ist. Waffen habe man bei ihm direkt im Geschäft kaufen oder über Versand bestellen können. Beim Versandfall habe der Waffenerwerbsschein mit einer Ausweiskopie an ihn geschickt werden müssen. Die Bezahlung sei per Vorkasse oder Nachnahme möglich gewesen. Die Ware sei dann per Post verschickt worden.

Schl. bestätigt auf Nachfrage, dass das Original des Waffenerwerbsscheins vorgelegt werden musste. Mit der “besagten Waffe” meine Schl. jene, zu der er schon mehrfach befragt worden sei von den Schweizer Behörden. Ob er die Ceska meine, will Götzl von Schl. wissen. Dieser bejaht das. Dann wird eine handschriftliche Liste in Augenschein genommen, auf der zwei Einträge mit Textmarker markiert sind. Auf der linken Seite sei der Wareneingang dokumentiert, so Schl. Dann seien Art der Waffe, Hersteller, Modell, Kaliber und Seriennummer vermerkt. Auf der rechten Seite sei der Warenausgang dokumentiert. Götzl fragt, ob es Eintragungen über eine Ceska gebe, was Schl. bejaht. Schl. nennt die Seriennummer und sagt, die Waffe sei ausgetragen worden auf den Kunden Anton Ge. aus Steffisburg. Es handele sich um einen Versandauftrag. Weil der Kunde beim Versand nicht da gewesen sei, sei ein Eintrag gemacht worden, dass der Waffenerwerbsschein vom Kunden eigenhändig unterschrieben worden sei. Gekauft worden sei die Waffe von ihm, Schl., selbst am 10. April 1996, Lieferant sei die Firma Luxik.

Es habe eine weitere Bestellung von Anton Ge. gegeben. bestätigt Schl. Die beiden Bestellungen seien innerhalb von zwei Wochen eingegangen. Dann wird ein offenbar behördliches Schreiben in Augenschein genommen. Schl. sagt, das sei kein Waffenerwerbsschein, sondern ein Gesuch für einen solchen Schein. Da stehe “Art der Waffe: Zwei Faustfeuerwaffen.” Bei einem weiteren Schreiben handele es sich um ein Gesuch über eine Faustfeuerwaffe. Die Eintragungen ins Register habe wohl ein Kollege gemacht, so Schl. Gegen Rechnung habe er Waffen nur an Händlerkollegen verkauft, Ge. habe wohl per Vorkasse oder Nachnahme bezahlt. Probleme beim Versand oder Reklamationen habe es keine gegeben. Die Waffe sei natürlich per Einschreiben versendet worden, so Schl. auf Frage von Götzl. Geliefert worden sei an die Adresse in Steffisburg, die im Register stehe. Götzl sagt, Schl. habe die Firma nicht alleine betrieben, was dieser bestätigt. Er und sein Partner hätten die Firma bis 2003 14 bis 15 Jahre gemeinsam geführt, dann habe er noch alleine bis August 2005 weiter gemacht.

Es sei nicht vermerkt worden, wenn ein Schalldämpfer verkauft wurde. Damals sei im Kanton Bern der Verkauf von Schalldämpfern frei gewesen, deshalb habe das auch nicht im Register verzeichnet werden müssen. Bei der Ceska müsse es sich um eine Waffe handeln, die sie als Set verkauft hätten. Ob Munition dabei gewesen sei, könne er so nicht sagen, das müsse man im Munitionsregister nachschauen. Richter Kramer fragt, ob der Waffenerwerbsschein bei Schl.s Firma einbehalten wurde. Der Kunde habe einen Schein beantragt, ihn dann von der Behörde bekommen und den Schein im Original beim Händler abgegeben. Wenn der Kunde die Waffe besaß, habe er keine Legitimation der Behörde mehr benötigt, die Kaufquittung habe als Beleg genügt, dass man die Waffe rechtmäßig erworben hat, führt Schl. aus.

Nebenklagevertreter RA Kolloge möchte wissen, ob es theoretisch möglich sei, die Waffe an eine andere Adresse zu bestellen als an die auf dem Schein angegeben. Das verneint Schl., die Adresse müsse übereinstimmen. RA Ulucay fragt, ob es einen Preisunterschied zwischen Ceska mit Schalldämpfer und ohne gebe. Das bestätigt Schl. Er sagt, das sei im speziellen Fall schwer zu sagen, weil die Waffe ab Werk mit einem Dämpfer geliefert worden sei, das sei als Paket an sie geliefert worden. Auf Nachfrage von Götzl sagt Schl., diese Pistole habe man nicht ohne Schalldämpfer kaufen können, man habe nicht nur einen Artikel aus dem Paket kaufen können. Es habe einfach einen Preis für das ganze Paket gegeben, der habe vermutlich im Bereich von 1.000 Franken gelegen.

RA Daimagüler fragt, ob Schl. Informationen habe von Kunden, warum sie Waffen mit Schalldämpfer kaufen. Schl. sagt, in der Regel nicht, manche würden sammeln. Wenn ein Kunde illegale Absichten gehabt habe, habe er ihnen das sicherlich nicht mitgeteilt. Daimagüler: “Man kann sich seinen Teil denken. Danke.” Schl. sagt, er hab das letzte nicht verstanden. Richter Götzl winkt ab und sagt: “Der Kollege hat sich bei Ihnen bedankt.” Auf Frage von RA Erdal sagt Schl. im Set mit Waffe und Schalldämpfer sei keine Munition dabei gewesen. Ein Nebenklagevertreter sagt, aus dem Register gehe hervor, dass Schl. die Waffe am 10. April bestellt habe und sie am nächsten Tag schon verschickt wurde. Schl. erwidert, es könne sein, dass parallel ein Inserat in einer Zeitung erfolgt sei und, wenn die Ware da gewesen sei, der Kunde benachrichtigt und die Ware verschickt wurde. Unterlagen über das Datum des Wareneingangs und der Bestellung durch den Kunden habe er nicht mehr.

Wohllebens Verteidiger RA Klemke will wissen, ob Schl. schon früher Geschäftskontakte zur Firma Luxik gehabt habe, was dieser bejaht. Waffen mit Schalldämpfer seien gut gegangen, so Schl. auf Frage Klemkes. Den Anteil an den Verkäufen könne er nicht mehr nennen, weil über Schalldämpfer kein Register geführt worden sei, er könne aber sagen, dass das “so wie es da war, das war” relativ selten sei. Ob die Initiative zur Lieferung von Schalldämpfer-Waffen von ihm oder von der Firma Luxik ausgegangen sei, wisse er nicht mehr, er wolle aber darauf hinweisen, dass das ein ganz normaler Warenhandel gewesen sei. Das hier behandelte Modell sei “sehr, sehr selten”, so Schl., da seien mehrere Waffen in einer Sendung gekommen, es sei aber eine kleine Anzahl gewesen. In den meisten Fällen seien Lieferungen an seine Firma mit der Post geschickt worden, das sei wohl bei der Lieferung der Ceskas auch so gewesen, so Schl. Er schätze, dass bei der Lieferungen acht bis zehn Stück gekommen seien. Klemke will wissen, ob die Lieferung bei Eingang kontrolliert wurde. Schl. sagt, der Kollege habe den Eingang gemacht. Nach erneuter Inaugenscheinnahme des Registers sagt Schl., er nehme an, dass es sich um die Handschrift des Kollegen Marcel Tsch. handele. Beim Wareneingang sei das Paket jeweils ausgepackt worden, die Nummern und der Lieferumfang sei kontrolliert worden und die Waffen seien außerdem auf Funktion geprüft worden. Tsch. lebe im Moment in Schönbühl, so Schl. auf Frage Klemkes. Dann müsse man aber auch Tsch. fragen, ob er seine Handschrift wieder erkennt. Klemke sagt, das hätte er getan. Schl.: “Ja, das glaube ich auch.” Er wisse nicht, ob er jede einzelne Waffe der Lieferung mit Nummer gesehen habe, denke es aber nicht. An der Verkaufsabwicklung sei er selbst nicht beteiligt gewesen. Wieder geht Schl. nach vorn und schaut sich das Register an. Er sagt, das sei nach der Handschrift sein Geschäftspartner Andreas Sp. gewesen. Der lebe in Ecuador, wo genau wisse er nicht. Sp. sei ausgewandert, weil er eine Frau aus Ecuador geheiratet habe, außerdem sei das Waffengeschäft seit der neuen Waffengesetzgebung in der Schweiz ab 1999 schlechter gelaufen. Klemke will wissen, ob Schl. vor 1996 geschäftliche Beziehungen mit Anton Ge. gehabt habe. Er denke nicht, so Schl., er sei auch schon gebeten worden, das nachzuschauen. Das Ergebnis sei vermutlich gewesen, dass Ge. zumindest nichts gekauft habe, was eintragungspflichtig war. Ob beim Kauf der Waffe durch Ge. per Vorkasse oder Nachnahme bezahlt worden sei, wisse er nicht mehr, dass eine der beiden Zahlungsweisen bei Privatkunden häufiger gewesen sei, könne man nicht sagen.

RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe, fragt, ob Schl. noch eine konkrete Erinnerung an eine Waffe mit Schalldämpfer habe. Schl. antwortet, dass es ein seltenes Modell sei, daher sei er sicher, dass sie das Set nicht auseinandergerissen hätten, sondern alles zusammen in einem Paket verschickt worden sei. Stahl fasst noch einmal zusammen: “Sie haben vom Zwischenhändler ein Set eingekauft und das auch als Set weiter verschickt und wenn Sie das auseinandergerissen hätten, wäre Ihnen das erinnerlich?” Schl. bestätigt das.

RA Hösl, Verteidiger von Carsten S. möchte, dass dem Zeugen das “Waffenhandelsbuch” vorgehalten wird. Nach einer Unterbrechung wird diese Liste in Augenschein genommen. Hösl fragt, ob das die angesprochenen Sets seien, was Schl. bestätigt. Götzl sagt, diese Liste sei aus 1993. Das seien zwanzig solche Sets, so Hösl. Auch das bestätigt Schl. Der zweite Verteidiger von Carsten S., RA Pausch, fragt, ob ein Vergleich der Adressen auf dem Waffenerwerbsschein und dem Ausweisdokument vorgenommen worden sei. Schl. sagt, man habe ein amtliches Dokument mit Adresse, etwa einen Führerschein, benötigt, und das sei verglichen worden. Auch die Unterschriften seien kontrolliert worden, es sei aber “kein graphologisches Gutachten” angefertigt worden.

Auf Frage von Nebenklagevertreter RA Langer sagt Schl., die Nummern seien ganz sicher immer auf der Waffe direkt verglichen worden. Auf Frage von Langer sagt Schl., wenn eine Waffe aus einem Blatt des Register nicht verkauft worden sei, dann habe man einen Übertrag auf das nächste Blatt der Liste gemacht. Langer weist darauf hin, dass Schl. in Bezug auf die in Rede stehende Lieferung von Ceskas mit Schalldämpfern von acht bis zehn Exemplaren gesprochen habe, in der Liste die Lieferung aber offenbar nicht unmittelbar untereinander eingetragen sei. Schl. sagt, er wisse nicht mehr, wie es damals war. Die Bücher und Unterlagen seien aber von der Kantonspolizei Bern kontrolliert worden: “Wir haben nicht den Kasper gemacht mit diesen Unterlagen.” RA Stahl fragt noch einmal zu der vorgehaltenen Liste aus 1993.

Dann fragt Nebenklagevertreter RA Hoffmann, wie ein Kunde die Waffe weiter verkauft hätte. Schl. sagt, damals habe ein Privater die Waffe einfach weiter verkaufen können. Einen Waffenerwerbsschein vom weiteren Käufer habe der Private nicht haben müssen. Die Logik sei gewesen, dass eine Privatperson keinen Handel mit Waffen treiben dürfe. Im Saal und auf der Besuchertribüne wird gelacht. Es sei akzeptiert worden, wenn ab und zu einem Sammlerkollegen eine Waffe weiter gegeben worden sei, aber nicht, wenn man gewerbsmäßig Waffen verkauft habe, dazu benötige man ein Waffenverkaufspatent. Hoffmann will wissen, ob die selben Regeln auch für Schrotflinten galten. Schl. sagt, Langwaffen seien nicht erwerbsscheinpflichtig gewesen im Kanton Bern. Die Unterscheidung sei gewesen, ob es Kriegsmaterial war oder nicht. Jagd- und Sportwaffen seien frei gewesen, bei Kriegsmaterial habe man einen Eintrag im Register machen, den Ausweis vorlegen und unterschreiben müssen.

Danach fragt RA Klemke erneut zur Liste aus 1993, da gehe es ja auch um Ceskas mit Schalldämpfer. Klemke sagt, Schl. habe vorhin gesagt, es sei ein ganz seltenes Modell, aber schon 1993 seien es 20 Stück gewesen. Schl. sagt, er erinnere sich nicht an die Lieferung 1993, 20 Stück sei aber immer noch sehr selten. Klemke: “Das macht mir Angst.” Dann will Klemke wissen, ob die Polizei bei Schl. wegen des Waffenerwerbsscheins Nachschau gehalten habe. Schl. sagt, er habe nur noch das Register zur Seite gelegt, damit könne er seiner Auskunftspflicht nachkommen, der Rest sei weg. Die Vernehmung endet um 11.32 Uhr.

Nebenklagevertreterin RAin Angelika Lex verliest eine Erklärung zur gestrigen Aussage des Zeugen Blumenröther. Der Zeuge, so Lex, habe in seiner Vernehmung bestätigt, dass es bereits bei der personellen Zusammensetzung der “Soko Theo” keinerlei Konzept bezüglich der inhaltlichen Qualifikation der ermittelnden Beamten gegeben habe. So sei kein einziger Beamter des Staatsschutzes beigezogen worden. Obwohl bereits am Tag nach der Tat durch Ermittlungen des BKA bekannt geworden sei, dass der Mord an Theodoros Boulgarides in die Mordserie einzuordnen war, und bei den vorherigen Taten keinerlei konkrete Täterhinweise vorlagen, seien vom Zeugen keine Überlegungen hinsichtlich eines rechtsterroristischen Hintergrundes angestrengt worden. Die Frage nach Hinweisen auf ein rassistisches Motiv der Taten habe der Zeuge verneint, die Frage nach einem ausländerfeindlichen Motiv habe er damit beantwortet, dass sich bei der Ermordung von sieben Ausländern natürlich ein “ausländisches Motiv” ergebe, ohne dass hieraus irgendwelche Konsequenzen gezogen worden seien. Die Vernehmung habe gezeigt, dass der Zeuge selbst heute nach dem Aufliegen des NSU nicht in der Lage sei, rassistische oder ausländerfeindliche Motive in Ermittlungsansätze mit einzubeziehen und das, obwohl sogar die BAO Bosporus schließlich im Mai 2006 neben der Organisationstheorie auch die sogenannten Einzeltätertheorie verfolgt habe.

Der Zeuge habe auch Hinweise des Bruders von Boulgarides nicht aufgenommen, der in einer Vernehmung angegeben habe, dass er davon ausgehe, „dass ein ausgetickter Typ rumliefe, der Ausländer umbringe.” Durch die Vernehmung des Zeugen sei auch offensichtlich geworden, dass Spuren zu zwei Personen nicht weiter verfolgt worden seien, die drei Tage nach dem Mord in einem Fahrzeug am Tatort festgestellt wurden und Beziehungen zu führenden Neonazis der bayerischen Szene, nämlich zu Martin Wiese und Norman Bordin, hatten. Die Vernehmung dieser beiden Personen durch den Zeugen sei ohne jegliche Sachkunde vorgenommen worden. Der Zeuge habe sich mit der Behauptung der beiden abspeisen lassen, diese Kontakte seinen lediglich privater Natur gewesen und einer von ihnen wäre sogar mit einem Muslim befreundet. Dies habe ihm ausgereicht, um Verbindungen in die Neonazi-Szene auszuschließen. Es seien keine weitergehenden Ermittlungen, auch keine Nachfragen beim Staatsschutz oder Verfassungsschutz erfolgt. Sonst wäre, so Lex, bekannt geworden, dass die ehemalige WG von Martin Wiese in der Landsberger Straße in Sichtweite des Tatortes lag. Diese Erkenntnis, so Lex, hätte die BAO Bosporus vielleicht schon im Jahr 2006 bei ihren Ermittlungen in Richtung Einzeltäter weiter gebracht, auf jeden Fall wäre sie im Jahr 2011 - nach dem Auffliegen des NSU - relevant gewesen. Der Zeuge habe auch vorgetragen, dass selbst die Tatsache, dass nach den sechs Morden an türkischstämmigen Männern, nun ein griechisches Opfer getötet wurde, keine Überlegungen in Richtung Ausländerfeindlichkeit in Gang gebracht habe. Stattdessen sei er davon ausgegangen, dass Boulgarides Opfer einer Verwechslung gewesen sein könne, weil er angeblich wie ein Türke ausgesehen habe, oder weil eigentlich sein Bruder gemeint gewesen sei. Überlegungen dahingehend, dass denknotwendig eine Verwechslung ein persönliches Motiv voraussetzen würde, oder bei einer Verwechslung zwischen einem türkischen und einem griechischen Staatsangehörigen allein die ausländische Herkunft für die Tötung relevant sei, habe der der Zeuge nicht angestellt. Stattdessen seien Ermittlungen nach dem Schema einer Beziehungstat geführt worden, mit der Folge, dass Angehörige observiert und abgehört sowie mit intimen Fragen belästigt worden seien, die in keinerlei Zusammenhang zu den Ermittlungen stünden. Durch die Vernehmung des Zeugen, der vom Tattag bis heute Hauptsachbearbeiter im Mordfall Boulgarides war, offenbarten sich, so Lex, die massiven Defizite bei den Ermittlungsbehörden in allen Bereichen und Varianten, die die Folgen der Tat für die Opfer noch verstärkten. Die Familie von Theodoros Boulgarides habe nicht nur ihn verloren, sondern habe auf einmal selber im Fokus der Verdächtigungen gestanden. Die Mutter sei nach Griechenland zurück gekehrt, weil sie sich hier nicht mehr in Sicherheit gefühlt habe, auch sein Bruder habe Deutschland für längere Zeit verlassen: “Trotzdem fand der Zeuge für die betroffenen Familien kein Wort des Bedauerns und der Entschuldigung.”

Nach der Mittagspause folgt um 12.56 Uhr die Vernehmung des Bundespolizisten Ros. Dieser bestätigt, dass er gemeinsam mit seinem Kollegen Vo. [siehe Protokoll zum 44. Verhandlungstag] die Entfernungsermittlung von den Autovermietungen zu möglichen Tatorten oder Urlaubszielen des NSU durchgeführt habe. Vo. habe die Straßennamen angegeben und er habe mit “Nokia Maps” Berechnungen durchgeführt, die er dann Vo. mitgeteilt habe, der sie in seinen Vermerk aufgenommen habe. Damit ist die Vernehmung abgeschlossen.

Götzl teilt mit, dass der Zeuge Ge. nicht gekommen ist, und dass der vorgesehene Zeuge Ta. [siehe Protokoll zum 41. Verhandlungstag] sich in der Mittagspause krank gemeldet habe. Dann werden Videosequenzen der VIVA-Überwachungskamera aus Köln vom 9. Juni 2004 (Tag des Bombenanschlags in der Keupstraße) vorgeführt . Gezeigt wird eine Sequenz von 15.24 Uhr bis 15.30 Uhr. Darauf ist eine Frau mit offenem Haar und trägerlosem, weißem Top zu sehen, die telefoniert bzw. auf ihr Handy schaut. Aus der Distanz hat die Frau Ähnlichkeit mit Beate Zschäpe. Dann legt Götzl Bilder aus einem Untersuchungsbericht vor, auf denen das Gesicht der Frau vergrößert ist. Es handelt sich bei der Frau nicht um Zschäpe.

Es folgt die Fortsetzung der Vernehmung der Kriminalbeamtin Q. Zunächst geht es um aufgefundenes Geld und Banderolen. Q. berichtet, es seien 390 Euro in der Wohnung Frühlingsstraße aufgefunden worden, die aus einem Raubüberfall von 2004 stammten. Im Wohnmobil seien 71.915 Euro gefunden worden, das sei um 5 Euro die Summe aus dem Raubüberfall in Eisenach und dabei sei auch Registriergeld gewesen. In einem Rucksack im Wohnmobil seien einmal 1.000 und einmal 2.000 Euro gefunden worden, aus einem Raubüberfall im September 2011. Und es seien zweimal 10.000 Euro gefunden worden aus einem Raubüberfall im Januar 2007. Die Banderolen stammten überwiegend von der Deutschen Post oder der Sparkasse allgemein. Sie meine nicht, dass das Geld auf Spuren untersucht wurde, weil man das bei Geldscheinen in der Regel nicht mache, wenn doch müsse es im Vermerk stehen. Götzl hält vor, es sei ein Bündel Bargeld mit 100 mal 20 Euro gefunden worden, und will wissen, ob das aus dem Rucksack stamme, was Q. bejaht. Außerdem sei ein Bündel mit 1.000 Euro im Rucksack gefunden worden. Sie bestätigt, dass der Rucksack in der oberen mittigen Schlafkabine im Wohnmobil gefunden worden sei. Götzl nennt eingeschweißte Geldscheine mit Bezug zu einem Raubüberfall im Januar 2007 in Stralsund. Götzl fragt dann zu einem Vermerk vom 15. Februar 2012 zu aufgefundenem Bargeld im Wohnmobil. Der Gesamtvermerk sei ihr nicht mehr in Erinnerung, so Q. Also geht Götzl den Vermerk durch. Da sei es zunächst um die 71.915 Euro gegangen. Götzl nennt dann weitere Beträge, die sich z.B. lose in einer Kakaopulververpackung in einer braunen Tasche in der Spüle des Aufenthaltsraums befunden hätten oder lose in einer Bauchtasche in einer Schlafkabine des Wohnmobils. Sie habe den Auftrag gehabt, zusammen zu fassen, welche Beträge im Wohnmobil gelegen hätten, Grundlage seien Asservatenverzeichnisse oder Ermittlungsberichte, so Q. auf Frage von Götzl. Zur Größenordnung der Gesamtsumme im Wohnmobil sagt Q., sie meine, dass es sechsstellig gewesen sei. Götzl hält die Zahl 112.227 Euro vor, die Q. bestätigt. Dann fragt Götzl zu einem Vermerk über Mountainbikes. Q. sagt, es seien ein Mountainbike Marke Scott, und eines Marke GT gefunden worden, die beide zum Raubüberfall benutzt worden seien. Dazu gebe es eine Zeugenvernehmung eines Fahrradhändlers. Zu einem Multitool befragt, sagt Q., das sei ein frei verkäufliches Multitool und es seien keine Spuren gefunden worden. Dann geht es um drei Asservate mit Schwarzpulver. Q. sagt, es seien ca. 2.500 g kommerziell hergestelltes Schwarzpulver sichergestellt worden, der Großteil sei in einem Glas gewesen, kleinere Teile seien lose im Brandschutt Frühlingsstraße aufgefunden worden. Sie sagt, ab einer Menge von einem Kilogramm könne das ohne Verdämmung zur Explosion führen. Götzl fragt zu zwei Asservaten, Geldscheinen mit handschriftlichen Notizen bzw. Stempel. Q. sagt, das müssten die 390 Euro aus der Frühlingsstraße sein. Auf einem Schein sei etwas handschriftlich angefügt, das sie nicht hätten zuordnen können. Auf einem anderen Schein sei ein Stempel gewesen, so dass er aus Raubüberfall stammen könnte. Dann geht es um eine Telefonkarte “Ersatzkarte Comfort” der Deutschen Telekom. Diese habe sich in der Handtasche Zschäpes befunden, an dem Tag, an dem sie sich gestellt hat, so Q. Aus anderen Ermittlungen seien die vollzogenen Gespräche nachvollziehbar. Einmal sei das ein Anruf bei André E. im Oktober, dann einer beim Vater von Böhnhardt gewesen. Götzl hält vor, am 13. Oktober 2011 sei von einer öffentlichen Fernsprechnummer in Zwickau der Anschluss E.s angerufen worden und am 15. Oktober 2011 ebenfalls André E. Das seien die ersten beiden Anrufe, so Q., sie habe das aber nicht ausgewertet. Das nächste Asservat ist die schon erwähnte Auftragsbestätigung des “Caravan Vertrieb H.” mit dem handschriftlichen Vermerk “Aktionspreis 325 Euro, Kaution 500 Euro” [siehe Protokoll zum 46. Verhandlungstag]. Nach einer Inaugenscheinnahme sagt Q., bei der daneben stehenden Unterschrift könne man den Namen des Angeklagten E. erkennen, es sei dazu ein Auftrag an die Kriminaltechnik ergangen, das Ergebnis kenne sie aber nicht. Nebenklagevertreterin RAin Clemm fragt, ob Q. auch Kleidung untersucht habe, was Q. bestätigt. Aus einem Vermerk gehe hervor, so Clemm, dass Zschäpe, als sie sich gestellt habe, eine braune Damen-Funktionsallwetterjacke in der Größe 36-38 der Marke TCM getragen habe, die nur zu einem früheren Zeitpunkt in Tchibo-Filialen habe gekauft werden können, laut Zeugenaussagen aber als sie das Haus in der Frühlingsstraße verlassen habe, einen roten Mantel. Diese Abklärungen seien in der Regel von anderen Kollegen gemacht worden, so Q. Die Frage von RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, ob Q. abgeklärt habe, unter welchen Umständen Stempel an Banderolen oder Geldschein selbst angebracht werden, verneint die Zeugin. RA Stahl fragt, ob Q. die Asservate selbst in der Hand gehabt habe. Q. sagt, es seien überwiegend Fotografien gewesen, nur selten Originale. Klemke fragt, ob Q. den Rucksack aus dem Wohnmobil gesehen habe, was Q. verneint. Klemke sagt, es sei ja eine Menge Geld aus einem Überfall in Arnstadt im Wohnmobil gefunden worden, und fragt, ob sich Q. gefragt habe, warum Bankräuber die Beute aus einer früheren Tat mitnehmen. Die Bundesanwaltschaft beschwert sich über die Frage. Dann sagt die Zeugin, sie habe keine Antwort gefunden. Klemke: “Dachte ich mir, deshalb fragte ich, danke.” Auf Frage von Klemke sagt Q., ihre Einschätzung, dass es sich um kommerzielles Schwarzpulver handele, müsse aus dem Gutachten kommen, sie sei keine Chemikerin. Die Feststellung, dass dieser Sprengstoff bei einem Gewicht von 1 kg ohne Verdämmung zur Explosion gebracht werden könne, habe sie aus frei verfüglichen Quellen im Internet. Welche und wieviele Quellen sie benutzt habe, könne sie heute nicht mehr sagen.

Der Verhandlungstag endet um 13.54 Uhr. Weiter geht es am 22. Oktober.


Protokoll 48. Verhandlungstag - 22. Oktober 2013

Der 48. Verhandlungstag war mal wieder durch verschiedene Themen geprägt. Zunächst berichtete zunächst die Zeugin Ca. von ihren Beobachtungen in Nürnberg 2005. Zum Zeitpunkt des Mordes an İsmail Yaşar habe sie Beate Zschäpe erkannt, so die Zeugin und zwei Männer auf einem Spielplatz nahe des Tatortes beobachtet. Im Anschluss berichtete ein Polizeibeamter von den Auswertungen der Funkfrequenzen in Kassel, die auf einem Zettel in der Frühlingsstraße gefunden wurden, ein weiterer von Auswertung der gefundenen Videos. Außerdem sagte ein Rechtsmediziner aus und Maik S., ein Autovermieter aus Zwickau, berichtete, wie die Vermietungen abgelaufen seien und er Beate Zschäpe und Uwe Böhnhardt auf Bildvorlagen erkannte.

Zeug_innen und Sachverständige:

	Andrea Ca. (Zeugin Mordfall Yaşar, will Zschäpe am Tattag im Edeka in Tatortnähe gesehen haben)
	Jürgen Eb. (Kriminalpolizist, Auswertung Asservat aus der Frühlingsstraße zu Funkfrequenzen in Kassel)
	Dr. Ralf Zweihoff (Rechtsmediziner Dortmund, Obduktion von Mehmet Kubaşık)
	Maik S. (Autovermieter aus Zwickau)
	KHK Karl Ri. (Auswertung Videodateien in Bezug auf Morde)
	Wolfgang Wa. (Tatortfundbericht zum Mord an İsmail Yaşar)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.46 Uhr. Erste Zeugin ist Andrea Ca. Richter Götzl fragt die Zeugin zu ihren Beobachtungen am Tag des Mordes an İsmail Yaşar in Nürnberg. Ca. berichtet, sie sei mit ihrem knapp zweijährigen Sohn in den Edeka gegangen. Vor ihr an der Kasse habe eine Frau gestanden, die sie an eine Schauspielerin aus der Serie “Roseanne” erinnerte, die Darstellerin der Tochter “Darlene Conner”. Sie habe ihrem Sohn eine Brezel gekauft und sich selbst Zigaretten. Auf dem Rückweg habe sie am Spielplatz zwei junge Männer mit Fahrrädern gesehen. Gewohnt habe sie in der Luisenstraße, direkt hinter dem Spielplatz. Das sei gegen halb zehn gewesen, das wisse sie so genau, weil an dem Tag Mutter-Kind-Frühstück gewesen sei, sie aber nicht habe teilnehmen wollen. Den Herrn Yaşar habe sie nur vom Dönerverkaufen gekannt, so Ca. Auf ihrem Weg sei sie am Imbiss vorbei gekommen, habe aber nicht drauf geachtet, weil sie sich auf ihren Sohn konzentriert habe. Sie habe auch keine Personen am Dönerstand gesehen. Richter Götzl fragt nach der Situation im Edeka-Markt. Ca. berichtet, sie sei rein gegangen und habe die Frau gesehen, die sie an diese Schauspielerin erinnert habe: “Das waren nur meine Gedanken, die ich für mich selbst hatte.” Erinnert hätten sie die lockigen Haare und das Gesicht. Ca. sagt, das sei ein Moment gewesen, “wie wenn man sagt, der schaut dem und dem ähnlich”. Gesehen habe sie die Frau nur kurz, eine Minute oder anderthalb. Das Gesicht der Frau habe sie gesehen, als sie vom Bäcker gekommen sei. Da habe die Frau vor ihr gestanden. Sie habe, so Ca., nicht gesehen, wo die Frau danach hingegangen ist. Sie selbst sei denselben Weg zurück von der Scharrer- in die Luisenstraße gegangen. Die Männer hätten auf dem Spielplatz auf einer Bank mit Blickrichtung Dönerstand gesessen. Götzl fragt ob Ca. die Männer beschreiben könne. Ca.: “Durch die Presse weiß ich, wie die aussahen, aber nicht aus meiner Erinnerung von vor 8 Jahren.”

Götzl fragt, woher Sie wisse, dass das die beiden aus der Presse gewesen seien. Ca. sagt, sie nehme das an, wisse es aber nicht sicher. Das sei ihr gesagt worden. Götzl fragt, wie sie das meine. Ca. sagt, sie sei vier bis fünf Wochen später vernommen worden und habe das angegeben. Als das ins Fernsehen gekommen sie, sei ihr die Erinnerung gekommen, dass es die beiden gewesene sein könnten. Götzl möchte wissen, ob sie auf den Bildern in der Presse jemanden erkannt habe. Ca. sagt, die sähen denen ähnlich, mit den kurzen Haaren. Beide hätten so gut wie keine Haare gehabt. Für sie, so Ca., hätten sie aber eher wie Russen ausgesehen. Die Gesichter könne sie nicht mehr genau beschreiben. Auf Frage von Götzl sagt Ca., sie könne sich nicht erinnern, dass sie die Männer schon auf dem Hinweg gesehen habe. Götzl möchte wissen, ob Ca. damals ihre Beobachtungen in Zusammenhang mit dem Tod Yaşars gebracht habe. Ca.: “Überhaupt nicht, nein.” Götzl möchte wissen, wie es zu der Zuschreibung gekommen sei, dass die Frau im Supermarkt Zschäpe gewesen sei. Ca. sagt, als sie vor ein paar Jahren “dieses Fahndungsplakat” gesehen habe, sei ihr klar gewesen, dass sie diese Frau im Edeka gesehen habe. Götzl möchte wissen, wo die Veröffentlichung war, auf der Ca. Zschäpe erkannt haben will. Das sei im Fernsehen gewesen, wenn sie es vor sich hätte, wüsste sie es, so Ca. Sie habe es niemandem erzählt, aber für sich persönlich habe sie sofort diese Verbindung hergestellt. Sie könne nicht mehr beantworten, ob die Frau damals eine Brille getragen hat. Auf dem Bild habe Zschäpe offene Haare getragen, es sei ein Schwarz-Weiß-Bild gewesen und sie habe keine Brille getragen. Götzl fragt nach einer Vernehmung am 21. September 2005. Ca. sagt, die hätten überall geklingelt, sie habe sich nicht freiwillig gemeldet. Sie sei im Winter, im Oktober oder November, in die Gegend gezogen, den Dönerstand habe sie von Anfang an wahrgenommen. Yaşar sei ein sehr netter und beliebter Mensch gewesen, habe den Kindern immer Wassereis geschenkt. Götzl hält Ca. vor., sie sei erst im Januar 2005 in die Gegend gezogen und Yaşar kenne sie seit März. Ca. sagt, Januar sei ja auch Winter. Götzl hält weiter vor, Ca. habe angegeben, an diesem Tag ein paar Minuten vor neun Uhr das Haus verlassen zu haben, sie sei etwas früh dran gewesen und habe nicht die erste beim Mutter-Kind-Frühstück sein wollen. Ca. entgegnet, sie habe da nicht teilgenommen. Götzl hält aus der Aussage vor: Auf dem Weg zum Edeka sei sie direkt am Dönerstand vorbei gelaufen, die Tür sei ihrer Erinnerung nach zu gewesen, ob Licht brannte, wisse sie nicht. Auf dem Parkplatz neben dem Dönerstand habe İsmail Yaşar gesessen und gefrühstückt. Ca. erwidert, das sei acht Jahre her. Das sei als ob das jemand anderes gesagt hätte. Sie habe Yaşar nicht gesehen und am Frühstück habe sie nicht teilgenommen. Götzl hält aus Ca.s Aussage vor, das Einkaufen habe 10 bis 15 Minuten gedauert, insbesondere weil die Kinder dabei gewesen seien. Sie habe einen Sohn dabei gehabt. Dann verliest Götzl, sie habe angegeben, auf dem Rückweg längeren Blickkontakt mit Yaşar gehabt zu haben und ihn gegrüßt zu haben. Ca.: “Das ist, wie wenn das nicht meine Aussage ist, ich kann mich an den überhaupt gar nicht mehr erinnern.” Dann hält Götzl vor, sie habe angegeben, die Männer auf dem Hin- und auf dem Rückweg gesehen zu haben, auf dem Rückweg seien die Räder unverändert gewesen, die Männer hätten sich normal unterhalten und in Richtung Dönerstand geschaut. Ca. sagt, sie wisse das nur vom Rückweg, nicht vom Hinweg. Götzl hält vor, damals habe sie angegeben, die Männer hätten sich ähnlich gesehen, seien etwa 20 Jahre alt gewesen, normal groß, hätten gar keine oder kurze helle Haare gehabt und sie würde sie als “Russentypen” bezeichnen. Weiter hält Götzl vor, bezüglich der Kleidung habe sie nur einen beschreiben können, der habe ihrer Erinnerung nach ein weißes T-Shirt und eine dunkle Jogginghose getragen. Götzl will wissen, ob da eine Erinnerung kommt, was Ca. verneint. Die Männer hätten keine Tasche mit sich geführt, so Ca. Damals, so Götzl, habe sie angegeben im Edeka eine Bekannte getroffen zu haben. Wieder sagt Ca., das sei als ob Götzl etwas von jemand anderem vorlese. Götzl nennt den Vornamen der Bekannten, Ca. sagt, das sei eine Spielplatzbekanntschaft. Götzl fragt, ob der Zeugin bei der Vernehmung ein Fahndungsplakat gezeigt worden sei. Bei ihrer Aussage beim “Plärrer” [zentraler Platz in Nürnberg] seien ihr Bilder vorgelegt worden. Götzl fragt, was Ca. auf dem Fahndungsplakat gesehen habe. Ca. sagt, garnichts, sie habe dem Kommissar auch gesagt, dass sie die beiden im Fernsehen gesehen habe und das sie das nicht mehr aus eigener Erinnerung wisse. Götzl zitiert aus der Vernehmung, Ca. habe gesagt, die Männer auf dem Fahndungsplakat sähen viel älter aus und an eine Baseball-Mütze könne sich Ca. nicht erinnern [vermutlich redet Götzl von 2005, die Zeugin aber von einer Vernehmung nach November 2011].Götzl möchte wissen, ob die Frau an der Kasse, eine Brille auf hatte. Das könne sie nicht mehr sagen, so Ca. Götzl sagt, Ca. sei dann nochmal am 2. April 2012 vernommen worden; da habe sie gesagt, als sie im November die ersten Bilder von Zschäpe im Fernsehen gesehen habe, habe sie sich erinnert, dass die Person im Edeka vor ihr gestanden und sie die Tochter aus der Serie “Roseanne” erinnert habe. Auf dem Rückweg sei sie am Spielplatz vorbei gekommen und die beiden Männer hätten immer noch dort gesessen. Ca. sagt, sie könne sich nur erinnern, sie auf dem Rückweg gesehen zu haben.

Es folgt eine Unterbrechung bis 10.48 Uhr. Dann werden zunächst drei Bilder der Schauspielerin Sara Gilbert [Darstellerin von "Darlene Conner"] in Augenschein genommen. Die seien ihr vorgelegt worden, bestätigt Ca. Das Schwarz-Weiß-Bild rechts oben sei der Frau ähnlich. Es folgt eine Lichtbildvorlage, auf der mit der Nummer 2 Mundlos zu sehen ist. Auch das sei ihr gezeigt worden, bestätigt Ca. Im Fernsehen habe sie die Nummer 2 schon mal gesehen, sie habe nicht in Erinnerung die Person vorher schon mal gesehen zu haben. Dann wird eine Lichtbildvorlage vorgelegt, auf der mit der Nummer 3 Zschäpe zu sehen ist. Ca. sagt, ihr seien keine Bilder von Frauen vorgelegt worden. Es sei die Nummer 3, aber im Edeka habe sie viel hübscher und gepflegter ausgesehen als auf dem Bild. Götzl hält vor, in der Vernehmung heiße es, auf 3 erkenne sie Zschäpe und auf der Lichtbildvorlage mit Mundlos könne die Nummer 2 einer der beiden Männer gewesen sein, wegen der schmalen Gesichtsform und den wenigen Haaren. Sie sei nicht zur Polizei gegangen, als sie Zschäpe erkannt habe, weil die beiden Männer tot waren und Zschäpe im Gefängnis, Sie habe das niemandem erzählt, bis die Polizei sich bei ihr gemeldet habe, so Ca. auf Frage von Götzl. Bundesanwalt Diemer fragt, ob es im Juli 2005 üblich gewesen sei, dass Männer auf dem Spielplatz sich aufgehalten haben. Das bestätigt Ca., daneben sei eine Art Disco. Dann will Diemer wissen, ob die Frau an der Kasse für Ca. die Schauspielerin gewesen sei, was Ca. verneint: “Ich bin ja kein Freak oder so.” Nebenklagevertreter RA Behnke fragt, ob Ca. im Vorfeld der Aussage heute von irgendjemand angesprochen worden sei, was sie sagen solle. Ca. verneint das. Eine Nebenklagevertreterin möchte wissen, warum Ca. genau wisse, dass es an diesem Tag war, dass sie die Frau im Edeka gesehen habe. Das sei ein einschneidendes Erlebnis, so Ca., es passiere nicht jeden Tag, dass jemand umgebracht wird. RA Langer möchte, dass der Zeugin das Protokoll einer Vernehmung vorgelegt wird. Auf Frage sagt Ca., auf den sechs Seiten sei jeweils ihre Unterschrift und fragt, wann das gewesen sei. Der Beamte habe ja keinen Computer dabei gehabt und sie könne sich nicht erinnern, dass sie im Nachhinein vorbei gegangen sei, um das zu  unterschreiben. Dann fragt RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe. Auf Frage von Sturm sagt Ca., sie habe damals drei Kinder gehabt, sie sei aber sicher mit nur einem unterwegs gewesen zu sein, weil die andern in Schule und Kindergarten gewesen seien. Das Mutter- Kind-Frühstück sie jeden Donnerstag gewesen, sie sie sporadisch hingegangen. RA Stahl sagt, er wolle da anknüpfen. Er fragt, ob Ca.s Erinnerung umfasse, dass sie definitiv nicht beim Mutter-Kind-Frühstück war. Das bejaht Ca. Sie habe aber, so Stahl, im September 2005 bei ihrer Vernehmung die Anwesenden benannt. Beim Frühstück sei sie nicht gewesen, so Ca., aber vielleicht wisse sie das, weil alle raus gerannt seien und sich auf dem Spielplatz versammelt hätten. Stahl sagt, sie habe hier im Gericht angegeben, nicht lange in der Gegend gewohnt zu haben, in einer früheren Vernehmung aber gesagt, sie kenne dort viele Leute. Ca. sagt, das Viertel bestehe nur aus Mutter-Kind-Haus, Schule und Kindergarten. Stahl fragt nach dem Weg im Edeka. Ca. sagt, der Bäcker sei im Edeka, sie sei vom Bäcker direkt zur Kasse gegangen. Ob dort eine oder mehrere Personen an der Kasse standen, wisse sie nicht mehr. Stahl fragt nach dem Alter der Frau.  Ca. sagt: “Um die 20… 19, 20.” Stahl sagt, bei einer Vernehmung am 6. September 2012 habe sie angegeben, anfangs irritiert gewesen zu sein, dass sie Bilder von Frauen über 30 vorgelegt bekam. Das bestätigt Ca., ihr Bild sei Anfang 20. Sie habe aber natürlich vergessen, dass das so lang her ist. Auf Frage von Stahl sagt Ca., sie sei unmittelbar nach der Tat an der Wohnungstüre vernommen worden und später, als sie das mit der Schauspielerin bekundet habe, im Polizeipräsidium. Sie habe kein Ahnung, was der Beamte aufgeschrieben habe und was nicht, der habe am Computer gesessen und getippt. RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, bittet um eine kurze Unterbrechung, um 11.32 Uhr verkündet er dann, keine weiteren Fragen zu haben.

Dann hat Richter Götzl noch Fragen. Er sagt, bei der ersten Vernehmung im September 2005 habe Ca. gesagt, die beiden Männer seien ihr aufgefallen, weil es sehr ungewöhnlich sei, dass sich auf dem Spielplatz Männer aufhalten: Für sie seien das Jugendliche gewesen, die hätten von der “Cultfactory” sein können. Der Zeitpunkt könne für sie in dem Moment ungewöhnlich gewesen sein. Auf erneute Frage nach der Unterschrift unter dem Protokoll sagt Ca., sie sei sich sicher, dass sie nichts mehr von der Polizei gehört habe. Die Vernehmung sei auch nicht in ihrer Wohnung gewesen, wie Götzl vorhält, sondern an der Tür. Sie habe keine Erklärung dafür, dass ihre Unterschrift auf dem Protokoll ist. Nebenklagevertreter RA Erdal beantragt die Vereidigung der Zeugin, was Götzl per Verfügung ablehnt. Daraufhin verlangt Erdal einen Gerichtsbeschluss. Nach Stellungnahme der Bundesanwaltschaft, die sagt, die Grundlagen für eine Vereidigung lägen nicht vor, zieht sich der Senat zurück. Nach der Unterbrechung verkündet Götzl, dass seine Verfügung, die Zeugin nicht zu vereidigen, bestätigt wird. Die Vernehmung endet um 11.47 Uhr.

Es folgt der Zeuge Eb., Kriminalhauptkommissar aus Regensburg. Eb. berichtet, dass er für die Auswertung von Asservaten aus der Frühlingsstraße Zwickau zuständig gewesen sei. Zunächst habe er mit dem Zettel und dem “Gekritzel” nicht viel anfangen können, bei näherer Überprüfung habe sich aber eine Verbindung zur Tat in Kassel hergestellt. Da habe “Hollä. Straße” gestanden und Ziffernkombinationen, die er als Funkfrequenzen von “Behörden der Sicherheit und Ordnung” [BOS] in Kassel identifiziert habe. Er habe das nur im Netz recherchiert und dann darauf hingewiesen, dass “Verfahrensrelevanz” bestehe. Alles weitere sei von anderen Kollegen bearbeitet worden, ein Ergebnis sei ihm nicht bekannt. Die Notiz “Hollä. Str. 82″ beziehe sich wohl auf den Tatort in Kassel. Zu “Hülsbrockstraße” und “Moränenstraße” befragt, sagt Eb., soweit Ermittlungen vom Schreibtisch aus möglich gewesen seien, habe er recherchiert, in welcher Stadt diese beiden Straßen zusammenlaufen. Rein vom Luftbild her habe das nicht als Tatort oder als relevante Örtlichkeit ermittelt werden können. Götzl hält aus dem Vermerk vor, eine Hülsbrockstraße gebe es nur in Gütersloh, dazu gebe es Kartenmaterial, aber nicht zu der Straße. Eine Moränenstraße gebe es z.B. in Münster und Mülheim an der Ruhr, auch diese Straße sei nicht auf Karten markiert oder aufgelistet. Weiter hält Götzl vor, in Münster gebt es eine Moränenstraße und eine Hülsebrockstraße, auf dem Notizzettel stehe aber Hülsbrockstraße. Das bestätigt Eb., seine Schlussfolgerung sei gewesen, dass es nur in Münster beide Straßen gebe. Richter Kramer fragt, ob es genüge, die Funkfrequenz im Internet einzugeben, um sie zu finden, was Eb. bestätigt. Er habe aber nicht umgekehrt etwa nach “Polizei München Funkfrequenz” gesucht, so Eb.

Danach verliest RA Kienzle für die Nebenklage Yozgat einen Beweisermittlungsantrag. Mit Blick auf die Vernehmung des Zeugen Gl. [siehe Protokoll zum 46. Verhandlungstag] würden alle dem NSU zugeschriebenen Markierungen möglicher Tatorte in Kassel mit lediglich einer Ausnahme an den von Andreas Te. regelmäßig genutzten Fahrtstrecken oder anderen mit ihm im Zusammengang stehenden Örtlichkeiten liegen. Dies werde sich ergeben aus einem Abgleich der Markierungen und Notizen aus der Frühlingsstraße mit den Angaben des ehemaligen Beschuldigten Te. Heranzuziehen seien der Vermerk des Zeugen Gl., die stark brandgeschädigten Ausschnitte eines Falk-Plans von Kassel mit handschriftlichen Notizen und Markierungen sowie die Angaben des Te. zu den von ihm gewählten Fahrtstrecken zu seinem Arbeitsplatz beim Verfassungsschutz Hessen in der Wolfhager Straße in Kassel und seinem Wohnort in Hofgeismar sowie weiter Bezugsörtlichkeiten. Es gehe um die Ausspähung möglicher Tatorte und dies sei für die Schuldfrage von evidenter indizieller Bedeutung. Indiziell seien die Ausspähungen vor Ort in Kassel unmittelbar mit der Person Andreas Te. in Verbindung zu bringen. Kienzle nennt die gefunden Markierungen und sagt, bis auf eine Markierung in der Josephstraße lägen alle an den von Te. in Kassel regelmäßig benutzen Fahrtstrecken. Dabei gehe es um den von Te. angegeben Nachhauseweg (Wolfhager Straße, Mombachstraße, Holländische Straße). Des weiteren habe Te. angegeben, von seiner Arbeitsstelle regelmäßig zum Postamt gefahren sei, um das Postfach zu kontrollieren. Außerdem habe er angegeben, beim “Zentralkommissariat 10″, dem Staatsschutz des Polizeipräsidiums Nordhessen im Grünen Weg an Besprechungen teilgenommen zu haben. Schließlich solle die Aliaspersonalie von Te., “Jörg Schneeberg”, in der Bremer Straße wohnhaft gewesen sein. Berücksichtige man diese Bezüge, ergebe sich, dass von neun markierten Tatorten fünf unmittelbar an seinen Wegstrecke liegen, drei an den Wegstrecken seiner dienstlichen Tätigkeit bzw. auf dem Weg zum Postfach. Kienzle sagt, zur Verdeutlichung sei ein Google-Maps-Ausdruck angehängt. Die Nachermittlungen seien mit Blick auf die Fortsetzung der Vernehmung Te.s rasch vorzunehmen.

Es folgt die Mittagspause, um 13.02 Uhr geht es weiter mit dem Sachverständigen Dr. Zweihoff vom Institut für Rechtsmedizin Dortmund. Zweihoff hat die Obduktion des am 4. April 2006 ermordeten Mehmet Kubaşık vorgenommen. Er berichtet auch eine erste Inaugenscheinnahme am Tatort vorgenommen zu haben. Dabei hätten sich Kopfverletzungen gefunden, die verdächtig gewesen seien auf Schussverletzungen, was sich bei der Obduktion letztlich bestätigt habe. Bei der Obduktion sei in der rechten vordere Schläfenregion ein rundlicher Hautdefekt mit ringförmiger Schürfung gefunden worden, die als typisch angesehen werden könne für eine Einschussverletzung, im linken Schläfenbereich eine schlitzförmige Hautwunde. Am rechten Auge sei ein “Monokelhämatom” und ein rissförmiger Defekt gefunden worden. Am Hinterhaupt habe man eine Schwellung und einen Fremdkörper in der Kopfhaut tasten können. Dann geht Zweihoff zu den inneren Befunden über. Bei den erstgenannten Wunden handele es sich um einen Durchschuss. Die Verletzung am rechten Augapfel sei eine Einschusswunde. Es stehe fest, dass Mehmet Kubaşık an diesen Verletzungen verstorben ist. Abwehrverletzungen gebe es nicht, so Zweihoff. Handlungsmöglichkeiten des Opfers seien nach Erhalt des Schusses, der den Hirnstamm getroffen hat, ausgeschlossen gewesen.

Es folgt der Zeuge Maik S., der eine Autovermietung in Zwickau betreibt. S. sagt, er kenne den Namen “Holger G.”, das sei eigentlich der einzige gewesen, mit dem er namentlich Kontakt gehabt habe, auf den er Führerschein und Ausweis gehabt habe. Es seien ganz normale Vermietungen gewesen, es habe nichts gegeben, was nicht gepasst hätte. Alles sei ordentlich verlaufen, es habe keine Unfälle gegeben. Vermietungen habe es ungefähr von 2004 bis 2011 gegeben, genauer könne er es aber nicht sagen. Die Bezahlung sei in bar erfolgt, so S. Im Sommer habe “Holger G.” VW-Busse für vier bis sechs Wochen angemietet, ansonsten seien es Anmietungen für ein bis zwei Tage gewesen, ein Golf, ein Octavia oder ein Audi A3: “Irgendwas Normales halt.” Götzl fragt, ob es immer dieselbe Person gewesen sei. S. sagt, G. sei häufiger da gewesen und sie hätten die Autos zur Verfügung gestellt. Für die Urlaubsfahrten seien Fahrradträger gewünscht gewesen. Auf Frage von Götzl sagt S., man komme mit dem Kunden ins Gespräch und für ihn sei das ein Mitarbeiter des VW-Werkes in Zwickau gewesen. “G.” habe eine Adresse in Hannover gehabt, aber das sei nicht außergewöhnlich, denn in Zwickau arbeiteten viele VW-Mitarbeiter aus Hannover. Götzl will wissen, ob “G.” das mal erzählt habe. S. sagt, das sei für ihn logisch gewesen, sonst hätte “G.” auch nicht sechs Wochen Urlaub gehabt. In späteren Vermietungen sei darüber auch gesprochen worden. In der Regel sei “G.” alleine gekommen, manchmal auch in weiblicher Begleitung. Götzl fragt nach einer Beschreibung. S. sagt, er habe nie einen Ausweis gesehen, habe nie einen Namen gekannt. Vorgestellt habe “G.” die Frau als seine Freundin, aber nicht mit Namen. Es habe am Rande sicher mal das Thema gegeben, ob “G.” nicht mal heiraten wolle, so S., da habe “G.” aber gesagt, das habe noch Zeit. Als Ziele habe er bei den Urlaubsfahrten die Ostsee angegeben und bei den kurzen Anmietungen, dass er nach Hannover fahren wolle. Götzl fragt nach einer Beschreibung der Begleitung. S. antwortet, das sei die Angeklagte Frau Zschäpe, es sei aber nie um Namen gegangen. Die beiden seien ganz normal miteinander umgegangen, wie ein Paar, das nicht den ersten Tag zusammen ist. Die beiden seien sportlich gekleidet gewesen, mit Namen hätten sie sich überhaupt nicht angesprochen. Götzl fragt, wie häufig die Freundin dabei gewesen sei. Das könne er nur schätzen, so S., aber er würde sagen fünf Mal, bei den Urlaubsanmietungen mit Fahrradgepäckträger und VW-Bus sei sie in der Regel dabei gewesen. Es gebe nicht viele Kunden, die eine Radgepäckträger auf ein bestimmtes Fahrzeug wollten. Daher sei ihm das relativ gut in Erinnerung. Der Gepäckträger sei seiner Erinnerung nach für drei Räder gewesen. Götzl fragt, ob S. Lichtbilder vorgelegt worden seien, was dieser bestätigt. Er habe seine ganze Buchhaltung zur Verfügung stellen müssen und sei mit Namen konfrontiert worden, die er nie gehört habe. Das einzige sei “Holger G.” gewesen, weil das auf den Verträge gestanden habe. Von den anderen Leuten habe er niemanden erkannt. Götzl fragt, ob “Holger G.” dabei gewesen sei. S. sagt, dass seine Aussage gewesen sei, dass es sein könne. Er glaube, dass ihm auch Bilder von Zschäpe vorgelegt worden seien, so S., bei Frauen sei es aber einfach, sich anders aussehen zu lassen. Er würde aber sagen, dass es Zschäpe gewesen sein könnte. Es folgen Inaugenscheinnahmen. Zunächst die schon bekannte Wahllichtbildvorlage, auf der mit der Nummer 7 Uwe Böhnhardt zu sehen ist. Er würde sagen, so S., dass die Nummer 7 “Holger G.” sei, die anderen kenne er nicht. Zur Wahllichtbildvorlage, auf der mit der Nummer 7 Uwe Mundlos zu sehen ist, sagt S., ihm damals 40 bis 50 Personen vorgelegt worden seien und er nur “Holger G.” wieder erkannt habe. Götzl fragt: “Also die Person, die sie unter dem Namen kannten?” S. bejaht das und bestätigt, dass es die Nummer 7 war. Dann folgt eine Wahllichtbildvorlage, auf der mit der Nummer 6 der Angeklagte Holger G. zu sehen ist. S.: “Also, ich erkenne da niemanden wieder.” Dann wird eine Lichtbildvorlage gezeigt, die mit der Nummer 3 Zschäpe zeigt. S. sagt, er erkenne die Nummer 3: “Das war halt vom Holger G. die Freundin.” Götzl fragt, wie die beiden gesprochen hätten. S. sagt, “Holger G.” habe Hochdeutsch gesprochen, Zschäpe habe wenig gesprochen, wenn dann Sächsisch, er könne sich nicht so genau erinnern. Götzl macht weitere Vorhalte. So habe S. ausgesagt, in diesem Jahr als G. den Bus geholt habe, habe S. ihn gefragt, ob er, G., seine Freundin denn nicht einmal heiraten wolle, was der verneint habe mit dem Hinweis, er brauche seinen Rückzugsraum. S. sagt, das könne so gewesen sein. Götzl sagt, er habe zu der Lichtbildvoralge gesagt, auf Bild 3 erkenne er die Freundin von “G.” wieder, normalerweise sie sie aber mehr zurechtgemacht gewesen. S. sagt, die Freundin sei sehr gepflegt gewesen und habe ein ordentliches Erscheinungsbild gehabt. Ob sie eine Brille getragen habe, könne er nicht genau sagen. Dann werden Mietverträge in Augenschein genommen. Zum Datum 7.6.2001 sagt S., das könne das Datum des Führerscheins sein. Götzl fragt, ob es üblich sei, dass ein zweiter Schlüssel ausgehändigt wird. S. sagt, bei Urlaubsfahrten käme öfter mal die Frage nach einem zweiten Schlüssel. Die Bestellung bei Urlaubsfahrten sei vier bis sechs Wochen vorher erfolgt, manchmal auch länger. Dann fragt Götzl zu einem Eintrag auf einem Mietvertrag, der “wird mit Überweisung bezahlt” lautet. Das könne eine Durchschrift vom vorherigen Mietvertrag sein, “G.” habe immer bar bezahlt. Richter Kramer will wissen, wer bezahlt habe, “G.” oder die Freundin. S. sagt, es habe immer “G.” bezahlt. Auf die Frage von Nebenklagevertreter RA Behnke, ob sich S. immer die Papiere zeigen lasse, sagt dieser, er lasse sich immer die Papiere zeigen, auch wenn jemand fünfmal die Woche einen Transporter miete. Behnke fragt, ob S. die Person für dieselbe gehalten habe auf dem Führerschein, was der bestätigt. Dann wird S. der auf Holger G. ausgestellte Führerschein mit einem Bild des tatsächlichen G. mit Brille vorgehalten. S. sagt, an dieses Bild könne er sich überhaupt nicht erinnern, das sei für ihn nicht der “Holger G.” und er habe nie einen Führerschein mit Brille gesehen. Behnke fragt, ob ihm der Name Ma. etwas sage. S. sagt, das sei ein Kunde vor 13 bis 15 Jahren gewesen, er erinnere sich an ihn, weil der Konkurs angemeldet habe und noch Beträge offen geblieben seien. Über eine Beziehung zwischen Ma. und “Holger G.” wisse er nichts. Auf Frage von RA Langer nach möglichen Ordnungswidrigkeiten sagt S., vom Gefühl her sei immer alles glatt gegangen. Wenn es welche gegeben hätte, sie das nicht im Vertrag vermerkt, sondern die Verträge gingen an die Behörden. Auf Frage aus der Nebenklage sagt S., die Vermietung habe er nur mit “G.” gemacht, die Freundin habe keine Wünsche geäußert. Bei der Abholung sei nur noch der Mietvertrag zu zeichnen gewesen, es sei alles im Vorhinein besprochen worden. RAin Sturm fragt, ob die Freundin “G.” mal Geld gegeben habe, zum Bezahlen, was S. verneint. Dann fragt der Sachverständige Prof. Saß, ob Abholerin und Abholer miteinander gesprochen hätten. Er erinnere sich, dass die Freundin immer in der Couchecke gesessen habe, am Tresen habe er mit “G.” die Abwicklung gemacht. Saß fragt, ob Zschäpe jeweils nur bei Abholungen dabei war. Es sei lang her, so S., wiedergebracht habe seines Wissens nach der “G.” die Autos alleine.

Es folgt der schon einmal gehörte Zeuge Ri. [siehe Protokoll zum 32. Verhandlungstag]. Bei seiner Aussage geht es um die Bewertung, ob Bildmaterial in die NSU-Videos eingearbeitet wurde, das möglicherweise vor Eintreffen der Polizei an den Tatorten gefertigt wurde. Zum Mordfall Şimşek sei, so S., ein Bild eingebettet, auf dem Şimşek auf der Ladefläche seines Transporters zu sehen sei. Eingeblendet sei “Fälschung”. Dann werde übergeblendet zu einem ein Bild einer Person auf dem Rücken in Transporter mit Aufschrift “Original”. Beim Bild “Fälschung” handele es sich um einen Ausschnitt der Sendung “Aktenzeichen XY”, bei “Original” handele es sich um Enver Şimşek. Beim Eintreffen des Beamten  sei der Schwerverletzte bereits vor dem Fahrzeug am Boden abgelegt worden. Ein Auffindezeuge sei Rettungssanitäter und habe reanimiert. Der Beamtehabe ihn unterstützt, erst dann habe er Bilder gemacht. Deswegen müsse das Bild vor Eintreffen der Polizei gefertigt worden sein. Auch bei Özüdoğru sei ein Bild eingearbeitet worden, das das Opfer beim Übergang Schneiderei in Wohnraum zeige. Auch die Blutungen Özüdoğru  seien wesentlich geringer ausgeprägt als bei den Bildern im Tatortbefundsbericht, die die Situation beim Eintreffen des Kriminaldauerdienstes zeigten. Außerdem liege die rechte Hand auf dem Gürtel auf, bei den polizeilichen Bildern liege die Hand herunter gerutscht auf der Treppe auf. Also sei die Schlussfolgerung, dass das Bild fotografiert wurde, als die Polizei noch nicht vor Ort war. Beim Mord an Kılıç seien nur in der Datei “NSU2″ Aufnahmen vorhanden, die aber aus der Münchner Zeitung “tz” stammten.

Es folgt dann die Vernehmung des Zeugen Wa., der den Tatortfundbericht zum Mord an İsmail Yaşar geschrieben hat. Er sei gegen 10.30 Uhr am 9. Juni 2005 informiert worden, so Wa. und mit der Spurensicherung ausgerückt. Sie hätten dann mit der Spurensicherung begonnen, es habe schnell festgestanden, dass es sich um eine Schussverletzung handele. Daher seien Schusswaffenexperten des LKA hinzugezogen worden. Es seien Hülsen festgestellt worden und sie hätten an die Mordserie gedacht. Sie hätten dann außen und innen Spuren gesichert. Nur bei der Leiche hätten sie auf die Kollegen aus dem LKA gewartet. Es folgt die Inaugenscheinnahme des Berichts. Zunächst werden Stadtpläne und Luftaufnahmen der Gegend gezeigt. Wa. sagt, der Tatort liege im Südosten Nürnbergs in der Nähe der Ausfallstraße Regensburger Straße und Münchner Straße. Dann werden Außenaufnahmen des Imbisses gezeigt. Wa. weist darauf hin, dass vor dem Tatort Bauarbeiten durchgeführt worden seien. Auf dem Parkplatz, wo der Imbiss gestanden habe, befinde sich die Anlieferung eines Lebensmittelmarkts. Die Fahrzeuge, die dort geparkt seien, seien normalerweise von Beschäftigten. Dann werden Innenaufnahmen des Kunden- und des Küchenbereichs des Imbisses gezeigt. Bei einem Bild von einer Gefriertruhe sagt Wa., hier habe Yaşar Eistütensorten für die Kinder aufbewahrt. Eine Kasse und ein Münzfach, das schon vorher außerhalb gestanden habe, enthielten laut dem Zeugen neben viele Zetteln auch einige Geldscheine. Nach etwa 40 Bildern wird ein Foto gezeigt, das den Laden von außen durch die geöffnete Klappe in den Innenbereich hinein zeigt. Auf dem Boden ist der Leichnam von İsmail Yaşar zu sehen. Auf einem weiteren Bild sehe man einen Grill mit einem Einschuss, so Wa. Das nächste Foto zeigt ein Handy, das neben dem Grill liegt. Es geht weiter mit einem Blick auf die hintere Ausgangstür für das Personal, der Vorhang, der zu sehen ist, sei hochgezogen gewesen und nicht verändert worden. Unterhalb des Vorhangs sehe man einen Schussdefekt an der Tür. Danach sieht man ein Bild von der Außenseite der Tür mit einem Schussdefekt, das sei offenbar ein Durchschuss gewesen. Es folgt eine Aufnahme des Leichnams von Yaşar in einer großen Blutlache. Yaşar liegt rücklings mit gestreckten Armen. Auf einer weiteren Aufnahmen seien die Blutantragungen auf dem Fußboden zu sehen, eine Verwischung komme davon, dass der  Leichnam zur Seite gedreht worden sei, sagt Wa. Es folgen Bilder der Auffindeorte der Projektile und zwei Bilder des komplett ausgeräumten Küchenbereichs. Der Bereich sei ausgeräumt worden, so Wa., weil man Projektile gesucht habe. Zwei Projektile im Imbiss festgestellt worden seien, eines sei ausgetreten durch die Hintertür, zwei seien im Leichnam festgestellt worden. Dann berichtet Wa., dass eine Feinstaubsicherung durchgeführt worden sei. Das heißt es sei eine Absaugung durchgeführt. Dies sei passiert, weil immer noch “eine Rauschgiftsache” im Raum gestanden habe. Es folgen Bilder aus der Wohnung und vom Auto Yaşars. Der Nahbereich des Imbisses sei von Hunden abgesucht worden, auf dem Spielplatz hätten die Hunde angeschlagen. Man sieht Bilder von eine Treppe auf dem Spielplatz. Diese sei freigelegt worden, dann hätten die Hunde aber nicht mehr angeschlagen. Schließlich werden Bilder von zunächst in Folie eingepackten und dann ausgewickelten und zerlegten Dönerspießen gezeigt. Die Bilder seien aus dem Spurenlabor, so Wa. Man habe zwei komplett verpackte und eingefrorene Dönerspieße gefunden. Zu dem Zeitpunkt habe man noch noch an Rauschgift gedacht, daher seien die Spieße untersucht worden. Es folgen noch Übersichtsskizzen. In die “maßstabsgetreue” Übersichtsskizze vom Tatort ist das Foto vom Leichnams Yaşars mit der Blutlache hinein montiert. Bei einer Übersicht des Außenbereichs sagt Wa., das Projektil draußen sei leider nicht gefunden worden. Ein Nebenklagevertreter fragt, ob das Vordach zum Außenbereich geöffnet gewesen sei. Als sie eingetroffen sei, sei es geöffnet gewesen, ebenso als die Kollegen eingetroffen seien, so Wa. Die Feinstaubsicherung habe keine erkennbaren Rückstände von Rauschgift ergeben, so Wa. RA Elberling fragt, wann die Projektile an das BKA gegangen seien, weil der Verdacht bestanden habe, dass der Mord zur Serie gehört. Wa. sagt, er meine, das sei um die Mittagszeit gewesen, sie seien um ca. 11 Uhr am Tatort gewesen und um 13 Uhr sei schon der Kurier zum BKA gefahren. Die Suche nach Rauschgift sei am nächsten Tag gewesen, sagt Wa. auf Frage Elberlings.

Nach der Vernehmung nimmt Bundesanwalt Diemer zum Antrag von RA Kienzle Stellung. Diemer sagt, es sei nicht erkennbar, welche Tatsachen nachermittelt werden sollen. Die Tatsachen seien aktenkundig. Wertungen könne man treffen, aber nicht ermitteln. Mehrere Nebenklagevertreter schließen sich dem Antrag von Kienzle an. Der Verhandlungstag endet um 15.02 Uhr.


Protokoll 49. Verhandlungstag - 23. Oktober 2013

Am heutigen Tag ging es um den Mord an Mehmet Turgut in Rostock. Er hielt sich im Imbiss von Haydar Ay., der von den Folgen der Tat berichtete. Auch mehrere Polizeibeamten wurden vernommen. Deutlich wurde, wie abgelegen der Imbiss lag und ohne Ortskenntnisse von Auswärtigen nicht ohne weiteres zu finden war. Der Name es Opfers wird von offiziellen Stellen (und auch in der Anklageschrift) meist als “Yunus Turgut” angegeben, da Turgut durch eine Verwechslung Dokumente mit dem Namen seines Bruders Yunus benutzte. Siehe hierzu auch die ARD-Dokumentation „Acht Türken, ein Grieche und eine Polizistin.“

Zeugen:

	Andreas Mi. (Kriminalbeamter, Tatort des Mordes an Turgut)
	Bernd Scha. (Kriminalbeamter, leitete zu Beginn die Ermittlungen im Fall Turgut)
	Andreas Se. (Kriminalbeamter, Ermittlungen zur Person des Opfers)
	Ronald Pä. (Kriminalbeamter, Ermittlungen zur Person des Opfers)
	Haydar Ay. (Besitzer des Imbisses, in dem Turgut ermordet wurde)
	Frank Ke. (hat kurz vor der Tat im Imbiss Kaffee getrunken)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.47 Uhr. Anwesend sind als Nebenkläger Angehörige des am 25. Februar 2004 in Rostock ermordeten Mehmet Turgut.

Erster Zeuge ist der Kriminalbeamte Andreas Mi. von der Kriminalpolizeiinspektion Rostock. Er sei bei der Mordkommission Rostock für die Abarbeitung von Tatorten verantwortlich, berichtet Mi. Anfang September habe er beim LKA noch einmal Einsicht in seinen Bericht genommen. Am Tatort sei am 25. Februar 2004 bereits der Kriminaldauerdienst gewesen, von dem er die ersten Informationen bekommen habe. Der Besitzer des Imbisses, Herr Ay., habe von Yunus Turgut gesprochen, Ausweispapiere hätten nicht vorgelegen, daher stehe auf dem Tatortprotokoll “Yunus Turgut”. Der Geschädigte sei im Rettungswagen gewesen, die Ärztin habe bereits den Totenschein ausgefüllt. Sie hätten sich dann um den Container, indem sich der Imbiss befand, gekümmert. Dieser habe ausgesehen, als ob er gerade geöffnet worden wäre. Innen habe sich eine große Blutlache auf dem Boden befunden, ansonsten habe es keine Auffälligkeiten gegeben. Unter der Kühlschranktür hätten sie eine Hülse gefunden, es müsse also eine Schusswaffe zum Einsatz gekommen sei. Sie hätten daraufhin alles auf Einschüsse abgesucht, alle beweglichen Teile aus dem Container geholt. Erst nach Entfernung der Blutlache hätten sie die Einschüsse im Boden gesehen und gesichert. Beide hätten im Boden gesteckt. Ein Projektil habe am Boden gelegen. Möglicherweise habe Ay. das bei der Rettung zur Seite gestoßen. Von der Sektion des Opfers sei berichtet worden, dass noch ein Projektil im Kopf gesteckt habe. Dann werden Lichtbilder in Augenschein genommen. Zunächst wird eine Luftaufnahme gezeigt. Mi. sagt, der Tatort sei abgelegen, selbst er als Einheimischer sei noch nie an dem Ort gewesen. Ein nahe gelegener Dienstleistungskomplex liege mit der Rückseite zum Tatort. Man könne vom Container gut 100 Meter in beide Richtungen blicken, ob jemand kommt. In der Nähe fahre eine Straßenbahn entlang, die nahe gelegene Sackgasse werde nur von Anrainern benutzt. Götzl fragt nach überregionaler Anbindung. Mi. sagt, das gebe es hier gar nicht. Sie hätten keine Erklärung gehabt, warum das hier passiert sei.

Dann wird ein Ausschnitt eines Stadtplans gezeigt. Mi. sagt, der Hölderlinweg werde nur als Fußweg weiter geführt, aber die Hauptstraße Hinrichsdorfer Straße binde in zwei Kilometer an die Autobahn an. Götzl sagt, darauf habe seine Frage vorhin abgezielt. Das nächste Bild zeigt den Container mit offener Tür. Der Container ist beschmiert mit verschiedenen Sprühereien und hat einen Wellblechvorbau. Den Zustand der Tür beim Eintreffen Ay.s kenne er nicht, er habe aber die Verschlusssicherheit überprüft, es sei keine Gewalt angewendet worden: “Die Menschen, die hier rein gegangen sind, die wollten nicht rauben oder zerstören, die wollten einfach nur töten.” Es folgen Bilder aus dem Container. Mi. weist auf frisch geschnittenes Gemüse und eine offene Geldkassette ohne Geld hin. Das sei ein Hinweis auf ein Motiv gewesen, es habe sich aber bei der Obduktion Geld in der Hosentasche von Turgut gefunden. Auffällig sei, dass Blut nur auf dem Fußbodenbereich sei. Bei anderen Tatorten, bei denen Gewalt eine Rolle spielt, habe man viel höhere Blutspritzer. Auf dem Bild sieht man einen Dönergrill mit einem an den Seiten verbrannten Spieß. Der angeschaltete Grill sei ein Zeichen, dass der Laden geöffnet werden sollte. Mi. weist auf einen abgebrochenen Spachtel hin, die Klinge sei nicht gefunden worden, er bezweifle aber, dass der tatrelevant sei. Eine schwarze Tasche gehöre dem Herrn Ay., so Mi. Auf einer Mülltonne sei zu erkennen, in welcher Richtung das Blut gespritzt ist, als der Blutende heraus getragen worden sei.

Bei einem Bild weist Mi. auf Kohlköpfe hin, die alle abgesucht worden seien. Auf Bild 16 sehe man eine Kühltruhe, darunter habe eine Patrone gestanden, das sei sehr ungewöhnlich. Außerdem sei sie verformt gewesen, es sei ein Knick drin gewesen, als ob der Auswurf vielleicht einen Defekt gehabt habe. Dann werden Nahaufnahmen von Projektilen gezeigt. Es folgen Bilder vom Kopf Turguts, die bei der Obduktion aufgenommen worden seien, auf denen man, so Mi., deutlich die Anordnung der Schüsse erkennen könne. Mi. sagt, die Spuren ließen nur die Schlussfolgerung zu, dass die Täter in den Wagen hineingegangen sind, das Opfer fixiert und ihn dann getötet haben. Es geht weiter mit Einblicken in den Imbiss. Danach werden Bilder gezeigt, die die Distanz des Imbiss zur nächsten Wohnbebauung zeigen. Man sehe, dass es gut 150 Meter einsehbar sei bis zu den Plattenbauten. Die Einfamilienhäuser seien 20, 30 Meter entfernt, aber durch Büsche sei das schwer einsehbar. Der Publikumsverkehr des Dienstleistungskomplexes sei auf der anderen Seite. Er habe die Bekleidung nicht untersucht, als bekannt geworden sei, dass die Waffe zu dieser Serie gehörte, sei ihnen das Verfahren entzogen worden. Götzl hält vor, Mi. habe vermerkt, an der Bekleidung des Geschädigten hätten keine Spuren gesichert werden können, sie sei durch die Rettungskräfte auseinander geschnitten worden und stark blutdurchtränkt gewesen. Das bestätigt Mi.

Nebenklagevertreter RA Behnke fragt, wieso Mi. aufgefallen sei, dass es dem Täter oder den Tätern nur auf das Töten angekommen sei. Bei Mordtaten sei an Tatorten meist ein ganz anderes Spurenbild zu erwarten, so Mi. Oft gehe eine tätliche Auseinandersetzung voraus. Die Täter hätten auch durch die Scheibe schießen und tödlich treffen können. So etwas wie hier habe er noch nicht gesehen: “Die Täter sind rein, haben ihr Opfer zu Boden gebracht, fixiert und getötet, anders kann ich das nicht erklären.” RA Langer fragt nach Erklärungsversuche für die stehende Patronenhülse und will wissen, ob das physikalisch möglich sei. Grundsätzlich sei alles möglich, so Mi., “man kann auch die Stochastik bemühen”. Entweder sei sie zufällig dahin gerutscht, oder jemand habe sie so hingestellt, er wisse es nicht. RA Kolloge fragt nach dem Publikumsverkehr, ob viele Leute gekommen seien. Der Zeuge antwortet, der Weg verbinde das Wohngebiet Dierkow mit der Straßenbahn. Daher sei er wohl frühmorgens und am Nachmittag stark frequentiert. Die Laderampe der Post in der Nähe sei frei zugänglich gewesen, da sei auch ein Parkplatz. Kolloge bitte um 5 Minuten Unterbrechung zur Beratung. Um 10.44 Uhr geht es weiter. Kolloge hat keine weiteren Fragen.

RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, fragt, worauf die Einschätzung des Niederbringens und Fixierens des Opfers beruhe. Wenn ein Mensch stehe, so Mi., werde das Blut verteilt, es fänden sich zumindest kleine Partikel Blut in der Höhe oder Abtropfpartikel. Das sei hier nicht der Fall. RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, sagt, das Opfer müsse gelegen haben, fragt aber, ob Mi. objektive Umstände festgestellt habe, dass das Opfer auch fixiert gewesen ist, es könne sich ja auch freiwillig, das heißt ohne körperlichen Zwang hingelegt haben. Mi. sagt, es lege sich wohl niemand freiwillig hin, selbst wenn es eine Pistole am Hals habe, wehre sich ein Opfer und bewege sich. Klemke will wissen, ob Mi. denn ausschließen könne, dass das Opfer sich am Boden nicht bewegt habe. Mi.: “Ausschließen kann ich gar nichts.” RA Behnke fragt, ob Mi. Hinweise habe, dass es mehrere Täter gewesen sein müssten, wenn er von Fixierung spreche. Dazu könne er nichts sagen, so Mi. Auf Frage von Erdal sagt Mi, er sei sei dreißig Jahren Polizist und beschäftige sich seit 25 Jahren mit Tatortarbeit in der Mordkommission.

Nach der Vernehmung erklärt RA Behnke, in den Schilderungen des Zeugen sei deutlich geworden, dass mehrere Mordmerkmale des StGB erfüllt seien.

Es folgt der Zeuge Scha., der anfangs mit der Leitung der Ermittlungen zum Mordfall Turgut betraut war. Scha. berichtet, sie seien am 25. Februar 2004 um 10.40 Uhr informiert worden und  eine Stunde später mit weiteren vier Beamten, am Tatort gewesen. Der erste Notruf sei um 10.20 Uhr eingegangen. Gefunden habe das Opfer der Betreiber des Dönerstandes, Herr Ay. Normalerweise sei es so abgesprochen gewesen, dass das Opfer den Stand wie immer um 10 Uhr aufmachen sollte. Ay. habe die Nacht zuvor bei Verwandten verbracht, sei erst am nächsten Morgen zum Imbiss gekommen und habe das Opfer vorgefunden. Ay. habe das Opfer heraus gezogen und sich vor der Tür hin gehockt. Dann habe ein anderer Zeuge, Herr Ho., der Notruf abgesetzt hat. Im Imbissstand seien nach seiner Erinnerung, so Scha., um die 300 Euro gefunden worden. Ay. habe einen Fehlbetrag ausgeschlossen, daher seien sie nicht von einem Raubdelikt ausgegangen. Die Tatzeit sei zunächst nicht einzuschränken gewesen. Im späteren Verlauf habe der Zeuge Ke. Angaben gemacht, mit denen man den Zeitpunkt auf 10.10 Uhr bis 10.20 Uhr habe eingrenzen können. Andere Zeugen hätten nur Schätzzeiten angegeben. Götzl spricht von einer Zeugin Schu., die am 10.15 Uhr am Stand vorbei gefahren sei. Scha. bestätigt das, aufgrund dieser Aussage seien Phantombilder angefertigt werden. Schu. habe in der Nähe des Imbisses eine Person gesehen und zwei oder drei weitere Personen im Bereich des Imbisses. Zu Schüssen habe sich ein Zeuge gemeldet, der Herr H. [siehe Protokoll zum 31. Verhandlungstag], der aus 300-400 m Entfernung Schüsse gehört haben will. Zur Waffe befragt, sagt Scha., sie hätten bereits am 11. März 2004 Bescheid bekommen, dass diese Waffe Ceska 83 in vier weiteren Mordfällen verwendet worden sei. Sie hätten noch am gleichen Tag Kontakt zur “Soko Halbmond” aufgenommen. Es sei dann gemeinsam betrieben worden, dass die Staatsanwaltschaft diese Verfahren zusammenführt. Anfang Mai sei das Verfahren dann zum BKA gegangen. Götzl fragt nach Belastungen der Ermittlungen für den Imbissbetreiber und die Angehörigen. Scha. sagt, da das Motiv nicht klar gewesen sei, habe es Ermittlungen zum Opfer gegeben. Es sei normal, dass sie das Umfeld des Opfers aufklären. Damals habe es auch “in Zusammenarbeit mit den Kollegen in Nürnberg” Hinweise gegeben, dass es möglicherweise um “Geschichten aus dem OK-Bereich” [Organisierte Kriminalität] gehe. “In diesem Sinn” hätten sie Ermittlungen in den Familie Ay. und Turgut geführt. Scha.: “Indikatoren, dass das Motiv in dieser Richtung zu suchen wäre, waren damals überwiegend.” Es habe auch Telekommunikationsüberwachungen gegeben.

RA Kolloge fragt, ob es für einen Schalldämpfer Anhaltspunkte gegeben habe. Scha. sagt, die habe es gegeben, weil außer dem Zeugen H. in 300-400 Meter Entfernung niemand in der Umgebung des Tatortes etwas gehört habe. RA Langer sagt, Scha. habe laut Vermerk mal einen Vorschlag gemacht eine Pressemitteilung in einer türkischen Zeitung aufzugeben, da heiße es “ein ausländerfeindlicher Hintergrund kann derzeit ausgeschlossen werden”. Scha. sagt, es seien ja auch die Staatsanwaltschaft, das LKA, Fachdienststellen wie der Staatsschutz und das “Bundesamt für Verfassungsschutz, nein, das Landesamt” beteiligt gewesen, und es habe keinerlei Hinweise gegeben, dass da ein ausländerfeindlicher Hintergrund zu sehen sei. Langer fragt, warum eine Richtung schon nach einer Woche ausgeschlossen worden sei. Scha.: “Wie wir den Raub ausgeschlossen haben, haben wir auch diese Sache ausgeschlossen.” Langer will wissen, was denn von Staatsschutz und VS vorgelegen habe. Scha. sagt, die hätten an Beratungen teilgenommen: “Und wenn die sagen, sie haben nichts, dann müssen wir das hinnehmen.” RA Dilman hält vor, wie die Zeugin Schu. die Person beschrieben habe, die sie sah: Sie sei ca. 40 Jahre alt und ca. 1,90 m groß gewesen, habe eine schlanke Statur und blonde kurze Haare gehabt und keinen Bart und keine Brille getragen. Wenn das da so stehe, dann sei das so, sagt Scha. Ob die Zeugin nach November 2011 noch einmal vernommen worden sei, wisse er nicht. RA Kolloge sagt, in den Akten gebe es als Anhang eine Serie von Presseausschnitten, da werde dieser Hinweis nicht erwähnt. RA Stahl sagt, es gebe in den Akten einen Bericht über einen Anruf bei der BAO, dass eine Explosion gehört worden sein solle, und will wissen, ob dem nachgegangen wurde. Das sei ihm nicht in Erinnerung, so Scha. Die Vernehmung endet um 11.22 Uhr.

Es folgt der Zeuge Andreas Se., Kriminalbeamter aus Rostock, der Ermittlungen zur Person des Opfers durchgeführt hat. Ay. habe gesagt, das Opfer habe bei ihm gewohnt, in den letzten Wochen gearbeitet und sei ihm aus dem Heimatdorf bekannt, als das Opfer noch ein Kind gewesen sei. Es seien Fingerabdrücke genommen und festgestellt worden, dass 1994 eine Person in Hamburg  erkennungsdienstlich behandelt worden sei, ein “Yunus Turgut”. Eine Woche später habe sich Verwandtschaft gemeldet und mitgeteilt, dass der Geschädigte eigentlich Mehmet Turgut heiße. Der Bruder Yunus halte sich illegal in München auf. Die Identität sei getauscht worden, damit der Bruder in der Türkei den Wehrdienst umgehen könne. Der Bruder habe gesagt, dass er eigentlich Yunus sei, aber sich in Deutschland als Mehmet ausgegeben habe. Die offizielle Personalie sei also  Yunus, die Daten in der Familie seien Mehmet mit dem anderen Geburtsdatum. Zwischen den Brüdern seien zwei Jahre Unterschied. Se. berichtet, er sei mit BKA-Beamten in Ankara gewesen und habe mit dem lebenden Bruder gesprochen der einen Ausweis auf den Namen Mehmet gehabt habe, aber gesagt habe, richtigerweise sei er Yunus Turgut. Sie hätten sich mit Beamten in der deutschen Botschaft unterhalten und erfahren, dass Personalien in der Türkei nicht die Rolle spielten wie in Deutschland. Nebenklagevertreter RA Dilman fragt, ob Se. auch am Grab des Opfers gewesen sei, was der verneint. In einer Notiz stehe, so Dilman, dass ein Kollege in einer Besprechung gesagt habe, dass auf dem Grabstein “Yunus” stehe. Das bestätigt Se. Wohllebens Verteidigerin Schneiders fragt, wie die Kooperationsbereitschaft des Bruders gewesen sei, als er in der Türkei gewesen sei. Der Zeuge berichtet, der Bruder habe gesagte, er würde zurückkommen, aber nicht mit der deutschen Polizei zusammenarbeiten, sondern sich Privatdetektive nehmen.

Es folgt der Zeuge Pä., der als Kriminalbeamter den Auftrag gehabt habe, die “Opferaufklärung” vorzunehmen und hierzu die Ausländerakte einzusehen. “Yunus Turgut” sei 1994 erstmals eingereist, sein Asylantrag sei im Februar 1995 abgelehnt worden. Nach einer zweimonatigen Duldung sei Turgut für die Behörden verschwunden gewesen und nach einer Festnahme 1996 abgeschoben worden. 1998 habe er in Hamburg wiederum einen Asylantrag gestellt und erklärt, dass er in seinem kleinen Dorf Repressalien ausgesetzt sei, “mal durch Soldaten, mal durch Guerillas”. Der Antrag sei abgelehnt worden und Turgut verschwunden. Im Mai 2000 sei er aufgegriffen und abgeschoben worden. Im August 2003 sei er ein weiteres Mal im Bereich des Zollamtes Stralsund festgenommen worden. Ein Asylfolgeantrag sei recht schnell negativ beschieden worden. Nach einer Klage und sechs Wochen Abschiebehaft habe Turgut die Aufforderung erhalten, die Ausländerbehörde Hamburg aufzusuchen. Damit verliere sich in der Akte die Spur. Auf Frage von Götzl sagt Pä., er habe einige weitere Ermittlungen durchgeführt, u.a. habe er auch zwei oder drei Gäste des Imbisses vernommen, aus denen hervorgegangen sei, dass das Opfer dort seit zwei, drei Wochen Bedienungskraft gewesen sei und sich Hassan genannt habe. Er habe auch den Betreiber Ay. vernommen. Von der Persönlichkeit her sei das Opfer als unauffällig oder auch nett beschrieben worden. Ay. habe gesagt, dass Turgut einen ängstlichen Eindruck gemacht habe, dass er die Umgebung beobachtet habe, dass ihm etwas geschehen könne. Das hätten sie auf den Umstand geschoben, dass er sich in der Umgebung illegal aufgehalten habe. Es habe sich der Eindruck aufgedrängt, dass die ihm am nächsten stehende Person ein Cousin aus Schwerin gewesen sei.

RA Behnke gibt eine Erklärung ab. Er wolle sich davor verwahren, dass Ermittlungen gegen das Opfer hier Eingang in Verfahren finden, so Behnke. Götzl fragt, worauf das abziele. Behnke sagt, es sei immer wieder nach Ermittlungen gefragt worden. Ihm gehe es darum, ein Bild vom Opfer zu bekommen, so Götzl. Behnke sagt, es gehe ihm eher um die Verteidigung. RAin Schneiders erwidert, Behnke solle ggf. Fragen beanstanden, das sei Akteninhalt und nicht beanstandungsfähig.

Nach der Mittagspause folgt um 13.42 Uhr die Vernehmung des Imbissbetreibers Ay., dessen Aussage von einem Dolmetscher übersetzt wird. Ay. berichtet, dass er am Morgen von Lütten-Klein kam. Er habe sich verspätet, eigentlich habe er das Geschäft um 10 Uhr öffnen wollen. Auf der Straße Dierkower Höhe sei er in einen Stau geraten und erst 10.15 Uhr angekommen. Er habe gesehen, dass der Deckel des Imbisses geöffnet und die Türe zu war. Dann habe er seinen Wagen geparkt und drei-, viermal gerufen, damit ihm Turgut beim Ausladen helfe, aber  keinen Laut gehört. Deswegen habe er gedacht, er lese Zeitung und trinke Kaffee. Er habe die Tür aufgemacht und es sei ihm Blut auf dem Boden entgegen gekommen. Turgut habe auf dem Boden gelegen und ein Geräusch gemacht. Ay. macht ein röchelndes Geräusch. Er habe gefragt: “Was ist dir passiert? Was ist los?” Turgut habe keine Antwort gegeben. Er habe Turgut am Hals gedrückt, dort sei Blut gewesen. Dann habe er ihn hoch gehoben, Richtung Türe gezogen und um Hilfe gerufen. Es sei ein deutscher Mann gekommen, dem er sein Handy zugeworfen habe und der dann Krankenwagen und Polizei gerufen habe. Er habe den Arzt gefragt, was passiert sei und ob Turgut noch lebe. Der Arzt habe mit einem Kollegen gesprochen und es sei um Schüsse gegangen, dass er niedergeschossen worden sei. Sie hätten ihm, Ay., eine Spritze gegeben. Dann sei es zum Polizeirevier gegangen, wo er vernommen worden sei. Er habe nach Hause gehen dürfen und sie hätten ihm gesagt, dass Turgut niedergeschossen worden sei. Das habe er erst dort begriffen.

Götzl fragt nach der Lage des Opfers. Die Füße hätten in Richtung Türe gelegen, und er glaube, dass Turgut auf der linken Seite gelegen habe, das wisse er nicht genau, er sei damals im Schock gewesen. Turgut habe noch gelebt und er habe sich gedacht, dass er ihn in seinen Wagen legen und direkt ins Krankenhaus fahren könne, das Opfer sei aber zu schwer gewesen. Auf Frage von Götzl sagt Ay., er habe Turgut gesagt, er solle den Laden nicht aufmachen, bevor er komme. Er habe sich noch gefragt: “Warum hat der so frühzeitig aufgemacht.” Götzl will wissen, ob Turgut bei ihm beschäftigt gewesen sei. Das verneint Ay., er sei nur Gast gewesen. Turgut sei ein sehr guter Mensch gewesen, er sei ein armer Junge gewesen. Ay.: “Als ich vernommen wurde und das erzählte, wurde ich abweisend behandelt.” Turgut habe nicht viel gesprochen. Er komme aus demselben Dorf wie Ay. selbst, so der Zeuge. Er sei seit etwa drei Wochen bei ihm gewesen. Turgut habe den Schlüssel zum Imbiss gehabt. Er habe wohl gemerkt, dass sich Ay. verspäte und den Laden geöffnet. Andere Personen habe er nicht wahrgenommen, so Ay. auf Frage von Götzl. Er habe den Laden immer um zehn Uhr geöffnet, manchmal sei die Arbeit aber auch früher erledigt gewesen und dann habe er noch Kaffee getrunken. Der Imbiss sei bis 22 Uhr geöffnet gewesen, manchmal aber auch bis 23 Uhr, wenn noch Kundschaft da gewesen sei. Es sei eine abwegige Ortschaft dort, es gebe sonst niemanden, der sich dort einmischt oder Probleme macht. Turgut habe er noch aus der Türkei gekannt, da sei der aber noch klein gewesen. Es habe nichts im Imbiss gefehlt, so Ay. auf Frage von Götzl. Ein gefundenes Handy sei wohl von Turgut, seines sei es nicht. Möglicherweise sei eine gefundene Tasche von ihm, es sei jetzt zehn Jahre her, das wisse er nicht mehr. Götzl hält vor, Ay. habe bei einer Vernehmung angegeben, um geschätzt 10.30 Uhr den Grill aufgesucht zu haben. Das könne sein, so Ay. Dann erläutert Ay. wo er seinen PKW geparkt habe. Götzl fragt, wie die Situation für Ay. nach der Tat gewesen sei. Ay.: “Was ich erlitten habe, weiß nur ich.” Das Geschäft sei weg gewesen, immer habe es geheißen: “Du weißt Bescheid.” Einer sei aus Nürnberg gekommen und habe ihn zehn, dreizehn Stunden lang ausgefragt. Er sei wie ein Angeklagter behandelt worden. Die Anschuldigungen seien gewesen, dass er etwas verkauft, große Sachen gemacht haben müsse. Oder dass die Mörder gekommen seien, um ihn, Ay., zu töten. Zu dem Zeitpunkt habe er seine Kinder aus der Türkei herholen wollen und habe gesagt: “Dann lasse ich sie lieber dort.” Götzl fragt, ob Ay. auch geglaubt habe, dass möglicherweise er selbst als Opfer gemeint sein könne. Ay. sagt, er sei sich sicher gewesen, dass er niemandem Schaden zugefügt oder etwas angetan hat. Aber er habe das nicht beweisen können. Ay. sagt, er sei bis 23 Uhr im Laden geblieben, hätte ihn jemand erschießen wollen, hätte das niemand gesehen. Er sei 1987 mit dem Vater des Opfers nach Deutschland gekommen, sie hätten sich gut gekannt. Er sei bei der Beerdigung des Sohnes in der Türkei gewesen und der Vater habe ihm nichts gesagt. Götzl fragt nach den Folgen der Tat für die Familie. Ay. sagt, es sei schwierig gewesen für die Eltern, sie hätten viel gelitten und geweint: “Als ich dieses Leiden gesehen habe, hab ich mir gedacht, ich hätte lieber an der Stelle des Gestorbenen gestanden.” Seine kleinen Kinder würden bis heute fragen, ob das die Polizei sei, wenn es klingelt. Momentan erlebe er das auch so, dass er am ganzen Körper zittere. Götzl fragt, ob Ay. das Geschäft aufgegeben habe. Ay. sagt, er habe nie wieder zu dieser Stelle fahren wollen. Er sei nie wieder da gewesen. RA Behnke fragt, wie es Ay. heute gehe. Er erlebe das heute alles nochmal, so Ay. Behnke fragt, ob er Angst um seine Kinder habe. Ay.: “Manchmal lese ich das in der Zeitung, da bekommt man Angst.” RA Kolloge fragt nach der Kundschaft des Imbisses. Ay. sagt, es seien die Bewohner des Stadtviertels, manchmal auch Kundschaft von der Post gekommen. Die, die Bier getrunken hätten, das seien in etwa immer die gleichen Menschen gewesen. Spezielle Tageszeiten mit viel Betrieb habe es nicht gegeben. Anhand der Luftaufnahme und des Ausschnitts aus dem Stadtplan erläutert Ay. noch einmal seinen Weg mit dem Auto. Schließlich fragt Kolloge, ob alle Autos vom Hölderlinweg aus fahren müssten und es ansonsten keine Möglichkeit gebe. Das bestätigt Ay., nur zu Fuß könne man in Richtung der Häuser gehen. RA Sidiropoulos fragt, ob am Imbiss die Öffnungszeiten angebracht gewesen seien, was Ay. verneint. Die Frage von RA Matt, ob Ay. den Imbiss normalerweise alleine betrieben habe, bejaht der Zeuge. Eine weitere Frage aus der Nebenklage, ob Ay. an dem Tag am Stand neues Graffiti aufgefallen sei, verneint Ay. Sidiropoulos fragt nach Werbung für den Imbiss. Ay. sagt, er habe zu diesem Zeitpunkt keine Werbung gemacht, er habe aber mal Visitenkarten verteilt. Werbung in Zeitungen oder im Internet habe er, wenn er sich recht erinnere nicht gemacht. RA Tikbas fragt, ob Ay. Erfahrungen mit Rechtsradikalen vor Ort gemacht habe. Ay. verneint das: “Es war so, dass alle in diesem Viertel mich kannten, es gab so etwas nicht.” Zschäpes Verteidiger RA Stahl fragt, ob jemand nicht aus dem Viertel kommend auf den Imbiss aufmerksam geworden sein könne. Ay. verneint das. Die Vernehmung endet um 14.25 Uhr.

Es folgt der Zeuge Frank Ke., der in der Nähe des Tatortes wohnt. Ke. berichtet, dass er kurz am Imbiss gewesen und dann mit dem Fahrrad zu seinem Vater weiter gefahren sei, um dort an einem Bootsanleger zu arbeiten. Ke.: “Dann ist da ja was passiert, was, weiß ich nicht, wurde man ja auch nicht informiert.” Ein Jahr später sei er verhört worden, da sei es immer noch um einen “Rachemord unter Türken” oder “Geldsachen oder so” gegangen. Er sei vielleicht ein oder zwei Mal die Woche mit Kollegen am Imbiss gewesen, um dort ein Bier zu trinken oder Döner zu essen, aber auch mal eine Woche nicht da gewesen. Turgut habe er gelegentlich gesehen, Ay. sei die ganze Zeit da gewesen, der sei ja auch der Besitzer. Turgut sein lustiger Mensch gewesen und habe gerne ein bisschen rumgealbert. Ke. berichtet, er sei um 10 Uhr mit seinem Vater verabredet gewesen, er habe am Imbiss einen Kaffee getrunken und eine Zigarette geraucht. Am Stand sei er etwa gegen 9.30 Uhr gewesen. Ke. erläutert dann seinen Weg und sagt, er habe nicht auf Personen geachtet. Götzl hält vor, Ke. habe in einer Vernehmung angegeben, um 10.30 Uhr mit seinem Vater am Bootsclub verabredet gewesen zu sein, vorher aber noch einen Kaffee am Imbiss getrunken zu haben, an dem er genau um 10.01 Uhr angekommen sei; das wisse er so genau, weil er beim Eintreffen auf die Uhr gesehen habe. Ke. sagt, das könne sein, wenn er das damals so angegeben habe, es sei jetzt auch schon lange her. Weiter hält Götzl vor, Ke. habe angegeben, dass die Ausgabeklappe des Döner-Imbisses bereits geöffnet und die Kaffeekanne schon voll gewesen sei. Die Tür zum Imbiss sei verschlossen gewesen, hält Götzl aus der Vernehmung vor und fragt, ob Ke. weitere Personen wahrgenommen habe, was dieser verneint. Götzl verliest, Ke. habe ausgesagt, dass er um 10.10 Uhr den Imbiss wieder verlassen habe. Das könne sein, so Ke. Dann hält Götzl vor, dass Ke. angegeben habe, in Höhe des Autohauses an der Petribrücke den Haydar [gemeint ist Ay.] in dessen Fahrzeug gesehen zu haben. Das bestätigt Ke., Ay. habe auch noch gehupt und gegrüßt, deswegen erinnere er sich noch. Das sei vielleicht zehn bis fünfzehn Minuten gewesen, nachdem er den Imbiss verlassen habe. Götzl hält vor, dass Ke. angegeben habe, dass Turgut etwa einen bis anderthalb Monate dort im Kiosk gearbeitet habe. Ke.: “Ja, das mag sein, ganz ehrlich, ich kann die auch schlecht auseinander halten.” Nebenklagevertreter RA Elberling fragt, ob man vom Imbiss mit dem Fahrrad gut weg komme, was Ke. bestätigt. Aus der Nebenklage wird gefragt, ob sich Ke. sich die Graffitis am Dönerstand mal angeschaut habe. Ke, sagt, sowas interessiere ihn nicht, rechtsextreme Zeichen seien ihm nicht aufgefallen.

RA Klemke verliest einen Antrag, den Mitarbeiter der Abteilung KT 15 des BKA zu laden, der ein Gutachten zu 11 handschriftlich beschriebenen, zum Teil mit Bildern und Zeitungsausschnitten beklebten, Blättern angefertigt habe, die in der Garage von André K. beschlagnahmt worden seien. Der Sachverständige sei zu dem Ergebnis gekommen, dass Wohlleben mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht Urheber der Schrift auf dem Asservat sei.

Dann verliest Richter Götzl den Beschluss, dass der Antrag, die Ermittlungsakten zu Andreas Te. [siehe Protokoll zum 41. Verhandlungstag] abgelehnt wird. Notwendig für einen Beweis- oder Beweisermittlungsantrag sei zum einem die Antragsberechtigung. Diese hätten Nebenkläger, die nicht vom Fall Yozgat betroffen sind, nicht. Diese Frage könne aber offen bleiben, weil sich die Nebenklage Yozgat dem Antrag angeschlossen habe. Es handele sich um einen Beweisermittlungsantrag, weil die Antragsteller die Beweistatsachen noch nicht kennen würden.

Ob einem solchen Antrag nachgegangen wird, sei im Rahmen der gerichtlichen Aufklärungspflicht zu entscheiden. Die Aufklärungspflicht erfordere nicht, dass sämtliche im Zusammenhang mit Tatermittlungen entstandenen Schriftstücke beigezogen werden, solange es an konkreten Anhaltspunkten fehle, dass dort für das Verfahren relevante Informationen enthalten seien. Dass die Antragsteller den Zeugen als bedeutend einstufen, sei lediglich deren Wertung, die nicht auf Tatsachen gestützt werde. Der Hinweis auf Vermutungen eines Kriminaldirektors des Polizeipräsidiums Kassel und Analysen und Einschätzungen weiterer Ermittler verließe nicht den Bereich der bloßen Annahme, so Götzl. Dass Te. den Überwachungsmaßnahmen zufolge mit seiner Quelle aus der rechten Szene gesprochen habe, decke keinen Zusammenhang mit der Tat auf, weil Te. den Kontakt zu seinen Quellen von Berufs wegen habe halten müssen. Bezüglich eines Zeugen, der angegeben habe, Mundlos und Böhnhardt zum Rastplatz Eichelborn Süd gefahren zu haben, wo ein dunkler Mercedes mit Kasseler Kennzeichen gestanden habe, sagt Götzl, dass laut Zeuge nur Mundlos dabei gewesen sei und diese Fahrt an einem nicht näher bestimmten Sonntag im oder nach dem Juni 2011 stattgefunden haben solle. Es sei kein Zusammenhang zur Tat 2006 erkennbar. Gleiches gelte für den Hinweis eines Zeugen auf zwei junge Männer 30 Minuten vor der Tat etwa 1,5 Kilometer vom Tatort entfernt. In der ergänzenden Stellungnahme würden, so Götzl, wieder nur allgemeine Überlegungen angestellt. Es sei zusammenfassend nicht ersichtlich, dass der Inhalt der Ermittlungsakten Te. für die Feststellung der den Angeklagten vorgeworfenen Taten und etwaige Rechtsfolgen von Bedeutung sei.

Dann gibt Zschäpes Verteidiger Heer eine Erklärung zur Aussage der Zeugin Andrea Ca. [siehe Protokoll zum 48. Verhandlungstag] ab. Während des gesamten Ablaufs sei die Zeugin auf ihren Sohn konzentriert gewesen. Einzelheiten habe die Zeugin nicht bekunden können. Als Grundlage für die Identifizierung habe sie nur die Haare und das Gesicht benannt. Zum Aussehen habe sie nur noch angeben können, dass die Frau 19, 20 Jahre alt gewesen sei. Die Bekundungen der Zeugin seien insgesamt von großen Erinnerungsdefiziten gekennzeichnet. Zudem gebe es unüberbrückbare Widersprüche zu Angaben der Zeugin in Vernehmungen, die auch durch zahlreiche Vorhalte nicht hätten aufgeklärt werden können. Die Zeugin habe nicht einmal ihre eigenen Aussagen erkannt. Der Generalbundesanwalt messe der Aussage der Zeugin eine Beweisbedeutung zu, die sie schon damals nicht gehabt habe. Auch die Aussage hier sei in keiner Weise geeignet, die Anklagehypothese zu belegen.

Auch Nebenklagevertreter RA Reinecke möchte eine Erklärung zur Zeugin abgeben. Er sagt, die “Zivilzeugen” seien in einer unfairen Situation gegenüber Polizeibeamten, die sich die Akten nochmal anschauen könnten. RA Heer interveniert, damit seien die Grenzen einer Erklärung nach § 257 StPO überschritten. Es beginnt eine längere Diskussion um die Zulässigkeit der Erklärung Reineckes. Götzl sagt, Reinecke sei tatsächlich zu spät für eine solche Erklärung. RA Reinecke erwidert, dann werde er in Zukunft immer eine Erklärung nach § 257 ankündigen. RA Kolloge bittet Götzl darum, diese Entscheidung zu überdenken. Dann sagt Reinecke, er werde einer Erklärung zu der Erklärung Heers abgeben. Er weise darauf hin, dass gegenüber Polizeizeugen Frau Ca. eine sehr gute Erinnerung habe. Nach einer weiteren Beanstandung durch RAin Sturm sagt Reinecke, die Aussage mit der Schauspielerin sei mit Sicherheit zutreffend und auch die Aussage, Fahrradfahrer gesehen zu haben. Man könne sicher sein, dass die Zeugin eine Person gesehen hat, die dieser Schauspielerin ähnlich sieht. Die Schlussfolgerung, dass es Zschäpe gewesen sei, sei eine andere Frage. Dann nimmt auch RA Behnke Stellung zur Erklärung von Heer. Unrichtig sei in der Erklärung des Verteidigers, die Zeugin habe angegeben, die Frau nur von hinten gesehen zu haben.

Der Verhandlungstag endet um 15.05 Uhr.

Nebenklage-Anwalt Stolle erklärte im Anschluss an den Verhandlungstag: “Die Auswahl des Tatortes ist eigentlich nur durch ein lokales Unterstützernetzwerk zu erklären. Die Frage, wer dem NSU vor Ort jeweils Hilfe geleistet hat, wird von der Nebenklage in dem Prozess immer wieder thematisiert werden.”


Protokoll 50. Verhandlungstag - 24. Oktober 2013

Der 50. Verhandlungstag war der letzte Tag vor einer Woche Herbstpause im Verfahren. Zunächst ging es um die Obduktion und die Rekonstruktion des Mordes an İsmail Yaşar, der mit fünf Schüssen in Nürnberg hingerichtet wurde. Später drehte sich der Tag um das Bekennervideo und die darin verwendeten Zeitungsartikel und Videosequenzen. Am Nachmittag sollte ein Waffensachverständiger des BKAs zu den Mordwaffen aussagen. Aufgrund einer fehlerhaften Ladung konnte er nur zu einem Teil des Morde etwas sagen, er wird erneut geladen werden.

Zeug_innen und Sachverständige:

	Prof. Dr. Stephan Seidl (Obduktion İsmail Yaşar)
	Martin Gessinger (Tatrekonstruktion Mord an İsmail Yaşar)
	Jane Se. (Polizeibeamtin, Notrufe zum Brand in Zwickau)
	Torsten St. (LKA Hamburg, Ermittlungen zum Fall Taşköprü, Videosequenzen)
	Robert Sche. (BKA Berlin, Auswertung von Dateien von einer Festplatte aus der Frühlingsstraße)
	Thomas Bl. (BKA Wiesbaden, Auswertung eines Zettels aus der Frühlingsstraße)
	Sachverständiger Leopold Pfoser (Waffensachverständiger BKA)




Zum ersten Mal seit Beginn des Prozesses ist die Ehefrau des Angeklagten Ralf Wohlleben, Jacqueline Wohlleben, anwesend. Sie darf als “Beistand” unten im Saal neben ihrem Mann Platz nehmen. Auf der Besuchertribüne sitzen eine Frau und zwei Männer, die regelmäßig Blickkontakt mit den Wohllebens und Verteidigerin Nicole Schneiders suchen. Der Verhandlungstag beginnt um 9.49 Uhr. Anwesend ist ein Nebenkläger der Familie Turgut.

Erster Sachverständiger ist Prof. Seidl, Rechtsmediziner aus Erlangen, der am 9. Juni 2005 die Obduktion des in Nürnberg ermordeten İsmail Yaşar vorgenommen hat. Seidl nennt fünf Schussverletzungen. Er beschreibt einen Schädeldurchschuss und zwei Rumpfsteckschüsse, einer in der vorderen Achsellinie und ein weiterer außerhalb der Brusthöhle. Die nächste Schussverletzung ist ein Rumpfdurchschuss. Die fünfte Schussverletzung ist ein Streifschuss an der rechten Wange. Verstorben sei Yaşar infolge Verblutens auf nicht natürliche Weise. Anhaltspunkte für natürliche Ursachen oder Erkrankungen hätten sich nicht ergeben. Zur Reihenfolge der Schüsse könne er wenig beitragen. Aufgrund der starken Ablenkung eines Projektils sei davon auszugehen, dass das rechte Schlüsselbein da noch intakt gewesen sein müsse. Auf Frage von Götzl sagt Seidl, Yaşar habe möglicherweise noch im “einstelligen Minutenbereich”  weiter leben können. Es seien bei der Obduktion 265 Euro in der Hosentasche Yaşars gefunden worden und weitere 2,42 Euro in Münzen, so Seidl weiter.

Es folgt der Sachverständige Gessinger, der früher beim LKA München gearbeitet hat, und die Tatrekonstruktion beim Mord an Yaşar durchgeführt hat. Er habe Kleidungsstücke sowie Hautpräparate untersucht, so Gessinger. Es seien außerdem Tatortuntersuchungen durchgeführt worden und er habe ab er an der Obduktion des Opfers teilgenommen. Gessinger beginnt mit den ballistischen Spuren im Imbissstand. Es sei ein von einem Projektil verursachter Defekt an Sichtschutzlamellen an der Tür seien, gefunden worden, außerdem an der Eingangstür zum Küchenbereich eine Durchsetzung des Türmaterials . Das Projektil habe nicht aufgefunden werden können. Diese beiden Beschädigungen ermöglichten eine Schussbahnrekonstruktion, so Gessinger. Der Zeuge geht an den Richtertisch zur Inaugenscheinnahme von Bildern aus seinem Bericht. Auf einem Bild sieht man den Innenbereich des Imbisses vom Kunden- in Richtung des Küchenbereichs fotografiert. Die Schussbahn ist mit Pfeilen gekennzeichnet. Sie verlaufe über den Thekenaufbau, so Gessinger. Es seien zwei Projektile aufgefunden worden, die aus Fahndungsgründen unmittelbar ans BKA weitergeleitet worden seien. Die Hautpräparate seinen hinsichtlich Spuren, die eine Schussentfernungsbestimmung ermöglichen, untersucht worden. Es habe keine flächige Beschmauchung und auch keinen Abstreifring [siehe Protokoll zum 28. Verhandlungstag] gegeben. Es sind Bilder von der Obduktion Yaşars zu sehen. Nebenklagevertreter RA Lucas interveniert und sagt, man habe sich aus Rücksicht auf die Nebenkläger_innen darauf verständigt, dass solche Bilder nicht öffentlich gezeigt werden. Götzl sagt zu Gessinger, für die weiteren Erörterungen seien die Bilder ja nicht vonnöten. Gessinger führt weiter aus, es habe einen Brustdurchschuss und zwei Bruststeckschüsse gegeben. Die Bilder werden nicht mehr gezeigt. Gessinger sagt, dass er eine flächige Beschmauchung, wie sie das klassische Merkmal für einen Nahschuss darstelle, nicht habe finden können. Auch bei den Schussverletzungen habe es keine Anzeichen dafür gegeben, dass eine Verletzung mit aufgesetzter oder aufgepresster Waffe erfolgte. Dann hätten sie Überlegungen zu “abnormen Befunden” angestellt, da keine Abstreifringe hätten festgestellt werden können. Es hätten sich auch am Tatort keine Spuren gefunden, dass das Geschoss irgendetwas anderes durchdrungen hat.

Eine mögliche Erklärung sei, dass dieses durchschossene Material vom Schützen wieder mitgenommen wurde. Das passe zum völligen Fehlen von Hülsen, da sei die Überlegung, dass eine über die Waffe gestülpte Tüte oder ähnliches als Hülsenfang verwendet wurde. Es seien dann Versuche durchgeführt worden, bei denen in einer Tüte mehrere Schüsse abgegeben worden seien. Sämtliche Hülsen seien in der Tüte aufgefangen worden. Aus dem Material seien im Mündungsbereich sehr markante Teile abgetrennt worden. Der in Frage kommende Schützenstandort lasse sich auf den südlichen Kundenbereich des Imbisses einschränken, zwischen dem Opfer und dem Schützen habe sich dann der Thekenaufbau befunden. Die Waffe dürfte, so Gessinger, aus Schulterhöhe abgefeuert worden sein. Zu unterstellen sei aus den Befunden der folgende Ablauf: Schuss 1 sei der Streifschuss an der rechten Wange. Als denkbare Variante für den zweiten Schuss könne man den Kopfdurchschuss unterstellen, wobei das Projektil nach dem Austritt nur noch geringe Energie aufweise, was zur Beschädigung am Kontaktgriller passen würde. Denkbar sei eine Körperhaltung des Opfers nach links gebückt, wie bei einer schutzsuchenden Bewegung. Dann kämen die drei parallel verlaufenden Schüsse in der Brustregion. Es sei anzunehmen, dass Yaşar sich zum Zeitpunkt der Treffer in einer liegenden Position befunden haben dürfte. Für alle Schussabgaben bedürfe es keiner großen Änderung des Schützenstandortes, so Gessinger. Nebenklagevertreter RA Langer fragt, ob man Rückschlüsse auf die Körpergröße ziehen könne, was Gessinger verneint. Plastikteile seien nicht gefunden worden, so Gessinger, wobei es auch möglich sei, etwa einen Rucksack als Hülsenfang zu nutzen. Es sei auch möglich, dass man den Lauf der Waffe durch ein vorher eingebrachtes Loch in der Tüte heraus schauen lassen könne, so Gessinger auf Frage von Langer. Dann sei die Waffe aber als Waffe erkennbar. Man könne nicht ausschließen, dass der Schütze die Hand über die Theke gebeugt habe, dafür sei eine Standortänderung nicht erforderlich. Wie die Waffe genau gehalten wurde, lasse sich nicht sagen, ebenso lasse sich nicht sagen, ob der Schütze Rechts- oder Linkshänder gewesen sei. RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., möchte wissen, ob ein Schalldämpfer Auswirkungen auf einen Abstreifring habe. Normalerweise habe das Projektil keinen Kontakt mit dem Schalldämpfer, so Gessinger, er habe aber keine Untersuchungen dazu durchgeführt.

Es folgt die Zeugin Se., Polizeibeamtin aus Chemnitz, die einen Vermerk zu den Notrufen zum Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße am 4. November 2011 verfasst hat. Se. berichtet, sie und ein Kollege hätten die Notrufe von der Polizei und der Feuerwehr in Zwickau angefordert und angehört, mit den Verkehrsdaten der Funkzelle verglichen und den Vermerk gefertigt. Als Anrufer_innen habe sie nur Herrn und Frau H. erkannt, unmittelbare Nachbar_innen der Frühlingsstraße 26, weil sie die später vernommen habe. Die ersten Anrufe seien gegen 15.08 Uhr eingegangen. Bei der Polizei habe es fünf Anrufe gegeben und bei der Feuerwehr sechs. Götzl geht per Vorhalt die einzelnen Anrufe mit Namen der Anrufer_innen und Uhrzeiten durch. Bei einem Anruf im “Führungs- und Lagezentrum” um 15.08.08 Uhr stehe da “keine Übermittlung”, so Götzl. Se. sagt, das sei eine Datei gewesen, es habe aber keine Tonaufzeichnung und keine Nummernübermittlung gegeben. Auf Frage von Götzl sagt Se., sie habe bei der Vorführung in Karlsruhe auch einmal mit Beate Zschäpe gesprochen und kenne daher deren Stimme. Die Stimmlage und den Dialekt könne sie heute nicht mehr beschreiben, aber damals sei sie sich sicher gewesen, dass die eine Anruferin, die um 15.13 Uhr angerufen habe, relativ spät, auf jeden Fall nicht Zschäpe gewesen sei. Oberstaatsanwalt Weingarten fragt noch einmal nach dem Anruf ohne Übermittlung. Se. sagt, dass hier versucht worden sei, anzurufen, allerdings sei keine Nummer übertragen worden und es sei auch kein Gespräch zustande gekommen. Weingarten fragt, ob es bei der Auswertung der Funkzellen einen Anruf gegeben habe, der korrespondieren könnte. Se. sagt, sie hätten die Daten durchgeschaut, wenn sie keine Notiz im Vermerk gemacht habe, dann sei ihnen nichts aufgefallen. Dann fragt RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe, ob in Bezug auf den nicht übermittelten Anruf Ermittlungen bei der Feuerwehr durchgeführt worden seien, um zu klären, ob ein entsprechender Anruf angenommen wurde. Se. verneint das. RAin Schneiders fragt, ob es da ein technisches Problem gegeben habe. Der Beamte habe gesagt, das könne vorkommen, so Se. Manchmal gebe es sogar einen Anruf mit Tonaufzeichnung ohne Rufnummernübermittlung. RA Stahl fragt, ob die Uhrzeit überhaupt übermittelt worden sei, als Fehler oder als Anruf, der nicht aufgezeichnet wurde. Se. sagt, dieser Anruf ohne Ton und ohne Nummer müsse auf der ihnen zugesendeten CD sein. Stahl sagt, er verstehe es also richtig, dass es um 15.08 Uhr einen solchen Anruf gegeben hat, sie dem aber nicht nachgegangen seien. Se. sagt, es habe keine Anhaltspunkte für weitere Ermittlungen gegeben. RA Reinecke möchte wissen, ob es denkbar sei, dass da jemand etwas gesagt habe, was aber nicht aufgezeichnet wurde. Das sei ausgeschlossen, so Se., sie habe im Führungs- und Lagezentrum Chemnitz ein Praktikum gemacht und wenn gesprochen werde, dann werde das auch aufgezeichnet Auf Frage von RAin Schneiders sagt Se., sie wisse, dass ein so etwas vorkommen könne aus ihrer Zeit im Führungs- und Lagezentrum.

Nach der Vernehmung regt RA Stahl an, dass angesichts des Umstands, dass es sich beim Eintrag um 15.08.08 Uhr definitiv um einen Anruf gehandelt haben müsse, zu klären, wer zum Tatzeitpunkt Dienst gehabt habe und ob da noch ermittelt werden könne, um was für einen Anruf es sich gehandelt habe. Es bestehe ja die Möglichkeit, dass es ebenfalls eine Brandmeldung war für die Frühlingsstraße. Nebenklagevertreter RA Matt regt an, für die technischen Fragen der Zuverlässigkeit der Uhrzeiten, einen Experten zu hören. Götzl möchte von Matt wissen, welche Relevanz habe. Matt sagt, für ihn habe es Relevanz, weil es Fragen gab zu den Uhrzeiten

Götzl: “Wissen will man im Leben viel. Deswegen frage ich sie, welche Relevanz sehen sie.” Götzl sagt, es gehe dabei mehr um die den Anrufer als um die Uhrzeit. RA Stahl sagt ohne Mikrofonverstärkung: “Oder die Anruferin.”

Es folgt der Zeuge St. vom LKA Hamburg. Bei seiner Aussage geht es zunächst um Bilder in NSU-Videos vom Mord an Süleyman Taşköprü. Er habe Vermerke zu zwei DVDs geschrieben, so  St. Bei Spur 720 zu DVD 1 werde ein Bild von Taşköprü gezeigt, der am linken Handgelenk noch seine Uhr trage. Auf den Tatortbildern der Polizei sei deutlich, dass er keine Armbanduhr mehr trägt, diese sei am Boden liegend teilweise abgerissen aufgefunden worden. Es sei ihnen kein Bild bekannt, das Taşköprü mit dieser Armbanduhr am Handgelenk zeige. So könne man annehmen, dass es mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit ein Bild sei von den Herstellern des Videos und dann auch von den Tätern nach der Tatausführung. Denn das Zeitfenster, dass eine andere Person ins Geschäft habe gehen können, als der Vater Taşköprüs im Nachbargeschäft den Notruf angesetzt habe, sei sehr kurz. Bei Spur 806 zu DVD 2 finde sich das gleiche Bild, zusätzlich seien Zeitungsartikel in die gezeigten Bilder hineingelegt worden seien. Die Artikel stammten aus der “Hamburger Morgenpost” und dem “Hamburger Abendblatt”. Er habe noch weitergehende Ermittlungen durchgeführt, weil ein Text nicht mit einem ihm vorliegenden Artikel der “Morgenpost” übereingestimmt habe. Es gebe bei der Zeitung eine “Schubversionen und Nichtschubversionen”. Die Artikel aus der DVD müsse aus der Nachtausgabe stammen oder aus einer anderen Nichtschubausgabe der Morgenpost. Die Nachtausgabe werde ab 20.15 Uhr vertrieben, in der Regel nur an den Hamburger Bahnhöfen. Nebenklagevertreterin RAin Pinar fragt hierzu nach. St. bestätigt, dass die Nachtausgabe nur in Hamburg habe gekauft werden können, eine weitere Nichtschubversion sei aber auch in einer Region bis zur Höhe des Harzes zu kaufen gewesen. Die Nachtausgabe sei aber auch eine Nichtschubversion. Pinar fragt St. nach einem weiteren Zeugen, dem von der Staatsanwaltschaft Hamburg Vertraulichkeit zugesichert worden sei, sie wolle gerne wissen, ob die Vertraulichkeit noch bestehe und ob das jemand aus der Szene sei. St. sagt, dazu dürfe er keine Angaben machen. Pinar sagt, die Staatsanwältin, die die Vertraulichkeit zugesichert habe, sei ihrer Erinnerung nach vom Dezernat Staatsschutz. St. sagt, er könne sich nicht erinnern. Pinar fragt, wann St. mit der entsprechenden Spur beschäftigt gewesen sei. Den genauen Zeitraum könne er nicht mehr sagen, so St., es sei eine “sehr komplexe” Spur gewesen. Pinar hält vor, es sei von “türkischer Kiezszene” die Rede. Das sage ihm jetzt so nichts, antwortet St. Das sei wohl 2007 bis 2009 gewesen, sagt Pinar, und will wissen, ob damals schon bekannt gewesen sei, dass mit der Tatwaffe andere Morde geschehen sind. Das sei mit Sicherheit so gewesen, ob er das dem Zeugen vorgehalten habe, könne er heute nicht mehr sagen, so St. Das sei zu lange her und die Spur zu komplex gewesen.

Es folgt der Zeuge Sche., BKA-Beamter aus Berlin. Sche. berichtet, seine Aufgabe sei gewesen, die finale Version des Bekennervideos und zwei Vorgängerversionen mit Videos abzugleichen, die im Brandschutt der Frühlingsstraße gefunden wurden. Er beschreibt die Übereinstimmungen: Im ersten Video sei der erste Mord und der Anschlag in der Kölner Probsteigasse dargestellt, im zweiten die ersten vier Morde und der Anschlag in der Probsteigasse. Hier habe ein Zeitungsartikel den vierten Mord thematisiert, er sei aber dem Datum des zweiten Mordes (13. Juni 2001) zugeordnet. In der finalen Version seien dann alle neun Morde thematisiert. Götzl hält die Überschriften der Zeitungsartikel aus den ersten beiden Video-Versionen und dem Bekennervideo vor. Dann unterbricht er die Vernehmung für die Mittagspause.

Um 13.09 Uhr geht es weiter mit Fragen zu anderen Ermittlungen, die Sche. durchgeführt hat. Sche. berichtet, am 7. November 2011 sei die DVD zum ersten mal öffentlich geworden. Die DVD sei an die PDS in Halle geschickt worden. Insgesamt 15 dieser DVDs seien versendet worden. Weiter hat man noch im Wohnmobil drei USB-Sticks mit den Bekennervideos gefunden und lose DVDs, wo Bekennervideos und Vorversionen drauf gewesen seien. Im Brandschutt der Frühlingsstraße seien 36 adressierte Umschläge an Medien und türkische Einrichtungen gefunden worden. Überall seien DVDs drin gewesen, auf 25 habe man noch die Daten sichern können, es habe sich ebenfalls um das Bekennervideo gehandelt. Eingegangen sei das Video unter anderem beim Sender Phoenix, beim Türkischen Generalkonsulat, bei türkischen Kulturvereinen und den Nürnberger Nachrichten. Götzl hält weitere Adressaten vor, die Television Zwickau GmbH, die Westdeutsche Allgemeine Zeitung, Springer, ein Deutsch-Türkischer Kulturverein. Er meine sich erinnern zu können, dass im Wohnmobil 22 DVDs gefunden worden seien, so Sche. Götzl korrigiert, dass im Vermerk von sechs DVDs die Rede sei. Das bestätigt Sche., dann seien die losen DVDs auch im Brandschutt gefunden worden. Götzl hält Adressaten der adressierten Umschläge vor und nennt N24, die Botschaft der Türkei in Berlin, die ARD.ZDF Medienakademie. Sche. sagt, seiner Erinnerung nach sei auch ein kommunistischer Verein dabei gewesen. Frankiert seien die Umschläge alle mit der Sonderbriefmarke zu 1.100 Jahren Limburg an der Lahn, die erstmalig am 2. Januar 2010 in Umlauf gekommen sei. Frankiert worden sie also frühestens ab diesem Zeitpunkt, die Marke sei noch erhältlich. Götzl sagt, Sche. habe Ermittlungen zur Arbeitsständen der Erstellung des Videos gemacht. Sche. sagt, in der Frühlingsstraße sei eine Festplatte gefunden mit 320 Gigabyte, auf der sich neben der finalen Version viele kleine Ausschnitte gefunden hätten, die, wie Originalausschnitte von “Paulchen Panther”, Mitschnitte aus Fernsehsendungen und ein Video einer  Überwachungskamera aus Köln, die in ihrer Gesamtheit zur Endversion geführt hätten [siehe zu einzelnen Dateien auch das Protokoll zum 42. Verhandlungstag]. Götzl sagt, Sche. habe beispielhaft Ordner aufgeführt und fragt nach einem Ordner namens “Polizeipistole”. Darin sei eine Polizeipistole abgebildet, wie sie baugleich von der in Heilbronn erschossenen Polizistin verwendet wurde, und außerdem seien Panoramabilder von Heilbronn und dem erweiterten Tatort mit aufgeführt, so Sche. Götzl fragt nach weiteren Ordnern und dann nach der Datei “Paul läuft mit Plakat”. In der Sequenz laufe Paulchen Panther mit Plakaten zu einer Staffelei mit Plakaten, wo alle 9 Morde aufgezeigt würden, erläutert Sche. Götzl hält vor, im Vermerk sei von Dateien die Rede namens “ali 1″ bis “ali 9″. “Ali 1 sei der Mord an Şimşek, weiter gehe es dann chronologisch bis zum neunten Mord. Götzl fragt zu Dateien mit Namen wie “ali 2″ und “ali miltär”. Das seien Ausschnitte aus “Paulchen Panther” mit Läden, wo die Originalnamen der Läden der Mordopfer auf dem Schild gestanden hätten. Das sei eine wesentlich aggressivere Version als das Bekennervideo, in der finalen Version hätte dann nur noch die Funktion “Türkische Schneiderei” da gestanden. Götzl fragt nach einem Vermerk zu den 14 umrahmten Feldern, die in der zweiten Version zu sehen seien. Das jeweilige Datum der Morde sei jeweils in einem der 14 Felder vermerkt, so Sche. Im “Rechtsbereich” gebe es  ja die bekannten “14 words” [Erläuterung]. Es sei aber nicht bekannt, ob geplant gewesen sei, 14 Morde zu begehe. Das eingeblendete Schlusszitat “Heute ist nicht alle Tage, wir kommen wieder keine Frage” impliziere, Sche., dass es noch nicht beendet sei. Zur Musik befragt sagt Sche., in den Vorgängerversionen sei noch nicht die Musik aus dem Comic verwendet worden, sondern die Stücke “Kraft für Deutschland” und “Am Puls der Zeit” der rechtsextremen Band Noie Werte: “Die ersten beiden Versionen hatten nichts mit der vermeintlich verharmlosenden Comicversion zu tun.” Sänger der Band sei ein gewisser Steffen Hammer gewesen, der als Anwalt in einer Kanzlei in Stuttgart tätig gewesen sei. Dort sei Frau Schneiders, die Verteidigerin von Ralf Wohlleben, seine Kollegin gewesen. Götzl fragt zum NSU-Logo. Das sei bereits in den Vorgängerversionen von 2001 zu sehen, so Sche. Der Name der Organisation sei damals schon bekannt gewesen und sei so auch verwendet. worden.

Dann geht es um Videodateien mit Aufnahmen von Gedenkmärschen in Dänemark und Schweden. Es sei möglich, so Sche., dass einer der beiden Getöteten [gemeint Mundlos und Böhnhardt] eventuell direkt in Skandinavien vor Ort gewesen sei und diese Videosequenzen mitgeschnitten habe. Götzl fragt zur Zuverlässigkeit von digitalen Zeitstempeln. Sche. antwortet, die auf dem Rechner eingestellte Zeit habe Einfluss auf das Änderungsdatum. Beim “Drehbuch” gebe es handschriftliche Notizen der Sequenzen, die dann im Video später verwendet worden seien, die sein dort minutiös aufgeführt. Ein Gutachten habe ergeben, dass es zwei Ersteller gegeben habe, einer sei mit leicht überwiegender Wahrscheinlichkeit Böhnhardt und der andere mit leicht überwiegender Wahrscheinlichkeit Mundlos.

Eine Datei sei eine Version des NSU-Briefes, so Sche. auf Frage Götzls. Da werde Werbung für neue Mitglieder gemacht, der Brief habe mit Spendengelder an “Kameraden” versendet werden sollen. Tenor sei “Sieg oder Tod” und “Taten statt Worte”. Der Brief habe auch einen “relativ aggressiven Charakter”. Götzl fragt zum Zeitstempel, im Vermerk stehe “letzter Zugriff 14.01.08 und letzte Änderung 15.03.02″. Sche. sagt, das Datum 2002 lasse den Rückschluss zu, dass die Organisation NSU damals schon festgestanden habe, die Ziele damals schon klar gewesen seien und sich das nicht erst später entwickelt habe. Auf Frage von Nebenklagevertreter RA Langer sagt Sche., der Zusammenhang zwischen den Videoversionen stelle sich über das Schlusszitat von “Paulchen Panther” her. RA Kuhn fragt, welche Hypothese Sche. daraus abgeleitet habe, dass ein Artikel in einem Video wohl der falschen Tat zugeordnet wurde. Die Hypothese sei, dass die Ersteller das verwechselt haben, einfach einen Fehler gemacht hätten.

RA Narin fragt, ob Sche. ein Andreas Graupner bekannt sei. Das sage ihm nichts, so Sche. Mit welchem Gerät die Aufzeichnung in Schweden vorgenommen wurde, wisse er nicht. Narin sagt, Sche. habe spekuliert, dass einer der Verstorbenen mitgewirkt haben könne und will wissen, ob noch weitere Personen hätten identifiziert werden können. Das verneint Sche, er habe auch keine Ermittlungen angestellt zu Verbindungen zur dänischen und schwedischen Naziszene. RA Heer fragt, ob man eine Datei auf der Festplatte erstellen, die Festplatte ausbauen und die Datei dann an einem  anderem PC bearbeiten könne, worauf Sch. antwortet, das könne er nur aus Laienwissen beantworten. RA Stahl fragt, nach den Fundstellen der Zeitungsartikel in den jeweiligen Zeitungen. Sche. sagt Sche., er wisse, dass Ermittlungen zu Verteilerkreis und evtl. auch Fundstelle gemacht worden seien. Ihm selbst hätten digitalisierte Lichtbilder vorgelegen. RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, fragt, ob Sche. den Briefumschlag an die PDS Halle selbst gesehen habe. Sche. sagt, das könne er nicht mehr sagen.

Soweit er sich erinnere, sei auch dieser Umschlag mit der Sondermarke frankiert gewesen. Klemke fragt nach Auffälligkeiten bei der Adressierung dieser 15 Sendungen. Sche. sagt, gerade bei diesem Umschlag an die PDS in Halle sei eine alte, vierstellige Postleitzahl verwendet worden. Dem Versender habe wohl eine alte Version vorgelegen oder es sei vorher dort schon handschriftlich notiert worden. Auf Nachfrage von Klemke sagt Sche. auch der Name der Partei sei veraltete, die PDS habe sich 2007 in “Die Linke” umbenannt. Dann will Klemke wissen, ob Sche. selbst auf die Festplatte zugegriffen habe. Die werde von Technikern eingespielt, so Sche., man gehe nicht händisch an die Festplatte. Klemke fragt, woher Sche. die die Information habe, dass das was ihm vorgelegt wurde, auch von der Festplatte stamme. Es sei die gängige Praxis, dass nicht am Originalasservat herum hantiert werde, sondern, dass das gespiegelt werde, so dass man Dateien auch vom Datumsstempel her nicht ändern könne. Von welchem Kollegen er die Information habe, dass das aus der Frühlingsstraße stammt, wisse er nicht mehr, so Sche. Die gleiche Frage stellt Klemke auch zu den gefunden USB-Sticks. Wieder sagt Sche., dass das gespiegelt worden sei. Klemke will wissen, ob dem Kollegen die originale Version des “Drehbuchs” vorgelegen habe. Das wisse er nicht, so Sche., er sei auch nicht beim Schriftvergleich zugegen gewesen, das werde in einer anderen Abteilung gemacht. Dann will Klemke wissen, ob auf der Festplatte separate Dateien mit den Musikstücken von “Noie Werte” gefunden worden seien. Da sei ihm nicht erinnerlich. Die Stücke seien illegal im Verkauf angeboten worden und seien damit verfügbar gewesen. Richter Götzl fragt, ab wann die Postleitzahlen auf fünf Stellen umgestellt worden seien. Sche. sagt, er meine, das sei 1993 gewesen. Auf Frage von Götzl sagt, ob ermittelt worden sei, wo die DVD an die PDS Halle aufgegeben worden sei. Da sei im Paketzentrum Leipzig-Schkeuditz gewesen, eingegangen sei sie am 7. November 2011. Götzl hält vor, sie sei am 6. November abgestempelt.

RA Narin will wissen, ob Sche. bekannt sei, ob unter den Empfängern auch Personen aus dem rechtsextremen Spektrum seien. Soweit er wissen, seien keine darunter, so Sche. Narin hält vor, in den Akten stehe der “Patria-Versand” in 84434 Kirchberg am 23. November 2011″; der Umschlag sei entsorgt worden und in der Fußnote weiter vorne stehe, es handle sich um eine Einrichtung aus dem rechten Spektrum. Dann entspreche das der Wahrheit, sagt Sche.

RA Prosotowitz fragt, ob man bei der Postleitzahl vielleicht einfach die Null hinzufügen müsse, um auf fünf Stellen zu kommen. Es folgt eine längere Diskussion um den Aufbau der Postleitzahlen. Danach fragt RAin Schneiders Sche., ob er Ermittlungen gemacht habe, inwieweit “das so genannte Apabiz” an die Bekenner-DVD gekommen sei. Sche. fragt: “Stehen die im Verzeichnis?” Schneiders sagt, sie habe nichts gefunden. Sche. “Dann nicht” Von ihm seien keine Ermittlungen getätigt worden, ob da was angekommen sei. RA Stahl fragt in Bezug auf das Schreiben an die PDS Halle, was Sche. mit ‘aufgegeben’ meine. Sche. sagt, das sei der erste Zeitpunkt, wo das Schreiben nachweisbar festgestellt werden konnte.

Es folgt der Zeuge Bl. vom BKA Wiesbaden. Es geht um die Auswertung eines Abrisses eines Notizzettels mit handschriftlichen Eintragungen. Der Zettel solle so sichergestellt worden sein in der Frühlingsstraße. Er selbst habe eine digitale Kopie zu Auswertungszwecken bekommen, so Bl. Da habe eine Mobilrufnummer und das Wort “Aktion” gestanden. Er habe die Nummer überprüft und die sei auf den Namen Ramona D. gelautet, es sei aber in den Dateien schon vermerkt gewesen, dass die Nummer vermutlich auch von den Beschuldigten benutzt worden sei. Eine Adresse in Dessau-Roßlau sei in den Dateien schon eingetragen gewesen, Ermittlungen in Hinblick auf den Eintrag “Aktion” habe er nicht vorgenommen.

Nach einer Unterbrechung bis 14.50 Uhr sagt Götzl, die aktuelle Postleitzahl den entsprechenden Bereich in Halle sei 06122, die alte 6122 sei ja nie eine Postleitzahl gewesen, die für Halle früher vergeben war.

Dann folgt der Sachverständige Pfoser, Waffensachverständiger vom BKA. Pfoser sagt, er habe ja ein Blatt an die Verfahrensbeteiligten ausgeteilt und stelle sich das so vor, dass er sich an diesem Blatt entlang hangele. Wenn er zu einem Fall verweise, würde er gerne “Fall 1″ und “Fall 2″ etc. sagen, so erspare man sich Zeit. Pfoser sagt, er habe Ladungen zu fünf Fällen. Er nennt die Mord an Şimşek, Özüdoğru und Taşköprü. Zum vierten Fall in München habe er keine Ladung vorliegen. Geladen sei er aber zu den Morden an Turgut und Yaşar. Dann beginnt Pfoser seine Ausführungen. Er sagt, er habe Asservate und Lichtbilder dabei und beschreibt, welche Kaliber und Munition eingesetzt worden sei. Fall 1: Hülsen und Geschosse Kaliber 6,35 (Hersteller der Munition sei die tschechische Firma Sellier & Bellot) und Kalibers 7,65 (südkoreanische Firma PMC); Fall 2: Kaliber 7,65; Fall 3: Kaliber 6,35 und Kaliber 7,65 derselben Fabrikate wie vorher; Fall 5: Geschosse, eine Hülse und ein Geschossmantelteil Kaliber 7,65; Fall 6: Kaliber 7,65  Bei Fall 5 sei mittlerweile das Fabrikat geändert worden. Beim Fall 4, dem Mord an Kılıç, seien zwei Geschosse der Firma PMC gefunden worden. Beim Mord an Turgut sei ein anderes Fabrikat der Firma Sellier & Bellot zum Einsatz gekommen, ein Vollmantelgeschoss mit Messingmantel. Das sei interessant, weil es ab dort Anhaftungen gebe, die auf einen Schalldämpfer hindeuteten.

Götzl unterbricht Pfoser und sagt, seinem Eindruck nach sei Pfoser für alle Fälle geladen. Pfoser sagt, er sei zu fünf Fällen geladen, das habe ihn auch gewundert. Zum Fall Boulgarides sagt Pfoser, es seien Geschosse des Kalibers 7,65 der Firma Sellier & Bellot gefunden worden. Bei Kubaşık seien vier Geschosse und eine Hülse gefunden worden und beim Fall Yozgat Geschosse des Kalibers 7,65 der Firma Sellier & Bellot.

Pfoser sagt, er habe bei den letzten beiden Gutachten Anhaftungen auf den Geschossen, immer auf demselben “Zugbereich”, gefunden. Bei einem “Zugeindruck” habe sich eine aluminiumfarbene Anhaftung befunden, die auffällig gewesen sei, weil sie nicht vom Lauf selbst habe kommen können und auch nicht vom Aufprall, weil Spuren die Anhaftung überlagert hätten. Die plausibelste Erklärung sei gewesen, dass eine Waffe mit Schalldämpfer verwendet wurde. Man habe von Anfang an “gruppenspezifische Merkmale” feststellen können. Aufgrund der Kontaktflächen der Waffen, mit der eine Hülse Kontakt habe, könne man schließen, um welche Art von Waffe es sich handelt. Die eine Waffe sei eine Ceska Modell 83. Bei der anderen Waffe habe es keine Prognose gegeben. Es habe sich um eine manipulierte Waffe handeln könne, eine umgebaute Schreckschusswaffe, das Modell und Fabrikat sei aber nicht zu bestimmen gewesen.

RA Stahl unterbricht und bittet den Sachverständigen, seinen Vortrag “deduktiv” aufzubauen. Götzl erwidert, er verstehe den Sachverständigen, er habe sich ja auch vorbereitet. RA Heer springt Stahl bei und sagt, auch er verstehe die Ausführungen nicht. Götzl unterbricht Heer, der daraufhin verlangt, nicht unterbrochen zu werden. Heer stellt den Antrag, den Sachverständigen “anzuleiten”, zunächst seine Methodik darzulegen. RA Klemke sagt, er habe ein anderes Problem, der Sachverständige habe von Fotografien gesprochen, die aber in der Akte nicht vorlägen. Pfoser sagt, es sei “auch international” nicht üblich, solche Darstellungen einzuschicken, man gehe allgemein davon aus, dass die Verfahrensbeteiligten nicht imstande seien, diese Lichtbilder zu interpretieren. Es sei aber möglich, die Bilder zu duplizieren. Götzl sagt, Pfoser könne ihm die Unterlagen in der Pause geben, jetzt solle er mit der Darstellung der Methodik fortfahren. Pfoser sagt, er wolle zunächst noch etwas zum Fall 7 sagen. Dort sei ein Stück Kunststoff mit Schmauchpartikeln gefunden worden. Heer interveniert, er habe einen Antrag gestellt und Götzl lasse den Sachverständigen dennoch weiter seine Ausführungen machen. Götzl unterbricht Heer, der wiederum Götzl unterbricht und sagt, er müsse seine Anträge nicht begründen. Pfoser führt aus, dass das Stück Kunststoff möglicherweise von einer Plastiktüte stamme. Plötzlich spricht Götzl Heer aufgebracht an, dass der sich auf die Verhandlung konzentrieren möge. RA Heer erwidert, er brauche keine Anleitung, wie er zu verteidigen habe. Pfoser sagt, es habe sich die These verfestigt, dass man die Hülsen mit einer Tüte aufgefangen habe.

Dann beginnt Pfoser seine Ausführungen zur allgemeinen Methodik. Die Asservate würden dem BKA zugeschickt, dann würden sie hinsichtlich Fabrikat, Kaliber und Herkunft beschrieben und auf Gruppenspuren und Individualspuren untersucht. Mit den Individualspuren könne man Rückschlüsse ziehen auf eine einzige Waffe, mit den Gruppenspuren auf die Art einer Waffe. Dann suche man in der zentralen Tatmunitionssammlung, die nur das BKA habe, nach Spurenübereinstimmungen von Munitionsteilen aus Straftaten. Mit Hilfe der Individualspuren könne man sagen, dass die Teile mit ein und derselben Waffe bzw. mit ein und demselben Waffenlauf verfeuert wurden. Bei den neun Taten habe man über Individualspuren einen Zusammenhang nachweisen können. Später, als Waffe sichergestellt worden sei, habe man eine Identifizierung durchführen können, dass keine andere Waffe als Tatwaffe zu den neun Tötungsdelikten in Frage komme. Zur Erläuterung habe er Bildmaterial mitgebracht, so Pfoser, und auch zur Klärung der Plausibilität, um diese Tatzusammenhänge glaubhaft zu machen. Pfoser erläutert das konkrete Vorgehen mithilfe eines größeren Geschosses aus Kunststoff und “Vergleichsmikroskop”RA Kaiser, Verteidiger von André E., er wolle die die Ausführungen nur ungern unterbrechen, aber es bringe wenig, wenn der Sachverständige erläutere, welche Methoden es allgemein gebe. Er erkenne keine Struktur beim Vortrag. Götzl sagt, man könne dem Sachverständigen nicht vorschreiben, was er hier zu sagen habe. Er wolle sich die Zeit nehmen, um zunächst einmal zu erfahren, was Pfoser mitgebracht hat. Sonst müsse man unterbrechen und später fortsetzen. RA Klemke sagt, wenn es bei den Lichtbildern um Bilder zu konkret diesen Fällen gehe, dann beantrage er die Verhandlung zu unterbrechen und den Verfahrensbeteiligten Akteneinsicht zu gewähren. Diese Fotos seien extra für dieses Verfahren gefertigt worden und die Verteidigung habe ein Recht darauf, diese Bilder zu bekommen.  Götzl sagt, er unterbreche jetzt für zehn Minuten. RA Heer sagt etwas ohne Mikrofonverstärkung. Es entwickelt sich eine weitere Auseinandersetzung zwischen Götzl und Heer, in der Heer beantragt, dass man sich die Bilder gemeinsam anschauen solle. Um 16.03 Uhr geht es weiter. Götzl fragt Pfoser, ob die Bilder digitalisiert vorliegen, was der verneint. Götzl sagt, es sei sinnvoll, die Bilder zu allen neun Fällen dem Gericht erstmal digital zukommen zu lassen. Das sei machbar, so Pfoser. Götzl fragt nach den Asservaten, die Pfoser  mitgebracht hat. Pfoser sagt, das seien Geschosse und Hülsen von fünf verschiedenen Tatorten. Die Anhörung des Sachverständigen wird unterbrochen.

Götzl sagt, ein Arzt habe die Zeugin E. [siehe Protokoll zum 45. Verhandlungstag] aufgesucht und werde eine Stellungnahme abgeben. Götzl sagt, es werde schwierig, Frau E. hier in München zu vernehmen. Woran man denken könne, sei eine Videovernehmung. RA Reinecke schlägt vor, die Zeugin je nach Gutachten durch nur einen Richter, einen Verteidiger, einen Vertreter der Bundesanwaltschaft und einen Nebenklagevertreter zu vernehmen. Götzl sagt, eine Videovernehmung habe den Vorteil, dass alle einen Eindruck hätten.

Nebenklagevertreter RA Stolle nimmt Stellung zum gestrigen Beweisantrag der Verteidigung  Wohlleben [siehe Protokoll zum 49. Verhandlungstag]. Es möge sein, dass die Vernehmung des Zeugen erbringen könne, dass Wohlleben nicht schriftlicher Urheber der Zettel sei. Das ändere aber nichts daran, dass er der geistige Urheber dieser Post sein könne. RA Klemke sagt, für ihn gehe diese Erklärung an der Sache vorbei.

Der Verhandlungstag endet um 16.14 Uhr.

Auf dem Blog NSU-Nebenklage heißt es zum Verhandlungstag: „Ein weiterer BKA-Beamter hatte die Zeitungsartikel, die in dem Video verwendet wurden, ausgewertet. Exemplare dieser Artikel wurden auch in der Frühlingsstraße gefunden. Zwar finden sich die Fingerabdrücke Zschäpes nur auf Artikeln, die nicht im Video verwendet wurden - da die Artikel aber zusammen aufbewahrt wurden, ist davon auszugehen, dass Zschäpe auch von diesen Artikeln wusste.“


Protokoll 51. Verhandlungstag - 5. November 2013

An diesem Prozesstag berichteten Gamze und Elif Kubaşık bewegend und ausführlich über die Folgen der Ermordung ihres Vaters und Ehemanns Mehmet Kubaşık am 4. April 2006. Sie schilderten anschaulich und bedrückend die Details und persönlichen Folgen der rassistisch geprägten Ermittlungen für die ganze Familie. Neben weiteren Zeug_innen und einem Sachverständigen wurde auch eine Frau aus Dortmund befragt, die zur Tatzeit zwei Männer vor Kubaşıks Kiosk gesehen hatte - einen mit Fahrrad und Käppi - die sie gegenüber der Polizei als „Junkies oder Nazis“ beschrieb.

Zeug_innen und Sachverständiger:

	Gamze Kubaşık (Tochter von Mehmet Kubaşık)
	Elif Kubaşık (Ehefrau von Mehmet Kubaşık)
	Janica Dz. (Zeugin, die am Tattag in Tatortnähe zwei Männer, “Junkies oder Nazis”, gesehen habe)
	Julia Hei. (Auffindezeugin Mord an Kubaşık)
	Heinz-Günther Me. (Auffindezeuge Mord an Kubaşık)
	Prof. Dr. Markus Rothschild (Sachverständiger, Blutspurenmusteranalyse Mord an Kubaşık)
	Ralf Br. (Polizeibeamter Nordhessen, Auswertung Notizzettel mit Funkfrequenzen mit Bezug zu Kassel)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.46 Uhr. Als Nebenklägerinnen sind Gamze und Elif Kubaşık, Tochter und Ehefrau des am 4. April 2006 in der Dortmunder Malinckrodtstraße ermordeten Mehmet Kubaşık anwesend.
Erste Zeugin ist auch gleich Gamze Kubaşık, die mit ihrem Anwalt Sebastian Scharmer am Zeug_innentisch Platz nimmt. Vorsitzender Richter Manfred Götzl fragt nach dem Tod ihres Vaters. Gamze Kubaşık berichtet, dass ihr Vater, ihre Mutter und sie selbst den Laden, in dem Mehmet Kubaşık ermordet wurde, geführt hätten. Die Mutter habe den Laden morgens um sechs Uhr geöffnet, dann habe der Vater sie abgelöst. Dazwischen habe ihr Vater den jüngsten Sohn zum Kindergarten gebracht und Einkäufe erledigt. Sie selber sei im Berufskolleg gewesen, um ihre Fachoberschulreife zu machen. Danach sei sie meist direkt zum Kiosk gegangen und habe den Vater abgelöst, wenn dieser Erledigungen gehabt habe. Am 4. April 2006 sei Besuch da gewesen: die Schwester ihrer Mutter. Sie habe an dem Tag vergessen, so Gamze Kubaşık, dass sie die ersten beiden Stunden frei gehabt habe und sei wie gewohnt um 7 Uhr aufgestanden, dann sei es ihr eingefallen und sie habe sich entschlossen, ihren jüngsten Bruder in den Kindergarten zu bringen. Sie habe ihren Vater geweckt und ihm das mitgeteilt.
Für einen Kiosk sei der Laden groß gewesen, man bezeichne das eher als Trinkhalle. Rechts sei der Tresen und die Kasse gewesen, dahinter die Zigaretten. Rechts an der Kasse seien Getränkekühlschränke, sie hätten alkoholische und nichtalkoholische Getränke verkauft. Vor der Kasse hätten sie Süßigkeiten und Chips gehabt. Götzl fragt, ob man den Laden habe betreten müssen, um etwas zu kaufen. Ab 22 oder 23 Uhr hätten sie den Laden schließen müssen, so Kubaşık. Dafür habe es dann ein Verkaufsfenster gegeben, dort sei vorne eine Klingel gewesen. Eine Videoanlage habe es gegeben, die sei auch zu erkennen gewesen, ihr Vater habe sie aber abgestellt. Götzl fragt zur Person Mehmet Kubaşık. Gamze Kubaşık berichtet, ihr Vater habe ein oder zwei Jahre vor seiner Ermordung einen Schlaganfall gehabt. Davor habe er bei einer Döner-Produktion als Lieferant gearbeitet, habe diese Tätigkeit aber nicht mehr machen können. Er sei ein Jahr arbeitslos gewesen. Von dem Kiosk hätten sie durch Freunde erfahren und sie hätten ihn übernommen. Auf Frage von Götzl sagt Kubaşık, sei habe zwei jüngere Brüder, die heute 13 und 18 Jahre alt seien. Der ältere sei damals in die Realschule gegangen, der jüngere habe den Kindergarten besucht. Dann geht es um die Folgen des Mordes an Mehmet Kubaşık für die Familie. Gamze Kubaşık berichtet, dass der jüngere Bruder nicht viel mitbekommen, weil er so jung gewesen sei. Einmal sei er aus dem Kindergarten gekommen und habe erzählt, dass die Erzieherin ihm gesagt habe, der Vater sei im Himmel. Er spreche wenig und höre heute aufmerksam zu bei Gesprächen über den Vater. Sie habe den Eindruck, dass er relativ wenig Erinnerung an den Vater habe. Mit dem anderen Bruder sei es schwieriger gewesen. Einmal seien sie und ihre Mutter in die Schule eingeladen worden, weil der Bruder sich geprügelt habe. Beim Gespräch darüber habe der Bruder gesagt, dass er mit dem anderen Schüler eigentlich gut befreundet gewesen sei. Dann habe der aber zu ihm gesagt, er solle den Jungen nicht anfassen, weil die Eltern dem Jungen gesagt hätten, dass sie, die Kubaşıks, keine gute Familie seien. Der Junge habe davon gesprochen, dass die ganze Familie Kubaşık Drogen nehme.
Götzl fragt nach der Situation für Gamze Kubaşık selbst. Die sagt, dass es bei ihr sehr schlimm gewesen sei. Sie habe ein sehr gutes Verhältnis mit ihrem Vater gehabt, eine sehr vertraute Vater-Tochter-Beziehung. Es habe angefangen, dass sie Gerüchte gehört habe, dass Leute hinter ihr getuschelt hätten, der Vater habe wohl Drogen genommen und an Kinder und Jugendliche verkauft. Eine Frau, die sie flüchtig kenne, habe gesagt, dass seine Kinder doch genauso enden sollten: “So eine Art Verfluchung, die Kinder sollen auch drogenabhängig sein.” Dann berichtet sie von Angstzuständen, die sie entwickelt habe und die dazu geführt hätten, dass sie eine Ausbildung, die sie 2006 nach ihrem Abschluss sicher gehabt habe, nicht habe beginnen können. Jeder der eingestiegen sei in den Zug auf dem Weg zur Ausbildungsstelle sei für sie verdächtig gewesen, dass es der Mörder ihres Vaters sein könne, der sie beobachte und verfolge. Ihre Situation habe sich dann verschlechtert, sie habe den Verlust des Vaters nicht akzeptieren können. Ein Jahr lang habe sie das Haus nicht verlassen können. Sie bejaht in ärztlicher Behandlung gewesen zu seien, aber das sei nichts für sie gewesen. Richter Götzl fragt nach den Folgen für die Mutter. Sie berichtet: “Meine Mutter trauert Tag und Nacht über den Verlust ihres Mannes.” Gamze Kubaşık berichtet über die körperlichen und seelischen Folgen der Tat für ihre Mutter. Ihr eigener Zustand habe sich vor dem Bekanntwerden des NSU verbessert. Sie sei verheiratet und habe ihren Mann um sich. Nachdem sie erfahren habe, wie die Morde zustande gekommen sind, habe das noch mal mit ihr angefangen. Sie berichtet von körperlichen Problemen. Dann sagt sie: “Und wenn Sie mich fragen, ob ich heute noch Angstzustände habe, es ist so, wenn ich alleine bin.” Befragt zu ihrer heutigen Situation sagt sie, sie versuche, sich nach außen hin stark zu zeigen, innerlich sehe es ganz anders aus. Sie denke viel über die Tat nach, viel über ihren Vater. Den jüngeren Bruder versuchten sie aus der Sache herauszuhalten, so Kubaşık. Ihr älterer Bruder kriege alles mit und ziehe sich zurück, wenn es um den Vater gehe. Wenn im Fernsehen etwas darüber laufe, gehe er in sein Zimmer und schaue es sich sich dort an. Sie wisse auch, dass er mit seinen Freunden nie darüber gesprochen habe. Die Trauer der Mutter habe sich nicht verbessert. Seit der Vater tot ist habe ihre Mutter nichts Helles mehr angezogen: “Wenn man schwarz gekleidet ist, weiß man bei uns, dass derjenige in Trauer ist.”

RA Scharmer fragt, auf welche Situation Gamze Kubaşık getroffen sei, als sie am 4. April 2006 aus der Schule gekommen sei. Sie habe, als sie mit einer Bekannten die Malinckrodtstraße hoch gelaufen sei, von weitem eine Menschenmenge, Absperrungen und viele Polizisten gesehen. Sie habe angenommen, dass es bei einem marokkanischen Café in der Straße wieder mal Streit gegeben habe, das sei öfters vorgekommen. Aber dann habe sie gesehen, dass es um den Kiosk geht. Sie habe von den Menschen gehört: “Oh nein, da ist die Tochter”. Ein Polizist sei gekommen und sie habe gesagt, dass sie die Tochter des Besitzers sei. Nachdem sie ihm ihren Ausweis gegeben habe, habe der Polizist sie zu einem Auto begleitet. Vorne am Fahrersitz habe eine Polizistin gesessen. Auf ihre Frage, was los sei, und den Hinweis, dass sie rein wolle, weil ihr Vater sie bestimmt brauche, sie könne übersetzen, habe die Polizistin gesagt, es sei alles in Ordnung, ihr Vater schaffe das. Dann sei ein älterer Polizist gekommen, habe sich zu ihr gesetzt und gesagt, dass ihr Vater verletzt worden sei. Sie habe immer noch unbedingt in den Laden gewollt und die ganze Zeit die Tür des Wagens aufgemacht. Dann habe der älter Polizist gesagt: “Frau Kubaşık, Ihr Vater ist tot.” Die Polizistin habe gesagt, dass sie blass werde: “Ich habe sie noch gehört, aber ich konnte nicht antworten. Es kam mir so vor, als wäre das gerade ein Traum.” Scharmer fragt nach einer Vernehmung bei der Polizei am 5. April 2006. Gamze Kubaşık berichtet, sie hätten in der Nacht gar nicht geschlafen, die Wohnung sei voll mit Bekannten und Verwandten gewesen. Sie und ihre Mutter seien von der Polizei abgeholt worden. Bekannte hätten ihnen beim Anziehen geholfen, sie hätten kaum geschafft, sich vernünftig anzuziehen. Ihre Mutter und sie seien getrennt worden: Sie sei in einem Raum, in dem bereits zwei Polizisten gesessen hätten, gegangen. Scharmer fragt, ob sie von den Polizeibeamten gefragt worden sei, ob sie der Vernehmung folgen könne. Kubaşık antwortet: “Ich wurde weder gefragt, ob ich der Vernehmung folgen kann, noch wie es mir geht.“ Sonst hätte sie gesagt, dass sie das nicht könne und ob man das nicht verschieben könne. Auf die Möglichkeit, einen rechtlichen Beistand beizuziehen, sei sie nicht hingewiesen worden. Sie erinnere sich, dass man gefragt habe, ob ihr Vater Feinde habe. Sie sei auch gefragt worden, ob ihr Vater eine Geliebte habe. Sie habe gesagt, dass ihr Vater so etwas niemals tun würde und habe sich über die Frage geärgert. Ihr seien Bilder von neun, zehn oder vielleicht mehr ausländischen Männern vorgelegt worden, sie habe keinen erkannt. Der Polizist habe sie gebeten, die Bilder noch einmal anzuschauen und sei habe wieder gesagte, sie erkenne niemanden. Der Polizist habe zu den anderen Polizisten geblickt, der nur getippt habe, und gesagt: “Ihr fällt es noch nicht mal auf, dass eine Person mehrmals abgebildet ist.” Der Polizist habe sich darüber lustig gemacht. Mehrmals sei die Polizei auch bei anderen Gelegenheiten bei ihnen zu Hause gewesen, bestätigt Kubaşık. Einmal, wohl am Tag nach der Ermordung und nach der Aussage, seien auch Hunde dabei gewesen. Die Wohnung sei leer gewesen. Die Tür habe auf gestanden und sie sei hinein gegangen. Ein Mann sei gekommen und habe gesagte, sie solle raus gehen: “Ich sagte, ich gehe nicht raus, ich wohne hier.” Im Schlafzimmer der Eltern seien Männer in weißen Anzügen gewesen mit großen Hunden, die an den Sachen der Eltern herum geschnüffelt hätten. Einmal, nachdem sie von der Beerdigung des Vaters nach Deutschland zurück gekommen seien, habe sie gesehen, wie die Polizei auch das Auto ihres Vaters mit Hunden abgesucht hätten. Scharmer fragt nach einer Vernehmung am 25. April 2006. Dort sei öfters gefragt worden, ob sie mitbekommen habe, dass ihr Vater Drogen verkaufe oder Verbindungen zu Drogen habe, ob er verwickelt sei bei der PKK oder der Mafia. Dann hätten sie sie nach einer türkischen Bank gefragt, ob er da Geld transportiert habe, ob sie wisse, dass der Vater Beziehungen zu anderen Frauen hatte. Das habe sie alles verneint. Scharmer fragt, ob sie auch nach einem “geheimen Freund” gefragt worden sei. Das bestätigt Kubaşık, sie habe geantwortet, dass es einen Typen gegeben habe, den sie zweimal getroffen habe zusammen mit Freundinnen, und der sie irgendwie toll gefunden habe. Sie erinnere sich an eine Vernehmung zu Hause, bei der die Polizistin K. und deren Chef ihnen ein großes Blatt, eine Art “Stammbuch” vorgelegt hätten von den Familien der Mutter und des Vaters, und sie hätte dabei helfen sollen, etwa wer wie heiße. Sie hätten vorher schon mal über die rechte Szene geredet. Da habe ihre Mutter gesagt, dass sie wisse, wer ihren Mann umgebracht habe, das seien die Nazis gewesen. Das habe die Mutter gegenüber Frau K. und dem Chef wiederholt. Frau K., die Türkin sei, habe das dem Chef übersetzt, und der habe gesagt, das man das ausschließen könne.

Den Kiosk hätten sie nicht mehr betreten können. Sie hätten dort persönliche Gegenstände gehabt, etwa die Räder der Geschwister, aber die hätten sie nicht wieder bekommen. Sie hätten sich durch die Miete verschuldet und der Vater habe noch Schulden bei der “Metro” gehabt. Deswegen hätten sie unterschrieben, dass die Sachen aus dem Kiosk dafür verwendet werden. Zu wirtschaftlichen Folgen des Mordes befragt, sagt Gamze Kubaşık, der Vater sei der Hauptverdiener gewesen. Sie hätten erstmal nicht gewusst, wie sie das machen sollten. Sie sei Frau K. dankbar, die habe bei den Anträgen beim Arbeitsamt geholfen. Scharmer fragt: “Sie waren erstmals auf staatliche Unterstützungsleistungen angewiesen?” Kubaşık bestätigt das. Dann will Scharmer wissen, ob im Nachhinein erzählt worden sei, dass Telefon- und Kontodaten der Familie überprüft worden sind, was Kubaşık verneint. Zum Charakter ihres Vaters sagt Ganze Kubaşık: “Mein Vater war ein sehr guter Mensch, man mochte ihn einfach. Und das hab ich an ihm so geliebt.” Wenn sie draußen gewesen seien, habe sie immer das Gefühl gehabt, dass fast ganz Dortmund ihn kennt. Die Jugendlichen hätten ihn besonders gemocht, er sei witzig gewesen und habe Späße gemacht.

Dann fragt RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben. Er fragt nach der Schlägerei des älteren Bruders, die Ganze Kubaşık erwähnt hatte und bringt zunächst die Namen der Brüder durcheinander. Dann will er wissen, wie der Schulfreund heißt. Das wisse sie nicht, so Kubaşık: “Und wenn Sie fragen, ob das ein Deutscher war oder ein Türke, das weiß ich auch nicht. Ich weiß, dass sie das fragen wollen.” Klemke fragt, ob die Verwünschungen, von denen Kubaşık gesprochen habe, von Fremden oder Freunden gewesen seien. Götzl sagt, die Frage sei beantwortet. Klemke sagt, so genau nicht, und fragt, welcher Nationalität die Personen gewesen seien. Oberstaatsanwalt Weingarten beanstandet die Frage. Götzl fragt, welche Relevanz die Frage habe. Kubaşık sagt, es seien Deutsche wie Ausländer gewesen. Götzl fragt Klemke noch einmal nach der Relevanz. Klemke sagt, die Zeugin habe von deutschen und türkischen Menschen gesprochen. Götzl sagt, er habe “ausländisch” verstanden, nicht “türkisch”. Klemke fragt die Zeugin, ob es Ausländer unterschiedlicher Nationalität gewesen seien. Nach Protest von Seiten der Bundesanwaltschaft sagt Klemke, er knüpfe nur an einen Bericht der Zeugin an. Scharmer sagt, Klemke solle erklären, inwiefern die Nationalität dieser Menschen von Bedeutung sei. Klemke wiederholt, er knüpfe an Äußerung der Zeugin an. Götzl erwidert, das bedinge allein noch keine Relevanz. Klemke beantragt einen Gerichtsbeschluss. Weingarten sagt, für die Tatfolgen seien Gerüchte und Tuscheleien relevant, nicht aber die Nationalität von Tuschlern und Gerüchtestreuern. Klemke sagt, die Zeugin habe selbst Deutsche und Ausländer erwähnt. Scharmer sagt, das sei gefallen, obwohl die Frage beanstandet gewesen sei. Nach einer Unterbrechung verkündet Götzl um 11.02 Uhr, dass die Nichtzulassung der Frage bestätigt wird.
Klemke fragt, ob die Durchsuchung der Wohnung mit Hunden zeitlich vor oder nach dem Getuschel gewesen sei. Scharmer sagt, er beanstande die Frage, weil sie schon beantwortet sei. Klemke fragt, ob Kubaşık die Vernehmungsbeamten mal gefragt habe, wie die auf die Fragen nach Drogen gekommen seien. Kubaşık sagt, sie könne sich nicht erinnern, ob sie sie gefragt habe. Sie wisse nur noch, dass sie bei der ersten Vernehmung deshalb den Eindruck gehabt habe, dass es nicht um ihren Vater gehe und deshalb unbedingt ihren Vater habe sehen wollen. Dann sagt Klemke, Kubaşık habe geäußert, dass die Familie vor dem Tod des Vaters keine Leistungen vom Arbeitsamt erhalten habe. Scharmer sagt, Gamze Kubaşık habe gesagt, dass sie selbst keine Leistungen vom Arbeitsamt bezogen habe. Klemke widerspricht, Götzl sagt, die Frage könne man zulassen. Kubaşık sagt, sie könne sich nicht erinnern, dass die Familie Leistungen bezogen habe. Wahrscheinlich hätten die Eltern als sie hergekommen sind, Leistungen bekommen, aber seitdem sie denken könne, habe ihr Vater immer gearbeitet. Klemke fragt nochmal nach. Gamze Kubaşık sagt, sie wisse nicht, ob die Familie nie Leistungen bekommen habe, bis zum Tod des Vaters: “Aber wenn es der Fall war, hatten wir wohl den Anspruch.” Klemke fragt, ob es im Polizeiwagen, als sie vom Tod des Vaters erfahren habe, Reaktionen ihrerseits gegenüber Dritten gegeben habe. Kubaşık verneint die Frage.

Es folgt um 11.10 Uhr die Vernehmung Elif Kubaşıks, der Witwe des ermordeten Mehmet Kubaşık. Sie nimmt mit ihrem Anwalt Carsten Ilius und einem Dolmetscher am Zeug_innentisch Platz. Am Tattag habe sie den Laden selber aufgemacht, berichtet sie. Weil ihre Schwester zu Besuch gewesen sei, habe sie etwa um 9.40 Uhr nach Hause gehen müssen. Sie habe mit der Schwester einiges eingekauft und danach den jüngsten Sohn vom Kindergarten abgeholt. Sei seien Richtung Park gegangen und hätten in der Straße die Beamten gesehen. Einige Minuten zuvor habe eine Nachbarin angerufen und gesagt, sie, Elif Kubaşık, solle zum Laden gehen, da sich da viele Polizeibeamten eingefunden hätten. Sie habe an einen Unfall gedacht. Es sei alles abgesperrt gewesen. Die Polizisten hätten sie nicht in den Laden gelassen. Dann hätten die Polizisten einen Krankenwagen geholt. Sie seien eingestiegen. Ihre Tochter habe gezittert und gesagt: “Mein Väterchen, mein Väterchen.” Sie habe gefragt, was los sei, und habe geschrien. Der Beschäftigte des Wagens habe ihr dann gesagt, dass ihr Mann in den Kopf geschossen worden sei. Sie habe gefragt, warum man ihm das angetan habe. Danach erinnere sie sich zunächst an nichts mehr. Sie sei in einem Schockzustand gewesen. Man habe sie nach Hause gefahren. Sie habe nicht schlafen können, sie sei nicht in der Lage gewesen, selbst stehen zu bleiben. Viele Menschen seien da gewesen, auch ein Psychologe habe sich mit ihr beschäftigt. Am darauf folgenden Tag seien Polizisten gekommen und hätten DNA- und Fingerabdruckspuren von ihr und den Kindern genommen. Dann hätten sie sie mitgenommen zur Vernehmung. Dort seien sie gefragt worden, was mit ihrem Mann gewesen sei, wieso sie gefragt habe, warum er angeschossen worden sei. Die Kripo habe eine Durchsuchung der Wohnung machen wollen. Sie habe gesagt, dass erlaube sie, damit der Mörder schnell festgestellt werden könne. Die Kripo habe nicht gesagt, dass sie Heroin oder dergleichen suchen. Götzl fragt, ob sie am 4. April 2006 ihren Mann zu erreichen versucht habe. Das bestätigt Elif Kubaşık, sie habe oft angerufen, er habe aber nicht geantwortet. Sie habe gedacht, er sei vielleicht verärgert, weil sie sich verspätet habe. In der Regel habe sie den Laden aufgemacht. Wenn aber sie oder eines der Kinder krank gewesen sei, habe ihr Mann sich hauptsächlich um den Laden gekümmert. Kubaşık bestätigt, dass sie den Laden hätten aufgeben wollen, ihr Mann habe einen Interessenten gehabt, mit dem er sich einig gewesen sei und den sie selbst zweimal gesehen habe. Betrieben hätten sie den Kiosk etwa zwei Jahre. Auf Frage von Götzl beschreibt Elif Kubaşık ihren Mann. Er sei sehr besorgt gewesen um die Familie, er sei eine Person gewesen, die von den Menschen sehr gemocht und geliebt worden sei. Er habe seine Kinder geliebt, insbesondere die Tochter. Sie selbst und Mehmet hätten sich geliebt und daraufhin geheiratet. Kubaşık: “Mit seiner Ermordung sind alle unsere Träume zerbrochen. Wir hatten wie alle anderen Menschen ein ganz normales, liebenswürdiges Leben.” Nach der Ermordung habe es nichts mehr gegeben, was für sie weiß gewesen sei: “Es ist alles geschwärzt worden.” Sie könne nicht vergessen, wie ihre Kinder gelitten hätte. Der Tag ging einfach nicht zu Ende, als eine Frau mit den Kindern zurück zu bleiben. Sie berichtet von körperlichen Problemen, die sie bekommen habe.

Zwei Monate nach der Tat habe sie eine Demonstration veranstaltet, damit der Mörder gefasst werde. Weiter sagt Kubaşık: “Uns wurde großes Unrecht angetan, dass wir mit Mafia zu tun hätten, mit Rauschgift, mit Frauengeschichten und dergleichen.” Solche Gerüchte seien auch von unbeteiligten Menschen verbreitet worden. Sie und ihre Tochter hätten lange nicht nach draußen gehen können. Es sei mit Fingern auf sie gezeigt worden. Wenn sie irgendeine Person mit Rucksack und Käppi auf dem Fahrrad gesehen habe, habe sie immer gewartet, bis der vorbeigefahren war. Wenn sie daheim ein Geräusch gehört habe, habe sie geschrien. Sie hätten ein zweites Schloss eingebaut. 2008 sei ein großer Stein ins Fenster geworfen worden und die erste Scheibe sei zerbrochen. Die Polizei habe sie besänftigt, das könnten ja Kinder gewesen sein. Am Tag der Demonstration hätten sie Familie Yozgat zum Essen eingeladen. Kubaşık berichtet weiter, ihr Kind sei von anderen Kindern auf der Straße blutig geschlagen worden. Dem Kind sei vorgeworfen worden, dass sein Vater mit Heroin gehandelt hätte. Später sei es auch in der Schule zu Vorfällen gekommen. Der ältere Sohn habe es nicht ertragen können, dass sein Vater ermordet wurde, er sei elf gewesen: “Als ich ihn fragte, wieso gehst du nicht nach draußen, sagte er, dass die anderen Kinder mit dem Finger auf ihn zeigen würden.”
Der jüngere Sohn habe immer gefragt, wo sein Vater sei, sie habe ihm nicht erzählen können, dass sein Vater getötet wurde. Die Erzieherinnen im Kindergarten hätten ihm das erzählt. Beide Söhne hätten in der Schule ein Jahr verloren. Dann sagt Elif Kubaşık: “Was ich erlitten habe, kann nur ich und Allah verstehen.” Auf Frage von Götzl sagt sie, sie selbst sei auch wegen der Gerüchte angesprochen worden. Die Bekannten hätten ihr geglaubt, aber die, die sie nicht kannten, hätten gesagt, wenn es nicht zutreffen würde, würde die Polizei nicht mit Suchhunden bis in den Keller kommen. Sie berichtet, dass sie 2012 in Kur gefahren sei und in der Tram Nazis gesehen und sehr große Angst vor ihnen gehabt habe. Als sie in der Kur angekommen sei, habe sie sofort wieder zurück gewollt, sei dann aber doch geblieben. Unmittelbar nach der Tat habe sie Probleme mit der Haut bekommen. Jetzt, als sie hier vor Gericht habe erscheinen müssen, sei sie wieder erkrankt.
Der Arzt habe gefragt, ob sie mit der Arbeit oder dem Ehemann Probleme habe, das könnten Gründe für die Erkrankung sein. Götzl möchte wissen, warum sie bei jemand mit Käppi und Fahrrad gewartet habe. Zwei, drei Monate nach der Tat sei ihnen von der Polizei gesagt worden, dass es zwei Personen mit Fahrrädern gewesen seien, die Käppis getragen hätten.
Nachdem es heraus gekommen sei, dass es Nazis waren, habe sie Angst um ihre Kinder gehabt. Kubaşık: “Es mag vielleicht komisch klingen, aber in einem Land der Demokratie müssen wir uns mit solchen Ängsten abgeben.”

Dann berichtet Kubaşık, dass die Polizei Polizisten aus Istanbul gerufen habe, ein oder zwei seien zu ihnen gekommen. Da sei gesagt worden, dass innerhalb der Familie wohl irgendwelche Rachetaten verübt würden, man kenne diese Familie aber nicht. Jedes Mal bei der Vernehmung bei der Polizei habe sie bekundet, dass ihr Mann ein sehr guter Ehemann gewesen sei. An einige Bruchstücke der Vernehmung erinnere sie sich. Bei der ersten Vernehmung sie ihr gesagt worden, dass in der Tasche ihres Mannes drei Bankkarten gefunden worden seien. Das sei komisch. Sie habe gesagt, dass sie zwei Karten hätten, eine gemeinsame und eine für den Laden. Ihr Mann habe seine Karte verloren und eine neue beantragt. Dann sei ein Schlüssel zu viel an seinem Schlüsselbund gefunden worden. Sie hätten so einen Stellplatz für den Wagen mit einem Hindernis gehabt, dafür sei dieser Schlüssel gewesen. Der Polizist habe den Schlüssel ausprobiert, in der Tat sei er dafür gewesen.
Zu den wirtschaftlichen Folgen der Tat befragt, sagt Elif Kubaşık, Frau K. habe bei den Anträgen fürs Arbeitsamt geholfen. 2009 habe das Amt die Zahlungen eingestellt und der “Weiße Ring” habe geholfen. Zweimal sei sie nach Solingen gefahren für ein Gutachten fürs Versorgungsamt. Sie hätten sehr schlechte Tage erlebt. Sie sagt: “Mein Mann hat so etwas nicht verdient.” Die Polizei habe berichtet, dass ihr Mann in einem Blutsee gelegen habe. Dann sagt Kubaşık: “Ich hoffe, dass der deutsche Staat die Mörder bestraft.” RA Ilius fragt, wie es den Eltern ihres Manns ergangen sei. Die Mutter ihres Mannes habe nach der Ermordung einen Herzinfarkt erlitten. Zur Zeit sei sie in Ankara in Behandlung, es bestehe die Gefahr, dass sie eine Lähmung erleidet. Sie habe den Mord an ihrem Sohn nicht verkraften können. Sie seien 15 Jahre nicht in der Türkei gewesen. 2006 hätten sie dort hinfahren wollen. Die Mutter habe ihren Sohn nach so langer Zeit wieder sehen können, aber leider sei es zu diesem Vorfall gekommen. Ilius fragt, ob es Ermittlungen im Heimatort gegeben habe. Kubaşık antwortet, in Urfa, wo İsmail Yaşar her stamme, habe es Ermittlungen gegeben. Die Polizei habe versucht, eine Bekanntschaft festzustellen. Bei der Polizei sei sie dem Bruder von Yaşar begegnet und habe ihn mehrmals gefragt, ob sie sich kennen würden, das habe der aber verneint. Im März 2007 sei sie von einer Reporterin gefragt worden, wer ihren Mann getötet haben könne. Schon damals habe sie den Verdacht geäußert, dass Rechtsradikale ihren Mann ermordet haben. Sie hätten sehr oft zur Sprache gebracht, dass hinter den Morden an acht türkischen und einem griechischen Staatsangehörigen Rechtsradikale stehen müssten. Diese Aussage sei nicht beachtet worden.
Einmal hätten Polizisten Gamze und sie gefragt, was denn passieren würde, wenn es eine “Familienfehde zwischen den Stämmen” gäbe. Ilius fragt, ob die Polizei mit Elif Kubaşık gesprochen habe, wie man die Durchsuchungen möglichst schonend und unauffällig durchführen könne. Kubaşık: “Nein, sie haben nur gesagt, dass sie mit einem Hund kommen und ich sagte, wenn das der Aufdeckung des Mordes dienen würde, bin ich nicht dagegen.” Später hätten sie von Aussagen der Nachbarn erfahren, dass wenn sie mit Drogen nichts zu tun hätten, die Polizei ja nicht mit Hunden suchen würde. Auch die Nachbarn seien zu dem Thema befragt worden. Einer habe gesagt, dass Mehmet mit solchen Dingen nie zu tun hätte. Dem sei gesagt worden, dass er keine Ahnung habe, und dass Mehmet sehr wohl etwas mit solchen Dingen zu tun gehabt habe. Als sie zur Abgabe von DNA-Proben und Fingerabdrücken mitgenommen worden seien, habe sie gefragt, wieso das passiere, so Elif Kubaşık. Da habe er gesagt, um diese Abdrücke mit Spuren im Laden abgleichen zu können: Ilius fragt, ob ihr gesagt worden sei, dass sie rechtlichen Beistand haben könne wegen der Ermittlungen. Sie habe gesagt, dass sie einen Anwalt wolle, auch gegenüber Frau K. habe sie das erwähnt. Die habe gesagt, es gebe doch keinen Tatverdächtigen, keine Beweise, für was sie da einen Anwalt wolle.

Um 11.58 Uhr folgt die Mittagspause. Es folgt die Zeugin Dz. aus Dortmund. Sie berichtet, sie habe zur Tatzeit in einem Hotel gearbeitet, hundert Meter von dem Kiosk entfernt. Sie sei an dem Kiosk vorbei gegangen, gegen 12:15 Uhr und da seien ihr zwei Männer entgegen gekommen, einer auf dem Fahrrad, einer daneben gehend. Der auf dem Fahrrad habe sie böse angeguckt, so dass sie ihren Kopf zur Seite gedreht habe. Sie habe das ganz unangenehm gefunden. Dann sei sie nach Hause und nach einer halben Stunde wieder raus gegangen, die genaue Zeit wisse sie nicht. Sie habe zur Sparkasse und in die Stadt gewollt. Da hätten die beiden Männer am Kiosk gestanden. Sie habe eigentlich Zigaretten holen wollen am Kiosk, habe als sie die Männer gesehen habe, aber sofort die Straßenseite gewechselt. Sie sei in die Stadt gegangen und als sie abends nach Hause gekommen sei, sie alles abgesperrt gewesen. Ihre Mutter habe ihr erzählt, dass der Kioskbesitzer umgebracht wurde. Götzl fragt nach einer Beschreibung der Männer. Dz. sagt, den zweiten könne sie gar nicht mehr beschreiben, den auf dem Fahrrad schon ein bisschen. Sie habe alles verdrängt, in der Zeit danach sei es ihr richtig schlecht gegangen. Der Fahrradfahrer habe eine Mütze, ein Käppi und eine schwarze Jacke getragen, zur Größe könne sie nichts sagen. Götzl fragt zur Frisur und Dz. sagt, der habe ein Käppi getragen, ganz unten, so dass man nur die Augen sehen konnte. Die Stirn habe man gar nicht sehen können. Dz. führt auf Nachfrage aus, dass - soweit sie sich erinnern könne - der mit der Mütze gar keine Haare gehabt habe. An das Rad und die zweite Person könne sie sich überhaupt nicht erinnern. Das erste Zusammentreffen sei zwischen Kiosk und ihrer Wohnung gewesen, das zweite Mal habe sie die Männer am Kiosk stehen sehen. Sie habe die Straßenseite gewechselt, weil sie denen nicht nochmal habe begegnen wollen, weil der Radfahrer sie ganz böse angeguckt habe. Götzl hält nun aus Vernehmungen vom 7. April 2006 vor. Zur zeitliche Einordnung sagt er, sie habe um 12.30 Uhr Feierabend gehabt und sei die Malinckrodtstraße hoch gelaufen, ihre Wohnung habe sie gegen 12.50 Uhr wieder verlassen. Das könne sein, so Dz., die genaue Zeit wisse sie heute nicht mehr. Götzl hält vor, sie habe angegeben, die Männer seien schätzungsweise 25 bis 30 Jahre alt gewesen, hätten kurze, dunkelblonde Haare gehabt und hätten wie Deutsche gewirkt. Götzl möchte wissen, woran sie das festgemacht habe. Dz. sagt, das sei ihr auf den ersten Blick gekommen, das sei ihre Einschätzung gewesen. “Wie Junkies oder Nazis, das war meine Aussage”. Die Männer hätten auf sie nicht so sauber gewirkt, sie könne es nicht besser beschreiben, das sei ihr Eindruck gewesen. Götzl sagt, sie müsse mit den Begriffen “Junkies” und “Nazis“ ja etwas verbinden. Dz.. sagt, das sei vom Gefühl her so gewesen, sie könne das nicht sagen. Götzl hält vor, Dz. habe in einer Vernehmung angegeben, die Männer seien “zappelig” gegangen und eher unkontrolliert, so wie man das von Junkies kenne. Das könne sein. Befragt, wie Nazis aussähen, sagt sie, von der Kleidung und vom Aussehen her seien die Männer wie Nazis gewesen. Götzl fragt nach Lichtbildern. Dz. sagt, ihr seien über 2000 Bilder vorgelegt worden, sie habe aber niemanden erkannt. Dann wird eine Skizze in Augenschein genommen, die Dz. bei einer Vernehmung angefertigt habe. Sie sagt, das sei ihre Schrift, aber sie könne sich nicht daran erinnern. Dann erläutert sie anhand der Skizze, wo sie die beiden Männer das erste und das zweite Mal gesehen habe. An Bilder aus der Überwachungskamera eines Bankautomaten, die ihr vorgelegt werden, könne sie sich nicht erinnern, so Dz. Nebenklagevertreter RA Schön fragt, ob ihr Bilder aus dem Kölner Komplex oder Videos vorgelegt worden seien. Ihr seien viele Bilder vorgelegt worden, aber wo die hergekommen seien, wisse sich nicht. Einmal seien ihr Bilder von jemandem auf einem Fahrrad mit Käppi gezeigt worden, bestätigt Dz. Sie habe keine Erinnerung, ob da Ähnlichkeiten bestanden hätten. Auf Frage von RA Scharmer sagt Dz., als ihre Mutter ihr das erzählt habe, habe sie gesagt. “Ich weiß, wer das war”. Abends sei sie auf dem Weg nach Hause in eine Internetcafé im Haus gegangen und habe das erzählt. Die hätten das dann wohl an die Polizei weiter geleitet. Scharmer zitiert aus den Akten der Polizei, es sei bekannt geworden, dass eine Frau Dz. weitere Angaben machen könne zu zwei deutschen Männer, die wie Rechtsradikale ausgesehen hätten. Scharmer sagt, das sei am 6. April gewesen und will wissen, ob Dz. selber schon mit der Polizei gesprochen habe vorher: Das verneint die Zeugin. Scharmer sagt, in der polizeilichen Vernehmung tauche nichts mehr von Nazis auf und fragt, warum. Das wisse sie nicht mehr, so Dz., auch nicht, ob sie von der Polizei danach gefragt worden sei. RAin Kaniuka fragt, ob sie die beiden Männer habe sprechen hören: Die hätten sich zwar unterhalten, aber sie habe sie nicht gehört, so Dz. Ein Nebenklagevertreter hält Dz. vor, sie habe bei nochmaliger Befragung ausgesagt, dass die Männer definitiv keinen rechtsradikalen Eindruck gemacht hätten, da sei sie wohl falsch verstanden worden. Daran könne sie sich überhaupt nicht erinnern, antwortet Dz. Dann wird Dz. gefragt, ob die Lichtbilder, die ihr vorgelegt worden seien, ihrer Beschreibung vom Typ her entsprochen hätten, was Dz. verneint. Auf Nachfrage sagt sie, es seien, wie gesagt 2000 Bilder gewesen. RA Erdal möchte, dass der Zeugin die bekannten Videosequenzen mit den Radfahrern aus Köln vorgelegt werden. Nach einer Pause werden um 13.50 Uhr die Bilder gezeigt. An das Video könne sie sich nicht erinnern, so Dz., ob ihr überhaupt Videos gezeigt wurden, wisse sie nicht mehr. Sie habe auf dem Video gar nichts erkennen können, so Dz. auf Frage aus der Nebenklage. Auf Frage von RAin von der Behrens sagt Dz. sie wisse nicht mehr, wie häufig sie vernommen worden sei. Von der Behrens sagt, es gebe einen polizeilichen Vermerk vom 6. April, demzufolge Dz. mit der Aussage, dass es Rechtsradikale seien, missverstanden worden sei. Daran könne sie sich nicht erinnern, dass sie das gesagt habe. Bei einer weiteren Vernehmung, so von der Behrens, habe sie ausgesagt, sie habe den Mann mit dem Fahrrad und der Mütze im Armee-Look in Erinnerung, wisse aber nicht mehr ob es eine Armeehose oder -Jacke gewesen sei. Vom Typ her sei es ein Junkie oder Nazi. Dz.: “Das könnte so sein. Junkie oder Nazi, daran kann ich mich erinnern.” Weiter führt Dz. aus, sie habe das verdrängt. Weiter hält von der Behrens vor, sie habe im Oktober 20006 gesagt, der Junkie oder Nazi habe einen sehr stechenden Blick gehabt. RAin von der Behrens fragt, ob es sein könne sein, dass sie das an dem Tag gesagt habe. Die Zeugin bejaht das. RA Klemke beanstandet die Frage. Dann möchte von der Behrens wissen, wovor Dz. Angst gehabt habe. Dz. sagt, sie habe sich über 2000 Bilder von irgendwelchen Kriminellen anschauen müssen. Im Nachbarhaus sei ein Mord passiert, neben ihrer Haustür, sie habe Angst gehabt. RA Klemke fragt noch einmal, ob Dz. selbst keinen Kontakt zur Polizei gesucht habe, was diese wieder verneint. Klemke sagt, es gebe einen Telefonvermerk, demzufolge sie am 5. April 2006 gegen 20.15 Uhr bei der Polizei angerufen habe. Aus der Nebenklage wird der Vorhalt beanstandet. Götzl sagt, da stehe nur “eine weibliche Person”. Klemke sagt, da stehe, eine weibliche Person mit ausländischem Akzent, die den Namen Dz. genannt habe, habe angerufen. Die Frau habe angegeben, von einem Sporthotel zu ihrer Wohnung in der Malinckrodtstraße gegangen zu sein, so Klemke weiter.
Daran habe sie keine Erinnerung, so Dz. Klemke sagt, in diesem Telefonvermerk würden ganz andere Daten angegeben: den 3. April um 00.30 Uhr. Klemke: “Kommt Ihnen eine Erinnerung, ob Sie die Begegnung nicht zu den Nachtstunden hatten?” Das verneint Dz. Dann hält Klemke vor, in dem Telefonvermerk sei die Rede von Junkies, die besoffen waren. Sie könne sich nicht erinnern, dass sie so etwas gesagt habe, so die Zeugin, sie habe auch keine derartigen Beobachtungen gemacht. Klemke sagt, in dem von RAin von der Behrens vorgehaltenen Vermerk, demzufolge die Männer definitiv keinen rechtsradikalen Eindruck gemacht hätten, sei auch das Datum 3. April vermerkt. Dz. sagt, das, was sie beobachtet habe, sei am 4. April gewesen, daran könne sie sich erinnern: “Also sie brauchen mich nicht für doof erklären. Ich kann mich erinnern, wo und wann das passiert ist.” Richter Götzl hält aus der Vernehmung vom 16. Juni 2006 vor, in der stehe, dass die Zeugin wiederholt zum Datum ihrer Beobachtung befragt worden sei. Sie habe angegeben, sich am Abend um 20.15 Uhr bei der Polizei gemeldet zu haben. Weiter stehe dort, sie habe immer von Dienstag bzw. vom 4. April gesprochen, wenn zu Beginn ihres Kontakts zur Polizei von einem anderen Datum die Rede sei, so liege es nicht an ihr. Dann sagt Götzl, Dz. sei das Bild eines Fahrrads vorgelegt worden und fragt, ob sie keine Erinnerung an das Fahrrad habe. Das bestätigt Dz. und die Vernehmung ist beendet.

Es folgt die Zeugin Hei. Sie berichtet, dass sie am 4. April 2006, sie glaube, es sei vormittags oder frühe Mittagszeit gewesen, zum Kiosk gewollt habe, um sich für die Fahrt zu Arbeit eine Zeitung und Wasser zu kaufen. Sie habe geklingelt, es sei aber niemand gekommen. Dann sei sie zur Tür rein und habe jemanden hinter dem Tresen liegen sehen. Sie sei sofort raus und habe einen Mann angesprochen, dass da jemand liege und sie wisse nicht, was mit dem sei. Sie habe gewartet bis Polizei und Notarzt gekommen seien, sei aber nicht noch einmal in den Laden gegangen. Götzl fragt, wie der Geschädigte gelegen habe. Sie wisse nicht mehr, ob es so war, sagt Hei., aber es könne sein, dass er auf dem Bauch gelegen habe. Sie habe den Ermordeten als Kioskbesitzer gekannt, bestätigt Hei., er sei still und höflich gewesen. Götzl hält vor, Hei. habe ausgesagt, sie habe am Dienstag die S-Bahn zur Arbeitsstelle um  13.27 Uhr nehmen wolle. Das habe sie ungefähr auch in Erinnerung, sagt Hei. Dann sei sie in die Apotheke Schützenstraße gegangen, zitiert Götzl weiter die Vernehmung, das sei gegen 12.55 Uhr gewesen, direkt im Anschluss sei sie zum Kiosk gegangen, kurz vor 13 Uhr. Sie denke, dass das hinkomme, so Hei. Sie habe angegeben, den Mann rechts unten liegen gesehen zu haben, mit dem Oberkörper zum Regal hin, das Gesicht habe etwas nach unten, aber in Richtung der Scheibe, vor der sie stand, gezeigt. Hei. sagt, das sei heute so verschwommen und vage. Sie meine, dass sie auch Blut gesehen habe. Götzl hält vor, sie habe angegeben, den Laden nicht betreten zu haben, sondern zum erstbesten Passanten gelaufen zu sein. Dass sie raus gelaufen sei, wisse sie noch genau, so die Zeugin. Der Mann, mit dem sie gesprochen habe, mit dem habe sie hier gerade draußen gesprochen, der sei rein gegangen. Götzl sagt, sie habe angegeben, ihn gefragt zu haben, ob der Mann noch lebt, und er habe gesagt, der sei noch warm. Hei.: “Tut mir leid, das hab ich verdrängt.” Nebenklagevertreter RA Stolle fragt zu verschiedenen Daten auf dem Vernehmungsprotokoll, eines sei der 5. April und das andere der 16. Oktober. An das Datum könne sie sich nicht erinnern, so Hei. Götzl sagt, es sei die Rede davon, dass die Zeugin “am Dienstag” zu ihrer Arbeitsstelle habe fahren wollen, das sei sechs Monate später eine ungewöhnliche Formulierung.

Es folgt der Zeuge Me. Er berichtet, er habe 50 Meter vom Tatort entfernt eine Lottoannahmestelle. Die junge Frau, die gerade hier drin gewesen sei, habe ihn informiert, dass der Herr Kubaşık da so komisch liege. Er sei rein gegangen, habe zweimal die Halsschlagader gefühlt, ob er noch lebt, und dann hätten sie die Polizei informiert. Kubaşık habe so schräg an dem Regal gelegen, dann habe er die Einschussstelle gesehen und so ein Rinnsal, Blut. Kubaşık habe er mehr flüchtig gekannt, so Me. Es sei ein ganz normaler, netter Mann gewesen, er könne da nichts Nachteiliges sagen. Die Tür sei nicht verschlossen gewesen, aber habe nicht offen gestanden, als er rein gegangen sei. Nach hinten sei auch eine Möglichkeit gewesen, den Kiosk zu verlassen. Götzl fragt, wer dort gewesen sei. Me. sagt, es sei gar keiner vor dem Kiosk gewesen, die junge Frau habe ihn informiert, dann sei er hinein gegangen. Götzl hält vor, Me. habe in einer Vernehmung angegeben, ein Herr Ga. und die Frau hätten vor der Trinkhalle gestanden. Ga. sei ein Kunde von ihm, so Me., der habe nur auf dem Bürgersteig gestanden. Zur Lage hieße es im Protokoll, so Götzl, die habe Me. bei der Polizei nachgestellt und es sei ein Foto gemacht worden; Kubaşık habe mit dem Kopf am Regal gelegen und es sei Blut von der linken Gesichtshälfte auf den Boden getropft. Me. bestätigt das. Die Kasse sei laut Vernehmung zu gewesen, der Schlüssel habe gesteckt, so Götzl. Me. sagt, da habe er weniger drauf geachtet. RA Ilius sagt, Me. sei von der Polizei in Dortmund nach zwei Männer mit einem Fahrrad gefragt worden. Da könne er sich nicht erinnern, so Me., aber die andere Zeugin, die eben hier gewesen , die habe so etwas gesagt. Er könne sich nicht erinnern, dass er nach Tätern gefragt worden sei mit Fahrrädern. Götzl fragt, ob ihm denn andere Personen aufgefallen seien, was Me. verneint. Er sei erst nach der Aussage der anderen Zeugin da hin gelaufen. und was vorher am Kiosk abgelaufen sei, wisse er nicht. Er wisse auch nicht von verdächtigen Leuten.

Nach einer Pause geht es um 14.52 Uhr mit dem Sachverständigen Dr. Rothschild vom Institut für Rechtsmedizin Köln weiter. Rothschild hat eine Blutspurenmusteranalyse zum Mord an Mehmet Kubaşık durchgeführt. Grundlage seines Gutachtens seien eine eigene Tatortbesichtigung, Kleidungsstücke, das Sektionsprotokoll und ein Foto des Zeugen Me., auf dem dieser die Lage des Getöteten nachgestellt habe. Bekannt gewesen sei, dass Kubaşık zwei Kopfschüsse erhalten habe, einen Durchschuss sowie einen Steckschuss. Durch den Steckschuss, der am rechten Auge eingetreten sei und dessen Projektil im linken hinteren Kopfbereich gefunden worden sei, sei sofortige absolute Handlungsunfähigkeit eingetreten. Es seien vor Ort drei weitere Projektile Kaliber 7,65 Browning und auf der Registrierkasse eine zum Kaliber passende Hülse gefunden worden. Das Blut habe sich auf den Bereich vor einem Regalbrett, wo laut Me. der Kopf des Opfers gelegen habe, konzentriert. An einer Steckdose sei eine Beschädigung gefunden worden. Das Regalbrett habe eine Schussdurchsetzung gehabt. Weiter oben, etwa auf Kopfhöhe, sei eine Projektilspur gewesen. Insgesamt seien vier Schüsse abgegeben worden. Die Abfolge könne so gewesen sein. Der zweite Schuss sei der Steckschuss, der mit Sicherheit zu einem sofortigen Zusammenbruch geführt habe. Die Spuren sprächen weiter dafür, dass dann zwei weitere Schüsse auf den schon knienden oder vorn übergebeugten Kubaşık gegangen seien, einer habe verfehlt. Die Anhörung endet um 14.57 Uhr.

Es folgt der Zeuge Br., Polizeibeamter beim Polizeipräsidium Nordhessen. Br. berichtet, er habe einen Notizzettels mit handschriftlichen Aufzeichnungen ausgewertet, den sie von der BAO Trio in Kopie bekommen hätten. Auf der einen Seite sei eine Zahlenkolonne. Über Google habe er heraus gefunden, dass es im Internet eine Datenbank mit den Funkfrequenzen im Sicherheitsbereich gebe. Auf dem Zettel seien beide Kanäle aus dem “2-Meter-Band” für Handfunkgeräte aufgeführt und insbesondere für Kassel auch Rettungsdienste. Außerdem sei da eine Abkürzung gewesen, wo er geschlossen habe, dass das der Tatort im Fall Yozgat ei: “Hollä. Straße 82″. Auf der anderen Seite seien zwei Straßennamen gewesen, die nicht in Kassel seien, aber auch einen Skizze, die den Tatort in Kassel zeigten. Auch wenn Details nicht genau gestimmt hätten, die Telefonzellen seien schräg angeordnet und auch der Tresen, hinter dem Halit Yozgat damals gestanden haben müsse. RA Narin fragt nach einer weiteren Frequenz, der Frequenz 168.040. Das sei wohl ermittelt worden, so Br., aber sie hätten nur Kassel und unmittelbare Umgebung als Aufgabe gehabt.

Richter Götzl teilt mit, dass der Zeuge Ta. (siehe Protokolle zum 41. und 47. Verhandlungstag) nicht gekommen sei und diesmal unentschuldigt. Es stelle sich nun die Frage nach Ordnungsmaßnahmen.

RA Heer sagt, die Verteidigung Zschäpe habe angeregt, in Bezug auf die Zeugin E. einen Psychologen zu bestellen zur Frage der Erinnerung und der Vernehmungsfähigkeit, der vom Gericht bestellte Gutachter sei aber Psychiater. Im Folgenden entspinnt sich eine Diskussion zwischen Götzl und Heer ob Psychologie oder Psychiatrie die geeignete Disziplin sei, um die Vernehmungsfähigkeit zu beurteilen. An deren Ende sagt Götzl, dass der Sachverständige ja morgen gehört werde.

Die Bundesanwaltschaft beantragt die Vorführung des Zeugen Ta. sowie ein Ordnungsgeld gegen den Zeugen.

Die Sitzung endet um 15.11 Uhr.

Nebenklagevertreter RA Scharmer erklärt zu den Aussagen der beiden Zeuginnen Kubaşık:
„Auch jeder noch so absurde Ansatz [...] wurde verfolgt. Die Hinweise der Familie, dass auch ein rechtsradikales Motiv in Betracht kommen könnte, wurden ignoriert. Die Familie wurde dadurch zum zweiten Mal zum Opfer. Die damals ermittelnden Polizeibeamten hatten bis heute keine dienstlichen Konsequenzen zu spüren. Für Gamze Kubasik war es wichtig, durch ihre Aussage ihre Leidensgeschichte zu schildern und ihren Vater auch öffentlich zu rehabilitieren.“

Nebenklagevertreter RA Stolle ergänzt:
„Für das weitere Verfahren ist es für Elif Kubasik von zentraler Bedeutung, dass endlich die Taten und ihre Hintergründe vollständig aufgeklärt werden.“


Protokoll 52. Verhandlungstag - 6. November 2013

An diesem Verhandlungstag stand die Zeugenaussage des Leitenden Polizeidirektors Michael Menzel im Mittelpunkt. Er leitete die Ermittlungen ab dem Fund des Wohnmobils am 4.11.2011 in Eisenach. Es sollte geklärt werden, wann genau das LKA von der Identität von Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos erfahren hat, welche weiteren Ermittlungsschritte eingeleitet wurden und wie andere Behörden, wie beispielsweise das Landesamt für Verfassungsschutz, in die Ermittlungen einbezogen wurden .Widersprüchlich blieben seine Angaben zum genauen Zeitpunkt der Identifizierung Uwe Mundlos.

Zeugen und Sachverständige:

	Sachverständiger Dr. Ansgar Japes (Chemische Untersuchung von Spuren aus der Frühlingsstraße und von Kleidung Zschäpes; Ottokraftstoff)
	Leitender Polizeidirektor Gotha Michael Menzel (leitete zu Beginn die Ermittlungen ab dem Fund des Wohnmobils am 4. November 2011)
	Sachverständiger Dr. Cornelis Stadtland (Psychiater, Vernehmungsfähigkeit der Zeugin E.)
	KHK Ralf Ba. (hat Ermittlungen zum Mord an Kubaşık durchgeführt)
	KHK Michael Sch., geb. L. (leitender Ermittler der Mordkommission Dortmund)




Gamze Kubaşık, Tochter des ermordeten Mehmet Kubaşık, nimmt als Nebenklägerin am Prozess teil. Der Verhandlungstag beginnt um 9.49 Uhr. Nach elf Uhr sitzt ein junger Neonazi aus München-Obermenzing im Publikum.

Zuerst wird heute der Sachverständige Dr. Japes, Chemiker beim sächsischen Landeskriminalamt in Dresden, gehört. Im Zuge der Ermittlungen um die Brandstiftung in der Zwickauer Frühlingsstraße 26 hatte das LKA am 9. November 2011 einen Antrag auf Untersuchung mehrerer Gegenstände bekommen. Dabei sollten vor allem Stücke aus den Fußbodenbelägen diverser Zimmer auf das Vorhandensein brennbarer Flüssigkeiten untersucht werden. Begutachtet werden sollten aber auch verschiedene “Vergleichsmaterialien” wie eine Flüssigkeitsprobe aus einem Kraftstoffkanister und Kleidungsstücke, die bei Beate Zschäpes Festnahme gesichert werden konnten. In vielen der Proben und Vergleichsstücke seien, so der Sachverständige, tatsächlich “deutlich Kohlenwasserstoffgemische nachweisbar” und als “Einzelkomponenten von Ottokraftstoff” detektierbar gewesen, auch in den untersuchten Socken. Bei der eingesandten Flüssigkeit habe es sich um “Ottokraftstoff, ohne Zumischung von Motoröl” gehandelt, der “in der Luft explosionsfähige Gemische” bilde. Bei zwei Proben habe man zwei “deutlich unterschiedliche” Kraftstoffzusätze nachweisen können.

Am 2.12 sei ein weiterer Untersuchungsantrag für ein Stück weißer Substanz aus einem aufgefundenen Weithalsglas eingegangen, die sich als eine Mischung aus Stärke und Kohlenwasserstoffen , als eine Art Modelliermasse/Plastilin, herausgestellt habe. Außerdem sollten einige Bücher, ein Stück Wellpappe und ein Fußbodenbelagstück ebenfalls nach dem Vorhandensein brennbarer Flüssigkeiten geprüft werden. Bei den Büchern und dem Fußbodenbelagstück seien wieder Kohlenwasserstoffe aus Ottokraftstoff nachgewiesen worden, deren Zusammensetzung der bei den früheren Spuren entsprach. Bei der Pappe könne Ottokraftstoff zumindest “nicht ausgeschlossen” werden, aber die nachweisbaren aromatischen Komponenten könnten theoretisch auch in Verdünner oder Lösungsmittelgemischen vorkommen.

Auf Frage Götzls erwähnt Dr. Japes seine Untersuchungsmethoden: Gaschromatographie, teilweise Massenspektrometrie; die Probenentnahme sei über die Gasphase erfolgt, indem Absorbermaterial über das gasdicht verpackte Material geführt wurde. Auf Frage von Seiten des Senats bekräftigt der Sachverständige, dass die Brennbarkeit eventueller Lösungsmittel ziemlich ähnlich der von Ottokraftstoff sei. Je größer die Konzentration der detektierten Verbindung, desto eher sei zu vermuten, dass der Stoff mit dem flüssigen Kraftstoff in Berührung gekommen sei. Bei manchen der Proben sei aber auch ein gasförmiger Kontakt nicht auszuschließen. Wie lang sich die Spuren von Ottokraftstoff an dem Material der Socken beispielsweise halten, will nun Rechtsanwalt Stahl wissen. Dr. Japes sagt, dies sei abhängig von Umgebungstemperatur und einer eventuellen Kapselung bzw. Verpackung, genauere Aussagen zu der Verweildauer seien daher nicht möglich. Da aber auch leichtflüchtige Komponenten gefunden worden seien, sei nicht von einer langen Zeitdauer auszugehen. Nach einem Auswaschen und einer anschließenden Trocknung wären diese leichtflüchtigen Komponenten nicht mehr zu finden. Die schwerflüchtigen Verbindungen könnten dagegen auch noch nach einer Wäsche vorhanden sein. Allerdings hänge das davon ab, ob der Stoff getränkt worden sei oder nur ein paar Tropfen abbekommen habe.

Rechtsanwältin Sturm will Details wissen, wann die Untersuchung begonnen habe und wie das Material verpackt gewesen sei. Direkt nach Eingang des Materials am 9.11. [2011] hätten sie begonnen, antwortet Japes. Die Asservate seien in gasdichten Folienverpackungen oder in gasdichten Einmachgläsern mit Schraubdeckelverschluss gewesen, die Socken z. B. einzeln in gasdichten Asservatenbeuteln. Rechtsanwältin Sturm fragt dann zu den sogenannten “schweren” Verbindungen, inwieweit sie durch Wasser übertragen oder verteilt werden könnten. Japes erklärt dazu, bei den “schwer flüchtigen” Verbindungen sinke die Wahrscheinlichkeit der Wasserlöslichkeit, diese Verbindungen hafteten daher sehr stark an den Materialien. Sturm wiederholt dann mehrfach Fragen zur “Verweildauer” der nachweisbaren Komponenten. Der Sachverständige gibt an, er beziehe sich auf seine “bisherige Erfahrung, wie stark die Abdunstung erfolgt”. Es gebe eine starke Abhängigkeit von den konkreten Materialeigenschaften und einen großen Einfluss durch Luftflüsse und Temperaturen. Sturm verlangt, eine Art “Grenzwert” genannt zu bekommen zur Unterscheidung, ob der Kontakt durch Flüssigkeit oder gasförmig erfolgt sei. Japes erläutert, dass es einen solchen Grenzwert nicht gebe, da die Intensität von der Menge, Probenbeschaffenheit etc. abhänge. Die Zschäpe-Verteidigung lässt sich vom Sachverständigen die Einheit des verwendeten Detektionsverfahren (Picoampere) und den genauen Gerätetyp geben. Zur Funktionsweise erklärt Japes, dass beim verwendeten Detektor am Ende Einzelverbindungen ausgewiesen würden, im Ottokraftstoff gebe es mehrere 100 bis zu 1.000 Verbindungen. Es sei möglich, jede Verbindung einzeln zu betrachten, erklärt der geladene Sachverständige das verwendete Gerät. Rechtsanwältin Sturm sagt: “dann bleibt trotzdem meine Frage, ob es sich um eine Methode handelt, mit der sie zuverlässig Aussagen treffen können, ob Kontakt mit flüssiger oder gasförmiger Substanz stattgefunden hat, oder nur eine Schätzung?” Eine Schätzung will Japes es nicht nennen, denn sie hätten [beim LKA] eine Validierung durchgeführt, ob die Menge aufgetragenen Ottokraftstoffs in Verbindung gebracht werden könnte mit den Analysedaten. Erst bei höheren Flüssigkeitsmengen würden Ergebnisse erzeugt, die dem hier Festgestellten entsprechen. Eine feste Grenze gebe es aber nicht. Bei der Erstellung habe er die Art und Beschaffenheit der jeweiligen Träger berücksichtigt, antwortet Japes auf Frage der Rechtsanwältin. Sturm fragt dann zur Verteilung des Ottokraftstoffs bei einer Explosion. Explosion und Brand würden eigentlich immer nur in der Gasphase stattfinden, versucht der Chemiker zu erklären, “wenn Sie hier eine Lache Ottokraftstoffs haben und hier eine am Ende des Tisches, wird in sehr kurzer Zeit in jedem Punkt des Raumes eine vergleichbare Konzentration herrschen. Was nach einer Explosion erfolgt, ist nur bedingt abschätzbar. Rund um die Lachen herum ist die Wahrscheinlichkeit auf Material wohl am größten”.

Dann übernimmt wieder Rechtsanwalt Stahl die Befragung. Auch er interessiert sich für die untersuchten Socken Zschäpes: Ob man eine Untersuchung durchführen könnte, wie lange die “Ausgasung” bei vollkommener Durchtränkung mit dem Ottokraftstoff dauere. Der Sachverständige sagt, dass bei einem festen Umgebungsszenario Vergleiche möglich wären, schränkt dies aber zugleich ein: “geringe Veränderungen können einen starken Effekt haben”. RA Stahl fragt nach: “Wie lang dauert es, bis nur noch minimale Nachweise festgestellt werden können?” Japes gibt dazu an: “Die schwerflüchtigen Verbindungen sind nach einer Woche noch nachweisbar, die leichtflüchtigen Verbindungen, z. B. Feuerzeugbenzin, sind schon nach kurzer Zeit weg”. Eine belastbare vergleichende Laboruntersuchung zu dem Szenario eines Tragens einer Socke halte er nicht für möglich, zu viele Variablen hätten darauf einen Einfluss, die Aufnahme ins Körperfett, eine Aufnahme durch die Haut, die Temperaturen von Körperteilen und der Umgebungen. Weshalb bei den Proben 9 und 10 nichts festgestellt werden konnte, interessiert nun die Zschäpe-Verteidigung. Und der Sachverständige bestätigt das: ”Ja, da war nichts zu finden”, es seien eine Art Lederschuhe gewesen, mit glatter Oberfläche und dicken Schnürsenkeln. Die Socken hätten natürlich eine stärkere Kapselung - im Schuh - während der Schuh mehr Luftaustausch nach außen habe. Rechtsanwältin Sturm knüpft daran an: Ob von den getränkten Socken durch Ausdünstung nicht eine Übertragung an die Schuhinnenseite erfolgen müsste? Der Sachverständige pflichtet ihr bei, schränkt aber gleichzeitig ein, es erfolge bei geringen Mengen natürlich nur eine überschaubare Abdünstung und eine überschaubare Aufnahme am umgebenden Material. Insgesamt habe man zwei deutlich verschiedene Kohlenwasserstoff-Zusammensetzungen gefunden. Die Äther- und Kraftstoffzusammensetzungen interessieren nun den im Saal anwesende Sachverständigen Dr. Setzensack im Detail. Nach einem kurzen Fachdialog sagt Japes aus, dass wegen dieser Unterschiede auch wahrscheinlich mindestens zwei Gefäße im Spiel gewesen seien.

Nach einer viertelstündigen Pause steht die Befragung des Zeugen Michael Menzel an, heute Leitender Polizeidirektor in Thüringen.

Er erzählt, wie er als Leiter einer Sonderkommission nach einem Überfall auf eine Sparkassenfiliale am 7. September [2011] in Arnstadt umfangreiche Ermittlungen getätigt hatte. Die Soko habe es wegen einer Banküberfallserie in den Jahren 2008 bis 2011 gegeben. Über die Erkenntnisse zur Tat am 7.9. hätten sie bundesweit am 13. September eine “Erkenntnismitteilung rausgesteuert”: “zwei Täter, maskiert, bewaffnet, Fahrräder bei der Tatausführung. Einer der Täter Linkshänder”. Die Kripo Chemnitz habe gemeldet, dass es durch die selben Täter mehrere Überfälle gegeben habe. Menzel sagt: “die Parallelitäten waren verblüffend”. Sie hätten daraufhin ein neues Fahndungssystem aufgelegt, um so schnell wie möglich die Abgangswege zu besetzen, ohne die bekannte Ringalarmfahndung zu vernachlässigen, die in der Regel weiter außerhalb liege.

Am Freitag, 4.11. hätten sie die Meldung von einen Überfall auf die Sparkasse Eisenach erhalten. Da es eine für die Serie “typische Überfallzeit” gewesen sei, hätten sie genügend Kräfte vorrätig gehabt, die dann alle nach Eisenach gefahren seien. Da die neue Autobahnanbindung dort eine Schleife um die Berge mache, sei vor allem die Ausfallstraße zur alten Autobahn besetzt worden. Da vom ersten Fall her bekannt gewesen sei, dass die Täter eventuell mit einem Transporter o.ä. vom Tatort geflüchtet seien, seien insbesondere Transporter in die Fahndung genommen worden. Gegen 10 Uhr habe eine Streife auf dem Weg ins Gewerbegebiet Stregda Zeugen befragt. Einer von ihnen hätte zwei männliche Personen gesehen, die mit Fahrrädern auf den OBI-Parkplatz dort gefahren seien und die Räder dann in ein weißes Wohnmobil mit dem Kennzeichen “V” für Vogtland geladen hätten. Menzel: “Diese Information ist sofort weitergeleitet worden. Eisenach wurde eigentlich fast abgeriegelt. Wir haben versucht, die Außenstraßen zu besetzen und systematisch Eisenach zu durchkämmen”. Aufgrund der Größe (35.000 Einwohner_innen) sei das auch realistisch gewesen. Um 12 Uhr habe eine Streife ein Wohnmobil mit dem Anfangsbuchstaben V im Kennzeichen gesehen. Bei der Annäherung seien zwei Schüsse gefallen, die Beamten seien an einer kleinen Mauer in Deckung gegangen, hätten aber unmittelbar Sichtkontakt gehabt. „Genau, wo das Wohnmobil stand, war eine alte Baugrube, so dass man gut sehen konnte, was da ist.“ Die Kollegen hätten Verstärkung gerufen und dann sei es zum Brand gekommen. Die Feuerwehr sei verständigt worden. „Das war 12.05, 12.06 Uhr.“ Das habe auch ihn veranlasst, von Gotha nach Eisenach zu verlegen: “Ich musste annehmen, dass das Fahrzeug in unmittelbarem Tatzusammenhang steht und die Täter sich im Fahrzeug befinden“. Es habe sich auch die Frage nach der Gefahr einer Geiselnahme gestellt, “da hat in Thüringen der höhere Dienst die Maßnahmen zu übernehmen”. Als er eingetroffen sei, sei der Brand schon weitgehend abgelöscht gewesen. Im vom Eingang aus linken Bereich hätten sich zwei tote, männliche Personen befunden. Es seien die “Standardmaßnahmen” wie z. B. Spurensicherung gefolgt.

„Gleichwohl war die Innensituation für mich nicht abschließend geklärt”, sagt Polizeidirektor Menzel aus, „denn die Beamten sagten, sie hätten nicht geschossen.“ Seine Aufgabe sei es gewesen, „zu prüfen, gibt es diese dritte Person“. Man habe an den beiden Personen großflächige Kopfverletzungen feststellen können und eine „Pump-Action“ habe auf dem Boden gelegen. Die Brandzehrung habe das Dach zerstört und Brandschuttteile seien herum gelegen. Nach der Halterermittlungen sei gegen 12.45 Uhr die Kripo Zwickau gebeten worden, beim Halter nach der Anmietung nachzufragen. Am Nachmittag habe er dann gehört, dass eine männliche Person in Begleitung einer weiblichen Person und eines Kindes den Wagen angemietet hätte.

Bei der Waffe, die auf dem Tisch lag, sei der Magazinboden geschmolzen gewesen und eine Patrone ausgetreten: „Ich konnte sie als Patrone identifizieren, wie sie auch von Polizeibeamten verschossen wird.“ Die Gesamtsituation und die mögliche Polizeimunition habe ihn veranlasst, die Ermittlungen zu diesen Personen und Waffen voranzutreiben. Er habe die Soko zusammengerufen und Aufgaben verteilt. Gegen 16.00 Uhr habe die Waffe als diejenige der Kollegin Kiesewetter identifiziert werden können. Das, sagt Menzel, sei der erste entscheidende Punkt der berechtigten Annahme gewesen, „dass man es hier nicht mit normalen Banküberfalltätern zu tun hat“. Er habe deswegen veranlasst, die Ermittlungen „nicht nach Tatortprinzip, sondern nach dem Täterprinzip“ zu führen.

Aus der Anmietung seien dann die Personalien von Holger G. bekannt geworden, die Identifizierung der Personen am Tatort habe hingegen gedauert, „weil man so weit wie möglich spurenschonend die Personen aus dem Wohnmobil entfernen wollte“. Die Leichen seien zur Gerichtsmedizin nach Jena verbracht worden. Von der Polizeiinspektion Bad Nenndorf sei unter anderem die Beobachtung des Hauses von G. veranlasst worden, der Kriminaldauerdienst in Hannover habe von Unterlagen berichtet, in denen Holger G. als rechtsmotiviert eingeschätzt worden sei. Vor allem sein Geburtsort sei ein entscheidender Punkt gewesen: Jena. Die Lebensgefährtin G.s sei gegen 00.30 Uhr am Haus eingetroffen, habe ausgesagt, Holger G. würde sich auf der Arbeit befinden. Gegen 1.30 Uhr sei er dort festgenommen worden.

Er, Menzel, habe um 8.00 oder 8.30 wieder zu arbeiten begonnen, da sei ihm das vorläufige Sektionsergebnis aus Jena überbracht worden. Eine Person habe identifiziert werden können: Uwe Mundlos. Aus Unterlagen einer Vermisstenanzeige des Vaters von 2005 seien Fingerabdrücke vorhanden gewesen. Daraus habe sich am Samstag „ein ganz neues Bild ergeben: die Ereignisse 1998 in Jena”. Es habe damals die These gegeben, dass er vielleicht weiterhin in Begleitung von Herrn Böhnhardt und Frau Zschäpe ist: „Wir wollten also wissen, ob die zweite Person Böhnhardt ist und wo Frau Zschäpe aufhältig ist.“ Die Identifizierung sei von den Zielfahndern des LKA mit Bildmaterial eines Tattoos an der linken Wade unterstützt worden: „Man konnte schlussfolgern, dass es sich mit hoher Wahrscheinlichkeit um B handelt.“ Er habe seinen Erkenntnisstand auch gleich der “Soko Parkplatz” in Heilbronn mitgeteilt, damit schon am Samstag Früh „die Spuren vom Mord Heilbronn und die Spuren hier am Tatort ‘gegenlaufen’ können“. Die Soko “Parkplatz” habe zwei Beamte nach Zwickau geschickt, darunter einen Phantombilderzeichner. Bei den Vermietern des Wohnmobils sollten so Hinweise gesammelt werden, ob „die weibliche Person Frau Zschäpe“ ist. Derjenige Beamte, der am Freitag die “Abprüfung” des Kennzeichens gemacht hätte, habe am Samstag gegen 12.30 Uhr telefonisch mitgeteilt, dass es am Freitag Nachmittag in Zwickau in der Frühlingsstraße 26 zu einer Explosion gekommen sei. Es existiere eine Zeugenaussage, dass dort in der Vergangenheit ein weißes Wohnmobil gesehen worden sein soll. Laut Menzel sei dies Anlass für eine Verknüpfung gewesen: „Ist die Frühlingsstraße 26 ein Wohnunterschlupf gewesen von Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe?“ Die sächsischen Kollegen hätten im Laufe des Tages mitgeteilt, dass die Wohnung unter dem Namen “Dienelt” angemietet wurde und zwei männliche und eine weibliche Person dort gewohnt hätten. Menzel: „Das hat das Bild abgerundet: die Überfallserie, die Identifizierung der Personen, die Unterkunft des Trios in der Frühlingsstraße 26 und das dort im Vorfeld gesehene Wohnmobil.“

Richter Götzl fragt, ab wann am 4.11.2011 Informationen über die Toten im Wohnmobil an die Medien gegangen seien. Es gebe immer wieder das Problem, sagt Menzel aus, dass die Medien relativ schnell am Tatort seien. Wegen der befürchteten Geiselnahme sei aber so weit abgesperrt worden, dass die Medien “wohl nicht aus der Nähe ins Wohnmobil reingucken” konnten. Ihm sei jedoch mitgeteilt worden, dass die Presse schon vor Ort war, als das Wohnmobil gebrannt habe. Das Auffinden des Wohnmobils hätten sie von Seiten der Polizei gegenüber der Presse bestätigt, „aber es war darin noch vollkommen offen, ob das Wohnmobil mit dem Überfall zu tun hat“. Es gebe darüber eine Dokumentation, denn er habe angewiesen, dass alle Informationen schriftlich rausgehen müssen, unter jeweiliger Angabe der Uhrzeit. In diesem Pressekalender sei auch dokumentiert, wann sie bestätigt hätten, dass im Wohnmobil Tote aufgefunden worden seien. Jetzt sei er sich da in der Uhrzeit nicht sicher. Gegen 14.00 oder 15.00 Uhr sei das Wohnmobil schließlich in einen “gesicherten Bereich” verbracht worden. Götzl bittet den Zeugen, bis 13.30 Uhr nachzufragen, welche Zeiten genau im Ablaufkalender vermerkt sind. Solange wird die Vernehmung des Ltd. Polizeidirektors Menzel unterbrochen. Rechtsanwalt Stahl zeigt sich verwundert darüber, dass ein solcher Kalender existiere, aber sich nicht in den Prozessakten befinde. Götzl pflichtet ihm bei: ”Ja, ich erfahre das auch erst jetzt”.

Nach einer zehnminütigen Pause beginnt die Vernehmung des Sachverständigen PD Dr. Stadtland, Facharzt für Psychiatrie an der LMU München, zur Frage der Vernehmungsfähgkeit der Zeugin Charlotte E.

Stadtland erzählt, er habe die Zeugin nach Telefonaten mit deren Nichte Monika M. (siehe Protokoll zum 29. Verhandlungstag) im C.-Pflegeheim in Zwickau aufgesucht. Er habe sowohl mit Frau E. gesprochen als auch mit einer weiteren Nichte von ihr und - mit Einverständnis der Zeugin - auch mit der Heimleiterin. An Akten habe ihm ein Telefonat des Gerichts mit der behandelnden Ärztin vorgelegen: Frau E. sei auf den Rollstuhl angewiesen und die Demenz sei ein Problem. Dazu gebe es ein ärztliches Attest der Ärztin, wonach die Zeugin aus gesundheitlichen Gründen ihrer Ladung nicht mehr nachkommen könne: Es schließt sich eine Aufzählung einer Vielzahl von Diagnosen an, unter anderem sei sie nach einer operativen Versorgung einer Femurfraktur noch nicht vollständig mobilisiert. Er habe auch den Verordnungsplan eingesehen, Stadtland nennt mehrere Medikamente, die E. einnehmen müsse. Der Sachverständige erzählt, er habe Frau E. am 23.10 aufgesucht, die Nichten hätten die Einschätzung der Ärztin bestätigt. Die Zeugin sei um 9.20 „gepflegt gekleidet“ auf dem Bett gelegen. Gemeinsam mit ihrer Nichte habe er sie in einen Rollstuhl mobilisieren können, ein selbständiges Aufstehen sei nicht möglich gewesen. Für eine Stunde habe man sich mit ihr zu vielen Punkten unterhalten können, „sie war voll orientiert zur Person und Situation“. Sie habe aber spontan angegeben, dass sie sich die Reise nach München nicht vorstellen könne, „sie bekomme dann keine Luft mehr“, sagt Stadtland, und Frau E. sei dann auch schnell unkonzentrierter und wortkarger geworden. Er habe den Vorfall nicht exploriert, eine Nichte habe dazu angegeben, dass Frau E., wenn man sie im Rollstuhl am Ort ihres früheren Hauses vorbei geschoben habe, geweint hätte. Sie habe sich von dem Vorfall nie wirklich erholt. Beide Nichten hätten erklärten, dass der momentan relativ gute Zustand der Zeugin E. kein Dauerzustand sei, sie sei zwischenzeitlich desorientiert, spreche von der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg und von Personen, die nicht mehr am Leben sind. Beide Beteiligten hätten die Befürchtung geäußert, das Frau E. durch eine Reise nach München sterben könnte. Auch einen Liegendtransport nach München hielten sie für undurchführbar. Das Hauptproblem sei dabei ihre Angst, seitdem sie die Wohnung verloren habe, sie rege sich schnell auf. Aus gutachterlicher Sicht kommt Stadtland zu der Einschätzung, dass am 23. Oktober 2013 zwar noch eine Vernehmungsfähigkeit gegeben gewesen sei, dabei aber nicht von einem Dauerzustand ausgegangen werden könne und die Risiken eines Transportes nach München unkalkulierbar seine. Er schlage daher eine Videovernehmung in Anwesenheit ihrer Nichte oder vertrautem Pflegepersonal vor. Götzl fragt nach seiner Einschätzung zu einer „Vernehmung in Anwesenheit der Verfahrensbeteiligten“. Eine Kombination aus körperlichen Erkrankungen und Angst läge hier vor, das verstärke sich gegenseitig und könne die Vernehmungsfähigkeit einschränken, sagt Stadtland. Bei einer Videovernehmung seien die Belastungen geringer als bei der Konfrontation mit den Verfahrensbeteiligten. Von den Vertreter_innen der Nebenklage fragt Rechtsanwalt Schön nach den Risiken auch einer Videovernehmung. Stadtland schickt voraus, dass Vernehmungen grundsätzlich eine gewisse Belastung darstellten, sehe aber bei einer Videovernehmung die geringste Belastung. Ob er das nur mutmaße? Nein, das sei eine Einschätzung aufgrund der medizinischen Befunde. Er habe der Zeugin gegenüber aber den Vorfall bewusst nicht angesprochen, um ihre Aussage nicht zu beeinflussen. Also habe er das letztlich nicht ausgetestet. Götzl erkundigt sich noch danach, ob bei persönlicher Anwesenheit eine detailliertere Erinnerung reproduzierbar sei. Ganz im Gegenteil, sagt der Sachverständige, eine direkte Befragung mit Blickkontakt könne die Angstsymptomatik erhöhen. Da sei die Videovernehmung „das mildere Mittel“.

Auf Antrag von RA Heer unterbricht Richter Götzl die Verhandlung für zehn Minuten. Dann fragt RA Heer, worauf die Hypothese einer besonderen Belastung im Sinne eines psychopathologischen Zustandes basiere. Stadtland verweist auf seine eben getätigte Aussage. RA Heer fragt nach, ob in der Gesprächszeit von 1:05 Stunden die Unterredung mit den Verwandten enthalten sei. Stadtland schildert den genauen Verlauf des Gesprächs. RA Heer fragt, ob auch die Möglichkeit einer kommissarischen Befragung diskutiert worden sei. Stadtland wiederholt, seiner Meinung nach seien die Belastungen bei einer Videovernehmung am geringsten. Er habe nicht erörtert, ob Frau E. mit den technischen Mitteln der Videovernehmung vertraut ist. Die Frage von RAin Sturm, ob E. auch über den Prozessgegenstand informiert gewesen sei, konnte Stadtland nicht beantworten. Ganz offensichtlich sei gewesen, dass Frau E. mit der Nichte über eine Reise nach München gesprochen habe und dass es um die Frühlingsstraße ginge. RAin Sturm fragt, woran Stadtland die spürbare Ängstlichkeit festgemacht habe. Sie habe, so Stadtland, weniger gesprochen und sei stiller geworden sei. Es sei ihr anzumerken gewesen, dass sie über den Vorfall nicht habe sprechen wollen. Dann will RAin Sturm wissen, ob sich die Angst auf die Reise nach München oder auf den Vernehmungsgegenstand beziehe. Das könne man schwer differenzieren, erwidert Stadtland. Auf Frage von RAin Sturm sagt Stadtland, die Nichte M. habe mehr Informationen geliefert als E. Frau E. spreche leise, kurz und irgendwann gar nicht mehr. Dann könne man sie aber wieder etwas fragen. RAin Sturm fragt, ob Stadtland angeben könne, inwieweit Frau E. durch den Vorfall traumatisiert sei. Dazu habe er keine Diagnose gestellt, so Stadtland. Er habe, wie die Nichte, nur wenige Zentimeter entfernt von E. gesessen und habe durchgängig Blickkontakt mit ihr halten können, sagt Stadtland auf Frage von RAin Sturm. Dann schildert er die Risiken eines Transports. RA Stahl sagt, eine Reise sei also ein großes Problem, aber die Vernehmungsfähigkeit, die Aussagetüchtigkeit sei gegeben. Das bestätigt Stadtland. Dann will RA Stahl wissen, warum eine Vernehmung durch einen beauftragten Richter nicht so gut sei wie eine Videovernehmung. Das habe er nicht gesagt, so Stadtland, welches Verfahren gewählt wird, entscheide das Gericht. RA Stahl hakt nach und will wissen, ob es Unterschiede, möglicherweise größere Probleme gebe. Stadtland sieht bei einer kommissarischen Befragung Belastungen, aber bei weitem keine so großen wie bei einem Transport. Götzl unterstreicht nach einer weiteren Nachfrage von RA Schön nach der Einschätzung des Sachverständigen die Entscheidungshoheit des Gerichts und die Beraterfunktion des Sachverständigen.

Nach der Mittagspause geht es um 14.25 Uhr weiter mit der Vernehmung des Leitenden Polizeidirektors Menzel. Götzl greift die Frage auf, wann bekannt wurde, dass im Wohnmobil zwei Tote gefunden wurden. Laut Menzel habe es um 12.31 Uhr ein Gespräch mit einem Team von “Wichmann TV” gegeben. Die erste Pressemitteilung sei um 12.55 Uhr veröffentlicht worden, dort sei von dem Raubüberfall mit zwei Tätern mit Schusswaffe die Rede gewesen. Um 14.18 Uhr habe es eine Ergänzungsmeldung gegeben, in der das erste Mal die Rede von zwei Leichen im Wohnmobil mit ungeklärter Identität gewesen sei. Die schriftliche Bestätigung der Polizei Gotha sei dann um 14.18 Uhr gekommen.

Nebenklagevertreterin RAin von der Behrens fragt nach der Identifizierung von Mundlos. Menzel verweist auf seine Aussage des Vormittags. In der Nacht sei Mundlos anhand von Abdrücken über den Vermisstenvorgang, der 2005 angelegt worden sei, identifiziert worden. Auf Nachfrage sagt Menzel, er habe Dauertelefonate in der Nacht gehabt und man habe ihn um 3.15 Uhr nicht noch einmal anrufen wollen. Von der Behrens will wissen, ob schon vor 3.15 Uhr Personen die Identität Mundlos bekannt war. Menzel: “Die, die ihn identifiziert haben, haben das vor mir gewusst.” Von der Behrens sagt, die Obduktion sei um 11.30 Uhr gewesen. Menzel erwidert, es sei zunächst um die Identifizierung gegangen, die finde im Rahmen einer Obduktion statt. Von der Behrens fragt, ob vor der Identifizierung Feststellungen zur Identität von Mundlos getroffen worden seien, vielleicht nicht offiziell. Menzel verneint, weder von ihm noch von anderen Personen. Von der Behrens hält die Aussage des ehemaligen thüringischen Verfassungsschützers Norbert Wießner in der 56. Sitzung des NSU-Untersuchungsausschusses des Bundestags vor, derzufolge Wießner am Nachmittag des 4. November 2011 von Menzel angerufen worden sei. Menzel habe ihm mitgeteilt, dass es sich bei den Toten um Mundlos und Böhnhardt handele. Menzel sagt, er kenne die Aussage und wolle sie “mit Verlaub gesagt” stehen lassen. Er habe dann andere Maßnahmen ergriffen.

Am Freitagnachmittag sei die mehrheitliche Meinung der Beteiligten gewesen, es gebe einen Zusammenhang zum Banküberfall, aber Identität oder Wissen über die Personen habe es nicht gegeben. Von der Behrens hält weiter vor, Wießner habe ausgesagt, er werde das sein ganzes Leben nicht vergessen, er sei bereits in Pension gewesen, dass am 4. November Böhnhardt und Mundlos gefunden worden seien. Menzel sagt, er nehme das zur Kenntnis. Von der Behrens fragt, wann Menzel mit Wießner Kontakt gehabt habe. Menzel sagt, die Identifizierung sei ihm im Wohnwagen nicht gelungen. Auch mit Bildmaterial sei die Identifizierung nicht möglich gewesen. Um 16 Uhr sei die Waffe der Polizeibeamtin Kiesewetter identifiziert worden, deswegen sei es um die schnellstmögliche Identitätsklärung der Personen gegangen. Die Kriminalpolizeiinspektion Jena sei beauftragt worden, die Vermisstenakte zu beschaffen, die sei zusammen mit Leichnamen zur Gerichtsmedizin gegangen. Mundlos sei am Samstag früh identifiziert worden, dann sei es um die Identifizierung des zweiten Leichnams gegangen, welche aufgrund einer Tätowierung gelang. Das Zielfahndungskommando sei um 9.30 Uhr informiert worden. Der Zielfahnder, Kriminalhauptkommissar Wunderlich kenne Zschäpe und hätte sie bei Antreffen identifizieren können, so Menzel. Wunderlich habe ihm den Hinweis gegeben, Wießner kenne diesen Sachverhalt wohl aus den Jahren 1998/ 1999, Wießner sei V-Mann-Führer gewesen. Deswegen habe er, Menzel, sich entschlossen, „weit nach dem Mittagessen am 5.11.“ anzurufen. Er habe Wießner gefragt, ob dieser Erkenntnisse zu möglichen Aufenthaltsorten Zschäpes habe. Wießner habe vom Großraum Chemnitz gesprochen. Sonst habe das keinen Informationswert gehabt. Von der Behrens hält vor, Wießner habe angegeben, Menzel solle bei Wohlleben suchen. Das habe Wießner nicht gesagt, so Menzel, der Name sei später gefallen. Auf Nachfrage sagt Menzel, am 5. November um 14.10 Uhr sei der Hinweis aus der Einvernahme Holger G.s gekommen, dass Wohlleben möglicherweise Kontaktmann sei. Von der Behrens fragt, ob Menzel Wießner dazu befragt habe. Menzel sagt, er könne den Inhalt nicht wirklich wiedergeben. Wießner habe sinngemäß gesagt, Wohlleben, André K., das sei alles das Umfeld, „so in der Grundstimmung“.

Jürgen Dressler [Zielfahnder des LKA Thüringen] kenne er, bestätigt Menzel, wisse aber nicht, wann dieser von der Sache erfahren habe. RAin Von der Behrens verweist auf eine Aussage Dresslers, nach der er am Abend des 4. November in einem privaten Gespräch mit einem Kollegen der Polizeidirektion Gotha von Mundlos oder Böhnhardt im Wohnmobil erfahren habe. Diese kenne er nicht, sagt Menzel. Wenn er selbst erst am Samstag früh um 9 Uhr davon erfahren habe, halte er es für ausgeschlossen, dass jemand anderes das vorher habe wissen können. Die Namen Mundlos oder Böhnhardt seien am 4. November nicht gefallen: „Punkt.“ Von der Behrens möchte wissen, wann der erste offizielle Kontakt zu einem der Verfassungsschutzämter gewesen sei. Wießner sei ihm, so Menzel, nicht vom LfV, sondern vom LKA bekannt. Dort sei Wießner im verdeckten Bereich tätig gewesen. Von dessen Pensionierung habe er nichts gewusst. Er habe ihn auf die Aussage von Wunderlich hin angerufen. Der Anruf habe den Charakter gehabt, Informationen zu bekommen. Er habe mit dem LfV überhaupt keinen Kontakt aufgenommen: „Null!“ Bis Montag früh seien überhaupt nur sehr spärlich Infos nach außen getragen worden. Von der Behrens fragt, ob es dafür einen speziellen Grund gegeben habe. Es habe keinen speziellen Grund gegeben, er habe auch das LKA nicht informiert. Er habe auch keinen Anlass gehabt, das LfV zu informieren: „Warum? Warum?“ Wießner habe er eingeschaltet, weil er ein Informationsbedürfnis gehabt habe: „Ich hätte auch den Teufel angerufen.“ Auf die Frage RAin von der Behrens , ob er den Staatsschutz des LKA eingeschaltet habe, antwortet Menzel: “Welche Veranlassung hätte ich gehabt haben sollen?” Wenn er es gewusst hätte, hätte er den Staatsschutz am Freitag angerufen. Von der Behrens korrigiert, sie rede vom 5. November und wolle wissen, warum nicht der Staatsschutz oder der Verfassungsschutz eingeschaltet worden sei, sondern nur Wießner auf unklare, private Art. Menzel sagt, er habe einen eigenen Staatsschutz bei der PD Gotha, der sei eingebunden gewesen, am Samstag. Ob dieser mit Staatsschutzermittlern aus dem LKA Kontakt gehabt habe, wisse er nicht, er habe sich nur an den ihm unterstellten Staatsschutz gewandt. Den Verfassungsschutz habe er gar nicht informiert, auch in den Folgetagen nicht.

Von der Behrens fragt nach dem Namen des Beamten, der auf die Explosion in Zwickau hingewiesen habe. Menzel nennt aus dem Gedächtnis den Namen Le., den er aber nicht persönlich gesprochen habe. Was unternommen worden sei, um Zschäpe nach dem Aufdecken der Wohnung in der Frühlingsstraße zu finden, will RAin von der Behrens wissen. Es habe konkrete Maßnahmen im Bereich der Fahndung gegeben, so Menzel. Es habe eine ganze Reihe von Ansätzen gegeben. Aus Altverfahren habe es Kontaktadressen gegeben, es habe aber auch aktuelle Ansätze gegeben. Aus dem Wohnmobil habe es Hinweise zu Personen und Adressen gegeben. Das habe der Fahndungsbereich abgeprüft. Von der Behrens fragt, ob versucht worden sei, an eine Telefonnummer zu kommen, die möglicherweise von Zschäpe benutzt wurde. Menzel sagt, er habe immer vergeblich eine Nummer wissen wollen. Auf die Frage, ob er die sächsischen Kollegen gefragt habe, sagt Menzel, er sei Leiter der Soko gewesen, ihm seien 50 Mann unterstellt gewesen. Wahrscheinlich habe die Nummer eine Rolle gespielt habe, aber wann das gewesen sei, übersteige sein Gedächtnis. Er wisse, dass sie nicht bekannt gewesen sei. Es habe Kontakt zum LKA Sachsen gegeben. Er wisse, dass Kollegen nach Zwickau gefahren seien wegen des Wohnmobils, und dass die Fahndung auch versucht habe, Nummern zu ermitteln. Aber wann genau, das wisse er nicht. Jedenfalls sei die Zielfahndung nach Zschäpe am 5. November vormittags beauftragt worden. Von der Behrens fragt, ob das aktenkundig gemacht worden sei, was Menzel bestätigt. Ihr sei das aus den Akten nicht bekannt, erwidert RAin von der Behrens. Menzel sagt, er habe aufgrund einer schwerwiegenden Erkrankung den Fall nicht zu Ende führen können. Er gehe davon aus, dass es ein Protokoll mit den grundsätzlichen Verfahrensschritten gebe. Von der Behrens beginnt, eine Frage zu stellen, doch Götzl unterbricht sie. Von der Behrens sagt, es gebe ja Anrufe auf das Handy Zschäpes am Nachmittag des 4. November. Sie interessiere, wer wann die Nummer von Zschäpe gehabt habe. Götzl sagt, er habe den Eindruck gehabt, sie wolle nach einzelnen Fahndungsschritten fragen. Von der Behrens will wissen, ob Menzel den Zielfahnder Wunderlich am 8. November beauftragt habe, Zschäpe zu identifizieren, was der bestätigt. Richter Götzl fragt nach der Relevanz für die Schuld- und Tatfrage. Von der Behrens sagt, Zschäpe habe bis heute keine Angaben gemacht und sei bis jetzt nicht identifiziert worden. Götzl wiederholt die Frage nach der Relevanz. Von der Behrens sagt, es gehe um die Identität Zschäpes. Menzel sagt, er habe Wunderlich beauftragt, nach Jena zu fahren und Zschäpe zu identifizieren. Wunderlich habe Zschäpes Identität geklärt. Ob Menzel Wunderlich untersagt habe, Zschäpe zu befragen, will RAin von der Behrens wissen. Wunderlich habe den Auftrag der Identifizierung gehabt, so Menzel, er wisse nicht, ob er das ausdrücklich untersagt habe. Von der Behrens sagt, Wunderlich habe ausgesagt, es sei ihm von Menzel untersagt worden, Zschäpe Fragen zu stellen und er habe den Eindruck gehabt, dass Zschäpe bei einer zeitnahen Befragung etwas gesagt hätte. Daran habe er keine Erinnerung, so Menzel. Vernehmung und Befragung seien verschiedene Sachen. Von der Behrens unterbricht und sagt, sie habe keine Fragen mehr. Götzl fragt, ob Menzel noch etwas habe sagen wollen. Menzel: „Nein, ich versuche mein Bestes zu geben hier.“

Nebenklagevertreterin RAin Pinar fragt, in welcher Form die Veröffentlichungen am 4. November raus gegangen seien. Die Pressemitteilungen um 12.55 Uhr und 14.18 Uhr seien, so Menzel, an den allgemein üblichen großen Presseverteiler gegangen. Auf der Internetseite hätten die Information zu dem Zeitpunkt wohl noch nicht gestanden, vielleicht später. Dann fragt RA Narin. Menzel sagt, er sei vor dem 4. November dienstlich nicht mit dem Trio befasst gewesen. Er sei auch nicht Mitglied der EG TEX [= Ermittlungsgruppe Terrorismus/Extremismus] gewesen. Narin hält eine Aussage aus dem thüringischen Untersuchungsausschuss vor, derzufolge Menzel Mitglied der EG TEX gewesen sei. Menzel sagt, er sei nie Mitglied dieser Ermittlungsgruppe gewesen. Er sei viele Jahre Leiter mehrerer Kriminalpolizei-Dienstellen und dann Referent für Verbrechensbekämpfung im Innenministerium gewesen. Er habe über den Aufgabenbereich der EG TEX Bescheid gewusst, sei aber nie Mitglied gewesen und habe nie deren Arbeitsergebnisse vertreten. Auf die Frage, ob Menzel vielleicht andere Nachrichtenbehörden als die Landesämter für Verfassungsschutz informiert habe, sagt Menzel, er habe die Information auf das geringste Maß gehalten. Da seien nicht alle begeistert gewesen. Auch vorgesetzte Dienststellen seien nur im Mindestmaß informiert worden. Es sei um ein zügiges, konzentriertes Vorantreiben der Ermittlungen wegen des Fahndungsvorsprungs gegangen. Er habe keine Behörden informiert. Wahrscheinlich sei das am 7. November im Innenministerium diskutiert worden. Da sitze das LfV mit am Tisch. Er selber habe nicht mit dem LfV gesprochen. RA Narin will wissen, ob es am 4. November bereits Mutmaßungen oder Hinweise gegeben habe, was Menzel verneint.

RA Narin fragt, wann Menzel das erste Mal den Tatort aufgesucht habe. RA Stahl beanstandet diese Frage. Es gehe um den Tat- und Schuldvorwurf. Fragen nach vermeintlichen Ermittlungsfehlern aufzudecken, seien zurückzuweisen. RA Narin erwidert, es gehe um weitere Zeugen. Götzl interveniert. RA Narin verändert die Frage und will wissen, ob noch andere Personen zugegen waren, als Menzel das Wohnmobil betreten habe. Das Wohnmobil sei um 12.05 Uhr gefunden worden, so Menzel, er sei um 12.30 Uhr gekommen, da seien Rettungskräfte und uniformierte Kräfte vor Ort gewesen. Menzel habe das Wohnmobil nicht sofort betreten, sondern sich die Lage eingeholt beim verantwortlichen Polizeiführer. Es sei wohl schon eine Leiche gesehen worden und es habe die Annahme gegeben, dass es im Wohnmobil vielleicht weitere Brände oder Auslöser für Brände gebe, deswegen habe man sich in Entfernung aufgehalten. Es seien dann Fragen nach der Brandursache zu klären gewesen, wie viele Personen im Fahrzeug seien, ob es einen Zusammenhang zum Banküberfall gebe, wie sie zu Tode gekommen seien und ob vielleicht noch jemand lebe. Die ersten Kollegen am Tatort seien von der Schutzpolizei gewesen, deswegen habe er seine Kenntnis angeboten. Götzl: „Herr Menzel war der Chef in Eisenach, um es mal so zu sagen.“ RA Narin will wissen, ob sich Menzel beim Betreten des Wohnmobils lautstark über Wießner geäußert habe. Nach seiner Erinnerung nicht, so Menzel. RA Narin fragt nach einer heftigen Diskussion mit Wießner. Götzl verlangt, präzise Fragen zu stellen. Es gehe darum, die Erinnerung aufzufrischen. Götzl fragt nach der Relevanz der Frage. RA Narin sagt, es gehe um eine mögliche frühere Identifizierung der Täter, daran wolle sich der Zeuge nicht erinnern. Oberstaatsanwalt Weingarten wirft ein, die Formulierung, der Zeuge wolle sich nicht erinnern, sei eine Unverschämtheit. RA Narin entschuldigt sich. Menzel wiederholt, er habe Wießner am 4. November weder angerufen noch kontaktiert, habe aber am 5. November mit ihm gesprochen. Er habe am 4. November anderes im Kopf gehabt. Er hätte, so Menzel, am 4. November andere Maßnahmen treffen können, wenn er es gewusst hätte. Menzel: „Sie kennen den Zustand der Personen im Wohnwagen. Den Böhnhardt hätte man auch nicht erkennen können, wenn man ihn gekannt hätte.“

RA Narin fragt nach der Thüringer Banküberfallreihe, von der Menzel gesprochen habe. Menzel sagt, es sei reiner Zufall, dass die BAO, die ihm vorher dazu anvertraut worden sei, “Trio” geheißen habe. Auf Frage von RA Narin erläutert Menzel das Täterprinzip bei der Tatortarbeit. Das sei eine Frage der Taktik, des Herangehens, welche Spur präferiert werde, welche später gesichert. Zunächst habe er das Tatortprinzip angeordnet. Erstmal sei der Tatort fotografisch gesichert worden. Das Wohnmobil sei so spurenschonend wie möglich weggebracht worden, um dann eine sinnvolle Tatortarbeit durchführen zu können. Die Umstellung des Prinzips habe nichts mit verlorenen Spuren zu tun, es gehe nur um die Präferenz der Spuren. Nach der Identifizierung der Kiesewetter-Waffe sei das umgestellt worden. RA Narin fragt, ob in der Soko „Capron“ von einem dritten Projektil die Rede gewesen sei. Menzel sagt, Narin meine vielleicht „Hülse“. Es sei nicht die Rede davon gewesen.

RA Kuhn fragt nach den konkreten Anhaltspunkten für die Heranziehung der Vermisstensache Mundlos. Nach einer längeren Pause sagt Menzel, das seien mehrere Punkte gewesen, unter anderem die Auffindesituation der zwei Personen und es habe Erkenntnisse gegeben zu möglichen drei Personen. Daher sei diskutiert worden, wie die Identifizierung an schnellsten geschehen könne. Weil Gotha über keine eigenen Unterlagen verfügt habe, habe man sich wegen der Vermisstenanzeige an die Kriminalpolizeiinspektion Jena gewandt. Kuhn sagt, das sei am Nachmittag des 4. November gewesen, warum man dann von einer dritten Person ausgegangen sei. Menzel sagt, das sei am Abend gewesen. Auf eine dritte Person habe es keine Hinweise gegeben. Es sei nichts Ungewöhnliches, dass es Aussagen über dritte Personen gebe, das habe aber nicht nachgewiesen werden können. Aufgrund der Aussagen der Polizeibeamten und des Standortes des Wohnmobils könne man das ausschließen. RA Kuhn möchte wissen, ob andere Unterlagen hinzugezogen worden seien. Menzel sagt, zur Person Mundlos habe es Fingerabdrücke gegeben. Man sei davon ausgegangen, dass die zweite Person vielleicht Böhnhardt sei. Da habe man Hinweise auf Tätowierungen gehabt, dazu seien Bilder herangezogen worden, und man habe ihn anhand von DNA der Familie Böhnhardt identifizieren können. RA Kuhn wendet ein, er habe verstanden, Menzel hätte die Vermisstensache Mundlos am Abend beiziehen lassen. Seine Frage sei nun, ob Menzel weitere Erkenntnisquellen mit Merkmalen der Leiche habe beiziehen lassen. Er kenne die Vermisstenakte nicht, so Menzel, vielleicht seien da Fotos drin. Es sei nichts anderes beigezogen worden.
RA Kuhn fragt, wie Menzel zu jenem Zeitpunkt auf eine Vermisstensache Mundlos gekommen sei, die Auffindesituation und eine mögliche dritte Person seien keine Hinweise auf Mundlos. Nach einer Pause sagt Menzel, die Fortentwicklung bei der Soko vor Ort sei so gewesen, dass mehrere Informationen dort zusammen gezogen worden seien wie die zu den Wohnmobilanmietern und die Personenerkenntnisse zu Holger G. und dass es Unterlagen mit Bezug Rechts gebe und er aus Thüringen komme. Auch die Auffindesituation und die gefundene Dienstwaffe hätten eine Rolle gespielt. Diese Information seien dann in zwei bis drei Stunden in einem “Brainstorming” zusammen getragen worden. Die Gerichtsmedizin habe den Auftrag gehabt, Fingerabdrücke zu nehmen. Nach der Abnahme lasse man das durch Datenbestand des BKA laufen. Da sei die Zusammenführung gewesen. Menzel: “Wenn ich Hellseher wäre, würde ich mich nicht als Polizeibeamter bezahlen lassen.” RA Hoffmann sagt, es gehe nicht um das Unterjubeln von Fehlern oder eine Gedächtnisprüfung. Er will wissen, was dafür gesprochen habe, dass keine dritte Person vor Ort gewesen sei. Menzel sagt, die Situation sei sehr komplex gewesen. Das Wohnmobil sei geschlossen gewesen, was nicht für die Annahme spreche, dass ein Dritter weggelaufen sei. Eine Tatwaffe würde bei einer Flucht weggeschmissen werden, so Menzel, es sei aber alles akribisch abgesucht worden. Es seien Autoinhaber und Anwohner befragt worden und es gebe das „Schwergewicht der Aussagen der Polizisten“. Auch die Auffindesituation, die Stellung und Zuordnung der Waffen habe den Eindruck gemacht, dass die Personen sich selbst erschossen haben. Das sei sein Eindruck bei Betreten des Wohnmobils gewesen, er habe sich gleichwohl fachliche Hilfe genommen. Es sei diskutiert worden, ob es das gebe, was sie mit dem Fachbegriff “Situationsfehler” bezeichneten, Fehler, die die Situation nicht erklären ließen. Es sei nicht ganz einfach gewesen, in das Wohnmobil zu kommen, so Menzel. Teile des Daches seien ins Innere hinein gefallen und es habe sich Löschwasser auf dem Boden befunden. Er habe sich einen Standplatz schaffen müssen. Um den Aufbau der abgelagerten Brandzehrungsteile nicht zu verändern, habe er eine Autofußmatte genommen und hingelegt. Er habe keine Sicherungsmaßnahmen an Waffen vorgenommen, die Waffen seien weder in Lage noch Zustand verändert worden. Wer die Waffe als erstes gesichert habe, könne er im Detail nicht sagen, aber das sei der Einsatzbereich Tatortarbeit gewesen, so Menzel auf Frage von RA Hoffmann. Das Wohnmobil sei im Ganzen abgeschleppt worden, und dann sei die Tatortarbeit gemacht worden. Hoffmann will wissen, ob Menzel wegen der Bankraubserie an dem Wochenende extra Personal parat gehabt habe. Menzel sagt, die Einsatzkräfte seien im Dienstplan gewesen. Es habe aber kein örtliches Konzept gegeben, sie seien nur für den Fall eines Einlaufs eines Überfalls vorgehalten worden.
RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, fragt zu den Aussagen zu einer dritten Person. Menzel sagt, die Prüfung laufe immer so ab, dass man eine einzelne Zeugenaussage habe, dann befrage man die Polizei-Kollegen, wenn eine Streife da sei. Es gebe immer wieder Infos, die sich zum Schluss in Luft auflösten oder nicht weiter führten. Eine Zeugin habe gesagt, dass sie, nicht zur Tatzeit, sondern vor der Tatzeit, eine Frau und zwei Männer gesehen habe. Die Polizeibeamten hätten sich eindeutig festgelegt. Sie hätten den Bereich einwandfrei einsehen können, auch unterhalb des Wohnmobils. Daher sei das unwahrscheinlich. Auf Klemkes Frage nach der Anzahl von Zeugenaussagen zu einer dritten Person am Tatort, verweist Menzel auf eine zweite Geschichte. Ein Zeuge habe ausgesagt, dass an einer Autobahnanschlussstelle eine Person als Anhalter habe mit genommen werden wollen. Das sei geprüft worden, auch mit dem Hubschrauber, und habe sich nicht bestätigt. Die Einvernahme sei später gewesen, das Ergebnis kenne er nicht.

RA Klemke will wissen, wann zum ersten Mal festgestellt worden sei, dass sich verstorbene Personen im Wohnmobil befinden. Mit seinem Eintreffen habe ihm der Polizeiführer vor Ort gesagt, dass die Feuerwehr rein geschaut habe, so Menzel. Der Brand sei wohl 12.06 Uhr gemeldet worden, die Ablöschung habe gegen 12.20 Uhr stattgefunden. Es müsse zwischen 12.20 Uhr und 12.40 Uhr gewesen sein. Die Feuerwehr habe mitgeteilt, dass sie hinein gegangen sei, um von innen zu löschen. Eine Person sei tot festgestellt, bei dem zweiten hätten sie es nicht so genau gewusst. Er denke, so Menzel auf RA Klemkes Frage, dass er die Rechtsmedizin kurz nach seinem Eintreffen angefordert habe, so gegen 13 Uhr. Das sei eine kriminalpolizeiliche Standardmaßnahme. Die Rechtsmedizin sei vor dem Abtransport vor Ort gewesen. Wann die Rechtsmedizin da gewesen sei, könne er nicht mit Sicherheit sagen, wohl um 14 Uhr herum. Klemke hält vor, Kriminaloberkommissar Lo. habe vermerkt, die Rechtsmedizin sei um 13.12 Uhr eingetroffen. Das könne sein, so Menzel. Es seien keine weiteren Sicherheitsbehörden vor Ort gewesen, antwortet Menzel auf Frage von RA Klemke. “Wichmann TV” und die Presse hätten Aufnahmen gemacht, auch davon, wer im Absperrbereich war, das sei alles zuzuordnen. Dort habe keine Person Zutritt gehabt, von der er nicht gewusst hätte. Menzel bestätigt, dass diese Einschätzung den inneren Bereich betrifft.

RAin Schneiders, Verteidigerin von Ralf Wohlleben, will wissen, warum die Rechtsmedizin Jena angefordert worden sei. Seit der Zentralisierung sei das, so Menzel, die einzige Rechtsmedizin in Thüringen, die dafür zuständig sei. RAin Schneiders sagt, Wießner habe im Bundestags-Untersuchungsausschuss angegeben, Menzel habe am 5. November gesagt, wenn er jetzt nichts sage, gehe er, Menzel, ins LfV und beschlagnahme die Akten. Schneiders will wissen, ob Menzel eine solche Aussage getroffen habe. Menzel verneint das. Er habe am 5. November mit Wießner gesprochen in der Frage, ob dieser Hinweise geben könne auf den Aufenthaltsort von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. Es sei ihm nicht erinnerlich, dass eine Aktenbeschlagnahme eine Rolle gespielt habe. Das könne er sich nicht erklären. Er sei auch nicht davon ausgegangen, dass das LfV vom Aufenthalt der drei gewusst habe. RAin Schneiders hält vor, Wießner habe angegeben, der PD-Leiter Gotha habe vermutet, dass das LfV all die Jahre ganz genau gewusst habe, wo die drei waren. Menzel sagt, damit sei nicht er gemeint.
Auf Frage von Nebenklagevertreter RA Stolle sagt Menzel, gegen 17 Uhr am 4. November habe er den Auftrag gegeben, mit der Polizei in Bad Nenndorf Kontakt aufzunehmen zur Prüfung der Wohnanschrift von Holger G. Gegen 19 Uhr sei die Information gekommen, dass G. dort wohnhaft sei und dass Erkenntnisse vorlägen zu rechtsorientiertem Verhalten. Es gebe einen Bezug nach rechts und G. sei in Thüringen geboren, da sei der Zusammenhang. Es habe keinen speziellen Auftrag gegeben, nach rechts zu schauen, bei einer Personenaufklärung würden alle Erkenntnisse mitgeteilt. Auch in Thüringen sei das nochmal abgefragt worden.

RA Stolle sagt, Menzel habe ausgesagt, Mundlos sei am 5. November um 3.15 Uhr identifiziert worden aufgrund von Fingerabdrücken in der Verbunddatenbank des BKA. Unklar sei, warum dann schon am 4. November die Vermisstenakte beigezogen worden sei. Götzl weist darauf hin, die Frage sei schon beantwortet. RA Stolle erwidert, es gebe hier einen Widerspruch in den Aussagen. Menzel sagt, durch den Abgleich der Fingerabdrücke sei der Hinweis gekommen, dass es sich um Mundlos handele. Dann sei auch die Akte beigezogen worden. Erst sei der Abgleich der Fingerabdrücke gekommen, dann die Akte, nicht umgekehrt. Er habe nicht gewusst, um wen es sich handelt. RA Klemke will wissen, ob die Rechtsmedizin Menzel schon am Tatort habe helfen können. Menzel sagt, die Verletzungen seien so groß gewesen, dass es keine kleinkalibrige Waffe gewesen sein könne. Bei Böhnhardt sei das Gesichtsfeld zerstört gewesen. In der Nähe habe ein „Pump-Action-Gewehr“ gelegt. Ein ähnliches Bild habe sich bei Mundlos gefunden. Das sei eigentlich bei Erstbefund klar gewesen, er habe sich aber eine Zweitmeinung einholen wollen. RA Klemke fragt nach weiteren Beschädigungen am Wohnmobil. Das Dach sei, so Menzel, im großen Teil durchgebrannt, das sei eine Aluminiumhaut. Die Außenfenster seien beschädigt gewesen. Die linke Scheibe sei wegen thermischer Belastung zerstört worden, die rechte Scheibe sei von der Feuerwehr zerstört worden. Die habe die Tür nicht öffnen könne, deshalb sei der Löschstrahl dort eingebracht worden. Auf Frage von RA Narin sagt Menzel, er habe am Körper von Mundlos keine Verletzung festgestellt, die nicht mit der Schussverletzung korrespondiere. Die Rechtsmedizin habe drei Aussagen getroffen: Die Verletzungen passten zur Winchester, es habe keine Abwehrverletzungen gegeben und es handele sich um eine Tötung durch Suizid. Er wisse nicht, ob später eine erneute Obduktion angeordnet wurde, er habe veranlasst, die Leichen einfrieren zu lassen.

Die Vernehmung endet um 16.14 Uhr.

Nach einer Pause folgt um 16.38 Uhr der Zeuge Ba., dessen Vernehmung fortgesetzt wird (siehe Protokoll zum 36. Verhandlungstag). RA Scharmer fragt, ob die Zeugin Dz. (siehe Protokoll zum 51. Verhandlungstag) Ba. gegenüber Junkies oder Nazis erwähnt habe, was Ba. bestätigt. Dann geht es um eine Spurenauswertung zu einem Zeugen namens Ahmed So. An die Vernehmung des Zeugen kann sich Ba. zunächst nicht erinnern. RA Scharmer sagt, es handele sich um einen türkischen Polizeibeamten, der sich in Abschiebehaft befunden habe. Er hält vor, So. habe sich per Mail gemeldet, bei der Vernehmung habe er angegeben, dass die Täter keine Türken seien, sondern türkenfeindliche Deutsche mit rechtsradikalem Hintergrund, Türken würden so etwas nicht machen. Weiter habe So. angegeben, einen 21-Jährigen wie bei der letzten Tat zu töten, würden türkische Kreise und Mafia nicht machen. Außerdem habe So. von einem Schalldämpfer gesprochen, und davon, dass die Waffe mit einer Plastiktüte umwickelt gewesen sein könne. Die Waffe würde trotz Schalldämpfer noch Knallgeräusche machen, deswegen sei vielleicht Spezialmunition verwendet worden, habe So. ausgesagt, außerdem wolle er angeben, dass die Phantombilder von einem der Tatorte mit Köln übereinstimmten. RA Scharmer datiert das auf Ende April [2006]. Ba. sagt, er erinnere sich an eine Vernehmung in Büren in der Abschiebehaftanstalt, aber nicht an Inhalte. Danach befragt, ob es Ermittlungen in diese Richtung gegeben habe, sagt Ba., er sei selbst nur temporär in der Mordkommission gewesen, habe einen eigenen “herausragenden Mordfall” gehabt und nicht alle Spuren bis zum Ende durchgearbeitet. RA Stolle fragt nach der 2. Operativen Fallanalyse aus Bayern. Ba. sagt, auch damit sei er nicht befasst gewesen. RA Sidiropoulos fragt nach der äußerlichen Beschreibung der Männer durch die Zeugin Dz. Ba. sagt, Dz. habe von Junkies oder Nazis gesprochen und von einem grimmigen Gesichtsausdruck. Er meine, sie habe bei den Männern von heller Kleidung und hellen Haaren gesprochen. Dann will Sidiropoulos wissen, ob die Äußerungen der Zeugin zum Aussehen der Männer bei der Auswahl der Bilder bei der Wahllichtbildvorlage eine Rolle gespielt hätten. Ba.: „Ja, natürlich.“ Die Vernehmung endet um 16.49 Uhr.

Es folgt der Zeuge Sch. (siehe Protokoll zum 36. Verhandlungstag). Nebenklagevertreter RA Ilius sagt, Sch. habe angegeben, Leiter der Mordkommission gewesen zu sein, und will wissen, ob dort auch Staatsschutzbeamte einbezogen worden seien. Sch. bestätigt das, diese seien aber nicht als Staatsschützer einbezogen worden. Dann will Ilius wissen, wer von der BAO “Bosporus” nach Dortmund gekommen sei. Sch., nennt den Namen Mi., aber weitere Beamte könne er nicht aufzählen. Ilius fragt, ob die BAO damals über die Beobachtungen von Dz. informiert worden seien. Bei der ersten Absprache nicht, so Sch., aber im weiteren Verlauf. RA Ilius hakt weiter nach, Sch. habe gesagt, dass Mehmet Kubaşık eine völlig weiße Weste gehabt habe, was im Widerspruch zur Organisationstheorie stehe. RA Ilius fragt, wann Sch. zu dieser Auffassung gekommen sei. Das könne, er nicht mehr sagen, so Sch. Er bestätigt, dass Elif Kubaşık darauf hingewiesen habe, dass es sich um ein fremdenfeindliches Motiv handeln müsse. RA Ilius zitiert aus einem Bericht der “Westfälischen Rundschau” vom 26. März 2007, demzufolge das Motiv im Dunkeln liege und für Elif Kubaşık nur ein fremdenfeindlicher Hintergrund denkbar sei. Sch. verweist auf den Zeitpunkt fast ein Jahr nach der Tat. RA Ilius: „Richtig, aber die Ermittlungen sind ja weiter gegangen.“

RA Stolle möchte wissen, welche Ermittlungsschritte eingeleitet worden seien, nach dem Sch. ja angegeben habe, dass nach den Taten in Dortmund und Kassel auch die Einzeltätertheorie mit einem ausländerfeindlichen Täter verfolgt worden sei. Sch. sagt, es sei versucht worden, elektronische Spuren zu erfassen: Verbindungsdaten, Funkzellenauswertungen, EC-Karten-Einsätze, Radarüberprüfungen und Autovermietungen. Dabei sei nach Doppeltreffern gesucht worden. Das seien Ermittlungen unabhängig von der Theorie, erwidert RA Stolle, es gehe ja um einen ausländerfeindlichen Serienkiller. Sch. sagt, in der Analyse seit es nicht nur um ausländerfeindliches Gedankengut gegangen, sondern auch um einen möglichen Anker in Nürnberg. Die Auswertung elektronischer Daten gehe schon in Richtung der Operative Fallanalyse. RA Stolle fragt, ob der zuständige Staatsanwalt Artkämper Ermittlungsanregungen gegeben habe, was Sch. verneint. Stolle will aus einem “Spiegel”-Artikel zitieren, Götzl unterbricht und sagt, es solle nicht gefragt werden, „was Sie alles mal interessiert hätte“. Er droht an, die Fragen zu beanstanden.

Aus der Nebenklage wird Sch. gefragt, ob die Beschreibung als Junkietypen die einzige Beschreibung der Zeugin Dz. gewesen sei. Sch. sagt, zu einem späterem Zeitpunkt sei die Beschreibung “Nazi” aufgetaucht. Sch.: „Ich weiß nicht, wie das da rein gekommen ist.“ RAin von der Behrens hakt hier nach. Sch. sagt, Dz. sei nochmal vernommen worden und habe da von “Nazi” gesprochen, er wissen nicht, wie das da rein kommt. Von der Behrens fragt Sch., ob er bezweifle, dass das was er geschrieben habe, von der Zeugin gesagt wurde. Sch., sagt, er nehme an, dass die Zeugin das so erwähnt habe. Er habe dem die Bedeutung beigemessen, dass ein ausländerfeindliches Motiv nicht außer Acht zu lassen sei. Es seien aber aber keine weiteren Schritte möglich gewesen. Von der Behrens fragt, ob die Ermittler in Dortmund wie in Nürnberg, beim LfV angefragt hätten, was Sch. verneint. Von der Behrens fragt nach den Gründen. Sch. antwortet, weil Nürnberg das gemacht habe. Dann fragt RAin von der Behrens, ob Sch. wisse, ob aus Nürnberg Anfragen zu Nazis aus Dortmund gemacht wurden und ob für ihn selbst die Neonaziszene in Dortmund relevant gewesen sei. Sch. verneint beides. Von der Behrens fragt, welche Ermittlungen sich nach der 2. Operativen Fallanalyse angeschlossen hätten. Götzl beanstandet, das sei eine hypothetische Frage. Dann fragt RAin von der Behrens, ob Sch. bekannt ist, dass es in Dortmund vor dem Mord an Kubaşık vier Morde von Neonazis gegeben hat, drei Polizistenmorde durch den Neonazi Berger [Juni 2000] und 2005 den Mord an einem Punker [März 2005]. Es sei ihm bekannt, so Sch. Dass es in Dortmund eine Szene um die Band “Oidoxie” gibt, die sich als “Combat 18″ begreift und den “führerlosen Widerstand” propagiert, wisse er nicht. Von der Behrens fragt, ob Sch. aufgrund der Morde Anlass gehabt habe, auch in der Dortmunder Naziszene zu ermitteln, was der verneint. Es seien auch keine Nazis abgeprüft worden, die in der Nähe des Tatortes gewohnt hätten, so Sch.. Nachdem Götzl erneut eine Frage von RAin von der Behrens beanstandet hat, fragt diese, ob Sch. bekannt sei, dass Toni Stadler [Neonazi, V-Mann] in der Nähe gewohnt habe. Das sei erst 2011 bekannt geworden, so Sch.. Dann fragt die Anwältin weiter, ob Sch. bekannt sei, dass Siegfried Borchardt [Siegfried "SS-Siggi" Borchardt, bekannter Dortmunder Neonazi] in der Malinckrodtstraße gewohnt habe. Götzl beanstandet die Frage. Auf Frage von RAin von der Behrens, ob untersucht worden sei, ob in zeitlicher Nähe zu dem Mord Anschläge auf türkische Personen verübt worden seien, sagt Sch., es seien “sämtliche Kleinbetriebe in der Nordstadt” überprüft worden, ob sie angegangen wurden. Die Anwältin will wissen, ob Sch. bekannt ist, dass es einen Brandanschlag auf ein türkisches Bildungszentrum in Dortmund gegeben habe. Götzl beanstandet die Frage. Von der Behrens sagt, der Tatort finde sich in den Ausspähnotizen des Trios, das sei vier Tage vor der Tat gewesen. Götzl fragt wieder nach der Relevanz. Von der Behrens antwortet, die Relevanz seien die fehlenden diesbezüglichen Ermittlungen. Es folgt eine erneute Infragestellung durch Götzl. RAin von der Behrens macht deutlich, aufgrund fehlender Ermittlungen hätten die Täter gewusst, dass der nächste Mord ohne Bekennerschreiben wieder dazu führen würde, dass gegen die Opfer ermittelt wird. Bundesanwalt Diemer sagt, der Prozess sei kein Untersuchungsausschuss, die Nebenklagevertreter seien “keine frei gewählten Abgeordneten, die fragen können, was sie wollen”. Es gehe um Schuld und Strafe, Aufgabe der Nebenklage sei, hieran mitzuwirken. Die Beschleunigung sei ein verfassungsmäßiger Grundsatz. Es könne nicht um Ermittlungsfehler gehen. RA Scharmer betont, der Unterschied sei der Nebenklage bewusst. Zeitungsausschnitte belegten, dass die Täter über die Ermittlungen Bescheid wussten. Die Tatfolgen, so RA Scharmer, bezögen sich auch darauf, welche Ermittlungen geführt wurden. Die Frage müsse erlaubt sein. RA Scharmer fragt dann, ob sich Sch. erinnere, dass die Zeugin Dz. nochmals von Junkies oder Nazis gesprochen habe. Sch. sagt, er habe das Video vorgeführt und dann den Vermerk geschrieben. Er gehe davon aus, dass sie es so gesagt hat. Dann hält Scharmer eine Aussage eines Zeugen Kü. vor, der angegeben habe, er sei gegen 13.30 Uhr nach Schulschluss in der Nähe des Internetcafés in der Malinckrodtstraße gewesen, alles sei abgesperrt gewesen, an der gegenüberliegenden Hausecke habe eine männliche Person gestanden, eine Frau sei dazu gekommen. Die Frau habe gesagt: ‘Lass uns jetzt schnell verschwinden.’ Das sei ihm komisch vorgekommen und habe vielleicht mit der Tat zu tun. Die sei 20 bis 25 Jahre alt gewesen, auffallend dünn und habe schulterlange Haare gehabt, der Mann sei 30 bis 36 gewesen, einen Kopf größer als die Frau, von normale Statur und habe kurze rasierte Haare gehabt. Sch. sagt, er erinnere sich an die Spur. RA Scharmer hält vor, Sch. habe dieser Spur nicht in Tatzusammenhang gebracht. Sch.: „Wenn das so da drin steht, wird das wohl so gewesen sein.“ Dann fragt RA Scharmer nach den Angaben des schon erwähnten Zeugen So. Unter anderem hält RA Scharmer vor, So. habe angegeben, die Täter wohnten weit weg von den Tatorten, das sage ihm seine kriminalistische Erfahrung. Sch. sagt, der Zeuge spekuliere. RA Scharmer sagt, So. habe im April 2006 von einem Schalldämpfer gesprochen, seiner Kenntnis nach sei das aber erst im Juni bekannt geworden. Er wisse nicht, dass das vorher Thema gewesen sei, so Sch.. RA Scharmer sagt, Sch. habe die Spur als erledigt bewertet. Weder die Erwähnung von Nazis noch diese beiden Spuren tauchten im vorläufigen Abschlussbericht auf, daher will RA Scharmer wissen, ob die Spuren an die BAO “Bosporus” weiter geleiten worden seien. Sie hätten alle Spuren turnusmäßig vorgestellt, so Sch.. RA Erdal fragt, ob die Auswahl und Zahl der Opfer kein Anlass gewesen sei, in der Naziszene zu ermitteln. Sch.: „Das ist wohl richtig.“ RA Erdals Frage, ob Sch. die Brandanschläge in Mölln und Solingen bekannt seien, beanstandet RA Klemke. RA Erdal ändert seine Frage und will von Sch. wissen, ob ihm bekannt sei, dass in Deutschland Neonazis Anschläge auf Ausländer verüben. Das sei ihm bekannt, man rede hier aber von unterschiedlichen Taten. Einziges verbindendes Element sei die Ceska gewesen. RAin Schneiders fragt, ob die Zeugin Dz. ihm gegenüber zeitliche Angaben zu ihrer Wahrnehmung gemacht habe. Das bestätigt Sch., er könne sich aber nicht erinnern. Die Vernehmung endet um 17.26 Uhr.

Götzl sagt, der für heute vorgesehene Zeuge Enrico Th. werde für den 4. Dezember neu geladen. Dann verliest Nebenklagevertreterin RAin Seda Basay eine Stellungnahme zum Antrag der Verteidigung Zschäpe, die Vernehmung der Zeugin E. an deren Wohnort durchzuführen. Durch die Videovernehmung sei das Unmittelbarkeitsprinzip gewahrt. Das Gericht könne sich einen eigenen Eindruck machen. Es gebe eine direkte Kommunikation zwischen den Beteiligten, die wesentlichen körperlichen Reaktionen könnten wahrgenommen werden, spontane Nachfragen seien möglich. Die durch die Verteidigung Zschäpe zitierte BGH-Entscheidung betreffe einen völlig anderen Sachverhalt, nämlich den der Auslandszeugen. Bei der Videovernehmung sei auch ein Einfluss auf Befragung durch die Verteidigung möglich. Warum eine konfrontative Befragung nicht möglich sein sollte, erschließt sich nicht. Bundesanwalt stimmt dem zu. Zur kommissarischen Befragung sagt Diemer, diese helfe bei der weiteren Aufklärung nicht - auch nicht im Interesse der Angeklagten. Das sehe er auch so, sagt Götzl, bei einer kommissarischen Befragung habe man einen Urkundenbeweis, in der Hauptverhandlung liege nur das Protokoll vor. Das sei “nicht ganz unrichtig”, so RA Stahl, es sei aber nur eines von mehreren denkbaren Szenarien. Fakt sei, dass die Verteidigung ein Anrecht auf Anwesenheit auch bei einer kommissarischer Befragung habe. RA Schön sagt, es gebe den Antrag, die Zeugin nicht zu vernehmen. Es drohten weitere gesundheitliche Schäden, dieses Risiko sei nicht zu rechtfertigen. Dann könne die Verteidigung einen Beweisantrag stellen und erklären, was überhaupt von der Zeugin zu erfahren sei.

RA Klemke stellt zwei Beweisanträge. Zum einen solle der Dortmunder Polizeibeamte geladen werden, der am 5. April 2006 das Telefonat angenommen hat, bei dem sich eine Frau mit dem Namen Dz. gemeldet und von zwei besoffenen Junkies am 3. April um 00.30 Uhr berichtet habe. Zum anderen solle der Beamte geladen werden, der die Vernehmung durchgeführt hat, bei der Zeugin Dz. von zwei besoffenen Junkies am 3. April gesprochen habe, die “definitiv keinen rechtsradikaler Eindruck” gemacht hätten.

Der Verhandlungstag endet um 17.38 Uhr.

Auf dem Blog NSU-Nebenklage kommentieren die Nebenklagevertreter Alexander Hoffmann und Dr. Björn Elberling die Widersprüchlichkeiten in der Aussage Menzels zu der Identifizierung von Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos:

„Damit bleibt weiter der Verdacht, dass die Polizei bereits sehr viel früher als bislang zugegeben wusste, dass sie dem „Trio“ auf der Spur war. Nachfragen zu diesem Widerspruch wurden immer wieder vom Vorsitzenden Götzl beanstandet, der zu verhindern versuchte, dass die positive Darstellung der Fahndung nach dem 4.11.2011 in Frage gestellt wird.“


Protokoll 53. Verhandlungstag - 7. November 2013

Mit Frank Li. und Jürgen Lä. mussten zum ersten Mal Szene-Zeugen in München Aussagen. Ergiebig waren die Aussagen jedoch nicht. Li., früherer Mitinhaber des Jenaer Szeneladens Madley, glänzte mit Erinnerungslücken und will vom Verkauf der Ceska seines Mit-Inhabers Andreas Sch. an Carsten S. nichts mitbekommen haben. Dies hatte Carsen S. bereits gestanden. Jürgen Lä. verweigerte die Aussage und bekam einen Zeugenbeistand zugeordnet.

Zeugen:

	Frank Li. (früherer Betreiber des Jenaer Neonazi-Szeneladens “Madley”)
	Jürgen Lä. (Ceska-Verkaufskette)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.47 Uhr. Nach der Präsenzfeststellung beginnt sogleich die Vernehmung des ersten Zeugen. Frank Li., 40 Jahre alt, gibt an gelernter KFZ-Mechaniker und “zur Zeit zu Hause” zu sein. Die Vernehmung von Li. ist geprägt von wiederholten Nachfragen. Li. gibt nur sehr widerwillig Antwort und gibt immer wieder an, Dinge nicht zu wissen oder zu erinnern. Zunächst möchte Richter Götzl, dass Li. über den “Madley” berichtet. Li. sagt, er habe den Laden von 1995 bis 2008 oder 2009 betrieben, sie hätten “ganz normal” Textilien und Schuhe vertrieben. Am Anfang sei noch Andreas Sch. dabei gewesen, der sei dann später nur noch freier Mitarbeiter gewesen. Li.: “Sonst gibt es dazu nichts weiter zu sagen.” Götzl fragt zu Sch., Li. antwortet, er habe zusammen mit ihm den Laden gegründet, der habe 2003 oder 2004 aufgehört. Zwischendurch sei Sch. bei der Bundeswehr gewesen. Sie hätten sich im Laden abgewechselt. Li. fragt Götzl: “Noch irgendwas?” Götzl fragt weiter zu Sch. Li. sagt, dieser habe später als freier Mitarbeiter ausgeholfen und habe nebenher noch eine Minigolfanlage betrieben im Freibad. Götzl fragt, was “zusammen gegründet” bedeute. Li. sagt, eingetragen sei er nur er selbst gewesen, weil Sch. zu der Zeit noch eine Baufirma mit jemand anderem betrieben habe, die Konkurs gegangen sei. Götzl fragt: “Was war Gegenstand des Geschäftsbetriebs?” Li. sagt, sie hätten ganz normal Sachen und Schuhe und was dazu gehört verkauft. 1995 hätten sie mit Alpha-Jacken begonnen, später sei es dann “mehr in die modischen Richtungen” gegangen, “Thor Steinar und so”. Abgezielt hätten sie bei der Kundschaft auf alle, aber es sei eine bestimmte Kundschaft gekommen. Götzl fragt, wer. Li.: “Die Jugend.” Auf erneute Nachfrage Götzls sagt Li., es seien Leute aus “dem rechten Spektrum” gekommen, aber auch “ganz normale Leute”. Er habe die Ware abgeholt, wenn er nicht da gewesen sei, habe Sch. den Verkauf organisiert. Der Laden sei von 10 bis 18 Uhr jeden Tag geöffnet gewesen, er selbst sei täglich da gewesen, Sch. vier- bis fünfmal die Woche, im Sommer habe es auch mal eine Monat gegeben, wo Sch. nicht da gewesen sei. Das Geschäft habe er 2008 aufgegeben, weil es “mehrere Anschläge von linken, autonomen Gruppen” gegeben habe. Die Kundschaft sei bedroht worden und auch der  Vermieter, der ihnen dann auch gekündigt habe. Böhnhardt kenne er “vom Sehen” her, so Li. Er kenne ihn von “ganz früher” in der Jugend beim Mopedfahren: “Jena ist halt nicht sehr groß.” Kontakt habe er nur gehabt, “wenn man sich mal zufällig getroffen hat”. Böhnhardt sei auch ein paar Mal im Laden gewesen. Auf die Frage, was Böhnhardt gekauft habe, sagt Li.: “Klamotten, Schuhe auch, vielleicht nochmal eine CD, ich weiß es nicht.” Götzl fragt nach Mundlos. Li.: “Im gleichen Verhältnis.” Er kenne Mundlos seit irgendwann in den neunziger Jahren. Auch Zschäpe kenne er über den Laden. Ob Zschäpe Kundin im Laden gewesen sei, will Götzl wissen. Li. sagt, das sei alles ganz schön lange her. An Zschäpe gerichtet sagt er: “Denke mal, oder?” Für Frauen habe es im Laden damals maximal Polos oder ein paar Schuhe gegeben. Auch Wohlleben kenne er seit den Neunzigern. Er habe Wohlleben im Laden oder “nur so irgendwo” getroffen. Götzl möchte wissen, worüber sie sich unterhalten hätten. Li.: “Weiß ich doch nicht mehr. Allgemeine Themen.” Wohlleben sei auch Kunde gewesen. Sch. habe er nach der Wende kennen gelernt, dann den Laden gegründet und später habe sich das zerlaufen. Jeder sei seinen eigenen Dinge nachgegangen. Sch. sei “auf dem Dorf” geblieben und habe keine Lust mehr gehabt, nach Jena zu kommen. Er habe Sch. in den letzten zwei, drei Jahren zweimal gesehen “oder so”. Götzl fragt nach der letzten Gelegenheit. Li. sagt, er sei jetzt am Wochenende draußen gewesen wegen eines Geburtstags. Sie hätten allgemein gesprochen, und dass sie jetzt “hier runter müssen”. Götzl möchte wissen, wer Geburtstag gehabt habe. Li. nennt den Namen Zi., der wohne im selben Dorf wie Sch. Er hab Sch. zu Hause besucht. Götzl hakt nach, was besprochen worden sei. Li.: “Nichts besonderes.” Götzl fragt, was das bedeute. Li.: “ich wollte wissen, ob er auch am gleichen Tag runter fährt. Alles weitere wurde ja vorher schon auf der Polizei geklärt, oder nicht? Und treffen darf man sich ja heutzutage noch mit Freunden, oder?” Götzl will wissen, ob von Li. oder Sch. Waffen verkauft worden seien. Li. sagt, er habe keine Ahnung. Es habe mal Anfragen von “Kiddies” nach Schreckschusspistolen gegeben: “Wenn es auf Silvester zuging, wollten Sie alles was zum Knallen halt haben.” Sie hätten aber keine verkauft. An Nachfragen nach scharfen Waffen könne er sich nicht erinnern, so Li. Er wisse nicht, ob es solch Anfragen bei Sch. gegeben habe.

Götzl will wissen, was am vergangenen Wochenende über die Aussage von Sch. bei der Polizei geredet worden sei. Li. sagt, es sei darüber geredet worden, dass Sch. angeblich eine Waffe verkauft habe: “Was dahinter steckt, weiß ich nicht.”. Er selbst habe das als erstes von der Polizei erfahren. Götzl will wissen, ob Li. mit Sch. darüber geredet habe. Li. sagt, er habe das gar nicht wissen wollen, das sei das Problem von Sch. Auf erneute Nachfrage von Götzl sagt Li., er habe nicht mit Sch. darüber gesprochen. Li.: “Das bringt ja nur Probleme mit sich, wenn man zu viel weiß.” Von der Polizei habe er gehört, dass Sch. angeblich eine Waffe verkauft habe. Er habe aus der Presse erfahren, dass die Waffe angeblich im Laden verkauft worden sei. Götzl sagt: “Sie sagen, Herr Sch. ist ihr Freund, sie hören von der Polizei, dass er eine Waffe verkauft hat, da reden Sie nicht mit ihm?” Li.: “Man muss nicht immer alles wissen. Das kann man dann ja nach dem Prozess auch fragen.” Götzl wiederholt den letzten Satz. Li. erwidert: “Genau.” Er könne sich nicht erinnern, so Li., ob jemand nach einer scharfen Waffe gefragt habe. Es sei allgemein über Waffen gesprochen worden, schon als Kinder hätten sie in der DDR mit Waffen zu tun gehabt. Auf Frage von Götzl sagt Li., er habe nicht mit Sch. über die Aussage bei der Polizei gesprochen. Was sie gesprochen hätten wisse er nicht mehr genau, es sei “viel Trubel” gewesen “damals. als das alles los ging”. Götzl: “Da habe ich Schwierigkeiten mit Ihrer Antwort.” Er fordert Li. auf, sich zu bemühen, einzelne Gespräche zu erinnern. Götzl fragt, ob es angenehm gewesen, vorgeladen zu werden. Li. sagt, er sei nicht vorgeladen, sondern abgeholt worden. Das sei noch unangenehmer, so Götzl. Li. sagt, er wissen nicht, was Sch. macht. Danach habe er auch nicht gefragt, so Götzl, es gehe darum, ob Li. mit Sch. darüber gesprochen habe. Das wisse er nicht mehr, so Li. nach einer Pause. Götzl ruft Li. die Belehrung in Erinnerung und sagt, dass auch das Verschweigen eine Straftat sein könne.

Götzl sagt, er wolle die einzelnen Zeiträume durchgehen und fragt, was nach der Vernehmung gewesen sei. Li. sagt, das sei nicht am selben Tag gewesen, sondern später. Er habe die neue Telefonnummer von Sch. nicht gehabt. Das sei auch eine Geburtstagsfeier gewesen, so Li. Die Durchsuchung sei Anfang des Jahres [2012] gewesen. Das Treffen sei Monate später gewesen, sie hätten über “alles Mögliche” gesprochen, Sch. sei angetrunken gewesen, er wisse es auch nicht mehr. Nach weiteren Nachfragen sagt Li., dort bei der Feier habe er nicht mit Sch. über das Thema gesprochen. Er habe Sch. in den letzten Jahren bei Geburtstagsfeiern oder beim Einkaufen getroffen, so Li. Auf Frage Götzl sagt Li., es handele sich um eine Geburtstagsfeier, nicht um mehrere. Es sei die Feier von Zi. gewesen. Dort habe er zu Sch. gesagt, er wolle das gar nicht wissen, Sch. solle das alleine klären.  Götzl: “Dann muss das ja doch Thema gewesen sein.” Li. sagt, Sch. habe “das zugegeben” und habe auch nicht mehr so genau gewusst, wie die Umstände gewesen seien, er, Sch., sei da auch irgendwie überrumpelt worden. Mehr habe er, Li., auch gar nicht wissen wollen. Götzl sagt, mit dem Satz “er hat das zugegeben” könne er nichts anfangen. Li. sagt, er wissen ja nicht, was das BKA Sch. gesagt habe. Götzl hakt wieder nach. Li. sagt, Sch. habe zugegeben, was in der Zeitung stehe, dass Sch. “angeblich” eine Waffe verkauft habe. Es sei nicht groß gesprochen worden, er, Li., hänge sich da nicht rein, er habe Sch. gesagt, er wolle nicht wissen, was da wahr und nicht wahr sei. Er habe nur wissen wollen, ob Sch. auch “hier runter fahren” müsse. Götzl sagt, es geht jetzt um das Gespräch am Wochenende, ihm sei es aber um das frühere gegangen. Li.: “Das frühere Gespräch war genauso.” Li. sagt, es sei um die Durchsuchungen gegangen, wie die abgelaufen seien, und dass Sch. nach Karlsruhe gemusst habe. Das sei es eigentlich gewesen. Götzl sagt, es gehe um Klarheit, er wolle wissen, was Sch. in Karlsruhe gemacht habe, er müsse andauernd nachsetzen, das mache er nicht gerne. Li. sagt, sie hätten nie richtig über das Thema gesprochen, er hab es nicht wissen wollen, was in der Presse gestanden habe, das bringe nur Probleme mit sich. Götzl sagt, vorhin habe Li. gesagt, das Sch. “das” zugegeben habe. Li. sagt, es gehe um das, was in der Zeitung gestanden habe, dass Sch. eine Waffe verkauft habe. Die Äußerung, dass Sch. “überrumpelt” worden sei, sei “sinngemäß haargenau so” gefallen. Er habe es nicht wissen wollen: “Was ich nicht weiß, macht mich nicht heiß.” Götzl sagt, Li. und sein Laden seien betroffen gewesen und will wissen, ob Li. denn kein Interesse an der Klärung dieser Frage gehabt habe. Li. wiederholt, es sei nicht viel gesprochen worden Sch. sei Vater geworden, darüber sei gesprochen worden. Götzl sagt, er lege jetzt eine Pause ein, damit sich Li. konzentrieren könne.

Um 11.11 Uhr geht es weiter. Auf Frage von Götzl sagt Li., das Gespräch, um das es eben gegangen sei, sei im Herbst nach der Durchsuchung gewesen, bei der Geburtstagsfeier von Zi. Jetzt am Wochenende sei es um die Absprache der Feier von Zi. gegangen, in dem Rahmen sei er bei Sch. vorbei gefahren. Auf Frage von Götzl sagt Li., den letzten Kontakt mit Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe habe er in den Neunzigern gehabt. Er habe sich auch mal mit jemandem darüber unterhalten, was die Drei jetzt machen, wann und mit wem das gewesen sei, wisse er aber nicht mehr. Das müsse wohl in der Anfangszeit gewesen sein, “als sie weg waren”. Auch hier hakt Götzl nach. Li. sagt, die seien “nicht mehr auffindbar” gewesen. Er wisse aus der Zeitung, dass da was wegen “angeblicher Bombenattrappen” gewesen sei. Er habe wohl auch mal mit Wohlleben darüber gesprochen, wie es zu dem Gespräch gekommen sei, wisse er aber nicht mehr. Einzelheiten zu dem Gespräch nennt Li. auch auf mehrfache Nachfrage nicht. Jürgen Lä. kenne er “vom Sehen”, so Li., aus der “Mopedzeit” Anfang der Neunziger. Lä. habe mal Schuhe im Landen kaufen wollen, habe aber keine gefunden, weil er “Riesenfüße” habe. Getroffen habe er Lä. nur zufällig, so Li.  Sch. kenne Lä. über den Laden bestätigt Li. Götzl will wissen, ob Li. mal mit Lä. über Waffen gesprochen habe. Li.: “Nicht dass ich mich erinnern könnte.”. Auch Enrico Th. kenne er aus “Mopedzeiten”, so Li. Früher hätten sie sich besser gekannt, seien auch mal auf Ibiza im Urlaub gewesen irgendwann nach 1995. Auch Th. habe er zuletzt zufällig getroffen. Götzl fragt, ob das in diesem Jahr gewesen sei. Das wisse er nicht mehr, so Li., auch nicht, ob es in diesem Monat gewesen sei. Götzl sagt, der Monat sei kurz, er habe Zweifel am Wahrheitsgehalt der Aussage von Li. Dieser sagt, das sei im Oktober oder November gewesen. Lä. und Th. würden sich kennen, die käme aus dem gleichen Viertel, er habe sie auch öfters zusammen gesehen. Von einem Schweizer namens Mü. sei nie die Rede gewesen. Götzl fragt, ob der Zeuge Holger G. Kenne. Li. sagt, der Name sage ihm nichts, aber er denke, vom Sehen her kenne er ihn. Götzl fragt, ob G. hier anwesend ist. Li. sagt, er habe keine Ahnung. Sowohl Li. als auch der Angeklagte Holger G. lachen. Der Name André E. sage ihm nichts, so Li. Den Namen Carsten S. kenne er aus der Presse, erkennen könne er ihn aber nicht.

Dann beginnt Götzl mit Vorhalten aus den polizeilichen Vernehmungen von Li. Dieser habe ausgesagt, er habe Wohlleben im Jahr 2000 oder später mal gefragt, ob es etwas Neues zu den Untergetauchten gebe. Li. sagt, das könne sein, er könne sich nicht erinnern. Das sei überall mal besprochen worden; die einen hätten gesagt, die Drei würden sich in Südafrika aufhalten, die anderen hätten von Schweden gesprochen. Weiter hält Götzl vor, Li. habe gesagt, in der Szene sei erzählt worden, das sich das Trio in Norwegen oder Schweden bei NS88 (Gruppierung) aufhalten solle; er habe gewusst, dass Wohlleben vor ihrem Abtauchen Kontakt zu denen gehabt habe. Dass Wohlleben Kontakt gehabt habe, habe er nicht gesagt, so Li, “das wurde von den Ermittlern immer so schön zurecht gelegt.” Götzl will wissen, was Li. damit meine. Es sei “immer in schönen Sätzen zusammengeschrieben” worden, wenn er etwas ausgesagt habe. Auf Nachfrage sagt Li., er habe das Protokoll flüchtig noch einmal gelesen. Er bestätigt, dass er das unterschrieben habe. Götzl fragt, wie die Vernehmung aufgenommen worden sei, Li. sagt, das sei in Jena in einem kleinen Büro gewesen, er habe an die frische Luft gewollt. Die Beamten hätten das in den Computer eingegeben, alles in Sätze formuliert, gesagt und wieder abgeändert. Götzl will wissen, ob Li. einmal gesagt habe, dass das so nicht passe. Li.: “Weiß ich nicht mehr.” Götzl hält vor, Li. habe ausgesagt, dass sich Wohlleben ihm eine Antwort schuldig geblieben sei, und dass er den Eindruck gehabt habe, dass Wohlleben nicht habe reagieren wollen. Götzl will wissen, ob Li. das so gesagt habe. Li.: “Das weiß ich doch heute nicht mehr, das haben die Beamten dann so formuliert.” Götzl erwidert: “Sie wissen nicht mehr was sie gesagt haben, aber sie wissen, dass die Beamten sich etwas zusammengebastelt haben.” Li.: “Kann sein.” Götzl hält vor, dass Li. ausgesagt habe, ihm sei eingefallen, dass Ende der 90er Jahre mehrfach Leute in den Laden gekommen und nach Waffen gefragt hätten; der Laden sei ein Szeneladen für Personen der rechten Szene gewesen, die Personen die nach Waffen gefragt hätten, seien offensichtlich der rechten Szene zuzuordnen gewesen.
Da sei es meistens um Schreckschusswaffen gegangen, antwortet Li. Götzl fragt, um was es bei den Fällen, die nicht “meistens” waren, gegangen sei. Da sei es um Armbrüste und solche Waffen gegangen. Sie hätten dann gesagt, dass sie das nicht führen. Es könne sein, dass das “Madley” ein Szeneladen gewesen sei, so Li. weiter, es seien alle möglichen Leute rein gekommen, hauptsächlich Rechte. Götzl sagt, Li. kläre alles immer ins Beliebige, als ob er nicht auf seine Fragen eingehen wolle. Auf Frage von Götzl sagt Li., Wohlleben sei ein- oder zweimal im Jahr im Laden gewesen. Götzl hält vor, Li. habe angegeben, in den Jahren 1998 bis 2003/04 viel auf Partys gewesen zu sein, nicht oft im Laden, deswegen Sch. den Laden großteils alleine geführt. Li. sagt, er sei damals täglich im Laden gewesen, aber nicht lange. Dann hält Götzl vor, Li. habe angegeben, es könne sein, dass ihn Wohlleben in dem genannten Zeitraum mal zwischen Tür und Angel gefragt habe, ob er eine Waffe besorgen könne. RA Klemke [Verteidiger von Wohlleben] sagt, die Frage sei, wie das Protokoll zustande gekommen sei. Götzl sagt, das habe er schon gefragt, das müsse ggf. im Einzelnen geklärt werden. Weiter hält Götzl vor, Li. habe ausgesagt, dass er Wohlleben dann wahrscheinlich abgewimmelt und an Sch. verwiesen habe. Für ihn sei das immer ein Standardsatz gewesen, damit er seine Ruhe habe. Li. antwortet, er könne sich nicht daran erinnern, das hätten ihm die Ermittler so vorgelegt. Götzl fragt, ob er das nicht gesagt habe. Li. sagt, er habe das nicht wortwörtlich gesagt. Götzl will wissen, wie er es denn gesagt habe. Li.: “Kann sein, kann nicht sein”. Götzl fragt nach dem Satz: “Ich habe ihn abgewimmelt”. Li. sagt, er habe wahrscheinlich keine Zeit gehabt. So etwas habe es mehrmals am Tag gegeben. Wenn er auf dem Sprung gewesen sei, habe er nicht zugehört und gesagt, geh zu Sch. rein. Es sei ein kleiner Laden gewesen, das Meiste sei über Bestellungen gelaufen. Götzl sagt, in der Vernehmung stehe aber auch der Satz: “Mit solchen Sachen wollte ich nichts zu tun haben”. Li. sagt, er wisse nicht mehr, was für Sätze vor  fünfzehn Jahren gefallen seien. Götzl sagt, die Vernehmung sei aber 2012 gewesen. Götzl will wissen, ob Li. das so gesagt habe oder nicht. Li.: “Nicht wortwörtlich.” Götzl hakt nach und Li. wiederholt, es seien ganze Sätze zusammen gebastelt worden seien, er wisse aber nicht mehr, ob er gesagt habe, dass es nicht stimme. Götzl sagt, er habe große Schwierigkeiten, das nachzuvollziehen, er wolle dann zumindest wissen, wie das Protokoll zustande gekommen sei. Li. sagt, wenn es so da stehe, sei es vielleicht so gewesen. Dann will Götzl wissen, was damit gemeint sei, wenn er gesagt habe, er wolle mit solchen Sachen nichts zu tun haben. RA Klemke beanstandet und sagt, Li. habe keine konkrete Erinnerung. Götzl sagt, der Zeuge mache zum Teil wechselnde Abgaben, er sei gezwungen, nachzufragen. Götzl fragt Li., ob das frei erfunden worden sei von den Beamten. Li. sagt: “Frei erfunden nicht.” Er habe etwas dazu gesagt, und irgendwie hätten seien die Sätze zusammen gebastelt. Wie das abgelaufen sei, wisse er nicht mehr. Es gebe keine Anmerkungen von ihm, weil er raus gewollt habe. Er  habe nicht protestiert. Er wisse nicht, ob er damals mit Wohlleben gesprochen habe, das habe er damals auch den Beamten gesagt. Götzl fragt, ob die Aussage nun richtig sei oder nicht. Li.: “Kann sein oder nicht.” Götzl macht den Vorhalt noch einmal und fragt, was damit gemeint sei, dass Li. “mit solchen Sachen nichts zu tun haben wolle”. Li. sagt, es könne sein, dass es um Schreckschusswaffen gegangen sei, die hätten sie auch nicht verkaufen dürfen.

Es folgt die Mittagspause, um 13.13 Uhr geht es weiter. Götzl sagt, Nebenklagevertreterin RAin Hartmann habe ihm mitgeteilt, dass der Angeklagte André E. Li. im vorübergehen angesprochen habe. Li. verneint das. Auf Frage von Götzl sagt Li., er wisse nicht, dass Sch. mal mit ihm gesprochen habe, ob er Personen kennt, die Waffen besorgen können. Er kenne auch keinen Kroaten oder Serben, der etwas davon erzählt habe, dass er Waffen besorgen könne. Götzl macht einen Vorhalt, demzufolge Li. ausgesagt habe, es sei ihm bekannt, dass Sch. Kontakt zu einem Serben oder Kroaten hatte, der im Kosovo gekämpft und damit geprahlt habe, dass er Waffen besorgen könne. Geredet werde viel, so Li. Götzl fragt, ob Li. das gesagt habe oder nicht. Li.: “Dass da jemand mal da war, mag möglich sein.” Wenn einer ankomme, dann sei das “heutzutage Schaumschlägerei”. Nach einigem Hin und Her sagt Li., es sei mal einer im Laden gewesen, der habe erzählt, dass er etwas besorgen könne, das habe im Raum gestanden. Götzl erinnert den Zeugen an seine Wahrheitspflicht. Götzl hält aus der Vernehmung vor, Li. habe bei der Polizei ausgesagt, der Mann habe geäußert, dass er Waffen wie eine Scorpion und weitere Modelle besorgen könne, die sie im Krieg weggeschafft hätten. Das könne sei, er erinnere sich nicht mehr, so Li.

Dann geht es um die Vernehmungssituation. Li. berichtet von zwei Vernehmungen am selben Tag, einmal sei er abgeholt worden und das zweite Mal sei er angerufen worden, nochmal zu kommen. Dann geht es um eine Aussage von Holger G., die Li. in der Vernehmung vorgehalten worden sei. Li. fragt, ob es dabei darum gegangen sei, “dass er uns vorgeworfen hat, dass wir eine Waffe besorgt haben.” Götzl hält vor, Li. habe ausgesagt, er habe keine Ahnung, warum G. das gesagt habe und habe auch keine Ahnung, warum der Sch. angeblich Waffen vermitteln solle. Götzl liest auch die Aussage von Holger G. vor, dass man Frank Li. aus der Jenaer Szene kenne, dass er Li. so etwas nie zugetraut habe, dass Wohlleben ihn an Li. verwiesen habe und der habe ihn an seinen Partner Sch. verwiesen. Li. sagt, er wisse nicht, ob ihm diese Passage vorgehalten worden sei. Auf Frag von Götzl sagt Li., Sch. sei am selben Tag wie er vernommen worden, er habe an dem Tag keinen Kontakt zu Sch. gehabt.

Oberstaatsanwalt Weingarten befragt Li. zum Gespräch mit Sch. am vergangenen Wochenende. Er will wissen, ob man Li. erläutert habe, warum er ein zweites Mal kommen solle. Li. sagt, Andreas Sch. habe irgendeine Aussage gemacht. Dann fragt Weingarten, warum Li. bei der zweiten Vernehmung mehr Angaben gemacht habe. Li. sagt, das sei vielleicht so, weil die zweite Vernehmung andere Themen hatte. Weingarten fragt, ob es bei der ersten Vernehmung nicht auch schon um Waffen gegangen sei. Li. sagt, da sei es darum gegangen, ob er etwas mit Waffen zu tun gehabt habe. Li. bestätigt, dass es bei ihm vor 2012 schon eine Durchsuchung gegeben habe, das sei in den 90ern gewesen wegen CDs. Die Einstellung der Jugendlichen, die das “Madley” besucht hätten sei “national” gewesen. Weingarten fragt zu Sprüchen, die auf T-Shirts, die im “Madley” verkauft wurden. Er fragt, ob es welche mit dem Spruch “Ich bin stolz ein Deutscher zu sein” gegeben habe. Weingarten hält aus einem Vermerk aus einem Verfahren im Jahr 2000 vor, dass es einen Aufnäher mit diesem Spruch gegeben habe. Li. sagt, das sei ja auch ein Aufnäher und kein Shirt gewesen. Er wisse nicht mehr, was er damals gesagt habe. Dann fragt Weingarten nach nicht frei verkäuflichen Tonträgern. Li. sagt, sie hätten indizierte Tonträger aus einem Koffer unterm Ladentisch verkauft. Richter Götzl hält vor, Li. habe 2012 angegeben, der Laden sei ein Anlaufpunkt für die rechte Szene gewesen, weil sie auch verbotene CDs und Aufkleber hätten besorgen können. Wenn das das so drin stehe, dann werde es so stimmen, so Li. Er habe ja das Protokoll nicht. Götzl sagt, es gehe nicht darum, was im Protokoll stehe, sondern wie die Wahrheit aussieht. Dann macht Götzl Li. einen Vorhalt der Aussage von Andreas Sch., der gesagt habe, er habe die “Scheißknarre” besorgt und das sei auf Vermittlung von Li. geschehen. Li.: “Davon weiß ich nichts.”

Dann fragt Nebenklagevertreterin RAin Basay. Sie zitiert aus der Vernehmung von Andreas Sch., dass das Verhältnis zu Wohlleben gar nicht gut gewesen, das “Madley” habe kommerzielle Gründe gehabt, das habe Wohlleben und den anderen nicht gefallen. Dazu müsse man Sch. fragen, sagt Li. Es könne sein, dass er mal auf einem Geburtstag von Wohlleben gewesen sei, so Li. An ein Ermittlungsverfahren wegen des Verwendens von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen gegen ihn, Wohlleben, Holger G., Böhnhardt und André Kapke. könne er sich nicht erinnern, sagt Li. Basay hält aus der Vernehmung von Enrico Th. vor, dass dieser gesagt habe, Li. sei mit Jürgen Lä. zusammen aufgewachsen. Li. sagt, er sei nicht mit Lä. aufgewachsen. Th. arbeite bei der “Reichsbahn”, so Li. auf Frage von Basay. Er habe nicht gewusst, dass Lä. geladen ist, er habe ihn nur eben in der Mittagspause getroffen, so Li. weiter. Die Frage Basays, ob er die dritte Person links vorne [André E.] kenne, verneint Li. und lacht. Auch André E. lächelt. Li. sagt aus, er kenne Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders nicht. RA Prosotowitz sagt, Li. habe in der ersten Vernehmung bei der Polizei ausgesagt, dass er Wohlleben nur vom Sehen kenne, und will wissen, warum er dann in der zweiten gesagt habe, dass er Wohlleben auf die Untergetauchten angesprochen habe. Li. sagt, persönlicher Kontakt sei für ihn, wenn man etwas miteinander macht. RA Klemke sagt, es sei nicht bewiesen, dass Li. das so gesagt habe. Daraufhin hält Prosotowitz Li. den Passus aus der Vernehmung vor, derzufolge Li. der Vernehmung zu jedem Zeitpunkt habe folge können, seine Antworten der Wahrheit entsprächen, dass er sie gelesen und, ggf. korrigiert habe und die Niederschrift mit der Vernehmung übereinstimme. Li. sagt, er habe das unterschrieben, aber nicht alles gelesen. Prosotowitz will wissen, was Li. gelesen habe und was nicht. Li. sagt, das wisse er nicht mehr. Götzl weist Li. erneut auf die Wahrheitspflicht hin. Prosotowitz will wissen, ob Li. gewusst habe, dass Wohlleben vor dem Abtauchen Kontakt zu den Dreien hatte. Li.: “Ich weiß nicht, wer mit wem Kontakt hatte in den Neunzigern.” Auf Frage von Prosotowitz sagt Li. er habe beim Treffen am Wochenende vorher bei Sch. angerufen. Prosotowitz fragt, ob Li. wisse, das im “damaligen Verfahren” auch gegen Mundlos und Böhnhardt ermittelt worden sei, was der verneint. Das Verfahren sei wohl eingestellt worden. André Kapke kenne er, so Li., “vom Sehen her”. Wohlleben und Kapke seien häufiger zusammen unterwegs gewesen, es könne sein, dass sie mal im Laden waren.

Dann fragt RA Hoffmann. Li. bestätigt, dass das “Madley” der einzige Laden in Jena gewesen sei, in dem man rechte Bekleidung habe kaufen könne, der nächste derartige Laden sei in Weimar gewesen. Hoffmann will wissen, ob das zur Folge gehabt habe, dass der Laden ein Treffpunkt der Szene geworden sei. Li. sagt, der Treffpunkt sei in Lobeda [Stadtteil von Jena] gewesen. Hoffmann fragt nach dem Verkauf von verbotenen CDs. Li. sagt, er habe indizierte CDs verkauft, die seien ab 18. Er wisse nicht, ob er verbotene CDs verkauft habe, das habe ja keiner gewusst. Hoffmann fragt, von wem Li. die verbotenen CDs gekauft habe. Li. sagt, das sei lange her. Hoffmann erwidert, CDs von “Blood & Honour” und “NS 88″ habe man nicht einfach so kaufen könne, da werde er sich wohl erinnern. Li. sagt, er habe das auf irgendwelchen Konzerten von irgendeiner Band gekauft. Hoffmann fragt nach einen Strafverfahren wegen des Videos “Kriegsberichter” von “NS 88″. Götzl wird laut und möchte, dass Hoffmann zunächst den Vorhalt macht, er solle keine Erklärung abgeben. Hoffmann erwidert, er habe keine Erklärung abgegeben. Doch Götzl ist schon auf dem Weg nach draußen und verkündet, die Sitzung sei für zehn Minuten unterbrochen. Um 14.15 Uhr geht es weiter. RAin Pinar nimmt Stellung und sagt, der Zeuge wolle sich an etwas nicht erinnern und seine Erinnerungslücken grenzten an Aussageverweigerung. Es sei das erste Mal in diesem Verfahren so laut geworden, dass sie ihren Kopfhörer habe ablegen müssen. Sie habe Götzls Ruhe bei der Befragung des Zeugen bewundert, bitte aber zu berücksichtigen, wie das bei ihrer Mandantin ankomme, wenn so eine lautstarke Auseinandersetzung erfolge, wenn die ersten kritischen Fragen beim ersten Szenezeugen erfolgen. Hoffmann hält vor, es habe bei Li. im Jahre 2000 eine Durchsuchung gegeben, dabei seien zwei “Kriegsberichter”-Videos und ein Video “Hooligans Documentary” gefunden worden. Li. sagt, er erinnere sich nicht an die Vernehmung. RA Stahl unterbricht und fragt, was das zur Wahrheitsfindung beitrage. In Abwesenheit des Zeugen sagt Hoffmann, dass Li. sich bei der letzten Unterbrechung mit dem Zeugen Lä. unterhalten und über das Geschehen hier lustig gemacht habe. Bei der Befragung gehe es auch um die Stimmung, die ideologische Ausrichtung, um die Szene in der sich die Angeklagten bewegt haben, vor ihrem Abtauchen, es gehe darum, welche Propaganda da allgegenwärtig gewesen sei und was von Teilen der Angeklagten dort wahrgenommen wurde. Es gehe auch um den Handel mit illegalem Material. Zu “Kriegsberichter Vol. 2″ werde er einen Auswertebericht aus Hannover vorlegen, weil hier die Erschießung eines politischen Gegners propagiert wird. Es komme schon darauf an, ob in Jena in der direkten Umgebung der Mord am politischen Gegner propagiert wurde. Stahl sagt, das klinge nachvollziehbar, sei aber dennoch nur eine Perpetuierung der Feststellung, dass es sich beim “Madley” um einen Szeneladen gehandelt habe. OStA Weingarten sagt, er halte die Fragen unter dem Gesichtspunkt, dass hier “Bückware” verkauft worden sei, für relevant. RA Narin sagt, es sei auch deshalb relevant, weil das Material zusammen mit Personen produziert worden sei, die auf der Adressliste, die in der Garage gefunden wurde. Es folgt eine Pause, um den Auswertebericht zu “Kriegsberichter” zu kopieren. Danach sagt RA Stahl, er beanstande den gesamten Fragekomplex. Götzl erwidert, das gehe nicht. Den wieder anwesenden Zeugen Li. ermahnt Götzl, er solle eine “etwas weniger bequeme Haltung” einnehmen. Der spricht von “stundenlangen Diskussionen”. Götzl erwidert, er solle sich nicht beklagen, das liege ja auch an ihm. Hoffmann fragt, ob Li. sich erinnere, dass diese drei Videos bei ihm gefunden worden seien. RA Klemke beanstandet die Frage. Nachdem Götzl die Frage zulässt, möchte Klemke einen Gerichtsbeschluss. Verschiedene Prozessbeteiligte nehmen in Abwesenheit des Zeugen Stellung. Unter anderem sagt RAin Pinar, die Verteidigung scheine zu vergessen, dass es hier auch um die Unterstützung einer terroristischen Vereinigung gehe. RA Narin sagt, in dem Material werde die Strategie von “Combat 18″ dargelegt und es habe im engsten Umfeld der Angeklagten kursiert. Nach einer weiteren Unterbrechung verkündet Götzl, dass die Frage zugelassen wird. Li. antwortet, er erinnere sich an eine Durchsuchung, aber er wisse nicht, wann die gewesen sei. Hoffmann fragt, ob Li. CDs von “NS 88″ oder “Blood & Honour” verkauft habe. Wieder sagt Li., er könne sich nicht erinnern. Nach weiterer Nachfrage sagt Li. er habe nie “direkt” von “NS 88″ Waren gekauft. Hoffmann fragt, ob er sonst irgendwo etwas von “NS 88″ gekauft habe, was Li. verneint. Hoffmann erläutert, Li. habe ja ausgesagt, dass in der Szene davon gesprochen worden sei, dass die Drei bei “NS 88″ seien. Li. sagt, er kenne niemanden, der etwas von “NS 88″ verkauft habe. Er habe das nur bei Konzerten für sich privat gekauft. Aus der Nebenklage wird Li. gefragt, wie die Verabredung zum Gespräch mit Andreas Sch. ablief. Li. sagt er sei mit dem Auto hin gefahren, er haben nachmittags, Stunden davor bei Sch. angerufen. Das Telefongespräche habe ein, zwei Minuten gedauert. Bei Sch. hätten sie sich dann dessen Kind angeguckt, ein “Bierchen” getrunken und über “Gott und die Welt” und “gute Zeiten, schlechte Zeiten” unterhalten, er wisse es nicht mehr genau. Die Frau sei auch dabei gewesen, aber nicht während des gesamten Gesprächs.

RAin Pinar beantragt die wörtliche Protokollierung der Antworten von Li. Es gehe um eine eine mögliche Aussageverweigerung des Zeugen. Es könne nicht sein, dass er sich nicht erinnere. OStA Weingarten schließt sich an, es stehe die Begehung einer Straftat im Raum. Alle Nebenklagevertreter_innen schließen sich dem Antrag an. RA Klemke sagt, er wolle anregen, dem Zeugen einen Zeugenbeistand zu bestellen, da der Zeuge in dieser Situation seine Interessen nicht sachgerecht wahrnehmen könne. Er sehe auch nicht, dass es auf den Wortlaut der Aussage ankomme. Die Sitzung wird unterbrochen. Um 16.06 Uhr verkündet Götzl, dass der Antrag auf wörtliche Protokollierung abgelehnt sei. Eine Protokollierung nach § 183 GVG sei nicht veranlasst, weil eine Straftat noch nicht vollendet sei. Eine Protokollierung  nach § 273 StPO werde zurückgewiesen, da es auf die vollständige Niederschreibung nicht ankomme. Aus der Nebenklage wird Li. gefragt, ob er in der Pause mit Lä. gesprochen habe. Li sagt, er habe Lä. kurz gesagt, drinnen sei “Gezanke”, dann sei schon der Beamte gekommen und habe das Gespräch unterbrochen. Er wisse nicht mehr, ob er gelacht habe, vielleicht habe er gelächelt. Ob das Wort “Fangfragen” gefallen sei, wisse er nicht mehr. Der Nebenklagevertreter sagt, er habe es gesehen, das Gespräch sei erheblich länger als zehn Sekunden gewesen.

RA Langer will wissen, ob Li. den Inhalt jeder Seite des Vernehmungsprotokolls wahrgenommen habe, als er das Protokoll überflogen habe. Li. sagt, er habe nicht den kompletten Inhalt wahrgenommen, sondern nur Auszüge. Auf Bitte von RA Langer werden dem Zeugen Blätter aus dem Protokoll seiner Vernehmung vorgelegt. Li. bestätigt, dass die Unterschriften auf den Kopien der einzelnen Seiten des Protokolls von ihm stammen. Dann will Langer wissen, ob Andreas Sch. auch selbst Sachen für den Laden eingekauft habe. Li. sagt, größtenteils habe er das gemacht. Langer will wissen, wo genau Li. nach Waffen gefragt worden sei, im Geschäft oder auf der Straße. Li. sagt, er sei im Geschäft wegen Silvester nach Schreckschusswaffen gefragt worden sei, er habe gesagt, dass sie das nicht führen. Den “Standardsatz”, die Kunden sollten sich an Sch. wenden, habe er immer gesagt, wenn er auf dem Sprung gewesen sei. Langer: “Und wenn Sie nicht auf dem Sprung waren?” Dann sei nicht Silvester gewesen, so Li. Langer fragt, ob Sch. eigene Sachen im Laden habe verkaufen können. Li. sagt, er meine schon. Langer: “Also ja?” Li.: “Möglich ist alles.” RAin Pinar fragt Li. nach seinem Freundeskreis zu bestimmten Zeitpunkten. Nach mehreren Nachfragen, bei denen Li. verneint, eine Clique gehabt zu haben und von “Kumpels” statt Freunden spricht, nennt Li. die Namen Ho., der beim Fußball dabei gewesen sein, Kapke, Ap. (“der Halbbruder oder so”) und Tu. Auf Nachfrage sagt Li., Tu. sei bei einer Oi-Band, “also Rechtsrock” gewesen, die habe es aber nicht lang gegeben. Auf Konzerte sei er mit Sch. und Tu. gefahren, mehr Namen fielen ihm im Moment nicht ein. RAin Pinar fragt nach dem Namen “Hatebrothers”. Li. sagt, das sei eine “Klamottenfirma” aus Jena, deren Name sich ein Herr B. habe schützen lassen. Die Gruppe “Jugend für Jena” sage ihm nichts. Pinar bohrt nach und fragt nach der Schülerzeitung “Mitteldeutsches Sprachrohr”. Das sei ein Heft, das sie mal gesponsert hätten, so Li., wer mit dem Flyer vorbei gekommen sei, habe zehn Prozent Rabatt bekommen. Er wisse aber nicht, wer da in der Redaktion sei, er wissen auch nicht, wer da vorbei gekommen sei. Zu Ingo Gr. befragt, sagt Li., der betreibe einen Laden in Weimar, von dem hätten sie die ersten T-Shirts bekommen. Dann fragt RAin Pinar, ob sich Li. als zur rechten Szene gehörig bezeichnen würde. Li. sagt, es komme darauf an, was man so als Szene bezeichne, er höre keiner Gruppierung an. Pinar: “Sind Sie national, würden Sie das sagen?” Li.: “Ja.” RA Kuhn will wissen, ob Li. bei der zweiten Vernehmung der Inhalt der Aussage von Andreas Sch. mitgeteilt wurde. Li. sagt, das mit der Waffe sei ihm vorgehalten worden. Kuhn fragt, ob dort von einer Schreckschusswaffe die Rede sei, was Li. verneint. Dann fragt Kuhn, wovon Li. denn ausgegangen sei. Li. sagt, er habe wohl gefragt, die Antwort der Beamten sei gewesenen, dass sie das später klären oder so, er wisse es nicht mehr genau. Kuhn fragt erneut, ob Li. davon ausgegangen sei, dass es um eine scharfe Waffe geht oder nicht. Li. sagt, man müsse ja davon ausgehen, wegen einer Schreckschusswaffe werde man ja nicht angerufen. Kuhn sagt, Li. werde also zu scharfen Waffen befragt, rede dann aber von Schreckschusswaffen. Li. fragt: “Wo sind wir jetze?” Kuhn weist Li. darauf hin, dass er über die möglichen Folgen einer Falschaussage belehrt sei. Li. sagt, wenn Leute in den Laden gekommen seien, sei es um Schreckschusswaffen gegangen. Kuhn: “Dabei bleiben Sie?” Li. bejaht das. Kuhn fragt, ob Li. die “Hate Brothers 88 Kahla” kenne. Li sagt, das sei eine “lose Trinkverbindung” gewesen und habe nichts mit dem “Hatebrothers”-Laden zu tun. Er sagt, er sei nie auf einer “Blood & Honour”-Veranstaltung in Ungarn gewesen. Er verneint, geschäftliche Kontakte mit Ralf Wohlleben gehabt zu habe. Dann fragt Kuhn nach einem Herrn Ro. Das sage ihm etwas, er brauche aber ein Bild dazu. Auf Frage von Kuhn verneint Li. in der Pause mit Andreas Sch. telefoniert zu haben. RAin Basay fragt nach dem Namen Ap., den Li. genannt hatte. Li. sagt: “Von ihr ist das ein Bruder oder Halbbruder, von Beate.” Den Vornamen kenne er nicht. Aus der Nebenklage wird Li. gefragt, ob es im Laden eine nach außen hin erkennbare Hierarchie zwischen ihm und Sch. gegeben habe. Li. versteht offenbar die Frage nicht. Auf Frage sagt Li. er mache Kraftsport, habe aber auch eine Zeit lang geboxt. Li. wird gefragt, ob er da viele Schläge auf den Kopf bekommen habe, dass er so vergesslich sei. Li. sagt, die Erinnerungslücken kämen öfter vor “mit dem Alter”. Auf Frage von RA Narin sagt Li. er wisse nicht, wo man in Jena Schreckschusspistolen und Armbrüste bekomme. Er habe noch nie eine solche Waffe verkauft, so Li., so etwas hätten sie nicht im Laden gehabt. Narin fragt nach der Gruppierung “Weiße Wölfe”. Li.: “Die Band?” Narin sagt, es gehe um die Gruppe. Die kenne er nicht, so Li. Er wisse nicht, ob Jürgen Lä. Sven Ro. kenne. Dann will Narin wissen, worüber sich Li. in der Pause mit Jürgen Lä. unterhalten habe. Li. sagt, es sei nur darum gegangen, wie lange es schon gehe, dann habe Lä. mit seiner Freundin zu tun gehabt und gequatscht. Dann nennt Narin eine Straße in Stadtroda und will wissen, ob Li. dort einmal mit Jürgen Lä. gewesen sei. Li. sagt, er wisse nicht, wo diese Straße ist. Narin sagt, es gebe mehrere Personen mit dem Nachnamen Kapke und fragt nach Vornamen. Li. sagt, mit “dem Großen” sei er bei der Bundeswehr gewesen, den Mittleren, Marcel, habe er am Treffpunkt getroffen. Den Namen des Großen wisse er nicht. Narin nennt den Namen Sven Kapke Das könne sein, so Li. Zu Tu. nennt Li. den Vornamen Tom, mit dem habe aber Andreas Sch. mehr zu tun gehabt. Die übrigen Mitglieder der Band “Vergeltung” könne er jetzt nicht mehr nennen, so Li. Der Spitzname “Tuffi” [phon.] sage ihm etwas, das sei ein Großer mit Glatze gewesen. Der Name Ronny We. sage ihm nichts, der Name Roy Et. dagegen schon. Et. sei mit Tu. unterwegs gewesen, vielleicht sei der auch in der Band gewesen. Dann fragt Narin nach dem Namen Henning He. Den habe er mal irgendwo kennengelernt, so Li., wann wisse er nicht mehr, der komme aus Stadtroda. He. habe mal etwas davon erzählt, dass es ein Verfahren ihn gegeben habe. Da habe er “größere Böller” für Silvester bauen wollen und sei erwischt worden. Narin hält vor, dass es 1996 ein Verfahren der Staatsanwaltschaft Gera gegen He., Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe, Wohlleben und André Kapke gegeben habe. Das sei das erste, was er höre, so Li. Auf Nachfrage sagt Li, He. sei Mitte 40, er wisse nicht, dass He. bei der NVA [Nationale Volksarmee] gewesen sei. Oberstaatsanwältin Greger beanstandet eine Frage Narins zu den “Böllern” als nicht zur Sache gehörig. Narin fragt daraufhin, ob Li. bekannt sei, dass es sich bei dem Verfahren um eine Nagelbombe gehandelt habe. Das verneint Li. Narin fragt, Li. einen Herrn Rü. kenne. Das sage ihm nichts, so Li. Auf Frage Narins sagt Li., “Combat 18″ sei eine englische Vereinigung. Götzl fragt Narin, inwiefern diese Frage weiterhelfe. Narin erwidert, der Zeuge verkehre mit Personen, die mit dem Trio wegen des Baus von Nagelbomben in Erscheinung getreten seien. “Combat 18″ zeichne sich insbesondere dadurch aus, dass Nagelbomben eingesetzt werden. Die Strategie von “Combat 18″ sei eine Blaupause des NSU. Li. sagt, er höre davon das erste Mal, dass “Combat 18″ etwas mit Nagelbomben zu tun habe. Die “Turner Diaries” kenne er nicht.RAin Kaniuka fragt, woher Li. bei den Fragen nach Waffen im Laden gewusst habe, dass es immer um Schreckschusswaffen gegangen sei. Li. sagt, weil es immer vor Silvester gewesen sei. Er wisse nicht mehr, ob er auch mal im Frühjahr oder Sommer danach gefragt worden sei. Dann fragt Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders Li. nach dessen Betäubungsmittelkonsum. Li. sagt, er habe nur Alkohol getrunken, stellenweise viel. Schneiders fragt nach Li.s “Gemütslage” am Tag der Durchsuchung. Li. sagt er sei “richtig überrascht” gewesen, es sei ihm nicht gut gegangen, er sie aufgewühlt gewesen. Er habe das nicht einordnen können. RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., möchte wissen, was Li. mit Enrico Th. besprochen habe, als er ihn zuletzt getroffen habe. Li. sagt, er habe erfahren, dass auch Th. zum Prozess müsse und habe wissen wollen, wie es dazu kommt. Th. habe gesagt, er könne sich gar nicht vorstellen, wie es dazu gekommen sei, er sei damals in Haft gewesen. Pausch fragt, was genau besprochen worden sei. Li. sagt, sie hätten nur kurz gesprochen, darüber wieviele Sache unschlüssig seien: “Das ganze Verfahren ist eigentlich eine Farce. Die ganzen Ungereimtheiten. Jeder denkt, dass es eigentlich vom Staat ausgeht.” Pausch möchte wissen, was wer als eine “Farce” verstanden habe. Li. sagt: “Wenn man in der Presse liest, dass im Brandschutt eine Waffe liegt, und einen Meter daneben ein unbeschädigter USB- Stick, und wenn nach Wochen im Rucksack was auftaucht, das ist für mich eine Farce. Das haben wir besprochen.” Wer was gesagt habe, wisse er nicht mehr, er wisse auch nicht mehr, ob sie sich einig gewesen seien, so Li. auf Frage von Pausch. Dann will Pausch wissen, ob Li. Andreas Sch. irgendwann einmal Vorwürfe gemacht habe, was Li. verneint: “Wieso soll ich ihm Vorwürfe machen wegen etwas, was gar nicht bewiesen ist.” Dann will Pausch wissen, ob der Laden eine Anlaufstelle gewesen sei, wenn man sich in Jena über die rechte Szene habe informieren wollen. Li.: “Ganz, ganz selten, denke ich. ” An wen man sich in seinem Bekanntenkreis habe wenden können, wenn man sich über Demos oder Konzerte habe informieren wollen, wisse er nicht mehr. Dann fragt Pausch, ob Li. im Vorfeld von jemanden angesprochen worden sei, wie er sich hier verhalten solle, beispielsweise, dass er sich zurückhalten solle. Das verneint Li. Dann hält Götzl hält Li. vor, in dem Durchsuchungsbeschluss, der ihm vorgelegt worden sei, sei die Rede davon, dass Holger G. eingeräumt habe, im Auftrag von Wohlleben eine scharfe Waffe übergeben zu haben. Götzl will wissen, ob Li. bei den Vernehmungen nicht vielleicht eine Verbindung zum Durchsuchungsbeschluss gezogen habe. Li. verneint das, der Name Holger G. habe ihm nichts gesagt. Götzl will wissen, wie Li. darauf komme, dass es nur um eine Schreckschusswaffe geht, wenn im Durchsuchungsbeschluss von einer scharfen Waffe die Rede sei und in den Vernehmungsprotokollen keine Einschränkung gemacht werde. Li. sagt, er wisse nicht, worauf Götzl hinaus wolle. Götzl fragt, warum Li. in der Vernehmung nie eine Einschränkung gemacht habe wie z. B. “keine scharfen Waffen” gemacht habe. Li.: “Weiß ich nicht.” Die Vernehmung wird unterbrochen und soll am Mittwoch, den 13. November fortgesetzt werden.

Um 17.45 Uhr geht es weiter mit dem Zeugen Jürgen Lä. aus Jena. Der 41-Jährige gibt an, “ab und zu mal” Tauchlehrer zu sein. Zuerst möchte Lä. nicht seine Adresse nennen, weil Presse da sei. Götzl verliest dann die Adresse und Lä. bestätigt sie. Lä. sagt, sein Anwalt Thomas Jauch habe ein Schreiben ans Gericht geschickt, der Anwalt könne aber nicht hier sein, weil er ihn nicht finanzieren könne. Es gehe darum, dass Oberstaatsanwalt Weingarten ihm bei der Vernehmung in Jena gesagt habe, dass “das irgendwie” verjährt sei. Er habe zunächst einen anderen Anwalt gehabt, mit dem sei er nicht so zufrieden gewesen. Sein neuer Anwalt habe ihm aber gesagt, dass es nicht verjährt sei, weil es um eine Waffe mit Schalldämpfer gehe. Götzl erläutert, dass das Waffendelikt verjährt wäre.
Wenn es um Beihilfe zu einem Tötungsdelikt gehe, dann wäre das eventuell nicht verjährt. Eine Aussageverweigerung würde aber voraussetzen, dass sich Lä. strafbar mache, so Götzl. Lä. sagt, er habe schon Aussagen bei der Polizei gemacht, eine mit und eine ohne Unterschrift. Bei der Durchsuchung sei das Zimmer seines Vaters durchsucht worden, sagt Lä. und spricht von Fotoalben seines Großvater, der bei der NSDAP gewesen sei. Lä.: “Ich will gar nichts mehr sagen, mir ist das zu viel, ich würde mich nur belasten.” Das weitere Vorgehen wird in Abwesenheit des Zeugen besprochen. RA Klemke sagt, dem Zeugen stehe ein umfassendes, dem Zeugnisverweigerungsrecht gleichstehendes Aussageverweigerungsrecht zu. Andreas Sch. solle im Ermittlungsverfahren ausgesagt haben, dass er die Waffe mit Schalldämpfer von dem Zeugen erhalten habe. Die BAW gehe im wesentlichen Ergebnis der Ermittlungen davon aus, dass eine Waffe mit Schalldämpfer ausschließlich zum “proaktiven Töten” verwendet werden könne und stütze u.a. darauf den Vorwurf der Beihilfe gegen seinen Mandanten. Gleiches müsse auch für den Zeugen gelten. Weingarten sagt, bei “maßvoll durchdringendem Aktenstudium” dürfe aufgefallen sein, dass die BAW aus dem Verkauf einer Waffe mit Schalldämpfer nicht herleite, dass eine Beihilfe zum Mord vorliegt. Der Verkauf sei verjährt, auch unter dem Gesichtspunkt der Unterstützung der terroristischen Vereinigung, nicht verjährt sei Beihilfe zum Mord. Der Zeuge müsse dafür aber den späteren Empfängerkreis gekannt haben. Unterstellt, er müsse heute bekunden, dass er wisse, wohin er geliefert habe, stehe dem Zeugen ein Aussageverweigerungsrecht nach § 55 zu. Wenn der Zeuge im Ermittlungsverfahren die Unwahrheit gesagt haben solle, so stehe eine  Strafvereitelung im Raum. Klemke erwidert, nach der Rechtsprechung beginne die Gefahr einer Selbstbelastung schon weit vor der Mitteilung  von Tatsachen, die einen Anfangsverdacht  begründen könnten. Das Gericht zieht sich zur Beratung zurück und verkündet dann, man wolle sich doch noch einmal überlegen, ob man Lä. nicht einen Zeugenbeistand beiordne. Er fragt Lä., ob er mit RA Jauch einverstanden sei, was der bejaht. Götzl will die Vernehmung unterbrechen, doch zunächst muss er Lä. noch einmal erläutern, welche Taten verjährt wären und welche nicht. Lä. sagt, es gehe auch darum, dass es bei der Vernehmung eskaliert sei, da sei manipuliert worden. Die Vernehmung des Zeugen wird unterbrochen.

RA Stephan Kuhn verliest im Namen mehrerer Nebenklagevertreter_innen eine Erklärung zur Aussage des Zeugen Menzel (siehe Protokoll zum 52. Verhandlungstag). Durch die Zeugenvernehmung habe nicht geklärt werden können, ob die Identität der Leichname im Wohnmobil bereits am 4. November oder erst am 5. November 2011 bekannt war bzw. vermutet wurde. Einerseits habe Menzel angegeben, am 5. November 2011 gegen 8 Uhr oder 8.30 Uhr von der Identität von Mundlos erfahren zu haben. Andererseits habe er angegeben, die KPI Jena angewiesen zu habe, die Vermisstensache Mundlos beizuziehen. Die Akte sei mit zur Rechtsmedizin gegeben worden. Diese Angabe habe er er auf mehrfache Nachfrage bestätigt und nur den Zeitpunkt auf den Abend verlegt. Als Begründung für die Heranziehung habe Menzel angegeben: die Auffindesituation im Wohnmobil, Hinweise auf eine mögliche dritte Person und auf Thüringen und auf einen rechtsextremen Hintergrund, die sich aus der Person Holger G. ergeben hätten. Diese Antwort auf die Frage eines Nebenklägervertreters habe Menzel erst nach einem langen, auffälligen Schweigen gegeben, das im Gegensatz zu seinem sonstigen Aussageverhalten stehe. Aus den Akten ergebe sich nicht, wann und durch wen die Vermisstenakte Mundlos angefordert worden ist. Es ergebe sich daraus auch nicht die von dem Zeugen angegebene Identifizierungszeit. Lediglich in einem Vermerk werde die Identifizierung des Leichnams auf den 5. November 2011 datiert. Darauf, dass die Identität der beiden Leichname im Wohnmobil in Eisenach bereits am 4. November 2011 bekannt gewesen sei, wiesen die Angaben der Zeugen Wießner und Dressler vor dem Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages hin. Die Frage wann und durch wen die Identifizierung des Mundlos erfolgt ist, sei damit bislang nicht aufgeklärt, insoweit bedürfe es der Beiziehung weiterer Akten, beispielsweise des Thüringer Untersuchungsausschusses, und der Einvernahme weiterer Zeugen.

Der Verhandlungstag endet um 18.34 Uhr.

Auf NSU-Nebenklage.de heißt es zum Verhandlungstag: „Die Vernehmung des Zeugen Li. ging über Stunden, ohne dass dieser auch nur greifbare Antworten abgab. Typisch war dabei, dass er immer dann, wenn er offensichtlich nicht die Wahrheit sagen oder etwas verschweigen wollte, in einen hektischen, nuschelnden thüringischen Dialekt verfiel und damit gar nicht mehr zu verstehen war. [..] Die Fortsetzung seiner Vernehmung am 13.11. wird ein Prüfstein dafür werden, ob sich der Vorsitzende Richter von einem Zeugen auf der Nase herumtanzen lässt, der beständig auf der Klippe von Lügen, Nicht-Erinnern und Nichts-sagen bewegt.“


Protokoll 54. Verhandlungstag - 12. November 2013

Zur Klärung der Frage nach den Anmietung von Fahrzeugen durch Mundlos oder Böhnhardt auf die Namen von Holger G. (oder auf den Namen von André E. bzw. eventuell selbst durch Holger G.) wurden Mitarbeiter_innen zweier Wohnmobilvermietungen angehört. Es folgte dann die sehr zähe Befragung von Silvia S., Ehefrau eines Freundes von Holger G. aus der rechten Szene. Sie hatte für 300€ ihre Krankenkassenkarte dem Angeklagten Holger G. und damit Zschäpe überlassen. Ein Vorfall, der bei der Befragung herauskam, wirft indes erneut Fragen über das Verhalten der Behörden auf: Beamte des Zeugenschutzes haben Holger G. zu einem Treffen mit Alexander und der weiterhin beschuldigten Silvia S. im Sommer 2012 begleitet, in dem über den Anklagevorwurf gesprochen wurde.

Zeug_innen:

	Marco K. (Wohnmobilanmietung im Oktober/ November 2011)
	Bianca K.  (Wohnmobilanmietung im Oktober/ November 2011)
	Alexander H. (Anmietung von Wohnmobilen 2000 bis 2007)
	Silvia Sch., geb. Ro. (Weitergabe einer Krankenkassenkarte, die Beate Zschäpe nutzte)




Die Sitzung beginnt um 9.45 Uhr. Erster Zeuge ist Marco K. K. sagt, die Anmietung des Wohnmobils [Ende Oktober bis Anfang November 2011 in Schreiersgrün] sei ganz normal gewesen. Die Anmietung und Kautionshinterlegung habe seine Kollegin vorgenommen, er habe das Fahrzeug an einen jungen Mann übergeben. Er habe gefragt, ob der sich auskenne, das sei bejaht worden. Nach einer Viertelstunde seien sie mit den technischen Modalitäten durch gewesen. Es sei für zehn Tage gemietet worden. Ein Tag vor Rücknahme sei ein Anruf gekommen, dass um zwei Tage verlängert werden solle. Das nächste sei ein Anruf der Kripo Zwickau gewesen, ob das Kennzeichen von ihnen sei. Dann sei die Polizei gekommen und habe Kaution, Belege und Verträge beschlagnahmt und sie vernommen. Nach Aussage seiner Kollegin habe es sich beim Mieter um einen Holger G. gehandelt. Zur Schlüsselübergabe sei der Mann alleine gewesen, so K. Die Übergabe sei am frühen Nachmittag gewesen. K. bestätigt den Vorhalt von Götzl, das Wohnmobil sei am 25. Oktober 2011 abgeholt und am 14. Oktober 2011 geordert worden. Auch den Vorhalt, dass die Mietdauer auf 11 Tage zurück datiert worden sei bis zum 4. November, bestätigt K.; die erste Befragung durch die Polizei sei noch mit Unterlagen gewesen. Die Bezahlung und Kautionshinterlegung sei bar erfolgt. Er sagt, er habe auch eine Frau gesehen mit langen schwarzen Haaren, habe aber nicht ins Detail gehen können. Zwischen Büro und Werkstatt sei ein kleiner Gang mit Sichtfenster in den Verkaufsbereich, von da sehe man die Leute im Verkaufsraum. Götzl hält zur Beschreibung vor, die Frau habe relativ wenig dazu gesagt, aber das in “hiesigem Dialekt”, sie sei ca. 30 Jahre alt gewesen und habe schwarzes Haar bis über die Schultern gehabt. Daran könne er sich jetzt nicht mehr erinnern, das sei damals aber erst zwei Wochen her gewesen. Auch, dass die Kollegin angegeben habe, es sei ein kleines Kind, maximal erste Schulklasse, dabei gewesen, erinnere er nicht mehr. Die Kundschaft sei telefonisch zu ihnen gekommen, weil wohl bei anderen Vermietern nichts mehr frei gewesen sei. Ein Fahrzeug sei ihm damals nicht aufgefallen, sagt K. auf Vorhalt Götzls, dass seine Kollegin ein dunkles Fahrzeug mit auswärtigem Kennzeichen gesehen habe. Es könne sein, dass der Kunde erwähnt habe, dass es um eine Kurzreise in Deutschland gehe. Das Wohnmobil sei fast neu gewesen, der Zeitwert habe fast 40.000 Euro betragen, so K. auf Frage von Götzl. Götzl hält eine Beschreibung der männlichen Person vor, derzufolge K. diese als sportlich, muskulös, ca. 180 bis 185 cm groß und ca. 35 bis 40 Jahre alt mit dunklen sehr kurzen Haaren beschreiben habe. Anhand seiner Sprache habe K. ihn eher dem nördlichen Bereich Deutschlands zugeordnet. Er habe normale Jeans und ein langärmliges Oberteil getragen. Dann werden Lichtbilder in Augenschein genommen. Mit der Nummer 7 ist der Angeklagte Holger G. zu sehen. K. sagt, er erkenne das Bild 7, könne aber nicht mehr hundertprozentig sagen, dass die Übergabe mit ihm erfolgte. Nach weiteren Lichtbildern werden Bilder von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe gezeigt. Die Bilder kenne er aus dem Fernsehen, so K. Im Folgenden hält Götzl Aussagen vor, denen zufolge K. die Nummer 7 an Kopfform, Kurzhaarschnitt und Gestalt erkannt habe, die Person sei aber ungepflegt und bärtig, das sei beim Mieter nicht so gewesen. Weiter hält Götzl vor, dass K. zunächst von 60 Prozent Sicherheit gesprochen habe, dann von 80 Prozent und schließlich 100 Prozent, wenn die Person rasiert sei und freundlicher schaue. K. sagt, es gehe darum, dass die Beamten die Bilder immer wieder vorgelegt hätten, die 7 komme wohl der Sache am nächsten. Zur Frau sagt K., sie sei 30 bis 35 Jahre alt gewesen, an eine Brille könne er sich nicht erinnern. Götzl hält aus einer Vernehmung vor, die Frau sei etwa 30, ein “dunklerer Typ”, schlank und 165 bis 170 cm groß gewesen, sie habe nicht Sächsisch, sondern Hochdeutsch “zu unserer Region passend”, vielleicht Thüringisch gesprochen. Das könne er nicht mehr sagen, so K. Sie habe eine dickere Jacke getragen. Götzl hält vor, die Jacke habe laut K.s früherer Aussage etwas Rotes am Kragen gehabt, K. habe aber angegeben, die Frau nur am 14. Oktober gesehen zu haben. Nebenklagevertreterin RAin Basay fragt, ob K. die Firma “Sportboote Zi.” bekannt sei. K. sagt, das sei ein Geschäftspartner, sie würden sich gegenseitig Kunden vermitteln, er habe aber auf keinen Fall die Kunden, um die es hier geht, an Zi. vermittelt. RA Behnke will wissen ob sich K. anwaltlich habe beraten lassen. K. sagt, er habe immer noch ein abgebranntes Wohnmobil da stehen. Deswegen habe er einen Anwalt. Er habe sich aber nicht speziell auf seine Aussage hier vorbereitet. Er habe mit dem Anwalt darüber gesprochen, ob er hierhin müsse, es sei auch ein Brief ans Gericht gegangen. Den Namen des Anwalts will K. nicht nennen. Auf Frage von RA Reinecke sagt K., sie würden bei Vermietungen Führerschein und Ausweis einsehen und die Daten abschreiben. Die Fotos würden per kurzen Blickkontakt gecheckt, man vergleiche, ob das passe. Das habe aber die Kollegin gemacht. Reinecke hält vor, laut Handyauswertung habe es am 26. August um 10.58 Uhr bereits einen Kontakt des Trios zu K.s Firma gegeben. Er habe daran persönlich keine Erinnerung, so H., vielleicht sei das eine Frage nach einem freiem Fahrzeug gewesen. Sie hätten ständig Anrufe nach freien Terminen, die würden als solches nicht registriert. RA Behnke nennt aus den Akten den Namen des Anwalts von K. K. sagt auf Frage, er habe bisher keine Leistungen für das zerstörte Wohnmobil erhalten. Er gibt an, zu seinem Anwalt zunächst einmal keine Fragen mehr zu beantworten. RA Hoffmann bitte darum, dem Zeugen ein Lichtbild vorzulegen. Nach einer kurzen Pause werden dem Zeugen Bilder von Susann E., der Ehefrau des Angeklagten André E., vorgelegt. Das seien hier geflochtene Haare, so der Zeuge, das würde er jetzt so nicht wiedererkennen. Wenn er das mit dem Geflochten weglasse, dann könne er jetzt auch keine Aussage dazu treffen. Die Vernehmung endet um 10.49 Uhr.

Götzl teilt mit, dass die Zeug_innen Mandy St., Torsten Wa. [beide rechte Szene] und Ra. [Beamter] zu einem späteren Zeitpunkt gehört werden.
Es folgt die Zeugin Bianca K. Sie berichtet, dass sie bei der Abholung des Fahrzeugs zwar im Geschäft, aber mit anderen Kunden beschäftigt gewesen sei, daher habe sie nicht viel mitgekriegt. Sie habe einmal Telefonkontakt mit jemandem gehabt, der sich als Herr G. vorgestellt habe. Da sei es um die Verlängerung der Mietdauer gegangen. Von einem Kind wisse sie von ihrer Kollegin, sie selbst habe das Kind nur gehört. Die Frau habe lange dunkle Haare gehabt und sei schlank gewesen, Der Mann habe eine Brille getragen, habe einen kurzen Haarschnitt gehabt, etwas Rotes getragen und sei 30 bis 40 Jahre alt gewesen. Der Mann habe sein Gesicht ihrer Kollegin zugewendet, die Frau habe am Regal gestanden und in Campingführern geblättert. Götzl hält aus K.s polizeilicher Vernehmung vor, sie habe angegeben, das Kind sei ein Mädchen von 7 oder 8 Jahren und ca. 120 cm groß gewesen. Das habe ihr vielleicht ihre Kollegin vorab gesagt, heute wisse sie dazu nichts mehr. Zur Beschreibung des Mannes stehe in der Vernehmung, so Götzl, er sei etwa 190 cm groß gewesen, habe eine sportliche Gestalt gehabt und sei oben etwas breiter gewesen; er habe eine rotes T-Shirt und darüber eine Jacke getragen. Die Frau sei etwa 170-175 cm groß gewesen, sei zwischen 30 und 35 Jahren und schlank gewesen und habe lange dunkle Haare gehabt. K. sagt, bei den Haaren sei sich sicher, die habe die Frau offen getragen. Dann geht es um die telefonische Verlängerung der Anmietung bis zum 7. November 2011. Weiter hält Götzl vor, der Kunde habe schon einmal mit K. telefoniert, weil er das Wohnmobil eigentlich am 21. Oktober habe entgegen nehmen wollen, es aber erst am 25. Oktober habe abholen können. K.: “Es war schon die ganze Zeit so ein Hin und Her.”

Nächster Zeuge ist Alexander H., Wohnmobilvermieter aus Chemnitz, der von 2000 bis 2007  Fahrzeuge an das Trio vermietet hat. H. berichtet, die Fahrzeuge seien immer auf den Namen G. angemietet worden. Der Name André E. sage ihm nichts. Bei der Person, die die Fahrzeuge angemietet habe, handle es sich um die Person, die “aus den Medien bekannt” sei. Sie habe hin und wieder Wohnmobile gemietet. Die Person sei relativ unauffällig gewesen und habe kurze Haare gehabt. Sie sei “grundsätzlich immer allein” gewesen. Es sei, so H., möglich, dass seine Mutter telefoniert oder Mietverträge gemacht habe: “Aber die Übergabe oblag uns beim Werkstattbereich.”
Dann wird H. ein Bogen mit Lichtbildern vorgelegt, als Nummer 2 ist der Angeklagte Holger G. mit Brille und veränderter Frisur zu sehen. H. sagt, dieser Herr sei bei ihm gewesen. Auf vorgelegten Bildern von Frauen, darunter Zschäpe, erkennt er niemanden. Auf einem weiteren Bogen, auf dem Uwe Mundlos, Holger G. und André E. zu sehen sind, erkennt er ebenfalls niemanden. Zu einem vorgelegten Mietvertrag, in dem ein Mieter “André E.” eingetragen ist, sagt H., der sei von seiner Mutter ausgefüllt worden. Die Bezahlung erfolge bar oder per EC-Karte, die Kaution müsse immer bar erfolgen. Auf Frage von Götzl sagt H., es sei mal ein Heft liegen geblieben, das habe er in einen Karton für liegen gebliebene Sachen gelegt. Götzl hält vor, es habe sich um einen “Spiderman”-Comic gehandelt. Nach ca. zwei Jahren habe “G.” angerufen und danach gefragt. Diese Nachfrage könne laut H.s Aussage bei der Polizei sogar erst 2010 gewesen sein. H. bestätigt das. Weiter hält Götzl vor, H. habe angegeben, er könne fast ausschließen, dass es nach 2007 noch Anmietungen gegeben habe. Auf Frage aus dem Senat, sagt H., sie würden teilweise auch im Winter vermieten, Winter sei für sie auch jetzt schon die Zeit. Ab 2008 hätten sie das eine Zeit lang nicht gemacht. Auf Frage von Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach sagt H., er kenne den Namen André E. in Verbindung mit dem Prozess. Er könne aber auf der Anklagebank niemanden zuordnen außer Zschäpe, die er aus den Medien kenne. RA Narin hält vor, dass es von 2000 bis 2007 14 Anmietungen gegeben habe, die ersten drei Anmietungen 2000 bis 2003 seien unter der Aliaspersonalie “André E.” erfolgt. H. sagt, er könne nicht sagen, ob es sich um die gleiche Person gehandelt habe. Sie hätten gewusst, so H., dass “G.” aus Hannover kommt. Der Name Thomas Gerlach [bekannter Neonazi aus Thäringen] sage ihm nichts, so H. Seine politische Gesinnung sei nicht rechts oder “national”, so H. auf Frage von Narin. Narin fragt nach Kennzeichen von Fahrzeugen, die H. besessen haben. Er habe Fahrzeuge mit den Buchstaben A und H, das seien seine Initialen. Mit der auf einem Kennzeichen verwendeten Zahl 28 bringe er nichts in Verbindung, so H. Vom Mordanschlag auf Michèle Kiesewetter habe er das erste Mal bei der Befragung durch die Polizei erfahren. Am 25. April 2007 sei er unterwegs gewesen, um sich ein gebrauchtes Wohnmobil anzuschauen, es könne sein, dass das “in der Ecke” Heilbronn gewesen sei. Normalerweise sei er eher in der Gegend von Würzburg unterwegs, so H. An Polizei sei ihm damals nichts aufgefallen, das sei er schon bei der Polizei gefragt worden. RA Langer fragt, ob es Mietverträge und Rechnungen gebe. H. sagt, die Mietverträge seien die Rechnungen. Langer sagt, das eben gezeigte Exemplar sehe ganz anders aus. Dann sagt H., es brauche schon einen Mietvertrag, nur mit Rechnung werde nichts vermietet. Sie würden die Unterlagen zehn Jahre aufheben. Es wird unterbrochen, um eine Rechnung zur Vorlage herauszusuchen. Danach wird eine Rechnung vorgelegt. H. sagt, das sei eine Rechnung seiner Firma, ob noch ein Mietvertrag vorliege, müsse er nachschauen. Wenn es einen gebe, habe die Staatsanwaltschaft den zwar sicher schon gefunden, aber er könne gerne nochmal nachschauen. Kilometerangaben seinen nicht eingetragen worden, so H. auf Frage von Langer, weil die Kilometer frei seien. Sie müssten sonst den Kilometerzähler eichen und verplomben lassen, da seien die Kosten zu hoch. Dass Personen von außerhalb Fahrzeuge anmieten, sei nichts Außergewöhnliches, so H. Auf Frage von RA Behnke sagt H., nur seine Privatfahrzeuge hätten Kennzeichen mit “AH” gehabt: “Ich habe mir damals keine Gedanken gemacht und ich weiß nicht, ob jeder verdächtig ist, der AH in den Kennzeichen hat.” Ein Fahrtenbuch habe er bei der Fahrt nach Heilbronn nicht geführt, der VW-Transporter sei ausschließlich betrieblich genutzt worden. Das Fahrzeug sei 2009 oder 2010 verunfallt, die Unterlagen dazu könne er übergeben. Auf Frage von RA Reinecke sagt H., sie würden bei Anmietungen Ausweis und Führerschein kontrollieren. Reinecke sagt, er habe in den Akten einen Vertrag auf André E., in dem nur die Ausweisnummer stehe. Normalerweise würden sie immer den Führerschein kontrollieren, aber das könne schon mal vorgekommen sein. Die Bilder im Führerschein würden sie flüchtig kontrollieren. Es folgt die Mittagspause. Um 13.06 Uhr geht es weiter. Dann wird ein Führerschein auf den Namen und mit dem Bild von Holger G. in Augenschein genommen. H. sagt, er können schon einen Unterschied erkennen, aber ob ihm das damals aufgefallen wäre, könne er nicht sagen. Auf Frage von RA Behnke sagt H., sein Vater sei bei der Fahrt nach Heilbronn dabei gewesen. Er habe möglicherweise schon am selben Tag im Radio vom Mord an der Polizistin erfahren, er wisse es nicht mehr, so H. Behnke fragt, wie man so etwas vergessen könne, er glaube H. das nicht. RA Klemke beanstandet, daraufhin sagt Behnke zu Klemke, er wolle ihn an seine Pflichten als Organ der Rechtspflege erinnern, Klemke verstoße häufiger gegen seine Pflichten. Klemke erwidert, er verwahre sich gegen diesen Vorwurf.
H. sagt, er sei damals beim Verkäufer des Wohnmobils gewesen, er könne den Namen nicht mehr erinnern. Das Fahrzeug sei, so H. weiter, bei “mobile.de” inseriert gewesen. Das sei auch alles überprüft worden von der Polizei. Er habe mit niemandem über seine heutige Aussage gesprochen, so H.

Es folgt die Vernehmung der Zeugin Silvia Sch. geborene Ro., bei deren Vernehmung es um eine von Beate Zschäpe verwendete AOK-Karte geht (siehe Protokoll zum 23. Verhandlungstag). Die Vernehmung der Zeugin Sch. gestaltet sich überaus zäh. Sch. sagt sagt immer wieder, sie wisse oder erinnere Dinge nicht, sie habe Probleme Sätze zu finden. Auch widerspricht sich die Zeugin immer wieder. Sie gibt auf die Frage Götzls zur Karte an, sich nicht mehr genau zu erinnern. Sie und ihr Mann seien “bei Holger” [gemeint ist der Angeklagte Holger G.] zu Hause gewesen, hätten etwas getrunken, “was Freunde halt so machen”: Dann habe G. in die Runde gefragt, ob jemand eine Karte habe. Sie habe das nie hinterfragt, für was G. das braucht: G. habe ihr dann gleich die 300 Euro angeboten: Sie habe die Karte eine Woche, genau wisse sie es nicht mehr, sperren lassen, daraufhin habe sie gleich eine neue bekommen. Richter Götzl: “Wann war das ungefähr?” Sch.: “Weiß ich nicht mehr.” Götzl: “Aber eine gewisse zeitliche Vorstellung werden sie doch haben.” Sch.: “Da kann ich mich wirklich nicht dran erinnern, das ist ja schon ein bisschen her.” Götzl: “Wieviele Jahre zurück?” Sch. schweigt. Götzl sagt, Sch. solle dann schätzen. Sch.: “2006, 2007, keine Ahnung, ich weiß es halt nicht mehr.” Götzl: “Wie war denn die Situation, wie kam man auf die Thematik AOK-Karte?” Sch.: “Wie das dazu gekommen ist? Es war einfach nur so ein Gerede, wer so eine Karte hat und ja. Ich habe in dem Moment nur das Geld gesehen, ich bin eine arme Friseurin und ja. Punkt.” Sie habe sich nichts vorgestellt, sie habe nicht gedacht, dass “damit etwas passiert”, so Sch. weiter. Bei dem Gespräch seien sie in der alten Wohnung von Holger G. gewesen, außer ihrem Mann und G. sei niemand sonst dabei gewesen. Sie hätten sich über “belanglose Sachen” - Arbeit, Urlaub - unterhalten. Mit G. hätten sie sich zwei-, dreimal im Monat am Wochenende zum Feiern getroffen. Götzl sagt: “Versuchen Sie mir mal die Situation detailgetreu zu schildern.” Sch. antwortet: “Wir saßen in der Runde und irgendwann fragte Holger mich, ob ich nicht eine Krankenkassenkarte hätte. Ich habe das nicht hinterfragt.” Sch. sagt, sie habe G. nicht gefragt, wofür er die Karte brauche. Götzl: “Sie fragen nicht, Sie denken nichts dazu. Ich habe Schwierigkeiten mir das vorzustellen.” Sch. sagt, sie könne sich schlecht erinnern: “Ich kenne diese Beate auch nicht, ich habe sie noch nie gesehen, ich hätte meine Karte auch nicht gegeben, hätte ich das gewusst, da kann ich ja gleich ins Gefängnis.” Auf die Sperrung der Karte angesprochen, sagt Sch., sie habe sich gedacht, die Karte sei sowieso gleich abgelaufen und dann habe sie sie eine Woche später als verloren gemeldet. Das Geld habe G. an besagtem Abend gleich dabei gehabt und sie habe ihm auch gleich ihre Karte, die sie im Portemonnaie gehabt habe, gegeben. Weitere Karten habe sie ihm nicht gegeben. Götzl sagt, sie werde sich doch Gedanken gemacht haben, warum G. ihr 300 Euro für so eine Karte gibt. Sch. erwidert, sie habe nur das Geld gesehen. Mit ihrem Mann habe sie nicht darüber gesprochen. Götzl fragt wieder zur Situation. Sch.: “Wir haben Alkohol getrunken, vielleicht einen geraucht, wie gesagt, ich hab nur die 300 Euro gesehen.” Sie verneint, weiter Unterlagen oder Karten an G. oder andere weiter gegeben zu haben.

Holger G. habe sie 2005 im “Soap Club” in Hannover kennengelernt, als sie ihren Mann kennen gelernt habe. Über politische Themen hätten sie nicht gesprochen, sie interessiere sich nicht für Politik. Zur politischen Einstellung von G. damals könne sie nichts sagen. Götzl hält der Zeugin aus der Vernehmung ihres Mannes Alexander Sch. vor. Dieser habe angegeben, dass die Übergabe in seiner Wohnung in Hannover erfolgt sei. Er habe außerdem Kenntnis davon erlangt, dass diese Karte etwa im Jahr 2005 von einer unberechtigten Person benutzt worden sei. Weiter habe Alexander Sch. ausgesagt, von wem er erfahren habe, dass die Karte unberechtigt benutzt wurde, wolle er nicht sagen, die Information sei von einem Juristen gekommen, mit dem er sich angesichts seiner Vorladung unterhalten habe. Silvia Sch. sagt, davon wisse sie nichts. Dann sagt sie, sie habe mit ihrem Mann darüber gesprochen, aber sie habe doch nicht gewusst, wo die Karte hingeht. Götzl weist darauf hin, dass sie eben gesagt habe, sie habe nicht mit ihrem Mann gesprochen. Sie hätten beide nicht gewusst, an wen die Karte gelangt ist, so Sch. Das sei ihr erst bei der Vernehmung bewusst geworden: “Erst nachdem mir der Polizist den Focus hingeworfen hat. Frau Sch., Sie sind jetzt berühmt, mit voller Adresse.” Richter Götzl hält Sch. die Kopie der AOK-Karte vor. Sch. bestätigt, dass die Karte im Jahr 2008 abgelaufen wäre. Götzl sagt, die Übergabe sei 2005 gewesen, aus der Karte ergebe sich nicht, dass das Ablaufdatum bald gewesen wäre, wie Sch. angegeben hat. Sch. sagt, sie verliere immer wieder den Faden, sie habe die Karte als gestohlen gemeldet. Götzl erwidert, das sei eine neue Variante, eben habe sie davon gesprochen, dass sie “verloren” gemeldet habe. Dann habe sie sich falsch ausgedrückt, so Sch. Dann hält Richter Götzl Sch. der Reihe nach Lichtbilder vor. Gezeigt werden zunächst Zettel. Sch. sagt, da stehe ihre alte Adresse drauf, das sei aber nicht ihre Schrift. Dann ein Bibliotheksausweis mit dem Bild Zschäpes (siehe Protokoll zum 23. und 38. Verhandlungstag). Sch. sagt, sie habe nie einen Bibliotheksausweis besessen. Das sei ihr Name und ihre Adresse, aber nicht ihre Unterschrift. Es folgen ein Brillenpass der Firma Fielmann, ein Radpass von “Radmaxx”, eine Paybackkarte von “Praktiker”, ein zahnärztlicher Behandlungsvermerk, eine Quittung über die Zahlung der Krankenkassengebühr und Bonusheft. Jeweils sagt Sch., die Unterlagen seien nicht von ihr.
Am Tag der Vernehmung habe sie mit ihrem Mann gesprochen, dass sie da in etwas “rein gerutscht” sei, mit dem sie nichts zu tun habe. Götzl sagt, sie sei bei der polizeilichen Vernehmung mit den Unterlagen konfrontiert worden, sie müsse sich doch Gedanken gemacht haben darüber, dass ihre Adresse und ihre sonstigen Lebensumstände benutzt wurden. Sch. sagt, ihr Kopf sei ganz leer. Götzl erwidert, sie mache eher den Eindruck, dass sie nichts sagen “wolle”. Götzl sagt, Sch. könne sich sicher sein, dass er sie nicht entlasse, bevor er nicht ihren Mann gehört habe. Götzl fragt, was sich Sch. selber überlegt habe, wie es zu diesen Unterlagen komme, dass da ihr Name und Adresse verwendet wurde. Sch. sagt, sie habe mit ihrem Mann gesprochen, der habe es auch nicht so gut gefunden. Auf erneute Nachfrage sagt Sch., sie habe nicht mit ihrem Mann über die AOK-Karte geredet. Auf den Widerspruch angesprochen, sagt Sch., sie habe die ganze Nacht nicht geschlafen, sie und ihr Mann seien heute erst gegen drei Uhr nachts angekommen. Götzl unterbricht die Sitzung, sagt aber Sch., dass sie keinen Kontakt zu ihrem Mann aufnehmen sollen.
Nach der Pause sagt Götzl, dass die Vernehmung unterbrochen werde. RA Hoffmann [Nebenklage-Vertreter Keupstraße] erwidert, er halte das für ungut, man solle eher zunächst den offenbar ebenfalls anwesenden Ehemann hören. Die Verteidigung von André E. sagt, sie wisse nicht, welche Bedeutung die Zeugin für die Nebenklage Keupstraße habe. Hoffmann erwidert, die Frage wie und mit welchen Papieren der NSU versorgt worden sei, treffe das gesamte Verfahren und alle Anklagepunkte. RA Behnke sagt, Götzl gehe wesentlich zurückhaltender mit den Zeugen um als es erforderlich wäre. Götzl sagt, er verhandle hier nach der StPO. RAin Lunnebach sagt, der Vorsitzende habe eine Geduld bewiesen, die in der Sache sehr sinnvoll sei: “Das war völlig sachgerecht was der Vorsitzende gemacht hat.” Es folgt eine weitere Unterbrechung, danach verkündet Götzl die Vernehmung werde unterbrochen.
RAin Pinar stellt den Antrag, zunächst Alexander Sch. zu hören, sonst drohe Beweismittelverlust, das Ermessen des Gerichts sei auf Null reduziert. Weitere Nebenklagevertreter_innen schleißen sich an. Die Bundesanwaltschaft sagt, das Ermessen sie zwar nicht auf Null reduziert, aber es sei sinnvoll, zunächst Alexander Sch. und dann noch einmal Silvia Sch. zu hören. Wohllebens Verteidiger Klemke tritt dem Antrag entgegen. Nach einer weitere Pause wird um 15.50 Uhr verkündet, dass die Zeugin Brigitte Böhnhardt umgeladen sei und es mit der Vernehmung von Silvia Sch. weiter gehe. Sch. berichtet, dass sie Holger G. vor dessen Festnahme zuletzt etwa im Oktober 2011 getroffen habe, da sei ein Mittelaltermarkt in Münster gewesen, danach seien sie “bei denen zu Hause” gewesen. Der allerletzte Kontakt sei im Sommer im “Seehaus” in Isernhagen gewesen, den genauen Zeitpunkt wisse sie nicht, es sei jedenfalls warm gewesen. Sch. bestätigt, dass das während des laufenden Verfahrens gewesen sei. Bei dem Gespräch habe G. gesagt, es tue ihm leid, dass er Sch. da mit rein gebracht habe. Über die anderen Ausweise sei nicht gesprochen worden, so Sch., es sei um die Krankenkarte gegangen. Holger G. habe, so Sch. weiter, gesagt, dass er sich das “nicht hätte erträumen können, dass die zu sowas fähig sind”. Sch. antwortet auf Frage von Götzl, dass G. nie etwas von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe berichtet habe, sie habe auch nie über Waffen mit G. gesprochen, so etwas nehme sie auch gar nicht in den Mund. Wohlleben kenne sie nicht, in ihrer Gegenwart habe G. auch nie von Wohlleben gesprochen. Bei dem Gespräch mit G., nachdem sei selbst vernommen worden war, sei nicht konkret über die Verwendung der Karte gesprochen worden. Sie habe das durch die Medien und die Polizei gehört und G. habe auch nicht mehr gesagt. G. habe sich “tausendmal” entschuldigt. Sch. verneint, dass ihr Mann Kenntnis davon gehabt habe, von wem die Karte eingesetzt worden ist. Mit ihrem Mann seien die Namen Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe und Wohlleben nie Thema gewesen. Auf die Frage von Götzl, ob sich ihr Mann in der Skinhead-Szene bewegt habe, sagt Sch.: “Das muss vor meiner Zeit gewesen sein.” Nach weiteren Nachfragen sagt Sch., ihr Mann sei früher in der Skinhead-Szene aktiv gewesen, jetzt aber nicht mehr. Götzl hält aus der Vernehmung von Alexander Sch. vor, der habe angegeben, sich schon bevor er Holger G. kennengelernt habe, offen als Rechtsradikaler zu erkennen gegeben zu haben. Sch. wiederholt, das sie vor ihrer Zeit gewesen, auch von G.s politischen Ansichten wisse sie nichts. Götzl fragt, ob es in der ganzen Zeit nie Gespräche über Politik gegeben habe. Sch.: “Nicht in meiner Anwesenheit.” Dann sagt Sch. aus, der Kontakt zu G. sei weniger geworden, als G. nach Lauenau umgezogen sei. Auf Frage von Richter Lang sagt Sch., die Übergabe der Karte sei vor dem Umzug gewesen. Sie habe die Karte ein oder zwei Wochen später verloren gemeldet. Lang fragt, ob sie nicht habe nachfragen müssen, weil sie gewusst habe, was G. mit der Karte macht. Sch. erwidert, sie habe das nicht gewusst. Lang fragt, ob Sch. sie für dumm verkaufen wolle. Er fragt, was Sch. denn mit so einer Karte mache. Sie gehe damit zum Arzt, so Sch., ein Fremder gehe dann wohl auch damit zum Arzt. Sie habe da aber nicht drüber nachgedacht. Vorsitzender Richter Götzl wiederholt, sie bekomme 300 Euro für die Karte und dann warte sie, bis sie die Karte als verloren melde. Er sagt Sch., sie solle mal überlegen, ob das plausibel klingt. Sch. sagt, sie habe sich zu dem Zeitpunkt keine Gedanken gemacht: “Das ist wirklich meine Wahrheit, was ich hier erzähle.” Richter Kramer sagt, es sei für einen Menschen unglaublich schwierig, sich gar nichts zu denken. Auf Frage von Kramer sagt Sch., sie habe sich von dem Geld Essen gekauft. Auf Frage von Bundesanwalt Diemer sagt Sch., sie habe auch nicht nachgefragt angesichts dessen, dass mit Holger G. ein Mann sie nach der Karte gefragt habe, auf der ein weiblicher Vorname stehe. Dann fragt OStA Weingarten. Er sagt, Sch. habe eingangs davon gesprochen, dass G. gefragt habe, ob “einer” eine Karte habe. Damit seien sie und ihr Mann gemeint gewesen, nicht sie persönlich, so Sch. G. habe das “so in den Raum geschmissen”. Sch. sagt auf mehrfache Nachfrage, sie habe auf der Fahrt zur Vernehmung nicht mit ihrem Mann über die Vernehmung gesprochen. Nach mehrfacher Nachfrage durch Weingarten sagt Sch. sie sei sich nicht mehr sicher, ob sie gesprochen oder geschwiegen hätten. Dann fragt Weingarten, ob Sch. eine Erklärung dafür habe, woher ihr Mann gewusst habe, dass die Karte von einer unberechtigten Person benutzt worden sei. Sch. verneint das. Weingarten sagt, Sch. habe eben davon gesprochen, sie kenne “die Beate” nicht und will wissen, ob es üblich sei, bei fremden Erwachsenen den Vornamen zu benutzen. Sch. sagt, sie habe nicht nachgedacht, sie kenne Zschäpe trotzdem nicht und fühle sich ihr auch nicht verbunden. Es folgt eine Unterbrechung bis 16.58 Uhr. Staatsanwalt Schmidt hält Sch. dann die Aussage von Holger G. vor, derzufolge er Sch. die Karte “abgequatscht” habe und ihr gesagt habe, dass damit “kein Scheiß” passiere. Sch. sagt, an diese Äußerung könne sie sich erinnern, sie habe sich aber vorher keine Gedanken darüber gemacht, ob damit “Scheiß” passiert. Richter Götzl hält Sch. vor, ihr Mann habe angegeben, dass G. auf Nachfrage nicht gesagt habe, für welche Zwecke er die Karte benötige; demnach sei also doch nachgefragt worden. Sch. sagt, sie habe definitiv nicht nachgefragt, sie könne sich nicht erinnern, ob ihr Mann nachgefragt habe.
Auf Frage von Nebenklagevertreter RA Tikbas sagt Sch., vor dem letzten Gespräch in Isernhagen habe G. angerufen, ob sie sich mit ihm, seiner Mutter und seiner Freundin treffen wollen auf ein “Bierchen”, er dürfe raus. RA Scharmer fragt, ob die Vernehmung durch das LKA eine besondere oder alltägliche Situation für sie gewesen sei. Sch.: ” Also besonders ist es ja nun nicht.” Scharmer fragt nach der Rückfahrt von der Vernehmung. Sch. sagt, sie und ihr Mann hätten sich über die Vernehmung unterhalten, sie sei am Heulen gewesen, sie hätten kurz angehalten und er habe sie in den Arm genommen. RA Hachmeister, Verteidiger von Holger G., beanstandet, die Frage sei schon gestellt. Götzl sagt, es sei schwierig von der Zeugin Antworten zu bekommen. Auch Hachmeister und sein Mandant hätten sich zurück gelehnt und gelacht. Vielleicht solle Hachmeister mal mit seinem Mandanten sprechen, ob es nicht an ihm sei, hier mal etwas beizutragen. Hachmeister sagt, er habe nicht über die Zeugin gelacht. Scharmer sagt, es sei bisher nur um die Hinfahrt gegangen, ihm gehe es um die Rückfahrt. Sch. sagt, sie könne sich nicht im Einzelnen an das Gespräch erinnern, es sei darum gegangen sei, dass es “scheiße” sei. Scharmer: “Bevor man zu der Bewertung kommt ‘etwas ist Scheiße’, muss man es erst bezeichnen.“ Sch. : “Ich weiß es nicht mehr.” Dann fragt Scharmer nach dem letzten Treffen mit G. Sch. sagt, sie habe gesehen, dass G. im Zeugenschutz sei, es seien zwei Polizisten in Zivil dabei gewesen. RA Bliwier fragt, ob die beiden Polizisten bei dem Treffen die ganze Zeit im Raum gewesen sei, was Sch. verneint. Sie habe zuerst nicht gewusst, wer die Begleiter sind, erst als G. das erzählt habe, so Sch. Bliwier fragt noch einmal zum Tag der Vernehmung. Er will wissen, wieviel Zeit zwischen der telefonischen Ladung und der Fahrt zur Polizei gelegen hab. Das wisse sie nicht, so Sch., sie sei noch auf der Arbeit gewesen. Sie bleibe dabei, dass sie nicht gewusst habe, warum sie zur Vernehmung muss. Dann fragt Bliwier zum Gespräch mit einem Juristen, mit dem Alexander Sch. gesprochen habe. Bliwier: “Sie haben nie von Ihrem Mann erfahren, dass er mit einem Juristen gesprochen hat, wie man sich in einer Vernehmung verhält.” Sch.: “Wenn ich es doch nicht mehr genau weiß.” Es könne sein, dass er es erzählt habe und sie es heute nicht mehr wisse. Sch. sagt, sie erinnere sich nicht, ob darüber gesprochen worden sei, dass sie und ihr Mann bei der Polizei unterschiedliche Angaben gemacht hätten. Auf Frage von RA Hoffmann sagt Sch., sie wisse nicht, ob ihr Mann auch angerufen worden sei, sie habe ihm erst zu Hause Bescheid gesagt. Ihr Mann sei die ganze Zeit bei ihr gewesen. Hoffmann möchte wissen, was für Vermutungen ihr Mann gehabt habe, um was es bei der Vernehmung gehen könne. Sch. sagt: “Dass es wahrscheinlich um meine Karte geht.” Auf Frage von Hoffmann sagt Sch., sie sei im Jahr 2010 einmal von ihrem Mann getrennt gewesen, sie seinen in der Zeit in verschiedene Wohnungen gezogen, seien aber im selben Jahr wieder zusammen gekommen. Nach der Fahrt nach München befragt, sagt Sch., sie seien um acht Uhr los gefahren und gegen drei Uhr morgens in München angekommen. Auf der Fahrt hätten sie sich über “Belangloses” unterhalten, unter anderem über House- und Techno-Musik. Ihr Mann habe ihr geschildert, wie der Raum im Gericht aufgebaut sei. Er habe nicht gesagt, dass sie bestimmte Sachen über ihn nicht sagen solle. Er habe gesagt, sie solle ruhig bleiben: “Was soll er dazu sagen?” Hoffmann fragt nach Namen von Freunden von Alexander Sch. Silvia Sch. sagt, sie kenne nur Bekannte, außer Holger G. keine engen Freunden. Hoffmann nennt mehrere Namen: Johannes Kn., Hannes Fr., Dorin Da., Thomas Dü., Marc Bo. Bei allen sagt Sch., sie kenne die Personen nicht. Dann fragt Hoffmann nach dem Aussehen ihres Mannes, als sie sich kennengelernt haben. Sch. sagt, er sei tätowiert, habe einen auf 3 mm rasierten Kopf gehabt wie immer und habe Jeans und T-Shirt getragen. An Tätowierungen trage ihr Mann eher “Old School” oder “Psychobilly”. Tattoos aus dem rechten Spektrum habe er nicht. Dann sagt sie aber, er habe ein “Skinhead”-Tattoo auf dem Bauch. Holger G. habe “normal” ausgesehen, sie hätten ihn “Holgi” oder “Ossi” genannt. Sie selbst stamme aus Leipzig, daher habe sie gehört, dass G. aus Jena kommt, darüber sei man auch ins Gespräch gekommen. Sie hätten sich immer am Wochenende zum Feiern getroffen, überwiegend in Discos, aber auch mal zu Hause. Zu Hause hätten sie nur elektronische Musik. Hoffmann fragt, ob es sein könne, dass ihr Mann die Karte an G. gegeben habe und sie nur eine Teil des Geldes bekommen habe. Das verneint Sch. Strafverfahren wegen Körperverletzung habe ihr Mann in der Zeit ihrer Ehe nicht gehabt, so Sch. Hoffmann hält einen Vermerk des Verfassungsschutzes vor, demzufolge Silvia Sch. Zeugin zu einer gefährlichen Körperverletzung ihres Ehemanns im Jahr 2008 gewesen zu sein. Das bestreitet Sch.
Sch. Sagt auch, sie könne ausschließen, dass ihr Mann in den letzten Jahren Kontakte zu Rockern gehabt habe.

RA Langer fragt noch einmal zur Übergabe der Karte. Sie habe von “jemand” und “Runde” gesprochen, er will wissen, wie sich das letztlich auf ihre Karte konkretisiert habe. Da sei nicht drüber gesprochen worden, so Sch. Langer: “Also Sie haben wortlos die Karten aus der Tasche gezogen.” Das bestätigt Sch. Es sei nicht Gegenstand der Absprache gewesen, dass sie die Karte erst ein bis zwei Wochen später abmelde, sie habe am Montag früh die Kasse anrufen und die Sperrung machen können. Langer hält vor, die Karte sei am 2.5.2006 bei einer Notbehandlung benutzt worden und es gebe eine Eintragung im Bonusheft am 8.5.2006, also der Folgewoche. Die Karte sei 2008 abgelaufen. Langer will wissen, was sich Sch. für Gedanken gemacht habe, welchen Nutzwert die Karte für G. habe, wenn sie schon am nächsten Tag die Karte hätte sperren lassen können. Sie habe sich erstmal keine Gedanken gemacht, so Sch. RA Sidiropoulos fragt, ob Sch. schon mal mitbekommen habe, dass irgendwer seine Krankenkassenkarte verkauft hat. Das verneint Sch. Ihr Mann habe seine Karte nicht zur Verfügung stellen wollen. Sie habe das Geld gemeinsam mit ihrem Mann ausgegeben, “um leben zu können”. RA Kuhn fragt, ob sich ihr Mann für Politik interessiere, was Sch. verneint. Er gehe auch nicht wählen , sie seien schon mal gemeinsam wählen gewesen, da habe er CDU gewählt. Sie wisse, dass ihr Mann einmal in einer Kameradschaft gewesen sei, sie wisse aber nicht wie die geheißen habe oder wann das gewesen sei. Sie habe im Rahmen ihres gemeinsamen Hausstandes keine rechtsradikale Musik gesehen. Dann fragt RA Kuhn nach Namen von Freunden ihres Mannes. Es entspinnt sich eine längere Diskussion, ob die Frage zulässig ist.
In Abwesenheit der Zeugin erläutert Kuhn, man kenne aus den Akten zu Holger G. eine ganze Reihe von Freunden, wo G. sage, dass sie rechts eingestellt seien, er aber nur noch private Kontakte habe. Ihn interessiere, ob das bei Alexander Sch. auch so ist. Die Rolle von Alexander Sch. könne möglicherweise eine andere sein, das könne an seiner Zugehörigkeit zur rechten Szene liegen und die Übergabe der Karten motiviert haben. Nach weiteren Stellungnahmen sagt Götzl, wenn es um den engsten Freundeskreis gehe, sei die Frage zulässig.
Auf Frage von RA Kuhn nennt die wieder anwesende Zeugin den Namen Sascha als eine engen Freund: “Das ist unser Tätowierer.” Sie habe ihren Mann nie auf dessen Nazivergangenheit angesprochen, so Sch. auf Frage von Kuhn. RAin Lunnebach möchte wissen, wie Sch. von der Verhaftung von G. erfahren habe. Sch. sagt, sie habe aus dem Fernsehen davon erfahren. Da sei aber nicht der volle Name genannt worden, so Lunnebach. Es sei von Holger G. die Rede gewesen, so Sch. Sch. sagt auf Nachfrage, sie habe erst nach der Vernehmung von der Verhaftung G.s erfahren. RAin Clemm fragt, ob es nur ein Treffen mit G. seit der Verhaftung gegeben habe, was Sch. bestätigt. Sie habe aber eben angegeben, G. zwei- oder dreimal pro Monat oder sogar zwei oder dreimal die Woche getroffen zu haben, dann habe es zwei oder drei Monate gar kein Treffen gegeben. Clemm will wissen, ob das nicht aufgefallen sei, ob man da nachgefragt habe. Schließlich sagt Sch., sie habe vor ihrer Vernehmung von der Verhaftung G.s erfahren. Sie hätten auch Kontakt zur Lebensgefährtin von G. aufgenommen, auch schon vor der Vernehmung. Mit der Lebensgefährtin gesprochen habe aber vor allem ihr Mann. RA Daimagüler fragt, ob ihr Mann oder G. mal über Ausländer oder Türken gesprochen habe, was Sch. verneint. Daimagüler fragt, ob ihr im Vorfeld der Aussage jemand Tipps gegeben habe, was sie sagen solle. Sch.: “Nein, ich bin unvorbereitet hierher gekommen, wie man sieht.” Aus der Nebenklage wird die Zeugin gefragt, ob sie Vorbehalte gegen Türken habe. Sch. sagt: “Ich habe nichts gegen Rechte, ich bin nicht links, ich bin nicht gegen Ausländer, ich bin neutral.” Auf Frage von RAin Pinar sagt Sch., sie habe sich kein Ziel gesetzt, wann sie die Karte als verloren meldet. In Bezug auf den Zeugenschutz von G. sagt Sch., ihr Mann habe das schon komisch gefunden, dass G. im Zeugenschutz ist. Danach hätten sie sich aber “nicht mehr groß” darüber unterhalten. Dann fragt RAin Pinar mehrere Antworten ab, die Sch. im Verlaufe ihrer Vernehmung gegeben hat, “was sie alles nicht wissen oder wissen wollen”, und lässt sie sich von der Zeugin noch einmal bestätigen. RA Kolloge fragt zu unterschiedlichen Adressen von Alexander und Silvia Sch., die bei der Vernehmung bei der Polizei angegeben worden seien. Das habe sich wohl “verschnitten”, so Sch. RA Reinecke sagt, auf der Karte stünde weder Geburtsdatum noch Adresse, es kämen zwei Anschriften bei den anderen Dokumenten vor. Reinecke will wissen, ob sich Sch. Gedanken gemacht habe, wie diese Daten zu der dritten Person gekommen seien, die Ausweise gefälscht habe. Sch. verneint das. Reinecke sagt, es seien neun Ausweise mit ihren Daten versehen, ob sie denn ihren Mann oder G. dazu befragt habe. Sch. verneint das. Weingarten sagt, Sch. sie habe hier immer wieder gesagt, sie habe zwischen der Ladung zur Vernehmung und der Vernehmung über die Frage, um was es gehen könne, nicht mit ihrem Mann unterhalten. Nur bei RA Hoffmann habe sie gesagt, ihr Mann habe vermutet, dass es bei der Vernehmung um ihre Karte gehen könnte. Weingarten fragt sie noch einmal, was mit ihrem besprochen worden sei. Sch.: “Dass es vermutlich um diese Karte geht.” Die Vernehmung wird um 19.24 Uhr unterbrochen und soll am 28. November fortgesetzt werden.

RA Bliwier sagt , die Zeugin habe ausgesagt, es habe nach Holger G.s Haftentlassung ein Treffen mit diesem gegeben, bei dem ihn Zivilbeamte gebracht, am Gespräch nicht teilgenommen und dann Holger G. wieder mitgenommen hätten. Der Zeugenschutz ermögliche also ein Treffen zwischen einem Angeklagten mit Zeugen, die ihn überführen sollen. Er beantrage, den Vorgang aufzuklären durch Aufzeichnungen, Vermerke, dienstliche Äußerungen und zeugenschaftliche Vernehmungen der Beamten. Es widerspreche jeder Regelung zum Zeugenschutz, außer wenn man eine Absprache ermöglichen oder darauf hinwirken wolle. OStA Weingarten erwidert, ein in Freiheit befindlicher Angeklagter könne sich mit anderen in Freiheit befindlichen Personen treffen so lang er wolle. Dass das Treffen unter Polizeischutz begleitet worden sei, sei eine, sich aus dem Umstand des Zeugenschutzes von alleine ergebende Tatsache. Da gebe es überhaupt nichts aufzuklären. RA Scharmer sagt, die Vorgaben des Zeugenschutzprogramms würden normalerweise Kontakte in die Szene unterbinden. Es sei die eine Frage, was der Angeklagte darf, und die andere, was der Zeugenschutz macht. RA Hachmeister sagt, sein Mandant habe nicht den Zeugenschutz instrumentalisiert um Absprachen zu treffen. Man solle ggf. die anderen Gesprächsbeteiligten hören, dann sei der “Hexenverfolgungswahn” beendet. RA Bliwier erwidert, solange Holger G. sich nicht äußere, würden Anträge gestellt.

Dann verliest RA Klemke einen Antrag, den er schon vor Stunden habe stellen wolle. Er beantragt, eine in der Hauptverhandlung vollzogene Straftat festzustellen. “Prof. Dr. Behnke” habe gesagt, dass er, Klemke, schon des öfteren seine anwaltlichen Berufspflichten verletzt habe. Das sei nur so zu verstehen, dass er hier in der Hauptverhandlung seine anwaltlichen Berufspflichten verletzt habe und sei eine üble Nachrede. Behnke habe eine ehrenrührige Behauptung aufgestellt, der Vorsitzende habe bisher keinen Anlass gehabt, seine Verteidigertätigkeit zu rügen mit Ausnahme von zwei Fragen, die gerügt worden seien. RA Behnke sagt, Klemke solle doch bitte den Doktortitel streichen, nicht, dass er, Behnke, noch in den Verdacht des Titelmissbrauchs gerate.

Der Verhandlungstag endet um 19.39 Uhr.

Rechtsanwalt Scharmer erklärt zum Treffen zwischen Alexander und Silvia Sch. und Holger G.:

“Holger G. trifft sich während des laufenden Ermittlungsverfahrens, während er im Zeugenschutz ist, mit einer weiteren Beschuldigten und ihrem Mann, der als organisierter Neonazi bekannt war. Das allein ist eine Tatsache, die ein neues Licht auf das Verhalten von Holger G. und seine Aussage in diesem Prozess wirft. Dass Holger G. dabei aber auch noch von Beamten des Zeugenschutzes begleitet wird, ist skandalös. Holger G. soll vermeintlich vor der rechten Szene geschützt werden. In der Regel geht Zeugenschutz mit der Auflage einher, den Kontakt zum vorherigen Umfeld abzubrechen. Erst recht gilt dies für den Kontakt zu weiteren Beschuldigten. In jedem Fall darf es keine Absprachen über mögliche Aussagen mit weiteren Beschuldigten oder Zeugen geben.Wir werden ergründen müssen, was die Beamten des Zeugenschutzes des BKA dazu bewogen hat, Holger G. zu einem derartigen Treffen auch noch zu begleiten.“


Protokoll 55. Verhandlungstag - 13. November 2013

Der als Zeuge geladene Andreas Sch. machte nach dem Hinweis des Szene-Verteidigers Klemke von seinem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch um sich mit einem Anwalt zu beraten. Den Rest des Verhandlungstages wurden mehrere Anträge gestellt und kommentiert, darunter einer des Nebenklagevertreters Bliwier auf die Beiziehung des beim Generalbundesanwalt befindlichen Aktenbestandes aus dem Ermittlungsverfahren gegen Andreas Te., dem am Tatort Kassel anwesenden Mitarbeiter des Verfassungsschutzes.

Zeug_innen:
Andreas Sch. (soll für Wohlleben und Carsten S. eine Waffe mit Schalldämpfer besorgt haben)

Die Verhandlung beginnt um 9.46 Uhr. Rechtsanwalt Pausch, Verteidiger von Carsten S., nimmt an der heutigen Sitzung wieder teil. Zuerst fragt der Vorsitzende Richter Manfred Götzl nach dem Stand der Dinge in der Auseinandersetzung zwischen Wohlleben-Verteidiger Klemke und dem Nebenklagevertreter Prof. Behnke. Klemke sagt, es habe ein Gespräch zwischen ihnen gegeben, dieses sei aber ohne Ergebnis geblieben. Götzl lässt daher zur gestrigen Verhandlung u. a. protokollieren: “Prof. Behnke äußerte daraufhin, Klemke habe als Organ der Rechtspflege gegen seine Berufspflichten verstoßen.” Götzl empfiehlt jedoch, “dass die Anwälte hier eine Verständigung finden. Das ist eine Sache zwischen Ihnen beiden”.

Als erster Zeuge ist Andreas Sch. geladen. In dessen Zeugenbelehrung verweist Götzl auch auf den §55 StPO [Aussageverweigerungsrecht bei Gefahr, sich selbst oder Angehörige der Strafverfolgung auszusetzen]. Noch bevor der Vorsitzende die erste Frage an den Zeugen stellen kann, mischt sich Wohlleben-Verteidiger Olaf Klemke ein und beanstandet die Belehrung als “nicht ausreichend”: “Der Zeuge muss nicht nur bezüglich einzelner Fragen, die er verweigern darf, belehrt werden, sondern, dass er generell die Aussage verweigern darf, da nichts übrig bleibt, was er ohne Gefahr der Strafverfolgung ausführen kann”. Sch. habe angegeben, dass er eine Waffe mit Schalldämpfer besorgt und an den Mitangeklagten Carsten S. übergeben haben will. Hieraus folge eventuell der objektive Tatbestand einer Beihilfehandlung zu Mordtaten. Den Standpunkt der Bundesanwaltschaft, dass bzgl. der subjektiven Tatbestandsmerkmale kein Anfangsverdacht bestünde, sehe er, Klemke, “überhaupt nicht so”. Eine Waffe mit Schalldämpfer, zitiert Klemke aus der Anklageschrift, stehe für einen “proaktiven und lautlosen Gebrauch” und sei ein “Symbol für Tötungen von Menschen”. Es gebe auch Anhaltspunkte, dass Sch. bekannt gewesen sei, für wen die Waffe bestimmt gewesen ist. Der Szeneladen “Madley” sei schließlich “nicht der EineWeltladen von Jena” gewesen, sagt RA Klemke, Sch. habe das Trio gekannt und von einer Verbindung Wohllebens zu den Dreien gewusst. In der Garage sei zudem ein wohl offensichtlich von Uwe Mundlos verfasster Zettel aufgefunden worden, auf dem sich ein Vermerk für einen Andreas Sch. aus Wolfersdorf sowie der Name von Thomas St. [mutmaßlicher Sprengstofflieferant und V-Mann des LKA Berlin] befunden habe.

Auch Rechtsanwalt Heer beantragt, den Zeugen über ein ihm zustehendes “vollständiges Aussageverweigerungsrecht” zu belehren. Bundesanwalt Diemer reagiert zunächst auf Klemkes Ausführungen: “Es überrascht, dass ausgerechnet ein Verteidiger des Angeklagten Ralf Wohlleben hier einen Anfangsverdacht geradezu herbeiredet”. Und fügt spöttisch hinzu: “Auf der Garagenliste steht auch Ihr Mandant, Herr Klemke, und auch die Bundeswehrkaserne in Frankenthal”. Rechtsanwalt Klemke regt an, dem Zeugen Sch. einen Zeugenbeistand zu bestellen.
Von den Nebenklagevertreter_innen nehmen die Rechtsanwälte Bliwier und Narin Stellung. Beide schließen sich der BAW an. Bliwier sagt zu Klemke: “Es ist interessant, wie Sie den Vorsatz der Beihilfe zum Mord interpretieren, das fällt auf Ihren Mandanten zurück”; und Narin kommentiert: “§55 StPO dient dem Schutz des Zeugen, nicht dem Schutz Ihres Mandanten”. Der Vorsitzende Richter Götzl unterbricht die Verhandlung zunächst für zehn Minuten. Die Pause dauert jedoch länger und länger und wird erst nach einer Stunde Beratungszeit wieder fortgesetzt. Götzl spricht von illegalem Erwerb, Verkauf und Übergabe einer “Waffe mit Schalldämpfer” und dass “Bezug” bestanden hätte “zu Wohlleben, Mundlos, Böhnhardt, Ka. und zum THS“. Dies seien tatsächlich Umstände, die für eine Verfolgungsgefahr sprechen.

Die Rechtsanwält_innen Klemke und Schneiders bestehen auf einer Belehrung, dass der Zeuge - Klemke nennt ihn “ein Häufchen Elend” - einen Rechtsbeistand beiziehen kann. Die Nebenklagevertreterin Edith Lunnebach kommentiert das bissig: “Das Häufchen Elend war immerhin in der Lage, auf Nachfrage hin ‘ne scharfe Waffe zu besorgen. Soviel Mitleid müssen wir nicht mit ihm haben”. Und Nebenklagevertreter Rechtsanwalt Schön regt noch die Ladung der Vernehmungsbeamten an, die Sch. einst verhörten. Nachdem der Zeuge Sch. den Saal wieder betreten hat, belehrt ihn Götzl nun über ein umfassendes Aussageverweigerungsrecht. Der Zeuge hat die neue Situation offensichtlich erkannt und sagt: “Da würde ich mich erst einmal mit meinem Anwalt unterhalten bevor ich hier mich selber reinreite”. Götzl unterbricht dafür erneut, die ursprünglich bis 11.30 Uhr angesetzte Pause dauert dann eine Viertel Stunde länger. Sch. sagt danach zu, dass er sich bis kommenden Montag um einen Anwalt kümmern und diesen dem Gericht mitteilen wolle. Die Vernehmung von Sch. wird daher für heute unterbrochen.

Nebenklage-Vertreter Rechtsanwalt Bliwier stellt nun einen Antrag zu mehreren Punkten: Frau Er. vom hessischen Landesamt für Verfassungsschutz [LfVH] solle als Zeugin geladen und ein Vermerk von ihr verlesen werden. Begründung: Der Zeuge Andreas Te. habe gegenüber der Quellenführerin angegeben, er kenne das in Kassel erschossene Opfer nicht und würde den Ort auch nicht aufsuchen. Der Zeuge Te. habe zudem ihr gegenüber angegeben, dass der Mord keinen regionalen Bezug habe, was auch die Frage aufwerfe, woher er schon so früh die Infos haben konnte. Dies berühre die Glaubwürdigkeit des Zeugen Te. Der Telefonüberwachung zufolge habe der Beamte He. vom Landesamt für Verfassungsschutz Hessen mit Te. telefoniert und ihm geraten, bei seinen Vernehmungen “so nah wie möglich an der Wahrheit zu bleiben”. Vom Landesamt aus sei auf das Aussageverhalten Te.s eingewirkt worden, eventuell. habe man den ehemals Beschuldigten sogar gezielt “gesteuert”. Bei einer Besprechung im Landesamt für Verfassungsschutz mit Polizei und Staatsanwaltschaft hätte Staatsanwalt Wi. erklärt, er wolle eine dienstliche Aussage von Te. und dessen Sicherheitsakte haben. Auch die Polizei habe erwartet, dass das Landesamt Hilfestellung leistet. Die Vernehmung der von Te. geführten Quellen habe das Landesamt jedoch verweigert, He. habe sich gar geäußert, “dass dies das größtmögliche Unglück für das Landesamt wäre. Man müsse zukünftig nur eine Leiche in der Nähe eines VMs ablegen”, um den Geheimdienst zu zerschlagen. Der V-Mann Gä., der tief in der Naziszene verwurzelt gewesen sei und sich am Tattag mit Te. in Verbindung gesetzt habe, habe deswegen nicht zeitnah vernommen werden können. Rechtsanwalt Bliwier sagt dazu in seinem Antrag: “Die Beweiserhebung wird ergeben, dass das Landesamt alles getan hat, um die Aufklärung des Mordes an Halit Yozgat zu verhindern.“ Da es das hessische Innenministerium gewesen sei, das die Vernehmung der VMs verhindert habe, fordert Bliwier auch, die “Sperrerklärung des hessischen Innenministers auf Blatt 10″ als Urkunde zu verlesen. Außerdem möge der Senat an das Ministerium herantreten, damit bisher gesperrte Aktenteile ungeschwärzt zur Verfügung gestellt werden. Die Bundesanwaltschaft kündigt eine Stellungnahme zu einem späteren Zeitpunkt an. Rechtsanwältin Anja Sturm schließt sich den Anträgen an und appelliert an den Senat, die bisherige Entscheidung, die Te.-Akten nicht beizuziehen, zu überdenken. Mit Rechtsanwältin Nicole Schneiders schließt sich auch die Wohlleben-Verteidigung dem Nebenklageantrag an. Mehrere NK-Vertreter_innen schließen sich ebenfalls an, darunter die Rechtsanwält_innen Kolloge, Hoffmann, Narin, Hartmann, Rabe, Lucas und Basay.

Rechtsanwalt Kienzle verliest nun einen gemeinsamen Antrag der Familien Yozgat und Kubaşık auf Beiziehung des beim Generalbundesanwalt befindlichen Aktenbestand aus dem Ermittlungsverfahren gegen Andreas Te. noch vor dessen geplanter Vernehmung am 3. 12. 2013. Aus diesen Akten würden sich Tatsachen ergeben, die einerseits für Schuld- und Rechtsfragen in diesem Verfahren von Bedeutung seien und andererseits wichtig für die Beurteilung der Glaubwürdigkeit des Zeugen Te.
Kienzles sehr ausführliche Begründung widmet sich unter anderem folgenden Punkten:
- Dem engen zeitlichen Zusammenhang zwischen den Morden an Mehmet Kubaşık und Halit Yozgat. Beobachtungen des Zeugen Te. im Mordfall Yozgat würden auch Rückschlüsse im Mordfall Kubaşık zulassen, auch angesichts der Verbindungen der Kasseler und Dortmunder Neonaziszene.
- Die Aufklärungspflicht gebiete die Beiziehung der Aktenbestände, denn die bisher vorgelegenen Akten seien lückenhaft, mit ihnen könne beispielsweise die Glaubhaftigkeit der Angaben des Zeugen Te. nur bruchstückhaft überprüft werden. Schon aus den vorliegenden Akten ließen sich erhebliche Zweifel an seinen Angaben ableiten, z. B. die in der Hauptverhandlung gemachte Angabe, er habe rekonstruiert, nicht am Tattag im Internetcafé gewesen zu sein. Gegenüber seinem Vorgesetzten habe er dagegen angegeben, am Tattag am Tatort gewesen zu sein. Seine Vernehmung hier habe die Annahme verstärkt, dass er relevante Beobachtungen gemacht hat, die er verschweigt oder verdrängt.
- Der BAO “Trio” beim BKA hätten alle 37 Ordner zu Te. vorgelegen. Ohne die Beiziehung dieser Akten bliebe ihr Abschlussbericht unverständlich.
- Auch der schon gestellte Antrag zu Ermittlungen “über die möglichen Markierungen möglicher Anschlagsorte” sei “ohne Rückgriff auf die zurückgehaltenen Akten nicht möglich gewesen”. Auch die weiteren Erkenntnisse des Staatsanwalts Wi. beruhten weitgehend auf dem beizuziehenden Aktenbestand, z. B. zu rechten Bezügen von Te. oder seiner Zusammenarbeit mit dem V-Mann Gä.
- Noch im Juni sei man auch beim Generalbundesanwalt davon ausgegangen, dass alle Akten zum Verfahren gehören und habe im Hinblick auf eine Einsichtsnahme schon umfangreiche Schwärzungen vorgenommen.
- Aus den beantragten Akten würden sich neue Tatsachen ergeben, z. B. hinsichtlich der Ausspähungen der Tatorte im Kassel, bei denen “nahezu sämtlich Verbindungen zur Person Te. bestehen” würden. Das Amtsgericht Kassel habe 2006 den emailProvider cityline zur Auskunft über email-Accounts verpflichtet. Die Ermittlungsergebnisse dieser Beschlüsse seien bisher nicht vorgelegt worden. Te. habe einen der Accounts unter der Personalie “Jörg Schneeberg”, Bremer Str. 3, genutzt. Ebenfalls würde sich zeigen, “dass ein weitere markanter Bezugspunkt des Zeugen Te. mit der Markierung Untere Königsstr. 81 korreliert”: “Alexander Thomsen” sei in der Unteren Königsstraße 80 gemeldet gewesen, wie sich aus den beantragten Akten hervorgehe. Im Nachbarhaus der Aliasperson sei also für oder durch den NSU ein mögliches Anschlagsziel markiert worden.
- Die dienstliche Tätigkeit Te.s sei unmittelbar mit dem Gebiet verknüpft, das markiert worden ist.
- Te. sei davon ausgegangen, dass er nicht ermittelt werden könne, da er sich “Jörg Schneeberg” nannte. Erst als die Ermittler ihn enttarnt hatten, habe er eine Anwesenheit eingeräumt, aber an einem anderen Tag. Erst als die Ermittler ihn mit seiner Anwesenheit am Tattag damit konfrontierten, habe er den richtigen Tag eingeräumt, will aber nichts gesehen haben. Der Zeuge habe seine Aussagen also sukzessive den Ermittlungsergebnissen angepasst.
- Ein Polizeipsychologe sei zum Ergebnis gekommen, dass sich Te. “scheinangepasst” verhalte. Te. habe so bisher angegeben, die Tür sei durch einen Holzkeil gesichert gewesen und er habe ein lautes Geräusch gehört - als ob Möbel gerückt würden. Hier habe er dagegen ausgesagt, er habe keinerlei Geräusch gehört. Im kognitiven Interview habe Te. geschildert, er habe sich intensive Gedanken gemacht, wo Halit Yozgat abgeblieben sei. Dies stünde in offenem Widerspruch zu seiner Angabe hier, er habe sich keinerlei weitere Gedanken gemacht.
- Aus den beigezogenen Akten würde sich ergeben, dass der Zeuge Te. für Vernehmungssituationen geschult wurde und zusätzlich, “dass seine bisherigen Angaben zum Kennverhältnis zu Gä. nicht der Realität entsprachen”. Hier habe er von keinem oder nurmehr sporadischem Kontakt gesprochen, von einem Arbeitsverhältnis, “das Gegenteil dieser Angaben wird sich aus dem beigezogenen Aktenmaterial ergeben”. Am 4.10.2006 habe es beispielsweise ein Treffen von Te. und Gä. im Kasseler “Burger King” gegeben, auch nach der Enttarnung Te.s habe noch telefonischer Kontakt bestanden. Die Ermittlungsbeamten hätten bei der Telekommunikationsüberwachung den Eindruck gehabt dass Te. eine “freundschaftliche Beziehung zu Gä.” gepflegt hätte, “deutlich intensiver, als das bislang eingeräumt wurde. Zu seiner rechtsextremistischen Quelle bestand, anders als hier berichtet, ein Duzverhältnis”.
- In der Gesamtschau würde sich ergeben, dass die Ermittlungsergebnisse 2006 “unter dem Vorbehalt zu sehen sind, dass das LfVS einzugreifen” versucht habe. He. habe dem Beschuldigten Te. auf den Weg gegeben, er müsse sich klar überlegen, wann er von der bundesweiten Mordserie erstmals erfahren habe. Entsprechend setze Te. das auch in seiner dienstlichen Erklärung um, die von den genannten Beamten mitgestaltet worden sei.
- Zwischen dienstlicher Erklärung und dem kognitiven Interview würden sich wesentliche Widersprüche ergeben. Ohne die Beiziehung des Aktenmaterials könne dem nicht nachgegangen werden.
- Beim Schutz Te.s vor den Ermittlungen sei seitens des LfVH eine Manipulation vorgeschlagen worden, eine “legendierten Teilnahme” von Polizeibeamten bei Vernehmungen der Quellen.
- Das LfVH habe selbst einen bisher nicht veröffentlichten Ermitlungsansatz zu dem Mord in Kassel gehabt, was ebenfalls durch das Aktenmaterial bewiesen werden könne: Herr He. habe für das LfVH die These “VM als Täter” aufgestellt.
Zu dem von der Bundesanwaltschaft angeführten “Persönlichkeitsschutzrecht” führt Rechtsanwalt Kienzle u. a. aus, dass sich in den Altakten der Morde eine Fülle von intimen Bestandteilen befinden würden. Dabei stünden die Freunde und Familie der Opfer im Fokus. Die Ermittlungsakten zu deren Leben und Privatsphäre, die “in hohem Maße die Rechte der Opferfamilien verletzen”, würden sich in den Prozessakten finden. Kienzle sagt: “Umso mehr verwundert der Versuch, dass der GBA versucht, das Persönlichkeitsrecht eines Zeugen zu schützen, der sich für das Fernsehmagazin ‘Panorama’ im eigenen Garten hat filmen lassen”. Unterschrieben ist der von Kienzle verlesene Antrag von einer Vielzahl an Nebenklagevertreter_innen. Götzl fragt die Verteidigung Holger G., ob “zu dem gestrigen Bereich” weitere Einlassungen oder schriftliche Äußerungen von ihrem Mandanten kommen würde, was Rechtsanwalt Hösl verneint. Dann ist erst einmal Mittagspause bis 14.00 Uhr.

Um 14.13 Uhr verkündet der Vorsitzende, dass der Zeuge Li. um 11.51 Uhr habe mitteilen lassen, dass er wegen Erkrankung heute nicht erscheinen werde, “eine Nachfrage beim Arzt hat tatsächlich ergeben, dass er da in Behandlung war”. Mehrere Rechtsanwält_innen schließen sich nun dem von RA Kienzle verlesenen Antrag an, darunter Rabe, Basay, Hoffmann, Narin, Hartmann, Kuhn, Tikbas, Kolloge, Daimagüler. Mit Rechtsanwältin Schneiders schließt sich auch die Verteidigung Wohllebens und mit Rechtsanwältin Sturm auch die Verteidigung Zschäpes an, wobei Sturm noch korrigierend hinzufügt, dass die Zschäpe-Verteidiger_innen sich das im Antrag angeführte Beweisziel nicht zu eigen machen würden.

Nun verliest Rechtsanwältin Basay einen weiteren Antrag. Zu laden seien die Kriminalhauptkommissare Fi. und We. vom PP Nordhessen sowie des Psychologen Sche. von der Polizeiakademie Hessen. Diese hätten am 28.1. 2009 ein sog. “kognitives Interview” mit dem Zeugen Andreas Te. geführt. Nach dieser Vernehmung sei - auch nach der Einstellung des Verfahrens gegen Te. - bei den Beamten die Vermutung geblieben, dass Te. nicht alles preisgegegeben habe, was dieser wisse. Zumal er oft Observationen geleitet habe, für Wahrnehmungen besonders geschult gewesen sei und - da er regelmäßig in den Schützenverein gegangen sei - Schussgeräusche habe erkennen können. Unterschrieben ist der Antrag von den Rechtsanwält_innen Rabe, Lucas und Kienzle. Auch Rechtsanwältin Schneiders schließt sich an.

Rechtsanwalt Erdal beantragt nun, ein sprachwissenschaftliches Gutachten einzuholen, “zum Beweis der Tatsache, dass die Angeklagte Z die Mitverfasserin des NSU-Manifestes ist” und beruft sich dabei auf dem Magazin “Stern” offenbar vorliegende Gutachten zum Vergleich des NSU-Briefes mit Zschäpes Brief an einen Mitgefangenen. Die Nebenklagevertreter_innen Hoffmann und Pinar schließen sich an. Rechtsanwältin Sturm kündigt dazu eine Stellungnahme am nächsten Tag an.

Für alle vier Vertreter_innen der Familie Kubaşık verliest Rechtsanwältin von der Behrens nun eine Erklärung nach §257 StPO zur Vernehmung des Zeugen Sch. am 6.11. (vgl. Protokoll 52. Verhandlungstag): Seine Befragung habe gezeigt, dass auch in Dortmund das Kalkül der Täter aufgegangen sei, in dem die Tatmotive im Umfeld des Opfers gesucht worden seien. Trotz intensiver Ermittlungen sei schnell deutlich geworden, dass keine Verbindung ins kriminelle Milieu bestanden hat. Aber auch die zweite operative Fallanalyse habe nicht zu einer Änderung der Ermittlungsrichtung geführt. Weder die Aussagen der Zeugin Dz., die zwei Deutsche, “Nazis”, am Tatort gesehen hat, noch die Einschätzung des leitenden Staatsanwalts in Dortmund, ein Durchgeknallter, der Migranten hasse, habe die Tat begangen, und auch nicht die Existenz einer militanten Naziszene, aus deren Reihen mehrere Morde geschehen waren, hätten zu Ermittlungen in Richtung eines rassistischen Motivs geführt. Der Zeuge habe “keine konkrete Ermittlungshandlung in Richtung rassistisches Motiv” benennen können und es sei ihm auch nicht bewusst gewesen, dass es einen Brandanschlag in der Westhoffstraße gegeben hatte und sich dieser Verein auf den Ausspähnotizen des Trios befindet. Die Ermittlungen und die Öffentlichkeitsarbeit der Polizei hätten zu einer weiteren Stigmatisierung der Familie geführt, z. B. die Aussage des BAO-Leiters Wolfgang Geyer gegenüber den Medien, “wie wenig die Polizei eigentlich über ausländische Bevölkerungsteile und ihre Mentalität weiß”. Die Verdächtigungen hätten die Familien bis November 2011 verfolgt, wie Gamze und Elif Kubaşık hier eindrucksvoll geschildert hätten. Es seien Angst und Schrecken in der migrantischen Community verbreitet worden.
An dieser Stelle platzt Rechtsanwalt Heer dazwischen: “ich bitte um das Wort”. Götzl warnt von der Behrens: “Sie kommen jetzt in den Bereich eines vorweggenommenen Plädoyers”. Rechtsanwalt Scharmer und Rechtsanwältin von der Behrens weisen darauf hin, dass sie lediglich die Zeugenaussage ihrer Mandantin in Bezug zur Aussage des Zeugen Sch. setzen würden. Götzl lässt die Rechtsanwältin in ihrer Erklärung fortfahren. Von der Behrens sagt: “Es wurde Angst und Schrecken verbreitet. Die Familien konnten sich als Motiv nur Rassismus vorstellen. Dass es keine Ermittlungen in diese Richtung gab, verstärkte die Angst der Opfer”. Dies sei für die Strafzumessung relevant, da die Täter um diese Wirkung gewusst und diese gewollt hätten.

Götzl hakt nochmal zum Beweisantrag von RA Erdal nach, der darin von einem “NSU-Manifest, wie im Bekennervideo wiedergegeben” geschrieben hatte. Erdal fügt an, dass er auch den “NSU-Brief” gemeint habe. Die Nebenklagevertreterin Clemm meldet sich im Hinblick auf die in der nächsten Woche geplante Vernehmung von André Ka. Wie es mit Akteneinsicht in die bisher noch nicht gelieferten Vernehmungen aussehe? Clemm sagt: “Anders als von der BAW zugesagt, gibt es die Akten immer noch nicht”, worauf Bundesanwalt Diemer eine “Prüfung” zusagt. Clemm beantragt daraufhin die Beiziehung der Akten, hilfsweise der Beschuldigtenvernehmungen. Rechtsanwältin Pinar sagt: “Was gibt’s denn da zu prüfen, Herr Dr. Diemer?” und “Ich weiß nicht, warum Ka. nicht auf der Anklagebank sitzt”. Um erneuten Zeitverzug zu vermeiden, sollte zudem im Vorfeld geprüft werden, ob Ka. nicht einen Zeugenbeistand bekomme. Diemer kündigt für morgen Stellungnahmen der BAW zu allen heute gestellten Anträgen an. Rechtsanwalt Daimagüler weist zum Antrag von RA Erdal darauf hin, dass sich der “Stern”-Artikel auf den “NSU-Brief von 2002″ bezogen habe. Die Rechtsanwält_innen Sturm, Klemke und Hösl schließen sich Clemms Antrag auf Beiziehung der Akte zu Ka. an. Die Rechtsanwältinnen Schneiders und Sturm sagen, dass die “Beiakte VI” ["römisch sechs"] aus Zwickau ihnen jeweils nicht vorliegen würde. Götzl macht daraufhin eine Pause: “Dann müssen wir Sorge dafür tragen, dass dies jetzt gleich noch geschieht”.

Nach der zwanzigminütigen Pause konkretisiert zunächst RA Erdal seinen Antrag, es sei ihm “um das politische Manifest auf der Festplatte aus dem Jahre 2002″ gegangen. Zum Antrag auf Beiziehung der Akten aus dem Verfahren gegen André Ka äußert sich dann OSTA am BGH Weingarten. Grundsätzlich sei es so, “dass das Begehren auf Einsicht in Akten nicht abgeschlossener Ermittlungsverfahren auf Widerspruch der Staatsanwaltschaften stößt”. Da die BAW das Verfahren gegen Ka. jedoch “für materiell einstellungsreif” halten würde, würden sie “ausnahmsweise vor einer Einstellung” morgen die Vernehmungsprotokolle und eine Aktualisierung des Sachstandsberichts rausgeben. Rechtsanwältin Sturm weist empört darauf hin, dass jegliche Beschränkungen eine Ausnahmevorschrift seien. Wenn das Verfahren “einstellungsreif” sei, müsse zudem “die gesamte Akte” vorgelegt werden. Weingarten kontert scharf: “Ich bin es langsam leid, Rechtskunde zu machen”. Diese Vorschrift beziehe sich auf Akten zu Verfahren der Angeklagten, nicht der Zeug_innen. Der Vorsitzende unterbricht um 15.10 Uhr für heute die Sitzung, Fortsetzung morgen um (ausnahmsweise) 11.00 Uhr.

Nebenklagevertreter RA Alexander Hoffmann kommentiert die Strategie der Verteidigung Wohllebens:

„Die Anregung der Verteidigung Wohlleben könnte sich für diesen zum Bumerang entwickeln. Das Gericht wird jetzt die Vernehmungsbeamten, die die drei Vernehmungen mit Schulz durchgeführt haben, hören. Diese werden mit großer Wahrscheinlichkeit dessen protokollierte Aussagen, die sowohl Wohlleben als auch Schultze schwer belasten, bestätigen. Schulz hatte beispielsweise angegeben, dass von Anfang an eine Waffe mit Schalldämpfer bestellt wurde und dass Wohlleben an der Bestellung beteiligt war.“


Protokoll 56. Verhandlungstag - 14. November 2013

An diesem Verhandlungstag wurden weiter Stellungnahmen zum Antrag auf ein forensisch-linguistisches Gutachten zum Zschäpe-Brief und dem NSU-Brief eingebracht. Die meiste Zeit des Tages verging mit der Anhörung von Zeug_innen aus der Zwickauer Polenzstraße, die vor allem Zschäpe, aber auch Mundlos und Böhnhardt als „freundliche“ NachbarInnen kannten, die gerne „Ballerspiele“ spielten.

Zeug_innen:

	Thomas J. (LKA Sachsen, ermittelte zur Versendung des sogenannten Bekenner-Videos des NSU)
	Susann Ei. (hat Zschäpe in Zwickau eine SIM-Karte gekauft)
	Uwe S., (ehemaliger Nachbar aus der Polenzstraße in Zwickau)
	Katrin F. (ehemalige Nachbarin aus der Polenzstraße in Zwickau)
	Martin F. (ehemaliger Nachbar aus der Polenzstraße in Zwickau)




Der Verhandlungstag beginnt um 11:13 Uhr. Als erster Zeuge war am heutigen 56. Prozesstag Thomas J., 49 Jahre, vom LKA Sachsen geladen, dessen Aussagegenehmigung verlesen wird. Er hat Ermittlungen beim Leipziger Briefzentrum 04 angestellt, dessen Stempel sich auf den Umschlägen von sechs der zwölf Bekennervideos befunden hat, die mutmaßlich von Beate Zschäpe am Samstag, 5.11.2011, in Halle eingeworfen worden sind. Der Poststempel datiert vom 6.11.
Seine Fragestellung lautete: war es der Angeklagten Beate Zschäpe möglich, sechs Bekennervideos selbst einzuwerfen?  Das in Frage stehende Briefzentrum 04 der Deutschen Post AG liege in der Nähe des Flughafens Leipzig-Halle in Schkeuditz: er habe seine Anfrage mit 4 Fragen am 7.12.11 hingeschickt und am 16.12.11 nochmal nachgefragt.
Der Zeuge gibt an, dass zunächst der Fluchtweg von Zschäpe ermittelt worden sei, ihre Spur sei mit einem Mantrailer-Suchhund in Chemnitz verfolgt worden, wo in den Morgenstunden des 5.11. gewesen sein soll. Am Nachmittag des 5.11.2011 sei Zschäpe beim ausgebrannten Wohnmobil in Eisenach gesehen worden und hat am 6.11. gegen 3.40 Uhr ein Wochenendticket in Bremen erworben. Die Zugverbindung hätte durchaus bis nach Leipzig führen können. Am 7.11. sei sie auf dem Hauptbahnhof in Halle von einem Zeugen zweifelsfrei wiedererkannt worden.

Im Zuge seiner Ermittlungen habe er, so J., sich zur Sicherheitsverantwortlichen des Briefzentrums (BZ) 04 Leipzig durchtelefoniert und sie als „beantwortungskompetent“ eingeschätzt.
Seine Fragen waren: Welches Einzugsgebiet hat das BZ 04? Welches Briefzentrum Z bearbeitet die Post des Flughafens Halle-Leipzig? Gibt es Mischbearbeitung durch zwei Briefzentren? Sei es theoretisch möglich, dass ein Brief in Halle eingeworfen und in Leipzig abgestempelt werde? Für den Zeugen habe sich die Erkenntnis ergeben, dass eine „überlappende Bearbeitung“ durchaus üblich sei. Deshalb sei der Einwurf in Halle entweder am Samstagnachmittag, 5.11., oder am Sonntag, 6.11.2011, geschehen und zwingend mit dem Stempel 04 des besonders großen Leipziger BZ (2,25 - 3 Millionen Sendungen/Tag) versehen worden, da der dortige Sonntagsdienst an jenem Wochenende für den Einzugsbereich der Briefzentren aus Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt (ohne Magdeburg) zuständig gewesen sei.

Es folgt ein Antrag der Nebenklagevertreter_innen Pinar und Hoffmann: Sie beantragen ein forensisch-linguistisches Gutachten der sog. NSU-CDR aus dem Brandschutt der Küche in der Frühlingsstraße. im Vergleich zu den Briefen der Angeklagten Zschäpe an Robin Sch., derzeit in der Haftanstalt Bielefeld, vom 2.8.2013 und der Briefe von Uwe Mundlos, die in der Garage gefunden wurden und die nicht Teil der Akte sind, aber sich im Original bei der BAW befänden. Sie sollen auf sprachliche Merkmale überprüft werden mit der Frage, ob die Autorenstile von Mundlos und Zschäpe Rückschlüsse auf die Erstellung erlauben. Die Beweiserhebung werde ergeben, so Pinar und Hoffmann, dass Zschäpe Mit-Autorin der NSU-Briefes ist. Ein Gutachten der Illustrierten „Stern“ liege vor. Das „Manifest des NSU“, das Bekennervideo und der Brief an Robin Sch. gäben mehr preis als nur ihren Inhalt: Zschäpe habe daran mitgewirkt und also die Mordserie ideologisch mitgetragen. Sie habe Bewusstsein von Sprache, spiele damit, ein Stil sei zu erkennen und schlage sich im NSU-Brief nieder.
Die Bundesanwaltschaft fordert, einen Beweisantrag der Nebenklage Yozgat u.a. (namentlich der RA_innen Rabe, Lucas, Basay und Kienzle), welcher die Ladung etlicher Zeug_innen aus dem Ermittlungskontext Andreas Te. [V-Mann-Führer Kassel] vorsieht sowie die Verlesung der Sperrerklärung des Ministeriums und die Vernehmung von Te.s vorgesetzter V-Mann-Führerin abzulehnen. Sämtliche unter Beweis gestellte Angaben wie die Angaben des Zeugen Te. gegenüber seiner Vorgesetzten, der Ablauf einer Besprechung im Landesamt für Verfassungsschutz Hessen, das abgehörte Gespräch des Zeugen Te. mit dem „Geheimschutzbeauftragten des LfV Hessen“ sowie Inhalte des kognitiven Interviews mit Te., seien aus tatsächlichen Gründen für die Entscheidung im vorliegenden Fall ohne Bedeutung. Sie trügen - auch wenn Tatsachen erwiesen würden - nichts zur Entscheidung über die Schuld der Angeklagten bei. Te. habe bisher keine be- oder entlastenden Aussagen getätigt. Die Beweiskraft dieses Zeugen zu erschüttern, spiele also für den Ausgang dieses Verfahrens keine Rolle; die behauptete Einflussnahme des LfV Hessen und Steuerung des Aussageverhaltens von Te. sei ohne Relevanz, selbst wenn ein Beweis darüber erbracht würde. Das Ansinnen den Aktenbestand Te. beizuziehen sei erneut abzulehnen. Man beziehe sich auf den Senatsbeschluss vom 7.11.2013. Auch sei es nicht die Aufgabe des hiesigen Strafverfahrens, Anhaltspunkte für weitere NSU-Unterstützer zu ermitteln. Diesbezügliche Ermittlungen läge bei gesonderten Ermittlungen des Staatsanwalts beim Bundesgerichtshofes. Oberstes Gebot sei das Beschleunigungsgebot, welches die Konzentration auf den Verfahrensgegenstand gebiete.
Einem forensisch-linguistischen Gutachten (s. oben und Protokoll zum 55. Verhandlungstag) werde seitens der BAW nicht entgegengetreten.;

Der Antrag stellende RA Kienzle bemerkt, dass der fortwährende Verweis auf das Beschleunigungsgebot „fast schon lustig“ sei; denn wenn die Akten nur endlich beigezogen würden, „müssten wir uns nicht mit den Stellungnahmen aufhalten“.

Nach der Mittagspause erwidert RA Kienzle, die GBA habe gesagt, dass selbst bei Erwiesensein einer Steuerung durch das LfV Hessen dies ohne Bedeutung sei, die Frage nach Unterstützer_innen sei nicht mit Blick auf die angeklagten Taten zu klären. Eine Auseinandersetzung mit den widersprüchlichen Aussagen Te.s lasse die BAW vermissen, so habe Te. gesagt, er sei nicht am Tatort gewesen; er sei doch da gewesen, aber an einem anderen Tag; er sei da gewesen, am selben Tag, habe aber nichts gehört. Die Vertreter des Generalbundesanwaltes verkennten, dass die konkrete Vorbereitung der Tat und der Ablauf im Internetcafé aufzuklären seien, auch wer die Auswahl des Tatorts und die Ausspähung vorgenommen habe. Eine Nicht-Aufklärung dieses Sachzusammenhangs könne dazu führen, dass das Urteil in der Revision aufgehoben werde. Daran könnten die Verfahrensbeteiligten kein ernsthaftes Interesse habe. Der Rückgriff auf den Senatsbeschluss vom 30.10.2013 sei vollkommen „unbehelflich“, da damals behauptet worden sei, im Antrag zur Beiziehung des Aktenbestrandes in der Ermittlungssache gegen den damals Beschuldigten Te. sei der zu ermittelnde Sachverhalt nicht deutlich geworden. Der GBA umgehe also bewusst eine Befassung mit dem Inhalt des genannten Senatsbeschlusses. Auch der Senat habe den Zeugen zwei Stunden intensiv befragt und ihn nochmal geladen. Für die Nebenklage Yozgat sei die Aufklärung in dieser Frage von immenser Bedeutung; der Sachzusammenhang werde hier zu restriktiv ausgelegt; das Urteil des Senats könnte in einer Revision der Aufhebung mangels Sachaufklärung unterliegen. Deshalb seien zwingend die Vernehmungsprotokolle Te.s und das kognitives Interview beizuziehen. Der Hinweis auf das Beschleunigungsgebot treffe insoweit außerdem den Vorsitzenden Götzl ebenfalls.

Nebenklagevertreter RA Reinicke nimmt Stellung bezüglich der Einholung eines linguistischen Gutachtens, wogegen er Bedenken habe. Ein Gutachten liege in den Akten vor; mögliche Schlüsse seien nicht zu erwarten; es gehe nicht, einfach nur einen „Stern“-Artikel einzuführen; Außerdem bestehe ein Unterschied zwischen einem privaten Brief und einem politischen Manifest; zumal unklar sei, wie viele Beteiligte es beim Verfassen des Manifests gegeben habe. Es laufe auf Beliebigkeit hinaus; etwa wenn vom „verräterischen Apostroph“ die Rede sei. Es sei ein Running Gag des Satire-Magazins Titanic, solche falsche Apostrophnutzung bloßzustellen. Es müsse verhindert werden, dass ein völlig falscher Eindruck zum Stand des Verfahrens entstehe: Die bisherigen Beweismittel würden völlig ausreichen, um Frau Zschäpe zu überführen; es entstehe der Eindruck, der „Stern“ springe dem Gericht hilfreich beiseite, aber es fehle „kein entscheidendes Mosaiksteinchen“.

Nebenklagevertreter RA Scharmer schließt sich den Ausführungen Kienzles an: der nahezu gebetsmühlenartige Hinweis auf die gesonderten Ermittlungen der BAW gegen mutmaßliche NSU-Unterstützer sei doch nur relevant, wenn dazu überhaupt was gehört würde vor Gericht.

Weitere Nebenklage-Vertreter, u.a. RA Daimagüler, schließen sich dem Antrag von Pinar und Hoffmann an.

Verteidigerin RAin Sturm erwidert, der 23-seitiger Brief Zschäpes an Robin Sch. sei nicht beschlagnahmefähig und damit nicht verwertbar. Ob das „Stern“-Gutachten wirklich individuell zuzuordnende Beiträge und Eigenheiten ermittele sei unerheblich und generell sei Sachaufklärung in dieser Form nicht hilfreich. Bezüglich der anderen Anträge und der Stellungnahme der BAW äußert RAin Sturm, dass „das Ganze“ bedeutungslos sei. Die BAW-Stellungnahme lasse sich auf den Satz reduzieren, dass es völlig irrelevant sei, ob man Andreas Te. glaube oder nicht, weil er eh nichts Be- oder Entlastendes gesagt habe. Man frage sich, warum habe die BAW ihn dann geladen und in der Anklage benannt, und auch das Gericht habe ihn geladen.

Als nächstes ist die Zeugin Susann Ei.,Hotelfachfrau aus Zwickau, geladen. Der Vorsitzende Richter Götzl befragt sie zu einer Handy-Karty und einem Handykauf für Beate Zschäpe. Die Zeugin schildert, wie sie vor ca. 9 Jahren in Zwickau in der Fußgängerzone angesprochen wurde von einer Frau; diese habe ihr Geld gegeben, mit dem sie ein Handy mit Prepaid-Karte habe kaufen sollen. Sie habe ihr 20 Euro Belohnung angeboten, die sie aber nicht genommen habe. Sie habe sich gedacht: „Kann ich schon machen, ist ja nix dabei“; sie habe das Gewünschte also gekauft. Die Frau habe das Handy an sich genommen, „das war’s“. Das habe sich im Telekom-Laden in der Fußgängerzone in Zwickau abgespielt, sagt die Zeugin auf Nachfrage aus.
Die Zeugin bestätigt ihre Unterschrift auf dem Auftrag vom 28.4.2004.

Dann wir der Zeuge Uwe S. aus Zwickau befragt. Auf die Fragen des Vorsitzenden Richters Götzl zum Komplex der NSU-Wohnung in der Polenzstr. 2 in Zwickau berichtet der Zeuge, er sei vor 6 ½ Jahren dort ausgezogen; vorher habe er 3 Jahre dort gewohnt. Frau Zschäpe hätten sie nicht unter diesem Namen gekannt, den haben sie erst aus Medien erfahren; sonst könne er nicht viel sagen, so der Zeuge S. : „Guten Tag“ habe man sich bisweilen gegrüßt und mehr nicht; Zschäpe habe im Nachbarhaus, drei Eingänge weiter unter uns rechts im Parterre, gewohnt; er selbst habe auch Parterre gewohnt. Er und seine Familie hätten sie gekannt unter dem Namen Susann, der Familienname sei nicht bekannt gewesen. Ansonsten hätten sie niemand dort gesehen. Kontakt habe es sehr, sehr wenig gegeben, so der Zeuge. Man habe sich mal auf der Straße gesehen und gegrüßt. Wenn sein Enkel mal da im Hinterhof gespielt habe, kam sie zum „Guten Tag“-Sagen; sie habe auch mal mit dem Enkel gespielt. Zschäpe habe gesagt, so Uwe S., dass sie von zu Hause aus studiere. Sie sei mal im Urlaub gewesen, da habe man sie oft längere Zeit nicht gesehen. Einmal sei er in ihrer Wohnung gewesen, da er mal eine Zeit Hausmeister in dem Objekt gewesen sei. Da sei das Bad unter Wasser gestanden, weil in der Wohnung darüber was ausgelaufen sei; er habe nur Bad und Küche betreten, so S. Der Vermieter habe Handwerkern Bescheid gesagt; danach sei er nicht mehr dort gewesen. Zschäpe habe noch Kontakt zu seiner Tochter Cindy P. gehabt, die auch hier geladen sei. Zschäpe sei zwischendurch mal ein Vierteljahr weg gewesen, sie hätten sie gefragt und sie habe gesagt, sie sei im Urlaub gewesen. Sie habe jedoch nichts Privates preisgegeben, sagt S.
Ein Wohnmobil habe mal vor der Tür gestanden, so S., Zschäpe habe gesagt, sie fahre in den Urlaub, aber nicht mit wem. S. sagt, Zschäpe habe eine Katze gehabt, die mal weg gewesen sei, sie habe sie gesucht, wollte sie dringend wieder haben, deswegen habe sie Zettel aufgehängt mit der Adresse. Aber sie habe keine Telefonnummer herausgegeben, auch an seine Tochter nicht, die sie um die Nummer gebeten habe. Besuch habe er nur einmal bei Zschäpe gesehen, es sei bloß Einer gewesen. Das sei der gewesen, so S., der in dem Auto saß, die sich dann umgebracht hätten. Den Namen habe er aus den Medien. Das sei der Mundlos gewesen, aber S. habe ihn  nur kurz im Vorbeigehen gesehen, einmal ganz kurz. Später - nach dem Umzug von Zschäpe. nach Weißenborn - habe Zschäpe ihn und seine Frau mal in der Stadt angesprochen; seine Frau sitze im Rollstuhl, das falle auf. Im Hof habe er mal Bilder gemacht, auf denen Zschäpe aber nie mit draufgewesen sei; das habe sie nicht gewollt, sagt S.

Nebenklagevertreter RA Reinicke fragt, ob Zschäpe sich tatsächlich Susann genannt habe. Der Zeuge sagt, sie hätte sich Susann und Lisa genannt, die Kinder hätten immer Susann gesagt, die waren noch klein. Verteidiger Heer fragt, ob der Zeuge mal eine Freundin mit Kind [Susann E.] gesehen habe, was S. nicht bejahen kann. Er habe Zschäpe nicht ausgefragt, das sei Privatsache, da „hänge ich mich nicht rein“. Auf Frage des Sachverständigen Sass sagt der Zeuge, dass Zschäpe immer freundlich zu ihnen gewesen sei. Sie hätten nie den Eindruck gehabt, „dass irgendwas ist“, sie sei ihnen gegenüber immer fröhlich gewesen.
Dem Zeugen werden Lichbilder von Susann E. vorgelegt, er erkennt sie nicht. Auch den im Saal anwesenden Angeklagten André E. erkennt er nicht.

Es folgt die Befragung der Zeugin Katrin F. aus Zwickau. Auf die Fragen des Vorsitzender Richter Götzl zum Komplex Polenzstr. 2 antwortete die Zeugin im Wesentlichen folgendes: Sie, ihr Mann und ihre zwei Kinder (3 und 13/14 Jahre alt) hätten 2005 oder 2006 dort direkt über Frau Zschäpe, in der 1. Etage, rechts, gewohnt. Sie hätten Beate Zschäpe kennengelernt, sie sei eine sehr freundliche, nette Frau, auch mit den Kindern sei sie nett gewesen und sie habe auch mal ausgeholfen, wenn jemand kein Geld gehabt habe, da habe sie was eingekauft. Die Zeugin „kann nichts schlechtes über die Frau sagen.“
Zschäpe habe dort mit zwei Männern gewohnt. Mit denen habe man nicht ohne Weiteres reden können, die seien viel weg gewesen, sie habe sie kaum gesehen; der eine sei groß und schlank, der andere nicht dick, etwas stämmiger gewesen: „ so 1,80 Meter werden sie schon gewesen sein“
Sie selbst habe mit Zschäpe immer mal Wäsche „aufgehangen“ und sich unterhalten.
Die Männer seien immer viel mit Rädern unterwegs gewesen; ein, zwei Mal im Jahr seien sie zu dritt mit Wohnmobil 6 - 7 Wochen „an die See“ gefahren, so F.. Zschäpe habe gesagt, der Freund verdiene gut in der Computerfirma des Vaters, weshalb sie selber nicht habe arbeiten müssen; beide Männer sollen in der Computerfirma gearbeitet haben; sie seien immer mal mit dem Fahrrad weggefahren, zur Talsperre Leuben; sie seien normal miteinander umgegangen; sie habe sich Lisa genannt; der Nachname sei Dietes gewesen, oder so. Zschäpe habe sich so mal vorgestellt. Die Namen der Männer habe sie nicht gekann, sagt die Zeugin F., sie hätten sich nicht vorgestellt. „Man kann nichts Schlechtes von ihr sagen.“

Götzl fragt nach zu den erwähnten Geschenken und der „Unterstützung“. Für Familie K. und deren Kinder habe Zschäpe mal Lebensmittel gekauft, da habe sie immer mal was „hochgeschafft“. Zschäpe sei nett mit Kindern gewesen, auch mit ihrem kleinen Sohn, so F., eigentlich zu allen Kindern, die da gewohnt hätten, auch zu denen von den Familien J. und D. und „so ne ausländische Familie, die dann in die Polenzstr. 8 gezogen ist“. Warum die ausländische Familie weggezogen sei, wisse sie nicht, ob die sich hätten vergrößern oder verkleinern wollen. Zschäpe habe mit denen auch geredet; da habe es keine Probleme gegeben, so F.
Sie und ihr Mann seien mal in Zschäpes Küche gewesen, nach einem Wasserschaden. Die Männer seien nicht zugegen gewesen; andere Räume habe sie nicht gesehen, die Türen seien verschlossen gewesen, danach sei sie dann nicht nochmal dort gewesen. Besuch bei Zschäpe habe sie eigentlich nicht gesehen; da sei mal eine Nichte oder ein Neffe, ein kleines Kind gewesen, das sei immer mal zu Besuch gewesen, es sei so ca. 5 Jahre alt gewesen. Zschäpe habe ab und zu auf das Kind aufgepasst, vielleicht so einmal im Monat. Zum Aussehen befragt, sagt F. Zschäpe habe so ausgesehen, wie sie jetzt aussehe, ab und zu habe sie eine Brille getragen. Über Politik hätten sie „garnüscht“ geredet. Zwischen Zschäpe und den zwei Männern habe es mit den sonstigen Bewohnern keine Konflikte gegeben, da habe sie nichts mitgekriegt, so F. Auf eine Vorhalt von Götzl bestätigt die Zeugin, dass die beiden Männer, die sie bei der Lichtbildvorlage bei ihrer polizeilichen Vernehmung am 17.12.2011 erkannt habe, „immer mit ihren PC-Ballerspielen beschäftigt“ gewesen seien. Sie hätten ein Zimmer „ausgedämmt“, weil sie da immer Computerspiele mit Schlägereien und Schießereien gemacht hätten. Einmal habe sie sie im Keller getroffen, da hätten sie sich über Waffen unterhalten. Sie habe nicht gewusst, wovon sie geredet hätten, ja, von Waffen, das hätte auch wegen der Computerspiele gewesen sein können. Sie hätten ihre Fahrräder aus dem Keller geholt und hätten sie nicht gesehen, so F., sie sei gleich raus. Das hätte sie nicht so interessiert.
Die Sprache bzw. den Akzent von Zschäpe und den Männer beschreibt die Zeugin auf Nachfrage als „so normal, nicht so sächsisch, halt Deutsch, so hochdeutschmäßig“.

Auf eine Vorhalt des Vorsitzenden Richter Götzl bestätigt die Zeugin, dass die „immer teure Dinge eingekauft“ hätten, was wisse sie aber nicht mehr. Aber die Zimmerdämmung habe 2000 Euro gekostet. Das Rumsen sei danach weg gewesen.Götzl hält vor, sie habe in ihrer damaligen Vernehmung ausgesagt, „dass sie Waffen in der Wohnung hätten und auf Leute schießen?“ Die Zeugin sagt, das habe sie so nicht gesagt. Nur, dass die Computerspiele machten und da rumschössen. Sie hätten über Waffe gesprochen, nicht, dass die auf Leute schießen würden, sagt F. Götzl hält vor, sie habe angegeben, dass sie mal zu ihrem Mann gesagt habe „Nicht dass die mal auf uns schießen’“ Die Zeugin sagt, das wisse sie nicht mehr, es könne sein. Götzl hält vor, dass sie angegeben habe, „Lisa“ nach Waffen und dem Schießen gefragt zu haben und „Lisa“ das mit Computerspielen begründet habe. Die Zeugin sagt, sie habe nach Computerspielen gefragt.Götzl hält vor, sie hätte ausgesagt, sie habe „Lisa“ nach Waffen in der Wohnung gefragt und sie hätte „ja“ gesagt. Die Zeugin antwortet, das habe sie so nicht gesagt. Auch dass „Lisa“ auf ihre Frage, ob die Männer Waffenscheine gehabt hätten, geantwortet habe, dass die beiden in einem Schützenverein seien, kann die Zeugin nicht bestätigen, das habe sie so nicht gesagt. Sie habe gedacht, dass das Waffen für PC-Spiele seien. Sie habe keine (echten) Waffen gesehen, dafür interessiere sie sich nicht.
„Lisa“ habe gesagte, sie habe eine Unterleibs-OP gehabt; deswegen sie keine Kinder bekomme, stattdessen habe sie ja die Katzen. An den Mann, der ab und zu mit dem Kind zu Besuch gekommen sei, könne sie sich nicht erinnern, so F.. Lisa habe öfter auf das Kind aufgepasst. Die (drei) Männer seien dann woanders hin gefahren, wohin wisse sie nicht.

Der Zeugin werden Wahllichtbildkarten vorgelegt, sie erkennt „Lisa“ [Beate Zschäpe] und  Mundlos und Böhnhardt. Andere wie z.B. die Frau des Angeklagten E., Susann E., erkennt sie nicht.
BAW Weingarten hakt nach: Im Vernehmungsprotokoll vom 17.12.11 gebe es anderthalb Seiten über das Thema Kellergespräch und Waffen. Sie sage nun, dass sie das so nicht gesagt habe. Ob sie das Vernehmungsprotokoll durchgelesen und unterschrieben schrieben habe, will Weingarten wissen. Die Zeugin sagt, sie habe das „bloß so schnell gemacht“. BAW Weingarten will wissen, ob die Polizei was Falsches aufgeschrieben habe. Das habe sie nicht gesagt, erwidert die Zeugin. BAW Weingarten bohrt nach, ob die Polizei da anderthalb Seiten was aufgeschrieben habe, was sie nicht gesagt habe. F. sagt, sie habe das nicht richtig geschnallt. BAW Weingarten insistiert, es stehe da, sie habe gefragt, „ob da Waffen in der Wohnung seien. Lisa sagt: Ja. Da hab ich gefragt, ob die Männer dafür einen Waffenschein haben…“. Er fragt, ob die Zeugin nicht gern etwas Schlechtes über die Frau Zschäpe sage. F. sagt, Zschäpe sei immer nett zu ihnen gewesen, sie könne nichts Schlechtes über sie sagen.

Nebenklagevertreter RA Scharmer will von der Zeugin wissen, ob sie mal mit anderen über die Geschichte geredet habe, z.B. mit Medien. Sie antwortet, das Fernsehen sei mal da gewesen. Sie habe da gesagt, was sie hier gesagt habe und dass Zschäpe freundlich gewesen sei. Nebenklagevertreter RA Reinicke will noch mehr über den Fernsehbeitrag wissen, wie er zustande gekommen sei und ob der Journalistin ihre polizeiliche Aussage vorgelegen hätte, was die Zeugin verneint.

Es wird ein Ausschnitt aus der NDR-Sendung „Die Nazi-Morde“ vom 8.4.2013 in der Reihe „45 Minuten“ vorgespielt:
Darin sagt die Zeugin: Da seien die unten im Keller gewesen und hätte ihre Räder geholt; sie habe mitgehört, sie müssten halt noch die Waffen holen und dann würden sie so richtig loslegen.

Nach den Nebenklagevertretern Reinicke, Schön und Narin erhält Verteidigerin RAin Sturm das Fragerecht und will wissen, wann sie genau von den Vorwürfen erfahren habe, die Zschäpe und den beiden Männern zur Last gelegt würden. F. antwortet, ihre Nachbarin Frau S. habe sie vor der Vernehmung bei der Polizei auf entsprechende Zeitungsartikel aufmerksam gemacht. Ihr Mann sei zur Vernehmung abgeholt worden und habe ihr später ausgerichtet, dass sie am Samstag zur Vernehmung erscheinen solle. Ihr Mann habe nur gesagt, dass es um Frau Zschäpe und die zwei Männer ginge. Sie habe bis dahin eigentlich noch nichts mitbekommen, sie habe gedacht, die sei das nicht gewesen, die sei immer freundlich gewesen. RAin Sturm fragt, wie es dazu gekommen sei, dass das Zimmer gedämmt worden sei. Das wisse sie nicht mehr, antwortet F. Zschäpe sei selber gekommen und habe erzählte, dass sie das Zimmer dämmten, damit ihre Familie nicht gestört werde, wegen der Kinder. RAin Sturm insistiert, ob ihr gesagt worden sei, dass Waffe gefunden worden seien, was die Zeugin verneint. RAin Sturm will wissen, wie sie auf das Thema Waffenschein gekommen sei. Sie habe ja in der Befragung durch den Vorsitzenden Richter Götzl gerade eben gesagt, das nicht so gesagt zu haben: „Wo taucht das Wort Waffenschein auf?“ Sie habe das der Polizei gesagt, dass die einen Waffenschein hätten, weil sie in einem Schützenverein seien. Das habe Zschäpe gesagt. Von scharfen Waffen habe sie nichts gewusst.
RAin Sturm hakt zum Thema Fernsehbeitrag nach, wie es zum Kontakt mit den Medienleuten gekommen sei. Die Zeugin führt aus, die seien eines Tags vor der Tür gestanden, hätten wohl rausbekommen, wo sie wohnten. Die Journalistin sei an die Tür gekommen, habe ihr ihre Karte gegeben und gefragt, ob sie über Zschäpe reden würden. Drei Tage später sei sie mit Kameramann wiedergekommen und von 14 - 18:30 Uhr geblieben. Ihnen seien 150 Euro für die Teilnahme bezahlt worden. Sie sei eine halbe bis dreiviertel Stunde interviewt worden und die Journalistin habe ihre polizeiliche Aussage nicht in der Hand gehabt, nur das Mikro. RAin Sturm fragt nach dem Geld. Die Zeugin berichtet, dass es sechs Wochen später überwiesen worden sei. Jeder teilnehmenden Person seien zunächst 250 Euro versprochen worden, dann aber nur 150 Euro überwiesen worden. RAin Sturm fragt, ob das viel Geld für die Zeugin sei, was diese bejaht. Ob sie Schulden habe, will RAin Sturm wissen, auch das bejaht die Zeugin.

Es folgt der Zeuge Martin F. aus Zwickau, der Ehemann von Katrin F. Auf die Frage des Vorsitzenden Richters Götzl nach dem Komplex Polenzstr. 2 windet sich der Zeuge: Er wisse das alles nicht mehr. Das sei viel zu lange her. Was solle er denn sagen, er habe mit der Frau [Zschäpe] in einem Haus gewohnt und „das war’s“. Außer ihm und seiner Frau habe noch Frau K. neben ihm und eine vietnamesische Familie darüber gewohnt, deren Name er nicht wisse. Es habe acht Wohnungen gegeben, im Erdgeschoss rechts Zschäpe, gegenüber eine Schuldnerberatung, neben „den Vietnamesen“ sei es leer gewesen und ganz oben habe eine Frau mit Kind gewohnt. Der Zeuge sagt, Zschäpe habe da nicht allein gewohnt, da seien andere gewesen, die ab und zu mal gekommen und dann wieder weg gewesen seien. Die könne er nicht beschreiben, weil er die nur einmal gesehen habe. Götzl konfrontiert den Zeugen, der behauptet, Zschäpe und insbesondere die Männer aus ihrem Haushalt nur selten bzw. nur einmal gesehen zu haben, mit seinen Aussagen bei zwei Vernehmungen am 14. und 19.12.2011. Dort habe er gesagt, dass er sie jeden Tag gesehen habe, wenn sie nicht in Urlaub waren. Über die Männer, die dort ein- und ausgegangen seien, könne er nicht viel sagen. Der eine sei Zschäpes Bruder gewesen, das habe sie zumindest mal seiner Frau erzählt. Eine könne möglicherweise der „Lebensgefährte“ von Zschäpe gewesen sein. Götzl hält weiter vor, er habe ausgesagt, auch den Mann auch jeden Tag gesehen zu haben. Der Zeuge sagt, nein, das könne nicht sein, das sei falsch aufgeschrieben worden. Das Verhalten von Zschäpe sei ganz normal, zuvorkommend und freundlich gewesen. Den Mann habe er nur einmal gesehen, er habe ihm einmal geholfen, seinen großen Bruder im Rollstuhl runter zutragen. Götzl hält ihm die Aussage vor, dass er Zschäpe angesprochen habe, weil es so laut geknallt habe in deren Wohnung. Sie habe erwidert, so der Zeuge, dass die Männer da ihre lauten Ballerspiele spielen würden. Ob ihm Zschäpe erzählt habe, ihr Lebensgefährte sei spielsüchtig und deshalb den ganzen Tag mit Ballerspielen beschäftigt, will Götzl wissen. Das könne sein, antwortet der Zeuge.

Ein langer Block der Befragung des Zeugen dreht sich um die angebliche Ausländerfeindlichkeit Zschäpes. Der Zeuge sagt, Zschäpe habe zu der vietnamesischen Familie im Haus keinen Kontakt gehabt. Er aber auch nicht. „Was soll ich mich da unterhalten, es gab ja keinen Gesprächsstoff. (…) Mir ist das vollkommen Rille, ob das Vietnamesen, Türken oder Griechen sind, für mich sehen die alle gleich aus.“
Der Zeuge habe in seiner Vernehmung behauptet, hält Götzl ihm vor, dass „Lisa“ Ärger mit der vietnamesischen Familie gehabt habe. Sie seien ein rotes Tuch für „Lisa“ gewesen. Sie habe die Augen verdreht und „Ausländerpack“ gesagt. Weil sie so schlecht auf Ausländer zu sprechen gewesen sei, habe sich sein Bruder nicht getraut, zu Besuch zu kommen, weil seine Frau Vietnamesin sei. Wer das Gerücht aufgebracht habe, könne er sich nicht erinnern, sagt der Zeuge.
Götzl hält vor, F. solle laut seiner Aussage das Autokennzeichen eines Wohnanhängers erinnert haben, nämlich an SOM (= Sömerda/Thüringen), woran sich der Zeuge dann erinnerte.

Es wird versucht durch allgemeine Befragung vor allem das Aufkommen des „Gerüchts“ von Zschäpes „Ausländerfeindlichkeit“ zu klären, was den fragenden Richter_innen, der BAW und den Nebenklageanwält_innen sehr schwer fällt. Die BAW will von dem Zeugen wissen, ob er Frau Zschäpe mit seine Aussage schonen wolle, ob er Angst habe, was der Zeuge verneint. Ob er bei der Polizei vielleicht etwas auf den Putz gehauen habe, will BAW Baumgarten wissen. Der Zeuge antwortet: „Nein, ich sage bei der Polizei nichts Falsches aus, wenn ich dann verknackt werden“. Seine Frau, die Zeugin F. habe aber ausgesagt, hält BAW Baumgarten vor, es habe andere Gründe gegeben, warum die Frau seines Bruders nicht mehr gekommen sei. Der Zeuge sagt, er wisse nicht, was seine Frau für Gründe gemeint haben könnte. Auf spätere Nachfrage benennt er die Nachbarin Frau K. als eine der Quellen des Gerüchts. Die Frage der RAin Sturm, ob der Zeuge Zschäpe für rechtsradikal gehalten habe, verneint er. Trotzdem habe es dergleichen Gerüchte nur in Bezug auf Zschäpe gegeben.

Als sich auf Befragen herausstellt, dass der Zeuge 11 Geschwister und mehrere Brüder hat und dass der Bruder im Rollstuhl nicht derselbe sei, der mit einer Vietnamesin verheiratet gewesen sei, wird der Zeuge vor die Tür geschickt und seine Frau ein weiteres Mal hereingebeten: Sie verneint, dass es im Hause Allgemeingut gewesen sei, das Zschäpe „ausländerfeindlich“ gewesen sei. Ihr Schwager bzw. dessen Frau seien wegen einer Missbrauchsgeschichte nicht mehr gekommen. Es habe gegen einen Bruder den Vorwurf des sexuellen Missbrauchs der Schwägerin gegeben; der Täter sei auch eingesessen deswegen; deshalb habe sich die betroffene Schwägerin zurückgezogen von der ganzen Familie. Im übrigen sei es die zweite vietnamesische Frau ihres Schwagers, die erste sei vor Jahren bei der Geburt von Zwillingen gestorben. Es habe, so wiederholt die Zeugin, keinerlei Gerüchte gegeben, dass Frau Zschäpe ausländerfeindlich sei

Der wieder herein gerufene Zeuge beharrt darauf, dass es das Gerücht gegeben habe und dass seine Frau das eigentlich wisse, weshalb er sich ihre anders lautende Aussage nicht erklären könne. Auf  Nachfrage einer Nebenklageanwältin stellt sich schließlich heraus, dass er selbst seiner Frau das Gerücht kolportiert habe.

Der Prozesstag endet um 19:32 Uhr

Nebenklagevertreter RA Hoffmann zu den Aussagen der Nachbar_innen:

„Erschreckend war deren offen zur Schau gestellte Sympathie für Zschäpe, über die sie „nichts schlechtes sagen“ konnten oder wollten. Das Wissen um die Verstrickung von Zschäpe in die Mordserie erreichte diese Menschen offensichtlich nicht, oder es reicht jedenfalls nicht aus, um ihr Bild von ihrer ehemaligen Nachbarin zu beeinflussen.“


Protokoll 57. Verhandlungstag - 19. November 2013

Einzige Zeugin an diesem Tag war Brigitte Böhnhardt, Mutter von Uwe Böhnhardt. Sie berichtete - diverse Behörden beschuldigend- über den Werdegang ihres Sohnes als Kind und Jugendlicher, über den Tag seines Untertauchens im Januar 1998 und über den Kontakt, den sie selbst per Telefon und bei drei persönlichen Treffen zu ihrem Sohn sowie Uwe Mundlos und Beate Zschäpe bis 2002 hatte.

Zeugin: Brigitte Böhnhardt

Der Verhandlungstag beginnt um 9.46 Uhr. Einzige Zeugin ist heute Brigitte Böhnhardt, die Mutter von Uwe Böhnhardt. Richter Götzl bittet Böhnhardt von ihrem Sohn, dessen Verhältnis zu den Angeklagten und zu Uwe Mundlos zu berichten sowie zur Entwicklung des Sohnes und ihren Kontakten zu ihm nach Januar 1998.
Brigitte Böhnhardt beginnt, Uwe sei ihr dritter Sohn gewesen, ein Nachzügler, “wenn Sie so wollen, ein Wunschkind”. Uwe sei ein “aufgewecktes Kerlchen” gewesen und von allen geliebt worden. Er sei vielleicht auch ein wenig verwöhnt worden. Das Lernen sei ihm nicht leicht gefallen, ab der 5. Klasse, als Fachunterricht begann und Russisch dazu kam, habe er Probleme bekommen. Zu den Lern- seien Disziplinschwierigkeiten gekommen, die sich in der 6. Klasse verstärkt hätten. Er habe die Klasse wiederholen müssen. Das sei für sie als Familie aber keine Schande gewesen, sondern eine Chance für ihn aufzuholen. Leistungsvermögen und Verhalten hätten sich verbessert im Schuljahr 1990/91.
1991/92 sei dann ein großer Einbruch gekommen. Die Schulreform sei im Osten ohne Vorbereitung und ohne Rückhalt in der Bevölkerung und bei den Lehrern gekommen. Klassen seien auseinander gerissen worden, es sei getrennt worden in gute und weniger gute Schüler. Die weniger Guten hätten in der Regel- oder Hauptschule bleiben müssen. Die Lehrer hätten alle ans Gymnasium gewollt. Und wenn Lehrer nicht die richtige Überzeugung und den richtigen Willen hätten, würden Schüler das sofort merken, auch Uwe. In der 7. Klasse habe ihr Sohn angefangen, zu “bummeln”, erst stunden- und dann tageweise. Sie hätten davon nichts erfahren, obwohl es, das wisse sie als Lehrerin, die “verdammte Pflicht” der Lehrer sei, die Eltern zu informieren, wenn Schüler schwänzen. Es habe keine Sprechstunde und keinen Elternabend gegeben, die Klassenlehrerin habe sie nie kennen gelernt. Böhnhardt: “Da begannen unsere massiven Probleme mit Uwe.” Er habe sich einer Gruppe älterer Schüler angeschlossen und die ersten Diebstähle begangen. In der Gruppe habe er sich sehr wohl gefühlt: wenn ein 14-Jähriger 18-jährige Freunde habe und anerkannt werde, sei das so. Die Älteren hätten ihn vorgeschoben, wenn sie erwischt worden seien. Er habe sie nicht verraten. Er sei dann nur noch sporadisch und irgendwann gar nicht mehr in Schule gegangen. Sie seien als Eltern vollkommen allein gelassen worden. Keine Schule sei bereit gewesen, Uwe aufzunehmen, die alte Schule habe ihn auch nicht gewollt. Sie sie dann nochmal zum Jugendamt und habe gefragt, was es für Möglichkeiten gebe. Die einzige Möglichkeit, so sei ihr gesagt worden, sei ein Kinderheim. Sie hätten sich beraten, dann sei Uwe in ein Heim 50km von Jena weg. Es habe nicht lange gedauert und er habe auch da “gebummelt”, so dass sie ihn wieder hätten abholen müssen. Dann hätten sie wieder einen Platz suchen müssen und ihn schließlich auf einer Förderschule angemeldet, auf die er ab September 1992 gegangen sei. Die Schule sei ein “Sammelbecken von Problemfällen” gewesen. Nach einem Einbruch in der Schule am Wochenende sei ihr Sohn von der Schule geflogen. Vom Schulamt und vom Jugendamt sei nur “Schulterzucken” gekommen. Sie seien mit ihm in Urlaub gefahren, “um zu zeigen, wir haben dich trotzdem lieb”. Im Februar 1993 sei er dann in U-Haft genommen worden wegen Diebstahl, Fahren ohne Fahrerlaubnis, Widerstand. Das sei die bis dahin schlimmste Zeit gewesen, sie als Eltern seien am Ende gewesen mit den Nerven. Sie seien der Meinung gewesen, dass er es eigentlich verdient habe. Sie hätten ihn im Gefängnis besucht und aus dem “großschnäuzigen Kerl” sei wieder “der kleine Uwe” geworden. Sie hätten gedacht, dass er jetzt vielleicht den Willen habe, etwas aus seinem Leben zu machen. Sie sei dann wieder zum Schulamt gegangen und habe gedroht, sie bleibe da sitzen bis eine Möglichkeit für ihren Sohn gefunden wird. Es bestehe Schulpflicht, also seien sie auch verpflichtet, eine Schule zu finden.
Eine Schule in Jena-Winzerla sei bereit gewesen, Uwe sechs Wochen aufzunehmen, damit er seine Schulpflicht erfüllt. Es habe keine Noten für ihn gegeben, er sei ging regelmäßig hin gegangen. Im Nachhinein glaube sie, dass er dort Jugendliche kennengelernt hat aus Winzerla. Er habe am Jugendclub Hugo vorbei gemusst. Sie hätten ihnen dann einen Platz besorgt im BVJ [= Berufsvorbereitungsjahr], das sei für Schüler ohne Abschluss zur Berufsorientierung. Dann sei die zweite U-Haft gekommen von September bis Dezember, wieder in Hohenleuben [JVA]. Das habe sie und ihn bedrückt, sie hätten aber weiter zu ihm gehalten. Die Schule habe den Platz frei gehalten bis Dezember und er habe sich für Baugewerbe entschieden. In diesem Jahr habe er zum ersten mal wieder regelmäßig Schule besucht. Sie hätten gedacht, er habe “den Ernst der Lage erkannt” Er habe einen guten Abschluss gemacht und sie hätten sich um eine Lehrstelle als Hochbaufacharbeiter, Spezialgebiet Maurerarbeiten, bemüht. Sie habe sich gedacht, Bauarbeiter sei ein anständiger Beruf und mit der Facharbeiterausbildung habe er hoffentlich eine Chance später. “Schließlich muss ja irgendjemand die Häuser der Schönen und Reichen auch bauen.” Die Lehre habe er mit “Gut” abgeschlossen, sie hätten ihm ein Auto gekauft und den Führerschein bezahlt.

Nach der Lehre habe er kurz Arbeit gehabt, dann sei er ein Dreivierteljahr arbeitslos gewesen, dann habe er wieder kurz Arbeit gehabt und sei schließlich wieder arbeitslos geworden und geblieben. Einmal seien sie auf eine Drückerkolonne rein gefallen. Sie seien häufig auf dem Arbeitsamt gewesen. Sie denke, dass da die Zeit begonnen habe, wo er sich mit anderen Freunden getroffen habe. Er habe die Freunde mitbringen dürfen. Sie hätten die Freunde, Ralf Wohlleben, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe gemocht. Böhnhardt: “Das war die Entwicklung. Vielleicht langwierig, aber man muss ja auch die Anfänge kennenlernen.” Das mit der Drückerkolonne könne im Frühjahr 1997 gewesen sein.1997 sei auch die “Reko” [Rekonstruktion] im ganzen Wohnblock und damit allgemeines Chaos gewesen. Ihr Mann und sie selbst seien zum älterem Sohn gezogen. Uwe habe, “Gott sei Dank”, Beate gehabt, dafür sei sie heute noch dankbar. Uwe habe bei der Renovierung der Küche geholfen. Die Dämmplatten und Röhren, die später in ihrer Garage gefunden worden seien, seien die Reste aus der Küche gewesen. Uwe habe ihnen nicht gesagt, wen er trifft, wenn er aus dem Haus gegangen sei. Er habe auch nicht gesagt, an welchen Demos er teilnimmt. Das hätten sie erst im November 2011 erfahren, an was er “teilgenommen haben soll”. Sie hätten sich gefragt, wie er das bezahlt habe und hätten später erfahren, dass das Tino Brandt oder der Verfassungsschutz bezahlt habe. Es habe 1997 die nächste Anklage angestanden. Ihnen sei wichtig gewesen, dass Uwe bei ihnen wohnen blieb, weil sie dachten, dass sie ihn so besser unter Kontrolle hätten.

Dann geht es um die Durchsuchung am 26. Januar 1998. Ins Protokoll seien von der Polizei Unwahrheiten geschrieben worden, so Böhnhardt. Das sei das Problem, wenn die Zeugen das Protokoll nicht sehen könnten. Die Polizei sei gegen 7 Uhr gekommen. Es seien mehrere Leute gewesen. Es sei auch um die Garage gegangen, obwohl das nicht Uwes Garage gewesen sei. Die Polizisten seien teilweise alleine im Zimmer gewesen. Sie seien schon bei anderen Durchsuchungen der Meinung gewesen, dass die Polizei Sachen gefunden habe, die vorher gar nicht da gewesen seien. Die Polizei Jena sei mindestens zweimal ohne ihre Anwesenheit in der Wohnung gewesen und habe dort Sachen versteckt, der Meinung sei sie. Am 26. Januar sei ihr Mann nicht mehr da gewesen und sie vermute, dass die Polizei auch gedacht habe, dass sie selbst nicht da sei. Sie wisse nicht, wer als erstes runter gegangen sei, meine aber, dass sie Uwe den Schlüssel zu der Garage gegeben habe. Uwes Auto habe niemals in der Garage gestanden. An einen Hund, wie es im Bericht stehe, könne sie sich nicht erinnern. Sie habe Uwe gesagt, laut und deutlich: “Pass auf, Uwe, dass sie nichts finden, was vorher nicht drin war.” Sie habe kein Vertrauen in die Polizei gehabt. In der Garage sei nichts gefunden worden. Dann hätten sie noch die Nebengarage öffnen lassen, das habe sie nicht mitgekriegt, weil sie zum Dienst gemusst habe. Uwe habe die Schlüssel [zu Böhnhardts Garage] gehabt.
Was sie jetzt sage, habe sie von Uwe erfahren. Er habe gewartet, bis der Schlüsseldienst gekommen sei. Nach zwei Stunden seien sie mit den Garagen fertig gewesen, Uwe habe abgeschlossen, sei dann in die Wohnung gegangen, habe seinen Autoschlüssel geholt, sei zu seinem Auto gegangen, weil die Polizei gesagt habe, es müsse noch eine andere Garage [gemeint ist wohl eine dritte, nämlich die von Zschäpe] durchsucht werden und er müsse mit. Er sei mit hin gefahren und als sie zusammen zu der Garage gegangen seien, habe ein Polizist ihm zugeraunt: “Jetzt bist du fällig.” Dann habe er sich umgedreht, sei ins Auto gestiegen und weg gefahren.
Im Polizeibericht stehe, er habe nach einer halben Stunde gefroren und sei hochgegangen, das stimme schon nicht, niemand gehe im Januar ohne Jacke runter. Böhnhardt fragt rhetorisch, wer dann den Schlüssel hoch gebracht habe. Sie sagt, die Polizei müsse also wieder in die Wohnung gegangen sein. Der Schlüssel habe an seinem alten Platz gelegen. “Was stimmt nun, die Version von meinem Sohn oder von der Polizei? Weiß ich nicht. Wem soll man glauben, weiß ich auch nicht?”
Laut Polizeibericht sei sie um halb fünf nach Hause gekommen, das müsse aber halb vier gewesen sein. Dann hätten sie in der Wohnung nach Uwe gesucht. Da hätten sie wohl das weggenommen, was sie morgens hingelegt hätten, so Böhnhardt. Dann sei die Polizei laut Bericht mit ihrem Mann in den Garten gefahren, um da zu suchen. Das sei eine “glatte Lüge”. Am 26. Januar sei es stockdunkel zu dem Zeitpunkt, da springe niemand in einem unbeleuchteten Garten herum. Ihr Mann und sie selbst seien von der Polizei auch auf ihren Arbeitsstellen belästigt worden. Anschließend seien öfters Beamte zu ihnen nach Hause gekommen und hätten nach Uwe gefragt, sie hätten aber nicht gewusst, wo er war. Wenn “der Herr Mundlos” [gemeint ist vermutlich Siegfried Mundlos, der Vater von Uwe Mundlos] jetzt behaupte, sie hätten ihm erzählt, die drei seien in Mecklenburg-Vorpommern, dann sei das eine “gottverdammte Lüge”. Sie hätten Freunde gefragt, Ralf Wohlleben und André K., der im Nachbarhaus gewohnt habe. Sie habe auch Frau Mundlos angerufen, von Zschäpes Mutter habe sie aber keine Nummer gehabt. Keiner habe Bescheid gewusst. Und dann sei endlich der “erlösende Anruf” gekommen. Sie hätten einen Zettel im Briefkasten gehabt mit einer bestimmten Telefonzelle und einer bestimmten Zeit und da habe Uwe angerufen. Sie hätten geheult und seien froh gewesen, etwas von ihm zu hören und zu wissen, dass er lebt und nicht, wie Polizisten gedroht hätten, auf der Flucht erschossen worden sei. Er habe gesagt, sie seien alle drei zusammen, es gehe ihnen soweit gut, er könne nicht sagen, wo sie seien und sie solle sich keine Sorgen machen. Sie habe eigentlich nicht wirklich wissen wollen, wo sie sind. Aber: “Ich sage Ihnen hier ganz deutlich: Wir haben immer verlangt, dass sie sich stellen.” Sie hätten für den Fall ihre Unterstützung angeboten, auch Mundlos und Zschäpe. Uwe habe geantwortet: “Nein, Mutti, jetzt sowieso nicht.” Irgendwann im Herbst 1998, dazwischen seien zwei oder drei Telefonate gewesen, habe sich der ehemalige Anwalt von Uwe gemeldet, Herr Ta. Der habe gesagt, der Verfassungsschutz sei an ihn heran getreten, ob er Verbindung aufnehmen könne, die drei sollten sich stellen. Es habe drei Treffen gegeben, zweimal in Jena in Cafés, weil sie vermuteten, abgehört zu werden, und einmal in Gera bei der Staatsanwaltschaft. Der Staatsanwalt habe zunächst von 10 Jahren Haft gesprochen, eine “irrwitzige Zahl”. Damit habe er sie sicherlich “klein machen” wollen: “Zehn Jahre, das kriegt ja nicht mal ein Kinderschänder, der schon fünf Kinder getötet hat.” Dann sei er auf fünf Jahre runter gegangen, die bei guter Führung nach zweieinhalb Jahren sicher zur Bewährung ausgesetzt würden. Von den anderen beiden habe der Staatsanwalt nicht sprechen wollen. Sie habe auch nicht erfahren, ob mit den anderen Eltern verhandelt wurde. Später habe sie erfahren, dass die drei nicht als kriminelle oder terroristische Vereinigung angeklagt gewesen seien, deswegen sei auch zunächst der Haftbefehl abgelehnt worden. Da sei sie “als Nicht-Fachmann” über den Tisch gezogen worden. Die Hauptaufgabe von Ta. sei sicherlich gewesen, über sie heraus zu kriegen, wo die drei sind. Sie seien dann hingehalten worden, bis Ta. gesagt habe, dass der Verfassungsschutz und der Staatsanwalt das abgelehnt hätten. Die seien der Meinung gewesen, dass sie die drei auch so kriegen.

Als sie sie doch nicht bekommen hätten, hätten “massive Bedrohungen” begonnen. Zwei Männer vom LKA seien bei ihnen gewesen und einer habe gesagt, wenn die Polizei die drei aufspüre und die würde nur zucken, dann seien die Polizisten schneller mit der Waffe. Die hätten natürlich gewusst, dass sie das ihrem Sohn erzählen würden und hätten wohl bezweckt, dass sie sich dann nicht stellen. Sie sei der Meinung, dass “verschiedene Kreise oder Behörden” nicht gewollt hätten, dass die drei sich stellen. Sie frage sich seit 14 Jahren, wer das nicht gewollt habe. Dann sagt Böhnhardt, sie habe nie mit Roewer [Helmut, Ex-Präsident des Thüringischen Verfassungsschutzes] gesprochen, auch wenn der das in seinem Buch behaupte. Sie hätten Uwe von dem Angebot von Ta. erzählt, so Böhnhardt auf Frage Götzls, und der habe versprochen, dass er mit den anderen beiden redet. Bereitschaft sei nur von Zschäpe und “meinem Uwe” da gewesen, Mundlos habe dem von Anfang an nicht getraut und ja auch Recht behalten. Es habe sich auch ein Anwalt für Zschäpe gemeldet und 800 DM verlangt. Das könne aber auch beim zweiten Mal gewesen sein, als sie sich hätten stellen wollen, beim Herrn Eisenecker [verstorbener Szene-Anwalt], das wisse sie nicht mehr. Es folgt eine Unterbrechung bis 11.25 Uhr.

Auf Frage Götzls sagt Brigitte Böhnhardt, das erste Telefonat sei vielleicht im Februar oder März [1998] gewesen, bis zum Anruf von Ta. habe es maximal zwei oder drei weitere Telefonate gegeben. Bei den Telefonaten habe Uwe sicherlich auch nachgefragt, ob man uns durch die Behörden bedränge, aber sie habe wohl nicht alles gesagt, um ihm keine Sorgen zu machen. Dann sei es darum gegangen, wie es der Familie geht, dem Bruder und der kleinen Nichte. Ihr Sohn habe gesagt, dass er Angst vor dem Gefängnis habe. Sie habe gesagt, Mundlos und Zschäpe könne man nichts vorwerfen. Er habe aber gesagt, dass die drei zusammen bleiben würden.
Götzl fragt nach den Verurteilungen. Bei der ersten sei es um Einbruch und Fahren ohne Fahrerlaubnis gegangen, bei der zweiten wahrscheinlich um Fahren ohne Fahrerlaubnis, Widerstand und “Tragen von verbotenen Symbolen”. Bei der letzten sei es um “Verbreitung von rechtsradikalen Ideen” gegangen, sie kenne die genauen Begriffe nicht. Ihr Sohn habe eine CD gekauft, die habe sie ihm verboten. Dann habe er sie übers Telefon versucht, zu verkaufen. Das habe man ihm vorgeworfen. Sie hätten nicht gewusst, dass sie abgehört werden. Die letzte Strafe habe auf zwei Jahre und ein paar Monate gelautet. Sie sei erstaunt gewesen, dass sich der Haftantritt so lange hingezogen habe, das Urteil sei ja gesprochen gewesen. Einige Sachen, die bei Durchsuchungen gefunden worden seien, könnten nicht stimmen, so Brigitte Böhnhardt. Zum Beispiel die Armbrust. In einem Kinderzimmer von 3 mal 3 Metern könne man so etwas nicht verstecken, sie habe das Zimmer ihres Sohnes auch hin und wieder durchsucht. Sie habe panische Angst vor Klingen, deswegen habe ihr Sohn sicher keine drei Dolche gehabt:”das hätte er niemals getan”. In der Garage sei 1998 nichts gefunden worden. Dass Beate Zschäpe eine Garage in Burgau gehabt habe, habe sie gar nicht gewusst. Sie habe erst aus der Zeitung erfahren, dass dort Sprengstoff gefunden worden sein soll. Götzl fragt, ob sie ihren Sohn in den Telefonaten darauf angesprochen habe. Der habe gesagt, so Böhnhardt, sie sollten nicht so naiv sein, das sei erst hingelegt und dann gefunden worden, sie wüssten doch, wie das in der Wohnung gewesen sei. Sie sei vielleicht auch naiv gewesen und habe anfangs den Beamten manchmal noch geglaubt. Dann spricht sie wieder von Protokollen, die sie nicht habe sehen dürfen. Götzl fragt, was sie meine. Sie sagt, es gehe um die polizeiliche Vernehmung am 6. November [2011]. Da hätten sie die Beamten der Polizei Gotha befragt. ein Mitarbeiter habe das dann mit seinen Worten auf das Band gesprochen und anschließend sei davon ein Protokoll geschrieben. Sie hätten keine Durchschrift bekommen. Später hätten alle Zeitungen das Protokoll gehabt.

Götzl fragt zu den weiteren Telefonaten 1998. Böhnhardt erzählt, anfangs sei die Rede davon gewesen, dass die drei nicht in Deutschland seien. Irgendwie sei auch ein Angebot von jemandem, sie denke vom LKA, gekommen, der gesagt habe, sie sollten alle drei überreden, sich zu stellen, das LKA würde dafür sorgen, dass sie an der Grenze nicht kontrolliert werden. Sie habe gefragt: “Welche Grenze?” Das müsse sie sagen, so der Beamte. Darauf habe sie nicht geantwortet, sie zwar “blond, aber nicht blöd”. Sie sei der Meinung gewesen, die drei seien im Ausland. Ob Uwe das gesagt habe, oder sie selbst so gefragt habe und er sie im Glauben gelassen habe, wisse sie nicht. Sie hätten sich immer Sorgen gemacht, wovon die drei leben. Uwe habe gesagt, sie hätten Freunde, die sie unterstützen. Artzbesuche seien erst später Thema gewesen, die Telefonate seien kurz gewesen, 10, maximal 15 Minuten. Die Hälfte der Zeit sei mit Heulen vorbei gegangen. Dass sie sich stellen sollten, sei schon beim ersten Telefonat Thema gewesen. Er habe die anderen auch fragen sollen, ob ihr Mann und sie sich mit den anderen Eltern in Verbindung setzen sollen, um gemeinsam eine Lösung zu suchen. Zwischen den ersten beiden Gesprächen seien zwei bis drei Monate gewesen. Eins sei möglicherweise vor den Sommerferien gewesen, dann vielleicht nochmal eins im Herbst, das würde sie aber nicht beschwören. Zum Inhalt sagt sie, dass er gesagt habe, dass sie auf keinen Fall Kontakt zu den anderen Eltern herstellen solle. Sie solle aber einmal nach der Mutter von Mundlos schauen, ob die noch Arbeit habe. Es habe vielleicht eine “Gefahr der Sippenbestrafung” bestanden. Das sei nicht so gewesen, aber bei den Auftritten der Polizei beim Betrieb des Mannes und ihrer Schule habe sie schon gedacht: “Man will uns ein wenig mit bestrafen.”

Die Familie Mundlos hätten sie mal zufällig getroffen. Der Vater habe gemeint, dass Uwe Böhnhardt an allem schuld sei. Das sei vielleicht seine Art, damit zurecht zu kommen. Die drei seien alle erwachsen gewesen, auch Zschäpe und Uwe Mundlos hätten nein sagen können. Das sei im Herbst 1998, vielleicht auch nach dem erstem Treffen gewesen. Götzl will wissen, ob beim Telefonat das Stellen Thema gewesen sei. Sie gehe davon aus, dass sie die Frage gestellt hätten, zumindest habe Uwe verneint. Sie habe gesagt, die Situation werde nicht besser, je länger sie wegbleiben, “da knallen sie noch was drauf”. Uwe habe sich der Haft entzogen. Sprengstoff sei Thema gewesen. Sie habe ihrem Sohn von Berichten in Zeitungen erzählt, und der habe gesagt, sie hätten auch Zeitungen und sie solle doch nicht alles glauben was da steht. Sie sei davon ausgegangen, dass sie im Ausland sind und habe sich gefragt, ob es dort auch deutsche Zeitungen gebe. Im Nachhinein sei es für sie”der Super-GAU”, dass sie immer nur anderthalb Stunden entfernt gewesen seien [von Jena]. Über den Aufenthaltsort sei nicht geredet worden. Er hab gesagt: “Mutti, das musst du nicht wissen.” Es habe evtl. ein weiteres Telefonat gegeben, das wisse sie nicht mehr. Das könne nur Ende des Jahres gewesen sein.

Sie wisse nicht genau, wann der Anwalt Ta. auf sie zugekommen sei, im Oktober oder November [1998]. Zum Angebot von Ta. befragt, sagt sie, sie hätten sich bei ihnen getroffen und seien dann mit einem anderen Auto in ein Café in Lobeda-Ost gefahren. In einer Nische habe Ta. das Angebot vorgebracht. Ta. habe wissen wollen, wo die drei seien, das hätten sie ihm aber nicht beantworten können und er habe wissen wollen, wie sie die Verbindung hielten. Es seien Mitarbeiter des VS auf ihn zugekommen. Deren Angebot sei gewesen, dass sie, die Eltern, einen Kontakt zu den Kindern herstellen und diese sich stellen. Dafür gebe es eine Reduktion der Strafe. Es sei noch nicht über die Höhe gesprochen. Danach hätten sie mit Uwe gesprochen. Das zweite Treffen mit Ta. sei in einem Café in Jena-Drackendorf gewesen. Sie seien nicht bereit gewesen, den Kontakt zu den Untergetauchten herzustellen, bevor sie nicht konkret etwas in der Hand hätten, dass man das Strafmaß reduziert. Das dritte Treffen mit Ta. sei dann beim Staatsanwalt gewesen. Sie hätten etwas schriftlich haben wollen, um es evtl. vorlegen zu können. Ihr sei nicht klar gewesen, was man ihnen vorwirft: “Na gut, man hat das in der Garage gefunden, war mir im Moment entfallen.” Der Kontakt mit dem Sohn sei dann evtl. nach dem zweiten Gespräch gewesen. Er habe gesagt: “Mutti, pass gut auf.” Sie denke mal, dass ihr Sohn “auch” kein Vertrauen in die Justiz gehabt habe. Befragt, wann der Kontakt zum Sohn nach dem dritten Treffen war, sagt Böhnhardt, sie wisse nicht mal mehr, wann das Treffen in Gera war. Im Frühjahr 1999 habe Ta. gesagt, dass der Staatsanwalt das Angebot zurück ziehe. Vorher habe sie nicht nochmal Kontakt zu Uwe gehabt.

Es folgt die Mittagspause und um 13.31 Uhr geht es weiter.
Götzl sagt zu Böhnhardt, im Frühjahr 1999 habe laut ihrer Aussage die Staatsanwaltschaft ihr Angebot zurückgezogen und sie habe zwischenzeitlich keinen Kontakt zu ihrem Sohn gehabt. So sei ihre Erinnerung, sagt die Zeugin. Von der Entscheidung habe sie durch Herrn Ta. erfahren. Der Anwalt für ihren Sohn habe festgestanden, es sei Herr Ta. gewesen. Wie sie zu dem anderen Anwalt gekommen seien, wisse sie nicht mehr ganz genau. Man habe gesagt, man würde “für Beate” auch einen Rechtsanwalt finden. Sie wisse den Namen nicht mehr. Der Anwalt habe ihnen einen Brief geschrieben, aber den habe sie vernichtet. Er habe nie wieder von sich hören lassen. Sie denke, dass das Anfang 1999 gewesen sei, als das Angebot von VS und Staatsanwaltschaft noch im Gespräch gewesen sei. Sie denke schon, dass sie die Strafvorstellungen der Staatsanwaltschaft mit ihrem Sohn erörtert habe. Götzl fragt, für was die fünf Jahre Strafe gewesen wären. Böhnhardt antwortet, für die Strafe vorher und die Strafe für das Abtauchen. Nach der Absage hätten sie erstmal telefonisch keinen Kontakt mehr gehabt. Dann hätten sie einen kleinen, unscheinbaren Zettel im Briefkasten gefunden, dass es zu einem ersten Treffen kommen könnte. Die Schrift habe sie nicht erkannt. Das wolle sie aber auch bis heute nicht wissen, sie sei demjenigen nur dankbar, weil sie Angst gehabt habe, dass der Kontakt abgebrochen sei. Im späteren Frühjahr 1999 sei es zum ersten  Treffen [mit Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe] in Chemnitz gekommen. Sie hätten die Information gehabt, dass sie die erste Abfahrt nehmen sollen. Dort sei ein Park gewesen. Der Treffpunkt sei wohl deswegen gewählt worden, um anschließend auch schnell weg zu kommen über die Autobahn. Die drei seien schon da gewesen, sie habe ihren Sohn trotz Mütze sofort wiedererkannt. Zschäpe und Mundlos hätten ihnen erstmal Zeit mit Uwe gelassen, dann hätten sie auch die anderen begrüßt. Dann hätten sie sich über die Enttäuschung gesprochen, dass das nicht geklappt hat: “Und ich muss mir immer wieder die Frage stellen, was man alles verhindert hätte, wenn man zu seinem Wort gestanden hätte.” Götzl fragt, was sie damit meine. Böhnhardt sagt, die drei seien dann vielleicht zurückgekommen “und dann wäre all das nicht passiert, was ihnen jetzt vorgeworfen wird”. Anwalt Ta. habe nur gesagt, dass das Angebot nicht mehr bestehe und er wohl auch nicht mehr bezahlt werde. Götzl will wissen, was sich Frau Böhnhardt denn vorgestellt habe, wer die Entscheidungen trifft und ob sie der Meinung sei, dass man davon absieht, eine Strafe zu vollstrecken. Sie antwortet, was der Roewer andeute, dass sie gewollt hätten, dass die Strafe für ihren Sohn erlassen wird, stimme nicht. Sie hätten nur gewollt, dass für die Zeit der Verhandlungen die Fahndung ausgesetzt wird. Sie habe immer die Drohung im Hinterkopf gehabt, “wenn wir sie treffen, dann schießen wir”. Sie hätten gewusst, dass Uwe nicht straffrei ausgehen könne. “Und wenn man wirklich Sprengstoff gefunden hat, dann war uns schon klar, dass auch die beiden anderen nicht um einen Verurteilung drum rumkommen.” Sie hätten auf eine Strafreduktion gehofft. Mundlos und Zschäpe hätten vielleicht noch eine zweite Chance bekommen, Mundlos und Zschäpe habe man “nicht einmal eine zweite Chance gegönnt”. Götzl fragt nach der Reaktion von Uwe Böhnhardt. Es sei ihr klar gewesen, dass er nicht ins Gefängnis gewollt habe. Er habe sie glauben lassen, dass er darüber nachdenkt und mit den Freunden redet. Nachdem das Angebot zurückgezogen worden sei, habe er dann gesagt, dass er ihnen, den Eltern, das gleich hätte sagen können. Uwe Mundlos werde sicher gedacht haben, er habe es von Anfang an gewusst. Auf Frage von Götzl sagt Brigitte Böhnhardt, das sei beim ersten Treffen gewesen. Sie, die Eltern, hätten mit allen drei geredet und hätten evtl. neu verhandeln wollen, aber das hätten die drei nicht gewollt. Mundlos habe dem gleich nicht getraut und es sei auch nie mehr ein Angebot gekommen. Den Ort des Treffens, so Böhnhardt, würde sie wieder erkennen. Der sonstige Inhalt der Gespräche sei privat gewesen. Es habe gewiss Fragen gegeben, wo sie leben, wie die drei zusammen irgendwo wohnen. Das hätten sie nicht mitteilen wollen, um sie, die Eltern, nicht in Schwierigkeiten zu bringen. Dann habe die Freude überwogen. Sie hätten sich erkundigt, was in Jena gebaut wurde, ob sie noch Arbeit hätten. Ihr Sohn habe sich nach dem Bruder und der Nicht erkundigt. Sie hätten Bilder dabei gehabt. Die drei seien erstaunt gewesen über die Veränderung der Straßenzüge in Jena. Die drei hätten sich überhaupt nicht verändert, seien nur etwas älter gewesen. Sie seien an einem Parkplatz angekommen, das sei ein Park mit kleinen Tiergehegen und ein Café gewesen. Sie hätten dort “ihre Runden gedreht” und geredet. Das Treffen sei maximal zwei Stunden lang gewesen. Sie selbst seien mit einem geliehenen Auto gefahren, so Böhnhardt auf Frage Götzls, weil sie nicht gewusst hätten, ob sie verfolgt werden. Sie hätten gefragt, ob die drei zusammen leben. Sie habe sich gedacht, dass es sicherlich schwierig sei, zu dritt zu leben ohne aufzufallen, deswegen hab sie angenommen, dass sie entweder alleine oder Beate mit einem der beiden zusammen lebe. Uwe habe erzählt, er sei mal beim Zahnarzt gewesen. Es gebe immer die Möglichkeit, sie würden unterstützt von Freunden. Sie habe gefragt, ob sie genug zu essen hätten und eine ordentliche Wohnung, so Brigitte Böhnhardt. Sie hätte nicht gewollt, dass Uwe stehlen geht, “da wären wir ja vom Regen in die Traufe gekommen”. Sie hätten gesagt, sie würden von Freunden versorgt. Die folgende Frage Götzls, ob sie auch selbst Unterstützung angeboten hätten, habe sie erwartet, so Böhnhardt. Vorsorglich belehrt Götzl die Zeugin nach § 55 StPO, sagt aber auch, dass eine Unterstützung zu fraglichem Zeitpunkt verjährt wäre. Sie sagt, es stehe in jedem VS-Bericht, dass die V-Leute gesagt hätten, dass sie ihren Sohn unterstützt hätten: “Wir haben ihm ’98 Geld gegeben mit dem Hintergedanken, dass er ja nicht wieder klaut.” Nachdem die drei sich nicht hätten stellen wollen, hätten sie gesagt, dass es keine weitere Unterstützung gebe. Böhnhardt: “Sie können das auch so auffassen, dass wir die Schnauze voll hatten.” Das seien 500 DM und dann nochmal 500 DM gewesen. Die Personen, die das Geld geholt hätten, hätten eine Parole gesagt, sie hätten sich unten getroffen und sie habe das Geld übergeben. Die Parole wisse sie nicht mehr. Dann nennt Böhnhardt doch eine Namen: André K. Den anderen habe sie nicht gekannt. K. sei einmal gekommen, der andere evtl. zweimal. K. habe ihren Sohn auch von der Drückerkolonne an der französischen Grenze abgeholt in ihrem Auftrag. Sie habe K. dafür Benzingeld gegeben. Seit wann sich Uwe und K. gekannt hätten, wisse sie nicht, sie wisse auch nicht, ob Uwe André K. als Freund bezeichnet hätte, wohl eher als Bekannten. Es sei ihr auch bei K. wichtig gewesen, dass er die Parole sagt, damit sie wisse, dass er tatsächlich von ihrem Sohn geschickt wurde. Sie habe die Parole von Uwe erfahren, es sei ein Wort, das nur sie hätten wissen können. So etwas präge sich ja ein, sagt Götzl. Schließlich nennt Böhnhardt das Losungswort: “Rippchen”. Uwe habe sich zwei Rippen gebrochen. Sie habe es nicht sagen wollen, weil sie nicht gewollt habe, dass das “tausendfach übers Internet durchgehetzt wird”. Auf Frage von Götzl sagt Böhnhardt, sie denke mal, dass eine Geldsendung nicht angekommen ist, das wisse sie aber nicht, sie wisse auch nicht, ob das die Sendung sei, die sie an K. gegeben habe. Sie habe keine Verbindung zu K. gehabt und habe auch keine aufnehmen wollen. Die andere Person sei ein junger, hübscher Mann gewesen, mehr habe sie nicht in Erinnerung, er sei nicht als Rechter zu erkennen gewesen. Sie wisse nicht einmal, ob es drei oder vier Übergaben gegeben habe. Der unbekannte junge Mann sei zumindest zweimal da gewesen. Dann sagt sie, sie würde die Zahl der Übergaben auf drei begrenzen, weil sie nicht jeden Monat 500 DM hätten abzweigen können. Begonnen habe die Unterstützung jedenfalls nach dem ersten Telefonat. Sie denke, ihr Sohn habe erstmal eine Vertrauensperson finden müssen. Götzl sagt, die Parole habe abgesprochen werden müssen, das setze einen Kontakt voraus. Der sei nur telefonisch gewesen so Böhnhardt. Die Telefonate seien nur noch sehr wenig gewesen, 1999 ein- oder zweimal. Bis sie sich dann 2000 wieder getroffen hätten. Zu dem Treffen sei es gekommen wie zum ersten. Es sei der gleiche Ort gewesen. Zum Ablauf sagt Böhnhardt, die Erleichterung habe überwogen, dass sie alle drei gesund und zusammen gewesen seien. Sie habe damals schon das Gefühl gehabt, sie würden vielleicht aus Deutschland und Europa ganz weggehen. Sie habe gedacht, das habe keine Zukunft, sich immer verstecken zu müssen, das sei ihr “als Mutter” ein Gräuel gewesen. Sie hätten das angesprochen mit allen drei, sie habe sich auch den Uwe Mundlos zur Brust genommen, weil er der Älteste, vielleicht Klügste gewesen sei. Auch beim ersten Treffen sei das Thema gewesen, beim zweiten Mal seien sie emotional besser vorbereitet gewesen. Sie hätten sich gesagt: “Heute pauken wir mal auf die ein.” Sie habe gesagt, dass auch Uwe Mundlos und Beate Zschäpe an ihre Mütter denken sollten. Böhnhardt: “Es gab einfach keinen Weg.” Die drei hätten zu ihrem Leben immer die gleichen Aussagen getroffen, es gehe ihnen gut, sie seien zusammen, sie kämen klar. Die drei hätten zu ihrem Lebensunterhalt gesagt, sie, die Eltern, sollten sich keine Sorgen, es würde ihnen vielleicht auch nicht gefallen. Sie habe an Internetgeschäfte gedacht, Mundlos sei da ein Experte gewesen, und sie habe danach gefragt, aber sie hätten nichts gesagt. Das Treffen habe ein, zwei Stunden gedauert, es sei nach dem Dienst gewesen, weil sie angenommen hätten, im Berufsverkehr habe auch die Polizei Schwierigkeiten, hinter ihnen herzukommen. Sie habe ihrem Sohn im März 1999, nachdem das Angebot schief gegangen sei, gesagt, dass es keine finanzielle Unterstützung mehr gebe.Sie könne das erste und zweite Treffen zeitlich nicht einordnen, sie seien wohl beide im Frühjahr gewesen, darauf schließe sie, weil sie alle Jacken und “die Jungs” Mützen getragen hätten.

Ein letztes Treffen habe es 2002 gegeben, so Böhnhardt auf Frage von Götzl. Die Vorbereitung sei “wie gehabt” gelaufen. Das sei ein bisschen später im Jahr gewesen, im Mai oder Juni, ihre Enkeltochter sie in die Schule gekommen zu der Zeit. Es sei ein Wochenende gewesen, sie seien vormittags angereist, sie hätten bei dem Treffen länger Zeit gehabt. Thema sei sicher gewesen: “Warum nicht, warum nicht, warum nicht.” Es sei alles geblieben wie gehabt: “Wir wollen nicht, wir wollen nicht, wir wollen nicht.” Sie hätten über banale Dinge gesprochen, wie  über “bewusste Kochrezepte”. Es sei so dargestellt worden, was ihr Sohn “für furchtbare Dinge getan haben soll. Und die Mutter unterhält sich über Rezepte.” Wenn sie gewusst hätte, dass es das letzte Treffen bleiben solle, hätte sie nicht darüber geredet, so Böhnhardt. Es sei um die Familie gegangen. Sie hätten auch Fotos von der Stadt dabei gehabt. Im Laufe des Tages hätten sie viele Themen gehabt. Kurz vor Ende hätten sie erst erfahren, dass es das letzte Treffen sein solle. Die drei hätten gesagt, sie gehen weg. Sie habe es nicht glauben können. Danach sei es aus gewesen mit der Beherrschung. Ihre einzige Hoffnung sei gewesen, dass sie vielleicht ein neues Leben irgendwo beginnen, eine Familie gründen und von vorne anfangen. Sie habe mit Zschäpe gesprochen, ob die sich das gut überlegt habe. Zschäpe habe gesagt, sie gehe mit “den Jungs”. Uwe Mundlos habe sie ins Ohr geflüstert, dass er auf ihren Sohn aufpassen solle. Ihr Mann und sei seien traurig gewesen, weil sie an ihrem Leben nicht hätten teilnehmen können. Es habe immer wieder in der Zeitung gestanden, dass nach ihnen gefahndet wird, und sie habe gedacht, dass wenn die Zielfahnder sie nicht finden, dass sie dann vielleicht ganz weit weg seien. Sie wisse nicht, ob die drei es gesagt oder sie es sich eingebildet habe, dass sie ins Ausland gehen. Sie habe sich das nur so erklären können, weil Uwe gesagt habe, sie gingen weg und es wisse niemand, wohin. Deswegen habe sie auch keinen seiner Freunde kontaktiert. Böhnhardt: “Es tut mir auch für die fünf jungen Leute [die Angeklagten] leid, wenn die nicht in den Untergrund gegangen wären, würden die hier nicht sitzen.”

Nach Jahren habe sie sich damit abgefunden, dass ihr Sohn sich nicht melde. Uwes Bruder, ihr ältester Sohn, habe keinen Kontakt gehabt, sie hätten ihn auch immer erst hinterher von den Treffen erzählt. Götzl fragt nach Bezugspersonen von Uwe Böhnhardt vor 1998. Brigitte Böhnhardt nennt Ralf Wohlleben, der auch in Lobeda gewohnt habe, André K., Holger G., der irgendwann weg gezogen sei, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe. Der Bruder von André K. sei mal mit gelaufen, den würde sie aber nicht wiedererkennen. Sie glaube, Ralf Wohlleben sei nie in ihrer Wohnung gewesen. Götzl fragt nach einem Kontakt zu Holger G. nach 1998. Das könne Ende 1998 gewesen sein, so Böhnhardt, da sei G. vorbei gekommen und habe erklärte, er hätte Freunde besucht in Jena und habe mal gedacht, er guckt bei den Eltern von “Böhni “vorbei. Sie habe sich gefreut. Sie habe ihn gefragt, ob er wisse, wo die drei sind, er habe es verneint. Er sei auch nicht lange geblieben, eine halbe, dreiviertel Stunde: “So wie man bei den Eltern eines ehemaligen Freundes hineinschaut.” Sie wisse, dass G. in Hannover gelebt habe, aber das wisse sei von ihrem Sohn. Ralf Wohlleben habe sie später nur zufällig in der Stadt getroffen. Dann sagt sie, sie habe Wohlleben einmal kontaktiert, als über Anwalt Ta. das Schreiben der Staatsanwaltschaft gekommen sei, dass ein Verfahren, bei dem ihr Sohn und Wohlleben gemeinsam angeklagt gewesen seien, wegen Verjährung eingestellt sei. Da habe sie Wohlleben angerufen und ihn gefragt, ob er die Akten brauche, das habe der aber verneint und sie habe das dann entsorgen können. Sie habe sich nur kurz nach Wohllebens Befinden erkundigt, der habe gesagt, er sei verheiratet und sie denke, er habe auch gesagt, er habe eine Tochter. Böhnhardt: “Da freut man sich, wenn jemand sein Leben in den Griff bekommen hat. Ich hätte mir erhofft, dass es mein Sohn auch packt.” Wohlleben habe sich nicht nach ihrem Sohn erkundigt, das habe sie sonst im Gedächtnis.
Götzl will wissen, ob es bei den Kontakten mit ihrem Sohn mal um politische Themen gegangen sei, was Böhnhardt verneint. Sie habe die “leise Hoffnung” gehabt, dass die drei sich von der rechten Szene getrennt hätten. Sie seien normal gekleidet gewesen und hätten keine Parolen mehr abgelassen. Die Gespräche mit ihrem Sohn darüber seien vor 1998 gewesen. Wann ihnen die “rechten Tendenzen” aufgefallen seien, könne sie gar nicht mehr genau sagen, das sei schleichend gewesen. Fakt sie, dass sie als Eltern in keiner Weise diese rechte Szene akzeptiert hätten. Ihr Sohn habe keine Schriften, Plakate, Bilder zu Hause haben dürfen und eigentlich auch keine CDs mit “diesen rechtsradikalen Liedern“, das habe er aber sicherlich heimlich gemacht. Die “gewissen Parolen” habe er daheim nicht äußern dürfen. Er habe schon mal versucht, einen Spruch abzulassen, wie “die Ausländer nehmen uns die Arbeit weg”. Sie habe dann gesagt, es sei doch schön, dass Italiener und Türken da seien, er solle doch froh sein, dass andere den ganzen Tag in einer Pizzeria oder einem Dönerstand stehen, ob er da arbeiten wolle. Er habe die Parolen irgendwelcher Hohlköpfe nachgeplappert, ohne sie zu verstehen. Sie hätten auch mit Uwe Mundlos diskutiert, der sei ihrem Sohn ja vom Intellekt her überlegen gewesen, habe aber auch nicht gewusst, was er da für Parolen ablässt. Sie habe sich gefragt: “Wo kommen all diese Rattenfänger her, die im Osten auftauchten mit ihren Ideen?” Es seien harte Diskussionen gewesen und er sei dann in sein Zimmer verschwunden, um der Diskussion aus dem Weg zu gehen. Er sei nie in Uniform bei ihnen zu Hause, gewesen, wenn er so etwas gehabt habe, dann habe er es woanders gelagert. Sie habe immer mal sein Zimmer durchsucht. Sie habe von den Themenbereichen der Diskussion wenig in Erinnerung. Die Parole “Die Ausländer nehmen uns die Arbeit weg” würde sie seinem Frust schulden, dass er keine Arbeit fand. Einmal habe er den dummen Spruch gemacht: “Die Juden haben an allem Schuld”. Da habe sie gefragt, ob er überhaupt einen Juden kenne. Sie habe keinen gekannt, also hätten sich “diese Menschen” so integriert, dass sie so seien “wie wir alle”. Er habe sich der Sache entzogen, wenn er nicht mehr weiter gewusst habe. Auf erneute Nachfrage von Götzl sagt Böhnhardt, sie seien immer im Ausland gewesen, Uwe habe das Ausland gekannt, Auf der Insel Korfu seien sie gewesen, da werde einem nichts geschenkt. In jedem Land müsse man fleißig sein. Und weiter: “Und das, was die Ausländer in Jena gemacht haben, dass sie Restaurants eröffnet haben oder Dönerstände, das war prima.” Keiner dieser Ausländer habe ihrem Sohn eine Arbeit auf dem Bau weggenommen.
Ihr Sohn habe ihnen nicht erzählt, wo er sich aufgehalten hat, und wenn sie nach Freunden gefragt hätten, habe er gesagt, dass sie sie sowieso nicht kennen würden. Böhnhardt: “Es waren ja so verdammt viele arbeitslos und hatten Zeit für Blödsinn.” Die ersten Anzeichen für die rechte Szene sei eine Bomberjacke gewesen, da hätten sie noch gedacht, dass sei nur ein Trend unter allen Jugendlichen, auch linke Jugendliche hätten diese Sachen getragen und selbst die Polizisten hätten schwarze Hosen und Springerstiefel getragen. Dann habe er sich “diese schwarze Hose und dann auch solche Springerstiefel” gekauft. Die Schuhe seien zu viel gewesen, die habe er nicht in der Wohnung tragen dürfen. Das nächste sei gewesen, dass sie ihn hätten abholen müssen bei der Polizei. Da sei ihnen mitgeteilt worden, dass er schon im Visier sei bei der Polizei wegen seines Umgangs mit rechtsradikalen Jugendlichen. Da hätten sie, die Eltern, ihm gesagt, er solle nicht wagen, zu Hause etwas zu deponieren, was in diese Richtung führt. Sie habe gesagt, sie zerreiße alles: “Und er wusste, dass ich das machte.” Er sei echt erschrocken gewesen, als sie ihn mal überrascht habe, als er “diese rechte CD” gehört habe, das müsse 1997 gewesen sein. Eine Uniform oder ein Braunhemd, wie man ihm später vorgeworfen habe, habe Uwe nicht gehabt. Götzl fragt nochmal nach den Freunden. Böhnhardt nennt wieder Holger G., Wohlleben, Mundlos und dann Freunde aus der Klasse. Alle hätten sie Bomberjacken getragen, erst die grünen, dann hätten es die schwarzen sein müssen. Vielleicht habe auch mal Christian K. [Bruder von André K.] Uwe abgeholt. Die Angeklagten Carsten S. und André E. kenne sie nicht, so Böhnhardt. Die Vernehmung wird unterbrochen.

Götzl teilt mir, dass der Antrag auf Beiziehung der Akten aus dem Ermittlungsverfahren gegen André K. abgelehnt sei. Es handele sich um einen Beweisermittlungsantrag, Beweistatsachen, die sich aus einer Beiziehung ergeben sollten, seien nicht klar. Auszüge aus den Akten seien bereits beigezogen. Aus den Akten ergebe sich, dass sich Verdachtsmomente gegen André K. nicht hätten erhärten lassen.

Dann stellt der Verteidiger von Carsten S., RA Hösl, einen Antrag auf Vernehmung des Mitarbeiters des Bundesamtes für Verfassungsschutzes mit dem Tarnnamen “Sebastian Egerton” (. Dieser sei Auswerter im Bereich Rechtsextremismus und habe im Untersuchungsausschuss des Bundestages ausgesagt. Es gehe um den Beweis der Tatsache, dass der Angeklagte S. zu der Zeit der ihm vorgeworfenen Tat trotz formal verantwortlicher Positionen in der Szene nur eine untergeordnete Rolle eingenommen habe. S. habe nur nur eine vom Angeklagten Wohlleben abhängige Position ohne Eigenverantwortung übernommen. Der Zeuge habe im Untersuchungsausschuss ausgeführt, S. sei immer ein Strohmann des THS [Thüringer Heimatschutz] gewesen, der die JN habe kapern sollen. S. sei nicht eigeninitiativ gewesen. Über den Ausstieg von S. habe er ausgeführt, S. habe”vollständig die Brücken abgerissen”. Weiterhin habe er S. als “Ziehsohn” von Wohlleben bezeichnet. Nebenklagevertreter RA Bliwier sagt, der Antrag sie “im Prinzip ganz hübsch”, dem deutschen Strafprozess fehle jedoch der Leumundszeuge. Das sie dem Beweis nicht zugänglich, wenn die Tatsachen, auf die sich das stütze, nicht mitgeteilt würden.

Der Verhandlungstag endet um 16 Uhr.

Nebenklagevertreter Rechtsanwalt Scharmer erklärt dazu:

“Die Sicht von Brigitte Böhnhardt ist naturgemäß sehr subjektiv. Viele Interpretationen von ihr sind davon geprägt, ihren Sohn und seine Freunde im Nachhinein in Schutz zu nehmen. […] Ein Gespräch mit der Staatsanwaltschaft über eine mögliche Straferwartung nahm sie sehr begrenzt wahr. Wenn ein Staatsanwalt erklärt, die maximale Straferwartung habe 10 Jahre betragen, so ergibt sich das tatsächlich aus dem Gesetz. Fünf Jahre Straferwartung und die Möglichkeit der vorzeitigen Entlassung waren jedenfalls im Hinblick auf die Vorstrafen - über 2 Jahre waren ohnehin schon zu vollstrecken - und den Fakt von Bomben- und Sprengstofffunden aus damaliger Sicht durchaus nicht unrealistisch.“

Nebenklagevertreter Rechtsanwalt Stolle erklärt außerdem:

“Die Vernehmung der Zeugin belegt die Existenz weiterer Unterstützer. Neben Andre K. soll auch ein weiterer Mann zu ihr gekommen sein, um Geld für die Untergetauchten abzuholen. Dieser Mann sei ihr nicht bekannt gewesen. Auch die Einwürfe der Zettel mit den Daten wegen den Telefongesprächen und den Treffen deuten auf ein funktionierendes Unterstützernetzwerk hin. Dies gilt es zu ermitteln.“


Protokoll 58. Verhandlungstag - 20. November 2013

An diesem langen Verhandlungstag wurde die Befragung von Brigitte Böhnhardt, der Mutter von Uwe Böhnhardt, fortgesetzt. Diese hatte bereits am Vortag begonnen [vgl. Protokoll 57]. Es ging um den Kontakt mit ihrem Sohn nach dem Untertauchen, die Verbindungsmänner und die Übergaben von Geld und persönlichen Gegenständen an ihren Sohn. Sie berichtete über das Verhältnis ihres Sohnes zu Uwe Mundlos und Beate Zschäpe, beide beschrieb sie als „nett“ und „höflich“. Zschäpe sprach sie einen positiven Einfluss auf die Entwicklung ihres Sohnes zu.

Zeugin: Brigitte Böhnhardt

Der Verhandlungstag beginnt um 9.46 Uhr. Im Saal sitzen vier Personen, die der neonazistischen Szene in Thüringen zuzurechnen sind, darunter David Buresch und Niko M.

Es geht nach der Präsenzfeststellung weiter mit der am Vortag unterbrochenen Einvernahme der Zeugin Brigitte Böhnhardt. Götzl befragt die Zeugin zur familiären Situation. Ihr Mann sei Ingenieur gewesen, so Böhnhardt, ihr Sohn Uwe sei am 1. Oktober 1977 geboren worden. Götzl kommt auf die drei Geschwister zu sprechen, von denen einer tödlich verunglückt sei. Auch wenn Brigitte Böhnhardt sich dazu zunächst nicht äußern will, verweist Götzl auf die mögliche Bedeutung des Ereignisses für Uwe. Ihr zweitältester Sohn sei, so Böhnhardt, 1988 im Alter von 17 Jahren tödlich verunglückt. Auf die Bedeutung für die Familie wolle sich nicht eingehen, das sei zu belastend für sie. Sie habe danach aber ganz besonders auf Uwe aufgepasst. Die beiden älteren Geschwister seien ungefähr gleich alt, Uwe der Kleine gewesen. Der Bitte Götzls, diesbezüglich weiter auszuholen, will Böhnhardt nicht nachkommen, da ihr nicht klar sei, was das mit dem Prozess zu tun habe und sie die Familiengeschichte nicht durch die Medien “gehetzt” sehen wolle. Es folgt eine Auseinandersetzung zwischen Götzl und RAin Sturm, der Verteidigerin von Zschäpe, um den Ausschluss der Öffentlichkeit. Schließlich sagt Brigitte Böhnhardt, sie werde aussagen, “was auch immer dadurch auf mich zukommt”.

Sie berichtet, dass sie mit zwei Jahren Abstand zwei Söhne bekommen hätten. Es sei ihnen gut gegangen. Beide Eltern hätten Arbeit gehabt und irgendwann hätten sie eine Vier-Raum-Wohnung bekommen. Nach einer Weile hätten sie den Wunsch gehabt, ein drittes Kind zu bekommen. Sie habe sich eigentlich ein Mädchen gewünscht. Die Älteren hätten sich darüber sehr gefreut. Der kleine Bruder sei ihr “liebstes, bestes Spielzeug” gewesen. Sie hätten sich sehr bemüht, ihren Bruder auch mal von der Krippe geholt. Uwe habe ein inniges Verhältnis gehabt, besonders zum Zweitältesten. Es habe auch mal Ärger und Stress gegeben, sie seien aber eine normale Familie gewesen. Gewalt hätten sie in der Erziehung abgelehnt. In der Familie habe ein höflicher Umgangston geherrscht. Das habe sich gehalten, auch bei Uwe. Er habe immer korrekt von ihnen, den Eltern, gesprochen. Die Brüder hätten Uwe in der Schule auch geschützt. Sie seien eine ganz normale Familie gewesen. Der Mann sei “natürlich” stolz auf die drei Söhne gewesen und habe geholfen, wo er konnte. Zweimal im Jahr hätten sie Urlaub gemacht, u.a. Autocamping in Tschechien, die Kinder seien außerdem in ein vom Betrieb organisiertes Ferienlager gefahren. Es habe zwischen den Geschwistern keinen richtigen Streit gegeben. Es könne aber sein, dass die Älteren gedacht haben, Uwe werde bevorzugt. Dann sei der Zweitälteste tödlich verunglückt, was für sie alle ein traumatisches Ereignis war. Sie hätten versucht, Uwe zu schützen. Er sei in der Schule abgesackt, den Kummer habe er durch Disziplinverstöße zum Ausdruck gebracht. Sie hätten gelitten. Der große Bruder habe sie oft besucht und Uwe habe auch zu ihm gedurft. Uwe habe trauern dürfen. “Wir mussten die Starken sein.” Der Verlust habe sie näher zusammengebracht.

Sie hätten gehofft, dass Uwe in der Schule das Schlimmste überstanden habe. Es seien viele Sachen zusammen gekommen, die Schulreform und die Pubertät, das habe Uwe aus der Bahn geworfen. Götzl fragt, ob es richtig sei, dass ihr zweiter Sohn abgestürzt sei. Böhnhardt sagt, es sei nie geklärt worden, dazu habe die Polizei in Jena keine Zeit und Lust gehabt. Sie seien nicht einmal informiert worden: “Vielleicht rührt mein etwas gestörtes Verhältnis zur Polizei auch daher.” Götzl sagt, sie solle Uwe beschreiben. Er sei, so Böhnhardt, aufgeweckt und sportlich gewesen, habe viele Sportarten ausprobiert. Uwe sei kontaktfreudig gewesen und habe immer Freunde gehabt, die auch zu ihnen hätten kommen dürfen. Für Verwandte sei er “der liebe Uwe” gewesen. Manchmal sei er ein wenig wild gewesen, aber das sei normal. Die Schule habe er nicht so sehr geliebt, sondern als notwendiges Übel genommen. Außer, dass er “schulfaul” gewesen sei, fielen ihr nicht wirklich schlechte Eigenschaften Uwes ein. Gewalt sei kein Thema gewesen, er habe sich nicht einmal über Lehrer beschwert. Letzteres könne auch damit zu tun haben, dass sie selbst Lehrerin sei. Ihr Mann behaupte manchmal, sie habe den “Lehrerton” auch zu Hause drauf. Ihr Mann sei ein ruhiger Typ.
Auf Götzls Frage, ob Uwes Freunde auch zu Hause bei ihnen gewesen seien, verneint Böhnhardt das für André K.

Dann bittet Götzl sie, das Verhältnis ihres Sohnes zu Uwe Mundlos darzulegen. Sie könne die Zeit, in der diese Freunde aufgetaucht seien, nicht genau eingrenzen. Das könne im Berufsvorbereitungsjahr gewesen sein oder erst 1994-96 in der Lehre. Die Freunde habe sie immer freundlich empfangen, und auch die Freunde seien immer höflich gewesen, auch Uwe Mundlos und Beate Zschäpe. Holger G. [Angeklagter] kenne sie weniger, nur als Jugendlichen. Sie könne nicht mehr sagen, welcher der Freunde zuerst da gewesen sei. Es sei sicherlich ein fließender Übergang gewesen. Vor diesen Freunden sei zunächst die Gruppe der älteren Freunde gekommen, “die mochte ich nun wieder nicht so”. Sie habe gedacht, die nutzten ihn aus. Die hätten auch nicht den Kontakt zu ihnen als Eltern gesucht “wie Uwe, Ralf und Beate”. Sie könne nicht einordnen, wann sie Mundlos das erste Mal wahrgenommen habe, vielleicht Mitte der 90er. Die beiden Uwes seien meist schnell im Zimmer verschwunden, sie habe nicht an der Tür gelauscht. Sie habe Mundlos sicherlich auch mal gefragt, was er macht, was dessen behinderter Bruder macht. Sie habe Hoffnung geschöpft, als Mundlos gesagt habe, dass er das Abitur nachmache in Ilmenau. Sie habe vielleicht gedacht, dass das auch ihrem Sohn hilft. Sie habe auch mal mit Mundlos über Politik gesprochen, wie häufig wisse sie nicht. Mundlos habe aber vermieden, nach oben zu kommen, nachdem er gemerkt habe, dass sie seine Überzeugungen nicht teile. Mundlos habe eine eigene Wohnung gehabt, wo sie häufiger gewesen seien.

Es folgt eine Unterbrechung, in der einer aus der Gruppe um David Buresch Ralf Wohlleben zuwinkt.

Götzl geht dann noch einmal auf die politischen Diskussionen mit Mundlos ein. Sie habe sicherlich gefragt, so Böhnhardt, wie er zu den Überzeugungen gekommen sei, da sei er in die Geschichte abgeschweift. Mundlos sei intelligenter und älter gewesen, habe eine eigene Wohnung und ein eigenes Auto gehabt. Ihr Uwe habe zu ihm aufgeschaut. Das solle nicht heißen, dass sie Mundlos die Schuld gebe, ihr Sohn sei auch ein junger Erwachsener gewesen, der immer auch habe Nein sagen können. Mundlos sei sehr belesen gewesen und habe die “vergangene deutsche Geschichte” im Kopf gehabt. Und weiter: “Ich weiß, dass, dächte ich, sein Großvater im Krieg war und, jetzt muss ich aber überlegen, weiß nicht, ob im Offiziersstand.” Uwe Mundlos habe mit dem Großvater über die Geschichte gesprochen und die Sache vielleicht glorifiziert. Das sei nicht von Mundlos’ Vater gekommen. Sie, Böhnhardt, hätte dazu nichts sagen können, ihr Vater sei nicht im Krieg gewesen und der Vater ihres Mannes habe nicht darüber gesprochen. Mundlos sei der erste gewesen, der eine Tendenz nach rechts gezeigt habe bei der Kleidung: “Naja, und unser Uwe zog dann nach.” Zum Thema Bekleidung sagt sie, Abzeichen habe sie gar nicht erkannt, sie wisse nicht, “welcher Wimpel an der Jacke was bedeutet”.

Anfang, Mitte der 90er seien Namen von Altnazis aufgetaucht, die in der BRD gelebt und zum Teil gearbeitet hätten. Uwe Mundlos habe es toll gefunden, “dass die sich nicht unterkriegen lassen haben”, dass eine “gewisse Ehre im Offiziersstand” geherrscht habe. Man sei dann genervt von solchen Dingen und frage sich, wie man so etwas denken könne. Kinder aus der DDR hätten so etwas nicht gekannt. Sie denke, dass sie Mundlos darauf mit der Frage erwidert habe, ob er wisse, wie schlimm Krieg ist und dass es nur Verlierer auf beiden Seiten gebe.

Götzl will wissen, welche Rolle allgemein politische Themen bei Böhnhardts gespielt hätten. Böhnhardt antwortet mit der Gegenfrage, ob es bekannt sei, dass sie in “einem anderen deutschen Staat” gelebt hätten. Dann sagt sie, sie hätten in der Familie immer offen über politische Themen gesprochen: “Wie zum Beispiel, dass irgendwelche Altkader unsere orientierungslosen und desillusionierten Jugendlichen abgegriffen haben, und ihnen was vor gequasselt haben, was die dann nach gequasselt haben.” Möglicherweise gehöre der Punkt, an dem sie sich Sorgen über die politische Entwicklung ihres Sohnes gemacht habe, mit dem Kennenlernen von Uwe Mundlos zusammen, als Eltern wisse man oft nicht, wann die Kinder einen Freund kennengelernt haben. Auf die Frage, warum sie das Zimmer ihres Sohnes durchsucht habe, sagt Böhnhardt, sie hätten Uwe wegen Einbruchs in einen Kiosk von der Polizei abholen müssen. Danach habe es eine Hausdurchsuchung gegeben, die Polizei habe alles Verdächtige mitgenommen, auch wenn es nicht Uwe gehört habe. Da habe sie angefangen, nach Dingen zu suchen, die Uwe sich nicht von seinem Taschengeld hätte gekauft haben können.

Sie habe, als es um “diese CDs” oder um Waffen gegangen sei, häufiger geschaut, daher wisse sie auch, dass er “nie im Leben” eine Armbrust auf dem Zimmer gehabt habe. Ihre Überlegung sei gewesen, ob vielleicht bei heimlichen Durchsuchungen in der Wohnung etwas versteckt worden sei. Sie könne sich nicht wirklich erinnern, dass ihr Sohn ein Waffennarr gewesen sei. Sie berichtet von einer Zwille, um im Garten auf Elstern zu schießen, und zwei Schnitzmessern. Zur Einstellung gegenüber Waffen habe Uwe nichts erzählt. Er habe sich wahrscheinlich auch gehütet, etwas zu sagen, weil es sie noch misstrauischer gemacht hätte. Einmal sei eine Pistole aufgetaucht mit kleinen Kugeln, die er habe verschenken müssen, weil sie absolut gegen Waffen im Haus sei.

Es falle ihr schwer, zu sagen, wann ihr Sohn Beate Zschäpe kennengelernt hat, das könne sicherlich Zschäpe selbst eher beantworten. Es könne 1994 oder 1995 gewesen sein, sie denke 1996 sei sie ihnen als Freundin vorgestellt worden, da habe sie selbst Zschäpe erst kennengelernt. Sie wisse, dass Zschäpe vorher mit Uwe Mundlos befreundet war. Eines Tages habe ihr Sohn gefragt, ob er seine Freundin mitbringen könne. Sie habe sich gefreut, eine Freundin könne ganz viel bewirken bei Jungen in dem Alter. Zschäpe sei höflich und nett gewesen. Sie habe ihre Probleme gehabt. Die Lehrstelle, die sie gewollt habe, habe sie nicht bekommen. Sie habe dann eine Lehre als Gärtnerin gemacht, aber keine Arbeit gefunden. Uwe sei freundlich und nett mit ihr umgegangen, sie seien verliebt gewesen. Uwe habe das gut getan. Sie habe das Gefühl gehabt, dass Zschäpe gern zu ihnen gekommen sei. Ihr ganzes Auftreten sei so gewesen, “wie man sich eine junge Frau vorstellt”. Zschäpe habe eine eigene Wohnung bekommen und sie hätten mit alten Geräten bei der Einrichtung der Küche geholfen. Sie habe die Daumen gedrückt, dass die beiden Arbeit finden, vielleicht zusammen ziehen und vielleicht auch eine Familie gründen. Solche Träume habe sie gehabt, so Böhnhardt. “Beate” sei nie in rechter Kleidung aufgetreten. Ihr Mann, ihr älterer Sohn und die Schwiegertochter hätten Zschäpe auch gemocht. Sie sei bei Familienfeiern dabei gewesen, 1996 sei sie mal über die Weihnachtsfeiertage bei ihnen geblieben. Uwe sei in der Beziehung ein bisschen ernster und verantwortungsvoller geworden; sie habe nie erlebt, dass er barsch oder unhöflich zu Zschäpe war. Die beiden seien “kuschelig” miteinander gewesen.

Uwe Mundlos sei in dieser Zeit weiterhin zu Böhnhardts nach Hause gekommen, sie habe nie erlebt, dass er eifersüchtig war, auch nicht bei einer Gartenparty, bei der alle drei da gewesen seien. Ihr Uwe sei viel bei Zschäpe gewesen, als die ihre Wohnung gehabt habe. Eigentlich habe sie, die Zeugin, gedacht, da sei er in guten Händen. Bei den Treffen nach dem Untertauchen habe sie keine Veränderungen festgestellt. Sie hätten sich mit allen dreien “über Gott und alle Welt” unterhalten. Sie seien immer zu fünft gewesen, Uwe Böhnhardt und Zschäpe hätten sich nie abgesetzt. Sie habe keine Anzeichen gehabt, dass das Verhältnis beendet wäre, sie sei bis zum Schluss der Meinung gewesen, dass die beiden noch ein Paar sind.

Von Zschäpe habe sie nach 2002 erst wieder am Morgen des 5. November 2011 gegen 7 Uhr gehört, als sie angerufen habe. Sie sei ans Telefon gegangen und sei Zschäpe heute noch dankbar, dass sie diesen furchtbaren Anruf getätigt habe. Sie seien dann zumindest vorbereitet gewesen und bis zum Abend einigermaßen gefasst. Sie sei sicherlich verschlafen gewesen als sie ans Telefon gegangen sei. Es habe sich eine Frauenstimme gemeldet und gesagt: “Hier ist Beate.” Sie habe zuerst nicht begriffen, welche Beate es sei. Als die Frau gesagt habe, sie sei “Uwes Beate”, habe sie das erstmal verarbeiten müssen. Sie habe dann gefragt, ob die drei zurück kommen, sich stellen wollten. Das habe sie verneint. Dann habe die Anruferin gesagt, Uwe komme nicht mehr. Sie, Böhnhardt, habe das nicht gleich begriffen, und die Anruferin habe es wiederholt. Sie habe sich zuerst nicht getraut, die Frage zu stellen, aber dann habe sie gefragt, ob Uwe tot sei, was bejaht worden sei. Die Anruferin habe gefragt, ob sie Nachrichten geschaut habe, was sie verneint habe. Weiter habe es geheißen, in Eisenach sei etwas passiert, das seien “die beiden Jungs”. Sie habe dann unter Schock auf dem Sofa gesessen, hinterher seien ihr tausend Fragen eingefallen. Sie, die Anruferin, habe gesagt, sie habe noch so ein furchtbares Telefongespräch vor sich, müsse auch noch Familie Mundlos informieren.

Sie wisse, dass das Telefon erst nach dem Anruf am späteren Vormittag abgehört worden sei. Die Stimme am Telefon sei recht dünn und zittrig gewesen. Ihr Mann sei aus dem Schlafzimmer gekommen und sie habe auf dem Sofa gesessen wie eine Salzsäule, den Hörer noch in der Hand. Sie wisse nicht einmal, ob sie das Gespräch beendet habe. Die Polizei habe sie später gefragt, ob sie die Stimme erkannt habe. Das habe sie nicht, aber sie könne sich auch nicht vorstellen, dass jemand auf die “bitterböse Idee” kommt, einen solchen Anruf zu tätigen. Die Anruferin habe nicht gesagt, woher sie die Information hat, alles andere hätten sie aus der Zeitung und den Nachrichten erfahren. Zschäpes habe auch nicht erwähnt, ob sie selbst vorher Kontakt zu Mundlos und Böhnhardt hatte. Näheres zu Eisenach sei auch nicht gefallen, sie wisse nicht mehr, ob vielleicht von den beiden Toten im Wohnwagen oder vielleicht nur vom Wohnwagen die Rede gewesen sei. Dann wendet sich Brigitte Böhnhardt an Beate Zschäpe und sagt: “Danke, dass du es trotzdem gemacht hast.”

Götzl fragt, ob die Rede davon gewesen sei, dass ihr Sohn Zschäpe gebeten hatte, anzurufen. Sie habe, so die Zeugin, bei einer früheren Befragung Ähnliches geäußert, sei sich hinterher aber nicht mehr sicher gewesen. Sie habe bei der Vernehmung darum gebeten, ein Fragezeichen dahinter zu setzen, und hoffe, das stehe im Protokoll. Götzl hält aus dem Vernehmungsprotokoll Brigitte Böhnhardts Aussage vom 24. Januar 2012 vor, wonach die beiden Männer Zschäpe den Auftrag gegeben hätten, die Eltern jeweils anzurufen. Das sei möglich, so Böhnhardt, aber sie würde sich nicht dafür verbürgen. Auf Frage von Götzl sagt Böhnhardt, es sei nicht die Rede davon gewesen, dass Zschäpe ihr etwas von ihrem Sohn ausrichten solle. Götzl macht den Vorhalt, sie habe ausgesagt, Beate solle ihr von Uwe sagen, dass er seine Eltern sehr geliebt habe und dass er an jedem Geburtstag und jedem Fest an die Eltern gedacht habe. Böhnhardt möchte dies zunächst nicht bestätigen mit der Begründung, das sei zu privat: „das sind die letzten Erinnerungen an ihn, das wollten wir für uns alleine behalten.” Auf mehrmaliges Nachhaken von Götzl sagt Böhnhardt schließlich, Zschäpe habe das gesagt. Zur Frage, ob Zschäpe etwas dazu gesagt habe, wie der Sohn zu Tode gekommen ist, sagt Böhnhardt, sie sei sich nicht sicher: “Ja, was hab ich damals im Januar unter Schock ausgesagt? Hat sie gesagt, sie haben sich erschossen?” Es sei schade, wenn man das Protokoll nicht selber bekomme. Sie hätten unter Stress gestanden, unter Schock. Götzl zitiert ihre Aussage, wonach Zschäpe gesagt habe, dass sich die beiden erschossen hätten, weil sie keinen anderen Ausweg gesehen hätten. Böhnhardt: “Gut, dann bestätige ich das so.” Wieder hakt Götzl nach. Böhnhardt bestätigt ihre Aussage noch einmal. Auf Frage von Götzl sagt Böhnhardt, zum Schluss sei ihr eingefallen zu fragen, ob sich Zschäpe wieder melden würde. Darauf habe Zschäpe wohl gesagt, dass sie weggehe.

Es folgt die Mittagspause bis 13.18 Uhr.

Es geht zunächst weiter mit dem Anruf am 5. November 2011. Götzl hält vor, Böhnhardt habe bei der Polizei angegeben, dass Zschäpe erklärt habe, die zwei Toten im Wohnmobil in Eisenach seien die beiden Uwes. Das könne so gewesen sein, sagt Böhnhardt. Am gleichen Sonnabend seien zwei LKA-Beamte vorbei gekommen, einer habe Wunderlich geheißen, der sei auch vor dem Abtauchen der drei schon mal da gewesen. Sie hätten zuerst nicht zugeben wollen, dass sie schon Bescheid wussten, dann hätten sie beschlossen, offen mit ihm zu reden. Er habe einen ziemlich barschen Ton gehabt. Er habe verlangt, zu sagen, was “Beate” gesagt habe. Es könne sein, so Böhnhardt, dass sie die letzten Worte ihres Sohnes weggelassen habe. Wunderlich habe gesagt, er sei sicher, dass einer der Toten ihr Sohn sei, der andere Mundlos. Er habe gefragt, ob sie nicht wissen wollten, wer ihren Sohn erschossen hat. Sie seien davon ausgegangen, dass er sich selbst erschossen hat. Das habe Wunderlich verneint. Der Beamte habe gesagt, er könne nicht sagen, wer ihn erschossen hat. Erst beim Gehen habe er ihnen sein Beileid ausgedrückt. Sie hätten mitbekommen, dass ihr Telefon ab vormittags abgehört worden sei, denn Wunderlich habe von dem Telefonat ihres Mannes mit seinem Bruder und ihrem Sohn bzw. der Schwiegertochter gewusst.

Die erste Vernehmung habe dann am Sonntag, den 6. November, stattgefunden. Da seien zwei Beamte von der Kriminalpolizei Gotha gekommen. Die Beamten hätten sie über den Vorfall in Eisenach informiert, einer der Toten sei sicher Mundlos, bei dem zweiten könne es sich um ihren Sohn handeln. Die Beamten hätten sie um eine DNA-Probe gebeten. In dem Protokoll, das sie nie zu Gesicht bekommen hätten, stünden zwei Unwahrheiten, so Böhnhardt. Sie habe nicht geäußert, sie habe gehofft, die drei machten sich im Ausland ein schönes Leben. “Ich kann mir vorstellen, wie das auf die Opferfamilien gewirkt haben muss, obwohl wir schon im November gesagt haben, dass wir mit denen mitfühlen, dass uns die ganze Sache unendlich leid tut.” Die zweite Unwahrheit sei, dass sie gesagt haben soll, sie hätten ihren Sohn bei der Hausdurchsuchung im Januar 1998 das letzte Mal gesehen. Götzl fragt, ob sie bei der Vernehmung alles zu dem Telefonat mit Beate geschildert habe, was gesprochen wurde. Sie könne nicht mehr genau sagen, ob sie die gleichen Worte gewählt habe wie bei den Bundesbeamten. Götzl hält das Protokoll der Vernehmung vor, demzufolge sie gesagt habe, sie könne sich lediglich erinnern, Zschäpe habe gesagt, sie sollten Nachrichten schauen, in Eisenach sei etwas passiert und es würde sich um “die beiden Jungs” handeln.“ Es sei möglich, dass sie das so gesagt habe, erwidert Böhnhardt. Am 24. Januar habe sie sich aber ausführlicher geäußert, so Götzl. Böhnhardt sagt, sie habe vor der Vernehmung im Januar Zeit gehabt, sich zu erholen. An diesem Sonntag hätten sie völlig neben sich gestanden. Es könne sein, “dass man da was weg lässt, wenn man denkt, das ist nicht so wichtig”. Götzl fragt, ob es noch etwas gebe, was sie weiterhin dem privaten Bereich zuordne. Böhnhardt verneint das. Auf Frage Götzls sagt Böhnhardt, ihr Sohne sei vorwiegend Linkshänder gewesen, habe aber beidhändig arbeiten können, geschrieben habe er mit links.

Dann geht es bei den Vorhalten um zeitliche Einordnungen. Sie habe angegeben, dass sie denke, das Kennenlernen der Leute aus Winzerla sei 1993/94 im Berufsvorbereitungsjahr [BVJ] gewesen, sie gehe davon aus, dass hier die Zeit begann, als Uwe rechts wurde. Die Bezeichnung sei wohl nicht glücklich gewählt, heute würde sie sagen, dass er sich rechtsorientierten Jugendlichen zuwendete. Sei seien damals froh gewesen, dass er sich von den anderen älteren Freunden getrennt habe. Dann geht es um die Bomberjacke, die Uwe sich laut Vorhalt 1994 gekauft habe, und um Demonstrationen. Sie habe ausgesagt, so Götzl, ihr Sohn habe ein “Doppelleben” geführt und sich seinen Eltern gegenüber in dieser Zeit immer völlig unauffällig verhalten. Das sei wohl so gewesen, antwortet Böhnhardt. Sie habe aber auch, so Götzl, angegeben, “endlose Diskussionen” mit Uwe geführt zu haben, das stehe im Widerspruch zum “Doppelleben”. Böhnhardt sagt, Eltern hätten “ein gewisses Gespür” und merkten Dinge, auch wenn die Kinder nichts sagen. Sie bestätigt, dass Zschäpe von Herbst bis Weihnachten 1996 bei ihnen gewohnt habe. Zschäpe habe Schwierigkeiten mit ihrer Mutter gehabt, weil diese die Wohnung wegen finanzieller Probleme verloren habe. Ihre Großeltern habe Zschäpe geliebt. Die Mutter von Zschäpe habe sie einmal kennengelernt, bevor Beate Zschäpe bei ihnen gewohnt habe, weil die nach ihrer Tochter gesucht habe. Böhnhardt bestätigt, dass sie Uwe Mundlos und Ralf Wohlleben sympathisch gefunden habe, André K. aber nicht. Sie bezweifle, dass ihr Sohn André K. als Freund bezeichnet hätte. K. sei bewusst provokant und aggressiv aufgetreten, Haarschnitt und Schrittstil seien ihr “albern” und “aufgesetzt” vorgekommen, so Böhnhardt heute. Auf Frage von Götzl sagt sie, sie habe André K. darum gebeten, ihren Sohn von der Drückerkolonne abzuholen, weil der am nächsten dran gewohnt habe. Wo Wohlleben und Mundlos gewohnt hätten, habe sie gar nicht gewusst.

Götzl hält vor, sie habe angegeben: “Wir fanden einige Zeit nach dem Verschwinden von Uwe einen Zettel im Briefkasten. Darauf Stand ‘Telefonzelle am Arbeitsamt’, ein Datum und eine Uhrzeit.” Weiter habe eine Telefonnummer darauf gestanden, wo sie anrufen sollten, so Götzl weiter. Manchmal seien sie angerufen worden, manchmal hätten sie einen Zettel mit einer Nummer bekommen, die sie anrufen sollten, so Böhnhardt. Das erste Treffen sei laut ihrer Vernehmung im Herbst gewesen, so Götzl. Das könne sein, jedenfalls hätten sie alle Jacken getragen, bestätigen Böhnhardt. Böhnhardt habe ausgesagt, so Götzl weiter, Zschäpe habe beim dritten Treffen die Haare schwarz gefärbt und glatt gehabt, zu den anderen Treffen habe sie die Haare als Pferdeschwanz gebunden; “die Jungs” hätten sich äußerlich nicht verändert. Götzl fragt, ob ihr Sohn eine Brille getragen habe. Böhnhardt verneint das, sie wisse auch nichts von einer Sehschwäche. Götzl hält vor, sie habe angegeben, dass sich ihr Sohn “eher erschießen” würde, als ins Gefängnis zu gehen. Böhnhardt sagt, ihnen sei ja auch mit der Äußerung, dass die Polizei schießen würde, eine Falle gestellt worden. Auf den Vorhalt, sie habe angegeben, dass sie ab dem ersten Treffen vermutet hätten, die drei seien in Sachsen, erwidert Böhnhardt, sie habe wohl ein Gespräch mit gehört, in dem sich Mundlos dahingehend geäußert habe, er wisse nicht, ob sie es in Thüringen ähnlich wie die Leute in Sachsen geschafft hätten, drei Leute unterzubringen. Bei der Frage nach Unterstützern sei, so Götzl, laut ihrer Aussage entweder von Freunden oder von “ihrer Gruppe” die Rede gewesen. Das sei möglich, die drei hätten keine Namen genannt.

Götzl hält Böhnhardt vor, sie habe bei der Polizei ausgesagt, entweder 2000 oder 2001 habe Uwe in einem Telefonat gesagt, Zschäpe bräuchte unbedingt einen Anwalt, weil sie sich stellen wolle. Freunde würden den Anwalt besorgen, aber Beate könne ihn nicht bezahlen. Irgendwann, so der Vorhalt weiter, sei dann ein Anschreiben von einem Rechtsanwalt namens Dr. Eisenecker gekommen, der  800 DM für die Bearbeitung gefordert habe, was die Böhnhardts dann bezahlt hätten; sie hätten aber nie wieder etwas gehört. Das habe sie damals falsch ausgesagt, so Böhnhardt. Sie habe vergessen, dass sie schon einmal einen RA für Zschäpe besorgen sollten, 1998 oder 1999, als sie in Verhandlungen gewesen seien, dass die drei sich stellen. Das mit Eisenecker sei später gewesen. Dann macht Götzl den Vorhalt, sie habe angegeben, dass ihr auch die Familien der Opfer sehr leid täten. Deswegen, so Böhnhardt, habe sie sich so geärgert, dass dieser Satz mit dem „schönen Leben“ im Protokoll gestanden habe, weil doch vorstellbar sei, wie verheerend das wirke: “Ich bin wohl in der Position, leider, wo ich diese Familien am besten verstehen kann, die Sorge, die Ungewissheit, das traumatische Erlebnis, einen Angehörigen verloren zu haben.” Ihr seien auch Videobilder aus der Kölner Keupstraße gezeigt worden, so Böhnhardt, darauf habe sie aber niemanden erkannt.
Götzl teilt mit, dass der geladene Zeuge André K. morgen gehört werde und sein Bruder Christian, der für Donnerstag vorgesehen war, abgeladen sei.

Es folgte eine Pause bis 14.25 Uhr.

Dann hält Nebenklagevertreterin RAin Basay der Zeugin eine Aussage ihres älteren Sohnes vor, derzufolge Uwe Böhnhardt eine Luftdruckpistole, zwei Luftgewehre und eine Armbrust besessen habe. Mit der Armbrust habe er einmal in einen Baum geschossen und den Pfeil wieder heraus gepult, weil der so teuer gewesen sei. Sie als Eltern hätten davon nichts gewusst, sagt Brigitte Böhnhardt. Basay bezieht sich auf ein Fernsehinterview, das die Zeugin dem MDR gegeben habe. Böhnhardt sagt auf Frage nach der Beziehung ihres Sohnes zu Zschäpe, es könne sein, dass Zschäpe gesagt habe, sie sei mit beiden [Mundlos und Böhnhardt] befreundet, wobei sie von ihrem Uwe wisse, dass sie noch zusammen gewesen seien. Dann geht es um die Wohnverhältnisse der drei. Zschäpe, so Böhnhardt, habe gesagt, jeder habe ein Zimmer, sie hätten zwei Katzen und sie selbst koche, kümmere sich um die Wäsche und backe.

Nebenklagevertreter RA Narin bittet darum, der Zeugin TV-Material vom BR zu zeigen [Aufnahmen von THS-Mitgliedern, darunter Tino Brandt, aus den 1990ern]. Auf einem Standbild ist Mario Br. [Führungsaktivist des THS] zu sehen. Narin fragt, ob es sich hierbei um den anderen Mann handeln könne, dem sie Geld übergeben habe, was Böhnhardt verneint. Die Person auf zwei gezeigten schwarz-weißen Fotos kenne sie ebenfalls nicht, so Böhnhardt. Narin fragt zu der Äußerung des Vaters von Uwe Mundlos, die drei seien in Mecklenburg-Vorpommern untergekommen. Böhnhardt wiederholt, dass sie das nicht geäußert habe. Ihre Nichte habe “das böse Pech” in Rostock ausgerechnet in dem Stadtteil zu wohnen, wo der Mord an “dem jungen Mann” [Mehmet Turgut] stattgefunden habe. Die Nichte sei auch vernommen worden. RA Narin fragt, ob der Charakter ihres Sohnes eher “dominant-aggressiv” oder “zurückhaltend-passiv” gewesen sei. Böhnhardt sagt, sie könne nur von dem Uwe sprechen, den sie kenne, und der sei nicht dominant und aggressiv gewesen. Sie denke, dass er ihnen einiges verschwiegen habe. Auf RA Narins Frage, ob es sich bei der Gruppe mit den älteren Freunden, in der sich ihr Sohn zeitweise befunden habe, vielleicht um die “Jü.-Be.-Clique” handele, antwortet Böhnhardt, der Name Jü. sage ihr etwas, der Name Be. nicht. RA Narin fragt weitere Namen ab. Sie kenne diese Namen nicht, so Böhnhardt. Dann zitiert RA Narin aus einer Vernehmung eines Angehörigen dieser Clique, derzufolge ein Sch. das Sagen gehabt habe, wenn aber Uwe Böhnhardt da gewesen sei, habe der den Ton angegeben. Uwe Böhnhardt sei aggressiv gewesen, habe sich in den Vordergrund gedrängt und habe zusammen mit Sch. auch die Kontakte zur “Automafia” gehabt. Weiter hält RA Narin aus einer Aussage eines Cliquenmitglieds zu Enrico Th. vor, derzufolge dieser wie auch alle anderen Respekt vor Uwe Böhnhardt gehabt hätten. Uwe Böhnhardt sei, so die Aussage weiter, “wie eine Bombe” gewesen, im einen Moment habe er gelacht, im anderen sei er aggressiv geworden. Sie wisse von Autodiebstählen, so Brigitte Böhnhardt, sie gehe aber davon aus, dass “man den Schuldigen bei denen sucht, die nicht mehr antworten können”. Zum Gefängnisaufenthalt befragt, sagt Böhnhardt, ihr Sohn habe ein Tattoo aus dem Gefängnis mitgebracht, das sei ein Schutz gewesen. RA Narin hält aus dem Abschlussbericht des Bundestags-Untersuchungsausschusses vor, Uwe Böhnhardt habe mit Zellengenossen, u.a. Sven Ro., einem Aktivisten des THS, in der JVA wiederholt Knallkörper gebaut. Mit Sven Ro. habe er sich an der Misshandlung eines Mitgefangenen beteiligt, u.a. habe er heißes Plastik auf den Rücken des jungen Mannes gedrückt. Als Disziplinarmaßnahme sei Uwe Böhnhardt nicht mehr mit Jugendlichen, sondern mit Erwachsenen untergebracht worden. Sie wisse davon nichts, so die Zeugin, sie kenne auch Sven Ro. nicht. Sie meine, man hätte sie als Eltern informieren müssen. Dann lässt RA Narin ein Bild aus der Zeit vom 24. November 1997 bis zum 1. Dezember 1997 aus einem Observationsbericht zeigen, auf dem Uwe Böhnhardt mit seinem Bruder zu sehen ist. In der Zeit sei es durchaus möglich, dass sich die beiden getroffen hätten, nach dem Abtauchen habe ihr älterer Sohn aber keinen Kontakt mehr zu Uwe gehabt, so die Zeugin.

Nebenklageanwalt RA Daimagüler sagt, ob sie das Abdriften ihres Sohnes nach rechts mit Namen verbunden habe. Das verneint Böhnhardt, sie habe erst später in der Zeitung Namen gelesen. Böhnhardt: “Auch dass sie zu einem Prozess gegen irgendjemand gefahren sind, wusste ich nicht.” [gemeint ist vermutlich ein Prozess gegen Manfred Roeder 1996 in Erfurt]. Wenn sie gefragt habe, habe ihr Sohn gesagt, dass sie die Leute eh nicht kenne. Uwe Mundlos sei auch ein “Nachplapperer” gewesen. Dass Wohlleben Funktionen in der NPD übernommen hat, habe sie gelesen, sie sei “ein wenig enttäuscht” über diese Entwicklung gewesen. Wohlleben habe nach dem Untertauchen der drei auch nicht den Kontakt zu ihr und ihrem Mann gesucht. Auf Frage von RA Daimagüler sagt Böhnhardt, sie habe nicht nur Mitleid, sondern Mitgefühl mit den Opferfamilien. Sie könne die Opferfamilien wohl am allerbesten verstehen. Böhnhardt: “Ich fühle mit ihnen. Ich bin ihnen unendlich dankbar, dass sie sich an uns nicht gerächt haben, am Bruder, an der Familie, an den Enkelkindern. Aber ich glaube, diese Familien haben begriffen, dass wir nicht die Schuldigen waren. Wir haben nie einen Brief mit Drohungen bekommen, niemals einen Anruf.” Sie habe angeboten, mit den Opferfamilien zu reden. Eine Tochter habe zugesagt, habe aber nur mit Anwalt und der Zeitung kommen wollen, da hätten sie abgesagt. RA Daimagüler möchte wissen, was das gestern von Böhnhardt geäußerte Mitleid mit den Angeklagten bedeute. Böhnhardt sagt, das sei ein ganz anderes Gefühl als das gegenüber den Opferfamilien. Sie habe gesagt, es tue ihr leid um diese Personen, wären die drei nicht abgetaucht, müssten die jungen Leute hier nicht sitzen.

RA Langer zitiert eine Aussage von Brigitte Böhnhardt vor dem thüringischen Untersuchungsausschuss, wonach ihr ein Beamter vom LKA gesagt habe, das LKA wüsste von dem Waffenbesitz der drei. Dann habe der Beamte gesagt, wenn sie die drei aufspürten und sie zuckten, würde geschossen. Böhnhardt versteht zunächst nicht, dass es sich um ihre eigene Aussage handelt, dann sagt sie: “Dann hat also das LKA gewusst, dass sie eine Waffe haben. Aber wir nicht.” RA Langer fragt Böhnhardt, wie sich ihr Sohn denn ohne Waffe habe erschießen wollen, wie er es bei einem Treffen geäußert habe. Gefragt habe sie ihn nicht, sagt Böhnhardt, aber sie gehe davon aus, dass man sich nur mit einer Waffe erschießen könne. Auf die Frage, ob diese Äußerung beim dritten Treffen gefallen sei, entgegnet Böhnhardt, das könne später auch nochmal Thema gewesen sein, aber sie denke, dass es schon gefallen sei, als die Absprachen geplatzt seien. Auf Frage von RA Langer sagt Böhnhardt, ein paar Tage nach dem 26. Januar 1998 hätten Uwes Autoschlüssel und Autopapiere bei ihnen im Briefkasten gelegen, der Wohnungsschlüssel ihres Sohnes sei nicht zurückgekommen. Dann geht es noch einmal um Urlaube der Familie, insbesondere in Bezug auf Mecklenburg-Vorpommern. Böhnhardt sagt, als die Kinder klein gewesen sein, hätten sie mal bei ihrer Schwester in Rostock übernachtet und vielleicht seien sie auf dem Weg in den Urlaub auch mal bei ihrer Nichte vorbei gefahren. Als Uwe später ohne sie Urlaub gemacht habe, habe er immer von Camping mit Freunden gesprochen, aber nicht gesagt, wohin und mit wem.

Auf Frage von RA Scharmer sagt Böhnhardt, ihr Sohn sei im Erwachsenenvollzug untergebracht worden, weil im Jugendgefängnis kein Platz mehr gewesen sei. Dann fragt RA Scharmer zum Kontakt mit Anwalt Ta.. Der erste Kontakt könne im Oktober 1998 gewesen sei. Es könne sein, dass Ta. oder der VS davon ausgegangen seien, dass sie, Böhnhardts, Kontakt zu den dreien hätten. Es könne auch sein, dass sie Ta. gefragt hätten, wie er darauf komme. Die damalige Freundin von Wohlleben, Juliane Wa., kenne sie nicht. Die Information, dass sich Zschäpe und ihr Sohn stellen würden, Mundlos aber nicht, habe sie aus einem Telefongespräch mit ihrem Sohn; sie habe immer nur mit ihrem Sohn telefoniert. Sie wisse nicht, ob es für den Anwalt für Zschäpe eine Vollmacht gegeben habe. Das Geld für RA Ta. habe der VS bezahlt. Sie habe, als sie das Schreiben über die Einstellung eines Verfahrens wegen Verjährung bekommen habe, nicht versucht, Kontakt zu ihrem Sohn aufzunehmen, so Böhnhardt auf Frage von RA Scharmer. Wohlleben habe sie im Telefonbuch gefunden und angerufen. Sie habe gehofft, dass ihr Sohn über Freunde oder “wen auch immer” von der Einstellung erfährt.

RAin Clemm hält vor, laut Bericht einer VS-Quelle, habe Wohlleben gesagt, die Quelle solle einen Termin für sich oder eine Kontaktperson bei RA Eisenecker zu vereinbaren. Er, Wohlleben, sei bereit, zu Eisenecker zu fahren und auch die Vollmacht von Zschäpe zu besorgen. Die Familie Böhnhardt, so der Vorhalt weiter, habe zugesagt, die Kosten zu übernehmen, könne die Untergetauchten aber nicht mehr weiter finanziell unterstützen. Sie könne sich nicht erinnern, so Brigitte Böhnhardt, dass Wohlleben den Kontakt zu Eisenecker hergestellt habe. Auch an ein Gespräch mit Wohlleben darüber könne sie sich nicht erinnern. Dann geht es um den Besuch von Holger G.. G. habe, so RAin Clemm, angegeben, von Wohlleben gebeten worden zu sein, die Böhnhardts aufzusuchen, um ihnen Grüße von Uwe Böhnhardt auszurichten. Die Zeugin fragt Holger G.: “Und, hast du das gemacht?” Holger G. nickt. Dann werde es so gewesen sein, sagt Böhnhardt, sie wolle “nicht in Abrede” stellen, dass Grüße ausgerichtet worden seien. RAin Clemm hält vor, laut Bericht des VS habe G. den Böhnhardts mitgeteilt, die drei hätten eher vor, sich zu erschießen, als sich zu stellen. Sie könne sich daran nicht erinnern, so die Zeugin.

Auf Frage von RAin Lunnebach sagt Böhnhardt, sie könne wohl nachvollziehen, wohin sie die 800 DM für den Anwalt von Zschäpe überwiesen habe. RA Kuhn fragt zu einer Gruppe im Gefängnis, zu der Uwe Böhnhardt laut Zeugenvernehmung von Brigitte Böhnhardt gehört habe. Unter einer Gruppe habe sie verstanden, dass man sich gegenseitig helfe und unterstütze, es sei nicht um “rechts- oder linksgerichtete Gruppen oder Ausländergruppen” gegangen. Dann fragt RAin Wierig zur Konstellation, dass Uwe Böhnhardt mit dem Ex-Freund von Zschäpe zusammen gelebt habe. Böhnhardt sagt, ihr gefalle die Frage nicht, sie habe kein Problem damit gehabt, dass Zschäpe zuerst mit Mundlos und dann mit ihrem Sohn zusammen gewesen sei. RAinWierig erläutert, es gehe darum, zu verstehen, wie die Gruppe zueinander gestanden habe. Böhnhardt sagt, sie wüsste auch zu gerne, was die drei dazu verleitet haben solle, diese Taten zu begehen. Die Staatsanwaltschaft suche nach jedem Beweis, dass die das begangen haben: “Ich als Mutter suche nach jedem Strohhalm, zu sagen, das kann so nicht gewesen sein.” Sie könne ihren Sohn so nicht sehen. Sie könne sich auch nicht erinnern, dass einer von den dreien eine dominante Rolle gehabt habe. Es sei einfach eine Gruppe junger Menschen gewesen, die nicht den Mut gefunden habe, zurückzukommen. Ihr stelle sich immer die Frage, warum nicht. Sie könne nur sagen, dass die drei gleichberechtigt gewesen seien. Keiner der beiden Uwes hätte sich, so Brigitte Böhnhardt, von Zschäpe dominieren lassen. RAin Wolf fragt noch einmal zum Angebot des VS. Sie habe, antwortet Böhnhardt, den Wunsch nach einer schriftlichen Bestätigung an Anwalt Ta. gerichtet, bevor da etwas gekommen sei, sei das Angebot schon zurückgezogen worden.

Es folgt eine Pause.

Um 16.40 Uhr fragt Nebenklagevertreterin RAin Lex zunächst zum Thema Verjährung und dann zu den Geldübergaben. Böhnhardt sagt, sowohl André K. als auch der unbekannte junge Mann seien unten in den Vorraum gekommen, sie könne sich vorstellen, dass sie nach ihrem Sohn gefragt hat, und dass K. bzw. der andere Mann gesagt hätten, sie wüssten von nichts. Auf Frage von RAin Lex berichtet Böhnhardt dann von einer weiteren Übergabe, bei der Uwes “persönliche Sachen”  (Wäsche, Schuhe, Bücher, Spiele,Videorekorder) übergeben worden seien. Sie hätten das bei einem Telefonat mit Uwe abgesprochen. Sie habe einfach nur zwei Müllsäcke in den Vorraum tun sollen und ein Bekannter würde dann die Säcke abholen. Sie habe die Säcke in den Vorraum gestellt. Sie habe sich nicht verkneifen können, vom Balkon zu schauen und habe einen Mann gesehen, der die Säcke in sein Auto getan habe; Autotyp und Kennzeichen habe sie nicht erkannt. Sie habe keinen persönlichen Kontakt gehabt, sie wisse nicht, ob noch jemand im Auto gesessen sei und habe den Mann auch nicht erkannt. Mit Sicherheit sei es aber keiner der hier anwesenden Männer gewesen. Böhnhardt denkt länger nach, dann sagt sie auf Frage von Lex, sie könne sich an keine weiteren Übergaben erinnern. Richter Götzl erinnert die Zeugin an ihre Wahrheitspflicht, sie dürfe auch nichts verschweigen. Die Zeugin sagt, diese Übergabe habe sie bis eben vergessen, ihr falle jetzt weiter nichts mehr ein.

Auf Frage von Götzl sagt Böhnhardt, ihr Sohn habe sich mal beschwert, dass nicht alle Spenden angekommen seien, ob das die 500 DM, die sie an André K. gegeben habe, gewesen seien oder andere Spenden, wisse sie nicht: “Ich möchte den Herrn K. auch um Gottes willen nicht ungerechtfertigt beschuldigen.” Die Übergabe mit K. sei die erste oder zweite gewesen. Sie könne sich, so Böhnhardt, nicht mehr genau erinnern, wie die Übergaben abgesprochen worden seien. Sie habe das mit ihrem Sohn am Telefon besprochen. Sie wisse nicht mehr, ob K. vorher angekündigt wurde oder vorher mal bei ihnen geklingelt habe. Was zwischen der Äußerung ihres Sohnes und dieser Übergabe gewesen sei, wisse sie nicht. Vermutlich habe ihr Sohn einen Mittelsmann gesucht, denn nach ihrem Wissen sei K. nicht direkt von ihrem Sohn gekommen, sondern über einen Mittelsmann. Sie, die Eltern, hätten jedenfalls nie 500 DM in der Wohnung gehabt, deswegen gehe sie davon aus, dass sich K. vorher angekündigt hat, damit sie das Geld parat haben. Götzl möchte wissen, wie viel Zeit zwischen Telefonat und Übergabe vergangen sei. Das habe schon länger gedauert, so Böhnhardt. Das Telefonat sei im März [1998] gewesen, sie könne sich vorstellen, dass es im April vielleicht geschehen sei. Wie die Übergabe genau abgelaufen sei, wisse sie nicht mehr, sie wisse nicht, ob sie ein bestimmtes Wort ausgemacht hätten. Götzl sagt, sie rudere jetzt ganz schön zurück, gestern habe sie angegeben, dass eine Parole ausgemacht worden sei. Das sei eine andere Angelegenheit, so Böhnhardt. Götzl fragt, welche. Dann sagt sie, sie hätten nur ein einziges Mal eine Parole ausgemacht, dann müsse es die Parole bei der Geldübergabe gewesen sein. Götzl sagt, sie habe aber von einer anderen Gelegenheit gesprochen. Das habe sie zurückgenommen, so Böhnhardt, sie habe sich durch Götzls Frage nach einer anderen Gelegenheit verwirren lassen. Die andere Gelegenheit habe aber sie selbst eingeführt, erwidert Götzl. Böhnhardt sagt, das sei ein Irrtum gewesen, die Parole habe es nur bei den Geldübergaben gegeben. Götzl fragt weiter zu den Übergaben. RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe, beanstandet, die Zeugin werde in die Spekulation getrieben. Götzl fragt weiter und will wissen, wer denn angerufen habe. Beim ersten Mal könne es K. gewesen sein oder der unbekannte junge Mann, “der sagte, er kommt morgen, übermorgen oder in ein paar Tagen, um das Geld abzuholen”. Das sei das Signal gewesen, das Geld zu holen. K. habe sie gekannt, die Parole sei für den Unbekannten vereinbart worden beim ersten Telefonat nach dem Abtauchen. Es seien maximal vier Übergaben gewesen, die Beträge seien immer identisch gewesen, so Böhnhardt auf Frage Götzls. Es folgt eine Auseinandersetzung zwischen RA Stahl und Götzl darum, ob Böhnhardt gestern angegeben habe, die 500 DM, die an K. gegangen seien, seien nicht angekommen.

Nach einer Unterbrechung geht es um 17.41 Uhr weiter.

Auf Frage von Götzl sagt Böhnhardt, die Geldübergaben seien durch sie erfolgt, ihr Mann habe aber davon gewusst. Dann fragt Nebenklagevertreter RA Lucas zum Verhältnis zwischen Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe. Er will wissen, wie die beiden Entscheidungen getroffen haben. Sie seien nett und lieb miteinander umgegangen, so Böhnhardt, wie die beiden miteinander gesprochen hätten, wisse sie nicht. Zschäpe sei schüchtern gewesen, sagt Böhnhardt, und man habe gesprochen, wie man das in Familien unter Erwachsenen tue. RA Lucas fragt, wie er sich das vorzustellen habe. Böhnhardt: “Also Sie als Rechtsanwalt verstehen nicht, was es heißt, wenn man vernünftig miteinander umgeht?” Böhnhardt spricht dann von ganz normalen Gesprächen, die sie “sicher” geführt hätten über “Garten, Einkaufen, Kopfschmerzen”. Auf erneute Nachfrage sagt Böhnhardt, Zschäpe habe als Erwachsene “sicherlich” auch eine eigene Meinung vertreten. Sie seien in der Zeit, als Zschäpe bei ihnen gewohnt habe, eine “kleine Gemeinschaft” gewesen.

Nebenklagevertreter RA Rabe fragt erneut zu dem Fragenkomplex, den RA Lucas angesprochen hat. Die Zeugin sagt, sie verstehe nicht, was diese Fragen mit dem Prozess zu tun hätten. Rabe erwidert, Zschäpe spreche nicht, also müsse man Menschen fragen, die Zschäpe kennen. Böhnhardt sagt wieder, sie hätten “jedes Pärchen für sich” gelebt. Rabe fragt, ob ihr eine Situation erinnerlich sei, wo Zschäpe eine Idee gehabt und dann verwirklicht habe. Böhnhardt: “Dann hat sie die verwirklicht.” Dann fragt Rabe in Bezug auf das Telefonat am 5. November 2011, ob sie wisse, wann ihr Sohn Zschäpe gebeten habe, die letzten Worte zu übermitteln. Das wisse sie nicht, so Böhnhardt.

Sie habe sich nicht anwaltlich auf die heutige Vernehmung vorbereitet, sagt Böhnhardt auf Frage von RA Kaplan. RA Kaplan will wissen, ob sie gefragt habe, warum die drei Spenden bekämen. Sie habe sich “nicht wirklich” gewundert, in diesem Freundeskreis sei Unterstützung sicher ein Freundschaftsbeweis gewesen. Der Freundeskreis aus Jena könne es nicht gewesen sein, sie hätten von Sachsen gehört, aber die hätten sie alle nicht gekannt. Von einem politischen Hintergrund hätten sie nichts erfahren. Durch die Beziehung mit Zschäpe sei ihr Sohn erwachsener geworden, weil seine Partnerin älter gewesen sei und er nicht unreif habe erscheinen wollen, so Brigitte Böhnhardt auf Frage von RA Kaplan. Auf Frage aus der Nebenklage sagt Böhnhardt, der Anrufer bei dem Telefonat zur Abholung der persönlichen Sachen von Uwe, sei ein Mann gewesen, er habe sich nicht vorgestellt, sie habe aber sofort kapiert, um was es geht. Ob eine Parole vereinbart gewesen sei, wisse sie nicht, so Böhnhardt weiter. Die Stimme sei ihr nicht bekannt vorgekommen. Sie nehme an, dass sie nicht noch einmal mit dem Mann telefoniert habe.

RA Martinek fragt, ob es seitens ihres Sohnes auch Äußerungen zu seinem Verhältnis zum Staat, zu Behörden, insbesondere zur “Polizeimacht” gegeben habe. “Polizeimacht” sei ein gutes Stichwort, erwidert Böhnhardt, die Polizei Jena habe sich manchmal als Macht präsentiert. Sie berichtet von Vorfällen, bei denen ihr Sohn von der Polizei verprügelt worden sei. Ihr Sohn habe sicher provoziert, “aber sie wurden auch provoziert”. Einmal habe sie ihn nicht sofort bei der Polizei abholen dürfen, da hätten sie ihm ins Gesicht geschlagen. Ihr Sohn habe gesagt, normalerweise würden die Polizisten versuchen den Körper zu treffen. Zur allgemeinen Einschätzung Uwe Böhnhardts gegenüber Polizei oder Staat sagt Brigitte Böhnhardt, die sei sicherlich kritisch gewesen, das sei aber auch bei ihr so und vielleicht habe das abgefärbt: “Er fühlte sich manchmal zu Unrecht beschuldigt. Ich kenne mehrere Vorfälle wo ich sagen muss, so geht das auch nicht.” Auf Frage von RA Prosotowitz sagt Böhnhardt, sie sei damals davon ausgegangen, dass Zschäpe nicht zur rechten Szene gehört, sie gehe davon aus, dass sie auch mal mit Zschäpe gesprochen habe, damit diese ihren Sohn woanders hinbringe. RA Tikbas bezieht sich auf Böhnhardts Aussage vom Vortag, wonach sie nicht wissen wolle, wer die Zettel zur Kontaktaufnahme in ihren Briefkasten gelegt habe. Er will wissen, warum. Böhnhardt: “Was man nicht weiß, kann man nicht verraten. Das gilt auch jetzt noch. Wenn schon jemand meinem Sohn hilft, will ich ihn nicht in die Pfanne hauen.” RA Tikbas: “Ist das heute auch so?” Böhnhardt sagt, das sei die “berühmte Fangfrage”. Sie wisse es nicht, habe es nicht wissen wollen und Uwe habe auch nichts gesagt. Auf Frage von RA Tikbas sagt Böhnhardt, ihr Sohn habe bei ihren Diskussionen mit ihm nicht zwischen Türken, Griechen, Italienern oder sonstigen Ausländern unterschieden, sondern nur allgemein von “den Ausländern” gesprochen.

RA Schön fragt, ob die Zeugin vom “Kofferbombenattentat” gehört habe. Böhnhardt sagt, sie habe das im Fernsehen gesehen und nie von Uwe gehört. RA Schön hält ihr die Aussage der Ex-Frau ihres älteren Sohnes vor, derzufolge der ältere Sohn im Gespräch bestätigt habe, dass Uwe dabei gewesen sei. Brigitte Böhnhardt sagt, das glaube sie ihr nicht, ihr Sohn und seine Ex-Frau hätten kein gutes Verhältnis. Sie selbst habe von niemandem konkret gehört, dass Uwe dabei gewesen sei. Sie habe davon in der Zeitung gelesen und Uwe gefragt, ob er dabei gewesen sei, das habe er verneint. Auf Frage von RA Schön sagt Böhnhardt, sie müsse überlegen, ob der Rohrbombenfund [in der von Zschäpe angemieteten Garage] in den Gesprächen mit Anwalt Ta. Thema gewesen sei. Es habe die Strafe ihres Sohnes im Raum gestanden und dann sei auch davon gesprochen worden, dass den drei für das “Bombenbasteln” und Aufbewahren von Sprengstoff der Prozess gemacht werde. RA Schön fragt, ob Ta. mitgeteilt habe, dass es keine schriftliche Zusage der Staatsanwaltschaft über ein Strafmaß geben könne. Das verneint Böhnhardt.

RAin Pinar fragt, ob Böhnhardt heute etwas nicht gesagt habe, um jemanden zu schützen, der ihrem Sohn geholfen habe. Auch das verneint Böhnhardt. RA Reinecke fragt, ob sie sich bemüht habe, Gewissheit zu bekommen, ob nun ihr Sohn ein Mörder geworden ist oder nicht. Sie hätten viele Gespräche mit VS, Kripo und BKA-Beamten geführt und gefragt, ob es tatsächlich Beweise gibt, dass ihr Sohn beteiligt war, so Böhnhardt. Sie habe klargemacht, dass sie mit der Täterschaft von Uwe nicht klarkomme, weil sie sich ihren Sohn nicht als eiskalten Mörder vorstellen könne. Die Opferfamilien seien wenigstens in der Lage, öffentlich zu trauern. Jedes Mal, wenn sie trauern wolle, komme das Entsetzen in ihr hoch, was ihr Sohn getan haben soll. Sie habe überlegt, Zschäpe zu schreiben, aber nachdem sie davon gehört habe, dass Zschäpes Briefe veröffentlicht wurden, habe sie davon Abstand genommen, vielleicht habe sie irgendwann mal die Gelegenheit, sie zu besuchen.

Zschäpes Verteidiger, RA Stahl, fragt noch einmal zum Angebot, das über den Anwalt Ta. gekommen sei. Böhnhardt gibt an, Ta. sei als “Verbindungsmann” zwischen VS und den Eltern aufgetreten, weil der VS davon ausgegangen sei, dass die Eltern Ta. vertrauten. Ta. habe angeboten, Uwe im Anschluss zu vertreten. RA Stahl fragt, ob ihr Sohn, Mundlos oder Zschäpe bei einem der Treffen von einer Prozesseinschätzung durch einen Anwalt berichtet hätten. Daran könne sie sich nicht erinnern, so Böhnhardt. Dann fragt RA Stahl, ob sie in irgendeiner Weise ihre Erinnerung an Zschäpe beschönigt oder zu Gunsten von Zschäpe ausgesagt habe, was Böhnhardt verneint. RA Hachmeister, Verteidiger von Holger G., möchte von Böhnhardt wissen, ob sie ihren Sohn bei den Treffen mit “Uwe” angeredet habe, was die Zeugin bejaht. Dann fragt er, ob man sich bei den Treffen um Unauffälligkeit bemüht, z. B. verkleidet, habe. Verkleidet habe man sich nicht, so Böhnhardt, aber die drei seien vorsichtig gewesen und hätten sich vergewissert, dass sie nicht verfolgt würden. RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, sagt, sie habe in den Akten verschiedene Termine von Vernehmungen mit Brigitte Böhnhardt stehen. Böhnhardt schaut in ihren Kalendern nach und sagt, sie sei am 24. Januar 2012 bei der Polizei zur Vernehmung gewesen. RA Sturm hält vor, sie habe in dieser Vernehmung davon gesprochen, Holger G. habe sie bei seinem Besuch nach Uwe gefragt. Es könne also doch sein, dass G. sie nicht von Uwe gegrüßt habe, sagt Böhnhardt. Nach erneuten Nachfragen sagt sie, sie könne sich nicht genau erinnern, ob sie G. oder G. sie nach ihrem Sohn gefragt habe.

RA Pausch, der Verteidiger von Carsten S., will wissen, ob Wohlleben bei dem ersten Treffen mit den dreien dabei gewesen sei. Er hält einen VS-Quellenbericht von Tino Brandt vor, demzufolge Wohlleben gesagt habe, er habe guten Kontakt zu Familie Böhnhardt und habe die drei mal mit Frau Böhnhardt besucht. Böhnhardt sagt, ihr Mann sei immer bei den Treffen dabei gewesen, Wohlleben sei nie dabei gewesen, sie wisse nicht, ob Wohlleben die drei vielleicht mal alleine getroffen habe. Auf Frage von RA Pausch sagt Böhnhardt, sie habe den Anwalt von Zschäpe nicht gekannt und wisse auch nicht, wer den Anwalt benannt habe. Ob Wohlleben bei einem zufälligen Treffen einen Anwalt von Zschäpe erwähnt habe, wisse sie nicht mehr. Es könne auch sein, dass sie die Nummer von Wohlleben nicht aus dem Telefonbuch, sondern aus einem Schreiben oder ihrem Kalender gehabt habe, so Böhnhardt auf Frage von RA Pausch.

Dann fragt der psychiatrische Sachverständige Saß. Ihrem Sohn habe an Mundlos dessen Intelligenz und Selbständigkeit gefallen, was Mundlos an ihrem Sohn gefallen habe, wisse sie nicht, sagt Böhnhardt. Die Frage von Saß, wer von beiden der Stärkere gewesen sei, wird von RA Klemke, dem Verteidiger von Wohlleben, beanstandet. Nach einer Pause formuliert der Sachverständige die Frage um. Böhnhardt sagt, körperlich sei ihr Sohn stärker gewesen, Mundlos aber cleverer. Streit habe es nicht gegeben, sie habe die beiden als Kumpels wahrgenommen. Bevor die drei untergetaucht sind, habe sie sie nicht als Trio gekannt; sie habe Mundlos als Uwes Freund, und Zschäpe als Uwes Freundin kennengelernt. Zschäpe habe eigentlich Erzieherin werden wollen, das habe nicht geklappt. Die Großeltern habe Zschäpe geliebt, sie habe auch gesagt, dass sie mehr von der Oma erzogen worden sei. Saß fragt nach den Vorwürfen Zschäpes gegen ihre Mutter. Ihre Mutter habe sich geschämt, dass sie ihre Arbeit verloren hat, so Böhnhardt, sie habe es versäumt, sich Hilfe zu holen und die Wohnung sei geräumt worden. Zschäpe sei sehr frustriert gewesen. Vom Verlust der Wohnung habe sie, Böhnhardt, nur durch ihren Sohn erfahren. Zschäpe sei zwar ihnen gegenüber scheu gewesen, habe aber sonst ein “normales, gesundes Selbstbewusstsein” gehabt.

Dann fragt OStA Weingarten von der Bundesanwaltschaft. Er hält Böhnhardt vor, der Thüringer Verfassungsschutz (TLfV) habe RA Ta. bescheinigt, bis zum Abschluss der Verhandlungen um ein Stellen der drei würden keine Überwachungsmaßnahmen gegen die Familie Böhnhardt und Ta. durch das TLfV stattfinden. Sie habe kein solches Schreiben bekommen, so Böhnhardt, sie wisse nicht genau, ob Ta. ihnen das mitgeteilt habe. Dann hält Weingarten einen Vermerk des VS vor, demzufolge die Eltern Böhnhardt informiert worden seien, dass das TLfV die Bedingungen im Rahmen des ‘Aussteiger-Programms’ akzeptiere und sie, die Böhnhardts, dies auch schriftlich vom Präsidenten des TLfV bekommen könnten. Die Zusage gelte allerdings nur für das TLfV, nicht für die Strafverfolgungsbehörden; dies habe die Person ihres Vertrauens mit dem zuständigen Staatsanwalt zu klären. Daran habe sie keine Erinnerung, so Böhnhardt. Dann hält Weingarten vor, mit Ta. sei abgesprochen worden, dass “die Drillinge” [Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe] nach dem Stellen zunächst für zwei Wochen in U-Haft zu nehmen seien, um die Geständnisse und Aussagen aufzunehmen; Ta. habe versichert, mit Böhnhardts zu sprechen, weil zunächst die Rede davon gewesen sei, die Haftbefehle direkt nach dem Stellen aufzuheben. Auch daran könne sie sich nicht erinnern, so Böhnhardt. Auf die Frage Weingartens, ob sich ihr Sohn geäußert habe, mit welcher Strafe er denn einverstanden sei, sagt Böhnhardt, Uwe habe sich nicht mehr stellen wollen, nachdem das Angebot gescheitert sei. Dann möchte Weingarten wissen, ob der Staatsanwalt denn gesagt habe, dass er wieder an zehn Jahre Strafe denke und ob sich die Zurücknahme nicht vielleicht nur auf die Einstellung der Fahndung beziehe. Böhnhardt sagt, ihnen sei klar gemacht worden, dass es sich auf das gesamte Angebot beziehe. Weingarten hält einen Vermerk des VS vor, demzufolge die Rücknahme der Zusage des VS, nicht zu überwachen, keine Auswirkungen auf das Vorhaben der Staatsanwaltschaft habe. Zunächst versteht Böhnhardt den Hintergrund der Frage nicht, dann sagt sie, es sei mal von zwei Wochen U-Haft die Rede gewesen. Sie habe keine Erinnerung, ob dieses Angebot jemals ausdrücklich zurückgezogen worden sei, sie hätten sich immer auf Herrn Ta. verlassen. Richter Götzl fragt zu den Strafvorstellungen ihres Sohnes. Die kenne sie nicht, sagt Böhnhardt, er habe sich aber sicherlich gewünscht, dass alles auf Bewährung ausgesetzt werde. Ihre Einschätzung, dass auch Mundlos Mitläufer gewesen sei, gründe sich, so Böhnhardt, darauf, dass sie gar keine Strukturen mitbekommen habe, in denen Mundlos eine größere Rolle hätte haben sollen. Dann fragt Götzl, was ihr Mann von den Telefonaten und Übergaben mitbekommen habe. Böhnhardt sagt, das meiste habe sie erledigt, ihr Mann habe aber Bescheid gewusst. Auf Frage eines Richters sagt sie, sie habe nach dem Abtauchen niemals wieder an ihrem Privattelefon mit ihrem Sohn gesprochen. RA Kaplan fragt, ob Zschäpe über ihren Vater gesprochen habe, was Böhnhardt verneint. Böhnhardt verneint die Frage RA Narins, ob die Übergabe von Kleidung Gesprächsthema mit dem VS gewesen sei. Dann fragt RA Narin nach weiteren Zusammenstößen mit der Polizei. Böhnhardt berichtet, Mundlos sei einmal zusammengeschlagen worden, weil die Polizei ihn für Uwe Böhnhardt gehalten habe. Zschäpe sei einmal von der Polizei im Bahnhof in Kahla [?] abgesetzt worden, wo kein Zug mehr gefahren sei. Sie, Böhnhardt, habe Zschäpe dann abgeholt und sei dabei von Fahrzeugen verfolgt worden. Dann will RA Narin wissen, warum sie ihren Sohn gefragt habe, ob er etwas mit den Sprengstoffdelikten zu tun habe. Böhnhardt sagt, die Namen der Verdächtigen seien in der Zeitung unabgekürzt genannt worden. Sie seien bei allen mündlichen Verhandlungen ihres Sohnes gewesen, so Böhnhardt auf Frage von RA Narin. Einmal sei sie zusammen mit Mundlos und André K. im Auto zu einer Verhandlung nach Gera gefahren. Auf Frage von RA Langer sagt sie, die Übergabe der Kleidung sei Monate nach dem Abtauchen gewesen.

Der Verhandlungstag endet um 20.43 Uhr.

Auf dem Blog NSU-Nebenklage heißt es zum Verhandlungstag:

„Die Intention ihrer Aussage wurde in einem Satz am frühen Nachmittag sehr deutlich: „Wissen Sie, die Staatsanwaltschaft sucht nach jedem Beweis, dass die drei diese Taten begangen haben und ich als Mutter suche nach jedem Strohhalm, dass es nicht so gewesen sein kann.“ Für die Beurteilung der Persönlichkeit ihres Sohnes kann diese Aussage seiner Mutter nicht verwendet werden.
Gegen Ende der Aussage kam es noch einmal zu kritischen Nachfragen des Vorsitzenden, als klar wurde, dass die Zeugin wichtige Details zu einer Übergabe von Sachen ihres Sohnes bis zuletzt zurück gehalten hatte. Es bleibt auch nach längeren Nachfragen der Verdacht, dass es weitere Treffen mit UnterstützerInnen „der Drei“ gab, von denen sie nicht berichten will.“


Protokoll 59. Verhandlungstag - 21. November 2013

Der langjährige Neonazi-Aktivist André Kapke, einziger Zeuge an diesem Tag, berichtete zäh von seinem „Wissen“ über den späteren NSU, wobei er sich exzessiv auf „Erinnerungslücken“ berief. Seit Mitte der 1990er war er einer der engsten Vertrauten von Ralf Wohlleben, Holger G., Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt. Vor Gericht versuchte er offensichtlich, sowohl seine eigene, aber auch die Rolle von Wohlleben und Zschäpe, runterzuspielen und die Jenaer Naziszene als harmlose Jugendclique zu verkaufen.

Zeuge:

	André Kapke (Weggefährte der Angeklagten Wohlleben, Holger G. Und Zschäpe und verschiedener Unterstützungsleistungen für die Untergetauchten verdächtigt)




Der Zeuge André Kapke aus Magdala bei Jena, 38 Jahre alt, „selbständig auf dem Bau“ erscheint mit seinem Zeugenbeistand Rechtsanwalt Dirk Waldschmidt (Funktionär der hessischen NPD). Der Vorsitzende Richter Manfred Götzl belehrt ihn über sein mögliches Auskunftsverweigerungsrecht, da gegen ihn aktuell ein Ermittlungsverfahren vorliege. RA Waldschmidt äußerst sich zur Gefahr der Selbstbelastung, der Zeuge sei erheblich verletzt worden und leide unter bedeutenden Erinnerungslücken, weshalb er anwaltliche Hilfe in Anspruch nehme. Nebenklagevertreter RA Scharmer regt an, dass wenn es um Erinnerungslücken gehe, solle vielleicht Waldschmidt selbst als Zeuge gehört werden. Das Gericht ordnet die Beiordnung des Zeugenbeistands an, da der Zeuge wegen der Komplexität der Gegenstands die Auswirkungen seiner Aussage nicht ermessen könne.

Der Vorsitzende Richter Götzl befragt den Zeugen nach seinen Kontakten zu den Angeklagten und zu Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt, wie der Kontakt bis zum Tod der beiden verlaufen sei und welchen Umfang die durch die Anklagten geleisteten Unterstützungen für das „Trio“ nach 1998 gehabt habe. Er solle am besten damit anfangen zu berichten, wie er die Angeklagte Beate Zschäpe und „die Uwes“ kennengelernt habe. Im Laufe der kommenden fünf Stunden windet sich der Zeuge mit den Antworten und lässt Richter Götzl Dutzende geduldiger Nachfragen formulieren.

Er habe, so der Zeuge André Kapke, die Angeklagte und die beiden Verstorbenen Anfang der 90er Jahre kennengelernt, die Umstände seien ihm jedoch nicht mehr erinnerlich, es sei wohl durch den Freundeskreis gewesen. Er sei in Jena Lobeda aufgewachsen, habe den Angeklagten Ralf Wohlleben in Jugendzeiten kennengelernt, alle anderen so im Laufe der Zeit durch den Freundeskreis. Es hätten sich so gemeinschaftliche Aktivitäten entfaltet, „wie das so ist, man hat angefangen seine Zeit miteinander zu verbringen“. Er sei nicht mit ihnen zur Schule gegangen, sie seien so 13/14 Jahre alt gewesen. Zunächst habe er die Angeklagten Wohlleben und Holger G. kennengelernt, dann Böhnhardt, Zschäpe und Mundlos, könne sich aber nicht an den genauen Zeitpunkt erinnern; er habe keinerlei Erinnerung diesbezüglich. Es sei eine freundschaftliche Verbindung gewesen, „ich sag’s mal salopp: ne Jugendclique“. Wohlleben sei derjenige, mit dem er am längsten und auch nach dem Untertauchen der anderen 1998 noch zu tun gehabt habe; mit Holger G.  bis zu dessen Wegzug 97, „kann auch 96 gewesen sein“; mit Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt habe er bis 98 Kontakt gehabt, dann nicht mehr.
Mit Wohlleben habe er viel gemeinsam gemacht, rumgehangen, was getrunken, sei gemeinsam auf Partys, zum Zelten, zum See gefahren. Als sie dann auch politisch angefangen hätten, habe sich das ausgeweitet auf Veranstaltungen usw., man sei zusammen zu Konzerten, Demonstrationen. Ja, zu nationalen Demos, welche da die bedeutsamsten gewesen seien, könne er gar nicht präzisieren, da er schon auf so vielen Veranstaltungen und Demos gewesen sei. Da sei die Anti-Wehrmachtsausstellungs-Demo in München [1996] gewesen, aber er wisse auch nicht mehr, wer bei welcher Demo mit gewesen sei; es sei allgemein so gewesen, dass alles aus der Jugendclique heraus entstanden sei und dann sei man zu Konzerten, Demos, Veranstaltungen gefahren - „andere fangen da vielleicht noch an Skat zu spielen“; das habe so 93/94 angefangen, dass sie politische Aktivitäten entfaltet hätten: Flugblätter verteilen, sich allgemein mit Politik auseinanderzusetzen, das sei dann stärker eingeflossen. Auf die Frage des Vorsitzenden Richters, ob sie organisiert gewesen seien, antwortet der Zeuge, „organisiert“ sei ein relativer Begriff: sie hätten für Flugblätter den Namen „Kameradschaft Jena“ verwendet, entsprechende Aktivitäten seinen dann eben der Gruppe zugesprochen worden. Es habe keine Struktur in dem Sinne gegeben. Da seien Wohlleben, Mundlos, Böhnhardt, Holger G. und er gewesen, trotzdem sei es keine fest gegliederte Sache gewesen, eine Menge Leute hätten mitgeholfen, er könne die Namen gar nicht mehr sagen. Es sei um Aktionen zu tagespolitischen Auseinandersetzungen gegangen. Götzl moniert die Antwort, das sei ihm zu farblos, das sei ja nur der rein technische Vorgang, was er da beschreibe. André Kapke präzisiert, es sei um „Politik aus nationaler Sicht“ gegangen, allgemein um Veränderung der gesellschaftlichen Struktur, man sei unzufrieden mit den Zuständen gewesen. Grundsätzlich habe man [die Gesellschaft] Nationale verteufelt und dass man auf sein Land stolz sein könne; das sei eine Politik gewesen, die gegen das Volk liefe. Die Interessen der Gruppe seien umfassend gewesen: Umweltpolitik, beginnende EU-Politik, natürlich das Ausländerthema und in Jena Lokalpolitik: es sei um die Förderung linksradikaler Projekte gegangen. Wer sich dem gegenüber als Rechter geoutet habe, habe keine Möglichkeit gehabt, seine Freizeit zu gestalten. Es habe damals in Jena mehrere linksradikale Treffpunkte und Wohnprojekte gegeben.
Zum Thema Ausländerpolitik sagt der Zeuge: das sei eine falsche Politik gewesen, das sei in eine Richtung abgerutscht, die nicht mehr gut gewesen sei: der Zuzug von Ausländern habe soziale Probleme verschärft und sei für die Gesellschaft „nicht gerade förderlich“ gewesen. Zum Thema „Veränderung gesellschaftlicher Strukturen“ sagt André Kapke, man sei ja noch jung gewesen, im Sturm und Drang gewissermaßen. Man habe ja erlebt, wie schnell so ein System abgeschafft werden könne und gehofft, dass in der BRD sich etwas verändern könne. Das sei ganz simpel gewesen: man habe Menschen mit seinen Argumenten erreichen und dadurch etwas verändern wollen, man habe zeigen wollen, dass es etwas anderes gebe als das, was man den Leuten da vorkaue. Gewalt sei freilich immer Thema gewesen, aber da müsse differenziert werden, schließlich seien sie ständig angegriffen worden, Autos seien abgefackelt und zerstört worden, das seien die Linksautonomen gewesen.

Im Kontext der Kameradschaft sei eigentlich nicht über Gewalt geredet worden. Es sei ja keine richtige Struktur gewesen, eher nur ein Begriff, um der Sache einen Name zu geben. Auf Nachfrage bejaht Kapke, dass auch Beate Zschäpe dabei gewesen sei, mit im Freundes- und Bekanntenkreis. Frau Zschäpe sei immer dabei gewesen. Das sei schon in die Freizeitbeschäftigung übergegangen. Sie seien bestimmt 20 - 25 Leute gewesen, wenn man vom Mobilisierungspotential reden wolle. Die Kameradschaft Jena habe Flugblätter verteilt, sei zu Demos und Veranstaltungen gefahren. Konzerte seien dann schon eher der freundschaftliche/private Bereich gewesen. Der Angeklagte Carsten S. sei ein bisschen später dazu gekommen, aber er habe schon zum Freundeskreis gehört. Es habe auch Leute gegeben, die nicht unbedingt zum Freundeskreis gehört hätten, mit denen man halt Politik gemacht habe; die Genannten hier seien aber schon Freundeskreis gewesen. „Nationaler Widerstand Jena“ (NWJ) sei auch nur eine Namensfloskel, man habe einer Sache damit einen Namen gegeben, das sei ein loser Kreis von Personen gewesen, der nicht immer derselbe gewesen sei, man sei aufgrund politischer Aktivitäten da zusammengekommen. Der Unterschied zur „Kameradschaft Jena“ liege nur in den Personen, der NWJ sei zeitlich später gewesen. Es seien Leute gewesen, die gekommen und gegangen seien; die Sinnhaftigkeit der beiden Kameradschaften sei nahezu dieselbe gewesen. Kapke sagt, Ende der 1990er/Anfang 2000 sei es mit NWJ losgegangen, personelle Konstanten seien Ralf Wohlleben und er gewesen. Wie es zur Umbenennung von „Kameradschaft Jena“ in „Nationaler Widerstand Jena“ gekommen sei, könne er gar nicht sagen, das seien eben die zeitliche Abläufe in der nationalen Szene gewesen: es sei nur um namentliche Benennung gegangen. Man habe nicht in Organisationsstrukturen verfallen wollen, die hätten verboten werden können. Das habe sich gegen repressive Aktivitäten des Staates gerichtet, denn die seien in der Nachwendezeit vielfältig gewesen: es habe öfter Konfrontationen, ständig Übergriffe gegeben; sie seien von Beamten zusammengeschlagen worden. Er selbst, so der Zeuge, sei z.B. mal in einen Polizeibus gezerrt worden und habe „da erstmal ne Packung gekriegt“; man habe unter den Umständen einfach keine Lust auf Vereinsverbote gehabt, habe das umgehen wollen. Es habe mal eine Spontandemo gegeben, da sei er gezielt von Beamten rausgegriffen und in ein Auto gezogen worden und habe „dann eine ganz nette Behandlung bekommen“ - Schläge in Magen und Nieren; das sei das MEK [Mobiles Einsatzkommando] Jena gewesen. Sie hätten einen Liederabend veranstalten wollen, so im Jahr 94/95. Die Polizei habe das unterbunden, habe sie alle in eine Turnhalle gesperrt stundenlang bis spät; sie hätten verlangt, dass ihre Festsetzung irgendwie offiziell dokumentiert werde, so Kapke Daraufhin habe die Polizei durchgegriffen und sie geschlagen. Er sei danach aus einem fahrenden Auto gestoßen worden. Auf der Polizeiwache seien sie immer an Heizkörper gefesselt worden, der eine oder andere Beamte habe dann schon mal gedacht, er könne zuhauen. Anfangs hätten sie noch versucht, sich zur Wehr zu setzen, juristisch, das sei aber „böse in die Hose gegangen“, es habe Gegenanzeige gegeben - die [Polizisten] seien freigesprochen und sie verurteilt worden. Später sei man bis vor das Verwaltungsgericht gezogen, dann habe sich das eingepegelt.
Durch Autonome und Linksradikale seien immer wieder Autos abgebrannt und beschädigt worden, das sei von der Jungen Gemeinde (JG) Stadtmitte um Pfarrer König ausgegangen. Die Leute, denen man die Taten zugeschrieben habe, seien dort verkehrt, wogegen sich die erwähnte Spontandemo gerichtet habe. Flugblätter hätten sie zusammen entworfen und verteilt, er mit Herrn Mundlos und auch Ralf Wohlleben. Beate Zschäpe sei bei Freizeitaktivitäten und Konzertbesuchen dabei gewesen und habe auch mal Flugblätter mit verteilt. Ja, das seien schon RechtsRock-Konzerte gewesen, bestätigt der Zeuge auf Nachfrage. Mit dem Freundeskreis habe er gegrillt, sei zum Baden und zum Zelten gefahren, man habe sich schon relativ häufig gesehen, vielleicht nicht täglich. Zschäpe habe er so Mitte der Neunziger kennengelernt, vermutlich im Winzerclub, Mundlos und Böhnhardt ungefähr zur selben Zeit. Freizeit und Politik habe man nicht trennen können, da habe es fließende Grenzen gegeben. Mit Frau Zschäpe habe er viel Kontakt gehabt, er habe sie als einen sehr netten Menschen kennengelernt und geschätzt, Politik sei dabei nicht das hauptsächlich tragende Thema gewesen. Sie habe ihre Meinung gehabt und diese auch kundtun können; sie sei aber kein maßgeblicher Faktor in solchen Sachen gewesen. Er habe sie menschlich sehr geschätzt, es sei angenehm mit ihr gewesen, sagt André Kapke.
Zschäpes Standpunkte könne er gar nicht mehr so sagen, so der Zeuge. Da habe es Schnittmengen gegeben, sonst hätte sie ja nicht mitgemacht. Er könne das nicht haarklein präzisieren oder an einem bestimmten Thema festmachen. Da sei das Thema Atompolitik aufgekommen, da seien sie einer Meinung gewesen, dass Gorleben nicht gehe, dass die Industrie da ihren Atommüll „verkappt“ habe. Man mache ja eine Entwicklung durch. Nach einer Pause, die der Auffrischung seines Gedächtnisses dienten sollte, frage der Vorsitzende Richter nach dem politischen Engagement jenseits des Themas Gorleben: Es sei ihm klar, worauf der Vorsitzende Richter hinauswolle, aber er habe zu gewissen Punkten keine Erinnerung. Er könne zum Beispiel nicht sagen, ob es zum Thema Ausländer eine differenzierte Diskussion gegeben habe. Es habe eine allgemeine Stimmung unter jungen Leuten in „Mitteldeutschland“ gegen Ausländer und unkontrollierten Zuzug gegeben. Besonders mit Wohlleben habe über so lange Zeit zusammen gearbeitet und sie seien sich über weite Strecken einig gewesen: wenn man was verändern wolle, müsse das von unten, von den Leuten heraus gemacht werden, kommunalpolitisch. Ralf Wohlleben habe das gekonnt, der sei ruhiger gewesen und habe sich „jeden Scheiß reingezogen“, den einer erzählt habe. Das habe mit Anti-Stimmung angefangen und dann habe es sich entwickelt, dass man drüber nachgedacht habe: es sei klar gewesen, dass nicht der einzelne Ausländer Schuld sei, der habe ja nichts dafür gekonnt, dass er da gewesen sei. Es sei mehr um die Politik und die Wirtschaft gegangen: „Wenn sie Unkraut jäten wollen, zupfen sie ja auch nicht oben ein paar Blätter, sondern gehen an die Wurzel“, sagt André Kapke. Es sei also um das ganze gesellschaftliche Umfeld gegangen, dass diesen Zuzug ermöglicht habe. Es sei einfach für das soziale Zusammenleben nicht dienlich gewesen, wenn ein nicht unerhebliches Potential an Zuzug stattfinde. Diesbezüglich sei er sich mit Wohlleben ziemlich einig gewesen, sie hätten ganz unten anfangen wollen, Kommunalpolitik zu machen, dort wo man sei. Er habe dann für den Ortsbeirat in Winzerla und später auch Alt-Lobeda kandidiert. Ralf [Wohlleben] sei dafür besser geeignet gewesen: er selber sei nicht so harmoniebedürftig, Ralf Wohlleben habe sich mit den Leuten ruhig auseinandersetzen können. Was Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt angehe, könne er das gar nicht so sagen: nur die Grundstimmung „unter jungen Leuten in Mitteldeutschland gegen Ausländer“.
Auf Nachfrage erläutert Kapke, über Uwe Mundlos könne er aus der zeitlichen Distanz nur sagen, er sei angenehm, freundlich und lustig gewesen, nicht großartig aggressiv, ein intelligenter, freundlicher Mensch. Sie hätten gut miteinander lachen können, das sei im Wesentlichen, was ihm dazu einfalle; er habe Mundlos als charakterstark empfunden. Uwe Böhnhardt habe er im Kontext kennengelernt, wo er gerade aus dem Gefängnis gekommen sei. Böhnhardt sei kein Dummer gewesen, habe Sinn für Humor gehabt, auch mit ihm sei gut lachen gewesen. Er habe wohl ein Faible für Waffengeschichten gehabt, „na ja, Schreckschusspistolen, Armbrust“ etc. Es habe da einfach jede Menge Auseinandersetzungen mit Linksautonomen gegeben, sie hätten alle Schreckschusswaffen gehabt, sie hätten da so Reizgas-Spezialmunition [unverständlich] gehabt, da habe man schon auf Distanz viel entschärfen können. Er habe von Böhnhardt nicht gedacht, dass der da auf Leute schießt. Das sei Knallmunition mit Reizgas gewesen. Er sei wegen Einbrüchen und Autodiebstählen im Gefängnis gewesen und damit sei klar gewesen, „dass das bei uns nicht mehr so möglich sein würde“, es sei dann nicht mehr Thema gewesen.
Wenn er sich recht entsinne, sei Zschäpe, als er sie kennenlernt habe, mit Mundlos zusammen gewesen und sei dann mit dem Böhnhardt zusammen gekommen. Sie seien ganz normal miteinander umgegangen, freundschaftlich. Mit Mundlos sei er davon ausgegangen, dass das alles korrekt gelaufen sei, es habe keine Revierkämpfe gegeben. Die „beiden Uwes“ seien ganz normal, freundschaftlich miteinander umgegangen, sie hätten schon viel zusammen rumgehangen.

Es habe sich dann Mitte der 1990er mit politischen Aktivitäten intensiviert, das sei ein wenig überregionaler geworden. Man habe zu anderen Gruppen Verbindung/Kontakt aufgenommen und gemeinsame Veranstaltungen gemacht. Daraus sei der „Thüringer Heimatschutz“ (THS) entstanden. Sie hätten 94/95 versucht, die Sache etwas zu professionalisieren: weg von dem sehr „dumpfen Straßengetue“, versucht, vom „Skinheadgetue wegzukommen“.
Es habe da in ganz Thüringen und Jena diese Sachen mit Sprengstoffattrappen gegeben, er habe das persönlich für kontraproduktiv gehalten, so der Zeuge André Kapke Dass das passiert sei: keine Frage; es sei klar gewesen, wer dahinter gesteckt habe. Das habe man gewusst, habe aber nicht drüber gesprochen. Es sei klar gewesen, dass die „beiden Uwes relativ sicher“ die gewesen seien, die da dahinter gesteckt hätten. Es bringe nur halt nichts außer Negativpresse. Dann sei der Tag gekommen, als diese „vermeintliche Bombenwerkstatt“ ausgehoben worden sei und die drei abgehauen seien: „Das war dann halt so.“ Er habe das damals nicht so eng gesehen, für ihn sei damals klar gewesen, dass das kein Grund gewesen wäre, die drei zu verpfeifen. Dass die „beiden Uwes“ das gewesen waren, sei ihm klar gewesen, Beate Zschäpe aber sei nur dabei gewesen, weil sie halt mit einem „der Uwes“ liiert gewesen sei, sagt Kapke. Es sei eine Kasperei gewesen, eine jugendliche Spinnerei. Wenn man gewusst habe, wie rigoros der Staat bei sowas gegen Rechts vorgehe, habe er das verstanden, dass man für so eine Kasperei fünf, sechs Jahre in den Knast gegangen wäre, das sei es nicht wert gewesen.
Es habe dann noch ein paar telefonische Kontakte gegeben, wo es um Unterkunft für die drei gegangen sei. Da sei der Tino Brandt [Neonazi, V-Mann für das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen u.a.] auf ihn zugekommen und habe gesagt, er solle mal zum Frank [Schwerdt, NPD-Bundesgeschäftsführer] nach Berlin fahren, der Schwerdt habe doch ein paar Kontakte. Er, Kapke, solle Brandts Auto nehmen und sollte „den mal anhauen“. In der Folgezeit sei es noch darum gegangen, dass eventuell Ausweispapiere besorgt werden müssten, Brandt habe da einen Kontakt vermittelt. Er, Kapke, habe Kontakt aufgenommen, sei nach Sondershausen gefahren und habe den Mann da an einer Tankstelle getroffen und habe ihm gesagt, dass drei Ausweise/Reisepässe gebraucht würden. Sie hätten dann die Telefonnummer einer Telefonzelle ausgetauscht und den nächsten telefonischen Kontakt vereinbart. Drei Wochen später seien die drei Ausweise übergeben worden. Es seien jedoch leere Dokumente gewesen, damit hätte er nicht viel anfangen können, sagt Kapke. Er habe das mit Brandt besprochen, wobei nicht viel „rumgekommen“ sei. Über diverse Kreise, „so Hooligan-Milieu“, sei herumgefragt worden, ob es da jemand gäbe, „der da Bilder reinkleben und das ein bisschen füllen kann“. Das sei dann auch geschehen, er habe sich mit Brandt getroffen, doch da seien dann die drei Ausweise weg gewesen - ohne dass es Einbruchspuren am Auto gegeben habe. Das habe bei ihm für Irritation gesorgt. Es seien Gerüchte aufgekommen, dass da „Geld unterwegs“ gewesen sei, was nicht so gewesen sei. Er habe dann - auch aus Selbstschutz - darum gebeten, dass man ihn da rauslassen solle. Dann sei Carsten S. [Angeklagter] dazugekommen, das seien ihm, Kapke, dann zu viele Leute gewesen. Er habe ohnehin damit gerechnet, dass die drei auffliegen würden. Ab dem Zeitpunkt habe er gar nichts mehr von den dreien gehört. Es habe mal einen Radiobericht gegeben, dass die drei tot auf Kreta aufgetaucht seien. Dazu könne er nicht viel beitragen. Er habe dann am Montag nach dem Banküberfall in Eisenach [7.11.2011] wieder von denen gehört: eine Bekannte habe gesagt, er solle sich „ne Bild“ kaufen, was er gemacht habe: das seien dann wohl die „beiden Uwes“ gewesen.

An jenem 4.11.2011 habe er in Eschwege ein Firmenfahrzeug mit seinem Vater zusammen gekauft. Er sei dann mit dem Vater zurück nach Jena bzw. er selber sei nach Magdala zurückgefahen. Sie seien von Eschwege nach Eisenach auf der Landstraße und von Eisenach auf der Autobahn nach Jena gefahren. Er habe einen Pickup bei dem Autohändler gekauft: vormittags hin, gegen Mittag zurück. Er habe das Fahrzeug gleich mitgenommen, deshalb sei ja der Vater dabei gewesen. Das Autohaus habe „Amine“/“Armine“ oder so ähnlich geheißen. Am frühen Nachmittag seien sie zurück gewesen. Er habe es gleich zulassen wollen und sei deswegen nach Apolda gefahren, die Zulassungsstelle sei aber zu gewesen. Er habe es dann am nächsten Tag [Samstag] zugelassen. Es sei ein Nissan Navarra gewesen. Er habe jedenfalls keine weiteren Kontakte zum „Trio“ gehabt, ab 1998 gar nicht mehr. Er sei davon ausgegangen, dass sie außer Landes gekommen seien und sich ein neues Leben aufgebaut hätten, sagt Kapke.

Nach der Mittagspause will der Vorsitzende Richter Götzl mehr zur Entstehung des „Thüringer Heimatschutzes“ (THS) wissen. Kapke erzählt, man habe ungefähr 1994/95 andere Leute kennengelernt, sie hätten herausbekommen, wer sich wo politisch engagiert. Daraus seien feste Kontakte entstanden und dann der THS. Die Arbeit hätten zwar immer dieselben gemacht, aber drum herum habe es einen großen Personenkreis gegeben, überregional auch jenseits der Kameradschaft Jena. Es seien Aktionsformen entwickelt, Flugblätter gestaltet worden usw. - es sei halt leichter 10.000 Flugblätter zu finanzieren als nur 5000 Stück. Es habe überregionale Veranstaltungen gegeben. Zu den Abläufen im THS befragt sagt Kapke, es seien zu Beginn er und später auch Ralf Wohlleben als Einflußreiche aus Jenaer Sicht aktiv gewesen. Das Mobilisierungspotential sei durch den THS zur Teilnahme an Aktionen ermuntert worden. Die Organisation sei wegen der Repression so lose wie möglich gewesen. Überregionale Treffen, z.B. alle zwei Wochen, seien auch über persönliche Kontakte zustande gekommen.

Holger G. habe zu dem engsten Kreis eigentlich nicht dazu gehört. Es sei ihm, Kapke, nicht erinnerlich, dass G. mal bei Koordinierungstreffen dabei gewesen sei, bei Aktionen schon. Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe seien eigentlich auch nicht koordinierend tätig gewesen, wohl aber bei Aktionen und Kampagnen dabei gewesen. Carsten S. habe er „so aus’m Bauch raus“ 1997/98 kennengelernt. Böhnhardt sei vielleicht in Jena schon koordinierend tätig gewesen, aber bei überregionalen Treffen nicht. Alle Leute seien da „basisdemokratisch“ an einen Tisch gesessen. Brandt sei dabei gewesen. Die Zusammensetzung habe zwischenzeitlich aber auch mal gewechselt. Da seien noch der T. [Sandro T.] aus Saalfeld dabei gewesen und Mario Br. Konstanten seien er selbst und später noch „der Ralf“ gewesen, eine zeitliche Einordnung sei für ihn sehr schwierig. Auf Nachfrage bestätigt Kapke, dass man in Sektionen aufgeteilt war, z.B. Sektion Jena, das habe man so namentlich gemacht, aber man habe vermieden, „in so Vereinsverbotsgeschichten reinzukommen“. Unter Veröffentlichungen hätten sie einfach „Sektion Jena“ druntergeschrieben, es sei besser zehn Sektionen zu nennen als nur eine. Auf Nachfrage bestätigt Kapke die genannten Namen als „Kern“ und ergänzt Jörg Kr., und dass später noch Wieschke [Patrick] dazugekommen sei. Sie hätten sich professionalisiert, also Internetseiten erstellt, relativ früh schon, als das „noch nicht Gang und Gäbe“ war. Es habe eine einheitliche Gestaltung der Flugblätter gegeben, um einen Wiedererkennungseffekt zu erzielen. Man habe Kontakte in die Ortschaften rein geknüpft und versucht, die Leute weg von dem „Skinhead-Prolo-Image“ zu bekommen. Es sollte deutlich werden, dass es nicht nur neben dem Saufen mal um ein Flugblatt gehe, sagt der Zeuge. Wenn das jemandem nicht gepasst habe, „dann sind die relativ schnell ausgesiebt worden“; so Kapke Leute von Tino Brandt aus dem südthüringer Klientel zum Beispiel seien eher ein schwieriges Potential gewesen, da sei es mehr um Saufen usw. gegangen. Brandt habe diese Klientel aber weiter hofiert. Als klar geworden sei, dass Brandt für den VS gearbeitet habe, hätten sie das Projekt eingestellt, es habe ja dann keinen Sinn mehr gehabt. Befragt nach den Bombenattrappen, sagt Kapke erneut, es sei schon klar gewesen, dass das „aus dem Eck“ komme, da sei aber nicht viel drüber gesprochen worden, weil man ja gewusst habe, dass die Szene mit Spitzeln durchsetzt gewesen sei. Für ihn seien das jugendliche Spinnereien gewesen, vielleicht sei er da eher naiv gewesen. Es habe wohl öfter mal was in Thüringen gegeben, z.B. sei in Saalfeld mal an einem Denkmal eine Attrappe befestigt gewesen, das habe zwar einen „kurzzeitigen Werbeeffekt“ gehabt, wenn man so wolle, man hätte zwar schlechte Presse gehabt, aber immerhin Presse, sagt André Kapke. Das mit dem Puppentorso gehöre da mit rein, ebenso wie die Briefbombenattrappen, da sei „ja viel entfaltet“ worden. Es habe Hausdurchsuchungen gegeben, das sei nicht so angenehm, wenn ständig um sechs Uhr früh „die Kollegen in Grün-Weiß“ auf der Matte stehen, es habe genervt, die Aktionen seien insoweit kontraproduktiv gewesen. „Jena ist keine Weltstadt, man kennt so seine Pappenheimer“; es sei nicht drüber geredet worden. Es sei zwar Thema, sei bestimmend gewesen, bei ihm sei ja auch eine DNA-Entnahme vorgenommen worden, wiegelt der Zeuge ab, aber dass er selbst da hingegangen wäre und gesagt hätte, „hört mal auf mit dem Scheiß“, das habe er, Kapke, ganz bewusst nicht gemacht. Er habe ja nicht gewusst, wer da noch mithöre, er habe nur klarhaben wollen, dass er für das, was er selber mache, einstehen könne. Wenn man davon ausgehe, dass die irgendwann auffliegen würden, dann werde nachgefragt, wer davon gewusst habe und schon komme man in den Verdacht, ein Anschwärzer zu sein. Er sei ohnehin nicht davon ausgegangen, dass die irgendwann „wirklich was hochgehen lassen“ würden.

Richter Götzl konfrontiert den Zeugen mit seinem jeweils „angepassten Ausageverhalten“: Erst habe er gesagt, es sei klar gewesen, dass die [Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe] das [mit den Attrappen] gewesen seien, jetzt habe er gesagt, es sei „ziemlich wahrscheinlich“ und zum Schluss bleibe alles völlig unklar. Der Zeuge insistiert, es sei über diese Sachen nicht geredet worden; im Kontext jedoch sei es für ihn aber doch wahrscheinlich gewesen, dass die das gewesen seien. Er habe ihnen das schon zugetraut, dass die solche Attrappen bauen würden. Einer von dem er gewusst habe, dass er Bomben bauen könne, das sei der Ro. aus Saalfeld/Rudolstadt gewesen. Er habe gewusst, dass Ro. mit Böhnhardt im Knast gewesen sei; deswegen habe er relativ klar gehabt, dass das so gelaufen sei. Uwe Böhnhardt habe er das zugetraut, weil er eben so ein Waffenfaible gehabt habe. Der sei „dicke mit Mundlos“ gewesen, die seien beste Freunde gewesen, daraus habe sich seine Annahme ergeben. Die Szene sei überschaubar gewesen, deshalb sei er ganz klar auf die gekommen. Zu Wohlleben und Holger G. habe das nicht gepasst. Die einzigen, denen er das zugetraut hätte, waren die „beiden Uwes“, sagt Kapke, Ralf [Wohlleben] und G. seien eher ruhige Zeitgenossen gewesen. Wo er selbst, Kapke, schnell aus der Haut gefahren sei, sei Wohlleben noch ruhig geblieben, er sei ihre „Friedenstaube“ gewesen.

Richter Götzl will wissen, was der Zeuge mit dem Ausdruck „vermeintliche Bombenwerkstatt“ gemeint habe. Der Zeuge sagt, er habe nicht sehr großes Vertrauen in die Presse, er traue dem nicht, was „da so für ein Scheiß drin“ stehe. Er habe denen [Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt] das, was ihnen jetzt vorgeworfen worden sei, nicht zugetraut. Für ihn sei das alles, was bisher geschehen sei, jugendliches Über-die-Stränge-Schlagen gewesen - er habe ihnen nicht zugetraut, dass sie scharfe Bomben „und weiß der Geier was“ bauen und Leute umbringen und schädigen würden. Das Bild, was er von denen gehabt habe, habe nicht mit dem übereingestimmt, was sich ihm jetzt aufgezeigt habe. Immerhin habe „terroristische Vereinigung“ im Raum gestanden, sagt Kapke, zumindest sei es so auf einem Durchsuchungsbefehl gestanden, deswegen hätten sie ein Strafmaß von 5 - 6 Jahren vermutet, schließlich habe man ja nicht mit viel Sympathie seitens der Justiz rechnen können: „Gegen Linke gab’s Einstellungen noch und nöcher, aber bei uns wurde immer kräftig zugelangt“. Im THS sei es natürlich Gesprächsthema gewesen wegen der Verbotsdrohung. Man habe befürchtet, dass die Vorwürfe gegen Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt auf alle Möglichen ausgedehnt würden und dass der THS verboten werden würde. Auch mit Tino Brandt habe er, Kapke, darüber geredet,  und man habe beschlossen, eine offizielle Stellungnahme ins Netz zu stellen, dass die drei keine THS-Mitglieder seien und auch er, André Kapke, nicht.

Richter Götzl fragt nach der heimlichen Telefon-Komunikation mit den Untergetauchten. Der Zeuge sagt aus, es habe ab und an über Telefonzellen Kontakt mit den „beiden Uwes“ gegeben, er könne nicht mehr sagen mit welchem von beiden, ob nur mit einem oder beiden. Auch wie oft könne er nicht sagen, es sei wahrscheinlich um Auslandskontakte und Reisepässe gegangen, er könne sich nicht erinnern. Nach seinem Kontakt mit Schwerdt in Berlin bei Holger G. gewesen zu sein, das sei es halt gewesen, worum er sich damals gekümmert habe. Es könnten zwei, aber auch fünf Telefonate gewesen sein, es sei nicht allzu oft gewesen, nur in den ersten Wochen/Monaten nach dem Untertauchen. Er habe nicht gewusst, wo die drei sich aufgehalten hätten, habe er auch nie wissen wollen, er habe sich ohnehin gedacht, dass die in Kürze auffliegen würden. Der Zeuge sagt, er habe Angst gehabt, dass nach dem Auffliegen jemand gesucht werden würde, der sie verpfiffen hätte.
Sie hätten ein System von Telefonzellen gegen polizeiliche Überwachung entwickelt, es habe eine in Jena Nord, in Lobeda und weitere noch in Jena und Umgebung gegeben. Dieses System hätten sie auch bei Veranstaltungen genutzt. Er selbst habe eine Zelle unweit seines damaligen Wohnortes gehabt, anrufen habe man ja von jeder können, nur bei Rückrufen habe man eine feste Zelle und Zeit vereinbaren müssen. Von Richter Götzl etwas genervt auf seine Erinnerungslücken (hier im Kontext mit den Telefonzellen) angesprochen, erwidert der Zeuge: Zum Beispiel bei der Wehrmachtsausstellung in München, das sei ein wichtiges Ereignis gewesen, aber er könne nicht mehr sagen, wie er da hingekommen sei, wer dabei gewesen sei, er wisse es nicht mehr. Er würde es ja sagen, aber er wisse es schlicht nicht mehr, deshalb wisse er auch nicht mehr, wie es zum ersten telefonischen Kontakt gekommen sei. „Keine Ahnung“. Die nächsten Kontakt seien dann immer schon während des Gesprächs vereinbart worden. Gefragt, ob er mit Wohlleben z.B. über die Bombenwerkstatt geredet habe, antwortet Kapke, auch daran könne er sich nicht erinnern, er könne kein konkretes Gespräch rekonstruieren. K. wiederholt die Geschichte seiner Fahrt nach Berlin zu Frank Schwerdt auf Veranlassung durch Tino Brandt. Sie hätten „aus Dummdödelei“ die Flucht der drei ins Ausland nicht hinbekommen. Die Auslandsidee sei ja schon allgemein diskutiert worden, etwa mit Mario Br., Wohlleben, Schwerdt, Brandt - im Szenekontext sei das Thema gewesen; man müsse das im Kontext sehen: man habe dem Staat nicht gegönnt, dass er die drei kriege.

Es gibt eine Intervention seitens der Nebenklage gegen die geflüsterten Ratschläge des Zeugenbeistands in das Ohr des Zeugen. RA Waldschmidt (Zeugenbeistand von Kapke) erwidert barsch: „Der Anwalt weiß, was er zu tun und zu lassen hat.“ Auch der Vorsitzende Götzl stellt fest, dass es den Eindruck gemacht habe, Waldschmidt habe dem Zeugen „souffliert“.

Zeuge André Kapke fährt fort, das Ausland sei eine logische Überlegung gewesen; wo hätten „die“ denn unterkommen sollen. Dass es so nah und so einfach sei, sei nicht klar gewesen. Er sei davon ausgegangen, dass sie im Ausland gewesen seien. Den Aufenthaltsort, wo sie gewesen seien, habe er nicht gewusst und habe er auch nicht wissen wollen. Wenn die gesagt hätten: „Wir sind hier Holiday und alles fetzt“, sagt Kapke, dann wäre er nicht in Aktion getreten und zu Schwerdt gefahren. Er habe keine Information gehabt, wo sie gewesen seien, entsprechend habe man sich gekümmert. Anfangs habe man keine konkreten Überlegungen gehabt; man habe erstmal Kontakte aufbauen müssen. Er sei dann auf Anregung Brandts mit dessen Auto zu Schwerdt nach Berlin gefahren und habe sich abends mit ihm getroffen. Es sei, so glaube er, Frau Bönisch [Rita Bönisch, neonazistische Aktivistin, inzwischen verstorben] dabei gewesen. Er habe geschildert, dass es sich um drei Leute drehe, die Unterkunft im Ausland brauchten. Schwerdt habe ihm aber nicht weiterhelfen können, die Fahrt sei eine „Luftnummer“, eine „Leerfahrt“ gewesen, sagt Kapke. Man habe über mehrere Leute Kontakte ins Ausland herzustellen versucht. Er sei mit [Mario] Br. nach Südafrika zu Claus Nordbruch geflogen und habe dort eruiert, ob da was möglich wäre; man habe zugesehen, dass man Leute finde, bei denen die hätten bleiben können. Ja, habe es geheißen, wenn die erstmal da seien, sei das kein Problem. Es habe da jede Menge Leute gegeben, die die drei aufgrund von Empfehlungen aufgenommen hätten, sagt Kapke. Nordbruch habe gesagt, wegen seiner exponierten Lage, könne er das nicht machen. Er, Kapke,  sei dann an andere Leute weiter vermittelt worden. Ob es möglich sei, Leute aus Deutschland unterzubringen, die Probleme hätten, sei laut Kapke die Frage gewesen: Die Antwort sei stets: sie müssten sie halt erstmal herbringen. Zweck der Reise sei nicht primär die Quartiersuche gewesen, es sei eine Urlaubsreise gewesen, um Land und Leute kennenzulernen. Es sei nach der Rückkehr auch Thema mit Tino Brandt gewesen, der selber auch nochmal nach Südafrika habe reisen und konkreter nachfassen wollen. Allgemein wäre es möglich gewesen, aber es sei zu keinen konkreten Absprachen in Südafrika gekommen. Ob er danach mit den Uwes gesprochen habe, wisse er nicht mehr, sagt André Kapke auf Nachfrage. Als Tino Brandt habe fliegen wollen, sei er schon aus dem Thema raus gewesen. Ob er selbst nochmal telefoniert habe oder ob das über Ralf Wohlleben gelaufen sei, wisse er nicht mehr; die Reise sei im August 98 gewesen: er habe seinen Geburtstag da unten gefeiert.

Zum Komplex Ausweispapiere lässt sich der Zeuge wie folgt ein: Detailliert könne er das nicht sagen, ob die ihn angerufen und nach Ausweisen gefragt hätten; sei „ja irgendwo logisch“, sie hätten natürlich „nicht mehr groß mit ihren eigenen Ausweisen da rumstolzieren“ können. Er meine, er habe von Wohlleben Passbilder von den dreien bekommen, es sei klar gewesen, dass für die Ausweise auch Passbilder nötig seien: „logisch“. Tino Brandt sei in diverse Abläufe verwickelt gewesen. Er habe den Kontakt an „den und den“ vermittelt; Sondershausen oder Sangerhausen, er könne das gar nicht mehr genau sagen. Er wisse nicht, ob Brandt das nicht selbst terminiert habe da an der Tankstelle. Er habe gesagt, Reisepässe seien einfacher und dass man noch Bilder brauche; doch, doch, Brandt habe den Kontakt hergestellt, die gebe es ja nun nicht an jeder Ecke. Er selbst hätte nicht gewusst, wo man da jemand finden könne. Es habe ein langes Hin- und Her mit der Person gegeben, die habe ja dann auch nicht geliefert. Der Mann habe ein Allerweltsgesicht gehabt, dunkle, schulterlange Haare, schlank, normale Statur; ein Name sei gar nicht im Gespräch gewesen; sei vielleicht eine DEA-Tankstelle gewesen, „aber nageln sie mich nicht fest“. Er habe mit ihm eine Telefonzelle vereinbart, worüber der Kontakt laufen sollte, er habe ja keine Passbilder dabeigehabt. Beim zweiten Mal habe er ihn wegen der Passbilder-Übergabe getroffen. Er habe ihm natürlich gesagt, er brauche drei Ausweisdokumente, für eine Frau und zwei Männer. Die nächste Kontaktaufnahme sei über Telefonzelle gelaufen;. Der Mann habe ihn aufgefordert, eine Anzahlung und die Passbilder mitzubringen, er habe dann gesagt, er habe nur Blanko-Papiere, könne die aber nicht „füllen“. Der Zeuge sagt, er habe dem Mann dann gegen die Anzahlung von 1500 Mark die Blankopapiere abgekauft, vereinbart seien insgesamt 3000 Mark gewesen. Dafür habe es Spendensammlungen gegeben, allgemein politische Soli-Veranstaltungen. Wer das organisiert habe, könne er nicht sagen. Brandt habe mal was beigesteuert. Es habe im THS-Kontext Leute gegeben, die ganz gezielt für die drei gesammelt hätten. Wohlleben nicht, ihm seien aber Gelder für die drei übergeben worden; das Geld habe aus Sammlung gestammt. Der Lieferant habe gesagt, es gebe irgendwelchen Ärger, er wolle oder könne das nicht mehr machen. Er habe aber das ganze Geld gewollt: das habe er ihm nicht gegeben, „die 1500 waren das höchste der Gefühle“; er habe die Ausweise und Passfotos mitgenommen. Dann habe es ein Gespräch mit Brandt gegeben; man habe darüber gesprochen, wie nun weiter zu verfahren sei, sagt Kapke. Dann habe man Leute in Jena angesprochen, „jemand aus der Hooligan-Szene“. Es sei dann einer gekommen, der gesagt habe, das könnten sie schon machen. Er habe 5- oder 6000 Mark gewollt, das sei ihm unverschämt vorgekommen. Kapke habe ihm die Reisepässe gezeigt, er habe gemeint, die seien gut. Er, Kapke, habe dann wieder mit Tino [Brandt] darüber gesprochen wie es weitergehen solle. Brandt habe gesagt, sie sollten dem Typen erstmal die Pässe geben und dann später den Preis drücken. Und dann seien die Pässe auf einmal aus Tino Brandts Auto verschwunden gewesen, sagt Kapke. Es habe keinen Einbruch gegeben, obwohl das Gang und Gäbe gewesen sei damals in Jena, sagt der Zeuge, das sei schon keine alltägliche Situation gewesen. Er habe Brandt dann gesagt, dass die Sachen eben verschwunden seien. Es sei dann kompliziert geworden: es kam das Gerücht auf, er habe in einer Gaststätte in Heilsberg „Soligeld“ übernommen, was nicht den Tatsachen entsprochen habe. Er habe versucht das gegenüber „Herrn Riese“ von Blood & Honour (B&H) klarzustellen, dass er kein Geld von ihnen erhalten habe, das seien „zwei verrückte Flintenweiber“ gewesen. Es trieben sich in diesen Subkulturen ja auch viele skurrile Gestalten rum, sagt Kapke. Diese Frauen seien im Umfeld von B&H unterwegs, sie organisierten Soli für die drei. Er habe aber von denen nie Geld erhalten; er habe mit Tino und Ralf darüber gesprochen, dass er da raus wolle, er habe auch gesundheitliche Probleme gehabt, habe sich zurücknehmen müssen. Er sei damals auch aus der NPD ausgetreten: „S’war dann halt so“. Es sei dann immer ruhiger geworden, nachdem zunächst ja die medialen Wellen hoch geschlagen hätten.

Auf Nachfrage von Götzl antwortet der Zeuge, dass er den Angeklagten André E. nicht kenne. Er habe wohl dessen Bruder mal getroffen.

Götzl will mit Bezug auf die gestrige Vernehmung von Brigitte Böhnhardt wissen, ob der Zeuge mal etwas „für die drei“ bei ihr abgeholt habe. Da könne gar nichts sagen, sagt Kapke. Er habe davon auch in der Presse gelesen. Ihm sei da nichts erinnerlich. Vielleicht. Frau Mundlos habe er mal gesehen; am Tag [des Untertauchens] selber oder am Tag danach. Frau Mundlos habe ihn mal an ihrer Arbeitsstelle gefragt, ob es den dreien gut gehe und er habe gesagt, dass er das nicht wisse. Götzl hakt nach, ob er mal mit Frau Böhnhardt wegen einer Abholung Uwes, Stichwort „Drückerkolonne“, Kontakt gehabt habe. Kapke erinnert sich, ja, das sei aber früher gewesen, da sei er in so eine Drückerkolonne geraten. Da hätten sie ihn [Uwe Böhnhardt] irgendwo in Südddeutschland abgeholt.

Götzl fragt den Zeugen zum Stichwort „Pogromly“. Kapke sagt, das sei ein Brettspiel gewesen, das Uwe Mundlos so 1996/97 mal entworfen habe, also als Gegenspiel zu Monopoly, zum Eigengebrauch. Nachdem die drei weg gewesen seien, hieß es, dass das Spiel eine Finanzierungsquelle gewesen sei oder habe sein sollen. Es sei verkauft worden, der Preis sei ihm nicht erinnerlich. Es habe mal ein Gespräch mit einem Journalisten gegeben, der das Spiel unbedingt habe kaufen wollen und es sei ihm dann auch verkauft worden. Er, der Journalist, habe ein Interview mit ihnen gemacht, mit Tino Brandt, Mario Br., Mirko Eb., er, Kapke, wisse gar nicht genau, ob Ralf dabei gewesen sei: „schlagen sie mich tot“. Er wisse nicht mehr, ob sie das Spiel dann bei Ralf geholt hätten, jedenfalls hätten sie dem Journalisten eins verkauft. Es könne sein, dass Tino Brandt es ihm verkauft habe. Sie hätten dem englischen Journalisten das Interview nur gegeben, wenn er zusichere, dass der Bericht nicht im deutschsprachigen Raum ausgestrahlt werde. Tino habe mal Spiele geordert, die habe er, so meine er sich zu erinnern, bei Ralf Wohlleben geholt oder bei seiner Frau. Die Spiele hätten in Großpacken an die Regionen verkauft werden sollen. Er gehe davon aus, dass „die drei“ die Spiele hergestellt hätten. Brandt habe ca. zehn Stück abgeholt; er meine, das sei über „Ralf oder dessen Freundin“ gelaufen, das sei damals Frau W. gewesen. Man brauche da nicht groß drumrum reden: das Spiel sei nicht unbedingt gesellschaftskonform aufgemacht gewesen, so habe es statt Bahnhöfen KZs gegeben, das sei ihm am ehesten in Erinnerung.

Die Einvernahme des Zeugen André Kapke wird an dieser Stelle unterbrochen und am Freitag, den 20.12.2013, um 9:30 h fortgesetzt.

Da die Verteidigung Zschäpe anmerkt, ihre Mandantin fühle sich nicht mehr verhandlungsfähig, da es am Vortag so lange gegangen sei, wird der Verhandlungstag um 16:14 Uhr beendet.

Nebenklagevertreter Rechtsanwalt Scharmer erklärt zur Aussage von André Kapke:

“Andre K. versucht die Neonaziszene als Opfer von Verfolgung und Repression in Deutschland darzustellen. Er schafft es zumindest auf Befragung nicht, sein rassistisches Weltbild zu verhehlen. Seine Aussage war davon getragen, die Angeklagten - in erster Linie Wohlleben und Zschäpe - in Schutz zu nehmen. Das hat er nicht geschafft. In weiten Teilen war er vollkommen unglaubwürdig. Bei konkreten Nachfragen, wich er zunächst aus, redete sich dann aber selbst und die Angeklagten mehr und mehr in die Verantwortlichkeit.“


Protokoll 60. Verhandlungstag - 26. November 2013

Am 60. Verhandlungstag ging es um das Umfeld von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe seit 2007. Gehört wurde ein regelmäßiger Teilnehmer der so genannten “Kellerrunde” in der Zwickauer Frühlingsstraße, an der auch Beate Zschäpe hin und wieder teilnahm. Außerdem sagten vier Zeug_innen aus, die die drei 2007 im Sommerurlaub auf Fehmarn kennengelernt haben und mit denen die drei auch in den Folgejahren im Urlaub wieder zusammen kamen.

Zeug_innen:

	Armin Kr. (Teilnehmer an der “Kellerrunde” in der Zwickauer Frühlingsstraße)
	Christian Mo. (Urlaubsbekanntschaft)
	Karin Mo. (Urlaubsbekanntschaft)
	Ursula Sch. (Urlaubsbekanntschaft)
	Wolfgang Sch. (Urlaubsbekanntschaft)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.48 Uhr. Als Nebenkläger ist heute Mustafa Turgut anwesend.

Vor der ersten Vernehmung stellt RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, den Antrag, der Vorsitzende solle dem Sachverständigen Saß erstens einen Platz zuweisen, der seiner Mandantin eine ungestörte verbale Kommunikation mit ihrer Verteidigung erlaubt, und zweitens den Sachverständigen anleiten, seinem Gutachten keine Feststellungen zugrunde zu legen, die er durch Beobachtungen in Prozesspausen getätigt hat. Der Sachverständige sitze nur zwei Meter entfernt und könne in seiner derzeitigen Sitzposition Gespräche der Angeklagten mit ihrer Verteidigung mithören. Die Sitzordnung dürfe das geschützte Verhältnis zwischen Angeklagter und Verteidiger nicht konterkarieren. Soweit Saß in den Pausen den Saal nicht verlasse, richte er den Blick auf die Mandantin und ihre Verteidiger. Falls er sein Gutachten auch auf das Verhalten während kürzerer Pausen stürzen dürfe, sei die Mandantin gezwungen, sich in die Vorführzelle zurückzuziehen. Bundesanwalt Diemer erwidert, es handele sich um unbewiesen Behauptungen. Richter Götzl sagt, er selbst sitze näher dran und höre nie etwas mit. Saß sagt, er höre keine Gespräche mit. Auf Bitte von Götzl setzt sich Saß einen Platz weiter weg, der Rest des Antrags wird später entschieden.

Erster Zeuge ist Armin Kr. Kr. gehörte zur Runde, die sich im Keller von Olaf B. in der Frühlingsstraße traf, zu der hin und wieder auch Zschäpe stieß (siehe Protokoll zum 27. Verhandlungstag). Kr. berichtet, sein Bruder habe im selben Haus gewohnt wie Zschäpe. Zum Kern der Runde im Keller hätten Olaf B., er selbst, sein Bruder und ein Herr Wi. gehört. Er wisse nicht, so Kr., wann Zschäpe eingezogen sei. Sie sei eine nette Person gewesen. Sie hätten im Sommer hinterm Haus gesessen und Bier getrunken, da sei sie herunter gekommen, habe gefragt, ob sie sich dazu setzen dürfe, geraucht und ein wenig erzählt. Sie sei ein- oder zweimal die Woche dazu gestoßen, manchmal aber auch ein oder zwei Wochen gar nicht. Er sei mit mit Olaf B. fast jeden Tag im Keller gewesen. “Unterm Strich” seien fast 20 Personen mal bei der Runde im Keller dabei gewesen, es seien aber nicht alle immer da gewesen. Den Namen Zschäpe hätten sie damals nicht gekannt, so Kr. auf Frage Götzls, sie hätten sie unter dem Namen “Dienel” [phonetisch] gekannt, hätten sie aber “Diddl-Maus” genannt. Den Vornamen habe er wohl gekannt, wisse ihn aber nicht mehr. Zschäpe habe mit den “zwei Uwes” in der Wohnung unterhalb seines Bruders gewohnt. Mit den beiden Männern habe er nicht mehr Kontakt gehabt als “Guten Tag und Auf Wiedersehen”. Die erste Situation, in der er Kontakt mit Zschäpe gehabt habe, sei hinterm Haus gewesen. Auf einen Namen an der Wohnung habe er nicht geachtet. Zschäpe sei immer nett und zugänglich gewesen, habe mal eine Zigarette geraucht oder ein Piccolo Sekt getrunken. Sie habe erzählt, dass sie von zu Hause aus arbeite, was wisse er nicht, und dass die beiden Männer Autos überführen würden für einen Verwandten. Sie habe die Haare heller als jetzt gehabt, habe sie mal lang und mal zusammengebunden getragen, mal Brille getragen und mal nicht. Die Männer seien groß und schlank gewesen, hätten beiden Kurzhaarschnitt gehabt und seien immer ordentlich angezogen gewesen. Alle drei hätten Räder gehabt. An Besuch sei ihm mal eine junge schlanke Frau von 28 oder 29 Jahren mit zwei kleinen Kindern, er meine Jungen, von vielleicht 6 Jahren aufgefallen. Zschäpe habe gesagt, so Kr. auf Frage Götzls, einer der beiden Männer sei ihr Freund, welcher wisse er nicht, die hätten ja auch gleich aus gesehen. Jedes Jahr zum Siedlerfest seien die drei meistens “zwei, drei, vier” Wochen im Urlaub gewesen. Einmal seien sie an der Ostsee gewesen, sie hätten Surfbretter und ihre Fahrräder auf einen weißen VW-Bus geladen. Soweit er wisse, hätten sie kein eigenes Fahrzeug gehabt. Hinterm Haus hätten ab und zu unterschiedliche Autos gestanden, dann hätten sie Lebensmittel vom Einkauf abgeladen. Er könne sich auch an ein Wohnmobil erinnern, das sei kurz vor dem Brand gewesen. Als er am Tag des Brandes von der Arbeit gekommen sei, habe das Haus schon lichterloh gebrannt, Zschäpe habe er da nicht gesehen. Götzl fragt, ob es Situationen gegeben habe, wo Zschäpe da war, die Männer aber weg. Meistens seien die zwei Männer unterwegs gewesen, so Kr. Wenn Zschäpe in den Keller gekommen sei, seien die Männer nicht da gewesen. Das wisse er, weil sie es erzählt habe. Zschäpe habe zwei Katzen gehabt, um die sich, wenn Zschäpe nicht da war, eine älter Dame gekümmert habe. Dann hält Götzl vor, Kr. habe angegeben, der erste Kontakt sei eventuell im Jahr 2008 gewesen. Das könne sein, so Kr., da hätten die drei vielleicht ein halbes Jahr schon dort gewohnt. Er erinnere sich, so Kr., dass sie gesagt habe, sie rauche in der Wohnung nicht. Götzl sagt, auf die Frage, ob sich die beiden Männer mal vorgestellt hätten, habe er, Kr., bei der Polizei gesagt, ziemlich am Anfang hätten sie mal eine eine Pizza und ein 5-Liter-Fass Bier hingestellt. Das bestätigt Kr. Kr. sagt, beide hätten sich mit dem Namen Uwe vorgestellt. Götzl hält vor, Kr. habe bei der Polizei angegeben, er wisse nicht, ob sie den Vor- oder Nachnamen sagten, es könne sein, dass sich der Freund mit Uwe vorgestellt habe. Er habe damit einen der Uwes gemeint, er wisse aber nicht welchen, so Kr. Götzl hält vor, zur Beziehung der drei habe Kr. ausgesagt, einer sei der Freund und der andere der Bruder des Freundes. Das bestätigt Kr. Auf vorgehaltenen Lichtbildern erkennt Kr. Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt als die Bewohner der Wohnung. Götzl hält vor, Kr. habe ausgesagt, er habe nie so richtig durchgesehen, wer der Freund und wer der Bruder von Zschäpe ist. Das sei nie Thema gewesen, bestätigt Kr. Dann hält Götzl vor, Kr. habe davon gesprochen, dass die beiden Männer für ihren Onkel gearbeitet haben sollen, und auch die Frau habe mit ihrem Laptop für diesen Onkel gearbeitet. Auch das bestätigt Kr. Dann geht es um Wohnmobile. Kr. bestätigt, dass er Wohnmobile gesehen habe, er erinnere sich an das Fabrikat Fiat, an ein Kennzeichen aus dem Vogtland und eins aus Zwickau. Es sei ein- oder zweimal auch vorgekommen, dass das Wohnmobil für ein paar Tage weg gewesen sei und Zschäpe sei da gewesen, bejaht Kr. auf Vorhalt. Und auch den Vorhalt, dass er das Wohnmobil, das “später im Fernsehen zu sehen war” gesehen habe, bestätigt er; es habe ein vogtländisches Kennzeichen gehabt.
Nebenklagevertreter RA Scharmer will wissen, ob es im Keller von Olaf B. besondere Bilder gegeben habe. Kr. sagt, auf dem Fernseher habe ein Hitlerbild gestanden. Olaf B. habe den Auftrag bekommen, nach dem Tod von Kr.s Bruder dessen Wohnung auszuräumen, das Bild sei wohl das “einzige gewesen, was zu verwerten war”. Man habe sich daran gewöhnt, dass das Bild da steht, und nicht darüber gesprochen. Man habe sich über allgemeine Themen unterhalten, die Arbeit, den Alltag, nicht über politische Themen. Er könne sich, so Kr. nicht erinnern, was Zschäpe aus ihrem Alltag berichtet habe. Auf Frage von RA Langer bestätigt Kr., Zschäpe mal beim Aufhängen der Wäsche aller drei Bewohner gesehen zu haben. Kr.: “Ihre Frau hängt doch auch Ihre Wäsche auf.” Auf Frage von RA Reinecke bestätigt Kr., dass Olaf B. neben dem Hitlerbild auch einen Aschenbecher mit der Aufschrift “Stammtisch” aus der Wohnung seines Bruders in den Keller gestellt habe. Reinecke sagt, Kr. habe von den Surfbrettern, die in den VW-Bus geladen worden seien, auf die Ostsee geschlossen. Kr. sagt, er habe geschlossen, dass sie ans Wasser fahren, Ostsee sei eine Vermutung gewesen. Dann fragt der Sachverständige Saß. Kr. sagt, er habe die drei nur zusammen gesehen, wenn sie mit den Fahrrädern weg gefahren seien. Zum Umgang der drei untereinander könne er nichts sagen. In der Kellerrunde seien sei kollegial, nachbarschaftlich und freundlich miteinander gewesen. Saß fragt, ob Zschäpe lebhaft oder zurückgezogen gewesen sei. Kr. sagt: “Normal.” Die Vernehmung endet um 10.55 Uhr.

Es folgt nach einer Pause der Zeuge Christian Mo. Mo. berichtet, er mache mit seiner Familie - seine Frau, Sohn, Tochter und er selbst - seit langem Urlaub auf Fehmarn auf dem Campingplatz Wulfener Hals. 2007 hätten die drei - Max, Gerri und Lise - den Wohnwagen neben ihrem Mietwohnwagen bewohnt. Die drei seien herüber gekommen und hätten gefragt, ob sie Doppelkopf spielen würden. Das hätten sie verneint, die drei hätten dann mit Familie Sch. im nächsten Wohnwagen gespielt. Aber am nächsten Tag seien sei schon mit den dreien ins Gespräch gekommen. Den weiteren Urlaub hätten sie mit den dreien dann verschiedene Aktivitäten durchgeführt, hätten gegrillt, seien mal essen gegangen. Er selbst sei mit Max surfen gegangen, Max habe das gerade erst gelernt. Im Jahr drauf sei das dann wieder so gewesen. Er sei mit seiner Familie immer drei Wochen da, die drei seien länger da gewesen, vier oder fünf Wochen. Das habe sich mal zwei Wochen, mal auch drei Wochen überschnitten. In den nächsten Jahren bis 2011 sei es dann immer wieder so gewesen. Sie hätten aber zwischen den Sommerferien keinen Kontakt gehabt. Die drei seien freundlich, nett und hilfsbereit gewesen. Max, “also der Herr Mundlos” und Zschäpe, “also die Lise”, seien sehr redselig gewesen, Böhnhardt eher stiller. Die drei hätten eher weniger von sich persönlich berichtet. Sie hätten sich vor allem viel über das Leben in der DDR unterhalten, das habe ihn, Mo., besonders interessiert. Sie hätten von den Katzen gesprochen, dass Mundlos Computerfreak sei und sie gerne Mountainbike fahren. Mo.: “Eigentlich waren wir hinterher überrascht, wie wenig wir tatsächlich wussten.” Über Politik hätten sie nicht gesprochen. Zum Beruflichen der drei hätten sie nur Vermutungen gehabt, dass Mundlos in einem EDV-Laden arbeitet, Böhnhardt Autoverleih oder -überführungen macht und bei Zschäpe hätten sie es eigentlich gar nicht gewusst. Sie hätten sich mal gewundert, wie man so lang Urlaub machen könne, und da habe Böhnhardt gesagt, dass er besser am Stück Urlaub machen könne. Bei einer Urlaubsbekanntschaft wolle man, so Mo., nicht so ins Detail gehen sondern selber abschalten. Böhnhardt sei technisch interessiert gewesen, er habe ein Schlauchboot mit Motor gehabt, daran habe er herum gebastelt. Zur Beziehung der drei befragt, sagt Mo., sie hätten angenommen, die drei seien Freunde, die zusammen Urlaub machen. Sie hätten gedacht, sie lebten in unterschiedlichen Wohnungen. Es sei mal die Rede davon gewesen, dass die drei sich seit “ewigen Zeiten” kennen. Eine Beziehung Zschäpes zu einem der beiden Männer sei nicht zu erkennen gewesen: “Die waren zu dritt so ein Team.”
Götzl will wissen, ob die Zusammentreffen im Urlaub mit den dreien abgestimmt gewesen seien. Mo. sagt, sie kämen immer drei Wochen in den niedersächsischen Sommerferien. Man müsse die Wohnwagen lange vorher buchen, daher hätten sie selbst schon gewusst, wann sie im nächsten Jahr wieder kommen. Das hätten sie sicherlich auch kundgetan. Mit den Kindern hätten sich die drei gut verstanden, so Mo. Sie hätten erfahren, dass die drei in Zwickau leben, von Partnern sei nicht die Rede gewesen. Von Mundlos habe er erfahren, dass sein Vater Professor sei und er einen behinderten Bruder habe. Die richtigen Namen der drei, so Mo. auf Frage Götzls, hätten sie erst aus den Medien erfahren. Lise habe den Namen “Eminger” genannt, Gerri den Namen “Holger Gerlach” oder “Gerland”. Den Nachnamen von Max wisse er nicht. Mo. weiter: “Wir waren wirklich geschockt, wie wenig wir tatsächlich wussten von den dreien.” Sie hätten sich, so Mo., mit den dreien nie über das Thema „Ausländer“ unterhalten. Götzl fragt, ob Mo. Zahlungsvorgänge beobachtet hat. Mo. sagt, er habe mal mit Max ein Surfbrett und ein Segel gekauft, die Max bar bezahlt habe. Das habe er sich gemerkt, weil er hohe Beträge selbst immer mit Karte zahle. Ansonsten hätten die drei “normale Urlaubssachen” dabei gehabt, u.a. ein Schlauchboot. Mountainbikes seien auch dabei gewesen. Sie hätten gesagt, dass sie noch weitere, hochwertigere Räder zu Hause hätten für den Sport. Die drei seien einmal mit einem schwarzen Touran gekommen, dann mit VW-Transportern, bei denen es geheißen habe, dass es Mietfahrzeuge seien, es habe auch etwas dran gestanden wie “Autoverleih Zwickau”. Mo. sagt auf Frage, dass Böhnhardt Tätowierungen gehabt habe: “irgendwas Gruseliges mit Totenkopf und Stahlhelm”. Darauf angesprochen, habe Böhnhardt von Jugendsünden gesprochen. Einmal seien die Tätowierungen übermalt gewesen. Dann werden Mo. Lichtbilder gezeigt. Mo. erkennt Böhnhardt als “Gerri”, Mundlos und Zschäpe.
Die Familie Sch. mache seit vielen Jahren mit ihnen Urlaub auf dem Campingplatz, mit denen würden sie sich auch verabreden, die Kinder seien in einem ähnlichen Alter, sagt Mo. auf Frage Götzls. Einmal, bestätigt Mo., hätten sie auch ein Paket bekommen von mit Thüringer Bratwürsten. Das Pakte sei ohne Absender gewesen. Die drei hätten wohl ihre, Mo.s, Adresse gehabt, aber sie nicht die Adresse der drei. Mo. bestätigt, dass er von Lise erfahren habe, dass Max und Lise gemeinsam zu Schule gegangen seien. Götzl hält vor, Mo. habe ausgesagt, Zschäpe habe im Juli/ August 2011 ihre Haare nach hinten gebunden, manchmal auch offen getragen und sei über die Jahre fast unverändert geblieben, was Mo. bestätigt. Von Max habe er erfahren, dass er nach der Lehre das Fachabitur gemacht habe und sein Vater ein führender Informatiker in der DDR gewesen sei. Auf Frage von Götzl sagt Mo., Max und Gerri seien sportlich gewesen. Er bestätigt den Vorhalt, dass sie 15 km bis zum nächsten Surfladen gelaufen seien und von Radtouren in der Heimat von bis zu 140 km berichtet hätten. Mo. bestätigt, dass Lises Rad einen Korb gehabt habe, an einen Anhänger kann er sich nicht mehr erinnern. Die drei hätten mindestens ein Laptop dabei gehabt, darauf seien auch Spiele wie “Wer wird Millionär?” gespielt worden. Max und Gerri hätten nichts oder nur wenig getrunken, Lise “schon mal ein Glas Wein”. Die drei hätten einen sächsischen oder thüringischen Dialekt gehabt, so Mo. Mo. sagt, beim schwarzen VW Touran habe es geheißen, dass der Wagen Gerri gehört. Die Tätowierung habe Gerri nur am Strand offen gezeigt, sonst sei sie verdeckt gewesen. Götzl fragt nach Bezahlungen und ob jeder der drei Geld gehabt habe. Mo. sagt, er könne sich nur an den Surfbrettkauf erinnern. Götzl hält vor, Mo. habe bei der Polizei gesagt, sein Eindruck sei gewesen, dass Lise das Geld verwaltete. Das könne sein, so Mo., er wisse es nicht mehr. Außer zu ihnen hätten die drei noch Kontakte zu den Familien Sch. und Su. gehabt, sagt Mo. Dann fragt Götzl zu einem Tauchunfall. Das sei ein oder zwei Tage gewesen, bevor sie, die Mo.s, gekommen seien, da seien zwei Kinder zu Tode gekommen, so Mo. Götzl sagt, Mo. habe ausgesagt, dabei sei ihm aufgefallen, dass die drei sich zurückgehalten hätten. Er sei wohl zu der Einschätzung gekommen, weil da sicher die Polizei vorbei gekommen sei, so Mo. Einer, Mundlos oder Böhnhardt, sei Linkshänder gewesen, sagt Mo. auf Frage. Einmal sei die Rede davon gewesen, dass die drei Urlaub in Pelzerhaken in einem Ferienhaus gemacht hätten und sie, die Mo.s, könnten da vielleicht auch mal Urlaub machen. Auf Frage von Nebenklagevertreterin RAin Basay sagt Mo., gefahren sei immer Gerri. Der sei sehr vorsichtig gefahren, das habe er damit begründet, dass er als  Berufskraftfahrer seinen Führerschein brauche. RA Daimagüler fragt, ob bei den Gesprächen der Rechtsradikalismus nach der Wende Thema gewesen sei, was Mo. verneint. Ihm sei nicht aufgefallen, dass einer der drei mal nervös oder angespannt war. RA Langer fragt, ob Mo. mal Besuch für die drei aufgefallen sei, was Mo. verneint. Auf Frage von RA Reinecke sagt Mo., sie und die drei seien im Urlaub immer Nachbarn gewesen. Es handele sich um acht Mietwohnwagen, die in einer Ecke des Platzes stünden, ein Wohnmobil hätten die drei nicht dabei gehabt. Die Miete der Wohnwagen koste am Tag 110 oder 120 Euro. Dann fragt RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe. Mo. sagt, er erinnere sich noch an die Vernehmung am 9. November 2011, aber nicht mehr an jedes Detail. Sie hätten das unterschrieben und die Niederschrift auch durchgelesen. Stahl fragt, ob wörtlich protokolliert wurde. Er vermute “teils, teils”, so Mo. Stahl hält Mo. Formulierungen wie “auf Frage” und “kann ich folgende Angaben machen” vor. Das sei nicht unbedingt sein Wortlaut, so Mo., es sei dann wohl sinngemäß protokolliert worden. Stahl sagt, in der Vernehmung tauche über fünfeinhalb Seiten keine Frage auf. Götzl sagt, der Vorhalt sei falsch, es würden sich Fragen finden. Mo. sagt, die Polizei habe “im Prinzip absolut alles” wissen wollen und auch alles zumindest sinngemäß mitgeschrieben. Dann fragt Stahl zur Verwaltung des Geldes. Mo. sagt, er erinnere sich nur an das Surfsegel, es könne sei, dass er bei der Vernehmung eine bessere Erinnerung gehabt habe. Sie seien auch mal mit den dreien essen gegangen. Bei ihnen, den Mo.s, bezahle je nach Gelegenheit auch mal seine Frau. Das Geld für die Surfutensilien habe Max aus seinem Portemonnaie geholt. Ob Max Zschäpe vorher gefragt hat, wisse er nicht mehr. RAin Sturm fragt, ob Mo. eine Erinnerung an Weitergaben von Geld durch Zschäpe an Max oder Gerri habe. Das verneint Mo. Auf Frage des Sachverständigen Saß sagt Mo., der Umgang der drei miteinander sei freundschaftlich und herzlich gewesen, Streit habe er nicht festgestellt. Seine Tochter sei mal mit den dreien in einem Vergnügungspark gewesen. Anhaltspunkte, dass es von Zschäpe zu einem eine engere Beziehung gibt, habe er nicht gehabt. Nach der Vernehmung folgt die Mittagspause bis 13.45 Uhr.

Die nächste Zeugin ist Karin Mo., Ehefrau von Christian Mo. Auch sie berichtet, dass sie Böhnhardt als “Gerri”, Mundlos als “Max” und Zschäpe als “Lise” 2007 auf dem Campingplatz kennengelernt hätten. Ihnen sei erzählt worden, dass Gerri einen Job als Kurierfahrer habe und deswegen nur fünf Wochen am Stück Urlaub nehmen könne. Max habe sehr viel Wissen über Computer gehabt, man habe sie in dem Glauben gelassen, dass er in einem Computerladen arbeitet. Sie habe immer angenommen, Lise arbeite im Verkauf. Die drei hätten gesagt, sie seien Freunde, und dass die beiden Männer auf der Urlaubsfahrt als letztes immer die Lise abholen würden: “Also ergab sich für uns der Eindruck, dass sie in drei verschiedenen Wohnungen wohnen.” Zu ihren, Mo.s., Buchungen auf dem Campingplatz im Folgejahr hätten die drei gefragt und dann gesagt, dass sie dann schon da seien oder erst später dazu kämen. Mo. berichtet von verschiedenen gemeinsamen Aktivitäten: Grillen, am Strand Badminton spielen. Sie sei auch einmal mit den dreien beim Aldi einkaufen gewesen. Es sei auch gefragt worden, ob man etwas aus der Stadt mitbringen könne. Zschäpe sei immer die “Hauswirtschafterin” gewesen, habe “die Jungs bemuttert”. Gerri sei handwerklich begabt gewesen: “Wenn da eine Schraube gefehlt hat oder was, der hatte das dabei.” Auch das Grillen habe Gerri übernommen. Max sei mehr der sportliche Typ gewesen. Das Geld habe Zschäpe verwaltet, das sei ganz klar gewesen. Sie habe beim Essen bezahlt und wenn die drei etwas mitgebracht hätten, habe sie, Mo., immer ihr das Geld gegeben. Bezahlt habe Zschäpe in bar. Götzl fragt, ob die Männer über Bargeld verfügt hätten. Mo. sagt, dazu könne sie nichts sagen. Sie habe gesehen, dass Zschäpe “einige Scheine” im Portemonnaie gehabt habe, über die Menge könne sie nichts sagen. Die drei hätten erzählt, dass die Männer in die Urlaubskasse einzahlen und Zschäpe das verwaltet. Zu den Kindern hätten die drei ein freundschaftliches Verhältnis gehabt. Ihr Sohn habe wegen der Computer einen Draht zu Max gehabt, die Tochter eher zu Lise und Gerri. Die drei seien ihnen gegenüber immer gleichbleibend nett, freundlich und zuvorkommend gewesen. Gerri habe sich hin und wieder eine Auszeit genommen und sei mit dem Boot aufs Meer raus gefahren. Manchmal sei er Stunden weggeblieben, da sei Zschäpe auch mal unruhig geworden. Miteinander seien die drei nett und freundlich umgegangen. Man habe nicht vermuten können, dass Zschäpe mit dem einen oder dem anderen zusammen ist. Spannungen habe sie nicht beobachtet. Zschäpe habe berichtet, dass sie bei den Großeltern aufgewachsen sei. Einmal sei die Rede davon gewesen, dass Max eine Freundin habe, die den Urlaub kurzfristig abgesagt habe, und Gerri habe eine Freundin, die im Reisebüro arbeite und im Sommer keinen Urlaub bekomme. Zschäpe habe auch von Freunden mit Kindern berichtet. Sie selbst habe sich mit Zschäpe über Katzen ausgetauscht, so Mo. Auf Frage von Götzl sagt Mo., sowohl Max als auch Gerri seien Linkshänder gewesen, das sei ihr beim Badminton aufgefallen. Kontakte außerhalb des Urlaubs habe es nicht gegeben, einmal hätten sie ein Paket mit Thüringer Bratwürsten bekommen, das einen Spaßabsender gehabt habe. Sie hätten eine Handynummer von Zschäpe gehabt, einmal hätten sie angerufen, da sei Gerri dran gegangen. Das habe sie erstaunt, aber sie hätten gedacht, Gerri sei bei Lise zu Besuch. Auf vorgelegten Lichtbildern erkennt auch Mo. Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. Im Folgenden nennt Götzl aus der Vernehmung von Mo. die exakten Daten der Urlaube. Mo. sagt, eigentlich seien die drei immer schon da gewesen, wenn sie gekommen seien. Mo. sagt auf Frage, Gerri habe ihrer Erinnerung nach am Bein und Oberarm eine Tätowierung gehabt. Sie bestätigt, dass es sich um Blumenranken und einen Totenkopf gehandelt habe. Ansonsten seien ihr an Gerri die abstehenden Ohren aufgefallen. Götzl will wissen, wie häufig Mo. Bezahlvorgänge von Zschäpe beobachtet habe. Beim Essengehen oder beim Einkaufen habe Zschäpe bezahlt, so Mo., sie habe das Geld gehabt. Götzl sagt, sie habe bei ihrer Vernehmung von einer reichlich gefüllten Geldbörse bei Zschäpe mit 400 bis 500 Euro gesprochen, so Mo. Das könne sein, so Mo. Die drei seien immer sportlich gekleidet gewesen, Zschäpe “sportlich elegant”. Auch Karin Mo. sagt, sie hätten irgendwann erfahren, dass Gerri eigentlich “Holger Gerlach” oder “Gerland” heiße. Am Rande habe, so Mo., Zschäpe auch einmal von einer Unterleibs-OP berichtet. Götzl hält vor, sie habe angegeben, dass Zschäpe gesagt habe, sie arbeite in Vollzeit. Das bestätigt Mo., wegen Zschäpes schicker Kleidung habe sie gedacht, Zschäpe arbeite im Textilhandel. Das Ferienhaus in Pelzerhaken, von dem berichtet worden sei, hätten sich ihr Mann und sie auch einmal angeschaut, es sei ihnen aber zu groß gewesen. Auf Lichtbildern von einer Überwachungskamera, die ihr vorgelegt worden seien, habe sie nur gesehen, dass einer ein Linkshänder war, aber ansonsten habe man nichts sehen können. Ein Nachtsichtgerät habe Gerri gehabt, bestätigt Mo. Befragt zum Zeitpunkt, als sie die drei als Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe erkannt hätten, sagt Mo., im November 2011 sei ihr Sohn nach Hause gekommen und habe ihr auf dem Handy Bilder aus dem Internet gezeigt, auf denen Lise zu sehen gewesen sei. Sie seien dann, so Mo. auf Frage von RA Stahl, am gleichen Tag noch nach Hameln zur Polizei gefahren, die hätten gar nichts mit ihnen anzufangen gewusst. Später seien sie dann von Thüringer Beamten vernommen worden. Stahl will wissen, ob sie von den Vernehmungsbeamten etwas zu den Hintergründen der Vernehmung berichtet bekommen hätten. Das verneint Mo., sie hätten sich ja selber bei der Polizei gemeldet. Sie habe sich mit ihrem Mann und den Sch.s über ihre Eindrücke über die drei unterhalten, so Mo.

Was die Häufigkeit von Bezahlvorgängen angeht, seien sie einmal im “Seeblick” am Wulfener Hals Essen gegangen, ansonsten sei es um das Mitbringen von Einkäufen gegangen. Die drei seien nicht gerne Essen gegangen, meistens hätten sie gegrillt. Stahl will wissen, ob Mo. die Verwaltung des Geldes durch Zschäpe an dem einem Mal Essengehen festmache. Mo. sagt, die drei hätten mal erzählt, dass die Männer in die Kasse einzahlen und Zschäpe das verwalte. Über die Einzahlungen sei nicht konkret gesprochen worden. Sie habe Gerri und Max nie zahlen sehen. Stahl fragt wieder, wie es zu der Aussage komme, dass Zschäpe das Geld verwaltet habe. Von Seiten Götzls und aus der Nebenklage wird darauf hingewiesen, dass die Frage schon beantwortet sei. RA Stahl sagt, er wisse, dass die Frage unangenehm sei, “sie passt halt nicht ins Bild”. Er stellt die Frage erneut. Götzl beanstandet wieder. Auf Frage von Stahl sagt Mo., Zschäpe habe ihr vom Einkaufen Grillfleisch oder Gemüse mit gebracht. Die drei seien meistens gemeinsam einkaufen gefahren oder Gerri und Lise seien zusammen gefahren, sagt Mo. auf Frage von RAin Sturm. Sturm hält Mo. vor, sie habe bei der Polizei angegeben, dass sie nie gesehen habe, dass eine der drei Personen Geld geholt habe, dass aber Zschäpes Geldbörse “reichlich gefüllt” gewesen sei. Mo. sagt, auf dem Campingplatz könne man kein Geld holen. Sie hätte das Geldholen, so Mo., nur mitbekommen können beim Einkaufen in der Stadt. Sie sei zwei- oder dreimal mit den dreien einkaufen gewesen. Sturm fragt, ob Mo.s Tochter mal eine DVD gegeben worden sei. Das verneint Mo. Zschäpe und ihre Verteidigerinnen beraten sich kurz, dann haben sie keine weiteren Fragen. Aus der Nebenklage wird Mo. eine Aussage ihrer Tochter vorgehalten, derzufolge Gerri mal erzählt habe, wie man eine Bombe baut; er habe das als Jugendsünde erzählt und von chemischen Stoffen berichtet, die da rein gehören; über eine Verwendung sei nichts gesagt worden, Gerri habe nur geprotzt. Davon wisse sie nichts, so Mo. Prof. Saß fragt, ob in der Dreiergruppe alle das gleiche Gewicht gehabt hätten. Sie würde sagen, dass es ausgeglichen gewesen sei, so Mo. Wenn es um den Sport gegangen sei, sei Max maßgebend gewesen, bei Reparaturen Gerri, sonst sei es ausgeglichen gewesen. Auf Frage von RA Erdal sagt Mo., sie habe keine Rangordnung festgestellt, sondern eine Gleichberechtigung. Diskussionen über dieses oder jenes habe sie nicht mitbekommen, so Mo. auf Frage von RAin Sturm. Die Vernehmung endet um 14.44 Uhr.

Nächste Zeugin ist Ursula Sch. Auch Sch. berichtet, sie hätte die drei über das Doppelkopf-Spiel auf dem Campingplatz kennengelernt. Sie nennt die Namen “Lise Eminger”, “Gerri” für “Holger Gerlach” und “Max”. Später in der Vernehmung wird sie den Decknamen die Namen Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos zuordnen. Sie hätten gesagt, dass sie aus Zwickau seien und sich seit der Schule kennen würden. Max habe gesagt, er sei Fachinformatiker, also in einer ähnlicher Branche wie sie selbst. Gerri habe erzählt, er arbeite bei seinem Onkel in einer Art Spedition oder Autovermietung als Kurierfahrer. Und von Lise erinnere sie, dass sie bei den Eltern arbeite und zwei Katzen habe. Zu der Vernehmung bei der Polizei sei es gekommen, weil ihr Mann auf Bildern im Internet “Lise” gesehen habe. Sie hätten sich mit Familie Su. getroffen, dann sei ihr Mann mit Frau Su. zur Polizei gegangen. Zuvor sei ihr Mann noch beim Anwalt vorbei. Sie hätten die drei auch außerhalb des Urlaubs gesehen, so Sch. Einige Male hätten die drei sie zu Hause besucht. Beim ersten Mal seinen nur die Kinder da gewesen. Einmal seien die drei direkt von der Ostsee gekommen, aber nicht von Fehmarn, sondern von Pelzerhaken oder so ähnlich. Das dritte Mal sei beim 17. Geburtstag der älteren der beiden Töchter 2009 gewesen. Da hätten die drei auch bei ihnen übernachtet, Lise bei der jüngeren Tochter und die Männer im Keller. Das sei so gekommen, weil ihre Tochter Ende August Geburtstag habe und die drei und Familie Mo. und Su. im Urlaub eingeladen habe. Die drei seien freundlich und sympathisch gewesen, den meisten Kontakt habe sie mit Lise gehabt. Sie habe mit Lise auch mal alleine Radtouren gemacht. Sie hätten auch Kontakt gehabt, insoweit sie beide die Rolle der Versorgung übernommen hätten. Max habe sehr viel Sport gemacht und sich mit Computerzeitschriften und dem Laptop beschäftigt. Gerri sei ruhig gewesen, eher introvertiert. Er sei handwerklich aktiv gewesen. Er sei auch viel mit seinem Paddelboot mit Motor unterwegs gewesen, er sei grundsätzlich der Autofahrer gewesen. Die jüngere, 2007 13-jährige, Tochter sei öfters mit ihm auf dem Paddelboot raus gefahren. Ihre Tochter rede nicht viel und Gerri habe das akzeptiert, weil er ähnlich gewesen sei. Die drei hätten viel mit den Kindern unternommen, auch ohne dass sie als Eltern dabei gewesen seien. Lise habe sich viel mit den Töchtern unterhalten, es sei hauptsächlich um Schule und Erwachsenwerden gegangen. Die drei hätten einen harmonischen Eindruck gemacht und eine klare Rollenverteilung gehabt. Sie habe den Eindruck, dass Lise und Gerri ein innigeres Verhältnis hatten, das mache sie am Austausch von Berührungen fest. Zu Bezahlvorgängen befragt, sagt Sch., da sie öfters mit Lise einkaufen gewesen sei, habe sie gesehen, dass diese ein großes Portemonnaie mit vielen Scheinen gehabt habe. Sie habe grundsätzlich bar bezahlt. Es sei aufgefallen, aber Bargeld sei auf dem Campingplatz auch nicht ungewöhnlich. Zu den Familienverhältnissen befragt, sagt Sch. Lise habe immer gesagt, dass sie keine Geschwister habe, aber ihr, Sch.s, Verständnis sei gewesen, dass sie bei den Eltern im Betrieb arbeitet. Bei Gerri habe es geheißen, dass der Onkel ihm für die Urlaube auf Fehmarn die Fahrzeuge zur Verfügung stellt. Es sei einmal die Rede von einem Freund in Hannover gewesen, als die drei bei Sch.s zu Hause gewesen seien, den hätten die drei dann auch besuchen wollen. Zur Kleidung der drei sagt Sch., die sei sportlich gewesen. Gerri habe zwei Tätowierungen gehabt, eine am Oberarm und eine an der Wade. Auf der Wade sei ein Totenkopf mit Stahlhelm gewesen, 2011 sei das übermalt gewesen mit Pflanzenranken. Politik sei kein Thema mit den dreien gewesen. Einmal habe Max erzählt, dass er in der DDR viel Blödsinn gemacht und deswegen nicht studiert, sondern nur eine Ausbildung gemacht habe. Nach der Grenzöffnung habe er überlegt, das Studium nachzuholen, habe es aber nicht gemacht.
Ihre jüngere Tochter wolle über das Thema gar nicht reden, so Sch. auf Frage von Götzl. Sie seien alle ziemlich geschockt gewesen, aber es habe nichts auf so etwas hingedeutet. Die jüngere Tochter habe ein wirklich gutes Verhältnis zu Lise gehabt. Die Töchter und die drei hätten sehr viele Spiele gespielt, seien ins Kino gefahren, hätten Badminton gespielt. Sie seien immer in den ersten Wochen der Sommerferien auf dem Campingplatz gewesen, das sei immer im Sommer davor gebucht gewesen, die drei hätten daraufhin ihre Urlaube um diese Zeit herum geplant. In einem Jahr habe es geheißen, dass Max seine Freundin mitbringen wolle, die sei dann aber doch nicht dabei gewesen. Sie hätten von den dreien keine Adresse gehabt, so Sch., aber die Handynummer von Lise. Ihr Mann habe außerdem die E-Mail-Adresse von Max gehabt und mit ihm kommuniziert. Es habe einige Anrufe gegeben, da sei es darum gegangen, die Termine der Urlaube zu bestätigen. Sie hätten die drei nie, so Sch., nach Adressen gefragt, weil sie den Eindruck gehabt hätten, dass das nicht gewollt sei. Ein Paket mit Produkten aus der DDR, das sie bekommen hätten, habe eine Spaßadresse gehabt, etwas mit “Fehmarn, auf dem Deich”. In einem Jahr, so Sch., hätten die drei gesagt, sie wollten Bekannte treffen, die mit der Fähre aus Dänemark in Puttgarden ankommen würden. Dann hätte sie aber erzählt, sie seien in Kiel gewesen.
Die Familie Su. seien ihre, Sch.s, beste Freunde, die seien ebenfalls ein Jahr mit auf Fehmarn gewesen und hätten die drei kennengelernt. Auf Vorhalt Götzls berichtet Sch. von einem Telefonat vom Februar 2011, bei dem Lise berichtet habe von einem Fahrradunfall, bei dem sie sich verletzt habe, aber nicht beim Arzt gewesen sei. Dann hält Götzl vor, Sch. habe Zschäpe als hilfsbereit, eher fürsorglich und “Managerin des Geldes” beschrieben. Sch. sagt, Zschäpe habe teilweise Sch.s Wäsche mit gewaschen, sie habe die Kinder mit ins Kino genommen und sich Gedanken über das Essen für die ganze Gruppe gemacht. Zschäpe habe ihrer Meinung nach immer bezahlt, so Sch. Sie seien z. B. im “Hansa-Park” gewesen, da habe Zschäpe bezahlt, auch beim Einkaufen habe sie bezahlt. Es sei klar gewesen, “dass sie die Gruppenkasse hat”. Sch. bestätigt den Vorhalt, dass Max Wissen aufgebaut habe und es habe teilen müssen. Gerri habe jedes Werkzeug dabei gehabt und habe sogar eigene Regale im Wohnwagen gebaut. Er habe aber eher zugehört, man sei nicht so richtig an ihn heran gekommen. Auf dem Weg zum “Hansa-Park” sei sie hinter Gerri her gefahren, da habe sie gemerkt, dass er sehr auf die Verkehrsregeln geachtet habe. Götzl hält vor, sie habe bei der Polizei angegeben, dass Gerri immer genau gefragt habe, wo etwas ist, das “abgecheckt” habe. Das wisse sie jetzt nicht mehr so genau, sagt Sch. Dann berichtet sie zu dem Tauchunfall. Das sei 2009, 2010 gewesen. Zwei Kinder seien unter Wasser geraten und nicht wieder hochgekommen. Sie habe zusammen mit Zschäpe die Mutter des einen Kindes zu deren Wohnwagen gebracht. Zuvor hätten sie der Polizei Bescheid gesagt, da sei Lise dabei gewesen. Die Presse habe dann jemanden gesucht, der Auskunft gibt. Da seien die drei in ihren Wohnwagen gegangen, die Familie Mo. aber auch.
Nebenklagevertreter Bliwier fragt, ob “Bombenbastelei” mal ein Thema gewesen sei. Ihre Tochter habe eine solche Aussage gemacht, antwortet Sch. Aus ihrer Erinnerung heraus, so Sch., habe ihre Tochter mindestens mit Gerri gesprochen und der habe wohl erklärt, dass es ganz einfach sei, wie man mit Sprengstoff eine Bombe herstelle. Im Nachhinein habe die Tochter gesagt, das sei bloß Chemie und man finde das im Internet. Bliwier hält vor, Sch.s Tochter hab gesagt, Max habe ihr erzählt, wie man mit Schwarzpulver eine Bombe herstellt, in welchem Zusammenhang wisse sie nicht mehr. Das passe jetzt nicht mehr mit dem Namen, sagt Sch. Auf Frage von Prof. Saß sagt Sch. mit ihnen habe es keine Spannungen gegeben, unter den drei habe es vielleicht mal Diskussionen über die Kosten von Surfmaterial gegeben. Das Gewicht in der Gruppe sei sehr ausgewogen gewesen, so Sch. auf Frage von Saß. Verteidigerin RAin Sturm fragt, ob die Tochter mal eine DVD geschenkt bekommen habe. Sch. sagt, in dem Paket sei eine DVD mit Sequenzen aus dem Urlaub gewesen. Auf Frage von Sturm sagt Sch., sie wisse nichts von einer DVD mit Sequenzen aus der Serie “Grey’s Anatomy”, aber ihre Töchter und Lise hätten über diese Serie geredet. Nebenklagevertreterin RAin Dierbach bittet Sch., die Diskussion um das Surfmaterial zu präzisieren. Nach einer Pause sagt Sch., es sei eine Diskussion zwischen Max und Lise gewesen, ob die Anschaffung notwendig sei; Max habe es notwendig gefunden, es sei eine normale Diskussion gewesen. RA Stahl fragt, ob es auch darum gegangen sei, wer das bezahlt. Darum sei es nicht gegangen, sondern nur um die Notwendigkeit, sie selbst finde es normal, wenn man mit Freunden oder Partnern darüber diskutiert, ob etwas notwendig ist oder nicht.

Nach einer Pause geht es um 16.34 Uhr weiter mit dem letzten Zeugen für heute: Wolfgang Sch., Ehemann von Ursula Sch. Auch er berichtet vom Kennenlernen der Wohnwagen-Nachbar_innen 2007 beim Doppelkopf-Spiel. Er berichtet, er sei mit Max segeln gegangen, Max habe das Surfen angefangen und man habe gemeinsam gegrillt. Die gemeinsamen Urlaube hätten sich maximal drei, manchmal auch nur eine Woche überschnitten. Im Jahr 2008 seien die drei wieder da gewesen und in den Folgejahren habe man sich dann auch in Anrufen über die Termine abgesprochen. Angerufen habe meist Gerri. Zu Max habe er, Wolfgang Sch., zwischen den Urlauben über E-Mail Kontakt gehabt, weil Max fachkundig im “Hardware-Basteln” gewesen sei. Dann berichtet Sch. von den Besuchen der drei. Er nennt den Geburtstag der Tochter, wo die drei übers Wochenende geblieben seien, dann sagt er, die drei seien spontan ohne Anmeldung gekommen, mindestens zweimal seien sie selbst gar nicht zu Hause gewesen. Einmal hätten die drei eine Liege abgeholt, die sie im Urlaub gekauft hätten und die nicht mehr bei den drei ins Auto gepasst habe. 2011 seien sie völlig überraschend gekommen. Sie hätten gesagt, sie führen eher an die Ostsee und würden einen Freund in Hannover abholen. Der Umgang mit den dreien sei schon “ein bisschen auch von Vertrauen geprägt” gewesen, so Sch. Mit Max habe er, Sch., sich etwas mehr unterhalten, aber eher oberflächlich. Sie hätten aber, so Sch. auf Frage Götzls, so viel Vertrauen zu den drei gehabt, dass sie die Kinder mit Gerri im Motorboot fahren ließen. Mit den Kindern hätten die drei einen sehr persönlichen und engen Kontakt gehabt, sie hätten immer das Spiel “Siedler von Catan” gespielt. Er könne nicht sagen, dass die drei sich gestritten hätten: “Die haben das Bild, was sie vorgegeben haben, auch gelebt. Drei Freunde, die den Urlaub zusammen verbringen.” Götzl fragt, ob es zwischen Einzelnen der drei eine engere Verbindung gegeben habe. Sch. sagt, das habe ihn nicht so interessiert und er könne es nicht sagen. Sie hätten gesagt, sie würden sich von der Schulzeit her kennen, das nehme man hin. Es sei bei Lise die Rede davon gewesen, dass sie bei ihren Eltern in der Gärtnerei arbeite, so Sch. Lise habe den Nachnamen “Eminger” genannt, Gerri habe von “Holger Gerlach” genannt, Max kenne er nur als “Max”. Ende 2011 habe die Familie Mo. angerufen, und habe gesagt, sie sollten mal ins Internet schauen. Da seien dann die drei abgebildet gewesen: “Ich konnte es gar nicht fassen.” Er sei dann zur Polizei nach Peine gefahren und habe das gemeldet. Auf Frage von Götzl sagt Sch. “Lise” sei Frau Zschäpe, Max wisse er nicht, da müsse er Bilder sehen. Dann berichtet Sch. von einem Paket, das sie bekommen hätten, das sei ein “kleiner Scherz” gewesen. Sie hätten in den Gesprächen mit den drei erzählt, dass sie, da zeige sich der Unterschied im Alter, früher immer Westpakete in den Osten geschickt hätten. Da hätten die drei gesagt, sie, Sch.s, würden dann ein “Ostpaket” kriegen, das dann, er denke 2008, auch gekommen sei. Darin seien Dinge gewesen, “die wir im Westen nicht bekommen”. Das Paket habe einen Fantasie-Absender gehabt, “irgendein Unsinn”, aber es sei klar gewesen, von wem es kommt. Seine ältere Tochter sei, berichtet Sch., wegen der Sache nach dem November 2011 einige Male bei einer psychologischen Beratung gewesen. Sie hätten natürlich auch mit den Kindern gesprochen: “Wir wurden da schwer enttäuscht. Und getäuscht auch.” Auch die Presse habe sie schon belagert.

Dann geht es um die Bezahlvorgänge der drei. Sch. sagt, aus seiner Sicht sei es so gewesen, dass Lise die Kasse verwaltet habe; es sei bar gezahlt worden. Er könne sich nur an einmal erinnern, dass einer der Männer bezahlt habe. Da sei er mit Max in der Stadt gewesen und sie beide hätten sich an der Bude einen Döner geholt. Die Spielkarten, die sie anschließend besorgt hätten, habe dann wieder er, Sch., bezahlt. Sie seien gemeinsam mal Schnitzel essen gewesen, er meine, da habe auch Lise bezahlt, außerdem erinnere er sich, dass sie im “Seeblick” gewesen seien. Wie ihre, Sch.s., Adresse an die drei gekommen sei, wisse er nicht. Von dem letzten Mailkontakt mit Max habe er eine Kopie an die Polizei gegeben. Götzl hält vor, das sei am 13. Oktober gewesen. Zur Freundin von Max befragt sagt Sch.: “Rückblickend muss man sagen, die haben das gut inszeniert.” In einem Jahr habe es geheißen, dass Max seine Freundin mitbringen wolle, die sei aber nicht mitgekommen, weil sich die beiden dann getrennt hätten. Das habe wohl nur dazu gedient, die Geschichte realistischer wirken zu lassen. Sie seien davon ausgegangen, dass die drei getrennt wohnen. Es habe geheißen, dass die beiden Männer Lise bei der Urlaubsfahrt abholen, dass das Auto dann aber zu voll für Lises Schuhe sei. Er wisse nicht, ob es direkten Kontakt zwischen den Kindern und Zschäpe gegeben hat, er denke aber, dass die Kinder ihnen das gesagt hätten. Auf Frage von Götzl berichtet Sch., die drei hätten mal eine Kamera verloren. Da seien die drei etwas unruhig geworden. Er wisse nicht, wer die “verdusselt” habe, denke aber, dass Lise beschuldigt worden sei. Über Politik hätten sie nie geredet. Auf vorgelegten Lichtbildern erkennt Sch. Mundlos als “Max”, Zschäpe als “Lise” und Böhnhardt als “Gerri”. RA Stahl sagt, Sch. habe in seiner Vernehmung davon gesprochen, dass Gerri sich im ersten Jahr ein Schlauchboot gekauft habe, dessen Preis er, Sch., auf 2000 [?] Euro schätze. Das sei geschätzt, so Sch., das Boot hätten die drei schon im ersten Jahr gehabt; er wisse nicht, wer das gekauft hat: “Wenn Sie etwas haben, dann denke ich, dass Sie das gekauft haben. Das ist eine Formulierung die im täglichen Leben verwendet wird.”
Die Vernehmung endet um 17.17 Uhr.

Danach verliest RA Stahl eine Erklärung zu den Aussagen der Urlaubsbekanntschaften. Der Generalbundesanwalt, so Stahl, gründe die These, dass Zschäpe die Aufgabe zugekommen sei, die Tatbeute zu verwalten und das Finanzielle nach außen zu regeln, zu nicht unerheblichem Maße auf die Angaben der Urlaubsbekanntschaften. Die heutige Befragung habe gezeigt, dass es um den Einkauf von Lebensmitteln und das Bezahlen gemeinsamer Essen aus einer Urlaubskasse, in die “die Jungs” eingezahlt hätten, gegangen sei. Die Männer hätten Barmittel zur Verfügung gehabt, das zeige das Einzahlen in die gemeinsame Kasse und der Kauf von Surfmaterialien und eines Schlauchboots. RA Bliwier erwidert, er nehme aus den Aussagen mit, dass die Terroristen des NSU mit falschen Namen eine “schöne, heile Welt” am Ostseestrand gespielt hätten, und dass alle drei absolut gleichberechtigt aufgetreten seien. Bliwier fragt dann den Senat, ob der plane, wegen der Aussagen zum Bombenbasteln die Zeuginnen Mo. und Sch. (Töchter) zu laden. RA Reinecke sagt, die Erklärung von RA Stahl tue so, als hätten Böhnhardt und Mundlos legale Mittel gehabt, um sie in eine Urlaubskasse einzahlen zu können. Außerdem gebe es Belege vom Campingplatz, deren Unterschrift von Zschäpe stamme. RAin Pinar ergänzt, die Zeugin Juliane Sch. habe in der Vernehmung angegeben, dass sie 500-Euro-Scheine im Portemonnaie gesehen habe.

Es folgt eine Erklärung mehrerer Nebenklagevertreter_innen zur Aussage von Brigitte Böhnhardt (57. und 58. Verhandlungstag), die RA Daimagüler verliest (Wortlaut hier): Die Angaben der Zeugin zu ihrem Sohn seien davon geprägt gewesen, dass sie sämtliche Verantwortung für die Entwicklung ihres Sohnes externalisiert und nicht bei ihrem Sohn gesucht habe. Ebenso habe sie die Gründe, warum sich ihr Sohn der Neonaziszene angeschlossen hat, externalisiert. Aus der Aussage gehe offensichtlich hervor, dass es sich bei den erwähnten “Rattenfängern” um das unmittelbare Umfeld ihres Sohnes in Jena gehandelt habe, insbesondere um Ralf Wohlleben, André K. und Mundlos. Die Zeugin habe eine selbstbestimmte Entscheidung ihres Sohnes, sich der rechten Szene anzuschließen, ausgeschlossen und auch ausgeschlossen, dass dies auch seinem gefestigten politischen Weltbild entspreche. Für diesen Umstand spreche aber, dass Uwe Böhnhardt trotz aller Unterstützung durch das Elternhaus nicht von seiner Ideologie abgerückt sei. Uwe Böhnhardt sei Zeit seines Erwachsenenlebens ein Neo-Nazi gewesen und habe nichts anderes sein wollen. Zu Zschäpe habe die Zeugin berichtet, dass sie ein „gesundes, normales Selbstbewusstsein” gehabt habe und die Beziehung zwischen den drei “gleichberechtigt” gewesen sei. Der Anruf am 5. November 2011 lasse Absprachen der drei für ein Worst-case-Szenario erkennen, die man nur mit Personen treffe, denen man uneingeschränkt vertraue und die gleichberechtigt seien. Die Zeugin habe zudem von mehreren Personen berichtet, die den Kontakt zu den Untergetauchten hielten. Es sei nicht auszuschließen, dass die Zeugin den “jungen, hübschen Mann”, der zweimal Geld abgeholt habe, nicht wiedererkennen wolle. Das Schutzverhalten der Zeugin führe dazu, dass sie - bewusst oder unbewusst - objektiv unrichtig und unvollständig ausgesagt habe. Die Aussage mache einmal mehr deutlich, dass die Gruppe der Helfer und Helfershelfer des NSU wesentlich größer sei, als der Kreis auf der Anklagebank vermuten lasse. Deutlich sei auch geworden, dass die Bewaffnung des Trios allen Beteiligten früh bekannt gewesen sei. Uwe Böhnhardt habe sich laut Zeugin Ende 1997 bereits darauf eingestellt, die Haft anzutreten, von einer besonderen Anspannung deswegen habe die Zeugin nicht berichtet. Wenn ihr Sohn wirklich panische Angst vor dem Gefängnis gehabt habe, sei nicht erklärlich, dass die drei in dem Wissen, dass Böhnhardt eine lange Gefängnisstrafe verbüßen muss, in der Garage zündfertige Rohrbomben produzierte. Dies lasse auch den Schluss zu, dass das Trio das Untertauchen länger geplant habe und die Rohrbombe habe mitgenommen werden sollen. Die Zeugin habe behauptet, die drei hätten sich stellen wollen und die Behörden hätten dies durch den „Rückzug des Angebotes“ verhindert. Allerdings sei die Schilderung darauf hinaus gelaufen, dass es außer ganz allgemeinen Bekundungen keine konkreten Hinweise dafür gegeben habe, dass die drei sich ernsthaft hätten stellen wollen.

Dann verliest OStA Weingarten eine Stellungnahme zum Antrag der Verteidigung von Carsten S., den Verfassungsschützer “Sebastian Egerton” zu laden (Protokoll zum 57. Verhandlungstag). Es handle sich, so Weingarten, bei dem Antrag nicht um einen Beweisantrag, sondern um die Mitteilung eines Beweisziels. Es gehe um Bewertungen über zum Teil fremdpsychische Zustände.
Offen bleibe, welche äußere Tatsachen sich eigentlich ergeben sollten. Besonders geeignete Erkenntnisquellen seien in der Anklage benannt. Anhaltspunkte, dass der Zeuge über bessere Erkenntnisquellen verfüge, seien nicht ersichtlich. Wohllebens Verteidiger RA Klemke verzichtet auf eine eigene Stellungnahme.

Der Verhandlungstag endet um 17.37 Uhr.

Das Blog “NSU-Nebenklage” zum 60. Verhandlungstag:

“Die Vernehmung der Urlaubsfreunde machte nicht nur deutlich, dass Beate Zschäpe in einem völlig gleichberechtigten Verhältnis zu Böhnhardt und Mundlos stand, dass sie im Rahmen der Arbeitsteilung der Gruppe für die Verwaltung des Geldes zuständig war. Darüber hinaus ist deutlich geworden, dass alle drei ihre Tarnung sehr professionell und klar kalkuliert betrieben. (…) Die Zeugenvernehmungen haben erneut erhebliche Indizien dafür erbracht, dass Beate Zschäpe als vollwertiges Mitglied des NSU in voller Kenntnis aller Taten eine tragende Rolle eingenommen hat.”


Protokoll 61. Verhandlungstag - 27. November 2013

Zeug_innen:

	Stefan A. (Cousin von Beate Zschäpe, damals selbst in der rechten Szene aktiv)
	Annerose Zschäpe (Mutter von Beate Zschäpe, verweigerte die Aussage)




Am 61. Verhandlungstag sagte der Cousin von Beate Zschäpe, Stefan A., aus. Stefan A., der heute in Spanien lebt, war in den neunziger Jahren Teil der rechten Szene Jenas und auch mit Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt bekannt. Bei seiner Aussage verwies der Zeuge auffallend häufig auf Erinnerungslücken, selbst wenn es um Fragen des familiären Hintergrunds von Zschäpe ging. Die ebenfalls als Zeugin geladene Mutter Zschäpes, Annerose Zschäpe, verweigerte mit Verweis auf ihr Zeugnisverweigerungsrecht die Aussage.

Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. Als Zeuge gehört wird heute Stefan A., 39, der Cousin von Beate Zschäpe. Auf Fragen verweist A. immer wieder darauf, dass er sich nicht erinnern könne oder Dinge nicht mehr wisse. Vorsitzender Richter Götzl beginnt mit Fragen zum familiären Hintergrund von Zschäpe. A. sagt, Zschäpe und er seien zusammen aufgewachsen, “für mich normal”. Er wisse nicht, was er dazu sagen solle. Auf Nachfrage von Götzl sagt A., Beate sei halt mehr bei den gemeinsamen Großeltern gewesen. Als sie mit Uwe Mundlos zusammen gewesen sei, habe sie sich mit ihrer Mutter, der Schwester seines Vaters, zerstritten. Beate habe ihr Zimmer auf der einen Seite der Wohnung gehabt und die Mutter ihres auf der anderen, da seien sie sich “mehr oder weniger aus dem Weg gegangen”. Er selbst sei bei seinen Eltern aufgewachsen, Beate bei ihrer Mutter - er in Jena-Nord, sie in Jena-Winzerla. Den Vater von Zschäpe habe er nie kennengelernt, so A. Zschäpe sei bei ihrer Mutter aufgewachsen. Am Wochenende seien sie mit den Großeltern und seinen Eltern im Garten gewesen, da hätten sie auch übernachtet. Die Woche über sei dann jeder seiner Wege gegangen. Götzl fragt, wie in der Kindheit das Verhältnis Zschäpes zu ihrer Mutter war. Das wisse er nicht, antwortet A. Vom Kindergarten habe Zschäpe immer die Großmutter abgeholt. Die Großeltern hätten sich “natürlich gut” um Zschäpe gekümmert, zumindest als sie jung war, als sie älter geworden sei, 13 oder 14 vielleicht, sei sie nicht mehr so viel bei den Großeltern gewesen. Auf die Frage, auf welche Art Schule Zschäpe gegangen sei, sagt A.: “Eine normale Schule.” Nebenklagevertreter RA Daimagüler interveniert, er habe Probleme mit dem Begriff ‘normal’, den A. häufig verwende. A. sagt, es sei eine Hauptschule gewesen. Welchen Abschluss Zschäpe habe, wisse er nicht, jedenfalls habe sie irgendwann eine “Gartenlehre” gemacht. In der Kindheit habe, so A. auf Frage Götzls, viel Kontakt zwischen ihm und Zschäpe bestanden, später habe man “sich eben mal getroffen” bei Feiern, bei der Verwandtschaft oder im Jugendclub. Wie lang das Leben Zschäpes bei den Großeltern gedauert hat, wisse er nicht mehr genau, Zschäpe habe aber auch bei ihrer Mutter gelebt. Von den Lebensgefährten bzw. Ehemännern der Mutter von Zschäpe kenne er keinen, so A. Zu Wohnungen befragt, spricht er von zwei von Zschäpe und ihrer Mutter bewohnten Wohnungen, eine sei in Lobeda-Ost gewesen. Dann erinnere er sich noch an die Wohnung in Winzerla, in der Zschäpe später alleine gelebt habe. Die Großmutter habe sich viel gekümmert, sie sei eine “liebe, gute Frau”, die herzlich und ehrlich sei. Auch der Großvater sei ein “korrekter Mensch” gewesen. Die Großeltern seien zu den Enkelkindern gut gewesen, hätten sich mehr um Beate gekümmert, weil deren Mutter wohl keine Zeit gehabt habe. Warum Beate zeitweise bei den Großeltern aufgewachsen sei, wisse er nicht. Auf die Frage, wie es in den Achtzigern gewesen sei, sagt A., das wisse er nicht mehr, er sei selber von 1987 bis 1989 im Kinderheim gewesen. Er glaube nicht, dass Beate mal bei Familie Böhnhardt gewohnt hat. Zschäpe sei, sagt A. eigentlich immer ein lustiger Mensch gewesen, zur Familie immer lieb, nett, sympathisch. Den Hintergrund des Konfliktes mit ihrer Mutter kenne er nicht, es habe ihn auch nicht interessiert.
Dann geht es um Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt. Mundlos habe er in der Wendezeit kennengelernt und Böhnhardt im Berufsvorbereitungsjahr, da sei er selbst 22 oder 23 Jahre alt und Böhnhardt noch relativ jung gewesen. Er, A., habe eine “Lotterleben” geführt und viel gesoffen. In den Pausen seien sie zur Kaufhalle gegangen. Dort hätten sie auch Mundlos getroffen, der, wenn er das richtig erinnere, in die Berufsschule gegangen sei. A. bestätigt, dass sich Mundlos und Böhnhardt über ihn kennengelernt hätten. Man sei dann gemeinsam in den Jugendclub gegangen oder habe Partys im Wald gefeiert. Sie seien eine große Gruppe gewesen. Zschäpe sei mit Böhnhardt und Mundlos jeweils irgendwann mal liiert gewesen. Später habe er keinen Kontakt mehr gehabt, weil Mundlos mit seiner Lebenseinstellung nicht zufrieden gewesen sei und ihn als “Assi” betitelt habe. A. sagt, sein Leben sei damals “unkontrolliert” gewesen, er habe gesoffen, Party gemacht und kaum gearbeitet. Nach der Wende habe er im Kinderheim die Sachen gepackt und habe noch ein halbes Jahr die Schule fertig gemacht. Dann habe er erstmal nichts gemacht. Dann seien Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gekommen. Er habe eine überbetriebliche Ausbildung zum Maler und Lackierer gemacht und sei immer wieder arbeitslos gewesen. Kontakt habe er zu vielen Leuten, vor allem in Winzerla, gehabt. Götzl fragt, ob das die rechte Szene gewesen sei. A. antwortet: “Hat sich ein bisschen so entwickelt.” Sie seien auf jeden Fall rechtsgerichtet gewesen. Später sei man dann auch mal auf Konzerte gefahren. Sie hätten Bomberjacke, Stiefel und kurze Haare getragen. Götzl fragt zu den politischen Vorstellungen. A.: “Gegen Staat, gegen Ausländer, gegen Linke, gegen alles.” Böhnhardt sei erst später dazu gekommen, mit Mundlos sei er auf Konzerten gewesen, viel in Chemnitz bei Freunden. Die Äußerung, dass A. ein “Assi” sei, sei wohl ein oder zwei Jahre, bevor “die” untergetaucht seien, gefallen. Am Anfang sei es Mundlos auch um Spaß und Party gegangen, dann habe er sich “ein bisschen nach oben gesteigert”. Mundlos sei auf Demonstrationen gefahren, zu Treffen und Parteiveranstaltungen. Darauf habe er, A., keine Lust gehabt. Auf Frage von Götzl sagt A., es seien nicht direkt “Parteisachen” gewesen, sondern Kameradschaftstreffen. Um welche Kameradschaft es sich gehandelt habe, wisse er nicht, er habe damit nichts zu tun gehabt. Mit Zschäpe habe er nie über Politik gesprochen, bei den anderen beiden sei klar gewesen, dass die “sich ein bisschen rein steigern in so Sachen”. Die beiden hätten keinen Alkohol mehr getrunken und seien halt rechts gewesen. Einmal sei er mit Böhnhardt in der Stadt unterwegs gewesen, da habe Böhnhardt einer “Zigeunerin” ein Stück Kuchen an den Kopf geschmissen. Böhnhardt sei ein “Waffennarr” gewesen und habe immer Schreckschusspistolen getragen. Götzl fragt nach weiteren Waffen. A. sagt, er wisse von keinen weiteren Waffen, keinen scharfen Waffen. Dann sagt A.: “Was bei ihr gefunden wurde, diese Armbrust, das war seins. Das hat sie mir gesagt, dass es von ihm ist, was bei ihr zu Hause war. Oder er hat es mir gesagt? Kann auch sein.”

Nach einer Pause bis 11.05 Uhr berichtet A., Mundlos habe Flugblätter geschrieben und “Hetzgedichte” gegen Ausländer. Erinnern könne er sich an einen großen Stapel von Plakaten zur Erinnerung an Rudolf Heß, da wisse er aber nicht mehr, ob Mundlos die selbst verfasst hat. Außerdem habe Mundlos im Jugendclub begonnen, die Sozialarbeiter als “Linke” und “rote Schweine” zu betiteln. Zur Reaktion der Sozialarbeiter befragt, sagt A., die seien ruhig geblieben und hätten sich wohl ihren Teil gedacht. Böhnhardt habe die Schreckschusspistole am Halfter getragen und habe, wenn sie unter sich gewesen seien, auch mal mit der Waffe herum gespielt. Zwischen den Beziehungen Zschäpes mit Mundlos und mit Böhnhardt sei nur relativ wenig Zeit gewesen, so A. auf Frage von Götzl, von diesbezüglichen Problemen zwischen den Uwes habe er nichts mitgekriegt. Anfangs seien Mundlos und Böhnhardt auch öfters im Jugendclub gewesen, dann hätten sie sich abgekapselt. Mundlos habe mit ihm nicht mehr gesprochen, Böhnhardt und Zschäpe hätten ihn noch gegrüßt, seien aber immer schnell wieder weg gewesen. Das sei ein oder zwei Jahre gewesen, nachdem sie sich kennengelernt hätten. Götzl fragt nach anderen Personen im Bekanntenkreis, die mit den Uwes oder Zschäpe befreundet waren. A. nennt Wohlleben, André K., Kai St. und “alles was so in Jena rum gerannt ist an Szene”. Wohlleben und K. seien sowieso nicht so oft dabei gewesen, die seien ja aus einem anderen Stadtteil gekommen.
Dann bittet Götzl A., seine Cousine zu beschreiben. A. sagt, sie sei immer nett gewesen und habe immer ein bisschen einen großen Mund gehabt: “Sie hat sich auch nicht übern Mund fahren lassen.” Sie habe sich von niemanden etwas aufzwingen lassen. Götzl möchte, dass A. das konkretisiert. A. sagt: “Wenn jemand zu ihr frech geworden ist, hat sie gesagt, sei mal ruhig, nicht dass sie, weil sie ein Mädchen ist, sich das hat gefallen lassen oder so.” In der Familie sei Zschäpe lieb und nett gewesen, aber auch zu anderen Leuten. Er selbst sei auch ein netter Mensch. Früher habe er sich öfters mal geprügelt, aber mit jedem, auch untereinander. Richter Götzl hält vor, A. habe in einer Aussage bei der Polizei gesagt, er und Zschäpe seien wie Geschwister gewesen. A. sagt, da habe er sich vielleicht falsch ausgedrückt, sie hätten jedenfalls als Kinder viel Kontakt gehabt. Auf Vorhalt, dass er angegeben habe, Zschäpe sei die einzige Frau in der Szene gewesen, sagt A., Zschäpe sei bestimmt nicht die einzige Frau gewesen. Dann hält Götzl eine Beschreibung Zschäpes durch A. vor, derzufolge Zschäpe offen, selbstbewusst, “robuster im Umgang als andere Frauen” sei und kein Blatt vor den Mund genommen habe. Das bestätigt A. Götzl hält weiter vor, A. habe angegeben, dass Zschäpe viele Männer als Freund gehabt habe. Weiter habe A. gesagt, so Götzl, Matthias Ri. [phonetisch] sei der erste Freund von Zschäpe gewesen, Jahre später sei Mundlos gekommen und dann irgendwann Böhnhardt. Zschäpes Art, so der Vorhalt weiter, habe wohl die beiden Männer zusammen gehalten, sie habe die Jungs im Griff gehabt. A. sagt, wenn Zschäpe mit jemandem zusammen gewesen sei, dann habe sie demjenigen auch mal was gesagt. Sie sei kein “Mauerblümchen” gewesen und habe gesagt: “So geht’s lang, nicht was du willst.” Zschäpe sei auf die Leute zugegangen, habe ein klares Wort geredet und nicht “rumgeschleimt”, so A. weiter. Götzl hält vor, A. habe davon gesprochen, dass Zschäpe gesellig und lustig gewesen sei und viel gelacht habe. A. bestätigt den Vorhalt, Zschäpe habe gerne “Frauengetränke” getrunken. Er sagt, sie habe gerne Wein, Sekt und Schaumwein getrunken. Götzl hält die Aussage A.s vor, derzufolge A. und Böhnhardt gemeinsam auf die Berufsschule gegangen seien, sich wegen ihrer Bekleidung gefunden, keine gemeinsamen politischen Aktionen gemacht, aber zur Skinhead-Szene gehört hätten. Das Hauptanliegen in der Skinhead-Szene sei der Spaß gewesen, so A., das sei auch der Grund gewesen, warum Mundlos ihn nicht mehr habe leiden können. Die Begriffe “Kameradschaft Jena” und “Thüringer Heimatschutz” kenne er, so A., das sei so eine Gruppe, die “die aus Lobeda” gegründet hätten, er wisse nicht, wer dabei gewesen sei, er glaube aber Wohlleben und André K. Er selbst sei nicht dabei gewesen. Er wisse nicht, ob seine Cousine dabei war, sagt A. auf Frage von Götzl. Holger G. kenne er, der sei irgendwann aus Jena weg gezogen. G. sei mit Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe, Wohlleben und K. befreundet gewesen, bestätigt A. Dass es den THS gebe, habe sich herum gesprochen, da sei auch irgendwann etwas mit einem Kontakt nach Rudolstadt gewesen. Ob G. dabei war, könne er nicht sagen: “Hat ja keiner eine Nummer gehabt, ich gehöre zum THS, oder was.” Die Aktivitäten des THS seien für ihn, A., uninteressant gewesen, er habe sich nicht in eine Gruppierung drängen lassen. Skinhead heiße für ihn Party, Spaß und ab und zu eine Prügelei: “Das war unsere ganze Lebensweisheit.” Die anderen hätten sich anders verhalten, nicht soviel getrunken und seien zu Demos gefahren. Holger G. habe nicht zur Skinhead-Szene gehört. Im Laden “Madley” hätten sie früher alle eingekauft - CDs mit rechtem Inhalt, Stiefel, Turnschuhe, Shirts. A. sagt, seines Wissens nach seien dort keine Waffen verkauft worden. Mit dem Inhaber Frank Li. habe er nur im Laden zu tun gehabt, mit Andreas Sch. sei er ein- oder zweimal in Kahla in einer Gaststätte gewesen. Götzl hält vor, A. habe auf Frage bei der Polizei bestätigt, dass er mal mit Li. in Naumburg auf einem Konzert gewesen sei. Das könne sein, so A., aber normal sei er nicht mit denen unterwegs gewesen.

Es folgt die Mittagspause bis 13.08 Uhr. Dann wird die Mutter von Beate Zschäpe, Annerose Zschäpe, aufgerufen. Sei erscheint mit einem Anwalt als Beistand. Götzl belehrt die Zeugin, dass sie als Mutter einer Angeklagten ein Zeugnisverweigerungsrecht habe. Auf Frage von Götzl sagt Annerose Zschäpe, sie wolle keine Angaben machen. Götzl fragt, ob die Zeugin damit einverstanden ist, dass die polizeiliche Vernehmung hier eingeführt wird, was sie ebenfalls verneint.

Es folgt eine fünfminütige Pause, nach der es mit Stefan A. weiter geht. Götzl fragt A. zur damaligen politischen Einstellung Beate Zschäpes. Die sei auch rechts gewesen, sagt A., er würde aber behaupten, nicht “so extrem rechts” wie die von Mundlos und Böhnhardt. Ab wann Zschäpe rechts gewesen sei, könne er nicht sagen. Sie seien eine große Gruppe gewesen und hätten alle “mehr oder weniger den rechten Gedanken” gehabt, es sei das “allgemeine Palaver” gewesen. Bei ihm selbst habe das zur Wendezeit begonnen, bei Zschäpe vielleicht 1992/ 93. Götzl hält vor, er habe ausgesagt, das habe sich ergeben, als Zschäpe viel mit Wohlleben und K. gemacht habe. Sie sei viel mit denen unterwegs gewesen, sagt A., er selbst sei da nicht dabei gewesen. Das sei später und die Zeit gewesen, wo sie sich mit Mundlos und Böhnhardt getroffen habe. Götzl sagt, A. habe in seiner Vernehmung folgendes gesagt: “Ich glaube nicht, dass es mal ein Schlüsselerlebnis in Beates Leben gegeben hätte weswegen sie ihr Leben verändert hätte.” Auf Frage Götzls sagt A., er wisse nicht, worauf sich das beziehe, er sei zehn Stunden lang vernommen worden. Dann sagt Götzl, im Vernehmungsprotokoll stehe, A. habe gesagt, Zschäpe sei flexibel gewesen, aber - vielleicht wegen der Uwes - sei sie später “nur noch in der Partei” gewesen. Der Satzteil, dass sie nur noch in der Partei gewesen sei, sei im Protokoll von A. durchgestrichen worden, so Götzl weiter. Für sie in der Gruppe der Skinheads seien die anderen “Parteispinner, Parteiheinis” gewesen, so A. Er meine damit z. B. die KS Jena. Wohlleben habe er 1991 oder 1992 mit dessen damaliger Freundin Ulrike Po. kennengelernt, sagt A. auf Frage Götzls. Er sei mit Wohlleben bekannt gewesen, aber dass sie „großartig etwas zusammen gemacht“ hätten, sei nicht der Fall gewesen. Götzl möchte wissen, wie es dazu gekommen sei, dass Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe plötzlich verschwunden waren. A. sagt, er wisse davon nichts, er habe nur aus den Medien, der Zeitung erfahren, dass “irgendwelche “Bombensachen” gefunden worden seien. Seine Tante und seine Großmutter seien “völlig von der Rolle” gewesen und hätten das gar nicht verarbeiten können. Vor dem Verschwinden habe Zschäpe keinen großartigen Kontakt zu ihrer Mutter gehabt, zur Großmutter aber schon ab und zu. Die Großmutter habe auch Mundlos und Böhnhardt gekannt, die hätten ihr auch mal geholfen, etwa beim Einkaufen. Die Großmutter habe sich nach dem Verschwinden Sorgen gemacht, von Versuchen Kontakt aufzunehmen wisse er nichts, auch er selbst habe das nie versucht. Er habe auch nie mit den Bekannten der drei darüber gesprochen. Götzl fragt, warum nicht. A. erwidert: “Weil mir das eh niemand sagen würde.” Sein letzter Kontakt zu Zschäpe sei viele Jahre her, er sei seit acht Jahren auf Mallorca und habe keine Informationen von Dritten über die Untergetauchten bekommen. Im November 2011 hätten ihn seine Eltern angerufen und gesagt, er solle den Fernseher anmachen, und das sei es gewesen.
Götzl hält vor, A. habe in der Vernehmung Mundlos und Böhnhardt der “Sektion Jena” zugeordnet und will wissen, wie das zu verstehen sei. A. sagt, er sei zehn Stunden bei der Polizei gewesen und “zugetextet” worden und wisse nicht, ob er das so gesagt hat. Götzl sagt, er habe das unterschrieben und auch gelesen, immerhin habe er ja auch einen Halbsatz weggestrichen. Dann fragt Götzl zur Bezeichnung A.s als “Assi” durch Mundlos. Das habe sich ergeben, so A., man habe sich nicht mehr gesehen und Mundlos habe irgendwann schlecht über ihn gesprochen. Ihm sei aber egal gewesen, was Mundlos denkt. Er und seine Cousine hätten sich dann schon weniger gesehen, Böhnhardt und Zschäpe hätten ihn aber schon noch gegrüßt und auch mal mit ihm über Belangloses gesprochen. Götzl fragt zum “Braunen Haus”. Wohlleben, André K. und “der Max” [gemeint ist vermutlich Maximilian Le.] hätten das Haus gemietet, dort seien auch Treffen gewesen. Er selbst sei zwei- oder dreimal da gewesen. Götzl hält vor, A. habe gesagt, er könne sich nicht erinnern, die drei dort gesehen zu haben, sonst wäre er auch nicht hingegangen, weil Mundlos ihn als “Assi” und “Säufer” bezeichnet habe. Dann fragt Götzl zu den Besuchen in Chemnitz. A. bestätigt, mehrere Male mit Mundlos über Nacht bei einem Scha. gewesen zu sein. Sie hätten dort mit den Skinhead-Freunden Party gemacht, seien an den Baggersee gefahren, hätten Lagerfeuer gemacht und seien zusammen zu Konzerten gefahren. Für Mundlos und Böhnhardt habe die Musik eine große Rolle gespielt, für Zschäpe weniger. Götzl hält vor, er habe angegeben, Mundlos habe sich eher für rechte Musik interessiert, die Rolle von Böhnhardt kenne er nicht. Auf Frage sagt A., Zschäpe habe auch diese Musik gehört, aber sie sei nicht mit in Chemnitz gewesen und habe noch andere Musik gehört, “so Pop-Rock-Zeugs”. Die Musik stachele einen auf und habe das ausgesagt, was viele gedacht hätten: “Es wird gegen den Staat gesungen, gegen Ausländer, gegen Linke, gegen Kommunismus.” A. bestätigt, einmal in Straubing gewesen mit ein paar Leuten aus Chemnitz. Da sei eine Feier gewesen, Mundlos sei wahrscheinlich dabei gewesen und Thomas Wa. Götzl hält vor, A. habe ausgesagt, sie seien mit dem Auto von Mundlos dorthin gefahren. Nach Besonderheiten befragt, sagt A., es habe dort durch die Polizei eine Personenkontrolle gegeben. Dann hält Götzl vor, A. sei bei der Polizei gefragt worden, ob ihm Personen bekannt seien, die das Trio beim Untertauchen oder danach unterstützt haben, darauf habe er geantwortet, ihm hätten weder die drei noch André K. und Wohlleben vertraut. Götzl sagt, zu seiner Cousine habe A. doch ein gutes Verhältnis gehabt. A. sagt, vielleicht habe sie ja gesagt bekommen, dass sie sich nicht melden soll oder dass sie überwacht werden. Dann will Götzl wissen, warum A. die beiden Namen K. und Wohlleben auf die Frage der Polizei genannt habe. A. sagt, nach diesen zwei Namen sei bei der Polizei immer gefragt worden.
Auf Frage von Götzl sagt A., Mundlos habe Interesse an Computern und Sport gehabt, Böhnhardt an Waffen. Teilweise habe Böhnhardt zwei Schreckschusswaffen einstecken gehabt. Götzl hält vor, A. habe Mundlos als offen und intelligent bezeichnet, und Böhnhardt als nicht so intelligent und eher abweisend. Böhnhardt sei nicht auf Leute zugegangen und habe in seiner eigenen Welt gelebt, so der Vorhalt weiter. A. bestätigt das. Götzl sagt, A. habe angegeben, dass die beiden Männer sicher Einfluss auf die Beate gehabt hätten. A. sagt, Zschäpe sei nicht mehr bei der Familie gewesen und wenn, sei sie immer kurz angebunden gewesen. Das sei Zschäpe ansonsten nicht, Familie sei ihr eigentlich über alles gegangen. Auf Vorhalt, dass er gesagt habe, Böhnhardt sei nie bei der Oma gewesen, sagt A., der sei sicher mal da gewesen, sei aber “ein anderer Schlag von Mensch” gewesen und habe sich nicht wie Mundlos hingesetzt und die Leute unterhalten. Als Mundlos bei Zschäpe und ihrer Mutter übernachtet habe, habe es große Spannungen gegeben, sagt A. auf Frage Götzls. Er habe mit der Großmutter nicht darüber gesprochen, “weil die in einer heilen Welt lebt”. Auf Frage sagt A., die Ehefrau von Wohlleben kenne er, das sei die Jacqueline Fe. An Verwandten kenne er David und Markus Fe., mit Markus sei er früher in einer Freizeit-Hobbymannschaft gewesen. David Fe. sei mal in Nürnberg LKW-Fahrer gewesen. David Fe. habe die Uwes gekannt, bei Markus wisse er es nicht. Götzl will wissen, ob die Kontakt gehabt hätten, auch in Nürnberg. Das glaube er nicht, so A. Götzl hakt nach. A. sagt, es sei “viele Jahre davor” gewesen, dass David Fe. in Nürnberg gewohnt habe. Zu Thomas St. [vgl. Aussagen Holger G.s: Protokoll 23. Verhandlungstag] befragt, sagt A., der sei aus Chemnitz und habe Mundlos auf jeden Fall gekannt. Bei der Polizei sei ihm, A., gesagt worden, dass seine Cousine und St. mal ein Paar gewesen seien, das habe er nicht gewusst. Mundlos habe St. Briefe ins Gefängnis geschrieben. Auf Vorhalt Götzls bestätigt A., dass Wohlleben eng mit den dreien befreundet gewesen sei, weil die viel gemeinsam unterwegs gewesen seien, Holger G. und André K. seien auch dabei gewesen. Die Namen André und Susann E. sowie Carsten S. sagten ihm nichts, so A. Dann fragt Götzl nach Tibor Re. Das sei ein Bekannter, ob der zu den dreien Kontakt gehabt habe, wisse er nicht, es habe aber jeder jeden gekannt in Jena. Sven Ro. komme aus Rudolstadt, sagt A. auf Frage, den habe Böhnhardt, so glaube er, im Gefängnis kennengelernt.
Dann geht es wieder um die Familie. Über den Vater von Zschäpe, so A., habe er nicht mit ihr gesprochen, von Geschwistern oder Halbgeschwistern Zschäpes wisse er nichts. Zschäpe habe mit 20 oder 21 mal eine Unterleibs-OP gehabt und er glaube, sie habe auch nach der OP noch Beschwerden gehabt. Zu den Mengen an Alkohol, die Zschäpe getrunken habe, befragt sagt A. sie habe schon “eins, zwei Flaschen gemacht”, wenn sie zusammen gesessen hätten. Zeichen von Alkoholisierung habe er aber seiner Erinnerung nach nicht wahrgenommen, er sei dann auch schon vorher besoffen gewesen.Der Großvater sei verstorben, der sei “im Prinzip” der Chef der Familie gewesen. Wichtigste Bezugsperson für Zschäpe sei die Großmutter gewesen. In der Kindheit habe die Mutter eine eher nebensächliche Rolle gespielt. Bezugspersonen für Zschäpe seien außerdem seine Eltern gewesen, vor allem sein Vater. Er habe heute keine Bezüge zur rechten Szene mehr, so A. Zur Reaktion der Großmutter auf die Festnahme Zschäpes sagt A.: “Wie soll ich sagen? Sie ist eine alte Frau, die kann das nicht richtig verarbeiten, alles.” Die Oma werde 90, sei krank und könne nicht mehr laufen. Er sei mit sieben, Zschäpe mit sechs Jahren eingeschult worden. Die Tante habe in Rumänien studiert, er meine BWL oder so etwas. Auf Vorhalt bestätigt A. dass Zschäpes Mutter Zahnmedizin studiert habe, ob sie praktiziert habe, wisse er nicht. Die Gärtnerlehre habe Zschäpe seines Wissen gefallen, ob sie gerne etwas mit Kindern, z. B. Kindergärtnerin, gelernt hätte, wisse er nicht. Er wisse nicht, wie lange Zschäpe als Gärtnerin gearbeitet habe. Sie sei irgendwann arbeitslos geworden, darüber habe er nicht mit ihr gesprochen, er sei selber arbeitslos gewesen, das sei ja normal gewesen. Es folgt eine Pause bis 15.07 Uhr.

Dann fragt OStA Greger, ob A. bekannt sei, ob seine Cousine mal jemanden körperlich angegriffen hat. A. berichtet von einer Auseinandersetzung - er glaube, zwei Jahre vor dem Verschwinden, mit den Türstehern der Disco “Modul”, an der auch Zschäpe beteiligt gewesen sei. Da seien die “Fäuste hin und her geflogen” und Zschäpe solle “angeblich” dem Einlasser ein Glas “über den Kopf gezogen” haben. Er wisse davon, weil sich das herum gesprochen habe, so A. Greger sagt, Ende 1996 habe es im Raum Jena Drohschreiben mit Briefbombenattrappen gegeben. A. erwidert, da sei ihm nichts bekannt, er wisse das nur aus den Medien. Greger erläutert, es gehe nicht um die Garagenfunde. A. sagt, von den Drohschreiben wisse er nichts. Greger erwidert, im Ermittlungsverfahren sei auch gegen ihn ermittelt worden. A. sagt, das sei ihm nicht bekannt. Auf Frage der Nebenklagevertreterin RAin Basay sagt A., Zschäpe habe seit ihrer Inhaftierung zweimal geschrieben, er habe aber nicht geantwortet. Basay fragt, ob A. mal in Nürnberg gewesen sei. Als David Fe. in Nürnberg gewohnt habe, habe er den dort besucht mit seinem Vater und dem Hund, antwortet A. Basay hält aus einer Vernehmung von Holger G. vor, derzufolge A. zusammen mit u.a. Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe und G. bei einem Kameradschaftsabend in Nürnberg gewesen sei, man sei noch am selben Abend unter Polizeischutz zurück nach Jena gefahren. Daran könne er sich nicht erinnern, so A., er glaube nicht, dass er dabei war. Basay fragt zu den Begriffen “Scheitelfraktion” und “Spaßfraktion” A.: “Die Kameradschaft war für uns die Scheitelfraktion und wir waren die Ganzkurzhaar-Fraktion.” Dann fragt RA Ilius zu den Kontakten zur rechten Szene in Chemnitz. Die Kontakte hätten seit Anfang der Neunziger bestanden, eine Zeit lang sei er fast jedes Wochenende bei Konzerten in Chemnitz gewesen, dann sei irgendwann, wann wisse er nicht mehr genau, wieder “Funkstille” gewesen, sagt A. Den Namen Mandy St. kenne er nicht, so A. Ilius fragt nach einem Vorfall in Einsiedel 1997. Da seien sie mal zu einem Brauereifest gewesen, so A. Ilius hält einen VS-Vermerk vor, demzufolge sich bei einer Veranstaltung mit Rechtsextremisten am 18. Mai 1997 in der Kleingartenanlage Waldesrauschen 54 namentlich festgestellte Personen getroffen hätten, darunter hätten welche “Sieg heil” gerufen, da sei auch sein, A.s, Name aufgeführt und die von Thomas St. und von Mandy St. Mit dem Namen Mandy St. könne er nichts anfangen, sagt A. Auf Frage von Ilius sagt A., er habe sich in Chemnitz vor allem im Heckert-Gebiet aufgehalten. Da sei eine Endhaltestelle der Straßenbahn und ein Kiosk, da hätten die sich immer getroffen, so A. Die Adresse Friedrich-Viertel-Straße 85 sage ihm nichts, so A. Dann hält Ilius einen Vermerk des LKA Thüringen von 1997 vor, demzufolge die Kameradschaft Jena folgende Struktur habe: Führer sei André K., Stellvertreter Böhnhardt und Mundlos und Mitglieder seien Wohlleben, Zschäpe, Mark-Rüdiger He., Holger G. und eben Stefan A. A. sagt, er sei nie in der Kameradschaft gewesen. Tom Tu. kenne er, so A. Der habe ausgesagt, so Ilius, die Gründung der KS Jena sei durch die Teilnahme an den Heß-Gedenkmärschen zustande gekommen, sie seien politische Aktivisten gewesen, und Tu. habe dann auch den Namen Stefan A. genannt. Er sei ganz sicher nicht dabei gewesen, erwidert A. Dann zitiert Ilius aus der polizeilichen Vernehmung mit Kai St., derzufolge Mundlos über Zschäpes Familie gehetzt habe und Mundlos und A. sich spinnefeind gewesen seien, das habe Zschäpe sehr belastet, in der Zeit sei sie öfter bei A. zu Hause gewesen. Er könne sich nicht erinnern, das sie ihn zu der Zeit besucht habe. Den Namen Sven Fi. kenne er aus seiner Jenaer Zeit, der sei eigentlich aus der Punkszene. Ilius hält aus einem Vermerk des LKA vor, der besagt, dass ein Sven Fi. aus der linken Szene in Weimar laut einer Freundin gesagt habe, er habe Stefan A. getroffen, dieser habe ihm berichtet, dass sich Zschäpe in Holland aufhalte. Weiter stehe dort, es müsse davon ausgegangen werden, dass A. den Aufenthaltsort von Zschäpe kennt. Das könne nicht sein, er habe Fi. nicht getroffen, so A.
RA Kaplan fragt, was A. gegen den Staat gehabt habe. A. sagt, sie seien frustriert gewesen und hätten sich gegen alles gewandt. Gegen den Staat hätten sie gehabt, “dass er alles zulässt, die Ausländer, und wir hängen auf der Straße rum”. Sie hätten sich gedacht, dass die Ausländer vom Staat Geld und Wohnungen bekämen und nichts dafür machen müssten. Darüber habe man sich beim Beisammensein unterhalten. Kaplan fragt nach dem Angriff auf die Romni mit dem Kuchen. A. sagt, in der Jenaer Innenstadt habe eine Frau vor der Bäckerei auf dem Boden gesessen, Böhnhardt sei dann in die Bäckerei gegangen, habe sich ein Stück Kuchen gekauft und auf die Frau geworfen. Sie hätten beide gelacht, sich aber nicht weiter darüber unterhalten. Er habe das nicht so schlimm gefunden, es sei ein Stück Kuchen, Torte gewesen. Auf Frage sagt A., er habe sich vor 15, 16 Jahren aus der Szene zurückgezogen, warum wisse er nicht genau, er habe aber viel gearbeitet. Kaplan fragt, ob A. wisse, woher Böhnhardt die Schreckschusswaffen gehabt habe, was A. verneint. Wann er zuletzt Kontakt zu Wohlleben und André K. hatte, wisse er nicht. A. bestätigt, dass sich das Verhalten Wohllebens ihm gegenüber nach dem Streit mit Mundlos nicht verändert habe. Kaplan fragt, ob A. sagen könne, warum man ihm nicht vertraut habe. A. sagt, er wisse es nicht, es sei einfach so. gewesen: “Ich kann nicht in die Hirne anderer Leute gucken.” Anfangs sei er, sagt A. auf Frage, mit den Uwes auch mal Angeln gewesen, so A., zumindest mit Böhnhardt habe er auch mal Skat und Poker gespielt, in der Familie sei auch Doppelkopf gespielt worden. RAin Dierbach fragt, ob sich die Ablehnung der Szene gegen alle Ausländer gerichtet habe, auch gegen Engländer oder Schweden. Das bestätigt A. RA Kuhn fragt, warum der Kontakt zur rechten Szene in Chemnitz beendet worden sei. A. sagt, das wisse er nicht mehr, es habe sich verlaufen. Nach seinem Streit mit Mundlos seien die Chemnitzer nochmal in Jena gewesen, er glaube, er, A., sei danach aber nicht mehr in Chemnitz gewesen. Kuhn zitiert aus der Vernehmung von Kai St., dass laut St. A. und St. ein gutes Verhältnis gehabt hätten und sich einig gewesen seien, dass sie die drei nicht unterstützen würden. An so etwas könne er sich nicht erinnern, sagt A. RA Daimagüler fragt zu den Interessen Zschäpes. Sie habe gerne Karten gespielt, Wein getrunken und Party gemacht, sonst wisse er nichts, so A. Zschäpes erster Freund hab sich auch wie ein Angehöriger der rechten Szene gekleidet, sei aber in der Szene nicht wirklich anerkannt worden, so A. auf Frage. Dann will Daimagüler wissen, warum A. nicht auf die Briefe von Zschäpe geantwortet habe. Er habe nicht gewusst, was er schreiben soll, so A., er habe 15 Jahre nichts gehört und dann gebe es die Anschuldigungen gegen sie. Zschäpe habe nur private Dinge geschrieben. Seine Tante und seine Oma hätten auch Briefe bekommen und auch geantwortet. Daimagüler will wissen, wie er sich die Ablehnung von Ausländern vorzustellen habe, ob sie abends zusammen gesessen und auf Schweizer, Schweden, Luxemburger geschimpft hätten. A. sagt: “Mehr auf den Ostblock und südlichere Länder.” Daimagüler fragt, auf welche. A.: “Alle. Ist doch egal.” Auf erneute Nachfrage spricht A. von südlichen Ländern und Afrikanern, dann von Türken und Rumänen. Daimagüler fragt, ob es ein spezielles Thema bei den Türken gegeben habe, was A. verneint. Daimagüler sagt, er habe aber doch über Türken geschimpft, aber nicht über Norweger. A. gibt einen unverständlichen Laut von sich. Daimagüler sagt, er hab das Gemurmel nicht verstanden. A. erwidert, er habe nur gebrummt. Daimagüler sagt, dann solle er das ins Deutsche übersetzen. A.: “Das war ein deutsches Brummen.” Götzl ermahnt A., die Fragen zu beantworten. A. sagt, es sei nicht speziell um Türken gegangen: “Nicht speziell Türken scheiße, Afrikaner scheiße. Alles Scheiße.” Auf Frage von RA Stolle sagt A., der Spitzname von Wohlleben sei “Wolle”. RA Reinecke fragt, ob sich A. vorstellen könne, dass seine Großmutter mal geäußert hat, wenn jemand was wisse, dann er. Er habe der Großmutter gesagt, dass er der letzte wäre, der was erfährt. Sieh habe ja gar keinen Kontakt zu den Leuten gehabt und werde sich das deswegen so gedacht haben. Reinecke sagt, in der Akte zu der erwähnten Gartenparty stehe zu A.s Person, er sei Mittäter der Skinhead-Szene Chemnitz und aufgefallen bei einem Gedenken für Rudolf Heß in Chemnitz. A. sagt, er sei bei keiner Demo dabei gewesen. Er sagt, er kenne keine völlig andere Version, wie es zu der Auseinandersetzung mit Mundlos kam. Reinecke hält eine Aussage des Vaters von Mundlos vor, derzufolge A. mit Wahrscheinlichkeit Informant der Polizei sei, er, Siegfried Mundlos, habe sich bei einer Person für das Verhalten seines Sohnes entschuldigt. Diese habe dann geäußert, dass die Straftat nicht aufgeklärt worden wäre, wenn nicht der A. einen Tipp gegeben hätte. Es könne sein, dass er einen Tipp gegeben habe, aber er sei kein V-Mann gewesen. Dann fragt Reinecke zu einem Interview, das A. für die ARD-Dokumentation “Der Zschäpe-Prozess” gegeben habe. Dort habe A., so Reinecke, zusammenfassend gesagt, dass die drei in Chemnitz untergetaucht seien. A. erwidert, er habe gesagt, wenn er selbst untertauchen würde, würde er nicht in Chemnitz untertauchen, wo man jahrelang verkehrt sei. Reinecke wiederum sagt, A. habe gesagt, es gebe enge Verbindungen Jena-Chemnitz und deshalb hätte die Polizei doch als erstes in Chemnitz nach gucken sollen. A. sagt Ja. Reinecke will wissen, ob A. sich keine Gedanken gemacht habe. A. sagt, er habe sich Gedanken gemacht, aber an Chemnitz hätte er als letztes gedacht. A. sagt auf Frage von Reinecke, dass er in der Dokumentation gesagt habe, er denke, dass Zschäpe irgendwann mal aussagen wird.
RA Bliwier hält aus der Vernehmung von Kai St. vor, St. habe nie vermutet, dass die drei in Chemnitz sind, weil [Thomas] St. und Böhnhardt sich nicht hätten leiden können; es sei von Südafrika die Rede gewesen, er wisse aber nicht, ob das Ablenkung gewesen sei, jedenfalls er [Kai St.] erinnere sich aber, dass er wüst angesprochen worden sei, wo denn sein Geld bleibe, dabei habe er zusammen mit Stefan A. öffentlich gemacht, dass er die drei nicht unterstütze. A. sagt, davon wisse er nichts. Die Frage, ob er häufiger Erinnerungslücken habe, verneint A. A. sagt, es könne sei, dass es ein Foto mit ihm gibt, wo er den “Kühnen-Gruß” [Abwandlung des Hitler-Grußes] zeigt. Es folgt eine Pause bis 16.36 Uhr.

Auf Frage von RAin Lunnebach verneint A. die spanische Staatsbürgerschaft zu haben. Dann fragt Lunnebach, ob A. das Gefühl habe, Spaniern den Arbeitsplatz wegzunehmen. OStA Weingarten beanstandet die Frage. Götzl sagt, es gehe um Angaben zur rechten Gesinnung. A. sagt, er denke nicht, dass er Spaniern den Arbeitsplatz wegnehme, manchmal würden auch Spanier für ihn arbeiten. Auf Frage von Lunnebach bestätigt A. mal bei einer Kreuzverbrennnung gewesen zu sein. Das sei bei einer Party gewesen, da habe jemand das Kreuz hingestellt und angebrannt. Es sei wohl darum gegangen, den Ku-Klux-Klan nachzuäffen, und um die “Rassenverfolgung in Amerika”. Auf die Frage, ob man sich darauf positiv oder negativ bezogen habe, sagt A., er habe das Kreuz nicht aufgestellt, er wisse auch nicht mehr, wer dabei war. Dann werden A. mehrere Namen aus einem Ermittlungsverfahren wegen der Kreuzverbrennung, darunter Wohlleben, André K, Tom Tu., Holger G., Mark-Rüdiger He. und Stefan A. selbst. Er habe keine Erinnerung, so A. Nach einer Pause geht es um 16.53 Uhr weiter. RAin Clemm lässt A. ein Bild von mehreren Personen in Bomberjacken mit einer schwarz-weiß-roten Fahne gezeigt. A. nennt die Namen Wohlleben, Holger G., André K. Diese drei Personen zeigen den “Kühnen-Gruß”. Weiter nennt A. Ronny We., den Namen Ho. und sich selbst. Zur Bedeutung der Farben der Fahne befragt, sagt A., das seien “Nationalfarben”. Laut Akte sei das Bild vom 28. Juni 1996, sagt Clemm. A. sagt, das müsse älter sein. Dann wird A. ein Bild von zwei Personen mit “Kühnen-Gruß” vorgelegt. A. muss sich tief herunter beugen, um das Bild erkennen zu können. Dann sagt er, das seien er selbst und Kai St. Den Zusammenhang wisse er nicht mehr, er kenne auch die Bedeutung des “Kühnen-Grußes” nicht. Man sehe doch, so A., dass er da wieder betrunken gewesen sei. Dann wird ein Bild von einer Kreuzverbrennung gezeigt, vor dem Feuer, mit dem Rücken zur Kamera steht ein Neonazi in Bomberjacke. So könne das gewesen sein, sagt A. Clemm fragt, ob Zschäpe bei der Kreuzverbrennung dabei gewesen. Er wisse nicht mehr, wer dabei war, so A. Auf die Frage, ob ein Sozialarbeiter dabei gewesen sei, sagt A., das glaube er nicht. Clemm geht noch einmal auf den Tipp, den A. laut Siegfried Mundlos gegeben habe, ein. A. sagt, er sei mal vorgeladen worden, könne sich aber nicht mehr an die Vernehmung erinnern, er glaube nicht, dass er einen Tipp gegeben habe. Als nächstes fragt RA Hoffmann. Auf dessen Frage sagt A., Mundlos habe Thomas St. Briefe ins Gefängnis geschrieben. Mundlos habe in “unserer aller Namen” den Briefkontakt ins Gefängnis gemacht. Hoffmann sagt, Mundlos habe also für eine Gruppe von Menschen den Kontakt zu Inhaftierten hergestellt. Das bestätigt A. Mundlos habe St. gekannt und es sei die Zeit gewesen, in der sie immer in Chemnitz gewesen seien. Hoffmann fragt, wie das abgelaufen sei, ob Mundlos gesagt habe, er schreiben wieder an St. und sie hätten dann Grüße ausrichten lassen. A. sagt, Mundlos habe im Gruppennamen Grüße ausgerichtet. Hoffmann will wissen, welche Gruppe das gewesen sei. A. sagt, die die nach Chemnitz gefahren seien, die Gruppe habe keinen Namen gehabt. Mundlos habe dann auch einen schönen Gruß von St. zurück ausgerichtet. Wenn sie nach Chemnitz gefahren seien, dann hätten sie sich immer in Jena getroffen, wo wisse er nicht mehr, so A. auf Frage von Hoffmann. Mundlos habe nicht gesagt, dass er schreibt, sondern einfach geschrieben. Von ihm, A., habe Mundlos dem St. nichts Konkretes berichtet. Hoffmann zitiert aus einer Auswertung von Dokumenten und Briefen, die in der Garage gefunden worden seien. A. sagt, Mundlos habe von sich aus gegrüßt, ohne nochmal nachzufragen. Hoffmann zitiert aus der Auswertung, dass “Stefan, Thomas, Tom, Tuffi und Uwe” grüßen. Das habe Mundlos also einfach so gemacht, fragt Hoffmann. A. bejaht das, das sei auch in Ordnung für ihn gewesen. Hoffmann fragt, ob das eine “Knastbetreuung” gewesen sei. A.: “auf eine Art schon.” Er wisse nicht mehr, ob Mundlos erzählt habe, was St. bei Briefen zurück geschrieben hat. In einer Zusammenfassung stehe, dass „Esche“, La. und Antje zu Besuch kommen wollten. Mit “Esche” habe er nicht soviel zu tun gehabt, so A., Antje sei wohl eine von den Freundinnen “von denen da” gewesen. Hoffmann fragt, ob “Esche” Thomas Es. sei, was A. bestätigt. Wo er rechte Musik kennengelernt habe, wisse er nicht mehr, so A. In Jena habe es nur einmal ein kleines Konzert im “Winzerclub” gegeben, auf den Namen der Band komme er nicht mehr. Hoffmann fragt, ob es sich um die Band “Vergeltung” gehandelt habe, was A. bestätigt. Auf Frage von Hoffmann sagt A., Konzerte seien deutschlandweit gewesen und nennt die Städte Chemnitz und Magdeburg. In Hamburg, Schleswig-Holstein, im “Club 88″, in Mecklenburg-Vorpommern, z. B. in Anklam, sei er, glaube er, noch nicht gewesen, so A. auf Frage von Hoffmann. Richter Götzl fragt nach der Relevanz der Frage. Nachdem der Zeuge den Saal verlassen hat, sagt Hoffmann, er habe heute über den Tag manch eine Frage gehört, die darauf zielte, zu ergründen welche politischen Einflüsse auf die Angeklagten, insbesondere Zschäpe, zwischen 1990 und dem Untertauchen eingewirkt haben. Vorhin habe man gehört, das Zschäpe wenig Interesse an der Musik gehabt habe, aber die anderen ein großes Interesse. Man habe aber nicht gehört, um was für Bands und welche Inhalte es gehe. Götzl sagt, dann solle Hoffmann die Frage so stellen. Hoffmann erwidert: “Wenn ich die so stelle, dann kriege ich keine Antwort.” Bundesanwalt Diemer sagt, es sei empörend was die rechtsextremistische Szene getan habe, es gehe aber um die hier verhandelten Taten. Hier solle Allgemeinkundiges über den Zeugen eingeführt werden. Hoffmann erwidert, wenn man sehe, dass in der Garage neben dem Sprengstoff Inhalte mit solchen Texten gefunden worden seien, dann müsse man fragen, ob es solche Musik war, mit der die Angeklagten ihre Zeit verbracht haben. Er erinnere daran, dass Wohlleben und der Zeuge André K. solche Veranstaltungen weiter gemacht und darüber ihre Netzwerke aufgebaut hätten. Es gehe auch darum, welche Verbindungen bestanden und welche aufrecht erhalten wurden. Diemer sagt, es gehe um die Wahrnehmungen des Zeugen. Welche Auswirkungen das gehabt habe, müsse Zschäpe sagen, die aber nichts sage. Diemer: “Wenn das so weiter geht, dann verhandeln wir in 5 Jahren noch.” Darauf sagt Hoffmann, Diemer solle doch einfach beanstanden. Götzl wirft ein, er selbst habe schon beanstandet. Darauf erwidert Hoffmann, dann solle Götzl die Frage eben nicht zulassen. Der Zeuge kommt wieder in den Saal. Auf Frage von Hoffmann sagt er, die meisten Konzerte habe er von 1990 bis zum Streit mit Mundlos in der Gegend von Chemnitz gesehen. Es seien keine festen Orte gewesen, wer die Konzerte organisiert habe, wisse er nicht. Er kenne die Gruppierung “Blood & Honour”, das habe aber damit nichts zu tun gehabt. Er wisse nicht, ob es die Gruppierung in Chemnitz gebe, er kenne auch niemanden von “Blood & Honour”. Hoffmann fragt, ob es Bands gegeben habe, die häufiger gespielt hätten. A.: “Das weiß ich alles gar nicht mehr.” Er glaube, dass Zschäpe mit ihm persönlich nie zu einem Konzert gefahren sein. Er wisse auch nicht, ob Wohlleben mal dabei gewesen sei, mit Mundlos sei er jedenfalls mehrfach zusammen zu Konzerten gefahren. Die Bandnamen könne er nicht mehr nennen. Hoffmann fragt, ob A. Fan einer bestimmten Band gewesen sei. Das verneint A., er habe sich viele Band angehört. Er wisse auch nicht, ob Mundlos Fan einer bestimmten Band war. Hoffmann fragt: “Wussten sie das noch nie oder erinnern sie es nicht?” Er wisse es nicht, so A., er habe nicht gefragt. Hoffmann fragt, ob die Frage, welche Bands spielen, ein Kriterium gewesen sei, ob man hin fährt. Das sei egal, so A., wichtig sei die Musik und das Trinken. Hoffmann fragt, ob Musik oder Texte wichtig gewesen seien. Die Texte seien sicherlich auch wichtig gewesen, so A. Die Musik habe am besten schnell und hart seien müssen. Die Texte hätten rechtsextremen Inhalt haben und zum Mitgrölen sein müssen. Hoffmann fragt, ob es irgendwelche Texte gegeben habe, die Holger G., Wohlleben, Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe besonders gut gefunden hätten. Das wisse er nicht, so A.

Die Vernehmung wird unterbrochen und morgen fortgesetzt. Der Verhandlungstag endet um 17.32 Uhr.

Das Blog “NSU-Nebenklage” zur Aussage von Stefan A.: 

“Der Zeuge folgt der offensichtlich für die Zeugen aus der Naziszene ausgegebenen Losung ‘alles vergessen!’ (…) Das Gericht lässt ihn gewähren, denn die für die Bestätigung der Anklage wichtigen Angaben hat er bereits gemacht: Beate Zschäpe war selbstbewusst, sie hatte ihre Männer im Griff und ließ sich nicht unterbuttern. Sie war gleichberechtigtes Mitglied der Naziszene um sie, Mundlos, Böhnhardt, K., G. und Wohlleben.”

Nebenklagevertreter RA Scharmer zur Aussageverweigerung von Annerose Zschäpe:

“Dass die Mutter (…) von ihrem Recht, die Aussage zu verweigern, Gebrauch macht, ist aus ihrer Sicht nachvollziehbar. (…) Nicht zu verstehen ist, warum das BKA und die Bundesanwaltschaft nicht bereits im Ermittlungsverfahren veranlasst haben, dass die Zeugin ordnungsgemäß von einem Richter vernommen wird. Nahe Verwandte dürfen schweigen. Annerose Zschäpe hatte sich allerdings 2011 umfassend bei der Polizei geäußert. Es gehört zum Standardprozedere, dass in solchen Fällen Vernehmungen zumindest richterlich wiederholt werden. Dann bleibt die Aussage, auch wenn sich die Zeugen später auf ihr Zeugnisverweigerungsrecht berufen, verwertbar. Ein einleuchtender Grund, gerade bei Frau Zschäpe ein solches Vorgehen zu unterlassen, ist nicht erkennbar.“


Protokoll 62. Verhandlungstag - 28. November 2013

Am heutigen Prozesstag wird die Vernehmung von Beate Zschäpes Cousin Stefan Ap. mit vielen Fragen fortgesetzt, u. a. zur Jenaer Naziszene. Anschließend lehnt der Senat den von mehreren Nebenklagevertreter_innen eingebrachten Antrag auf Beziehung der vollständigen Akten aus dem Ermittlungsverfahren gegen den Verfassungsschützer Andreas Te. weitgehend ab.

Zeuge: Stefan Ap. (Cousin von Zschäpe)

Die Sitzung beginnt um 9.56 Uhr. Nach der Präsenzfeststellung setzt Nebenklage-RA Axel Hoffmann seine am Vortag unterbrochene Befragung [Protokoll 61] des Zeugen Stefan Ap. fort. Zuerst lässt RA Hoffmann ein von ihm mitgebrachtes Bild projizieren. Es zeigt mindestens acht Neonazis, die mit dem sogenannten „Kühnen-Gruß“ und einer schwarz-weiß-roten Fahne vor einem brennenden Feuer posieren. An den Zeugen richtet er die Fragen, ob dieser dabei gewesen sei und wen er auf dem Foto erkenne. Ja, das sei diese Kreuzverbrennung auf dem Berg gewesen, wo er dabei gewesen war. Er sehe auf dem Foto Ralf Wohlleben, André K.., Ronny We., Uwe Böhnhardt mit Holger G. in der braunen Jacke, den Rest kenne er nicht. Von RA Hoffmann auf das Posieren mit dem sogenannten „Kühnen-Gruß“ angesprochen, sagt Stefan Ap.: „Das war halt so, zu später Stunde, in Feierlaune, da wollte man halt so posen“ und dass es sein könnte, dass die drei Finger wegen der Strafbarkeit eines Hitlergrußes abgespreizt worden seien. RA Hoffmann erwähnt, dass der Zeuge in Briefen an Thomas St. habe Grüße ausrichten lassen. Ob er Thomas St. näher gekannt habe? Er habe diesen nach dessen Haft kurz kennengelernt, der Kontakt sei dann abgerissen. Ob es in Chemnitz einen Laden für rechte Musik gegeben habe? Er glaube schon, erinnert sich Stefan Ap., der sei von Herrn La. geführt worden. Das von RA Hoffman gegebene Stichwort „PC-Records“ sage ihm nichts. Er wisse auch nicht, ob Thomas St. und Henrik La. bei Blood & Honour oder den „Skinheads 88“ in Chemnitz seien. Er wisse auch nicht, wieso Thomas St. im Gefängnis gewesen sei und ob dies auf eine gemeinsame Straftat mit Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos zurückzuführen gewesen sei.

Nebenklagevertreter RA Sebastian Scharmer fragt den Zeugen nach eventuellen „Privatkontakten zu Polizeibeamten“, was dieser mehrfach bestreitet. Im Polizeisportverein sei er „nur wegen dem Angeln“ gewesen, lediglich bei der Jahresversammlung des Vereins habe er Kontakte zu Polizist_innen gehabt. André K., Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe seien nie im Polizeisportverein gewesen, letztere seien zu der Zeit schon abgetaucht gewesen. Stefan Ap. bejaht Scharmers Frage, ob die Polizei damals ihr Feindbild gewesen sei, zwischen der „Skinheadfraktion“ und der „Scheitelfraktion“ habe es da keine Unterschiede gegeben.

Nebenklagevertreter RA Yavuz Narin hakt zu Thomas St, nach und will wissen, ob er diesen mit Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe bekannt gemacht habe. Stefan Ap. verneint dies, Mundlos habe Thomas St. schon vorher gekannt. An dieser Aussage hält er fest, auch nachdem ihm Narin aus dem Protokoll der Zeugeneinvernahme von Thomas St. dessen Aussage vorhält, wonach er den Kontakt hergestellt habe. Narins Frage, ob er aus dem Umfeld von Thomas St. andere Personen aus Sachsen kenne, die bei Blood & Honour gewesen seien, verneint Stefan Ap. zunächst. Auch von Personen aus der rechten Musikszene, die von Sachsen nach Baden-Württemberg gezogen seien, wisse er nichts. Um sich dann auf Narins Nachfrage doch an „den El.“ aus Ludwigsburg zu erinnern, den er bei einer Geburtstagsfeier kennengelernt habe. Über dessen Kontakt zum „Trio“ wisse er nichts. Eine Person namens Gr. oder „Mucke“, nach der Narin auch fragt, kenne er nicht. Von „Noie Werte“ habe er dagegen schon „gehört“, die Mitglieder der Band kenne er aber nicht. RA Narin will dann wissen, wie Henrik La.s Verhältnis zu Mundlos gewesen sei. Stefan Ap. antwortet stattdessen, er habe eher mit [Matthias] Fr. Kontakt gehabt. Über dessen Kontakte zum „Trio“ wisse er jedoch nichts und auch zu Sch. habe er „seit Jahrzehnten“ keinen Kontakt mehr. An das Jahr, in dem er selbst aus der Szene ausgestiegen sei, könne er sich nicht mehr erinnern, es sei viele Jahre vor seiner zehn Jahre zurückliegenden Mitgliedschaft im Polizeisportverein gewesen, „sonst hätten die mich gar nicht aufgenommen“. Zu seinen aktuellen Kontakten zur rechten Szene sagt Stefan Ap., er schreibe ab und zu „freundschaftlich“, habe aber mit der Szene selbst nichts mehr zu tun. Seine derzeitige politische Einstellung sei „normal“. Dann will RA Narin wissen, ob das Zerwürfnis Zschäpes mit ihrer Mutter möglicherweise mit einem Partner von Beate Zschäpe zu tun hatte. Stefan Ap. kann sich das durchaus vorstellen, obwohl er diesen Peter nicht gut kannte. Er sei wohl älter als Beate Zschäpe gewesen.

Als RA Narin fragt, ob seine und Beate Zschäpes Großmutter finanzielle Schwierigkeiten habe, beanstandet Zschäpes Verteidiger RA Heer die Frage. RA Narin lässt darauf hin einen von ihm mitgebrachten Screenshot projizieren. Zu sehen ist der facebook-Account des Zeugen, laut Rechtsanwalt Narin vom September 2013. Gepostet hat Stefan Ap. dort unter anderem ein antiziganstisches Bild mit der Aufschrift „Geld für die Oma statt für Sinti und Roma“ [Anmerkung NSU-Watch: es handelt sich nicht um die aus dem Bundestagswahlkampf 2013 bekannte Variante des NPD-Plakates]. Auf die Frage, ob er dies gepostet habe, antwortet Stefan Ap.: Das könne sein, „da ist ja nichts Schlimmes dabei“ und „das ist doch nur symbolisch“. Was der Zeuge denn mit dieser Darstellung verbinde? Stefan Ap. reagiert unwirsch auf RA Narins Frage: „Weiß ich nicht, das hat mir wer zugeschickt und ich hab das weitergeleitet.“ Beim zweiten von Narin mitgebrachten Screenshot [zu sehen ist ein Foto mit u. a. der Aufschrift „Deutsch sein ist kein Verbrechen! deutsch und stolz“] will der Zeuge nicht einräumen, dass es ebenfalls auf seinem facebook-Account zu sehen gewesen sei. Dass er über Facebook auch Kontakt zur rechten Szene in Jena halte, räumt Stefan Ap. dagegen ein, dies habe aber „nichts mit Politik zu tun“.

Dieser rechten Szene widmet RA Narin nun einige Detailfragen. Ob die Mitglieder der Band „Vergeltung“ dem Blood & Honour-Netzwerk oder den „Hammerskins“ angehört hätten, wisse er nicht, antwortet der Zeuge, zählt jedoch wie bereits gestern schon einige Mitglieder der Band auf: Ronny We., Tom Tu., ein Enrico - wobei er jetzt nicht den Nachnamen wisse - und ein gewisser „Borstel“. Auf Narins Vorhalt hin sagt ihm auch der Name Roy E. etwas. Mit diesem sei er auch auf Facebook befreundet. Die von RA Narin vorgegebene Abkürzung NSBM [National Socialist Black Metal] sage ihm nichts. Mit Christian Sch., nach dem RA Narin ebenfalls fragt, sei er im Kinderheim gewesen, zu ihm habe er jedoch keinen Kontakt mehr. Er habe auch keine Bilder von ihm auf Facebook veröffentlicht und wisse auch nicht, dass dieser in einem NSBM-Label tätig sei. Als RA Yavuz Narin nach dem Thüringer Blood & Honour-Chef Marcel D. fragt und Stefan Ap. antwortet, dieser Name sage ihm nichts, kommt zurückhaltende Kritik von Richter Manfred Götzl: „Nicht fragen, was Sie schon immer interessiert hat, sag’ ich Ihnen vorbeugend“. RA Narin fragt trotzdem weiter, nach der Band „Absurd“ und deren Sänger Hendrik Möbus. Der Zeuge gibt an, beide nicht zu kennen, dies gelte auch für den von Narin erwähnten Markus Fr.

Der Nebenklagevertreter RA Langer will von dem Zeugen wissen, ob er in der Zeit zwischen dem Untertauchen bis zum 4. November 2011 jemals Beate Zschäpe, Uwe Mundlos oder Uwe Böhnhardt gesehen habe, was Stefan Ap. verneint. Ob er wisse, ob die Drei einmal David Fe. in Nürnberg besucht haben? Das wisse und glaube er nicht. RA Langer und Richter Götzl fragen Stefan Ap. danach, was er in seiner Zeugenvernehmung bei der Polizei mit Satz „ich glaube, Beate war die erste Freundin von den beiden Uwes“ gemeint habe. Ap. sagt. er habe das vermutet, da er die beiden vorher niemals mit einer Frau gesehen habe.

Mit RA Heer übernehmen nun die Verteidiger_innen der Angeklagten die Befragung. Heer will wissen, wie es zur polizeilichen Vernehmung des Zeugen gekommen sei. Das Bundeskriminalamt habe ihn angerufen und gesagt, er solle zur Polizei kommen, gibt Stefan Ap. an. Was Gegenstand dieser Vernehmung sein sollte? „Wegen der Sache da“ sagt Ap., er wisse es jetzt nicht mehr. Die BKAler hätten ihm damals einen Flug von Mallorca her gebucht, eventuell auch ein Hotelzimmer, den Tag des Flugs wisse er aber nicht mehr. Er kann auch nicht genau sagen, wann er vor der Vernehmung angereist sei, gab auf Nachfrage von RA Heer jedoch an, es könne sein, dass er drei Tage vor der Vernehmung angereist sei. RA Heer bittet den Zeugen nun um eine genaue Schilderung des Ablaufs der Vernehmung. Zwei Beamte hätten ihm Bilder vorgelegt und 20 mal die selben Fragen gestellt, „immer das Gleiche, stundenlang“. Ort und Zeit der Vernehmung habe er aus einem Brief des BKAs entnommen, der zu seinen Eltern geschickt worden sei: Vormittags, bei der Polizeiinspektion Jena. RA Heer will genaueres über den Beginn der Vernehmung wissen, Stefan Ap. erinnert sich nur bruchstückhaft. Er habe die Situation nicht mehr vor Augen, wisse nicht mehr, ob zu Beginn des Gesprächs bereits jemand mitgeschrieben habe. Später habe eine Frau mit dem Computer protokolliert. Auf Vorhalt von RA Heer bestätigt Stefan Ap. den Namen der BKA-Beamtin, an den er sich zunächst nicht mehr erinnert, mit La. Ob man ihn habe erzählen lassen oder ob kurze Fragen gestellt wurden? Nach langem Nachdenken sagt Ap.: „Sie haben mir Stichpunkte gegeben, die Bilder vorgelegt und die Namen zugehalten [und gefragt], wer das ist.“ An den weiteren Verlauf der Vernehmung erinnert sich der Zeuge ebenfalls nicht mehr. RA Heers Interesse gilt dem Stichwort „Spezialkinderheim“, das bereits zu Beginn des Vernehmungsprotokolls auftauche. Stefan Ap. bestätigt: „Die haben gefragt, wie ich aufgewachsen bin.“ Was sonst am Beginn der Vernehmung passiert sei, wisse er nicht mehr. RA Heers Beispiel „man hätte Ihnen einen Kaffee anbieten können“, greift Stefan Ap. auf, man habe ihm eine Bratwurst angeboten und es habe Saft gegeben. Trotz vieler Fragen von RA Heer macht der Zeuge keine weiteren Angaben zum Gesprächsinhalt am Beginn der Vernehmung.

Der Vorsitzende Richter Götzl beraumt auf Vorschlag von RA Heer eine 20-minütige Pause an.

Um 11.24 Uhr geht es weiter. Auf RA Heers Fragen, wie er vom Flughafen Leipzig zur Vernehmung gekommen sei und wo er übernachtet habe, kann Ap. nicht antworten. Er sei zu dieser Zeit dreimal in Deutschland gewesen und habe entweder bei Leipzig geschlafen oder sei direkt mit dem Zug nach Jena gefahren, dies könne er jetzt nicht mehr auseinander halten. Er wisse auch nicht mehr, ob man ihm Straftatbestände benannt habe, die in diesem Verfahren in Rede stünden, auch nicht, wo ihn der Anruf des BKA auf dem Handy erreicht habe. An den genauen Verlauf des Telefonats erinnert sich der Zeuge nicht. Und genauso könne er nicht mehr sagen, wie viel Zeit zwischen dem Telefonat und seiner Vernehmung in Jena lag. Bestimmt habe er seine Reise mit Geschäftspartnern absprechen müssen, er wisse aber nicht mehr, wo er zu dieser Zeit gearbeitet habe. „Hat man gesagt, es geht um ein Verfahren gegen Ihre Cousine?“, knüpft Heer wieder an seine Fragen zum Vernehmungsbeginn an. „Ich kann mich nicht erinnern“, antwortet Stefan Ap. Seine gestrige Aussagen „Die haben zehn Stunden auf mich eingeredet“ [Protokoll 60] erklärt Stefan Ap. auf Wunsch von RA Heer noch einmal näher: „Zwei Mann am Tisch und hin und her und immer wieder die selben Fragen und Bilder, da wird man wirr im Kopf.“ Seine gestrige Bemerkung „die Polizei hat mich zugetextet und geschrieben“ präzisiert der Zeuge auch: „Ich hab das so gemeint, sinnbildlich, nach jedem zehnten Satz wurde die eine Frage wieder neu gestellt, nur umformuliert.“ Bei welcher Frage immer wieder die Namen André K. oder Wohlleben gefallen seien - wie Ap. angegeben hatte - wisse er nicht mehr. Bestimmt habe er nicht den Begriff „Trio“ verwendet, sagt Stefan Ap. auf RA Heers Vorhalt hin, der diesen Begriff häufig in den protokollierten Aussagen von Ap. gelesen haben will.

RAin Sturm, ebenfalls Verteidigerin von Zschäpe, übernimmt und fragt zuerst zum Jenaer Jugendclub „Winzerclub“. Er sei dort nachmittags hingegangen, habe Bier geholt, mit Leuten gesprochen und ab und zu Karten gespielt. Er habe jeden Tag getrunken, sei - wenn auch nicht jeden Tag - sehr oft betrunken gewesen. In so einem Fall habe er „je nach Verfassung (…) zehn, 15, 20“ Halbliterflaschen Bier getrunken. Der „Winzerclub“ sei ein etwa 15 mal sechs Meter großer Raum gewesen, in dem 30 oder weniger Personen anwesend gewesen seien. Auf Nachfrage von RA Sturm erinnert sich der Zeuge nur noch an zwei Personen aus der dort beschäftigten „Clubmannschaft“, die nach Angaben des Zeugen neben Getränken auch Essen verkauft und sauber gemacht haben. Ab und zu habe er im „Winzerclub“ Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt getroffen, er wisse nicht, ob Uwe Mundlos vorher schon den Club gekannt habe. Viel öfter als Böhnhardt oder Mundlos habe er seine Cousine dort getroffen. Auch Ralf Wohlleben sei „schon öfter mal da“ gewesen, zu einer eventuellen Anwesenheit von André Ka. wisse er heute nichts mehr. Auch nichts über den Freund seiner Cousine von 1990-1992, nach dem RAin Sturm fragt. Ob er seine Cousine häufiger mit diesem Matthias Fr. zusammen erlebt habe? Ab und zu, nicht so oft. Er glaube, sie habe diesen Freund auch mal mit nach Hause gebracht. Wann er das erste Mal wahrgenommen habe, dass seine Cousine und Uwe Mundlos ein Paar gewesen seien, wisse er nicht mehr, es sei ihm egal gewesen. „Wir haben weiter gemeinsam Sachen gemacht“, sagt Ap., „aber wir haben auch davor nicht 24 Stunden zusammengeklebt. Wir haben jeder noch ein anderes Leben gehabt.“ Er habe zum Beispiel noch seine Stammgaststätte gehabt, „Steinbachklause hieß die“. Während eines ABM-Jobs sei er da „meistens jeden Tag“ hingegangen und habe dort Alkohol getrunken. In dieser Zeit sei er daher weniger im Jugendclub gewesen.

RAin Sturm fragt nun danach, wie sie sich damals zu Parties verabredet hätten und woher sie gewusst hätten, dass die Konzerte stattfinden. Das habe sich meist kurzfristig herumgesprochen, erläutert Stefan Ap. Er habe keine Ahnung, von wem der Ort bekanntgegeben wurde und wisse auch nicht, ob es hierfür ein festes System gegeben habe. Die Frage von RAin Sturm, ob im Jugendclub ausschließlich rechte Menschen waren, verneint Stefan Ap. engagiert mit einem dreifachen „Nein“. Gespräche mit rechtsgerichtetem Inhalt habe man auch „eher weniger“ im Club geführt, „weil es niemand etwas anging“, sondern „unter freiem Himmel“. RAin Sturms Nachfrage zu eventuellen „feste[n] Treffplätze[n]“ hierfür weist Stefan Ap. zurück. Wortführer habe es nicht gegeben, alle seien „gleichberechtigt“ gewesen. Wenn es um rechte Themen ging, habe man „so unter sich gesprochen“, „nicht: wir treffen uns und sprechen über die Ausländer“.

RAin Sturm spricht dann die Situation an, als Stefan Ap. mit Uwe Mundlos unterwegs gewesen sei und dieser einer vor der Bäckerei sitzenden Frau ein Stück Torte ins Gesicht geworfen hatte. Es habe keinerlei Reaktion der anderen Menschen gegeben, es seien mehrere Leute dort in einer Passage gewesen, niemand habe sich empört, erinnert sich Stefan Ap. Sie seien dann auch einfach weggegangen, nicht weggerannt. Zu wem aus Jena, fragt RAin Sturm, er denn heute noch Kontakt habe? Zu vielen, sagt Stefan Ap., „aber die sind ja nicht alle aus der rechten Szene“. RAin Sturm präzisiert die Frage, in dem sie nicht auf facebook-Kontakte verweist, sondern auf regelmäßige. „Eigentlich zu niemandem“ sagt Stefan Ap., „wir schreiben uns ab und zu mal (…) bei Facebook“. Dann fragt RAin Sturm nach den letzten drei Aufenthalten des Zeugen in Leipzig. Einmal wegen der Vernehmung, sagt Stefan Ap., und auf mehrere Nachfragen hin gibt er auch noch an, im Mai 2013 bei SternTV gewesen zu sein und zwei Monate zuvor beim MDR, das wisse er aber nicht mehr genau. Vor seiner Vernehmung im Februar 2012 sei er bestimmt vier Jahre nicht in Deutschland gewesen. Mit seiner Großmutter telefoniere er ja immer und manchmal sei auch das Geld zu knapp gewesen. Ob er sich dann im Februar 2012 mit Freunden getroffen habe, als er hier zur Vernehmung war, will RAin Sturm wissen, was Stefan Ap. verneint. Er habe auch nur einen Freund kontaktiert, Thorsten Vr., und habe ihn abends in einer Gaststätte getroffen, wohl nach der Vernehmung. Wo er die Abende des 21. und 22. Februar verbracht habe, vor seiner Vernehmung am 23. Februar? Am 21. Februar sei er, so Stefan Ap., nach Jena gefahren zu seinen Eltern und seiner Oma. Auch von der Vernehmung aus sei er mit dem Bus wieder zu seiner Oma gefahren. Auf Nachfrage räumt Stefan Ap. ein, am Abend vor der Vernehmung „bestimmt was getrunken“ zu haben, denn Bier trinke er immer. Er wisse aber nicht mehr, ob er verkatert gewesen sei. Wie er eigentlich von den Tatvorwürfen erfahren habe, will RA Sturm wissen. Er habe, sagt Stefan Ap., einen Teil dessen verfolgt, was in den Medien geschrieben und gesagt wurde. Ob er bei seiner Vernehmung im Februar 2012 gewusst habe, was seiner Cousine alles vorgeworfen wird? Darauf kann der Zeuge keine Antwort geben und schweigt; auch zu der nächsten Frage, ob er heute wisse, was seiner Cousine vorgeworfen wird, schweigt er zunächst und sagt dann nach zwei Nachfragen doch „die zehn Morde und Bildung einer terroristischen Vereinigung“. Ob darüber „am Anfang der Vernehmung“ mit ihm gesprochen worden sei, interessiert nun auch RAin Sturm. Doch wieder kann sich der Zeuge nicht mehr erinnern. Ob man ihn immer habe ausreden lassen oder ob gleich nachgesetzt worden sei, wisse er auch nicht. RAin Sturm hält dem Zeugen nun Passagen aus dessen polizeilicher Vernehmung vor, unter anderem den Vorwurf der Polizeibeamt_innen, ‘Sie sagen, Sie haben nichts mehr mit der rechten Szene zu tun, tragen aber einen Pulli von ‘Fred Perry’ und eine Jacke von ‘Thor Steinar’’. Das seien die einzigen Wintersachen, die er gehabt habe, rechtfertigt sich Stefan Ap. heute. Und RAin Sturm zitiert die Fortsetzung aus dem damals erstellten Vernehmungsprotokoll „Den Pulli trägt auf Mallorca jeder“ sowie „die Jacke hab ich seit zehn Jahren“ und „die kann aus dem Madley sein“. Als RAin Sturm unter anderem dazu nachhakt, ob er gefragt worden sei, wo er die Jacke gekauft habe, kommt es zu einem kurzen Disput zwischen ihr und Richter Götzl, der ihr suggestives Fragen vorwirft. Sie zitiert daraufhin weiter aus den damaligen Aussagen von Stefan Ap.: „Wie der Chef hieß, weiß ich nicht mehr. In dem Laden hat auch Sch. gearbeitet. Sch. war in der Skinheadszene (…) ich weiß nicht, ob die beiden Waffen hatten“. Die Frage, ob er sich noch an das Gesprächsthema erinnern könne, verneint Stefan Ap.

Weil RAin Sturm kurz Rücksprache mit ihrer Mandantin nehmen möchte, erteilt Götzl nun der Verteidigerin von Ralf Wohlleben, RAin Nicole Schneiders, vorläufig das Fragerecht. Diese will vom Zeugen zunächst wissen, was dieser bei seiner Vernehmung zu „B und H“ zu Protokoll gegeben habe. Nach langem Schweigen von Stefan Ap. liest Schneiders die entsprechende Passage vor: „Das kenne ich natürlich, ich habe mit der Szene nichts zu tun und weiß auch nicht, wer da dazugehört.“ Jetzt hingegen gibt Stefan Ap. an, „B und H“ sage ihm nichts. Worauf RAin Schneiders erklärt, gemeint sei „das B, das H und das ‘Und’-Zeichen“. „Blood and Honour?“ fragt Stefan Ap. zurück. Ja, danach sei er gefragt worden und die vorgehaltene Antwort könne durchaus seine damalige Reaktion gewesen sein. Auf die Frage, ob es in Jena Personen gab, die zu B&H gehört hätten, kann Stefan A nicht antworten. Ihm sei auch niemand bekannt, der sich zu B&H gezählt habe. RAin Schneiders Frage, ob es in der Skinheadszene im überschaubaren Jena Skinheads gegeben habe, die er nicht gekannt habe, kommentiert Götzl mit der Bemerkung „schwierige Frage“ und RAin Schneiders zieht ihr Anliegen nach einem weiteren missglückten Formulierungsversuch wieder zurück.

Dafür widmet sie sich einem anderen Jenaer Thema: „Wann kam das Thema ‘Braunes Haus’ zum ersten mal auf?“ Das wisse er nicht, sagt Stefan Ap., auch nicht, wann sich seine Cousine und die beiden Uwes dort aufgehalten hätten. „Ich glaube, das Haus war später, bevor die weg sind.“ RAin Schneiders sagt, in den Akten sei vermerkt, „dass das ‘Braune Haus’ erst zum 1.9.2002 angepachtet worden sei“. Dies kommentiert Stefan Ap. mit „ich dachte, früher. Aber wie gesagt, ich weiß es nicht“. Nun nutzt RAin Schneiders die Hauptverhandlung, um einen V-Mann zu outen: „Ist Ihnen bekannt gewesen, dass Tibor Re. für den VS gearbeitet hat, dass der V-Mann war?“ Nein, das sei ihm neu, antwortet Stefan Ap. Schneiders will nun wissen, ob es für seine damalige politische Einstellung gegen „Polizei, Linke, Staat, gegen alles“ Erlebnisse in Jena gegeben hätten, die „Sie beeinflusst haben, bestärkt haben“. Stefan Ap.: „Mit Linken gab’s mal Probleme, da kamen mal welche an und dann haben wir auf den Kopf gekriegt oder die auf den Kopf.“ Und die Polizei hätte sie „halt verhaftet“. Grund dafür sei Körperverletzung gewesen und „dies und das“, er erinnere sich nicht mehr genau. Auf die Frage, wie er denn von der Polizei behandelt worden sei, erzählt Stefan Ap., einmal sei er bei einer Hausdurchsuchung „die Treppen runtergeprügelt“ worden, „in den 90er Jahren oder irgendwann, ich weiß es nimmer genau“. Das sei nicht ungewöhnlich gewesen. In Chemnitz sei er einmal mit einem Freund zusammen verhaftet worden.

RAin Nicole Schneiders fragt nun nach den Räumlichkeiten der Konzerte in Chemnitz, wo er häufiger gewesen sei und will wissen, ob er sich an Fahnen oder Banner erinnere. Stefan Ap. verneint dies, es sei dunkel gewesen und sein erster Blick habe der Bar gegolten. Man habe meistens auch vorher schon getrunken gehabt. Er habe meistens bei Sch. oder bei Fr. übernachtet. „Wenn Sie am nächsten Tag ausgenüchtert waren…“ beginnt RAin Schneiders ihre nächste Frage, doch Stefan Ap. unterbricht sie mit „waren wir nicht“. Sie fragt nach deren Jacken, doch Stefan Ap. kann sich weder daran erinnern, Blood & Honour-Aufnäher an deren Jacken gesehen zu haben noch seien ihm Blood & Honour -T-Shirts bei Sch. und Fr. aufgefallen. Man habe solche „selbstverständlich bei Konzerten immer mal gesehen“. So selbstverständlich, sagt Ap., „wie hier ne schwarze Robe, das ist ja das gleiche“. RAin Schneiders fragt weiter zu den T-Shirts der Menschen im Ausschank und der Security. Das wisse er nicht mehr, was Schneiders zu dem genervten Ausruf „Herr Ap.!“ bringt. Blood & Honour hätten schon welche angehabt, räumt Stefan Ap. daraufhin ein, aber er wisse nicht, ob das die Security gewesen sei. Ob Sch. und später Thomas St. die Konzerte in Chemnitz veranstaltet hätten, fragt RAin Schneiders. Stefan Ap. antwortet, er glaube nicht, dass dies Sch. gewesen sei. Und mit Thomas St. habe er „nicht viel zu tun gehabt“. Er wisse auch nicht. wer das sogenannte Infotelefon gemacht habe.

RAin Schneiders wechselt das Thema: „Sie sagten, Sie hätten den Thomas St. erst nach der Haftentlassung kennengelernt?“ Stefan Ap. bejaht dies. Auf die Frage, ob er nur einmal in Einsiedeln war, antwortet Stefan Ap., er könne sich nur an das Brauereifest erinnern. Von einem Vorfall mit Bundeswehrsoldaten dort habe er keine Ahnung. Weshalb ihm RAin Schneiders aus dem Protokoll der polizeilichen Vernehmung von Thomas St. vorhält, der eine „Auseinandersetzung 1992/93 mit Bundeswehrsoldaten in Einsiedeln“ berichtet habe, bei der auch Mundlos dabei gewesen sein soll. RAin Schneiders liest die damalige Frage der Polizei „Mundlos sei nicht belangt worden und Sie haben ihn nicht verraten“ vor und die Antwort von Thomas St.: „kann sich nur um die Schlägerei mit Soldaten in Einsiedeln gehandelt haben. Ob da Mundlos dabei war, weiß ich nicht“. Stefan Ap. sagt dazu, Mundlos habe „den St.“ schon vor ihm gekannt. Die Frage von RAin Schneiders, ob dieser einmal auf einem „Skinheadkonzert in Schorba“ gewesen sei, kann der Zeuge ebensowenig beantworten wie die Frage, ob er sich an andere Konzerte erinnere. Ob er sich denn 1999 im nicht weit von Jena entfernten Schorba wohl ein Konzert habe entgehen lassen? Wahrscheinlich nicht, sagt Stefan Ap. und RAin Schneiders fügt noch mehr Informationen zu diesem Konzert an: „Sie wurden vorher gefragt zum Spitznamen ‘Riese’. Aus der Vernehmung geht hervor, dass Marcel De., genannt ‘Riese’, und Thomas St. bei dem Konzert gewesen seien“. Ob er sich noch erinnern könne, dass umgekehrt „die Chemnitzer auch mal nach Thüringen zu den Konzerten gekommen“ seien. Das könne schon sein, sagt Ap., aber er wisse es nicht mehr.

RAin Schneiders will wissen, ob Fr., bei dem er übernachtet habe, einmal umgezogen sei. Ap. bejaht dies. Er sei ins Erzgebirge gezogen und habe dort eine Lehre in einer Textilreinigung gemacht. RAin Schneiders sagt: „der soll seine Lehre in Baden-Württemberg gemacht haben, ist Ihnen dazu was bekannt?“ Stefan Ap. verneint und RA Schneiders hält daraufhin erneut aus der Vernehmung von Thomas St. vor: Auf die Frage der Vernehmungsbeamt_innen „Was waren das für Kontakte in Heilbronn“ habe Thomas St. geantwortet, „der Fr. hat da gelernt, so kam ich dazu“. Diese abweichende Aussage quittiert Stefan Ap. lediglich mit einem langen Schweigen. Ob Fr. denn auch bei El. auf der Geburtstagsfeier gewesen sei, will RAin Schneiders nun wissen. Er denke schon, wisse es aber nicht. Ihm sei auch nicht bekannt, so Stefan Ap. auf eine weitere Frage, dass in Chemnitz zwei Skinheads untergetaucht waren, nachdem sie aus der JVA entflohen waren. Von St., Sch. oder Fr. sei ihm dazu auch nie etwas berichtet worden. Schneiders fragt dann den Zeugen nach dem Vornamen seines Vaters (Erwin) und ob er einen „Klaus Ap.“ kennen würde. was Stefan Ap. verneint. Dazu sei er auch nie von der Polizei befragt worden. RA Schneiders erklärt: „Der soll Ihrer Cousine die Garage vermietet haben, ein Polizeibeamter.“ Der Vorsitzende Richter Manfred Götzl verkündet dann die Mittagspause bis 13.45 Uhr.

RAin Nicole Schneiders beginnt nach der Pause wieder mit einem Vorhalt aus der Vernehmung von Thomas St. bei der Polizei. Da heiße es „ich erinnere mich, dass Frank Lo. und Matthias F. [phon.] aus dem Knast ausgebrochen waren“. Stefan Ap. sagt dazu, er wisse davon überhaupt nichts.

Wie lang er in der Skinheadszene unterwegs gewesen sei, will nun RA Olaf Klemke, der Verteidiger von Ralf Wohlleben, vom Zeugen wissen. Der sagt, er wisse es nicht mehr, er glaube, es sei vor der Jahrtausendwende gewesen. RA Klemke fragt, ob seine Aussage, er wäre manchmal wöchentlich auf Konzerten gewesen, allgemein gemeint oder allein auf Konzerte in Chemnitz bezogen gewesen sei. Auf Konzerte generell, sagt Stefan Ap.. Er sei aber auch sonst oft in Chemnitz gewesen, „wir waren im Wald, zu Feiern“. Wie oft er in der Umgebung von Chemnitz auf Konzerten gewesen sei, kann der Zeuge nicht abschätzen. Was seine vorherige Aussage, Blood & Honour hätte man immer wieder mal gesehen, bedeute, fragt RA Klemke nach. Und Ap. erklärt, gemeint habe er, „dass einige immer mal T-Shirts anhatten oder Aufnäher“. Auf die Frage von RA Klemkes, ob bei den Konzerten im Raum Chemnitz neben den Getränken an der Bar auch andere Dinge verkauft worden seien, sagt Stefan Ap.: „Immer CDs und T-Shirts“. An Banner könne er sich nicht erinnern. Klemke fragt nach einer „Häufung bestimmter Symbole, Stichwort Triskele“ auf Konzerten. Doch Stefan Ap. weiß davon nichts mehr und auch nicht, ob es Keltenkreuze bei Konzerten im Raum Chemnitz gab. RA Klemke fragt dann nach einem Odalrunen-Symbol. Dazu sagt Stefan Ap., eine solche Rune habe „man überall gesehen“. Auf solchen Konzerten habe er sicher Leute kennengelernt, Namen seien ihm jedoch nicht mehr erinnerlich, auch „Dackel“ und „Jan Botho We.“ nicht, die RA Klemke nennt. Klemke hakt zu einer vorherigen Aussage nach: „Bei einer Hausdurchsuchung seien Sie runtergeprügelt worden?“ „Mehr oder weniger ja“, sagt Stefan Ap. Er habe „eine von hinten gekriegt, dass ich die Treppe runtergeflogen bin“. Ob er dafür einen Anlass geliefert habe, will RA Klemke ebenfalls wissen. Stefan Ap. kann sich nicht erinnern. Dann kommt RA Klemke auf Stefan Ap.s Vernehmung bei der Polizei zu sprechen, wie sich der zunächst „lockere Tonfall“ geändert habe. Und Stefan Ap. schildert: „Als ob ich was verschweigen würde“. Die Beamt_innen hätten gesagt: „Lügen Sie nicht!“ Und ihm vorgeworfen: „Sie wissen doch was.“ Aber er habe nichts gewusst. Ra Klemke: „Sie erwähnten gestern, dass die Beamten, ich zitiere mal wörtlich, dass die Beamten ‘immer die Namen von Wohlleben und Ka. genannt hätten’“. Stefan Ap. bestätigt erneut, dass die Namen öfters gefallen seien. Sie seien jedoch „schon eigentlich“ nur in Fragen erwähnt worden; wie oft „Wohlleben“ gefallen sei, wisse er nicht mehr. Ob auch nach Carsten S. gefragt wurde, wisse er nicht mehr.

Nun fragt RA Klemke nach den Fernsehinterviews des Zeugen. SternTV hätte ihn per Telefon angefragt, dies sei nicht der einzige Fernsehsender gewesen. Wegen der vielen Anrufe sei er gar nicht mehr ans Telefon gegangen. Der MDR habe ihn sogar auf Mallorca abgefangen. Auf RA Klemkes Frage, warum er gerade bei SternTV zugesagt habe, sagt Stefan Ap. „keine Ahnung, war halt einfach so“. Auf Klemkes Frage zu einer eventuellen Gegenleistung gibt Stefan Ap. an, sie hätten seine Flüge bezahlt und „’n bisschen Taschengeld“. Auf Klemkes Nachfrage sagt Stefan Ap. nach einer langen Schweigepause: „1500“. Ob der MDR auch so spendabel gewesen sei? Nein, sagt Stefan Ap. An dieser Stelle fragt RA Heer nach, ob es nicht vielleicht 1600 Euro gewesen seien. Das könne sein, gibt Stefan Ap. zu, „aber mehr nicht“. Einen Teil habe er auf Mallorca und einen Teil in Köln jeweils in bar bekommen. Vor dem Treffen auf Mallorca habe es mehrere Telefonate mit einem Udo von SternTV gegeben. Hauptsächlich sollte es um die familiären Verhältnisse seiner Cousine gehen. Außerdem sei er dann noch bei SternTV live gewesen. Ob es Vorgespräche gegeben habe, bei denen die Kamera nicht lief, will RA Heer wissen und Stefan Ap. bestätigt dies. Thema sei gewesen, wie er seine Cousine einschätze. Stefan Ap. sagt, er erinnere sich heute aber nicht mehr daran.

Dann fragt RA Heer noch nach der Grundlage von Stefan Ap.s gestriger Einschätzungen „zu mir war Beate immer nett“ und „sie hat sich nicht über den Mund fahren lassen“. Da Götzl kritisiert, das sei „gestern schon abgefragt“ worden, formuliert RA Heer: „Auf welchen Zeitraum bezieht sich dies?“ Stefan Ap. sagt: „Immer.“ Ob er dieses „Selbstbewusstsein (…) mit einer Gewaltbereitschaft in einen Zusammenhang“ bringe, verneint Stefan Ap.. Er habe auch nie beobachtet, dass sie Waffen getragen habe. RA Heer liest dann zwei Passagen aus Ap.s Vernehmung durch das BKA vor. Auf die Frage „haben Sie von den verjährten Taten etwas mitbekommen“ habe Stefan Ap. u. a. ausgesagt: „ich weiß nur aus der Presse, was da passiert war“ und „das war mit Sicherheit nicht die Idee meiner Cousine“ sowie „ich hab’ das den beiden Experten mehr zugetraut als meiner Cousine“. Stefan Ap. sagt nun, die Zwei seien „ja etwas fana…, äh, verrückter im Prinzip“ gewesen. Böhnhardt habe „sowieso immer Waffen getragen“. Unmittelbar anschließend, so RA Heer, sei Stefan Ap.s Antwort notiert: „ich weiss nicht, wie die Zwei auf Beate eingewirkt haben“. „Eingewirkt haben könnten, so meinte ich das“ erläutert Stefan Ap. nun in der Hauptverhandlung. Ob er „Interaktionen miterlebt“ habe, „zwischen Ihrer Cousine, Böhnhardt und Mundlos, die auf ein Einwirken hindeuten?“ Stefan Ap. verneint dies.

RAin Sturm fragt nach dem damaligen Kleidungsstil von Beate Zschäpe. „Ganz normale Sachen“ habe sie getragen, so Ap., keine Bomberjacke und auch keine Springerstiefel. Sie fragt weiter, ob er den Zeitraum einordnen könnte, als Böhnhardt, Mundlos und seine Cousine sich abgekapselt hätten. Irgendwann, bevor die weg sind, sagt Stefan Ap.. Er habe mit Mundlos keinen Umgang mehr gehabt und schon ein oder zwei Jahre seine Cousine nicht mehr so häufig gesehen. Ob ihm Tino Brandt etwas sage, ja erwidert der Zeuge, er habe damals lediglich gewusst, dass es ihn gibt, aber ihn nicht weiter gekannt. Er wisse nicht mehr, wann gesagt worden sei, dass Brandt V-Mann war. Dann fragt Sturm noch einmal zu einer gestrigen Anmerkung von Stefan Ap., die Sozialarbeiter im „Winzerclub“ hätten Notizen geführt. Uwe Mundlos habe begonnen, die Sozialarbeiter anzupöbeln und er glaube, die hätten über alles Notizen fertigen müssen, nein, er wisse es sogar von einem Sozialarbeiter.

Ein Nebenklagevertreter fragt nach der „Aktion“ von Mundlos und dem Zeugen gegen die Roma-Frau. Welchen Körperteil Mundlos mit dem Kuchen getroffen habe? Im Brustbereich, sagt Stefan Ap.. Sie hätten dann gelacht, weil die Frau aufgesprungen sei.

Auch Nebenklage-Anwalt Hoffmann hat noch Fragen: Ob er aus Jena eine Frau namens „Elke oder fette Elke“ kenne, die mit Zschäpe bekannt gewesen sei. Ja, Yvonne Ba. Ob das die Freundin von Thorsten Sch. gewesen sei? Er wisse und glaube es nicht, sagt Stefan Ap.. RA Hoffmann lässt nun ein Foto projizieren. Es ist ein Gruppenfoto von Neonazis, augenscheinlich zumeist Skinheads, die in mehreren Reihen vor einem Mehrfamilienhaus stehen bzw. sitzen. Er erkenne niemanden, sagt Stefan Ap.. Als RA Hoffmann wissen möchte, ob es sich bei der siebten Person von rechts um Thomas St. handeln könnte, sagt Stefan Ap. „die Haare sind so ähnlich“, was im Saal Gelächter hervorruft. Ob ihn die T-Shirts an etwas erinnern würden? Ja, an Blood & Honour, sagt Stefan Ap..

Nebenklagevertreter-Anwalt Langer fragt zu einer gestrigen Aussage des Zeugen nach. Matthias Fr., die Jugendliebe von Zschäpe in den Jahren 1990 bis 1992 oder 1993, sei „nicht Teil der rechten Szene gewesen, weil er sei nicht anerkannt worden“. Er habe ihn gekannt, sagt Stefan Ap., aber nicht besonders gut. Auf die Frage: „Haben Sie mit ihm gemeinsame Aktivitäten durchgeführt“ reagiert der Zeuge mit der Gegenfrage: „In welcher Beziehung?“ Langer deutet seine Stoßrichtung an: „die gelegentlich auch von Gerichten einer bestimmten Einschätzung unterlagen“. Ein langes Schweigen von Seiten des Zeugen folgt. Dann gibt der Nebenklagevertreter das Stichwort „gemeinsame Diebstähle“ und Stefan Ap. antwortet „es könnte sein“. Ja, es stimme, es gab ein Verfahren, bei dem sowohl Matthias Fr. als auch er angeklagt gewesen seien. Ob Matthias Fr. deshalb auch in Haft war, wisse er jedoch nicht.

Um 14.35 Uhr verkündet Götzl eine zehnminütige Pause. Um 14.50 Uhr gibt er zunächst bekannt, dass die Zeugin Anja Sp. nicht erschienen sei. Daraufhin gibt er den differenzierten Beschluss des Senats bekannt, bezüglich der von einigen Nebenklagervertreter_innen beantragten Beiziehung der vollständigen Akten aus dem Ermittlungsverfahren gegen den hessischen Verfassungsschutzmitarbeiter Andreas Te. Den Anträgen auf Beiziehung folgender Aktenbestandteile wird entsprochen:
- Das Protokoll der Vernehmung Te.s beim Landesamt für Verfassungsschutz durch seine Kollegin Er.,
- die Dokumentation des sogenannten „kognitiven Interviews“ mit Andreas Te.,
- die „dienstliche Erklärung“ von Andreas Te. vom 9. Mai 2005.

Eine darüber hinausgehende Beiziehung der Akten lehnt der Senat ab. Der Beiziehung eines Teils der Akten würde entsprochen, um damit die Glaubwürdigkeit des Zeugen überprüfen zu können. Beim restlichen Aktenwunsch handele es sich dagegen um einen Beweisermittlungsantrag. Ob diesem nachgegangen werde, sei im Rahmen der gerichtlichen Aufklärungspflicht zu entscheiden. Und diese Aufklärungspflicht erfordere es einer im Jahr 1983 veröffentlichten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zufolge nicht, „dass alle im Tatzusammenhang entstanden Schriftstücke“ beigezogen werden müssten. Bei den Umständen, die die Antragsteller angegeben hätten (Markierungen auf dem Kartenmaterial und deren eventuelle Bezüge zu Te., Te.s eventueller freundschaftliche Kontakt zu [Benjamin] Gä., ein evtl. „steuerndes“ Eingreifen des hessischen Landesamtes für Verfassungsschutz) erschließe sich „zum derzeitigen Verfahrensstand“ kein Zusammenhang „mit den hier angeklagten Personen“ oder einer „Auswirkung auf deren Strafbarkeit“.

Die Hauptverhandlung endet um 14.57 Uhr.

Auf dem Blog NSU-Nebenklage heißt es zu der Befragung von Stefan Ap.:

„Seine Behauptung, ideologisch mit seiner rechten Vergangenheit abgeschlossen zu haben, widerlegte Nebenklägervertreter RA Narin: er präsentierte Bilder von der facebook-Seite des Zeugen u.a. mit der Forderung „Geld für die Oma statt für Sinti und Roma“, einem Wahlkampfslogan der NPD zur Bundestagswahl. Nach einigen Fragen der Nebenklage folgte eine lange Befragung durch Zschäpe-VerteidigerInnen Heer und Sturm zu den Umständen seiner Zeugenvernehmung beim BKA und zweier Fernseh-Interviews - ohne erkennbares Ziel und ohne Ergebnis.“


Protokoll 63. Verhandlungstag - 3. Dezember 2013

Der Tag begann mit einer Auseinandersetzung zwischen Nebenklage-Vertreter_innen, BAW und dem Gericht. Erneut ging es um die Beiziehung von Akten aus dem Ermittlungsverfahren gegen Andreas Te. von 2006. Die BAW verweigert weiterhin die Anfertigung von Kopien aus diesen Akten und die Übermittlung an das Gericht, während NK-Vertreter_innen dies als Verweigerung der vollständigen Aufklärung betrachten. Anschließend wurde als einziger Zeuge erneut Andreas Te. gehört. Er konnte sein Verhalten aber wieder nicht plausibel erklären, so dass der Eindruck bleibt, dass er nicht die volle Wahrheit sagt. Er wird erneut kommen müssen.

Zeuge:

	Andreas Te. (Ex-Verfassungsschützer, zum Tatzeitpunkt des Mordes an Halit Yozgat am Tatort)




Der Verhandlungstag beginnt gegen 9.50 Uhr. Anwesend sind heute die Nebenkläger_innen Ayşe und İsmail Yozgat und Semiya Şimşek.

NK-Vertreter RA Kienzle sagt, die NK Yozgat hätte gerne Gelegenheit gegen den letzten Beschluss (62. Verhandlungstag) Gegenvorstellung zu erheben und der Fortsetzung der Vernehmung des Zeugen zu widersprechen. Dazu führt Kienzle aus: 1. Die BAW habe die Akten unvollständig vorgelegt. Der Senat habe die BAW aufgefordert, bestimmte Aktenteile zuzusenden und sei der Auffassung der BAW, dass diese Akten nicht prozessrelevant seien, damit entgegengetreten. 2. Der Senat lehne die vollständige Aktenbeiziehung ab und verunmögliche so die vollständige Aufklärung des Mordes an Halit Yozgat. Es müsse eine Überprüfung der Glaubhaftigkeit von Te.s Angaben aufgrund des gesamten Aktenbestandes erfolgen. Der Senat dürfe nicht auf halber Strecke stehenbleiben. 3. Die Familie Yozgat habe zudem darauf hingewiesen, dass es für die Feststellung der Schwere der Schuld wichtig sein kann, ob staatliches Handeln beigetragen hat. Die gesamte angeklagte Mordserie habe nach dem Mord an Halit Yozgat einem grundlegenden Wandel unterlegen. Der Mord sei der letzte Mord an einem Menschen mit Migrationshintergrund gewesen, danach sei es zu einem Mord an einer Staatsbeamtin gekommen, es habe eine Umstellung des Modus Operandi gegeben. Es stehe nach wie vor die Möglichkeit im Raum, dass die Tat in Heilbronn hätte verhindert werden können, wenn das Ermittlungsverfahren auch gegen den Wunsch des LfV weitergeführt worden wäre. Der Senat verweigere durch seine Ablehnung derzeit die umfassende Aufklärung. 4. Im Juni 2012 sei es für die NK Yozgat noch möglich gewesen, in zumutbarer Weise Akteneinsicht in die Te.-Akten zu nehmen, z.B. seien Kopien übersandt worden. Deswegen seien lediglich 9 von 35 Ordnern angefordert und unproblematisch zur Verfügung gestellt worden. Ab August 2013 habe sich die beim GBA die Akteneinsichtnahme fundamental geändert, eine Kopiefertigung sei versagt worden. Es entstehe der Eindruck, dass der GBA aus sachfremden Erwägungen den Beteiligten den Aktenzugriff erschweren will. Es werde beantragt, eine dienstliche Erklärungen von Diemer, Greger, Weingarten und Schmidt einzuholen, ob diesem Verhalten nicht eine Einflussnahme anderer Behörden, z.B. des BfV oder LfV zugrundeliege. Weiter führt Kienze aus: Die Familie Yozgat fordere nichts Irrelevantes, sondern die Umsetzung des ihr zustehenden Rechts. Der Senat riskiere, dass ein Urteil für Legendenbildung in der rechtsextremistischen Szene herangezogen wird. Die Beiziehung stelle unter keinen Umständen einen Rechtsfehler dar. Die Weigerung, die Akten beizuziehen, berge dagegen revisionsrechtlich ein hohes Risiko: “Das wollen wir vermeiden.”

Dann verliest auch NK-Vertreterin RAin von der Behrens eine Gegenvorstellung zum Senatsbeschluss. Auch die übrigen Aktenbestandteile seien notwendig, z.B. eine Analyse der BAO Bosporus 2008 zum Ablauf im Internetcafé, die noch nicht vom Senat beigezogen sei. Diese Analyse komme, vorausgesetzt die Parameter der BAO sind richtig, zu dem Ergebnis, dass Te. zum Zeitpunkt des Mordes an Halit Yozgat noch im Internetcafé war und gesurft hat. Die BAO Bosporus mache deutlich, dass der Zeitstrahl der “MK Café” nicht richtig sei. Das lasse im Zusammenhang mit dem von Te., laut seinem kognitiven Interview, gehörten “dumpfen Geräusch” nur den Schluss zu, dass der Zeuge zum Zeitpunkt des Mordes im Café gewesen sei. Laut der Analyse der BAO Bosporus habe sich Te. ca. 20 Sekunden nach dem ersten Schuss ausgeloggt und wahrscheinlich danach seien Sitzplatz verlassen. Halit Yozgat sei mit drei Schüssen getötet worden, wobei der erste schon tödlich gewesen sei. Sein Fallen vom Stuhl könne das dumpfe Geräusch gewesen sein. Nach dem aufschreckenden Geräusch seien also noch weitere Schüsse gefallen und die Täter seien noch im Internetcafé gewesen. Te. sei bisher noch nicht damit konfrontiert worden, dass er der BAO-Analyse zufolge noch im Internetcafé gewesen sein muss. Bisher habe Te. sein Aussageverhalten den jeweiligen Ermittlungsständen angepasst. Es sei davon auszugehen, dass er Wahrnehmungen gemacht hat, die für die Tat- und Schuldfrage von erheblicher Bedeutung sind. Diese seien relevant unter drei Gesichtspunkten: 1. Direkte Täterschaft von Böhnhardt und Mundlos. 2. Wenn Te. Wahrnehmungen gemacht habe, hätte eine Täterbeschreibung zur Aufdeckung der Mordserie führen könne und nicht zu Ermittlungen gegen die Opfer, was als Tatfolge bei der Strafzumessung zu werten wäre. Den Familien wären die stigmatisierenden Ermittlungen erspart geblieben oder sie wären zu einem Ende gekommen. 3. Der Mord an Kiesewetter und Mordversuch an Arnold hätten vermieden werden können.

Nach einer Pause nimmt Bundesanwalt Diemer Stellung. Er sagt, die BAW halte an ihrer Stellungnahme auf den Beiziehungsantrag abgegeben haben, in allen Einzelheiten fest. Der Zeuge Te. habe gesagt, er habe keine Wahrnehmungen gemacht. Der Nachweis der Unglaubwürdigkeit eines solchen Zeugen sei ohne Bedeutung in diesem Strafverfahren. Was er sagen könnte, sei nicht konkret vorgetragen worden. Den “ständig erhobenen Vorwurf”, die BAW habe die Akten nicht vollständig vorgelegt, weise er noch einmal zurück. Die Spurenakten würden der NK jederzeit vollständig zur Verfügung stehen. Die NK könne komplett Einsicht nehmen und Notizen machen und in begründeten Einzelfällen könnten einzelne Stücke herausgegeben werden. Die Vorstellungen, die die NK-Vertreter von der Entscheidungsfindung in der GBA-Behörde haben, seien so abwegig, dass sich eine Stellungnahme verbiete.

Dann nimmt İsmail Yozgat Stellung: “Mein 21-jähriger Sohn hat sein Leben in meinen Armen verloren.” Von 2000 bis 2011 seien die Akten vernichtet, versteckt, verbrannt worden. Als ob das alles nicht ausreichen würde, würden jetzt auch die Akten, die Te. betreffen mit der Begründung Irrelevanz nicht hergegeben: “Ich möchte, dass die Akten, die meinen Sohn betreffen, insbesondere die Akten im Hinblick auf Te. alle hergegeben werden, ans Tageslicht kommen, ich habe volles Vertrauen, Herr Vorsitzender, in ihre Person.” Danach nimmt auch Ayşe Yozgat Stellung: Sie habe ihren Sohn aufgezogen und in einer Sekunde sei dessen Leben zu Ende gegangen: “Unser Leben nach seinem Tod ist zu vergleichen mit einem Toten. Immer wenn die Polizisten kamen und uns aufforderten, auszusagen, haben wir uns als Schuldige gefühlt. Genauso wie wir immer ausgesagt haben, wollen wir, dass all die Akten und Aussagen hergegeben werden. Das ist unser Recht als Vater und Mutter. Bitte überlegen Sie sich es noch einmal, machen Sie sich Gedanken über meine Gedanken, ich danke Ihnen.”

Weitere NK-Vertreter widersprechen der Vernehmung von Te. RA Daimagüler sagt dabei, dass es auch darum gehe, dass gerade innerhalb der türkischstämmigen Bevölkerung sehr viel Unsicherheit entstanden sei im Blick auf die so genannten Ermittlungspannen verschiedener Sicherheitsbehörden. Dieser Vertrauensverlust werde dadurch perpetuiert, dass die Ermittlungen nicht, wie politisch versprochen, mit Nachdruck geführt würden. Dann schließen sich auch die Verteidigung Zschäpe und die Verteidigung Wohlleben der NK Yozgat an. Götzl unterbricht die Sitzung bis gegen 13 Uhr.

Dann sagt Götzl zu RAin von der Behrens, diese habe von drei Schüssen auf Halit Yozgat gesprochen, er habe bisher zwei Schüsse in Erinnerung. V.d. Behrens sagt, das sei dann ein Versehen, worauf Götzl sagt, damit argumentiere sie aber in ihrer Gegenvorstellung. Es bleibe aber dabei, so v.d. Behrens, dass der oder die Täter nach dem Schuss im Internetcafé verblieben sei, auch wenn sich die Zeitspanne um einen Schuss verkürze. Es entsteht eine kurze Auseinandersetzung zwischen v.d. Behrens und Götzl. Dann wendet sich Götzl Kienzle zu und sagt, er halte den Vorwurf, der Senat sei an der Aufklärung nicht interessiert, für gewagt, “wenn ich das sagen darf”. Kienzle erwidert, der Vorwurf beziehe sich auf die Versagung der Aktenbeiziehung, nicht auf Götzls Befragungen hier. Nur in dem Zusammenhang sei der Vorwurf erhoben worden. Götzl sagt, die NK habe seit Mai oder Juni 2012 die Möglichkeit, die Akten einzusehen bei der BAW, er wolle das auch diskutieren und ansprechen, gerade auch für die erschienenen Nebenkläger. Kienzle sagt, er verstehe die Diskussion nur bedingt. Es gehe ihnen darum, dass sie nicht in die Lage versetzt seien, konkrete Vorhalte mit konkretem Aktenmaterial zu machen. In Zweifel müssten sie aus dem Gedächtnis oder handschriftlichen Aufzeichnungen Vorhalte machen. Um diese Dinge zu vermeiden, gehe es ihnen um eine Akteneinsicht in zumutbarer Art und Weise, das heißt, dass man diese Dinge auch bekomme. RA Bliwier sagt, sie wollten hier nicht bei der Befragung des Zeugen irgendeine Form von Sachleitung übernehmen. Sie könnten Vorhalte machen, dann würde der Senat mit Recht sagen: “Woher haben Sie das eigentlich?” und zurecht sagen, dass das überprüft werden müsse, welchen Zusammenhang der Vorhalt habe, ob das vollständig vorgehalten ist etc. Der Senat habe Recht mit dem Beschluss, es müsse konkret gemacht werden. Das hätten sie an den Dokumenten, die der Senat dann auch beigezogen habe, gemacht: “Wie kommt es zu dem kognitiven Interview, ist er einbestellt worden, war er freiwillig da?” Um diesen Kontext gehe es.

Es folgt eine Unterbrechung, nach der Götzl verkündet, dass es bei dem Beschluss des Senats bleibe. Das Einholen von dienstlichen Erklärungen wird ebenfalls abgelehnt. NK-Vertreter RA Top sagt, er müsse das zunächst mit seiner Mandantschaft besprechen. Es folgt eine Pause bis 13.56 Uhr, nach der Götzl den Zeugen Te. aufrufen möchte. Götzl wird jedoch von Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm unterbrochen, die sagt, die Verteidigung Zschäpe habe extra hinten um weitere fünf Minuten zur Beratung gebeten. Die Sitzung  wird erneut unterbrochen bis 14.05 Uhr.

Dann wird die Einvernahme des Zeugen Andreas Te. fortgesetzt (41. Verhandlungstag). Götzl sagt, er wolle an die Themen der letzten Vernehmung anschließen und fragt, was Te. aus der  örtlichen Zeitung entnommen haben. Te. sagt, das sei wohl der “Extra-Tip” gewesen und er habe von der Tat gelesen, Einzelheiten wisse er nicht mehr. Er habe erfahren, dass es dieses Verbrechen gegeben hat, dass es um das Internetcafé ging, viel mehr nicht. Am Montagmorgen habe er ja dann Zugang zu der normalen Tageszeitung gehabt und da Informationen herausgenommen. Was er zu welchem Zeitpunkt erfahren habe, könne er nicht mehr nachvollziehen. Götzl fragt, was Te. aus dem “Extra-Tip” erfahren habe. Te. sagt, er habe erfahren, dass offensichtlich dort etwas geschehen ist, und dass es um dieses Internetcafé ging. Denn am Montagmorgen habe er ja auch seine Stempelkarte angeschaut, um herauszufinden, ob er am Mittwoch oder Donnerstag dort gewesen sei. Götzl: “Ja, haben Sie am Sonntag erfahren, dass Herr Yozgat getötet wurde?” Dass dort ein Mord geschehen ist, da sei er sich ziemlich sicher, dass es im “Extra-Tip” stand, so Te. Götzl: “Mord an wem?” Er könne mit Sicherheit heute nicht mehr sagen, welche Information er aus welchen Presseveröffentlichungen habe entnehmen können, antwortet Te. Er denke, dass es um den jungen Herrn Yozgat ging, sei sich aber nicht mehr hundertprozentig sicher. Er bestätigt, dass mit “Internetcafé” das Internetcafé von Herrn Yozgat gemeint ist.

Götzl fragt, was Te. über die Art und Weise erfahren habe, wie der Geschädigte zu Tode kam. Te.: “Das kann ich heute nicht mehr sagen.” Götzl sagt, das letzte Mal habe Te. geschildert, dass er aufgewühlt gewesen wäre. Te. bejaht das. Götzl: “Warum?” Te. beginnt: “Soweit ich am Montag erfahren habe…” Aber Götzl unterbricht und sagt, man sei beim Sonntag. Te. sagt, soweit er habe entnehmen können, sei es um einen Ort und um einen Menschen gegangen, den er kannte. Und Mord sei ein schreckliches Verbrechen und dann reiche das für ihn aus, um aufgewühlt zu sein. Zumal er den ermordeten Herrn Yozgat als sehr netten Menschen empfunden habe. Es habe ja seinen Grund, warum er weiter dort auch hingegangen sei, nachdem es den Grund mit dem Diskettenlaufwerk nicht mehr gegeben habe. Götzl sagt, Te. habe angegeben, er sei dort nach Arbeitsschluss vorbeigefahren, das sei das Ereignis gewesen, bevor er in Urlaub gefahren sei: “Wieso haben Sie dann Ihre Stempelkarte ansehen müssen?” Te. antwortet, es sei wohl der Impuls gewesen, er habe gewusst, dass er sehr zeitnah, dass er in dieser Woche dort gewesen sei und habe für sich überlegt, ob das an dem Tag war. Deswegen habe er seine Stempelkarte angeschaut mit dem Ergebnis, dass das gar nicht sein könne, was ihn zu diesem Trugschluss gebracht habe. Götzl sagt, man sei ja zunächst am Sonntag: “Was waren Ihre Überlegungen am Sonntag?” Te.: “Ich war aufgewühlt, ich wollte schon wissen, wann ist das gewesen.” So dass er sich gesagt habe, ich muss morgen Vormittag gucken, wann ich da war.

Götzl fragt, welche zeitlichen Informationen Te. denn hatte. An dem Sonntag sei ihm nur noch bewusst gewesen, dass er in der Woche da war, so Te. Er habe aber offensichtlich nicht mehr definitiv sagen können, ich war am Donnerstag da, ich war am Mittwoch da. Götzl fragt, was Te. am Sonntag von dem Besuch noch in Erinnerung gehabt habe. Te. sagt, er habe noch gewusst, dass er niemanden angetroffen habe. Das sei das, an was er sich letztendlich noch habe erinnern können, dass er beim Hinausgehen niemanden angetroffen habe und die 50 Cent auf den Tresen gelegt habe. Was am Sonntag seine Gedanken waren und was später dazu kam. könne er nicht mehr sagen. Götzl sagt, das sei aber doch abweichend gewesen, weil noch nie jemand nicht da war, als es ums Bezahlen ging. Es sei also eine Besonderheit, so Götzl weiter. Er fragt, wies dann zur falschen Einordnung anhand der Stempelkarte komme: “Das tut mir leid, das kann ich nicht nachvollziehen.” Er habe das in den polizeilichen Vernehmungen und auch für sich immer versucht nachzuvollziehen, erwidert Te.: “Ich komme zu keiner Lösung.” Es seien keine objektiven Dinge, sondern subjektive, die ihn dazu gebracht hätten.

Götzl: “Das ist mir zu wenig. Welche Informationen bestanden und welche Überlegungen hatten Sie?” Te. setzt an, doch Götzl unterbricht und sagt, wenn Te. mit zeitlichen Überlegungen komme, müsse er auch sagen, welche Informationen er denn hatte zeitlich, welche zeitlichen Einordnungen bestanden: “Ich möchte jetzt schon, dass Sie präzise sagen, warum von Ihrer Seite Bedarf war, auf die Stempelkarte zu schauen.” Zum einen, so Te., sei es so gewesen, dass er in dem Internetcafé in den Wochen davor sehr häufig gewesen sei und ihm dieser Punkt wahrscheinlich Schwierigkeiten gemacht habe: “Ob mir an dem Sonntag, ich denke, dass es so war, ich weiß es aber nicht, wenn mir an diesem Sonntag schon bewusst war, dass bei dem Besuch niemand da war und ich die 50 Cent hingelegt, habe muss ich selber sagen, verstehe ich mich immer weniger.” Er könne vielleicht dazu sagen, dass er in dieser Phase privat auch sehr angespannt gewesen sei. Sie seien umgezogen, die Familie sei gerade im Werden gewesen. Sehr viele Dinge hätten möglicherweise seine Aufmerksamkeit in diesem Punkt eingeschränkt. Dinge, die offensichtlich eine Rolle gespielt haben müssten. Götzl sagt, es gehe hier ja nicht um einen, sondern um den letzten Besuch im Internetcafé. Das müsse also nicht eingeordnet werden in die Ereignisse der letzten Woche, sondern nur noch zu den Tagen danach, dem verlängerten Wochenende: “Wie Sie da zur Stempelkarte greifen müssen, erschließt sich mir nicht.” Te.: “Meine Gedanken, von denen offensichtlich sehr viele falsch waren, vermag ich heute nicht mehr wiederzugeben”. Er wisse, so Te. weiter, dass er zu dieser Fehleinschätzung gekommen sei.

Er habe von 2006 bis heute versucht. sich diesen Punkten zu nähern in Gesprächen mit der Polizei, zu Hause, mit Psychologen. Götzl: “Bleiben wir bei den Fakten” Es gehe um den Ablauf an und welche Informationen Te. zum Tatgeschehen hatte, wie sein Kenntnisstand zu welchem Zeitpunkt war und was sich daraus ergibt. Te. erwidert, er könne nur noch sicher sagen, dass er dem “Extra-Tip” entnommen habe, dass es diesen Mord gegeben hat. Den Artikel habe er nicht mehr. Götzl will wissen, ob von einem Tatzeitpunkt die Rede war. Ob er schon die Uhrzeit wusste, wisse er nicht, antwortet Te., das könne sicher dieser Artikel beantworten. Götzl fragt, wie denn die an dem Sonntag die Überlegung war, wie der Sonntag zu Ende gegangen. Er denke, sagt Te, dass er er an dem Sonntag natürlich die Überlegung hatte, du warst dort, wann auch immer und musst mehr darüber rausfinden und am Montag gucken. Sie hätten selber keine Tageszeitung gehabt. Er könne auch nicht mehr sagen, wie spät es gewesen ist. Er könne sicher sagen, dass er davon erfahren und den Gedanken hatte, du musst das morgen noch einmal genauer angucken. Dann habe er an dem Montag seine Stempelkarte angeschaut. Er habe sich erinnert, dass er einmal früher Schluss gemacht habe. Es sei heute für ihn schwierig, den Kenntnisstand, den er erlangt habe, zu heute trennen. Er habe festgestellt auf der Stempelkarte, wann er das Büro verlassen habe, und sei zu dem Schluss gekommen, dass das nicht sein könne.

Götzl: “Wieso denn eigentlich?” Vielleicht wegen dieser unheimlichen zeitlichen Nähe, sagt Te.: “Ich konnte mir das schlicht nicht vorstellen, dass ich so nah zeitlich an diesem Mord habe dran sein können, ohne dass ich…” Weiter sagt Te., möglicherweise habe er in seiner Vorstellung, was da hätte sein müssen, falsche Vorstellungen gehabt, aber mit Sicherheit nicht die, was zu so einem Verbrechen gehören würde. Götzl fragt, von welchem Zeitpunkt Te. denn ausgegangen sei beim Anschauen seiner Ausstempelungszeit. Te. sagt, er wisse noch, dass er gesehen habe, dass er am Mittwoch recht früh das Büro verlassen habe, und dass er den Gedanken gehabt habe: “Bist Du nicht noch in dem Café vorbeigefahren? Und an dem Donnerstag, da war es recht spät, da bist Du doch nach Hause gefahren.” Götzl: “Sie gehen auf meine Frage letztlich nicht ein.” Te. sagt, er könne heute nicht mehr nachvollziehen, wann er die Uhrzeit erfahren habe, wann die Tat geschehen ist. Ab dem Zeitpunkt, wo er gewusst habe, dass es gegen 17 Uhr passiert ist, sei es für ihn völlig außer jeder Vorstellung gewesen, dass es an dem Tag gewesen sein könnte. Götzl: “Woher hatten Sie die Information?” Er denke dass er es der Presse entnommen habe, so Te., er wissen nicht mehr ob dem “Extra-Tip” oder der HNA [Hessisch-Niedersächsische Allgemeine].

Götzl sagt, Te. sei ja ein häufiger Kunde in dem Café gewesen und fragt, wann er in der letzten Woche immer da gewesen sei. Te.: “Das kann ich nicht mehr sagen.” Götzl: “Wann waren Sie üblicherweise da?” Te. antwortet, er sei zu unregelmäßigen Zeiten da gewesen, auch mal tagsüber vor Dienstschluss, mal auf dem Weg nach Hause. Er denke, dass er das schon bei den Polizeivernehmungen nicht mehr im Einzelnen sagen konnte. Es sei aber häufig gewesen, so dass ihm der Überblick gefehlt habe. Er denke, dass er zweimal die Woche vorbei gefahren, könne es aber nicht sicher sagen. Er könne nicht sagen, ob er in der Woche der Tat dort schon zuvor war. Götzl fragt, wie lang Te. üblicherweise da gewesen sei. Te.: “Zwischen 10 und 20 Minuten, vielleicht mal eine halbe Stunde, darüber hinaus eher nicht.” Götzl fragt, ob das mal, bevor es zu, Tatgeschehen kam, Thema mit Te.s Ehefrau gewesen sei, dass Te. in dem Café vorbeigeschaut hat. Te. verneint das. Götzl fragt, ob Te. regelmäßige Zeiten hatte, zu denen er zu Hause angekommen ist. Te.: “Zu der Zeit nicht.” Sie hätten Gleitzeit gehabt und das habe sich auch danach gerichtet, was tagsüber anstand, ob er einen Termin in Südhessen hatte. Auf die Frage, ob er sich bei seiner Frau angemeldet habe, sagt Te., normalerweise sei er einfach nach Hause gekommen, wenn es später wurde, habe er auch mal angerufen.

Der Blick auf die Stempelkarte müsse am Montagmorgen gewesen sei, so Te. auf Frage. Götzl: “Muss gewesen sein?” Er denke, so Te., er habe das für sich selber wissen wollen, wann denn das gewesen sein könne, natürlich sei er neugierig gewesen, wann er denn an welchem Tag Schluss gemacht habe. Seine Ausstempelzeit am Donnerstag, so Te. auf Frage, kenne er noch aus dem, was von der Polizei festgestellt worden sei: 16.43 Uhr. Am Mittwoch sei es deutlich früher gewesen: “15 Uhr irgendwas.” Götzl: “Inwiefern war die Ausstempelzeit überhaupt relevant?” Te.: “Von der Überlegung her, wenn ich so früh nach Hause fahre.” Jedenfalls wisse er heute, dass er sich eingeloggt und etwas geschrieben habe und dann wieder weggefahren sei. Götzl: “Jetzt sind Sie meiner Frage ausgewichen. Inwieweit war die Ausstempelungszeit relevant?” Te.: “Dass ich eher mir die Zeit genommen hätte, nochmal im Internetcafé vorbeizufahren.” Götzl sagt, Te, habe sich nicht mal bei seiner Ehefrau angekündigt und fragt: “Inwiefern soll denn der Umstand des Ausstempelns jetzt relevant sein für die Einordnung des Tages, an dem Sie im Internetcafé waren?” 16.43 Uhr sei relativ spät, antwortet Te., weil er abends auch nach Hause gewollt habe. Und, als er von der Uhrzeit des Verbrechens erfahren habe, habe das nicht gepasst. Götzl erwidert, Te. sei aber ja doch tatsächlich am Donnerstag vor Ort gewesen. Te. habe sich im Gegenteil Zeit genommen, dort vorbeizuschauen: “Die Logik erschließt sich mir nicht so. Sie wollten in dieses Internetcafé gehen. Und die Ereignisse liegen ja nicht so lange zurück. Sonntag zum Donnerstag, das ist ja kein großer zeitlicher Abstand.” Dass es so gewesen ist, sei ihm schon klar, sagt Te. stotternd. Er komme bei der Suche nach den Gedanken, die ihn damals bewogen hätten, bei diesen Gedanken laufe er immer wieder gegen die Wand. Er wisse für sich noch sicher, dass er diesen Gedanken gehabt habe, weil er gelesen habe, dass die Polizei die Computer auswerten wolle: “Musst du jetzt hingehen, weil die werten die Computer 24 Stunden aus? Wird die Polizei so weit zurückgehen dass es vielleicht jetzt Zeit wäre, hinzugehen und zu sagen, ich war zumindest zeitlich nah dran?” Diese Vorstellung, die leider völlig falsch gewesen sei, habe sich in ihm ziemlich verfestigt.

Götzl sagt, das helfe nicht weiter, weil man sich damit auseinandersetzen müsse, wie es in die tatsächlichen Ereignisse passe. Te: “Ich wäre auch für mich selber sehr froh, wenn es mir gelungen wäre, eine Erklärung zu finden, wie ich in diesem Punkt so dumm sein konnte, so blind, das so zu denken. Ich würde es auch gern besser, deutlicher erklären können. Aber ich kann mir ja keine Erklärungen ausdenken, dass es sich besser anhört.” Götzl sagt, wenn es anders sein sollte, als Te. es bisher geschildert habe, sollte es ihn nicht daran hindern, das hier auch zu sagen. Te. antwortet, er meinte es genau anders rum. Götzl: “Inwiefern spielt es jetzt eine Rolle, ob Sie früher oder später ausstempeln?” Te.: “Die Überlegung, wenn ich so früh heimgefahren bin, dann bin ich da vorbeigefahren, und dann die viel stärkere Überlegung, dass das zeitlich nicht passen kann.” Und dann gebe es noch eine Sache, so Te. weiter, das habe mit dem Weg von der Arbeit zu tun. Der normale kürzere Weg sei gewesen, an der Dienststelle links und wieder rechts abzubiegen, aber da komme er nicht mehr am Café vorbei. Oder er sei rechts gefahren und dann komme er an diesem Café vorbei. Wenn er vorbeigekommen sei, habe er dort angehalten. Wenn er nicht vorbeigekommen sei, habe er nicht angehalten. Es sei letztendlich von Zufällen abhängig gewesen.

Die Frage, ob er am Montag mit Kollegen über das Geschehen unterhalten habe, bejaht Te., er denke, am Rande. Davon erzählt habe er natürlich niemandem und er werde auch von sich aus nicht das Gespräch gesucht haben. In den Folgetagen sei es mit Sicherheit Thema gewesen, so Te. auf Frage. Er habe weder mit der Polizei noch mit seinen Vorgesetzten gesprochen, dass er da regelmäßiger Gast gewesen ist, und natürlich auch nicht mit anderen Kollegen. Auf Frage sagt Te., er meine, er habe mal vom Aufruf gelesen, dass ein Zeuge gesucht wird, aber zu dem Zeitpunkt sei offensichtlich dieser Fehlschluss schon so verinnerlicht gewesen, dass er das nicht getan habe. Götzl fragt, wie denn der Zeuge beschrieben war, der da gesucht wurde. Er wisse noch was von einer grünen Jacke, sagt Te., und Einzelheiten wisse er nicht mehr: “Ich wollte mich nicht wiedererkennen.” Götzl fragt, ob die Beschreibung auf ihn gepasst habe. Te. sagt, er erinnere sich an die grüne Jacke, das habe er für sich ausgeschlossen. Er habe zu der Zeit eine solche Jacke gehabt, aber üblicherweise nicht getragen. An den Rest der Beschreibung könne er sich nicht erinnern. Er habe sich offensichtlich nicht in dem Maße in der Beschreibung gefunden, dass er gedacht hätte sich zu melden. Er denke, dass das in der ersten Woche gewesen ist, wisse es aber nicht mehr genau, sagt Te. auf Frage.

Götzl fragt, ob es da jetzt Überlegungen von Te.s Seite gegeben habe, dass er das sein könnte, nach dem hier gesucht wird. Te.: “Ich denke nicht.” Götzl: “Das ist eine sehr weiche Formulierung.” Te. erwidert, er könne es aus heutiger Sicht nicht mehr sagen. Natürlich habe er in dem Moment überlegt, aber er habe sich in dieser Beschreibung offensichtlich nicht in dem Maße wiedergefunden, damit bin ich gemeint, ich muss da hingehen. Götzl möchte wissen, ob es jemals diese Überlegung gab. In dem Moment, wo das in der Zeitung gestanden habe mit den PCs, antwortet Te., aber er sei zu keinem Entschluss gekommen und irgendwann hätten die Ereignisse das überholt. Auf Frage sagt er, das habe in der HNA gestanden, dass die Polizei die Computerdaten auswerten wolle. Das sei vielleicht in der zweiten Woche gewesen, er wissen es aber nicht mehr genau. Götzl: “Warum haben Sie sich nicht gemeldet?” Te.: “Tja, ich war zu dem Zeitpunkt bei dem Gedanken, ich war 24 Stunden vorher da.” Seine Überlegung dazu sei gewesen, wenn er irgendwas wahrgenommen hätte, Menschen, einen Streit, Menschen mit merkwürdigem Verhalten, dann denke er, wäre er hingegangen. Vielleicht sei er auch zu feige gewesen. Te.: “Ich kann’s heute nicht sagen, wie lange ich für mich diesen Gedanken noch hätte durchhalten können. Am 21. April hat die Realität mich eingeholt.”

Götzl sagt, am letzten Verhandlungstag habe Te. angegeben, er habe aus privaten Gründen Angst gehabt, und fragt, welche Rolle das gespielt hat. Te. sagt, es sei ein subjektives Gefühl gewesen, dadurch dass er mit niemandem über diese Dinge gesprochen habe. Wenn er die Möglichkeit gehabt hätte mit jemand Vertrautem zu sprechen, hätte er das Ganze auch objektiver bewerten können, so Te. So hätten diese subjektiven Gründe ihn dazu gebracht, sich nicht zu melden. Bei seiner Frau sei das gewesen, dass er das mit dem Chatten möglicherweise erzählen zu müssen und bei seinen Kollegen, dann hätte sagen müssen, dass er ziemlich oft in dem Café war. Hätte er Gelegenheit gehabt, mit jemandem ein Gespräch zu führen, hätte der ihn vielleicht auch gerade rücken können, so Te. Und weiter: “Ich bin auch ein Mensch, der dazu neigt, sehr viele Dinge mit sich selber abzumachen. Das war nicht hilfreich.” Götzl fragt, ob Te. seiner Frau zwingend die Einzelheiten erzählen müssen. Te. antwortet, er habe wohl diesen Gedanken gehabt. Götzl fragt, warum diese Fragen nicht mit den Kollegen klärbar gewesen wären: “Was hätten Sie denn befürchten müssen, sagen Sie mir etwas Gewichtiges bitte.” Bei seiner Frau sei das gewesen, dass er ihr nicht nur die Hälfte erzählen könne, sondern alles, und bei den Arbeitskollegen die Nähe des Internetcafés zum Beobachtungsobjekt. Es sei ihm bewusst, dass es keine objektiven Gefahren darstellte, aber diese Dinge seien damals in seinem Kopf gewesen. Götzl: “Sie weichen mir aus.” Te. erwidert, er habe offensichtlich damals die Befürchtung gehabt, dass, wenn er davon erzähle, das negative Konsequenzen habe, oder dass seine Vorgesetzten sagen, warum gehst du dahin in der Nähe von dem Beobachtungsobjekt. Und bei seiner Frau sei es so gewesen, dass sie jung verheiratet gewesen seien, er habe die Befürchtung gehabt, dass er das, was er da gewonnen habe, wieder verlieren könnte. Götzl: “Welche dienstlichen Nachteile wären das gewesen, außer dass die sagen: ‘Machen Sie das nicht mehr’?” Te. antwortet, er wisse nicht, was er sich damals vorgestellt habe. Er habe den Gedanken gehabt, es würde ihm in irgendeiner Weise Ärger einbringen. Es folgt eine Unterbrechung bis 15.30 Uhr.

Dann sagt Götzl, er wolle da nochmal nachfragen, ob sich Te. erinnern könne, ob er am Montag mit Kollegen über das Tatgeschehen gesprochen hat. Te. sagt, er denke schon, aber an ein konkretes Gespräch könne er sich nicht mehr erinnern. Dann wolle er einen Vermerk vorhalten von KOK T. zu einem Gespräch mit Frau E, sagt Götzl. E. sei eine Kollegin, die habe die gleiche Tätigkeit gemacht wie er in einem anderen Bereich, sagt Te. Das Verhältnis zu ihr sei kollegial gewesen. Vorhalt: Frau E. sei von Herrn Fe. gebeten worden, Andreas bezüglich des Mordes im Internetcafé zu befragen. Auf Frage sagt Te., Fe. sei der Leiter der Außenstelle. Götzl fragt Te., ob es denn zu einem Gespräch von E. mit ihm gekommen sei, ob Te. befragt wurde. An eine direkte Befragung könne er sich nicht erinnern, antwortet Te.: “Es wäre auch vom Gefühl her, wenn sie den Auftrag bekommen hätte, wir waren per Du, dann hätte sie gefragt, kennst Du das, und dass ich dann gesagt hätte, ich kenne das Café.” Vorhalt: Frau E. habe dann am 10.4.2006 den Andreas angesprochen, ob es einen dienstlichen Bezug zum VS gebe. Andreas Te. habe ihr gesagt, dass er das Opfer nicht kennen würde und das Café nicht aufsuchen könne. Te.: “Das kann sein, dass ich sowas gesagt habe.” Götzl: “Vorher haben Sie gesagt, sie hätten gerne mit jemand gesprochen. Jetzt wurden Sie schon am 10.4.2006 gefragt.” Te. sagt, er habe Gespräch mit jemandem, irgendeinem Bekannten gemeint, der ihm “den Kopf geraderückt”, nicht mit einem Arbeitskollegen.

Götzl sagt, er habe schon Probleme damit, dass Te. sich nicht dran erinnern wolle: “Warum haben Sie solche Umstände jetzt nicht in Erinnerung. Kann das sein? Warum antworten Sie auf meine Fragen mit Hypothesen?” Da zweifele man daran, dass Te. mit der Wahrheit diene, so Götzl weiter. Te. erwidert, er erinnere sich tatsächlich nicht an das Gespräch. Er habe an der Arbeit mit niemandem darüber gesprochen. Er sei an dem Montag sehr durcheinander gewesen. Bei seiner Befragung im Bundestags-UA sei ihm auch schon vorgehalten worden, dass er sich auch an das Treffen mit der Quelle an diesem 10. auch nicht mehr im Detail habe erinnern können. Götzl: “Weil Sie sich an eine Sache nicht erinnern, können Sie sich auch an eine andere Sache nicht erinnern? Aber an die Stempelkarte erinnern Sie sich schon. Man fragt sich, wie das geht.” Te. antwortet, die Sache mit der Stempelkarte sei auch in den polizeilichen Vernehmungen Thema gewesen und habe sich dadurch bei ihm mehr eingeprägt als Dinge, die bis heute nie mehr angesprochen worden seien. Die Polizei habe ihn, soweit er sich erinnere, nach diesen Dingen nicht gefragt. Jetzt sei nichts mehr da.

Zu dem Gespräch, das er angesprochen hat, sagt Te., das sei ihm letztes Jahr im Bundestags-UA vorgehalten worden, das Treffen mit der “Quelle 389″ an diesem Montag, den 10. April. Er habe an dieses Treffen bis dahin keine Erinnerung vom Inhalt gehabt, was sie da besprochen hätten. Und da sei ihm die Aussage der Quelle bei der BAW vorgehalten worden, dass er [die Quelle] ihn darauf angesprochen habe und er, Te., habe sehr nervös gewirkt. Eine eigene Erinnerung habe er nicht an das Gespräch, führt Te. weiter aus. Und das Gespräch mit der Kollegin, das Götzl vorgehalten habe, da sei das ähnlich gelaufen, dass er keine Erinnerung mehr gehabt habe. Die Erinnerung daran sei weg, er könne das Gespräch jetzt nicht beschreiben. Götzl: “Ja, kam es jetzt an dem Montag zu einem Treffen mit der Quelle?” Das Treffen hätten sie nachvollziehen können im März 2012, so Te., bei der BAW sei die Rede gewesen von den Telefonaten, die er an dem Donnerstag mit der Quelle geführt habe. In dem Moment habe er auch nicht vermocht, dazu etwas zu sagen. Aber er habe angeboten, dem KHK aus Kassel, dass er unmittelbar nach seiner Rückkehr diesen Kalender hole und ihm am Freitag aushändige. Und bei der Gelegenheit habe er mit dem zusammen die Einträge angeschaut und habe ihm [dem KHK] sagen können, dass es vermutlich darum ging, einen Termin auszumachen, und darum, dass er ihm [der Quelle] das Geld für den Monat April zahlen sollte.

Götzl fragt nach den Telefonaten. Te.: “Der Anrufversuch, wie mir im März 2012 vorgehalten wurde, auf meinem Handy von der Quelle 389.” Und er sei da im Gespräch mit einer anderen Quelle gewesen und habe ihn [Quelle 389] kurz abgewürgt und später angerufen, als er nachmittags wieder im Büro gewesen sei, und den Termin am 10. vereinbart. Den habe er, Te., dann den Unterlagen seiner Reisekostenrechnung zufolge auch wahrgenommen. Götzl fragt nach der Quelle. Te. antwortet, “389″ sei jemand aus dem rechten Bereich, die erste Quelle die er in Kassel übertragen bekommen habe nach seiner Ausbildung. Es sei um eine kleine unbedeutende rechte Partei gegangen. Man habe ihn mit dieser Quelle anfangen lassen. Denn man wisse ja nicht, ob das funktioniert. Da bekomme man ja nicht die hochwertigste Quelle. Kennengelernt habe er die Quelle im September oder Oktober 2003. Ende September 2003 habe er die Ausbildung an der Verwaltungshochschule abgeschlossen. Götzl fragt, wie es mit der Quelle weiterging. Er habe, so Te., diese Quelle ein bis zwei Mal im Monat getroffen. Sie seien irgendwohin zum Essen gegangen, wie das so üblich gewesen sei bei der Quellenführung, und hätten besprochen, was die Quelle dienstlich zu sagen hatte, aber man spreche bei diesen Treffen auch über alles andere, um ein möglichst vertrauensvolle Verhältnis herzustellen. Es sei üblich gewesen, der Quelle einmal im Monat das verabredete Geld zu geben. Am Anfang habe er die Quelle öfter getroffen. Dann seien Quellen aus dem Bereich dazu gekommen, in dem er eigentlich eingesetzt gewesen sei, Islamismus. Das was die Quelle habe abliefern können, sei nicht so viel gewesen. Deswegen hätten die Treffen üblicherweise einmal im Monat stattgefunden. Er, Te, habe aus dem Kalender nachvollziehen können, dass das Geld für April in der ersten Aprilwoche habe gezahlt werden können. Er, Te., habe andere Termine gehabt und die Quelle habe das Geld gerne haben wollen und angerufen, um einen Termin zu vereinbaren.

Götzl fragt zum Tagesablauf am 6. April und dem Kontakt zu einer weiteren Quelle. Te. sagt, er sei morgens irgendwann zur üblichen Zeit ins Büro gefahren. Das Treffen mit der anderen Quelle aus dem islamistischen Bereich habe er wahrscheinlich vorbereitet. Er habe sich wahrscheinlich die Notizen vom letzten Mal durchgelesen, geguckt, ob er konkrete Fragestellungen habe.  Um die Mittagszeit habe er diese Quelle getroffen. Sie hätten üblicherweise zwei, zweieinhalb Stunden in einem Restaurant in Kassel, am Rande von Kassel, gesessen. Dann sei er zurück ins Büro und habe seine Notizen geordnet. Man könne sich ja im Lokal nur Stichpunkte machen und müsse das so schnell wie möglich zu Papier bringen, dass nichts verfälscht wird. Und danach habe er die “Quelle 389″ angerufen, um diesen Termin zu vereinbaren. Er meine, so Te. auf Nachfrage, dass er irgendwo aus der Presse erfahren habe, dass 16.10 Uhr der Anruf gewesen sei: “Das würde passen, dass ich meine Unterlagen in den Tresor eingeschlossen habe und dann gegangen bin.” Eine eigene Erinnerung daran habe er nicht, zum ersten Mal davon gehört habe er bei seiner Vernehmung bei der BAW. 2006 seien ihm diese Fragen wegen Quellenschutz nicht gestellt worden, das vermute er zumindest, ob das der tatsächliche Grund dafür war, wisse er nicht. Vom Ablauf des Tages wisse er noch, dass es bei den Vernehmungen mehr um eine zeitliche Eingrenzung gegangen sei, dass er auf dem Heimweg noch von einer anderen Quelle aus dem islamistischen Bereich angerufen worden sei. Er könne sich erinnern, dass er danach gefragt wurde.

Götzl fragt, was Te. eigentlich unternommen, nachdem er zu Hause war. An diesem Freitag habe seine Mutter Geburtstag gehabt. Er sei vormittags mit seiner Frau in der Stadt unterwegs gewesen. Für den Mittag oder Nachmittag seien sie dann bei seiner Mutter zum Geburtstag eingeladen gewesen. Samstags sei er zu Hause mit irgendwelchen Dingen beschäftigt gewesen, da könne er nichts mehr dazu sagen. Der Sonntag sei wie der Samstag verlaufen, er vermute, dass er samstags eingekauft habe. An den Sonntag habe er keine besonderen Erinnerungen, außer dass er dann irgendwann in der Zeitung mitbekommen habe, was geschehen war. Götzl fragt zu Te.s EDV-Ausstattung zu Hause damals. Te., sagt, sein großer Sohn habe einen Computer ohne Internetanschluss gehabt und er selbst habe einen Laptop gehabt. In der Wohnung hätten sie keinen Internetanschluss gehabt, sagt Te. auf Frage, er habe zu der Zeit oder erst später, Ende 2006, so einen Internetstick gehabt. Wenn er so drüber nachdenke, sei er ziemlich sicher, dass er den Stick noch nicht hatte, weil sonst die Besuche in Verbindung mit dem Chatten nicht notwendig gewesen wären. Götzl fragt, bei welcher Partei die “Quelle 389″ war. Te. sagt, er wisse jetzt nicht, ob das von seiner Aussagegenehmigung gedeckt ist. Die Partei sei sehr klein und unbedeutend gewesen, er wisse nicht, ob die heute noch existiert. Die Frage sei im UA auch aufgekommen und der Vertreter der hessischen Landesregierung habe damals gesagt, er müsse das nachschauen, und die Frage sei dann zurückgezogen worden. OStAin Greger sagt, die Partei sei in einer Vernehmung bereits genannt worden. Te.: “Es war die Deutsche Partei.”

Götzl sagt, er wolle bei diesem Vermerk bleiben, und fragt, ob Te. denn im Gespräch mit Kollegen oder Frau E. oder Herrn Fe. oder sonst wem, über dieses Geschehen als Teil einer Serie gesprochen habe. Te.: “Da ich mich an dieses Gespräch nicht erinnere, weiß ich nicht, in welcher Form da gesprochen wurde.” Irgendwann sei dann bekannt geworden, dass es eine Serie ist, aber er wisse nicht, ab welchem Zeitpunkt. Vorhalt: Frau E. habe Andreas gebeten, den Namen des Opfers beim hiesigen ZK 10, dem Herrn Mü. abzuklären. Te. sagt, das könne durchaus sein, er habe an das Gespräch keine Erinnerung. Er wisse, dass er in diesen Tagen auch mal beim Staatsschutz war. Er wisse nicht, ob das ein schon vorher vereinbarter Termin war. Vorhalt: Weiter habe Andreas Te. ihr gegenüber angegeben, dass die Waffe bereits bei mehreren Taten im Bundesgebiet eingesetzt worden sei. Te. sagt, er könne sich an das Gespräch im Einzelnen nicht erinnern. Das sei nicht seine Sprechweise, nicht die Art, wie er spreche. Götzl sagt, das sei von KOK T. formuliert, der die “Dienststelle des LfV Hessen, Außenstelle Kassel aufgesucht” habe. Götzl fragt, was Te. denn damit sagen wolle, dass er es so nicht formulieren würde. Te. sagt, er habe das schon in der Presse gelesen und diesen Abschnitt für ihn merkwürdig formuliert gefunden, weil er normalerweise nicht so mit seiner Kollegin sprechen würde. Götzl: “Haben Sie mal mit ihr gesprochen?” Te. sagt, er habe zu den Kollegen der Außenstelle Kassel schon seit langer Zeit keinen Kontakt mehr: “Ich wäre auch im Hinblick, dass ich hier als Zeuge aussage, nicht auf den Gedanken gekommen.” Das sei ihm nicht so besonders klug erschienen. Götzl: “Na, mit dem Inhalt sollten Sie sich schon auseinandersetzen.”

Am Vortag, an dem Sonntag sei Te. aufgewühlt gewesen aufgrund des Schicksals des Opfers, so Götzl weiter, wenn jetzt diese Situation, wie sie E. schildere, der Wahrheit entsprechen würde, was sage er denn dazu: “Das wäre doch mal Anlass nachzudenken. Vielleicht sollten Sie sich überlegen ob das der Wahrheit entspricht, was Sie bisher gesagt haben. Ich weiß, dass das schwer ist.” Götzl sagt, er habe Te. belehrt, dass er hier in der Hauptverhandlung die Wahrheit sagen müsse, wenn er Angaben mache. Te.: “Ich habe an das Gespräch mit der Frau E. keine Erinnerung. Und das was ich gesagt habe bisher, ist die Wahrheit gewesen.” Auf Frage sagt Te. Herr Mü. sei damals ein Sachbearbeiter beim Staatsschutz des PP Kassel gewesen, der u. a. auch zuständig gewesen sei für Islamismus, deshalb habe er sich von Zeit zu Zeit mit dem getroffen. Auf Frage antwortet Te. natürlich habe er mit Mü. über dies Tat gesprochen, entweder an diesem Montag oder Dienstag seien diese Morde ein Thema gewesen, aber auch dort habe er natürlich nicht gesagt, dass er regelmäßiger Gast in dem Café war: “Von mir aus dürfte ich nicht in Einzelheiten eingestiegen sein.” Genauso wenig wie in dem Moment als ihn die Quelle angesprochen habe. Er habe versucht, dieses Thema zu meiden bei solchen Gelegenheiten.

Götzl hält aus dem Vermerk vor, Te. habe laut E. gesagt, der Mord habe keinen regionalen Bezug, die Waffe sei bereits im gesamten Bundesgebiet eingesetzt worden. Dann fragt Götzl, ob Te. Infos hatte. Ab wann er das wusste, könne heute nicht mehr sagen, antwortet Te. Te.: “Ja, ‘kein regionaler Bezug’, ‘Waffe im gesamten Bundesgebiet eingesetzt’, haben Sie sich mit dem Thema beschäftigt und ab wann?” Dass er auf so eine Frage so geantwortet hätte, sei ihm komisch vorgekommen, so rede er doch nicht. Er könne schlecht sagen, wie er es formuliert hätte, sagt Te. auf Nachfrage. Er erkenne sich da drin nicht wieder. “Regionaler Bezug”, das seien nicht seine Worte, er denke, dass er das nicht so formuliert hätte. Götzl erwidert, es sei immer einfach zu sagen, was man nicht macht, Te. solle sagen, warum. Vielleicht hätte er sinngemäß gesagt, so Te., “was nicht nur Kassel betrifft”. Aber das erschließe sich ihm nicht. Zum einen sei es ein Mordfall gewesen und damit sowieso erstmal kein Bereich für den Verfassungsschutz, zum anderen hätte es ihn, wenn er dienstlich drüber nachgedacht hätte, nicht gestört, dass es nicht nur in Kassel war. Götzl fragt, was denn an dem Tag Te.s Informationsstand war und was Te. veranlasst habe, seine Stempelkarte zu überprüfen: “Das wird jetzt immer vager, Herr Te.” Das könne er nicht mehr sagen, so Te. Götzl: “Haben Sie wirklich Ihre Stempelkarte überprüft?” Te.: “Ja.” Daran kann ich mich noch ziemlich gut erinnern. Götzl fragt, ob es jetzt noch Erinnerungen gebe, welche Informationen Te. da am Montag gewonnen habe. Te. verneint. Götzl sagt, man unterbreche die Einvernahme an der Stelle und setze morgen um 13.00 Uhr fort.

Der Verhandlungstag endet gegen 16.15 Uhr.

Auf NSU-Nebenklage heißt es:
„Temme, der sowohl in dem gegen ihn geführten Strafverfahren als auch bei seiner letzten Vernehmung am 01.10.2013 in München keine Erinnerung haben wollte und allerlei Unglaubwürdigkeitenzum Besten gab, setzte am Dienstag seine wirren Erzählungen fort. Für die Hauptverhandlung ergab die Vernehmung keinerlei Ergebnis. Zuvor hatte das Gericht eine weitere Gegenvorstellung von Nebenkläger-VertreterInnen, die nach wie vor dafür kämpfen, die Ermittlungsakte des eingestellten Strafverfahrens gegen Temme zu den Prozessakten beiziehen zu lassen, abgelehnt. Das Gericht bleibt dabei, dass all dieses Material nich relevant ist, wohl weil es für die Verurteilung der hier Angeklagten nicht notwendig ist.“


Protokoll 64. Verhandlungstag - 4. Dezember 2013

Nachdem am Vortag die Vernehmung des ehemaligen VS-Mitarbeiters Andreas Te. [Protokoll folgt, vgl. auch 41. Verhandlungstag] fortgesetzt und wieder unterbrochen wurde, wurde an diesem Tag seine damalige Quelle aus der rechten Szene angehört. Benjamin Gä. konnte oder wollte sich an viele Dinge nicht erinnern und machte u.a. widersprüchliche Angaben zu seinen Kontakten mit Te. in den Tagen nach dem Mord an Halit Yozgat. Das Landesamt für Verfassungsschutz Hessen stellte und bezahlte ihm den Zeugenbeistand RA Volker Hoffmann.

Zeuge: Benjamin Gä. (V-Mann des LfV Hessen, 2006 betreut von Andreas Te., welcher zur Tatzeit im Internetcafé von Halit Yozgat)

Der Verhandlungstag beginnt um 9.47 Uhr. Als Vertretung für Wohllebens Verteidigerin Schneiders ist heute wieder der Szene-Anwalt Wolfram Nahrath anwesend. Als Nebenkläger_innen sind heute İsmail und Ayşe Yozgat im Saal. Nach der Präsenzfeststellung nimmt Benjamin Gä. zusammen mit seinem Zeugenbeistand RA Volker Hoffmann am Zeugentisch Platz. Richter Götzl verliest die Aussagegenehmigung des ehemaligen V-Manns des hessischen Landesamtes für Verfassungsschutz (LfV). Darin heißt es, dass Gä. die Genehmigung erteilt wird, auszusagen, soweit sich seine Aussagen auf den im April 2006 für ihn zuständigen Mitarbeiter im LfV beziehen, nicht aber soweit sie sich auf die ansonsten bekannt gewordene Arbeitspraxis oder sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des LfV beziehen. Götzl sagt, Gä. solle über seine Tätigkeit für das LfV berichten, insbesondere im Hinblick auf den Mitarbeiter “Alex” [Andreas Te.] und das Jahr 2006. Gä.: “Im Prinzip weiß ich es eigentlich garnimmer richtig.” Er sei 2006 Informant gewesen, so Gä., seinen V-Mann-Führer habe er unter dem Namen “Alex” gekannt. Sie hätten sich überwiegend in Restaurants getroffen in Kassel und Umgebung, dort habe er über rechtsradikale Treffen berichtet. Soweit er sich erinnere, hätten sie sich in diesem Jahr acht- oder neunmal getroffen, überwiegend in Restaurants, zweimal in Internetcafés. Er habe dort über die Hooligan-Szene oder rechte Szene im Internet sich schlau machen und ihm ["Alex"] Bilder zeigen sollen von “ehemaligen Kameraden”. “Im Prinzip” habe er, Gä., mit der Rechten gar nichts mehr zu tun gehabt, habe aber noch Freunde gehabt, die Kontakte hatten. So habe er Informationen bekommen. Es sei nicht nur um die Rechten gegangen, sondern auch um Hooligans: “Treffpunkte, 3. Halbzeit, Sonnwendfeiern”. Darüber sei er ausgefragt worden. Soweit er sich erinnern könne, sei er 2000 aus der “Kameradschaft Kassel” ausgetreten, dann habe er seinen Wehrdienst geleistet und habe vereinzelt noch mit ehemaligen Kameraden Kontakt gehabt. Die Zusammenarbeit mit Te. habe 2003, 2004 begonnen. Seitdem seien die Treffen gewesen, das “zusammen essen gehen”. Sein V-Mann-Führer habe sich immer Notizen gemacht. Überwiegend sei er angerufen worden, Zeit und Treffpunkt seien meist am Telefon ausgemacht worden. Götzl fragt, wie es zur Beendigung der Zusammenarbeit mit „Alex“ gekommen sei. Gä. sagt, nach Mitte 2006 sei ihm gesagt worden, dass der Herr Te., “da habe ich den Namen erst erfahren”, erstmal beurlaubt sei. An das letzte Treffen mit Te. könne er sich leider nicht erinnern, so Gä. auf Frage Götzls. Götzl fragt zu den Umständen der Beendigung. Gä.: “Ich brauch jetzt einfach nur Mitarbeiter sagen?” Dann sagt er, ein anderer Mitarbeiter des LfV habe ihn angerufen, es sei ganz normales Treffen “an der Hauptstraße” gewesen. Der andere Mitarbeiter habe ihm gesagt, dass er jetzt die Zusammenarbeit weiterführe. Götzl fragt noch einmal zum letzten Treffen. Er könne da gar nichts mehr dazu sagen, so Gä. Weiter: “Mir wurde damals gesagt, ich hätte am 6. telefoniert. 2006, Entschuldigung, und da hab ich auch schon die Aussage gesagt, dass ich mich nicht mehr dran erinnern kann.” In Erinnerung geblieben sei ihm, dass sie in Internetcafés gewesen seien. Auch das letzte mal sei ein Besuch in einem Internetcafé irgendwo in der Innenstadt von Kassel gewesen, den Namen des Cafés wisse er nicht mehr. Die Treffen hätten einmal im Monat stattgefunden oder, wenn etwas Gravierendes gewesen wäre, zweimal, aber dazu sei es nie gekommen. Götzl fragt, ob das Tötungsdelikt am 6. April 2006 [Mord an Halit Yozgat] mal mit Te. Thema gewesen sei. Gä.: “Gar nicht, habe ich von ihm überhaupt nicht erfahren.” Sie hätten auch nie darüber gesprochen. Von der Tat habe er durchs Internet bzw. von seiner Ex-Frau erfahren. Seine Ex-Frau sei viel am Chatten gewesen und habe sich mit einer Freundin geschrieben bei ICQ, darüber habe er das erfahren. Nur widerwillig nennt Gä. den Namen seiner Ex-Frau. Götzl belehrt Gä. noch einmal, dass er nichts verschweigen darf. Seine Ex-Frau habe ihm erzählt, dass das passiert sei. Dann sagt Gä.: “Und diesen Monat wollten wir uns auch treffen, das weiß ich ganz genau.” Das habe sich schnell herum gesprochen, dass jemand erschossen wurde in Kassel, aber das sei nicht tagelang gegangen. Dann sagt Gä., ohne gefragt worden zu sein: “Nein, gebilligt hab ich das nicht.” Götzl fragt, warum Gä. nun diesen Aspekt anspreche. Gä. erwidert, er finde, dass niemand auf der Welt erschossen werden solle. Götzl hakt nach, warum Gä. gesagt hat, dass er das nicht gebilligt habe. Das beziehe sich darauf, dass sie auch vereinzelt Leute da gehabt hätten, die gesagt hätten: “Naja, auf der einen Seite ist es richtig.” Das sei ein Bekannter seiner Ex-Frau gewesen, den er selber nicht gekannt habe, der Spitzname sei “Stinki”. Götzl fragt, was der richtig gefunden habe. Gä.: “Dieselben doofen Sprüche, die wir selber auch gemacht haben: Einfach weg damit, die klauen uns nur die Arbeitsplätze und so doofe Sprüche.” Er sei nicht umsonst 2000 ausgetreten. Der Bekannte sei noch nicht mal ein Rechtsradikaler gewesen, sondern einfach nur eine “Dummschnutte”. Mit Schwiegermutter und Mutter habe er sich über die Tat unterhalten: “Die Muttis sagten, sowas darf es nicht geben, da haben sie auch recht halt.” Ob es Thema in der Szene gewesen sei, könne er nicht sagen, die Personen, zu denen er noch Kontakt gehabt habe, hätten sich nicht geäußert.
Soweit er sich erinnere, habe er mit Te. nicht über die Geschichte gesprochen. Er habe nur die Info bekommen, dass Te. nicht mehr tätig sei, und dass er jetzt “von dem alten Vorgänger” übernommen werde. Das sei noch ein Jahr gegangen, dann sei Schluss gewesen. Götzl fragt, ob es mal ein auffälliges Verhalten von Te. gegeben habe. Gä. sagt, beim letzten Telefonat sei Te. sehr aufgeregt gewesen, irgendwie nervös. Te. sei, das habe er, Gä., auch dem anderen Mitarbeiter erzählt, anders gewesen als sonst. Te. habe, soweit er sich erinnere, immer Pausen gemacht während des Gesprächs, normalerweise habe Te. ziemlich offen und gerade geredet. An den Inhalt des Gesprächs habe er keine Erinnerung mehr, so Gä.

Götzl sagt, Gä. habe Telefongespräche angesprochen und will wissen, was es damit auf sich habe. Gä. antwortet, ihm sei gesagt worden, er habe an diesem Tag  mit Te. telefoniert, das habe er verneint, er habe gesagt, das sei zu lange her, er könne sich nicht erinnern. Es sei um ein Telefonat gegangen, aber er stehe “im Internet in vielen Foren drin” und in einem “von der linken Seite” stehe, es seien zwei Telefonate gewesen. Er könne das, so Gä., nicht mehr genau sagen. Zur rechten Szene in Kassel befragt, sagt Gä., er könne “im Prinzip” dazu gar nichts mehr sagen. Er habe immer nur von den Treffen gehört und so habe er es weitergegeben. Götzl fragt zur “Kameradschaft Kassel”. Das sein 60 bis 70 Leute gewesen. Was für Leute, fragt Götzl. „Rechtsradikale“ antowortet Gä. Zu den Zielen sagt Gä.: “Was waren früher die Ziele in jungen Jahren?” Dann nennt er Trinken, Fußball, Grillen und “3. Halbzeit mitmachen”. “Demomäßig” habe er nicht mit viel gemacht, das seien eher die Älteren gewesen, die “auch ein bisschen mehr im Kopf hatten” und sich politisch eingesetzt hätten. Anführer sei damals sein Bruder, Christian We., gewesen, so Gä. Er wisse es nicht genau, aber er meine, dass es die Kameradschaft seit 1998 gegeben habe. Sein Bruder sei zwar Anführer gewesen, sei aber “im Prinzip” nie auf Demos gewesen. Einmal seien sie nach Berlin gefahren, da sei sein Bruder aufgrund einer Verwechslung gleich verhaftet worden. Das sei die einzige Demo, die er von seinem Bruder wissen. Sie hätten mehr gesoffen, als dass sie auf die Straße gegangen seien. Verbindungen in die Gegend Zwickau oder Jena habe es, soweit er sich erinnere, nicht gegeben. Gä. nennt Namen von Personen aus der Kameradschaft, mit denen er zu tun gehabt habe: Mike Sa. Toni R., Sascha Bo., Sascha Wo., Björn W. Weitere Gruppen habe es in Kassel gegeben, zu den hätten Rivalitäten bestanden. Er nennt “Sturm 18″, “Arische Bruderschaft” und “irgendwelche Bluthunde”, letztere seien wohl Jugendliche gewesen von 15,16 Jahren.
Zu “Sturm 18″ fielen ihm, so Gä., die Namen Michel Fr., Martin Mü. und ein Stanley ein. Den Namen Rö. kenne er nicht, so Gä. auf Frage Götzls. Auf Frage des Vorsitzenden sagt Gä., er kenne den Namen Bernd Tödter, der sei, soweit er wisse, damals auch beim “Sturm 18″ gewesen. Zur “Arischen Bruderschaft” könne er nur sagen, dass die gemeinsam mit Northeim unterwegs gewesen seien. Von Thorsten Heise wisse er, dass der aus Northeim sei, das habe ihm Mike Sa. erzählt, persönlich kenne er ihn nicht. Zum “Sturm 18″ könne er weiter gar nichts sagen: ” Wir waren mehr oder weniger rivalisiert damals.” Michel Fr. sei damals zum Sturm 18 gegangen. Fr. sei ein guter Freund gewesen, aber mittlerweile würden sie sich nicht mehr verstehen, weil Fr. der erste gewesen sei, der ihm eine Mail geschrieben habe, nachdem sein, Gä.s, Name in der Zeitung gestanden habe.
Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe kenne er nur aus den Nachrichten. Auf Frage nach Kontakten in Thüringen sagt Gä. es habe welche in Mühlhausen gegeben: “Das waren im Prinzip so Besoffskis wie wir.” Er nennt die Namen “Keule” und Uwe. Uwe sei “so ein Halbglatziger mit Hasenscharte” gewesen. So hätten sie diese Kameradschaft kennengelernt, sie seien schon am Bahnhof empfangen worden mit einer Kiste Bier. Die Namen André E., Holger G. und Wohlleben kenne er nicht, so Gä.

Dann hält Götzl dem Zeugen aus dessen polizeilicher Vernehmung vom 26. April 2012 vor. Der [V-Mann-Führer] “Heinz”, von dem in der Vernehmung die Rede sei, sei derjenige vom LfV gewesen, den er 2007 auch noch gehabt habe, so Gä. auf Vorhalt. Götzl zitiert, dass “Heinz” laut Gä.s Aussage bei dem ersten Treffen 2006 nur gesagt habe, dass irgendwas vorgefallen und der Alex beurlaubt sei, außerdem sollte es einen Untersuchung geben, den Grund habe “Heinz” nicht genannt. Das bestätigt Gä. Weiter habe Gä. ausgesagt, so Götzl, dass er “Heinz” in diesem Zusammenhang von seinem letzten Treffen mit “Alex” drei Wochen davor erzählt habe, dabei habe “Alex” einen sehr nervösen Eindruck gemacht. Gä.: “Wenn es da drin steht.” Bei der Vernehmung sei von sieben Personen auf ihn “eingehackt” worden, er habe gezittert. Sein Beistand RA Volker Hoffmann sei dabei gewesen, bestätigt Gä. Gä. sagt, es sei da auf einmal um Mord gegangen und er habe unter Adrenalin gestanden. Götzl hält weiter vor, Gä. habe angegeben, dass Te. beim letzten Treffen irgendwie abwesend gewesen, sich entgegen seiner sonstigen Gepflogenheiten keine Notizen gemacht habe und es sich insgesamt um ein kurzes Treffen gehandelt habe. Heute habe Gä. aber von einem Telefonat berichtet, sagt Götzl. Gä. sagt, dann werde das wahrscheinlich richtig gewesen sein. Mit dieser Antwort gebe er sich nicht zufrieden, erwidert Götzl. Gä. sagt, er habe keine Erinnerung. Götzl hakt nach und Gä. sagt, dann sei das richtig. Götzl sagt, Gä. habe angegeben, dass das letzte Treffen seiner Erinnerung nach im April 2006 gewesen sei. Zunächst sagt Gä., das sei richtig, dann sagt er, er habe “eigentlich” keine Erinnerung an das Treffen. Als Götzl sagt, Gä. habe das am 26. April 2012 ausgesagt und er werde natürlich dazu nachfragen, sagt Gä.: “Dann wird es richtig sein, ja, ist richtig.” Götzl sagt, dann solle Gä. von dem Treffen erzählen. Gä. sagt, er könne sich nicht genau erinnern, wann er sich mit Te. getroffen habe. Götzl hakt nach und Gä. sagt, es habe viele Treffen gegeben, er wisse aber nicht, ob das letzte ein Treffen oder ein Telefonat gewesen sei.
Götzl hält vor, Gä. habe angegeben, dass er aufgrund der Presseveröffentlichungen zum Mord in der Holländischen Straße neugierig geworden sei und “Alex” gefragt habe, ob er etwas von der Schießerei mitbekommen hat. Bei dieser Frage sei “Alex”, so der Vorhalt weiter, nervös geworden. Das sei richtig, so Gä. Götzl will wissen, was es gewesen sei, was Gä. als “plötzlich nervös” beschreibe. Gä. sagt, Te. habe immer ganz ruhig und gelassen telefoniert und da sei es nicht so gewesen. Es sei in Abständen gewesen, keine kompletten Sätze. Te. habe irgendwie hektischer geredet. Ob das letzte ein Treffen war oder ein Telefonat, könne er immer noch nicht sagen, erinnern könne er sich an das Treffen mit “Heinz”. In dem Gespräch mit “Heinz” habe er erfahren, dass Te. beurlaubt sei weil etwas vorgefallen sei, aber keine Einzelheiten. Von der Tat in der Holländischen Straße sei nicht die Rede gewesen. Götzl will wissen, ob Gä. mit “Heinz” über Te. und die letzten Kontakte zu ihm gesprochen. “Heinz” habe ihn gefragt, wo sie sich die letzten Male getroffen hätten, und er habe ihm gesagt, überwiegend in der Innenstadt, so Gä. Er denke schon, dass er “Heinz” von dem nervösen Eindruck erzählt habe, er habe erzählt, dass er mit “Alex” telefoniert habe, und dass dieser ihm ziemlich unruhig vorgekommen sei. “Heinz” habe sich nicht dazu geäußert. In Bezug auf die Beurlaubung sei die Rede davon gewesen, dass etwas geprüft werden müssen. Danach hätten “Heinz” und er “ganz normal unser Ding durchgezogen”. Götzl hält vor, Gä. habe bei der Polizei davon gesprochen, dass “Alex” plötzlich nervös geworden sei und angefangen habe, zu stottern. Normalerweise habe “Alex” sich immer Notizen auf seinem kleinen Block gemacht, als er, Gä., ihn auf die Schießerei angeschoben habe, habe “Alex” auf einmal aufgehört mit zu schreiben, so der Vorhalt von Götzl. Daran können er sich vage erinnern, so Gä. Normalerweise habe “Alex” immer einen Block aus dem Jackett geholt und fleißig geschrieben. Götzl hält Gä.s Aussage weiter vor: “Ich wusste nicht wie ich diese Reaktion einstufen sollte. So hatte ich ihn noch nie gesehen.” Das sei richtig, so Gä. Götzl hält weiter vor, “Alex” habe auf die Frage nach dem Mord hin “rumgedruckst”, gestottert und habe nur gemeint, dass jemand erschossen wurde. Auch das bestätigt Gä. Daraufhin, so der Vorhalt weiter, hab er, Gä., nur gesagt, dass er das auch aus der Presse schon wisse. Gä.: “Das ist richtig.” Götzl verliest aus der Aussage Gä.s, dass “Alex” bei diesem Treffen besonders nervös gewesen sei, weil er nicht wie sonst sein Jackett auszog und über den Stuhl legte, außerdem habe er sich die ganze Zeit umgeschaut. Gä.: “Dann wird das schon so stimmen, wenn das dort so steht, wird das so sein.” Götzl sagt, Gä. habe angegeben, er habe den Eindruck gehabt, dass sich “Alex” beobachtet fühlte. Gä. sagt: “Diesmal war ich nicht der Beobachtete.” Götzl hält vor, dass Gä. “Alex” darauf angesprochen habe, und der gesagt habe, es gehe ihm nicht gut. Das sei richtig, so Gä. Es folgt eine Pause bis 11.27 Uhr. In der Pause werden Kopien des “Extra Tip” an die Verfahrensbeteiligten ausgeteilt.

Götzl fragt Gä. nach der Pause, ob der letzte Kontakt nun ein Telefonat oder ein Treffen gewesen sei. Gä.: “Herr Vorsitzender, das was ich bei der Polizei ausgesagt habe, wird richtig sein. Ich möchte bei dieser Aussage bleiben, wenn das möglich wäre.” Im Saal gibt es Gelächter. Gä. wiederholt, dass das was er bei der Polizei ausgesagt habe, richtig sei. Götzl fragt, warum. Gä. sagt, weil er die Aussage damals gemacht habe. Es sei wieder ein Jahr her, es schwirre ihm so viel im Kopf herum und er sei auch total nervös. Er habe da fünf bis sieben Stunden gesessen. Gä.: “Das was ich da gesagt hab, ist auch die Richtigkeit.” Götzl fragt, ob es eine Situation gegeben habe, in der Andreas Te. aufgehört habe zu schreiben. Ja, so etwas habe er im Zusammenhang mit dem letzten Kontakt zu Te. in Erinnerung, so Gä. Götzl erwidert: “Am Telefon ist es schlecht möglich, dass Sie solche Wahrnehmungen machen, außer er sagt: ich höre jetzt auf Notizen zu machen.” Darauf Gä.: “Ja, Herr Vorsitzender, dann war es schon ein Treffen.”
Mit “Heinz” habe er 2006/ 2007 noch fünf- oder sechsmal Kontakt gehabt, so Gä. auf Frage von Götzl. Es sei ihm zu diesem Punkt nur noch gesagt worden, dass “Alex” gar nicht mehr wiederkomme. Mitte 2007 sei dann seine Mitarbeit beendet worden. An das letzte Treffen mit “Heinz” erinnere er sich., so Gä., da sei ihm gesagt worden, er solle ihn nicht grüßen. “Heinz” habe gesagt, wenn man mit Mitarbeitern des VS zusammenarbeite und sich auf der Straße sehe, grüße man sich nicht und gehe einfach weiter. Götzl hält vor, Gä. habe ausgesagt, beim letzten Treffen habe “Heinz” ihm von den Hintergründen mit “Alex” erzählt. Gä. sagt, es seien Vermutungen gewesen. “Heinz” habe nur gesagt, “Alex” werde den Dienst nicht mehr antreten, er [vermutlich "Heinz“] sei jetzt bei der CDU in Kassel “politisch unterwegs” und dann habe “Heinz” sich bei ihm verabschiedet, denn er sei selber in Rente gegangen. Dann sagt Gä.: “Und es wurde eine interne Untersuchung gemacht, ob es einen Zusammenhang mit der Holländischen Straße gab.” Götzl hält wieder aus der Vernehmung Gä.s vor, Gä. habe angegeben, “Heinz” habe ihm gesagt, dass “Hintergrund” die Tat in der Holländischen Straße sei. Gä. sagt, “Heinz” habe von einer Untersuchung gegen “Alex” gesprochen, weil “Alex” an dem besagten Tag in dem Internetcafé in Kassel gewesen sein solle. Götzl fragt, ob es da um irgendwelche Schüsse gegangen sei, die Te. gehört habe. Es sei irgendwas mit Schalldämpfer erzählt worden, so Gä. “Heinz” habe ihm erzählt, es habe geheißen, es seien Schüsse gefallen und er [Andreas Te.] sei selber auch in Untersuchungshaft gekommen “oder Untersuchungsausschuss oder wie man das auch nennt”. Im Saal gibt es wieder Gelächter. Gä.: “Ich komm mir gerade ein bisschen blöd hier vor, Entschuldigung.” Götzl fragt, ob Gä. die Geschichte mit dem Schalldämpfer auch vom Heinz erfahren habe. Das verneint Gä,, das stehe im Internet. Götzl hält vor, “Heinz” habe damals sinngemäß gesagt, “Alex” wäre in der gleichen Minute raus, habe aber die Schüsse nicht gehört. Das sei richtig, so Gä. Es sei um ein Internetcafé in der Holländischen Straße gegangen. Götzl fragt, was “in der gleichen Minute” heiße. Gä. sagt, dass Te. raus sei und da seien dann auch die Schüsse gefallen und er habe gleich vor dem Laden gestanden und hätte die Schüsse hören müssen. So habe ihm “Heinz” das erzählt. Jeder normale Mensch habe ja Ohren und man höre, wenn mit der Pistole geschossen wird.

Götzl möchte wissen, ob Gä. nach 2007 noch Kontakt zum LfV gehabt habe. Er habe eine Vorladung bekommen “da oben zum Hauptbahnhof” [es geht vermutlich um die Vorladung zur polizeilichen Vernehmung, Anmerkung nsu-watch]. Das sei sein letzter Kontakt und 2007 sei die Zusammenarbeit damit beendet worden, dass er einen Zettel unterschrieben habe. Götzl hält vor, dass es einen Anruf von Gä. auf das Handy von “Alex” am 6.4.06 um 13.09 Uhr gegeben habe, der 17 Sekunden gedauert habe. Daran erinnere er sich nicht, er habe aber im Netz gelesen, dass er auch auf eine Sprachmailbox gesprochen hätte. Götzl hält vor, dass Gä. angegeben habe, dass er immer wieder das Handy von “Alex” angerufen habe. Eigentlich habe er nicht anrufen sollen, erwidert Gä., aber er habe sich bei “Alex” melden müssen, damit der ihm das Geld gebe. Götzl hält weiter vor, Gä. habe davon gesprochen, dass diese Telefonate in erster Linie Terminabsprachen beinhalteten und über Hinweise nie am Telefon gesprochen worden sei. Gä. sagt, er habe sich lieber treffen wollen. Dann hält Götzl vor, dass am 6.4.06 um 16.10 Uhr von der Außenstelle Kassel zu Gä.s Anschluss ein Gespräch von 688 Sekunden geführt worden sei, Gä. habe aber eben hier in der Verhandlung nur ein Gespräch erwähnt.. Das habe er erst bei der Polizei erfahren, so Gä. Götzl sagt, das seien aber über elf Minuten. Gä. sagt, mit dem “Alex” habe er mehr Telefonate gehabt als mit dem “Heinz”, “Alex” habe auch öfter Sachen am Telefon wissen wollen. Manchmal hab “Alex” auch ihn gefragt, wo sie sich treffen. Götzl fragt, ob denn Gä. eine Erinnerung an ein solches Telefonat habe. Gä. sagt, er glaube schon, es höre sich immer blöd an, aber er könne das nicht sagen. Normalerweise habe er mit dem “Alex” auch nur 5 Minuten “oder so” telefoniert. Er könne noch nicht einmal sagen, worum es da ging. “Axel” habe ihm auch mal von seiner Freundin erzählt und solche Geschichten. Götzl fragt, wie Te. sich ihm gegenüber verhalten habe. Gä. sagt, Te. sei immer freundlich, am Anfang aber ziemlich zurückhaltend gewesen. Te. sei erst beim dritten oder vierten Treffen mit ihm warm geworden. Te. habe auch Privates erzählt, von Freundinnen, einer Freundin in Hannover und einer in Wiesbaden, das habe aber alles nicht gestimmt.
Auf Frage von Götzl sagt Gä., er sei nie im Café von Yozgat gewesen. Er nennt zwei Internetcafés, in denen er gewesen sei, eins bei der Hauptpost und mit Te. habe er sich öfters in einem Internetcafé in der Königsstraße [?] getroffen. Halit Yozgat kenne er nicht, sagt Gä. Götzl hält vor, Gä. habe ausgesagt, dass er durch Nachbarn von dem Mord erfahren habe. Das könne nur sein Vermieter gewesen sein, der sei “selber Türke”, mit dem habe er darüber gesprochen und der habe immer nur gesagt: “Alle Waffen wegschmeißen” Auf Vorhalt bestätigt Gä., dass seine Frau im Internet Artikel zu dem Mord gefunden habe. Götzl fragt, ob sich Gä. denn überlegt habe, was er am 6. April 2006 gemacht hat. Gä. sagt, er habe seine Ex-Frau gefragt, es könne sein dass er zu Hause war. Götzl sagt, das sei ja auch interessant wegen der Telefonate. Gä. sagt, bei “Alex” sei es schon vorgekommen, dass es, wenn er, Gä., habe entlohnt werden sollen, zu den Treffen nicht gekommen sei. Gä. sagt, das könne er für den Tag nicht ausschließen. Dann sagt er, er meine nicht “ausschließen”. Er spricht mit seinem Beistand. Götzl sagt, es sei ihm nicht recht, wenn der Zeugenbeistand inhaltlich einwirke. RA Hoffmann sagt, es gehe Gä. um das Gegenteil von “ausschließen”. Dann sagt Gä., er habe früher nicht viel Geld gehabt und es sei ihm immer gelegen gewesen, wenn Geld gekommen sei. Er habe wegen des Geldes auch von seiner Frau “Zunder” gekriegt.

Dann geht es wieder um die Beobachtungen, die Gä. in der Kasseler Nazi-Szene gemacht hat. Gä. sagt, er habe dem LfV viel das gleiche erzählt, und irgendwann Ende 2006 sei gesagt worden, dass so nicht weitergehe und er zu den “Republikanern” sollte. Mit dem “Sturm 18″ habe er gar nichts mehr zu tun gehabt. Michel Fr. habe zu dem Zeitpunkt wohl im Gefängnis gesessen. Der habe „nur Scheiße gebaut“ uns sei bei ihnen aus der Kameradschaft geflogen und dann zum “Sturm 18″ gegangen. Jetzt sei er bei den Bandidos gewesen, schon wieder raus geflogen und wieder einem anderen Motorradclub beigetreten. Zum Anführer des “Sturm 18″ sagt Gä., dass erst Tödter der Anführer war, dann dieser Stanley, weil Tödter in U-Haft gewesen sei und dann habe Tödter einen “Möchtegern-Sturm 18″ mit Trinkern vom Kasseler Königsplatz gegründet. Getroffen hätten sie sich in Stanleys Wohnung oder in “Mellis Eck” an der Hauptpost. Im “Mellis Eck” sei er auch mal dabei gewesen, als Michel Fr. aus dem Gefängnis entlassen wurde. Die seien in erster Linie grüppchenweise mit ihren Autos auf Konzerte gefahren, auch ins Ausland. Das wisse er aber nur vom Hörensagen. “Heinz” habe gewollt, dass er sich mehr abkoppele und “Alex” habe gewollt, dass er sich wieder mehr in die Gruppen integriere. Das habe er aber nicht gewollt, er sei Vater geworden.
Götzl hält vor, dass Gä. gesagt habe, er könne zu Konzerten nichts sagen, erinnere sich aber an ein Konzert mit “Oidoxie”. Das sei in Belgien oder Polen gewesen, sagt Gä. Auf die Frage, ob er sich daran erinnere, sagt Gä.: “Was heißt Erinnerung?” Es habe ja auch Konzerte von “HKL” [= Hauptkampflinie, Rechtsrock-Band, Anm. d. Red.] gegeben, das stehe ja im Internet. Deswegen sei er ja auch in Internetcafés gegangen, da habe er das zeigen sollen. Götzl sagt, es komme auf seine Fragen von Gä. Nichts und Gä. sei erst auf Vorhalte hin präsent. Gä. sagt: “Weil ich selber eine Oidoxie CD hatte.” Das sei aber Jahre her. Götzl hält vor, Gä. habe “den Leihgabe” [phonetisch, gemeint ist Michel Fr.] angesprochen, warum er ein T-Shirt mit der Aufschrift “Security” trage. Gä. sagt, Michel Fr. sei ja nicht nur beim Sturm 18 gewesen, sondern bei einer anderen Gruppe, deren Name er nicht mehr sagen könne, für die sei er Türsteher gewesen. Konzerte seien überwiegend im Ausland gewesen, zu Konzerten in Kassel könne er nichts sagen. Götzl hält vor, in der Vernehmung sei die Rede von einem Konzert von 2006, von dem es einen Videomitschnitt gegeben haben soll. Ja, die DVD habe er an die Polizei weiter gegeben, er wisse nicht, wo das Konzert stattgefunden hat, so Gä. Die DVD habe er von Michel Fr. oder Martin Mü. bekommen. Auf dem Video habe er Michel Fr. und Björn W. erkannt. Selber sei er nicht auf dem Konzert gewesen. Götzl fragt, ob Gä. jemals vor 2011 den Begriff NSU gehört habe. Der Zeuge sagt: “Ja, 2006.” Dann korrigiert er sich und sagt: “Nein, 2006 kann gar nicht sein, das ist später gewesen.” Es habe ihn, seit er bei der Polizei gewesen sei, ja auch interessiert. Früher habe es normale Gruppierungen gegeben und dann “sowas wie einen Untergrund”. Er habe davon durch die HNA [= Hessische/Niedersächsische Allgemeine, A.d.R.] erfahren. Er habe auch die Nachrichten gesehen. Götzl fragt, ob Gä. etwas davon erfahren habe, bevor die Medien berichtet hätten. Das verneint Gä., er habe sich erst damit beschäftigt, als die Vorladung gekommen sei. Der Begriff THS sage ihm etwas aus dem Internet und einer N24-Reportage. Götzl hält vor, Gä. habe bei der Polizei auf die Frage gesagt, Mike Sa. habe mal gesagt, dass er den THS kennt. Gä.: “Ja, der Mike Sa., der kennt ja alles.” Mike Sa. befasse sich viel mehr mit so etwas als er selbst, so Gä. weiter, der sei auch auf jede Demo gegangen

Es folgt die Mittagspause bis 13.23 Uhr. Danach geht es nochmal um das Oidoxie-Konzert, das laut Gä.s heutiger Aussage in Belgien oder Polen stattgefunden habe. Götzl sagt, in der Vernehmung stehe nur, dass wohl auch Belgier auf diesem Konzert gewesen seien. Gä. sagt: “Okay. Ich weiß definitiv, dass es in Belgien oder Polen gewesen ist.” Michel Fr. sei auch bei einer anderen Kameradschaft als “Sturm 18″ gewesen, deren Name sei ihm aber nicht geläufig, für die habe Fr. Security-Dienste gemacht, sagt Gä. auf Frage. Die seien nicht auf Demos gegangen. Das wisse er, so Gä., aus “Mellis Eck”, er habe ja auch “Bierchen mit denen getrunken”. Von einem Oidoxie-Konzert am 18. März 2006 in Kassel wisse er nichts. Er habe nur die DVD gekannt, da habe es geheißen Fr. und W. “pogen da rum”. Götzl will wissen, ob Gä. seinem V-Mann-Führer Te. Infos über Konzerte gegeben habe. Gä.: “Ja, das mit dem Wegfahren.” Dann spricht er von einer Sonnwendfeier in Grevenstein, da sei ein Gitarrenspieler angeheuert worden. Götzl fragt, ob Gä. Andreas Te. Informationen zu einem Konzert in Kassel am 18. März 2006 gegeben habe. Gä. verneint das, daran könne er sich nicht erinnern. Über sonstige Konzerte habe er mit Te. “nur vom Hören her” gesprochen, etwa dass “HKL” in einer privaten Scheune gespielt hätten “oder sonstwas”. Götzl fragt nach “Lunikoff Verschwörung” [Rechtsrock-Band]. Das habe er selber gehört, aber er sei nie auf Konzerten gewesen. Dann sagt er, er überlege, damals hätten die ja noch “Lunikoff” geheißen. Sein Bruder sei ca. 1999 mal auf einem Konzert von denen gewesen. Michel Fr. habe er 1998 kennengelernt, als der bei “Sturm 18″ gewesen sei, Kontakt hätten sie noch gehabt, bis Fr. ihm die E-Mail “mit dem Maulwurf” geschickt habe. Götzl zitiert einen Vermerk eines Kriminaloberkommissars St.: Gemäß eines Berichts von Te. von 2005 habe Gä. berichtet, dass Rö. Anführer des “Sturm 18″ sei, dies wolle Gä. von Michel Fr. erfahren haben. Gä. sagt, das sei richtig. Götzl hält weiter vor, “Sturm 18″-Mitglieder würden als Security bei Konzerten heran gezogen, z. B. bei “Lunikoff Verschwörung” Gä.: “Also es war nicht die Lunikoff Verschwörung, sondern Lunikoff.” Den Namen “Streetfighter Crew” habe er mal auf einem Auto gelesen, so Gä. auf Frage Götzls, sonst wisse er nichts dazu. Götzl hält aus der Zeugenvernehmung von Fr. vor, dieser habe angegeben, im Kontakt mit “Sturm 18″ stehe eine Gruppe namens “Streetfighter Crew”, die für die Band Oidoxie als Security fungiere. Das stimmt so nicht, er kenne da nur den Conni He. [phonetisch]. Götzl fragt, was nicht stimme. Gä. sagt, der Conni He. sei “so ein Streetfighter” und die hätten Security gemacht, He. und Fr. seien befreundet gewesen, aber er wisse nicht, ob der Conni Rechtsradikaler gewesen sei. Der Name Daniel Hu. sage ihm nichts, so Gä. auf Vorhalt. Einen „Mario“ kenne er vom Fußball, der habe den Spitznamen “Lev” und sei auch in den “Sturm 18″ eingetreten.

Dann fragt Nebenklagevertreter RA Bliwier. Auf dessen Frage sagt Gä. er könne nicht mehr genau sagen, wann das letzte Treffen mit Te. gewesen sei. Als möglichen Anlass nennt Gä. sein Geld. Er habe eigentlich jeden Monat Geld bekommen, nachdem Te. nicht mehr zuständig gewesen sei dann von “Heinz”. Bliwier fragt, wann Gä. das erste Mal Geld von “Heinz” bekommen habe, und Gä. sagt, das sei 2002 gewesen. Bliwier erläutert, dass es nicht um die Zeit vor, sondern um die nach Te. gehe. Das müsse Mai, Juni oder Juli gewesen sein, so Gä. Er habe monatlich 225 Euro bekommen. Bliwier sagt, es ergebe sich aus den Akten ein telefonischer Kontakt. Bliwier nennt eine Handynummer. Götzl fragt, wo das stehe. Bliwier sagt, das ergebe sich aus einem Aktenvermerk in Akten, die er in einem Beweisantrag überreicht habe. Das sei auch Gegenstand des Antrags auf Beiziehung der Ermittlungsakten zu Te. gewesen. Es liege dem Senat nicht vor, sagt Bliwier, und nennt die Fundstelle. Es handele sich um eine Auswertung eines Gesprächs vom 28. April 2006. Auf Frage von Bliwier sagt Gä., Daniela Gä. sei seine Ex-Frau, deren Handynummer könne er nicht sagen, er merke sich keine Handynummern. Bliwier beginnt aus der Auswertung zu zitieren, wird aber von Wohllebens Verteidiger Klemke unterbrochen. Klemke sagt, er habe das nicht in den Akten, deswegen könne er die Richtigkeit nicht überprüfen, daher widerspreche er. Götzl sagt, das sei mit dem Beweisantrag Bliwiers überreicht worden. Bliwier zitiert dann: “Hey Alex, ich bins, Benny, ich wollt dir nur sagen, es ist Post gekommen, wenn du dein Handy anmachst, kannst ja mal anrufen.” Daran erinnere er sich nicht, so Gä. Dann sagt er, es habe ja schon das Thema “Republikaner” gegeben. Er habe ja auch mal mehr Geld bekommen, 275 Euro. Wann ihm das wieder gekürzt wurde, könne er nicht mehr sagen, so Gä. auf Frage von Bliwier. Was “es ist Post gekommen” bedeute, könne er leider nicht mehr sagen. Bliwier fragt, ob Gä. es ausschließen würde, dieses Telefonat geführt zu haben. Gä. sagt, er wisse es nicht mehr, er sehe ja was mit den Telefonaten alles passiert, das habe er im Internet gelesen. Bliwier fragt, ob es Gä. vielleicht helfen würde, wenn man ihm das Telefonat vorspiele. Gä. sagt, vielleicht habe es etwas mit den “Republikanern” zu tun, es könne gerne abgespielt werden. Gä. sagt, er erinnere nicht, dass es mal Gespräche mit Te. darüber gegeben habe, ob man sich im Internetcafé in der Holländischen Straße treffen könne. Nur seine Verlobte habe ihm mal im Vorbeifahren dieses Internetcafé gezeigt. Bliwier fragt, ob Gä. mal vom LfV in Bezug auf den Mord befragt worden sei. Das verneint Gä, nur die Polizei “oben” habe ihn befragt. Bliwier wiederholt die Frage, ob Te. Gä. mal gebeten habe, dass man sich im Internetcafé Holländische Straße treffen könne. Gä. sagt, soweit er sich erinnere, nicht. Bliwier möchte aus Akten vorhalten, die dem Senat nicht vorliegen “aus bekannten Gründen”. Götzl sagt, Bliwier solle dann eine Kopie der Vorhalte übergeben. Es folgte eine laut Ankündigung zehnminütige Pause, die jedoch über eine halbe Stunde dauert.

Um 14.27 Uhr geht es weiter. Bliwier fragt Gä. dann, ob es ein Gespräch beim LfV gegeben habe über Te. Das bestätigt Gä., er habe ja jetzt lange genug Zeit gehabt, um zu überlegen. Bliwier sagt, die Frage, ob er nach dem letzten Treffen mit “Heinz” weiteren Kontakt zum LfV gehabt habe, sei Gä. auch bei seiner polizeilichen Vernehmung gestellt worden. Da habe Gä. gesagt, es sei ungefähr ein Jahr später gewesen, da sei ein Mitarbeiter des Verfassungsschutzes auf ihn zugekommen und habe ihn über seine Schweigepflicht belehrt und er habe auch noch eine Erklärung unterschreiben müssen. Gä. sagt, der einzige, der ihn belehrt habe, sei “Heinz” gewesen”. Bliwier hält noch einmal vor und fragt, wer der VS-Mitarbeiter war, der ihn belehrt habe. Wieder sagt Gä., dass es “Heinz” gewesen sei. Bliwier fragt dann zu der Befragung, an die sich Gä. durch die Pause erinnert habe, und will wissen, ob die vor oder nach der Belehrung stattgefunden hat. Gä. sagt, das sei genau das gleiche Treffen gewesen wie das an der Hauptstraße. Bliwier erläutert, dass es um die Befragung durch das LfV geht: “Darüber sprechen wir.” Er will wissen, ob die vor oder nach dem Kontakt mit Heinz gewesen sei. Gä. sagt, er glaube, die sei danach gewesen. Es seien eine Frau und ein Mann gewesen. Bliwier fragt nach einem Herrn H. Da interveniert der Zeugenbeistand Hoffmann, das beziehe nicht auf den Sachverhalt, den Bliwier eben angesprochen habe. Bliwier sagt, das sei kryptisch, er halte seine Frage aufrecht und fordere ggf. Ordnungsmittel gegen den Zeugen. Bliwier sagt, die Aussagegenehmigung liege ja vor, das Thema Befragung durch das LfV sei da nicht eingeschränkt. Es wundere ihn, Bliwier, dass der Zeugenbeistand da interveniert ohne dass der Zeuge sich geäußert habe und bitte darum, dass das protokolliert wird. Götzl fragt, ob für einen kurzen Moment unterbrochen werden solle. Bliwier sagt, er weise für die Beratung darauf hin, dass der Zeuge ja Angaben gemacht habe zu seinen Kontakten. Es erstaune schon, dass er denkt, er müsse das nun nicht mehr machen. Es folgt eine Unterbrechung bis 14.55 Uhr.

Danach sagt Zeugenbeistand Volker Hoffmann, man wolle zuerst noch einmal die Frage hören. Bliwier sagt, es gehe um die Befragung beim LfV und er wolle wissen, wo und durch wen befragt worden sei und was der Inhalt sei. Hoffmann sagt, das habe er befürchtet, es gehe über die Genehmigung hinaus.. Bliwier fragt, warum. Hoffmann sagt, die Genehmigung beziehe sich auf Aussagen, die sich auf den im April 2006 für Gä. zuständigen Mitarbeiter beziehen. Das sei Te. gewesen “oder wie auch immer er heißen mag”. Soweit es, so Hoffmann weiter, darüber hinaus gehen sollte, sei es nicht statthaft. Bliwier verlangt, dass das protokolliert wird. Götzl sagt, das sei keine Frage der Protokollierung. Ob die Frage beantwortbar sei, wenn die Aussagegenehmigung erweitert würde, sei eine andere Frage. RA Scharmer fragt, wer eigentlich Auftraggeber des Zeugenbeistands ist, nach Aktenlage könne das das LfV sein. Er erwäge einen Antrag auf Ausschluss des Zeugenbeistands zu stellen, weil der Beistand nicht nur den Interessen des Zeugen verpflichtet erscheine. Der Zeuge habe sich noch nicht dazu geäußert, es stelle sich die Frage, wen Hoffmann hier eigentlich vertrete. Gä. berät sich mit Hoffmann. Bliwier sagt, es sei schon interessant, dass man sich darüber beraten müsse. Ohne Mikrofonverstärkung sagt Gä.: “Soll ich nein sagen?” Dann sagt er laut: “Nein.”
Bliwier sagt, es gebe einen Vermerk, wo Gä. befragt worden sein solle vom LfV. Da stehe, dass Te. den Besuch eines Internetcafés in der Holländischen Straße vorgeschlagen habe, Gä. habe das aber abgelehnt, denn der Betreiber sei ein Türke und von einem Bekannten wisse er “von den schmutzigen Räumen”. Gä. verneint, dass es so ein Gespräch mit Te. gegeben habe. Bliwier sagt, dann habe das LfV einen falschen Vermerk geschrieben. Gä. sagt, dann sei das falsch. Bliwier sagt, Gä. solle laut Vermerk den Besuch dieses Internetcafés abgelehnt haben, ein naher Verwandter wohne in der Nachbarschaft. Gä. wiederholt, dass es so ein Gespräch mit Te. nicht gegeben habe. Bliwier sagt, Gä. habe angegeben, nach dem Treffen, wo er die Erklärung habe unterschreiben müssen, habe es bis zum 23. April 2o12 mit dem LfV überhaupt keinen Kontakt mehr gegeben. Das bestätigt Gä. Dann sei also die Befragung durch das LfV “kein Kontakt”, erwidert Bliwier. Gä.: “Ja, nicht ganz.” Beistand Hoffmann sagt, der Zeuge sei seit 3.30 Uhr wach. Bliwier erwidert, Hoffmann solle es sagen, wenn er den Zeugen nicht mehr für vernehmungsfähig halte. Bliwier fragt nochmal, ob es eine Befragung durch das LfV gegeben habe, was Gä. bestätigt. Dann fragt Bliwier, wie das zu der Aussage passe, dass Gä. die Erklärung unterschreiben und dann bis 2012 keinen Kontakt mehr zum LfV gehabt habe. Gä.: “Weiß ich nicht.” Bliwier fragt, ob im Vorfeld der [polizeilichen] Vernehmung jemand vom LfV an Gä. heran getreten sei. Gä.: “Das ist die Frage von vorhin, oder?” Bliwier verneint das. Zeugenbeistand Hoffmann sagt, auch darauf beziehe sich die Aussagegenehmigung nicht. Bliwier sagt, der Zeuge habe dazu bereits ausgesagt und er erwäge einen Antrag, Hoffmann zu entbinden. Er wiederholt die Frage. Gä. sagt, er wisse es nicht, er blicke jetzt überhaupt nicht mehr durch. Bliwier hält aus der Vernehmung vor: “Danach hatte ich bis zum 23.4. mit dem LfV überhaupt keinen Kontakt mehr. An diesem Tag bin ich von zwei Mitarbeiter aufgesucht worden, der mich auf die Vernehmung ansprach.” Gä. versteht offenbar nicht, um welche Vernehmung es geht. Götzl erläutert, dass es um die Angaben vor der Polizei gehe. Bliwier fragt, ob Gä.s Zeugenbeistand diese Vernehmung vom 26. April 2012 in seinen Akten habe. Götzl interveniert, das betreffe das Mandatsverhältnis. Gä. sagt, das wolle er nicht beantworten. Dann fragt Bliwier, ob Gä. die Vernehmung habe. Nicht dass er wüsste, so Gä. Hoffmann sagt, sie hätten keine Protokolle bekommen. Bliwier hält weiter aus der Vernehmung vor, die beiden LfV-Mitarbeiter hätten Gä. laut Vernehmungsprotokoll mitgeteilt, dass sie sich dringend mit ihm treffen wollen. Gä. sagt, er erinnere sich nicht, das sei “alles so durcheinander hier in letzter Zeit”. Götzl sagt, wenn Gä. eine Pause brauche, solle er es sagen, es gehe nicht nach dem Motto: “So schnell wie möglich raus kommen.”

Götzl fragt bei den Verfahrensbeteiligten ab, wie viele Fragen voraussichtlich noch gestellt werden. Dazu geht der Zeuge mit seinem Beistand nach draußen. Mehrere Nebenklagevertreter_innen kündigen Fragen an den Zeugen an. RA Bliwier sagt, es gehe in seiner Befragung darum, ob Einfluss genommen wurde vom LfV. Weitere Nebenklagevertreter_innen kündigen Fragen zum LfV, zum Kontakt des Zeugen mit Te., zu Kontakten in Kassel und Nordhessen sowie zu Neonazi-Strukturen in Niedersachsen und Thüringen an. RA Scharmer sagt, er wolle anmerken, dass der Senat darüber nachdenken möge, ob der Zeugenbeistand nicht ausgeschlossen werden müsse, er finde keine Vollmacht in den Akten. RAin Lunnebach sagt, der Zeuge habe auch Fragen zu “Heinz” beantwortet, und da sei es ja nicht wie in der Aussagegenehmigung vorgegeben um Andreas Te. gegangen. Da habe sie Probleme mit der Aussagetüchtigkeit. RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, sagt, er verstehe einige Kollegen überhaupt nicht, es gebe für ihn keine Anhaltspunkte, dass Hoffmann nicht der Anwalt des Zeugen sei. Scharmer erwidert im polizeilichen Vernehmungsprotokoll stehe, dass der Anwalt da auch schon gesessen habe und fragt, ob Heer das gelesen habe. Götzl sagt, man müsse schauen, ob man die Aussagegenehmigung erweitern könne. Scharmer sagt, ihm gehe es um die Frage, ob der Zeugenbeistand dem Zeugen verpflichtet ist oder anderen Interessen, was ja auch der Zeuge noch nicht beantwortet habe. Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt, es sei doch ein völlig üblicher Prozess, dass eine Firma oder Behörde einen Zeugenbeistand zur Verfügung stellt, der dann die Rechte des Zeugen wahrnimmt. Scharmer sagt darauf, nach neuer Rechtslage sei das jetzt ein originärer Ausschlussgrund. Bei der Akte sei keine Vollmacht, auch bei der polizeilichen Vernehmung sei die Genese dieses Mandats schon dargestellt. Er habe den Eindruck, dass der Zeugenbeistand hier die Fragen beantworten oder vereiteln wolle. Götzl sagt, so sei es nicht. RAin Pinar sagt, sie verstehe die Diskussion nicht, in den Akten sei das Schreiben des LfV Hessen, wo angekündigt werde, dass das LfV den RA Hoffmann zur Verfügung stellen und bezahlen werde. Sie beantrage dieses Schreiben zu verlesen zum Beweis der Tatsache, dass der Zeugenbeistand des Zeugen Gä. vom Landesamt für Verfassungsschutz Hessen bezahlt wird. Götzl sagt, auch die unterschrieben Vollmacht finde sich in den Akten; Götzl verliest sie.

Nach einer Unterbrechung teilt Götzl mit, dass die Vernehmung Gä.s morgen fortgesetzt wird und auch Andreas Te. morgen wieder komme; Enrico Th. sei abgeladen. Der Verhandlungstag endet um 15.52 Uhr.

Die Nebenklagevertreter RA Alexander Hoffmann und RA Dr. Björn Elberling kommentieren:

„Wie sinnlos Entscheidung [des Gerichts, die Ermittlungsakte des eingestellten Strafverfahrens gegen Temme nicht zu den Prozessakten beiziehen zu lassen] ist und zu welchem umständlichen Prozedere sie führt, wurde bei der heutigen Vernehmung des damaligen V-Mannes von Temme deutlich. [...] Es entstand die absurde Situation, dass der Vorsitzende die Seiten, die dem Zeugen vorgehalten wurden, ausgedruckt vorgelegt haben wollte - nachdem er gerade die Beiziehung u.a. dieser Seiten abgelehnt hatte. [...] Wenn der Vorsitzende an der von ihm nun angeordneten, äußerst umständlichen Prozedur festhält, wird sich diese Vernehmung noch einige Zeit hinziehen. Der Vorsitzende Richter Götzl scheint erhebliche Probleme zu haben, unwillige Zeugen zum sprechen zu bringen. Seine Verhandlungsführung führt zurzeit zu einer erheblichen Verzögerung des Verfahrens.“   

	April 2006 


 


Protokoll 65. Verhandlungstag - 5. Dezember 2013

Der Verhandlungstag begann mit einem Antrag von Nebenklägervertreter_innen, den vom Landesamt für Verfassungsschutz gestellten Zeugenbeistand Rechtsanwalt Volker Hoffmann auszuschließen, was das Gericht aber ablehnte. Die anschließende Befragung des Zeugen Benjamin Gä. setzte sich dann ebenso zäh wie am Vortag fort. Neben vielen Ungereimtheiten war die einzig spannende Erkenntnis, dass Gä. schon vor seiner Tätigkeit für das LfV Hessen vom MAD angeworben worden war.

Zeuge:

	Benjamin Gä. (V-Mann u.a. des LfV Hessen, 2006 betreut von Andreas Te., welcher zur Tatzeit im Internetcafé von Halit Yozgat war)




Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders ist heute wieder da. Als Nebenkläger_innen sind Ayşe und İsmail Yozgat anwesend.

Bevor es mit der Vernehmung von Benjamin Gä. weiter geht, stellt Nebenklagevertreterin RAin Clemm den von mehreren weiteren Nebenklagevertreter_innen unterschriebenen Antrag, den Zeugenbeistand Gä.s, RA Volker Hoffmann, von der Verhandlung auszuschließen. Es lägen, so Clemm, Tatsachen vor, die dafür sprechen, dass der Beistand nicht nur die Interessen des Zeugen vertritt, sondern auch den Interessen des Landesamtes für Verfassungsschutz Hessen (LfV) verpflichtet ist. Der Zeugenbeistand werde vom LfV bezahlt. Der Zeuge habe keine Möglichkeit der Auswahl eines Beistandes gehabt. Zwar habe der Zeugenbeistand nunmehr kurz vor dem Gerichtstermin auch eine Vollmacht des Zeugen überreicht, dies ändere aber nichts daran, dass er weiterhin auch die Interessen des LfV schütze, die jedenfalls nicht vollständig mit denen des Zeugen Gärtner übereinstimmen. Mehrfach habe Hoffmann interveniert an Stellen, an denen seiner Ansicht nach die Antwort auf die entsprechende Frage nicht von der dem Zeugen Gärtner erteilten Aussagegenehmigung gedeckt gewesen sei. Der Zeuge selbst habe angesetzt, die Fragen zu beantworten, und bisher nicht angegeben, er sei der Auffassung, diese Frage sei nicht von der Aussagegenehmigung gedeckt. Bei anderen Fragen, die u.a. das Gericht stellte, habe der Zeugenbeistand zuvor nicht interveniert, obwohl gerade diese Fragen bzw. Antworten nach der engen Auslegung der Aussagegenehmigung durch den Zeugenbeistand möglicherweise ganz offensichtlich nicht gedeckt waren. Dies zeige, dass die Interessen des Zeugen, sich nicht durch Verstöße gegen seine Verschwiegenheitspflicht strafbar zu machen, nicht gewahrt werden. Denn über „Heinz“ habe Gä. gesprochen und sei insofern nicht von seinem Beistand zurückgehalten bzw. belehrt worden. Hingegen würden vom Beistand die Interessen des LfV gewahrt, da er interveniert, wenn es entweder um das Verhalten des ehemaligen Mitarbeiters Andreas Te. oder um die Eingriffe des LfV in die Ermittlungen bzw. deren Verhinderung in dem hiesigen Verfahren gehe. Es entstehe der Eindruck, dass dem LfV daran gelegen sei, diese Umstände vom hiesigen Gericht nicht vollständig aufklären zu lassen. Es zeige sich durch die Beauftragung des Zeugenbeistandes Hoffmann hier erneut, “dass das hessische LfV Verfahrenssteuerung betreibt”. Der Zeugenbeistand Hoffmann sei auszuschließen und dem Zeugen ein Beistand beizuordnen, der nicht auch im Dienste des Verfassungsschutzes steht.

Für die Bundesanwaltschaft nimmt OStAin Greger Stellung. Der Antrag sei, so Greger, abzulehnen. Es gebe die ausdrückliche Vollmacht des Zeugenbeistands durch den Zeugen selbst und aus dem Schreiben des LfV ergebe sich, dass der Zeugenbeistand ausdrücklich die Interessen des Zeugen vertreten solle und der Zeuge die Möglichkeit gehabt habe, den Beistand abzulehnen. Wenn der Zeuge sich durch eine Aussage wegen Verstoß gegen die Aussagegenehmigung strafbar machen würde, sei es Pflicht des Beistands, den Zeugen zu beraten und nicht erst die Beantwortung abzuwarten. Dass der Beistand den Zeugen vor der Antwort berät, sei insofern kein Grund für einen Ausschluss.
RA Bliwier schließt sich dem von Clemm verlesenen Antrag an und ergänzt, dass der Zeuge in seiner Vernehmung beim BKA wesentlich mehr gesagt habe als hier. Das deute darauf hin, dass auf den Zeugen Einfluss genommen wurde. RA Erdal und RA Kolloge schließen sich dem Antrag an. RA Scharmer erläutert, dass es in dem Antrag nicht darum gehe, dem Zeugen keinen Beistand zur Seite zu stellen. Es liege zwar eine Vollmacht vor, die sei aber nur kurz vor der Hauptverhandlung nachgetragen worden. Beim BKA sei nicht einmal danach gefragt worden.

Es folgt eine Unterbrechung von 10.08 Uhr bis 10.36 Uhr. Danach ruft Götzl den Zeugen und seinen Beistand wieder in den Saal. RA Volker Hoffmann nimmt Stellung zum Antrag, indem er sagt, er vertrete ausschließlich die Interessen des Zeugen Gä., nicht die des hessischen Verfassungsschutzes. Dann fragt Götzl Gä., ob er etwas dazu sagen wolle. Gä. sagt, er habe ein Schreiben vom LfV bekommen. Darin habe gestanden, dass er den Herrn Hoffmann kontaktieren solle. Das habe er getan und er lasse sich gerne vom Hoffmann vertreten. Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach fragt, ob Hoffmann bereit sei, Fragen zu beantworten. Sie fragt, wer ihn denn bezahle. Hoffmann sagt, er sei nicht bereit diese Frage zu beantworten, die Antwort ergebe sich aber aus den Akten. Bliwier fragt Hoffmann, ob es zwischen ihm und dem LfV Besprechungstermine gegeben habe. Hoffmann sagt, dies betreffe das Innenverhältnis zwischen seinem Mandant und ihm. Bliwier erwidert: “Das betrifft das Innenverhältnis zwischen Ihnen und Ihrem Auftraggeber.” Hoffmanns Stellungnahme bestätige die Richtigkeit des gestellten Antrags, so Bliwier. Zschäpes
Verteidiger RA Stahl sagt, der “gewisse Verdacht”, dass der Zeugenbeistand einen Interessenkonflikt hat, sei “ausschließlich ins Blaue hinein” formuliert. RA Narin fragt Hoffmann, ob er schon früher einmal für Verfassungsschutzbehörden tätig geworden sei. Bundesanwalt Diemer unterbricht und fragt, welche Verfahrensposition der Zeugenbeistand jetzt einnehme, ob er Zeuge sei. RA Narin erwidert, seinem Wissen nach sei Hoffmann in der Vergangenheit häufiger von Inlandsgeheimdiensten in Anspruch genommen worden. Hoffmann antwortet, er habe überlegt, ob er mit einer Antwort gegen seine Schweigepflicht verstoße, aber er könne die so gestellte Frage verneinen. [Anmerkung NSU-watch: RA Hoffmann war laut Presseberichten Verteidiger für Holger Pfahls, ehem. Präsident des BfV und Staatssekretär im Verteidigungsministerium, was nicht im Prozess thematisiert wurde]

Es folgt eine Unterbrechung bis 10.54 Uhr. Danach verkündet Götzl, dass der Antrag, den Zeugenbeistand auszuschließen, abgelehnt ist. Es gebe keine Belege für einen Interessenkonflikt, Hoffmann könne als Organ der Rechtspflege unterscheiden, welche Interessen er wahrzunehmen hat. Dann geht es weiter mit der Vernehmung von Benjamin Gä. RA Bliwier sagt, Gä. habe gestern angegeben, nie an einer Demonstration teilgenommen zu haben: Gä. erwidert, er sei schon auf zwei oder drei Demos gewesen, sei da aber alkoholisiert gewesen. Er sagt, er erinnere sich nicht, an welchen er teilgenommen habe, das sei Jahre her und sie hätten meist schon im Zug dahin Alkohol getrunken. Er nennt dann eine Demo in Berlin. Zum Thema der Demonstration befragt, sagt Gä., es sei eben eine Demo gewesen. Bliwier fragt, ob es also um “Bier für alle” gegangen sei und erinnert den Zeugen an seine Wahrheitspflicht. Gä. sagt: “Freies Deutschland, keine Ausländer, frei, sozial und national und diese ganzen Sätze.” Er wisse nicht, wer die Demos organisiert habe, hin gefahren sei er mit Sascha Bo., Nadine Be. und seinem Bruder Christian We.  Bliwier fragt zu einem rechten Aufzug in Eisenach 2001 [?], wobei 70 Teilnehmer, darunter auch Gä., einer Personalienfeststellung unterzogen worden seien. Er will wissen, worum es in Eisenach gegangen sei. Gä. sagt, es sei “im Prinzip” um das gleiche gegangen wie in Berlin. Dann nennt Bliwier eine Körperverletzung in Kassel im Bereich Entenanger, an der Gä. teilgenommen haben soll. Daran könne er sich nicht erinnern, so Gä. Auch an eine Volksverhetzung im Jahr 2000, wo wegen des Spruchs “Deutschland den Deutschen, Ausländer raus”gegen ihn ermittelt worden sei, könne er sich nicht erinnern. Dann geht es um ein Treffen, das Gä. im Vorfeld der BKA-Vernehmung (26. April 2012) am 23. April 2012 mit dem LfV hatte. Daran erinnere er sich, so Gä., ein Thema des Treffens habe es nicht direkt gegeben. Ihm sei Herr Hoffmann vorgestellt worden, das Treffen habe vielleicht eine halbe Stunde gedauert: “Ich bin aus dem Auto ausgestiegen und dann standen sie schon da.” Herr Hoffmann fragt, ob damit die beiden Mitarbeiter und Hoffmann gemeint seien. Gä. sagt, es seien nur die beiden Mitarbeiter gewesen, Hoffmann habe er dann abends kennengelernt. Bliwier hält vor, Gä. habe bei der Polizei ausgesagt, die Mitarbeiter des LfV seien am Nachmittag erneut erschienen und hätten gesagt, dass Gä. ein Rechtsanwalt zur Seite gestellt werde, der sich bereits vor Ort befunden habe. Gä. bestätigt den Vorhalt. Auf Frage von Bliwier bestätigt Gä., dass dieses Treffen möglicherweise eine halbe Stunde gedauert habe. Mit den Mitarbeitern sei nur besprochen worden, dass er einen Rechtsbeistand haben könne, so Gä. Das dauere vielleicht 30 Sekunden, erwidert Bliwier. Gä. sagt, das sei keine halbe Stunde gewesen, das zweite Treffen mit dem RA Hoffmann sei dann länger gewesen. Bliwier fragt, was Inhalt des Gespräches mit den zwei Mitarbeitern des LfV war. Gä.: “Es ging um das Gespräch mit der ganzen Vorgeschichte, was halt passiert ist.” Bliwier erwidert, dass das so nicht gesagt worden sein kann. Gä. sagt, Hoffmann habe er erst am Abend kennengelernt. Bliwier hält noch einmal vor, dass Gä. gesagt habe, er habe bis zum 23. April mit dem LfV keinen Kontakt mehr gehabt, an diesem Tag sei er von zwei Mitarbeitern aufgesucht worden, die ihm mitgeteilt hätten, dass sie ihn dringend treffen müssten, sie hätten ein Treffen für den Nachmittag vereinbart, ihm werde ein Rechtsanwalt zur Seite gestellt. Bliwier fragt, wer sich jetzt mit wem getroffen habe. Gä.: “Die Aussage bei der Polizei wird schon stimmen.” Sie hätten sich bei seiner Arbeitsstelle getroffen, so Gä. weiter. Was er mit den beiden Herren besprochen haben, könne er nicht mehr genau sagen, nur “das mit dem Anwalt”. Er habe nicht gewusst, dass er eine Vorladung zum BKA bekommen würde, das habe er von den Mitarbeitern erfahren. Es sei nicht direkt darüber gesprochen worden, um was es geht. Das sei überraschend für ihn gewesen, bestätigt Gä.  Ihm sei gesagt worden, alles weitere könne er mit RA Hoffmann besprechen. Außerdem sei das vor dem Haus seines Chefs gewesen: “Wenn der das mitbekommen hätte.” Die Namen der Mitarbeiter habe er vergessen, es sei aber das zweite Mal, dass er Kontakt zu den beiden gehabt habe. “Heinz” sei nicht dabei gewesen. Er habe dann gearbeitet, ihm sei “durch den Kopf geflogen”, was das Thema sein könne. Am “Spätmittag” habe er Hoffmann im Park getroffen und der habe ihn informiert, was anstehe. Eine Woche später habe er dann die Vorladung der Polizei wegen “der Beate-Zschäpe-Geschichte” bekommen. Bei dem Treffen seien nur er und Rechtsanwalt Hoffmann anwesend gewesen. Hoffmann habe ihm gesagt, dass er ruhig bleiben solle, dass sie zur Polizeidienststelle gehen würden, außerdem habe Hoffmann etwas aus seiner Vergangenheit wissen wollen. Einzelheiten dazu, um was es in der Vernehmung geht, habe Hoffmann ihm nicht gegeben können. Bliwier fragt, ob Hoffmann ihm das nicht habe sagen können. G. sagt: “Doch natürlich.” Es sei um die Sache in der Holländischen Straße 2006 gegangen. Er habe Hoffmann gesagt, dass er da gar nichts mehr wisse. Hoffmann habe mehr aus seiner, Gä.s, Vergangenheit wissen wollen. Bliwier will wissen, ob es noch ein weiteres Treffen mit Hoffmann vor der Vernehmung gegeben habe, was Gä. bestätigt. Dann will Bliwier wissen, ob da konkreter zur Vernehmung gesprochen worden sei. Gä. fragt, ob die Vernehmung hier vor Gericht gemeint sei. Bliwier sagt, es gehe um die beim BKA: Gä.: “Nein, da haben wir nur telefoniert.” Bliwier sagt, es habe also das Treffen im Park und ein Telefonat gegeben, und fragt, ob im Telefonat mehr besprochen worden sei. Gä. sagt, da sei besprochen worden, dass viele Fragen gestellt werden. Bliwier fragt, ob Gä. denn gefragt habe, wozu Fragen gestellt werden. Gä. sagt, das brauche er gar nicht zu fragen: “Wissen Sie was ich für einen Schreck gekriegt habe, als ich die Post gesehen habe?”
Bliwier fragt dann, was “Heinz” Gä. gesagt habe, warum “Alex” beurlaubt worden ist. Gä. antwortet, dass er gesagt habe, “Alex” sei beurlaubt, weil eine Untersuchung laufe. Bliwier hält vor, beim BKA habe Gä. gesagt, “Heinz” habe ihm von den Hintergründen der Beurlaubung erzählt. Götzl interveniert, das sei schon gefragt worden, Bliwier könne an das anknüpfen, was er, Götzl, gefragt habe, aber die Befragung nicht neu beginnen. Bliwier erwidert, das sei nicht seine Intention und sagt dann, “Heinz” habe Gä. gesagt, der “Alex” sei zur gleichen Zeit der Tat im Café gewesen und habe die Schüsse nicht gehört. Das bestätigt Gä.

RA Kienzle fragt, welche Kontakte es zwischen der Vernehmung beim BKA und der heutigen Vernehmung von Seiten Gä.s zum LfV gegeben habe. Gä. sagt: “Nur die mit Herrn Hoffmann.”
Kienzle fragt Gä., wie er jetzt auf Hoffmann komme. Gä. möchte wissen, wie er die Frage verstehen solle. Kienzle: “Wie sie gestellt ist.” Gä. sagt, er habe ein Schreiben mit der Telefonnummer von RA Hoffmann bekommen, da habe er die Vollmacht unterschrieben. Er habe eigentlich keine Kontakte mit dem Landesamt gehabt. Kienzle fragt, was “eigentlich” bedeute. Gä.: “Ja, mit dem Herr Ch. [phon.]” Das sei ein “Arbeiter”. Auf Nachfrage, sagt Gä.: “Ein Beamter halt.” Von dem habe er das Schriftstück gekriegt, das eigentlich nur in den Briefkasten sollte. Ch. sei “am Hauptbahnhof” auch dabei gewesen. Kienzle will wissen, welche Besprechung Gä. meine. Gä. sagt, er meine die Vernehmung bei der Polizei. Ch. habe ihn auch befragt, die Namen der anderen, die dabei gewesen seien, wisse er nicht. Auf Nachfrage, ob Ch. jemand vom LfV gewesen sei, sagt Gä., er glaube, Ch. sei ein Polizist. Kienzle fragt erneut nach, ob es Kontakte zum LfV seit der Vernehmung beim BKA gegeben habe. Gä. fragt: “Mit der Polizei?” Auf Erläuterung sagt er, soweit er sich erinnere, nicht. Ein Gespräch über eine mögliche Gefährdung seiner Person habe er mit dem Anwalt geführt, mit dem LfV habe er kein solches Gespräch geführt. Dann will Kienzle wissen, wann Gä. die beiden Mitarbeiter das erste Mal getroffen habe. Gä. sagt, das erste Treffen sei damals bei der Bundeswehr gewesen. Was für ein Treffen das war, könne er nicht mehr sagen, es sei zwischen 2000 und 2001 gewesen. Kienzle fragt, ob das die frühen Kontakte mit dem Landesamt waren. Gä. antwortet, ob das direkt LfV war, wisse er nicht. Kienzle fragt, ob er denn sicher sei, dass die beiden vom LfV waren, als sie die Botschaft zu dem Zeugenbeistand überbrachten. Gä.: “Wenn es die gleichen Mitarbeiter waren wie früher.” Es seien dieselben gewesen, so Gä. auf Frage, “nur viel älter”. Kienzle: “Den Verlauf haben wir alle genommen in der Zwischenzeit.” Kienzle sagt, hier habe Gä. angegeben, die Zusammenarbeit mit Andreas Te. habe 2003/ 2004 begonnen, im Vernehmungsprotokoll des BKA finde sich aber, dass er angegeben habe, “Alex” erstmals Anfang 2006 gesehen zu haben. Gä. sagt, das könne nicht 2006 gewesen sein. Kienzle fragt, warum er das dann angegeben habe. Gä. sagt nach einer Pause, das wisse er nicht. Kienzle fragt, ob Gä. mit Zeugenbeistand Hoffmann besprochen habe, was er antworten solle. Gä. sagt, er antworte von sich selber, es sei auf jeden Fall früher gewesen. Kienzle fragt dazu, dass sich Gä., wenn es nach “Alex“ gegangen wäre, mehr in die Szene hätte integrieren sollen. Gä. sagt, es sei darum gegangen, dass er “mehr oder weniger” wieder mitmache, zwar nicht “auf der Straße sein und rumbrüllen”, aber wieder mit dabei sein solle. Das habe er aber verneint. Darauf habe Alex gesagt, dass sie dann im Internet recherchieren müssten. Er erinnere keine konkrete Situation, wo das gesagt wurde, so Gä. “Alex” habe damals nicht gesagt, dass er müsse, aber dass es vielleicht besser wäre, wenn er wieder in die Szene rein gehe, sich nicht beteilige, aber Informationen sammele. Kienzle fragt, woran er sich nicht habe beteiligen sollen. Gä.:”Was halt die Rechten machen, Herr Verteidiger, den rechten Arm heben, irgendwelche Lieder singen, Sie wissen schon.” “Heinz” habe das nicht gewollt, bestätigt Gä. Kienzle hält vor, dass Gä. ausgesagt habe, beide, “Heinz” und “Alex” hätten nicht gewollt, dass er wieder tiefer einsteige”. Gä. sagt, es sei richtig, was er jetzt in der Verhandlung gesagt habe. Dann fragt Kienzle zur Telefonüberwachung und den Spruch auf der Mailbox: “Hallo, ich bins Benni, hier ist noch Post für Dich, meld dich mal”. Kienzle sagt, Gä. habe das hier in den Zusammenhang mit den “Republikanern” gestellt und will wissen, wie das damit zusammengehe, dass Inhalte eigentlich nie am Telefon besprochen worden seien. Gä. sagt, das könne daran liegen, dass er sein Geld noch nicht bekommen habe, “Alex” sei im Gegensatz zu “Heinz” in dieser Hinsicht “ziemlich schläfrig” gewesen. Kienzle fragt nach dem Zusammenhang zur Mailboxnachricht. Das könne er auch nicht sagen, so Gä., vielleicht stehe das “in Zusammenhang aus dieser Geschichte”. Kienzle fragt, welche Geschichte gemeint sei. Gä.: “Die Republikaner-Geschichte”. Kienzle fragt, ob es im April 2006 also mit “Alex” um die REP gegangen sei. Gä.: “Wenn von mir aus auf der Mailbox das sein sollte.” Er habe das nur aus dem Internet gehört. Kienzle hakt nach, ob Gä. im April 2006 also für “Alex” an den REP dran gewesen sei. Gä.: “Und für den Heinz.” Wie es dazu komme, dass er etwas auf die Mailbox gesprochen habe, könne er nicht erklären, so Gä. Kienzle fragt, wie das mit dem Geld zusammen passe. Gä. sagt, er habe wohl sein Geld gewollt, er könne “das mit der Post” nicht beantworten, postlich habe er nur etwas mit den Republikanern zu tun gehabt. Dann fragt Kienzle zu den Freundinnen, die “Alex” erwähnt habe. Gä. sagt, das seien alles Lügen von Te. gewesen, “Alex” habe erzählt vom Fußballverein und von Freundinnen in Hannover und Wiesbaden und heute wisse er, Gä., dass Te. in Hofgeismar wohne. Kienzle hält vor, beim BKA habe Gä. angegeben, dass er gesehen habe, dass”Alex” einen Ehering trug, ihm auch mal über Beziehungsstress erzählt habe, aber in dieser Beziehung in sich gekehrt gewesen sei. Das bestätigt Gä., “Alex” habe ihm nur erzählt, dass er eine Freundin habe. Kienzle sagt, beim BKA habe Gä. eine Version A erzählt: Ehering und Beziehungsstress. Hier habe Gä. eine Version B geschildert: Zwei Freundinnen in Hannover und Wiesbaden. Kienzle will wissen, wie es dazu komme.. Gä.: “Sie sehen, dass ich voll nervös bin. Wenn Sie das vorlesen, dann wird das wohl zutreffen.” Auf Frage von Kienzle sagt Gä., “Alex” habe ihm nicht viel aus seiner dienstlichen Tätigkeit berichtet. Was, erinnere er nicht. Kienzle sagt, dem BKA habe Gä. gesagt, er habe “Alex” deswegen nach dem Mord in der Holländischen Straße gefragt, weil er das als Beamter beim Landesamt wissen könne. Gä. sagt, das seien alles Beamten und normalerweise sei es so, dass die alles untereinander wissen. Kienzle will wissen, ob es denn üblich gewesen sei, dass Gä. Te. gefragt habe, was er aus seiner Tätigkeit beim LfV weiß. Das verneint Gä. Er habe die Erwartung gehabt, dass “Alex” etwas weiß, weil er davon ausgegangen sei, dass der “Alex” von den anderen Informationen bekommen hat. Kienzle sagt, wenn er, Kienzle, die “Herren in den roten Roben” [gemeint sind die Vertreter_innen des Generalbundesanwalts] zu einem Kriminalfall befrage, dann würden die ihm nichts erzählen, weil sie verschwiegen sein müssen. Er fragt, warum Gä. gedacht habe, der Beamte Te. könne ihm etwas über die Tat erzählen. Das sei Neugier gewesen bei ihm, so Gä. Kienzle versucht die Frage zu erläutern und fragt, aufgrund welcher Tatsache Gä. davon ausgegangen sei, dass Te. ihm etwas erzähle und ob das üblich gewesen sei. Das verneint Gä. wieder. Gä. versteht die Frage anscheinend wieder nicht. Kienzle: “Herr Gä., wir sind gleich durch. Sie konnten gerade nachvollziehen, dass Beamte nicht darüber reden dürfen.” Das sei üblich, bestätigt Gä. Trotzdem komme Gä. auf die Idee, Te. zu fragen, so Kienzle. Gä.: “Weil der halt ein Verfassungsschützer ist.” Kienzle fragt wieder: “Warum dachten Sie, darf der Beamte Te. das erzählen?” Gä. sagt, der dürfe das gar nicht erzählen. Kienzle erwidert, er, Gä. habe ihn aber doch gefragt. Wieder spricht Gä. von Te.s damaliger Nervosität und sagt, Te habe ihm da keine Antwort drauf gegeben. Kienzle: “Aber Sie hatten sich eine Antwort erhofft.” Gä. sagt, er verstehe es immer noch nicht. Schließlich sagt Kienzle: “Gut, lassen wir das.”

RA Scharmer fragt zur E-Mail von Michel Fr. (vgl. 64. Verhandlungstag). Das sei über Facebook gekommen, wann wisse er nicht mehr. Der Inhalt sei gewesen: “Schöne Scheiße hast du da gemacht, du Maulwurf, wirst schon sehen.” Auf die Frage, ob es noch andere Reaktionen aus der Szene gegeben habe, sagt Gä., er habe da keinen Hehl gemacht. Er wohne nicht weit weg von Kassel, halte sich da so wenig wie möglich auf. Er sei immer noch mit welchen befreundet, die seien aber nicht mehr in der Szene drin. Die Namen Sebastian S. und Robin Sch. kenne er nicht, so Gä. auf Frage. RA Kuhn hält dem Zeugen vor, dass er bei der Vernehmung an weiteren Gruppierungen die “Arische Bruderschaft” genannt habe, die habe er kennengelernt auf Demos in Northeim und/ oder Göttingen. Das habe er von Mike Sa. erfahren, er sei selbst nicht da gewesen. Kuhn hält den Teil der Aussage mit den Demos noch einmal vor, darauf sagt Gä. , wenn er das so ausgesagt habe, dann werde das richtig sein. Kuhn fragt, ob Gä. dann also doch auf Demos gewesen sei: Gä.: “Dann wird s so gewesen sein.” Kuhn hält vor, Gä. habe angegeben, von denen kenne er Markus Ec. und Thorsten Heise: Heise kenne jeder, das sei so ein Rädelsführer gewesen. Kuhn fragt, ob Gä. Heise auch auf anderen Demos kennengelernt habe. Gä. sagt, er erinnere sich nur an Berlin. Kuhn sagt, es gehe um Northeim oder Göttingen. Er könne sich nicht mehr erinnern, so Gä.: “Aber den Markus Ec. schon.” Kuhn fragt zur schon gestern erwähnten Identitätsfeststellung von 70 Rechten 2001 in Eisenach. Wieder sagt, Gä., er erinnere sich nicht mehr. Es werde aber wohl so gewesen sein, er sei viel alkoholisiert gewesen. Uwe Ku. kenne er nicht, aber Thorsten Kr. [phonetisch], der habe früher in Kassel gewohnt, sei nicht in einer Gruppe gewesen und habe immer mehr immer mehr Musik machen wollen. Ob bei ihm selbst durch die Polizei mal Aufkleber gefunden worden seien zu “Rudolf Heß” könne er nicht sagen. Dass er auf der Geldbörse mal einen Aufkleber der “Kameradschaft Gera” gehabt habe, verneint Gä. In Nürnberg sei er mal vor drei Jahren auf einem “Manowar”-Konzert [Manowar = Heavy-Metal-Band] gewesen, so Gä. auf Frage. Kuhn fragt, ob Gä. 2005 mal in Nürnberg gewesen sei. Gä.: “Oder ist das doch so lange her? Ich war nur einmal in Nürnberg. Ich war auch gestern zum ersten Mal in München.” Kuhn fragt, ob Gä. da mit Te. telefoniert habe. Das wisse er nicht mehr, so Gä. Auf die Frage, ob er mal gehört habe, dass es 2006 ein Konzert im Clubhaus der “Bandidos” [Rocker-Club] in Kassel gab, sagt Gä., das wisse er nicht. Kuhn fragt, ob Michel Fr. mal etwas davon erzählt habe. Gä. sagt, wahrscheinlich, aber er könne sich nicht erinnern. Kuhn fragt, ob Fr. Gä. solche Sachen erzählt habe, was Gä. bestätigt, sie seien ja befreundet gewesen. Fr. sei bei den “Bandidos” gewesen, als er aus der Szene ausgetreten sei, sei da aber auch nicht mehr. Kuhn fragt zur Nervosität von Andreas Te., und will wissen, woher die erste Vorstellung gekommen sei, dass das aus einem Telefonat kam. Richter Götzl sagt, die Frage sei beantwortet. Gä. sagt, er sei vorher immer unterrichtet worden. Kuhn erwidert auf Götzl, das sei eine ganz andere Frage. Dann sagt er, er habe die Antwort nicht verstanden und bittet Gä. die Antwort zu wiederholen, was Götzl jedoch untersagt.
Auf Frage von RAin Lunnebach sagt Gä. er sei von sieben bis acht Beamten vernommen worden. Lunnebach hält vor, dass laut Protokoll drei Beamte und eine Protokollantin an der Vernehmung teilgenommen hätten. Gä. sagt, er habe dazu zusammen geschmissen mit dem, der ihn dahin geführt habe. Mit der Schreiberin habe er eine geraucht. Auf Nachfrage sagt er, es seien mehr als drei, aber vielleicht nicht sieben bis acht gewesen. Ob auch Mitarbeiter des VS dabei gewesen sein könnten, wisse er nicht, so Gä. auf Frage von Lunnebach. RA Kolloge fragt, wie Gä. RA Volker Hoffmann erkannt habe im Park. Gä. sagt, da seien Jugendliche im Park und wenn da ein älterer Herr stehe mit Schlips und Krawatte, dann gehe er davon aus, dass das der Anwalt ist. RA Topp fragt, ob Gä. sich erinnern könne, ob Te. ihm zum letztem Treffen Geld mitgebracht habe. Das verneint Gä, leiser sagt er dann daran könne er sich nicht erinnern. Topp fragt, was denn der Zeugenbeistand Gä. ins Ohr geflüstert habe. Zeugenbeistand Hoffmann sagt, offensichtlich habe Gä. die Frage falsch verstanden, daraufhin habe Gä. verneint und dann in einem Halbsatz nachgeschoben, er könne sich nicht erinnern.

RA Narin fragt, ob Te. Gä. mal Bücher übergeben oder aus Inhalten von Büchern zitiert habe, was Gä. verneint. Gä. verneint auch, dass Te. ihn unterrichtet habe über Vorgänge und Ideologie des NS. Er habe auch nicht gewusst, dass Te. mal Postbote war, so Gä. Narin hält Gä. vor, dass seine Aussage beim BKA, dass er von “Alex” übernommen worden sein solle, weil “Heinz” in den Ruhestand gehe, nicht damit zusammenpasse, dass er nach “Alex” wieder von “Heinz” übernommen worden sei. Götzl sagt, das sei alles schon erörtert worden. Narin erwidert, der Widerspruch sei aber nicht aufgelöst worden. Auf Frage von Narin, wie Te. aussehe, sagt Gä., Te. sei 1,90 m groß und er habe Te. heute morgen erst gesehen. Narin: “Dann dürfte er das gewesen sein.” Dann fragt Narin zur Bundeswehr-Zeit von Gä. Gä. sagt, er habe in Wolfhagen gedient. Nach der Frage, was Gä. da getan habe, interveniert Gä.s Zeugenbeistand ohne Mikrofonverstärkung. Götzl sagt, Narin solle sich konzentrieren. Narin fragt, welche Laufbahn Gä.s Bruder bei der Bundeswehr gehabt habe. Götzl: “Und da müssen Sie das vorher fragen?” Narin erwidert, er stelle den Zusammenhang gleich her. Sein Bruder habe in Bad Salzungen gedient, früher als er selbst. Götzl sagt, Narin solle direkt fragen. Narin fragt Gä., ob er bei der Bundeswehr mal vom MAD [= Militärischer Abschirmdienst; Militärgeheimdienst] angesprochen worden sei. Gä.: “Das ist richtig.” Narin sagt, darauf habe er hinaus gewollt. Götzl wird laut: “Was sollen denn dann die ganzen anderen Fragen?” Narin fragt, was Gä. dort gefragt worden sei und was er erzählt habe. Das sei fast 14 Jahre her, so Gä., er könne das nicht mehr wiedergeben. Es sei wohl möglich, dass über seinen Bruder gesprochen wurde, so Gä. auf Nachfrage. Narin fragt, ob es um Aktivitäten des Bruders in Zusammenhang mit dessen Tätigkeit bei der Bundeswehr gegangen sei. Das wisse er nicht mehr, antwortet Gä. Narin fragt, ob Gä. dort mal angesprochen worden sei, ob sich sein Bruder mit rechtsextremistischen Kameradschaften beschäftigt habe. Gä. sagt, er selbst sei da 15 gewesen, das sei viele Jahre her, er könne da keine Antwort zu geben. Richter Götzl sagt, Gä. habe gesagt, dass sein Bruder Anführer bei der Kameradschaft Kassel war und fragt Narin, worum es ihm gehe. Narin fragt Gä., ob er vom MAD damals angeworben sei. RA Stahl interveniert, dass der Zeuge gesagt habe, er habe keine Erinnerung an das Gespräch. Narin sagt darauf, dass er versuche dem Zeugen zu helfen, er verstehe auch nicht warum Stahl jedes mal, wenn der MAD eine Rolle spielt, interveniere. Stahl sagt, er habe nicht interveniert wegen des MAD sondern wegen Narins Befragung. Narin fragt Gä., ob er sich erinnere, ob er als Ergebnis dieser Gespräche eine Zusammenarbeit vereinbart hat mit dem MAD. Gä.: “Ja, das ist richtig.” Dazu, wie sich diese Zusammenarbeit die kommenden Jahre gestaltet habe, könne er nichts mehr sagen. Narin fragt Gä., ob er regelmäßig aufgesucht worden sei. Götzl unterbricht erneut und fragt, worum es gehe. Narin sagt, er frage nach Umständen, wo es um die Glaubwürdigkeit des Zeugen gehe, auch zu seinem Verhältnis zu Te.: “Wir sind der Genese dieses Verhältnisses sehr nahe.” OStAin Greger sagt, der Zeuge sei zu belehren über eine mögliche Schweigepflicht. Narin sagt, man könne ja den Kollegen [Volker] Hoffmann fragen, ob er nicht insoweit tätig sein wolle. Hoffmann sagt, er höre das das erste Mal, aber er sei sich sicher, dass Gä. keine Aussagegenehmigung habe. Götzl belehrt den Zeugen. Narin fragt Gä. dann, ob dessen Bruder mit “Blood & Honour” Kontakt gehabt habe oder oder verbunden gewesen sei. Der sei mal in Berlin einmal auf einem Konzert gewesen, so Gä. Ob sich sein Bruder und Thorsten Heise gekannt hätten, wisse er nicht. Narin fragt, ob Thorsten Kr. [phon.] Gä. Informationen über Thorsten Heise übermittelt habe, was Gä. verneint. Wie Kr. zu Heise stand, wisse er nicht, so Gä., Timo Sc. kenne er nicht nein. Narin sagt, er sei dehydriert und würde sein Fragerecht vorerst abgeben, daraufhin macht Götzl eine Unterbrechung bis 12.31 Uhr.

Narin fragt dann weiter. Er will wissen, ob Te. Gä. möglicherweise in den Wochen vor dem Mord in Kassel auf diese Mordserie angesprochen habe. Gä. verneint, daran könne er sich nicht erinnern. Narin fragt, ob Te. vielleicht eine Grafik gezeigt habe, auf der Pistolen und Opfer abgebildet seien. Gä. verneint das. Narin fragt, ob im Jahr 2005 mal besprochen worden sei, dass die Zusammenarbeit beendet werden sollte und Te. da auch in Diskussionen mit seiner Behörde stand. Gä. sagt, da könne er sich nicht mehr dran erinnern. Über die Kameradschaft Northeim habe ihm Mike Sa. berichtet, er wüsste nicht wer sonst, so Gä. auf Frage Narins. Er selbst sei “arbeitstechnisch” gelegentlich in Northeim gewesen, so Gä., er habe dort Fenster geputzt. Eine Szenekneipe in Reinhardshagen namens “Scharfe Ecke” kenne er nicht, so Gä. An “Hells Angels” kenne er den Bruder von Peter Li., Uwe Li., von früher. Zwei weitere von Narin abgefragte Name sagten ihm nichts, so Gä.

Dann fragt RAin von der Behrens, ob sich Gä. an eine Demo in Gotha am 20. Oktober 2001 erinnere, bei der Gä. an einer Sitzblockade teilgenommen haben soll. Das verneint Gä. Auch als von der Behrens vorhält, das Motto sei “”Deutsches Blut gehört zusammen - keine Konflikte im eigenen Volk” gewesen, sagt Gä. er könne sich nicht erinnern. Auch an eine Festnahme in Gotha könne er sich nicht erinnern, so Gä., das sei zu lange her. Er wisse nicht, wie oft er festgenommen wurde von der Polizei. Von der Behrens fragt nach einer groben Einordnung. Gä.: “Jetzt Ausnüchterungszelle?” Von der Behrens: “Gerne inklusive.” Gä. sagt, das sei ein- bis fünfmal gewesen. Von der Behrens fragt, wieviel davon Ausnüchterungszelle sei. Gä.: “Dann fünf.” Also sei Gotha nicht dabei gewesen, fragt RAin von der Behrens. Nicht, dass er wüsste. so Gä.
Auf Frage sagt Gä. er könne sich erinnern, dass “Heinz” gesagt habe, dass Te. krank ist, es habe auch kein anderes Treffen mit VS-Mitarbeitern gegeben, wo so etwas gesagt worden sein könnte. Von der Behrens fragt, ob Gä. Te. schon mal vor dem 28. April und nachdem er Te. das letzte mal getroffen habe, angerufen habe. Das wisse er nicht, so Gä. Von der Behrens hält vor, es gebe eine Telefonüberwachungsprotokoll vom 26. April 2006, da stehe: “Gä. spricht auf den AB und wünscht gute Besserung”. Gä. sagt: “Sie wissen es besser als ich.” Er habe keine Erinnerung. Die Frage, ober eine Erklärung dafür habe, warum er gute Besserung gewünscht habe, verneint Gä., das werde wohl mit der von der Anwältin angesprochenen Krankheit zusammen gehangen haben. Er wisse es nicht. Ob es neben den Anrufen am 26. und am 28. April weitere Anrufe gegeben habe, könne er nicht sagen, so Gä. Von der Behrens sagt, aus den Akte ergebe sich ein Anruf am 2. Mai mit der Dauer von 7 Sekunden. Von der Behrens sagt, sie müsse aus ihren Mitschriften vorhalten, denn die Akten lägen ja nicht vor und Kopien anzufertigen sei ihr nicht erlaubt worden. Wohllebens Verteidiger Klemke interveniert, er könne nicht überprüfen ob das korrekt ist, daher widerspreche er dem Vorhalt. Götzl sagt, es komme ja auf die Antwort an, es handele sich um einen Vernehmungsbehelf. Klemke erwidert, bisher habe Götzl immer die Angabe einer genauen Fundstelle verlangt und er könne nicht nachvollziehen, ob der Vorhalt vollständig und korrekt ist. Nachdem Götzl den Vorhalt zulassen will, sagt Klemke, er wolle einen Gerichtsbeschluss. RAin von der Behrens sagt, auch der Vorhalt über den 26. April stütze sich ausschließlich auf ihre Mitschriften. Götzl fragt von der Behrens, ob sie die Frage auch ohne den Vorhalt stellen könne. Von der Behrens erwidert, sie wolle den Vorhalt schon gerne machen. Es folgt eine Unterbrechung bis 12.54 Uhr. Danach verkündet Götzl, dass seine Verfügung bestätigt ist. Daraufhin sagt Klemke, er brauche eine Unterbrechung, es gehe um die Beratung über einen möglichen unaufschiebbaren Antrag.

Es folgt die Mittagspause, die immer wieder verlängert wird. Weiter geht es erst um 15.11 Uhr. Klemke stellt im Namen seines Mandanten einen Befangenheitsantrag gegen den Vorsitzenden Richter Götzl. Es sei ständige Praxis, dass Vorhalte nur bei Benennung der vollständige Fundstelle gemacht werden dürften. Im Falle von z. B. RA Bliwier habe dieser zufälligerweise Kopien gehabt, die er dem Senat habe vorlegen müssen und die dann an alle Verfahrensbeteiligten verteilt worden seien. RAin von der Behrens habe jedoch Vorhalte zu Te. nur auf Grundlage ihrer bei der Akteneinsichtnahme gemachten Notizen machen wollen. Das habe die Verteidigung Wohlleben beanstandet mit Bezug auf die ständige Praxis. Götzl habe den Vorhalt zugelassen, dann sei der Gerichtsbeschluss gefolgt mit der Begründung, auch eigenes Wissen des Vernehmenden könne vorgehalten werden, die Nebenklagevertreterin könne die Urkunde nicht vorlegen. Der Angeklagte Wohlleben müsse davon ausgehen, dass der abgelehnte Richter Götzl den Beschluss mitgetragen hat. Die unterschiedliche Behandlung des Haltens von Vorhalten erscheine dem Angeklagten willkürlich. Der Kollegin von der Behrens sei die Anfertigung von Kopien nicht gestattet worden. Es sei möglich gewesen, ihre Vorhalte zurückzustellen bis die Akten beigezogen worden wären. Wohlleben sehe mithin keine hinreichend sachlichen Gründe, die die Ungleichbehandlung dieser Vorhalte begründen könnten. Es bestehe die Gefahr, dass durch fehlerhafte Vorhalte die Ermittlung der Wahrheit verzerrt werden könnte.
Es folgen Stellungnahmen aus der Nebenklage. RA Langer sagt, er halte es für einen Unterschied, ob jemand die Unterlagen hat und man ihn auffordern kann, die vorzulegen. Darüber hinaus gebe es keine ständige Übung. Es sei nur der Beteiligte beschwert und nicht der Angeklagte Wohlleben. Ein Anwalt müsse laut BGH auch das Schriftstück, aus dem er vorhalten will, nicht vorher vorlegen. Weiterhin heißt es aus der Nebenklage, dass der Antrag schon gestern bei den Vorhalten von Bliwier hätte gestellt werden müssen, weil er sich auch auf diese Frage beziehe.

Es folgt eine Pause bis 15.49 Uhr. Dann gibt OStA Weingarten im Namen der BAW eine Stellungnahme ab. Das Gesuch sei als unbegründet abzulehnen. Hier liege nicht nur keine Willkür vor, sondern die Verfügung, den Vorhalt zuzulassen, sei rechtmäßig. Es gelte, dass einem Zeugen grundsätzlich auch eigenes Wissen vorgehalten werden kann. Der Umstand, dass Götzl darauf bestanden habe, dass entweder die Fundstelle konkret bezeichnet wird oder das jeweilige Dokument zur Akte gereicht werde, ändere daran nichts. Die sachliche Rechtfertigung, davon abzuweichen, liege darin, dass es RAin von der Behrens nicht möglich war, es zu den Akten zu reichen, weil es ihr nicht vorgelegen habe. Den Inhalt dieses Aktenstücks habe sie sinnlich wahrgenommen, sie halte mithin aus eigenem Wissen vor. Die Beiziehung des dem Wissen der Anwältin zugrunde liegenden Aktenstücks sei nicht geboten gewesen, weil die Wahrheitserforschung die Aussage des Zeugen benötige. Einige Nebenklagevertreter schließen sich der Stellungnahme an.

Dann geht es weiter mit der Vernehmung von Gä. An einen Anruf am 2. Mai 2006 auf dem Diensthandy von Te. habe er keine Erinnerung, so Gä. auf Frage von RAin von der Behrens. Auf Frage sagt Gä. er habe eigentlich immer nur vom Handy bei Te. angerufen, nicht vom Festnetz. Ob der Anschluss zu hause auf ihn oder seine Ex-Frau lief, wisse er jetzt nicht mehr. Von der Behrens hält eine Kasseler Telefonnummer vor und Gä. bestätigt, dass das seine Festnetznummer gewesen sei. Von der Behrens sagt, davon sei am 2.5.06 um 14:04:20 Uhr das Diensthandy Te.s angerufen worden für 7 Sekunden. Daran könne er sich nicht erinnern, so Gä.; er glaube nicht, dass das seine Frau gewesen sein könne und es könne auch keine andere Person gewesen sein. Die Arbeit mit dem LfV habe er wohl 2003 begonnen, ganz sicher sei er sich nicht, so Gä. Von der Behrens sagt, im Protokoll der BKA-Vernehmung stehe etwas von 2011, das sei wohl ein Schreibfehler. Er erinnere sich nicht, was er gesagt habe, sagt Gä. Später stehe in der Vernehmung dann die Frage, mit welchem Mitarbeiter Gä. 2001 zusammen gearbeitet habe, so RAin von der Behrens; das klinge so, als ob davor 2001 gesagt und 2011 geschrieben wurde, ob das möglich sei. Das wisse er nicht, so Gä. Woran er denn das Datum 2003 fest mache, will von der Behrens wissen. Er habe ein Schreiben vom LfV, so Gä., Inhalt und Datum des Schreibens könne er aber jetzt nicht nennen. Auf Nachfrage sagt er, er sei seit 2003 dabei, das habe mit dem Schreiben nichts zu tun. RAin von der Behrens fragt erneut, woran Gä. das Datum festmache. Gä. sagt, 2001 sei doch MAD gewesen, er wisse jetzt nicht. Dann fragt er: “Oder ist das das gleiche?” Von der Behrens erwidert, Gä. habe beim BKA von 2011 oder wahrscheinlich 2001 gesprochen, ob er da den MAD oder das LfV meine, wisse sie nicht. Gä. sagt, er habe dort nicht von 2011 gesprochen. Er habe wahrscheinlich von seiner Tätigkeit beim MAD gesprochen, so Gä. auf Nachfrage. Auf die Frage, wann der Wechsel vom MAD zum LfV gewesen sei, sagt Gä.: “Ich dachte eigentlich immer, das gehört zusammen.” Er habe immer mit den gleichen Personen Kontakt gehabt, so Gä. auf Frage. Warum er dann denke, dass es einmal der MAD und einmal das LfV war. Gä.: “Der MAD hatte ja nur mit der Bundeswehrzeit zu tun.” Die habe zehn Monate gedauert und bis im September, Oktober 2001 oder 2002 gedauert. Soweit er sich erinnern könne, sei er danach übernommen worden vom LfV, sagt Gä. auf Frage. Er bestätigt, dass er weiter mit den selben Personen Kontakt gehabt habe. Von der Behrens fragt, ob Gä. auch mit dem Staatsschutz des LKA in Hessen Kontakt gehabt habe. Gä.”Ist das nicht alles jetzt das gleiche?” Von der Behrens erläutert den Unterschied. Auf Frage von Von der Behrens sagt Gä. es sei ihm “nicht wirklich” bekannt, dass er mit einer dritten Behörde zu tun gehabt habe. Nach dem Wechsel vom MAD zum LfV habe man “eigentlich” die gleichen Informationen von ihm abgefragt, so Gä. auf Frage von RAin von der Behrens. Ob das LfV auch Informationen zu seinem Bruder habe bekommen wollen, will von der Behrens wissen. Er denke schon, so Gä.. Er wisse nicht mehr, ob der MAD ihn auch zu Kontakten nach Thüringen befragt habe. Auf Frage von RA Topp sagt Gä., er sei bar bezahlt worden, er habe dafür sowohl bei “Heinz” als auch bei “Alex” etwas unterschrieben. Auf Fragen von RA Erdal sagt Gä., er glaube, das Auto von Te. sein ein Audi gewesen, Te. habe seine Ex-Frau nicht gekannt.

Vor der Entlassung des Zeugen sagt RA Bliwier, er habe ja beantragt, das Telefonat auf der Mailbox abzuspielen und will wissen, ob der Zeuge dafür noch mal geladen wird. Götzl berät sich kurz mit den Richter_innen um ihn herum, dann sagt er, Bliwier könne ja der Entlassung widersprechen, was Bliwier dann für das Protokoll auch tut.

Es folgt eine zweiminütige Pause bis 16.11 Uhr, dann will Götzl Andreas Te. aufrufen. Zuvor sagt jedoch RA Heer, Zschäpes Verteidiger, seine Mandantin habe mitgeteilt, sie könne der Verhandlung nicht mehr folgen, sie fühle sich nicht verhandlungsfähig. Götzl weist auf die Vielzahl der Pausen hin. Heer erwidert, seine Mandantin verbringe diese Pausen in der Zelle, das habe keine Erholungsfunktion, und “dieses Rein und Raus” trage auch nicht zur Erholung bei: Götzl ordnet eine Untersuchung der Angeklagten an. Die Sitzung wird bis 16.55 Uhr unterbrochen und mit der Einvernahme des Psychiaters und Gerichtsarztes beim Landgericht München Dr. Konrad von Oefele als Sachverständigem fortgesetzt. Oefele sagt, die Angeklagte habe über beginnende Kopfschmerzen und einen angeschlagenen Zustand berichtet. Zschäpe sei völlig bewusstseinsklar und voll orientiert gewesen, die Verständigung sei ohne weiteres möglich gewesen. Hier liege sicher eine Anstrengungs- und Belastungssituation über einen langen Zeitraum, auch in dieser Woche und am heutigen Tag vor. Die gesundheitlichen Basiswerte Zschäpes seien gut. Nach seiner Untersuchung sei die Verhandlungsfähigkeit Zschäpes eingeschränkt, so dass man heute nicht grenzenlos verhandeln könne. Vom Gesamtzustand gehe er davon aus, dass noch eine halbe Stunde geht. Nebenklagevertreter RA Daimagüler fragt den Sachverständigen, ob man eine halbe Stunde Pause machen könne, und vielleicht dann weiter verhandeln könne. Er denke, eher nicht, so Oefele. Es folgt eine längere Befragung des Sachverständigen durch die Verteidigung Zschäpes, die unter anderem auf die Situation der inhaftierten Angeklagten in den Zellen bei Gericht, die Grundlage der zeitlichen Einschätzung und die Dauer der Untersuchung durch den Sachverständigen abzielt. Nach der Befragung sagt Heer, er habe die Mandantin noch einmal gefragt und erkläre in ihrem Namen, dass sie nicht ausreichend konzentrationsfähig sei. Götzl sagt, es helfe ja vielleicht eine Kopfschmerztablette, mit dem Zeugen Te. werde man heute sicher nicht zu Ende kommen. RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, sagt, aus Sicht der Verteidigung habe das Ziel des Sachverständigen vorwiegend darin bestanden, eine allgemeinverträgliche Lösung herbeizuführen. Die Grundlagen seiner Einschätzung seien “doch ausgesprochen dünn”. Götzl sagt, es gehe letztlich um die Grundlagen der Verhandlungsfähigkeit. RA Heer beantragt eine fünfminütige Unterbrechung. Götzl sagt, er wolle ohnehin aus organisatorischen Gründen unterbrechen, um mit den weiteren Fortgang mit dem Zeugen zu besprechen.

Um 17.29 Uhr verkündet Götzl, dass es heute nicht mehr zur Fortsetzung der Vernehmung des Zeugen Te. komme und die Sitzung bis Montag unterbrochen werde.

Die Nebenklagevertreter Alexander Hoffmann und Björn Elberling kommentieren den Streit um Vorhalte aus den nicht beigezogenen Akten zu Andreas Te.:

„Welche Probleme dadurch entstehen, dass die Te.-Akten vom Gericht nicht beigezogen wurden, zeigte noch einmal die Befragung durch Nebenklägervertreterin Rechtsanwältin von der Behrens: sie hatte diese Akten bei der Generalbundesanwaltschaft eingesehen und machte dem Zeugen nun Vorhalte aus ihren Mitschriften. Die Verteidigung Wohlleben meinte, dies sei unzulässig. Das Gericht jedoch ließ den Vorhalt aus den Mitschriften zu. Ausgerechnet auf diese Entscheidung stützte dann die Verteidigung Wohlleben einen Befangenheitsantrag gegen den Vorsitzenden mit der Begründung, bisher haben doch alle Befragenden bei Vorhalten das entsprechende Dokument vorlegen müssen. Aus Sicht der Nebenklage ist diese Begründung mehr als albern - ein solcher Vorhalt ist natürlich zulässig, und dass man ein Dokument nicht vorlegen kann, das man einfach nicht hat, dürfte sich auch von selbst verstehen.“


Protokoll 66. Verhandlungstag - 9. Dezember 2013

Am 66. Verhandlungstag ging es um den Kauf einer Handykarte, um den Wasserschaden in der Polenzstraße, zu dem der damals ermittelnde Polizeibeamte, der dazu eine „Susann Eminger“ vernommen hatte, aussagte. Eine BKA-Beamtin zeichnete u.a. Zschäpes Weg vom 4. bis zum 8. November nach und eine Nachbarin aus der Polenzstraße sagt aus zu einer gekauften Handykarte, einem verschwundenen Ausweis und zu den Wohnverhältnissen in der Wohnung „Dienelt“.

Zeug_innen:

	Janine St. (Kauf einer Handykarte für Zschäpe)
	KHM Rocco Ra. (Polizeibeamter, der wegen eines Wasserschadens in der Polenzstraße ermittelte)
	KOK Christine La. (BKA-Beamtin; Weg Zschäpes vom 4.11. bis zum 8.11.11; Zeugnisse Zschäpes; Gespräch mit Zschäpe während einer Überführungsfahrt)
	Beatrix Ja. (Nachbarin von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe in der Polenzstraße)




Die Verhandlung beginnt heute erst um 10.10 Uhr. Die erste Zeugin ist Janine St., geb. Sp. Bei ihrer Aussage geht es um den Erwerb einer Prepaid-Telefonkarte. St. berichtet, sie sei im Juli 2003 in Zwickau auf dem Nachhauseweg vor einem Telekom-Shop von einer Frau angesprochen worden, die sie gefragt habe, wie alt sie sei. Die Frau habe gesagt, sie hätte ihren Ausweis vergessen und ihr 50 Euro dafür geboten, wenn sie, St., für die Frau den Vertrag abschließe. Sie habe dann unterschrieben und die 50 Euro bekommen. Die Frau sei Mitte 20 gewesen, habe braune Haare gehabt und sei etwas kleiner als sei selbst gewesen, so St. auf Frage von Götzl. Sie habe, glaubt sie, ihre Daten angeben und den Ausweis vorlegen müssen. Sie seien zu zweit in den Laden gegangen. Bei ihr sei nie Geld für einen Handyvertrag abgebucht worden, so St. Sie wisse nicht mehr, ob die Frau im Laden etwas bezahlt habe. Auf Nachfrage sagt St., die Frau habe zur Begründung gesagt, sie hätte ihren Ausweis vergessen und bräuchte das Telefon bzw. die SIM-Karte. In ihrem “jugendlichen Leichtsinn” habe sie sich nicht gewundert, dass das der Dame 50 Euro Wert ist. Sie habe sich gedacht: “Toll, 50 Euro, kann ich meiner Mama ein Geschenk kaufen“. Die Frau sei wahrscheinlich nett und freundlich auf sie zugegangen, sonst hätte sie es nicht gemacht, aber sie könne sich jetzt nicht mehr erinnern. Auf Frage, ob sie die Rufnummer noch kenne, sagt St., sie wisse nur noch, dass es ein Telekom D1-Laden gewesen sei. Götzl hält eine Mobilfunknummer aus einem Telefonvertrag vor, der im Zwickauer Brandschutt gefunden wurde. St. sagt, das passe. Es sei eine Prepaid-Karte gewesen, einen Vertrag habe sie mit 17 Jahren noch nicht unterschreiben dürfen. Als sie von der Frau nach ihrem Alter gefragt wurde, habe sie es genannt, bestätigt St. Der Zeugin wird ein Telekom-Vertrag vom 2. Juli 2003 vorgelegt. Sie bestätigt, dass sich darauf ihre Unterschrift und ihre Daten befinden. Götzl hält aus einer Vernehmung die Beschreibung der Frau vor: die Frau sei kleiner als die 1,80 m große St. und auch etwas kleiner als die 1,70 m große Vernehmungsbeamtin gewesen, habe ganz normal ausgesehen, sei Ende 20, Anfang 30 gewesen und habe die dunklen, schulterlangen Haare locker nach hinten getragen; die Frau sei außerdem weder dünn, noch dick, noch zierlich gewesen, es sei nichts auffällig gewesen. St. bestätigt den Vorhalt. Auf die Frage Götzls, ob noch weitere Personen im Umkreis gewesen seien, sagt St., dass die Frau sie alleine angesprochen habe. Sie glaube, dass sie die 50 Euro nach der Unterschrift bekommen habe; sie sei dann weiter gegangen. Sie habe Zschäpe in den Medien gesehen, habe aber keine Verbindung mit dem Handy hergestellt. Bei der zweiten Vernehmung sei ihr ein Video gezeigt worden. Dort habe sie zwar Zschäpe identifizieren können, aber sie konnte nicht sagen, ob es die Frau vor dem Telekom-Shop war, da sie Zschäpe mehrfach in der Presse gesehen habe.

Nebenklagevertreter RA Hoffmann fragt, ob St. irgendwelche Kontakte zu Mitgliedern der rechten Szene gehabt habe oder heute habe. St. verneint. Auch ihr Mann, Sascha St., habe keine Kontakte in die rechte Szene. Hoffmann fragt, ob sie einen Jan S. kenne, einen Alex Sch., Klemens O., Markus N., Marko H. oder Steffen St. Diese Personen seien am Verfahren gegen „Combat 18“ Pinneberg beteiligt gewesen, einer bewaffneten rechten Bewegung. Auf Facebook sei ihr Mann, Sascha St., mit einigen dieser Personen befreundet. St. antwortet, sie kenne Jan S., die anderen nicht. Sie wisse nichts von einem Bezug zur rechten Szene. Auf die Frage Hoffmanns, ob ihr Bruder Kontakte zu Rechten in Zwickau gehabt habe, sagt St., sie glaube nicht. Die Vernehmung endet um 10.29 Uhr.

Der nächste Zeuge ist Kriminalhauptmeister Ra. Auf Frage Götzls berichtet Ra., er sei im Dezember 2006 mit der Bearbeitung einer Strafanzeige betraut worden. Es sei zu einem Wasserschaden in der Polenzstraße 2 gekommen. Ein Herr F. (siehe Protokoll zum 56. Verhandlungstag) habe einen Tatverdacht gegen Patrick Ku. gehabt. Im weiteren Verfahren habe sich  herausgestellt, dass weitere Sachen aus der Wohnung fehlten, daher sei die Anzeige auf Diebstahl erweitert worden. Familie F. habe den Wohnungsschlüssel Familie Ku. überlassen, daher komme der Verdacht gegen Patrick Ku. Herr F. habe berichtet, dass Frau “Dienelt” gesagt habe, dass sie etwas gehört hat. Deshalb sei dann eine schriftliche Vorladung Frau “Dienelts” erfolgt, sie sei aber nicht erschienen. Er sei dann zur Wohnung gefahren, um die Frau mündlich zu laden. Außerdem habe er Fotos des Wasserschadens in der Wohnung “Dienelt” machen wollen. Eine Frau habe geöffnet und gesagt, dass sie nicht “Lisa Dienelt”, sondern “Susann Eminger” sei. Die Frau sei dann zwei Tage später zusammen mit Herrn “Eminger” in der Dienststelle erschienen. Weil er viele Termine gehabt habe, habe er eine Tonbandvernehmung durchgeführt, die Vernehmung sei um 6.30 Uhr gewesen. Die Vernehmung sei dann später am Tag nieder geschrieben worden. Frau “Eminger” habe ausgesagt, dass sie an dem Vormittag des Wasserschadens nicht zu Hause gewesen sei und daher auch nichts gehört haben könne. Danach habe sich der Tatverdacht gegen Patrick Ku. erhärtet, weil er der Einzige gewesen sei, der einen Schlüssel gehabt habe. Er habe dann eine Durchsuchung beantragt und durchgeführt und dabei Diebesgut gefunden, nämlich eine Silberkette. Besteckkoffer und Alu-Leiter, die ebenfalls gefehlt hätten, habe er nicht gefunden. Die Leiter sei später im Hausflur wieder aufgetaucht. Auf Schloss und Schlüssel seien keine fremden Schließmittel und keine Abdruckspuren einer Schlüsselkopie gefunden worden, daher könne der Täter nur Patrick Ku. gewesen sein. Die Akte sei dann an den Staatsanwalt abgegeben worden. Auf Nachfrage Götzls sagt Ra., er habe die Frau vernommen, die ihm die Tür geöffnet habe und dann in der Dienststelle erschienen sei. Aus dem Einsatzprotokoll der aufnehmenden Beamten sei hervor gegangen, dass diese an einer Wohnung “Dienelt” geklingelt hätten. Sowohl der Geschädigte als auch Patrick Ku. hätten ausgesagt, es wohne eine “Lisa Dienelt” im Haus. Als er selbst dann geklingelt habe, habe die Frau gesagt, ihr Spitzname wäre “Lise” und weil da “Dienelt” auf dem Klingelschild stehe, würden alle “Lise Dienelt” denken. Vorgestellt habe sie sich als “Susann Eminger”. Die Frau sei etwas kleiner als er selbst gewesen, eine Beschreibung könne er sonst nicht mehr abgegeben, weil es sich um eine kurze, nicht einprägsame Vernehmung gehandelt habe. Ziel der Vernehmung von “Susann Eminger” sei gewesen, herauszuarbeiten, ob sie Schritte gehört habe. Sie habe aber gesagt, sie sei vormittags nicht in der Wohnung gewesen, deswegen sei sie “als Zeugin nicht mehr so wertvoll” gewesen. Sie habe angegeben, dass sie mit einem Herrn Dienelt befreundet sei und sich gelegentlich in dessen Wohnung aufhalte. Da das Umfeld zu diesem Zeitpunkt noch nicht vernommen worden sei, habe er nicht gewusst, ob sie dort dauerhaft wohnt oder nur zu Besuch ist. Sie habe angegeben, dass es auch früher schon einmal einen Wasserschaden gegeben habe, und dass an ihrem persönlichen Eigentum kein Schaden entstanden sei. Zudem habe sie angegeben, dass sie die Familien F. und Ku. kenne und es keine Streitereien gegeben habe. Herr “Eminger” sei ungeladen zur Vernehmung dazu gekommen. Er habe sinngemäß das gleiche ausgesagt wie Frau “Eminger”: dass er sich nur gelegentlich dort aufhalte und sie sich um die Wohnung kümmern würden, weil Herr Dienelt Fernfahrer sei. Götzl hält vor, dass Frau “Eminger” angegeben habe, sie wohne mit ihrem Mann normalerweise in der Dortmunder Straße 12 und sie manchmal in der Wohnung Dienelt sei und sich um seine Katzen kümmern würde, da der als Fernfahrer viel unterwegs sei. Ra. sagt, wenn das da so stehe, dann sei das so. Er mache sich bei einer Tonbandvernehmung Notizen und versuche dann einen zusammenhängenden Text auf Band zu sprechen. Götzl hält die Aussage “Susann Emingers” vor: die Familien F. und Ku. hätten zusammen gehalten, im Sommer viel gefeiert, gegenseitig die Schlüssel der Wohnung gehabt und seien in den jeweiligen Wohnungen ein- und ausgegangen. Weiter hält Götzl vor, “Eminger” habe erst nach dem Wasserschaden Streitigkeiten zwischen den Familien festgestellt. Das bestätigt Ra. Dann werden die Vernehmungsprotokolle in Augenschein genommen. Auf dem ersten ist eine Unterschrift zu sehen, die deutlich als “S. Eminger” zu lesen ist. Auf dem zweiten ist eine unleserliche Unterschrift zu sehen. Ra. bestätigt, dass es diese Unterschriften gewesen seien, die Herr und Frau “Eminger” geleistet hätten. Da fehle der Inhalt, so Ra., der sei dann später geschrieben worden. Götzl will wissen, ob das angegebene Geburtsdatum den Angaben der Zeugen oder dem Ausweis entstamme. Normalerweise, so Ra., werde das aus dem Personalausweis übernommen, er habe den Ausweis da liegen. Das sei auch bei “André Eminger” so gewesen, bestätigt Ra. An der Wohnungstür habe er sich von der Frau kein Dokument zeigen, sondern nur Geburtsdatum und Telefonnummer geben lassen. Auf Lichtbildern, die ihm bei seiner Vernehmung beim BKA am 9. Dezember 2011 vorgelegt wurden, habe er niemanden erkannt, so Ra.

Auf Frage von Nebenklagevertreterin RAin Basay sagt Ra., die Vernehmung der “Emingers” sei so früh gewesen, weil er in der Woche viele Vernehmungstermine gehabt habe, er habe die Vernehmung schnell gebraucht, weil er eine Durchsuchung beantragen wollte. Auf Frage von RAin Clemm sagt Ra., die Tonbänder der Vernehmung seien sicher nicht mehr vorhanden, die Ausweise hätten sicher vorgelegen und würden, wenn sie vor einem liegen, augenscheinlich mit den anwesenden Personen verglichen. RA Narin fragt, ob das Sächsische Landesamt für Verfassungsschutz an Ra. herangetreten sei. Das verneint Ra. Narin fragt, ob Ra. die “Operation Grubenlampe“ bekannt sei. Auch das verneint Ra. Dann fragt Narin, ob Ra. wisse, dass an diesem Tag eine Observation mit der Zielperson André E. begonnen wurde. Ra.: “Das höre ich das erste Mal.” Auf die Frage, ob die Person an der Wohnungstür nervös gewirkt habe, sagt Ra., es sei am Anfang “etwas komisch” gewesen, als er nach “Lisa Dienelt” gefragt habe und sie sich als “Susann Eminger” vorgestellt habe, aber ob sie nervös gewesen sei, könne er heute nicht mehr sagen.

Zschäpes Verteidiger, RA Heer, will wissen, ob sich Ra. an die Vorhalte, die der Vorsitzende gemacht habe, erinnere oder es sich um reine Schlussfolgerungen handele. Ra. sagt, er könne das so nachvollziehen, weil er die Akten erneut gelesen habe. Mit dem Lesen seien einige Erinnerungen wieder gekommen, er müsse sich auf die Ermittlungsakte verlassen. Auf erneute Nachfrage sagt Ra., es sei ganz schwer, das zu trennen, er könne es nicht mit Sicherheit sagen. RAin Sturm fragt, ob Ra. mal zu den Nummern des Personalausweises befragt worden sei. Das sei im Dezember 2011 zur Sprache gekommen, so Ra., weil wohl einige Nummern nicht überein gestimmt hätten mit dem Ausweis der Susann E. Der Ausweis habe ihm vorgelegen und er habe das so wie es da gestanden habe, übernommen. Einen Schreib- oder Tippfehler könne man nie ausschließen. Er könne es nicht mehr genau sagen, gehe aber davon aus, dass er auch das Geburtsdatum aus dem Ausweis übernommen habe.

Nebenklagevertreter RA Schön fragt, welche Erkenntnisse Ra. über die Ursache des Wasserschadens habe. Es habe sich ergeben, so Ra., dass der Patrick Ku. in der Wohnung gewesen sei und aus nicht bachvollziehbaren Gründen die Wasserhähne - es handele sich um Eckventile - aufgedreht habe. Patrick Ku. sei dann auch wieder in die Wohnung gegangen und habe “die Wasserhähne oder den Wasserhahn” wieder zugedreht. In der Wohnung F. sei niemand gewesen, da habe es ja nur die Aussage von F. gegeben, “Lisa Dienelt” habe Schritte gehört. Das könne dann aber, so Schön, nicht “Susann Eminger” gewesen sein. Ra. bestätigt das, er habe das als gegeben hinnehmen müssen. Schön sagt, die Hausbewohner hätten ja beschrieben, dass Frau “Dienelt” permanent dort wohne. Das sei ihm zu dem Zeitpunkt nicht bekannt gewesen, so Ra. Richter Götzl fragt, welche Wasserschäden in welcher Wohnung entstanden seien. Ra. sagt, am Anfang sei die Rede von einem Schaden in Höhe von über 100.000 Euro gewesen, am Ende sei ein Schaden von ca. 7.000 Euro am Fußbodenbelag der Familie F. entstanden. Betroffen sei die Wohnung F. gewesen, in der darunter liegenden Wohnung habe es ja davor schon einen Schaden gegeben. Dann beschreibt Ra., dass sich im Erdgeschoss rechts die Wohnung der “Dienelt” befunden habe, direkt darüber die Wohnung F. und gegenüber die Wohnung der Familie Ku. Fotos vom Schaden in der Wohnung “Dienelt” habe er nicht gefertigt, weil die Zeugin gesagt habe, es sei kein Schaden entstanden und der Hausmeister habe Fotos gefertigt. Die Vernehmung endet um 11.17 Uhr.

Nach einer Unterbrechung bis 11.28 Uhr teilt Götzl mit, dass nun die Mittagspause eingelegt wird.

Nächste Zeugin ist Kriminaloberkommissarin Christine La. vom BKA. Sie wird zu drei Themen befragt: zum Weg Beate Zschäpes nach dem Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße am 4. November 2011 bis zu ihrer Selbststellung am 8. November 2011 in Jena, zu in einem Erdversteck vergrabenen Zeugnissen Zschäpes und zur Überführung Zschäpes von der JVA Köln-Ossendorf zur JVA Gera am 25. Juni 2012 (siehe Protokoll zum 18. Verhandlungstag).

La. berichtet zum ersten Thema: Am 4. November 2011 gegen 9.30 Uhr habe der Banküberfall in Eisenach stattgefunden. In der Frühlingsstraße sei zwischen 11.30 und 14.30 Uhr im Internet gesurft worden, zu Biobauern und “Stars-und-Sternchen-Nachrichten”. Zwischendrin sei einmal die  Mailbox vom Handy abgefragt worden. Gegen 14.30 Uhr sei dann das Internet beendet worden, der letzte Aufruf sei zu Biobauern in Zwickau gewesen. Der Notruf, dass das Objekt Frühlingsstraße in Brand gesetzt wurde, sei um 15.08 Uhr eingegangen. Laut einer Zeugenaussage habe Zschäpe das Haus mit zwei Katzenkörben verlassen. Sie habe die Katzenkörbe abgestellt und sich umgedreht, um angeblich nach ihrer Oma zu schauen. Laut einer weiteren Zeugenaussage sei sie dann ins Wohngebiet gelaufen. Dort habe sie mehrfach versucht, den Angeklagten André E. zu erreichen. Das Handy sei in der Crimmitschauer Straße in eine Funkzelle eingebucht gewesen. Ein Spürhund habe Zschäpes Weg bis zum Platz der Völkerfreundschaft nachvollzogen, dort sei eine Telefonverbindung zu André E. hergestellt worden. Danach sei das Telefon nicht mehr benutzt worden. In der nächsten Nacht habe es bis 5 Uhr mehrere Anrufe aus Glauchau bei André E. gegeben, es sei aber nicht klar, ob diese Anrufe von Zschäpe gekommen seien. Morgens zwischen 7 und 8 Uhr habe es von einem öffentlichen Fernsprecher in Chemnitz Telefonverbindungen gegeben, da habe Zschäpe den Angehörigen von Mundlos und Böhnhardt Bescheid gegeben. Gegen 7 Uhr habe sie die Familie Böhnhardt angerufen. Vorher sei die Nummer der Auskunft gewählt worden, dann sei Familie Mundlos angerufen worden, was zweimal fehlgeschlagen und dann eine Dreiviertelstunde später geglückt sei; sie habe die Familien informiert, dass die Uwes tot sind. Dann sei sie von Chemnitz nach Leipzig gereist, habe dort in einem Internetcafé “Burger King” ein Ticket gekauft und sich ins Internet eingeloggt. Welche Seiten sie besucht habe, sei nicht bekannt, aber Zschäpe habe, als sie sich gestellt hatte, das Ticket und eine Tablettenpackung dabei gehabt, auf der die Telefonnummern ihrer Großmutter bzw. Mutter und der Tante in Jena notiert gewesen seien. Sie sei dann weiter nach Eisenach gereist. Dort sei sie von einer Zeugin noch bei Tageslicht gesehen worden, der Sonnenuntergang sei um 17 Uhr gewesen. Dies sei von Spürhunden bestätigt worden. Von Eisenach sei sie weiter gereist und um 4 Uhr in Bremen gewesen. Von dort sei sie weiter nach Hannover gereist, dort hätte es 9 Stunden Aufenthalt gegeben. Was dort passiert ist, sei unbekannt. Sie sei dann über Uelzen und Magdeburg nach Halle/Saale und von dort wieder nach Eisenach gefahren. In der Nacht sei sie um 4 Uhr in Weimar gewesen, dann wieder in Halle/Saale, wo sie den Tag verbracht habe. Dort habe sie zwei Zeugen getroffen, mit einer Zeugin habe sie sehr viel Zeit verbracht. Zschäpe sei durcheinander gewesen und beinahe vor eine Straßenbahn gelaufen. Laut dem anderen Zeugen habe sie Fahrpläne studiert und einen Fahrplan von Braunschweig dabei gehabt. Zschäpe habe bei ihrer Stellung gesagt, dass sie in Braunschweig war, das habe aber nicht nachvollzogen werden können. Von Halle/Saale sei sie gegen 22 Uhr weitergefahren und am Folgetag über Dresden nach Jena gereist. In Jena sei Zschäpe gegen 8.30 Uhr von einer Nachbarin in der Nähe der Wohnung ihrer Tante Karin Ap., der Schwester ihrer Mutter, gesehen worden. Sie sei im Nahbereich umher gelaufen und dann zur Straßenbahnhaltestelle gegangen, das sei auch der frühere Wohnsitz von Stefan Ap. (siehe Protokoll zum 61. und 62. Verhandlungstag). Das Objekt, in dem Mutter und Oma wohnen, sei von dort etwa 500 m entfernt. Sie habe die Zeugin Ha. getroffen, um ein Handy gebeten und dann einen Notruf abgesetzt, der registriert sei. Sie sei dann mit Ha. gemeinsam zur Straßenbahn stadteinwärts gegangen. Als nächstes sei Zschäpe bei der Rechtsanwaltskanzlei Naß & Liebtrau unweit der Kriminalpolizeiinspektion Jena registriert worden. Um 13 Uhr habe sich Zschäpe bei der KPI gestellt und sei um 13.06 Uhr festgenommen worden.

Götzl macht dann Vorhalte zur Konkretisierung der Daten. Zunächst weist er auf einen Anruf auf eine Mailbox am 4. November um 12.11 Uhr mit der SIM-Karte in der Funkzelle Frühlingsstraße mit der Dauer von 51 Sekunden hin. La. bestätigt das. Dann sagt Götzl, es habe in der Zeit von 15.19 Uhr bis 15.27 Uhr weitere Anrufe auf den Anschlussinhaber André E. gegeben, die Karte sei in einer Funkzelle 2000 m südlich der Frühlingsstraße eingeloggt gewesen. La. sagt, auf dem Weg zum Platz der Völkerfreundschaft habe es mehrere Anwählversuche gegeben, einmal sei der Anruf geglückt. Die Telefonate seien mit dem “7000er Handy” erfolgt. Dieses Handy habe Zschäpe häufiger genutzt und als ihr eigenes angegeben. Dann nennt Götzl eine Telefonkarte, die am 5. November um 7.06 Uhr in Chemnitz am Rathaus benutzt worden sei. Es handele sich um einen Fernsprecher in der Nähe des Kaufhofs, so La., der mit Münzgeld und Telefonkarten benutzt werden könne. Zschäpe habe zuerst bei der Telekom-Auskunft angerufen. Dann habe sie um 7.09 bei der Familie Böhnhardt angerufen und knapp 8 Minuten telefoniert. Um 7.22 Uhr habe es, so Götzl, zwei Anwählversuche zur Familie Mundlos gegeben. Das seien die zwei Anrufe, die nicht zum Erfolg geführt hätten, so La. Dann geht es um das Internetticket der Firma “Sidewalk Express”, das laut Vorhalt am 5. November um 10.37 Uhr im Leipziger Hauptbahnhof bei “Burger King” an einem Münzautomaten erworben worden sei. La. sagt, darauf befinde sich ein Code zum Einloggen. Sie bestätigt den Vorhalt, dass das Ticket ab 10.40 Uhr genutzt und die maximale Dauer von 1 Stunde und 15 Minuten vollständig ausgenutzt worden sei, sodass die Verbindung um 11.57 Uhr beendet worden sei. Auf den Vorhalt, dass in Jena in Zschäpes Handtasche das Ticket mit der Notiz der Festnetznummer von Mutter und Großmutter gefunden worden sei, sagt La., die Nummer sei im Internet recherchierbar gewesen. Götzl hält vor, dass auf einer Tablettenschachtel, die Zschäpe dabei gehabt habe, die Nummer von Karin Ap. gestanden habe. Dann hält Götzl vor, es gebe in den Asservaten eine Zugfahrkarte der DB, ein Schönes-Wochenend-Ticket vom 6. November, die um 3.48 Uhr in Bremen Hbf. gekauft worden sei, den Namenszug “Susann Eminger” trage und dreimal gestempelt sei. La. sagt, das seien die Stempel der Schaffner in den Zügen. Der erste Stempel, so hält Götzl vor, beziehe sich auf eine Fahrt von Bremen (ab 4.19 Uhr) nach Hannover (an 5.55 Uhr). Der zweite Stempel beziehe sich auf die Strecke zwischen Uelzen (ab 15.02 Uhr) und Magdeburg (an 16.51 Uhr), der dritte Stempel dann auf eine Fahrt ab 19.22 Uhr von Halle/Saale nach Eisenach. La. bestätigt das. Dann geht es um eine Zugfahrkarte, die um 3.51 am 7.11. im Bahnhof Weimar nach Halle/Saale erworben wurde. La. bestätigt, dass es einen Stempelabdruck über diese Verbindung auf der Fahrkarte gebe. Im Folgenden geht es um die zwei Zeug_innen in Halle/Saale. Es handele sich um Herrn Kö. und Frau Hi., so La. Weil Zschäpe fast vor die Straßenbahn gelaufen sei, habe Frau Hi. sie ins Krankenhaus bringe wollen. Je näher man jedoch dem Krankenhaus gekommen sei, desto weniger habe Zschäpe gewollt. Zschäpe sei dann am frühen Abend zum Bahnhof gegangen, dort sei sie wegen ihrer Nervosität dem Zeugen Kö. aufgefallen. Götzl sagt, Zschäpe habe bei ihrer Stellung eine Fahrplanauskunft von einem Automaten in Dresden über die Strecke von Dresden nach Chemnitz in der Handtasche gehabt, was La. bestätigt. Dann geht Götzl auf die Zeugin Ha. in Jena ein. Diese sei am 8. November um 8.45 Uhr in Jena von einer stark zitternden Person um ihr Handy gebeten worden. Das bestätigt La. Zschäpe habe um 8.49 Uhr einen Notruf abgesetzt. Inhalt sei gewesen, dass sie sich gerne stellen wolle, da sie wahrgenommen habe, dass Absperrmaßnahmen wegen ihr vorliegen, der Beamte habe die Maßnahmen aber nicht zuordnen können und das Gespräch sei dann beendet worden. [vgl. taz "Zschäpe hier"] Götzl hält vor, Zschäpe sei gegen 11 Uhr zu Rechtsanwalt Liebtrau in die Kanzleiräume gekommen und nach einem ersten Gespräch dort geblieben. Sie sei dann zusammen mit dem Rechtsanwalt zur Polizei gegangen.

Als nächstes geht es um die Zeugnisse Zschäpes. La. berichtet, Carsten S. habe ausgesagt, dass unter einer Fliegerscheune Dokumente vergraben worden seien. Daraufhin sei eine Grabung am 3. Mai 2012 veranlasst worden und es seien Zeugnisse Zschäpes von der 1. bis zur 9. Klasse gefunden worden. Von der 1. bis zur 5. Klasse sei Zschäpes Notendurchschnitt 2 gewesen, von der 6. bis zur 9. Klasse 3. Die Dokumente seien stark verwittert gewesen. In den Grundschulzeugnissen fänden sich Notizen der Lehrerin, die sich auf Zschäpes Charakter beziehen: sie sei sehr lebhaft und aufgeschlossen, müsse aber ordentlicher und sauberer arbeiten, sie habe sich schnell eingelebt ins “Klassenkollektiv”. Herausragend sei Zschäpe im “Schulgartenunterricht”, in Heimatkunde und gelegentlich in Deutsch, Musik und Sport gewesen, weniger gut in Russisch, Mathematik, Biologie und Physik.

Der nächste Teil der Aussage von La. soll sich auf die Überführung Zschäpes von der JVA Köln-Ossendorf in die JVA Gera beziehen, wo sie ihre Großmutter und ihre Mutter treffen sollte.
Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt, dazu sei am 18. Verhandlungstag schon Herr B. gehört worden und die Verteidigung habe im Anschluss der Verwertung widersprochen. Heute widerspreche man der Beweiserhebung über den Transport. Zur Begründung sagt Stahl, dass die Befragung von B. ergeben habe, dass die Beschuldigtenrechte Zschäpes durch gezieltes Hintergehen der Selbstbelastungsfreiheit verletzt worden seien. Die Zeugin La. verlässt den Saal. StA Schmidt widerspricht. Ein Verwertungsverbot komme nicht in Betracht, weil Zschäpe mehrfach durch Polizei und Ermittlungsrichter belehrt worden sei, dass es ihr frei stehe sich zu äußern. Zudem sei die Angeklagte an dem Morgen darauf hingewiesen worden, dass sämtliche Angaben verwertet werden können. Stahl erwidert, die Verteidigung sehe das vor dem Hintergrund der Rechtsprechung anders. Auch Spontanäußerungen seien nicht verwertbar, wenn es darauf angelegt wurde. Götzl sagt, durch den Verwertungswiderspruch werde die Verwertung vorbehalten, er habe aber schon vor, die Zeugin zum Transport zu befragen. RAin Sturm erwidert darauf, angesichts der Tatsache, dass die Verwertung ganz klar nicht zulässig sei, werde man der Beweiserhebung widersprechen. Götzl sagt, man solle erst einmal die Fragen abwarten. RAin Sturm kündigt an, einen Gerichtsbeschluss zu beantragen. Die Zeugin kommt wieder in den Saal. Götzl fragt nach dem Verhalten Zschäpes auf der Fahrt. Sie hätte Zschäpe am 25. Juni 2012 um 8 Uhr in Ossendorf abgeholt, belehrt und explizit gesagt, dass es sich nicht um eine Vernehmung handele, sie die Themen frei wählen könne und nichts sagen müsse. Dann sei sie explizit darauf hingewiesen worden, dass wahrscheinlich eine Gesprächsnotiz gefertigt werden würde. Zschäpe habe gesagt, sie würde ohnehin nichts mehr sagen, was nicht auch aufgeschrieben werden könne. Bei der Fahrt habe sich ein Gespräch ergeben, man habe sich locker unterhalten. Sie habe viel von ihren Verteidigern erzählt, das habe sie offenbar beschäftigt. Dann habe sie erzählt, dass ihr ein kostenloses Abo der Süddeutschen Zeitung über ihren Anwalt angeboten worden sei. RAin Sturm widerspricht und sagt, hier gehe es um Äußerungen der Angeklagten. Götzl sagt, dann werde das zurückgestellt und bittet La., sie solle zwischen dem Verhalten Zschäpes und sonstigen Angaben trennen. Zschäpe sei sehr aufgeschlossen gewesen, so La., habe bereitwillig das Gespräch geführt. Zschäpe sei eine Person, die ein Gespräch am Laufen halten könne. Es habe auch Phasen des Schweigens gegeben, aber Zschäpe habe zu keinem Zeitpunkt zu erkennen geben, dass sie nicht sprechen wolle. Sturm interveniert erneut und sagt, auch das sei eine Tatsache, die der Bewertung der Zeugin unterliege und daher dem Beweisverwertungsverbot unterliege, daher dürfe die Beweisaufnahme nicht fortgesetzt werden. Götzl sagt, er sei anderer Ansicht und wolle die Vernehmung fortsetzen. RA Stahl sagt, das Gespräch sei darauf angelegt gewesen, Inhalte zu erfahren, sonst wären Polizeimeister mitgefahren. Die Verteidigung widerspreche somit der Erhebung und Verwertung. Weil Götzl auch nach einer weiteren Beanstandung durch Stahl die Zeugin weiter befragen möchte, verlangt Stahl einen Gerichtsbeschluss. Nach einer Unterbrechung bis 13.45 Uhr teilt Götzl mit, dass die Vernehmung der Zeugin zum Inhalt des Gesprächs beim Transport angeordnet werde. Über den Verwertungswiderspruch müsse nicht in der Hauptverhandlung entschieden werden. Dann sagt er der Zeugin, sie solle keine Einzelheiten der Fahrt berichten und fragt, ob es Verhaltensänderungen während der Fahrt gegeben habe. La. sagt, auf der Hinfahrt sei es so gewesen, wie es immer sei, wenn man sich nicht so gut kenne. Die Annäherung gelinge bei Zschäpe aber schnell wegen ihrer offenen Art. Bei der Rückfahrt sei man von vornherein im Gespräch gewesen. Als man an Jena-Lobeda vorbei gekommen sei und B. gesagt habe, dass er dort die Familie Böhnhardt vernommen habe, sei Zschäpe ruhig geworden. Sonst sei die ganze Zeit ein “quirliges Gespräch im Gange” gewesen.

Nebenklagevertreter RA Narin fragt, ob man bei der Firma “Sidewalk Express” herausgefunden habe, welche Inhalte im Internet aufgerufen worden seien. Götzl sagt, die Frage sei bereits beantwortet. Die Zeugin sagt, das sei versucht worden, aber es sei nichts erhoben worden. Auf Frage von Verteidiger RA Stahl sagt La., die Uhrzeiten habe sie aus den Verbindungsdaten, das hätten andere gemacht, sie selbst habe dazu keine eigenen Erkenntnisse. Zur Fahrt nach Gera fragt Stahl, ob La. der Mandantin erklärt habe, dass Notizen gemacht werden und alles verwertet werden kann. La. sagt, sie habe Zschäpe gesagt, dass es möglich sei, dass eine Gesprächsnotiz angefertigt wird. Das habe sie auch schon gekannt. Während der Fahrt seien keine Notizen gemacht worden. Stahl will wissen, ob La. gesagt habe, dass “alles verwertet” werden könne. Ob sie den Begriff explizit benutzt habe, wisse sie nicht, so La., aber es sei “unmissverständlich deutlich” geworden. Sie habe den Eindruck gehabt, dass Zschäpe das verstanden habe und sie habe Zschäpe auch danach gefragt. RAin Sturm fragt, ob La. wisse, ob bei dem Gespräch, das laut La. mit dem Anschluss von André E. zustande gekommen sei, auch ein Gespräch mit André E. geführt worden sei. La. sagt, es wäre eine Verbindung zu einem auf André E. registrierten Handy festgestellt worden. Ob E. am Telefon war, könne sie nicht beantworten. Sturm fragt, ob es Erkenntnisse darüber gebe, ob Zschäpe das in Bremen gekaufte Ticket selbst gekauft oder evtl. jemandem abgekauft habe. La. sagt, Zschäpe hätte das Ticket auch anders erwerben können, es sei an einem Automaten in Bremen erworben worden, aber weitere Erkenntnisse zum Erwerb gebe es nicht. Götzl fragt La., ob auf dem Ticket handschriftlich der Name “Susann Eminger” eingetragen sei, was La. bestätigt. RAin Sturm widerspricht für die Verteidigung Zschäpe der Verwertung der Aussagen der Zeugin La. bezüglich des Verhaltens von Zschäpe auf der Fahrt nach Gera. Die Vernehmung endet um 14.19 Uhr.

Es geht weiter um 14.56 Uhr mit der Zeugin Ja., einer ehemaligen Nachbarin von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe in der Zwickauer Polenzstraße. Sie berichtet, dass sie im Februar oder März 2003 in die Polenzstraße 2 gezogen sei und “die Beate” da schon dort gewohnt habe. Man habe sich gegrüßt und ab und zu mal einen Kaffee getrunken. Sie selbst, so Ja. auf Frage von Götzl, habe im 3. Obergeschoss rechts gewohnt, die Frau “Dienelt” im Erdgeschoss. 2005 oder 2006 sei Frau Ku. ins Haus gezogen, dann habe noch Frau F. im Haus gewohnt, die sei aber wieder ausgezogen, und dann sei Frau Re. eingezogen. Kontakt habe sie zu Frau “Dienelt” gehabt, wenn sie sich im Haus gesehen hätten. Götzl fragt nach dem Vornamen von Frau “Dienelt”. Ja. sagt: “Viele, alles mögliche, Susann, Lisa.” Das seien die, die ihr im Kopf geblieben seien, so Ja. auf Nachfrage. Ab und zu mal ein- und ausgegangen seien zwei junge, schlanke Männer, das seien die zwei jungen Männer gewesen, “die Uwe heißen”. Sie habe die Namen aber erst aus den Medien erfahren. Einmal habe es geheißen, einer der beiden sei der Partner. Sie, Ja., habe das wohl mal gefragt. Sie habe die Frau als nett und kinderfreundlich kennengelernt und könne eigentlich nichts Negatives sagen. Zu dem Zeitpunkt sei sie selbst alleinerziehend mit drei Kindern gewesen, sagt Ja. auf Frage. Am Anfang habe sie keinen Kontakt zu Zschäpe gehabt, dann habe man sich zufällig angesprochen. Sie wisse nicht mehr, wie das genau gewesen sei. Man habe sich dann ein- bis dreimal die Woche gesehen, “so wie ich halt rein und raus bin”. Man habe sich über die Kinder unterhalten, die seien “nicht die Leisesten und ich auch nicht”. “Dienelt” habe “irgend etwas mit Studieren” erzählt, so Ja. auf die Frage Götzls, was die Frau angegeben habe beruflich zu machen. Götzl will wissen, ob die Frau regelmäßig außer Haus gewesen sei. Ja. sagt, sie habe ganz oben gewohnt, da habe sie das nicht gesehen. Nach den Fenstern, ob die angekippt waren oder nicht, habe man nicht gehen können. Die Männer habe sie zum Einzug gesehen, aber sonst ganz selten. Man habe nur “Hallo” und “Guten Weg” gesagt. Ja. sagt, dass da zwei Namen an dem Schild gestanden hätten, aber ob die da gewohnt hätten, wisse sie nicht. Götzl fragt, ob das nie Thema mit Frau “Dienelt” gewesen sei. Ja.: “Wenn ich ehrlich bin, nein, warum?” Götzl fragt, ob Ja. etwas dazu wisse, ob der Partner immer dort gewohnt habe. Das verneint Ja., sie habe ihre eigenen Probleme. Götzl erwidert, ob Ja. eigene Probleme habe, habe ja mit ihren Beobachtungen nichts zu tun. Auf Frage von Götzl sagt Ja. “Dienelt” sei “2008, 9, 10″ ausgezogen, danach habe sie sich damit nicht mehr beschäftigt. “Dienelt” sei nach “irgendwo Anfang Weißenborn” gezogen, so Ja., aber Genaues wisse sie nicht. Frau Ku. habe mehr Kontakt gehabt. Als Grund für den Auszug vermute sie, dass es zweimal Wasserschäden in der Wohnung gegeben habe. Bei einem Wasserschaden sei “Dienelt” im Urlaub gewesen, beim zweiten wisse sie nicht, ob “Dienelt” da gewesen sei. Zu Fahrzeugen befragt, sagt Ja., “Dienelt” sei mit dem “Drahtesel” unterwegs gewesen, an einen PKW erinnere sie sich nicht. “Dienelt” sei einmal im Jahr in Urlaub gewesen für “6,7,8″ Wochen oder länger, das habe sie, Ja., schon gewundert. Götzl fragt nach einem Handykauf. Ja. sagt, sie habe “Dienelt” 2006 oder 2007 zur Weihnachtszeit in der Stadt getroffen. “Dienelt” habe gesagt, sie habe ihren Ausweis vergessen und wolle eine Prepaid-Karte als Geschenk für ihren Cousin oder so ähnlich kaufen. Das habe sie dann gemacht “ohne nachzudenken”. Dafür habe sie 50 Euro bekommen. Sie habe sich nicht darüber gewundert, dass “Dienelt” das 50 Euro wert war. Sie sei alleinerziehend mit 3 Kindern gewesen, da sei sie “so blöd” gewesen und habe ihren Ausweis zur Verfügung gestellt und einen Prepaid-Vertrag unterschrieben. Es habe sich um eine D2-Nummer gehandelt, so Ja. Sie habe die Nummer auch in ihrem Handy gehabt. Götzl fragt, ob es denn stimmen könne, dass es ein Weihnachtsgeschenk war, wenn die Nummer bei “Dienelt” verblieb. Ja. sagt, sie habe gedacht, dass “Dienelt” die Karte weiter gegeben habe. Nach dem Auszug habe sie so gut wie keinen Kontakt mehr zu “Dienelt” gehabt. Einmal habe “Dienelt” bei ihnen auf “die Heike, die Frau Ku.” gewartet, die nicht da gewesen sei. Einmal, als “Dienelt” “leicht angeheitert” gewesen sei, habe sie gefragt, ob sie ihren Schlüssel bei ihr, Ja., habe liegen lassen. Es sei etwas “Alkohol im Spiel gewesen”, dafür sei sie nicht zu haben. Götzl fragt Ja., ob der Ausweis ihres Mannes mal abhanden gekommen sei, was diese bejaht. Als sie mal ein Paket hätten abholen wollen, hätten sie den Ausweis nicht gefunden und einen Neuen beantragt. Bei der Heirat sei dann noch einmal ein Neuer beantragt worden. Irgendwann sei dann ein Polizist gekommen und habe ihnen den Ausweis vorgehalten. Zschäpe sei einmal, ungefähr 2010, als sie auf Frau Ku. gewartet habe, in der Wohnung gewesen, da habe der Ausweis ganz obenauf gelegen. Auf vorgelegten Wahllichtbildvorlagen erkennt Ja. Zschäpe als “Lisa, Susann, Beate” und Mundlos und Böhnhardt. Einmal sei sie bei “Dienelt” in der Wohnung gewesen, da habe sie von “Dienelt” eine blaue Wohnzimmergarnitur geschenkt bekommen, die habe einer der beiden Männer mit hoch getragen. Götzl hält vor, dass sie auf einer Wahllichtbildvorlage die Nummer 2 [Mundlos] als den Freund von “Lisa” erkannt habe, der mit in der Wohnung gewohnt habe. Ja. sagt, es habe so ausgesehen, sie habe aber keine Ahnung. Dann hält Götzl vor, bei einer Wahllichtbildvorlage habe sie die Nummer 7 [Böhnhardt] erkannt und gesagt, die beiden seien es auf jeden Fall, die seien ja Geschwister. Woher sie das wisse, von Zschäpe oder von Heike Ku., könne sie nicht mehr sagen. Sie habe das alles “extrem verdrängt”. Die seien umgezogen, hätten die Couch nicht mehr brauchen können und sie ihr deshalb geschenkt. Auf Vorhalt sagt Ja. das könne kurz vor dem Auszug gewesen sein oder auch länger. Götzl hält vor, sie habe angegeben, die Nummer 7 und die Nummer 2 hätten die Couch hoch getragen. Ja. sagt, sie habe keine Ahnung, ob ihr Mann da vielleicht schon dabei gewesen sei. Einer der beiden Männer habe jedenfalls die Couch mit nach oben getragen. Götzl hält vor, Ja. habe bei der Polizei angegeben, sie sei auch etwas voreingenommen durch die Presse. Ja. sagt, man höre soviel und wisse ja gar nicht, was man glauben solle. Götzl sagt der Zeugin, es gehe hier um ihre Erinnerungen. Ja. erwidert, sie sei immer schon ein Einzelgänger gewesen und habe nie viele Freunde gehabt. Götzl sagt, man bekomme ja trotzdem etwas mit und hält vor, sie habe bei der Polizei angegeben, sie wisse leider nicht mehr genau, wer da gewohnt habe mit “Lisa”, anfangs wohl alle drei. Ja. sagt, wenn die Tür aufgehe und da seien drei Personen drin, dann gehe man davon aus. Götzl will wissen, ob das nie thematisiert worden sei. Ja. antwortet, das sei ihr “am Hinterteil vorbei” gegangen. Götzl hält vor, Ja. habe ausgesagt, dass “Lisa” ihr gesagt habe, es handele sich um eine WG. Ja. sagt, sie habe das aus ihrem Kopf geschmissen und abschließen wollen. Auf Nachfrage sagt Ja., es habe ein solches Gespräch gegeben. Weiter hält Götzl vor, dass sie ca. ein halbes Jahr später den Dritten immer seltener gesehen habe, was Ja. bestätigt. Auf Vorhalt Götzls, dass sie angegeben habe, der Freund sei auch immer viel unterwegs gewesen, sagt Ja., es habe geheißen, der sei viel auf Arbeit, “also nicht da”. Götzl hält aus der Aussage Ja.s vor: Einen der Männer habe “Lisa” mit “Schatz” gerufen, der andere Mann sei nur selten da gewesen und sie habe vermutet, dass einer der Freund und der anderen dessen Bruder war. Das letztere sei eine “reine Vermutung” gewesen, so Ja. In der Wohnung von “Lisa” sei sie nur gewesen, als “Lisa” ihr das Sofa gezeigt habe und einmal an der Wohnungstür. Da habe es geheißen, die Katzen reißen aus. Sie habe nur den Raum gesehen, in dem die Couch gestanden habe. Götzl hält vor, Ja. habe angegeben, sich mit “Lisa” über Probleme mit dem Vermieter unterhalten zu haben. Bei ihr selbst, so Ja., sei es dabei um einen Waschmaschinenanschluss gegangen, der sei bis heute nicht repariert. Bei “Lisa” sei es um die Wasserschäden gegangen. Auf Fragen von Götzl sagt Ja., Zschäpe habe schlichte, normale Kleidung getragen, öfter mal eine andere Haarfarbe gehabt und ab und zu eine Brille getragen. Götzl hält die Aussage vor, dass die beiden Männer etwa gleich groß und schwer gewesen seien, einer aber etwas muskulöser. Der eine habe ein bisschen “mehr Power” gehabt, so Ja. Dann macht Götzl den Vorhalt, “Lisa” sei zu 90 % zu Hause gewesen und habe wohl nicht gearbeitet, einer der Männer habe gearbeitet, der andere studiert. Irgendjemand habe wohl studiert, aber wer wisse sie jetzt nicht mehr. Götzl fragt, ob die anderen Bewohner des Hauses Kontakt zu Zschäpe hatten. Ja. nennt wieder die Namen Re. und Ku., die Kontakt gehabt hätten. Dann nennt sie den Namen Cindy Po., die sei dann ausgezogen und eingezogen sei eine Frau So. Ganz oben habe auch eine Frau gewohnt, wie die hieß, wisse sie aber nicht. Götzl sagt, Ja. habe angegeben, sie habe mal ein Wohnmobil gesehen. Das bestätigt Ja., da habe es geheißen, sie fahren in Urlaub. Götzl hält weiter vor, sie habe angegeben, “Lisa” habe gesagt, sie fahren 4 bis 6 Wochen in Urlaub. Götzl fragt, wer mit “sie” gemeint gewesen sei. Ja. antwortet, “Lisa” habe gesagt, dass sie in Urlaub fahren würden, wer da mit fährt, habe sie nicht gesagt. Götzl fragt zu den Wasserschäden. Ja. sagt, einmal solle da der Wasserhahn in der Wohnung der Familie F. aufgedreht worden sein. Sie selbst wohne oben und kriege daher nichts mit. Sie verneint, das selbst gesehen zu haben. Götzl hält dann vor, Ja. habe bei der Polizei angegeben, sie habe “Lisas” Bad nach dem Wasserschaden gesehen, die Platten seien ab und alles sei total verschimmelt gewesen. Ja. sagt, sie habe das nur durch den Winkel an der Tür gesehen, sie habe nicht “voll drin” gestanden. Götzl fragt noch einmal nach dem Handykauf. Ja. sagt, sie habe an dem Tag etwas kaufen wollen, sie habe auch ein Kind dabei gehabt und sei Zschäpe in der Stadt über den Weg gelaufen. Götzl fragt, ob es nicht so gewesen sei, dass sie vorher etwas ausgemacht hätten. Das verneint Ja. Auf Frage sagt Ja., die Nummer sei am Anfang in der Anrufliste gewesen, von dort habe sie die Nummer dann einmal gespeichert. Götzl fragt, ob sie am 4. November 2011 oder die Tage danach noch einmal versucht habe, Zschäpe anzurufen. Das bestätigt Ja. Das sei kurz nach dem Besuch der Polizei gewesen. Das Handy sei aus gewesen. Götzl hält vor, sie habe bei der Polizei ausgesagt, dass der Ladenbesitzer sie darauf hingewiesen habe, dass sie dafür verantwortlich sei, wenn mit dem Handy Straftaten begangen würden. Ja. sagt, sie habe sich gedacht: “Was soll passieren?” Götzl hält aus der Aussage Ja.s weiter vor, sie habe die Nummer noch im alten Handy gehabt, sie habe zwei-, dreimal angerufen wegen Geld und “Lisa” immer direkt erreicht. Nach deren Auszug habe sie aber nicht mehr angerufen. Ja. bestätigt die Vorhalte. Götzl sagt, Ja. sei am 4. November 2011 vom KDD (Kriminaldauerdienst) Zwickau dazu befragt worden. Die Beamten hätten gesagt, so Ja., sie solle die Nummer anrufen, da habe sich ein Mann gemeldet. Sie habe aber gar nichts verstanden und bevor sie auf Lautsprecher haben schalten können, sei das Gespräch beendet worden. Götzl hält vor, sie habe angegeben, der Mann habe sich mit “Beka oder Peka” [phon.] gemeldet. Sie habe nichts verstanden und dann sei das Gespräch schon beendet worden. Weiter hält Götzl vor, als die gleichen Beamten am nächsten Tag noch einmal bei ihr gewesen seien und sie erneut habe anrufen sollen, sei das Handy ausgeschaltet gewesen. Das bestätigt Ja. Götzl will wissen, ob Ja. am Montag den 7. November 2011 noch einmal versucht habe anzurufen, was Ja. zunächst verneint. Götzl hält vor, es gebe Verbindungsdaten über einen weiteren Anruf am 7. November. Ja. sagt, das könne auch eine Wahlwiederholung gewesen sein, es könnten die Kinder gewesen sein. Götzl hält Ja. ihre eigene Aussage vor, dass sie am Montagabend im Beisein ihres Mann noch einmal versucht habe, das Handy anzurufen. Es sei aber erneut nur eine Ansage gekommen. Ja. sagt, das sei ja das zweite Mal gewesen, wo ihr Mann dabei gewesen sei.

Auf Frage von Götzl sagt Ja., Politik sei mit “Lisa” nie Thema gewesen, sie hätten ja auch eine “Ausländerfamilie” im Haus, sie wisse gar nicht woher die stamme, und da gebe es keine Probleme. Götzl nennt eine Handynummer und fragt, ob das die Nummer sei, die Ja. gespeichert habe. Ja. bestätigt, dass es eine Nummer mit dieser Vorwahl gewesen sei, mehr wisse sie nicht mehr. Götzl fragt, wo der Ausweis von Ja.s Mann gelegen habe. Der habe an der Stubentür gelegen, immer auf einem Tisch, auf dem ein Computermonitor gestanden habe. Ja. bestätigt den Vorhalt, dass sie gedacht hätte, der Bruder des Mannes habe den Ausweis entwendet. Götzl fragt zum Alkoholkonsum von Zschäpe. Am Anfang habe sie Zschäpe nie Alkohol trinken sehen. Einmal nach deren Auszug seien sie vor dem Fenster gewesen und es sei laut gewesen. Die Zungen seien schwerer geworden und da sei Zschäpe leicht betrunken mit dem Fahrrad nach Hause gefahren.

Nebenklagevertreterin RAin Clemm fragt nach den Haarfarben Zschäpes. Ja. sagt, die Haarfarben seien ähnlich wie jetzt gewesen. Clemm entgegnet, Ja. habe aber einmal von Blond gesprochen. Das sei ein leichtes Blond gewesen, so Ja., das habe Zschäpe aber wieder “wegrationalisiert”. Wovon Zschäpe gelebt habe, habe sie nicht erzählt, so Ja. Clemm fragt dann, ob Zschäpe spendabel gewesen sei. Ja. sagt, Zschäpe habe den Kindern einmal 5 Euro gegeben, sonst nichts. Auf Frage von RA Langer sagt Ja., den Prepaid-Vertrag habe sie in einem Vodafone-Laden in Zwickau unterzeichnet. Zschäpe habe sie mitten in der Stadt getroffen, sie seien noch ein ganzes Stück gelaufen. Der Laden sei zu diesem Zeitpunkt der nächste gewesen. Langer sagt, Ja. sei am 1. März 2003 in die Polenzstraße 2 gezogen und will wissen, ob sich zu dem Zeitpunkt Einkaufsmärkte in der Nähe befanden. Ja. sagt, es sei ein “Netto” da gewesen, sie wisse nicht, ob es da schon den “Lidl” gegeben habe, irgendwann sei dann “Aldi” dazu gekommen. Sie bestätigt auf Nachfrage, dass der “Aldi” im März 2003 noch nicht da gewesen sei. Auf Frage von RAin Pinar sagt Ja., sie habe sich ein- oder zweimal 30 Euro von Zschäpe geliehen, die sie dann zwei Tage später zurück gegeben habe. Sie habe sich, so Ja., keine Gedanken gemacht, ob Zschäpe viel Geld zur Verfügung hat. Pinar hält vor, dass Ja. bei der Polizei angegeben habe, dass Zschäpe wegen der langen Urlaube wohl keine Geldprobleme gehabt haben könne. Ja. sagt, in den Urlaub würden ja viele fahren. Auf Nachfrage sagt sie, keiner ihrer Nachbarn mache soviel Urlaub. Pinar fragt, ob sie sich da keine Gedanken gemacht habe, dass eine Hausfrau, ein Student und ein Schichtarbeiter vier bis acht Wochen in Urlaub fahren. Das verneint Ja. Auf die Frage, wie viel Geld denn in Zschäpes Portemonnaie gewesen sei, sagt Ja. es sei durchschnittlich viel gewesen: “50, 80, 100 Euro, genau hab ich da nicht drauf geachtet, es ist ein bisschen peinlich, wenn man da gezielt ins Portemonnaie schaut.” Pinar hält Ja. vor, sie habe angegeben, dass sie am Tag des Handykaufs für Zschäpe auch selbst ein Handy habe kaufen wollen. Das habe sie “eigentlich nicht gesagt”, so Ja., das hätten die Beamten dann falsch verstanden. RA Scharmer fragt, ob Zschäpe im April 2006 rötlich gefärbte Haare gehabt habe. Das wisse sie nicht, so Ja. RA Kolloge sagt, Ja. habe hier in der Verhandlung angegeben, gesellige Runden beobachtet zu haben, bei denen getrunken worden sei und die Zungen schwerer geworden seien. Kolloge fragt, ob Ja. dazu mehr berichten könne. Das sei nur “ein Gekreische” gewesen, die hätten gelacht und gekichert, als würden sie sich Witze erzählen. RAin Basay sagt, der Vermieter habe angegeben, Zschäpe habe die Wohnung gekündigt, weil sie sich mit Frau Ku. nicht verstehen würde. Das höre sie das erste Mal, so Ja.

Auf Frage von Zschäpes Verteidiger RA Heer sagt Ja., sie würde ihre eigene finanzielle Situation als jämmerlich bezeichnen und die Situation der Familie Ku. sei auch “katastrophal”, die der anderen kenne sie nicht. Sie bestätigt, dass Zschäpe ihr nur Geld überlassen habe, wenn sie danach gefragt habe. Heer fragt, ob sie wisse, wie der Ausweis ihres Mannes aus der Wohnung gelangt sei. Ja.: “Wir fragen uns das heute noch. Hat er Beine gekriegt? Ich weiß es nicht.” Auf Frage von RA Stahl sagt Ja., Zschäpes Portemonnaie sei ganz normal gewesen und es habe sich normal viel Geld darin befunden. Dann fragt RAin Sturm zu den beiden Männern. Ja. sagt, die Männer habe sie einzeln gesehen, wenn sie in den Hof gelaufen sei oder zum Briefkasten. Sturm fragt, ob Ja. die Männer auch mal zusammen getroffen habe. Ja.: “Nicht wirklich.” Dann fragt wieder Richter Götzl. Er hält vor, dass Ja. angegeben habe, der Handyvertrag für “Susann” sei 2004 geschlossen worden. Das wisse sie heute nicht mehr, so Ja. Götzl fragt, wann Ja. den letzten Kontakt zu Zschäpe gehabt habe. Das sei nach dem Auszug gewesen, als Zschäpe auf Frau Ku. gewartet habe, ihr Mann sei da auch schon da gewesen. Das sei wohl im Oktober oder September 2011 gewesen. Götzl hält eine Aussage vom 5. November vor, derzufolge “Susann” sporadisch zu Besuch gekommen sei, zuletzt noch vor zwei Tagen. Einmal habe Zschäpe gefragt, ob sie bei ihnen oben einen Schlüssel verloren hätte, so Ja. Götzl sagt, die vorgehaltene Aussage würde ja bedeuten, dass Zschäpe am 3. November da gewesen sei. Das sei gewesen, kurz “bevor das passiert ist”. Zschäpe habe “ganz schön einen an der Krone gehabt, wie mein Mann gesagt hat, oder in der Krone”. Sie selbst sei in der Wohnstube gewesen. Direkt an der Türe sei sie nicht gewesen. Weil sie angenommen habe, wer da vor der Tür steht, habe sie “den Sascha” [ihren Mann] geschickt. Und Zschäpe habe gefragt, ob sie den Schlüssel hier verloren hätte. Es sei um einen Schlüsselbund gegangen, was für Schlüssel jetzt genau daran gewesen seien, wisse sie nicht, so Ja.

Der Verhandlungstag endet um 16.15 Uhr.

Die Nebenklagevertreter Alexander Hoffmann und Björn Elberling kommentieren die ganze Verhandlungswoche, deren erster Tag hier nachzulesen ist:

„Die Verhandlungswoche hat praktisch keine für das Verfahren erheblichen Ergebnisse erbracht. Eine Polizeibeamtin berichtete über ihre Ermittlungen zu Zschäpes Aufenthalt zwischen dem Verlassen des brennenden Hauses in der Frühlingsstraße und ihrer Selbststellung bei der Polizei. Die Details dieser Tour werden noch detailliert über direkte Zeugen eingeführt werden.“


Protokoll 67. Verhandlungstag - 10. Dezember 2013

Neben dem Vermieter von André und Susann E. wurden an diesem Prozesstag eine Nachbarin von Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt aus der Zwickauer Polenzstraße und ihr Sohn befragt. Vor allem die Zeugin schien über Jahre ein fast freundschaftliches Verhältnis zu Zschäpe, die sie “Lisa” nannte, gehabt zu haben. Der Sohn wiederum offenbarte - und verharmloste - seine rechte Gesinnung. Beide schienen nicht daran interessiert, bei der Aufklärung des NSU-Komplexes mitwirken zu wollen.

Zeug_innen:

	Heike Ku. (Nachbarin Polenzstraße)
	Klaus Sch. (Vermieter von André E.)
	Patrick Ku. (Nachbar Polenzstraße, Sohn von Heike Ku.)




Die Sitzung beginnt um 9.47 Uhr. Erste Zeugin ist Heike Ku., Nachbarin von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe während deren Zeit in der Zwickauer Polenzstraße. Sie sei dort im Juni 2006 eingezogen, berichtet Ku. Kontakt hätten sie nur zur “Susann Dienelt” und den anderen Hausbewohnern gehabt. Für sie sei die Frau als “Lisa” bekannt gewesen. Der Kontakt sei durch ihre Tochter entstanden. Sie und “Lisa” hätte sich nur nur ab und zu gesehen. Einmal habe es dann einen Wasserschaden gegeben, da sei “Susanns” Wohnung “abgesoffen” und ihr, Ku.s, großer Sohn habe “Susann” geholfen. Das sei der erste größere Kontakt gewesen, das sei 2008 oder 2007 gewesen. “Lisa” habe unten im Erdgeschoss gewohnt, so Ku., gleich neben der Schuldnerberatung. Sie wisse nicht, ob die Männer dort auch gewohnt hätten, sie wisse nur, dass die öfter dort gewesen seinen, man habe sie ja gesehen mit den Fahrrädern. Wenn überhaupt, habe es nur kurzen und flüchtigen Kontakt mit den Männern gegeben. Sie habe “Lisa” nicht darauf angesprochen. Wenn sie geredet hätten, dann sei es um Ku. und ihre Kinder gegangen, so Ku. Götzl fragt, was Ku. über “Lisa” gewusst habe. Ku.: “Nichts weiter.” Sie habe “Lisa” alle drei Wochen gesehen, auch nachdem “Lisa” weggezogen sei. Es sei hauptsächlich um sie, Ku., gegangen: ” Sie war für mich in der Zeit die Hauptperson in meinem Leben, der ich alles anvertrauen kann.” Götzl sagt, wenn das so sei, dann sei es etwas wenig, dass Ku. nichts von “Lisa” wisse. Ku. sagt, sie habe gewusst, dass “Lisa” eine “ganz normale Hausfrau” gewesen sei und nicht arbeiten gehe. Sie hätten sich bei ihr, Ku., in der Wohnung getroffen, im Hof oder mal auf der Straße. In der Wohnung von “Lisa” sei sie nicht gewesen: “Ich habe auch keinen Anlass gesehen, ich dränge mich da niemand auf.” Die Männer seien mal im Gespräch gewesen, als es darum gegangen sei, dass sie in Urlaub fahren, so Ku. auf Frage Götzls: “Wenn jemand was nicht sagen will, werde ich den nicht aushorchen.” Sie wisse vom Urlaub, weil ihre kleine Tochter beim Auspacken des Wohnwagens geholfen habe. Ausgezogen sei “Lisa” ihrer Erinnerung nach 2009 oder 2010, der Kontakt habe aber angehalten. Soweit sie wisse, sei “Lisa” auf jeden Fall einmal im Jahr im Urlaub gewesen. Götzl fragt, ob “Lisa” erzählt habe, wo sie hin fährt. Ku.: “Sie fragen mich Zeugs, das weiß ich doch jetzt nicht mehr.” Sie habe immer ihre Scherze gemacht, “Lisa” solle nicht vergessen, ihr dieses Mal eine Karte zu schicken. An Fahrzeugen sei ihr nur der eine Wohnwagen in Erinnerung, so Ku. Götzl fragt, welche sonstigen Personen mit Frau “Dienelt” Kontakt gehabt hätten. Ku.: “Das weiß ich doch nicht.” Götzl ermahnt Ku., höflicher zu antworten. Dann sagt Ku., sie wisse von einer Freundin aus Planitz, die habe Susann geheißen. Außerdem hätten “im Prinzip” alle aus der Polenzstraße Kontakt zu “Lisa” gehabt: Frau Re., Frau Ja., Frau So. und sie selbst. Wie die Susann aus Planitz ausgesehen habe, wisse sie nicht. Götzl hält Ku. eine Aussage bei der Polizei vor, derzufolge sie, Ku., außer der Susann aus Planitz mit den vielen Tätowierungen und den schwarzen Haaren niemanden benennen könne, der in der Wohnung gewesen sei. Ku. erwidert, sie habe das mit dem Zusatz ausgesagt, dass sie das nur von der Frau Re. wisse. Die kenne die Susann aus Planitz noch aus Schulzeiten, sie selbst habe nie Kontakt zu dieser Frau gehabt. Sie bestätigt, dass ihr bei der Vernehmung Lichtbilder vorgelegt worden seien, sie habe einen der Uwes darauf erkannt, welchen wisse sie nicht mehr. Dann wird Ku. eine Wahllichtbildvorlage gezeigt, auf der mit der Nummer 6 Susann E., Ehefrau des Angeklagten André E., zu sehen ist. Ku. sagt, sie erkenne da niemanden. Götzl hält Ku. ihre Aussage vor, derzufolge die Nummer 6 die Susann aus Planitz sein könne. Das sei ja verständlich wegen der schwarzen, langen Haare, sagt Ku. darauf. Götzl hält Ku. weiter vor, dass Ku. angegeben habe, die Susann aus Planitz nur ein einziges Mal gesehen zu haben. Ku.: “Wann soll das denn gewesen sein?” Götzl hält weiter vor, dass laut Aussage “Lisa” und Susann aus dem Haus gekommen und in ein Auto gestiegen seien. Götzl fragt, was Ku. dazu sage. Ku. antwortet, es könne möglich sein oder nicht: “Die Sache ist für mich erledigt, ich habe andere Sorgen in meinem Kopf.” Über die Kinder der Susann aus Planitz habe “Lisa” erzählt, dass es ihre Patenkinder seien und sie ab und zu Geschenke mitbringe, ansonsten hätten sie sich über ihre, Ku.s, Probleme unterhalten. Über die Tätowierungen sei nicht gesprochen worden, so Ku. Götzl hält vor, “Lisa” habe laut Aussage von Ku. erzählt, sie sei keine Freundin von Tätowierungen und Susann sei ja sehr tätowiert, die habe sich erst im Sommer wieder ein Tattoo stechen lassen, darüber habe sich “Lisa” mit Ku. unterhalten.
Dann bittet Götzl um eine Beschreibung der beiden Männer. Ku. sagt, es seien zwei schlanke Männer mit kurzen Haaren gewesen, 1,70 m oder 1,80 m groß. Götzl hält vor, Ku., habe bei der Polizei angegeben, sie habe die beiden Männer nur sehr selten zu Gesicht bekommen und frage sich sogar ob es zwei Männer waren; sie sei immer ausgegangen von einem, der da gewohnt hat, und von einem, der zu Besuch kam. Ku. bestätigt das und sagt, man habe die schlecht auseinander halten können. Der eine sei etwas größer und der andere etwas “bedeckter” gewesen. Vom Größeren habe sie angenommen, dass er da wohnt, den habe sie häufiger getroffen und der habe auch gegrüßt, der andere sei immer schnell weg gewesen. Götzl hält die Aussage vor, dass “Lisa” gesagt habe, dass sie seit 19 Jahren mit ihm zusammen sei und er bei seinem Vater in der Firma arbeite. Das bestätigt Ku. Dann hält Götzl vor, dass sie angegeben habe, “Lisa” mal gefragt zu haben, ob sie mit ihrem Partner regelmäßig Sex hätte, was “Lisa” bestätigt habe. In dem Gespräch sei es um ihre eigenen Ehedinge gegangen, so Ku. Dann werden Lichtbilder vorgelegt. Bei der ersten Vorlage, auf der mit Nummer 2 Mundlos zu sehen ist, sagt Ku., die 2 sei, so glaube sie, der Böhnhardt, der kleinere von den beiden. Dann wird die Vorlage gezeigt, auf der mit der Nummer 7 Böhnhardt zu sehen ist. K. sagt, der mit der Nummer 7, der mit dem Grinsen, das sei der andere, der immer noch Hallo gesagt habe. Bei der Vorlage, auf der mit der Nummer 3 Zschäpe zu sehen ist, sagt Ku.: “Die Nummer 3 ist Susann, Lisa.” Die Namen der Männer seien nicht genannt worden, so Ku. Götzl fragt, wie dann über den Mann gesprochen worden sein könne. Das könne sie nicht mehr sagen, so Ku. Götzl fragt, ob “Lisa” einen Dialekt gehabt habe. Ku. sagt, das sei ganz normal gewesen, sie habe “Lisa” verstanden. Auf Frage von Götzl sagt Ku., es sei in einem Gespräch von “Lisa” mit Frau Re. im Hof mal gefallen, dass “Lisa” von ihrem Freund lebe. Götzl hält die Aussage vor, derzufolge die Rede davon gewesen sei, dass “Lisa” nicht zu arbeiten brauche, weil ihr Mann genug Geld verdiene und, dass “Lisa” mal gesagt habe, sie könne sich ein Leben nicht vorstellen bei dem man “jeden Pfennig umdrehen muss”, so wie z. B. Ku. Ku. bestätigt das. Wenn sie sich, so Ku. auf Frage Götzls, mit “Lisa” getroffen habe, dann seien die Männer nicht dabei gewesen.
Dann geht es um den Keller “Lisas”. Die Tür sei immer verschlossen gewesen, so Ku., es sei der einzige Keller mit zwei Türen gewesen. Sie habe mal den einen Uwe gesehen, wie er unten an seinem Fahrrad gebaut habe. Götzl hält vor, Ku. habe angegeben, dass sie manchmal das Licht im Keller der “Lisa” gesehen habe. Sie nehme an, sagt Ku., dass das der Mann gewesen sei, “denn sie war ja in der Küche oben am Singen und Pfeifen”. Götzl hält vor, bei der Polizei habe sie angegeben, sie habe angenommen, der Mann bastele da was. Ku.: “Ja, manche Männer haben Hobbys im Keller, das will ich jetzt nicht weiter vertiefen.” Erst als “Lisa” ausgezogen war, hätten sie gesehen, dass das der schönste und trockenste Keller war. Sie habe an Fahrzeugen nur Fahrräder gesehen, so Ku. “Lisas” Rad sei weinrot oder rot gewesen und habe einen Korb vorne dran gehabt. Götzl hält vor, sie habe bei der Polizei davon gesprochen, dass sie zweimal ein weißes Wohnmobil mit Aufbau über dem Fahrerhaus gesehen habe. Das könne sein, so Ku. Götzl hält weiter vor, zum ersten Mal habe sie ein solches Wohnmobil im Juli oder August 2007 gesehen. Einmal wisse sie noch hundertprozentig, da habe ihre Tochter geholfen, das Wohnmobil auszuräumen, so Ku. Dann hält Götzl vor, Ku. habe bei der Polizei davon gesprochen, dass im Sommer 2007 alle drei gemeinsam das Wohnmobil ausgeräumt hätten. Das bestätigt Ku. Götzl macht den Vorhalt, dass Ku. eine versprochene Urlaubskarte nie bekommen habe, “Lisa” aber gesagt habe, dass sie surfen gewesen seien und Wassersport betrieben hätten. Ku. bestätigt das, “Lisas” Partner habe auch mal ein Surfbrett ausgepackt. Dann hält Götzl eine Aussage Ku.s vor, derzufolge sie das zweite Wohnmobil im Sommer 2008 auf dem Aldi-Parkplatz gesehen habe und einer der beiden Uwes es am nächsten Morgen weggefahren habe. Götzl fragt, ob es da um Urlaube gegangen sei. Ku. antwortet, das könne sie nicht sagen. Götzl hält vor, sie habe bei der Polizei angegeben, das habe mit Urlaub nichts zu tun gehabt, denn er sei weg gefahren und sie [Zschäpe] sei da geblieben. Götzl macht dann den Vorhalt, dass “Lisa” 2008 erst später in Urlaub gefahren sei, wohl eher im September, und Ende 2008 der Umzug gewesen sei. Götzl sagt, Ku. habe hier bezüglich des Umzugs von 2009 oder 2010 gesprochen. Ku. sagt, 2008 sei richtig. Eine Telefonnummer habe sie von “Lisa” nicht gehabt, so Ku.. Der letzte Kontakt zu “Lisa” sei an dem Dienstag “vor dem Freitag, wo das passiert ist” gewesen, Freitag habe das erste Mal die Polizei vor der Tür gestanden. An dem Dienstag sei “Lisa” ein bisschen angespannt gewesen, so Ku. Sie hätten nicht viel geredet, “Lisa” sei nicht mit dem Rad da gewesen und habe sich ein Taxi genommen. Götzl hält vor, bei der Polizei habe Ku. angegeben, sie habe “Lisa” das letzte Mal am Dienstag den 1.11.2011 gesehen, da habe “Lisa” gefragt, ob Ku. die Sache mit den Kindern habe klären können. Ku. sagt, es sei dabei um Probleme mit den Kindern gegangen. Weiter hält Götzl vor, dass an dem Tag Andrea Ec. aus der Polenzstraße angerufen habe. Ku.: “Ja, ob ich runter komme eine rauchen.” Lisa sei mitgekommen, so der Vorhalt weiter, normalerweise habe sich “Lisa”mit einem Küsschen verabschiedet, aber dieses Mal habe sie Tränen in den Augen gehabt. Ku. sagt, ihr sei damals so gewesen, als ob “Lisa” etwas habe sagen wollen, als ob sie was bedrückt hat. “Man möchte reden und macht es dann doch nicht.” Umgezogen sei “Lisa” weil die Wohnung, soweit sie wisse, zum zweiten Mal “abgesoffen” sei und die Bauarbeiten auch nicht vorwärts gegangen seien. Den Umzug habe sie nicht mitbekommen, so Ku. Auf Frage sagt Ku., “Lisa” habe mal gesagt, dass sie den Führerschein habe, aber nicht gerne fahre, weil es ihr zu stressig sei. Götzl hält eine Aussage Ku.s vor, derzufolge sie sich da manchmal lustig gemacht hätten, weil “Lisa” ja mitunter ganz schön angetrunken mit dem Fahrrad weggefahren sei. Dann fragt Götzl nach weiteren Kontakten. Ku. nennt einige Namen aus der Nachbarschaft. Mit ihrem, Ku.s, Sohn habe sich “Lisa” nicht so viel unterhalten. Zu ihrer kleinen Tochter habe “Lisa” einen besonderen Bezug gehabt. “Lisa” habe sie auch mal unterstützt und sei mit ihnen einkaufen gewesen, sagt Ku. auf Frage. Über Politik habe man sich nicht unterhalten, so Ku. Auf Nachfrage, ob das mit ihrem Sohn mal Thema gewesen sei, sagt Ku., ihr Sohn habe immer mal dumme Bemerkungen gemacht und da sei es so gewesen, dass ein Bericht über eine rechtsradikale Demo gekommen sei, dass “von der rechten Szene welche total durchgedreht sind”. Da habe ihr Sohn einen Spruch gemacht, etwas wie “da war ich wieder nicht dabei”. Sie habe das ignoriert, aber “Lisa” habe gesagt, er solle sich da fernhalten, sie hätte da auch schon Kontakt gehabt. Da sie aber wisse, dass ihr Sohn da nichts mit zu tun habe, habe sie das nicht ernst genommen. Auf Nachfrage sagt Ku., ihr Sohn habe mit 12 oder 13 “so eine Macke” gehabt, die Musik gehört und sich da hingezogen gefühlt, habe aber die Kurve gekriegt und sich “in die Richtung” auch nichts zu Schulden kommen lassen.

Nebenklagevertreter RA Reinecke fragt nach dem Zeitpunkt des Wasserschadens und ob das im Dezember 2006 gewesen sein könne. Das könne sei, so Ku., es sei auch möglich, dass es das erste größere Zusammentreffen mit Zschäpe war. Reinecke fragt, ob der Kontakt zu Zschäpe intensiver gewesen sei, nachdem diese ausgezogen war. Ku. sagt, das sei gleichbleibend gewesen. Reinecke fragt, ob Ku. die Wohnmobile gesehen habe, als Zschäpe schon ausgezogen gewesen sei. Das verneint Ku. Reinecke hält Ku. eine Aussage der Nachbarin Re. vor, derzufolge Zschäpe nach ihrem Auszug beinahe täglich bei Ku. gewesen sei. Das könne nicht sein, so Ku. zwischen den Treffen seien drei Wochen oder mehr gewesen. Auf Frage von Reinecke sagt Ku., Zschäpe habe nichts dazu gesagt, wo sie hinziehe. Reinecke sagt, in der Vernehmung tauche der Stadtteil Pölbitz auf. Das komme von einer Bemerkung, dass sie nach Pölbitz gezogen sei, aber Pölbitz sei sehr groß. Reinecke fragt nach weiteren Fahrzeugen und hält dann vor, dass Frau Re. von einem VW Sharan berichtet habe, den man häufiger gesehen hätte. Ku.: “Ich bin nicht die Frau Re., ich bin die Frau Ku. Und wenn die Frau Re. das berichtet, müssen Sie die Frau Re. fragen”. Dann sagt sie, es seien “von uns” keine anderen Fahrzeuge gesehen worden. Reinecke fragt, ob Ku. für ihren Sohn mit spreche. Ku.: “Was hat das mit meinem Sohn zu tun?” Es wird laut und Richter Götzl ermahnt Reinecke, er solle zu den Beobachtungen der Zeugin Ku. fragen. Reinecke erwidert, er wolle dazu fragen, dass Frau Re. angegeben habe, dass Ku. anwesend gewesen sei, als Susann E. aus der Wohnung gekommen sei. Ku. sagt, die Frau E. kenne sie nicht, aber die Frau Re. habe mit dieser Person unten im Hof gestanden und dann schließe sie “keine Schlussfolgerungen”, dass Zschäpe etwas damit zu tun hat. Die Zeugin wird laut und ruft, es sei die Rede davon gewesen, dass die Frau Re. mit der tätowiertem Frau im Hof gestanden habe, und das könne sie bestätigen. Währenddessen ruft RAin Pinar mehrfach ohne Mikrofonverstärkung in den Saal. Götzl reagiert ungehalten, Pinar habe jetzt nicht das Wort. Schließlich legt Götzl eine Unterbrechung ein. Um 11.15 Uhr geht es weiter. Reinecke hält aus einer weiteren Vernehmung Ku.s vor, dass diese angegeben habe, sie wolle nicht mehr von der Polizei geladen werden, weil es nerve. Kürzlich erst, so der Vorhalt weiter, seien Bewohner der Polenzstraße im MDR zu sehen gewesen, das belaste besonders die Kinder. Reinecke fragt, was im Fernsehen zu sehen gewesen sei. Ku. sagt, Reinecke spiele auf das Interview an mit sämtlichen Hausbewohnern [gemeint ist die NDR-Dokumentation "45 Minuten: Die Nazi-Morde"]. Das habe in ihrer Wohnung stattgefunden, so Ku.: “Das war unsere Entscheidung, dass wir da mitwirken.” Ku. sagt, das sei ein halbes Jahr her und sie werde sich “garantiert nicht an diesen Sachen hochziehen”. Reinecke hält aus dem Interview vor. Dort habe Ku. gesagt: “Alle in einen Topf rein und die Leute vor allen Dingen ganz schön aufhetzen gegen die bösen, bösen Rechten. Klar sind da welche dabei, die haben einen Knall weg, also so erreichen sie nichts, aber es gibt auch welche dabei, die sind auch friedlich und versuchen ihre Ziele bloß durchzusetzen.” Sie wisse, dass sie so etwas geäußert habe, aber ob sie es in den Worten gesagt habe, wisse sie nicht. Ku. weiter: “Und was heißt denn das, bin ich jetzt böse, weil ich das gesagt habe?” Reinecke fragt, ob Ku.s Sohn bei diesen Rechten sei. Ku. erwidert, ihr Sohn sei nicht links, nicht rechts, nicht Mitte. Reinecke hält die Aussage einer im Fernsehbeitrag verpixelten männlichen Person vor: “Herrgott, Alter, zehn Morde und das hat sie und eine Polizistin umgebracht und, ach du Scheiße, und das noch. Das ist für mich nichts. Ey, die Leute sollen aufhören so einen Scheiß zu labern. Das trifft einfach einen nahe. Ich kenne die Frau jahrelang und es tut weh. Vielleicht war sie einfach nur so dabei.” Ku. sagt, die Person werde sie nicht nennen. Reinecke sagt, es sei nicht erkennbar, dass Ku. hier ein Aussageverweigerungsrecht habe. Götzl belehrt Ku., dass sie ein Aussageverweigerungsrecht habe, wenn sie ihren Sohn oder nahe Angehörige einer Strafverfolgung aussetzen würde. Ku. sagt, ihr Sohn habe das gesagt, der solle aber selber Stellung nehmen. Auf Nachfrage sagt Ku., das sei seine Meinung und heiße nicht, dass er zur rechten Szene gehöre. Reinecke sagt, Ku. sei am 5. November 2011 an der Brandstelle in der Frühlingsstraße gewesen, habe aber hier gesagt, sie habe nicht gewusst, wo Zschäpe gewohnt habe. Ku. sagt, die Polizei habe gefragt, ob sie wüssten, wo sich “Susann Dienelt” aufhält. Daraufhin hätten sie sich Sorgen gemacht und den Fernseher angemacht, da sei berichtet worden, dass die Polizei mit Spürhunden durch dieses Haus gehe. Sie habe vermutet, dass sich die Frau “Dienelt” dort befinde und tot sei. Die Kripo-Beamten hätten von dem Brand erzählt. Reinecke fragt, ob man ihr nicht erzählt habe, dass man eine Telefonnummer gehabt habe von einer Frau, die sich aus dem Haus [Frühlingsstraße 26] entfernt habe. Ku. sagt, Frau Ja. habe der Polizei gesagt, dass Frau “Dienelt” zu ihr, Ku., Kontakt gehabt habe. Reinecke sagt, er lese in dem Vermerk der Polizei nichts davon, dass man Ku. von dem Brandereignis berichtet habe. Darauf sagt Ku., wenn sie erfahre, dass diese Frau vermisst wird, dann schaue sie, was da passiert sei: “Was ist denn da jetzt schwer zu verstehen? Ich wollte nur wissen, ist sie im Haus oder wirklich weg.” Sie hätten sich der Presse gewidmet, dem Fernseher, und hätten Nachrichten gehört. Zu diesem Zeitpunkt sei Zschäpe ihre beste Freundin gewesen, sie sei zu ihr und den Kindern eine ganz normale Frau gewesen. Reinecke sagt, er glaube Ku. nicht, dass sie nicht gewusst habe, dass Zschäpe in der Frühlingsstraße gewohnt habe. Ku.: “Ich habe es nicht gewusst.” Auf Frage von RAin Pinar zum Dialekt von Zschäpe sagt Ku., sie sei selbst zugezogen und Zschäpe habe gesprochen wie alle anderen Sachsen dort. Über die Herkunft “Lisas” habe man nicht gesprochen, so Ku. Dann geht es um den Besuch einer Pizzeria. Ku. sagt, sie sei dort nicht mit “Lisa” essen gegangen, man sei bloß angetrunken schräg rüber auf der anderen Straßenseite in die Pizzeria gegangen, habe dort Essen bestellt und sei dann wieder zu ihr, Ku., nach Hause gegangen. Geholfen habe “Lisa” ihr, indem sie für sie eingekauft habe: “die Lebensmittel, die jeder Mensch braucht, die wir aber nicht hatten”. Ku. bestätigt den Vorhalt, dass sie hier gesagt habe, “Lisa” sei nicht mit Susann aus Planitz unten gewesen. Pinar hält eine Aussage Ku.s vor, derzufolge “Lisa” und Susann aus dem Haus gekommen und in ein Auto gestiegen seien. Ku. sagt: “Sie verstehen den Zusammenhang anscheinend nicht.” Sie habe, so Ku., damals bei der Polizei diese Aussage gemacht, da habe sie aber noch nicht gewusst, dass das dieselbe Person gewesen sei. Sie habe angenommen, dass das “Lisas” Freundin war, diese Susann. Ku. weiter: “Woher sollte ich aber auch wissen, dass es die Frau E. ist, die die Frau Re. kennt von früher.” Pinar hält der Zeugin vor, dass sie bei der Wahllichtbildvorlage mit acht Frauen gesagt habe, die Person Nummer 6 könne die Susann aus Planitz sein, die sie nur ein einziges Mal gesehen habe. Pinar will wissen, wobei sie diese Person gesehen habe. Ku.: “Als sie aus dem Haus gekommen ist.” Pinar erwidert, vorhin habe sie aber gesagt, sie habe die Susann aus Planitz nicht mit der Lisa gesehen, sondern mit Frau Re. Pinar fragt, ob also richtig sei, was die Polizei aufgenommen hat. Das bejaht Ku. Pinar hält vor, Ku. habe eben gesagt, dass sie die Susann aus Planitz an den schwarzen Haaren erkannt habe, es würden aber alle acht Bilder Frauen mit schwarzen Haaren zeigen. Ku. sagt, sie habe die Frau am Piercing an der Lippe erkannt. Sie habe das an den langen schwarzen Haaren und dem Piercing eingegrenzt, so Ku. auf Nachfrage. Lange schwarze Haare hätten aber alle Frauen auf der Vorlage, wiederholt Pinar. Ku. erwidert, “Lisa” habe aber glatte Haare und dieses Piercing gehabt. Das Piercing habe sie aus dem Küchenfenster sehen können, bestätigt Ku., man erkenne es von weitem. Pinar fragt, warum von dem Piercing keine Rede gewesen sei. Ku. antwortet, danach sei nicht gefragt worden, sie habe das damals an diesem Piercing festgemacht. Sonst habe sie nichts weiter gesehen, nur eine schlanke Frau, die in ein Auto gestiegen sei, was für ein Auto wisse sie nicht mehr, so Ku. Pinar fragt, ob Ku. mit “Lisa” mal über die Susann aus Planitz gesprochen habe. Das verneint Ku., auf Nachfrage sagt sie dann, sie wisse nur, “dass sie ihre Patenkinder hat”. Pinar fragt nochmal zum Gespräch über Tätowierungen. Götzl interveniert, die Frage sei schon gestellt. Pinar erwidert, Götzl habe sich mit der Identifizierung der Frau über die langen Haare zufrieden gegeben und wenn sie nicht gefragt hätte, wären man dabei stehen geblieben und nicht zum Piercing gekommen. Dann fragt sie, ob Ku. dabei bleibe, dass nicht über Tattoos gesprochen worden sei. Ku. sagt, sie habe das dem Richter schon erklärt, dass es ein kurzes Gespräch gegeben habe, sie habe aber nicht mehr alles im Kopf. Pinar fragt, was denn so wichtig sei, dass sie das nicht mehr im Kopf habe. Ku. zählt familiäre und gesundheitliche Probleme auf und sagt: “In dem Moment interessiert sie das hier nicht mehr.” Pinar sagt, hier habe es aber zehn Tote gegeben. Ku. erwidert, sie wisse, dass das aufgeklärt werden müsse, aber sie habe das Gericht darum gebeten, dass sie heute nicht kommen muss. Pinar fragt, ob Ku. Geld für das Interview im Fernsehen bekommen habe. Zschäpes Verteidiger RA Heer fordert eine Unterbrechung, weil die Zeugin offensichtlich nicht mehr antworten könne. Ku. fragt, ob sie diese Frage beantworten müsse, was Götzl bejaht. Dann sagt Ku., sie habe 250 Euro bekommen, davon sei sie einkaufen gegangen. Auf Frage von RAin Clemm sagt Ku, sie habe den Namen Susann E. das erste Mal im Fernsehen und von der Polizei gehört, Frau Re. habe erst nach der Vernehmung erzählt, dass sie mit Susann E. in der Schule gewesen sei. Clemm will wissen, ob Ku. Zschäpe als “Lisa” kennengelernt habe. Das verneint Ku., sie habe Zschäpe als “Susann Dienelt” kennengelernt. “Lisa” sei ein Spitzname. Sie habe ihre Tochter gerufen und “Susann” habe aus dem Fenster gerufen: “Hier bin ich”. Darauf habe ihre Tochter Zschäpe gefragt, ob sie auch Lisa heiße. Clemm hält vor, Ku. habe angegeben, dass sie erst erfahren habe, dass die Frau sich “Susann” genannt habe, als es um den Wasserschaden gegangen war, der Beamte habe sie darüber aufgeklärt. Ku. sagt, am Anfang sei das Verhältnis nicht so eng gewesen. Clemm hält vor, Ku. habe ausgesagt, es sei schon etwas komisch gewesen, aber sie habe sich da keine Gedanken gemacht, weil sie ja auch “Susann Lisa” oder “Lisa Susann” geheißen haben könnte. Dann fragt Clemm, ob sich Ku. sicher sei, dass der Beamte von “Susann Dienelt” gesprochen habe, gestern in der Verhandlung habe der Beamte nämlich von “Susann Eminger” gesprochen. Ku. sagt, ihnen sei “Susann Dienelt” gesagt worden.
Clemm fragt dann zum letzten Kontakt zu “Lisa”. Ku. verneint zunächst, “Lisa” gefragt zu haben, was los sei. Clemm hält Ku. ihre Aussage vor, derzufolge “Lisa” sie an diesem Abend richtig festgehalten habe und ihr die Tränen in den Augen gestanden hätten, sie, Ku., habe dann gefragt, was los sei. Es könne sein, so Ku., dass sie das gefragt habe, das wisse sie jetzt nicht mehr. Sie wisse nur, dass sie den Eindruck gehabt habe, dass “Lisa” vielleicht etwas habe erzählen wollen. Ku. bestätigt, dass “Lisa” keinen Wein dabei gehabt habe. Auf die Frage, ob das außergewöhnlich gewesen sei, sagt sie, mal habe “Lisa” was mitgebracht, mal andere, mal habe sie selbst was da gehabt. An diesem Abend sei “Lisa” zu Fuß oder mit dem Taxi gekommen, normalerweise mit dem Rad. Auf Frage von Clemm sagt Ku., “Lisa” habe zwei Katzen gehabt, die seien wie ihre Babys gewesen und hätten alles machen können. Ihre Tochter sei nie in der Wohnung gewesen, so Ku. Ku. bestätigt, dass sich “Lisa” regelmäßig die Haare gefärbt habe, meist dunkel, andere Farben habe sie nicht getragen. RAin Basay hält vor, dass der Vermieter geäußert habe, es sei zum Auszug der Frau “Dienelt” gekommen, weil die sich am Aussehen der Frau Ku. gestört habe. Ku. sagt, dann werde sie jetzt ein Ermittlungsverfahren einleiten, weil das eine falsche Aussage sei: “Warum sollten wir sonst weiter Kontakt halten?” Einmal habe sie sich richtig mit der Frau “Dienelt” in den Haaren gehabt, so Ku. auf Frage von Basay. “Lisa” habe der Frau Po. einmal etwas Privates von ihr, Ku., erzählt, was “Lisa” nicht habe weiter erzählen sollen. Diese Sache sei aber abgehakt. Sie habe, so Ku., nach dem Auszug von “Lisa” Sachen von sich in deren früheren Keller gestellt.
RA Daimagüler fragt, was für rechte Musik sich Ku.s Sohn angehört habe. OStA Weingarten beanstandet, es gebe nicht mal einen “Horizontschimmer”, inwiefern das relevant sein könne. Götzl lässt die Frage zu, Daimagüler sagt, es sei interessant, dass der Horizont der BAW da offenbar begrenzt sei. Ku. antwortet, ihr Sohn habe “Böhse Onkelz” gehört, die anderen Fragen solle er selbst beantworten. Daimagüler hakt nach. Ku. sagt, zwischendurch habe er mal verbotene Musik gehört, das habe sie ihm aber abgenommen. Woher er die CD gehabt habe, wisse sie nicht, vielleicht habe er sie heruntergeladen und gebrannt oder sich gekauft. Daimagüler erwidert, wenn er sich die CD gekauft habe, müsse er Kontakt zur rechten Szene gehabt haben. Ku. sagt, “Böhse Onkelz” könne man sich im “Müller” [vermutlich Drogerie-Markt] kaufen. Sie habe sich Sorgen gemacht, bestätigt Ku., aber eine Mutter mache sich immer Sorgen, “auch wenn er als Punker in die Wohnung gekommen wäre”. Daimagüler fragt, ob sich Ku. damals mit ihrem Sohn über das Thema Nazis ausgetauscht habe. Ku. sagt, das hätten Lehrer und Freunde übernommen und damit sei das erledigt gewesen. Sie habe “Lisa” nie nach ihren Eltern gefragt, so Ku. Ku. verneint, dass mit “Lisa” mal über das Thema Ausländer oder Asylbewerber gesprochen worden sei. Sie hätten sich über ihr, Ku.s, Privatleben unterhalten: “Sie war der Zuhörer für meine Sorgen, der Anker.” Daimagüler fragt, ob es mit “Lisa” mal um Türken gegangen sei, was Ku. verneint. RA Stahl beschwert sich über die Frage, aber Götzl lässt sie zu, weil sie so speziell noch nicht gestellt worden sei. Dann wird die Mittagspause eingelegt.

Um 13.19 Uhr geht es weiter. RA Daimagüler hält vor, dass in der schon erwähnten Dokumentation die Rede davon sei, dass “Lisa” einmal gefragt worden sei, wie es eigentlich mit ihren Eltern aussehe. Das sei ein Gespräch zwischen Frau Re. und “Lisa” gewesen, es sei um Re.s Eltern gegangen und da habe sich “Lisa” weg gedreht, so Ku. Daimagüler sagt, sie habe eben von einer Situation berichtet, wo der Sohn sich zustimmend in Richtung Neonazis geäußert habe, und Zschäpe gesagt habe, er solle die Finger davon lassen. Götzl sagt, Daimagüler müsse den Vorhalt korrekt machen. Daimagüler sagt, er habe kein Wortprotokoll geführt. Daraufhin unterbricht Götzl bis 13.35 Uhr. Dann hält Daimagüler Ku. aus ihrer polizeilichen Vernehmung vor, sie habe ausgesagt, “Lisa” habe gesagt, er solle die Finger davon lassen, sie wisse wovon sie rede und habe schon mal mit einem Bein im Knast gestanden. Daimagüler fragt, ob Ku. da nicht nachgefragt habe. Ku.: “Nein, warum sollte ich?” Ku. sagt auf Frage, sie habe sich mit “Lisa” nie über deren Vergangenheit unterhalten. Auf Frage aus der Nebenklage sagt Ku., nach dem Auszug habe Zschäpe bei Besuchen einfach so vor der Tür gestanden. Auf Frage von RA Langer sagt Ku., als sie eingezogen sei, habe der “Aldi” noch nicht gestanden. RA Langer hält eine Aussage Ku.s vor, derzufolge Ku. außer der Susann aus Planitz niemanden benennen könne, der in der Wohnung “Lisas” war. Ku. sagt, sie habe sie mal aus dem Haus gehen gesehen, daher vermute sie das. Auf Frage von RA Kolloge sagt Ku., sie habe früher nie den Namen Beate verwendet, in der polizeilichen Vernehmung habe es mal “Lisa”, mal “Beate” geheißen, für sie sei Zschäpe immer “Lisa” gewesen. Kolloge will wissen, ob Ku. Zschäpe mal Post aus dem Urlaub geschickt. Das verneint Ku., sie sei die letzten 20 Jahre nicht im Urlaub gewesen. Ein Zerwürfnis zwischen ihrem Sohn und Zschäpe habe es nicht gegeben. Auf Frage von RA Hoffmann sagt Ku., sie wisse, dass die Musik, die ihr Sohn mal gehört habe, verboten sei, weil er in der Schule damit erwischt worden sei.

Zschäpes Verteidiger RA Heer fragt, ob Ku. das Klima in der Hausgemeinschaft schildern könne, zu der Zeit als “Lisa” dort gewohnt habe. Ku. schildert es als sehr positiv und freundlich. Auseinandersetzungen seien schnell wieder beseitigt worden, da sei es um “Eifersucht zwischen Frauen, Zickereien” gegangen. Zur Familie F. habe sie nicht soviel Bezug gehabt, es sei aber ein normales Verhältnis gewesen. Negativ sei es erst nach deren Auszug geworden, als die F.s ihren Sohn beschuldigt hätten, er habe die Wasserhähne in der Küche aufgedreht. Ihr Sohn habe gesagt, dass er es nicht war. Er habe sich diesbezüglich ganz normal verhalten, wie ein Kind in der Pubertät: “Der ist zickig gewesen und hat gesagt, er war es nicht und ‘glaubst mir wieder nicht’”. Er habe den F.s noch beim Auszug geholfen und sei dann beschuldigt worden. Heer hält aus der polizeilichen Vernehmung wegen des Wasserschadens vor, wonach Ku. davon gesprochen habe, sie habe mit der Familie F. “nur Stress”. Ku. sagt, es sei auch um eine Kette gegangen, die die F.s als Diebstahl gemeldet hätten, dabei habe die unten im Hof gelegen. Sie sei auch selbst beschuldigt worden, so Ku. Nachdem sie die Wohnung leer geräumt hätten, sei die Beschuldigung gekommen, da sei noch “das und das” drin gewesen. Ihr Sohn habe im Haus fragen sollen, wem die Kette gehört. Der Begriff Stress beziehe sich nur auf diese Geschichte, sie wolle aber nichts mehr mit den F.s zu tun haben. Ku. bestätigt, dass “Lisa” ihre, Ku.s, wirtschaftliche Situation bekannt gewesen sei. Sie habe “Lisa” gesagt, dass sie nur Hartz 4 bekomme, und dass sie nicht mehr arbeiten könne. Die wirtschaftliche Situation der anderen Bewohner wolle sie nicht schildern, so Ku. Auf Nachfrage sagt Ku., die würden ganz normal wie alle anderen leben, hätten aber mehr als sie selbst. Die Familie F. habe wohl geprahlt, so Ku. auf Frage Heers, aber tief in den Schulden gesteckt. Ku. sagt auf Frage, sie habe den Eindruck gehabt, dass Lisa gern im Hof oder bei ihr gewesen sei. Sie habe auch die Eindruck gehabt, dass “Lisa” sie gemocht habe. Ku. verneint die Frage Heers, ob sie sich mit “Lisa” über den Diebstahlschutz von Rädern unterhalten habe. Wenn zwischen den übrigen Hausbewohnern über „Lisa“ gesprochen worden sei, dann nur Gutes, sagt Ku. Sie habe nicht mitbekommen, dass von den übrigen Bewohnern geäußert worden sei, dass “Lisa” keine Ausländer möge. Auf Vorhalt, dass es eine solche Aussage hier in der Verhandlung gegeben habe, sagt Ku. “Wann soll sie denn das gesagt haben?” RA Stahl fragt, ob “Lisa” sich häufiger um die Kinder gekümmert habe und etwas zur Erziehung gesagt habe. Ku. sagt, “Lisa” habe ihre ehrliche Meinung gesagt und ihr, Ku., auch den Kopf gewaschen, wenn sie zu lieb zu den Kindern gewesen sei. Dann fragt Nebenklagevertreter RA Reinecke nach dem Anwalt, der sich mit dem Verfahren zum Wasserschaden beschäftigt habe. Ku. fragt, was der Wasserschaden hiermit zu tun. Es habe zwei Anzeigen gegen sie und ihren Sohn gegeben und für ihren Sohn habe sie damals den Anwalt Sch. beauftragt. Reinecke fragt, ob Ku. ihren Anwalt von der Schweigepflicht entbinden würde. Es folgt eine kurze Debatte zwischen Reinecke, Stahl und Götzl darum, ob Ku. oder ihr Sohn den Anwalt von der Schweigepflicht entbinden könne. Vorsorglich fragt Reinecke Frau Ku, die dann sagt: “Nein, weil das hier mit der Sache nichts zu tun hat. Sache erledigt.” RA Narin fragt, ob Ku. eine Nancy He. [phon.] kenne, was Ku. verneint. Außer ihr gebe es noch eine weitere Heike in der Polenzstraße, Heike Gö., die sei nach Zschäpe eingezogen und habe Zschäpe nur ein- oder zweimal im Hof gesehen. Narin hält dann aus den Akten der BAO Trio vor. Da gehe es um eine Weihnachtskarte an die Polenzstraße 2, dort stehe “Frohe Weihnachten und ein glückliches neues Jahr, wünscht Dir, liebe Beate, deine Freunde Nancy, Andi, Jan und Heike” [phon.]. Sie sei nicht diese Heike, so Ku., sie könne diese ganzen Namen nicht einordnen. Auf die Frage aus der Nebenklage, wer sich während der Urlaube um die Katzen gekümmert habe, sagt Ku, das wisse sie nicht. RA Kaplan fragt, ob auch ausländische Bewohner in der Polenzstraße gewohnt hätten. Ku.: “Zu meiner Zeit nicht.” Die Vernehmung endet um 14.08 Uhr.

Es folgt der Zeuge Sch.,Vermieter von André und Susann E. in der Zwickauer Adam-Ries-Straße. Sch. berichtet, Familie E. habe sich für die von ihm vermietete Wohnung interessiert, Frau E. habe die Wohnung Ende Oktober, Anfang November 2010 besichtigt. Es sei dann zu einem Mietvertrag mit den E.s ab dem 1. März 2011 gekommen. E.s hätten drei Monate mietfrei bekommen, um gewisse Arbeiten durchzuführen. In der Folgezeit seien Frau und Herr E. sowie zwei Kinder, unauffällige Mieter gewesen. Götzl fragt, ob weitere Personen bei der Besichtigung dabei gewesen seien. Sch. sagt, dass Beate Zschäpe später dazu gestoßen sei. Die beiden Frauen hätten dann die Wohnung besichtigt. Zschäpe sei ihm als Freundin vorgestellt worden, ein Name sei nicht gefallen. Er habe das Bild Zschäpes über die Medien wieder in Erinnerung gebracht und das sei eindeutig sie gewesen. Es seien bei den E.s mal Leute vom Haus gegenüber zu Besuch gekommen, so Sch. auf Frage Götzls, ihm sei erklärt worden, das seien Heavy-Metal-Fans und es würde musiziert. Götzl fragt nach dem Einzug der E.s. Sch. antwortet, da sei eine Menge Leute da gewesen. Er habe auf Bitten von Herrn E. am Tag des Einzugs, dem 2. Februar 2011, noch Arbeiten am Kabelanschluss erledigt. Götzl fragt, wer zugegen gewesen sei. Sch. antwortet, die Familie E. und Leute, von denen er nur einen gekannt habe, den Herr Böhnhardt. Den habe er wieder erkannt, als das Bild durch die Presse gegangen sei. Auffällig sei er gewesen, weil er nur herum gestanden und geguckt habe, was er, Sch., da mache. Jetzt sei seine Vermutung, der habe sich gedacht, was er, Sch., da einbaue. Götzl will wissen, ob Sch. E.s mal auf Zschäpe und Böhnhardt angesprochen habe. Nachdem einiges über die Presse bekannt geworden sei, hätten sie die Familie E. um Aufklärung gebeten. André E. habe gesagt, es sei alles halb so wild, es handele sich nur um Vermutungen und Verwechslungen und es sei nichts dran. Götzl fragt, ob Sch. gezielt nach Zschäpe und Böhnhardt gefragt habe, was der verneint. Er habe, so Sch. auf Nachfrage, nach der Zugehörigkeit zu “diesen NSU- und Nazi-Sachen” gefragt. E. habe gesagt, er sei früher nur in der Skinhead-Szene gewesen, das sei aber nicht mehr der Fall, es werde alles nur von der Presse aufgebauscht. Seine weitere Frage, ob E. wirklich der Geschäftsführer einer Solarfirma sei, habe E. bestätigt. Als dann ganz massive Vorwürfe über die Presse gekommen seien, habe er eine fristlose Kündigung ausgesprochen, so Sch. Die E.s seien zum 31. Dezember 2011 ausgezogen. Einen Tag nach der fristlosen Kündigung, am 24. November 2011, sei eine Spezialeinheit da gewesen, so Sch. auf Frage von Götzl. Die hätten sich gewaltsam Zutritt zu der Wohnung verschafft: “Das war aufregend.” Es habe danach kein Gespräch mehr gegeben, die E.s seien, “wie man so sagt, abgetaucht.” Götzl hält vor, bei der Polizei habe Sch. angegeben, er sei sich sicher, dass er anhand der Schwarz-Weiß-Bilder in den Medien den Mann - er meine “Endlos” - als den Mann wieder erkenne, der neben ihm gestanden habe. Sch. sagt, es sei Böhnhardt gewesen. Er habe mit ihm gesprochen, aber keine Antwort bekommen. Er habe gesagt, dass E. Glück gehabt habe, weil E. beim Anbringen von Gardinenstangen haarscharf an der Leitung vorbei gebohrt habe. Der Mann habe mit ihm das Zimmer gewechselt. Götzl hält vor, der Mann habe laut Sch.s Aussage nur gegrinst. Sch. bestätigt das. Dann hält Götzl vor, dass Sch. nicht beschwören könne, dass es sich um “Endlos” handele, er sei sich aber relativ sicher. Sch. sagt, der habe neben ihm gestanden und da sei er, Sch., zuerst auf Mundlos gekommen, es sei aber Böhnhardt, der Größere und Dunklere gewesen. Der sei auch bedeutend größer als er selbst gewesen. Er beziehe sich auf die Bilder, die im Fernsehen gezeigt worden seien, so Sch. Götzl hält vor, im Vernehmungsprotokoll stehe, Frau E. habe im Januar 2011 um einen Termin gebeten, und da sei Zschäpe dabei gewesen. Sch. sagt, die Wohnung sei im November von den beiden Frauen besichtigt worden, wie der Januar da rein komme, wisse er nicht. Götzl hält vor. Sch. habe gesagt, er sei mit Frau E. in der Wohnung gewesen, als es geklingelt habe. Frau E. habe gesagt, das sei ihre Freundin und er habe sie über den Türöffner rein gelassen. Dann habe er die Frauen alleine gelassen. Götzl hält die Aussage Sch.s, vor, der zufolge es lange gedauert habe, er sich nun aber relativ sicher sei, dass es sich dabei um Zschäpe handelte. Sch. sagt, wenn man die Bilder sehe, überlege man, “wo hat man die schon einmal gesehen”. Und da sei ihm die Wohnungsbesichtigung eingefallen. Dann werden Sch. Wahllichtbildvorlagen gezeigt. Auf der ersten erkennt Sch. Zschäpe. Auf der zweiten erkennt er Mundlos und sagt, dass er es sei. Bei der Vorlage mit Böhnhardt erkennt er Böhnhardt. Götzl hält vor, Sch. habe bei der Polizei auf der Wahllichtbildvorlage Mundlos als denjenigen identifiziert, der neben ihm gestanden habe, auf der Vorlage mit Böhnhardt habe er niemanden erkannt. Sch. sagt, Böhnhardt sei ein dunklerer Typ mit abstehenden Ohren und der habe neben ihm gestanden. Götzl fragt, wie Sch. auf Böhnhardt komme. Da habe er keine plausible Erklärung, so Sch., aber Böhnhardt sei der Größere, Dunklere gewesen. Götzl fragt zur Verfassung der E.s bei dem Gespräch. Die seien beide ziemlich aufgebracht gewesen, so Sch. Sch. bestätigt den Vorhalt Götzls, dass Frau E. abgespannt gewesen sei und ihr die Situation nahe zu gehen schien. Nebenklagevertreter RA Erdal fragt, ob Sch. bei dem Umzug, wo Böhnhardt da gewesen sein solle, wahrgenommen habe, ob der Umzug von Polizei oder Verfassungsschutz beobachtet wurde. Das habe er nicht mitbekommen, so Sch. Er habe auch später, nach der Festnahme, nichts davon mitbekommen, ob der Umzug damals beobachtet wurde, so Sch. Auf Frage sagt Sch. bei der vermieteten Wohnung handele es sich um eine Wohnung in einem Mehrfamilienhaus. Zschäpes Verteidiger RA Heer fragt, wie es zu Sch.s Vernehmung durch die Polizei gekommen sei. Sch.: “Als Geschädigter war ich sozusagen mit von der Partie.” Er sei vorgeladen worden. Heer fragt, wie es zu der Formulierung im Protokoll komme: “erscheint freiwillig und auf eigenen Wunsch”. Sch. sagt, der Einsatzleiter vom BKA habe ihm nahegelegt, ihn zu kontaktieren, wenn ihm noch etwas einfalle. Auf Frage von Heer sagt Sch., er habe Nachrichten zum Thema NSU verfolgt, schaue täglich Nachrichten und lese die Zeitung. Wann er zum ersten Mal ein Foto von Zschäpe in den Medien gesehen habe, wisse er nicht mehr. Beim Lesen sei bei ihm der Groschen gefallen, “die Frau kennst du doch”, da habe er aber noch nicht gewusst, woher. Das könne November oder Dezember gewesen sein. Dann geht es um die zeitliche Einordnung des Moments, als Sch. für sich gesagt habe, die Frau habe ich gesehen. Das könne er terminlich nicht exakt beantworten, so Sch., es sei vor der Vernehmung, aber nach dem polizeilichen Zugriff gewesen. RA Stahl fragt, ob die Schwarz-Weiß-Bilder, anhand derer er die Personen erkannt habe, von der Polizei gezeigt worden sei. Sch. bejaht das. Stahl: “Das ist ja mal interessant.” Dann fragt er, ob von den drei Personen die Bilder zuerst gezeigt worden seien oder nur diese Lichtbildvorlagen, die eben gezeigt worden seien. Sch.: “Nur diese Lichtbildvorlagen.” Stahl: “Die sie eben gesehen haben?” Sch.: “Ja.” Dann fragt André E.s Verteidiger RA Kaiser, woran Sch., festmache, wie groß Mundlos und wie groß Böhnhardt sei. Das wisse er möglicherweise aus der Presse, dass es einen größeren und einen kleineren gab, so Sch. Auf Frage sagt Sch, er sei 1,73 m groß. Kaiser fragt, ob Sch. denn wisse, wie groß Mundlos und Böhnhardt waren. Der Mann sei deutlich größer als er selbst gewesen, so Sch., aber er könne das nicht in cm ausdrücken. Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders fragt, warum Sch. Geschädigter sei. Sch. sagt, das BKA habe “einige Spuren hinterlassen” beim Zugriff. Man habe ihm am Tag des Zugriffs den Zweck des Einsatzes erläutert und dass alles bezahlt würde, das sei eine formelle Erklärung gewesen, damit er wisse, um was es geht.

Um 15.26 Uhr geht es weiter mit der Vernehmung des Zeugen Patrick Ku. Ku. ist der 22-jährige Sohn der Zeugin Heike Ku. Ku. berichtet, sie hätten nach dem Einzug 2006 schnell Kontakte geknüpft zu den anderen Bewohnern. Auf Frage von Götzl sagt Ku., in der Wohnung von Zschäpe habe, “laut dem was gesagt worden ist”, außer Zschäpe noch deren Mann bzw. Lebensgefährte gewohnt. Das wisse er von seiner Mutter, so Ku., seine Mutter und Beate hätten öfter zusammen Kaffee getrunken. Und Zschäpe habe das auch selbst mal erzählt. Weiter habe Zschäpe erzählt, dass der Lebensgefährte auf Montage arbeite und seine Eltern eine eigene Firma hätten, also dass er bei seinen Eltern angestellt und für Geschäftsreisen zuständig sei. Von einem Beruf Zschäpes sei nie die Rede gewesen. Ab und zu habe es geheißen, sie kriege Besuch, aber ob da wirklich wer war, könne er nicht beurteilen, so Ku. Götzl fragt zum Wasserschaden. Ku. antwortet, damals solle er da angeblich die Wasserleitung von der Spüle aufgedreht haben. Zschäpe sei hoch gekommen und habe Sturm geklingelt bei ihnen. Er habe einen Ersatzschlüssel gehabt, sie seien in die Wohnung F. gegangen und da habe das Wasser schon 5 bis 10 cm gestanden. Er habe dann das Wasser abgedreht. Man habe bei Zschäpe am Badfenster schon gesehen, wie es runter getropft habe. Er habe das selber gar nicht mitgekriegt, so Ku. Götzl hält das Datum 7. Dezember 2006 vor. Das könne stimmen, so Ku. Götzl sagt, es liege ein Protokoll vor betreffend “André E.” vom 11.1.2007, dort stehe: “Dabei bemerkte ich, dass bei uns im Bad das Wasser von der Decke lief. Damit meine ich das Bad von Matthias. Ich ging sofort nach oben und klingelte, es hat aber niemand geöffnet. Danach klingelte ich bei den Nachbarn, es öffnete mir der Sohn, ein etwa 16jähriger Jugendlicher.” Dann sei es ein Mann gewesen, er wisse es nicht mehr, so Ku. Götzl sagt, vorher habe er wie selbstverständlich geschildert, dass Zschäpe hoch gekommen sei und nach dem Vorhalt sage er plötzlich, er könne sich nicht erinnern. Ku. sagt, Zschäpe habe selber oben gestanden mit einer Person, es könne sein, dass der geklingelt habe. Den Namen André E. habe er nie gehört, so Ku. Auf Frage sagt Ku., er habe nie Männer aus Zschäpes Wohnung kommen sehen. Er sei selber nie in der Wohnung gewesen. Götzl hält Ku.s Aussage bei der Polizei vor, derzufolge Zschäpe zu Ku, gesagt habe, sie wohne mit ihrem Freund in der Wohnung und er, Ku., sie gefragt habe, ob sie ihn heiraten wolle. Sie habe darauf gesagt, so Ku., sie wolle ihn nicht heiraten. Weiter hält Götzl vor, Ku. habe ausgesagt, er habe einmal einen Mann aus der Wohnung kommen sehen, und er vermute, dass das ihr Freund war. Ku.: “Keine Ahnung.” Ku. bestätigt, dass Zschäpe mal erwähnt habe, dass sie öfters Filmabende machen würden. Dann werden Lichtbilder in Augenschein genommen. Auf der Wahllichtbildvorlage, auf der mit Nummer 2 Mundlos zu sehen ist, habe er, so Ku., die Nummer 2 erkannt als einen von den Fahndungsbildern vom Wohnwagen [Eisenach]. Es könne sein, dass er den mal flüchtig im Haus gesehen habe, aber nicht aus der Wohnung kommend. Götzl hält vor, bei der Polizei habe Ku. angegeben, er erkenne die 2, die in einem Fall aus der Wohnung der Susann herausgekommen sei. Das sei lange her, so Ku, er speichere sich doch nicht alles ab. Götzl fragt nach dem Aussehen. Ku. sagt, der Mann habe ein bisschen längere Haare gehabt als auf dem Bild und eine Jeanshose getragen. Götzl hält die Aussage vor, dass der Mann zu der Zeit eine richtige Glatze gehabt und einen Kinnbart getragen habe. Das könne sein, sagt Ku. Auf der Vorlage mit Böhnhardt [Nummer 7] erkenne er die Nummer 7, so Ku., das sei der, der mit auf dem Bild gewesen sei beim Wohnwagen [Eisenach]. Er habe die Person, soweit er wisse, sonst noch nie gesehen. Es wird ein Bild vorgelegt, auf dem mit der Nummer 6 der Angeklagte Holger G. zu sehen ist. Dann wird die Vorlage in einer schwarz-weißen Version vorgelegt und Ku. sagt, die Nummer 5 [unbekannte Person] glaube er über die Medien zu kenne, das sei der, “der wegen den Wohnungen geholfen hat”. Auf einer Vorlage, auf der ein Bild des Angeklagten André E. zu sehen ist, erkennt er niemanden. Auf einer Lichtbildvorlage mit Susann E. auf der Nummer 6 sagt Ku., er erkenne die 6, die habe er mal in Zwickau in der Stadt gesehen. Götzl sagt, im Protokoll heiße es dazu: “Ich glaube dass sie mal im Haus rum gegeistert ist”. Das könne sein, er habe sie jedenfalls in der Stadt gesehen. Auf einer Wahllichtbildvorlage mit Wohlleben erkennt Ku. niemanden, auf der Vorlage mit Zschäpe erkennt er Zschäpe. Er habe Zschäpe unter dem Namen “Lisa” gekannt, da sei mal irgendwas mit seiner kleinen Schwester gewesen. Der Nachname sei “Dietzke” oder so ähnlich gewesen. Es könne auch “Dienelt” gewesen sein, bestätigt Ku. auf Nachfrage. “Susann” sagt ihm nichts. Götzl hält vor, er habe bei der Polizei angegeben, er habe Zschäpe unter “Susann” gekannt, seine Mutter habe sie “Lisa” genannt, er “Susann” oder “Sus”. Das stimme nicht, er habe “Lisa” gesagt, so Ku. Auf die Frage, warum das dann da stehe, sagt Ku., er verstehe, dass Götzl da jetzt verwirrt sei, er sei es selber. Er sei sich aber sicher, dass er immer “Lisa” gesagt habe: “Aber ich könnte auch falsch liegen.” Götzl fragt, ob Ku. mal zum Thema rechte Szene Kontakt zu Zschäpe gehabt habe. Ku. berichtet, mit etwa 14, da hätten sie noch in Brand gewohnt, habe eine Klassenkameradin in der Schule eine CD mit volksverhetzender Musik - “Landser”, “Lunikoff”, “Störkraft” - im Discman gehabt. Die CD sei von der Erzieherin entdeckt worden und da sei er “mit rein gezogen” worden, weil die Mitschülerin gesagt habe: “Patrick, helf mir”. Daraufhin sei er von der Kripo nach Hause gebracht worden, weil er gesagt habe, dass er zu Hause auch eine CD habe. Er meine, das sei eine CD von “Lunikoff Verschwörung” gewesen, die sei aber “nicht so extrem volksverhetzend” gewesen und habe auch nicht auf dem Index gestanden, da sei es “Kameradschaft” und “Patriotismus und so” gegangen. Die CD habe er vor den Augen des Polizisten vernichten müssen. Das habe seine Mutter “Susann” erzählt und die habe gesagt, er solle sich da fern halten von der Szene, denn sie sei schon mit einem Bein im Knast gestanden. Götzl hält vor, dass Ku. ausgesagt habe, dass da gerade ein Fernsehbericht über die rechte Szene oder eine Gerichtsshow gekommen sei, und der Hintergrund des Gesprächs sei gewesen, dass Zschäpe gewusst habe, dass er früher mal rechts gewesen sei. Weiter hält Götzl vor, Ku. habe gesagt, er schaue sich viele Dokumentationen an über den “Ku Klux Klan” und “Blood & Honour”. Das tue er auch heute noch, so Ku.: “Ist ja kein Verbrechen.” Götzl fragt, was mit “früher mal rechts” gemeint sei. Ku. sagt, das sei “Kindergarten” gewesen, er habe als “kleines Kind” erzählt, er sei Nazi, aber da sei gar nichts gewesen. Götzl fragt nach Ku.s Einstellung heute. Ku. sagt, er sei neutral. Er sei immer auf der “Russenwiese” gewesen, sie hätten sich mit vielen “ausländischen Mitbürgern” getroffen, da sein Russen, Türken, Araber dabei. Auf die Frage, ob es mit Zschäpe mal das Thema Ausländer gegeben habe, sagt Ku, es könne sein, dass er geäußert habe, dass er was gegen die Ausländer habe, “die hierher kommen und sich vom Staat die Kohle in den Arsch schieben lassen und nicht arbeiten”. Götzl hält vor, Ku. habe bei der Polizei ausgesagt, er habe Zschäpe gefragt, wie sie zu Ausländerfeindlichkeit und NPD steht. Das könne sein, so Ku. Götzl hält weiter vor, er habe ausgesagt, Zschäpe habe erzählt, dass sie was gegen Ausländer habe, die nur nach Deutschland kommen, um vom Staat zu leben. Ku.: “Mein Reden.” Götzl sagt, eben sei es aber um ihn, Ku., gegangen. Ku. sagt, er wisse nicht, dass sie was dazu gesagt hat. Er erinnere sich nicht an das Gespräch, er könne sich soviel nicht merken und wisse nicht mal, wann seine eigene Mutter Geburtstag hat. Die Frage, ob er das Thema NSU in den Medien verfolgt habe, verneint Ku., er schaue sich auf N24 Dokumentationen über Katastrophen an “über einen Meteorit, der die Erde platt macht und solche Sachen”. Götzl fragt, ob Ku. ihm das wirklich erzählen wolle, er habe ja immer hin mit Zschäpe in einem Haus gewohnt. Ku. sagt, er habe das vielleicht am Anfang gemacht, jetzt habe er Arbeit und zwei Kinder und müsse sich darauf konzentrieren. Götzl sagt, er habe Ku. belehrt, dass er nichts verschweigen dürfe. Ku., erwidert, er könne sich nicht alles merken, wenn er das so gesagt habe, dann sei das so gewesen. Dann spricht er davon, dass Kripo und Presse da gewesen seien und er das dann verdrängt habe, weil er nichts mit der Sache zu tun haben wolle. Er habe sich nicht vorstellen können, dass er hier aussagen muss, weil er selbst ja “einen Witz an Kontakt” mit Zschäpe gehabt habe. Götzl fragt, wie häufig der Kontakt der Mutter zu Zschäpe gewesen sei. Ku.: “In zwei Wochen drei- bis viermal.” Götzl fragt, wie das nach dem Auszug gewesen sei. Ku.: “Alle zwei Wochen so zwei- bis viermal.” Als Zschäpe noch in der Polenzstraße gewohnt habe, da hätten sie im Hof gesessen und Kaffee getrunken, das sei ein Ritual gewesen, sobald die Sonne raus gekommen sei. Da sei Zschäpe auch meistens raus gekommen. Dann geht es um Urlaube von Zschäpe. Zschäpe habe erzählt, so Ku., dass sie einmal im Jahr in Urlaub fahren würden, einmal habe Zschäpe der Mutter auch eine Postkarte geschickt. Woher wisse er nicht, aber sie sei blau und gelb mit Blumen oder Palmen gewesen. Götzl hält vor, Ku. hab ausgesagt, Zschäpe habe, wenn sie etwas habe trinken wollen, das Taxi genommen, weil sie  wegen ihres Führerscheins nicht von der Polizei habe angehalten werden wollen. Das bestätigt Ku. Ku. bestätigt den Vorhalt, dass “Susann” und ihr Freund immer im Juni oder Juli in Urlaub gefahren seien. Götzl fragt, ob er mal gehört habe, wovon Zschäpe lebte. Ku.: “Durch ihren Mann oder die Selbständigkeit, dass der Mann halt gut Geld verdient, hab ich mal raus gehört.” Einmal habe sie den Einkauf seiner Mutter bezahlt, sagt Ku. auf Frage, der Schwester habe sie mal was von “Barbie” gekauft. Dann fragt Götzl zu Fahrrädern, Ku. spricht von Zschäpes rotem Rad, vom Rad des Freundes habe er keine Ahnung, er habe nie in deren Keller geschaut. Götzl hält vor, Ku. habe von einem Rad, das im Fahrradkeller abgestellt gewesen sei, gesprochen. Das könne nicht sein, so Ku., weil die ihre Räder wegen Diebstahlgefahr in ihrem eigenen Keller abgestellt hätten. Er selbst habe erst später in den Keller geschaut, der sei trockengelegt gewesen, die anderen Keller seien nass gewesen. Götzl hält vor, dass Ku. angegeben habe, der Keller sei extra gesichert gewesen, was Ku. bestätigt. Dann hält Götzl vor, dass Zschäpe laut Ku.s Aussage öfters den Einkauf der Ku.s, bezahlt habe. Das könne sein, so Ku. Seine Mutter habe auch mal gesagt, dass Zschäpe mal gesagt habe, sie sollten dem Freund nichts darüber erzählen. Den Vorhalt Götzls, dass “Lisa” auf Ku.s Frage hin gesagt habe, sie und ihr Freund seien die Mieter der Wohnung, bestätigt Ku. Götzl hält vor, Ku. habe angegeben, Zschäpe sei insgesamt freundlich gewesen, habe auch mal bei ihm ins Zimmer geschaut, sich erkundigt, wie es ihm gehe, und dass Zschäpe Streitigkeiten aus dem Weg gegangen sei. Ku. sagt, wenn sie unten getrunken hätten und jemand “einen gewissen Synapsenausschlag” gehabt habe, habe sich Zschäpe raus gehalten. Ku. bestätigt, dass er sich im November 2010 mit Zschäpe mal über einen Streit, den er mit einem Typen gehabt habe, unterhalten habe. Genau könne er sich nicht erinnern: “Ich denke mal, der wollte mich umknallen oder ich wollte ihn umschießen, aufs Maul hauen wegen irgendeinem Vorfall.” Er sei “dunkel der Meinung”, dass Zschäpe ihm geraten habe, er solle sich da raus halten. Götzl sagt, dass Zschäpe ihm laut Aussage geraten habe, er solle sich nichts gefallen lassen und auch zulangen, das habe ihn überrascht. Ku. sagt, das könne sein, er habe ja keinen Grund zu lügen gehabt.

OStAin Greger fragt, ob die Person, die beim Wasserschaden geklingelt hat, die Person gewesen war, die Ku. heute als Freund der “Lisa “bezeichnen würde. Ku. sagt, er habe ja nur gewusst, dass sie einen Lebensgefährten habe, ob das der gewesen sei, der geklingelt habe, könne er nicht mehr sagen. Greger hält die Aussage vor, derzufolge er nach dem Öffnen der Wohnung diese zuerst betreten habe und der Freund der “Lisa” und sein Kollege ihm gefolgt seien. Das könne sein, so Ku., aber er habe kein Bild mehr dazu. OStA Weingarten, möchte wissen, ob Ku. jede Frage des Vorsitzenden wahrheitsgemäß beantwortet habe. Das bejaht Ku. Weingarten sagt, er könne das kaum glauben, weil Ku. mehrfach das Gegenteil dessen gesagt habe, was er dann später auf Vorhalt gesagt habe. Ku. sagt, er könne sich nicht erinnern. Weingarten weist auf die unterschiedlichen Aussagen Ku.s zu der Frage hin, ob Zschäpe ihm geraten habe, sich zurückzuhalten oder zuzulangen. Weingarten fragt, was Zschäpe dazu nun tatsächlich gesagt habe. Ku. sagt, das falle ihm nicht mehr ein. Weingarten erwidert, bei anderen Dingen, etwa der Postkarte, habe Ku. aber sehr präzise Erinnerungen. Weingarten fragt, ob die eigentlich aus dem Inland oder Ausland gekommen sei. Ku. sagt,er wisse es nicht. Weingarten sagt, Ku.s Mutter habe sich heute enttäuscht gezeigt, dass sie keine Postkarte bekommen habe. Ku. sagt, die Karte sei vielleicht von wem anders gewesen. Dann sagt Weingarten, Zschäpe solle einerseits davor gewarnt haben, sich mit der rechten Szene einzulassen, andererseits solle sie sich in nachteiliger Weise über Ausländer ausgelassen haben. Ku. sagt darauf, er habe einen Kollegen, der sei “linksextrem” und der möge auch nicht, “wenn die Ausländer reinkommen und vom Staat leben”. Auf Frage von Weingarten sagt Ku., er habe sich nie erkundigt, ob Zschäpe auch mal zugelangt habe. Daran erinnere er sich aber, auch wenn er sich nicht an die Situation erinnere, fragt Weingarten. Das bestätigt Ku. Weingarten fragt: “Hat es ein solches Gespräch gegeben mit Frau Zschäpe, ja oder nein?” Nach längerer Pause verneint Ku. die Frage. Das sei seine sichere Erinnerung, bestätigt er auf Nachfrage. Weingarten fragt, warum er dann bei der polizeilichen Vernehmung einen ganzen Absatz verloren habe zu einem Gespräch, das es nicht gegeben hat. Weingarten fragt, ob Ku. das BKA belogen habe. Das verneint Ku., das mache er nicht: “Ich weiß es wirklich nicht mehr.” Weingarten sagt, man könne also festhalten, dass Ku. sich beim BKA redlich bemüht habe, die Wahrheit zu sagen, und dass es sein könne, dass er damals noch Dinge in Erinnerung gehabt habe, die heute weg seien. Ku. bejaht das. Weingarten fragt, ob Ku. heute kein Rechter mehr sei, was Ku. bestätigt. Weingarten fragt, ob Ku. einen Anlass habe, Zschäpe zu schonen. Ku.: “Warum soll ich sie schonen, häh, was denn für einen Anlass?” Auf Frage von Nebenklagevertreter RA Reinecke sagt Ku, er sei mit seiner Mutter nach München gekommen, habe sich aber nicht mit ihr über den Prozess unterhalten, sondern die ganze Fahrt geschlafen. Er habe sich auch sonst nicht mit ihr über den Prozess unterhalten. Dann wird ein Ausschnitt aus der schon erwähnten NDR-Dokumentation gezeigt, in dem ein verpixelter Mann mit nachgesprochener Stimme die schon zitierten Aussagen macht. Ku. sagt, das seien nicht ganz seine Worte, “Alter” habe er nicht gesagt. Ku. sagt, dass es doof sei, dass sie [Zschäpe] beschuldigt werde für das Ganze, das habe er gesagt:”Vielleicht war sie ja nicht dran schuld, stand nur daneben oder so.” Er habe, so Ku. sofort ein Beispiel. Zschäpe, seine Mutter und eine weitere Freundin hätten sich mal “gehasst ohne Ende”, sich “nicht mit dem Arsch angeschaut”. Und da sei Zschäpe mit einem Blumenstrauß gekommen und sie hätten sich in den Armen gelegen. Deswegen könne er sich nicht vorstellen, dass so eine zehn Menschen erschießt. Um was es in dem Streit gegangen sei, wisse er nicht, aber Zschäpe sei zu seiner “Mum” in den Hof gefahren mit einem Blumenstrauß und Wein und dann hätten sie sich wieder vertragen, “wie Frauen das so machen”. Reinecke fragt, welche weitere Nachbarin da eine Rolle spiele. Ku. sagt: “Nadine Re. vielleicht, die hängt ja überall drin, wenn es Stress gibt.” Das sei nach Zschäpes Auszug gewesen, so Ku. Reinecke hält eine weitere Aussage Patrick Ku.s aus dem Fernsehbeitrag vor, denen zufolge Ku. gesagt habe: “Ich bin jetzt keiner, der Adolf Hitler verehrt oder Rudolf Heß oder was weiß ich. Ich finde Ausländer, Griechen oder sonstiges, die hierher kommen, sich ihre Existenz von Null aufbauen und dann ihre Sache machen, Arbeiten gehen bis zum Kaputtnik, Arbeiten gehen bis nichts mehr geht, das finde ich in Ordnung, aber Menschen, die hierher kommen, im Asylwohnheim wohnen, da einen Geldantrag stellen und da einen und da kriegen sie alles in den Arsch geblasen, solche Menschen hasse ich.” Ku. sagt, das seien seine Worte. Reinecke fragt, wie Ku. denn Deutsche finde, die zum Amt gehen. Ku sagt: “Genauso asozial.” Es gebe welche wie seine Mutter, so Ku., die dürfe nur drei Stunden arbeiten, aber welche, die genauso faul seien, das sei “genauso asozial”. Reinecke hält dann vor, dass es im Film zu den Entschädigungen an Hinterbliebene der Opfer heiße: “Finde ich absolut asozial. Es gibt andere Menschen, die Schlimmeres erlebt haben, weitaus Schlimmeres. Bestes Beispiel: Was ist denn mit den Menschen, Frauen oder Kindern, die vergewaltigt werden, was ist denn damit? Die bekommen auch keine Entschädigung.” Ku.: “Ja, das waren meinen Worte.”
Reinecke will in Bezug auf den Wasserschaden wissen, ob Zschäpe Ku. etwas darüber erzählt, dass sie Tritte in der Wohnung gehört habe. Das wisse er nicht mehr, so Ku., er habe auch keine Ahnung, ob das eine Rolle bei dem Ermittlungsverfahren gespielt habe. Er wisse nicht, dass auch Zschäpe wegen des Wasserschadens bei der Polizei vernommen wurde. Der Polizist habe aber gemeint, es würden alle als Zeugen vorgeladen. Er wisse nicht mehr, ob Zschäpe ihm erzählt habe, was sie ausgesagt hat. Reinecke fragt zu einer Besonderheit mit den Schlüsseln und Schließzylindern in der Polenzstraße 2. Anfangs habe man mit ihrem, Ku.s, Schlüssel auch oben aufschließen können. Reinecke fragt, ob mal darüber gesprochen worden sei, dass das bei einer Reihe von Wohnungen gehe, aber nicht bei der Wohnung “Dienelt”. Ku. bejaht das, die hätten sowieso extra ein Schloss dran gehabt. Auf Frage von Reinecke, ob mal drüber gesprochen worden sei, warum nie jemand in die Wohnung “Dienelt” reinkomme, sagt Ku, er habe keine Ahnung, das habe ihn nicht interessiert. Er habe die Wohnungen von Po. und F. gekannt, so Ku. Reinecke fragt, ob es ihm da nicht komisch vorgekommen sei, dass er nicht in die Wohnung “Dienelt” rein gekommen sei. Götzl beanstandet die Frage als suggestiv. Ku. bestätigt auf Frage von Reinecke, dass er mit seiner Mutter am 5. November 2011 in der Frühlingsstraße war, seine Mutter habe “so ein Bauchgefühl” gehabt, dass etwas mit Zschäpe sei. Reinecke fragt, ob er seine Mutter nicht gefragt habe, wie sie auf die Idee kommt, dass der Brand in der Frühlingsstraße etwas mit Zschäpe zu tun haben könnte. Das wisse er nicht, so Ku., vielleicht habe Zschäpe seiner Mutter mal erzählt, das sie in der Gegend Weißenborn wohne. Seine Mutter habe sonst nichts gesagt, habe eh schon Tränen in den Augen gehabt, sie hätten eine geraucht und seine Mutter habe den ganzen Tag einen Kopf gemacht, dass es bitte nicht Zschäpe war, was sie ja dann doch gewesen sei. Auf Nachfrage, was er damit meine, sagt Ku.: “Dass sie Bumm gemacht hat.” Seine Mutter habe ihm erst davon erzählt, dass sie Besuch von der Polizei gehabt habe, als wieder Polizei vor der Tür gestanden habe und er habe zu ihr kommen sollen, zwei oder drei Tage nach dem “Bumm”. Auf Frage von RA Kolloge sagt Ku., Zschäpe habe mal erzählt, dass sie sich ein großes Soundsystem gekauft hätten. Kolloge fragt, ob man das gehört habe. Ku. sagt, das habe “ganz schön laut geschabbelt” im Haus. Einmal die Woche hätten die so DVD-Abende gemacht mit Freunden, man hab dann immer die Geräusche von den Filmen gehört. Kolloge fragt, ob in die Wohnung eine Schallisolierung eingebaut worden sei. Er wisse, dass sie in dem Zimmer ein bisschen abgedämmt hätten, so Ku. Das wisse er, weil es Zschäpe erzählt habe. Auf Frage von RA Narin sagt Ku., er kenne die Band “Endstufe” [Rechtsrock-Band]. Narin fragt, ob Ku. für die Band bei Facebook werbe. Ku. bestätigt das, es gebe auch normale Lieder, die seien nicht rechts oder links. Narin fragt, ob Ku. bei Facebook Sachen von der NPD, über “Thor Steinar” oder Asylbewerber poste. Ku. erwidert, in Schneeberg [Erzgebirge] werde jetzt das vierte Asylbewerberheim aufgemacht und es sei jetzt schon legalisiert worden, dass “sie” nicht mal mehr die Staatsbürgerschaft bräuchten, um Hartz 4 zu bekommen. Auf Frage sagt er, den Thorsten Po. stufe er als rechts ein. Ihn unterscheide von Po. dass der seine Meinung frei öffentlich äußere. Auf Frage von Narin sagt Ku. er halte manchmal eher mit seiner Meinung hinterm Berg. Dann geht es um die Security-Firma für die Ku. arbeitet. Narin fragt, ob das alles Hooligans oder Nazis seien, die da arbeiten. Ku. sagt, das seien normale Menschen, angeblich solle ein Zuhälter dabei sein, sie hätten auch Russen und Schwarze dabei: “Wir sind da nicht so.” RA Prosotowitz fragt, ob Ku. bei Zschäpe nachgefragt habe, was es gewesen sei, weswegen Zschäpe mit einem Bein im Knast gestanden habe. Ku. antwortet, er habe gefragt, aber sie habe nicht darüber reden wollen. Auf Frage von RA Langer sagt Ku., er habe einen Ersatzschlüssel von F.s gehabt, weil sie noch hätten Kleinzeug ausräumen sollen und er noch beim Renovieren habe helfen sollen. Das sei Nachbarschaftshilfe gewesen. Langer fragt, warum die Bewohner der unteren Wohnung wegen des Wasserschaden zu ihm gekommen seien. Ku. sagt, weil kein anderer aufgemacht habe. Er habe gefragt, ob er mal öffnen solle und habe auch sein Ohr an die Tür gehalten und da habe es geplätschert. Auf Frage von Langer sagt Ku., er habe von außen gesehen, dass an der Wohnung Zschäpes das Wasser durchgelaufen sei.
Auf Frage von RA Sidiropoulos bestätigt Ku., dass man aus dem Hof sehe, wer rein und raus geht. Sidiropoulos fragt, wie Ku. mitbekommen habe, dass Zschäpe Filmabende gemacht habe. Das habe Zschäpe seiner Mutter gesagt, so Ku., er habe nicht gefragt, ob er auch mal an den Abenden teilnehmen könne. Sidiropoulos hält vor, Ku. habe ausgesagt, dass “Susann” ihm mal gesagt habe, dass sie abends nicht im Hof sei, weil sie noch Besuch bekomme und Filme anschaue. Weiter hält Sidiropoulos vor, dass Ku. ausgesagt habe, er habe auch mal rein schauen wollen, sie habe aber immer gesagt, dass es nicht passen würde. Das könne sein, so Ku. Sidiropoulos sagt, da sei aber nicht von Ku.s Mutter die Rede. Ku. sagt, seine Mutter sei immer dabei gewesen: “Meine Mutter und Frau Zschäpe waren unzertrennlich.” Sidiropoulos fragt, ob das Gespräch vor einem solchen Filmabend gewesen sei, was Ku. bestätigt. Sidiropoulos fragt dann, ob an diesem Abend Leute im Hof gewesen seien. Das könne sein, so Ku., er kriege das nicht mit, wenn er mit Headset da sitze. Sidiropoulos sagt, eben habe Ku. gesagt, er habe immer “Lisa” zu Zschäpe gesagt, ihm, Sidiropoulos, sei aber aufgefallen, dass Ku. eben bei einer Frage zu dem Vorkommnis mit der CD gesagt habe, das seine Mutter das der “Susann” gesagt hätte. Ku. sagt, er nehme den Namen hier auf, wenn er ihn hier höre.

RA Heer fragt, ob es eine echte Freundschaft zwischen Zschäpe und Ku.s Mutter gewesen sei, was Ku. bestätigt: “Meine Mutter war in der Zeit richtig aufblühend, sie konnte auch mal ihr Herz ausschütten.” Ku. bejaht, dass die Sympathie auf Gegenseitigkeit beruht habe und sich Lisa gerne bei seiner Mutter aufgehalten habe. RA Stahl fragt, was damals für Ku. rechte Szene geheißen habe. Ku. spricht von”Sieg-Heil-Schreien”, “Ausländerverprügeln” und volksverhetzender Musik. Es habe in seinen Umfeld Leute gegeben, die so was gemacht hätten, bestätigt Ku. Auf Frage von Stahl sagt Ku., er sei damals schon fast drin in der Szene gewesen. Zschäpe und er hätten sich nie größer darüber unterhalten, so Ku. auf Frage von Stahl. Stahl hält Ku. seine Aussage vor, dass er nicht den Eindruck gehabt habe, dass sie eine rechte Gesinnung habe und will wissen, woran er das festmache. Man merke das in einem Gespräch, und sie habe in keinem Gespräch Anzeichen gegeben. Stahl fragt, wie der Spruch, den Patrick Ku. laut seiner Mutter bei einem gemeinsam angesehenen Fernsehbeitrag gemacht habe, denn bei “Lisa” angekommen sei. Ku.: “So wie sie reagiert hat definitiv negativ.” Nebenklagevertreter RA Daimagüler fragt, ob die Beziehung von Ku.s Mutter zu Zschäpe gleichberechtigt gewesen sei. Ku. bejaht das, es sei bei den zwei “ein Geben und Nehmen” gewesen. Nach “Lisas” Wegzug sei seine Mutter deprimiert gewesen. Auf Frage von Daimagüler sagt er, seine Mutter habe kein Handy und keine Adresse gehabt, Zschäpe sei einfach vorbei gekommen. Götzl fragt nochmal zur Aussage Ku.s, dass Zschäpe etwas gegen Ausländer habe, die nach Deutschland kommen und vom Staat leben. Ku. versteht offenbar die Frage nicht und nach Interventionen von RA Stahl beendet Götzl seine Befragung. RA Hoffmann fragt, ob Ku. heute kein Rechter mehr sei, was dieser bestätigt. Dann fragt Hoffmann: “Und wenn Sie bei Facebook ‘Endstufe’ posten, dann in dem Bewusstsein, dass das nicht rechts ist?” Ku. sagt, “Endstufe” würden keine rechten Lieder mehr machen. Hoffmann fragt, ob Ku. ein Lied von “Endstufe” nennen könne, das nicht rechts ist. Ku. schweigt. Hoffmann sagt, er habe keine Fragen mehr.

Der Verhandlungstag endet um 18.07 Uhr.

Nebenklagevertreter Rechtsanwalt Scharmer erklärt zur Befragung der Nachbarin:

“Man musste der Zeugin die Antworten förmlich aus der Nase ziehen und dann reagierte sie laut und in der Regel auch frech. Sie erklärte, dass sie andere Probleme habe, als hier auszusagen. Dass es um 10 ermordete Menschen geht und es auch auf ihre Aussage ankommt, sah die Zeugin nicht. Die Zeugin war nicht nur unverschämt gegenüber dem Gericht und den Nebenklageanwälten. Ihr fehlte auch jegliche Empathie für die hingerichteten Opfer des NSU. Es verwundert nicht, dass das Trio in Umgebung solcher Nachbarn nicht aufgefallen ist.“

Zur Befragung des Sohnes erklärt Rechtsanwalt Scharmer weiter:

„Der Zeuge will sich einerseits genau daran erinnern, dass ihm Zschäpe vor über 6 Jahren geraten habe, sich von der rechten Szene fernzuhalten, meint andererseits aber, nach 2 Jahren verdrängt zu haben, dass sich Zschäpe rassistisch geäußert hat - das ist nicht glaubhaft.“


Protokoll 68. Verhandlungstag - 11. Dezember 2013

Um Urlaube und die Reparatur eines Bootsmotors ging es am heutigen Tag. Urlaubsbekanntschaften von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe sagtes aus, wie sie die Drei beim Familienurlaub auf Fehmarn kennen lernten. Deutlich wurde dabei die Normalität im „Untergrund“: Die Nachbar_innen vom Campingplatz schöpften keinerlei Verdacht, dass bei den Drei etwas nicht stimmen könnte, unternahmen gemeinsame Ausflüge und tauschten am Ende des Urlaubs auch die Kontaktdaten aus und hielten teilweise über Jahre Kontakt.

Zeug_innen:

	Mario Ge. (Reparatur eines Bootsmotors)
	Britta Ka. (Urlaubsbekanntschaft)
	Caroline Re. (Urlaubsbekanntschaft)
	Matthias Re. (Urlaubsbekanntschaft)




Die Verhandlung beginnt um 9.45 Uhr. Anwesend ist heute Jacqueline Wohlleben, die als Rechtsbeistand ihres Ehemannes Ralf am Verfahren teilnimmt. Als erster Zeuge wird Mario Ge., selbständiger Bootshändler aus Rheinsdorf [nahe Zwickau] zur Reparatur eines Bootsmotors vernommen. Richter Götzl fragt mit Bezug auf eine polizeiliche Vernehmung nach den Umständen der Reparatur und der zeitliche Einordnung. Das sei ziemlich lange her und es sei eine Menge solcher Motoren unterwegs, meint der Zeuge; sie seien Yamaha-Vertragshändler, er sei Subunternehmer bei “Sportboote Zi.”. Zur Vernehmung sei zunächst sein Partner Michael Zi. geladen worden. Es sei um einen 5-PS-Suzuki-Motor gegangen, davon habe es nicht so viele gegeben. Das Paar, das den Motor zur Reparatur angeliefert habe, sei ihnen etwas in Erinnerung geblieben. Das sei erst wieder ins Gedächtnis gekommen, nachdem die Polizei bei ihnen gewesen und ihnen Fotos gezeigt habe. Diese Leute seien bei ihnen gewesen, sie hätten sich telefonisch angemeldet und mitgeteilt, dass der Motor nicht richtig laufe. Er habe ihnen gesagt, dass Suzuki-Motoren kein Problem seien, Ersatzteile aber etwas dauern könnten. Sie seien in einem Audi A3 Sportback in Schwarz vorgefahren, hätten den Motor gebracht, Name und Telefonnummer seien notiert und der Motor zum Laufen gebracht worden. Er habe dann wegen der Abholung angerufen. Es habe geheißen, die könne erst in drei Wochen erfolgen, weil der Mann auf Montage sei. Dann sei es zu Abholung und Bezahlung gekommen und die Sache sei erledigt gewesen.

Auf Nachfrage Götzls bestätigt der Zeuge, dass er telefoniert habe und dass er auf jeden Fall mit einer Frau gesprochen habe. Er habe dann im Internet Beate Zschäpe rausgesucht und der Polizei das Bild gegeben. Da alles über die Firma Zi. gelaufen sei, sei Herr Zi. auch vorgeladen worden. Über Zi. seien sie dann auf ihn (Ge.), gekommen. Er habe dann im Terminplaner nachgeguckt, da tauche der Name “Eminger” mit einer Telefonnummer auf. Zeitlich müsse das so zwischen Juli und September 2011 gewesen sein, meine er, die Telefonnummer habe er nicht mehr parat. Ob er sich an weitere Namen erinnern könne, fragt Götzl nach. Nur an “Eminger” im Terminplaner, so Ge. Bei der Abholung sei die Rechnung ausgestellt und bar bezahlt worden. Was das für ein Motor gewesen sei, will Götzl wissen. Ein Suzuki DF5, so der Zeuge, das sei ein relativ unscheinbarer, damals führerscheinfreier Motor und zu Tausenden unterwegs gewesen. Der Terminplaner liege bei der Polizei. Auf Nachfrage zu den Einträgen im Terminplaner sagt Ge., da stehe der Name “Eminger” und das Wort “Vergaser”. Das sei in der kleinen Firma, die im Grunde zwei Ein-Mann-Betriebe umfasse, die übliche Weise, das einzutragen.

Richter Götzl hält den Eintrag “0162-7000587, Eminger, Suzuki DF5, 30 Euro, egal was ist” vor und der Zeuge bestätigt, dass für das Reinschauen in den Motor und die Schadensermittlung ein Festpreis von 30 Euro üblich sei, ehe dann telefonisch weitere Absprache getroffen würden. Dieser Eintrag im Terminplaner der Firma mit dem Datum 22./23. März 2011 wird in Augenschein genommen, ebenso wie der Eintrag für den 14./ 15. April: “Eminger, Suzuki DF5,  0162-7000587, läuft manchmal nicht und säuft ab”. Es könne sein, so der Zeuge, dass sie da nochmal angerufen hätten, um das weitere Vorgehen mit dem Kunden abzusprechen. Götzl hält aus der polizeilichen Vernehmung des Zeugen vom 14.3.2012 vor, dass sich Ge. anhand der Kalendereinträge erinnern könne, dass ein Suzuki-Motor in Reparatur kommen sollte. Der Zeuge bestätigt, er habe mit einer Frau telefoniert, könne sich an Stimme und Dialekt aber nicht erinnern. Gekauft hätten die Leute den Motor bei Rüdiger Hu. in Wilkau-Haßlau, wo die Reparatur nicht erfolgreich gewesen sei. Ob sie den Motor zu ihnen bringen könnte, habe die Anruferin wissen wollen. Die 30 Euro würden für den üblichen Ablauf fällig, wenn der Motor ins Testbecken zur Schadensermittlung komme. Die Personen, die den Motor angeliefert hätten, könne er wie folgt beschreiben: die Frau sei kleiner als er gewesen, habe schulterlanges, dunkles Haar gehabt und sei dunkel gekleidet gewesen; der junge Mann sei sportlich angezogen gewesen, habe eine blaue Jacke mit weißen Streifen angehabt, habe helle, kurze Haare gehabt, sei schlank gewesen und habe ein Basecap getragen. Die Frau habe verhandelt. Es sei um den Motor gegangen, den Kauf bei Rüdiger Hu., und dass Hu. es nicht geschafft habe, ihn zu reparieren. Sie seien mit einem Audi A3 Sportback vorgefahren, daran erinnere er sich deshalb so genau, weil er zu der Zeit für seine Frau so ein Auto habe kaufen wollen. Der Zeuge bestätigt auf Vorhalt, dass der Mann das Auto gefahren habe. Der sei mindestens 180 cm groß gewesen, was er, Ge., an seiner eigenen Körpergröße von 181 cm festmache. Die Haare des Mannes seien kurz und hell gewesen, er habe wohl eine schwarze oder braune Baseballmütze getragen, weshalb er die Frisur nicht richtig habe sehen können. Den Vorhalt, dass die Baseballjacke hellblau gewesen, mit weißen Streifen, bestätigt Ge. Er bestätigt weiter, dass er von dem, was der Mann gesagt habe, geschlossen habe, dass er den Motor schon gefahren sei und sich auskenne. Weitere Person seien nicht zugegen gewesen, es sei niemand mehr beim Auto gewesen, das wisse er sicher, da er den Motor selber ausgepackt und wieder reingelegt habe.

Richter Götzl will vom Zeugen wissen, wie es zu der im Vernehmungsprotokoll vermerkten Internetrecherche zu Beate Zschäpe gekommen sei. Nach dem Anruf der Polizei habe er, so Ge., den Namen Beate Zschäpe, der aus den Medien bekannt gewesen sei, im Internet gegooglet, sei dort auf “Bilder” gegangen und habe dann Tausende Bilder erhalten, und sich bei einem gesagt: “Ja, das ist sie.” Er habe bei der Vernehmung ein Bild vorgelegt, hakt Richter Götzl nach. Ja, er habe schon bei den ersten Medienberichten über die Sache gemeint, dass er die Frau kenne. Götzl hält vor, dass er ausgesagt habe, er habe schon bei der Berichterstattung mit seiner Frau und Michael Zi. darüber gesprochen, dann habe er aus dem Terminkalender “Eminger” und “Zwickau” eingegeben und sei dabei auf das Bild von Zschäpe gestoßen. Bei der Inaugenscheinnahme eines Bildes von Zschäpe, sagt Ge. das sei das Foto, das er den Herren von der Polizei damals gezeigt habe. Die Bezahlung der Reparatur sei in bar erfolgt, so Ge., wer bezahlt habe, könne er nicht mehr sagen. Barzahlung sei üblich, wenn sie den Kunden nicht kennen würden. Es habe sich wohl um einen Betrag von ca. 160 Euro gehandelt, das sei die Größenordnung bei Vergaser-Vollreparatur. Das Gespräch habe die Frau geführt, berichtet der Zeuge auf Frage weiter. Mit dem Mann sei es nur um die Maschine gegangen, der Motor sei nicht gelaufen, sie seien vorher beim Suzuki-Händler gewesen, es sei kein außergewöhnliches Gespräch gewesen. Ge. sagt: “Autos bleiben mir länger im Gedächtnis als Personen.”

Über das Verhältnis zwischen den beiden könne er nichts sagen. Sie hätten den Motor zusammen angeliefert und zusammen abgeholt, der Mann sei derselbe gewesen. Götzl hält dem Zeugen die Aussage vor, dass die Frau diejenige gewesen sei, “die die Hosen anhatte”, die bestimmt habe, was mit dem Motor passiert, und die Bezahlung geregelt habe. Er habe sich immer mit der Frau unterhalten und sie habe auch die Bezahlung erledigt, so Ge. Was Ge. mit “Hosen an” meine, will Götzl wissen. Ja, so vom Auftreten her, diese Ausstrahlung von, egal was es kostet, der Motor muss laufen. Götzl hält vor, dass Ge. ausgesagt habe, sie habe gesagt, dass alles, was über die 30 Euro koste, nur nach Absprache erledigt werden solle. Der Zeuge bestätigt den Vorhalt. Götzl hält vor: “Ich habe das Auftreten insgesamt als sehr dominant in Erinnerung.” Der Zeuge bestätigt diese Aussage, er habe alles mit ihr verhandelt. Götzl hält aus dem polizeilichen Vernehmungsprotokoll vor, dass Ge. gesagt habe, er wisse noch, dass er sich mit dem Michael darüber amüsiert habe, und sie gesagt hätten, dass sie mit so einer nicht zusammen sein wollen. [Gelächter im Saal] Der Zeuge bestätigt dieses Gespräch und erklärt es damit, dass eben die Frau alles abgesprochen und der Mann nichts gesagt habe.

Götzl hält noch Passagen aus dem Vernehmungsprotokoll vor: Die Personen hätten den Motor bei Hu. gekauft, dort auch zur Wartung gehabt und Hu. habe ihn nicht zum Laufen gebracht. Die Frau habe gesagt, sie könne den Motor erst nach drei Wochen abholen, weil der Mann auf Montage sei; außerdem habe sie sie gebeten, unter Last eine Testfahrt zu machen. Der Zeuge bestätigt das, das sei auch ein typisches Problem bei Reparatur von Schlauchbootmotoren und Vergaserproblemen. Den Vorhalt, dass er sich bei dem  Mann “eigentlich auch” sicher sei, dass es bei Anlieferung und Abholung derselbe war, bestätigt der Zeuge, und bei der Frau sei er sich hundertprozentig sicher. Zunächst erinnert er sich an eine Probefahrt, wo sie normalerweise zur Lastprüfung auf die Elbe führen. Auf Vorhalt muss er jedoch einräumen, dass sie auf die Probefahrt verzichtet hätten, sie hätten den Motor bei der Abholung im Testbecken ausprobiert. Während die Frau mit Zi. die Rechnung beglichen habe, habe er mit dem Mann am Testbecken gestanden. Auch den Vorhalt, dass er von Zi. wisse, dass die Frau nicht gehandelt habe und dass beide froh gewesen seien, dass der Motor wieder laufe, bestätigt der Zeuge. Ob ihm bei der Vernehmung denn Fotos vorgelegt worden seien, fragt Götzl. Das bejaht Ge., ihm seien Fotos vom Schlauchboot, dem Motor und von Männern und Frauen vorgelegt worden. Die Bilder werden ihm jetzt vorgelegt: er bestätigt, Fotos vom Schlauchboot in Aktion mit Mundlos und verpixelten Leuten gesehen zu haben. Weitere Lichtbilder [darunter Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe, Holger G., André E., Susann E.] werden ihm vorgelegt: Einige kenne er aus der Presse, sie seien ihm vorgelegt worden. Er habe die drei erkannt, die anderen kenne er nicht.

NK-Vertreter RA Langer will wissen, was so ein Bootsmotor kostet. Das liege so bei 1.100 bis 1.300 Euro. Und das Schlauchboote sei ein “Typhoon” gewesen, das fange gebraucht bei 450 Euro an und gehe neu bis zu 750 Euro hoch. Zschäpe-Verteidiger RA Stahl will wissen, wie es zur polizeilichen Befragung gekommen sei. Der Zeuge wiederholt, dass sein Partner Zi. vorgeladen worden sei und man dann über die Einträge im Terminplaner auf ihn (Ge.) gekommen sei: “Und die Polizei war im Handumdrehen im Geschäft.” RA Stahl fragt, woher Ge. gewusst habe, dass er ein Foto von Zschäpe heraussuchen müsse. Zi. habe angerufen und gesagt, dass die Polizei nach Beate Zschäpe gefragt habe, so Ge. RA Stahl will mit seiner Befragung herausfinden, ob dem Zeugen durch die Polizei bereits von Anfang an, also zum Zeitpunkt seiner Vernehmung der Name Zschäpe, und dass sie die Frau mit dem Motor gewesen sei, suggeriert worden sei und ob der Zeuge bei seiner Internetrecherche bereits auf Wissen aus den Medien zurückgegriffen habe. Nachdem Stahl sagt, Ge. habe geschildert, dass er von einer Frau angerufen worden sei, interveniert Götzl, er wolle nicht, dass seine Fragen wiederholt würden. Stahl sagt, Götzl habe ihn jetzt total aus dem Konzept gebracht. Nach weiteren Fragen von Stahl und einer Intervention seitens der BAW, dass Stahl alles nochmal frage, sagt RA Stahl, er frage nach Details, ihm würden Informationen vorliegen, dass es nicht so war, wie der Zeuge es sagt. Götzl erwidert, es vermittle sich ihm gerade der Eindruck von Zeugenbeeinflussung, und bittet darum korrekt zu fragen: “Ich bin immer ganz Ohr.” RA Stahl fragt weiter, ob es richtig sei, dass, als die Frau drin bei Zi. mit der Rechnung zu tun gehabt habe, er mit dem Mann am Testbecken gestanden und den Motor auf Last geprüft habe. Daran habe er heute keine Erinnerung mehr, erwidert der Zeuge, der Vorsitzende habe das vorgelesen, er habe gesagt, dass er es so gesagt haben werden, er habe nicht gesagt: “So war’s.”

Götzl interveniert und schickt den Zeugen raus. Er dringt RA Stahl, etwas zu den Erkenntnissen, dass es anders gewesen sei, zu sagen oder etwas ins Verfahren einzuführen. RA Stahl sagt, er entscheide selber, was er frage. Diese Bemerkung [dass er Informationen habe, dass es anders war als der Zeuge sagt] sei ihm jetzt so rausgerutscht. Der Schlagabtausch dauert an, bis RA Reinecke zur Klarstellung interveniert. Der Zeuge habe mit Leuten vom BKA telefoniert und zu diesem Telefonat vom 13.3.2012, also dem Tag vor der Vernehmung, existiere ein Vermerk: „Vernehmung Zi., konnte Telefonnummer nicht zuordnen, meldet sich später bei BKA, dass er die Nummer im Kalender gefunden hat“. RA Reinecke fragt den wieder anwesenden Zeugen, ob das BKA zu “Sportboote Zi.” gekommen sei und hält weiter aus dem Vermerk vor, dass es eine Internetsuche zu “Eminger, Zwickau” in Anwesenheit der BKA-Beamten gegeben habe. Beides bejaht der Zeuge, es sei doch da schon bekannt gewesen, “dass das überwiegend in Zwickau abgehandelt worden ist”. Dann sei es um “Eminger, Zwickau” gegangen, stellt Götzl klar, von Zschäpe sei da keine Rede gewesen. Zeuge: “Das war so.” Ob der Name Zschäpe an dem Tag überhaupt aufgetaucht sei, könne er gar nicht sagen. Kurz vor einer ersten Pause folgt noch ein Schlagabtausch zwischen dem Vorsitzenden und Zschäpe-Verteidiger RA Heer um Wiederholungsfragen.

Nach der Pause geht es weiter mit der Zeugin Britta Ka., die das “Trio” beim Familienurlaub auf Fehmarn kennengelernt hatte. Sie schildert das so: Als sie angekommen seien, seien sie von Frau Zschäpe - die drei seien für sie Gerri [Böhnhardt], Max [Mundlos] und Lise [Zschäpe]  - begrüßt worden und sie hätten sich miteinander bekannt gemacht. Sie hätten den Urlaub ganz ungezwungen miteinander verbracht. “Wir Frauen” seien zum Frühsport auf der Wiese, ihr Mann sei mit
Max zum Surfen, die anderen Männer Laufen gegangen. Lise hätte mit den Kindern gespielt, Gerri sei mit den Kindern mit dem Boot rausgefahren. “Wir Frauen fanden das bewundernswert, dass sich die Lise mit dem Essen so viel Mühe gegeben hat. Die hat die Männer regelrecht bemuttert.” Man habe jeden Abend gemeinsam gegrillt und zu Abend gegessen. Einmal habe man auch außerhalb gegessen, Gerri sei gefahren. Die Drei hätten eine gemeinsame Urlaubskasse gehabt. Sie hätten alle zusammen einen netten Urlaub verbracht. Sie hätten keine tiefgreifenden Gespräche geführt über Politik, keine Streitgespräche. Im Urlaub gehe man solchen ernsten Themen ja aus dem Weg. Das habe es auch zwischen den Dreien nicht gegeben, die hätten sich gut verstanden. Ka.: “Wir haben das bewundert, was für ein eingespieltes Team die waren. Wir fanden das faszinierend, dass die so lange, fünf Wochen, Urlaub machen können.” Lise habe bei ihren Eltern in einer Boutique gearbeitet, Max in der Computerbranche und Gerri sei Kurierfahrer gewesen.

Die Nachnamen hätten sie nie erfahren, man sehe sich ja nicht unbedingt wieder. Man sei einfach immer per Du und Vornamen im Urlaub. Zwar hätten die Kinder nachgehakt wegen der Nachnamen, damit hätten sie aber nicht herausgerückt. Man habe sie dann eben in Ruhe gelassen. Es sei auch die Frage aufgekommen, ob es da ein Pärchen gebe, man habe aber nichts festgestellt, sie seien eben nur drei Freunde gewesen. Sie erinnere sich noch, dass Max sehr gesprächig gewesen sei, man habe sich über alles unterhalten können, er sei sehr belesen gewesen. Sie hätten auch mal “Wer wird Millionär?” gespielt, da habe er gewonnen. Gerri sei sehr ruhig gewesen, er habe sich eher gegenüber den Kindern geöffnet. Mit Lise habe man über alles Mögliche reden können, über ihre Katzen und Mode und so, ganz genau wisse sie es nicht mehr. Sie hätten eine Handynummer von Lise bekommen. Ihr Mann  habe nochmal angerufen, um zu fragen, wie es noch gewesen sei, weil das Wetter dann so schlecht geworden sei.

Ihr gemeinsamer Urlaub müsse wohl im August, ziemlich zum Schluss der Ferien in Schleswig-Holstein gewesen sein. Auf Richter Götzls Vorhalt aus der polizeilichen Vernehmung vom 19.11.2011 präzisiert sich der Zeitraum auf 31.7. bis 8.8. Sie hätten das ja in den Nachrichten erfahren, so Ka. auf die Frage, wie sie auf den Namen Zschäpe gekommen sei. Freunde hätten sie angerufen und gesagt, die sähen doch aus wie die, mit denen sie im Urlaub gewesen seien. Sie hätten dann den Fernseher angemacht und Urlaubsfotos geholt und verglichen mit den Fernsehbildern. Da sei es erst nur um den Banküberfall gegangen. Sie hätten dann mit der Polizei in Stuttgart Kontakt aufgenommen. Der Stuttgarter Polizei hätten sie gesagt, dass sie gemeint hätten, die zu kennen, und glaubten, mit denen Urlaub gemacht zu haben. Sie hätten gedacht, sie könnten vielleicht helfen. Dann hätte man über den Campingplatz eh ihre Namen und Adressen zugeordnet. Auf den bei Vernehmungen vorgelegten Bilder hätten die dann wiedererkannt und seien sich ziemlich sicher gewesen, dass das die Bankräuber waren, Mundlos der Max, Böhnhardt der Gerri und Zschäpe die Lise.” Auf den Vorhalt der Handynummer 0162-7000587 erklärt die Zeugin, die sei bei ihnen unter Urlaubsbekannte in der Telefonliste vermerkt und bei ihrem Mann auf dem Handy gespeichert gewesen.

Ob sie Beobachtungen zur Gruppendynamik gemacht habe, fragt Götzl. Die Männer seien gleich nett zur Lise gewesen, so Ka., sie hätten eine freundschaftliche Beziehung gehabt, es habe keine Zärtlichkeiten oder verstecktes Händchenhalten gegeben: “Die Männer waren sehr lieb zu ihr.” Sie hätten gesagt, “das ist eben ‘unser Lieschen’.” wenn sie etwa fürs Salatschnippeln gelobt worden sei. Sie hätten sich keine Kosenamen gegeben. Sie seien sehr höflich gewesen, alle drei. Sie habe mit den anderen Frauen auf dem Platz, auch mal mit ihrem Mann, darüber gesprochen, ob Lise mit einem der Männer ein Verhältnis habe. Lise selbst habe sie dazu nicht befragt. Sie hätten einmal einen Ausflug zum Essen gemacht. Die Drei seien einmal noch zusammen nach Lübeck gefahren, um sich einen neuen Computer zu kaufen. Lise habe gerne zum Shoppen gehen wollen. Sonst habe es keine Ausflüge gegeben und auch von weiteren Personen, die die Drei außerhalb des Campingplatzes treffen wollten, sei nicht die Rede gewesen. Sie hätten einen Mietwagen gehabt: “Fragen sie mich jetzt nicht nach Automarken.” Es sei so ein Bus gewesen: “Dass man sich 5 Wochen einen Wagen mieten kann”, hätten sie sich gefragt. Es habe ja geheißen, dass Gerri den über einen Freund gemietet habe, deswegen sei das erschwinglich gewesen. Es sei ein Siebensitzer mit Seitentür gewesen. Die hätten erzählt, dass sie oft auf Fehmarn Urlaub machten, auch mit anderen Leuten, deren Namen nicht erwähnt worden seien. Sie seien immer auf Fehmarn, es sei oft dieser Campingplatz gewesen und immer andere Personen: die Drei mit jeweils anderen.

Bei dem Telefonat ihres Mann sei es darum gegangen, wie der restliche Urlaub und das Wetter gewesen seien und um die Planung für darauf folgende Jahr. Dass sie nur gute Freunde seien, habe wohl eher Max gesagt, so Ka. auf Vorhalt, mit dem habe man eher mal gesprochen. Die Vorhalte, Max habe sie sehr sympathisch und lieb gefunden, er sei ein “Frauenversteher” gewesen, Lise habe gesagt, die Beziehungen von Max seien oft an seinem exzessiven Sport gescheitert, bestätigt Ka., wenn Männer surfen würden, würden sie die Zeit vergessen. Max sei oft mit freiem Oberkörper unterwegs gewesen, Gerri nicht. Man habe oft ein Tattoo gesehen, was er vielleicht habe verstecken wollen. Das sei so etwas wie ein Totenkopf mit Helm gewesen, im ersten Moment erschreckend, das habe nicht schön ausgesehen. Er habe gesagt, dass das eine Jugendsünde gewesen sei. Er sei auf dem Oberarm und dem Oberschenkel tätowiert gewesen. Auf Vorhalt bestätigt sie die Aussage eines ihrer Kinder, dass es sich um einen Sensenmann gehandelt habe und dass es die rechte Schulter und der rechte Oberschenkel gewesen sei. Ebenfalls auf Vorhalt bestätigt sie, dass der Mietwagen ein VW-Bus mit dem Kennzeichen “Z-BA-938″ gewesen sei, das sei zufällig auf einen Foto zu sehen gewesen. Auch, dass Lise gesagt habe, dass sie kein Kind und keinen Mann habe und deshalb lange Urlaube machen könne, bestätigt die Zeugin. Künftige gemeinsame Urlaube habe man nicht ausgeschlossen. Den ersten Kontakt auf dem Campingplatz habe Max hergestellt, ihr Mann sei noch beim Einparken gewesen, da sei der Max schon gekommen und habe sie begrüßt.

Bei der Lichtbildvorlage erkennt die Zeugin nur die drei bekannten Gesichter der Urlaubsbekanntschaften. Max sei Surfer gewesen, und habe gerne mal ein “Pläuschchen” gehalten, sie hätten gut Spaß mit ihm gehabt, er sei stets hilfsbereit, freundlich gewesen, bestätigt Ka. auf Vorhalt. Sie verneint, dass Max Tattoos gehabt habe. Sie hätten erzählt, dass sie aus dem Osten kämen und, sie meine auch, dass sie Zwickau genannt hätten. Abends hätten sie auch mal Anekdoten aus der DDR erzählt, über das lange Warten auf ein Auto. Und dass jeder von ihnen allein wohne und Lise mit ihren Katzen usw. Wenn eingekauft worden sei, z.B. Grillfleisch, dann sei das aus der Urlaubskasse bezahlt worden und Lise habe die Urlaubskasse gehabt. Es folgt eine Inaugenscheinnahme einer Planskizze des Campingplatzes

RAin Basay fragt, wer denn gefahren sei, als man gemeinsam zum Esse gefahren sei. Ja, man sei mit dem Auto gefahren, da das Lokal ein, zwei Orte weiter gewesen sei, dort sei das Schnitzel gut und günstig gewesen, erinnert sich die Zeugin, und Gerri sei gefahren. Ihre Kinder seien damals 10 und 13 Jahre gewesen, ein Junge und ein älteres Mädchen. Verteidiger RA Stahl fragt nach einem Schlauchboot der drei. Das sei, so die Zeugin, ein graues Schlauchboot mit grauem Motor gewesen und habe Gerri gehört, der habe es sich gekauft. Götzl fragt, wie Ka.s Kinder darauf reagiert haben. Ka. sagt, sie seien alle geschockt gewesen, als sie dann gehört hätten, was passiert war, und sei seien auch traurig, dass Max und Gerri tot sind. Und als dann das ganze Ausmaß bekannt geworden sei, seien sie sehr geschockt gewesen, sie hätten doch einige Zeit gebraucht, um damit klarzukommen.

Nach der Mittagspause geht es um 13.26 Uhr weiter mit der Zeugin Caroline Re. Götzl sagt, es gehe um einen Urlaub auf Fehmarn 2011. Re. sagt, sie hätten Menschen kennengelernt, Familien, auch Zschäpe, die sich aber unter anderem Namen vorgestellt habe. Es sei ein schöner Urlaub gewesen, sie hätten viele Kontakt mit den drei Personen gehabt, Ausflüge gemacht. Ihre Kinder hätten sehr viel Zeit mit der Angeklagten und dem verstorbenen Uwe Böhnhardt, “Gerri”, verbracht und auch mit “Max”, Uwe Mundlos. Damals hätten sie gar nicht gewusst, wer sie tatsächlich sind: “Deshalb ist es für mich schwierig, Ihnen etwas zu erzählen.” Götzl fragt zum Verhalten. Das sei sehr freundlich gewesen, sehr offen, so Re., sie hätten Spaß miteinander gehabt, gelacht miteinander, seien essen gegangen. Was Negatives könne sie nicht berichten zum damaligen Zeitpunkt. Der Urlaub sei, meine sie, vom 30.  Juli bis zum 13. August gewesen, sei seien aber einen Tag früher nach Hause gefahren weil das Wetter so schlecht gewesen sei. Auf Frage sagt Re., Zschäpe habe erzählt, dass sie bei den Eltern in einer Boutique arbeiten würde, Mundlos habe gesagt, er sei freiberuflicher IT-ler. Sie meine, dass er ihrem Mann auch geholfen habe, mit einer WLAN-Verbindung. Böhnhardt würde Autos verleihen, Zschäpe hätte zwei Katzen zu Hause. Mehr Privates könne sie jetzt nicht sagen.

Götzl fragt, welche Namen sie welchen Personen zuordne. Zschäpe habe sich ihnen als “Lise” vorgestellt, Mundlos als “Max” und Böhnhardt als “Gerri”. Nach Nachnamen habe sie nie gefragt, nur mal ob “Lise” der vollständige Name ist. Das sei ihr bestätigt worden. Auf die Aufforderung das Verhalten der drei untereinander zu beschreiben, spricht Re. von einer Familie, Zschäpe als Mutter, Böhnhardt als Vater und Mundlos als Kind. Mundlos sei verspielt gewesen, eine “kleine Quasselstrippe”. Jeder sei für den anderen da gewesen. Auf die Frage, warum sie Zschäpe als Mutter beschrieben habe, sagt Re., die habe dafür gesorgt, dass immer Essen für alle da ist, habe sich um die Wäsche gekümmert, um die Einkäufe, habe das Essen für Mundlos warmgehalten: “Was man eigentlich als Mama macht.” Auf Frage nach “Vater” und “Kind” sagt Re., wenn Mundlos mal weiter raus gegangen sei mit dem Surfbrett, habe ihn Böhnhardt immer mit dem Fernglas beobachtet: “die Beschützerrolle”. Oder wenn Mundlos nicht gleich zurückgekommen sei, habe Böhnhardt gesagt, er schaue mal, wo er denn bleibt. Mundlos habe viel Blödsinn im Kopf gehabt, auch Scherze mit den Kindern, er habe Dinge verniedlicht ausgesprochen, wie ein begeisterter zehnjähriger Junge erzählt, habe das sehr ausmalen können. Auf die Frage, ob Re.s Kinder auch da gewesen seien, sagt Re.: “Zwei Kinder, ja.” Götzl fragt nach deren Verhältnis zu den Dreien. Das sei ein liebevolles Verhältnis gewesen, so Re. An einem Nachmittag habe ihre Tochter und ein anderes Mädchen im Vorzelt gesessen und hätten bei Zschäpe Maniküre, Pediküre gemacht, ihr Sohn sei mit Böhnhardt mit dem Boot raus gefahren, die Kinder hätten mit denen Nintendo gespielt, es sei ein enger Kontakt gewesen. Die Kinder seien damals zehn und zwölf gewesen.

Auf Frage sagt Re., nach dem Urlaub hätte sie ihre Adresse mit Telefonnummer gegeben und von Zschäpe eine Handynummer bekommen, von Böhnhardt eine Skype-Adresse und von Mundlos eine E-Mail-Adresse. Nach einer Adresse habe sie nicht gefragt, sie habe aber auch nicht gleich auf den Zettel geschaut. Götzl fragt nach Ausflügen und Re. sagt, mit dem Max hätten sie eine Radtour nach Burg gemacht und für die kranke Lise Medikamente gekauft in der Apotheke. Und einmal seien sie mit allen drei in Grömitz gewesen, hätten einen Spaziergang an der Strandpromenade gemacht und seien gemeinsam essen gegangen. Mit der Lise habe sie regelmäßig zusammen Sport gemacht auf dem Campingplatz, das sei da angeboten worden. Wenn sie abends essen gegangen seien, hätten die drei aus einem Gemeinschaftsgeldbeutel bezahlt, so Re. auf Frage. Den habe Zschäpe in Verwahrung gehabt. Götzl fragt, ob das mal thematisiert wurde. Re.: “Nö, gar nicht.” Götzl fragt, wie es zum ersten Kontakt gekommen, Es sie ihr erster Campingplatz gewesen und Freunde hätten ihnen gesagt: geht offen auf die Menschen zu. Ihr Mann habe gesagt: wir begrüßen gleich die Nachbarn. Alle drei hätten auf einmal vor dem Wohnwagen gestanden, das habe sie positiv in Erinnerung, gleich mit Vornamen begrüßt: “sehr, sehr freundlich”. Als sie sich als Neulinge im Camping geoutet hätten, sei das Angebot der Hilfe da gewesen. Auf Frage sagt Re., sie hätten eigentlich gedacht, dass die zusammen wohnen, aber es sei dann beschrieben worden, dass jeder eine eigene Wohnung hätte. Darüber habe sie mit der Lise gesprochen. Die Frage, ob Lise gesagt habe, wo sie wohnt, verneint Re.

Götzl hält aus der Vernehmung Re.s vom 9.11.2011, vor, dass Re. dort angegeben habe, dass alle drei allgemein sehr zurückhaltend gewesen seien, was Berufe und Herkunft angeht. Re.: “Ja, Berufe nur was ich vorher gesagt habe. Aber ich habe auch nicht nachgefragt.” Götzl hält vor, dass Re. ausgesagt habe, dass Lise erzählt habe, dass sie in Zwickau wohnt. Re.: “Kann sein, ja.” Dann stehe hier, dass Lise gesagt habe, dass Gerri weiter weg wohnte und Max bei ihr in der Nähe. Auf Frage sagt Re., Lise und Gerri hätten im Doppelbett geschlafen und Max auf der Sitzgruppe, deswegen seien sie davon ausgegangen, dass die ein Paar sind. Aber als ihr Mann mit Böhnhardt joggen gewesen sei und gefragt habe, habe der gesagt, sie seien kein Paar, nur drei gute Freunde. Götzl hält vor, dass Böhnhardt auf die Frage, ob er mit Lise Kinder plane oder verheiratet sei, gesagt habe, sie seien kein Paar, lediglich befreundet und man gehe schon seit Jahren gemeinsam in den Urlaub. Das bestätigt Re. Re. verneint, mal in deren Wohnwagen gewesen zu sein, sie sei aber im Vorzelt gewesen. Götzl hält vor, dass Re. ausgesagt habe, dass Gerri ein Motorboot dabei gehabt habe, mit dem er oft auf der Ostsee spazieren gefahren sei. Re.s Sohn sei aufgefallen, dass die Drei nicht gewollt hätten, dass sie in den Wohnwagen gehen: Das bestätigt Re., sie sei davon ausgegangen, dass es wegen Privatsphäre war, was man auch respektieren müsse. Das Fahrzeug sei ein VW-Bus mit einem Kennzeichen aus Zwickau gewesen.

Von Tätowierungen habe sie nur Teile gesehen, ihre Kinder hätten die Tätowierungen voll gesehen. Sie habe nur am Arm oder Oberschenkel etwas aus der Hose blitzen sehen. Die Kinder hätten gesagt, es seien nicht sehr schöne Tätowierungen mit Totenköpfen. Auf Frage sagt Re., einmal seien die Drei gemeinsam unterwegs gewesen, den Tag könne sie nicht mehr sagen. Der Laptop der Lise sei kaputt gegangen und sie hätten einen neuen besorgen müsse. Sie meine, die seien nach Lübeck gefahren. Sie seien mit einem neuen Laptop zurückgekommen, Max habe noch ziemlich lange im Vorzelt gesessen und ihn eingerichtet. Sie verneint, sich an Skype-Adressen etc. zu erinnern das habe sie der Polizei übergeben. Götzl beginnt mit einen Vorhalt, den jedoch RA Heer sofort unterbricht. Der Ehemann von Re. habe ab 21 Uhr der Vernehmung auch beigewohnt, so dass er diesen Vorhalt beanstande und beantrage, dass der Zeugin keine Vorhalte gemacht werden aus der Vernehmung ab 21.05 Uhr. Die Zeugin wird aus dem Saal geschickt. StA Schmidt sagt, da folge überhaupt kein Verwertungsverbot. Götzl lässt die Zeugin wieder hereinkommen. Es wird ein Notizzettel in Augenschein genommen. Re. sagt, was Skype-Adresse, E-Mail-Adresse und Handynummer sein müsse. Geschrieben habe das Zschäpe. Auf die Frage, ob sie es lesen könne, sagt Re. “gerri123″ [phon.] und “ma-z@” [phon.], sie müsse jetzt raten.

Auf die Frage, ob Sie Zschäpe mal angesprochen habe, ob sie Heilbronn kennt und Ludwigsburg, sagt Re. da sie aus dem Kreis Ludwigsburg stammen würden, habe Zschäpe gesagt, sie hätte dort eine Freundin oder Bekannte und sei schon mal im Barockschloss in Ludwigsburg gewesen. Götzl: “Und Mundlos und Böhnhardt?” Re.: “Nein.” Das Thema Politik sei gar nicht erörtert worden. Zur Kindheit und Jugend der Drei sagt Re., sie seien im ähnlichen Alter, da sei schon Thema gewesen, wie ihre Jugend in Westdeutschland, deren Jugend in Ostdeutschland gewesen sei. Der Max sei in so einer Jugendgruppe drin gewesen, die eher so militärische Übungen gemacht habe, und dass es mit Essen und Kleidung viel schwieriger gewesen sei. Götzl fragt, ob Rechtsradikalismus, rechte Szene mal Thema gewesen sei. Re.: “Nein, gar nicht.” Dann werden Wahllichtbildvorlagen in Augenschein genommen. Re. erkennt Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe, aber keine weiteren Personen. Dann sagt Götzl, dann gehe es ihm noch um die Handynummer, da stehe hier: “von Lise hab ich eine Handynummer bekommen, 0162-7000587″ Das beanstandet RA Heer erneut. Nach kurzer Diskussion beantragt RA Heer  einen Gerichtsbeschluss. Die Sitzung wird unterbrochen und um 14.15 Uhr fortgesetzt. Danach verkündet Götzl, dass seine Verfügung bestätigt ist. Götzl nennt die Nummer erneut und fragt, ob da eine Erinnerung komme. Re.: “Nein, ich habe die ja nie benutzt.”

Nach einer Pause folgt um 14.25 Uhr die Vernehmung von Matthias Re., Ehemann von Caroline Re. Der Zeuge berichtet, er sei, als sie auf den Campingplatz gekommen seien, rüber gegangen und habe sich vorgestellt und dann habe sich eine Urlaubsbekanntschaft entwickelt. Man habe Grillabende und Radtouren gemacht, sei Joggen gewesen, habe Spieleabende verbracht, Ausflüge unternommen aufs Festland, einen Einkaufsbummel in Burg. Ihnen hätte sich die Nachbarn als Max, Gerri und Lise vorgestellt, Nachnamen hätten sie keine erfahren, sie hätten aber auch nicht gefragt. Und dann seien ja noch zwei andere Familien dabei gewesen in den umgebenden Wohnwagen, die Familien Ka. und und “Sa. oder so”. Götzl fragt nach dem Verhalten der Personen, was Re. über ihr Leben erfahren habe, dem Verhältnis der Drei untereinander. Re. sagt: “Wir konnten das nicht so richtig deuten.” Dann fragt er, ob er weiter “Max, Gerri und Lise” sagen dürfe. Götzl fragt, welche anderen Namen, und Re. nennt Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe. Ihnen sei nicht klar gewesen, so Re., wie die zusammengehören. Max habe erzählt, er schlafe vorne im Wohnwagen und Gerri und Lise hinten. Und da hätten sie gedacht, die seien zusammen. Es habe sich dann aber herausgestellt, keiner ist ein Paar. Sie seien gute Freunde die zusammen Urlaub machen. Böhnhardt sei eher der ruhige Typ gewesen, Max eher spaßig, kindlich, und die Lise ein bisschen die Mutti, die halt nach dem Rechten geschaut habe.

Wenn gegrillt worden sei und Max noch nicht vom Surfen zurück gewesen sei, dann habe sie ihm einen schönen Teller gerichtet. und wenn er länger weg gewesen sei, habe man nach ihm geschaut: “Sie waren sehr fürsorglich und sehr hilfsbereit.” Das gelte für alle, bejaht Re. Götzl fragt, wie Re. die Namen Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt, Beate Zschäpe  zuordnen konnte. Das sie der Presse zu entnehmen gewesen, so Re., den Fahndungsfotos. Auf frage sagt Re., er sei Joggen gewesen mit Böhnhardt und habe gefragt wie lang sie denn schon zusammen seien, und dann habe der gesagt, sie seien nicht zusammen, nur gute Freunde. Götzl fragt, ob Re. mit einzelnen Personen im laufe des Urlaubs intensiveren Kontakt gehabt habe. Re. sagt, man habe sich tagsüber getroffen. Die Frauen seien zu viert los zum Frühsport. Beim Frühstück habe man die Zeitung herumgereicht. Re.: “Sie haben angeboten: Setzt Euch doch zu uns vor, näher an die Ostsee und dann hat man sich da vorne getroffen.” Auf Frage sagt Re., Zschäpe habe gesagt, sie arbeite in einem Kleidergeschäft ihrer Eltern, der Mundlos sei selbständig in der Computerbranche gewesen, das habe auch gepasst, er habe sich unheimlich gut ausgekannt. Und Böhnhardt habe gesagt, er arbeite als Kurierfahrer für einen Autoteilehandel. Immer wenn jemand schnell Teile brauche, fahre er die aus, bei seinem Onkel.

Götzl fragt, ob gesagt worden sei, wo die Drei leben. Re. sagt: “Im Raum Zwickau.” Es sei gesagt worden, dass die Drei nicht weit voneinander entfernt wohnten, jeder habe eine eigene Wohnung. Götzl fragt, ob über Aktivitäten außerhalb des Urlaub gesprochen worden sei. Die zwei Männer hätten unheimlich viel Sport getrieben, so Re., Radfahren, Laufen, aber darüber hinaus eigentlich wenig. Um politische Themen sei es in den Gesprächen gar nicht gegangen. Man habe mehrfach Ausflüge gemacht, so Re. auf Frage. Die ganze Gruppe habe sich zum Abendessen verabredet. Re.: “Das hat unsere Familie und die Drei wiederholt.” Einmal habe man Medikamente eingekauft in Burg, da sie die Lise etwas krank gewesen. Einmal habe man einen Shoppingausflug nach Burg gemacht, einmal einen Ausflug nach [unverständlich] aufs Festland. Das sei toll gewesen, wenn einem jemand, der sich schon auskennt, ein bisschen die Umgebung zeigt. Die Drei seien einmal in Lübeck gewesen und hätten einen neuen Computer gekauft. Der Max habe dann den nächsten Tag im Vorzelt verbracht, um den neu einzurichten, er gehe also davon aus, dass sie wirklich einen Computer gekauft haben. Das Fahrzeug sein ein VW-Bus gewesen, den habe immer Uwe Böhnhardt gefahren. Götzl fragt nach dessen Fahrverhalten. Re.: “100 Prozent korrekt, der hielt sich akribisch an jede Vorschrift.” Sie hätten gemeinsam das Parkticket verlängert: “Also auch da alles korrekt.”

Zum Aussehen der Drei befragt, sagt Re., Mundlos sei sehr, sehr durchtrainiert gewesen, fast schon ein Athlet und habe berichtet, dass sie 20, 30 km-Touren zurücklegen. Der Böhnhardt sei auch trainiert gewesen, nicht ganz so muskulös, ein gepflegtes Äußeres. Sein Sohn habe von einer Tätowierung, ein Totenkopf irgendwo am Schenkel, berichtet, er selber habe die nicht gesehen, so Re. Götzl fragt zur finanziellen Situation der Drei. Re. sagt, er habe sich etwas gewundert, der Wohnwagen sei ja nicht ganz preiswert und die seien da fünf Wochen geblieben: “Schon eine sehr exklusive Geschichte.” Als sie Essen gewesen seien, habe es so einen Famliengeldbeutel gegeben, da habe die Beate gezahlt. Götzl: “Und sonst?” Beim Tagesausflug habe jeder schon Geld gehabt, so Re. Mit seinen Kindern seien die Drei sehr fürsorglich umgegangen, sagt Re. auf Frage: “Sie haben sich eigentlich recht rege mit unseren Kindern beschäftigt.” Böhnhardt sei regelmäßig mit den Kindern mit dem Schlauchboot raus gefahren. Böhnhardt sei ein sehr ruhiger Typ gewesen und habe sich stundenlang mit den Kindern zurückgezogen mit Spielekonsole, die hätten einen Riesenspaß gehabt. Am Abend sei mal abends ein Kind beleidigt davongelaufen: “Und dann haben wir die alle miteinander gesucht.” Die Frage, ob das Kind wieder gefunden worden sei, bejaht Re. Zum Thema Fahrräder sagt Re., da hätten die die zweite Garnitur dabei gehabt, habe er erzählt, weil ihnen der Salzgehalt der Luft zu hoch ist. Und er habe ihm, Re., dringend geraten, sein Fahrrad rein zu tun, weil das zu rosten anfangen würde. Dann sagt Re.: “Und Sie meinen das mit dem Fahrradschloss.” Da habe er an seinem Fahrradschloss innen etwas weg gefeilt, und dann habe er das ohne Schlüssel öffnen können und habe gesagt, er könne es schneller abschließen: “Und als wir in einem Platzregen standen und er machte ‘klicklick’ und ich musste vier Räder abschließen, da wusste ich, wie praktisch das ist.”

Die Frage, ob er den Einsatz von Karten beobachtet habe, verneint Re., es sei mit Bargeld bezahlt bezahlt worden. Zum Umgang der Drei untereinander sagt Re, der sei wie eine Familie gewesen, das treffe es vielleicht am besten. Wenn  Götzl fragt, ob Re. das mit dem Doppelbett mal thematisiert habe, was Re. verneint. Das sei ihm ja ein bisschen unangenehm gewesen. Er habe da jemand als Paar tituliert, die es gar nicht gewesen seien, und dann sei es auch gut für ihn gewesen. In der Vernehmung von Re. vom 22.5.2012 heiße es, so Götzl, Re. habe den Gerri angesprochen, woher sie sich kennen würden, wie das mit der Lise laufe. Daraufhin habe Gerri gesagt, von der Schule, sie seien nur gute Freunde, und weil die Lise nicht gerne allein schlafe, würde er mit im Doppelbett schlafen. Re.: “Ja, genau.” Er verneint, dass über Politik gesprochen worden sei. Auf Frage sagt Re., sie würden ja aus dem Raum Ludwigsburg kommen: “Und das kannten sie. Sie haben erzählt., dass sie schon mal am Schloss waren. Götzl hält vor, dass Re. angegeben habe: “Ja, die kannten diese Ecke. Lise sagte, sie habe Bekannte in Ludwigsburg besucht, sie kannte auch das Schloss.” Re. bestätigt das. Zur Urlaubsdauer sagt Re., er meine vom  31. Juli und sie hätten für 14 Tage gebucht, wetterbedingt seien sie einen Tag früher abgereist. Auf Frage sagt er, sie, die Re.s, hätten ihre Adresse auf jeden Fall hinterlassen und einen Zettel mit Telefonnummer und Skype-Adresse bekommen. Bei der Inaugenscheinnahme von Wahllichtbildvorlagen erkennt Re. Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe, sonst keine Personen.

Dann gibt RA Stahl eine Erklärung zur Aussage von Patrick Ku. (67. Verhandlungstag) ab. Stahl sagt, der GBA habe seiner Anklageschrift den Satz vorangestellt, dass Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos übereingekommen seien, sich auf Dauer zu einem fest organisierten Verband zusammenzuschließen mit dem Ziel, aus der Illegalität heraus mit Mord- und
Sprengstoffanschlägen ihre nationalsozialistisch geprägte, völkisch-rassistische Vorstellung von einem Erhalt der deutschen Nation zu verwirklichen. Die harsche Kritik und geradezu inquisitorische Befragung durch OStA Weingarten verrate bereits, was die Aussagen des Zeugen bei der BAW ausgelöst haben müssten. Der Zeuge habe aber erklärt, dass Zschäpe die rechte Szene nicht befürwortet, sondern davor gewarnt habe, in sie abzurutschen. Es gebe keine Anhaltspunkte dafür, dass Ku. bewusst die Unwahrheit gesagt habe, vielmehr habe er sich suggestiven Einflüssen gegenüber beeinflussbar gezeigt und habe nur noch schemenhaft über Erinnerungen verfügt. Dies sei sicherlich nicht erst in der Hauptverhandlung, sondern bereits in der polizeilichen Vernehmung so gewesen. Da das Warnen vor der rechten Szene ein relevantes Ereignis für den Zeugen darstelle, dürfe dies jedoch eine glaubhafte Äußerung gewesen sein. Die These, Zschäpe habe gewaltsam ihre nazistischen und völkischen Vorstellungen befördern wollen, könne ganz offensichtlich nicht zutreffen. Wer das wolle, rate anderen bestimmt nicht ab, sich in eine gewaltbereite Szene zu begeben. Die Anklagebehörde habe sich mit diesem Aspekt der politischen Haltung von Zschäpe beschäftigen müssen und diesen nicht unterschlagen dürfen, so Stahl weiter. Der Aussage von Ku. kommt mithin eine tragende, die Anklagethese erschütternde Bedeutung zu.

Dann sagt NK-Vertreter RA Hoffmann, er wolle zuerst auf das reagieren, was RA Stahl erklärt hat. Die Schlüsse der Verteidigung müsse man nicht ziehen, so Hoffmann. Im Gegenteil könne man sagen, wenn jemand die Fortführung von nazistischen Morden aus dem Untergrund plane, er versuchen wolle, sich ein sicheres Zuhause zu schaffen. Beim Hinweis an Ku. könne es darum gehen, dass man sich die Polizei nicht ins Haus holt. Dann erklärt Hoffmann zur Aussage von Heike und Patrick Ku.: Die Schwierigkeiten, die es im Prozess gebe, Zeugen zu befragen, würden deutlich, dadurch dass Frau Ku. bei der Polizei noch drauf hingewiesen habe, dass an dem Geld, mit dem sie eingekauft hat, vielleicht Blut hing. Hier habe man aber eine Verbrüderung mit Zschäpe erlebt. Die Zweifel, die bei Ku. einmal vorhanden gewesen seien, habe man nicht in die Hauptverhandlung hinein holen können. Für Frau Ku. sei Zschäpe etwas Wunderbares gewesen, weil sie ihr zugehört habe, weil sie aus dem Geld aus Bankrauben ein paar Brotkrümel habe abfallen lassen. Das sei eine innere Verbindung, die Ku. dazu bringe, das Gute an der Person Zschäpe herausstellen zu wollen. Und dann sehe sich Ku. in der Hauptverhandlung gegen den Saal gestellt, während es eine enge Anbindung an Zschäpe gegeben habe. Man werde also insoweit die Aussagen von Ku. kritisch betrachten können, auch wenn die Schilderungen des Alltags glaubhaft seien. Weiter erklärt Hoffmann: “Der Zeuge Patrick Ku. hat uns angelogen.” Das sei auch deutlich geworden, durch seine Aussage hier im Gegensatz zur polizeilichen Vernehmung und erst recht durch die Entlarvung seines anonymen Interviews „Entschädigung der Opfer des NSU finde ich absolut asozial“ und dadurch, dass er die Band Endstufe und die NPD-Kampagne in Schneeberg  bewerbe. Das sei eine bewusste oder unbewusste Lüge, der man schon öfter begegnet sei bei rechten Zeugen. Ku. habe ein großes Interesse, Zschäpe gut aussehen zu lassen. Man habe der Angeklagten etwas Gutes habe tun wollen und sie besser habe dastehen lassen wollen. Deswegen werde diese Aussage nicht ins Urteil genommen werden können.

RA Reinecke erklärt: “Eine rechte Bewegung, die solche Aussteiger hat, braucht keine Einsteiger mehr.” Zu dem, was Stahl gesagt hat, könne man sagen: Natürlich könne man an der Oberfläche bleiben und sagen: Wer so nett im Urlaub ist, der kann nicht zehn Leute umbringen. Oder, wie es gestern Patrick Ku. gesagt habe: Wer meiner Mutter einen Blumenstrauß bringt, kann nicht böse sein. Im Versuch Zschäpe zu entlasten habe Ku. gesagt, er habe einmal Frau E. im Haus herumgeistern sehen. E. werde öfter im Haus gewesen sein, so Reinecke, z.B. bei diesen Filmabenden, denn dass man eine einmal herumgeisternde Person einige Jahre später noch erinnert und wiedererkennt, sei unwahrscheinlich. Das seien wahrscheinlich häufigere Besuche gewesen. Man habe nicht entnehmen können aus den beiden Aussagen, welchen Ertrag Zschäpe aus der Beziehung zu Ku. gezogen hat. Dafür gebe es keine Erklärung. Auch erscheine es sehr unwahrscheinlich, dass nie darüber gesprochen worden ist, warum Zschäpe nach dem Wegzug so oft in die Polenzstraße zurückgekehrt sei. Zum Besuch am 5.11.2011 in der Frühlingsstraße habe der Sohn gesagt, er gehe davon aus, dass die Mutter herausgefunden habe, dass Zschäpe in der Frühlingsstraße wohnt, was diese ja abgestritten habe. In den Befragungen sei er, Reinecke, häufiger auf die Frage der Einsicht in die Akten zu dem Wasserschaden eingegangen. Das sei eine wichtige Frage für das Verhältnis von Frau Ku. zu Zschäpe. Denn wenn Frau Ku. und ihr Sohn Akteneinsicht gehabt hätten, dann hätten sie ja gewusst, dass eine Frau “Dienelt” gesagt hat, dass sie eigentlich “Eminger” heiße, sie hielte sich nur gelegentlich in der Wohnung auf: “Und mit diesem Wissen hätte man einiges anfangen können.”

RA Scharmer sagt, er trete beiden Erklärungen bei und wolle zusätzlich sagen: Selbst wenn zutreffen sollte, dass Zschäpe Patrick Ku. ihm geraten haben solle, nicht in die Szene abzurutschen, woran Zweifel bestehen würden, dann sei das in Zusammenhang mit der Aufgabe des Abtarnens zu sehen. Auch die Aussage von Zschäpe beim Wasserschaden, sie habe die Schritte doch nicht gehört, sei in diesem Interesse zu sehen. Es sei darum gegangen, eine Ermittlungsarbeit im Haus zu vermeiden. Und ein Patrick Ku. in der gewaltbereiten Szene hätte, so Scharmer,  evtl. die Polizei in das Haus gelockt.

Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm nimmt zur Erklärung von RA Hoffmann Stellung: Das sei symptomatisch für das, was die NK und die Öffentlichkeit von den Zeugen erwarte, dass sie sich von den Geschehnissen bei ihrer Aussage beeinflussen lassen sollten, dass sie erschrocken sein sollten, und dass sie im Prinzip ihre Aussagen korrigieren sollten, Positives über Zschäpe doch nicht so positiv vortragen sollte. Sofern Hoffmann gerade formuliert habe, zukünftig noch mehr versuchen zu wollen, das aus den Zeugen herauszukitzeln, werde man dem entgegentreten. Von der Nebenklage sei vielfach ausgedrückt worden, man wolle wissen, wie es war. Es gehe bei den Zeugen darum, dass sie hier erzählen, was sie erlebt haben. Wenn Hoffmann sage, dass die Zeugen Zschäpe besser dastehen ließen als sie ist, stelle sich die Frage, woher Hoffmann bereits jetzt wisse, wie es tatsächlich ist. NK-Vertreterin RAin Wierig erwidert, sie finde es nicht gut, wenn so pauschal gesagt wird, die NK mache dies und jenes: “Wir differenzieren auch bei der Verteidigung.”

Dann verkündet Götzl, dass die Videovernehmung der Zeugin Charlotte E. (52. Verhandlungstag) angeordnet wird. Der Verhandlungstag endet um 15.24 Uhr.

Auf NSU-Nebenklage wird der Tag kommentiert:
 „Die Befragung von weiteren Urlaubsbekanntschaften des „Trios“ bestätigte das bekannte Bild: im relativ kostspieligen Urlaub unter Deutschen waren die drei kinderliebe, fürsorgliche Wohnwagennachbarn, mit denen man eine schöne Zeit verbringen konnte. Beate Zschäpe war die Mütterliche, die „ihre Männer“ umsorgte und die gemeinsame Kasse verwaltete.“


Protokoll 69. Verhandlungstag - 18. Dezember 2013

Einziger Zeuge des 69. Prozesstages war Prof. Dr. Siegfried Mundlos, der Vater von Uwe Mundlos. Er wurde zu der Beziehung seines Sohnes zu Beate Zschäpe und Uwe Böhnhardt befragt und sollte seine Wahrnehmung der politischen Haltung seines Sohnes und dessen Aktivitäten schildern. Siegfried Mundlos geriet während seiner Aussage immer in Konflikt mit dem Vorsitzenden Richter Manfred Götzl. Die Befragung von Siegfried Mundlos wurde an diesem Tag nicht beendet, sondern  am nächsten Verhandlungstag fortgesetzt.

Zeuge:

	Prof. Dr. Siegfried Mundlos, Vater von Uwe Mundlos




Der Beginn des heutigen Verhandlungstages wird mehrfach verschoben. Um 10.32 betritt der Senat schließlich den Saal. Nach der Präsenzfeststellung teilt Richter Götzl mit, dass die vorgesehene Videovernehmung der Zeugin Charlotte E. aus technischen Gründen heute nicht stattfindet.

Einziger Zeuge ist heute also Prof. Dr. Siegfried Mundlos, Vater von Uwe Mundlos. Mundlos ist 67 Jahre alt und pensioniert, früher war er als Professor für Informatik tätig. Götzl belehrt den Zeugen. Mundlos sagt: „Ich habe das verstanden und werde auch möglichst mich nur an Tatsachen halten.“ Götzl fordert Mundlos auf, zunächst selbstständig zu den persönlichen Verhältnissen und der Entwicklung seines Sohnes und dessen Beziehung zu Beate Zschäpe und Uwe Böhnhardt zu berichten. Offenbar will Mundlos ein Papier verlesen, Götzl bittet ihn aber, auf Aufzeichnungen zu verzichten. Mundlos beginnt, er wolle einige Erörterungen und Dinge vorausschicken, die nicht direkt zur Zeugenaussage gehören. Auf Götzls Frage, worum es gehe, erwidert Mundlos, er wolle um die Berücksichtigung der Unschuldsvermutung in der Presse wie auch bei den Prozessbeteiligten bitten. Götzl unterbricht ihn, Mundlos sei nicht dafür da, solche Stellungnahmen abzugeben, es gehe um das Beweisthema. Mundlos: „Lassen Sie mich einen Satz aussprechen.“ Götzl verweist auf sein Fragerecht, worauf Mundlos sagt, er gehe gerne darauf ein. Götzl erwidert, Mundlos bestimme nicht, wie der Gang des Verfahrens laufe. Mundlos spricht weiter, er habe im Vorfeld dieses Termins eine Aussage von Generalbundesanwalt Dr. Range hören müssen, wonach die wesentlichen Beweise schon erbracht seien und alles andere müsse man als Verschwörungstheorien ansehen. Götzl unterbricht, Mundlos solle hier als Zeuge über Tatsachen berichten, Spekulationen und Beweiswürdigung würden von ihm nicht erwartet. Es gehe nur um die Themen, für die er geladen sei. Mundlos sagt, er wolle die Sache nicht in die Länge ziehen, es gehe ihm darum, dass alles ans Licht gebracht werde, und dass alle Dinge zur Aufklärung herangezogen werden. Götzl wiederholt, es sei nicht Mundlos’ Aufgabe als Zeuge, das Verfahren zu betreiben, woraufhin Mundlos erwidert, er sei ja nicht nur Zeuge, sondern auch „Verletzter”. Er müsse sich jetzt seit 15 Jahre anhören, dass hier eine Bombenwerkstatt existiert habe, die habe es aber nicht gegeben. Dann berichtet er.

Sein Sohn sei 1973 geboren, habe ganz normal den Kindergarten besucht und sei sehr hilfsbereit zu seinem behinderten, zwei Jahre älteren Bruder gewesen. Dann habe er die Oberschule in Jena-Nord besucht mit guten bis sehr guten Schulergebnissen. Kurz vor 1990 habe Uwe ihn, Siegfried Mundlos, sehr unterstützt beim Kampf für eine behindertengerechte Wohnung. Uwe sei auch mit demonstrieren gegangen gegen die Stasi: „Er wäre durchaus als systemkritischer Kämpfer durchgegangen.“ Da sein Sohn sehr ehrlich gewesen sei, habe er „natürlich“ Schwierigkeiten gekriegt, es habe körperliche Auseinandersetzungen mit anderen Leuten gegeben, so dass er in den rechten Bereich abgedriftet sei. Uwe habe dann eine Lehre begonnen bei Carl Zeiss als Datenverarbeitungskaufmann, die er im Frühjahr 1994 erfolgreich abgeschlossen habe. 1991 oder 1992 habe er Zschäpe kennengelernt, seine erste Freundin. Zschäpe wäre, so Siegfried Mundlos, lieber mit einem etwas neutraler gekleideten jungen Mann in die Disco gegangen. Er habe als Vater gedacht, dass es Beate vielleicht gelänge, Uwe von der rechten Szene weg zu bringen. Die Behauptungen von Andreas Re. und des Sozialarbeiters „und ehemaligen Stasi-Manns Thomas Grund“, dass Uwe Mundlos schon vor 1990 ein „Fascho“ gewesen sei, würden nicht stimmen. 1992 bis zur Armeezeit Mitte 1994 seien sein Sohn und Zschäpe befreundet gewesen, sein Sohn habe teilweise bei Zschäpe gewohnt. 1994 habe Beate dann Uwe Böhnhardt als Freund kennengelernt. Die jungen Leute hätten unterschiedliche Bedingungen gehabt, viele hätten finanzielle Probleme gehabt, die Eltern seien teilweise arbeitslos gewesen. Die Autorität von „Polizei und Ordnungsmacht“ sei auch geschwunden, so dass „Verfehlungen wie leichte Diebstähle“ um sich gegriffen hätten, „sinnlose Randalierereien und sowas“. Sein Sohn habe das nicht nötig gehabt, habe das bei seinen Freunden verhindern wollen, was nicht immer geglückt sei. Damit die jungen Leute sich nicht von „Rattenfängern“ für „dumme Ideen“ fangen lassen, habe er, so Mundlos, versucht, ihnen Freizeitangebote zu bieten. Z. B. habe er Beate, Uwe und einem befreundeten Pärchen ermöglicht, in den Campingurlaub zu fahren für vier bis fünf Wochen in Krakow am See in Mecklenburg. Er habe in der Umgebung von Zeitz einen Tagebaustausee gefunden und gesagt, sie sollten dorthin fahren, da könne man schwimmen, zelten und Lagerfeuer machen, dann könnten die jungen Leute keinen Unsinn mehr machen. Er habe in bescheidenem Umfang versucht, ihnen vernünftige Alternativen zu zeigen: „Und das ist auch gut angenommen worden.“

Er wisse aus Erzählungen, dass die Jugendlichen auch später noch selbstständig an den See gefahren seien. Dann sagt Mundlos: „Jetzt kommt die Sache mit dem rechten Gedankengut.“ Das habe ihn geärgert, er müsse aber betonen, so Mundlos, dass Zschäpe, solange er sie gekannt habe, alles andere als rechts gewesen sei. Er habe sie sogar eher „dem linken Spektrum“ zugeordnet. Außerdem habe Zschäpe einen rumänischen Vater, er habe „Fremdenhass“ bei ihr nie beobachtet. Er glaube, dass Zschäpe gerne Kindergärtnerin geworden wäre, sie habe aber Gärtnerin lernen müssen, das sei nicht der Wunschberuf gewesen. Mundlos: „Sie könnte mich jetzt korrigieren, aber sie sagt ja leider nichts.“ Sein Sohn sei bis Frühjahr 1995 bei der Armee gewesen, dort habe er sein Äußeres und seine Gesinnung nicht geändert. Er habe weiter Bomberjacke und Stiefel getragen. Er, Siegfried Mundlos, gehe aber mit der Abschlussbeurteilung des Kommandeurs überein, dass sein Sohn damals noch nicht so tief drin gewesen sei, dass er nicht hätte „zurückrudern“ können. Die Geschichte, die „in der Presse hochgekocht“ worden sei, dass Uwe im August 1994 in Chemnitz wegen verfassungsfeindlicher Symbole angeklagt worden sei, sei ein echter Übergriff der Staatsanwaltschaft, so Mundlos. Er selbst sei aus dem Urlaub gekommen und habe gesehen, dass Uwe im Portemonnaie eine Visitenkarte mit einem Bild von Charlie Chaplin aus „Der große Eroberer“ [vermutlich „Der große Diktator"] gehabt habe. Er habe Uwe gesagt, das mache nur Ärger, es gebe Leute, die den Witz nicht verstehen würden, aber Uwe habe das trotzdem mitgenommen.

Einen Tag später seien drei Polizisten in die Wohnung seines behinderten Sohnes gekommen und hätten erzählt, dass Uwe in Chemnitz mit Propagandamaterial erwischt worden sei und sie einer Hausdurchsuchung zustimmen sollten. Der „Polizeioffizier“ habe die Wohnung stürmen lassen wollen. Die Polizisten hätten sich dann den Rucksack seines Sohnes angeguckt und hätten mehrere Kassetten mit Musik, AC/DC und Udo Lindenberg, gefunden und seien zufrieden gewesen. Er sei dann nach Chemnitz gefahren, um seinen Sohn abzuholen. Er sei Sonntagabend gegen Mitternacht in Chemnitz angekommen und da seien 30-40 junge Leute entlassen worden. Er habe Uwe gesagt, dass er ihn mitnehme. Es habe aber noch der Hund von Stefan A. [siehe Protokolle zum 61. und 62. Verhandlungstag] abgeholt werden müssen, „der war auch inhaftiert“. Er habe dann angeboten, das am nächsten Tag zu machen, aber „die Jenenser“ hätten nicht mit ihm fahren wollen. Er habe dann herausgefunden, dass das ein „absoluter Übergriff“ der Staatsanwaltschaft gewesen sei, denn es sei nur eine einzelne Visitenkarte gewesen. Und mit diesem Ereignis habe man seinen Sohn noch über zwei Jahre drangsaliert. Weil er die Widerspruchsfrist um einen Tag versäumt habe, habe man ihm zu Unrecht 720 Euro „aufgedrückt”. Er, Siegfried Mundlos, habe das im Schäfer-Bericht [Gutachten von Gerhard Schäfer zum Verhalten der Thüringer Behörden und Staatsanwaltschaften bei der Verfolgung des „Zwickauer Trios"], als einzige Eintragung seines Sohns gelesen.

Mundlos fragt, ob irgendwelche Leute von der Presse da seien, woraufhin Götzl erwidert, er sei momentan der Fragende, Mundlos solle sich auf ihn konzentrieren. Mundlos: „Ich will mir ersparen, die einzelnen Zeitschriften anzuschreiben.“ Es werde über dieses Ereignis immer falsch berichtet. Er habe sich sehr gefreut, dass Uwe die Chance wahrgenommen habe, ab September 1995 in Ilmenau sein Abitur nachzumachen. In seiner Bewerbungsschrift für das Kolleg stehe, dass er seine Kenntnisse als Datenverarbeitungskaufmann nutzen wolle, um nach dem Abitur in Richtung Betriebswirtschaft zu studieren. Er habe, so Mundlos, die Hoffnung gehabt, dass sich Uwe so weiter aus der rechten Szene lösen könne, er den „Schleier vor den Augen“ verliere. Leider habe das nicht geklappt. Er stelle sich die Frage, was da schief gelaufen sei, so Siegfried Mundlos. Einerseits seien da Uwes „alte Bekannte“ wie André K. und Tino Brandt. Dann spricht Mundlos davon, dass der Verfassungsschutz über 200.000 DM in Tino Brandt gesteckt habe und der damit junge Leute habe überzeugen können, mal zu einem Konzert in Bayern zu fahren. Und Brandt habe sich gleichzeitig ans Telefon gehängt und seinem V-Mann-Führer gesagt, in Heilsberg sei Konzert. Immer wenn Brandt eingeladen habe, sei Punkt 24 Uhr die Polizei gekommen und habe Kontrollen gemacht. Es sei gesagt worden, man könne die Uhr danach stellen. Götzl fragt Mundlos, ob er das aus eigenem Erleben, eigenen Beobachtungen bekunden könne. Mundlos verweist auf eine Zeugenaussage, die er gelesen habe. Götzl erwidert, es gebe genug Informationen, die Mundlos hier bekunden könne, die er selbst erlebt oder selbst gehört habe. Mundlos sagt: „Sie wollen mir signalisieren, dass Tino Brandt geladen wird.“ Götzl widerspricht, er wolle Mundlos gar nichts signalisieren. Mundlos sagt, er habe aber mit eigenen Augen so ein Protokoll gesehen und mache jetzt weiter damit. Götzl unterbricht Mundlos. Mundlos sagt, Götzl habe gefragt, wie sein Sohn dazu gekommen ist, und die Ursache sei eindeutig. Götzl unterbricht wieder und ermahnt Mundlos beim Beweisthema zu bleiben, es gehe jetzt um die Beziehungen zu Zschäpe und Böhnhardt. Mundlos: „Lassen Sie mich doch mal aussprechen, dann erfahren Sie alles.“

Sein Sohn habe, so Mundlos, Böhnhardt schon vor 1994 mal gesehen, aber erst nach der Armeezeit habe er gesehen, dass, wenn sein Sohn aus Ilmenau heim gekommen sei, sofort Zschäpe und Böhnhardt da gewesen seien und an seinem Sohn dran gehangen hätten. Und da er nun erfahren habe, dass sich Böhnhardt und Zschäpe inzwischen stärker in die rechte Szene hinein gearbeitet hätten, sei das die eine Verbindung in die rechte Szene. Die andere sei über André K. und Brandt gelaufen. Wohlleben habe in dem Kreis, den er gesehen habe, weniger eine Rolle gespielt. Die andere Verbindung sei die Betreuung eines Gefangenen gewesen, Thomas St.. Der habe einen großen Einfluss auf seinen Sohn gehabt. Er, Siegfried Mundlos, habe darin eine Art Sozialarbeit gesehen. Aus Akten von Polizei und Presse wisse er, dass Böhnhardt und Mundlos am Wochenende auf Demos gefahren seien. In einer Intervention fordert Götzl Siegfried Mundlos auf, das auszuführen, was er aus eigener Kenntnis wisse. Mundlos fährt fort, sein Sohn habe ab 1996 in Jena eine eigene Wohnung gehabt. Aber schon als er noch bei den Eltern gewohnt habe, habe er bemerkt, dass Uwe am Computer einen Brief an einen Häftling geschrieben habe. Da sei der Name St. erwähnt worden, der sei aus dem Chemnitzer Raum und er, Siegfried Mundlos, habe gespürt, dass St. großen Einfluss auf seinen Sohn ausgeübt habe. Götzl fragt, woran er das gespürt habe. Wenn ein junger Mann sich viel Zeit nehme und einen Brief schreibe, dann sei das ein Hinweis. Und wenn sein Sohn über den Mann gesprochen habe, habe er den Eindruck gehabt, dass er eine gewisse Ehrfurcht vor St. gehabt habe. Er meine damit, sein Sohn habe Dinge, die St. gesagt habe, ernster genommen. Auf die Frage von Götzl nach Beispielen, konnte Mundlos keine nennen.

Wo St. in Haft gewesen sei, wisse er nicht: „Aber fragen Sie doch die Frau Zschäpe.“ Götzl sagt, Mundlos sei jetzt als Zeuge dran, das wirke ein bisschen „läppisch”. St. sei, so Mundlos, ja auch im Gefängnis besucht worden und da sei sein Sohn nicht alleine gewesen, sondern ein, zwei Leute mit gewesen, die St. sehr genau kennen würden, besser als Uwe: „Aber das wissen Sie ja besser als ich.“ Götzl ermahnt Mundlos erneut, er solle sich an das halten, was er selber erfahren habe. Mundlos fährt trotzdem fort, er habe über die Presse erfahren, dass St. eine V-Person des LKA Berlin gewesen sein und angeblich auch den Sprengstoff geliefert habe. Götzl fordert Mundlos erneut auf, er solle bei dem Verhältnis seines Sohnes zu Böhnhardt und Zschäpe bleiben. Die hätten seinen Sohn fast jedes Wochenende kurz nachdem er angekommen sei, mit dem Auto abgeholt, und sein Sohn sei dann zu den beiden „raus gesaust”, das habe er nicht verstanden. Götzl fragt, ob Böhnhardt denn der neue Freund von Zschäpe gewesen sei. Er wisse nur, dass sein Sohn das mal kurz geäußert habe.

Siegfried Mundlos beißt in einen Apfel, der schon seit Beginn der Vernehmung vor ihm liegt. Götzl sagt, wenn Mundlos Hunger habe, mache er jetzt zehn Minuten Pause. Es folgt eine Unterbrechung bis 11.39 Uhr.

Danach fragt Götzl, ob Mundlos frisch gestärkt sei. Mundlos sagt, das sei nicht gegen Götzls Autorität gerichtet gewesen, seine Kehle sei rau gewesen. Götzl erwidert, Mundlos solle sagen, wenn er eine Pause brauche, er mache „das Geschäft“ schon eine ganze Weile, aber Mundlos sei der erste Zeuge, „der hier seine Brotzeit ausgepackt hat”. Mundlos will eine Urkunde aus der Armeezeit seines Sohnes überreichen, die zeige „dass der Panzergrenadier Mundlos bei der Armee nicht nur negativ bewertet wurde.“ Götzl wiederholt, es gehe jetzt um das Verhältnis von Uwe Mundlos zu Zschäpe und Böhnhardt. Mundlos beginnt zu antworten, aber Götzl unterbricht und sagt, Mundlos kenne die Frage noch gar nicht. Götzl will wissen, wie häufig Mundlos in der Zeit von 1992 bis 1994, als Zschäpe mit seinem Sohn befreundet gewesen sei, Kontakt zu Zschäpe gehabt habe. Zschäpe sei regelmäßig zu Besuch gekommen, habe auf die Kinder seiner Cousine aufgepasst, sei bei vielen familiären Anlässen dabei gewesen, so Mundlos. Und Uwe habe bei Beate und ihrer Mutter gewohnt von etwa Mitte bis Ende 1992 bis März 1994. Götzl fragt, ob Uwe dann auch zu Besuch bei ihnen gewesen sei in der Zeit. Mundlos sagt, Uwe sei, „wie das bei jungen Männern ist”, gekommen, wenn die Wäsche schmutzig gewesen sei, dann habe die Mutter das waschen müssen. Und Uwe und Beate seien wenigstens einmal in der Woche mit in die Waldgaststätte zum Essen gefahren. Auf Frage Götzls sagt Mundlos, der Umgang der beiden sei nett und gleichberechtigt gewesen, „wenn sie das so hören wollen”. Götzl sagt, er wolle gar nichts hören.

Die beiden seien sehr viel herum gereist, so Siegfried Mundlos, er wisse, dass sie einmal „in der ČSR“ gewesen seien, wo genau wisse er nicht. Wo sie sonst gewesen seien, wisse er auch nicht, aber sie hätten gemerkt, dass sie verreisen, weil sie sich noch verabschiedet hätten. Der Grund für den Umzug zu Zschäpe sei gewesen, dass sie näher zusammen hätten wohnen wollen, wie es bei jungen Leuten üblich sei, wenn sie auch mal intimer werden wollten. Da sei es nicht so schön, wenn man kein eigenes Zimmer habe. Auf Nachfrage sagt Mundlos, sein Sohn habe später schon ein eigenes Zimmer gehabt, aber seine Frau hätte das nicht gerne gesehen, wenn Beate eingezogen wäre. In der Wohnung der Zschäpes sei er nie gewesen, so Mundlos. Sein Sohn sei einfach umgezogen: „Der Familienrat ist da nicht befragt worden.“

Auf Frage zur Situation in der Familie sagt Mundlos, er habe eine Frau und einen behinderten Sohn, der sei Rollstuhlfahrer und brauche einen ständigen Betreuer. Deswegen würden sie, die Eltern, über der Wohnung des behinderten Sohnes wohnen. Warum die Beziehung mit Zschäpe geendet sei, könne er nicht sagen, so Mundlos. Er habe seinen Sohn nur darauf angesprochen, dass er sich noch mit Zschäpe und Böhnhardt treffe, weil er das komisch gefunden habe. Aber Uwe habe nichts weiter dazu gesagt. Uwe sei 1994, noch während der Armeezeit, gekommen und habe gesagt, er wolle wieder bei ihnen einziehen, so hätten sie davon erfahren. Und einen Tag später, so Mundlos, sei die Polizei gekommen und habe den Rucksack durchsucht. Götzl fragt, ob Mundlos keinen Anlass gesehen habe, nachzufragen. Uwe habe gesagt, dass Zschäpe einen neuen Freund habe, so Mundlos, über den neuen Freund habe er nicht mit seinem Sohn geredet.

Götzl sagt, zur politischen Einstellung von Uwe Mundlos von 1992 bis 1994 habe es bisher von Siegfried Mundlos nur Äußerungen zu Springerstiefeln und Bomberjacken gegeben, und es sei noch die Rede von Kassetten gewesen. Mundlos sagt, er habe in der Zeit bis Frühjahr 1995 gar nichts wahrgenommen, nur die „Chemnitzer Geschichte“. Dabei habe er sich gewundert, dass sein Sohn das Angebot, ihn mit nach Hause zu nehmen, nicht angenommen habe. Das liege wohl am Charakter des Sohnes, der sei ziemlich ehrlich gewesen und habe viel von Kameradschaft gehalten und vielleicht habe er sich gedacht, dass die Chemnitzer denken, sei seien „Weicheier”. Götzl bittet um eine konkretere Beschreibung. Um Mitternacht seien da in Chemnitz 30, 40 junge Leute aus dem Polizeigewahrsam gekommen. Er habe da keine Demo und keine Fahnen wahrgenommen, so Mundlos. Er habe Uwe und die ein, zwei Jenenser angesprochen, ob er sie mit nach Hause nehmen solle, aber die hätten bei ihren Chemnitzer Freunden übernachten wollen. Gekannt habe er den Besitzer des Hundes, Stefan A. Götzl fragt, woher er den gekannt habe. Mundlos: „Wenn Sie es noch nicht wissen, das ist der Cousin der Beate Zschäpe.“ Zschäpe und Stefan A. hätten früher miteinander gespielt und Dummheiten gemacht, das wisse er von seinem Sohn. Auf Nachfrage berichtet Mundlos, dass er durch Zufall mitbekommen habe, dass Stefan A. Tippgeber gewesen sei für die Polizei. Sein Sohn habe sich eine „Rangelei“ mit einem jungen Mann geliefert, da sei es zur Anzeige gekommen und zu einem Täter-Opfer-Ausgleich. Er selbst sei dann bei der Familie des Opfers gewesen und habe sich persönlich entschuldigt. Von der Mutter habe er erfahren, dass die Polizei nur durch einen Tipp des Stefan A. habe zugreifen können. Götzl hakt nach. Mundlos sagt, sein Sohn und noch ein Beteiligter, den Namen nenne er nicht, hätten jemanden umgerempelt und der andere junge Mann habe dem Opfer noch die Geldbörse geklaut. Götzl fragt, wer das Opfer gewesen sei. Er wisse gar nicht, ob er das sagen dürfe, so Mundlos, er könne es Götzl ja unter vier Augen sagen. Götzl erwidert, es gehe hier darum, mit welchen Personen Uwe Mundlos damals Kontakt hatte, er wolle wissen, wie das Opfer hieß. Mundlos sagt, dann wolle er einen Zeugenbeistand. Götzl sagt, er sehe nicht, wo Mundlos hier Schwierigkeiten bekommen sollte. Mundlos sagt, der Mann heiße Gr. [phon.], der andere Beteiligte heiße H. [vermutlich Jürgen H., Anmerkung nsu-watch].
Das Verhältnis seines Sohnes zu Stefan A. sei gut gewesen, bis Uwe mitbekommen habe, dass Stefan A. klaue, über die Maßen trinke und sich damit brüste, dass er der Polizei ab und zu einen Tipp gebe, weil das nützlich sein könne. Danach habe sich sein Sohn von Stefan A. getrennt. Diese Informationen habe er von seinem Sohn, so Mundlos. An sich sei Stefan A. „nicht nur ein schlechter Kerl”, aber er habe ein bisschen zu viel getrunken und den Boden unter den Füßen verloren.

Götzl fragt, ob Mundlos mit seinem Sohn über dessen politische Einstellung gesprochen habe. Das bestätigt Mundlos, beispielsweise wenn er erfahren habe, dass André K. wieder „so eine Klebeaktion“ oder eine Demo anmelden wollte. Das habe er von seinem Sohn erfahren, als der ihn nach einer Leiter gefragt habe. Er habe ihm die Leiter verweigert. Er habe seinen Sohn gefragt: „Meinst du, wenn ihr an die Macht kommen werdet, dass dann keine Fachleute gebraucht werden?“ Er habe Uwe gefragt, ob der André K. dann „Medizinprofessor“ oder „Gesundheitsminister“ sein könne. Er habe sich damals nur gewundert, woher sein Sohn die Gewissheit genommen habe. Er habe dann erfahren, wie viel Geld der VS da rein gesteckt habe, dass dann die jungen Leute hätten überzeugt werden können, nach Bayern oder Chemnitz zu fahren. Vom eigenen Geld hätten die das, so Mundlos, gar nicht geschafft. In Rudolstadt habe Tino Brandt, so Mundlos weiter, 80 NPD-Mitglieder dadurch geworben, dass er ihnen die Mitgliedsbeiträge gezahlt habe. Dann sagt Mundlos: „Sie können deshalb den Verfassungsschutz aus diesem Prozess nicht ausgliedern.“

Götzl will wissen, worum es bei der erwähnten Klebeaktion André K.s gegangen sei. K. habe regelmäßig Vorstellungen gehabt, dass Plakate geklebt oder Demonstrationen angemeldet werden sollten. Auch sein Sohn, Böhnhardt und vermutlich auch Zschäpe seien beauftragt worden, doch mal „die und die Aktion“ bei der Stadtverwaltung anzumelden. Plakate habe er nicht gesehen, so etwas komme ihm nicht ins Haus. Sein Sohn habe ihn gefragt, ob er ihm ein Leiter oder einen Anhänger zur Verfügung stelle. Mundlos: „Ich habe gesagt, ich bin doch nicht bekloppt.“ Er habe, so Mundlos, zu DDR-Zeiten schon erlebt, wie die Stasi einen rein gelegt habe. Götzl sagt, Mundlos habe die Vorstellungen seines Sohnes als unrealistisch bewertet und fragt, welche Vorstellungen das gewesen seien. Das seien „laienhafte Vorstellungen“ gewesen, antwortet dieser, dass die jungen Leute in der Lage wären, einen Staat zu übernehmen, z. B. durch einen erfolgreichen Wahlkampf. Das sei „Traumdenken“ gewesen. Wenn sie dann an der politischen Macht seien, hätten ja schon einige erlebt, dass sie zum „Buhmann“ werden, wenn sie die Wünsche der Bevölkerung nicht erfüllen könnten. Sein Sohn sei ziemlich naiv gewesen, so Mundlos. Er habe, so Mundlos auf Nachfrage Götzls, seinem Sohn gesagt, das sei vollkommen unrealistisch, aber er habe das nicht klären können. Götzl fragt, ob denn inhaltlich über das, was Uwe gedacht hat, gesprochen worden sei. Mundlos sagt, sein Sohn habe ein hohes soziales Bewusstsein gehabt; dass viele Eltern seiner Freunde finanziell zu kämpfen gehabt hätten, das habe ihn gestört. Es habe schwere soziale Umwertungen nach der Wende gegeben, so dass man durchaus verstehen könne, dass so mancher die Orientierung vorübergehend verloren habe. Götzl sagt, es geht ihm darum, eine Vorstellung zu bekommen von den Gesprächen. Mundlos: „Da fällt mir jetzt nichts dazu ein.“ Götzl fragt, was Mundlos mit der Beschreibungen „naiv“ meine. Mundlos nennt ein Beispiel aus der Vorwendezeit. Da habe er, Siegfried Mundlos, die Fahrerlaubnis machen wollen, sei vorher zum Üben mit dem Auto seines Schwiegervaters gefahren und sein Sohn habe in der Straßenbahn gegenüber seiner Frau angefangen, dass der Vater schon ohne Fahrerlaubnis gefahren sei. Der sei so naiv gewesen, dass er nicht begriffen habe, dass Dinge manchmal verschwiegen werden müssten. Götzl fragt, wie alt Uwe da gewesen sei. Mundlos sagt: „Fünf Jahre alt.“

Götzl fragt, wie das in den späteren Lebensjahren gewesen sei. Als Uwe ihm die Person Tino Brandt geschildert habe, da hätten bei ihm, Siegfried Mundlos, schon die Alarmglocken geläutet. Er habe sich gewundert, dass Uwe nicht auf die Idee gekommen sei, dass hinter Brandt, der ständig Transportfahrzeuge gesponsert und immer genug Geld gehabt habe, jemand stehen könne, der das finanziert. Götzl fragt, in welcher Zeit das gewesen sei. Mundlos sagt: „Mit Sicherheit schon so ab ’93.“ Uwe habe auch erzählt, der Tino Brandt kenne Innenminister Dewes und Roewer [damals thüringischer VS-Präsident]. Das habe ihn, Siegfried Mundlos, gewundert, aber er habe nichts dazu gesagt, weil er keine Beweise gehabt habe und sein Sohn das Brandt gleich erzählt hätte. Götzl fragt, was Mundlos mit „soziales Bewusstsein“ meine. Sein Sohn, so Mundlos, habe seinen Freunden versucht zu helfen. Mundlos schildert, dass sich Uwe mit der 17-jährigen Freundin, die mit in Mecklenburg im Urlaub gewesen sei, auseinandergesetzt habe, als die den Urlaub eigenständig habe verlängern wollen. Da habe Uwe ein „moralisches Verantwortungsgefühl“ gehabt.

Dann spricht Mundlos davon, dass Frau Böhnhardt seinen Sohn geschickt habe, um Uwe Böhnhardt aus der Drückerkolonne zu holen [siehe Protokolle zum 57., 58. und 59. Verhandlungstag]. Sein Sohn sei Uwe Böhnhardt wohl öfters mal zur Seite gesprungen. Götzl fragt nach weiteren Beispielen. Mundlos sagt, das gehe jetzt aber hart gegen Frau Böhnhardt. Wegen  „dem sogenannten Puppentorso“ habe es einen Prozess gegen Uwe Böhnhardt gegeben. Im Rahmen des Prozesses habe Frau Böhnhardt bei ihm, Siegfried Mundlos, angerufen, ob sein Sohn sie zu dieser Gerichtsverhandlung fahren könne, obwohl sie gewusst habe, dass das in die Schulzeit fiel. Im Nachhinein habe er von seinem Sohn erfahren, Frau Böhnhardt wollte, dass sein Sohn Uwe Böhnhardt ein Gefälligkeitsalibi gebe. Frau Böhnhardt habe also junge Leute angestiftet zu einer strafbaren Handlung. Er habe das auch als Strafanzeige an die Bundesanwaltschaft geschickt, die hätten das an Thüringen verwiesen und es sei wegen Verjährung eingestellt worden. Götzl fragt, ob Uwe Mundlos Initiativen unternommen habe, um Uwe Böhnhardt von der Drückerkolonne zurückzuholen. Das könne er nicht sagen, es habe ihn nur geärgert, dass „diese Frau Böhnhardt“ immer junge Leute dazu bewege, „für ihren Sohn die Kohlen aus dem Feuer zu holen“. Er habe der Presse entnommen, so Mundlos auf Nachfrage, dass Brigitte Böhnhardt junge Leute dazu bewegt habe, Geld „für ihr Rippchen“ zu transferieren. Götzl sagt, ihn interessiere, was Mundlos aus eigener Kenntnis sagen könne. Mundlos sagt, er habe zwei Beispiele genannt, mehr wisse er gerade nicht. Die Information über die Drückerkolonne habe er von seinem Sohn. Das sei ein Beispiel dafür, dass Frau Böhnhardt Leute dazu angestiftet habe, für ihren Sohn da zu sein, obwohl sie gewusst habe, dass ihr Sohn „ein absoluter Zeitzünder“ sei. Götzl fragt Siegfried Mundlos, nach dem Ergebnis des Gesprächs mit seinem Sohn. Er sei froh gewesen, dass sein Sohn das heil überlebt hat, man schalte bei so etwas eigentlich die Polizei ein. Das sei auf jeden Fall vor 1998 gewesen, sagt Mundlos auf Frage von Götzl.

Es folgt die Mittagspause bis 13.47 Uhr.

Nach der Pause fragt Götzl, was Mundlos mit „Zeitbombe“ in Bezug auf Uwe Böhnhardt meine. Mundlos antwortet mit einer Gegenfrage: „Kennen Sie den Schäfer-Bericht?“ Götzl erwidert, Mundlos stelle hier keine Fragen. Mundlos: „Ich wollte für alle Beteiligten das Prozedere abkürzen.“ Dann sagt er, Böhnhardt habe ab 1988 „systematisch eine kriminelle Laufbahn begonnen“, sei 1993 inhaftiert worden und als er 1994 aus der Haft entlassen worden sei, habe er innerhalb kürzester Zeit wieder für drei Jahre Strafen angehäuft. Mit dem jungen Mann sei also „irgendwas schief gelaufen“, deshalb habe er gesagt, der sei eine tickende Zeitbombe gewesen. Und ihm, Siegfried Mundlos, hätten damals Bekannte aus der Szene gesagt, der Uwe Böhnhardt sei ein ganz gefährlicher Mensch, ein „Psychopath“, bei dem man vorsichtig sein müsse. Auf Frage von Götzl sagt Mundlos, das habe ihm z. B. Alexander Ha. gesagt, einer der Freunde seines Sohnes. Diese Dinge habe Familie Böhnhardt „systematisch verschwiegen”. Sein Sohn habe damals, 1995, nicht gewusst, wer ihm da als „hilfebedürftige Person“ zur Seite gestellt worden sei. Götzl sagt, das habe er, Siegfried Mundlos, aber doch gegenüber seinem Sohn ansprechen müssen. Darauf erwidert Mundlos: „Sie sind ein kleiner Klugsch//“ Götzl wird laut und sagt: „Was fällt Ihnen ein, mich so anzugehen?“ Mundlos: „Was fällt Ihnen ein, mich so anzugehen?“ Nach einem Streit darum, ob Mundlos als „Dr.“ oder als „Prof.“ anzusprechen ist, sagt Mundlos, ihm seien „diese ganzen Entwicklungen“ aus dem Schäfer-Bericht bekannt geworden, sonst habe er das nirgends gesehen.

Götzl sagt, er habe extra nachgefragt, ob Mundlos persönlich mit Leuten aus der Szene gesprochen habe, das habe er bejaht und Alexander Ha. genannt, dann habe er, Götzl, berechtigterweise gefragt, warum Mundlos nicht mit seinem Sohn darüber gesprochen habe. Mundlos sagt, die Frage sei nicht berechtigt, es gebe Unterlagen. Um Unterlagen gehe es nicht, sagt Götzl, der dann seine Frage wiederholt. Zur damaligen Zeit seien diese ganzen Entwicklungen hier nicht bekannt gewesen, sagt Mundlos, und er müsse doch nicht jedes Gespräch, das er mit den Freunden seines Sohnes führe, nochmal mit dem Sohn durchgehen. Dann sagt er, Götzl tue hier „so arrogant”. Götzl: „Ich warne Sie, ich lasse mir das von Ihnen nicht bieten.“ Mundlos: „Herr Prof. Mundlos.“ Darauf sagt Götzl, er sage weiterhin „Dr. Mundlos”. Götzl insistiert, die Frage sei noch immer nicht beantwortet. Mundlos wiederholt, dass er nicht jedes Gespräch mit Freunden seines Sohnes mit seinem Sohn nochmal durchdiskutiert habe. Dann fragt Götzl, ob Alexander Ha. der einzige gewesen sei, mit dem Mundlos darüber gesprochen habe. Mundlos sagt, er habe keinen Grund gesehen, mit anderen Personen über die Gefährlichkeit des Uwe Böhnhardt zu sprechen.

Auf die Frage, was Mundlos mit „Abdriften in den rechten Bereich“ meine, antwortet Mundlos, sein Sohn habe sich optisch so gekleidet „wie man landläufig das einteilt, Rechte, Linke, Punks“. Sein Sohn habe Springerstiefel und Bomberjacke getragen. Götzl fragt, ob es sonstige Umstände gegeben habe, an denen er das gemerkt habe. Mundlos: „Ich habe solch engen Kontakt nicht gehabt zu meinem Sohn, dass wir da einen Diskussionsabend gehabt hätten. Aber manche Dinge haben mir tatsächlich nicht gefallen, das gebe ich zu, ja.“ Götzl fragt, wie der Kontakt ausgesehen habe. Mundlos antwortet: „Ich war der Vater und das war mein Sohn.“ Auf die Frage, ob es dazu nicht mehr zu sagen gebe, erwidert Mundlos, dann müsse er wieder ausholen. Er, Siegfried Mundlos, habe in den letzten Schuljahren regelmäßig die Klasse seines Sohnes unterstützt, indem er Computerlehrgänge gegeben, Projekte gestaltet, elektronische Maschinen und Blockhütten gebaut habe, damit die Klasse und sein Sohn Vorteile haben. In dieser Zeit sei sein Sohn „das, was man ein systemkritisches Kind nennen könnte“ gewesen. Er habe Uwe einmal ein in der DDR erschienenes Buch über die Autowerke Sachsenring in Zwickau gezeigt, in dem dargelegt worden sei, dass die Sowjetunion nach dem Krieg der DDR-Landwirtschaft 50 Traktoren hingestellt habe, aber im gleichen Jahr das Werk in Zwickau noch demontiert worden sei. Sein Sohn habe das gelesen und in einem Aufsatz niedergeschrieben. Auf die Weise habe es sein Sohn verstanden, sich zum Ende der DDR „so richtig in die systemkritische Ecke hinein zu manövrieren”. Außerdem habe Uwe „seinen Vater unterstützt, als der für Wohnraum für seinen behinderten Sohn gekämpft hat”. Er, Siegfried Mundlos, habe das „Glück oder das Pech“ gehabt, eine Großmutter im Westen zu haben, die er zum  90. Geburtstag habe besuchen dürfen. Er habe seinem Sohn eine Armbanduhr mit Taschenrechner mitgebracht und da habe es geheißen, sein Sohn solle mit dieser Uhr nicht in die Schule kommen. Im Gegensatz zu den Aussagen von Thomas Grund, „genannt Kaktus“, sei sein Sohn kein „Fascho“ gewesen, sondern ein „systemkritischer Schüler“. Die anderen Eltern hätten ihre Kinder gewarnt vor Kontakten zu seinem Sohn, auch die Eltern des Andreas Re. Dessen Mutter habe vor der Wende eine Karriere in der SED-Kreisleitung gemacht, die sei dann zusammen gebrochen. Deswegen habe es da Differenzen gegeben und sein Sohn sei in eine Dorfdisco gelockt worden, wo er „in seiner dämlichen Kleidung“ von neun Leuten zusammengeschlagen worden sei. Das habe ihm sein Sohn berichtet. Damit sein Sohn keine Selbstjustiz übe, habe er das bei der Polizei angezeigt. Doch da sei nichts herausgekommen, weil sich Andreas Re., der wahrscheinlich an der Vorbereitung beteiligt gewesen sei, nicht bereit gefunden habe, auszusagen.

Bis zur Wende sei sein Sohn „systemkritisch“ gewesen und habe bei den Demonstrationsmärschen gegen die Stasi teilgenommen. Danach sei er „merkwürdigerweise“ mit gewaltbereiten Leuten zusammen gekommen, habe gerne Kräftige an seiner Seite gesehen und die seien „mehr vom rechten Sektor“ gewesen. Da habe er die Beate kennengelernt, die sei damals nicht rechts gewesen, der sei es sogar lästig gewesen, einen Freund zu haben, der durch sein Outfit „sofort als Rechter geortet“ werde, denn das sei ja heute so, auch wenn man „eine ganz harmlose Seele“ sei. Götzl fragt, woraus Mundlos entnehme, dass das Zschäpe lästig gewesen sei. Wenn sie mit Uwe ins „Casablanca“ habe gehen wollen, habe sie ihn von oben bis unten angeguckt und ihm „indirekt gesagt“, ob er nicht mal was anderes anziehen könne, so Mundlos. Sein Sohn habe sich aber nichts sagen lassen. Auch Freunde von ihm hätten ihm gesagt, wenn er so mitkomme, sei Ärger vorprogrammiert. Sein Sohn sei von neun Leuten zwischen 1992 und 1994 zusammengeschlagen worden, antwortet Mundlos auf Götzls Nachfrage. Zu den politischen Ansichten Zschäpes könne er nichts sagen, so Mundlos. Er habe sie „von einer relativ weiten Entfernung“ als normales junges Mädchen eingeschätzt, die eher zum linken als zum rechten Spektrum tendiere. Sie sei ins „Casablanca“ gegangen, wo eher Linke, Punks und Alternative zum Tanzen hingegangen seien.

Götzl fragt nach dem Verhältnis zu seinem Sohn. Mundlos antwortet, das sei immer sehr gut gewesen. Er habe vielleicht nicht genügend Zeit gehabt, habe sich aber regelmäßig um die Dinge gekümmert, die seinen Sohn angingen und habe ihm Dinge direkt ins Gesicht gesagt, die er falsch gefunden habe, wie z. B. die Kleidung. Bei manchen Sachen habe sein Sohn nicht auf ihn reagiert. Götzl fragt, was Mundlos mit „manche Sachen“ meine. Mundlos sagt, er habe den Umfang der Aktivitäten im rechten Sektor erst durch die Protokolle der Polizei und der Journalisten erfahren. Dass sein Sohn in Süddeutschland oder in Sachsen gewesen oder wegen Teilnahme an Demos aufgefallen sei, das habe er nicht gewusst. Götzl fragt, ob es einen Zeitpunkt der Veränderung des Verhältnisses gegeben habe. Sie hätten immer ein gutes Verhältnis gehabt, so Mundlos, und als sich sein Sohn entschlossen habe, sein Abitur zu machen, habe er daraus geschlussfolgert, „dass er doch etwas klarer denkt“. Das Verhältnis zur Mutter sei ebenfalls sehr gut gewesen, seine Frau sei eine freundliche Frau. Und selbst 1998, als er geflohen sei, habe es keinen Grund gegeben, vor ihm, dem Vater, oder der Mutter zu fliehen. „Und in der Familie gibt es keinen Grund, dass er in die rechte Szene abgedriftet ist.“ Er habe es immer bedauert, dass der Opa so früh gestorben sei, denn der, so Mundlos, hätte seinem Sohn aus dem „Dritten Reich“ erzählen können. Er selber habe einen Großvater gehabt, der im Ersten Weltkrieg sein Bein verloren und gesagt habe: „Siegfried, im Krieg verliert immer der kleine Mann, der ist immer der Dumme.“ Das habe ihm gereicht, um „diese ganze Idiotie“ dauerhaft begriffen zu haben.

Götzl will wissen, ob sein Sohn mit der Mutter darüber diskutiert habe. Mundlos sagt, sie hätten nicht groß politisch diskutiert, sie hätten einen Sohn zu betreuen, da habe es viel Arbeit gegeben und sie hätten angenommen, dass Uwe das aus eigenem Verstand begreift. Das Verhältnis von Uwe zu seinem behinderten Bruder sei rührend gewesen, er habe sich unwahrscheinlich stark gekümmert. Was sie ihm da vorwerfen könnten, sei, dass er 1998, als er auf die Flucht gegangen ist, nicht daran gedacht habe, dass er eines Tages vielleicht Hilfestellung für seinen Bruder liefern müsse, wenn die Eltern nicht mehr so rüstig seien. Götzl fragt, wer die jungen Leute waren, die Mundlos zu Campingplatz und See gefahren habe. Mundlos sagt, das sei keinesfalls eine Gruppe von Rechten gewesen. Der Cousin [Stefan A.] sei dabei gewesen, aber auch ein junger Mann, der gern zur Armee gegangen wäre, „der gerne dem Staat gedient hätte”, der das aber nicht gekonnt habe, und dessen Freundin, „ein ganz normales Mädel ohne extremen Einschlag nach links oder rechts“. Er habe denen „Starthilfe“ gegeben, damit sie sich mit anderen Dingen beschäftigen als bei einem Kiosk die Scheiben einzuschlagen. Götzl fragt, ob diese Verbindungen noch angehalten hätten. Mundlos sagt, das müsse Zschäpe beantworten. Die Jugendlichen hätten sich da wie Camper verhalten, gegrillt, gebadet, „ihre Spielchen gemacht”. Von rechts habe er da niemanden gesehen, aber er sei später auch nicht mehr dahin gefahren Außer Stefan A. könne er keine Namen mehr nennen, so Mundlos.

Götzl fragt erneut nach dem Gedankengut von Uwe Mundlos. Siegfried Mundlos spricht wieder vom Outfit des Sohnes. Und außerdem habe es Aktionen gegeben, die er für sinnlos gehalten habe. Aber die Inhalte der Demos kenne er nicht mehr im Einzelnen. Er wisse, so Mundlos, nur noch, dass die jungen Leute von André K. aufgefordert worden seien, bei der Stadtverwaltung Anmeldungen zu machen. Götzl fragt nach dem Verhältnis seines Sohnes zu André K. K. sei sowas wie der Führer der Gruppierung gewesen, die man in Jena als Thüringer Heimatschutz (THS) bezeichnet habe. Die Fage, ob der THS Gesprächsthema zwischen Mundlos und seinem Sohn gewesen sei, verneint Mundlos. Seinem Sohn sei gar nicht bewusst gewesen, dass er dazu gezählt wurde. Ihm erscheine es so, als ob der Begriff „doch eher in einer Schreibstube entwickelt“ worden sei. Die ganze Struktur sei den jungen Leuten mit Sicherheit nicht bewusst gewesen. Götzl fragt nach konkreten Demonstrationen, nach Zielen und Botschaften. Mundlos sagt, er habe die Sache immer praktisch behandelt. Einmal habe sein Sohn auf Druck von André K. eine Demo in der Leipziger Straße anmelden sollen, neben der Kaufhalle, in der seine Frau gearbeitet habe. Da habe er seinem Sohn gesagt, dass er ihn das Wochenende mit auf eine Wanderung in den Thüringer Wald nehme und, wenn die Polizei die Jugendlichen wieder festnehmen wolle fürs Wochenende „nach Polizeiaufgabengesetz“, dann sei er, Uwe Mundlos, nicht dabei. Die Demo sei dann nicht zustande gekommen. Das sei seine „bescheidene Art“ gewesen, sich gegen solche Dinge zu wehren. Sein Sohn sei erleichtert darüber gewesen. Götzl fragt, wie es dann mit André K. weiter gegangen sei. Mundlos sagt, das Problem sei nicht gelöst worden, der Kontakt seines Sohnes zu André K. sei bestehen geblieben. Auf Frage von Götzl sagt Mundlos, sein Sohn habe noch nicht so tief in der Szene gesteckt, das sei die Bewertung seines Kommandeurs bei der Bundeswehr gewesen. Der habe „eine menschlich gesehen ordentliche Beurteilung“ getroffen, die er, Siegfried Mundlos, sich zum Vorbild genommen habe. Mit der Einschätzung sei nicht die Gesinnung gemeint, sondern die Verwurzelung im rechten Umfeld, dass junge Leute beispielsweise Mitwisser von Straftaten seien, dass sie beim Austreten Racheakte treffen würden und dergleichen. Seine Einschätzung sei gewesen, sein Sohn sei damals noch nicht erpressbar gewesen und habe noch austreten können.

Mundlos’ Stimme klingt heiser und Götzl fragt, ob es von der Stimme her noch gehe. Mundlos sagt, es gehe noch, er wolle jetzt „zum Kern der Sache“ kommen. Götzl fragt, welcher das sei. Mundlos sagt, das sei, dass man das Trio bewusst habe fliehen und nach Chemnitz gehen lassen. Götzl fragt danach, dass Mundlos während der Zeit, in der sein Sohn im Ilmenau-Kolleg war, auf andere Freunde gehofft habe. Mundlos antwortet, er habe gehofft, dass Uwe, wenn er sein Abitur schaffen würde, vielleicht ein Studium in einer anderen Region aufnehmen würde und sich so leichter aus dem rechten Umfeld lösen könne. Sein Sohn habe ihm einmal berichtet, wenn er zum Joggen in den Wald gefahren sei, habe es nicht lange gedauert bis ein Auto gekommen sei und man ihn beobachtet habe, „um ihn psychisch unter Druck zu setzen“. Selbst in der Armeezeit habe sich der VS nicht gescheut, ihm nachzusetzen. Die „Art Psychoterror“ habe dann dazu geführt, dass André K. und Uwe Böhnhardt auf den Hof der Polizei in Jena gegangen seien und sich Zivilfahrzeuge notiert hätten. Die beiden seien dann geschnappt und reingezogen worden und hätten „Hiebe“ bekommen. Der „Psychoterror des VS“ habe, so Mundlos, dazu beigetragen, Leute wie Böhnhardt und wahrscheinlich auch seinen Sohn, „noch irrer zu machen“. Dann sagt er in Richtung der Bundesanwaltschaft: „Ganz dick unterstrichen, auch für die Herren von der Bundesanwaltschaft.“

Götzl sagt, er wolle nochmal an die rechten Ideen des Sohnes anknüpfen und nach den Inhalten fragen. Mundlos: „Da gab es keine Inhalte weiter.“ Er habe keine größeren Themen gesehen oder gehört und sie hätten sich auch nicht darüber unterhalten. Götzl hakt nach, was denn die Dinge gewesen seien, die ihm missfallen hätten. Mundlos sagt, er habe sich kleidungsmäßig den Aufzug anders vorgestellt, sich mehr Zurückhaltung von seinem Sohn erwartet und, dass er sich nicht „von jedem Hansel für so einen Scheiß da gewinnen lässt“. Sein Sohn sei vielseitig interessiert gewesen, sagt Mundlos auf Frage, z. B. sei er gerne Rad gefahren mit Freunden. Außerdem habe er sich für „Computerei“ interessiert. Sein Sohn habe eine Reihe von Hobbys gehabt, Waffen seien da nicht dabei gewesen. Auf Frage von Götzl nennt Mundlos zwei eigene Wohnungen seines Sohnes, eine in Cospeda und eine in der Leipziger Straße in Jena, diese habe sein Sohn Mitte 1997 bezogen. Wann sein Sohn André K. kennengelernt hat, wisse er nicht, so Mundlos. Ralf Wohlleben habe nicht zum engeren Freundeskreis gehört. Er habe Wohlleben näher kennengelernt, denn dieser habe seinem Sohn sein Auto als Fluchtauto gegeben. Er, Siegfried Mundlos, habe sich bereit erklärt, Wohlleben zur Arbeit in Rothenstein zu fahren und wieder abzuholen bis dessen Auto wieder da sei. In diesen eineinhalb Wochen habe er von Wohlleben den Eindruck bekommen, der würde sich auf „solche Dummheiten wie diese Bombengarage“ nicht einlassen. Wohlleben sei ihm überlegter erschienen, habe seine Arbeit sehr ernst genommen und habe die Vorstellung gehabt, man könne in einer Demokratie über Wahlen und eine Partei zu einer gewissen Macht kommen. Wohlleben sei ja auch Stadtratsmitglied in Jena-Winzerla gewesen, und er, Mundlos, habe von ihm einen gemäßigten Einruck gehabt. Er habe nicht mit Wohlleben über den Aufenthaltsort seines Sohnes gesprochen, so Mundlos auf Frage von Götzl, er habe den Eindruck gehabt, Wohlleben habe mit dieser Sache nichts zu tun. Götzl hakt nach, worauf Mundlos erwidert: „Wenn ich vielleicht mal ein paar Sätze ohne Störung sagen darf.“ Götzl erwidert, ihn würde aber die Antwort auf seine Frage interessieren, die Frage scheine Mundlos nicht angenehm zu sein. Diese Schlussfolgerung sei falsch, so Mundlos. Er habe den Eindruck gehabt, Wohlleben habe bis auf das Tauschen des Autos nichts damit zu tun.
Götzl fragt noch einmal, ob Mundlos Wohlleben nicht nach dem Aufenthaltsort seine Sohnes gefragt habe. Mundlos: „Selbstverständlich, er hat gesagt, er weiß nichts davon und mit so einem Scheiß hätte er nichts zu tun.“ Auf Frage, warum er Wohlleben nach eineinhalb Wochen nicht mehr gefahren habe, antwortet Mundlos, er sei mit seinem zweiten Sohn immer mal abends herum gefahren und sie hätten das Auto in einer Straße stehen sehen und das einem „Abschnittsbevollmächtigten“ bzw. Streifenpolizisten und am nächsten Tag dem Zielfahnder Wunderlich gesagt. Die Frage, ob Mundlos nach der Flucht noch einmal Kontakt zu seinem Sohn hatte, verneint Mundlos und fährt fort, er habe den Zielfahnder gefragt, ob er das Fahrzeug in die Fahndung eingebe und Wunderlich habe erwidert, das gehe aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht, weil das Auto einer Tante von Wohlleben gehöre.

Dann sagt Mundlos, dass aber seine Kreditkarte zum Erfolg bei der Fahndung habe führen sollen. Er sei da skeptisch gewesen und habe gesagt, er stelle seine Kreditkarte nur zur Verfügung, wenn er schriftlich bekomme, dass sie für die Fahndung wichtig sei. Götzl fragt, wofür Mundlos die Karte habe zur Verfügung stellen sollen. Anhand der Abhebungen habe, antwortet Mundlos, erkannt werden sollen, wo das Trio sei. Die Kreditkarte habe er einer Juliane W. geben sollen, die sei ihm komisch vorgekommen, mittlerweile wisse er, dass sie eine V-Person des VS war. Auf Frage, ob er Juliane W. gekannt habe, antwortet Mundlos, die sei bei der Hausdurchsuchung dabei gewesen und habe seine Kreditkarte an das Trio bringen sollen. Er habe sich gesagt, wenn diese Person die Kreditkarte überbringen solle, dann müsse die doch abgeschöpft werden. Götzl fragt, wie Juliane W. zu seinem Sohn gestanden habe. Die sei da zum ersten Mal aufgetaucht, so Mundlos, er habe auch keine Ahnung, wie Juliane W. zu Wohlleben oder André K. gestanden habe. Götzl fragt, ob Mundlos Informationen über den Aufenthaltsort des Sohnes erhalten habe. Mundlos sagt, er habe keinen Kontakt mehr mit seinem Sohn gehabt und habe nicht gewusst, wo er sich aufhält.

Dann fragt Mundlos: „Aber dürften wir die Sache mit dem Fluchtfahrzeug zu Ende bringen?“ Götzl wiederholt erneut, Mundlos solle auf seine Fragen antworten. Mundlos gibt an, wenn er es gewusst hätte, dann hätte er seinen Sohn überredet, sich zu stellen, „damit diese Propagandalüge mit der Garage aufgedeckt wird“. Götzl fragt, ob Mundlos Kontakt zur Familie Böhnhardt aufgenommen habe, was der bejaht. Wenige Tage nach der Flucht hätten sie das Auto von Uwe Böhnhardt gesehen, es sei gerade von der Polizei kontrolliert worden. Aber der Fahrer sei ein anderer junger Mann gewesen. Sie hätten Familie Böhnhardt aufgesucht und sie habe geschildert, dass der Beweggrund für die Flucht die Uwe Böhnhardt drohende Gefängnisstrafe von zweieinhalb Jahren gewesen sei. Frau Böhnhardt habe das „herzzerreißend“ geschildert. Familie Böhnhardt habe ihnen gesagt, dass die drei in Mecklenburg bei Verwandten der Böhnhardts Unterschlupf gefunden hätten und er habe sich gedacht, dass sie da nicht verhungern würden und keine Beschaffungskriminalität zu erwarten sei. Aber leider habe Familie Böhnhardt sie sträflich belogen. Weder die Grüße, die sie an seine Frau habe überbringen sollen, habe sie ausgerichtet, noch habe sie erzählt, dass es ein Rückholangebot gab, das angeblich gescheitert sei, weil sein Sohn nicht habe zurückkommen wollen. Die Rückholung sei daran gescheitert, dass Familie Böhnhardt von der Staatsanwaltschaft verlangt habe, die zweieinhalb Jahre Haft wegfallen zu lassen. Bei „der Beate“ und seinem Sohn hätten noch keine Gerichtsverhandlungen vorgelegen, während Uwe Böhnhardt rechtskräftig verurteilt gewesen sei. Mundlos weiter: „Die Familie Böhnhardt hat uns schwerstens enttäuscht.“ Insbesondere ärgere sie, dass die Böhnhardts sie nicht über das Rückholangebot informiert und ihnen die Möglichkeit genommen hätten, auf ihren Sohn, Uwe Mundlos, einzuwirken: „Alles was sie [Brigitte Böhnhardt] geschildert hat, vermutlich auch hier, das ist ja alles zugunsten von ihr geschildert.“ Familie Böhnhardt habe vier Jahre lang den Kontakt gehalten und das Schlimme sei, sie habe junge Leute da mit rein gezogen. Denn jeder Kurier, „der bei der Lehrerin Böhnhardt aufgeschlagen ist”, habe sich strafbar gemacht, aber das sei der Frau nicht klar geworden. „Und das nennt sich Lehrerin.“ Wenn man von den zehn Morden absehe, dann habe Brigitte Böhnhardt, um ihrem Sohn ein paar Jahre Freiheit zu gewähren, „Beate Zschäpe und Uwe Mundlos als Ammen“ eingesetzt, die sich damit ihre Zukunft versaut hätten. Er habe, so Mundlos, von Frau Böhnhardt verlangt, dass er auch mal telefonisch mit seinem Sohn sprechen darf. „Das hat sie abgelehnt, in unverschämter Art und Weise. Diese herzzerreißende Mutterrolle trifft nicht zu.“ Götzl fragt, was er mit „unverschämt“ meine. Das Unverschämte sei, dass sie es so darstelle, als habe sie die Grüße seines Sohnes an seine Mutter ausgerichtet. Als er, Siegfried Mundlos, gesagt habe, er wolle mit seinem Sohn sprechen, habe sie das verwehrt und sei „pampig“ geworden. Mundlos: „Diese Frau ist unterste Schublade für mich.“ Götzl fragt, von wem er das mit Mecklenburg erfahren habe. Mundlos sagt, das habe er von Brigitte und Jürgen Böhnhardt erfahren. Es könne auch sein, dass das nur einer von beiden gesagt habe. Er habe nicht nachgehakt, sondern sei so vertrauensselig gewesen, dass er „das Märchen“ geglaubt habe. Er selbst habe nicht mit André K. darüber gesprochen, aber seine Frau, so Mundlos auf Frage. Da habe André K. gesagt, Beate und Uwe [Mundlos] könnten sich doch stellen, die hätten doch nichts verbrochen. Seine Frau habe Wohlleben sicher gekannt, so Mundlos. Götzl fragt, ob seine Frau Informationen erhalten habe. Mundlos sagt, seine Frau habe nur Gerüchte gehört, sie seien bei der Fremdenlegion : „Aber die rochen schon so nach Verfassungsschutz, dass ich darauf gar nicht eingegangen bin.“

Götzl fragt, ob sich ihr Sohn im Januar 1998 von ihm oder seiner Frau verabschiedet habe. Das verneint Mundlos, da sei André K. um Uwe herum gewesen, es habe nur ein kurzes Telefonat gegeben, in dem sein Sohn gesagt habe, er wolle sich verabschieden. Mundlos sagt, er hätte sich über eine Viertelstunde Gespräch gefreut. Dann sagt Mundlos: „Jetzt fragen Sie ruhig, warum ich das Wort Propagandalüge verwende bei der Garage.“ Götzl sagt, er frage jetzt nach der Flucht, das Verfahren werde hier durchaus ernsthaft geführt und Mundlos müsse ihnen hier nicht Akten erklären. Nach erneutem Hinweis, er solle beim Thema Telefongespräch bleiben, sagt Mundlos, er habe dann bis 2011 nichts mehr von seinem Sohn gehört. Götzl fragt, ob es Bemühungen gegeben habe, Kontakt aufzunehmen. Er habe 1998 einen Rechtsanwalt eingeschaltet, der sich an die Staatsanwaltschaft Gera gewandt habe, der wiederum kein Lebenszeichen von den dreien bekannt gewesen sei. Und dann sei 2001 ein Schreiben über die vorläufige Einstellung des Verfahrens erfolgt. Dann berichtet Mundlos von einem Bericht in der MDR-Sendung „Kripo Live“, wonach „drei gefährliche Bombenterroristen beinahe Kinder in die Luft gesprengt hätten“. Er habe den Sender angerufen, um herauszufinden, von wem diese Info stammte. Sie, Familie Mundlos, hätten nämlich per Zufall über einen Bekannten herausgefunden, dass im Koffer nur ein leeres Alurohr gesteckt habe. Zunächst seien die verschiedenen Theatergruppen angefragt worden, ob der Koffer eine Requisite sei, es habe sich aber niemand gefunden. Der Chef des Theaters habe den Koffer dann dem LKA übergeben und da sei daraus ein Koffer mit einem Rohr geworden, das angeblich 10 Gramm TNT enthalten habe. Und in der Sendung sei es ein Koffer geworden, der Kinder in die Luft hätte sprengen können. Aber es sei, wenn man schon an die Öffentlichkeit gehe, nicht gesagt worden, dass man aus der Adressliste habe schließen müssen, dass das Trio im Raum Chemnitz untergekommen sei.

Götzl unterbricht Mundlos und sagt, dass er sich manchmal frage, ob Mundlos überhaupt auf seine Fragen eingehen wolle. Das wolle er, erwidert Mundlos. Und weiter: „Sie wollen mich abbügeln.“ Götzl erwidert, er höre nichts davon, was Mundlos gemacht habe, um in Kontakt zu seinem Sohn zu kommen. Mundlos sagt, er habe nachfragen wollen, wieso das mit der Bombe verbreitet worden sei, aber nicht, dass Uwe Böhnhardt wegen seiner Haft gesucht werde und warum in der Sendung der Raum, wo die Bevölkerung aktiviert werden sollte, nicht angegeben worden sei. Er habe, so Mundlos weiter, nach dem Anruf keine Information bekommen, auf wen beim LKA das zurückgehe. Auf die Frage, was das mit dem Kontakt zu seinem Sohn zu tun habe, antwortet Mundlos: „Gut, dann machen wir weiter.“ Er habe, so Mundlos, eine Vermisstenmeldung aufgeben, das sei aber erst nach der Einstellung der Fahndung möglich gewesen. Er habe aber nichts weiter mitbekommen. Und, so Mundlos, der Gothaer Polizeichef habe 2011, das sei schon fast ein Wunder, sofort beim Anblick des einen Toten gesagt, da müsse die Vermisstenmeldung Mundlos angefordert werden. Götzl fragt, ob Mundlos mal Kontakt zu Thomas St. gesucht habe, was Mundlos verneint. Man habe ihm, so Mundlos weiter, auch die Adressliste aus der Garage nicht zur Verfügung gestellt. Götzl fragt, ob er denn ansonsten mal versucht habe, seinen Sohn zu kontaktieren, über Handy oder über Freunde oder Bekannte. Das verneint Mundlos. Weil die Familie Böhnhardt ihm erklärt habe, dass die drei nach Mecklenburg gegangen seien, habe er den Gedanken, in Chemnitz und Sachsen zu gucken, fallen gelassen. Den habe er gehabt, weil er ja schon 1994 die Jenaer von Chemnitz habe nach Hause holen wollen, ihm sei auch noch das Neubaugebiet in Erinnerung geblieben. Mundlos sagt, wenn die Familie Böhnhardt ihm das nicht geschildert hätte, hätte er mal ein oder zwei Arbeitstage geopfert, um sich dort kundig zu machen. Es sei leider so, dass er dieser „Eingebung“ nicht gefolgt sei. Aber er habe keinen Fehler gemacht, weil das die Zielfahndung ja auch gewusst habe. Götzl fragt, was es mit André K. und einem Mountainbike auf sich habe. Mundlos sagt, bei der Hausdurchsuchung seines Sohnes hätten sie anschließend die Wohnung seines Sohnes auszuräumen (aufzuräumen?) gehabt und da sei ihnen aufgefallen, dass eine ganze Reihe Gegenstände fehlten. Sie hätten gedacht, die seien vielleicht beschlagnahmt worden. Weil ihm die Dinge schon damals „spanisch vorgekommen“ seien, habe er eine Dienstaufsichtsbeschwerde gestellt, weil man die drei habe abtauchen lassen. Man hätte, so Mundlos, damals die Möglichkeit gehabt, das Trio so lange festzuhalten bis die Durchsuchung beendet gewesen wäre. Sein Anwalt sei da auch nicht weiter gekommen. Bei der Gelegenheit habe er festgestellt, dass das Mountainbike seines Sohnes fehlte. Die Leute im LKA in Erfurt seien sehr freundlich gewesen, er sei da im Büro der Staatsschutzabteilung gelandet. Das vermute er, denn er habe an der Wand Aktenordner „des Kreises, den man heute THS nennt“ gesehen. Und „der Offizier“ habe ihm plastisch die Delinquenten geschildert, ohne Namen zu nennen, so dass er gewusst habe, um wen es geht. Er, Mundlos, habe Zschäpe erkannt und André K. Der Beamte habe ihm auch „diese Rudolstädter Geschichte“ geschildert, wo „das Denkmal besudelt“ worden sei. Außerdem sei ihm gesagt worden, „der etwas dicklichere“ sei dabei schon „fast umgekippt“. Dann habe der Polizist gesagt, wenn er seinen Sohn treffen sollte, solle er ihm sagen, dass man ihm eine Kronzeugenregelung gewähren könne. Es seien dann Worte wie „Braune Armee Fraktion“ gefallen. Den Tipp mit André K. habe er für nützlich befunden. Er sei zur Wohnung von Andre K. gefahren und habe gesagt, man habe ihm geschildert, André K. sei ein Verräter, der Verrat werde geliebt, aber nicht der Verräter. Er habe André K. dann gefragt, wo das Fahrrad sei. Eine Stunde später sei das Rad wieder aufgetaucht und da habe er geschlussfolgert, „der André“ sei „doch ein ordentlicher Kerl“.

Götzl kommt noch einmal auf die Kreditkarte zu sprechen. Mundlos sagt, er habe seine Kreditkarte nicht zur Verfügung gestellt, weil er nicht schriftlich bekommen habe, dass sie zur Fahndung nötig sei. Außerdem habe er schon zu DDR-Zeiten bemerkt, wie die Stasi Leute rein gelegt habe. Er hätte, so Mundlos weiter, dann vielleicht zwei oder drei Jahre später Ärger bekommen, zu erklären, wo die ganzen Buchungen herkommen. Mundlos sagt, wenn er eine schriftliche Erklärung bekommen hätte, hätte er die Karte „ohne Wenn und Aber“ zur Verfügung gestellt. Zu Uwe Böhnhardt habe er kein Verhältnis gehabt, so Mundlos auf Frage. Er habe keinen Anlass gesehen, mit dem neuen Freund der Beate zu sprechen. Allerdings solle es, wie sein Sohn ihm vor der Flucht gesagt habe, schon wieder aus gewesen sein: „Weil, Beate, du sollst ja mit dem St. gegangen sein.“ Von dem St. sei ja in der Presse zu lesen, dass er den Sprengstoff in der Garage geliefert habe. Uwe Böhnhardt sei nie in ihrer Wohnung gewesen. Einmal habe sein Sohn ihn gebeten, einen Lebenslauf von Uwe Böhnhardt auszudrucken. Da sei nicht an einer Stelle ein Hinweis auf Böhnhardts Vorstrafen gewesen. Deswegen nehme er auch an, dass sein Sohn bei Uwe Böhnhardt nicht mehr als die Spitze des Eisbergs gesehen habe.
Götzl hält aus der Vernehmung von Siegfried Mundlos vor, der habe Uwe Böhnhardt als unberechenbar und gewalttätig bezeichnet. Mundlos sagt, es sei aus Bekanntenkreisen bekannt gewesen, dass Uwe Böhnhardt immer mit einem Messer bewaffnet umher gelaufen sei. Er habe schon Alexander Ha. genannt, aber er habe auch von seinem Sohn gehört, dass der Böhnhardt aus dem offenen Autofenster auf seine an einer Haltestelle wartende Freundin geschossen habe. Er habe sich immer geärgert, dass sein Sohn immer von Frau Böhnhardt eingesetzt worden sei, um Uwe Böhnhardt „aus irgendwelcher Scheiße“ zu holen. Einmal sei Uwe Böhnhardt mit einem Transporter bei Hermsdorf in den Straßengraben gefahren, da habe sein Sohn helfen müssen. Sein Sohn habe für Böhnhardt die Amme spielen müssen und es habe ihn, Siegfried Mundlos, gewundert, dass sein Sohn das gemacht und seine Schulpflichten dabei vernachlässigt habe. Dann sagt Siegfried Mundlos: „Der Uwe Böhnhardt war schon ein Problemkind.“ Auf Frage von Götzl sagt Mundlos, Uwe Böhnhardt habe sich teilweise gekleidet wie der eineiige Zwilling seines Sohnes. Beide hätten braune Hemden, Stiefel und „so eine Hose“ getragen. Er habe seinem Sohn regelmäßig gesagt, es sei doch kein Fasching, der habe dann betroffen geguckt. Götzl hält vor, Mundlos habe ausgesagt, dass er oft mit seinem Sohn gesprochen habe, aber der sei wie vernebelt gewesen. Das bestätigt der Zeuge. Sie hätten gesprochen, aber nicht länger diskutiert. Wenn jemand nicht diskutieren wolle, so Mundlos, dann bringe das sowieso nichts. Götzl hält vor, dass sich Mundlos laut Aussage gewundert habe, dass sein Sohn auf Rudolf Heß gestoßen sei. Mundlos sagt, sein Sohn habe sich wie ein „Rudolf-Heß-Fan“ benommen. Aber wenn man sich die Adressliste anschaue, dann sei auch klar, wie die Kontakte zustande gekommen seien. Tino Brandt habe einen Hinweis vom Bayerischen VS bekommen, dass da eine Heß-Feier stattfinde und habe dann Busse ausgerichtet und dann sei man dahin gefahren. Mundlos weiter: „Die materielle, aber auch ideelle Unterstützung des VS muss betont werden.“ Und „im Rahmen dieses Netzes“ sei sein Sohn erstmals hingewiesen worden auf solche Veranstaltungen und habe Literatur bekommen wo Heß verklärt werde. Götzl fragt, ob es solche Gespräche gegeben habe, die Mundlos jetzt schildere. Nein, sagt Mundlos, das vermute er. Götzl verliest die Aussage, dass Mundlos glaube, dass sein Sohn einmal zum Rudolf-Heß-Gedenktag gefahren sei. Das liege zu weit zurück, so Mundlos, aber er wisse, dass Uwe zu solchen Veranstaltungen gefahren sei. Er habe aber von Journalisten Polizeiprotokolle bekommen, wo Uwe überall hingefahren sei. Götzl fragt, ob er diese Protokolle gewollt habe, was Mundlos verneint, die seien ihm förmlich aufgedrängt worden. Der Reporter Scheuermann vom „Spiegel“ habe ihn angerufen, er sei am Freitag in Jena. Und er habe gedacht, wenn er so wichtige Informationen habe, die aufklären könnten, was hinter den Verbrechen stehe, dann komme er gleich nach der Vorlesung in den „Schwarzen Bären“ [Hotel in Jena]. Dann habe ihm der Journalist „solche Berge von Protokollen“ gezeigt, einiges sei wirklich neu gewesen, anderes unwichtig. Er habe Scheuermann gesagt, er wolle nicht, dass da etwas veröffentlicht wird und eine Woche später habe er gelesen: „Professor Mundlos will sich bei den Opfern entschuldigen”. Dann sagt Mundlos, er wolle ganz kurz einen Satz an die Opfer richten. Mundlos sagt, er sei voll davon überzeugt, dass man diese Sache aufklären müsse. Er könne versichern, dass er ganz tief mitempfinden könne, welche Schmerzen die Opfer empfinden, dass ihre Angehörigen getötet wurden. Er könne erst ruhig leben, wenn er ganz genau wisse, „was hinter der Sauerei steckt“. Und an „die Herren von der Bundesanwaltschaft“ gerichtet sagt Mundlos, sie könnten das nur aufklären, wenn sie auch nach dem Verfassungsschutz fragen würden. Weiter sagt Mundlos: „Das deutsche Volk wird Ihnen diese Sache nie abkaufen.“ OStA Weingarten unterbricht, Mundlos sei nicht hier, um „Volksreden“ zu halten. Mundlos sagt, wieder in Richtung der Angehörigen, egal was die Ursachen seien, er fühle mit ihnen, wisse, dass sie unbedingt Aufklärung wollen und sehe auch, wie „hartleibig“ sich die BAW in dieser Angelegenheit stelle. Dann sagt er, das sei nicht zum Lachen, es seien zehn Tote zu beklagen, „das heißt eigentlich zwölf Tote”.

Götzl hält vor, dass Mundlos angegeben habe auf dem Schreibtisch seines Sohnes in Ilmenau habe ein Bild von Heß gestanden. Das sei so gewesen, sagt Mundlos, darüber habe er sich gewundert. Götzl will wissen, ob er das seinem Sohn gegenüber thematisiert habe. Mundlos: „Ich hätte es ihm wegnehmen können, aber das hätte nichts gebracht.“ Sein Sohn hätte von sich aus zu der Erkenntnis kommen müssen, dass das das falsche Idol sei. Er habe all das getan, was er als Möglichkeiten gesehen habe, um seinen Sohn langfristig von diesem Weg abzubringen. Die Möglichkeiten der Einflussnahme seien bei einem erwachsenen Mensch aber beschränkt. Götzl sagt, er unterbreche jetzt, um morgen fortzufahren. Mundlos sagt: „Mit dem Apfel wollte ich nicht Ihre Autorität untergraben. Na gut, ist erledigt, Schwamm drüber.”

Nachdem Siegfried Mundlos den Saal verlassen hat, verschiebt Götzl die Videovernehmung der Zeugin E. auf Freitag. Der für Freitag vorgesehen Zeuge André K. ist abgeladen.

Der Verhandlungstag endet um 16.11 Uhr.

Auf dem Blog NSU-Nebenklage der Anwälte Alexander Hoffmann und Dr. Björn Elberling heißt es zum Verhandlungstag:

„Vater Mundlos bemüht sich verzweifelt, jede Schuld und Verantwortung von seinem Sohn und seiner Familie abzuwehren. Sein Sohn sei nur durch den Kontakt zu V-Leuten des Verfassungsschutzes und zu Uwe Böhnhardt nach rechts geraten. Er selbst habe alles ihm Mögliche getan, seinen Sohn von dessen Weg wegzuholen. Die Staatsanwaltschaft habe „die Drei“ zu Unrecht verfolgt, daher seien diese in den Untergrund gegangen. Auch die Verantwortung für das weitere Geschehen verortet er bei staatlichen Stellen und fordert mehrfach die Bundesanwaltschaft auf, das staatliche Handeln in die Beweisaufnahme einzubeziehen.“


Protokoll 70. Verhandlungstag - 19. Dezember 2013

Die Vernehmung des Zeugen Prof. Siegfried Mundlos, Vater von Uwe Mundlos, wurde fortgesetzt und ohne weitreichende neue Erkenntnisse beendet. Es folgte ein ausführlicher Antrag mehrerer Anwält_innen der Nebenklage auf die Ladung des rechten Szeneanwalts Thomas Jauch als Zeugen.

Zeuge:

	Prof. Dr. Siegfried Mundlos, Vater von Uwe Mundlos




Am 5. November 2011 habe es einen Anruf bei Mundlos gegeben, so Richter Götzl und der Zeuge solle die Situation schildern. Den Anruf habe seine Frau entgegengenommen, er sei anderweitig unterwegs gewesen, berichtet Professor Mundlos. Als er vom Reifenwechsel zurückgekehrt sei, habe seine Frau ihm gesagt, dass „Beate“ angerufen und berichtet habe, dass etwas „mit den Uwes“ passiert sei. Es sei um die Geschehnisse in Eisenach [vom 4.11.11.] gegangen und dass „die beiden Uwes“ tot seien. Er habe dann mit seiner Frau vereinbart, dass sie eine Zeugenaussage bei der Polizei in Jena machen würden, dass sie von Beate informiert worden seien und dass die beiden Toten in Eisenach „die Uwes“ seien. Sie hätten zu Protokoll gegeben, dass „die beiden Uwes“ eine Vorgeschichte hätten, dass sie zum so genannten Bombentrio gehörten. Sie hätten gedacht, dass würde dann an die entsprechende Stellen weitergeleitet.
Er habe dann noch zusätzlich im Landeskriminalamt (LKA) Erfurt angerufen und sich angeboten, die Leichen zu identifizieren. Am Sonntag sei ihnen dann von den beiden Polizisten der Polizeiinspektion (PI) Gotha mitgeteilt worden, dass man ihren Sohn anhand der Fingerabdrücke identifiziert habe, schon am Freitag. Uwe Böhnhardt jedoch sei mangels Fingerabdrücken noch nicht identifiziert worden. Ein Kriminalhauptkommissar Lutz habe erklärt, dass Uwe Mundlos’ Fingerabdrücke in der zentralen Datei vorhanden, Uwe Böhnhardts jedoch schon gelöscht seien. Der Zeuge habe sich gewundert, warum diese Fingerabdrücke schon gelöscht worden seien, obwohl Uwe Böhnhardt doch bis 2007 wegen einer rechtskräftigen Verurteilung und Haftstrafe gesucht worden sei. Götzl will wissen, wann der Zeuge mit dem Verfassungsschutz Kontakt hatte. Das habe er schon vor dem Parlamentarischen Untersuchungsausschuss (PUA) ausgesagt: er sei ein einziges Mal vom Verfassungsschutz aufgesucht und gebeten worden, mitzuteilen, wenn er Kontakt zu seinem Sohn habe. Er solle dies aber bitte über einen öffentlichen Fernsprecher tun, da er abgehört werden. Er habe dann mit seiner Frau einen „Hausfrauentest“ gemacht: er habe bei seiner Frau angerufen und etwas über Uwe Mundlos erzählt, kurze Zeit später habe der LKA-Zielfahnder Wunderlich angerufen und nachgefragt. Woher er denn wisse, dass sie abgehört worden seien, will Götzl wissen. Journalisten hätten ihnen die Abhörprotokolle gezeigt, sie seien über diese Tatsache vielfach informiert worden. Die ganze Kaufhalle, in der seine Frau gearbeitet habe, sei abgehört worden. Es sei aber sicher nicht so, wie Herr Schäfer [Bericht der Schäfer-Kommission] gesagt habe, dass der Verfassungsschutz mit dieser Information über die Abhörmaßnahme die Polizeiarbeit unterlaufen habe.
Ob er sich an die Namen der Verfassungsschutz-Mitatrbeiter erinnern könne, will Götzl wissen. Leider nein, so der Zeuge, sie hätten nur die Ausweise gezeigt, es sei nur kurzes Gespräch gewesen. Es sei nur darum gegangen, dass sie informiert werden wollten, wenn er Kontakt zu seinem Sohn habe. Das sei doch eine Selbstverständlichkeit, so der Zeuge.
Ob sein Sohn Links- oder Rechtshänder gewesen sei, fragt Götzl. Das wisse er nicht genau: seiner Meinung nach sei er Beidhänder gewesen. Als Kind beim Malen habe er den Stift mal in der Linken, mal in der Rechten gehalten. Als er Schreiben gelernt habe, habe er das dann zwangsweise mit rechts gelernt, er sei also Rechtshänder gewesen.
Richter Götzl hält dem Zeugen aus seiner Aussage bei den Behörden vor: „Beate ruft in Ilmenau an und beordert Uwe Mundlos zurück, es drohten 7 Jahre Haft bei 10 Jahren Verjährung - sie müssten fliehen.“ Beim Abschiedsgespräch mit seinem Sohn habe dieser gesagt: „Ich hab dich lieb, nimm’s mir nicht übel“. Er habe seinen Sohn dann nicht wieder gesehen. Er habe sich das nicht vorstellen können, es sei doch noch gar keine Straftat vorgelegen. Uwe Mundlos sei wie unter Schock gestanden, das habe ihn vollkommen in seinem rationalen Denken herabgesetzt, wie jemand, dem etwa Schlimmes zugestoßen sei.
Götzl will etwas dazu wissen, dass Juliane Wa., die damalige Freundin von Ralf Wohlleben, als Mittlerin zwischen Uwe Mundlos und der Mutter Ilona Mundlos fungiert habe. Der Zeuge antwortet, Juliane habe die Schlüssel der Wohnung von Uwe Mundlos an seine Mutter übergeben und habe die Kreditkarte, die Uwe Mundlos von seiner Mutter erhalten habe, eigentlich behalten wollen. Frau Mundlos habe sie jedoch zurückgefordert. Über diese Kontaktperson habe seine Frau erfahren, dass die Flucht mit dem Auto von Ralf Wohlleben erfolgt sei. Er habe sein Auto dann später vor der Wohnung Wohllebens gesehen und es mit einem Zweitschlüssel abgeholt und dann sei es bis zum Verkauf bei ihnen gestanden. Juliane Wa. habe ihnen berichtet, dass Wohlleben Probleme mit der Fahrt zur Arbeit habe, weil sein Auto zur Flucht verwendet worden sei. Das Auto mit dem Kennzeichen „J-AH-1“ stand dann irgendwann wieder vor dem Haus der Wohllebens, das hätte sie dem Zielfahnder Wunderlich mitgeteilt. Sie hätten Wunderlich gefragt, ob die Polizei danach fahnde, wo das Auto gewesen sei. Immerhin habe es ja die Pannenmeldung von dem Fluchtauto gegeben, wo Thomas St. und Jan W. von Wunderlich vermerkt worden seien, immerhin die ersten Anlaufstellen der Geflüchteten in Chemnitz.
Götzl hält ihm vor, er habe dem Zielfahnder mitgeteilt, dass Uwe Böhnhardt immer sein Handy bei sich habe und Kontakt halte zu seinen Eltern und ihnen mitgeteilt habe, dass es dem Trio gut gehe. Woher er diese Information gehabt habe, will Götzl wissen. Der junge Mann, so der Zeuge, habe immer sein Handy am Ohr gehabt oder immer gleich aus der Tasche gezogen. Er habe gewusst, dass Uwe Böhnhardt mit seinen Eltern in Verbindung gestanden habe, weil die Eltern Böhnhardt es gesagt hätten, dass sie Kontakt zu ihrem Sohn hätten.
Ob sein Sohn außer diesen wenigen Sätzen noch etwas geäußert habe beim Abschied, fragt Götzl nach. Nein, so die Antwort des Zeugen, es sei nicht viel mehr beim Abschied geredet worden, weil in der Nähe gleich der André K. gestanden habe. Sein Sohn habe gesagt: „Ich geh’ nicht weg von dir, weil ich im Streit bin, ich hab dich lieb.“ Das sei etwa drei Tage nach dem 26.1.1998 gewesen.
Götzl hält weiter vor, Beate Zschäpe habe in der Zeit, als Uwe Mundlos seinen Wehrdienst absolviert habe, einen Wandel durchlaufen. Von einem Mädchen, das gerne in die Disco ging und ihren Freund wegen seiner Springerstiefel und seinem rechten Outfit gerügt habe, sei sie selbst eine Rechte geworden. Ja, sagt der Zeuge, das gehe aus den Aussagen der Eltern Böhnhardt hervor. Er habe das für unglaubwürdig gehalten, er habe das eigentlich nicht für möglich gehalten. Wenn man sich „die Beate“ auch heute noch anschaue, dann sei sie einfach nicht dem rechten Spektrum zuzuordnen.
Götzl fragt nach einer Erklärung, die Vater Mundlos bei der PD Erfurt abgegeben habe und hält vor, er habe gegenüber der Kriminalhauptkommissarin (KHK) Wolf und dem KHK Langrock ausgesagt, dass es sich bei Ralf Wohlleben und Tino Brandt um Personen gehandelt habe, die auf Uwe Mundlos eingewirkt hätten. Nein, sagt der Zeuge, Wohlleben habe er sicher nicht genannt, wer außer Brandt genannt worden sein müsse, sei André K. Wohlleben habe er mit Sicherheit nicht erwähnt. Götzl zitiert weiter: „Ohne direkte Einflussnahme des Thüringer VS über den THS wäre es nie zu den schrecklichen Straftaten gekommen”. Er will wissen, wie die Umstände waren, die zu dieser Aussage geführt hätten. Der Zeuge erwidert: Es gelte die Unschuldsvermutung. Er habe nie gesagt, dass die drei die Taten begangen hätten, das sei für ihn nicht bewiesen. Aber die Rolle des THS, das sei doch über Brandt im Auftrag des VS organisiert worden. Diese Entwicklung wäre nie möglich gewesen ohne den Verfassungsschutz, die Konzerte seien teilweise auf Bestellung durch den VS durch Herrn Brandt organisiert worden, da seien Fahrten zu Heß-Aufmärschen, die ohne Vermittlung von V-Männern nicht zustande gekommen wären. Und auf der Adressliste stünden unter dreißig Namen mindestens fünf V-Männer aus verschiedenen Bundesländern: u.a. Kai Dalek aus Bayern und Thomas St. Die Finanzierung und Organisation, die Schulungsabende in Heilsberg: das sei so nicht möglich gewesen ohne Unterstützung des VS.
Welche Informationen er denn Anfang Dezember 2011 dazu gehabt habe, hakt Götzl nach. Er habe gewusst, so der Zeuge, dass Brandt sich als V-Mann geoutet hatte, was er für eine zentrale Rolle gespielt habe und von Veranstaltungen, wo Brandt die Leute hintransportiert habe. Er habe das in dieser Krassheit nicht erwartet, dass der Verfassungsschutz Gelder in die rechte Szene pumpe, um die eigenen Erfolge aufzubessern. Das wisse er auch von seinem Sohn , der habe erzählt, sie seien nach Bayern gefahren oder so was und es sei immer rausgekommen, dass Brandt der Vermittler gewesen sei.
Götzl hält weiter vor, diesmal aus einem Gespräch in der PI Erfurt vom 2. Dezember 2011. Dort habe Professor Mundlos von einem Vortrag des damaligen Chefs des Thüringer Verfassungsschutzes Roewer berichtet. Der Zeuge berichtet, ein ehemaliger Arbeitskollege, Dr. L. von der FDP, der bei Zeiss mit ihm gearbeitet habe, habe ihn angesprochen: Er wolle doch Informationen, habe der zu ihm gesagt, Roewer trage im Hotel Esplanade vor, da könne er ihn direkt befragen. Sie seien also - drei Mann - in der Mitte des Saales gesessen und dann noch drei Punks, schön zu erkennen. Dann sei André K. mit zehn jungen Leuten hereinmarschiert, das „Jungvolk“ in schwarzen Hemden. Roewer habe freundlich genickt, er habe sicher Vorarbeiten anstellen wollen. Ein junger Mann vom „Jungvolk“ habe dann im Verlaufe der Veranstaltung gefragt, ob er, Roewer, sich denn sicher sein könne, dass die Infos auch stimmten, die ihm Informanten lieferten und dass sie nicht einfach nur Geld wollten. Ja, habe Roewer erwidert, das könne er schon einschätzen, sie wüssten doch, was sie wert seien. Das habe ihn, den Zeugen, sehr irritiert. Er habe Roewer gefragt, ob es Lebenszeichen des Trios gebe, was der verneint habe. Ein erstaunlicher Auftritt sei das gewesen, dass der da direkt mit seinen Delinquenten spreche und ihnen Geld anbiete. Ob nicht er Roewer gefragt habe, ob sichergestellt sei, dass Gelder für Informationen nicht in die Organisation flößen, fragt Götzl nach. Nein, sagt Mundlos, das sei nicht er gewesen, sondern ein junger Mann.
Götzl will wissen, wie es bis zum Abtauchen mit Uwe Mundlos’ Absicht bestellt gewesen sei, das Abitur machen zu wollen und ob das irgendwann umgeschlagen sei um 1997. Kurz vor Abschluss habe Vater Mundlos ihn wie ausgewechselt erlebt und er habe den Abschluss nicht mehr machen wollen. Das stimmt so auch nicht, erwidert der Zeuge, er sei ja vor dem 26.1. nach Illmenau gefahren, hatte Skizeug und Lernsachen mitgenommen, er wollte unbedingt das Abitur machen. Er, der Zeuge, habe ihm angeboten, mit ihm das Abitur vorzubereiten. Götzl zitiert weiter: “ er hat einen vielmehr in sich gekehrten Eindruck gemacht, der auf andere Probleme schließen ließ.” Das habe er mit Sicherheit so nicht in dieser Vernehmung gesagt, widerspricht der Zeuge. Sie seien ja noch zusammen im Urlaub gewesen, er habe sich aber schon mehr Aktivität in Vorbereitung des Abiturs gewünscht. Götzl hält weiter vor, dass sich Dr. Mundlos ein Grund für diesen Persönlichkeitswandel nicht erschlossen habe, da sein Sohn ihn nicht aufgeklärt habe. Genauso sei es gewesen, bestätigt Mundlos. Er habe im Urlaub den Eindruck gehabt, ein Ereignis stehe bevor, das er unbedingt wahrnehmen wollte.
Götzl hält die Vernehmung der Eheleute Mundlos vom 20.2.2012 in Jena vor, wo es um den Computer Uwe Mundlos’ in dessen Zimmer in Ilmenau gegangen sei. Der Zeuge gibt an, es sei darum gegangen, was mit dem PC des Sohnes sei, ob er viel damit gearbeitet und Briefe geschrieben habe. Und er habe angedeutet, dass wenn man den PC habe, man viele Informationen da rausziehen könne. Sie hätten bei Auflösung der Wohnung in Ilmenau den PC jedoch nicht aufgefunden. Sie hätten wissen wollen, ob er beschlagnahmt worden sei. Das Thema habe in der Befragung eine ganz zentrale Rolle gespielt, der PC sei jedenfalls verschwunden gewesen.
Ob ihnen am 20.2.12 Videosequenzen vorgespielt worden seien, will Götzl wissen. Ja, so der Zeuge, Videos von der Keupstraße in Köln, er habe da guten Gewissens niemanden, weder seinen Sohn noch Uwe Böhnhardt erkannt. Das Video sei ja inzwischen schon im Internet und im Fernsehen zu sehen gewesen. Er habe es aber auch nicht ausschließen können, dass sie es waren. Zur Verabschiedung von der Mutter im Januar 1998 will Götzl wissen, ob Geld Thema der Unterredung gewesen sei. Der Zeuge antwortet, seine Frau hab ihm [Uwe] kein Geld mitgegeben, es sei nicht um Geldfragen gegangen.

Nach der Pause wechselt das Fragerecht zur Bundesanwaltschaft. BAW-Sitzungsvertreter Weingarten nimmt Bezug auf die Befragung Professor Mundlos’ am Tag zuvor. Er habe gestern im Hinblick auf Herrn Stefan A. (vgl. Protokolle der Vernehmung des Cousins von Zschäpe am 61. und 62. Verhandlungstag) als möglichem Informanten der Polizei ein Körperverletzungsdelikt seines Sohns mit Herrn He. erwähnt, ob er den Vornamen von He. kenne. Der Zeuge verneint das.
Weingarten will weiter im Kontext mit dem Abitur vom Zeugen wissen, ob dessen Sohn vor dem Untertauchen den Schulbesuch eingestellt habe. Nein, sagt der Zeuge, sicher nicht, er habe doch noch am 25.1.98 seinen Sohn zum Thüringen-Kolleg nach Ilmenau begleitet. Ob ihm, so Weingarten weiter, ein Schreiben des Kollegs wegen der Absenzen Uwe Mundlos bekannt sein. Auch das verneint der Zeuge.
Der Zeuge habe, so Weingarten, von einer Beurteilung des Sohnes durch den Bundeswehr-Kommandeur gesprochen, woher denn die Infos zur dieser Einschätzung kämen. Der Zeuge antwortet, es läge hier ziemliche Menschenkenntnis und Lebenserfahrung vor, er selbst habe das Papier nach der Entlassung des Sohnes aus der Bundeswehr gelesen. Ob es das Dienstzeugnis gewesen sei, will Weingarten wissen. Ja, das könne sein, so der Zeuge. Ob er, der Zeuge, das Dokument dem Vorsitzenden Götzl überreicht habe, fragt Weingarten weiter. Nein, gibt der Zeuge an, dem habe er ein Dokument vorgelegt, wo der Truppe für einen Katastropheneinsatz in Hettstedt gedankt worden sei. Diese Urkunde wird nun in Augenschein genommen. Der Text lautet „Besondere Anerkennung für den Katastropheneinsatz des Panzergrenadiers Uwe Mundlos“.
Es stellt sich heraus, dass sich Vater Mundlos nicht auf das Dienstzeugnis seines Sohnes, sondern auf eine Abschlussbeurteilung durch den Kommandeur bezieht. Diese habe sein Sohn ihm gezeigt, so der Zeuge.

RA Langer will wissen, ob dem Zeugen außer den körperlichen Auseinandersetzungen seines Sohnes mit Herrn He. und einer mit Re. in der Dorfdisko noch mehr bekannt seien. Die Sache mit Re., so der Zeuge, sei ein Raubüberfall von 9 Leuten in einer Dorfdisko auf seinen Sohn gewesen, wo er fast hätte totgeschlagen werden können. Re. spiele da eine unrühmliche Rolle, der habe ihn da hinbestellt. Er selbst habe dann versucht, den Frust des Sohnes zu mildern mit der Aufforderung, keine Selbstjustiz zu begehen, sondern es der Polizei zu melden. Von irgendwelchen Rangeleien ist immer mal berichtet worden, sei es mit der Polizei, sei es anderweitig. Dass sich junge Leute mal schubsen oder rangelten, das sei normal, so Professor Mundlos. Sein Sohn sei nicht so aggressiv gewesen, dass er Leute angegriffen habe, führt der Zeuge aus. Es habe bei Demos immer Mal Rangeleien gegeben, das sollten die Prozessbeteiligten in den Protokollen der Polizei nachlesen. So seien sein Sohn und zwei, drei weitere junge Männer, darunter André K. , mal um Mitternacht zur Polizeiinspektion in Jena gezogen, um die Kennzeichen der Zivilfahnder zu notieren. Die Polizei habe sie einkassiert, es sei zu einer Rangelei gekommen und sein Sohn habe sich „tüchtig gewehrt“.

RA Stolle will wissen, ob der Zeuge die Auseinandersetzung mit Herrn Gr., wo Gr. das Opfer gewesen sei und He. Mittäter - worum es bei dieser Rempelei gegangen sei. Der Zeuge sagt, die seien aus der Gaststätte gekommen, die Jugendlichen, und Herr He. habe gemeint, er müsse jemandem das Portemonnaie klauen, es sei zu einer Rangelei gekommen, sein Sohn habe mitgemacht und sei somit mitschuldig. Die beiden jungen Leute hätten aber einen „sauberen Täter-Opfer-Ausgleich vollzogen“, die Sache sei verjährt und abgeschlossen, es sei jedenfalls eine ziemlich fiese Art sich Geld zu verschaffen.
Wie er seinem Sohn in Sachen Selbstjustiz zuvorgekommen sei, will RA Stolle wissen. Sein Sohn habe voll unter Schock gestanden, man solle sich mal vorstellen, man schwebe in Todesangst, Stolz und Selbstwertgefühl sind dahin - er habe die Schmach ausgleichen wollen. Er habe aber, ehe da irgendetwas Unkontrolliertes passiere, lieber die Polizei eingeschaltet, damit sein Sohn wenigstens etwas Ausgleich erfahre.
Ob er, so RA Stolle weiter, im Jan 1998 und in der Zeit danach, als er das Auto des Sohnes habe stehen sehen, zielgerichtet dort vorbeigegangen sei. Halb zielgerichtet, halb zufällig, antwortet der Zeuge, er habe mit dem anderen Sohn, der im Rollstuhl sitze, immer mal Spaziergänge gemacht und sei dann dort vorbei gekommen. Ob er die Adresse Wohllebens gekannt habe, wisse er nicht mehr genau.
Stolle will wissen, ob der Zeuge schon mal bei Wohlleben gewesen sei. Ja, antwortet der Zeuge, nachdem das Auto zurück gewesen sei, sei er mal in der Wohnung gewesen und habe dort Juliane Wa. angetroffen. Sie habe ihnen mitgeteilt, dass es in der Wohnung von Uwe Mundlos in Ilmenau keine Hausdurchsuchung gegeben habe. Er sei nur kurz mal im Vorraum des Wohlleben gewesen, so der Zeuge. Das sei in der Zeit, als er ihn [Wohlleben] anderthalb Wochen zur Arbeit nach Rothenstein gefahren habe. Über was er sich denn mit Herrn Wohlleben unterhalten habe, hakt Stolle nach. Sie hätten sich „eigentlich“ weniger unterhalten, er es aber blumig haben wolle, solle „Die Zelle“ von Fuchs und Goetz lesen. Er habe den Eindruck gehabt, dass Wohlleben nichts mit der Sache zu tun gehabt habe und zu tun haben wollte. Warum solle er jemanden drängen sich zu etwas zu äußern, womit der nichts zu tun haben wolle. Er habe aus Kameradschaft sein Auto für die Flucht zur Verfügung gestellt:, daraus hätten ihm keine weiteren Nachteile entstehen oder er gar den Job verlieren - deshalb habe er ihn anderthalb Wochen dort hingefahren.

RA Behnke will wissen, ob des Zeugen Sohn leicht zu beinflussen war. Sicher sei er leicht beeinflussbar gewesen, so der Zeuge, sonst wäre er ja nicht in so eine Szene geraten. Er sei aber keine Führungsperson wie André K. und Brandt gewesen. Er sei mehr für sich gewesen, vielseitig interessiert, aber keine Führungsfigur. Ob er sich leicht habe führen lassen, fragt Behnke weiter. Er habe schon auch seinen Charakterkopf gehabt. Bei der Armee habe man ihn ja haben wollen, auch der Militärische Abschirmdienst (MAD) habe ihn gewollt, das habe er nach dem Motto „Kameraden bespitzele ich nicht“ von sich gewiesen.

Als die RAin Dierbach abfragen will, ob dem Vater folgende Ereignisse, an denen sein Sohn teilgenommen haben soll, bekannt seien, erhebt sich Unruhe bei Verteidigung und Vorsitzenden. Ob ihm bekannt sei, dass Frau Z. mal eine Demo angemeldet haben soll zum Thema „Bewahrung Thüringer Identität“ für den THS, dass sein Sohn Teilnehmer eines Skinhead-Treffens am 25.3.95 in Triptis gewesen sein soll, dass sein Sohn 1995 plakatiert haben soll „Wir Feiern nicht - JN“, dass er am 21.6.95 und am 23.8.95 an Treffen der Anti-Antifa Ostthüringen bzw. Thüringen teilgenommen haben soll. Der Zeuge Prof. Mundlos verneint eine Kenntnis von diesen Aktivitäten seines Sohnes.
Götzl will wissen, worauf sich diese Fragen beziehen, und Verteiger RA Stahl beanstandet die Fragen, weil es nicht angehen könne, dass einzelne aktenkundige Erkenntnisse in das Wissen des Zeugen gestellt würden. RAin Dierbach kontert, dass diese idyllische Beschreibung eines Sohnes, der sich aus modischen Gründen für Bomberjacken interessiere, nicht mit den hier abgefragten Erkenntnissen in Übereinstimmung zu bringen seien. Und sie fährt fort, ob Uwe Mundlos 1995 ein polizeilicher Platzverweis wegen Tragens des verbotenen Gauabzeichens Thüringen erteilt worden sei. Worauf die Verteidigerin RAin Sturm auf das Beschleunigungsgebot pocht, das eine derartige Abfrage von Einzelereignissen verbiete. BAW-Vertreter Weingarten stimmt der Beanstandung zu, da der Zeuge gestern über politische Aktivitäten seines Sohnes gesagt habe, dass er dazu nichts weiß.
RAin Diernbach fragt also weiter, wie sich Uwe Mundlos’ Faible für Rudolf Hess entwickelt habe. Das sei ihm selbst schleierhaft, erwidert der Zeuge. Er habe nur mal ein Bild im Zimmer im Thüringen-Kolleg gesehen. Was seinen Sohn denn konkret an Hess fasziniert habe, hakt RAin Dierbach nach. Das sei ihm nicht klar, das sei wohl Teil einer Mystifizierung Hess’ wegen dessen langem Gefängnisaufenthalt und seines abenteuerlicher Englandflugs. Aber das sei eigentlich reine Spekulationen: „Ich bin hier als Zeuge für Tatsachen zuständig“. Er habe das Foto gesehen, habe zu seinem Sohn gesagt, dass das nicht sehr vernünftig sei, worauf er keine Antwort erhalten habe.
RA Bliwier will weiter etwas zu den rechten Aktivitäten Uwe Mundlos’ wissen und zwar konkret, ob sein Sohn am 9.11.96 von Polizei aufgehalten worden sei. Der Zeuge verneint erneut. Ob er bei seinem Sohn mal ein Faustkampfmesser gesehen habe, also ein beidseitig geschliffenes Messer für den Nahkampf, fragt Bliwier weiter. So eine Art einklappbarer Hirschfänger, fragt der Zeuge zurück. Ja, ein Taschenmesser habe er sicher mal bei ihm gesehen. Bliwier fragt weiter nach anderen Waffen - Messer, Handbeile, Wurfsterne. So etwas habe er, der Zeuge, nicht gesehen, aber in den früheren Jahren habe sein Sohn mal eine Schreckschusspistole gehabt. Ob er etwas über den  Auftritt Uwe Mundlos in der KZ-Gedenkstätte Buchenwald wisse, wo dieser mit SA-Uniform aufgetaucht sei, fährt Bliwier fort. Davon habe er damals nichts gewusst, sagt der Zeuge. Spiegelredakteur Scheuermann habe ihn später ausführlich mit dem Vorfall bekannt gemacht und auch die Namenslisten aus der Garage gezeigt. Der Eintrag seines Sohnes ins Gästebuch der Gedenkstätte sei nicht zu beanstanden gewesen, das Outfit hingegen sei eine Provokation gewesen.

RAin Basay hält dem Zeugen Aussagen über dessen Aktivitäten im Zusammenhang mit Kontrollfahrten an Wohnungen von Szeneangehörigen in Jena vor. Er sei, so heiße es dort, in der Szene mit Spott überzogen worden. Der Zeuge weist das zurück: Das sei absoluter Unfug, stamme sicher aus diesen Büchern, die da entstanden seien. Das hätten sich die Journalisten aus den Fingern gesogen. Er sei sporadisch auch mal in Wohllebens Wohnstraße vorbei gekommen, da habe er das Auto seines Sohnes gesehen und mitgenommen. Er werde wohl natürlich auch mal diesen und jenen, sicher mal den K., nach Uwe Mundlos gefragt haben. Basay fragt weiter, dass er bei den Fahrten nach Rothenstein sicher auch mal Wohlleben gefragt habe. Diese Geschichte sei frei erfunden, insistiert der Zeuge.
Auf BAW-Weingartens Einwand, RAin Basay solle zu ihrem Vorhalt eine Quellenangabe machen, zitiert diese aus „Auskünfte von Verfassungsämtern“. Der Zeuge kommentiert; „Ja, da müssen sie nicht alles glauben“. Basay hält weiter vor: „Der Vater von Uwe Mundlos werde in der Szene als Psychopath betrachtet, er verfolge Autos von Szeneangehörigen.“ Das habe es in der Form nie gegeben, versichert der Zeuge, das sei frei erfunden, er solle lächerlich gemacht werden.
RA Schön fragt, ob der Zeuge mal einen Rucksack des Sohnes gefunden habe, mit einer Diskette darin, auf der „Ali Drecksau. Wir hassen dich“ gestanden sei, was dieser verneint. Nachdem RAin Sturm die Frage beanstandet hat, fährt RA Schön fort mit einer Frage zu den Umständen des Todes des Sohnes, was der Zeuge dazu wisse. Es gebe, so antwortet dieser, wilde Theorien, dass sie erschossen worden seien. Aber er könne folgendes sagen, wenn er an Tatsachen interessiert sei: am 5.11. habe er mit KHK Lotz gesprochen in der PI Erfurt. Er habe einen Blick auf seinen Sohn werfen wollen, was ihm aus verschiedenen fadenscheinigen Gründen verweigert worden sei. Er habe darauf die Heimfahrt unverrichteter Dinge angetreten. Dabei habe er im Radio den Chef des Bundeskriminalamtes sagen hören, das sein Sohn Uwe Böhnhardt mit einer Pistole erschossen, dann den Wohnwagen angezündet und schließlich sich selbst erschossen habe. Das habe Ziercke im Untersuchungsausschuss des Bundestages wiederholt. Deshalb habe er unbedingt den Leichnam nochmal sehen wollen, was dann auch geschehen sei. Dann sei die Leiche aber wieder für zwei Wochen beschlagnahmt worden. Es habe geheißen, man habe vergessen zu untersuchen, ob sein Sohn durch Schlageinwirkung am Rücken markiert gewesen sei. Er sei dann mit der Leiche nach Berlin gefahren und habe sie dort von einem Fachmann untersuchen lassen. Der habe festgestellt, dass es sich keinesfalls um Pistolenschüsse gehandelt haben könne, sondern um eine großkalibrige Waffe. Die Darstellung von BKA-Chef Ziercke habe also nicht stimmen können. Jetzt habe es diesen Fernsehbericht gegeben, dass bei Winchester-Gewehren die Hülse erst beim Nachladen ausgeworfen werde. Die Frage in Eisenach sei also, wer die Waffe nochmal nachgeladen habe. RA Schön fragt nach, ob der Zeuge davon ausgehe, dass sein Sohn Uwe Böhnhardt nicht erschossen habe. Obwohl Richter Götzl diese Frage so nicht nicht zulässt, bemerkt der Zeuge dazu, er wolle nicht, dass in der Presse dann wieder stehe, dass er Verschwörungstheorien verbreite.

RA Ilius fragt den Zeugen zu einem Sommerurlaub 1997, von dem aus sein Sohn Uwe zurück zu einem bestimmten Ereignis habe reisen wollen. Sein Sohn, so der Zeuge, habe sich gut verhalten, habe viel Lob geerntet, weil er einer Familie mit einem Rollstuhlfahrer geholfen habe. Sie hätten den Urlaub gerne verlängert, was Uwe Mundlos nicht gewollt habe. Da sei ein Ereignis im Hintergrund gestanden, das ihm wichtiger erschienen sei. Illius fragt noch zur Roewer-Veranstaltung, ob dieser André K. besonders begrüßt habe. K. sei nicht zu übersehen gewesen, die dahinter hätten wie Zwerge gewirkt, sagt der Zeuge. Ilius hält ihm seine Aussage vom 2.12.2011 vor, in der er gesagt habe, dass sich VS und THS offenbar so gut gekannt hätten, dass K. von Roewer per Handschag begrüßt worden sei. Handschlag nun sicher nicht, sagt der Zeuge, aber vielleicht mit einem Kopfnicken. Das stimme so also nicht, ein Handschlag sei ausgeschlossen.Er sei in der Mitte gesessen und habe einen guten Blick gehabt, er habe das Geschehen also selber beobachtet und sehr gut erkannt.
Narin stellt eine Frage zu Uwe Mundlos Bundeswehr-Zeit, und zwar ob er Kontakt zu Rekruten, die zum rechten Spektrum gehört hätten schon vor der Bundeswehr-Zeit gepflegt habe. Das glaube er nicht, antwortet der Zeuge. Ob er sich an weitere Ereignisse während der Bundeswehr-Zeit erinnern könne, etwa eines mit Wegnahme von Munition. Wegnahme von Munition fällt weg, erklärt der Zeuge. Sein Sohn habe wohl wegen seines Outfits mal einen Rüffel bekommen, wegen Bomberjacke und Springerstiefeln, aber das sei vom Kommandeur zurückgenommen worden, was junge Leute in der Freizeit trügen sei ihre Sache, wenn es nicht gegen Gesetze verstoße, habe der sinngemäß gesagt. Narin hakt nach, ob sein Sohn Vorgesetzte mit nationaler Gesinnung gehabt habe. Sein Sohn sei denen sympathisch gewesen, die Vorgesetzten hätten sich um ihn bemüht, um ihn von seiner Gesinnung wegzukriegen, sagt der Zeuge. Menschlich gesehen seien das anständige Leute gewesen, politisch gesehen könne er das nicht sagen. Als seine Frau mal krank gewesen sei und Uwe bei der Betreuung des Rollstuhlfahrers habe helfen müssen, habe ihm die Kompanie für drei Tage frei gegeben.
RA Erdal will wissen, ob er gewusst habe, dass Ralf Wohlleben NPD-Mitglied war. Ja, antwortet der Zeuge, das sei bekannt gewesen, der habe sich ja im Ortsbeirat Winzerla engagiert, er würde denken, dass das zwei, drei Jahre nach der Flucht gewesen sei, vielleicht etwas früher, jedenfalls nach 98.
RA Bliwier fragt den Zeugen, ob er jemanden von den Verteidigern kenne. Nein, er kenne niemanden von den Verteidigern und habe noch nie Kontakt mit ihnen gehabt.
Verteidiger RA Stahl befragt Mundlos erneut, ob es für sie keine Anhaltspunkte gegeben habe, dass Uwe Mundlos das Abitur nicht mehr machen wollte. „War so“, entgegnet der Zeuge knapp. RA Stahl will noch etwas zum Persönlichkeitswandel Uwe Mundlos’ wissen, da der Zeuge gesagt habe, dieser habe sich ihm nicht erschlossen. Er, der Zeuge, habe sich gewundert, dass er der Verlängerung des Urlaubs nicht zugestimmt habe. Stahl will sich vergewissern, dass der Persönlichkeitswandel nicht im Kontext mit dem Abitur gestanden habe. Der Zeuge sagt, das sei durch nichts zu erkennen gewesen, es seien ja auch nur noch wenige Monate bis zum Abitur gewesen.
Verteidigerin RAin Sturm fragt noch einmal zur Ausländerfeindlichkeit Zschäpes nach. Der Zeuge habe gestern gesagt, nicht beobachtet zu haben, dass Beate Zschäpe, die einen rumänischen Vater habe, ausländerfeindlich gewesen sei. Der Zeuge berichtet, dass Frau Zschäpe mal auf die Kinder von Prof. Mundlos’ Cousine aufgepasst habe, deren Mann Bulgare sei. Beate Zschäpe sei kinderlieb und habe sich rührend gekümmert und es sei keine Zurückhaltung gegenüber dem Kindsvater aufgefallen, sie habe sich gut mit dem Vater verstanden. Es sei bei ihrem Familienhintergrund absurd, wenn sie ausländerfeindlich gewesen wäre.
Verteidigerin RAin Schneiders will wissen, wer die Obduktion in Berlin durchgeführt habe. Das sei Prof. Bundschuh gewesen, erteilt der Zeuge Auskunft, er habe sich die Leiche angesehen, das sei aber keine Obduktion im eigentlichen Sinne gewesen. Die Leiche sei schon im Verfall begriffen gewesen. Er habe gedachte, das sei unbedingt nötig, sein Sohn sollte nochmal untersucht werden., das zu beantragen stehe ihm als Zeugen jedoch nicht zu. Die Beschau sei aber photographisch dokumentiert worden, er überlege sich, ob er nicht selbst einen Gutachter und Anwalt beauftrage, um das untersuchen zu lassen. Der Professor habe den Leichnam besichtigt und dokumentiert, er habe sich Notizen gemacht, aber kein Gutachten angefertigt.
RA Scharmer will wissen, ob der Zeuge je mit Frau Zschäpe über ihren Vater gesprochen habe, was der verneint.
Am Ende der Vernehmung wendet sich der bereits zum Gehen gewandte Zeuge nochmals an Richter Götzl und sagt: „Tut mir Leid, dass unser persönliches Verhältnis in der Presse als Hauptgegenstand dargestellt wurde“ und geht.

Nebenklagevertreter RA Hoffmann gibt namens der Kolleg_innen Clemm, Dr. Elberling, Fresenius, Hoffmann, Kuhn, Lex, Lunnebach, Scharmer und Stolle folgende Erklärung nach § 257 Abs. 2 StPO zu der Vernehmung des Dr. Mundlos in den Hauptverhandlungen vom 18. und 19.12 2013 ab. Die Vernehmung des Zeugen Mundlos sei geprägt durch dessen Bemühen, jede Verantwortung für die Straftaten des NSU von seinem Sohn abzuwehren. Er habe sich offensichtlich über die letzten Jahre in „ein geschlossenes Vorstellungsbild des Geschehens hineingearbeitet“, das seinen Sohn als „unschuldiges Opfer fehlgeleiteter Polizeiarbeit, verleitet von V-Leuten des Verfassungsschutz“ darstelle. Er habe nur aus Freundschaft Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe in den Untergrund begleitete.
Das eigene Versagen bei der Erziehung seines Sohnes, nämlich der Unfähigkeit dessen Naziideologie adäquat zu entgegnen, seine innere Weigerung zu erkennen, dass er das Ausmaß der Gefährlichkeit seines Sohnes unterschätzt habe, könne der Zeuge nicht reflektieren. Er habe offensichtlich jeden Bezug zur Realität verloren und weigere sich Fakten aufzunehmen, denn er habe von insgesamt 12 Opfern des NSU gesprochen und da seinen Sohn und Uwe Böhnhardt mit einbezogen. Dies mag einem verzweifelten Vater, der seinen Sohn im doppelten Sinne verloren hat, zuzugestehen sein, es müsse sich allerdings unmittelbar auf die Bewertung der Zeugenaussage auswirken. Gleichwohl solle die Aussage des Zeugen insgesamt als nicht als irrelevant abehakt werden. Seine Beobachtungen der Tätigkeit der Verfassungsschutzämter und deren Mitarbeiter seien für dieses Strafverfahren relevant. Die geschilderte Einflussnahme von bezahlten V-Leuten, die Gründung des Thüringer Heimatschutzes durch den V-Mann Brandt, die Lieferung von Sprengstoff durch den V-Mann St., und dass auch nach dem Abtauchen von Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt mehrere V-Leute im direkten Umfeld der Unterstützer aktiv waren, seien Tatsachen, die zur Beurteilung der Schuld der Angeklagten zu berücksichtigen seien.

RA Bliwier schließt sich Hoffmann an, schränkt jedoch ein, dass es schwierig sei, dem Vater Verantwortung zuzuweisen. Es sei höchst problematisch, dem Vater Erziehungsfehler anzulasten, wenn dieser offensichtlich wesentliche Entwicklungsschritte des Sohnes nicht mitbekommen habe. Aber der Strafprozess kenne den Leumundszeugen nicht.

Nach der Mittagspause nimmt Verteidigerin RAin Sturm zur Erklärung von RA Hoffmann Stellung. Die Erklärung von RA Hoffmann gehe am Inhalt dessen, was in der Vernehmung Inhalt war, vorbei. Es sei irrelevant, ob sich der Zeuge irgendwelcher Erkenntnisse über seinen Sohn verweigere. Er habe sich auch nicht, wie versucht worden sei darzustellen, in ein feststehendes Bild seines Sohnes eingearbeitet. Es bleibe festzuhalten: Der Zeuge Mundlos habe ihre Mandantin als freundliche, kinderliebe Person kennengelernt, die er 1992 dem linken Spektrum zugeordnet habe. Das sei nicht Realitätsverlust, denn er habe das an Tatsachen festgemacht, wie dass Zschäpe eher in die bei Linken beliebte Diskothek Casablanca gegangen sei und er keinen Fremdenhass bemerkt habe. Die Prozessbeteiligten hätten selbst den Eindruck bekommen können, dass der Zeuge selber auch nicht dem rechten Spektrum zuzurechnen sei, so dass seine Einschätzung nicht zweifelhaft sei. Es sei wichtig, den Zeugen doch selber zu vernehmen und nicht die sinnentstellend zusammengefassten Vermerke zur Kenntnis zu nehmen.

Verteidiger RA Stahl reagiert auf die Erklärung von RA Bliwier: Wenn Bliwier mit dem Vorwurf des Leumundszeugen recht habe, dann mache das Gericht seit Monaten alles falsch.

Bliwier wiederum kontert auf die Erklärung von Verteidigerin Sturm zur Bezeichnung von Beate Zschäpe als kinderlieb. Man wisse ja aus der Geschichte, dass es auch KZ-Lagerkommandanten gegeben habe, die sehr kinderlieb gewesen seien, aber dann zum Freizeitvergnügen KZ-Insassen von ihrem Balkon aus erschossen hätten.

Es folgt ein Beweisantrag mehrerer Vertreter_innen der Nebenklage - der Rechtsanwält_innen v.d. Behrens, Clemm, Dr. Elberling, Fresenius, Kuhn, Lex, Lunnebach, Scharmer, Stolle und Hoffman, der vorträgt: Es werde beantragt, KHK Wolf vom LKA Sachsen und KOK Langrock vom BKA als Zeugen zu vernehmen. In einem Vorgespräch zu seiner polizeilichen Vernehmung am 02.12.2011 habe der Zeuge Dr. Mundlos gegenüber den beiden Zeugen angegeben, dass Wohlleben und Brandt auf Uwe Mundlos eingewirkt, ihn gelenkt und radikalisiert haben sollen. Der Zeuge habe dies nun bestritten. Er gab statt dessen an, der Angeklagte Ralf Wohlleben habe sich von Straftaten distanziert und seine Aktivitäten auf parlamentarische Arbeit hin ausgerichtet.
Die Beweisaufnahme solle ergeben, dass die Aussage des Zeugen in der Hauptverhandlung lediglich dazu diente, den Angeklagten Wohlleben in einem besseren Licht erscheinen zu lassen, während die Aussage am 2.12.2011 insgesamt in einem sehr offenen und insgesamt ergiebigen Gespräch erfolgte.Sie sei erforderlich, weil die Beurteilung des politischen Verhältnisses des Angeklagten Wohlleben zu Uwe Mundlos, sowohl für die Schuldfrage als auch für die
Strafzumessung wichtig sei.

Ein weiterer Beweisantrag wird von RAin Clemm namens der Kolleg_innen v. d. Behrens, Basay, Bliwier, Clemm, Daimagüler, Dierbach, Dr. Elberling, Fresenius, Hoffmann, Ilius, Kienzle, Kolloge, Kuhn, Lex, Lunnebach, Parlayan, Scharmer, Stolle, Top vorgetragen. Es werde beantragt, Rechtsanwalt Thomas Jauch aus Weißenfels als Zeugen zu vernehmen. Er sei im Jahre 1998 von der Angeklagten Zschäpe sowie Mundlos und Böhnhardt aufgesucht und beauftragt worden, Akteneinsicht in dem gegen sie geführten Strafverfahren zu beantragen. Bei diesem Treffen hätten die Drei ihm gegenüber verdeutlicht, dass die Beauftragung auf Initiative der Eltern von Uwe Böhnhardt erfolge. Einen inhaltlich weitergehenden Auftrag von Zschäpe habe er nicht erhalten und sei trotz des Erhalts eines Gebührenvorschusses durch die Eltern Böhnhardts nicht weiter tätig geworden. Die Angeklagte Zschäpe habe nur auf das Betreiben der Familie Böhnhardt einen Rechtsanwalt, den zu befragenden Zeugen RA Jauch, aufgesucht und die drei selbst schienen wenig Eigeninteresse zu haben sich zu stellen. Außerdem solle der Zeuge zu dem durch den Angeklagten Holger G. eingelösten Verrechnungsscheck vom April 2001 über 1.600,- DM, den Personen und Umständen der Übergabe, befragt werden. Hier könne es sich um verschleierte Rückzahlungen im Zusammenhang mit der finanziellen Unterstützung des Trios handeln, die über oder auf Veranlassung des Beschuldigten Andre K. an den Angeklagten Holger G. erfolgten. Auch solle der Zeuge befragt werden, welche Informationen er von Thorsten Heise über Unterstützungshandlungen durch die Angeklagten Holger G. und Ralf Wohlleben für die drei Untergetauchten von diesen erhalten habe. G. habe in zwei Vernehmungen über seine Gespräche mit Heise im Auftrag von Wohlleben und Brandt berichtet. Aufgrund „des persönlichen und ideologischen Näheverhältnisses zwischen dem Zeugen Jauch und Thorsten Heise“ sei davon auszugehen, dass Thorsten Heise dem Zeugen davon berichtet und eventuell ihn um Rat gefragt habe. Der Zeuge sei seit den 1990er Jahren in der rechten Szene in Thüringen als auch bundesweit aktiv. Er sei z. B. Mitglied der so genannten „Deutsch-russischen-Friedensbewegung“. Auf seinem Grundstück in Lützen (Landkreis Weißenfels) hätten regelmäßig seit Mitte Dezember 2001 Konzerte mit in- und ausländischen Skinhead-Bands  - mit Konzertteilnehmern „überregional und teilweise sogar aus dem Ausland“ - sowie andere, als private Feiern deklarierte Veranstaltungen der rechtsextremistischen Szene stattgefunden, das sei auch im Bericht des Verfassungsschutzes des Landes Sachsen-Anhalts aufgeführt. Dort würde häufig gegen § 86a des Strafgesetzbuches (StGB) verstoßen durch „Sieg Heil!“-Rufe und Zeigen des „Hitlergrußes“. Zudem diene das Objekt in Lützen als Umschlagplatz für einschlägige Tonträger. (vgl: Verfassungsschutzbericht 2002, Sachsen Anhalt, S. 11)
Der Zeuge kenne aus seiner politischen und beruflichen Tätigkeit spätestens seit Mitte der 90er Jahre die Mitglieder der Kameradschaft Jena und die führenden Mitglieder des THS, er habe in den 1990er Jahren und zum Teil bis heute engen Kontakt mit ihnen. Als Beispiele heißt es im Antrag, der Zeuge sei am 25.7.1998 von Mario Br. (eine der damaligen Führungspersonen des THS) aufgesucht worden. Der Zeuge André K. habe in der Hauptverhandlung vom 21.11.2013 angegeben, dass er mit Mario Br. im August 1998 für rund drei Wochen in Südafrika gewesen sei und sich dort u.a. nach einem Unterschlupf für das Trio erkundigt hätte. Die unmittelbare zeitliche Nähe des Besuches von Br. beim Zeugen Jauch lege nahe, dass sich die beiden sowohl über das Trio, deren Flucht als auch über die bevorstehende Reise nach Südafrika unterhalten haben. Auch habe Br. Gemeinsam mit Alexander Ra. Den Zeugen am 20.10.1997 aufgesucht, es sei hier u. a. um die bevorstehende Kündigung des Mietvertrages für die „Gaststätte Heilsberg”, einem bekannter Treffpunkt des THS, wo bei einer Durchsuchung am 11.10.1997 u.a. Waffen gefunden worden waren, durch die Gemeinde gegangen. Jauch habe am 25.10.1997 in der Gaststätte eine Rechtsschulung für Neonazis abzuhalten, die von Andre K. geleitet wurde. Am 9.9.2000 seien Mario Br. und André K. bei dem Zeugen Jauch gewesen, um sich über ein mögliches THS-Verbot zu beraten. Auch sei der Zeuge Jauch Rechtsbeistand für das sog. „Braune Haus“ in Jena, in dem u.a. der Angeklagte Wohlleben, sowie Andre K. und Patrick Wi. lebten.
Am 27. Mai 2006 habe Jauch an einem “Treffen der Generationen”, zu dem die neonazistische Kameradschaft Ilm-Kreis eingeladen hatte, teilgenommen. Dort sollen u.a. der Alt-Nazi und Ritterkreuzträger Otto Riehs und der neonazistische Liedermacher Frank Rennicke anwesend gewesen sein. Auch habe der Zeuge Jauch mehrere der Angeklagten vor und nach dem Untertauchen des Trios als Rechtsanwalt vertrteten: zumindest Carsten S. wegen des Unterbindungsgewahrsams im August 2000 und Ratenzahlungen an RA Jauch im März 2002 sowie Ralf Wohlleben, wo es Ratenzahlung an RA Jauch in den Jahren 2008-2010 gab. Auch vertrete RA Jauch als Zeugenbeistand folgende in diesem Verfahren geladene bzw. vom GBA benannte oder vernommene Zeugen: Jürgen Lä. , Tino Brandt, Sven Kai Ro.und Andreas Ra. All diese Zeugen seien unmittelbar in die Unterstützung des Trios eingebunden gewesen. Lä. und Ro. sogar möglicherweise in die Beschaffung von Waffen, Lä. soll in die Beschaffung der Tatwaffe, der Ceska 83, eingebunden gewesen sein. Der Zeuge Ro. soll eine Ceska 83 besessen haben und andere Waffen, die dem Typ derjenigen Waffen entsprachen, die im Brandschutt in der Frühlingsstraße bzw. im Wohnmobil gefunden wurden. Außerdem soll der Zeuge Ro. Waffen auch über Verbindungen in die Schweiz bezogen haben, weshalb das LKA zu der Einschätzung kommt, dass „RO. als Bezugsquelle von Waffen oder Unterstützer des Trios in Betracht“ komme. Zwar vertrete RA Jauch den „Zeugen und anderweitig Verfolgten“ Andre K. „soweit dies aus der Akte ersichtlich ist“, derzeit nicht, aber er habe ihn mehrfach in der Vergangenheit vertreten, z.B. in einem Verfahren wegen eines Unterbindungsgewahrsams im Jahr 2000 und in zwei Strafverfahren aus dem Jahren 1999 und 2000 vor dem AG Jena und Jauch habe ihn mehrfach beraten. Auch den Zeugen und anderweitig Verfolgten Jan We., den das Trio laut Anklage kurz nach dem Untertauchen mit dem Besorgen von Waffen beauftragt haben soll, vertrete Jauch zwar derzeit wohl nicht, allerdings habe er Jan We. in dem Landser-Verbotsverfahren in der Zeit zwischen 2000 und 2002 vertreten, also nach bzw. während We.s Kontakt zu dem Trio. Ebenfalls habe der Zeuge in dem Landserverfahren Thomas St. vertreten, ebenfalls in der Zeit, in der dieser ebenfalls Kontakte zum Trio hatte und über dessen finanzielle Situation Bescheid wusste, also im Jahr 2000. Der Zeuge habe also in der Zeit vor und nach dem Untertauchen des Trios Kontakt mit einigen Angeklagten und mehreren Personen aus dem Unterstützernetzwerk gehabt und deren Vertrauen genossen.

Es wird auf einen „Focus“-Artikel vom 11.12.2011 verwiesen, in dem es zu der Frage der Mandatierung des Rechtsanwaltes Jauch durch die Angeklagte Zschäpe im Jahr 1998 heißt:
„Verwirrung gibt es um die Rolle eines weiteren Szeneanwalts, den Verteidiger Thomas Jauch aus Weißenfels. Jauch sagte “Focus”, Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos seien Anfang 1998 bei ihm gewesen. Er habe gegen Zahlung eines Vorschusses von 800 D-Mark Zschäpes Verteidigung übernommen. Die Vertretungsanzeige will er an die Polizei in Jena geschickt haben. Das Schreiben enthielt angeblich den Vermerk, Zschäpe sei bereit, sich zu den Vorwürfen gegen sie zu äußern, jedoch nur nach Akteneinsicht.“ Somit sei RA Jauch derjenige Anwalt, den Brigitte Böhnhardt (vgl. Protokoll vom 19.11. und 20.11.2013) erwähnte, dem die Familie Böhnhardt 800 Euro überwiesen hat, damit dieser zusammen mit dem Rechtsanwalt Traut mit den Behörden über ein Sich-stellen der Angeklagten Zschäpe und des Uwe Böhnhardt verhandele. Da Jauch bereits gegenüber dem Focus entsprechende Angaben zu seinem Mandatsverhältnis und dessen Inhalt gemacht habe, könne man ihn auch hier vernehmen, da er sie nur straffrei machen konnte, wenn die Angeklagte Zschäpe ihn von seiner Schweigepflicht entbunden hat.
Zu dem 2. Punkt des Antrags wird ausgeführt, dass eine Gutschrift bei dem Angeklagten Holger G. In Höhe von 1.600 DM mit Datum vom 24.04.2001 und Zahlungsgrund „Geb.-Rückzhlg. i.S. Kapke u.a../. Busch 141/00“ festgestellt wurde. Sie stamme aus der Einlösung eines Verrechnungsschecks des Rechtsanwaltes Jauch. Es sei in den Ermittlungen nicht geklärt worden, warum es zu einer „Rückzahlung“ von Gebühren an den Angeklagten G. aus einem angeblichen Rechtsstreit zwischen K. und einem „Busch“ gekommen sei. Insofern läge es nahe, dass auf diesem Weg Zahlungen zwischen K. und G., die im Zusammenhang mit dem Trio standen, verschleiert werden sollten. Zu Punkt Nr. 3 wird ausgeführt: „Thorsten Heise ist ein militanter Neonazi, führender Aktivist der Freien Kameradschaftsszene, Mitglied im Bundesvorstand der NPD und stellvertretender Landesvorsitzender der Thüringer NPD. Bis heute ist der Zeuge Jauch gemeinsam mit Thorsten Heise politisch in neonazistischen Kreisen aktiv, so unter anderem in der so genannten „Deutsch-russischen-Friedensbewegung“, in der der Zeuge Jauch Mitglied und Thorsten Heise Vorstandsmitglied ist. Auch ansonsten gilt Jauch als enger Vertrauter von Heise. Beide verbindet eine lange politische Zusammenarbeit. In der Verfahrensakte heißt es im Zusammenhang mit der Auswertung eines Adressverzeichnisses des Angeklagten Wohlleben, in dem unter anderem die Handynummer des Zeugen Jauchs verzeichnet war, dass der Zeuge Jauch in dem „hiesigen Verfahren in Verbindung zu Heise aufgetreten“ sei.“

RA Schön mahnt dazu, RA Jauch aus diesem Verfahren als herauszuhalten. Es läge ja wohl eventuell der Verdacht der Begünstigung und Strafvereitelung vor. Dass solche rechtsradikalen Kräfte Einfluss auf das Verfahren gewönnen, sollte doch vermieden werden. Diese Einflussnahme werde ja schon versucht durch die Verteidigung Wohlleben mit dem Antrag auf Beiordnung des führenden Rechtsradikalen Herrn Nahrath. Das sollte nicht überhand nehmen.

Die Sitzung endet um 13:32 Uhr.


Protokoll 71. Verhandlungstag - 20. Dezember 2013

Die für den heutigen Verhandlungstag vorgesehene Videovernehmung der Zeugin Charlotte E. wurde schon kurz nach ihrem Beginn beendet, weil die Zeugin offensichtlich nicht vernehmungsfähig war. Zum Abschluss des kurzen Verhandlungstages gab es noch Stellungnahmen zu den Beweisanträgen vom 70. Verhandlungstag, dann ging der Prozess in die kurze Winterpause.

Zeugin:
Charlotte E. (Nachbarin von Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos in der Zwickauer Frühlingsstraße)

Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. Für heute steht die Videovernehmung der Zeugin Charlotte E., der 91 Jahre alten ehemaligen Nachbarin Zschäpes in der Zwickauer Frühlingsstraße, an. E. lebt in einem Pflegeheim in Zwickau. Nach der Präsenzfeststellung erläutert Richter Götzl das Prozedere. Er sagt, an den beiden Leinwänden im Saal werde das Bild aus Zwickau gezeigt. Sodann würden Frau E. die Prozessbeteiligten vorgestellt und dann den Prozessbeteiligten die Anwesenden im Raum in Zwickau. Ein Polizeibeamter werde im Raum in Zwickau darauf achten, dass es keine Beeinflussung der Zeugin gibt, dieser stehe im Nachgang auch selbst als Zeuge zur Verfügung. Für die jeweils Fragenden gebe es hier im Saal eine eigene Frageposition, von der aus Frau E. befragt werden könne. Das Fragerecht nach dem Senat werde diesmal in der Reihenfolge Generalbundesanwalt, Verteidigung und erst dann Nebenklage vergeben. RA Kaiser, Verteidiger des Angeklagten André E., interveniert, er sei der Meinung, dass den Nebenklagevertretern in dieser Sache kein Fragerecht zustehe. Götzl erwidert, es sei von Seiten der Nebenklagevertreter darauf hingewiesen worden, dass sie sich sehr zurückhalten würden mit Fragen, aber theoretisch könne man erst nach Stellung einer Frage entscheiden, ob sie zulässig ist. RA Kaiser beharrt auf seiner Position. Darauf fragt Götzl, ob denn nun genau jetzt der richtige Zeitpunkt sei, diese Frage grundsätzlich anzugehen. Die Zeugin warte bereits und es sei gestern Gelegenheit gewesen, das zu klären, so Götzl. Kaiser verzichtet darauf, das jetzt klären zu lassen.

Dann ist auf den Leinwänden die Zeugin E. zu sehen. Man sieht sie an einem Tisch sitzen, offenbar in einem Aufenthaltsraum. An dem Tisch sitzen außer ihr zwei Frauen und ein Mann. Götzl stellt sich vor und fragt Frau E., ob sie ihn sehe. Frau E. antwortet nicht. Erst nachdem die ihr gegenüber sitzende Frau die Frage wiederholt, bejaht sie die Frage. Götzl fragt Frau E., ob sie ihn verstehe, was E. ebenfalls bejaht. Dann fragt Götzl E., wie es ihr gehe. Frau E. sagt, es gehe ihr nicht so gut, sie bejaht aber die Frage, ob man die Vernehmung durchführen könne. Götzl erläutert E., was und wen sie auf ihrem Bildschirm zu sehen bekomme und fragt dann, ob sie die Bilder erkennen könne. Frau E. bejaht die Frage erneut nur nach Wiederholung der Frage durch die ihr gegenüber sitzende Frau. Götzl sagt, dann werde jetzt kurz unterbrochen. Das Bild aus Zwickau wird wieder ausgeblendet. Götzl erläutert den Verfahrensbeteiligten, dass die Bilder, die aus dem Saal nach Zwickau übertragen werden durch den ganz links von ihm sitzenden Richter an einem Bildschirm kontrolliert würden, er habe nichts dagegen, wenn sich die Verteidigung oder andere Beteiligte dazu setzen würden. Zschäpes Verteidiger RA Heer sagt, es sei schon sinnvoll, wenn die Bilder für die Verteidigung sichtbar wären, ohne dass sich jemand dahin setze. Götzl sagt, der Bildschirm werde so gedreht, dass die Verteidigung aus ihrer jetzigen Position Einblick habe. Auf Frage Heers sagt Götzl, dass es aus technischen Gründen nicht möglich sei, auch die nach Zwickau übertragenen Bilder auf der Leinwand zu zeigen. Götzl sagt, wenn es weitere Fragen gebe, dann empfehle es sich das zu klären, bevor wieder in die Befragung eingestiegen werde. RA Stahl sagt, die Verteidigung Zschäpe habe nur ganz wenige Fragen, und fragt dann, ob man die nach Zwickau übertragenen Bilder während der Befragung einsehen könne. Das bejaht Götzl. Dann wird erneut nach Zwickau geschaltet. Götzl fragt E., ob sie ihn sehe. E. nickt zunächst nur leicht, dann sagt sie auf Nachfrage Götzls Ja. Dann bittet Götzl den Polizeibeamten St., der mit am Tisch sitzt, darum, die anwesenden Personen zu benennen. St. stellt sich zunächst selber vor und sagt, er sei Kriminalbeamter bei der Polizeidirektion Zwickau. Außerdem seien neben Frau E. selbst anwesend: Monika M., die Nichte Frau E.s (siehe Protokoll zum 29. Verhandlungstag), Frau Z., die Leiterin des Pflegeheims, und als Techniker Herr W. [phon.]. Der Techniker war zuvor kurz im Bild zu sehen gewesen, als er bestätigte, dass der Ton übertragen wird. Frau Z. ist die Person, die Götzls Fragen wiederholt hatte. Götzl belehrt Charlotte E. Nach der Belehrung möchte Götzl die persönlichen Daten E.s abklären. E. nennt zunächst jedoch ein falsches Alter und kann auch zuerst ihre Adresse nicht bestätigen. Götzl sagt dann, Frau E. sehe ja hier die Angeklagten, und fragt, ob E. mit den Angeklagten verwandt oder verschwägert sei. Er bekommt jedoch keine Antwort auf die Frage. Daraufhin unterbricht Götzl die Vernehmung. Nach einer Pause geht es um 10.20 Uhr weiter. Dann sagt Götzl, es hätten ja alle gesehen, es mache wohl keinen Sinn, diese Vernehmung fortzusetzen. Für die Bundesanwaltschaft nimmt StA Schmidt Stellung und sagt, eine Vernehmungsfähigkeit der Zeugin sei heute nicht gegeben, aber wohl auch dauerhaft nicht. Die BAW sehe auch keinen Grund für eine kommissarische Vernehmung der Zeugin. Aus Sicht der BAW solle es zu einer Verlesung des Protokolls über die Zeugenvernehmung kommen. RA Stahl sagt, auch die Verteidigung Zschäpe meine, dass man die Vernehmung heute nicht fortzusetzen brauche. Sie sei aber nicht der Auffassung, dass hier eine optimale Vernehmungssituation geschaffen worden sei. Diese Videovernehmung sei für eine Dame diesen Alters eine ganz ungewöhnliche Situation, mit der sie kaum umgehen könne. Auch er selbst habe sich hier sehr unsicher gefühlt und Frau E. werde das deutlich intensiver erfahren haben. Die Verteidigung Zschäpe meine, dass diese Vernehmungsform schlicht die falsche sei. Nebenklagevertreter RA Reinecke sagt, eine weitere Vernehmung verbiete sich: “Was wir heute gesehen haben, war ein Ansatz zur Körperverletzung und eine massive Verletzung des Persönlichkeitsrechts.” Die Aufklärungspflicht gebiete das nicht, mit dieser Zeugin sei nichts aufzuklären. In Richtung der Verteidigung Zschäpe sagt Reinecke, was sie sich denn für eine andere Vernehmung vorstelle, etwa die Vernehmung in Zwickau mit Anwesenheitsrecht in einem großen Saal. Das einzig denkbare sei doch, dass jemand vom Gericht sich mit Frau E. unterhalte, das sei aber dann keine Vernehmung mehr. Wenn die Verteidigung Zschäpe “noch etwas Anstand und Empathie” habe, dann verzichte sie jetzt auf die Vernehmung. Die Verteidigung solle doch außerdem einen Beweisantrag stellen, um zu erläutern, was sie sich von der Zeugin erwarte. RA Stahl sagt er wolle auf die Ausführungen des “Kollegen” antworten; dabei betont er das Wort “Kollegen”. Er sagt dann, er verbitte sich, als anstandslos bezeichnet zu werden, und bittet darum, dass Götzl entsprechend auf Reinecke einwirke. Götzl sagt in Richtung Reineckes, es gehe um die Wahrnehmungen der Zeugin und letztlich richte sich die Kritik Reineckes auch gegen den Senat. Reinecke erwidert, das sei insoweit richtig, als Frau E. vernommen werde, ohne dass ein Beweisantrag vorliege. Götzl sagt, es gelte das Mündlichkeitsprinzip, Frau E. sei auch Opfer und es gebiete sich, dass man auch die Folgen für die Opfer aufklärt, das würden sie hier so behutsam wie möglich versuchen. Außerdem verlängere Reinecke das Ganze, denn die Zeugin warte noch. Rücksicht, so Götzl, sei auch immer “etwas ganz praktisch Faktisches”. Dann wird noch einmal nach Zwickau geschaltet. Götzl bedankt sich bei Frau E. und den anderen Personen in Zwickau und beendet die Vernehmung.

Danach nimmt für die Bundesanwaltschaft OStAin Greger zu Beweisanträgen Stellung. Zum Antrag auf Ladung der Kriminalbeamten Wo. und La. sagt Greger, das Thema und die Tatsachen halte die BAW nicht für verfahrensrelevant, aber da die Zeugen bereits zu anderen Themen benannt seien, trete die BAW dem nicht entgegen. Die Beweis- und Beweisermittlungsanträge von RAin von der Behrens und Kollegen auf Vernehmung von RA Jauch seien abzulehnen, weil die Tatsachen, die bewiesen werden sollen, für die Entscheidung ohne Bedeutung seien. Ob der Zeuge 1998 von den Untergetauchten aufgesucht worden und von Zschäpe beauftragt worden sei, und ob er einen inhaltlich weitergehenden Auftrag nicht erhalten habe, all diese Tatsachenbehauptungen würden, so Greger, keine Relevanz für die Schuld- und Rechtsfolgenfrage haben. Denn ob die drei Untergetauchten ein ernsthaftes Interesse an einer Gestellung hatten, könne weder zu Gunsten noch zu Lasten der Angeklagten sprechen, weil sich darüber zu Gesinnung und Rollenverteilung in der terroristischen Vereinigung keine Rückschlüsse ziehen ließen. Relevant wäre das, so Greger, nur wenn es tatsächlich zu einer Gestellung gekommen wäre. Auch die Inhalte einer beabsichtigten Befragung des RA Jauch erforderten die Ladung nicht. Die Sachverhaltserforschung müsse mit Blick auf den Schuldvorwurf geboten sein, sich gleichsam aufdrängen. Das Gericht müsse nicht jeder entfernten Möglichkeit auf einen potenziellen Erkenntnisgewinn nachgehen. Die Antragsteller, so Greger, würden sich in Spekulationen verlieren, etwa bezüglich eines Verrechnungsschecks. Entsprechendes gelte auch für “Hypothesen” zu Thorsten Heise, diese würden nur aus Kennverhältnissen und gemeinsam geteilter Ideologie abgeleitet. Greger schließt, dass der Senat sich zu der beantragten Aufklärung nicht gedrängt sehen müsse.

Nebenklagevertreter RA Kienzle schließt sich für die Nebenklage Yozgat dem Antrag von RA Hoffmann an.

RA Stahl sagt, er wolle zwei Anmerkungen anlässlich der Ausführungen der BAW machen. Was die denkbare Vernehmung von RA Jauch angehe, teile die Verteidigung Zschäpe die Einschätzung, der Bedeutungslosigkeit nicht ganz. Denn die These, die die BAW in der Anklageschrift aufgestellt habe, sei ja, dass die drei Personen abgetaucht seien, um eine terroristische Vereinigung zu gründen. Es spiele schon eine Rolle, ob es Bestrebungen gab, in die Legalität zurückzukehren. Unklar sei aber, ob es überhaupt die rechtliche Möglichkeit gebe, Jauch zu vernehmen. OStAin Greger widerspricht. Die Anklage gehe nicht davon aus, dass das Abtauchen mit dem Ziel der Gründung einer terroristischen Vereinigung erfolgt sei, sondern dass die terroristische Vereinigung später gebildet worden sei. RAin von der Behrens sagt, die Nebenklage gehe davon aus, dass das Untertauchen erfolgt sei, nachdem der Entschluss gefasst worden sei, eine terroristische Vereinigung zu gründen. In der “Pseudobeauftragung” von RA Jauch sei lediglich eine Beruhigung der Familie Böhnhardt zu sehen, kein ernsthafter Versuch zurückzukehren, so von der Behrens.

RA Behnke sagt, er habe ggf. eine Beweisanregung und fragt, ob der Senat plane, Anneliese Ap., die Großmutter von Zschäpe, zu laden. Götzl sagt, er werde das nicht mit Behnke diskutieren, Behnke solle eine Beweisanregung machen. Behnke sagt, er rege an, Anneliese Ap. zu laden zur Persönlichkeitsentwicklung der Angeklagten, zur Frage inwieweit das Trio Kontakt zur Großmutter gehabt habe und zur dort stattgefundenen Kommunikation.

Der Verhandlungstag endet um 10.39 Uhr. Weiter geht es am 8. Januar 2014 um 10.30 Uhr.


Protokoll 73. Verhandlungstag - 14. Januar 2014

Am 73. Verhandlungstag berichtete zunächst ein Kriminalbeamter aus Zwickau von den Gegenständen und Kleidung, die Beate Zschäpe bei ihrer Festnahme bei sich trug. Darunter fanden sich auch mehrere Bahn-Tickets. Anschließend wurde die Zeugin Sandy N. vernommen, die in Zwickau von einer Frau angesprochen wurde und für diese eine Prepaid-Karte registrierte, wofür sie Geld bekam. Ein Sachverständiger sagte zu den Verletzungen von Süleyman Taşköprü aus. Die Bundesanwaltschaft trat dem Antrag von Nebenklage-Anwalt Hoffmann von letzter Woche entgegen, außerdem gab diesen noch eine Erklärung zur Vernehmung des Ehepaars Sch. ab, die in der letzten Woche abgeschlossen wurde.

Zeug_innen und Sachverständige:

	Kriminalbeamter Bernhard Vo., Polizeidirektion Südwestsachsen Zwickau, Auswertung von Gegenständen, die Zschäpe bei Festnahme bei sich hatte
	Sandy N. (registrierte eine Prepaid-Karte, mutmaßlich für Zschäpe)
	Dr. Erwin Koops (Sachverständiger, führte die Obduktion von Süleyman Taşköprü durch)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.49 Uhr. Erster Zeuge ist der Kriminalbeamte Vo. von der Polizeidirektion Südwestsachsen aus Zwickau. Vo. berichtet, dass er am 8. November 2011, dem Tag an dem Beate Zschäpe in der Polizeiinspektion Jena festgenommen wurde, den Auftrag gehabt habe mit mehreren Kollegen nach Jena zu fahren, wo Zschäpe einer erkennungsdienstlichen Behandlung unterzogen und dann nach Zwickau überführt werden sollte. In diesem Rahmen habe er die Aufgabe übernommen, Bekleidung und Gegenständen, die bei Zschäpe sicher gestellt worden seien, zu fotografieren und wegen möglicher Spuren von Brandbeschleunigern gasdicht zu verpacken. Er habe in Jena mit einer Kollegin aus Gotha Rücksprache gehalten, diese Kollegin habe ihm Bekleidungsgegenstände von Zschäpe einzeln verpackt in blaue Müllsäcke gegeben. Des weiteren habe er eine Geldbörse mit Münzgeld und eine gefüllte Handtasche mit einer Strumpfhose und einer Vielzahl von Gebrauchsgegenständen und Papierstücken übernommen. Im Anschluss habe er dann in einem kriminaltechnischen Laborraum die Fotografie und gasdichte Verpackung der Gegenstände vorgenommen. Zunächst habe er sich um die Bekleidung gekümmert, habe die Gegenstände jeweils einzeln aus der Spurenverpackung entnommen, dann fotografiert und schließlich gasdicht in Brandasservatenbeutel verpackt. Dann habe er mit der Geldbörse und dem Münzgeld weiter gemacht. Bei der Handtasche und den darin befindlichen Gegenständen habe er in Jena lediglich Übersichtaufnahmen angefertigt. Die Einzeldokumentation sei dann in Zwickau vorgenommen worden, weil inzwischen die “Rückverlegung” Zschäpes angestanden habe. Die gasdicht verpackten Bekleidungsgegenstände habe er am selben Tag an den Kollegen Le. (siehe Protokoll zum 15., 24., 25. und 38. Verhandlungstag) weiter geleitet, die übrigen Sachen seien zum zuständigen Sachbearbeiter gegangen.

Auf Frage des Vorsitzenden Richters Götzl sagt Vo., er habe Zschäpe in Jena einmal gesehen, kurz vor der Rückverlegung, habe aber nicht mit ihr gesprochen und könne auch nichts zu ihrem Verhalten sagen. Dann geht Vo. auf Bitten Götzls nach vorne, um die einzelnen Fotos seiner Dokumentation zu erläutern. Vo. stellt fest, dass es sich bei den zu zeigenden Fotos aus der Akte um schwarz-weiße Kopien handele. Dann werden die Bilder von den Bekleidungsstücken, die Zschäpe bei ihrer Stellung bei der Polizei trug, gezeigt: eine braune Jacke, ein Etikett an der Krageninnenseite der Jacke, ein schwarzer Fleece-Pullover, Schuhe und das Sohlenprofil der Schuhe. Die Schuhe seien rot, so Vo. Dann folgen Bilder einer, so Vo., schwarzen Hose. Bild 15 zeige, so Vo., dann eine Socke. Die sei aufgefallen, weil sie sehr unangenehm gerochen habe: “Das kann man hier nicht darstellen, aber das war so.” Er habe das damit assoziiert, dass die Socke länger getragen worden sei. Die nächsten Bilder zeigten, so Vo., einen schwarzen Slip, dass das Etikett am Hosenbund des Slips abgetrennt worden sei, und den BH. Bild 20 zeige die Müllsäcke, in der die größeren Bekleidungsgegenstände gesteckt hätten: “Habe ich einfach mal mit fotografiert.” Auf Bild 30 sieht man die Geldbörse, er habe das Münzgeld heraus genommen und fotografiert. Götzl fragt, wieviel Geld in der Börse gewesen sei. Es seien keine 15 Euro gewesen, so Vo. Götzl hält aus dem Vermerk vor, dass es 12,23 Euro gewesen seien. Es folgen Aufnahmen der Handtasche mit den darin befindlichen Gegenständen. In der Mitte der ersten Aufnahme sehe man eine Strumpfhose, die er dann auch gasdicht verpackt habe. Nach den Teilübersichten der Gegenstände aus der Handtasche folgen die Gegenstände im Einzelnen. Die ersten Aufnahmen zeigen eine Armbanduhr der Marke “Fossil” von beiden Seiten und in Vergrößerung. Sie zeige die Uhrzeit 8.07 Uhr oder 20.07 Uhr an, so Vo. Es folgt ein Kugelschreiber, dessen einer Teil, wenn er sich recht erinnere, rot gewesen sei, die anderen silberfarben und schwarz; das Griffstück habe ein Herzmotiv gehabt. Dann ist ein Pappstück aus einer Tablettenpackung Ibuprofen 600 zu sehen. Auf der Aufnahme von der Rückseite sehe man eine Notiz, sagt Vo. Es handelt sich um eine Ziffernfolge, die Vo. verliest und mit 03641 beginnt [Telefonvorwahl von Jena]. Die nächste Aufnahme zeigt Tablettenblister Ibuprofen sowie den Beipackzettel. Götzl fragt, ob alle Tabletten vorhanden gewesen seien. Da müsse er nochmal gucken, so Vo. Dann sagt er, eine Tablette scheine raus gewesen zu sein, das sehe man auch, wenn man sich die Aufnahme der Rückseite anschaue. Auf den folgenden Bildern sieht man Tampons, eine Tampon-Packung der Marke “Jessa”. Beim nächsten gezeigten Gegenstand wisse er nicht, um was es sich handelt, es sei ein transparenter “Festkörper aus Kunststoff”, vielleicht ein Gefäßdeckel. Dann sieht man Aufnahmen von ausgebreiteten Kaugummipapier sowie von Kaugummistücken, von denen eines in Silberpapier verpackt gewesen sei. Bild 61 zeigt ein befüllte Zigarettenschachtel, es handele sich um die Marke “Power Gold”. Die Zigaretten in der Schachtel, habe er “einfach mal raus genommen” und fotografiert, so Vo. Es handele sich um vier Zigaretten “Power Gold” und um eine Zigarette, deren Marke “Stevenson” sein könne. Bild 64 zeigt vier Feuerzeuge. Diese habe er ausprobiert, so Vo., und es müssten alle gegangen sein. Es folgt ein Bild eines Deosprays. Er vermute, so Vo., dass der gefundene Deckel dazu gehöre, deswegen habe er ihn bei der Aufnahme dazu gelegt. Bild 68 zeige Haargummis, Bild 69 ein Pfefferspray. Für Bild 70 habe er die Spraydose “einfach mal wieder rumgedreht”. Das Pfefferspray habe er nicht ausprobiert. Die nächsten Aufnahmen zeigen ein Papiertaschentuch. Im Papiertaschentuch sei, so Vo., irgendetwas drin gewesen, man sehe das aber wegen der Schwarzweißbilder nicht. Es folgen Aufnahmen von Taschentuchpackungen der Marke “Solo Talent” und “TaTü”. Bild 79 zeige eine Telefonkarte, so Vo. Auf Bild 81 ist eine Visitenkarte des Jenaer Rechtsanwalts Liebtrau zu sehen. Die nächsten Aufnahmen zeigen einen kartenförmigen Jahresübersichtskalender, der Werbeaufdrucke der Firma “TUI Reise Center Ullmann” trägt. Es folgt ein Sevicepass der Firma “RadMaxx”. Vo. verliest die Eintragungen auf der Rückseite. Dort ist der Name “Susann Eminger” zu lesen und eine Adresse in der Dortmunder Straße in Zwickau. Bei Fabrikat steht “Koonga”, beim Typ “MTB”, dies stehe für “Mountainbike”, so Vo. In der letzten Zeile folge eine Individualnummer. Bild 87 zeigt einen Notizblockzettel mit Ziffern drauf. Die obere Zahl könne er nicht komplett lesen, dort stehe als hintere Zahl eine 50. Bei der untere Ziffer stehe 17.10. Es folgt ein “Schönes Wochenende”-Ticket vom 6.11.11, das, so Vo., eine Unterschrift “Susann Eminger” trage und dreimal gestempelt sei. Bild 90 zeigt die Rückseite des Tickets, die dort zu sehenden Nummern seien, so Vo., seiner Vermutung nach eine fortlaufende Nummerierung. Bild 90 zeige, so Vo. eine weitere Fahrkarte von Weimar nach Halle vom 7.11.11. Nach der Aufnahme von der Rückseite dieser Fahrkarte ist ein Bild von einer Fahrplanauskunft von Dresden nach Chemnitz zu sehen. Sie trage das Datum 8.11.11, so Vo. Außerdem sei dort “02:12″ [?] vermerkt, das sei vielleicht eine Uhrzeit. Es folgt eine Aufnahme eines Zettels, der ursprünglich zusammen geknüllt gewesen sei. Dort stehe “Sidewalk Express” und ein Preis, der 2,60 Euro oder 2,00 Euro betragen haben könne. Außerdem stehe dort “Burger King Leipzig”. Auf dem Zettel sei “Oma” und eine Ziffernfolge notiert. Die letzten Bilder zeigen die Brille Zschäpes aus verschiedenen Perspektiven und in Vergrößerung. Die Brille sei in seiner Ausgangsdokumentation in Jena nicht dabei gewesen, so Vo., sondern bei der ED-Behandlung und sei ihm dann übergeben worden.

Zschäpes Verteidiger RA Heer fragt, ob sich Vo. überzeugt habe, ob auf der Armbanduhr Datum und Uhrzeit korrekt eingestellt waren. Das wisse er jetzt nicht, so Vo. Die Einzeldokumentation der Gegenstände aus der Handtasche sei abends gewesen. Er wisse nicht, ob es 8.07 Uhr oder 20.07 gewesen sei. Heer sagt, es gehe um das Datum. Das Datum sei der 8.11. gewesen, so Vo. Die fotografische Dokumentation habe er noch am 8. November 2011 vorgenommen, den Vermerk habe er aber erst am 9. November geschrieben, so Vo. auf Frage Heers. Heer fragt, ob Vo. sagen könne, warum ausweislich seines Vermerks einzelne Asservate in Müllsäcken und andere in Spurentüten gewesen seien. Das wisse er nicht, so Vo., er habe das so übernommen. Auf Nachfrage sagt Vo., Müllsäcke seien nicht gasdicht, deswegen habe er die Gegenstände umverpackt. Heer fragt, was “Brandschutttüten” seien. Das seien “Brandasservatenbeutel”, die er selber mit gebracht habe nach Jena. Das seien viereckige Tüten aus Kunststoff, die rings herum versiegelt seien und die man aufschneiden müsse; richtig hießen die eigentlich “Siegelrandbeutel”. Die Seite, die man dann aufgeschnitten habe, die klebe man zu mit aluminiumbeschichtetem Spezialklebeband. Man probiere dann, ob die Verpackung luftdicht ist, das habe er auch hier getan und es sei der Fall gewesen. RAin Sturm fragt, ob Vo. die Kleidungsstücke dann aus dem Müllsäcken genommen habe, was der bestätigt. Auf Nachfrage sagt er, er habe die Gegenstände dann auf einen “Abzugstisch” fotografiert. Es sei immer ein Papierboden unter den Gegenständen gewesen, das Papier habe er immer gewechselt. Sturm fragt, ob die Reihenfolge der hier gezeigten Bilder der Reihenfolge der Anfertigung der Fotografien entspreche. Vo. sagt, das könne er nicht mehr mit hinreichender Bestimmtheit sagen. Die Vernehmung endet um 10.41 Uhr.

Auf Frage nach Stellungnahmen sagt Nebenklagevertreter RA Alexander Hoffmann, er wolle später noch zur Aussage von Alexander Sch. am 72. Verhandlungstag Stellung nehmen. Bundesanwalt Diemer sagt, die BAW wolle zum Beweisantrag Hoffmanns vom 72. Verhandlungstag Stellung nehmen. Der zugrunde liegende Sachverhalt sei der BAW bekannt und diese ginge dem auch im Rahmen der Ermittlungsverfahren nach. Die ausführliche Stellungnahme folge jetzt durch Staatsanwalt Schmidt. Schmidt sagt, der Beweisantrag sei abzulehnen, weil er bereits unzulässig sei. Außerdem sei die Beweiserhebung im Rahmen des Ermessens des Gerichts nicht erforderlich. Unzulässig sei der Antrag, weil er sich nicht auf das die Nebenklägerin, die Hoffmann vertritt, zum Anschluss berechtigende Delikt, den Nagelbombenanschlag in der Kölner Keupstraße, beziehe. Die beantragte Beweiserhebung stehe mit dem fraglichen Delikt in keinem “auch nur mittelbaren Zusammenhang”. Vielmehr sei der Antragsteller offenkundig um die Aufklärung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des Angeklagten Wohlleben bemüht. In Bezug auf den Wohlleben gemachten Vorwurf sei aber keine Nebenklageberechtigung der Nebenklägerin gegeben. Eine mögliche weitergehende strafrechtliche Verantwortlichkeit des Angeklagten Wohlleben sei nicht Gegenstand dieses Hauptverfahrens. Soweit der Antragsteller der Ansicht sei, die beantragte Beweiserhebung sei für die Strafzumessung beim Angeklagten Wohlleben oder zur Ermittlung der Strukturen der terroristischen Vereinigung NSU erheblich, sei der Antrag unzulässig, weil Erwägungen zur Strafzumessung der prozessualen Beteiligung eines Nebenklägers entzogen seien und auch der Verdacht eines Organisationsdeliktes nicht zur Nebenklage berechtige. Außerdem sei die Vernehmung des Zeugen Sz. für die Sachaufklärung nicht notwendig. Die Ladung eines Zeugen aus dem Ausland könne abgelehnt werden, wenn das Gericht zu der Überzeugung gelange, dass durch die Einvernahme eine weiterführende oder bessere Sachaufklärung nicht zu erwarten ist. Die beantragte Beweiserhebung zu dem Umstand, dass der Angeklagte Wohlleben zwischen November 2003 und Februar 2004 ein Gerät zur Überwindung einer Wegfahrsperre gegen Aushändigung eines Revolvers erhalten habe, sei, soweit überhaupt beweisbar, nicht erforderlich. Die Annahme des Antragstellers, dass das Gerät zur Überwindung von Wegfahrsperren einen Bezug zu Taten des NSU aufweisen könne, sei nicht durch konkrete Tatsachen belegt. Der Zeuge Sz. könne dies auch nicht wissen. Der behauptete Tausch gegen einen Revolver sei für die Beurteilung der Frage, ob Wohlleben den Mitgliedern des NSU bei anderen Gelegenheiten Schusswaffen besorgt habe, ohne Bedeutung, da daraus keine entscheidungstragenden Schlüsse gezogen werden könnten. Auch für die Beurteilung der Glaubhaftigkeit oder zur Untermauerung der Aussagen des Angeklagten Carsten S. zur Übergabe der Pistole Ceska habe die beantragte Beweiserhebung keine Bedeutung. Andere relevante Umstände seien in dem Antrag nicht genannt. Insbesondere lasse der behauptete Tausch auch nicht den für die Strafzumessung möglicherweise relevanten Schluss zu, dass Wohlleben weitere, bislang nicht bekannte Unterstützungshandlungen für den NSU vorgenommen hat.

RA Hoffmann erwidert, er wolle gerne ausführlicher dazu Stellung nehmen. Nur kurz sei ihm erlaubt zu sagen, dass die Behauptung, der Beweisantrag sei unzulässig, weil er eine Nebenklägerin aus der Keupstraße vertrete, absurd sei. Der Beweisantrag ziele darauf, die Struktur der Vereinigung zu klären, zu klären ob Wohlleben noch Jahre nach Beschaffung der Tatwaffe Waffen hatte, um mit diesen bezahlen zu können, und er ziele auf die Tatsache, dass Wohlleben Diebstahlswerkzeug habe besorgen wollen für genau die Fahrzeuge, die vom NSU benutzt worden seien. Die Bundesanwaltschaft, so Hoffmann, versuche über die Anklage hinausgehendes Wissen über die Struktur des NSU und weitere Aufklärung zu verhindern. Ein Ergebnis der Beweisaufnahme könne sein, dass Wohlleben hier weitergehend zu verurteilen sei. Nebenklagevertreter RA Narin schließt sich dem Beweisantrag Hoffmanns an.

Nach einer Pause bis 11.20 Uhr folgt die Zeugin Sandy N., 25 Jahre, aus Zwickau. Sie berichtet, sie habe zuerst gar nicht gewusst, worum es geht, aber dann habe man ihr erzählt, dass sie Prepaid-Handy gekauft habe. Sie sei früher drogenabhängig gewesen und sei mit Freunden in der Stadt gewesen, um Geld zu machen. Da habe sie eine Frau angesprochen und gesagt, deren Nichte wünsche sich ein Handy, sie habe aber ihren Ausweis vergessen. Die Frau habe dann gefragt, ob sie, N., das holen könne. Sie habe sich dabei nichts gedacht, weil es ja Prepaid gewesen sei und kein Vertrag. Die Frau habe ihr 30 oder 40 Euro dafür gegeben, deswegen habe sie das gemacht: “Und das war’s.” Götzl fragt, wann das gewesen sei. N. sagt, sie glaube, ihr sei 2006 oder 2008 gesagt worden. Sie meine, sie sei mit ihrem Freund in der Stadt gewesen, so N. auf Frage, es könne aber auch jemand anderes gewesen sein. Sie denke, so N. weiter, schon, dass er es gewesen sei. Er könne sich aber auch nicht erinnern, er habe weg vom Laden gestanden. Der Laden sei ein D1-Laden in der Plauenschen Straße in Zwickau gewesen, schräg gegenüber vom “New Yorker”. Angesprochen habe sie die Frau direkt vor dem “New Yorker”. Die Frau habe einen Beutel dabei gehabt mit verpackten Geschenken, deswegen sei das auch glaubwürdig gewesen. Götzl fragt, ob N. denn Bedenken gehabt habe. N. sagt, sie habe gedacht, was will man mit einer Prepaid-Karte machen. Sie habe ihre Daten dem Mann im Laden gegeben, mittlerweile wisse sie, dass das auf ihren Namen lief. Die Frau sei schlank gewesen, Mitte bis Ende 20, habe schwarze Haare und einen Dutt gehabt und eine Brille getragen. Die Frau sei ein bisschen größer gewesen als sie selbst. Ihr seien Fotos gezeigt worden, und sie sei sich ziemlich sicher, “dass sie [Zschäpe] es nicht war, weil sie ist ja genauso groß wie ich.” Götzl fragt, wie der Kauf abgelaufen sei. N. sagt, sie sie mit der Frau in den Laden gegangen und die Frau sei zum Verkäufer gegangen. Der Verkäufer habe Bescheid gewusst, das Handy sei schon weg gelegt gewesen. Sie habe dem Verkäufer ihren Ausweis gegeben. Die Frau habe bezahlt und das Handy bekommen. Gemeinsam seien sie dann raus gegangen und die Frau habe ihr das Geld gegeben. Ihr Freund sei nicht mit im Laden gewesen, der habe zwei, drei Läden entfernt gestanden, so N. auf Nachfrage. Das Handy sei ein ganz einfaches Modell gewesen, sie habe es aber gar nicht in der Hand gehabt. Der Zeugin wird aus den Akten ein Vertrag vorgelegt. N.: “Ja, das wird der Vertrag sein.” Das sei ihre Unterschrift, wobei die auch auch sehr einfach sei. Aber es sei in dem Handyladen gewesen und es seien ihre Unterschrift und ihre Daten. Sie habe ihren Ausweis auch nie verloren, von daher könne auch keiner an ihre Daten gekommen sein. Götzl sagt, der Vertrag sei am 10.2.2010 ausgestellt worden, N. habe eben aber von 2006 oder 2008 gesprochen. Sie habe gedacht, so N., dass das länger her sei. Seit 2009 sei sie in Ausbildung gewesen, deswegen könne das nicht sein. Sie erinnere sich nicht an die Rufnummer. Auch nachdem Götzl eine Nummer mit der Vorwahl 0151 vorhält, sagt N., sie könne sich nicht erinnern. Götzl hält dann aus einer Vernehmung vom 16. März 2012 vor, dass sie bei der Vorlage des Vertrages von 2010 gesagt habe, sie erinnere sich daran ganz genau. N. sagt, sie sei eigentlich der Meinung gewesen, dass die ihr etwas von 2006 oder 2008 gesagt hätten: “Was soll ich dazu sagen?” Götzl sagt, hier habe N. von 2006 oder 2008 gesprochen. N. sagt, sie habe ja gar nicht mehr gewusst, wann das war, die hätten ihr dort das Jahr und ein Datum gesagt. Auf Frage von Götzl sagt N., sie habe ihre Geldbörse mal in einem Laden liegen lassen, die Verkäuferin habe die Geldbörse aber gleich weggelegt und ihr wieder gegeben. Sie sei aber definitiv von einer Frau angesprochen worden und sei dann mit der in den Laden, es sei ihre Unterschrift, und wenn da 2010 stehe, sei das so. Der Verlust ihrer Geldbörse müsse 2009 gewesen sei, so N. auf Nachfrage. Götzl fragt, wie das Ereignis zeitlich zu dem Ereignis mit der Karte einzuordnen sei. Sie habe sich das nicht gemerkt, weil ihr das Portemonnaie gleich wieder gegeben worden sei. Götzl hält vor, sie habe angegeben, da habe sie Bafög bekommen, das sei im Herbst 2010 gewesen. Sie sei von 2009 bis 2012 in Ausbildung gewesen, so N., und das sei in den ersten beiden Jahren gewesen. Wie die beiden Ereignisse zeitlich zueinander stehen, wisse sie nicht mehr. Götzl hält vor, in ihrer Vernehmung habe N. davon gesprochen, dass sie 20 Euro von der Frau bekommen habe. N. antwortet, sie habe keine Ahnung. Sie habe an dem Tag auch nicht so nachgedacht darüber: “Alle haben auf mich eingeredet, keine Ahnung.” Die Frau sei größer gewesen als sie, so N. auf Frage, sie selbst sei 1,68 m groß. Die Frau sei vielleicht 1,75 m groß gewesen, habe aber auch hohe Schuhe an gehabt, es habe “auf jeden Fall gestöckelt”. Bei der Vernehmung habe die Polizei eine CD eingelegt und ihr etliche Bilder gezeigt, das sei eine Weile gegangen. Götzl fragt, ob ihr nur einmal Fotos vorgelegt worden seien. N. antwortet, in der Weise, am Computer, seien ihr nur einmal Bilder gezeigt worden. Sie sei vielleicht zweimal vernommen worden und beim zweiten Mal seien vielleicht Bilder vorgelegt worden. Götzl sagt, sie sei am 6. November 2011 und am 16. März 2012 vernommen worden, beide Male seien ihr Lichtbilder gezeigt worden. Er hält vor, sie sei am 6.11.11 gefragt worden, ob sie eine Frau mit dem Spitznamen “Lise” kenne. N. verneint das. Götzl sagt, das stehe auch in der Vernehmung und weiter heiße es da, dass N. Lichtbilder gezeigt worden seien. Es seien ihr Fotos von Männern gezeigt worden, so N., aber Bilder von Frauen nur am Computer. Sie habe niemanden auf den ganzen Fotos gekannt: “Sie [Zschäpe] halt aus den Meiden, aber sonst auch nicht.” Auf die Frage, ob sie bei einer weiteren Vorlage jemanden erkannt habe, sagt N. sie habe damit nichts zu tun, sie kenne die nicht. Bei einer habe sie eine Ähnlichkeit gesehen, da habe der Beamte aber gesagt, die sehe einer ähnlich, das kenne er. Dann werden der Zeugin einzelne Lichtbilder von Frauen vorgelegt. Bei allen sagt N., sie kenne die Person nicht, nur beim Bild Nummer 7 sagt sie, das sei die Frau, die einer ähnlich sehe. Dann wird N. ein Bild von einem Handy vorgelegt. Das könne das Handy gewesen sein, so N., sie habe aber keine Ahnung, sie habe das Handy nicht in der Hand gehabt. Götzl sagt, sie sei am 6. November 2011, am 16. März 2012 und am 26. März 2012 vernommen worden, bei der letzten habe es diese Wahllichtbildvorlage gegeben und da habe sie ausgesagt, dass sie sich nicht sicher sei, die Frau wieder zu erkennen, am ehesten sei es Bild 6 gewesen, sie würde die Frau aber auch in natura nicht wieder erkennen. N. bestätigt das. Heute habe sie aber von der Nummer 7 gesprochen, so Götzl. N. verneint das, das sei nur die Frau, die einer anderen ähnlich sieht. Aus dem Senat wird N. gefragt, ob es in N.s Leben mehrfach vorgekommen sei, dass sie ihre Daten für Handys verkauft habe. Das sie ein Prepaid-Handy gekauft habe sei nur einmal vorgekommen, sie habe aber Handyverträge gemacht, um die dann zu verkaufen, die SIM-Karten habe sie aber immer vor dem Laden kaputt gemacht. Aus der Nebenklage wird N. gefragt, ob ihr an der Sprache der Frau etwas aufgefallen sei. Die Frau sei sympathisch gewesen, so N., und die Geschichte glaubhaft. Zu einem möglichen Dialekt befragt, sagt N., sie denke, dass die Frau aus der Gegend Zwickau komme, sie habe gesprochen wie selbst, nicht auffallend anders. RA Reinecke sagt, die Abwicklung des Kaufs der Karte sei schnell gegangen und fragt, ob der Kauf vorbereitet gewesen sei. Die Frau sei, so N., wohl vorher schon im Laden drin gewesen und sei aus dem Laden gekommen. Es habe ein Verkäufer da gestanden, den habe die Frau angesprochen und der habe dann etwas aus der Theke geholt. RA Heer fragt, wie viele Verträge N. denn gemacht habe, eben habe sie gesagt, sie habe nur einmal ein Prepaid-Handy gekauft. Sie habe das drei- oder viermal gemacht, habe die Karten immer kaputt gemacht, da sei es um die Handys gegangen. Heer fragt nach dem Ablauf der Vernehmung. Die Polizei habe vor der Tür gestanden, so N., und sie habe zuerst gedacht, es gehe um ihren Verlobten, der sei nämlich erstochen worden. Dann hätten sie gesagt, es gehe um die Sache mit dem Wohnmobil, das habe sie schon im Fernsehen gesehen. Es sei dann um die SIM-Karte gegangen und um eine Beschreibung der Frau. Dann hätten “die” ihr Bilder gezeigt. Heer fragt, was N. mit “die” meine. Das seien zwei Beamte gewesen. Die Geschichte mit dem Portemonnaie habe sie nicht mehr gewusst, das habe ihr ihre Mutter gesagt. Heer fragt, ob die Beamten abwechselnd mit N. gesprochen habe. N.: “Denke schon, die waren eigentlich nett.” Eben habe sie aber gesagt, alle hätten auf sie eingeredet. N. sagt, das sie vielleicht vielleicht falsch formuliert, die Beamten hätten Pausen gelassen und ihr Zeit gelassen; sie hätten sie nicht verdächtigt. Heer fragt nach dem Betäubungsmittelkonsum von N. Diese sagt, sie sei seit zehn Jahren heroinabhängig und seit 5 Jahren im Methadonprogramm. Heer fragt, ob sie demnach seit fünf Jahren kein Heroin mehr konsumiert habe. Richter Götzl belehrt die Zeugin nach § 55 StPO. N. sagt, dann verweigere sie die Aussage. Heer sagt, er glaube nicht, dass die Belehrung verständlich gewesen sei, das sei ja doch ein etwas längerer Satz gewesen. N. sagt, sie habe das verstanden: “Ich bin doch nicht bescheuert.” Götzl belehrt die Zeugin noch einmal, dann fragt Heer N., ob sie also sei seit fünf Jahren kein Heroin konsumiert habe. N. sagt, sie habe in der Zeit Heroin konsumiert, sei noch mal rückfällig geworden. Götzl sagt, da komme man in den strafbaren Bereich: N.: “Deswegen wollte ich es nicht sagen.” Heer fragt, ob N. in der Zeit Heroin konsumiert habe, als sie die Karte gekauft habe. Das bestätigt N. Die Vernehmung wird um 11.57 Uhr beendet. Es folgt die Mittagspause bis 13.07 Uhr.

Als nächstes wird der Sachverständige Dr. Erwin Koops gehört. Koops, pensionierter Rechtsmediziner, hat die Obduktion des Leichnams des am 27. Juni 2001 in Hamburg ermordeten Süleyman Taşköprü vorgenommen. Ihm sei, so Koops, mitgeteilt worden, dass Taşköprü gegen 11.15 Uhr von seinem Vater im gemeinsamen Obst- und Gemüsegeschäft leblos aufgefunden worden war. Der Vater habe ihn in einer Blutlache vorgefunden. Durch Rettungswagen und Notarzt seien Wiederbelebungsmaßnahmen durchgeführt worden, die gegen 12.15 Uhr abgebrochen worden seien, dann sei der Tod festgestellt worden. Beim Eintreffen des ersten Rettungswagens habe es noch letzte Lebenszeichen gegeben. Taşköprü sei beatmet worden, es sei reichlich Blut aus Nase und Mund abgesaugt worden. Von der Kripo seien zwei Patronenhülsen des Kalibers 6,35 festgestellt worden, es habe keine Hinweise für einen Kampf gegeben. Die Obduktion sei am 27. Juni 2001 bis 22 Uhr durchgeführt worden, so Koops. Vorgefunden habe er einen 31 Jahre alten, kräftigen Mann von 168 cm Körperlänge. Es habe drei Kopfsteckschussverletzungen gegeben. Erstens ein unvollständig von links nach rechts nach horizontal verlaufender Gesichtsdurchschuss mit Zertrümmerung des Gesichtsschädelknochens, Eröffnung der Kieferhöhle und Zertrümmerung des rechten Jochbeins. Gefunden worden sei ein Vollmantelgeschoss Kaliber 7,65 mm. Als Folge dieses unvollständigen Gesichtsdurchschusses habe es massive Blutung in den Gesichtsweichteilen gegeben. Es habe einen, Blutverlust nach außen aus Mund und Nase und einen erheblichen Blutverlust nach innen gegeben. Trotz Absaugung sei reichlich Blut in der Luftröhre gefunden worden. Zweitens ein Hinterhauptsteckschuss mit Einschuss in der rechten Hinterhauptsregion, dort sei eine trichterförmige Kopfhautverletzung und in der Tiefe eine Knochenverletzung des rechten Hinterhauptbeines gefunden worden. Dann sei es zu einem Durchschuss des Hirnes schräg nach links vorne gekommen, hier habe sich im linken Schläfenbein ein unvollständiger Ausbruch des Schädelknochens befunden. Das Projektil sei also von hinten rechts nach vorne links, bezogen auf die Mittellinie etwa 45 Grad von dieser abgewichen durch den Schädel gegangen. Es sei ein messingfarbenes Vollmantelgeschoss des Kalibers 6,35 mm gefunden worden. Drittens habe es einen weiteren Hinterhauptsteckschuss gegeben, der fast in der Mittellinie aufgesetzt gewesen sei, es sei ein sogenannter aufgesetzter Schuss. Es habe eine kleine Schussplatzwunde gegeben, knapp links der Mittellinie eine etwa 6-7 mm große, typische sternförmige Aufplatzung und eingesprengte Fremdmaterialbestandteile, zwei grauschwärzliche Einsprengsel. Der Schuss habe das Hirn von hinten nach vorne durchschlagen. Hier habe sich noch im Schädel ein 6,35 mm-Vollmantelgeschoss, 3 g schwer, gefunden. Als Folge dieser drei Schüsse sei es zu einer Hirnlähmung mit Zeichen zentraler, d. h. durch das Hirn ausgelöster Störungen gekommen. Dann habe es die schon eben angedeuteten Zeichen erheblichen Blutverlustes gegeben, die im Wesentlichen durch Schuss 1 verursacht worden. Neben den Schussverletzungen seinen noch geringgradige Zeichen stumpfer äußerer Gewalteinwirkung am rechten Stirnhöcker und in der Stirnmitte gefunden worden. Taşköprü habe keine vorbestehenden Organerkrankungen gehabt. Es seien noch Zeichen von Wiederbelebungsmaßnahmen gefunden worden. Hinweise auf chronischen intravenösen Drogenkonsum habe es bei Taşköprü nicht gegeben, das seien sie damals gefragt worden. Todesursächlich sei eine Hirnlähmung durch die drei Kopfsteckschüsse. Bei einer Untersuchung des Urins sei kein Alkohol festgestellt worden. Dann berichtet Koops, welche Asservate er gesichert habe. So seien für kriminalpolizeiliche Untersuchungen Hautstücke aus den Schussregionen und die drei Projektile asserviert worden. Dann fragt RA Thiel, Anwalt des Vaters des Opfers. Auf seine Frage sagt Koops, mitursächlich für den Tod sei auch die Verblutung. Es lasse sich nicht differenzieren, in welcher Reihenfolge die Kopfsteckschüsse abgegeben worden seien. Alle drei seien vital entstanden. Zur Schussentfernung habe er schon gesagt, dass der in der Mitte des Hinterhauptes gelegene Schuss aufgesetzt gewesen sei, bei den anderen beiden könne man keine Angaben zur Schussentfernung machen. Thiel sagt, es sei ja Blut im Magen gefunden worden, und fragt, ob ein Schlucken nach der Hirnlähmung noch möglich sei. Da komme man an die Frage, wann der Mensch tot sei, an sich sei das das der Fall, wenn der Hirntod eintrete, es sei aber möglich, dass einige Funktionen darüber hinaus noch weiter bestehen. Thiel fragt, ob konkret Schluckbewegungen noch möglich seien. Das hänge von der Lage des Verletzten ab, so Koops. Ein Verschlucken von Blut sei in bewusstlosem Zustand ganz schwer möglich. Taşköprü habe wohl noch einige Minuten “an der Grenze des Sterbens” überlebt. Es sei die Frage, wann der Tod eingetreten ist. Der Totenschein weise 12.15 Uhr aus, weil der Notarzt da die Wiederbelebung aufgegeben habe, Taşköprü sei aber sicherlich schon vorher tot gewesen. RAin Wierig, Vertreterin der Schwester von Süleyman Taşköprü, fragt, ob man Rückschlüsse auf die Position von Taşköprü oder auf die Körpergröße der Täter ziehen könne. Das sei Spekulation, so Koops, es komme auf die Position und Haltung von Opfer und Schütze. Die Vernehmung endet um 13.32 Uhr.

Danach teilt Richter Götzl mit, dass der Zeuge A.-T. (siehe Protokoll zum 51. Verhandlungstag) erneut nicht erschienen sei.

Dann verliest RA Hoffmann seine angekündigte Erklärung zur Aussage von Alexander Sch. vom 72. Verhandlungstag. Die Angaben des Zeugen, so Hoffmann, seien geprägt gewesen von seinem Unwillen, frei das Erlebte und seine Erinnerung preiszugeben, von seinem Bemühen, da, wo er Nachteile befürchtete, Erinnerungslücken zu präsentieren und seiner offen nach außen getragenen Freude, die Fragen der Prozessbeteiligten da ins Leere laufen zu lassen, wo er die Möglichkeit gehabt habe, Erinnerungslücken vorzuschieben. Es sei deutlich geworden, dass der Zeuge interessiert daran sei, dass die Umstände der Übergabe der Krankenkassenkarte nicht aufgeklärt werden, ohne ausdrücklich für sich oder seine Ehefrau ein Schweigerecht reklamieren zu müssen. Weniger Probleme habe der Zeuge, abgesehen von der strafrechtlich relevanten Holocaustleugnung, bei der Darstellung seiner Ideologie und seiner Ideale in den Jahren 1996 bis mindestens 2004 gehabt. Die Antworten zu der von ihm und dem Angeklagten Holger G. in diesen Jahren vertretenen Ideologie seien klar, nachvollziehbar und glaubhaft gewesen und nach anfänglicher Verweigerung spontan und detailreich. Auch die Beschreibung des Angeklagten G. als jemanden, der ständig, auch öffentlich, ausländerfeindliche Parolen von sich gab, sei spontan und bildhaft erfolgt. Der Zeuge habe auch deutlich gemacht, dass G. ab ihrem Kennenlernen bis mindestens Ende 2004 die gleiche Ideologie verinnerlicht gehabt und nach außen hin vertreten habe wie er selbst. Die von Sch. in Bezug auf G. beschriebene allgegenwärtige aggressive Ausländerfeindlichkeit finde sich direkt in der Ideologie und den Aktionen des NSU wieder. Sich selbst und auch G. habe der Zeuge auf Nachfrage als überzeugten Rassisten bezeichnet und zugegeben, dass G. und er selbst das Ziel der Errichtung einer Gesellschaft nach Vorbild des Nationalsozialismus hatten. Es sei deutlich geworden, dass diese Formulierung auf den historischen NS und die industriell betriebene Vernichtung der Juden gezielt habe. Außerdem habe der Zeuge angegeben, dass G. ihm gesagt habe, dass er, G., Mitglied des Thüringer Heimatschutzes gewesen sei. Dagegen seien die Angaben der Eheleute Sch. zu der Übergabe der Karte an G. nicht glaubhaft, weil sie offensichtlich Widersprüche und Falschaussagen enthielten. G. habe angegeben, er habe die beiden quasi überreden müssen, ihm die Karte zu überlassen, habe beteuert, es würde „kein Scheiß“ mit der Karte gemacht, habe ihnen aber nichts Genaueres gesagt. Dagegen hätten beide Eheleute Sch. behauptet, es habe keinerlei Gespräch zur Verwendung der Karte gegeben. Alexander Sch. habe zwar an einer Stelle sehr spontan angegeben, G. habe ihm, vermutlich sei das erste Treffen nach seiner Freilassung aus der U-Haft gemeint, mitgeteilt, die Karte sei für eine ärztliche Behandlung von Beate Zschäpe benötigt worden. Dies habe er aber sofort relativiert. Die weiteren Angaben des Zeugen Alexander Sch. zur Übergabe und dem weiteren Verhalten bezüglich der Karte seien von Ungewöhnlichkeiten geprägt, die zu erheblichen Zweifeln an der Glaubhaftigkeit seiner Aussage führten. Der Zeuge habe angegeben, sich nicht an Zeit und Ort der Übergabe der Karte erinnern zu können, habe aber angegeben, ausschließen zu können, dass ein Gespräch über die Verwendung der Karte stattgefunden hat. Eine so unterschiedliche Erinnerungsleistung zu zu einem zeitlich sehr kompakten Erlebniszusammenhang spreche gegen die Glaubhaftigkeit der Aussage. Diese Zweifel würden noch verstärkt durch die Tatsache, dass die erste gedankliche Verbindung des Zeugen, nachdem er Ende 2011 erfahren habe, dass das LKA die beiden wegen G. vernehmen wolle, die Erinnerung an die weitergegebene Karte sein solle und er sofort beim Verteidiger G.s angerufen habe. Holger G. habe offensichtlich seine Freunde schützen wollen, als er angegeben habe, er habe nichts zur Verwendung der Karte erzählt. Der Zeuge Sch. wolle sich selbst und seine Frau schützen. Dass die Eheleute Sch. etwas verschwiegen, zeigten, so Hoffmann, auch die vielen Punkte, zu denen beide Zeugen widersprüchliche oder unrichtige Angaben gemacht hätten: Die unterschiedlichen Angaben der Sch.s zum Drogenkonsum des Angeklagten G.; Silvia Sch.s Aussage, sie habe sich bei der Übergabe der Karte nichts weiter gedacht, weil diese sowieso abgelaufen wäre, obwohl die Karte erst zwei Jahre später tatsächlich abgelaufen wäre; die Tatsache, dass Alexander Sch. beim LKA angegeben habe, G. habe ihm nicht gesagt, wofür er die Karte brauche, vor Gericht aber gesagt habe, danach hätten sie gar nicht gefragt; dass Alexander Sch. hier vor Gericht einerseits angegeben habe, sie seien davon ausgegangen, eine verloren gemeldete Karte könne man nicht mehr benutzen, andererseits aber gesagt habe, bis November 2011 hätten sie nie mehr über die Karte gesprochen; die Angabe des Zeugen Sch., dass er sich schon bei Presseberichten über den NSU und die von ihm genutzten Aliaspersonalien Gedanken über die AOK-Karte gemacht habe; die unterschiedlichen Angaben von Silvia und Alexander Sch. dazu, wann sie davon erfahren hätten, dass es in der Vernehmung beim LKA um die AOK-Karte geht. Diese Widersprüche und falschen Angaben der beiden Zeugen ließen nur den Schluss zu, dass beide, wenigstens aber der Zeuge Alexander Sch., Wissen über die Verwendung der Karte hatten und daher falsche Angaben gemacht bzw. Erinnerungslücken vorgetäuscht haben, um die Wahrheit zu verschleiern. Sowohl die Sch.s als auch der Angeklagte G. hätten, so Hoffmann, etwas zu verstecken: nämlich, dass Alexander Sch. oder sogar beide Eheleute wussten, für wen die Karte bestimmt war - zumindest, dass sie für rechte Freunde von G. bestimmt war, die im Untergrund lebten. Dieses Wissen hätten sie nicht preisgeben und sich schützen wollen, indem sie Aussagen abgesprochen oder sich auf angebliche Erinnerungslücken geeinigt hätten. Der Umstand, dass Holger G. in seiner Darstellung der Übergabe der Karte falsche Angaben gemacht habe, mache allerdings die Angaben G.s zur Angeklagten Zschäpe nicht unglaubhaft. Allerdings solle G. erneut darauf hingewiesen werden, dass es nicht nur in seinem Interesse wichtig sei, seine Darstellung richtig zu stellen. Die Angaben des Angeklagten G., insbesondere zur Übergabe der von ihm überbrachten Waffe in Gegenwart und unter Mitwirkung von Zschäpe, die Schilderung des Auftretens und Wirkens der Angeklagten Zschäpe als ein aktives und gleichberechtigtes Mitglied der Gruppe, seien als glaubhaft zu bewerten. Diese Angaben, insbesondere diejenigen zur Stellung der Angeklagten in der Gruppe und ihrer Persönlichkeit, seien im Laufe der Hauptverhandlung von vielen Zeugen bestätigt worden.

Hoffmann setzt an, in Bezug auf Zschäpes Cousin Stefan Ap. (siehe Protokoll zum 61. und 62. Verhandlungstag) seine Ausführungen fortzuführen, wird jedoch von Zschäpes Verteidigerin Sturm unterbrochen, die die Erklärung beanstandet, weil sie sich jetzt nicht mehr auf die Aussage Sch.s, sondern auf die Angaben von Holger G. beziehe. Hoffmann erwidert, die Verteidigung Zschäpe habe in ihrer Stellungnahme genau die Abwägung zwischen der Aussage G.s und der Aussage der Sch.s gemacht. Auch die Verteidigung Zschäpe habe aus G.s Einlassung zitiert. Es sei befremdlich, wenn sie nun genau den Teil beanstande. Götzl sagt, er denke, dass man sich den Absatz anhöre. Hoffmann verliest seine Erklärung weiter: Stefan Ap. habe in seiner Vernehmung angegeben, dass Zschäpe immer einen großen Mund gehabt habe, sich nicht über den Mund habe fahren lassen, sich von niemanden etwas aufzwingen, aufdrängen lassen.

Dann will Hoffmann zu einer Aussage des Sportboot-Verleihers Mario Ge. übergehen, wird jedoch von RA Heer unterbrochen. Götzl sagt zu Hoffmann, wenn es jetzt um ein Zwischenplädoyer gehe, dann gehe das nicht. Hoffmann erwidert, er wolle an drei Stellen belegen, dass die Angaben G.s zu Zschäpe gestützt würden und dass die Angaben der Sch.s nicht zu Zweifeln an der Aussage G.s zur Rolle Zschäpes führten. RA Stahl sagt, die Verteidigung Zschäpe habe eine Erklärung nach § 257 StPO zur Aussage Alexander Sch.s abgegeben habe und lediglich festgestellt, dass es es bei einigen Punkten keine Übereinstimmung zur Aussage von G. gebe, die Erklärung Hoffmanns sei dagegen eine Beweiswürdigung der Angaben G.s. Hofmann sagt, er sei im letzten Drittel der Erklärung, es komme nicht darauf an, dass immer Sch. erwähnt werde, es gehe auch darum, wie inhaltliche Blöcke zueinander stehen. RAin Sturm sagt, Hoffmanns Erklärung sei ein Zwischenplädoyer. Götzl bittet Hoffmann darum, ihm die Erklärung auszuhändigen, damit das Gericht das beurteilen können. Danach sagt er, er tendiere allerdings dazu, die Erklärung zuzulassen, wenn sie nicht den angegebenen Umfang überschreite. In Richtung der Verteidigung Zschäpe sagt er, man solle nicht zu kleinlich sein, das schlage häufig zurück. Es folgt eine Pause bis 14.05 Uhr, nach der Götzl verkündet, dass er die Erklärung zulässt. Es gehe um wenige Sätze und der Erklärende dürfe auf Zusammenhänge mit anderen Aussagen hinweisen. RAin Sturm verlangt einen Gerichtsbeschluss. Bundesanwalt Diemer sagt, man solle die Erklärung zu Ende bringen und dann könne es weiter gehen. Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach sagt, der Unterschied zwischen Nebenklage und Verteidigung dürfe nicht der sein zwischen Kürze und Länge, es gebe unter keinem Gesichtspunkt aus Sicht der Verteidigung etwas zu bemängeln. RA Stahl erwidert, es gehe nicht um Kürze oder Länge, sondern darum dass Hoffmann jetzt eine Glaubhaftigkeitsprüfung der Aussage G.s mache. Wohllebens Verteidiger RA Klemke schließt sich dem Antrag der Verteidigung Zschäpe an. Nebenklagevertreter RA Reinecke sagt, er sehe gar kein Rechtsschutzinteresse, er sehe nicht, wo die Rechte der Angeklagten verletzt werden. Nach einer weiteren Unterbrechung bis 14.27 Uhr verkündet Götzl den Beschluss, dass seine Verfügung, die Erklärung zuzulassen, bestätigt ist.

RA Hoffmann verliest seine Erklärung weiter. Der Zeuge Ge. habe geschildert, so Hoffmann, dass Zschäpe diejenige gewesen sei, die “die Hosen an” gehabt habe, und dass er ihr Verhalten als dominant wahrgenommen habe. Die Tatsache, so Hoffmann weiter, dass der Angeklagte G. und die Eheleute Sch. bis heute eine enge soziale Verbindung hätten, mache es um so plausibler, dass die zu Tage getretenen Widersprüche zur Übergabe der Krankenkassenkarte zwischen den Aussagen der Sch.s und der Einlassung des Angeklagten G. auf dessen Seite von dem Willen, seine Freunde zu schützen, getragen seien. Die Erklärung ist von mehreren Nebenklagevertreter_innen unterzeichnet.

RA Bliwier sagt, er wolle sich anschließen und ergänzend den Beweisantrag stellen, die Akte der Staatsanwaltschaft Hannover zu einem Verfahren gegen Alexander Sch. wegen uneidlicher Falschaussage beizuziehen. Sch.s Aussage hier, dass er zu Unrecht verurteilt wurde, werde sich als falsch erweisen. Es gehe um die Glaubwürdigkeit des Zeugen. RA Narin schließt sich der Erklärung Hoffmanns an und erklärt ergänzend, dass Schilderungen der Zeug_innen Sch. belegten, dass Holger G. bis zu seiner Festnahme fest in der örtlichen Neonazi-Szene Hannovers verwurzelt gewesen sei und damit die Aussagen G.s zu seinem Rückzug aus der Szene widerlegt seien. Außerdem sei es um Konzepte von “Combat 18″ und zum “führerlosen Widerstand” gegangen. Es sei davon auszugehen, dass G. diese Konzepte kannte. G. könne sich nicht darauf zurückziehen, dass er nicht gewusst habe, welchem Zweck Waffen und Identitäten dienen sollten.

Der Verhandlungstag endet um 14.37 Uhr.

Rechtsanwalt Hoffmann erklärte nach der Verhandlung:

„Die Bundesanwaltschaft versucht aber seit Übernahme der Ermittlungen um jeden Preis, die Anzahl der Mitglieder des NSU so gering wie möglich zu halten. Sie hält an ihrer Einzeltäterthese so weit wie irgend möglich fest. Die Entscheidung über den Beweisantrag ist eine politische, bei der der Senat unter dem Vorsitzenden Götzl sich entscheiden muss, ob er an einer echten Aufklärung der Taten interessiert ist oder nur die Anklage abarbeiten will.“


Protokoll 74. Verhandlungstag - 15. Januar 2014

An diesem Verhandlungstag stand die Aussage des Phsyikers Dr. Christian Setzensack vom LKA Bayern im Mittelpunkt. Er war beauftragt worden, das Brandgeschehen in der Frühlingsstraße 26 zu rekonstruieren. In seiner Zeugenaussage berichtete er darüber, welcher Brandstoff verwendet wurde (Benzin), wie es zu den Explosionen kam und dass dabei durchaus Dritte in Gefahr waren. Dr. Setzensack geht von Brandstiftung aus. Der Sachverständige Redmer bestätigte diese Einschätzung.

Zeug_innen:

	Dr. Christian Setzensack, Sachverständiger Physiker vom LKA Bayern
	Thomas Redmer, Sachverständiger des LKA Sachsen




Der Verhandlungstag beginnt um 9.48 Uhr. Wie schon gestern ist heute für Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders Wolfram Nahrath anwesend. Vorsitzender Richter Götzl verliest zunächst ein Behördengutachten vom Kriminaltechnischen Institut des BKA vom 12. Januar 2012. Dabei geht es um die Identifizierung einer gelblichen Flüssigkeit in einer Getränkeglasflasche. Es handele sich um eine handelsübliche Glasflasche mit Twist-off-Verschluss, die fast vollständig gefüllt sei und deren ursprünglicher Inhalt Himbeersirup gewesen sei. Die darin enthaltene Flüssigkeit rieche wie Ottokraftstoff, was sich bei der Untersuchung bestätigt habe.

Es folgt die Vernehmung des Sachverständigen Dr. Christian Setzensack, Physiker vom LKA Bayern, der schon an Verhandlungstagen zuvor anwesend war, wenn es um den Brand in der Zwickauer Frühlingsstraße 26 ging. Setzensack beginnt seine Ausführungen damit, dass das bayerische LKA vom OLG München die Unterlagen mit der Bitte um ein Gutachten zum Brand in der Frühlingsstraße zugesandt bekommen habe. Sein Gutachten gliedere sich, so Setzensack, in eine Zusammenfassung des Brandgeschehens aus gutachterlicher Sicht, eine Stellungnahme zur Zündquelle und eine Stellungnahme zur Gefährdung Dritter. Setzensack geht nach vorn an den Richtertisch, um eine vorbereitete Lichtbildmappe präsentieren zu können.

Zunächst zeigt er Bilder vom Haus Frühlingsstraße 26 und 26a. Die rechte Hälfte sei die Nummer 26, die linke 26a. Die Brandwohnung im ersten Stock habe zur Frühlingsstraße vier Fenster, zum Veilchenweg zwei Fenster gehabt. Im Erdgeschoss sei Leerstand gewesen, ein ehemaliges griechisches Lokal. Über der Wohnung hätten sich zwei leere Wohnungen befunden, die gerade renoviert worden seien. Im Anschluss an die Brandwohnung habe sich in 26a die Wohnung von Frau E. (siehe Protokoll zum 71. Verhandlungstag) befunden, im selben Stockwerk noch eine leerstehende Wohnung. Im Erdgeschoss 26a sei auch Leerstand gewesen, ehemals sei dort ein Schlecker-Markt gewesen. Oben hätten sich die Wohnungen von Herrn B. (siehe Protokoll zum 27. Verhandlungstag) und eines anderen Bewohners befunden.

Am 4. November 2011 habe es gegen 15.08 Uhr eine heftige Explosion in der Wohnung im ersten Stock der Nummer 26 gegeben und dann einen heftigen Brand. Es folgt eine Aufnahme, die sechs Minuten nach der Explosion gemacht worden sei, so Setzensack. Die Außenwand sei heraus gesprengt, Teile seien bis auf die Straße geflogen, in der Wohnung habe es lichterloh gebrannt. Auch auf einem Foto von Richtung Veilchenweg sehe man, dass an der Giebelseite alles weggesprengt worden sei, es habe in Schlaf- und Katzenzimmer gebrannt. Es folgt ein Bild von der Rückseite. Aus dem rückwärtigen Fenster des Katzenzimmers würden acht Minuten nach der Explosion meterhohe Flammen schlagen. Dieser Brand, so Setzensack, sei durch zwei charakteristische Dinge gekennzeichnet: eine heftige Explosion und dann eine “sehr, sehr rasche Brandausweitung”.

Dann zeigt Setzensack den Übersichtsplan der Wohnung und erläutert noch einmal die Lage der einzelnen Zimmer (vgl. etwa Protokoll zum 15. Verhandlungstag). Die Außenwände seien im Bereich Schlafzimmer/Sportraum und Schlafzimmer/Katzenzimmer heraus gesprengt gewesen, erläutert Setzensack. Die Druckwelle sei vom Sportraum gekommen. Die Trennwand zwischen Sportraum und Wohnzimmer sei heraus gesprengt gewesen. Die Wand zum Wohnzimmer von Frau E. habe Risse aufgewiesen und sei nicht mehr rauchgasdicht gewesen. Es folgt ein Bild vom Treppenabsatz vor der Wohnung. Dieser sei nahezu unversehrt, dort sei ein Benzinkanister aufgefunden worden, geöffnet und fast leer. Das nächste Bild zeigt den Kanister in der  Wohnungseingangstüre liegend. Es sei ein 10-Liter-Kanister aus Kunststoff, eine geringe Restmenge Benzin sei noch darin enthalten gewesen. Die Eingangstüre sei von außen nicht brandbetroffen.

Dann zeigt er ein Foto des Blicks durch die Wohnungseingangstüre in den rechten Flur zur Küchentür. Der Flur sei relativ gut erhalten. Setzensack: “Das Schränkchen könnte man fast wiederverwenden.” Es folgt ein weiteres Bild vom Flur. Der rechte Flur habe eine Besonderheit aufgewiesen, nämlich Brandspuren in Bodennähe, etwa am Türblatt der Badezimmertüre. Zum Bild vom rechten Bad sagt Setzensack, dieses Bad sei ebenfalls gut erhalten, es gebe nur wenige Hitzeschäden, im Wesentlichen Verrußungsspuren. Ebenfalls gut erhalten sei die Küche, aber im Wohnzimmer seien die Schäden höher. Zum entsprechenden Bild sagt er, ein darauf zu sehendes Regal habe gebrannt, der Raum sei aber “weit davon entfernt, ausgebrannt zu sein”. Hinter der zu sehenden Trennwand liege das Wohnzimmer von Frau E.. Durch die Wand, so Setzensack, hätten Rauchgase eindringen können.

Dann folgt ein Bild vom zerstörten Sportraum. Setzensack sagt: “So sieht ein ausgebrannter Raum aus.” Hier sei fast alles brennbare Material weg gebrannt. Im Hintergrund sehe man den aus Gipskartonplatten gebauten und nachträglich eingezogenen Zwischengang. Rechts habe sich das ebenfalls in Trockenbauweise gebaute Lager befunden. Zu einem Bild vom linken Flur sagt Setzensack, der Raum sei massiv in Mitleidenschaft gezogen, der Putz sei von den Wänden gefallen. Es folgt ein Bild, das den Blick von außen durch die weg gesprengte Wand in das Schlafzimmer zeigt. Auch das Schlafzimmer sei ausgebrannt, der Putz von den Wänden gefallen, das Bett zerstört. Ein Blick in das zerstörte Katzenzimmer folgt. Dieses sei ausgebrannt, hier habe es ein Bett gegeben, von dem nur noch die Sprungfedern übrig geblieben seien. Zu sehen sei ein Heizkörper, die Gas-Zentralheizung habe sich in 26a befunden. Zu einem Bild vom linken Bad sagt Setzensack, das Bad sei ausgebrannt, die Fliesen seien von den Wänden gefallen, das Feuer habe “sehr stark gewütet”. Es folgt je ein Bild vom Zwischengang, der laut Setzensack relativ gut erhalten sei, und vom Lager.

Setzensack zufolge habe es eine ganz heftige, rasante Brandausbreitung gegeben. Man könne sich fragen, ob das ein normaler Brand gewesen sein kann, z. B. ausgelöst durch eine technische Ursache, einen Kurzschluss, eine Pfanne mit Öl oder eine Zigarettenkippe in einem Abfalleimer. Dies verneint Setzensack, denn bei einem normalen Brand gebe es keine Explosionen. Es könne zwar mal eine Schwelgasverpuffung geben, aber da fielen keine Außenwände heraus. Die nächste Frage sei, ob es eine Gasexplosion gewesen sein könne. Von der Druckwirkung her könne man das bejahen, nicht aber von der Brandausbreitung. Es gäbe dabei nur sekundenweise einen Feuerball und das würde oft nicht ausreichen, um einen Brand in Gang zu setzen. Gelegentlich käme es zu Bränden, aber allenfalls mit langsamer Brandentwicklung. Es würde fünf bis zehn Minuten dauern bis überhaupt ein Raum in Vollbrand stehe, bis größere Teile der Wohnung in Flammen stehen, müsse man zehn, zwanzig Minuten dazu addieren. Bei der Frage nach einer Sprengstoffexplosion gelte das Gleiche. Die einzige Möglichkeit sei also, dass ein leichtflüchtiges Brandmittel großflächig ausgeschüttet und entzündet worden sei. Dann bekomme man beides: Eine Explosion und eine rasche Brandausbreitung. Es bildeten sich nach dem Verschütten explosive Wolken und durch Zündung eine Explosion wie bei einer Gasexplosion. Durch die Lachenbildung könnten große Teile der Wohnung rasch in Brand stehen. Es müsse aber ein leichtflüchtiges Brandmittel sein wie Benzin, denn bei z.B. Heizöl gebe es keine Explosion. Das habe, so Setzensack, auch die Kripo Zwickau so erkannt und sei deshalb mit Spürhunden in das Haus gegangen, die an 22 Stellen angezeigt hätten (siehe Protokoll zum 15. Verhandlungstag). In 19 Proben habe man dann tatsächlich Benzin gefunden.

Es folgt ein Bild mit der Übersicht der 19 Benzinspuren in der Wohnung. Man habe Benzin im rechten Bad, in Küche, Wohnzimmer, Lager, Schlafzimmer und Katzenzimmer, im linken Flur und im linken Bad an zwei Stellen gefunden. Man habe auch im Treppenhaus an vier Stellen Benzin gefunden, obwohl es dort gar nicht gebrannt habe. Interessant sei, dass man in vielen, aber nicht in allen Räumen Benzin gefunden habe. Im Sportraum müsse etwas vorhanden gewesen sein, man habe aber nichts gefunden. Im Flur sei Brandlegungsmittel verschüttet worden, das könne man anhand der Brandspuren beweisen, man habe aber nichts gefunden. Das Brandlegungsmittel sei, so Setzensack, weg gebrannt. Auch interessant sei, dass das LKA Sachsen bei einer Untersuchung der Proben auf Kraftstoffzusätze, unterschiedliche Zusätze gefunden habe. Die Spur 11 im Lager könne nicht von dem Benzinkanister stammen, der vor der Wohnung aufgefunden worden sei. Auch die Spur 29 aus dem Brandschutt vor dem Haus könne nicht aus diesem Kanister stammen. 13 der Proben könnten aus dem Kanister stammen, bei vier Spuren lasse sich keine Aussage treffen, zwei Spuren könnten definitiv nicht aus dem Kanister stammen. Es müsse also mindestens noch ein weiteres Behältnis mit Benzin gegeben haben. Und in der Tat habe man die Glasflasche im Brandschutt gefunden, das habe der Vorsitzende eben vorgelesen. Es sei leider nicht untersucht worden, ob das Benzin aus der Flasche kompatibel ist mit der Spur 11. Das könne man klären, dazu müssten aber die beiden Labors ihre Spektrogramme vergleichen. Er könne nicht sagen, ob es noch ein drittes Behältnis gegeben haben muss. Bezüglich der Brandursache könne man jedenfalls eine eindeutige Antwort geben: es sei großflächig Benzin ausgebracht und gezündet worden.

Zur Zündquelle sagt Setzensack, gebe es drei Möglichkeiten: offene Flammen, elektrische oder mechanische Funken oder heiße Oberflächen. Man habe Teelichter in Wohnzimmer und Flur links gefunden. Lichtschalter habe es ebenfalls gegeben, der Funke reiche aus. Ausreichen würde, so Setzensack, auch das Ein- und Ausschalten des Kühlschranks oder elektrostatische Funken. Zu heißen Oberflächen lasse sich sagen, dass die Zündpunkte bei 300 bis 500 Grad liegen. Eine glühende Herdplatte habe eine Temperatur von 700 Grad. Einen Elektroherd habe es in der Küche gegeben, der sei aber nachweislich abgeschaltet gewesen. Es habe aber z.B. noch einen Toaster gegeben, der ans Stromnetz angeschlossen gewesen sei und im Prinzip mit den 700 Grad heißen Drähten Benzindämpfe hätte entzünden können. Bei normalen Bränden brenne es fünf bis zehn Minuten im Bereich der Brandausgangsstelle und der Brand breite sich erst dann aus. Man könne die Stelle gut lokalisieren. Da wo die höchsten Brandzehrungen vorhanden sind, sei der Brand ausgebrochen. Das sei aber nicht so, wenn man leichtflüchtige Brandmittel in Lachen habe. Hier verbleibe, so Setzensack, als einzige Möglichkeit, auf Indizien zurückzugreifen, die im vorliegenden Fall dafür sprächen, dass der Brand vermutlich von der Wohnungstür aus gezündet worden sei.

Zwei Indizien sprächen dafür: Erstens die Auffindesituation des Benzinkanisters vor der Wohnungstür. Zweitens könne man beweisen, dass Brandmittel bis zur Wohnungstüre ausgebracht gewesen sei. Es sehe so aus, als ob eine “Luntenspur” gelegt worden sei. Man sieht ein Foto vom Bereich des Wohnungseingangs. Setzensack sagt, man sehe hier charakteristische Brandspuren am Türstock der Wohnungstür und an der Badezimmertür. Die Verrußungen begännen erst einige Zentimeter über dem Boden. Diese Spuren, erläutert Setzensack, seien darauf zurückzuführen, dass hier am Boden Brandlegungsmittel gewesen sei. Auffällig sei, dass man am Boden keine Brandspuren sehe. Setzensack sagt, wenn man einen glatten Boden habe, da Benzin drauf schütte und anzünde, sehe man fast nichts. Setzensack: “Ich habe hier einen kleinen Versuch für Sie durchgeführt.” Es folgen zwei Bilder. Auf dem ersten ist ein Stück Kunststoffboden zu sehen, auf dem etwas brennt. Auf dem zweiten sieht man den Kunststoffboden nach dem Brand. Folgen des Brandes sind nicht zu erkennen. Da die Dämpfe über der Lache brennen, so Setzensack, sehe man  im Bereich der Benzinlache nichts. Bei der Lache am Boden sei kein Sauerstoff. Die Brandspuren würden auch erst in einer gewissen Höhe beginnen. Die Flammen würden nach oben weg schlagen, bei Lachen werde der Boden nicht beflammt. Es gebe noch einen zweiten Effekt: Benzin verdunstet  sehr stark, so dass Verdunstungskälte entsteht. Bei Teppichböden habe man allerdings sehr wohl Brandspuren, das gelte nur für glatte Böden. Es sehe also so aus, als ob der Täter eine Luntenspur gelegt habe bis zur Wohnungstür.

Es folgt ein Bild, auf dem an der geschlossenen Küchentüre Brandspuren in Bodennähe zu sehen sind, die aber im Bereich der Katzenklappe unterbrochen sind. Das Benzin, so Setzensack, habe neben der Klappe herunter laufen können, im Bereich der Klappe sei es aufgehalten worden. Man könne damit beweisen, dass hier explizit geschüttet worden sei, es sei also nichts einfach nur ausgelaufen. Beim nächsten Bild sehe man die Türe zum Zwischengang. Auch hier seien Brandspuren zu finden, offenbar sei im ganzen rechten Flur Brandlegungsmittel verschüttet gewesen. Es sehe also so aus, als ob das eine Luntenspur gewesen sein könne. Streichhölzer habe man nicht gefunden, das Benzin sei also wohl durch ein Feuerzeug oder ähnliches entzündet worden. Es sei hier relativ viel Benzin verschüttet gewesen, im rechten Flur habe es aber keine Explosionsspuren gegeben. Das bedeute, dass das Benzin kurz nach dem Verschütten angezündet worden sein müsse. Nach wenigen Minuten hätte es bereits eine Explosion gegeben, so Setzensack. Auch das deute darauf hin, dass von der Wohnungstüre aus gezündet worden sei. Setzensack: “Was wäre passiert, wenn hier gezündet worden wäre?” Die Flammen, so Setzensack, hätten irgendwann den Sportraum erreicht und dann hätte es dort eine Explosion gegeben. Die Strecke von drei bis fünf Metern hätte, wenn der Täter hier angezündet hätte, bei einer Luntenspur bis zum Sportraum drei bis vier Sekunden gedauert. Wenn die Luntenspur eine Unterbrechung habe, dann dauere es zehn Sekunden länger. Hier hätte der Täter, so Setzensack, “allerbeste Chancen” gehabt, unversehrt davon zu kommen. Es spreche also einiges dafür, dass von der Wohnungstür aus gezündet worden sei, der Täter hätte sich wohl nicht verletzt.

Die Frage, ob Personen außerhalb der Wohnung gefährdet gewesen seien, könne man mit einem “klaren Ja” beantworten, so Setzensack. Zunächst zeigt er ein Bild von der Frontseite des brennenden Hauses und dann eines von der Giebelseite. Wenn vor dem Gebäude eine Person gestanden hätte und etwa “diesen Brocken auf den Kopf bekommen hätte”, dann wäre das, so Setzensack, vermutlich tödlich ausgegangen. Dann zeigt er ein Bild vom Wohnzimmer von Charlotte E., auf dem Rissbildungen in der Wand gekennzeichnet sind. Die Trennwand sei etwas verschoben und weise Risse auf, sie sei nicht mehr gasdicht gewesen. Diese Wand wäre, so Setzensack, ebenfalls gefallen, wenn z.B. die Küchentüre offen gewesen wäre und dadurch der Explosionsdruck etwa höher gewesen wäre. Frau E. sei in den ersten Minuten des Brandes in ihrer Wohnung gewesen. Zu einem weiteren Bild des Brandes sagt Setzensack, die Explosion habe auch auf die Decke “mit ganz gewaltigen Kräften” gewirkt, das Dachgeschoss sei kurzzeitig durch die Explosion angehoben worden. Zu einem Bild vom Dachgeschoss sagt Setzensack, wenn sich im Dachgeschoss Personen aufgehalten hätten im Moment der Explosion, hätte, so der Brandgutachter, eine erhebliche Sturzgefahr bestanden: “Da kann man unter Umständen verletzt liegenbleiben.”

Der Brand sei nicht auf die Wohnung im ersten Stock begrenzt geblieben, er habe übergegriffen auf eine Wohnung im Dachgeschoss. Zu einem Bild von der verblendeten linken Eingangstüre zur Wohnung sagt Setzensack, die Türe sei im oberen Bereich durchgebrannt gewesen. Es hätte nicht viel gefehlt, dann wäre der Brand im hölzernen Treppenhaus gewesen, wodurch dann Personen der Fluchtweg verstellt gewesen wäre. Zu einem Bild des Dachstuhls sagt Setzensack, dass es zwischen den Gebäudeteilen 26 und 26a keine Brandmauer, die mindestens 30 cm über den Dachstuhl hinaus ragen müsse, gegeben habe und der Brand daher auf die Hausnummer 26a hätte übergreifen können. Es folgt ein Bild, dass das brennenden Gebäude und eine tiefschwarze Rauchwolke zeigt. Setzensack stellt fest, dass hier eine Dunkelfärbung zu sehen sei, der Rauch sei also hochgradig toxisch. Viel Ruß bedeute wenig Sauerstoff und schlechte Verbrennung, da entstehe immer Ruß und eine große Menge an Kohlenmonoxid. Wenn man zwei, drei Minuten in diesen Rauchgasen verbringe, sei man tot, so Setzensack. Eine Dachgeschosswohnung sei bereits gefüllt gewesen mit Rauchgasen. Die zweite sei noch nicht von den Brandgasen erfasst, aber schon verrußt. Es habe auch Rauchgase im Treppenhaus gegeben, so Setzensack. In gewisser Weise sei auch Frau E. schon gefährdet gewesen, weil Rauchgase in ihre Wohnung eingedrungen seien. Frau E. sei nach der Explosion um 15.08 Uhr, aber vor Eintreffen der Feuerwehr um 15.15 Uhr gerettet worden. In diesen wenigen Minuten sei es für Frau E. sicher nicht gefährlich gewesen, aber, so Setzensack weiter, hätte sie 20, 30 Minuten dort verbringen müssen, wäre es auch für sie gefährlich geworden.

Zur Gefährdung in Bezug auf Schusswaffen und Munition sagt Setzensack, es seien insgesamt elf Schusswaffen sowie Munition gefunden worden. Er habe sich mit dem Sachgebietsleiter Schusswaffen des LKA Bayern in Verbindung gesetzt. Der habe gesagt, dass das Nitrozellulosepulver zünde, wenn man die Patronen auf 200-300 Grad erwärme. Diese Temperaturen erreiche man auf jeden Fall bei einem Brand. Bei einzeln herum liegender Munition baue sich aber keine nennenswerte kinetische Energie auf, Passanten und Feuerwehrleute seien dadurch eigentlich nicht gefährdet. Auch Munition, die sich im Magazin befindet, sei relativ harmlos. Gefährlich seien durchgeladene Schusswaffen. Würden Patronen im Lauf gezündet, entspreche das einer normalen Schussabgabe, das Projektil könne mit der üblichen kinetischen Energie Passanten und Feuerwehrleute treffen. Dann fasst Setzensack seine Ergebnisse zusammen. Es sei ein Brandstiftung aufgrund großflächigen Ausbringen von Benzin; die Zündquelle sei nicht eindeutig, aber vermutlich sei von Wohnungstüre aus gezündet worden; es habe eine hohe Gefährdung Dritter gegeben, zumindest, wenn sich Personen in bestimmten Bereichen aufgehalten hätten.

Es folgt eine Pause bis 11.18 Uhr.

Danach fragt OStAin Greger, ob man Angaben zur Menge des ausgebrachten Brandlegungsmittels machen könne. Die Menge sei schwer zu schätzen, weil es nicht nur auf die Menge ankommen, sondern auch auf die Zeit zwischen Ausbringen und Anzünden, antwortet Setzensack. Man könne aber eine Untergrenze festlegen, wie viel mindestens ausgebracht worden sein muss und, “allerdings nur ganz grob”, eine Obergrenze abschätzen. Zur Untergrenze könne man sagen, dass Außenwände heraus gefallen seien, hierzu bedürfe es eines Überdrucks von 0,3 bar. Wenn man also etwa den Druck schlagartig auf 1,3 bar erhöhe, wirke eine Kraft von drei Tonnen auf den Quadratmeter Raumfläche, dann würden z. B. Außenwände heraus brechen. Daraus lasse sich die Größe der explosiven Wolke errechnen, die für diesen Überdruck notwendig sei. Diese müsse mindestens fünf  Prozent des Raumvolumens von 50 Kubikmeter im Sportraum gehabt haben. Daraus ergebe sich eine Wolkengröße von mindestens 2.500 Litern und es lasse sich errechnen, wie viel Benzin in einer solchen Wolke gewesen sein müsse. Dies könne man für Schlafzimmer und Katzenzimmer wiederholen. Unter der Berücksichtigung, dass noch etwas Benzin am Boden gewesen sei, müsse man von einer “absoluten Untergrenze” von fünf Litern verschütteten Benzins ausgehen.

Die Obergrenze könne man nur grob abschätzen, indem man sich etwa Vergleichsbilder von Explosionen anschaue, bei denen man wisse, wie viel Benzin ausgebracht worden sei. Setzensack präsentiert eine Luftaufnahme eines völlig zerstörten Einfamilienhauses. Dieses Haus sei völlig gesprengt, so Setzensack, die Haustür sei am Haus vorbei geflogen und in der Krone eines Baumes gelandet. In diesem Fall seien 35 Liter verschüttet worden: “So hat Zwickau nicht ausgesehen.” Deswegen schätze er als Obergrenze 20 Liter, aber das sei wirklich ungenau.

Richter Götzl übergibt das Fragerecht nun an die Verteidigung von Zschäpe. RA Stahl fragt, welche eigenen Feststellungen Setzensack seiner Einschätzung zur Gefährdung der Frau E. zugrunde gelegt habe. Er sei natürlich nicht vor Ort gewesen, so Setzensack, aber es gebe zwei Hinweise. Brandermittler Le. sei hier in der Verhandlung gefragt worden, ob die Wand noch dicht war, und habe bestätigt, dass die Wand nicht mehr dicht gewesen sei. Und der Zeuge Olaf B. habe hier geschildert, dass er seine Wäsche dreimal habe waschen und sie dennoch habe wegwerfen müssen, also seien offensichtlich auch in 26a Rauchgase vorhanden gewesen. Ob die Fenster bei Frau E. geöffnet gewesen seien, so dass Rauchgase hätten eindringen können, wisse er nicht, so Setzensack, aber bei einer beschädigten Wand gingen Rauchgase direkt durch. Zur Stärke der Rissbildung könne er sich nur auf das beziehen, was Le. geschildert habe. Es gebe Fälle, wo Leute ein Tuch auf dem E-Herd hätten liegen lassen. Die Rauchgase dieses Tuchs hätten für eine Rauchgasvergiftung ausgereicht. Man brauche da nicht erhebliche Mengen, aber er könne die Rauchgaskonzentration in der Wohnung von Frau E. nicht nennen. Auf Frage von RA Stahl sagt Setzensack, die Wand zwischen Nummer 26 und Nummer 26a sei eine 24 cm starke Hohllochwand gewesen, zur Rohdichtemasse des Baustoffs könne er nichts sagen. Auf Nachfrage sagt er, eine Brandwand müsse mindestens 24 cm stark sein, nach 90 Minuten noch eine gewisse Stoßbelastung aushalten und mindestens 30 cm über das Dach gehen. Auf die Frage von RA Stahl, ob eine Brandwand immer 30 cm über das Dach gehen müsse, verweist Setzensack auf die Zuständigkeit des vorbeugenden Brandschutzes. RA Stahl will wissen, welche Erkenntnisse Setzensack darüber habe, dass die Wand etwas verschoben gewesen sei. Es stehe in der Akte, dass die Wand etwa 1 cm in Richtung der Wohnung von Frau E. verschoben gewesen sei. RA Stahl fragt, ob Setzensack das hinterfragt habe. Setzensack erwidert, für ihn sei das ein Aktenfall gewesen, kein Tatortfall. Der Wert eines Überdrucks von 0,3 Bar, der zum Einstürzen von Außenwänden führe, sei ein tabellierter Durchschnittswert für Mauerwerk, so Setzensack auf Frage von RA Stahl, der Unterschied zwischen Neu- und Altbauten sei hier nicht so gravierend.

Dass das Dachgeschoss kurzzeitig angehoben worden sei, könne man abschätzen. Es gebe den Hinweis von Brandermittler Le., dass das Gebälk im vorderen Bereich gebrochen gewesen sei. Man könne sich das aber auch theoretisch herleiten, auf das Dachgeschoss wirke eine Kraft von 150 Tonnen, diese Kraft sei höher als das Gewicht des Dachgeschosses: “Es wird definitiv angehoben.” Auf Nachfrage von RA Stahls sagt Setzensack, er gehe von einer Explosion in Sportraum, Schlafzimmer und Katzenzimmer aus, in den anderen Räumen habe es keine Explosion gegeben. Auf Frage von RA Stahl gibt Setzensack an, sicherlich sei im Sportraum mehr Brandmittel ausgebracht worden als etwa in der Küche, es komme aber darauf an, ob Teile angezündet worden seien oder nicht. RA Stahl will wissen, in welchem Zeitraum ein für den Brandleger gefahrloses Entzünden nach Ausbringung der Brandlegungsmittel möglich sei. Setzensack erwidert, wenn man neben neben einer explosiven Wolke stehe und sie anzünde, gebe es einen Feuerball, der sich um das 1,7fache ausdehne. Eine Wolke von einem Meter Durchmesser ergebe einen Feuerball von 1,7 m. Dieser brenne aber nur kurz, ein paar Zehntelsekunden, dabei zögen sich die Leute Verbrennungen im Gesicht zu, die Haare würden ein bisschen weg gebrannt, im Allgemeinen seien die Verletzungen nicht so dramatisch. RA Stahl sagt, es gehe ihm um das Zeitfenster zwischen dem Ausbringen des Brandlegungsmittel und der Explosion. Setzensack sagt, wenn man eine durchgehende Luntenspur habe, wäre die Explosion drei bis vier Sekunden nach der Zündung gekommen. Zur unterbrochenen Luntenspur habe er ein Bild. Setzensack zeigt ein Bild von einem Zündversuch. Man sehe hier ein brennendes Teelicht und eine Benzinspur, die nicht an das Teelicht herangeht, da sei eine Lücke von 5 cm. Sie hätten getestet, wie lange es dauert, bis diese Spur gezündet wird. In dem Fall habe es zehn Sekunden gedauert. Die Dampfwolke erreiche irgendwann das Teelicht und dann zünde dieses zu der Lache herüber. Bei einer unterbrochenen Luntenspur müsse diese Lücke überbrückt werden. RA Stahl fragt, ob Setzensack seinen Erkenntnissen zugrunde gelegt habe, ob und welche Türen in der Wohnung geöffnet oder geschlossen waren. Das habe er von der Akte übernehmen müssen. Er zeigt ein Bild und sagt, er habe hier die Tür- und Fensterstellungen eingezeichnet, soweit bekannt. Geschlossen seien die Türen im Badezimmer rechts und in der Küche gewesen, geöffnet im Schlafzimmer, im Katzenzimmer und im Badezimmer. Die Fenster nach hinten und im Wohnzimmer seien geschlossen gewesen. RA Stahl bittet Setzensack zur Beantwortung einer hypothetischen Frage: “Wäre es denkbar, dass die Person, die dieses Brandmittel ausgebracht hat, die Wohnung nochmal verlässt, dann wiederkommt und dann, meinetwegen am Ausgangsort im Flur, den Brand legt?” Diesen Hergang würde er ausscheiden, so Setzensack, weil es im rechten Flur keine Explosion gegeben habe. Diese Entzündung müsse sehr zeitnah gewesen sein. Das von RA Stahl Geschilderte könne also nur passieren, wenn die Person das Benzin in den anderen Räumen vorher ausgelegt hätte und dann zurückgekommen, Benzin im Eingangsflur verschüttet und da gleich angezündet hätte. RA Stahl sagt, genau das habe ihn interessiert, er habe dann keine Fragen mehr. Dann bittet RA Stahl doch noch um eine Pause zur Beratung. Richter Götzl sagt, er lege dann die Mittagspause ein.

Um 13.10 Uhr geht es weiter. RA Stahl sagt, er habe doch noch zwei kleine Fragen zur Gefährdung von Frau E. Setzensack habe gesagt, die Trennwand zur Wohnung von Frau E. sei nicht mehr gasdicht gewesen und er, RA Stahl, wolle wissen, welche Feststellungen Setzensack dazu getroffen habe. Er habe sich da auf die Akte beziehen müssen und habe Herrn Le. danach gefragt. Dieser habe geantwortet, dass die Wand nicht mehr dicht gewesen sei. RA Stahl fragt nach, ob sich das auf eine Dichtigkeitsprüfung stütze oder ob das die Auffassung von Le. gewesen sei. Setzensack sagt, er gehe davon aus, dass die Polizeibeamten auch in der Wohnung von Frau E. waren, und vermute, dass man Rauchgase gerochen und daraus geschlossen habe, dass auch Rauchgase eingedrungen seien.

RA Stahl fragt, woran Setzensack seine Aussage festmache, dass nicht mehr viel dazu gehört hätte, dass auch diese Wand eingestürzt wäre. Das mache er an der Türstellung fest, so Setzensack. Erneut zeigt er die Skizze der Tür- und Fensterstellungen. Er sagt, die Küchentür zum rechten Flur sei geschlossen, die Tür von Küche zu Wohnzimmer offen gewesen. Wäre die Tür zum rechten Flur geöffnet gewesen, wäre der Druck Richtung Wohnzimmer stärker gewesen, so Setzensack. Das sei ja eine sehr hypothetische Aussage, erwidert RA Stahl. Ihn interessiere, ob diesbezüglich auch Untersuchungen an der Wand vorgenommen worden seien. Das verneint Setzensack. Risse und Verschiebungen an der Wand bedeuteten aber, dass Stellen keine Verbindung mehr hätten. Er vermute, dass dann nicht mehr viel fehle bis die Wand einstürze. RA Stahl entgegnet, es gebe aber Gebäude, die Risse in der Wand hätten und auch nicht umfielen, es sei also eine Schlussfolgerung oder Vermutung. Das bestätigt Setzensack, mehr könne er hier nicht tun.

Nebenklagevertreterin RAin Dierbach folgert aus der Verschiebung der Wand, dass diese keine Verbindung mehr zu Boden und Decke gehabt habe. Setzensack bestätigt, dass es irgendwo eine Unterbrechung gegeben haben und dann zumindest durch Mikrorisse eine Undichtigkeit vorhanden gewesen sein müsse. RAin Dierbach sagt, dann komme es doch auf die Mauerrisse, die im Bild zu sehen gewesen seien, gar nicht an. Das sei möglicherweise so, erwidert Setzensack. RAin Dierbach will daraufhin wissen, ob aus Setzensacks Sachverständigenerfahrung die Art der Brandlegung darauf hindeute, dass der Täter sich besondere Kenntnisse angeeignet habe. Er würde keine besondere Kenntnisse unterstellen, so Setzensack. Viele Täter würden überrascht, dass es eine Explosion gibt. Auch im vorliegenden Fall meine er, die Explosion habe für den Täter auch “ins Auge gehen können”, insofern wisse er nicht, ob man so große Sachkunde unterstellen kann. RA Scharmer weist darauf hin, dass die Tür zum Sportraum offen gewesen sei, da müsse sich doch das Benzin-Luftgemisch verteilt haben, möglicherweise in den Flur. Im Prinzip habe RA Scharmer recht, so Setzensack, aber es sei unklar, wie die Stellung der Tür im Sportraum gewesen sei. Man wisse nicht, ob sie offen oder geschlossen war.

RA Kolloge möchte wissen, wie lange es dauere, bis sich in einem Raum ein explosives Gemisch bildet. Wenn man eine Lache habe, entstehe pro Minute und pro Quadratmeter ein explosives Gemisch von 100 Litern. Der Sportraum habe 50 Kubikmeter und, damit die Außenwände herausfallen, müsse die explosive Wolke mindestens 2.500 Liter haben. Pro Minute entstehe ein Gemisch von 700 Litern, also habe man nach sechs bis sieben Minuten eine solche Wolke. RA Kolloge fragt, wie sich fünf ausgekippte Liter verteilten. Auf einem glatten Boden bekomme man eine Lache von fünf Quadratmetern, so Setzensack, auf einem Teppichboden sei sie nicht so groß. Die Abdampfrate hänge von der Lachenoberfläche ab. Wenn man das Benzin auf einen glatten Boden schütte, bekomme man die größte Lache und umso größer die Lache, um so schneller dampfe das ab. RA Kolloge fragt, wie steuerbar das sei, wenn man das mit dem Ziel mache, die Wohnung komplett auszubrennen, ohne eine Wand herauszuprengen. Setzensack erwidert, dass ihm Benzin dafür zu gefährlich wäre und er auf Diesel oder Heizöl zurückgreifen würde, weil das nicht explodiere. Wenn man zehn Liter Benzin verschütte, könne man eine Explosion gar nicht vermeiden, denn dafür brauche man eine gewisse Zeit und dann habe sich schon eine explosive Atmosphäre gebildet.

Laut RA Reinecke habe es auch im Eingangsflur irgendwann mal eine explosive Atmosphäre gegeben. Er will wissen, wie viel Zeit jemandem bliebe zwischen Ausbringen und Anzünden, ohne dass es dort zu einer Explosion komme. Dazwischen könne maximal etwa eine Minute liegen, so Setzensack. Auf Frage von RA Reinecke antwortet Setzensack, dass an mehreren Stellen im Wohnzimmer Benzin gefunden worden sei. Auf Reineckes Frage, ob dort auch ein explosives Gemisch zustande gekommen sei, erwidert Setzensack, er vermute, dass dort nicht genügend Benzin verschüttet worden sei. Wenn man bspw. ein Schnapsglas Benzin verschütte, reiche das nie aus, um eine explosive Atmosphäre zu bilden.

RA Stahl will wissen, ob davon auszugehen sei, dass in den Zimmern, in denen es zur Explosion gekommen sei, mehr brennbare Gegenstände waren oder mehr Brandmittel ausgebracht wurden. Setzensack antwortet, es müsse auf alle Fälle eine hinreichende Menge an Brandmittel verschüttet worden sein, sonst hätte es nicht ausgereicht, diese Wolke zu erzeugen. Für den Sportraum könne man ausrechnen, dass in der Wolke mindestens 0,7 l Benzin gewesen sei. RA Stahl fragt nach, wie es sich mit der Abdampfung beispielsweise bei durchtränkten Matratzen verhalte. Da könne man wieder die Oberfläche zugrunde legen, so Setzensack, es zähle nicht die Tiefe.

Es folgt die Einvernahme des Sachverständigen Redmer vom LKA Sachsen. Redmer sagt, er könne sich nur den Ausführungen von Dr. Setzensack anschließen: “Das ist für mich schlüssig und aussagekräftig. Da gibt es keinerlei Widerspruch oder Anmerkungen von mir.” Was er evtl. zeigen könne, seien Beispiele für das unterschiedliche Abbrennverhalten unterschiedlicher Flüssigkeitsmengen Benzin. Damit ist die Vernehmung von Redmer beendet. Danach gibt es auch an Setzensack keine Fragen mehr, der also ebenfalls entlassen wird.

Nebenklagevertreter RA Hoffmann verliest eine Erklärung zur Stellungnahme der BAW zu seinem Beweisantrag (siehe Protokoll zum 73. Verhandlungstag.) Der Beweisantrag sei zulässig, so RA Hoffmann, und die Vernehmung des Zeugen von der Aufklärungspflicht des Gerichts geboten. Die Frage der Zulässigkeit des Beweisantrages stelle sich nach Anschluss weiterer Nebenkläger an den Antrag nicht mehr. Die behauptete Beweistatsache würde eine Unterstützungshandlung im Sinne des § 129a StGB und eine zumindest versuchte Beihilfe zu den nach dem Februar 2004 erfolgten Straftaten des NSU darstellen. Dies würde sich jedenfalls auf die Strafzumessung bezüglich des Angeklagten Wohlleben auswirken. Entgegen der Auffassung der BAW sei davon auszugehen, dass auch Beweisanträge der Nebenklage zulässig sind, die sich nur auf die Rechtsfolgen beziehen. Die BAW überspanne die Anforderungen, die an einen Beweisantrag zu stellen sind, wenn sie diesen ablehnen wolle, weil der behauptete Tausch einer Pistole gegen ein Gerät zur Überwindung von Wegfahrsperren von Fahrzeugen, die häufig von Mitgliedern des NSU zur Tatbegehung genutzt wurden, keinen ausreichenden Bezug zum NSU aufweise. Vielmehr verhalte es sich nach Aktenlage so, dass der Angeklagte Wohlleben einerseits außerhalb seines Bezuges zum NSU nichts mit Waffen zu tun gehabt habe, andererseits die in dem Beweisantrag aufgeführten Fahrzeugtypen für welche der Angeklagte Wohlleben das Gerät habe beschaffen wollen über Jahre hinweg das bevorzugte Fahrzeug bei der Ausübung der Taten des NSU gewesen seien. Im Übrigen gebe es keinerlei Hinweise, dass der Angeklagte Wohlleben aus nicht politisch motivierten Bestrebungen heraus KfZ-Diebstähle begangen oder unterstützt habe. Bei lebensnaher Betrachtung dränge sich daher ein Zusammenhang der Beweisbehauptung zu den Taten des NSU und Wohllebens Verstrickungen hierin auf.

Im Folgenden nimmt die BAW zum Beweisantrag von RA Bliwier auf Beiziehung der Akte der Staatsanwaltschaft Hannover (siehe Protokoll zum 73. Verhandlungstag) Stellung. Dieser sei abzulehnen. Es handele sich um einen Beweisermittlungsantrag. Dem Antragssteller gehe es um die Feststellung der materiellen Richtigkeit der Verurteilung des Zeugen, wozu sich eine Strafakte nicht verhalte. Der Nachweis einer Falschaussage des Zeugen könne nichts zu einer Erforschung des angeklagten Verfahrensgegenstands beitragen. RA Heer sagt: “Wir sehen das ganz genau so.”

Dann gibt RA Reinecke eine Erklärung zur Vernehmung der Brandsachverständigen ab. Der Tatkomplex Ziffer 1.2 der Anklage sei in weiten Teilen abgeschlossen. Es ergebe sich, dass die Angeklagte die Brandstifterin sei. Man könne sich den Fragen nähern, ob eine Person allein die Brandstiftung begangen hat, und ob es Anhaltspunkte für ein vorsätzliches Tötungsdelikt gibt. Die Brandstiftung könne allein ausgeführt worden sein. Dass zehn Liter Benzin vorbereitet gewesen seien, spreche für eine geplante Tat. RA Reinecke sagt, ihm falle auch keine andere Funktion ein, warum man Benzin in eine Himbeersaftflasche umfüllen solle als zum Zwecke einer Brandstiftung. Es handele sich um eine extrem gefährliche Version der Brandlegung, wenn jemand eine Wohnung in einem Mehrfamilienhaus mit Benzin in Brand setzt, unabhängig davon, ob man Explosionen erwarte oder nicht. Das Gericht sei nicht verpflichtet, allen Möglichkeiten nachzugehen, sondern nur den naheliegenden. Wenn von der Angeklagten keine Einlassung komme und es keine konkreten Anhaltspunkte gebe, dann müsse man sich nicht mit allen Möglichkeiten, wie dem Klingeln bei Frau E., auseinandersetzen. Schweigen müsse nicht immer die Verteidigungsstrategie erster Wahl sein. Man habe hier zumindest mit bedingtem Vorsatz ein Tötungsdelikt. Richter Götzl unterbricht RA Reinecke, jetzt gehe er über die Möglichkeiten einer Erklärung hinaus. RA Reinecke sagt, er sei in die Bibliothek gegangen und habe nachgelesen. Wieder unterbricht Götzl. Wenn er sage, was zulässig ist, bedeute das nicht, dass Reinecke die Grenze überschreiten dürfe. Nachdem RA Reinecke wieder angesetzt hat, unterbricht Götzl aufgebracht dessen Satz, der sich auf die Strafe für versuchten Mord bezieht. Man sei nicht im Schlussvortrag, so Götzl, und er verstehe das jetzt als Provokation, dass RA Reinecke bewusst darüber hinausgehe. RA Reinecke schweigt. Götzl sagt, dazu könne RA Reinecke jetzt etwas sagen, aber er sage nichts. RA Reinecke sagt, er sehe das nicht so, man sei im siebzigsten Verhandlungstag eines Verfahrens und es folgten nochmal so viele. Auch RA Stahl habe in einer Erklärung schon einmal eine halbe Seite der Anklageschrift zitiert. Wieder unterbricht Götzl, RA Reinecke nehme als Nebenklagevertreter Keupstraße Stellung zum Komplex Frühlingsstraße. RA Reinecke erwidert, das Verhalten der Angeklagten sei indiziell für alles, was vorher gelaufen sei. Götzl sagt, man halte sich jetzt ganz genau an die StPO, RA Reinecke wisse ganz genau, was damit gemeint sei. Damit schließt Götzl den heutigen Verhandlungstag.

Auf dem Blog NSU-Nebenklage heißt es:

„Heute wurde das abschließende Gutachten zum Brand in der Frühlingsstraße 26 gehört. Beide Sachverständige waren sich in Ihrer Einschätzung einig und bestätigten, was auch schon frühere Beweise gezeigt hatten: Explosion und Brand entstanden durch Ausschütten und Anzünden größerer Mengen Benzin, es bestand eine ganz erhebliche Gefahr für Personen im Haus Frühlingsstraße 26/26a und um das Haus herum.Damit ist die Beweisaufnahme zum Brand in der Frühlingsstraße weitgehend beendet. Nebenklägervertreter Rechtsanwalt Reinicke fasste in einer Erklärung die Beweisergebnisse zusammen und kam zu dem Schluss, dass der Anklagevorwurf gegen Beate Zschäpe - dreifacher versuchter Mord - insoweit bestätigt worden ist.“


Protokoll 75. Verhandlungstag - 16. Januar 2014

Der 75. Prozesstag stand ganz im Zeichen des bisher noch nicht aufgerufenen Mordfalles Michèle Kiesewetter, des mutmaßlich letzten Mordes des NSU. Nach der Vernehmung von Polizeibeamten, die als erste nach dem Anschlag am Tatort, der Theresienwiese im baden-württembergischen Heilbronn, eingetroffen waren bzw. den Tatort dann untersucht hatten, wurde der Überlebende des Anschlages, der heute 31-jährige Kollege der Ermordeten, Martin A., vernommen.

Zeug_innen:

	Kerstin Ki. (Polizistin, Heilbronn, wurde mit Th. zur Heilbronner Theresienwiese alarmiert)
	Joachim Th. (Polizist, Heilbronn, wurde mit Ki. zur Heilbronner Theresienwiese alarmiert)
	Roland Ze. (Kripo Heilbronn, ermittelte Zeit eines Anrufs)
	Stefan Ri. (Kripo Heilbronn, ermittelte zur dienstlichen Ausrüstung der Opfer und den Dienstplänen)
	Peter Fi. (Polizist, Heilbronn, Spurensicherung Theresienwiese)
	Martin A. (Kollege von Michèle Kiesewetter, überlebte Kopfschuss in Heilbronn)




Erste Zeugin des Tages ist die Polizeiobermeisterin Kerstin Ki., 30 Jahre, von der Polizeidirektion Heilbronn. Sie war mit einem Kollegen die erste Beamtin am Tatort auf der Theresienwiese in Heilbronn. Der Vorsitzende Richter Manfred Götzl bittet sie, das Geschehen an jenem 25. April 2007 aus der eigenen Erinnerung zu schildern. Der Einsatz sei wie folgt verlaufen, antwortet Ki.: Sie seien im Revier Heilbronn gesessen als ein Taxifahrer angerufen und gemeldet habe, dass auf der Theresienwiese ein Polizeiauto mit erschossenen Kollegen stehe. Sie seien dort hingerast und das Fahrzeug der Bereitschaftspolizei mit beiden Türen offen vorgefunden. Der Kollege sei zur Frau gegangen und habe gesagt, dass sie ex sei. Ihr Kollege sei am Boden gelegen, er habe dann kurz die Augen aufgemacht. Sie habe dann noch hinter das Haus geschaut, ob da noch jemand dort sei und  dann beim Kollegen A. Erste Hilfe geleistet, nachdem sie einen Funkspruch abgesetzt habe. Das sei um etwa 14:10 Uhr gewesen, sie sei dort mit dem Kollegen Joachim Th. eingetroffen. „Wir waren wirklich in 2 Minuten dort, wir sind wirklich gerast.“

Die Kollegin sei halb draußen in Richtung auf den A-Holm gelegen, der Kollege, wie gesagt, draußen. Auf dem Beifahrersitz seien eine Sonnenbrille und Zigaretten gelegen. Bei der Kollegin sei das Gürtelsystem seitlich verdreht gewesen. Als Verletzungen beim Kollegen habe sie vor allem festgestellt, dass er am Kopf geblutet habe. Sie hätten die Kollegin zur Seite getragen. Beim Kollegen hätten sie die Schutzweste geöffnet. Der Kollege A. habe sich an den Kopf fassen wollen, sie habe seine Hand festgehalten, damit er sich nicht ans Ohr fasste. Dann sei der Rettungsdienst gekommen. Als der Beamte im Rettungswagen gelegen sei, habe man ihr die Einsatzmittel übergeben. Sie habe festgestellt, dass Waffe fehlte. Sie meine auch festgestellt zu haben, dass da im Sitz irgendwo eine Hülse gesteckt habe. Die Sachen seien vom Kollegen Th. An die Spurensicherung (Spusi) übergeben worden. Erst als Polizeihauptkommissar (PHK) Th. den Puls gefühlt habe, habe der verletzte A. die Augen aufgeschlagen. Dann sei PHK Hi. angelaufen gekommen und habe gesagt, dass er Rettungssanitäter sei. Auf Nachfrage präzisiert die Zeugin, dass der verletzte Kollege außerhalb des Autos gelegen sei, seine Füße jedoch noch im Auto gewesen seien.
RAin Wolf (Nebenklage Kiesewetter) will wissen, wo genau sie mit ihrem Einsatzfahrzeug geparkt hätten. Ki. erwidert, dass sie direkt mit Blaulicht bis zum Auto gefahren und nur 2 Meter davon entfernt gehalten hätten. Wolf fragt weiter, wen sie nach der Tatmeldung gerufen habe und wie. Sie seien so perplex gewesen, dass sie einfach so in den Raum gerufen habe. Sie seien dann mit vier Streifen gestartet, sie und ihr Kollege seien als erste rausgefahren. Richter Götzl will noch wissen, ob die Theresienwiese ihr ein Begriff gewesen sei. Ja, antwortete die Zeugin, sie sei auch selber ab und zu dort gewesen, zum Eisessen und so. Götzl fragt weiter, ob der Ort als Platz für Mittagspause der Polizei bekannt gewesen sei. Das bejaht die Zeugin: dort sei es schattig, es gebe nur wenige Passanten. Wo aber die Kollegen der Bereitschaftspolizei (BePo) ihre Mittagspausen machten, wisse sie nicht. RA Erdal fragt, ob zur Tatzeit eine Kunstausstellung in Heilbronn gewesen sei. Das könne sie nicht sagen, so die Zeugin. Die Zeugin wird entlassen.

Als nächster wird der Zeuge Joachim Th., 44, PHK in Heilbronn hereingerufen. Auch ihn bittet Richter Götzl den Hergang am 25.4.2007 zu schildern. Sie hätten Spätdienst auf dem Revier gehabt und er sei der Dienstgruppenleiter gewesen. Um etwa 14:18 Uhr sei er von seiner Kollegin Ki. informiert worden, dass zwei Kollegen erschossen neben dem Streifenwagen auf der Theresienwiese (TW) lägen. Bei der Anfahrt auf die TW sei vor dem Stromhäuschen ein Taxifahrer gestanden und habe auf das Fahrzeug gezeigt. Da habe man man schon die beiden Türen offen gesehen und dass der Kollege draußen lag, Uniformteile seien herumgelegen. Er sei zur Fahrerseite gegangen, wo die Kollegin Kiesewetter halb draußen gelegen sei, mit einem Kopfschuss. Er habe keine Erste Hilfe geleistet: „Für mich war die Kollegin verstorben.“ Dann sei er zum Kollegen hinüber, der habe beim Pulsfühlen dann die Augen geöffnet. Sie hätten das Hemd aufgerissen und die Schutzweste entfernt. Dann sei der Kollege Hi. gekommen und gesagt, er sei Rettungssanitäter. Er habe bei Kiesewetter einen kurzen Beatmungsversuch unternommen,  das habe jedoch nicht funktioniert. Die Leitung sei dann von den Rettungskräften übernommen worden. Ein Kollege habe darauf aufmerksam gemacht, dass die Schusswaffen fehlten, das habe er weitergemeldet. Es hätten eine Schließe und ein Magazin gefehlt, aber was wem gefehlt habe, habe er dann nicht mehr ermittelt. Der Notruf sei von einem Taxifahrer gekommen, der von einem Radfahrer, der zufällig vorbeigekommen sei, informiert worden sei. Ob er sich um den Taxifahrer Ka. gehandelt habe, fragt Götzl nach. Das könne schon sein, antwortet Th., der Anruf sei jedoch bei der Funkzentrale eingegangen, er könne sich nicht erinnern, wie der Name ermittelt worden sei. Es könne sein, dass der Funker POM Ko. den Anruf entgegengenommen habe. Auch dass der Radfahrer Sch. geheißen habe. Das Fahrzeug der betroffenen Kollegen habe mit der Front Richtung Osten, Ausfahrt der Theresienwiese, gestanden, parallel zum Trafo-Häuschen. Beide Türen und Fenster seien offen gestanden, es sei auch ungewöhnlich heiß für April an dem Tag gewesen. Ja, auch an ein Handy könne er sich erinnern: Beim Umlagern der Kollegin sei ihr das Handy aus dem Schoß neben die linke Hand gefallen. Wo es vorher gewesen sei, könne er nicht sagen.

Götzl hält ihm seine Aussage vor, dass der Kollege Ku. darauf aufmerksam gemacht habe, dass die Dienstwaffen gefehlt hätten. Sie hätten festgestellt, dass bei Kiesewetter die Waffe, das Magazin, das Reizstoffsprühgerät und ihre Schließen [= Handschellen], beim Kollegen A. lediglich die Waffe gefehlt hätten. Auch von ihm will Götzl wissen, ob die Theresienwiese bekannt gewesen sei. Ja sicher, antwortet der Zeuge, die TW gehöre zu ihrem Zuständigkeitsbereich. Als Pausenplatz sei sie ihm persönlich nicht bekannt gewesen, Kollegen hätten aber hinterher gesagt, dass das so sei. RA Martinek (Nebenklage A.) fragt nach, ob er als Dienstgruppenleiter mit der Diensteinteilung Kiesewetters zu tun gehabt habe. Nein, sagt der Zeuge, damit habe er überhaupt nichts zu tun gehabt. Die Bereitschaftspolizei (BePo) werde gemeinhin vom Leiter der Fahndungs- und Ermittlungsgruppe eingeteilt. Sie sähen die Kollegen von der BePo zwar, aber sie hätten mit deren eigentlichen Einsatz nichts zu tun. Der Zeuge wird entlassen.

Einen Kurzauftritt legt der Zeuge KHK Roland Ze., 55, von der Kripo Heilbronn: er hatte den Zeitpunkt der Tatmeldung ermitteln sollen. Götzl fragt ihn, wann genau man Kenntnis vom Auffinden der Kollegen erhalten habe. Am Mittwoch, den 25.4.2007, habe ein Taxifahrer, dessen Standplatz der Hauptbahnhof sei, angerufen und mitgeteilt, dass ein Streifenwagen auf der Theresienwiese stehe, aus dem die Kollegen herausgehangen und diese erschossen worden seien, so ungefähr. Die Zeitermittlung sei schwierig gewesen, man habe deshalb auch Funkzellendaten ausgewertet und festgestellt, dass der Taxifahrer Kandil um 14:12 Uhr angerufen habe. Der Zeuge wird entlassen.

Der nächste Zeuge ist der Kriminalbeamte Stefan Ri., 44, von der Kripo Heilbronn. Seine Aufgabe war es zu ermitteln, welche Gegenstände der Betroffenen Kiesewetter und A. am 25.4.2007 gefehlt haben. Der Zeuge sagt aus: Die Landespolizeibeamten hätten eine Grundausstattung. Die Bereitschaftspolizei Böblingen habe mitgeteilt, dass eine 9-Millimeter-Pistole mit Munition, ein Ersatz-Magazin, Handschließen und ein Reizstoffsprühgerät ausgehändigt worden seien. Es habe sich dann herausgestellt, dass bei Martin A. nur die Waffe, bei Michèle Kiesewetter Pistole, Magazin, Reizstoffspray und Schließe gefehlt hätten. Ob ein Taschenmesser der Marke Victorinox verloren gegangen oder entwendet worden sei, habe sich nicht feststellen lassen. Richter Görtl hält dem Zeugen dessen Einlassung vor, dass die es sich um eine nummerierte Waffe der Marke „Heckler & Koch“ mit der Griffgröße M gehandelt habe. Der Zeuge bestätigt, dass diese Angaben erhoben worden seien, um die Waffe zur Fahndung ausschreiben zu können. Die Kiesewetter-Waffe sei mit einer Individualnummer versehen gewesen und bei dem Taschenmesser habe es sich um einen Kreuzschlitzschraubendreher gehandelt, ergänzt der Zeuge. Die vierstellige Schließen-Nummer sei 5.032 gewesen. Da die Gegenstände regelmäßige zur Inspektion der Funktionstüchtigkeit in der polizeilichen Waffenwerkstatt untersucht würden, sei die Individualnummer nötig, um die Sachen eindeutig zuordnen zu können. Götzl zitiert aus den Akten die Individual-Nummer 5.219 des Reizstoffsprühgeräts der Ermordeten. An dieser Stelle werden Lichtbilder von der Ausstattung von Michèle Kiesewetter in Augenschein genommen: eine Taschenlampe „Minimaclite“ gehöre zur Ausstattung der BePo, so der Zeuge. Ebenso ein Reizstoffsprühgerät, hier versehen mit der einer „5.219“, der Nummer des BePo-Zuges; Pistole H&K P2000 9×9 mm und die Handschließe Marke „Cleuso“.

Der Zeuge hatte auch Ermittlungen zum Zustandekommen des Einsatzplans vom 25.4.2007 vorgenommen. Dazu gibt er an: Er habe nach der Tat Kontakt mit der 5. Bereitschaftspolizei-Abteilung in Böblingen aufgenommen, wo sich POK Ho. mit der Einsatzplanung befasse. Am 16. oder 17. April 2007 sei eine Anfrage zum Einsatz am 25.4.2007, einer Urlaubswoche, hereingekommen, habe der ausgesagt. Ho. habe einen Aushang für Freiwillige, die diese Schicht übernehmen wollten, gemacht und aufgehängt. Kiesewetter habe sich am 19.4. gemeldet und gefragt, ob man sie nicht auf den Einsatzbefehl setzen könne, sie brauche noch Stunden. Sie säße sonst nur sinnlos herum, so könne sie noch ein paar Stunden etwas Sinnvolles machen. Sie habe dann einen Tauschpartner für die an sich volle Schicht gefunden, nämlich den Kollegen Lars De.
Richter Götzl ergänzt aus den Akten: Ho. habe noch nachgefragt, ob Kiesewetter denn nicht nach Hause nach Thüringen fahre. Sie habe das bejaht: übers Wochenende, dann sei sie aber wieder zurück. Deshalb habe ihrem Wunsch nach Einsatz in der Schicht entsprochen werden können. Er will noch wissen, wann diese Einsatzzeiten genau gewesen seien. Der Zeuge sagt: es seien der Einsatzzug 514, und die Beweis- und Festnahmeeinheit (BFE) 524 der BePo Böblingen gewesen an jenem Tag: einmal sei Beginn um 8:30 Uhr und einmal um 11 Uhr gewesen, das hätten die beiden Züge getauscht. Derartige Tausche seien normal, erklärte der Zeuge.

Warum sich die Beamten dort auf der Theresienwiese aufgehalten hätten, fragt Götzl nach. Der Zeuge: Es handele sich um einen Festplatz wie in München. Es sei unter den Einsatzkäften bekannt, dass man dort etwas essen und Pause machen könne. Ermittlungen bei BePo Böblingen hätten ergeben, dass die TW den meisten Einsatzkräften als Pausenplatz bekannt gewesen sei, aber nur wenige wirklich dort Pause gemacht hätten. Was A. und Kiesewetter angehe, so meine er, dass A. zum ersten Mal zum Einsatz in Heilbronn gewesen sei, Kiesewetter wohl schon öfter, er wisse jedoch nicht wie oft.  RA Martinek fragt den Zeugen, wie sich Streifen beim Pause machen verhielten, ob sie sich etwa abmelden würden. Das sei, so der Zeuge, schwierig zu sagen: normal werde während der Streife etwas zum Essen gekauft und konsumiert ohne Abmeldung. Nur wenn Auto verlassen werde, muss das gemeldet werden, um eine ständige Erreichbarkeit sicherzustellen. Da sei eine Abmeldung zwingend.

RA Bliwier will von dem Zeugen wisse, ob er auch Ermittlungen angestellt habe zu den Einsätzen Kiesewetters in der Vergangenheit. Der Zeuge antwortet, sie hätten Datenblätter bei der BePo eingesehen. Bliwier hält „Einsätze aus besonderem Anlass 2006/2007“ vor und fragt, ob der Zeuge solche Aufstellungen gefertigt habe. Ja, er habe solche Aufstellungen angefertigt, erwidert der Zeuge, ob das aber die zitierten seien, wisse er nicht. Auch, ob Kiesewetter diese Einsätze in Uniform oder in Zivil absolviert habe, wisse er nicht. Bliwier zählt eine Reihe von Einsätzen Kiesewetters bei Demonstrationen gegen Rechts auf: Stuttgart 28.1.2006: Anlass Demo rechts; Ulm, 13.2.06, gleicher Anlass; Pforzheim 23.2.06, Demo rechts; Göppingen 15.6.06, Demo rechts; Friedrichshafen, 2006, Demo rechts; Ellwangen, 2006, Demo rechts; Aulendorf, 2006, Demo rechts. Der Zeuge meint, das seien Demonstrationen, bei denen sich Kiesewetter im Einsatz befunden hätte. Diese Einsätze seien bei der BePo erhoben worden. Pforzheim und Stuttgart gehörten jedoch nicht zum Heilbronner Bereich, das habe er so nur von der BePo übernehmen können. Bliwier will noch wissen, ob es sich so auch mit Aufzeichnungen Kiesewetters zu diesen Einsätzen verhalte. Was sie Ob und was sie als BFE-Beamtin aufgezeichnet habe, sei ihm unklar, sagt der Zeuge. Ob ermittelt worden sei, ob Zusammenhänge zwischen dem Anschlag und vorherigen Einsätzen gegen rechts bestünden, wisse er nicht, so der Zeuge. Sein Ermittlungsauftrag sei lediglich die Erstellung einer Liste der Einsätze gewesen, er habe keine weitergehenden Aufträge gehabt. Ob andere Kollegen einen solchen Auftrag gehabt hätten, insistiert Bliwier. Ob es einen solchen im Kontext mit der „Soko Parkplatz“ gegeben habe, wisse er nicht, so der Zeuge.

Richter Götzl lässt sich vom Zeugen bestätigen, dass es sich um die Beweis- und Festnahme-Einheit  BFE 523 gehandelt habe. RAin Wolf will noch wissen, ob dem Zeugen ein Einsatz in Potsdam im März 2007 bekannt sei, an dem A. und Kiesewetter teilgenommen hätten. Das könne er nicht sagen, erwidert der Zeuge. Wie der Aushang eines Schichtplanes vor sich gehe, fragt Wolf weiter nach. Herr Ho. sei der zuständige Geschäftszimmerbeamte bei der BePo in Böblingen, sagt der Zeuge. Wenn es Einsätze gebe und man noch Stunden brauche, könne man sich in einer Liste eintragen. Die befinde sich im Geschäftszimmer in Böblingen und sei nicht öffentlich. Wolf fragt weiter, ob Kiesewetter aufgrund ihrer Bitte eingetragen worden sei oder ob sie sich selber eingetragen habe. Der Zeuge: Das wisse er nicht. Wolf fragt weiter, ob wenn sie sich am 19.4. gemeldet habe, der Zeuge wisse, wann sie dann in die Liste eingetragen worden sei. Nein, meint der Zeuge, das stehe aber im Vermerk, dass der Einsatz am 20.4. gebucht worden sei, spätestens dann müsse sie auf der Liste gestanden haben und gebucht worden sein. Ob er sein könne, so Wolf weiter, dass sie zu einem späteren Zeitpunkt getauscht habe. Der Zeuge sagt, ihm sei es so mitgeteilt worden. Götzl fragt nach dem Begriff „gebucht“. Das sei Polizeijargon, so der Zeuge, wenn man für einen Einsatz berücksichtigt wird. Das sei aber nicht öffentlich.

RA Erdal will wissen, wer der Chefermittler der „Soko Parkplatz“ gewesen sein. Das sei der Kollege Hu. gewesen, sagt der Zeuge. Erdal fragt nach, welche Aufgaben Beamte gehabt hätten, die Mitglieder des Ku-Klux-Klans (KKK) gewesen seien.waren. Bei ihnen, so der Zeuge, seien keine Beamten gewesen, die beim KKK Mitglied gewesen seien. Er persönlich kenne keine. Die „Soko Parkplatz“ habe nicht in diese Richtung ermittelt, weshalb er dazu keine Auskunft geben könne. Als Erdal nachhaken will, weil die KKK-Geschichte doch in den Medien gestanden habe, unterbricht Götzl mit der Aufforderung, die Frage später noch einmal mit entsprechender Belegstelle zu stellen.
RA Langer will wissen, wann die beiden BePo-Einsatzzüge ihren Schichtbeginn getauscht hätten. Wann das getauscht worden sei, sei unklar, erklärt der Zeuge. Es sei jedoch unwahrscheinlich, dass direkt am 25.4. getauscht worden sei, wohl eher ein, zwei Tage früher. Der Zeuge sagt, es sei nichts Ungewöhnliches, dass getauscht werde, den Grund, warum getauscht worden sei, könne er nicht sagen. Ob das irgendwo vermerkt werde, fragt Langer weiter. Wenn es einen Tausch gebe, dann werde das im Geschäftszimmer der BePo-Züge vermerkt, sagt der Zeuge.
RA Erdal legt einen Artikel zum KKK-Komplex aus der Berliner Morgenpost vom 31.7.2012 vor. Zu diesem Zeitpunkt sei er nicht mehr Angehöriger der „SoKo Parkplatz“ gewesen, sagt der Zeuge.

Nach einer kurzen Pause kommt der nächste Zeuge: KHK Peter Fi., 51, von der PD Heilbronn, der vom 25.4.2007 bis Ende Mai 2009 Mitglied der „Soko Parkplatz“ gewesen ist und dort mit Kriminaltechnik und Spurensicherung betraut war. Er berichtet, er sei um etwa 14:50 Uhr am Tatort gewesen, wo sein Kollege Ke. schon Fotos gemacht habe. Man sei arbeitsteilig vorgegangen, er sei im Einzelnen mit dem Dienstfahrzeug befasst gewesen. Am Opfer Kiesewetter und im weiterer Tatortbereich seien folgende Spuren festgestellt worden: Vorne rechts vor Auto eine Hülse, Kaliber 7,62, Marke: Tokarev; Ein Hülse, Kaliber 9 mm, sei hinter dem Auto gefunden worden. Im Fahrersitz steckte ein Projektil, ebenfalls 7,62 mm; in einem Lichtschacht neben dem Fahrzeug an der Nordseite des Trafo-Häuschens seien 2 weitere Munitionsteile gefunden worden: ein deformiertes Geschoss und eine Kupferumantelung des Kalibers 9 mm; auf der Rückbank hinter dem Fahrersitz wurde ein weiteres Geschossteil entdeckt, 7,62 mm. Im Dienstfahrzeug selbst wurden DNA- und Fingerspuren gesichert: insgesamt habe man acht Fingerspuren gefunden, von denen 4 nicht auswertbar, zwei dem Kollegen A., eine Kiesewetter zuzuordnen gewesen seien, eine sei nicht identifiziert worden. Eine habe sich auf dem Dach des Dienstfahrzeuges rechts vom Blaulichtsockel befunden. DNA-Spuren im Fahrzeuginneren und an den Türen, an der A-Säule und der B-Säule sowie am Dachrahmen seien zunächst den beiden Opfern zuzuordnen gewesen. Die Tatortabsuche nördlich des Dienstfahrzeuges habe eine Vielzahl von Kippen und kleiner Asservate zutage gefördert. Auch in den folgenden Tagen sei noch nachgesucht worden, weitere Lichtschafte des Trafo-Häuschens seien untersucht und weitere Kippen gefunden worden. Nach Hinweisen von Zeugen und Polizisten sei ihnen noch eine Vielzahl von Asservaten zugeführt worden, die untersucht werden mussten.

An dieser Stelle werden Lichtbilder in Augenschein genommen. Ein Googlemaps-Ausdruck zeigt die Theresienwiese, den Neckarkanal, die Schienenstrecke Berlin - Stuttgart und den Radweg vom Stadtteil Böckingen ins Heilbronner Zentrum. Ein Lichtbild aus einem Polizeihubschrauber zeigt den Tatort mit Dienstfahrzeug; der Tatort sei überzeltet gewesen als Sichtschutz für das Opfer Kiesewetter. Etliche Auszüge aus einem Stadtplan von Heilbronn mit dem Tatort werden gezeigt, der Zeuge erläutert sie. Eine Tatort-Skizze sei von der 3D-Abteilung der Kripo Stuttgart erstellt worden: Zunächst habe die 3D-Lasereinheit den Innenraum gescannt: das Blut der Opfer sei konzentriert auf Mittelkonsole zu erkennen, außerdem das Tokarev-Projektil und die Brille von A. Weitere Skizzen und Asservatenlagepläne zeigen nummerierte und gekennzeichnete Fundstücke und Spuren, 3D-Rekonstruktionen des Wagen-Innenraums zeigen einzelne Blutspuren am Schweller der Fahrerseite, an der Rückenlehne, auf dem Beifahrersitz. Weitere Lichtbilder zeigen den Leichnam Kiesewetter, dessen Lage durch eintreffende Streifenbeamte geändert worden sei, also nicht durch den fotographierenden Kollegen Ke. Ein Foto zeigt die Schulterklappe eines Polizeimeisters, die vor dem Streifenwagen lag. Bilder zeigen Blutantragungen am Schweller, am Sitz, auf der Mittelkonsole; außerdem eine Zigarettenkippe, das Projektil in der Rückenlehne Fahrersitz, auf dem Beifahrersitz eine Kippe und eine Brille. Auf der Rückbank wurden Einsatzunterlagen mit Blutansprenkelungen gefunden, außerdem eine Dienstmütze im Sitzraum, eine weitere im Fußraum, alles voller Blutantragungen. Weiteres Bild: Polizei kontrolliert mithilfe der Feuerwehr das Dach des Trafo-Häuschen; Fotos der Hülse 9 mm hinter dem Fahrzeug mit zwei Kippen in absoluter Nahaufnahme; Nahaufnahmen der 7,62-Hülse vorne vom Auto; Bilder von den Geschoßteilen im Kellerschacht; Tatortbilder mit einem Blumenmeer von den Tagen danach; Bilder von Gitterstäbe vor einem Luftschacht am Trafo-Haus. Man habe, so führt der Zeuge aus, dort DNA-Spuren abgenommen, weil sich von hier möglicherweise die Täter angeschlichen hätten. Aus diesem DNA-Bereich habe es keine Befunde gegeben. Bilder vom Kofferraum des Dienstfahrzeugs innen zeigen die Amok-Box mit Maschinenpistole und die Einsatztaschen der Beamten - alles sei vollzählig. Es werden zahlreiche 3D-Darstellungen möglicher Schusslinien gezeigt: Ein gelber Punkt, so erläutert der Zeuge, soll die mögliche Position des Kopfes des Opfers Kiesewetter darstellen, um mögliche Schussverläufe und Flugbahnen zu rekonstruieren. Die Scan-Simulationen beruhten jedoch lediglich auf hypothetischen Annahmen, die anhand etwa der Abprallmarke im Kellerschacht erhoben worden seien, die Opfer seien ins Fahrzeuginnere projiziert worden, um Schussverläufe, Flugbahnen und ballistische Befunde zu ermitteln. Es werden Fotos von der mit Beamten nachgestellten Tatort-Auffindesituation gezeigt, wobei es, so der Zeuge, um die Erreichbarkeit der Dienstwaffen gegangen sei. Ein Foto zeigt, dass die Dienstwaffe straff am Körper sitzt und auch durch die Rückenlehne an den Körper des Beamten gedrückt wird, wenn er im Auto sitzt. Kollegen hätten die Opfer dargestellt, erläutert der Zeuge. Es sei auch um die Frage gegangen, ob Zeugen aus Blickrichtung Osten, die Opfer hätten sehen können. Ein Foto versucht die Auffindesituation zu rekonstruieren: Der Radfahrer Sch. sei der Tatentdecker gewesen und habe vom Radweg aus, auf dem er zufällig fuhr, einen sehr flachen Blickwinkel gehabt, sagt der Zeuge.

Obduktionsbilder sind der Akte, in der der Zeuge blättert, entnommen worden und werden nicht gezeigt. Lediglich CT-Aufnahmen der Rechtsmedizin im Robert-Bosch-Krankenhaus vom Kopf des Mordopfers Kiesewetter werden gezeigt: man sieht deutlich den Durchschuss von der linken Wange nach hinten links über Ohr, wo ein schwerer Schädeldefekt erkennbar ist. Ebenfalls wird eine CT-Aufnahme des überlebenden Beamten A. in Augenschein genommen. Fotos vom Diensthemd Kiesewetters: blutverschmierter Fetzen; die ursprünglich beige Farbe sei fast nicht mehr zu erkennen, kommentiert der Zeuge; Bilder der Gürtelsysteme/Holster von Kiesewetter  und A.: es seien hier komplexe Spurensicherungs-Maßnahmen vorgenommen worden; zum einem beim LKA BaWü auf DNA-Spuren, zum anderen beim BKA auf Fingerabdrücke. Es habe dann eine weitere DNA-Spurensicherung gegeben, jedoch keine in auswertbaren Zustand gefunden worden. Das Gürtelsystem der Kollegin Kiesewetter sei komplett leer gewesen, bei A. habe nur die Dienstwaffe gefehlt. Der Sicherungsbügel beim Koppelsystem Kiesewetters sei ordnungsgemäß geöffnet worden, bei A. sei er mit Gewalt geöffnet worden. Dazu sei ein erheblicher Kraftaufwand von 50 Kilopond aufgewendet worden. A. sei nach der Tat mit Rettungshubschrauber nach Ludwigsburg verlegt worden, erläutert der Zeuge angesichts eines Lichtbildes von Blutantragungsbereichen an der Kleidung A.s: das seien im Vergleich zu Kiesewetters Kleidung eher wenig. Ein Brandloch auf der Diensthose von A. stamme vermutlich von der brennenden Kippe; seine Schutzweste sei blutig gewesen; Foto des Inhalts des Geldbeutel von A. mit einem auffälligen Beck’s-Bier-Emblem.

Der Zeuge fährt fort: Die heiße Phase in den ersten Tagen habe noch eine Flut von Asservaten erbracht; man habe gar nicht alle erfassen können. Es werden einige Lichtbilder von Asservaten gezeigt: z.B. eine Zigarettenschachtel „Sopainae“ mit Feuerzeug. Etwa 1,5 Kilometer vom Tatort entfernt sei ein Feuerzeug mit DNA-fähigem Material gefunden worden. Eine Uhr, eine Flasche Moskovskaya, ein Stück eines Sonnenbrillenglases ohne DNA. Eine Schulterstütze einer Softball-Waffe, ein Getränkebecker mit Trinkhalm und Deckel, Pfandmarken für Einkaufswägen. Das meiste habe nichts mit der Tat zu tun gehabt, so der Zeuge. Richter Götzl fragt nach, ob der Zeuge auch etwas mit der Asservaten-Auswertung in der Frühlingsstraße in Zwickau zu tun gehabt habe. Der Zeuge verneint dies, seine Tätigkeit habe 2009 geendet. BAWin Greger will wissen, warum bei einem Reizstoffsprühgerät aus dem Jahr 2011 sein Name aufgetaucht sei. Das sei ein namensgleicher Kollege, Wolfgang Fi., er habe das dem Gericht bereits mitgeteilt.

RAin Wolf fragt, wie die Schulterklappe und der Knopf vom Tatort zugeordnet worden sei. Der Zeuge erklärt, die Schulterklappe habe am Diensthemd A.s gefehlt. Der Dienstknopf sei aufgrund der Lage vermutlich vom Hemd A.s. Ob jedoch ein Knopf am Diensthemd A.s gefehlt habe, wie RAin Wolf nachfragt, sei nicht ermittelt worden, so der Zeuge. RA Narin fragt nach der Pfandmarke und den Schlüsselanhänger bei den Asservaten. Nein, sagt der Zeuge, dem sei nicht nachgegangen worden. Narin teilt mit, dass die Aufschrift auf der Marke „LSI-GmbH: Baufirma aus Leipzig Sachsen“ laute und fragt, ob es da Spuren gebe. Nein, antwortet Fi., dazu gebe es keine Ermittlungen. Blutverschmierte Taschentücher? 4 oder 5 seien in der Folgezeit nach der Zeit sichergestellt und ausgewertet worden, Ergebnis wisse ich jetzt nicht. Das sei erst 2009 erfolgt? Wisse er nicht, so der Zeuge.
RA Langer fragt ob Kippen zuzuordnen waren, die nicht zu Kiesewetter und A. gehört hätten. Ja, sagt der Zeuge, im Heckbereich und im erweiterten Bereich in den Lichtschächten habe es eine eine Vielzahl von Kippen gegeben. Da seien einige als Personentreffer zugeordnet worden, die Ermittlungen zu den Personen wisse er aber nicht. Das sei zeitnah dem Einsatzabschnitt Ermittlungen mitgeteilt worden. Langer fragt nach, ob ihm etwas zur Erstellung einer DVD mit Sphärenpanorama-Aufnahmen bekannt sei. Ja, er sei bei der Erstellung LKA Stuttgart anwesend gewesen, so der Zeuge. Er sei nur wegen der Technik anwesend gewesen. Ob es Erkenntnisse dabei gegeben habe, könne er nicht sagen. RA Stolle fragt mit Bezug zu den Tatortbildern, ob es einen asphaltierten Weg parallel zum Neckarkanal an der Westseite der Theresienwiese gebe. Der Zeuge bejaht das: es gebe einen Fuß- und Radweg entlang des Neckarufers bis zum südlichen Ende der Theresienwiese.
RA Bliwier fragt, ob es noch weitere Ermittlungen in der Sachen Kiesewetter gebe. Das entziehe sich seiner Kenntnis, erklärt der Zeuge. Bliwier fragt weiter, ob er die Ermittlungsgruppe Umfeld kenne. Das bejaht der Zeuge, sie sei im Auftrag des LKA BaWü tätig und ermittle zu den Bezügen des NSU nach Baden-Württemberg. Zu Inhalt und Ergebnissen der Ermittlungen wisse er indes nichts.
RAin von der Behrens will wissen, ob das Blut durch Rettungsmaßnahmen auf der Kleidung der Toten verteilt worden sei. Das lasse sich nicht sagen, erklärt der Zeuge, denn das sei nicht untersucht worden. Von der Behrens will weiter wissen, wie gut der Radweg, von dem aus der Zeuge Sch. seine Beobachtung gemacht habe, denn vom Dienstfahrzeug aus zu erreichen gewesen sei. Das komme auf die Bewegung an, zwischen 5 und 10 Sekunden, schätzt der Zeuge.
RA Erdal fragt, ob es eine Liste von Polizeibeamten gebe, die vom Einsatzplan jenes Tages gewusst hätten. Das wisse er nicht, sagt der Zeuge, das sei nicht seine Zuständigkeit.
Zschäpe-Verteidigerin Anja Sturm fragt, ob die Lichtbilder, die vom Radweg gemacht worden seien, in der Tageszeit der Tatzeit angepasst gewesen seien. Das wisse er nicht, er sei nicht dabei gewesen. Da müsse man seinen Kollegen Ke. fragen.
RA Stolle fragt noch einmal zu den Radwegen nach und ob der Radweg, der parallel zur Theresienwiese in Nord-Süd-Richtung verlaufe mit dem Radweg in Ost-West-Richtung über den Neckar miteinander verbunden seien. Das bejaht der Zeuge mit Inaugenscheinnahme einer entsprechenden Karte.

Dann wird der Zeuge entlassen.

Nach der Mittagspause wird der Zeuge Martin A. aufgerufen. Der 31-jährige Polizeibeamte beim LKA Baden-Württemberg ist der Überlebende des Mordanschlages vom 25.4.2007, bei dem Michèle Kiesewetter starb. Er schildert seine Erinnerungen an jenen verhängnisvollen Tag: Er sei um 8 Uhr, 8:30 Uhr aufgestanden, habe gefrühstückt. Normalerweise fahre er zwar mit dem Fahrrad zum Dienst, weil die Dienststelle nahe bei seiner Wohnung liege. An jenem Tag sei er mit dem Auto gefahren und habe dort seine Schutzweste und die Waffe angelegt. Es seien Streifenteams gebildet und Einsatzausrüstung verteilt worden. Dann seien sie nach Heilbronn zur Einsatzbesprechung zum Polizeirevier in der John-F.-Kennedy-Straße gefahren, um sich mit den Kollegen vom Revier Heilbronn zu besprechen. Kiesewetter sei dort schon öfter gewesen und deshalb auch gefahren. Sie habe ihm alles zeigen wollen, habe relevante Örtlichkeiten gekannt, die man anfahren sollte. Dem lag die Konzeption sichere Innenstadt zugrunde, denn Heilbronn habe eine relativ große Drogenproblematik gehabt. Sie sollten relevante Leute aufsuchen, kontrollieren und gegebenenfalls Platzverweise erteilen. Sie seien im Zuge dessen schon einmal auf der Theresienwiese gewesen, dort sei jedoch nichts gewesen, als sie dort eine kurze Raucherpause gemacht. Davor oder danach seien sie beim Bäcker gewesen und dann nochmal ins Revier gefahren. Dort seien sie in der Anzeigenerstattung nach Heilbronner Standard eingewiesen worden. Dann seien sie zielstrebig zur Theresienwiese gefahren und hätten sich zum Verteiler-Häuschen gestellt. Sie hätten noch eine Gruppe beim Hallenbad kontrolliert, an der Fontäne, das sei unauffällig verlaufen. Eine Person mit Platzverweis auf dem Platz habe glaubhaft gemacht, dass sie auf ein Schulkind warte, das mit der Schulklasse im Bad sei. Und einen ehemaligen Heroindrücker hätten sie beim Friedhof kontrolliert. Er habe ihnen seine alten Einstichlöcher gezeigt und gesagt, er sei clean. Sie hätten ihn in einem höflichen Gespräch darauf hingewiesen, dass es nicht so gut sei, wenn jemand, der nicht ins Bild passe, sich tagsüber auf dem Friedhof aufhalte. Und da höre es dann auf: die Theresienwiese sei nur ein paar Meter über der Straße. Dass sie da geparkt hätten, wisse er nur von den Bildern, die er später gesehen habe. Seine Erinnerung an die Tatzeit setze im Grunde gar nicht mehr ein, da sei nichts.

Richter Götzl bittet ihn, von da an zu schildern, wo seine Erinnerung wieder einsetze. Er habe gedacht, er habe 7 Wochen im Koma gelegen, es seien jedoch nur zwei oder drei gewesen. Er sei aufgewacht und habe sich gefragt, ob das eine Übung sei und scherzt: „Ich denke, das ist ein schlechter Scherz von meinen Kollegen, die trainieren praxisnah“. Er habe sich alles abgerissen und dadurch viel Blut verloren und sei wieder umgefallen. Es sei seine Familie da gewesen, seine Schwestern. Es hieß, er habe ein Unfall gehabt. Er habe dann gedacht, er habe einen Motorradunfall gehabt, nach den Verletzungen zu urteilen. Dann habe er sich erinnert, dass er er weder einen Motorradführerschein noch überhaupt ein Motorrad. Auf die Frage nach seiner Kollegin schließlich, sei ihm erklärt worden, dass „Michele nicht mehr da“ sei und dass er mit einem Kopfschuss im Koma gelegen habe. Er habe in seinem Krankenzimmer keinen Spiegel gehabt, keinen Fernseher, keine Außenkontakte und keinerlei Zugriff auf Medien, er sei zwei Wochen nur dagelegen, ohne die Welt wahrzunehmen. Da sei er in Tränen ausgebrochen und habe dem Kollegen in den Bauch geboxt, weil er gedacht habe, der wolle ihn hochnehmen. Er habe im Koma enorm an Gewicht verloren und habe seinen Oberschenkel mit einer Hand umfassen können, schon nach wenigen Schritten habe er Muskelkater gespürt. Psychologen hätten Aufmerksamkeitstests mit ihm gemacht, da niemand gewusst habe, was ihm von den Schäden bleiben werde. Sein Kurzzeitgedächtnis und das Langzeitgedächtnis seien eingeschränkt gewesen, seine rechte Seite gelähmt. Er habe sich bewegen können, ja, aber eingeschränkt: er habe Hände und Arme nur eingeschränkt bewegen können, sie hätten sich angefühlt wie fremd. Obwohl er früher Rechtshänder gewesen sei, habe er lange zurück zu diesem Zustand gebraucht. Dann sei er in die Unfallklinik nach Neresheim gekommen. Dort sei man auf Gehirngeschädigte spezialisiert, er sei zum Aufwachen aus dem Koma dorthin gekommen. Als er so fit gewesen sei, dass man ihn habe gehen lassen können, sei er nach Stuttgart-Gerlingen in die Reha gekommen, dann zwei Monate in eine Tagesklinik mit weiteren Reha-Maßnahmen. Er habe seine Arbeitsfähigkeit wieder herstellen wollen, um wieder in den operativen Dienst zurückkehren zu können. Anfang September sei er wieder im Team gewesen, aber nichts sei mehr so gewesen, wie vorher. Er habe sich nach seiner Ausbildung auf das Polizeileben gefreut, habe noch eine BFE-Ausbildung gemacht und danach eigentlich eine Woche Urlaub gehabt, sich stattdessen aber freiwillig für die Schicht in Heilbronn gemeldet. Es sei in Heilbronn sein erster und letzter Tag im Dienst gewesen. Das letzte Mal auf der Straße, danach trage er keine Waffe mehr, werde auch keine mehr bekommen, wolle das auch nicht mehr.

Zu weiteren Auswirkungen des Anschlags auf sein Leben heute befragt, erzählt der Zeuge, dass es da sehr viele gebe, äquivalent zum Grad seiner Behinderung. Vor allem das Trauma: „So’n Attentat steckt man nicht so einfach weg!“ Die Kollegin sei danach einfach weg gewesen: er schlafe nicht gut, wache auf. Sein Kindertraum, ein normaler Polizist zu werden, sei dahin. Er habe einen Gehörschaden. Die Ärzte sagten, er solle zu den Schäden stehen. Der Schusskanal habe auch seinen Gleichgewichtssinn geschädigt, v.a. nachts könne er sich nicht halten. Sein Kopf sehe aus wie eine Landkarte, man habe ihm den Schädel bei den Not-Operationen abgenommen, überall seien Löcher für Kanülen und gegen die Schwellungen des Gehirn zu finden. Er stehe unter erhöhter Epilepsie-Gefahr, was bei einem Kugelschuss in den Kopf rein normal sei. Er habe aber gar keine Schmerzen mehr, außer an den Narben selber.
Götzl fragt, ob denn weitere Operationen nötig werden könnten. Der Zeuge sagt, dass die Munition in seinem Kopf in drei Teile gesplittert sei, zwei davon seien herausoperiert worden, der dritte sei noch drin: es sei nach Meinung der Ärzte ein zu großes Risiko, an der Stelle zu operieren. Das werde nur gemacht werden, wenn wieder Schmerzen auftreten würden oder der Splitter wandere oder heiß werde. „Ich bin gottfroh, dass ich leben: wenn’s nicht unbedingt nötig ist, lass ich niemand mehr an meinen Kopf ran“. Er werde ein Hörgerät bekommen, ein Implantat wolle er nicht: in seinem Interesse wolle er darauf verzichten, ein gesundes Ohr reiche. Das gehöre jetzt zu seinem Leben dazu, er habe viel hingenommen. Er sei noch nicht richtig zum Trauern gekommen, das bedeute, er habe die letzten 7 ½ Jahre versucht, zu verstehen. Er sei nicht mehr in ärztlicher Behandlung, aber in der Trauma-Therapie. Die Seelsorge der Kirche und ein Trauma-Therapeut kümmerten sich um ihn.

Auf Nachfrage fasst der Zeuge noch einmal zusammen: Direkt nach der Tat sei er nach Ludwigsburg geflogen worden, dann sei er 8 Wochen in Neresheim gewesen: dort sei das medizinisch Notwendige getan worden. In Stuttgart-Gerlingen sei er dann 2 Monate in der ambulanten Reha gewesen. Dann habe er zwei Monate Urlaub gehabt: er habe mit einer  Polizeiseelsorgerin gesprochen und viele Gespräche dienstlich und außerhalb der Polizei geführt. Es habe jede Menge Hilsangebote gegeben, es sei um seine künftige Belastbarkeit gegangen. Es habe dann noch eine Operation am Gehör gegeben: in eine riesige Weichmasse hinter dem Ohr sei  Oberschenkelfleisch implantiert worden, um die Weichstelle zu stabilisieren. Danach habe er nicht mehr rausgehen wollen, weil sein Kopf nicht mehr so geschützt sei. Der Sommer 2008 stand im Zeichen von Seelsorge und Trauma-Therapie. 2008/2009 habe er dann ein Studium für den gehobenen Dienst angefangen. Regelmäßig seien Elektroenzephallogramme (EEG) gemacht worden, um festzustellen, ob das Metallteil wandere, ob es heiß werden könne etwa bei einem Kernspin. Während des Studiums sei er bei einem Spezialisten für Hirngeschädigte gewesen. Er habe eine Posttraumatische Belastungsstörung (PTSD) gehabt, um die er sich nicht so gekümmert habe. Nach dem Studium habe er deswegen ein halbes Jahr nicht zum Dienst gehen können: das habe ihn getriggert und retraumatisiert. Er habe zu der Zeit eine Abneigung gegenüber der Polizei empfunden: er habe Angst um seine Kollegen gehabt. Nach Seelsorge und Therapie sei er jetzt im  Polizei-Innendienst, es gehe ihm so weit wieder gut.

Götzl fragt, wie er mit den ergebnislosen Ermittlungen fertig geworden sei. Er sei bis heute unzufrieden, sagt der Zeuge. Es gebe kein Motiv, das sei alles bis heute nicht klar. Die Ermittlungen seien ins Leere gegangen. Für ihn sei eine Welt zusammengebrochen. Allmählich habe er sich damit abgefunden, er habe gedacht, die Tat werde wohl nicht mehr aufgeklärt werden. Gedacht habe er in diesem Zusammenhang: „Ich helf’ euch, wo’s geht, holt es aus mir heraus“. Er habe auf Kommissar Zufall gehofft, aber der habe auch kein Motiv gefunden. Götzl will noch wissen, ob er mal bei Demos der rechten Szene eingesetzt gewesen sei. Das verneint der Zeuge, gar nicht. Er sei in Ausbildung gewesen und dann erst nach Böblingen zur BePo gekommen. Gefragt nach der Vernehmung unter Hypnose, meint er, in der Hypnose-Vernehmungen habe er sich eher was aus Erzählungen und Medien zusammengereimt. Die zehn Minuten der Tat seien ein riesengroßes schwarzes Loch: er habe das für sich auffüllen müssen. Das habe keiner auffüllen können. Alles andere sei rekonstruierbar.

Götzl fragt noch nach dem Grad der Behinderung des Zeugen nach dem Attentat. Er sei zu 70  Prozent behindert, gibt der Zeuge zu Protokoll: Wegen der Hirnverletzung zu 30 Prozent, der Rest seien der Gleichgewichtsverlust und das Trauma. Er bestätigt den Dienst im Innendienst ab September 2007 angetreten zu haben. Sein Studium für den gehobenen Dienst war von 2008 bis 2011, er habe dann zwei Monate gearbeitet und sei dann ein halbes Jahr zuhause gewesen. Von Götzl nach den Auswirkungen auf seine Familie gefragt, sagt der Zeuge, die Verletzungen seien sehr schlimm gewesen. Anfangs habe man ihn tragen oder er habe gestützt werden müssen. Das sei für seine Familie sehr, sehr belastend gewesen: dass der einzige Sohn der Familie fast „übern Jordan gegangen“ sei. Er sei vorher lebenslustig gewesen. Während seines Studiums der Wirtschaftsinformatik habe er sich bei der Polizei beworben. Er habe wissen wollen, „ob die mich wollen“. Das sei ein Kindheitstraum gewesen. Er sei genommen worden. Die Einstellungszahlen der baden-württembergischen Polizei seien 2004 jedoch gering gewesen, weshalb er sich zunächst für den mittleren Dienst habe festlegen müssen. Anfangs habe sich die Familie nach dem Studienabbruch an den Kopf gefasst. Die Familie habe an seiner Frustration nach dem Attentat ziemlich „zu Knuschpern“: das neue Leben habe nichts mehr mit dem Lebenstraum zu tun, jetzt sei er im Innendienst. Ob er noch Medikamente nehmen müsse, will Götzl noch wissen. Heute nicht mehr, gibt der Zeuge an. Im Krankenhaus habe er etwas zur Blutverdünnung bekommen, gegen die Thrombose-Gefahr, und natürlich Antibiotika zur Wundheilung. Heute wolle er auch keine Medikamente mehr: Er sei eh eher immer einer gewesen, der erst zum Arzt gehe, wenn er den Kopf unterm Arm trage.
Götzl fragt noch nach, ob er Michèle Kiesewetter schon vor dem Einsatz gekannt habe. Er sei Anfang 2007 mit Ausbildung fertig gewesen, da habe er dann Kiesewetter kennengelernt, sie sei auch Ausbilderin gewesen, er habe aber keinen richtigen Kontakt zu ihr gehabt. Sie sei ein „quirliges Mädchen“ gewesen, er selber hingegen sehr schüchtern, sie sei „locker-flockig rumgesprungen“. Sie habe ihre Fachhochschulreife nachgemacht, er habe sie da lernen sehen, sie sei „sehr engagiert, lebensfroh, ein tolles Mädchen“ gewesen.

RA Scharmer fragt, wie es zur Zuteilung von Frau Kiesewetter gekommen sei. Das wisse er nicht, erwidert der Zeuge. Da sei eine Pinnwand vor der Geschäftsstelle. Die Liste für die Schicht sei schon voll gewesen, irgendwann habe sich dann jemand gestrichen und er habe sich eingetragen.
Scharmer will wissen, ab wann das ersichtlich gewesen sei. Am Donnerstag vor dem Einsatz sei die Liste gehangen, sagt der Zeuge. Am Sonntag habe ihn Kiesewetter angerufen und gefragt, ob man die Schicht gemeinsam machen wolle. Die Einsatzpläne hingen jetzt nicht mehr draußen: das hätten sie aus der Geschichte gelernt. Scharmer fragt, wie es zum ersten Aufenthalt auf der Theresienwiese gekommen sei. Auf Anregung Kiesewetters, gibt der Zeuge an, deshalb seien sie zu diesem bekannten Pausenplatz gefahren. Scharmer fragt noch, ob bei dieser ersten Zigarettenpause auf der Theresienwiese die Fenster des Wagens offen gewesen seien. Natürlich, sagt der Zeuge, sie seien sogar ausgestiegen. Ob sie das über Funk gemeldet hätten, hakt Scharmer nochmal nach. Der Zeuge verneint: sie hätten noch Handfunkgeräte gehabt, deshalb habe es keine Abwesenheitsmeldung gegeben.
RA Langer fragt, ob der Dienst so gewesen sei, wie der, für der er sich eingetragen habe. Ja, sagt der Zeuge, es habe Änderungen gegeben. Aber wer sich wann eingetragen habe oder eingetragen wurde, sich wieder gestrichen oder nachgetragen habe, sei ihm unbekannt. Es habe feste Zeiten für Heilbronn gegeben, alles weitere sei flexibel gewesen; die Einsatzbesprechungen seien fix, sonst alles flexibel gewesen. Ob er etwas von dem Anfangszeiten-Tausch mitbekommen habe, will Langer noch wissen. Davon habe er nichts mitbekommen, sagt der Zeuge. Für ihn habe es keinen Wechsel gegeben. Langer fragt weiter, ob sie bei einer Pause ohne Aussteigen auch im Auto geraucht hätten. Der Zeuge bejaht, dass das beim Trafo-Häuschen so gewesen sei.
RA Lex will wissen, ob sie mit dem Streifenwagen beim erstes Mal auf der Theresienwiese an demselben Standplatz geparkt hätten. Beim ersten Mal hätten sie sich ca. 30 Meter davon entfernt hingestellt.
RA Stolle fragt, wie die Teams zusammengestellt würden. Der Zeuge gibt an: Wer welches Team bilden würde, hätten sie nicht gewusst. Kiesewetter habe ihn kennenlernen wollen, sie sei wissbegierig gewesen, wer neue Kollegen sind. Der Einsatzleiter habe das gewusst und akzeptiert.

Der Zeuge Martin A. wird um kurz nach 15 Uhr entlassen.

Richter Götzl gibt noch Änderungen für Dienstag, 21.1.2014 bekannt: Susann E., Ehefrau des Angeklagten André E., sei geladen. Außerdem habe sich Ahmet A., der Zeuge der in der vergangenen Woche unentschuldigt ferngeblieben war, sich gemeldet: er wolle kommen und aussagen. Die Mutter von Michèle Kiesewetter sei abgeladen worden.
RA Pausch, Verteidiger von Carsten S. erklärt, sie hätten Überlegungen angestellt zum Beweisantrag von RA Hoffmann (s. 72. Verhandlungstag). Die Verteidigung Schultze schließe sich diesem Antrag an.

Rechtsanwalt Scharmer kommentiert den Tag: 
„Es muss aufgeklärt werden, ob Michele Kiesewetter tatsächlich zufällig als Opfer durch den NSU ausgesucht wurde, weil sie als Polizeibeamtin Representantin des Staates ist. An dieser Version der Anklage können zumindest Zweifel entstehen. Die Bundesanwaltschaft und ermittelnden Kriminalbeamten haben hierzu wesentliche Ermittlungen bislang unterlassen. Es hätte auf der Hand gelegen, dass eine Polizeibeamtin die reihenweise dienstlich bei rechten Demonstrationen eingesetzt war und aus der Region des Trios kommt, auch ein bewusst individuell ausgewähltes Opfer gewesen sein kann. Zumindest wäre es wichtig, das abzuklären. Warum hier nicht weiter ermittelt wurde, ist vollkommen unklar.“


Protokoll 76. Verhandlungstag - 21. Januar 2014

An diesem Verhandlungstag sollte zunächst Susann E., Ehefrau des Angeklagten André E., aussagen, die jedoch die Aussage verweigerte. Dann ging es mit dem Zeugen A.-T. zunächst um den Mord an Halit Yozgat, der am 6. April 2006 in Kassel ermordet wurde. Dabei ging es unter anderem um einen größeren “Deutschen” mit einer Plastiktüte, den A.-T. ungefähr zur Tatzeit im Internetcafé gesehen haben will. Danach ging es wieder um Mord an der Polizistin Michèle Kiesewetter und den Mordversuch an dem Polizisten Martin A. am 25. April 2007 in Heilbronn. Gehört wurde ein Kriminalbeamter, der Ermittlungen  zum Einsatz von Kiesewetter und A. angestellt hat. Ein Zeuge sagte aus, dass er in zeitlicher Nähe zum Mord in der Nähe des Tatortes zwei Radfahrer gesehen habe. Weitere Zeugen berichteten von der Auffindesituation von Kiesewetter und A.

Zeug_innen:

	Susann E. (mutmaßliche NSU-Unterstützerin; Ehefrau des Angeklagten André E.)
	Ahmed A.-T. (war zur Tatzeit des Mordes an Halit Yozgat in dessen Internetcafé)
	Albert Gm. (Kriminalbeamter a.D., Ermittlungen zum Einsatz von Kiesewetter und Martin A.)
	Wolfgang He. (sah zwei Radfahrer in der Nähe des Tatortes des Mordes an Kiesewetter und Mordversuchs an A.)
	Peter Sch. (Auffindezeuge Kiesewetter)
	Davinder Si. (Auffindezeuge Kiesewetter)
	Pargat Si. (Auffindezeuge Kiesewetter)




Der Verhandlungstag beginnt heute erst um 10.39 Uhr. Auf der Besucherempore sind heute Tom R., der schon häufiger im Saal war und vor dem Gericht mit dem Angeklagten André E. gesprochen hat, sowie ein weiterer mutmaßlicher Neonazi anwesend. R. trägt ein Solidaritäts-Shirt des “Freien Netz Süd” für die griechische Neonazi-Partei “Golden Dawn”.

Erste Zeugin ist Susann E., Ehefrau des Angeklagten André E. Vorsitzender Richter Götzl belehrt die Zeugin, dass sie als Ehefrau ein Zeugnisverweigerungsrecht habe. Dann fragt er E., ob sie aussagen wolle. E. verneint. Götzl fragt E., ob sie damit einverstanden ist, wenn ihre Beschuldigtenvernehmung vom 1. Februar 2012 ins Verfahren eingeführt wird, was E. ebenfalls verneint. Damit ist die Einvernahme beendet. Tom R. und sein Begleiter verlassen die Besuchertribüne.

Nach einer Pause bis 11.03 Uhr ist als nächster Zeuge Ahmed A.-T. erschienen. Dieser war bei vorherigen Ladungen nicht erschienen. Götzl sagt, es gehe um Ereignisse am 6. April 2006 im Internetcafé in der Holländischen Straße in Kassel und bittet A.-T. eigenständig zu berichten. A.-T. fragt, ob er das alles nochmal erzählen müsse und berichtet dann, er sei 16 oder 15 Jahre alt gewesen und habe im hinteren Raum des Cafés gesessen und im Internet gesurft. Es sei etwas heruntergefallen, er habe gedacht, ein Ordner. Nach zwei Minuten sei der Vater von Halit gekommen und habe herum geschrien, mein Sohn ist tot. Der habe auf dem Boden gelegen. Er, A.-T., habe gedachte, Halit sei mit dem Kopf auf den Schreibtisch gefallen. Er habe Erste Hilfe versucht und gesehen, dass seine Hand voller Blut war. Zeitlich könne er das nicht mehr einordnen, es sei aber nachmittags gewesen, so A.-T. auf Frage von Götzl. Er sei ein, zwei Stunden im Café gewesen. Götzl fragt, wenn A.-T. im Café angetroffen habe. Er glaube, so A.-T., da sei jemand mit einer Tüte gewesen, aber an mehr könne er sich jetzt nicht erinnern. Er selbst habe auf der rechten Seite gesessen, da sei außerdem noch “ein kleiner Türke” gewesen, der habe ganz rechts hinten gesessen, sagt A.-T. auf Nachfrage. Er sei häufiger da gewesen, bestätigt A.-T., der Halit sei ein guter Freund gewesen. Halit sei auch zugegen gewesen, als er, A.-T. im Internetcafé eintraf. Götzl fragt nach dem Geräusch. A.-T. sagt, er habe gedacht, dass irgendwas hingefallen wäre, er habe nicht gedacht, dass ein Mensch hingefallen ist. Es sei ein stumpfes Geräusch gewesen. Er habe gar nichts gemacht, weil er nur gedacht habe, dass etwas runtergefallen wäre, so A.-T. auf Nachfrage. Götzl fragt, ob der “kleine Türke” auf das Geräusch reagiert habe. A.-T. sagt, er meine, der habe ihn angeguckt, aber das sei es schon gewesen. Im vorderen Bereich des Internetcafés habe er niemanden gesehen. Götzl fragt zur Person mit der Tüte. Er wisse, dass er jemanden mit einer Plastiktüte gesehen, vom Ablauf her einordnen könne er es nicht, so A.-T., wenn dann sei es am Anfang gewesen, nicht später. Zum Aussehen habe er keine Erinnerung mehr. Er meine, dass die Person bei ihm vorne gesessen habe, die Tüte sei eine Plastiktüte gewesen: “Aldi, Lidl, sowas.”

Götzl fragt, ob der Vater des Getöteten zu ihm gekommen sei. A.-T. sagt, dieser habe erst geschrien und sei dann nach hinten gekommen. Er selbst sei dann aufgestanden und habe unter Schock gestanden, weil er vor fünf Minuten noch mit Halit geredet habe. Er sei dann nach vorne gegangen und habe gesehen, dass der am Boden liegt. Er habe erstmal nichts gesehen und habe gedacht, Halit sei mit dem Kopf aufgestoßen. Götzl fragt, was A.-T. mit “erstmal nichts gesehen” meine: A.-T.: “Also mit Blut und so habe ich erstmal nichts gesehen.” Weiter habe er sich dann hingekniet und habe Halits Kopf anheben wollen. Seine Hand sei warm gewesen und er habe, dass da Blut war. Auf Frage von Götzl sagt A.-T., Halit habe seitlich hinter dem Schreibtisch gelegen, er vermute auf der rechten Seite. Götzl bittet A.-T. Halit Yozgat zu beschreiben. Halit sei ein sehr hilfsbereiter Mensch gewesen, habe für jeden ein offenes Ohr gehabt. Manche seien mit Familienproblemen zu ihm gegangen und hätten mit ihm geredet: “Er war auf jeden Fall ein sehr guter Mensch.” Er selbst sei seit 2004 oder 2005 fast jeden Tag im Café gewesen, so A.-T. Halit Yozgat habe er auf der Straße gegrüßt, er sei ja noch jung gewesen, so A.-T. auf die Frage, ob er außerhalb des Internetcafés Kontakt mit Yozgat gehabt habe. Götzl bittet A.-T. um eine Beschreibung der Räumlichkeiten. Vorne sei die Kasse gewesen, hinten habe es noch einen Raum gegeben, er glaube, dass das die Küche war. Götzl fragt nach Telefonbereichen. Die seien  vorne am Eingang bei Kasse und Schreibtisch gewesen, antwortet A.-T. A.T. geht nach vorne, um eine Skizze des Cafés in Augenschein zu nehmen. Götzl weist darauf hin, dass die Skizze nicht maßstabsgerecht sei. A.-T. sagt, er selbst habe sich an PC 7 befunden, der “kleine Türke” habe sich hinten befunden. Götzl fragt nach weiteren Personen. A.-T. nennt eine Frau mit Kinderwagen, die habe irgendwo telefoniert. Götzl bittet A.-T. zu zeigen, welchen Weg Halits Vater genommen hat. A.-T. sagt, die Tür sei aufgegangen, Halits Vater sei hinter den Tresen gegangen und habe dann in der Tür gestanden, ihn angeguckt und gesagt, dass Halit tot sei. Er habe nicht darauf geachtet, wie sich der kleine Türke verhalten hat. Götzl fragt, ob A.-T. die Person mit der Tüte auf der Skizze zuordnen könne. A.-T. antwortet, er wolle nichts Falsches sagen, aber er habe jemanden mit Tüte gesehen, könne sich aber nicht wirklich erinnern, ob bei ihm am PC oder draußen. Er meine, dass er das letzte Mal am Tag vor dem 6. April 2006 im Café gewesen sei, so A.-T. auf Frage.

Dann hält Götzl aus Vernehmungen von A.-T. vor. Zur zeitliche Einordnung hält Götzl vor, A.-T. habe angegeben, an diesem Tag gegen 16.30 Uhr ins Café gegangen zu sein. A.-T. sagt, das sei jetzt ein bisschen länger her und er habe vorher “auch mal einen geraucht”. Götzl fragt, was das bedeute. A.-T. sagt, wenn er das bei der Polizei gesagt habe, dann sei das die Wahrheit. Götzl hält weiter vor, A.-T. habe angegeben, als er in das Café gegangen sei, sei, so glaube er, der Vater im Laden gewesen, er wisse nicht, ob Halit oder der Vater da gewesen sei. A.-T. sagt, als er rein gekommen sei, sei der Vater auch da gewesen. Erst sei der Vater da gewesen und dann habe Halit die Schicht übernommen. Götzl hält vor, er habe angegeben, der Vater habe beim Reinkommen hinter der Theke gesessen und etwas am Computer gemacht, er habe vorher bezahlt und eine halbe Stunde spielen wollen. Dann hält Götzl vor, in der ersten Vernehmung habe A.-T. davon gesprochen, dass Halit hinter dem Tresen gesessen habe und er, A.-T., 50 Cent bezahlt habe, um eine halbe Stunde zu spielen. Götzl fragt, ob A.-T. sich erinnern könne, auf wen er jetzt getroffen sei. A.-T. sagt, er sage nochmal, es sei ein bisschen länger her und er habe vorher einen geraucht. Götzl zitiert aus A.-T.s zweiter Vernehmung, dass “dieser kleine Junge” auf Platz C3 schon da gesessen habe, den kenne er nicht, der habe wohl auch gespielt, sonst sei niemand im hinteren Raum gewesen. Götzl fragt, ob damit der “kleine Türke” gemeint sei, was A.-T. bestätigt. Er habe keine Erinnerung mehr, ob er mit Halit darüber gesprochen habe, ob dieser mit ihm spielen wolle, sagt A.-T. auf Frage. Götzl verliest A.-T.s Aussage, dass dieser, nachdem Halit keine Lust gehabt habe, zu spielen, wieder zurück zu PC 7 gegangen sei. Dann sei noch jemand nach hinten gekommen, der habe ausgesehen “wie so ein richtiger Deutscher”, 30 bis 35 Jahre alt. A.-T. sagt, jetzt erinnere er sich, dass es drinnen gewesen sei. Der Mann habe ausgesehen wie ein richtiger Deutscher. Götzl hält vor, bei der Polizei habe A.-T. den Mann als breit, groß und mit kurz geschorenen Haaren beschrieben. Weiter habe er ausgesagt, der Mann sei hell gewesen und breit, aber nicht bodybuildermäßig durchtrainiert, sondern eher fett. Daran habe er keine Erinnerung, so A.-T. Götzl hält vor, dass A.-T. ausgesagt habe, der Mann habe Brille aufgehabt, eine Lesebrille mit dünnem Gestell, er wisse nicht, ob die Gläser eckig oder rund waren. Das bestätigt A.-T. Götzl fragt, ob A.-T. dadurch, dass er was geraucht habe, beeinträchtigt gewesen sei. A.-T. sagt, er sei “breit” gewesen, habe einen Joint geraucht, habe aber schon noch klar denken können. An die Kleidung des Deutschen habe er keine Erinnerung, so A.-T. auf Frage Götzls. Dieser hält A.-T.s Aussage vor: Der Mann eine hellblaue normal geschnittene Jeanshose getragen habe, zu den Schuhen könne er nichts sagen, aber er habe eine blasse, hellgrüne Jacke und darunter ein hellgelbes Hemd mit Streifen getragen. Da komme keine Erinnerung, so A.-T. Zur Tüte hält Götzl vor, dass A.-T. angegeben habe, dass er glaube, dass es eine Lidl-Plastiktüte gewesen sei, er sei sich bei Lidl aber nicht sicher, die Tüte sei weiß mit Streifen gewesen. A.-T. sagt, das sei eine Aldi- oder Lidl-Tüte oder so etwas gewesen. Er könne sich nicht erinnern, ob er Ausbeulungen der Tüte gesehen habe. Götzl hält vor, dass A.-T. angegeben habe, die Tüte sei oben zu gewesen, so dass man nicht habe rein schauen können. A.-T.: “Genau.” Dann hält Götzl vor, A.-T-. habe ausgesagt, in der Tüte sei schon etwas drin gewesen, sie sei aber nicht voll gepackt gewesen, er glaube, dass etwas die Tüte schwer nach unten gezogen habe. Wenn er das damals so gesagt habe, dann glaube er, dass es so war, sagt A.-T. Götzl sagt, damals habe A.-T. gesagt, der Mann habe sich umgeschaut und gleich auf den PC-Platz 2 gesetzt. Daran habe er keine Erinnerung, so A.-T. Götzl hält vor, dass A.-T. gesagt habe, er habe gesehen, dass der Mann kurz die Maus angeklickt und dann zu dem Jungen auf Platz 3 geguckt hat. Es könne sein, dass er das so gesagt habe, erwidert A.-T. Götzl weiter aus der Aussage A.-T.s: Der Mann habe nicht mal zwei Minuten da gesessen und sei dann wieder aufgestanden: A.-T. sagt, wo Götzl das mit der verbeulten Tüte gesagt habe, komme das wieder. Götzl weiter: Wo der Deutsche die Tüte abgestellt habe, darauf habe A.-T. nicht geachtet. A.-T. bestätigt das. Götzl fragt, ob A.-T. das Geräusch einordnen könne. Das Geräusch sei gewesen, dass der Halit runter gefallen ist, antwortet A.-T. Auf Frage Götzl sagt A.-T. dass er keine Erinnerung habe, ob er den Mann vorher oder nachher wahrgenommen habe. Zu dem Mann hält Götzl sagt, dass der Mann laut Aussage A.-T.s auf jeden Fall aufgestanden und schnell durch den Durchgang nach vorne gegangen sei. Weiter habe A.-T. ausgesagt, er habe sich noch gewundert, warum der so schnell aufsteht, normal spiele man ja für eine halbe Stunde, wenn man dafür bezahlt hat, und dann habe es das Geräusch gegeben. Weiter hält Götzl vor, auf die Frage der Beamten, wieviel Zeit zwischen dem Rausgehen des Mannes und dem dumpfen Geräusch gewesen sei, habe A.-T. geantwortet, das sei nicht sofort gewesen, das habe zwei bis drei Minuten gedauert. Wenn er das damals gesagt habe, dann sei das so, sagt A.-T. Zu A.-T.s Reaktion stehe da, so Götzl, dass er nur dumpfe Geräusch gehört und aufgeschreckt sei, dann habe er nur den Kleinen angeguckt, der sei auch erschrocken. Das bestätigt A.-T. Auf die Frage, ob keiner der beiden nach vorne gegangen sei, sagt A.-T., an so etwas habe da noch keiner gedacht.

Dann hält Götzl aus der Aussage A.-T.s vor, es habe noch so 2 bis 5 Minuten gedauert bis der Vater in den Laden gekommen sei und er ihn habe schreien hören; der Vater habe dauernd “Halit” geschrien und er, A.T., sei dann nach vorne gekommen, habe gleich gesehen, dass Halit hinter der Theke liegt, versucht den Kleinen zurückzuhalten, damit er ihn nicht sieht, und Erste Hilfe geleistet. Heute schildere A.-T. es so, dass der Vater nach hinten gekommen sei, damals habe er gesagt, dass er nach vorne gegangen sei. A.-T.: “Ja, genau.” Götzl sagt, in der Vernehmung sei noch von einer weiteren Person die Rede, einem “Araber”, wie A.-T. ihn bezeichnet habe. Daran habe er keine Erinnerung, so A.-T. Es seien ihm Lichtbilder von den Räumen gezeigt worden, sagt A.-T. auf Frage, von Personen wisse er nichts. An Lichtbilder von Emre E. (siehe Protokoll zum 41. Verhandlungstag), bei denen er den “Kleinen” erkannt habe, könne er sich nicht erinnern. An Lichtbilder von einer weiteren Person könne er sich ebenfalls nicht erinnern, so A.-T. Götzl sagt, A.-T. sei zu diesen Bildern gefragt worden, ob das der Mann sei, der nach dem Halit gefragt hat. Darauf habe A.-T. geantwortet, das sei der, er wisse aber jetzt nicht mehr, ob der reingekommen sei, bevor sich der Deutsche hingesetzt hat oder danach. Dieser Mann habe jedenfalls gesagt dass er bezahlen wolle und gefragt, wo der Chef ist, daraufhin habe er, A.-T., nur mit den Schultern gezuckt und dann sei der Typ wieder raus.  An eine solche Person könne er sich nicht erinnern, so A.-T., aber wenn er das damals so gesagt habe, dann sei das so. Götzl fragt, wie die Verfassung von A.-T. damals war. A.-T.: “Total schlimm.” Er sei jung gewesen, habe schon mal eine Leiche gesehen, aber keinen, der ermordet wurde. Sei Vater habe ihn in die Kinderpsychiatrie gebracht, er hab nichts mehr gegessen. Dort sei er zwei bis drei Wochen geblieben, bis er wieder mit dem Essen angefangen habe, habe aber keine Medikamente bekommen. Er sei dort gar nicht behandelt worden. Er habe seinen Vater dann gebeten, ihn da wieder herauszuholen. Danach habe er noch Schlafschwierigkeiten gehabt, das habe noch ein Jahr oder so gebraucht. Dann geht Götzl nochmal auf die erste Vernehmung A.-T.s vom 6. April 2007 ein. Dort habe A.-T. gesagt, der kleine Türke und er selbst hätten danach im Internet gesurft und 5 bis 10 Minuten später sei dann ein 30 bis 35 Jahre alter Araber in den Raum gekommen und habe auf Deutsch gesagt: “Wo ist Chef, bezahlen”. Er, A.-T., habe, so der Vorhalt weiter, gedacht, der habe dann wohl vorne telefoniert. Er habe keine Erinnerung daran, so A.-T., aber es könne gut möglich sein. Weiter hält Götzl vor, A.-T. habe angegeben, er habe mit den lediglich mit den Schultern gezuckt, weil er nicht gewusst  habe, wo sich Halit befand. Dann verliest Götzl die Aussage, dass  sich A.-T. nachdem der Krankenwagen da war, mit dem Araber unterhalten habe und der gesagt habe, dass er in dem Internetcafé gewesen sei, um zu telefonieren. Auch daran habe er keine Erinnerung, so A.-T.

Dann fragt Nebenklagevertreterin RAin Dierbach, wie groß der Raum zwischen Wand und Tresen gewesen sei, in dem Halit lag. Das sei ungefähr ein halber Meter, so A.-T. Dierbach fragt, wie weit der Weg vom Tresen zur Tür war. Das seien ungefähr sieben, acht Schritte gewesen, antwortet der Zeuge. Auf Frage von Dierbach sagt A.-T., Halit habe teilweise unter dem Schreibtisch gelegen, auf dem Rücken und ein bisschen seitlich. Ob er der Vater Halit schon bewegt habe, wisse er nicht, so A.-T., er selbst habe versucht, Halit gerade zu rücken und seinen Kopf gehoben. Ein Stuhl müsse da gewesen sein, so A.-T. auf Frage, aber er erinnere sich nicht mehr, ob in der Situation da oder woanders ein Stuhl gestanden hat. Dierbach fragt, ob sich A.-T. erinnere, ob der Mann mit der Tüte etwas gesagt habe. Er glaube nicht, sagt A.-T. Er habe keinen Anlass wahrgenommen, aus dem der Mann aufstand, so A.-T. auf Frage. Dierbach sagt, A.-T. habe ja angegeben, das sei komisch gewesen, es sei so schnell gegangen, daher frage sie. Dierbach fragt, ob da vielleicht ein Telefon geklingelt habe oder der Mann auf die Uhr geschaut habe. Das wisse er nicht, so A.-T. Er wisse auch nicht, ob der Mann als er seinen Platz verlassen habe, vorne irgendwas gesagt oder gerufen hat. Dierbach fragt, ob bei der Tür zum Laden eine Glocke geschellt oder es Geräusche gegeben habe, wenn man sie auf und zu gemacht hat. Da habe es Geräusche gegeben, so A.-T., man habe auf jeden Fall gemerkt, wenn jemand rein gekommen sei. Er wisse aber nicht mehr, was für ein Geräusch das gewesen sei. Dierbach sagt, A.-T. habe davon gesprochen fast jeden Tag über fast ein ganzes Jahr oder ein bisschen mehr im Café gewesen zu sein. A.-T. sagt, er sei nicht jeden Tag da gewesen, aber schon oft. Dierbach sagt, das sei ja schon 100 oder 150 mal und fragt, ob ihm da keine Erinnerung an ein Geräusch beim Öffnen der Tür komme. Er sei sich nicht sicher, so A.-T., aber er schwanke zwischen Glocke und dem Türgeräusch. Auf jeden Fall erinnere er, dass die Tür nicht geräuschlos auf und zu gegangen sei. Dierbach fragt, ob A.-T. sich erinnere, wie oft, als er da gesessen habe, die Tür auf- und zugegangen sei, was A.-T. verneint. Dierbach fragt, ob er erinnere, wie oft die Türe auf und zu gegangen sei, als dieser Deutsche den Hinterraum verlassen habe. Das wisse er nicht, darauf achte man nicht so, antwortet A.-T. Er wisse auch nicht mehr, ob der Deutsche nochmal zurückgekehrt sei, nachdem er weg war. Dann fragt erneut Richter Götzl. Er sagt, A.-T. habe eben davon gesprochen, dass Halit Yozgat auf dem Rücken gelegen habe. In der ersten Vernehmung habe A.-T. aber ausgesagt, der “kleine Türke” und er seien nach vorne gelaufen und da habe er, A.-T. zuerst İsmail, den Vater von Halit gesehen, der sei total aufgeregt gewesen. Dann habe er  hinter den Tresen geschaut und Halit auf dem Bauch gesehen. Das sei vielleicht die Aufregung, sagt A.-T. Götzl fragt, ob A.-T. noch wisse, wie die Beine lagen. Die hätten auf dem Boden gelegen, so A.-T. Götzl hält die Aussage vor, dass Halit mit den Füßen in Richtung der Telefonkabinen lag. Das bestätigt A.-T. Götzl hält weiter vor, dass A.-T. gesagt habe, er sei dann zu Halit gegangen, um ihm zu helfen, und habe ihn aus der Ecke gezogen und umgedreht. Dabei habe A.-T., hält Götzl weiter vor, bemerkte, dass der Hinterkopf voller Blut und seine Hände blutverschmiert gewesen seien, was A.-T. ebenfalls bejaht. Er  sagt auf Frage, dass er glaube, dass er versucht habe, Halit wiederzubeleben. Götzl verliest, dass A.-T. angegeben habe, am Hals Halits Puls gefühlt, aber nichts gespürt und dann mit Herzdruckmassage begonnen zu haben. Weiter hält Götzl vor, dass A.-T. ihn habe beatmen wollen, dann seien aber die Sanitäter gekommen und er habe denen geholfen, Halit vom Tresen wegzuziehen. Das bestätigt A.-T. Götzl sagt, er wolle noch einen Vorhalt zum Thema “Araber” machen. In einer Vernehmung sei die Rede davon, dass A.-T. beim Verlassen des Internetcafés eine schwarze Tasche in der dritten Kabine gesehen habe, die habe neben dem Hocker auf dem Boden gestanden. An die schwarze Tasche könne er sich erinnern, so A.-T., an mehr nicht. RA Kolloge sagt, in der ersten Vernehmung habe A.-T. gesagt, Halit habe zu ihm gesagt, er habe nicht mehr lange zu leben, und er, A.-T., meine, dass Halit den Satz in Bezug auf das Computerspiel gemeint habe, jetzt komme ihm das komisch vor. Dann sagt Kolloge, in der zweiten Vernehmung habe A.-T. gesagt, das sei nicht richtig. A.-T. sagt, er glaube, es sei um das Spiel gegangen, dass sie am Computer gespielt haben. RA Kienzle sagt, A.-T. habe bei der Polizei angegeben, dass er als der Deutsche ihn passiert habe, zwei Minuten weiter gechattet habe. Er habe, so der Vorhalt weiter, Kopfhörer um den Hals getragen, aber nicht auf gehabt. Als der Mann vorbei gehuscht sei, habe er keine Türgeräusche gehört; die Tür mache ganz schön Lärm wenn man sie von allein zugehen lasse. Kienzle fragt, ob da eine Erinnerung komme. A.-T.: “Tut mir leid, nein.” Auf Frage aus der Nebenklage sagt A.-T., er habe vorher bezahlt, das habe man sich aussuchen können. RAin Pinar. fragt, ob A.-T. später nochmal mit der Polizei im Café gewesen sei, was A.-T. bestätigt.  Pinar hält vor, dass A.-T. laut Vermerk dabei angegeben habe, dass er die an PC 2 beschriebene Person beim Betreten des Raums mit der Plastiktüte in der rechten Hand gesehen habe. Wenn er das so gesagt habe, dann sei das so gewesen, sagt A.-T. Auf Frage sagt A.-T. er könne sich jetzt an eine Frau mit Kinderwagen erinnern, der Kinderwagen sei in der Telefonzelle gewesen, er habe, glaube er, nicht mit der Frau gesprochen. Die Frau habe gesagt, so Pinar, dass sie drei Geräusche gehört habe: “tack tack tack”. Pinar fragt, ob A.-T. nur ein Geräusch gehört habe, was der bestätigt. RA Klemke, Verteidiger von Ralf Wohlleben, fragt, ob A.-T. zu unterschiedlichen Zeiten oder immer zu gleichen Zeiten im Café gewesen sei. Er sei unterschiedlich im Café gewesen, so A.-T. Klemke fragt, ob A.-T. die Person mit der Tüte vorher schon einmal in dem Internetcafé gesehen habe, was A.-T. verneint. Die Vernehmung endet um 12.03 Uhr.

Es folgt die Mittagspause bis 13.22 Uhr. Dann wird der Zeuge Albert Gm. gehört. Gm. ist Erster Kriminalhauptkommissar a.D. aus Heilbronn. Götzl sagt, es gehe um die Beamten der 5. Bereitschaftspolizeiabteilung aus Böblingen, die am 25. April 2007 in Heilbronn im Einsatz waren. Gm. berichtet, er sei an diesem Tag in anderer Sache unterwegs gewesen. Als er die Mitteilung bekommen habe, sei er zuerst zur Dienststelle und dann zur Theresienwiese gefahren. Es seien erste Koordinierungsmaßnahmen zu machen gewesen. Er habe sich zunächst darum gekümmert, mögliche Zeugen zu finden und den Kollegen zu übergeben. Selbst habe er sich dann um den “Komplex Bereitschaftspolizei” gekümmert. Es sei darum gegangen festzustellen, was die da gemacht hätten, was ihre Aufgabe gewesen sei und welchen Auftrag sie gehabt hätten, das hätten sie ja gar nicht gewusst. Er habe diese Dinge abgeklärt und in Vermerkform niedergeschrieben. Ihre Fragen seien gewesen, ob die einen bestimmten Auftrag gehabt hätten diese Stelle anzufahren, ob es dort bestimmte Dinge zu erledigen gegeben habe. Er habe das nicht in Vernehmungsform gemacht, so Gm., sondern informell festgestellt. Er habe mit verschiedenen Leuten gesprochen und habe dann veranlasst, dass sich diese Kollegen von der Bereitschaftspolizei bereithalten für richtige Vernehmungen am Folgetag. Das sei seine Haupttätigkeit am ersten Tag. Götzl fragt, welche Feststellungen Gm. getroffen habe bzgl. Kiesewetter und Martin A. Es sei, so Gm., um Bekämpfung der Straßenkriminalität gegangen. Es habe vom Revier ein Konzept “Sichere City” gegeben. Das sei nicht Aufgabe der Kripo sondern eine Revierlage, aber das sei oft gemacht worden. Und in Zusammenhang mit dem Konzept “Sichere City” sei die Bereitschaftspolizei angefordert worden. Wie die Einteilung erfolgt ist, daran könne er sich nicht mehr erinnern, auch nicht daran, ob überhaupt so eine Einteilung erfolgt ist oder ob die einzelnen Streifen das völlig frei gestalten konnten. Götzl fragt, was damals Gm.s Informationsquellen für den Vermerk vom 26. April 2007 gewesen seien. Das seien die Kollegen von der Schutzpolizei gewesen: “Was haben die hier eigentlich gemacht?” Und dann habe er zu späterer Stunde, schon am Abend, auch mit Kollegen der Bereitschaftspolizei gesprochen, er glaube mit den Truppführern. Götzl hält die Namen Et. und H. vor. Gm. bestätigt den Namen H., die formelle Vernehmung habe er aber nicht gemacht, sondern nur veranlasst. Er habe verschiedenen Leute aus seiner Dienststelle Aufträge gegeben. Er habe noch festgestellt, dass keine andere Streife wohl die Theresienwiese angefahren habe, außer der Streife A./Kiesewetter. Auf Frage von Götzl sagt Gm., die hätten morgens um 9.30 Uhr begonnen und seien dann zur Besprechung aufs Revier zurückgerufen worden. Das sei um 12.30 gewesen, vielleicht seien die Streifen dann 13.30 oder 13.45 wieder rausgefahren. Die Streifen seinen wieder ohne festen Auftrag raus gefahren, es sei die Fortsetzung der Aufgaben des Vormittags gewesen. Die Streife habe anscheinend die Theresienwiese angefahren haben, ohne eingewiesen worden zu sein. So sei seine Feststellung an dem Tag gewesen. Götzl hält aus dem Vermerk vor, die BFE [= Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit] 523 sei um um 9.30 Uhr eingetroffen und habe  Streifenfahrten ohne feste Einteilung begonnen, außer Kiesewetter/A. habe niemand die Theresienwiese angefahren, die Besprechung sei um 12.30 Uhr für ca. eine Stunde gewesen. Das bestätigt Gm. Götzl spricht von EZ 514 und BFE 523 und fragt, wie die Einteilung gewesen sei. Wie das durch die Bereitschaftspolizei erfolgt ist, wisse er nicht mehr, die seien wohl ohne festen Auftrag losgeschickt worden, sonst würde es in seinem Vermerk stehen. Für ihn sei wichtig gewesen, wer, wenn überhaupt, noch auf der Theresienwiese war. Und am Abend sei der Stand gewesen, dass von den Anderen dort niemand war. Das sei eine wichtige Erkenntnis gewesen, die er am nächsten Tag formuliert und weiter gegeben habe. Götzl liest aus dem Vermerk vor, dass sich von der 5. Bereitschaftspolizeiabteilung Böblingen insgesamt 15 Beamte zur Unterstützung im Einsatz befunden hätten: MOZ [Meldeort und -zeit] um 9.30 Uhr, Einsatzbeginn um 12.30 Uhr und voraussichtliches Ende 16 Uhr. Götzl fragt, was das bedeute. Beginn sei um 9.30 Uhr, so Gm. Wahrscheinlich habe man das vorgegeben, damit man wisse, wie lange der Einsatz dauert, so Gm. weiter.  Die Unterbrechungen würden dann, denke er, nicht vorher festgelegt, sondern man rufe die Kräfte rein. Man sage dann wohl, wir machen noch so lang, dass man sich Außen versorgt und Mittagspause macht, könne er sich vorstellen, so Gm. Das sei dann von der Soko genau ermittelt worden.

Götzl fragt, welche Funktion Et. und H. gehabt hätten. Er denke, so Gm. die seien dann auch mit unterwegs gewesen und hätten die Kräfte vielleicht so eingeteilt, dass sie gesagt hätten: “Ihr fahrt in diese Ecke von Heilbronn und ihr in diese.” Er  denke, die hätten gesagt, wie lange de Einsatz dauert und wann sie rein kommen. Aber das könne er jetzt nicht mehr so genau sagen. Götzl hält vor, gegen 13.45 Uhr hätten sich beide Gruppen wieder ins Stadtgebiet begeben. Das seien die Auskünfte, die er von den beiden bekommen habe, so Gm.: “Für uns war wichtig, einzugrenzen, ab wann waren die auf der Theresienwiese.” Die Abkürzung “MOZ” stehe  für “Meldeort und -zeit”, so Gm. auf Nachfrage. Götzl fragt, was das Ergebnis des Gespräches mit Et. und H. gewesen. Das was im Vermerk stehe, so Gm. Das Gespräch habe abends oder nachts auf dem Revier stattgefunden. Es sei nochmal um die Vorgehensweise der BFE an diesem Tag gegangen. Götzl sagt, Et. und H. seien durch KHK Ha. verhört worden. Gm. bejaht das, aber er selbst habe mit denen gesprochen und die Vernehmungen hätten später stattgefunden. Er sei koordinierend unterwegs gewesen und habe geguckt, um eine Grundlage zu finden für weitere Ermittlungen. Auf Frage von Götzl sagt Gm., er habe weder Kiesewetter noch Martin A., noch die Truppführer gekannt. Er sei später nicht mit Ermittlungen betraut, nicht in der Soko gewesen. RAin Wolf, Vertreterin der Mutter von Michèle Kiesewetter, fragt, ob, wenn die beiden rausfahren zu ihrer Aufgabe “Sichere City”, Herrn Et. oder Herrn H. gesagt hätten, wer wohin fährt oder das den Streifenwagen überlassen blieb. Gm. sagt, er könne das einfach nicht beantworten. Nach seiner Feststellung sei es so gewesen, dass wohl keine feste Einteilung erfolgt ist. Er habe auch mal Einsätze geführt als Vorgesetzter und habe gesagt, wer wohin fährt. Aber wie der “Sichere City”-Einsatz abläuft und wie das bei der BFE war, könne er nicht sagen.

Nach einer Unterbrechung geht es um 13.48 Uhr weiter mit dem Zeugen He., pensionierter Bahnangestellter. He. berichtet, er habe mit einem Kollegen am 25. April 2007 nach dem Mittag, also nach 13 Uhr, das Stellwerk verlassen und sei am Gleis entlang, vorbei am Tatort gelaufen. Am Ende der Brücke sei ein Kabelverteiler, da hätten sie gearbeitet. Am Radweg hätten sich zwei junge Männer mit Mountainbikes aufgehalten, die hätten Raddress und Helm getragen und sich angeregt unterhalten. Dadurch seinen sie ihm aufgefallen. Auf Frage von Götzl sagt He., er habe später Geräusche wahrgenommen. Da seien sie zurück gelaufen und auf Höhe des Tatorts habe es einen lauten Schlag gegeben, zwei seien es bestimmt gewesen. Sie hätten gedacht, dass ein Autoreifen raus geknallt sei. Sie hätten sich nichts gedacht und seien weitergelaufen. Da seien die Büsche und die Wohnwagen vom Frühlingsfest gewesen. Sei seien dann wieder ins Stellwerk gegangen und später hätten sie gesehen, dass die Theresienwiese abgesperrt war. Götzl fragt, wieviel Zeit zwischen der Beobachtung der Radfahrer und den Geräuschen gewesen sei. Es sei halb zwei gewesen als die Radfahrer da gestanden seien und um zwei Uhr müsse das gewesen sei, es sei also eine halbe Stunde dazwischen gewesen. Auf die Frage, wo er die beiden Männer genau gesehen habe, sagt He., im Nachhinein, wo man es genau wisse, könne er sagen, dass man von dem Punkt, an dem die Radfahrer gestanden hätten, den Tatort gut habe einsehen können. Im Rücken der Radfahrer sei in 50 Metern Abstand ein großer Parkplatz, wo man gut ein Wohnmobil abstellen und schnell abhauen könne. Und vom Tatort sei man mit dem Fahrrad in drei Minuten verschwunden. Auf die Frage nach einer Beschreibung der Radfahrer sagt He., er könnte nicht sagen, “dass die Personen das waren”. Er bestätigt, dass ihm Lichtbilder gezeigt worden seien, Fahndungsbilder, aber darauf habe er niemanden erkannt. Von der Figur habe das gestimmt, aber die hätten einen Helm aufgehabt und er ich könne nicht sagen, dass die es direkt gewesen seien. Die seien ein bisschen größer gewesen, als er selbst; 1,80 m seien sie schon gewesen. Von der Statur seien sie schlank gewesen. Götzl fragt nach dem Gesicht. He. sagt, von den Fahndungsbildern her könnten sie es gewesen sein, aber hundertprozentig könne er es nicht sagen. Götzl sagt, He. sei am 26. April 2007 kurz vernommen worden, da habe He. gesagt, dass sie beide etwa um 13.45 bis 14 Uhr irgendeinen Knall gehört hätten, ohne sich nähere Gedanken zu machen, gleichzeitig hätten sie zwei junge Männer am Radweg an der Brücke gesehen. He. verneint das, die beiden Radfahrer habe er eine halbe Stunde vorher gesehen. Zum Zeitpunkt vom Knall seien sie auf Höhe von dem Tatort gewesen. In der Vernehmung vom 4. Mai 2007 stehe, so Götzl, dass He. auf die Frage, wann und wo er die Radfahrer gesehen habe, erzählt habe, er habe sie zwischen 13.30 und 13.45 Uhr am Radweg bei der Brücke gesehen. Götzl möchte wissen, wie sich He. die eben genannte Angabe “gleichzeitig” erkläre. Das wisse er jetzt nicht, so He., der Schuss sei ja erst später gewesen. Er habe, so He. auf Frage von Götzl, einen Knall gehört, aber mit so einem Echo. Im Nachhinein könnten es, so He. weiter, zwei Schüsse gewesen sein. Danach habe er keine Personen mehr gesehen, sagt He. Sie seien nach dem Schuss direkt ins Stellwerk, seien da eine Viertelstunde gewesen, und seien dann am Schlachthof vorbei nach Öhringen gefahren, da sei ihr Dienstort. Die Theresienwiese sei abgesperrt worden, es habe von Polizei gewimmelt, aber sie hätten nicht gewusst, was dort passiert ist. Götzl hält He.s Angabe vor, dass die Radfahrer zwei Männer im Alter zwischen 20 und 30 Jahren gewesen seien. Das sei schätzungsweise so, sagt He. Sie hätten, hält Götzl weiter vor, Mountainbikes gehabt und typische Radbekleidung. He. sagt, die seien ihm nur aufgefallen, weil sie sich ein bisschen aufgeregter unterhalten hätten. Weiter hält Götzl die Aussage vor, die Farbe der Bekleidung wisse He. nicht, er wisse aber noch, dass zumindest einer der beiden einen blauen Helm aufgehabt habe. Das bestätigt He. Dann nennt er den Namen seines Kollegen, Klaus Le. Sie hätten an einem Kabelverteiler die Kabel nachgeschaut, sagt He. Zur zeitlichen Einordnung hält Götzl vor, He. habe angegeben, auf dem Rückweg zum Stellwerk hätten sie auf Höhe der Theresienwiese Schüsse gehört, maximal sei es 14 Uhr gewesen, später auf keinen Fall. Das bestätigt He. Sei seien nach dem Mittagessen aus dem Stellwerk raus, die Kabel nachschauen, das habe vielleicht zehn, zwölf Minuten gedauert. Götzl verliest die Angabe, sie seien dann zehn Minuten im Stellwerk gewesen. Das sei ungefähr so, sagt He. Götzl hält aus einer Vernehmung He.s vor, dieser habe zum Geräusch angegeben, es habe “tack tack tack” gemacht, zwei- oder dreimal, das sei ineinander gegangen wie ein einziger Knall. Götzl fragt, ob He. bei dem Geräusch eine Richtung festmachen könne, was He. bejaht. Sie seien ja fast an der Unterführung gewesen und rechts sei der Tatort gewesen, die Richtung habe schon ungefähr gestimmt. Dann werden Bilder in Augenschein genommen. Zu sehen sind unter anderem Aufnahmen einer Bahnlinie und eines Verteilerkastens. Auf die Frage Götzls, ob He. mit der Polizei eine Begehung durchgeführt habe, sagt He. er könne sich nicht entsinnen, da er aber auf den Bildern zu sehen sei, müsse er aber wohl dabei gewesen sein. Dann sagt er, sie seien nach der Vernehmung den Tatort abgelaufen. He. sagt, der Verteiler sei gegenüber vom Tatort und das, wo er die Radfahrer gesehen habe, sei viel weiter draußen, 120 Meter entfernt. Götzl fragt, ob He. die Berichterstattung verfolgt habe, was He. bejaht; er habe aber niemanden erkannt. Dann geht Götzl auf eine Vernehmung vom 28. November 2011 ein, da heiße es, dass He. die zwei Fahrradfahrer am Ende der Brücke auf der Böckinger Seite gesehen habe, die hätten sich unterhalten, als ob sie Streit gehabt hätten. He. bejaht das, das sei so ähnlich gewesen. Weiter hält Götzl die Aussage He.s vor, einer habe einen gelben Dress angehabt, einer einen blauen. Das bestätigt He. Dann hält Götzl vor, dass He. gesagt habe, es könne auch sein, dass ein Fahrrad blau gewesen sei. Das habe ihn nicht so interessiert, deswegen habe er sich die nicht angeschaut, so He. Die Beschreibung “sportlich, hager, über 1,80 m groß” stimme so. Dann hält Götzl vor, dass He. gesagt habe, die Personen, die immer im Fernsehen gezeigt werden, erkenne er nicht. Er meine damit die zwei Männer, so He., der eine heiße “Mundhaupt” oder so. Götzl nennt die Namen Böhnhardt und Mundlos. He.: “Ja, Mundlos und Böhnhardt.” Nebenklagevertreterin RAin Wolf fragt, ob He. bei dem Streit der beiden Männer einen Dialekt habe feststellen könne, was He. verneint, die seien gut 20 Meter weg gewesen. Auf die Frage, ob die etwas dabei gehabt hätten, sagt He., sie hätten keine Satteltaschen gehabt. Es könne sein, dass die vielleicht auf dem Rücken einen kleinen Rucksack gehabt haben, aber das wisse er nicht. Wolf sagt, He. habe, wenn sie das richtig verstanden habe, im oder am Stellwerk gearbeitet. He. sagt, sie hätten Mittag im Stellwerk gemacht, seien dann raus gelaufen zu ihrer Arbeit und wieder zurück zum Stellwerk. Luftlinie sei das Stellwerk vom Tatort etwa 50 Meter entfernt, so He. auf Frage. Im Stellwerk seien immer vier Mann, die Fahrdienstleiter, oben drin. Die ganze Front des Stellwerks sei aus Glas. “Das sind die, die das eigentlich gesehen haben könnten, wenn jemand raus geschaut hätte”, sagt He. Weiter sagt er, man könne den ganzen Tatort einsehen, wenn man raus schaue. RA Kolloge bitte darum, dem Zeugen ein Luftbild vorzulegen. Es wird ein von großer Höhe aufgenommenes Luftbild vorgelegt, das die Gegend um den Tatort zeigt. Kolloge bittet He. darum, zu zeigen, wo er die Radfahrer gesehen und wo er den Schuss gehört habe. Zunächst zeigt der Zeuge das Stellwerk im Süden. Dann zeigt er auf der anderen Seite der Brücke, nordwestlich, wo die Radfahrer gewesen seien. He. sagt, die hätten das genau beobachten können. Dann sagt er, der Verteilerkasten sei schon auch auf der gegenüberliegenden Seite und zeigt ihn. Dann werden kurz Bilder mit einem Blick aus dem Stellwerk gezeigt. He. sagt, vom Stellwerk habe man das genau im Blick. Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm sagt He. habe von einem Parkplatz gesprochen, auf dem ein Wohnmobil hätte parken könne, und will wissen, ob He. ein Wohnmobil gesehen habe. Das verneint He. Auf die Frage, wie gefüllt der Parkplatz gewesen sei, sagt He., das könne man von ihrer Arbeit nicht einsehen, weil der hintenrum sei. Die Vernehmung wird um 14.19 Uhr beendet.

Dann ist der Zeuge Davinder Si. dran. Nachdem sich Si. gesetzt hat, wird er von Götzl belehrt. Götzl fragt, ob Si. die Belehrung verstanden hat, was der verneint. Auf Frage von Götzl sagt Si., dass er einen Dolmetscher für “Indisch” benötige. Auf Nachfrage nennt Si. die Sprache Panjabi. Die Sitzung wird unterbrochen. Um 14.50 Uhr geht es weiter. Götzl teilt mit, dass ein Dolmetscher unterwegs sei und zunächst der Zeuge Sch. gehört werde.

Peter Sch. sagt auf Frage, Götzls, an was er sich noch in Bezug auf den 25. April 2007 erinnern, er habe noch alles in Erinnerung. Er berichtet, er sei an dem Tag Richtung Bahnhof gefahren. Es sei ein ein schöner, sonniger Tag gewesen. Als er an der Stelle vorbei gekommen sei, wo das Fahrzeug stand, habe er im Augenwinkel wahrgenommen, dass die Türen offen waren und jemand da lag. Er habe dann angehalten, habe sich umgeschaut und gedacht, das sei doch merkwürdig dass da jemand an der Tür sitzt und sich sonnt. Er sei dann zurückgefahren und habe vom Radweg gesehen, dass alles voller Blut war und die Person so nach außen lag. Er habe kein Handy dabei gehabt und sei zum Bahnhof gefahren, der sei nicht weit entfernt. Er habe gedacht, dass da Polizei oder Taxis sind. Er habe das bei den Taxis erklärt. Die hätten ihm nicht gleich glauben wollen. Der Taxifahrer habe mehrere Minuten mit dem Beamten geredet und das Telefon dann ihm gegeben. Der Beamte habe mit ihm mit ganz ruhiger Stimme geredet und er habe das dann “mit nicht so ruhiger Stimme” nochmal erklärt. Der Beamte habe dann sofort reagiert. Das sei kurz nach zwei Uhr gewesen sagt Sch. auf Frage Götzls. Er sei aus Böckingen gekommen, so Sch. Er habe diese Beobachtungen aus dem Augenwinkel gemacht, das Fahrzeug sei so 25,  30 Meter entfernt gewesen, in etwa. Götzl fragt, ob Sch. an das Fahrzeug herangetreten sei, was der verneint. Er sei oben stehen geblieben, habe das nicht von Nahem sehen wollen: “Man steht auch unter Schock in dem Augenblick.” Es sei alles voller Blut gewesen. Er habe nur die Fahrerseite und nur eine Person gesehen. Die rechte Seite sei dem Backsteingebäude zugewandt. Götzl fragt, ob Sch. Personen wahrgenommen habe. Auf dem Radweg sei viel los gewesen, aber wie er zurückgefahren sei, sei alles leer gewesen, “wie verhext”. Nur ein älteres Ehepaar sei gerade ums Eck gekommen, auch auf dem Fahrrad. Götzl fragt nach sonstigen Radfahrern. Sch. sagt, es seien genügend Radfahrer unterwegs gewesen, aber letztlich habe er niemand mehr wahrgenommen.

Es folgt eine längere Pause bis 15.36 Uhr. Nun folgt der Zeuge Davinder Si. Anwesend ist auch ein Dolmetscher für Panjabi, der von Götzl belehrt wird und dann Fragen und Antworten übersetzt. Si. sagt, er habe um 14 Uhr auf der Arbeit Pause gehabt und sei in Begleitung seines Kollegen, der draußen sitze, zu Fuß entlang des Kanals gegangen. Sie hätten gesehen, dass ein Polizeiwagen dort stand und hätten den Eindruck gehabt, als ob jemand den Kopf nach unten gebeugt habe. Sie seien näher gekommen, um um zu schauen, was los ist, da sei ein Taxi und gleich sei auch die Polizei gekommen. Schüsse oder Geräusche habe er nicht gehört, so Si. auf Frage von Götzl, es seien ihm auch keine Personen auf seinem Weg aufgefallen. Er habe ungefähr um 14 Uhr Pause gemacht: man brauche von der Pizzeria, wo er arbeite, bis zu dem Polizeiwagen zu Fuß zehn bis fünfzehn Minuten. Götzl hält aus Si.s Vernehmung vom 26. April 2007 vor: Si. habe angegeben, gegen 13.30 Uhr Pause gemacht zu haben und von seinem Freund Pargat Si. an der Arbeitsstätte abgeholt worden zu sein. Das könne sein, normalerweise hätten sie immer um 14 Uhr Pause gemacht. Götzl fragt, wie nah Si. an das Polizeifahrzeug herangetreten sei. Er könne sich nicht genau erinnern, es sei aber höchstens so weit wie vom Zeugenstand bis zu einer Wand des Saals. Götzl hält vor, Si. habe bei der Polizei angegeben, sie hätten auf dem Weg gesehen, dass neben einem viereckigen Gebäude ein Polizeiauto steht, da habe ein “Polizeimädchen” auf dem Fahrersitz gesessen habe. Das bestätigt Si., der Kopf sei nach unten gebeugt gewesen. Weiter hält Götzl vor, dass Si. angegeben habe, sein Kollege habe zu ihm gesagt hat, vielleicht sei dem Mädchen schlecht, dann seien sie sie beide näher in Richtung des Polizeiautos gegangen und seien etwa 4,5 m weg gewesen. Si. sagt, das das stimmen müsse. Da hätten sie dann gesehen, dass an der Fahrertür Blut war, so Götzls Vorhalt weiter. Das bestätigt Si. Götzl fragt, ob Si. an dieser Örtlichkeit schon öfters Polizeiautos gesehen habe, was Si. verneint. Götzl hält vor, dass Si. bei der Polizei auf die Frage geantwortet habe, das sei schon öfters vorgekommen, manchmal hätten dort sogar zwei Polizeiautos nebeneinander gestanden. Das sei ab und zu mal so gewesen, sagt Si., aber nicht regelmäßig. Auf die Frage, ob Si. an diesem Tag ein Wohnmobil gesehen habe, sagt der Zeuge, er könne sich nicht genau erinnern, es sei schon soviel Zeit vergangen. Nebenklagevertreter RA Narin fragt, ob sich Si. erinnern könne, dass er bei seiner Vernehmung gefragt wurde, ob die Polizeiautos dort regelmäßig gestanden hätten. Daran könne er sich nicht erinnern, erwidert Si. In der Vernehmung stehe, sagt Narin, dass Si. gesagt habe, ihm falle ein, dass er diese Polizeiautos erst seit zwei Wochen dort habe stehen sehen. Es sei möglich, dass er das gesagt habe, aber er könne sich nicht daran erinnern, so Si.

Es folgt die Vernehmung von Pargat Si. Auch hier übersetzt der Dolmetscher. Götzl fragt, welche Beobachtungen Si. am 25. April 2007 in Heilbronn im Bereich Theresienwiese gemacht habe. Si. sagt, um zwei Uhr habe der Kollege, der gearbeitet habe, die Pizzeria geschlossen, sei seien dann zu Fuß los marschiert und ungefähr um 14.10 Uhr dort, wo diese Volksfestwiese sei, angekommen. Auf rechten Seite sei ein kleines Gebäude, z.B. für die Elektrizität. Sehr nahe daran habe ein Polizeiwagen gestanden, auf der Fahrerseite sei die Tür auf gewesen. Sie hätten gesehen, dass die Schulter der Frau am Boden gewesen sei, sie habe gekniet. Sie hätten das Gefühl gehabt, als dass sie vielleicht von unten am Wagen etwas anschaut. Als sie näher gekommen seien, habe sich die Frau überhaupt nicht bewegt. Er habe seinem Freund gesagt, es scheine so, dass hier irgendetwas geschehen ist. Der Freund habe ihm gesagt, um die Zeit stehe hier immer ein Polizeiwagen und es könne sein, dass die eine Pause haben. Sie hätten sich das genau angeschaut, sie seien etwa 30, 35 Meter entfernt gewesen. Die andere Tür sei auch auf gewesen, auf der Seite hätten sie gesehen, dass da ein Mann mit dem Kopf nach unten und den Beine auf der anderen Seite gelegen habe. Sie hätten versucht anzurufen, zunächst sei aber ein Taxi gekommen, der Taxifahrer habe in ihrer Anwesenheit dann angerufen. Nach drei oder vier Minuten sei die Polizei gekommen, ein Hubschrauber und ein Krankenwagen. Schüsse habe er keine gehört, so Si. auf Frage Götzls. Götzl hält vor, Si. habe bei der Polizei gesagt, sie hätten dem Taxifahrer gesagt, dass hier etwas passiert sein muss und der habe nur genickt, weil er in diesem Moment bereits telefoniert habe. Das bestätigt Si., sie hätten nur gewunken und gewollt, dass er anruft, aber er habe schon vorher angerufen. Götzl hält vor, Si. habe angegeben, das sei um 14.10 Uhr gewesen, was Si. bestätigt. Si. sagt, sie hätten die Pizzeria geschlossen und man brauche so lange, um dort hinzukommen. Götzl sagt, bei der Polizei habe Si. gesagt, er wisse das so genau, weil er zunächst selbst bei der Polizei habe anrufen wollen und auf dem Handy die Uhrzeit abgelesen habe. Das bestätigt Si. Personen seien ihm in der Nähe des Fahrzeuges nicht aufgefallen. Nebenklagevertreter RA Scharmer hält Si. vor, in der Vernehmung, sei auch die Rede davon, dass der Freund etwas über Polizeiautos gesagt habe und zur Frage, ob die da regelmäßig stehen. Scharmer will wissen, ob sich Si. daran erinnere. Si. sagt, er habe seinem Freund gesagt, wenn der Wagen hier stehe, müsse es ein Problem gegeben haben. Der habe aber gesagt, dass er um die Zeit wegen der Pause öfters hierher komme und normalerweise sei öfters der ein oder andere Wagen da.

Nach dieser Vernehmung fragt Götzl, ob der Zeuge Wa., der auf morgen geladen sei, benötigt werde. Es gehe darum, dass Wa. gegen 14 Uhr nach Hause gefahren sei an der Theresienwiese vorbei und auf dem Radweg keinerlei Personen beobachtet habe. Auf den Zeugen wird allseits verzichtet. Der Verhandlungstag endet um 16.05 Uhr.

Nebenklagevertreter Sebastian Scharmer: “Auch wenn die Aussage des Zeugen Abu T. nach fast acht Jahren von Erinnerungslücken geprägt war, beschreibt er nachvollziehbar seine Wahrnehmungen. Diese stehen an vielen Punkten im Widerspruch zur Aussage des Verfassungsschutzmitarbeiters Andreas T. Es ist dringend notwendig, aufzuklären, warum Andreas T. sich in immer mehr Widersprüche verwickelt. Seine Rolle ist unklar. Er ist offensichtlich nicht gewillt Licht in das Dunkel zu bringen. Es müssen endlich alle Akten zu Andreas T. beigezogen werden. Nur so kann überhaupt versucht werden, das Geschehen in Kassel aufzuklären.”

Nebenklagevertreter Peer Stolle: “Beide Truppführer des Einsatzes von Michèle Kiesewetter und ihrem überlebenden Kollegen sind bislang nicht als Zeugen geladen. Das muss sich dringend ändern. Es ist für die Aufklärung der Mordserie zwingend erforderlich, zu ermitteln, ob der Streifenwagen von Kiesewetter die Anweisung hatte, zur Theresienwiese zu fahren. Es ist zu klären, ob genau die beiden Polizeibeamten, von denen zumindest einer mutmaßlich Ku Klux Klan Mitglied war, vom Aufenthaltsort der Streife wussten und diese Information ggf. weitergegeben haben können. Nur so wird man aufklären können, ob Michèle Kiesewetter ein Zufallsopfer war oder bewusst persönlich ausgesucht wurde.”


Protokoll 77. Verhandlungstag - 22. Januar 2014

Der 77. Tag drehte sich komplett um den Mord an Michèle Kiesewetter und den Mordversuch an ihrem Kollegen Martin A. Ein Gerichtsmediziner rekonstruierte aus den Schussverletzungen das Tatgeschehen, dabei berücksichtigte er eine Jogginghose, die Zwickauer Brandschutt gefunden wurde, aber aufgrund der Blutspritzer vom Mörder Kiesewetters getragen worden sein muss. Ein Ermittler des LKA Baden-Württemberg berichtete, dass an einer Kontrollstelle in Heilbronn kurz nach der Tat ein Wohnmobil registriert wurde, das auf den Namen des Angeklagten Ge. ausgeliehen worden war. Nachmittags sagte ein Beamter des BKA zu den Ermittlungen in Heilbronn aus. Er berichtete über die Dienstpläne Kiesewetters und ihr privates Umfeld und den Ku-Klux-Klan, in dem Polizisten Mitglied waren. Gründe für eine gezielte Tat gegen Kiesewetter konnten die Ermittler laut seinen Aussagen nicht feststellen, doch hier blieben verschiedene Fragen offen, insbesondere zu ihren Einsätzen bei Demos von Neonazis.

Zeug_innen:

	Prof. Dr. Heinz-Dieter Wehner (Arzt für Gerichtsmedizin, zur Tatrekonstruktion Heilbronn)
	Jamil-Ahmat C. (Tatortzeuge Heilbronn)
	Ronald Kö. (KHK bei der Polizei Gotha, Waffen im Wohnmobil)
	Jochen Gu. (LKA Baden-Württemberg, Ermittlungen zum Wohnmobil in Heilbronn)
	Holger Sch. (KHK beim LKA Brandenburg, Auswertung von Waffen)
	Joachim Merkel (Diplomphysiker beim LKA Baden-Württemberg, Auswertung von Schmauchspuren in Heilbronn)
	Martin Gi. (Kriminalbeamter beim BKA in Meckenheim, Ermittlungen zu Heilbronn)




Als erster Zeuge wird der Sachverständige (SV) Prof. Dr. Heinz-Dieter Wehner, 71, in Tübingen Arzt für Gerichtsmedizin gehört. Er soll zunächst die Ergebnisse der Obduktion von Michèle Kiesewetter darstellen, bittet ihn der Vorsitzende Richter Manfred Götzl. Der Zeuge zählt zunächst die Informationsquellen auf, die ihm zur Verfügung standen: Eine Computer-Tomographie des Schädels der Toten, die Vermaßung der Leichenauffindeörtlichkeit, eine Darstellung des Opfers, die Obduktionsergebnisse, sowie vom Opfer Martin A. eine CT des Schädels. Anhand eines Folienvortrages dokumentiert der sachverständige Zeuge sein Vorgehen. Sie hätten zunächst anthropomorphe Dummies entwickeln müssen, um alles zu rekonstruieren: Die CTs seien mit einer Oberfläche belegt worden, welche man dann an eine anthropologische Puppe eingepasst habe, so entstehe ein fertiger Dummy. Sodann lege man durch die Schädeldarstellungen eine Frankfurter Ebene: alle Schussmaße würden sich in diese Ebene einordnen lassen.

Er berichtet die Körpergröße (174 cm) und anderen Maße, die die Obduktion ergeben hätten. Die CT von Kiesewetters Schädel zeige deutlich eine Lücke mit Brüchen, die sich strahlig hinterhaupts und stirnwärts ausbreiteten. Das deute darauf hin, dass im Hirnraum erheblicher Druck entstanden sein müsse, denn es handele sich um Sprengungs- oder Berstungsbrüche. Auf der rechten Seite sehe man beim Jochbeinbogen die Ausschußzerstörungen. Bei der Obduktion werde zunächst die Leiche beschrieben: kopfwärts vom linken Ohrrand sei der Defekt vollständig adaptierbar und somit mit Ein- und Ausschuss kompatibel. An der Lücke am linken Jochbein seien avitale Vertrocknung festgestellt worden. Im Brustinnenraum sei kräftige Blutaspiration in der Luftröhre festzustellen, Blutreste hätten sich über die Bronchien bis in die Lunge nachweisen lassen. Sodann sei der Schußkanal sondiert worden, der von links nach rechts verlaufe. Richter Götzl fragt noch einmal dezidiert nach Kiesewetters Todesursache. Der Sachverständige erklärt, dass die Hirnbasis zerstört worden sei, es sei ein Kopfschuss mit anschließender sofortiger Funktionsunfähigkeit des Gehirns gewesen.

Götzl fragt dann nach dem Schusskanal beim zweiten Opfer Martin A. sowie nach der Größe und dem Standort des Täters usw. Aus den vorgefundenen Befunden sei ein Dummy konstruiert worden, erklärt der Sachverständige. Das sei zunächst nur unter Ausnutzung der Schädel-CT von Kiesewetter geschehen, dann mit dem ganzen ganzen Körper. Die Rekonstruktion laufe dann über ein Poser-Programm, in welchem der errechnete Dummy vollständig beweglich sei. Es werde dann der Kopf, auf den Dummy aufmatcht, und mit der echten CT-Oberfläche verbunden. Er zeigt dazu stets Folien. Aus der aus dem CT ersichtlichen Oberfläche des Opfers Kiesewetter sei so ein Dummy berechnet worden. So sei die Schussbahn rekonstruiert worden: die typische Ein- und Ausschussschuss-Linie hinterm Ohr rein und unterm Auge raus sei auf den Dummy montiert worden. Analog sei das Modell des Opfers A. erstellt worden, obwohl da nur Schädel-CTs vorgelegen hätten. Er nimmt das CT in Augenschein: Aufnahmen von unten, schichtweise. Die Defekte des Felsenbeins und dahinter der Defekt der Schädelkalotte, der Ausschussstelle. Darin seien winzige metalldichte Teilchen zu sehen, offensichtlich habe sich das Geschoss hier zerlegt. Die Einschusslücke lasse sich gut auf einer Oberfläche vom Krankenhaus Ludwigsburg erkennen. Hier sei kein gerader Schusskanal festzustellen: die Kugel komme senkrecht zum Felsenbein. Neben dem rechten Ohr befinde sich der Einschuss, hinter dem Ohr am Hinterkopf der Austritt. Zur Rekonstruktion sei ein 176 cm großer Dummy gematcht worden. Außerdem seien Bilder der Hände von Martin A. aus der Intensivstation einbezogen worden, an denen sich punktförmige Blutantragungen als Spritzspuren erkennen ließen.

Nun seien die Dummies in die Tatortszene einpasst worden, welche von der Polizei vorgegeben worden sei. Ein Fixpunkt der Berechnungen im Falle Kiesewetter sei die „Anbindungen“, die Stanzmarke des einen Projektils in der Mauer im Kellerschacht des Transformatoren-Häuschens gewesen. Ein zweiter Fixpunkt im Falle A.s das Projektil seitlich rechts in der Rückenlehne des Fahrersitzes. Jetzt seien die Puppen ins Szenario gesetzt worden: Kiesewetters virtueller Kopf sei nun so bewegt worden, dass Ein- und Ausschuss im Kopf mit der Stanzmarke an der Mauer eine Schussbahn ergeben hätten. Dasselbe Procedere wird beim Opfer A. vorgenommen: Er muss nach hinten geblickt und eine Hand angehoben haben, denn diese muss in der Nähe einer spritzenden Quelle gewesen sein.  Nun sei man zur Täterrekonstruktion geschritten, der im Falle A.s leicht hinter ihm gestanden haben müsse, im Falle Kiesewetters ziemlich neben ihr. Um die Positionen und Größe der Schützen berechnen zu können, sei eine Matrix angefertigt worden. Vorgabe der Kriminaltechnik war, dass der Abstand der Täter zum Opfer nicht unter 65 cm gewesen sein könne (s.u. Schmauchspur-Analyse). Man habe also für 75, 100 und 125 cm Entfernung, Tätergrößen von 1,95, 1,75 und 1,60 Meter berechnet und so die bequemste Schussposition als die Wahrscheinlichste angenommen. All das wird mit Tabellen und Folien verdeutlicht. Dann seien noch Szenarien für offene Türen, für geschlossene Türen und offene Fenster durchgerechnet worden. Es entstehe so ein Schussbahn-Kegel aller möglichen Positionen und Winkel aller möglichen Schüsse, die mit der Anbindungsstelle im Kellerschacht korrspondierten. Weitere Simulation seien für das Szenario mit lediglich offener Beifahrertür berechnet, wo immer noch fast die gesamte Fensterfläche auf Kiesewetters Seite bei aufrechtem Kopf und gesenkten Kopf Kiesewetters für die Flugbahn möglich sei. Wenn auf A. Seite die Tür ebenfalls geschlossen und nur das Fenster offen gewesen wäre, wäre nur noch eine stark eingeschränkt Schussabgabe möglich gewesen.

Eine weitere Frage sei gewesen, ob sich aus der Spurenmorphologie und -topologie ermitteln ließe, wo der Träger der mit Blut beschmutzten Täterhose bei der Schussabgabe gestanden haben könnte. Es gebe viele länglich-ovale Spuren, so genannte Abschleuderspuren auf der Hose des Täters. Daraus lasse sich die Flugrichtung der Blutstropfen ableiten. Allerdings liege das Hosenbein ja zylindrisch um das Bein, so dass sich hier Berechnungsfehler einschleichen könnten. Vermessen und berechnet worden seien zwei Areale auf dem linken Hosenbein. Nun gehe es erst einmal um Spurenkunde, erklärt der Sachverständige und führt die Berechnungen möglicher Flugbahnen der Blutsspritzer aus, um zu dem uneindeutigen Ergebnis zu kommen, dass ein oder zwei Spurentypen mit bedingter und andere ohne Kompatibilität anzutreffen seien. Fest stehe, dass eine Spurenquelle vorhanden gewesen, Blut geflogen und dessen „Auswurfenergie“ erheblich gewesen sei. Richter Götzl fragt nach einer kurzen Pause nach, wodurch die Spritzspuren auf der Hose entstanden seien. Man kann nur sagen, so antwortet der Sachverständige, das seien fliegende, kleine Blutteilchen aus retrogradem Blutaustritt, wie sie entweder durch einen Schlag, eine „mechanisch schwere Masse“, in eine Blutpfütze entstanden sein könnten. Es könnten aber auch Sekundärspritzer sein, wenn Blut in Blut falle oder so hoch herunterfalle, dass sich aus einem Haupttropfen ein Teiltropfen bilde, der weiter fliege. Etwa wenn bei einem Menschen von 1,70 m Größe Blut vom Kopf tropfe, dann entstünden solche Sekundärspritzer. Götzl fragt weiter, wie weit entfernt der Täter gestanden haben müsste. Der Sachverständige: Im Meterbereich, eine Entfernung des Schützen von 50-150 Zentimeter sei eine grobe, um nicht zu sagen gröbste Schätzung. Ob das für alle Spritzer gelte, will Götzl weiter wissen. Es gebe noch feinstaubige Spritzer, je feinstaubiger der Spritzer, desto größer sei die Austrittsenergie aus der Quelle, so der Sachverständige. Götzl fragt weiter nach dem zeitlichen Rahmen der Entstehung der Spritzer. Unterhalb einer Sekunde, erwidert der Sachverständige.

Ein Richter-Kollege Götzls fragt, ob Befunde erhoben worden seien, die den Tod Kiesewetter begründen könnten ohne Kopfschuss. Nein, antwortet Wehner. Auf weitere Nachfrage bestätigt der Sachverständige , dass nicht lineare Schusslinien wie bei A. ein bekanntes Phänomen seien.

RA Martinek [Nebenklagevertreter von Martin A.] will wissen, ob bei der Schussbahn bei A. ein Linkshänder als Täter in Betracht komme. Das sei denkbar, so Wehner, das könne man nicht ausschließen. Man sei bei der Rekonstruktion jedoch von einem Rechtshänder ausgegangen. Martinek insistiert, ob der Sachverständige bei seiner Einschätzung bleibe, selbst wenn es mehr Wahrscheinlichkeit gäbe, dass der Täter Linkshänder gewesen sei. Ja, so Wehner, da man bei der Rekonstruktion ja retrograd vorgehe: Man habe die Schussbahn, dann die Waffe und da „hänge man den Mann dran“. Sei denn dann nicht eine gegenseitige Verletzungsgefahr der Schützen gegeben, bohrt Martinek weiter. Nein, die Antwort des Sachverständigen, denn die sind ja versetzt gestanden. Nach Inaugenscheinnahme der Folie wird klar, dass das doch möglich gewesen wäre, dass der Schütze ein Linkshänder gewesen wäre.

RAin Wolf [Nebenklagevertreterin der Mutter von M. Kiesewetter] fragt, wie es zur Blutaspiration gekommen sein könne, wenn der Tod durch Kopfschuss eine sofortige Funktionsunfähigkeit eingetreten sei. Der Sachverständige sagt, dass vom Stammhirn die Atmungsaktivität gesteuert werde, deshalb gehe die Aspiration noch kurz weiter, jedoch unter einer Sekunde. Wolf fragt zur Täterposition nach und ob es stimme, dass je kleiner der Täter gewesen sei, desto näher hätte er herankommen müssen. Das stimme nicht, erwidert Wehner. Es sei so, dass es Vorgaben des LKA und des Sachverständigen Merkel gegeben habe, was den Abstand (errechnete Mindestdistanz des LKA: 65 cm) angehe. So ergebe sich, dass je kleiner der Täter gewesen sei, desto höher habe er die Waffe bei vorgegebener Mindestdistanz heben müssen. Wolf will weiter wissen, ob die Blutanhaftungen an der Hose so auch hätten entstehen können, wenn die Fahrertür zu gewesen und durch das Fenster geschossen worden wäre. Der Sachverständige bejaht: Beim Kopfschuss auf Kiesewetter habe Blut abgesondert werden können, das auch bei geschlossener Tür die Hose hätte treffen können.

RA Narin fragt, ob der Träger der Hose während der Schussabgabe auch auf der Beifahrerseite hätte stehen können, was verneint wird. RA Langer fragt, ob die Kopfhaltung A.s geradeaus gewesen sei. Der Sachverständige verneint: Er würde vorsichtig sagen, dass bei Schußauftreffen beide Köpfe nach rechts ausgerichtet gewesen seien. A. habe deutlich zur rechten Tür geguckt bei erhobener Hand. Zschäpe-Verteidiger RA Heer fragt ob es zwingende Rückschlüsse auf zwei Schützen gebe. Das lasse sich nur anhand von Schussbefunden sagen, sonst könnte auch er, der Sachverständige, das nicht unterscheiden. RA Erdal fragt, ob er ausschließen könne, dass es zwei Schützen gewesen seien. Die Antwort lautet: Nein. BAW-Vertreter Weingarten konstatiert, dass ein Linkshänder in der Position des Schützen bei A. im Schussfeld des Täter bei Kiesewetter hätte stehen können. Ob ein Linkshänder seinen Körper möglicherweise auch mit links in sicherer Position hätte halten können. Der Sachverständige bejaht. Dann wird er entlassen.

Als nächstes kommt der Zeuge Jamil-Ahmat C., der bei einem Geld- und Wert-Transport in Heilbronn arbeitet. Götzl fragt ihn nach seinen Wahrnehmungen am 25.4.2007. Er sei von der Post am Bahnhof gekommen, das sei sein täglicher Fußweg nach Hause gewesen. Er habe ein Polizeiauto mit offenen Türen gesehen, bei dem, so dachte er zunächst, gelbe Kartons stünden. Er sei dann weiter gegangen. Auf dem Platz sei gerade eine Fiesta aufgebaut worden. Erst jetzt habe er sehen können, dass die vermeintlichen Kartons die gelben Hemden von Polizisten waren, die aus dem Auto hingen. Er sei dem Auto nahe gekommen: habe die Polizei rufen wollen, die sei aber schon da gewesen. Man habe ihm gesagt, er solle weggehen. Das sei etwa um 14 Uhr gewesen. Er sei genau neben dem Auto, ein paar Meter entfernt gestanden und gesehen, dass die Waffe der Polizistin gefehlt habe. Das Auto sei rückwärts zum Fluss geparkt, die Türen offen gewesen, die Polizistin sei herausgehangen. So zehn Leute hätten in etwas Entfernung gestanden, als Zuschauer. Götzl hält ihm vor, dass er in seiner Vernehmung angegeben habe, dass beide Fenster ganz weit unten gewesen seien. Ja, so der Zeuge, das habe er heute nicht mehr in Erinnerung, damals sei die Info ganz frisch gewesen. Ob er sich mit den Personen, die er gesehen habe, unterhalten habe, will Götzl weiter wissen. Nein, sagt der Zeuge, gar nicht. Die Polizei habe gesagt, sie sollten weggehen. Götzl hält vor: „Ich habe den Mann und die Frau mit dem Kind gefragt, ob sie was mitbekommen haben, die sagen nein, sie seien gerade erst gekommen.“ Ja, aber das sei ohne Bedeutung, da sie erst nach ihm da gewesen seien, sagt der Zeuge. Laut Vernehmung habe er auch mit einem Fahrradfahrer geredet, hakt Götzl nach. Nein, sagt der Zeuge, habe er nicht. Er habe währenddessen mit einem Freund telefoniert, der in Hannover wohne. Die Polizei habe das noch am selben Tag überprüft. Der Zeuge verneint die Frage Götzls, ob er Mevlüt Ka. kenne. Der Zeuge wird entlassen.

Der folgende Zeuge ist der Kriminalhauptmeister Ronald Kö., 49, von der PD Gotha. Jetzt geht es um den 4.11.2011. Seine Ermittlungen seien in den Bericht vom 7.11.2011 eingeflossen: er solle davon berichten, bittet ihn Richter Götzl. Er habe an diesem 4.11. Dienst gehabt, es sei ein Freitag gewesen, es sei um einen Banküberfall in Eisenach gegangen. In diesem Zusammenhang sei ein Wohnmobil festgestellt worden, es seien Schüsse gefallen, das Wohnmobil habe gebrannt. Sie seien da hingefahren, um die Kollegen zu unterstützen; Frau Kn. und er hätten sich zur Verfügung gestellt und seien nach Stregda geschickt worden. Sie seien quasi mit der Tatortgruppe vom LKA dort angekommen, er sei offensichtlich gewesen, dass Schusswaffen im Wohnmobil gewesen seien: Seine Aufgabe sei es gewesen, sich um die Waffen zu kümmern. Eine sei eine topaktuelle Waffe gewesen, wie sie bei den Polizeien der Länder angesagt seien. Er habe die Munition aus dem Lauf geholt, es sei Behördenmunition gewesen. Das Wohnmobil sei dann abgeschleppt worden, sie hätten weiter die Tatortgruppe unterstützt. Es seien dann noch weitere Waffen am Tatort gefunden worden. An einer weiteren Waffe sei die Waffennummer vorhanden gewesen, so dass hier ein Zusammenhang mit Heilbronn ersichtlich geworden sei. Er habe das sofort seiner vorgesetzten Stelle mitgeteilt. Es habe sich um eine Heckler & Koch Pistole gehandelt. Eine Inpol-Anfrage habe ein Treffer ergeben, dass es eine Dienstpistole aus Baden-Württemberg vom Kollegen Martin A. gehandelt habe. Es sei eine weitere Pistole H&K im durchgeladenen Zustand im Wohnmobil gewesen. Insgesamt seien noch zwei Pumpflinten gefunden worden. Eine sei wegen der Hitze im Wohnmobil deformiert gewesen. Die zweite Pumpgun sei eine Winchester Defender 1300 gewesen. Sie habe einen offenen Verschluss gehabt, das Patronenfach sei leer gewesen. Richter Götzl fragt nach den zwei Hülsen, die gefunden worden seien. Diese Brennecke-Munition könne aus der Winchester Defender oder der Maverick verschossen werden, sagt der Zeuge. Dann sei da noch ein Trommelrevolver gewesen, eine tschechische Waffe, geladen mit 38er Munition Vollmantelgeschossen. Richter Götzl zitiert noch aus dem Bericht: Übergabe der Leichen am 5.11.11 an die Stadtwerke Eisenach. Ja, sagt der Zeuge, das sei korrekt.

RA Hoffmann fragt nach dem offenen Verschluss der Maverick, was das zu bedeuten habe. Das Bild ergebe sich, wenn der Holm zurückgezogen werde, bevor die nächste Patrone eingeführt werde, sagt der Zeuge. Hoffman will noch wissen, welche besonderen Fähigkeiten er habe, wie er eingangs gesagt habe. Er sei, erwidert der Zeuge, gelernter Jagdwaffen-Mechaniker. Ob der offene Verschluss der Zustand nach einem Schuss sei, fragt Hoffmann weiter. Ja, so der Zeuge, das könne man sagen: entweder sei unmittelbar vorher abgeschossen worden oder die Patrone sei ausgeworfen worden. Es gebe einen kleinen Hebel hinten, um die Waffe ohne Abschießen zu entleeren. Und in der anderen Pumpgun-Waffe? Da sei im Auswurffenster eine Patrone gelegen, sie sei durchgeladen gewesen.

Nach der Mittagspause wird der Zeuge Jochen Gu., 55, vom LKA Baden-Württemberg gehört. Er gehöre eigentlich zur Abteilung Organisierte Kriminalität Rauschgift in Stuttgart, gibt der Zeuge an. Richter Götzl liest sichtlich irritiert eine längliche beschränkte Aussagegenehmigung vor: sie umfasse, heißt es darin, die Ermittlungen der „ Soko Parkplatz“ zu Kiesewetter und A., insbesondere zu gemeinsamen Ermittlungen mit dem LKA Thüringen und zum Wohnmobil. Er dürfe keine Ermittlungsgeheimnisse offenbaren. Götzl lacht trocken nach Ende der endlosen Litanei von Ausnahmen: „Bin ja mal gespannt, was Sie uns zu erzählen haben. [Gelächter] Lass mich mal überraschen, was jetzt alles kommt…“ Es habe sich doch, so Richter Götzl, ganz banal letztlich um das Wohnmobil von Eisenach gehandelt. Nein, erwidert der Zeuge, es gehe um das Wohnmobil in Heilbronn. Er sei erst nach den Ereignisses vom 4.11. am 7.11. zur Soko Parkplatz gekommen und habe vorher keinerlei Soko-Arbeit geleistet. Er sei am Montag, 7.11.11., hingekommen und sei in die Lage eingewiesen worden. Er habe sich generell in den Tatortbefundbericht eingelesen und sich dann die Kontrollstellen angeschaut. Genauer sei es um 33.000 Fahrzeuge im Bereich Heilbronn gegangen, aus denen ein Wohnmobil herausgefiltert worden sei, mit dem Kennzeichen C-PW 87. Das sei in Chemnitz bei der Autovermietung Caravan Ho. registriert gewesen, heute habe es ein anderes Nummernschild und eine andere Halterin. Kollegin He. habe mit der Firma Ho. telefoniert: Dort habe man nichts im Datensatz finden können, weil ja das Auto nicht mehr im Bestand der Firma gewesen sei. Auf gutes Zureden, seien dann noch die Altakten durchgeguckt und entsprechende Daten durchgegeben worden. Es seien dann zwei Seiten durchgefaxt worden: Das eine sei ein Zahlungsbeleg mit dem Namen Gerlach aus Hannover, und einer 0160er-Telefonnumer für den Zeitraum 16.-19. April 2007. Ein Herr E. aus Chemnitz, das besage das andere Papier, habe das Fahrzeug nach der Tat ab dem 27.4.2007 wieder angemietet. Er habe am 10.11.2011 einen Durchsuchungs- und Beschlagnahmebeschluss erlassen und vollstreckt bei der neuen Halterin. Am 11.11.11 habe KHK He. die Beschlagnahme vollzogen.

Er habe außerdem mehrere Fahrtrouten ausprobiert, um festzustellen, wie schnell man zum Kontrollpunkt kommt. Diese lägen 19 und 23 Kilometer vom Tatort entfernt. Für die Strecke gebe es bei innerorts 50 km/h und außerorts 70 km/h ein Zeitfenster von 24-33 Minuten. Sie hätten dazu Parkplätze in Heilbronn eruiert, die in Frage gekommen seien: südlich von der Theresienwiese und einige weitere an der Seite der Theresienwiese; an der Seite, wo das Fußballstadion sei, und am Wertwiesenpark unterhalb des Stadions 2 Kilometer entfernt und einer jenseits der Otto-Konz-Brücke auf der anderen Neckarkanalseite. Dort sei ein Parkplatz, den sie priorisieren würden, da er zeitnah zu erreichen, vom Tatort aus nicht zu sehen und überdies etwas tiefer gesetzt sei. Es gebe eine Abfahrt direkt auf die 272 und die 293, selbst die Autos führen da 5 Meter tiefer durch einen Tunnel. Auch im Stadtteil Böckingen hätte das Wohnmobil abgestellt werden können. Nach dem 4.11.11 hätten sie die Beamten der damaligen Kontrollstelle aufgesucht, genauer gesagt am 15.11. Sie hätten die Kollegen befragt, die hätten sich aber nicht mehr an ein Chemnitzer Wohnmobil erinnern können und auch daran nicht, wer drin gesessen habe. Der Kollege Hä. habe damals geschaut und diktiert, dessen Kollege alles notiert: es sei das 20. Fahrzeug gewesen und habe die Kontrollstelle um 14:38 Uhr passiert. An mehr hätten sie sich nicht erinnern können. Es sei ein Fahrzeug aus Winnenden dabei gewesen, ein Renault, der auf einen Jochen G. [gleicher Nachname wie der Angeklagte G.] zugelassen gewesen sei - jedoch nicht verwandt mit dem Angeklagten G. Ein Ludwigsburger Fahrzeug konnte ebenfalls nicht ermittelt werden, da die Nummer offenbar wegen eines Zahlendrehers nicht korrekt notiert worden sei: Fehler passierten eben, so der Zeuge.

Götzl hält vor, dass die Mitarbeiterin der Autovermietung ihnen die Erreichbarkeit G.s übermittelt habe. Richtig, sagt der Zeuge. Sie hätten dann noch probiert, aus sämtlichen umgebenden Stadt- und Landkreisen bei den Bußgeldstellen nachzuhaken, ebenso bei der Autobahnpolizei, die für die A 6 und die A 81 zuständig seien: dort hätten sie erfahren, dass es über 9800 Geschwindigkeitsüberschreitungen zur fraglichen Zeit gegeben habe, das gesuchte Fahrzeug sei jedoch nicht darunter gewesen. Dann hätten sie Campingplätze um Heilbronn und den Stuttgarter Campingplatz überprüft und von über 1000 Personen Datenblätter erhalten. Es gebe auch keine Anhaltspunkte, ob die Täter das Wohnmobil noch gehabt hätten nach der Tat. Der Nachmieter habe es  3.4. vorreserviert und am 27.4.2007 in Empfang nehmen wollen. Götzl hält dem Zeugen die Aussage vor, ein Herr G. habe Rabatz gemacht und sich bei Firma Ho. beschwert, weil das Fahrzeug noch nicht fertig gewesen sei.

Götzl fragt nach der 0160er-Mobilfunknummer. Es habe eine Funkzellen-Anfrage mit 425.000 Kontakten vom 18. bis 25/26. April in einem Radius 3 km um den Tatort gegeben, in der diese Nummer und auch die Nummer der Firma Ho. nicht gefunden worden sei. Auch die Nummer sei in Hannover nicht existent gewesen. Zum Zeitpunkt 2011 war die Nummer auf eine andere Person mit anderer SIM-Karte registriert. Vorher sei sie auf eine Susan Ei. aus Zwickau als Inhaberin registriert gewesen. Er habe sich dann noch die Kassenunterlagen bei der Firma Ho. genauer angesehen: die Belege und Werte hätten jedoch gestimmt. Im April 2007 seien Reservierung und Zahlung durch den Nachbesitzer vermerkt. Dann sei da eine handschriftliche Reisekostenabrechnungen vom 25.4.2007 dabei gewesen: Alexander Ho. sei an dem Tag von Klaffenbeck bei Chemnitz über Heilbronn und Tübingen gereist. Es sei merkwürdig gewesen, dass er demnach am 25.4.2007 in Heilbronn gewesen sei. Am gleichen Tag sei in Kist bei Würzburg um 12:45 Uhr getankt worden, das sei etwa 50-60 Fahrminuten von Heilbronn entfernt. Er habe Bargeld in Höhe von 24.000 Euro abgehoben, offenbar für den Kauf von Wohnmobilen. Christine Ho. sei am gleichen Tag unterwegs gewesen, und zwar auf derselben Strecke plus Würzburg. Sie hätten Wohnmobile angekauft und hätten diese an dem Tag abgeholt. Der Zeuge wird entlassen.

Es folgte der Zeuge Kriminalkommissar Holger Sch., 47, vom LKA Brandenburg beim Polizeipräsidium Potsdam. Seine Aufgabe war die Asservaten-Auswertung der Waffen im Kontext mit einer Waffe Marke Radom. Dazu fertigte er beim BKA zusammenfassende Vermerke aus Behördengutachten und Aktenvermerken, insbesondere über die Ermittlungsergebnisse eines waffentechnischen Gutachtens. Es habe eine Zündung im Lauf und im Magazin gegeben. Die Waffe sei in einem schlechten Zustand gewesen, das Magazin sei aufgeweitet und verklemmt gewesen. Die Waffe sei auch beschossen worden und die so gewonnene Munition mit der Tatort-Munition vom Polizistenmord in Heilbronn verglichen worden. Auch seien daktyloskopische Untersuchungen vorgenommen worden, keine der beiden  festgestellten Personen sei jedoch im Vergleich einschlägig gewesen. Die Waffe habe keine Nummer, sondern einen Wehrmachtsstempel, sei also vor 1945 in Polen produziert worden, aber im Auftrag der deutschen Wehrmacht. Der Zeuge wird entlassen.

Als nächstes steht der Sachverständige Joachim Merkel, 65, auf der Ladungsliste. Er ist Diplomphysiker beim Kriminaltechnischen Institut beim LKA Baden-Württemberg. Er merkt eingangs an, dass er wegen uneidlicher Falschaussage vorbestraft sei. Seine Aussagegenehmigung wird verlesen, sie bezieht sich auf seinen Untersuchungsbericht vom 5.5.2007. Dabei sei es um die Schussentfernung des Schützen beim Heilbronner Mordanschlag gegangen, die anhand der Schmauchspuren berechnet werden könne. Es habe zahlreiche Untersuchungsanträge, verschiedene Aktenzeichen und einen größeren Asservaten-Komplex gegeben. Aus dem Dienstfahrzeug habe es zwei PVAL-Abzüge gegeben, das sei ein spezielles Verfahren zur Sicherung von Schmauchspuren. Außerdem seien ihm beide Nackenstützen vorgelegen. Beim Komplex Martin A. habe er die rechte Schulter des Diensthemd erhalten, der Rest sei noch für andere Untersuchungen von Fasern und DNA gebraucht worden. Und ein Stichprobenteller von der Schusswunde und den Händen A.s sei ihm vorgelegen. Der Zeuge zeigt einen solchen Stichprobenteller und erklärt den technischer Vorgang mit einer elektrisch leitfähigen Oberfläche, anhand derer Befunde gewonnen würden. Schließlich habe er den Kop-Sytem-Gürtel A.s gehabt, seine Koppel. Beim Komplex Kiesewetter hätten ihm zwei Hautteile vom Ein- und Ausschuss sowie abgeschnittene Haare von der Schusswunde zur Verfügung gestanden. Außerdem ein Stiftprobenteller von ihren Händen und die linke Schulter ihres Diensthemdes. Von den im gesamten Tatkomplex überprüften verdächtigten Personen seien ihm Stiftprobenteller von Händen zugegangen. Schließlich habe er den Hülsen-Schmauch auf seine Zusammensetzung untersucht. Der Befund für den linken Türrahmen des Dienstfahrzeuges sei negativ gewesen.

Im Haar von Frau Kiesewetter seien wohl Bleipartikel nachweisbar gewesen sei. Da auch an Kiesewetters Hemd kaum Schmauch nachweisbar gewesen sei, könne gefolgert werden, dass der Schütze bei Schussabgabe nicht im ausgesprochenen Nahbereich des Opfers gewesen sei, denn im Nahschussbereich seien Schmauchspuren nachweisbar, wenn auch sehr unterschiedlich je nach Waffe: dieser Bereich ende bei zwischen 60-90 cm. Dieser Schuss habe jenseits dieser Marke abgegeben worden sein müssen. An Kiesewtters Händen seien drei bzw. vier Schmauchteile nachweisbar gewesen, das hätten aber auch Teile gewesen sein können, „die da im Innenraum herumvagabundiert sein“. Sie hätten auch von den eigenen Waffen stammen können, denn beide Waffenträger gewesen. Bei A. habe sich an Hemd und Kragen eine Schmauchwolke niedergeschlagen. Bei dieser Beschmauchung sei der Randbereich eines Schmauchofes an der rechten Kopfseite ersichtlich. Daraus ergebe sich, dass der Schuss aus einem Nahbereich von ca. 60-90 cm Entfernung erfolgt sein müsse. Bei drei überprüften Personen seien überhaupt keine Schmauchspuren nachweisbar gewesen. Das sei weiter nicht verwunderlich, da die Spurensicherung nach mehr als sechs Stunden kaum mehr möglich sei. Nach dieser Zeitspanne seien Schmauchspuren meist vollkommen entfernt, etwa durch Händewaschen.

An den Kop-Gürtelsystemen hätten beide Waffen gefehlt. Bei A. sei der Verschluss nicht korrekt geöffnet worden. Dem Täter sei wohl nicht klar gewesen, wie das funktioniert. Er habe die Lasche über den Knopf gezogen, was so einfach nicht gehe. Es handele sich bei dem Material um Polyester, das eine hohe Zähigkeit aufweise. Bei der Untersuchung sei ersichtlich, dass der Knopf Spuren am Rand des Knopfloches hinterlassen habe. Er habe mit einem Flaschenzug die Kraft gemessen, die dazu nötig sei und habe 49 Kilopond gemessen. Ein Kilopond sei die Kraft, die man aufwenden müsse, um die Masse von einem Kilo anzuheben. Da seien 49 Kilopond eine ganze Menge. Er selber habe das mit seinen Fingern nicht geschafft, zumal das Holster auch schwer zu erreichen gewesen sei. Außerdem sei der Rand der Lasche relativ scharf. Mit einem Hilfmittel, etwa einem Schraubenzieher, sei das leichter möglich, was der Zeuge mit einem kleinen Lehrfilm demonstriert. Danach wird der Zeuge entlassen.

Nach einer Pause wird der Zeuge Martin Gi., 30, Kriminalbeamter vom BKA in Meckenheim vernommen. Zu ihm liegt eine allgemeine Aussagegenehmigung vor. Götzl fragt, was er zum Einsatz Kiesewetters am 25.4.2007 und zum Einsatztausch zwischen zwei Einheiten wisse. Es sei so gewesen, so der Zeuge, dass Frau Kiesewetter sich für die Nachtwache eingetragen hatte, dann mit dem Kollegen Alexander D. bei der Bereitschaftspolizei (BePo) Böblingen getauscht habe und nicht mit dem Kollegen De. Sie sei im Rahmen des Konzepts „Sichere City“ in Heilbronn im Einsatz gewesen. D. habe sich nicht als Tauschpartner von Michèle Kiesewetter zu erkennen gegeben, um dem Stress der psychologischen Betreuung zu entgehen, habe er angegeben. Das Tauschangebot sei aber von Kiesewetter gekommen und nicht umgekehrt. Richter Götzl fragt zum BFE-Beamten [BFE = Beweis- und Festnahme Einheit] nach, der dem Ku-Klux-Klan (KKK) angehört haben soll. Der Ausgangspunkt des KKK-Komplexes sei die Zeugenvernehmung von Heiko Ko. gewesen, der sich mit dem Kollegen Ulf Ni. von der BFE 514 unterhalten habe. Der habe gesagt, dass weitere Kollegen beim KKK gewesen seien sollen. Dann habe er, der Zeuge, davon ausgehend den Zeugen Andreas Ri. vernommen, der Dienstvorgesetzter der benannten Beamten Timo He. und Jörg Wi. gewesen sei. Andreas Ri. habe nach eigenen Angaben He. zur Rede gestellt, der eingestanden habe, Mitglied der „European White Knights of the KKK“ (EWK-KKK) gewesen zu sein. Er sei einige Monate dabei gewesen und von Jörg Wi. angeworben worden. Wi. wiederum habe bestritten, den jüngeren Kollegen angeworben zu haben. Beide hätten übereinstimmend gesagt, sie seien die einzigen Polizisten im EWK-KKK gewesen und es habe zwischen dem NSU und den EWK-KKK keine Verbindung gegeben. Außerdem habe Kiesewetter ihre Ausbildung erst 2003 begonnen, die EWK-KKK seien jedoch schon 2002 aufgelöst worden und habe keine Aktivitäten mehr. Er habe dann noch Achim Schmid, den ehemaligen Klan-Chef, vernommen. Nach seinen Angaben habe dieser die Funktion von Herbst 2000 bis Ende 2002 inne gehabt. Mit seinem Austritt hätten die EWK-KKK keinen Fortbestand gehabt. Es seien ca. 30 Personen Mitglied gewesen. Bei Wahllichtbildvorlage identifizierte Achim Schmid einige, u.a. Thomas Richter als Mitglied der EWK-KKK. Auf der „Garagenliste“ des NSU sei Thomas Richter mit dem Stichwort Oi-Fanartikel und einem Postfach vermerkt. Man habe Richter als Person identifiziert und festgestellt, dass er und die Person auf der Liste identisch sind, sagt der Zeuge. Es habe auch eine Vernehmung Thomas Richter gegeben und auch er habe gesagt, dass er keine Vorbeziehung zum Umfeld des NSU gehabt habe. Er erkläre sich seine Nennung auf der Liste damit, dass er damals mit Oi-Fanartikeln und Demo-Tapes aus der Szene handelte, habe er zu Protokoll gegeben. Richter Götzl will wissen, ob das Ganze Konsequenzen für die Beamten gehabt habe. Der Zeuge antwortet, es habe zwar Disziplinarverfahren gegeben, aber beide seien nicht aus dem Dienst ausgeschieden.

Götzl fragt, ob Timo He. in die Einsatzplanung für den 25.4.2007 involviert gewesen sei. He. sei Gründungsmitglied der BFE 523 und an jenem Tag verantwortlicher Gruppenführer gewesen und so auch für A. und Kiesewetter zuständig. Er sei auch in Heilbronn im Einsatz, aber nicht mit der Einteilung der Teams befasst gewesen. Götzl will wissen, ob die Theresienwiese als häufiger Pausenplatz bei Polizisten bekannt gewesen sei. Da müsse man, erwidert der Zeuge, zwischen den Beamten der PD Heilbronn und der BePo Böblingen unterscheiden. Die Theresienwiese sei beliebter Pausenplatz von Bereitschaftspolizisten gewesen. Die Beamten der PD Heilbronn seien zu Pausen eher in der Dienststelle geblieben. Frau Kiesewetter sei mehrfach auf Theresienwiese gewesen, u.a. am 2. und 3. April 2007. Erhebungen zum Opferfahrzeug hätten ergeben, dass es auch von anderen Besatzungen im Stadtgebiet Heilbronn benutzt worden sei. Ob es sich habe rekonstruieren lassen, wo Kiesewetter in Tagen vor der Tat gewesen sei, fragt Götzl weiter. Das bejaht der Zeuge, es seien Kontakt- und Bewegungsbilder von A. und Kiesewetter erstellt worden, um festzustellen ob es eventuelle Vorbeziehung zu den Tätern gegeben gegeben habe. Kiesewetter sei vom 19.-21. April in Oberweißbach in Thüringen gewesen, anlässlich des Geburtstages ihrer Mutter. Sonst hätte das Bewegungsbild keine Anhaltspunkte ergeben.

Götzl weiter: Ob es bei Einsätzen von Kiesewetter im Kontext mit der rechten Szene zu Bedrohungen oder Problemen gekommen sei. Kiesewetter sei, so der Zeuge, seit ihrem Eintritt bei der Polizei am 20. September 2005 an 199 Einsätzen beteiligt gewesen. Es sei in den Einsatzunterlagen nicht verzeichnet, wieviele dieser Einsatz in Sachen rechtes Spektrum gewesen seien. Aus der Erinnerung der dazu befragten Kollegen heraus habe es keine solchen Probleme Kiesewetters mit der rechten Szene gegeben. Dann komme man noch zu der Gaststätte zur Bergbahn in Lichtenhain, animiert Götzl den Zeugen weiter zu berichten. Der Zeuge: Hier sei es um die Beziehungstatthese gegangen: Kiesewetter stamme aus Oberweißbach, das Trio aus Jena. Eine gute Freundin Kiesewetters, Anja Kl., und ihr Freund Stefan Fi. hätten ausgesagt, dass Uwe Böhnhardt sich in der Gaststätte zur Bergbahn aufgehalten habe und dort den Spitznamen „Brownie“ gehabt hätte. Ermittlungen hätten jedoch ergeben, dass ein Christian Br. eher der Genannte sei. Auch der Wirt der Gaststätte, Herr Fe., habe bestätigt, dass damit Br. gemeint sei. Fe. sei der Schwager von Ralf Wohlleben: er sei in den 90er Jahren der rechten Szene zugehörig gewesen und es habe ein Kennverhältnis zu den Personen gegeben. Er habe auch eine kurze Beziehung zu Frau Zschäpe gehabt. Er habe glaubhaft zum Ausdruck gebracht, dass er nach dem Abtauchen jedoch keinen Kontakt mehr zum Trio gehabt habe. Sie seien auch nie in seiner Gaststätte gewesen, auch Kiesewetter nicht, trotz der regionalen Anbindung, habe der vernommene Gastwirt dem Zeugen gesagt. Ob Kiesewetter oder Familienangehörige von ihr Kontakt zur rechten Szene gehabt hätten, will Götzl noch wissen. Das verneint der Zeuge, da sei nichts bekannt. Und im Falle A.s, fragt Götzl. Dieser sei, so gibt der Zeuge an, 12 Mal vernommen worden. Davon 11 Mal vor dem 4.11.2011 und einmal danach. Man habe versucht, mit ihm die  Geschehnisse zu rekonstruieren, infolge der Schussbeibringung liege jedoch eine Amnesie vor, weshalb keine Rekonstruktion möglich sei. Es sei auch das private Umfeld A.s vernommen worden, was jedoch keine Ansatzpunkte ergeben habe. Zusammenfassend lasse sich für beide sagen: Keine Ergebnisse deuteten darauf hin, dass es eine Vorbeziehung zum NSU gegeben habe. Auch dafür, dass es sich möglicherweise um eine Verwechslungstat gehandelt haben könnte, habe sich auch nichts ergeben. Das gelte für beide.

Was er zu den Ermittlungen über Beziehungen des NSU nach Baden-Württemberg und Heilbronn berichten könne, fragt Götzl. Es sei ein Datenträger mit Bildern gefunden worden, die Uwe Böhnhardt in der Bahnhofsstraße in Stuttgart zeigten, und zwar am 25.6.2006 vor dem Grillbistro Eskaja und vor dem Lebenmittelladen Dönmez. Da keine Straftaten oder Fahrzeuganmietungen vorlägen habe es sich möglicherweise dabei um Ausspähungshandlungen gehandelt. Weiter gebe es eine Einmietung vom 24.-26.6.2007 auf dem Campingplatz Cannstatter Wasen unter den Namen Ralph Beier und Max Burkhardt. Schriftvergleichsuntersuchungen hätten ergeben, dass es eine gewisse Ähnlichkeit der Handschriften von Max Burkhardt mit Uwe Mundlos sowie von Ralph Beier mit Uwe Böhnhardt gebe. Es sei dann eine namensgleiche Person ermittelt worden, die auf einem Campingplatz auf Rügen eingemietet gewesen sei. Im Jahr 2011 habe Trio auf diesem Campingplatz Urlaub gemacht. Diese Person sei identifiziert und vernommen worden und habe angegeben 2003 dort gewesen zu sein, aber nicht 2007 auf dem Stuttgarter Campingplatz, was die Vermutung nahelege, dass sein Name als Aliasname verwendet worden sei.

Was er zu den aufgefundenen Stadtplänen sagen könne, will Richter Götzl wissen. Der Zeuge: zum Tatort Heilbronn seien aus dem Brandschutt vier Stadtpläne für diesen Ermittlungskomplex bedeutsam. Einer von Heilbronn ohne handschriftliche Notizen oder Markierungen. Dann ein Stadtplan von Ludwigsburg mit einer Markierung und zwei Stadtpläne von Stuttgart: ein ADAC-Plan enthalte ein Konvolut von Markierungen, deren Bedeutung sich nicht erschließe; ein Falk-Plan enthalte „P“-Markierungen, bei denen es sich um ehemalige oder existente Polizeidienststellen handele. Ein Abgleich mit der 10.000er-Liste habe ergeben, dass es mehrere elektronische Asservate aus der Frühlingsstraße gebe, wo es Kreuztreffer mit dem ADAC-Plan gebe. Es hätten sich jedoch keine weiteren Ermittlungsansätze ergeben. Im Video sei eine Polizeiwaffe P2000 mit deren Waffennummer erkennbar, das sei A.s Waffe. Außerdem seien Bilder der Trauerfeier für Kiesewetter und vom Tatort in das Video eingearbeitet.

Was gebe es zu den Tatortzeugen zu sagen, ob ihnen Lichtbildmappen und Phantombilder vorgelegt worden seien, fragt Götzl weiter nach. Tatortzeugen, seien zunächst zwei Bahnmitarbeiter gewesen, so der Zeuge, die am Tattag an einem Kabelschaltkasten gearbeitet hätten (siehe Protokoll 76. Verhandlungstag). Einer von ihnen, Herr He., habe zwei Mountainbiker gesehen. Doch die Zeugen hätten keine Leute auf Wahllichtbildern erkannt. Es seien ja am 25.4.2007 Aufbauarbeiten für das Frühlingsfest in Gange gewesen, was es dazu zu sagen gebe, fragt Götzl. Der Zeuge: Es seien viele Schausteller und deren Gehilfen vor Ort gewesen, insgesamt 165 Personen. Es habe dazu umfangreiche Ermittlungen gegeben. Der Zeuge La. habe gesagt, dass er am Tag vor der Tat ein Wohnmobil wahrgenommen habe. Auf Lichtbildvorlagen mit Wohnmobilen habe er das tatrelevante Fahrzeug nicht wiedererkannt. Die Befragung von Angehörigen reisender Familien habe sich schwierig gestaltet. Es seien 15 Personen vernommen worden, Lichtbilder seien 10 Personen vorgelegt worden, das habe jedoch keine Ergebnisse erbracht.

Was er zu den Stern-Ermittlung zum Zeugen Ze. mitteilen könne, fragt Götzl. Dabei gehe es, so der Zeuge, um einen Beitrag des Nachrichtenmagazins Stern vom 15.11.2012 mit dem Titel „Mord unter den Augen des Gesetzes“. Darin werde berichtet, dass dem Stern die Kopie eines Schreibens der DIA (Defence Intelligence Agency) vorliege zu einer „SIT-Spezialeinheit“. Es solle dort am Tattag eine Observation von Mevlüt Ka. gegeben haben. Das sei ein Kontaktmann aus der Sauerlandgruppe. Der soll bei der Santander-Bank zusammen mit einem weiteren Tatverdächtigen einen Barbetrag von 2,3 Mio. Euro eingezahlt haben und danach zur Theresienwiese zurückgekehrt sein. Ab dann sei die Aktion abgebrochen worden, wie es hieß, wegen eines Vorfalls mit Schusswaffengebrauch, in den auch Beamte des Verfassungsschutzes Baden-Württemberg oder Bayern involviert gewesen seien. Es seien zwei Araber, Rabbi Ha. und Kamil Ze. dort kontrolliert worden. In diesem Kontext habe sich der Zeuge Ki. am 15.11.11. gemeldet und sei vernommen worden. Er sei Angehöriger der 66. MI der CIA in Hanau (Spionageabwehr) und habe am 26.4.2007 ein Gespräch zwischen zwei GIs mitgehört: Sie hätten darüber gesprochen, dass am Vortag eine Observation in Heilbronn wegen eines Schusswaffenzwischenfalls habe abgebrochen werden müssen. Tilman Ro. und Trevis Ho. seien vernehmungsfähig gewesen. Es habe geheißen, dass Ro. die Operation geleitet habe. Beide seien vernommen worden und hätten kundgetan, dass es ihres Wissens keine Observation gegeben habe und das Dokument des Stern nicht authentisch sei. Eine Spezialeinheit SIT sei ihnen nicht bekannt. Gegen Ki. sei ein internes Ermittlungsverfahren wegen der Abrechnung von Dienstbezüge gelaufen, vermutlich habe er deswegen seinen Kollegen etwas anlasten wollen. Eine Anfrage bei der US-Botschaft habe überdies ergeben, dass es keine solche Observation gegeben habe und es kein SIT Stuttgart gebe, sondern nur das SIT Augsburg, das sei jedoch schon 1987 aufgelöst worden. Auch sei beim Verfassungsschutz in Bayern und Baden-Württemberg nachgefragt worden und beide hätten den Stern-Artikel falsifiziert. Es gebe mithin keine Anhaltspunkte für die Stern-Version.

Nach einer Pause um 16 Uhr fragt Götzl noch nach dem Zeugen Ce. und dessen Telefonat nach Hannover. Der Zeuge sagt, beide Araber seien vernommen worden, wobei Ce. sich „proaktiv“ an die PI Heilbronn gewandt habe. Ob eine Verbindung Ce.s zu Mevlüt Ka. nachweisbar gewesen sei, hakt Götzl nach, was der Zeuge verneint. Ob es Ermittlungen zu Mevlüt Ka. gegeben habe, fragt Götzl weiter. Seines Wissens nicht, gibt der Zeuge zur Antwort. Und was mit der Bareinzahlung von 2,3 Millionen Euro sei, will Götzl noch wissen. Für diesen Zeitpunkt, so der Zeuge, habe es keine Bareinzahlung über 1 Million Euro bei der Bank gegeben, das könne ausgeschlossen werden. Was habe die Auswertung Überwachungskamera der Bäckerei Yorma’s ergeben, fragt Götzl weiter. Der Vergleich von Sachverständiger von verschiedenen Personen mit Urlaubsbildern und Videos des Trios hätte nichts ergeben, so der Zeuge.

RA Martinek fragt nach, was es bedeute, wenn der Zeuge sage, dass der Gastwirt Fe. etwas glaubhaft zum Ausdruck gebracht habe. Der Zeuge erwidert, dass Fe. gesagt habe, dass er zum Trio nach dessen Abtauchen keinen Kontakt mehr gehabt habe. Darauf hätten die Ermittler auch keine Hinweise gefunden. Ob das seine eigene Einschätzung sei und er selber mit Fe. gesprochen habe, fragt Martinek weiter. Der Zeuge verneint. Ob denn noch andere Leute befragt worden seien, aus Umfeld des Herrn Fe., hakt Martinek nach. Ja, sagt der Zeuge, es sei noch Herr Br. vernommen worden, was aber auch keine Hinweise ergeben habe. Nochmal Martinek: Wie er zu seiner Glaubhaftschätzung gekommen sei und ob er das nur von anderen übernommen habe. Hier interveniert Bundesanwalt Weingarten, und moniert, der Zeuge habe gar nicht gesagt, dass er die Einschätzungen von anderen übernommen habe. Der Zeuge gibt an, dass es für sie keine Anhaltspunkte gegeben habe, dass Fe. nach 1998 noch Kontakt zum NSU gehabt habe, Die Befragung Fe.s habe er selber nicht durchgeführt.

RAin Wolf erklärt, dass viele Leute über die Medien und über „Oberweißbach ist braun“ verärgert gewesen seien. Dazu könne er nichts sagen, außer dass es 2005 eine Veranstaltung mit Vertretern der rechten Szene in Lichtenhain in der Gaststätte mit rund 100 Personen auch aus dem NPD-Umfeld gegeben habe. RAin Wolf fragt nach, ob das denn etwas mit der Suche nach Motiven für Tod Kiesewetters zu tun habe. Pressemeinungen seien ihm nicht bekannt, erwidert der Zeuge. Wolf will weiter wissen, ob bei den Ermittlungen in Oberweißbach auch mal ein paar der wenigen Einwohner befragt worden seien. Doch, sagt der Zeuge, das berufliche und private Umfeld von Kiesewetter, z.B. ihre Freundin Anja Kl., seien befragt worden und es seien keine Berührungspunkte Kiesewetters zur rechten Szene aufgetaucht. Wie Kiesewetter zu rechts gestanden habe, fragt Wolf weiter. Da wisse er nichts, sagt der Zeuge. RAin Wolf hat noch eine Frage zum Diensttausch: Kiesewetter habe vom 19.-21.4. in Oberweißbach Urlaub gemacht, ob der Zeuge wisse, wann Kiesewetter den Dienst wieder angetreten habe, ob also am Montag, 23.4. Das könne er nicht sagen, sie sei am 25.4. im Dienst gewesen.

RA Kienzle kommt noch einmal auf die Einsätze Kiesewetters bei Demos von Rechts zu sprechen. Der Zeuge sagt, er habe die Daten selbst nicht erhoben, sondern aus dem Bericht vom 8.2.2012 vom Kollegen Ti. vom LKA Baden-Württemberg übernommen. Ob er keinen Dienstplan von Kiesewetter gesehen habe, bohrt Kienzle nach. Es habe noch einen Bericht bei der „Soko Umfeld“ gegeben, wo Pläne drangehangen seien. Er habe die Angaben vom LKA übernommen, gibt der Zeuge an. Und da habe es keine Spezifizierung nach Einsatzart gegeben, fragt Kienzle weiter. Nein, sagt der Zeuge, sie seien dort aufgelistet, aber nicht spezifiziert gewesen. Kienzle hält ihm aus den Akten Daten von Demos von Rechts vor: 28.1.2006 Demo Rechts, 13.2.2006 Ulm, 23.2.2006 Pforzheim, 11.3.2006 Skinkonzert usw. - ob er solche Dienstpläne nicht gesehen habe. Der Zeuge räumt ein, dass die Einsätze zum Teil aufgeschlüsselt gewesen seien, zum Teil nicht. Er habe das aber vorher, insistiert Kienzle, generell ausgeschlossen: ob er sich mal mit einzelnen Einsätzen Kiesewetters auseinandergesetzt habe. Das verneint der Zeuge. RA Langer fragt noch einmal nach dem Pausenort Theresienwiese. Wenn, dann seien das Kollegen von der BePo gewesen. Einige hätten auch gesagt, sie zögen sich zum Pause machen in die Weinberge zurück. Wer denn konkret gesagt habe, dass die Theresienwiese als Pausenplatz genutzt werde, fragt Langer weiter. Man wisse das von Kiesewetter und von ein paar Kollegen, erklärt der Zeuge. Ob ermittelt worden sei, ob D. dort Pause mache. Zeuge: Das wisse er nicht. Ob der Zeuge da genaueres wisse, was der Zeuge Ri. gesagt habe, dass es die Einheit EZ 514 und BFE 523 gegeben habe und dass ein Tausch vorgenommen worden sei. Nein, sagt der Zeuge, es wisse nur von dem Tausch mit D.

RA Narin fragt nach He. und Wi., ob glaubhaft sei, wenn diese ausführten aus, dass keine weiteren Beamten im EWK-KKK gewesen seien. Doch, sagt der Zeuge, man habe das einer Prüfung unterzogen und z.B. Achim Schmid als Klan-Chef dazu befragt, der das verneint habe auf. RA Narin hält ihm die Aussage Schmids aus der Presse vom 4.11.2012 vor, wo dieser gesagt habe, man habe wegen der großen Nachfrage geplant eine eigene Polizeiabteilung im EWK-KKK einzurichten. Dem Zeugen ist dies nicht bekannt. Ob es weitere Ermittlungen zu Thomas Richter gegeben habe, will Narin wissen. Der Zeuge verneint das. Narin fragt weiter, ob der Zeuge wisse, dass Achim Schmid laut einem Papier vom 7.3.2000 für das sächsische LKA als Kontaktperson zum NSU geführt worden sei. Und ob es Kontakte zu David Fe. gegeben habe. Schmid habe gesagt, dass der EWK-KKK 30 Mitglieder gehabt habe. Man habe nicht bei jedem einzelnen Mitglied ermittelt, sagt der Zeuge. Ob er wisse, ob Schmid Kontakt zu weiteren Unterstützern des NSU gehabt habe, z.B. zu Ma. und Marcel De., der als „Riese“ bekannt gewesen sei und Chef des Blood-&-Honour-Netzwerkes in Thüringen gewesen sei. Das sei ihm nicht bekannt, erwidert der Zeuge. Richter Götzl interveniert und ermahnt Narin, er solle keine Erklärungen abgeben. Er solle halt endlich zu seinen Fragen entsprechende Beweisanträge stellen, damit man darüber Diskutieren und befinden könne. Auch BAW Diemer meldet sich und sagt, die Fragen hätten keinen Bezug zum hier anhängigen Verfahren. Narin fragt weiter, ob der Zeuge wisse, dass Schmid Kontakt zu Andreas Gr. gehabt habe. Der Name Gr. sei ihm grundsätzlich geläufig, so der Zeuge. Aufgrund der Arbeitsteilung bei ihnen habe er in seinem Komplex jedoch keine Bedeutung gehabt. Ob es bei Anja Kl. Ermittlunen zu „Kritischer Mensch“ gegeben habe, fragt Narin weiter. Er kenne den Hinweis von Kl., dass es da irgendwas in Facebook zu „Kritischer Mensch“ gegeben habe. Er habe, so der Zeuge, dazu mal was gehört. Es habe aber 5000 Hinweise im Verfahren gegeben und diese Spur habe zu nichts geführt. Ob er gewusst habe, dass Marlene Bi. heute mit Thomas Gerlach liiert sei, will Narin wissen. Das sei ihm nicht bekannt, so der Zeuge. Ob er wisse, fragt Narin weiter, welchen Verdacht zur Heilbronner Tat KHM We. bei seiner Vernehmung geäußert habe. Er habe wohl mal gegenüber Kollegen etwas geäußert, dazu sei ihm jedoch nichts bekannt, so der Zeuge. Narin zitiert We. aus der Akte: „Meiner Meinung nach, auch wegen der Kaliber und der Pistolen, die ich aus den Medien kenne, dass die Türkenmorde da eine Rolle spielen“. Ob er, so Narin weiter etwas zu Ermittlungen zu Anja Wi. wisse. Das sei ihm bekannt, sagt der Zeuge. Sie sei die ehemalige Lebensgefährtin vom Kollegen We. Er meine sich zu erinnern, dass es diesen SMS-Wechsel gegeben habe, zum genauen Inhalt wisse er nichts mehr. Es habe sich, erklärt Narin, um Vorwürfe und Drohungen gegenüber We. gehandelt. Das sei ihm, so der Zeuge, nicht bekannt.  RA Stahl beanstandet die Fragen, weil er nicht sehe, was das mit dem Verfahren zu tun habe. Narin fährt fort und fragt, ob der Zeuge wisse, dass Wi. heute verheiratet sei mit einer Person aus der rechten Szene. Ja, sagt der Zeuge, das sei ihm bekannt. Ob im Kontext mit Zeugeneinvernahme etwas zum Ehemann Ralf Wi. bekannt sei und dass er Kontakt zu Uwe Böhnhardt gehabt haben soll, fragt Narin weiter. Er meine ja, sagt der Zeuge. Ob Wi. noch heute Kontakt zum Umfeld des NSU habe, fragt Narin. Das sei ihm nicht bekannt, erwidert der Zeuge.

RAin Dierbach fragt nach dem Aktenvolumen der Altakten zu Heilbronn. Ob er sich mit den Akten beschäftigt oder nur zusammenfassende Ermittlungsvermerke angefertigt habe. Sowohl als auch, erwidert der Zeuge. Er habe zunächst Zusammenfassungen gemacht und bei Bedarf sei er  Verweisen in den Akten nachgegangen. Nach weiteren Fragen Dierbachs intervenieren BAW Weingarten und Diemer und beanstanden die Art des Umgangs von Dierbach mit dem Zeugen. Als Dierbach sich lautstark rechtfertigt und dem Vorsitzenden ins Wort fällt, wird Richter Götzl sauer und dekretiert eine Pause: „Nachdem Sie nicht in der Lage sind, mir zuzuhören, machen wir Minuten Pause.“ Nach der kurzen Unterbrechung fragt Dierbach weiter, warum die Einsatzgründe nicht differenziert im Bericht auftauchten. Das sei seiner Kenntnis entzogen, sagt der Zeuge, er habe die Info so übernommen und im Detail nicht angeschaut. Ob es in der Umfeldanalyse keine Hinweise auf Probleme mit der rechten Sene gegeben habe, fragt Dierbach. Es habe keine Hinweise auf Ausschreitungen gegen Kiesewetter gegeben, erklärt der Zeuge, die die Beziehungstatthese gestützt hätten. Dierbach fragt, ob jemand mögliche besondere Vorkommnisse untersucht habe. Für Kiesewetter und A. seien potentielle Berührungspunkte mit der rechten Szene untersucht worden und nichts zutage gekommen, sagt der Zeuge. Dierbach fragt, ob untersucht worden sei, ob es bei Einsätzen bei Demonstrationen Schwierigkeiten gegeben habe. Das sei durch Befragungen im Berufsumfeld abgedeckt worden, so der Zeuge.

Die Befragung des Zeugen wird unterbrochen und wird am kommenden Donnerstag, 30.1.2014 um 13 Uhr fortgesetzt. Der Zeuge geht. Der Beamte Ti. sei ebenfalls auf den 30. umgeladen, erklärt Richter Götzl. Ende des Verhandlungstages ist um 17:34 Uhr.

Der Nebenklage-Anwalt Sebastian Scharmer erklärte zum Prozesstag: „Das BKA ist der Spur einer möglichen Organisation zumindest eines Polizeibeamten von Michéle Kiesewetter nach dem Ende seiner Mitgliedschaft im Ku-Klux-Klan in der rechten Szene nicht wirklich nachgegangen. Vielmehr hält es die Angaben der zumindest ehemaligen Rechtsextremisten deshalb für glaubhaft, weil sie sich gegenseitig stützen. Das kann gerade im Hinblick auf die weiteren vorhandenen Spuren - insbesondere der sog. Garagenliste des NSU - nicht nachvollzogen werden. Eine Auswertung der Kontakte des Timo H. Zur rechten Szene im Jahr 2007 fand offensichtlich genauso wenig statt, wie Ermittlungen, welche dienstlichen Bezüge Michéle Kiesewetter, die bei etlichen rechten Demonstrationen eingesetzt gewesen sein soll, zur Neonaziszene hatte.“


Protokoll 78. Verhandlungstag - 23. Januar 2014

Einziger Zeuge des heutigen Verhandlungstages war Jürgen Böhnhardt, 69, Vater von Uwe Böhnhardt. Im Gegensatz zu seiner Frau bemühte sich Jürgen Böhnhardt nicht besonders, seinen Sohn mit Verweis auf Behörden oder die Rolle von Uwe Mundlos zu entlasten. Auch Jürgen Böhnhardt berichtete von Treffen mit den den Dreien in Chemnitz. Dabei hätten alle drei immer wieder betont, dass sie sich nicht stellen wollten. Er erzählte auch von Übergaben von Geld und Gegenständen über Mittelsleute sowie von Zahlungen an und Treffen mit Anwält_innen. Dabei unterschieden sich die Angaben teilweise deutlich von denen seiner Frau. 

Der Verhandlungstag beginnt um 9.46 Uhr.

Als der Vorsitzende Richter Götzl den Zeugen Jürgen Böhnhardt fragt, ob er mit einem/r der Angeklagten verwandt oder verschwägert sei, entgegnet dieser, wer angeklagt ist. Götzl nennt die Namen der Angeklagten, worauf Böhnhardt die Frage verneint. Götzl bittet Böhnhardt, von der Entwicklung seines Sohnes zu berichten.

Jürgen Böhnhardt beginnt. Sein Sohn sei 1977 geboren. Im Kindergarten und in der Schule bis zur 4., 5., 6. Klasse sei alles normal gewesen. Er sei aufgeweckt und interessiert an verschiedenen Sportarten gewesen. Irgendwann 1988, 1989 habe er begonnen, in der Schule zu “bummeln”. Er habe Schulen und Klassen gewechselt. Er habe angefangen, unerlaubt Auto zu fahren. Man sei dann relativ schwierig an ihn heran gekommen. Er habe ihnen, den Eltern, nicht glauben wollen, dass auch nach dem “Umschwung” Schule und gute Leistungen absolut notwendig seien. Das habe nicht viel genutzt. Sie hätten sich mit verschiedenen Institutionen in Verbindung gesetzt, was zu tun sei. Uwe habe ältere Freunde gehabt, die ihn ausgenutzt hätten, glaube er, so Jürgen Böhnhardt, er wisse nicht mehr genau, welche Freunde. Es habe lange gedauert, bis er die ganze Schule habe abschließen können. Dazwischen habe es immer wieder Probleme wegen unerlaubten Fahrens gegeben. Dann habe Uwe ein gutes Vierteljahr in Hohenleuben [JVA] einsitzen müssen. Sie hätten gedacht, dass das geholfen habe. Vorher hätten sie noch versucht, ihn außerhalb von Jena auf einer “Sonderschule gewissermaßen”, in einem Heim unterzubringen. Nach relativ kurzer Zeit, vier bis sechs Wochen, sei da der Anruf gekommen, dass er gebummelt habe und sie ihn abholen sollten. Seine Frau habe sich sehr intensiv bemüht, ihn an einer Schule unterzubringen, aber keiner habe ihn haben wollen. In Hohenleuben hätten sie ihn öfter besucht, das sei ihnen sehr schwer gefallen. Er  sei wie ein kleines Kind gewesen, habe geheult und am Fenster gestanden und gewunken. Was Uwe in der Haft erlebt hat, wisse er nicht, aber er sei verändert gewesen. Irgendwie habe er das Gefühl gehabt, dass Uwe härter geworden sei, für sich und für andere. Er sei dann nochmal eingesperrt worden. Danach hätten sie sich wieder sehr bemüht, dass er zu einem Abschluss kommt.

Uwe habe ein Berufsvorbereitungsjahr gemacht und seine Schulpflicht erledigt. Dann habe er die Maurerlehre begonnen und nach zwei Jahren abgeschlossen. Er habe bei zwei Firmen angefangen und wieder gehen müssen. Uwe habe arbeiten wollen. Irgendwann sei er zu einer Firma gekommen, die sich als Drückerkolonne herausgestellt habe und sie hätten Uwe dann wieder zurückgeholt.
Während des Berufsvorbereitungsjahrs oder auch während der Lehre habe Uwe immer wieder Kontakt nach Winzerla gehabt, habe dort Freunde gefunden. Im Einzelnen wisse er das nicht, aber später hätten sie gewusst, dass auch Uwe Mundlos und Beate Zschäpe dabei gewesen seien. Die seien auch mal bei ihnen gewesen. Es seien nette junge Leute gewesen. Er könne hier noch einmal sagen, Waffen oder Kleidung, die ihn als Rechten ausgibt, das habe es bei ihnen zu Hause nicht gegeben. Es könne sein und sie hätten das auch später gewusst, weil ihnen Bilder vorgelegt worden seien, dass er eine Art Uniform getragen hat bei Demos. Springerstiefel und Bomberjacken seien relativ normal gewesen, so Böhnhardt, da seien Rechte und Linke mit herumgelaufen. Er habe seinen Sohn mal bei der Polizei abgeholt, da seien Leute mit Springerstiefeln herumgelaufen und er habe erst später erfahren, dass das Polizisten waren. Er habe Rechte, Linke und Polizisten nicht unbedingt unterscheiden können. 1998 sei es dann ziemlich eskaliert. Götzl fragt, ob sich Uwes Aussehen über die Jahre verändert habe. Eigentlich habe sich Uwe vom Aussehen nicht groß verändert, er sei natürlich erwachsener geworden, so Böhnhardt, am Anfang sei er nicht ganz ohne Haare herum gelaufen. Götzl sagt, Böhnhardt habe 1998 als besonders beschrieben und fragt, welche Kleidung sein Sohn damals getragen habe. Wenn er mit ihnen, den Eltern, unterwegs war, habe Uwe ganz normale, zivile Kleidung getragen. Auch Stiefel habe er bei ihnen nicht tragen dürfen. Götzl fragt, ob Uwe denn versucht habe, das zu tragen. Böhnhardt erwidert, sie hätten Bilder gesehen von Demonstrationen, da habe er die Sachen getragen. Das sei ihnen ja nachher auch gesagt worden von der Polizei. Sie seien damit nicht einverstanden gewesen. Götzl fragt, wann sie die Bilder von den Demonstration gesehen hätten. Böhnhardt: “Immer wenn es zu spät gewesen ist.” Götzl fragt, was damit gemeint sei. Böhnhardt antwortet, da sei immer schon ein Verfahren gewesen. Götzl hakt nach, wofür es zu spät gewesen sei. Böhnhardt: “Dass wir so richtig eingreifen konnten.” Götzl will wissen, was für Bilder das gewesen seien. Böhnhardt antwortet, das seien Bilder gewesen, auf denen Uwe in der Masse demonstriert habe, wo die Rechten Aufzüge gemacht hätten mit Fahnen, und der V-Mann, Tino Brandt, in der ersten Reihe und die anderen in der nächsten. Götzl fragt, nach der Rolle seines Sohnes Böhnhardt dabei. Der sei mitten drin gewesen, antwortet Böhnhardt. Man habe das ja auch in der Zeitung gesehen, das seien “krasse Bilder”, wenn er den Mund aufgerissen habe, aber da sei er auch vielleicht auf dem Sportplatz gewesen. Man könne auch Schnappschüsse machen und die ganz anders kommentieren, sagt Böhnhardt.

Götzl fragt, ob es zu spät gewesen sei, um insgesamt zu reagieren. Böhnhardt erwidert, sie hätten ja reagiert. Sie hätten versucht, ihn dahin zu bringen, dass er ein ganz normaler Bürger wird, “nicht wird, sondern bleibt”. Er wisse auch nicht, wo er das Gedankengut her gehabt habe. Er, der Vater, kenne keinen aus der Verwandtschaft, von Freunden oder Arbeitskollegen, der so eine Meinung vertrete. Uwe habe auch nicht mit ihnen diskutiert, keiner von seinen Freunden. Götzl fragt, welche Meinung Uwe denn vertreten habe. Böhnhardt sagt, es gehe um  das, was ihm hier angekreidet werde. Das habe er, Jürgen Böhnhardt, nicht gewusst, dass Uwe sich in so eine Meinung rein entwickelt habe, als Rechtsradikaler, als Neonazi. Das hätten sie damals überhaupt nicht gewusst, dass das so schlimm gewesen ist. Auf Frage von Götzl sagt Böhnhardt, er habe mit Uwe diskutiert, wenn sie die Bilder gesehen hätten. Da habe Uwe gesagte, das dürfe der Vater nicht so ernst nehmen. Böhnhardt weiter: “Da habe ich den Ernst der Lage immer noch nicht erkannt.” 1998 sei Uwe dann in den Untergrund gegangen, sagt Böhnhardt auf Frage, er wisse nur, dass 1997 nochmal ein Prozess gewesen sei, bei dem Uwe wohl zu zwei Jahren oder mehr verurteilt worden sei. Bis dahin habe Uwe nicht einsitzen müssen. Was im Januar frühmorgens passiert sei, wisse er nur von seiner Frau und dem Nachbar. Er selbst sei da nicht zu Hause gewesen. Was sein Sohn später bei den Treffen gesagt habe, das würde er jetzt auch nicht mehr alles glauben, aber er würde auch nicht alles verneinen.

Götzl fragt zu dem, was in den Monaten zuvor passiert ist. Sein Sohn habe keine Arbeit gehabt, viel Freizeit, sagt Böhnhardt. Sie, die Eltern, seien arbeiten gegangen und ihr Sohn habe sich irgendwo herum getrieben, er wisse es nicht so genau. Wenn sie ihn gebraucht hätten, sei er da gewesen. Götzl will wissen, was Uwe zu den Vorwürfen gesagt habe, derentwegen er zu zwei Jahren verurteilt wurde. Uwe habe gesagt, dass alles ein bisschen übertrieben sei, mit seinen Messern und Waffen, die er da gehabt haben soll. Er, Jürgen Böhnhardt, sei überhaupt kein Freund von Waffen, aber ein Taschenmesser und einen kleinen Hirschfänger würde auch er nicht als Waffe bezeichnen.  Götzl  möchte wissen, ob Böhnhardt meint, sein Sohn sei zu hart angefasst worden. Das wolle er nicht unbedingt sagen, er und seine Frau seien nicht dabei gewesen, hätten das ja nicht gesehen. Sie hätten bei den Bildern von Uwes Waffenarsenal aber den Eindruck, dass alle Waffen, die er jemals gehabt habe, immer auf einen Haufen gelegt worden seien. Er könne sich beim besten Willen nicht vorstellen, dass diese Waffen alle bei ihnen raus geholt worden sein sollen. Er wisse aber sicher, dass Uwe auch mal schnell die Hand ausgerutscht sei und “vielleicht auch noch ein bisschen mehr”. Das finde er, der Vater, nicht richtig. Er sei absolut gegen Gewalt. Götzl fragt nach Beispielen. Böhnhardt sagt, er habe Uwe ihn nie geschlagen, auch keinen anderen. Vielleicht sei er auch ein bisschen feige. Weiter sagt er, dass sie Uwe vielleicht mal eine Ohrfeige hätten geben sollen, aber dann wären sie vielleicht auch mal verklagt worden wegen Körperverletzung. Götzl fragt nochmal nach Vorfällen, in die Uwe verwickelt war. Böhnhardt sagt, direkt habe er es nicht mitbekommen, aber Jahre später habe er von einer Bekannten erfahren, dass deren Sohn Angst vor Uwe gehabt habe. Er wisse nicht genau vor welchem Uwe, nehme aber an, dass es um ihren Uwe ging. Die hätten sich in die Haare gekriegt, das seien Rechte und Linke gewesen.

Götzl will wissen, von welchen Vorwürfen der Behörden Böhnhardt bis 1998 erfahren habe, und ob er mit dem Sohn darüber gesprochen habe. Wenn Durchsuchungen gewesen seien, habe er immer mit dem Sohn gesprochen, so Böhnhardt. Das Thema bei den Vorwürfen sei eigentlich immer gewesen: “Rechtsradikal, Besitz von Waffen.” Wenn er seinen Sohn angesprochen habe, habe Uwe das immer ein bisschen negiert. Er, der Vater, habe nicht gewusst, was er davon halten solle. Böhnhardt sagt, er wolle nicht sagen, dass das nicht berechtigt gewesen sei, aber gefunden hätten sie bei den Durchsuchungen bis auf Kleinigkeiten nichts. Es habe vier oder fünf Durchsuchungen gegeben, so Böhnhardt auf Frage. Er bestätigt, dass Uwe bis zum Schluss bei ihnen gewohnt habe. Götzl will wissen, ob sich Böhnhardt mit den Antworten seines Sohnes zufrieden gegeben habe. Böhnhardt antwortet, sie hätten Kontakt zu Mundlos und Zschäpe gehabt, Zschäpe habe auch mal bei ihnen gewohnt, als sie kein Zuhause gehabt habe. Sie hätten da immer gedacht, jetzt müsse es doch besser werden und seien erstaunt gewesen, sie auch auf den Bildern zu sehen. Uwe Mundlos sei intelligent gewesen, habe studieren wollen und er, Böhnhardt, habe gehofft, dass das dann endlich mal nachlasse und sein Uwe zur Besinnung komme. Das sei leider nicht der Fall gewesen. 1997/ 98 habe er gesehen, dass auch Mundlos und Zschäpe auf den Demos waren, sagt Böhnhardt auf Frage. Er habe vergeblich versucht darüber mit Uwe und den anderen ins Gespräch zu kommen.

Götzl fordert Böhnhardt auf, Mundlos und Zschäpe zu beschreiben, die Umstände, unter denen sein Sohn die beiden kennengelernt habe und die weitere Entwicklung. Er habe das erst mitgekriegt, als sein Sohn und Zschäpe ein Pärchen gewesen seien, antwortet Böhnhardt. Das sei ihnen, den Eltern, nicht unangenehm gewesen. Zschäpe sei eine nette, freundliche junge Frau gewesen, ihnen gegenüber zurückhaltend, trotzdem aufgeschlossen. Sie habe etwas lernen wollen, “was eine Frau normalerweise so macht, kochen, backen, bügeln”. Im Saal kommt kurzzeitig Gelächter auf. Zschäpe und Mundlos habe er ab 1996/97 wahrgenommen, für ihn seien die beiden gleichzeitig als Freunde seines Sohnes aufgetreten. Mundlos sei ein netter, freundlicher, intelligenter junger Mann gewesen. Dann fragt Götzl zu den damaligen Lebensumständen Zschäpes. Er wisse, dass sie eine schwere Kindheit gehabt habe, dass sie vorwiegend bei der Großmutter gelebt habe. Als die Mutter sich eine kleinere Wohnung genommen habe, habe Beate Zschäpe eine Zeit lang bei den Böhnhardts gewohnt. Bei der Einrichtung ihrer eigenen Wohnung hätten sie Zschäpe geholfen, hätten ihr alte Möbel gegeben. Von Uwe Mundlos wisse er sonst nicht viel mehr, der habe eine eigene Wohnung und ein Auto gehabt. Ihrem Sohn hätten sie auch ein Auto gekauft, damit er nach seiner Lehre flexibler sein könne. Mundlos habe die Schule gemacht und Zschäpe, so glaube er, habe umgelernt als Gärtnerin. Er habe das Gefühl gehabt, die Arbeit hätte Zschäpe Spaß gemacht, sie habe aber keine Arbeit bekommen. Da sei sie aber auch nicht die einzige gewesen. Zschäpe sei mal zu Geburtstagen bei ihnen zu Hause gewesen. Insgesamt sei sie höchstens einmal im Monat da gewesen, Mundlos vielleicht zweimal im Jahr. Er wisse das nicht mehr, es sei sehr lange her. Er habe seinen Sohn und Zschäpe als nettes Pärchen angesehen.

Götzl fragt zur Rolle von Mundlos. Wenn er da gewesen sei, sei er ein netter junger Mann gewesen. Mundlos habe sich in in technischen Dingen, gerade Computertechnik ausgekannt. Götzl fragt, worüber mit Zschäpe gesprochen wurde. Es sei eigentlich um alles gegangen; sie seien im Garten gewesen und hätten dort gearbeitet, es sei um botanische Themen gegangen, darum, wie man eine Tafel decken könne, dass es schön aussieht. Sie hätten, so Böhnhardt weiter, nichts dagegen haben können, wenn Uwe und Beate ein richtiges Paar geworden wären. Götzl sagt, Böhnhardt habe eben von einer schweren Kindheit Zschäpes gesprochen. Böhnhardt sagt, damit sei gemeint, dass der Vater nie da gewesen sei. Das sei ein Ausländer gewesen ist, ein Rumäne wohl, die Mutter habe sie praktisch alleine aufziehen müssen. Die Mutter habe auch gearbeitet, deswegen sei Beate meistens bei der Oma gewesen. Sie habe sich selbst “Großmutterkind” bezeichnet. Götzl fragt, wie Zschäpe ihr Verhältnis zu ihrer Mutter beschrieben habe. Als kühl, antwortet Böhnhardt, es habe kein großes, festes Verhältnis gegeben. Er wüsste nicht, dass über Zschäpes Vater gesprochen worden wäre.

Es folgt eine Pause bis 11.17 Uhr.

Danach fragt Götzl, ob bei den Gesprächen auch über politische Einstellungen, Demonstrationen oder über die Vorfälle, mit denen sie durch die Bilder konfrontiert worden seien, gesprochen wurde.  Darüber sei gesprochen worden, mehr könne er aber kaum erzählen, so Böhnhardt. Er habe auch keine Situation mehr vor Augen. Sie hätten eigentlich mit allen dreien gesprochen, wie sie auf solche Ideen kämen. Da habe es geheißen, sie könnten äußern, was sie wollten. Darauf habe er gesagt: “Aber nur im Rahmen des Gesetzes.” Darauf hätten die drei gesagt, dass sie alles ihm Rahmen des Gesetzes machten. Es sei dann zu einem anderen Thema abgebogen worden, da habe man bohren können, soviel man wollte. Auf Frage von Götzl sagt Böhnhardt, er wisse nicht, was bei Uwe in der Haft vorgefallen sei. Sie hätten das Gefühl gehabt, dass da Sachen passiert seien, die ihn geprägt hätten, aber er habe sich dazu nicht geäußert. Götzl fragt, was “härter” bedeute. Böhnhardt: “Dass er sich vielleicht nicht so viel gefallen lassen hat, vielleicht eher mal zu gehauen hat, ich weiß es nicht.” Als weitere Freunde nennt Böhnhardt Holger G. und André Kapke, der mit bei ihnen im Block gewohnt habe, und spricht von “dem anderen Angeklagten”, dessen Name ihm gerade nicht einfalle. Auf Nachfrage nennt Böhnhardt den Namen Wohlleben. Götzl sagt, Böhnhardt solle doch Uwes Verhältnis zu diesen drei Freunden beschreiben. Nach seiner Kenntnis seien diese drei nie bei ihnen, den Böhnhardts, zu Gast gewesen. Er selbst habe keinen großen Kontakt gehabt, sie höchstens mal gegrüßt. Er wisse nicht einmal, ob er Holger G. und André Kapke wiedererkennen würde. Die Namen seien mal gefallen und er wisse, dass sein Sohn mit denen unterwegs gewesen sei. Manchmal sei er nicht sicher, ob er das erlebt oder in den letzten zwei Jahren gelesen habe. Er wolle Zeitungswissen nicht als sein Wissen verkaufen.

Götzl fragt, was Böhnhardt zur Flucht und zur Garagendurchsuchung von seiner Frau oder anderen erfahren habe. Seine Frau sei eine Zeit lang bei der Durchsuchung dabei gewesen, habe dann aber auch zur Arbeit gemusst, so Böhnhardt. Ihre Garage sei durchsucht worden, etwas sei auch mitgenommen worden. Uwe müsse mit der Polizei zu der Garage gefahren sein, um die es eigentlich ging, und dann sei er irgendwann verschwunden. Am Tag drauf sei die Polizei mit drei Autos mit Blaulicht in der Mittagszeit bei ihm vor dem Betrieb aufgetaucht und habe ihn raus geholt. Sie seien dann gemeinsam in den Garten gefahren, der sei durchsucht und verschiedene Sachen, die man als Kleingärtner brauche, seien mitgenommen worden. Die Polizei sei auch bei seiner Frau an der Schule gewesen während der Dienstzeit. Unerklärlich sei ihnen, dass der Garagenschlüssel oben wieder zu Hause gewesen sei. Der Uwe habe seine Papiere genommen, habe sich noch anziehen müssen. Irgendwann sei das Auto wieder da gewesen, der Schlüssel, so nehme er an, sei im Briefkasten gewesen. Polizei, LKA und aller Wahrscheinlichkeit nach auch Verfassungsschutz hätten sie ausgefragt, wo Uwe sei. Sie selbst hätten auch gefragt, wo Uwe ist, der könne doch nicht einfach so verschwinden, aber Polizei und VS hätten es auch nicht gewusst. Auf Frage von Götzl sagt Böhnhardt, mit dem Ehepaar Mundlos hätten sie sich unterhalten. Herr Mundlos habe Uwe Böhnhardt für alles verantwortlich gemacht. Das hätten sie nicht akzeptieren können. Mit der Mutter von Zschäpe hätten sie eigentlich keinen Kontakt gehabt, jedenfalls nicht er selbst, vielleicht seine Frau. Sie habe ihnen nicht helfen können, die Polizei habe nicht helfen können. Sie hätten nicht gewusst, was Sache war.

Dann fragt Götzl danach, ob Böhnhardt danach Kontakt zu seinem Sohn gehabt habe. Über den direkten Aufenthalt hätten sie nie Informationen bekommen, antwortet Böhnhardt. Einmal hätten sie eine Nachricht bekommen, dass sie an eine Telefonzelle kommen sollen um eine bestimmte Zeit, dann würden sie angerufen. Da hätten sie ihren Sohn gehört und die anderen im Hintergrund. Sie hätten beide am Hörer gehangen und damit sei die Kommunikation schlecht gewesen. Sie wollten, dass die drei sich stellen, aber von den dreien habe es geheißen, dass sie bleiben. Das sei auf jeden Fall nicht so schnell gewesen, aber das sei zeitlich schwer einzuordnen, sagt Böhnhardt auf Frage. Sie hätten erfahren, dass es ihrem Sohn gut geht. Dass sie Frau Mundlos Grüße ausrichten sollten, sei wahrscheinlich später gewesen. Götzl fragt nach Treffen. Darauf antwortet Böhnhardt, sie hätten drei, vier, fünf Telefonate geführt. 1999 hätten sie dann eine Information gekriegt, dass sie sich in Zwickau treffen könnten um eine bestimmte Zeit an einer größeren Kaufhalle. Dann korrigiert sich Böhnhardt, dass es in Chemnitz gewesen sei. Die anderen Treffen 2000 und 2002 seien auch in dem Gebiet gewesen, so Böhnhardt weiter. Die Information hätten sie durch einen Zettel im Briefkasten bekommen, er könne aber nicht mehr genau sagen, wie das war. Das sei schwierig für sie gewesen: “Machen wir das, machen wir das nicht?” Es sei aber um ihren Sohn gegangen und letzten Endes hätten sie es gemacht. Sie hätten ein Auto geborgt, seien hin gefahren und hätten mit denen geredet. Aber nicht sehr lang, nehme er an. Da sei Angst mit im Spiel gewesen, dass man doch erwischt wird. Einer der drei Untergetauchten sei immer vornweg gekommen und habe geguckt. Das habe ihm, Jürgen Böhnhardt, überhaupt nicht behagt. Sie hätten mit allen mal gesprochen. Die drei hätten gesagt, es gehe ihnen gut, sie hätten aber nicht so sehr gut ausgesehen. Er nehme an, so Böhnhardt weiter, dass der Untergrund ihnen auch zu schaffen gemacht habe. Es sei gefragt worden, wie es dem und dem gehe, ob sie von dem und dem etwas gehört hätten, von den Eltern. Dazu hätten sie nicht viel sagen können. Zum Schluss hätten sie sich gedrückt. Und sie hätten der Mutter von Uwe Mundlos Grüße bestellen sollen, aber ja nicht dem Vater. Die Grüße hätten sie bestellt, sie hätten Frau Mundlos mal gesprochen und ihr das da gesagt, ohne dass sie da viel gesagt hätten. Warum der Vater nicht gegrüßt werden sollte, wisse er nicht, sagt Böhnhardt auf Frage. An Grüße von Beate Zschäpe könne er sich nicht erinnern.

Die drei Treffen seien immer am gleichen Ort ziemlich am Eingang von Chemnitz gewesen. Was konkret die drei machen, wie sie leben, hätten sie gefragt, sagt Böhnhardt, aber die drei hätten nichts gesagt. Sie hätten gesagt, sie hätten Arbeit. Er und seine Frau hätten sie auch versucht zu beeinflussen, dass sie sich stellen. Er habe jetzt Probleme mit der Einordnung, wann die “ganze Sache” mit dem VS gewesen sei. Die hätten jedenfalls auch mal versucht, Kontakt zu ihnen, den Eltern Böhnhardt, aufzunehmen, dass sie preisgeben sollten, wo die drei sind. Das hätten sie aber gar nicht gewusst. Es sei dann darum gegangen, dass die drei, wenn sie mit ihnen verhandeln, eine günstigere Verurteilung bekommen könnten, einen Deal machen könnten. Der VS sei öfters da gewesen und irgendwann sei auch ein Rechtsanwalt ins Spiel gekommen, ein Herr Th.. Den hätten sie zweimal in Jena getroffen. Dabei sei es darum gegangen, ob man die drei zurückholen könne. Seine Frau sei einmal mit dem Anwalt in Gera gewesen, aber der Deal sei geplatzt. Sie hätten vom VS nichts mehr gehört. Sie hätten gewusst, dass sie abgehört werden und wahrscheinlich die Post kontrolliert wurde. Es habe öfter Anrufe gegeben, wo sich keiner gemeldet habe, vielleicht habe man erwartet, dass Uwe ran geht, dass er bei ihnen ist. Er wisse nicht, ob sie heute immer noch abgehört werden, aber wahrscheinlich sei das schon so. Sie hätten nie eine Information erhalten, dass die Aktion beendet ist. Götzl fragt, wie Böhnhardts erfahren hätten, dass der Deal nicht funktioniert. Sie hätten nochmal mit “den Kindern” sprechen sollen und die hätten gesagt: “Nein, nicht ums Verrecken.” Weiter hätten die drei gesagt, sie trauen der Sache nicht und würden das nicht machen. Sie hätten auch einzeln mit den dreien gesprochen und die seien sich einig gewesen, dass sie es nicht machen, dass sie zusammen bleiben. Eine Begründung hätten sie nicht abgegeben, aber sie hätten wahrscheinlich nicht in den “Bau” gewollt. 2002 sei das Treffen an einem Wochenende gewesen und sie hätten mehr Zeit gehabt. Die drei hätten Bilder sehen wollen. Das habe er sich merken können, weil zu dem Zeitpunkt seine Enkeltochter eingeschult worden sei, mit der sich Uwe immer gut verstanden habe. Bei dem Treffen hätten die drei gesagt, dass sie fort gehen und sie sich nicht wieder treffen würden. Er wisse nicht, wo die drei hätten hingehen wollen, so Böhnhardt auf Frage, aber sie, die Eltern, seien davon ausgegangen, dass sie ins Ausland gehen.

Auf die Frage, ob die drei mal Unterstützung gewollt hätten, sagt Böhnhardt, wenn Kleidung Unterstützung sei, dann ja. Dann sagt Böhnhardt, sie hätten den dreien mal Geld gegeben und Kleidung. Wie das genau abgelaufen sei, wisse er nicht. Es sei in Plastiksäcken runter gestellt und mit einem Passwort abgeholt worden. Die Person und deren Auto habe seine Frau nicht gekannt, sie sei auch nicht in unmittelbarer Nähe gewesen. Er selbst sei nicht in der Wohnung gewesen. Wann das war, könne er nicht genau sagen. Einmal sei es auch um Geld für den Anwalt Dr. Eisenecker (siehe z. B. 57. Verhandlungstag) und noch einen anderen Anwalt gegangen. Ob das André Kapke oder jemand anderes abgeholt habe, könne er nicht sagen. Es sei um 500 bis 800 Euro gegangen. Auf Frage nach der Rolle von André Kapke sagt Böhnhardt, er nehme an, dass der nur ein Mittelsmann gewesen sei. Götzl fragt, ob die Böhnhardts nach der Flucht Kontakt zu Holger G., André Kapke oder Wohlleben aufgenommen hätten, was Jürgen Böhnhardt verneint. Er glaube, dass Holger G. mal ganz kurz zu Besuch gewesen sei und nach Uwe gefragt habe. Holger G. habe da nicht mehr in Jena, sondern, wie er meine, in Hannover gewohnt. Das sei ein “Freundschaftsbesuch” gewesen, G. habe wissen wollen, ob sie etwas von Uwe wüssten. Sie hätten ihm nichts gesagt. G. habe nichts von einem eigenen Kontakt zu den dreien gesagt, an Grüße, die G. vielleicht bestellt habe, könne er sich nicht erinnern.

Götzl fragt, ob sie zu Wohlleben Kontakt gehabt hätten nach 1998. Es folgt ein längeres Schweigen, dann sagt Böhnhardt: “Wüsste ich jetzt nicht.” Auf die Frage, warum Böhnhardt so lange geschwiegen habe, was er sich da jetzt für Gedanken gemacht habe, sagt Böhnhardt, das habe nichts mit Gedanken zu tun, wenn sie sich mal gesehen hätten, dann hätten sie sich gegrüßt, denn das sei der einzige, den er wieder erkannt hätte, aber das sei ja kein Kontakt. Böhnhardt erzählt von einer direkten Geldübergabe an RA Eisenecker im Harz, aber Götzl hakt nach, das Geld, von dem eben die Rede gewesen sei, sei etwas anderes. Böhnhardt habe gesagt, bei einem der Treffen seien sie darauf angesprochen worden, dass das Geld nicht angekommen sei. Böhnhard erwidert, das sei nicht beim Anwalt angekommen, sei irgendwo nicht weiter gegeben worden. Da sei es nicht um Eisenecker gegangen. Es habe noch einen anderen Anwalt gegeben, bei dem das Geld, das sie abgegeben hätten, nicht angekommen sei. Er könne nicht sagen, wie das abgelaufen sei. Götzl hakt noch einmal bezüglich Andre Kapke nach, der von Böhnhardt selbst erwähnt worden sei. Er, Böhnhardt, glaube, André Kapke habe das Geld geholt. Auf die Frage, wie Böhnhardt zu dieser Aussage komme, erwidert dieser, er könne das jetzt nicht genau sagen, er müsse da noch einmal genau nachdenken. Daraufhin legt Götzl die Mittagspause ein.

Um 13.24 Uhr geht es weiter. Götzl fragt zum Thema Geld und André Kapke. Böhnhardt sagt, Ende 1998 habe der Verteidiger von Uwe mit ihnen gesprochen und in dem Zusammenhang hätten sie auch Eisenecker das Geld gegeben, und auch das mit Beate, dass sie da was bezahlt hätten. Das müsse mit André Kapke gewesen sein, mit einer Sendung, wo auch “Sachen” drin gewesen seien. Götzl fragt, was “das muss mit André Kapke gewesen sein” bedeute. Böhnhardt sagt, ob er es direkt abgeholt habe oder ihnen eine Mitteilung gegeben habe, auch über das Loswort “Rippchen”, wisse er nicht mehr genau. Es könne auch sein, dass er ihnen das mal telefonisch gesagt habe. Es sei um Anziehsachen gegangen. Er verneint die Frage, ob auch Bücher, Spiele und ein Videorekorder dabei gewesen seien. Die Kleider seien dann in blaue Müllsäcke gegangen und abgeholt worden. Böhnhardt bestätigt, die Geldübergabe sei eine einmalige Angelegenheit gewesen. Böhnhardt sagt, das Geld sei mit den “Sachen” weg gegangen. Er sei nicht dabei gewesen, aber nehme an, dass es in einem Kuvert mitgegangen sei. Er sei bei allen Telefonaten dabei gewesen, sagt Böhnhardt auf Frage, sie hätten meistens zusammen am Hörer gehangen oder sich kurz abgewechselt. Götzls Frage, ob sie denn ihrem Sohn nicht selbst Geld angeboten hätten, verneint Böhnhardt. Auf die Frage nach Böhnhardts Vorstellungen, wovon die drei leben, antwortet der, das sei ihnen schleierhaft gewesen, aber die drei hätten gesagt, sie hätten Geld zum Leben. Dann berichtet er von einer Erbschaft seines Vaters 1998, von der 800 bis 900 DM an seinen Sohn gegangen seien. Auf Frage sagt Böhnhardt, er und seine Frau hätten immer alles abgesprochen, auch wenn einmal einer nicht dabei gewesen sei. Weitere Geldzahlungen habe es nicht gegeben, weil die drei sich nicht hätten stellen wollen. Götzl fragt erneut nach, welches Geld wie übergeben wurde. Böhnhardt antwortet, 500 DM hätten sie dem Anwalt direkt gegeben. Die Erbschaft von 900 DM und 700 DM für den Anwalt seien jeweils in Kuverts in den Säcken gewesen. Vermisst worden seien die 700 DM. Die Information, dass das Geld nicht angekommen ist, sei telefonisch oder bei einem Treffen direkt von seinem Sohn gekommen, der habe aber nichts dazu gesagt, wo das Geld verblieben sei. Ihr Sohn habe sich darüber auch geärgert, aber sie, die Eltern, hätten auch nicht gewusst, was sie wegen des vermissten Geldes unternehmen sollten.

Götzl konfrontiert Böhnhardt mit der Aussage seiner Frau, es habe mehrere Geldübergaben gegeben, maximal vier, und sie habe zudem von anderen Beträgen gesprochen. Böhnhardt sagt, er wisse nicht, ob er das falsch aufgefasst habe, vielleicht seien die Säcke auch nicht zur gleichen Zeit weggekommen, er könne das nicht beschwören. Seine Frau habe auch von Büchern, Videorekorder und Spielen gesprochen, so Götzl. Böhnhardt: “Wüsste ich jetzt nicht.” Auf Frage von Götzl verneint Böhnhardt, André Kapke in Verdacht gehabt zu haben, weil er gar nicht gewusst habe, dass dieser das Geld übergeben habe. Nach dem letzten Treffen habe er keinen Kontakt mehr zu den dreien gehabt.

Auf Nachfrage berichtet Böhnhardt vom Telefonat am Morgen des 5. November 2011. Das sei gegen 7 Uhr gewesen, er sei selber noch im Bett gewesen, habe aber über seine Frau in etwa erfahren, was passiert ist. Beim letzten Teil habe er mitbekommen, was gesprochen wurde. Sie hätten erfahren, dass die Uwes tot sind. Zschäpe habe wohl nicht viel Zeit gehabt, seine Frau habe gefragt, was los sei und Zschäpe habe gesagt, dass die beiden Uwes tot seien und dass sie, die Eltern, nachmittags die Nachrichten sehen sollen. Dann habe sie gesagt, dass sie weg müsse. Böhnhardt bestätigt, dass sie gesagt habe, sie müsse noch die Familie Mundlos anrufen. Götzl fragt, ob Böhnhardts Frau gefragt habe, wie Zschäpe das meine, wo sie hin müsse. Das verneint Böhnhardt. Aus den Nachrichten hätten sie dann erfahren, was passiert sei, dass die erschossen worden seien, der Wohnwagen gebrannt habe und es wahrscheinlich die seien, die den Einbruch in der Bank gemacht hätten.

Dann sagt Böhnhardt, er wolle bei der Gelegenheit sein Beileid ausdrücken “den Leuten, die Opfer geworden sind von den Uwes”. Sie hätten das schon einmal gemacht über Funk und Fernsehen. Er wolle sagen, dass ihm unendlich leid tue, was passiert ist. Er könne sich gut hinein versetzen. Sie hätten auch schon einen Sohn verloren, wo sie nicht gewusst hätten, was passiert ist, “unseren Peter”. Auf dem Totenschein habe “Unterkühlung” gestanden und sie seien noch nicht einmal von der Polizei informiert worden. Uwe sei eigentlich auch erschossen worden. Das seien eigentlich zwei Sachen, Uwe habe “dumme, bösartige Sachen” gemacht, das sei ja schon  “gemeingefährlich”, wenn es so gewesen sei, was er, Jürgen Böhnhardt, nicht abstreiten könne. Aber Uwe sei auch tot, sie würden das auch ewig haben. Sie, die Eltern, könnten sich in die Sache reindenken. Der Verlust von Angehörigen wirke ewig. In Richtung der Nebenkläger_innen sagt er, er sei sehr sehr dankbar, dass sie, die Böhnhardts, nicht zur Rechenschaft gezogen worden seien, wenn das jetzt auch vom Gericht erfolge, weil sie sich falsch verhalten hätten: “Aber Sie haben uns nicht erpresst und nicht beschimpft, da muss ich eigentlich dankbar sein.”

Böhnhardt erzählt auf Götzls Frage, wie sein Sohn Peter zu Tode gekommen ist und beschreibt das Verhältnis von Uwe und seinem Bruder als freundschaftlich. Dann kommt Götzl auf die Kontakte von Uwe Böhnhardt zu sprechen. Er hält Böhnhardt seine Aussage vor, Uwe habe während seiner Maurerlehre Wohlleben und Andre Kapke, Zschäpe und Mundlos kennengelernt. Weiter habe er ausgesagt, dass er schon damals wahrgenommen habe, dass die eine leicht absonderliche Meinung hatten. Böhnhardt sagt, es gehe darum, dass sie in der rechten Szene mitgemacht und Parolen geblökt hätten. Das sei absonderlich. Die hätten eine ganz schlechte Zeit nie mitgemacht. Er selber sei 1944 geboren, habe aber diese Zeit nicht mitbekommen. Er habe das aber von Bekannten gehört, auch von seinem Vater. Der habe nicht gerne darüber gesprochen, wie schlimm das gewesen sei. Am Anfang hätten vielleicht welche Hurra gerufen, aber dann sei es immer schlechter geworden. Sein Vater sei einige Jahre in sibirischer Gefangenschaft gewesen und erst 1949 wieder gekommen. Götzl fragt, ob die Zeit zwischen 1933 und 1945 bei ihnen zu Hause diskutiert worden sei, was Böhnhardt verneint, da sei selten darüber gesprochen worden. Er könne nicht genau erklären, warum. Es sei irgendwo mit der Wende etwas herüber geschwappt. Ob das direkt Nazis gewesen seien, die es vielleicht noch gab, oder ob das jemand von den Vertriebenengruppen war. Da habe sich ergeben, dass man drüber spricht, sagt Böhnhardt. Als Beispiel nennt Böhnhardt die Situation, als sie im Nachhinein gehört hätten, dass Uwe sich in Buchenwald im KZ daneben benommen habe. Da hätten sie ihn gefragt, ob er überhaupt wisse, was da passiert ist. Das habe Uwe verneint. Sie hätten scharf diskutiert, hätten gesagt, dass sie diese Stelle geschändet hätten, wo viele, auch Deutsche, die für Recht und Ordnung gekämpft hätten, ihr Leben gelassen hätten. Aber sie seien nicht zu ihm durchgedrungen. “Das ist alles abgeglitten an ihm.” Auf Frage sagt Böhnhardt, er habe Uwes politische Einstellung wahrgenommen, als Uwe 16, 17 oder 18 Jahre alt war. Gewalt sei Thema gewesen, so Böhnhardt, er selbst sei absolut gegen jede Gewalt. Uwe habe daraufhin sinngemäß gesagt, ein bisschen Druck müsse heutzutage schon sein, um etwas durchzusetzen. Uwe habe gesagt, wenn man einem ein paar klebt, sei das doch nicht so schlimm. Böhnhardt verneint, dass über Waffen gesprochen worden sei. Böhnhardt bestätigt, sein Sohn sei Linkshänder gewesen, habe aber auch mit rechts gearbeitet. Götzl fragt, ob Uwe Waffen zu Hause aufbewahrt habe, z. B. eine Armbrust. Das verneint Böhnhardt: “Da hatten wir keine Kenntnis, das glaube ich auch einfach nicht.”

Dann fragt die Bundesanwaltschaft. Auf Frage von OSta Weingarten verneint Böhnhardt, mit dem Nachfolger von Eisenecker gesprochen zu haben. Böhnhardt sagt, Eisenecker sei verstorben und der Nachfolger habe das eigentlich machen sollen. Sie hätten nochmal zahlen müssen, weil das Geld schon weg gewesen sei. Der Kontakt sei, so Böhnhardt, entweder über die Uwes übers Telefon gelaufen oder der Anwalt habe sie mal angeschrieben, das wisse er nicht mehr genau. Weingarten zitiert Böhnhardt, das letzte Treffen mit den dreien sei 2002 gewesen sei, was der Zeuge bestätigt. Unterstellt, dass Eisenecker 2003 verstorben sei, könne also die Information nicht von den Uwes gekommen sein, sagt Weingarten. Böhnhardt sagt, Anwälte seien nicht mehr Thema gewesen, da habe er vielleicht etwas durcheinander gebracht. Der Nachfolger habe ein erneutes Honorar in Höhe von 700 oder 800 DM verlangt. Weingarten wendet ein, Eisenecker sei zu Euro-Zeiten verstorben. Es sei aber 1999 gewesen mit Eisenecker, erwidert Böhnhardt. Weingarten sagt, Böhnhardt habe davon gesprochen, dass er zur Kenntnis genommen habe, der Nachfolger von Eisenecker seit nicht der Richtige gewesen. Eisenecker sei, so Böhnhardt, bestellt worden von den Uwes oder deren Freunden: “Was weiß ich, wo die den Namen her haben.” Sie hätten einen Termin bekommen, 1999, und bezahlt. Eisenecker habe aber gar nichts gemacht. Und da seien die anderen “stinkig” gewesen, dass der nichts gemacht habe, obwohl er “einer von ihnen” gewesen sei. Sie, die Eltern, hätten gewollt, dass Beate auch einen Anwalt kriegt. Sie hätten die Hoffnung gehabt, wenn Beate und “unser Uwe” sich stellen, dass auch Uwe Mundlos sich stellt. Er habe vorher etwas durcheinander gebracht, aber rein von der Logik sei das so.

Nebenklagevertreter RA Narin fragt, wie genau der Kontakt zu Eisenecker zustande gekommen sei. Der sei telefonisch hergestellt worden, antwortet Böhnhardt, aber er wisse nicht von wem. Sie hätten an einem Termin zu einer Veranstaltung im Harz fahren sollen oder in der Nähe vom Harz. Dort hätten sie ihn getroffen, er müsse extra raus gekommen sein, sie hätten ihm das Geld gegeben und der Kontakt sei zu Ende gewesen. Er kenne von den Kameraden von Uwe niemanden, der Jura studierte, der Name Mario Br. sage ihm nichts, so Böhnhardt. Er sei nie in Eiseneckers Kanzlei gewesen. Auf Frage von Nebenklagevertreter RA Reinecke sagt Böhnhardt, Zschäpe sei, nachdem sie bei ihnen gewohnt habe, in eine Wohnung in Winzerla gezogen, die er selbst nie gesehen habe. Auf Frage sagt er, über Verjährung bestimmter Delikte sei nie gesprochen worden, nur der Vater Mundlos habe davon gesprochen, das könne aber nicht 2003 gewesen sein, wie RA Reinecke fragt, denn da seien die sieben Jahre noch nicht um gewesen. Er nehme an, dass es bei der Gerichtsverhandlung gegen seinen Sohn vor dem Untertauchen um das Tragen von Symbolen und um nicht zugelassene CDs, sowie um Schlägereien oder so etwas gegangen sei. Seine Frau sei bei der Verhandlung dabei gewesen, aber er wisse nicht mehr, was sie erzählt habe. RA Reinecke informiert, es sei um eine Puppe mit einem “Judenstern” gegangen, die von der Autobahn gehängt wurde. Das sei richtig, so Böhnhardt. Sie hätten mit ihrem Sohn darüber gesprochen. Die Brücke sei nicht weit weg von da, wo ihr erster Sohn zu Tode gekommen sei. Sein Sohn habe gesagt, er habe nichts damit zu tun, solche “Kinkerlitzchen” mache er nicht.

Auf Frage von Nebenklagevertreter RA Kuhn sagt Böhnhardt, der Name Rechtsanwalt Jauch sage ihm nichts. Kuhn hält vor, Böhnhardt habe ausgesagt, die damaligen Geldgeber, die seinem Sohn und den anderen ermöglicht hätten, mal ein Bierchen zu trinken, hätten sie in Kahla getroffen, die seien aus den alten Bundesländern gekommen. Das sei dadurch gekommen, dass sie, die Eltern Böhnhardt, im Nachhinein einiges erfahren hätten. Böhnhardt bestätigt, dass Uwe mal den Namen Kahla erwähnt habe. Einer habe dort einen Garten gehabt, da hätten die ein Gartenfest gemacht. Namen von Personen habe Uwe nicht genannt. Auf Frage von RA Kuhn schildert Böhnhardt, dass sie in der Zeit, in der öfter mal Leute von VS, LKA und Polizei bei ihnen nachgefragt hätten, aufgefordert worden seien, darauf Einfluss zu nehmen, dass die drei zurück kommen, denn, wenn die Polizei sie erwischen würde, sei die schneller mit der Waffe. Das habe seine Frau erzählt. Seine Frau habe nicht erzählt, dass die Rede davon war, dass die beiden Uwes ebenfalls bewaffnet seien, er habe auch nicht aus der Formulierung “schneller mit der Waffe” geschlossen, dass die Uwes auch bewaffnet seien. RA Kuhn verweist auf das Interview, das Böhnhardt gemeinsam mit seiner Frau über den Sohn gegeben habe. Das bestätigt Böhnhardt, das müsse die “Welt am Sonntag” gewesen sein. Es könne sein, dass er zum Verhältnis der beiden Uwes gesagt habe, oder dass in seiner Anwesenheit gesagt worden sei, dass einer mehr die Rolle des Gehirns und einer mehr die Rolle der Faust gehabt habe. Böhnhardt bestätigt, dass sie den Artikel vorher hätten Korrektur lesen können, die Äußerungen entsprächen weitestgehend dem, was sie gesagt hätten. Es folgt eine Pause bis 15.09 Uhr.

Danach hält Nebenklagevertreter RA Narin ein Foto vor, auf dem Uwe Böhnhardt und sein älterer Bruder neben einem Auto stehend zu sehen sind. Böhnhardt sagt, er erkenne Uwe und Jan. Auf Frage sagt er, sein älterer Sohn habe seiner Kenntnis nach keinen Kontakt mehr zu Uwe nach dem Untertauchen gehabt. Sie, die Eltern, hätten ihm allerdings Grüße bestellt. Dann werden schwarzweiße Bilder gezeigt, vermutlich aus einem Raum mit einem Geldautomaten, auf denen mehrere Personen zu sehen sind. Er wisse nicht, wer das ist, so Böhnhardt. RA Narin geht nach vorn, um auf eine bestimmte Person auf der rechten Seite eines Bildes zu zeigen und fragt, ob das Böhnhardts Sohn Jan sei. Das verneint Böhnhardt, da sei er absolut sicher. Böhnhardt bestätigt auf Frage von RA Narin, dass er sich mit seinem Sohn Jan über Waffen unterhalten habe, denn der habe einen Morgenstern und einen Säbel an der Wand angeschraubt gehabt. Das sei eine Macke seines Sohnes, der habe auch 600 kleine Schnapsfläschchen auf dem Regal stehen. Über Luftdruckgewehre oder eine Armbrust sei nicht gesprochen worden, so Jürgen Böhnhardt auf Frage.

RA Scharmer fragt, ob es mit Familie Mundlos noch weitere Treffen gegeben habe. Böhnhardt sagt, einmal habe sie Herr Mundlos an der Tankstelle angesprochen und nochmal gesagt, sein Sohn sei nicht schuld. Seine Frau habe Mundlos dann stehen lassen und er habe Mundlos gesagt, er könne es sich nicht so einfach machen. Dann sei Mundlos nach sieben Jahren nochmal da gewesen wegen einer Vermisstenmeldung. Sie hätten sich im Treppenhaus unterhalten. Ihm selbst, so Böhnhardt, sei das aber komisch vorgekommen, eine Vermisstenmeldung für seinen Sohn aufzugeben, wenn der seit sieben Jahren von der Polizei gesucht werde. Drei Tage nach dem Tod der Uwes sei Frau Mundlos abends bei ihnen gewesen und habe sich mit ihnen gemeinsam ausgeweint. Am Tag davor sei noch einer vom LKA da gewesen und habe sie, die Böhnhardts, ausgefragt. Ihm sei im Gedächtnis geblieben, dass der Polizist gefragt habe: “Wollen Sie nicht wissen, wer Ihren Sohn erschossen hat?” Am nächsten Tag sei die Kripo Gotha wegen einer DNA-Probe da gewesen, die hätten sie dumm angeguckt, weil sie noch weniger gewusst hätten als das LKA. Er und seine Frau  hätten die erst aufgeklärt, warum sie nichts da hätten. Am Abend sei Frau Mundlos gekommen und ca. zwei Stunden da geblieben, bis ihr Mann sie auf dem Handy angerufen habe, der sei die ganze Zeit unten gewesen. Über die Verjährung sei beim Treffen im Treppenhaus gesprochen worden, das könne also 2005 gewesen sein, sagt Böhnhardt auf Frage. RA Scharmer fragt, ob sie zu dem Zeitpunkt versucht hätten, mit ihrem Sohn in Kontakt zu kommen. Böhnhardt verneint das. Sie seien, sagt Böhnhardt, auf Frage von RA Scharmer, vom Rechtsanwalt informiert worden, dass die Verjährung eingetreten sei. Bei den Treffen mit den dreien sei nicht über Verjährung gesprochen worden, auch bei den Telefonaten nicht. RA Scharmer verweist auf die Aussage von Böhnhardts Frau, wonach sie, nachdem ein Schreiben eingegangen sei, Wohlleben kontaktiert habe. Das sei ihm nicht bekannt, so Böhnhardt.

Die Vertreterin der Nebenklage, RAin Wierig bedankt sich zuerst im Namen ihrer Mandantin für seine Worte. Dann sagt sie, es gebe ein Fernsehinterview, wo das letzte Treffen beschrieben wurde. Seine Frau sei mit Zschäpe zurück geblieben und er, der Vater, mit den Uwes zu einer Wanderung aufgebrochen. Das sei eine ganz normale Sache gewesen, so Böhnhardt, sie seien immer nur ein paar Schritte weg gewesen, immer als Gruppe zusammen geblieben. RAin Wierig fragt, ob es in der ganzen Zeit nicht einen Moment gegeben habe, wo der Sohn mit dem Vater vertraulich habe sprechen wollen. Man könne auch vertraulich sprechen, wenn man fünf Meter entfernt sei, sagt Böhnhardt. Es sei immer nur darum gegangen, die drei zum Aufgeben zu bewegen. Auf die Frage, ob sein Sohn angegeben habe, warum er sich nicht habe stellen wollen, sagt Böhnhardt, sein Sohn habe kein Vertrauen mehr zur Polizei gehabt. Damit habe er sich zufrieden gegeben.

Dann hält RA Kuhn aus dem “Welt”-Artikel vor, wo die Eltern Böhnhardt Uwe Mundlos als Kopf und Uwe Böhnhardt als Faust beschrieben haben. RA Kuhn möchte wissen, worauf sich diese Wertung stütze. Böhnhardt sagt, sein Sohn habe, als er noch zu Hause gelebt habe, gerne kräftig mit gearbeitet, im Garten umgegraben, sofort zugepackt. Andere würden erstmal reden, wie man das macht. Nebenklagevertreterin RAin Lex fragt, wie das bei der Geldübergabe gewesen sei, ob sie da soviel Geld zu Hause gehabt hätten. Das verneint Böhnhardt. Er denke, dass sie zuerst die Anfrage gehabt hätten und dann das Geld abgehoben hätten. Böhnhardt verneint, dass er zu diesem Zweck Geld abgehoben habe, sie hätten gemeinsam besprochen, dass sie sie unterstützen, aber wer das Geld abgehoben habe, wisse er nicht. Es könne sein, dass sie, wenn eine Anfrage kam, den entsprechenden Betrag abgehoben hätten, sie hätten aber immer auch etwas Geld da, öfters auch Beträge zwischen 500 und 800 DM. RAin Lex hält vor, Böhnhardts Frau habe von zweimal 500 DM gesprochen und das Wort “wir” benutzt. Er sei bei den Übergaben nicht dabei gewesen, sagt Böhnhardt, seine Frau habe zwar über die Geldübergaben berichtet, aber nie so genau. Die Parole sei “Rippchen” gewesen, sagt Böhnhardt auf Frage, es könne sein, dass die Parole telefonisch abgesprochen worden sei. Die Personen bei der Übergabe seien unbekannt gewesen, so Böhnhardt, deswegen habe es die Parole gegeben. Seine Frau habe ausgesagt, so Lex, dass eine Person vollkommen unbekannt gewesen sei, evtl. nicht aus Jena, einer sei aber André Kapke gewesen. Das könne sein, so Böhnhardt. Lex sagt, Böhnhardt habe eben lange gezögert und dann André Kapke genannt. Sie fragt, ob es da vielleicht um Geldübergaben gegangen sei. Das könne so gewesen sein, sagt Böhnhardt, konkrete Erinnerungen habe er aber nicht. Die Rückholung des Sohnes von der Drückerkolonne habe seine Frau organisiert, so Böhnhardt auf Frage. Uwe habe sich eine Woche nicht gemeldet, dann habe seine Frau ihn erreicht und erfahren, dass er an der französischen Grenze sei. Seine Frau habe sich André Kapke herangezogen, weil sie gewusst habe, dass der ein kräftiger junger Mann ist, sie habe ihn wohl telefonisch gefragt und alles bezahlt. André Kapke habe Uwe dann geholt. Lex fragt zur Situation, als Uwe zurück gekommen sei. Er habe Uwe erst gesehen, als er wieder da war, sagt Böhnhardt. Man müsse froh sein, dass man einen habe, auf den man sich verlassen könne. André Kapke sei arbeitslos gewesen, so seine Vermutung. Die meisten seien arbeitslos gewesen. Böhnhardt bestätigt, dass der Zeitpunkt des letzten Treffens 2002 auch der Zeitpunkt gewesen sei, wo sie sich als Eltern entschieden hätten, die drei nicht mehr zu unterstützen: “Was sollten wir machen, wenn die nicht wollten? Sollten wir in Afrika suchen, in Australien?” Lex fragt, ob es Hinweise auf Afrika gegeben habe. Die könne es mal gegeben haben, sagt Böhnhardt, das wisse er aber nicht mehr. Es sei ein Land, wo man gut untertauchen könne, es hätte auch Südamerika sein können.

RAin von der Behrens hält aus einer Aussage von Brigitte Böhnhardt beim Thüringischen Untersuchungsausschuss vor. Dort habe sie über das Treffen mit dem LKA, bei dem die Äußerung “wir ziehen schneller” gefallen sei, gesagt, der LKA-Beamte habe von Kenntnissen gesprochen, dass die drei bewaffnet seien. Da sei sie, Brigitte Böhnhardt, vollkommen aus dem Häuschen gewesen, denn das habe eine rote Linie überschritten. RAin von der Behrens fragt, ob Böhnhardts Frau ihm davon berichtet habe. Er wisse nur, dass der Polizist gesagt habe, “wir sind schneller”. Er habe die Vermutung, dass ihnen da Angst eingejagt werden sollte, aber sie hätten nicht gewusst, wo die drei sind. Er verneint, dass es einen Grund gebe, warum seine Frau das nicht weiter gegeben habe, er habe auch nicht erfahren, dass seine Frau andere Informationen nicht weiter gegeben hätte. Die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe sei ungefähr im Herbst 1997 erfolgt, so Böhnhardt auf Frage. Sie hätten in der Familie gewusst, dass er die Haft antreten muss und es nur eine Frage der Zeit sei, bestätigt Böhnhardt. RAin Dierbach fragt, ob sich Böhnhardt mit Zschäpe darüber unterhalten habe, warum sie einen Ausstieg und ein Zurückkehren ablehne, was Böhnhardt verneint. Nach seinem Dafürhalten sei zwischen den dreien immer ein gutes Klima gewesen, sagt Böhnhardt auf Frage von RAin Dierbach. RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, bittet um fünf Minuten Pause zur internen Beratung. Es folgt eine Unterbrechung bis 16.05 Uhr.

Auf Frage von RA Heer sagt Böhnhardt, sie hätten sich mit Zschäpe über Politik unterhalten, es sei aber relativ wenig gewesen, weil sie Zschäpe am wenigsten im Verdacht gehabt hätten, in der Runde aktiv zu sein. Sie hätten sie auf Bildern gesehen, wer die Bilder gemacht habe, wisse er nicht. Auf Frage von Heer sagt Böhnhardt, sie hätten Zschäpe am wenigsten in Verdacht gehabt, weil er das einer Frau nicht zutraue, auch wenn es sicher Ausnahmen gebe. Dann fragt RAin Sturm, ob Böhnhardt den dreien beim Treffen davon erzählt habe, dass der LKA-Beamte gesagt habe, dass sie schneller ziehen würden. Böhnhardt verneint das zunächst. Nachdem Sturm sagt, seine Frau habe das aber berichtet, sagt Böhnhardt, es könne sein, er habe keine Erinnerung. RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., fragt nach den Interaktionen zwischen Böhnhardt und seinem Sohn. Pausch führt aus, er wolle wissen, wie viel Zeit Böhnhardt überhaupt gehabt habe, sich mit seinem Sohn zu beschäftigen, er sei ja berufstätig gewesen und viel weg. Böhnhardt sagt, er habe ein gutes Verhältnis zu Uwe gehabt, da gebe es keinen Zweifel. Gerade, wenn etwas gewesen sei, z.B. Gerichtsverhandlungen, habe Uwe versprochen, sich zu bessern, aber dann nach einiger Zeit sei es wieder so gewesen. Er habe argumentiert, so Böhnhardt, dass Uwe ein gesetzestreuer Bürger bleiben sollte. Er selbst sei etwas kürzer angebunden, die Mutter habe da einen längeren Atem, manchmal zu lang, aber das sei eine andere Geschichte. Er selbst, seine Frau und manchmal auch der andere Sohn hätten gesagt, so gehe das einfach nicht, man könne sich nicht über die Gesetze  hinweg setzen. Das sei schon bei den Diebstählen los gegangen. Einmal habe Uwe in Mecklenburg ein Auto im wahrsten Sinne des Wortes “in den Sand gesetzt”, sei dann mit der Bahn zurück gefahren und von der Bahnpolizei erwischt worden. Der Besitzer des Autos habe gesagt, ihm fehlten ein Fernglas, ein Fotoapparat, ein Computer und eine Taschenlampe. Sein Sohn habe gesagt, die Taschenlampe sei er gewesen, das andere nicht. Die Lehre habe er gut bestanden, aber dann sei es das schon wieder gewesen. Pausch fragt, ob Uwe mal um Rat gefragt habe, als er keine Arbeit hatte. Uwe habe nicht richtig um Rat gefragt, aber wenn er, der Vater, gesagt habe, heute wird im Garten gearbeitet, heute wird das Auto geputzt, habe Uwe das gemacht. Sie seien mit Uwe in Betriebe gegangen, das habe aber nicht geklappt. In Urlaub sei Uwe nur mit gefahren, bis er 14 oder 15 war.

Dann fragt Pausch zu “Kaktus”. Er könne nicht sagen, welche Bedeutung der für seinen Sohn gehabt habe, so Böhnhardt. Der habe Videos gemacht. Wenn “Kaktus” gewusst habe, dass sich dort Rechte breit machen, hätte er, so Böhnhardt, den Eltern Bescheid sagen können, sie hätten ja gar nicht gewusst, dass die da so aktiv sind. Sie hätten Uwe auch mal gefragt, wo er heute gewesen sei, bestätigt Böhnhardt. Sie hätten gewusst, dass er teilweise auswärts war. Deshalb sei auch nach Kahla gefragt worden: “Das ist vielleicht ein Vorwurf an uns, speziell an mich, dass ich sehr wenig Zeit für meinen Sohn habe.”

Dann fragt Pausch zu Eisenecker. Böhnhardt sagt, Eisenecker habe bei dem Treffen im Harz nur gesagt, er wisse Bescheid, habe das Geld genommen und sei wieder in seine Veranstaltung gegangen. Sie hätten gedacht, der Anwalt sei ehrlich. Von den Begegnungen mit dem Trio nach dem Abtauchen habe außer seiner Frau niemand gewusst. Wenn sie Grüße ausgerichtet hätten, dann hätten sie gesagt, dass sie es gehört hätten und weiter geben sollten. Frau Mundlos werde nicht nachgefragt haben, weil sie nicht gewusst habe, was sie ihrem Mann hätten erzählen sollen, und Jan habe auch nicht nachgefragt. Pausch fragt, ob ihn außer seiner Frau noch jemand begleitet bei den Treffen habe. Er wisse nicht, ob sie verfolgt worden seien, so Böhnhardt. Wohlleben hätten sie vorneweg schon gekannt, der sei nach ihrer Meinung ein ganz normaler junger Mann gewesen, sagt Böhnhardt auf Frage. Nachher sei er zur NPD gegangen, da sei er, Jürgen Böhnhardt, ein bisschen enttäuscht von ihm gewesen. Schriftliche Zusagen zum Deal werde es wahrscheinlich nicht gegeben haben, er habe auf jeden Fall keine im Gedächtnis. Sie hätten dann erfahren, dass der Deal, auch wenn der VS ausmache, dass Uwe nur die halbe Zeit oder weniger sitzen muss, für die Landespolizei nicht gelten muss. Er wisse nicht, ob das so rechtens sei, dass einer einen Deal macht und der andere sagt, das sei ihm egal. Pausch fragt, um welchen Straferlass es gegangen sei. Böhnhardt sagt, er glaube, dass es um 5 Jahre statt 8 Jahren gegangen sei. Die Information habe er von seiner Frau. Es könne sein, dass Wohlleben möglicherweise über seine Frau von dem Deal informiert worden sei, er wisse es nicht genau. Pausch fragt, ob es sein könne, dass seine Frau einmal ein Schriftstück übergeben hat. Klemke beanstandet die Frage. Auf Frage von Pausch sagt Böhnhardt, selbstverständlich kenne er den Namen Tino Brandt. Pausch hält aus einem Bericht von Tino Brandt vor, demzufolge Wohlleben gesagt habe, er habe ganz guten Kontakt mit der Mutter Böhnhardt und habe das Trio zusammen mit der Mutter besucht. Böhnhardt: “Ich glaube, das ist ein Witz. Das würde meine Frau nicht machen.” Nebenklagevertreter RA Prosotowitz möchte wissen, warum Mundlos und Zschäpe bei den Treffen dabei gewesen seien. Böhnhardt sagt, die drei seien zusammen weg gegangen und zusammen dort gewesen. Prosotowitz sagt, die Böhnhardts seien ja z. B. nicht die Eltern der beiden. Das seien Freunde gewesen, so Böhnhardt, ob gute oder schlechte sei dahin gestellt, sie hätten mit dazu gehört.

Dann fragt der psychiatrische Sachverständige Saß. Auf dessen Frage sagt Böhnhardt, als Peter gestorben ist, sei Uwe mit den Eltern unterwegs gewesen. Bei Uwe seien die Tränen geflossen, er habe lange nicht verstanden, dass sein Bruder tot ist, dass er nicht mehr mit ihm spielen und Spaß haben kann. Er wisse nicht, ob Uwe das generell vergessen hat, aber das habe jedenfalls viele Jahr nachgewirkt. Vor Zschäpe habe Uwe höchstens Bekanntschaften gehabt, Zschäpe sei die erste Freundin gewesen. Saß fragt, ob der Zeuge den Eindruck gehabt habe, dass die beiden gleichberechtigt waren. Er wisse nicht, was die Frage solle, erwidert Böhnhardt. In der Ehe solle man gleichberechtigt sein, einer habe bei bestimmten Sachen Stärken, der andere Schwächen. Daraus zu machen, dass sie ein “Mannweib” sei, weil sie vielleicht mehr zu sagen gehabt habe, sei komisch. Gleichberechtigt sei doch nichts Schlechtes. Das habe noch lange nichts damit zu tun, dass sie jetzt die Waffe geführt habe oder so etwas. Saß fragt, was die Stärken des einen und des anderen gewesen seien. Sein Sohn habe etwas zum Anpacken gebraucht, so Böhnhardt. Zschäpe habe auch gerne gearbeitet, hätten sie das Gefühl gehabt, aber als Gärtnerin. Sie habe etwas Kreativeres zu tun gehabt, als sein Uwe bei dessen Arbeit. Eine Situation, wo es zwischen den dreien eine Verstimmung gegeben habe, habe er nicht erlebt. Bei den Zusammentreffen habe es zwischen den dreien eigentlich keine Unterschiede gegeben, es habe nur geheißen, dass sie sich nicht stellen wollen. Auf Frage von Saß sagt Böhnhardt, als Zschäpe bei ihnen eingezogen sei, sei es ihr nicht so übermäßig gut gegangen, sie sei ein wenig bedrückt gewesen, das habe vielleicht eine Woche angehalten. An eine andere Situation, wo sie bedrückt wirkte, könne er sich nicht erinnern.

RA Narin fragt, ob Böhnhardt mal Gelegenheit gehabt habe, Akten aus diesem Verfahren einzusehen. Das verneint Böhnhardt. Auf Frage von Narin sagt Böhnhardt, er wisse nicht, ob sein Sohn Jan vielleicht Akten eingesehen habe. Er selbst sei auch nicht im Internet, wisse aber nicht, ob vielleicht sein Sohn, der sei aber nicht übermäßig an Schriftstücken interessiert.

Der Verhandlungstag endet um 16.50 Uhr.

Nebenklagevertreter RA Scharmer: “Die Aussage des Vaters von Uwe Böhnhardt belegt, dass alle Drei, also auch Beate Zschäpe, gemeinsam entschieden haben, im Untergrund zu bleiben, sich nicht zu stellen, ihr Leben nicht zu legalisieren. Er schildert aus den Treffen eine Entscheidung, die alle Drei gleichermaßen getroffen haben. Einen Meinungsführer gab es nicht. Das stützt als weiteres Indiz die Anklage, die Zschäpe eine gleichberechtigte Rolle in der Gruppe beimisst.”

Nebenklagevertreter RA Hoffmann: “Böhnhardt entschuldigte sich ausdrücklich und ergreifend bei den Opfern des NSU. Seine Entschuldigung ist die erste in diesem Prozess, die ganz gerade heraus und ohne jede Verharmlosung erfolgte. Die Taten, die sein Sohn gemeinsam mit den übrigen Mitgliedern des NSU begangen hat, bezeichnete er als bösartig und gemeingefährlich und gestand eigene Fehler ein.”


Protokoll 79. Verhandlungstag - 28. Januar 2014

Andreas Sch. und Frank Li. betrieben gemeinsam in Jena den Szene-Laden “Madley”. Dort hatte Carsten S. laut eigenen Aussagen die Ceska-Pistole mit Schalldämpfer im Auftrag von Ralf Wohlleben von Sch. gekauft. Da der Verkauf möglicherweise auch eine Beihilfe zum Mord darstellt, machte Sch. von seinem Aussageverweigerungsrecht Gebrauch. In der anschließenden Vernehmung von Li. zeigte dieser seinen Unwillen für Aufklärung zu sorgen. In Anträgen der Nebenklage thematisierten die Anwält_innen das Brettspiel Pogromly und forderten Nachermittlungen zu Einsätzen von Michèle Kiesewetter in der rechten Szene.

Zeugen:

	Andreas Sch. (Szeneladen “Madley”, Tatwaffe Ceska)
	Frank Li. (Szeneladen “Madley”, Tatwaffe Ceska)




Die Verhandlung beginnt heute mit deutlicher Verspätung um 11.25 Uhr. Der Angeklagte André E. trägt einen roten Kapuzenpullover der rechten Marke “Erik and Sons” mit der Aufschrift “Viking Attack”.

Erster Zeuge ist Andreas Sch. (siehe Protokoll zum 55. Verhandlungstag), dessen Vernehmung fortgesetzt wird. Sch. ist mit dem Anwalt Dr. Günther Wiesner als Rechtsbeistand erschienen. Richter Götzl fragt Sch. zunächst, warum es zur Verspätung gekommen sei, worauf Sch. antwortet, er habe in Saalfeld seinen Anschlusszug verpasst, der Regionalzug sei verspätet gewesen. Dann sagt Götzl, es gehe um den Verkauf einer Waffe und Sch. solle berichten. Sch. sagt, er bleibe immer noch dabei, dass er dazu keine Angaben machen wolle. Götzl fragt, ob sich Sch. auf den § 55 StPo berufen wolle, was der bejaht. Dann fragt Götzl, ob noch Fragen an den Zeugen seien. Nachdem es keine Meldungen gibt, entlässt er den Zeugen.

Dann verliest Nebenklagevertreterin RAin von der Behrens eine Erklärung nach § 257 zur Aussage von Jürgen Böhnhardt (78. Verhandlungstag). Die wichtigste Erkenntnis aus der Vernehmung des Zeugen sei, dass das Trio Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt nach seinem Untertauchen nicht wieder in die Legalität habe zurückkehren, sondern im Untergrund habe bleiben wollen. Der Zeuge habe angegeben, obwohl er und seine Frau die Drei bei allen Treffen und Telefonaten aufgefordert hätten, sich zu stellen und versucht hätten, ihnen klar zu machen, dass ihr Leben so keine Perspektive habe, sondern alles nur noch schlimmer werde, hätten alle Drei ihm gegenüber mehrfach gesagt, dass ein Sich-Stellen für sie nicht in Frage käme. Dies hätte auch die Angeklagte Zschäpe ausdrücklich so geäußert. Bei einer späteren Nachfrage sei dann jedoch nicht mehr vom Gefängnis als Begründung für die Flucht in den Untergrund die Rede gewesen. Auf die Frage der RAin Wierig, was bei den persönlichen Treffen mit den Drei gesprochen worden sei, habe Böhnhardt gesagt, es sei, egal mit wem man gesprochen habe, darum gegangen, dass die sich stellen. Und auf die Frage, ob sein Sohn ihm einmal erklärt habe, warum er das nicht will, habe der der Zeuge gesagt: “Nein, er sagte, er will nicht.” Auf Nachfrage habe der Zeuge gesagt, dass er sich damit habe zufrieden geben müssen. Die Frage der Haft scheine also eine untergeordnete Rolle gespielt zu haben. Diese Entschiedenheit des Trios lege, so von der Behrens weiter, vor dem Hintergrund des Fundes einer zündfertigen Rohrbombe in der Garage den Schluss nahe, dass alle Drei schon vor der Garagendurchsuchung das Untertauchen und das Begehen von Anschlägen geplant hatten und sie deshalb die Angebote der Familie Böhnhardt nicht in Betracht zogen. Die Angaben der Zeugin Brigitte Böhnhardt in der Hauptverhandlung vom 20. November 2013 (58. Verhandlungstag), die Verhandlungen bezüglich des Sich-Stellens der Drei seien gescheitert, weil die Behörden keine klaren Zusagen gemacht hätten und Uwe Mundlos zu recht misstrauisch gewesen wäre, habe der Zeuge also nicht bestätigt. Im Gegenteil habe er gesagt, nach seiner Kenntnis hätte es seitens der drei zu keinem Zeitpunkt die Überlegung gegeben, in die Legalität zurückzukehren. Dafür, dass die eindeutigen Angaben des Zeugen Jürgen Böhnhardt näher an der Wahrheit sind, als diejenigen seiner Frau, spreche, dass die übrigen Bekundungen der Zeugin Brigitte Böhnhardt zu den Einzelheiten der Stellungsverhandlungen sehr konfus und teilweise nicht mit der Aktenlage in Einklang zu bringen gewesen seien. Ihre gesamte Darstellung scheine davon getragen gewesen zu sein, auch jetzt noch die Schuld für das Scheitern des Deals bei den Behörden zu suchen und nicht in der festen Entschlossenheit des Trios, aus dem Untergrund heraus zu morden. Ein augenfälliger Unterschied in der jeweiligen Beschreibung der damaligen Ereignisse durch die Zeugen Jürgen und Brigitte Böhnhardt finde sich auch bei der Schilderung der Entwicklung von Uwe Böhnhardt. Brigitte Böhnhardt habe die Ursachen für die Entwicklung ihres Sohnes externalisiert und habe der Wende, der Schule und den Nazis aus dem Westen die Schuld gegeben. Sie habe nicht wahrhaben wollen, dass ihr Sohn ein ideologisch überzeugter Nazi war. Jürgen Böhnhardt hingegen sei es gelungen, auszusprechen, dass sie als Eltern zunächst nicht ausreichend gemerkt hätten, wie verfestigt die neonazistische Einstellung ihres Sohnes war, dass er ein radikaler rechter Neonazi war, den sie schon nicht mehr erreichen konnten, als sie entsprechende Informationen von der Polizei erhielten. Er habe bekundet, dass alle drei in der rechten Szene waren, hätten sie erst 1997 durch Polizeifotos erfahren, da sei es zu spät gewesen. Im Gegensatz zu seiner Frau habe Jürgen Böhnhardt klar das Problem benannt. Ihr Sohn sei ein überzeugter Neonazi gewesen, der trotz aller Angebote seiner Eltern für diese nicht mehr erreichbar gewesen sei und mit seinen Freunden in seiner eigenen radikalen Welt gelebt habe. Seine Frau habe am 57. Verhandlungstag berichtet, zwei Leute vom LKA hätten 1999 in ihrem Wohnzimmer gesessen, einer hätte gefragt, ob sie sie nicht überreden könnten, wenn sie sie aufspürten und die zucken nur, seien ihre Leute schneller mit der Pistole, die hätten das gelernt, was der Zeuge bestätigte. Die in den Bekundungen beider Eheleute enthaltene Verwendung der Steigerungsform „schneller“ belegt, dass die Sicherheitsbehörden bereits zu diesem Zeitpunkt um die Bewaffnung des Trios und dessen Gefährlichkeit wussten. In der 39. Sitzung des Thüringischen Untersuchungsausschusses habe Frau Böhnhardt eingestanden, dass ein LKA-Beamter ihr bei diesem Gespräch gesagt habe, das LKA wisse, dass die drei bewaffnet seien. Die Behörden und Familie Böhnhardt hätten also schon 1999 von der Bewaffnung des Trios und dessen Umgang mit Rohrbomben und Sprengstoff gewusst, sodass spätestens 1999 allen Beteiligten, Behörden wie Unterstützern, die extreme Gefahr, die von den Untergetauchten ausging, bewusst gewesen sein müsse. Dennoch hätten die Eltern das Trio finanziell weiter unterstützt. Die Angaben des Zeugen Böhnhardt würden dabei die Frage nach Umständen, Anzahl und Umfang dieser Unterstützung aufwerfen. Dass beide Zeugen konkrete Angaben zur Art der Übergaben und der Summen gemacht hätten, spreche dafür, dass beide nicht dieselben Ereignisse unterschiedlich erinnern, sondern tatsächlich unterschiedliche Ereignisse schildern. Dies deute darauf hin, dass die Unterstützung der Familie umfangreicher war, als jeder von ihnen zugibt. Zur weiteren Aufklärung werde der Sohn Jan Böhnhardt zu hören sein. In Bezug auf den Angeklagten Wohlleben habe der Zeuge den Anschein erweckt, diesen schützen zu wollen. Anders sei nicht zu erklären, dass der Zeuge angegeben habe, noch nicht einmal zu wissen, wer die Angeklagten sind, obwohl ihm dies auf der Ladung mitgeteilt worden sei, dass er sich in der Hauptverhandlung an den Namen Wohlleben auch nicht habe erinnern können und seine Frau ihm angeblich nie gesagt habe, dass sie mit Wohlleben über das Trio gesprochen hätte. Offen sei nur geblieben, welche Informationen der Zeuge über den Angeklagten Wohlleben zurückhielt. Die Erklärung ist von mehreren Nebenklagevertreter_innen unterschrieben.

Dann stellt RA Schön, einen Beweisantrag. Er beantragt den zuständigen Sachbearbeiter des Vermieters von Beate Zschäpes Wohnung (Wohnzimmer, Küche, Bad, ein Kellerraum) in der 6. Etage in der Schomerusstraße 5 in Jena zum Zeitpunkt ihres Untertauchens im Januar 1998 zu laden. Darüber hinaus sollen Kriminalbeamte aus Thüringen geladen und Bilder gezeigt werden, um zu beweisen, dass in der Wohnung von Zschäpe am 26. Januar 1998 folgende Waffen an der Wand hingen: eine Zwille, ein angeschliffener Wurfstern, eine Armbrust mit 5 Pfeilen und Zielfernrohr, ein Buschmesser, ein Morgenstern, eine CO2-Pistole Modell CP88, ein Luftgewehr mit Zielfernrohr, ein Tramontinox/Brasil-Messer, sowie in der Wohnung ein Wurfanker mit Seil. Ebenso sollen Polizeibeamte bezeugen, dass im Wohnzimmer ein Bild mit einem Hakenkreuz und eine Reichskriegsflagge hing. Darüber hinaus beantragt Schön die Einholung eines Sachverständigengutachtens zu Dämmwolle, die in Zschäpes Keller gefunden wurde und Dämmmaterial, die bei der Rohrbombe im Ernst-Abbe-Stadion am 6. Oktober 1996 verwendet wurde. Ein früherer kriminaltechnischer Materialvergleich habe eine gemeinsame Herkunft nicht ausgeschlossen. Des weiteren beantragt Schön Kriminalbeamte zum Beweis der Tatsache zu laden, dass das Brettspiel “Pogromly” in der Wohnstube gefunden wurde und das Spiel in Augenschein zu nehmen, sowie die Eintragungen auf dem Spielfeld und die “SA”- sowie “SS-Karten” zu verlesen.

Schön beschreibt “Pogromly”: Bei Pogromly handelt es sich um ein selbst gefertigtes Spiel, das dem bekannten ‘Monopoly’ nachgeahmt ist, mit einem Spielbrett, Spielsteinen, sogenannten Städtekarten, Spielgeld in der Währung Reichsmark und sogenannten SA- und SS-Karten. Anstatt der Straßen befinden sich jedoch Städte auf den einzelnen Feldern, die man käuflich erwerben kann. Über den Städtenamen sind jeweils 4 “Judensterne” aufgezeichnet. Diese werden durch das Erwerben von Spielsteinen mit diesen verdeckt, dadurch wird die Stadt ‘judenfrei’ gemacht. Dies entspricht dem Kauf von Häusern und Hotels beim Monopoly. Die SS- und SA-Felder in der Mitte des Spielfeldes sind zur Ablage der SA- und SS-Karten gedacht, an Stelle der Ereignis- bzw. Gemeinschaftskarten. Ein abgebildetes Hakenkreuz stellt das das Startfeld dar. Anstelle von Elektrizitäts- und Wasserwerk, wie bei Monopoly, gibt es bei Pogromly die Felder “Gaswerk” und “Arbeitsdienste”. Das Gefängnisfeld und “Gehe in das Gefängnis” wurde durch die Felder “Beim Juden” und “Gehe zum Juden” ersetzt. Das Feld “Frei Parken’ wurde durch das Feld “Besuch beim Führer” ersetzt und anstelle von Bahnhöfen kann der Spieler die Konzentrationslager Auschwitz, Buchenwald, Dachau und Ravensbrück käuflich erwerben. Insgesamt hat das Spiel 16 SA- und 16 SS-Karten. Auf den SA-Karten befinden sich u. a. folgende Anweisungen: “Gehe zum nächsten KZ, um die gefangenen Juden abzugeben und zahle dem Besitzer das doppelte der normalen Miete.”, “Du wurdest zum Gau-Leiter gewählt. Zahle jedem Kameraden 1.000 RM.”, “Mache eine Inspektion im KZ Buchenwald. Wenn Du über Start kommst, ziehe 4.000 RM ein.”, “Du brauchst nicht beim Juden zu bleiben. Es handelt sich um einen Irrtum.”, “Du hast gestohlen. Gehe zum Juden, damit du dieses Bild des Abschaums als Warnung behältst.”, “Strafe für zu mildes Handeln gegen roten Terror!!! 3.000 RM.”, “Der Führer schenkt dir seinen Dank und eine Anerkennung für gute Dienste für das Vaterland. Ziehe 3.000 RM ein.” Auf den SS-Karten befinden sich u.a. folgende Spielanweisungen: “Dir ist es gelungen, eine Horde roter Zecken mit Hilfe eines MGs abzuwehren. Du erhältst eine Prämie von 2.000 RM.”, “Du hattest auf ein Judengrab gekackt. Leider hattest du dir hierbei eine Infektion zugezogen. Arztkosten 1.000 RM.”, “Du hast durch dein gutes Durchgreifen gegen die roten Spinner die Städte sicherer gemacht. Ziehe als Dank 2.000 RM ein.”, “Du hast keine Ehre, keinen Stolz und keinen Mut. Deshalb wollen dich die Juden als ihren Vorsitzenden - gehe zum Juden!”, “Der Führer bedankt sich für deine Treue zum Vaterland. Du erhälst eine Prämie von 4.000 RM.”, “Wiedergutmachungszahlung: Juden müssen für Verbrechen am deutschen Volk zahlen. Du erhältst 400 RM.”, “Du musst nicht beim Juden bleiben. Es handelt sich um einen Irrtum. Verlasse diesen stinkenden Ort.”, “Die jüdische Krankheit (Klautisimus) muss noch weit besser erforscht werden. Zahle dafür 2.000 RM.”, “Die Polizei konnte mehrere israelische Taschendiebe verhaften. Du erhältst deine Geldbörse zurück. Ziehe 500 RM ein.”, “Diese roten Drecksäcke beschmutzen deine Städte mit dummen Parolen. Zahle für die Beseitigung 3.000 RM.”

Zur Begründung führt Schön aus, dass die Beweiserhebung für die Feststellung des Vorsatzes der Angeklagten Zschäpe von erheblicher Bedeutung sei. Dadurch ergebe sich, dass die Angeklagte bereits zum Zeitpunkt des Abtauchens in den Untergrund eine gefestigte rechtsradikale und antisemitische Ideologie vertreten habe. Die Ideologie des Pogromly-Spiels ziele auf die Vernichtung der jüdischen Bevölkerung und Andersdenkender. Dies entspräche der Ankündigung im sogenannten NSU-Brief zur “energischen Bekämpfung der Feinde des Deutschen Volkes und der bestmöglichen Unterstützung von Kameraden und nationalen Organisationen”, die, so der NSU-Brief, nach dem Motto “Sieg oder Tod” durchgeführt werden soll. Der Spielidee, gekaufte Städte “judenfrei” zu machen entspräche es, wenn in den Vorgängerversionen des “Paulchen-Panther-Videos” über die Opfer gehöhnt werde, dass sie nun wüssten “wie ernst uns die Erhaltung der deutschen Nation ist”. Die in der Wohnung der Angeklagten gefundenen Waffen machten darüber hinaus deutlich, dass auch sie selbst bereits vor dem Untertauchen für die gewaltsame Durchsetzung ihrer ideologischen Auffassungen gerüstet war. Die von der Angeklagten geteilten Ideologie zum Zeitpunkt des Untertauchens einschließlich der Anhäufung von Waffen zeige die identische Einstellung, die auch im Verschicken des Bekennervideos nach der Inbrandsetzung der Wohnung Frühlingsstraße 26 zum Ausdruck komme. Die unveränderten ideologischen Auffassungen der Angeklagten im Jahre 1998 und 2011 zwängen zu dem Schluss, dass die Angeklagte auch in der Zeit dazwischen keine anderen Ansichten vertreten habe. Dies sei von erheblicher indizieller Bedeutung für die Mittäterschaft der Angeklagten, unabhängig von der Frage, ob sie persönlich an einem der Tatorte anwesend war oder nicht. Mehrere Nebenklagevertreter_innen schließen sich dem Antrag an.

Dann verliest Nebenklagevertreter RA Kienzle einen Antrag. Er beantragt Nachermittlungen zu den dienstlichen Tätigkeiten von Michèle Kiesewetter anlässlich sogenannter Großlagen im rechten Spektrum. Er begründet dies mit der vordringlichen Frage, die in dem Verfahren zahlreiche Nebenkläger beschäftige, welche Motivation des NSU hinter der Auswahl des jeweiligen Mordopfers stand. Die Einbettung der Straftaten in eine rechtsradikale und menschenverachtende Gesinnung und die ideologisch verbrämte Gewaltanwendung sei im Rahmen der Ermittlungen zu Tage getreten. Warum jedoch z.B. Halit Yozgat oder Michèle Kiesewetter als Opfer des NSU ausgewählt wurden, sei nach wie vor nicht aufgeklärt. Nicht nur beim Mord an Halit Yozgat, sondern auch beim Mord an Kiesewetter seien nach wie vor offenkundige Ermittlungsansätze im rechtsradikalen Spektrum nicht mit der gleichen Entschiedenheit verfolgt wpoden wie dies im Umfeld der betroffenen Familien mit Migrationshintergrund geschah.

Außerdem sei das jeweilige behördliche Umfeld der Straftaten und die behördlichen Tätigkeiten im unmittelbaren Zusammenhang mit den Straftaten und Opfern kaum aufgeklärt worden, obwohl sich hier Aufklärungsansätze geradezu aufdrängen. An den Fällen Yozgat und Kiesewetter ließe sich exemplarisch verdeutlichen, dass dies sowohl für Verfassungsschutz- als auch für Polizeibehörden gelte. Bei Kiesewetter dränge sich auf, dass die Auswahl als letztes Opfer der Mordserie mit ihrer dienstlichen Tätigkeit in Zusammenhang stehe. Im Gegensatz zur erhobenen Anklage, wo von der These reiner Zufallsopfer ausgegangen werde, dränge sich durch die bekannten Einsätze im rechten Spektrum die damit einhergehende auf Tätigkeit als Beamtin auf, dass persönlich Kiesewetter durch den Mordanschlag getroffen werden sollte. Ermittlungen hierzu seien bisher unterlassen worden und jetzt nachzuholen. Kiesewetter habe als Angehörige einer BFE an zahlreichen Einsätzen teilgenommen, deren Anlass Kundgebungen, Demonstrationen oder andere Veranstaltungen aus dem rechtsradikalen Spektrum gewesen seien. Kienzle führt Einsätze bei rechten Demonstrationen und Veranstaltungen (Stuttgart 28.01.2006, Ulm 13.02.2006, Pforzheim 23.02.2006 und 23.02.2007, Göttingen 12.05.2006 und 27.10.2006, Friedrichshafen 20.05.2006 und 15.07.2006, NPD-Parteitag Karlsruhe 19.11.2006, Eilwangen 25.11.2006, Aulendorf 13.02.2006) und ein Skin-Konzerte (Waiblingen 11.03.2006) auf . Aus den Dienstplänen würden sich vielfältige dienstliche Bezüge von Kiesewetter zur rechten Szene ergeben, sowohl in Baden-Württemberg als auch in Niedersachsen. Mindestens die zwei Einsätze in Göttingen 2006 hätten einen regionalen Szenebezug zum Angeklagten Holger G. und Zeugen Alexander Sch. (s. Protokoll 72. Verhandlungstag). Während die Tätigkeit von Kiesewetter in der so genannten Drogenszene umfangreiche Ermittlungen veranlasst habe, häten die offenkundigen dienstlichen Bezüge zur rechtsradikalen Szene lediglich marginale Ermittlungstätigkeiten ausgelöst. Der Beamte Gi. (s. Protokoll 77. Verhandlungstag) habe ohne jede eigene Ermittlungstätigkeit die Schlussfolgerung übernommen, dass es mit der rechten Szene keine Probleme gegeben habe, die sich aus der Befragung der Kolleginnen und Kollegen ableitete. Da die Ermittlungen bisher unzureichend gewesen seien, müsste das nun unternommen werden: Abgleich der Erkenntnisse und Daten von Polizei und Verfassungsschutzbehörden zu Anmeldern und Teilnehmern der Veranstaltungen zu den Angeklagten und den weiteren Personenlisten des BKA und GBA (129er bzw. 300er-Liste); Ermittlung der konkreten Tätigkeiten von Kiesewetter bei den Einsätzen und ob sie bei Einsätzen Szenemitgliedern namentlich bekannt wurde. Hintergrund sei, dass polizeilichen Maßnahmen nach der Schilderung der bislang Verhandlung vernommenen Szenezeugen regelmäßig Unmut erzeugten und teilweise gegen die durchführenden Beamten persönlich gerichtete Rachegelüste hervorriefen. Dass diese Ermittlungen bislang nicht durchgeführt worden seien, zeuge von erheblichen Versäumnissen bei den Ermittlungsbehörden.

Zweitens beantragt Kienzle, den Ermittlungsbericht der “EG Umfeld” beim LKA Stuttgart zu den Verfahrensakten beizuziehen und Akteneinsicht zu gewähren. Zur Begründung führt er an, dass der Bericht Ermittlungen zu persönlichen Bezügen des NSU oder des NSU-Umfelds nach Baden-Württemberg und namentlich Heilbronn zum Gegenstand habe. Nach vorliegenden Informationen würden die Ermittler in dem Bericht zu dem Ergebnis kommen, dass solche persönlichen Bezüge bestehen. Da sich aus dem Bericht die Hintergründe des Mordes an Kiesewetter erhellen ließen, gebiete Aufklärungspflicht die Beiziehung der Akten. Mehrere Nebenklagevertreter_innen schließen sich dem Antrag an.

Nach der Mittagspause folgt um 14.07 Uhr die Fortsetzung der Vernehmung des Zeugen Frank Li. (siehe Protokoll zum 53. Verhandlungstag). Götzl sagt, man sei stehen geblieben beim Thema der Durchsuchung bei Li. und dem entsprechenden Beschluss. Götzl fragt, welche Informationen Li. dazu bekommen habe. Li. sagt: “Ja, wegen dieser Sache.” Den Rest habe er sich durchgelesen im Durchsuchungsbeschluss, so Li. weiter. Götzl macht den Vorhalt, dass im Durchsuchungsbeschluss stehe, dass Wohlleben zu Last gelegt werde, der terroristischen Vereinigung NSU in einem nicht näher bestimmten Zeitraum zwischen dem 1. Mai 2001 und einem unbestimmten Zeitpunkt im Jahr 2002 eine scharfe Schusswaffe nebst Munition verschafft und dabei billigend die Begehung vereinigungsbezogener Tötungsdelikte in Kauf genommen und gefördert zu haben. Götzl fragt, ob sich Li. erinnern könne. Li. sagt, nicht direkt, aber das könne sein. Weiter hält Götzl vor, der Beschuldigte Holger G. habe eingeräumt, im Auftrag von Wohlleben eine von diesem beschaffte scharfe Waffe nebst Munition übergeben zu haben. An den Wortlaut könne er sich nicht mehr erinnern, sagt Li. Götzl fragt: “Und sinngemäß?” Li.: “Zum Teil”. Götzl hält weiter aus dem Beschluss vor, laut Aussage von G. habe der Beschuldigte Wohlleben gegenüber G. erklärt, er habe sich zunächst bei Frank Li. erkundigt, ob er eine Waffe besorgen könne, Li. habe ihn an Andreas Sch. verwiesen. Irgendwas habe da darin gestanden, aber direkt wisse er es nicht mehr, antwortet Li. Dann hält Götzl aus der Vernehmung bei der Polizei vor. Dort habe Li. angegeben, er sei nochmals bei der KPI Jena erschienen, weil er Angaben zur Sache machen wolle, die im Zusammenhang mit der Durchsuchung bei ihm stehen. Ihm sei, so der Vorhalt weiter, eingefallen, dass Ende der 90er mehrfach Leute in den Laden gekommen seien und nach Waffen gefragt hätten. Da sei es größtenteils um Schreckschusswaffen gegangen, in der Silvesterzeit, sagt Li. Götzl fragt, von welchen Waffen im Durchsuchungsbeschluss die Rede sei. Li. sagt, da sei von scharfen Waffen die Rede. Götzl fragt, von welchen Waffen Li. denn habe sprechen wollen, wenn er nochmal Aussagen habe machen wollen. Li. sagt, er sei angerufen worden, er solle nochmal rein kommen, es habe sich was Neues ergeben. Götzl fragt, ob er scharfe Waffen im Auge gehabt habe, als er von Waffen gesprochen habe. Es sei allgemein um Waffen gegangen. Dann fragt Götzl von welcher Waffe die Rede sei, wenn es heiße: “Es kann sein, dass mich der Wohlleben in dem genannten Zeitraum mal zwischen Tür und Angel gefragt hat, ob ich eine Waffe besorgen könnte.” Es könne sein, dass er [Wohlleben] ihn gefragt habe, aber er wisse es nicht, erwidert Li. RA Heer, Verteidiger von Zschäpe, sagt, er wolle anregen, zu fragen, von wem die Formulierung stammt. Götzl sagt, das könne Heer ja dann fragen, aber der Zeuge gehe ja darauf ein. Li. wiederholt, es könne sein, aber er wisse es nicht mehr. Götzl sagt, er rufe Li. nochmal die Formulierung im Durchsuchungsbeschluss in Erinnerung, dass der Angeklagte G. Angaben zur Herkunft der Pistole gemacht habe und da komme dann auch Li.s Name ins Spiel. Götzl sagt, ihm gehe es um wahrheitsgemäße Angaben, er habe Li. belehrt. Li. erwidert, er wisse es nicht mehr, das liege über 15 Jahre zurück. Dann hält Götzl aus der Beschuldigtenvernehmung Holger G.s vor, in der dieser gesagt habe, den Frank Li. habe man schon aus der Jenaer Szene gekannt, dem habe er, G., nie zugetraut, dass er was mit Waffen zu tun hat; Wohlleben habe gesagt, er habe sich an Li. gewendet ob er eine Waffe besorgen können, und der habe ihn an seinen Partner verwiesen. Götzl fragt, ob Wohlleben Li. angesprochen habe. Li. sagt, er könne sich nicht mehr daran erinnern, das wisse er nicht mehr. Dann fragt Nebenklagevertreter RA Kuhn. Er hält aus Li.s Aussage vor, dass Li. gesagt habe, es sei ihm bekannt gewesen, dass der Sch. Kontakt zu einem Serben oder Kroate hatte, der im Kosovo gekämpft und auch mal geprahlt habe, dass er Waffen besorgen könne wie eine “Scorpion”, die sie im Krieg weggeschafft hätten. Kuhn fragt, ob Li, sich erinnere. Im Allgemeinen erinnere er sich, an den konkreten Wortlaut nicht, so Li. Kuhn fragt, ob sich Li. an den Kroaten oder Serben erinnere, was Li. bejaht. Er erinnere sich auch, dass der geprahlt habe, und dass er die Waffen aus dem Krieg weggeschafft habe. Er bestätigt, dass der Modellname “Scorpion” gefallen sei. Kuhn fragt darauf hin, wie Li. dann auf die Idee komme, dass mit dem Begriff Waffen Schreckschusswaffen gemeint gewesen seien. Li.: “Das sind doch auch Waffen.” Kuhn fragt, ob die im Krieg Schreckschusswaffen weggeschafft hätten. Li. erwidert, das sei eine allgemeine Aussage gewesen. Kuhn sagt, Li. spreche von im Krieg weggeschafften Waffe und fragt, welche Waffen Li. denn in der polizeilichen Vernehmung gemeint habe. Li. sagt, es sei um alle möglichen Waffen gegangen. Eben habe Li. aber gesagt, dass es um Schreckschusswaffen geht, erwidert Kuhn. Li. sagt, es gehe um alle Waffen. Kuhn sagt, Li., sei zu Falschaussagen belehrt worden und er, Kuhn, nehme an, die BAW wisse, was sie zu tun habe. Dann sagt RA Narin, dass Li. beim letzten Mal befragt worden sei, ob er je mit Waffen gehandelt habe, daraufhin habe Li. gesagt, höchstens mit Armbrüsten. Narin fragt, ob Li. sich erinnere. Er erinnere sich, dass er das gefragt worden sei, aber nicht, dass er das verkauft habe, antwortet Li. Narin sagt, Li. habe beim letzten Mal seine Frage, ob er Uwe Böhnhardt eine Armbrust verkauft habe, verneint. Li. sagt: “Weil ich noch nie eine besessen habe.” Narin: “Aber Schreckschusswaffen haben Sie verkauft?” Li. verneint das. Narin hält Li.s Aussage vor, dass Li. ihn [Wohlleben] dann wahrscheinlich abgewimmelt und an Sch. verwiesen habe; er habe mit solchen Sachen nichts zu tun haben wollen. Narin fragt, ob damit auch der Handel mit Schreckschusswaffen gemeint sei. Das habe er allgemein gesagt, so Li. Wenn er keine Lust gehabt habe, habe er die Leute immer an den Sch. geschickt, wenn er weg gemusst habe zum Beispiel.

Narin, Kuhn und Wohllebens Verteidigerin Schneider teilen jeweils mit, dass sich eine Erklärung zur Aussage von Li. vorbehalten. Der Verhandlungstag endet um 14.26 Uhr.

Zur Aussageverweigerung von Andreas S. erklärt Nebenklage-Anwalt Scharmer: “Die Angaben des mutmaßlichen Waffenverkäufers Andreas S. können nun durch die Vernehmungsbeamten des BKA als Zeugen in den Prozess eingeführt werden. Sie bleiben weiterhin belastend insbesondere für Wohlleben und Carsten S. Allerdings besteht nun - insbesondere auch für die Verteidigung - nicht mehr die Möglichkeit die Aussage des Zeugen zu hinterfragen. Warum die Verteidigung Wohlleben sich diese Möglichkeit verbaut hat, kann nur spekulativ beantwortet werden. Sinn macht ein solches Vorgehen nur, wenn man befürchten würde, dass sich die Beweislage durch eine konfrontative Befragung des Zeugen Andreas S. in der Hauptverhandlung noch verschlimmern könnte, er mithin mehr weiß, als bislang angegeben.”

Rechtsanwalt Stolle erklärt zur Aussage von Frank Li.: “Für alle Beteiligten im Saal wurde deutlich, dass der Zeuge die Unwahrheit gesagt hat. Eine entsprechendes Verfahren wegen Falschaussage wird jetzt eingeleitet werden müssen.”


Protokoll 80. Verhandlungstag - 29. Januar 2014

Der Tag begann mit dem behandelnden Arzt von Martin A., der von dessen schweren Kopfverletzungen berichtete. Später sagte erneut der ehemalige Verfassungsschutz-Mitarbeiter Andreas Te. Aus. Der Aussage voraus ging ein Antrag aus der Nebenklage, ein Überwachungsprotokoll von einem Telefonat Te.s mit einem Kollegen in den Prozess einzuführen. In dem Telefonat geht es um Te.s Aussage vor der Polizei und ein Gespräch mit Verfassungsschutz-Chef Irrgang.

Zeugen und Sachverständige:

	Prof. Dr. Götz Geldener (behandelnder Intensivmediziner von Martin A. )
	Andreas Te. (Ex-Verfassungsschützer, war während dem Mord an Halit Yozgat im Internetcafé)




Die Sitzung beginnt um 9.49 Uhr. Als Nebenkläger_innen sind heute Ayşe und İsmail Yozgat sowie Yvonne Boulgarides anwesend.

Als erstes wird Prof. Dr. Geldener, Anästhesist und Intensivmediziner vom Klinikum Ludwigsburg, gehört. Geldener hat den am 25. April 2007 in Heilbronn angeschossenen Polizeibeamten Martin A. behandelt. Geldener berichtet, A. sei am Nachmittag des 25. April mit dem Hubschrauber eingeliefert worden, beatmet und ohne Bewusstsein. Am Unfallort sei A. aphasisch gewesen, hätte allerdings noch laufen können und sei agitiert gewesen. Er sei vom Notarzt in Narkose versetzt worden. Am späten Nachmittag sei er in Ludwigsburg im Schockraum eingetroffen. A. habe einen Einschuss an der rechten Schläfe gehabt, große Teile der Schädelbasis seien zerstört gewesen und Splitter seien bis zum Kleinhirn eingedrungen. Die Kugel sei stecken geblieben. Der Patient habe eine Hirndrucksonde bekommen und sei auf die Intensivstation gekommen. Sie hätten einen Aufwachversuch unternommen, dabei habe A. alles bewegt, aber man habe zu dem Zeitpunkt nicht mit ihm sprechen können. Die Hirnhäute seien zerfetzt gewesen, da könnten dann Infektionen aufsteigen. Man operiere ein frisch traumatisiertes Hirn nur ungern, habe sich aber wegen der Infektionsgefahr entschlossen, am 27. April eine “Deckung” zu machen mit einem Gewebeteil aus dem Bein. Da es in der Folge weiterhin Probleme gab und Hirndruck entstand, man habe ihn kühlen müssen. Er habe auch eine Lungenentzündung gehabt. Das Hirn sei so geschwollen gewesen, dass man eine Kraniektomie habe durchführen müssen, um Platz zu schaffen, damit das Hirn sich ausweiten kann. Dann habe A. etwa ab dem 7. Mai keine Hirndrücke mehr geboten, bis der Patient am 16. Mai die Klinik verlassen habe in die Anschlussheilbehandlung ins Klinikum nach Neresheim. Götzl fragt, welche Entwicklung der Patient ohne diese Maßnahmen genommen hätte. Geldener: “Er wäre gestorben.” Todesursächlich wäre dann die Hirnschwellung durch Eintreten des Geschosses gewesen, durch das Schädel-Hirn-Trauma wäre er gestorben. Auf die Frage, ob sich A. später nochmal vorgestellt habe, sagt Geldener, A. habe sich nochmal bedankt und habe seine Blutgruppe wissen wollen, außerdem habe A. ihm die Schweigepflichtentbindung gegeben. Zu den jetzigen Folgen für A. sagt Geldener, A. sei weitgehend rehabilitiert, aber Teile des Projektils seien noch in seinem Gehirn, die könnten sich verändern, wandern. Das könne durchaus noch Probleme geben. In Bezug auf die Folgen spricht Geldener von einer Hörbeeinträchtigung rechts und möglichen Krampfanfällen im ersten Jahr, sagt aber, seine Behandlung A.s habe am 16. Mai 2007 geendet.

Dann verliest Wohllebens Verteidiger Klemke eine Erklärung zur Aussage von Frank Li. Die Verteidigung Wohlleben habe, so Klemke, in der Vernehmung Li.s am 7. November 2013 und am gestrigen Tag den Eindruck gewonnen, dass Götzl sich insbesondere durch das ständige Vorhalten derselben Passage aus Li.s Vernehmungsprotokoll vom 25. Januar 2012 bemüht habe, dem Zeugen die Aussage zu entlocken, Wohlleben habe Li. nach einer scharfen Schusswaffe gefragt, und Li. habe Wohlleben deshalb an Andreas Sch. verwiesen. Dieser “offenkundigen Erwartungshaltung” habe der Zeuge nicht entsprochen. Der Zeuge habe eine solche Erklärung auch am 25. Januar 2012 nicht abgegeben. In einer Vernehmung am Nachmittag des gleichen Tages seien keine Fragen protokolliert worden. Dem Zeugen müssten jedoch, so Klemke, von den Vernehmern gezielte, das Aussageverhalten steuernde Fragen gestellt worden sein. Ohne eine gezielte, vielleicht mehrfach wiederholte “inquisitorische” Nachfrage zu dem Punkt habe der Zeuge keinen Anlass gehabt, über eine mögliche Waffenanfrage zu spekulieren. Li. habe davon gesprochen, dass ihm die Ermittler “das so vorgelegt” hätten. In Bezug auf den angeblichen Verweis des Wohlleben an Andreas Sch. habe Li. morgens nur gesagt, das sei möglich, irgendwann in der Nachmittagsvernehmung 2012 müssten ihm Bedenken gekommen sein. Am 7. November 2013 habe der Zeuge hier von ganzen Sätze, die “von denen zusammengebastelt” worden seien, gesprochen. Die Bedenken von Li. seien zum Ausdruck gekommen, als er gesagt habe, er könne sich nicht erinnern, dass Wohlleben in den Laden kam und nach einer Waffe gefragt hat. Diesen Vorhalt habe der Vorsitzende Li. nicht mehr gemacht. Klemke beantragt zu dem Punkt, dass der Zeuge Li. darauf hingewiesen habe, an eine Nachfrage Wohllebens keine Erinnerung mehr zu haben, die BKA-Beamten Tu. und Lo. zu vernehmen.

Auch Nebenklagevertreter RA Narin gibt eine Erklärung zu Li. ab. Er sagt, der Zeuge habe mehrfach falsch ausgesagt oder gezielt die Aussage verweigert. Beispielhaft sei erwähnt, dass er auf Frage am 7. November 2013 geantwortet habe, er habe lediglich Schreckschusswaffen oder Armbrüste verkauft. Auf Narins Frage, ob er Uwe Böhnhardt eine Armbrust verlauft habe, habe er gesagt, er habe noch nie eine Armbrust verkauft. Li. habe eingestanden, sich mit Andreas Sch. über den Prozess ausgetauscht zu haben, und dass er den Prozess für eine Farce halte. Sein Verhalten dürfe man, so Narin, dem Zeugen nicht zum Vorwurf machen. Li. habe eingeräumt, sich mit den Untersuchungsausschüssen auseinandergesetzt zu haben. Dort hätten Politiker und Beamte zum Teil gelogen. Folglich sei es nur konsequent, dass auch Li. versuche, sich dieses Recht herauszunehmen.

RAin Schneiders sagt, dass die Verteidigung Wohlleben sich dem gestrigen Beweisantrag von RA Kienzle bezüglich der “EG Umfeld” anschließt. OStain Greger nimmt für die BAW zu den Beweisanträgen von gestern Stellung (siehe Protokoll 79. Verhandlungstag). Zum Antrag von RA Schön sagt sie, sämtliche Beweistatsachen habe die BAW bereits in der Anklage unter Beweis gestellt. Zum ersten Antrag von Kienzle sagt Greger, die geforderten Ermittlungen seien nicht geboten. Aufklärungsbemühungen des Senats könnten nur Tatsachen, nicht durch Hypothesen ausgelöst werden. Die mitgeteilten Tatsachen beschränkten sich auf den Umstand, dass die Beamtin als Angehörige eines geschlossenen Verbands bei Einsätzen in der rechten Szene eingesetzt war. Die Ermittlungen hätten keinerlei Anhaltspunkte für einen individuellen beruflich veranlassten Tathintergrund ergeben. Zum Antrag zur “EG Umfeld” sagt Greger, diese führe kein strafrechtlich relevantes Ermittlungsverfahren und handele nicht im Auftrag des GBA. Bezüge nach Baden-Württemberg seien bekannt und hätten, soweit relevant, Eingang in die Akten gefunden. Es hätten sich keine neuen Anhaltspunkte dafür ergeben, dass das Verhalten von A. und Kiesewetter Anlass für die Tat gegeben habe, auch nicht für die Verstrickung weiterer rechtsextremistischer Kreise. Die BAW trete dem Antrag aber nicht entgegen, um keinen weiteren Verschwörungstheorien Vorschub zu leisten. Nebenklagevertreter RA Bliwier erwidert, es sei einfach unzutreffend, dass die Ermittlungen durchgeführt wurden. Es sei nicht ermittelt worden, ob Kiesewetter dort zivil eingesetzt war oder in Uniform. Es sei nicht ermittelt worden, ob die Beamtin Berichte geschrieben hat. Es sei nicht ermittelt worden, ob es Strafverfahren gegeben habe etc.

Im Folgenden verliest Nebenklagevertreter RA Kienzle einen Beweisantrag. Kienzle beantragt, vor der weiteren Vernehmung von Andreas Te. Lutz Irrgang, den ehemaliger Direktor des Landesamtes für Verfassungsschutz Hessen (LfV), und den Mitarbeiter des LfV, Herrn Fe., zu vernehmen. Irrgang werde bekunden, dass er mit Te. ein Gespräch zu den Sachverhalten im Zusammenhang mit der Ermordung von Halit Yozgat geführt habe, in dem Te. inhaltlich weit über seine polizeilichen Aussagen als Zeuge hinausging, da sie Wissen und Wahrnehmungen von Te. zur Tatsituation enthalten habe. Außerdem beantragt Kienzle, Irrgang aufzufordern, sämtliche im zu dem Gespräch zur Verfügung stehenden Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Dass Te. Irrgang gegenüber Wahrnehmungen und Tatsachen berichtet habe, die er den Ermittlungsbehörden nicht berichtet habe, ergebe sich daraus, dass ein solches Gespräch zwischen Te. und Irrgang ausweislich eines Telefonats vom 29. Mai 2006 zwischen Te. und dem LfV-Mitarbeiter Fe. stattgefunden habe. Fe. werde bekunden, dass Te. in seinen polizeilichen Vernehmungen nicht alles bekundet habe, was er über den Mord an Yozgat weiß, sondern bei der Polizei lediglich “restriktiv” ausgesagt habe. Fe. werde außerdem bekunden, dass Te. gegenüber Irrgang eine vollständige Aussage unterbreitet habe. Dies alles sei, so werde der Zeuge angeben, ihm im Mai 2006 zur Kenntnis gelangt und er habe darüber mit Te. am 29. Mai 2006 ein Telefongespräch geführt. Die Aussagen von Irrgang und Fe. seien von erheblicher Bedeutung für die Aufklärung des Mordes an Yozgat und die Beweiserhebung diene auch der Beurteilung der Glaubwürdigkeit des Zeugen Te. Te. und auch Beamte des LfV würden Kenntnisse zu dem Mord den Ermittlungsbehörden vorenthalten. Es bestehe bis zum heutigen Tag ein Wissensgefälle von LfV zu Polizei. Dies alles ergebe sich aus einem Telekommunikationsüberwachungs-Protokoll, das der GBA den Verfahrensbeteiligten bis heute nicht in angemessener Weise zur Verfügung gestellt habe. Darin ginge es um das Aussageverhalten Te.s und Irrgang. Die Einschätzung von Te.s Gesprächspartner Fe. zum Aussageverhalten Te.s gegenüber der Polizei, dass dieser sich “restriktiv” verhalten habe, könne also als abschließende Würdigung gewertet werden. Der rechtsstaatswidrige Wissensvorsprung des LfV werde jetzt aufzulösen sein durch die Vernehmung der Mitarbeiter des LfV. Dann beantragt Kienzle das TKÜ-Protokoll zur Akte beizuziehen und zu verlesen.

Danach stellt Nebenklagevertreter RA Kuhn den Antrag, eine in der gestrigen Sitzung begangene Straftat festzustellen. Kuhn sagt, Frank Li. habe wahrheitswidrig angegeben, bei seinen polizeilichen Vernehmungen entweder Schreckschusswaffen oder Waffen als Oberbegriff, der sowohl scharfe Waffen als auch Schreckschusswaffen beinhaltet, gemeint zu haben. Alternativ habe Li. ebenfalls wahrheitswidrig bekundet, nicht mehr zu wissen, was für eine Art von Waffe er gemeint habe. Aus den Protokollen seiner polizeilichen Vernehmung ergebe sich aber zweifelsfrei, dass in den polizeilichen Vernehmungen von scharfen Schusswaffen die Rede gewesen sei und er damals diesbezügliche Erinnerungen kundgetan habe. Damit habe sich Li. in der Hauptverhandlung wegen uneidlicher Falschaussage strafbar gemacht. Da Li, seine offensichtlichen Falschaussagen trotz mehrfacher Chance nicht korrigiert habe, sei der Senat verpflichte, den Tatbestand festzustellen, ein Protokoll darüber aufzunehmen und den Vorgang an die Strafverfolgungsbehörden weiterzugeben. Mehrere Nebenklagevertreter schließen sich dem Antrag an. RA Stahl, Verteidiger von Zschäpe, sagt, wenn das Gericht meine, eine Straftat festgestellt zu haben, werde es sicher das Gebotene tun. Er meine, so Stahl weiter, dass das nicht “in der epischen Breite” in die Hauptverhandlung gehöre.

RA Bliwier ergänzt zum Antrag von Kienzle, die Umstände hätten sich ergeben durch eine Einsicht in die vertraulichen Akten bei der BAW. Die beantragten Vernehmungen seien vordringlich. Sie hätten früher vorgetragen, dass eine Steuerung des Aussageverhaltens Te.s durch das LfV stattfinde, wenn es etwa heiße, Te. solle so nah wie möglich an der Wahrheit bleiben. Das LfV verfüge über weitergehende Informationen. Bei vergleichbaren Situationen würde man sich vor der Einvernahme Gedanken machen, wie die Aussagen zustande gekommen sind. So sehe er das hier auch. Die Themen Aussagesteuerung und Zurückhalten von Informationen durch das LfV seien vordringlich. Bundesanwalt Diemer sagt, er benötige, die Ausführungen schriftlich. Denn sie enthielten einiges, das wie Tatsachen klinge und es müsse geprüft werden, ob es tatsächlich welche sind. Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach sagt, hier würden Kollegen parallel zum Verfahren zum Prozessstoff recherchieren. Die Tatsache, dass die BAW diese Akten dem Gericht nicht vorlege, zeige eine gewisse Respektlosigkeit gegenüber dem Gericht. RAin Schneiders sagt, dass die Verteidigung Wohlleben sich dem Antrag anschließt, den Ausführungen von Lunnebach und Bliwier sei außerdem nichts mehr hinzuzufügen. Es folgt eine Pause bis 11.25 Uhr.

Auf Frage von Götzl sagt Kienzle dann, dass ihm das TKÜ-Protokoll natürlich nicht vorliege, weil man die Problematik der zurückgehaltenen Akten habe. Bundesanwalt Diemer sagt, die BAW trete der Vernehmung der Zeugen Irrgang und Fe. nicht entgegen, sehe aber keinen Grund, die Vernehmung des Zeugen Te. zu verschieben. Das Protokoll werde zur Akte geleitet. Zum Antrag von RA Kuhn sagt Staatsanwalt Schmidt, der Senat sei zu einer Protokollierung nicht gehalten. Die Frage, ob der Zeuge eine Straftat begangen habe, sei durch den gesamten Spruchkörper, nicht durch den Vorsitzenden zu fällen. Ein Anspruch auf Protokollierung durch das Gericht besteht nicht. Die Verfahrensbeteiligten könnten ja Strafanzeige erstatten. RA Bliwier sagt dann in Bezug auf die Stellungnahme Diemers, er finde den Vorgang ungeheuerlich. Sie seien nach Karlsruhe gereist und hätten erneut Akteneinsicht genommen. Das Protokoll liege ihnen nicht vor, es sei mühsam gewesen, es abzuschreiben. Nur deshalb könne der Wortlaut auch vorgetragen werden. Dann bemühe sich die BAW um das Dokument, wohlwissend, dass es verfahrensrelevant sei. Te. sei ehemaliger Beschuldigter und selbstverständlich seien alle Aktenteile zu den Akten zu bringen. Es sei nur dem Zufall geschuldet gewesen, dass man die BAW ertappt habe. Weil auf Seiten der BAW Unruhe aufkommt, sagt Bliwier:”Ja, ist doch so. Wenn wir das nicht raus gefunden hätten, würde es immer noch in den Akten schlummern.” Das sei, so Bliwier weiter, eine Art von Aktenführung, die nur schwer zu ertragen sei. Ihm, so Bliwier, wäre es ganz lieb, wenn die Akten beigebracht würden,
die zum Prozess gehören.

OSta Weingarten sagt, das was Bliwier hier als empörend empfunden habe, sei exakt die Realisierung des Prozederes, das sie seit Monaten und Jahren kommunizierten. Die Aushändigung von Ablichtungen mache die BAW davon abhängig, dass einzeln begründet ein Interesse dargestellt werde. Für den GBA sei es ein Akt der Selbstverständlichkeit, dass er das TKÜ-Protokoll dem Senat überreicht, und das hätten sie, so Weingarten, auch getan, wenn sich die Nebenklage Yozgat bilateral an sie gewandt hätte. Kienzle erwidert, die BAW habe jetzt zum vierten Mal hinter die von ihr aufrecht gehaltene Linie zurück gemusst, dass dieser gesamte Aktenbestand angeblich irrelevant sei. Es spreche Bände, wenn die BAW eine halbe Stunde brauchen, um zu prüfen, ob die Tatsachen überhaupt aus ihren Akten stammen. Bilateralität werde sich die Nebenklage Yozgat in Zukunft sparen, in Zukunft gehe das nur noch über den Senat. Diemer erwidert, der von Kienzle vermutete Grund für de Unterbrechung sei, “wie vieles aus dieser Kanzlei” Spekulation. RAin von der Behrens sagt, sie habe genau das, was der GBA verlangt habe, versucht, nämlich eine ganz konkrete Liste mit Dokumenten zu machen, habe aber kein einziges dieser Dokumente erhalten, etwa die dienstliche Erklärung von Temme, das kognitive Interview. Dann spricht İsmail Yozgat, Vater des Mordopfers Halit Yozgat. Ein Dolmetscher übersetzt. Yozgat sagt, er wolle zum neuen Jahr gratulieren. Dann sagt er, er habe zu diesem Thema Zweifel: “Warum werden die Akten von Te. nicht hergegeben. Was will man verstecken?” So wie er gehört habe, solle, wenn die Akten von Te. weitergegeben werden, gegen die privaten Interessen von Te. verstoßen werden. Dann sagt er: “Wenn die Rechte von Te. berücksichtigt werden, wo bleiben die Rechte von meinem Lämmchen, meinem Sohn. Ich danke Ihnen.” RA Hoffmann sagt, er wolle sich dem Antrag und den Ausführungen anschließen. Zum Antrag von RA Kuhn sagt er, es sei jedem, fast jedem in diesem Saal klar gewesen, dass Li. lügt. Der Vorsitzende habe Li. mehrfach auf die Wahrheitspflicht hingewiesen. Es wäre, so Hoffmann, Aufgabe der BAW gewesen, sich darum zu kümmern. RAin Sturm sagt, aus Sicht der Verteidigung Zschäpe spreche nichts dagegen, mit der Vernehmung Te.s fortzufahren. Sie seien der Meinung, dass die Akten vollständig vorgelegt werden müssen, nichtsdestotrotz sei eine Steuerung des Zeugen nicht nachzuvollziehen. RA Narin sagt, er habe ebenfalls bei der BAW eine Liste Akten erbeten und bis zum heutigen Tage nichts erhalten. RA Bliwier sagt, es gehe hier im Moment nicht um die Beiziehung von Akten, sondern um die Thematik, inwieweit hier eine Steuerung des Aussageverhaltens Te.s stattgefunden habe. Es verzögere nichts, wenn man erst Irrgang und Fe. vernehme. Te. könne man auch in drei Wochen noch vorladen. Es gehe nicht um eine Verschwörungstheorie, sondern um die Frage einer Wertung, ob Te. unter Druck, unter Beobachtung stehe.

Es folgt eine Pause bis 12.03 Uhr, dann wird das TKÜ-Protokoll verlesen. Zunächst die Daten: Anschlussinhaber sei Andreas Te., das Gespräch habe am 29.5.2006 von 09.12 bis 09.21 Uhr stattgefunden, die Bewertung laute “relevant”; der Inhaber des angerufenen Anschlusses sei das Hessische Ministerium des Innern, Außenstelle Wolfhager Straße 171 in Kassel; Gesprächsteilnehmer seien Andreas Te. und Frank-Ulrich Fe. Dann der Gesprächsinhalt des TKÜ-Protokolls verlesen: Te. habe bei der Außenstelle des LfV in Kassel angerufen und Fe. sprechen wollen. Erst habe er ihm mitgeteilt, er sei Vater geworden. Dann sei über die Situation und den Verlauf der Ermittlungen gesprochen worden. Fe. habe Te. mitgeteilt, er dürfe darüber nicht sprechen. Ein Herr Friedrich habe eine eingeschränkte Aussagegenehmigung erhalten und werde vernommen. Dann habe Fe. Andreas Te. nach Neuigkeiten gefragt. Nun wird das Protokoll wörtlich verlesen [Wort-Mitschrift von NSU-Watch]:

Fe.: Hast du denn schon von einer Reaktion gehört?
Te.: Bisher noch nicht, der Herr He. meinte auch, ein Termin bei Herrn Irrgang ist eher wahrscheinlich, wenn die Polizei zu einem Ergebnis gekommen ist.
Fe.: Finden denn die ein Ergebnis?
Te.: Ja gut, was jetzt dabei raus kommen muss letztendlich, wenn sie die Termine und das alles abgleichen, kann ja… (wird von Fe. unterbrochen)
Fe.: Na ja, das hat ja auch keiner erwartet. Es geht ja nicht um mich oder so, es geht nicht um alle. Es geht um die Kasseler Problematik und in der Kasseler Problematik sitzt du ja bisschen drin? Und so wie mir der Ho. erzählt hat, also der Kripo Ho., bei der Hausdurchsuchung hier hast du ja vieles zugegeben und das ist ja jetzt das Problem.
Te.: Ja, dass ich an diesem Tag da gewesen bin.
Fe.: Es fehlt eine Minute, hat er mir gesagt. Eine Minute und diese Minute ist das ganze Problem. Ich weiß nicht, ich will dir die Hoffnung nicht nehmen, du bist ja noch jung und musst ja noch was machen. Ich hoffe, du hast das alles richtig dargestellt. Der Mu. hat mir gesagt, er hat dir gesagt, du sollst nichts verschweigen und nichts weglassen. Und ich hoffe, du hast das auch so gemacht.
Te.: Nein, habe ich auch nicht.
Fe.: Und wie du das beim Irrgang gemacht hast. Und hast dich nicht so verhalten, wie mir gesagt wurde, so restriktiv wie bei der Polizei, also du hast denen alles dargestellt. Ich darf und will es nicht wissen. Ich hoffe, dass es für dich gut ausgeht. Ich bin aber davon überzeugt, dass Kassel nicht mehr läuft, dass du da verbannt bist. Wenn du weiter Ausländer machen sollst, wir geben V-Leute ab, werden eingestellt usw. Es spricht keiner mehr über Umzug, es sieht böse aus. Dementsprechend ist die Stimmung hier in der Außenstelle.

Dann habe Fe. noch betont, dass er nicht mehr erzählen dürfe und Te. gefragt, wie es dem Baby gehe und wie es heiße. Im Anschluss sei noch ein belangloses Gespräch gefolgt.

Es folgt die Mittagspause bis 13.24 Uhr. Dann gibt Bundesanwalt Diemer eine Erklärung ab. Die Verlesung des Protokolls aus der TKÜ habe eindeutig ergeben, dass nach diesem Protokoll kein Anlass zur Annahme bestehe, dass Te. von seiner Dienststelle dahingehend beeinflusst wurde, Aussagen zu verschweigen. Es sei die Rede davon, dass Te. nichts verschweigen, nichts weglassen, solle und dass sein Gesprächspartner hoffe, dass Te. das gemacht hat. Dies habe auch im Ermittlungsverfahren deswegen keinen Anlass gegeben, das Protokoll zu den Ermittlungsakten zu nehmen. Er, Diemer, meine aber, dass ein Beweisantrag schon alle Informationen enthalten müsse, die das Gericht in die Lage versetze, ihn zu beurteilen. Dass da nicht geschehen sei, spreche für sich. Götzl sagt, es sei beabsichtigt, mit der Vernehmung des Herrn Te. fortzufahren. Eine Vordringlichkeit sei nicht zu erkennen, Te. werde bei neuen Tatsachen erneut zur Verfügung stehen.

RA Kienzle sagt, dass er diese Anordnung beanstande und auf einen Beschluss dränge, wenn sie aufrecht erhalten werde. Zur Erklärung von Diemer sagt er, dieser habe das getan, was er der Nebenklage Yozgat vorwirft, er habe selektiv zwei Zeilen heraus gesucht. Die nächste Zeile sei nämlich gewesen: “Nein, habe ich nicht getan.” Kienzle sagt, sie seien unter widrigsten Umständen gezwungen, handschriftliche Abschriften zu machen. Diemer erwidert, der Vorwurf, die BAW habe nicht alles getan, was für die Tat- und Schuldfrage relevant sei, sei ein harter Vorwurf und dem müsse entgegengetreten werden. Die Akten, so Diemer, würden bei der BAW im ersten Stock in beleuchteten, gewärmten Räumlichkeiten stehen. Und wenn die Nebenklage keinen Antrag begründe, der es der BAW erlaube, die Akten herauszugeben, dann liege das nicht an der BAW. Kienzle sagt, ihm gehe es um die Reihenfolge. Anfangs habe es bei den Besuchen bei der BAW noch geheißen, er solle einfach nur sagen, was er kopiert haben wolle. Die Restriktion sei dann im Nachhinein gekommen: “Im Übrigen bin ich Ihnen natürlich zu Dank verpflichtet, dass ich in beleuchteten, warmen Räumen bei Ihnen untergebracht bin und nicht im Keller.” Staatsanwalt Schmidt sagt, Kienzles Beanstandung sei unbegründet.

Nach einer weiteren Unterbrechung bis 13.42 Uhr verkündet Götzl, dass seine Verfügung bestätigt wird. Nach der Behebung eines Problems mit dem Mikrofon wird die Vernehmung von Andreas Te. fortgesetzt. Götzl fragt zunächst nach den Fahrtstrecken, die Te. vom Büro nach Hause genommen habe. Es habe zwei Möglichkeiten, antwortet Te. Er habe von der Wolfhager Straße entweder links abbiegen können in die Gelnhäuser Straße und dann weiter auf die Holländische Straße und stadtauswärts oder rechts weiter auf die Wolfhager Straße, dann in die Mombachstraße und von da aus auf die Holländische Straße. Diese Variante führe am Internetcafé vorbei. Die Adresse Grüner Weg 33 sei das Polizeipräsidium Nordhessen, das kenne er auch aus seiner jetzigen dienstlichen Tätigkeit. Die Adresse Untere Königsstraße 95 sage ihm jetzt nichts. Götzl fragt, wo sich die Hauptpost befinde. Die befinde sich in der Unteren Königsstraße, evtl. in der Hausnummer 95, antwortet Te. Die Adresse Bremer Straße 3 sage ihm jetzt nichts, sagt Te. und fragt, ob es vielleicht um die Jägerstraße gehe. Das verneint Götzl. Seine Aliaspersonalie sei “Alexander Thomsen” gewesen und die Adresse ein großes Gebäude in der Unteren Königsstraße schräg gegenüber der Hauptpost. Er sei öfter beim Polizeipräsidium und in der Hauptpost gewesen, er habe dienstlichen Kontakt zu den Polizeibeamten des Staatsschutzes gehabt. In der Hauptpost habe er ein privates Postfach gehabt und dienstlich Postfächer geleert und Geld geholt. In der Hauptpost sei er sehr häufig gewesen, im Polizeipräsidium vielleicht einmal pro Woche. Dann soll Te. eine Google-Karte in Augenschein nehmen. Te. geht nach vorn und erläutert anhand der Karte seine Wege vom Büro aus. Dann fragt Götzl nach dem unteren auf der Karte eingezeichneten Weg. Vom Grünen Weg sei er sicherlich durchaus auch über die Reuterstraße zum Polizeipräsidium gefahren, so Te. Dann zeigt er auf den Ort der Post und den Ort des Gebäudes seines damaligen Alias. Das Gebäude habe aber nichts mit ihm zu tun gehabt, es habe nur die Maßgabe eines großen Gebäudes gegeben, wo einzelne Adressen schlecht nachzusehen sind.

Dann fragt Götzl zu einem kognitiven Interview, das mit Te. durchgeführt worden sei. Te. sagt, aus den Medien habe er entnommen, dass es wohl 2009 gewesen sei. Kriminalhauptkommissar We., Leiter der “Soko Café”, mit dem er über die Jahre über in Verbindung gestanden habe und der sich immer wieder nach ihm erkundigt habe, habe ihn gefragt ob er bereit sei bei einem kognitiven Interview auszusagen. Er habe das schon mal angeboten, aber das sei bei seinem damaligen Status als Beschuldigter nicht möglich gewesen. Er sei mit We. und einem weiteren Beamten zur Polizeischule nach Wiesbaden gefahren, dort habe das Interview stattgefunden. Er habe den Vorbehalt gemacht, dass es wirklich schwierig sei, nach all dem was er gehört und gelesen habe, aber dass er es gern versuchen wolle. Sie seien dann zu dem Psychologen in ein Besprechungszimmer gegangen und der habe gesagt, er, Te., solle die Augen schließen, ruhig atmen und sich gedanklich an diesen Tag zurück versetzen. Und möglicherweise habe er gesagt, dass er vielleicht etwas gehört haben könne. Er habe aber den Vorbehalt gemacht, dass er natürlich auch gewusst habe, dass wenn er zur Tatzeit tatsächlich am Computer gesessen habe, etwas gehört haben muss. Ansonsten habe das Interview keine neuen Erkenntnisse gebracht. Te. berichtet, er habe sich zuvor über solche Interviews informiert, und es sei nicht so abgelaufen, wie er e sich vorgestellt habe. Er wolle aber nicht die Arbeit des Psychologen kritisieren. Götzl verliest aus einem Vermerk von KHK We., dass Te. geschildert habe, wie er ins Internetcafé gegangen sei, um nachzusehen, ob er eine Nachricht über “ilove.de” erhalten habe. Beim Betreten sei ihm aufgefallen, dass die Zugangstür offen war, so der Vorhalt weiter. Das wisse er nicht mehr, so Te., es könne sein, dass das mal in der Presse stand oder vielleicht sei das auch bei dem Interview neu zu Tage getreten. Götzl hält vor, Te. habe sich an Einzelheiten seines Stuhls erinnert, aber nicht, ob sich weitere Personen im Raum befanden. Götzl sagt, im Vermerk stehe, dass Te. die Empfindung geäußert habe, im Internetraum ein Geräusch gehört zu haben, er sei sich aber nicht sicher, ob er das tatsächlich gehört hat oder er nur denkt, dass er ein Geräusch gehört haben muss, es sei ein Geräusch, als würden Möbel gerückt, ein Poltern. Das sei ja schon eine konkrete Beschreibung der Art eines Geräusches, sagt Götzl. Möglicherweise sei das auch von der Polizei geäußert worden, so Te., er könne es nicht mehr sagen. Te. sagt, was er offensichtlich an kleinen Einzelheiten geäußert habe, diese Erinnerungen seien bei ihm in den vergangenen Monaten nicht präsent gewesen: “Also offensichtlich war doch mehr dahinter als ich vermutet hatte.” Götzl fragt: “Haben Sie damals gesagt: ‘Ein Geräusch, als würden Möbel gerückt werden’?” Er könne sich nicht erinnern, antwortet Te., aber er wolle We. nicht unterstellen, dass der sich das ausgedacht habe. Er denke schon, dass er so etwas geäußert habe. Das habe er schon damals, 2009, nicht sagen können. Er wisse, so Te. auf Nachfrage, dass er damals schon diese Unterscheide gemacht habe zwischen echten Erinnerungen und Vermutungen. Er habe sicherlich nicht bei den einzelnen Angaben deutlich gemacht, was für Informationen durch die Presse und was für eigene Erinnerungen spricht, dagegen spreche die besondere Situation des kognitiven Interviews. Er wisse aber, dass er allgemein gesagt habe, es sei schwierig für ihn, diese Dinge auseinanderzuhalten. Das habe er entweder auf der Fahrt oder dort gesagt. An den von Götzl vorgehaltenen Namen des Psychologen, Sch., könne er sich nicht erinnern, so Te. In der Rückschau könne er auch nicht sagen, wie lange das Interview gedauert habe.

Auf Frage von Götzl sagt Te., den Herrn Irrgang kenne er natürlich, das sei der Direktor des LfV gewesen. Götzl fragt, ob Te. mit Irrgang über den 6. April 2006 gesprochen habe. Te. sagt., er habe Irrgang noch einmal getroffen, in Wiesbaden beim LfV. Bei dem Gespräch sei es in der Hauptsache um sein anstehendes Disziplinarverfahren gegangen. Er habe in seiner dienstlichen Erklärung gesagt, dass er Rede und Antwort stehen würde zu den Dingen, die er angerichtet habe für das Amt. Es sei dabei aber nicht um Einzelheiten der Ermittlungen gegangen. Vom Gespräch habe er im Einzelnen nicht mehr viel parat. Er habe geäußert, dass er die ganze Situation unendlich bedaure, in die er nicht nur sich selbst, sondern auch das LfV und die Kollegen gebracht habe. Er habe gesagt, dass er das nicht gewesen sei. Er meine, dass Irrgang gesagt habe, Te. habe Familie und solle alles dafür tun, dass diese Vorgänge geklärt werden. Ob Irrgang das so formuliert habe, wisse er nicht mehr, er, sei bei dem Gespräch ziemlich aufgewühlt gewesen. Götzl fragt, was damit gemeint sei, dass er gesagt habe, er sei es nicht gewesen. Te.: “Dass ich diese Morde selbstverständlich nicht begangen habe.” Es sei dann wohl auch noch um den “15 Jahre alten Krümel Haschisch” und die Patronen, die bei ihm gefunden worden seien, gegangen. Er habe versichert, dass er selbstverständlich keine Drogen nehme. Das Gespräch sei irgendwann nach dem 9. Mai, als er seine dienstliche Erklärung abgegeben habe, gewesen. Er sei zu Hause gewesen und habe nicht viel zu tun gehabt, deswegen habe er sich Termin nicht mehr notieren müssen. Über den Aufenthalt im Internetcafé habe er sich mit Irrgang seiner Erinnerung nach nicht im Einzelnen unterhalten. Er habe versichert, dass er nicht der Täter sei, aber möglicherweise habe er auch ein oder zwei Sätze dazu gesagt, wie sich das verhalten habe.

Auf Frage von Götzl sagt Te., Herr Fe. sei der ehemalige Leiter der LfV-Außenstelle Kassel, aber nicht sein Vorgesetzter. Fe. habe er nach dem 6. April 2006 nur noch ein einziges und letztes Mal gesehen, als er seine privaten Sachen aus der Außenstelle geholt habe. Die Stimmung der Kollegen ihm gegenüber sei zu dem Zeitpunkt nicht besonders positiv gewesen. Fe. habe ihn nur ganz kurz begrüßt und das sei auch der letzte Kontakt zur Außenstelle gewesen. Das sei nach dem 21. April 2006 gewesen, er nehme an Anfang 2007. Er denke, das sei nach der Einstellung des Verfahrens gegen ihn gewesen, vorher wäre es ungeschickt gewesen, die Außenstelle zu besuchen. Die von der Polizei aus dem Büro beschlagnahmten Dinge seien auch alle schon wieder da gewesen. Er habe, soweit er sich erinnere, da nicht mit Fe. über den 6. April gesprochen. Die Stimmung sei “eher eisig” gewesen. Telefonisch habe es, das wolle er der Vollständigkeit halber erwähnen, einen Kontakt gegeben, aber wohl nicht mit Fe. Denn zu dem Termin eines der früheren Morde sei er, Te., auf einem Grillfest gewesen, wo einer der Kollegen Videoaufnahmen von ihm gemacht habe und deswegen habe der sich zunächst an ihn gewendet und er, Te., habe gesagt, er solle sich an die Polizei wenden. Die Filmaufnahmen habe ein Herr Gu. gehabt. Götzl fragt, ob Te. nach dem 6. April telefonischen Kontakt zu Fe. gehabt habe. Es habe auf jeden Fall das besagte Telefonat gegeben, wo es darum gegangen sei, dass er seine Sachen abholen soll. Und dann wisse er nicht mehr, wer den Kontakt zum Herrn Gu. hergestellt habe. Dass er nicht zur Dienststelle kommen soll, habe ihm die Polizei gesagt. Für ein weiteres Telefonat wisse er jetzt keinen Anlass. Auf Frage sagt Te., um die Angaben, die er bei der  Polizei zum 6. April gemacht habe, sei es mit Fe. oder Kollegen nicht gegangen, soweit er wisse. Er sehe da auch keinen Grund für und den Kollegen sei auch klar gewesen, dass sie sich da rauszuhalten hätten. Götzl sagt, dem Gericht liege ein TKÜ-Protokoll vom 29. Mai 2006 vor über ein Gespräch zwischen Te. und Fe. Daran erinnere er sich im Moment nicht, so Te. Götzl hält vor, Te. habe bei der Außenstelle angerufen, Te. sprechen wollen und mitgeteilt, dass er einen Sohn bekommen habe. Vom zeitlichen Ablauf her könne das passen, so Te., sein Sohn sei wenige Tage vorher geboren. Es könne sein, dass er sich da gemeldet habe, um das mitzuteilen, aber im Moment habe er daran keine Erinnerung. Auch auf erneute Nachfrage sagt Te., er habe keine Erinnerung. Es folgt eine Unterbrechung bis 15.04 Uhr.

Danach sagt Te. auf Frage von Götzl, er habe in der Pause versucht, das nachzuvollziehen. Er habe damals von den Kollegen eine Karte zur Geburt seines Sohnes bekommen. Er habe keine Erinnerung, müsse aber zur Einordnung sagen, dass sein Leben zur damaligen Zeit Kopf gestanden habe. Er sei Beschuldigter in einer unfassbaren Mordserie gewesen und viele Dinge, die sich damals ereignet hätten, seien ihm offenbar nicht mehr so gegenwärtig. Herr He. sei der ehemalige Geheimschutzbeauftragte des LfV gewesen, so Te. auf Frage. Mit He. habe er bei mehreren Gelegenheiten telefonisch wie auch persönlich gesprochen. Natürlich sei auch da Thema gewesen, dass er das nicht gewesen sei. Außerdem sei das Disziplinarverfahren Thema gewesen, dafür sei He. zuständig gewesen und He. habe auch den Kontakt zur Polizei in Kassel gepflegt. Götzl sagt, Te. habe davon gesprochen, dass er das nicht gewesen sei. Das habe sein Leben damals tiefgreifend bestimmt und er habe jedem versichert, es nicht gewesen zu sein, möglicherweise in unterschiedlicher Tiefe. Auf Nachfrage erklärt Te., es gebe einen Herrn Gu. und einen Herrn Mu. [Namen klingen ähnlich], Mu. sei sein damaliger Abteilungsleiter. Götzl fragt, ob Te. mit den beiden über den 6. April gesprochen habe. Mit Gu., der sei damals schon pensioniert gewesen, habe er wahrscheinlich auch in die Richtung gesprochen, dass er, Te., es nicht gewesen sei und nichts gesehen habe. Dem Mu. habe er mit Sicherheit das Gleiche versichert. An Einzelheiten der Gespräche könne er sich nicht erinnern, Mu. habe ihm gegenüber aber Vorbehalte gehabt. Das sei aber mehr ein Gefühl, an einen Wortlaut könne er sich nicht erinnern. Götzl hakt hier nach. Te. sagt, er könne sich nicht an den Wortlaut erinnern, das sei so ein Gedanke bei ihm gewesen. Es sei ja auch folgerichtig: “Wenn ich es gewesen wäre, hätte ich von niemand mehr was zu erwarten gehabt, in menschlicher Hinsicht.” Er habe eigentlich, so Te., selten bei Gesprächen gedacht, dass da jemand denkt, er sitze einem neunfachen Mörder gegenüber. Vielleicht sei auch seine Wahrnehmung nicht so exakt gewesen damals.

Dann beginnt Götzl aus dem TKÜ-Protokoll vorzuhalten. Te. wiederholt, er habe versucht, das zu rekapitulieren, habe aber keine Erinnerung. Götzl hält vor: “Bisher noch nicht. [...] zu einem Ergebnis gekommen ist.” [s.o.] Te. meint, das würde ja schlüssig passen, wenn er am 9. Mai seine dienstliche Erklärung abgegeben habe und geschrieben habe, er sei bereit für ein Gespräch. Götzl sagt, hier stehe “Herr He. meinte auch”, ob sich Te. denn an ein Gespräch mit He. erinnern könne. Diese Formulierung helfe ihm nicht weiter, so Te. Möglicherweise sei es so gemeint, dass Irrgang es für besser gehalten habe, mit einem Gespräch zu warten, bis die Polizei zu einem Ergebnis kommt. Die Formulierung “Herr He. meinte auch” komme von Te., sagt Götzl. Dann hält Götzl vor, Fe. habe gesagt: “Und wie du das beim Irrgang gemacht hast und hast dich nicht so verhalten, wie mir gesagt wurde, so restriktiv wie bei der Polizei, also du hast denen alles dargestellt.” Das könne er auch nicht nachvollziehen, sagt Te., er bekomme nicht hin, was Fe. damit gemeint haben könne. Götzl fragt, auf was mit “wie du das beim Irrgang gemacht hast” angesprochen werde. Te. antwortet, er könne sich heute höchstens denken, dass Fe. dieses Schreiben meine, das er Irrgang mit seiner dienstlichen Erklärung gesandt habe, wo er angeboten habe, Rede und Antwort zu stehen. Aber so richtig nachvollziehen könne er das nicht. Wenn er zum damaligen Zeitpunkt jemandem hätte Rechenschaft ablegen müssen, dann wohl dem Direktor. Auf Frage sagt Te., Fe. sei vermutlich derjenige, an den sich die Polizei gewandt habe im Rahmen der Durchsuchung der Büroräume des LfV in Kassel am 21. April 2006. Ob Fe. im Weiteren eingebunden war, wisse er nicht, Fe. habe aber dieselben Kontakte zur Polizei, zum Staatsschutz gehabt wie er selbst. Mit Irrgang habe er sich getroffen, so Te., das müsse aber nach dem 29. Mai 2006 gewesen sein, denn sonst mache der Satz, dass Irrgang ihn nicht habe treffen wollen, keinen Sinn. Götzl sagt, da stehe aber auch: “wie du das beim Irrgang gemacht hast”. Seine einzige Idee sei, so Te., dass es da um die dienstliche Erklärung und das Gesprächsangebot gehe. Götzl hält die Passage [s.o.] nochmal vor. Te. sagt, er habe bei der Polizei alles gesagt, was er wusste. Götzl fragt: “Und gegenüber Irrgang?” Te. antwortet, er habe das gesagt, was er in seiner dienstlichen Erklärung geschrieben habe, da habe er voll und ganz die Wahrheit gesagt und nichts zurückgehalten. Auf Frage, ob es vor dem 29. Mai 2006 ein Gespräch mit Irrgang gegeben habe, sagt Te., er wisse, dass er einmal bei Irrgang war, den Termin wisse er nicht mehr, er denke, dass es danach gewesen sein muss, könne es aber nicht hundertprozentig sagen. Götzl sagt, Te. solle nochmal nachdenken. Das habe er in den vergangenen Monaten versucht, weil das Gespräch mit Irrgang auch schon Thema in Berlin [Bundestag-Untersuchungsausschuss 27. Sitzung, Wortprotokoll hier] war. Er habe leider nichts mehr gefunden, woraus er schließen könne, wann der Termin war. Der 29. Mai erscheine ihm etwas früh, deswegen denke er, dass es danach stattgefunden haben muss, das passe auch besser zum Sinn des Gesprächs.

Auf Fragen von Götzl sagt Te., bei der Flirtline habe er die E-Mail-Identität “wildman70″ gehabt, “Jörg Schneeberg” habe er als Namen angegeben, den habe er wahllos ins Nichts geschrieben, als Adresse dieses Alias nennt er die Brüderstraße. Auf Vorhalt des Straßennamens Bremer Weg sagt er, es könne auch der Bremer Weg oder die Bremer Straße gewesen sein. Auf Frage aus dem Senat sagt Te., er wisse nicht mehr, ob er nochmal auf der Seite “ilove.de” gewesen sei, wenn müsse das aber irgendwann zwischen dem 6. April und dem 21. April gewesen sein. Auf die Frage, ob es bei den Nachrichten im Chat auf der Seite auch Zeitstempel gebe, sagt Te., er wisse nicht mehr, ob das so war. Er könne den Gedankengang nachvollziehen, aber auf die Idee sei er nicht gekommen. Bundesanwalt Diemer fragt nochmal, wer Gu. und wer Mu. ist, dann fragt RA Bliwier.

Bliwier sagt, er wolle nochmal am Wochenende vom 7. bis 9. April und dem Montag, 10. April, ansetzen. Te. habe ja gesagt, so Bliwier, dass er aus dem “Extra Tip” am Sonntag das erste Mal vom Mord an Halit Yozgat erfahren habe. Te. bestätigt das. Bliwier sagt, Te. habe angegeben, am Montag wieder auf der Dienstelle gewesen zu sein und dann eruiert zu haben, wann er die Dienststelle verlassen hat. Auf Frage sagt Te., er könne nicht mehr sagen, wann er am Montag in die Dienststelle gefahren sei. Üblich sei gewesen, dass er morgens zur Arbeit gefahren sei. Bliwier sagt, dass Te. ein Gespräch mit Frau E. gehabt habe. Das wisse er von seinem letzten Termin hier, so Te., habe aber an Einzelheiten keine Erinnerung. Auf die Frage, ob er außer aus dem “Extra Tip” noch andere Informationen z.B. aus Medien gehabt habe, sagt Te., er könne das heute nicht mehr nachvollziehen, welche Informationen er wann aus welchem Medium gehabt habe. Te. bestätigt den Vorhalt, er habe ausgesagt, am Montag möglicherweise die HNA [Hessische/Niedersächsische Allgemeine] gelesen zu haben, weil die an der Dienststelle vorliegt. Er vermute, dass er in die HNA geschaut hat an dem Montag, aber das sei spekulativ, so Te. Nach einem Vermerk von KOK T. solle Te., so Bliwier, von Frau E. zu der Thematik befragt worden sein, ob er den Namen des Opfers kennen würde und ob es einen dienstlichen Bezug zum Verfassungsschutz geben würde. Daran habe er keine Erinnerung, wie schon Anfang Dezember, so Te. Bliwier hält vor, Te. habe E. zufolge angegeben, er würde das Opfer nicht kennen und das Café nicht aufsuchen. Das sei gegenüber E. nicht korrekt gewesen, so Te., aber die Gründe dafür habe er erläutert. An das Gespräch habe er keine Erinnerung. Bliwier sagt, er habe Schwierigkeiten, das zu verstehen, weil Te. in der Lage sei, seine Gefühlslagen zu beschreiben und zu beschreiben, dass er rekonstruiert habe, ob er ein Alibi hat. Bliwier sagt, Te. sei an dem Montag beim “ZK 10″ gewesen und habe gefragt, ob Te. wirklich keine Erinnerung mehr habe. Die Inhalte von Gesprächen seien ihm nicht erinnerlich, so Te. Bliwier hält vor, dass Te. laut E. als Begründung dafür, dass die Tat keinen regionalen Bezug habe, angeführt habe, dass die Waffe bereits bei mehreren Taten im gesamten Bundesgebiet eingesetzt worden sei. Daran habe er keine Erinnerung, so Te. Auf die Frage, ob er denn eine Information gehabt habe, was für eine Waffe dort eingesetzt war, sagt Te, das habe er schon irgendwann erfahren, er wisse aber aber nicht mehr zu welchem Zeitpunkt und wie. Bliwier fragt, ob Te. es von Ermittlern, aus dem Internet oder aus der Zeitung erfahren habe. Wenn er es so eingrenzen könnte, hätte er ja noch Erinnerungen, erwidert Te. Bliwier fragt, ob Te. es evtl. aus dem “Extra Tip” habe erfahren können. Te. sagt, das wisse er nicht, er habe diese Erinnerung nicht. Bliwier sagt, im Artikel im “Extra Tip” habe nichts davon gestanden, was für eine Waffe verwendet worden war. Bliwier sagt, die HNA habe über die Tat am Montag nicht berichtet. Bliwier fragt dann, ob jetzt eine Konkretisierung komme, woher er diese Information haben könnte. Te. verneint das, er wisse es nicht. Bliwier hält vor, dass die Information, welche Waffe benutzt worden war, zum ersten Mal um 16.40 Uhr am Montag auf “Spiegel Online” berichtet worden sei. Dann sagt er zu Te.: “Verstehen Sie jetzt, warum ich frage, wann Sie am Montag im Amt waren?” Wenn Te. das früh am Montag im Amt erklärt habe gegenüber Frau E., dann könne er es nicht aus veröffentlichten Informationen gehabt haben, denn die seien zu der Zeit noch nicht veröffentlicht gewesen, so Bliwier. Te. wiederholt, er habe an das Gespräch keine Erinnerung und auch nicht, wann er das mit der Waffe erfahren habe. Te. sagt, wenn er am Montag nicht wisse, dass es diese Waffe ist, könne er nicht nachvollziehen, dass er das gegenüber Frau E. gesagt habe. Bliwier erwidert: “Es sei denn, Sie haben andere Informationen.” Dann fragt er, ob Te. dabei bleibe, dass er die Information aus Internet oder Zeitung habe. Te. erwidert: “Oder aus Gesprächen.” Er habe, so Te., nicht gesagt, er habe das aus der Zeitung oder dem Internet. Aufgeregt sagt Te., Bliwier verdrehe hier die Dinge. Bliwier sagt, diese Unverschämtheit lasse er mal beiseite. Götzl sagt, das sei das Problem, wenn Vorhalte gemacht würden, die nicht korrekt seien. Te. sagt, er wolle etwas dazu sagen, warum er darauf “anspringe”. Te. führt aus, wenn man die Medien verfolge, seien da auch Aussagen gemacht worden, wo er, Te., sich ereifern könne. Götzl zu Te.: “Aber, dass Sie verpflichtet sind, die Wahrheit zu sagen, das hatten wir erörtert.” Das sei ihm bewusst, sagt Te. Bliwier sagt, sie hätten als Informationsquellen Internet und Zeitungen ausgeschlossen und jetzt habe Te. Gespräche mit Polizeibeamten in den Raum gestellt. Wenn es so stimme, wie es in den Akten steht, dass Te. gegenüber E. gesagt habe, es sei die gleiche Waffe verwendet worden, dann könne er vorher ja keine Gespräche mit Ermittlungsbeamten geführt haben. Te. sagt, Bliwier habe ihm doch vorgehalten, beim “ZK 10″ gewesen zu sein am Montag. Das solle aber, so Bliwier, im Anschluss an das Gespräch bei E. gewesen sein. Weiter sagt Bliwier, Te. habe dem Aktenvermerk zufolge seine Dienststellenleitung bewusst angelogen, indem er gesagt habe, er kenne das Opfer gar nicht. RA Stahl beanstandet, das sei eine Erklärung. Bliwier sagt, es sei ja schon vorbei und sagt zu Te., Frau E. habe in dem Gespräch darum gebeten, den Namen des Opfers beim “ZK 10″ abzuklären. Dann fragt Bliwier, mit welchen Beamten Te. denn beim “ZK 10″ vor dem Gespräch mit E. gesprochen haben wolle. Götzl interveniert und sagt, Te. habe nicht gesagt, dass er entsprechende Gespräche geführt habe, das habe Bliwier in seine Frage eingeführt. Bliwier sagt, es gehe darum, dass der Zeuge gesagt habe, er habe das evtl. in Gesprächen erfahren, das frage er ab. RAin Sturm beanstandet, dass hier nachgehakt werde, obwohl Te. gesagt habe, dass er keine Erinnerung hat. Bliwier erwidert, er finde es interessant, dass die Verteidigung Zschäpe hier zum ersten Mal nach ca. 75 Tagen Aktivität entwickele. Nicht er, Bliwier, habe das in den Raum gestellt, sondern Te. selbst. Dann fragt er Te., an welche Personen er gedacht habe, wenn er sage, die Information könne auch von anderen Personen gekommen sein. Er habe gesagt, so Te., er wisse nicht, von wem er diese Information bekommen habe, und wann. Denkbar sei, dass er das möglicherweise bei der Polizei erfahren habe, aber das sei Spekulation. Bliwier sagt, er verstehe nicht, was damit gemeint sei. Üblicherweise, so Te., seien ihm beim “ZK 10″ mehreren Personen begegnet, es sei denkbar, dass er dort etwas aufgeschnappt habe, aber er wisse nicht, wann und von wem er diese Informationen bekommen habe. Bliwier wiederholt, die Information sei öffentlich erst um 16.45 Uhr mitgeteilt worden. Götzl sagt, Bliwier solle einen Beweisantrag stellen, das stehe nicht deswegen fest, weil Bliwier es in einem Vorhalt verwendet habe. Bliwier sagt, bei diesem Zeugen werde man einen prononcierten Vorhalt machen können. Götzl reagiert ungehalten und legt eine Pause ein. Um 16.08 Uhr geht es weiter.

Götzl sagt, die Fragen von Bliwier würden sich ja tatsächlich stellen, man solle das jetzt ruhig und sachlich durchführen. Bliwier hält aus der Vernehmung von Te. vom 22. April 2006 vor, dort habe Te. gesagt, dass er am Montag, den 10. April von Herrn Fe. über Frau E. gefragt worden sei, ob das Internetcafé für sie [das LfV] eine Relevanz habe. Am selben Montagnachmittag, so der Vorhalt weiter, sei Te. beim Polizeipräsidium Nordhessen beim “ZK 10″ gewesen und habe einen Termin bei Herrn Me. gehabt. Er habe keine konkrete Erinnerung, sagt Te. Dann hält Bliwier aus dem TKÜ-Protokoll vor: “Ja, finden denn die ein Ergebnis? - Ja gut, was jetzt dabei raus kommen muss letztendlich, wenn sie die Termine und das alles abgleichen, kann ja”. Bliwier fragt, ob Te. eine Erinnerung daran habe, das Gespräch sei 9 Minuten lan,c was Te. verneint. Dann hält Bliwier den Teil des Protokolls vor, in dem von der “Kasseler Problematik”, in der Te. drin sitze, die Rede ist. Te. sagt, er habe keine Erinnerung, er verstehe Fe. da auch im Moment nicht. Bliwier fragt, was mit “Kasseler Problematik” gemeint sei. Te. sagt, es könne um die Morde gehen, um die Außenstelle, um das Verhältnis der Außenstelle zu Irrgang, er könne Fe. so nicht verstehen und er wisse auch nicht, ob er ihn damals verstanden habe. Te. sagt, er habe immer noch keine konkrete Erinnerung an das Telefonat. Bliwier hält weiter vor und fragt, was mit der Minute gemeint sei, die fehle. Te. sagt, er denke sich dass damit das kurze Zeitfenster gemeint sei, das die Polizei ermittelt habe. Bliwier sagt, es gebe noch weitere Gespräche, wo über den Sachverhalt gesprochen wird, und fragt, ob sich Te. erinnere. Wenn er sich an ein Telefonat nicht erinnere, könne er nicht völlig ausschließen, dass es andere gegeben hat, sagt Te. Bliwier sagt, der Vorteil einer Telefonüberwachung sei, dass man es sich anhören könne. Er fragt nochmal, ob Te. keine Erinnerung habe, und erinnert ihn an die Wahrheitspflicht. Te. sagt, er könne das in Zusammenhang bringen mit der Mitteilung über die Geburt, aber er habe an den konkreten Inhalt keine Erinnerung. Dass es eine Telefonüberwachung gegeben habe, habe er den Medien entnommen, so Te., offiziell mitgeteilt worden sei es ihm nicht. Aber er sei ja nicht in einer “völlig anderen Branche” tätig gewesen und wisse, dass es da etwas geben könne. Die Kripo habe damals bei einer Vernehmung gesagt, Te. habe ja jetzt einen Anwalt. Er habe nicht nachgefragt, woher sie das wissen, er habe es hingenommen. Bliwier fragt, es gebe ein Telefonat mit Frau Pi., wo sie sage, sie sei froh, dass Te. sich einen Anwalt genommen habe, ob er das meine. Dass er überwacht wird, habe immer wieder angeklungen, der Beamte Bi. habe ihn konkret auf den Anwalt angesprochen, aber er habe auch nicht gewusst, ob er vielleicht observiert wird, sagt Te. Er denke schon, so Te. auf Frage, dass er dem Anwalt eine Schilderung des Sachverhalts gegeben habe, ein Anwalt werde wohl fragen, was passiert ist, wenn es um Mordverdacht gehe. Er habe keine konkrete Erinnerung an das erste Gespräch mit dem Anwalt, aber er gehe davon aus. Te. wiederholt, dass sein Leben damals auf dem Kopf gestanden habe. Bliwier sagt, er wolle nicht kommentieren, dass Te. dazu beigetragen habe. Dann fragt er Te., ob der das mit sich selbst so abmache, dass er diese Ereignisse verdrängt habe.

Bliwier fragt, wie oft Te. denn mit einem Anwalt gesprochen habe, weil er unter Mordverdacht stand. Te. sagt, das sei nicht so oft gewesen. Er wisse nicht, so Te., ob sich der Anwalt Notizen gemacht habe, so Te. auf Frage von Bliwier. Zum Namen des RA befragt, fragt Te., ob das nicht das Innenverhältnis zwischen ihm und seinem RA betreffe. Götzl sagt, den Namen halte er für zuverlässig. Te. nennt den Namen Pa. Auf Frage sagt Te., er habe prinzipiell nichts dagegen, den Anwalt von seiner Verschwiegenheitspflicht zu entbinden, wolle das aber nicht von einer auf die andere Sekunde entscheiden und mit dem Anwalt besprechen. Bliwier fragt, ob Te. sich auf die Einvernahme hier vorbereitet habe. Te. sagt, diese Dinge seien nie richtig weg gewesen. Er habe sich damit beschäftigt, als er zum Bundestags-UA geladen gewesen sei und auch als er hier geladen worden sei. Te. verneint die Frage, ob er Ermittlungsakten vorliegen habe. Das einzige sei eine Abschrift seiner Aussage aus dem UA, die sei ihm unaufgefordert zugesandt worden. Er habe auch keine Vernehmungsprotokolle. Der Rat des Anwalts sei auch gewesen, möglichst die Polizei weitermachen zu lassen, damit die Anschuldigungen auch ausgeräumt werden können. Und er glaube auch nicht, dass der Anwalt jemals Akteneinsicht genommen hat. Bliwier fragt, ob es in Vorbereitung zur Aussage hier Gespräche mit dem LfV gegeben habe. Das verneint Te. Einen Kontakt habe es 2012 gegeben, als er die Vorladung des GBA bekommen habe und sich wegen seiner Aussagegenehmigung an das LfV gewendet habe. Er habe da angerufen und sei gebeten worden, das schriftlich zu tun. Der Sachbearbeiter habe angerufen und nicht mal seine neue Adresse gewusst, so Te.: “Soviel zu meinen Kontakten.” Die Aussagegenehmigung für hier habe er auch wieder beantragt und bekommen. Er habe auch keinen Kontakt zum Bundesamt für Verfassungsschutz oder zu Ermittlungsbehörden gehabt. Er habe sich im familiären Bereich vorbereitet, aber nicht mit offiziellen Stellen. Im Zuge der Erteilung der Aussagegenehmigung habe er ein Gespräch gehabt mit dem Geheimschutzbeauftragten seiner jetzigen Dienststelle, da sei es aber aber nur darum gegangen, wie die Genehmigung zu verstehen ist. Es folgt eine Pause bis 16.47 Uhr.

Dann fragt RA Kienzle, wann Te. seine dienstliche Erklärung auf den Weg gebracht habe. Er habe keine Erinnerung mehr, so Te., aber er habe aus der Presse erfahren, dass es ein Telefonat gegeben habe. In dem Telefonat solle laut Presse, so Te., sein Gesprächspartner gesagt haben, er, Te., solle “so nah wie möglich an der Wahrheit” bleiben. Er betrachte aber, sagt Te., Presseartikel über sich mit Vorsicht. Kienzle sagt, das verstehe er, es gehe aber um seine Erinnerung. Kienzle fragt, ob Te. eine Erinnerung habe, dass mal im LfV zu ihm gesagt wurde, er solle so nah wie möglich an der Wahrheit bleiben. Eine Erinnerung habe er nicht, so Te., aber er habe für sich nachvollzogen, dass es darum gegangen sei, was er in die dienstliche Erklärung schreiben solle, von der Tiefe her. Aber er habe nicht so nah wie möglich die Wahrheit reinschreiben wollen, sondern die Wahrheit. An ein Gespräch habe er keine Erinnerung, nur dass er nachgefragt habe, wie er das abfassen soll. Er habe, so Te. auf Nachfrage, zu keinem Zeitpunkt irgendwelche Verhaltensregeln bekommen, was er aussagen solle. Und wenn er gesagt bekommen haben solle, so dicht wie möglich an der Wahrheit: “Ich habe die Wahrheit rein geschrieben.” Kienzle hält aus einem TKÜ-Protokoll vor, dort heiße es, dass He. den Rat gebe, so nah wie möglich an der Wahrheit zu bleiben, seiner Meinung nach könnten Polizei und Staatsanwaltschaft Verständnis dafür haben. Kienzle fragt, ob Te. in Erinnerung habe, dass mit dem LfV mal seine berufliche Arbeit im Blick auf die Ermittlung besprochen wurde. Da sei er nicht zugegen gewesen, so Te. Kienzle konkretisiert, Herr He. habe Te. in einem Telefonat signalisiert, dass Polizei und Staatsanwaltschaft schon Verständnis für sein Verhalten haben könnten, und fragt, ob Te. das einordnen können. Das verneint Te. Es habe, so Te., noch vor der Entdeckung der “Umstände, wegen denen wir jetzt hier sitzen” ein Interview mit dem Herrn We. gegeben, wo es um die Mordserie gegangen sei und We. gesagt habe, man habe ihn, Te., wegen seines Berufes möglicherweise sogar härter angefasst. Kienzle hält weiter vor, Herr He. habe darauf hingewiesen, dass für die Erklärung wichtig sei, ab wann er von den Morden wusste, ab wann er wusste, dass er an einem Tatort war. Daran habe er keine Erinnerung, so Te. Kienzle fragt, ob Te. jetzt eine Erklärung für seine Angabe von vorhin habe, es habe kein Telefonat zu diesen Inhalten gegeben, jetzt sehe man aber, dass es eine Vielzahl von Telefonaten gegeben habe. Kienzle fragt weiter, ob Te. ihm jetzt sagen wolle, dass es Telefonate zu Te.s dienstlicher Erklärung, auch inhaltlicher Art, gegeben hat, und Te. vorher nur polizeiliche meinte. Te. sagt, er habe das vorhin so verstanden, als ob das LfV Einfluss auf sein Verhalten bei der Polizei genommen hätte. Das sei nicht der Fall. He. habe gar keinen Grund gehabt, da er, Te., nicht “nah” an der Wahrheit geblieben sei, sondern die Wahrheit geschrieben habe. Er habe He. nur kontaktiert, um zu wissen, in welcher Tiefe er die Erklärung abfassen müsse. Kienzle fragt, wie es sich hinsichtlich der Angaben von Te. gegenüber dem LfV verhalte. Te. sagt, er sehe auch da keine Beeinflussung, ihm sei nicht gesagt worden, lassen Sie das weg.

Götzl wendet sich Zschäpe zu. Deren Verteidiger Heer sitzt normalerweise links von ihr in Richtung Götzl, ist aber gerade nicht im Saal. Götzl fragt Zschäpe: “Frau Zschäpe, bauen Sie ab? Sie haben die Augen teilweise geschlossen.” Zum ersten Mal in diesem Prozess sagt Zschäpe öffentlich etwas, das aber wegen fehlender Mikrofonverstärkung auf der Tribüne nicht zu verstehen ist. Götzl sagt, man mache heute nicht mehr lange.

RA Kienzle fragt, ob sich Te. an dem Fragenkatalog orientiert habe. Te. antwortet, er habe sich bei der Abfassung seiner dienstlichen Erklärung an der Wahrheit orientiert. Auf Fragen von Kienzle sagt Te., er habe an einer Tatrekonstruktion im Internetcafé teilgenommen. Kienzle fragt dann zu einem Fernsehinterview, das Te. gegeben habe. Das Nachrichtenmagazin sei schriftlich auf sie zugekommen, so Te., und sie hätten sich entschlossen, dieses Interview zu machen. Das Ganze habe sich über zwei Tage hingezogen, seine Familie, seine Frau sei da mit eingebunden gewesen. Mit dem Nachrichtenmagazin hätten sie im Vorfeld darüber kommuniziert, was die sich darunter vorstellen. Sie hätten keine guten Erfahrungen mit den Medien gemacht. Kienzle fragt, ob Te. da Kontakt zum LfV aufgenommen habe, was der verneint. Eine Aussagegenehmigung des LfV habe er nicht eingeholt, er habe auch eindeutig klargestellt, dass es nur um das gehe, was ihnen persönlich passiert sei und nicht zu Dienstlichem. Im Interview hab es eine Frage zu der Quelle gegeben, die auch hier vernommen worden sei [Benjamin Gä., am 65. Verhandlungstag], er habe aber nichts gesagt, auch wenn das sehr hilfreich gewesen wäre. Kienzle fragt, was hilfreich gewesen wäre. Te. sagt, dass es Telefonate gegeben habe mit dieser Quelle, was er auch mit We. erörtert habe, diese relative einfache Erklärung für dieses Telefonat. Kienzle fragt, um welche Erklärung es gehe. Te. sagt, dass die Quelle vermutlich ihr Geld habe haben wollen. Kienzle fragt, ob es um das zwölfminütige Gespräch gehe. Es gehe um das Gespräch am 6. April, so Te., da habe es zunächst einen Anrufversuch gegeben, und dann habe er zurückgerufen, das sei ja hier erörtert worden. Kienzle fragt, ob Te. noch weitere Internetcafés regelmäßig besucht habe. Götzl unterbricht und sagt, das habe er, Götzl, schon gefragt. Kienzle sagt, dann brauche er eine Unterbrechung. Es entsteht ein kleiner Disput um die Vorbereitung auf Einvernahmen. Schließlich sagt Götzl, man werde die Vernehmung hier unterbrechen, Te. werde wahrscheinlich für März wieder geladen, in der Zwischenzeit solle sich Te. Gedanken machen, ob er seinen Anwalt von der Schweigepflicht entbinden wolle. RA Bliwier sagt, es empfehle sich, dann auch Irrgang, Fe. und E. zu laden

Der Verhandlungstag endet um 17.11 Uhr.

Rechtsanwalt Stolle kommentierte die Aussage von Te. nach der Verhandlung: „So weit entfernt wie die Aussage des Zeugen von der Wahrheit ist, wirft ein bezeichnendes Licht auf die Arbeit der Verfassungsschutzbehörden. Dieser Umgang mit der Wahrheit und deren fehlende Willen zur Aufklärung kennt man nicht nur aus dem hiesigen Prozess, sondern auch aus anderen Verfahren.“


Protokoll 81. Verhandlungstag - 30. Januar 2014

Am 81. Verhandlungstag ging es wieder um Heilbronn. Zunächst gab ein Ermittler des LKA Baden-Württemberg einen umfassen Überblick über die Maßnahmen am Tattag, Zeug_innen und die anschließenden Ermittlungen. Dabei thematisierte die Nebenklage rassistische Vermerke in den Akten, die der Zeuge damit rechtfertigte, sie nur 1:1 übernommen zu haben und sie anderen Dienststellen zuschrieb. Anschließend wurde die Vernehmung des BKAlers Gi. abgeschlossen. Rechtsanwalt Hoffmann erklärte zu seinem bereits gestellten Beweisantrag, dass ein Zeuge neben Ralf Wohlleben auch Enrico Th. bei einem Waffenhandel erkannte. Dieser war laut Anklage auch an der Beschaffung der Ceska beteiligt.

	Herbert Ti. (LKA Baden-Württemberg)
	Martin Gi., (BKA Meckenheim)




Erster Zeuge des Tages ist Herbert Ti., 64, Kriminalbeamter beim LKA Baden-Württemberg. Götzl bittet ihn einen groben Überblick über die Ermittlungen zum Mordanschlag auf Michèle Kiesewetter und Martin Arnold am 25.4.2007 zu geben. Das LKA habe mit dem Tattag noch nichts zu tun gehabt, gibt der Zeuge an. Zunächst sei die Soko Parkplatz mit dem Fall betraut gewesen. Er berichtet, dass der Zeuge Sch. vom Radweg aus das Polizeifahrzeug wahrgenommen habe, aus dem etwas raushing (siehe Protokoll vom 77. Verhandlungstag). Ein Stück weiter sei er umgedreht und habe gesehen, dass ein Polizeibeamter da aus dem Auto herausgehangen sei. Er habe kein Handy dabeigehabt und sei zu den Taxis am Bahnhof gefahren. Um exakt 14:12 Uhr habe der Taxifahrer Ka. bei der Polizei angerufen. Zwei weitere Taxifahrer seien zum Tatort gefahren, um das zu sehen, ebenso der Taxifahrer Ka. Kiesewetter sei teilweise aus dem Auto gehangen, ein Polizist habe keine Lebenszeichen mehr wahrgenommen und sich dem anderen Polizisten zugewandt. Eine Rettungssanitäterin habe den Tod Kiesewetters festgestellt. Es sei ein Hubschrauber aufgestiegen und die Stadt sei förmlich abgeriegelt worden. Auf der Theresienwiese hätten sich zu diesem Zeitpunkt 165 Angehörige von Schausteller-Familien aufgehalten. Es habe mehrere Zeugen gegeben, die blutverschmierte Männer gesehen hätten. Z.B. die Familie Kurth, die um 14:15 Uhr einen Mann gesehen habe, der sich umsah beim Auftauchen des Hubschraubers und sich in einer Hecke verborgen habe. Ein Zeuge, dem Vertraulichkeit zugestanden worden sei, habe um 14:30 Uhr in der Sontheimerstr. ein abgestelltes Auto mit Moosbacher Kennzeichen gesehen, in das ein Mann hineingesprungen sei, der Fahrer habe „Dawei, Dawei“ gerufen. Ebenfalls einen Audi mit Moosbacher Kennzeichen sei von einem weiteren Zeugen wahrgenommen worden. Am 12.5.2009 [sic] habe sich der Zeuge Mo. gemeldet, der auf dem Neckartalradweg auf Höhe der Otto-Konz-Brücke gewesen sei am Tattag. Er habe dort zwei Männer und eine Frau gesehen. Einer der Männer sei zum Neckar gegangen und habe seine blutverschmierten Hände im Neckar gewaschen. Auf vorgelegten Phantombildern habe er die Schwestern Vö. als die Frau identifiziert, die er gesehen habe. Mit Melanie Vö. habe es eine verdeckte Gegenüberstellung gegeben, der Zeuge habe sie nicht erkannt. Sie habe sich aber auch erheblich verändert, erheblich zugenommen und die Haare schwarz gefärbt gehabt.

Am 31.5.2007 sei am Fahrzeug eine Spur gemeldet worden, die zu einem Mordfall von 1993 gewiesen habe. Die SoKo Parkplatz habe sich darauf konzentriert und es seien Spuren zu einer ganzen Reihe weiterer Straftaten in Österreich, wie Laubeneinbrüchen etc., aufgetaucht, die das ganze Spektrum des Strafrechts abgedeckt hätten. Es habe sich dann herausgestellt, dass es eine verunreinigte Spur auf einer Verpackungen gewesen war, so dass sich die 3100 DNA-Erhebungen erübrigt hätten und die Ermittlungen eingestellt worden seien. Es seien weiter Funkzellen und 13 Videostellen ausgewertet worden: dabei waren 6 Tankstellen, ein Hubschrauber, die Trauerfeier für Michèle Kiesewetter, Langzeitaufnahmen vom Tatort. Die Personen und Pkws darauf seien erst später ausgewertet worden, 2010. Im Oktober 2009 seien Funkzellen ausgewertet worden, um eine Fluchtwegkonzeption zu erstellen. Es sei dabei um Anruf-, Rückruf- und Kettenverbindungen gegangen. Dabei habe es 394 Treffer oder Gebilde der Telefonkonstruktion gegeben, davon seien 24 ausgewertet, aber keine Erkenntnisse erzielt worden. Man habe dann den Zeitraum erweitert, weitere 600-1000 Treffer ausgewertet, es habe sich aber nichts ergeben. Bei Michèle Kiesewetter habe es eine Auswertung der Notizbücher gegeben. Zwei Notizbücher seien bei der Haussuchung bei Kiesewetter gefunden worden. In einem seien Fahndung bzw. Festnahme von einem Adolf He. vermerkt gewesen. Bei späteren Ermittlungen sei He. Befragt worden, der habe aber keine Ahnung gehabt, wie er in das Notizbuch gekommen sein könnte. Es habe auch keine anhängige Fahndung gegeben. Außerdem seien ihr dienstlicher und privater PC ausgewertet worden, was nichts ergeben habe. Beim Maildienst Yahoo in Amerika sei kein Antrag auf Einsicht in den Account gestellt worden. Es habe Telefonauswertungen bei Arnold und Kiesewetter gegeben, die bei beiden nichts ergeben hätten.

Götzl hält Anrufe vor, die der Zeuge erklärt: Am 25.4. habe Kiesewetter um 8:05 Uhr mit der Bereitschaftspolizei telefoniert, das sei bei der Anfahrt nach Heilbronn gewesen. Anhand der Aktenvermerke lässt Götzl den Zeugen den Weg der Streifenbesatzung Arnold/Kiesewetter durch Heilbronn nachvollziehen. Ein Anruf bei Kiesewetter um 15:26 Uhr, also nach ihrem Tod, sei vom Kollegen Ba. gekommen, der angerufen habe, um sich zu vergewissern, dass Kiesewetter zu Tode gekommen sei, sagt der Zeuge. Götzl fragt nach den dienstlichen Einsätze Kiesewetters. Es habe 99 Einsätze gegeben, so der Zeuge, 22 im Jahr 2005, 126 im Jahr 2006 und 51 in 2007, dabei sei Kiesewetter 9 Mal in Heilbronn gewesen und habe an 15 Einsätzen aus besonderem Anlass teilgenommen. Es hätte sich bei Ermittlungen ergeben, dass 5 oder 6 Einsätze in Heilbronn waren. Sie habe auch an verdeckten Ermittlungen mitgewirkt, so bei Heroinscheinkäufen, wo es 2006 zur Festnahme von 2 Personen gekommen sei, sowie Zivileinsätze in Diskotheken, wo Kiesewetter die Hintereingänge geöffnet habe, um Kollegen Zugang zu verschaffen. Einsätze aus besonderem Anlass waren u.a. 4 Mal in Pforzheim, bei denen sich nicht habe nachvollziehen lassen, weshalb Kiesewetter zum Einsatz gerufen worden sei. Götzl fragt, ob es im Kontext mit diesen Einsätzen zu Weiterungen oder Probleme für Kiesewetter gekommen sei. Der Zeuge sagt, dass von Kiesewetter keine Drohungen mitgeteilt worden seien, zumindest nie gegenüber Kollegen oder der Familie. Sie habe nur einmal einem Zeugen beschrieben, dass zwei Personen ihr Lichtzeichen gegeben und dann hinter ihr geparkt hätten. Kiesewetter habe seiner Meinung nach auch übertrieben: einer Freundin habe sie erzählt, ein Drogengeschäft im Kilobereich durchgeführt zu habe. Das sei sicher nicht richtig, es habe sich lediglich um zweimal 5 Gramm gehandelt. Auf die Frage Götzls nach Berührungspunkten mit Rechtsradikalen, erwidert der Zeuge, ihm seien keine bekannt. Ihm sei nur bekannt, dass nach seinem Ausscheiden, nach dem 4.11.2011, nur sechs Einsätze im Rechtsbereich eruiert worden seien, die aber ohne Probleme verlaufen seien. Ihm sei aber keine konkrete Zahl solcher Einsätze bekannt. Götzl will wissen, welche „besonderen Anlässen“ für Einsätze es gegeben habe. Der Zeuge sagt, dass die Bereitschaftspolizei darüber keine genaueren Auskünfte habe geben können. Wie es zum zum Einsatz mit Arnold und Kiesewetter gekommen sei, will Götzl wissen. Es sei, so der Zeuge, eigentlich eine Urlaubswoche der Einheit gewesen, Kiesewetter habe aber Stunden gesammelt. Eigentlich sei voll, habe der Geschäftszimmerbeamte Ho. ihr gesagt. Später habe Ho. jedoch angerufen und mitgeteilt, dass der Kollege De. einen Judo-Unfall gehabt habe und sie einspringen könne. Erst später habe sich ergeben, dass sie am Morgen des 25.4. einer Kollegin gesagt habe, dass sie mit Herrn Dr. getauscht habe. Arnold habe angegeben, sie habe ihn per SMS gefragt, ob er mit ihr fahren wolle.

Er solle einen Überblick über die Informationen aus dem familiären Umfeld geben, fordert Götzl den Zeugen auf. Er habe, so der Zeuge, keinerlei Auffälligkeiten feststellen können, sie  habe allenthalben als braves, liebes Mädchen gegolten und sei im Kirmesverein Oberweißbach aktiv gewesen. Sie habe Sport getrieben und sei im Biathlon sehr erfolgreich gewesen. Ihre Freundinnen Kl. und Po. seien ihre besten Freundinnen gewesen, auch hier keine Auffälligkeiten. Auch von Kiesewetter aufgesuchte Lokale seien unauffällig gewesen. Sei sei unheimlich gern bei der Polizei gewesen, ihr Onkel Mike We., selber Polizist, habe ihr viel erzählt. Es habe Vernehmungen der Mutter, der Großeltern und We.s gegeben, die habe die Kollegin Ri. mit zwei Teams gemacht. Götzl fragt nach Folgen des Todes Kiesewetters für ihre Familie. Er wisse, dass der Opa mit Frau am Todestag zur Trauerfeier gefahren sei, die Mutter sei nicht in der Lage gewesen, an der Feier teilzunehmen. Der Opa habe immer wieder gefragt, warum „sein Mädchen“ habe sterben müssen, nicht wer sie umgebracht habe. Sie habe eine enge Bindung zum Opa gehabt, er habe sie als Tochter betrachtet, sie sei dort aufgewachsen, weil die Mutter habe arbeiten müssen. Götzl fragt zur Bäckerei Kamps und Tüten, die aufgefunden worden seien. Die Ermittlungen hätten ergeben, dass sie gegen 11 Uhr (jedoch ging die Uhr der Kasse nicht) dort gewesen seien. Arnold habe angegeben, nicht drin gewesen zu sein. Es seien drei Backwaren gekauft worden. Das Einsteigen der beiden Beamten sei beobachtet worden, das Personal der Filiale vernommen worden. Ein Bewegungsprofil von Kiesewetter sei seit dem 16.4. erstellt worden, demnach sei sie am 19.4. in Oberweißbach gewesen und am Samstag, 21.4., zurück gekommen. Sie habe Manuel Ba. besucht und sie hätten den Abend gemeinsam verbracht. Tags darauf sei sie den Eltern Ba. Vorgestellt worden. Am 22.4. habe sie mit Romy St. gekocht und den Abend verbracht. Am 23./24. habe sie bei der Schwester von St. Malerarbeiten ausgeführt und dann den Herrn Ga. Getroffen.

Martin A. habe sich nur erinnert, dass er im Einsatz gewesen sei, habe aber gedacht in einem VW-Bus. Seine Mutter habe ihm gesagt, seine Verletzungen stammten von einem Motorradunfall, habe er zu Protokoll gegeben. Er habe aber weder Führerschein noch Motorrad besessen. Später habe er sich noch an die Kontrolle an der Fontäne in Heilbronn erinnern und dass sie zwei Mal an der Theresienwiese gewesen seien. Er habe von geschlossenen Türen und offenen Fenstern am Dienstfahrzeug gesprochen. Unter forensischer Hypnose habe er sich genau erinnert, dass er sich mit Kiesewetter unterhalten habe über die Zukunft. Dann habe er im Außenspiegel eine Person von hinten kommen sehen, Kiesewetter habe gesagt: „Nicht mal hier hat man seine Ruhe“. Er habe sich zu ihr hingewandt, einen anderen Mann gesehen, dessen Kleidung weiß rot mit schwarzem Streifen gewesen sei, grau-weiße Armbehaarung. Es sei ein älterer Mann gewesen, der dunklere Haut gehabt habe. Wegen eines Geräusches habe er sich wieder seiner Seite zugewandt, ab da sei die Erinnerung weg. Er könne sich nur noch an sein Gesicht auf Kies erinnern, dann an nichts mehr. Und dass er sich Sorgen um seine neue Sonnenbrille und dass sie Kratzer bekommen könnte, gemacht habe. Seine Erinnerung habe sich sehr langsam entwickelt: es sei ein Phantombilder erstellt worden und eine Lichtbildvorlage vorgenommen worden: er habe unter 400 Lichtbildern zwei Personen erkannt, die seiner Erinnerung geähnelt hätten. Eine Veröffentlichung des Phantombildes habe die Staatsanwaltschaft untersagt. Welche Folgen für Arnold er festgestellt habe, fragt Götzl. Er habe ihn behandelt wie ein rohes Ei, aber A. sei von Anfang an sicher aufgetreten und habe einen unheimlich guten Eindruck gemacht. Er habe ihn nicht unter Druck gesetzt und im einen Raum zur Lichtbildvorlage zur Verfügung gestellt. Er sei im August 2007 wieder im Dienst und im Vollbesitz seiner geistigen Kräfte gewesen. Nur bei Wetterwechsel habe er Probleme wegen der im Kopf verbliebenen Geschossteile. Ermittlungen zu Telefonanschlüsse im Speicher der Handys von Kiesewetter und Arnold hätten keine Ermittlungsansätze geliefert, es seien nur Nummer von Freunden und Kollegen gewesen. Zur Rekonstruktion der Sichtverhältnisse aus dem Fahrzeug verweist der Zeuge auf einige Bilder aus den Akten: Ausgehend von den Rückspiegeln seien Sichtpositionen im 3D-Verfahren vermessen worden. An einem baugleichen Dienstfahrzeug sei mit Kameras über den Rückspiegel die Distanz gemessen worden: auf 5 Meter Wegstrecke sei eine Person im Rückspiegel deutlich zu erkennen gewesen. Ebenso sei mit dem Blick durch den Innenspiegel verfahren worden, denn Arnold habe gesagt, dass er die Angewohnheit gehabt habe, in den Rückspiegel zu schauen, um auch Verkehr hinten im Blick zu haben. Dann wird mit einer Begutachtung der Lichtbilder im Gerichtssaal die rekonstruierte Annäherung einer Person von hinten nachvollzogen.

Götzl fragt noch nach der zeitlichen Einordnung der Ermittlungen. Am 16.2.2009 habe das LKA übernommen, sagt der Zeuge, am 11.11. die Generalbundesanwaltschaft und das BKA. Das LKA sei noch für den Ermittlungsabschnitt Baden-Württemberg zuständig gewesen, gemeinsam mit dem BKA. Ob es Täterermittlungen gegeben habe, fragt Götzl. Konkrete Täterermittlungen seien nicht durchgeführt worden. Bei 3 Russen habe es DNA-Überprüfungen gegeben, er wisse nicht mehr, ob in Heilbronn oder durch das LKA. Für die BAW fragt Greger nach Zeugen, die Schüsse gehört haben. Solche habe es zahlreiche gegeben, erwidert der Zeuge. Ein Herr Ko. etwa habe zwei Schüsse innerhalb einer Sekunde gehört, um genau 13:58 Uhr, was er auch auf einem Funkwürfel auf Theresienwiese gesehen habe. Er sei der sicherste Zeuge gewesen, weshalb man von dieser Zeit als Tatzeit ausgehe. Es habe weitere fünf Zeugen gegeben, drei vom Wasserwirtschaftsamt am Neckarufer und zwei Bahnmitarbeiter. Die hätten den Geschossknall gehört als ein Zug vorbeigefahren sei. Das Stellwerk habe gesagt, dass das um 14 Uhr plus-minus fünf Minuten gewesen sein muss. Die Bahnmitarbeiter hätten zwei Radfahrer auf der Böckinger Brücke gesehen, sie hätten dort genau Blick auf das Verteiler-Haus gehabt. BAW Greger fragt weiter, ob Zeugen die Schüsse gehört hätten und weitere Wahrnehmungen gemacht hätten. Die fünf Zeugen nicht, sagt der Zeuge. Nur die Zeugin Fi. habe Beobachtungen direkt nach dem Schussknall gemacht. Sie sei aber absolute Alkoholikerin. Sie habe sich nach der Ausnüchterung gemeldet und berichtet, sie habe den Schussknall gehört, sie habe einen Schmerz wegen einer Ohrvorschädigung gespürt. Es seien 3 Männer weggelaufen, habe sie gesagt. Es sei rekonstruiert worden, dass sie 124 Meter vom Fahrzeug entfernt gewesen sein muss und mithin diese Beobachtungen nicht gemacht haben kann. Es habe eine weitere Vernehmung gegeben, doch da habe sie schon fünf Bier und drei Joints intus gehabt: es sei eine schwere Vernehmung gewesen.

RA Scharmer will wissen, ob auch die Sichtverhältnisse rekonstruiert worden seien für den Fall, wenn die Wagentür offen gewesen wäre. Nein, sagt der Zeuge, weil Arnold gesagt habe, die Türen seien zu gewesen, beide Fenster offen. Ob er das für plausibel halte, fragt Scharmer, der Zeuge bejaht. Scharmer hält aus den Akten vor, der Zeuge habe zur Regionalität festgestellt: die Täter hätten mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit einen Bezug zu Heilbronn, sie seien keine Ortsfremden und hätten sich bereits schon des öfteren auf der Theresienwiese aufgehalten. Diese Einschätzung habe nicht er abgegeben, sondern nur von den Kollegen der Gruppe, die die operative Fallanalyse (OFA) gemacht hätten, übernommen. RA Kienzle fragt nach den sechs Einsätzen zu Rechts und fragt nach dem Zeitraum. Das habe er von Frau Ri. erfahren, als er wegen seines Ruhestands mit ihr telefonierte, zeitlich könne er das nicht eingrenzen. Ob es bei der Bereitschaftspolizei Böblingen keine Infos zu den Einsätzen gebe, fragt Kienzle weiter. Ri. habe mit ihren Teams eruiert, sagt der Zeuge, wo Kiesewetter im Einsatz gewesen sei. Sie hätten dazu die dortige Dienstelle aufgesucht, dass habe Ri. verantwortlich geführt. Ob ihm eine Dienststelle in Göttingen etwas sage, verneint der Zeuge, das habe er nie gehört. Kienzle hält ihm aus den Dienstplänen Kiesewetters einige Daten vo rechten Demonstrationen und fragt, ob dazu Ermittlungen durchgeführt worden seien. Das könne er nicht sagen, antwortet der Zeuge. Laut den Dienstplänen ergebe sich, insistiert Kienzle, dass es 2006 zehn Einsätze Kiesewetters im Zusammenhang mit der rechten Szene gegeben habe in Stuttgart, Ulm, Pforzheim, Waiblingen, Friedrichshafen. Ob der Zeuge eine Erinnerung an diese Liste habe. Die Ermittlungen, antwortet dieser, seien erst nach dem 4.11.2011 vom BKA geführt worden. Durchgeführt habe sie Frau Ri., er könne nichts weiter hinzufügen. Er habe berichtet, so Kienzle weiter, dass Kiesewetter im verdeckten Bereich an Razzien, Disko-Hintertüren und Scheineinkäufen beteiligt gewesen sei. Ob es das auch bei Demos gegeben habe, will er wissen. Das verneint der Zeuge, dazu sei ihm nichts bekannt.

RA Martinek fragt, wie es zur Übernahme 2009 durch das LKA gekommen sei. Vermutlich seien die Kollegen überlastet gewesen, mutmaßt der Zeuge. Eine Sonderkommission sei für eine Polizeidirektion nicht über so lange Zeit zu halten. Ob eine solche Polizeidienststelle überhaupt solche Ermittlungen führen könne, hakt Martinek nach. Das sei schwierig, meint der Zeuge, irgendwann komme dann immer der Hilferuf. Martinek fragt weiter: Nach zwei Jahren? Nach zwei Jahren, das sei schon spät, so der Zeuge. Er habe gesagt, konfrontiert ihn Martinek, dass die Ermittlungen mit dem Rückspiegel in einer Garage vonstatten gegangen seien und dass das ja nicht gehen konnte. Ja, sagt der Zeuge, die Rekonstruktion habe bei trübem Wetter stattgefunden. Das sei  anders als am 25.4.2007, da sei es hell und sonnig gewesen. Das Dienstfahrzeug habe aber auch im Schatten des Trafo-Häuschens gestanden. So habe das Bild nichts gebracht. Ob andere Auswertungen, etwa von Funkzellen und Pkws, nicht durchgeführt worden seien vor der Übernahme durch das LKA, will Martinek wissen. Nein, sagt der Zeuge, sie hätten dann später ein Spurencontrolling durchgeführt, um festzustellen, ob Nachermittlungen möglich seien, was so war. Hätte man diese Ermittlungen schon vorher machen können, will Martinek wissen. Das könne er nicht sagen, so der Zeuge. Er könne den Kollegen aber keinen Vorwurf machen., das stehe ihm nicht zu.

Ein Nebenklagevertreter fragt, ob im Stellwerk Ermittlungen nach Zeugen stattgefunden hätten. Er gehe davon aus, sagt der Zeuge. Es habe von dort Langzeitvideoaufnahmen gegeben, er könne sich aber nicht erinnern, Namen habe er nicht. RA Raabe fragt, ob Frau Ri. den engsten Kontakt zur Familie Kiesewetter gehabt habe, was der Zeuge bejaht. Er gehe davon aus, dass sie heute noch Kontakt zur Familie habe. Ob er etwas zu einer Tatwaffe aus Wien wissen, fragt Raabe noch. Dazu falle ihm nichts ein, so der Zeuge. RAin Lex hält dem Zeugen drei Aktenvermerke vor: da sei von einem „Hinweis auf eine verurteilte Zigeunerin in Mannheim“, einem „Hinweis auf einen joggenden Neger“ die Rede. Der „Neger habe einen Gegenstand in einen Pkw Smart mit vier Negern hinein gereicht“, heiße es da. Und zu einem Lügendetektor-Test an einem Zeugen St., der als „Angehöriger einer Roma-Sippe“ bezeichnet werde und über den der ausführende Psychologe gesagt habe, er sei ein „typischer Vertreter seiner Ethnie, wo Lügen zur üblichen Sozialisation gehört“. Lex will wissen, ob das der übliche Sprachgebrauch in den Behörden sei. Dazu könne er generell nichts sagen, so der Zeuge. Er sei aber in Belgrad dabei gewesen und habe den Psychologen wiedergegeben, das habe er 1:1 übernommen. Es gehe ihr um die Diktion, sagt Lex. Das sei sicher nicht seine, behauptet der Zeuge. Er spreche von „reisenden Familien“. Das könnten jüngere Spuren sein, vielleicht benutze man das bei der Dienststelle Heilbronn so, er benutze das nicht.

RA Narin fragt nach einer bestimmten Telefonnummer, von der am Tattag Anrufe bei Kiesewetter erfolgt seien und will wissen, wer das gewesen sei und ob derjenige vernommen worden sei. Das müsse ein Kollege von ihr gewesen sein, meint der Zeuge, das könne er nicht sagen. Es sei möglicherweise in den Akten zu finden. Zu einer Zeugin habe ihn ja die BAW sehr suggestiv befragt, setzt Narin an, worauf die BAW verärgert interveniert und Götzl nachfragt, was er meine. Narin hält aus der Altakte Kiesewetter vor: „Es erscheint sehr wahrscheinlich, dass die Aussagen der Zeugen Mo., Ku. und Anonym sich gegenseitig ergänzen oder stützen.“ Da gebe es die Beobachtungen über Männer, z.B. vom Ehepaar Ku. Ein vor dem Hubschrauber fliehender Mann, der sich in einer Hecke versteckt. Oder von einer Person mit Flecken an Hose, Grasflecken. Ob er das für plausibel halte, fragt Narin. Der Zeuge sagt, dass unabhängig voneinander verschiedene Personen verschiedene Beobachtungen gemacht hätten. Es sei ihm kein einziger Fall bekannt, wo so viele Zeugen blutverschmierte Leute gesehen haben wollten. Was ihm die Zeugin Liselotte Wa. sagt, fragt Narin weiter, und ob sich ihre Aussage ins Bild gefügt habe. Am Anfang nicht, da habe sie am Kiosk nach dem Geschossknall einen dunklen PKW beschrieben, in den ein ebenfalls blutverschmierter Mann, also mit der linken Körperseite blutverschmiert, eingestiegen sei. Später habe sie dann von einem hellen Fahrzeug gesprochen, das decke sich nicht ganz mit den anderen Aussagen. Der vertrauliche Zeuge habe den rechten Arm blutverschmiert gesehen, die Frau Wa. den linken Arm.

Wohlleben-Verteidiger RA Klemke fragt den Zeugen nach der Spur „Pink Panther“. Der Zeuge sagt, eine Zeugin, der Vertraulichkeit zugesichert worden sei, habe Beobachtung im Haus einer Ex-Jugoslawin gemeldet. Man habe dort geläutet und drei Männer hätten geöffnet, sie hätten sich nervös verhalten und man habe einen Zusammenhang mit dem Polizestenmord eruiert. Man habe im Juni 2007 den Zugangsbereich zu dem Anwesen videoüberwacht, das habe aber nichts ergeben. Ob er das richtig verstanden habe, dass die Veröffentlichung der Phantombild untersagt worden sei, fragt Klemke weiter. Ja, das sei richtig, antwortet der Zeuge. Das sei ihm gegenüber mündlich seitens des Ersten Staatsanwaltes Meier erfolgt und er habe das nicht hinterfragt, das stehe ihm nicht zu. Ob er denn nicht hätte Einwände erheben können, insistiert Klemke. Das habe er nicht gemacht und wolle dazu keine Angaben machen. Da gebe es anhand der Angaben eines Tatopfers ein Phantombild und er frage nicht nach, weshalb die Veröffentlichung untersagt werde, fragt Klemke weiter. Die Bilder seien zum Teil vier Jahre alt gewesen und hätten keine Aktualität mehr gehabt, erklärt der Zeuge. Was das Alter der Phantombilder mit deren Veröffentlichung zu tun habe, hakt Klemke nach. Ein Gutachten habe festgestellt, sagt der Zeuge, dass die Aussagen Arnolds nicht gerichtsverwertbar gewesen seien, deshalb habe der Staatsanwalt die Veröffentlichung abgelehnt, das sei für ihn bindend gewesen. Ob er sich an das Bild erinnere, fragt Klemke, was der Zeuge bejaht. Was für einen Menschentyp es denn darstelle, so Klemke weiter. Das könne er nicht sagen, erwidert der Zeuge. Es werden Bilder aus der Altakte Kiesewetter in Augenschein genommen. Es handelt sich um einen Dreiersatz schlechter SW-Kopien. Der Zeuge erkennt das Foto wieder. Klemke fragt weiter, wer bei einer Besprechung am 26.5.2011 mit Martin A. dabei gewesen sei. Der Zeuge sagt, Kriminaldirektor Hö. und Kriminaloberrat Mö., das seien seine Vorgesetzten gewesen. Das sei bei bei den Vorgesetztem im Büro gewesen, an Inhalte könne er sich nicht mehr erinnern, sie hätten jeden Tag Besprechung gehabt. Ob das Phantombild Thema gewesen sei, fragt Klemke weiter. Er wolle keine Mutmaßungen über das Gespräch anstellen, sagt der Zeuge. Das Thema Phantombild sei mal Inhalt einer Besprechung gewesen, müsse wohl diese gewesen sein. Es sei nochmal nachgefragt worden und es sei um die Veröffentlichung gegangen. Den Vorhalt Klemkes aus den Akten, Arnold habe Angst vor der Veröffentlichung gehabt, bestätigt der Zeuge.

Verteidiger RA Stahl fragt nach den Kriterien für Vertraulicheit bei Zeugen, wie sie zugesichert und eingehalten werde. Die Kriterien kenne er im Einzelnen nicht, sagt der Zeuge, der Staatsanwalt mache solche Zusicherung dann. Der Zeuge wird entlassen.

Nach der Mittagspause wird mit dem Zeugen Gi., BKA-Beamter aus Meckenheim, fortgesetzt, der bereits am 22.1.2014 (siehe 77. Verhandlungstag) vernommen worden war. RA Schön fragt nach Bilder von Böhnhardt in Stuttgart auf einer CD und ob dort noch mehr Bilder außer den drei erwähnten gebe. Er habe diese CD nicht selber ausgewertet, sagt der Zeuge, zu weiteren Bildern könne er nichts sagen. Er wisse nicht, ob es weitere Bilder gebe. RA Raabe will wissen, wer die Erkenntnisse zusammengetragen habe, ob er der Hauptermittler gewesen sei. Der Zeuge teilt mit, dass vom LKA Baden-Württemberg zu Umfeldermittlungen ein Bericht vom 20.3.2012 vorliege, angefertigt von KHKin Ri. Ein Bericht vom 7.2.2012 sei von den Sachbearbeitern Fi. und Sch. erstellt worden. RA Narin hält vor, dass Frau Ri. bei einer Zeugenvernehmung von Herr Ba., bei der er anwesend gewesen sei, gesagt habe: „nach der Vernehmung 2011 hast du mir gegenüber die Äußerung gemacht, dass es da noch eine Sache gebe, die mit dem Staatsschutz im Zusammenhang steht“. Das sei eine Frage von Ri. an Ba. gewesen, zum Sachverhalt sei er nicht aussagefähig, antwortet der Zeuge. Verteidiger Klemke fragt, ob es vom Zeugen He. [Bahnmitarbeiter], von dem er gesagt habe, er sei ein wichtiger Zeuge eine Personenbeschreibung der Beobachteten gebe. He. habe gesagt, dass er zwei Mountainbiker beobachtet habe, die ca. 1,80 Meter groß, schlank und sportlich gewesen seien, memoriert der Zeuge. Er habe sich nicht erinnern können, ob die Farbe der Fahrräder oder der Kleidung blau gewesen sei. Ob es optische Parallelen zu Böhnhardt und Mundlos gegeben habe, wisse er nicht, da die Vernehmung nach dem 4.11.11 stattgefunden habe. Ob He. die Personenbeschreibung zeitnah nach dem Kiesewetter-Mord abgegeben habe, fragt Klemke. Keine Ahnung, sagt der Zeuge, ihm sei nur eine Vernehmung bekannt. Ob er mal die Entstehung der Aussage nachgeprüft habe, die zur Personenbeschreibung geführt habe, fragt Klemke weiter. Das wisse er nicht, erwidert der Zeuge. Klemke weiter, es sei ein Herr Ha. vernommen worden, was der gesagt habe. Es seien zwei Araber erwähnt worden, gibt der Zeuge an, Ha. und Ci.: sie seien beide überprüft worden. Ha. habe angegeben, nicht in Heilbronn gewesen zu sein, sondern in Frankfurt. Klemke fragt weiter, ob es von Mevlüt Ka. keine Verbindung zu Ci. und wenn nicht, wie das festgestellt worden sei. Sie seien beide vernommen worden und es hätten sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass es eine Verbindung gebe, erklärt der Zeuge. Ob bei der Santander-Bank [in Heilbronn] am Tattag 2,3 Millionen Euro eingezahlt worden seien, will Klemke wissen. Die Bank habe gesagt, dass keine größere Summen über 1 Million Euro eingezahlt worden seien. Man habe bei der Bank eine entsprechende Anfrage gestellt. Das sei also mit „Sicherstellen“ gemeint, gibt sich Klemke ungläubig.

RA Hoffmann sagt er wolle keine Erklärung abgeben, sondern lediglich zum Beweisantrag von neulich (siehe Protokoll 73. Verhandlungstag) mitteilen, er habe vom Protokoll der Zeugenvernehmung des Zeugen Sz. jetzt die Übersetzung. Die BAW sage, es gebe keinen Bezug zum Strafverfahren, im Protokoll werde aber eine Lichtbildvorlage erwähnt, wo der Vernommene eine Person wiedererkannt habe, die in Wohllebens Begleitung gewesen sei, ein „Mischa“ oder „Sascha“: das sei Enrico Th. Und der sei in „unserer Akte“ als eine der Personen in der Kette der Ceska erwähnt. Er, Hoffmann, wisse, das sei 2004 gewesen, aber da habe es seines Wissens noch einen Banküberfall gegeben, bei dem eine Astra benützt worden sei, um die es hier auch gehe. Verteidiger RA Klemke fragt nach der Quelle der Vernehmung. Götzl weist darauf hin, dass das teilweise abgedeckt sei vom Gericht, das müsse man sich jetzt erstmal anschauen.

Götzl verkündet: Der Antrag auf Protokollierung der Aussage des Zeugen Li. wegen Verdachts auf eine Straftat der uneidlichen Falschaussage werde abgelehnt. Es sei wenn, dann nur eine allgemeine Protokollierung angezeigt, aber nicht die Aufzeichnung bei komplizierten Sachverhalten.

Ende des Prozesstages um 13:30 Uhr.

Die Nebeklage-Anwälte Scharmer erklärte zum Prozesstag: „Die Ergebnisse der sog. Hypnosebefragung von Martin A. waren schon damals offensichtlich nicht geeignet, eine Täteridentifizierung herbei zu führen. Trotzdem ist die Polizei dieser Aussage umfassend nachgegangen. [...] Eine Person mit dunklem Teint passte aber offensichtlich so gut in das Denkschema der Ermittler, dass diese Spur weiter verfolgt wurde. Es war insoweit wahrscheinlich die einzig richtige Entscheidung der Staatsanwaltschaft, dass das Phantombild aus der Vernehmung von Martin A. nicht verwendet werden sollte.“

Sein Kollege Stolle ergänzt: „Die rassistischen Ressentiments von ermittelnden Beamten zeigen sich auch im Fall des Mordes und versuchten Mordes in Heilbronn.“


Protokoll 82. Verhandlungstag - 3. Februar 2014

Heute sagte vor allem Sindy Po., Nachbarin von Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt in der Zwickauer Polenzstraße 2, aus. Die Zeugin berichtete über Kontakte zu “Lisa” alias Zschäpe, mit der sie regelmäßig in geselliger Runde zusammen saß. Einmal habe sie auch ein Wohnmobil gesehen. Durch Fragen von Nebenklagevertreter RA Narin stellte sich heraus, dass ihr Ehemann, der ebenfalls in der Polenzstraße 2 wohnte, offenbar einem neonazistischen Weltbild anhängt. Das zeigt, in welchem Umfeld sich der NSU in Zwickau bewegen konnte. Zwischendrin wurde noch der behandelnde Neurologe des in Heilbronn schwer verletzten Martin A. gehört.

Zeug_innen:

	Sindy Po. (Nachbarin Polenzstraße Zwickau)
	Dr. Rudolf van Schayck (Neurologe, Reha-Aufenthalt von Martin A.)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.49 Uhr. Erste Zeugin ist Sindy Po. Po. sagt, sie seien wegen der Eltern in die Polenzstraße gezogen, die Tochter sei viel bei der Oma, sie wohne aber jetzt in der Stadt. Sie sei vor vier, fünf Jahren dort weggezogen. Kontakt habe sie zu den Frauen Re., Ku., So., zu ihren Eltern, Familie Br. und Herrn St., dem Hausmeister, gehabt. Po. berichtet, sie habe zunächst in der Polenzstraße 2 und dann in der Polenzstraße 4. Richter Götzl fragt, ob sie Kontakt zu einer “Susann” gehabt habe. Das bejaht Po., man habe Kontakt gehabt, wenn man im Sommer im Hof gesessen und sich unterhalten habe mit den anderen Hausbewohnern, mit denen man ein bisschen befreundet war. Man habe gegrillt, zusammen gegessen, mit den Kindern gespielt. Götzl bittet Po. darum, zu “Susann” zu kommen. Als sie in die Polenzstraße gekommen sei, habe sie die unter dem Namen “Lisa” kennengelernt und so habe sie sie auch angesprochen, sagt Po. Das sei in der Zeit gewesen, als sie in der Hausnummer 2 gelebt habe. Sie habe sie kennengelernt wie die anderen Bekannten in der Straße, es sei das gleiche Verhältnis gewesen, die Freundschaft sei nicht anders gewesen. “Lisa” habe mit ihrer, Po.s., Tochter rumgealbert und gespielt und sie hätten geredet, sich unterhalten, zusammen geraucht. Der Name “Lisa” sei, so wie sie das verstanden habe, dadurch zustande gekommen, dass ein Kind sie aus Versehen so angesprochen habe und dann habe sich das eingebürgert. Mit “Susann” habe sie selbst sie nie angesprochen, sagt Po. auf Frage. Götzl sagt, Po. solle über “Lisa” berichten. Sie hätten zusammen gesessen, “Lisa” habe sie öfters besucht, sie hätten zusammen gegrillt mit den anderen Hausbewohnern, die sich untereinander angefreundet haben, man habe sich unterhalten über alltägliche Dinge, über die Kinder und die Schule, über die Arbeit. “Lisa” habe erzählt, dass sie viel verreisen würden, viel Urlaub machen. Götzl fragt, wen Po. meine, wenn sie sage, dass erzählt worden sei, dass “sie viel verreisen”, ob da nur die “Lisa” gemeint sei. Po. sagt: “Ich habe hauptsächlich die Lisa gesehen, die zwei anderen Herren eher selten.” Götzl fragt, ob sie Böhnhardt und Mundlos dort gesehen habe. Po., sagt, sie habe einen davon gesehen, wisse aber jetzt nicht, wer welchen Namen hat, sie könne die nicht auseinander halten. Auf Frage sagt Po., sie habe drei Jahre in der Polenzstraße gewohnt, nach zwei Jahren sei sie in die Nummer 4 gezogen und habe dort noch ein oder ein halbes Jahr gewohnt, 2010 sei sie dann in die Stadt gezogen. “Lisa” habe sie kurz nach dem Einzug in Nummer 2 kennengelernt. Die anderen Bewohner hätten “Lisa” da bereits gekannt. Götzl sagt, sie habe Böhnhardt und Mundlos erwähnt, und fragt, wie viele Personen Po. denn da gesehen habe. Sie habe zwei Personen gesehen, so Po., die Lisa und noch einen. Sie wisse aber nicht, wer das war von den Männern. Sie, die Po.s,  hätten “Lisas” Keller bekommen, als sie umgezogen sei, ihr eigener sei sehr nass gewesen und zur Übergabe hätten sie den Mann einmal gesehen. Sonst habe sie nur mit Lisa Kontakt gehabt. Bei der Übernahme des Kellers sei alles normal gewesen. Der Hausmeister habe gesagt, das ist okay, es sei in die Unterlagen eingetragen worden, sie hätten die Schlüssel übernommen und ihr Zeug rüber geräumt.

Das Verhalten des Mannes sei eigentlich ganz normal gewesen. Der habe gesagt, es gehe in Ordnung, sie hätten alles leer gemacht, hier sei der Schlüssel. Ihr sei, so Po., nichts Besonderes aufgefallen. “Lisa” habe im Erdgeschoss rechts gewohnt neben der Schuldnerberatung. Götzl fragt, ob dort außer “Lisa” noch jemand gewohnt habe. Sie habe nicht mitbekommen, dass jemand ein und ausgegangen sei, wenn habe sie “Lisa” gesehen, antwortet die Zeugin. Götzl fragt, ob “Lisa” im Gespräch etwas darüber berichtet habe, ob sie alleine dort wohne. Ihr Stand, so Po., sei gewesen, dass “Lisa” gesagt habe, sie studiere und ihr Freund sei im Elektrobereich tätig. Was sie studiert, habe “Lisa” nicht berichtet, sie habe nur mitbekommen, dass “Lisa” gerne liest, “Lisa” habe sich sehr oft Bücher gekauft. Götzl fragt, ob Po. den Äußerungen “Lisas” habe entnehmen können, ob der Freund mit in der Wohnung gewohnt habe. Darüber hätten sie sich eigentlich nie unterhalten, verneint Po. Götzl fragt, wie es dann dazu gekommen sei, dass die Rede vom Freund war. Po. sagt, sie habe mal angefragt, dann habe “Lisa” das erzählt und dann sei das erledigt gewesen, man habe sich da auch noch nicht so gut gekannt. Auf die Frage, ob man sich später besser gekannt habe, sagt Po., es sei überhaupt wenig über “Lisa” gesprochen worden, es sei meist um “uns” gegangen. Es sei nichts direkt abgesprochen worden, “Lisa” sei da eher spontan gewesen und habe gefragt, ob sie Zeit zum Kaffee trinken habe. Götzl fragt, warum der Freund den Keller übergeben habe. Das wisse sie nicht, so Po., “Lisa” habe gesagt, wir machen an dem Tag die Übergabe, und dann sei der Herr da gewesen. Vorgestellt habe “Lisa” den Mann nicht. Götzl fragt, in welcher Funktion der Mann da gewesen sei. Das sei der Mann gewesen, den sie schon mal gesehen habe, so Po., und von daher habe sie gewusst, dass er zur “Lisa” gehört. Auf die Frage wann sie den Mann gesehen habe, sagt Po.: “Das eine Mal”, da sei sie aus der Haustür raus gegangen und er sei ihr dann entgegen gekommen. Sie habe den Mann “Lisa” zugeordnet, weil sie sich im Haus untereinander gekannt hätten, deswegen sei sie davon ausgegangen, dass er nur zur “Lisa” gehören könne, man habe nur “Hallo” und “Guten Tag” gesagt.

Götzl fragt, ob es also zwei Treffen mit dem Mann gegeben habe, einmal im Keller und einmal an der Haustür, was Po. bestätigt. Auf die Frage nach dem Nachnamen von “Lisa” sagt Po., sie glaube der sei “Dienelt” gewesen, von der Klingel her. Über “Lisa” habe sie sich mal mit Frau Ku. (siehe Protokoll zum 67. Verhandlungstag) unterhalten, da sei es aber auch nur über Alltägliches gegangen, dass sie es schön finde, dass sich “Lisa”, wenn sie da ist, auch mal mit den Kinder beschäftigt und solche Sachen. Auch da habe sie den Namen “Lisa” verwendet, so Po., den anderen habe sie ja nicht gekannt, auch Ku. habe “Lisa” gesagt. Auf Frage von Götzl sagt Po., ihre Tochter habe “Lisa” gemocht, “Lisa” habe sich auch mal fünf Minuten mit den Kindern beschäftigt, ihrer, Po.s., Tochter z.B. habe sie mal die langen Haare gekämmt. Ihr sei nichts Negatives aufgefallen, so Po. Sie habe, so Po. auf Frage, “Lisa” mal gefragt, ob sie auch Kinder wolle, das habe “Lisa” bejaht, das habe aber noch Zeit: “Auf alle Fälle hat man mitbekommen, dass sie Kinder schon sehr mag.” Götzl hält vor, bei der Polizei habe Po. ausgesagt, “Lisa” habe auf die Frage gesagt, sie könne aus gesundheitlichen Gründen keine Kinder bekommen. Das könne sein, so Po., es sei verdammt lang her, dass sie die Aussage gemacht habe. Sie habe “Lisa” auch mal in der Stadt getroffen, so Po. “Lisa” sei viel mit dem Fahrrad gefahren, sei sportlich gewesen, man habe sich getroffen und kurz unterhalten, “ganz normal”. Auf Frage Götzls sagt Po., dabei sei “Lisa” immer mit dem Fahrrad unterwegs und alleine gewesen.

Götzl fragt, ob Urlaubsziele mal Thema gewesen seien, was Po. verneint. Einmal habe sie mitbekommen, dass sie in Urlaub fahren, “Lisa” habe auch gesagt, dass sie etwas vorbereiten müsse. Sie habe “Lisa” beim Einpacken “von so einem Mobil, so einem Caravan” gesehen, als sie, Po., zu ihren Eltern rüber gegangen sei. Sie habe dabei nur “Lisa” gesehen, wann das war, wisse sie nicht, aber sie habe da noch in der Nummer 2 gewohnt. Auf die Frage nach den Fahrzeug sagt Po., das sei “so ein Reisemobil, so ein größeres” gewesen. Das sei die einzige Beobachtung in dieser Richtung gewesen, bestätigt Po., sie habe das danach nicht nochmal angesprochen, weil sie ja gewusst habe, dass “Lisa” in Urlaub fährt. “Lisa” habe mal gesagt, sie wolle ein bisschen “Sonne tanken”. Auf die Frage, wie häufig Po. “Lisa” in der Zeit gesehen habe, sagt die Zeugin, “Lisa” sei ihres Erachtens mehr bei Frau Ku. gewesen und man habe sich mehr oder weniger da getroffen. Sie habe “Lisa” vielleicht zwei- oder dreimal die Woche gesehen, sagt Po. auf Frage. Götzl sagt, das sei ja schon recht häufig und fragt nach Gesprächsthemen. Es sei “mehr oder weniger von unserer Seite her” gewesen, man habe gar nicht so viel über “Lisa” gefragt. Götzl fragt, ob über ihre, Po.s, Probleme gesprochen worden sei, was Po. bejaht: “Sie war eine sehr gute Zuhörerin.” Götzl fragt nach der Situation nach “Lisas” Auszug. Po. sagt, “Lisa” habe einen Wasserschaden gehabt, den habe sie, Po., sich zusammen mit ihrem Vater angeguckt, ihr Vater sei damals Hausmeister gewesen. “Lisa” habe ihnen das gezeigt und gesagt, das sei der Grund für den Auszug, weil keiner so richtig was gemacht habe. Götzl fragt, ob Po. andere Räumlichkeiten gesehen habe. “Lisa” habe sie rein geführt und gleich ins Bad, so Po. “Lisa” sei, sagt die Zeugin auf Frage, vielleicht ein, zwei Monate nach dem Schaden ausgezogen. “Lisa ” habe gesagt, dass sie “Richtung Pölbitz” zieht, sei aber weiterhin vorbei gekommen, es sei nicht anders als sonst gewesen, nur nicht mehr so oft. Das sei mehr oder weniger gewesen, wenn sie, Po., bei Ku. war, dass “Lisa”dann vorbei gekommen sei. Man habe eine geraucht und Kaffee getrunken. Das sei vielleicht noch ein-, zweimal in der Woche gewesen. Sie sei nie in “Lisas” neuer Wohnung gewesen, das einzige, was sie gewusst habe, sei Pölbitz gewesen. Die Telefonnummer von “Lisa” habe sie eben nicht gehabt, so Po.: “Das ist das, was ich meinte, wenn sie da war war sie da und wenn nicht, dann nicht.” Man habe nichts ausgemacht, so Po. weiter. Götzl fragt, ob Po. “Lisa” denn mal nach einer Nummer oder ihrer neuen Adresse gefragt habe. Po.: “Ehrlich gesagt, nee.” Po. verneint, dass “Lisa” mal gesagt habe, ob sie dort alleine wohnt oder mit weiteren Personen: “Von ihrer Seite, wie gesagt, wusste man nicht viel.”

Götzl hält vor, in Po.s Vernehmungsprotokoll sei die Rede von “Susann” und fragt, wie es dazu kommt. Po. sagt, der Name, unter dem sie sie angesprochen habe, komme zustande durch die Tochter von Frau Ku., die auch Lisa heiße, alle hätten “Lisa” gesagt, deswegen habe sie sie auch so angesprochen. Auf Nachfrage, warum dann hier von “Susann” die Rede sei, sagt Po. das komme vom Klingelschild her, weil dort “Susann Dienelt” stehe. Po. bestätigt, dass ihr bei der Polizei Lichtbilder vorgelegt wurden, sie glaube, dass sie den einen Herrn erkannt habe, der den Keller übergeben habe. Wer das sei, wisse sie nicht, weil sie die zwei immer verwechsle, “durchs Fernsehen jetzt”. Sie bestätigt, dass es der Mann sei, den sie an der Tür und im Keller gesehen habe. Po. geht zur Inaugenscheinnahme nach vorne. Auf einer Wahllichtbildvorlage erkennt sie mit der Nummer 2 Uwe Mundlos als denjenigen, der den Keller übergeben habe. Auf einer weiteren Vorlage erkennt sie mit der Nummer 3 Zschäpe als “Lisa”. Zu einer Wahllichtbildvorlage, auf der mit der Nummer 7 Böhnhardt zu sehen ist, sagt sie, dass sie den Herrn mit der 7 nur vom Fernsehen her kenne, aus Berichten. Personen, die bei “Lisa” mal zu Besuch waren, habe sie gar nicht gesehen, so Po. auf Frage. Namentlich sei nie die Rede von Freunden von “Lisa” gewesen, “Lisa” habe nur erzählt, dass sie Bekannte habe, die Kinder haben und dass sie da auch zu Besuch ist, und die Kinder sich freuen würden, wenn sie kommt. Einzelheiten über die Kinder habe sie nicht erfahren, so Po. Götzl fragt, ob “Lisa” mal Geschenke für diese Kinder besorgt habe. Po. sagt, sie habe, wenn sie “Lisa” getroffen habe, gesehen, dass sie viele Bücher gekauft habe und Katzenfutter. Götzl hält vor, Po. habe angegeben, “Susann” ab und zu mal in der Stadt getroffen zu haben, da habe “Susann” meist Dinge für die Kinder aus dem Freundeskreis besorgt. Das habe sie erwähnt, so Po., aber sie selbst habe das nicht gesehen. Sie wisse nicht, was es war und es gehe sie “im Endeffekt” auch nichts an.

Götzl hält vor, auf die Frage nach dem Namen des Lebensgefährten von “Lisa” habe Po. angegeben, dass sie keinen Namen gekannt habe, “Lisa” habe immer nur “meiner” gesagt, z.B. “meiner spielt das auch”. Da sei es um das Spiel “World of Warcraft” gegangen, “Lisa” habe nur kurz erwähnt, dass er das auch spiele. Auf Frage sagt Po., sie hätten auch mal ein Glas Wein zusammen getrunken, “Lisa” habe nicht viel getrunken, auf den Abend verteilt vielleicht zwei, drei Gläser, und “Lisa” sei dann eigentlich wie immer gewesen. Götzl hält vor, dass Po. angegeben habe, “Susann” sei öfter mal vorbei gekommen, auch noch in der Wohnung in der Stadt, und habe gleich eine Flasche Wein dabei gehabt habe. Das sei ja nicht viel, so Po., wenn man zwei, drei Mann sei. In der letzten Zeit sei ihnen aufgefallen, so Po., dass “Lisa” mehr getrunken habe, aber sie, Po., habe das jetzt auch nicht schlimm gefunden, das müsse jeder selbst entscheiden. Auf Vorhalt Götzls bestätigt Po. dass der Freund laut “Lisa” selbständig gewesen sei. Das sei in der Elektrobranche gewesen, so Po. weiter, aber genaueres wisse sie darüber nicht. Über politische Themen sei nie gesprochen worden, zumindest nicht, wenn sie dabei war, so Po. auf Frage, man habe sich über Alltägliches unterhalten. “Lisa” habe, so glaube sie, zwei Katzen gehabt. Götzl fragt, ob Po. mal um etwas gebeten worden sei wegen der Katzen oder der Post. Das habe “Lisa”, sagt Po., wohl immer selber gemacht. Bei ihnen habe auch niemand geklingelt, etwa die Post. Frau Ku. habe ein, zwei Bilder von “Lisa” gehabt, so Po., sie selber habe keine Fotos gemacht: “Ich mag keine Fotos, auf denen ich zu sehen bin.”

Götzl fragt dann zu einem Streit und dem letzten Kontakt. Po. sagt, das sei mit einer anderen Freundin gewesen. Sie, Po., sagt die Zeugin auf Nachfrage, habe etwas weiter erzählt, habe es aber verleugnet. Unten an der Tür habe sie die Freundin gesprochen, “Lisa” habe dabei gestanden und gewollt, dass sie sich wieder vertragen. Götzl fragt, ob die Tatsache, das sie und “Lisa” sich danach nicht mehr gesehen hätten, mit der Situation zu tun gehabt habe. Po. sagt, “Lisa” sei halt nicht mehr gekommen, sie wisse es nicht. Götzl fragt, was “Lisa” über Po.s Familie gewusst habe. “Lisa” habe “von uns her” gewusst, was ihr Mann arbeitet, dass sie selbst mal selbstständig war, wo das Kind zur Schule geht und “Lisa” habe ihre Eltern gekannt, sei auch mal bei denen gewesen. Sie wisse nicht, ob sie sich mit “Lisa” mal über Geburtsdaten unterhalten habe, höchstens mal über das Geburtsdatum der Tochter. Damals sei ihr Name noch Sindy Sch. gewesen, sie habe ihren Mann im März 2010 geheiratet, habe aber damals schon mit ihm zusammen gewohnt. An der Klingel habe “T. Po.” und “S. Sch.” gestanden, so Po. Das sei auch noch bei der Hausnummer 4 und anfangs selbst noch bei der Wohnung in der Stadt so gewesen. Es folgt eine Pause bis 11.10 Uhr.

Götzl hält zur zeitlichen Einordnung des Streits vor, dass Po. angegeben habe, das sei gewesen “kurz bevor alles passiert” sei, vielleicht drei bis vier Wochen eher. Er fragt, was damit gemeint sei. Po. sagt, das sei gewesen, bevor das gezeigt wurde im Fernsehen, dieser Vorfall, da habe sie, Po.,  auf alle Fälle schon in der Stadt gewohnt. Zu den Wohnzeiträumen hält Götzl vor, dass Po. dem Vernehmungsprotokoll zufolge laut Melderegister von Januar 2007 bis September 2009 in der Polenzstraße 2 gewohnt habe. Das müsse ungefähr so gewesen sein, bestätigt Po. Götzl sagt, in der Vernehmung sei Po. vorgehalten worden, dass in der Frühlingsstraße 26 Unterlagen auf die Namen “Lisa Po.”, “Lise Po.” und “Silvia Po.” gefunden worden seien, daraufhin habe sie, Po., gesagt, dass sie sich das nicht erklären könne, es sie aber gerade friere. Das habe sie gesagt, weil da ihr Nachname vorkomme, nicht ihr Vor-, aber ihr Nachname. Götzl fragt, ob Po. mal ihre Daten weitere gegeben habe. Po. verneint das, es könne höchstens so sein: Sie habe mal einen Laden gehabt und die Unterlagen seien alle in der Papiertonne gelandet, die sei für jeden zugänglich. Zu einer Geschichte mit Kartoffelschalen befragt sagt Po., “Lisa” habe immer Kartoffelschalen zu ihnen herüber gebracht, weil ihre Schwester, die bei ihren Eltern gewohnt habe, einen Hasen gehabt habe. Sie hätten sich gewundert, dass “Lisa” so viele Kartoffelschalen habe, und Lisa habe gesagt, sie koche vor und friere dann ein.

OStain Greger hält zur Wohnungsbesichtigung nach dem Wasserschaden vor, bei der Polizei habe Po. angegeben, sie habe außer dem Bad den Flur gesehen, außerdem habe “Lisa” erklärt, schräg gegenüber liege das Zimmer des Freundes, das sei gedämmt wegen dessen Anlage, die Wohnung habe vier Zimmer. bestätigt Po. RA Reinecke fragt, wann Po. genau eingezogen sei, man melde sich ja nicht immer sofort an, wenn man wo einziehe. Po. bejaht die Frage, ob sie schon im Haus Nummer 2 gewohnt Das habe, als der Wasserschaden passiert sei. Reinecke sagt, der Schaden sei Anfang Dezember 2006 entstanden, und fragt, ob Po. also da schon dort gewohnt habe. Po.: “Oh Gott, das weiß ich nicht, könnte sein.” In die Stadt sei sie nach der Hochzeit gezogen, so Po. auf Frage, im Juni oder Juli 2010. Vor dem Streit sei Zschäpe auch mal dort gewesen, ein oder zwei Male. Sie habe Zschäpe auch nach ihrem Wegzug aus der Polenzstraße mal bei Frau Ku. getroffen, sagt Po. auf Frage Reineckes. Dass das Haus Frühlingsstraße abgebrannt ist, habe sie durchs Fernsehen gehört, so Po., da habe sie auch auch gehört, dass Zschäpe da gewohnt hat. Reinecke fragt, ob Po. bevor sie den Namen Zschäpe erfahren habe, nichts davon gehört habe, dass ein Haus gebrannt hat in Zwickau. Dass ein Haus gebrannt hat, habe sie gehört, so Po., da habe sie aber noch nicht gewusst, dass “Lisa” da gewohnt hat. Reinecke fragt, ob sich Po. mal mit Frau Ku. darüber unterhalten habe. Das bestätigt Po., sie seien alle sehr erschrocken gewesen und hätten sich das nicht vorstellen und das nicht wahrhaben wollen. Sie hätten auch “komischerweise” nicht anders über Lisa gedacht, weil sie sie ganz anders gekannt hätten. Reinecke fragt, ob Frau Ku. etwas erzählt habe, dass sie beim Brand in der Frühlingsstraße schon früher einen Verdacht gehabt habe. Das verneint Po. Sie verneint auch die Frage, ob sie sich später mal mit Ku. darüber unterhalten habe, sie habe das “verdrängt mehr oder weniger”. Reinecke sagt, “mehr oder weniger” sei Po.s. Hauptwendung, ihn interessiere, ob sich Po. mit Ku. über den Prozess unterhalten habe. Sie habe sich mit Ku. nicht über den Prozess unterhalten, aber nicht nicht, so Po. Das könne er sich nicht vorstellen, erwidert Reinecke. Zschäpes Verteidiger RA Heer beanstandet, aber Götzl lässt die Fragen zu. Auf die Frage, ob Ku. erzählt habe, wie es hier im Gerichtssaal sei, sagt Po., Ku. habe nur erzählt, dass viele Leute da sind, Kameras und Leinwände, und dass man kontrolliert wird. Reinecke fragt, ob es auch darum gegangen sei, welche Fragen gestellt wurden. Das verneint Po.

Dann fragt RA Narin. Po. verneint dessen Fragen, ob sie André E., Susann E. und Max-Florian B. kenne. Einen Patrick Ku. kenne sie aber, das sei der Sohn von Frau Ku. (siehe Protokoll zum 67. Verhandlungstag). Der sei bekannt mit ihrem, Po.s, Ehemann. Narin fragt, wie die politische Gesinnung von Po.s Mann sei. Po. sagt, die sei “normal”. Auch ihre eigene politische Gesinnung sei “normal”. Die Bitte, das zu konkretisieren, beanstandet OSta Weingarten. Fragen aus dem persönlichsten Bereich, und dazu zähle grundsätzlich auch die politische Auffassung, seien unzulässig, solange nicht erklärt werde, warum sie hier relevant sind. Auf Bitten RA Narins schickt Richter Götzl die Zeugin aus dem Saal. Narin erläutert, er habe sich das Facebook-Konto von Po. und ihrem Mann angeschaut und dort seien Hetzgedichte zu finden, es werde ein “Paulchen Panther”-Bild gezeigt, über Asylanten hergezogen und es gebe revisionistisches, NS-verherrlichendes Material. Außerdem habe Patrick Ku. hier ausgesagt, Torsten Po. sei wirklich ein Rechter und spreche aus, was er denke. Es sei denkbar, dass Sindy Po. hier wegen einer möglichen politischen Affinität restriktivere Angaben mache. Er wolle deshalb Vorhalte aus Facebook machen, so Narin. Die Unterlagen müsse er noch anfertigen, es sei ihm erst in der Vernehmung klar geworden, dass es sich um dieselbe Person handele. Götzl entscheidet, zunächst den Arzt zu hören und die Mittagspause einzulegen.

Es folgt der sachverständige Zeuge Dr. van Schayck. Schayck ist ärztlicher Leiter der Kliniken Schmieder in Gerlingen und Stuttgart, neurologische Rehabilitationskliniken. Nachdem geklärt ist, dass der Zeuge von seiner ärztlichen Schweigepflicht entbunden ist, beginnt er mit seinen Ausführungen: Ziel der Rehabilitation sei Störungen auf kognitivem, motorischem und unter Umständen seelischem Gebiet durch Übungen, z.B. durch Krankengymnastik, Sporttherapie und Ergotherapie, zu verbessern und dem Patienten zu ermöglichen, wieder im Beruf Fuß zu fassen oder zumindest alltägliche Dinge wieder ohne Hilfe erledigen zu können. Martin A. sei vom 18. Juni bis 18. September 2007 zur stationären neurologischen Rehabilitation, Phase D, in der Klinik in Gerlingen gewesen, so Schayck. A. habe grundlegende Dinge wieder ohne Hilfe durch Pflegekräfte beherrscht. Im Anschluss sei A. noch ganztägig ambulant in Stuttgart weiter behandelt worden. Dann nennt Schayck die Diagnosen und Therapien. Danach sagt er, er habe A. kennengelernt als freundlichen Menschen, der sehr interessiert daran gewesen sei, seiner gesundheitlichen Einschränkungen durch fleißiges Training Herr zu werden und Schritte in die Normalität machen zu können. A.s Ziel sei gewesen, zurück in den Beruf als Polizeibeamter zu kommen, das habe er geschafft. Ein wichtiger Aspekt, so Schayck, sei, dass die ermittelnden Beamten ihn häufiger gefragt hätten, ob A. sich an Inhalte zu dem Zeitpunkt der Verletzung erinnern kann. A. habe für den eigentlichen Verletzungszeitraum und etwas davor, so Schayck, keine Erinnerung. A. habe eine retrograde Amnesie. Und auch die Erinnerungen für den Bereich danach seien erloschen oder unscharf. Das sei das Übliche, was er, Schayck, auch erwarten würde. Er sei dann gefragt worden, ob es irgendwelche Tricks gibt, um die Lücke zu überwinden. Er glaube aber eher, dass es diese Möglichkeit wohl nicht gibt, weil durch die Schwere der Hirnverletzung aller Wahrscheinlichkeit nach die Bildung von Gedächtnisinhalten einfach unterbrochen gewesen sei, Inhalte also nicht einfach nicht abgerufen werden könnten, sondern gar nicht angelegt worden seien. Er sei gefragt worden, ob eine Hypnose gemacht werden könne, um Reste einer Erinnerung zu kommen. Da A. in psychisch stabilem Zustand gewesen sei, habe er dagegen keine Einwände gehabt. Dann berichtet Schayck vom Rehabilitationsverlauf, zu Dauerschädigungen bei Entlassung und, auf Frage Götzls, zu möglichen Folgeerscheinungen. Er verneint die Frage, ob sich A. nach 2007 vorgestellt habe. Um 11.47 Uhr wird Schayck entlassen.

Nach der Mittagspause geht es um 13.34 Uhr weiter. Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm sagt, sie wolle noch einmal beanstanden, dass hier Fragen zur politischen Einstellung des Ehemanns der Zeugin gestellt würden. Narin, so Sturm, habe hier angegeben, dass es um die Glaubwürdigkeit der Zeugin geht. Es gibt Protest aus den Reihen der Nebenklage, weil die Zeugin bereits wieder im Saal ist. Götzl schickt die Zeugin erneut aus dem Saal. Sturm führt weiter aus, Narin unterstelle, dass die Zeugin aus politischen Gründen belastende Tatsachen zu Ungunsten von Zschäpe hier weggelassen habe. Das sei angesichts der bisherigen Aussage nicht angezeigt. Es sei, so Sturm, nicht zulässig, dass das hier wieder generell als “Plattform” genutzt werde, um zu zeigen, wo überall rechtes politisches Gedankengut vorhanden sei. Nebenklagevertreter RA Scharmer erwidert, es gehe um die Legendierung, die Zschäpe in der Anklage vorgeworfen wird. Um eine solche Legendierung zu untersuchen, müsse man das Umfeld beleuchten, und wenn die Zeugin sage, ihre und die  Einstellung ihres Mannes sei neutral, dann müsse man das untersuchen. RAin von der Behrens sagt, die Zeugin habe gesagt, sie hätte keine politischen Gespräche mit Zschäpe geführt, sondern nur normale. Und wenn man jetzt hier die Behauptung “normaler” politischer Einstellung habe, könne es sein, dass sie auch politische Gespräche für “normal” gehalten hat.

Die Zeugin kommt wieder in den Saal und Narin sagt, sie solle ausführen, was es heiße, dass ihre politische Einstellung “normal” sei. Po.: “Was heißt normal? Wie jeder Mensch auch.” Narin hält vor, dass Patrick Ku. gesagt habe, Torsten Po. sei in der rechten Szene und spreche offen aus, was er denke. Dann fragt er, ob Po.s Mann das auch ihr gegenüber tue. Po.: “Er hat seine Meinung, ja.” Auf Nachfrage sagt Po., ihr gegenüber äußere ihr Mann seine Meinung nicht. Dann hält Narin Bilder vor. Po. bestätigt, dass das Bild ihren Facebook-Account zeigt. Narin hält ein Bild einer Facebook-Seite mit dem Namen “Keine weiteren Asylantenheime im Landkreis Meißen” vor und fragt, ob das unter Po.s Favoriten sei. Sie wisse nicht, ob sie da jemand verlinkt habe, sagt Po. Narin fragt, ob Po. ihre Favoriten bei Facebook selbst auswähle oder jemand anderes. Po. sagt, sie könne auf das Profil zugreifen und ihr Mann. Dann zeigt Narin das Bild eines weiteren Facebook-Accounts. Po. bestätigt, dass das das Profil ihres Mannes ist. Narin trägt Zeilen aus einem Gedicht vor, das aus einem Foto in Torsten Po.s Profil stammt: “Der Ali hat Kohle, der Hassan hat Drogen, wir Deutschen zahlen und werden betrogen”. Narin fragt die Zeugin, ob der Duktus der Gesinnung ihres Mannes entspricht, was Po. bejaht. Dann zeigt Narin ein Bild auf dem “Paulchen Panther” zu sehen ist mit einem Herzen und einer Banderole, auf der “I love you” steht. Narin fragt, ob sich Po. mal mit ihrem Mann über den NSU unterhalten habe, was die Zeugin bestätigt. Narin fragt, ob sie das gut geheißen habe. Das verneint Po. Narin fragt, ob Po. das “Paulchen Panther”-Video kenne, was Po. bejaht. Narin fragt, ob sie sich darüber mal unterhalten hätten. Po. verneint das, sie teile diese Einstellung nicht. Narin fragt, welche Meinung sie nicht teile. Po. sagt, ihr Mann habe dazu eine politische Einstellung, aber dazu solle er sich dann selber äußern.

Verteidiger RA Heer fragt, ob Po. “Lisa” ihre Telefonnummer gegeben habe. Das könne möglich sein, aber sie wisse es nicht, antwortet Po. RAin Sturm fragt, ob “Lisa” sich anderen gegenüber mal politisch geäußert habe. Wenn sie bei ihnen gewesen sei, nicht, so Po. Sturm sagt, Herr F.  (siehe Protokoll zum 56. Verhandlungstag) habe mal vorgetragen, es sei bei den Hausleuten allgemein bekannt gewesen, dass “Lisa” keine Ausländer mag. Po. verneint das. Sie kenne F. auch gar nicht. In der Nachbarschaft habe es Ausländer gegeben, sagt Po. auf Frage, da habe es keine Probleme gegeben. Nebenklagevertreterin Dierbach fragt, woher Po. das “Paulchen Panther”-Video kenne. Po. sagt, das sei im Fernsehen ausgestrahlt worden, auf Frage sagt sie, sie habe es bei keiner anderen Gelegenheit gesehen.

Dann fragt der Sachverständige Prof. Saß. Po. verneint, dass Zschäpe über die Bücher, die sie  gekauft habe, gesprochen habe. Es könne sein, dass über Kino, Fernsehen, Filme gesprochen wurde, sagt Po. auf Frage, eine Erinnerung habe sie nicht. Saß fragt, ob Zschäpe mal über Berufe, Schule, Arbeitslosigkeit gesprochen habe. Po. verneint das, sie, Po., habe nur gewusst, dass sie studiere, sie habe gesagt, sie mache das von Zuhause aus. Saß fragt zum Thema des Streits am Schluss, ob Po. eine Erklärung dafür habe, warum sich Zschäpe damit befasst habe. Das wisse sie nicht, so Po. Zschäpe habe ein bisschen abweichend daneben gestanden, sei aber mit der anderen Freundin gekommen. Saß fragt, ob es noch andere Streits gegeben habe, wo Zschäpe dabei war. Po.: “Von meiner Seite nicht.” Das Gespräch habe zehn Minuten oder eine Viertelstunde gedauert, sagt Po. auf Frage, Zschäpe habe nichts gesagt.

Dann sagt Götzl, in der Vernehmung stehe, es sei bei dem Streit darum gegangen: “Ich hätte Susann Dienelt etwas über Susann Rö. erzählt”. Götzl fragt, um was es dabei ging. Po. sagt, das sei zu lange her, sie wisse es nicht mehr. Götzl hält weiter vor, Po. habe angegeben, deshalb hätten beide bei ihr vor der Tür gestanden, und “Susann Dienelt” habe es klären wollen. Po. sagt, “Lisa” habe gewollt, “dass wir miteinander reden und uns wieder vertragen”. Wieder sagt Po., sie wisse nicht mehr, um was es ging. Götzl sagt, im Weiteren klinge das so, als ob “Susann Dienelt” einen Vorwurf gegen Po. erhebt. Po.: “Dass ich Scheiße gebaut habe, ja.” Götzl hält vor, im Protokoll stehe, sie, Po., habe dann erklärt, dass das eine Sache zwischen ihr und Susann Rö. wäre und sie keinen Kontakt mehr zu “Dienelt” wünsche. Götzl sagt, bisher habe Po. hier einen völlig anderen Eindruck erweckt. Deswegen frage er noch einmal: “Worum ging es bei diesem Streit?” Po.: “Ich weiß es nicht mehr.” RA Reinecke hält vor, der Streit sei laut Rö. dann darum gegangen, dass Zschäpe gesagt habe: “du kannst doch sagen, dass du das gesagt hast”. Das bestätigt Po. Reinecke sagt, wenn Po. wisse, um was es ging, müsse sie es hier sagen. Po. sagt, es habe mit Rö.s Mann zu tun gehabt, dass der, wenn er von der Arbeit gekommen sei, noch so viel habe machen müssen, Streichen z.B., und sie, Po., das nicht in Ordnung gefunden habe. Ungehalten fragt Götzl, warum Po. ihn angelogen habe. Es sei ihr erst gerade eingefallen, sagt Po. Götzl sagt, er nehme das so zur Kenntnis, er habe sie belehrt, dass auch Verschweigen eine Falschaussage ist. Po sagt, es sei ihr wirklich erst gerade eingefallen.

Der Verhandlungstag endet um 13.55 Uhr.

Nebenklagevertreter RA Scharmer: “Das Vorgehen und die Stellungnahmen der Bundesanwaltschaft im Verfahren zeigt zunehmend, dass es ihr nicht die Aufklärung geht, sondern allein darum, ihre Anklage möglichst schnell abzuhaken. Selbstverständlich kann die Zeugin zu einer rechten Gesinnung von ihr und ihrem Mann befragt werden. Dabei geht es nicht nur um die Überprüfung ihrer Glaubwürdigkeit. Die Anklage wirft Zschäpe gerade vor, das Trio nach Außen legendiert zu haben. Dafür kommt es natürlich auch darauf an, welches Umfeld sie hatte und wie dessen politische Einstellung war.”


Protokoll 83. Verhandlungstag - 4. Februar 2014

Gehört wurden am heutigen Verhandlungstag ein Kriminalbeamter, der den in Heilbronn angeschossen Polizisten Martin A. mehrfach vernommen hatte sowie die Hausärztin von Charlotte E. aus Zwickau zu deren Vernehmungsfähigkeit. Außerdem wurden zwei Waffensachverständige des BKA befragt. Dabei ging es um die Identifizierung der gefundenen Ceska 83 als Tatwaffe der neun rassistischen Morde des NSU. Der schon einmal gehörte Sachverständige Pfoser tat sich dabei erneut schwer, seine Untersuchungsergebnisse nachvollziehbar darzustellen.

Zeug_innen und Sachverständige:

	KHK Herbert Be. (Vernehmungen Martin A.)
	Angela Dr. (Hausärztin Charlotte E.)
	Ruprecht Nennstiel (Waffensachverständiger, BKA)
	Leopold Pfoser (Waffensachverständiger, BKA)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.42 Uhr. Erster Zeuge ist KHK Be. von der Polizei Heilbronn, der Martin A. mehrfach befragt hat. Zunächst fragt Richter Götzl jedoch zu einem Vermerk über bei A. entwendete Gegenstände. Bei A. sei dessen Dienstwaffe Heckler & Koch P2000 mit Magazin sowie ein Funktionstool Victorinox entwendet worden, so Be. Götzl verliest die Nummer der Dienstwaffe und sagt, es sei das Magazin mit 13 Patronen Kaliber 9 mm entwendet worden. Be. bestätigt das.

Dann geht es um die Befragungen. Be. berichtet, er habe A. erstmals Anfang Juni 2007 in der Klinik in Neresheim vernommen. Der behandelnde Arzt habe nichts dagegen gehabt, A. für 20 Minuten zu befragen. Er habe auch kurz mit der Mutter von A. gesprochen, diese habe berichtet, dass A. im Mai erstmals gefragt habe, was passiert sei, die Mutter habe dann von einem Unfall gesprochen. Sie, die Ermittler, hätten vorgegeben, dass niemand A. Detailkenntnisse zukommen lassen sollte. Bei der Befragung habe A. einen orientierten Eindruck gemacht und habe sich zusammenhängend ausdrücken können. A. habe von dem Sondereinsatz zusammen mit Kiesewetter berichtet und erzählt, dass er zuvor nie in Heilbronn gewesen sei. Kiesewetter habe ihm einiges gezeigt habe, wo Personen sind, die man überprüfen soll, wo man sich eine Pizza kaufen kann. A. habe bei der Befragung gedacht, sie seien mit einem VW-Bus T4 unterwegs gewesen. An das Tatgeschehen habe A. keine Erinnerung gehabt, seine Mutter habe ihm einen Verkehrsunfall geschildert. Nach Rücksprache mit einem Arzt, der dies für sinnvoll gehalten habe, habe er, Be., A. informiert, dass er eine Schussverletzung erlitten habe und dass seine Kollegin tödlich verletzt wurde. A. sei sichtlich geschockt gewesen und sie hätten die Vernehmung abgebrochen. Die nächste Vernehmung sei Anfang Juli in der Schmieder-Klinik in Stuttgart gewesen. A. sei wieder orientiert gewesen und habe laut Arzt auch keine beeinträchtigenden Medikamente bekommen. A. habe vom Einsatz in Heilbronn berichtet, dass man einen “Drücker” oder “Stinker” kontrolliert habe. Man sei dann zu einem Seepark, zu einem Restaurant gefahren. An die Tat habe sich A. nicht erinnern, er habe aber jetzt gewusst, dass sie mit einem einem BMW unterwegs gewesen seien.

Anfang Februar 2008 hätten sie A. nach Heilbronn eingeladen. Im Soko-Raum hätten sie alles abgedeckt so dass er keine Information zur Tat erheben konnte. Im Raum habe A. dann gesagt, dass er den Raum kenne. Tatsächlich sei das der Raum gewesen, wo die Mittagsbesprechung am Tattag stattgefunden hat. Dann seien sie gemeinsam mit A. zum Tatort gefahren, so Be. Auf dem Weg seien sie an einem “Szenetreffpunkt” vorbeigefahren, da habe A. gesagt, er glaube, dass sie da jemanden kontrolliert hätten. A. habe gemeint, sich zu entsinnen, dass man über den Bahnhof gefahren sei. An der Frankfurter Straße habe er gemeint, er sei die Anhöhe schon mal hochgefahren auf die Theresienwiese. Auf der Theresienwiese habe A. zunächst einmal still gedenken wollen, er habe eine Blumenstrauß hingelegt. Dann sei A. aufgewühlt zurück gekommen und habe gesagt, er wisse wieder, dass Kiesewetter und er da gewesen seien, Michèle sei gefahren, sie hätten rückwärts eingeparkt, hätten etwas gegessen und geraucht, was sie sich vorher beim Bäcker geholt hätten. Und er sei durch den Außenspiegel auf eine Person aufmerksam geworden, die von hinten herangetreten sei. A. habe gesagt, er wisse dann nichts mehr, sehe sich nur noch als dritte Person in den Kies fallen, spüre noch die Kieselsteine und wisse, dass er Angst um seine Sonnenbrille gehabt habe. Ende Februar habe man, so Be. das Ganze nochmal mit A. durchgeführt, weil der sich weitere Erinnerungen erhofft habe. Sie seien die Kontrollstellen abgefahren, A. habe gezeigt, wo er und Kiesewetter Personen kontrolliert hätten. Von der Fontäne seien sie [A. und Kiesewetter] durch den gesperrten Bereich in der Unteren Neckarstraße gefahren in Richtung Theresienwiese. Be. berichtet, er habe bewusst gesagt, dass sie heute den gesperrten Bereich nicht durchfahren. Das habe er getan, weil sich m Ende der Umfahrung die Bäckerei Kamps befinde. Dann habe A. plötzlich gesagt, dass das die Bäckerei gewesen sein muss und gezeigt, wo sie damals das Auto abgestellt hätten. Er sei an die Bäckerei herangetreten und als er den nahen McDonald’s gesehen habe, habe A. gesagt, jetzt sei er sich ganz sicher.

Dann geht es um ein Hypnose-Interview. Sie hätten das A. angeboten und der habe das unbedingt machen wollen, so Be. Im April sei dazu eine Psychologin aus Erlangen gekommen. Die habe gesagt, das Interview sei gut verlaufen. Die Vorgeschichte sei wie bei den ersten Befragungen gewesen, dass im rechten Außenspiegel eine Person herantreten gesehen habe, aber dann habe A. gesagt, dass ihm weitere Einzelheiten eingefallen seien. Michèle habe, so A., gesagt, dass man nicht mal in der Mittagspause seine Ruhe habe und der bestimmt eine Auskunft haben wolle. A. habe angegeben auch links auch eine Person im Bereich des B-Holms gesehen zu haben, aber nur den Brustbereich. Dann habe er etwas an der rechten Seite gehört. A. habe zuerst nicht gewusst, ob es sich um die gleiche Person gehandelt habe, bei einer späteren Vernehmung im Juli habe A. gesagt, dass er sich sicher sei, dass das zwei verschiedene Personen waren. Götzl fragt, wie die Anordnung der Spiegel im Fahrzeug war. A. habe immer vom Außenspiegel an der Beifahrerseite gesprochen, so Be. Die Kriminaltechnik habe das überprüft und gesagt, bei entspannter Sitzposition würde man wenig sehen. Aber er selbst habe es ausprobiert, so Be., und wenn man etwas nach vorne gehe, dann sehe man sehr wohl eine Person an das Fahrzeug herantreten. Außerdem habe es im Fahrzeug einen Rückspiegel gegeben, wo man auch etwas habe sehen können. Götzl fragt zum Ablauf der Hypnosevernehmung. Das sei in einem Video-Vernehmungszimmer mit Couch gewesen, so Be., er könne sich aber nicht an alles erinnern, obwohl er im Nebenraum zugeschaut habe. A. habe einen entspannten Eindruck gemacht. Laut der Psychologin sei der Zeuge nicht komplett weg, sondern in Tiefenentspannung. Die Psychologin habe keine Vorhalte gemacht, dass sie etwa gehofft habe, was kommen soll. Sie sei im Vorfeld auch nur ganz knapp informiert worden und habe nur abgefragt, was für Bilder A. vor sich habe. Götzl fragt, wie ausgeschlossen werden sollte, dass da eine Suggestion entsteht. In dieser Zielrichtung habe es kein Gespräch mit der Psychologin gegeben, sagt Be. Sie hätten das versucht, weil die Kollegen in München gute Erfahrungen damit gemacht hätten.

Auf Frage von Götzl, ob der medizinische Befund und die Konsequenzen für das Erinnerungsvermögen abgefragt worden seien, sagt Be., ein Kollege habe das bei Dr. Schayck (siehe Protokoll zum 82. Verhandlungstag) gemacht und dieser habe von organbedingter Amnesie gesprochen und dass er keine Erinnerung erwarte. Die Psychologin habe von glaubhaften Erinnerungen gesprochen, A. habe ja immer wieder neue Erinnerungen ausgedrückt. Er, Be., habe  immer die Angst gehabt, dass A. als Polizeibeamter ein besonders guter Zeuge sein wollte. A. habe aber gesagt, er erzähle nur das, was er weiß. Was A. erzählt hat, habe er, Be., geglaubt. Dann hält Götzl aus dem Vermerk zur zweiten Vernehmung vor, dass sich dort gezeigt habe, dass A. den Zeitablauf nur sehr ungenau nachvollziehen konnte und keine Erinnerung an das eigentliche Tatgeschehen hatte. Be. bestätigt das. Götzl hält dann vor, dass A. gesagt habe, sich ein bisschen im Internet und in Zeitungen informiert zu haben, es sei ihm aber schnell zu viel geworden und er sei auch mit “Fanpost” beschäftigt gewesen, die sich mittlerweile angesammelt hatte. Be. bestätigt den Vorhalt. Götzl sagt, Be. habe auch Aussagen von A. mit Feststellungen abgeglichen, und fragt, was das ergeben habe. Be. sagt, das habe ergeben, dass A. zum Teil Erinnerungen habe, die nachvollziehbar seien, und zum Teil Erinnerungen, die offenbar nicht stimmen. An Beispielen nennt Be. Personenkontrollen, dass A. beim Bäcker war, und dass er das aus dem Spiegel gesehen habe, was man sehr wohl habe sehen können. Götzl hält vor, dass A. angegeben habe, im Auto auf dem Beifahrersitz sitzend sei ihm im Außenspiegel eine männliche Person aufgefallen, die von hinten herantrat. Weiter hält Götzl vor, eine Überprüfung der Spiegeleinstellungen habe ergeben, dass man eine Person nicht habe sehen können, denn der Spiegel sei auf den Fahrer eingestellt gewesen. Das seien nicht seine Feststellungen, so Be. Götzl hält vor, dass es jedoch noch einen zweiten Rückspiegel gegeben habe, der auf den Beifahrer eingestellt war, und fragt, welchen Spiegel A. gemeint habe. Er habe A. immer so verstanden, dass er den Außenspiegel an der Beifahrerseite meinte, so Be.

In Bezug auf das Hypnose-Interview bestätigt Be., dass die Psychologin festgestellt habe, dass A. motiviert und glaubhaft seine bildhaften Erinnerungen an die Tat geschildert habe. Be. bestätigt, dass es am 6. Juli 2008 noch einmal eine Vernehmung zur Bestätigung der Hypnosevernehmung gegeben habe. Dort habe A. gemeint, die Vernehmung sei sehr gut verlaufen. Auf Frage sagt Be., A. sei bis auf die erste Befragung immer sehr gefasst und orientiert gewesen. Er sei schließlich auch Polizist und habe entsprechend auftreten wollen, sei aber auch Geschädigter. Insbesondere am Tatort habe A. sich emotional gezeigt, sei bleich, geschockt gewesen, aber ansonsten sei er immer geradlinig gewesen und habe gewusst, was er sagt. Auf Frage aus dem Senat sagt Be., dass A. ganz klar gesagt habe, dass die Autotüren zu waren, die Fenster aber geöffnet.

Wohllebens Verteidiger RA Klemke fragt, welche Erinnerungen von A. denn nicht nachvollziehbar gewesen seien. Das falle ihm schwer zu sagen, so Be., aber das seien hauptsächlich die zeitlichen Angaben gewesen. A. habe sich auch erst nach und nach erinnert; er habe später erst ausgeführt, dass er zweimal am Tatort war, das decke sich mit Angaben von Zeugen, die schon einmal einen Polizei-BMW am Tatort gesehen haben wollen. Das hätten sie aber nicht konkretisieren können. Er könne sich, so Be. auf Frage, nicht erinnern, ob er Angaben von A. widerlegen konnte. Klemke sagt. Be. sei der Meinung, dass A. durch den Außenspiegel bei gewisser Körperhaltung durchaus habe Personen sehen können. Be. bejaht das, er habe das ausprobiert, wenn man leicht nach vorne gehe und den Kopf drehe, gehe das. Nach Beschreibungen möglicher Tatverdächtiger durch A. befragt, sagt Be., A. habe beide beschrieben. Die Person die von rechts gekommen sei, sei eine ältere Person, über 30 gewesen, zum Gesicht habe A. nichts sagen können, nur dass sie keine Brille und keinen Pferdeschwanz gehabt habe. Die Größe sei 1,70 bis 1,80 m. Außerdem habe er später von einer Jeans gesprochen. Zu der Person auf der linken Seite habe A. nur gewusst, dass sie ein rot-weiß kariertes Kurzarmhemd getragen habe. Zu Gesichtern habe er keine Erinnerung gehabt. Auf Frage Klemkes sagt Be., wenn er sich recht erinnere, habe A. zunächst gesagt, er könne nichts zu den Haaren der Person sagen, dann habe er von dunklen und kurzen Haaren gesprochen. Zur anderen Person habe A. nichts sagen können, da sie durch den Holm verdeckt gewesen sei. Klemke fragt, ob abgesehen von der Angabe von Dr. Schayck weiter abgeklärt worden sei, ob das Pseudoerinnerungen oder tatsächliche Erinnerungen sein könnten. Be. sagt, er wüsste nicht, dass in der Zeit der Soko bis 2009 so etwas abgeklärt worden wäre, wolle es aber nicht ausschließen. Er glaube, dass es nach 2009 (Abgabe der Ermittlungen an das LKA) noch einmal ein Gutachten gegeben habe, wisse es aber nicht. Die Vernehmung endet um 10.27 Uhr. Es folgt eine längere Unterbrechung, dann wird mitgeteilt, dass sich die nächste Zeugin verspäte und es nach der Mittagspause weitergehe.

Nach der Pause geht es um 12.53 Uhr weiter mit der Zeugin Dr., der Hausärztin von Charlotte E. (siehe Protokoll zum 71. Verhandlungstag). Dr. schildert ausführlich den Krankheitsverlauf von E. Sie kenne E. seit 2008, ab der ersten Konsultation habe E. eine Herzerkrankung gehabt. Bis Sommer 2011 sei es E. für ihr Alter recht gut gegangen, dann sei es schlechter geworden. Im Mai 2012 sei es zu einer akuten Verschlechterung gekommen, so dass E. am Herzen habe operiert werden müssen. Im Anschluss an die Reha sei E. direkt wieder in die Klinik gekommen. Danach habe sie sich nie wieder richtig erholt. E.s geistige Leistungsfähigkeit sei erheblich geschwächt. Seit Sommer 2013 sei E. in einem Pflegeheim, sie habe bei ihr gestern noch einen Hausbesuch gemacht. Dr. berichtet von Problemen bei den Transfers und bei der Erinnerungsfähigkeit. Nach Angaben der Pflegekräfte wechsele der Zustand von E., einen Tag sei sie gut drauf und spräche und den nächsten Tag liege sie nur im Bett. Über die Ereignisse in der Frühlingsstraße habe sie sich mit E. nicht unterhalten, so Dr. Ob und wenn ja wie man E. vernehmen könne, sei eine schwierige Frage. Ein Transport nach München sei indiskutabel, das überstehe E. nicht. Wenn überhaupt ginge eine Vernehmung vor Ort und mit viel Zeit. Sie wage aber zu bezweifeln, dass dann wahrheitsgemäße Angaben heraus kommen. Auf Frage aus der Nebenklage zu einer möglichen abrupten Veränderung, etwa im November 2011, sagt Dr., E. sei erst wieder im Januar 2012 in der Praxis gewesen. Dabei, so Dr. auf Nachfrage Götzls, habe E. nichts davon geschildert, private Ereignisse habe E. nie erzählt. Auf Frage aus dem Senat sagt Dr., eine Chance aus medizinischer Sicht, dass sich der geistige Zustand von E. verbessere, bestehe nicht.

Nach einer Pause folgt um 13.25 Uhr die Einvernahme des Physikers und Waffensachverständigen Ruprecht Nennstiel vom BKA Wiesbaden. Götzl sagt, es gehe ihm um die Untersuchung einer Pistole Ceska 83 mit Schalldämpfer und 12 Patronen, des weiteren einer Pistole Bruni und um einen Spurenvergleich von Vergleichsmunitionsteilen mit der zentralen Munitionssammlung des BKA. Nennstiel sagt, er habe zwei Gutachten gemacht, einerseits eine waffentechnische Begutachtung und rechtliche Einordnung und andererseits eine Identifizierung, Zuordnung zu Straftaten. Zur waffentechnischen Untersuchung sagt er, die Waffennummer der Ceska sei zunächst noch nicht erkennbar gewesen, sondern sei erst später sichtbar gemacht worden, es handele sich um die Nummer 034678. Die Waffe sei mit einem Schalldämpfer versehen gewesen und habe von der einschickenden Dienststelle, der PD Zwickau, die Spurnummer W04 bekommen. Zusammen mit der Waffe habe es 12 messingfarbene Vollmantelgeschosse der tschechischen Forma Sellier & Bellot gegeben, 11 im Magazin und eine im Lager. Es sei dann darum gegangen, ob die Waffe überhaupt funktioniert. Zumindest optisch sei die Waffe in einem ganz schlechten Zustand gewesen. An der Waffe bzw. dem Schalldämpfer habe man Reste einer Kunststofffolie gefunden, die verschmolzen sei, weil die Waffe hohen Temperaturen ausgesetzt gewesen sei. Nach einer vorsichtigen Reinigung habe die Waffe beschossen werden können, um Vergleichsmunitionsteile aus der Waffe zu gewinnen. Die Waffe funktioniere einwandfrei und auch die Patronen seien augenscheinlich funktionsfähig. Zur technisch-rechtlichen Bewertung sagt Nennstiel, es handele sich zweifelsfrei um eine halbautomatische Schusswaffe, bei der man zum Besitz eine Waffenbesitzkarte und zum Führen einen Waffenschein oder Jagdschein benötige. Dieselben Bedingungen würden für den Schalldämpfer gelten. Zur Einschätzung von dessen Dämpfungsleistung hätten sie, so Nennstiel, die Waffe einmal mit und einmal ohne Schalldämpfer beschossen, die Dämpfungsleistung betrage 20,7 dB(C).

Zur Spurenuntersuchung sagt Nennstiel, beim Vergleichsbeschuss sei mit den Munitionsteilen ein Vergleich mit der zentralen Tatmunitionssammlung des BKA durchgeführt. Dort würden Munitionsteile aus sämtlichen unaufgeklärten Taten aufbewahrt. Die Spuren auf Munitionsteilen, die jede Waffe hinterlasse, seien individuell. Auch wenn die Waffe nicht bekannt sei, könne man sagen, ob es sich um dieselbe Waffe handelt. In diesem Fall habe aber man die Waffe zur Verfügung, aus der die Vergleichsmunitionsteile stammen. Wenn man  das mit den gesammelten Tatmunitionsteilen vergleiche, könne man das beurteilen. Das sei hier der Fall, so Nennstiel, er könne die Nummern verlesen. Man mache das getrennt für Hülsen und Projektile. Bei den Hülsen verweist Nennstiel auf eine Tabelle im Gutachten. Daraus könne man entnehmen, um welche Straftat es sich handelt. Bei den Geschossen gebe es insgesamt neun Zuordnungen. Die Munitionsteile befänden sich beim BKA in Verwahrung. Bei der Bruni-Pistole sei die gleiche Untersuchung durchgeführt worden. Die Waffennummer sei noch einwandfrei zu lesen gewesen. Auch diese Waffe sei in einem schlechten Zustand gewesen, habe aber durch Reinigung beschussfähig gemacht werden können, um Vergleichsmunitionsteile zu gewinnen. Zur rechtlich-technische Bewertung sagt Nennstiel, auch die Bruni sei eine halbautomatische Schusswaffe, bei der man zum Besitz eine Waffenbesitzkarte und zum Führen einen Waffenschein oder Jagdschein benötige. Was die Hülsen angeht, gebe es zwei Übereinstimmungen. Beim Vergleich der Projektile habe keine eindeutige Identifizierung durchgeführt werden können. Das könne daran liegen, dass die Waffe zwischen der Tatbegehung und Sicherstellung etliche Veränderungen erfahren habe. Es sei weder ein Beweis noch ein Ausschluss möglich.

Götzl hält vor, dass im Gutachten stehe, bei der Sammlungsnummer 44320 sei eines der ursprünglich zwei Geschosse im Verlauf der Vergleichsarbeit vertauscht worden und unauffindbar. Nennstiel bestätigt das. Nennstiel sagt, er habe zur Verdeutlichung seiner Ausführungen eine Power-Point-Präsentation angefertigt, die an die Wände projiziert wird. Zunächst wird die Ceska 83 von beiden Seiten gezeigt. Das sei die Waffe in dem Zustand, in dem sie ihnen übergeben wurde, so Nennstiel. Was da so nach oben stehe, sei eine offenbar verschmorte Plastiktüte. Es folgen Aufnahmen aus einen Rasterlektronenmikroskop. Es gehe hier um die Spurenübereinstimmung, sagt Nennstiel. In der Mitte sehe man einen hellen Trennstrich, es sei eine so genannte “Schmetterlingsdarstellung”, das sei aufgeklappt an der Schnittkante in der Mitte. Es handele sich hierbei um Verfeuerungsspuren des so genannten Stoßbodens, also des Teils der Waffe, wo der Boden der Patrone aufliegt. Bei diesen Aufdrücken spiegele sich der Stoßboden aus Stahl auf der Patronenhülse, die aus Messing bestehe, einem weicheren Material, der Stoßboden hinterlasse ein Abbild. Bei der Zündung werde ein Stahlstift in das Zündhütchen getrieben. Das harte Material hinterlasse auf dem weichen Zündhütchen Spuren. Links sehe man die Tat-, rechts die Vergleichsmunition. Der Schlagbolzen der Ceska 83 habe die Tatmunition gezündet. Folie 6 zeige Spuren des Auswerfers, der die Hülse nach dem Schuss auswirft. Dort pralle wieder ein Metallstift auf die Hülse und die Kante einer Aussparung hinterlasse eine Spur. Links sehe man die Tatmunition, rechts das Vergleichsstück. An der Trennkante erkenne man wieder die Übereinstimmung. Nennstiel sagt, die Projektile hätten sechs Felder und Züge im Rechtsdrall. Bei den nächsten Folien geht es um die Pistole Bruni. Die ersten Bilder zeigten die Bruni im Einlieferungszustand, stark verschmutzt. Die nächsten Folien zeigten dann einen Ausschnitt des Schlagbolzeneindrucks, links sehe man die Tatmunition, rechts die Vergleichshülse, man sehe übereinstimmende Spuren des Schlagbolzens. Das letzte Bild zeigt das Vergleichsrasterelektronenmikroskop. Nennstiel: “Also ein imposantes Gerät.”

Zum Abschluss seiner Ausführungen lässt Nennstiel noch zwei Videoclips vorführen, die den Schussvorgang der Ceska 83 in Zeitlupe zeigen. Man sehe hier das Geschoss aus dem Schalldämpfer austreten, so Nennstiel, und wie die Hülse ausgeworfen wird. Da sehe man, wie die Hülse in Kontakt komme mit diversen Bauteilen der Waffe. Das ermögliche, die Waffe zu identifizieren. Das seien Ereignisse, die in sehr kurzer Zeit, ca. 30 Millisekunden geschehen, das sei üblicherweise nicht sichtbar mit dem Auge. Götzl fragt zu Aluminiumantragungen. Das wolle er Herrn Pfoser überlassen, der das festgestellt  habe, so Nennstiel. Es sei aber allgemein so, dass der Schalldämpfer aufgeschraubt werde und das Projektil ohne Touchieren auch aus dem Schalldämpfer austreten solle. Andererseits wolle der Konstrukteur erreichen, dass die Gase möglichst im Schalldämpfer gefangen werden, weil die ja einen Knall erzeugten. Das sei eine diffizile Angelegenheit und wenn der Schalldämpfer “nicht exakt fluchtet”, komme das Geschoss mit Bauteilen mehr oder weniger in Berührung. Zur Dämpfungsleitung des Schalldämpfers sagt Nennstiel, die Waffe sei sowohl mit als auch ohne Schalldämpfer laut. Über den Daumen gepeilt seien 6 dB etwa eine Halbierung des Schalldrucks. Trotzdem sei die Waffe auch mit Schalldämpfer sehr laut. Bei Straßenlärm sei das aber wieder anders, als wenn die Waffe z. B. hier in diesem Raum abgefeuert würde. Ein Richter fragt, mit welchen Munitionsfabrikaten die Vergleichsbeschüsse durchgeführt worden seien. Das könne er jetzt nicht sagen, so Nennstiel, aber man nehme in der Regel die Munition, die auch der Täter verwendet hat. Der Richter möchte zur Tatmunition weiter fragen, wird jedoch von Götzl unterbrochen, das sei der Bereich, mit dem sich der Sachverständige Pfoser beschäftigt habe. Auf Frage von OStain Greger sagt Nennstiel, dass die Bruni im Original eine “8mm Knall” sei, die zu einem nicht näher bezeichneten Zeitpunkt umgearbeitet worden sei durch Einsetzen eines anderen Laufes, Kaliber 6,35. RAin Schneiders fragt zur zweiten Abbildung der Power-Point-Präsentation, ob es ich bei der Schmetterlingsdarstellung um die selbe Größendarstellung handele. Das bestätigt Nennstiel. Möglicherweise irritiere Schneiders das Zündhütchen, der große Kreis. Das komme darauf an, wie die Patrone auf dem Stoßboden aufliegt, die eine liege etwas höher als die andere. Aber man vergleiche ja die Spuren an der Schnittkante. Auf Frage von RA Hösl, Verteidiger von Carsten S., sagt Nennstiel, es gebe bei der Ceska keine Anzeichen für irgendwelche Manipulationen. Die Einvernahme von Nennstiel wird unterbrochen.

Dann wird die bereits früher begonnene Einvernahme des Sachverständigen Pfoser fortgesetzt (siehe Protokoll zum 50. Verhandlungstag). Götzl sagt, es gehe ihm um die Untersuchung von Hülsen und Geschossen, die Spurenbewertung, die Munitionskennzeichnung und die Frage der Verwendung eines Schalldämpfers. Pfoser sagt, er habe beim letzten Mal versucht, kurz zu beschrieben, um welche Geschosse es sich handelt an den neun Tatorten Fall 1 bis Fall 9, nun wolle er das bildlich darstellen. Pfoser lässt Bilder zeigen, auf den Vergrößerungen teilweise deformierter Hülsen und Geschosse aus verschiedenen Perspektiven zu sehen sind. Er sagt, es seien insgesamt 4 Geschosse und 3 Hülsen Kaliber 6,35 gefunden worden und 26 Geschosse und 9 Hülsen Kaliber 7,65. Götzl sagt zu Pfoser, man benötige hier auch eine Zuordnung zu den jeweiligen Fällen, um die Ausführungen von Nennstiel über die Ziffern verstehen zu können. Pfoser sagt, er habe die bildlichen Darstellungen als Übersichtsaufnahme und mache dann die Zuordnung. Zu Aufnahmen eines Geschosses Kaliber 6,35 aus dem ersten Fall in Nürnberg sagt Pfoser, dabei handele es sich um eine Abformung des ursprünglichen Tatgeschosses, das verloren ging. Da sie aber Abformungen an verschiedene Stellen zum Abgleich mit deren Sammlungen verschickt hätten, so Pfoser, hätten sie noch Kopien des ursprünglichen Geschosses, das damit als Beweismittel erhalten geblieben sei.

Dann zeigt Pfoser weiter Aufnahmen von Geschossen und Hülsen der gefunden Tatmunition, beginnend mit “Fall 1″. Erst auf Nachfrage Götzls nennt Pfoser Sammlungsnummern. Pfoser erläutert, dass die Sammlungsnummern permanent eingraviert würden, damit es zu keinen Verwechslungen komme. Nachdem Pfoser erneut nur von “Fall 2″ spricht, fordert Götzl ihn ungehalten auf, die Sammlungsnummern zu nennen und den Fall genau bezeichnen. Bei “Fall 4″ sagt Pfoser, das sei der Fall in München. Götzl reagiert gereizt und sagt, in München gebe es zwei Fälle. Pfoser sagt, er habe das chronologisch aufgebaut. Das wisse er, erwidert Götzl, es gehe aber darum, dass das hier eingeführt werden müsse. Das müsse transparent und klar werden für die Verfahrensbeteiligten und auch für Presse und Zuhörer. Pfoser solle davon ausgehen, dass hier keiner etwas weiß und einfache Worte benutzen. Das Gerüst sei durch Nennstiel bereits vorgegeben, man wisse welche Waffen Nennstiel beschossen habe und dass Nennstiel die Munition mit den Waffennummern verglichen habe. Von Pfoser wolle man jetzt hören, was sich hinter den Nummern verbirgt. Pfoser geht dann über zu “Fall 5″ und nennt das Datum 25. Februar 2005 und den Ort Rostock. Bei einem Bild zu diesem Fall sagt Pfoser, hier fehle ein Mantelteil, das beim Verfeuern abgesplittert sei. Man werde sehen, dass dieses Geschoss beim Verfeuern eine Hülse getroffen hat und sich ein Geschosssplitter abgelöst habe. Das sei eines von mehreren Indizien, die drauf hindeuteten, dass die Tathülsen aufgefangen worden sind, denn es sei nicht vorstellbar, dass das Geschoss zufällig eine Hülse am Boden getroffen hat. Erst auf Nachfrage nennt Pfoser auch die entsprechende Sammlungsnummer. Pfoser geht weiter die einzelnen Fälle durch.

Dann fragt Götzl nach der Verwendung eines Schalldämpfers. Pfoser legt dar, dass er bei den Fällen in Dortmund und Kassel 2006 auf einem bestimmten “Zugeindruck” bei den Geschossen Aluminiumanhaftungen festgestellt habe. Er habe dann festgestellt, dass immer an diesem Zugeindruck 4 an der gleichen Stelle diese Anhaftungen aufgetreten seien. Das gehe zurück bis zum Fall in Rostock, wo das erste Mal Munition des Fabrikats Sellier & Bellot festgestellt worden sei. Das sei zum ersten Mal ein sachlicher Nachweis für die Verwendung eines Schalldämpfers gewesen. Außerdem sei es ein Indiz gewesen, dass es sich eher um ein Original handele. Denn bei selbst gebastelten Schalldämpfern touchiere das Geschoss nicht immer an derselben Stelle. Das Geschoss berühre, so Pfoser auf Nachfrage, eine bestimmte Lamelle oder einen bestimmten Bestandteil der Gasverwirbelungskammer des Schalldämpfers. Die Anhaftungen seien dann untersucht worden und es habe sich tatsächlich um Aluminium gehandelt, so dass man habe schließen können, dass zumindest innere Bestandteile des Schalldämpfers aus Aluminium gefertigt sein müssten. Vor dem fünften Fall gebe es, sagt Pfoser auf Nachfrage, keine objektiven Tatbestände, die auf die Verwendung eines Schalldämpfers schließen ließen. Da sei aber auch ein anderer Geschosstyp, ein anderes Fabrikat verwendet worden. Evtl. sei es deswegen nicht zu einem Touchieren gekommen, man könne also auch nicht ausschließen, dass ein Dämpfer verwendet wurde. Das Aluminium sei durch mechanische Reibung aufgetragen worden, Aluminium sei weicher als das Messing des vorbei streifenden Geschosses, sagt Pfoser auf Frage von Götzl. Es handele sich um hauchdünne Auftragungen. Götzl fragt, was man hinsichtlich des Umstandes sagen könne, ob der Schalldämpfer mal abgenommen wurde. Pfoser sagt, seine Theorie sei zuerst gewesen, dass die Anhaftungen durch Abnehmen des Dämpfers dann nicht mehr an derselben Stelle wären. Aber das Gewinde sei sauber gefertigt gewesen, es habe nicht durch festeres Drehen zu einem Überdrehen kommen können. Der Dämpfer habe jeweils im selben Bereich gestoppt, deswegen sei diese Theorie hinfällig. Beim Fall des Geschädigten Kubaşık sei die Rede von Schmauchantragungen an eine Hülse, so Götzl. Er habe, so Pfoser, festgestellt, dass die Hülse nicht, wie zunächst angenommen, gerostet war, sondern extrem stark beschmaucht. Das habe seine These bestärkt, dass die Hülse in einer Tüte aufgefangen und mehrmals beschmaucht worden sein konnte, bevor sie durch eine Öffnung heraus gefallen oder, wie im Fall Rostock, heraus geschossen worden sei. Es folgt eine Pause bis 15.02 Uhr.

Danach fragt Nebenklagevertreter RA Narin, ob festgestellt werden konnte, ob an der verwendeten Munition Manipulationen vorgenommen worden sind, insbesondere an der Treibladung. Dafür habe es keine Anzeichen gegeben, so Pfoser. Dann fragt Wohllebens Verteidiger RA Klemke. Auf dessen Frage sagt Pfoser, nur die Projektile, bei denen auch visuell Anhaftungen festgestellt worden seien, seien dann auch chemisch untersucht worden. Die Munition aus den ersten vier Fällen sei nicht chemisch untersucht worden. Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders fragt, ob Waffen aus einer Serienfertigung auch ähnliche Individualspuren aufweisen. Man müsse zwischen Individualspuren und gruppenspezifischen Spuren unterscheiden, antwortet der Sachverständige, eine Identifizierung werde anhand von Individualspuren vorgenommen. Man wisse dann, dass es sich um einen bestimmten einzigartigen Waffenlauf handele: “Wenn ich von einer Identifizierung spreche, dann hab ich diese Waffe als Spurenverursacherin identifiziert und es kommt keine andere in Frage.” Schneiders fragt, wie viele Individualspuren vorhanden sein müssen, um eine bestimmte Waffe wirklich identifizieren zu können. Pfoser sagt, es gebe auf Erfahrung begründete Bewertungsstufen. Diese reichten von “Indifferent”, wo es weder Nachweis noch Ausschluss gebe, über “Wahrscheinlich Ja” zu “Ja”. Bei “Ja” müsse es ausreichend Individualspuren geben, die einen Nachweis rechtfertigen. Auf der anderen Seite gebe es “Wahrscheinlich Nein”, wenn eher Unterschiede vorhanden seien und “Nein”, wenn unterschiedliche Gruppenmerkmale vorlägen. Schneiders fragt, ob bei Serienfertigung von Läufen aus gleichartigem Metall, die Individualkennzeichen ähnlich sind oder was da die charakteristischen Punkte sind. Pfoser erläutert die Fertigung eines Waffenlaufs. Individualspuren entstünden schon beim Bohren des Laufs, dann beim Polieren und Glätten sowie beim Erzeugen des Dralls, bei dem die “Felder” und “Züge”, d.h. die Stege und Vertiefungen im Laufinneren entstünden. Weitere Individualspuren entstünden beim Einfräsen des Patronenlagers und beim Bearbeiten der Mündung. Auch wenn man zwei Läufe direkt hintereinander fertige, würden sich die Läufe in den Individualspuren voneinander unterscheiden. Systemmerkmale wären dagegen, dass die beiden Läufe gleiche gruppenspezifische Merkmale haben, wie z.B. 6 Felder Rechtsdrall und Felderbreiten von 1,3 mm. Das seien Gruppenmerkmale und habe man etwa 6 Felder Linksdrall, dann sei das ein Ausschluss anhand von Gruppenmerkmalen. Bei einer Identifizierung könne man anhand der Individualmerkmale darauf schließen, dass die Spur einzigartig ist. Auf Wunsch von Schneiders wird eine rasterelektronenmikroskopische Aufnahme gezeigt, bei der von unten nach oben Spuren von Munition aus den neun Fällen zu sehen sind und ganz unten eine Spur aus einem Vergleichsbeschuss, die Pfoser erläutert. Schneiders sagt, es seien ja doch auch signifikante Abweichungen zu sehen. Diese seien erklärbar durch unterschiedliche Materialien und unterschiedliche Verhältnisse von Schuss zu Schuss, so Pfoser. Bei der Spurensuche versuche man auch, Widersprüche zu finden und dann zu klären, ob es sich um einen echte Widerspruch handelt oder es im Rahmen der Variationen zu erklären ist. In der Übersicht sehe man, dass die Spuren nach oben hin sich verschlechtern. Zu Beginn seien die Spuren besser gewesen, denn das Geschossmaterial sei weicher gewesen. Ab dem Fall 5 in Rostock habe man Messingmantelgeschosse, die einen höheren Zinkanteil hätten. Da sehe man, dass auch das Material eine Rolle spielt, nicht nur der Durchmesser. Auch ein zylindrischer Körper habe in sich Toleranzen, manchmal habe man Berührungen, manchmal nicht. Das erkläre, warum es von Schuss zu Schuss bei dem gleichen Fabrikat auch Variationen gebe: “Das ist kein Widerspruch - im Gegenteil.” Das sei außerdem ein Auszug und wenn man noch weitere Feldereindrücke sehe, habe man so viele Übereinstimmungen, die einen sicheren Eindruck erlaubten. Schneiders fragt, wie viele das denn seien. Pfoser erläutert ein empirisches Experiment: Wenn man Schmirgelpapier nehme mit einer bestimmten, individuellen Körnung und zweidimensional auf einem Fotonegativ einen Kratzer produziere, habe man eine Reihe von Parallelspuren. Wenn man jetzt das Papier horizontal abschneide, dann sehe es so aus wie hier, es stimme nicht überein, aber man sehe, dass dieses Streifenmuster nur an einer Stelle von unten nach oben sich fortsetzt. Aber auch das Korn nutze sich ab. Zumeist habe man ein Muster über die ganze Fläche, das an einer einzigen Stelle übereinstimmt. Wenn man das abschneide und eine Übereinstimmung an anderer Stelle suche, werde man das nie schaffen. Man habe das in Experimenten oft versucht. Bei tausenden Experimenten sei es nie zu mehr als drei, fünf oder sechs Übereinstimmungen bzw. Pseudoübereinstimmungen gekommen. Der Rest sei widersprüchlich gewesen. Dieses Muster hier habe, so Pfoser weiter, bei weitem mehr als sechs Übereinstimmungen, es gehe aber nicht nur um die Übereinstimmung einer Spur allein, sondern auch um die Höhen und Breite. Und das sei ein wichtiges Kriterium, das für die Zuordnung auch ausreiche. Schneiders fragt, ob sie richtig verstanden habe, dass beim Fall Kassel aufgrund der Abnutzung weniger Spuren zu sehen seien als beim ersten. Pfoser sagt, es gehe nicht nur um Abnutzung, es gebe auch andere Einflüsse wie die Munition. Er wiederholt, dass es trotzdem ausreiche für eine Zuordnung.

Dann fragt Zschäpes Verteidiger RA Heer zur Abformung, die von einem Projektil angefertigt wurde. Pfoser erklärt, das solche Abformungen angefertigt werden, um internationale Ringversuche mit anderen Laboren durchführen zu können. Dazu würden nicht die Originale versendet, sondern eben Abformungen. Heer fragt nach der Methode der Abformung, die Pfoser, unterbrochen von Nachfragen Heers, versucht zu erläutern. Pfoser sagt dann, er fertige die Abformungen nicht selbst an, er wisse aber, dass die Spuren völlig reproduziert werden und dieses Geschoss noch alle Spuren trägt wie das Originalgeschoss. Es werden auf Wunsch Heers Spurenaufnahmen von dem Geschoss gezeigt, das nur noch als Abformung vorliegt. Hier habe man, so Pfoser, weitgehende Übereinstimmungen, also den Nachweis, dass beide Geschosse aus dem selben Lauf verfeuert worden sind. Heer fragt, ob Pfoser anhand der Bilder darlegen könne, welche Kriterien erfüllt sein müssen. Pfoser sagt, er habe es am Modell der Schmirgelleinen dargestellt, mit denen das Rohr geglättet wird, und da sei es in tausenden Experimenten zu maximal fünf oder sechs Pseudoübereinstimmungen gekommen. Hier habe man wesentlich mehr Übereinstimmungen, diese Grenze sei hier bei weitem übertroffen. Was auch eine große Rolle spiele, sei die Erfahrung. Diese Übereinstimmungen zeigten mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, dass es sich um ein und denselben Waffenlauf handelt, so Pfoser: “Um nicht zu sagen, ich bin mir sicher.” Heer fragt, von welchen der hier relevanten Geschosse sonst noch Abformungen gemacht worden seien. Pfoser nennt zuerst Labore, an die Abformungen gesendet werden, dann sagt er auf Nachfrage, er könne jetzt nicht sagen von welchen Geschossen Abformungen gemacht worden seien. Er halte das zwar für nicht relevant, könne es aber nachliefern.

RA Hösl sagt, Pfoser habe davon gesprochen, die Vermutung, dass ein Schalldämpfer verwendet wurde, läge an dem festgestellten Aluminium. Hösl fragt, ob das das allgemein gelte oder man das speziell für den vorliegenden Schalldämpfer machen könne. Dass Anhaftungen an den erhabenen Stellen gefunden wurden, nicht an den Vertiefungen, bedeute, so Pfoser, dass etwas außerhalb des Laufes stattgefunden habe. Dadurch, dass es immer wieder auftrat, habe man davon ausgehen können, dass es nicht beim Aufprall stattfand. Man nehme Aluminium für die inneren Lamellen und Kammern von Schalldämpfern, weil es leichter im Gewicht und bei der Bearbeitung ist. Auf die Frage sagt Pfoser, diese Anhaftungen seien kein Beweis, dass es sich um einen bestimmten Schalldämpfer handelt. Seine These sei zu Beginn gewesen, dass der Schalldämpfer vielleicht nie abgenommen worden ist, aber durch den guten Sitz des Gewindes könne es auch sein, dass er abgenommen wurde. Bei der Waffe Kaliber 6.35 habe er keine Hinweise auf die Verwendung eines Schalldämpfers gefunden, so Pfoser. Auf Frage des anderen Verteidigers von Carsten S., RA Pausch, verneint Pfoser, den Schalldämpfer darauf hin untersucht zu haben, ob er innen aus Aluminium gefertigt ist, die Identifizierung habe eine andere Stelle gemacht. Sie hätten das deswegen nicht gemacht, so Pfoser, weil sie es nicht mehr für relevant hielten. Wie erwähnt, sei das ja kein Nachweis, dass es sich bei dem Schalldämpfer um den Tat-Schalldämpfer handeln müsse. Pausch fragt, ob sich das Spurenbild einer Waffe auf einem Projektil durch diese starken thermischen Einwirkungen auf die Waffe verändere. Pfoser sagt, wenn sich das so gravierend verändert hätte, dann wäre eine Identifizierung nicht mehr möglich gewesen. Es sei offensichtlich nicht zu so hohen Temperaturen gekommen, dass sich die Spuren geändert hätten.

RA Klemke fragt, ob es eine Faustformel gebe, wieviele Übereinstimmungen es geben müsse, um zu sagen, dass man eine bestimmte Wertung vornimmt. Pfoser sagt, eine Faustformel für eine sichere Identifizierung sei, je mehr Spuren in Qualität und Quantität vorliegen, desto sicherer kann man sich sein. Nach weiteren Ausführungen Pfosers fragt Klemke, wieviele Übereinstimmungen man denn brauche. Pfoser sagt, er habe ja das praktische Beispiel mit den fünf Kratzern beim Schmirgelpapier gegeben. Wenn man mehr als fünf Übereinstimmungen habe, dann sei man auf der sicheren Seite. Ein generelles mathematisches Modell existiere nicht, das sei eine empirische Wissenschaft, die sich bewährt und bewiesen habe. Klemke fragt, ob also jeder Gutachter einen anderen Maßstab anlege. Pfoser erwidert, es gebe da keine so deutliche Kriterien wie z.B. bei Fingerabdrücken. Letztlich müssen man den Sachverständigen überlassen, ob es reicht oder nicht reicht. Die Spuren von Schusswaffen blieben außerdem im Leben einer Waffe nicht konstant. Da spiele die Erfahrung eine große Rolle. Klemke fragt wieder nach Kriterien und Pfoser sagt, man habe Vergleichsmikroskope, verschiedene bildgebende Verfahren und letztendlich müsse man aufgrund der Erfahrung und dem was an Übereinstimmung vorhanden ist, eine Entscheidung treffen können. Klemke fragt, ob ein “skrupelhafter” Gutachter vielleicht höhere Ansprüche stellen würde als jemand, der da lockerer mit umgeht. Pfoser sagt, das könne man durchaus so sehen, letztlich sei es subjektiv in der Bewertung. Es gebe aber gewisse Grenzen, wo jeder Gutachter, wie in diesem vorliegenden Fall, zum gleichen Schluss kommen müsse. Eine Minderung der Kriterien, wenn sich Teile der Geschosse nicht eignen, gebe es nicht, so Pfoser, wenn das Geschoss sehr stark deformiert ist, gebe es bspw. Schwierigkeiten mit Rundaufnahmen, aber man könne das mit Vergleichsmikroskopen immer noch untersuchen. Die Bewertung müsse man ohnehin vorher vornehmen. Das was er hier gezeigt habe anhand der Bebilderung sei nichts anders als eine Dokumentation, so Pfoser.

Auf Frage von RAin Schneiders, ob Vergleichsschüsse mit Schalldämpfer und ohne durchgeführt worden seien, sagt Pfoser, er habe das nicht durchgeführt. Schneiders fragt, ob Pfoser Vergleichsmunition mit und ohne Schalldämpfer vorgelegen habe. Pfoser sagt, er habe nur die Tatmunition gehabt. Für Vergleichsmunition und Identifizierung sei Nennstiel zuständig gewesen. Er habe im Wege des Vier-Augen-Prinzips eine Qualitätsüberprüfung der entsprechenden Gutachten vorgenommen, könne aber nicht mehr sagen, ob da mit oder ohne Schalldämpfer geschossen wurde. Seines Wissens nach sei das aber nicht durchgeführt worden, weil es ja nicht relevant sei für eine Zuordnung. Es sei ja kein Beweis, sondern nur eine Bestätigung, dass es der gleiche Schalldämpfer gewesen sein könnte, man könne aber anhand der Anhaftungen keinen Schalldämpfer identifizieren. André E.s Verteidiger Hedrich fragt, ob man ausgehend vom Lauf rückschließen könne, dass er von diesem oder jenen Werkzeug hergestellt wurde. Er glaube nicht, so Pfoser, dass man nachweisen könne, dass ein bestimmtes Werkzeug verwendet worden ist, auch wenn man es vorliegen habe. Sie hätten da keine hintereinander gefertigten Läufe zur Verfügung gehabt. Was sie wohl gehabt hätten seien Waffen von der Firma Luxik (siehe Protokoll zum 47. Verhandlungstag) zur Feststellung einer bestimmten Spur. Da hätten sie Gemeinsamkeiten feststellen können, aber nur in den gruppenspezifischen Merkmalen, z.B. bogenförmige Fräßpuren. Man könne nicht ein bestimmtes Werkzeug aus der Lauffertigung zuordnen. Man habe dann angenommen, dass die Waffen möglicherweise in einem engen Zeitraum gefertigt worden sind und das habe sich auch heraus gestellt. Denn die wieder sichtbar gemachte Waffennummer der Ceska sei nur fünf Nummern entfernt gewesen von der Musterwaffe, die sie im Laufe der Untersuchungen angekauft hätten, sagt Pfoser. Hedrich sagt, Pfoser habe davon gesprochen, dass sich die Spuren durch häufigen Gebrauch abschleifen und fragt, ob das bedeute, dass sich zwei Waffen aus der gleich Charge nach zehntausendfacher Verfeuerung beginnen anzugleichen. Bezogen auf das Laufinnere und wenn man von zehntausend Schüssen spreche, bedeute das, so Pfoser, dass kaum mehr Spuren vorhanden seien, das werde dann indifferent.

Auf Frage von RA Klemke sagt Pfoser, dass er das Gutachten von Nennstiel geprüft habe, es habe ihm schriftlich vorgelegen und die Spurenlage sei bildlich dokumentiert gewesen, er habe sich die Projektile aber auch persönlich angeschaut. Auf Frage von RAin Schneiders erklärt Pfoser, dass er die Aluminiumanhaftungen 2006 nach der Tat in Kassel festgestellt habe. RA Pausch fragt, ob es einen Erkenntnisgewinn bringe, wenn man mit dem Munitionsfabrikat der ersten vier Fälle Testschüsse mit Schalldämpfer macht im Hinblick auf Anhaftungen. Das bezweifle er, so Pfoser, weil es bestätigen würde, dass diese Munition keine Anhaftungen überträgt. Und wenn man doch Anhaftungen fände, so Pfoser, würde das ebenfalls nichts beweisen, weil man nicht wisse, was die Ursache war. Man habe ja nicht mehr dieselbe Munition im selben Lagerungszustand, wie sie zum Zeitpunkt der Tat verwendet worden ist, auch wenn man das gleiche Fabrikat habe. Andere Möglichkeiten für Alumuniumauftragungen außerhalb eines Schalldämpfers gebe es nicht, es müsse ein Gegenstand gewesen sein, der immer im gleichen Abstand war. Die Plausibilität sei nicht anders denkbar als durch einen Schalldämpfer. Eine Mündungsbremse wie bei anderen Waffen gebe es bei der Ceska 83 nicht. Es sei nur rein theoretisch, dass irgendjemand einen derartigen Vorsatz fabriziert. Auf Frage von Nebenklagevertreter RA Martinek sagt Pfoser, im konkreten Fall verändere das Gewinde des Schalldämpfers das Geschossbild nicht, weil das Gewinde nicht bis zur Bohrung in der Laufmündung reiche.

RAin Schneiders fragt, ob Pfoser mit der Auswertung von Waffen aus der “Birthler-Behörde” beteiligt war. Der Begriff “Bithler-Behörde” sage ihm nichts, so Pfoser, und spricht dann vom Luxik-Kontingent, das überprüft worden sei und von charakteristischen bogenförmigen Spuren. Nach einigen Ausführungen sagt Richter Götzl, er frage sich, ob die Antwort noch mit der Frage zusammen passe. Schneiders konkretisiert die Frage und sagt, es gehe um die Begutachtung von Ceska 83 aus Stasi-Bestand. Pfoser: “Ach, das meinen Sie.” Die würden sich deutlich unterscheiden, so Pfoser, da habe man diese Vertikalspuren. Daher könne man die ausschließen als Tatwaffen. Er könne sich an eine Waffe erinnern, die sei aber bezüglich der Waffennummern völlig außerhalb von diesen ca. 30 aufeinander folgenden Seriennummern.

Götzl entlässt Pfoser und sagt, dass der Sachverständige Nennstiel noch zur Verfügung stehe. Der Verhandlungstag endet um 16.57 Uhr.

Das Weblog “NSU-Nebenklage” schreibt zur Einvernahme von Leopold Pfoser: “Leider war er im Gericht nicht in der Lage, seine Untersuchungen und die Ergebnisse nachvollziehbar darzustellen, und schuf dadurch selbst Zweifel an seinem Ergebnis. Dabei ging es bei seinem Bericht - nach dem eindeutigen Gutachtens des ersten Sachverständigen Nennstiel - eigentlich nur noch darum, welche der von ihm untersuchten Geschosse - die ja für die später durchgeführten Untersuchungen als Vergleichsstücke verwandt wurden - von welchem Tatort stammten. Unter Umständen wird man sich die Gutachten also nochmals von einem Gutachter erklären lassen müssen, der auch eine gewisse Performance hat. Sollte die Verteidigung Wohlleben den verunglückten Bericht nutzen wollen, um Zweifel an Wohllebens Schuld zu behaupten, wird sie damit aber nicht durchdringen - das eindeutige Gutachten Nennstiels und die ebenso überzeugenden schriftliche Gutachten Pfosers zeigen, dass die von Wohlleben und S. beschaffte Ceska 83 die Waffe war, die für neun Morde des NSU verwendet wurde.”


Protokoll 84. Verhandlungstag - 5. Februar 2014

Zum zweiten mal musste André Kapke heute in München aussagen und er wird auch noch ein drittes mal anreisen müssen. Erneut wollte sich der Zeuge an nichts relevantes mehr erinnern können, alles sei 15 Jahre her. Nach Richter Götzl befragte die Bundesanwaltschaft den Zeugen, aber konnte ihn auch nicht zum Reden bewegen. Am Mittag stellte die Verteidigung von Zschäpe einen Befangenheitsantrag, da ein beisitzender Richter einen Ordner mit „HV NSU“ beschriftet hatte und dies eine Vorverurteilung sei. Nach kurzer Unterbrechung wurde der Antrag aber zurückgestellt und die Verhandlung fortgesetzt.

Zeuge:

	André Kapke (Aktivist des Thüringer Heimatschutzes, unterstützte 1998 die Abgetauchten)




Einziger Zeuge des Tages ist zum zweiten Mal André Kapke, der mit seinem Zeugenbeistand Rechtsanwalt Dirk Waldschmidt erscheint (siehe Protokoll 59. Verhandlungstag). Richter Götzl fordert ihn auf, zum Thema Flucht von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe im Januar 1998 zu berichten. An dem Morgen, wo die Hausdurchsuchung gewesen sei, so der Zeuge, habe Böhnhardt ihn angerufen und gesagt, dass er eine Hausdurchsuchung habe. Weil er nur 200-300 Meter davon entfernt gewohnt habe, sei er hingegangen. Böhnhardt habe ihm gesagt, dass er sich entfernen wolle mit dem Auto. Dazu, wie das konkret abgelaufen sei, dass die sich abgesetzt hätten, könne er gar nichts sagen, habe er keine Erinnerung. Er sei nur kurz hingelaufen und habe mit ihm geredet, entweder vor oder hinter diesem Wohnblock, das wisse er nicht mehr genau. Götzl fragt, ob Böhnhardt auch etwas zu den anderen beiden gesagt habe. Das wisse er nicht mehr, so Kapke. Und sinngemäß, hakt Götzl nach. Er könne sich nicht entsinnen. Böhnhardt habe gesagt, sowie er Zeit habe oder sowie die Möglichkeit bestehe, würde er losfahren.

Was der Zeuge dazu gesagt habe, will Götzl wissen. Keine Ahnung, das könne er ihm nicht mehr sagen. Er habe nicht damit gerechnet, dass die sich wirklich über kurz oder lang absetzen würden. Er habe nur gewusst, dass bei Böhnhardt eine Hausdurchsuchung gewesen sei. Normalerweise sei dann bei ihnen allen Hausdurchsuchung gewesen, diesmal jedoch nicht bei ihm selbst. Wenn ein Freund Hausdurchsuchung gehabt habe, was damals nicht gerade selten vorgekommen sei, sei das eine Interessensache gewesen, man sei sich schließlich freundschaftlich verbunden gewesen. Er habe er sich gewundert, dass er diesmal keine gehabt habe, normal seien sie immer alle durchsucht worden. Eine Hausdurchsuchung sei gewisse Form der Repression, davon sei man auch betroffen, das sei eine gemeinschaftliche Betroffenheit. Was denn der Grund der Hausdurchsuchung gewesen sei, wenn man davon betroffen gewesen sei, hakt Götzl nach. Es habe nie etwas zur Folge gehabt, es gebe keine Verurteilung, erwidert der Zeuge. Das sei nur substanzloses Drangsalieren gewesen, da sei es manchmal ganz dienlich gewesen, als Zeuge anwesend zu sein, das sei nicht immer sehr nett abgelaufen. Warum er sich dann nicht bei der Polizei als Zeuge gemeldet habe, will Götzl wissen. Nein, seiner Meinung nach sei er auch nicht nach oben gegangen, er sei er vor oder hinter dem Haus gewesen, könne sich aber nicht mal mehr an die Uhrzeit erinnern. Der Uhrzeit komme gar keine Bedeutung zu, herrscht Götzl den Zeugen an, sondern was besprochen worden sei. Auch wenn er das noch zehn mal mache, so der Zeuge, das könne er ihm nicht sagen.

Die klängen schon wie ausgestanzt, seine Sätze, gibt Götzl seiner Ungeduld Ausdruck. Er könne ihm noch mehr vorformulieren und er läse das dann vor, erwidert der Zeuge. Götzl fragt, wie jetzt die Situation vor Ort gewesen sei, ob er etwa mit Böhnhardt allein geredet habe. Ja, nach seiner Erinnerung habe er nur kurz mit ihm alleine geredet, sagt Kapke. Polizisten seien bei der Garage gestanden. Er wisse nicht, wie lang sie geredet hätten, paar Minuten. Götzl insistiert, er habe nur einen Satz bisher mitgeteilt, dass er bei nächster Gelegenheit wegfahren werde: das sei kaum ein Gespräch. Er könne es nicht ändern, so der Zeuge, er könne sich nur daran erinnern, was solle er denn machen. Das sei ja auch nicht gerade gestern gewesen.

Er wolle noch einmal zur Ausgangsfrage zurück, sagt Götzl: Wie er von der Flucht erfahren habe. Das könne er ihm gar nicht genau sagen, er wisse es nicht, wirklich nicht. Aus der Erinnerung: klar, die seien irgendwann weg gewesen - sonst nichts. „Nehmen sie’s mir nicht übel, aber da fehlt mir einiges, kann’s nicht ändern“, sagt der Zeuge. Götzl hält dem Zeugen aus seiner Vernehmung vom 25.11.2011 beim BKA vor: Auf die Frage nach Kontakt zum Trio habe er geantwortet: „Dazu möchte ich jetzt nichts sagen. Kann nur sagen, dass ich ab 98 keinen Kontakt mehr zu den Dreien hatte.“ Das stimme nicht mit seiner heutiger Aussage überein, sagt Götzl fragend. Es sei nicht falsch, fängt der Zeuge an. Hier flüstert RA Waldschmidt seinem Mandanten etwas zu, was Götzl missbilligend kommentiert. Der Zeuge weiter: Er habe ja keine Falschaussage beim BKA gemacht, er habe tatsächlich ab Mitte 98 keinen Kontakt mehr zu ihnen gehabt. Laut der Aussage hier habe er doch noch 2000 Kontakt gehabt, insistiert Götzl. Der Zeuge verneint das.

Wie es nach der Haussuchung zum Kontakt mit Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gekommen sei, fragt Götzl weiter. Kapke antwortet, das könne er ihm nicht sagen, er habe da kein konkretes Bild, keine konkreten Abläufe im Kopf, sei halt so gewesen, und gut: „Kann’s nicht ändern“. Auch wann denn der erste Kontakt danach stattgefunden könne er nicht sagen, das sei unklar, das wisse er nicht. Sie hätten Telefonzellen genutzt, Infoketten. Aber er könne nichts Genaues sagen. Es könne sein, dass der Uwe [Böhnhardt] zu ihm im Weggehen gesagt habe, er solle mal am soundsovielten da bei der Zelle sein. Die Telefonzellen, die sie regelmäßig gebraucht hätten, die könne er ihm schon sagen. Es habe keine genaue Kette gegeben. Wie er erfahren habe, dass alle drei untergetaucht seien, fragt Götzl weiter. Kapke erwidert, ob ihm Ralf [Wohlleben] das erzählt habe oder wie, wisse er nicht. Was der nächste Kontakt gewesen sei, will Götzl wissen. Ein detailliertes Ereignis könne er ihm nicht sagen, den Ablauf habe er nicht. Das sei nicht plausibel, kommentiert Götzl. Plausibel hin, plausibel her, erwidert Kapke lachend.

Ob jemand mal auf ihn zugekommen sei und übers Untertauchen geredet habe, fragt Götzl weiter. Das könne schon sein, sei wahrscheinlich, sagt der Zeuge, aber er erinnere sich an nichts konkretes. Dass es Thema gewesen sei, sei logisch, es habe ja auch groß in den Medien gestanden. Ob über Unterstützung, Unterschlupf, Flucht ins Ausland geredet worden sei, hakt Götzl nach. Er habe sich keine konkreten Gedanken gemacht, erwidert der Zeuge. Er habe zu keinem Zeitpunkt gewusst, wo die waren. Er habe keinen Ort in Erinnerung, hätte es auch gar nicht wissen wollen. Es habe ihn nicht interessiert - na ja, interessiert schon, aber… Götzl insistiert, dass es selbstverständlich gewesen sei, den Freunden etwa bei einer Haussuchung zu Hilfe zu eilen, widerspricht dem doch. Kapke sagt, ob Wohnung und Unterkunft in Deutschland Thema gewesen seien, wisse er nicht, für ihn sei es kein Thema gewesen.

Ob er Thomas Ro. kenne, fragt Götzl. Wisse er nicht, so Kapke. Ob er in Chemnitz in der Friedrich-Viertel-Straße mal in einer Wohnung gewesen sei? In einer Wohnung, fragt der Zeuge zurück, nicht dass er wüsste. Ob er Max-Florian Bu. kenne, fragt Götzl. Vom Namen her nicht, sagt der Zeuge. Ob er mal in der Limbacherstraße in Chemnitz gewesen sei. Er sei meist auf Konzerten oder in einem Laden gewesen, aber in Wohnungen eher nicht, antwortet Kapke. Ob er Carsten Ri. kenne, fragt Götzl. Sage ihm jetzt nichts, so der Zeuge. Ob er in der Altchemnitzerstraße gewesen sei? In einer Wohnung sei er in Chemnitz nicht gewesen: da sei er sich relativ sicher. Und er neige nicht zu so exzessivem Saufen, dass er das alles vergessen würde. Er sei auf Konzerten oder mal in Gartenkneipen gewesen, aber nicht in Wohnungen. Ob er 1998 mal Geld überbracht habe, fragt Götzl. Könne er ihm nicht sagen, so Kapke. Ob er mal Geld bei Frau Böhnhardt abgeholt habe, fragt Götzl weiter. Er habe keine Erinnerung daran, sagt Kapke.

Götzl hält die Aussage von Uwes Vater Jürgen Böhnhardts vor (siehe Protokoll 78. Verhandlungstag): André Kapke habe bei einer Gelegenheit 500 Mark abgeholt. Er könne sich nicht erinnern, dass er mit Frau Böhnhardt überhaupt Kontakt gehabt habe, so Kapke.  Götzl fragt nach dem System der Telefonzellen. Meistens habe man bei einem Gespräch das nächste vereinbart, erklärt der Zeuge. Auch im Vorfeld von Veranstaltungen sei das so gewesen, es sei dann klar gewesen, dass der eine den und den Punkt mache und der andere da und da sei, das sei nicht so kompliziert gewesen. Außerdem hätten sie eine Dechiffrier-Tabelle gehabt, um mit dem Handy solche Daten zu verschicken. Das sei so lange her. Götzl fragt wie der Zeuge darauf komme, 2 bis 5 Mal Kontakt mit den Untergetauchten gehabt zu habe. Er könne nur wiederholen, so Kapke, dass er das nicht sagen könne: „Da gab’s mal Kontakt und dann war da Schluss: Kann’s nicht genau sagen.“ Warum er eigentlich das Zusammentreffen mit Uwe Böhnhardt nicht vorher geschildert habe, insistiert Götzl. Das wisse er gar nicht, erwidert Kapke. Werde er denn alle Umstände erst erfahren, wenn er frage, spitzt Götzl zu. Nein, erwidert der Zeuge, es sei ihm einfach nicht so präsent gewesen. Es ergäben sich immer mal so Sachen, man lese etwas und dann komme einem wieder was ins Gedächtnis. Etwa wenn man den Schäfer-Bericht gelesen habe, dann wisse man nicht mehr genau, wo die Erinnerung herkomme. Er könne nur sagen, es habe vielleicht 5 Telefonate gegeben. Und die Inhalt der Telefonate, fragt Götzl. Das könne er ihm nicht sagen, vielleicht sei es aus der Logik heraus um Südafrika gegangen, aber er habe keine konkrete Erinnerung.

Dann fragt Götzl, es gehe noch mal um das Thema Pässe, mit wem er gesprochen habe. Der Zeuge sagt, das könne er beim besten Willen nicht sagen, er nehme mal an, dass es die Uwes gewesen seien. Götzl fragt nach Details: Für wen er die Pässe denn besorgen sollte. Na, für die drei, antwortet Kapke. Und wie das mit den Lichtbildern gewesen sei, fragt Götzl weiter. Irgendwann seien Lichtbilder gekommen, am Anfang seien keine da gewesen, aber wie das genau zustande gekommen sei, könne er nicht sagen. Er habe versucht darüber nachzudenken, aber nur die groben Abläufe, keine Details gefunden. Zur Weitergabe der Passbilder sei es ja nicht mehr gekommen, sagt Kapke. Beim ersten Anlauf, da habe das ja komplett gemacht werden sollen, aber da seien keine Bilder drin gewesen. Ob die Namen Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe enthalten gewesen seien oder nicht, hakt Götzl nach. Es habe diesen Typen gegeben, der ihm genannt worden sei, schildert der Zeuge. Das erste Treffen sei nur zur Besprechung gewesen, beim nächsten Termin hätten die Dokumente übergeben werden sollen und dann die Lichtbilder. Die Namen hätten telefonisch durchgegeben werden sollen. Zum zeitlichen Ablauf könne er nichts sagen. Der Preis pro Stück habe 1000 Mark betragen, aber das wisse er nicht mehr genau, er habe den für die Rohpässe runtergehandelt. Wie er die Pässe bestellt habe, fragt Götzl. Beim ersten Gespräch, so der Zeuge, da sollte das nur grob abklopft werden. Da seien noch keine Namen im Gespräch gewesen, glaube er. Er wisse nicht, ob es schon konkret um eine Summe gegangen sei. Sie seien dann eine Telefonzelle suchen gegangen und hätten einen Termin vereinbart zum Telefonieren. Ob er zwei oder drei mal mit dem Mann telefoniert habe, könne er nicht mehr sagen, so Kapke. Es habe dann ein zweites Treffen zur Lichtbildübergabe gegeben. Der Mann habe aber gesagt, dass es nicht gehe, er müsse weg und habe ihm nur die Blanko-Pässe gegeben.

Götzl fragt nach den Dokumenten ohne Inhalt, wieso sei er bereit gewesen, einen erheblichen Betrag für die Sache zu bezahlen, die er so ja angeblich nicht gewollt habe. Na gut, dann habe man wenigstens das, es werd sich schon jemand finden, der die Pässe fertigstelle, so Kapke: „Lieber den Spatz in der Hand als die Taube auf’m Dach!“ Götzl umkreist das Szenario: da seien welche im Untergrund, man müsse sich Gedanken machen, wovon sie lebten, wo sie sich aufhielten, wie es mit ihnen weitergehen solle etc. Wer habe sich um andere Dinge gekümmert, fragt Götzl. Er habe sicher mit Ralf drüber geredet, mit Brandt auch, aber Genaues könne er ihm nicht sagen, so Kapke. Auf Nachfrage sagt er, definitiv mit Tino Brandt darüber geredet zu haben, der habe den Typen ja vermittelt. Er wisse aber auch gar nicht, welche Gespräche geführt worden seien. Ob er den Untergetauchten außer Geld auch andere Gegenstände habe zukommen lassen, z.B. Kleidung, fragt Götzl weiter. Daran habe er keine Erinnerung, sagt Kapke, „Ich hab da nix!“ Welche engsten Freunde er denn damals gehabt habe, insistiert Götzl. Der Zeuge antwortet, das habe er doch gesagt, er habe mit Ralf und Tino drüber geredet. Aber heute, da würde ihm nur einer einfallen, aber der sei ja momentan verhindert [blickt zu Wohlleben und lacht].

Götzl will an dieser Stelle eine Pause einlegen, es meldet sich jedoch Zschäpe-Verteidiger RA Heer zu Wort und bittet um eine etwas längere Unterbrechung, um seine Mandantin über einen Umstand zu informieren, der ihm erst zu Beginn der Verhandlung aufgefallen sei. Götzl stimmt zu. Nach der Pause verkündet Heer, dass seine Mandantin einen Befangenheitsantrag zu stellen beabsichtige und deshalb um eine weitere Stunde Unterbrechung bitte. Götzl setzt deshalb schon jetzt die Mittagspause an und unterbricht.

Nach der langen Pause stellt RA Heer für seine Mandantin den Befangenheitsantrag gegen Richter Lang. Dieser habe den Sitzungssaal heute mit Akten unter dem Arm betreten, deren Rücken mit „HV NSU“ beschriftet gewesen seien, was einer Vorverurteilung seiner Mandantin als Mitglied des sogenannten NSU vorverurteile. In der Beschriftung des Aktenordners dokumentiere sich - wie überhaupt in der Öffentlichkeit - fehlende Unvoreingenommenheit gegenüber seiner Mandantin. Ob seine Mandantin konstituierendes Mitglied des NSU gewesen sei, sei ja erst Gegenstand der Verhandlung. Wenn ein Mitglied des erkennenden Senats dies als bereits erwiesen erachte, sei dies ein bemerkenswerter Vorgang, der für sich spreche. Normalerweise trügen Akten den Namen der Angeklagten und ein Aktenzeichen. Derselbe Vorwurf sei schon einmal gegenüber dem beisitzenden Richter Kuchenbauer erhoben worden, als er in einem offiziellen Schreiben des Senats von der „besonderen Schwierigkeiten des Tatnachweises“ sprach und damit ebenfalls das Ergebnis des Verfahrens vorwegnahm (siehe Protokoll vom 35. Verhandlungstag). Es gebe eine massive Vorverurteilung seiner Mandantin in der Öffentlichkeit und von behördlicher Seite. Das Gericht habe im Beschluss zur Ablehnung des Richters Kuchenbauer erklärt, es habe bisher standhaft und unabhängig agiert (siehe Protokoll vom 36. Verhandlungstag). Das sei nun nicht mehr gegeben, so Heer. Sie verlangten eine dienstliche Äußerung des Richters und dass der Mandantin die Richter namhaft gemacht würden, um den einwandfreien Anlauf des Verfahrens zu prüfen.

Über ihre Verteidigungen schließen sich die Angeklagten Wohlleben und E. dem Antrag an. Auf kritische Nachfrage Götzls erklärt einer der Anwälte E.s, er habe E. in der Pause darüber informiert und er schließe sich ebenfalls an. Die BAW sagt nur kurz, dass die Hauptverhandlung fortzusetzen sei, eine Stellungnahme der BAW komme. RA Reinicke moniert im Antrag sei die Unverzüglichkeit nicht hinreichend begründet, und fragt, ob die Angeklagte nicht zur Kenntnis genommen habe, dass hinter dem Senat in den Regalen ungefähr 600 Ordner mit der Aufschrift NSU auf dem Rücken stünden. Es sei nicht hinreichend geltend gemacht, was Frau Zschäpe nun eigentlich gesehen habe und drauf komme es an. Götzl verfügt eine weitere 30-minütige Unterbrechung.

Um etwa 13:45 Uhr erklärt Vertreterin des GBA Greger, dass das Ablehnungsgesuch als unbegründet zurückzuweisen sei, denn dass ein Richter einen Ordner mit der Aufschrift „HV NSU“ unter dem Arm trage, sei kein Anlass an eine Unvoreingenommenheit zu denken. Es gehe in dem Verfahren schließlich um die Gründung und die Taten vom NSU. Eine verkürzte Beschreibung des Prozessgegenstandes sei mithin keine Vorverurteilung. Dann erklärt der Senat: Der Beschluss werde zurückgestellt der Prozess fortgesetzt. Zunächst werde die Stellungnahme des abgelehnten Richters Lang eingeholt und die Möglichkeit der Stellungnahme dazu gegeben. Die Fortsetzung sei wegen des Beschleunigungsgebotes geboten. RA Heer beanstandet dies und fordert einen Gerichtsbeschluss, da die Voraussetzung für eine Fortsetzung der Hauptverhandlung nicht gegeben sei. Dem schließt sich RA Klemke an. Nach einer weiteren Unterbrechung ein Beschluss des Senats: Die Verfügung auf Zurückstellung werde bestätigt, es lägen keine Ermessensfehler vor, erst werde die dienstliche Stellungnahme des betroffenen Richters eingeholt, ein Weiterverhandeln sei sachgerecht.

Dann wird die Vernehmung des Zeugen Kapke fortgesetzt. Götzl fordert den Zeugen auf, von einer Art Zeitung, die er zu seinem Geburtstag bekommen, zu erzählen. Er glaube, das sei 1998 zum seinem Geburtstag gewesen oder kurz danach, da er ja am Geburtstag selbst in Südafrika gewesen sei, erzählt Kapke. Wie er die bekommen habe, ob er sie auf seinem Tisch gefunden habe, wisse er nicht. Auf Fragen von Götzl sagt der Zeuge, er nehme an sie von der Frau [Jana] Ap. bekommen zu haben, er gehe davon aus, dass die von Jana Ap. und Ralf Wohlleben gemacht worden sei. Was denn der Inhalt dieser Blätter gewesen sei, so Götzl weiter. Alles mögliche, sagt der Zeuge, das könne er ihm nicht sagen, eine sarkastische, ironisch gemachte Geburtstagszeitung halt. Und er habe an den Inhalt gar keine Erinnerung, fragt Götzl ungläubig. Ja, doch schon, aber nicht konkret, so Kapke. Da seien so eine Art von Lebensläufen drin gewesen, keine Ahnung, satirisch überspitzte Geschichten halt. Ob denn Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt darin eine Rolle gespielt hätten, konkretisiert Götzl. Das bejaht der Zeuge, „mit Sicherheit, der ganze damalige Freundeskreis“. Götzl: „Und Frau Zschäpe auch?“ Ja, sagt Kapke, er glaube schon, könne es aber nicht hundertprozentig sagen. Ob er denn auch selber darin vorkomme, fragt Götzl. Ja, sagt der Zeuge, aber in welchem Zusammenhang könne er genau nicht mehr sagen, er habe sie sich nicht dauernd permanent angeschaut. Ob er darüber mit Jana Ap. gesprochen habe, fragt Götzl. „Nehmen’s Sie’s mir nicht übel“, sagt der Zeuge, er könne es nicht sagen, es sei 15 Jahre her. Er habe sie immerhin aufgehoben, weil sie einen Stellenwert für ihn gehabt habe. Götzl fragt nach diesem Stellenwert. Ja den, so der Zeuge, dass er sie aufhebe, sie sei bei seinen Büchern dabei. Ob Böhnhardt und Mundlos an der Erstellung beteiligt gewesen seien, fragt Götzl weiter. Da sei ihm nichts bekannt: „Nee!“.

Wann er denn aus Südafrika zurückgekommen sei, fragt Götzl. Am 24.8. habe er Geburtstag, könne aber nicht genau sagen, wann er genau zurückgekommen sei. Ob er sonstige Personen in Erinnerung habe im Kontext mit den Blättern, hakt Götzl nach. Der Zeuge überlegt: Ja Ralf, Holger G. noch, Tino Brandt, Jana, sonst wisse er jetzt nicht. Ob dabei von Mario Ralf die Rede gewesen sei, fragt Götzl weiter. Das könne schon sein, so der Zeuge, das sei wohl Br., mit dem er in Südafrika gewesen sei. Und ein Nico, so Götzl weiter. Nur „Nico“ sage ihm jetzt ehrlich gesagt nichts, sagt Kapke. Nico Me., hilft ihm Götzl auf die Sprünge. Me. sage ihm was, nicht aber „Nico Me.“ Ob er sonst zum Inhalt noch Erinnerungen habe, fragt Götzl, ob auch von Politikern die Rede gewesen sei. Ja, das stimme, da waren welche erwähnt, so Kapke. Aber im einzelnen wisse er es nicht mehr. Ob da Schröder war, fragt er sich selbst. Helmut Kohl sei auch mit dabei gewesen, aber nur in so einer Bildkollage, so Kapke. Und Ignatz Bubis, fragt Götzl ab. Ja, das könne sein. Da sei auch der Bürgermeister von Jena, glaube er, als Kommentar oder Kommentargeber, oder so. Götzl fragt noch einmal nach der Übergabe. Der Zeuge sagt, er wisse die Gelegenheit nicht mehr, es könne sein, dass die, als er zurückgekommen sei, als Willkommensgruß in der Wohnung gelegen habe, es sei sein 23. Geburtstag gewesen. Das Asservat, etwa DIN-A-3-Bögen mit Collagen und Text in Anmutung einer „Bild“-Satire, wird in Augenschein genommen. Götzl fragt, wann es bei ihm aufgefunden worden sei. Letztes Jahr, sagt Kapke. Dann wird die Collage an die Wände projiziert und verlesen: „Extraausgabe, Herausgegeben von Wolle und Jana“ [Der Angeklagte Wohlleben grinst.] Wer auf dem Bild zu sehen sei, fragt Götzl. Das sei er, sagt Kapke. Jana Ap. sei eine sehr gute Freundin von ihm gewesen, sagt der Zeuge. Auf weiteren Collagen-Blättern sind Bilder von Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe zu sehen.

Kapke erläutert die Bilder vorne an der Richterbank. Götzl fragt, worauf denn abgestellt worden sei bei Überschriften wie „Thüringer Bauern können wieder lachen. Kohlernte erfolgreich. Bäuerin U-Mundlos: ‘Da sind ekelhafte Mutanten dabei, die unangenehm riechen und fett und hässlich sind’“. Er habe das als Satire verstanden, relativ offensichtlich, erwidert der Zeuge. An weitere Anspielungen könne er sich nicht erinnern. Der nächste Bogen zeige ein Bild von Ralf Wohlleben, erläutert Kapke, das andere sei ein x-beliebiges Bild. Auf dem nächsten Bogen zwei Bildern von sich und wieder ein x-beliebiges, führt Kapke durch die Inaugenscheinnahme. Ebenso auf einem weiteren Bogen. Dann sind in einer Collage Bilder von Gerhard Schröder, Joschka Fischer, der Mona Lisa, Ignatz Bubis, Godzilla, Jenas damaligem Oberbürgermeister Prof. Röhlinger, Innenminister Dewes, Michel Friedman und vom Zeugen zu sehen. Unter der Überschrift „Die drei von der Tankstelle“ sind Holger G., Mundlos, Kapke und unten noch Brandt zu sehen. Auf einer Seite mit „Neue Staatsschutz-Einheit: SS-Babies“ ist ein Bild von Jana Ap. zu sehen. Unter stilisierten „Bekanntschafts-Anzeigen“ finden sich Abbildungen von Mundlos, Böhnhardt, Eb., Br. und anderen. Ein weiteres Blatt enthält eine „Verarsche“ (Kapke) des Verfassungsschutzes, es ist eine Wanze abgebildet. Bei der Überschrift „Scheiß auf ‘Carpe diem’“ sei es um ein gleichnamiges Zeitungsprojekt gegangen, das sei eine Anspielung darauf, erklärt der Zeuge. „Hurra, Hurra, André ist wieder da“ sei einfach ein Geburtstagsgruß an ihn, so Kapke. Der Zeuge setzt sich wieder.

Götzl hält Textpassagen von der Seite mit den „Anzeigen“ vor: „Uwe, 20, bin gerade full, verspreche aber Besserung, mit krankhaften Gesichtszuckungen, die auch auf dem Foto zu sehen sind, ich bin in einer Brauerei tätig. Chiffre 14/88“; „Uwe, 24, Sonnenbrillenfetischist, Kofferbauer, suche Lady, die mich dran hindert, ständig meine Koffer irgendwo zu vergessen. Chiffre 18/88“. Wie sei die Übergabe im Zeitraum nach seinem Geburtstag abgelaufen, fragt Götzl und ob die Reihenfolge von anderen festgelegt worden sei. Das sei für ihn nicht nachvollziehbar, aber der Richter könne doch auch nicht von ihm verlangen, dass er erkläre, was andere entschieden hätten, das ist doch Unfug, empört sich der Zeuge. Warum er seine Frage für Unfug halte, gibt Götzl zurück. Er könne doch nicht verlangen, dass er, der Zeuge erkläre, was andere so gemacht hätten. Zeugenbeistand RA Waldschmidt moniert, dass sein Mandant sich nur zu Tatsachen äußern könne. Er wisse es nicht, weil er die Zeitung ja nicht gemacht habe. Götzl patzt zurück, wenn er, Waldschmidt, etwas beizutragen habe, könnte man das später noch machen. Kapke beeilt sich zu erläutern, dass er felsenfest davon ausgehe, dass er das mit Frau Ap. durchgesprochen habe, mit der ich damals sehr eng gewesen sei, das sei sicher Gesprächsthema gewesen. Die Schrift sehe aus wie die von Frau Ap. Was das Wort Kofferbauer da zu bedeuten habe, will Götzl wissen. Das sei eine Persiflage auf diese Bombenattrappen-Geschichte, so Kapke. Götzl will wissen, wer was gemacht habe an den Blättern, Ap. und Wohlleben. Keine Ahnung, sagt der Zeuge, die Schrift könne er relativ eindeutig zuordnen. Man habe sich über die Persiflagen auch lustig gemacht über bestimmte Sachen. Das sei ein gängiges Mittel, Sachen zuzuspitzen: „Wir haben uns nicht allzu ernst genommen: wir konnten auch gut über uns selber ablachen.“

Götzl zitiert weiter aus der Geburtstagszeitung: „Topterrorist A. Kapke beim Ausspähen seiner Opfer“. Ja, wie gesagt, wiederholt Kapke, Satire. Götzl weiter: „…erfolgreich ausspioniert, als er gerade dabei war, den Ignatz Bubis zu fotografieren, der erste, den er brutal ermorden wollte.“ Kapke sagt dazu, die Darstellungen zu ihren Personen in der Öffentlichkeit und den Medien seien lächerlich überspitzt worden. Es habe gegenüber Bubis mal ein Gesprächsangebot in Jena gegeben, der da einen Vortrag gehalten habe und er, Kapke, habe angeboten, eine Gesprächsrunde mit Bubis zu zu machen. Er habe mit dessen Büro kommuniziert, es sei dann aber abgelehnt worden. Da hätten sie halt dann das eine oder andere Späßchen drüber gemacht, so der Zeuge. Götzl zitiert: „Neue Tankstelle für Gas am Ettersberg: Umfunktionierung der Gedenkstätte Buchenwald in eine Gastankstelle“. Ja, sagt der Zeuge, es habe damals den Plan gegeben, eine Tankstelle für Gas in der Nähe zu bauen, das sei dann wegen Protesten abgelehnt worden. Das glaube er zumindest, hoffe es, sagt der Zeuge. Was denn die Codes 88, 18 und 1488 zu bedeuten hätten in den Blättern, fragt Götzl. Sie hätten einfach mit diesen Klischees gespielt, sagt Kapke. Das mit den Symbolen geistere permanent durch die Medien, die ganze Zeitung sei eine Verarsche, mehr nicht. Götzl zitiert noch aus den Blättern eine Demonstration unter dem Motto: „Den Mitmenschen leben lassen“: „André Kapke, der wohl meistgehassteste Mensch. Es soll Feinde dieses widerwärtigen Nazis geben, die sich im THS sammeln und die Morde machen wollen: Bubis + Co Augen auf!“ Was das zu bedeuten hätte, will Götzl wissen. Das würde er so heute nicht mehr lesen wollen, sagt Kapke, das sei überspitzt, das sei einfach totale Überspitzung.

Wenn man sich die Themen anschaue, so Götzl, dränge sich die Frage nach Diskussionen über Gewaltanwendung auf. Natürlich, die habe es permanent gegeben, gesteht Kapke zu, solche Diskussionen über legitime Gewalt, man sei ja ständig von links angegriffen worden. Natürlich habe es in diesem Zusammenhang Diskussionen über Gewaltanwendung gegeben. An Diskussionen über „bewaffneten Kampf“ könne er sich nicht erinnern, das sei für ihn ohnehin nicht in Frage gekommen. Sicherlich habe es Leute gegeben, die gesagt hätten, dass man sich das nicht mehr gefallen lasse, da habe es Diskussionen über Gewaltanwendung gegeben und dass man Zellen bilden solle. Ob so etwas auch von Böhnhardt und Mundlos gekommen sei, hakt Götzl nach. Er erinnere sich nicht konkret, dass das da mal gesagt worden sei, dass man jetzt hier eine Zelle gründen müsse, meint der Zeuge. Es habe Diskussionen darüber gegeben, dass man sich nicht alles gefallen lassen könne, aber an solche über Zellenbildung könne er sich nicht erinnern, so Kapke. Götzl insistiert und wiederholt erneut das letzte Zitat über Bubis. Von ihrer Seite sei das gar nicht Thema gewesen, ihnen sei mehr nachgesagt worden. Man habe das dann eben überspitzt, erklärt der Zeuge: „Was soll ich ihnen sagen, das war Quatsch!“ Götzl will wissen, wer Kenntnis genommen habe von diesen Blättern, ob z.B. Holger G. dazu gehöre. Das wisse er nicht, die hätte jetzt 10 Jahre bei ihm in der Garage gelegen, erwidert Kapke. Ob er den Angeklagten André E. eigentlich kenne, fragt Götzl. Kapke verneint, er meine, dessen Bruder mal getroffen zu haben, aber ihn selber nicht.

Nach einer Pause kommt Götzl nochmals auf die Zahlencodes zurück. Die Medien hätten mit diesen Klischees gespielt und das habe man dann selber getan, erklärt Kapke, 88 solle für „Heil Hitler“ stehen, 18 für „Adolf Hitler“ und die 14 für die „14 Worte“. BAW-Vertreterin Greger fragt den Zeugen, ob ihm Mittwochsstammtische etwas sagten und wer daran teilgenommen habe. Ja, antwortet der, die habe es gegeben, das sei ein relativ großer Personenkreis gewesen aus Ost- und Südthüringen, der sich in Rudolstadt getroffen hätten. Greger will wissen, ob Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe daran teilgenommen hätten. Das bejaht der Zeuge, das sei wahrscheinlich. Warum das am Mittwoch stattgefunden habe, fragt Greger nach. Das sei die Mitte der Woche, mittwochs halt, gibt Kapke provozierend zurück. Auf die Frage, wer denn der Führer der Kameradschaft Jena (KJ) gewesen sei sagt Kapke, es habe keine Führer gegeben, man habe gemeinschaftlich entschieden, also Mundlos, Böhnhardt, Wohlleben, G. und er. Ob das eine Art Führungszirkel gewesen sei? Das sei halt der kleine Kreis, der dranbleibe, so Kapke.

Greger fragt weiter, ob er an der Ausspähung einer Polizeidienststelle dabei gewesen sei. Ja, gesteht Kapke ein, aber der Begriff „Ausspähen“ sei zu hoch gegriffen. Das Tor sei offen gestanden, dann seien sie (Mundlos, Böhnhardt und er) eben da reingegangen. Ob das im Januar 1997 gewesen sei, könne er ihr „beim besten Willen“ nicht sagen, so Kapke auf die Frage Gregers. Sie hätten vor dem Abtauchen Flugblätter verteilt, hält Greger vor und fragt ob diese auch gegen Ausländer gerichtet gewesen sei. Das seien tagespolitische Inhalte gewesen, windet sich Kapke, kritisch zur Ausländerproblematik, das ja. Was das bedeute, „kritisch mit Ausländern“, will Greger wissen. Kritisch eben, sagt Kapke etwas ungeduldig. Greger fragt weiter, ob man den Nationalsozialismus bewundert habe in der Kameradschaft Jena. „Was heißt bewundert“, erwidert Kapke, man habe sich ja zwangsläufig damit auseinandersetzen müssen. Wenn man sich pro-national betätigt habe, sei man sofort in diesen Topf geschmissen worden. Wie man sich mit Nationalsozialismus (NS) auseinandergesetzt habe, könne er sich „beim besten Willen“ nicht mehr erinnern, erwidert Kapke auf Frage Gregers. Ob das kritisch oder nicht kritisch gewesen sei, hakt sie nach. Kapke sagt, es gebe da so viele unterschiedliche Strömungen, die sich kritisch mit dem NS auseinandersetzten. Es gebe auch welche, die auch in Frage stellten, dass der Nationalsozialismus begrifflich tatsächlich ein Nationalsozialismus gewesen sei. Ob sich Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe daran beteiligt hätten, fragt Greger. Daran habe er keine konkreten Erinnerungen, es habe keinen Stammtisch in dem Sinne gegeben, nicht explizit, sagt der Zeuge. Der Vorsitzende Götzl fragt, was der Zeuge mit „explizit“ meine. Er habe einfach keine Erinnerung an Diskussionsrunden oder „wir machen jetzt ein Pamphlet fertig“. Man habe gegenseitig die Standpunkte abgewägt, er könne nicht konkret sagen, so und so sei das gewesen, sagt der Zeuge.

GBA-Vertreter Weingarten fragt den Zeugen nach dem Pogromly-Spiel, ob er mal gespielt habe. Ja, sagt Kapke, aber das sei ewig lange her. Welche Position zum historischen NS diesem Spiel denn seiner Meinung nach zu entnehmen sei, fragt Weingarten weiter. Das könne er konkret nicht beantworten, sagt der Zeuge, es sei schon eine Form, da würde schon die schlechteren Seiten des Dritten Reiches verherrlicht. Weingarten: Die schlechteren Seiten, ob er das so verstehen dürfe, dass Spiel eine Realkritik am Dritten Reich enthalte und ob die paraindustrielle Vernichtung von Juden thematisiert werde. Na ja, die Bahnhöfe seien durch Konzentrationslager ersetzt im Spiel, gesteht Kapke ein. Von wem das Spiel produziert worden sei, will Weingarten wissen. Er nehme schon an, die Drei, vom kreativen Faktor her, Herr Mundlos, meint Kapke. Sie hätten das also gespielt und den Inhalt einfach so hingenommen, fragt Weingarten. Es gebe eben Sachen, die überspitze man. Ob sie das diskutiert hätten, wisse er nicht, sagt der Zeuge. Weingarten zitiert: „Wenn sie über Los gekommen sind, wird der heilige Gruß entboten“ - ob er den auch entboten hätte. Wie die Spielregeln im einzelnen gewesen seien, wisse er nicht, sagt Kapke.

Was er zu Frau Zschäpe sage, will Weingarten wissen. Sie sei eine nette Person gewesen, ihren Standpunkt könne er heute nicht mehr nachvollziehen, erklärt der Zeuge. Zu konkreten Aussagen von Frau Zschäpe könne er nichts sagen. Auf Frage sagt er, er nehme es an, dass sie bei Pogromly mal mitgespielt habe. Weingarten fragt zu einer Veranstaltung in Rudolstadt am dortigen Mahnmal für die Opfer des Faschismus, mit wem er hingefahren sei. „Mit’m Auto“, antwortet Kapke. Sie hätten da Wurfzettel verteilt und Straßenschilder umgeklebt, den Inhalt wisse er nicht mehr. Könnten es die Slogans „Deutsche, lernt wieder aufrecht zu stehen“, „Lieber stehend sterben als kniend leben“, „Holocaust: Deutsche wollt ihr ewig zahlen?“, „Hess-Stadt 97“ gewesen sein, bietet Weingarten an. Das liege nahe, sagt der Zeuge und nickt bei der Aufzählung. Wie den die Aktion für ihn zu Ende gegangen sei, wisse er nicht mehr sagt Kapke auf die Frage Weingartens. Angehalten und vorläufig in Gewahrsam genommen worden zu sein - das sei ihm unzählige Male passiert.  Holger G., Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe seien mit im Auto gewesen, stellt Weingarten fest und fragt, ob im Auto auch Waffen gewesen seien und ob Frau Zschäpe einen Dolch mit doppelt geschliffener Klinge gehabt habe. Der Zeuge verneint das.

Er habe vorhin gesagt, dass er zu keinem Zeitpunkt Kenntnis davon gehabt habe, wo Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe nach dem Untertauchen gewesen seien, vergewissert sich Weingarten. Der Zeuge bejaht das. Weingarten macht einen Vorhalt: einer Quelle beim Vorgang Drilling beim LfV Thüringen zufolge solle er bei Vorgesprächen zu einer Spontandemo geäußert haben, die Drei seien an einer sicheren Stelle, könnten aber nicht arbeiten und hätten erhebliche finanzielle Probleme. Das sei schon möglich, dass er das gesagt habe, räumt der Zeuge ein, grundsätzlich ja. Verteidiger RA Klemke beanstandet die Frage: es gehe nicht um Möglichkeiten sondern um Tatsachen. Weingarten erwidert trocken, natürlich sei die Frage zulässig, wie alle seine Fragen. Ob er sich über einen konkreten Aufenthaltsort der drei geäußert habe, fragt Weingarten weiter. Definitiv nicht, lautet des Zeugen Antwort.

Dann fragt Weingarten, ob er sich an Anfragen von Journalisten erinnern könne, die Geld für Interview mit den Dreien geboten hätten. Ja, sagt Kapke, es habe seiner Meinung nach eine solche Anfrage gegeben. Er könne das jedoch nicht präzisieren, aber sie hätten schon Interesse gehabt, dass Journalisten Informationen und ein Interview verbreiten würden. Wie das finanzielle Angebot ausgesehen, das könne er ihm aus dem Stegreif nicht sagen. Wer ihm denn von dem Wunsch des Journalisten berichtet habe, fragt Weingarten. Das könnten Ralf [Wohlleben], Tino Brandt oder eventuell auch Br. gewesen sein. Leute eben, die mit dem THS bekannt waren, beschreibt Kapke. Weingarten hält vor: „Wolle habe Br. gesagt, dass Brandt erzählt habe, dass ein Stern-Journalist aus der Berliner Redaktion sehr interessiert gewesen sei, für einen Kontakt 50 bis 60.000 Mark zu zahlen.“ Es habe mehrmals Interview-Anfragen gegeben, erwidert der Zeuge, er wisse nicht, ob es immer um die Drei gegangen sei und um diese Summe. Weingarten hält weiter aus den Akten vor: Während Kapke und Wohlleben wegen der Höhe des Angebots dafür gewesen seien, habe es Br. als zu gefährlich abgelehnt. Daran habe er keine Erinnerung, so der Zeuge, wenn dann sei es darum gegangen, wie man das Geld abgreifen könne.

Ob er in den Vertrieb des Spiels Pogromly eingebunden gewesen sei, fragt Weingarten weiter. Er glaube, er habe dem Brandt mal ein paar Spiele gegeben, nicht im großen Stil, so der Zeuge. Wer denn seiner Kenntnis nach noch daran beteiligt gewesen sein, fährt Weingarten fort. Er meine der Ralf [Wohlleben]. Weiter wisse er es nicht. Er sei mit Tino mal in Kontakt gewesen, aber ob er ihm selber oder nur vermittelt die Spiele habe zukommen lassen, könne er nicht sagen. Ob ihm Jürgen He. etwas sage, fragt Weingarten und ob dieser etwas mit den Untergetauchten zu tun gehabt habe. Er kenne ihn aus dem Bekanntenkreis von Ralf und er wisse das aus den Medien, aber nicht aus eigener Erinnerung, erwidert der Kapke. Weingarten hält aus einer BAW-Vernehmung He.s vor: Er habe die Spiele verkauft, den erzielten Verkaufspreis dann an Wohlleben oder Kapke oder Carsten S. weitergeben. Er habe mit He. so engen Kontakt nicht gehabt, gibt der Zeuge an, aber er habe sicher kein Geld bekommen. Er habe kein Geld aus dem Verkauf von Spielen entgegengenommen, fragt Weingarten nachdrücklich nach. Er habe Geld von Herrn Brandt bekommen, ja, aber von He., da könne er sich nicht erinnern. Weingarten hakt nach: Er habe gesagt, er habe mit He. nicht so viel zu tun gehabt. Laut Erkenntnissen des LfV Thüringen aus einer  Observation gehe hervor, dass sich am 6.8.1998 He. und Kapke mit Wohlleben in dessen Wohnung in Jena getroffen hätten. Da sei er nach Südafrika geflogen, triumphiert der Zeuge. Sei er nicht seit dem 8.8. in Südafrika gewesen, fragt Weingarten nach. Er könne sich jedenfalls nicht erinnern, dass er mit He. und Wohlleben in dessen Wohnung gewesen sei. Da habe er keine Erinnerung. „Nichts genaues wissen sie nicht“, bemerkt Weingarten ironisch. Man könne den Eindruck gewinnen, so Weingarten, die ganze rechte Szene habe nur aus „Hallo!“ und „da guckt man mal“ bestanden. Dann sei das so, sagt der Zeuge.

Weingarten fragt weiter: ob ihm der Name S. [Name des Angeklagten Carsten S.] etwas sage. Den gebe es wie Sand am Meer. Ob er Kontakt zu Carsten S. gehabt habe. Der Zeuge bejaht. Er solle den Kontakt zu S. schildern, fordert Weingarten ihn auf. Er wisse nicht mehr genau wann er ihn kennengelernt habe. Er meine, dass das durch seinen Bruder gewesen sei. Er habe S. öfter mal gesehen, der habe gerade angefangen, sich politisch zu engagieren. Ob S. bei der Unterstützung der Untergetauchten eine Rolle gespielt habe, will Weingarten wissen. Für ihn persönlich nicht, erwidert der Zeuge, es habe mal ein Gespräch mit Herrn Brandt gegeben, aber da müsse er vorsichtig sein. Brandt habe ihm gesagt, S. sei auf ihn zugekommen. Das sei der Grund gewesen, weshalb er etwas Abstand gewollt habe, weil ihm das zu viele Leute gewesen seien. Weingarten fragt zu S. etwas konkreter: Wie eng dieser in die Unterstützung des Trios eingebunden gewesen sei. Er hält vor: „Ein dreiviertel Jahr später sprachen mich Ralf Wohlleben und André Kapke an, wir trafen uns, André Kapke kam mit dem Auto von Brandt.“ Er könne sich nicht erinnern, sich mit den beiden getroffen zu haben, erwidert Kapke. Weingarten fragt weiter, ob es so gewesen sei, dass S. etwas für das Trio habe tun wollen. Nein, sagt der Zeuge, er habe keine konkrete Erinnerung. Weingarten sagt dem Zeugen, er würde ihm raten, sich einen Ruck zu geben, und zitiert weiter aus der Vernehmung von S.: „…ob ich den drei Untergetauchten helfen könnte, weil die beiden, André Kapke und Ralf Wohlleben, unter Beobachtung stehen“. Ob das das einzige Gespräch gewesen sei, bei dem Kapke dabei gewesen sei, fragt Weingarten. Er habe keine Erinnerung, sagt Kapke. Ob er mal mit Ralf Wohlleben darüber gesprochen habe, wen man gewinnen könne für dies Aufgabe, hakt Weingarten nach. Nicht konkret, erwidert Kapke, ja, er werde mit ihm darüber schon geredet haben. Es werde schon so sein, dass er mit dem Ralf über verschiedene Dinge geredet habe, aber was konkret, könne er nicht mehr sagen. Weingarten nochmal: ob sie darüber geredet hätten, ob er nicht mehr sagen könne, worüber es im Einzelnen gegangen sei. Kapke fragt etwas genervt zurück, ob Weingarten vor 15 Jahren ein Verfahren gehabt habe, wo er sich an alle Details erinnern könne: „Bitt sie!“ Er wolle es nicht ausschließen, habe aber keine konkrete Erinnerung, so Kapke.

Ob sie noch eine Person hätten reinnehmen wollen, es habe doch Bedarf gegeben, versucht es Weingarten wieder. Wir drehen uns im Kreis, sagt der Zeuge. Nein, er drehe sich im Kreis, patzt Weingarten zurück und wiederholt die Frage. Gut möglich, lässt sich Kapke nicht aus der Ruhe bringen. Aber sie hätten doch auch Dritte einbezogen, etwa bei den Pässen, versucht es Weingarten noch einmal. Daran könne er sich konkret nicht erinnern, sagt Kapke. Aber als gehört habe, dass S. dabei sei, habe er sich zurückgezogen, fragt Weingarten ungläubig den Widerspruch ab. Es sei nun mal leider so, dass er viel darüber gelesen habe und er die Sachen jetzt vermische, sagt Kapke. Dass er sich zurückgezogen habe aus der Unterstützung, ob das auch damit zu tun gehabt habe, dass im Raum gestanden habe, dass Geld weggekommen sei, fasst Weingarten nach. Er sei zu der Zeit auch aus der NPD ausgetreten, sagt Kapke. Dass er Geld veruntreut habe, ob das eine Rolle gespielt habe, fragt Weingarten. Ja, das habe eine Rolle gespielt. Ob er erfahren habe, dass Ralf Wohlleben schlecht über ihn geredet habe? Der Zeuge verneint das. Auch, dass es geheißen habe, sie hätten deswegen jahrelang nicht miteinander geredet, das sei Quatsch, das stimme einfach nicht, erklärt der Zeuge. Sicher, es gebe Höhen und Tiefen wie bei allen Freundschaften, schließt er.

Richter Götzl beendet die Einvernahme Kapkes und kündigt diesem an, dass er ein weiteres werde kommen müssen.

Auf NSU-Nebenklage heißt es zu dem Umgang des Gerichts mit dem Zeugen: „Dass Götzl die lügenden Nazizeugen in diesem Prozess mit Samthandschuhen anfasst, obwohl ihm aus früheren Verfahren gerade im Umgang mit Zeugen ein furchteinflößender Ruf vorauseilt, irritiert sehr - vor allem, weil das Gefühl entsteht, dass die Naziszene mit dem Gericht spielt. Tatsächlich verbaut dies sicher eine weitergehende Aufklärung der Taten. Götzl will aber gar keine weitergehende Aufklärung, sondern eine anklagegemäße Verurteilung - für diese reichen ihm die vorliegenden Beweise und er will sich den Weg zum Urteil nicht mit Streitigkeiten über Ordnungsgelder und Beugehaft verkomplizieren.“


Protokoll 85. Verhandlungstag - 18. Februar 2014

Am heutigen Verhandlungstag sagten zunächst zwei Ermittler aus, die beim BKA Berichte anfertigten. Zunächst zeigte sich, dass  eine lückenlose Abfolge von Wohnungen ermittelt werden konnte, die das Trio nutzte. Anschließend wurde das Spiel “Progromly” in den Prozess eingeführt und detailiert erläutert. Im Anschluss wurde ein BKA‘ler gehört, der Erkenntnisse zu Enrico Th. und Jürgen Lä. zusammengetragen hatte, die beide auch aus Jena stammen und vermutlich Böhnhardt aus einem Gefängnis-Aufenthalt kennen.

Zeugen:

	KHK Winfried Tu. (BKA, Übersicht Wohnungen NSU)
	KK Helmut Sch. (“Pogromly”-Spiel)
	KHK Thorsten We. (BKA, Erkenntnisse zu Enrico Th. und Jürgen Lä.)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.47 Uhr. Nach der Feststellung der Präsenz bittet RA Klemke, Verteidiger von Ralf Wohlleben, um das Wort. Klemke teilt mit, dass Wohlleben die Ladungen der Zeugen erst am heutigen Morgen ausgehändigt worden sei. Um sich auf die Vernehmungen vorbereiten zu können, müsse die Verhandlung für mindestens eine Stunde unterbrochen werden. RA Heer, Verteidiger von Beate Zschäpe, schließt sich dem Antrag an. Vorsitzender Richter Götzl unterbricht die Verhandlung.

Um 11.10 Uhr geht es weiter mit dem Zeugen Winfried Tu. Tu. ist Kriminalhauptkommissar beim BKA und hat einen zusammenfassenden Vermerk über die Wohnungen geschrieben, in denen sich Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe ab dem 26. Januar 1998 aufgehalten hätten. Tu. sagt, es seien dem “Trio” insgesamt sieben Wohnungen seit 1998 zuzuschreiben, vier im Bereich Chemnitz, drei weitere in Zwickau. Sie hätten keine Lücken zwischen diesen Wohnungen feststellen können, alle Wohnungen seien überlappend angemietet oder zur Verfügung gestellt worden. Ende Januar 1998, nach dem Untertauchen aus Jena, hätten die Drei bei dem ihnen bekannten Thomas Starke vorgesprochen und um eine kurzweilige Unterbringung gebeten. Starke habe den Personen kurz Aufenthalt bei ihm selber gewährt und ihnen dann eine Wohnung bei einem Bekannten in der Friedrich-Viertel-Straße 85 in Chemnitz vermittelt. Das sei im Fritz-Heckert-Gebiet, einer Plattenbausiedlung im Süden von Chemnitz. Die Personen seien in der 3-Zimmer-Wohnung für drei Wochen untergekommen. Der Bekannte, Herr R., habe dort selbst mit gewohnt und sei der Mieter gewesen. Die Wohnung existiere heute nicht mehr, so Tu., das Haus sei abgerissen worden. Der Aufenthalt habe Mitte Februar geendet, weil R. die drei nicht mehr habe unterbringen können. Dann sei wiederum Starke als “Verlässlichkeitsgeber der Personen” angesprochen worden bzw. habe sich im Vorfeld gekümmert. Es sei eine weitere Wohnung zur Verfügung gestellt worden: eine 2-Zimmer-Wohnung in der Limbacher Straße 96 im Chemnitzer Stadtteil Altendorf. Die Wohnung sei von Max-Florian Bu. als Mieter auch bewohnt worden. Laut Aussagen von Bu. und dessen damaliger Lebensgefährtin Mandy St. sei das Ansinnen von Thomas Starke über St. an Bu. herangetragen worden. Das sei für Bu. nicht das Problem gewesen, weil er sich zu dem Zeitpunkt sehr oft bei Mandy St. in der Bernhardstraße in Chemnitz aufgehalten habe. Laut Aussage habe sich Bu. im Sommer 1998 von St. getrennt. Bu. habe sich dann wieder in seiner Wohnung aufgehalten und somit entsprechende Aussagen zum Aufenthalt der drei Personen treffen können. Dieser Aufenthalt habe sich wohl bis Ende August hingezogen. Ende August habe eine erneute Verlegung der Drei stattgefunden, wohl auch von Thomas Starke vermittelt, der wieder über Mittelsmänner die Wohnung besorgt habe: eine kleine 1,5-Zimmer-Wohnung in der Altchemnitzer Straße 12, die von Carsten Ri. angemietet worden sei. Laut Aussagen von Ri. sei die Wohnung schon ausgesucht gewesen und Ri. habe als Strohmann gegenüber den Vermietern, den Eheleuten U. aus Bayern, fungiert. Die U.s hätten mit der eigentlichen Vermietung nichts zu tun gehabt.

An dieser Stelle meldet RA Heer Bedenken an, dass über Tu. Aussagen von Zeugen eingeführt würden, die noch nicht gehört seien. Götzl sagt, es gehe nicht darum, irgendwelche Aussagen von Zeugen durch Tu. zu ersetzen. Tu sagt, dem Vermerk, der seiner Einvernahme hier zugrunde liegt, lägen auch Sachbeweise aus der Frühlingsstraße zugrunde, Anschlussvernehmungen, z.B. bei den Vermietern, und als drittes der „klassische Personenbeweis“ durch Benennung der Person, die die Aussage getroffen hat. Dann fährt er fort: Ri. habe über die Hausverwaltung HDS diese Anmietung vollzogen, die Wohnung sei für die Eigentümer ein Renditeobjekt gewesen. Bis auf ein wenig Schriftverkehr hätten die U.s mit “den Personen” nichts zu tun gehabt. Als Mietzeitraum sei Ende August bis Mitte April 1999 festgestellt worden. Ende April sei ordnungsgemäß gekündigt worden Das sei eigentlich schon Ende März geplant gewesen, der Mietzeitraum sei aber auf Bitte um einen Monat verlängert worden. Ein Grund dafür ergebe sich nicht. Auf Frage von Götzl sagt Tu., der Vertrag liege, so glaube er, nicht mehr vor. Götzl hält vor, dass im Vermerk von einem “Einheitsmietvertrag” zwischen den Eheleuten U. und Ri. vom 29. August 1998 die Rede sei. Dann habe er doch vorgelegen, sagt Tu. Ende sei dann der 30. April 1999 gewesen, diese Feststellung resultiere aus einem Einschreibebeleg im Brandschutt. Eine Nachfrage bei Frau U. habe ergeben, dass schon gekündigt und dann um die Verlängerung gebeten worden sei.

Es sei dann eine 2-Zimmer-Wohnung in der Wolgograder Allee 76 festgestellt worden, wieder in der Fritz-Heckert-Siedlung. Die Wohnung sei mit Zeitvertrag vermietet worden von April 1999 bis Ende August 2000. Mieter sei in diesem Fall, durch Mietverträge bei der Wohnungsbaugesellschaft nachgewiesen, “der hier anwesende Andre E.” gewesen. Es habe anhand von Wasserkostenabrechnungen auch festgestellt werden können, dass sich da tatsächlich Personen aufgehalten hätten. Eine Befragung der Nachbarn habe ergeben, dass zumindest Zschäpe von einer Zeugin im Haus erkannt worden sei, zu Mundlos und Böhnhardt lägen keine Erkenntnisse vor, die einen Aufenthalt belegen. Es gebe aber von Bu. Aussagen, das “Trio” habe in einer solchen Wohnung gelebt im Süden von Chemnitz in der Nähe eines Waldstücks und in der Nähe einer Kaufhalle. André E.s “harte Daten” lägen dem Mietvertrag zugrunde, die Wohnungsanmietung hätte ohne E.s Zutun nicht vonstatten gehen können. Es habe bei der Anmietung auch ein Lohnnachweis von E. vorgelegen. Mit dem Ende des Mietzeitraums im August 2000 sei die Wohnung dann auch schriftlich gekündigt worden. Dann habe sich neben einem Wohnungs- auch ein Ortswechsel angeschlossen.

In der Heisenbergstraße 6 in Zwickau sei unter den Personalien des Max-Florian Bu. zum 1. Juli 2000 bis zum 31. Mai 2001 eine Anmietung erfolgt. Es sei bekannt, dass sich Mundlos damals einen Reisepass auf den Namen Bu. besorgt habe. Daher sei davon auszugehen, dass Mundlos diesen Ausweis benutzt habe, um sich zu legitimieren. Daneben gebe es noch Belege der Wasserabrechnung und vom Kabelanbieter. Vorher habe es immer Mittelsmänner gegeben, um “Wohnungsnahmen” durchzuführen, hier sei erstmals eine Personalie im Spiel, die darauf schließen lasse, dass Mundlos vorstellig geworden sein müsse. Bu. habe angegeben, er habe das nicht angemietet. Schon zum 1. Mai 2001 sei eine 4-Zimmer-Wohnung in der Polenzstraße 2 in Zwickau, Stadtteil Marienthal, von Matthias Di. angemietet worden. Di. habe ausgesagt, dass ihn sein Freund André E. darum gebeten habe, weil Freunde einen Schufa-Eintrag hätten. Di. sei auch erst der Hauptmieter gewesen, Ende Mai oder Anfang Juni habe es dann einen Untermietvertrag mit Max-Florian Bu. gegeben, wobei es sich wohl um Mundlos gehandelt habe. Die Mietdauer sei bis zum 31. Mai 2008 gewesen. Es lägen auch Aussagen aus dem Haus vor, die Zschäpe als „Gesicht dieser Wohnung“ bezeichnet hätten, und männliche Personen seien auch festgestellt worden, es seien aber nicht direkt Böhnhardt oder Mundlos wieder erkannt worden.

Im weiteren Verlauf sei dann zum 1. März 2008 eine weitere, vermutlich die letzte, Wohnung in Zwickau angemietet worden, bis zur Explosion am 4. November 2011. Diese Wohnung sei auch von Di. angemietet worden, diesmal habe es aber keine Verzögerung bei der Erstellung eines Untermietvertrags auf den Namen Max-Florian Bu. gegeben. Es seien ursprünglich zwei Einzelwohnungen gewesen, die aber zu einer zusammengelegt worden sei. Die Wohnung habe vier Zimmer gehabt und sich auf das gesamte 1. OG der Frühlingsstraße 26 erstreckt. Die Personen hätten beim Vermieter um gewisse Änderungen an der Wohnung gebeten, dem sei vom Vermieter zugestimmt worden. Götzl fragt, ob bei der Wohnung Friedrich-Viertel-Straße 85 auch Mietverträge vorgelegen hätten. Da habe es nur die Aussagen von R. gegeben, so Tu. Das sei eine Unterbringung auf Zeit gewesen. Die Wohnungsnahme dokumentiere die Verfestigung der Gruppe, irgendwann habe es ein eigenständiges Bewohnen gegeben, die Wohnung von R. und Bu. seien als vorübergehende Unterbringung anzusehen. RA Heer sagt, dass die Beweiswürdigung der Senat vornehme. Götzl sagt, es gehe darum, von welchen Seiten Dinge in Tu.s Vermerk eingeflossen sind, es gehe um Transparenz. Heer erwidert, Tu. bewerte, habe aber die Aufgabe Tatsachen zu bekunden. Götzl sagt, da sei man sich einig, daher seine Frage nach Unterlagen oder Zeugenaussagen. Bei den Aufenthalten in den ersten beiden Wohnungen gebe es Zeugenaussagen, so Tu. Mit Beginn der Anmietung durch Carsten Ri. hätten auch Unterlagen vorgelegen, da sei eine eigenständige Unterkunft des “Trios” festzustellen. Es gebe auch von Anja Sp., der damaligen Lebensgefährtin von André E., und von Hendrik La. entsprechende Aussagen, die einen gemeinsamen Aufenthalt  der Drei nahelegen. Sp. habe E. damals zu einer Wohnung begleitet, bei der es sich um diese Wohnung gehandelt haben soll. Deswegen sei da schon ein Aufenthalt anzunehmen. Und Ri. habe gesagt, die Personen hätten sich ihm als Beate, Uwe und Uwe vorgestellt.

Dann hält Götzl aus dem Vermerk die jeweiligen Vermieter der Wohnung vor. Bei der Wohnung in der Altchemnitzer Straße sagt Tu., es seien bei den Vermietern, aber auch bei einer Durchsuchung bei Ri. noch weitere Unterlagen gefunden worden. Götzl fragt zum Zuschnitt dieser Wohnung. Tu. antwortet, dass Ri. gesagt habe, die Wohnung sei auf Dauer zu klein gewesen. Er, Tu., habe sich die Wohnung von außen ansehen können und Skizzen gehabt, die Wohnung sei 27 m² groß gewesen, so dass auf Dauer eine Unterbringung von drei Personen die Wohnqualität doch beeinträchtigt hätte. Erwähnenswert sei noch, dass Ri. ausgesagt habe, dass er sich bei der Anmietung um nichts habe kümmern müssen, es sei schon alles vorbereitet gewesen. Tu. bestätigt den Vorhalt, dass im Mietvertrag der Wohnung in der Wolgograder Allee 76 André E. die Adresse seine Eltern in Johanngeorgenstadt angegeben habe, wo er gemeldet war. Tu. bestätigt auch, dass diese Wohnung  im 1. OG gelegen habe und 42 m² groß gewesen sei. Die Wohnung in der Zwickauer Heisenbergstraße 6 sei im EG links gewesen, habe drei Zimmer plus einen Kellerraum gehabt und sei 66,5 m² groß gewesen, bestätigt Tu. auf Vorhalt. Dann geht es um die Polenzstraße 2, wo die Wohnung im EG rechts und 77,3 m² groß gewesen sei. Der Mietvertrag sei in der Frühlingsstraße aufgefunden worden, so Tu. Bei der Wohnung in der Frühlingsstraße 26 sei es 2011 zu einem Eigentümerwechsel gekommen. Nebenklagevertreter RA Reinecke sagt, Tu.s Auswertungen hätten ja im Prinzip die Grundlage, dass alle Drei gemeinsam gewohnt haben. Das sei richtig, sagt Tu., natürlich sei es ungemein schwer, Leute zu finden, die eine entsprechende Wohnungsnahme durch alle drei Personen bestätigt hätten. Zu Beginn sei das schwierig, zum Schluss weitaus besser. In der Altchemnitzer Straße habe Ri. gesagt, alle drei Personen hätten sich da aufgehalten, aber das lückenlos zu machen, sei schwer. Reinecke fragt, ob es mal die Hypothese gegeben habe, dass nicht immer alle Drei zusammen gewohnt haben, es vielleicht weitere Wohnungen gegeben hat. Die Hypothese habe es gegeben, antwortet Tu., aber aus der Gesamtschau der vorliegenden Beweisstücke aus der Frühlingsstraße habe man keine weitere Wohnung belastbar herausarbeiten können. Es habe eine Öffentlichkeitsfahndung gegeben, so Tu. auf Nachfrage, und einen Infobrief, der in der Nachbarschaft vertrieben worden ist. Aber daraus hätten sich keine Hinweise ergeben, die eine Wohnung aufgetan hätten, die den Personen definitiv hätte zugewiesen werden können.

Auf Frage von RAin Lunnebach sagt Tu., bei der Person, die Zschäpe in der Wolgograder Allee erkannt haben wolle, könne es sich auch um einen Mann gehandelt haben, das könne durchaus ein “Büroversehen” gewesen sein. Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt, Tu. habe eben auf Frage von Reinecke gesagt, er gehe davon aus, dass jeweils die Drei zusammen gewohnt hätten. Nun stehe, so Stahl, in Tu.s Vermerk zur Heisenbergstraße 6, dass Aussagen Dritter bzw. Sachbeweise für einen Aufenthalt in der Heisenbergstraße 6 nicht vorlägen, die gemeinsamen Wohnungen davor und danach aber darauf schließen ließen. Das sei in der Gesamtschau seine Bewertung, bestätigt Tu. Stahl sagt, die Wohnung in der Wolgograder Allee wäre ja dann davor gewesen, da finde er aber auch keine Anhaltspunkte für eine gemeinsame Nutzung aller Drei. Tu sagt, wirkliche Aussagen von Personen, die alle Drei festgestellt hätten, habe es nicht gegeben. Aber man habe da eine Person, die sagt, sie hätte Zschäpe gesehen. In der Frühlingsstraße hätten viele Hinweise vorgelegen über frühere Wohnungen, so dass er davon ausgegangen sei, dass die Drei ihr Leben gemeinsam gestaltet haben und entsprechend auch ihre Wohnungsnahme, das sei seine Bewertung, Stahl könne das auch anders sehen. Stahl: “Ganz herzlichen Dank, Herr Tu.” Dann sagt Stahl, zur Heisenbergstraße sage Tu., es gebe keine Erkenntnisse, hinsichtlich der Wolgograder Allee sage Tu., so richtig gebe es da auch nichts, dies führe Tu. aber als Beleg auch für die Heisenbergstraße an. Tu. sagt, das sei schwierig und Stahl könne ja auch seine Meinung darlegen. Götzl wird sauer, worauf der Zeuge sagt, das sei nicht despektierlich gemeint. Aus der Friedrich-Viertel-Straße, der Limbacher Straße und der Altchemnitzer Straße gebe es Aussagen, die von einem gemeinsamen Aufenthalt der drei Personen sprechen, bei den anderen Wohnungen sei das schwieriger. RAin Lunnebach sagt, aus einem Vermerk eines Kollegen von Tu. gehe hervor, dass in der Wolgograder Allee möglicherweise Mundlos als Bewohner erkannt worden sei. Das sei dann so, antwortet Tu. RA Langer fragt, ob denn auch der Verbrauch an Wasser oder Energie gecheckt wurde. Das hätten sie soweit möglich hochgerechnet, sagt Tu., und die Wasserverbräuche ließen drauf schließen, dass es über dem Durchschnitt für einen einzelnen Menschen liegt. Das sei als “Hilfskriterium” benutzt worden, das dazu neige, dass sich dort mehr als ein oder zwei Personen aufgehalten haben.

Nach der Mittagspause um 13.25 Uhr folgt zunächst eine Erklärung von RA Stahl zur Aussage von Tu. Stahl sagt, der GBA stelle im Anklagesatz die Behauptung auf, Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe hätten über Jahre in derselben Wohnung gemeinsam gelebt und knüpfe daran auch rechtliche Schlussfolgerungen. Auf die Vernehmung von Tu. könne man diese Behauptung kaum stützen. Es hätten keine Tatsachen präsentiert werden können, denen zufolge die Drei seit 1998 durchgängig die Wohnungen gemeinsam bewohnt haben. Auf seine Fragen bezüglich Heisenbergstraße und Wolgograder Allee habe der Zeuge antworten müssen, dass sich für diese Wohnungen gerade keine Erkenntnisse konkretisieren ließen und dass es sich bei der Annahme, die Drei hätten immer zusammen gewohnt, um eine These der Ermittler handelte, die es zu beweisen gegolten habe. Es gebe durchgreifende Bedenken gegen diese Vermutung, etwa die Größe der Wohnung in der Altchemnitzer Straße. Aber auch die Urlaubsbekanntschaften hätten ausgesagt, dass sie gedacht hätten, dass Zschäpe alleine wohnt.

Dann geht es weiter mit dem Zeugen Sch., Kriminalkommissar vom LKA des Saarlandes, der für fünf Monate zum BKA abgeordnet war. Sch. berichtet zu seiner Auswertung des “Pogromly”-Spiels. Er habe das Spiel und dessen einzelne Felder fotografieren lassen und berichtet, dass er Aussagen der Zeugen und Beschuldigten, wann dieses Spiel zum ersten mal aufgetaucht ist und wie der Vertriebsweg war, hinzu gepackt habe. “Pogromly” sei eine abgewandelte Version des allgemein bekannten Monopoly-Spiels, habe die gleiche Aufteilung. Allerdings seien die Spielbretter mit antisemitischen, fremdenfeindlichen Inhalten so belegt, dass von dem eigentlichen Spiel nur noch die Spielidee übrig geblieben sei. Die üblichen Straßennamen seien bei “Pogromly” ausgetauscht worden gegen Städtenamen. Es seien dann noch fünf Davidsterne hinzugefügt worden. Wo beim Monopoly einzelne Häuser gekauft und abgelegt werden können, müssten beim „Pogromly”-Spiel die “Judensterne” abgedeckt werden, “um eine schöne judenfreie Stadt zu erhalten, wie es in der Anleitung steht”. Es gebe eine Spielanleitung aus vier DIN A4-Seiten, die als Wasserzeichen den Kopf eines SS-Soldaten trägt und in altdeutscher Schrift verfasst ist. Mit selbst gemachten Holzklötzchen hätten die Davidsterne abgedeckt werden sollen. Dem Spieler, der am Ende die Macht über die Städte hatte, hätten die anderen Spieler dann die Ehre bezeugen sollen mit dem Gruß “Heil Dir, Großmeister”. Das Spielbrett habe wie Monopoly 40 Felder mit Straßennamen und Funktionsfeldern. Das Feld “Frei Parken” sei in das Feld “Besuch beim Führer” umgewandelt worden, E-Werk und Wasserwerk dargestellt als “Gaswerk” und “Arbeitsdienst”. Wobei beim Gaswerk das Kuriose sei, dass drei Feuerlöscher die Gasflaschen darstellen sollten. Die Felder, die das Ereignis- und Gemeinschaftskartenfeld darstellen sollten, seien mit Doppel-Sig-Rune für das Ereignisfeld und dem SA-Monogramm für das Gemeinschaftsfeld dargestellt. Darauf seien die “SS”- oder “SA-Karten” abgelegt worden. Teilweise seien darin menschenverachtende Anweisungen mit antisemitischem oder anti-linkem Bezug, so sei von “roten Zecken” die Rede, die man mit einem MG aufhalten müsse. Oder es habe eine Karte gegeben mit dem Satz: “Du hast auf ein Judengrab gekackt und dir eine Entzündung zugezogen - 1.300 Reichsmark Behandlungskosten”. Außerdem habe es Geldscheine mit Beträgen bis zu 20.000 “Reichsmark” gegeben. Die Spielfelder “Gefängnis” und “Gehe ins Gefängnis” seien ausgetauscht zu “Gehe zum Juden” und “Beim Juden”. Letzteres sei ergänzt worden durch “Nur zum Suchen deiner Geldbörse”. Das Startfeld bestehe aus der einer roten Fahne mit weißem Kreis und Hakenkreuz, eine Hand gebe darauf die Spielrichtung an. In der Mitte des Brettes sei ein angedeuteter Oberkörper zu sehen mit einem Totenschädel, der einen deutschen Stahlhelm getragen habe. Auf den Städtekarten sei, je nachdem wie viele “Judensterne” abgedeckt seien, eine Miete angegeben, sowie der Hypothekenwert. München und Berlin hätten die höchsten Hypothekenwerte. Auf der Rückseite der Städtekarten, so Sch. auf Frage, stehe “Meine Ehre heißt Treue”. Die Gemeinschafts- und Ereigniskarten zeigten entweder das SA- oder das SS-Zeichen.

Im Folgenden werden Lichtbilder des Spiels in Augenschein genommen, die Sch. erläutert. Anhand eines Überblicksbildes über das Spielbrett geht Sch. die einzelnen Felder durch, deren Inhalte teilweise auf Bildern vergrößert zu sehen sind. Beim Feld, das bei Monopoly das Einkommenssteuer-Feld wäre, sagt Sch., man sehe hier einen angeblichen Juden mit Davidstern, die Beschriftung sei “Juden am Werk”, es gehe darum, dass der Jude dem Spieler 4.000 RM gestohlen habe. Auf den Städtefeldern seien die vier Davidsterne zu erkennen, die mit den auf einem anderen Bild zu sehenden Spielsteinen abzudecken wären. Der große Spielstein decke alle Sterne ab und sei wie ein Hotel bei Monopoly. Sch. geht weiter die Felder durch. Es folgt das Feld “Beim Juden”, da sei ein älterer Mann mit Geldscheinen dargestellt. Beim gegenüberliegenden Feld, so Sch., sei eine Hand abgebildet, die auf den Spieler zeigt, zu lesen sei “Du hast gestohlen - Gehe zum Juden”. Das Gaswerk sei durch Feuerlöscher und ein weißes Feld mit Totenkopf und Gasmaske dargestellt. Dann geht Sch. auf die “KZ-Felder” ein, die die Bahnhöfe bei Monopoly ersetzten, es gebe die KZ Dachau, Ravensbrück, Auschwitz und Buchenwald. Das “Kuriose” sei, so Sch., dass hinter einem Totenkopf mit gekreuzten Knochen zwei Israel-Fahnen zu sehen seien, obwohl Israel zur NS-Zeit noch gar nicht existiert habe, sondern erst 1967/68 gegründet worden sei. Dann liest er die Inhalte aller “SA-Karten” [Gemeinschaftskarten] und der “SS-Karten” [Ereigniskarten], die auf Bildern zu sehen sind (zu den Inhalten der Karten siehe z.B. Protokoll zum 79. Verhandlungstag). Dann geht Sch. die nächsten Spielfelder durch. Beim Feld “Besuch beim Führer” sehe man das Konterfei Adolf Hitlers. Auf dem Feld “Arbeitsdienst” sei ein Soldat zu sehen, der einen “recht ausgemergelten Mann mit Schaufel” an der Schulter packt. Das Funktionsfeld zwischen München und Berlin, das im wirklichen Spiel eine Zusatzsteuer bedeute, sei hier ausgestaltet mit einem Mann, “wie er damals oft auf dem Schwarzmarkt angetroffen worden ist”. Es sei beschriftet mit “Bezahle den Spitzel mit 2000,-”. Dann komme die teuerste Stadt Berlin, was der Schlossallee entspreche, und man sei wieder beim Startfeld. In der Spielfeldmitte sei die Figur mit dem angedeuteten Oberkörper eines Soldaten zu erkenne, am rechten Arm eine Hakenkreuzbinde. An der rechten Brustseite sei die Aufschrift “Pogromly @ 1997″ zu sehen und am Stahlhelm die damaligen deutschen Nationalfarben Schwarz-Weiß-Rot.

Dann geht es, ebenfalls anhand von gezeigten Bildern, um die Spielanleitung, die Sch. jedoch nicht vorliest. Zu Bildern vom Spielgeld sagt Sch., der Geldwert sei in Reichsmark angegeben, darüber sei ein Adler dargestellt. Bei den Städtekarten sei der Preis für den Erwerb und die Hypotheken sowie die Miete genannt, die sich erhöhe, wenn man den ganzen Zug besitze. Die Rückseite trage neben “Meine Ehre heißt Treue” auch “die Umrisse des Deutschen Reiches in der Zeit von 1945″. Anhand eines Fotos sagt Sch., der gesamte Zug “G” enthalte etwa die Städtekarten Stuttgart, Frankfurt und Köln. Den Preis für Stuttgart betrage 6.600 RM, der Hypothekenwert 3.300 RM. Einen “Judenstern, wie es in der Anleitung heißt” abzudecken, koste 4.000 RM. Sch. sagt, bei keinem der sichergestellten Spiele sei ein Würfel oder die eigentliche Spielfigur dabei gewesen. Dann zeigt Sch. noch das Bild “Jude am Werk”, im Original das Einkommenssteuerfeld. Es zeige einen Mann, der die Hosentaschen nach außen gestülpt hat, im Hintergrund sei ein Davidstern zu sehen. Auf einem weiteren Bild sei das SA-Monogramm richtig dargestellt. Auf Frage des Vorsitzenden korrigiert sich Sch. bezüglich der Gründung Israels, 1967/68 sei der Krieg mit der Besetzung der Golan-Höhen gewesen.

Götzl fragt, wie viele Spiele sichergestellt worden seien. Sch. antwortet, die ersten Spiele seien im Rahmen einer Durchsuchung beim Garagenverein an der Kläranlage e.V. in Jena aufgefunden worden. Bei der Durchsuchung der Wohnräume von Zschäpe sei dann ebenfalls ein Spiel zu Tage getreten, das unter einer Couch versteckt war. Im Rahmen der weiteren Ermittlungen sei das erste Auftauchen in der Vernehmung von Jürgen He. beschrieben worden, der das Spiel in der Wohnung von Böhnhardt gesehen haben will. Im weiteren Verlauf habe sich ergeben, dass das Trio nach den Angaben von Max-Florian Bu. in dessen Wohnung an diesem Spiel gearbeitet haben soll. Nach einer Intervention von RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, sagt Richter Götzl, Bu. und dessen Vernehmungsbeamte würden in dieser Woche ohnehin gehört und fragt dann, wie viele Spiele denn hätten ermittelt werden können. Das sei letztlich nicht feststellbar, es müsse sich aber im Bereich von 20 bis 30 Spielen bewegen, so Sch. He. habe gesagt, ihm seien 20 Spiele übergeben worden, zwei habe man sichergestellt. Fünf Spiele seien von einer anderen Person entgegengenommen worden. Sch. sagt, er wisse nicht, ob er das sagen soll, dann sagt er, das sei Tino Brandt gewesen, der André Kapke solle die abgeholt haben. Aus den Aussagen von Brandt zu Kapke gehe hervor, dass der von einem Treffen mit dem Trio fünf Spiele mitgebracht habe. So komme man allein schon auf eine Zahl von 27. Der Verbleib der Spiele sei bis dato größtenteils unbekannt. Zum Zeitraum der Produktion sagt Sch., es gebe die Angaben He.s und Holger G.s., die Entwicklung habe von 1995 bis 1997 stattgefunden. Aufgedruckt sei ja die Jahreszahl 1997, so dass man davon ausgehen könne, dass es da zum ersten Mal gefertigt wurde. Nach Aussagen He.s habe ihm Wohlleben Anfang 1999 angekündigt, dass keine Spiele mehr hergestellt oder vertrieben würden.

Nebenklagevertreter RA Reinecke fragt zum SA-Zeichen, ob dieses Zeichen noch einmal in anderer Form in diesem Verfahren aufgetaucht sei. Sch. versteht die Frage zunächst nicht, dann verneint er die Nachfrage, ob er dieses Zeichen in diesem Verfahren in anderem Zusammenhang gesehen habe. Mit dem NSU-Brief, wo ein Symbol des NSU abgebildet ist, habe er das nicht in Verbindung gebracht, so Sch. auf weitere Nachfrage. Auf Frage Götzls sagt Sch. er habe nicht selbst fotografiert, das sei in Wiesbaden passiert. Die Frage aus der Nebenklage, ob es Erkenntnisse zu weiteren Fundorten von Spielen gebe, verneint Sch. Diese hier abgelichtete Spiel stamme vom Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz (TLfV). Die 1998 sichergestellten Spiele seien schon vernichtet worden. Aber es sei über Tino Brandt ein Spiel besorgt und dem BKA zur Verfügung gestellt worden. Die Frage von RA Klemke, ob Sch. den Kollegen kenne, der das Spiel in der Hand hatte, verneint der Zeuge. Klemke fragt, ob geprüft wurde, ob es zwischen den einzelnen Spielen Unterschiede gebe. Das könne er nicht sagen, so Sch., die Spiele von 1998 seien vernichtet und daher auch nicht ausgewertet worden. Er wisse nicht, wann das Spiel von Brandt beschafft wurde, wie die Beschaffung erfolgte und wie das Spiel verpackt war, so Sch. auf Fragen Klemkes. RAin Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben, fragt woher die Information stamme, dass Tino Brandt fünf Spiele bekommen habe. Die komme vom TLfV, antwortet Sch. Die Vernehmung von Brandt sei ihm nicht bekannt, er wisse auch nicht, dass Brandt selbst von 10 bis 15 Spielen ausgeht, wie Schneiders ihm vorhält.

RA Heer bittet um eine Pause zur internen Beratung, um 14.53 Uhr geht es weiter. Auf Vorhalt von RAin Sturm bestätigt Sch., dass die Lichtbilder beim BKA am 4. Juli 2012 angefertigt worden seien. Er habe die Auswertung ausschließlich anhand der Lichtbilder vorgenommen. Sturm fragt, von wem ihm mitgeteilt wurde, dass die beiden Spiele von 1998 vernichtet worden seien. Das wisse er nicht mehr, so Sch. Sturm sagt, dazu finde sich im Bericht kein Vermerk, und fragt, warum nicht. Das könne er nicht beantworten, vom Thüringer LKA seien diese Spiele nach zehn Jahren offensichtlich vernichtet worden. Er wisse nicht, ob ihm das vom Thüringer LKA mitgeteilt wurde. Auf die Frage, ob er das dokumentiert habe, sagt Sch., es werde irgendwo stehen im Bericht. Das verneint Sturm. Aber Götzl hält nach einer Beanstandung von RAin Lunnebach vor, dass im Bericht stehe, die Spiele seinen nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist vernichtet worden, es sei im Bericht aber keine Quelle angegeben. Sturm sagt, dass sie das wohl überlesen habe. RA Stahl fragt, ob Sch. Erkenntnisse über Auswertungen am Originalspiel habe, etwa auf daktyloskopische Spuren, was Sch. verneint. Das könne, so Sch, auf Nachfrage, die Zentrale Asservatenstelle in Wiesbaden wissen. Stahl fragt, ob Sch. eigene Erkenntnisse habe, ob Zschäpe etwas mit dem Spiel zu tun hat. Sch. verneint das. Auf die Frage, worauf sich der Vermerk stütze, dass das Trio etwas damit zu tun hat, sagt Sch., das stütze sich auf die Aussagen von Jürgen He. und Max-Florian Bu. Er kenne nur deren Zusammenfassungen, nicht die Aussagen selbst. RA Klemke fragt, ob Sch. wisse, wie dieses Spiel vom TLfV an das BKA gelangte, was Sch. verneint. Er nehme an, dass das Spiel bei der Zentralen Asservatenstelle verblieben sei, wisse es aber nicht. Die Vernehmung endet um 15.02 Uhr.

RAin Sturm erklärt, die Verteidigung Zschäpe widerspreche der Verwertung der Aussage Sch.s, soweit der Zeuge Ausführungen zu der Durchsuchung in der Garage gemacht hat, weil die strafprozessualen Voraussetzungen für diese Maßnahmen nicht vorlägen. Klemke erklärt zur Aussage von Sch., es sei wieder mal festzuhalten, dass dieser Zeuge einen Bericht zusammengeschrieben habe aus anderen Berichten, der Beweiswert sei gleich Null. Man habe Tino Brandt noch nicht gehört und wisse nicht, aus welcher Quelle das Spiel kommt. Der Zeuge habe nicht einmal das Spiel selbst gesehen und man habe den Beamten nicht vernommen, der das Spiel fotografiert hat. RAin Lunnebach sagt, sie sei davon ausgegangen, dass man das Spiel in Augenschein nehme. Außerdem sei es ein Punkt für Holger G., seine Kooperationsbereitschaft zu beweisen, G. solle in der Hauptverhandlung weitere Angaben machen. RA Stahl sagt, man müsse sich “in gewisser Weise” der Erklärung von RA Klemke anschließen. Ob der Beweiswert Null ist, wisse er nicht, aber es sei bedenklich, dass hier mit Selbstverständlichkeit behauptet werde, dass das Spiel vom Trio hergestellt wurde. Der Zeuge habe aber nicht einmal das Vernehmungsprotokoll gelesen, und auch Holger G. habe sich hierzu nicht geäußert in der Hauptverhandlung.

Es folgt die Vernehmung von KHK Torsten We. vom BKA. Götzl sagt, es gehe um Ermittlungen betreffend Enrico Th. und Jürgen Lä. (siehe Protokoll zum 53. Verhandlungstag), um behördliche Erkenntnisse, Asservate und Durchsuchungen. We. berichtet, Grundlage der Ermittlungen sei die Aussage von Andreas Sch. am 9. Februar 2012 gewesen, wonach die Waffe, die er an Carsten S. weiterverkauft haben will, von Lä. gekommen sei. Sie hätten einen Durchsuchungsbeschluss bekommen, aber es sei nicht klar gewesen, ob Lä. an seiner Wohnanschrift überhaupt wohnt. Es seien Verbleibskontrollen durchgeführt worden, wobei festgestellt worden sei, dass Lä. ein Auto eines anderen Halters, Stefan Ko. [phon.], nutzt, sein eigenes Auto habe dann später bei Enrico Th. gestanden. Sie hätten festgestellt, dass Lä. Kontakt zu Th. hat. Th. sei ihnen im Zusammenhang mit dem Schweizer Hans-Ulrich Mü. aufgefallen, Th. sei dessen engste Kontaktperson gewesen. So seien sie auf Th. gestoßen. Durch Auswertung von Altakten aus Thüringen hätten sie festgestellt, dass Th. Erkenntnisse hat bezüglich Waffen. 1993 habe Mü. laut Aussage von dessen Lebensgefährtin zehn Schießkugelschreiber aus der Schweiz nach Deutschland eingeführt, die Lebensgefährtin habe vermutet, dass Th. auch einen bekommen hätte. Ein weiterer Zeuge, Thomas P.-K., habe bestätigt, dass Mü. ihm einen Schießkugelschreiber präsentiert hätte, umgebaut in eine kleinkalibrige Waffe. 1998 habe es eine Aussage der Ex-Freundin von Th. gegeben, dass dieser ihr einiges gezeigt habe, eine MP Uzi, ein Gewehr, zwei Pistolen, einen Schießkugelschreiber. In der Garage von Th. an der Kläranlage hätte er noch weitere Waffen, er hätte auch mit einer Schusswaffe mit selbst gebautem Schalldämpfer auf eine Lampe geschossen. Und 2004 sei dann tatsächlich ein Schießkugelschreiber bei Th. im Fahrzeug festgestellt worden. Das sei die Ausgangsbasis, um bei Th. und Lä. zu durchsuchen, die Durchsuchungen seien beide am 26. April 2012 vollstreckt und beide Personen vernommen worden. Dann führt We. die Eintragungen Enrico Th.s im Bundeszentralregister auf. Die Vorwürfe aus Verfahren von 1995 und 1997 lauten u.a. auf Beleidigung, Diebstahl, Nötigung und Betrug sowie auf Hehlerei. Neben einer Geldstrafe nennt er auch eine Gesamtfreiheitsstrafe von 2 Jahren und 6 Monaten. 2001 sei Th. wegen falscher uneidlicher Aussage und Meineids zu einer Bewährungsstrafe verurteilt worden. 2006 sei es dann wegen des Schießkugelschreibers zu einer Verurteilung wegen Verstoßes gegen das Waffengesetz gekommen. Dann geht We. zu den polizeilichen Erkenntnissen, da gebe es viele Verdachtsmomente, die aber seltener in Verurteilungen gemündet seien. Anfang der 1990er sei Th. in einer Gruppe mit Uwe Böhnhardt gewesen, die Fahrzeugdiebstähle gemacht habe. Böhnhardt und ein Jü. seien verurteilt worden, aber es habe nicht nachvollzogen werden können, ob auch Th. verurteilt wurde, dieser sei aber von Mittätern belastet worden. Dann berichtet der Zeuge von verschiedenen Ermittlungsverfahren, die gegen Th. liefen und eingestellt wurden oder Th. freigesprochen wurde [aus juristischen Gründen geben wir diese nur teilweise wieder, NSU-watch]. 1993 habe außerdem ein Thomas B. außerhalb des Protokolls gegenüber zwei Kollegen von einer Gruppe in Jena mit Th. und Lä. gesprochen, deren Angehörige Zugang zu scharfen Waffen hätten, versteckt unter der Lobdeburg. We. berichtet von einem Durchsuchungsbeschluss gegen Th. wegen des Verdachts des versuchten Mordes. Bei der Durchsuchung bei Th. sei der Schießkugelschreiber gefunden worden. 1997 solle sich Th. vor Dritten mit dem Überfall auf einen Geldboten bei Rewe in Jena gebrüstet haben und deswegen unter Tatverdacht geraten sein. Bei Th. sei dieselbe Munition gefunden worden wie am Tatort. Das Verfahren sei aber eingestellt worden. 2008 habe es ein Verfahren wegen zweier entwendeter Sportwaffen gegeben. Im September 1997 sei er in Haft gekommen und bis April 2000 dort verblieben. Von Juni bis Dezember habe er dann wieder in Haft gesessen. Von Seiten der VS-Behörden gebe es keine Mitteilung.

Götzl fragt zu einem Rechtshilfeersuchen Schweiz. We. sagt, er wisse das nur aus den Akten: Aufgrund von Waffenbüchern habe nachvollzogen werden können, dass die Ceska-Tatwaffe am 10.4.1996 an das Waffengeschäft Schläfli & Zbinden (siehe Protokoll zum 47. Verhandlungstag) und am 11.4.1996 an Peter Anton Ge. versandt wurde. Ge. habe geäußert, dass Mü. die Idee gehabt hätte, dass man durch Waffenerwerbsscheine auch Geld verdienen könnte, er habe seinen an Mü. verkauft. Das Päckchen habe Mü. bei ihm abgeholt. Mü. habe gesagt, es mache keinen Sinn in der Schweiz Waffen zu verkaufen, deswegen würde er es in Deutschland verkaufen. Mü. habe das bestritten, aber eingeräumt, allgemein Waffen an- und verkauft zu haben, er habe auch zwei Personen bei Schläfli & Zbinden gekannt und da Faustfeuerwaffen und Gewehre gekauft. Das lasse sich in den Waffenbüchern auch nachweisen.

Dann geht We. zur Asservatenauswertung über. Es seien sechs Objekte durchsucht worden, neben den Wohnungen des Vaters und der Mutter Th.s und von dessen eigener Wohnung in Limburg, ein von Th. genutzter VW Multivan, dessen Halter Jürgen Lä. sei, ein Wohnmobil von Th. und zwei Garagen in Jena. Th. habe wieder zurück nach Jena ziehen wollen. Es seien elf Mobiltelefone und SIM-Karten sichergestellt worden, Lä. sei auf sieben SIM-Karten abgespeichert gewesen, Mü. auf acht, Frank Li. vom “Madley” zweimal. Außerdem sei ein Dirk M. abgespeichert gewesen, eine Kontaktperson von Wohlleben. Der habe Wohlleben am Tag der Festnahme eine SMS geschrieben, dass sich die “Alte Herrenrunde” heute Abend treffe, und dass “Sachse” und “Enrico” dabei seien. Lä. sei auf den SIM-Karten nicht namentlich erwähnt worden, sondern immer mit “XXL”. Die Nummer im aktuellen Handy Th.s stimme mit dem bei Lä. beschlagnahmten Handy überein. Lä. nenne sich auch selber “XXL”, etwa bei einer Mailadresse. Mü. sei immer “Uli” genannt worden, Li. und Dirk M. seien normal eingetragen. Es seien dann noch drei Navigationsgeräte ausgewertet werden. Aus allen dreien gehe ein Kontakt zu Müller hervor. Feststellbar sei außerdem, dass Th. am 10.4.2008 in Zwickau gewesen sei, Th. sei morgens um 7.45 Uhr in Jena los gefahren, sei kreuz und quer durch Chemnitz gefahren, von sieben Halts seien sechs in der Nähe von Schulen gewesen. In Zwickau sei Th. dann anderthalb Stunden gewesen, es habe vier Halts von längerer Zeit als 5 Minuten gegeben. Th. habe zweimal das Gebäude Polenzstraße 2 passiert, aber nicht angehalten, die Frühlingsstraße, wo Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe damals wohnten, habe er gar nicht angefahren. Der Zweck der Reise lasse sich nicht feststellen. Dann habe es eine Eingabe in der Richard-Zimmermann-Straße 1 in Jena gegeben, da gebe es keine Erkenntnisse, wenige Nummern weiter sei aber die Wohnung der Familie Böhnhardt. We. berichtet von einer Travel-Cash-Karte aus der Schweiz, Th. habe gesagt, dass Mü. die besorgt habe. Dann sei noch Geld sichergestellt worden, über 4.000 Euro in Briefkuverts. Th. habe dazu gesagt, er habe das Geld abgehoben, weil er befürchtet habe, “als die Nazisache hochgekommen ist”, dass die Polizei zu ihm kommen wird wegen Mü. Er wolle das Geld fürs Gefängnis. Er sei davon ausgegangen, dass die Bekanntschaft zu Böhnhardt und Mü. heraus kommen werde, Mü. sei ja mal in Deutschland wegen Waffen festgenommen worden, und bei Bekannten sei durchsucht worden nach einer Waffe, die im Zusammenhang mit den “Dönermorden” gesucht werde. Th. habe gesagt, ihm sei die Waffe bekannt gewesen von einem Fahndungsplakat am Bahnhof Montabaur bei Limburg. Und als er im Fernsehen gesehen habe, dass das Wohnmobil brennt und es Waffenfunde gegeben habe, habe er gleich gedacht, dass das der Böhnhardt sei. We. sagt, das sei eine “relativ bemerkenswerte Aussage”.

Zu den Finanzermittlungen, die eine andere Abteilung durchgeführt habe, sagt We., es gebe eine Geldwäscheverdachtsanzeige gegen Th. aus dem September 2011 vom Bayerischen LKA. Er habe sich mehrere tausend Euro auszahlen lassen. Jürgen Lä. habe sich kurz zuvor ebenfalls mehrere tausend Euro auszahlen lassen. Und am 26.11.2012 habe sich Th. bei der Bank 2.500 Euro in bar auszahlen lassen, zwei Tage nach der Durchsuchung bei Wohlleben.

Dann berichtet We. über die Erkenntnisse zu Jürgen Lä. Im Bundeszentralregister gebe es Verurteilungen wegen Nötigung, Kennzeichenmissbrauch, Fahren ohne Fahrerlaubnis, eigenmächtiger Abwesenheit vom Zivildienst und Beleidigung. Im staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister gebe es seit 2006 vier Eintragungen wegen Diebstahls und je einmal wegen Nötigung und Erpressung. Das sei alles eingestellt worden. Zu den polizeilichen Erkenntnissen sagt We., es gebe ein Fernschreiben von 1994, dass Lä. bei einem Rudolf-Heß-Marsch eine Schusswaffe dabei gehabt haben soll. Lä. habe eingeräumt, da gewesen zu sein, aber bestritten wegen einer Waffe Probleme gehabt zu haben. Dann verweist We. auf die von B. genannte Gruppe mit Th. und Böhnhardt. Lä. sei ab März bis in den Dezember 1993 inhaftiert gewesen, ab April in der JVA Hohenleuben, wo teilweise parallel auch Sven Ro. und Böhnhardt in Haft gewesen seien. Es gebe außerdem die Erkenntnis, dass auch Th. von Anfang November bis Anfang Dezember in Hohenleuben war. Die Infos stammten von der JVA. Dann gebe es einen Verdacht gegen Lä. wegen einer Serie von Geldautomatendiebstählen, das sei ein noch laufendes Verfahren, und deswegen nicht zu den Akten gekommen. Bei Lä. seien drei Objekte durchsucht worden, ein Zimmer beim Vater in Jena, ein Gartengrundstück und der auf Ko. laufende PKW. Gefunden worden sei sein mitgeführtes Handy als “XXL”. Außerdem eine externe Festplatte, wo in einem Unterordner eine PDF aus 2008 von der Website eines Waffengeschäfts im Kanton Aargau gefunden worden sei. Dazu habe Lä. gesagt, er habe das für Bekannte recherchiert. Außerdem habe Lä. noch ein Dokument zur Einführung in die Sprengchemie und Dokumente mit Polizeifunkfrequenzen aus 2000 gehabt. In dem Unterordner “Neuer Ordner Max” sei Musik mehrerer NS-naher Bands abgelegt: “Hauptkampflinie”, “Nahkampf”, “Die faschistischen Vier”, “White Resistance”. Außerdem selbst gefertigte Fotos von Unterlagen mit NS-Bezug. Außerdem seien auf der Festplatte Erreichbarkeiten abgelegt, zwei Telefonnummern und drei E-Mail-Adressen. Dann gebe es noch die E-Mail hh42@yahoo.de. We. berichtet von Adressen, die Lä. verwendet habe. Außerdem habe Lä. die Domain “HB88″ beantragt, aber die sei nicht in Betrieb gewesen. Auf Frage von Götzl berichtet We., dass Lä. auf seiner Festplatte ein Video von einem Fußballturnier abgelegt habe. Da hätten Mannschaften aus Thüringen, Sachsen, Berlin und Franken teilgenommen. Am Ende hätten große Teile der Leute im Vereinsheim “Sieg Heil” gerufen. Am Fußballturnier hätten auch André Kapke und Holger G. als Spieler und Böhnhardt als Schiedsrichter teilgenommen. Lä. habe gesagt, er habe das Video von Sven Ro. bekommen, um es zu digitalisieren, damit der das Video an die Presse verkaufen könne. Das habe Ro. so bestätigt. Auf einem Laptop Lenovo sei Skype-Kommunikation von Lä. aus 2011 zu finden, wo Lä. mit NS-Grußformeln wie “Heil Dir” operiere. Außerdem gebe es eine CD mit Bildern eines Norwegen-Urlaubs mit Ro. und anderen Personen und eine weitere CD mit Musik NS-naher Bands: “Zehn kleine Negerlein”, “Deutschland den Deutschen” und andere Lieder.

Nebenklagevertreter RA Reinecke fragt nach dem Aufenthalt des Handys von Th. im Oktober/November 2011. Er könne sich nicht erinnern, dass sie Erkenntnisse hätten, dass Th. da in der Schweiz war. Th. und Mü. seien zusammen mal im Urlaub gewesen, Thailand und Kroatien, ob genau im Oktober 2011 könne er nicht sagen. RA Kuhn fragt, ob es bei Th. Hinweise gebe, dass er Sympathisant der rechten Szene war. Bö. habe in seiner Zeugenaussage 2012 gesagt, dass Th. früher eine Bomberjacke getragen hätte und er bei ihm eine rechte Einstellung wahrgenommen habe, sagt We. Marc En. habe gesagt, Böhnhardt sei in der gleichen Clique wie Th. gewesen und für rechte Kreise geworben worden. Bö. habe von zwei Gruppen gesprochen, einer unpolitischen und der rechts angehauchten Gruppe von Th. Außerdem habe Th. auf dem Handy Lieder von “Landser” gehabt, was Th. auch sofort eingeräumt habe. Auf Frage von Kuhn sagt We., Th. habe nach eigenen Angaben seit Anfang der Neunziger auch eine Garage im Komplex an der Kläranlage in Jena gehabt. Ingo Jü. habe ausgesagt, dass Th. und Böhnhardt sich in den 1990ern öfters dort aufgehalten und an Autos geschraubt hätten. Th. habe bestätigt, dass er mal mit Böhnhardt da war, und ihn später da auch noch mal mit Springerstiefeln gesehen habe. Ab 1996 sei in dem Garagenkomplex auf den Namen Zschäpe eine Garage angemietet worden. Die Nummer von Dirk M. sei in drei verschiedenen Mobiltelefonen von Th. gefunden worden, so We. auf Frage. Es gebe mehrere Personen mit dem Spitznamen “Sachse”, wie in M.s SMS. Das sei bisher nicht erhoben worden, sie könnten das aber auch nochmal ermitteln. Das Navigationsgerät “TomTom” aus dem Wagen, der auf Lä. gemeldet war, habe Th. benutzt, vielleicht hätten es aber auch Th. und Lä. genutzt. Kuhn fragt, ob mal als Spur verfolgt wurde, dass eine markante Anzahl Adressen im Navigationsgerät in der Nähe von verfahrensrelevanten Adressen sind und Th. selbst seine eigene Adresse etwas anders eingibt. In Zwickau habe man keinen Kontakt feststellen können, so We. Bei der Adresse von Carsten S. liege es ja schon sehr lang zurück, dass der dort gewohnt habe und es hätten keine Zeiten mehr auf dem Handy gesichert werden können. Bei der Richard-Zimmermann-Straße 1 und 11, da könne man das nicht ausschließen, aber es sei sehr vage. Kuhn fragt zur Überschneidung der Haft von Lä. mit Ro. und Böhnhardt, wie in der JVA die Haftverhältnisse seien, ob es etwa gemeinsamen Hofgang gibt. We. sagt, Böhnhardt habe Ro. im Gefängnis kennengelernt, das sei ein enges Verhältnis gewesen, Th. und Lä. seien auch in einer Zelle gewesen. Ihr Schluss sei gewesen, dass es nahe gelegen hätte, dass auch Lä. und Böhnhardt sich getroffen hätten. Aber ob es möglich sein kann, dass sie sich nicht begegneten, könne er nicht sagen. Das sei nicht ermittelt worden, aber das könne man nochmal machen. Ihm seien, so We. auf Frage, beim Fußballvideo keine Fahnen oder Wimpel von Teams erinnerlich, er könne auch nicht sagen, ob man da eine Fahne “Blood & Honour Sektion Sachsen” sehe. Auf Frage von RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., sagt We., bei dem Navi “TomTom” sei das Baujahr nicht ermittelt worden.

Götzl teilt mir, es gebe Kopien von einer Mitteilung des RA Heinemann, dass sich Max-Florian Bu. auf den § 55 [Auskunftsverweigerungsrecht] beruft, eine Nachfrage bei der BAW habe ergeben, dass nach wie vor ein Verfahren wegen Unterstützung einer terroristischen Vereinigung anhängig ist. Er bitte darum, sich das anzuschauen und dann ggf. dazu Stellung zu nehmen. Der Verhandlungstag endet um 16.41 Uhr.

Auf dem Weblog NSU-Nebenklage heißt es zum Prozesstag: „Die Verteidigung Zschäpe war der Meinung, anhand der Aussage des Zeugen lasse sich nicht belegen, dass die drei Personen die ganze Zeit seit dem Untertauchen zusammen gewohnt hätten. Die Verteidigung scheint zu meinen, damit werde die Anklage zur terroristischen Vereinigung NSU geschwächt. Dabei liegen gerade zu und aus den Wohnungen in Zwickau genug Nachweise vor, die eine Einbindung Zschäpes in die Gruppenstruktur belegen. [...]
Der dritte Zeuge schließlich hatte Ermittlungen angestellt zur Person der Zeugen Theile und Länger, die nach dem Stand der Beweisaufnahme am Verkauf der Ceska-Pistole beteiligt waren. Neben frühen Kontakten insbesondere zu Böhnhardt und deutlichen Hinweisen auf eine rechte Gesinnung dieser beiden zeigte sein Bericht vor allem auch auf, dass Theile und Länger erhebliche Kontakte ins kriminelle Milieu hatten, gerade auch zu Kreisen, die mit Waffen handelten.“


Protokoll 86. Verhandlungstag - 19. Februar 2014

Am heutigen Verhandlungstag sagten drei Polizeibeamte aus. Jochen Lo., BKA, und Roberto Tu., Kripo Jena, berichteten von den durch sie durchgeführten Vernehmungen des Frank Li. am 25. Januar 2012. Darin ging es um den Waffenkauf, für den Frank Li. Wohlleben an Andreas Sch. vermittelt haben soll. Konnte sich Li. in der ersten Vernehmung an nichts erinnern, so schloss er dies in der zweiten Vernehmung nicht mehr aus. Norbert Vo., früherer Beamter des Thüringer LKA, der heute beim BKA arbeitet, hatte im Januar 1998 an der Durchsuchungsmaßnahme in der Wohnung der Zschäpe teilgenommen. Zum Ablauf und den Funden, u.a. das Spiel „Pogromly“, sagte Vo. Aus. Die Nebenklage stellt weitere Beweisanträge zum Fall des Mordes an Michèle Kiesewetter in Heilbronn und Nebenklagevertreter RA Daimagüler gibt eine Erklärung zur Aussage der Zeugin Sindy Po. ab.

Zeugen:

	Jochen Lo. (BKA, Vernehmung Frank Li.)
	Roberto Tu. (Kripo Jena, Vernehmung Frank Li.)
	Norbert Vo. (früher TLKA, heute BKA, Durchsuchung Wohnung Zschäpe Januar 1998)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.46 Uhr. Anwesend ist heute als „Beistand“ Ralf Wohllebens Ehefrau Jacqueline. Auf der Besucherempore sitzt der Saalfelder Wohlleben-Unterstützer Steffen R.

Erster Zeuge ist KOK Lo. vom BKA. Lo. hat am 25. Januar 2012 zweimal Frank Li. vernommen (siehe Protokolle zum 53. und 79. Verhandlungstag). Vor dieser Vernehmung, berichtet Lo., habe am Vormittag eine Durchsuchung bei Li. stattgefunden. Danach seien er und der Kollege Tu. zur Dienststelle nach Jena gefahren. Li. sei mit seinem eigenen Wagen ebenfalls dahin gefahren und dort vernommen worden. Er habe Li. bei der Durchsuchung und auf der Dienststelle belehrt und eingangs der Vernehmung nochmals den Durchsuchungsbeschluss vorgelegt. Li. habe gesagt, dass er nichts sagen könne, sich nicht erinnert. Er kenne keinen Holger G., der die Aussage gemacht hat, dass Li. Wohlleben weiter vermittelt hat an Andreas Sch. An solche Gespräche könne er sich nicht erinnern, habe Li. angegeben. Das habe sich die ganze Vernehmung durchgezogen. Li. habe auch die Frage, woher die Idee kommt, dass möglicherweise Andreas Sch. eine Waffe verkaufen kann, damit beantwortet, dass er sich das nicht vorstellen, sich nicht erinnern könne. Dann hätten sie noch verschiedene Personen abgefragt und Lichtbilder vorgelegt, auf denen Li. die Angeklagten erkannt habe. Danach sei Li. wieder zu seiner Wohnadresse gefahren und auch Tu. und er selbst seien da wieder dazu gestoßen und hätten die Durchsuchung abgeschlossen, so Lo.

Wieder auf der Dienststelle habe sie Herr Weingarten informiert, dass Andreas Sch. bei seiner parallel statt gefundenen Vernehmung eine Aussage gemacht habe und sie Li. noch einmal zu einer weiteren Aussage holen sollten. Es habe gedauert, Li. telefonisch zu erreichen. Dann sei Li. freiwillig zur Folgevernehmung gekommen. Im Prinzip sei das der gleiche Ablauf gewesen, Er habe Li. aufgefordert, sich Gedanken zu machen, ob er sich nicht doch erinnern könne. Li. habe es dann “nicht kategorisch ausgeschlossen”, dass Wohlleben in dem besagten Zeitraum in Li.s Szeneladen auf ihn zugekommen sein könnte. Li. habe gesagt, dass Wohlleben öfter mal in den Laden gekommen sei, aber an eine konkrete Situation könne er sich nicht erinnern. Es seien öfter Leute gekommen, die nach verbotenen Sachen, auch Waffen, gefragt hätten. Die habe er abgewimmelt und immer an Sch. verwiesen. Li. habe noch ergänzt, dass es im Umfeld von Sch. jemanden gäbe, der damit geprahlt habe, Waffen besorgen zu können. Wie der Kontakt zwischen Sch. und diesem Kroaten oder Serben bestanden habe, daran könne er, Li., sich nicht erinnern. Li habe gesagt, er könne sich auch nicht an ein Gespräch mit Sch. erinnern, dass der Wohlleben eine Waffe besorgt hat, könne es aber auch nicht ausschließen. Abschließend habe Li. gesagt, dass er es für sich persönlich ausschließen könne, dass er eine Waffe besorgt oder weitergegeben hat.

Zur Vernehmungssituation befragt, sagt Lo., dass es insgesamt eine “routinemäßige” Vernehmung ohne Auffälligkeiten gewesen sei. Tu. habe überwiegend die Fragen gestellt und er selbst habe am Computer protokolliert. Auf Nachfrage sagt Lo., er habe parallel geschrieben, habe aber immer die Antworten noch einmal vorgelesen bzw. das, was er zusammenfassend geschrieben hat. Li. habe sich die Protokolle durchgelesen, an Korrekturen seitens Li.s könne er sich nicht erinnern. Dadurch, dass sie die Abschnitte oder gewisse Antworten vorgelesen hätten, hätten da auch Änderungsmöglichkeiten bestanden, so Lo. Li. habe die Protokolle unterschrieben. Bei beiden Vernehmungen sei das der Ablauf gewesen. Götzl fragt zunächst zur ersten Vernehmung. Zu Wohlleben habe Li. gesagt, dass er den vom Laden her kenne, er habe ihn da gelegentlich gegrüßt, so Lo. Der Zeuge bestätigt den Vorhalt, dass Li. gesagt habe, dass er nicht wüsste, dass Sch. und Wohlleben Kontakt hätten. Lo. sagt, Li. sei nach Wohlleben, Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe und André Kapke gefragt worden, und das seien auch die Personen gewesen, die ihm bekannt gewesen seien. Lo. bestätigt, dass Li. angegeben habe, ihm sage der Name André E. nichts. Tino Brandt sei Li. auch bekannt gewesen. Auf Lichtbildern habe Li. auch die ihm vom Namen bekannten Personen erkannt. Auch Andreas Sch. habe Li. auf den Bildern erkannt. Zu Kapke habe Li. gesagt, dass ihm der bekannt sei und der auch mal in seinem Laden gewesen sei. Ob Holger G. bei den Lichtbildern dabei gewesen sei, wisse er nicht mehr, so Lo.

Götzl geht zur zweiten Vernehmung über. Soweit er sich erinnern könne, sagt Lo. auf Frage, habe Li. in dieser Vernehmung angegeben, Wohlleben mal nach dem Untertauchen der Personen gefragt zu haben. Da habe es wohl in der Szene Gerüchte gegeben, dass die sich im Ausland aufhalten. Da Li. gewusst habe, dass Wohlleben vor dem Abtauchen Kontakt zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe hatte, habe er bei Wohlleben nachgefragt, aber, soweit er, Lo., wisse, keine Antwort bekommen. Li. habe beschrieben, dass Wohlleben der Frage ausgewichen sei und er dann auch nie mehr nachgefragt habe. Götzl fragt, ob die Protokollierung der Vernehmung sinngemäß oder wörtlich erfolgt sei, worauf Lo. sagt: sinngemäß. Götzl hält vor, dass im Protokoll stehe, dass in der Szene die Rede davon gewesen sei, dass das Trio sich in Norwegen bei “NS 88 (Gruppierung)” aufhalte. Das sei dann so, antwortet Lo. Im Protokoll stehe, so Götzl, dass Li. angegeben habe, dass Wohlleben Li. “eine Antwort schuldig” geblieben sei, und dass Li. gemerkt habe, dass Wohlleben nicht so richtig darauf habe reagieren wollen. Das bestätigt Lo. Götzl fragt, ob in der Vernehmung von Seiten Li.s zwischen verschiedenen Waffen differenziert worden sei. Lo. sagt, es sei immer nur von einer Waffe die Rede gewesen, das sei nicht weiter konkretisiert worden. Götzl hält vor, dass im Protokoll steht, Ende der Neunziger seien mehrfach Leute in den Laden gekommen und hätten nach Waffen gefragt. Das habe Li. so angegeben, bestätigt Lo. Li. habe das dann auch dahingehend ausgeführt, dass sein Laden ein Treffpunkt für die Szene war und immer wieder Leute nach verbotenen Gegenständen gefragt haben, auch nach Waffen. Götzl fragt, ob Li. differenziert habe, was mit Waffe gemeint ist. Das nicht, so Lo., aber Grundlage sei ja der Beschluss gewesen und da sei es um die Schusswaffe gegangen. Den Vorhalt, dass Li. gesagt habe, die Personen, die nach Waffen gefragt hätten, seien offensichtlich der rechten Szene zuzuordnen gewesen, bestätigt Lo. Er könne sich nicht daran erinnern, dass von ihnen oder von Li. mal explizit von Schusswaffen gesprochen wurde.

Götzl fragt, ob Li. ausgeführt habe, was “öfters” bedeute in Bezug auf die Anwesenheit Wohllebens im Laden. Das habe Li. nicht konkretisiert, so Lo. Dann hält Götzl vor, dass Li. angegeben habe, es könne sein, dass Wohlleben ihn mal “zwischen Tür und Angel” gefragt habe, ob er eine Waffe besorgen könne, er sich daran aber nicht konkret erinnern könne, er Wohlleben dann “wahrscheinlich abgewimmelt” und an Sch. verwiesen habe, dass er weiter gesagt habe, er wolle mit so etwas nichts zu tun haben, das sei sein “Standardsatz” gewesen, damit er seine Ruhe habe. Lo. bestätigt die Vorhalte. Das seien sinngemäß die Angaben von Li. und man könne nicht davon ausgehen, dass Li. das wortwörtlich gesagt habe. Weiter hält Götzl vor, dass im Protokoll stehe, dass Li. somit nicht ausschließen könne, dass er Wohlleben an Sch. verwiesen hat, sich an ein Gespräch aber nicht konkret erinnern könne. Lo. bestätigt auch diesen Vorhalt. Zu dem Kroaten oder Serben befragt, sagt Lo., Li. habe angerissen, dass eine Person aus dem Umfeld von Sch. geprahlt habe, Waffen aus Kriegszeiten besorgen zu können. Er glaube, da seien von Li. sogar Modelle benannt worden. Götzl hält vor, im Protokoll sei die Rede von einer Waffe “Scorpion”, die aus dem Kosovo-Krieg weggeschafft worden sei. Li. habe, so Götzl, laut Protokoll weiter angegeben, er könne nicht sagen, ob Sch. die Person möglicherweise angesprochen hat. Sch. habe viele Sachen erzählt und Li. habe ihm meistens nicht zugehört. Lo.: “Genau.” Lo. bestätigt auch die Vorhalte, dass Li. gesagt habe, er könne sich nicht daran erinnern, dass Sch. mit ihm über eine Waffenvermittlung an Wohlleben gesprochen habe, er sei zu der Zeit viel auf Partys gewesen, habe “die Sau raus gelassen” und sei oft nicht ganz bei der Sache gewesen.

Zum Eindruck, den Li. bei der Vernehmung gemacht habe, sagt Lo., der Zeuge habe insbesondere bei der ersten Vernehmung nahezu immer gesagt, er könne sich nicht erinnern. Li. sei sehr zurückhaltend mit Aussagen gewesen, aber es seien keine besonderen Auffälligkeiten gewesen, etwa, dass Li. besonders nervös gewesen sei oder irgendwelchen Fragen habe ausweichen wollen. Bei der zweiten Vernehmung habe Li. dann angegeben, dass er es nicht ausschließen könne und habe die Erklärung zu seinem ausschweifenden Privatleben abgegeben. Aber da gebe es eigentlich sonst keine Besonderheiten. Lo. sagt auf Frage, er könne nicht genau einschätzen, wie lange das Durchlesen und Unterschreiben gedauert habe, aber er wisse, dass sich Li. das angeschaut habe. Auf die Frage, ob es über das, was protokolliert wurde, Diskussionen gegeben habe, sagt Lo., weil er die meisten Teile noch einmal vorgelesen habe, sei das direkt korrigiert worden. Es habe keine Besonderheiten, etwa spezielle Wünsche oder Diskussionsbedarf gegeben habe.

OSta Weingarten fragt, wie die einleitenden Worte bei der zweiten Vernehmung gewesen seien, warum Li. noch einmal kommen solle. Das habe Tu. gemacht, so Lo., der sei noch einmal auf den Beschluss eingegangen und habe sinngemäß gesagt, dass Li. sich noch einmal Gedanken machen solle, ob er sich nicht doch vielleicht an bestimmte Situationen erinnern könne. Er könne sich nicht erinnern, dass sie Li. Angaben von Sch. vorgehalten hätten. Götzl hält die entsprechenden Passagen aus dem Beschluss vor, dass Holger G. eingeräumt habe, den Mitgliedern des NSU eine scharfe Waffe mit Munition übergeben zu haben. Auf Nachfrage zur Herkunft der Waffe, habe Wohlleben G. erklärt, dass er sich bei Li. erkundigt habe, der ihn an Sch. verwiesen habe, dieser habe Wohlleben die später von G. an den NSU übergebene Waffe verschafft. Lo. sagt, das habe Li. vorgelegen und er meine sich zu erinnern, dass er Li. diese Passage auch vorgelesen habe. Auf Vorhalt von Nebenklagevertreter RA Kuhn, dass Li. hier ausgesagt habe, dass die Aussage von Sch. vorgelesen worden sei, sagt Lo., es sei Li. keine Aussage vorgelesen worden. Die Vernehmung von Sch. sei zeitgleich gelaufen. Er habe keine Erinnerung daran, dass Li. von Armbrüsten gesprochen habe, so Lo. auf Frage. RA Langer sagt, eben habe Lo. gesagt, es sei von einer Waffe gesprochen worden, und fragt, ob er das jetzt so verstehen könne, dass Li. sich auf die im Beschluss genannte Waffe bezogen hat. Lo. antwortet, er könne das nicht sagen. Auf Frage von Langer sagt Lo., zur “Paulchen Panther”-CD habe Li. angegeben, dass er die aus dem Internet kenne.

Zschäpes Verteidiger RA Stahl, fragt, was Ziel der zweiten Vernehmung gewesen sei. Lo. Antwortet, Ziel sei gewesen, eine Aussage von Li. zu bekommen, sie hätten Li. nochmals zu dem Sachverhalt vernehmen sollen. Stahl wiederholt, dass es doch schon eine Aussage gegeben habe und fragt nach dem Ziel der Vernehmung, warum Weingarten gesagt habe, dass Li. noch einmal vernommen werden sollte. Nach Rückfragen von Götzl wiederholt Stahl seine Frage, was  Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach beanstandet. Stahl fragt, ob es eine Anweisung von Weingarten gegeben habe, in welche Richtung und wozu Li. befragt werden sollte. Lo. sagt, es habe den Auftrag gegeben, eine zweite Vernehmung durchzuführen, keine konkrete Zielrichtung. Lo. erklärt, Tu. habe den Zeugen angerufen und gebeten, noch einmal auf die Dienststelle zu kommen. Stahl möchte wissen, ob dem Zeugen zu Beginn Fragen gestellt wurden, es seien nämlich keine protokolliert. Tu. habe den Zeugen mehr oder weniger aufgefordert, von sich aus zu berichten, sagt Lo. Stahl sagt, dabei sei Li. dann eingefallen, dass ihn Wohlleben vielleicht mal zwischen Tür und Angel nach einer Waffe gefragt haben könnte, was. Lo. bestätigt. Stahl: “Also, Herr Lo. ich bitte Sie.”

Wohllebens Verteidiger RA Klemke fragt, ob er richtig verstanden habe, dass Li. bei der zweiten Vernehmung gar keine Fragen gestellt worden seien, Lo. bestätigt, dass Tu. gefragt und er sinngemäß protokolliert habe, er habe aber auch die Möglichkeit gehabt, die eine oder andere Frage zu stellen, die meisten Fragen habe aber Tu. abgedeckt. Klemke fragt, ob es einen Grund gebe, dass in der ersten Vernehmung die Fragen sämtlich wörtlich protokolliert seien und sich in der zweiten überhaupt keine Frage finde, nicht einmal indirekt wie “Auf Frage gebe ich an”. Da gebe es keinen Grund, so Lo. Uner klärt auf Nachfrage die Vernehmungssituation: Es habe von Weingarten nur eine ganz kurze Information zu den Angaben von Sch. Gegeben, er habe gesagt, dass Sch. Angaben gemacht und den Sachverhalt im Beschluss mehr oder weniger bestätigt habe. Einer der Verteidiger von Carsten S., RA Pausch, sagt, in der ersten Vernehmung seien ja Fragen protokolliert, und fragt, ob das Protokoll dort sinngemäß oder wörtlich sei. Das sei sinngemäß, sagt Lo. Der andere Verteidiger von S., RA Hösl, fragt nach den Lichtbildern, auf denen Li. die Angeklagten erkannt hätte. Lo. sagt, der Zeuge habe Wohlleben und Zschäpe erkannt. Auf Frage von Wohllebens Verteidigerin Schneiders sagt Lo., sie hätten mit OSta Weingarten seiner Erinnerung nach auf dem Flur gesprochen. Das Gespräch sei kurz gewesen, Weingarten habe nicht vorgegeben, wonach konkreter gefragt werden sollte. Auszugsweise Kopien der Vernehmung von Sch. hätten nicht vorgelegen, auch nicht digital. RA Stahl fragt, wie es in der zweiten Vernehmung sofort darauf gekommen sei, dass Li. nicht kategorisch ausgeschlossen habe, dass Wohlleben ihn nach einer Waffe gefragt habe. Lo. sagt, er könne sich nicht an die Frage erinnern, den Eingang habe Tu. gemacht. Stahl sagt, er frage ganz konkret, ob es möglicherweise Ziel der Vernehmung gewesen sei, den Sachverhalt, dass Sch. eine Waffe besorgt habe, durch eine Aussage von Li. bestätigen zu lassen. RAin Lunnebach interveniert, die Frage sei suggestiv. Stahl sagt, ihm gehe es um die Wahrheit. Lo.: “Ziel der Vernehmung war es, den Sachverhalt aufzuklären.” Als Stahl seine letzte Frage wiederholt beanstandet Bundesanwalt Diemer die Frage. Götzl sagt, der Zeuge solle bitte darauf eingehen und Lo. erklärt, es habe kein vorgegebenes Ziel gegeben, die Aussage bestätigen zu lassen. Stahl sagt, es gebe eine gewisse Diskrepanz zwischen zwei Antworten zum Kontakt  mit Wohlleben wegen einer Waffenvermittlung. Die Antworten seien ja nur sinngemäß protokolliert. Einmal stehe da, an eine solche Ansprache könne sich Li. “nicht konkret erinnern” und nach der Äußerung zum Verbleib des Trios stehe da, Li. könne sich “nicht erinnern”, dass Wohlleben mal in Laden gekommen sei. Stahl fragt, ob es Gründe gebe, dass bei dieser zweiten Äußerung des Li. das “konkret” fehlt. Er könne sich nicht erinnern, dass es dafür Gründe gab, so Lo. RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, fragt zum Ablauf der Vernehmung, ob Li. etwa fröhlich, redselig oder nicht gewesen sei. Götzl sagt, dazu habe er schon gefragt und fragt den Zeugen, ob es darüber hinaus noch Weiteres zum Verhalten Li.s zu sagen gebe. Lo. sagt, Li. sei nicht freudestrahlend erschienen, sei aber auch nicht verschlossen oder negativ eingestellt gewesen. Sturm fragt, ob Li. längere Angaben von sich aus gemacht habe. Zu gewissen Teilen sei das so gewesen, aber an welcher Stelle könne er nicht mehr sagen, antwortet Lo. Götzl fragt, ob es von OSta Weingarten Informationen zum Kroaten oder Serben in Bezug auf die Aussage von Sch. gegeben habe. Das verneint Lo., er könne sich nicht erinnern. Die Vernehmung endet um 11.05 Uhr.

Nach einer Pause geht es um 11.31 Uhr weiter mit dem Zeugen KHK Tu. Bei der Durchsuchung, so Tu., sei Li. auch der Beschluss vorgelegt worden, und Li. habe sich diesen in seinem, Tu.s und Lo.s Beisein durchgelesen. Sie hätten die Durchsuchung durchgeführt und Li. mitgeteilt, dass sie ihn auf der Dienststelle vernehmen wollen. Das habe Li. bejaht und sei mit seinem eigenen PKW zur Dienststelle gekommen. Inhalt der Vernehmung sei dann gewesen, was im Beschluss steht, der Grund der Durchsuchung. Darin sei enthalten, dass Wohlleben sich über das “Madley” eine Waffe besorgt haben soll im Zusammenhang mit Carsten Sch. [sic!]. Das habe Holger G. ausgesagt. Bei der Befragung habe Li. geäußert, dass er G. gar nicht kenne, Wohlleben nur flüchtig und dass er nicht wüsste, dass Sch. Bezüge zu Waffen hat. Sie seien dann noch einmal zum Durchsuchungsobjekt und wieder zurück zur Dienststelle gefahren, in der Zeit sei bereits Sch. vernommen worden. Staatsanwalt Weingarten sei dann gekommen und habe gesagt, sie sollten Li. noch einmal hören. Sch. hätte wohl geäußert, dass Li. von Wohlleben angesprochen wurde. Er habe Li. dann angerufen, es gebe etwas Neues, ob Li. noch einmal erscheinen könne. Li. sei einverstanden gewesen, er wolle sich noch einmal äußern. Er habe Li. dann auf der Dienststelle erklärt, es sei in seinem Interesse, dass er von sich aus spricht, und habe den Beschluss noch einmal dargelegt. Er habe Li. gesagt, er solle von sich aus berichten, das sei besser, als wenn sie ihn jetzt befragen würden. Li. habe dann auch angefangen, dass sein Laden eine Szeneladen war, dass Wohlleben öfters im Laden gewesen sei. Dann habe er berichtet, dass es sein könne, dass Wohlleben ihn mal zwischen Tür und Angel gefragt habe, konkret könne er sich aber nicht erinnern. Weiter habe Li. berichtet, dass Sch. mit ihm mal über einen Kroaten oder Serben gesprochen habe, der Waffen besorgen könne. Er könne sich aber nicht erinnern. Das sei in der ersten Vernehmung auch gar nicht gekommen. Außerdem habe Li. von sich aus ausgeschlossen, dass er selber eine Waffe besorgt hat, das sei Li.s letzter Kernsatz gewesen.

Zum Ablauf der Vernehmung befragt, sagt Tu, er selbst habe die Fragen gestellt und Lo. habe das zu  Protokoll gebracht, wobei Lo. immer nach einem Absatz vorgelesen und gefragt habe, ob das so stimmt, wie es niedergeschrieben wurde. Bei der zweiten Vernehmung sei Li. mal abgeschweift zum Szeneladen, da habe er, Tu., gesagt, er solle wieder zum Thema Waffen kommen. Er habe aber keine konkreten Fragen gestellt, sondern gesagt, Li. solle von sich aus etwas sagen. Li. sei angespannt gewesen. Das habe man daran gemerkt, dass er in sich zusammen gefallen war, nicht ganz gerade saß. Li. habe längere Pausen gemacht und überlegt, habe in beiden Vernehmungen nicht wie aus der Pistole geschossen, sondern stockend gesprochen. Auf Vorhalt Götzls, dass Li. angegeben habe, er kenne Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe aus dem Laden, habe aber außerhalb keinen Kontakt zu ihnen gehabt, sagt Tu., wenn das da so stehe, dann werde Li. das sinngemäß gesagt haben. Tu. bestätigt, dass Li. in der ersten Vernehmung auf Andreas Sch. angesprochen worden sei. Da habe Li. gesagt, dass er nicht wisse, dass Sch. Zugang zu Waffen hätte. Zu Wohlleben habe er in der ersten Vernehmung gesagt, Wohlleben kenne er nur flüchtig, dass Wohlleben im Laden war, sei in der zweiten Vernehmung gekommen. Li. sei nach verschiedenen Personen befragt worden, er glaube nach Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe sowie nach André E. Ob André Kapke dabei gewesen sei, könne er nicht mehr genau sagen. Zu Lichtbildvorlagen sagt Tu., er wisse nicht, ob er oder Lo. die gemacht habe. Li. habe Wohlleben erkannt, weiter könne er, Tu., sich gerade nicht erinnern. Auf Götzls Frage, ob Li. denn auch zu Wohlleben und Waffen gefragt wurde, sagt Tu. in der ersten Vernehmung sei es darum gegangen, ob Wohlleben ihn angesprochen habe. Daran habe sich Li. nicht erinnern können. Götzl sagt, ihn interessiere, welche Informationen Tu. im Einzelnen von OStA Weingarten bekommen habe. Das habe er auch schon überlegt, sagt Tu. Soweit er sich erinnern könne, habe Weingarten gesagt, Sch. sei von Li. angesprochen worden, und dass die erste Vernehmung nicht ausreiche. Am Telefon habe er, Li. keine Einzelheiten geschildert. Als Li. dann da gewesen sei, habe er gesagt, es sei besser, wenn Li. von sich aus das noch einmal schildere, was eben im Beschluss stehe, die ganze Sache mit der Besorgung der Waffe. Es sei nicht die Rede davon gewesen, das Sch. vernommen wurde. Die Vernehmung von Sch. sei noch gelaufen und dessen Aussage habe nicht vorgelegen.

Götzl fragt, ob auf Einzelheiten des Durchsuchungsbeschlusses eingegangen worden sei, und welche Rolle der Beschluss zu Beginn der zweiten Vernehmung gespielt habe. Tu. sagt, er habe Li. erläutert, worum es geht, dass Wohlleben bei ihm gewesen und nach einer Waffe gefragt haben soll. Das habe G. ausgesagt. Li. habe angefangen zu erzählen, vom Szeneladen und dass öfters Rechte nach Waffen gefragt hätten. Konkrete Fragen habe er nicht gestellt, so Tu., sondern er habe gesagt, Li. solle das von sich aus schildern. Er habe gesagt: “Erinnern Sie sich doch mal, Herr Li., wie war das denn damals?” Daraufhin habe Li. gesagt, es könne sein - das habe er, Tu., noch in den Ohren - dass Wohlleben Li. mal “zwischen Tür und Angel” angesprochen habe, aber er könne sich konkret nicht mehr daran erinnern. Er habe Li. keine konkreten Fragen gestellt, soweit könne er sich erinnern. Er habe nur gesagt, er solle bitte von sich aus schildern, es gebe ja eine Aussage und er soll noch einmal überlegen, was konkret war. Götzl hält die Aussage vor, dass Li. eingefallen sei, dass in den Neunzigern mehrfach Leute aus der rechten Szene nach Waffen gefragt hätten. Sinngemäß sei das so richtig, sagt Tu. Das sei so von Li. gekommen und er habe dazu auch keine Frage gestellt. Götzl hält die Aussage vor, dass Wohlleben von 1998 bis 2003 oder 2004 öfters im Laden gewesen sei - zu der Zeit sei er, Li., nicht oft im Laden gewesen, da habe Sch. mehr oder weniger den Laden geführt. Das habe Li. sinngemäß so gesagt, denn sie hätten nicht wörtlich aufgeschrieben. Das sei bei Li. auch schwer gewesen, denn der habe immer wieder lange Pausen gemacht. Auch die Aussage mit “zwischen Tür und Angel” sei von Li. gekommen, er habe dazu keine Fragen gestellt, so Tu. Auf Frage, was Li. dann berichtet habe, sagt Tu., es seien bei Li. Gedankensprünge dabei gewesen. Li. sei wieder und wieder auf den Szeneladen gekommen. Dann habe er wieder auf Wohlleben Bezug genommen, dass er nicht mehr erinnern könne, dass der ihn auf Waffen angesprochen hätte. Götzl hält die Passage weiter vor, dass Li. sich nicht konkret daran erinnern könne, Wohlleben wahrscheinlich an Sch. verwiesen zu haben. Das sei sein Standardsatz gewesen. So wie es niedergeschrieben ist, habe Li. das gesagt, sagt Tu. Auf Vorhalt sagt Tu., die Geschichte mit dem Serben oder Kroaten sei von Li. selbst gekommen. Davon habe er, Tu., nichts gewusst. Da sei irgendwas mit einer “Scorpion” und Kriegswaffen gekommen, so Tu. weiter. Den weiteren Vorhalt der Aussage Li.s bestätigt Tu.

Zu einem möglichen Aufenthalt der Drei habe Li. gesagt, dass er davon ausgegangen sei, dass die nach Norwegen oder Schweden untergetaucht sind, so Tu. auf Nachfrage. Li. habe Wohlleben darauf angesprochen. Tu. bestätigt den Vorhalt mit dem Gerücht, dass die Drei in Norwegen bei “NS88″ seien, und dass Wohlleben Li. eine Antwort schuldig geblieben sei. Götzl fragt, ob es in der zweiten Vernehmung von ihm oder Tu. aus noch einmal auf das Thema Waffen und Wohlleben gekommen sei. Tu. bestätigt den Vorhalt, dass Li. gesagt habe, er könne sich nicht erinnern, dass Wohlleben ihn nach einer Waffe gefragt habe, er sich aber erinnere, dass viele Leute ihn nach verbotenen Sachen gefragt haben. Da sei es um CDs und Aufnäher gegangen, so Tu. Auch den Vorhalt, dass Li. sich nicht erinnern könne, dass Sch. mit ihm mal über eine Waffenvermittlung für Wohlleben gesprochen hat, bestätigt Tu. RA Stahl fragt, ob Tu. in der Pause jetzt kurz mit KOK Lo. gesprochen habe. Tu.: “Nein, warum?” Auf Frage Stahls sagt Tu., er habe in der zweiten Vernehmung keine konkreten Fragen gestellt. Stahl: “Und unkonkrete?” Tu. antwortet, er habe gesagt, Li. solle sich noch einmal daran erinnern, was im Beschluss steht, wo es um Wohlleben geht. Stahl sagt, in der zweiten Vernehmungsniederschrift stehe im letzten Absatz, dass Li. keine Schwierigkeiten gehabt habe, die Fragen der Vernehmungsbeamten zu verstehen. Tu. sagt, das sei ein Formular. Stahl widerspricht, es handele sich um freien Text. Tu. sagt, das könne man ja so und so auffassen. Stahl: “Ja, eben”. Stahl sagt, am Anfang habe Tu. auf Frage von Götzl gesagt, er habe Li. gesagt, dass er erzählen solle, es sei ja auch in seinem Interesse. Stahl fragt, was Tu. mit “Interesse” meine. Er habe Li. gesagt, dass es darum gehe, dass er in der ersten Vernehmung nicht so viel erzählt hat, und es in seinem Interesse sei, dass er das jetzt konkreter wiedergibt. Er könne nicht sagen, dass er den Eindruck gehabt habe, dass Li. bewusst Sachen verschwiegen hat, so Tu. auf Frage.

Stahl fragt, warum Li. nicht als Beschuldigter vernommen wurde. Im Beschluss habe “Zeuge” gestanden, er habe keine Hinweise auf eine Beschuldigtenvernehmung gehabt, so Tu. Stahl fragt, ob Gegenstand der angedachten Vernehmung Aspekte gewesen seien, die dazu hätten führen können, dass Li. selbst Gegenstand eines Ermittlungsverfahren werden könnte. Er könne sagen, so Tu., dass Li. ordnungsgemäß belehrt wurde. Auf Frage von Stahl sagt Tu., dass Li. habe überlegen müssen, deswegen sei das aus seiner, Tu.s, Sicht stockend gewesen. Stahl fragt, ob die Themen, die der Vorsitzende vorgehalten habe,  auch in der Reihenfolge gewesen seien, wie Li. das gesagt hat. Er habe keine konkrete Erinnerung, so Tu., aber wenn es da so stehe, dann gehe er davon aus, dass es auch so gekommen sei. Eine Zielsetzung habe es bei der zweiten Vernehmung nicht gegeben, so Tu. auf Frage. Sie hätten Li. noch einmal vernehmen sollen. Stahl fragt, ob Tu. Zweifel an der Richtigkeit der Angaben von Li. gehabt habe, und warum Li. noch einmal habe vernommen werden sollen. Tu. sagt, weil Weingarten gesagt habe, der Sch. hätte ausgesagt, dass Sch. von Li. angesprochen worden sei. Und das habe Li. in der ersten Vernehmung nicht gesagt. Er habe Li. diese Informationen nicht vorgehalten, weil sie ihm nicht vorgelegen hätten, das habe er nur auf Zuruf gehabt. Die Vernehmung sei noch gelaufen und es hätte sein können, dass Sch. das widerruft. Ihm das vorzuhalten, hätte man in einer späteren Vernehmung tun können, so Tu.

RA Klemke fragt, wann konkret Tu. die Äußerung gemacht habe, Li. solle überlegen, was gewesen sei in Bezug auf Wohlleben und Waffen. Das habe er am Anfang gemacht, sagt Tu. Das sei ja der Grund, warum Li. noch einmal gekommen ist. RA Pausch fragt, ob Tu. aus seiner eigenen beruflichen Tätigkeit Vorkenntnisse über Li. gehabt habe. Er habe Li. aus verschiedenen Verfahren gekannt, so Tu. Wie weit das zurück gehe, könne er nicht genau sagen, aber es sei mal um Kleidungsstücke von “Thor Steinar” [Szene-Marke] gegangen, da hätten sie auch eine Durchsuchung durchgeführt. Außerdem sei Li. mal Geschädigter gewesen, da habe es Angriffe auf seinen Laden gegeben. Er habe keine Kenntnisse darüber gehabt, wen Li. kennt. Pausch fragt, ob Tu. Kenntnisse über Unterlagen, Akten habe, anhand derer er den Wahrheitsgehalt der Aussagen Li.s hätte überprüfen und Vorhalte machen können. Ihm sei nur der Durchsuchungsbeschluss bekannt gewesen zu diesem Zeitpunkt, antwortet Tu. RA Hösl sagt, eben habe Tu. von “Carsten Sch.” gesprochen. Nach etwas Verwirrung um den Namen bejaht Tu. die Frage, ob er Andreas Sch. gemeint habe.

Dann fragt noch einmal RA Stahl. Auf dessen Frage sagt Tu., er könne sich jetzt nicht konkret erinnern, was er zu Li. zu Beginn gesagt habe, um was es gehen soll. Den Beschluss habe sich Li. selber nahe gebracht, sagt Li. auf Frage. Der sei Li. bei der Durchsuchung ausgehändigt worden und Li. habe sich den in Ruhe durchgelesen, daran erinnere er sich. Auf Frage von Stahl, sagt Tu., er wisse nicht mehr konkret, wie viele Beamte bei der Durchsuchung eingesetzt waren. Mehr als sechs, acht seien es gewesen, aber ob zehn oder zwölf könne er nicht konkret sagen. Stahl fragt: “Am Tag der Durchsuchungsmaßnahme, was haben Sie da gemacht, wie hat sich Herr Li. da verhalten, als Sie das Grundstück erreicht haben?” Soweit er sich erinnere, sei Li. gar nicht da gewesen, so Tu. Der sei erst später dazugekommen und dann habe ihm Lo. den Beschluss gegeben und für ihn, Tu., habe es den Anschein gemacht, dass Li. sich den Beschluss durchgelesen hat. Der Beschluss sei auf jeden Fall zwei Seiten lang gewesen, es könnten aber auch mehr gewesen sein, sagt Tu. auf Frage. Stahl fragt, ob Tu. Kenntnis davon habe, dass Li. den vollständigen Inhalt des Beschlusses irgendwann zu Kenntnis genommen hat. Vor der Befragung habe er, Tu., Kernstücke des Beschlusses, um was es geht, noch einmal vorgelesen. Er könne nicht genau sagen, ob er den Beschluss vom Ersten bis zum Letzten vorgelesen habe. Aber er habe vorgelesen, dass G. das ausgesagt hat, und klipp und klar, dass es um eine scharfe Waffe ging, und dass G. behauptet hat, dass er von Wohlleben erfahren hat, dass der Li. angesprochen hat und an Sch. verwiesen wurde. Er habe auch den Eindruck gehabt, dass Li. das verstanden hat, so Tu. auf Nachfrage. Auf Frage von RAin Schneiders, sagt Tu. er könne sich nicht erinnern, dass er mal Einfluss genommen habe, wie man die Vernehmung in den PC eingeben könnte.

Nach der Mittagspause folgt um 13.52 Uhr der Zeuge Vo. vom BKA, früher Thüringer LKA. Vo. sagt, als er von dem Termin hier gehört habe, sei ihm die Maßnahme nur sehr schemenhaft in Erinnerung gewesen. Götzl sagt, Vo.s Bericht sei vom 2. Februar 1998, die Durchsuchung müsste am 26. Januar 1998 gewesen sein. Das stimme, so Vo. Das liege schon 16 Jahre zurück, so Vo., daher habe er im Thüringer LKA Akteneinsicht genommen. Es seien geplante Maßnahmen an einem Garagenkomplex gewesen, die sich zunächst nicht gegen Zschäpe gerichtet hätten. Während der Durchsuchung sei erst bekannt geworden, dass Zschäpe eine dieser Garagen angemietet habe. Dort seien Sprengstoff und eine Bombenattrappe bzw. Teile davon gefunden worden. Er und andere Beamte des LKA hätten den Auftrag bekommen, bei der Wohnung Zschäpes eine Durchsuchung durchzuführen. Das sei in Gefahr im Verzug gewesen, durch die StA Gera angeordnet, weil sie nicht gewusst hätten, was sie dort erwartet. Nach dem Aktenstudium wisse er jetzt, dass nach Klingeln und Klopfen keine Antwort gekommen sei. Sie hätten dann eine Frau als unabhängige Zeugin gefunden und einen Schlüsseldienst angefordert. An der Wohnung seien sie gegen 15 Uhr eingetroffen, betreten hätten sie die Wohnung um ca. 15.30 Uhr.

Es sei eine kleine Wohnung gewesen: im Wesentlichen Zimmer, Küche, Bad. Sie hätten sich aufgeteilt. Sie hätten Gegenstände hinter einem Dreisitzer an der Wand im Wohnzimmer festgestellt. Im Einzelnen handele es sich dabei um einen Schussrevolver, CO2-betrieben und 4,5 mm Diabolo und ein Luftgewehr, CO2-betrieben mit aufgesetztem Zielfernrohr. Des Weiteren seien ein Wurfstern, ein Jagdmesser oder Buschmesser und ein Morgenstern festgestellt worden. Außerdem sei ein Wurfanker gefunden worden, auf dem oder im Bettschrank. Im Regal darüber seien Schriftstücke gewesen. Die seien nicht im Einzelnen festgestellt worden, seien aber relevant gewesen. Im Keller der Wohnung sei ein Päckchen Dämmwatte feststellbar gewesen. Davon seien Fotoaufnahmen gefertigt worden, auch von den Gegenständen an der Wand. Zudem sei das Brettspiel “Pogromoly” gefunden worden, augenscheinlich mit faschistischen Symbolen versehen. Das sei unter dem Dreisitzer im Wohnzimmer gewesen. Es seien auch Spielkarten vorhanden gewesen, entweder im Wohnzimmer oder in der Schrankwand, das könne er nicht mehr sagen. Die Dämmwatte hätten sie zunächst nicht mitgenommen. Auf der Dienststelle habe er dann erfahren, dass das auch Relevanz haben kann, da bei einer Bombendrohung auch Dämmwatte eingesetzt wurde. Deshalb sei einige Tage später diese Dämmwatte ebenfalls sichergestellt und zum LKA gebracht worden. Die Tür sei dann mit einem neuen Zylinder verschlossen und eine Bemerkung angebracht worden, dass der Schlüssel bei der KPI Jena abzuholen sei. Ihm sei, so Vo. auf Frage, nicht bekannt, ob der Schlüssel dann abgeholt wurde. An die genaue Form der Dämmwatte könne er sich nicht erinnern, die sei aber noch mit Verpackungsfolie versehen gewesen. Götzl sagt, im Sicherstellungsverzeichnis sei noch von einer “Zwille” die Rede. Das sei richtig, so Vo., es habe sich auch eine Armbrust an der Wand gefunden mit fünf Pfeilen. Eine Beamtin des TLKA habe die Gegenstände an der Wand und den Dämmstoff fotografiert, sagt Vo. auf Frage.

Dann wird eine Lichtbildmappe mit Polaroids in Augenschein genommen. Zunächst ist die Tür der Wohnung zu sehen. Auf Frage sagt Vo., er könne sich nicht mehr erinnern, ob da ein Name stand. Sie hätten die Information gehabt, dass das die Wohnung Zschäpes sei. Bei der Übersicht des Wohnzimmer seien rechts, das sei nicht mehr ganz auf der Aufnahme drauf, die festgestellten Waffen gewesen, links davon sei ein Bild gewesen. Nach seiner Erinnerung sei auf einem Bild ein Hakenkreuz gewesen und es sei eine Reichskriegsflagge gefunden worden. Nach Bildern der Gegenstände folgt eine durch Vo. gefertigte, nicht maßstabsgerechte Skizze der Wohnung mit der Lage der Gegenstände. Götzl fragt, ob sich Vo. das Spiel angeschaut habe. Vo. sagt, auffällig seien die Symbole gewesen, augenscheinlich sei gewesen, dass es wirklich sehr ungewöhnlich sei. Von den Grundsätzen her scheine es auf Monopoly aufzubauen, aber mit völlig verschiedenen Inhalten. Er habe das der Asservatenstelle gegeben, so Vo., und sei mit der Auswertung nicht betraut gewesen. Auf Nachfrage sagt er, er könne nur noch sagen, dass SS-Runen darauf waren. Dann fragt Götzl nach dem Buschmesser. Das sei eine richtig lange Ausführung gewesen. Und dann sei da noch ein Jagdmesser gewesen mit Hülle, bei dem sich die Klinge nach vorn verjüngte.

RAin Lunnebach sagt, es gebe Bilder aus der Akte zu “Pogromly”, ob man die nicht vorhalten könne. Es folgt eine Pause bis 14.37 Uhr. Dann werden Bilder von “SS-” und “SA-Karten” sowie von Städtekarten vorgehalten. Diese Aussagen, die hier vermerkt seien, sagten ihm so nichts, sagt Vo. Er könne lediglich die Vermutung äußern, dass es sich um die in der Wohnung festgestellten Karten handelt. Er wisse, dass von der StA Gera ein Verfahren wegen §130 StGB eingeleitet wurde. In seinem Durchsuchungsbericht habe er vermerkt, dass das Brettspiel mit faschistischen Symbolen versehen war und inhaltlich stark nationalsozialistisches Gedankengut verkörperte. Vom optischen Eindruck her könne er sagen, dass es sehr ähnlich dem Monopoly war. Götzl sagt, man könne einen Blick auf die Lichtbilder werfen, er sage aber ganz deutlich, dass es sich dabei nicht um das damals festgestellte Spiel handelt, vielleicht frische das die Erinnerung auf. RAin Sturm beanstandet, Erinnerung impliziere, dass es sich um das selbe Spiel handelt. Götzl sagt, er habe ja deutlich gemacht, dass es nicht dasselbe Spiel ist. Dann werden Fotos vom “Pogromly”-Spielbrett gezeigt. Er könne sagen, so Vo., dass das ähnliche Züge wie das in der Wohnung festgestellte Spiel hat, deutlich sei z.B. die SS-Rune. Bei den weiteren Bildern könne er keine Aussage machen. RAin Lunnebach fragt, ob das Spiel in Vo.s Beisein während der Durchsuchung fotografiert wurde. Daran könne er sich nicht erinnern, so Vo.

Auf Frage von RA Scharmer sagt Vo., er habe sich vor der hiesigen Vernehmung ans TLKA gewendet, die entsprechende Kommission aufgesucht und die Akten gelesen. Im TLKA habe er nur einen Kollegen angetroffen, der damals mit bei der Wohnung gewesen sei. Der habe aber gesagt, er könne sich auch nicht daran erinnern. Ansonsten habe er sich in einem informellen Gespräch kundig gemacht über Umstände vom 26. Januar 1998, wie es zu der Durchsuchung kam. Er sei damals ad hoc eingesetzt worden. Auf Frage von RA Reinecke sagt Vo., es könne sein, dass ein Herr Dr. der Sachbearbeiter des separaten Verfahrens wegen des Spiels war, der Name sei ihm bekannt, der sei vom TLKA, aber er selbst sei da nicht eingebunden gewesen.

RA Heer fragt, ob vor der Durchsuchung der Wohnung eine Kommunikation zwischen Staatsanwaltschaft stattgefunden habe. Er wissen nur noch, dass wegen der Funde in der Garage ein dringender Tatverdacht bestanden habe und daher die Durchsuchung angeordnet wurde. Er wisse auch nicht genau, wann die Durchsuchung in Garage 5 beendet gewesen sei, er habe lediglich danach den Auftrag bekommen zur Wohnung zu fahren. Auf Vorhalt von Heer, dass die Durchsuchung von 8.15 bis 13 Uhr stattgefunden habe, sagt Vo.: ja, die Maßnahme in der Wohnung sei von 15  bis 16.30 Uhr gewesen, das sei eine Folgemaßnahme gewesen und deswegen am Nachmittag. Er wisse nicht, wann der erwähnte Sprengstoff bzw. Bombenattrappe oder Teile davon gefunden wurden, so Vo. auf Frage. Er sei selbst im TLKA gewesen und habe die Anweisung sicher von seinem Vorgesetzten L. erhalten. Er habe einige Tage später erfahren, dass die in der Wohnung aufgefundene Dämmwolle relevant ist. Das dürfte um den 11. Februar gewesen sein, mindestens eine Woche später. Es sei ihm bekannt geworden, dass das fotografiert wurde und ihm wurde bekannt, dass möglicherweise Dämmstoff in einer der Bombendrohungen oder Attrappen verwendet wurde. Der Ermittlungsführer sei Dr. gewesen, aber inwieweit der auch für diese Maßnahme verantwortlich war, entziehe sich seiner Kenntnis. Auf Frage von RAin Sturm, wie die einzelnen Gegenstände sichergestellt wurden, sagt Vo., die seien vom Platz genommen und aufgeschrieben, zum LKA verbracht und durch ihn selbst am darauf folgenden Tag an die Asservatenstelle des LKA übergeben worden. Er könne sich nicht erinnern, wie das verpackt wurde oder wie die Behandlung der Gegenstände erfolgte. Er bestätigt, dass die Schriftstücke aus dem Regal sichergestellt wurden, im Einzelnen wisse er nicht mehr, um was es sich gehandelt habe, sie seien jedoch offenbar auswerterelevant gewesen. Das sei unter einer Position zusammengefasst worden, ob es eine Einzelauswertung gab, wisse er nicht. Er wisse auch nicht mehr, ob es sich um Gedrucktes, um Zeichnungen oder handschriftliche Notizen handelte. Es sei ihm nach dieser Zeit nicht mehr möglich, zu sagen, was sie bewogen hat, das als relevant einzustufen.

Die Frage Sturms, ob er zwischen dem 26. Januar und der nachträglichen Sicherstellung des Dämmmaterials in irgendeiner Weise noch mit dem Verfahren oder Maßnahmen betraut war, verneint Vo., nach seiner Erinnerung nicht. Den Durchsuchungsbericht habe er aufgrund der vor Ort gewonnenen Eindrücke und von möglichen Aufzeichnungen gefertigt, sagt Vo. auf Frage. Wenn die Datierung der 2. Februar sei, dann sei die Endfertigung an dem Tag gewesen. Auf Frage von RAin Schneiders bestätigt Vo., dass auch die zweite Durchsuchung als Gefahr im Verzug durchgeführt wurde. Zum Aufenthalt der Beschuldigten habe es keine Erkenntnisse gegeben und es habe die Einflussmöglichkeit Dritter gegeben. Das Datum auf dem Vermerk dürfte das Datum der Sicherstellung der Dämmwolle sei, so Vo. auf Frage. RA Klemke fragt, wie viel Zeit zwischen der Anweisung Dr.s und der Beschlagnahme der Dämmwolle gewesen sei. Das dürfte nicht länger als ein Tag gewesen sein, so Vo. Er könne nicht sagen, ob es Versuche gegeben habe, einen Ermittlungsrichter zu erreichen. Er könne sich erinnern, dass er einen Aktenvermerk gefertigt habe über die Gefahr im Verzug. Das sei jedenfalls ohne schuldhaftes Verzögern umgesetzt worden. Die Frage von RA Hösl, ob Vo. sich erinnern könne, ob ihm etwas aufgefallen sei am Balkongeländer der Wohnung, verneint der Zeuge. Auf die Frage, ob sie auch Papiere in der Wohnung durchsucht hätten, sagt Vo., es sei natürlich zumindest eine Sichtung erforderlich. An Dokumente oder Ausweispapiere könne er sich nicht mehr erinnern.

RA Heer hält vor, dass es einen Aktenvermerk des TLKA vom 30. Januar 1998 gebe, demzufolge der StA die Durchsuchungsprotokolle am 29. Januar 1998 übergeben worden seien. Dazu könne er keine Ausführungen machen, so Vo. Heer fragt, ob von der StA eine richterliche Bestätigung der Maßnahmen beantragt worden sei. Das wisse er nur durch das kürzliche Aktenstudium im TLKA. Die StA habe die richterliche Bestätigung abgelehnt, weil es keinen notwendigen Widerspruch gab. Heer hält vor, dass es einen Aktenvermerk von Dr. vom 9. Februa 1998 gebe, dass die Auswertung der sichergestellten Unterlagen dem TLKA übertragen worden sei. Das sei ihm nicht bekannt, so Vo. Götzl sagt, im Vermerk heiße es zum Zeitpunkt der Sicherstellung des Dämmmaterials, Durchsuchungsbeginn sei der 11. Februar um 9 Uhr und Ende um 9.30 Uhr gewesen. Den Vorhalt bestätigt Vo. Die Frage von RA Pausch, ob Vo. von Kollegen gehört habe, dass in dieser Wohnung noch einmal eine Durchsuchung stattgefunden hat, verneint der Zeuge. Er habe aber mal gehört, dass da ein Einbruch gewesen sein soll. Pausch fragt, was bei der Durchsuchung das entscheidende Kriterium gewesen sei, zu sagen, das ist relevant und das nicht. Es sei zuerst nach Gegenständen gesucht worden, welche geeignet sind, den öffentlichen Frieden zu gefährden. Die Waffen seien nach Einschätzung vor Ort durchaus geeignet, den öffentlichen Frieden zu gefährden. Pausch fragt, ob Vo. den Balkon überhaupt in Augenschein genommen habe. Vo. sagt, er könne nicht sagen, ob er selbst oder ein andere Beamter auf diesem Balkon war. RA Klemke sagt, im Vermerk über die zweite Vernehmung werde Bezug genommen auf die Auswertung von Lichtbildern, und fragt, wann diese Auswertung erfolgt sei. Das könne er nicht genau sagen, das habe in den Händen der Ermittlungsgruppe gelegen. Die Frage, ob es einen Grund gebe, dass in seinem Vermerk der Zeitpunkt der Feststellung dieser Dämmwolle auf den Lichtbildern nicht festgehalten worden ist, verneint Vo. Klemke fragt, ob der Staatsanwalt, der die erste Durchsuchung angeordnet habe, bezüglich der zu suchenden Gegenstände Vorgaben gemacht habe. Vo.: “Nicht, dass ich wüsste.” Es sei nach Gegenständen gesucht worden, die aufgrund der vorangegangenen Sprengstofffunde Relevanz erlangen könnten. Klemke: “Also Sie haben sich das selbst zusammengereimt?” Götzl unterbricht, das sei jetzt keine zulässige Frage. RAin Sturm fragt, ob Vo. mitgeteilt wurde, ob es sich bei der Durchsuchung um eine generalpräventive oder eine strafprozessuale Maßnahme handelte. Es habe sich um eine strafprozessuale Maßnahme gehandelt, so Vo.

Es folgt eine Pause, um 15.44 Uhr geht es weiter. RA Pausch möchte wissen, ob in der Wohnung eine weitere schwarz-weiß-rote Fahne aufgefunden wurde. Nach seiner Erinnerung nicht, so Vo. Auf Frage von RAin Sturm sagt Vo., es sei davon auszugehen, dass auch der Kleiderschrank und das Bad durchsucht wurden. Sturm fragt, ob Feststellungen getroffen werden konnten, dass mehrere Personen sich dort regelmäßig aufgehalten haben oder die Wohnung bewohnt haben. Das verneint Vo. Er könne sich nicht an Details erinnern, inwieweit Zschäpe dort alleine wohnte oder die Wohnung auf mehrere Personen hindeuten. Es habe aber eine “Grundordnung” geherrscht in der Wohnung.

Nach der Vernehmung widerspricht RA Heer der Verwertung der Bekundungen des Zeugen Vo. Die Durchsuchungsmaßnahme in der Wohnung Zschäpes sei aufgrund einer von der StA Gera angenommenen Gefahr im Verzug ohne richterlichen Beschluss durchgeführt worden. Dieser hätte aber, so Heer, ohne großen Zeitaufwand und ohne Gefahr eines Beweismittelverlusts eingeholt werden können. Die Einholung des Beschlusses sei objektiv grundlos unterblieben. Die staatsanwaltschaftliche Durchsuchungsanordnung sei auf alle weiteren den Verdächtigen zuzurechnenden Objekte bezogen worden und nicht hinreichend bestimmt. Dies führe zu einem umfassenden Beweisverwertungsverbot. RA Klemke schließt sich dem Antrag an und erstreckt ihn auch auf die zweite Durchsuchung am 11. Februar 1998.

Götzl fragt, ob es Stellungnahmen zur Frage des Bestehens eines Auskunftsverweigerungsrechts von Max-Florian Bu. gebe. RA Heer sagt, die Verteidigung Zschäpes teile die Auffassung des GBA und halte es nicht für nötig, dass das hier erklärt wird. Dann fragt Götzl den Angeklagten Carsten S., ob der zu der Wohnung Schomerusstraße 5 Ergänzendes zu berichten habe. S. verneint das. Auf Frage von Götzl sagt S., er habe den Weg durch das Treppenhaus genommen und dann, wie es ihm beschrieben worden sei. Die Tür habe er eingetreten, so dass das ganze Haus gescheppert habe. Er wisse bloß noch, dass er mindestens zwei oder drei, maximal vier Aktenordner geholt habe. Wo die gewesen seien, wisse er nicht mehr, er könne nur Bad und Küche ausschließen. Er sei ja von der Nebenklage gefragt worden, ob da rechtsradikales Zeug drin war, und das könne man ja fast ausschließen, denn der Zeuge Vo. habe ja gesagt, das wäre dann mitgenommen worden. Er würde ausschließen, so S. auf Nachfrage, im Bad gewesen zu sein, aber woher genau, aus einem Schreibtisch oder ob er eine Schranktür aufgemacht habe, das wisse er jetzt nicht mehr.

Götzl sagt, es gehe ihm noch um die Vernehmung von Charlotte E. im Rechtshilfeweg. Eine Videovernehmung solle nach Auffassung des Senats nicht mehr erfolgen, so dass eine Vernehmung in Zwickau in Betracht komme. Er sagt, RA Reinecke habe gesagt, dass es in der Nebenklage schon Besprechungen gegeben habe, dass man sich da auf einen Vertreter einigen könne. Reinecke erwidert, man solle im Freibeweisverfahren erst klären, ob die Zeugin ein geeignetes Beweismittel ist. Dann gebe es kein Anwesenheitsrecht. Ihm selbst würde es auch reichen, wenn ein Kollege anwesend ist. Zwickau sei ja auch nicht so attraktiv wie Bern. Dann sagt Götzl in Richtung von RA Scharmer, es stelle sich angesichts des Antrags von Scharmer zum Zeugenbeistand RA Jauch (siehe Protokoll zum 70. Verhandlungstag) die Frage des Zeugenbeistands bei Jürgen Lä., der Jauch als Beistand wolle. Scharmer sagt, er nehme Bezug auf den Beweisantrag. Jauch komme hier selbst als Zeuge in Betracht, er habe auch mehrere der Angeklagten schon vertreten, und es stelle sich die Frage, ob da Hinderungsgründe vom Gesetz her bestehen. Das gelte für Tino Brandt und dann für Lä. auch. RAin Schneiders sagt, ihr sei nichts bekannt, welchen Angeklagten Jauch vertreten hat: Scharmer erwidert, das ergebe sich durch die Lektüre des Beweisantrags. RAin Schneiders sagt darauf, dass das, was Scharmer schreibe, “mit Verlaub”, nicht unbedingt der Wahrheit entsprechen müsse.

Nebenklagevertreter RA Daimagüler verliest eine Erklärung zur Aussage der Zeugin Sindy Po. vom 3. Februar 2014. Die Zeugin habe bestätigt, dass Zschäpe versucht habe, ihrem Leben in der Polenzstraße 2 einen Anschein von Normalität zu geben. Po. habe versucht, ein positives Bild der Angeklagten zu zeichnen. In der Welt, in der sich Zschäpe und Po. bewegt hätten, sei alles “normal” gewesen, diesen Begriff habe sie immer und immer wieder benutzt. Auf die Frage nach der politischen Einstellung ihres Ehemanns habe Po. gesagt: “Ja, ganz normal halt, wie bei allen Menschen.” Ein Blick auf die Facebook-Seiten von Po. und ihrem Ehemann habe genügt, um diese “Normalität” zu hinterfragen. Besonders perfide sei hier das “I love you” für die Comicfigur “Paulchen Panther”, die für das NSU-Video missbraucht worden sei. Es sei bekannt, dass diese Figur im Nazi-Milieu als Chiffre für die Unterstützung des NSU genutzt wird. Auf einem Aufmarsch in München sei unter Beifall die Titelmelodie von “Paulchen Panther” gespielt worden. Dass auf den Facebook-Seiten türkische Menschen generell als “Ali” bezeichnet würden, falle insofern auf, als dass die verschiedenen Dateien, unter den die einzelnen Mordtaten des NSU auf den Festplatten in der Frühlingsstraße dokumentiert worden sind, unter “Ali 1″ bis “Ali 9″ gespeichert waren. Auf ihren Facebook-Seiten würden sich die Eheleute Po. öffentlich zu ihren rassistischen Einstellungen bekennen, auf Nachfrage habe sich Sindy Po. zu den Inhalten ihrer Seite bekannt. Daimagüler fragt: “Ausgerechnet bei ihrer Freundin Zschäpe soll sie geschwiegen haben?” Es sei anzunehmen, dass sich Po. und Zschäpe im ideologischen Einklang bewegten, der “normal” war. Po. habe vermeiden wollen, Details im Umgang mit der Angeklagten preiszugeben und auch deswegen immer wieder von “Normalität” gesprochen. Po. habe gelogen, sie habe im Zeitabstand von wenigen Minuten Dinge erinnert, von denen sie zuvor angeblich nichts mehr gewusst habe. Die Zeugin habe sich offenbar vorgenommen, möglichst wenig zu sagen, was der Angeklagten schaden könnte. Ein solches Aussageverhalten sei schon von anderen Zeugen aus dem Umfeld der Angeklagten bekannt. Immer wieder sei von “Normalität” und Alltag die Rede gewesen, selbst wenn diese “Normalität” unter einem Porträt von Hitler stattgefunden habe. An einem Punkt habe die Zeugin mutmaßlich nicht gelogen, nämlich dass Zschäpe nichts oder sehr wenig über sich erzählt habe. Auch der Lüge unverdächtige Zeugen, wie jene aus dem Urlaub, hätten diesen Punkt immer wieder betont. Zschäpe habe in jeder Situation die Fassade aufrecht erhalten, egal ob sie sich nun im ideologienahen oder ideologiefernen Umfeld bewegt habe. Wäre es nach dem Willen der BAW und der Verteidigung Zschäpe gegangen, so Daimagüler, dann wären Fragen nach der politischen Gesinnung der Zeugin nicht gestellt worden. Wenn Zeugen fortwährend von “Normalität” sprechen, dann sei es besonders in diesem Verfahren geboten, diese “Normalität” zu hinterfragen.

RA Stolle verliest den Antrag, zum Zwecke der Beweisermittlung die Polizeibeamten Sven Ho., Manfred Et. und Timo He. von der Bereitschaftspolizei Böblingen zu laden. Ho. sei zum Tatzeitpunkt des Mordes an Michèle Kiesewetter im Geschäftszimmer der BFE 523, der auch Kiesewetter angehört habe, tätig gewesen und dort mit der Personalverwaltung und Einsatzplanung betraut gewesen. He. und Et. seien damals Truppenführer der von der Bereitschaftspolizei Böblingen zur Verfügung gestellten Beamten am 25. April 2007 gewesen: He. bei der BFE 523 und Et. beim parallel eingesetzten EZ 514. Beide Gruppen hätten am 25. April 2007 um 12.30 Uhr gemeinsam an einer etwa einstündigen Besprechung in den Räumen der PD Heilbronn teilgenommen. Nach bisherigem Stand der Beweisaufnahme habe die Einsatzabteilung der Bereitschaftspolizei Böblingen am 16. oder 17. April bei Ho. angefragt, ob es Beamte der BFE 523 gebe, die freiwillig an einem Einsatz am 25. April in Heilbronn teilnehmen würden. Ho. habe daraufhin im Flur vor seinem Geschäftszimmer, also an einem Ort, der zumindest von den Angehörigen der Bereitschaftspolizei frequentiert wurde, eine Liste angebracht, auf der sich Freiwillige eintragen konnten. Kiesewetter habe sich am 19. April telefonisch bei Ho. gemeldet, der habe sie dann in die Liste eingetragen. Ho. könne Angaben dazu machen, ob und wenn ja wer von den Angehörigen der Bereitschaftspolizei, dass Kiesewetter und Martin A. für den Einsatz am 25. April eingeteilt gewesen sind. Et. und He. hätten die Einsatzkräfte für den 25. April eingeteilt. Sie könnten konkret Auskunft geben zur Einsatzplanung, welches Gebiet zugewiesen worden ist, ob die Liste der für den Einsatz vorgesehenen Beamten an andere Dienststellen, bspw. die PD Heilbronn, weiter gegeben wurde und wenn ja wie; ob Kiesewetter und A. die Theresienwiese als Einsatzgebiet zugewiesen wurde. Die Zeugen seien zur Frage zu vernehmen, ob es sich bei der Tat um einen gezielten Anschlag auf Kiesewetter und A. gehandelt hat oder generell Angehörige der Bereitschaftspolizei Böblingen oder allgemein Polizeibeamte getroffen werden sollten.

RAin Basay verliest einen Beweisantrag. Zum Beweis von Bezügen des NSU nach Baden-Württemberg solle die Kriminaloberkommissarin Sabine Ri. geladen und gehört werden. Ri. gehöre der Ermittlungsgruppe Umfeld beim LKA Baden-Württemberg an. Die EG Umfeld habe nach Januar 2013 neben den Ermittlungen des BKA und der Soko Parkplatz 180 neue Spuren erfasst und 150 hiervon größtenteils ausgewertet. Bei den noch offenen Spuren fehle überwiegend die Zustimmung des GBA. Vom GBA seien einzelne Aktenanforderungen sowie Sachstandsanfragen der EG Umfeld nicht für eine Weitergabe an die EG genehmigt worden. Die mangelnde Kooperationsbereitschaft des GBA treffe also nicht nur die Beteiligten im vorliegenden Verfahren. Erwähnenswert sei, dass die EG 52 Personen als für die Ermittlungen relevant erachtet habe, wovon acht Personen Bezug zu und/oder ihren aktuellen Wohnsitz in Baden-Württemberg hätten sowie direkten Kontakt zum Trio gehabt hätten. Die Vernehmung der Zeugin Ri. werde außerdem ergeben, dass sich im Januar 2014 eine Frau bei den Ermittlungsbehörden gemeldet und mitgeteilt habe, dass sich Zschäpe zum Zeitpunkt des Mordes an Kiesewetter in Backnang, 35 km von Heilbronn entfernt, aufgehalten und dort bei einer der Polizei namentlich bekannten Person übernachtet habe. Ebenfalls im Januar 2014 habe der  Verfassungsschutz Baden-Württemberg der EG Erkenntnisse mitgeteilt, wonach Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe vor ein paar Jahren bei einer Person aus der rechten Szene in Ludwigsburg, ca. 30 km vom Tatort entfernt, übernachtet hätten. Außerdem habe ein Angehöriger des LfV mitgeteilt, dass es im Jahr 2003 einen Hinweis gegeben habe, dass sich Mundlos in Heilbronn aufgehalten habe. Die Ermittlungen der EG seien seit Ende Januar 2014 abgeschlossen, so dass die Vernehmung von Ri. geboten sei.

RA Reinecke erklärt zur Aussage des Zeugen Sch. vom 85. Verhandlungsta, dieser habe sich zu dem Spiel geäußert, wie es beim BKA vorliege, wenn es auch von Tino Brandt gekommen sei. Sch. habe zur Frage, was Zschäpe und Wohlleben mit dem “Pogromly”-Spiel zu tun hatten, nichts sagen können. Der Zeuge Vo. habe heute aber immerhin sagen können, dass ein Spiel bei Zschäpe unter dem Sofa gefunden wurde, was schon eine relativ nahe Verbindung zu diesem Spiel sei. Ob das in allen Einzelheiten identisch war sei unerheblich. Es sei jedenfalls nicht unbedingt entlastend, wenn man das Spiel später weiter entwickele. Die Bezüge der Angeklagten zum Spiel würden sich aus weiteren Vernehmungen ergeben. Die Versuche, die Angeklagte hier herauszuhalten, könnten nicht erfolgreich sein.

Der Verhandlungstag endet um 16.25 Uhr.

Auf NSU-Nebenklage heißt es zur Aussage Li.s: „Li. war der erste der hier vernommenen Zeugen, der das Spiel von Nichterinnern, Leugnen und Verharmlosen gespielt hat. Es ist daher begrüßenswert, dass das Gericht dem weiter nachgeht. Klar wurde heute jedoch auch, dass Li. auch bei der Polizei schon mit „Gedächtnisproblemen“ spielte - insofern wäre ein weniger nachsichtiger Umgang mit ihm schon in seiner gerichtlichen Vernehmung angezeigt gewesen.“

Rechtsanwalt Scharmer erklärt zur Durchsuchung der Wohnung Zschäpes: „Die Versuche Zschäpe als kinderliebe und freundliche Nachbarin darzustellen, finden ihre Grenze, wenn man sich das Innere ihrer damaligen Wohnung anschaut. Schon vor ihrer Flucht bewahrte sie neben einem ganzen Waffenarsenal auch nationalsozialistisches Propagandamaterial und das menschenverachtende antisemitische und rassistische Spiel „Pogromoly“ auf.“


Protokoll 87. Verhandlungstag - 20. Februar 2014

Am heutigen Verhandlungstag ging es ausschließlich um die Angaben des mutmaßlichen NSU-Unterstützers Max-Florian Bu. Bu selbst machte jedoch von seinem Auskunftsverweigerungsrecht Gebrauch, gegen ihn läuft noch ein Ermittlungsverfahren des GBA. Gehört wurde dann ein Beamter, der Bu. am 7. November 2011 vernommen hat. Bei dieser Vernehmung hatte Bu. noch behauptet, nicht zu wissen, wie der NSU an Dokumente auf seinen Namen gekommen ist. Bei den folgenden Vernehmungen durch das BKA am 24. und 25. November 2011, über die der dann gehörte Zeuge berichtete, räumte Bu. jedoch ein, dass die drei Untergetauchten längere Zeit bei ihm gewohnt hätten, dass er Mundlos seinen Personalausweis zur Verfügung stellte, damit dieser sich einen Pass besorgen konnte, und dass er bis 2011 immer wieder Kontakt v.a. zu Mundlos hatte.  

Zeugen:

	Max-Florian Bu. (mutmaßlicher NSU-Unterstützer, u.a. Unterbringung in Chemnitz 1998)
	Jörn Pe. (Kripo Gotha, Vernehmung von Max-Florian Bu. am 7. November 2011)
	Christian Vi. (BKA, Vernehmungen von Bu. am 24. und 25. November 2011)




Der Prozess beginnt um 9.48 Uhr. Anwesend ist heute Wolfram Nahrath für RAin Schneiders. Zuerst soll der Max-Florian Bu., 36, gehört werden. Bu. ist mit RA Heinemann als Zeugenbeistand erschienen. Bu. wird belehrt, dass er nach § 55 StPo die Auskunft verweigern kann, wenn er sich der Gefahr aussetzen würde wegen einer Straftat verfolgt zu werden. Bu. sagt, er berufe sich auf diesen Paragraphen, womit die Vernehmung beendet ist.

Weiter geht es mit dem Zeugen Pe. von der Kripo Gotha, der Bu. am 7. November 2011 vernommen hat. Pe. sagt, er kenne den Wortlaut der Vernehmung nicht mehr. Sie hätten den Auftrag von der Soko “Capron” gehabt, nach Dresden zu fahren und eine Durchsuchung sowie eine erkennungsdienstliche Behandlung bei Bu. durchzuführen. Er sei mit dem Kollegen S. aus der KPI Gotha dahin gefahren. Nach der Durchsuchung der Wohnung seien sie in die Räume der KPI Dresden gefahren, wo Bu. ED-behandelt worden sei. Im Anschluss hätten sie Bu. zusammen mit dem Kollegen Lo. aus Zwickau die Möglichkeit gegeben, sich zu äußern. Bu. sei angespannt gewesen, die Situation sei für ihn problematisch gewesen. Sie hätten Bu. auch Bilder vorgelegt. Es sei außerdem noch um eine Kopie eines Passes auf seinen Namen gegangen, wo Bu. aber gleich gesagt habe, dass weder Körpergröße noch Augenfarbe mit ihm übereinstimmen würden. Bu. habe zudem angegeben, dass er Ende der 1990er mal vorübergehend eine Frau und einen Mann bei sich aufgenommen hätte. Bu. habe die Frau dann auf einem Bild erkannt. Zu der Person in dem Pass habe Bu. gesagt, dass das die Person gewesen sein müsse, die 1998 oder 1999 mal bei ihm übernachtet hat. Man habe sich “bei irgendeiner Festivität”, einer Konzertveranstaltung in Chemnitz kennengelernt und Bu. habe dem “sozusagen Unterkunft gewährt”.

Götzl fragt zu der Frau. Pe. sagt, Bu. sei auf jeden Fall überrascht gewesen, als sie ihm das Bild vorgelegt hätten. Bu. habe sich an den Vornamen Beate erinnern können. Auf eine Beschreibung der Frau angesprochen, habe Bu. gesagt, dass sie für ihn interessant gewesen sei, an mehr könne er, Pe., sich jetzt nicht erinnern. Bis auf die Aussage, dass der ihm auch sympathisch gewesen sei, was auch der Grund gewesen sei, die beiden mit nach Hause zu nehmen, habe sich Bu. seiner Erinnerung nach nicht zur Beschreibung des Mannes geäußert, so Pe. Bu. habe, soweit er noch wisse, angegeben, dass er danach keinen Kontakt mehr zu den beiden Personen gehabt hat. Er denke, so Pe., dass Bu. von einem Aufenthalt von ein paar Tagen gesprochen hat. Wie viele Lichtbilder sie Bu. vorgelegt haben, wisse er nicht, so Pe. Auf den Bildern seien Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gewesen, ob noch eine weitere Person, wisse er nicht. Sie hätten an Unterlagen einen Sachstandsbericht der Soko “Capron” für die Kollegen der KPI Dresden dabei gehabt. Götzl fragt, ob sie Phantombilder dabei hatten, daran kann sich Pe. aber nicht erinnern. Auf Frage sagt Pe., Bu. seien bei Vorlage der Kopie des Reisepasses einige Sachen aufgefallen, die nicht stimmen, aber er wisse nicht mehr, ob er was zur Unterschrift gesagt hat. Götzl fragt, welcher Vorwurf Bu. gemacht wurde. Pe. sagt, sie hätten den Durchsuchungsbeschluss gehabt und Bu. sei auf den Beschuldigtenstatus gesetzt worden. Sie hätten Bu. gesagt, dass er möglicherweise an Banküberfällen oder anderen Straftaten beteiligt gewesen sein könnte, und dass dieser Pass im Wohnmobil in Eisenach gefunden worden ist.

Götzl verliest, dass im Wohnmobil ein Ausweisdokument auf den Namen Bu. gefunden wurde, somit bestehe gegen Bu. der Verdacht, dass er im Zusammenhang mit dem Raubüberfall ein Mittäter sein könnten und hier seine Personalien den Tätern zur Verfügung gestellt hat. Die Frage, ob Bu. bereit gewesen sei, auszusagen, bejaht Pe. Es wird eine Kopie eines Passes in Augenschein genommen. Götzl hält vor, dass Bu. zu dieser Kopie eines Passes, gültig bis 2003, ausgestellt am 7.9.1998 durch die Stadt Chemnitz gesagt habe, er habe seit mindestens 15 Jahren keinen Reisepass mehr beantragt oder im Besitz, mit 15 oder 16 habe er einen beantragt, könne aber nicht sagen, wo der jetzt ist. Pe. sagt, wenn das dokumentiert worden sei, habe Bu. die Angaben so gemacht. Auf die Frage, wie das niedergelegt wurde, sagt Pe., im Außendienst machten sie Vernehmungen auf Tonträger, das werde gegengezeichnet und im Nachhinein verschriftlicht. Auf Wunsch der Person werde das anschließend vorgelegt und ggf. berichtigt. Eine Einverständniserklärung zur Aufzeichnung auf Tonträger habe Bu. unterzeichnet.

Götzl verliest, dass Bu. gesagt habe, dass er seitdem er seinen neuen Ausweis beantragt habe, keinen Reisepass mehr habe, er sei sich sicher, dass der vorgelegte Pass nicht seiner ist, das auf dem Bild sei nicht er und auch die Unterschrift stimme nicht. Bu habe gesagt, er glaube aber, dass er die Person auf dem Bild wiedererkenne. Weiter habe er angegeben, da stehe die Größe 182 cm, er sei aber 178 cm groß, als Augenfarbe sei braun genannt, und seine sei grün. Pe. bestätigt die Vorhalte. Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt, man komme jetzt zu dem “üblichen Problem”, er bitte Götzl darum, zu fragen, ob das die Verschriftung des Ausgesagten ist oder eine Zusammenfassung. Götzl reagiert ungehalten, Stahl lege nicht die Reihenfolge seiner Fragen fest. Auf Frage bejaht Pe., dass er das diktiert habe, der zu Vernehmende höre ja dabei zu, und wenn der sage, das habe er so nicht gemeint, werde das anders drauf gesprochen. Götzl fragt, was Bu. zu Übereinstimmungen im Pass gesagt habe. Dabei steht Zschäpes Verteidiger RA Heer auf und spricht mit RA Stahl, Götzl beschwert sich darüber und Heer setzt sich wieder. Dann sagt Pe., er denke, bis auf den Namen seien die Angaben nicht übereinstimmend gewesen. Götzl verliest, dass Bu. angegeben habe, ob es ein Konzert oder Kneipe war, wisse er nicht mehr, jedenfalls habe er die Personen an der Bar beim Trinken kennengelernt und die hätten dann bei ihm übernachtet. Wenn er das aufgeschrieben habe, dann gehe er davon aus, dass Bu. das so gesagt hat, antwortet Pe. Den Vorhalt, dass es sich laut Bu. um eine Veranstaltung “politisch motiviert rechts” gehandelt haben könnte, bestätigt Pe.

Dann geht es um Kontakte Bu.s zu Personen aus dem rechten Spektrum in Chemnitz. Götzl hält die Angabe von Bu. vor, dass der einen Spitznamen “Enno” und die Brüder in der Kneipe erinnere, aber ein richtig fester Kontakt sich nicht entwickelt habe. An die Aussage erinnere er sich nicht, so Pe., aber Bu. habe angegeben, dass er sich zum Zeitpunkt der Vernehmung von der Szene distanziert hatte, und mit einer Frau zusammen lebe, die früher dem linken Spektrum angehört habe. Götzl hält die Frage aus der Vernehmung vor, ob Bu. etwas dazu sagen könne, ob seine Lebensgefährtin Frau Ja. Beziehungen zur linken Szene in Zwickau hatte oder hat. Die Frage sei von Lo. gekommen, sagt Pe., der komme ja aus Zwickau, den Vorhalt, dass Bu. das verneint habe, bestätigt er. Götzl hält vor, da stehe, Bu. glaube, dass die Frau Beate hieß, und er sei skeptisch gewesen, ob das der Freund von ihr ist, aber sie habe erzählt, dass das nicht so ist. Pe. sagt, Bu. habe Hoffnungen gehabt, und das habe sich dann doch aus irgendwelchen Gründen zerschlagen. Zu der Übernachtung sei es gekommen, weil die eine Unterkunft gesucht und Bu. das angeboten habe, was Bu. normalerweise nicht gemacht habe. Götzl hält vor, als Grund sei hier angegeben, dass sie nicht mehr fahren konnten. Zur zeitlichen Einordnung sagt Pe., dass Bu. nicht mehr genau habe nachvollziehen können, ob das 1998 oder 1999 gewesen sei. Zur Beschreibung der Frau macht Götzl den Vorhalt, dass Bu. gesagt habe, sie habe blonde, längere Haare gehabt habe und sei kleiner als er gewesen. Zum Mann habe Bu. gesagt, der sei recht groß, größer als er selbst gewesen und habe sehr kurzes Haar gehabt, kürzer als auf dem Bild.

Zum Thema Geburtsurkunde hält Götzl vor, dass Bu. gesagt habe, es bestehe grundsätzlich die Möglichkeit, dass die Personen eine Geburtsurkunde entwendet haben könnten, aber er habe nur eine und die sei in seinem Besitz, daher hätten sie sie nicht stehlen können. Pe. bestätigt die Vorhalte. Die Frage, ob die Möglichkeit besteht, dass der Reisepass durch die Personen entwendet worden sein könnte, habe Bu. bejaht, so Pe. Bu. habe angegeben, nach 1998 keinen Kontakt mehr zu den beiden Personen gehabt zu haben. Götzl hält vor, dass Bu. gefragt worden sei, ob ihm die Namen Matthias Di., Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe bekannt seien und er jeweils mit Nein geantwortet habe. Daran habe er keine Erinnerung, so Pe. Götzl hält vor, dass Bu. nach Kontakten nach Zwickau gefragt worden sei und diese verneint habe. Götzl fragt, ob mit Bu. erörtert worden sei, ob er seine Dokumente verkauft hat. Pe. sagt, es habe die Möglichkeit bestanden, dass sich jemand in der Szene an ihn gewandt hat, daher sei das sicher gefragt worden: “Das hat er alles abgelehnt. Bei so direkten Fragen, das hat er immer verneint.” Götzl sagt, dass Bu. nach dem Namen E. gefragt worden sei und zurück gefragt habe: “Ralf Eminger?” Dann habe er verneint, den Namen zu kennen. Pe. sagt, der Name habe auch bei der Soko “Capron” eine Rolle gespielt, aber sie seien nicht eingewiesen gewesen in die Ermittlungen.

Götzl hält vor, dass Bu. auf die Frage nach der Person auf dem ersten Lichtbild gesagt habe, das sei der Freund von der Beate, die Person, die damals auch mit bei ihm übernachten durfte. Pe. sagt, er könne nur das bestätigen, was Götzl vorgelesen habe, er habe keine Erinnerung. Götzl hält weiter vor, dass Bu. die Frau, die Beate hieß, auf zwei Bildern mit unterschiedliche Haaren erkannt habe. Im Protokoll sei auch von Phantombildern die Rede, so Götzl. Auf die Frage, ob ihm diese Bilder etwas sagen, habe Bu. immer mit Nein geantwortet. Zu den Namen Sandy Ne. und Susann Dienelt habe Bu. gesagt, die sagten ihm nichts. Die Namen hätten irgendeine Rolle im Zusammenhang mit den Ermittlungen der Soko “Capron” gespielt, so Pe. Götzl hält vor, dass Bu. angegeben habe, seit 12 Jahren, seit er in Dresden wohne, keinerlei Kontakte mehr zur rechten Szene zu haben. Pe. sagt, seit Bu. seine Lebensgefährtin kennengelernt hat, habe Bu. den Kontakt in die Szene abgebrochen. Götzl sagt, Bu. habe gesagt, dass er seit damals keinen Kontakt mehr zu der Beate gehabt habe. Auf die Frage, ob es üblich war, dass er Personen bei sich übernachten lässt, habe Bu. gesagt, dass das eine Ausnahme gewesen sei, so Pe.: “Ich sag mal so: er hat auf die Frau gestanden.” Götzl hält vor, im Protokoll stehe, das sei dem Abend und dem Alkohol geschuldet.

Die Vernehmung, so Pe. auf Frage, habe in einem kleinen Büro stattgefunden, dabei seien Lo. aus Zwickau, der sei Sachbearbeiter wegen dem Brandhaus gewesen, und S. gewesen. Er, Pe., habe die Fragen gestellt und auf das Diktiergerät gesprochen. Lo. habe nur mal zwischendurch einen Hinweis gegeben, was sie noch fragen sollten. Ein- oder zweimal zwischendurch habe Bu. darum gebeten, dass ihm das, was diktiert wurde, nochmal vorgespielt wird, aber am Ende habe er auf das nochmalige Abspielen verzichtet.

Nebenklagevertreter RA Kolloge fragt, ob es die Tonbandaufzeichnungen noch gebe. Wenn die Schreibkraft das abgeschrieben und er selbst geprüft habe, das übereinstimmt, würden die Speicherkarten überschrieben, sie hätten leider nicht genügend Speicherkarten, um die aufzuheben, so Pe. RAin Von der Behrens fragt, ob Gegenstände beschlagnahmt wurden. Pe. sagt, es seien  Kontoauszüge einer Bank aus Jena, die der Lebensgefährtin zugeordnet wurden, beschlagnahmt worden. Zschäpes Verteidiger RA Stahl fragt, woran sich bemerkbar gemacht habe, dass Bu. aufgeregt war. Pe. antwortet, dass Bu., als sie mit der Durchsuchung beginnen wollten, nicht zu Hause gewesen und die Kollegen ihn an der Arbeitsstelle abgeholt hätten. Bu. sei sehr aufgeregt gewesen, aber das sei für sie eine typische Situation. Sie seien ja sieben oder acht Beamte gewesen, und nachdem er mit der Situation konfrontiert war, sei Bu. sichtlich in sich zusammengebrochen. Es sei um die rechte Szene gegangen, mit der Bu. schon seit Jahren keinen Kontakt mehr gehabt habe: “Für ihn war das so ein Einholen der Vergangenheit, das war mein Gefühl.” Für Bu. sei die Situation erst etwas ruhiger geworden, als sie in der der Vernehmung gesessen hätten, da habe er konkrete Antworten geben können. Wohllebens Verteidiger RA Klemke, ob bei der Tonbandvernehmung auch Teile des Protokolls schon vorab schriftlich fixiert werden. Das verneint Pe., das einzige was ausgefüllt werde, sei das Protokoll mit der Einverständniserklärung. Auf Frage sagt Pe., auf dem Vernehmungsprotokoll sei der Name der Schreibkraft und der Name des Vernehmers verzeichnet, da er ein “ordentlicher Beamter” sei, gehe er davon aus, dass das auch hier so ist. Es könne passieren, dass die Schreibkraft das nicht unterzeichnet, wenn er die Akte an Dritte weitergebe. Klemke sagt, in diesem Fall finde sich keine Unterschrift von Pe. und auch weder Name noch Unterschrift der Schreibkraft. Er könne nicht sagen, warum das so ist, sagt Pe. auf Frage.

RA Stahl fragt, zu welchen Zweck die “wie auch immer geartete” Lichtbildvorlage gedient habe. Pe. sagt, sie hätten den Auftrag gehabt, möglicherweise zu den Bildern noch Namen zu ermitteln und zu prüfen, ob Bu. noch Kontakte zu den Personen hat oder sie identifizieren kann. Stahl fragt, ob es z B in Pe.s Aufzeichnungen Möglichkeiten gebe, zu prüfen, ob bei der Transkribierung vielleicht Fehler entstanden sein können. Pe. sagt, es gebe keine Aufzeichnungen, die nicht in die Akte eingegangen sind. Ende der Vernehmung ist um 11.24 Uhr. Nach einer Pause bis 11.52 Uhr sagt OStain Greger, in den Akten fänden sich die Unterschrift der Schreibkraft und die Lichtbilder, die dem Beschuldigten vorgelegt wurden. RA Stahl sagt, in dem Fall gebe er “unter Vorbehalt” ein Erklärung ab: Zum Beweiswert der Erinnerungen des Zeugen müsse man nicht viel sagen. Es sei außerdem nicht auszuschließen sei, dass durch die Lichtbildvorlage bei dieser Vernehmung ein Initial für ein wiederholtes, falsches Wiedererkennen in den folgenden Vernehmungen gesetzt worden ist: “Das wird man im Auge behalten müssen.”

Es folgt der Zeuge Vi. vom BKA. Vi. berichtet zunächst zur Vernehmungssituation, dass Bu. belehrt worden sei, der Tatvorwurf sei ihm schon in seiner Wohnung bei der Durchsuchung erläutert worden. Bu. sei sehr aufgewühlt gewesen, es habe viele Überlegungspausen gegeben. Dann berichtet Vi. zu den Angaben von Bu.: Bu. habe 1994 eine Lehre in Chemnitz begonnen, die er 1997 abgeschlossen habe, 1998/99 habe er seinen Zivildienst in Dresden an der Frauenkirche gemacht. Danach habe er noch ein Jahr gearbeitet und 2000 als Steinmetz in Dresden angefangen. Seinen Meisterbrief habe er im August 2011 bekommen. Zum Thema Übernachtung der Drei in seiner Wohnung habe Bu. von einer Fahrt nach Ungarn berichtet. Als er zurück gekommen sei, habe seine damalige Freundin Mandy St. Personen bei ihm übernachten lassen, die “etwas angestellt” hätten. Er habe diese Leute dann kennengelernt, von der Frau habe er nur “Beate” gehört, von den beiden Männern keinen Namen. Die Drei hätten dort einen Monat alleine gelebt und er bei St. Nach einem Monat habe er sich von St. getrennt und dann hätten sie in seiner Wohnung für einen Monat zu viert gewohnt. Zur Beschaffung des Reisepasses auf den Namen Bu. mit anderem Lichtbild habe Bu. berichtet: Der “intellektuellere Uwe”, im Nachgang habe sich herausgestellt, dass Uwe Mundlos gemeint war, habe Bu. gebeten, ihm einen Personalausweis zu geben, damit er einen Reisepass beantragen kann. Hintergrund sei, dass sie gesucht würden. Da sei dann die Geschichte mit der Puppe an der Autobahn und dem Koffer gekommen, deswegen sei eine Flucht ins Ausland geplant, wofür ein Reisepass nötig sei. Dafür habe Bu. für etwa zehn Tage seinen Ausweis zur Verfügung gestellt. Den Pass habe er nie gesehen. Das habe ihn sehr beunruhigt und er sei froh gewesen dass im April die Personen seine Wohnung verlassen hätten. Die Drei seien dann umgezogen ins Fritz-Hecker-Gebiet in Chemnitz. Ein- oder zweimal im Jahr sei es noch zu Kontakt gekommen, da habe Mundlos angerufen und sie hätten eine allgemeines Gespräch geführt.

Der letzte Anruf sei im Frühjahr, Sommer 2011 gewesen. Außerdem habe es drei Besuche gegeben: Zunächst 2002/2003 in Zwickau. Vi. sagt, da habe Bu. auch das Haus beschrieben. Weiter habe Bu. berichtet: Er sei auf Einladung von Mundlos gekommen, er vermute, dass er auf Durchreise war. Da hätten sie auch über den Pass gesprochen. Ab einem bestimmten Punkt habe wohl Mundlos gesagt, der Pass sei weg, die Taten seien verjährt, man sei im Gespräch mit Anwälten, den Dreien sei es aber zu peinlich, wieder zurückzugehen. Auffällig bei dem Besuch sei gewesen, dass er nicht zum Haus hin gefahren sei, sondern man sich in der Straße getroffen habe. Der zweite Besuch müsse 2004/2005 in Radebeul gewesen sein, nach einen Telefonat seien die beiden Uwes zu Besuch gekommen. Bu. habe gesagt, er meine die seien mit öffentlichen Verkehrsmittel gekommen. Dabei sei laut Bu. auffällig gewesen, dass sehr viele Fragen zu seiner Person gestellt worden seien, zur Frau, zu den Kindern, zur Arbeit. Bei diesem Besuch sei auch mal ein Nachbar vorbeigekommen und habe Hallo gesagt. Der letzte Besuch sei dann 2009/2010 in der damaligen Wohnung Bu.s in Dresden gewesen. Nach einem Anruf seien die gekommen, ganz normal gekleidet, ohne Gepäck und mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Bu. sei es wichtig gewesen, dass Lebensgefährtin und Kinder nicht anwesend waren, deswegen müsse das ein Wochenende gewesen sein. Man habe bei Kaffee in der Küche wiederum Fragen nach Persönlichem ausgetauscht. Vi. sagt, er meine, es seien auch Geschenke für die Kinder mitgebracht worden. Dann hätten sie Bu. nach einer in der Frühlingsstraße aufgefundenen Geburtsurkunde gefragt, mit handschriftlichem Kurzlebenslauf auf der Rückseite, mit Daten zu Kindern, Lehre, Beruf, Führerscheinnummer und Ähnlichem. Bu. sei auf die Vorlage des Dokuments hin “relativ geschockt” gewesen, dass diese Personen so viel über ihn und sein Leben wissen. Bu. habe zunächst gesagt, er könne es sich zunächst gar nicht erklären, und dann gemeint, dass die Daten bei Telefonaten abgefragt worden sein könnten, es sei nicht seine Handschrift.

Dann geht Vi. zur zweiten Vernehmung am 25. November 2011 über, da habe Bu. aufgeräumter gewirkt. Bu. habe berichtet, dass ihm klar geworden sei, dass er über viele Jahre ein Doppelleben geführt, sich ein Konstrukt aufgebaut habe, er sei bestürzt, welche Taten mit seinem Namen begangen worden seien. Dann sei es um Personen gegangen und Bu. habe berichtet, dass er Mandy St. über einen Thomas Hi., kennengelernt habe. St. sei in der rechten Szene gewesen, sie seien in Skinhead-Kneipen unterwegs gewesen. Wie St. die Drei kennengelernt habe, könne er sich nicht mehr erklären, er vermute aber, dass eine Unterbringung bei anderen Chemnitzern zu auffällig gewesen sein und da Thomas Starke Einfluss genommen haben könnte. Vi. sagt, wie es zu der Übernachtung der Drei gekommen sei, sie relativ unklar gewesen. Zu André E. habe Bu. berichtet, dass er ihn auf einem Konzert in Annaberg-Buchholz kennengelernt habe. E. sei auch Neuling in der rechten Szene gewesen, man habe sich angefreundet. E. habe gewusst, dass die Drei in seiner Wohnung leben. Der freundschaftliche Kontakt zu E. sei laut Bu. 2000 oder 2001 beendet gewesen. Danach habe E. ab und an SMS geschickt, die Bu. anfangs noch beantwortet habe, dann nicht mehr. Eine SMS von 2010 habe Bu. aus dem Handy hervorholen können, so Vi. Da habe Bu. die Wortwahl nicht gefallen, so dass er nicht geantwortet habe. E. habe laut Bu. im Frühjahr 2011 angerufen und sich mit Bu. in Dresden treffen wollen, das habe Bu. abgeblockt. E. habe wohl gefragt, ob Bu. noch Kontakt zu Leuten von früher hat. Aus Gesprächen mit den beiden Uwes habe Bu. geschlossen, dass weiter ein Kontakt zwischen E. und den Uwes besteht. Die Uwes hätten gesagt, dass sie dem André dankbar seien, außerdem hätten sie gewusst, dass E. Kinder hat. Umgekehrt habe E. gleiches auch über Bu. gewusst. Auf Frage über die aktuelle Situation von E. habe Bu. gesagt, der fahre Blumen aus, so Vi. Außerdem hätten die Uwes von Tätowierungen in Frakturschrift erzählt, woraus er, Bu., geschlossen habe, dass E. weiter in der rechten Szene sei. Man habe außerdem diskutiert, dass E. “unverbesserlich” sei. Zu weiteren Personen, auch zu hier angeklagten, befragt, habe Bu. gesagt, er kenne die nicht, so Vi. Dann habe Bu. noch erklärt, dass er sehr beschämt sei und alles erzählen wolle, was er weiß.

Bu. habe nach der Belehrung gesagt, er wolle sich nicht “hinter einem Anwalt verstecken”. Bu. habe sich vor der nächsten Vernehmung mit einem Anwalt besprochen, aber auch bei den Vernehmungen in der Folgezeit keinen Anwalt gewünscht. Götzl fragt nach einem Konto. Vi. sagt, dass Bu. gewusst habe, dass es ein Commerzbank-Konto auf seinen Namen gab, das er nicht eingerichtet habe. Damit müsse eine Wohnung angemietet worden sein, Bu. habe Forderungen zum Ausgleich bekommen. Es gebe Asservate, dass Bu. diese ausgeglichen hat, so Vi. Er meine, das sei dann laut Bu. wiederum von Mundlos ausgeglichen worden. Bu. habe gesagt, dass er das Konto nicht gekündigt habe aus Angst, dass dabei alles ans Licht kommt. Er habe Mundlos gesagt, dass dieser das kündigen solle. Vi. sagt, er meine, das sei Bu. bei Pass und Konto zugesichert worden. Götzl fragt zum Thema Waffen. Vi. sagt, dass Bu. eigeninitiativ berichtet habe, dass er mal eine Waffe mit kleinem, halbgebogenem Griff bei den Dreien in einer Tasche gesehen habe, aber aus Angst nicht weiter nachgefragt habe. Außerdem habe Bu. mal die Polizei vor der Tür gesehen und die Drei informiert. Böhnhardt habe dann gesagt, Bu. solle nachschauen, sonst gingen sie aufs Dach. Sie hätten sich mit größter Furcht und Vorsicht verhalten. Zur Geburtsurkunde sagt Vi., dass er aus der Vorbereitung wisse, dass die vom Standesamt Leipzig sei und hinten in blauer Schrift durch Wasser verwischt persönliche Angaben und er meine auch zwei PINs notiert seien, die Bu. nicht habe zuordnen können. Bu. habe angegeben, dass eine Geburtsurkunde in seinem Besitz sei, vielleicht sei die aufgefundene Geburtsurkunde genommen worden, als er in der Wohnung war. Auf der Rückseite hätten die Namen der Kinder, der Name der Lebensgefährtin, eine alte Anschrift, Arbeitsstelle, Führerscheinnummer und persönliche Lebensdaten von Bu. gestanden. Zu den Kontakten sagt Vi., dass es regelmäßige Anrufe von Mundlos gegeben habe, Bu. sich aber nicht sicher gewesen sei, ob er mal wegen des Kontos oder der Wohnungsbaugesellschaft zurückgerufen habe. Grundsätzlich sei das aber laut Bu. in eine Richtung gegangen. Beim Auszug der Drei aus der Limbacher Straße hätten sie Nummern ausgetauscht, ab dem Punkt der Nachzahlungsforderungen habe er aber keine Nummer mehr von Mundlos gehabt. Mundlos habe aber Bu.s Nummer noch gehabt. Der letzte persönliche Kontakt sei laut Bu. 2009/2010 in der Wohnung Bu.s in Dresden gewesen, so Vi. auf Frage.

Auf Frage sagt Vi., dass Bu. Gehaltsabrechnungen einer Dresdner Steinmetzfirma aus Februar, März und April 2000, die in der Frühlingsstraße gefunden wurden, vorgelegt worden seien. Bu. habe in den ersten beiden Vernehmungen angegeben, er könne sich nicht erinnern, halte es aber für möglich, dass die vielleicht genommen worden seien. Diese Gehaltsabrechnungen müssten, so Vi., im Zusammenhang mit der Anmietung der Wohnung in der Heisenbergstraße in Zwickau stehen. Bu. habe auch von einem Umzug der Drei in Zwickau berichtet. Götzl fragt nach einer Mahnung wegen Nebenkosten. Vi. sagt, es gehe um eine Mahnung über 200 Euro der Wohnbaugesellschaft GGZ in Zwickau. Auf Vorhalt habe Bu. da sehr lange überlegt und dann geschlussfolgert, dass er sie wohl weiter gegeben haben müsse. Die Wohnung Polenzstraße hätten sie angesprochen, so Vi., aber Bu. habe gesagt, dass er die nicht kenne. Es folgt die Mittagspause.

Um 13.37 Uhr geht es weiter, von der Verteidigung Zschäpe ist nur noch RA Stahl anwesend. Nach Vorhalten zu den Daten der Lebensgefährtin und der Kinder von Bu. fragt Götzl, mit wem Bu. Anfang 1998 in Ungarn war. Vi. sagt, er meine, dass Bu. gesagt, dass ggf. André E. dabei gewesen sei, sicher habe er Alexander La. als denjenigen bezeichnet, der mitgefahren ist. Götzl macht den Vorhalt, Bu. habe gesagt, dass die Personen Mist gebaut haben habe die Mandy gesagt. Vi. sagt, Bu. habe angegeben, anfangs hätten die Männer und die Frau ihm nicht gesagt, warum sie bei ihm unterkommen müssen, dann sei Stück für Stück heraus gekommen, dass sie gesucht würden wegen der Puppe an der Autobahn und dem Koffer. Götzl sagt, laut Bu. habe die Beate geheißen und sei zwischenzeitlich “Lise” genannt worden, auch die beiden Männer hätten sie so genannt. Götzl hält vor, dass die Drei irgendwann erzählt hätten, dass sie aus Thüringen kommen und gesucht werden, weil sie eine Puppe an der Autobahn aufgehängt haben, dass sie sehr aktiv in der rechten politischen Szene und verraten worden seien, und dass ein politisches, ungerechtes Exempel an ihnen statuiert werden solle. Weiter hätten sie von der Bombenattrappe als Koffer erzählt. Vi. bestätigt die Vorhalte. Auf Frage sagt Vi., Bu habe Mundlos als den Intellektuelleren beschrieben, zu dem er besseren Kontakt gehabt habe. Die hätten einen Computer mitgeführt, mit dem Mundlos besser zurechtgekommen sei. Vor Böhnhardt habe Bu. etwas Angst gehabt, denn der sei Mundlos öfters über den Mund gefahren. Bu. habe gemutmaßt, dass Böhnhardt und Zschäpe ein Verhältnis hatten, aber die hätten zu dritt im Zimmer geschlafen. Er meine, so Vi., dass Bu. gesagt habe, dass er als die Drei da alleine wohnten, keine Miete haben zahlen müssen, dass sie eigenständig eingekauft hätten und kaum die Wohnung verlassen hätten.

Götzl hält vor, dass die drei sich laut Bu. richtig gut verstanden hätten, mit dem Intellektuelleren habe Bu. Computer gespielt, die Drei hätten nichts trinken und auch nicht ausgehen wollen. Jeder habe einen Rucksack und einen Schlafsack dabei gehabt. Gesehen habe Bu. sie nur abends, sie  seien keine Skinheads im normalen Sinn gewesen, seien nett gewesen und es sei eher ein WG-Leben gewesen. Vi. bestätigt die Vorhalte. Die handschriftliche Anmerkung, dass Bu. auch mal eine Pistole gesehen habe, er meine eine Schreckschusspistole, habe Bu. beim Durchlesen ergänzt, so Vi. Auf Frage sagt Vi., zum Thema, ob zu viert über Politisches gesprochen wurde, habe Bu. handschriftlich ergänzt, dass er dazu später etwas sagen wolle, es sei über Politik gesprochen worden, es sei aber nicht tägliches Thema gewesen. Götzl verliest, dass Bu. gesagt habe, die Drei hätten immer gut zugehört, wenn er über seine Probleme in der Chemnitzer Szene erzählte. Es habe zum Beispiel Eifersucht gegeben, weil er mit St. zusammen war, die vorher mit einem Chemnitzer Skin zusammen gewesen sei. Dann hätten sie die Drei ihm auch ihre Sorgen erzählt. Kameradschaft sei immer ein Thema gewesen, sie hätten sich bedankt. Das sei auch später in den Telefonaten erzählt worden, sagt Vi. Bei Zukunftsplänen hätten die Drei vom Ausland gesprochen, und damit sei die Passbeschaffung ein Thema gewesen, und auch, dass er gerne hätte, dass sie wieder ausziehen, so Vi. über Bu.s Aussage.

Götzl hält vor, dass Bu. angegeben habe, er habe sie gedrängt auszuziehen, da er nicht mehr mit St. zusammen sei, die habe ihn betrogen; die Beate habe mit der Mandy gesprochen und ihn verteidigt. Das sei in einer späteren Vernehmung konkretisiert worden, so Vi. Dann geht es um die neue Partnerin von Bu. Vi. spricht von einer Daniela T. und einer Sandra Wa. Zu T. hält Götzl vor, dass sie laut Bu. nicht in der rechten Szene war. Weiter hält er vor, dass Bu. zum Kontakt zu den Dreien nach 1998 gesagt habe, dass vordergründig immer der Intellektuellere, der Mundlos, an ihn herangetreten sei, der habe ihn auch nach dem Personalausweis gefragt. Weiter habe Bu. angegeben, dass sie es nett gefunden hätten, dass er sie aufgenommen habe; sie hätten gewusst, dass er in der rechten Szene in Chemnitz nicht so verankert war. Außerdem hätten Schaden von ihm abwenden wollen, indem sie von ihm wegkommen, dafür bräuchten Sie aber einen Personalausweis von ihm. Das bestätigt Vi. Dann stehe hier wieder in Klammern, dass Bu. überlegt habe und, dass er dann angegeben, er wisse nicht mehr, ob er zu dieser Zeit einen Reisepass hatte, so Götzl. Da habe Bu. wieder sehr lange überlegt, so Vi. Laut Protokoll habe Bu. ihnen dann seinen Ausweis gezeigt, wo er noch lange Haare hatte, hält Götzl vor. Den Vorhalt, dass die Frage nach dem Ausweis den Hintergrund gehabt habe, dass Bu. niemand aus der rechten Szene kannte, und dass sie versprochen hätten, sie würden sagen, dass sie den Ausweis geklaut haben, sie bräuchten den Ausweis nur zur Sicherheit, falls sie mal kontrolliert werden, bestätigt Vi. Götzl hält, vor, der sei dann mit einem Passbild von sich zur Meldestelle in Chemnitz gegangen. Auf die Frage, ob bei der Meldestelle ermittelt worden sei, sagt Vi. sagt, sie hätten jedenfalls viele alte Passanträge durchgearbeitet. Hier stehe nämlich, so Götzl, dass nach den Ermittlungen Mundlos zusätzlich mit der Geburtsurkunde zur Meldestelle gegangen sei. Dann sei das ermittelt worden, so Vi.

Zur Frage, wie die Urkunde in den Brandschutt in der Frühlingsstraße kommen konnte, habe Bu. gemutmaßt, dass man daran in der Limbacher Straße habe kommen können, so Vi. Zu den Informationen auf der Geburtsurkunde habe Bu. gesagt, das könne der intellektuellere Uwe am Telefon erfragt haben, hält Götzl vor, der habe nicht gezielt gefragt, sondern allgemein zu den Kindern, die letzten Jahre habe der bestimmt einmal im Jahr angerufen. Auch das bestätigt Vi. Zu den weiteren Informationen auf der Urkunde habe Bu. gesagt, vermutlich habe einer der Drei die Führerscheinnummer in Chemnitz abgeschrieben, zu den PINs könne er nichts sagen, es seien nicht seine, die unter “Max” angegeben Telefonnummer habe er schon lange, mindestens fünf Jahre.

Dann werden Bilder von Asservaten in Augenschein genommen, die Vi. anhand der Nummern und der Notizen auf der Rückseite identifiziert. Dann geht es um den Besuch in Zwickau 2002/2003. Götzl hält Bu.s Aussage vor: Sie hätten sich in einer Straße getroffen und seien zum Haus gelaufen, es sei ein Altbau gewesen, ein Mehrfamilienhaus, es habe nicht an einer Kreuzung gelegen, Straßenbahnen seien dort nicht gefahren. Die Wohnung sei im Erdgeschoss gewesen. Das Haus würde er vermutlich wiedererkennen, ein Straßenname würde ihm aber nichts sagen. Die Drei und er seien alleine in der Wohnung gewesen, sie habe gekocht. Ob es Sommer oder Winter war, könne er nicht sagen. Draußen sitzen hätte man können, das sei aber nicht deren Art. Nach diesen Vorhalten fragt Götzl, ob Bu. etwas zur Wohnung gesagt habe. Er meine, so Vi., Bu. habe von “spießig” und “kitschig gesprochen, ohne rechte Devotionalien, und er meine, Bu. habe noch eine Katze benannt. Götzl hält vor, hier stehe das Wort “häuslich” und es sei von Badvorlegern und Gardinen die Rede. Dann hält Götzl vor, Bu. habe sich laut Aussage nicht wohlgefühlt und schnellstmöglich weg gewollt. Götzl fragt, warum Bu. überhaupt dahin sei. Das sei auf Einladung hin gefahren gewesen, so Vi., Bu. habe aber vermutete, dass er eh auf der Durchreise war und habe nachfragen wollen, was mit dem Pass ist. Götzl hält vor, dass Mundlos Bu. laut dessen Aussage telefonisch versichert habe, dass der Pass vernichtet wurde. Zur Frage, ob in der Vernehmung Thema war, wovon die Drei leben, sagt Vi., es sei die Rede davon gewesen, dass man sich Geld besorgt habe. Und zu einem früheren Zeitpunkt sei es darum gegangen, dass jemand, vermutlich Mundlos, Geld bekommen habe von einem Konzert. Außerdem sei von der Herstellung von T-Shirts und von diesem Spiel auf Monopoly-Basis, “Pogromly” oder “Pogromoly”, gesprochen worden. Vieles sei Bu. aber auch nur erzählt worden oder er habe es sich zusammengereimt. Götzl hält vor, dass Bu. gesagt habe, eine Arbeit hätten die nicht gehabt. Dann nennt er eine handschriftliche Anmerkung Bu.s., dass die Drei erwähnten, sie müssten Geld besorgen, woher habe Bu. nicht wissen wollen und sie hätten ihm das auch nicht gesagt. Die Frage, ob Bu. wusste, dass die Personen Straftaten planen, habe Bu. verneint, hält Götzl vor, er sei froh aus Chemnitz und der Szene raus zu sein, das habe er den Dreien auch gesagt und Uwe habe auch bedauert, sich sein Leben deswegen verbaut, das Studium abgebrochen zu haben. Mit dem, so der Vorhalt weiter, habe er, Bu., im Gegensatz zu den anderen immer ausführlich gesprochen über Konzerte, Mandy usw. Zur Wohnung, so hält Götzl vor, habe Bu. angegeben, dass er weder Nazi-Symbole, noch Waffen, noch besondere Sicherungen oder sonstige Auffälligkeiten außer einem Hometrainer festgestellt habe.

Dann hält Götzl hält vor, dass Bu. angegeben habe, keine Aufträge oder Bitten von den Dreien bekommen zu haben. Jahre danach habe er Post von der Commerzbank bekommen, das sei nicht sein Konto gewesen, aber auf seinen Namen; beim nächsten Anruf von Uwe habe er gefragt und der habe gesagt, dass er das mal für eine Wohnungsanmietung gebraucht habe und man das auflösen könne, so der Vorhalt weiter. Dann habe sich Uwe länger nicht gemeldet, und es seien Kosten von vielleicht 100 oder 200 Euro für das Konto angefallen, die er dann ausgeglichen habe; vor einem Jahr sei nochmal ein Minus gewesen, das habe er aber nicht ausgeglichen. 2009 sei das Konto von einem Sparkassen-Konto Bu.s ausgeglichen worden. Bu. habe angegeben, die Überweisungen getätigt zu haben und Uwe habe ihm bei einem späteren Besuch in Dresden das Geld zurückgegeben, das Jahr wisse er nicht mehr genau, es seien aber schon beide Kinder da gewesen. Vi. sagt, das zweite Kind von Bu. sei seiner Erinnerung im Dezember 2008 geboren worden. Götzl hält vor, dass Bu. gesagt habe, dass die nie hätten zu Besuch kommen können, wenn Frau und Kinder da waren, also seien die wohl bei den Eltern gewesen, er meine, dass sei gegen 10 Uhr gewesen, also seien die wohl am Wochenende da gewesen, sonst müsse er um die Uhrzeit arbeiten. Mundlos und Böhnhardt seien vorbei gekommen, um zu den Kindern zu gratulieren, 2009 oder 2010. Sie seien leger gekleidet gewesen mit Outdoorjacke und hätten ein selbstsicheres Auftreten gehabt. Die Beate, die ja nicht dabei gewesen sei, rauche. Vi. bestätigt die Vorhalte. Den Vorhalt, dass Bu. gesagt habe, als Geschenke für die Kinder hätten die Uwes zwei kleine Sparschweine aus Ton mit jeweils 100 Euro mitgebracht, bestätigt Bu. Weiter habe Bu., so Götzl, angegeben, dass sie noch in Zwickau wohnten, sie seien aber wohl einmal dort umgezogen, weil sie dort keiner kennt. Sie hätten über Bu.s Kinder, seine Arbeit, und ob er noch Computer spiele gesprochen, liest Götzl vor.

Dann gehe es darum, dass sie Bu. gesagt hätten, dass sie immer mal in Urlaub fahren, und Bu. spekuliert habe, dass sie irgend woher Geld besorgt oder bekommen haben. Vi. bestätigt das. Götzl hält vor: “Es war also so, dass sie viel zu meinem Leben gefragt haben. Ich habe gefragt, ob das Konto mal aufgelöst ist.” Dann fragt Götzl, ob die beiden etwas dabei hatten. Vi. sagt, er glaube, Bu. habe gesagt, nichts. Götzl hält vor, dass Bu. gesagt habe, er sei mal gefragt worden, ob er noch Kontakt zu dem André habe, und sie hätten gesagt, sie hätten noch Kontakt zu André E., zu Mandy St. hätten sie aber keinen Kontakt mehr. Auch das bestätigt Vi. Zu dem Besuch in Radebeul hält Götzl die Aussage Bu.s vor, dass die kein Gepäck dabei gehabt hätten und nach zwei oder drei Stunden wieder gefahren seien. Sie hätten im Garten gesessen und die seien zu Fuß los. Gesprächsinhalt sei gewesen, dass sie nicht mehr gesucht werden, dass sie ruhig bleiben und probieren würden, ein Anwalt brauche Zeit. Um Geld oder Arbeit sei es nie gegangen, am Telefon hätten sie öfters gefragt, ob er was bräuchte, das sei aber eher aufs Finanzielle bezogen gewesen, er habe nichts gebraucht. Vi. bestätigt den Vorhalt, dass Böhnhardt laut Bu. eine Brille auf gehabt habe. Bei Mundlos, so Vi. habe Bu. schütter werdendes Haar beschrieben. Götzl hält vor, dass sie volles Verständnis für seinen Ausstieg aus der rechten Szene und die neue Wohnung in der Neustadt, einem eher alternativen Viertel, hätten, über Politik sei nicht gesprochen worden. Der letzte Kontakt sei ein Anruf entweder im Frühjahr oder Sommer gewesen, da sei es darum gegangen, dass sie zuletzt mit André einen Film gesehen hätten; die Anrufe hätten sich geglichen, die Fragen hätten auf die Freundin gezielt, ob ob ein neues Kind unterwegs ist, die Wohnung usw. Auch das bestätigt Vi.

Dann geht es um Bu.s persönlichen Kontakt zu den Dreien in chronologischer Reihenfolge. Vi. sagt, begonnen habe es mit dem zweimonatigen Zusammenwohnen, dann komme der Besuch in Zwickau, dann 2004 in Radebeul, dann 2009/2010 in Dresden, außerdem habe es die Anrufe gegeben. Vi. bestätigt, dass sie mit Bu. seine eingeräumten Unterstützungshandlungen durchgegangen seien: Gewährung von Unterkunft, Bereitstellen des Personalausweises zur Passbeschaffung, Ausgleich des Commerzbank-Kontos. Vi. bestätigt, dass Bu. gesagt habe: “Ja, das ist alles.” Götzl hält vor, dass Bu. zu den Unterschieden zur ersten Vernehmung gesagt habe: “Ich hatte Angst, da die Rede von den beiden tot aufgefunden Männern war. Ich hatte Angst um mich und meine Familie. Ich sah mit dem Tatbestand des Raubes keine Verbindung zu mir. Ich war überrascht, dass der Reisepass aufgetaucht ist entgegen dem, was Mundlos mir gesagt hat.” Weiter habe Bu., so Götzl, gesagt: Er habe große Angst vor Übergriffen aus der rechten Szene oder anderen Szenen. Es tue ihm leid. Es sei unerträglich, dass jemand mit seinem Namen Straftaten begehen konnte durch sein Versagen und seine Schlampereien. Das beschäme ihn und es erzürne ihn, dass es nicht vorher beendet werden konnte, weil er es auch nicht gewusst habe.

Dann geht es um die Gehaltsabrechnungen aus 2000. Bu. sei da gefragt worden, so Götzl, wie er sich erkläre, dass diese Abrechnungen gefunden wurden, er habe ja angegeben, in diesem Jahr keinen Kontakt zu Mundlos gehabt zu haben. Vorgelegt worden sei Bu. neben den Abrechnungen auch der Mietvertrag der Wohnung in der Zwickauer Heisenbergstraße, als Zuzugsadresse sei dort die damalige Wohnadresse von Bu. genannt. Vi. sagt, er meine, dass Bu. gesagt habe, dass er sich das nicht erklären könne. Götzl hält vor, Bu. habe angegeben, er habe die Wohnung nicht angemietet, es sei nicht seine Unterschrift unter dem Vertrag, er habe auch nicht wissentlich eine Gehaltsabrechnung weg gegeben. Die Abrechnung erkenne er als seine an. Den Vorhalt, dass Bu. von einer Wohnung in der Heisenbergstraße nichts gewusst haben wolle, sondern lediglich von einer Wohnung in Zwickau, bestätigt Vi. Auch, dass Bu. angegeben habe, nicht zu wissen, dass eine Wohnung auf seinen Namen angemietet wurde. Dann sei Bu., so Götzl, vorgehalten worden, dass die GGZ ihm am 2. April 2003 eine Mahnung bezüglich einer Nebenkostennachforderung für die Heisenbergstraße 6 in Zwickau an seine damalige Adresse in der Leisniger Straße in Dresden gesendet habe, und diese ausstehenden Kosten in Höhe von 278,95 Euro von dem Commerzbank-Konto am 17. April 2003 beglichen worden seien. Götzl hält weiter vor, Bu. habe gesagt, dass es sein könne, dass er da die Nummer von Mundlos noch hatte, es müsse so gewesen sein, vielleicht habe er Mundlos dazu gefragt. Götzl sagt, Bu. habe gesagt, er habe das mit dem Konto gewusst, aber dass die Wohnung auf seinen Namen angemietet wurde und er denen die Gehaltsbescheinigung gegeben habe, wisse er nicht. An dieses Mahnschreiben erinnere er sich auch nicht. Vi. bejaht den Vorhalt. Es folgt eine Pause bis 15.04 Uhr.

Dann geht es weiter mit Vorhalten aus der zweiten Vernehmung. Bu. habe ergänzend zur gestrigen Vernehmung gesagt, er habe sich die letzten 13 Jahre ein Konstrukt aufgebaut und es sei ihm von den Dreien eingebläut worden, wie er sich bei Nachfragen zu verhalten habe, so Götzl. Vi. verneint, dass Bu. das ausgeführt habe. Vi. sagt, er erinnere sich aber an die vorgehaltene Aussage, dass Bu. über 13 Jahre hinweg viel verdrängt habe und ihm deswegen bei der plötzlichen Durchsuchung und Vernehmung am 7. November nicht sofort alles eingefallen sei. Kurz sei es dann auch um eine Verwechslung der Nachnamen von Mundlos und Böhnhardt gegangen, es habe sich jedoch herausgestellt, dass er die Namen doch nicht verwechselt habe. Es wird eine Wahllichtbildvorlage gezeigt, auf der Mundlos zu sehen ist. Den Vorhalt, dass Bu. darauf sicher Mundlos erkannt habe, auch wenn es ein altes Bild sei, bestätigt Vi. Zum Verhalten bei Telefonaten habe Bu. angegeben, so Götzl, dass er Mundlos nie über sein eigenes Handy anrufen sollte, sondern von einer Telefonzelle, er erinnere sich an eine Zelle in Dresden-Pieschen. Es könne sein, dass er da Fragen zu der damals erhaltenen Rechnung für die Wohnung in Zwickau hatte. Das habe Bu. dann gesagt, so Vi. In der Wohnung in Radebeul habe Bu. mit seiner damaligen Freundin Wa. gewohnt, es könne sei, dass er da nie gemeldet war, so Vi.

Dann macht Götzl Vorhalte aus Bu.s Aussage zum Thema Kennenlernen von Mandy St.: Thomas Hi. sei zu der Zeit Skinhead gewesen und habe die Chemnitzer Szene gekannt. 1997 sei er, Bu., zum Skinhead geworden, er habe Hi. nachgeahmt, um dazu zu gehören. Ihn habe die Musik und das Provokante fasziniert und er sei leicht beeinflussbar gewesen. St. sei zu dieser Zeit in der Szene gewesen und zuvor mit einem Skinhead zusammen gewesen, einem “Enno”. St. habe für ihn nur zu dieser Szene gehört, weil sie die Freundin des “Enno” war, nach der Trennung sei sie in der Szene nicht mehr so gut angesehen gewesen. Mit Mandy und Thomas seien sie das erste Mal in so eine Skinheadkneipe in Chemnitz gegangen, da sei er schon mit Mandy zusammen gewesen. Dort seien sie schräg angeguckt worden, weil er, Bu., neu und mit Mandy zusammen war. Das habe sich auch so fortgesetzt, er sei nie richtig anerkannt worden in der Szene. Zwischendrin bestätigt Vi. die Vorhalte immer. Götzl hält weiter vor, über Mandy könne Bu. noch sagen, dass sie Kontakte nach Selb-Marktredwitz in Franken zur dortigen Skinheadszene gehabt habe, und fragt, ob Bu. dazu etwas ausgeführt habe. Vi. sagt, Bu. habe vermutet, das komme daher, dass sie da mal gewohnt hat. Götzl hält vor, dass Bu. Konkreteres zu den Kontakten nicht angeben könne. Götzl fragt, ob Bu. Angaben gemacht habe, woher Mandy Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe kenne. Da habe Bu. Thomas Starke ins Spiel gebracht und auch gesagt, dass er am Anfang in der Szene wenig anerkannt worden sei, und es zwar geheim gewesen sei, dass die Drei bei ihm wohnen, aber Starke ihm bei einem Konzert anerkennend die Hand geschüttelt habe, so Vi. Götzl hält vor, dass Bu. keine konkrete Idee habe, wie die Mandy in Kontakt mit den Dreien kam und wie sie darauf kam, sie bei ihm unterzubringen, er schließe jedoch aus Gesprächen, dass eine Unterbringung bei den bekannten Skinheads aus Chemnitz nicht möglich war und Starke etwas damit zu tun hat. Starke sei in der Szene ein großes Licht gewesen, ein Alt-Skinhead, der schon lange aktiv war und rechte Konzerte organisiert hat. Vi. bestätigt den Vorhalt. Götzl hält vor, dass Bu. angegeben habe, dass Starke von der Unterbringung gewusst haben müsse, die Drei hätten das auf jeden Fall gesagt, als sie noch bei ihm gewohnt haben. Weiter hält Götzl vor, dass die Drei laut Bu. von Starke, den sie vorher jahrelang im Gefängnis unterstützt hätten, enttäuscht waren. Vi. bestätigt den Vorhalt. Götzl hält vor, dass Bu. auf die Frage, ob St. den Auftrag bekommen habe, die Drei unterzubringen, oder es ihre eigene Idee war, geantwortet habe, dass er St. nicht zutraue, dass sie in Eigeninitiative seine Wohnung ausgesucht hat, es könne sogar sein, dass St. die Drei erst im Zusammenhang mit der Unterbringung in seiner Wohnung kennengelernt hat. Er wisse, so der Vorhalt weiter, dass Mandy mal ihre Krankenversicherungskarte zur Verfügung gestellt hat, als die Beate mal zum Arzt musste. Mandy müsse auch wissen, dass die Drei seinen Ausweis angeguckt haben, um sich einen Reisepass zu verschaffen, Mandy sei dafür nicht in Frage gekommen, weil sie wegen ihrer Zugehörigkeit zur Szene schon bekannt war.

Im ersten Monat, als er bei Mandy gewohnt habe und die Drei bei ihm, seien sie auch mal gemeinsam in seiner Wohnung gewesen, Mandy habe also Kontakt zu den Drei gehabt. Dann habe Mandy ihn betrogen und er sei zu den Dreien in die Wohnung gezogen. Er glaube, dass die Drei keinen Kontakt zu Mandy haben wollten später, weil sie sie nicht für zuverlässig hielten. Es könne aber auch sein, dass sie immer nur Partei für ihn ergriffen haben, weil er nach der Trennung nicht mehr gut auf Mandy zu sprechen war. Vi. bestätigt die Vorhalte. Götzl fragt, ob es weitere Informationen zu André E. gegeben habe. Er meine, dass E. Bu. nochmal angerufen habe im Jahr 2011, dass Bu. noch eine SMS gefunden habe, und dass E. mit dem LKW Blumen ausfährt und Kinder bekommen hat, so Vi. Götzl hält vor, dass Bu. angegeben habe, dass er E. über St. kennengelernt habe, der sei auch neu in der Szene gewesen wie er selbst. Vi.: “Ja.” Bu. habe aus den Telefonaten auf Kontakt zwischen E. und den Uwes und Zschäpe geschlossen, sagt Vi. auf Frage. Götzl hält vor, dass Bu. angegeben habe, dass E. mehrmals bei ihm gewesen seien, als die Drei bei ihm wohnten. Weiter hält Götzl vor, dass Bu. laut Aussage noch bis etwa 2000 oder 2001 Kontakt zu E. gehabt habe, danach Neuigkeiten über André nur noch über Uwe, Uwe und Beate erfahren habe. E. habe auch noch immer mal eine SMS geschickt, zum Neujahr und so. Die habe er zunächst meist beantwortet, später habe E. irgendwann zu Neujahr ein “erfolgreiches Kampfjahr” gewünscht, da habe er nicht mehr geantwortet, weil er mit so etwas nichts zu tun haben wolle. Vi. bestätigt die Vorhalte. Auch den Vorhalt, dass E. laut Bu. nach Jahren mal wieder im Frühjahr oder Sommer 2011 angerufen habe, da sei es um Persönliches gegangen, bestätigt Vi. Götzl hält vor, dass über die Drei nicht gesprochen worden sei, aber am Handy sei das sowieso nicht passiert. Vi.: “Genau.”

Dann verliest Götzl den Text einer SMS vom 24.12.2010, die Bu. in seinem Handy gefunden habe: “Heil euch! Meine Familie und ich wünschen euch ein schönes Julfest. Mögen unsere Ahnen und Götter über euch wachen. Bewahrt nicht die Asche, haltet das Feuer! Heil Odin! MKG, André und Familie”. Bu. habe dazu gesagt, das sei “totaler Kindergarten”, er habe darauf nicht geantwortet, hält Götzl vor. Auch das bestätigt Vi. Zum Thema der Tattoos in Frakturschrift, die E. sich habe machen lassen, hält Götzl vor, dass Bu. gesagt habe, er und Uwe hätten darüber gescherzt, dass der André ja unverbesserlich sei. Vi. bestätigt das. Beim letzten Besuch in Dresden hätten sie, so hält Götzl Bu.s Angaben vor, gesagt, dass sie Bu. und dem André sehr dankbar seien, daraus ergebe sich für Bu., dass E. sie weiter unterstützt hat, er wisse aber nicht wie. Weiter hält Götzl vor, dass die beiden Uwes Bu. dann gefragt hätten, ob er Geld, eine Videokamera oder ähnliches brauche, das habe Bu. aber abgelehnt. Vi. bestätigt die Vorhalte. Zu politischen Aktivitäten der Drei in Bu.s Wohnung sagt Vi., dass Bu. berichtet habe, dass Mundlos Artikel für ein Skinhead-Magazin geschrieben und Layouts gemacht habe, außerdem habe Bu. das Spiel “Pogromly” genannt. Götzl hält vor, zu dem Skinhead-Magazin habe es Gespräche zwischen Bu. und Mundlos gegeben, wo Mundlos sich beschwert habe, dass nur Konzertberichte in den Zeitschriften seien, wo es nur ums Saufen geht. Weiter habe Bu. angegeben, dass die Drei als “aus ihrer Sicht sinnvoller Zeitvertreib” an dem Spiel gearbeitet hätten. Götzl hält vor, dass Bu. angegeben habe, der Spielzweck sei der gleiche wie bei Monopoly, die Städte seien deutsche Städte von damals gewesen, unter anderem Königsberg, Ostpreußen. Das Spiel habe SS-Runen und in der Mitte einen Totenkopf gehabt. Bu. habe das damals als derben, bitterbösen Scherz angesehen und heute sei es für ihn erniedrigend und menschenverachtend. Die hätten das Spiel mehrfach hergestellt, um damit Geld zu verdienen, hätten sie gesagt. An wen sie die Spiele verkauft haben oder ob jemand die weggeschafft hat, könne er nicht sagen, jedenfalls seien die Spiele auf einmal weg gewesen aus der Wohnung. Vi. bestätigt die Vorhalte.

Dann geht es um die Waffe, die Bu. gesehen habe, Götzl hält vor, dass Bu. gesagt habe, er habe nicht wahrgenommen, dass die eine Waffe bei sich hatten, wenn sie die Wohnung manchmal abends im Dunkeln verlassen hätten, er wisse aber, dass sie dann Reizgasspray mitgenommen haben. Dann geht es um den Vorfall, als die Polizei auf der Straße gewesen sei. Götzl sagt Bu. habe angegeben, dass die drei ganz schnell aufgesprungen und hinter die Wohnungstür gegangen seien. Böhnhardt habe dann gesagt, Bu. solle nochmal schauen, sie würden sonst aufs Dach gehen. Weiter hält Götzl vor: Die Polizei sei aber auf der Straße geblieben. Es könne sein, dass auch da die Waffe ins Spiel kam. Es sei ein einprägsames Ereignis gewesen, da es nicht zu dem sonstigen Verhalten der Drei gepasst habe. Es sei gewesen, als hätten sie einen Schalter umgelegt und das habe ihm, Bu., noch lange Zeit Sorgen bereitet. Es habe ihn darin bekräftigt, dass sie seinen Privatbereich verlassen sollten. Vi. bestätigt den Vorhalt. Zur zeitlichen Einordnung befragt, sagt Vi. Bu. habe das in den April [1998] geschoben. Götzl verliest, dass die Drei laut Bu. nach dem Auszug in Chemnitz in einer Plattenbausiedlung nahe Kaufland, vermutlich im Fritz-Heckert-Gebiet, untergekommen seien. In einem Gespräch, als er mal bei ihm gewesen sei, habe Mundlos gesagt, dass er immer in der Nähe zu Kaufland wegen Computerspielen gehe. An Klingelschilder oder sonstige Details könne er sich nicht erinnern. Vi. bestätigt die Vorhalte und auch, dass die Drei laut Bu. einen Computer und einen Drucker in seiner Wohnung gehabt hätten, auf dem alle Drei gespielt hätten, der aber, wie er vermute, Mundlos gehörte, weil der sich am besten damit auskannte. Weiterhin bestätigt Vi. den Vorhalt, dass sie laut Bu. beim Auszug Computer und Drucker mitgenommen hätten.

Die Frage, ob Bu der Name Nationalsozialistischer Untergrund vor dem 7.11.11 ein Begriff gewesen sei, habe Bu. mit Nein beantwortet, so Götzl. Dann sei Bu. vorgehalten worden, dass bei der Sicherstellung seiner Gehaltsabrechnungen an seiner Arbeitsstelle am gestrigen Tag die Monate Februar, März und April 2000 fehlten, diese seien im Bauschutt in der Frühlingsstraße 26 in Zwickau gefunden worden. Dazu habe Bu., so der Vorhalt weiter, gesagt, er habe sich gestern bereits überlegt, ob er die eine Gehaltsabrechnung von April 2000 nicht doch eventuell zur Verfügung gestellt habe, das erscheine ihm plausibel, er könne sich aber nicht erinnern. Dann macht Götzl Vorhalte, dass Bu. auf Wahllichtbildvorlagen Zschäpe erkannt habe, sie aber mit blonden oder helleren Haaren in Erinnerung habe. Zur jetzigen Frau von André E. befragt, habe Bu. gesagt, er kenne nur die vorherige Freundin, so Vi. Götzl hält zu dieser Freundin den Namen Anja Ha. vor. Zu einer weiteren Lichtbildvorlage habe Bu. gesagt, das könne André E. sein oder der Zwillingsbruder Maik, bestätigt Vi. Dann hält Götzl vor, dass Bu. zu den Namen Holger G. und Ralf Wohlleben gesagt habe, die kenne er nicht, den Namen Tino Brandt habe er erst aus der Presse oder den Gerichtsbeschlüssen gehört oder von einem Mann vom Spiegel, der vor drei Tagen bei ihm war. Zu Antje Pr. habe Bu. gesagt, so Götzl, das komme ihm bekannt vor, er könne es aber nicht zuordnen. Zu Jan We. habe er gesagt, der Name klinge geläufig, er habe aber keine Erinnerung an eine Person. Den habe Bu. verwechselt, sagt Vi., das komme später. Bu. habe gesagt, er kenne die Straße Wolgograder Allee, hält Götzl vor, wisse aber nicht, ob es die mögliche Folgewohnung der Drei ist, nur dass die Wohnung der Drei ziemlich klein war. Vi. bestätigt das.

Götzl fragt, wie sich Bu. abschließend geäußert habe. Vi. sagt, dass Bu. angegeben habe, dass er sein Gewissen erleichtern, die Wahrheit sagen und helfen wolle, das sei so eine Art persönliche Erklärung gewesen. Götzl hält vor: “Ich bin heute erleichterter als gestern, das endlich mal umfassend erzählt zu haben. Ich bereue zutiefst, dass ich nicht vorher was gemacht habe, dass ich zu blind war, das zu erkennen und den Dreien geglaubt habe. Ich bereue auch, dass ich zu feige war, reinen Tisch zu machen, das wäre meine Pflicht und meine Verantwortung gewesen.” Einen Anwalt, so der Vorhalt weiter, habe er bewusst nicht gefordert: “Ich wollte in erster Linie aussagen, so wie es der Wahrheit entspricht, frei von vorhergehenden Konstrukten oder irgendwelchen Gebilden.” Vi. bestätigt das, Bu. habe sich sehr kooperativ verhalten vom ersten Moment an. Götzl sagt, Vi. werde noch einmal geladen.

Dann fragt Zschäpes Verteidiger Stahl, ob Bu. im Rahmen der Vernehmungen zwischen den Drei Personen differenziert habe. Vi. sagt, Bu. habe in dem Sinne differenziert, dass er von engerem Kontakt zu Mundlos, mehr Angst vor Böhnhardt, der Computeraffinität bei Mundlos und von der vermuteten Beziehung zwischen Zschäpe und Böhnhardt gesprochen habe. Stahl fragt, ob es außer der Beziehung zu St. noch weitere Punkte gegeben habe, über die sich Bu. mit Zschäpe unterhalten habe. Das sei ihm nicht erinnerlich, so Vi. Stahl hält vor, dass Bu. angegeben habe, dass er froh gewesen sei, aus Chemnitz und der Szene raus zu sein, das habe er ihnen auch gesagt und sie hätten ihm zugesprochen, Uwe selber habe bedauerte, sich sein Leben verbaut zu haben, mit ihm, im Gegensatz zu den anderen, habe er immer sehr ausführlich gesprochen. Stahl fragt, ob Bu, das näher ausgeführt habe. Vi. sagt vielleicht in späteren Vernehmungen. Dann fragt Stahl zu verschiedenen Stellen im Protokoll, wo von den “Drei” die Rede ist, und ob Bu. dort unterschieden habe, wer was gesagt oder getan hat. Vi. sagt, da sei ihm jetzt nichts in Erinnerung, Bu. habe scheibchenweise mehr konkretisiert, in späteren Vernehmungen komme da z.B. etwas zu dem Spiel. RA Nahrath fragt, ob es beim ersten Mal, als Vi. mit dem Zeugen Bu. in Kontakt kam, ein Vorgespräch gegeben habe. Da müsse er ein bisschen mutmaßen, so Vi., er erinnere sich aber an keines. Sie hätten ihn belehrt und dann ziemlich zügig angefangen. Sie hätten ihm den Tatvorwurf Unterstützung einer terroristischen Vereinigung gemacht. Nahrath fragt, ob abstrakt oder auch konkrete Einzeltaten. In der Vernehmung seien sei ja auf Unterstützungshandlungen eingegangen, so Vi., aber ob bei der Belehrung wisse er nicht mehr. Nahrath: “War am Anfang der Vernehmung auch von Mord die Rede als Einzeltat der Vereinigung, mehrfacher Mord?” Das wisse er nicht mehr genau, so Vi. Der Sachverständige Saß fragt, ob zur Vermutung, dass Böhnhardt und Mundlos ein Verhältnis hatte, zu den Beziehungen zwischen den drei Personen und zur Angst vor Böhnhardt, mehr gesagt worden sei. Das verneint Vi. jeweils.

Die Vernehmung wird unterbrochen. Dann folgt ein Antrag von Nebenklagevertreterin RAin von der Behrens, die Akten zu dem Ermittlungsverfahren des GBA gegen Mandy St. beizuziehen. Dabei gehe es einerseits darum, einschätzen zu können, ob und in welchem Umfang sich die Zeugin St. auf ihr Auskunftsverweigerungsrecht berufen kann und ob ggf. eine Glaubhaftmachung im Sinne von § 56 StPO notwendig ist. Auf der Grundlage des bisherigen Aktenbestands sei eine solche Prüfung nur eingeschränkt möglich. Der Aktenbestand in Bezug auf die Zeugin St. ist im Vergleich zu dem anderer Zeugen auffallend gering. In der Akte fehlten viele Ermittlungsergebnisse, die für andere Zeugen vorliegen. Auch sei der Grundsatz der Aktenvollständigkeit verletzt, da nicht alle Beweismittel, auf die in der Akte Bezug genommen wird, vorgelegt worden seien.

Der Verhandlungstag endet um 16.17 Uhr.

Nebenklagevertreter RA Stolle erklärt: “Die Vernehmung von Max Florian B. wirft viele Fragen auf. Unter anderem ging das Trio offensichtlich bereits 1998 davon aus, dass sich in ihrer unmittelbaren Nähe eine V-Person befindet, die sie verraten habe. Ob es über diese Umstände nähere Informationen gibt, könnte sich aus den von der Bundesanwaltschaft gesondert geführten Akten ergeben, die wir bislang nicht bekommen haben. Die Akten müssen endlich allen Verfahrensbeteiligten zur Verfügung gestellt werden.”

Das Weblog “NSU-Nebenklage”: “Jedenfalls zeigt sich an der Person Max-Florian B. wie auch an seinen Berichten über Unterstützungshandlungen durch viele weitere Nazis aus Chemnitz erneut, wieviele verlässliche UnterstützerInnen der NSU hatte. Es ist weiter davon auszugehen, dass dies nicht nur für die erste Zeit des Untertauchens, sondern auch für die Zeit der Mordtaten der Fall war.”


Protokoll 88. Verhandlungstag - 25. Februar 2014

In der ersten Vernehmung des heutigen Prozesstages, sagte die Zeugin Ingeborg Christine H. aus. Sie schilderte die Anmietung von Wohnmobilen, die durch den Angeklagten Holger G. getätigt worden sein sollen. Im Fokus stand eine Anmietung im April 2007, im Zeitraum des Mordes an Michèle Kiesewetter. Anschließend folgte die Befragung des Polizeibeamten Karsten Ro., der über die Aussagen des Zeugen Sh. berichtete. Sh. hielt sich zum Zeitpunkt des Mords an Halit Yozgat am Tatort, dem Internetcafé in Kassel, auf. Danach folgte die Zeugenaussage des LKA-Beamten Steffen Be., der die Vernehmung von Andreas Sch. zur Beschaffung und Übergabe der Ceska-Pistole schilderte. Zuletzt stellte die BKA-Beamtin Ellen Bu. Erkenntnisse über einen Telefonkontakt Andreas Sch.s vor.

Zeug_innen:

	Ingeborg Christine H. (Wohnmobilanmietungen)
	Karsten Ro. (PP Nordhessen, Mord an Halit Yozgat, Aussagen des Zeugen Sh.)
	Steffen Be. (LKA Thüringen, Vernehmung von Andreas Sch.)
	Ellen Bu. (BKA Wiesbaden, Vernehmung von Andreas Sch.)




Der Verhandlungstag beginnt um 9:50 Uhr. Nach einen Hinweis auf einen beigezogenen Bericht zu Mandy St. geht Götzl zur ersten Zeugin über: Ingeborg Christine H., Wohnmobil-Vermieterin (siehe Protokoll zum 54. Verhandlungstag). H. berichtet kaum eigenständig, Götzl muss immer wieder nachfragen. Er fragt zu Anmietungen von Wohnmobilen durch einen Holger G. H. sagt, sie hätten durch die Polizei erfahren, dass dieser Holger G. jahrelang bei ihnen Reisemobile gemietet hat. Das sei ein völlig unauffälliger, schüchterner junger Mann gewesen, sie hätten nie vermutet, dass dieser Mann so einen Hintergrund hat. Die Fahrzeuge seien ordentlich und sauber zurück gekommen. Es habe keine Veranlassung für Misstrauen gegeben. G. sei bei den Wohnmobilen nicht auf eine Größe oder einen Typ festgelegt gewesen. G. sei auch immer alleine gekommen. Er habe, wenn sie sich richtig entsinne, schon ein bisschen weniger Haare gehabt, sei schätzungsweise 30 Jahre alt, normal groß und schlank gewesen, eine Brille habe er, glaube sie, nicht getragen. Sie könne nicht eingrenzen, wie lange G. Kunde war, sie würde schätzen fünf, sechs Jahre. Es seien immer kürzere Anmietungen gewesen, vielleicht eine Woche.

Götzl fragt, wie die Anmietung eines Fahrzeugs durch G. abgelaufen sei. Das sei gewesen wie bei jedem anderen: Mietvertrag, Bezahlung und dann Einweisung; Personalausweis und Führerschein würden im Computer hinterlegt. Götzl möchte wissen, wie Verlängerungen generell gehandhabt würden und ob es bei G. Verlängerungen gegeben habe. Das wisse sie nicht mehr, so H., Verlängerungen kämen generell weniger vor. Wenn, würde eine Nachzahlung geleistet oder es mit der Kaution verrechnet. Für eine Verlängerung genüge ein telefonischer Kontakt, bestätigt H. Die Nachzahlung werde bei Rückgabe geleistet. Die Kaution werde bei ihnen nicht verrechnet, sondern liege in einer Kasse, sie hätten ein Buch, da quittiere der Kunde, dass er die Kaution zurück erhalten hat. Kautionen würden für jedes Fahrzeug verlangt, dass sei auch früher schon so gehandhabt worden. Dann werden Lichtbilder vorgelegt, auf denen sie aus ihren Erinnerungen niemanden eindeutig identifizieren kann. Sie wisse nicht mehr, wann G. das erste Mal gekommen sei. Auf Frage sagt sie, sie wisse, dass G. nicht aus Chemnitz gewesen sei. Sie könne sich nicht mehr an Gesprächsinhalte von den Abwicklungen entsinnen. Sie sei bei ihrer Vernehmung gefragt worden, ob sie Kundendaten im Computer habe, sagt Götzl. H. sagt, sie hätte 2011 noch welche bis 2009 zurückreichend gehabt, bei Früherem gebe es nur noch die Belege für die Buchhaltung. Götzl sagt, H. habe angegeben, Anschrift und Telefonnummer zu haben. H. bejaht das, aber nur rückwirkend für die letzten beiden Jahre. H. bejaht, dass sie bei der Befragung den Computer zur Hand hatte. Götzl hält vor, dass sie dabei Daten von G. gefunden habe: die Hannoveraner Dreihornstraße, das Geburtsdatum 14. Mai 1974 und einen Führerschein der Klasse 3. Dann habe sie das aus dem Computer abgelesen, so H. Den Vorhalt Götzls, dass sie angegeben habe, sie erinnere sich, dass G. ca. einmal im Jahr gemietet habe, sie meine seit 2007, bestätigt H. Zur Größe G.s sagt H., der sei normal groß gewesen, sie schätze 170, 180 cm. Auf Vorhalt, dass sie angegeben habe, G. sei mindestens 170 cm groß, sportlich und schlank gewesen und habe eine Brille gehabt, sagt H., da könne sie sich nicht mehr erinnern. Das Haar sei kurz und unauffällig gewesen, G. habe Hochdeutsch gesprochen, hält Götzl vor. H. bestätigt das, sie sagt, G. habe “ganz normal” gesprochen. Bei Rückgabe der Fahrzeuge kontrolliere ein Mitarbeiter, ob alles in Ordnung ist, vor der Wiedervermietung werde alles sauber gemacht und durchgecheckt: “Mitunter rollt es am gleichen Tag wieder.” In die Vermietung seien sie selbst, ihr Sohn und Mitarbeiter eingebunden.

Götzl fragt zu einer speziellen Anmietung eines Wohnmobils im April 2007. Da sei wohl ermittelt worden, dass das Fahrzeug später wiedergekommen ist, sagt H., sie habe das aber nicht mehr so gewusst. Die Mitarbeiter hätten das Wohnmobil schnell sauber machen müssen, denn der nächste Mieter habe schon gewartet. Sie erinnere sich noch, dass das Fahrzeug schmutzig wiedergekommen sei. Götzl fragt zu Geschäftsreisen in den süddeutschen Raum. Sie wisse, so H., dass ihr Sohn an dem Tag, an dem das Wohnmobil zurückgekommen sei, auch “unglücklicherweise” unterwegs war. Das sei bei den Ermittlungen festgestellt worden. Auf Nachfrage Götzls sagt H., sie wisse nicht mehr sicher, dass das der Tag war, an dem das Fahrzeug zurückkam. Ihrem Sohn sei unterstellt worden, dass er mit der Terrorgruppe in Zusammenhang stehen solle. Sie würden gebrauchte Fahrzeuge kaufen, aufbereiten und weiterverkaufen. An dem Tag sei ihr Sohn unterwegs gewesen und da sei ihm das unterstellt worden: “Da verwahre ich mich dagegen.” Ob bei der Anmietung G.s im April 2007 eine Verlängerung der Mietzeit erfolgt sei, wisse sie nicht mehr. Bei der Inaugenscheinnahme eines Dokuments sagt H., das sei ein Zahlungsbeleg von ihnen, der über den Computer ausgedruckt wurde. Da seien am 16. April 500 Euro Kaution hinterlegt worden und 300 Euro bezahlt. Die Anmietung sei vom 16. April bis zum 19. April 2007. Götzl liest Daten eines Holger G. aus Hannover vor und fragt nach einer angegebenen Nummer. Das sei sicher dessen Handynummer, die habe sie eingetragen, so H. “Flash 08″ sei die Typbezeichnung des Fahrzeugs. Das zugefügte “hinterlegt” sei ihre Handschrift, bestätigt H. Bei einem weiteren vorgelegten Dokument sagt H., das sei der dazugehörige Mietvertrag, der sei vom 16. April und das sei ihre Unterschrift. Auf Frage sagt H., normalerweise müsse auch der Mieter unterschreiben, das sei hier aber nicht so. Ein Exemplar des Vertrags bleibe bei ihnen, das andere gehe an den Mieter, vermutlich habe der Mieter das falsche mitgenommen. An einen Kunden namens E. könne sie sich nicht erinnern, so H. auf Frage.

Götzl fragt, ob H. eine Erinnerung habe, wann das Wohnmobil, das am 16. April angemietet wurde, an den nächsten Kunden weitervermietet wurde. Sie habe selber keine Erinnerung, aber es sei in der Ermittlung festgestellt worden, dass es sofort wieder vermietet wurde. Sie wisse nicht, ob es eine Reservierung für die Zeit danach gab. Götzl hält aus H.s weiterer Vernehmung am 7. Dezember 2011 vor, dass sie dort angegeben habe, aufgrund der Fahrzeugplanung im Rechner könne sie sagen, dass das Fahrzeug ab dem 19. April nicht anderweitig vermietet wurde, dass sie eine Verlängerung nicht eingetragen habe und die nächste Vermietung erst ab dem 27. April gewesen sei. H. sagt, dann werde das so gewesen sein, sie habe auch das wieder aus dem Computer entnommen. G. sei nie mit einem Fahrzeug zu ihnen gekommen, so H. auf Frage. Auf Frage Götzls, wie das bei Verlängerungen damals gehandhabt wurde, sagt H., das sei nicht immer nochmal in den Computer eingegeben worden, sondern vielleicht mit der Kaution verrechnet worden. Götzl hält aus einer weitere Vernehmung vom 22. Dezember 2011 vor. Da gehe es um Feststellungen des Wohnmobils im Rahmen der Ringalarmfahndung in Oberstenfeld, 20 km südlich vom Tatort in Heilbronn. Götzl fragt, ob sich H., erinnern könne, dass das mit ihr erörtert wurde. Das verneint H. Götzl hält vor, auf die Frage, ob Fahrzeuge auch ohne Quittung verliehen wurden bzw. es möglich ist, dass Verlängerungen nicht eingetragen wurden, habe H. bei der Vernehmung gesagt, wenn ein Kunde einen Tag verlängert und einen Schein auf den Tisch legt, dann gehe der schon mal in die Kaffeekasse. Das wisse sie nicht mehr, so H. Götzl fragt nochmal zur zeitlichen Einordnung und hält eine Frage aus der Vernehmung vor, in den Geschäftsunterlagen sei für den 25. April eine Geschäftsreise von Klaba über Würzburg, Heilbronn nach Tübingen und zurück verzeichnet. Sie wisse, dass es darum ging, so die Zeugin, könne sich aber an Details nicht mehr entsinnen. “Klaba” sei Klaffenbach, ihr Wohnort. Ob weitere Personen außer dem Sohn bei der Geschäftsreise dabei waren, könne sie nicht mehr genau sagen. Auf die Vorlage eines handschriftlich ausgefüllten Mietvertrags, sagt sie, der sei von ihr ausgestellt worden. “Cristall 590″ sei der Typ. Auf Vorhalt des Namens André E. sagt H., dann habe der also doch gemietet, aber der Name sage ihr gar nichts. Bei einem weiteren handschriftlichen Vertrag auf den Namen E., sagt H. der sei auch von ihr ausgestellt. Sie könne sich nicht die Namen aller Mieter merken, an den Vorgang habe sie keine Erinnerung. Nach einer Unterbrechung bis 11:04 Uhr fragt Götzl H., ob sie sich bei dem Mietvertrag vom 16. April 2007 an das Kennzeichen erinnere, was H. verneint. Da stehe, so Götzl, es handele sich um das Kennzeichen C-PW 87. Da könne sie nichts dazu sagen, antwortet H. OStain Greger fragt, ob die Mieter Dokumente vorlegen müssen, um sich auszuweisen. Bei der Abholung müsse jedes Mal ein Führerschein und ein Personalausweis vorgelegt werden, so H., eine Erinnerung an den Fall G. konkret habe sie aber nicht. Seitdem sie den Computer nutzten, werde auch die Führerscheinnummer notiert, so H. auf Frage.

Um 11:10 Uhr geht es mit dem Zeugen KHK Ro. aus Kassel weiter. Vor Beginn teilt Götzl mit, dass der Zeuge Faiz Hamadi Sh. seit einigen Jahren wieder im Irak sei, er habe sich 2013 nur kurzzeitig zum Kauf eines Wagens in Köln gemeldet. Ro. berichtet, dass Sh. angegeben habe, er sei 2001 aus dem Irak, Grenzgebiet zur Türkei, nach Deutschland gekommen wegen eines Asylantrags. Nach Kassel sei er gekommen, um eine in der Nähe wohnenden Cousine mit Kind zu unterstützen, er habe da gedolmetscht. Ro. sagt, Sh., habe so gut Deutsch gesprochen, dass man sich mit ihm weitgehend ohne Dolmetscher habe verständigen können. Sh. sei arbeitslos gewesen und hab bei einen Fahrzeugaufbereiter unweit des Tatorts zur Probe gearbeitet. Sh. habe telefonieren wollen, aber kein Guthaben auf dem Handy gehabt, man habe ihn zu einem Telefonladen in der Nähe geschickt. Aus diesem Internetcafé habe Sh. seine Cousine angerufen, Herr Yozgat Senior habe ihm das Gespräch freigeschaltet. Danach sei Sh. wieder zu dem Fahrzeugaufbereiter gegangen. Nach der Arbeit habe er nochmal telefonieren wollen und sei deshalb nochmal in das Internetcafé gegangen, es sei um den privaten Verkauf eines Fahrzeugs an gegangen.

Ro. bittet darum, das Weitere anhand einer Skizze aus der Akte berichten zu dürfen. Götzl bejaht die Bitte und Ro. geht nach vorn. Die an die Wand projizierte Skizze stamme von einem Kollegen, so Ro., sie sei nicht maßstabsgerecht, reiche aber. Sh. sei vom Eingang von der Holländischen Straße zunächst zu dem Tresen gegangen. Am späten Nachmittag, ca. 16:50 Uhr hätte er das Telefonat am Handy versucht. Nach Computerabgleich habe man gesehen, dass es wohl 16:52 Uhr war. Zwei, drei Minuten später müsse Sh. dann rein gekommen sein, da habe ein ihm unbekannter junger Mann hinter dem Tresen gesessen, das spätere Opfer Halit Yozgat. Der habe Sh. die Kabine 3 freigeschaltet. Die Glastüren der Kabinen seien mit großformatigen Plakaten verkleidet gewesen, die die Sicht nehmen. Sh. habe mit dem Rücken zum späteren Tatgeschehen gestanden und viermal telefoniert. Zuerst mit dem Verkäufer des Autos, dann mit seinem Geschäftspartner, das dritte Gespräch sei mit jemandem gewesen, der gesagt habe, er hole das Fahrzeug ab. Die Telefonate Sh.s seien, so Ro. weiter, über die gängigen weltweiten Mobilfunkkarten geführt worden, bei denen man eine PIN eingeben muss. Sh. habe angegeben, unheimlich damit beschäftigt gewesen zu sein, diesen Code einzugeben.

In der Vernehmung habe Sh. angegeben, dass während des ersten Telefonats Knallgeräusche zu vernehmen gewesen seien, wie wenn ein Luftballon platzt. Und ein dumpfes Geräusch, als ob etwas hin- oder umfalle. Zwei oder drei mal, das habe Sh. nicht mehr sagen können. Aus den Augenwinkeln habe er eine Person gesehen, die wohl aus dem Internetcafé hinaus ging. Aus dem Augenwinkel und dem Spalt, den das Plakat an der Tür lasse, habe Sh. die Person gesehen. Die sei  laut Sh., 180 cm groß, kräftig und hell bekleidet gewesen. Nach den Telefonaten habe Sh. keine Person mehr feststellen können, der junge Mann sei laut Sh. nicht mehr da gewesen. Sh. habe gesagt, er sei ca. 1,50 m vom Tresen weg gewesen, auf dem Tresen habe er nichts festgestellt. Er sei dann in den hinteren Bereich gegangen. Ro. sagt, das sei hier verwinkelt, Sh. habe gesagt, er habe Stimmen vernommen von hinten. In einem länglichen Raum sei eine Frau mit Kindern gewesen, habe Sh. berichtet, die habe er angesprochen, wo der Inhaber ist, aber keine Antwort bekommen. Im hinteren Bereich seien zwei Personen gewesen, so Ro., das sei aber nicht Teil der Vernehmung. Dann zeigt er, wo die zwei jungen Männer jeweils gesessen hätten. Sh. habe gesagt, er habe die gefragt, wo der Inhaber ist. In einem vorderen Bereich vor dem Schaufenster wolle Sh. dann gewartet und nach draußen gesehen haben. Kurze Zeit später sei Herr Yozgat Senior mit Einkäufen rein gekommen und den habe er gefragt: “Willst du gar kein Geld?” Yozgat habe dann gesagt, der Sohn müsse da sein, sei um den Tresen gegangen und habe seinen Sohn gefunden, gerufen und ihn wachrütteln wollen.

Auf Nachfrage habe Sh. gesagt, er habe gar nichts gesehen, er habe mehrfach nachgeschaut, sei auch nach hinten durchgegangen, habe aber offenbar nicht hinter den Tresen geguckt. Einen Stuhl habe Sh. noch beschrieben, aber den verstorbenen Halit Yozgat habe er dort nicht gesehen. Als er selber den Tatort besichtigt habe, so Ro., habe er Blut auf dem Tresen gesehen, darauf habe er Sh. angesprochen, aber der habe das offenbar nicht gesehen. Götzl hält aus dem Protokoll vor, dass sich Sh. bei den Geräuschen umgedreht habe, aber nichts gesehen habe. Sh., sei am 8. April und am 20. April 2006 nochmal nachvernommen worden. Bei den Kollegen habe Sh. die Person, die er gesehen haben will, dann nur noch als Schatten beschrieben. In den Nachvernehmungen habe Sh. angegeben, dass er eine Erschütterung am Boden wahrgenommen habe, ob das die Person war, die rausging oder der Gegenstand, der umgefallen ist, wisse er, Ro., nicht. Zur Person, die rausgegangen sei, hält Götzl vor, Sh. habe angegeben, die habe evtl. lange Haare gehabt, er sei sich aber nicht sicher. Das bestätigt Ro, ein Gesicht habe Sh. nicht gesehen. Zur Zeit zwischen den Geräuschen und der Person, die Sh. gesehen haben wolle, sagt Ro., Sh. habe von Sekunden gesprochen, das sei unmittelbar danach gewesen. Als Sh. aus der Kabine gekommen sei, müsse Halit Yozgat bereits hinter dem Tresen gelegen haben, sagt Ro. Aber Sh. sei nicht groß, ungefähr 170 cm, die Augenhöhe, das wisse er aus der Akte, sei 162 cm. Er halte es nicht für unwahrscheinlich, dass Sh. tatsächlich nichts gesehen hat. Ein menschlicher Körper habe am Boden geschätzt eine Höhe von 30 cm.

Sh. habe auch noch selbst eine Skizze gemacht. Die Skizze wird in Augenschein genommen. Überall, wo Sh. die zu sehenden Kreise gezogen habe, sei Sh. kurz gewesen, so Ro. Ro. zeigt auf die Kreise, unter anderem bei den Kabinen, den anderen Internetplätzen, den Jungs und der Frau mit den Kindern. Den umgefallenen Stuhl habe Sh. gesehen, nicht aber Halit Yozgat, weil der Stuhl auch weiter vorne gelegen habe. Götzl hält vor, dass Sh. angegeben habe, dass er die Jungen hinten im Geschäft gefragt habe, ob sie kassieren. Sh. habe vermutet, so Ro., dass die vielleicht zum Geschäft gehören, die hätten aber gesagt, der müsse vorne sein oder draußen. Götzl fragt zum Kontakt mit der Frau. Sh. habe gesagt, dass die später rausgekommen sei, nachdem Halit gefunden wurde, und draußen am Tatort verblieben ist. Das habe auch festgestellt werden können. Götzl sagt, Sh. habe laut Protokoll gesagt, dass er gedacht habe, die Frau gehöre zum Geschäft, sie aber nicht reagiert habe, was Ro. bestätigt. Ro. sagt, die Schilderung, dass İsmail Yozgat um den Tisch gegangen sei und gesagt habe, da sei sein Sohn, der solle aufwachen, und dass Sh. sich erschrocken habe, weil er das Opfer vorher nicht gesehen habe, habe recht glaubwürdig geklungen. Sh. sei ja zunächst als Beschuldigter vernommen worden. Götzl hält vor, dass Sh. die Frage, ob er nicht Halit Yozgats Füße gesehen habe, verneint habe. Ro. bestätigt, dass Sh. gesagt habe, er habe das Blut auf dem Tresen vorher nicht gesehen, sondern erst später. Auf Frage von Götzl sagt Ro., am Tatort sei ein blutverschmierter Hocker gefunden worden und in der Kabine 3 sei kein Stuhl gewesen. Sh. sei gefragt worden, ob er einen Stuhl benutzt habe. Aber der Hocker sei wohl hinter dem Tresen gewesen und von Herrn Yozgat nach vorne geworfen worden. Götzl sagt, Sh. habe angegeben,  keinen Stuhl benutzt zu haben, was Ro. bestätigt. Auf Frage sagt Ro., dass Sh. ausgesagt habe, Halit Yozgat da zum ersten Mal gesehen zu haben. Götzl sagt, Sh. habe gesagt, er habe nach dem Fund von Yozgat aus der Kabine 4 die Polizei oder Rettung anrufen wollen, ein junger Mann habe aber gesagt, dass er das nicht machen solle. Da sei es wohl um eine Vermeidung von Spuren gegangen, sagt Ro. Weiter habe Sh. gesagt, es sei Hilfe geleistet worden, und er habe erst später erfahren, dass Yozgat tot ist, hält Götzl vor. Das bestätigt Ro. Auf Frage sagt Ro., Sh. sei bei der Vernehmung recht ruhig, gefasst gewesen. Zuerst habe im Raum gestanden, dass er was damit zu tun hat, aber das habe aufgrund seiner glaubhaften Aussagen schnell ausgeschlossen werden können. Nebenklagevertreter RA Narin fragt, ob auch nach dem hochgewachsenen mitteleuropäischen Mann gefragt wurde. Es sei nach der 180 cm großen, hell bekleideten Person gefragt worden, die er beschrieben hat, so Ro. Dass es da eine weitere Person gab, habe sich ja erst später ergeben. Ob Sh. später Lichtbilder von Andreas Te. vorgelegt wurden, wisse er nicht, er sei nicht Teil der Kommission gewesen. Auf Frage von RA Kienzle sagt Ro., mit den Ermittlungen zu den Telefonzeiten von Sh. im Internetcafé habe er nichts zu tun. Die Vernehmung endet um 11:46 Uhr.

Nach der Mittagspause geht es um 13:04 Uhr mit dem Zeugen Be. vom Thüringer LKA weiter. Be. berichtet, Anlass für die Vernehmung von Andreas Sch. am 25. Januar 2012 sei der Durchsuchungsbeschluss des BGH gewesen, der am selben Morgen vollstreckt worden sei. Sch. habe sich bereit erklärt, zur KPI Jena mitzukommen zur Vernehmung. Diese habe im Vernehmungszimmer des Staatsschutzes stattgefunden. Außer ihm selbst, so Be. seien noch sein Kollege Schu. vom BKA und bis 15 Uhr Staatsanwalt Weingarten dabei gewesen. Sch. sei bereit gewesen, Angaben zu machen. Die Sache sei Sch. erklärt worden aufgrund des Beschlusses, dass eine Aussage im Raum steht, dass Sch. Wohlleben eine Waffe besorgt hätte. Sch. habe angegeben, dass das nicht stimmt. Allerdings habe Wohlleben ihn mit einem Begleiter in seinem Szeneladen aufgesucht und nach einer scharfen Waffe gefragt. Sch. habe dann zu Wohlleben gesagt, dass er jemanden nennen könne, der eine scharfe Waffe besorgen kann, die Jugoslawen in der Spielothek. Es habe dann keine weiteren Ansprechversuche von Wohlleben und dessen Begleiter gegeben. Während der Vernehmung habe Weingarten Sch. ermahnt, bei der Wahrheit zu bleiben, es sei doch besser jetzt die Wahrheit zu sagen, als wenn später jemand behaupten würde, er, Sch., hätte die Waffe besorgt, so Be. Daraufhin habe Sch. gesagt: “Ich hab dem die Scheißknarre besorgt.” Sch. habe dann angefangen zu erzählen und gesagt: “Jetzt ist die Katze eh aus dem Sack.” Es sei richtig, habe Sch. gesagt, dass Wohlleben im Laden war mit einem Begleiter, man kenne sich aus der Szene. Im Verlauf der Vernehmung habe Sch. als Begleiter Carsten S. identifiziert. Der sei dann ein- oder zweimal im Laden gewesen und habe nach der Waffe gefragt, und irgendwann, 1999 oder 2000, habe er dem Begleiter die Waffe übergeben. Sch. habe weiter ausgesagt, es könne was Osteuropäisches gewesen sein, es könnten tschechische, evtl. kyrillische Buchstaben darauf gewesen sein, weiter sei eine Schachtel mit ca. 50 Patronen dabei gewesen, die Waffe sei in ein Handtuch eingewickelt gewesen und er habe sie in einem PKW vor oder neben dem Laden übergeben, 2.500 DM eingesteckt und damit sei die Sache für ihn erledigt gewesen. Götzl fragt zum Verhalten Sch.s. Be. antwortet, dass Sch. die Sache sichtlich unangenehm gewesen sei, er sich aber kooperativ verhalten habe. Das habe Sch. aber nicht davon abgehalten, anfangs zu lügen. Sch. sei nie laut geworden oder habe Ablehnung gezeigt.

Sch. habe in Wolfersdorf gewohnt als Hausmeister und habe auch die Räume dort im Einvernehmen mit der Schlossverwaltung begehen und durchsuchen lassen. Den Namen Frank Li. habe Sch. nicht genannt, aber sie hätten gezielt danach gefragt, und da habe Sch. gesagt, Wohlleben sei zuerst bei Li. gewesen und der habe Wohlleben an ihn verwiesen. Die Zeit zwischen Anfrage und Abholung habe Sch. auf ungefähr ein bis zwei Monate eingeschränkt. Bei der ersten Lichtbildvorlage habe Sch. niemanden erkannt, später, nach dem Einräumen der Waffenbesorgung, habe Sch. selber verlangt, nochmal die Bilder sehen zu können und Carsten S. erkannt. Einen Namen habe er nicht gewusst, habe aber gesagt, wenn die Person auf dem Bild einen Scheitel tragen würde, dann sei sie es. Die Person habe er vom Sehen gekannt, er habe ihn meist mit Wohlleben, Böhnhardt, Mundlos und André Kapke gesehen. Zur Beschreibung habe Sch. gesagt, der sei wie ein Hitlerjunge herum gelaufen, mit Scheitel und Braunhemd, wie die anderen auch, Böhnhardt und Mundlos.

Götzl fragt nach Einzelheiten zur Übergabe. Sch. habe angegeben, so Be., er habe einen ihm bekannten Jugoslawen auf eine scharfe Waffe mit Munition angesprochen, einen gewissen “Boban” [phon.]. Die Waffe sei in der Innenstadt von Jena von “Boban” und einem Landsmann  übergeben worden. Dann müsse eine Kontaktaufnahme gewesen sein, Sch. habe aber nicht mehr genau gewusst, ob im Geschäft oder ob er angerufen wurde. Vor dem “Madley” sei die Waffe dann in einem Kleinwagen, wahrscheinlich Ford Fiesta, übergeben worden und er habe das Geld bekommen. Sch. habe die Waffe als osteuropäische kleine Waffe beschrieben, mit einem kleineren Kaliber als 9mm. Auf Bildervorlage habe Sch. zu einer gesagt, die könne es sein, weil es eben eine kleinere Waffe war. Über den Preis sei laut Sch. mit dem Abholer gesprochen worden, erst nachdem er sich erkundigt hatte, nicht beim ersten Kontakt, so Be. auf Frage. Götzl fragt, was Sch. mit der Waffe verdient habe. Be.: “Ich dächte, dass er 500 DM an der Waffe verdient hat, 2.000 hat er bezahlt und für 2.500 hat er sie weiter gegeben.” Über den Verwendungszweck der Waffe sei laut Sch. nicht gesprochen worden, so Be. Sch. habe aber deutlich gemacht, dass es um eine scharfe Waffe gegangen sei und nicht um eine “Spielzeugwaffe”. Zu seinem Verhältnis zu Wohlleben habe Sch. angegeben, dass er Wohlleben von rechten Veranstaltungen her kenne, dass er selber aber Skin gewesen sei, erlebnisorientiert und mehr an Rauchen und Saufen interessiert. Für den “Politscheiß” habe er sich nicht interessiert, das habe manchen Leuten, Wohlleben, Mundlos, Böhnhardt und Kapke, nicht gefallen. Den Laden hätten sie aus finanziellen Gründen betrieben.

Götzl fragt, ob Sch. Angaben zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gemacht habe. Be. sagt, Sch. habe gesagt, er kenne Mundlos und Böhnhardt, die seien öfters im Laden gewesen und hätten Klamotten und CDs erworben. Die Beate kenne er nicht, aber deren Cousin, den Stefan Ap., und der habe was von ihr erzählt. Ansonsten habe man sich von Veranstaltungen gekannt, das habe Sch. immer wieder betont. Sch. sei eine ganze Liste von Namen genannt worden und er habe nur zu wenigen Personen etwas gewusst. Von Tino Brandt habe Sch. gewusst, dass der V-Mann war. Zu Steffen R. (siehe Protokoll zum 86. Verhandlungstag) habe Sch. gesagt, der habe mal in Kahla gewohnt und sei nicht mehr erreichbar. Frank Schwerdt [NPD-Kader], der eigentlich in Thüringen bekannt sei, habe Sch. nicht gekannt. Auf Frage von Götzl sagt Be., dass Sch. angegeben habe, den Namen Holger G. das erste Mal im Durchsuchungsbeschluss gelesen zu haben. Zu Kapke habe er gesagt, der sei aus dem Umfeld von Wohlleben, Böhnhardt und Mundlos; die hätten doch in Altlobeda das Braune Haus oder Nazihaus betrieben. Auf den Lichtbildern habe Sch. den Abholer der Waffe erkannt, dann habe es noch eine zweite Lichtbildvorlage gegeben, da habe er Mundlos und Böhnhardt erkannt.

Dann geht es um das “Madley”. Dazu habe Sch. angegeben, dass er den Laden gemeinsam mit Li. 1995 eröffnet und anfangs gleichberechtigt dort gearbeitet habe. Dann habe er zur Bundeswehr gemusst und danach als Angestellter im “Madley” gearbeitet. Götzl hält aus dem Protokoll vor, dass Sch. nach dem Hauptschulabschluss 1988 wegen rechter Gesinnung in den Jugendwerkhof eingewiesen worden sei und dort die Ausbildung zum Vordreher absolviert habe. Die Arbeitszeiten Sch.s im Madley seien, so Be. über Sch.s Aussage, regelmäßig von 10 bis 18 Uhr gewesen. Zu den Waren habe Sch. angegeben, dass das “Madley” der Anlaufpunkt für die “Kameraden” aus Jena war. Den Vorhalt, dass Sch. angegeben habe, Textilien aller Art, auch szenetypische rechte und linke Bekleidung verkauft zu haben, bestätigt Be. Ebenso die Aussagen aus dem Protokoll, dass Sch. bis Frühjahr 2003 im “Madley” angestellt gewesen sei und dann am Waldbad selbstständig eine Minigolfanlage und einen Imbiss betrieben habe. Wohlleben kenne Sch. von Konzerten und aus dem Laden, es sei aber kein näherer Freund gewesen. Be. bestätigt: “So hat er das geschildert.” Götzl hält vor, Sch. habe Wohlleben lediglich gesagt, dass der eine Waffe “bei den Jugos im Spielcenter” bekomme. Sch. habe sich mit diesen Leuten nicht anfreunden können, weil sie immer mit Scheitel und Braunhemd herum liefen.

Götzl hält die Aussage Sch.s vor, dass Wohlleben oder ein Kumpel ihn auf eine Waffe angesprochen habe, er aber nie eine beschafft, sondern lediglich gesagt habe, wo man sich eine besorgen kann. Be. sagt, das habe Sch. so ausgesagt. Dann werden Lichtbilder in Augenschein genommen, die neben Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe Holger G., André E., vermutlich dessen Zwillingsbruder Maik E., Susann E., Tino Brandt, Thorsten Heise [Neonazi-Kader], André Kapke, Peter Klose [ehem. NPD Zwickau, trat vor der Selbstenttarnung des NSU bei Facebook als "Paul Panther" auf], Claus Nordbruch [extrem rechter Autor, lebt in Südafrika, Kontakte u.a. zu André Kapke und Tino Brandt] und auch Carsten S. zeigen. Götzl sagt, hier stehe, dem Zeugen sei die Wahllichtbildvorlage mit Ausnahme der Nummern 6 und 7 vorgelegt worden, und die Frage, ob er den Begleiter erkenne, habe er verneint. Auf den Vorhalt, dass dann nachgefragt worden sei, was genau Wohlleben gewollt habe, sagt Be., das sei zu dem Zeitpunkt gewesen, bevor Sch. die Besorgung der Waffe zugegeben habe. Götzl hält vor, dass Sch. geantwortet habe, Wohlleben habe einfach gefragt, woher er eine scharfe Pistole bekommt, worauf Sch. gesagt habe, da müsse er zu den “Kanaken” gehen. Weiter hält Götzl vor, dass Sch. ausgesagt habe, es könne sein, dass Wohlleben gesagt hat, ob er, Sch., eine scharfe Waffe mit Munition besorgen kann, Wohlleben habe eine scharfe Waffe mit Munition gewollt, aber nicht gesagt wofür. Be. sagt, das habe Sch. so von sich aus gesagt. Den weiteren Vorhalt, dass Sch. gesagt habe, dass Wohlleben nicht noch einmal gefragt habe, und er glaube, dass auch kein anderer mehr bei ihm nach einer Waffe gefragt hat, bestätigt Be.

Götzl fragt zum Verhalten von Sch. zu dieser Zeit der Vernehmung. Da habe sich Sch. unwohl gefühlt, so Be., er habe sich auch Sorgen um seine Zukunft gemacht, denn da wo er wohne, arbeite er auch. Sch. habe gesagt, dass er sein neues Leben, die Freundin, in Gefahr sieht. Die Aufregung habe man ihm schon angemerkt. Er sei auf seinem Stuhl hin und her gerückt. Götzl sagt, dazu stehe nichts in der Vernehmung. Er meine, das sei im Vorfeld bei der Durchsuchung mal ihm, Be., oder jemand anders gegenüber geäußert worden, so der Zeuge, die Sorgen seien Sch. jedenfalls anzumerken gewesen. Götzl sagt, hier gebe es eine Aussage, soweit sich Sch. erinnere, habe es kein weiteres Gespräch mit Wohlleben gegeben, und deshalb habe er ihn wahrscheinlich ins Casino zu den “Jugos” verwiesen. Das habe sich Sch., so zurechtgelegt, sagt Be. Sch. sei dann auch immer nervöser geworden. Götzl fragt, ob die Formulierungen “so weit ich mich erinnere” und “wahrscheinlich” von Sch. gefallen seien. Be. sagt, er habe versucht wörtlich zu protokollieren, aber gerade bei solchen Sachen hätten sie Wert darauf gelegt. Götzl liest vor, dass Sch. ausgesagt habe, Wohlleben habe keine Angaben zu Kaufpreis, Kaliber oder Munition gemacht, es sei aber schon klar gewesen, dass es um eine scharfe Waffe geht, kein Kinderspielzeug, Wohlleben habe aber nie wieder gefragt oder etwas darüber erzählt. Den Vorhalt bestätigt Be. Götzl fragt, ob Sch. in der Situation, als Weingarten dann nochmal nachgesetzt hat, sofort geantwortet habe. Weingarten habe nahegelegt, bei der Wahrheit zu bleiben, die Aussage zu überdenken, bevor jemand anderes etwas erzählt, so Be. Nach kurzer Bedenkzeit von vielleicht einer Minute habe Sch. gesagt: “Ich hab dem die Scheißknarre besorgt.” Götzl fragt, ob der andere, der was sagen könnte, benannt worden sei. Be. sagt, Weingarten habe argumentiert, dass es besser wäre, wenn Sch. etwas sagt, bevor der Beschuldigte Wohlleben etwas sagt. Die Frage, ob das auf Vermittlung des Li. geschehen sei, habe Sch. deutlich bejaht. Hier stehe, so Götzl, dass Sch. die Waffe im Frühjahr, wohl im Jahr 2000, verkauft haben will. Be. sagt, Sch. habe sich nicht festlegen wollen, ob 1999 oder 2000. Götzl hält vor, dass Sch. nochmal die Lichtbildvorlage verlangt und dann gesagt habe, dass er sich ziemlich sicher sei, dass die Nummer 16 [Carsten S.] der Abholer sei, den Namen wisse er nicht, würde ihn aber nennen, wenn er ihn wüsste, denn jetzt sei “die Katze eh aus dem Sack”. Be. bestätigt das. Weiter habe Sch. gesagt, zwischen Anfrage und Abholung seien ca. ein bis zwei Monate gewesen, er meine, es sei warm gewesen, es müsse 1999 oder 2000 gewesen sein, so Götzl. Be. bestätigt das. Götzl hält vor, Sch. habe von einer osteuropäischen, möglicherweise tschechischen Waffe gesprochen. Auf Frag sagt Be., Sch. habe von einer gebrauchten Waffe gesprochen, es sei eine kleine Waffe gewesen, kleiner als 9mm, vielleicht seien da auch kyrillische Buchstaben gewesen. Be. sagt, Sch. habe davon gesprochen, dass die Waffe von “Boban” in einem Tuch eingewickelt übergeben worden sei.

Den Vorhalt, dass Sch. den Abholer als zum THS in Jena gehörig bezeichnet habe, und dass die damals das sogenannte Nazihaus in Altlobeda gehabt hätten, in dem der Kapke “mit seinen Vasallen” herum gehangen habe, bestätigt Be. Zur Beschreibung des Abholers habe Sch. gesagt, der sei 18 bis 19 Jahre alt, ca. 180 cm groß, mit dunklem Scheitel gewesen, hält Götzl vor. Sch. habe die Person immer in Zusammenhang mit dem Umfeld Böhnhardt, Mundlos, Kapke gebracht, so Be. Den Vorhalt, dass die Person laut Sch. immer rasiert gewesen sei, bestätigt Be. Der Abholer sei mit einem Kleinwagen zur Übergabe gekommen, die in einer Seitenstraße auf einem Parkplatz stattgefunden  habe, so der Vorhalt weiter. Be. bestätigt dies und sagt Sch. habe vermutet habe, dass es ein Ford Fiesta war, es sei sehr aufgeräumt gewesen, ähnlich einem Frauenauto. Götzl hält vor, dass Sch., gesagt habe, er könne sich weder an Farbe noch an Kennzeichen erinnern. Zur Übergabe habe Sch. geschildert, dass der Abholer auf dem Fahrersitz gesessen habe, er zugestiegen sei auf die Beifahrerseite, die Waffe abgegeben habe, diese habe der Abholer unter den Sitz geschoben, Sch. habe ein Bündel Geld bekommen und dann habe man sich verabschiedet. Dies bestätigt Be. Den Vorhalt, dass Sch. angegeben habe, das sei in der Woche am frühen Nachmittag gewesen, bestätigt Be. Weiter habe Sch. angegeben, dass er vom Abholer keine telefonische Erreichbarkeit gehabt habe, er meine, dass der ein- oder zweimal im Laden, und da hätten sie sich verabredet, es sei aber auch möglich, dass der Abholer im Laden angerufen hat, Visitenkarten hätten genügend herumgelegen. Götzl hält vor, dass Sch. davon gesprochen habe, dass er vielleicht auch das Fabrikat der Waffe gelesen habe, er könne sich nur erinnern, dass sie aus dem Osten stammt. Das bestätigt Be. Die Munition sei laut Sch. in einer Pappschachtel ähnlich einer Verpackung für Nägel gewesen, so Götzl. Be. sagt, Sch. habe vermutet, dass es 50 Patronen waren. Götzl sagt, hier stehe, Sch. habe nur kurz in die Packung geschaut, und dass er meine, dass die Patronen glänzend und messingfarben waren.

Dann werden Lichtbilder von Waffen in Augenschein genommen. Götzl sagt, im Protokoll stehe, Sch. sei sich nicht mehr sicher, aber die Waffen 3 (Ceska 83), 4 (Ceska 70) und 6 (Walther 7,65 Browning) könnten es gewesen sein, die Waffe sei sehr klein gewesen. Sch. habe angegeben, den Preis von 2.500 DM mit dem Abholer bei den letzten beiden Treffen besprochen zu haben. Das bestätigt Be., Sch. habe sich erst erkundigen müssen, was so eine Waffe kostet. Götzl sagt, Sch. habe gesagt, im ersten Gespräch mit Wohlleben sei darüber nicht gesprochen worden. Be.: “Dann hat er das so gesagt, ja.” Zur Lage der Spielothek habe Sch. gesagt, die sei in der Innenstadt, in der Nähe eines Büroturms, Keksrolle genannt, gewesen. Da sei er regelmäßig hingegangen. Zu “Boban” habe Sch. gesagt, dass der sein Alter gewesen sei, aufgefallen sei wegen Körperverletzungsdelikten und 2003 abgeschoben worden sein soll. Götzl hält vor: Letztmalig habe Sch. “Boban” bei der Eröffnung seiner Minigolfanlage gesehen. Drei oder vier Wochen später habe “Boban” Sch. in der Spielothek angesprochen, dass er alles beisammen habe. Die Übergabe sei dann gegen 17 Uhr in einem Durchgang zur Goethe-Galerie gewesen, zugegen seien “Boban” und ein Landsmann gewesen, den er nicht gekannt habe. Dieser Begleiter habe Sch. die Pistole und die Schachtel Munition übergeben und Sch. ihm dafür 2.000 DM. Be. bestätigt die Vorhalte und sagt auf Frage, Sch. habe angegeben, das sei sein privates Geld gewesen. Götzl macht den Vorhalt, dass Sch. angegeben habe, Frank Li. habe nichts von dem Geschäft gewusst, und auch von ihm nichts über die Waffenbeschaffung erfahren. Es sei so, dass Wohlleben zuerst bei Li. gewesen sei, es sei möglich, dass Li. ihn drauf angesprochen hat, daran könne er sich aber nicht mehr erinnern. Götzl fragt, was Sch. zur Aufbewahrung der Waffe gesagt hat. Die habe Sch. bei sich zu Hause aufbewahrt und habe sie so schnell als möglich weitergeben wollen, sagt Be. Götzl fragt, ob Sch. gesagt habe, warum er sich darauf eingelassen hat. Sch. habe gesagt, so Be., dass er nur das schnelle Geld gesehen habe. Sch. sei nochmal gefragt worden, durch wen er auf die Waffe angesprochen wurde, sagt Götzl. Zu Beginn sei sich Sch. nicht ganz sicher gewesen, so Be., wer ihn angesprochen hat, aber er sei sich sicher gewesen, dass Wohlleben und der Abholer gemeinsam im Laden waren und bzgl. der Waffe gefragt haben. Über Details der Waffe sei dann laut Sch. nur mit dem Abholer gesprochen worden. Götzl hält vor: “Na, ich dächte, die waren damals zu zweit bei mir, Wohlleben und der Abholer. Ich denke, der Wohlleben wollte uns bekannt machen, da ich ja den Wohlleben kannte.” Götzl verliest weiter, dass Sch. ausgesagt habe, wer genau ihn ansprach wegen der Waffe, wisse er nicht mehr genau, jedenfalls seien beide beim Gespräch anwesend und hätten gewusst, was sie wollten. Er meine, mit beiden über die Waffe gesprochen zu haben. Weiter habe Sch. angegeben, ab dem nächsten Treffen sei nur noch der Abholer da gewesen. Be. bestätigt die Vorhalte. Formulierungen wie “dächte” stammten von Sch., so Be. auf Frage. Zur Frage, warum Wohlleben zu ihm gekommen sei, habe Sch. gesagt, das könne er nicht sagen, aber das “Madley” sei ein Anlaufpunkt für Kameraden gewesen, so Götzl. Auf die Frage warum die Waffe dann nicht bei Frank Li. bestellt worden sei, und darauf habe Sch. angegeben, dass Wohlleben vielleicht vorher bei Li. gefragt habe, und der an ihn verwiesen habe, aber dazu müsse man Li. fragen. Be. bestätigt das. Auf Frage sagt Be., dass Sch. gesagt habe, das sei die einzige Waffe gewesen, die er je verkauft hat.

Zum Verhältnis zu Wohlleben hält Götzl vor, dass das laut Sch. gar nicht gut gewesen sei, sie hätten das “Madley” nur aus kommerziellen Gründen betrieben, das habe Wohlleben nicht gefallen. Zu André E. habe Sch. gesagt, dass er ihn nicht kenne, und zu Tino Brandt, dass das der V-Mann sei, den kenne er nur aus dem Medien, hält Götzl vor, Be. bestätigt. Zu Peter Dehoust [extrem rechter Verleger] habe Sch. gesagt, der sage ihm was, er könne aber den Namen nicht einordnen, und zu André Kapke, dass er nie richtig Kontakt gehabt habe, hält Götzl vor. Be. bejaht das. Dann sagt Götzl, hier stehe, Sch. habe bei der Wahllichtbildvorlage Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe, Brandt, Kapke und mit der 16 [Carsten S.] den Abholer der Waffe von damals, wenn der einen Scheitel tragen würde, erkannt. Auf Frage sagt Be., Sch. habe das Protokoll selbst in Ruhe gelesen und auch alles unterschrieben. Götzl fragt, ob es im Verlauf der Vernehmung eine Veränderung des Verhaltens gegeben habe. Anfangs sei Sch. entspannter gewesen, da habe er noch nicht gewusst, was es für Konsequenzen haben könnte, sagt Be. Aber seines Wissen, so Be., habe Sch. sie nichtsdestotrotz weiter belogen. Götzl fragt Be., wie er darauf komme. Be. sagt, er habe mit Sch. weiter nichts zu tun gehabt, habe aber die Presse gelesen, und meine zu wissen, dass Sch. die Waffe nicht von “Boban” hat.

Nebenklagevertreter RA Kuhn  fragt, was es bedeute, wenn in der Protokollierung etwas in Anführung steht. Das sei dann eine Hervorhebung, so Be., das sei, meine er, nur bei der Stelle mit der “Scheißknarre”. Das sei dann auch wortwörtlich gefallen. Auf Frage von Wohllebens Verteidiger Klemke sagt Be., Sch. sei nicht förmlich zur Vernehmung geladen worden, Weingarten sei da gewesen und Sch. sei freiwillig mit auf die Dienststelle gekommen. Klemke: “Ist ihm denn eine Wahlmöglichkeit eingeräumt worden?” Be.: “Wir hätten ihn nicht zwingen können.” Klemke fragt, ob Sch. das zur Kenntnis gebracht worden sei. Be. antwortet, dass Sch. ohne Protest mitgekommen sei. Das Gespräch mit Sch. hätten der Kollege Schu. und Weingarten geführt, so Be. auf Frage. Seiner Erinnerung nach habe es von Sch. nie zur Debatte gestanden, dass er nicht mit wollte, der habe das vom Tisch haben wollen. Klemke fragt nach der möglichst wortgetreue Protokollierung. Sie seien absatzweise vorgegangen, so Be., er habe versucht so schnell als möglich mitzuschreiben und weitestgehend wortwörtlich zu verschriften. Bei den wichtigen Sachen sei es so gesagt worden. Am Ende habe Sch. die Gelegenheit gehabt, das Protokoll zu lesen. Das sei aber nach fünfeinhalb Stunden gewesen, sagt Klemke. Das sei richtig, erwidert Be., aber sie hätten auch Pausen gemacht. Außerdem meine er sich zu erinnern, dass sie das absatzweise wiederholt haben, das hätten sie damals in der Regel so gemacht. Es entsteht eine Debatte zwischen Klemke und Götzl über eine Frage von Klemke. Schließlich sagt Be., der Sinn sei bei der Protokollierung auf keinen Fall entstellt worden, auch wenn vielleicht nicht jedes Wort dasselbe war. Bei den Hauptaussagen sei es wortwörtlich. Auf Blatt 4 der Vernehmung stehe, so Klemke, der Herr Wohlleben oder ein Kumpel von ihm hätten Sch. auf eine Waffe angesprochen hat, das sei ja dann nur eine Person. Wenn das so da stehe, dann habe Sch. das so gesagt, so Be. Seines Wissens sei sich Sch. sicher gewesen, dass Wohlleben da gewesen ist. Das sei aber doch ein Widerspruch zu dem, was Sch. später gesagt hat, so Klemke, ob sie Sch. darauf aufmerksam gemacht hätten. Nicht im Rahmen dieser Vernehmung, so Be., man habe aber die Möglichkeit der Nachvernehmung. Sie hätten ja nachgefragt, ob Wohlleben im Laden war. Für ihn, Be., sei das geklärt gewesen.

Klemke fragt, ob sie bei der Angabe, dass es sich um eine osteuropäische Pistole mit tschechischen und kyrillischen Buchstaben gehandelt habe, nachgehakt hätten. Sch. habe das von sich aus gesagt, antwortet der Zeuge, und er, Be., habe da geschluckt, denn sie hätten ja gewusst, dass die Tatwaffe eine Ceska war. Sie hätten seines Wissens nicht nachgefragt, wo die Buchstaben waren, die Aufdrucke seien meistens auf der Seite. Auf Frage, ob sie sich vergewissert haben, ob Sch. kyrillische Buchstaben kennt, sagt Be., Sch. sei in der DDR zur Schule gegangen, daher könne man davon ausgehen, dass er Russisch-Unterricht hatte. Auf die Fragen Klemkes zu den verschiedenen Buchstaben, antwortet Be., Sch. habe von sich aus gesagt, dass es entweder tschechische oder kyrillische Buchstaben waren, wenn einer so etwas behauptet, gehe er davon aus, er weiß, wovon er redet. Dass das Kaliber kleiner als 9mm war, habe Sch. von sich aus ausgesagt. Klemke fragt, ob mal gefragt worden sei, ob er Umgang mit Waffen hat, warum er das einschätzen kann, ob er nachgemessen hat. Das verneint Be. Wenn es nicht im Protokoll stehe, dann hätten sie nicht gefragt, ob Sch. die Waffe auf Funktionsfähigkeit geprüft habe, so Be. auf Frage. Sch. habe ausgesagt, dass er angeschaut hat, was er bekommen hat und immer davon ausgegangen sei, dass er eine scharfe Waffe bestellt und auch weiterverkauft hat. Sch. habe den Eindruck gemacht, dass er den Unterschied zwischen einer  scharfen und einer unscharfen Waffe kennt. Klemke fragt, ob nachgefragt worden sei, warum er das Geldbündel ohne Nachzählen genommen hat. Auf dieses Detail seien sie nicht eingegangen, so Be., aber das Geld habe ja offenbar gestimmt.

Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders fragt, ob Sch. Angaben dazu gemacht habe, ob Zubehör bestellt wurde. Das verneint Be., er habe danach auch nicht gefragt. Schneiders sagt, die Aussage, “ich würde sagen, dass nur der Wohlleben und der besagte Unbekannte bei mir waren”, zeuge ja von einer gewissen Unsicherheit, und fragt, ob das an der Stelle wörtlich oder sinngemäß sei. Sch. habe immer wieder sein schlechtes Erinnerungsvermögen vorgeschoben und vieles in der Möglichkeitsform formuliert, so Be. Schneiders fragt, ob gefragt worden sei, woher Sch. wusste, dass Wohlleben zuvor bei Li. gewesen sein soll. Danach hätten sie gezielt gefragt, darauf habe Sch. deutlich mit Ja geantwortet, aber gesagt, man solle zu Details Li. selbst befragen. Sch. habe den Beschluss ausgehändigt bekommen und er sei ihm eröffnet worden, so Be. auf Frage. Sch. habe in der Vernehmung auch gesagt, dass er den Namen Holger G. das erste Mal im Beschluss wahrgenommen habe. Schneiders fragt, ob Sch. den Beschluss vor der Vernehmung nochmal in Ruhe zur Kenntnis genommen hat. Zu Beginn sei ausführlich der Sachverhalt dargelegt worden, so Be., das was im Protokoll stehe, sei Sch. vorgelesen worden, und er habe ja auch gewusst, dass der Name Holger G. drin steht. Die Belehrung sei entweder durch Schu. oder Weingarten erfolgt, sagt Be. auf Frage von Schneiders. Die meisten Fragen hätten auch Schu. und Weingarten gestellt. Auf die Frage, ob im Rahmen der Belehrung gesagt wurde, dass Sch. auch einen Anwalt hinzuziehen kann, antwortet Be., dass zu Beginn der Durchsuchung der Schlossverwalter einen Rechtsanwalt gerufen habe, inwieweit der als Beistand für Sch. da war, wisse er nicht. Ansonsten sei Sch. ausdrücklich über seine Rechte und Pflichten belehrt worden, und das habe Sch. auch verstanden. Schneiders fragt, ob in dem Moment, als Weingarten sagte, es könne ja sein, dass Wohlleben was sagt, etwas über die Möglichkeit nach § 55 Angaben zu verweigern gesagt wurde. Sch. sei am Anfang ausführlich belehrt worden, ob es zwischendurch einen Hinweis gab, wisse er nicht. Schneiders fragt, ob eine solche Erinnerung protokolliert worden wäre, was Be. bejaht.

Auf Frage von Schneiders sagt Be., er habe nicht recherchiert, ob es das sogenannte Nazihaus in Altlobeda damals schon gab. Schneiders sagt, Be. habe eben bei der Beschreibung des Abholers von einem Braunhemd wie ein Hitlerjunge gesprochen, was Be. bestätigt. In der Vernehmung stehe da aber nichts zu, so Schneiders. Sie hält vor, dass da die Rede sei von einem Haarschnitt ähnlich der damaligen Hitlerjugend. Das mit der Hitlerjugend habe Sch. auf jeden Fall so gesagt, so Be.: “Steht wirklich nichts drin von wegen Braunhemd?” Dann bringe er da vielleicht was durcheinander, er habe im Rahmen dieses Verfahrens viele Vernehmungen durchgeführt. In der Nebenklage regt sich Unmut. Die Lichtbilder der Waffen seien vom BKA gekommen, so Be. auf Frage, die seien seiner Erfahrung nach nicht maßstabsgetreu. Es wird bis 15:36 Uhr unterbrochen.

Dann fragt wieder RA Klemke. Er will wissen, wann in der Vernehmung Sch. gebeten wurde, den Begleiter Wohllebens zu beschreiben, ob das vor der Lichtbildvorlage war. Das sei ihm jetzt nicht erinnerlich, so Be. Klemke sagt, die Lichtbildvorlage sei Sch. zweimal vorgehalten worden, bevor er die Beschreibung abgegeben hat und fragt nach der Reihenfolge. Sch. habe selber danach verlangt und auf die 16 verwiesen, sagt Be. Seine subjektive Meinung sei, so Be., dass Sch. den schon vorher erkannt habe. Klemke fragt, ob sich Be. nicht veranlasst gesehen habe, eine Beschreibung abzufragen vor der Lichtbildvorlage. Er selber nicht, so Be. Klemke fragt, ob die anderen Vernehmer auch nicht. Be.: “Es ist so geschehen, wie es im Protokoll steht.”

Auf Frage von RA Pausch, Verteidiger von Carsten S., sagt Be., dass Sch. Erinnerungslücken vorschiebt, sei sein persönlicher Eindruck gewesen. Wenn man behaupte, in seinem Leben nur eine Waffe verkauft zu haben, dann sei das eine Sache, an die man sich erinnere. Pausch sagt, der Satz mit der “Scheißknarre” sei fett und in Anführung und fragt, warum dieser Satz hervorgehoben sei, eben habe Be. gesagt, das habe Sch. laut gesagt. Die ganze Maßnahme habe sich um die Waffe gedreht, so Be., das sei ja der Knackpunkt der Vernehmung, der Punkt, wo sie davon ausgegangen seien, er sagt die Wahrheit. Der Stelle gehe eine Anmerkung voraus, wo Be. Weingarten sinngemäß zitiere, sagt Pausch und fragt, ob es Gründe dafür gebe, dass das, anders als die Fragen, in indirekter Rede stehe. Das habe Weingarten auch so formuliert und das sei auch nochmal so vorgelesen worden. Pausch fragt, ob Weingarten das nicht mündlich vorgehalten habe. Be.: “Doch hat er.” Wenn er sich richtig entsinne, dann sei das nicht schriftlich abgefasst gewesen, Weingarten habe das zu diesem Zeitpunkt verfasst und er, Be., meine, das sei Weingarten auch so wichtig gewesen, dass er an dieser Stelle die Vernehmung auch selber geführt hat. Pausch sagt, er wolle Be. nicht in Schwierigkeiten bringen, aber hier sei eben eine Anmerkung nicht wörtlich, sondern in indirekter Rede. Pausch fragt, ob sich Be. an die Lautstärke, in der Weingarten diesen Vorhalt gemacht hat, erinnere. In Richtung OSta Weingarten sagt Pausch: “Er schmunzelt selbst.” Be. sagt, in der ganzen Vernehmung sei zu keinem Zeitpunkt die Stimme erhoben worden. Weingarten habe natürlich deutliche Worte gefunden, aber in dem kleinen Raum habe keiner rumgeschrien. Es gebe eine Antwort auf die Frage “Was hat er genau gefragt”, so Pausch, die sei in drei Absätzen, die Absätze 2 und 3 seien thematisch nicht auf die Frage bezogen. Pausch fragt, ob es dafür einen Anlass gebe. Das müsse Sch. so erzählt haben, so Be. Auf die Frage Pauschs, woher Sch. das nehme, es sei ja keine Zwischenfrage vermerkt, sagt Be., da habe es keine Zwischenfrage gegeben. RA Hösl, der andere Verteidiger von Carsten S. fragt, ob Sch. klar war, dass die Vernehmung in Zusammenhang erfolgt damit, dass die Drei untergetaucht waren. Es sei Sch. bewusst gewesen, so Be., um was es sich bei der Vernehmung dreht. Wenn es nicht im Protokoll steht, hätten sie da nicht nachgefragt, so Be. Hösl sagt, in der Liste von abgefragten Namen stehe ein Jürgen He., da habe Sch. gesagt, den kenne er nicht. Dann habe Sch. das so gesagt, antwortet Be. Hösl sagt, bei den Lichtbildern sei kein Bild des Jürgen He. dabei. Dann sei das so, sagt Be., die Lichtbilder seien vorgegeben gewesen. Auf Frage sagt Be., er sei bei keiner Besprechung zur Bewertung der Aussage von Sch. dabei gewesen. Es gebe solche Auswertungen, aber er sei hier konkret nicht dabei gewesen. RAin Schneiders fragt zu den Pausen, die Sch. genannt hat. Da habe Sch. auf dem Hof der KPI geraucht. Einmal sei er dabei gewesen, sonst Schu. oder der Staatsanwalt. Bei einer anderen, längeren Pause sei er, Be., sicher dabei gewesen, habe es aber vermieden über die Sache zu sprechen. Aber daher habe er wohl, dass Sch. Angst um seine Zukunft hat. Schneiders fragt, ob Sch. die Angst geäußert hat, in Haft genommen zu werden. Ihm gegenüber nicht, antwortet Be. Ende der Vernehmung ist 15:59 Uhr.

Götzl sagt, der eigentlich vorgesehene Zeuge Ba. sei für heute abgeladen. Deswegen geht es weiter mit der Zeugin KOK Bu. vom BKA Wiesbaden. Götzl sagt, es gehe um die Vernehmung von Andreas Sch. am 24. Mai 2012. Die Ausgangssituation sei die Asservatenauswertung nach der Durchsuchung gewesen, berichtet Bu., da sei ein Handy festgestellt worden mit der Speicherung “Alma 1″, das sei eine A. Böhnhardt gewesen, die bis 1992 mit J. Böhnhardt verheiratet war, dem Bruder von Uwe Böhnhardt. Diese Nummer sei 2009 dreimal angerufen worden von Andreas Sch. Es habe festgestellt werden sollen, in welchem Verhältnis diese Frau und Sch. standen. Sie seien ohne Ankündigung ins Schloss Trockenborn-Wolfersdorf gefahren. Um 11.30 Uhr habe die Vernehmung begonnen mit der Belehrung durch einen Kollege. Sch. habe gesagt, “Alma 1″ sei eine gute Freundin aus Jena, ihren ganzen Namen würde er nicht kennen. Den Namen habe er nicht eingetragen, weil seine Freundin immer das Handy durchgeschaut habe. Er habe sie aus dem Laden und von Partys gekannt. Sie sei mit einem Freund von ihm, Marcel Mü., liiert gewesen. Sch. habe eingeräumt, mal Koks von ihr bezogen zu haben. Sch. habe gedacht, die Anrufe könnten in Zusammenhang mit der Besorgung von Koks stehen, denn er habe ihr 400 Euro geschuldet. Sie sei schwanger gewesen und habe die letzten Schulden von 50 Euro mit ihrem Freund bei ihm in Trockenborn abgeholt. Sch. habe gesagt, er habe sie seit 2007 nicht mehr gesehen, und dass er auch nicht wüsste, wo sie heute wohnt, zuletzt wohl in Jena-Lobeda. Sch. habe weiter gesagt, dass sie keine aktuelle Telefonnummer mehr von ihm habe, denn er verliere regelmäßig sein Handy und habe das Telefon, auf dem sie ihn erreicht hat, schon zwei Jahre nicht mehr. Er habe verneint, dass die Frau politisch rechts sei. Sch. habe angegeben, dass er nicht wisse, dass sie mit J. Böhnhardt verheiratet war, er sei 1997 beim Bund gewesen und habe sie erst danach kennengelernt. J. Böhnhardt kenne er auch nicht. Auf die Frage, warum er nicht gesagt habe, dass er persönlichen Kontakt zur Schwägerin von Uwe Böhnhardt hatte, habe Sch. betont, dass er den Nachnamen nicht gekannt, es nicht gewusst habe und sich wenn auch nichts gedacht hätte. Auf dem ausgedruckten Protokoll habe Sch. angemerkt, dass er sich beim letzten Kontakt nicht sicher sei, das könne auch 2009 gewesen sein. Götzl hält vor, dass das Kennenlernen laut Protokoll 1999 oder 2000 gewesen sein müsse. Weiter hält er vor, dass Sch. angegeben habe, sich von ihr Koks besorgt zu haben, aber nicht wisse, woher sie das hat. Bu. bestätigt die Vorhalte. Zum Verhalten des Zeugen sagt Bu., dass er ruhig gewesen sei, sofort bereit zu der Aussage. Zwischendurch sei die Lebensgefährtin gekommen, das sei ihm sichtlich unangenehm gewesen. Die Vernehmung endet um 16:10 Uhr.

Es folgt eine Stellungnahme von OStain Greger zum Widerspruch gegen die Verwertung der Aussagen des Zeugen Vo. und der bei der Hausdurchsuchung in der Schomerusstraße 5 sichergestellten Asservate durch die Verteidigung Zschäpe vom 86. Verhandlungstag. Greger legt ausführlich dar, dass aus Sicht des GBA ein Beweisverwertungsverbot nicht bestehe. Die von der Verteidigung behaupteten Rechtsfehler brächten das unter keinen Umständen mit sich, denn die Unzulässigkeit oder Rechtswidrigkeit einer Beweiserhebung führe nicht ohne weiteres zu einem Verwertungsverbot, sondern nur bei schwerwiegenden, bewussten oder willkürlichen Verfahrensverstößen. Solche Verstöße seien hier nicht auszumachen. Es sei bereits zweifelhaft, ob die Anordnung der StA Gera auf Durchsuchung des Objekts am 26. Januar 1998 zum damaligen Zeitpunkt rechtswidrig war. Die polizeiliche Anordnung zur Durchsuchung am 11. Februar 1998 stelle sich zwar als fehlerhaft dar, die Begründung der Entscheidung lasse jedoch erkennen, dass der anordnende Beamte sich nicht bewusst über die Regeln habe hinwegsetzen wollen. Außerdem habe die Angeklagte bereits zum Zeitpunkt der ersten Durchsuchung diese Wohnung tatsächlich, freiwillig und endgültig aufgegeben, so dass der Schutzbereich des Grundrechts nur marginal berührt sei.

Dann folgt eine Stellungnahme von OSta Weingarten zum Beweisantrag von RAin Basay, ebenfalls vom 86. Verhandlungstag. Dieser sei schon aus Rechtsgründen abzulehnen. Soweit die Antragsteller angeben, es gebe Bezüge des NSU nach Baden-Württemberg, entbehre das tatsächlicher konkreter Anknüpfungspunkte und es dränge auch nicht zur gerichtlichen Aufklärung, weil die Aufklärung allgemeiner Bezüge des NSU im hiesigen Verfahren nichts hergebe. Soweit die Antragsteller unter Beweis stellten, dass sich die Angeklagte zum Zeitpunkt des Mordes an Michèle Kiesewetter im 35 km entfernten Backnang befand, könne die Zeugin Ri. nur von Personen bekunden, die das bekunden könnten. Mit dem in Antrag angedeuteten Sachverhalt habe es folgende Bewandtnis: eine anonyme Hinweisgeberin habe dem Revier in Backnang mitgeteilt, dass Zschäpe in Backnang bei einem namentlich benannten Mann untergekommen sei, weil sie nicht gewusst habe, wo sie schlafen solle. Der Mann habe damit geprahlt. Das dränge nicht zur Einvernahme, auch nicht unter dem Gesichtspunkt der Entlastung. Zschäpe hätte sich demnach allein, obdachlos, ohne Anbindung an Böhnhardt und Mundlos in Backnang aufgehalten und dort einem Mann anvertraut, der sich der Konspiration nicht verpflichtet fühlt. Das ergebe keinen Anlass zu der Annahme, dass sich Zschäpe dort aufgehalten haben könnte. Zudem habe die Vernehmung des vermeintlichen Gastgebers ergeben, dass der um die Weihnachtszeit, als Zschäpe bereits in U-Haft war, mit einer litauischen Frau die Nacht verbracht habe, die ausgesehen habe wie Zschäpe. Fortan habe er bei seinem Arbeitgeber und im Stammlokal von seinem Erlebnis mit einer Frau Zschäpe berichtet. Er halte es für möglich, dass seine geschiedene Frau dies mitbekommen und der Polizei gesagt habe. Der Mann sei Portugiese, habe keine staatsschutzbezogenen Erkenntnisse und sei in angegriffenem psychischen Zustand. Weingarten sagt, das sei die Vorbemerkung. Da der GBA Ri. wegen Umfeldermittlungen zu Kiesewetter bereits benannt habe, trete er deren Ladung aber nicht entgegen.

Sta Schmidt nimmt Stellung zum Antrag auf Einvernahme der Beamten Sven Ho., Manfred Et. und Timo He. vom 86. Verhandlungstag. Dem Antrag sei nicht nachzugehen. Der Antrag entferne sich weit vom Gegenstand des Hauptverfahrens. Die Aufklärung der Frage, wer Einsicht in die Dienstpläne hatte, sei nicht geeignet, zur Klärung der Frage, ob und inwieweit die Angeklagte eine Schuld trifft. Diese Feststellungen böten angesichts des offenkundig unbestimmten Personenkreises keine auch nur im Ansatz geeigneten weiteren tauglichen Ermittlungsansätze. Die Annahme, dass aus dem beruflichen Umfeld Erkenntnisse genutzt wurden, stelle eine Mutmaßung dar. Solche Spekulationen sein nicht geeignet, die gerichtliche Aufklärungspflicht auszulösen.

Die Verteidigung Zschäpe schließt sich den Stellungnahmen der BAW zu den Beweisanträgen an und behält sich vor, auf das “Werk” von OStain Greger zu erwidern.

Der Verhandlungstag endet um 16:33 Uhr.

Die BAW lehnte die Einvernahme weiterer Polizeibeamter als Zeugen im Tatkomplex Kiesewetter ab. Dazu erklärt Rechtsanwalt Peer Stolle:
“Die Bundesanwaltschaft zeigt damit zum wiederholten Mal, dass sie an einer Aufklärung nicht interessiert ist. Der Beweisantrag zielte erkennbar auf die Ermittlung des Tatmotivs. Dafür ist es erforderlich zu wissen, ob die Beamten durch die Täter gezielt ausgesucht worden sind oder die Tat auf Angehörige einer bestimmten Polizeieinheit oder auf Polizeibeamte im Allgemeinen abzielte. Dafür ist es wichtig zu wissen, wer vorher Kenntnis von dem Einsatz und der Einteilung von Kiesewetter und Arnold für den Einsatz hatte. Dazu muss natürlich auch innerhalb der Polizei ermittelt werden.”


Protokoll 89. Verhandlungstag - 26. Februar 2014

Zunächst sagte ein Waffensachverständiger des BKA zur Identifizierung von Pistolen aus. Er konnte anschaulich darstellen, dass die Ceska 83 aus dem Brandschutt eindeutig die Tatwaffe bei der Mordserie ist. Auch die Waffen, die in Heilbronn verwendet wurden, konnten anhand der individuellen Spuren identifiziert werden. Am Nachmittag kam es dann zur Aussage der mutmaßlichen NSU-Unterstützerin Mandy St. Sie gab an, den ihr angeblich unbekannten Drei die leerstehende Wohnung ihres Freundes vermittelt zu haben. Näher gekannt will St. sie aber nicht haben, ebenso wenig weitere Details. Auch ihre eigene Rolle in der Nazi-Szene spielte St. völlig herunter, um Politik sei es erst später gegangen.

Zeugin und Sachverständiger:

	Ruprecht Nennstiel (Waffensachverständiger BKA)
	Mandy St. (mutmaßliche NSU-Unterstützerin)






Die Sitzung beginnt um 9.44 Uhr. Zuerst wird der Sachverständige Ruprecht Nennstiel vom BKA zu den beim Mord an Michèle Kiesewetter und Mordversuch an Martin A. am 25. Februar 2007 eingesetzten Waffen gehört. Nennstiel sagt, sie hätten Munitionsteile vom Tatort in Heilbronn bekommen mit der Bitte, diese zu untersuchen. Es handele sich dabei um: 1 Hülse, 1 Geschossmantel und 1 Bleikern des Kalibers 9 mm Luger; des weiteren um: 1 Hülse und 1 zerlegtes Projektil des Kalibers 7,62 mm Tokarew. Dann seien noch nachgeliefert worden: 1 Bleifragment, das bei der Operation von Martin A. gefunden worden sei und 1 Geschossmantelfragment aus dem Dienst-KFZ. Außerdem habe er noch zwei weitere Teile behandelt, die aber nach Lage der Dinge im Nachhinein keine Relevanz hätten: 1 Hülse 9 mm Luger, die am 7.5. zehn Meter entfernt vom Tatort aufgefunden worden sei und 1 Patrone, die am 29.4. der Polizei in Laufen übergeben worden sei. Die erstgenannte Hülse 9 mm Luger sowie der Geschossmantel, auf dem sechs Felder und Züge erkennbar seien, stammten von der Firma Sellier & Bellot, beim Bleikern spreche nichts dagegen, dass er mit dem Geschossmantel eine Einheit gebildet hat. Hülse und Geschoss Kaliber 7,62 mm Tokarew seien ebenfalls von Sellier & Bellot. Auf dem Projektil fänden sich vier Felder und Züge. Nach einer Bewertung hätten sie sagen können, dass man bei Hülse und Geschossmantel 9 mm Luger eine Identifizierung vornehmen könne, wenn man die Tatwaffe habe. Dies habe man auch bei der Hülse 7,62 mm Tokarew sagen können, nicht aber bei dem entsprechenden Projektil.

Als mögliches Modell der Verfeuerungswaffen hätten sie für die Munitionsteile 9 mm Luger eine Radom Vis 35, eine Norinco oder eine Daewoo ausgemacht. Bei der Hülse 7,62 mm Tokarew hätten sie als mögliches Modell einen TOZ TT-33 ausgemacht. Dieses Waffenmodell sei jedoch in verschiedenen Ländern als Lizenzfertigung nachgebaut worden und das sei nicht zu unterscheiden. Beim entsprechenden Geschoss könne man keine Aussage treffen, es spreche aber auch nichts dagegen, dass es aus einem dieser Waffenmodelle stammt. Am 10. November 2011 seien ihnen, so Nennstiel weiter, von der PD Zwickau eine Reihe von Asservaten geschickt worden, u.a. eine Pistole Radom Vis 35 mit der Waffennummer H1836. Es sei ein Hinweis auf die Munition vom Tatort in Heilbronn, Nummer 47985, beigefügt gewesen und sie hätten untersuchen sollen, ob damit Übereinstimmung besteht. Die Waffe habe sich in einem äußerst schlechten Zustand befunden, der Hahn sei gespannt gewesen und im Auswurffenster habe sich eine gezündete Hülse befunden. Offensichtlich sei die Waffe hohen Temperaturen ausgesetzt gewesen, es sei zur Zündung der Patronen im Magazin gekommen. Weil die Schlagfeder so erwärmt worden sei, dass sie ihre Federkraft verloren hat, sie die Waffe nicht mehr schussfähig gewesen. Sie hätten die Waffe dann vorsichtig gereinigt und Schlagfeder und Schließfeder ausgetauscht und dann mit der instandgesetzten Waffe schießen können. Der Auswurf der Hülse habe nicht ordentlich funktioniert, aber das habe der Spurenentstehung nicht geschadet, sie hätten Vergleichsmunition gewinnen können. Bei den Hülsen konnten Übereinstimmungen mit der Hülse vom Tatort in Heilbronn (Nr. 47985) festgestellt werden, diese sei in der Pistole Radom Vis 35 mit der Nummer H1836 gezündet worden. Bei den Projektilen sei diese Zuordnung nicht in dieser Klarheit gelungen. Das liege daran, dass die Waffe und dadurch die Spurenqualität und -menge gelitten habe. Es spreche jedoch einiges dafür, dass die Projektilreste ebenfalls aus dem Lauf der Radom-Pistole verfeuert worden sind. Zusammenfassend könne man sagen: Man hat Hülse, Geschossmantel und Bleikern vom Tatort in Heilbronn und mit dieser Waffe die zugehörige Tatwaffe.

Unter den Munitionsteilen im Brandschutt in Zwickau hätten sich auch 21 Hülsen und Geschosse gefunden, die der Radom hätten zugeordnet werden können. Am 10. November 2011 hätten sie außerdem eine Pistole TOZ TT-33 mit der Nummer X65070 bekommen, da sei es konkret um einen Sammlungsvergleich mit den Munitionsteilen vom Tatort in Heilbronn, Sammlungsnummer 47986, gegangen. Der Hahn sei bei dieser Waffe entspannt gewesen, im Patronenlager habe sich eine verfeuerte Hülse befunden. Das Griffstück sei kaputt gewesen und von ihnen ersetzt worden, das habe auf die Spuren keinen Einfluss. Auch bei dieser Waffe sei es beim Beschuss zu Funktionsstörungen gekommen, Verschlussstück und Griffstück seien nicht hundertprozentig aufeinander abgestimmt gewesen, was aber auf die Spuren keinen Einfluss habe. Ergebnis sei, dass die Tathülse 47986 als Patrone in dieser Waffe gezündet wurde. Bei den Projektilen gebe es wie bei der Radom keine beweiskräftige Übereinstimmung, aber Ähnlichkeiten der Verfeuerungsspuren, so dass erfahrungsgemäß einiges dafür spreche, dass die Projektilteile ebenfalls aus der TOZ verschossen worden sind. Im Brandschutt in Zwickau habe bei 14 Hülsen festgestellt werden können, dass die ebenfalls in dieser Pistole gezündet worden sind.

Dann zeigt Nennstiel eine Power-Point-Präsentation, um seine Ergebnisse zu veranschaulichen. Nach Bildern zu den Waffen im Auffindezustand zeigt Nennstiel, wie schon bei seinen Ausführungen am 83.Verhandlungstag, “Schmetterlingsdarstellungen”. Sowohl was die Radom Vis 35, als auch was die TOZ TT-33 angehe, gebe es Spurenübereinstimmungen. Die Tathülsen, die jeweils links zu sehen seien, seien also mit derselben Waffe abgefeuert worden wie die Vergleichshülsen rechts. Nennstiel zeigt außerdem eine Darstellung zum Tatgeschoss TOZ TT-33, bei der das Tat- und das Vergleichsgeschoss zu sehen sei. Ein klare Aussage, dass es dieselbe Waffe ist, sei damit nicht möglich, es gebe aber nicht zu verleugnende Ähnlichkeiten, so dass einiges dafür spreche. Götzl sagt, jetzt würde ihn diese Übereinstimmungen auch im Hinblick auf das Gutachten vom letzten Mal zur Ceska 83 und zur Bruni interessieren. Um die entsprechenden Präsentation heraus zu suchen, wird eine Pause eingelegt.

Dann wird die Präsentation gezeigt. Zuerst geht es um die Ceska. Zu einer Darstellung sagt Nennstiel, hier sehe man rechts die Tatmunition vom Mord in Nürnberg am 9.9.2000 und links die Vergleichshülse. Hier habe man das Zündhütchen, das aus weichem Material bestehe und bei der Schussabgabe auf den Stoßboden gepresst werde, so dass sich Unebenheiten einprägen. Dann bittet Nennstiel die Darstellung mit der Lupenfunktion näher zu zeigen. Hier sehe man, wie sich die Unebenheiten, wie sie durch Gebrauch entstanden sind, reproduzierbar widerspiegeln. Zu einer anderen Stelle sagt er, man sehe aber auch Unterschiede, der Schießprozess lasse sich nie hundertprozentig reproduzieren. Man sehe aber eine von mehreren sehr überzeugenden Übereinstimmungen. Dann geht es um Schlagbolzenspuren. Nennstiel sagt, der derselbe Schlagbolzen habe sowohl die Tatpatrone als auch die Vergleichspatrone gezündet, es sei der Schlagbolzen der Ceska 83. Im Folgenden geht es um Spuren einer konstruktiv vorgesehene Aussparung für den Auswerfer bei der Ceska 83. Auch hier könne man sagen, dass es zwischen Tat- und Vergleichshülse eine überzeugende Übereinstimmung gebe. Dann geht es um ein Projektil und ein Vergleichsgeschoss und die entsprechenden Feldereindrücke.

Dann geht es um die Bruni. Das sei im Original eine 8 mm Knall gewesen, die in eine 6,35 mm Browning umgebaut worden sei. Solche Veränderungen gingen häufig einher mit Verschlechterungen der Möglichkeit, die Waffe zu identifizieren, so Nennstiel. Bei gezeigten Bildern gehe es um den Schlagbolzeneinschlag. Man habe hier eine überzeugende Übereinstimmung zwischen Vergleichs- und  Tatmunition vom Mord in Nürnberg am 9.9.2000. Man habe sich hier auf den Schlagbolzeneinschlag beschränken müssen, denn wegen des geringen Gasdrucks der Bruni seien Stoßbodenspuren wie bei der Ceska nicht möglich. Die Projektile seien nicht zuzuordnen gewesen, aber die Hülse. Götzl fragt, was Nennstiel zur Übereinstimmung bei den weiteren Fällen sagen könne. Nennstiel sagt, man müsse das als Kette sehen. Die erste Tat sei der Mord in Nürnberg am  9.9.2000 gewesen, da gebe es Hülsen und Projektile. Dann kämen andere Taten rein, es gehe bei der Begutachtung dann darum, ob man diese neue Tat der alten zuordnen könne. Am Ende habe man eine Kette von Taten, bei denen festgestellt wurde, dass es sich um dieselbe Tatwaffe handelt. Er müsse dann nicht für jede Tat mit der Waffe eine Übereinstimmung feststellen, denn die Kette habe man ja. Wenn er mit einer dieser Taten eine Identifizierung mache, sei alles identifiziert. Das gelte auch bei der Bruni, so Nennstiel auf Frage Götzls, die hätten sie ja an zwei Tatorten, in Nürnberg am 9.9.2000 und in Hamburg.

Zschäpes Verteidiger RA Stahl fragt, ob man zwischen serienfertigungsbedingten Produktionsspuren und Individualmerkmalen differenzieren könne. Nennstiel erläutert, dass Waffen ab Werk individuell seien, man könnte auch eine fabrikneue Waffe individuell identifizieren. Es gehe dabei nicht um Systemspuren, schon ab Werk gebe es Individualspuren, die für eine Waffe einzigartig seien. Denen überlagerten sich im Laufe noch weitere Spuren: “Eine Waffe ist ab Werk identifizierbar und wird noch besser identifizierbar durch Gebrauch.” Stahl sagt, es gehe ihm darum, welche Spuren systembedingt sind und welche vollständig individuell. Nennstiel sagt, man könne nicht sagen, eine Spur komme von der Herstellung, eine andere vom Gebrauch, wenn Stahl das meine. Er sagt, es sei müßig, ob eine Spur von der Herstellung oder vom Gebrauch kommt, es seien alles Individualspuren. Auf die Frage, warum die Projektile der Bruni nicht hätten zugeordnet werden können, sagt Nennstiel, dass das Spekulation wäre. Eine plausible Erklärung sei, dass das eine abgeänderte Waffe ist, das werde kein professioneller Hersteller gemacht haben. Möglicherweise habe das Projektil keine ordentliche Führung gehabt, ein Projektil komme mit dem einen Teil des Laufes in Berührung, das andere mit dem anderen. Die Vernehmung endet um 11.27 Uhr.

Dann verliest Nebenklagevertreter RA Stolle einen Antrag auf Beiziehung der Personalakten und Akten mit Deckblattmeldungen und Treffberichten des Thüringer Verfassungsschutzes (TLfV) zum Zeugen Tino Brandt sowie der aus 15 Bänden bestehenden Akten des TLfV zum “Thüringer Heimatschutzes” (THS), die alle dem Untersuchungsausschuss in Thüringen vorlägen. Die Akten sollten möglichst vor der Einvernahme von Brandt beigezogen werden, um die Glaubhaftigkeit des Zeugen und seiner Angaben einschätzen zu können. Auf die Angaben von Brandt würden sich sich eine Vielzahl von Erkenntnissen über die Flucht des Trios stützen. Auch zur Beurteilung der Zuverlässigkeit der Informationen von Brandt seien die Personalakten notwendig. In einem mitgeschnittenen Gespräch zwischen Brandt und dem Zeugen [Thorsten] Heise habe Brandt angedeutet, dass er seine Berichte an das TLfV auch nach taktischen Gesichtspunkten bestimmt habe. Wenn er ein Konzert organisiert habe, von dem er behauptet habe, dass nur zwei Personen im Vorfeld Kenntnis davon hätten, sei dieses Konzert nicht unterbunden werden, um die Quelle Brandt nicht zu gefährden. Die Beiziehung der Akten sei auch deshalb erforderlich, weil sich daraus neue Erkenntnisse zu Entstehung, Entwicklung, Zusammensetzung und Aktivitäten des THS gewinnen ließen. Brandt habe beim BKA angegeben, dass Mundlos und Böhnhardt über ein gefestigtes nationalsozialistisches Weltbild verfügt hätten, dass Böhnhardt ein “militanter Mensch” gewesen sei und Zschäpe über fundiertes Wissen zu “germanenkundlichen” Fragen und zum NS verfüge. Außerdem habe er angegeben, Kenntnis über “konspirative” Aktionen der Sektion Jena des THS zu haben, der auch das Trio und  die Angeklagten Wohlleben und G. angehört hätten. Es sei davon auszugehen, dass er auch über weitere Aktivitäten berichtet hat. Zum THS fänden sich in den Sachakten bisher nur komprimierte Erkenntnisse. Aus den Akten des TLfV zum THS würden die Angaben von Brandt überprüfbar und man könne wichtige Erkenntnisse zu den Entstehungsbedingungen des NSU gewinnen.

RA Schön verliest zwei Beweisanträge. Er beantragt: 1.) Die Bilder auf der im Brandschutt in Zwickau gefundenen CD mit der Beschriftung “Stuttgart, PDS Hoff” in Augenschein zu nehmen und den auswertenden Beamten KHK Ze. zu hören. Auf der CD fänden sich Bilder, die am 25.06.2003 zwischen 13.37 und 14.10 Uhr in der Stuttgarter Nordbahnhofstraße aufgenommen wurden. Zu sehen seien u.a. Aufnahmen der Gaststätte “Grillbistro Eskiya”, einer “Bar Italia”, eines türkischen Lebensmittelgeschäfts sowie der in unmittelbarer Nähe zu diesem Geschäft gelegenen Gaststätte “Prager Hof”. Auf drei Bildern sei Uwe Böhnhardt mit Mountainbike zu sehen. Zwei Bilder vom 26.06.2003, 16.18 Uhr, zeigten zwei Büroschilder der SPD, Unterbezirk Hof, ein Bild, erstellt am 26.06.2003 um 18.21 Uhr, Böhnhardt und Zschäpe auf einer Couch vor einem Tisch sitzend. Im Hinblick auf die Zeitabfolge der Fotos müsse davon ausgegangen werden, dass Zschäpe an der Ausspähung des Lebensmittelgeschäfts in Stuttgart sowie der Geschäftsstelle der SPD in Hof beteiligt war. 2.) Die Vernehmung von KOK Ar. und Augenscheinnahme von Dateien, die Ar. auf einer im Brandschutt gefundenen DVD festgestellt habe, “fett1.cpt” und “wette1.cpt”. Es handele sich um Blätter, die mit dem Begriff “Wette” überschrieben sind. Auf dem einen sei ein Foto von Zschäpe und Böhnhardt zu sehen. Für Böhnhardt werde als Wetteinsatz formuliert: “Ich weiß, dass mein Gewicht am 1. Mai maximal 85 kg betragen wird. Ansonsten will ich: 10 mal das Bad putzen, 200 Videoclips schneiden, 1 mal die Wohnung putzen.” Für Zschäpe werde formuliert: “Ich bin mir sicher, dass meine tolle Figur zum 1. Mai mit schlanken 62 kg absolut sommer- und strandtauglich sein wird. Ansonsten werde ich: 10 mal die Stube putzen, 200 mal Videoclips schneiden, 1 mal die Wohnung säubern (außer die Schlafzimmer).” Auf dem weiteren Blatt sei Zschäpe zu sehen, wie sie in ihrer rechten Hand eine dickere und in ihrer linken eine schlankere Version von sich hält. Daneben stehe: “Killer setzt auf die Lise”, “Cleaner setzt auf die Lise”, “Lise setzt auf ihr Durchsetzungsvermögen gegen Cleaner”. Das belege, so Schön, dass sowohl Böhnhardt als auch Zschäpe in der Lage waren, Videoschnitte durchzuführen. Es gebe auf den sichergestellten Datenträgern aus der Frühlingsstraße keine Hinweise auf andere aufwändig geschnittene Filme, daher spreche alles dafür, dass Zschäpe an der Erstellung des “Paulchen Panther”-Videos bzw. dessen Vorläufern beteiligt war: “Dass sie dies als spielerischen Wetteinsatz mit dem verstorbenen Uwe Böhnhardt einsetzte, bringt ihre abgebrühte Verrohtheit zum Ausdruck.”

Bundesanwalt Diemer sagt, offensichtlich habe Schön die Anklage gelesen und stelle auf dieser Grundlage Beweisanträge. Das halte unwahrscheinlich auf. Schön sagt, das sei nicht zutreffend. RA Hoffmann fragt, ob man aus dem Zwischenbericht zu den Ermittlungen gegen St. vom Mai 2013, den sie erhalten hätten, schließen könne, dass seitdem keine Ermittlungen erfolgt sind. Diemer: “Wir haben hier keine Fragestunde.” Auf Frage des Vorsitzenden bestätigt Diemer, dass das Ermittlungsverfahren gegen St. noch laufe. Es folgt die Mittagspause bis 13.13 Uhr. Danach teilt Götzl mit, dass der Antrag auf Beiziehung der Ermittlungsakten zu St. abgelehnt ist.

Dann betritt die Zeugin Mandy St. mit ihrem Zeugenbeistand RA Weißflog den Saal. Nach der Belehrung sagt St., sie wolle aussagen. Götzl fordert sie auf zu berichten, es gehe um Kontakte zu Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt im Jahr 1998 oder früher. Sie wolle vorher sagen, so St., dass es sehr lange her sei und sie das nur aus Erinnerungsbildern wiedergeben könne. Götzl sagt, sie solle berichten, was sie in Erinnerung hat. St. berichtet jedoch nicht in größeren Zusammenhängen, sondern meist erst auf Frage von Götzl. Sie sagt, im Frühjahr 1998 habe jemand bei ihr geklingelt und gefragt, ob sie drei Leute unterbringen könne, die bräuchten einen Schlafplatz, hätten Scheiße gebaut. Bei sich in der Wohnung habe sie die nicht haben wollen und da sei ihr spontan der Einfall gekommen, dass Max-Florian Bu. sowieso bei ihr schlafe und die könnten bei Bu. schlafen. Sie habe nicht gewusst, worum es geht, und habe sich ihrer Erinnerung nach auch bei Bu. rückversichert, ob das in Ordnung ist. Die Drei habe sie erst in Bu.s Wohnung kennengelernt. Sie habe auch sehr wenig Kontakt zu den Dreien gehabt, sehr viel könne sie nicht zu denen sagen. Götzl fragt, wer bei ihr geklingelt habe und St. nennt den Namen Armin Fi., sie sei nicht sicher, ob auch dessen Bruder dabei war. Es sei nur die Rede von drei Leuten gewesen, die Schlafplätze bräuchten, mehr müssten sie nicht wissen. Götzl sagt, das seien ja spärliche Infos, und fragt, wie St. zu dem Nachfragenden gestanden habe. Sei sei ja selber in der rechten Szene gewesen, so St., und der Armin sei ein Kamerad von ihr gewesen. Sie habe selber zweimal auf Straße gestanden und Dach über den Kopf bekommen, ohne Nachfrage. Auf Frage, ob Fi. gesagt habe, ob die betreffenden Personen aus der rechten Szene wären, sagt St., er habe von “Kameraden” gesprochen.

Götzl fragt, inwieweit St. in der Szene gewesen sei und seit wann. Es sei ja damals eine reine Skinhead-Szene gewesen, so St.: “Partys, Konzerte, geschorene Köpfe Bomberjacken, Springerstiefel, bis sich das später auf Politik kristallisiert hat, dass man auch auf Demos gegangen ist.” Mit Politik habe die Szene zuerst nichts zu tun gehabt, es sei um Spaß gegangen. Sie sie 1994/95 in die Szene gekommen, als sie in Selb ihre Lehre gemacht habe. In einer Kneipe habe sie den Skinhead Kai Se. kennengelernt und sei mit ihm zusammen gekommen. Sie habe sich dann angepasst, sich den Kopf rasiert und Springerstiefel getragen. Weitere Namen von Bekannten und Freunden fielen ihr so spontan nicht ein. Einer habe mit Spitznamen “Manu” geheißen und der André E. habe bei ihr geschlafen. Zur Politik sei die Szene, glaube sie, 1999 gekommen. 2000 sei sie das erste Mal mit dem Chemnitzern auf einer Maidemo gewesen. Mit den Chemnitzern seien Starke, La. und Fi. gemeint, weitere Namen fielen ihr gerade nicht ein, sie sei “total nervös”. Das habe sich szenemäßig so entwickelt, sie könne keinen Zeitpunkt festlegen: “Was alle anderen gemacht haben, macht man mit.” Sie könne sich erinnern, dass Leute nur von Konzerten mitgekriegt hätten, wenn sie auch auf der Demo waren. Das sei ein Privileg gewesen. An Demos seien ihr die 1. Mai-Demo in Leipzig, einige Gedenkmärsche und einmal, sie meine 2003, Dresden in Erinnerung.

Götzl sagt, laut ihrer Aussage habe es 1998 geklingelt und Fi. habe vor der Tür gestanden, seit 1994/95 sei sie in der Szene und seit 1999/2000 habe die Politik im Vordergrund gestanden. Dann fragt er, ob sich das treffe, 1998 habe sie sich ja demnach noch in der Skinhead-Szene bewegt. St. sagt, dass sie das so einordnen würde. Zu dem Ereignis 1998 sagt St., sie sei bildlich der Meinung, dass Bu. bei ihr war, wisse aber, dass Bu. ausgesagt habe, dass er auf einem Konzert war. Bu. prangere sie ja an, dass sie die ohne sein Wissen in seine Wohnung gelassen habe. Das könne sie sich aber nicht vorstellen. Wenn Bu. nicht da gewesen sein sollte, dann habe sie sich bei ihm rückversichert. Sie könne sich nicht erinnern, dass Bu. sauer gewesen wäre. Sie habe die Drei nicht in Bu.s Wohnung geschafft, denn sie habe die erst bei Bu. das erste Mal gesehen. Sie erinnere sich, dass die Wohnung von Bu. in der Limbacher Straße gelegen hat, dort habe sie gearbeitet. Ihre Wohnung sei damals in der Bernhardstraße 11 gewesen. Die Drei habe sie nach ein oder zwei Tagen das erste Mal gesehen. Die Situation sei komisch gewesen, man habe sich ja nicht gekannt. Die hätten einen freundlichen, netten Eindruck gemacht und sich bei Max bedankt. Bei dem einen habe sie gedacht, dass sie den schon mal in Jena gesehen habe. Einer der Männer habe nett ausgesehen, der andere böse, den netteren habe sie wohl schon mal gesehen. Das sei einfach ihr erster Eindruck gewesen. Der eine habe nichts Böses gesagt, das sei einfach ein Gefühl. Der habe nicht geredet, sondern geguckt, beobachtet. Den anderen habe sie sympathisch gefunden, der habe zwar auch nicht viel geredet, habe aber schon mal gelächelt und einen nicht mit Blicken durchlöchert: “Wer bist du? So dieses Gefühl.” Die dritte Person sei ein Mädchen gewesen, sehr sympathisch, locker, freundlich und aufgeschlossen. Namen habe sie nicht mehr sagen können. Sie habe die bei der Durchsuchung gelesen und habe nichts damit anfangen können. Götzl: “War dieses Mädchen Frau Zschäpe?” St.: “Also, ich habe sie nicht wiedererkannt.” Sie habe das Mädchen als klein in Erinnerung, mit schulterlangem Haar und Lockenkopf. Sie habe eine “ein bisschen pieselige” Stimme gehabt und sie, St., habe die als niedlich empfunden. Sie glaube, so St., dass sie in etwas so groß wie sei selbst war, sie sei 163 cm groß. Die Haarfarbe sei dunkel gewesen und sie habe eher sportliche Kleidung getragen. Zu Größe und Statur der Männer sagt sie, dass die auf jeden Fall größer als sie selbst und schlank waren. Sie wissen nicht mehr, ob die Haare auf dem Kopf hatten. Der eine, den sie als nett bezeichnet habe, habe für eine männliche Person eine “piepslige” Stimme gehabt, der andere habe ja nicht viel mit ihr geredet. Zur Kleidung sagt sie, da sei nichts Spezielles gewesen, was sie sich hätte merken müssen.

Götzl fragt, wie die Situation gewesen sei, als sie dann ein oder zwei Tage später in die Wohnung gegangen seien. St. antwortet, dass Max Sachen habe holen müssen. Eigentlich habe sie nicht mit gesollt, weil sie die nicht habe kennenlernen sollen, sie habe aber gesagt, dass sie eh wisse, dass die Drei in der Wohnung sind, also könne sie auch mit. An Wortwechsel habe sie keine Erinnerung, man habe sich fragend angeguckt. Sie sei nicht lange da gewesen. Auf die Frage, wie lang die Drei in Bu.s Wohnung waren, sagt St., Max sei ja dann bei ihr ausgezogen. Es sei schwierig zu sagen, aber sie gehe davon aus, dass Max sechs bis acht Wochen durchgängig bei ihr in der Wohnung gewesen sei. Die Drei seien bei seinem Auszug noch in seiner Wohnung gewesen, sie wisse aber nicht, wie lange noch. Bu. sei mal in seiner Wohnung gewesen, um Sachen zu holen oder als es um die Hausordnung ging. Götzl fragt, wie oft St. in den sechs bis acht Wochen da gewesen sei. Sie hätten das für sich mal hochgerechnet, so St., und wenn sie sagen würde, 24 Stunden, dann sei das hoch gegriffen. Sie sei das im Kopf durchgegangen, warum sie da war. Sie habe in der Nähe gearbeitet und kein Auto gehabt. Es könne sein, dass sie da mal geklingelt und eine Zigarette geraucht habe. Lange habe sie sich da nicht aufhalten können, weil sie einen Hund habe. Sie habe fünf Mal angegeben, aber das habe sie einfach geschätzt. Götzl sagt, sie solle die einzelnen Gelegenheiten durchgehen. Einmal sei es der Frau Zschäpe schlecht gegangen, das wisse sie, die habe Bauchkrämpfe gehabt, so St. Da habe sie der ihre AOK-Karte gegeben, damit sie zum Frauenarzt gehen kann. Dann sei sie anwesend gewesen, als es um die Abholung eines Ausweises ging. Dann habe sie, St., nochmal bei ihr geklingelt, um mit Max zu reden, da hätten sie schon Stress gehabt. Sie habe noch einmal mit Zschäpe geredet, damit die mit Max redet und das bereinigt. Der Max habe ja dann dort gewohnt.

Götzl sagt, wenn St. jetzt von Zschäpe rede, dann mache sie ja doch eine Zuordnung. St. sagt, es wäre richtig gewesen, von “der Frau von damals” zu sprechen. Götzl erwidert, er wisse nicht, was richtig ist, und fragt, warum St. von Zschäpe gesprochen hat. St. sagt, das habe ihr jeder so eingeredet. Götzl erwidert, er habe ihr nichts eingeredet. St. sagt, sie meine auch nicht ihn, bei der Polizei und in der Presse sei davon ausgegangen worden: “Es ist die Frau, es ist die Frau, es ist die Frau.” Götzl fasst zusammen, dass es fünf Situationen des Zusammentreffens gegeben habe laut ihrer jetzigen Aussage: Das Kennenlernen, die Situationen mit den Bauchkrämpfe und dem Ausweis, dann habe sie mit Max reden wollen und dann als sie mit Zschäpe habe reden wollen. Er fragt, ob ihr sonst noch etwas einfalle. Sie habe in Erinnerung, dass die Würfel gebastelt haben für so ein Spiel, so St., sonst falle ihr nichts ein. Zur Reihenfolge sagt sie, das sei schwierig, ihrer Erinnerung nach sei das so gewesen: erst die AOK-Karte, dann das mit dem Ausweis, das mit den Würfeln “so zwischendrin”, dann das wegen dem Max und dann das, wo sie mit dieser Frau habe reden wollen. Es sei sicherlich so, dass die Drei sich mit Namen vorgestellt haben, aber sie wisse nicht, ob die gesagt haben, ich bin der Uwe, ich bin der Uwe, ich bin die Beate. Zum ersten Treffen habe sie keine Bilder im Kopf, nur dass sie zur Tür reingekommen seien und man sich angeschaut habe. Sie wisse nicht, was da konkret gesprochen wurde. Sie erinnere sich, dass ihr der eine bekannt vor kam. Sie wisse auch gar nicht mehr, ob sie gleich weg oder nochmal ins Wohnzimmer gegangen seien. Sie habe den, der ihr bekannt vorgekommen sei, nicht darauf angesprochen. Sie habe damals mit der Person ja nicht gesprochen, es sei ein einziger Moment gewesen.

Sie sei mit den Chemnitzern mal in Jena gewesen wegen irgendeiner Party, da sei der aufgefallen, weil er ein braunes Hemd, eine schwarze Hose und Krawatte getragen habe. Sie seien damals in Jena in einer Diskothek gewesen, sie wisse gar nicht mehr, ob die Party überhaupt stattgefunden hat. Sie seien herum gefahren, irgendwann seien sie in der Disko gelandet. Götzl fragt, ob sie bei der ersten Situation möglicherweise in der Wohnung geblieben seien oder übernachtet hätten. Das verneint St., wie lange der Aufenthalt gedauert habe, könne sie nicht sagen. Götzl fragt, ob sie oder Bu. nicht versucht hätten etwas zu erfahren, oder sie von Bu. Sie persönlich habe gar nicht nachgefragt, so St. Vorher sei gesagt worden, mehr müssten sie nicht wissen. Es seien aber in Chemnitz schon Gerüchte unterwegs gewesen. Es sei schon durchgesickert, dass drei aus Jena sich in Chemnitz aufhalten, das sie ihr auch selber erzählt worden, sie habe aber natürlich nichts erzählt. Es seien Gerüchte herum gegangen, dass die eine Hakenkreuzfahne vom Balkon ausgerollt hätten, eine Puppe mit Judenstern über eine Brücke gehängt hätten, dass sie eine Garage in die Luft gesprengt hätten wegen Beweismitteln. Sie habe nicht gefragt, was war. Auf Frage, wer solche Geschichten erzählt habe, sagt St., das seien etliche Leute gewesen, der “Buschfunk” habe funktioniert. Sie wisse nicht mehr, wer sie angesprochen hat. Diese Informationen seien gekommen, als die Drei schon eine ganze Weile da gewesen seien. Es sei, sagt St. nach Frage Götzls, auf jeden Fall vor der Ausweisabholung gewesen. Götzl möchte wissen, welche Informationen denn Bu. über die Drei hatte, von denen selbst oder von dritter Seite. Zu der Zeit, in der sie noch zusammen waren, habe der die gleichen Information wie sie selbst gehabt, nehme sie an, so St. Götzl fragt, ob sie sich mal drüber unterhalten hätten. Sie hätten sich nur zur Einschätzung der Leute unterhalten, dass die nett und nicht auf Krawall aus seien und irgendwann schon wieder gehen. Götzl fragt, wie St. zu dieser Einschätzung gekommen sei. St. sagt, sie sei ja fremd für die gewesen, die seien aber trotzdem herzlich gewesen. Sie könne über die ganze Art nichts Schlechtes sagen. Man sei da offen aufgenommen worden. Nur der eine habe immer ganz kritisch geguckt. Sie bejaht die Frage, ob Bu. auch anfangs unabhängig von ihr in seiner Wohnung gewesen sei. Sie habe dann von ihm erfahren, dass die sich draußen frei bewegen, das sie selber einkaufen gehen, dass sie weiter an ihren Würfeln feilen. Zur Frage, was es damit auf sich habe, sagt St., sie habe gewusst, dass die an einem Spiel basteln. Sie habe nur die Würfel im Rohzustand gesehen, da seien die noch am Sägen und Feilen gewesen. Sie hätten gesagt, dass sie ein Spiel basteln, das habe sie, St., aber nicht interessiert, sie sei kein Fan von Spielen. Bu. habe ihr gesagt, dass die Termine ausgemacht hätten zum Telefonieren in Telefonzellen. Sie habe nur mitgekriegt, dass sie Uhrzeiten mit anderen ausgemacht hätten zum Telefonieren, ob Freunde, Bekannte, Familie wisse sie nicht. Götzl: “Was wissen Sie darüber?” Das sei auch wieder schwierig, weil sie viel im Internet gelesen habe über die Thematik, so St. Einmal habe sie, meine sie, das auch selbst mitbekommen. Sie sei vor Ort gewesen, da habe es geheißen: “Ich muss jetzt los.” Da sei es um ein Telefonat gegangen. Das sei einer der zwei Männer gewesen, welcher wisse sie nicht mehr. Auf die Frage, ob sie erfahren habe, worum es gehen sollte, sagt St., eines wisse sie, dass wohl Pässe besorgt werden sollten, um ins Ausland zu können. Die hätten wohl einen an der Hand gehabt, der Pässe besorgen kann, das Angebot sei aber so billig gewesen, dass es wohl eine Falle sei, so sei ihre Erinnerung. Es folgt eine Pause bis 14.42 Uhr.

Dann fragt Götzl, was aus den Pässen, die St. angesprochen habe, geworden ist. St.: “Mit den anderen? Weiß ich nicht.” Auf die Frage, ob Pässe nochmal Thema gewesen seien, sagt St., es seien ja dann bei der Stadt Chemnitz Pässe beantragt worden. Da komme man auch noch zu, sagt Götzl, St. solle beim Thema Telefonieren bleiben. Er will wissen, was St. mitbekommen habe, wie das funktioniert habe. Sie habe davon nichts mitgekriegt, sagt St., und jemand, sie wisse nicht wer, habe es ihr dann erklärt mit den Telefonzellen, weil ja Handys abgehört würden, und den ausgemachten Uhrzeiten. Sie, St., habe das nur einmal mitgekriegt. Götzl fragt zu den beantragten Pässen, wie das abgelaufen sei. Von der Beantragung habe sie nichts mitbekommen, so St. Sie sei gefragt worden, ob sie den abholen könne und das habe sie dann auch gemacht. Sie wisse nicht mehr, wer sie gefragt hat, aber es könnten nur  Max oder einer von den Dreien gewesen sein, sonst habe ja keiner darüber Bescheid gewusst. Sie wisse, dass sie im Steinmetzauto von Bu. mitgefahren sei zum Einwohnermeldeamt und dort nach dem Ausweis gefragt habe. Im Vorfeld habe man sich überlegt, was ist, wenn es schief geht. Die Ausrede sei dann gewesen, dass jemand St. auf dem Vorplatz angequatscht und ihr Geld geboten habe. Sie sei dann rein ins Amt, habe unterschrieben, dass sie das entgegen genommen hat, sei wieder raus und habe einen Ausweis in der Hand gehabt. Auf dem Ausweis seien ein Foto von einem der Männer gewesen und falsche Daten von jemand anderen, von Gunnar Fi., wenn sie sich richtig erinnere. Zur Situation auf dem Amt könne sie so gar nichts mehr sagen, sie sei froh gewesen, wieder raus zu sein. Wahrscheinlich habe sie eine Vollmacht gehabt. Sie habe im Kopf, dass sie den Ausweis in die Jacke gesteckt habe, mit dem Max wieder in die Wohnung gefahren sei und den Ausweis dann bei den Dreien abgegeben habe. Sie selbst werde sich den Ausweise sicher mal angeschaut haben, aber das wisse sie nicht mehr. Sie wisse auch nicht mehr, wem sie den Ausweis übergeben hat. Bekommen habe sie dafür nichts. Götzl fragt, was bei der Ausweisübergabe gesprochen wurde. St.: “Dass es geklappt hat, ich hätte ja damit gar nicht gerechnet, dass es funktioniert.” Die Ausrede für den Fall, dass die Polizei kommt, sei im Vorfeld überlegt worden, die Idee sei “von einem dieser zwei Männer” gekommen, so St. Götzl fragt, wie sich St. ansonsten hätte verhalten sollen. St. sagt, sie könne sich nur an die Ausrede erinnern.

Götzl fragt, ob etwas ausgemacht gewesen sei für den Fall, dass es nicht klappt, ob sie die Männer hätten verständigen sollen. Das habe sie auch schon überlegt, vielleicht hätten sie da eine Zeit ausgemacht, wenn sie bis dann nicht zurück sind, ist es schief gegangen. Es sei wirklich schwer, die Geschichte zusammen zu bekommen, so St. Zur Art des Ausweises sagt St., dass es ein Personalausweis gewesen sei. Götzl fragt, wofür der Ausweis sein sollte. Sie glaube, so St., es sei darum gegangen, dass man einen Ausweis braucht, um einen Reisepass zu bekommen. Alle drei  hätten einen Reisepass gewollt. Reisepässe brauche man fürs Ausland und die Drei hätten ins Ausland gewollt, wie sie sich erinnere, nach Amerika. Auf die Frage, woher sie diese Informationen habe, sagt St., darüber sei gesprochen worden, als sie da gewesen seien. Götzl sagt, St. spreche in der Passivform. Einfacher wäre, wenn St. sagen würde, wer was gesagt hat, sonst weise das darauf hin, dass sie nicht damit heraus kommen wolle, so Götzl. St.: “Wenn ich es aber nicht weiß.” Götzl sagt, St. wisse ja doch immer sehr viel, sie solle ihm und sich das ersparen. St.: “Was wollen Sie jetzt wissen?” Götzl lacht und sagt, dann es gehe um die Reisepässe und den Ausweis. Sie habe mitbekommen, so St., dass die komplett gefälschten Reisepässe nicht angenommen worden seien, weil das eine Falle sei. Von der Beantragung des Personalausweises habe sie gar nichts mitbekommen. Das sei wohl ein Test gewesen, ob es funktioniert. Sie habe den dann abgeholt. Sie habe gewusst, dass er indirekt eine Fälschung ist. Dann sei sie nicht mehr mit Bu. zusammen gewesen, sie könne nicht sagen, was dann war.

Götzl fragt, ob über die Pläne ins Ausland zu gehen, auch mit ihr gesprochen worden sei, was St. bejaht. Sie habe ja das mit den gefälschten Pässen mitbekommen. Dass es um Amerika gegangen sei, habe sie so in Erinnerung, es müsse aber nicht unbedingt stimmen. Götzl fragt, ob da von einem bestimmten Ort oder bestimmten Leuten die Rede war. Davon wisse sie nichts, so St. Auf Frage sagt sie, sie habe meistens mit der Frau, die anwesend war, gesprochen. Sie sei mit der Frau nie alleine gewesen, die Männer seien immer mit im Raum gewesen. Zur Aufteilung der Wohnung sagt St., rechts seien Küche und Wohnzimmer in einem gewesen und auf der anderen Seite ein kleines Schlafzimmer, in der Mitte, glaube sie, das Bad. Wie die Wohnung unter den Dreien aufgeteilt war, wisse sie nicht. Götzl fragt, ob St. die Männer später mal wiedererkannt habe. St. sagt, ihr seien zur Vernehmung Fotos vorgelegt worden und sie habe die überhaupt nicht wiedererkannt. Das sei ja auch in der Presse gekommen, so St., und sie habe nichts mit den Personen anzufangen gewusst. Sie habe das gar nicht in Verbindung mit 1998 gebracht. Erst nach der Hausdurchsuchung habe sie mitbekommen, worum es ging. Erst als sie den Beschluss durchgelesen habe, die Aussage von Max, habe sie gewusst: “Ach, du Schande, das waren ja die und die.” Zum Stichwort “Bauchkrämpfe” sagt St., sie könne nicht mehr sagen, ob Max das gesagt hat oder es Zufall war. Die Frau habe jedenfalls “total verkrampft” auf dem Sofa gelegen und geweint. Sie könne nicht mehr sagen, ob sie dann ihre Krankenkassenkarte angeboten hat oder danach gefragt wurde. Es sei ausgemacht gewesen, dass die Karte, wenn sie nicht mehr gebraucht wird, bei ihr in den Kasten geworfen wird. Das sei dann auch passiert, nicht gleich am nächsten Tag, aber es habe nicht lange gedauert. Auf die Frage, ob das noch mal Thema war, ob sie sich bedankt hätten, sagt St., sie glaube, dass das gerade so die Grenze war, wo sie sich nicht mehr gesehen hätten. Eben habe sie aber von der Abfolge her gesagt, dass das nach dem Kennenlernen die nächste Situation gewesen wäre, sagt Götzl. Sie habe keine feste Erinnerung, so St., sie wisse nicht mal, ob die Frau überhaupt beim Arzt war. Auf die Frage, ob darüber gesprochen wurde, dass das ein gewisses Risiko sein könnte, sagt St., ihr sei bewusst gewesen, dass das Versicherungsbetrug ist, aber sie habe sich überhaupt keinen Kopf gemacht darüber. Wenn sie es nicht ausgesagt hätte, so St., wäre es wahrscheinlich nie herausgekommen.

Zur Situation mit dem Spiel sagt St., das sei in der Wohnküche gewesen, da habe das auf diesem Küchentisch gelegen: “Und ich kann nicht sagen, ob ich nachgefragt habe, oder sie von sich aus gesagt haben, das wird ein Spiel, wir brauchen ja was zu tun.” Anwesend seien außer ihr die Drei und Bu. gewesen. Sie sei nie alleine in der Wohnung gewesen. Sie habe die Würfel auf dem Tisch gesehen und die Stäbchen und die Säge. Das sei halt hängen geblieben. Die Erinnerung sei ihr auch nur wieder gekommen, weil ihr die Kripo solche Würfelchen vorgelegt habe. Götzl fragt, ob sie mal mit Bu. darüber gesprochen habe. Der habe ja in der Zeit eigentlich dasselbe gesehen wie sie, ihr falle kein Gespräch ein, so St. Damit habe er so seine Schwierigkeiten, sagt Götzl. Sie versuche die Situation aus einzelnen Bildern zusammen zu puzzlen, so St. Aber sie könne nicht sagen, das kann sein, wenn sie es nicht wisse. Es spiele für sie auch keine Rolle, sie belaste sich schon genug, aber sie wisse es nicht: “Und wenn ich sage, ich weiß es nicht, dann meine ich es auch so.” Götzl sagt, er versuche es noch mal, und fragt, ob die Drei mit St. darüber gesprochen hätten, wofür sie dieses Spiel basteln. Die Zeugin weint. Götzl unterbricht bis 15.34 Uhr.

Dann fragt er, ob im Beisein von St. mal am Spiel gearbeitet worden sei. St. verneint das, sie habe erst bei der Vernehmung gesehen, was da für Sprüche drauf waren. Götzl fragt, ob über das Spiel gesprochen wurde. St. sagt, es sei darum gegangen, dass sie ein Spiel basteln, was sie in der Szene weiterverkaufen wollen. An Einzelheiten sei ihr nichts bekannt, so St. Wovon die Drei gelebt haben, habe sie sich dann auch gefragt, aber erst in der Vernehmung. Sie habe sich damals darüber keinen Kopf gemacht. Sie habe mitgekriegt, dass die Drei Kontakte zu anderen Personen hatten, irgendjemand werde schon Geld gebracht haben. Sie selber sei nie nach Geld gefragt worden. Lebensmittel habe besorgt, wer draußen war. Sie selbst habe nie Sachen besorgt, sie wisse nichts darüber, ob Bu. Einkäufe gemacht hat. Götzl sagt, sie habe angegeben, mal dort gewesen zu sein als sie schon Stress mit Bu. hatte. Sie sei an der Tür gewesen, um mit Max zu reden, so St., der habe sich aber verleugnen lassen. Am nächsten Tag habe sie nach der Arbeit dort geklingelt, aber Max sei nicht da gewesen und sie habe mit der Frau geredet, ob sie mal mit ihm sprechen kann. Als Max sich verleugnet habe, sei auch die Frau an der Tür gewesen und habe gesagt, Max wolle nicht mit ihr reden. Beim Gespräch danach habe die Frau gesagt, dass sie sich da nicht rein hänge. Ob da die Männer zugegen waren, wisse sie nicht, sie sei da nur an der Tür gewesen. Das könne sogar der letzte Kontakt zu den Dreien gewesen sein. Götzl fragt dann, ob das das letzte Mal war, was St. bejaht. Götzl fragt, ob sie einzelne von denen dann noch mal gesehen habe. St.: “Nach meiner Erinnerung überhaupt nicht.”

Götzl fragt, ob St. den Dreien Informationen von sich gegeben habe, etwa Telefonnummern. Das sei bei der Vernehmung kurios gewesen, so St. Die Telefonnummer habe sie seit 1999, die könne sie denen 1998 nicht gegeben habe. Der Zettel, der ihr vorgelegt worden sei, das habe wie ihre Schrift ausgesehen, sie wisse aber nicht, wie die Personen zu ihrer Telefonnummer kamen. Götzl fragt: “Die haben sie nicht weitergegeben?” St.: “Die hatte ich noch gar nicht.” Götzl fragt, ob sie den Dreien zu der Zeit irgendwelche Informationen über ihre persönlichen Verhältnisse gegeben habe. St. sagt, sie hätten ja mit dem Armin vor der Türe gestanden, als der geklingelt habe, außerdem hätten sie die AOK-Karte gehabt. Aber die Telefonnummer mache keinen Sinn, denn Handys würden ja abgehört. Das sei in der Szene bekannt gewesen und man überhaupt gar nichts übers Handy erzählt. Als sie den Ausweis abgeholt habe, sei Bu. dabei gewesen, so St. auf Frage, aber dass der noch einen Ausweis zur Verfügung gestellt hat, habe sie gar nicht gewusst. Bu. habe sich weiter verleugnen lassen, weil er der Meinung gewesen sei, dass sie ihm mit einem Freund von ihm fremdgegangen sei. Sie wisse, dass sie den Max angerufen und “übelst zur Sau” gemacht habe. Am Tag drauf habe der dann bei ihr in der Wohnung gestanden, sie mit einer Waffe bedroht und gesagt: “Du weißt schon, was mit Verrätern passiert.” Sie habe ihn dann der Wohnung verwiesen und seitdem nichts mehr von ihm gehört. Götzl fragt, was mit “Verräter” gemeint sei. Da habe sich Bu. darauf bezogen, dass sie wusste, dass die Drei bei ihm in der Wohnung sind, so St.

Irgendwann 2000 sei die Kripo Thüringen bei ihr auf Arbeit erschienen, sie wisse aber gar nicht, ob das die Kripo Thüringen war. Die seien in den Laden gekommen, niemand habe mehr telefonieren dürfen. Sie sei dann mit denen in den Aufenthaltsraum und sei da auf eine Demo angesprochen worden, wo sie ein Plakat getragen hätte oder eine Fahne. Ihr sei gesagt worden, dass “Kripo Live” eine Sendung über Gesuchte ausgestrahlt habe und Leute angerufen hätten, dass die Gesuchten bei ihr wohnen würden. Sie habe nicht gewusst, um wen es in der Sendung ging. Dann seien ihr Fotos, die vor ihrer Haustür aufgenommen worden seien, vorgelegt worden. Das Haus sei riesengroß und habe zwei Treppenaufgänge. Eine Person habe sie erkannt, den Daniel He., der mit der rechten Szene nichts zu tun gehabt habe. Sie habe mit denen zu He. fahren und He. nach Hause locken müssen unter einem Vorwand. Als He. gekommen sei, hätten die richtig brutal reingehauen, ihm die Klamotten runtergerissen und nach den Tätowierungen geguckt. Das sei aber nicht das gewesen, was die Kripo habe sehen wollen, und dann seien die wieder gegangen. Götzl fragt, ob da auch die Drei aus Bu.s Wohnung abgebildet gewesen seien, was St. verneint. Sie könne sich auch jetzt nicht erinnern, dass sie jemand speziell nach den Drei gefragt habe. Sie habe danach Max angerufen, da habe der schon in Dresden gewohnt. Max sei dann extra nach Chemnitz gekommen auf einen Kaffee. Sie habe gefragt, ob es um  die Leute gegangen sein kann. Max habe das verneint, die seien schon lang im Ausland. Und dann habe sie nicht mehr nachgedacht. Sie habe danach von niemanden erfahren, wie es weitergegangen ist, wenn hätte sie nur Bu. oder Fi. fragen können, aber zu denen habe sie keinen Kontakt mehr gehabt.

Götzl fragt zu André E. Der sei mit ihr in die Schule gegangen, sie “quasi mit ihm aufgewachsen”, so St. Zeitweise habe E. am Wochenende in Chemnitz  bei ihr geschlafen. E. habe eine Freundin gehabt, die noch bei den Eltern gewohnt habe, da habe E. nicht übernachten dürfen. Als E. dann irgendwann bei der Freundin habe übernachten dürfen, hätten sie sich aus den Augen verloren. Nach ihrer Trennung von Bu. habe sie E. noch ein paar Mal gesehen. Wenn man sich noch mal gesehen habe, dann vielleicht auf einem Konzert. E.s Familie komme aus Johanngeorgenstadt, E. habe mehrere Geschwister, einen Zwillingsbruder. E. sei einige Stufen unter ihr gewesen, deswegen sei er “eher uninteressant” gewesen. Während der Lehre sei sie einige Zeit nicht da gewesen. Kontakte habe sie zu E. erst wieder gehabt, als sie wieder in “Johannstadt” war. E. sei “halt auch Glatzkopf, Springerstiefel, Bomberjacke” gewesen. Aber sie könne sich nicht erinnern, dass er irgendwie mal Stress gesucht hätte. Zu ihr sei er korrekt gewesen. 1995/96 sei sie mal bei den Eltern rausgeflogen, da hätten E. und sein Bruder ihr geholfen. Was E. charakterisiere sei, dass er jedes Fettnäpfchen mitgenommen habe, was man habe mitnehmen können. Sie hätten sich gut verstanden: “Aber wenn du mies drauf warst, hat er das gesagt, was du genau nicht hören wolltest.” Dann habe sich E. aber auch “ganz süß” entschuldigt. Götzl fragt, ob E. da auch in der Wohnung von Bu. gewesen sei. Das verneint St., sie habe das auch vor E. geheim gehalten. An Gegenständen hätten die Drei, so St. auf Frage, noch so ein Funkgerät zum Abhören der Polizei gehabt. Woher sie das hatten, wisse sie nicht, sie habe das aber lustig gefunden, einen “guten Gegenzug”, dass sie die Polizei abhören. An weiteren Gegenständen falle ihr nichts Besonderes ein, Waffen habe sie definitiv keine gesehen, wenn sie vor Ort war. Sie habe den Dreien keine Unterlagen von sich gegeben, das Einzige, was die in der Hand gehabt hätten, sei die Krankenkarte gewesen. Götzl fragt, ob sie Wohlleben, G. oder S. kenne, was St. verneint. Die Vernehmung wird unterbrochen.

Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders erklärt zu den Aussagen von Lo. und Tu. (86. Verhandlungstag), Li. habe sich nicht an ein Treffen mit Wohlleben, wo dieser nach einer Waffe gefragt habe und an Sch. verwiesen worden sei, erinnert, er habe es lediglich nicht ausschließen können. Es sei wieder mal kein Wortprotokoll geführt worden. Beim zweiten Protokoll seien keine Fragen protokolliert, dass es keine gegeben habe sei nicht überzeugend. Die Behauptung, die zweite Vernehmung habe keine Zielrichtung gehabt, sei in Anbetracht der ersten Vernehmung absurd. Interessant sei, dass der Zeuge mit “verbotenen Sachen” CDs und Aufkleber gemeint habe. Es sei nie konkret nachgefragt worden, was der Zeuge eigentlich mit dem Begriff Waffe meint, hier in der Verhandlung habe Li. gesagt, dass er Schreckschusswaffen meint.

Der Verhandlungstag endet um 16.09 Uhr.

Auf dem Weblog NSU-Nebenklage heißt es zur Aussage von Mandy S.:
„Nachmittags begann die Zeugin Mandy St. ihre Aussage. Gegen sie wird immer noch wegen Unterstützung der terroristischen Vereinigung NSU ermittelt, sie könnte also schweigen. Dennoch sagte Struck aus, sie will offensichtlich ihre Geschichte erzählen. […] Bereits heute wurde deutlich, dass auch Mandy St. ihre eigene Rolle systematisch herunterspielt, allenthalben Gedächtnislücken vorschiebt und dabei offensichtlich unglaubwürdige Geschichten erzählt. […] St. bemüht sich offensichtlich, ihre eigene Rolle so unbedeutend wie möglich darzustellen. Dabei ist aus den Akten ersichtlich, dass sie eine durchaus wichtige Rolle in der Chemnitzer Szene spielte. Auch der Vorsitzende Richter Götzl machte deutlich, dass er ihr nicht alles glaubte.“


Protokoll 90. Verhandlungstag - 27. Februar 2014

Mandy S. musste heute den zweiten ag in Folge aussagen. In ihren Aussagen wurde deutlich, wie gut sie in der militanten sächsischen und Nürnberger Neonazi-Szene vernetzt war und wen sie alles kannte. In ihrer Nürnberger Zeit konnte St. Kontakte zur Fränkischen Aktionsfront aufbauen. Angeblich auf Anregung von Thomas Starke unterhielt sie Briefkontakt zu inhaftierten Neonazis über die HNG und schrieb auch mit einem inhaftierten Neonazi einen Beitrag im Fanzine “Landser”. Die drei Untergetauchten aus Jena will sie hingegen nicht gekannt haben und nur wenige Male in der Wohnung von Max-Florian Bu. getroffen haben.

Zeugin:

	Mandy St. (mutmaßliche NSU-Unterstützerin)




Im Besucherbereich der Empore sitzen in der ersten Reihe mehrere Personen, darunter David B., Sebastian Da. und Nico Me. aus Kahla in Thüringen. Sie sind vermutlich wegen des heutigen 39. Geburtstages von Ralf Wohlleben da. Als Wohlleben die Personen erblickt, lächelt er.

Der Verhandlungstag beginnt um 9.48 Uhr. Wohllebens Verteidiger RA Klemke ist heute nicht anwesend. Einzige Zeugin ist heute die schon gestern gehörte Mandy St. Götzl sagt, er wolle auf die Thematik Ausweisabholung eingehen. St. wird die Kopie eines Passantrages auf den Namen Fi. vorgelegt. St. sagt, das sei ihre Unterschrift, aber sie habe das in ihrer Mappe anders drin. Auf Frage von Götzl sagt St., mit Mappe meine sie die Unterlagen, die sie im Rahmen der Akteneinsicht bekommen hat. Da sei der andere Mann von den Dreien aus der Wohnung von Max drauf gewesen. Götzl sagt, hier stehe der Name Fi. Das sei einer der Brüder, Armin und Gunnar [gemeint vermutlich: Gunther], so St. Die Unterschrift würde sie als ihre erkennen, so St. Götzl fragt, wie sie das dann einordne. St. sagt, sie habe ja gestern schon zugegeben, dass sie einen Personalausweis abgeholt habe. Hier gehe es aber um einen Passantrag, erwidert Götzl. Sie sei sich von den Erinnerungen her sicher, so St., dass sie einen Personalausweis abgeholt hat, sie habe auch nur einmal etwas abgeholt. Götzl sagt, St. habe ja jetzt auch nochmal das Foto gesehen, ob sie dazu etwas sagen können. St. antwortet, sie sei mit Fotos so durcheinander, sie habe bei der Vernehmung nicht mal ihren Ex-Freund Bu. erkannt. Götzl hält vor, dass sie bei der Vernehmung zu dem Passantrag gesagt habe, der sehe aus wie einer von den Dreien, der den sie immer als den eher Bösen beschrieben habe. St. sagt, das sei in Ordnung, es stimme ja auch von den Daten überein. Es seien ja auch drei Personen die in Chemnitz untergetaucht sind, aber sie habe unterscheiden müssen, ob das real ist oder sie das gelesen hat, weil sie die nicht mehr wiedererkannt habe. Götzl sagt, in der Vernehmung habe sie gesagt, das sei der Antrag, den sie in den anderen Vernehmungen schon beschrieben habe. Sie habe gesagt, sie habe auf die Frage, ob sie mehrere Dokumente beantragt und abgeholt hat, gesagt, sie habe nur einen beantragt und das sei dann eben doch ein Reisepass gewesen. St. sagt, von der Erinnerung her, sie könne sich auch irren, sei war ein einziges Mal gewesen, und das sei aus der Erinnerung raus ein Personalausweis gewesen.

Götzl sagt, es gehe ihm jetzt um die Zeit ab 1997/98, wo sie gelebt habe. St. sagt, ab 1997 habe sie in der Bernhardstraße in Chemnitz gewohnt, dann ein halbes Jahr in Büchenbach, dann in Johanngeorgenstadt, dann in Schwarzenberg-Erla und dann in Schwarzenberg. Vor der Bernhardstraße habe sie auch in Chemnitz gewohnt, sie glaube in der Uhlandstraße. Die Hilbersdorfer Straße sei auch in Chemnitz gewesen, sagt St., sie habe zwischendurch auch mal bei Enrico Bö. im Fritz-Heckert-Gebiet gewohnt.  Wenn sie das in eine Reihenfolge bringen solle, dann komme erst die Hilbersdorfer Straße, dann das Heckert-Gebiet, dann die Uhland- und dann die Bernhardstraße. Im Heckert-Gebiet sei sie vielleicht ein halbes Jahr gewesen, aber nicht gemeldet. In der Hilbersdorfer Straße auch ein halbes Jahr und in der Uhlandstraße ein Jahr. In Büchenbach habe sie bei Heiko Wa. gewohnt, von 2002 bis 2003. Dann habe sie bei ihren Eltern in Johanngeorgenstadt gewohnt, ein halbes Jahr bis sie eine eigene Wohnung hatte. In Erla habe sie dann bis 2007 in der Glück-Auf-Siedlung gewohnt, dann sei sie nach Schwarzenberg gezogen. St. sagt, sie könne das nur ungefähr sagen, sie sei auch bei den Ummeldungen nicht so genau gewesen. Götzl sagt, die Polizei habe die Meldeadressen zusammengestellt, da heiße es: 1.1.1998 - 31.07.2002 Bernhardstraße 11, Chemnitz, 31.7.2002 - 10.3.2003, Büchenbach, dann Johanngeorgenstadt, dann 1.2.2004 - 1.11.2007 Glück-Auf-Siedlung Schwarzenberg. Die Nebenwohnsitz-Adresse in Johanngeorgenstadt sei die Adresse ihrer Eltern, so St. auf Vorhalt. Zur Hilbersdorfer Straße in Chemnitz sei hier vermerkt, St. habe sich zum 31.07.1996 in Selb ordnungsgemäß mit der Wegzugsadresse Hilbersdorfer Straße abgemeldet, dort aber nicht an, sagt Götzl. Das könne sein, so St. Götzl fragt, mit welchem Partner sie jeweils zusammen gelebt hat. Auf der Hilbersdorfer Straße habe sie mit Kai Se. gelebt, in der Uhlandstraße mit Bö., die Wohnung in der Bernhardstraße sei ihre gewesen, zeitweise habe auch Bu. da gewohnt. Dann sei sie wieder mit Se. zusammen gekommen. In Büchenbach habe sie mit Wa. gewohnt und in Erla mit dem Vater ihres Kindes, Frank S. Mit Wa. habe sie eine Wochenendbeziehung geführt, Wa. habe aber besser verdient, deswegen sei sie nach Büchenbach gezogen. Als Friseurin finde sie überall Arbeit.

Götzl fragt nach den hauptsächlichen Kontakten in dieser Zeit. St. sagt, die seien zum größten Teil aus der rechten Szene gewesen. In Chemnitz zum Beispiel Armin und Gunnar Fi., Thomas Starke, einer der “Laschis”, ein Thomas und eine Rieke. Kontakt habe sie außerdem mit Micha Ba., Daniel He. und Bu. sowie mit André E. gehabt. Von Chemnitz aus habe sie Nürnberger kennengelernt: Matthias Fischer [Neonazi-Kader, heute "Freies Netz Süd"], Wa., eine Tanja, die mit Fischer zusammen war, ein [Christian] Wi., da sei ihr der Vorname nicht mehr bekannt. Viel Kontakt habe sie mit Wa. und in Chemnitz mit Ba. und E. gehabt, die anderen habe man auf Konzerten gesehen. Aus Büchenbach sei sie weggegangen, weil sie sich da überhaupt nicht wohlgefühlt habe bei der Arbeit, in der Wohnung, im Umfeld. Auf der Arbeit sei sie von oben herab behandelt worden, weil sie aus dem Osten kommt. Mit Wa. sei sie nicht klar gekommen, weil der eine “ziemlich dunkle Seite” gehabt habe, sie habe da “einfach nur weg” gemusst. Sie habe da niemanden gehabt, der sie hätte trösten können. Sie habe immer als Friseurin gearbeitet, bestätigt St.

Götzl sagt, St. habe, als er eingangs nach Freunden und Bekannten fragte, gesagt, das seien Leute aus der rechten Szene gewesen, und fragt, ob sich das geändert habe. Das bejaht St., als sie wieder nach Hause gekommen sei, sei komplett alles anders gewesen. Sie sei erst mal zu ihren Eltern, da sei es zeitweise langweilig gewesen und da habe ihr kleiner Bruder sie mit zu seinen Freunden genommen, die seien Kaffeetrinken gegangen, hätten Lagerfeuer gemacht, seien Motorrad gefahren. Sie sei da aufgenommen worden. Heute habe sie keinen Bezug mehr zur Szene. Götzl fragt zu ihren Tätigkeiten in der rechten Szene. St. sagt, sie habe eh nicht an allem teilnehmen können. Veranstaltungen seien meist samstags gewesen, da habe sie arbeiten müssen. Demos hätten sowieso andere organisiert. Es hätten Klebeaktionen stattgefunden, wo sie auch mit dabei gewesen sei. St.: “Aber jetzt so direkt, dass ich berichten könnte, das und das und das.” Sie habe eine Klebeaktion in Chemnitz mitgemacht. Demos seien immer vor Ort gewesen, ob in Chemnitz oder Büchenbach, da hätten halt die in Nürnberg das durchgegeben. Und dann habe das nachgelassen, als sie in “Johannstadt” war. Da sei sie noch einmal mit unterwegs gewesen, glaube sie, oder zweimal. Direkte Tätigkeiten, wo sie vor Ort war, fielen ihr jetzt gerade nicht ein: “Na gut, ich habe Briefe an Gefangene geschrieben.” Sie hätten in Chemnitz einen Treffpunkt gehabt, wo sie sich einmal die Woche auf ein Bierchen getroffen hätten, da habe Thomas Starke mal die HNG [Hilfsorganisation für nationale politische Gefangene und deren Angehörige] vorgestellt. Es habe ein Heftchen gegeben mit einer Liste von Inhaftierten mit Adressen. Starke habe dann die Namen auf Lose geschrieben und jeder habe eines gezogen. Sie habe Richard Lorenz [Neonazi, saß im Gefängnis wegen des Mordes an Klaus-Peter Beer 1995 in Amberg] und Thomas Gerlach [Neonazi aus Altenburg] geschrieben. Bis 2004 habe sie beiden geschrieben. Gerlach sei dann entlassen worden, Lorenz habe noch länger gesessen, habe sich dann aber auch gemeldet, als er wieder draußen war. Zu Lorenz habe sie sporadisch Kontakt gehabt, der sei auch mal in Schwarzenberg gewesen. Gerlach sei auch mal da gewesen. Zwischen ihr und Gerlach habe sich “einiges angebahnt”, es habe aber nicht funktioniert, weil er nur mit Politik beschäftigt gewesen sei und sie ein normales Leben habe führen wollen.

Nach einer Unterbrechung geht es um 10.55 Uhr weiter. Auf Frage zu den Brüdern Fi. sagt St., dass die eigentlich nicht viel zu sagen gehabt hätten in der Szene, die seien neu und wohl die jüngsten gewesen. Dass die Schlägereien angezettelt oder das Zepter in die Hand genommen hätten, wüsste sie jetzt nicht, so St. Sie vermute, dass die bei der Kontaktaufnahme wegen der Drei von jemand anderem geschickt wurden. Thomas Starke habe “ein bissel” das Sagen gehabt in Chemnitz, so St. auf Frage, der habe Konzerte organisiert. Auf die Frage, wie gut St. mit Starke bekannt war, sagt die Zeugin: “Eigentlich auch nur, wo er an Veranstaltungen teilgenommen hat.” Persönlich sei sie nicht mit ihm befreundet gewesen. Aus ihrer Erinnerung und von ihren Informationen her habe Starke bei der Unterbringung der Drei keine Rolle gespielt. La. habe einen einen Szeneladen in Chemnitz gehabt, daher sei der schon sehr bekannt gewesen, sie habe aber keine persönliche Beziehung zu La. gehabt. Das von ihr genannte Paar, Thomas und Rieke, sei mit Max befreundet gewesen, das seien ruhige Leute gewesen. Die hätten in der rechten Szene “eigentlich gar keine” Rolle gespielt. Ba. sei auch in der Szene gewesen, aber nicht in der Szene, die man in Chemnitz kennt, der sei seinen eigenen Weg gegangen. Für sie sei Ba. schon eher eine Vertrauensperson gewesen. Sie bestätigt, dass Ba. einer ihrer Hauptkontakte in der Nürnberger Zeit war. He. habe sie über die Freunde von Bu. kennengelernt, der sei mit der Schwester von Rieke zusammen gewesen.

Götzl sagt, St. habe davon gesprochen, dass sie, als sie in Nürnberg war, noch mit Ba., He. und E. Kontakt gehabt habe. St. sagt, sie habe mit E. keinen Kontakt mehr gehabt, nachdem er nicht mehr bei ihr geschlafen habe, das müsse 1998 gewesen sein. Sie habe nicht gewusst, dass E. verheiratet ist und zwei Kinder hat, das habe sie erst in “Johannstadt” erfahren. Man werde sich sicher mal SMS geschrieben haben, aber sie wisse keinen Grund, warum sie zu E. Kontakt haben müsse. Wenn habe man sich nur zufällig auf einem Konzert gesehen, dann habe man sich gefreut. Sie seien ja nicht im Streit auseinander gegangen. Die Informationen  über die familiäre Situation von E. habe sie von Matthias Di., das sei der beste Freund von Frank S., als “Johannstädter” kenne man sich. Daher habe sie gewusst, dass E. Kinder hat und er LKW fährt in Zwickau. Matthias Di. kenne sie schon seit der Schulzeit. Di. habe auch am Anfang Bomberjacke und Springerstiefel angehabt, dann habe er aber sehr zurückgezogen gelebt. Sie könne nicht sagen, dass er ein aggressives Auftreten gehabt hätte, der sei eher so ein Einzelgänger. Kontakt zu Di. hab sie erst wieder gehabt, als sie in Johanngeorgenstadt war, das sei dann etwa 2003 gewesen. Zu gemeinsamen Treffen von ihr mit Di . und E. sei es nie gekommen. Di. habe mehr mit Frank S. zu tun gehabt als mit ihr, sie sei da wegen der Arbeit eingespannt gewesen, weil sie Salonleiterin habe werden wollen.

Zu Matthias Fischer sagt St., als sie in Nürnberg war, habe es diese “Fränkische Aktionsfront” (FAF) gegeben, da sei Fischer, soweit sie wisse, der Herausgeber,und der das angeführt hat, gewesen. Die hätten ja ein Heft herausgebracht, der “Landser”, und Schulungen und Demos organisiert. Sie habe in Nürnberg mitbekommen, dass die rechte Szene viel Stress mit der linken Szene hatte, Linke hätten Namen und Adressen veröffentlicht. Sie wisse gar nicht, ob Fischer arbeiten war, sie glaube, dass der nicht gearbeitet hat. Sie habe Fischer vom Sehen gekannt, ihre persönlichen Gedanken habe sie nicht mit ihm geteilt. Sie sei mit Heiko Wa. mal bei denen zu Hause gewesen, habe deren Baby sehen wollen. Die hätten irgendwo außerhalb von Nürnberg gewohnt, den Ort könne sie nicht benennen. Fischer sei halt ein Organisationstalent gewesen, bei ihm seien viele Hausdurchsuchungen gewesen und die FAF sei dann auch verboten worden. Wi. sei, glaube sie, NPD-Mitglied gewesen. Sie wisse von einem Schlesiertreffen, wo die Flugblätter verteilt hätten. Ansonsten habe der auch viel mit der FAF zusammen gearbeitet. Sie sei sehr kurz mit Wi. liiert gewesen. Auf die Frage, warum nur kurz, sagt St., dass Wi. eine Person gewesen sei, die zur Straftat angestiftet habe. Wi. habe eine große Klappe gehabt und nichts dahinter. Der habe Stress rein gebracht, Leute aufgehetzt: “Mit so jemanden wollte ich nicht zusammen sein.” Götzl fragt, was St. mit Straftat meine. Einmal habe Wi. ihr eine Bombenbauanleitung aus dem Internet mitgegeben und gemeint, sie solle das abheften, das könne sie immer mal gebrauchen. Er habe dann gemeint, dass sie sowieso viel zu wenig politische Arbeit machen würden und habe die Idee gebracht, dass sie in Chemnitz eine “Sächsische Aktionsfront” machen sollten parallel zur FAF. Wi. habe wohl außerdem irgendwas gegen Fischer in der Hand gehabt, denn er habe gesagt, wenn Fischer ihm blöd kommt, könne er den verpfeifen, dass er nicht mehr in Freiheit sein würde. St. sagt, sie habe Fischer Bescheid gesagt, dass es so eine Sache gibt.

Götzl fragt, in welchem Zusammenhang das mit der Bombenbauanleitung gewesen sei. St. antwortet, da habe es keinen gegeben, sie habe das auch weggeschmissen. Götzl fragt, ob durch Wi. mal mit anderen oder St. vom Bau von Bomben gesprochen wurde. St.: “Nein, überhaupt nicht.” Das sei ungefähr 2001 gewesen, so St. auf Frage. Wi. habe sie auf einer für sie organisierten Geburtstagsparty kennengelernt, weil eine aus Chemnitz mit einem Nürnberger liiert gewesen sei. Das sei noch in der Chemnitzer Zeit gewesen. Götzl fragt, inwieweit St.s Lebensgefährten zur rechten Szene gehört haben. Se. kenne sie direkt aus der Skinhead-Szene, politisches Auftreten von ihm habe sie nicht erlebt. Bö. sei von der Chemnitzer Szene. Heiko Wa. sei zusammen mit Fischer in der Nürnberger Szene gewesen, aber auch in der Black Metal-Szene. Den habe sie auf einer politischen Schulung kennengelernt. Vor Wa. sei sie regelrecht geflüchtet, habe niemandem ihre Adresse genannt. Wa. habe ständig bei ihren Eltern angerufen und Briefe geschickt. In den Kartons seien Gegenstände gewesen, dass sie ihn nicht vergesse. Bei Wa. sei das fast schon “in diese satanistische Schiene” gegangen. Götzl fragt zu Frank S. St. sagt, sie habe S. nicht auf Demos gesehen, aber die Einstellung sei schon rechts gewesen, auch gewalttätig. S. und Matthias Di. seien schon viel zusammen gewesen.

Götz fragt zum Aufenthalt der drei Personen in Bu.s Wohnung, ob dies mit einer dieser Personen, über die sie jetzt gesprochen haben, mal zur Sprache gekommen sei. Sie habe mit niemandem darüber geredet, so St. Sie habe das Konstrukt selber bei der Polizei mit ihrem Anwalt zusammengefügt, weil sie nicht wisse, woher Zschäpe ihre Adresse in Erla gehabt hat. Sie habe überlegt, wer alle Adressen wusste. Di. werde beschuldigt, dass er Wohnungen angemietet hat in Zwickau, dann müsse er ja Kontakt gehabt haben. Es könne sein, dass der ihre Daten weitergegeben hat. Frank S. könne es auch gewesen sein und E. könne es auch gewesen sein. Nürnberg und Chemnitz könne sie ausschließen, weil keiner ihre neue Adresse gehabt habe. Sie sei das mit ihrem Anwalt natürlich alles nochmal durchgegangen. Es hätten so viele Anschuldigungen gegen sie im Raum gestanden, wo sie mit reinem Gewissen habe sagen können: “Ich habe mit denen nur 1998 Kontakt gehabt.” Mit ihr habe niemand über Morde und Banküberfälle gesprochen. Natürlich versuche man sich da zu wehren und sie habe mitgearbeitet, weil sie diese Anschuldigungen weg haben wollte. Was sie gemacht habe, habe sie auch gleich zugegeben. St.: “Und dann wird dir ein Beweisstück nach dem anderen vorgelegt, und du denkst, ach du Scheiße.” Man überlege dann, mit wem man Kontakt hatte, wer das weitergegeben haben könnte.

Zum Stichwort “Tennis-Club Großgründlach” sagt St., ihr Anwalt habe dort angerufen und die hätten gar keine Mitgliedsausweise. Sie habe sich überlegt, warum man so einen Ausweis macht. Das sei wohl, falls man von der Polizei angehalten wird, dass man dann ein Dokument hat. Zum Stichwort “Tennis-Club Ehlershausen” sagt sie, das sage ihr alles nichts, auch Impfpässe, Katzenausweisen und ein Blutbild für eine Katze nicht. Sie habe nie eine Katze gehabt. Götzl fragt zu einem Notizzettel, wo Bernhardstraße drauf steht. Den habe sie nicht weitergereicht, so St., und der andere Zettel “Telefonnummer aktuell”, das sei nicht ihre Schrift. Die Nummer habe sie von 1999 bis nach der Vernehmung gehabt, danach habe sie sich eine neue Nummer geben lassen. Eine Erklärung dafür habe sie nicht, das seien nur Spekulationen gewesen: “Der könnte es gewesen sein, der könnte es gewesen sein, aber den Zettel könnte jeder weitergereicht haben.” Götzl sagt, beim Tennis-Club Großgründlach gebe es ja einen Bezug zu Nürnberg. St. sagt, ihr sei gesagt worden, der eine Club liege in der Nähe der Wohnung von Fischer. Das habe sie aber nicht gewusst, sie habe auch in die Richtung gar keine Überlegungen angestellt. Sie habe keine Zusammenhänge finden können. Sie habe Namen von Leuten aufgeschrieben, die die jeweiligen Adressen haben könnten und bei der Glück-Auf-Siedlung seien da nicht viele Leute in Frage gekommen. Dann werden Asservate in Augenschein genommen. Zuerst wird ein goldener “Mitgliedsausweis” des Tennis-Clubs Großgründlach in Nürnberg gezeigt mit einem Bild von Zschäpe mit getönter Brille, dem Namen von St. und der Adresse “Glückaufsiedlung 10″ in Erla. Dann wird ein Zettel mit der Aufschrift “Tennis-Club Ehlershausen e.V” und einer Unterschrift “Mandy St.” gezeigt. St. sagt, das sehe ihrer Unterschrift ähnlich, sei aber nicht ihre. Den Ort Ehlershausen kenne sie nicht. Dann wird ein Impfpass für eine Katze “Heidi” auf den Namen Mandy St. und einer Adresse in der “Heißenbergstraße 10″ [Fehler im Dokument] in Zwickau und ein Impfpass für eine Katze “Lilly” auf den Namen Mandy St. und die Polenzstraße in Zwickau gezeigt. Dann wird ein Notizzettel gezeigt, auf dem “Bernhardstr. 11, 09126 Chemnitz” und eine 0172-Nummer steht. Das erkenne sie als ihre Schrift wieder, so St., das habe sie durchaus geschrieben, sie wisse aber nicht, wann. Sie habe immer einen Notizblock in der Küche liegen, mal weiße, mal bunte Zettel. Deswegen könne sie das zeitlich und personell nicht festmachen. Das sei aber die Telefonnummer, die sie von 1999 bis 2012 hatte.   Zu einem Zettel, auf dem “Mandy aktuell” und dieselbe Nummer steht, sagt St., das sei nicht ihre Schrift, aber die gleiche Nummer  . Es folgt die Mittagspause bis 13.06 Uhr.

Auf Götzls Frage, ob es Bezüge nach Jena gegeben habe, ob ihr der Name THS etwas sage, sagt St.: “Vom Gerlach Thomas her.” Den Namen THS habe sie zuordnen könne, den kenne sie aus den Medien. Und die hätten die “Nationalen Sozialisten Altenburger Land” gegründet, damit habe sie nichts zu tun gehabt. Der Name Wohlleben sagt ihr nichts, sie habe den aber mal auf einer Demo gesehen, vom Gesicht her. Welche Demo das war, könne sie nicht mehr sagen. Sie verneint, Zschäpe auf einer Demo oder Veranstaltung gesehen zu haben. St. bestätigt, ihr sei mal ein Foto vorgelegt worden. Sie sei darauf angesprochen worden, ob sie im Januar 1998 auf einer Demonstration war. Sie habe sich das Bild dann im Internet nochmal angeschaut und behauptet, dass sie das nicht ist. Es passe vom Profil her nicht, sie habe auch nie auf einer Demo eine Bomberjacke angehabt und die Haarlänge passe auch nicht, denn sie habe sich 1998 die Haare wachsen lassen. Auf Frage nach dem Namen Ru. sagt St. das sei einer aus “Johannstadt”, sie sei mit ihm zusammen gewesen, das habe aber nicht funktioniert.

Götzl hält aus dem Bericht, den die Verfahrensbeteiligten bekommen haben, eine Mitschrift einer Telefonüberwachung vom 14.12.2011 vor, derzufolge St. in einem Gespräch mit ihrer Mutter gesagt habe: “Weil ja wirklich mir auch zum Anklagepunkt gemacht wird, dass ich halt unmittelbar mit denen, die halt Helfer sind, in Kontakt war. Und das stimmt ja auch. Ich kenne die ja. Aber ich weiß von nichts. Und das musst du halt auch erstmal beweisen.” St. sagt, die Tatbestände seien ja da, alles spreche dafür, dass die drei Personen damals in der Wohnung die sind, um die es jetzt auch geht. Sie streite das auch nicht ab. Aber sie wolle sagen, dass sie die nicht wieder erkannt hätte, wenn sie ihnen auf der Straße begegnet wäre.

Auf Frage von Götzl sagt St., André Kapke kenne sie vom Sehen her, den habe sie auch auf der Demo gesehen, da sei so ein “Fest der Völker” gewesen. Götzl fragt, ob St. der Frau, die Haare geschnitten hat, als die Drei in der Wohnung waren. Das habe sie selber angesprochen bei Polizei, so St. Sie habe im Kopf gehabt, dass sie deren Haare geschnitten und sogar blondiert habe, sie wisse aber nicht, ob sie sich das einrede oder es wirklich gemacht hat. Sie bejaht, dass sie in dem Heft “Landser” mal einen Artikel geschrieben habe: “Einheit der Rechten”. Damals sei sehr viel Streit in der Szene gewesen und sie habe gedacht, dazu müsse man etwas schreiben. Das habe sie dann zusammen mit Richard Lorenz gemacht. Der Artikel sei nicht so gewesen, wie er dann abgedruckt wurde, denn sie habe da viele Personen und Gruppen angegriffen und sie habe viele Teile von einem Infoblatt der NPD übernommen, weil das gut formuliert gewesen sei. Sie habe das Lorenz ins Gefängnis geschickt, der habe dann seine Version raus geschickt, das sei hin und her gegangen, und es habe noch über den Herausgeber abgesegnet werden müssen.

Götzl fragt zu einer Vernehmung beim Amtsgericht Aue am 19.6.2003. St. sagt, das sei eine “rein provozierende Angel egenheit” für sie gewesen. Bei ihren Eltern sei angerufen worden, dass eine Fahndungsmeldung raus sei und sie zur Polizei in Johanngeorgenstadt kommen solle. Bei der Polizei habe sie dann einen Bogen des Verfassungsschutzes ausfüllen sollen. Sie habe aber Nein gesagt, sie müsse nur bei Gericht aussagen. Dann sei eine Vorladung vom Amtsgericht Aue gekommen, wo ihr genau derselbe Fragebogen vorgelegt worden sei. Sie könne sich nur an eine Frage erinnern, nämlich ob sie auf der Flucht sei. Worum es bei dem Fragebogen ging, könne sie nicht mehr sagen. Dann hält Götzl aus dem Protokoll dieser Vernehmung vor, dass St. gefragt worden sei, ob sie sich erinnern könne, dass sie am 23.1.2000 in Chemnitz zu den drei gesuchten Personen gefragt wurde. Weiter hält Götzl vor, dass sie gefragt worden sei, ob Kai Se. und Uwe Böhnhardt ihr beim Umzug geholfen haben. St. sagt, sie habe das Blatt nur abgehakt, sie habe das nicht als “übelst aufwändig” in Erinnerung. Götzl sagt, das Protokoll gehe über vier Seiten, sie sei durch den Richter am Amtsgericht Herrmann vernommen worden und der habe sie auch nach § 55 belehrt. Als St.s Antworten stehe hier, so Götzl, dass die Kriminalbeamten bei ihr gewesen seien und sie zu den drei gesuchten Personen befragt hätten. Zu den Umzügen habe St. laut Protokoll gesagt, dass sie die Umzüge alleine bewältigt habe. Götzl hält vor, dass sie zur zweiten Frage gesagt habe, an den genauen Wortlaut könne sie sich nicht erinnern, sicher das gleiche wie bei Punkt 1. Und als dritte Antwort stehe da, dass ihr Fotos vorgelegt worden seien und sie Daniel He. erkannt habe. Sie könne sich nicht  an die Fragen erinnern, so St., aber es stimme ja so. Götzl hält vor, sie habe angegeben, dass sie die drei Personen nicht kenne, dass keine Verbindungen bestehen würden. St.: “Was möchten Sie jetzt wissen?” Götzl sagt, er glaube, die Frage sei schon klar, auch wenn sie vielleicht nicht angenehm sei. St. sagt, sie habe die Vernehmung damals nicht ernst genommen, komplett auf stur geschaltet und irgendwas geantwortet. Ihr sei gesagt worden, dass dass das ein Fragebogen des VS ist und sie sei auch zweimal angeworben worden vom VS. Götzl fragt, ob das versucht worden sei oder sie tatsächlich angeworben wurde. Das sei zweimal gewesen, so St., etwa 2000. Sie habe aber gesagt, dass sie das nicht macht. Götzl sagt, bei dieser Vernehmung sei das aber nicht der VS gewesen, der sie befragt hat, sondern der Amtsrichter Herrmann, insofern passe jetzt ihre Antwort nicht. St. sagt, sie habe ja die Fragen bei der Polizei gelesen und da seien es genau die gleichen Fragen gewesen. Götzl hält vor, dass St. auf die Frage, ob sie mit den Gesuchten befreundet war, geantwortet habe, sie könne dazu keine Angaben machen, die genauen Vorwürfe kenne sie nicht, die Beamten hätten nur gesagt, die würden wegen einer Strafsache gesucht. Götzl sagt, da stehe nichts vom VS. St. sagt, von den Beamten im Salon sei sie nicht direkt auf die Personen angesprochen worden. Götzl hält vor, dass St. auf die Frage, ob sich die Personen in ihrer Wohnung aufgehalten haben, gesagt habe, sie habe die Personen auch nicht gekannt. St. sagt, die Beamten hätten ihr nicht gesagt, worum es geht. Es sei ja der Daniel He. verdächtigt worden. Götzl: “Und wer wurde gesucht?” St. sagt, das wisse sie ja nicht. Götzl macht eine Pause bis 13.55 Uhr.

Dann hält Götzl zum Thema der Vernehmung in Aue den Ablauf vor, da finde sich ein Schreiben des LKA Thüringen an die Staatsanwaltschaft, in dem es heiße, dass bei der Fahndung nach Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt als eine Kontaktperson Mandy St. ermittelt und von Zielfahndern zum Aufenthalt der Personen befragt worden sei. St. sagt, sie sei nicht nach einzelnen Personen befragt worden, sondern habe Leute vor ihrem Haus benennen sollen auf Fotos. Götzl verliest weiter, dass das ergebnislos verlaufen sei. Dann gebe es, so Götzl weiter, ein Schreiben an die Polizeidirektion Abteilung Staatsschutz und da gehe es darum, dass St. als Kontaktperson zu dem Aufenthalt der Gesuchten befragt worden sei. Es sei ein Fragenkatalog beigefügt, den könne sich St. anschauen. Es wird ein Dokument in Augenschein genommen, auf dem Bilder von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe zu sehen sind. Götzl sagt, da seien Fotos und St. sage, sie hätte nicht gewusst, um wen es geht. Mit der Antwort habe er so seine Schwierigkeiten. St. sagt, sie habe damals definitiv nicht gewusst, um was es ging, sie könne sich nur an eine sehr dicke Mappe, einen Haufen Fotos von ihrem Haus und die Geschichte mit He. erinnern. Götzl sagt, er wolle wieder zum richterlichen Vernehmungsprotokoll kommen und fragt, um welche gesuchten Personen es denn jetzt gegangen sei. St.: “Keine Ahnung.” Götzl sagt, St. äußere sich also im luftleeren Raum über irgendwelche Personen, wo sie nicht wisse, wer die sein sollen. St. sagt, sie sei der Meinung, dass ihr die Fotos nicht vorgelegt wurden. Götzl erwidert, selbst wenn das so sei, frage man dann doch als erstes, zu wem der Richter etwas wissen wolle. St. bespricht sich mit ihrem Anwalt. Auf die Frage Götzls, was sie dazu sage, antwortet St.: “Ich weiß nicht mehr, was dann bei Gericht vorgefallen ist.”

Götzl hält das Protokoll der Vernehmung beim Polizeiposten in Johanngeorgenstadt am 21.5.2003 vor, wo St. angegeben habe, sie habe sich mit einem Anwalt besprochen, sie wolle hier nicht aussagen, sie müsse nur vor Gericht aussagen. Das entsprechende Protokoll habe St. unterschrieben. Dann gebe es den Antrag der StA Gera an das Amtsgericht Aue, St. zu vernehmen, dann folge die Ladung und dann sei man beim Vernehmungsprotokoll. Götzl: “Und jetzt sagen Sie mir, Sie wüssten nicht, worum es gegangen ist.” Götzl sagt, er sehe die Gefahr, dass St. hier falsch aussagt, deswegen habe er sich die Mühe gemacht, das Ganze zu erläutern. St. bespricht sich länger mit ihrem Anwalt. Dann fragt Götzl nochmal, um welche gesuchten Personen es ging. Das könne sie nicht sagen, sie wisse es nicht, so St. Es seien keine direkten Fragen gekommen wie, ob sie jemanden untergebracht hat. Da habe sie ganz entspannt antworten können. Sie habe bei Max nachgefragt, ob es um die Drei ging, und der habe gesagt, nein, die seien lange nicht mehr da. Götzl sagt, schon in der ersten Frage sei die Rede von Uwe Böhnhardt. St.: “Ich wusste ja die Nachnamen nicht, ich wusste die Namen überhaupt nicht.” Götzl hält Fragen aus der Vernehmung vor, bei denen in unterschiedlichen Zusammenhängen von den Geflüchteten die Rede ist, etwa, ob sie wisse, ob die falsche Pässe oder Dokumente erhalten hätten und wenn ja von wem. St. habe immer geantwortet, sie wisse es nicht, es gebe aber keine Gegenfrage, wer denn überhaupt gemeint ist. St.: “Es war komplett Protesthaltung meinerseits.” Sie habe sich damals nicht wirklich mit einen Anwalt in Verbindung gesetzt, so St. auf Frage, das habe sie nur dem Polizisten gesagt, “weil der so provozierend rüber kam”. Götzl macht nochmal einen Vorhalt aus der Vernehmung und fragt, wovon St. ausgegangen sei, wer gesucht wird. St. erzählt wieder von der Mappe, den Fotos vom Haus und Daniel He. Dann fragt Götzl zu dem anschließenden Gespräch mit Bu. St. sagt, sie habe Bu. gefragt und der habe gesagte, die drei Personen seien längst nicht mehr da. Götzl fragt, ob man die dann nicht mehr sucht. St.: “Wenn sie in Ausland sind, wieso soll man dann in Chemnitz suchen?” Götzl fragt, woher die Polizei das habe wissen sollen. St. sagt, solche Gedanken habe sie sich da nicht gemacht. Götzl: “Ach, Frau St.” Auf Frage sagt St., sie wolle dazu nichts mehr sagen.

Dann wird ein Bild in Augenschein genommen, auf dem Zschäpe und Mundlos unter einer Decke auf ein Schlafsofa zu sehen sind. St. bestätigt, dass das das Foto ist, das ihr Anwalt aus dem Internet hatte und dass sie bei einer Vernehmung gesagt habe, dass auf dem Foto der Nette der beiden Männer zu sehen sei. Dann macht Götzl Vorhalte aus den polizeilichen Vernehmung von St. Sie habe angegeben, dass sie in der gesamten Zeit in der Bernhardstraße enge Verbindungen zur Skinhead-Szene gehabt, die die “88″ auf der Bomberjacke hatte. Über Se. und “Enno” habe sie Eingang in die Szene gefunden, sie sei der “Männeranhang” gewesen, Frauen hätten überhaupt nichts zu sagen gehabt, die hätten sich entweder angepasst oder seien ausgelacht worden. Zu Starke habe St. angegeben, die hätten sich die “88er” genannt und Starke habe die Konzerte organisiert, der habe sie auch zur HNG gebracht. St. bestätigt die Vorhalte. Auf Frage sagt St., sie hätten bei den Briefen an die Inhaftierten auch Briefmarken mit geschickt und sie hätten Kontakt zu deren Familien gehalten. Auf Frage sagt St., dass E. ihres Wissen keinen Kontakt zu den Dreien gehabt habe. Götzl hält vor, dass sie ausgesagt habe, dass es sein könne, dass sie es André E. etwas davon erzählt hat. E. habe sich mit seiner Freundin, einer Anja aus Erlabrunn, heimlich bei ihr getroffen, weil deren Eltern etwas gegen E. hatten, weil er rechts war.

Götzl fragt zu “Blood & Honour” und zu den “Hammerskins”. Es habe diese beiden Gruppierungen gegeben, so St., sie habe mitbekommen, dass es zwischen denen Stress gab wegen Konzertorganisation und Geld. Das hätten andere erzählt. Starke sei “Blood & Honour” gewesen und Thomas Gerlach “Hammerskins”. Die Adresse Wolgograder Allee 76 sage ihr nichts, so St. auf Frage. Götzl fragt zur Situation in der Wohnung von Bu., wie die Drei zueinander standen, ob St. etwas gesehen habe, was auf eine engere Beziehung der Frau zu einem der beiden Männer hindeutet. St. sagt, sie habe versucht, das heraus zu bekommen, aber sie wisse nicht, ob die Frau  überhaupt mit jemanden zusammen war. Geküsst habe sie niemanden. Es habe gewirkt, als würde sie von den beiden Männern beschützt werden. Streit habe es nicht gegeben, es sei ein friedlicher Umgang gewesen. Zu vorgelegten Wahllichtbildvorlagen mit Böhnhardt (7) und Mundlos (2) sagt St., die kenne sie aus dem Fernsehen oder dem Internet. Götzl hält vor, zu der zweiten Vorlage habe sie zu dem mit der Nummer 2 gesagt, dass sie schon denke, dass es der aus der Wohnung ist, den sie in der Disko gesehen habe, aber ohne Glatze. St. nimmt eine weitere Wahllichtbildvorlage in Augenschein und sagt, die 3 sei Gunnar Fi. Götzl hält vor, sie habe in der Vernehmung vom 30.12.2011 angegeben, dass sie auf einem Bild den Mundlos identifiziert und gesagt habe, das sei der Liebe von den Beiden, sie könne angeben, dass er eine kindliche Stimme hatte. Sie sei der Meinung, dass sie keinen Zweitschlüssel zur Wohnung von Bu. hatte, sagt St. auf Frage.

Dann hält Götzl vor, dass sie angegeben habe, es könne sein, dass sie der Frau die Haare blondiert hat, ob sie sie geschnitten habe, wisse sie nicht genau. St. sagt, das habe sie eigentlich alleine erzählen wollen, aber der Kripobeamte habe das gefragt: “Ist ja auch keine Straftat, hoffe ich.” Darum gehe es ja auch nicht, erwidert Götzl. St.: “Ich habe jetzt schon so viel zugegeben, da würde es darauf auch nicht mehr ankommen.” Dann gehe es in der Vernehmung um die Beziehung zu Thomas Gerlach sagt Götzl und hält vor, dass St. ausgesagt habe, sie habe ihn dann hab ich ihn gar nicht viel zu Gesicht bekommen, weil er ständig unterwegs gewesen sei. Manchmal habe er gesagt, er sei unterwegs, könne es ihr aber nicht am Telefon erzählen, er werde hier und da gebraucht. Es habe darum viel Streit gegeben. Sie habe sich gerade auf den Chefposten im Salon vorbereitet, er hab ihr dann Vorwürfe gemacht, sie könne doch mehr für die Bewegung tun. Gerlach habe nie gearbeitet, er habe viel Geld bekommen von seiner Oma oder so, glaube sie. Außerdem habe Gerlach gesagt, dass sie kein guter Nationalsozialist sei, weil sie sich nicht unterordnen könne. St. bestätigt die Vorhalte und sagt: “Ich brauche keinen Führer, der mir sagt, wo es lang geht, das kann ich selber entscheiden.” Götzl hält aus St.s Aussage weiter vor: Gerlach habe meistens am Laptop gesessen wie ein “Schreibtischaktivist”. In Thüringen habe sie einen Ka., einen Stefan, eine Marie gekannt. Einmal habe Gerlach sie auf ein Hammerskin-Konzert einer italienischen Band mitgenommen, wo wisse sie nicht mehr. Bei den Hammerskins dürfe eigentlich keiner wissen, wer dabei ist. Thüringen, Bayern und Sachsen seien zusammen genommen. Da gebe es eine lange Probezeit, die seien dann wie Sklaven. Gerlach sei, kurz bevor er in den Knast ging, Anwärter bei denen gewesen. St. bestätigt die Vorhalte.

Auf Frage Götzls sagt St., Gerlach sei einer von denen, die von Chemnitz bis nach Erla alle ihre Adressen gewusst hätten. Gerlach habe sich sporadisch auch per SMS bei ihr gemeldet und gefragt, was sie mache. Götzl hält vor, das sie angegeben habe, eigentlich hätten nur Thomas Gerlach und Matthias Di. alle Adressen von ihr gehabt hätten, beiden traue sie jedoch nicht zu, dass sie die Adresse weiter gegeben haben. Sie habe sich auch Gedanken über Verbindungen gemacht, so der Vorhalt weiter, wer sich kennt. Z.B. habe sie 2003 Fischer mit seiner schwangeren Freundin getroffen auf dem “Fest der Völker”, da sei auch Gerlach zugegen gewesen. Zwischen Fischer und Wi. habe es wohl mal einen Riesenstress gegeben. Der Wi. habe ihr gesagt, er wisse soviel von Fischer, dass er ihn in den Knast schicken könne, das sei so 2001 gewesen, sie wisse nicht, ob es FAF- oder NPD-bedingt war. Wi. sei auch bei “Combat 18″ dabei, das sei übelst geheim, sie würden es aber auf T-Shirts tragen, genau wie bei den Hammerskins. St. bestätigt die Vorhalte. Zu Baden-Württemberg habe sie überhaupt keinen Bezug, so St. auf Frage. Tino Brandt kenne sie nur aus den Medien. Götzl sagt, in der Vernehmung sei es dann darum gegangen, dass es eine Person geben würde, die Zschäpe mit Di. in Johanngeorgenstadt gesehen hätte. Das habe ihr der Herr Ru. erzählt, so St. Sie selbst hätte Di. ja gar nicht mit der “alten Zeit” in Verbindung gebracht, aber sie habe das der Kripo erzählt und Ru. sei dann auch vorgeladen worden, glaube sie. Götzl hält vor, dass Ru. laut St. gesagt habe, es sei nur eine Vermutung, er meine die beiden 2004 gesehen zu haben. Susann E. kenne sie überhaupt gar nicht, so St. auf Frage. Es sei nie Thema gewesen, ob Di. Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe kennt. Es folgt eine Pause bis 15.24 Uhr.

Dann fragt OStain Greger, ob St. Carsten Ri. kenne, was die Zeugin verneint. St. verneint auch, mit Matthias Di. über André E. und eine mögliche Unterstützung für die Drei gesprochen zu haben, sie habe Di. nie in Verbindung gebracht mit den Dreien. Politische Gespräche habe sie 1998 nicht mit den Dreien geführt, es habe ja geheißen “Kameraden” und da gehe man davon aus, dass alle dieselbe Einstellung haben. Über Gewaltanwendung sei nicht gesprochen worden, auch nicht über Ausländer als Feindbild, die Polizei sei wegen des Geräts zum Abhören der Polizei Thema gewesen. Rohrbomben seien gar nicht Thema gewesen. Greger fragt, ob sich St. mal mit E. über dessen Einstellung zu Ausländern oder Juden unterhalten habe. St. sagt, es sei von der Grundeinstellung her so gewesen, dass eine “gewisse Antipathie gegen Ausländer” vorhanden war. Als sie zur Lehre in Selb war, sei sie selber körperlich angegriffen und angepöbelt worden und habe da eine Aversion aufgebaut. Aber dass man direkt eine Diskussion gegen Ausländer geführt habe, wisse sie jetzt nicht. Greger hält eine Aussage von Bu. vor, derzufolge E. ihn besucht habe, als die Drei bei ihm gewohnt haben, einmal sei es auch um “Ausweissachen” gegangen, aber André sei nicht in Frage gekommen. St. sagt, sie könne mit Sicherheit sagen, dass, als sie in der Wohnung war, E. nicht mit anwesend war.

Nebenklagevertreterin RAin Basay hält vor, dass es einen Vermerk des LKA Thüringen gebe, demzufolge Kai Se. bei dem Gespräch mit der Polizei am 23.10.2000 dabei war. Der sei ihres Wissen nicht dabei gewesen, so St. Sie wisse nicht, ob Fischer mit Mundlos bekannt war, darüber sei auch nicht gesprochen worden. Basay hält aus der Vernehmung von Heiko Wa. vor, dass dieser auf die Frage nach der politischen Einstellung von St. angegeben habe, St. habe schon den Hang gehabt, zu sagen, im “normalen Bereich” könne man nichts erreichen. Da könne sie nichts zu sagen, so St. An Schulungen habe sie eine zu Rudolf Heß besucht, eine der FAF zu “Grundbausteinen nationaler Politik” und eine Rechtsschulung. Teilgenommen hätten daran Fischer und Wa., Personen, die in der FAF waren. Sie habe ein Postfach, bestätigt St. Aus der Nebenklage wird St. nach dem Vornamen von Wi. gefragt, immerhin sei sie ja mit ihm liiert gewesen. Der sei ihr entfallen, sagt St.

Dann fragt RAin Von der Behrens. Sie sagt, St. habe davon gesprochen, am Anfang sei in der Szene viel darüber gesprochen worden, und fragt, welche Szene sie meine. Sie meine die Personen, die alle die 88 auf der Jacke gehabt hätten, so St. Sie erinnere sich an eine Situation an einem Lagerfeuer, wo sie einer gefragt habe, ob sie etwas wüsste von den Drei aus Jena, die sich in Chemnitz befinden müssten. Wer das war, wisse sie nicht mehr. Von der Behrens fragt, wie da ihr Gefühl gewesen sei. St.: “Ein Scheißgefühl.” Man bewege sich auf dem Grat, dass die Polizei vor der Tür stehen und einen festnehmen könne. Sie bestätigt, dass das eine Angst war, die sie begleitet habe. Sie habe das dann aus dem Gedächtnis gestrichen, als Bu. gesagt habe, die Drei seien weg. Die Stellung von Bu. in der Szene habe sich da verändert, so St., das mache sie an seinem Verhalten ihr gegenüber fest, dass er sie mit der Waffe bedroht hat. Sie habe Bu. vorher noch nie mit einer Waffe gesehen, sie wisse nicht, woher er die Waffe hatte und ob es eine scharfe Waffe war. Sie habe sich darüber auch keine Gedanken gemacht. Als sie die Hausdurchsuchung hatte, sei die Situation gleich wieder zurückgekommen, so etwas vergesse man halt nicht. Von der Behrens fragt, wer aus der Chemnitzer Szene noch Verbindungen nach Thüringen hatte. Nach einer Pause sagt St., da falle ihr so spontan überhaupt keiner ein. Sie sei ja mit Bö. zusammen gewesen, als sie in Jena waren, aber ob Bö. feste Kontakte hatte, könne sie nicht sagen. Von der Behrens sagt, Bö. habe beim BKA angegeben, ab 1996/97 Kontakt zu den Dreien gehabt zu haben, und dass er mit Mundlos und Böhnhardt im KZ Buchenwald einen Verweis bekommen habe. Dazu könne sie nichts sagen, so St. Enrico R. kenne sie nur vom Sehen. Dass Starke Kontakte zu den Dreien hatte, habe sie nur im Internet gelesen.

Von der Behrens sagt, dass Starke ausgesagt habe, er denke, dass auch St. die gekannt habe. St. sagt, sie habe die Drei das erste Mal in Bu.s Wohnung gesehen, sie habe auch keine Verbindungen nach Thüringen gehabt. Von der Behrens hält vor, dass Starke angegeben habe, St. kenne er durch Bö., sie sei bei den “88ern” gewesen, sei viel aktiver als andere, sei HNG-Mitglied, er gehe von Kontakten St.s zu Zschäpe aus, sie habe Kontakte zu Leuten außerhalb von Sachsen gehabt. Das stimme nicht, so St., sie habe erst später Kontakte nach Bayern gehabt. Sie könne sich nicht erklären, warum Starke das aussagt. Von der Behrens fragt, ob es in der Limbacher Straße Vorsichtsmaßnahmen gab oder wie man sich da verhalten habe. Handys hätten sie wohl ausgemacht, so St., aber das hätten sie in der Szene immer gemacht. Meistens sei sie mit Bu. da gewesen, der habe ja einen Schlüssel gehabt. Die Male, wo sie alleine da war, habe sie nur vor der Tür gestanden, also müsse es wohl ein Klingelzeichen gegeben haben. Von der Behrens fragt nach der Abholung der Ausweise, warum man ausgerechnet St. dafür ausgesucht habe und warum überhaupt eine zweite Person notwendig war. Das könne sie nicht sagen, so St. Auf die Frage, ob sie öfters Dinge getan habe, die man ihr gesagt hat, ohne nachzufragen, sagt St. nach einer Pause: “Eigentlich nicht.” Von der Behrens fragt, was das bedeute. St. antwortet, sie sei damals eine andere Person gewesen, heute sei sie charakterstärker und setze das fest, was sie machen will. Damals sei sie sehr naiv gewesen und habe zur Gruppe gehören wollen. Von der Behrens sagt, St. habe in einer Vernehmung gesagt, dass die Szene in Johanngeorgenstadt “Kindergarten” sei im Unterschied zu den Sachen, die sie in Selb erlebt habe. Dass sie “von Ausländern durch die Stadt gejagt” worden sei, und dass es Drogentote gab, das habe sie nicht gekannt, so St. Sie habe auch den “Sachverhalt Skinhead-Szene” komplett anders kennengelernt. Ein “Feindbild Ausländer” hätten sie in “Johannstadt” gar nicht gehabt, Auseinandersetzungen habe es mit Punkern gegeben oder Prügeleien auf Festen. Die Situation, dass man angefeindet werde, wenn man die Freundin von einem Gegner ist, das habe sie nicht gekannt. Ihre Reaktion sei gewesen, dass sie nicht mehr alleine raus sei, sich einen Schutzschild gebaut habe, Springerstiefel und Bomberjacke getragen habe. Sie habe dann das “Feindbild Ausländer” übernommen, dass Ausländer “nichts in unserem Land zu suchen haben”.

Von der Behrens hält St. ihre Aussage vor, dass sie erst in Chemnitz das “so richtig mit der Organisation” erlebt habe. St. sagt, Demos habe sie gar nicht gekannt, und dass gewisse Leute das mit Konzerten in die Hand genommen hätten. Es habe schon gedauert, bis sie auf Demos gegangen sei, mit Bu. sei sie auf einer Demo gewesen, wenn sie es richtig einordne eine Maidemo in Leipzig beim Völkerschlachtdenkmal. Von der Behrens fragt, ob St. sich, als sie reingewachsen war in die Szene, wohlgefühlt habe, ob sie gerne andere Strukturen, Inhalte gehabt hätte. OSta Weingarten beanstandet die Frage, das sei nicht verfahrensrelevant. Die Zeugin wird aus dem Saal geschickt. Es entwickelt sich eine Debatte  um die Zulässigkeit der Frage. Von der Behrens sagt, Starke habe davon gesprochen, dass St. Ordnung in die “88er” in Chemnitz habe bringen wollen und sie habe zunächst offen fragen wollen. Es gebe das fragliche Foto, wo unklar sei, ob St. drauf zu sehen ist, wenn sie mit Bu. auf einer Demonstration war, müsse das 1998 gewesen sein, zu der Zeit, als das Foto entstanden ist. Götzl sagt, dann solle Von der Behrens konkret danach fragen. RA Hoffmann sagt, es müsse möglich sein, sich an eine Frage, die von Götzl konkret gestellt wurde, die aber in Widerspruch zu Aussagen anderer steht, nochmal heranzutasten. St. sei eine “schwierige Zeugin”, es werde nicht anders gehen. Als die Zeugin wieder im Saal ist, fragt Von der Behrens, ob St. die Szene, die 88er, richtig fand oder sie die gerne anders organisiert hätte. St. sagt, mit dem Gedanken habe sie sich noch nicht beschäftigt. Auf den Vorhalt der Aussage von Thomas Starke lacht St. und sagt, sie habe definitiv dort nichts zu sagen gehabt. Von der Behrens sagt, Starke habe auch von politischer Aktivität gesprochen. St.: “Das sagt der Herr Starke, aha. Er hat doch organisiert, nicht ich.” Sie hätten auch nur “durchgefunkt” gekriegt von anderen Leuten, “da und da” finde eine Demo statt.

Der Name Jan We. sage ihr etwas, so St. auf Frage, sie denke, dass der bei den “88ern” war, sie könne ihn aber nicht zuordnen. Michael Pr. sage ihr auch in Bezug auf die “88er” etwas, und Antje Pr. sei dann wohl die Frau von Michael Pr. Andreas “Mucke” Graupner [Rechtsrockband "Noie Werte"] sage ihr nichts, ebenso wenig Stefan Ap. Michael Fr. sei auch ein “88er”; wenn sie den richtigen meine, dann sei das eine Person, die auf Schlägereien aus gewesen sei, sie wisse nicht, ob der mal aus Chemnitz weg gegangen ist. Zum Vorhalt, am 18.5.1997 seien in einer Kneipe in Einsiedel wegen “Sieg Heil”-Rufen 54 Personen polizeilich festgestellt worden, sagt St., sie habe keine Erinnerung. Sie habe sich nie an “Sieg Heil”-Rufen beteiligt. Auf Frage sagt St. zunächst, auf Rechtsrock-Konzerten im Ausland sei sie ihrer Erinnerung nach nicht gewesen. Von der Behrens spricht von Belgien. St.: “Hach ja, stimmt.” An die Band könne sie sich nicht erinnern, Bö. sei dabei gewesen. RA Stahl beanstandet die Fragen. Die Zeugin muss erneut den Saal verlassen. Von der Behrens sagt, es gehe um die Vernetzung und Stellung von St. in der Szene und die stelle St. nicht richtig dar. RA Scharmer sagt, es komme auch auf die Glaubwürdigkeit an. RA Hoffmann sagt, es sei regelmäßig so, dass die Nebenklage in der Zeit gegen 16.30 Uhr dran komme, wenn die Konzentration bei allen Beteiligten nachlässt. Götzl fragt ab, wie viele Fragen an die Zeugin in etwa noch ausstehen. Dann ruft er St. wieder rein, sagt, sie müsse noch einmal wiederkommen, und unterbricht die Vernehmung.

Nebenklagevertreter RA Topp beantragt, die Videoaufnahme der Tatrekonstruktion des Mordes an Halit Yozgat vor der erneuerten Vernehmung von Andreas Te. in Augenschein zu nehmen. Es gehe um die Glaubhaftigkeit der Angaben Te.s. Die Akte bleibe unvollständig, die Glaubhaftigkeit könne ohne die Videoaufnahme nur bruchstückhaft überprüft werden. Es würden sich erhebliche Zweifel an den Angaben von Te. in der Hauptverhandlung ergeben, auch die Polizei sei davon ausgegangen, dass Te. Beobachtungen am Tatort gemacht hat, die er verschweigt. Te. Hätte Halit Yozgat zwingend hinter dem Schreibtisch liegend sehen müssen. OSta Weingarten nimmt Stellung zum Antrag auf Beiziehung der VS-Akten zu Tino Brandt und zum THS (siehe 89. Verhandlungstag). Der Antrag sei abzulehnen. Die Beurteilung von Brandts Nachrichtenehrlichkeit als Quelle sei bereits jetzt möglich. Soweit man die Beurteilung der Ehrlichkeit vom TLfV selbst entnehmen wolle, habe der Senat bereits die Quellenführer Bode und Wießner geladen. Auch die freibeweisliche Befragung der Ausschussvorsitzenden des Thüringer Landtags sei abzulehnen.

Rechtsanwalt Scharmer erklärt zur Aussage von Mandy St.:
“Mandy S. sagt offensichtlich nicht die volle Wahrheit. Sie kennt ihre Akten - wir nicht. Sie hat sich umfangreich in der Presse informiert. Sie erscheint durchaus clever. Sie war eine entscheinde Figur in der Naziszene sowohl in Bayern, als auch in Sachsen. Sie hatte Kontakte zu vielen Personen im unmittelbaren Umfeld des NSU-Kerntrios. Dass sie sich nun als „Männeranhengsel“ und quasi als arglose Ausgenutzte darstellt, ist nicht ansatztweise glaubhaft. Wir werden versuchen in der weiteren Vernehmung mehr von der Zeugin zu erfahren.”


Protokoll 91. Verhandlungstag - 11. März 2014

Am heutigen Prozesstag ist das Hauptthema der Mord in Kassel und die Rolle des Andreas Te. Werner It. vom Polizeipräsidium Nordhessen sagt zur videografischen Rekonstruktion des Weges, den Andreas Te. am 6. April 2006 durch das Internetcafé zurücklegte, aus. Jutta E., Kollegin des Andreas Te. beim LfV Hessen, wird vor allem durch Vertreter der Nebenklage intensiv befragt. İsmail Yozgat, Vater des Mordopfers Halit Yozgat, wollte eine Erklärung abgeben, wurde dabei aber von Richter Götzl unterbrochen, worauf er seine Erklärung verschob.

Zeug_innen und Sachverständiger:

	Werner It. (PP Nordhessen, Videoaufnahmen mit Andreas Te.)
	Dr. Thomas Heinrich (Gutachten zu Martin A.)
	Jutta E. (Verfassungsschutz Hessen, Kollegin von Andreas Te.)




Die Ombudsfrau für die Hinterbliebenen der Opfer der NSU-Morde Barbara John nimmt als Besucherin am Prozess teil. Anwesend sind heute außerdem mehrere Nebenkläger_innen, darunter Gamze und Elif Kubaşık, Mustafa Turgut und İsmail und Ayşe Yozgat.

Prozessbeginn ist heute erst um 10 Uhr. Als erstes soll das Video der Rekonstruktion des Weges, den Andreas Te. am 6. April 2006 durch das Internetcafé in der Holländischen Straße in Kassel genommen haben will, gezeigt und dazu der Zeuge Werner It. vom Polizeipräsidium Nordhessen gehört werden. Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders bittet jedoch um Unterbrechung, um sich das Video zuvor anschauen zu können. Die Sitzung wird unterbrochen bis 10.35 Uhr.

Dann wird der Zeuge It. gehört. Götzl sagt, It. solle vor der Inaugenscheinnahme des Videos sagen, worum es bei der Rekonstruktion ging, die laut Akten am 1. Juni 2006 durchgeführt worden sei. It. berichtet, das K11 habe sie, die Abteilung Erkennungsdienst, ersucht, in das Internetcafé zu kommen, um dort den Weg einer männlichen Person vom hinteren Raum des Internetcafés bis zu dessen Verlassen zu dokumentieren. Es sei darum gegangen, Weg und Zeitspanne zu dokumentieren. Dann wird das Video, das 1:27 Minuten dauert, gezeigt. It. sagt, die zu sehende Person sei schon da gewesen in Begleitung des K11. Durch Kopfnicken sei ihr signalisiert worden, dass sie jetzt los gehen könne. Man sieht Te., wie er an einem Computerplatz sitzt, dann aufsteht und in den vorderen Raum läuft, an der links von ihm liegenden niedrigen Theke vorbei, dann die Tür zur Straße öffnet und hinaus schaut. Dann sieht man Te. wie er sich umdreht, wieder zurück in den Internetraum geht, dann wieder nach vorne geht, in der Mitte des Vorderraums stehen bleibt und in seinem Portemonnaie nach Geld sucht, sich dann umdreht, auf die Theke zugeht, sich leicht beugt und das Geld auf die Theke legt. Dann sieht man Te. aus dem Internetcafé gehen und sich in einen schwarzen Mercedes setzen.

Auf Frage von Nebenklagevertreter RA Bliwier, was denn die Vorgaben der Sachbearbeitung waren, sagt It. es sei primär um das Zeitfenster vom Computerraum bis zum Verlassen des Cafés gegangen. It. verneint, die Angaben von Te. gekannt zu haben. Er könne auch nicht mehr mit Gewissheit sagen, ob Te. als Zeuge oder Beschuldigter geführt wurde. Bliwier will wissen, ob in einer Vorbesprechung geschildert wurde, wie Te. sich verhalten soll. Er gehe nicht davon aus, so It., dass Te. geschildert wurde, wie er sich verhalten soll. Er gehe aber schon davon aus, dass sie sich mit den Kollegen darüber unterhalten haben, was aufgezeichnet werden soll, sonst mache das keinen Sinn. Bliwier fragt, ob vorher geprüft worden sei, wie der Raum ausgeleuchtet ist. It. verneint das. Bliwier nennt Namen von anwesenden Polizeibeamten. Er glaube, so It. auf Frage, dass Te. vorher gesagt habe, wo er langgeht, wenn man videografiert müsse man wissen, welchen Weg er geht. Das sei aber keine konkrete Erinnerung, sondern eine Vermutung. Es werde sicherlich auch eine Probelauf davor gegeben haben, aber er könne es nicht mehr definitiv sagen. Das sei das einzige, was er persönlich videografiert habe, so It., es habe aber wohl später von Kollegen Aufnahmen zur Blickwinkelerfassung gegeben, die habe er aber nicht gesehen. Bliwier fragt nach den Begrenzungsdaten des Zeitfensters, um das es bei dem Video gegangen sei. It. sagt, Beginn sei das Erheben aus der Sitzposition und Ende das zweite Mal, als Te. nach draußen geht und ins Fahrzeug steigt. Er habe gewusst, so It., dass zu diesem Zeitpunkt auch andere Zeugen im Internetcafé waren, deren Vernehmungsinhalte habe er jedoch nicht gekannt. It.s, Aufenthalt an der Örtlichkeit habe “zehn Minuten plus minus” gedauert. Die laut Vermerk im Anschluss geführte Diskussion habe er nicht mitbekommen. Anweisung an Te. zur Schrittgeschwindigkeit habe es nicht gegeben, auch an eine Besprechung, dass Te. so gehen solle, wie damals, könne er sich nicht erinnern. Te. sei wohl in Begleitung der Kollegen vom K11 da gewesen, sagt It., er könne nichts dazu sagen, wie er vorbereitet worden ist. An einen zweiten Durchgang erinnere er sich nicht, aber das wäre sicherlich dokumentiert worden. Auf Frage von RA Kienzle sagt It., sein Kollege habe keine eigene Möglichkeit gehabt, zu dokumentieren, sie hätten nur eine Kamera gehabt. Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt, im Vermerk seines Kollegen stehe, dass sie den Tatort ungefähr so hergerichtet hätten, wie er zur Tatzeit ausgesehen hat. Stahl fragt, wer das gemacht habe. Daran habe er keine Erinnerung, so It. Er selbst sei zuvor schon mal da gewesen und habe das damals fotografiert. Aber wie einzelne Möbelstücke standen, sei für diese Rekonstruktion nicht primär wichtig gewesen.

Dann möchte İsmail Yozgat eine Erklärung abgeben und beginnt mit der Begrüßung der Verfahrensbeteiligten, die der Dolmetscher übersetzt. Yozgat wird jedoch von Richter Götzl unterbrochen: er müsse zuvor erfahren, wozu eine Erklärung abgegeben werden soll, momentan sei Platz für eine Erklärung zum Zeugen It.: “Aber vielleicht können Ihre Anwälte da weiterhelfen.” RA Bliwier sagt, es gehe Herrn Yozgat darum, zu seinen Gefühlen und Eindrücken, eine kurze, zeitlich eng begrenzte Erklärung abzugeben. Er bitte in aller Form darum. Die Familie Yozgat sei aus persönlichen Gründen nicht oft hier, soviel Zeit müsse in dieser Hauptverhandlung einfach sein. Götzl sagt, RA Bliwier sei da, um Yozgat zu beraten, wann der richtige Zeitpunkt zur Abgabe der Erklärung ist. Er wolle nicht kleinlich erscheinen, aber es seien viele Verfahrensbeteiligte und jeder könne dieses Recht in Anspruch nehmen, “bei allem Verständnis für Herrn Yozgat”. Bliwier erwidert, dass die Erklärung längst abgegeben wäre. Götzl sagt, so brauche ihm Bliwier nicht zu kommen: “Das ist ungehörig.” Bliwier sagt: “Wir werden nicht unseren Mandanten entmündigen.” Die Familie Yozgat habe ein eigenes Erklärungsrecht, das sie zweimal wahrgenommen habe. Sie würden wissen, dass es keine enge Erklärung nach § 257 ist, aber dafür müsse Raum sein. Götzl fragt, worum es denn gehe. Bliwier sagt, es gehe um die Gefühle der Familie Yozgat, ihren Schmerz, ihre Erwartungen an das Verfahren, Versprechungen der Kanzlerin Merkel, die Umbenennung der Straße. Es sei eine sehr begrenzte, kurze Erklärung. Götzl sagt: “Dann nehmen Sie bitte Stellung.” Zschäpes Verteidiger RA Heer sagt, Götzl setze sich selbst in Widerspruch, “bei allem Verständnis für die Familie”. Bundesanwalt Diemer sagt, wenn er persönlich gefragt würde, ob Yozgat die Erklärung jetzt abgeben darf, würde er sagen, ja, aber als Bundesanwalt müsse er sagen, dass das Gesetz diese Erklärung nicht zulasse. Götzl sagt, Yozgat solle die Erklärung bitte zurückzustellen, bis es einen Einschnitt gebe. Yozgat beginnt mit seiner Erklärung, wird jedoch wieder von Götzl unterbrochen. Bliwier sagt, die Rechtslage sei auslegungsfähig. Der § 257 sage, dass die Erklärung nicht das Plädoyer vorweg nehmen solle. Die Verteidigung Zschäpe solle sich schämen, sich das nicht anhören zu wollen. Bliwier bittet um eine Unterbrechung. Auf Frage von Götzl sagt Bliwier, er kenne den Inhalt der Erklärung und halte ihn für von der StPO gedeckt, man wolle sich aber besprechen. Um 11.34 Uhr geht es weiter. Bliwier sagt, man greife den Vorschlag Götzls auf, die Erklärung werde morgen abgegeben.

Es folgt der Sachverständige Dr. Thomas Heinrich, Arzt für Psychiatrie und Psychotherapie, vom Klinikum Weißenhof in Weinsbergm, der ein Gutachten zu Martin A. Angefertigt hat. Auftrag der Staatsanwaltschaft Heilbronn sei die Frage gewesen, inwieweit Angaben von A. zum Kerngeschehen der Tat verwertbar sind. Dazu habe er A. am 14. Juli 2011 nach Weinsberg einbestellt. Heinrich schildert zunächst die Erinnerungen an den Tattag, wie sie ihm A. geschildert habe, dann nimmt er auf den Krankheitsverlauf von A. Bezug. Schließlich sagt er, dass A. ein schweres Schädel-Hirn-Trauma mit Hirnödem und einer Sedierung über Wochen erlitten habe. Da sei von einer längeren anterograden Amnesie auszugehen. Vom Zeitpunkt des Traumas an, sei eine Gedächtnisstörung zu erwarten. Es trete auch regelmäßig eine retrograde Gedächtnisstörung auf: Geschehnisse vor dem Trauma können nicht erinnern werden. A. habe über eine teils fehlende und unscharfe Erinnerung vor dem Tatgeschehen berichtet. Man müsse davon ausgehen, dass A. versucht habe, diese Lücken zu füllen. Und A. habe schon während der Krankenhausbehandlung Informationen bekommen und sich kundig gemacht. Es sei aus sachverständiger Sicht davon auszugehen, dass er keine eigene Erinnerung an das Tatgeschehen habe, von einer Erinnerung an das Kerngeschehen der Tat sei nicht auszugehen. Nach der Einvernahme teilt Götzl mit, dass der Zeuge Fe. erkrankt sei. Dann folgt die Mittagspause bis 13.07 Uhr.

Danach wird die Zeugin Jutta E. (siehe Protokoll zum 80. Verhandlungstag) gehört. E. ist Oberamtsrätin an der Außenstelle des Landesamtes für Verfassungsschutz Hessen (LfV) in Kassel. Götzl sagt, es gehe um Gespräche, die E. mit Andreas Te. in der Zeit nach dem 6. April 2006 geführt habe. E. sagt, sie erinnere sich, dass Te. an dem Freitag, dem Tag danach, Urlaub gehabt habe. Ihr damaliger Vorgesetzter Fe., habe sie für Montag beauftragt, den Te. zum Staatsschutzkommissariat des Polizeipräsidiums Nordhessen zu schicken, um nachzufragen, was da jetzt vorgefallen sei: “Das habe ich dann an dem Montagmorgen, ja, Morgen weiß ich jetzt nicht, an dem Montag, gemacht, weisungsgemäß.” An weitere Gesprächsinhalte könne sie sich jetzt so genau nicht erinnern. Götzl fragt, wozu Erkundigungen eingeholt werden sollten. E. sagt, es habe in der Zeitung gestanden oder es sei in den Nachrichten gesagt worden, dass es wohl “im islamistischen Bereich” gewesen sei und das habe damals auch zu “unserem Gebiet” gehört. Ob schon irgend etwas über den Hintergrund des Mordes bekannt ist, hätte nachgefragt werden sollen. Götzl fragt, was mit “islamistischer Bereich” gemeint sei. Es habe geheißen, dass es sich um einen “türkischen Mitbewohner von Kassel” handelt, deswegen sei für sie die Frage gewesen, ob es eine Straftat im islamistischen Bereich gewesen sein könnte, so E.

Götzl fragt, welche Informationen E. selbst gehabt habe. Es sei viel in Zeitung und Fernsehen berichtet worden, dass da ein Mord passiert ist, aber weitere Einzelheiten seien ihr jetzt nicht mehr so erinnerlich. Te. sei an dem Morgen eigentlich wie immer gewesen, habe den Auftrag angenommen, ohne dass er nervös gewirkt habe. Er habe gesagt, dass er sich darum kümmern würde. Der Auftrag habe konkret gelautet, nachzufragen, um wen es sich handelte und ob es schon Hinweise zum Täter gebe. Te. habe zu diesem Zeitpunkt genauso wie sie aus den Medien davon gehört. Sie könne sich nur noch schwach erinnern, dass er gesagt habe, es könne sich wohl um einen bundesweiten Reihenmord, die Tat eines Serientäters handeln. Aber die genaue Wortwahl wisse sie jetzt nicht mehr. Woher er diese Information hatte, habe sie zu dem Zeitpunkt nicht gewusst. Sie habe das nicht direkt thematisiert, er habe nur gemeint, er hätte das irgendwo gelesen oder gehört. Götzl fragt, ob E. noch weitere Gesprächsinhalte in Erinnerung habe. E. antwortet, sie hätten mit Sicherheit in der Woche noch darüber gesprochen. Dann habe sie eine Woche später ihren zweiwöchigen Urlaub angetreten, so dass ihr die Brisanz gar nicht bewusst gewesen sei. Dass Te. dort auch anwesend war, habe sie bis zu diesem Urlaubsantritt nicht gewusst, sie hätten nur über die Dinge gesprochen, die in der Presse standen. Auf die Frage, ob die Rede davon war, dass Te. die Örtlichkeit kennt, sagt E., er habe gesagt, dass er wisse, wo das Café ist, weil das auf seinem Heimweg liege. Aber er habe nichts dazu gesagt, dass er das besuchen würde. Die Tat und ihre Umständen seien zwischen ihnen schon Thema gewesen, aber eigentlich mehr spekulativ: “Was könnte dahinter stecken, wer könnte der Täter sein, aber nichts Konkretes”. Die Spekulationen seien “die Üblichen” gewesen, die auch in den Medien vertreten worden seien, dass es eine Tat im “Drogenmilieu” sein könne. Götzl fragt: “Hat Ihnen gegenüber Te. mal erwähnt, dass er sich dort aufgehalten hat?” E.: “Nein, nie.” Sie habe erst davon erfahren, als sie aus dem Urlaub zurückgekommen sei, da sei Te. schon verhaftet gewesen.

Götzl fragt, wer damals noch bei der Außenstelle Kassel tätig war. E. spricht von drei Personen, Halbtagskräften, die sich die Arbeitszeit geteilt hätten und einem etwas älteren Kollegen namens G. Götzl fragt, an wen sich Te. habe wenden sollen zur Abklärung. In solchen Fällen hätten sie sich meist an das Staatsschutzkommissariat beim PP Nordhessen gewandt. Te. habe laut E. davon gesprochen, dass es sich um eine Serientat handeln könnte, so fragt Götzl, ob das Thema noch einmal aufkam in der Woche. Das könne sein, so E., aber sie könne es jetzt nicht mit Sicherheit behaupten. Diese Information sei für sie zu diesem Zeitpunkt neu gewesen. Sie könne auch nicht mehr sagen, ob sie zu diesem Zeitpunkt etwas dazu in der Presse gelesen hat. Götzl fragt nach einer zeitlichen Einordnung des Gesprächs am Montag. Sie denke, dass sie ihn gleich vormittags darauf angesprochen habe, aber ob er ihr das mit der Serientat zu diesem Zeitpunkt gesagt hat, oder erst als er zurück kam, wisse sie nicht mehr. Es könne sein, dass er diese Tatsache von dort hatte. Götzl fragt, um welchen Zeitpunkt es geht. E.: “Nach dem Staatsschutzkommissariat.” Sie sei sich ziemlich sicher, dass Te. auch dort war, denn Fe. habe ja diese Information haben wollen. Deswegen denke sie, dass Te. gleich am Montag da war. Sie gehe davon aus, dass dann am Dienstag ein Gespräch zwischen Te. und Fe. stattfand und diese Info von Te. an Fe. ging, aber sie könne sich nicht erinnern, dass sie dabei war. Te. sei wohl mit der Abfrage beauftragt worden, weil er die besseren Kontakte zu dieser Dienststelle gehabt habe. Fe. habe Te. dafür öfter eingesetzt. Es habe da keinen besonderen Ansprechpartner gegeben, sie hätten eigentlich mit allen Kollegen vom Staatsschutzkommissariat ein gutes Verhältnis gehabt.

Beim Gespräch mit Te. habe sie keinen Unterschied gemerkt in seinem Verhalten zu anderen Tagen. Er habe ganz normal berichtet, dass er die Information geholt habe, aber mehr hätten sie nicht gesprochen, denn es habe noch keine großen Erkenntnisse über Hintergründe oder Täter gegeben. Sie habe bei Te. keine Unsicherheit bemerkt. Götzl sagt, es liege ein Vermerk von KHK T. vom 2. Mai 2006 vor und fragt, ob E. sich erinnere, dass sie von der Polizei zum Gespräch mit Te. befragt wurde. Das bejaht E. Es seien zwei Kollegen gewesen, einer sei früher beim Staatsschutzkommissariat gewesen, aber mittlerweile bei der Mordkommission. Die Beamten hätten gefragt, ob sie zu einem Gespräch über Te. bereit sei: was Te. für ein Mensch wäre, ob sie ihm das zutrauen würden. Götzl hält vor, dass E. laut Vermerk gebeten worden sei, Te. am Montag zu befragen, weil Te. am Freitag und Fe. am Montag in Urlaub waren. “Befragen” habe sie eigentlich nicht mehr in Erinnerung. Es sei darum gegangen, Te. zum ZK 10 zu schicken. Götzl hält weiter vor, dass laut Vermerk, E. am Montag Te. angesprochen habe, ob er den Namen des Opfers kennen würde und ob es einen dienstlichen Bezug zum VS geben würde. Eigentlich sei es darum gegangen, so E., dass er im Staatsschutzkommissariat in Erfahrung bringen sollte, ob es schon Erkenntnisse zur Person und zu Hintergründen der Tat gibt. Götzl hält den Vermerk weiter vor: Andreas Te. habe E. gesagt, dass er das Opfer nicht kennen und das Internetcafé nicht aufsuchen würde. Dass sie über das Opfer gesprochen hätten, daran könne sie sich nicht erinnern, so E., aber dass er das Café nicht kennen würde, das habe Te. so erwähnt. Götzl sagt, im Vermerk sei die Rede davon, dass er das Café nicht “aufsuchen” würde. Aufsuchen habe Te. nicht gesagt, aber dass er wüsste, wo es ist. Götzl sagt, hier stehe, E. habe Andreas gebeten den Namen des Opfers beim “hiesigen ZK 10, Mü.” abzuklären. Ob sie jetzt direkt einen Namen gesagt habe, daran könne sie sich nicht erinnern, es könne aber sein, dass Mü. für “den Bereich Ausländer” zuständig sei.

Dann stehe hier, so Götzl, dass Andreas weiterhin angegeben habe, dass die Tat keinen regionalen Bezug hätte, weil die Waffe bereits bei mehreren Morden eingesetzt wurde. Sie gehe davon aus, dass er das so gesagt hat, nur woher er das  hatte, das wisse sie wirklich nicht mehr. Zum nächsten Vorhalt aus dem Vermerk, dass sie an dem Montag den Namen des Opfers aus der Zeitung erfahren habe und dann die Sache für sie erledigt gewesen sei, sagt E., das sei vielleicht morgens noch nicht bekannt gewesen. Weiter stehe hier, es sei nicht bekannt, ob Te. noch beim ZK 10 war. Das verstehe sie jetzt nicht, so E., sie gehe davon aus, dass er da war und den Auftrag ausgeführt hat. Sie selbst sei nie in dem Café gewesen, so E. auf Frage. Die Straße, in der das Café liegt, sei sehr lang und sie wisse nicht, in welchem Bereich das Café liegt. Dass Te. Internetcafés aufsucht, sei mal Thema gewesen, denn es sei diskutiert worden, ob es Sinn machen würde, wenn man im Internet schaut, was da geschrieben wird. Sie habe das nicht gemacht und habe auch nicht gewusst, dass Te. das macht. Im Vermerk stehe, so Götzl, dass E. Internetauswertungen über Wiesbaden mache und ihr bekannt sei, dass Te. Internetcafés aufsucht. E.: “Mir sei das bekannt?” Götzl sagt, dass sei nach KHK T. ihre Auskunft gewesen. Vielleicht habe Te. das mal erwähnt, sagt E., aber sie sei jetzt nicht davon ausgegangen, dass er in das Café geht.

Götzl fragt, ob es im Hinblick auf seine Arbeit ein Problem mit dem Besuch von Internetcafés oder bestimmten Internetcafés gegeben habe. Es sei gesagt worden, man könnte doch das ein oder andere mal im Internet recherchieren, antwortet E., aber sie sei der Meinung gewesen, das sei die Aufgabe der Abteilung in Wiesbaden. Götzl fragt, ob es gewünscht war, dass E. oder Te. Internetcafés aufsuchen, oder nicht. Sie sei der Meinung gewesen, dass das nicht ihre Aufgabe ist, aber Te. sei da nicht abgeneigt gewesen, so E. Vielleicht habe er privat, als er seine Frau noch nicht kannte, Seiten besucht, um jemand kennenzulernen. Das sei eine Vermutung “von mir oder uns”. Götzl sagt, im Vermerk stehe, das Internetcafé in der Holländischen Straße und das in der Wolfhager Straße seien jedoch für Te. absolut tabu gewesen. Das hätten sie auch thematisiert, so E., weil Internetcafés meist in Gegenden gewesen seien, “von dem Klientel, das wir beobachtet haben”. Die Holländische Straße sei halt “von vielen Ausländern bewohnt” und Wolfhager Straße sei in der Nähe der Dienststelle gewesen. Diese Cafés hätten nicht besucht werden sollen aus Sicherheitsgründen. Götzl fragt, wie E. Te.s Verhalten beschreiben würde. Ihr und den Kollegen gegenüber sei Te. sehr ruhig, introvertiert gewesen, so E., über Privates habe er fast nichts erzählt. Sie habe ihn für engagiert und korrekt gehalten.

RA Bliwier fragt, ob sich E. auf die Vernehmung vorbereitet habe. E. sagt, sie habe zu Hause und in der Dienststelle versucht zu rekonstruieren, wann ihr Urlaub gewesen sei. Bliwier fragt, ob E., als sie die Ladung erhalten hat, damit verbunden habe, worum es geht. Sie denke, so E., es gehe um den Ablauf, warum sie ihn da hin geschickt habe. Bliwier: “Wie kommen Sie darauf?” Das sei das einzige gewesen, was sie mit Te. im Hinblick auf die Tat zu tun hatte. Alles Weitere habe Te. mit dem Vorgesetzten besprochen. Die Berichterstattung über dieses Verfahren habe sie anfangs stark, dann weniger verfolgt, sagt E. auf Frage. Bliwier fragt, sie habe also nicht verfolgt, dass Te. hier Angaben zu den Gesprächen mit ihr gemacht hat. Im Einzelnen habe sie das nicht getan. Auf Nachfrage sagt sie, sie habe das mit dem Urlaub nachvollziehen wollen. Im Internet sei sie dann auf Vernehmungen von Te. gestoßen und da habe sie einen Teil von gelesen. Sie habe gelesen, dass er ihr gesagt habe, dass es um eine Serientat ging, das mit der Pistole und wann das gewesen sein soll. E. bestätigt, dass sie selbst noch an der Dienststelle tätig sei, Fe. aber nicht mehr. Bliwier fragt, ob E. mit jemandem vom Amt über dieses Protokoll und die Vernehmung hier gesprochen habe. Ein Kollege habe ihr ganze Protokolle der Vernehmung gezeigt und ausgedruckt. Bliwier fragt, was das denn für Protokolle seien, von denen sie berichtet. Wenn sie das richtig gelesen habe, dann sei das die Vernehmung in diesem Gerichtsverfahren. Bliwier sagt, das sei also jemand, der veröffentlicht hat, was Te. hier gesagt hat. Davon gehe sie aus. Bliwier: “Und das hat jemand ausgedruckt und mit Ihnen besprochen?” Bliwier fragt, mit wem sie das auf der Dienststelle besprochen habe. Das sei der Kollege Martin Sch. gewesen, im Grunde sei sie dessen Vorgesetzte. Bliwier fragt, ob sie Sch. gebeten habe, sich da schlau zu machen oder er sich von selbst darum gekümmert habe. Sie habe wegen des Jahres im Internet recherchieren wollen, so E., und er habe geholfen, weil er sich da besser auskenne. Sie bejaht, dass Sch. dann ausgedruckt habe, was man zu der Vernehmung Te.s in der Hauptverhandlung finden konnte.

Bliwier sagt, für ihn sei von Bedeutung, dass E. da mit Sch. und den ausgedruckten Vernehmungen sitze und darüber spreche. Er fragt, ob sie sich in der Situation um eine weitere Quelle bemüht habe, ob es da Vermerke auf der Dienststelle gebe. Das verneint E., sie verneint auch, einen Vermerk gefertigt zu haben über den Auftrag an Te., zum ZK 10 zu gehen. Ob sie seit ihrer Ladung Kontakt zu Herrn Irrgang, Te. oder Fe. gehabt habe, verneint E. ebenfalls. Bliwier sagt, der einzige, mit dem sie über die Thematik gesprochen habe, sei also Sch. E. erwidert, es könne sein, dass Herr G. da auch mal drüber geguckt hat, aber da sei sie sich nicht sicher. Sie habe nur kurz rein geschaut und da seien Lücken im Gedächtnis von Te. gewesen. Bliwier sagt, dass er nicht verstehe, warum E. eigentlich diese Protokolle angeschaut und mit Sch. besprochen habe. Das habe keine Bedeutung gehabt, erwidert E., sie habe sich nur bemüht nachzuschauen, wann sie Urlaub genommen habe. Und im Internet seien sie dann auf das Protokoll gestoßen, aber das sei eigentlich mehr Zufall gewesen. Bliwier fragt, wie sie das recherchiert habe, ob ihr Google etwas sage. E. sagt: “Genau.” Sie habe versucht, über die Hessische Allgemeine etwas zu finden, aber nichts gefunden. Sch. habe nur “NSU” und “Te.” eingegeben, sie wisse nicht, ob noch mehr.

Bliwier hält aus dem Vermerk zum Gespräch am 2. Mai 2006 vor, dass die Teilzeitkraft Gi. angetroffen und im Anschluss E. befragt worden sei. Bliwier: auf die Frage, wann Te. das mit der Waffe gesagt haben könnte, habe E. gesagt, dass sie noch erinnere, dass er von der Waffe gesprochen hat. E.: “Ja, daran kann ich mich erinnern.” Jetzt habe sie in den Raum gestellt, dass er das vom ZK 10 haben könne. E.: “Kann sein.” Bliwier fragt, ob E. im Internet nicht gelesen habe, was Te. dazu gesagt hat. E.: “Nein.” Bliwier fragt, ob E. das überflogen habe, er kenne das nämlich auch. Götzl fragt, um was es gehe. Bliwier sagt, es gebe im Internet einen Blog, wo jemand relativ detailliert die Befragung Te.s protokolliert hat. E. sagt, das habe so ein Format gehabt. Bliwier: “Und sie wollen ernsthaft sagen, dass sie nur einen Teil gelesen haben?” E.: “Ich habe nur einen Teil gelesen.” Bliwier sagt, ihr Interesse sei doch gewesen, die zeitliche Einordnung herauszufinden, dann recherchiere man und finde diese Befragung aufgeschrieben. Er fragt, wenn E. sage, sie habe es überflogen, was man sich darunter vorstellen müsse. Sie habe es quer gelesen, sagt E. Bliwier fragt, ob sie nach bestimmten Begriffen quergelesen habe. Das verneint E., es sei ihr nur um die Jahreszahl gegangen. Dazu müsse sie aber doch nicht das Protokoll lesen, so Bliwier. Das habe sie ja auch nicht, antwortet E. Die Frage, ob sie mittendrin aufgehört habe, bejaht E.: “Es ging hin und her, er konnte sich nicht erinnern, da habe ich aufgehört.” Das sei ca. eine Woche her, dass sie das gelesen habe, sagt E. auf Frage, die Ladung habe sie seit vier Wochen. Bliwier fragt, was der Anlass war, sich das ausdrucken zu lassen. Es sei um die Urlaube gegangen und sie habe festgestellt, dass sie nicht 2007 im April im Urlaub war. Bliwier fragt, wofür sie dann das Protokoll brauche. Das brauche sie nicht, sie sei aus Versehen darauf gestoßen, so E. Bliwier sagt, er würde verstehen, wenn es einen interessiert, was Te. gesagt hat, und das Protokoll dann liest. Er verstehe aber nicht, was E. angegeben hat. E. erwidert, sie habe sich das nicht ausdrucken lassen, das habe der Kollege gemacht. Götzl sagt, in Frageform suggestiv zu unterstellen, dass sie sich das hat ausdrucken lassen, entwerte Bliwiers Befragung. Bliwier fragt, ob E. und Sch. gemeinsam am Rechner gesessen haben, als man diese Suche durchgeführt hat, was E. verneint. Sie sei sogar weggegangen. Sch. habe gesagt, da gebe es ein Protokoll. Sie habe sich das durchlesen wollen, sei aber nicht dazu gekommen, das ganz zu lesen und habe auch festgestellt, dass es darin nichts gegeben habe, was für sie wichtig war. Sie bestätigt, das sie Sch. nicht beauftragt habe, das auszudrucken.

Bliwier fragt, ob Ergebnis der Recherche nur dieses Protokoll war oder weitere Dinge ausgedruckt wurden. Das sei nur das Protokoll gewesen, so E. Bliwier fragt, ob es die Idee gab, dass man im Internet sucht, was Te. hier gesagt hat. Sie hätten nicht damit gerechnet, dass es so etwas gibt, sagt E. Wenn E. hier ernsthaft erzähle, es sei um ihren Urlaub gegangen, verstehe Bliwier nicht, warum dann als einziges Ergebnis der Recherche dieses Protokoll heraus käme. Sie seien beide erstaunt gewesen, dass es so etwas im Internet gab. Sch. habe ihr ein Exemplar mitgegeben, bestätigt E. Sie habe sofort drüber geschaut, dann habe sie es weg gelegt um es später in Ruhe durchzulesen. Es sei ihr aber zu umfangreich gewesen. Es sei auch nichts Neues darin gewesen, oder etwas, was ihr hätte Aufschluss geben können. Bliwier fragt, was er sich darunter vorstellen müsse. E.: Die Frage, was der Grund für ihre Vorladung sein könne. Denn sie habe ihm nur diesen einen Auftrag gegeben und sei dann eine Woche später in Urlaub gefahren. Die Brisanz sei an ihr vorbei gegangen, weil sie in Ägypten gewesen sei. Da habe also nichts Neues gestanden, sagt Bliwier. Nicht auf den Seiten, die sie gelesen habe, so E., und sie habe es dann weggelegt. Als Bliwier fragt warum, sagt Götzl, dazu habe die Zeugin bereits Angaben gemacht. RA Heer beanstandet die Frage förmlich. Darauf Bliwier: er nehme zur Kenntnis, dass Heer an dieser Stelle wieder interveniert, aber das sei dessen Problem. Götzl sagt, es sei das Recht des Verteidigers.

Bliwier fragt, ob E. das Protokoll in der Dienststelle habe liegen lassen, was E. bejaht. Dort liege es es auch immer noch. Sie verneint, sich Notizen gemacht zu haben. Sie habe es sich auch nicht mehr angeschaut oder mit Sch. noch einmal drüber gesprochen. Bliwier fragt, ob aus ihrer Erinnerung in dem Protokoll irgendetwas dazu stand, wann Te. das mit der Waffe erfahren haben will. Darüber habe sie nichts gelesen. Bliwier: vorhin habe E. gesagt, sie wisse nicht, woher Te. das mit der Waffe hatte, aus Medien oder von der Polizei. Das sei sie hier aber gar nicht gefragt worden. Er fragt, ob das auch in dem Protokoll stehe. Das habe sie nicht gelesen, so E. Das habe hier eine große Rolle gespielt, so Bliwier, weil diese Information möglicherweise erst am Montag um 16.40 Uhr bekannt wurde. Bliwier: “Sie bleiben dabei, dass sie das nicht in dem Protokoll gelesen haben.” E.: “Ja.” RAin Lunnebach fragt, ob E. diesen Vermerk vom 2. Mai 2006 nicht gelesen habe, auch nicht bei der Internetrecherche. E. sagt, da sei kein Vermerk gewesen. Sie verneint auch, einen Antrag der Verteidigung Yozgat zu kennen.

RA Narin fragt, ob E. sagen könne, ob das LfV Hessen schon vor dem Mord in Kassel mit der Mordserie befasst war. E.: “Nein, weil wir keine Exekutivbefugnisse haben.“ Frau Dr. Pi. kenne sie, so E. auf Frage. Sie sei Abteilungsleiterin, 2006 sei sie Leiterin des Dezernats Beschaffung und die direkte Vorgesetzte von Te. gewesen. Neben dem Außenstellenleiter sei sie in Wiesbaden die Vorgesetzte gewesen. Narin fragt, ob E. mit Pi. über die Tat gesprochen habe. E.: “Über die Tat?” Wie gesagt, so E., in der einen Woche, in der sie da gewesen sei, gab es keinen Bezug zu Te. Und als sie wieder gekommen sei, habe sie nur gehört, dass Te. verhaftet worden sei. Da hätten sie schon drüber gesprochen, aber sie hätte keine näheren Informationen bekommen.

RA Scharmer fragt, ob E. mit Te. über V-Personen gesprochen habe, die er geführt hat, was E. bejaht. Sie kenne auch Benjamin Gä. Damals habe sie ihn nur vom Namen her gekannt. Nach der Verhaftung Te.s habe sie ihn einmal kurz getroffen. Bei Nachbefragungen sei es nur noch einmal darum gegangen, wann er Te. getroffen oder gesehen hat. Das habe sie zusammen mit Fe. gemacht. Sie habe keinen Vermerk geschrieben, vielleicht Fe. Scharmer fragt, was Gä. denn erzählt habe. Da sei alles sehr lückenhaft gewesen. Es sei nur darum gegangen, ihn zu fragen, wann er Te. denn zum letzten Mal gesehen hat, aber an das Datum könne sie sich nicht mehr erinnern. Scharmer fragt, ob sie noch andere V-Personen zu dem gleichen Komplex befragt habe. Sie könne sich nur an Gä. erinnern. Gä. oder sein Bruder hätten Kontakte zur rechtsextremistischen Szene gehabt, er selber sei ihrer Meinung nach gar nicht direkt in der Szene gewesen. Scharmer sagt, das sei laut Te. seine einzige V-Person in der rechten Szene gewesen, und fragt, wieso E. genau diese V-Person befragt habe. Das sei ihr nicht mehr so ganz erinnerlich, sagt E., es könne sein, dass es da einen zeitlichen Zusammenhang gab. Das müsse sie selber nachschauen, aber sie wisse nicht, ob es noch Unterlagen gibt. Eben habe sie vom islamistischen Bereich gesprochen, auch da habe Te. V-Personen geführt, aber der einzige, den sie vernehme, sei Gä., fragt Scharmer. E.: Sie wisse nur, dass sie den Auftrag bekommen hätten, aber über die Hintergründe sei sie nicht informiert gewesen. Bei dem Treffen sei es nicht um Beziehungen zur rechten Szene gegangen. Sie meine, es sei nur darum gegangen, ihn zu befragen zu seinem letzten Treffen, wie sich Te. da verhalten hat. Aber den Auftrag habe Fe. bekommen, sie sei nur mitgegangen, weitere Treffen habe es nicht gegeben. Scharmer fragt, ob zu Bezügen von Gä. nach Dortmund gefragt wurde. Sie denke, es sei eigentlich nur um das Verhältnis Gä. und Te. gegangen. Dortmund sei ziemlich sicher kein Thema gewesen. Auf die Frage, ob sie gewusst habe, dass zwei Tage vor der Tat in Kassel ein Mord in Dortmund war, antwortet E. sie wisse nicht, ab welchem Zeitpunkt das mit der Mordserie in Verbindung gebracht wurde. Aber das sei sicherlich nach ihrem Urlaub gewesen.

RA Kolloge fragt zum Vermerk. Da stehe, E. habe den Auftrag bekommen, Te. am Montag zu dem Mord zu befragen. E. verneint das, sie habe ihn beauftragt, beim Staatsschutzdezernat Informationen einzuholen, aber nicht befragt. Kolloge weist darauf hin, dass in dem Vermerk gleich Antworten stünden, so dass es Sinn machen würde, dass sie ihn direkt befragt habe. Bundesanwalt Diemer weist drauf hin, dass das ein Vermerk ist, den KHK T. geschrieben hat. Kolloge sagt, im nächsten Satz kämen Antworten von Te., die er E. gegeben und Fragen, die E. ihm gestellt haben soll. Er fragt, ob das zu dem frühen Zeitpunkt an diesem Tag war. Sie sei sich ziemlich sicher, dass sie Te. auftragsgemäß zu dem Staatsschutzkommissariat geschickt habe und sie nehme an, dass sie danach drüber gesprochen haben. Sie könne sich an das mit der Waffe und den bundesweiten Bezug erinnern, aber beim besten Willen nicht an den Zeitpunkt.

Auf Frage von RAin Pinar sagt E., sie habe durch den Anruf der Kollegin Gi. am Abend bevor sie wieder habe arbeiten müssen von der Festnahme Te.s erfahren. Die habe ihr gesagt, dass Te. im Zusammenhang mit dem Mord im Internetcafé verdächtigt werde. Sie seien alle erstaunt gewesen und das habe ihm keiner zugetraut. Sie habe irgendwann erfahren, woraus sich der Verdacht ergeben hat, das müsse alles nach ihrem Urlaub gewesen sein. Es habe geheißen, dass Te. an dem Tag im Internetcafé eingeloggt war und er sich verdächtig gemacht hat, weil er sich nicht als Zeuge gemeldet hat. Sie meine, dass sie das von Fe. erfahren habe. Pinar fragt: “Haben Sie dann nicht gesagt: Komisch, mir hat er gar nicht gesagt, dass er in dem Café war?” Sie hätten sicher im Kreise der Dienststelle darüber gesprochen. Stahl beanstandet, aber Götzl sagt, die Frage sei noch nicht gestellt. Die Frage Pinars, ob es Anweisungen gegeben habe auf der Dienststelle ein Gedächtnisprotokoll zu schreiben, verneint E. Stahl beanstandet die Frage als nicht zur Sache gehörig. Pinar fragt, ob es eine dienstliche Ermittlung gegeben habe gegen Te. E. verneint das, die Ermittlungen hätten ja bei dieser Mordkommission gelegen. Absprachen, wie man sich verhält, wenn man zu einer Vernehmung geladen wird, habe es nicht gegeben.

Auf Frage von RAin Wierig sagt E., es habe keine schriftliche Anweisung gegeben, das Café nicht zu besuchen, aber es sei aus Sicherheitsgründen nicht üblich gewesen. Wierig sagt, wenn sich trotzdem jemand dort aufhalten würde, dann wäre es sicher nicht sinnvoll gewesen, das offen zu machen und das Auto davor zu parken. Sie fragt, ob Te. den Eindruck eines großen Selbstbewusstseins gemacht habe. E. antwortet, sie würde sagen, dass Te. schon sehr selbstbewusst war. Er sei ehrgeizig und fleißig gewesen und das sei von vielen Vorgesetzten auch anerkannt worden. Seine Arbeit sei gelobt und er sei Kollegen als Vorbild vorgestellt worden. Wierig fragt, ob Te. protegiert wurde. Das gehe vielleicht ein bisschen zu weit, so E. Wierig fragt, welche Person diese Anerkennung in besonderem Maße ausgesprochen habe, aber Stahl beanstandet die Frage wieder als nicht zur Sache gehörig. Götzl lässt die Frage zu. Es seien die direkten Vorgesetzten, Fe. und Pi. gewesen, so E.

RA Bliwier sagt, irgendwann habe E. ja erfahren, dass Te. tatsächlich im Internetcafé war, also habe Te. ihr gegenüber die Unwahrheit gesagt. Habe sie Te. in irgendeiner Weise danach gefragt, will Bliwier wissen. Die Gelegenheit habe sie nicht mehr gehabt, denn nach ihrem Urlaub habe sie ihn nie wieder gesprochen. Als er noch einmal im Büro war, sei sie nicht da gewesen. Sie wisse heute, dass es eine Telefonüberwachung gegeben hat, bejaht E. RAin Lunnebach fragt, ob E. wisse, dass Irrgang morgen geladen ist. Das wisse sie durch Frau Pi., ebenso, dass Fe. heute eigentlich gehört werden sollte. Auf Frage sagt E., sie habe aber weder mit Fe. noch mit Irrgang gesprochen. Die Vernehmung endet um 14.48 Uhr.

Götzl bittet RAin Basay, ihren Beweisantrag zum kognitiven Interview Te.s zu überprüfen, da gebe es Abweichungen. RA Bliwier regt an, weil Fe. heute nicht gehört werden könne, Te. für morgen abzuladen. Götzl sagt, dann ginge aber die Zeit morgen verloren.

RA Bliwier stellt einen Beweisantrag auf Vernehmung der Zeugen KD Gerald Ho. vom PP Nordhessen und Karl-Heinz S. vom hessischen Landespolizeipräsidium. Die Zeugen würden bekunden, dass sie am 31. Mai 2006 miteinander telefonierten. Ho. sei dabei als Vorgesetzter der Beamten der “MK Café” seiner Berichtspflicht nachgekommen. Inhalt des Gesprächs sei gewesen, dass die TKÜ-Maßnahme bei Te. “kritische Feststellungen” hinsichtlich des Verhaltens der Vorgesetzten des Beschuldigten Te. erbracht habe. Ho. führe aus, dass die Gefahr bestehe, dass Te. relevante Ermittlungsinhalte durch seine Vorgesetzten mitgeteilt werden könnten. Ho. habe S. informiert, dass insbesondere der Zeuge Fe. Te. konkrete Inhalte von Absprachen mitgeteilt habe, und die Zeugin Dr. Pi. Te. dahingehend beraten habe, sich anwaltlich vertreten zu lassen. Die Zeugen würden außerdem bekunden, dass sie angesichts ihrer Kenntnisse aus der TKÜ zu der Einschätzung gekommen seien, Te. werde seitens des LfV dahingehend beraten, seine Kooperationsbereitschaft im Rahmen der Ermittlungen aufzugeben. Eine Rücksprache mit der StA Kassel habe ergeben, dass diese zur Zeit noch keinen Verdacht des Verrats von Amtsgeheimnissen sehe. S. werde bekunden, dass er einen Vermerk über die Telefonate gefertigt und zur Verfahrensakte gebracht habe. Zweitens beantragt Bliwier, einen Aktenbestand aus dem Bundestags-Untersuchungsausschuss beizuziehen, der u.a. den entsprechenden Vermerk enthalte. Daraus würden sich weitere Anhaltspunkte ergeben, dass der damalige Beschuldigte Te. durch seine Vorgesetzten über Inhalte der gegen ihn geführten Ermittlungen informiert wurde. Die Beweiserhebung sei wichtig für die Befragung von Irrgang und Fe., so Bliwier. Auch für die Überprüfung der Glaubhaftigkeit der Angaben Te.s seien die im Beweisantrag genannten Zeugen ergiebig. Die „MK Café“ sei damals davon ausgegangen, dass Informationen an den Beschuldigten weitergegeben wurden. Damit ergäben sich weitere Tatsachen, die für die Beeinflussung des Verfahrens durch Mitarbeiter des LfV sprechen. Es sei in der Hauptverhandlung bereits unter Beweis gestellt worden, dass der Zeuge Fe. in einem Telefonat Te. Einzelheiten zum Ermittlungsverfahren dargelegt und den Wissensstand der Polizei mit dem des LfV, namentlich von Irrgang, verglichen habe. Es sei offenkundig, dass ein vollständiger Aktenbestand zu den Steuerungen des LfV im Zusammenhang mit dem Aussageverhalten Te.s noch nicht vorliegt. Es sei davon auszugehen, dass sich aus der beizuziehenden Akte weitere Anhaltspunkte für einen Informationsweitergabe aus dem LfV an Te. ergeben werden. Die Akten würden im Bundestags-Untersuchungsausschuss zur Verfügung stehen und könnten von da angefordert werden. In den Akten, die der GBA an seinem Dienstsitz zur Verfügung stellt, finde sich dazu nichts. Die Akten seien den Verfahrensbeteiligten hier offenbar überhaupt nicht zur Verfügung gestellt worden. Bliwier beantragt, den Vermerk des Zeugen S. zur Vorbereitung hier zu verlesen.

Der Verhandlungstag endet um 15.04 Uhr.

Es bleibt festzuhalten, wie auf dem Weblog NSU-Nebenklage zu lesen:
„Das Landesamt für Verfassungsschutz bleibt bislang ein Hort der Verwirrung, nicht der Aufklärung.“


Protokoll 92. Verhandlungstag - 12. März 2014

Heute wurde der ehemalige Direktor des hessischen Landesamtes für Verfassungsschutz Lutz Irrgang vernommen. Es ging um Gespräche zwischen Irrgang und Andreas Te. nach dem 06.04. 2006, an dem Halit Yozgat in seinem Internetcafé ermordet wurde. Zudem ein weiteres Mal der Mitarbeiter Andreas Te des Landesamtes für Verfassungsschutz, der noch einmal geladen wird.

Zeugen:

	Lutz Irrgang (ehemaliger Direktor des hessischen Verfassungsschutzes)
	Andreas Te. (Ex-Verfassungsschützer, zum Tatzeitpunkt des Mordes an Halit Yozgat am Tatort)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. Die Nebenkläger_innen, die schon gestern anwesend waren, sind auch heute wieder da. Zusätzlich sind auch Yvonne Boulgarides und Tochter anwesend.

Zu Beginn stellt Nebenklagevertreter RA Narin den Beweisantrag, Frau Dr. Iris Pi. (siehe Protokoll zum 91. Verhandlungstag) zu laden. Die Zeugin werde bekunden, so Narin, dass sie dem Zeugen Te. und dessen Mitarbeiter im Bereich der Quellenführung mit Schreiben vom 24.3.2006 über die bundesweite Mordserie türkischer und eines griechischen Kleinunternehmers dienstlich unterrichtete und Te. und dessen Kollegen beauftragte, Erkundigung über den Sachverhalt einzuholen und V-Personen zu der Mordserie zu befragen. Außerdem hätten Te. und dessen Kollege eine vom BKA erstellte grafische Darstellung erhalten, auf der die bis zum damaligen Zeitpunkt ermordeten sieben Männer und, den jeweiligen Morden zugeordnet, zwei Pistolen, eine Waffe Kaliber 6,35 mm und eine Ceska 83, zu sehen seien. Die Grafik enthalte außerdem Anmerkungen zu den einzelnen Straftaten. Die Beweiserhebung sei für die weitere Aufklärung der Mordserie, insbesondere im Hinblick auf die Glaubwürdigkeit des Zeugen Te., erforderlich.

Pi. sei laut der Zeugin E. 2006 Dezernatsleiterin Beschaffung des LfV Hessen gewesen und damit die Vorgesetzte Te.s. Sie habe Te. am 24.3.2006 beauftragt, die von ihm geführten V-Personen zur Mordserie zu befragen. Weniger als zwei Wochen später, am 6.4.2006 habe sich Te. nach eigenen Angaben zufällig und privat bei der Ermordung von Halit Yozgat in dessen Internetcafé aufgehalten. Am 10.4.2006 habe Te. seiner Kollegin E. gesagt, dass der Mord keinen regionalen Bezug habe, da die Waffe bereits bei mehreren Taten im gesamten Bundesgebiet eingesetzt worden sei. Im gleichen Gespräch habe Te. jedoch geleugnet, dass es einen dienstlichen Bezug zum LfV gebe, obwohl Te. zu diesem Zeitpunkt offenbar gewusst  habe, dass die Tat der Serie zuzuordnen ist, die er gemäß Auftrag vom 24.3.2006 zu bearbeiten gehabt habe. E. habe hier angegeben, dass ihr nicht bekannt gewesen sei, ob das LfV bereits vor der Ermordung Yozgats mit der Mordserie befasst war. Wenn sie die Wahrheit sage, sei davon auszugehen, dass ein bestimmter Kreis  von Personen im LfV über tatrelevante Kenntnisse verfügte, welche den Polizeibehörden bisher offenbar vorenthalten worden seien.

So habe der für Geheimschutzangelegenheiten zuständige Mitarbeiter des LfV Te. in einem abgehörten Telefongespräch am 9.5.2006 nahegelegt, so dicht wie möglich an der Wahrheit zu bleiben, weiter habe der LfV-Mitarbeiter gesagt, Te. müsse sich überlegen, wann er zum ersten Mal von einer bundesweiten Mordserie gehört habe und wann ihm klar geworden sei, dass er sich an einem der Tatorte aufgehalten habe. Auch Pi. habe der Polizei gegenüber gesagt, dass der Aufenthalt Te.s in dem Internetcafé aus dienstlichen Gründen absolut nicht nachvollziehbar sei, habe hierbei allerdings verschwiegen, dass das LfV selbst bereits dienstlich mit der Mordserie befasst gewesen sei. Für eine steuernde Einflussnahme auf das Aussageverhalten Te.s durch einzelne Mitarbeiter des LfV spreche auch, dass Pi. mit Te. in einem abgehörten Telefonat verabredet habe, sich in einem Vier-Augen-Gespräch über den Sachverhalt auszutauschen. Das Treffen habe am 14.6.2006 auf einer Autobahnraststätte stattgefunden und sei von der “MK Café” observiert worden. Die von Pi. zu tätigenden Angaben würden außerdem mit der Aussage des beim BKA für die Ermittlungsgruppe “Ceska” verantwortlichen Kriminaldirektors Christian Hoppe vor dem UA des Bundestages korrespondieren. Hoppe habe angegeben, dass im März 2006 ein gezielter Austausch mit dem LfV Hessen stattgefunden habe, das BKA habe den Sachverhalt vorgestellt und gebeten, die Mordserie auf der Jahrestagung der Aufklärer vorzustellen.

Es folgt der Zeuge Lutz Irrgang, 72, Jurist, von 1999 bis 2006 Leiter des LfV Hessen. Götzl sagt, es gehe um Gespräche zwischen Irrgang und Te., insbesondere nach dem 6.4.2006. Irrgang sagt, zum Tattag sei er in Osterurlaub gewesen, nach seiner Rückkehr habe er nichts über das Ereignis in Kassel erfahren. Es habe dann noch eine Woche gedauert, bis er an einem Freitagabend den Anruf bekommen habe, dass Te. unter Mordverdacht stehe und die Ermittlungsbehörden so schnell wie möglich Unterlagen bräuchten.Am folgenden Samstag habe er das Amt besetzt und die erbetenen Unterlagen zusammenstellen lassen. Dann habe noch der Polizeipräsident angerufen. Die Unterlagen seien dann noch am Samstagnachmittag an den Landespolizeipräsidenten in Kassel abgegangen. Dann habe es noch ein Telefonat mit ihm gegeben. Der habe gefragt, ob er, Irrgang, sich auf den gesamten Sachverhalt einen Reim machen könne: “Das konnte ich nicht.” Der Landespolizeipräsident habe dann darum gebeten, dass sich Irrgangs Behörde möglichst aus dem gesamten Sachverhalt zurückziehen solle, dass keinerlei Kontakt mit der Polizei entstehen solle, soweit keine Fragen entstehen würden. Es sei ihm sehr wichtig gewesen, weil es ein für die hessische Polizei sehr wichtiger Fall sei.

Zu dieser Zeit habe Te. in U-Haft gesessen und sie hätten den Dienstbetrieb der Außenstelle in Kassel in irgendeiner Weise aufrecht erhalten, Quellenübergaben machen, auch für die Sicherheit der Dienststelle sorgen müssen. Sie hätten ja nicht gewusst, was los ist. Mehr habe er nicht erfahren, das habe das Sicherheitsreferat im Hause erledigt. Soweit er wisse, habe die Polizei, “das ist ihr gutes Recht”, die Maßnahmen seines Hauses auch “durch technische Maßnahmen begleitet”. Das habe sich erst später herausgestellt und sei “nicht ganz unproblematisch” gewesen. Aber es habe funktioniert und er habe sich, “eingedenk der Zusage” an den Landespolizeipräsidenten auch vollkommen zurückgehalten.

Te. sei dann nach diesem Wochenende aus der U-Haft entlassen worden, daraufhin habe das Sicherheitsreferat auch mit ihm Kontakt aufgenommen. Er habe Te. aufgefordert, eine schriftliche dienstliche Erklärung abzugeben zu dem Sachverhalt, was Te. auch gemacht habe. Te sei dann für drei Monate suspendiert worden, währenddessen habe er zu Te. keinen Kontakt gehabt. Es habe mit Te. nur noch einmal einen persönlichen Kontakt gegeben. Nachdem sich das Verfahren hingezogen habe, sei es nötig geworden, Te. bis auf weiteres zu “dementieren”. Das sei dann im Frühsommer gewesen, drei Monate nach der ursprünglichen Suspension. Te. habe ins Amt kommen müssen und im Beisein der Verwaltungsabteilung und des Sicherheitsreferates habe er ihn dann empfangen, ihm die Suspension bis auf weiteres ausgehändigt. Und bei diesem Verwaltungsakt habe er zu Te. gesagt, daran erinnere er sich noch sehr deutlich, wenn Te. ihm noch irgendetwas zu sagen habe, dann sei das jetzt der letzte mögliche Zeitpunkt. Er habe ihn daran erinnert, dass er inzwischen Vater geworden war: “Wörtlich: Sie haben jetzt einen kleine Jungen, denken Sie daran, was sie ihm schuldig sind.” Te. habe gesagt, dass er nichts zu sagen habe, es bleibe bei seiner dienstlichen Erklärung. Götzl fragt, wie bei der dienstlichen Erklärung der Kontakt zustande kam. Irrgang sagt, entweder sei das Sicherheitsreferat zu ihm raus gefahren oder Te. habe die geschickt, das wisse er nicht mehr, er habe hier “keinen dienstlichen Rückhalt”. Irrgang: “Jedenfalls hielt sich die dienstliche Erklärung in dem, was ich in der Zeitung lese, hat sich daran nichts geändert.”. In der Erklärung habe Te. nur den Aufenthalt bestätigt, aber sonst nichts weiter. Götzl fragt nach dem Inhalt der Erklärung. Irrgang sagt er habe “keinen dienstlichen Rückhalt”, er erinnere sich nicht, ob Te. da noch Details abgeliefert hat. Te. habe seines Erachtens die Sache bedauert, aber es habe sich eigentlich mehr im Abstrakten gehalten. Zwischen ihm und Fe. habe es keinen Kontakt bezüglich Te. gegeben, Fe. habe der Operativabteilung angehört, für die es einen Leiter gegeben habe. Götzl hält aus dem TKÜ-Protokoll eines Gesprächs zwischen Te. und Fe. (siehe Protokoll zum 80. Verhandlungstag) vor: “Fe.: Und wie du das beim Irrgang gemacht hast. Und hast dich nicht so verhalten, wie mir gesagt wurde, so restriktiv wie bei der Polizei, also du hast denen alles dargestellt.” Irrgang sagt, er könne ausschließen, ein Gespräch mit Te. gehabt zu haben. Er gehe davon aus, dass Te.s dienstliche Erklärung gemeint sei, aber er wisse nicht, ob es so ist. Er habe keine Informationen, welche Unterlagen Fe. möglicherweise vorgelegen haben, so Irrgang, aber diese Abwicklung nach der Festnahme und danach habe das Sicherheitsreferat gemacht. Zuständig sei Regierungsdirektor He. gewesen, die Beamten des gehobenen Dienstes könne er heute so nicht mehr darlegen, es sei ja ein “Riesenaufwand” gewesen, der sich da entwickelt habe.

Götzl fragt, ob Irrgang eine Erklärung für diese Äußerung Fe.s habe, woher Fe. diese Informationen haben könne. Irrgang verneint das. Man müsse sich vorstellen, dass das eine “Riesenaufregung” gewesen sei, er wisse nicht, über was die Kollegen da alles geredet haben und welche Gerüchte da möglicherweise auch aufgetreten seien, und die man versucht habe zu klären. Götzl hakt nach, es gehe ja in dem Gespräch um das Auftreten Te.s Irrgang gegenüber. Irrgang wiederholt, er habe Te. gar nicht getroffen, sondern nur die dienstliche Erklärung gekannt, getroffen habe er Te. dann erst im Sommer bei der Dimission. Götzl fragt, ob Irrgang Informationen dazu habe, wie sich Te. gegenüber dem Sicherheitsreferat verhalten hat, ob da inhaltliche Informationen zum Ablauf am 6.4.2006 gegeben wurden. Irrgang spricht von operativen Dingen, die hätten geregelt werden müssen, und sagt dann, er habe jedenfalls nichts erfahren, was zu diesem Tattag geschehen sei. Unmittelbar beauftragt gewesen, Kontakt mit Te. aufzunehmen, sei ein Beamter des gehobenen Dienstes, dessen Name ihm jetzt nicht einfalle, aber der Leiter He. sei mindestens einmal in Kassel gewesen. Und das Sicherheitsreferat habe mit der Polizei verhandelt, ohne, “eingedenk des Wunsches des Landespolizeipräsidenten”, irgendeinen Einfluss zu nehmen. Götzl fragt, was das für Unterlagen waren, die Irrgang gleich am Anfang habe übersenden lassen. Da sei es um Terminkalender gegangen, um Dienstreisen, Krankmeldungen, Fortbildungstermine, so Irrgang. Die Frage, ob er Te. vor der Suspendierung persönlich gekannt habe, bejaht Irrgang, das Amt sei ja nicht so groß. Er habe Te. aber nicht eingestellt. Das Amt sei zeitweise sehr verkleinert gewesen, dann habe sich gezeigt, dass die Personalausstattung nicht ausreicht und sein Vorgänger habe dann das Angebot aufgegriffen, dass überzählige Postbeamte eine Chance bekommen. Dazu habe Te. gehört. Irrgang: “Ich bin mal ganz vorsichtig: wir waren mit der Akquisition nicht immer ganz zufrieden.” Allerdings habe er bei Te. den Eindruck gehabt, dass der ein durchaus geeigneter Mann für diesen Beruf gewesen sei und er habe Te. dann auch für die Ausbildung zum gehobenen Dienst vorgeschlagen, die Te. mit “achtbarem Erfolg” beim Regierungspräsidium Kassel absolviert habe. Zuletzt gesehen habe er Te. im Winter 2005/2006 bei einer Veranstaltung des Hauses, aber nicht mit ihm gesprochen. Te. sei der Außenstelle Kassel zugewiesen worden, weil er aus dem nordhessischen Bereich war. Es sei ein Anliegen gewesen, die Außenstelle personell aufzubessern und “landsmannschaftlich jemand anzubieten, der mit der dortigen Bevölkerung zurecht kam”. Ein oder zwei Mal habe er sich mit Te. über dessen Heimat unterhalten. Irrgang bestätigt, bis zum 31.10.2006 Leiter des LfV gewesen zu sein. Götzl sagt, Irrgang habe die Unruhe im Amt geschildert und fragt welche Informationen zur Rolle von Te. denn jetzt vorgelegen hätten. Irrgang: “Nach der ersten Aufregung fand das Haus zu seiner Disziplin zurück.” Er sei sehr beeindruckt, dass die Kollegen das mit sehr großer Ruhe verarbeitet hätten. Zunächst sei ja auch Ruhe gewesen, die Polizei habe ermittelt. Im Frühsommer habe er dann einen Anruf bekommen, nicht vom Polizeipräsidenten, sondern von den Ermittlern selbst. Da sei ein Gespräch vorgeschlagen worden. Er habe sich erkundigt, ob der Polizeipräsident und ein Staatsanwalt dabei seien, was ihm nicht habe zugesagt werden können. Daraufhin habe er auf das Gespräch vorerst verzichtet. Eine Woche später sei dann Te. als Verfassungsschützer in der Öffentlichkeit genannt worden. Dann habe es dazu natürlich parlamentarische Aktivitäten sowohl im Ausschuss für den VS als auch im Innenausschuss gegeben. Der Datenschutzbeauftragte des Landes Hessen habe die Entscheidung seines Hauses, sich zurückzuhalten, für vertretbar gehalten. Dann habe es ein Gespräch mit dem Generalstaatsanwalt des Landes Hessen gegeben, da sei er natürlich sofort erschienen. Und da sei auch der leitende OSta aus Kassel anwesend gewesen. Sie hätten sich darauf geeinigt, dass die Dinge, die der Staatsanwalt braucht, in Frageform an sie gerichtet werden. Diese Anfrage sei noch in seiner Dienstzeit gekommen. Er habe dazu ein seiner Erinnerung nach durchaus “wohlwollendes Votum” gegeben, man könne hier schon mehr sagen zu den Funktionen und Aktivitäten. Die Staatsanwaltschaft habe ja die Quellen wissen wollen. Aber er habe auch auf die Risiken hingewiesen, es seien auch zwei Quellen von Bedeutung dabei gewesen, aber nicht “im Rechts-Bereich”, sondern im “Ausländerbereich”. Das Ministerium habe dazu ein Votum der Bundesbehörde eingeholt, und die habe von der Offenlegung abgeraten. Das sei seine letzte Information gewesen, er sei dann in Pension gegangen. Auf Nachfrage sagt Irrgang, man habe seitens der StA die Quellen wissen wollen und dann auch an die Quellen heran gewollt.

Götzl sagt, ihn interessiere noch eine ganz andere Frage. Es sei ja ein Mitarbeiter verhaftet worden als Verdächtiger einer Mordtat: “Wollten Sie jetzt nicht möglichst schnell eine Klärung herbeiführen, welche Rolle Te. jetzt spielte?” Es stelle sich doch dann die Frage, inwieweit das den Tätigkeitsbereich des Hauses berührt. Irrgang sagt, es habe keine weiteren Anhaltspunkte gegeben. Götzl fragt, was denn jetzt der Stand von Irrgangs Informationen bis zum 31.10.2006 über die Rolle von Te. war bezogen auf die Ereignisse 6.4.2006. Irrgang: “Mit seiner Entlassung aus der U-Haft galt für mich uneingeschränkt die Unschuldsvermutung.” Götzl sagt, das sei ein Begriff, über den man sich unterhalten könne, aber es gehe doch um einen Sachverhalt der für die Behörde Konsequenzen haben kann, da stelle sich doch die Frage, was die Rolle von Te. war. Irrgang sagt, er dürfe daran erinnern, dass der Landespolizeipräsident sich jegliche Einmischung verbeten habe, deshalb hätten sie sich zurückgehalten. Der Mann sei auch angehalten, sich in der Öffentlichkeit zurückzuhalten, nicht an die Presse zu gehen. Eine Anfrage des “Spiegel” hätten sie an Te. weiter geleitet, Te. habe aber darauf verzichtet. Für sie sei in diesem Augenblick nichts weiter zu tun gewesen: “Wir mussten versuchen unsere Arbeit zu machen, unsere Quellen zu retten, unsere Quellen nicht zu verunsichern.” Und selbst der Datenschutzbeauftragte habe das zumindest für ein vertretbares Verfahren gehalten. Götzl erwidert, Irrgang habe ja selbst gesagt, die Ermittlungs-behörden seien an sein Haus herangetreten, um Informationen zu bekommen, also habe die Staatsanwaltschaft ja nicht vor sich hin ermittelt, sondern habe Aufklärungsbedarf gesehen, der nur über Irrgangs Haus geklärt werden könne. Irrgang sagt, das sei ja erst im August gewesen. Weitere Nachfragen von Götzl. Irrgang sagt, Veränderungen der Informationen hätten sich in seiner Amtszeit nicht ergeben. Er, Irrgang, sei im Urlaub gewesen, was er wisse, sei, dass Te. in diesem Lokal gechattet habe und dann gegangen sei. Götzl sagt, um diese Informationen gehe es. Irrgang sagt, er wisse nur, dass Te. am Nachmittag wohl dieses Tattages in dem Geschäftslokal gewesen sei und es verlassen habe, ohne den Eigentümer anzutreffen. Und wenn er sich richtig erinnere, habe Te. wohl auch noch das Geld auf den Tisch gelegt für die “gehabte Dienstleistung”, mehr wisse er nicht. Auf Frage sagt Irrgang, er könne es sich so vorstellen, dass diese Informationen aus Te.s dienstlicher Stellungnahme stammen. Es folgt eine Pause bis 11.17 Uhr.

Danach fragt Götzl, was denn Ergebnis der Kontakte der Sicherheitsabteilung mit Te. gewesen sei. Irrgang antwortet, die Abteilung sei auch von Te.s Unschuld ausgegangen. Die Sicherheitsabteilungen in den VS-Behörden hätten eine gewisse Eigenständigkeit gehabt, so Irrgang, um die Vertrauensbasis zu den Betroffenen so aufzubauen, dass nach Möglichkeit irgendetwas in Erfahrung gebracht werden konnte, dass den Leuten so viel Vertrauen “eingeflößt” worden sei, dass sie sich offenbaren. Er habe jedenfalls keine Informationen bekommen, die sein Urteil hätten ändern können. Das habe exakt der dienstlichen Erklärung entsprochen, die immerhin Grundlage für das Disziplinarverfahren gewesen sei. Das Verfahren habe er zunächst dem stellvertretenden Direktor übertragen, das Ministerium habe es aber ans Regierungspräsidium Darmstadt übertragen. Dinge, die nicht direkt mit dem Fall zu tun hatten, aber durchaus auch mit dem Verfahren, seien wegen des Verbots der Doppelbestrafung eingestellt worden. Auf Nachfrage dazu sagt Irrgang, man habe ja etwas bei Te. gefunden, und bestätigt dann, dass es “diese Geschichte” mit der Munition gewesen sei. Götzl fragt, ob das bedeute, dass Irrgang da nicht vollständig von der Sicherheitsabteilung informiert wurde. Irrgang sagt, dass er informiert worden wäre, wenn es etwas Gravierendes gegeben hätte, aber es habe sich nichts Neues ergeben. Götzl sagt, ob zu den Taten und Tötungsdelikten, die hier verhandelt werden, in Irrgangs Haus mal Ermittlungen angestellt wurden. Soweit er sich erinnere, habe Te. zwei ausländische Quellen gehabt und dann eine dritte Quelle bekommen, die hier auch gehört worden sei. Der Schwerpunkt von Te.s Arbeit habe seiner Erinnerung nach im “Ausländerbereich” gelegen. Auf Frage sagt Irrgang, er habe keine Kenntnis, ob Te. mal von einem seiner Vorgesetzten beauftragt wurde, Ermittlungen im Hinblick auf die Tötungsdelikte “zum Nachteil” türkischer Kleinunternehmer tätig zu werden.

Auf Frage von Bundesanwalt Diemer nach dienstrechtlichen Konsequenzen eines Besuchs in dem Internetcafé sagt Irrgang, dass das beanstandet worden wäre, wenn Te. in der Dienstzeit dort Privatangelegenheiten nachgegangen wäre. OSta Weingarten sagt, so ein Sachverhalt habe ja auch eine innerbehördliche Dimension und fragt, ob es möglicherweise eine berufliche Veranlassung gegeben hat, sich zu diesem Zeitpunkt am Tatort aufzuhalten. Das verneint Irrgang, es sei offenkundig geworden, dass Te. sehr oft dort verkehrt und Privates abgewickelt habe, diese Auskunft habe er, Irrgang, bekommen. Weingarten fragt, ob es im Rahmen der parlamentarischen Aktivitäten, Aufträge an Irrgang gegeben habe, Stellung zu der Frage zu nehmen, ob es eine berufliche Beauftragung an Te. gegeben hat, sich dort aufzuhalten. Das verneint Irrgang. Weingarten fragt, ob die Quellen Te.s dazu befragt wurden. Irrgang: “Darüber habe ich keine Informationen bekommen.” Weingarten sagt, es habe demnach also rein verwaltungsinterne Ermittlungen nicht gegeben. Irrgang sagt, das Disziplinarverfahren sei nach Darmstadt gegangen, deswegen habe er keine Informationen bekommen. Weingarten sagt, es erscheine ihm nicht plausibel, dass nicht nach dienstlichen Bezügen gefragt wurde. Irrgang sagt, zuerst einmal sei er nur Direktor. Dann sagt er, es habe sie alle ziemlich entsetzt, dass Te. sich dort aufgehalten und vergnügt habe: “Das wäre, hätte es nicht das große Verfahren gegeben, von mir auch sanktioniert worden.”

Nebenklagevertreter RA Bliwier fragt, ob Irrgang bekannt geworden sei, dass es erhebliche Spannungen zwischen Polizei und LfV gegeben habe. Ihm sei, so Irrgang, nur eine Kontroverse über die “unqualifizierte Bemerkung” eines Beamten zur Offenbarung von Quellen bekannt geworden, der wohl gesagt habe, auf so eine Behauptung hin könne man nichts offenbaren. Auf den Vorhalt Bliwiers, ob das die Äußerung war, wenn das so einfach wäre, brauche man nur eine Leiche neben einen V-Mann zu legen und schon wäre der Dienst lahmgelegt, sagt Irrgang, das könne sein. Bliwier sagt, es habe am 19.6. ein Gespräch zwischen Staatsanwalt, “MK Café” und LfV gegeben, da seien als Ziele der Polizei und der Staatsanwaltschaft vorgetragen worden: die Vernehmung der vom Tatverdächtigen geführten V-Personen, die Übergabe der dienstlichen Erklärung und die Einsicht in die Sicherheitsüberprüfung des Tatverdächtigen. Das hänge seiner Erinnerung nach zusammen mit dem Versuch, dass man insbesondere an die Quelleninformationen und die persönlichen Informationen des Te. habe kommen wollen, so Irrgang. Ob das der Versuch des Anrufs war, den er geschildert habe, wisse er nicht mehr: “Ich wäre der Polizei gerne entgegengekommen, wenn der Polizeiverwalter oder ein Staatsanwalt bei diesen Gesprächen dabei gewesen wäre.” Auf Frage von Bliwier sagt Irrgang, er drücke sich hier vor nichts, aber er könne nicht genau sagen, ob er von dem Ereignis unterrichtet wurde. Bliwier sagt, Ergebnis sei gewesen, dass He. alle drei Anliegen zurück gewiesen habe. Das sei ihm dieser Weise nicht bekannt geworden, so Irrgang. Auf die Frage, ob es in dieser brisanten Angelegenheit denkbar sei, dass He. so etwas ohne Rücksprache mit Irrgang zurück weist. Irrgang: “Das muss ich so annehmen, ja.” Bliwier sagt, ein Herr S. vom Landespolizeipräsidium habe an dem Gespräch teilgenommen und in einer E-Mail zusammengefasst, dass die den LfV-Vertretern erläuterten Verstöße gegen Sicherheitsbestimmungen von diesen heruntergespielt worden seien, dass laut KD Ho. von Beginn an keine Bereitschaft zur Kooperation bestanden habe, man habe es ja “nur mit einem Tötungsdelikt zu tun”, man stelle Geheimhaltung über die Aufklärung der Verdachtsmomente gegen einen LfV-Mitarbeiter. Irrgang sagt, dass es zunehmend zu einem Dissens gekommen sei, habe er schon gespürt, er sei aber der Meinung, dass sich das durch das Gespräch mit dem Generalstaatsanwalt und dem OSta habe ausräumen lassen. Das sei aber im August gewesen, so Bliwier, und bei Mordermittlungen gehe es um Zeit. Irrgang sagt, dieser Duktus sei jedenfalls nicht mit ihm besprochen worden. Zu einem Gespräch mit dem Polizeipräsidenten Henning sagt Irrgang, das sei der Polizeipräsident von Kassel, der habe ihn in der Nacht nach der Festnahme angerufen und dann habe es noch einmal Kontakt mit ihm gegeben, weil sie das Gefühl gehabt hätten, dass Te. gefährdet war “durch Aktivitäten von Leuten die mit dem Fortgang des Verfahrens nicht einverstanden waren”. Das Gespräch sei am 27.6. gewesen, so Bliwier. Irrgang sagt, er habe nochmal im Sommer Kontakt gehabt, da habe er schriftlich gebeten, dass Te. unter gewissen Personenschutz gestellt wird.

Bliwier sagt, das meine er nicht, und hält vor, dass Irrgang um seine Teilnahme an der Gesprächsrunde zwischen StA Kassel, “MK Café” und LfV gebeten worden sei. Irrgang sagt, dann sei das nicht Henning, sondern ein Kriminalbeamter gewesen und er habe gefragt, ob der Polizeipräsident und ein Staatsanwalt dabei seien. Bliwier verliest: “Herr Irrgang hat seine Teilnahme unter Verweis auf fehlende Ebenenadäquanz verweigert.” Bliwier fragt, was damit gemeint sei. Damit sei gemeint, so Irrgang, dass der Polizeipräsident da ist, der nicht gleich “den 163″ [§ 164 StPo] anwenden muss. Bliwier sagt, Irrgang habe sich absichern wollen. Irrgang: “Ich habe versucht, meine Pflicht zu tun, auch dem Land gegenüber.” Bliwier hält vor, dass Irrgang gesagt haben soll, er sei gerne bereit zu einem Vier-Augen-Gespräch mit Henning in Kassel, er unterhalte sich aber nicht mit einem Staatsanwalt oder Polizeibediensteten. Irrgang sagt, er habe ausdrücklich einen Staatsanwalt verlangt. Bliwier fragt: “Aber warum eigentlich?” Irrgang habe doch geschildert, dass er zu diesem Zeitpunkt nur gewusst habe, dass Te. gechattet habe, bezahlt habe und gegangen sei, warum er da besorgt gewesen sei, an einem Gespräch teilzunehmen, wo ein Sta möglicherweise einen Vermerk schreibt. Das sei seine rechtliche Überzeugung gewesen, so Irrgang, er habe die Befürchtung gehabt, dass man den Verfassungsschützer öffentlich bloßstellt, und diese Befürchtung habe sich eine Woche später bestätigt. Bliwier sagt, hier stehe, dass der Staatsanwalt sich vorbehalte, Irrgang als Zeugen zu vernehmen, das sei also die Konsequenz, dass der Staatsanwalt sagt: “Dann lade ich ihn eben vor”. Das passe mehr zu dieser Mail als zu Irrgangs Bekundung, wenn ein Staatsanwalt dabei sei, dann komme er. Irrgang bejaht, dass er erfahren habe, dass es Telefonüberwachung bei Te. gegeben hat. Das habe ihnen große Schwierigkeiten gemacht, weil gleichzeitig auch die Dienstgeschäfte abgehört worden seien. Er habe das relativ spät erfahren, weil sich Kollegen beschwert hätten, dass sie bei ihrer dienstlichen Tätigkeit observiert würden. Es sei im Amt nicht diskutiert worden, wie man damit umgeht, es seien auch keine Maßnahmen abgeleitet worden, so Irrgang auf Fragen. Bliwier fragt, ob Irrgang wisse, dass die Polizei die Befürchtung geäußert habe, dass aus dem Amt Inhalte der Ermittlungen an Te. weitergegeben werden, dass sogar ein Strafverfahren eingeleitet werden müsste, weil Einzelheiten weiter gegeben worden seien. Das verneint Irrgang. Er wisse auch nicht, dass Te. seitens Pi. oder He. Anweisungen gegeben worden seien, wie er sich im Ermittlungsverfahren verhalten solle. Dann spricht Bliwier von einem Vermerk von S. (siehe Protokoll zum 91. Verhandlungstag).

Bliwier fasst zusammen, dass sich am 21.6. Staatsanwalt Wi. zu einem Gespräch mit dem LfV entschieden habe, dessen Ziel sein solle, eine vermutete Unterstützungsleistung des LfV für Te. aufzuheben, in der Hoffnung auf weitere Aussagen von Te. Dann werde Irrgang am 27.6. angerufen und lehne die Teilnahme ab. Am 30.6. finde das Gespräch statt und da herrsche erhebliche Frustration bei der StA, dass das LfV nicht kooperiere. Bliwier fragt, ob He. sich mal mit Irrgang in Verbindung gesetzt habe, nachdem die StA an das LfV herangetreten war. Nach seiner Erinnerung nicht, so Irrgang. Er sei selbstverständlich weisungsbefugt gegenüber He., so Irrgang, das Sicherheitsreferat sei schon sehr selbständig gewesen, aber eine solche Angelegenheit hätte schon beredet werden müssen. Irrgang verneint, von der Einladung zu dem Gespräch gewusst zu haben. Zschäpes Verteidiger RA Stahl beanstandet die Frage. Stahl sagt, er beanstande die letzte Frage “und im Grunde auch die vorangegangen”, weil sie keine Relevanz hätten. Es entsteht eine längere Diskussion um die Fragen Bliwiers und die Beanstandungen durch Stahl. Götzl wiederholt die letzte Frage: “Haben Sie gewusst, dass das Gespräch stattgefunden hat?” Stahl sagt, er halte die Beanstandung aufrecht: Götzl hält die Frage für zulässig, worauf Stahl einen Gerichtsbeschluss verlangt.

Es folgte eine Unterbrechung bis 12.33 Uhr, nach der Götzl verkündet, dass seine Verfügung bestätigt ist. Bliwier wiederholt die Frage. Der Zeuge sagt, das sei ja schon eine ganze Weile her, und er habe keinen “Aktenrückhalt”, aber er könne nur sagen, das der Anruf der Polizei zu dem Termin, zu dem er kommen sollte, für ihn völlig überraschend gekommen sei. Auf Frage von Bliwier sagt Irrgang, er habe keine Kenntnisse, wie es zur Ermittlung von Te. kam. Bliwier fragt Irrgang, ob er die dienstliche Erklärung von Te. zeitversetzt bekommen habe, was Irrgang verneint. Er verneint auch, mit anderen Mitarbeitern im Amt, darüber gesprochen zu haben, z. B. mit Frau E. Auf Frage sagt Irrgang, er sei bis zum 12.4 in Urlaub gewesen. Bliwier sagt, E. solle am 10.4. mit Te. gesprochen haben und der solle gesagt haben, er würde das Café und den Betreiber nicht kennen. Götzl weist darauf hin, dass es sich hierbei um den Vermerk von KHK T. handele. Bliwier fragt, ob Irrgang bekannt sei, dass E. von der Polizei befragt wurde. Das verneint Irrgang. Das überrasche ihn, so Bliwier, denn er habe das so verstanden dass das auch über Irrgang als Direktor läuft. Es sei keine förmliche Vernehmung gewesen, erläutert Bliwier. Irrgang sagt, davon wisse er nichts. Irrgang sagt, er könne sich nicht vorstellen, dass so etwas über He. gelaufen ist, denn der einzige, der befugt gewesen wäre, so ein Gespräch zu erlauben, das sei ja fast eine Aussagegenehmigung,  sei sein Vertreter St., der habe ihm nach seiner, Irrgangs, Rückkehr aus dem Urlaub nichts erzählt. Er gehe davon aus, dass die Polizei versucht hat, ein kollegiales Gespräch zu führen: “Diese Leute kannten sich ja.” Irrgang bestätigt Bliwiers zusammenfassende Fragen, dass er also kein Gespräch mit E., kein Gespräch mit anderen Beteiligten und kein Gespräch mit Te. selbst geführt habe, und die einzige Maßnahme die Suspendierung gewesen sei. Bliwier fragt, ob es weitere Vermerke aus dem Hause gebe, die Eingang in die Personalakte von Te. gefunden haben. Irrgang sagt, soweit er wisse, seien die Akten alle dem UA weitergeleitet worden. Es folgt die Mittagspause bis 13.50 Uhr.

Dann fragt RA Kienzle. Auf dessen Fragen sagt Irrgang, er habe mit “dienstlichem” oder “Aktenrückhalt” gemeint, dass er aus seiner Erinnerung berichtet habe, nicht nachgelesen oder Instruktionen erhalten habe. Vor seiner Aussage beim UA habe er das im Amt nachgearbeitet, er habe aber mit niemandem Rücksprache halten wollen, der hier auch gehört werden könnte. Er habe im Amt die Abfolge der Dinge, wie er sie erlebt habe, gelesen. Auf Frage sagt er, es gehe u.a. um seine handschriftlichen Vermerke. Kienzle sagt, Irrgang habe laut Protokoll auch im UA immer wieder Rückgriff auf Unterlagen genommen. Irrgang sagt, das sei wie ein Terminkalender gewesen, auf dem alle Ereignisse zusammengefasst sind. Er habe keine Originalunterlagen dabei gehabt, aber es könne durchaus sein, dass zu den Terminen stichpunktmäßig etwas aufgeschrieben war von seiner Behörde. Das sei ihm von seiner Behörde nach seiner Vorbereitung ausgehändigt worden. Kienzle fragt, warum Irrgang für die heutige Aussage nicht durch das Amt vorbereitet wurde. Irrgang sagt, das habe weder er noch der heutige Behördenleiter für nötig gehalten. Er sei auch nicht gefragt worden. Er habe geglaubt, dieser Vernehmung hier gerecht werden zu können. Auf Frage, ob es noch weitere Aktenbestände außer dem Kalendereintrag gebe, sagt Irrgang, er gehe davon aus, dass die Unterlagen noch im Amt sind. Wie groß der Aktenbestand dazu im Amt ist, könne er nicht sagen, er habe nur die Vorgänge gesehen, die ihn persönlich betrafen. Kienzle hält aus dem Protokoll von Irrgangs Aussage vor dem Bundestags-UA vor, dass er dort gesagt habe, er habe zu dem Fall eine Menge Analyse selber geschrieben, ist hier jemand Opfer irgendeines Profils geworden, das hätten sie permanent diskutiert. Irrgang sagt, es sei für sie völlig unklar gewesen, um was es sich eigentlich handelt in dem Fall, und die Polizei sei ja von einem “internen Problem der betroffenen Bevölkerung” ausgegangen. Etwas anderes hätten sie nie erfahren. Sie hätten sich natürlich “eingedenk der ganzen rechtsextremistischen oder linksextremistischen Szene” auch mal Gedanken gemacht, was es denn auch sein könne. Aber dafür habe es bei ihnen keine Anhaltspunkte gegeben. Für ihn sei ein ganz gravierender Moment gewesen, als offenbart worden sei, dass hier ein Verfassungsschützer in der Nähe war. Er habe dann in einem Vermerk festgehalten, dass er jetzt  glaube, dass auf lange Zeit die Aufklärung sehr schwierig wird: “Weil, wer auch immer die Verantwortung für diese Taten hat, sich irgendwie neu positionieren muss, weil er das vielleicht auf sich bezogen hat, dass hier vielleicht jemand gewesen ist.” Das sei seine persönliche Überlegung gewesen. Er habe sich Gedanken gemacht, wie es auf den Täter wirkt, dass in unmittelbarer Nähe der Tat, wenn es so gewesen sei, ein Verfassungsschützer war und was das bedeuten könnte, sowohl für die Aufklärung des Falles als auch für den Fortgang der Verbrechen. Sein Ergebnis sei gewesen, dass es auf Jahre hin nicht gelingen wird, das aufzuklären. Das habe er aber für so brisant gehalten, dass er es nur handschriftlich zu den Akten gegeben habe. Das sei im Amt, so Irrgang auf Frage. Kienzle sagt, durch die Anwesenheit von Te. am Tatort sei also die Aufklärung über Jahre verhindert worden. Irrgang: “Nachdem man das öffentlich gemacht hatte.” Er betone aber nochmals, dass das seine persönliche Meinung gewesen sei.

Kienzle fragt, was die rechts- und linksextremistische Szene mit dem Analysegegenstand zu tun habe. Irrgang berichtet von einem Angriff auf sich im November 2005, bei dem er nicht ausschließe, dass der aus der rechtsextremistischen Ecke kam. Er sei an der Wohnung wochenlang beobachtet worden, die Polizei sei außerstande gewesen, das zu klären. Dann sei er in der Garage seines Hauses überfallen worden. Diese Angelegenheit habe ihn und seine Familie sehr beschäftigt und er habe sogar bereits zum März 2006 aus dem Dienst ausscheiden wollen. Sie hätten aber die Fußball-WM gehabt und er sei dann auf Bitten des Ministeriums bis zum Ende seiner Dienstzeit im Oktober im Amt geblieben. Er erwähne das nur deshalb, weil er sich in der Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus “nichts geschenkt” habe: “Und so bin ich nun bei Ihnen, weil sich das in dieser Weise schicksalhaft gefügt hat.” Kienzle sagt, Ausgangspunkt sei die Frage gewesen, wie Irrgangs Bemerkung zur links- und rechtsextremistischen Szene in Zusammenhang mit der Analyse stand, dass durch die Offenbarung, dass Te. am Tatort war, die Aufklärung verunmöglicht wurde. Irrgang sagt, das stehe zunächst mal gar nicht im Zusammenhang. Jemand, der Zeit seines Lebens Analysen zu machen gehabt habe, mache sich Gedanken, wie man in irgendeiner Weise der Sache bei kommt, das habe gar nichts damit zu tun, ob es Rechtsextremismus, Linksextremismus oder sonst etwas ist. Übrigens sei das Amt 2003 auch für die Organisierte Kriminalität zuständig geworden. Und in dem Zusammenhang, auch mit dem organisierten Verbrechen, habe er sich gefragt, ob es ein Fehler ist, wenn man der Gegenpartei etwas mitteilt, was sie auf sich beziehen kann. Es habe ja gar nichts damit zu tun gehabt, die Gegenseite hätte nur möglicherweise einen Schluss gezogen.

Dann geht es um die Diskussionen im LfV. Das seien informelle Gespräche gewesen, das Thema sei ja nun wirklich krass genug gewesen, dass man sich eigentlich täglich Gedanken darüber gemacht habe. Er habe insbesondere mit seinen Kollegen aus dem höheren Dienst diskutiert, die meisten seien inzwischen pensioniert. Irrgang nennt die Namen St., Mu., H. und He. Kienzle fragt nach He. und Irrgang sagt, das sei zumindest ein sehr enger Mitarbeiter gewesen, aber er betone nochmal, dass sie keinen konkreten Anhaltspunkt dafür gehabt hätten, aus welcher Ecke das kam. Kienzle fragt, was an den Vermerken so brisant gewesen sei, dass Irrgang nicht damit nach außen getreten sei. Irrgang sagt, er habe das nicht für ausreichend gehalten. Kienzle sagt, Irrgang habe eben von “brisant” gesprochen. Irrgang sagt, er könne ja niemanden beschuldigen, wenn er nicht weiß, was ist. Kienzle sagt, Irrgang habe von einer Quelle aus dem rechten Bereich gesprochen, die habe mal einen wichtigen “Ausländerhinweis “gegeben. Irrgang sagt, das sei nach seiner Erinnerung so gewesen, und zwar im syrischen Bereich. Den Hinweis habe er sofort weitergeleitet, bestätigt Irrgang. Kienzle fragt, welche Kenntnisse zu Benjamin Gä. Irrgang habe. Irrgang sagt, er habe die Quelle vom MAD übernommen, sie habe auf ihn bei den wenigen Berichten, die er gesehen habe, einen sehr soliden Eindruck gemacht, er habe Gä. aber selber nie kennengelernt. Die Quelle sei eher ins “nationalkonservative Lager” gegangen. Kienzle hält vor, dass Irrgang im UA davon gesprochen habe, dass man sich von der Quelle Informationen aus dem neonazistischen Bereich versprochen habe. Irrgang sagt, der sei im “nationalkoservativen Lager” verblieben, er habe ihn aber auch nicht mehr sehr lange, vielleicht anderthalb Jahre, erlebt. Kienzle sagt, Gä. habe hier berichtet, dass er etwa 2001 geworben worden sei, der Übergang zu Te. sei 2003 gewesen und bis 2006 oder 2007 sei er für das LfV tätig gewesen, das seien fünf und nicht eineinhalb Jahre. Kienzle fragt, worauf sich die Hoffnung auf den Neonazibereich gründete und wann sich das als falsch herausgestellt habe. Die Quelle sei ihnen vom MAD in dieser Weise empfohlen worden, so Irrgang, er nehme an, dass sich das nach relativ kurzer Zeit herausgestellt habe.

Auf Frage von RA Behnke sagt Irrgang, Te. sei nach seiner Suspension nie wieder beim LfV beschäftigt gewesen. Warum das so gewesen sei, wisse er nicht, aber er sei mit der Entscheidung zufrieden gewesen. Behnke fragt, ob Irrgang ausschließen könne, dass der Zeuge Te. dienstlich Kontakt zu den Angeklagten oder zu Mundlos und Böhnhardt hatte. Irrgang sagt, das könne er sich nicht vorstellen. Auf Nachfrage, ob er es ausschließen könne, sagt Irrgang, er wisse es nicht.

Auf Frage von RAin Dierbach sagt Irrgang, es sei ihm nicht bekannt, dass sich Pi. an ihn oder andere Mitarbeiter gewandt hätte in Zusammenhang mit den Morden. Irrgang verneint, von einer Mail von Pi. an Te. vom März 2006 zu wissen, in der die Frage, was “VM” dazu sagen könne stehe.

RA Scharmer fragt, woher Irrgang gewusst habe, dass Te. mehrfach im Internetcafé gewesen sei. Irrgang sagt, das sei erzählt worden, er wisse nicht mehr wo und wann, das sei zu einem späteren Zeitpunkt gewesen, aber noch zu einer Zeit, wo die ganze Sache “noch nicht so hochpolitisch” gewesen sei. Es habe sogar in der Zeitung gestanden, Te. habe sich bei der Einrichtung seines Geräts von dem Firmeninhaber beraten lassen. Scharmer fragt, ob Irrgang vor dem Moment, wo das auch parlamentarisch diskutiert wurde, das aus der Zeitung habe. Wenn es in der Zeitung war, so Irrgang, dann danach, er habe das jedenfalls irgendwoher erfahren. Scharmer sagt, Irrgang habe auf die Frage, ob er das befürworten würde, wenn sich ein Mitarbeiter in dem Internetcafé aufhält, von “alter Schule” gesprochen. Irrgang erwidert, seines Wissen sei das während der Dienstzeit gewesen und das gehöre sich nicht, wenn es da keinen dienstlichen Grund gebe. Er verneint, dass das in der privaten Zeit ein Problem gewesen wäre. RAin Lunnebach sagt, im UA habe Irrgang aus einem internen Vermerk zitiert, da gehe es um den Abgleich mit einem Bericht von Te. und fragt, welcher Bericht da gemeint sei. Irrgang, sagt, er gehe davon aus, dass Te. da einen so genannten V-Mann-Bericht gefertigt habe und dass der nachgeprüft worden sei. Lunnebach fragt, es geh also nicht um einen Bericht Te.s. zu den Ereignissen im Internetcafé. Irrgang: “Nein richtig.” RA Narin fragt, ob Irrgang erinnerlich sei, ob im März 2006 das BKA in Wiesbaden beim LfV die Serie vorgestellt hat mit der Bitte, entsprechende Erkenntnisse einzuholen. Irrgang sagt, er wisse von seinem Nachfolger, dass ein BKA-Beamter im Haus gewesen sein muss, und dass die Gesprächspartner diesen Besuch nicht weiter gemeldet haben: “Er trug sich mit dem Gedanken disziplinarischer Maßnahmen.” Er verneint, dass Te. auch im Phänomenbereich Organisierte Kriminalität eingesetzt war, von Kontakten Te.s zu Rockergruppen wie “Hells Angels” sei ihm nichts bekannt. Narin sagt, dass Irrgang im UA des Bundestags gesagt habe, ihm seien personelle Verflechtungen zwischen B&H und “Hells Angels”  in Hessen bekannt. Irrgang sagt, es gebe natürlich “irgendeinen Konnex”, aber dass Te. da beteiligt gewesen sein soll, sei ihm nicht bekannt. Ihm sei, so Irrgang auf Frage, nicht bekannt, dass der V-Mann Gä. ein persönliches Verhältnis zu Te. gehabt habe. Von Diskussionen aus 2005, Te. die Quelle zu entziehen, sei ihm nichts bekannt.

RAin von der Behrens fragt, ob es nach dem Mord an Yozgat Austausch mit anderen VS-Ämtern gegeben habe. Irrgang sagt, das sei seiner Erinnerung nach nicht der Fall gewesen. Austausch mit dem Thüringer LfV habe es gegeben, aber nicht zu diesem Fall, so Irrgang auf Frage, man habe sich selbstverständlich auch zum Thema Rechtsextremismus ausgetauscht, das bei ihnen in Hessen über die Abteilung Auswertung gelaufen. Von der Behrens fragt, ob Irrgang der Name Wiesner etwas sagt, was der bejaht. Wiesner habe “in unserem Hause als tüchtiger Beamter” gegolten.

RA Scharmer wirft ein, dass RA Heer sich mit Äußerungen an den Senat wende, die nicht in den Saal übertragen werden, das müsse er beanstanden. Es beginnt eine kurze Debatte darum, ob Heer die Frage verbal beanstandet hat, und dann wird darüber gestritten, ob die Fragen von RAin v. d. Behrens zulässig sind. Götzl sagt, er wolle nicht kleinlich sein, aber er werde es unterbinden, wenn es nichts mit dem Beweisthema zu tun hat. Bundesanwalt Diemer sagt, das Gericht müsse den Zeuge aus Fürsorgepflicht darauf hinweisen, ob das noch alles von der Aussagegenehmigung gedeckt ist. Das tut Götzl dann auch. RA Stahl sagt, wenn er es richtig nachgelesen habe, dann seien diese Fragenkomplexe unzulässig. Götzl sagt, das müsse zunächst der Zeuge beurteilen. Irrgang sagt, dass er mit der Aussagegenehmigung schon seine Probleme habe und versucht habe, das beste daraus zu machen.

RAin von der Behrens fragt, ob Wiesner in Hessen mit der Werbung und Führung von V-Leuten befasst war. Irrgang sagt, das sei sehr lange her, aber er schließe es nicht aus. V. d. Behrens fragt, ob es dabei interne Regelungen wie “keine Straftäter, keine Führungspersonen” gegeben habe. Irrgang: “In etwa.” RA Stahl sagt, das sei Anstiftung zur Verletzung des Dienstgeheimnisses. Irrgang sagt, er versuche, die Auskunft zu geben, die er geben könne, es grenze an seine Befugnis. Götzl sagt, es sei auch die Frage, inwiefern die Fragen zum Gegenstand gehören. Irrgang sagt, zur Tätigkeit von Wiesner in Thüringen könne er nichts sagen. Von der Behrens fragt, ob es die Anweisung gegeben habe, dass weibliche Vertrauenspersonen nur von Frauen oder von zwei Männern zusammen geführt werden dürfen. Stahl und die BAW protestieren erneut und Götzl sagt, v. d. Behrens solle einen Zusammenhang herstellen. Der Zeuge wird aus dem Saal geschickt. V. d. Behrens sagt, auf der neuen Ladungsliste seien Wiesner und Juliane Wa., die von ihm geführt worden sei unter Verstoß gegen diese Grundlage. Dann wisse man, dass Wiesner Tino Brandt angeworben und geführt habe unter Verstoß gegen Vorschriften für Vertrauenspersonen. Sie wolle die Grundlage für diese Befragung stellen, was Wies  ner in Hessen gelernt. Es folgt eine Debatte um die Zulässigkeit der Fragen, an deren Ende RAin v. d. Behrens sagt, sie werde dazu einen eigenen Beweisantrag stellen.

RAin Pinar fragt, was die Aufsichtsbehörde konkret gefragt und ermittelt habe. Irrgang sagt, die sei unterrichtet worden und habe das zunächst mal zur Kenntnis genommen. Er gehe davon aus, dass der Minister vom Polizeipräsidenten informiert wurde. Die Aufsichtsbehörde sei von ihm persönlich informiert worden, dass ein Behördenmitarbeiter unter Mordverdacht steht. An die Aufsichtsbehörde sei dann berichtet worden, als es um Nachfragen der StA ging, ob Aussagegenehmigungen erteilt, Quellen offenbart werden können. Die StA habe sie gebeten, “den und den” hören zu können. Und daraufhin habe man dem Minister berichtet, das das der Wunsch der StA ist und was ihre Meinung dazu ist. Und das Ministerium habe dann entschieden. Pinar fragt, was an Irrgangs Behörde herangetragen wurde. Man habe Quellen, die mit Te. zu tun hatten, hören wollen, so Irrgang. Pinar fragt, ob die StA auch mit Mitarbeitern habe sprechen wollen. Irrgang sagt, das sei ihm nicht bekannt. Die Operativabteilung habe das Votum erarbeitet, so Irrgang. Wenn sie die Genehmigung hätten erteilen können, hätten sie das getan. Da sie aber Bedenken gehabt hätten, hätten sie das an das Ministerium weitergeleitet. Pinar sagt, eben sei es darum gegangen, dass das BKA im Haus gewesen sei, und fragt, gegen wen in dem Zusammenhang dienstrechtliche Schritte erwogen worden seien. Irrgang sagt, er sei nicht befugt, dazu etwas zu sagen. Das sei im März 2006 gewesen, erfahren habe er davon im Rahmen des UA 2012, so Irrgang auf Frage. Er wisse nicht, ob dienstrechtliche Schritte eingeleitet wurden. RA Bliwier fragt, wie sicher sich Irrgang ist, dass sich Te. in U-Haft befunden hat. Irrgang sagt, er habe in der Nach von Freitag auf Sonnabend erfahren, dass Te. unter Mordverdacht steht, und dann, dass er in U-Haft sitzt. Bliwier fragt zum Unterschied zwischen vorläufiger Festnahme und U-Haft. Irrgang sagt, er wisse nicht, worauf Bliwier hinaus wolle, man habe ihm das so übermittelt. Ihm persönlich sei die Verdachtslage gegen Te. nicht mitgeteilt worden, so Irrgang auf Frage. Er verneint, ein Schreiben z. Hd. von Pi. mit drei Seiten zu Verdachtsmomenten gegen Te. zu kennen. Eine Erklärung, warum ihm das nicht zur Kenntnis gebracht wurde, habe er nicht, das sei selbstverständlich eigentlich dienstlich vorgesehen. Dazu, ob das Auskunftsersuchen zeitlich vor der dienstlichen Äußerung Te.s gekommen sei, könne er nichts sagen. RA Erdal fragt, ob Irrgang durch die Polizei Kassel mitgeteilt wurde, dass Te. in Hofgeismar “Klein-Adolf” genannt worden sei. Das verneint Irrgang. Dann wird der Zeuge entlassen.

Nach einer Pause bis 15.31 Uhr wird die Vernehmung von Andreas Te. fortgesetzt. Zunächst wird auf Bitten von NK-Vertreter RA Kienzle das Video mit der Rekonstruktion des Weges, den Te. im Internetcafé genommen haben will, in Augenschein genommen (siehe 91. Verhandlungstag). Te. sagt, ihm sei gesagt worden, er solle bei dem Café vorbeifahren, dort sei ihm dann eröffnet worden, dass das Video gemacht werden soll. Auf Frage RA Bliwiers sagt Te., soweit er sich erinnere, sei er alleine dahin gefahren. Es sei darum gegangen, was er seiner Erinnerung nach an diesem Tag dort gemacht hat. Kienzle fragt, ob Te. dem Herrn, der das Video gedreht hat, vorher gezeigt habe, wie die Wege waren. Das könne er heute nicht mehr sagen, so Te. Es seien mehrere Polizisten gewesen, einzelne hätten ihn angesprochen auf verschiedenste Dinge. Er wisse noch, dass angeklungen habe, dass er das da vorne hätte sehen müssen. Er habe einen Polizisten zu sich gerufen und darauf aufmerksam gemacht, dass das nicht der Fall sei. Das sei auf dem Video nicht zu sehen. Bliwier fragt, ob die Geschwindigkeit Te.s auf dem Video dem entsprach, wie es Te. zum Tattag erinnert habe. Te. sagt, er denke, dass er darauf hingewiesen wurde, dass er sich möglichst so bewegen sollte, wie es war. Auf Frage, ob das Hinlegen des Geldes mit einer gewissen Haltung zum Tresen seiner damaligen Erinnerung entspricht, sagt Te., er habe sich bemüht, sich jedenfalls nicht bewusst in irgendeiner Weise verstellt. Ihm sei, soweit er wisse, zu diesem Zeitpunkt nicht mitgeteilt worden, was bspw. andere Zeugen im Ermittlungsverfahren ausgesagt haben, so Te. auf Frage. Dass es ein enges Zeitfenster gab zu der Frage, ob er schon draußen war, habe er schon gewusst. Er habe gewusst, dass es knapp ist, aber ob er das mit den 40 Sekunden damals schon wusste, wisse er nicht.

Bliwier fragt, ob Te. etwas darüber wisse, dass es im März 2006 einen BKA-Besuch an der Dienststelle gegeben habe, sagt Te., daran könne er sich nicht erinnern. Bliwier fragt, ob Te. etwas zu einer internen Mail von Frau Pi. zu den sieben Tötungsdelikten seit 2000 wisse, was Te. verneint. Bliwier nennt das Datum 24.3. und fragt, ob Te. durch eine solche Mail sensibilisiert wurde. Te. sagt, das sei ihm nicht in Erinnerung. Bliwier fragt, ob Te. zum Zeitpunkt des Mordes bekannt war, wie eine Ceska aussieht. Das verneint Te. Es sei ja bekannt, so Te., dass er im Schützenverein war, er habe verschiedene Waffen gesehen. Bliwier fragt zu einer Fahrt nach Tschechien, da gebe es ein Bild von Te. und Herrn Vo. Te. sagt, die Fahrt sei ausgerichtet worden von dem Verein, in dem er geschossen habe, auf den Ort komme er jetzt nicht mehr. Bliwier hält vor, dass Vo. angegeben habe, die Ceska sei eine normale Dienstwaffe der tschechischen Polizei, er sei selber im Besitz zweier Ceska, habe auch schon für die tschechische Polizei gearbeitet. Auf die Frage, ob das Ceska-Werk im Zusammenhang der Reise besucht worden sei, sagt Te., es sei eine Gießerei besucht worden, ob die mit dem Ceska-Werk in Verbindung stand, wisse er aber nicht. Auf Nachfrage sagt Te., in der Gießerei seien kleinere Teile gegossen worden. Bliwier: “Möglicherweise Waffen?” Te. sagt, das sei durchaus möglich. Es könne sein, dass sie in dem Zusammenhang beim Ceska-Werk waren, aber er könne es nicht mit der erforderlichen Genauigkeit sagen. Auf die Frage, ob er bei Vo. mal eine Ceska gesehen habe, sagt Te. sie hätten bei dem Besuch auch geschossen, wessen Waffen und was für Waffen das waren, könne er nicht sagen. Bliwier sagt, die Zeugin E. habe gesagt, dass sie Te. mit einem konkreten Auftrag zum ZK 10 geschickt habe, und fragt, ob Te. diesen Auftrag umgesetzt habe. Te. sagt, das sei ja schon thematisiert worden, und er könne heute nicht mehr sagen, ob er aus diesem Grund dort hin gefahren ist. Es könne durchaus sein, dass es grundsätzlich um etwas anders ging, und er von E. noch die Bitte mitgenommen habe, das zu erfragen. Das sei üblich gewesen. Wenn man da hingekommen sei, habe man die Leute auch begrüßt und gesprochen, die Dienststelle ZK 10 sei überschaubar gewesen und man habe sich gekannt. Bliwier sagt, er habe E. so verstanden, dass sie Te. konkret hin geschickt hat. Te.: “Oder ich hatte eh schon einen Termin und hab die Bitte quasi mitgenommen und das zusammen erledigt.” Das könne er aber heute so nicht sagen. Auf die Frage, ob er das Thema Halit Yozgat angesprochen habe oder nicht, sagt Te., er denke, dass er es angesprochen habe, könne sich aber an die genauen Umstände nicht mehr erinnern. Bliwier sagt, Te. habe in einer Vernehmung angegeben, dass er es nicht angesprochen habe. Te.: “Wann habe ich das gesagt?” OSta Weingarten beanstandet den Vorhalt, die Wiedergabe sei relevant unvollständig. Bliwier hält vor, dass Te. angegeben habe, er erinnere sich, dass er am Montag nach der Tat bei Me. war, soweit er sich erinnere, hätten sie über den Fall nicht oder nur sehr kurz gesprochen, lediglich Me. habe am Rande eine Anmerkung gemacht. Bliwier sagt, wenn Te. quasi den Auftrag gehabt habe, das ZK 10 auf diese Thematik anzusprechen, finde er das in dieser Aussage nicht wieder. Te. sagt, er erinnere sich nicht, ob das Gespräch kurzfristig von ihm gemacht worden sei oder noch etwas anderes angelegen habe. Und als Anmerkung zu der Vernehmung, zu seiner Verfassung, wolle er sagen, dass das die erste Vernehmung nach seiner Festnahme war, er gehe nicht davon aus, dass er was Falsches gesagt habe, aber mit Sicherheit sei er in keiner guten Verfassung gewesen.

Auf Frage von RA Top sagt Te., es könne hinkommen, dass er etwa Anfang Januar 2006 mit dem Chatten begonnen habe. Te. beschreibt den Ablauf des Chatten. Top fragt, mit wem Te. von Anfang April bis zum 8., 9. April gechattet habe. Te. sagt, das sei eine Frau unter dem Namen “Tannymanny” [phon.] gewesen, der konkrete Name sei ihm nicht bekannt gewesen.Top fragt Te. über Dauer, wann und ob er auch von zu Hause gechattet habe. Te kann es nicht mehr genau sagen. Er verneint, sich erinnern zu können, “Tannymanny” übers Handy ein Bild von sich geschickt zu haben, er denke nicht, dass das so war, denn dann hätte er ja seine Handynummer preisgegeben müssen. Top sagt, “Tannymanny” heiße Tanja O. O. habe ausgesagt: Das müsse an an dem Tag gewesen sein, als Te. ihr das Foto per MMS geschickt habe; sie hätten sich keine E-Mails geschrieben, sie habe ihm mal ihre E-Mail-Adresse gegeben, weil er ihr ein Bild habe schicken wollen, das habe aber nicht geklappt, daraufhin habe sie ihm ihre Telefonnummer gegeben, damit er das Foto schicken kann; das habe er dann auch gemacht und damit sei das erledigt gewesen. Die Frage, ob er sich nun erinnern könne, verneint Te. Top fragt, von wo aus Te. gechattet habe, wenn er abends gechattet habe. Te. sagt, er sei ja auch abends manchmal in Kassel gewesen, aber dann nicht im Café von Yozgat. Er könne das nicht sagen, er habe auch an den Verlauf von dem Chat keine Erinnerung mehr. Top sagt, am 7.4. habe Te.s Mutter Geburtstag gehabt und fragt, ob Te. da abends nochmal unterwegs war oder zu Hause. Te. sagt, er vermute, er war zu Hause, könne es aber nicht sicher sagen. Er wisse, dass sie tagsüber bei seiner Mutter waren, vormittags sei er mit seiner Frau unterwegs gewesen. Er wisse nicht, was er an dem Abend gemacht hat, in Kassel sei er aber bestimmt nicht gewesen. Top will wissen, ob Te. die Möglichkeit hatte, von zu Hause aus ins Internet zu gelangen. Er sei sich nicht sicher, so Te., über eine offene WLAN-Verbindung sei es vielleicht möglich gewesen, er selber habe kein Internet gehabt. Auf Frage von Top nach seinen Arbeitszeiten sagt Te., er habe keine regelmäßigen Zeiten gehabt, üblicherweise sei er gegen 10 Uhr im Büro gewesen, es sei unterschiedlich gewesen, je nachdem was anlag. Top sagt, Te. sei davon ausgegangen, dass er nicht am Donnerstag im Internetcafé war, weil er da erst so spät Feierabend gemacht habe, und fragt, wie viel früher Te. hätte Schluss machen müssen, um zu sagen, ich müsste am Mittwoch das letzte Mal da gewesen sein. Er könne unmöglich eine konkrete Zeitspanne nennen, so Te., die ihm solche Gedanken ermöglicht hätte. Er habe diese Gedanken gehabt, habe sich aber kein Raster zugrunde gelegt mit entsprechenden Uhrzeiten. Top sagt, Te.s Stempelkarte weise aus, dass er am 5.4. um 16.07 die Dienststelle verlassen habe und am 6.4. um 16.43 Uhr. Top fragt, wie Te. da habe ausschließen können, dass er am Donnerstag im Internetcafé war. Te. antwortet, wenn er heute mit Vernunft darüber nachdenke, sei das sicherlich damals nicht angemessen gewesen, aber diese Gedanken seien so gewesen, das sei das gewesen, was ihn zu dieser Entscheidung gebracht habe.

Dann fragt Top zu Benjamin Gä., wie die Kontaktaufnahmen liefen. Te. sagt, entweder habe er Gä. angerufen und einen Termin vereinbart oder Gä habe sich gemeldet. Die Übergabe von Geld könne ja nur persönlich erfolgen. Gä. habe die Geldübergaben quittiert, bestätigt Te., die Quittungen habe er nach Wiesbaden weiter gegeben, wie die gelagert wurden, wisse er nicht. Er könne nicht ausschließen, dass Gä. ihm eine Kleinigkeit auch am Telefon hätte sagen können, aber es sei nicht so viel gewesen und er habe sich sowieso einmal im Monat mit Gä. treffen müssen. Die Telefongespräche hätten ein paar Minuten gedauert, aber er gucke da ja nicht auf die Uhr. Er habe sich an unterschiedlichen Orten mit Gä. getroffen, normalerweise versuche man das so zu machen dass es keine regelmäßigen Orte gibt. Auf Frage sagt Te., er sei einmal mit Gä. in einem Internetcafé gewesen, er glaube in der Königsgalerie, das sei oben ein chinesisches Restaurant, wo er ab und zu mit Gä. gewesen sei. Er habe Gä. noch etwas zeigen wollen. Das sei das einzige Mal gewesen. Die Quellen seien ja nicht dafür da, sich etwas im Internet anzugucken. Auf Frage von RA Kienzle sagt Te., wenn er zur Post gefahren sei und solche Dinge, sei das mit der Stempelkarte nicht erfasst worden. Auf Frage von Kienzle zum Internetcafé in der Frankfurter Straße, sagt Te., er vermute, es sei ihm nicht so wichtig gewesen, an welchem Platz er zu sitzen kam. Das sei im Café unter dem Büro genauso gewesen. Kienzle hält die Aussage des Inhabers des Internetcafés in der Frankfurter Straße vor, derzufolge, Te., wenn er gekommen sei, immer die gleichen Plätze, Nummer 2 und Nummer 9, besetzt habe und nur kurz und knapp gefragt habe, ob er sich auf einen dieser beiden Plätze setzen kann. Te. sagt, er wisse nicht, ob das von der Einrichtung her angenehmer war, er wüsste nicht, dass ihm das irgendwie wichtig gewesen wäre.

RA Kolloge fragt, ob Te. als er am 6.4. mit dem Chatten fertig war, dann bezahlen wollte. Te. sagt, dass er normalerweise vorne hingegangen wäre, bezahlt und sich verabschiedet hätte. So sei auch der Plan für diesen Tag gewesen. Er bestätigt, dass er an diesem Tisch bezahlt hätte. Kolloge sagt, bei der Tatrekonstruktion sei Te. ohne Blick insbesondere nach links vorgegangen, wo er doch eigentlich habe bezahlen wollen. Te. sagt, wo er hingeguckt habe, wisse er jetzt nicht mehr, aber wenn man durch eine Tür in einen Raum komme, dann nehme man einen ja normalerweise wahr, der da sitzt. Inwieweit er das in dieser Rekonstruktion verwirklicht habe, wisse er nicht, man könne ja nicht alles so machen, jedes Kopfdrehen ganz genau machen, auch wenn man sich bemühe. Auf Frage von RA Scharmer sagt Te., im Internetcafé von Halit Yozgat sei er nur zu privaten Zwecken gewesen. Wenn er tagsüber dort gewesen sei, wenn er in Pausenzeiten dort hin gefahren sei, dann werde man das nicht auf den Stempelkarten finden, es sei aber ausschließlich privat gewesen. Auf Nachfrage sagt Te. Scharmer sagt, es wäre also nicht problematisch gewesen, nur weil Te. in der Dienstzeit etwas Privates getan hätte. Te.: “Das ist richtig.” Scharmer zitiert aus Te.s Vernehmung vom 22.4.2006. Te. habe gesagt, er sei an demselben Montagnachmittag beim ZK 10 zu Besuch gewesen, der Termin habe mit dem Mord nichts zu tun gehabt, Me. habe kurz die Tat erwähnt, Te. selber sei darauf nicht eingegangen. Te. sagt, er habe an den Grund, warum er beim ZK 10 war, keine Erinnerung mehr. Er sei ab dem 21.4. bei der Polizei gewesen und es hätten vom 21.4. bis zum 22.4. ständig Vernehmungen stattgefunden und dementsprechend sei natürlich seine Verfassung gewesen. Dazu sei noch gekommen, dass am späten Freitagabend die Irritation mit seinem Parkschein hinzu gekommen sein, das habe die Vernehmung beeinflusst und seine Verfassung nicht verbessert. Man habe ihm ständig vorgehalten, dass er nach der Tat nochmal hin gefahren sei und es da einen Beweis gebe. Das habe ja nicht gestimmt, so Te. Scharmer fragt, ob Te. ein Erinnerung habe, ob er an irgendeiner Stelle bewusst die Unwahrheit gesagt hat. Te. sagt, daran könne er sich nicht erinnern.

RAin Basay fragt, welches Fahrzeug Te. im Juni 2011 gefahren sei. Te. sagt, er habe einen 3er-BMW gehabt und sie hätten noch einen Corsa gehabt. Den Mercedes aus der Videosequenz habe er zur Zeit, wo der Mord geschehen war, und bis etwa Anfang 2008 gehabt, so Te. auf Nachfrage. Das Fahrzeug habe ein Kennzeichen vom Landkreis Kassel, KS, gehabt. Auf Frage von RA Langer, ob die Eingangstür des Cafés bei der Rekonstruktion so war wie damals, sagt Te., das wisse er nicht. In der Zwischenzeit habe er mal gelesen, dass die Türe offen gewesen sei mit einem Keil, das könne er aber nicht sagen. Langer sagt, in der Rekonstruktion behandele Te. die Tür vorsichtig, und fragt, ob ihm bekannt gewesen sei, dass die so einen automatischen Schließer hatte. Te. sagt, er wisse nicht mehr, ob er damals wusste, dass die Tür automatisch zugegangen ist. Er wisse nicht mehr, ob ihm das an dem Tag der Rekonstruktion bewusst war. Langer sagt, Te. habe gesagt, dass er sich in der Woche auch mit einer anderen Quelle getroffen habe aus dem islamistischen Bereich und sich über den Mord in Dortmund unterhalten habe, und fragt, ob das richtig ist. Te. sagt, daran könne er sich nicht erinnern, das wisse er nicht mehr. “Wann soll ich das gesagt haben?” Langer fragt, ob er sich denn in dieser Woche mit einer anderen Quelle getroffen habe. Te. sagt, er habe mehrere Treffen gehabt. Am Dienstag, 4.4., wo der Mord in Dortmund geschehen sei. Das wisse er noch, da es von Bedeutung gewesen sei, wo er sich an dem Tag aufgehalten habe. Am 6.4. habe er ein Treffen mit einer anderen Quelle aus dem islamistischen Bereich gehabt. Und ob am 3.4. auch noch eines war, wisse er nicht mehr genau.

Auf Frage von RA Narin, ob ihm damals bewusst war, dass seine Telekommunikation überwacht wird, sagt Te., er habe es sich nie so richtig bewusst gemacht, seine Frau schon eher; er selbst habe es vermutet, aber verdrängt. Er sei in einem Schockzustand gewesen zu der Zeit und durch die Veränderungen im familiären Bereich seien ihm andere Dinge wichtig gewesen. Narin sagt. Te. habe gesagt, er habe der Polizei nicht vom Internetcafé erzählt, weil er Angst gehabt habe, mit seiner Frau in Konflikt zu treten. Te.: “Das war einer der Gründe.” Narin hält aus der Vernehmung von Te.s Frau vom 22.4. vor. Die Polizei habe Te.s Frau gesagt, dass Te. gestern am Telefon mit ihr gesprochen und sich entschuldigt habe, dass er nichts davon gesagt habe, dass er am Tattag in dem Café war, daraufhin habe Te.s Frau gesagt, er habe es ihr doch gesagt. Narin fragt, ob Te. es seiner Frau gesagt hat. Te. antwortet, er wisse nicht mehr, was er seiner Frau in dem Telefonat gesagt hat, es sei das erste Telefonat nach der Festnahme gewesen. Dass er das Café kenne, habe er seiner Frau erzählt, aber nicht das mit dem Chatten. Narin fragt, ob Te. seiner Frau auch gesagt habe, dass er sich in dem Internetcafé aufgehalten hat. Das verneint Te., das habe er seiner Frau ja gerade nicht gesagt. Er könne das gerade nicht so richtig nachvollziehen. Narin fragt, ob Te. im Bewusstsein abgehört zu werden, versucht habe, die Ermittlungsbehörden zu täuschen. Te. sagt: “Nein, ganz sicher nicht.” Er sei bei der Polizei gewesen und habe kurz mit seiner Frau telefonieren dürfen, auf den Gedanken, dass dieses Telefonat abgehört wird, wäre er nie gekommen, denn ihm gegenüber habe ein Beamter oder eine Beamtin gesessen. Narin sagt, Te. habe angegeben, er habe seiner Frau nicht von seiner Anwesenheit berichtet, weil er ihr sonst auch alles hätte erzählen müssen. Narin: “Was meinten Sie?”  Te.: “Das mit dem Chatten.” Auf Frage sagt Te., er habe jedem, den er getroffen habe, gesagt, dass er das nicht war. Er denke, dass er das auch seiner Frau gesagt hat, auch wenn das nicht nötig gewesen wäre. Narin sagt, er habe eine Mitschrift von der BAW, die Akte sei ihm nicht zur Verfügung gestellt worden. Demzufolge habe Te.s Frau gesagt, dass Te. ihr nie gesagt habe, dass er es nicht war. Te. sagt, er wisse es nicht, ob er ihr ganz konkret gesagt hat, dass er es nicht war. Seine Frau sei verzweifelt gewesen und wenn sie sich bei einer Freundin ausspreche, könne es sein, dass sie möglicherweise so was sagt.

Auf die Frage, ob er von der Polizei mal gefragt worden sei, ob er im Café eine Plastiktüte dabei hatte, sagt Te., das könne sein, wenn er gefragt worden sei, habe er angegeben, dass er keine hatte. Der Name Michael Sch. sage ihm etwas, das sei der ehemalige Chef der Kasseler “Hells Angels” sagt Te. auf Frage, der habe eine Motorradwerkstatt und ein Bekannter aus Schulzeiten habe eine Harley Davidson, dem habe er geholfen, wenn der die zur Werkstatt habe bringen oder sie abholen musste. Daher kenne er Sch. Er verneint, im Bereich Organisierte Kriminalität eingesetzt gewesen zu sein. Andere Personen aus dem Umfeld der “Hells Angels” kenne er nur vom Sehen. Einen Herrn Ei. kenne er, aber nicht von den “Hells Angels”. Narin fragt, ob er Ei. aus einer anderen Rockergruppierung kenne, sagt Te., sie seien zur gleichen Zeit bei der Bundeswehr gewesen, aber was Ei. im Einzelnen bei diesen Clubs für Funktionen hatte, habe ihn nicht interessiert. Auf die Frage, wie er zu den “Hells Angels” gestanden habe, sagt Te., er sei mit dem besagten Bekannten, der dieses Motorrad hat, gelegentlich mal zum Clubhaus dieser Gruppierung gefahren und habe dort Bier getrunken. Auf Frage, ob er Devotionalien der “Hells Angels” hatte, sagt Te., er habe mal einen Pullover von seinem Bekannten gehabt, mit “Hells Angels-Supporter”, ein T-Shirt und eine Jacke. Auf Frage, was die Polizei alles bei ihm sichergestellt habe in dieser  Hinsicht, sagt Te., er wisse, dass er von Pullover, Jacke und T-Shirt, was da sonst möglicherweise noch sein könne, sei, dass er Anfang der Neunziger mit diesem Bekannten in der Nähe von Berlin auf einer Party dort war. Die Frage, ob diese Verbindungen zu Rockergruppen seinem Dienstherren bekannt waren, verneint Te., er sei nicht in den Clubs gewesen, die man im Bereich Organisierte Kriminalität beobachte. Sie hätten ganz früher mal in seinem Heimatort eine kleine Gruppierung gehabt, die man aber nicht habe ernst nehmen können. Es habe für ihn keine Veranlassung gegeben, seinem Dienstherrn zu sagen, wenn er mit seinem Kumpel in dieses Clubhaus gefahren sei. Narin fragt, ob Te. bekannt war, dass nach dem B&H-Verbot in Hessen zahlreiche Kader zu den “Hells Angels” übergetreten sind. Das verneint Te. Narin fragt, ob Te. wisse, ob Te.s V-Mann Gä. Kontakte hatte. Te. antwortet, wenn, habe es Gä. ihm ggü. nie erwähnt. Die Frage, ob er bei der Reservistenkameradschaft in Reinhardshagen war, verneint Te. Aber einzelne daraus hätten zeitweise einen Schießplatz in Radbach bei Hannoversch Münden gemietet, da habe man tageweise mit Gewehren schießen können. An dem Schießen habe er sich öfter beteiligt und sich angemeldet, dass er da einen gewissen Geldbetrag beigesteuert hat. Auf die Frage, ob einer Gaststätte “Scharfe Ecke” in Reinhardshagen kenne, sagt Te., die sei ihm bis zur Veröffentlichung in der Presse nicht bekannt gewesen. Für einen Kr. gelte das gleiche. Auf Frage sagt Te., ihm sei nicht bekannt, dass mal gegen ihn, Michael Sch. und Kr. wegen Geheimnisverrats ermittelt wurde. Narin sagt, es gehe um Dokumente aus dem LKA Sachsen. Te. sagt, das sei ihm nicht bekannt, er habe auch keinen Zugang zu Dokumenten des LKA Sachsen gehabt.

Narin möchte wissen, ob Te. Gä. mal gefragt habe, ob er sich mit ihm in diesem Café treffen wolle. Das verneint Te., er sagt, dass es auch nicht sehr klug gewesen wäre. Er nehme ja nicht eine Quelle an einen Ort mit, wo er privat hingehe. Sein Verhältnis zu Gä. sei nicht privat gewesen, so Te. auf Frage, Gä. habe nicht einmal seinen Namen gewusst. Natürlich komme man auf eine Quelle so freundlich zu, dass sie den Eindruck hat, da wäre so was wie eine Freundschaft dahinter. Man versuche, eine gute Arbeitsatmosphäre herzustellen. Er wisse nicht, ob darüber nachgedacht wurde, ihm die Quelle Gä. zu entziehen, er habe Gä. ja als erste Quelle übernommen, aber dann irgendwann sechs Quellen Bereich Ausländerextremismus gehabt. Gä. sei auf die “Deutsche Partei” angesetzt gewesen. Auf die Frage, ob ihm Verbindungen der “Deutschen Partei” zu Thüringer Rechtsextremisten bekannt seien, zum “Bund Freier Bürger”, sagt Te., was die Quelle zur “Deutschen Partei” habe liefern könne, sei spärlich gewesen und sei nicht über diverse innerparteiliche Querelen hinausgegangen. Die Namen Yvette und Dennis S. aus Vellmar seien ihm nicht bekannt, so Te. auf Frage. Narin fragt, ob Te. Personen bekannt seien, zu denen seine Quelle Kontakt gehalten habe, die wiederum im Kontakt gestanden hätten zu Kapke, Wohlleben und E. Te. verneint das. Es sei ihm jedenfalls nicht erinnerlich. Dafür müsste er, so Te., seine Berichte einsehen, ob solche Namen auftauchen. Zur dienstlichen Bewertung von Gä. sagt Te., die sei am Anfang “Erprobung” und dann nachher “B”, das sei also eigentlich eine gute Bewertung, wobei sich das nicht auf die Quantität bezogen, sondern auf die Glaubwürdigkeit. Wenn Gä. Unterlagen der “Deutschen Partei” vorgelegt habe, habe es keinen Zweifel gegeben. Und “B” sei auch recht üblich gewesen, nicht die große Ausnahme. Narin sagt, Te. habe Hannoversch Münden erwähnt und fragt, ob Te. einen Michael See oder von Dolsperg. kenne, was Te. verneint. Auf die Frage, ob Te. dienstlich oder privat mit Thorsten Heise zu tun gehabt habe, sagt Te., der Name sei ihm natürlich dienstlich untergekommen, er habe aber weder privat noch dienstlich mit dem zu tun gehabt. Dann fragt Narin zu Schriften, die bei Te. gefunden worden seien, und nennt den Titel “Judas Schuldfrage. Eine deutsche Abrechnung”. Te. sagt, er habe diese Schriften in seiner Jugend gehabt aus irgendwelchen Gründen, manches stamme aus Bibliotheken, manches auch aus der Schule, erstaunlicherweise. Er habe diese Dinge damals gehabt und sie dann nochmal verwendet für ein Referat und dann habe er damit nichts mehr zu tun gehabt. Der Fundort sei sein Elternhaus gewesen.

Te. verneint, Akteneinsicht bekommen zu haben, als er des Mordes verdächtigt wurde. Narin fragt, ob er von seiner Dienststelle Inhalte der polizeilichen Ermittlungen erzählt bekommen habe. Er habe das ein oder andere erfahren, er könne aber nicht mehr sagen, ob sich das aus Polizeikreisen oder bei Telefonaten ergeben habe. Bspw. habe er irgendwann erfahren, dass für bestimmte Termine ein Alibi gefunden werden konnte, aber keine näheren Details. Narin fragt, ob Te. mal mit seiner Frau darüber gesprochen habe, ob ein anderer Ausländer auch Gegenstand polizeilicher Maßnahmen gewesen sei, der habe seine Jacke nicht wieder erhalten. Das sage ihm jetzt nichts, so Te. Narin fragt, wie viele Gespräche Te. nach seiner Festname mit Direktoren des LfV Hessen hatte. Te. sagt, er habe mit Irrgang gesprochen und habe auch einmal mit dem Herrn Eisvogel gesprochen, er wisse aber nicht, ob der damals schon Präsident war. Da sei es zum einen darum gegangen, dass Eisvogel deutlich gemacht habe, dass er sein, Te.s, Verhalten missbilligt. Und Eisvogel habe gesagt, dass er den Aufenthalt in dem Internetcafé in der Nähe des Beobachtungsobjektes für in höchstem Maße unprofessionell hält. Es sei um Eisvogels Einschätzung seiner Person und die Weiterbeschäftigung gegangen. Das sei damals noch offen gewesen. Es sei gesagt worden, dass man sich bemühen werde, dass man etwas Entsprechendes für ihn findet, sobald die Ermittlungen eingestellt sind.

Dann fragt Narin zu einer Äußerung im UA des Bundestages, da habe Te. davon gesprochen, dass man in den Akten eine relativ belanglose Sache finde, die mit Te.s Arbeitsnamen zusammenhängt. Te. sagt, da sei es um Zufälle gegangen, dass dort jemand geäußert habe, so viele Zufälle könne es nicht geben. Es sei darum gegangen, dass er sich diesen Arbeitsnamen 1994 beim LfV zugelegt habe. Die Polizei habe bei ihm ein altes Telefonverzeichnis gefunden, mit der Nummer einer Bank, bei der er mal ein Konto gehabt habe. Beim Kontakt zu dieser Nummer habe sich jemand gemeldet, der genauso geheißen habe wie Te. mit Arbeitsnamen. Dazu sei er befragt worden, und da seien sie drauf gekommen, dass, als er in Südhessen das gemacht habe, diese Person in Kassel noch Jugendlicher war, dass es ein Zufall war, dass er die Person nicht kennen konnte. Das sei ein so unwahrscheinlicher Zufall, dass er das als Beispiel in dem Kontext bemüht habe. RA Bliwier sagt, laut Stempelkarte sei Te. am 10.4.2006 von 7.23 bis 16.34 Uhr angemeldet gewesen und fragt, ob der Besuch bei Me. in dieser Zwischenzeit gewesen sein, was Te. bestätigt, er fahre da ja nicht privat hin. RAin Link sagt, man habe gestern einen Beamten zu der Videoaufzeichnung gehört, der habe von Fotos zur Ermittlung von Blickwinkeln gesprochen, und fragt, ob sich Te. an so etwas erinnere. Das wisse er nicht, so Te., was er wisse, sei, dass die Polizei offensichtlich eine Liste seiner Bücher haben wollte, und dass dann Polizisten zu ihm gefahren seien und alle Buchrücken abfotografiert hätten. Auf Frage von RA Erdal sagt Te., es sei ihm nicht gelungen, nachzuvollziehen, wann er mit Irrgang gesprochen hat, es müsse nach der Abgabe seiner dienstlichen Erklärung gewesen sein, im Sommer 2006. Bei Irrgang sei er nur einmal gewesen. RA Narin fragt, ob Te. aus seiner dienstlichen Tätigkeit ein Michel Fr. bekannt sei. Zschäpes Verteidiger RA Heer unterbricht und sagt, für seine Mandantin sei der Punkt erreicht, an dem sie nicht mehr verhandlungsfähig sei. Es entsteht eine kurze Debatte darum, ob die Vernehmung von Te. unterbrochen wird. Schließlich sagt Götzl, dass Te. nochmal kommen müsse.

Der Verhandlungstag endet um 17.15 Uhr.

Auf NSU-Nebenklage.de heißt es zum Verhandlungstag:
„Der hessische Verfassungsschutz hatte sich nach dem Mord an Halit Yozgat massiv bemüht, Temme, der damals am Tatort war, zu decken, seine Tätigkeit für den Verfassungsschutz geheim zu halten und seine Quellen anonym zu halten. Das hessische Innenministerium hatte die Ermittlungen der Polizei ganz erheblich behindert und das Ermittlungsverfahren gesteuert. Der Zeuge Temme konnte keinen der vorhandenen Widersprüche zu seinen Aussagen klären. Er will sich weiter an nichts erinnern. Seine Befragung konnte wieder nicht beendet werden.“


Protokoll 93. Verhandlungstag - 13. März 2014

Der Verhandlungstag beginnt mit einer Erklärung İsmail Yozgats, des Vaters des in Kassel ermordeten Halit Yozgat. Als einzige Zeugin wird Jana J. vernommen zu der Zeit um 1998 in Jena und zu ihrer Beziehung zu André Kapke, Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt und Wohlleben. Jana J. hat gemeinsam mit Wohlleben die „Geburtstagszeitung“ für André Kapke erstellt.

Zeugin:

	Jana J. (Umfeld von Jenaer Neonazis in den 90er Jahren)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. Zu Beginn gibt İsmail Yozgat eine Erklärung ab, die der Dolmetscher übersetzt. Yozgat begrüßt den Vorsitzenden und beginnt seine Erklärung [Mitschrift NSU-watch]: “Ich bin İsmail Yozgat, Vater des 21-jährigen Halit Yozgat, der unschuldig in Deutschland getötet wurde. Ich habe den Videofilm mit Te. gesehen. Während Te. aus dem Internetcafé hinausging, suchte er nach Halit, um ihm die 50 Cent zu zahlen. Dabei hätte Halit links am Tisch sitzen müssen, wenn er raus geht. Te. schaut aber gar nicht nach links, er geht hinaus. Während er hineingeht, müsste Halit rechts am Tisch sitzen, aber er schaut überhaupt nicht auf die rechte Seite. Als er das Geld auf den Tisch legte, war der Tisch 73 cm hoch. Ich vermute, dass Te. 196 cm groß ist. Warum sieht er den hinter dem Tisch liegenden Halit nicht, während er das Geld auf den Tisch legt? Warum hat er den auf dem weißlichen Tisch befindlichen Bluttropfen nicht gesehen? Te. sagte in der Gerichtsverhandlung, dass er immer für 10, 20 Minuten im Internetcafé war. Dabei blieb er immer zwei Stunden, wenn ich im Laden war. Was er erzählt hat, kommt mir nicht glaubhaft vor. Wie Sie wissen, wurde mein 21-jähriger Sohn Halit am 6. April 2006 in Kassel in der Holländischen Straße 82 durch zwei Kugeln in den Kopf erschossen. Er verlor in meinen Armen sein Leben. Er war mein einziger Sohn. Von 2006 bis 2011 lebte ich ca. fünf Jahre zwischen meiner Wohnung und meinem Arbeitsplatz. Immer wenn ich zum Einkaufen in die Stadt fuhr, haben uns die Leute, egal ob Deutsche oder Türken, böse angeschaut, als wären wir schlechte Menschen. Die haben gesagt, sie hätten das von der Familie Yozgat nicht erwartet, sie sollen krumme Geschäfte, Geldwäsche betrieben haben, Heroin und Haschisch verkauft haben. Weitere Straftaten wurden uns vorgeworfen. Sie sagten über uns, ihr Sohn Halit wurde erschossen, weil sie krumme Geschäfte betrieben haben. Auch die Zeitungen schrieben das gleiche. Nicht nur in Deutschland, auch in der Türkei wurden die gleichen Sachen erzählt. Wenn wir in den Urlaub fuhren, hörten wir auch dort die gleiche Dinge. Aber wir sind eine aufrichtige Familie und haben die Beschuldigungen nicht verdient. Ich wusste aber, wer die Mörder meines Sohnes sind. Ich habe den Polizisten gesagt, dass die Mörder meines Sohnes Ausländerfeinde oder Türkenfeinde waren. Sie glaubten uns aber nicht. Das einzige, was die Polizisten taten: Sie ermittelten die Einnahmen- und Ausgabenverhältnisse der Familie und unterzogen die Familienmitglieder DNA-Tests. Wir haben während all dieser Beschuldigungen zum allmächtigen Gott gebetet: Gib uns Geduld und Widerstandskraft und befreie uns von diesen Beschuldigungen. Unserem Gebet wurde entsprochen. Gegen Ende 2007 ist unser Enkelsohn auf die Welt gekommen. Wir haben ihm den Namen unseres Sohnes Halit gegeben, welcher mit 21 Jahren getötet wurde. Das hat den Schmerz ein wenig gemildert, aber diese Freude hat nur fünfeinhalb Jahre gedauert. Unser Enkel erkrankte an Krebs und starb mit fünfeinhalb Jahren. Ich habe meinen Enkel Halit mit eigenen Händen in der Türkei begraben. In den letzten Monaten des Jahres 2011 kam das Abenteuer mit Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe heraus. Der allmächtige Gott hatte unseren Gebeten entsprochen, wir wurden von den falschen Beschuldigungen befreit, die Mörder waren bekannt geworden.”

Zschäpes Verteidiger Heer unterbricht und sagt, “bei allem Verständnis für die Familie Yozgat” er sei “der letzte”, der Herrn Yozgat das Wort abschneiden wolle, aber wenn seine Mandantin als Mörderin bezeichnet werde, dann müsse er das beanstanden. Richter Götzl sagt, die Erklärung verhalte sich tatsächlich nicht zu dem, was angekündigt worden sei, RA Kienzle müsse seinen Mandanten beraten. Kienzle erwidert, “bei allem Verständnis für formaljuristische Fragen” würden sie das Erklärungsrecht ihres Mandanten nicht kanalisieren. Die Erklärung bewege sich ganz weit im formaljuristischen Rahmen, Yozgat nehme Bezug auf das, was zu Kassel raus gekommen ist und setze es in Beziehung zum unermesslichen Leid der Familie seit 2006.

Yozgat fährt fort: “Zwischenzeitlich erzählten die Menschen in Deutschland und der Türkei, dass die Familie Yozgat keine krummen Geschäfte betrieben hat. Die auf uns gerichteten Blicke haben sich geändert. Wir wurden vom Beschuldigtenstempel befreit und zu einer Familie, mit der alle Mitleid hatten. Am 23. Februar 2012 hatte Frau Bundeskanzlerin Merkel die Familienangehörigen der Märtyrer nach Berlin eingeladen. Sie haben uns Märtyrerfamilien sehr gut in Berlin empfangen. Sie haben unseren Schmerz geteilt und gesagt, dass unser Schmerz auch ihr Schmerz sei. An dieser Stelle möchte ich mich bedanken. Sie haben mir in Berlin ein Rederecht erteilt. Ich brachte drei Wünsche zum Ausdruck: Die Festnahme und Verurteilung der Mörder, die Umbenennung der Holländischen Straße in Halitstraße und drittens die Gründung einer Stiftung für die zehn Märtyrer. Bezüglich meines ersten Wunsches wegen Festnahme und Verurteilung der Mörder habe ich keinerlei Zweifel. Ich vertraue völlig dem hohen Gericht. Die Erfüllung meines zweiten Wunsches, der Umbenennung der Holländischen Straße in Halitstraße, ist fraglich. Zu meinem dritten Wunsch: nach Beendigung der Verhandlung werden wir versuchen, eine Stiftung zu gründen. Schauen Sie, hohes Gericht, in der zweiten Sitzung sagten die Verteidiger, dass die Märtyrerfamilien vom deutschen Staat 850.000 Euro bekommen haben. Wir als Familie Yozgat haben vom Staat gar kein Geld bekommen. Sie haben es uns angeboten, aber wir haben es nicht akzeptiert, wir wollen kein Geld. Wir haben nur einen einzigen Wunsch: Die Umbenennung der Holländischen Straße in Halitstraße. Denn unser Sohn kam am 6. Februar 1985 in der Holländischen Straße auf die Welt und wurde am 6. April 2006 in der Holländischen Straße getötet. Er ist im selben Haus auf die Welt gekommen und gestorben. Aus diesem Grund wollen wir nur einen Namen. Zwischenzeitlich hat der verehrte Herr Oberbürgermeister von Kassel und seine Gruppe uns den Halitplatz gegeben. Ihnen und allen Freunden in Kassel und Baunatal danke ich. Aber sie haben uns nur gegeben, was sie wollen. Nicht, was wir wollen. Aber es gibt eine schmerzvolle Tatsache. Unsere Seele brennt. Aber man gibt uns nicht das, was wir uns wünschen. Ich habe es recherchiert. Wir wollen nur, dass die Holländische Straße in Halitstraße umbenannt wird. Wenn eine Verurteilung der Mörder unseres Sohnes erfolgt, soll auch bei diesem hohen Gericht eine Entscheidung über die Umbenennung der Holländischen Straße in Halitstraße erfolgen. Sie sagen doch, wir als Deutschland verurteilen diese Tat, wir teilen Euren Schmerz und sagen doch immer, Euer Schmerz ist auch unser Schmerz. Du Deutschland, großes Land der Demokratie. Sie haben mein 21-jähriges unschuldiges Lämmchen umgebracht. Ich will nur einen Namen. Wo ist er geblieben, der geteilte Schmerz, die Linderung unserer Schmerzen? Seien Sie mir nicht böse. Das was sie uns gegeben haben, kommt uns gar nicht glaubhaft vor. Sehr geehrter Herr Vorsitzender und hoher Senat, wenn Sie darüber entscheiden, werde ich als Vater des Märtyrers Halit die Angehörigen der verstorbenen Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos zur Eröffnung der Halitstraße einladen. Wir werden gemeinsam weiße Tauben hochfliegen lassen und gemeinsam die Halitstraße eröffnen. Unser Ziel ist, es sollen keine Menschen mehr getötet werden. Ich reiche Ihnen allen meine lupenreine Friedens- und Freundschaftshand. Die Freundschaft und der Frieden mögen siegen. Sehr geehrter Herr Vorsitzender, hoher Senat, der Ball liegt nun bei Ihnen. Wenn sie nun eine Pause einlegen und eine historische Entscheidung treffen, werden die Freundschaft und die Menschlichkeit siegen.”

Richter Götzl sagt, er müsse Yozgat leider sagen, dass das Gericht keinen Einfluss auf die Benennung der Straße habe, das sei Sache der örtlichen Behörden, das werde RA Kienzle Yozgat auch erklären.

Es folgt die einzige Zeugin des heutigen Tages: Jana J., geb. A., 33 Jahre alt. Es gehe um die Zeit vor 1998 und die Jahre danach, insbesondere um Beziehungen zu André Kapke, Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt und Wohlleben, so Götzl. Jana J. berichtet: Kapke habe sie wahrscheinlich 1996/97 kennengelernt. Es habe sich schnell eine recht enge Freundschaft entwickelt, die auch noch fortgedauert habe, als sie aus der Szene raus gewesen sei. Mit Kapke sei sie als einzigem eng befreundet gewesen. Mit Zschäpe sei sie nicht näher bekannt gewesen. Ein paar Mal sei sie ihr begegnet. Einmal seien sie in einer Disko gewesen mit noch zwei weiteren Mädchen. Ansonsten habe sie Zschäpe wahrscheinlich einige Male am Winzerclub gesehen, aber sie habe keine konkrete Erinnerung. Einmal seien sie zur Disko getrampt, da hätten sie sich bei Zschäpe in der Wohnung getroffen. Die Wohnung Zschäpes sei in Winzerla gewesen, die Adresse könne sie nicht sagen, sie sei nur einmal da gewesen. Da waren noch zwei andere, ihr unbekannte Mädchen. Eine habe kein Zuhause gehabt und in einem Keller geschlafen.

Ansonsten könne sie sich an zwei Sachen erinnern: Erdbeerschaumwein. Das sei banal, aber sie könne sich daran erinnern, weil sie den “unfassbar eklig” gefunden habe. Und eine Pistole. Sie wisse aber nicht, ob das eine echte Pistole war. Die Pistole könne sie nicht beschreiben, so J. auf Frage, die habe ausgesehen, wie eine Pistole aussieht. Außerdem könne sie sich erinnern, dass Zschäpe die Pistole “Walli” [phon.] genannt habe, und dass sie einen Gurt gehabt habe, wo man die seitlich rein packt, den habe Zschäpe über dem T-Shirt, aber unter der Jacke getragen. Wozu Zschäpe die Waffe gehabt habe, wisse sie nicht, aber sie vermute zum Selbstschutz. Götzl fragt, bei welchen Gelegenheiten Zschäpe die Waffe getragen habe. Das wisse sie nicht, so J. Bei der Gelegenheit habe sie sie auf dem Tisch gehabt und geputzt oder so. Sie könne sich nicht vorstellen, dass sie die Waffe in der Disko dabei hatte, denn da werde man ja üblicherweise kontrolliert. Sie wisse aber nicht, ob Zschäpe die Waffe mitgenommen hat. Sie wisse aber, dass Zschäpe diesen Gurt besessen und getragen habe, mglw. zu einer anderen Gelegenheit. Sie verneint, dass sie oder jemand anders Zschäpe darauf angesprochen hat. J. bestätigt, dass das für ein junges Mädchen ungewöhnlich sei, aber diese ganze Generation sei waffenaffin gewesen, die habe in der DDR Handgranatenweitwurf machen müssen. Sie habe sich nicht gewundert, es aber auch nicht als üblich wahrgenommen. Auf Nachfrage sagt J., sie könne sich nicht erinnern, ob sie Zschäpe dazu befragt habe, es sei ja schon ungefähr 17 Jahre her.

Zur Frage nach weiteren Kontakten mit Zschäpe sagt J., Zschäpe sei einfach eine gewesen, die auch “in der rechten, in der Nazi-Szene der damaligen Zeit” unterwegs war, als solche sei sie ihr bekannt gewesen. Götzl fragt, mit wem Zschäpe damals unterwegs gewesen sei. J. sagt, das könne sie nicht konkret sagen, es sei aber deutlich geworden und in der Szene bekannt gewesen, dass Zschäpe mit Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos unterwegs und dieses Verhältnis “exklusiv” war. Vielleicht habe sie die Drei auch mal am Winzerclub zusammen gesehen, aber dass könne sie konkret nicht erinnern. Götzl fragt, was J. mit “deutlich geworden” meint. J. sagt, da vermischten sich ihre Erinnerungen, davor seien ihr die drei als “die Drei” nicht präsent gewesen. Die Relevanz, sei erst nach dem Untertauchen deutlich geworden. Danach habe sich so etwas wie eine “Sensationsstimmung” entwickelt, die ganze Szene habe plötzlich eine andere Wichtigkeit gehabt. Es habe sich ein “Katz-und-Maus-Spiel” entwickelt mit den Behörden, davon habe sie über André relativ viel mitbekommen. Das Untertauchen selbst habe sie nicht so bewusst mitbekommen, weil sie zu der Zeit eine Ausbildung in Plauen angefangen habe und nur am Wochenende in Jena gewesen sei. Die Ausbildung habe sie im März 1998 oder so abgebrochen und da seien die Drei schon weg gewesen. In der Folge habe es Hausdurchsuchungen gegeben, Telefone seien abgehört, angeblich auch die Autos mit Peilsendern versehen worden. Es habe ständige Personenkontrollen gegeben. Vorher habe man in der Szene zwanglos miteinander herum gehangen und dann habe das eine andere Dynamik entfaltet. So konkret sei darüber nicht gesprochen worden, aber durch André habe sie das relativ deutlich mitbekommen. Sie seien oft zu zweit im Auto unterwegs gewesen und auch wenn sie nur im Wald spazieren waren, seien oft von überall Zivilautos gekommen. Es habe ein Gefühl der Bedrohung und Verfolgung gegeben, das sei für sie nicht nachvollziehbar gewesen damals.

Götzl fragt, was mit “Katz-und-Maus-Spiel” gemeint sei. J. sagt, man habe sich Scherze erlaubt mit den Zivilfahrzeugen. Sie wisse, dass die Telefone abgehört worden seien. Die Leute hätten dann die Telefone ausgeschaltet und seien ein Stück weggegangen, um zu reden. Vielleicht sei “Katz-und-Maus-Spiel” auch ein unglücklicher Begriff. Auf Frage, was Kapke zum Untertauchen von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe berichtet habe, sagt J., er habe gar nichts gesagt. Dass er Kontakt hatte, wisse sie erst durch seine Aussagen. Aus ihrer Erinnerung heraus habe er gar kein so gutes Verhältnis zu den Dreien gehabt. Sie meine, dass er gesagt habe, er wolle es gar nicht wissen. Sie wisse, dass Andrés Bruder mal ein Konzert gemacht habe zum Geldsammeln oder so. Sie könne sagen, dass in großen Gruppen über das Thema nicht gesprochen worden sei. Götzl sagt, J. habe von einer “Sensationsstimmung” gesprochen und gesagt, dass die Szene eine ganz andere Wichtigkeit bekommen habe, jetzt gehe sie da mehrere Schritte zurück. J. sagt, die Drei seien plötzlich wichtig geworden: “Das kursierte immer wieder: die Drei, die Drei.” Und diese Stimmung habe sich durch die Verfolgung ergeben, weil ein massives Aufgebot diese Szene bedroht oder verfolgt habe. So habe sie das wahrgenommen. Und sie sei ja im engeren Sinne außenstehend, habe ja keine Funktion ausgeübt. “Diese Zeitung” z.B. sei genau in diesem Kontext entstanden, die sei ja stark auf Verfassungsschutz und Staatsschutz bezogen. Sie habe sich die noch einmal angeschaut und versucht die Erinnerung wachzurufen. Auf Frage von Götzl sagt J., es gehe um “diese Geburtstagszeitung” für Kapke.

Auf Nachfrage sagt J., an das konkrete Zustandekommen der Zeitung könne sie sich nicht erinnern. Da stehe ja “Wolle und Jana” drauf und das sei auch definitiv ihre Schrift, aber sie habe keine konkrete Erinnerung daran, wann sie zusammen gesessen und die geschrieben hätten. Sie wisse nicht, ob sie sich das zusammen ausgedacht oder sie das abgeschrieben hat. J.: “Es kann schon sein, dass wir das lustig fanden, auch wenn das bitter ist, das heute sagen zu müssen.” Aber man habe sich damals in dem Kontext verfolgt gefühlt, dämonisiert. Die antisemitischen und rassistischen Aspekte seien deutlich, das sei ja keine Frage, dass man damit kokettiert habe, aber es sei auch sehr, sehr ironisch. Das nehme sie auch heute wahr, wenn sie die mit 15 Jahren Abstand lese. Mit Kontext sei die Stimmung infolge des Untertauchens gemeint, so J. auf Frage. Wer genau für was verfolgt wurde, habe sie damals nicht richtig einordnen können. Ihre Wahrnehmung sei gewesen, dass Drei die Entscheidung getroffen haben, Bomben zu bauen und das ganze Umfeld kriminalisiert wurde. “Von heute her ist das natürlich alles anders einzuschätzen.”

Götzl fragt, was nach J.s Kenntnis zum Untertauchen geführt hat. Sie könne das nicht mehr so genau trennen, was sie damals und heute wisse. Man habe aus der Zeitung etwas von einer Bombenwerkstatt gewusst, und auch von einem Koffer auf dem Theaterplatz. Sie habe sich das damals nicht vorstellen können, es sei ihr absurd vorgekommen. Das habe vielleicht an ihrem Alter gelegen, sie wisse nicht, wie naiv sie damals war. Vorher sei man relativ zwanglos beieinander gewesen, dass es solche Tendenzen gab, habe sie so nicht wahrgenommen. Die Szene in Jena sei sehr groß gewesen, es sei überhaupt nicht schwierig gewesen, da rein zu geraten. Man sei mit den Leuten zu “Kirmsen” gefahren oder habe einfach rumgehangen, zwanglos, wie das in jeder anderen Jugendkultur auch sei: “Ich habe das nicht als hochkriminelles Milieu wahrgenommen.” Sie könne sich auch kaum mehr erinnern, wie sie die Leute kennengelernt habe, viele habe sie im Winzerclub getroffen. Sie wisse nicht mal mehr, wie sie Kapke kennengelernt hat. Das sei die Stimmung gewesen, wie sie damals im Osten mal mehr, mal weniger offen geäußert worden sei: “In jeder Disko ist man auf Rechte getroffen, eigentlich überall.” Zur zeitlichen Einordnung sagt J., dass sei 1996 bis Ende 1998, Anfang 1999 gewesen, dadurch dass sie noch länger mit André befreundet gewesen sei, habe sie auch einige Leute danach noch gesehen bis 2000 oder so. Kapke habe sie zwischen 1996 und 1997 kennengelernt.

Götzl fragt, welche Personen gemeint seien, wenn sie von der Szene spreche. J. sagt, sie habe immer auch einen anderen Freundeskreis gehabt. Das Umfeld in der rechten Szene seien auf jeden Fall Wohlleben und auch Carsten S. gewesen. Stefan Ap. habe sie damals auch gekannt, und einen Haufen Leute, deren Namen sie jetzt nicht wisse. Ap. habe damals noch ein eigenes Umfeld gehabt, das hat sich, glaube sie, nicht sonderlich gemischt. Der sei häufig in Jena-Nord unterwegs gewesen, nicht in Lobeda, wo sie später gewohnt habe. Die beiden Stadtteile seien das eine und das andere Ende von Jena. Sie glaube, Ap. sei nicht sonderlich politisch aktiv gewesen. Auf Frage sagt J., Mundlos habe sie gar nicht gekannt, sie habe ihn schon auch gesehen, aber nie gesprochen. Böhnhardt habe sie auch nicht gut gekannt. Der habe sie mal im Auto mitgenommen, der habe auch in Lobeda-West gewohnt. S. habe sie nicht so gut gekannt, sie habe sich aber schon gefreut, ihn zu sehen. Und mit Wohlleben sei es genauso gewesen. Als sie ihn kennenlernte, habe er noch irgendwo in Göschwitz gewohnt und sie habe den Eindruck gehabt, dass er, ähnlich wie sie, immer auch andere, unpolitische Freunde hatte. Sie könne sich an eine Party bei ihm erinnern, da seien Leute gewesen, die eindeutig keine Nazis gewesen seien. Und sie habe Wohlleben deshalb gar nicht als so radikal empfunden. Zu Wohllebens Freundin sagt J., sie glaube, dass die auch Jana oder Janina geheißen habe. Deswegen habe sie zuerst gedacht, dass Wohlleben die Zeitung mit seiner Freundin gemacht habe. Sie habe alle etwa zur gleichen Zeit kennengelernt. Mit Wohlleben und S. habe sie nicht so häufig Kontakt gehabt, wenn sie mit André unterwegs war auf einer Party, im Winzerclub oder in einer anderen Disko.

Götzl fragt zur Bedeutung des Winzerclubs. J. sagt, sie sei da nur einmal drin gewesen, ansonsten habe man draußen herum gestanden. Da hätten sich viele Leute getroffen, in dem Proberaum an der Stirnseite hätten immer zwei Bands gespielt, deren Namen ihr entfallen seien. Da hätten sie sich öfter bei den Proben getroffen oder danach verabredet. Da habe es noch eine zweite Band gegeben, das seien Hooligans gewesen. Es sei immer viel los gewesen. Götzl bittet J., Böhnhardt in seinem Verhalten zu beschreiben. Ihre damalige Wahrnehmung sei gewesen, dass sie alle recht nett fand. Und an ihn könne sie sich erinnern, weil er sehr große blaue Augen hatte. J.: “Ich habe keine negativen Erinnerungen an nahezu niemanden aus der Zeit, das ist so.” Götzl fragt, ob Böhnhardt Waffen mitgeführt habe. Das könne sie überhaupt nicht sagen. Götzl möchte wissen, was J. damit gemeint habe, als sie das Verhältnis von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe als „exklusiv“ beschrieb. Die seien immer als die drei beschrieben worden, so J., sie wisse aber nicht, ob das schon vor dem Untertauchen so war. Aber es sei deutlich geworden, dass das eine enge Freundschaft war und sie habe das nicht hinterfragt. Böhnhardt und Mundlos habe sie mal am Winzerclub zusammen gesehen, sie wisse aber nicht, ob Beate auch dabei war. Zum Verhältnis von Mundlos und Böhnhardt und der beiden zu Zschäpe könne sie nichts sagen. Es folgt eine Pause bis 11.27 Uhr.

Götzl fragt, wie es zu der Situation gekommen sei, dass Zschäpe die Pistole benannt habe. Das könne sie nicht so genau sagen, aber Zschäpe habe die Pistole “ihre Walli” genannt. Die Wohnung habe in einer Straße direkt neben den Gleisen gelegen, in einer Kurve an der Endhaltestelle Winzerla. Es sei eine Einraum-Wohnung gewesen, die hätten alle den gleichen Schnitt. Auf die Frage, ob es in der Wohnung Waffen gegeben habe, sagt J., sie glaube sich zu erinnern, dass an der Wand über der Couch etwas über Kreuz hing, aber sie sei sich nicht sicher, ob das eine Fahne oder zwei Waffen waren. Zwischen Küchennische und Schlafzimmer, wenn es existiert, stehe in solchen Wohnungen meistens die Couch, das sei auch bei Zschäpe so gewesen. Dann werden die Polaroids von der Hausdurchsuchung in Zschäpes Wohnung 1998 in Augenschein genommen. Das könne die Wohnung sein, aber sicher sei sie sich nicht. Was sie aber erkenne, sei das “Ding mit der Kugel dran”. Wenn das so da gehangen habe, könne sie sich daran erinnern.

Götzl sagt, es gehe jetzt nochmal um diese “Geburtstagszeitung”. J. sagt, die sei für André im Jahr 1998 gewesen. Sie habe sich die angeschaut, da stehe “1/98″ oder so. Sie wisse nicht mehr, wann Kapke Geburtstag hat, im Juli oder August. Götzl fragt, wo J. sich die Zeitung angeschaut habe. Sie habe die von den Verteidigern von Wohlleben, die hätten ihr geschrieben, dass es da eine Zeitung gebe. Sie hätten ihr einen Link geschickt und sie habe sich die ausgedruckt. Ein Gespräch habe es nicht gegeben. Sie sei auch nicht sicher gewesen, ob sie kommunizieren soll. Zweck sei gewesen, dass sie etwas zur Entstehung sagen könne. Bis vor zwei Wochen habe sie gedacht, sie habe nur die erste Seite geschickt bekommen, aber dann habe sie gesehen, dass sie alles habe und dass es ihr Schrift sei: “Ich war geschockt.” Sie habe den Anwälten geschrieben, dass sie keine Stellung nehmen möchte. Ihr sei geschrieben worden, dass eine handgebastelte Geburtstagszeitung aufgetaucht sei, und dass sie voraussichtlich als Hauptbeweismittel gegen Wohlleben eingesetzt wird. Sie habe diese Zeitung nicht mit der Anklage zusammengebracht. Götzl fragt, was J. zur Entstehung sagen könne. Das sei das Problem, sagt J., daran erinnere sie sich überhaupt nicht. Auch bei dem Brief habe ihr das gar nichts gesagt. Sie habe keine Erinnerung daran, wie die Idee entstanden sei. Offensichtlich habe sie es geschrieben und auch die Basteleien würden ziemlich nach ihr aussehen. Aber sie könne nur spekulieren. Sie habe immer viel gebastelt, und sie könne sich vorstellen, dass sie die Idee gehabt habe. Götzl sagt, das sei ja nach ihrer Darstellung nichts, was sie regelmäßig gemacht habe. Das bestätigt J., sie könne sich aber an die Entstehungsgeschichte einfach nicht mehr erinnern. Aus der Zeitung werde ja auch relativ viel deutlich und sie könne sich vorstellen, dass sie das lustig fanden, aber sie wisse nicht, wo sie saßen und wer dabei war. Sie habe damals noch bei ihrer Mutter gewohnt, also hätten sie sicher nicht bei ihr gesessen. Götzl fragt, was sich J. zu “Hauptbeweismittel” gedacht habe. Soweit sie wisse, sei Wohlleben wegen Beihilfe angeklagt und sie habe nicht ganz verstanden, was die Zeitung damit zu tun hat.

Götzl fragt, wie J. den Brief der Verteidigung Wohlleben verstanden habe, als Warnung etwa. Sie habe das für sich als bedrohlich wahrgenommen, dass sie vielleicht aussagen müsse. Die Inhalte habe sie sich erst vor zwei Wochen angeschaut, weil sie vorher nicht runter gescrollt habe. Aus der Presse habe sie gewusst, dass da Mordlisten drin seien und antisemitische Ausfälle. Sie habe das in erster Linie als für sich bedrohlich wahrgenommen. Sie gelte als Verfasserin dieser Zeitung, habe aber seit 15 Jahren mit dieser Szene nichts mehr zu tun. Sie riskiere ihre berufliche Perspektive. Deswegen frage er nach, so Götzl, man habe da Schwierigkeiten mit J.s Antwort. Sie wisse z. B., so J., dass André in Urlaub war über seinen Geburtstag, das habe sie gelesen, hätte sie so auch nicht erinnert. Sie sei öfter, wenn er in Urlaub war, in Andrés Wohnung gewesen, vielleicht habe sie es dahin gelegt. Götzl fragt, inwiefern Angst hier eine Rolle spiele, wenn sie das als bedrohlich empfunden habe. Im Moment gar keine, so J., sie sitze ja hier. J. sagt, sie müsse lügen, wenn sie etwas zu der Entstehungsgeschichte sagen sollte. Es sei ihr nicht gelungen, Bilder in Erinnerung zu holen. Als sie den Brief bekommen habe, habe sie es sogar abwegig gefunden, dass sie überhaupt mal mit Wohlleben so etwas gemacht haben soll. Daran erinnere sie sich überhaupt nicht. In der Presse habe sie nur Fetzen gelesen von Mordlisten und sie habe gedacht: “Oh Gott was steht da bitte drin?” Sie habe dann versucht zu verstehen, in welchem Kontext das entstanden ist. Sie lese das in dem damaligen Kontext der Verfolgung, der sich damals viele ausgesetzt gesehen hätten. Die Sache hätten sie durch den Kakao gezogen, überspitzt. So scheußlich einige rassistische und antisemitische Texte seien, “also ich schäme mich für die Zeitung, da ist mir das Herz in die Hose gerutscht”, aber wenn sie versuche, sich in die damalige Zeit zu versetzen, dann habe sie nie Mordfantasien gehabt oder sei gewalttätig gewesen. Sie lese das als Ironie, als Parodie auf die Bild-Zeitung. Sie nennt eine Überschrift: “Top-Terrorist schwört Rache”. Dann seien da Fotos, es wundere sie, dass die Ironie nicht zur Kenntnis genommen wird, wenn da “Godzilla” steht oder “Mona Lisa”. So lese sie das und das decke sich mit der damaligen Wahrnehmung. Aber wie genau diese einzelnen Texte zusammen kamen, könne sie nicht sagen. Auch zu den Fotos könne sie nichts sagen, sie habe damals weder einen Fotoapparat besessen, noch die Leute so gut gekannt, dass sie Fotos besessen hätte. So könne sie nur teilweise dazu beitragen, “dieses Machwerk” zu klären. “So bitter ich das auch jetzt finde.”

Auf Frage sagt J., Kapke sei damals schon als Neonazi bekannt gewesen. Die Freundschaft zu ihm habe in der Zeit zwischen 16 und 18 Jahren das Politische “tangiert”, sei aber weit ins Persönliche gegangen. Deswegen habe sie Kapke auch nicht als gefährlich wahrgenommen, so wie er verfolgt worden sei. Ihr falle dazu ein, dass Kapke davon gesprochen habe, dass diese Verfolgung aufgrund einer Rasterfahndung passiere. Die sei auch bei der RAF eingesetzt worden, sei also eine Terroristenfahndung. Sie habe Kapke nicht als Terroristen wahrgenommen. Das könne aber auch daran liegen, dass man die Ereignisse der Zukunft nicht geahnt habe, oder am Alter oder der Naivität. Aber für sie sei Kapke kein gefährlicher Mensch gewesen, der sich Mordlisten ausdenkt. Sie wolle die Zeitung nicht bagatellisieren. Aber es sei schwierig zu erklären, dass das eine Arglosigkeit gewesen sei. Sie könne es nicht anders sagen, als dass sie diese Verfolgung als Unrecht empfunden hätten. Man solidarisiere sich und daher sei Kapke der Hauptakteur. Die Zeitung sei ja für ihn geschrieben worden. Es sei eine feindselige und zynische Sprache, die sie alle damals ganz gut verstanden hätten. Götzl fragt, ob J. das aus heutiger Sicht anders sehe. J. sagt, sie habe sich, als sie Ende 1998 ihr Fachabi angefangen habe, weiter entwickelt, weg von der Szene. Daran habe auch André teil gehabt, das sei nie ein Konflikt gewesen. Sie sei zu einer eigenständigen politischen Haltung gelangt. Deswegen sehe sie das heute auch ganz anders, auch in Anbetracht der grausamen Taten. Die damaligen Ereignisse würden heute in ganz anderem Licht erscheinen. Damals habe sie sich als Freundin von einem empfunden, der massiv verfolgt wird, ohne dass er etwas gemacht hat. Die Perspektive von damals sei gewesen, dass Drei Straftaten verübt haben und ein ganzes Umfeld verfolgt wird. Heute sehe sie diese Verfolgung natürlich anders.

Götzl fragt zur damaligen politischen Einstellung Kapkes. Die sei ganz klar nationalistisch, man könne auch fremdenfeindlich sagen. Aus heutiger Sicht würde sie auch sagen, rassistisch. Kapke sei auch relativ aktiv gewesen. Er war einer der wenigen, die damals ein Mobiltelefon besessen haben und sei viel in Kontakt gewesen mit allen möglichen Leuten. Ab 1998 hätten sie und Kapke zunehmend miteinander diskutiert. “Wir haben über die Asylgesetzgebung diskutiert, das war etwas später, da habe ich mich auch schon etwas näher befasst mit Legende und Realität der Asylgesetzgebung. Nicht nur in Nazikreisen, auch im allgemeinen Umfeld war es damals einfach Konsens zu sagen: Asylanten gefährden Arbeitsplätze, kriegen alles in den Hintern geschoben.” Sie hätten diskutiert und gestritten. André habe gemeint, dass nationale Interessen einfach vorgehen müssten, solange es Elend in diesem Land gebe. Sie könne das kaum mehr wiedergeben, es sei lange her. “Und später 1998/99, sagte ich: Ey, André, wir haben alle nur ein Leben und ich verstehe, dass jemand nicht in schlimmsten Umständen leben will, Hunger, Krieg, und versucht, so einem Leben zu entfliehen.” Sie erinnere sich, dass André sie häufiger “elende Humanistin” genannt habe. Sie habe die Diskussionen sportlich gesehen, sie seien da tolerant miteinander gewesen. Götzl fragt, ob J. etwas zu Aktivitäten und Kontakten Kapkes sagen könne. “Ja und nein.” Sie sagt, es seien kaum Leute mit Mobiltelefonen ausgestattet gewesen. Immer wenn eine Demonstration oder irgendwelche Treffen waren, hätten das die Leute mit Mobiltelefonen mehr oder weniger koordiniert. André habe öfters telefoniert, wenn sie verfolgt worden seien: “Lass uns umdrehen.” Mit dem Tino Brandt sei er viel in Kontakt gewesen, habe aber ein schwieriges Verhältnis gehabt, glaube sie. Die hätten sich nicht leiden können, aber viel miteinander zu tun gehabt. Es sei ein Zweckbündnis, keine Freundschaft gewesen. Es sei auf die politischen Ziele bezogen gewesen. Brandt habe damals in irgendeinem Verlag gearbeitet, André habe auch immer von ihm Bücher und Zeitschriften gehabt und eine Zeit lang auch das Auto. André habe Brandt häufiger in den Westen fahren müssen, der habe unter der Woche im Westen bei einem Verlag gearbeitet.

Götzl fragt zu J.s eigener Rolle und ihrer politischen Einstellung. Mit ungefähr 16 habe es in ihrer Familie eine schlimme Eskalation gegeben und sie habe mit der Mutter einen “rasanten sozialen Abstieg” hingelegt. Sie seien aus einer schönen Wohnung nach Lobeda gezogen. Sie sei da gelandet, wo die Nazis hauptsächlich unterwegs gewesen seien. Damals war es im Osten üblich, die politische Einstellung, Fremdenfeindlichkeit, latent und offen zur Schau zu tragen. Und die Nazis hätten das “noch einen Zacken schärfer” getrieben. Sie habe diese Meinung geteilt und diese Inhalte relativ unreflektiert übernommen. Sie sei bei einer oder zwei Demos gewesen, aber sie habe solche Veranstaltungen gemieden, gar nicht aus politischen, sondern aus persönlichen Gründen. Demonstrationen, Konzerte, überall wo Massen von Leuten sind, habe sie versucht zu meiden. Die Zeitung sei ja dann wohl eine ihrer Aktivitäten gewesen. Ansonsten habe sie die Inhalte geteilt und zu ihrem Freund und ihrem Umfeld gehalten. Sie habe die Szene in einer ungerechtfertigten Position gesehen. Die Szene habe einem auch nicht so viel abverlangt. Man sei nicht genötigt worden, irgendwelche Positionen zu übernehmen. Aufgrund der familiären Situation habe sie damals Angstzustände gehabt, so J. auf Frage, deswegen habe sie solche Veranstaltungen gemieden. Götzl fragt, was J. mit “ungerechtfertigter Postion” meint. Es gehe um diese Verfolgung, so J. Bei einer Gruppe löse das erstmal ein Bedrohungsgefühl, dann aber auch ein Gefühl der Relevanz aus. Und wenn der Staat einen zum Feind erklärt, dann ziehe man daraus eine Rechtfertigung. “Meine Wahrnehmung war, dass man sich als Nationalist oder national gesinnter Mensch unter einer ständigen Repression befunden hat.” Aus linker Perspektive sei das wahrscheinlich ein Hohn. Aber damals sei das so wahrgenommen worden. Sie habe noch schemenhaft in Erinnerung, dass man sich mit seinem Umfeld solidarisierte und dann Inhalte zweitrangig waren. Es verbinde einen, “dieses Zum-Feind-erklärt-werden”. Es folgt die Mittagspause bis 13.36 Uhr.

Auf Frage sagt J., den Namen Holger G. kenne sie, aber ihn persönlich nicht. Sie glaube, dass G. ein Freund der Drei gewesen, aber dann weggezogen sei. Brandt habe sie nicht so gut gekannt. Sie sei ihm mit André zusammen öfter begegnet. Er sei niemandem sonderlich sympathisch gewesen, eine “eigentümlich Erscheinung”, laut und selbstgerecht. Zum Verhältnis von Wohlleben zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe könne sie nichts sagen. Sie habe die Drei mit Wohlleben überhaupt nicht in Verbindung gebracht. Wahrscheinlich hätten die sich gekannt, aber jeder habe sich gekannt. Sie habe die Berichterstattung auch erstaunt, weil das mit ihrer Wahrnehmung nicht zusammen passe. Götzl fragt zum Verhältnis Kapkes zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. Sie habe immer angenommenen, dass das kein so gutes Verhältnis ist. Kapke seien mehrfach Unehrlichkeit, irgendwelche Unterschlagungen vorgeworfen worden und er habe keinen so guten Stand gehabt. Ihr gegenüber habe Kapke nie den Eindruck erweckt, als sei er besonders eng. Sie glaube, dass die Vorwürfe von Wohlleben gekommen seien, aber sie wisse nicht, ob die Drei da noch da waren oder nicht. Auf Frage sagt J., sie erinnere sich an ein Konzert, das Kapkes Bruder gemacht habe, um Geld zu sammeln. Der habe mit einer Frau zusammen gesungen, so als Liedermacher. Götzl fragt, wie das Geld an die Adressaten gekommen sei. Das wisse sie nicht, auch nicht, ob sie sich das jemals gefragt hat. Die Frage, ob das kein Thema mit André gewesen sei, verneint J. Der habe gesagt, dass er nichts davon wissen will. Es sei oft um die Drei gegangen, aber nicht in großer Runde. Die seien eigentlich ständig Thema gewesen, aber nicht so, dass man gewusst habe, wo die stecken. Aber man habe immer mal wieder etwas munkeln gehört. Für sie sei klar gewesen, dass André keinen Kontakt zu denen hat. Brandt habe sie, glaube sie, gar nicht gekannt, bevor die untergetaucht seien, so J. auf Frage zu Brandts Verhältnis zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. Zur Beschreibung von Böhnhardt und Mundlos sagt J., sie habe die einmal in den braunen Uniformen gesehen, im Winzerclub. Von Mundlos habe sie kein “Ganzkörperbild” vor Augen. Böhnhardt habe immer eine helle oder weiße Bomberjacke getragen, aber sie sei sich auch da nicht sicher. So wie viele herumgelaufen seien, mit hochgekrempelten Hosen und Military Boots, kurze Haare. Zschäpe habe eine Lederjacke getragen, keine Bomberjacke und wie sie alle Stiefel, ansonsten nicht weiter auffällig.

“Thüringer Heimatschutz” sage ihr etwas, so J. auf Frage. Das sei eine, Organisation könne man nicht sagen, sie wisse nicht, wie man das nennt, eine “freie Verbindung Thüringer Nationalisten, die sich unter der Bezeichnung entweder selbst eingeordnet haben oder eingeordnet worden sind”. Dadurch, dass es keine Mitgliedsstruktur gegeben habe, habe jeder dazu gehört oder keiner. Wer sich dazu bekannt hat, könne sie kaum sagen. Kapke auf jeden Fall und alle Menschen in diesem Umfeld hätten automatisch dazu gezählt und sich zugehörig gefühlt, unabhängig davon, ob es da feste Funktionen gab. André habe da sicherlich eine Funktion gehabt, aber sie könne nicht sagen, was Wohlleben für eine Funktion gehabt haben könnte. Sie seien als Szene zusammen gewesen. Ob man das dann “Thüringer Heimatschutz” nennt oder nicht und ob man sich da zugehörig fühlt oder nicht, das sei schwierig zu beantworten. Sie denke, das sei auch so beabsichtigt gewesen, dass es keine Struktur gab. Sie sei da 1996/97 dazu gestoßen. André und Tino Brandt seien Gründer gewesen, sie wisse aber nicht, ob man das so sagen kann. Auf jeden Fall seien sie Vertreter dieser Kameradschaft gewesen. Auf Demonstrationen seien Transparente gezeigt worden, das sehe man auch auf Fotos. Und die Organisation habe dann unter der Überschrift THS stattgefunden, oder wenn Aufkleber gedruckt worden seien. Sie könne es nicht mit Sicherheit sagen. Wie Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe zum THS standen, könne sie überhaupt nicht sagen. Sie wisse einfach nicht, wie sie den THS nennen soll: “ein strukturfreies Geflecht ohne offizielle Mitglieder”. 1997 sei ihr das kein Begriff gewesen.

Auf die Frage Götzls nach einer Reise Kapkes nach Südafrika sagt J., sie habe versucht das zu rekonstruieren. Das müsse in der Zeit gewesen sein, wo sie diese Zeitung geschrieben habe. Da sei er mit einem Mario Br. zusammen gefahren, sie glaube zu zweit, sei sich aber nicht sicher. Ob zur Debatte stand, dass sie mitfährt, verneint die Zeugin. Zum Zweck der Reise sagt J., bis dato habe sie gedacht, dass es Urlaub war. Sie wisse nicht mehr, was Kapke ihr berichtet hat. Er habe ihr Fotos gezeigt, eine Safari, Klettern und ein Wasserfall, glaube sie. Was sie kürzlich in der Presse gelesen habe, dass es darum gegangen sei, ein Domizil für die Untergetauchten zu finden, darüber habe er mit ihr nicht gesprochen. J. sagt auf Frage, dass Kapke einen Menschen besucht habe, der Publizist war und an einer Uni dort auch Dozent, in Pretoria oder Johannesburg. Auf Vorhalt des Namens Nordbruch sagt J., das sei der Mann, dem sei sie ich auch begegnet. Ob davor oder danach, wisse sie nicht mehr. Das sei bei einer Veranstaltung in einem Hotel gewesen. Der habe einen Vortrag gehalten oder sei da gewesen, um zuzuhören. Was sie heute lese in der Presse, sei ihr neu. Es sei “auch einigermaßen” erschreckend für sie, dass sie offensichtlich richtig viel nicht mitbekommen habe.

Götzl fragt zu Gewalt als Mittel der Auseinandersetzung in der Szene. Gewalt sei immer irgendwie ein Thema gewesen, so J. Es habe viele Skinheads gegeben, die sich geschlagen hätten. Mit André habe sie einen Streit über eine Situation gehabt, wo zwei Mädchen angegriffen worden seien. Sie und André hätten sich mit diesen Mädchen getroffen und mit ihnen gesprochen. Sie wisse nicht mehr, um was es genau ging, aber es sei in der Folge von Auseinandersetzungen zwischen Linken und den Nazis gewesen. Sie hätten mit denen Tee getrunken und auf dem Nachhauseweg seien die wohl angegriffen worden. André habe ihr gegenüber abgestritten, dass das eine Falle war. Aber offensichtlich sei es das doch gewesen. Die seien schwer verletzt worden, meine sie, auf jeden Fall seien sie von mehreren Leuten angegriffen worden. Sie sei sich nicht mehr sicher, ob André dabei war oder nicht. Und sie wisse auch nicht, ob das derselbe Fall ist, wegen dem Wohlleben und André später verurteilt wurden. Man habe immer mal wieder von einer Schlägerei gehört. “Aber rassistische Gewalt konnte man in Jena nicht ausüben, es gab ja keine Migrantinnen, oder kaum.” Es habe aber häufiger Auseinandersetzungen mit Linken gegeben. Sie sei nie anwesend gewesen und habe das nie befürwortet, “auch wenn mir das wahrscheinlich niemand glaubt”. Sie wisse nicht, ob es Personen gab, die Gewalt befürwortet haben, es sei ja nicht so, dass man ein Gespräch führt: “Wie stehst du zu Gewalt?”. Es sei in Situationen das Mittel gewesen. André habe genügend Verfahren wegen allem Möglichen gehabt, sie glaube, der habe sich solche Sachen verkniffen. Sie habe keine Waffe gehabt, so J. auf Frage, André, soweit sie wisse, auch nicht, bei Wohlleben und anderen könne sie das nicht beurteilen. Mundlos und Böhnhardt habe sie nicht gut genug gekannt, aber sie habe die nie mit Waffen gesehen. J.: “Die einzige Waffe, die ich zu der Zeit wahrgenommen habe, war die von Beate Zschäpe.”

Götzl sagt, J. habe in Bezug auf die Geburtstagszeitung von Todeslisten gesprochen und fragt, inwiefern solche Themen in der Geburtstagszeitung abgehandelt werden. J. sagt, sie lese diese Zeitung als ironische Zuspitzung. Sie hätten sich damals in der Opferrolle gesehen: “Das ist aus heutiger Sicht natürlich totaler Quatsch.” Es lasse sich gar nicht leugnen, dass ganz massiv damit kokettiert werde: “Ich schäme mich total für diese Zeitung, aber scheinbar hab ich das für sinnvoll erachtet.” Sie habe nie ein Bedürfnis gehabt, sich zu schlagen oder jemanden zu bedrohen, aber mit dem Habitus habe man schon kokettiert. Götzl fragt, ob da von der Ausübung von Morden die Rede sei. J. sagt, sie denke schon, aber das sei ja alles erdacht. Sie glaube ein Artikel gehe darum, dass Wohlleben als Kind schon Rassist gewesen sei. Dann wird das Originalasservat der “Geburtstagszeitung” in Augenschein genommen. Es wird ein Blatt gezeigt, auf dem ein Baby zu sehen ist unter der Überschrift: “Kinder immer krimineller”. Zu lesen ist: “Neger auf den geschossen worden ist von dem einjährigen Wolle”. Sie wisse nicht, wie es zu der Thematik gekommen sei. Man sehe ja, dass sie Headlines aus der Bild-Zeitung und anderen Zeitungen genommen hätten. Sie könne sich vorstellen, dass sie das damals witzig gefunden hätten, aber das irgendwie ernst gemeint zu haben, sei für sie absurd. Götzl fragt, wie es zu der Formulierung “Wolle schoss auf einen Neger, der auf einem Straßenfest mit Drogen dealte” gekommen sei. J. sagt, das sei “pubertärer Quatsch und zwar mit ganz, ganz schlimmen Inhalten”. Er fragt noch einmal danach, wie es komme, dass entsprechende Sätze in dieser Geburtstagszeitung stehen. Das könne sie sich nicht erklären, so J. Aus ihrer Perspektive habe da kein realer Hintergrund bestanden. Sie sei bei keiner Diskussion dabei gewesen, wo es darum ging, schwarze Leute zu erschießen. Götzl fragt, welche Bedeutung das für Kapke gehabt habe, denn für ihn sei die Zeitung gewesen. Wohlleben sei ein Freund und so kämen die Leute in die Zeitung, das sei ja das Umfeld, da seien auch einige dabei, die sie nicht kenne, so J. Es tue ihr leid, dass sie das nicht erklären kann. Sie schäme sich dafür, aber einen realistischen Hintergrund könne sie nicht bestätigen.

Dann fragt Götzl, was das Wort hinter “mein Freund Mirko ist neben der Arbeit bei der” heißt. Sie glaube, dass das “DVU” heiße. Mirko Mokry sei ein sehr lustiger und peinlicher DVU-Abgeordneter gewesen, den habe man im Fernsehen gesehen und sich köstlich amüsiert, glaube sie sich zu erinnern. Götzl sagt, unter der Überschrift “Top-Terrorist schwört Rache” stehe “Eine Hausdurchsuchung bei Kapke erbrachte eine Todesliste”. Das sei der Artikel, von dem sie vorhin gesprochen habe, sagt J. Götzl sagt, dann seien da Bilder von Schröder, Kohl, Bubis neben anderen. J. bestätigt das, es seien aber auch Godzilla und Mona Lisa zu sehen. Sie habe vorhin schon dieses Wort Rasterfahndung gesagt, wenn solche Fahndungsmethoden angewendet würden, sei ja klar, dass sie als Terroristen verfolgt oder verdächtigt werden. Das sei die ironische Überspitzung, so lese sie das. J.: “Es ist total schwer, das aus heutiger Perspektive zu erklären, ohne es zu verharmlosen. Wenn das ansatzweise ernst gemeint gewesen wäre, wären da nicht Godzilla und Mona Lisa.” Es sei schwierig, wenn man das linear in die Geschehnisse, die wir heute kennen, stellt. Dass das heute eine ganz andere Konnotation bekomme, könne sie nachvollziehen. Aber sie könne nur beteuern, dass es damals nicht so gewesen sei. Götzl fragt, ob J. Informationen zu Böhnhardt, Mundlos hinsichtlich biografischer Daten und Alter gehabt habe. J. antwortet, sie hätte es nicht gewusst, aber da stehe unter “Bekanntschaften” Alter und Funktion. Zu sehen sind mehre Porträtfotos von Personen. Götzl hält vor: “Uwe, 20 Jahre alt”. Woher diese Information stammt, wisse sie nicht. Sie habe auch solche Fotos nicht besessen. Und sie wisse auch nicht, welcher von den beiden das ist. Der obere, glaube sie, ist Uwe Böhnhardt. Götzl sagt, darunter stehe: “Uwe, 24 Jahre alt, bin Sonnenbrillenfetischist, sehr reiselustig.“ Wahrscheinlich steht das da, weil er eine Sonnenbrille trägt, woher die Information zum Alter stamme, wisse sie nicht, aber sie habe es geschrieben: “Was nutzt es mir da, zu lügen.” Sie wisse nicht, woher die Altersangaben stammen, vielleicht habe sie ihr Wohlleben gesagt. Dann wird ein Blatt in Augenschein genommen, auf dem “Anzeige vom Thüringer Heimatschutz” und “Hurra Hurra André ist wieder da. Deine Kameraden” steht. Außerdem ist ein Scheck zu sehen mit dem Eintrag “1000″ Der Scheck sei nicht ihre Schrift, so J. Sie könne dazu nichts sagen, genauso wenig wie zu dem Rest. Es folgt eine Pause bis 15.11 Uhr.

Es geht zunächst um den Brief, den die Verteidigung Wohlleben an J. geschickt hat. Den Schriftverkehr hat die Verteidigung zwischenzeitlich vervielfältigen und verteilen lassen. Götzl sagt, er lese hier nichts von einem “Hauptbeweismittel”. J. sagt, eigentlich sei sie sich da sicher. Sie habe den Brief nicht dabei, aber könne es nachschauen. Telefonate habe es keine gegeben. Auf Frage sagt J., sie habe Wohlleben nicht mit “Wolle” angesprochen, sondern mit Wohlleben oder Ralf. Er habe damals diese Freundin, Jana oder Janina, gehabt, in Göschwitz in einer sehr schönen Wohnung gewohnt, und sie glaube, dass er in einem Möbelhaus gearbeitet hat. Zur familiären Situation Zschäpes könne sie nichts sagen, so J. auf Frage. Dann macht Götzl Vorhalte aus J.s Vernehmung: Hier stehe, dass J. gesagt habe, sie habe gewusst, dass sie Gärtnerin oder so war. Das könne sein, sie wisse nicht, ob Zschäpe eine Ausbildung gemacht hat oder eine Maßnahme. Außerdem stehe hier, so Götzl, dass J. mitbekommen habe, dass Zschäpe abwechselnd mit den Uwes zusammen war. Götzl hält vor, dass J. davon gesprochen habe, dass die beiden Uwes oft in braunen Uniformen herum gelaufen seien, heute habe sie aber nur eine solche Beobachtung geschildert. J. sagt, die seien öfter so herum gelaufen, das habe man gehört. Einmal habe sie es auch selbst gesehen. Götzl sagt, er wolle noch eine Formulierung hinterfragen. Hier stehe zu Beate, dass André ihr geraten habe, sich von ihr fern zu halten. Das stimme, so J. Zschäpe sei der Ruf vorausgeeilt, sie sei intrigant. Sie habe das aber nicht bestätigen können, sie habe Zschäpe weder unsympathisch noch “supersympathisch” gefunden. André habe irgendwann gesagt “halt dich von der fern”, sie habe das nicht weiter hinterfragt. Götzl hält vor, dass J. gesagt habe, es habe geheißen, dass Zschäpe falsch war, viel gelästert hat, ein “Schandmaul” war. In der Szene sei viel gelästert worden, so J., sie habe das nicht spannend gefunden, wer über wen was sagt. Den Kontakt zu Carsten S., sagt J., würde sie nicht intensiv nennen, aber sie hätten sich gekannt und zumindest sie habe ihn gemocht. Er sei ein Klassenkamerad von ihrem damaligen Freund gewesen. Außerdem habe sie eine Situation am Winzerclub verbunden. Da sei sie mit André mit dem Auto hin gefahren, habe eigentlich sitzen bleiben wollen, sei aus irgendeinem Grund doch ausgestiegen und mit Carsten um die Ecke gelaufen, sie wisse nicht mehr warum. Zu der Zeit habe sie für sich selbst schon entschieden, dass sie aus Jena weg gehe, wegen ihrer Familie, aber auch weil ihr diese Szene zusehends auf die Nerven gegangen sei. Und sie habe noch in Erinnerung, dass sie gesagt habe: “Nimm die Beine in die Hand und hau ab, ich werde es auch so machen.” Wie S. zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe stand, könne sie nicht sagen, so J. auf Frage. Zu Wohlleben habe S. ein engeres Verhältnis, zu Kapke kein besonders enges Verhältnis gehabt. Sie verneint die Frage, ob sie André E. kennt. Götzl sagt, J. müsse am 16. April noch einmal wiederkommen und unterbricht die Vernehmung.

Es wird die “Geburtstagszeitung” in Augenschein genommen und jede Seite verlesen (zu Inhalten der Zeitung siehe Protokoll zum 84. Verhandlungstag).

RA Kienzle teilt mit, dass die Nebenklage der Familie Yozgat sich dem Antrag auf Vernehmung der Zeugin Pi. (92. Verhandlungstag) anschließt. Es sei zu berücksichtigen, dass die Bekundungen, die die Zeugin machen werde, gestern unmittelbar bestätigt worden seien. Der Zeuge Irrgang habe bestätigt, dass ein BKA-Beamter im Hause war und dies später zu Diskussionen über dienstliche Konsequenzen geführt habe, weil er nicht damit befasst worden sei. Diverse Nebenklagevertreter schließen sich dem Antrag an.

Der Verhandlungstag endet um 16.01 Uhr.

Der Weblog NSU-Nebenklage kommentiert: „Am Beispiel der Zeugin Jana J. lässt sich gut erkennen, dass eine starke, dynamische Nazibewegung, die von großen Teilen der „normalen“ Gesellschaft teilweise Zustimmung, jedenfalls aber keine entschiedene Ablehnung erfährt, breite Teile  der Jugend einbinden kann. Jana J. hat sich damals offensichtlich vor allem aus Opportunismus der sie umgebenden Naziszene angeschlossen, deren Ideologie und Gestus angenommen und sich so in ihr gesellschaftliches Umfeld eingeordnet. Heute, wo sie als Pädagogin in Berlin lebt, lehnt sie ihrer neuen Lebenswelt entsprechend auch ihre damalige Meinung deutlich ab.“


Protokoll 94. Verhandlungstag - 18. März 2014

Am heutigen Verhandlungstag sollte Enrico Th. gehört werden, der nach Angaben anderer Zeugen an der Besorgung der Ceska-Pistole beteiligt gewesen sein soll. Nach Interventionen aus der Verteidigung wurde ihm ein Rechtsbeistand zur Seite gestellt und die Vernehmung verschoben. Im Anschluss beantragte die Nebenklage den Neonazi Thomas Gerlach zu laden, der als langjähriger Funktionär vielfältige Kontakte nach Thüringen und Sachsen unterhält. Auch wurde beantragt, den früheren V-Mann „Tarif“ (Michael von Dolsperg) zu vernehmen.

Zeuge:

	Enrico Th. (mutmaßlicher Lieferant der Ceska 83-Pistole)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.46 Uhr. Als einziger Zeuge ist heute Enrico Th. geladen. Richter Götzl belehrt den Zeugen nach § 55 StPO und sagt, es gehe darum, was Th. zur Lieferung oder Beschaffung einer Ceska 83 sagen könne. Der § 55 würde, so Götzl bei Th. dann greifen, wenn er an der Lieferung beteiligt und dabei davon ausgegangen wäre, dass die Waffe für Tötungsdelikte verwendet wird. Zschäpes Verteidiger Heer unterbricht Götzl und sagt, auf den letzten Teil komme es nicht an, Verfolgungsgefahr drohe auch dann, wenn keine Tatbeteiligung besteht. RA Klemke schließt sich den Ausführungen Heers an. Götzl sagt, man müsse das im Hinblick auf mögliche Straftaten sehen, wenn diese verjährt seien, gebe es kein Auskunftsverweigerungsrecht. Wenn es um Waffendelikte aus diesem Zeitraum gehe, wären die verjährt, aber wenn es um Beihilfe geht, dann werde es virulent. Klemke sagt, es sei die Frage, ob der Zeuge das einschätzen kann. Götzl sagt, das denke er schon. Er bittet den Zeugen, den Saal zu verlassen. OSta Weingarten sagt, die Bundesanwaltschaft verbiete es sich Stellung zu nehmen zu Götzls Belehrung unbeschadet dessen, dass sie korrekt gewesen sei. Er beanstande aber die Worterteilung an Heer, Heer könne beanstanden, aber erst nach Abschluss der Belehrung und nicht in Anwesenheit des Zeugen. Sonst führe das zu Verwirrung beim Zeugen. Heer sagt, Götzl hätte den Zeugen ja auch nach draußen bitten können. Der Zeuge betritt wieder den Saal. Götzl belehrt den Zeugen erneut. Th. sagt, er habe das verstanden.

Dann fragt Götzl, was Th. zu dieser Thematik wisse. Heer interveniert wieder und sagt, der Zeuge müsse gefragt werden, ob er sich äußern wolle. Götzl sagt, ein umfassendes Zeugnisverweigerungsrecht bestehe seines Erachtens nicht. Th. sagt, er finde schon, dass er ein Auskunftsverweigerungsrecht habe zu dieser Sache. Er fühle sich nicht als Zeuge, sondern als Beschuldigter. Ihm sei die Tür eingetreten worden und hier seien Beamte gefragt worden zu seinen Navis und Kontenabhebungen. Götzl erwidert, gegen Th. gebe es kein Ermittlungsverfahren. Th. sagt, er sehe sich als Beschuldigter. Nachdem nun Zschäpes Verteidiger RA Stahl interveniert, schickt Götzl Th. erneut nach draußen. Götzl sagt, dass es nicht gut wäre, wenn es hier darum gehen sollte, dass der Zeuge beeinflusst wird. Es beginnt eine Diskussion um eine mögliches Beiordnung eines Zeugenbeistandes. Stahl sagt, er wolle nicht den Eindruck erwecken, dass die Verteidigung den Zeugen verunsichern will, aber der Zeuge beginne vielleicht, über Dinge zu erzählen, die er nicht beurteilen kann. Es müsse erwogen werden, einen Beistand zu bestellen. OSta Weingarten sagt, den Eindruck, den die Verteidigung erwecke, habe sie sich selbst zuzuschreiben. Die Belehrung sei korrekt gewesen. Außerdem sei Th. von 1997 bis 2000 in Haft gewesen. Zur Frage nach dem Beistand sagt Weingarten, Th. habe im Ermittlungsverfahren nicht den Eindruck gemacht, als lägen in seiner Person Umstände vor, dass keine Aussagetüchtigkeit gegeben sei. Es komme nicht darauf an, wie er sich fühlt, sondern auf die Einschätzung des Vorsitzenden Richters. Nebenklagevertreter RA Bliwier sagt, er schließe sich Weingarten an, die Aktivitäten der Verteidigung hätten nur das Ziel, den Zeugen zu verunsichern. Die Verteidigung könne sich Gedanken machen, ob das dann nicht eine Falschaussage wäre. Klemke sagt, er denke schon, dass die Verteidigung das Recht hat, anzuregen, dass der Senat dem Zeugen einen Beistand beiordnet, auch wenn sie da kein Antragsrecht habe. Und die Verweigerung einer Aussage sei keine Falschaussage, so Klemke. Götzl sagt, er denke, die Frage ob der Zeuge an einer Beschaffung einer Pistole Ceska beteiligt war, werde er beurteilen können. Stahl sagt, es wäre ja nicht das erste Mal, dass hier jemand auf die Idee kommt, es sei doch alles anderes als es in den Akten steht. Es könne doch sein, dass der Zeuge irgendwelche Anhaltspunkte hat, dass er meint, ihm stünde ein Auskunftsverweigerungsrecht zu. Stahl fragt, warum das dann nicht vorher mit einem Zeugenbeistand besprochen werden solle. Heer sagt, entscheidend sei ob aus einer wahrheitsgemäßen Beantwortung das Risiko einer eigenen Strafverfolgung erwächst, nur darauf komme es an. André E.s Verteidiger RA Hedrich sagt, hier würden nun seit geraumer Zeit Juristen über diese Frage diskutieren, und das könne der Zeuge sicherlich nicht für sich alleine entscheiden. Nebenklagevertreterin RAin Dierbach sagt, der Zeuge sei nicht irgendein naiver, unerfahrener Zeuge, er habe Erfahrungen mit Ermittlungs- und Strafverfahren und Haft. Th. habe die Entscheidung getroffen alleine zu kommen und ihres Erachtens nie um Beistand gebeten. Der Senat zieht sich zur Beratung zurück. Um 10.51 Uhr geht es weiter.

Stahl sagt, er habe in den Akten einen Antrag auf Kostenübernahme für einen Zeugenbeistand gefunden, der per Verfügung abgelehnt worden sei. Es folgt eine Diskussion darum, ob Th.s Antrag auf Kostenübernahme als Antrag auf Beiordnung eines Zeugenbeistandes zu verstehen ist. Danach bittet Götzl den Zeugen wieder in den Saal. Auf Frage Götzls sagt Th., er sehe seine Rolle als die eines Beschuldigten, da ihm die Tür eingetreten worden sei, er in Karlsruhe vorgeladen und angeschrien worden sei. Er sei nicht als Zeuge behandelt worden. Er sei auch hier beschuldigt worden, Götzl selbst habe hier Polizisten befragt, die bei der Durchsuchung waren, die hätten einiges überprüft, etwa wann er Geld abgehoben habe. Auf Frage sagt er, er kenne diesen Paragraphen nicht, er wolle aber zu dieser ganzen Sache hier nichts sagen. Er habe keinen Anwalt, sagt Th. auf Frage, das koste alles Geld und er habe genug bezahlt die letzten Jahre. Götzl sagt, Th. habe gesagt, er sei informiert, dass hier Beamte gehört wurden und fragt, ob er das aus der Prozessberichterstattung habe. Th. bestätigt das. Auf Frage sagt er, er habe sich keine Gedanken über einen Anwalt gemacht, den er als Beistand vorschlagen wolle. Der Zeuge wird aus dem Saal geschickt. Bundesanwalt Diemer sagt, nach Auffassung der BAW lägen die Voraussetzungen nicht zwingend vor, man würde sich aber, “wenn es der Wahrheitsfindung dient”, nicht verschließen. Nebenklagevertreter RA Reinecke sagt, man könne den Zeugen wenigstens befragen, aus welcher Prozessberichterstattung er das habe. Stahl sagt, Sinn und Zweck eines Zeugenbeistands sei, dass der Zeuge in die Lage versetzt werde, sämtliche Aspekte zu erörtern, man solle hier keine Teilvernehmung beginnen. Nebenklagevertreterin RAin Basay sagt, es gehe ja auch darum, dass der Zeuge bekannt gewesen sei mit Böhnhardt, dazu könne man fragen. Nachdem der Zeuge wieder im Saal ist, fragt Götzl, ob Th. jemanden als Beistand vorschlagen wolle. Th. sagt, er habe gerade nachgeschaut und eine Visitenkarte von Christian Stünkel aus Jena gefunden. RA Bliwier fragt Th., ob der Kontakte zur Verteidigung gehabt habe. Th. sagt, das könne er verneinen. Er sei nicht angeschrieben oder angerufen worden. Die Visitenkarte des Anwalts habe er von Jürgen Lä. bekommen, so Th. auf Frage Bliwiers. Bliwier fragt, wann Lä. ihm dieser Karte gegeben habe, aber Götzl sagt, das könne man dann auch nachfragen. Zu Th. sagt Götzl, er müsse am 28. April wieder kommen.

Dann gibt Bundesanwalt Diemer eine Erklärung zum Beweisantrag von RA Bliwier ab, Beamte der hessischen Polizei zur Frage eines möglichen steuernden Eingreifens des hessischen Verfassungsschutzes beim Zeugen Te. zu laden und Akten beizuziehen (siehe 91. Verhandlungstag).  Es sei nicht zu erwarten, dass auch nur irgendwelche Erkenntnisse zur Frage der Schuld und Strafe in diesem Verfahren beigetragen werden können. Zur Frage der Glaubwürdigkeit des Zeugen Te. gebe das ebenfalls nichts her. Man müsse fragen, was man gewonnen habe für das Verfahren, wenn Te. unglaubwürdig ist. Das mache nur Sinn, wenn Te. Angaben zur Tat machen könne, das habe er bisher aber abgestritten. Bliwier erwidert, sie könnten naturgemäß nicht vortragen, wie steuernd eingegriffen worden sei. Dass es keinen Zusammenhang zur Schuld- und Tatfrage habe, sehe er nicht. Es gebe die Angaben von Frau E., dass Te. von einer Waffe gesprochen habe. Dabei handele es sich offenkundig um Täterwissen oder Wissen aus konkreter Beobachtung. Wenn Te. solches Wissen habe, dann sei das relevant. Das müsse auch im Interesse der Verteidigung liegen. Wenn beim Amt Wissen vorhanden gewesen sei und veranlasst worden wäre, dass Te. anders aussagt, dann könne man bei der weiteren Vernehmung einwirken, dass Te. hier wahrheitsgemäß aussagt. Diemer erwidert, er habe nicht gesagt, dass es keinen Zusammenhang mit dem Verfahren gebe, er habe gesagt, dass damit keine Erkenntnis zu gewinnen sei.

Dann verliest OStain Greger eine Stellungnahme zum Beweisantrag von RA Narin vom 92. Verhandlungstag. Der Antrag sei aus rechtlichen Gründen abzulehnen, da er für die Entscheidung, ob und wie die Angeklagten zu verurteilen sind, ohne Bedeutung habe. Denn für die Frage der Tatbegehung und mögliche Hintergründe der Tat könne sich aus diesen Tatsachen nichts ergeben. Es gebe keine Anhaltspunkte, dass der Zeuge [Andreas Te.] selbst in die Tat verstrickt ist oder er über Kontakte oder Wissen über den NSU verfügte. Ebenso wenig gebe es Anhaltspunkte, dass vom NSU unabhängige Täter für die Tat in Frage kommen. Selbst wenn der Senat durch die Beweisanträge zu dem Schluss kommen sollte, der Zeuge sei unglaubwürdig, würde das nicht zu einem positiven Erkenntnisgewinn führe. Es gebe nur die vage Hoffnung, der Zeuge würde nach der Feststellung der Tatsachen nunmehr geläutert Angaben zu Tätern oder Tat bezeugen.

RA Bliwier erwidert, hier sei eine Kontroverse offenkundig. Vielleicht könne man sich verständigen, dass auch die BAW nicht davon ausgeht, dass Te. die Wahrheit bekundet. Es stelle sich dann die Frage, ob man den Zeugen dazu bringen könne, wahrheitsgemäße Angaben zu machen. Das sei das tägliche Brot im Strafverfahren. Der Schluss, Te. könne nichts beitragen, beruhe nur auf dessen Angaben. Damit könne man jeden Beweisantrag ablehnen. Sie seien der festen Auffassung, dass Te., wenn man ihm die Dinge aus den Beweisanträgen vorhält, irgendwann seine bisherigen unglaubwürdigen Angaben korrigieren werde. Diemer erwidert, auch die BAW habe ihre “eigene Meinung” zur Glaubwürdigkeit. Man könne aber nicht ignorieren, dass man hier fünf Angeklagte habe, und sich auf Personen konzentriere, die Beschuldigte in anderen Strafverfahren waren. Aber es könne doch nicht sein dass man sich monatelang über die Glaubwürdigkeit des Zeugen unterhalte, immerhin würden zwei Leute in U-Haft sitzen, der BGH verlange von ihnen ein beschleunigtes Verfahren. Bliwier sagt, das verstehe er ja, aber er glaube, dass sich Diemer überflüssige Sorgen mache. Die Rückkehr Te.s zu einer wahrheitsgemäßen Aussage könne sehr wohl zur Schuldfrage der Angeklagten Zschäpe etwas beitragen. RA Stahl sagt, es könne nicht angehen, dass von Teilen der Nebenklage versucht werde, das Verfahren gegen Te. nachzuholen, das bringe in dieser Sachfrage nicht weiter. Bliwier erwidert, die Verteidigung Zschäpe selbst habe einen Einstellungsantrag gestellt, weil staatliche Stellen verstrickt seien. Die Verteidigung könne auch ihr Interview in der Süddeutschen Zeitung nachlesen. Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm, sie seien in der Lage, die Ergebnisse der Beweisaufnahme zur Kenntnis zu nehmen und zu verarbeiten. Die Verteidigung Zschäpe habe ihr Verteidigungskonzept und werde das sicher nicht erläutern. Es folgt die Mittagspause bis 12.39 Uhr.

Dann verlesen die Nebenklagevertreter_innen RAin von der Behrens und RA Hoffmann einen Beweisantrag. Sie beantragen, Thomas Gerlach aus Meuselwitz als Zeugen zu vernehmen. Dieser sei unter dem Spitznamen “Ace” Multifunktionär der rechten Szene. Er kenne Zschäpe, Wohlleben und Holger G. sowie Böhnhardt und Mundlos und habe vor 1998 eine Beziehung zu Zschäpe gehabt. Von der Zeugin Mandy St. habe er seit dem Jahr 2004 die aktuelle Adresse und Telefonnummer gekannt und regelmäßig per SMS oder Telefon Kontakt mit ihr gehalten und über ihre persönlichen Angelegenheiten Bescheid gewusst. Er solle befragt werden, ob er diese Daten an Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt weitergegeben habe. Außerdem sei er Mitglied der “Hammerskins”, “Chapter Westsachsen”, und verfüge damit über bundesweite und internationale Kontakte, auch zu Personen, die scharfe Schusswaffen beschaffen könnten. Er solle u.a. befragt werden, ob er nach Januar 1998 Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe die Flucht in die Schweiz ermöglicht hat, Waffen geliefert hat oder dabei unterstützte und ob er sich damit beschäftigte, eine Struktur von Untergrund-Zellen von militanten Neonazis aufzubauen, von der der NSU ein Teil war.  Außerdem wird beantragt zu ermitteln, ob Gerlach nach dem 4. November 2011 bereits durch das BKA oder den GBA vernommen worden ist und sämtliche Vernehmungen beizuziehen. In einer ausführlichen Begründung werden die einzelnen Punkte untermauert.

Dann beantragt Nebenklagevertreter RA Stephan Kuhn die Ladung von Michael von Dolsperg, geb. See. Der Zeuge soll bekunden, dass er von Mitte der 90er Jahre bis 2001 das Fanzine “Sonnenbanner” herausgab. In einer Ausgabe, die vor Januar 1998 erschien, soll er unter dem Pseudonym “Karl Ketzer” in dem Artikel “Strategien der Zukunft” Strategien zum Leben im und Agieren aus dem Untergrund beschrieben haben. Er solle auch befragt werden, ob er André Kapke, Wohlleben, Mundlos und Böhnhardt u.a. von Veranstaltungen her kannte. Er habe von 1994 bis 2001 als V-Mann unter dem Decknamen “Tarif” für das Bundesamt für Verfassungsschutz gearbeitet und sei von André Kapke 1998 gefragt worden, ob er Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt unterbringen könne. Er solle bekunden, ob er dies nach Rücksprache mit seinem V-Mann-Führer “Alex” absprachegemäß verneinte. Außerdem soll er befragt werden, ob er auch nach seiner Übersiedlung nach Schweden im Jahr 2002 noch Kontakte zu einzelnen Neonazis und neonazistischen Organisationen in Deutschland wie der “Deutschen Heidnischen Front” und der “Artgemeinschaft Germanische Glaubens-Gemeinschaft” unterhielt. Weitere Fragen seien, ob er im Jahr 2005 an einem Gedenkmarsch in Salem/Schweden für Daniel Wretström und/oder an einem Gedenkmarsch für Rudolf Heß in Kolding/Dänemark teilnahm und er diese Gedenkmärsche gefilmt hat, und ob er dort Maik oder André E. oder andere deutsche Neonazis traf. Zur Begründung sagt Kuhn, der Zeuge stamme aus Leinefelde/Thüringen sei seit Anfang der 1990er Jahre in der Neonaziszene aktiv gewesen. Von 1991 bis 1994 habe er ein Freiheitsstrafe wegen versuchten Totschlags verbüßt. Danach habe er die Führung der Kameradschaft Leinefelde übernommen und zusammen mit Michael Neubauer den “Freundeskreis Nationaler Sozialisten/Aktion Volkswille” (FNS/AV) gegründet. Er sei in Thüringen und bundesweit in der extrem rechten Szene gut vernetzt gewesen. Beziehungen habe er gehabt zu Thorsten Heise, auf dessen Hochzeit er war, zur FAP, zur HNG und zu Nazi-Führungspersönlichkeiten wie Steffen Hupka und Ernst Tag, dem Vorsitzenden der IHV (“Internationales Hilfskomitee für nationale politische Verfolgte und deren Angehörigen”), mit dem auch Mundlos in Kontakt gestanden hatte. Für die IHV sei See auch als Bezirksleiter für Thüringen aufgetreten. Kuhn schließt, die Beweiserhebung sei erheblich, weil hierdurch nachgewiesen werden werde, dass es in der Thüringer Neonaziszene vor dem Untertauchen des Trios Diskussionen über Anschläge aus dem Untergrund und die Organisierung in Zellen gab. Auch das Trio habe sich schon vor dem Abtauchen mit diesen Konzepten beschäftigt, dies zeige genau das Heft des Sonnenbanners in der Garage, das sich mit Zellenbildung beschäftigt. Ebenso zeige dies, dass das Trio den Gang in den Untergrund schon vor der Durchsuchung der Garage diskutiert und wohl auch geplant habe. Auch spreche dafür, dass für Böhnhardt der Haftantritt bevorgestanden hätte und sich Mundlos schon vor dem Untertauchen um die Beschaffung von Waffen bemüht habe. Auch seien in der Garage die Telefonliste mit Kontaktadressen und der Reisepass von Mundlos gefunden worden und Mundlos habe schon seit dem 16.1.1998 nicht mehr das Ilmenau-Kollege besucht.

Richter Götzl teilt mit, dass der Zeuge RA Thomas Jauch sich für morgen unter Vorlage eines ärztlichen Attests entschuldigt habe. Der Verhandlungstag endet um 13.28 Uhr.


Protokoll 96. Verhandlungstag - 20. März 2014

Zum dritten Mal wurde André Kapke vernommen. Erneut gab er sich unwissend und wollte sich „beim besten Willen“ nicht an zahlreiche Details erinnern können. So versuchte er die Angeklagten zu entlasten.

Zeuge:

	André Kapke (Aktivist des THS und mutmaßlicher Unterstützer der Abgetauchten)




Der Vorsitzende Richter Götzl erklärt, dass am kommenden Dienstag im Kontext mit der Vernehmung vom 2.12.2011 von Max-Florian Bu. der Zeuge KHK Benger geladen ist und entsprechend hinzukommt.

Einziger Zeuge des heutigen Tages ist zum wiederholten Mal der Jenaer André Kapke (siehe 59. und 84. Verhandlungstag), der mit seinem Zeugenbeistand Rechtsanwalt Dirk Waldschmidt erscheint. Zunächst wird allerdings ein Asservat, ein Spielbrett des Pogromly-Spiels mit dem Zubehör von Reichsmark-Scheinen, Städtekarten und einer Spielanleitung in Augenschein genommen. Der Zeuge sagt, er denke schon, dass das Spiel sei, das er gespielt habe. Vielleicht nicht genau dieses, da könne er sich beim besten Willen nicht mehr erinnern, das sei immerhin 17 Jahre her. Doch, doch, meint er, das werde es wohl sein, detailliert könne er das jetzt nicht sagen. Ob er die Spielanleitung mal gesehen habe, will Götzl wissen. Keine Ahnung, erwidert der Zeuge, beim besten Willen, das sei Mitte der 90er gewesen.

Wie er zu Jana Ap. gestanden habe, wechselt Götzl das Thema. Sie sei eine sehr, sehr gute und liebe Freundin von ihm gewesen. Wann genau er sie kennengelernt habe und wie, könne er jetzt nicht sagen. In den ersten Jahren, bis sie nach Berlin gezogen sei, sei der Kontakt sehr intensiv gewesen. Dann habe sich das abgeflacht, derzeit habe er keinen Kontakt mehr zu ihr. Der letzte Kontakt sei so vor einem, anderthalb Jahren gewesen. Er habe dann mit ihr nicht wieder Kontakt aufgenommen, weil er gedacht habe, dass sie das wegen der ganzen Geschichte nicht wolle. Menschlich sei sie schon immer noch da, das könne er nicht leugnen. Wann sie denn nach Berlin gegangen sei, fragt Götzl. Das sei so 99/2000 gewesen. Was sie denn zusammen unternommen hätten, fragt Götzl weiter. Alles mögliche, so Kapke: was man mit guten Freunden halt so mache, gemeinsam essen, Veranstaltungen besuchen etc.

Götzl will wissen, welche Rolle Ap. bei seinen Aktivitäten gespielt habe, 1998, nach dem Verschwinden der Drei. Sie habe gar keine Rolle gespielt, er habe nur rein persönlich mit ihr Kontakt gehabt. Gespräche über die Situation habe er seiner Meinung nach nur mit Ralf Wohlleben und Tino Brandt geführt. Ob das auch Gesprächsthema auch mit Frau Ap. gewesen sei, fragt Götzl nach. Ja klar, sagt Kapke, das sei präsent und Thema gewesen, auch die Repression. Und das Thema Ausland, Pässe usw., hakt Götzl nach. Er sei sich ziemlich sicher, dass nicht, so Kapke. Götzl fragt weiter, ob sie damals seine engste Freundin gewesen sei. Kapke: Ja, damals mit Sicherheit. Götzl: Ob es da keine Gespräche über diese Themen gegeben habe? Kapke: Das sei sicher Thema gewesen, aber nicht zu Sachen wie Pässen und Aufenthalt der Drei etc. Er sei selber davon ausgegangen, dass die früher oder später auffliegen würden und dann gefragt werden würde, warum. Da versuche man Leute, die einem nahe stehen, gar nicht erst ins Gespräch zu bringen.

Götzl fragt, wie die Geburtstagszeitung entstanden sei und welche Anteile auf wen zurückgingen. Kapke sagt, Jana Ap. sei damals ja seine beste Freundin gewesen und nach der Rückkehr aus Südafrika sei diese Zeitung vorgelegen. Er habe sich bedankt, aber dass man über die Entstehung gesprochen hätte, könne er sich nicht erinnern. Auf Nachfrage sagt Kapke, das diskutiere man doch nicht, wie die entstanden sei, das sei doch völlig weltfremd. Sie habe immer viel gebastelt, sehr persönliche Geschenke, da habe man schon mal gefragt, wie sie das gemacht habe, aber hier bei der Zeitung beim besten Willen nicht. Götzl fragt, von wem denn die Fotos stammten? Das wisse er nicht, die seien wohl vom Ralf Wohlleben gewesen, er wisse es nicht, sagt Kapke. Götzl kommt zu Holger G.: Er fragt, wie der Verlauf des Kontakts in den 90er Jahren und später gewesen sei. Kapke sagt, das sei wohl im Umfeld von Ralf [Wohlleben] oder Uwe gewesen. Als Gerlach nach Hannover gezogen sei, habe sich das verlaufen. Dann sei er mal da gewesen zu Veranstaltungen oder man habe sich mal auf einem Konzert getroffen.

Götzl: Und zu Carsten S.? Kapke: Ähnlich. Man habe sich hin und wieder gesehen, Jena sei nun nicht die größte Stadt, da habe man sich ein, zwei Mal die Woche gesehen, sei freundschaftlich verbunden gewesen. Wann genau das losgegangen sei, wisse er nicht, so 95/96. Götzl fragt nach der Rolle von S. in der Szene. Kapke: Er habe sich relativ positiv in ihren Augen entwickelt, habe bei der JN Aufgaben unternommen. Der Kontakt sei abgebrochen, als er nach Düsseldorf gegangen sei. Wenn er dann mal in Jena gewesen sei, habe man sich gegrüßt, kurz gequatscht. Das sei so 2001/2002/2003 gewesen. Was die Gründe für S. Weggang gewesen sei, fragt Götzl. Kapke: Weil er ein Studium angefangen habe. Was er mit „positiv entwickelt“ meine, hakt Götzl nach. Kapke: In Subkulturen, da seien so Leute da, die machten viel Remidemi, würden eine Menge saufen und sorgten dafür, dass das Bild nicht das beste sei. Das sei bei S. anders gewesen, er sei eher vernünftig gewesen. Er habe mit jüngeren Leuten zu tun gehabt, sich um Nachwuchs gekümmert. Was ihm noch ein bisschen in Erinnerung sei, dass das Gerücht die Runde gemacht habe, dass er sexuell etwas anders sei. Jana Ap. habe gemeint, da sei es besser, wenn er sich vielleicht etwas anderes suchen würde, weil Homosexuelle in der Szene nicht so gut angesehen seien. Da müsse er sich ja dann permanent verleugnen. Götzl fragt, ob das Gesprächsthema gewesen sei. Kapke: Er meine, dass Jana mal mit ihm drüber geredet habe. Den Inhalt des Gesprächs wisse er beim besten Willen nicht mehr. Götzl fragt zu Reaktionen aus der Szene. Eigentlich nicht viel, erwidert der Zeuge.

Götzl fragt noch einmal nach der Geburtstagszeitung: Welchen Stellenwert der Zeuge diesem Geschenk gegeben habe, immerhin habe er es aufgehoben. Kapke: Das habe einen persönlichen Stellenwert gehabt, nicht der Zeitungsform wegen, sondern weil es Jana war, die es gemacht habe. Das sei für ihn übersteigerte Satire gewesen. Es sei ihm klar, dass das im Kontext jetzt etwas anders aussehe. Wenn nichts passiert wäre, würde heute keiner auf der Zeitung rumreiten, erklärt der Zeuge.

Götzl fragt zum Thema Gewalt und zitiert noch einmal die Satzteile „formieren sich im THS und planen Morde“. Der Zeuge habe das als Überspitzung bezeichnet, was er damit gemeint habe. Kapke: Das sei bezüglich des THS gewesen, der THS habe vom subkulturellen Image wegkommen wollen, man in der Kommunalpolitik Fuß fassen wollen. Er könne sich beim besten Willen nicht erinnern, was alles gegen sie vorgebracht worden sei. Zum Beispiel sei da in Rudolstadt/Heilsberg eine Kneipe, die sie genutzt hätten, von der Polizei durchsucht worden. Die Überschrift in der Presse habe gelautet: „Größtes Waffenlager in Thüringen gefunden“. Dabei habe die Polizei die Stühle zertrümmert und als Waffen präsentiert. Wenn das alles gewesen sei an Waffen, könne es damit nicht so weit her gewesen sein. Immer solcher Schwachsinn in der Presse. Oder es habe mal gefälschte Fahndungsplakate von ihm und seinem Bruder mit BKA-Bezug gegeben, gefälscht von Linken, das habe da alles reingespielt.

Nebenklageanwalt Hoffmann fragt mit Blick auf die Geburtstagszeitung und das Pogromly-Spiel, ob der Zeuge und sein Umfeld in dieser Zeit Nationalsozialisten gewesen seien. Kapke: Das sei eine Definitionsfrage, er schätze, das Hoffmann Nationalsozialismus anders als er definiere. Man spiele mit historischen Kontexten, das machten Leute in seinem Kontext ja auch mit Bezug zum Stalinismus etwa. Er würde so einen Schwachsinn heute nicht mehr propagieren. Das Spiel biete ja einen Bezug zur Ermordung der Juden, hakt Hoffmann nach. Kapke: Da müsse man erheblich differenzieren, wenn Kinder heute Ballerspiele spielten, unterstelle man ihnen ja nicht, dass sie im nächsten Moment wirklich Menschen erschießen. Er sei nicht davon ausgegangen, dass jemand nach dem Spiel losgehe und Juden oder Ausländer erschieße. Hoffmann: Und die Braunhemden in seinem Umfeld? Das sei, so Kapke, genauso wie bei Punkern, die sich nicht gesellschaftskonform kleideten, da sei das entgegengesetzt dasselbe. Er habe das für eine Art der Provokation gehalten, um ins Gespräch zu kommen. Hoffmann fragt zum Fest der Völker (FdV), wer es organisiert habe und wann. Kapke: Im Wesentlichen er und Ralf [Wohlleben]. Wann wisse er nicht mehr genau, 2005/2006 sei das losgegangen.

RA Hoffmann hält Bilder vor, wogegen Kapkes Anwalt Waldschmidt interveniert: Immerhin sei es möglich, dass diese auf nicht legale Weise entstanden sei. Er habe die Bilder erhalten, erklärt Hoffmann und legt Kapke das erste Bild vor und fragt nach dem Transparent. Kapke: Er meine, ja, das kenne er vom FdV. Den Redner auf dem Bild kenne er nicht. Hoffmann fragt weiter, ob das aus seiner Sicht kein offenes Bekenntnis zur europäischen SS sei. Kapke: Ein Bekenntnis zur Nationalstaatlichkeit vielleicht, er habe das Transparent nicht hergestellt. Hoffmann fragt, wer über die Hauptgestaltung der Bühne bestimmt habe. Kapke: Er habe kein Problem damit. Hoffmann fragt nach Bands. Da könne er sich beim besten Willen nicht im einzelnen erinnern, so Kapke. Er meine „Zensiert“ aus der Schweiz, aber da höre es schon auf. Hoffmann fragt nach „Block 11“ aus Italien, ob ihm bekannt sei, dass die Band benannt sei nach Block 11 in Auschwitz, dem Vernichtungsblock. Kapke: Wenn er es sage, er habe es nicht gewusst. Viel sei über Kontakte und die Szene gelaufen. Hoffmann fragt nach den Aufgaben von Ralf Wohlleben. Kapke sagt, er habe sich etwa um die Internetpräsenz, die Redner gekümmert, das sei immer gut abgesprochen gewesen. Hoffmann fragt nach den Rednern vom 11.6.2005, Clauio Mihuti aus Rumänien von der Eisernen Garde, Nick Joalas von der Goldenen Morgenröte aus Griechenland. Kapke sagt, Claudio habe er persönlich kennengelernt, auch zu Joalas hab er Kontakt gehabt. Hoffmann fragt, ob er Konstantin Kusters aus Holland eingeladen habe. Kapke: Das müsse er nachschauen in den Unterlagen.

Dann interveniert RA Waldschmidt. Er habe ja vollstes Verständnis für diesen Szenevoyerismus, aber er sehe keinen Bezug zum Verfahren und rüge die Befragung deshalb. Götzl fragt, warum die Frage nicht zulässig sein solle, das seien Anschlussfragen. Waldschmidt sagt, sie hätten keinen Bezug zum Verfahrensgegenstand. Götzl sagt, er halte die Frage für zulässig. Waldschmidt entgegnet, er wolle einen Gerichtsbeschluss. Bundesanwalt Weingarten sagt das sei unzulässig, ein Zeugenbeistand habe kein Beanstandungsrecht. RA Scharmer fragt nach, woher der Zeugenbeistand wisse, was Verfahrensgegenstand sei, wo er doch keine Akteneinsicht hätte. Darauf antwortet RA Klemke, Scharmer sei offenbar völlig von Massenmedien unbeleckt, seine Äußerung absurd, er beanstande die Fragen Hoffmanns nun ebenfalls. Waldschmidt braust auf: Wenn man hier einen Gebührensprung erreiche, werde hier noch das ganze Jenaer Telefonbuch abgefragt. Klemke sagt, die ganze Richtung des Kollegen Hoffmann, wer wen eingeladen habe, hätte keinerlei Verfahrensbezug. Die seinem Mandanten vorgeworfene Tat, rühre aus 2000, das erste FdV sei 2005 gewesen. Götzl beharrt, die Frage nach Unterlagen sei zulässig. Kapke sagt, wenn Unterlagen noch da gewesen seien, so lägen sie bei der BAW. Und zur Frage, welche Redner eingeladen worden seien: auch aus etablierten Parteien seien Redner eingeladen gewesen, etwa von der SPD, wenn die nicht kämen, könne er nichts machen. Da sollte schon Meinungsvielfalt hergestellt werden, so Kapke.

Hoffmann sagt, das eben Gesagte spreche für sich. Gekommen seien im wesentlichen Bands aus dem Kontext von Blood & Honour und den Hammerskins. Waldschmidt flüstert mit dem Zeugen, Hoffmann interveniert dagegen. RA Klemke sagt, das habe mit dem Verfahrensgegenstand nichts zu tun und falls die Frage zugelassen werde, wolle er einen Gerichtsbeschluss. Dazu nimmt RA Hoffmann Stellung: Es gehe um die Feststellung der ideologischen Prägung noch vor dem Abtauchen. Die Ausführungen des Zeugen seien stark relativierend, die gesamte militante europäische faschistische Bewegung sei zum FdV gekommen. Musikgruppen, die den Holocaust relativierten und verherrlichten, hätten gespielt. Relevant sei, wer welche internationalen Kontakte gehabt habe, die habe es in den ganzen Jahren des NSU gegeben. Die Frage sei, welche internationalen Kontakte leisteten hier dem NSU Hilfestellung. RA Klemke beharrt, den Erkenntnisgewinn halte er für sehr fraglich. Die vorgeworfene Tat und der Gegenstand der Fragen lägen zeitlich weit auseinander. Der Vorwurf gegen Ralf Wohlleben datiere aus 1998 und habe mit 2005 nichts zu tun. Götzl sagt, nicht jede Frage betreffe nur ihn und seinen Mandanten. Klemke erwidert, die Fragen beträfen doch auch André E., Zschäpe usw. nicht.

Nach einer kurzen Pause ergeht der Beschluss, dass die Fragen zulässig sind. Kontakte des Zeugen Kapke als Organisator des FdV zu B&H und Hammerskins hätten sehr wohl einen Bezug zum Verfahrensgegenstand. Was der Zeuge unter Nationalsozialismus verstehe, erlaube Rückschlüsse auf die Einstellung der Angeklagten. RA Klemke sagt, die Fragen seien ungeeignet, da nicht klar sei, welche Bands der Fragesteller meine und welche Bezüge die Bands zu B&H haben sollen. RA Hoffmann erwidert, er habe es allen hier ersparen wollen, die ganze Bandliste zu erläutern, er habe hier nicht langweilen wollen. RA Klemke: Langweilen sei nicht das Thema, bei Fragen der Nebenklage sei Langeweile ohnehin der Fall. Götzl mahnt zur Sachlichkeit und erteilt RA Hoffmann nach erneuter kurzer Unterbrechung den Hinweis, dass es durchaus sinnvoll wäre zu präzisieren, welche Bands aus dem Umfeld von B&H und Hammerskins stammten. Hoffmann: „Brigade M“ aus den Niederladen. Kapke: Ja, haben gespielt. Hoffmann: Der Sänger Dave Blom sei bei bei B&H. Ob „Before the War“, deren Sänger bei B&H Engerau aktiv sei, gespielt hätten. Kapke: Sage ihm nichts, nicht bekannt. Er würde es auch verneinen, dass sie zu B&H gehörten. Hoffmann: „Notung“ aus Schweden. Kapke: Ja, mal gespielt. Hoffmann: Bands aus Ungarn. Kapke: Ja, mehrere. Hoffmann: „Verzeröde“. Kapke: Ja. Hoffmann: Ob diese Band politisch aktiv sei. Kapke: Ja, anzunehmen. Hoffmann: Was anzunehmen heiße. Kapke: Was weiß ich. Hoffmann: „Indiziert“ aus der Schweiz. Kapke: Ja. Hoffmann: „System’s coffin“. Kapke: Ja. Hoffmann: „Defiance“. Kapke: Ja. Hoffmann: „Nemesis“. Kapke: Ja. Hoffmann: Wie der Sänger heiße. Kapke: Könne er sich nicht erinnern. Hoffmann: John Cartwright? Kapke: Wird wohl so sein. Hoffmann: „Legion of Thor“. Kapke: Ja. Hoffmann: Woher die Band komme. Kapke: Er glaube, aus Deutschland.

Hoffmann will wissen, ob er mit Wohlleben schon Konzerte und Veranstaltungen organisiert habe, bevor die Drei abgetaucht seien. Kapke: Ja. Ob die Drei eingebunden gewesen seien, könne er gar nicht richtig sagen, eher nicht. Hoffmann fragt, wer bei der Organisation mitgeholfen habe. Kapke sagt, das sei überschaubar gewesen. Da sei Herr Brandt gewesen und Leute aus der Subkultur, Herr Tauber vielleicht. Auf Frage sagt er, Die Veranstaltungen seien organisiert worden, wo eine abgelegene Gaststätte verfügbar gewesen sei. Was er noch halbwegs in Erinnerung habe, sei etwas im Vogtland. In der Nähe von Apolda habe es auch mal was gegeben. Das seien keine riesen Rockevents gewesen, da sei ein Lkw gewesen und man sei relativ konspirativ vorgegangen, damit die Polizei nicht zu früh davon erfahre und das Konzert dann illegalerweise auflöse. Hoffmann fragt, ob der THS als Struktur da eingebunden gewesen sei. Kapke: Der Begriff Struktur müsse relativ gesehen werden, das sei schon mit den Personen [aus dem THS] durchgeführt worden.
Hoffmann lässt Bilder vom FdV vorlegen: Ein Bild mit Absperrzaun, an dem das Transparent des THS hängt, dahinter Plattenbau. Kapke: Das könne nicht 2005 sein, da sei das in Jena 2005 auf einem Schotterplatz und keine Gebäude im Hintergrund gewesen. Auch RAin Schneiders sagt, das sei nicht 2005. Weitere Bilder zeigen Ralf Wohlleben, Kapke und Thomas Gerlach. Hoffmann fragt, ob Gerlach mitorganisiert habe. Kapke: Das könne man so nicht sagen. Er habe geholfen, wo er gekonnt habe. Auch ob Thomas Gerlach als Redner gewirkt habe, könne er ihm gar nicht sagen. Hoffmann fragt, ob Thomas Gerlach öfter mitgewirkt habe. Kapke: Es hätten sehr viele Leute mitgeholfen, er könne es nicht genau sagen. Hoffmann fragt, ob der Zeuge in der Zeit nach dem Abtauchen der Drei Kontakt zu B&H gehabt habe. Kapke: Das könne er nicht sagen, jedenfalls nicht wissentlich. Hoffmann fragt nach Kapkes Bruder, ob er ein Interview mit einer B&H-Zeitung gemacht habe, ob die Band des Bruders ein Lied mit Bezug zu den Untergetauchten gemacht habe, ob dieser zusammen mit dem „Hamburger Sturm“ ein Konzert veranstaltet habe. Auf all diese Fragen sagt Kapke, das wisse er nicht, er solle bitte den Bruder fragen.

Dann fragt NK-Vertreter RA Reinicke. Kapke habe gesagt, das seien andere Zeiten gewesen, er würde das heute nicht mehr so sehen, wie das damals gewesen sei, woher sei der Name THS gekommen. Kapke sagt, das wisse er nicht mehr genau, der Name sei bierlaunig entstanden. Es sei keine Gründung gewesen, das sei bei einem Umtrunk entstanden und dann auch immer wieder aufgegriffen worden. Dann wird eine Videosequenz mit Tino Brandt eingespielt. In einem Interview im Beisein von  Wohlleben sagt dieser über den THS, der Name sei Programm, gegen „kriminelle Subjekte, Linke und Rote“. Reinicke fragt, ob er das auch so sehe. Kapke antwortet, im Gegenteil, das Interview seines Wissens der Grund, dass Brandt Auftrittsverbot für den THS bekommen habe. Sie hätten auf kommunalpolitischer  Ebene aktiv werden wollen, solche Äußerungen werde er von ihm nicht finden. Reinicke fragt nach dem THS-Transparent. Kapke: Das sei das erste Transparent gewesen, das sie gefertigt hätten und was bei Demos voran getragen worden sei. Darauf sei gestanden: „Der Gott, der Eisen wachsen ließ, der wollte keine Knechte“ [Ernst Moritz Arndt, Vaterlandslied, 1812]. Reinicke fragt nach, was damit gesagt werden sollte. Kapke: Wenn er das ganze Gedicht kennte, wüsste er es. Ob das eine Art Stammgedicht deds THS gewesen sei, hakt Reinicke nach. Kapke: Das könne man so nicht sagen. Er würde nicht gerne noch zehn mal herkommen, um hier mit solchen Unsinn zu befriedigen. Nachdem Reinicke aus dem Gedicht zitiert, sagt Kapke: „Nehmses mir nicht übel, aber ich hab jetzt auf so einen Quatsch keine Lust.“ Wo ein freies Wort nicht möglich sei, gebe es keine Freiheit, da gehe es um eine Art Freiheitskampf in einem Land mit so vielen Meinungsparagraphen. Da gehe es um germanischen Freiheitskampf, um die Befreiungskriege, daran sei es angelehnt und so sollte man es auch sehen. Dahinter stehe die Idee der freiheitlichen Gesellschaft und das sehe er noch heute so. Ob ihm das „Konzept Aufstand Ost“ bekannt sei, fragt Reinicke weiter. Kapke verneint. Ob er den Herrn Leichsenring [verstorbener NPD'ler aus Sachsen] kannte, will Reinicke wissen. Kapke: Nein, nicht persönlich. Nach Udo Voigt befragt, lacht Kapke und bejaht dies. Es wird eine Videosequenz mit dem damaligen Bundesvorsitzenden der NPD, Udo Voigt, eingespielt, in der er verklausuliert zum bewaffneten Kampf aufruft. Reinicke fragt, ob das bei ihnen damals Diskussionen ausgelöst habe, dass das Vaterland in Gefahr sei. Kapke: Mit Sicherheit nicht. Wenn er das so pathetisch meine, dass der Feind innen stehe, das könne er unterschreiben.

Nun fragt NK-RAin von der Behrens, was bei der Haussuchung mitgenommen worden sei. Kapke sagt, das könne er ihr im einzelnen nicht sagen, eigentlich alles, was er gehabt habe, Tablets, Computer, Laptop. Das habe er auch alles zurückbekommen, hoffe er. Auf Nachfrage gibt er an, es sei nichts Verschlüsseltes dabei gewesen. Auch Papiere, einige Kartons, die hin- und hergefahren worden seien, u.a. Firmenunterlagen von ihm. Sonst wisse er es nicht mehr genau. Zeugenbeistand RA Waldschmidt interveniert: Was das solle. Ob man der BAW unterstellen wolle, dass sie Sachen unterschlagen worden seien. RA von der Behrens erklärt, sie wolle herausbekommen, ob verfahrensrelevante Unterlagen dabei gewesen seien, um entsprechende Beweisanträge stellen zu können. Sei fragt, ob auch Unterlagen und Flugblätter aus den Jahren 1997 und danach dabei gewesen seien. Kapke: Das könne er nicht sagen, wisse er nicht. Es habe eine Zeit lang ein Zeitungsartikelarchiv gegeben. Und er habe manchmal auch Flugblätter aufgehoben. Von der Behrens fragt, ob auch Aufkleber, Spuckis archiviert worden seien. Kapke sagt, das könne sein, er hebe sich manchmal ein, zwei Exemplare auf. Auch nach einem nachgemachte BKA-Fahndungsaufruf fragt die RAin. Dann fragt sie nach der Durchsuchung der Gaststätte in Heilsberg, von der Kapke berichtet hatte. Kapke sagt, wie das halt sei, wenn „eine Horde Behelmter freidreht: man kriege eine auf die Fresse, werde auf den Boden gelegt und in die Gefangenensammelstelle verbracht. Von der Behrens fragt nach den Waffen, eine Axt, ein Morgensterne, Stahlkugeln für Zwillen, Baseballschläger usw. Kapke sagt, das sei zum Teil Wandschmuck gewesen und die Axt habe zum Kamin in der Kneipe gehört. Er wisse nicht, was jeder einzelne so dabei gehabt habe.

Von der Behrens fragt nach Kapkes Aussage, ein Auto sei angezündet worden. Der Zeuge erwidert,  es seien zwei oder drei Autos abgebrannt. Bei abgestochenen Reifen und eingeschlagenen Scheiben habe er zu zählen aufgehört. Bei Wohlleben vor der Haustür sei zu Weihnachten eines abgebrannt, das habe er schon von weitem gesehen. Götzl interveniert und will wissen, warum von der Behrens diese Details erfrage. Nachdem der Zeuge raus geschickt wurde erklärt die RAin, der Zeuge gebe vor, sich permanent nicht erinnern zu können. Bei Angriffen gegen „seine Truppe“ offenbare er jedoch ein sehr gutes Gedächtnis - warum er das Gericht hier drei Tage beschäftige. Er habe sehr wohl sehr präzise Erinnerungen von 1998: das wolle sie ihm vorhalten.

Nachdem der Zeuge wieder im Saal ist fragt die Anwältin, wie das Lied seines Bruders geheißen habe. Kapke: Er wisse gar nicht, ob er das geschrieben habe, er sei nicht daneben gesessen. Von der Behrens: Wie es geheißen habe? Kapke: Das könne er ihr nicht sagen. Von der Behrens: Ob er sich nicht erinnern wolle. Kapke: Er wisse es nicht und könne es ihr nicht sagen. Von der Behrens fragt, ob sein Bruder dem Trio näher gestanden habe. Kapke: Das könne er sich nicht vorstellen. Von der Behrens noch einmal nach dem Lief „5. Februar“, im Text gehe es um ein Treffen am 5.2. mit dem Trio, was da gewesen sei. Kapke sagt, das wisse er beim besten Willen nicht.

Von der Behrens fragt nach dem Auftrittsverbot für Brandt 1999. Kapke sagt, das müsse so in dem Dreh gewesen sein. Man habe einhellig beschlossen, dass Tino nicht mehr für den THS sprechen dürfe. Er könne das zeitlich nicht einordnen: ab 1999/2000 habe sich niemand mehr zum THS geäußert - außer über die Internetseite. Von der Behrens sagt, auf der Internetseite des THS heiße es, man sei „systemkritisch und -feindlich“, es gehe um „nationalen Sozialismus“, Multikulti sei das „größte Verbrechen an der Menschheit“ und führe zur „Vernichtung der Völker.“. Sie fragt, ob das so stimme. Kapke antwortet, im großen und Ganzen ja: die Frage sei doch, was daran falsch sei. Es wird ein Plakat vorgehalten: „Bratwurst statt Döner“, mit dem ViSdP André Kapke. Kapke sagt, das habe Brandt gemacht, er habe Tino gesagt, dass das nicht mehr vorkommen dürfe. Außerdem sei das Motiv scheiße gewesen.

Von der Behrens hält die Aussage einer Zeugin [Christina Ha.] und engen Freundin von Carsten S. vor: Ralf Wohlleben und André Kapke seien die krankesten Hirne, die hätten einen fertig gemacht, wer Döner gegessen habe, habe Liegestützen machen müssen und sei dabei ausgepeitscht worden. Kapke: Wenn einer solche bekloppten Sachen gemacht habe, dann sei das der V-Mann Tibor Re. gewesen. Dann solle man diese Zeugin doch einladen, dann solle die das unter Eid aussagen. „So ein Quatsch.“

Von der Behrens fragt, ob es sich beim KSJ um eine Organisation oder einen Freundeskreis gehandelt habe. Kapke antwortet, man habe sich ans Vereinsrecht angelehnt, mit Kassenwart, Vorsitzendem etc. Sie hätten weder ein Vereinsfahrzeug, noch Druckereien gehabt. Es habe kein Kameradschaftshandy gegeben. Wofür KSJ stehe, fragt von der Behrens. Kapke sagt, das könne auch „Kommunalservice Jena“ heißen. Die RAin fragt, ob es ein Postfach gegeben habe und wer der Inhaber gewesen sei. Kapke sagt, Er selber, er könne beim besten Willen nicht sagen, was für Post angekommen sei. Von der Behrens fragt, ob es ein Zeitungsprojekts gegeben habe. Kapke verneint dies, nicht wirklich. Auf Frage sagt er, die Idee hätten er und Jana Ap. gehabt, es habe „Carpe Diem“ heißen sollen. Das „Infoblatt der Nationalen Bewegung Jena“ sage ihm nichts. Dann werden Blätter daraus vorgehalten und die RAin liest explizite Stellen vor. Kapke behauptet, dazu könne er nichts weiter sagen. Als er darauf hingewiesen wird, als ViSdP mit Postfach benannt zu sein, sagt Kapke, sein Name sei damals allgemein verwendet worden. Das sage ihm überhaupt nichts. RAin von der Behrens erinnert den Zeugen an seine Wahrheitspflicht. Kapke: Ja, das sei 20 Jahre her. Wenn er ihr doch sage, dass er es nicht mehr wisse, dann wisse er das natürlich auch nicht mehr.

Es folgt die Mittagspause. Dann fährt RAin von der Behrens fort und hält Kapke aus einer Vernehmung Uwe Böhnhardts von 1996 vor. Im Kontext mit den Bombenattrappen habe der gesagt „ich bin und fühle deutsch und möchte alles dafür tun, dass der deutsche Staat deutsch bleibt“. Ob Böhnhardt sich ihm gegenüber auch so geäußert habe. Kapke: Er könne sich jetzt nicht so erinnern. Die Frage, ob es Diskussionen gegeben habe, was man gegen Ausländer unternehmen könne, verneint Kapke. Die Anwältin hält aus einer Aussage von Tibor Re. vor, die KSJ habe im Forst in Jena ein Asylantenheim ausgespäht. Uwe Mundlos habe einen Fotoapparat dabei gehabt undFotos gemacht. Man habe Wachabläufe ausspionieren wollen. Zschäpe sei nicht dabei gewesen, das sei ca. 96 gewesen. Kapke verneint, dazu eine Erinnerung zu haben. Zum Verhältnis mit Re. Befragt, sagt Kapke sie hätten weniger politisch zusammengearbeitet. Re. habe genau das dargestellt, was sie nicht hätten haben wollen: Saufen, prügeln. Und wegen des Ausspähens solle sie doch seinen Dienstherren fragen.

Von der Behrens fragt nach einem René Sch. aus der Jugendwerkstatt kenne und hält eine Aussage Sch.s vor, nach der Böhnhardt in eine Sache mit einer Bombenattrappe verwickelt gewesen sei, die sich 1994 gegen ein Hochhaus gerichtet habe, wo Asylsuchende hätten einziehen sollen. Kapke meint, er wisse gar nicht, ob er Böhnhardt da schon gekannt habe. Von der Behrens fragt nach Jürgen He. Kenne und hät ein Bild vor.. Kapke erwidert, das sage ihm was, aber den würde er nicht erkennen. Wenn er das nicht durcheinander bringe, sei der eine Bekanntschaft auch von Ralf. Die RAin hät aus der Aussage Helbigs vor, er sei in einer Clique mit Wohlleben, Böhnhardt und André Kapke gewesen. Kapke erwidert, er sei damals nicht in einer Clique gewesen. Auf Frage sagt er, ob He. und Böhnhardt politisch etwas miteinander gemacht hätten, könne er nicht sagen. Ob er selber mehr mit Böhnhardt zusammen gearbeitet habe bejaht Kapke. Von der Behrens hält eine Aussage von He. über Böhnhardt aus einer Vernehmung der BAW vor, Böhnhardt wollte Ausländer in KZs stecken, es sei für sie selbst am besten, wenn sie vergast würden. Er sei nicht nur Waffennarr gewesen, er würde eine Waffe auch gegen Ausländer einsetzen. Verteidigerin Sturm interveniert und fordert von der Behrens auf, dann auch bitte vollständig vorhalten, denn der folgende Satz laute: „Ich bin allerdings nie Zeuge eines Gesprächs über den Einstieg in den bewaffneten Kampf geworden.“ Kapke sagt, es habe keinen Kontext gegeben, dass Ausländer vergast werden sollten. Er habe auch keine Erinnerung dass Böhnhardt das jemals gesagt hat

NK-RAin Wierig hält Kapke eine Aussage von ihm über Beater Zschäpe vor, sie sei eine gewesen, die ihre Meinung kundgetan hätte und fragt, was er damit gemeint habe. Kapke antwortet, Zschäpe sei damals im Leben gestanden, sie sei nicht unbedingt Anhängsel von jemand gewesen, habe eine eigene Meinung und ihre Belange vertreten. Wierig fragt, ob nach konkreten Szenen. Kapke: Da gehe es um keine konkrete Szene, das sei mehr ein menschliches Gesamtbild. Eine Szene habe er nicht präsent. Wierig fragt, wie sie ihre Meinung denn kundgetan habe. Nachdem Kapke mit „verbal“ antwortet, präzisiert Wierig, ob zum Beispiel durch Sarkasmus, Ironie, Lautstärke. Kapke: Sie habe sachlich, normal argumentiert und habe sicher nicht geschrien, sei sicher nicht hysterisch gewesen. Aber er habe nichts explizit in Erinnerung dazu. Die RAin fragt weiter, Kapke habe ausgesagt, er habe Zschäpe menschlich sehr geschätzt, wie er das gemeint habe. Kapke: Dass sie ihm eben sympathisch gewesen sei. Wierig merkt an, dass er außerhalb des Saales ganz gut die Worte fände und dass sie den Eindruck habe, er habe schlicht keine Lust. Ob er seine dürren Worte mit Leben füllen könne. Kapke erwidert, sie habe eben gut reden können, er habe sie deswegen geschätzt. Was genau Wierig noch von ihm wolle. Er habe ihr menschlich näher gestanden, weil sie vernünftig genug gewesen sei, habe halbwegs vernünftig reden können. Zu den Themen könne er gar nichts sagen. Wierig hält ihm seine Aussage zum bewaffneten Kampf vor: Die einzigen, denen er das zugetraut habe, seien Mundlos und Böhnhardt gewesen. Kapke sagt, er habe sich sicher nicht so geäußert. Er könne dazu gar nichts sagen. Ralf Wohlleben könne er besser einschätzen, weil er ihn schon lange kenne. Er sei nicht der Typ dafür, vom menschlichen her. Dass Böhnhardt ein Faible für Waffen gehabt habe, sei offensichtlich gewesen.

Nebenklagevetreter Langer fragt, nach der „schlechten Farbkopie“ von „Pogromly“, die er zurück erhalten habe. Kapke sagt, vor einigen Monaten, er bekomme öfter Asservate von BAW und BKA zurück. Langer fragt nach dem Frauenanteil in der aktiven rechten Szene um NWJ, KSJ in den Jahren 1996 - 98. Kapke erwidert, sie hätten keine Statistik geführt, 10 - 20 Prozent vielleicht. Kapke werden sehr schlechte Kopien von Fotos vorgelegt: von einem kleinen Jungen über einen Heranwachsenden bis hin zu einem korpulenten Erwachsenen. Kapke kommentiert jeweils, dass er das wohl sein könne. Langer fragt nach gemeinsamen Reisen mit Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt.  Ab und zu seien sie wohl zelten gewesen, in Zeitz und Tschechien seien sie gewesen, gibt Kapke an. Langer fragt nach einer Sommerreise nach Rostock. Kapke verneint das, er habe nicht mal eine Idee davon. Nach einer kurzen Unterbrechung werden ihm Fotos mit ihm und Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt in unterschiedlichen Konstellationen vorgestellt. Doch Kapke beharrt: „Erinnerung? Nicht im Geringsten.“ Langer hält aus der Zeugenvernehmung von Toralf St. vor: Im Sommer 95 habe Ho. ihm gesagt, dass die Drei auf dem Weg zur Ostsee seien und ob sie bei ihm bleiben könnten. Sie seien dann mit drei Begleitern gekommen, hätten zwei Nächte bei ihm und eine Nacht bei Ho. verbracht. Kapke sagt, er könne sich „wirklich nicht“ erinnern.

Nebenklage-RAin Basay fragt, ob Kapke Juliane Wa. kenne. Dieser sagt, ja, das sei die Lebensgefährtin von Ralf Wohlleben gewesen, er wisse nicht mehr bis wann. Basay hält ihm einen Aktenvermerk der Polizei vor, danach soll Juliane Wa. mit Vollmacht bei der Polizei erschienen sein und habe Zschäpes Wohnungsschlüssel abholen wollen, die sie längere Zeit nicht gesehen haben wollte. Als die Beamten die Herausgabe verweigert hätten, sei der polizeibekannte André Kapke erschienen und habe die Erzwingung der Herausgabe mit einem Anwalt angekündigt. Kapke sagt, er könne sich daran nicht erinnern. Basay fragt nach dem letzten Kontakt mit Wa. Kapke antwortet, sie habe ihn vor zwei Jahren angeschrieben, er glaube wegen der Verhaftung von Ralf. Es sei mal rausgekommen, dass sie für den Verfassungsschutz gearbeitet habe. Basay hält eine Aussage von Wa. aus den Akten vor. Auf die Frage, welches Verhältnis sie zu Kapke gehabt habe, habe sie ihn als sehr guten Freund von Wohlleben bezeichnet. Sie habe über Facebook wegen der Vorladung gefragt. Kapke habe zurückgeschrieben, sie müsse doch wissen, was in den VS-Akten stehe, außerdem sei sie als Zeugin geladen. Kapke: Es sei bekannt gewesen, dass sie auch für den Verfassungsschutz gearbeitet habe.

Nach dem letzten Kontakt mit Holger G. befragt, sagt Kapke, das sei vor einige Jahren gewesen, nach dem Untertauchen. Er meine, ihn irgendwo auf einem Konzert getroffen zu haben. Basay fragt weiter nach einem Scheck der Kreissparkasse Weißenfels, ausgestellt auf Holger G. von dem Rechtsanwalt Thomas Jauch. Kapke sagt, der habe ihn mal anwaltlich vertreten, das werde wohl so um 2000 gewesen sein. Basay zitiert den Scheckinhalt, Gebührenrückzahlung Kapke und andere, und will wissen warum der Scheck an G. gegangen sei. RA Klemke beanstandet die Frage. Basay fragt weiter. Sie solle Herrn Jauch fragen, erwidert Kapke, er habe ihn nicht angewiesen und den Scheck nicht ausgestellt. Basay fragt, ob er Jauch denn entpflichten würde, wenn sie ihn danach fragen würden. Kapke: „Nö.“

Basay hält ihm ein Interview zur Ceska-Serie vor [Junge Freiheit Nr. 49/11 vom 02.12.2011]: „Frage: Vielleicht taten sie es aus Haß auf Ausländer? Kapke: Dann wäre es dennoch sinnvoller, solche Leute zu nehmen, die einen geringen Wert für unsere Gesellschaft haben. Wenn die etwas verändern wollten, was ja laut dem angeblichen Bekennervideo der Fall war, dann erschieße ich doch keine unschuldigen Gemüsehändler. Dann hätten sie sich eher Presseleute, Staatsanwälte, Richter und Politiker vornehmen müssen.“ Kapke sagt, er erinnere sich nicht, das könne sein. Wenn man der verqueren Logik folgen wolle, sei es doch völliger Unsinn, in der Weltgeschichte rumzufahren und rechtschaffend arbeitende Menschen zu erschießen, damit würde man keine Begeisterung in der Bevölkerung auslösen. Dann wäre es doch sinnvoller, an die Wurzel zu gehen. Basay hält weiter aus dem Interview vor: „Frage: Wenn man so engen Kontakt hat, muß man doch etwas von dem Sprengstoff und den Rohrbomben mitbekommen haben? Kapke: Ich habe von Anfang an zu verstehen gegeben, daß ich nicht in eine solche Richtung tendiere. Und ich hätte auch nichts mitbekommen wollen. Es gab die Vereinbarung, wenn jemand etwas machen will, das strafrechtliche Konsequenzen haben könnte, dann soll er sich gut überlegen, wen er einweiht. Es war ja damals schon klar, daß unser Kreis infiltriert ist. Und wenn dann was auffliegt, geht die Suche in den eigenen Reihen los, wer ‘angeschissen’ hat. Das wollten wir vermeiden.“ Was es mit dieser Vereinbarung auf sich gehabt habe, fragt Basay, und ob er das mit der Verinbarung gesagt habe. Kapke sagt, das habe sich doch selbst erklärt. Das sei nicht auf eine konkrete Straftat bezogen gewesen. Dass sei allgemein so und  mehr oder weniger der Konsens gewesen. Basay: Auch mit Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt? Kapke: Ja, er gehe davon aus.

Nebenklagevertreter Scharmer fragt, ob er selbst betroffen gewesen sei am von dem Unterbindungsgewahrsam am 1. Mai 2000 wegen eines Rudolf-Hess-Gedenktages. Kapke antwortet, Heß habe im August Geburtstag, es könne sein, dass er da betroffen gewesen sei. Scharmer will wissen, ob RA Jauch ihn da vertreten habe. Kapke meint, das könne gut sein. Ob es da um zivilrechtliches gegangen sei fragt Scharmer. Kapke: Puh (tuschelt mit seinem Anwalt), er werde Jauch auch hier nicht von der Schweigepflicht entbinden. Es könne sein, dass es 2000 eine zivilrechtliche Sache gegeben habe. Scharmer fragt, ob Jauch auch politisch tätig gewesen sei, was Kapke verneint. Scharmer hält dem Zeugen Erkenntnisse des Verfassungsschutzes über den THS vor, bei einer Demo der Interessengemeinschaft gegen Polizei und Staatswillkür (IGPS) sei ein 10-tägiges Entbindungsgewahrsam gegen Carsten S. verhängt worden, André Kapke habe u.a. eine Demo in Jena angemeldet. Um Verbotsgründe zu erschweren, habe sich RA Jauch dem IPGS als Redner angeboten. Kapke gibt an, er könne sich nicht konkret erinnern, Jauch habe sie zum Demorecht beraten.

Dann fragt Nebenklage RA Stolle zur Freundschaft mit Jana Ap. Kapke sagt, das habe sich eben entwickelt, eventuell weil man sich sympathisch gewesen sei. Man sei eher weniger im Jugendclub gewesen, das habe sich mehr privat entwickelt. Stolle fragt, ob Ap. Teil der rechten Szene gewesen sei. Kapke gibt an, für den Anfang könne man das sagen. Sie seien eher weniger auf politischen Veranstaltungen gewesen, gelegentlich. Er erinnere sich an ein zwei Demos, einen Kongress vielleicht. Stolle fragt nach dem Kongress. Kapke sagt, das sei ein Kongress der Gesellschaft für Freie Publizistik gewesen. Stolle will wissen, ob er mal mit Ap. in Berlin gewesen sei. Kapke sagt, er sei in Berlin mal auf einer Demo gewesen. Zeugenbeistand Waldschmidt beanstandet die Fragen. Stolle fragt weiter, ob sie 12.2.1998 mal nach Berlin gefahren seien, zu einem Besuch bei Frank Schwerdt und Rita Bönisch. Kapke meint, das könne sein, er sei sich nicht sicher, ob Ap. dabei gewesen sei. Stolle sagt, es habe doch den Vorwurf der Unehrlichkeit gegen ihn gegeben, ob es da Diskussionen mit Ap. gegeben habe. Es sei um Veruntreuung von Geldern für das Trio gegangen. Kapke meint, das wisse er nicht, da seien viele Gerüchte unterwegs gewesen. Stolle hält Aussagen Tino Brandts über Kapke vor: Der Vorwurf von Ralf Wohlleben wegen Veruntreuung stimme nicht, Kapke sei diskreditiert und Carsten S. und Jana Ap. hätten alle Kontakte zu ihm abgebrochen. Kapke sagt, nein, er solle Brandt fragen. Es habe keinen Kontaktabbruch seitens Ap. gegeben.

Stolle sagt, er habe ja eine positive Meinung über Beate Zschäpe gehabt, was Kapke bejaht. Stolle fragt weiter, ob Ap. mit dem Verfassungsschutz zusammengearbeitet habe, ob es Kontakt gegeben habe. Kapke sagt, das wisse er. Sie habe ihn angerufen, dass der Verfassungsschutz sie angesprochen habe. Es sei wohl schon um ihn gegangen. Frau Ap. habe das Gespräch mit den Leuten nicht weiter geführt. Auf Nachfrage sagt er, es sei ja bekannt gewesen, dass der Verfassungsschutz schon lange etwas über ihn habe wissen wollen, das habe man ja aus einer Schusseligkeit in einem Gerichtsverfahren mitgekriegt, da sei bekannt geworden, dass G10-Maßnahmen gegen sie gelaufen seien. Und normalerweise müssten G10-Maßnahme dem Betroffenen mitgeteilt werden und er habe bis heute keine Mitteilung bekommen. Stolle fragt, ob er im Kontext des Abtauchens des Trios 1998 mal polizeilich vorgeladen worden sei. Kapke: Sicher öfter. Ob es Hausdurchsuchungen gegeben habe? Kapke sagt, das könne sein, ob er wisse, wie viele Haussuchung er gehabt habe. Nach Schießübungen und Südafrika befragt, sagt Kapke, da hätten sie mal geschossen, hätten dazu Blechbüchsen aufgestellt.

Nebenklage RA Kuhn fragt nach Kapkes Aussage über „zwei Flintenweiber“ im Bezug auf B&H. Kapke meint, er könne ihm die Namen beim besten Willen nicht sagen. Kuhn fragt, ob es Mandy St. gewesen sei, „Whitepower-Mandy“. Kapke verneint lachend. Dann fragt Kuhn zu einem Mike Ge. und einem 129er-Verfahren. Kapke sagt, das Verfahren sei ihm bekannt. Es sei ein Verfahren wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung gewesen. Das sei Anfang, Mitte der 90er gewesen. Kuhn hält aus dem Abschluss-Ermittlungsbericht von 1997 vor, das Verfahren sei gegen zwölf Beschuldigte eingeleitet, darunter Brandt, Br., Kl., Ge., Sch., Ni., Kapke, Gr., Gordon Ri., Sven Ro. Ob er mal an Wehrsportübungen in Milbitz, auf einem Truppenübungsplatz der GUS-Streitkräfte, teilgenommen habe. Kapke verneint das, der Name sage ihm nichts. Kuhn fragt, ob er Karl-Heinz Hoffmann persönlich kenne. Kapke: „Den durfte ich einmal kennenlernen, vor zwei, drei Jahren bei einer Veranstaltung“. Kuhn fragt, ob sie die Bands selber angesprochen hätten oder übers Mittelsleute. Kapke meint, sowohl als auch. Das sei oft über Mitglieder der Bands, die sich untereinander besser kennen, gelaufen. Nach Personen befragt, nennt Kapke Yves Ra. und einen Dobby. Einen Daniel Giese kenne er nicht wirklich, sagt Kapke auf Frage. Hier interveniert RA Klemke, er sehe hier nicht den geringsten Zusammenhang zum Verfahren.

Kuhn fragt nach Jürgen Lä. Kapke meint, kennen sei zuviel gesagt. Er könne nicht sagen, wann er ihm zum ersten Mal begegnet sei. Er sei bekannt in Jena, habe in der Nähe des Hauses in Lobeda gewohnt. Die Frage, ob er der rechte Szene angehört habe, verneint Kapke. Ob er vorher aktiv gewesen sei, wisse er nicht, so Kapke. Kuhn fragt, ob Herr Wohlleben ihn gekannt habe. Kapke wntwortet, er vermute, das sei ähnlich wie bei ihm. Kuhn fragt nach Enrico Th. Kapke verneint ihn zu kennen. Nach Ron und Gil Er. Befragt, sagt Kapke, die seien relativ bekannt in Jena. Er persönlich kenne sie nicht. Kuhn fragt, ob er einen Mann mit Nachnamen Ka. kenne, den er hier aus eigenem Nebenklägerwissen im Zusammenhang mit Passbeschaffung einführe. Hier interveniert Verteidiger Heer, er habe ein Verteidigerprivileg, Kuhn aber nicht, weshalb er sein Wissen offen machen müsse. Götzl fragt Kuhn, ob er seine Frage aufrechterhalten wolle, was Kuhn bejaht. Richter Götzl verkündet, dass die Frage abgelehnt werde, worauf Kuhn einen Gerichtsbeschluss fordert. Nebenklage RA Narin spricht sich für die Zulassung aus, denn der Kontext zwischen Ka. und Li. sei bei der Waffenbeschaffung und der Passbeschaffung durchaus relevant. Nach einer Unterbrechung verkündet Götzl den Beschluss, dass die Frage als nicht zur Sache gehörig abgelehnt wird. Es handele sich um Spekulation, die nicht mal einen mittelbarer Bezug zum Verfahren hätten.

Kuhn fragt weiter, ob Kapke Michael See kenne. Kapke meint, der Name sei ihm geläufig. Er habe aufgrund der Berichterstattung versucht sich ein Bild zu machen, aber die Bilder in den Medien sagten ihm nichts. Kuhn fragt nach der Gaststätte „Zum Grünen Wald“ in Weilrode. Kapke verneint. Kuhn: Ob er mal 1996 an Liederabenden teilgenommen habe. Kapke sagt, ob das in Weilrode gewesen sei, wisse er nicht, an Liederabenden habe er aber teilgenommen. Kuhn hält aus einem Spiegel-Artikel vor: Herr von Dolsperg aka Michael See würde sagen, er habe mit Kapke viel telefoniert und ihn eingeladen. Kapke erwidert, das könne sein. Kuhn sagt See gebe an, dass er gefragt worden sei, ob er die Drei verstecken könne. Kapke verneint das, er habe ihn nicht gekannt, also auch nicht am Telefon gefragt.

Nebenklage RA Hoffmann fragt, ob Kapke das Heft „Sonnenbanner“ kenne. Kapke gibt an, dass es ihm geläufig sei. Hoffmann fragt, ob das damals in Jena in seinem Freundeskreis gelesen worden sei. Kapke: Das könne er ihm nicht sagen. Er bestätigt, dass darin vom Aufbau von Zellenstrukturen die Rede sei, sei ihm aus der Berichterstasttung bekannt. Hoffmann fragt nach Matthias Fischer. Kapke, sagt, er kenne ihn von gelegentlichen Veranstaltungen. Das sei so Mitte der 2000er gewesen. Ob Fischer in Verbindung mit Personen aus Jena gewesen sei, könne er nicht sagen, antwortet Kapke auf Frage. Er sei wohl mal da gewesen. Er habe ihn mal eingeladen für das FdV. Hoffmann hält die Aussage von Carsten S. vor, dass Brandt über Kapke vor Haussuchungen gewarnt habe, ob konkrete Tipps ergangen seien. Kapke verneint das. Der Verteidiger von S., RA Hösl, interveniert, so habe das sein Mandant nicht gesagt. Hoffmann bittet um Entschuldigung, er habe das so notiert. Hoffmann fragt, ob S. Probleme wegen seines Schwulseins gehabt habe. Kapke meint, dass der „vom anderen Ufer“ gewesen sei, sei erst nach dessen Weggang bekannt geworden. Das sei nur ein weiteres Problem mit ihm gewesen.

RA Narin fragt zur Gaststätte in Heilsberg und ob der Zeuge das Trio bei der Gaststätte getroffen habe. Kapke sagt, er meine, dass da 1998 der Mietvertrag ausgelaufen sei. Narin fragt, ob mal eine Form der Kontaktaufnahme vereinbart gewesen sei, dass auf Festnetz angerufen werde und man sich dann treffe. Kapke verneint. Narin fragt nach politisch motivierten Gewalttaten mit Ralf Wohlleben, was der Zeuge ebenfalls verneint. Narin: Auch nicht im Zusammenhang mit den angezündeten Autos und Jana Ap. Kapke erwidert, da habe es eine Verurteilung wegen angeblicher Körperverletzung gegeben. Narin sagt, da seien zwei Mädchen festgehalten und gegen einen Zaun gedrückt worden. Kapke: Ja, wenn das Körperverletzung sei. Auf Frage sagt er, das Fahrzeug seines Bruders sei abgebrannt. Man habe die nicht angegriffen. Die Frauen hätten mit den verbrannten neuen Sitzbezügen geprahlt. Die hätten sich dann mit seinem Bruder verabredet, da sei dann aber er da gewesen, es habe geklärt werden sollen, wer das gewesen sei. Narin fragt nach der Rolle von Jana Ap. dabei. Kapke meint, das könne er gar nicht sagen. Es habe einen Treffpunkt mit den beiden Damen gegeben, um das zu klären. Danach sei man mit denen in der Kneipe gewesen, da sei Ap. dabei gewesen. Narin sagt, das sei als gefährliche Körperverletzung und Nötigung angeklagt gewesen, ob er mit Wohlleben das  Vorgehen gegen die Mädchen besprochen habe. Kapke erwidert, nichts sei da geplant gewesen. Sie seien einfach so da hingegangen. Sie hätten dort auch nicht mit den Frauen gerechnet, sondern mit einem Mob vermummter Linksextremisten.

Narin fragt mit Bezug zum JF-Interview, wer der „innere Feind“ gewesen sei. Kapke sagt, erstmal, er hätte ohnehin niemanden getötet. Das größte Problem im Land sei die Bevölkerung selbst. „Wir“ stünden uns selbst am meisten im Wege. Da man dem Kapitalismus freien Lauf lasse, verfalle die Kultur. Narin fragt, ob RA Jauch ihn in dem genannten Verfahren vertreten habe, woraufhin Kapke meint, das wisse er gar nicht genau. Narin fragt weiter, ob es eine Vereinbarung mit Jauch gegeben habe, als es um ein mögliches Verbot des THS gegangen sei. Kapke antwortet, das könne sein, er habe sie rechtlich beraten, das sei ja dessen Aufgabe. Narin konfrontiert ihn mit Zitaten über ihn von der THS-Homepage: André Kapke betreibe heidnische Religionsausübung, sei mehrfach strafrechtlich aufgefallen, u.a. mit Ra., Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. Kapke erwidert, das sei eine ganz simple Sache. Sie seien wegen krimineller Vereinigung verfolgt worden und deshalb habe es die öffentliche Distanzierung gegeben. Den THS habe es nicht als Organisation, sondern nur als Plattform und Namen gegeben.

Narin fragt nach einem Max Se. Kapke sagt,kennen sei zuviel gesagt. Narin hält eine Aussage von Se. Vor, er wisse, dass der Aufenthaltsort der Drei in der Schweiz sei und dass er von Kapke wisse, dass alle Drei 3-4 mal jährlich in der Stadt seien. Das sei 2003 gewesen. Kapke sagt, da habe er den schon seit Jahren nicht mehr gesehen. Narin fragt nach Gerd Ittner. Kapke: Ja, den kenne er von Veranstaltungen. Ob ihm das Mittwochsdossier ein Begriff sei fragt Narin, was der Zeuge verneint. Auf die Frage, ob er sich für germanische Mythologie interessiere, sagt Kapke, mehr oder weniger. Narin fragt, ob ihm bekannt sei, dass der Mittwoch als Tag des Todes gegolten habe und dass fast alle Morde am Mittwoch begangen worden seien. Kapke antwortet bissig: Ach ja, er könne auch noch ein paar Runensteine rausholen. Narin zitiert aus einem Ittner-Flugblatt, das nur wenige Tage vor dem ersten Mord erschienen sei. Ob da mal drüber geredet worden sei. Kapke: Er habe mit Ittner herzlich wenig geredet.

Narin fragt, ob ihm Mandy St., Marcel Wi., Marcel We. bekannt seien, was verneint wird. Die Frage, ob er mal Personen angewiesen habe, Zeugen in einem Verfahren einzuschüchtern, bestreitet Kapke. Narin: Ob er einen Uwe Schi., einen ehemaligen Polizisten aus Jena kenne. Kapke: Das sage ihm nichts. Auch die Schwedenschanze in Desbach sage ihm nichts. Narin sagt, das sei bei Oberweißbach. Kapke erwidert, er wisse es nicht, aber glaube nicht. Narin fragt nach dem Polizisten Maik We. kenne, was Kapke verneint. Dann fragt Narin nach Kontakt zur rechten Szene in Chemnitz. Kapke sagt, eigentlich nicht, er habe Thomas Starke wohl mal getroffen. Der Name Jörg Wi. sage ihm nichts. Ob er mal unter dem Label „Grillparty“ Neonazi-Konzerte organisiert habe, verneint Kapke. Narin fragt, nach einer Grillparty 2004, wo Maik Em. anwesend gewesen sei. Kapke sagt, der habe sich mal im Leipziger Raum bewegt und sei dort auf einem Koordinierungstreffen gewesen. Eine Grillparty sage ihm nichts. Die Fragen, ob er Benjamin Gä., Ivette und Dennis Sch. kenne, verneint der Zeuge. Er könne gar nicht sagen, was das für eine Grillparty gewesen sein könnte. Narin fragt weiter zu Vorgängergebilden des THS und der Anti-Antifa Ostthüringen. Kapke sagt, natürlich kenne er die, sie seien oft mit ihnen in Verbindung gebracht worden. Das sei auch eine reine Namensfloskel. Anti-Antifa gebe es in jedem Kuhkaff. Wie der Name entstanden sei, könne er nicht sagen. Es sei gut möglich, dass er von Herrn Brandt stamme.

Nebenklage RA Ünlucay fragt, ob er bestimmte Volksgruppen meine, wenn er von ausländischen Volksgruppen in der BRD rede, was Kapke verneint. Ünlucay fragt, ob für ihn Niederländer und Türken gleich viel wert seien. Kapke meint, es sei keine Wertigkeit damit verbunden. Er habe mit Türken kein Problem, er habe auch schon in in der Türkei Urlaub gemacht. Er wolle in der Türkei dann nur auch Türken treffen. Ünlucay fragt, ob sie auch türkische Bands zum FdV eingeladen hätten. Kapke antwortet, das sei ein europäisches Festival gewesen und die Türkei liege seines Wissens nicht in Europa. Ünlucay fragt weiter, ob er dieselbe Abneigung gegen Niederländer wie gegen Türken habe. Kapke sagt, rein geografisch sei der Niederländer ihm näher, sicher auch kulturhistorisch. Auf die Frage, ob er wolle, dass die türkische Bevölkerung das Land verlässt, sagt der Zeuge, er halte die Zahl der Türken in Deutschland für zu hoch.

Verteidiger RA Hösl fragt nach THS, KSJ, NWJ, ob es zwischen den drei Labels eine zeitliche Reihenfolge der Verwendung gebe. Kapke sagt, seiner Erinnerung nach sei KSJ die älteste, teilweise seien sie parallel verwendet worden. 2001 hätten sie THS fallen gelassen, nach der Enttarnung Brandts. KSJ sei schon Mitte der 90er kein Thema mehr gewesen. NWJ sei Ende der 1990er gewesen, er wisse es beim besten Willen nicht.

Verteidiger RA Klemke fragt, Kapke sei doch mit Mario Br. in Südafrika gewesen, ob noch andere Mitglieder der „sogenannten rechten Szene“ Südafrika bereist hätten. Kapke sagt, es seien noch Freunde von ihm einige Zeit später dort gewesen. Ein gewisser Mike St. Klemke fragt nach einem Zwischenfall bei der Südafrika-Reise von Mike St. Kapke antwortet, ein Bekannter von St. sei auf dem Grundstück von Nordbruch angeschossen worden, „von, wie man so sagt, Ureinwohnern“. Der Täter sei nicht ermittelt worden. Wie er davon erfahren habe wisse er nicht mehr genau. Es könne sein, dass er ihm das selbst erzählt habe. Klemke will wissen, ob das ein Thema in der „sogenannten rechten Szene“ in Jena und Umgebung gewesen sei. Kapke meint, das sei Thema allgemein in Thüringen gewesen, da es nicht so alltäglich gewesen sei. Es sei das Gelände gewesen, wo er selber gewesen sei. Klemke fragt nach Verbindungen von St. zu Mundlos und Böhnhardt, was Kapke verneint. Klemke fragt nach dem Begleiter von St.. Kapke: Er wisse nicht, wie der heiße, Börn, Burn oder so.

Klemke fragt wie viele Brandlegungen, Sachbeschädigung usw. grob eingeschätzt ihm widerfahren seien. Kapke sagt, das gehe sicher in die 50, 60, 70 zertrümmerte Scheiben und sicher 20 abgestochene Reifen. Klemke fragt nach Angriffen auf seine Person. Dies beanstandet die BAW. Zur Klärung muss der Zeuge raus. Klemke macht deutlich, dass es hier um die Gewaltdiskussion gehe, da sei die Frage nach linker Gewalt wohl nur zu folgerichtig, denn sie hätte Reaktionen der rechten Szene provoziert. OStA Weingarten entgegnet, dass die Opfereigenschaft des Zeugen Kapke für das Verfahren nicht relevant sei. Götzl lässt die Frage zu. Nachdem Kapke wieder drin ist, fragt Klemke nach körperlichen Attacken. Kapke sagt, ja, mehrmals. Er könne sich nicht konkret erinnern. Er habe in Erinnerung, dass ihn mal jemand habe überfahren wollen. Er sei von bekannten Linksextremen angepöbelt worden und die hätten dann mehrfach versucht, ihn zu überfahren. Er habe befürchtet, dass der Täter Verstärkung holen würde. Das sei dann auch so gewesen, keine zehn Minuten später seien 20-30 Vermummte gekommen. Dann sei die Polizei gekommen und habe den festgenommen. Bei dem seien dann auch Waffen und Drogen gefunden worden und der sei dann auch verurteilt worden - zu Sozialstunden. Klemke fragt, ob sie an Vergeltung oder Rache gedacht hätten. Kapke: Nein, so nicht. Nur Selbstschutz sei Thema gewesen. Von der Polizei sei nicht so viel gekommen. Klemke fragt zu dem brennenden Auto an Weihnachten,  ihm, Klemke, sei bekannt geworden, dass er von Wohlleben angerufen worden sei. Kapke meint, das könne schon sein. Auf dem Rückweg von einem Umtrunk nach der Familienfeier hätten sie auf der Autobahnbrücke dann schon den Brand gesehen.

Nun fragt RAin Schneiders. Ob es nach dem 4.11.2011 Gespräche mit Wohlleben gegeben habe. Kapke: Er meine schon, logisch. Inhaltlich könne er gar nichts sagen. Schneiders fragt nach Wohllebens Reaktion auf die Medienberichterstattung. Kapke antwortet, die Art der Berichterstattung habe sie alle schockiert und erbost. Es sei allgemein spekuliert und viele Lügen verbreitet worden. Er habe das am Anfang nicht für voll genommen, es sei zum Teil einfach schwachsinnig gewesen, man sei nicht gerade erbaut darüber gewesen, dass man da involviert wurde. Schneiders fragt erneut nach Wohllebens Reaktionen. Kapke sagt, man sei angepisst gewesen, man habe schließlich Familie gehabt. Das sei nicht gerade toll gewesen, in die Öffentlichkeit gezerrt zu werden, nicht schön. Ralf sei angepisst gewesen. Auf seine Freundschaft mit Wohlleben angesprochen, sagt Kapke, sie seien schon davon ausgegangen, dass da mal versucht werden würde „klar Schiff zu machen und Freunde wegzuknacken“. So nach dem Motto: Erstmal festnehmen und dann das Sieb schütteln. Dann lässt Schneiders einen Zeitungsartikel auflegen, der Kapke beim Hochwassereinsatz in Sachsen als Feldkoch zeigt und will wissen, ob das auch eine THS-Aktion gewesen sei. Kapke meint, ja, wenn sie so wolle. Schneiders nennt die Internetseite Haskala als Quelle.

RA Klemke fragt noch einmal nach Carsten S., wie das gelaufen sei, dass dieser die Rolle des Stützpunktleiters bekommen habe. Kapke sagt, er meine, Brandt habe das angeregt. Sie hätten gelegentlich Kontakt gehabt. Klemke fragt nach S.s Beweggründe mitzumischen. Kapke: Das sei ihm nicht erinnerlich. Die Frage, ob S. sich beschwert habe, verneint Kapke.

RA Narin fragt, ob er in Südafrika Kontakt zu Herrn Terreblanche gehabt habe und ob dort das Pässe-Thema besprochen worden sei. Beides verneint Kapke. Narin fragt nach einer Person mit dem Spitznamen „Riese“. Kapke antwortet Marcel Degner, tippe er mal so ins Grüne. Die Frage, ob er gewusst habe, dass der V-Mann gewesen sei, bejaht der Zeuge, aber nicht zu dem Zeitpunkt.

Götzl fragt zu den Pässen, ob ihm der Name der Person aus Hooliganszene bekannt sei. Kapke verneint, den wisse er nicht. Götzl: Vielleicht Kalisch? Kapke verneint. Ob bei der Südafrika-Reise 1998 mit Brehme auch das Thema Reise mit Jauch besprochen worden sei, will Götz wissen. Kapke: Das könne er nicht sagen. Dann wird Kapke entlassen.

Im Anschluss widerspricht Verteidigerin RAin Sturm der Verwertung der Aussage André Kapkes zur Telefonliste, zu der bereits ein Verwertungswiderspruch vorliege.

Non folgen noch drei Stellungnahmen der BAW. OStA Weingarten sagt zum Beweisantrag von RA Kuhn u.a. vom 18.3. (siehe 94. Verhandlungstag), der Inaugenscheinnahme des „Sonnennbanners“ und der Verlesung des Artikels trete man nicht entgegen. Den Antrag auf zeugenschaftliche Einvernahme beantrage die BAW abzulehnen. Ob es der Zeuge gewesen sei, der das Heft herausgegeben und den Artikel verfasste, ob er als V-Mann „Tarif“ für das BfV gearbeitet und ob er noch Kontakt zu neonazistischen Organisationen habe, gebe für dieses Verfahren nichts her. Diskussionen im THS zu Widerstandsstrategien seien nicht von weiterführendem Interesse in diesem Verfahren. Schließlich sei auch die Aufklärung bezüglich der Unterbringung von Böhnhardt/Mundlos/Zschäpe nach dem Untertauchen nicht relevant, weil die Möglichkeit der Beschaffung verneint worden sei. Schließlich gebiete die Aufklärungspflicht nicht die Beweiserhebung, da nicht sie nicht zur Tatfolgefrage beizutragen vermöge. Und der Zeuge habe laut seinen Angaben, soweit sie im Spiegle zitiert seien, bereits 2002 dem braunen Milieu den Rücken gekehrt.

Dem Beweisantrag von RAin von der Behrens u.a., Thomas Gerlach als Zeugen zu laden soll nicht entgegengetreten werden. Die BAW halte die Einvernahme für geboten, betreffend seines Erlebens von Zschäpe, seiner Kontakte zu Mandy St. und zu André E. und dessen Einstellung bezüglich der Weitergabe persönlicher Daten von St. an Zschäpe.

BAW-Vertreter Schmidt sagt, der Protokollierungsantrag zur Aussagen des Zeugen Carsten Ri. sei zurückzuweisen. Die Voraussetzungen des Gerichtsverfassungsgesetzes lägen nicht vor, es sei nicht erkennbar, worin das strafbare Verhalten des Zeugen liegen solle. Außerdem sei er als Zeuge schon entlassen, könne einer Niederschrift seiner Aussage also nicht mehr zustimmen.

Auf die Frage von RAin von der Behrens, ob die BAW diese Stellungnahmen noch schriftlich nachreiche, lässt Sitzungsvertreter sagt Diemer, sie hätten nicht die Absicht, die Stellungnahmen schriftlich niederzulegen: „Die sind nur mündlich, einfach zuhören, gell.“

Rechtsanwalt Scharmer erklärt zur Aussage Kapkes: „Auffällig ist dass André K. sich an Dinge, die inzwischen entarnte V-Leute betrifft, gut erinnern konnte, aber immer dann, wenn es um ideologische oder strukturelle Fragen ging, sich in Erinnerungslücken flüchtete. Allerdings entlarvte der Zeuge auf konkrete Vorhalte oder wenn er sich provoziert fühlte die menschenverachtende, rassistische und gewaltbereite ideologische Ausrichtung der Szene um den Thüringer Heimatschutz, aus der auch die Angeklagten Zschäpe, Wohlleben, Holger G. und Carsten S. stammen.“


Protokoll 97. Verhandlungstag - 25. März 2014

Am heutigen Prozesstag ging es erneut um die polizeilichen Vernehmungen von Max-Florian Bu. Deutlich wurde, wie viele Nazis in die Unterbringung des abgetauchten Trios nach Januar 1998 eingebunden waren. Nicht nur Mandy St., die damalige Freundin des Zeugen, hielt Kontakt zu ihnen, sondern auch die Fi.-Brüder, Thomas Starke und der Angeklagte André E., der schon in dieser frühen Phase zu einem wichtigen Unterstützer wurde.

Zeug_innen:

	Ralf Be. (BKA, Vernehmungen Max-Florian Bu.)
	Matthias Hu. (Inhalt des vor der Frühlingsstr. 26 im November 2011 abgenommenen Briefkastens)
	Wilma Ko. (Inhalt des vor der Frühlingsstr. 26 im November 2011 abgenommenen Briefkastens)
	Christian Vi. (BKA, Vernehmungen Max-Florian Bu., Fortsetzung)




Der  Verhandlungstag beginnt um 9.47 Uhr. Erster Zeuge ist KHK Be., der über die Vernehmungen Max-Florian Bu.s am 29.11., 2.12. und 21.12.2011 berichten soll. Be. beginnt mit dem 29.11. und schickt vorweg, dass sie am selben Tag mit Bu. eine Ortsbesichtigung in Chemnitz in der Limbacher Straße 96 durchgeführt hätten, der Wohnung, in der Bu. dem Trio zuerst Unterschlupf gewährt habe. Bu. habe am Objekt auf die zur Wohnung gehörenden Fenster gedeutet. Im Anschluss seien sie ins Fritz-Heckert-Gebiet gefahren, um dort nach der Wohnung zu suchen, die Bu. mal aufgesucht und als diejenige bezeichnet habe, wo das Trio danach gewohnt hat. Sie hätten viele Straßen durchfahren, es seine aber viele bauliche Veränderungen gewesen, Häuser seien saniert gewesen, ganze Häuserzeilen abgerissen und die Lücken mit Eigenheimen ausgefüllt, so dass es für Bu. schwer gewesen sei, das Objekt auszudeuten. Er habe sich noch an eine Senke in der Wolgograder Allee erinnern könne und an ein Waldstück aber das Objekt selbst habe Bu. nicht erkennen könne.

Danach sei dann die Vernehmung beim LKA in Dresden gewesen. Be. sagt, er wolle nach Themenkomplexen vorgehen. Es sie häufig darum gegangen, Sachverhalte zu konkretisieren. Der erste Punkt sei Mandy St. und Unterstützungsleistung die sie geleistet haben könnte. Bu. sei davon ausgegangen, dass St. die Krankenkassenkarte nur einmalig zur Verfügung gestellt habe für einen Frauenarztbesuch von Zschäpe. Außerdem glaube er, dass mal darüber gesprochen worden sei, dass sie Papiere zur Verfügung stellen könne, das sei aber gescheitert, weil die optischen Unterscheide zu groß und St. in der rechten Szene zu bekannt gewesen sei. Zu André E. habe Bu. gesagt, den habe er über St. Ende 1997, Anfang 1998 kennengelernt, der habe damals in Johanngeorgenstadt gewohnt, aber in Chemnitz übernachten können. Seinen letzten persönlichen Kontakt zu E. habe Bu. auf 1999 festgelegt. Bu. habe gesagt, dass E. ihn und das Trio etwa dreimal besucht habe, als das Trio noch in seiner Wohnung gewesen sei. Einmal sei die Frage aufgekommen, ob E. einen Personalausweis zur Verfügung stellt, was aber ausgeschlossen worden sei. Warum, wisse er nicht. Böhnhardt und Mundlos hätten geäußert, dass sie Bu. und E. dankbar sein müssten, darauf habe sich Bu. keinen Reim machen können. Bu. habe angegeben, dass bei allen Telefonaten mit Böhnhardt und Mundlos E. Gesprächsthema gewesen sei. Über das Trio habe er Informationen zu E. bekommen, dass er Kinder hat und als Dachdecker gearbeitet hat. Von Mundlos habe Bu. erfahren, dass sich E. habe tätowieren lassen: “Die Jew Die”. Weiter sei  Bu. davon ausgegangen, dass E. in der Nähe des Trios wohnt, weil er davon ausgegangen sei, dass E. das Trio öfter besucht. E. habe Bu. 2011 nach langer Zeit wieder angerufen. Bu. habe sich darüber gewundert, dass E. Infos hatte, die er nur vom Trio haben konnte, z.B. dass er Kinder hat und in Dresden wohnt. Bu. habe sich auch nicht erinnern können, die Telefonnummer, auf der er angerufen worden sei, an E. gegeben zu haben und sei also davon ausgegangen, dass auch diese Nummer vom Trio an E. gegeben wurde.

Zur Frage, ob innerhalb des Trios jemand das Sagen hatte, habe Bu. geäußert, dass Böhnhardt der Autoritärere gewesen sei, der habe Mundlos in Gesprächen gebremst oder bevormundet. Aber es habe sich niemand abgesondert im Trio. An weiteren Personen in der damaligen Zeit, die wussten, dass das Trio untergetaucht war, habe er die Brüder Armin und Gunnar genannt, gewaltbereite Skinheads, er habe nur deren Spitznamen “die Geklonten” gekannt. Armin sei der Trennungsgrund zwischen Bu. und St. gewesen. die beiden hätten sich geküsst und er habe sie erwischt und ihnen eine Szene gemacht. Und normalerweise hätte Armin Bu. geschlagen, da dieser sich aber sogar bei ihm entschuldigt habe, sei Bu. davon ausgegangen, dass Armin gewusst haben muss, dass das Trio bei ihm war. Dann sei es um Asservatenvorlagen u.a. aus dem Brandschutt Frühlingsstraße gegangen: um Unterlagen von einem Konto Commerzbank, das unter Vorlage der Personalien von Bu. eröffnet worden sei; ein Schreiben zu einer Servicecard bzw. EC-Karte, datiert aus dem Jahr 2008. Da habe Bu. gesagt, er habe sie etwa 2009 an das Trio übergeben in Dresden. Außerdem um einen Kontoauszug und ein Schreiben mit einer PIN mit Adresse Schmiedeberger Straße, wo Bu. bis 2000 gewohnt habe. Er habe dieses dem Trio bei einem Besuch dort wohl übergeben. Ebenso Gehaltsabrechungen aus dem Frühjahr 2000, an deren Übergabe sich Bu. nicht konkret erinnern konnte. Das Trio habe die wohl gebraucht, um eine neue Wohnung anzumieten.  Im Anschluss sei es um weitere Personen, die vom Trio in Chemnitz wussten, gegangen. Jemanden mit dem Spitznamen “Dackel”, bei dem Bu. davon ausgegangen, dass dieser Jan We. sei. Das habe sich dann aber als falsch herausgestellt. Zu “Dackel” habe Mundlos mal erwähnt, dass er bei dem zu Besuch war, der für eine Unterbringung aber nicht geeignet sei, weil er in der rechten Szene zu bekannt sei.

Zur Protokollierung befragt sagt Be.,sie hätten mitgeschrieben, sinngemäß, und bei entscheidenden Passagen hätten sie Bu. das auch vorgelesen, ob das seine Worte wiedergibt. Und Bu. habe die Vernehmung intensiv studiert und handschriftliche Anmerkungen gemacht, wo er habe präzisieren wollen. Bu. habe sich absolut kooperativ verhalten, sei bemüht gewesen, sich an Details zu erinnern, was ihm aber teilweise nicht gelungen sei. Bu. habe deutlich gemacht, dass er sich bemüht, auch zu Hause Unterlagen heraus zu suchen und Belege zu finden, die dienlich sein könnten. Das sei auch in den Folgevernehmungen der Fall gewesen.

Götzl beginnt mit Vorhalten. Zur Krankenkassenkarte habe Bu. angegeben, die Beate sei nicht richtig erkrankt gewesen, er glaube sie sei beim Frauenarzt gewesen, das sei seiner Erinnerung nach nur einmal gewesen, er sei sich aber nicht sicher. Be. sagt, sie hätten viel Wert drauf gelegt, wann sich Bu. sicher war und wann er unsicher war. Götzl hält vor, dass die Besorgung von Papieren durch St. auch daran gescheitert sei, dass St. “polizeibekannt” gewesen sei, außerdem sei Mandy zu “hysterisch” gewesen. Ein Foto von ihm, St. und André E. auf Skinkonzerten, wie in der Vernehmung angedeutet, habe Bu. dann nicht mehr gefunden, das habe sich dann bei der nächsten Vernehmung herausgestellt, so Be. Be. sagt auf Frage, dass Bu. davon ausgegangen sei, dass Zschäpe und Böhnhardt ein Paar waren. Die hätten  trotzdem zu dritt in einem Raum übernachtet. Den Vorhalt, dass Bu. nie eine Intimität zwischen beiden beobachtet habe, bestätigt Be. Die Frage, ob er unter Druck gesetzt wurde, habe Bu. verneint, genauso die Frage, ob er Geld erhalten hat. Die Aussage, dass er davon ausgehe, dass Armin zumindest gewusst habe, dass die Drei bei ihm waren, habe Bu. in späteren Vernehmungen präzisieren können. Zu Armin und der Auseinandersetzung wegen St. habe Bu. angegeben, dass er glaube, dass Armin wusste, dass die Drei bei ihm wohnten und er nicht der Grund sein wollte, dass Bu. die Drei raus schmeißt. Die beiden seien auch “die Geklonten” und “Kicke und Kacke” [phon.] genannt worden, die hätten in der “Stadtmauer”, dem größte Wohnblock im Heckert-Gebiet gewohnt, hält Götzl vor. Weiter hält er vor, die Frage, ob sich einer der Drei mal separiert habe, habe Bu. verneint, die hätten zu zu dritt in seinem Wohnzimmer gewohnt, da habe es keine Probleme gegeben. Beate sei manchmal zum Rauchen zu ihm ins Schlafzimmer gekommen, bei ihm habe auch der PC gestanden, der von allen genutzt worden sei. Be. bestätigt das. Götzl hält vor, dass Bu. zum Verhältnis von St. zu den Dreien gesagt habe, das könne er nicht sagen. Bu. habe gesagt, er wisse nicht mehr, ob Mandy gesagt habe, woher die Drei kommen, er glaube, im Laufe der Zeit hätten sie ihm erzählt, dass sie aus Thüringen kommen. Zu “Enno” habe Bu. gesagt, der sei ein “Altskinhead” und der Ex-Freund von St. Be. sagt, sie hätten versucht, den zu identifizieren, aber Bu. habe keine weiteren Angaben machen können. Götzl verliest, dass “Enno” ein paar Jahre älter als Bu. gewesen sei, und sich für Bu. aus dem Spitznamen der Vorname Enrico ergeben habe, der komme aus Chemnitz, habe aber nach der Trennung  weder mit ihm noch mit St. etwas zu tun haben wollen. André E. habe laut Bu. als er ihn kennenlernte noch in Johanngeorgenstadt gewohnt, aber bei seiner Freundin Anja Ha. übernachten können, so Götzl. Be. bejaht das. Er bestätigt, das sie ihm vorgehalten hätten, dass der Antrag für den Reisepass für Mundlos auf Bu.s Namen aus Juli 1998 stamme, und dass Bu. gesagt habe, er habe sich vielleicht im Zeitraum getäuscht, er sei ausgegangen von der Veranstaltung in Budapest. Be. sagt, sie hätten das nachgeschaut und auf den 13.2. bezogen, was Bu. bestätigt habe. Götzl hält vor, dass sich Bu. mit Budapest sicher sei, dass die Drei danach bei ihm gewohnt haben. Er erinnere sich weiter, dass er die Drei gedrängt habe auszuziehen, als er mit Daniela T. zusammen gekommen sein, deren Mutter habe ihm auch die Wohnung in Dresden vermittelt. Dann habe er seinen Zivildienst angefangen. Die Drei müssten dann ausgezogen sein, sonst hätte er T. nicht so gut kennenlernen können, dass sie seine feste Freundin wurde. Es sei auch definitiv so gewesen, dass die Drei zuerst alleine in der Wohnung gewesen seien und dann gemeinsam mit ihm.

Be. sagt, dass sich Bu. sicher gewesen sei, dass E. wusste, dass die Drei untergetaucht sind. Er habe aber verneint, mit E. über Straftaten, von denen Mundlos gesprochen habe, gesprochen zu haben. Be. bestätigt die Vorhalte, dass Bu. angegeben habe mit E. auf mehreren Konzerten gewesen zu sein, bis 1999 persönlichen, dann nur noch telefonischen Kontakt zu E. gehabt zu haben und am Telefon nie über die Drei gesprochen zu haben. Bu. habe gesagt, die Information zur Tätowierung von E. habe er aus einem Telefonat mit Mundlos. Ob E. Geld zur Verfügung gestellt wurde, habe Bu. nicht gewusst. Götzl fragt zur Thematik Computer. Be. sagt, sie hätten natürlich auch bezüglich Videobearbeitung und den Kenntnissen des Trios gefragt, und da habe Bu. gesagt, dass Mundlos sehr gut mit Computern habe umgehen können und rechte Musik als Jingle, also wahrscheinlich beim Hochfahren des Rechners, gelaufen sei, dass es möglich sei, dass Mundlos damals Kenntnisse in Videobearbeitung hatte, und dass er sagen würde, dass André E. damals keine Kenntnisse diesbezüglich gehabt habe.

Dann geht es um die Asservate, zunächst um die aus dem Brandschutt in der Frühlingsstraße, Bankunterlagen und Gehaltsmitteilung, und dann um Fotos aus der Hausdurchsuchung. Be. bestätigt den Vorhalt, dass Bu. eine Silvesterparty bei André P. 2000 oder 2001 in Heidelberg identifiziert habe, P. sei damals in der rechten Szene in Crimmitschau gewesen, er habe jedoch seit mindestens sechs Jahren keinen Kontakt mehr zu ihm. Götzl hält vor, dass Bu. auf die Frage, dass er bei der Objektsuche am 27.11.11 vermutet habe, bei seinem Besuch doch in Zwickau übernachtet zu haben, gesagt habe, er könne sich nicht erinnern, da seien nur Fragmente, er habe einen Rucksack mit Schlafsack dabei gehabt. Das bestätigt Be. Auf Frage sagt Be., Bu. habe berichtet, dass das Trio zur Geburt seines Sohnes offensichtlich ein Päckchen verschickt habe mit der Absenderadresse “Panzergeneralstraße”. Da habe Bu. sofort gewusst, dass es sich um ein Päckchen von den Dreien handele, denn man habe damals öfters das Computerspiel “Panzergeneral” gespielt. Darin sei ein Strampelanzug mit dem Namen Karl und eine Karte mit einer Karikatur von Karl Dall gewesen, worüber sich Bu. sehr geärgert habe. Götzl spricht von einem grünen Krokodil, das im Paket gewesen sei. Be. sagt, im nächsten Telefonat mit Mundlos habe Bu. dann gesagt, dass er keine weiteren Päckchen haben möchte.

Dann geht es um die Vernehmung am 2.12. Be. berichtet, dass sich Bu. am 1.12. bei seinem  Kollegen Vi. gemeldet und gesagt habe, er habe weitere Unterlagen gefunden, die eingrenzen könnten, wie lang das Trio bei ihm gewohnt hat, einen Brief vom Vater wegen der Nebenkostenabrechnung und ein Foto seiner Freundin Daniela T. Es sei zunächst um die Identifizierung von Personen gegangen. Bu. “Kicke und Kacke” für Armin und Gunnar gehalten. Sie hätten ihm dann den Nachnamen Fi. und Wahllichtbildvorlagen vorgelegt, die habe er jeweils erkannt. Dann hätten sie ihm Bilder der Zwillinge R., bei der Polizei als “Kicke und Kacke” bekannt, vorgelegt, die habe er nicht erkannt, worauf er bestätigt habe, dass er da einer Verwechslung aufgesessen war. Sie hätten dann gefragt, ob der Ex-Freund von St., “Enno”, Enrico Ri. sein könne. Bu. habe gesagt, das sei eine Größe in der rechten Szene gewesen, vielleicht habe Bu. sogar “Legende” gesagt, aber er habe ihn nicht identifizieren können auf den Bildern. Dann habe Bu. ein Partybild vom 30. Geburtstag eines Freundes vorgelegt, da habe er das Datum festmachen können: “27.10.98″. Und da habe er sehen können, dass er da dass er schon fest mit T. zusammen war, er habe sich erinnert, dass er da schon aus der Limbacher Straße ausgezogen war. Bei dem Brief seines Vaters sei es um Zählerstände von Warm- und Kaltwasser gegangen, die von März bis Oktober 1998 exorbitant höher gewesen seien als im Vorjahr. Bu. habe seinem Vater erzählt, dass ein Freund bei ihm gewohnt habe. Er habe doch länger mit dem Trio gewohnt, als ursprünglich angenommen. Sein Vater habe die dann beglichen und Bu. habe kommentiert, es sei unglaublich, dass sein Vater für die Verbrecher die Kosten übernommen habe. Daraus könne man schließen, dass er das Geld vom Trio nicht zurückgefordert hat.

Dann sei es um die Miete gegangen. Als sie alleine gewohnt hätten, habe das Trio das selbst beglichen, als er mit eingezogen ist, habe Bu. es für möglich gehalten, dass die sich beteiligt haben. Einkaufen seien sie selbst gegangen, er habe auch mal was mitgebracht und die hätten gekocht, oder zumindest Zschäpe. Als Bu. mit Sandra W. zusammen kam, sei er im Jahr 2000 nach Radebeul verzogen, aber angemeldet geblieben in der Schmiedeberger Straße. Er habe zuvor einen neuen Bundespersonalausweis beantragt und sei davon ausgegangen, dass er in der Schmiedeberger Straße von den beiden Uwes besucht wurde und die dort die Gehaltsnachweise von ihm gefordert haben, um einen neue Wohnung zu finden. Bu. habe sich zunächst immer nur an ein Gespräch mit Mundlos erinnern könne, wo der gesagt habe: “Du kannst ja immer behaupten, die hätten wir dir gestohlen”. Daher habe er sich nicht getraut, sich in Radebeul anzumelden, um Nachfragen beim Einwohnermeldeamt zu vermeiden. Es folgt eine Pause bis 11.26 Uhr.

Dann berichtet Be., dass Bu. bei einer Wahllichtbildvorlage Thomas Starke wiedererkannt habe. Außerdem habe Bu. angesprochen, dass er nicht schon immer mit “Max-Florian” unterschrieben habe, er habe bei seinem Zivildienstausweis nur mit Max unterschrieben, den Ausweis habe er mitgebracht. Hingewiesen habe Bu. auch darauf, dass er einen Kollegen von der Steinmetzschule aus Frankreich besucht habe zu einer Hochzeit, und er da mit einem Wohnmobil hin gefahren sei, er habe drauf hingewiesen, weil es Bilder auf seinem Rechner gebe, bevor es Missverständnisse gibt. Bu. habe verneint, für andere Personen Wohnmobile angemietet zu haben, so Be. auf Frage. Zur Beschreibung von Armin und Gunnar habe Bu. gesagt, hält Götzl vor, dass beide Glatze gehabt hätten, Gunnar sei der hagerere und größere gewesen, die hätten einen Altersunterschied von zwei, drei Jahren gehabt, die seien “richtige Skinheads” gewesen, hätten auch Springerstiefel und Bomberjacke getragen. Be. bestätigt das. Er bestätigt den Vorhalt, dass Armin und Gunnar immer Stammgäste auf Konzerten gewesen seien, von daher könne es sein, dass sie zu E. und St. Kontakt hatten. Be. bestätigt den Vorhalt, dass Bu. auf Wahllichtbildvorlagen Gunter Frank Fi. und Achim Armin Fi. erkannt habe. Be. bestätigt den Vorhalt, dass Bu. zum Bild von sich und Daniela T. gesagt habe, er sei mit T. nachts stundenlang im Park gewesen und sie hätten zum ersten Treffen nicht zu ihm nach Hause gekonnt, weil das Trio noch in seiner Wohnung gewesen sei. Die Drei müssten bis Sommer bei ihm gewohnt haben. Zur Unterschrift im Zivildienstausweis habe Bu. gesagt, es könne also sein, dass er auf dem Ausweis für Mundlos mit “Max” unterschrieben habe, hält Götzl vor. Götzl spricht von einem Wintercamp. Be. sagt, da habe sich Bu. aus der rechten Szene verabschiedet, das sei ein Wintercamp der “Heimattreuen Jugend” [Heimattreue Deutsche Jugend (HDJ) = 2009 verbotene Neonazi-Organisation] an Silvester 2001 gewesen. Zum Verhalten Bus. bei der Vernehmung sagt Be., dass der Zeuge von sich aus Anhaltspunkte bzw. Beweismittel beigebracht habe, um Sachen aus vorangegangen Vernehmungen richtig zu stellen, auch zu seinen Ungunsten wie z.B. bei der Unterschrift. Bu. sei sehr kooperativ gewesen.

Dann geht es um die Vernehmung am 21.12. Da sei Bu. deutlich gemacht worden, so Be., dass Mandy St. vernommen worden sei, auch zur Unterbringung des Trios in Bu.s Wohnung und es Abweichungen in der Darstellung gebe. Ohne die klar zu machen, hätten sie ihm Gelegenheit gegeben, etwas zu berichtigen. Bu. habe gesagt, für ihn sei es so gewesen, dass, als er aus Ungarn kam, das Trio schon in der Wohnung war, St. habe einen Zweitschlüssel gehabt. Dann hätten sie ihm vorgehalten, dass laut Mandy St. Armin Fi. aufgetaucht sei, und das Trio habe unterbringen wollen. Sie habe sich nicht vorstellen können, ohne Bu. zu fragen das Trio in dessen Wohnung untergebracht zu haben. Bu. habe gesagt, er sei nicht erreichbar gewesen, in Ungarn sei sein Handy aus gewesen. Er habe sich mit St. dann direkt getroffen und da sei das Trio schon in der Wohnung gewesen. An ein Gespräch mit Armin habe er keine Erinnerung gehabt.  Außerdem sei Bu. vorgehalten worden, dass St. angegeben habe, sie und Bu. hätten den Auftrag erhalten, Personaldokumente beim Einwohnermeldeamt abzuholen. Bu. habe nicht ausschließen können, dass er jemanden hin gefahren hat, bei der Abholung des eigenen Dokumentes sei er aber definitiv nicht anwesend gewesen. Bu. habe von einem Reisepass gesprochen, ein Personalausweis sei ihm nicht erinnerlich gewesen. Auch nach Vorhaltung des Datums der Abholung im Oktober 1998 sei sich Bu. sicher gewesen, dass er mit der Abholung dieses Dokumentes nichts zu tun hatte, denn da sei er schon lange von St. getrennt gewesen.

Die Frage, ob er jemals eine Schusswaffe besessen oder mitgeführt hat, habe Bu. verneint. Ihm sei dann vorgehalten worden, dass St. angegeben hat, dass er, als er seine Sachen aus ihrer Wohnung geholt habe, einen Revolver im Hosenbund gehabt und gesagt habe: “Du weißt, was mit Verrätern passiert.” Das habe Bu. in dieser Vernehmung vehement abgestritten. Es sei sehr emotional gewesen, aber ohne Streit. In einer späteren Vernehmung habe Bu. das dann revidiert. zum Kuss zwischen St. und Armin Fi. habe Bu. gesagt, das sei in einem Billardzimmer einer Kneipe gewesen im Sommer gewesen, denn er sei dann aus dem geöffneten Fenster gesprungen. In einem Gespräch habe Mundlos mal erzählt, dass Armin Fi. das Trio einmal in der Wohnung in der Limbacher Straße besucht hätte und auch noch in der neuen Wohnung im Fritz-Heckert-Gebiet. Bu. habe bestätigt, einen Funkscanner gesehen zu haben, Böhnhardt habe da herum hantiert, in seinem Beisein sei er aber nicht eingeschaltet gewesen. Es habe auch die Anweisung gegeben, dass sie die Akkus aus ihren Handys nehmen sollen, wenn sie in die Wohnung kommen. Zu den Gehaltsabrechnungen hätten die Uwes erzählt, dass zu viele Leute wüssten, dass sie in Chemnitz Unterschlupf gefunden hätten und sie weg müssten. St. sei wegen der Sache auch hysterisch gewesen. Dann sei es noch um Hendrik La. vom Chemnitzer Szeneladen “Backstreet Noise” gegangen, da sei Bu. davon ausgegangen, dass das “Laschi” sei, 1998 oder 1999 habe er bei dem mal eine CD gekauft. Ein T-Shirt “The Skinsons” in Anlehnung an die “Simpsons” habe er von Mundlos geschenkt bekommen, der habe das für “Dackel” entworfen. Vertrieben worden sei es von La. und ein Teil des Erlöses sei an das Trio gegangen.

Ein weiterer Punkt sei gewesen, ob Bu. schon an den Tatorten der Morde gewesen sei. Bu. habe gesagt, in der Nähe von Nürnberg habe er das Wohnmobil angemietet, mit dem er zur Hochzeit seines Freundes gefahren sei. Dann habe er gesagt, in Hamburg sei er mal zum Umzug bei seinem Schwiegervater und mit einem Freund zu einer Hafenrundfahrt gewesen. Be. sagt, er glaube, dass Bu. gesagt habe, die weiteren Städte habe er noch nie besucht. Auf die Frage, warum diese Städte ausgewählt wurden, habe Bu. keine Antwort gehabt, es sei mit dem Trio auch nie über diese Städte gesprochen worden. Dann hält Götzl aus der Vernehmung vor, dass es laut Bu. sein könne, dass Armin mit in Ungarn war, das wisse er aber nicht mehr. Auf den Vorhalt, dass St. gesagt habe, sie habe keinen Zweitschlüssel zu Bu.s Wohnung gehabt, habe Bu. gesagt, dass St. einen gehabt habe. Be. sagt, da sei Bu. sich sehr sicher gewesen. Zur Frage, ob St. in der Zeit Ärger mit der Polizei gehabt habe, habe Bu. gesagt, das sei ihm nicht bekannt, so Be. Zur Häufigkeit es des Kontakts von St. zu den Dreien habe Bu. eine Schätzung abgegeben: etwa viermal in seinem Beisein. Und er habe gewusst, dass St. Zschäpe einmal die Haare geschnitten habe, wo er nicht dabei gewesen sei. Götzl hält vor, dass Mandys Arbeitsstelle auf der Limbacher Straße eine Bushaltestelle weiter gewesen sei. Zum Verhältnis St. zu den Dreien habe Bu. angegeben, dass St. vielleicht zu Beate engeren Kontakt gehabt habe. Götzl hält vor, dass Bu. gesagt habe, beide hätten mal zusammen geraucht, es habe auch längere Gespräche von Mandy, ihm selbst und den Dreien gegeben. Zum Bau eines Würfels, so Be., habe Bu. gesagt, dass es da um die Häuser des “Pogromly”-Spiels gegangen sei und dass St. auch von dem Spiel gewusst haben müsste. Das Ganze sei nur nach außen hin ein Tabuthema gewesen. Götzl hält vor, dass Mandy schon gewusst habe, worum es in dem Spiel geht und sie habe auch die Gesinnung der Drei gekannt. Be. bestätigt den Vorhalt. Zu gefälschten Ausweispapieren, von denen St. in ihrer Vernehmung gesprochen hat, habe Bu. nichts gewusst.

Götzl hält vor, dass Bu. zur Trennung von Mandy St. gesagt habe, dass er sich bei Zschäpe ein bisschen ausgeheult habe. Mandy sei nachts gekommen sei und habe Sturm geklingelt. Sie habe mit ihm reden wollen, aber Beate habe eine Stunde mit ihr gesprochen. Weiter hält Götzl vor, dass Armin laut Bu. gesagt habe, dass er habe testen wollen, ob die Mandy treu ist. Be. bestätigt das. Das sei alles noch emotional gewesen, hält Götzl weiter vor, allerdings ohne Drohungen und Streit. Die Drei hätten aber die Befürchtung gehabt, dass er sie aus der Wohnung schmeiße. Mandy habe sich bei ihm entschuldigt, das sei nur ein Ausrutscher gewesen. Be. bejaht das. Dann hält Götzl vor, dass die Drei Bu. im Jahr 2000 gesagt hätten, dass viel zu viele Leute wüssten, dass sie aktuell noch in Chemnitz wohnen und sie deshalb weg müssten. Mandy habe gesagt, dass sie Bu. vertrauen könnten, Bu.s Vater sei doch eine “linke Zecke”. Er habe den Dreien dann seine Gehaltsnachweise zur Verfügung gestellt. Kennengelernt, hält Götzl weiter vor, habe Bu. St. erst Anfang des Winters. 1997 sei St. bei der Weihnachtsfeier in seiner Firma gewesen. Zu einem Nikolausgeschenk sagt Be., das habe St. erwähnt. Es sei ein Geschenk von Bu., der Nikolaus habe Springerstiefel angehabt, einen Lorbeerkranz auf dem Kopf und eine 88 auf der Brust. Da sei es um die Gruppierung “88er” gegangen. Es könne auch sein, dass St. Ostern 1998 mit Bu. bei seinen Eltern gewesen sei, er würde seine Eltern fragen. Be. bestätigt die Vorhalte. Die “88er” seien eine Skinheadgruppe aus der rechten Szene gewesen, so Be. über Bu.s Aussage, dazu hätten “Enno”, Thomas Starke, “Dackel” gehört. Götzl hält zusätzlich noch einen “Mappe” vor. Be. sagt, Bu. selbst sei da nie Mitglied gewesen. Götzl hält die Aussage Bu.s vor, dass sie Ende 1997, Anfang 1998 André E. in Johanngeorgenstadt besucht hätten, es könne auch sein, dass Maik E. dort gewesen sei. Auf Frage von Götzl sagt Be., dass Bu. nur den Armin benannt habe, von Kontakten Gunnars zum Trio sei ihm nichts bekannt gewesen. Götzl hält vor, dass Bu. davon gesprochen habe, dass er, seitdem die Drei in Zwickau wohnten, von keinem Besuch der Fi.s wisse, auch nicht von Mandy; zu Thomas Hi. könne er sagen, dass der keinen Kontakt zum Trio hatte. Zur Frage, ob er etwas von Personen wisse, die für die Drei Fahrzeuge angemietet haben, habe Bu. keine Angaben machen können, so Be. Bu. sei bekannt gewesen, dass die Drei aus Thüringen stammen, seine Lebensgefährtin stamme auch daher, dafür habe sich Mundlos interessiert. Götzl hält vor, dass Mundlos den Namen der Lebensgefährtin habe wissen wollen, um festzustellen ob er sie kennt, habe dann aber gesagt, er kenne niemanden aus Saalfeld. Die Frage, ob Bu. jemanden aus Chemnitz kenne, der leicht an Waffen komme, habe er verneint, so Be.

Dann fragt Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm, ob der Begriff “Trio” von Bu. verwendet worden sei. Be. sagt, Bu. habe eigentlich von “den Drei” gesprochen, “Trio” habe er vielleicht maximal zweimal gesagt, weil sie von “Trio” gesprochen hätten. Sturm fragt, ob an den Stellen nachgefragt worden sei, ob Bu. da differenzieren könne. Be. sagt, sie hätten versucht, darauf zu achten, wenn Bu. von den Dreien gesprochen habe, dann habe er schon die Drei gemeint. Sturm sagt, Bu. habe eben davon gesprochen, das “Trio” habe die Anweisung gegeben, die Akkus rauszunehmen, im Protokoll stehe aber, dass Böhnhardt darum gebeten habe. Dann sei es so, sagt Be., dann habe er das falsch in Erinnerung gehabt. RA Hösl, Verteidiger von Carsten S. fragt zur Vernehmung vom 24. und 25.11.2011, wie sich Bu. da zu seinem Einstieg in die rechte Szene geäußert habe. Be. sagt, der Einstieg sie die “rechte Rockmusik” gewesen. Bu. sei neu in Chemnitz gewesen und habe gerne zur rechten Szene dazugehören wollen. Es seien auch Begriffe gefallen wie “Kameradschaft”, davon, dass er sich für die politischen Dinge interessiere, sei keine Rede gewesen, die hätten für Bu. nicht im Vordergrund gestanden. Es folgt die Mittagspause bis 13:37 Uhr.

Dann werden die beiden Zeug_innen Hu. und Ko., Postbedienstete beim Briefzentrum Zwickau, zum Inhalt des Anfang November 2011 abgenommenen Briefkastens vor dem Anwesen Frühlingsstraße 26/26a befragt. Zunächst wird Hu. befragt und sagt, am Morgen des 5.11.2011 seien zwei Polizeibeamte zu ihnen ins Briefzentrum gekommen und hätten ihm und der aufsichthabenden Kollegin Ko. diesen Briefkasten übergeben. Der sei nicht beschädigt gewesen. Sie hätten ihn geöffnet, um die Sendungen weiterzuleiten. Das seien drei bis vier normale Standardbriefe gewesen, also die kleinen Formate, kein A4. Götzl fragt, wie gut Hu.s Erinnerung an die Anzahl ist. Hu. sagt: “Wenig.” Es seien drei, vier oder fünf drin gewesen, der Briefkasten sei eh wenig frequentiert. Sonnabends würden bei ihnen keine Briefe bearbeitet werden, die würden weitergeleitet nach Leipzig. Dann folgt die Vernehmung von Ko. Ko. sagt, in der Nacht zum Sonnabend hätten zwei Polizisten gegen 5:30 Uhr den Briefkasten gebracht, sie hätten ihn aufgeschlossen und die Sendungen dem Wochenend-Briefzentrum in Leipzig zugeführt. Das seien vielleicht drei, vier Briefsendungen, kleine Briefe, Postkartengröße, drin gewesen. Die seien nicht beschädigt gewesen, deswegen habe es keinen Anlass gegeben sie zurückzuhalten und sie hätten sie sie in den “normalen Briefstrom” gegeben. Götzl fragt, ob von ihrer Seite noch etwas mit den Briefen gemacht wurde. Da gerade Wochenende gewesen sei, seien die in Leipzig gestempelt worden, nicht in Zwickau, antwortet Ko.

Danach wird die Vernehmung des BKA-Beamten Vi. (siehe 87. Verhandlungstag) fortgesetzt. Götzl sagt, es gehe jetzt um die Vernehmungen Max-Florian Bu.s am 5.1. und 14.3.12, Vi. solle mit dem 5.1. beginnen. Die Vernehmung habe, so Vi., bei der BAW in Karlsruhe stattgefunden, Bu. sei mit seiner Anwältin da gewesen, außer ihm selbst hätten OSta Weiß und KOK Ko. teilgenommen. Bu. habe einen ruhigen und souveränen Eindruck gemacht und sei nach wie vor kooperativ gewesen. Zu Beginn sei Bu. belehrt worden und dann seien ihm Vorhalte aus vergangenen Vernehmungen gemacht worden. Bu. habe von “den Dreien” gesprochen, von “sie” und “ihnen”. Bu. habe gesagt, dass er immer alle drei als Einheit gemeint habe, die seien als Einheit aufgetreten, er könne niemanden heraus nehmen. Das habe Bu. an Beispielen festgemacht. Er habe zwar mit Mundlos telefoniert aber das Gefühl gehabt, dass er für alle Drei spricht. Von “Lise”, also Zschäpe, seien Grüße ausgerichtet worden. Und der heute früh angesprochene Polizeifunkscanner, der sei von Böhnhardt benutzt worden, aber alle drei hätten Interesse an den Erkenntnissen aus dem Scanner gehabt. Als Bu. die Polizei auf der Straße gesehen habe, sei Böhnhardt mit einer Schreckschusspistole ins Zimmer gekommen, aber auch die anderen seien aufgeregt gewesen. Zschäpe habe ihm gegenüber angegeben, dass sie nicht aktiv an dem Aufhängen der Puppe teilgenommen habe, an der Planung aber beteiligt gewesen sei und voll hinter der Aktion gestanden habe. Von der Erstellung des “Pogromly”-Spiels habe Bu. berichtet, dass alle Drei sich Ideen ausgedacht haben. Mundlos habe das Layout am Computer erstellt, aber die Fertigung sei von allen drei erfolgt. Das Spiel sei Bu. dann im Original vorgelegt worden. Vi. sagt, Bu. sei vielleicht nicht geschockt, aber doch bewegt und überrascht gewesen, es zu sehen. Bu. habe es wiedererkannt und habe von zehn bis zwanzig angefertigten Spielen gesprochen, Mundlos habe angegeben, dass es sich hervorragend verkaufe in der Szene. Bu. habe aber nicht sagen können, zu welchem Preis, oder wie der Vertriebsweg aussieht.

Dann sei es um die Aussage gegangen, dass man Bu. etwas “eingebleut” habe, dass Böhnhardt gesagt habe, dass er dichthalten solle gegenüber der Szene, bei der Polizei müsse er nur seinen Namen nennen. Bu. habe gesagt, das sei ihm grundsätzlich klar gewesen, da von Straftaten die Rede gewesen sei. Gleich gelagerte Anweisungen seien auch an Mandy St. und André E. ergangen. Bu. habe gesagt, auch einer der Fi.-Brüder, er, Vi., meine Gunnar, habe gewusst, dass die Drei sich bei ihm aufhalten. Der habe sich für den angeblichen Kuss entschuldigt und gleichzeitig nachgefragt, ob bezogen auf das Trio alles in Ordnung sei. Aus dem Gespräch habe Bu. geschlossen, dass auch Fi. die Anweisung bekannt war. Zur Ausweisbereitstellung habe Bu. gesagt, dass ihm gesagt worden sei, Gunnar Fi. habe auch einen Ausweis zur Verfügung gestellt. Das sei eine Motivation für Bu. gewesen und außerdem habe Mundlos gesagt, der Reisepass sei nur dafür da, ihn bei einer Polizeikontrolle vorzuzeigen, dies habe Bu. beruhigt. Zur Rolle von Zschäpe habe Bu. gesagt, dass sie aus seiner Sicht eine gleichberechtigte Rolle gehabt habe, nicht “das Mäuschen” sei. Für ihn sei der Eindruck entstanden, dass es eine gleichberechtigte Gruppe war. Dann seien sie noch auf eine Wohnung in der Altchemnitzer Straße und Carsten Ri. (siehe 95. Verhandlungstag) eingegangen. Da seien Bilder vom Haus vorgelegt worden, aber er habe weder zum Haus noch zur Person Ri. etwas sagen können. Weiter sei gefragt worden, ob er mal auf der Meldebehörde Chemnitz mit Frau St. gewesen sei., was Bu. bejaht habe, er wisse aber nicht genau, welchen Hintergrund das hatte. St. habe angegeben, dass man mit dem Firmenwagen dort hin gefahren sei, Bu. habe das für wahrscheinlich gehalten, aber nicht gewusst.

Zur Bedrohung von St. mit einer Waffe habe Bu. früher gesagt, das sei frei erfunden, dann habe Bu. ihn, Vi., am 22.12. angerufen und gesagt, er habe am Vortag mit seiner Frau gesprochen und da sei ihm doch eingefallen, das das so gewesen sei. Er habe die Situation dann folgendermaßen geschildert: Er habe seine Sachen bei St. holen wollen und habe über die Trennung mit den Dreien gesprochen. Er habe etwas Angst gehabt, dort hinzufahren. Mundlos und Böhnhardt hätten dann angeboten, das zu machen. Dass habe er abgelehnt und sei dann mit dem Revolver da hin gefahren, wohl aus Furcht vor einer Konfrontation dort. Es sei aber nichts passiert. Beim Rausgehen habe er auf den Revolver im Hosenbund gezeigt und einen Satz gesagt mit “Verrätern”. St. habe das wohl nicht ernst genommen, gesagt, du spinnst, und ihn rausgeworfen. Er habe das den beiden Uwes erzählt, die hätten gelacht. Zschäpe habe das auch mitbekommen. Sie sei aber nicht darüber informiert gewesen, dass er mit einem Revolver hin gefahren sei und habe gesagt: “Wie steht er denn jetzt da?” Nach dieser Schilderung sei Bu. gefragt worden, woher er wisse, dass das ein Schreckschussrevolver war, und Bu. habe eine Unterscheidung zwischen Gas und Schreckschuss gemacht, er habe das an der Munition geschildert, dass da Kappen drauf gewesen seien. Dann sei er nach Waffen beim Trio gefragt worden. In der Wohnung im Heckert-Gebiet habe er mal eine grünliche, größere Pistole gesehen. Auf Nachfrage habe Mundlos gesagt, dass das ein nicht schießfähiger Nachbau sei. Dann seien ihm Lichtbilder von Waffen vorgelegt worden und er habe immer gesagt, dass das nicht der Revolver, der sei silbern-chromfarben gewesen.

Dann sei es um Aussagen gegangen, wo er spekuliert habe, wie die Drei zu Geld gekommen sein könnten. Vi. sagt, er meine, dass Bu. über Einbrüchen und Ebay-Betrügereien spekuliert. Bu. habe gesagt, einer der beiden Uwes habe auch mal gesagt: “Wir müssen uns Geld besorgen”. Dass Bankraube im Raum stehen, hätten die ihm nie erzählt, das habe er sich nicht vorstellen können. Und dann sei es noch um die Anmietung eines Busses mit Hochstelldach in der Nähe von Nürnberg, Firma HMC, 2008 gegangen. Bu. habe gesagt, dass er einen Preisvergleich gemacht und das sei das beste Angebot für eine Urlaubsreise gewesen. Zu Nürnberg habe Bu. gesagt, dass seine Familie dort Bekannte habe, die von Leipzig nach Nürnberg verzogen seien. Für die habe er ein Familienwappen erfunden, da sei er einmal hin gefahren. Zu Aufenthalten in Hamburg habe Bu. angegeben, der Vater seiner Lebensgefährtin habe mal in Hamburg gewohnt, er habe dem gemeinsam mit seinem Freund Alexander L. im Winter 2010 auf 2011 beim Umzug geholfen. Sie seien gemeinsam mit einem Firmenwagen, einem weißen Transit, seien sie dahin gefahren und hätten in der Wohnung des Vaters der Lebensgefährtin übernachtet. Außerdem sei er mit L. 1999 oder 2000 mal spontan zu einer Reise nach Kiel, Laboe aufgebrochen, um sich das Marinemuseum und ein U-Boot anzuschauen und dann sei man nach Hamburg zu einer Hafenrundfahrt gefahren und ohne Übernachtung wieder zurück. Dann sei es noch um den letzten Besuch von Böhnhardt und Mundlos in Dresden gegangen. Es habe 2010/2011 einen Anruf von Mundlos gegeben, es sei auch nochmal um das Commerzbank-Konto und den Ausgleich von 50 Euro gegangen. Bu. habe gesagt, er habe ja nicht gewollt, dass Frau und Kinder dabei sind, er sei aus der Szene raus und habe seine Familie da nicht mit reinziehen wollen. Dann sei es zu diesem Besuch in Dresden gekommen. Den Besuch in Radebeul habe Bu. dann noch zeitlich konkretisiert, der sei nicht 2005 gewesen, sondern 2004.

Götzl beginnt mit den Vorhalten. Auf die Frage nach der Differenzierung zwischen den Dreien habe Bu. geantwortet, so Götzl, dass er damit immer alle Drei gemeint habe, sie seien für ihn als Einheit aufgetreten, auch soweit es um seinen Ausweis ging. Das sei nicht nur dem Mundlos wichtig gewesen, sondern auch Zschäpe und Böhnhardt. Für ihn Mundlos immer für alle Drei gesprochen. Das habe auch gegolten, wenn er sich mit Zschäpe unterhalten habe. Be. sagt, die Unterhaltung habe sich auf den Besuch in Zwickau bezogen. Götzl hält aus Bu.s Aussage vor: Bei den Telefonaten mit Mundlos, die nach dem Auszug der Drei stattfanden, sei auch Böhnhardt immer im Hintergrund gewesen. Was die einzelnen Aktionen anging, sei für Bu. klar gewesen, dass alle Drei immer gemeinsam dahinter standen. Es sei um die Puppe, darum dass sie aktiv in der rechten Szene waren und verraten wurden, und um die Sache mit der Bombe in dem Koffer gegangen. Dazu habe Zschäpe einmal gesagt, dass die Aktion der Puppe von ihr nicht durchgeführt wurde, dazu habe sie sich als Frau nicht in der Lage gesehen. Sie sei aber nach eigenen Angaben beteiligt gewesen und habe auch hinter den Aktionen gestanden. Vi. bestätigt die Vorhalte. Vi. sagt, er meine, Bu. habe auch noch die Sendung “Kripo Live” erwähnt, die alle Drei zusammen sich angeschaut haben sollen. Götzl hält vor, da sei es laut Bu. darum gegangen, in Erfahrung zu bringen, ob dort etwas über sie gesendet wird. Götzl hält vor, dass sie auf das “Pogromly”-Spiel richtig stolz gewesen seien, es habe der Verharmlosung dienen und die Juden lächerlich machen sollen. Vi.: “So hat er das gesagt.” Götzl hält vor, dass insbesondere Böhnhardt Bu. angewiesen habe, niemandem von der Anwesenheit des Trios zu erzählen, es sei aber eindeutig erkennbar gewesen, dass er für das Trio insgesamt sprach, denn die beiden anderen seien auch im Raum gewesen. Dass sich die Drei bei ihm versteckt hielten, habe sich für Bu. schon aus ihrem Verhalten ergeben, als der Polizeibeamte erschien. Alle drei hätten auch erzählt, dass sie polizeilich gesucht werden. Vi. bestätigt die Vorhalte.

Auf Frage sagt Vi., er meine, dass Bu. gesagt habe, auch Maik E. habe davon gewusst, dass die Drei sich verstecken, aber von Dritten. Götzl sagt, hier stehe, dass auch noch der Armin Fi. das Trio besucht habe, Vi. habe eben von Gunnar gesprochen. Vi.: “Nein, dann ist das der Armin.” Götzl hält vor, dass sich Bu. sicher sei, dass er mit Armin Fi. direkt drüber gesprochen habe dass sich das Trio bei ihm versteckt und Fi. immer wieder nachgefragt habe. Vi.: “Ja.” Götzl sagt, bezüglich des Ausweises, wo Vi. eben von Gunnar gesprochen habe, stehe, dass sie ebenfalls Gunnar oder Armin mit Ausweispapieren unterstützt habe. Das sei dann so, wie es da steht, antwortet Vi. Götzl verliest, dass Bu gesagt habe, er könne sich mittlerweile erinnern, mal mit St. bei der Meldebehörde gewesen zu sein, das könne aber auch einen privaten Grund gehabt haben. Er könne sich nicht erinnern, einen Auftrag erhalten zu haben. Vi. bestätigt die Vorhalte. Zum Thema Ausland habe Bu. gesagt, so Vi., das sei in der Limbacher Straße zum ersten Mal aufgekommen, da sei Südafrika genannt worden. Die Nachfrage, ob das auch für Zschäpe gilt, habe Bu. bejaht, da sei schon über Impfungen gesprochen worden. Dann habe Bu. Telefonkontakte benannt, er habe aber nicht gewusst, ob es da um die Auslandspläne ging. Er habe einen Kapke genannt und eine Person, die ihm als “SS-Ralle” bekannt gewesen sei. Zur Rolle Zschäpes hält Götzl vor, dass Bu. den Eindruck gehabt habe, dass sie eine gleichberechtigte Stellung hatte, “auf keinen Fall nur das Mäuschen, das den beiden nur das Essen kocht”. Wer aber intern welche Rolle hatte, könne er nicht sagen. Vi. bestätigt das. Götzl hält die Angaben Bu.s vor, dass er den Revolver mitgenommen habe, um sich vor Armin Fi. und ähnlichen Skinheads zu schützen, er habe St. nicht bedroht, sondern nur damit angeben und den harten Kerl spielen wollen. Er könne sich nicht erinnern, St. als “Verräterin” bezeichnet zu haben und wenn dann nur wegen ihres Fremdgehens mit Armin Fi. Götzl sagt, dann heiße es: “Sie wusste über das Trio genau so Bescheid wie ich und von daher hätte es keinen Sinn gemacht, sie einzuschüchtern.” Mundlos habe ihn vorher gefragt, ob er den Revolver mit Gaspatronen laden soll, was er aber abgelehnt habe, er habe den Revolver nur zur Verteidigung mitnehmen wollen. Vi. sagt, Bu. habe davon gesprochen, er habe St. nicht einschüchtern, sondern sich nur vor Konfrontationen schützen wollen, und dass er nicht den Auftrag bekommen habe, sie einzuschüchtern.

Nach einer Pause geht es um 15.12 Uhr weiter. Zunächst geht es um die Lichtbildvorlagen von Waffen, dann hält Götzl vor, dass Bu. gesagt habe, er sei sich sicher, dass die Schreckschusswaffe, die Mundlos ihm gegeben habe, dieselbe gewesen sei, die er in der Tasche in seiner Wohnung gesehen habe, auch die Waffe bei dem Erscheinen des Polizeibeamten sei dieselbe gewesen. Vi. bestätigt die Vorhalte. Dann geht es um das Gespräch, von dem St. in ihrer Aussage berichtet hat, bei dem Bu. ihr gesagt habe, dass die Drei im Ausland seien. Vi. sagt, wenn er sich richtig erinnere, habe sich Bu. an die Begebenheit nicht erinnern können, aber gesagt, es könne sein, dass er mal gesagt hat, “die sind ins Ausland”, um klarzumachen, dass die ausgezogen sind und er nichts mehr damit zu tun habe. Zu den Kontaktaufnahmen durch Mundlos, die laut früherer Vernehmung über Telefonzellen gelaufen seien, hält Götzl vor, dass Bu. gesagt habe, er könne nicht ausschließen, dass Mundlos nicht auch mal über ein Handy angerufen hat, jedenfalls habe es sich immer um einen unbekannten Anrufer gehandelt, häufig habe er auch das Einwerfen des Geldes gehört. Götzl macht den Vorhalt, dass das Rausnehmen des Akkus aus dem Handy in Zwickau noch erfolgt sei, bei den letzten Besuchen von Mundlos und Böhnhardt bei ihm in Radebeul bzw. Dresden aber nicht mehr. Zum Beschaffen von Geld durch die Drei habe Bu. angegeben, dass Banküberfälle für ihn unvorstellbar gewesen seien, so locker wie sie sich gegeben hätten. Vi. bestätigt die Vorhalte.

Dann geht es um einen Besuch, da habe Bu. angegeben, so Götzl, dass Mundlos 2009 oder 2010 wieder einmal angerufen und Bu. gefragt habe, wie es geht, was die Kinder machen und ob man sich treffen könne. Bu. meine, dass er kurz vorher das Mahnschreiben der Commerzbank bekommen und gefragt habe, warum das Konto noch nicht gelöscht war. Götzl hält weiter vor, Mundlos habe laut Bu. gesagt, er und Böhnhardt würden bei ihnen in Dresden vorbei kommen oder er solle zu Besuch kommen, die Kinder mitbringen. Das habe er, Bu., auf keinen Fall gewollt, er habe nicht mit seiner rechtsradikalen Vergangenheit konfrontiert werden wollen, er habe sich komplett aus der Szene zurückgezogen. Vi. sagt, Bu. habe jetzt eine Wohnsituation in der Neustadt in Dresden geschildert, das sei ein “Multikulti-Viertel”, weder dort noch bei ihm sei Platz für rechtes Gedankengut. Auf Frage sagt Vi., dass Bu. immer wieder gesagt habe, dass er sich bei den Besuchen der Uwes verstanden gefühlt habe. Die hätten gesagt, dass sie sich ihr Leben verbaut hätten und ihm das Gefühl gegeben, auch nicht mehr in der Szene zu sein. Götzl hält vor, dass Bu. gesagt habe, bei dem Besuch in Radebeul hätten die Uwes davon gesprochen, dass sie sich selber die Zukunft verbaut hätten, dass sie Sorge hätten, dass Straftaten bzgl. “Pogromly” nicht verjährt seien. Außerdem müssten Sie, wenn sie auftauchten, erklären, wo sie die ganze Zeit waren. Das sei peinlich und für die Behörden noch viel interessanter als die ganzen Straftaten. Vi. bestätigt die Vorhalte. Götzl liest vor, dass Bu. zum Ausweis gesagt habe, er habe damals schon Angst bekommen, dass was im Busch ist: “Ich habe mir schon vorgestellt das man alle drei sucht und durchaus wegen mehr als den Sachen, die sie mir erzählt hatten.” Er habe sich gedacht, dass sie mehr politisch aktiv sein müssten, allerdings habe er nicht gewusst, dass sie echte Bomben bauen und Morde begehen. Götzl hält vor, dass Bu. gefragt worden sei, warum er hinsichtlich des Reisepasses und des Bankkontos nichts zur Bereinigung unternommen habe, nachdem er sich von der rechten Szene abgewandt habe, sondern 2008 noch Mundlos auf Servicecard und Kontoauszug hingewiesen habe. Vi. sagt, Bu. habe Angst gehabt, dass man dann auf der Bank erkennt, dass das gar nicht sein Konto war, und bezüglich des Reisepasses habe er geglaubt, dass Mundlos den weggeworfen hat.

Dann geht es um den Eindruck von Bu., dass die Drei sich ebenfalls aus der rechten Szene gelöst hätten. Götzl hält vor, dass die beiden Uwes Bu. zugestimmt hätten, dass es richtig war, die rechte Szene zu verlassen. Er habe problemloser bei den Uwes über seine Loslösung erzählen können, als er das bei Thomas Starke damals hätte tun können. Die Einrichtung der Wohnung habe Bodenständigkeit ausgestrahlt, es habe auch eine Katze sowie einen Kratzbaum gegeben. Er habe also keine Anhaltspunkte dafür gehabt, dass das Trio weiter eine rechtsradikale Gesinnung hatte und Straftaten beging. Vi. bestätigt die Vorhalte. Dann geht es um eine Wahllichtbildvorlage, wo Bu. gemeint habe, Jan We. als “Dackel” zu erkennen, den habe er 1998 nur einmal bei einem Konzert und einmal in einer Kneipe gesehen. Auch das bestätigt Vi. Zur Ergänzung, so Vi. auf Frage, habe Bu. angegeben, dass er im Mai 1998 an einer Demonstration in Leipzig am Völkerschlachtdenkmal teilgenommen habe. Götzl hält vor, dass Bu. gesagt habe, Armin Fi., André E. sowie Maik E. mit Freundin seien dabei gewesen.

Dann geht es um die Vernehmung am 14.3.2012. Vi. berichtet, zu Beginn seien sie auf die Ungarn-Fahrt 1998 eingegangen, da sei Bu auf Hi. und weitere Namen eingegangen. Dann hätten sie über Thomas Ro. gesprochen, mit dem habe Bu. zunächst nichts anfangen können. Als er aber ein Bild von Ro. gesehen habe, habe Bu. gesagt, das sei die Person mit dem Spitznamen “Dackel”, ein Freund von Mundlos, für den Mundlos am Computer Layouts für Szenezeitschriften entwickelt habe. Auf Nachfrage habe Bu. gesagt, dass Mundlos da einmal übernachtet habe. Ro. sei bei den Chemnitzer Skinheads gewesen. Dann sei es erneut um André E. gegangen. Bu. habe nicht mehr gewusst, warum E. in Chemnitz wohnte. Bu. habe vermutet, dass dieser die Drei etwa gleichzeitig mit ihm kennengelernt habe. E. habe sich damals in der Kneipe “Südblick” im Heckert-Gebiet aufgehalten mit St., Starke und den Fi.-Brüdern. Sie hätten wir ihm zahlreiche Überweisungen vorgehalten, die im Zusammenhang mit Urlauben standen, z.B. Anzahlungen. Das habe Bu. aber alles schlüssig erklären können. Und dann hätten sie ihm einen Revolver mit Silvesteraufsatz vorgehalten und auch da habe Bu. gesagt, das sei nicht der Revolver gewesen. Außerdem hätten sie ihm einen Zettel mit Notizen vorgehalten, ob das seine Handschrift sei, was Bu. bejaht habe. Vi. sagt, der Zettel sei, denke er, in Bu.s Wohnung sichergestellt worden. Bei den Notizen gehe es um die Kinder, die Kita. Das Verhalten Bu.s bei dieser Vernehmung sei unauffällig gewesen. Wenn man die ersten beiden Vernehmungen ausnimmt, habe Bu. sich gefangen und schlüssig und zügig Antworten gegeben.

Götzl hält vor, dass Bu. gefragt worden sei, ob er eine Erinnerung habe, dass ein Andreas Sch. oder ein Matthias Fischer mit nach Ungarn gefahren seien, was Bu. verneint habe. Bu. habe gesagt, dass André E. in Chemnitz gewohnt haben soll wisse er nur aus der Presse. Weiter hält Götzl vor, dass sich in der Kneipe “Südblick” neben den von Vi. bereits genannten laut Bu. auch Hi. und Ro. aufgehalten hätten. Vi. bestätigt das. Auf Frage sagt Vi. dass Bu. gemutmaßt habe, dass E. die Drei kennengelernt hat, als sie bei ihm gewohnt haben. Die Frage, ob er wisse, ob E. mal begleitet wurde, als er die Drei in der Wohnung besucht, habe Bu. verneint. Dann sei Bu., so Götzl gefragt worden, ob ihm bekannt sei, dass E. in den Jahren 2006 bis 2011 Kontakte zum Trio hatte. Vi. antwortet, da sei sich Bu. relativ sicher gewesen. Götzl hält vor, dass Bu. gesagt habe, das sei ihm aus Treffen und den Telefonaten mit Mundlos in Erinnerung, dass ein stetiger Kontakt des Trios zu Eminger bestanden habe. Vi. bestätigt das. An weiteren Wohnungen in Chemnitz sei Bu. nur die Wohnung in der Nähe der Wolgograder Allee bekannt gewesen, so Vi. Götzl hält vor, dass Bu. nicht gewusst habe, ob die Drei da unmittelbar hingezogen seien. Dann fragt Götzl, ob Bu. etwas zu einem Aufsatz auf der Schreckschusswaffe gesagt habe. Vi. sagt, Bu. habe gesagt, die Waffe habe keinen Aufsatz gehabt. Es folgt eine Unterbrechung bis 16.05 Uhr.

Dann fragt Zschäpes Verteidiger RA Stahl zum 5.1.2012. Vi. bejaht, dass er sich vorbereitet habe auf den heutigen Tag, er habe die Vernehmungen durchgelesen und die Vermerke davor und danach. Er habe zum Teil schon noch Erinnerungen gehabt, habe das aber auffrischen müssen. Stahl fragt, ob sich Vi. noch an einzelne Formulierungen erinnern konnte oder erst wieder erkannt habe, als er es gelesen habe. Vi.: “Teils, teils.” Dann geht es um die Belehrung. Vi. sagt, er habe Bu. belehrt, erinnere sich aber nicht mehr im Detail daran. Stahl hält vor, dass es im Protokoll heiße, dass Bu. auf Ladung mit Anwältin erschienen sei und fragt, ob Bu. die Ermordung von an acht türkischen, einem griechischem Staatsangehörigen und Kiesewetters vorgeworfen wurde. Vi. sagt, das sei Bu. nicht vorgeworfen worden, aber was sie ihm im Detail gesagt hätten, wisse er nicht mehr. Auf Frage sagt er, dass sie Bu. mit Sicherheit nicht gesagt hätten, wenn sie jetzt was sagen, ist das günstig für sie. Das stehe ihm, Vi., nicht zu. Stahl fragt, ob Vi. Kronzeugenregelung etwas sage, was Vi. bejaht. Auf Nachfrage sagt er, er erinnere sich, dass in einer der ersten Vernehmungen darüber gesprochen worden sei. Er meine, dass sie da einen Zahlendreher im entsprechenden Paragrafen gemacht hätten. Stahl fragt nach dem konkreten Ziel der Vernehmung. Vi. antwortet, dass es den Anruf von Bu. gegeben habe, dass er nun doch mit einer Waffe zu St. gegangen sei. Es sei auch noch um die Formulierung “die Drei” gegangen. Stahl sagt, da habe Bu. angegeben, er habe damit immer alle drei gemeint, die seien immer als Einheit aufgetreten. Stahl fragt, ob das für Vi. in Ordnung war. Vi.: “Was heißt in Ordnung?” OSta Weiß habe die Frage gestellt, Bu. die Antwort gegeben und das sei protokolliert worden: “Das war, wenn sie so wollen, in Ordnung.” RAin Sturm sagt, Bu. habe ja angeführt, dass Zschäpe nicht aktiv teilgenommen habe an der Aktion mit der Puppe, aber voll dahinter gestanden habe. Dann fragt Sturm, ob hinterfragt wurde, bei welcher Gelegenheit dieses Gespräch geführt wurde. Das verneint Vi., Bu. habe auch keine eigenen Bekundungen dazu gemacht. Sturm fragt, ob gefragt worden sei, wie viele Stunden Bu., als die Drei bei ihm wohnten, jeweils in seiner Wohnung verbracht hat. Da sei ihm nichts in Erinnerung, so Vi.

Sturm fragt, ob mal nachgefragt worden sei, was Bu. konkret damit meint, dass sich sich alle Drei das Spiel “Pogromly” ausgedacht und Ideen entwickelt hätten. Das verneint Vi. Man könne ja mit der Frage beginnen, so Sturm, wie Bu. das mitbekommen hat, als eine Idee entwickelt wurde, es gebe eine Menge an Fragen die sich aufdrängen würden. Vi. sagt, es sei nicht nachgefragt worden, warum nicht, könne er nicht sagen. Sturm sagt, Bu. habe die Kleidung als bürgerlich beschrieben und fragt, ob mal gefragt wurde, wie der Bekleidungsstil anfänglich war. Er glaube nicht, so Vi. Sturm fragt, ob dieser Vergleich nicht nahe gelegen habe. Vi. “Jetzt, wo Sie das sagen.” Sturm fragt in Bezug auf die größere Waffe, die Bu. gesehen haben wolle, ob nachgefragt worden sei, welchen Umgang Bu. hat mit Schusswaffen, wie gut er sich damit auskennt. Das verneint der Zeuge. Er verneint auch die Frage, ob er nachgefragt, warum Bu.  Schreckschussmunition anhand der Patronen erkennen könne. Stahl fragt, ob die Intention der Vernehmung am 5.1. war, weitere Erkenntnisse zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe zu bekommen oder nur zur Rolle von Bu. Es falle ihm schwer, das rückblickend genau zu sagen, so Vi., hauptsächlich sei es um Bu. gegangen, aber ein Erkenntnisgewinn zu den drei Personen sei jederzeit von Bedeutung gewesen. Stahl sagt, ihm gehe nicht in den Kopf, warum beim “Pogromly”-Spiel überhaupt keine Plausibilitätsfragen gestellt worden seien, was wer und wie gesagt hat. Vi. sagt, er hab die Fragen an dem Tag nicht gestellt. Stahl: “Aber, Herr Vi., Sie saßen doch dabei.” Stahl fragt, warum bei Teilinformationen, die interessant seien, die der Zeuge in der Lage zu geben gewesen sei, nie nachgefragt worden sei. Das sei als ob es eine Erkenntnischeckliste gegeben habe, ein Haken dran gemacht worden sei und man weitergemacht habe. Er verstehe nicht, warum eine Information wie “es sollte der Verharmlosung dienen” zu keinerlei Nachfrage führe. Vi. sagt, dazu könne er nichts sagen.

Sturm fragt, ob Vi. heute Kontakt mit Be. gehabt habe. Der habe ihm heute eine SMS geschickt, so Vi. Auf Nachfrage zu deren Inhalt sagt Vi.: “Ich bin jetzt fertig und fahre nach Hause, so in etwa.” Auf Frage, ob er wisse, wozu Be. hier Angaben gemacht hat, sagt Vi., er wisse, wozu er geladen war. Zschäpes Verteidiger RA Heer bespricht sich sehr lange mit Sturm, deswegen geht das Fragerecht an die BAW. Sturm und Heer besprechen sich noch immer. Deswegen darf Nebenklagevertreter RA Erdal fragen. Er fragt, ob er Vi. bei den letzten Angaben richtig verstanden habe, dass festgestellt worden sei, dass Andre E. als LKW-Fahrer im Blumengeschäft tätig war. Vi. sagt, Bu. habe angegeben, dass E. LKW fährt und Blumen ausfährt. Erdal fragt, ob E. Geschäftspartner in Nürnberg gehabt habe. Vi. antwortet, das könne er nicht sagen, dazu habe Bu. keine Angaben gemacht. Erdal sagt, in der Frühlingsstraße sei eine SIM-Karte eines Blumenhändlers in Nürnberg gefunden worden. Die Frage, ob ihm das bekannt war, verneint Vi. Dann sagt RAin Sturm in der Vernehmung vom 21.12.11 habe Bu. gesagt, dass die Untergetauchten einen Funkscanner gehabt hätten, der sei aber nicht häufig an gewesen, wenn habe Böhnhardt damit herum hantiert. Und am 5.1., so Sturm weiter sei ohne Frage protokolliert, auch wenn vor allem Böhnhardt den Funkscanner genutzt habe, sei für Bu. eindeutig erkennbar gewesen, dass alle drei ein massives Interesse daran gehabt hätten, den Polizeifunk zu hören. Sturm fragt, ob nachgefragt worden sei, worauf sich diese Bewertung stützte. Vi. sagt, nach seiner Erinnerung nicht. Götzl sagt, danach komme der Satz, sie hätten alle Drei gemeinsam “Kripo Live” geschaut, um in Erfahrung zu bringen, ob da was über sie gesendet wird.

Richter Götzl verkündet, dass der Antrag auf Protokollierung der Aussage von Carsten Ri. abgelehnt sei. Ob Ri. die Wahrheit gesagt habe, bleibe der Beweiswürdigung im Urteil vorbehalten. Der Verhandlungstag endet um 16.55 Uhr.

Nebenklage-Vertreter kommentieren den Prozesstag auf NSU-Nebenklage:
„Insgesamt kann nach der Aussage B.s endgültig davon ausgegangen werden, dass Zschäpe vollwertiges Mitglied der Gruppe war. […] Aber nicht nur Zschäpe, auch der Mitangeklagte André E. wurde heute erheblich belastet. […] Insgesamt entsteht aus den Schilderungen der Aussagen des Max-Florian B. der feste Eindruck, dass André Eminger bereits ab dem Abtauchen des Trios in Chemnitz eng mit den dreien verbunden war und diese frühzeitig unterstützt hat.“


Protokoll 98. Verhandlungstag - 26. März 2014

Einzige Zeugin an diesem Prozesstag ist die ehemalige Lebensgefährtin des Angeklagten Ralf Wohlleben, Juliane Wa. Sie wird sowohl zu Wohlleben und dessen Kontakten befragt als auch zum Tag des Untertauchens Mundlos, Böhnhardts und Zschäpes und ihrer Rolle darin. Sie fuhr nach Erfurt um Wohlleben zu warnen und versuchte Sachen aus Zschäpes und Mundlos Wohnung zu holen.

Zeugin: Juliane Wa. (ehemalige Lebensgefährtin von Ralf Wohlleben)

Der Verhandlungstag beginnt um 9.48 Uhr. Gehört wird Juliane Wa., 32, ehemalige Lebensgefährtin  des Angeklagten Wohlleben. Götzl fordert sie auf, zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe, zu Kontakten zu den Angeklagten und zu Ereignissen in den Jahren 1997-99 zu berichten. Wa.: “Für mich persönlich wäre es schöner, wenn Sie konkrete Fragen stellen könnten.” Götzl sagt, dann solle Wa. doch mit Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe und Wohlleben beginnen und berichten, wie sie die Personen kennengelernt habe. Wa. beginnt zu berichten, Götzl muss aber dennoch immer wieder nachfragen. Wa. spricht immer wieder davon, dass sie sich nicht hundertprozentig oder nur “Bruchstücke” erinnere. Ralf habe sie mit 15 kennengelernt, irgendwann seien sie zusammen gekommen und später zusammengezogen. Wo sie Ralf kennengelernt habe, könne sie nicht mehr sagen. Weil Ralf Kontakte zu Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt gehabt habe, habe sie die auch kennengelernt, das könne 1997 oder 1996 gewesen sein, das sei im Jugendclub “Impuls” gewesen. Auf Frage sagt Wa., die Beziehung mit Ralf habe bis Anfang 1999 bestanden. Zur Häufigkeit des Kontakts sagt sie, das sei schwierig zu differenzieren: “Das ist so weit entfernt und für mich kein einschneidendes Erlebnis gewesen, da kann ich Ihnen keine genaue Auskunft geben.”

Götzl fragt zum letzten Kontakt. Der sei mit Böhnhardt am Tag des Verschwindens gewesen, so Wa. Da hätten “die” sie bei der Überbetrieblichen Ausbildungsgesellschaft (ÜAG) abgeholt mit der Aussage, sie müsse mitkommen, es gebe die Befürchtung, dass Ralf sonst ins Gefängnis muss. Als junger Mensch gehe man dann einfach mit, man habe ja eine Person, an der man hängt. Sie habe das nicht verarbeiten können. Es sei alles viel zu schnell gegangen an dem Tag. Die anderen habe sie an dem Tag nicht gesehen, nur den Böhnhardt und Ralf. Auf Frage sagt Wa., bei der Schule sei noch der Volker He. dabei gewesen. Das Auto sei, glaube sie, von Mundlos gewesen. Sie seien nach Erfurt gefahren, um Ralf zu informieren. Wa. sagt, das sei alles so schnelllebig gewesen an dem Tag, sie wolle sich nichts aus den Fingern saugen, was am Ende nicht stimmt. Ihrer Erinnerung nach sei sie mit He. nach Erfurt gefahren, um Ralf mitzuteilen, dass er mitkommen möchte. Sie sei dann mit He. zurück nach Jena gefahren, Ralf separat. So weit sie sich erinnern könne, sei sie zum Mundlos an die Wohnung, wo die Polizei vor Ort gewesen sei. Ursprünglich wollte sie Sachen aus der Wohnung holen, aber natürlich habe sie dann keine mitgenommen. Bei ihrer polizeilichen Vernehmung seien dann Sachen gekommen wie das Fernsehgucken, da habe sie sich gar nicht erinnern können, aber das habe sie damals der Polizei so mitgeteilt. Auf Nachfrage sagt Wa.: “Dann wurde noch gesagt dass ich zu Beate in die Wohnung soll, Sachen holen.” Dann sei sie nach Hause gegangen. Sie habe an dem Tag nichts weiter gemacht, was sie ohne konkrete Fragen beantworten könne. Sie wisse nur teilweise aus Vernehmungen, was sie gemacht habe. Götzl fragt, welche Vernehmung Wa. meine. Sie meine die letzte, von 2011. Ihr sei auch gesagt worden, dass sie bei Frau Mundlos, der “Mutti”, im Laden gewesen sei und nach einer EC-Karte gefragt habe. Daran habe sie sich nicht erinnern können. Götzl wiederholt Wa.s Aussage, es sei gesagt worden, sie solle aus Beates Wohnung Sachen holen. Das sei so gewesen, die Sachen seien in das rote Auto von Mundlos getan worden, aber sie könne nicht hundertprozentig sagen, wie es wirklich war. Götzl fragt: “Waren Sie in Beates Wohnung?” Sie denke schon, aber sie sei sich nicht sicher, das seien auch Sachen, die ihr die Polizei gesagt habe. Götzl erinnert Wa. an die Belehrung. Wa. sagt, sie könne sich ja nur auf die Aussagen bei der Polizei berufen. Götzl reagiert ungehalten, ihn interessiere, was Wa. jetzt aussagt und zwar vollständig. Wa. sagt., sie könne sich an zwei blaue Tüten mit Sachen drin erinnern. Sie sei mit dem Auto abgeholt worden. Auf Frage sagt sie, das sei in Winzerla bei Beates Wohnung gewesen, sie habe dort Kleidung holen sollen, nichts Spezielles. Auf Frage, ob sie wusste, wo die Wohnung ist, sagt Wa. sie sei einmal bei Beate zu Besuch gewesen. Sie vermute, dass sie einen Schlüssel bekommen habe, jedenfalls sei sie nicht eingebrochen, von wem könne sie zum jetzigen Zeitpunkt nicht mehr sagen. Soweit sie sich erinnere, sei die Wohnung spärlich eingerichtet gewesen: “Kleiderschrank, Couch, Fernseher, nichts was sofort ins Auge gestochen ist.” Auf Frage sagt Wa., die Kleidung sei mit dem roten Auto transportiert worden. Das habe vor der Tür gestanden. Sie habe damals keine Fahrerlaubnis gehabt, habe das Fahrzeug also nicht geführt. He. sei an dem Tag viel mit ihr unterwegs gewesen. Böhnhardt sei nach der ÜAG nicht mehr dabei gewesen. Götzl fragt, ob das bedeute, dass sie die Sachen He. übergeben hat. Wa.: “Ja. Ich hab das dann so übergeben.” Auf die Frage, wie sie dann nach Hause gekommen sei, sagt Wa., sie sei gelaufen, von Winzerla nach Göschwitz sei es nicht weit. Vielleicht sei sie auch eine oder zwei Stationen mit der Straßenbahn gefahren. Götzl fragt, was sie mit dem Schlüssel gemacht habe. Wa.: “Ich weiß es nicht mehr.” Dann spricht Wa. davon, dass es lange her sei, sie keine konkrete Erinnerung habe und sich nichts zusammenreimen wolle.

Auf Frage sagt sie, bei der ÜAG sei es gegen 7.30 Uhr los gegangen, Böhnhardt habe sie “im Prinzip” aus dem Unterricht geholt. Ralf sei an dem Tag früher als sie aufgebrochen, er sei mit seinem kleinen weißen PKW nach Erfurt gefahren, soweit sie wisse einem Peugeot, das Modell wisse sie nicht mehr: “Als Frau ist das meistens so, dass man nicht so drauf achtet.” Auf die Frage, wann Böhnhardt zu ihr gekommen sei, sagt Wa., es sei neun, halb zehn gewesen, sie habe schon ein bisschen am Unterricht teilgenommen. Götzl sagt, sie habe eben gesagt, “die” hätten sie aus der Schule geholt. Wa. sagt, sie meine He. und Böhnhardt. Die hätten bei ihr geklopft bzw. sei sie raus gebeten worden. Sie wisse nicht, ob das mit dem Lehrer oder mit der Schulleitung abgesprochen war, jedenfalls habe sie mit denen vor der Tür gesprochen. Sie sei dann rein, habe gesagt, dass es ihr nicht gut geht, habe ihr Zeug gepackt und sei mitgefahren. Böhnhardt sei da nicht mehr da gewesen, He. habe auf sie gewartet. Auf Frage, ob Böhnhardt sich verabschiedet habe, sagt Wa., bei ihr habe sich keiner verabschiedet, niemand habe gesagt, dass man sich nicht wieder sehe. Das Gespräch sei nur kurz und knapp gewesen, sie sei darum gebeten worden, Ralf zu informieren. Götzl sagt, die Information sei gewesen, dass Ralf evtl. ins Gefängnis müsse. Wa. sagt, sie habe das nicht einordnen können zu dem Zeitpunkt, denn über irgendwelche Aktionen habe sie keine Informationen gehabt, auch von der Garagendurchsuchung habe sie nur aus der Presse erfahren. Götzl fragt, was sie Wohlleben denn habe sagen sollen, wie Wohlleben das habe einordnen sollen. Wa.: “Der Herr He. war ja mit dabei.” Sie hätten Ralf informiert, ob He. etwas gesagt hat, ob der das mit Ralf besprochen hat, welche Informationen er hatte, daran könne sie sich nicht erinnern. Götzl: “Das ist nicht überzeugend.” Wa.: “Was soll ich machen?” Sie sei damals sehr jung gewesen und habe Angst um ihren Freund gehabt. Sie habe definitiv nicht gewusst, um was es geht.

Götzl fragt, zu welchem Zweck Wa. aus ihrer Sicht nach Erfurt gefahren sei. Wa.: “Aus emotionaler Sicht.” Sie habe sich Sorgen gemacht, weil sie nicht gewusst habe, um was es geht. Was sie mit Volker He. bei der Fahrt gesprochen habe, könne sie nicht mehr sagen. Bei Erfurt erinnere sie sich, dass Ralf separat zurückgefahren sei und sie mit dem Volker. Sie habe keine Erinnerung an den Inhalt des Gesprächs. Götzl sagt, sie sei also emotional nach Erfurt gefahren, habe sich Sorgen gemacht und dann habe sie an den Inhalt keine Erinnerung. Die Zeugin schweigt. Auf die Frage, wie He. an das Fahrzeug von Mundlos kam, sagt Wa., das müsse man He. selber fragen. Götzl fragt, woher Wa. wisse, dass das Fahrzeug von Mundlos war: “Na, weil ich es vorher schon gesehen hatte.” Das sei bei einer Situation vor dem Jugendclub “Impuls” gewesen, wann genau könne sie nicht sagen. Götzl hakt nach, wie sie das rote Fahrzeug mit Mundlos zusammen bringe. Wa. sagt, das habe oft in der Presse gestanden und die Polizei habe sie auch darauf hingewiesen. Götzl fragt, sie habe also diese Information nur von der Polizei und der Presse. Wa. sagt, bei der Polizei hätten sie ihr auch viele Fakten gesagt, an die sie sich nicht habe erinnern können. Götzl fordert sie auf, zu differenzieren. Bei der Polizei sei es darum gegangen, ob sie bei Mundlos in der Wohnung war. Die Polizei habe sie darauf hingewiesen, dass sie damals auch vor Ort gewesen seien. Daran habe sie sich nicht erinnern können. Sie habe dann keine Sachen mitgenommen und sei wieder weggegangen. Auf die Frage, was denn ihrer Erinnerung entspreche, sagt Wa., nur dass sie Sachen holen wollte. Das mit dem Fernsehen habe sie nicht mehr gewusst. Volker He. sei vor Ralf ihr Freund gewesen, den habe sie auch im Jugendclub kennengelernt, vielleicht 1995/96.

Götzl: “Wie war denn die Situation jetzt in der Wohnung Mundlos?” Wa.: “Sie machen es mir echt schwer heute.” Götzl erwidert, Wa. mache es ihm auch schwer. Sie wisse nur, dass sie in der Wohnung Sachen holen sollte. Wenn die Polizei ihr nicht gesagt hätte, dass sie auch da war, dann hätte sie das gar nicht mehr gewusst: “Ich war in dem Sinne gar nicht richtig in der Wohnung.” Auf die Frage, was mit den Sachen geschehen sollte, sagt Wa., sie habe die nur holen sollen, sie habe sich damals keine Gedanken gemacht, dass da jemand flüchten wollte. Götzl fragt, wie Wa. überhaupt dazu gekommen sei, dass sie zur Wohnung Mundlos fährt. Wa. sagt, sie sei mit dem Volker zur Wohnung gefahren. Götzl erwidert, das sei der bloße Ablauf, und sie wisse ja noch, dass sie sich keine Gedanken gemacht habe. Darauf sagt Wa, damals habe sie sich keine Gedanken gemacht, das sei im Nachgang gekommen: “Und ich hab mit keiner Silbe damit gerechnet, dass ich jetzt deswegen hier sitze.” Götzl sagt, da komme jetzt der Name Mundlos ins Spiel. Wa. sagt, es müsse ihr jemand gesagt haben, aber sie könne nicht sagen, wer. An dem Tag sei sie mit Ralf, He. und Böhnhardt in Kontakt gewesen. Götzl sagt, dann müsse man eben jetzt durchgehen und bei Böhnhardt beginnen. Es könne durchaus sein, dass der gesagt habe, dass sie in die Wohnungen Mundlos und Zschäpe fahren soll, sie wisse es aber nicht mehr. Sie wüsste nicht, so Wa. auf Frage, dass sie an dem Tag mit einer weiteren Person Kontakt hatte.

Götzl fragt nach Kapke. Sie könne nicht genau sagen, ob der an dem Tag auch Kontakt mit ihr hatte. Und weiter: “Sie merken auch selbst, das Schildern fällt mir schwer, deswegen hab ich gebeten, Fragen zu stellen.” Götzl reagiert ungehalten, er sei die ganze Zeit am Fragen stellen. Zschäpes Verteidiger RA Stahl interveniert, er würde sich wünschen, dass Götzl mal einen BKA-Beamten, der sich nicht an seine Vernehmung erinnern könne, so befragt. Götzl schickt die Zeugin raus und es entsteht ein Disput um die Befragung Götzls. Stahl sagt, er wundere sich, dass Götzl so “harsch” werde, das habe er bei Polizeibeamten so noch nie erlebt. Es könne der Eindruck entstehen, dass sich Götzl nur in eine gewisse Richtung aufrege. Bundesanwalt Diemer sagt, er sehe kein prozessordnungswidriges Verhalten. Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach sagt, es gebe einen Unterschied zwischen einem Beamten, der in der Woche vielleicht zehn Vernehmungen habe und einer jungen Frau, deren Freund möglicherweise ins Gefängnis gehen soll und die vielleicht nur ein derartiges Erlebnis hatte. RAin Lex sagt, diese Vorwürfe seien absurd, das würde zur Folge haben, dass hier jeder Zeuge sagen könnte, er erinnere sich an nichts. Die Befragung sei nicht harsch gewesen, im Gegenteil seien hier Zeugen aufgetreten, die eine wesentlich harschere Befragung verdient hätten. Wohllebens Verteidiger RA Klemke sagt, nach den Äußerungen von Lex sei “die Jagdsaison auf Zeugen eröffnet”. Polizeibeamte könnten sich vorbereiten, Zeugen hätten nur ihre Erinnerung. Die Zeugin habe mittlerweile einen anderen Partner und ein Kind, es sei klar, dass sie auch etwas vergesse, was sie damals emotional berührt habe. Ein Nebenklagevertreter sagt, es sei nicht nachvollziehbar, wenn sich eine Zeugin hier zwar an blaue Tüten, aber nicht an das Gespräch wegen einer möglichen Haft erinnere. Die Zeugin wird wieder hinein gebeten.

Auf dem Weg zur Wohnung Mundlos sei He. dabei gewesen, so Wa. auf Frage, sie wisse nicht, ob sie unterwegs mit jemandem telefoniert habe. Auf die Frage, ob denn Wohlleben in Erfurt erreichbar gewesen wäre, sagt Wa., sie seien ihrer Erinnerung nach direkt dahin gefahren. Götzl fragt, wie Wohllebens Situation war, sie habe ja erfahren, dass er evtl. festgenommen wird. Wa. sagt, sie habe aber nicht gewusst, um was es geht. Sie sei nur mitgefahren weil Ralf ihr Freund war. Sicher habe sie auch nachgefragt, aber sie wisse einfach nicht mehr, ob sie diesbezüglich eine Antwort gekriegt habe. Es sei für sie kein einschneidendes Erlebnis gewesen, sondern nur eine Situation, wo sie mitgefahren sei. Götzl sagt, Wa. schildere ihre Angst und emotionale Beteiligung und sage dann, es sei kein einschneidendes Erlebnis. Wa.: “Weil ich mich an schöne Sachen erinnere, aber das hatte für mich nicht wirklich eine Relevanz.” Einschneidend sei gewesen, dass es geheißen habe, Ralf muss ins Gefängnis, aber was da hinten dran hängt, habe sie auch nur aus der Presse erfahren. Ralf habe in Erfurt eine Ausbildung gemacht als Handelsfachpacker, es müsse eine Berufsschule gewesen sein, wo sie hin gefahren sind. Ob sie oder He. da rein gegangen ist, wisse sie nicht mehr. Ralf sei ja auch nicht im Gefängnis gewesen, deswegen habe sie sich weiter keine Gedanken gemacht und nicht nachgefragt. Auf Frage sagt sie, Ralf sei dann mit seinem PKW gefahren, sie vermute nach Jena, das habe er gesagt, sie wisse es aber nicht. Götzl will eine Frage stellen, die Zeugin unterbricht ihn aber und sagt, man würde doch immer auf derselben Spur bleiben, sie habe keine hundertprozentige Erinnerung, Götzl wolle das wissen, und das könne sie auch verstehen, aber sie wisse es nicht. Götzl hakt weiter nach. Auf Frage sagt Wa., sie habe angenommen, dass Ralf wegen einer Demonstration verhaftet werden sollte. Dass da eine Garage aufgemacht wurde, habe ihr niemand gesagt. Auf Frage, wo He. war, als Wa. zur Wohnung Mundlos ging, sagt die Zeugin, He. habe um die Ecke gewartet. Warum er nicht mitgegangen ist, habe er nicht gesagt. Ihr sei die Info gegeben worden, dass sie da rein gehen soll: “Ich war ja naiv, ich bin da rein getrampelt in die Wohnung.” Sie vermute, dass He. gesagt hat, dass sie allein in die Wohnung soll. Sie könne sich nicht genau erinnern, aber sie vermute, dass sie den Schlüssel zur Wohnung Mundlos der Polizei habe geben müssen, jedenfalls habe sie ihn danach nicht mehr gehabt. Sie könne sich erinnern, dass sie danach erstmal alleine zu Hause war, wann Ralf eingetroffen ist, könne sie nicht mehr genau sagen.

Götzl fragt, was sie aus Gesprächen mit Wohlleben von diesem Tag in Erinnerung habe. Wa. sagt, sie könne sich an keine Gespräche erinnern. Sie nehme an, dass sie mit Ralf gesprochen habe, was los war. Götzl: “Ist denn die Frage seiner möglichen Verhaftung irgendwann thematisiert worden?” Wa.: “Nein, weil er ja nicht verhaftet worden ist. Das war ja für mich erledigt.” Die Polizei habe ihren Aufenthalt in der Wohnung Mundlos mit einer Hausdurchsuchung begründet, so Wa. auf Frage. Sie hätten gefragt, was sie dort mache und sie habe gesagt, Fernsehen. Da habe es gar keinen Fernseher gegeben. Sie wisse das nur aus Akten bzw. von der Polizei. Die Polizei habe sie bemerkt, als sie die Tür öffnen wollte. Aber das könne sie auch nur so sagen, wie es ihr die Polizei gesagt hat. Wa. sagt, sie könne sich nicht erinnern, vorher mal in der Wohnung gewesen sein. Götzl fragt, ob sie überrascht gewesen sei. Wa. sagt, zum damaligen Zeitpunkt sei sie schon erschrocken gewesen. Persönlich habe sie zur damaligen Zeit nur “flüchtig” mit der Polizei zu tun gehabt. Auf Nachfrage berichtet sie von einer Sommersonnwendfeier in Saalfeld, da habe die Polizei sie angehalten und die Personalien aufgenommen. Das müsse 1996/97 gewesen sein, jedenfalls vorher. Ralf, Kapke und dessen Bruder sowie He. seien dabei gewesen. Götzl fragt, was sie denn He. erzählt habe, nachdem sie aus der Wohnung Mundlos kam. Wa.: “Dass Polizei in der Wohnung ist und ich keine Sachen holen kann. Und dann sind wir dort wieder weggefahren.” Götzl fragt, wie es von dort weiter ging. Ihres Erachtens sei es so gewesen, dass sie zu Beates Wohnung gefahren sind. Götzl fragt, wie es dazu gekommen sei, ob das vorher schon klar gewesen sei. Das wisse sie nicht. Götzl möchte wissen, ob Wa. Bedenken gehabt habe, die Wohnung Zschäpe aufzusuchen nach dem Erlebnis bei Mundlos. Davon gehe sie aus, so Wa: “Aber, keine Ahnung, ich habs gemacht, warum auch immer.” Götzl fragt, ob es irgendeine Diskussion mit He. darüber gegeben habe, wie man vorgeht, wenn da auch Polizei sein könnte. Das wisse sie nicht mehr, so Wa., das sei ja bei ihr selber im Kopf nur schwammig: “Ich kann ihnen das nicht genau sagen.” Götzl erwidert, dann solle sie es eben ungenau schildern. Wa. sagt, sie könne die Zusammenhänge überhaupt nicht sagen, mit welchen Gesprächen. Götzl sagt, es geht nicht um Gespräche, sondern um den Ablauf. Das könne sie nicht genau sagen, weil ihr die Polizei bei ihrer letzten Zeugenaussage gesagt habe, dass sie mit einer Vollmacht bei der Polizei gewesen sei, um den Schlüssel zu bekommen, weil die Wohnung wohl versiegelt war. Daran habe sie sich auch nicht erinnern können. Deswegen könne sie auch nicht sagen, ob der zeitliche Ablauf überhaupt stimmt: “Für mich ist der Gedanke, ich war bei Beate, aber ich weiß nicht mehr wie das abgelaufen ist.” Laut Polizei sei das wohl so gewesen, dass sie damals ausgesagt habe, dass Kapke ihr gesagt habe, dass sie mit Vollmacht zur Polizei soll. Aber das habe sie so nicht wiedergeben können. Sie wisse nicht, ob das auch wirklich “an dem Tag” war. Auf Nachfrage sagt Wa., dass es darum gehe, ob das mit Zschäpes Wohnung an demselben Tag war: “Von meinem Kopf her ja.” Aber das könne nicht stimmen, denn laut Polizei habe sie einige Tage später mit einer Vollmacht nach dem Schlüssel verlangt. Im Kopf habe sie, dass sie mit Tüten aus der Wohnung rausgeht. Götzl fragt, warum diese beiden Ereignisse zusammenfallen müssten. Wa. “Ich kann die Zusammenhänge selber nicht verstehen.” Sie vermute, dass sie in der Wohnung war, aber ob an dem Tag, wo die drei geflohen sind, oder danach, erinnere sie nicht. Es folgt eine Pause bis 11.53 Uhr.

Götzl fragt, wie es an dem Abend mit dem Fahrzeug Wohllebens war. Soweit sie sich erinnere, sei es nicht mehr da gewesen. Sie habe auch nachgefragt und meint, ihr sei gesagt worden, dass es kaputt ist. Nach einiger Zeit sei es wieder da gewesen. Genau könne sie nicht sagen, ob es eine oder zwei Wochen waren. Ihrer Erinnerung nach habe Wohlleben es dann nutzen können. Wohlleben sei jeden Tag mit seinem Fahrzeug nach Erfurt gefahren, sie wisse nicht mehr, wie es war, als das Fahrzeug nicht mehr da war. Götzl fragt nach ihrem Verhältnis zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. Sie habe ein normales Verhältnis gehabt, so Wa., nicht eng, man habe sich mal getroffen, die seien immer nett gewesen, es habe nie irgendein Problem gegeben. Ihr sei nichts Komisches in Erinnerung geblieben. Es seien Freunde von Ralf gewesen und deshalb auch von ihr. Götzl fragt zur Beziehung Wohllebens zu den dreien. Die hätten sich ja schon gekannt, bevor sie selbst alle kennengelernt habe. Das sei ein freundschaftliches Verhältnis gewesen, nichts Besonderes: “Freunde, wie wenn man zwei Freunde auf der Straße sieht, die sich vernünftig unterhalten.” Auf die Frage, ob sie mit Wohlleben mal nach dem Tag über die beiden Uwes und Zschäpe gesprochen habe, sagt Wa., sie habe ja mitbekommen, dass sie weg waren. Sie habe sicher auch gefragt, ob Ralf weiß, wo die sind, das habe der immer verneint. Sie habe nie irgendwo erfahren, wo sich die drei aufhalten. Zur Frage, ob sie mit Ralf darüber gesprochen habe, warum sie verschwunden sind, sagt Wa., das habe sie auch der Presse entnehmen können. Sie habe Ralf auch gefragt, ob er was dazu weiß, das habe er aber auch verneint. Sie könne sich konkret nicht erinnern, gefragt zu haben, ob er etwas mit den Vorwürfen zu tun hat, habe aber sicher mal gefragt. Sie habe keine Befürchtung gehabt, dass er verhaftet werden könnte. Götzl sagt, sie habe aber doch diese Information von Mundlos gehabt. Das habe sie aber im Zusammenhang mit Demonstrationen gedacht. Ihr sei nichts gesagt worden und sie habe nicht weiter nachgehakt. Sie habe den Ralf als netten jungen Mann kennengelernt, der sich viel um die Leute gekümmert habe, auch emotional. Sie habe ihn nicht in dem Sinne kennengelernt, dass er ihr gegenüber etwas zu verbergen hat. Die Beziehung habe sich auch dem Ende genähert, man habe sich Ende 1998, Anfang 1999 getrennt. Den Grund für die Trennung will Wa. zunächst nicht nennen. Dann sagt sie, Ralf habe sich von ihr getrennt, weil sie davon ausgegangen sei, dass sie schwanger ist und ihm dann verheimlicht habe, dass das doch nicht so war. Eine andere Beziehung habe es nicht gegeben, er habe sich getrennt, weil er menschlich von ihr enttäuscht gewesen sei. Eine gewisse Zeit habe sie keinen Kontakt zu ihm gehabt, zwei, drei Jahre. Dann hätten sie sich mal wieder auf einen Kaffee getroffen, es sei auf normaler, sachlicher Ebene geblieben.

Götzl fragt, ob denn in der Zeit, wo sie zusammen waren, der Aufenthalt der drei Gesprächsthema war. Sie glaube, dass sie noch zweimal nachgefragt habe. In der Zeit nach der Trennung habe sie nicht mehr gefragt. Auf Frage sagt sie, ihres Wissens sei sie nicht in der Wohnung Mundlos verblieben während der Durchsuchung. Sie sei wieder gegangen, habe ihr die Polizei gesagt. Sie wisse nicht, dass sie in der Wohnung etwas unterschieben hätte. Götzl fragt, wie die Situation in der Wohnung war: was da gemacht wurde, wie viele Beamte da waren. Wie viele Beamte dort waren, wisse sie nicht. Sie wisse nur, dass ihr bei der letzten Vernehmung 2011 gesagt worden sei, dass die Polizei da war. Es sei ihr nicht in Erinnerung, dass sie als Durchsuchungszeugin hinzugezogen worden sei. Götzl hält einen Vermerk vor, demzufolge Juliane Wa. beim KDD erschienen sei, sich mit einer formlosen Vollmacht von Zschäpe legitimiert habe und deren Wohnungsschlüssel habe abholen wollen, weil Zschäpe im Urlaub weile. Wenn das in den Akten so stehe, dann werde das stimmen. Götzl hält weiter vor, dass Wa. angegeben habe, sie habe Zschäpe länger nicht gesehen und die Vollmacht an der Wohnungstür vorgefunden; als die Schlüsselübergabe verweigert worden sei, sei Kapke erschienen und habe gesagt, dass er die Übergabe der Schlüssel an Wa. über seinen Anwalt erzwingen würde. Das habe sie bisher auch nicht gewusst, so Wa. Zur Frage, wie sie zu Kapke gestanden habe, sagt sie, Wohlleben und Kapke seien Freunde gewesen, der sei öfters bei ihnen gewesen auf einen Kaffee oder ein Bierchen. Sie habe kein persönliches Verhältnis zu ihm gehabt, denn der habe Spitzen gegen sie losgelassen. Sie seien nicht die besten Freunde gewesen. Kapke habe nicht gefallen, das sie mit Ralf zusammen war. Sie wisse nur, dass er sie “gepiesackt hat auf unschöne Weise”. Das Verhältnis Kapkes zu Wohlleben sei kumpelhaft gewesen, die hätten sich zwei-, dreimal die Woche gesehen. Zum Verhältnis Kapkes zu den Uwes und Zschäpe könne sie nicht so viel sagen. Soweit sie wisse, hätten die auch ein gutes Verhältnis zueinander gehabt. Die Uwes und Zschäpe seien untereinander freundschaftlich, nett, zuvorkommend gewesen.

Götzl bittet Wa., die drei Personen von Verhalten und Persönlichkeit zu beschreiben. “Beate ist eine sehr menschliche, sehr freundliche Person, mit ihr konnte man auch mal reden.” Mundlos sei immer mit dem Kopf nach oben gelaufen, sehr selbstbewusst. Und zu Böhnhardt habe sie nur ein Bild in Erinnerung, dass er in Uniform herumgelaufen sei, genau wie Mundlos. Aber ihr seien keine Eigenschaften aufgefallen. Sie glaube, der habe schwarze Hose und weißes Hemd getragen und auch braune Hose, weißes Hemd: “Glatt gebügelt und ordentlich.” Abzeichen seien ihr nicht aufgefallen. Springerstiefel und Bomberjacke hätten zum damaligen Zeitpunkt alle getragen. Zu Kontakt zu den Eltern von Mundlos sagt Wa., der Vater Mundlos habe eines Tages bei ihnen vor der Tür gestanden, habe seinen Sohn gesucht und “Theater gemacht”. Der habe sie und eine Freundin auch verfolgt, habe sich verkleidet und habe wissen wollen, wo sein Sohn ist. Und die Polizei habe ihr gesagt, dass sie bei der Frau Mundlos gewesen sei und sie gefragt habe, ob sie ein Konto einrichten könne mit Kreditkarte: “Das ist den Akten zu entnehmen.” Götzl fragt: “Ja, war das so?” Wa. sagt, das vermute sie, wenn das so da stehe. Sie habe das auch nicht mehr gewusst. Die Polizei habe gesagt, das sei nach dem Verschwinden gewesen. Sie habe sich viel den Kopf zerbrochen nach der Vernehmung, sie hätten auch ausgemacht, dass sie sich melde, wenn ihr etwas einfällt. Aber sie habe sich nicht erinnern können. Götzl fragt, ob denn Wohlleben Kontakt zu Vater Mundlos hatte. Sie wisse nur das eine Mal, als er vor der Wohnung gestanden habe. Götzl fragt, ob der Vater Mundlos Wohlleben mal gefahren habe. Nach einer Pause sagt Wa., das wisse sie nicht. Götzl hakt nach, ob das in der Zeit war, als Wohlleben kein Fahrzeug hatte, der Fall gewesen sein kann. Sie wisse es nicht genau, glaube aber, dass das ein- oder zweimal war, das habe sie mal gehört. Götzl fragt: “Von wem?” Die Polizei habe ihr das erzählt, antwortet Wa. Es folgt die Mittagspause bis 13.40 Uhr.

Götzl fragt, ob Wa. jemals Kontakt zu VS-Behörden hatte, was die Zeugin bejaht. Sie habe 1998 im September mit ihrer Ausbildung angefangen. Sie habe damals nicht gewusst, dass es der VS ist. Die hätten bei ihr im Laden gestanden und sie gebeten mitzukommen. Sie habe gedacht, dass es Polizei in Zivil ist. Sie seien mit ihr zum Auto gegangen und hätten gefragt, ob sie weiß, wo die drei sind. Das habe sie verneint und die hätten ihr hundert Mark gegeben. Und dann habe es ein zweites Treffen gegeben, auf dem Weg nach Hause an der Saalebrücke. Die hätten wieder gefragt, wo die drei sich aufhalten. Sie habe gesagt, dass sie es nicht wisse. Sie habe wieder 100 Mark bekommen. Sie habe sich über das Geld gefreut in der Ausbildung. Sie habe im September 1998 ihre Ausbildung begonnen, Ende September, Anfang Oktober müsse auf jeden Fall das erste Treffen, zwei Wochen später etwa das Nächste gewesen sein. Das seien zwei Männer gewesen, sie meine, beide Male dieselben. Sie sei gefragt worden und habe gesagt, sie wisse nicht, wo die sich aufhalten, immer wieder sei die Frage gekommen, ob der Ralf etwas wisse, dazu habe sie keine Angaben machen können. Götzl fragt, ob sie sich beim VS habe melden solle, wenn sie etwas erfährt. Wa. sagt, sie glaube nicht, dass sie eine Karte mit einer Nummer bekommen habe. Auf Frage, wie sich die Männer vorgestellt haben, sagt Wa., im Laden hätten die sich nicht mit VS vorgestellt. Die seien in den Laden gekommen, hätten kurz mit ihrer Chefin gesprochen, danach seien sie gemeinsam raus ins Auto. Dann hätten die sich als Beamte vorgestellt. Sie habe nicht realisiert, dass das VS war, das habe sie erst mitbekommen, als sie ihr das Geld gegeben hätten. Sie habe gefragt, wieso Geld, und es habe geheißen: “Für die Information.” Da habe sie gesagt, sie habe doch gar keine Information gegeben. Sie habe die Geschichte mit dem VS bei ihrer Aussage bei der Polizei berichtet, die hätten da auch nichts von gewusst: “Und so ist das wohl ins Rollen gekommen, dass das in der Presse erschienen ist.” Götzl fragt, warum sie die 100 Mark genommen habe. Wa. sagt, sie habe sehr wenig verdient als Friseur in der Ausbildung. Sie verneint, Wohlleben informiert zu haben, weil die gesagt hätten, das der nichts erfahren soll. Götzl fragt, ob dazu mal jemand bei ihr nachgefragt habe. Vom Umfeld von Ralf habe keiner nachgefragt, so Wa., sie wüsste auch nicht, dass Kapke nachgefragt habe. Götzl möchte wissen, ob ihr zu Ohren gekommen ist, dass sie verdächtigt wird, für den VS zu arbeiten. Das sei erst jetzt mit der Presse aufgekommen. Es sei aber nicht so, wie es in der Presse stehe mit den 10 bis 15 Treffen, es habe nur die zwei gegeben. Götzl fragt, ob das der Grund für die Trennung war. Wa.: “Definitiv nicht.”

Götzl fragt, ob sie einen Namen gehabt habe, unter dem sie für den VS aufgetreten sei. Das verneint Wa., sie habe nur gelesen, dass die ihren Spitznamen “Jule” verwendet hätten. Die Frage, ob ihr erläutert worden sei, wofür sie das Geld bekommen habe, sagt Wa., sie sei der Meinung, das hätten die gemacht, weil sie nicht mehr wussten, was sie machen sollen. Sie habe halt bei Ralf nachfragen sollen, wo die drei sind, es aber nicht gemacht. Auf die Frage, woher ihr Spitzname dem VS geläufig war, sagt Wa. der sei fast jedem bekannt gewesen. Götzl fragt, ob sie nicht nach Erklärungen gesucht habe. Wa. antwortet, sie habe jetzt viele Erklärungen gesucht, aber nicht gefunden. Sie sei auch teilweise bei der Polizei gewesen, weil andere Sachen vorgefallen seien. Es sei auch ihr Recht am eigenen Bild missbraucht worden: “Da habe ich auch ganz schön mit mir zu kämpfen, weil keine Rücksicht genommen wird.” Es könne nicht sein, dass man im Umfeld ringsum die Leute so fertig mache, das sei schon sehr grenzwertig. Und dann werde bei der Polizei gesagt: “Frau Wa., passen Sie auf sich auf.” Das Verfahren sei eingestellt worden. Auf Frage von Götzl sagt Wa., Überlegungen, Wohlleben zu informieren, seien da gewesen, aber die hätten gesagt, sie solle das Wohlleben nicht sagen und dafür hätten sie ihr im Prinzip auch das Geld gegeben. Beim ersten Treffen sei das “so holterdipolter” gewesen. Im ersten Moment sei sie sich nicht bewusst gewesen, dass das der VS war, aber im Laufe der Zeit habe sie das schon verstanden. Das Geld habe sie für sich genommen. Zur Frage, wie man verblieben sei, sagt Wa., sie könne sich nur erinnern, dass der Kontakt abgebrochen sei. Götzl fragt, was sie an Daten gegeben habe zur Erreichbarkeit. Wa.: “Das weiß ich nicht mehr.” Auf Frage sagt sie, der Name Jana Ap. sage ihr nichts, auch nicht eine Geburtstagszeitung für André Kapke.

Götzl fragt, ob sie mit einem der drei mal telefonischen Kontakt hatte nach dem Verschwinden. Daran könne sie sich nicht erinnern, so Wa. Sie habe ja nicht gewusst, wo die waren. Götzl fragt, ob sie Kenntnisse habe, ob Wohlleben oder jemand anderes Gelder gesammelt hat für die drei. Wa.: “Ich glaube, wenn das so war, dann haben sie mich fein aus der Sache raus gelassen.” Auch von Konzerten im Hinblick auf die drei wisse sie nichts. Dann geht es um die persönliche Situation Wohllebens. Wa. sagt, Wohlleben sei ein “Familienmensch”, im Umgang mit Familie und Schwester sei alles harmonisch gewesen. Sie habe nie etwas Negatives zu seiner Kindheit gehört, er habe viel mit seiner Schwester zu tun gehabt, der jüngeren von beiden. Zu Wohllebens Ausbildung sagt sie, sie glaube, dass er Mittlere Reife und eine Ausbildung gemacht habe. Die Ausbildung in Erfurt müsse dann so 1997/98 gewesen sein. Auf die Frage, ob sie wisse, ob Wohlleben dann auch in dem Beruf gearbeitet hat, sagt sie, sie sei sich unsicher. Sie wisse, dass er bei “Sconto” gearbeitet hat, aber nicht, ob davor oder danach. Seine jetzige Frau kenne sie, habe aber keinen Kontakt, Wohlleben habe zwei Kinder. Dann fragt Götzl zum Thema rechte Szene. Wa.: “Ich sag mal so, ich war mit Sicherheit eher ein Mitläufer.” Sicherlich habe sie auch mal Aufkleber geklebt, aber sie sei nie so involviert gewesen, dass sie gewusst habe, wo Veranstaltungen sind, sie habe nie Vorbereitungen diesbezüglich getroffen. Götzl: “Und in Bezug auf Herrn Wohlleben?” Wa.: “Veranstaltungen meinen Sie? Es war nicht so, dass zu Hause großartig drüber gesprochen worden ist, wir machen das und das.” Bei ihnen zu Hause sei keine “Konferenz” gehalten worden, was am nächsten Tag los ist. Zu Zschäpes Situation könne sie sagen, dass sie bei Demonstrationen dabei war, aber nicht, ob sie organisatorische Sachen gemacht hat. Bei Böhnhardt und Mundlos sei das genauso. Auf Frage sagt Wa., sie selbst sei ein oder zwei Mal auf Demos gewesen.

Götzl fragt, ob ihr der THS etwas sage. Wa.: “Ist mir sicherlich bekannt. Ich habe das als Oberbegriff gesehen für eine Clique, auf einer freundschaftlichen Ebene.” Götzl: “Oberbegriff wofür?” Wa.: “Na, Clique.” Auf Frage, wer in der Clique war, nennt sie André Kapke, Christian Ka., Holger, Volker He., Wohlleben. Bei Gelegenheit habe sie Tino Brandt mal gesehen. Die seien aber nicht ständig “auf einem Haufen” gewesen. Zu Tino Brandt sagt sie, der habe sehr oft einen großen Mund gehabt, habe immer alles wissen wollen, sich überall rein gehängt: “Ein kleiner, kompakter Kerl.” Und bei der Demonstration sei er vorne mit dran gewesen. Diese Leute habe sie mal gesehen, es sei aber nicht ihr näherer Freundeskreis gewesen. Götzl möchte wissen, was Wa. mitbekommen habe, was die Einstellungen dieser Clique zu bestimmten politischen Fragen war. Wa. sagt, man habe viel gehört “Ausländer raus” und “Arbeit den Deutschen”, das sei hauptsächlich gefallen. Dann sagt sie, die seien alle “rechts angehaucht” gewesen. Götzl fragt, was der Unterschied zwischen “rechts angehaucht” und “rechts” sei. Wa. sagt, sie habe sich da keine Gedanken gemacht, sei da mitgelaufen und habe da Sachen gemacht, die sie jetzt nicht mehr machen würde. Sie habe nicht gewusst, was sie da macht. Klar hätten die gewusst, was sie machen, wenn sie Aufkleber an andere gegeben haben, die die verteilen sollten. Und dann habe es welche, wie sie selbst gegeben, die das dann gemacht hätten, aus Unwissenheit. Gewaltdiskussionen habe sie nicht mitbekommen, Gewaltanwendung auch nicht. Wenn sie mit denen unterwegs war, habe sie auch keine Waffen gesehen. Auch sonst habe sie keine Waffe gesehen, auch nicht in Zschäpes Wohnung.

Dann werden die bereits bekannten Polaroids aus Zschäpes Wohnung in der Schomerusstraße in Augenschein genommen. Wa. sagt, wenn sie das Bild so sehe, dann könne sie sich jetzt erinnern, dass es so aussah. Götzl fragt, warum Wa. bei der Situation in Erfurt nicht mit ihrem Freund Wohlleben zurück nach Jena gefahren sei, was ja naheliegend gewesen wäre. Das könne sie nicht genau beantworten. Götzl hakt nach und Wa. sagt, sie gehe davon aus, dass ihr das so mitgeteilt wurde. Dann beginnt Götzl mit Vorhalten aus Wa.s Vernehmung. Da stehe: “An dem Tag, an dem die drei verschwunden sind, kam gegen 10 Uhr der Uwe Böhnhardt in die ÜAG, an dem Tag hatte ich Schulunterricht, er forderte mich auf, mitzukommen, um ihm zu helfen”. Wa. sagt, sie habe der Polizei gesagt, dass der Uwe gesagt hat, sie solle mitkommen wegen Ralf. Aber sie habe den Text nicht geschrieben, sie habe ihn durchgelesen. Wa.: “Wie gesagt, wenn ich das so gesagt habe, dann können wir uns auf diese Aussage stützen.” Götzl hält weiter vor, sinngemäß habe Böhnhardt gesagt, sie solle mitkommen, um zu helfen, nicht dass Ralf heute noch verhaftet wird. Dann verliest Götzl, als sie die Schule verlassen habe, habe vor der Schule der He. gestanden, mit dem sei sie dann in einem roten PKW nach Erfurt gefahren. Wa. sagt, sie habe über den Ablauf nachgedacht und sei der Meinung, dass He. mit in der Schule war. Götzl sagt, hier stehe, dass sie nicht mehr sagen könne, wem dieser PKW gehörte, heute habe sie von Mundlos gesprochen. Wa. sagt, die hätten ihr damals dann das Kennzeichen genannt: J-AH. Und sie hätten hundertmal explizit nach diesem Fahrzeug gefragt, sie könne das aber nicht zu hundert Prozent sagen: “Aber wenn man dann so mehr oder weniger in die Enge getrieben wird.” Götzl fragt, was das bedeutet. Wa. sagt, der Wortwechsel stehe ja nicht drin, es stehe nur ihre Zeugenaussage drin. Götzl hält weiter vor, dass laut Protokoll vor der Berufsschule in Erfurt He. aus dem Auto gestiegen sei, heute habe sie gesagt, dass sie selbst Wohlleben getroffen habe. Wa.: “Das Gehirn macht ja auch Sachen, reimt sich zusammen, was nicht so war.” Sie sagt, ihr sei es lieber, wenn konkrete Fragen gestellt würden. Im Moment fühle sie sich “in die Enge gedrängt”, dass sie etwas erzählen müsse, was sie aber nicht wirklich in Erinnerung habe.

Götzl sagt, hier stehe, dass nach kurzer Zeit He. wieder gekommen sei und gesagt habe, dass er den Ralf nicht angetroffen hat. Wa. sagt, sie habe ihre Akten nicht vorher durchlesen und anschauen können. Es sei ein “immenser Druck” hier zu sitzen und sich an die Wortwahl genau zu erinnern. Götzl: “Wir sind weit davon entfernt, jede Wortwahl abzufragen.” Hier stehe jetzt etwas anderes, als Wa. hier gesagt habe. Nach einigem Hin und Her sagt Wa., sie wolle sich auf ihre Aussage 2011 bei der Polizei stützen. Götzl möchte wissen, warum. Wa.: “Weil sie mich jetzt so verunsichert haben.” Sie wisse nicht, ob sie Ralf gesprochen habe. Dieser ganze Tag sei “nur ein Bruchstück von dem Film”, das sei zu lange her. Bei der Polizei sei ein ruhigeres Klima gewesen, man sei nicht so eingeengt worden, “das war vom Kopf her reiner”, man habe das besser wiedergeben können. Wa. bittet darum, einen Schluck Wasser trinken zu können. Es folgt eine Unterbrechung bis 14.50 Uhr.

Auf Nachfrage sagt Wa., im Moment sei es recht schwierig, sie sei der Meinung, sie sei nach Erfurt gefahren, könne sich aber nicht genau erinnern, ob sie mit Ralf gesprochen hat. Götzl fragt, wann Wa. denn wieder in ihrer Wohnung gewesen sei. Wa.: “Erst abends.” Wieviel Zeit verging, bis Wohlleben kam, wisse sie nicht. Hier stehe, so Götzl, dass sie zurück nach Jena gefahren seien und sich in die Wohnung von Ralf und ihr begeben hätten. Wa. sagt, da könne sie sich nicht dran erinnern. Sie sei in Erfurt gewesen und in der Wohnung Mundlos, aber was dazwischen war, wisse sie nicht. Götzl sagt, man frage sich, wie es zu den unterschiedlichen Aussagen hier und bei der Polizei kommt. Sie habe Probleme mit der Erinnerung, so Wa. Die Situation hier sei eine andere, als bei der Polizei. Sie könne nicht genau sagen, ob sie erst in die Wohnung gefahren sind oder erst zu Mundlos. Götzl fragt, warum sie das damals so gesagt habe. Wa.: “Weil ich mir damals wahrscheinlich sicher war.” Götzl fragt, was man jetzt mit den Angaben hier mache, dass sie erst abends zurück nach Hause gekommen sei. Wa. sagt, wenn sie wüsste, wie es abgelaufen ist, würde sie es sagen: “Sie merken doch, dass ich es nicht kann.” Sie habe nie einen Bezug dazu gehabt im Nachgang, das sei so viele Jahre her. Götzl sagt, im Protokoll stehe, dass sie bemerkt habe, dass das Auto von Ralf vor der Wohnung stand, und sie in der Wohnung Ralf auch angetroffen hätten. Wa.: “Ich nehme an, dass ich das mit der Polizei so erarbeitet habe.” Die hätten ihr vielleicht konkretere Fragen gestellt. Götzl sagt, es gehe darum, dass sie wahrheitsgemäß aussagen solle. Wa. sagt, Götzl verstehe sie nicht oder wolle sie nicht verstehen, dass das eine ganz andere Situation ist. Sie habe auch bei der Polizei gesagt, sie könne sich nicht genau dran erinnern. Die Zeugenaussagen würden zusammengefasst, maschinell geschrieben und fertig. Das werde in Kurzform geschrieben. Deswegen sei aber weder diese Zeugenaussage gelogen noch die andere.

Götzl fragt, ob an diesem Tag zu irgendeinem Zeitpunkt das Auto vor dem Haus stand. Sie könne es nicht genau sagen, so Wa. Weiter hält Götzl vor, dass sie Ralf angetroffen hätten, der sei gleich gegangen und habe ihr gesagt, dass er noch einige Sachen zu erledigen hat. Als er in den späten Abendstunden gekommen sei, habe sie ihn angesprochen, was die Aktion sollte. Er habe gesagt, die drei hätten verschwinden müssen, sie solle sich keine Sorgen um ihn machen. Wa.: “Kann sein, das das so war, aber ich kann das jetzt nicht so genau wiedergeben.” Wa. sagt, Götzl habe das ja schon gewusst heute früh und hätte ja die Fragen so stellen können, dass es für sie einfacher ist. Götzl: “Einfacher wofür?” Wa.: “Für meine Erinnerung.” Sie rede im Moment nur um den heißen Brei und müsse sich dann auf die polizeiliche Aussage stützen “und dann ist gut”. Götzl fragt, wie sich Wa. das eigentlich vorstelle, er wolle wissen, was sie in Erinnerung hat. Wa. erwidert, sie habe nicht gelogen, wie Götzl ihr durch die Blume sage. Götzl fragt, warum er sich auf die polizeiliche Aussage stützen solle. Wa.: “Ja, soll ich mich jetzt auch noch rüber setzen, ist es jetzt das?” [meint: zu den Angeklagten] Götzl: “Jetzt halten Sie sich mal ein bisschen zurück, ich muss das hier aufklären und den Ton verbitte ich mir.” Er fragt, was Wa. damit sagen wolle. Wa. sagt, die Polizei habe gesagt, sie solle sich keine Sorgen machen, wegen 1998 komme nichts mehr auf sie zu. Jeder Polizeibeamte dürfe sich vorher seine Zeugenaussage durchlesen, jeder normale Zeuge nicht. Die hätten die Möglichkeit, ihre Erinnerung aufzufrischen, sie nicht. Götzl lacht und sagt: “Das sind die Einwürfe, die dann von Herrn Stahl kommen.”

Stahl bittet darum, die Zeugin raus zu schicken, er wolle einen Vorhalt beanstanden. Stahl sagt, die Zeugin habe sinngemäß gesagt, was im Vorhalt steht: “er sagte zu mir sinngemäß, die drei mussten verschwinden, ich muss mir keine Sorge machen”. Götzl widerspricht, der Vorhalt sei nicht falsch. Bundesanwalt Diemer sagt, das sei ein völlig legaler Vorhalt zu einer Aussage, die damals so und heute nicht so gemacht wurde. Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders springt Stahl bei. Nebenklagevertreterin RAin Lunnebach sagt, die Zeugin habe heute morgen gerade nicht gesagt: “die drei mussten verschwinden”. RAin Link sagt, sie wolle noch einmal auf die Aussage von Wa. hinweisen, dass sie bei der Polizei sicher gewesen sei, sonst hätte sie die Aussage nicht getroffen. Die Zeugin kommt wieder in den Saal. Götzl fragt Wa. zu der besagten Formulierung im Protokoll. Sie sagt, davon gehe sie aus, es sei eine entspanntere Situation gewesen bei der Polizei, da habe sie auch ganz ruhig reden können. Götzl sagt, im Anschluss finde sich im Protokoll: “Der Ralf wollte auch nicht, dass ich weiter über die Sache spreche.” Wa. sagt, das sei ja gut möglich, das sei “sinnbildlich” das, was sie gesagt habe, dass sie da nicht drüber gesprochen haben. Götzl macht den Vorhalt, dass Wa. glaube sich zu erinnern, die Schlüssel beider Wohnungen weggeworfen zu habe, was sie auch habe machen sollen. Wa. sagt, das sei keine hundertprozentige Erinnerung. Götzl sagt, im Protokoll stehe, dass sie mehrfach Geld vom VS bekommen habe, damit sie sich kundig mache, wo die sich aufhalten. Wa. sagt, sie könne sich an zweimal erinnern. Sie habe das Geld genommen, sich aber nicht darum bemüht, herauszufinden, wo die sich aufhalten. Götzl fragt, ob das Thema “Karte” beim VS angesprochen wurde, was Wa. verneint. Götzl fragt, ob das mal im Zusammenhang mit Vater Mundlos so war. Der habe, so Wa., das bei seiner Vernehmung im Thüringer UA angesprochen und gesagt, dass die sich an sie, Wa., wenden sollen. Da sei viel durch Herrn Mundlos ins Rollen gekommen.

Zu Holger G. sagt Wa., den kenne sie, sie hätten den einmal in Hannover besucht. Der habe ja früher in Jena gewohnt und sei manchmal bei ihnen gewesen. Der sei eine ruhige Person. Sie meine, er sei ein Freund von Wohlleben und auch von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gewesen. Götzl fragt nach den engsten Freunden von Wohlleben. Das sei schwierig zu sagen, ihr Umfeld sei relativ groß gewesen und sie könne nicht sagen, dass Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe explizit seine engen Freunde waren. Sie hätten auch andere Freunde gehabt, normale Leute ohne rechte Meinung: “Es war immer abwechslungsreich.” Götzl fragt, wer in der Zeit, als Wa. die Lebensgefährtin war, zum engsten Freundeskreis zählte. Es sei ein ständiger Wechsel gewesen, es sei auch mal eine Anke He. bei ihnen gewesen, Sindy He., Conny Ko., ganz normale Freunde. Kapke sei natürlich auch bei ihnen im Freundeskreis gewesen. Auf die Frage, ob ihr ein “Pogromly”-Spiel etwas sage, antwortet Wa., das kenne sie aus der Presse. Und sie hätten auch drei oder vier Spiele unten im Keller gehabt. Auf Frage sagt sie, sie hätten das auch einmal gespielt, da seien u.a. sie selbst, Beate, die beiden Uwes und Ralf dabei gewesen. Ob der André dabei war, könne sie nicht sagen. Sie denke, dass das so 1997/98 war. Von einem Verkauf des Spiels sei in ihrer Gegenwart nicht die Rede gewesen. Auf Frage nach der Herkunft des Spiels sagt Wa., das sei einfach da gewesen, sie habe auch nicht nachgefragt, wer es hergestellt hat. Götzl sagt, in der polizeilichen Vernehmung habe Wa. gesagt, sie kenne das Spiel nur aus den Medien. Wa. sagt, sie habe ja ein bisschen Zeit gehabt, darüber nachzudenken, es sei definitiv so gewesen, dass sie das einmal gespielt haben. Götzl fragt, ob die Vorwürfe, die den drei Untergetauchten gemacht wurden, danach mal im Bekannten- und Freundeskreis Gesprächsthema waren. In ihrem Umfeld sei da nicht drüber gesprochen worden. Auf Frage von Bundesanwalt Diemer bestätigt Wa., dass sie kein so intensives Verhältnis zu den dreien gehabt habe, wie Ralf. Ralf sei ja abends mit denen auch in Gaststätten gewesen.

OSta Weingarten bittet darum, der Zeugin etwas vorzeigen zu dürfen. Es geht um ein Vermerk des Thüringer Verfassungsschutzes, auf dem ein roter Stempel “Quellenschutz”, die Eintragung “VS - Vertraulich” und “Fall Drilling” zu sehen sind. An dem Dokument ist ein Zettel mit handschriftlichen Eintragungen zu sehen. Dazu sagt Wa., das könne ihre Schrift sein. Weingarten sagt, da stehe, man habe sich mit einem Gelegenheitsinformanten getroffen, der den anliegenden Notizzettel übergeben habe. Wa. verneint, sich zu erinnern, den Herren vom VS einen Zettel übergeben zu haben. Weingarten sagt, der Vermerk enthalte Angaben u.a. zu Jürgen He. und fragt, was Wa. zu dem sagen könne. Das sei “normal unser Freundeskreis” gewesen, so Wa. Der sei immer mit seiner Frau und seiner Schwester unterwegs gewesen, das seien die normalen Freunde gewesen, die sie hatten. Sie wisse, dass Conny Ko. und Jürgen He. bei ihnen zu Hause gewesen seien. Weingarten sagt, laut dem Vermerk habe die Quelle, die den Zettel übergeben habe, gesagt, Wohlleben verleihe den Peugeot an einen Freund namens [Jürgen] He., mit dem er gemeinsam eine Zeit im Kinderheim verbracht habe. Da sei sie jetzt “geplättet”, so Wa., sie habe keine Erinnerung. Weingarten sagt, der Gelegenheitsinformant habe sich laut Vermerk bereits im August 1998 mit dem VS getroffen. Wa. habe hier das erste Treffen auf September datiert. Wa. sagt, wenn es ein Treffen davor gab, dann könne sie sich nicht dran erinnern. Weingarten sagt, die Quelle habe nach Aktenlage geschrieben, die Führerrolle Kapkes werde von Wohlleben bedingungslos anerkannt. Daran habe sie keine Erinnerung, so Wa. Dann geht es um einen VS-Vermerk, demzufolge eine nicht namentlich benannte Person berichtet habe, sie sei am Sonntag zu Wohlleben gefahren, dieser habe noch geschlafen, eigentlich habe er die Spiele abholen sollen. Daraufhin sei die Person mit Jule los gefahren, zuerst in die Katharinenstraße 12. Wa. sagt, das müsse die Wohnung von Jürgen He. sein. Weingarten hält weiter vor, sie seien dann in den Fuchssteinweg 18 gefahren. Weingarten hält vor, der “unbekannte Verfasser” habe geschrieben, dass er und Jule zu einem gewissen Jürgen He. gewollt hätten, wo die Spiele gelagert sein sollten. Da komme keine Erinnerung, so Wa. Sie sei mit dem Ralf bei Jürgen gewesen, ansonsten wisse sie nicht, mit welcher Person sie dahin gefahren sein soll. Es folgt eine Pause bis 16.10 Uhr.

Dann fragt Weingarten, woher Wa. eigentlich wisse, wie sich Polizeibeamte auf Zeugenaussagen vorbereiten. Das habe sie aus der Presse. Nebenklagevertreterin RAin Lex fragt, wie sich die Zeugin auf die heutige Einvernahme vorbereitet habe. Wa. sagt, sie sei so aufgeregt gewesen, dass sie keinen klaren Gedanken habe fassen können. Sie habe immer mal nachgelesen im Internet, wie der aktuelle Stand ist, habe sich aber nie irgendwelche Aussagen durchgelesen. Lex fragt, ob ihr die letzte Polizeivernehmung, von der sie eben gesprochen habe, vorliege. Wa. sagt, sie habe die nicht schriftlich, sie habe lange bei der Polizei gesessen und daher sei ihr das in Erinnerung geblieben. Sie habe auch wegen des Untersuchungsausschusses viel im Internet gelesen, und da stehe häufiger drin, dass Herr Mundlos ihren Namen genannt habe. Sie habe sich nicht mit einem Anwalt beraten. Sie verneint auch, dass ein Verteidiger oder eine Verteidigerin mal Kontakt mit ihr aufgenommen habe. Auf Frage sagt Wa., sie habe einmal über soziale Netzwerke mit Kapke geschrieben, weil sie habe wissen wollen, was auf sie zukommt. Das sei vor der polizeilichen Vernehmung gewesen. Sie habe keine Erinnerung, dass Wohlleben 1998 mal einen Kredit aufgenommen habe. Sie hätten damals nicht viel zur Verfügung gehabt, aber sie hätten nicht über einen Kredit gesprochen. Lex hält einen Vermerk vor, dass, so ein Hinweis des Thüringer VS, Kapke sich geäußert habe, dass Wohlleben und zwei andere Kameraden Kredite aufgenommen hätten, um die drei zu unterstützen. Wa. verneint, davon etwas zu wissen. Lex sagt, es gebe in den Akten eine Aufstellung über Wa.s Konten. Das seien viele Konten bei verschiedenen Banken insbesondere ab 2008, warum?. Wa. möchte nicht antworten, das sei privat. Lex sagt, sie wolle die Frage beantwortet haben, es gehe um Kontakte zum VS. Es sei unklar, wie lange die bestanden, und ob es noch Zahlungen von Wohlleben gegeben habe. Klemke beanstandet die Frage, doch Götzl lässt die Frage nach Konkretisierung von Lex zu. Wa. sagt, sie habe kein Geld vom VS erhalten, und es habe auch keine finanziellen Transaktionen mit Wohlleben gegeben.

Zum Thema Autofahrt und “Pogromly”-Spiele fragt Lex, ob sich Wa. erinnere, mal eine Fahrt gemacht zu haben mit Tino Brandt. Das verneint Wa. Auch nachdem Lex die Adresse “Fuchssteinweg” in “Fuchsturmweg” korrigiert, sagt die Zeugin, sie könne sich nicht erinnern, mit Brandt in der Gegend unterwegs gewesen zu sein. Lex fragt, ob Conny Ko. mal Autoreparaturen gemacht habe. Das wüsste sie nicht, sie wisse auch nicht, ob der mal privat Autos repariert hat, evtl. das von Wohlleben. Lex hält vor, dass Wa. laut Akten wiederholt in Begleitung der Zielpersonen Kapke, Wohlleben und Ko. festgestellt worden sei. Das Verhalten lasse darauf schließen, dass sie versuchten einer Observation zu entgehen. Daran könne sie sich nicht erinnern, so Wa. Sie verneint auch, dass darüber gesprochen worden sei, dass man sich verfolgt fühlt. Lex hält aus dem Schäfer-Bericht vor, dass Wohlleben und Wa. am 2.6.1998 in ihrer gemeinsamen Wohnung aufgesucht worden seien und beide sich nicht zum Aufenthaltsort der drei geäußert und keine Auskünfte zur Szene gemacht hätten. Wa. verneint die Frage, ob ihr so ein Besuch in Erinnerung sei. Lex bittet Wa. sich anzustrengen. Wa. sagt: “Wenn ich eine Viertelstunde in mich gehe, muss ich ihnen die selbe Antwort wieder geben. Damit müssen sie sich jetzt leider zufrieden geben.” Dann hält Lex vor, das es laut der Aussage des LKA-Mitarbeiters Wunderlich im Thüringer Untersuchungsausschuss ein “legendiertes Gespräch” mit Wa. gegeben habe, wo Wa. nicht gewusst habe, dass Wunderlich Polizist ist. Die Ansprache habe es in Jena gegeben. Bei einem Vorgespräch habe Wunderlich gesagt, dass er Polizeibeamter ist. Da habe Wunderlich einen Vertreter des Thüringer VS dabei gehabt. Wa. sagt, sie könne sich an ein Vorgespräch nicht erinnern, nur an die zwei Treffen. Lex sagt, so wie Wa. es schildere, seien die Treffen mit dem VS in 30 Sekunden vorbei gewesen. Sie fordert Wa. auf zu sagen, wer gesprochen habe, ob einer der beiden Männer die Gesprächsleitung gehabt habe. Wa. sagt, sie könne nur wiederholen, dass sie die Gespräche nicht mehr mitteilen könne. Lex sagt, sie wolle Wa. etwas vorhalten. Wa sagt: “Ich möchte nicht, dass sie mir was vorhalten.” Götzl klärt Wa. auf, dass “vorhalten” ein technischer Begriff ist, das habe nichts mit Vorwürfen zu tun. Lex hält vor, dass Wunderlich davon gesprochen habe, dass 200 DM gezahlt worden seien. Wa. sagt, sie bleibe bei den 100 Mark. Lex fragt, ob für Wa. die Größenordnung nicht so relevant gewesen sei. Wa.: “Ich würde mich freuen wenn sie nur kurz lesen, was ich gesagt habe, ich habe gesagt, ich habe nicht viel verdient und man war froh über jede Mark.” Wa. sagt auf Frage, sie könne sich an keine Quittung erinnern. Auf Frage sagt Wa., sie verbinde keine Person mit dem Namen Wunderlich. Lex: “Aber es waren immer zwei Personen?” Wa.: “Ja, aber ob es immer dieselben waren, kann ich nicht wiedergeben.” Dann hält Lex aus der Vernehmung von Norbert Wießner vor dem Thüringer Untersuchungsausschuss vor, dass der von fünf, sechs Treffen mit Wa. gesprochen habe. Wa. sagt, sie bleibe bei den zwei Treffen, an weitere könne sie sich nicht erinnern.

RA Prosotowitz fragt, ob Wa. dem Ralf denn geholfen habe, dadurch dass sie mitgefahren sei. Wa. sagt, sie habe nur wegen der Wohnung helfen können, ansonsten nicht wirklich. Prosotowitz sagt, sie habe ja erst abends erfahren, dass die drei verschwinden mussten und fragt, warum sie eigentlich zu Zschäpe gefahren sei, um Kleider zu holen, bevor sie das gewusst habe. Wa. sagt, zum damaligen Zeitpunkt habe sie das gemacht. Prosotowitz sagt, im Vernehmungsprotokoll stehe, dass sie Wohlleben später nochmal angesprochen habe, ob er wisse, wie es ihnen geht. Wa. sagt, das habe mit dem VS nichts zu tun gehabt, da habe sie einfach so nachgefragt. Und 2007 sei ja auch die Information gekommen, dass die wieder nach Jena kommen könnten. Auf Nachfrage sagt Wa., diese Information habe sie aus der Presse. Prosotowitz fragt, ob Wa. wisse, wo sie das gelesen hat. Wa. sagt, sie lese viel im Internet, aber sie wisse nicht mehr, welche Seite das war. Prosotowitz sagt, heute habe Wa. davon gesprochen, dass sie an die Begegnung mit Frau Mundlos keine Erinnerung habe, was Wa. bestätigt. Bei der Polizei habe sie aber angegeben, dass sie das nie gemacht habe, sagt Prosotowitz und fragt, was jetzt richtig ist. Wa.: “Nehmen Sie mir es nicht übel, aber sie legen sich die Worte, wie sie es brauchen.” Prosotowitz wiederholt die Frage. Wa.: “Was soll ich sagen?” Prosotowitz: “Was die Wahrheit ist.” Weil Klemke die Frage beanstandet, muss die Zeugin den Saal verlassen, Götzl lässt die Frage jedoch zu und die Zeugin kommt wieder in den Saal. Wa. sagt, sie bleibe dabei, dass sie sich nicht erinnern könne. Prosotowitz hält vor, dass Wa. bei der Polizei angegeben habe, sie habe sich von Wohlleben getrennt. Wa.: “Ich habe heute gesagt, der Ralf hat sich von mir getrennt und dabei bleibe ich. Prosotowitz fragt, ob Wa. dann bei der Polizei falsch ausgesagt hat. Wa.: “Ich denke, das sind Sachen, die einfach nichts zur Sache tun.” Sie habe eine gewisse Zeit gehabt, sich Gedanken zu machen. Götzl sagt, das obliege nicht Wa.s Bewertung, ob das zur Sache gehört.

RAin Wierig sagt, sie habe die Beobachtung gemacht, dass Wa. ihr Gesicht hier verstecke und eben habe sie davon gesprochen, dass die Polizei gesagt habe, sie solle auf sich aufpassen. Wa. sagt, sie werde in Jena an den Pranger gestellt, mitten in der Stadt würden Bilder von ihr ausgehangen. Sie sei zur Polizei gegangen und habe gefragt, was man da machen kann, die hätten gesagt, man könne nicht helfen. Sie passe auf, ihr Gesicht nicht zu zeigen, weil sie auch Familie habe. Wierig fragt, ob ihr das Interesse lästig sei oder sie aus irgendeinem Grund Repressalien fürchten müsse. Wa. sagt, sie habe keinen Grund, die Presse zu fürchten, es gehe ihr um sich und ihre Familie. Wierig fragt, ob sie Befürchtungen habe, dass, wenn sie hier eine Aussage mache, aus Richtung früherer Freunde jemand sauer auf sie sein könnte. Wa. sagt, die Befürchtung habe sie weniger, ihr gehe es eher “um die andere Seite”, um “Linksorientierte, die bei uns in Jena groß ansässig sind”. Aus dem früheren Freundeskreis habe sie, denke sie, nichts zu befürchten. Wierig sagt, bei den 30, 40 Minuten Fahrt nach Erfurt, wo Wa. von nichts gewusst habe und sich Sorgen gemacht habe, da frage sie also nicht nach. Wa. schweigt und sagt dann, sie habe bzgl. des Tages keine weiteren Erinnerungen und werde auch bei weiteren Fragen keinen Aha-Effekt haben. Wierig sagt, Wa. habe eben gesagt, sie sei einmal bei Zschäpe in der Wohnung gewesen und dann habe der Vorsitzende ihr ein Foto gezeigt und sie habe das sofort als die Wohnung wieder erkannt. Wa.: “Nicht sofort, mir waren gewisse Sachen bekannt.” Als der Richter sie nach Waffen gefragt habe, habe sie sich ohne Bild auch nicht erinnern können. Sie könne viel mit Bildern arbeiten. Nachdem Wa. sagt, sie könne sich auch an Dinge von vor drei Wochen nicht genau erinnern und das sei 1998 gewesen, sagt Wierig, sie sei älter als Wa. und habe mal im ungefähr selben Alter einen Anruf bekommen, dass ihr Freund einen Autounfall hatte und sie habe noch jedes Detail in Erinnerung. Wa.: “Das ist eine Auslegungssache und ich denke, wir sollten das dann bei dieser Aussage belassen.” Wierig sagt, das entscheide der Vorsitzende. Dann sagt sie, Wa. erinnere einige Dinge genau, andere gar nicht, es passe alles nicht so recht. Sie, Wierig, habe versucht, sich das mit Angst zu erklären, aber die habe Wa. auch nicht: “Ob es dabei letztendlich belassen bleibt, ist eine andere Frage, aber das entscheide nicht ich.”

Aus der Nebenklage wird Wa. gefragt ob sie Kenntnis über die Gründe habe, weshalb ausgerechnet sie die Wohnung habe aufsuchen sollen, was Wa. verneint. RA Scharmer fragt, ob 1997-99 in ihrem Freundeskreis mal Überwachung, Observation, Verfolgung Gesprächsthema gewesen sei. Wa. sagt, sie habe diesbezüglich nichts mitbekommen. Bei der Sonnwendfeier sei Polizei bei der Kontrolle präsent gewesen, aber sie persönlich habe sich nicht verfolgt gefühlt, da sei auch nicht über das Thema gesprochen worden. Sie verneint, das eine solche Kontrolle für sie alltäglich war. Scharmer: “Und dann wird danach nicht ein Wort gesprochen?” Wa.: “Wenn sie auf einer Kontrolle verharren wollen, bitte. Ich denke wir sind hier in einem Prozess, wo wir was lösen sollen, sie stellen hier Fragen.” Scharmer sagt, sie solle hier ihre Erinnerung schildern. Wa. fragt, ob sie jetzt sagen solle, die Polizei ist böse. Scharmer wiederholt, dass es um ihre Erinnerung gehe. Wa. sagt, sie wisse nicht was genau gesprochen worden ist. Götzl ermahnt Wa., es sei besser, wenn sie die Frage beantworte und nicht mit dem Fragenden diskutiere. Die Frage Scharmers, ob mal allgemein über das Thema VS gesprochen worden sei, verneint Wa. deswegen habe sie die Verfassungsschützer auch nicht zuordnen können. Dann fragt Scharmer nach Inhalten des “Pogromly”-Spiels. Das sei eine Abwandlung von dem eigentlichen Monopoly, so Wa., die vier Bahnhöfe seien Auschwitz, Buchenwald, “keine Ahnung” gewesen und dann habe es noch etwas gegeben, dass “der Jude in den Knast” gehen solle. Scharmer fragt, ob Wa. Auschwitz mit Knast verbinde. Wa.: “Naja, Konzentrationslager.” Da gebe es einen Unterschied, bestätigt Wa. Scharmer fragt, ob darüber gesprochen wurde, was Wa. verneint. Scharmer sagt, Wa. spiele ein Spiel, wo die Bahnhöfe nach Konzentrationslagern benannt seien, und dann rede man da nicht drüber. Wa. sagt, sie sage es “gerne nochmal”, sie sei jung gewesen und habe das mitgemacht und nicht hinterfragt, “und ich denke, damit ist ihre Frage beantwortet.” Scharmer sagt, man könne ja auch über etwas sprechen, ohne es zu hinterfragen. Wa. sagt, sie könne keine Aussage treffen, was genau gesprochen worden sei. Scharmer sagt, eben habe Wa. gesagt, da sei nicht gesprochen worden. Wa. “Ich weiß es nicht.” Die Zeugin geht raus. Dann fragt Götzl die Anzahl der ausstehenden Fragen ab. Es folgt eine Unterbrechung bis 17.27 Uhr nach der Götzl verkündet, dass die Zeugin hier bleibt und man morgen fortsetzen könne. Die Zeugin weint und sagt, sie sei geschafft und es sei ihr lieber, das so zu machen.

Der Verhandlungstag endet um 17.35.

Der Weblog NSU-Nebenklage kommentiert:
„Die Befragung war noch zäher als die der meisten Zeugen aus der rechten Szene. Die Zeugin behauptete, sich an praktisch nichts mehr erinnern zu können. Der Vorsitzende Richter Götzl machte ihr mehr als deutlich, dass er ihr diese Erinnerungslücken nicht abkauft, zumal Walther bei der Polizei vor zwei Jahren noch umfangreiche Angaben gemacht hatte. … Aus Sicht der Nebenklage ist es begrüßenswert, dass das Gericht den ZeugInnen aus der rechten Szene Jenas ihre „Erinnerungslücken“ nicht weiter abkauft.“


Protokoll 99. Verhandlungstag - 27.03.2014

Zum zweiten Mal wurde die frühere Lebensgefährtin von Ralf Wohlleben, Juliane Wa., vernommen. Danach folgten zwei frühere V-Mann-Führer von Tino Brandt. Diese gaben einen Überblick über die Tätigkeit von Brandt für das LfV Thüringen und werden nach der Aussage von Brandt selbst noch einmal detaillierter befragt werden.

Zeug_innen:

	Juliane Wa. (ehemalige Lebensgefährtin von Ralf Wohlleben)
	Norbert Wießner (früher LfV Thüringen, V-Mann-Führer von Tino Brandt)
	Jürgen Zw. (früher LfV Thüringen heute LKA, V-Mann-Führer von Tino Brandt)




Zunächst kommt es zur Fortsetzung der Vernehmung Juliane Wa. vom Vortag (98. Verhandlungstag). Die Zeugin wird von der Nebenklage befragt.

NK-RAin von der Behrens (vdB): Sie gaben an, dass sie mit André Kapke über Facebook aufgenommen haben, wie hat er denn auf ihre Kontaktaufnahme reagiert? - Zeugin: Ich habe alles gelöscht. Ich habe gefragt, was die Polizei von mir möchte, um was es geht. Ob er eine Erklärung dafür hat, was die von mir wollen…

Behrens: Was hat er geantwortet? - Zeugin: Dass der Herr Mundlos eine Aussage gemacht hat, die mich in die Sache hineinzieht.

Behrens: Weiteres? - Zeugin: War kurze Kommunikation, mehr weiß ich nicht mehr.

Behrens: Vorhalt aus früherer Vernehmung: „Kapke schrieb, dass ich wissen müsste, was in den VS-Akten drin steht“. Was hat er damit gemeint? - Zeugin: Nach Vorhalt kommt mir die Erinnerung, weiß nicht, wie er auf Akteneinsicht kommt und war darüber irritiert. Ging wahrscheinlich um die Besuche vom Verfassungsschutz, über die ich ja mit niemand gesprochen hatte. Hatte ja nicht mit ihm darüber gesprochen.

Behrens: Was wusste Kapke über Sie, mal nachgeforscht? - Zeugin: Nein.

Behrens: Kennen Sie Ronny Ar.? - Zeugin: Ja.

Behrens: Mal mit ihm über NSU und das ganze Thema gesprochen? - Zeugin: Das hat ihn seinen Job gekostet, nur flüchtig gesprochen. Gekündigt aufgrund der Presseinformationen über ihn, dass er mal bei einer Demo im Internet zu sehen war. Hat mich nicht anzugehen, was er früher gemacht hat.

Behrens: Auch über Carsten S. gesprochen? - Zeugin: Fällt mir nicht ein, dass ich mit ihm darüber gesprochen habe.

Behrens: Hat er auch Ralf Wohlleben gekannt, freundschaftlich? - Zeugin: Hat gesagt, dass er ihn flüchtig kennt.

Behrens: Was zu anderen Personen? - Zeugin: Nein. Kurze Gesprächssituation, nicht vermehrt aufgetreten, wer wen kennt von früher.

Behrens: Dass er Wohlleben kannte, hat er von sich selbst aus erzählt? - Zeugin: Blieb nicht aus, stand ja in der Presse, was ich gemacht habe oder gemacht haben soll. Er zu mir: Jule, mach dir keine Sorgen, es wird alles gut. Bleibt nicht aus, dass Leute das mitkriegen, Anfragen für Interviews und Geldangebote, auch über Dritte.

Behrens: Stand ja mehr in der Presse, als sie uns hier gesagt haben. Haben Sie Herrn Ar. Informationen gegeben, die ihn zu dem Satz veranlasst haben?

Hier interveniert der Verteidiger von Ralf Wohlleben RA Klemke: Die Frage lädt zu Spekulationen ein. Der Vorsitzende Richter Götzl stimmt zu.

Behrens: Welche Informationen haben Sie Herrn Ar. über ihre Situation gegeben? - Zeugin: Ich habe ihm keine weiteren Informationen gegeben, kannte ihn aus der Zeit ja gar nicht. Stecke nicht in ihm drin: bin kein Psychiater.

Nun fragt NK-RA Kuhn: August/September 1998: Über wieviele Telefone verfügte Ihr Haushalt damals? - Zeugin: Schwierige Frage: Festnetz, Handy.

Kuhn: Hatte RW ein Kontakttelefon für das Trio? - Zeugin: Nein.

Kuhn: Vorhalt aus PUA Bund, 56. Sitzung, Blatt 29, Aussage Norbert Wießner: Wir wussten auch von 2045, dass das Kontakttelefon von Wohlleben in einem bestimmten Zimmer lag. Wir haben versucht dran zu kommen, auch über eine Person, die Zugang hatte. War nicht möglich. - Zeugin: Sagt mir nichts.

Kuhn: Vorhalt ebenda: Bei Juliane Wa. war der Kollege Zielfahnder bei Treff dabei, war als Nahbeobachterin eingesetzt, über sie haben wir versucht, an SIM-Karte dranzukommen. - Zeugin: Sagt mir gar nichts.

Kuhn: Kennen Sie Frau Mundlos? - Zeugin: Ich kenne sie nicht, weiß nicht, wer das ist.

Kuhn: Können sie sich an eine EC-Karte von Mundlos erinnern? - Zeugin: Ich habe von der Polizei gesagt bekommen, dass ich bei Frau Mundlos gewesen sein soll, um eine Kreditkarte zu holen. Daran habe ich keine Erinnerung,

Kuhn: Vorhalt Vernehmung Frau Mundlos, 20.2.2012: Am darauffolgenden Montagnachmittag, 26.1., kam überraschend Uwe Mundlos zu ihr, Zschäpe habe ihn in Ilmenau angerufen, es gebe eine Garagendurchsuchung, belastendes Material. Er brauchte die EC Karte. Ein Juliane kam und brachte die Karte zurück. Sagt, sie habe einen Schlüssel zu Mundlos’ Wohnung, ob sie die EC-Karte wieder mitnehmen könne. Ich habe gefragt, ob es dort auch eine Durchsuchung gegeben hat. Dies verneinte Fräulein Juliane. - Zeugin erinnert sich nicht.

Kuhn: Sie haben gestern erzählt, dass sie Frau Mundlos nie getroffen haben und dass Herr Mundlos bei ihnen zuhause war. Vorhalt Vernehmung Frau Mundlos: Rückholaktion von Uwe Mundlos, wir (Eheleute Mundlos) bei Wohlleben zuhause, auch Fräulein Juliane. Sie gefragt, warum sie fälschlich Durchsuchung verneint hätte, antwortet schnippisch: um nicht zu beunruhigen. - Zeugin: Keine Erinnerung, kann es mir nicht aus den Fingern saugen. Kann weiter nichts dazu sagen.

NK-RA Stolle: Sie haben berichtet, dass über sie in der Presse zu lesen war. Sind sie darauf mal angesprochen worden im Umfeld? - Zeugin: Paar Bekannte von mir, sonst relativ ruhig im Umfeld.

Stolle: Im Familienkreis, Partner? - Zeugin: Mit Partner darüber gesprochen.

Stolle: Und was: was sie hier gesagt haben oder was sie bei der Polizei gesagt haben? - Zeugin: Weiß nicht, was mein Lebensgefährte damit zu tun hat. Hab ihn natürlich darüber informiert.

Stolle: Und ihre Mutter? - Zeugin: Ja, natürlich.

NK-RAin Pinar: Sie haben gesagt: Kapke sei ein Freund von Ralf gewesen und kam ab und zu zu Besuch. Ist er auch mal öfter da gewesen? - Zeugin: Kann nicht sagen, wie oft André Kapke bei uns war. War nicht den ganzen Tag zuhause, auch eigene Sachen gemacht. Ob sie sich ohne mich getroffen haben, weiß ich nicht.

Pinar: War er eine Zeitlang täglich da? - Zeugin: Fällt mir schwer, das zu bestätigen.

Pinar: Vorhalt aus Observationsbericht, Kapke als Zielperson: Auffällig, dass zwischen Kapke, Wohlleben und Juliane Wa. eine sehr enge Beziehung war, es gab tägliche Besuche von Kapke in der Prüsingstr. - Zeugin: Keine Erinnerung.

Pinar: Ob sie Kapke mal bei einer politischen Veranstaltungen geholfen hat? - Zeugin: Nein.

Pinar: Vorhalt ebd.: Gegenseitige tatkräftige Unterstützung bei NPD-Infostand? - Zeugin: Nein.

Pinar: Haben sie mal mit Kapke was alleine unternommen? - Zeugin: Kann ich nicht sagen.

Pinar: Haben sie ihn mal zu einer Behörde begleitet, zum Bafög-Amt? - Zeugin: Weiß nicht, worauf sie hinauswollen. Kann mich nicht erinnern.

RA Klemke interveniert: Pinar fordert zu Spekulationen auf. - Pinar: Ich versuche zu ergründen, welcher Grad des Erinnerns vorherrscht. Und ob Kapke nur der Freund vom Lebenspartner oder auch ihr eigener Freund war. - Klemke: Motivation ändert nichts an der Geeignetheit oder Ungeeignetheit der Frage.

Pinar: Sie können sich nicht erinnern, dass sie je was allein mit André Kapke gemacht haben? - Zeugin: Ja.

Pinar: Ich bitte um eine Unterbrechung, ich will Ordnungsgeld beantragen, das kann nicht sein.

Götzl weist das zurück. - Pinar: Einzige Maßnahme gegen Zeugin, die sich konsequent nicht erinnern will. - Götzl: So wie sie’s jetzt ankündigen, wird das nichts. noch mal durch den Kopf gehen lassen. - Pinar: Fünf Minuten, um das zu überlegen. - Verteidiger RA Stahl: Ordnungsmittel gegen Zeugin nur möglich, wenn Aussage komplett verweigert und nicht um bestimmte Aussage zu erzwingen. Rechtssprechung des Bundesgerichtshofes. Sehe, dass Herr Weingarten von der BAW nickt. - Pinar: Fundstelle?

Unterbrechung: 10:28 Uhr - 10:42 h

Pinar: Kein Antrag. Kündige schon an, dass ich der Entlassung der Zeugin nicht zustimmen werde. Dinge noch überprüfen. Frage eignet sich tatsächlich nicht für Ordnungsgeldantrag.

Zeugin kommt wieder rein.

Pinar: Die beiden Verfassungsschutzleute haben sie instruiert, mit niemandem über den Kontakt zu sprechen? - Zeugin: Ja, die haben gesagt, dass ich mit niemand darüber reden soll.

Pinar: Gibt es da eine Verpflichtungs- oder Verschwiegenheitserklärung? - Zeugin: Weiß ich nicht.

NK-RA Langer: Der Tag, an dem die beiden Herren zu ihnen in der Schule kamen: Reihenfolge der Ereignisse, zeitliche Einordnung?

Götzl: Ich habe sehr, sehr, sehr, sehr viel Zeit in diese Frage investiert. Ich lasse die Frage nicht zu.

Langer: Zeitliche Angaben zu den Ereignissen. Bei Polizei gesagt, dass zwischen 10 und 11 h von der Schule abgeholt, hier gestern 9:30h? - Zeugin: Das waren gestern und heute Mutmaßungen, fällt mir schwer, den zeitlichen Ablauf zu benennen.

Langer: Volker He. und Uwe Böhnhardt, woher kannten die sich und wie lange? - Zeugin: Weiß nicht.

Langer: Zur Zeit ihrer Beziehung mit He., war der da schon mit Böhnhardt bekannt? - Zeugin: Weiß ich nicht, ist mir nicht bewusst. Noch in der Schule gewesen, zuhause gewohnt, kann ich nicht sagen.

Langer: Waren sie denn überrascht, dass die beiden kamen oder hatten sie sie schon mal zusammen gesehen? - Zeugin: Ja, klar. Sie gehörten zu dem Freundeskreis.

Langer: Wann waren die denn vorher schon bekannt nach ihrer Wahrnehmung: bevor sie mit Wohlleben zusammen kamen oder erst danach? - Zeugin: Kann das nicht genau sagen, tut mir Leid.

Langer: Ist Böhnhardt überhaupt wieder mit eingestiegen ins Auto und wo wurde er denn dann abgesetzt?

Götzl: Alles schon gefragt.

Langer: Vorhalt polizeiliche Aussage: Vor dem Haus bemerkten wir, dass Wohllebens Auto da
ist, wir haben ihn dann auch im Haus angetroffen. Wohlleben musste los, hatte noch zu erledigen. Ich bin dann zur Wohnung Zschäpes gegangen. - Zeugin: Hab hier öfter erwähnt, dass ich die zeitlichen Abläufe nicht weiß. Kann ich nichts dazu sagen.

Langer: Wann zum ersten Mal Kontakt mit André Kapke? - Zeugin: Kann ich nicht konkretisieren.

Langer: Nach Kennenlernen mit Wohlleben oder danach? - Zeugin: Kann auch vorher schon gewesen sein, Wohlleben kannte ja auch den Volker.

Langer: Begegnungen mit Polizei, sind sie mal Zeugin gewesen, Zeitraum 96/97? - Zeugin: Gab, soweit ich mich erinnern kann, Zeugenaussage in einem Verfahren wegen Körperverletzung, wurde eingestellt.

Langer: Gegen wen? - Zeugin: Müsste André Kapke gewesen sein und ein anderer.

Langer: Auch möglich, dass es gegen André Kapke und seinen Bruder Christian ging? - Zeugin: Kann mich nicht erinnern.

Langer: Und an den Inhalt der Aussage? - Zeugin: Nein.

Langer: Es war ein Körperverletzungsvorwurf und sie haben ausgesagt, dass sie zur Tatzeit mit André Kapke zusammen in einer Studentenkneipe waren? - Zeugin: Schon erwähnt, dass öfter in Clubs und Kneipen. Soweit ich das im Internet gelesen habe… weiß ich nicht.

Langer: Haben sie André Kapke ein Alibi verschafft?

Zeugin (zu Götzl): Herr Richter, kann ich mal mit ihnen sprechen. Ich werde hier an den Pranger gestellt. Hab ich einen Zeugenschutz? Ich brauche einen, weil die Fragen so intensiv sind. Ich habe keine Möglichkeit Akten einzusehen. Fühle mich hier sehr allein gelassen. Am Ende werde ich noch gefragt, wie ich auf die Welt gekommen bin: da war ich dabei, kann mich aber nicht erinnern. Die Fragen werden immer weiter nach hinten datiert. Wir kommen hier weg vom Gegenstand, das ist so breitgefächert, das geht mir jetzt zu weit. Immer weiter gefragt: wird nicht besser. - Götzl: Soweit ein Bezug da ist, müssen sie antworten, Zeugenbeistand hätte auch keine Akteneinsicht. - Klemke: Ich habe die Zeugin so verstanden, dass Langers Frage nicht zur Sache gehörig. Will nicht oberlehrerhaft sein, aber darauf aufmerksam machen, dass Zeugin auch einen Gerichtsbeschluss beantragen kann. - Götzl: Jetzt bin ich am reden. Es können auch Fragen gestellt werden, die weiter zurückreichen. Ruhe bewahren, keine Hektik. - Langer: Die Zeugin kann sich doch daran erinnern, dass das Verfahren eingestellt wurde. Daher die Frage, ob sie noch mehr dazu erinnert und dass sie eine Aussage zugunsten Kapkes getätigt hat. - Klemke: Es ist so, dass die Zeugin, wie ich das verstanden habe, die Frage beanstandet. - Zeugin: Ja. - NK RA ?: Die Zeugin hat sich allgemein beschwert und nicht über die konkrete Frage. - Götzl: Sie hat genickt. Ich halte die Frage für zulässig. Auch wenn sie zeitlich vor dem liegt, was hier Gegenstand ist. Aber deutlich machen: es geht um wahrheitsgemäße Aussagen: Wahrheitspflicht! - Zeugin: Kann zu dem Zeitpunkt keine Aussagen machen. Wenn ich den zeitlichen Ablauf von 1998 nicht wiedergeben kann, dann für 1995 erst recht nicht.

Langer: Woher wissen sie, das das Verfahren eingestellt wurde? - Zeugin: Aus der Presse, sagte ich schon.

NK-RA Narin: Zurückkommen auf VS-Akte, die gestern z.T. schon vorgehalten wurde. Haben sie sich gegenüber VS zu André Kapke geäußert? - Zeugin: Kann ich nicht genau sagen, was ich über wen gesagt habe.

Narin hält aus der Akte vor: Informant sagt, Führungsrolle Kapkes werde von Wohlleben bedingungslos anerkannt, er kümmerte sich um Nachwuchs. - Zeugin: Kann ich, wie gestern, nicht konkretisieren.

Narin: Sind Wohlleben Mobiltelefone zur Verfügung gestellt worden? - Zeugin: Nein.

Narin: Kennen sie einen Ebbi oder Ebbinghaus? - Zeugin: Kann sein, weiß ich nicht.

Narin: Ist ihnen erinnerlich, dass Kapke 1998 in Südafrika war? - Zeugin: Wie bitte. Ich kann keine Angaben machen, wo wer Urlaub gemacht hat.

Narin hält Aussagen Zeugins zu Zschäpes Familie vor: Ihre Mutter sei Alkoholikerin, Bezugsperson Oma, dass sie einen neuen Liebhaber (Stecher) habe? - Zeugin: Nicht erinnern.

Narin: Sie haben gesagt, dass sie von Straftaten, die zum Untertauchen der Drei führten, aus der Presse erfahren haben? - Zeugin: Ja. Aus der Presse, war nicht immer in der Wohnung, meine Mutter hatte damals einen Hirnschlag, da war ich viel bei ihr und hab viel Zeitung gelesen.

Narin: Wann und wo genau? - Zeugin: Weiß ich nicht mehr genau. „Kripo live“ und in verschiedenen Medien. Wann genau welches Medium, kann ich nicht sagen.

NK-RA Scharmer: Sie sagten, dass sie sich an das Pogromly-Spiels erinnerten, aber nicht an Gesprächsinhalte, wie war die Stimmung? - Zeugin: Das ist ein Gesellschaftsspiel damals gewesen, man stachelt sich auf, um Häuser zu kaufen, nicht anders als wenn ich heute mit meinen Kindern spiele. Normale Spielstimmung.

Scharmer: Wie bei Monopoly und „Mensch ärgere Dich nicht“? - Zeugin: Ja, nicht anders.

Scharmer hält zwei „Ereigniskarten aus Pogromly vor: Karte 1: Du hattest auf ein Judengrab gekackt, leider hast du dir dabei eine Infektion zugezogen, Arztkosten. Karte 2: Gehe zum KZ um die Juden abzugeben? - Zeugin: Keine Erinnerung an die Karten.

NK-RAin Lex: BAW Weingarten hat Notizzettel vorgehalten, bitte heute nochmal und die Zeugin soll ihn vorlesen? - Götzl: Ich werde jetzt hier nicht die Zeugfin etwas vorlesen lassen.

Lex: Es geht um die Namen, um sie vorzuhalten. [Lex liest das Originaldokument.]

Lex: Hier sind Namen niedergelegt. Kennen sie einen Pa.? - Zeugin: Frank Pa., war früher im Freundeskreis von Conni Ko., wie ich normalen Lebensweg. War auch zum Kaffee da, mal in der Disko, nichts Konkretes, mal Wein getrunken. Jürgen, Conni und dessen Frauen, viel mit den Frauen gemacht, keine weiteren Angaben.

Lex: War Pa. mit Wohlleben politisch? - Zeugin: Nichts bekannt.

Lex: Kennen sie Sandro Ta.? - Zeugin: Sagt mir was, habe aber kein Bild im Kopf. Kann keinen Bezug herstellen.

Lex: Tuffy? - Zeugin: Kenn ich aus dem Jugendclub Impuls. Was er persönlich gemacht hat, kann ich nicht sagen. Habe auch heute viele Telefonnummern, das kann man mir nicht vorhalten.

Lex: Anke He.? - Zeugin: Gute Freundin, Schwester von Jürgen. Mit Wohlleben nicht so viel zu tun, mehr Freundin von mir. Nichts politisches miteinander gemacht.

NK-RAin Lunnebach: Pogromly, mal ganz abgesehen davon, dass das abscheulich ist: Schämen sie sich eigentlich, das gespielt zu haben? - Zeugin: Ich habe nicht gewusst, was ich da mache. Heute schon und ja, ich schäme mich dafür.

Lunnebach: Hatten sie nach gestern Kontakt zu Anwälten? - Zeugin: Ich habe mit Bekanntem gesprochen, der Anwalt war. Übt den Beruf nicht mehr aus. Freundschaftlichen Rat eingeholt.

Lunnebach: Wie heißt er? - Zeugin: Herr Dirk Zi.

RA Klemke (Verteidigung Wohlleben): Sie sagten, es seien von ihnen Bilder in Jena aufgehängt worden. Selber gesehen? - Zeugin: Freundin per What’s App Bild geschickt, nicht verpixelt, vor der Jungen Gemeinde (JG).

Klemke: War das das einzige Bild? - Zeugin: In der Stadt das Einzige. Im Internet weiß ich’s nicht. Der MDR hat mich mal namentlich benannt mit einem unverpixelten Bild.

Klemke: War das in Jena ein Ganzkörperfoto? - Zeugin: Oberkörper. Und als NSU-Helfer bezeichnet. Juliane stand auf jeden Fall da, glaub es war nur Juliane W.

Klemke: Gab’s sonstige persönliche Angaben auf dem Plakat? - Zeugin: In Verbindung mit den Leuten  um Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt, weiß nicht, was drauf steht. Ich war sehr aufgeregt, dann Anzeige erstattet. Polizei fährt auch hin, kommt zurück. Dort sei Veranstaltung, das Bild könne nicht abgehängt werden und dann: Passen sie bitte auf sich auf.

Klemke: Wo hing’s genau? - Zeugin: Direkt vor der JG.

RA Hoffmann (NK) interveniert: Das hat nichts mit der Tatfrage hier zu tun. - Klemke: Nicht zu beanstanden. Hoffmann hat schließlich gestern auch die Fragen der Kollegin Lex zu diesem Komplex nicht beanstandet. Beantrage Gerichtsbeschluss. - BAW Weingarten: Beanstandung zurecht, es gibt keinen Bezug zum Verfahren. Nicht alles, was ein Zeuge bei Gelegenheit sagt, wird zwingend Prozessstoff. - RA Scharmer: Außerdem nicht Lex, sondern Wierig. - RA Stahl (Verteidigung Zschäpe): Frage zulässig. Glaubhaftigkeitsbefragung. Wenn die Zeugin Repressalien ausgesetzt war, ist das relevant, weil das ihr Aussageverhalten beeinflusst haben könnte. - Klemke: Erstaunt über BAW-Aussage: Auf Nachfrage von Lex oder Wierig, ist auch egal, war von einer öffentlichen Zurschaustellung im Kontext einer Veranstaltung gestern nicht die Rede. Noch gilt der Grundsatz: Gleichheit vor dem Gesetz. - NK RA Kaplan: Denken sie bitte an den Beschleunigungsgrundsatz, Herr Klemke. (Gelächter)
Unterbrechung bis 11:50 h

Götzl: Frage zulässig.

Zeugin kommt wieder rein.

Klemke: Hatte gefragt, wo die Veranstaltung stattgefunden hat? - Zeugin: In der JG.

Klemke: Hat sie aufgrund des Plakats Anfeindungen befürchtet? - Zeugin: Naja, Anfeindungen, man muss schon auf sich selber aufpassen. Ich habe auch Kinder. Die Presse ist erbarmungslos, wenn sie sonntagmorgens klingeln und ein Interview oder ein schnelles Foto wollen. Im Umfeld ist es nicht ganz so extrem. Ich weiß nicht, wie’s nach gestern und heute sein wird, wird sich zeigen.

Klemke: „Danke für die Zeit, die sie mir dafür geopfert haben.“ (Gelächter und Empörung im Saal)

RA Hösl (Verteidigung Carsten S.): Noch mal zum Spieleabend. Was für Bilder von diesem Spieleabend im Kopf, wurde gelacht, getrunken, was geknabbert? - Zeugin: Wer Gewinner oder Verlierer war, kann ich nicht sagen. Normaler Spieleabend mit Gesellschaftsspiel. Ob sich jemand geärgert hat, weiß ich nicht. Nichts Besonderes hängengeblieben.

NK RA Narin: Haben sie ein Facebook-Konto? - Zeugin: Ja.

Narin: Mit ihrem Klarnamen? - Zeugin: Ab heute habe ich keinen Facebook-Account mehr.

Narin: War der Account mit einem Bild von ihnen? - Zeugin: Es war ein Bild von mir drinne, aber nicht das.

Narin: Sie sagten, sie hätten zu Pa. keinerlei Kontakt mehr? - Zeugin: Das ist richtig.

Narin: Wenn ich ihnen sage, dass sie im September 2011 über Facebook Kontakt mit ihm aufgenommen haben und bis heute aufrechthalten? - Zeugin: Könnten mir den Verlauf hier auf den Tisch legen. Sie sagen, der Kontakt geht bis heute: das ist nicht der Fall.

RA Hoffmann: Nur zur Klarstellung: Bei dem Foto in der JG sind ihre Augen nicht verdeckt? - Zeugin: Ja, sicher. Könnte ihnen das Bild zur Verfügung stellen.

RA Pinar kündigt an, der Entlassung der Zeugin erstmal widersprechen zu wollen.

Es folgt die Mittagspause (12-13 Uhr).

Dann kommt der Zeuge Norbert Wießner, 67, Pensionär, ehemals LKA und LfV Thüringen. Es werden zunächst die Aussagegenehmigungen (4. und 26.3.2014) verlesen: 1. Allgemeine Aussagegenehmigung, erweiterte Aussagegenehmigung zu THS- und NSU-Entwicklung, sowie Vorläufer- und Umfeldorganisation. 2. Erweiterte Aussagegenehmigung: nicht Preisgabe von Identitäten, nur Tino Brandt und Andreas Ra. und Juliane Wa.

Götzl bittet ihn über die Führung des V-Manns Tino Brandt zu berichten. - Zeuge: Ich war 1993 - 2001 beim LfV Thüringen, für die Anwerbung von V-Personen bis 1998 zuständig. Dann mit Neustrukturierung zum Referat Beschaffung Rechtsextremismus bis 2001. Nach der Enttarnung von Brandt zum LKA umgesetzt, wo ich bis zur Pensionierung 2011 war. Zur Anwerbung Brandts: Nach dem Auftauchen von Flugschriften der „Anti-Antifa“ haben wir im Urheberkreis gesucht, sind bald auf Tino Brandt gekommen. Dann waren da Hess-Aufmärsche, politisch interessant und für Wirbel gesorgt, deshalb Tino Brandt angeworben, für den in erster Linie die finanziellen Anreize interessant waren. Etliche Probeaufträge, 1994 dem Referat V-Mann-Führung übergeben. Von mir geführt. Muss sagen, dass er in dieser Zeit sehr kooperativ war, ehrlich berichtet hat, Hinweise nicht nur im hier besagten Fall geliefert, umfangreich und wahrheitsgemäß berichtet; ließ sich leicht überprüfen: nicht getäuscht und hinters Licht geführt worden. Er ist von mir als B2-Quelle eingestuft worden, d.h. dass er ehrlich und genau berichtet.

Götzl: Was bedeutet die Einstufung? - Zeuge: Skala von F - A. B bedeutet wahrheitsgemäße Berichterstattung. Herr Bode führt Brandt in der Zeit, in der ich nicht geführt habe. Vertreter Herr Zweigert. Über Vertretungsfälle kann ich nichts sagen, hab ihn erst ab 1998 geführt.

Götzl: Wie häufig hatten sie mit Brandt Kontakt? - Zeuge: Wöchentlicher Kontakt und telefonischer Kontakt rund um die Uhr.

Götzl: Um welche Infos ging’s? - Zeuge: Mit Auswertung abgestimmt, Erkenntnisse zur NPD und THS, wie entwickeln die sich, und Suche nach dem Trio.

Götzl: Wie war der technische Ablauf? - Zeuge: Von Treffen Deckblattberichte, werden ausgewertet, Auswertung weitergeleitet an Stellen, die von Berichten tangiert waren. Auch normaler Dienstweg über Referatsleiter und Abteilungsleiter in die Auswertung. Brandt hatte zunächst die Kennnummer 2045 und den Decknamen „Otto“. Dann nach Abschaltung andere. Dann nach einem Dreivierteljahr reaktiviert als „Oskar“.

Götzl hält vor: VM 2045 nach Wiedereinschaltung zur VM 2100 gemacht worden? - Zeuge: Genau.

Götzl: Wie war Brandts Verhalten und Umgang? - Zeuge: Kooperativ, für Geld hätte der 24 Stunden Dienst gemacht. Bei allen Geschichten pünktlich. Nichteinhaltung und Unpünktlichkeit fand bei ihm nicht statt. Entscheidendes Führungsmittel war Geld. Unterschiedlich gelaufen: in der Regel 800 - 1000 Mark regelmäßig und Fahrtkosten und Telefonkosten kamen dazu , d.h. 1200 - 1500 Mark im Monat. Ab 98 bis 2001.

Götzl: Und vorher? - Zeuge: Kann ich nicht sagen.

NK-RA Kienzle: Zeuge sagt mehrfach: „Ich kann das nicht sagen“. Wegen Aussagegenehmigung - Götzl: Nein, geht um Wissen nicht Genehmigung. Zeuge bestätigt.

Götzl: War Brandt bei der Suche nach dem Trio auf bestimmte Leute angesetzt? - Zeuge: Er sollte Kontakt mit Wohlleben und Kapke halten und so Infos über das Trio bekommen, das war der Ansatz in unserem Hause.

Götzl: Zusammengefasst, welche Infos gab’s? - Zeuge: In erster Linie ging es um den Aufenthaltsort. Es gab einen Zielfahndungsauftrag des LKA zum Aufspüren des Trios. Quelle angesetzt bei Wohlleben und Kapke, um über diese Personen Näheres zum Abtauchen zu gewinnen. Hat sich als schwierig herausgestellt, war selbst für ihn schwierig zu bekommen: keiner weiß was, keiner sagt was. Es sollte für Brandt keine Selbstgefährdung durch ständiges Nachfragen entstehen. Letztlich kamen Informationen mit Hinweisen auf Heise, dann über Niedersachsen zu Holger G. - das waren so im Grunde genommen die Infos, die direkt aus dem Thüringer Bereich kamen.

Götzl: Was für Hinweise auf Heise? - Zeuge: Er hat sich mit Heise zu Auslandskontakten und ob man die Leute ins Ausland schaffen könnte, unterhalten. Zu Gerlach wurde die Info an Niedersachsen abgegeben: LfV Niedersachsen hat daran gearbeitet, ist aber nichts bei rausgekommen, ein Observationsbericht, das war’s dann. Wir waren von Heise auf Holger G. gekommen.

Götzl: Und über Kapke? - Zeuge: Sehr unzuverlässig. Mitte 98 war sein Ansprechpartner in erster Linie Wohlleben, Kapke galt als unzuverlässig, die Geschichte mit dem Geld für Passbeschaffung, dass das nicht angekommen ist, hat Misstrauen noch erhöht.
Götzl: Welchen Kenntnisstand hatten sie im Hinblick auf die Stellung Brandts und Kapkes in der Szene und im THS? - Zeuge: THS war ein loser Verband von Kameradschaften, 6-7 Kameradschaft, nur bei gemeinsamem Auftreten als THS firmiert. Tino Brandt und Mario Br. entscheidende Initiatoren. In Jena waren unsere Ansprechpartner Wohlleben und Kapke, in Gera hatten wir über die Quelle Ansprechpartner, in Saalfeld/Rudolstadt und Eisenach. THS keine geschlossene Vereinigung; Brandt hatte den Vermittler gemacht, wenn zwei Kameradschaften aktiv werden wollten, hat er vermittelt und die beschlossenen Aktionen mit ausgeführt.

Götzl: Was sind die Grundlage der Infos? - Zeuge: Seine Berichterstattung über die 4 Jahre THS.

Götzl: Jetzt mal zu Juliane Wa. - Zeuge: Freundin von Wohlleben. Von Brandt kam der Hinweis, dass mit Wohlleben liiert. Wir haben gemeinsam beschlossen, diese Person zu befragen zur Situation bei Wohlleben. Das ist dann auch geschehen, es gab ein Treffen mit dem Zielfahnder, es wurde Geld übergeben. Aber sie konnte unsere Erwartung nicht bestätigen. Nachdem das bei mehreren Treffen nicht gelaufen ist und sie sagte, sie könne die Infos nicht liefern, weil sie auch nicht bereit war, über die Causa Wohlleben hinaus Infos in der Szene zu sammeln, haben wir das auch aufgegeben.

Götzl: Wieviele Treffen hat es mit ihr gegeben? - Zeuge: Ich meine, drei bis sechs.

Götzl: Wie sind die abgelaufen? - Zeuge: Sehr untypisch, dass wir mit Zielfahnder zu den Treffen gefahren sind. Vom ersten Treffen an Zielfahnder Sven Wunderlich vom Zielfahndungskommando in Thüringen zugegen. Es ging um Kommunikation von Wohlleben und wo er Kontakt sucht und aufnimmt. Konnte jedes Mal nichts berichten. War sinnlos sich mit dieser Gewährsperson zu treffen. Sollte auch nicht anderweitig eingesetzt werden.

Götzl: Um welche Kommunikationswege ging es? - Zeuge: Es ging um die Frage, wieviele Handys und SIM-Karten, die nur zu bestimmten Anlässen benutzt werden, vorhanden waren.

Götzl: Bei dem erneuten Treffen, was berichtete Zeugin? - Zeuge: Berichtet, dass es nichts gibt. Letztlich hat sich bei allen Treffs herausgestellt, dass keine Informationen geliefert wurden.

Götzl: Haben Sie oder Kollegen oder Wunderlich Frau Wa. das Ziel genannt? - Zeuge: Ja, das ist ihr eröffnet worden: wo die drei sich aufhalten, Generalauftrag.

Götzl: Hat sie sich zustimmend verhalten? - Zeuge: Ja, hat nicht abgestritten, mit RW befreundet zu sein. Auf konkrete Fragen gab sie keine und ausweichende Antworten. Konnte zu seinen Kontakten nichts Konkretes sagen. Gefragt, ob sie an Verbindungsdaten kommt und welche Kontakte er hat.

Götzl: Welche Geldzahlungen gab es? - Zeuge: 200 Mark pro Treff, glaub ich.

Götzl: Und die Dauer? - Zeuge: Anderthalb, zwei Monate. Mehr war das nicht. Wir haben immer eine Zeitspanne gelassen, damit Erkenntnisse anfallen können. War dann nie was. Das muss Anfang 99 gewesen sein. 98 Observation Kapke und dann kamen erst die anderen Personen ins Gespräch.

Götzl: Gab es Informationen, dass Juliane Wa. mit Wohlleben darüber geredet hat? - Zeuge: Keine Erkenntnisse, auch nicht über andere (Brandt).

Götzl: Eine weitere Person ist Ra.? - Zeuge: Muss Anfang 98 gewesen sein, dass Brandt berichtet, dass Ra. das Fluchtfahrzeug der Drei zurückgeführt hat. Er wurde gezielt befragt und hat glaubhaft versichert, dass er das nicht getan hat. Er hat abgestritten, das Fluchtfahrzeug rückgeführt zu haben. Ra. war gedacht als Werbungskandidat für Kameradschaft Saalfeld/Rudolstadt. Er war als Gegner von Brandt bekannt in der Szene. Ansprache fand im Gefängnis statt. Wir wollten ihn in die Kameradschaft einschleusen. Es ist nie zu einer Verpflichtung gekommen. Ra. sehr unzuverlässig: Aufträge immer wieder nicht ausgeführt.

Götzl: Ist die Unzuverlässigkeit thematisiert worden? - Zeuge: Muss ehrlicherweise sagen, nach mehrfacher Nichterfüllung von Aufträgen ist unser Interesse gesunken. 1998 nochmal angesprochen, dann Zusammenarbeit gänzlich eingestellt.

Götzl: Wann war der Erstkontakt? - Zeuge: Im August 94. Drei Monate, dann ist er an den V-Mann-Führer übergeben worden. (Kurze Irritation) Das war jetzt ein Missverständnis: Ich habe gerade von Brandt gesprochen.

Götzl: Wie war das mit Ra.? - Zeuge: Ich meine, 1996, da war er noch in Haft, müsste das gewesen sein. Immer wieder längere Pausen, Treffs total unregelmäßig. Er meldete sich. Es gab Kontakte bis 1998. So was von unterschiedlich. Er hast seine Aufträge nicht erfüllt. Wir haben dann gesagt, nur wenn er was weiß, soll er sich melden. Kann nicht sagen, wie oft das in 2 Jahren war, vielleicht ein Mal im Monat.

Götzl: Gab es hier auch Geldzahlungen? - Zeuge: Wie üblich, es gab erste Prämien, um ihn, wie das im Jargon heißt, anzufüttern. Das waren so 300-400 Mark

Götzl: Nochmal zu Zeugin. Wie war ihre Stellung zum LfV Thüringen? - Zeuge: Sie hatte gar keinen Status. Das war eine Abschöpfung, sie war nur Informantin. Ra. wurde auch nicht verpflichtet.

Götzl: Bei der Abfassung der Berichte: Woran ersehe ich, welche Berichte von ihnen, welche von Bode oder sonstwem abgefasst wurden? - Zeuge: Oben auf Treffberichten Stellenzeichen, daraus geht hervor, wer den Treff durchgeführt hat.

Der Zeuge erläutert die Kennzeichnung des Bericht: 221 + 251 war sein Chiffre, Bode weiß er nicht; Zweigert: 222, 223.

Götzl: Wie die Zusammenarbeit mit Zielfahndung/Wunderlich aussah? - Zeuge: Wir haben ja nicht mit der zuständigen Abteilung beim LKA zusammengearbeitet. Das hatte fatale Folge. Zielfahnder sind ein- und ausgegangen im Hause, das Gespräch gesucht. Gemeinsame Aktion war nicht üblich. Nach meiner Meinung ist das nur zustande gekommen auf Weisung der Präsidenten, es entsteht diese Gemengelage. Es gab 40 TKÜs und sie kriegen keine Information - so läuft keine Zusammenarbeit. Bei der Zusammenarbeit, das muss ich kritisch anmerken, sind wir bis an die Grenzen des Quellenschutzes gegangen. Die Treffberichte sind meist sofort mündlich weitergegeben worden. Referatsleiter haben mit Polizei oder Innenminister direkt gesprochen. Auswertung nur tangiert, wenn von außerhalb Meldungen zum Trio oder Brandt kamen.

Götzl: Gab es einen Bericht des LfV Sachsen, wo Jan We. betroffen? - Zeuge: Ja, hat’s gegeben, nach Geschäftsverteilung. Da war die Meldung aus Brandenburg zu Jan We., konnte diese Meldung nach Quellenlage Thüringen aber nicht bestätigen, dass hier gezielt Waffen gesucht wurden.

Götzl: Sind sie auch mal an André Kapke herangetreten? - Zeuge: Nein.

Götzl: Und an Br.? - Zeuge: Nein auch nicht, weil Br. in Bayreuth aufhältig war.

Götzl: Mir geht’s jetzt um Aspekte zu den Eltern Mundlos und Böhnhardt? - Zeuge: Ich hatte mit dem Referatsleiter zweimal mit Eltern Böhnhardt gesprochen. Den Kontakt zu Mundlos’ haben andere Kollegen gemacht. Da ging es um freiwillige Aufgabe und Gespräche mit der Staatsanwaltschaft über Straferleichterung etc. Wir wussten, dass Wohlleben mit Eltern Böhnhardt Kontakt hatte, wir haben Strafmilderung als Angebot lanciert. Wie in anderen Fällen auch sind wir vom ersten bis zum letzten Gespräch angelogen worden. Nach der letzten Geschichte kam ein Anwalt ins Spiel, deshalb haben wir den Kontakt beendet.

Götzl: Unter welchen Namen wurden Juliane Wa. und Ra. geführt? - Zeuge: Walther als „Jule“ und Ra. als „Alex“, Brandt war „Otto“ und „Oskar“

Götzl: Ist ihnen auch etwas zu Carsten S. bekannt geworden? - Zeuge: Nein. Nur als Name der rechten Szene. Es gab keinen Kontakt zu dieser Person und wir haben auch nie versucht Kontakt aufzunehmen.

Pause 14:07 - 14:30 h

Götzl: Es geht nochmal um die Zuordnung der Nummern zu Brandt: Im Schäferbericht, S. 181: heißt es, dass „Otto“ die Kennnummer 2145 und „Oskar“ die 2150 hatte. Vorher hieß es 2100. - Zeuge: Nein, keinesfalls, 2100 ist eine andere Person in der B&H-Szene in Gera.

Götzl: Wie wurde mit Brandt verfahren,  wie war der Ablauf, hat Brandt selber Aufzeichnungen gefertigt? - Zeuge: Nein, auf keinen Fall. Wir trafen uns wöchentlich, meistens donnerstags. Er hatte ja ein Arbeitsverhältnis in Coburg und deshalb nur 1,5 Stunden Zeit jeweils. Donnerstagnachmittag gab es eine Lage im Innenministerium. Durch Brandt hatten wir konkrete Infos über Vorhaben von NPD und anderen rechten Gruppen. Das wurde zunächst telefonisch weitergegeben, dann wurden Treffbericht, dann Deckblattberichte gemacht.

Götzl: Wie war der zeitliche Ablauf der Führung? - Zeuge: Herr Fr. übernimmt den nach 3 Monaten, nachdem ich ihn angeworben hatte.

Götzl: Wann war die erste Abschaltung? - Zeuge: Das muss 2000 gewesen sein, im Sommer 2000. Da gab es eine Besonderheit. die Abschaltung ist mir entzogen worden, das musste Bode machen. Ich hatte mich geweigert, so Knall auf Fall da hinzufahren. Referatsleiter Schäfer hatte sich gestört an einem NDR-Interview und dass er sich als NPD-Landesvize hatte wählen lassen. Er wurde wieder angeschaltet am Ende desselben Jahres. Eigentlich war die wichtigste Quelle des Amtes Tino Brandt. Die politische Situation war die, dass ständig Information abgefragt wurde - aber ohne Brandt keine Auskunft. Die zweite Abschaltung erfolgte durch den neuen Präsidenten. Führungskräfte in den Organisationen sollten nicht mehr geworben und geführt werden. So kam es zur Abschaltung Brandts durch mich. Es gab dann vier oder fünf Nachsorgetreffen in immer größerem Abstand. Am 1.5.2001 war NPD-Aufmarsch in Frankfurt am Main unter Beteiligung der Thüringer Leute, die fuhren dann mit dem Bus nach Gießen. Das hat hohe Wellen geschlagen. Deshalb gab es ein Nachsorgeteffen, um Infos darüber zu bekommen. Am 6.5. war ein Treff mit Brandt, das dann aufgeflogen ist. So kam es zu diesem Treff und dieser Treff ist vom Amts wegen verraten worden. Und am Vorabend hat der Referatsleiter Schäfer einen Trupp zusammengestellt, um diesen Treff zu observieren. Eine Geschichte zu machen, um 22.00 Uhr ohne Begründung eigene Leute eigenen Treff observieren zu lassen. Eine unmöglicher Vorgang. Das war diese Geschichte, wo es zu dieser Veröffentlichung gekommen ist, wo das Amt keine Chance hatte uns als Beschaffer zu halten und Tino Brandt als Quelle.

Götzl: Gab es Gründe, warum sie 1998 Quellenführung übernahmen? - Zeuge: Das hing mit der Umstrukturierung zusammen. Ich sollte im Rechtsbereich V-Mann-Führung und  -Werbung machen.

Götzl: Wir werden jetzt ihre Einvernahme unterbrechen und sie dann nochmal laden.

Als nächstes kommt der Zeuge Jürgen Zw., 63, Kripo Erfurt. Aussagegenehmigung wird verlesen.

Götzl: Wer war für die Führung Tino Brandts zuständig? - Zeuge: V-Mann-Führung oblag zunächst dem Kollegen Bo. und dann Wi. Wenn einer der beiden ausgefallen ist, bin ich eingesprungen. Es sollte gewährleistet werden, dass der V-Mann getroffen werden konnte. Wann das angefangen hat, kann ich nicht genau sagen. Zunächst Bo., Vertreter war Fr. Dann ist der krankheitsbedingt ausgefallen. Ungefähr seit 97 war ich auch V-Mann-Führer im Bereich Rechts, hatte aber andere V-Leute. Ich weiß wirklich nicht mehr, wie oft ich Tino Brandt getroffen habe.

Götzl: Auch nicht grob durchschnmittlich im Jahr? - Zeuge: Zehn mal im Jahr, vielleicht. Vielleicht! Brandt war schon lange als V-Mann tätig, das lief völlig problemlos, er hatte keine Berührungsängste.

Götzl: Haben sie auch Treffberichte geschrieben? - Zeuge: Ja.

Götzl: Welche Stellenzahl hatten Sie? - Zeuge: Weiß ich nicht. Da bin ich überfragt, bin schon so lange da weg, weiß ich absolut nicht mehr. Als ich nach Thüringen kam, wurde das eingeführt. Wurde so gehandelt.

Götzl: Haben sie einzelne Treffbericht in Erinnerung? - Zeuge: Möglicherweise. Ich müsste wissen, was drin steht, dann könnte ich sagen, ob ich daran beteiligt war. Das ist so viele Jahre her, was da im einzelnen drinsteht, weiß ich heute nicht mehr.

Götzl: Wann war ihr letzter Kontakt zu Brandt? - Zeuge: 2000 oder 2001, weiß ich nicht mehr genau.

Götzl: Um was ging’s? - Zeuge: Weiß ich nicht mehr.

Götzl ist irritiert: Sie müssen wiederkommen. Lesen sie die Treffberichte nochmal und machen sich dazu Gedanken. Ihre Einvernahme wird unterbrochen.

RA Stahl: Kann sich Zeuge in seiner Dienststelle darauf vorbereiten, das wäre doch sinnvoll.

Nach dem der Zeuge gegangen ist folgen noch Anträge und Stellungnahmen von Prozessbeteiligten.

Zunächst widerspricht RA Klemke für die Verteidigung Wohlleben der Verwertung der Aussagen des Zeugen KOK Ba. (95. Verhandlungstag), der über die Vernehmung von Andreas Sch. am 9.9.2012 in Karlsruhe. Sch. hätte als Beschuldigter vernommen und über sein Aussageverweigerungsrecht belehrt werden müssen, der Zeuge sei aktiv getäuscht worden. Daher hätte sich die Verteidigung zu einem ausdrücklichen Widersprich entschlossen. Der Angeklagte S. habe ausgesagt, von Wohlleben 2000 oder 2001 gebeten worden zu sein, eine Pistole zum sog. Trio nach Zwickau zu bringen und diese im „Madley“ erhalten zu haben. Er hätte Li. und Sch. erkannt. Sch. habe ausgesagt, die Waffe mit gekauft und S. weiteregegeben zu haben. Von Beschaffung eines Schalldämpfers habe der Zeuge nichts berichtet. Auf die Frage, ob ihm Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos bekannt seien, habe Sch. angegeben, diese aus dem „Madley“ zu kennen. Auf einer Telefonliste von Mundlos seien Adressen und Telefonnumern mit Daten von Wohlleben, Kapke, Matthias Fi., Gerlach u.a. und einem Andreas Sch. aus Wolfersdorf gefunden worden. Die Art der Liste sowie die Vielzahl als sogenannte Kontaktpersonen des Trios geltender Personen würde für eine enge Freundschaft zwischen Mundlos und Andreas Sch. sprechen. Eine Waffe mit Schalldämpfer sei nach nach Ansicht der BAW ein Instrument das proaktiv zur Tötung von Menschen eingesetzt werde. Mit dem Verkauf der Waffe hätte er die Morde objektiv gefördert, dadurch würde zumindest ein Anfangsverdacht zur Beihilfe bei neun Morden vorliegen. Dazu würde kommen, dass in der Jenaer Szene bekannt war, dass das Trio wegen Rohrbomben untertauchte und Sch. wusste, dass Wohlleben Mundlos und Böhnhardt kannte. Daher habe bei der Vernehmung von Sch. der Schluss nahe gelegen, ihn als Beschuldigten, als Gehilfe bei den Mordtaten, zu vernehmen. Bei einer korrekten Behandlung hätte der Zeuge nicht ausgesagt, dies habe er dann auch nicht in der Hauptverhandlung gemacht.

Für den Fall, dass die Aussage dennoch verwertet wird, gibt Wohllebens RAin Schneiders eine Erklärung zur Aussage ab. Der Zeuge könnte durch unterschiedliche Angaben in den Vernehmungen versucht haben, den Vernehmungsbeamten das zu geben, was diese hören wollten. Die Verteidigung müsste das Fazit ziehen, dass die Ermittler nur nachfragten, wenn Angaben von Zeugen und Beschuldigten in die Theorie der BAW passten, auch wenn sich Fragen aufgedrängt hätten.

Zur Vernehmung der Zeugen Be. und Vi. (97. Verhandlungstag) zu den Angaben von Max-Florian Bu. bei seinen Verhören 2011 und 2012 gibt RA Heer eine Erklärung ab. Die Vernehmung der Zeugen hätten erneut erhellt, dass die Behörden seit November 2011 vom Willen geleitet gewesen seien, Zschäpe als konstituierendes Mitglied einer terroristischen Vereinigung darzustellen. Bu. sei mit Fragen zu Pauschalisierungen veranlasst worden, der Zeuge Be. habe sich 40 mal auf das „Trio“ bezogen, obwohl Bu. diesen Begriff nie benutzt habe. Ein differenziertes Bild von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe sei nicht gewonnen worden. Die Anklagehypothese eine terroristischen Vereinigung mit Zschäpe als Mitglied sei durch Bu. nicht bestätigt worden.

RA Pausch (Verteidigung Carsten S.) gibt anschließend eine Erklärung zur Vernehmung von KOK Ba. (95. Verhandlungstag) ab, der von Andreas Sch. vernommen hatte. Während Carsten S. in seinen Vernehmungen immer betont habe, nach seiner Erinnerung eine Waffe ohne Schalldämpfer bestellt zu haben, hätte Sch. behauptet, es sei ein Schalldämpfer bestellt worden. Dies habe Sch. bei der Vernehmung nicht frei von der Leber weg eingeräumt, es sei ihm unangenehm gewesen. Die Aussagen von S. seien ihm dabei nicht vorgehalten worden, dies sei kaum nachvollziehbar und unprofessionell, vor allem da Ba. erkannt habe, welche Bedeutung der Schalldämpfer haben könnte. Eine Erklärung dafür sei, dass die Aussage des Zeugen widerspruchsfrei bleiben sollte. S. wäre mit hoher Wahrscheinlichkeit durch eine korrekte Vernehmung entlastet worden. Es ist nicht deutlich geworden, wann alleine mit Sch. mit S. und wann mit S. und Wohlleben gesprochen habe. Es würde nahe liegen, dass es eine weitere Waffenlieferung gegeben habe, die er verleugnet, aber möglicherweise auch habe einfließen lassen.

Für mehrere Nebenklagevertreter_innen verliest RA Kuhn eine Erklärung zu den Aussagen von Andreas Sch. vor dem Behörden ab (95. Verhandlungstag). Die Angaben von Sch. vom 1.2.2012 würden die Einlassungen von Carsten S. stützen, dass Wohlleben maßgeblich an der Beschaffung der Ceska beteiligt gewesen sei. Es sei daher nicht entscheidend, ob Wohlleben selbst gemeinsam mit Carsten S. die Waffe unmittelbar beschaffte, oder dies initiierte und lenkte, ohne direkt mit Sch. über das Geschäft zu verhandeln. Außerdem hätte die Beweisaufnahme bestätigt, dass Carsten S. entgegen seinen Angaben sehr wohl einen Schalldämpfer mit bestellt hätte. Als ihn Vernehmungsbeamten mit Zweifeln an seiner Aussage konfrontiert hätten, habe er geantwortet: „Also gut. Ich erinnere mich doch. Es war definitiv so, dass die einen Schalldämpfer bestellt haben. Ich liefere doch nicht mehr, als ich liefern muss.“ Die Aussage des Zeugen Ba. habe außerdem gezeigt, dass Andreas Sch. Frank Li. wahrheitswidrig aus der Waffenbeschaffung heraus zu halten, was aber nicht gelungen sei. Die Aussage, dass Carsten S. oder auch Li. dachten, dass er eine Waffe besorgen könne, ergibt nur Sein, wenn Li. vom Waffengeschäft gewusst und die Käufer Andreas Sch. vermittelt habe.

Dann wird eine weitere Erklärung von mehreren NK-Anwält_innen zu den Aussagen von André Kapke (59., 84., 96. Verhandlungstag) verlesen. In seinen drei Vernehmungen habe Kapke ohne Konsequenzen auf konkrete Fragen wider besseren Wissens nur ausweichende Antworten gegeben oder über weite Strecken Erinnerungslücken vorgetäuscht und Begebenheiten geleugnet, die aktenkundig gewesen oder die bereits durch andere Zeugen bestätigt worden seien. Das Aussageverhalten habe abhängig von der Rolle der Fragesteller und dem Inhalt der Frage variiert. An alle Widrigkeiten, die ihm angeblich oder tatsächlich von der Polizei und von Linken zugefügt worden sein sollen, habe sich Kapke spontan und detailreich erinnert, auch wenn sie schon lange zurücklagen. Noch besser sei sein Gedächtnis geworden, wenn die Verteidigung Wohlleben nach diesen Vorfällen oder nach Personen fragte. Für dieses Verhalten werden verschiedene Beispiele genannt. Kapke sei in seinen Aussagen bemüht gewesen, vor seinen ehemaligen „Kameraden“ gut dazustehen und diese und vor allem sich selbst zu schützen. Aus diesem Grund habe er alles verharmlost und geleugnet, was ihn oder seine „Kameraden“ hätte belasten können. Dies müsse als offene Aussageverweigerung bewertet werden, für ihn sei dies trotzdem folgenlos geblieben. Dennoch habe Kapke viele Anhaltspunkte für die Stellung von Wohlleben und die Struktur und ideologische Ausrichtung der KS Jena und des THS geliefert. Zahlreicher Aussagen von Kapke in seiner Vernehmung würden zeigen, dass es sich bei der KS Jena um eine Gruppe mit gefestigter Struktur und einer klaren auf den Nationalsozialismus ausgerichteten Ideologie handeln würde. Der Hass der Mitglieder der KS Jena und damit auch der Angeklagten habe sich nicht nur gegen das System gerichtet, sondern auch ganz konkret gegen alle Menschen in Deutschland, die sie als nicht-deutsch klassifizierten. Kapke habe die Anklage bestätigt, dass Zschäpe, Mundlos und Böhnhard bereits vor ihrem Untertauchen bei Personen aus ihrem Umfeld den Eindruck von „rassistisch motivierten Rechtsterroristen“ (Anklage S. 107) hervorriefen. Die Unterstützer hätten dies gewusst, bevor sie ihre jeweiligen Unterstützungs- und Beihilfehandlungen vorgenommen hätten. Seine eigene Rolle bei der Unterstützung der Abgetauchten und damit auch die Rolle von Wohlleben, habe Kapke heruntergespielt. Mit seinem Leugnen habe der Zeuge versucht, Wohlleben von konkreten Unterstützungshandlungen fernzuhalten. Da der Zeuge eigene Unterstützungshandlungen fast vollständig geleugnet habe, der Tino Brandt nicht in Jena war und dem Trio offensichtlich nicht so nahe wie Wohlleben stand, würde für die Koordinierung und Leitung der diversen Unterstützungshandlungen für das Trio nur Wohlleben in Frage kommen. Dies würde durch Carsten S. bestätigt, der beschrieben habe, dass er im Vordergrund aktiv war, Wohlleben im Hintergrund koordinierte und die Entscheidungen getroffen hätte. Die Tatsache, dass Kapke trotz bestehendem Aussageverweigerungsrecht ausgesagt habe, lasse nur den Schluss zu, dass Kapke damit Wohlleben habe helfen wollen.

Im Anschluss stellt NK-RAin Basay den Beweisantrag, Thomas Bi. als Zeugen zu laden. Der Zeuge werde bekunden, dass Jürgen Lä., Enrico Th. und Uwe Böhnhardt Anfang der 90er Jahre Angehörige einer kriminellen Gruppe waren, die Straftaten begangen hat und die Zugang zu scharfen Waffen hatte. Diese hätte Einbrüche, Fahrzeugdiebstähle begangen, Enrico Th. habe in seinem Gartenhaus in Görschwitz Anfang/Mitte der 90er Jahre 3 bis 4 Pistolen gelagert. Böhnhardt sei sehr aggressiv gewesen und habe Kontakte nach Nürnberg gehabt hat und sich auch mal in Nürnberg aufgehalten. Bi. habe 1993 im Krankenhaus Polizeischutz erhalten, nachdem er von Böhnhardt, Th. und Lä. bedroht worden wäre.

Auf NSU-Nebenklage heißt es zur Vernehmung von Juliane Wa.: „Die Zeugin setzte ihr dreistes Doppelspiel fort - einerseits Erinnerungslücken vortäuschen, andererseits sich selbst und ihre Kameraden als die eigentlichen Opfer der Presse bzw. der linken Öffentlichkeit darstellen. Höhepunkt der Befragung war ihre nochmalige Schilderung des gemeinsamen ‘Pogromly’-Spieleabends mit Wohlleben, Gerlach, Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe, von dem ihr nichts Ungewöhnliches im Gedächtnis blieb: ‘Es ist halt ein Gesellschaftsspiel gewesen, man stachelt sich da gegenseitig auf, wie wenn ich ein normales Spiel spiele.’“


Protokoll 100. Verhandlungstag - 1. April 2014

Im ersten Teil des heutigen Verhandlungstages wird Reiner Bode befragt. Bode war über viele Jahre der V-Mann-Führer des Nazis Tino Brandt und berichtet über die Zusammenarbeit mit einem der führenden Köpfe des Thüringer Heimatschutzes. In der Vernehmung wird auch der erfolglose Versuch des Thüringer Verfassungsschutzes thematisiert, über Brandt die untergetauchten Jenaer Nazis aufzuspüren. Im Anschluss an die erste Befragung stellen VertreterInnen der Nebenklage mehrere Beweisanträge. Im zweiten Teil der Verhandlung wird Thomas Ro. gehört. Ro. bot dem untergetauchten Trio 1998 in seiner Chemnitzer Wohnung für mehrere Wochen Unterschlupf und unterhielt auch im Anschluss freundschaftliche Kontakte zu Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt. In der zähen Befragung wird auch die Rolle Ro.s bei den „Skinheads Chemnitz“ angesprochen, ebenso dessen persönliche Verbindungen zu „Blood & Honour“.

Zeugen:

	Reiner Bode (ehemaliger V-Mann-Führer Tino Brandt); vgl. Bericht zur Aussage vor dem Bundestags-Untersuchungsausschuss am 28.2.2013
	Thomas Ro. (bot den drei Untergetauchten 1998 in Chemnitz Unterschlupf)




Der Verhandlungstag beginnt um 9:50 Uhr. Erster Zeuge ist der ehemalige Mitarbeiter des Thüringer Landesamtes für Verfassungsschutz (TLfV) Reiner Bode, der zeitweise den V-Mann Tino Brandt führte. Bode berichtet, er habe “die Quelle” Tino Brandt etwa im Jahr 1994 aus der “Forschung und Werbung” übernommen. Zunächst habe er Brandt zusammen mit seinem Kollegen Fr. geführt, der dienstrangmäßig über ihm gewesen sei. Zu neunzig Prozent habe er selbst jedoch mit Tino Brandt zu tun gehabt, so Bode. Brandt sei seine einzige Quelle im Bereich “Rechtsextremismus” gewesen, weil er eigentlich im Bereich “Linksextremismus” tätig gewesen sei. Das habe mit seinen Kenntnissen zu Mailboxsystemen zu tun gehabt, damals habe es das bekannte “Thule-Netz” gegeben. Brandt sei instruiert worden, am “Thule-Netz” teilzunehmen. Er, Bode, habe Brandt bis irgendwann 1998 geführt, jedenfalls bis zum Verschwinden der Drei in Jena. Man habe dann versucht, die Spur der Drei aufzunehmen, indem Brandt sein KFZ zur Verfügung gestellt habe. Dieses sei mit Spurtechnik vom Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) ausgerüstet worden. Die Quelle habe die Aufgabe gehabt, das Fahrzeug André Kapke zu überlassen, in der Hoffnung, dass dieser sie dann zu den Dreien führt. Das sei begleitet worden durch ein Spurfolgeteam vom BfV und ein Observationsteam vom TLfV. Das Ergebnis sei bekannt: Kapke habe sie letztlich nicht zu den Dreien geführt. Götzl fragt Bode nach der Struktur im Amt damals. Bode sagt, er habe eigentlich zum Referat 21 gehört und linke Quellen gehabt. Er sei bei Brandt eine “Daueraushilfe” seit 1994 gewesen, als die Struktur das noch hergegeben habe. Damals habe man noch nicht so genau unterschieden. Zu der Zeit seien in dem Bereich Rechtsextremismus Fr. als Verantwortlicher, und dann Schr. und Sch. tätig gewesen. Die Führung der V-Leute hätten Fr., Zw. und später Wießner gemacht. Wießner sei eigentlich für Forschung und Werbung zuständig gewesen, aber das Referat sei später aufgelöst worden. Auf Nachfrage sagt Bode, er vermute, er habe Brandt im Sommer oder Herbst 1998 abgegeben, er habe keine Gelegenheit gehabt, Akten einzusehen. 2000 oder 2001 sei er nochmal mit der Quelle betraut worden, er habe sie nämlich abschalten sollen. Über den Grund für die Abschaltung Brandts könne er nur spekulieren, so Bode, Roewer [ehemaliger TLfV-Präsident] habe das gewollt, er vermute ein gestörtes Vertrauensverhältnis zwischen Wießner und Roewer. Roewer habe angedeutet, dass er dem Kollegen Wießner das nicht zutraut, dass er vermutete, dass dieser nicht loyal ist. Näheres habe Roewer nicht ausgeführt, es sei aber auch nicht dessen Art gewesen, Dinge näher auszuführen. Er habe Brandt abgegeben, weil die Strukturen bereinigt werden sollten, es habe gefestigtere Strukturen im Amt gegeben. Es sei auch “nicht förderlich”, wenn man in zwei “extremistischen Bereichen” Quellen führe. Er habe Brandt in der Regel einmal die Woche getroffen, anlassbezogen oder bei Nachfragen auch mehrmals. Üblicherweise hätten sie sich donnerstags abends getroffen. Die Quelle sei die meiste Zeit in Coburg gewesen, anfangs nicht, aber dann im Verlauf. Er habe in einem rechtsextremistischen Verlag gearbeitet. Naheliegend sei daher ein Treffen im Raum Coburg gewesen. Das sei an unterschiedlichen Orten gewesen: Parkplätzen, Gaststätten, Hotels. Manchmal habe er Brandt nach Thüringen reinfahren lassen und man habe sich auf halbem Weg getroffen, die Quelle sei ja mobil gewesen. Anfangs sei Brandt recht jung gewesen, um die 20. Da sei er in seinen politischen Ansichten schon sehr gefestigt gewesen, aber sicher nicht in seiner Persönlichkeit. Brandt sei ein überzeugter Neonazi, Rechtsextremist gewesen. Bode sagt, er glaube, dass Brandt am Anfang gedacht habe, er könne mit ihnen spielen. In der “Werbephase” habe sich Brandt auch “offenbart”, habe aber das Pech gehabt, dass er das gegenüber einer anderen Quelle getan habe. Diese habe “Alarm geschlagen” und das sei ihnen wieder zugespielt worden. Sie seien darüber hinweggegangen, hätten aber zunächst Treffs mit Hilfe der Oberservationsgruppe abgehalten, um nicht selbst gefährdet zu sein. Sie hätte ja nicht gewusst, ob er sich der ganzen Szene offenbart hat. Später hätten sie den Eindruck gehabt, dass er sich nur bei dem einen offenbart hat. Er und Fr. seien aber immer argwöhnisch gewesen und hätten alles, was man bei Treffs beachtet, beachtet. Sie hätten kurzfristig gesagt, wo die Treffen stattfinden sollen, und diese observiert, manchmal mit Observationskräften. Auf Frage sagt Bode, er wisse nicht, wie genau sich Brandt offenbart habe, aber die angesprochene Quelle habe das ihrem V-Mann-Führer gesagt und der wieder ihnen: “Über die Quelle darf ich aber nicht reden.” Auf Frage, was mit “Neonazi” gemeint sei, sagt Bode, Brandt habe in seinem ganzen Leben nichts anders gemacht. Von der Familie abgesehen habe er nur Kontakte ins rechtsextreme Milieu gehabt, auch “hochgradige Kontakte”. Das unterstreiche die Tätigkeit für “Nation & Europa”. Da werde nicht jeder eingestellt, nur jemand, der fest verankert ist. Es gebe keinen Zweifel, Brandt sei ein ganz überzeugter Neonazi gewesen. Dass Brandt dachte, er könne ein Spiel spielen, hätten sie verhindert durch klare Ansagen, und indem sie ihn “verführt” hätten mit Geld. Brandt habe einen “Verräterkomplex” gehabt. Sie hätten ihn “angefüttert”, aber auch mal angedeutet, der “Geldhahn” werde zugedreht, wenn er Informationen nicht liefert, bei denen sie davon ausgegangen seien, dass er darüber verfügt. Die Zusammenarbeit sei dann einfacher gewesen. Später habe es Probleme gegeben, weil Brandt “omnipotent” gewesen sei. Er sei gut vernetzt gewesen, mutmaßlich auch weil sie ihn finanziell gut ausgestattet hätten, so dass er den Ton in der Szene angegeben habe. Das hätten sie nicht gewollt, deswegen hätten sie Treffs angesetzt, wenn wichtige Treffen der Szene waren. Bei Drohung der Abschaltung sei Brandt dann gekommen. Brandt sei immer den ganzen Tag in der Szene aktiv gewesen, deswegen sei es eine “Gratwanderung” gewesen, die “Bremse reinzukriegen”. Das sei sicherlich nicht so gelungen, wie gewünscht. Wenn sie Informationen von anderen Ämtern gehabt hätten, wo sie den Eindruck hatten, dass muss er auch wissen, dann hätten sie ihn gezielt “auf einen Stuhl gesetzt” und gefragt. Dann habe Brandt gesagt, er habe nicht dran gedacht. Sie hätten nicht gewusst, ob er das bewusst vorenthalten oder nicht erinnerlich hatte. Man müsse sich vorstellen, wenn jemand rund um die Uhr in rechtsextremistischen Zusammenhängen vernetzt ist, dann sei es normal, dass man bei ein oder zwei Treffs pro Woche nicht alle Infos “abgreifen” könne, die aufgelaufen sind. Am Anfang hätten sie gemerkt, dass er hin und wieder Infos zurückzuhalten versucht habe. Das sei aber zunehmend besser geworden, weil Brandt erkannt habe, dass sie auch andere Informationen hatten. Auf Frage sagt Bode, der “Verräterkomplex” sei bei V-Leuten völlig normal, bei linken noch mehr, aber auch bei rechten. Die müssten sich an Zusammenarbeit mit dem Staat, den sie eigentlich bekämpfen, gewöhnen. Das sei eine gewisse Schizophrenie, lindern tue dann die finanzielle Zuwendung. Je länger das gehe, desto mehr trete der Komplex in den Hintergrund. Zum Schluss sei der bei Brandt “nur noch rudimentär” gewesen. Götzl fragt, woran Bode das festgemacht habe. Sie hätten das nie direkt angesprochen, so Bode, damit mache man nur darauf aufmerksam. Es habe später einfach viele Situationen gegeben, dass Brandt völlig unbefangen mit wichtigen Leuten in der Szene telefoniert habe und das Handy laut gestellt habe, so dass er, Bode, habe mithören können. Auf Frage nach der Bezahlung Brandts sagt Bode, genaue Summen könne er nicht nennen. Im Verhältnis sei Brandt die bestbezahlte Quelle gewesen. Vielleicht eine Quelle sei ähnlich bezahlt worden. Brandt sei jedenfalls “Spitzenverdiener” gewesen. Er habe in der Woche neben separat abgerechneten Auslagen zwischen 200 und 400 DM bekommen, manchmal auch eine “Sonderprämie”. Im Verhältnis zu anderen Quellen habe die Relation gestimmt, so Bode. Zu den Sonderprämien sagt Bode, wenn z. B. Heß-Gedenkmärsche gewesen seien und sie zeitnah Infos hätten haben wollen, dann hätten sie Brandt eine “Motivationsprämie” in Aussicht gestellt, die er letztlich auch bekommen habe. An diesen Aufmärschen hätten sie dran sein wollen, um die Sicherheitsbehörden gut informieren zu können. Die Größenordnung dieser Summen wisse er nicht mehr. Bezahlt worden sei Brandt immer im Zusammenhang mit Treffen mit ihm. Auf Frage sagt Bode, die Namen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe seien sehr lange bekannt gewesen in der V-Mann-Führung, weil man die wichtigsten Protagonisten des Thüringer Heimatschutzes (THS), “so nannte sich das Beobachtungsobjekt”, aus jeder Region gekannt habe, wenn man die Quelle Brandt geführt habe. Brandt sei aus Saalfeld-Rudolstadt, was etwas weg von Jena sei. Der überwiegende Ansprechpartner in Jena für Brandt sei André Kapke gewesen, und in Gera Gordon Richter. Es sei beabsichtigt gewesen, dass Brandt in Saalfeld-Rudolstadt aktiv ist. Es seien bei Brandt Informationen zu den “Sektionen” Gera oder Jena, Stadtilm oder Gotha des THS angefallen, die habe man mit aufgenommen, man habe aber nicht vorgehabt, die Szene nur mit Brandt “abzulichten”, sondern Hoffnung auf andere Quellen im Bereich Gera oder Jena gehabt. Nach dem Verschwinden der drei sei es dann doch so gewesen, dass es keine Zugänge im Bereich Jena gegeben habe. Dann hätten sie sich mit der Quelle Brandt “abgemüht”, die Spur aufzunehmen. Das habe nicht unbedingt gut gehen müssen oder können, weil Brandt eigentlich nichts in Jena zu tun gehabt habe, sondern nur wegen guter Kontakte Zugang nach Jena gehabt habe. Der beste Draht sei zu Kapke gewesen und sie hätten die Hoffnung gehabt, dass Kapke sie mit dem Fahrzeug zu den Dreien führt. Götzl fragt, was die wesentlichen Informationen gewesen seien. Bode sagt, er habe nur eine dunkle Erinnerung. Es sei Brandt gelungen, Kapke das Auto unterzujubeln. Er meine sich zu erinnern, dass Kapke sich trotzdem verfolgt gefühlt und “geschüttelt” habe, obwohl das Observationsteam nicht sichtbar gewesen sei. Trotzdem habe Kapke verlauten lassen, er sei “unter Wind”, würde observiert. Es könne natürlich auch sein, dass “Topleute” in der Szene immer davon ausgegangen sind, dass sie observiert werden. Zur Frage, in welchem Zusammenhang die Namen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe aufgetaucht seien, sagt Bode, seit 1994 habe es in aller Regelmäßigkeit Treffen des THS gegeben, überwiegend in Gorndorf, einem kleinen Ortsteil von Saalfeld, in der Kneipe “Am Weinberg”. Da sei die komplette Szene “aufgeschlagen: 70, 80, 90 Leute”. Auch diese Namen seien immer wieder aufgetaucht, auch im Zusammenhang mit Demos. Man müsse auch noch Wohlleben und Kapke dazu zählen. Jedem, der sich mit der Szene beschäftigt habe, seien die Namen mehr als geläufig gewesen. Aus der Szene in Gera würden ihm, Bode, auch noch Namen einfallen, aus Gotha nicht mehr, das sei aber der Zeit geschuldet. Götzl fragt zu Bodes Erkenntnissen zu den Themen Puppentorso, Stadionbombe, Briefbomben. Sie hätten sicher Quellen abgefragt, so Bode, aber er könne ja nur von Brandt reden. Er habe den sicher dazu gefragt, es sei aber nichts Konkretes dazu gekommen, Das habe er damals für normal gehalten, denn das habe in Jena stattgefunden. Nicht jeder habe gewusst, was wer gemacht hat. Es habe Mutmaßungen gegeben, aber nicht mehr. Er vermute, dass Brandt gesagt habe, er traue das dem oder dem zu, nicht, dass er jemanden geliefert hätte: “Da hätte es den konkreten Zugang in Jena gebraucht.” Götzl fragt, ob es Bemühung um weitere Quellen gegeben habe. Die habe es immer gegeben, so Bode, aber nachdem ein “Riss durch dieses Amt” gegangen sei, sei der Bereich “Forschung und Werbung” eingedampft worden. Der Präsident sei wohl mit der Arbeit unzufrieden gewesen. Er und Fr. hätten das immer beklagt. Man könne eine Quelle nur dann kontrollieren, wenn es Zusatzinformationen gebe, man habe sich nie total sicher sein können, ein Restzweifel sei immer geblieben. Götzl fragt zur Niederlegung der Informationen von Brandt. Bode sagt, sie hätten Brandt “versucht zu erziehen”, schriftliche Berichte zu liefern, hätten das aber aufgegeben. Was Brandt geliefert habe, sei nicht sehr geeignet gewesen und es sei gefährlich für die Quelle. Dann hätten sie mitgeschrieben, das Diktiergerät laufen lassen, Dinge von ihm entgegengenommen. Über das Mailbox-System sei dann wenig gekommen und sie hätten davon gelassen, denn da seien auch andere Ämter gut drin gewesen, so das sie sich die “Doppelarbeit” hätten sparen können. Diese Informationen seien dann schriftlich umgesetzt worden in Deckblattberichte, Vorabberichte und manchmal nur mündlich, wenn es habe schnell gehen müssen. Gut erinnern könne er sich, dass sie zu den Treffs immer mit einer Liste mit Personen gegangen seien, Brandt habe immer neue Personen geliefert und sie hätte da versucht, Struktur rein zu bringen, Spitznamen usw. zu klären. Brandt habe dann gekreuzt, wer da war. Oder sie hätten ihm Bilder vorgelegt und er habe erklärt, wer was ist. Auf Frage sagt Bode, er habe nach seiner Erinnerung das Stellenzeichen 211 verwendet, wobei das aus dem Bereich “Linksextremismus” stamme. Er habe es aber wohl auch bei Brandt verwendet. 22 habe für die Abteilung “Rechtsextremismus” gestanden, 21 für “Linksextremismus” und 23 für “Forschung und Werbung”. Die Einstufung von Brandt wisse er nicht mehr, so Bode, aber er sei höhergestuft worden mit der Zeit. Vermutlich sei es einen ziemlich hochwertige Stufe gewesen. Denn die Berichterstattung habe dem entsprochen, was zu erwarten gewesen sei. Er sei z. B. mal vom Präsidenten angegangen worden, dass die Quelle gelogen hätte. In der Sicherheitslage des Landes Thüringen sei am Freitag die Info gekommen, dass große Ereignisse am Wochenende in Gotha bevorstehen würden, an einer Tankstelle, was Brandt nicht berichtet habe. Er habe Brandt angerufen, der habe gelacht und gesagt, es seien am Mittwochabend schlecht getarnte Zivilbeamte da gewesen, die hätten sie “ordentlich verarscht”. Und am Wochenende sei auch nichts in Gotha gewesen, und sie hätten später erfahren, dass die beiden Polizisten tatsächlich dort waren. Die Zuverlässigkeit der Quelle sei überprüft worden durch Observationsmaßnahmen und Abgleich mit Berichten aus anderen Bundesländern und vom BfV.  Außerdem habe er sich mit V-Mann-Führern anderer Bundesländer getroffen, die Berührungspunkte mit Brandt hatten. Was ihnen gefehlt habe, sei eine weitere gute Quelle im THS, von daher habe es ein “Restrisiko” gegeben, dass sie nicht alles mitgeschnitten haben. Zum Verhalten Brandts sagt Bode, dass der ihm immer “so ein bisschen verschmitzt” vorgekommen sei, der habe immer so ein Lächeln gehabt, entweder sei das Unsicherheit gewesen oder eine Mischung aus Unsicherheit und “geglaubter Überlegenheit”. Außerdem glaube er, so Bode, dass Brandt ein Stück weit genossen habe, dass er wusste, dass er wichtig für sie war, ohne dass sie es ihm gesagt hätten. Brandt habe sich aber wahrscheinlich aufgrund ihrer Nachfragen ein gewisses Bild machen können, wo sie gut und wo nicht so gut drauf sind. Es sei ganz schwierig, Brandt als Persönlichkeit zu beschreiben, manchmal sei er ihm wie ein “Kindskopf” vorgekommen. Brandt habe einen “Spieltrieb” gehabt, habe immer das neueste Handy haben wollen. Da sei er ihm, Bode, nicht so reif vorgekommen, wie er sich politisch reif gegeben habe: “Das ist aber auch nichts Ungewöhnliches in der Szene.” Der Deckname von Brandt sei “Otto” gewesen und die Nummer “VM 2045″, so Bode auf Frage. Der Hauptgrund für die Abschaltung von Brandt sei seines Wissens gewesen, dass Brandt in der NPD ein wichtiges Amt übernommen haben oder habe übernehmen wollen, da sei dem “Dr. Roewer der Kragen geplatzt”. Brandt habe damals noch 6.000 DM Schulden beim Amt gehabt: Darlehen, die Wießner ihm vermacht habe. Er, Bode, habe dann gesagt, das sei die Abschaltprämie, weil sie das Geld eh nie wieder gesehen hätten. Damit sei Brandt abgeschaltet und für ihn, Bode, erledigt  gewesen. Brandt habe normal reagiert, ein bisschen geschockt. Letztlich habe Brandt wohl gut deuten können, dass er sich nicht an Weisungen gehalten habe und einfach zu prominent geworden sei, um als V-Mann geführt zu werden. Aber er, Bode, wisse es nicht mehr. Zw. habe sich nur mit Brandt getroffen, wenn er selbst oder Fr. nicht gekonnt hätten, so Bode. Das sei vielleicht drei oder viermal im Jahr gewesen. Bode sagt, er und Fr. hätten die Quelle oft zu zweit getroffen, denn zwei könnten mehr Infos “abgreifen” und die Quelle habe “richtig Arbeit gemacht”. Bode verneint, jemals Kontakte zu Angehörigen von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe aufgenommen zu haben. Von Kontakten seitens des Amtes wisse er nur aus der Presse, dienstlich habe er nichts erfahren. Die beiden weiteren Quellen, die akquiriert wurden, habe er auch nicht gekannt. Auf Frage sagt Bode, seine Berichte seien über den Abteilungsleiter an die Auswertung gegangen. Der Abteilungsleiter sei der Vizepräsident gewesen, Auswerter, soweit er wisse, der Kollege El.. Besprechungen habe es mit ihm selbst eher selten gegeben, wenn dann eher mit Fr., so Bode. Götzl fragt zum “Pogromly”-Spiel und Bode sagt, er glaube, dass er sogar ein oder zwei Spiele über Brandt habe besorgen können. Das Spiel sei ein Thema gewesen, aber zu Details könne er nichts mehr sagen. Götzl fragt, ob im Gespräch mit Brandt die Rede davon war, dass Geldmittel für Passbeschaffung benötigt wurden. Bode antwortet, er wisse nicht, ob es unter seiner Ägide gewesen sei oder er es aus der Zeitung wisse, er halte es aber für möglich. Die Abgabe von Brandt irgendwann 1998 habe er nicht bedauert, “denn das war ein Spagat, links und rechts zu führen.” Die Kennziffer von Zw. kenne er nicht mehr, so Bode, die von Fr. könne 221 gewesen sei, Zw. sei im Referat 22 angesiedelt gewesen. Es folgt eine Pause bis 11:22 Uhr. Dann erklärt Bode auf Frage, dass ein Deckblattbericht dazu diene, die Auswertung zu informieren in Bezug auf das Beobachtungsobjekt, hier den THS. Andere Dinge würden nur in die V-Mann-Akte gehen; da würden nur die Leute etwas von mitbekommen, die Zugang zum V-Mann haben, denn daraus ergebe sich ja die Identität des V-Manns. Dann nimmt Bode Dokumente in Augenschein, um zu sagen, von wem diese Berichte stammen. Einen Bericht erkennt er als seinen. Götzl sagt, eben habe Bode gesagt, er habe keine Gelegenheit gehabt, jetzt nochmal Unterlagen einzusehen, und fragt, ob Bode das nicht gedurft habe oder was er damit meine. Bode: “Ich habe mich schlichtweg nicht darum bemüht.” Götzl bittet Bode um eine Darstellung, was er letztlich von Brandt habe bekommen wollen. Ein ständiger Auftrag sei gewesen, die Szene “abzulichten”, personell, um zu wissen, wer ist Mitglied, wer nicht, sagt Bode. Desweiteren habe es Tage in der Szene gegeben, die von großer Bedeutung seien, also “Führergeburtstag”, Heß-Gedenkmarsch, Sommersonnenwende. Da habe es Aufträge gegeben, im Vorfeld zu klären, was geplant ist. Und ansonsten seien immer mal wieder Nachfragen aus der Auswertung gekommen, bestimmte Dinge nachzufragen. Es seien der Quelle immer mal wieder Lichtbilder vorgelegt worden aus Observationen, um Leute zu identifizieren oder Zusammenhänge zu verifizieren. Konkretes sei ihm heute nicht mehr erinnerlich, so Bode. Götzl fragt, ob es mal um Pässe für Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe gegangen sei. Bode sagt, er könne ganz schwer unterscheiden, was in seinem Kopf noch vorhanden ist aus der Dienstzeit, und, was er in der Presse gelesen habe, aber er könne es nicht ausschließen. Bode verneint, Kontakt mit dem Bereich Zielfahndung des LKA gehabt zu haben, er habe damals zu Polizei und Staatsanwälten überhaupt keinen Kontakt gehabt. Götzl unterbricht Bodes Einvernahme an dieser Stelle und sagt, man werde zu einem späteren Zeitpunkt fortsetzen.

Götzl fragt nach angekündigten Stellungnahmen und Beweisanträgen. Oberstaatsanwalt (OSta) Weingarten sagt, die Bundesanwaltschaft (BAW) trete dem Beweisantrag von Rechtsanwältin (RAin) Basay, den Zeugen Thomas Bi. zu laden, nicht entgegen.
Nebenklagevertreterin RAin Pinar beantragt Lichtbilder, die im Jahr 1996 von der Rudolf-Heß-Gedenkveranstaltung in Worms gemacht worden sind, zur Akte zu reichen und dem Zeugen Brandt vorzuhalten. Brandt sei auf mindestens einem Bild zu sehen und werde bestätigen, dass dort auch Böhnhardt und Mundlos gewesen seien. [Bilder der Veranstaltung finden sich hier] Die Bilder würden verdeutlichen, dass Zschäpe bereits 1997 fest in die rechtsextremistische Szene integriert war und für deren Ideologie öffentlich warb. Heß stehe in der Szene für die “gute Seite” des Nationalsozialismus (NS), es gehe darum, den NS strategisch zu verharmlosen. Zschäpe habe im Bewusstsein des ideologischen Hintergrunds der Heß-Märsche durch ihre Teilnahme für diese Ideologie geworben. Die Fotos würden eine herausgehobene Rolle Zschäpes belegen, sie habe sich bei der Veranstaltung alleine bewegt und Aufgaben übernommen. Auf einem Lichtbild sei zu sehen, wie Zschäpe an einer Gruppe von Neonazis vorbei geht, dieses Bild sei sicherlich für den Sachverständigen [Saß] interessant. Ein weiteres Bild zeige Zschäpe, die gemeinsam mit Wohlleben, Mundlos und einer weiteren Person neben der Demonstration Spalier steht, demonstrativ abgegrenzt von den weiteren Demonstranten. Hierbei würden sie die schwarz-weiß-rote Flagge halten. Ein weiteres Bild zeige die Flaggenhalter, wie sie mit der Flagge in der Hand rennen. Die schwarz-weiß-rote Flagge verweise auf die im “Dritten Reich” verwendeten Farben, sei ein öffentliches Anknüpfen an den NS. Zschäpe und die drei anderen Flaggenhalter hätten sich gesondert neben der Demonstration postiert, wodurch sie ihr mehr Ausdruck verleihen würden. Bundesanwalt Diemer sagt, die BAW trete dem Antrag nicht entgegen. Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm fragt, woher die Fotos stammen. Pinar sagt, der erste Teil des Antrags ziele darauf, Brandt auf die Fotos anzusprechen.
RA Reinecke beantragt, den Einschreibebeleg Asservat 2.12.436 (13) (siehe 95. Verhandlungstag) in Augenschein zu nehmen, sowie das Kündigungsschreiben eines Herrn André E. für die Wohnung Wolgograder Allee zu verlesen. In Aufbau und Diktion entspreche dies vollständig dem Kündigungsschreiben von Carsten Ri. für die Wohnung in der Altchemnitzer Straße vom 13.12.1998 [Datum unklar, Red. NSU-watch]. Letzteres sei bereits in Augenschein genommen worden. Aus dem Einschreibebeleg ergebe sich, dass es erst am 22.12.1998 abgeschickt wurde. Der erste Raubüberfall des Trios habe am 18.12.1998 stattgefunden. Aus dem völlig identischen Aufbau, der identischen Diktion und den selben Schrifttypen ergebe sich, dass die Schreiben zwar von den beiden Personen unterschrieben, aber nicht gefertigt wurden. Denn nach eigenen Angaben habe Ri. den Angeklagten E. nicht gekannt. Die Schreiben seien vom Trio gefertigt und nur zur Unterschrift vorgelegt worden. Es erscheine ausgeschlossen, dass Böhnhardt und Mundlos hinter dem Rücken der Angeklagten den Überfall und die Kündigung der Wohnung vornehmen konnten. OStain Greger sagt, die BAW trete dem Antrag nicht entgegen. Es folgt die Mittagspause bis 13.05 Uhr.

Dann wird der Zeuge Thomas Ro., 44, gehört, der Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe kurz nach ihrem Untertauchen Unterschlupf in seiner damaligen Wohnung in Chemnitz gewährt hat. Die Vernehmung des Zeugen gestaltet sich überaus schwerfällig. Ro. spricht mit starkem sächsischen Akzent. Er sagt immer wieder, er wisse Dinge nicht mehr, antwortet oft mit Gegenfragen und führt Sätze nicht zu Ende. Auf die Frage des Vorsitzenden, was er beruflich mache, sagt Ro. zunächst: “Nix.” Dann sagt er, er habe Ausbaumaurer gelernt. Götzl fragt zu möglichen Kontakte zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe, wann er sie kennengelernt habe, was er dazu sagen könne. Ro. sagt, er habe die irgendwann kennengelernt, wann wisse er nicht mehr. Götzl sagt, Ro. werde es ja in Zusammenhänge einordnen können. Ro.: “Was soll ich dazu erzählen?” Götzl hakt nach und Ro. sagt: “Die sind eines Tages zu mir gekommen, dann wieder weg und das wars dann.” Das sei 1998 oder 1999 gewesen, er wisse es nicht mehr. Gewohnt habe er in der Friedrich-Viertel-Straße, er glaube, in der Nummer 85. Da habe er ab 1996 gewohnt, nach der Bundeswehr. Götzl sagt, Ro. solle vielleicht ein bisschen ausholen, wo er aufgewachsen ist, wesentliche Daten. Ro.: “Ich bin normal aufgewachsen.” Götzl: “In Chemnitz?” Ro.: “In Karl-Marx-Stadt.” Auf Frage von Götzl sagt Ro., er wisse nicht mehr, ob er Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe früher schon mal gesehen habe. Er gehe mal davon aus, dass er die da zum ersten Mal gesehen hat, sei sich aber nicht sicher. Auf die Frage, auf welcher Grundlage Ro. davon ausgehe, sagt der, es habe früher mal geheißen, dass “die auch mal dort und dort waren”. Es könne sein, dass er die gesehen habe: “Sagen wir mal nein, bevor ich was Falsches sage.” Götzl sagt, das werfe jetzt Fragen auf, auch Ro.s Tonfall. Ro.: “Ich sage nein.” Götzl sagt, er habe Ro. darauf hingewiesen, dass auch Verschweigen strafbar sei, Ro. sei “nicht der erste und nicht der letzte Zeuge”, man könne das ggf. nachprüfen. Dann sagt Götzl, Ro. solle die Situation schildern, als die damals zu ihm gekommen seien. Ro. sagt, es habe bei ihm geklingelt, hier wollten drei Personen schlafen und er habe die Tür aufgemacht. Auf Frage, ob die einfach bei ihm hätten schlafen können, obwohl er sie nicht kannte, sagt Ro., das seien nicht die ersten Personen gewesen, die bei ihm geklingelt und geschlafen hätten, das sei bei ihm immer so gewesen. Götzl möchte wissen wer sonst noch zu der Zeit bei Ro. übernachtet habe. Ro.: “Ich kann doch jetzt nicht…” Götzl sagt, das müsse sein. Ro. sagt, er kenne die doch nicht mit Namen, die 1999 bei ihm geschlafen hätten, Bands aus Italien, Ungarn, England, da kenne er keine Namen. Diese Leute könne er nicht beschreiben: “Die haben geklingelt, rein und dann…” Jedes Wochenende hätten Leute bei ihm geschlafen, immer wenn Partys oder Konzerte gewesen seien, die müsse er doch nicht alle kennen. Götzl fragt, was nachdem Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe geklingelt haben, passiert sei. Ro. sagt, er habe die Tür aufgemacht “und dann, wie das halt so ist, geschlafen”. Götzl sagt: “Wenn man sich das bildhaft vorstellt, geklingelt, Tür auf, geschlafen.” Ro.: “Was soll ich dazu noch sagen?” Klingeln und Tür aufmachen, lasse sich noch nachvollziehen, so Götzl. Ro. sagt, er könne das nicht ausführlicher darstellen, das sei dann so gewesen, “wie wenn Sie Besuch bekommen”. Die seien eine oder zwei Wochen bei ihm geblieben. Götzl: “Und dann?” Ro.: “Waren die weg. ” Er wisse nicht, wo die dann hin sind. Er bejaht, noch weiter Kontakt gehabt zu haben, auch 1999 noch. Er habe sich mit den Dreien mal getroffen und sei Fahrrad gefahren, habe Computerspiele und DVDs ausgetauscht. Das sei in Chemnitz gewesen und später in Zwickau. In Chemnitz habe man sich in der Stadt getroffen, im Stadtpark oder bei der Kaufhalle, “wo man sich halt trifft”. In Zwickau habe man sich in einer Wohnung getroffen, in welcher wisse er nicht mehr, die sei zumindest im Erdgeschoss gewesen. Er denke mal, dass das die Wohnung von den Dreien war, wisse aber nicht, wer die angemietet hat. Das sei 1999, 2000 gewesen. Götzl fragt, wie es zu diesen Treffen gekommen sei. Ro. sagt, er habe DVDs und Computerspiele gehabt, die hätten sie ausgetauscht. Götzl möchte wissen, wie es zu diesem regelmäßigen Austausch kam. Ro.: “Weil man sich gut verstanden hat vielleicht, oder?” Wer bei ihm geschlafen habe und sich gut benehmen könne, mit dem könne er weiter gut Kontakt haben; ein paar gemeinsame Interessen und dann passe das. Auf Nachfrage sagt Ro., die gemeinsamen Interessen seien Spiele, DVDs und Fahrradfahren gewesen. Er bejaht, dass sich das auf alle Drei beziehe. Götzl fragt, wie es mit Mundlos war. Ro.: “Unproblematisch.”  Auf Nachfrage sagt er, es sei “kumpelhaft” gewesen. Auf Frage, ob es jemanden gegeben habe, mit dem Ro. engeren Kontakt hatte von den Dreien sagt Ro.: “Wir haben alle drei gleich behandelt.” Götzl fragt, wie die Drei mit Ro. umgegangen seien. Ro. sagt: “Ganz normal.”  Auf Frage, was er damit meine, sagt Ro., sich treffen, ein paar Interessen, er wisse auch nicht was “nicht normal” ist. Götzl fragt zum Fahrradfahren, was man gemeinsam unternommen habe. Ro. sagt, man habe eine Fahrradtour gemacht in Chemnitz auf den Radwegen, “wo man so lang fährt”, im Stadtpark. Da seien nur die “zwei Kerle” dabei gewesen. Das habe man vielleicht einmal im Monat gemacht, manchmal auch zweimal oder einen Monat gar nicht. Das sei dann immer verbunden worden mit dem Tauschen von Spielen. Dabei sei es allgemein um Computerspiele gegangen: Strategie, Adventure. Und um Spielfilme. Götzl fragt, ob der Tausch von Spielen und DVDs mit allen Dreien gewesen sei. Ro. sagt, wenn sie mit dem Fahrrad unterwegs gewesen seien, sei Beate nicht dabei gewesen, wenn er bei denen in der Wohnung gewesen sei, sei es mit allen dreien gewesen. Die Radtouren seien eine Stunde lang gewesen “oder so”. In Zwickau sei er drei- oder viermal gewesen. Die Abstände zwischen den Besuchen seien auch unterschiedlich gewesen. Er wisse nicht mehr, wann er zum ersten Mal in Zwickau war. Auf Nachfrage sagt er, er habe die regelmäßig getroffen, wann das in Zwickau war, wisse er nicht mehr . Das sei 1999/ 2000 gewesen, genau wisse er es nicht mehr. Auf Frage, wie es zu diesen Treffen gekommen sei, sagt Ro., man habe telefoniert. Er habe eine Telefonnummer von denen gehabt. Götzl fragt, wer sich gemeldet habe. Ro: “Der Mundlos, Böhnhardt oder…” Eine Erinnerung an die Nummer habe er nicht, er habe sich die damals aufgeschrieben. Er habe den Dreien seine Festnetznummer gegeben damals. In Chemnitz habe er die Drei nicht nochmal in einer Wohnung besucht, er habe nichts über deren Aufenthalt in Chemnitz gewusst. Auf Götzls Frage, ob er mal nachgefragt habe, fragt Ro. zurück, warum er da nachfragen solle. Götzl: “Weil ein Zusammentreffen dann vielleicht einfacher gewesen wäre.” Ro. antwortet, ob er nun in eine Wohnung gehe oder sich im Stadtpark treffe, das sei für ihn das gleiche. Er habe sicherlich mal nachgefragt, wie es denen geht, aber er habe es ja auch gesehen. Götzl: “Wie ging’s ihnen denn?” Ro.: “Ganz normal.” Götzl hakt nach, und Ro. sagt, keiner sei krank, es sei ganz normal gewesen: “So wie Sie und ich jetzt hier sitzen.” Auf die Frage, was die für Räder fuhren, sagt Ro., das wisse er nicht, er kenne sich nicht aus. Er selber habe so ein Billigding für 149 DM vom Kaufland. Bei den Radtouren sei es in den Gesprächen um Spiele und DVDs gegangen, um das Wetter und wann man sich das nächste Mal trifft. Götzl fragt, wie lange die bei ihm in der Wohnung geblieben seien. Ro.: “Ein, zwei, drei Wochen, kann ich nicht mehr sagen.” Er habe nicht nachgefragt, warum die bei ihm übernachten wollen. Die Wohnung sei eine Zweizimmerwohnung, mit Stube und Schlafstube gewesen. Die Gäste seien vorne in der Hauptstube gewesen. Götzl: “Die Gäste hatten die Hälfte Ihrer Wohnung belegt?” Ro.: ” Sehr richtig.” Götzl möchte wissen, was Ro. über deren Situation erfahren habe, aber Ro. antwortet wieder, die hätten bei ihm schlafen wollen und dann sei es okay gewesen. Götzl sagt, es sei normal nachzufragen, wo jemand herkommt. Ro. habe ja geschildert, dass auch wer aus dem Ausland bei ihm geschlafen habe, da sei es ja normal, dass der in Chemnitz eine Unterkunft braucht, und fragt, wie das bei den Drei gewesen sei. Ro. sagt, er habe später erst erfahren, dass die aus Jena sind. Da habe einer angerufen und gesagt, er solle mal den Fernseher anmachen. Das sei der Herr Starke gewesen, so Ro. auf Nachfrage, der habe gesagt: “Du weißt aber schon, wen du da hast?” Bei “Kripo Live” sei dann gekommen, dass drei Leute gesucht werden, die untergetaucht sind. Auf Götzls Frage, wer gesucht wurde, sagt Ro.: “Na, die Dreie.” Er könne nicht mehr sagen, wann das war, zwei, drei, vier Tage später, nachdem die schon bei ihm gewohnt hätten. Götzl fragt, ob die Drei die Sendung mit angesehen haben. Ro. sagt, er gehe mal davon aus, aber es habe in der Wohnung zwei “getrennte Fernseher” gegeben. Sie hätten sich nicht weiter darüber unterhalten. Götzl fragt, ob Ro. den Dreien nicht gesagt habe: “Ihr wart im Fernsehen.” Ro. sagt, es habe ja bestimmt jeder bald gewusst, dass sie untergetaucht sind, und dann müssten sie aus seiner Wohnung raus. Deswegen frage er ja nicht weiter groß nach. Auf Frage sagt Ro., das sei sicherlich ungewöhnlich, aber was solle er machen: “Das war halt so und dann ist es so gewesen.” Götzl fragt, ob Starke wusste, dass die bei ihm sind. Ro.: “Ich gehe davon aus, er hat die auch zu mir gebracht .” Als die bei ihm geklingelt hätten, habe Starke ihm eben nichts erklärt, so Ro. auf Frage. Starke habe gesagt, kannst du drei Personen aufnehmen, und da habe er gesagt, ja. Starke habe ihn, Ro., nicht schon vorher kontaktiert. Götzl: “Also, der Herr Starke hat bei Ihnen geklingelt?” Ro. bejaht das. Der Zeuge verneint, dass Starke ihm etwas erklärt habe, warum die bei ihm übernachten sollen, aber Starke habe dann angerufen und gesagt, er solle mal den Fernseher einschalten. Starke sei ein Freund gewesen, den habe er schon vom Fußball zu DDR-Zeiten gekannt. Auf die Frage, ob Starke zu der Zeit mal Kontakt zu ihm gehabt habe, sagt Ro., er sei mit den Drei in der Zeit immer alleine gewesen. Götzl fragt, wer sich um das Essen gekümmert habe. Ro.: “Na, Einkaufen, Kochen Essen.” Götzl erwidert, das sei doch eine sehr knappe Beschreibung. Ro. sagt, er gehe davon aus, dass er selbst größtenteils bezahlt hat, es könne aber auch sein, dass die etwas einstecken hatten. Mit Böhnhardt sei er ein-, zweimal einkaufen gewesen.

Auf die Frage ob Ro. zu der Zeit berufstätig war, sagt er, es könne sein, dass er da Winterpause hatte, er sei sich nicht sicher, wann das war. Die Drei seien größtenteils in der Wohnung gewesen, er selbst nicht, er habe ja auch noch einen Alltag gehabt. Die Drei hätten Fernsehen geguckt, Essen gemacht, er wisse nicht, was man da noch machen solle, so Ro. auf Frage, womit die Drei sich in seinem Beisein beschäftigt haben. Götzl fragt, ob die Drei Ro. gesagt hätten, dass sie jetzt nach Zwickau ziehen. Das verneint Ro., eines Tages habe er nach Zwickau kommen sollen, nicht mehr nach Chemnitz. Er glaube, dass Mundlos das gesagt hat, irgendeiner müsse angerufen haben. Er habe die Adresse nicht gehabt, sondern sei immer von Mundlos oder Böhnhardt vom Bahnhof abgeholt worden. Er bejaht, dass es immer dieselbe Wohnung gewesen sei. Götzl fragt, ob Ro. derjenige war, der die Filme überbracht habe. Das sei gegenseitig gewesen, so Ro., es seien damals auch noch Videokassetten gewesen. Auf Frage nach der Wohnung sagt Ro., es sei eine Erdgeschosswohnung gewesen, er sei nur in der Stube, der Toilette und der Küche gewesen, mehr habe er nicht gesehen. Zwickau kenne er nur eigentlich nur vom Fußball und diesen Besuchen. Vom Bahnhof habe man zu der Wohnung eine Viertelstunde gebraucht, er sei wohl unter einer Brücke durchgelaufen, sei sich aber nicht sicher. Er denke, dass das so 2000 gewesen sei, nach drei, vier Malen sei dann der Kontakt abgebrochen. Er könne nicht mehr sagen, wie es dazu kam. Der letzte Kontakts sei 2000 oder 2001 gewesen. Götzl fragt, ob es einen besonderen Vorfall gegeben habe, was Ro. verneint. Er sei auf Montage gewesen, in Berlin und Dresden. Er verneint, nochmal versucht zu haben, die Drei zu erreichen. Er habe auch zu einem späteren Zeitpunkt nicht nochmal Kontakt gehabt. Auf Frage, ob Ro. gewusst habe, weswegen die Drei untergetaucht sind, sagt Ro. das sei ja in “Kripo Live” gekommen, dass die einen Koffer abgestellt hätten und man eine Garage gefunden habe. Auf Frage sagt Ro., sie hätten sicherlich mal kurz drüber gesprochen. Götzl fragt, was die zu diesen Vorwürfen gesagt haben. Ro.: “Die suchen eine Wohnung, und dann sind sie eines Tages ausgezogen.” Er habe nicht bei der Suche nach einer anderen Wohnung geholfen, sonst hätte er ja gewusst, wo die dann gewohnt haben. Götzl fragt, ob nicht darüber gesprochen worden sei, wann die ausziehen. Darauf sagt Ro., denen sei wahrscheinlich bewusst geworden, dass bei ihm geklingelt wird, dass er Besuch kriegt, deswegen hätten sie wohl eine Wohnung gesucht. Ro. sagt, hätte er eine Wohnung für die Drei gehabt, dann hätte er sie ihnen besorgt, er sei aber nicht behilflich gewesen: “Eines Tages haben die gesagt, wir machen jetzt wieder weg.” Ro. sagt, er habe mit niemandem darüber gesprochen, dass die Drei sich bei ihm aufhalten, auch danach habe er nicht darüber gesprochen. Mit Starke habe er fast keinen Kontakt mehr gehabt, den habe er im Jahr noch ein-, zweimal getroffen oder so. Götzl: “Er hat dafür gesorgt, dass die bei Ihnen übernachten und dann soll das mit Starke überhaupt kein Gesprächsthema mehr gewesen sein?” Ro.: “Nein.” Götzl fragt, die Drei seien Ro. sympathisch gewesen, sie hätten Unternehmungen gemacht, gemeinsame Interessen gehabt, und dann habe er nicht wissen wollen, wo die wohnen. Ro. verneint das. Auf die Frage, warum nicht, sagt er, er habe ja gewusst, dass sie gesucht werden: “Warum soll ich da wissen, wo die wohnen?” Die Drei hätten freundschaftlich zueinander gestanden, so Ro. Auf die Frage, ob zwischen einzelnen Personen eine engere Verbindung bestanden habe, sagt Ro.: “Nein, nicht dass ich wüsste.” Er bejaht, dass alle gleich miteinander umgegangen seien. Wie Starke zu denen gestanden habe, wisse er nicht, der habe ihm auch nicht gesagt, woher er die Drei kenne. Dann gibt es eine Pause bis 14:36 Uhr.

Götzl fragt dann, ob die Personen damals in seiner Wohnung etwas dabei gehabt hätten, Kleidung oder Sonstiges. Das wisse er nicht mehr, so Ro. Es könne sein, dass er denen was von seiner Kleidung zur Verfügung gestellt hat, so Ro. auf Frage, es könne schon möglich sein, dass er damals eine Jogginghose oder sowas gegeben habe. Er verneint, dass die Drei einen Computer dabei gehabt hätten, aber er selbst habe einen zu Hause gehabt. Götzl fragt, ob die Drei Waffen dabei hatten, was Ro. verneint. Er verneint auch, dass Waffen mal Thema waren. Götzl fragt, ob mal gesprochen worden sei, was geschieht, wenn Ihnen die Polizei auf die Spur kommt. Ro.: “Die haben halt sachte gemacht.” Die seien bestimmt nicht zu dritt aus der Wohnung raus und in Chemnitz herumgelaufen. Götzl: “Ich dachte, Sie waren mit denen beim Einkaufen.” Ro. sagt, er sei nur mit einem Einkaufen  gewesen, die Kaufhalle sei zwei Minuten entfernt. Mal sei er mit Böhnhardt, mal mit Mundlos Einkaufen gewesen, vielleicht auch mit Zschäpe, das wisse er nicht mehr. Götzl fragt, ob es mal Gespräche über polizeiliche Fahndung gegeben habe, wie Ro. sich verhalten solle. Er habe mit niemandem darüber gesprochen, so Ro., aber das habe er von sich aus gemacht. Götzl: “Das war nicht meine Frage.” Ro.: “Nein.” Er sagt, sich an die Polizei zu wenden, sei damals keine Überlegung gewesen. Götzl fragt, ob Ro. aufgefordert worden ist, mit niemandem zu sprechen. Ro.: “Weiß ich nicht, kann sein, ich hab das von mir aus gemacht.” Als er “das” gesehen habe, sei ja dann logisch gewesen, dass er nicht mit jedem quatscht. André E. kenne er, so Ro. auf Frage, wie lange wisse er nicht. Er kenne ihn von Veranstaltungen und Partys, er sei ihm normal bekannt, nicht so gut. Als die Drei bei ihm wohnten, habe er E. noch nicht gekannt. Götzl hakt nach, wann er E. kennengelernt hat, und Ro. spricht von 2003/2004. Götzl fragt, was das für Veranstaltungen waren. Ro. sagt, das seien sportliche Veranstaltungen und Partys und Konzerte gewesen. Er habe E. vielleicht mal bei einem Fußballturnier, bei einem Volleyballturnier oder sowas gesehen. Götzl fragt: “Was sagt Ihnen denn der Begriff ‘Blood & Honour’?” Ro. sagt, das sei eine verbotene Organisation. Götzl: “Was für eine Organisation?” Ro.: “Was soll ich dazu sagen, eine nationale, das wird wohl ziemlich jeder wissen, oder?” Götzl fragt, was Ro. zu den “88ern” sagen könne. Ro.: “Dass das irgendeine Zahl ist, die mit irgendwas in Zusammenhang gestellt wird.” Götzl fragt, mit was. Ro.: “Das muss ich doch hier nicht sagen, oder?” Götzl sagt, das interessiere ihn schon, er müsse bei Ro. immer alles nachfragen, Ro. solle die Frage beantworten. Ro. schweigt. Götzl: “Wofür steht es? Was meinen Sie mit ‘irgendwas’”. Ro. schweigt sehr lange und sagt dann: “Ich weiß es nicht.” Auf die Frage Götzls, was die 88er für Leute gewesen seien, sagt Ro. nach einer Pause, das seien ganz normale Leute: “Wir haben Konzerte, Partys gemacht.” Auf Nachfrage sagt Ro., er beziehe sich damals da mit ein, das sei 1996, 1999, 2000 gewesen, er wisse es nicht. Auf die Frage, ob die “88er” etwas mit “Blood & Honour” zu tun hatten, sagt Ro.: “Eigentlich nicht.” Er bejaht, dass er selbst bei “Blood & Honour” “ein bisschen was mitgemacht” habe, Konzerte organisiert. Da seien verschiedene Gruppen aufgetreten, deutsche und internationale, und in Deutschland. Götzl fragt, was Ro.s Aufgaben gewesen seien. Ro. sagt, er habe mal Saalschutz gemacht, mal jemanden abgeholt. Götzl fragt, welche Leute in Chemnitz dazugehörten, wer da mit Ro. zusammen war. Ro. sagt, er sei zu Veranstaltungen hin, habe ein bisschen was mitgemacht und das sei es dann gewesen. Götzl: “Sie haben Konzerte organisiert?” Ro.: “Mit organisiert, Saalschutz und sowas.” Götzl sagt, das sei doch nicht im luftleeren Raum passiert. Ro.: “Das will ich hier nicht sagen.” Götzl: “Das Gefühl habe ich auch.” Ro. müsse das aber sagen, die Kontakte, so Götzl weiter. Ro.: “Die will ich aber nicht sagen. ” Götzl sagt, dann müsse Ro. mit Ordnungsmitteln rechnen. Ro.: “Ja.” Götzl sagt, man mache jetzt eine Pause und dann könne sich Ro. das überlegen, wenn er sich weigere, auszusagen, müsse man Ordnungsgeld und Ordnungshaft in Betracht ziehen.

Es folgt eine Unterbrechung bis 15:09 Uhr. Götzl erinnert Ro. an die Frage, mit welchen Personen er im Rahmen von “Blood & Honour” Kontakt hatte. Ro. sagt, er sei der Meinung, dass er dazu nicht aussagen wolle und könne. Es habe 2006 bei ihm eine Hausdurchsuchung deswegen gegeben und das Ermittlungsverfahren gegen ihn sei seines Wissen noch nicht eingestellt. Das laufe bei der StA Dresden. Es folgt eine Pause bis 15:33 Uhr. Dann verkündet Götzl, dass die StA Dresden ihm mitgeteilt habe, dass das Verfahren 2010 nach § 153 StPO eingestellt worden sei. Ro. sagt auf Frage, er wisse davon nichts. Götzl sagt, man gehe dem nach und unterbreche Ro.s Einvernahme.

Der Verhandlungstag endet um 15:37 Uhr.

Nebenklage-Rechtsanwalt Scharmer erklärt zur Vernehmung des VS-Mitarbeiters:
„Es ergibt sich das ziemlich klare Bild, dass Brandt den Verfassungsschutz kontrollierte - nicht andersherum. […] Der Thüringer Verfassungsschutz ist damit mitverantwortlich für den aktiven Aufbau von extremistischen Neonazistrukturen, wie dem Thüringer Heimatschutz, zu dem letztlich auch das Trio und deren Unterstützer gehörten - mitverantwortlich damit auch für die Morde und Sprengstoffanschläge. Die Vernehmung zeigt, dass die Arbeit des Verfassungsschutzes insgesamt kontraproduktiv ist. Diese Institution gehört zumindest in dieser Form abgeschafft.“


Protokoll 102. Verhandlungstag - 3. April 2014

Am heutigen Verhandlungstag sagte die Mutter von Uwe Mundlos aus. Sie beschrieb wie ihr Sohn vor der Flucht im Januar 1998 zu ihr kam und sie ihm noch ihre EC-Karte gab. Das sei der letzte Kontakt zu ihm gewesen. Von den politischen Aktivitäten und der Entwicklung ihres Sohnes über die Jahre will sie nichts mitbekommen haben.

Zeugin:

	Ilona Mundlos (Mutter von Uwe Mundlos)




Disclaimer: Bei diesem Protokoll handelt es sich um die redaktionell bearbeitete Mitschrift von Mitarbeiter_innen von NSU-Watch im Gerichtssaal. Es stellt kein vollständiges Wortprotokoll dar. Auch wenn wir versuchen, die Aussagen so genau und korrekt wie möglich wiederzugeben, können Missverständnisse und Fehler auftreten, manchmal gibt es Lücken. Deshalb können wir keine Gewähr für die Korrektheit und Vollständigkeit übernehmen. Die Aussagen sind insoweit redaktionell bearbeitet, dass sie auch außerhalb des Saals lesbar und verständlich werden.

Heute ist die Nebenklägerin Adile Şimşek, Ehefrau des Mordopfers Enver Şimşek anwesend. Einzige Zeugin des Tages ist die Mutter von Uwe Mundlos, Ilona Mundlos, 63, Rentnerin aus Jena. Richter Götzl bittet sie, umfassend über die Entwicklung und den Lebenslauf von Uwe Mundlos, seine Beziehung zu Zschäpe und Böhnhardt und sein Verschwinden im Januar 1998 sowie den November 2011 zu berichten.

Zeugin: Also, muss sagen, ich muss mich entschuldigen, ich habe kein richtiges Zeitgefühl, die Jahre müssen nicht unbedingt stimmen. Uwe ist im Kindergarten gewesen, dann normal bis zur 10. Klasse zur Schule gegangen, hat dann eine Lehre zum EDV-Kaufmann absolviert, war dann bei der Bundeswehr und danach eine eigene Wohnung bezogen. Wir waren ein Vier-Personen-Haushalt, er hat einen Bruder, zwei Jahre älter. Ich bin seit 44 Jahren verheiratet. Wir waren eine glückliche Familie. Uwe hat mir nie Schwierigkeiten gemacht. Er war immer offen und hilfsbereit, hat Vater und Bruder unterstützt. Wir haben gemeinsam Urlaub gemacht, er hat seine Arbeit gemacht. Wir sind 1997/98 nach Winzerla gezogen, dort hatte er kein eigenes Zimmer und hat sich mit seinem körperlich schwer behinderten Bruder Robert, der im Rollstuhl sitzt, das Zimmer geteilt. 1988 sind wir in eine Rollstuhlwohnung umgezogen: Da hatte Uwe dann sein eigenes Zimmer. Das Verhältnis der Brüder war sehr liebevoll, beim Einschlafen haben sie oft Händchen gehalten. Der schwerbehinderte Bruder im Rollstuhl sagte Uwe, was sie machen sollen, der nicht-behinderte Uwe wächst daran, wird größer durch den behinderten Bruder.

Ich hab’ mich mehr um Robert gekümmert, mein Mann um Uwe. Uwe war agil, mein Mann ist mit ihm spazieren gegangen, zum Wandern. Ich habe 30 Jahre in der Rewe-Kaufhalle gearbeitet, immer Spätschicht von 14 - 22 Uhr. Zwischendurch hab ich Essen gekocht, den behinderten Sohn abgeholt und bin dann in die Arbeit. Bin jetzt in Frührente, bin nicht mehr so beweglich und der Pflegeaufwand nimmt zu. Mein Mann repariert schon mal den Rollstuhl, hat immer tüchtig mitgeholfen, ich habe leichte Arbeiten erledigt. Mein Mann hat sich mit Uwe gut verstanden, weil er ja auch ein Junge war und nicht so ein Mutti-Kind, zu mir hatte er nicht so engen Kontakt.

Ich war vielleicht bei Uwe die härtere, mein Mann einfühlsamer. Wo ich gesagt habe „Jetzt ist Schluss“ oder „Ich kann nicht mehr“, hat mein Mann nochmal nachgehakt, Lösungen gesucht. Hat mit ihm mal eine Autofahrt gemacht, damit er auf andere Gedanken kommt, mal an die Ostsee, Krakow am See usw., das hat alles mein Mann gemacht. In der Schule war Uwe so mittelmäßig gut: Zweien, Dreien, auch Einsen, er war im Sport sehr gut. In Ilmenau wollte er Abitur machen, er war fast fertig bevor er weggegangen ist. Der Abschluss sollte im Sommer 98 fertig werden.

Götzl fragt nach Problemen, die es mit Uwe gegeben habe. Die Zeugin: Ich habe keine so wesentlichen, großen Schwierigkeiten gesehen. Ich habe Uwe recht wenig gesehen und dann ein wenig aus den Augen verloren. Er kam schon mal zum Essen, aber ich habe keine Freizeit mit ihm verbracht, wenn ich ehrlich bin.

Götzl: Ob er Schwierigkeiten in der Schule gehabt habe? Mehr oder weniger nein, sagt die Zeugin: Direkt Schwierigkeiten, dass ich einen roten Kopf bekommen hätte oder zu einer Behörde musste: nein. Er hat nicht geschwänzt. Er war sicher kein Musterschüler, aber er hatte auch keine Probleme. Er war bis zur 10. Klasse an der Magnus-Poser-Schule in Jena. Dann hat er seine Lehre beendet und ist nach einem Monat zur Armee gekommen.

Ob er während seiner Lehrzeit Probleme gehabt habe, fragt Götzl weiter. Zeugin: Nein. Mein Mann hat ihm immer mal „Nachhilfe“ gegeben: dann ging das auch. Ich war ja mit Kaufhalle verheiratet. Mein Mann hatte vormittags Vorlesungen, ich am Nachmittag Schicht. Der Robert war ein ganz, ganz liebes Kind, der kann sich selbst beschäftigen. Nur die körperliche Versorgung musste bewerkstelligt werden. Mein Mann hat sich gekümmert. Aber Robert kann sich stundenlang selber beschäftigen.

Wer waren denn Schulfreunde ihres Sohnes, fragt Götzl. Zeugin: Da fallen mir Sven Nö., Maik und Rinaldo Pö., Harry Sa. ein. Da hatten wir auch mit den Eltern Kontakt. Mit 16/17 Jahren hatte er noch so Kumpels in Winzerla, da weiß ich nur noch die Spitznamen, ein Stöpsel, Spange, die kannte ich aber nicht mehr.

Wie sollte es denn weitergehen nach dem Ilmenau-Kolleg, will Götzl wissen. Zeugin: Ich habe mich nicht so viel mit ihm beschäftigt, wir können nicht so planen wegen unseres Sohnes Robert. Dachte aber, dass er studiert im Herbst. Mein Mann hat ihn gut unterstützen können und beraten, vielleicht EDV, Physik. Mathematik hab ich jetzt nicht so gesehen.

Götzl fragt nach den Freunden im Alter von 16/17 Jahren. Zeugin: Den Stöpsel kannte ich vom Gesicht her.

Was das für Leute waren, hakt Götzl nach. Zeugin: Kann ich nichts dazu sagen. Die waren aus Winzerla, sind öfter zusammengesessen, so zwei, drei Stunden, aber worüber sie sich unterhalten haben, weiß ich nicht.

Götz fragt nach Problemen. Zeugin: Ne. Als Uwe aus der Lehre kam, musste er zur Armee, dann hat er Beate kennengelernt, da hat er z.T. bei ihr gewohnt. Beate und Uwe sind schon mal zum Abendessen gekommen, aber das waren keine so langen Begegnungen. Die Beziehung der beiden dauerte ungefähr von 92/93 bis 95. Er war noch bei der Armee, da hat Beate mit ihm Schluss gemacht. Ich habe Uwe gefragt warum und er hat gesagt, dass sie einen anderen hat. Den Uwe Böhnhardt. Den kannte ich damals möglicherweise vom Sehen, hab ihn erst hinterher gesehen, mich aber nicht ein einziges Mal mit ihm unterhalten. Ich habe ihn vielleicht zwei, drei Mal auf zwei, drei Meter Entfernung gesehen, aber mich nie unterhalten. Wenn der Uwe uns besucht hat zum Essen und Kaffeetrinken, dann hat’s mal geklingelt, dann stand Uwe Böhnhardt vor der Tür, dann ist unser Uwe dann gegangen, das war’s. Das war normal, mich hat das nicht gestört. Ich kannte den Uwe Böhnhardt nicht. Warum sollte ich ein Gespräch anfangen mit jemanden, den ich nicht kenne?

Mit wem ihr Sohn den weiteren Umgang hatte, fragt Götzl weiter. Zeugin: Ich kannte noch André Kapke, hab mich aber nie mit dem unterhalten. Der war meistens dabei gewesen oder hat ihn abgeholt. Ich wusste, dass er das ist, aber ich habe kein Gespräch mit ihm geführt, nichts.

Ob sie sich mit ihrem Sohn über diese Leute unterhalten hat, fragt Götzl. Zeugin: Eigentlich nicht. Wüsste nicht.

Götzl: Wie häufig haben die sich getroffen? Zeugin: Hauptsächlich am Wochenende: da hab ich meinem Uwe gerade mal „Tag!“ gesagt, da standen sie schon vor der Tür. Ich will hier nicht mit meinem behinderten Sohn kommen, will ihn nicht vorschieben, aber ich bin seine Pflegeperson. Ich hatte keine Zeit, mich um Uwe zu kümmern, oder mal mit ihm zu gehen.

Götzl: Wie haben sie Frau Zschäpe erlebt? Zeugin: Sie war ein liebes, nettes Mädchen, war immer freundlich zu mir. Beate hat auch mal auf ein Kind aufgepasst, sie war sehr hilfsbereit. Mit Uwe hatte sie ein gutes Verhältnis. Sie mochte es nicht, wenn er Springerstiefel anhatte. Dann sagt sie zu ihm: „Uwe, zieh Dich mal um, so können wir nicht gehen“.

Götzl: Wie war die Kleidung von Uwe sonst? Zeugin: Er hatte eine Fliegerjacke. Die erste hab’ ich ihm gekauft, fand ich damals praktisch und schick. Sie war beige. Später gab’s auch schwarze, die hab ich, das klingt jetzt vielleicht blöd, meinem anderen Sohn auch gekauft: die werden nicht so schnell schmutzig beim Rollstuhlfahren. Ich fand die schick, klingt vielleicht ein bisschen dumm, aber sie waren praktisch, man konnte sie waschen ohne zu bügeln. Heute weiß ich natürlich, was das bedeutet.

Götzl: Wie war das mit der Trennung von Beate Zschäpe? Zeugin: Ich hab ihn deswegen nie weinen sehen. Ich habe nach dem Schlußmachen Beate nie wieder gesehen und auch nie wieder gesprochen, ich seh sie heute zum ersten Mal wieder.

Götzl: Wie war Frau Zschäpe gekleidet? Zeugin: Ganz, ganz normal, so wie ich, hatte schon mal einen Minirock an oder Jeans. Wir waren mal zusammen einkaufen, sie hat sich da eine Bluse gekauft, stinknormal alles.

Götzl: Welche Kontakte hatte ihr Sohn zur Bundeswehr-Zeit? Zeugin: Die „fette Elke“, die hab ich so 3, 4 mal gesehen, Beate Zschäpe, Uwe Böhnhardt, André Kapke.

Götzl: Gab es da irgendwelche Probleme? Zeugin: Eigentlich nicht. Einmal sind sie aufs Dorf zum Tanzen, da haben sie ihn überfallen und die Kleidung weggenommen. Da ist er mit meinem Mann zur Polizei und hat Strafanzeige erstattet. Mal ist er körperlich angegangen worden, er hat erzählt, er sei bei den Ringwiesen angehalten worden. Sie hätten ihn ein bisschen tätlich angegriffen, sich dann aber entschuldigt, weil sie gedacht hätten, er sei Uwe Böhnhardt. Das waren natürlich schlimme Erlebnisse. Was alles passieren kann.

Götzl: Hatte ihr Sohn Kontakte in andere Bundesländer? Zeugin: Weiß nicht. Ich kann mich an einen Mann erinnern, der saß im Gefängnis, mit dem hat er sich geschrieben, das könnte der Starke gewesen sein, von dem jetzt in der Presse was stand.

Götzl: Was haben sie über Kapke gewusst? Zeugin: Ich weiß es nicht mehr, der Vater hatte eine Werkstatt, er hatte eine Eigentumswohnung in Lobeda.

Götzl: Haben sie mitbekommen, wenn ihr Sohn auf Veranstaltungen und Demos war? Zeugin: Ich würde schwindeln, wenn ich sagen würde, dass ich gewusst hätte, was er gemacht hat. Wusste, dass er weggeht, ab und zu mal was erzählt, z.B. dass er in Buchenwald war oder was. Ich bin viel rumgerannt, mit dem behinderten Sohn. Musste dahin rennen und dorthin. Ich war mehr die Mutter vom Robby, mein Mann mehr der Vater vom Uwe.

Götzl: Hatte er Vorstrafen oder Ermittlungsverfahren? Zeugin: Er hatte mal eine Schablone von Charlie Chaplin im Geldbeutel. Sein Vater sagt, das sieht ja aus wie Hitler. Das hat dem Uwe gefallen, es sollte aussehen wie Hitler, war aber Charlie Chaplin.

Götzl: Kannten sie Tino Brandt? Zeugin: Zu dem Zeitpunkt sicher nicht. Kann mich nur an einmal noch erinnern, da waren sie mal irgendwie tanzen gegangen und Uwe wundert sich, dass immer um zwölf die Polizei kam. Uwe sagt, da muss jemand uns verraten haben.

Götzl: Was sagt ihnen Holger Gerlach? Zeugin: Den Namen habe ich nie gehört.

Götzl: Und Ralf Wohlleben? Zeugin: Ja. Den schon, aber nie unterhalten, höchstens mal auf 5 Meter Abstand gesehen. Ach nein, jetzt hab ich geschwindelt: am Tag, als Uwe weggegangen ist. Am Sonntagabend hatten wir Uwe fertig gemacht für Ilmenau, dann kam Uwe am Montag zurück. Ich zu ihm: Ja, Uwe, was machst Du denn da? Uwe sagt: Es ist was passiert, brauche Geld. Ich hab ihm die eigene EC-Karte gegeben, wollte sie aber zurück. Dann ist Juliane [W.] gekommen und bringt die EC-Karte zurück. Sie fragt, ob ich ein Konto für Uwe einrichten kann. Das konnte ich nicht, ich hab damals selber sehr wenig Geld verdient. Juliane sagt auf meine Frage, dass es bei Uwe keine Hausdurchsuchung gegeben hat. Hausbewohner Uwe sagen mir aber: Was war denn beim Uwe los, da war Hausdurchsuchung, das Haus war voller Polizei, dann ist eine junge Frau gekommen und hat der Polizei aufgeschlossen. Daraufhin sind wir zum Ralf Wohlleben gefahren und ich habe sie zur Rede gestellt, warum sie mich angelogen hat. Juliane sagte, sie wollte mich nicht aufregen. Da haben wir Uwes Auto vorm Haus gesehen, wir haben das Auto mitgenommen. Das Auto hatte das Kennzeichen: J - AH 41. Es hat übrigens immer diese Nummer gehabt, das kam von einem älteren Kunden der Kaufhalle, der es anbot. Auf diese Weise ist es zu Uwe gekommen. Nach dem Untertauchen habe ich, egal, wen ich getroffen habe, gefragt: Wisst ihr wo der Uwe ist Ja, nach dem Auftauchen am Montag ist der Uwe am Mittwoch nochmal da. Ich war noch nicht ganz fertig, da kommt der Uwe. Klingelt, sagt, dass er jetzt verschwinden muss. Sagt: Wir haben einen Rechtsanwalt gefragt, eine Garage wurde entdeckt, darauf gibt es 7 Jahre Gefängnis. Mit den Waffen hab ich nichts zu tun: ich hatte da mehr Schreibzeug drin. In zehn Jahren ist alles verjährt, dann komm ich wieder. Dann habe ich den Uwe nie mehr gesehen.

Götzl: War André Kapke dabei und hat die Unterhaltung mitbekommen? Zeugin: Ja.

Götzl: Hat sich ihnen das Gesagte erschlossen? Zeugin: Ja, ich dachte, das ist Unfug, dass er geht, und dass man das regeln kann, auch mit dem Gefängnis. Ich bin ja nur mal schnell im Kittel rausgekommen. Ich habe nicht geglaubt, dass das das letzte Mal sein sollte. Ich habe ihn noch gebeten, ruf doch bitte deinen Vati an. Das wollte er erst nicht, hat es dann aber doch noch gemacht, ein Sekundengespräch.

Götzl: Und was wollte er machen? Zeugin: Keine Rede davon. Glaube, er sagte, dass Beate und Uwe mitgehen. Am Sonnabend in der Kaufhalle waren die Bilder in der Zeitung und dass die gesucht werden. Ab da wusste ich es.

Götzl: Und was haben Sie vor dem Zeitungsartikel gedacht? Zeugin: Schreibkram in der Garage, Rechtsanwalt sagt 7 Jahre und er wollte nicht ins Gefängnis. Beate hätte ihn am Montag angerufen, solle zurückkommen [aus Ilmenau] Er hat nur gesagt „Es ist was passiert, was schlimmes“. Hat nicht dazu gesagt, was passiert ist. Ich hatte Kunden am Tresen, konnte kein Gespräch mit ihm führen. Er fragte nach Geld, da hab ich meine Geldkarte geholt und ihm gegeben. Ob der Name Uwe Böhnhardt gefallen ist, kann ich nicht sagen, denke schon. Er sagte: Wir müssen verschwinden. Das ist noch so in Erinnerung. Am Sonntag hatten wir ihn hingebracht nach Ilmenau, am Montag steht er schon wieder bei mir.

Götzl: Hat sich Kapke eingemischt? Zeugin: Nein, nichts gesagt, nur dabei gestanden, kein Wort.

Götzl: Gab es irgendwelche Vereinbarungen zu Erreichbarkeit oder sonstige Absprachen? Zeugin: Nein. Gar nichts. Nur: „Mutti, 10 Jahre muss ich weg, dann ist das verjährt.“

Götzl: Wie war gekommen? Zeugin: Weiß es nicht. Nehme an, mit seinem Auto. Das hab ich aber nicht gesehen. Bei der Hinfahrt nach Ilmenau, da haben wir gemeinsam Abendbrot gegessen in Mellingen, wir sind dann zurück, Uwe ist mit seinem eigenem Auto nach Ilmenau weiter.

Götzl: Wie war das mit dem Gespräch bei Wohlleben? Zeugin: Abends, nach Feierabend, nach 20 Uhr sind wir da hin. Das hat mir keine Ruhe gelassen, warum die mich beschwindelt hat. Juliane Wa. sagt, sie wollte mich nicht aufregen. Dann sehen wir das Auto vor der Tür. Haben wir mitgenommen. Wohlleben sagt, das er mit dem Auto zur Arbeit fahren sollte. Mein Mann fährt ihn dann mehrere Tage lang hin. Juliane Wa. hatte ich vorher noch nie gesehen, aber sie hatte ja meine EC-Karte in der Hand und sagte, der Uwe schickt mich.

Götzl: Hat sie denn für ihren Sohn Sachen mitgenommen? Zeugin: Nach drei, vier Wochen kommt Wunderlich zu mir, ich hatte Spätschicht, wir waren im Hinterzimmer. Er fragt, ob ich ihm Kleidung für Uwe mitgeben könnte, er wollte rauskriegen, wo der Uwe ist. Ich hab gesagt, dass er ja seine frische Kleidung dabei hat. Ich hab meinen Mann angerufen, der kam dann noch dazu. Wunderlich sagt uns, wir sollen eine Kreditkarte für Uwe beantragen. Mein Mann sagt, wenn ihm Wunderlich das schriftlich gibt. Wunderlich gibt es uns nicht schriftlich, also gab’s auch keine Kreditkarte. Die wollten wohl über Abhebungen Uwe auf die Spur kommen, denke ich mir. Wunderlich sagt dann nochmal: Zur Baumblüte haben wir sie sowieso. Die gelten als bewaffnet, die Polizei kann also schießen. Das war ein Schock für mich. Hatten noch weitere Kontakte mit den Behörden: Mein Mann und ich sind noch zweimal nach Jena gegangen und haben Vermisstenanzeige gestellt. Uwe wusste, wo ich war, er hätte anrufen können, aber es gab keine Nachricht, wir haben nichts gehört - das hat mich doch sehr gewundert, weil wir eigentlich ein gutes, liebevolles Verhältnis hatten.

Götzl: Haben sie nochmal Kontakt zu Juliane Wa., Wohlleben oder Kapke gesucht? Zeugin: Wohlleben und Kapke habe ich mal getroffen. Und die Böhnhardts, von denen ich dachte, dass sie Kontakt haben könnten. Haben aber auch nichts gesagt. Auch Frau Zschäpe, mit der ich per du war, hatte keine Nachricht.

Götzl: Wie liefen die Kontakte zu Böhnhardts? Zeugin: Gleich unmittelbar danach, in den 3 Tagen. Wir sind abends bisschen rumgefahren, ob man Uwe vielleicht irgendwo sieht. Da haben wir das Auto von Uwe Böhnhardt gesehen, die Polizei war gerade da, sagten uns aber nichts. Da sind wir zu den Eltern gefahren, um sie zu informieren. Ich bilde mir ein, dass das ein roter Hayundai war. Ich denke, dass wir die Eltern so vier Mal gesehen haben. Anfangs so zwei, drei Mal, später noch einmal, aber da hab ich sie schon gar nicht mehr erkannt. Gesagt haben sie uns, dass die Drei nach Mecklenburg gegangen sind, da gebe es Verwandtschaft und dass sie dort untergekommen sind. Sie erzählten, dass sie telefonisch Kontakt hatten über eine Telefonzelle, wo angerufen wurde. Ich wusste nicht, dass das geht. Die haben wenig erzählt, die Böhnhardts.

Götzl: Haben Sie bei der polizeilichen Vernehmung Dokumente übergeben? Zeugin: Ich habe Aufzeichnungen gefertigt, mein Mann hat sie geschrieben.

Götzl hält daraus vor: Am Montag, 26.1.1998, erscheint Uwe Mundlos in der Rewe-Kaufhalle, (….) man habe Propaganda-Material gefunden, das ihn belasten würde, auch Waffen. Er sagt, mit den Waffen hab ich nichts zu tun. Die Zeugin bestätigt den Vorhalt. Götzl hält vor: Dienstag: Juliane Wa. sagt, sie holt Sachen für Uwe aus der Wohnung, zu der sie einen Schlüssel hat. Am nächsten oder übernächstem Tag kommt Uwe mit André Kapke in die Kaufhalle, er stand unter Schock, hat gesagt, dass darauf 7 Jahre stehen und dass er weg müsse. In der Vernehmung vom 20.2.2012 sagt die Zeugin: Ich wagte nicht, frei zu reden, weil sich Kapke immer in unmittelbarer Nähe von mir und Uwe aufhielt. Die Zeugin bestätigt dies. Götzl hät weiter vor: Juliane Wa. wird als Kurier zur Überbringung von EC-Karten an ihren Sohn vorgeschlagen durch Wunderlich. Das habe sie abgelehnt, fragt Götzl die Zeugin. Zeugin: Nein, das weiß ich wirklich nicht mehr.

Götzl: Nochmal zurück zu den Böhnhardt-Eltern. Zeugin: Einmal haben wir nur auf der Straße geredet, einmal sind wir hochgegangen in die Wohnung von den Böhnhardts. Bilde mir ein, dass Uwe gesagt hat, dass er mit Beate und Uwe Böhnhardt gehen muss, kann mich aber nicht 100-prozentig erinnern. Zu den näheren Umständen hat er nichts gesagt, nur: Mutti, zehn Jahre, sie hätten sich erkundigt beim Rechtsanwalt. Ich stand damals unter Druck, mein Chef wartete noch auf mich, der wollte schließen. Uwe sagte, mit den Waffen hat er nichts zu tun. Das ist so stehen geblieben, ich habe nicht nachgefragt. Ich weiß noch genau, wie Kollegen in der Kaufhalle zu mir kommen und die Zeitung zeigen. Ich dachte, dass die was in der Garage hatten, was verboten war. Die Böhnhardts waren bei der Polizei und haben dort Waffen gezeigt bekommen. Sie sagen, da seien auch Gartengeräte dabei gewesen. Erst am Samstag habe ich durch die Zeitung von den polizeilichen Ermittlungen erfahren. Niemand ist zu uns gekommen. Wunderlich kam erst später.

Götzl hält vor, dass Uwe Böhnhardt sich einer rechtskräftigen Verurteilung und dem Haftantritt entzogen hatte. Zeugin: Darüber hat er mit meinem Mann gesprochen. Uwe [Mundlos] hatte erzählt, dass Uwe Böhnhardt ins Gefängnis muss, er aber gesagt hätte, er werde nie mehr mehr ins Gefängnis gehen, er hätte da so schlimme Sachen erlebt. Der wäre da eigentlich ins Gefängnis gekommen, dann wäre das vielleicht alles nicht passiert. Böhnhardts konsultierten einen Anwalt, der ihren Sohn schon im Prozess vertreten hatte. Sie sagen, dass die sich bei Verwandten in Mecklenburg-Vorpommern aufgehalten. Die Flucht von Böhnhardt schien mir länger geplant gewesen zu sein, während Uwe [Mundlos] überrascht schien.

Götzl fragt zur zeitlichen Einordnung der Beziehung Zschäpe-Mundlos und hält eine frühere Aussage von Frau Mundlos vor: 92/93 wurden sie ein Paar. Ich konnte zu der Zeit keine Hinweise auf Beziehungen zur rechten Szene erkennen. Im Gegensatz zu Thomas Grund, „Kaktus“, der früher bei der Stasi war. Zeugin: Der Uwe hat da einen Jugendclub mit aufgebaut, war ordentlich gekleidet. Er hatte schwarz-rot-goldene Hosenträger, das war modern zu der Zeit, ich habe mir gar nichts dabei gedacht. „Kaktus“ war da Sozialarbeiter und sprach ein Hausverbot gegen Uwe aus. Uwe sagte: da sitzen ältere Männer drin und die jungen Mädchen auf dem Schoß und rauchen und saufen. Bis 98 hat er nicht geraucht und getrunken, maximal mal an Silvester ein Glas. Er war ein sportlicher Typ. Ich dachte mir: wenn [Thomas] Grund merkt, dass die nach rechts abrutschen, muss er sich doch um die kümmern und nicht sie rauswerfen.

Götzl: Wann haben sie einen Bezug Uwes zur rechten Szene festgestellt? Zeugin: Weiß ich nicht, nur die Springerstiefel mit den weißen Schnürsenkeln habe ich gesehen. Ja, er hat mal eine Hose und ein Hemd selber braun gefärbt. Ich habe zu ihm gesagt, das will ich nie wieder sehen. Er sagte, ja, in Ordnung. Dass mein Kind so herumläuft, kommt nicht in Frage.

Götzl: Was wussten sie über Aktivitäten des Sohnes? Zeugin: Ich habe selber nichts festgestellt. Ich habe nur so Situationen miterlebt, wo er nicht klar kam. Z.B. als Uwe Böhnhardt mal einen Stein beim Wandern runter geschmissen hat. Da kann doch unten jemand getroffen werden. Da kam Uwe [Mundlos] und hat mir das gesagt. Ich wusste nicht, wohin er geht, wusste gar nichts, er lebte ja allein.

Götzl fragt zu Haftkontakte ihres Sohnes. Zeugin: Ich kenne keinen. Hab nur mal gesehen, was er geschrieben hat und gesagt: Du schreibst ja ins Gefängnis, da musst du aber aufpassen, nicht dass du dem Jungen noch Schwierigkeiten machst.

Es folgt eine kurze Pause. Dann fragt Götzl nach dem Verhältnis von Uwe Mundlos zu Ralf Wohlleben. Zeugin: Kann ich ihnen nicht sagen. Nur am Wochenende war er da, war ja bei der Bundeswehr oder später in Ilmenau. Ob er da Kontakt zu Wohlleben hatte, kann ich nicht sagen. Ich habe Wohlleben zwei, drei Mal gesehen. Mit meinem Mann sind wir manchmal spazieren gefahren mit Robby. Ich wusste von Uwe, wo der wohnt.

Götzl: Was wusste Wohlleben? Zeugin: Er hat keine Informationen an uns gegeben. Haben nichts erfahren von ihm, gar nichts. Eventuell hat er meinem Mann noch Informationen gegeben, während ich mit Juliane Wa. redete. Vielleicht haben mein Mann und Wohlleben geredet. Dann haben wir das Auto gesehen. Wohlleben sagt, dass er es von Uwe bekommen hat, um zur Arbeit zu fahren. Wir nehmen das Auto mit, damit nicht noch ein Unheil passiert. Das war ja über meinen Mann versichert.

Götzl: Mal Waffen bei Uwe gesehen? Zeugin: Nein, nie.

Götzl: Und bei Zschäpe? Zeugin: Nein, nie, oder dass sie mal mit einer gespielt hätte. Und Uwe Böhnhardt hab ich nur immer mit einem Handy gesehen.

Götzl: Was ist aus dem Schlüssel Juliane Wa.s zu Uwes Wohnung geworden? Zeugin: Das weiß ich nicht mehr. Wusste nur, dass die Hausbewohner sagten, sie hätte der Polizei die Wohnung aufgeschlossen.

Götzl: War ein PC von Uwe in der Wohnung? Zeugin: Nein. Denke, er hatte einen. Weiß ich nicht, für mich sind Computer tote Gegenstände.

Götzl: Mal in Uwes Wohnungen gewesen? Zeugin: Ja. Aber nicht lang oder oft.

Götzl: Sind ihnen dort Flaggen und Fahnen aufgefallen? Zeugin: Nein. Das war eine ganz normale Wohnung.

Götzl: Vorhalt zu Flaggen und Fahnen: Reichskriegsflagge, Hakenkreuzfahne? Zeugin: Nein. Hat er nicht gehabt.

Götzl: Auch keine Hitler-Bilder? Zeugin: Nein. Zu Musik kann ich sagen: Anfangs hat er ganz viel Udo Lindenberg gehört, der lief überall. Dann später AC/DC.

Götzl hält aus einer früheren Aussage der Zeugin vor: Zschäpe sei kumpelhaft und hilfsbereit gewesen, konnte auf der anderen Seite sehr egoistisch sein. Zeugin: Sie konnte sich durchsetzen.

Götzl hält weiter vor, Uwe habe sie vergöttert. Zeugin: Ja, sie war seine erste Freundin. Er hat sich das Ende der Beziehung nicht zu Herzen genommen. Er hat nie wieder eine Freundin gehabt, die er mal mit nach Hause gebracht hätte.

Götzl hält vor, Uwe Böhnhardt sei der Zeugin unsympathisch gewesen. Zeugin: Ja. Der hatte so unbewegliche Augen, so einen starren Blick. Er stand immer abseits mit seinem Handy, es gab keine Höflichkeitsfloskeln. Seine Eltern haben wir erst hinterher kennengelernt, die kannte ich nicht.

Götzl: Sie haben vermutet, dass die Böhnhardt-Eltern sie mit der Geschichte von Verwandten in Mecklenburg-Vorpommern, wo die drei untergekommen sein könnten, beruhigen wollten? Zeugin: Es hat mich beruhigt, da auf dem Dorf, da kann man leben.

Götzl hält dazu vor: Wer das ist, weiß ich nicht. Ich kann mich nicht erinnern, dass mir mal Grüße vom Uwe ausgerichtet wurden. Die Zeugin bestätigt diese Aussage.

Götzl: Es hat noch ein zufälliges Zusammentreffen mit den Eltern Böhnhardt gegeben, an einer Tankstelle? Zeugin: Ja, da habe ich mich mit Frau Böhnhardt unterhalten.

Die Zeugin bestätigt Götzls Vorhalt: Mutter Böhnhardt sagte, dass es den Dreien gut geht und dass sie Arbeit hätten. Uwe Mundlos mehr so Computerarbeit, Uwe Böhnhardt mehr „das Grobe“. Sie sagte, die erleben die selbe Sonne wie wir. Zeugin: Davon will Frau Böhnhardt heute nichts mehr wissen, die hat mich nur beruhigen wollen.

Götzl hält vor: Auf Frage, warum sie nicht zurück könnten, sagte Frau Böhnhardt: Weil sie so viel Schulden haben. Nachdem die [im November 2011] gestorben waren, hat sie mir das erzählt. Götzl fragt, ob sie von dem Gespräch ihrem Mann nichts erzählt hat. Zeugin: Nein. Weil mein Mann sich so leicht aufregt. Auch zum 50. Geburtstag habe ich nichts gehört von Uwe. Gar nichts.

Götzl: Ihnen ist ein Video von der Keuppstr. vorgespielt worden? Zeugin (amüsiert): Ja, erst habe ich niemand erkannt, dann alle.

Götzl: Was fällt Ihnen zu Stefan Ap. Ein? Zeugin: Das ist der Cousin von Beate. Kenn’ ich schon aus dem Kindergarten. Als ich Beate kennengelernt habe, habe ich gewusst, dass das der Cousin von Beate ist. Da hat es mal einen Zwischenfall gegeben, da haben sie mal einen jungen Mann überfallen und das Geld weggenommen. Dann war irgendwas und dann ist Stefan Ap. zur Polizei gegangen und hat alles erzählt..

Götzl hält ihre Aussage über Ap. vor: Der hatte ständig Probleme mit der Polizei, der kommt mir nicht ins Haus. Zeugin: Ja, der sollte nicht zu uns kommen.

Götzl: Was für Probleme hatte Uwe Böhnhardt? Zeugin: Ja, wusste ich vom Uwe [Mundlos], dass Uwe Böhnhardt nie wieder ins Gefängnis gehen will, der ist dort schwer misshandelt worden oder irgendwie. (Auf Nachfrage, geniert) Ein Erlebnis, das mit einem Besenstiel im Po. Unser Uwe hat erzählt, dass sie Hausverbot in Buchenwald hätten wegen der Uniformen, mit denen sie da waren. Ich habe da nicht nachgefragt. Mein Mann hat mal mit ihm darüber geredet. Uwe ist nicht vorbestraft. Wann das war, weiß ich nicht. Ich merke mir nur so Sachen wie das Hausverbot, weil das ja so was Schlimmes ist.

Götzl hält ihr eine Aussage zum PC von Uwe Mundlos und darauf befindlichen Kontaktdaten aus Chemnitz vor: Der PC wurde nicht aufgefunden, nur Monitor und Maus. Juliane wird ihn wohl rausgeholt haben, das Fahrrad ist ja auch weg. Zeugin: Er wird schon einen Computer gehabt haben. Weiß nicht wohin der gekommen ist. Wir haben Kapke wegen des Fahrrads angesprochen, das war ein teures Rad: 1000 DM, am nächsten Tag war das Fahrrad wieder da.

Götzl hält weiter Aussage: Kapke habe sie zwei, drei Jahre nach Abtauchen wiedergesehen. Er habe gesagt: Der [Uwe Mundlos] kann doch kommen, der hat doch nichts gemacht! Sie [die Zeugin] habe damals gesagt: Für mich ist unverständlich, warum gegen Kapke nichts gemacht wird, der hat das doch alles initiiert, war doch immer dabei, war der Führungskopf. Zeugin: Wohlleben habe ich nie gesehen, Kapke war häufiger dabei. Vor der Tür, nicht bei uns in der Wohnung. Kann mich nicht erinnern, mich mit Uwe mal über Kapke unterhalten zu haben.

Götzl fragt nach dem Anruf Zschäpes nach dem 4.11.2011. Zeugin: Sie sagte: „Hier ist die Beate.“ Ich so: „Welche Beate?“ - „Na, die Beate vom Uwe. Es ist was Schlimmes passiert, der Uwe ist tot.“ Ich weiter: „Was ist denn passiert?“ - „Machen Sie den Fernsehen an, es geht um Eisenach.“. Bei der Polizei wir dann genau das, was Beate gesagt hat, wiedergegeben. Ich dachte erst, das ist ein böser Scherz, weil ich die Stimme nicht erkannt habe. Das war am Samstag, den 5.11., früh um 8 Uhr. Sie hat gesagt: „Die haben sich in die Luft gesprengt“ - „Und der Uwe Böhnhardt?“ - „Der auch“. Und, dass der Uwe uns lieb hat, blabla, war aber nicht erfreulich. Ich habe gefragt: „Beate, kommste mal wieder?“ - „Nein, ich komme nicht wieder“. Die Stimme der Frau war eine ganz normale Stimme, stink normal, nicht hoch, nicht tief, nicht langsam noch schnell. Keine Auffälligkeiten. Nichts.

Götzl: Hat Ihnen Eisenach was gesagt? Zeugin: Nein, gar nichts. Hab dann Fernseher angemacht, da war das dann gleich in den Nachrichten.

Götzl hält denselben Komplex nochmals aus der früheren Vernehmung vor und fragt nochmals nach der Stimme der Frau. Er liest vor: Die Stimme der Anruferin war wesentlich fraulicher. Die Zeugin stimmt zu, sie sei nicht aufgeregt gewesen, sondern mit selbstbewusster Stimmlage. [Die Zeugin spielt die Varianten möglicher Betonungen vor, Schmunzeln im Gericht] Mein Mann hat sofort gesagt: „Ilona, zieh dich an, wir müssen das sofort melden.“

Dann geht das Fragerecht zur Nebenklage. Den Beginn mach RA Stolle: Sie sind mit ihrem Mann zur Polizei gegangen, wie genau ist das gelaufen? Zeugin: Wir sind zur Polizei gekommen, die wussten nicht, wer wir sind. Wir sagten: Wir sind die Eltern von Uwe Mundlos. Ach, sagte ein Beamter, das sind die Eltern von dem Trio. Wir haben gesagt, dass wir dazu gehören.

Stolle: Sind sie an andere Polizisten weiter vermittelt worden? Zeugin: Ja, in einen Raum mit einer Beamtin, die uns vernommen hat.

Stolle: Wusste die Bescheid mit dem 4.11.? Zeugin: Die könnte das so fifty-fifty gewusst haben.

Stolle: Haben die nicht nachgefragt? Zeugin: Nein. Nur der Polizist am Empfang: Das sind doch die Eltern vom…

Stolle: Ist das Gespräch auch auf Zschäpe gekommen? Zeugin: Nein, zu ihr wurde nichts gesagt.

Stolle: Sie 1998 eine Woche nach dem Untertauchen 1998 in der Wohnung von Uwe gewesen. Haben sie irgendwann mal einen Durchsuchungsbeschluss gesehen, oder nachgefragt? Zeugin: Nein, haben wir nie gesehen. Wenn, dann hätte mein Mann nachgefragt, ist mir aber nicht erinnerlich.

Stolle: Hatten sie noch Kontakt zur Polizei wegen der beschlagnahmten Gegenstände? Zeugin: Nein, wir haben nichts zurückbekommen

Nebenklage RAin von der Behrens: Sie haben zwei Mal Vermisstenanzeige aufgegeben. Wie kam es dazu? Zeugin: Erst wollten sie das gar nicht annehmen, erst auf großes Bitten und Drängen. Nach zwei Jahren wieder: Gibt’s doch nicht, dachten wir, dass 3 Leute verschwinden und keiner sieht sie. Mein Mann sagt: der ist tot, der Uwe. Wir sind dann nochmal hin und wollten eine neue Vermisstenanzeige aufgeben. Die haben sie halbherzig aufgenommen. Sie haben gesagt, dass Uwe volljährig und allein lebend ist und freiwillig gegangen ist und dass wir kein Anrecht haben zu wissen, wo er ist. Das war vor 2007. Danach war wir nicht nochmal bei der Polizei.

Von der Behrens: Hat die Polizei einen Haftbefehl erwähnt? Zeugin: Nein. Sie haben gesagt, er wird wegen einer Aussage gesucht.

Von der Behrens: Haben sie gefragt nach welcher Aussage? Zeugin: Ich dachte mir wegen der Bombengarage.

Von der Behrens: Mit welchen Beamten haben sie gesprochen? Zeugin: Das erste Mal weiß ich es nicht. Beim zweiten Mal ein Hauptkommissar Eichhorn, wie Eichhörnchen.

Nebenklage RA Kuhn: Hatten sie Kontakt zum Verfassungsschutz? Zeugin: Nein, mit meinem Mann hatten die Kontakt. Ich habe die nicht kennengelernt.

Kuhn: Und was hat ihr Mann davon erzählt? Zeugin: Die haben wegen Uwe und seinem Weggehen gefragt. Haben gesagt, dass wir nicht mit unserem Telefon telefonieren sollten. Wann weiß ich nicht mehr, müsste schwindeln.

Verteidiger RA Hösl: Nochmal zum Treffen an der Tankstelle: Sie dachten, das ist nur beruhigend gemeint und haben das nicht ernst genommen? Zeugin: Ich habe gehofft, dass es ihm gut geht, hab’s aber nicht geglaubt. Es gab keinen Grund, warum er sich nicht gemeldet hat, wir sind nicht im Unguten auseinander gegangen. Mein Mann sagt: Der Uwe ist tot.

Sachverständiger Prof. Sass: Zum Zusammensein zwischen den Beiden als Paar, gab es denn mal andere Auffassungen? Zeugin: Ich habe nie eine Diskussion, keine Meinungsverschiedenheiten beobachtet.

Sass: Wurde über politische oder gesellschaftliche Themen geredet? Zeugin: Nein, kann mich nicht erinnern.

Sass: Was wissen sie über Zschäpes Mutter? Sie sagten, sie hätten sie kennengelernt als Beate und Uwe gegangen sind? Zeugin: Die habe ich in der Kaufhalle getroffen, so normal geredet, sich gegrüßt. Wer was weiß, sagt’s dem anderen, haben wir ausgemacht. Davor hatte ich keinen Kontakt mit ihr.

Sass: Haben sie etwas von Schwierigkeiten von Beate mitbekommen? Zeugin: Ja, sie konnte die Miete nicht mehr zahlen. Sie mussten ausziehen, Beate bekam eine eigene Wohnung, die Mutter auch: Ich habe aber bei Beate keine große Erregung gesehen, sie wäre eh ausgezogen. War trotzdem nicht schön.

An dieser Stelle interveniert Zschäpe-Verteidiger RA Heer: Der Sachverständige Sass wolle doch bitte die Mandantin „Frau Zschäpe“ nennen. Sass entschuldigt sich für eine nicht beabsichtigte „Grenzüberschreitung“.

Zeugin: Die Großmutter von Beate hab ich auch mal in der Kaufhalle gesehen, eine alte Frau. Sie haben mal zu dritt zusammen eingekauft, die Beate, ihre Mutter und die Omi. Oder im Kindergarten, da hat die Oma mal die Kinder abgeholt. War für mich schon immer ‘ne alte Frau.

Sass: Was können sie zum Verhältnis der Oma zu Frau Zschäpe sagen? Zeugin: Heute weiß ich das. Die Mutter ist in Winzerla gewesen, ganz nette Frau, auch ganz normal.

Sass: Sie sagten, ihr Sohn hat keine neue Freundin gehabt nach Frau Zschäpe. Haben Sie mit ihm mal darüber gesprochen? Zeugin: Nein, keinesfalls. Ich dachte, wenn er studiert, wird er schon Frauen kennenlernen. Wir hatten einfach andere Probleme.

Dann wird die Verhandlung für 15 Minuten unterbrochen, da die Zschäpe-Verteidigung Fragen vorbereiten will. Nachdem die Verhandlung fortgesetzt wird, stellt RAin Sturm lediglich eine Frage: Sie sagten, André Kapke habe öfter vorm Haus gewartet, sei oft dagewesen, wenn auch nicht im Haus und sie sagten Frau Zschäpe hätten sie nach der Trennung von Uwe nicht mehr gesehen. War Herr Kapke denn auch danach noch vorm Haus präsent? Zeugin: Ja, den hab ich bis 98 gesehen, bis der Uwe weggegangen ist.

Dann wird die Zeugin entlassen. Im Anschluss nimmt die Bundesanwaltschaft noch Stellung zum Verwertungswiderspruch der Wohlleben-Verteidigung zur Aussage von Andreas Sch. (98. Verhandlungstag). OStA Weingarten sagt, der Antrag sei zurück zu weisen, die Aussage Ba.s vom 19.3.2014 über die Vernehmung am 9.2.2012 vollumfänglich verwertbar. Verbotene Vernehmungsmethoden seien nicht angewendet worden, der Zeuge Sch. nicht, wie behauptet, über seinen Status getäuscht worden. Gegen ihn lief kein Ermittlungsverfahren, er sei bis heute im Zeugenstatus und richtig belehrt worden. Ein Anfangsverdacht gegen Sch. habe zu keiner Zeit vorgelegen. Zwar habe es es sich beim Verkauf der Waffe objektiv zwar um Beihilfe gehandelt, diese lag aber bei Sch. nicht vor, auch trotz Weitergabe einer Pistole mit Schalldämpfer nicht. Ein Vorsatz liege aber nur dann vor, wenn dem Betreffenden klar war, wer die Waffe bekommen solle und was derjenige damit vor habe, sonst sei auch jeder legale Waffenhandel unter Verdacht. Wohlleben sei angeklagt worden, weil gewusst habe, für wen die Waffe bestimmt war und er um die Möglichkeit terroristischer Morde wusste und billigte.

Nebenklage-RAin Lex verliest eine Erklärung der Nebenklage-Anwält_innen Basay, von der Behrens, Daimagüler, Hoffmann, Ilius, Kuhn, Parlayan, Scharmer, Stolle, Reinecke zur Vernehmung von Juliane Wa. (siehe 98. Verhandlungstag). Das Aussageverhalten entspräche vieler Zeugen der rechten Szene und dem Umfeld der Angeklagten präsentiert: sie könne sich an nichts erinnern und lege dabei ein erstaunliches Selbstbewusstsein an den Tag. Durch das Vorschieben von Erinnerungslücken und wortreichem Selbstmitleid habe unter fast schon routiniert wirkender Verwendung juristischer Termini faktisch die Aussage verweigert. Ob sie Fragen beantwortet habe, habe sie selbst entschieden. Zwei Aussagen hätten einen Erkenntnisgewinn gebracht: Uwe Böhnhardt habe am 26.1.1998 große Sorge gehabt, dass auch Ralf Wohlleben verhaftet wird. Wohlleben sei die Flucht recht gewesen, denn er habe wegen der Bombenfunde selbst mit einer Anklage gerechnet. Das würde bedeuten, dass Wohlleben, Kenntnis von den Anschlagsplänen des Trios hatte. Außerdem habe die Zeugin bestätigt, mit Wohlleben, Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt „Pogromly“ gespielt zu haben. Wohlleben und Zschäpe hätten also die menschenverachtende, nationalsozialistische Ideologie geteilt. Außerdem hätten bei der Befragung vermeintliche Erinnerungslücken aufgedeckt werden können, die eine partielle Aussageverweigerung bzw. Falschaussage darstellen. Lex nennt dazu sieben Beispiele und Widersprüche in der Aussage von Juliane Wa. Dann endet der Verhandlungstag.

Nebenklage-Anwalt Stolle erklärt zu der Aussage von Ilona Mundlos nach dem Verhandlungstag: „Auffällig an der Aussage von Frau Mundlos war, dass sie offensichtlich alles, was in Verbindung mit den politischen Aktivitäten ihres Sohnes stand, verdrängt hat. Ihre Behauptung, sie habe davon nichts mitbekommen, ist nicht nachvollziehbar. Allerdings hat sie auch nicht - wie beispielsweise die Mutter von Uwe Böhnhardt - versucht, das Handeln ihres Sohnes zu beschönigen und Dritte dafür verantwortlich zu machen. Deutlich wurde auch, dass die Zeugen Juliane W. und Andre K. offensichtlich die Unwahrheit gesagt haben, als sie Kontakte zu Frau Böhnhardt leugneten.“


Protokoll 103. Verhandlungstag - 8. April 2014

Eine Ex-Freundin des Angeklagten André E. erklärte als Zeugin, wie ihr damaliger Freund schon in die rechte Szene eingebunden war. Der damals 18-jährige Skinhead gehörte zu den Unterstützer_innen der drei Gesuchten und besuchte sie 1999 mehrmals in ihrer Unterkunft, gemeinsam mit der Zeugin. Später trennte sich die Zeugin von André E. und hatte keinen Konakt zur rechten Szene mehr. Die rechte Szene beschrieb die Zeugin als Normalität zu dieser Zeit im Erzgebirge.

Zeugin:

	Anja S. (Ex-Freundin des Angeklagten André E.)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.48 Uhr. Einzige Zeugin ist heute Anja S., vormals Ha., Ex-Freundin des Angeklagten André E. Sie berichtet, sie habe “den André” mit 15 Jahren 1997 in Breitenbrunn kennengelernt habe. Dort habe sie mit ihren Eltern gewohnt. Im Spätsommer oder Sommer sei eine Kirmes gewesen, wo sie als Jugendliche abends hingegangen seien. Sie hätten da ums Feuer gesessen, sie selbst habe E. vorher nicht gekannt, aber ein paar ihrer Freundinnen. Ihre eigenen Eltern hätten ihr Hotel in Breitenbrunn verkauft und seien zurück nach Chemnitz gegangen, sie habe aber das Schuljahr beenden sollen und sei bei den Eltern einer Freundin untergekommen. Es sei “witzigerweise” der letzte Abend gewesen, den sie je in Breitenbrunn gewesen sei, als sie E. kennengelernt habe. Dann sei sie nach Chemnitz gezogen. Sie habe ihn angerufen und er habe sie besucht, sicherlich recht schnell. Und dann hätten sie sich gesehen und seien zusammen gewesen, “als Paar oder wie man das so bezeichnet”. Ihr Vater habe das nicht so toll gefunden und habe es ihr verboten. Deswegen hätten sie sich heimlich treffen müssen, meist am Wochenende. Sie selbst sei noch zur Schule gegangen und E. sei Maurerlehrling gewesen. Es seien schon relativ viele Wochenenden gewesen und sie habe sich was einfallen lassen müssen, was sie ihren Eltern aufgetischt habe. So sei das eine ganze Weile gelaufen, fast ein Jahr, meine sie. André sei am Anfang abends wieder nach Hause gefahren. Dann habe er angefangen, “bei der Mandy, bei der Frau St.” zu schlafen. So sei das fast ein Jahr gelaufen und irgendwann sei es bei ihren Eltern mal heraus gekommen. Die hätten dann gesagt, sie sei jetzt 16 und hätten es ihr nicht mehr verboten.  Dann habe sie angefangen mit Arbeiten, man habe sich noch weniger gesehen, sie habe eine Hotelfachausbildung gemacht und am Wochenende gearbeitet. Anfang 1999, im März, April, Mai habe man sich getrennt.

Götzl fragt zum Grund der Trennung und S. sagt, sie habe im August oder September 1998 die Lehre begonnen und sich dann als Mensch entwickelt, habe andere Menschen kennengelernt, die seien entspannter gewesen. Einige Lebensweisen hätten ihr nicht mehr gefallen und sie habe nicht mehr mit E. zusammen sein wollen, sie habe keine Zukunft mit E. gesehen. Die Kollegen seien weg gegangen, zum Tanzen, auf Konzerte, in Diskos, da habe sie mit gewollt und sei mitgegangen. Sie habe in dem Umkreis viel mehr Spaß gehabt. Götzl bitte S. André zu beschreiben. S.: “Er ist unheimlich lieb und nett, er hat alles für mich getan, es gab nichts was er nicht für mich getan hätte.” E. sei unheimlich loyal gewesen, sie hätten sich fast nie gestritten. Allerdings habe sie sich nicht vorstellen können, mit E. eine Familie gründen zu können. Das sei alles recht extrem gewesen, auch von den Ansichten her, was man durfte und nicht durfte. Da habe sie keine Lust mehr zu gehabt. Götzl fragt zu den Ansichten nach. S. sagt, das sei schwer in Worte zu fassen, er sei natürlich im rechten Spektrum gewesen, wie viele seiner Freunde. S.: “Um ehrlich zu sein, oben im Erzgebirge, finden sie mal jemand, der das nicht ist.” Es sei  immer viel geschimpft worden, negativ, viel Ausländerfeindlichkeit, viel Politik: “Da wurde in der Vergangenheit herumgekramt, was da nicht alles besser und viel toller war.” Sie sie davon ausgegangen, dass die da rauswachsen, wie das bei den meisten auch sei. S.: “Ich habe mir gedacht, wenn ich in die Disko gehe und tanzen will, dann mach ich das.” Sie wolle sich ihre Freunde nicht nach Nachname oder Hautfarbe aussuchen. Götzl fragt, ob das ein Problem gewesen sei, in die Disko zu gehen. S.: “Nicht unbedingt.” Aber sie hätten so Dinge nicht gemacht: “Was haben wir denn gemacht? Viel tolle Sachen haben wir nicht gemacht.” Im Prinzip habe E. zu allem eine Meinung gehabt, ohne sich das anzugucken: “Es war halt alles festgefahren.” Im Prinzip sei alles schlecht gewesen, was nicht “total deutsch” war. S. sagt: “Und ich kann da einfach nicht mit leben.” An ganz bestimmte Sachen, die er gesagt hat, könne sie sich nicht mehr erinnern, aber vom Thema sei das alles rechtsextrem gewesen: die Kleidung, der Lebensstil, die Musik, was geäußert wurde mitunter, Bücher habe er nicht gelesen, glaube sie. Es sei auch mal um normale Sachen gegangen in den Unterhaltungen, aber es sei schon immer Thema gewesen, “was denn aus dem armen Deutschland wird.” Das seien jetzt nicht E.s Worte gewesen, so S., aber es sei schon so in dem Kontext gewesen. S.: “Da war sehr viel Negativität.” Wie die sich alle anziehen und auftreten würden, das sei ja schon relativ furchterregend, aber in ihrer Gegenwart habe sich André nicht gewalttätig verhalten. Sie selbst würde ja “Freunde” sagen, aber das seien halt alles “Kameraden” gewesen: “Und so ein Zeug halt.” Götzl fragt zu Kleidung und Benehmen. Zur Kleidung sagt S., das sei Springerstiefel, Jeans, Bomberjacke gewesen. Da wo sie herkommt, sei das die “Standarduniform” gewesen, außer vielleicht bei Mädchen. Die hätten sich schon als Skinheads identifiziert. Da habe es aber “10, 12, 15″ verschiedene Sorten gegeben, die einen seien nicht politisch interessiert gewesen, die anderen seien politisch gewesen, und “dann gab es welche, die haben Brot gebacken”. Sie müsse sagen, dass sie im Nachhinein nicht wissen, was André war. Dann sei viel von germanischen Göttern gesprochen worden. Von der Kleidung her sei alles relativ einheitlich gewesen.

Was er sonst so gemacht hat, etwa in Johanngeorgenstadt, könne sie nicht sagen, weil sei meistens in Chemnitz gewesen seien. Sie seien viel mit ihrem Hund spazieren gegangen. E. habe mehr und mehr Kontakt nach Chemnitz gehabt, weil er bei St. geschlafen habe. Sie seien auch zusammen viele Male zur Mandy nach Hause gefahren, man habe Filme geguckt, sei ins Kino gegangen. Sie könne sich nicht erinnern, dass E. mit ihr persönlich viele politische Unterhaltungen geführt habe.  Vielleicht ein paar, davon sei auszugehen. Ihre Beziehung sei gewesen, was man so als 15-Jährige als normale Beziehung beschreiben könne. Götzl fragt zu Kontakten zu anderen Personen in Chemnitz. S. sagt, die einzigen, an die ich sie sich erinnern könne, seien St. und “Max Böhnhardt”.  Mit denen hätten sie viel Zeit verbracht, viel bei St. zu Hause, sie hatten ja auch alle “chronische Geldnot” gehabt, da bleibe man viel zu Hause. Götzl fragt, ob sie sich bei dem Nachnamen “Böhnhardt” sicher sei. S. lacht und sagt den Namen Bu. Dann fragt Götzl was S. der Name Böhnhardt sage. Da sei ja viel in der Presse, so S., sie habe die Drei in Chemnitz kennengelernt, “die Frau Zschäpe und die beiden Herren”, den Böhnhardt und der andere Name falle ihr nicht ein. Sie könne sich nicht erinnern, wie das zustande gekommen ist. Sie seien in eine Wohnung gefahren, sie habe “den Kollegen” in Chemnitz auch gezeigt, wo das ist. Wie sie ihr vorgestellt wurden, ob Zschäpe als Beate oder unter anderem Namen, wisse sie nicht mehr. Aber als ihre Mutter angerufen und gesagt habe, sie solle mal auf die BKA-Website gehen, da habe sie sie schon wiedererkannt. Auch die Umstände wisse sie nicht mehr, aber sie habe erfahren, dass sie sich für eine Weile verstecken und sie nichts erzählen solle. Sie wisse nicht, ob sie damals wusste, warum.

Sie könne ein paar Mal, drei oder sechs Mal, in der in der Wohnung gewesen sein. In der Wohnung seien Zschäpe und die zwei Herren, die relativ ähnlich ausgesehen hätten, gewesen. Das sei eine ganz kleine Wohnung gewesen, da seien ein Fernseher, ein Tisch und ein Sofa gewesen: “Wir haben geraucht wie die Stadtsoldaten. Und dann sind wir auch wieder gefahren.” Das sei in der Nähe vom Südbahnhof gewesen, ein einzelnes Gebäude mit vier oder fünf Mieteinheiten, die Wohnung sei, so glaube sie, im zweiten, vielleicht auch im dritten Stock gewesen. Götzl möchte wissen, was als Grund angegeben worden sei, warum sie in die Wohnung fahren. S. antwortet, an die Unterhaltung könne sie sich überhaupt nicht mehr erinnern. Zum Zweck sagt sie, es sei darum gegangen mit denen ein bisschen Zeit zu verbringen: “Ich glaube manchmal hat er auch Einkauf vorbeigebracht aber da bin ich mir jetzt wirklich nicht mehr sicher.” Auf Frage sagt S., sie könne nicht sagen, von wem sie erfahren habe, dass die sich verstecken, das könne von E., von St., von Bu. oder von einem der Drei gekommen sein. Sie wissen nicht, wessen Wohnung das war, aber die Drei hätten da gewohnt. Auf Frage, ob noch wer da gewohnt habe, sagt S., wenn sie da gewesen seien, seien es immer nur die Drei gewesen. Auf Frage sagt S., Zschäpe habe damals so ausgesehen, “nur siebzehn Jahre jünger”, mit blonden, mittellangen Haaren. Die Männer hatten gar keine oder wenig Haare gehabt. Die Kleidung sei ganz normal, nicht auffällig gewesen.

Zur zeitliche Einordnung befragt, sagt S., dass sie gearbeitet hat, als sie da zu Besuch war, ihre Lehre habe sie im September 1998 angefangen. Sie wisse nicht mehr, wann der Kontakt los ging, im Spätsommer oder erst im Herbst, aber er sei gegangen, bis sie sich von E. getrennt habe, maximal sechs Monate vielleicht. Über den Grund des Versteckens sei damals nicht gesprochen worden, und sie sei gerade mal so 16 gewesen, “gegen die war ich ein Kind”. Daher habe sie nicht gefragt. Auf Frage sagt sie, sie glaube, St. sei auch mal da in der Wohnung gewesen, bei Max sei sie sich nicht sicher, habe aber das Gefühl. Von weitere Personen wisse sie jetzt nichts. Götzl fragt zu weiteren Bekannten von E. Gemeinsame Freunde seien St. und Bu. gewesen, da sei auch noch ein anderes Pärchen gewesen, sie habe aber  keine Namen in Erinnerung. E.s Freunde in Johanngeorgenstadt habe sie nur ein oder zwei Mal getroffen, E. habe in Chemnitz mehr Leute als sie selbst gekannt. Götzl fragt, ob bei den Gesprächen in der Wohnung Politik mal ein Thema gewesen sei. Das sei nicht wirklich Thema gewesen, so S., es nicht diskutiert worden. Aber es sei schon durchgekommen, dass da politisch durch die Bank eine rechte Einstellung war. Beim Fernsehen sei kommentiert worden: “Ausländer und dies und das.” Leider könne sie sich an bestimmte Unterhaltungen jetzt nicht erinnern. S. verneint, dass zur Sprache gekommen sei, wie lange sich die Personen in der Wohnung aufhalten. Es habe sehr durchlebt ausgesehen, aber bei drei Mann in so einer kleinen Wohnung sei das kein Wunder.

Götzl fragt, ob mal gespielt worden sei. “Risiko” sei gespielt worden, so S., aber das habe sie gelangweilt, Videospiele wisse sie nicht. Von “Pogromly” habe sie das erste Mal in der Presse gehört. Auf Frage, ob sie in Johanngeorgenstadt gewesen sei, sagt S., das sei vielleicht drei, vier, fünf Mal gewesen, vielleicht ein paar Mal mehr. Zwei oder drei Mal seien sie wohin gefahren, um sich mit E.s Freunden zu treffen, man habe sich aber auch mit ihren Freunden getroffen, die “da oben” gelebt hätten. Einige von E.s Freunden habe sie ein bisschen gekannt, andere gar nicht. Da sei nicht viel Aufregendes passiert, die hätten alle herum gesessen, manche hätten Bier getrunken. Sie habe E.s Eltern und seinen Zwillingsbruder Maik kennen gelernt. Sie meine, dass E. auch noch eine Schwester hat, aber die habe sie nicht kennengelernt. Die Eltern waren immer gewesen. Maik habe auch eine Freundin gehabt, mit denen hätten sie ein bisschen was gemacht. E.s Verhältnis zu seiner Familie sei eigentlich gut gewesen. Natürlich habe es mit der Mutter mal Ärger gegeben, E. sei ja 18 gewesen. Zu seinem Bruder habe er eine gute Beziehung gehabt. Den Vater habe sie nicht viel gesehen. André habe auch nicht sehr viel erzählt. Sie meine, E. habe damals in einem Ausbildungszentrum eine Maurerlehre gemacht, so S. auf Frage, die habe er, glaube sie, auch abgeschlossen. Dann habe er, noch während sie zusammen waren, im Tiefbau gearbeitet. Sie selbst habe dann in Chemnitz-Rabenstein gewohnt, habe das 10. Schuljahr fertig gemacht und in einem Hotel in Chemnitz ihre Ausbildung begonnen. Sie habe sich noch im ersten Lehrjahr von E. getrennt. Götzl fragt, wie E. reagiert habe. S. sagt, das habe E. nicht so toll gefunden, er habe auch nicht kommen sehen. Er sei nicht böse, aber aufgebracht gewesen. Sei hätten sich danach noch ein paar SMS geschrieben, aber das sei im Sande verlaufen: “Der Tag, an dem ich mich von ihm getrennt habe, war der letzte Tag, an dem ich ihn gesehen habe, bis heute.” Götzl fragt, ob es noch Kontakt gegeben habe. S. sagt, sie habe einen Handyvertrag gehabt, den E. unterschrieben habe, und der über sein Konto gelaufen sei. Da hätten sie sich sicherlich nochmal am Telefon unterhalten. Er habe ihr jeden Monat eine SMS mit dem Rechnungsbetrag geschrieben, und sie habe ihm das Geld überwiesen für ein paar Monate. Als der Vertrag ausgelaufen sei, habe es auch keinen Grund mehr für Kontakt gegeben.

Götzl fragt nochmal zu den Ansichten E.s S.: “Er war schon stolz, Deutscher zu sein und hat danach gelebt. Alles was nicht deutsch war, war nicht akzeptabel. Aber auch nicht immer.” Das habe nicht alles Sinn gemacht, nicht nur bei E. Da sei viel davon gesprochen worden, “wie toll doch die Wehrmacht war”. E. habe eine rechte Meinung gehabt. Nicht lange vor der Trennung habe E. gesagt, das sei alles nichts. Skinhead habe ihm gefallen, die Lebensweise. Aber sie hätten es dem Max auch mal erzählt, dass E. auf die rechte Szene in dem Sinne eigentlich keine Lust mehr hat. Bei machen Skinheads sei es nur ums äußerliche, auch um die Musik, nicht um Politik: “Und zumindest in die Richtung hat er mal gedacht.” Sie habe das unterstützt, aber ob sich das dahingehend entwickelt hat, wisse sie nicht, sie habe sich ja trotzdem von ihm getrennt und habe gedacht, da wird er schon rauswachsen.

Götzl fragt zu den damaligen eigenen Einstellungen. S. sagt, sie habe schon Einstellungen gehabt, die man rechts nennen könne. Ihr Stiefvater sei politisch sehr extrem, sie sei in einem Haus aufgewachsen, wo man das täglich gehört habe. Und André und die anderen hätten davon gesprochen, wie toll Deutschland vor 80 Jahren gewesen sei. Das habe sie gekannt. Sie komme aus dem Erzgebirge: “Finden sie da mal jemanden, der sich nicht negativ über Ausländer geäußert hätte.” Das sei da “epidemisch” [phon.] gewesen oder sei es vielleicht noch. Götzl: “Was war Ihre Auffassung?” S.: “Die Ausländer kommen hierher, nehmen unsere Jobs weg, die benehmen sich hier nicht, aber wenn wir ins Ausland fahren, müssen wir uns benehmen, solche Sachen.” Das habe sich geändert, als sie angefangen habe zu arbeiten und andere Leute kennengelernt habe. Götzl fragt zu S. Stiefvater. Die Zeugin sagt, sie hätte keinen Ausländer mit nach Hause bringen können, dann hätte sie die Koffer packen können. S. sagt: “Wäre der 1935 geboren, wäre der zufrieden gewesen.” Für sie sei das das normalste der Welt gewesen, ihr sei nicht bewusst gewesen, dass man eine offenere Einstellung haben könne. Wenn ihr Stiefvater den Fernseher angemacht habe, habe der los getobt über “die Ausländer”. Mit den Juden habe er auch ein Problem gehabt. Und die Politik, dass alle verdummt werden, dass Deutschland in der Form nicht mehr existieren würde. Götzl sagt, ihre Eltern seien nicht mit der Beziehung zu E. einverstanden gewesen. Darauf sagt S., ihr Vater habe mit der Einstellung sympathisiert, allerdings sei er völlig gegen Skinheads gewesen, denn seiner Meinung nach, würden die dem politischen Kurs keinen Gefallen tun, würden den Ruf der Vereine oder der Herren und Damen, die politisch Einfluss haben wollen, verderben. Außerdem habe er für sie bestimmte Vorstellungen gehabt, habe gesagt: “Der André ist ja einen Kopf kleiner wie du, was willst du denn mit dem?” Es folgt eine Unterbrechung bis 11.10 Uhr.

Götzl fragt nach den Einkäufen. S. sagt, sie wisse nicht, ob sie auch mit einkaufen war. Es sei Kaffee mitgebracht und Kuchen. Sie selbst habe einmal Kaffee mitgebracht. Man habe da ja Kaffee getrunken und sie habe das für Anstand gehalten. Ihr sei bewusst gewesen, dass die Drei nicht unbedingt raus gehen. Sie habe die Drei nie außerhalb der Wohnung gesehen. Auf Frage sagt sie, sie habe sicherlich mit E. über die drei Personen gesprochen, sie habe auch versucht zu erinnern, wie sie sie genannt haben, aber da könne sie sich leider nicht entsinnen. Ihr sei bewusst gewesen, dass sie sich versteckt haben, aber es sei, zumindest in ihrer Gegenwart, nicht viel darüber geredet worden. Sie habe keine Erinnerung, ob Bu. mal mit in der Wohnung war, bei St. sei ihr bewusst, dass die die Drei gekannt habe und sie sei sich fast sicher, dass St. auch mal dabei war. Sie habe in Erinnerung, dass sie sich mit St. übers Haarefärben unterhalten habe, die sei ja Friseuse. Zu den Namen der Drei befragt, sagt S., sie habe überlegt, ob sie sie unter Beate gekannt habe, das sei ihr Bauchgefühl, aber sie wisse es nicht.

Auf das Verfahren sei sie aufmerksam geworden, als ihre Mutter am Tag nach Weihnachten angerufen habe, das BKA habe vor ihrer Tür gestanden und sie, S., solle mal auf die Website gucken. Da habe sie die Drei sofort wieder erkannt. Ihre Mutter habe erzählt, dass E. auch verhaftet worden sei. Sie habe in England nichts mitbekommen, da habe nichts in der Zeitung gestanden. Und sei die Polizei mit ihr in Kontakt getreten. Sie habe alle drei sofort wieder erkannt. Bei Wahllichtbildvorlagen bei der polizeilichen Vernehmung habe sie ein paar Leute erkannt, einige wohl auch falsch. Auf Frage sagt sie, sie lebe seit 2005 in England. Götzl fragt, welche Musik E. gehört habe. E. habe Rockmusik gehört, Sachen wie “Böhse Onkelz”, aber auch einschlägige Rechts-Bands, sie erinnere sich an “Skrewdriver”, weil die aus England kommen. Bei Namen sei sie sonst überfragt: “Verschiedene, einige in Englisch, andere in Deutsch, alle schlecht.” Das sei relativ normal oder als normal angesehen gewesen. Auf Frage sagt S., E. habe mal eine Zeit gehabt, zum Ende der Beziehung hin, wo er sich doch irgendwo von der politischen Sache habe entfernen wollen. Sie wisse nicht, ob er es gemacht habe. Zum Lebensstil von E. sagt S., er sei auf jeden Fall Skinhead gewesen und habe das offen nach außen getragen, politisch sei seine Meinung rechts gewesen. Eine große Sache seien Ausländer gewesen, und dass Deutschland nicht mehr so deutsch sei wie es mal war, und dass systematisch vorgegangen werde, das zu ändern. Die Wehrmachtsausstellung sei, um 1999 vielleicht, da im Gespräch gewesen. S.: “Was nach dem Krieg mit Deutschland passiert ist, so Sachen wurden da geäußert.” Götzl fragt, wie E. das gesehen habe. S. sagt, E. habe das nicht so toll gefunden: E. habe politisch gewollt, dass Einwanderungsrechte geändert werden. Götzl fragt, ob E. Vorstellungen hatte, die Verhältnisse systematisch zu ändern. S.: “Ideen habe ich keine gehört, wenn Sie das meinen.” E.s Aussehen und wie er sich gegeben habe, das habe viel gewaltbereiter geklungen, als er in ihrer Anwesenheit  gewesen sei, so S., sie habe nie mitbekommen, dass er gewaltbereit war, auch wenn er mal gepöbelt habe.

Auf Frage sagt S., sie sei einmal bei einem Konzert und einmal bei einer Demonstration gewesen, soweit sie sich erinnern könne. Zu dem Konzert seien sie hin gefahren, das sei auf einem Dreiseitenhof in der “Mitte vom Nirgendwo” gewesen. Es seien sehr viele Skinheads und auch ein paar Mädchen da gewesen. Es seien verschiedene Bands gewesen, sie wisse nicht welche. Max und Mandy seien dabei gewesen, auch andere, deren Namen sie nicht wisse. Als sie angekommen seien, hätten die schon gesungen. Es sei sehr warm gewesen, draußen, ein großes Lagerfeuer, eine Bar. Götzl hält aus der Vernehmung von S. vor, dass sie es bei dem Konzert schrecklich gefunden habe, das sei in einem Gehöft in einem kleinen Dorf gewesen, da seien ca. 150 Skinheads im Innenhof herum gehüpft. S. sagt, sie habe sich da nicht wohlgefühlt, viele hätten auch keinen Spaß gehabt, die ganze Atmosphäre habe ihr nicht gefallen. Götzl hält vor, dass die dann auch den Hitlergruß gemacht hätten. S. bestätigt dies, E. habe immer auf sie aufgepasst, geschaut, dass er selbst oder Mandy oder Max bei ihr sind. Sie denke schon, dass E. auch den Hitlergruß gemacht habe, wisse es aber nicht genau. Götzl fragt zu den Texten der Musik: S.: “Da versteht man ja kein Wort, Herr Richter.” Götzl fragt, worum es bei den Texten der Musik, die E. gehört habe, ging. S.: “Viel Deutschland und freies Deutschland und Sachen wie Stolz und Ehre und solche Sachen.” Es sei um Deutschland, “Kameraden”, Skinheads gegangen, genaue Texte könne sie nicht rezitieren. Sie habe keine Ahnung, wo er sich die Musik besorgt hat, das seien ja Kassetten gewesen. Sie glaube auch, dass die mit Hand beschrieben gewesen seien, aber das wisse sie nicht mehr genau. Götzl fragt, ob seitens E. von Organisationen die Rede gewesen sei. S. sagt, es habe ja die NPD gegeben, da habe E. eine Zeitschrift gehabt, aber sie wisse nicht, ob er Mitglied war oder sich betätigt hat.

Götzl fragt nach Blood & Honour. Da habe sie jetzt einiges drüber gelesen, so S. In Chemnitz seien einige Autos herum gefahren, die das hinten draufgeklebt hatten und es sei schon damals in der Presse was dazu erschienen. Sie wisse nicht, ob das Gesprächsthema mit E. war und ob das jemand am Auto hatte, mit dem man sich getroffen habe. Auf Nachfrage sagt S., ihre Oberkellnerin im Ausbildungs-Hotel habe zwei Brüder gehabt, die mit B&H etwas zu tun gehabt hätten. Und die hätten sie immer mal abgeholt am Hotel, die hätten Fi. geheißen. Wann das war, wisse sie nicht. Und da sei ihr das bekannt vorgekommen. Sie sei von 1998 bis 2000 in dem Hotel gewesen, das letzte Lehrjahr in einem anderen Hotel. Es könne sein, dass das Thema Fi.-Brüder gewesen sei, als sie sich von E. getrennt habe. Ihre Oberkellnerin habe gewusst, dass E. ein Skinhead war, und habe sie beglückwünscht zu der Entscheidung und gesagt, dass sie seit Jahren Probleme habe mit ihren Brüdern. Auf die Frage, ob sie die Fi.-Brüder mal kennengelernt habe, sagt S., sie glaube, sie habe die mal gesehen, aber nicht kennengelernt. Götzl fragt, ob es zwischen E. und den Fi.-Brüdern Kontakt gegeben habe. S.: “Nicht, dass ich wüsste.” Mandy St. habe sie durch E. kennengelernt. Sie habe über einem Bäcker an der Ecke gewohnt, sie seien recht viel da gewesen, hätten Filme geguckt,sich unterhalten, Haare gemacht. Max und Mandy hätten sich getrennt, während sie selbst mit E. zusammen war. Götzl fragt, ob S. noch weiter Kontakt zu Bu. gehabt habe. Eine Weile nicht, so S., dann habe er eine Freundin gehabt, die hinter ihr gewohnt habe. Da sei man sich begegnet und habe Telefonnummern ausgetauscht. Sie habe ihn mal angerufen, da habe er gesagt, er sei jetzt in Dresden, vielleicht so achtzehn Monate nach ihrer Trennung von E. Einmal habe sie ihn besucht in Dresden, seitdem habe sie ihn nie wieder gesehen.

Zur Mandy habe sie noch sporadischen Kontakt gehabt. Ihre Mutti habe sich bei St. in Chemnitz die Haare schneiden lassen, da habe sie Kontakt gehabt, wenn sie die Mutti abgeholt habe. St.s Ansichten würde sie auch als rechts bezeichnen. Die habe ja Briefe geschrieben an “Kameraden” im Gefängnis und ihr gesamter Freundeskreis habe aus Personen bestanden, die in der rechten Szene waren, rein vom Äußerlichen. Götzl möchte wissen, ob im Zusammenhang mit St. mal der Name Fi. aufgetaucht sei. S.: “Nicht, dass ich wüsste.” Sie selbst habe sich mit Mandy nur über “Mädchenkram” unterhalten. Auf Frage sagt S., in St.s Wohnung seien auch noch andere Leute gewesen, wenn sie da war. Sie meine, St. habe nach Max einen anderen Freund gehabt, an Namen könne sie sich nicht erinnern. Götzl möchte wissen, ob S. Thomas Starke kennengelernt habe. Das verneint S., aber der Name sage ihr etwas. Maik E. habe sie relativ wenig gesehen. Der habe tätowiert und sei im Prinzip wie sein Bruder gewesen von der Einstellung her: “Musik, Klamotten, die ganzen Angelegenheiten.” Sie habe ihn nie in Chemnitz gesehen, nur wenn sie ein paar Mal oben “im Gebirge” gewesen sei.

Götzl fragt, ob André E. tätowiert war. S. nennt ein Spinnennetz am Arm, etwas am Unterarm und am Oberarm und vielleicht am Bein. Und dann habe er sich ihre damaligen Initialen übers Herz tätowieren lassen. E. habe viel Pläne für Tätowierungen gehabt. Sie wisse nicht, ob die sein Bruder gemacht hat. Dann werden Fotos von E. in Augenschein genommen, auf denen dessen Tattoos zu sehen sind. Götzl weist S. darauf hin, dass diese Abbildungen von einem späteren Zeitpunkt stammen. Ein Tattoo auf der Brust links mit den Buchstaben “AH”in Fraktur kenne sie, so S., aber an die Flagge drumherum könne sie sich nicht erinnern. Ein paar Tattoos kommen S. bekannt vor. Zu sehen ist der Schriftzug “Susann” in einer geschwungenen Schreibschrift, darunter eine Lebensrune. Das und Tattoos auf dem Bauch kennt S. nicht. Zu sehen ist unter anderem ein großer Schriftzug, der mit “Die” beginnt und endet, den mittleren Teil [vermutlich: "Jew"] deckt E. mit der Hand ab. Zu sehen ist außerdem ein Schriftzug in Fraktur auf dem rechten Arm: “Blut”. Den zweiten Teil des Schriftzugs [vermutlich: "und Ehre"] deckt E. mit Fingern ab. S. sagt, das kenne sie. Auf den Bildern sind u.a. außerdem Tattoos einer “Schwarzen Sonne” und einer Figur zu sehen, die vermutlich einen SA-Mann darstellen soll. S. sagt, die kenne sie nicht.

Dann fragt Götzl zu der von S. genannten Demo. S. sagt, sie meine, dass das eine 1. Mai-Demo war, das könne nur 1999 gewesen sein, sie glaube, in Leipzig. Sie seien mit dem Zug hin gefahren, man habe sich mit vielen Leuten in Chemnitz auf dem Bahnhof getroffen. E. sei dabei gewesen, sie meine auch Mandy, aber das wisse sie nicht mehr. Sie glaube, dass es da auch um die Wehrmachtsausstellung ging. Es sei viel Polizei da gewesen. Es habe eine Gegendemonstration gegeben, sie wisse nicht mehr, ob das die Demonstration oder die Gegendemonstration war, an der sie teilgenommen habe. Es sei erst friedlich gewesen und dann plötzlich nicht mehr und da seien sie gegangen. Es seien Steine und Flaschen geflogen, aus allen Richtungen, von der rechten Szene und vermutlich von der linken Szene auch. Und dann habe sich die Polizei da offensichtlich eingemischt und sie seien gegangen. Sie wisse nicht, ob André oder jemand aus dem Umfeld etwas geschmissen habe. Zu sonstigen Veranstaltungen befragt, sagt S., sie hätten sich mal in einer Chemnitzer Kneipe getroffen, im Heckert-Gebiet. Da seien viele gewesen, aber sie wisse nicht mehr, warum. Auf Nachfrage korrigiert S. das Jahr der Demo in Leipzig auf 1998. Es folgt die Mittagspause bis 13.15 Uhr.

Danach geht es um Lichtbildvorlagen. Zu einem Bild mit Mundlos sagt S., das sei das Bild von der BKA-Webseite, sie erkenne den einen Herrn, einen von den Uwes. Ebenso erkennt sie Böhnhardt und Zschäpe. Holger G. erkennt sei nicht, aber André E. und Maik E. Bei Bild Nummer 10 sagt sie, der dort abgebildete Mann [Thomas Starke?] komme ihr bekannt vor, aber sie könne keinen Name zuordnen. Sie erkennt Bu. Und Mandy St. Bei Wohlleben sagt sie, den habe sie im Fernsehen gesehen, aber nie kennengelernt. Götzl verliest, dass es im Protokoll zur Nummer 1 [Mundlos] heiße, dass sie das Bild von der BKA-Website kenne, vorher habe sie ihn noch nie gesehen. S.: “Habe ich das gesagt? Vermutlich auch unterschrieben?” Götzl sagt, heute habe sie gesagt, sie kenne ihn. S.: Ja. Götzl sagt, S. habe zur Nummer 2 [Böhnhardt] auch gesagt, dass sie das von der Website kenne. S. sagt, sie sei in der Wohnung gewesen und habe sie gesehen, das habe sie auch bei der Polizei gesagt. Götzl sagt, zur Nummer 3 [Zschäpe] habe S. gesagt, das sei definitiv die Person, die sie aus der Wohnung in Chemnitz kenne. Jetzt wisse sie nicht, sagt S., ob sie so sicher ist, weil sie soviel in der Presse gesehen habe, jetzt erkenne sie das.

Götzl sagt, zum Kennenlernen der Drei habe S. ausgesagt, dass das ein Samstag war. S. sagt, sie seien zur Wohnung gefahren, sie könne sich nicht an Probleme erinnern, das zu finden. Götzl hält die Aussage vor, dass entweder E. sie am Hotel abgeholt oder sie sich so getroffen hätten. S. sagt, sie habe sich mehr Gedanken gemacht, seit sie geladen war, wie ihr das eröffnet worden sei, wen sie da treffen, sie wisse es nicht. S. bestätigt, dass sie das mit der Polizei abgefahren ist, sie habe lange nach der Trennung von E. einen Bekannten in dem Haus gehabt, deswegen erinnere sie sich an das Haus sehr gut. Götzl hält aus einem Vermerk vor, demzufolge S. das Anwesen Altchemnitzer Straße 12 identifiziert habe. Aus der Vernehmung von S. hält Götzl vor, in der Wohnung seien einige Leute, sie wissen nicht wieviele. S. sagt, es könne bis Anfang 1999 gewesen sein. Götzl verliest, dass André und die Personen sich gekannt hätten, André sei im Gegensatz zu ihr nicht vorgestellt worden, bestätigt S. und spricht von freundlichem Verhalten. S. sagt, sie seien schon ein paar Mal da gewesen, ob da immer andere da waren, könne sie nicht sagen. Den Vorhalt, dass Zschäpe da auch wieder da gewesen sei, bejaht sie. Götzl hält vor, das sei ihr erst gekommen, als sie das Bild gesehen habe, da habe sie gewusst, das sie sie kennt, sie hätten sich unterhalten, sie sei nett gewesen. Sie habe nicht gewusst, dass die polizeilich gesucht werden. Es habe nur geheißen, dass die sich verstecken müssen: “Es hätte ja auch sein können dass sie sich mit jemanden verstritten hatten.” Auf die Frage, ob Thema war, dass die Drei Geld und Unterstützung benötigen, sagt S.: “Nein, die Gesprächsthemen waren relativ banal.”

Götzl fragt, ob S. Jan We. etwas sage. S.: “Nicht viel, aber mit der Mandy irgendwas.” Sie habe den nicht kennengelernt. Von der “Weißen Bruderschaft Erzgebirge” habe sie nur in der Presse gelesen, während sie mit E. zusammen war, habe der das nie erwähnt. Auf den Vorhalt, dass sie gesagt habe, sie glaube, dass die Trennung von E. in der Weihnachtszeit 1998 gewesen sei, sagt S., sie habe nachgedacht und sei der Meinung, dass das im neuen Jahr war, das sei so ein Gefühl. Götzl sagt, sie habe davon gesprochen, dass E., als sie ihn kennenlernt habe, auch nicht viel rechter als andere gewesen sei, dann aber extremer geworden sei und sie nicht wisse, ob ihr das nur mehr aufgefallen ist oder er wirklich extremer geworden ist. S. sagt, viele Jugendliche seien dort zu der Zeit zumindest so gekleidet gewesen oder hätten die Weltanschauung gehabt. Es könne auch sein, dass er sich mehr dazu entwickelt habe oder sie das mehr wahrgenommen habe oder beides. Auf Vorhalt, sie habe E. nie als politisch engagiert wahrgenommen, sagt S., sie habe nie mitbekommen, dass er was geplant oder sich eingesetzt hat. Was sie mitbekommen habe, seien nur Reden gewesen. Götzl zitiert, es sei eine Ausländerfeindlichkeit da gewesen und bestimmte Musik habe sie nicht hören dürfen. Auf Nachfrage sagt sie, verboten habe E. ihr nie etwas. Zu Magazinen, die E. später gelesen habe, sagt S., die hätten auch irgendeinen Namen gehabt, seien politisch rechtsextrem gewesen, nur so kopiert, vorne mit Panzer drauf. Da sei es um Musik, Rechtsrock und Bands gegangen, um irgendwelche Spendenaufrufe für welche, die im Gefängnis sitzen. Zum Vorhalt, das habe E. am Anfang nicht gemacht, sagt S., das stimme oder zumindest habe sie es nicht gesehen. Sie bestätigt den Vorhalt, dass er später auch mehr über solche Themen gesprochen, Slogans wiederholt habe, mit weiß und arisch und 88.  Die Polizisten hätten ihr erzählt, was das heißt, und jetzt sei es ihre Hausnummer. S.: “Und das ganze Arische, Germanische, und Thor und die ganzen Götter, darum gings auch in der Musik.”

Als sie ihn kennengelernt habe, sei sie ein dummes Kind gewesen, hält Götzl ihre Aussage vor. Als sie sich von ihm getrennt habe, sei sie schlauer gewesen, habe sich gedacht, sie geht Döner essen, wenn sie möchte und höre Musik, auch wenn sie ein Schwarzer singt. S. sagt, verboten habe E. es ihr nie, aber sie habe gewusst, wie seine Reaktion sein würde, dass ihm das nicht gefallen würde. Und ihr sei das zu viel geworden. Für E. habe festgestanden, dass man nicht beim Türken isst. Götzl zitiert, dass E. laut S. zu Ausländern doch recht feindlich gewesen sei, allerdings nur verbal, er habe die nicht respektiert, habe keine Ausländer in Deutschland gewollt, habe aber nie davon erzählt, Ausländern wehzutun oder zu verkloppen. Götzl hält weiter vor, dass S. gesagt habe, dass E. alle Ausländer für kriminell gehalten habe, die sollten man alle aus dem Land werfen. Alles sei eine große Verschwörung gegen Deutschland, das habe S.’ Vater auch immer gesagt. Sie selbst habe da eine liberalere Einstellung gehabt und das alles nicht mehr geglaubt. S. bestätigt den Vorhalt. Von den Gruppierungen “88er”, Hammerskins, B&H oder HNG habe sie jetzt im Nachhinein gehört und gelesen, so S., damals sei ihr da nichts bewusst gewesen. Götzl fragt, ob es bei E. Überlegungen gegeben habe, mal selbst eine Organisation zu gründen. S.: “André?”

Nebenklage-Vertreter RA Langer fragt, ob nach der Trennung von E. problematisiert worden sei, wie S. mit dem Wissen um die Drei in der Wohnung umzugehen habe. Soweit sie sich erinnere, sei das nicht der Fall gewesen, so S. Mit St. habe sie später gar nicht darüber gesprochen, was mit den Dreien passiert ist, so S. auf Frage, es könne sein, dass sie Bu. gefragt hat, aber selbst das glaube sie nicht. Auf Frage von RA Elberling sagt S., es sei über den Verfassungsschutz gesprochen worden, aber nicht so, dass man vermeiden müsse, vom VS gesehen zu werden. Elberling hält eine Aussage der Mutter von S. vor, dass Anja ihr erzählt habe, dass das eine aufregende Zeit in Chemnitz gewesen sei, man habe erst für einen Ort verabredet und sich dann woanders getroffen, um den VS zu verarschen. Das sei ihr bei der Polizei auch vorgehalten worden, so S., und habe sie überrascht, sie könne sich nicht erinnern. Aber als sie sich einmal alle in einer Kneipe im Heckert-Gebiet getroffen hätten, sei das wohl ein Ablenkungsmanöver gewesen, sie könne aber leider nicht sagen, worum es da ging. Den Vorhalt, dass ihre Mutter gesagt habe, dass Anja vermutet habe, dass sie irgendwann auf der Fahndungsliste landet, weil sie mit den Leuten viel zu tun gehabt habe, bejaht S. Zur Frage nach möglichen Zwischenstopps bei der Fahrt zu dem von ihr beschriebenen Konzert, sagt S., sie meine sich zu erinnern, dass sie da direkt hin gefahren sind. Ob B&H bei dem Konzert auftauchte, wisse sie nicht mehr.

Elberling sagt, zum 1. Mai stehe in der polizeilichen Vernehmung von S., sie glaube, dass E. da eine Flasche geschmissen hat oder schmeißen wollte, und sie sich deswegen gestritten hätten. S. sagt, sie könne sich nicht hundertprozentig erinnern. RA Hoffmann zeigt S. ein Bild, auf dem vier Personen eine schwarz-weiß-rot Fahne halten, u.a. Mundlos [Dresden-Foto von 1998] und fragt, ob sie die vordere Frau kenne. S. sagt, der Herr hinter der Flagge kommt ihr bekannt vor, die Frau kenne sie nicht. Bei einem weiteren Bild, auf dem eine Frau in Bomberjacke zu sehen ist, sagt S., sie gehe davon aus, dass das St. ist. Zur Frage, ob E. bei Treffen zum Thema germanische Religion war, sagt S.: “Nicht, dass ich wüsste.” Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm fragt, ob sich bei den Treffen in der Wohnung alle unterhalten hätten oder es auch Zweier- oder Dreier-Gespräche gegeben habe. S. sagt, sie habe sich mehr mit Zschäpe unterhalten, vielleicht auch einfach, weil sie zwei Mädchen oder Frauen waren. Man habe sich nicht alleine unterhalten können, das sei ja nicht groß gewesen, die Atmosphäre sei locker gewesen. Sie könne sich nicht erinnern, dass Ausländer Gesprächsthema waren. Die Gespräche seien relativ banal gewesen. Man habe da einen oder zwei Kaffee getrunken, geraucht, es seien nicht nur Besuche von fünf Minuten gewesen.  Sturm bitte S. zu erläutern, woran sie ihre Aussage festmache, dass die durch die Bank rechts gewesen seien. S. sagt, sie sei davon ausgegangen, dass alle in der Szene waren, könne aber auch falsch liegen. Auf die Frage von RA Stahl, ob sie selbst sich der Szene zugehörig gefühlt habe, sagt S.: “Selbstverständlich.”

Dann fragt Prof. Saß, wie die drei Personen miteinander umgegangen sind. S. sagt, die Aufmerksamkeit sei mehr bei ihnen, die zu Besuch gekommen seien, gewesen. Die hätten ja offensichtlich da gemeinsam gewohnt und auch miteinander gesprochen. Eine Partnerschaft zwischen Personen sei nicht ersichtlich gewesen. Die allgemeine Stimmung sei freundlich gewesen, eigentlich ganz locker: “Wie man sich das für die Altersgruppe vorstellt.” Angst, Bedrücktheit oder Sorgen seien nicht zu spüren gewesen. Zur Frage, ob Zschäpe mal berichtet hat, was sie machen möchte, Ausbildung, Ziele, Beruf, sagt S., dass die Gespräche so weit nicht gegangen seien, eher ums Wetter und was im Fernsehen kam, oder über sie, den Alltag und den André.

Der Verhandlungstag endet um 14.16 Uhr.

Nebenklage-Anwalt Stolle erklärt zum Prozesstag:
“Die Aussage von Anja S. belegt, wie lange schon André E. zum unmittelbaren Umfeld des Trios gehört hatte. Schon in den ersten Monaten des Untertauchens gehörte er zu denjenigen, die regelmäßig das Trio in ihrem Unterschlupf besuchten. Auch Anja S. gehörte zu diesem Kreis, obwohl sie eher eine Randfigur der Szene war. Diese Aussage belegt - in der Zusammenschau mit dem bisherigen Beweisergebnis -, dass eine Vielzahl der Angehörigen der Chemnitzer rechten Szene von dem Trio und deren Untertauchen Bescheid wussten.”


Protokoll 104. Verhandlungstag - 9. April 2014

Zunächst wurde ein Beamter aus der Kasseler Mordkommission gehört, der einen Zeugen verhört hatte, der sich im Internetcafé Halit Yozgats aufhielt. Obwohl der Zeuge dort einen Mann wahrgenommen hatte, wurden ihm keine Phantombilder gezeigt. Der zweite Zeuge des Tages war früher Kollege des hessischen VS-Mitarbeiters Andreas Te. Er wurde zu den Vorgängen im Amt und seinen Kontakten zu Te. befragt, konnte oder wollte sich aber nicht so recht erinnern und zu Aufklärung beitragen.

Zeugen:

	Karl-Heinz Ge. (Vernehmungen des Zeugen Sh., Mord an Halit Yozgat)
	Frank-Ulrich Fe. (ehem. LfV Hessen, Gespräche mit Andreas Te.)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.43 Uhr. Erster Zeuge ist KOK Ge., bis 2009 Kriminalbeamter beim K11 des Polizeipräsidiums Nordhessen in Kassel. Ge. berichtet, Faiz Sh. am 8.4.2006 vernommen zu haben. Am Tattag selbst sei Sh. noch als Beschuldigter vernommen worden (siehe 88. Verhandlungstag), am 8.4. sei Sh. dann als Zeuge. Ge. Sagt, er sei die Aussage vom 6.4. nochmal mit Sh. durchgegangen. Sh. habe gesagt, es sei alles so gewesen, wie er er es am 6.4. angegeben hat. Er habe den Zeugen zur Wahrheitspflicht ermahnt. Sh. habe gesagt, er habe die Wahrheit gesagt und sage auch weiterhin die Wahrheit. Sh. hab angegeben: Er sei rein gekommen, habe einen jungen Mann hinter dem Tresen gesehen. Er habe ihm gesagt, er wolle telefonieren und der junge Mann habe ihm die Kabine 3 zugewiesen. Als er fertig gewesen sei, sei er aus der Kabine gegangen und habe den jungen Mann nicht mehr hinter dem Tresen sitzend gesehen. Aus dem hinteren Raum habe er Stimmen gehört und sei deswegen nach hinten gegangen. Hier habe er die zwei namentlich bekannten Jugendlichen gesehen und gefragt, ob sie wissen, wo der junge Mann ist. Die hätten das verneint und gesagt, evtl. sei der vor der Tür. In der hinteren Telefonkabine habe eine Frau telefoniert, dort habe er angeklopft und kurz reingeschaut. Er sei dann in den vorderen Raum gegangen und habe sich etwa in Höhe des Schaufensters hingestellt und einige Sekunden gewartet, als er den älteren Mann hereinkommen gesehen habe, den er schon mittags gesehen habe. Er habe den Mann gefragt, ob er kein Geld haben wolle, der habe gefragt, ob denn niemand da ist. Der älter Mann sei hinter den Tresen gegangen, habe einen Stuhl beiseite geschoben, habe sich über einen leblosen Körper gebeugt und geschrien. Durch die Schreie seien dann auch die beiden Jugendlichen und die Frau in den vorderen Raum gekommen. Er habe dann aus einer Telefonkabine die Polizei benachrichtigen wollen. Einer der Jugendlichen habe ihn aber aufgefordert, nichts anzufassen. So habe er in dem Raum gestanden, bis die Rettungskräfte kamen.

De Zeuge Ge. sagt, er habe Sh. gefragt, ob der etwas wahrgenommen hat, bevor er das Geschäft betreten hat. Er sagte, er habe niemanden gesehen und könne auch nicht sagen, ob rechtsseitig Fahrzeuge geparkt haben. Ihm sei das wichtig gewesen hinsichtlich der Vortatphase. Dann habe er Sh. gefragt, wie es sein kann, dass er die Person hinter dem Tresen nicht gesehen hat. Da habe Sh. gesagt, dass er aus Respekt heraus, weil es für ihn ein fremder Raum war, nicht näher an den Tresen herangegangen sei und sich auch nicht näher umgeschaut habe, das sei seine “Geistesart und Mentalität”. Daher habe er auch die Bluttropfen auf dem Schreibtisch/Tresen nicht gesehen. Er habe ein, eineinhalb Meter Abstand gehalten. Auch beim seitlichen Vorbeigehen habe er nicht nach rechts geschaut. Später habe Sh. gesagt, da habe ein Stuhl gestanden, den habe er nicht weiter beschreiben können. Er habe Sh. am 20.4. nochmal vernommen und Sh. dabei nochmal die Situation in der Kabine genau schildern lassen. Sh. sei sehr erregt gewesen und habe gesagt: “Warum glaubt ihr mir nicht?” Sh. habe sich in Ge.s Büro in die Ecke gestellt und er habe gesagt, er habe in der Ecke gestanden und aus den Augenwinkeln heraus diese schattenartige Wahrnehmung gemacht, eine ca. 180, männliche Person mit heller Kleidung, mehr habe er aus dieser Stellung nicht sehen können. Die Geräusche, zweimal wie Platzen eines Luftballons oder so ähnlich, habe er nicht so deutlich wahrgenommen. Zeitnah mit den Geräuschen habe er eine gewisse Fußbodenvibration wahrgenommen aber auch das habe ihn nicht veranlasst, zur Tür zu schauen. Die Tür der Kabine, so Ge., sei durch ein großflächiges Plakat beklebt und dadurch die Sicht wesentlich beeinträchtigt gewesen. Das Telefon habe in der Kabine auf einem Bord gestanden in der Ecke. Dort habe er gestanden und habe keinen Blickkontakt zur Tür gehabt, habe keine konkreten Wahrnehmungen gemacht. Ge. habe ein Foto von Sh. gemacht, wegen dessen Augenmaß, das sei 162 cm gewesen. Es sei darum gegangen, zu zeigen, dass er nicht hätte sehen können, dass jemand hinter dem Tresen gelegen hat. Er selbst, so Ge., habe das nachvollziehen können, er sei gleich groß wie Sh., 174 cm.  Wenn es so sei, wie Sh. es beschreiben habe, dann habe Sh. in dem Abstand das Opfer nicht hinter dem Tresen liegen sehen können.

Zu der Zeit seien Phantombilder in der Zeitung gewesen von zwei Personen, in Zusammenhang mit einer Nürnberger Tat, wo die Zeugin Fahrradfahrer gesehen habe. Die Bilder habe Sh. gesehen und sich von sich aus gemeldet und gesagt, dass er in der zweiten Woche nach der Tat an einer Bushaltestelle in Lohfelden bei Kassel gestanden und eine Person gesehen habe, die vorbei gefahren sei und Ähnlichkeit mit einer der Personen von den Bildern gehabt habe. Das hätten sie überprüft, es sei aber kein Zusammenhang hergestellt worden zu den Taten. Es sei ja auch eine Belohnung ausgesetzt worden und er habe Sh. bei einem weiteren Gespräch gesagt, es seien 300.000 Euro ausgesetzt. Sh. habe gesagt, er habe die Wahrheit gesagt und habe nicht mehr gesehen, könne nicht mehr beitragen. Ge.: “Er hat also immer wieder gesagt dass er wirklich nicht mehr gesehen hat.” Sh. habe auch Gott dankt, dass er noch am Leben ist, weil, wenn der oder die Täter ihn gesehen hätte, er nicht mehr am Leben sei. Seine Angaben hinsichtlich der Arbeitsstätte und überhaupt seine Angaben seien überprüft worden, es sei alles nachvollziehbar und plausibel.

Götzl beginnt mit Vorhalten aus der Vernehmung. Er hält vor, dass Sh., nachdem er wieder in den Vorraum gegangen sei, drei, vier Sekunden auf Fensterhöhe gestanden und nach draußen geschaut habe, als der ältere Mann gekommen sei, den er schon gesehen habe und von dem er wisse, dass er der Besitzer des Ladens ist. Ge. sagt, Sh., sei  davon ausgegangen, der Mann habe ihm beim ersten Telefonat Tee angeboten. Götzl verliest, als der Mann hinter die Theke gegangen sei, habe das so ausgesehen, als wolle er jemanden wachrütteln, der Mann habe ihn, Sh., aufgefordert die Polizei zu rufen, der Mann habe laut geschrien. Ge. bestätigt die Vorhalte. Zum Vorhalt, dass Sh. dann noch schätzungsweise vier Minuten in dem Vorraum gestanden habe, sagt Ge., das sei der Zeitraum, wo der Vater des Opfers in den Teeladen gegangen sei, um die Polizei zu verständigen. Götzl hält vor, Sh. habe gesagt, er habe den am Boden liegenden Mann bis zum Oberkörper gesehen, der Unterkörper habe unter dem Tresen, gleichzeitig seien von hinten die Frau mit einem Kind und die beiden jungen Männer gekommen. Als er vor dem Geschäft stand, habe er gesehen wie die Rettungssanitäter kamen. Es seien auch noch weitere Leute gekommen. Dazu sagt Ge., der Vater habe ja die Leute in dem Teeladen verständigt und da hätten mehrere Leute auch das Geschäft betreten. Götzl hält vor, dass Sh. zur schattenartigen Wahrnehmung zusätzlich gesagt habe, der Mann habe evtl. schulterlanges Haar gehabt. Das sei sich Sh. absolut nicht sicher gewesen, so Ge., das sei eine schwächere Wahrnehmung, verinnerlicht habe Sh. aber die männliche Person, kräftig, hell bekleidet, 180 cm groß. Götzl sagt, hier stehe, Sh. habe das nur aus den Augenwinkeln schattenhaft wahrgenommen, und Ge. spreche von “verinnerlicht”. Ge. sagt, er habe herausstellen wollen, dass Sh. aus seiner Situation, aus den Augenwinkeln heraus, das so wahrgenommen hat. Sh. sei ja jemand, der als erstes da gewesen sei und nichts Weiteres wahrgenommen hat. Ge.: “Das muss man erstmal verstehen. Wie konnte er das so wahrnehmen?” Die Nachfrage, ob das die Angaben des Zeugen waren, bejaht Ge. Den Vorhalt, dass vor dem regungslosen Mann ein Stuhl gewesen sei, den er nicht näher beschreiben könne, bestätigt Ge.

Zur Protokollierung sagt Ge., er habe Sh.s Worte niedergeschrieben, Sh. habe gut Deutsch  gesprochen, es sei eine Frage Antwort-Vernehmung. Er habe abschnittsweise diktiert, er habe die Frage wiederholt und dann jeweils die Antwort. Götzl hält vor: Es könne auch sein dass Sh. in einem weiteren Abstand dort gestanden habe, er habe von seinem Abstand her auch kein Blut auf dem Tresen gesehen, als er nach hinten gegangen sei, habe er immer geradeaus geguckt, aus Respekt heraus, wenn er etwas gesehen hätte, hätte er sofort andere Leute verständigt. Ge. bestätigt das. Er verneint, dass der Zeuge das Protokoll nochmal durchgelesen hat, bei der zweiten Vernehmung sei er mit Sh. die erste Vernehmung nochmal durchgegangen. Er habe das aufgesprochen und Sh. gefragt, ob das so richtig ist, es könne auch sein, dass mal zurückgespult wurde und Sh. sich das nochmal angehört hat.

Dann geht es um den Vermerk zu den Phantombildern vom 18.4.2006. Sh. sei von sich aus erschienen, liest Götzl vor, und habe mitgeteilt, dass er am Samstag, 15.4.2006, an der Bushaltestelle Lohfelden gestanden habe, als ein dunkler BMW mit Kasseler Kennzeichen an ihm vorbei gefahren sei mit zwei Personen, eine der beiden habe Ähnlichkeit mit einem der Phantombilder. Sh. sagt, sie hätten den Fahrzeughalter überprüft und das habe ergeben, dass er nicht in Zusammenhang steht mit der Tat. Götzl hält vor, dass Sh. gesagt habe, er habe sich nach den Knallgeräuschen nicht umgedreht, nach den Geräuschen sei er durch die Fußbodenvibration etwa 10 bis 15 Sekunden später kurz abgelenkt worden, so dass er diese Person schattenhaft aus den Augenwinkeln wahrgenommen habe. Das bestätigt Ge. Ge. sagt auf Frage, Sh. habe keine Wahrnehmung gemacht, ob die Eingangstür geöffnet oder geschlossen wurde in dieser Phase. Götzl macht den Vorhalt, dass Sh. gesagt habe, der junge Man habe sich, als er in das Geschäft gekommen sei, intensiv mit dem Computer beschäftigt und angestrengt auf die Tastatur geschaut, er wisse nicht, ob er die Maus benutzt hat. Ge. bejaht das. Den Vorhalt, dass Sh.s restliche Gebühren auf dem Computer aufgelaufen sein müssten, denn er habe am Ende seines Guthabens noch weiter telefonieren müssen, bestätigt Ge., ebenso, dass Sh. angegeben habe, dass er glaube, dass wenn der Täter ihn gesehen hätte, er ihn erschossen hätte. Zum Verhalten von Sh. sagt Ge., er habe den Eindruck gehabt, dass Sh., wenn er mehr wüsste, das auch gesagt hätte. Sh. sei  zurückhaltend und gläubig, und obwohl er, Ge., zunächst am Tattag gedacht habe, der muss etwas gesehen haben, sei es für ihn nachvollziehbar gewesen, dass er tatsächlich nicht mehr gesehen hat. Die Angaben seien bei Sh. von selbst gekommen, er, Ge., habe ihm geglaubt, dass er tatsächlich die Person bzw. das Blut nicht gesehen hat. Bei dem Gespräch, bei dem gegenüber Sh. die Belohnung angesprochen wurde, sei er dabei gewesen, so Ge. Götzl verliest, dass Sh. die Belohnung von 300.000 Euro und die die Möglichkeiten des Zeugenschutzes dargestellt worden sei, worauf der versichert habe, er habe bisher immer die Wahrheit gesagt, habe auch keine Angst, Aussage zu machen, die zum Täter führen, dazu fühle er sich gegenüber der Familie verpflichtet. Ge. bestätigt das. Nach Vorhalt eines Vermerks zum Zeitpunkt der Geräusch antwortet Ge., Sh. habe gesagt, die  Knallgeräusche seien am Anfang des Telefonierens gewesen, aber konkret habe er das nicht sagen können, es könne auch in der Mitte des Gesprächs gewesen sein. Es folgt eine Pause bis 11.10 Uhr.

Dann fragt Nebenklage-Vertreter RA Bliwier, in welcher Akte sich diese Vernehmungen und Vermerke finden. Das könne er nicht sagen, so Ge., dazu könne ggf., der Aktenführer Angaben machen. Die Frage, ob ihm bei den späteren Vernehmungen von Sh. Andreas Te. als Beschuldigter bekannt war, bejaht Ge., Te. sei ihm ab dessen Festnahme bekannt. Wann die war, wisse er nicht mehr. Bliwier fragt, ob Sh. irgendwann mal Lichtbilder von Te. vorgelegt wurden. Das verneint Ge., er habe darin auch keinen Sinn gesehen, Sh. habe keine konkreten Wahrnehmungen zu einer Person gemacht. Das mache daher aus seiner Erfahrung keinen Sinn. Auf die Frage, ob Sh. mal gefragt worden sei, ob er auf einem Foto jemanden wieder erkennen würde, wiederholt Ge., er habe darin keinen Sinn gesehen. Bliwier fragt, ob es richtig sei, wenn man den Angaben Sh.s folgen würde, dass Te. zum Tatzeitpunkt im Lokal gewesen sein muss. Das bejaht Ge., die Einloggung von Te. beweise, dass Te. zu Tatzeit da gewesen sein muss. Bliwier fragt, ob dann die Person, die da rausgegangen ist, unter Umständen Te. gewesen sein könne. Ge. verneint, Sh. habe schattenhaft die Wahrnhemung gemacht, aber keine konkrete Person gesehen. Der Zeuge versteht anscheinend die Frage nicht. Schließlich fragt Bliwier, ob Ge. diese Schilderung von Sh. für nachvollziehbar gehalten oder gedacht habe, da müsse sich Sh. täuschen. Ge. wiederholt, Sh., habe das aus den Augenwinkeln wahrgenommen, so habe er das verstanden. Bliwer sagt, in der Vernehmung heiße es, dass die schattenhafte Person zum Tisch geguckt habe und in Eile gewesen sei, das sei doch eine konkrete Wahrnehmung. Ge. sagt, das sei nicht seine Vernehmung. Bliwier sagt, das sei die Beschuldigtenvernehmung, von der Ge. gesagt habe, er sei sie mit Sh. durchgegangen. Dann fragt RA Narin, ob Ge. wisse, ob die Jacke von Sh. beschlagnahmt wurde, was Ge. bejaht, sie sei Sh. aber wieder ausgehändigt worden. Wie lange das gedauert habe, könne er nicht genau sagen, aber es habe sicher Wochen gedauert, der ED sei mit anderem beschäftigt gewesen. Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm fragt in Bezug auf denjenigen, der Sh. gesagt habe, er solle nicht telefonieren und zu der Formulierung “Mann”. Sie möchte wissen, ob mit Sh. gesprochen worden sei, ob noch weitere Personen anwesend waren. Ge. fragt zurück: “Ob es ein anderer Mann gewesen sein kann?” Dann sagt er, er sei davon ausgegangen, dass es einer der Jugendlichen war. Auf die Frage von Wohllebens Veteidigerin Schneiders, ob abgeklärt worden sei, was Te. am Tattag getragen hat, sagt Ge., er habe mit Te. nichts zu tun gehabt, er habe dazu keine Erkenntnisse. Schneider sagt, sie hätten bei Sh. intensiv nachgefragt, ob der auch die Wahrheit sagt, und fragt, ob es irgendwann Zweifel gegeben habe, ob er die Wahrheit gesagt hat. Das verneint Ge., es habe auch in der Person von Sh. keine Gründe für Zweifel gegeben. Schneiders fragt, warum dann auch in der nachfolgenden Vernehmung immer wieder diese Nachfrage komme. Ge. sagt, Sh. sei ja die Person gewesen, die am ehesten etwas hätte sehen können, deswegen sei immer wieder diese Fragestellung gekommen, einen konkreten Anlass habe es nicht gegeben. Zur Frage, ob es einen Wendepunkt gegeben habe, ab dem Ge. gesagt habe, dass Sh. die Wahrheit sagt, antwortet Ge., das sei eigentlich ab seiner Vernehmung gewesen, es sei sein Gefühl gewesen.

Nach dem Ende der Vernehmung von Ge. erklärt RA Bliwier, er wolle in aller Deutlichkeit sagen, dass ihm für die Borniertheit der Ermittlungen ein bisschen die Worte fehlen. Dass man nicht mal nachgefragt habe, ob Sh., wenn er möglicherweise ein Foto sieht oder bei einer Gegenüberstellung, eine weitere Präszieirung hin bekommt, dass man diesen Ansatz nicht verfolgt habe, man nicht versucht habe, dies weiter aufzuklären, dafür fehlten ihm die Worte. Dafür habe er kein Verständnis.

Zur gestrigen Aussage von Anja S. erklärt NK-Vertreter RA Elberling: Die 16-jährige Freundin eines Unterstützers der “Drei”, die ansonsten nicht viel mit der Nazi-Szene in Chemnitz zu tun gehabt habe, habe die drei Untergetauchten ohne weiteres und ohne besondere Sicherheitsvorkehrungen in der von diesen benutzten Wohnung besuchen können. Die Befragung habe erneut gezeigt, dass davon auszugehen ist, dass jedenfalls große Teile der Chemnitzer Szene von der Anwesenheit der Untergetauchten in der Stadt wussten. Ähnliches sei auch schon von Mandy St. berichtet worden, die über Gerüchte über die Drei aus Jena in der Chemnitzer Szene berichtet habe. Wie es VS und LKA trotz zahlreicher V-Leute in dieser Szene nicht gelingen konnte, Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt ausfindig zu machen, sei vor diesem Hintergrund unverständlich.

Es folgt die Mittagspause bis 12.43 Uhr. Dann wird Frank-Ulrich Fe., 70, ehemaliger Mitarbeiter des LfV Hessen und früherer Kollege von Andreas Te., vernommen (siehe 80. Verhandlungstag). Fe. sagt auf Frage, dass er den Vorgang in dem Internetcafé in der Zeitung gelesen habe, habe er am nächsten Tag den “Andreas T.” [sic] gefragt, ob er das Café kenne, was der verneint habe. Damit sei das abgeschlossen gewesen. Wenige Tage später sei er als Außenstellenleiter in Kassel vom Polizeipräsidenten Hoffmann angerufen worden, dass gegen “Andreas T.” ermittelt wird wegen achtfachen Mordes. Das sei abends gegen 22 Uhr gewesen. Man habe eine Bürodurchsuchung durchführen wollen. Er habe seinen Chef, Herrn Irrgang, angerufen, und der habe ihm die Weisung gegeben, alles offenzulegen außer geheime Unterlagen. Er sei dann gegen 23 Uhr uns ins Büro gefahren, habe Türen und Geheimfächer aufgeschlossen und vier Polizisten hätten das Büro von “Andreas T.” durchsucht. Es sei aber nichts Einschägiges gefunden worden, sei ihm kundgetan worden. Anderthalb Stunden später seien die wieder raus. Einen Tag später sei er angerufen worden, dass “T.” vom Dienst suspendiert sei. Ein paar Tage später habe es eine kleine Runde in der Außenstelle gegeben mit der Dezernatsleiterin, Sicherheitsabteilung, Polizeibeamten und dem Polizeipräsidenten. Da seien dann Fragen zu “T.” gestellt worden, die sie, meine er, alle hätten beantworten können, aber die Sache nicht erhellt hätten. Dann habe er wieder ein paar Tage später die Weisung erhalten, dass alle Aussagen über “Andreas T.” von der Dezernatsleitung in Wiesbaden erteilt werden, sie also keine weiteren Aussagen und Hinweise mehr an die Polizei machen sollten. Er habe “T.” für vier Monate nicht mehr gesehen. Dann sei ihm mitgeteilt worden, dass “T.” in das Büro komme, um seine privaten Sachen zu holen. Te. sei gekommen, er habe ihn in das Zimmer geführt und allein gelassen, um aus dem Schreibtisch seine Unterlagen nehmen zu können. Nach einer Stunde sei er dann gegangen, seitdem habe er “T.” ihn nie wieder gesehen und gehört.

Die Frage, ob er Andreas Te. meine, wenn er von “Andreas T.” spricht, bejaht Fe. Das letzte Zusammentreffen mit Te. müsse August, September 2006 gewesen sein. Dabei sei nicht über die Vorgänge im Café gesprochen worden, er habe nicht darüber reden wollen, das sei Sache der Polizei. Götzl fragt, ob Fe. Andreas Te. am nächsten Tag nach der Tat nach dem Café gefragt habe. Das bestätigt Fe. Er habe es in der Zeitung gelesen und zu Te. gesagt: “Sag mal, kennst Du das Internetcafé?” Das habe Te. verneint, auch auf den Hinweis, dass er doch jeden Tag auf dem Nachhauseweg da vorbei fahre, habe Te. gesagt, er sei noch nie drin gewesen und kenne es nicht. Wenn der Tattag 6. April ein Wochentag war, dann sei das Gespräch am nächsten Tag gewesen, wenn das auch ein “Dienst-Tag” war. Es sei gewesen, nachdem es in der “Hessisch-Niedersächsischen Allgemeinen” gestanden habe. Es seien diese zwei Sätz gewesen, so Fe., er habe das gut in Erinnerung, weil es ein junger Mann gewesen sei, der ermordet wurde. Es sei mehr die Frage gewesen, ob Te. das Gebäude kennt. Er habe nur gefragt, da ist ein junger Türke ermordet worden, kennst du das, wo das ist. Holländische Straße habe ja drin gestanden. Er habe Te.  geglaubt, dieser habe sich verabschiedet zu einer Dienstfahrt. Die Frage, ob er ansonsten irgendwelche Abklärungen vorgenommen habe, verneint Fe., das sei Polizeisache gewesen: “Da hat sich der Verfassungsschutz nicht einzumischen, es war nicht erkennbar, dass es was nachrichtendienstliches war.” Te. habe er gefragt, weil der da lang gefahren sei, er habe sonst keine Mitarbeiter gefragt und auch niemanden mit Abklärungen dieses Ereignisses beauftragt. Als weitere Mitarbeiter in der Außenstelle nennt er Frau E. und Herrn Go.

Götzl fragt, ob sich Fe. erinnern könne nach der Suspendierung Te.s mit diesem telefoniert zu haben. Fe.: “Ich kann mich erinnern, ich habe kein Telefonat mit ihm geführt.” Götzl sagt, es liege ein TKÜ-Protokoll vom 29.5.2006 vor, danach habe er ein Gespräch mit Te. geführt. Fe.: “Nein.” Auch auf erneute Nachfrage verneint Fe. das. Götzl hält aus dem Protokoll (siehe 80. Verhandlungstag) die Daten des Gesprächs vor: Uhrzeit, Anschlüsse, Sprecher. Fe. verneint weiter, mit Te. gesprochen zu haben. Auf den Vorhalt, dass Te. Fe. mitgeteilt habe, er sei Vater geworden, sagt Fe.: “War er nicht schon vorher Vater geworden?” Zum Vorhalt, dass Fe. am Telefon gesagt habe, dass er nicht darüber sprechen dürfe, ein “Herr Friedrich” aber eine eingeschränkte Aussagegenehmigung erhalten habe und vernommen werde, sagt Fe.: “Wer ist denn Friedrich?”Auch auf weiteren Vorhalt der Inhalte des Gesprächs sagt Fe., er habe das Gespräch nicht geführt. Er habe nach der Festsetzung durch die Polizei nie wieder mit Te. gesprochen und hätte das auch nicht gemacht, bis zu dem Zeitpunkt, wo Te. seine Sachen aus dem Schreibtisch abgeholt habe. Er habe sogar ein Gespräch abgelehnt, als Te. in seiner neuen Behörde bei der Pensionsbehörde gewesen sei und die Kollegin gesagt habe, sie habe seinen ehemaligen Kollegen hier sitzen, ob er mit ihm sprechen wolle. Das sei 2007 gewesen, kurz vor seiner Pensionierung.

Auf Frage sagt Fe., er habe nie die schriftliche Einlassung von Te. gesehen, mit Irrgang habe es diesbezüglich nur das Gespräch wegen der Durchsuchung gegeben. Te. sei für ihn tabu gewesen nach diesem Vorgang. Götzl fragt, ob Fe. mit irgendwem über Angaben Te.s gesprochen habe. Er wisse er jetzt nicht mehr, ob er in der ersten Nacht, als die vier Kollegen das Zimmer durchsuchten, mit Kollegen darüber gesprochen habe. Die hätten von einem Zeitfenster von wenigen Sekunden gesprochen, wo Te. das gewesen sein könne, es sei die Rede von allen Tötungsdelikten gewesen. Bei der Polizei habe er Kontakt zum Polizeipräsidenten Hoffmann gehabt mit seiner Mordkommission. Auf die Frage, ob er damals Informationen gehabt habe, was Te. gegenüber der Polizei angegeben hat, sagt Fe., die Außenstellenleiter seien vierteljährlich nach Wiesbaden zusammen gerufen worden, da sei auch über Te. diskutiert worden, da habe er vielleicht dargelegt, was ihm gesagt wurde bei der “Nachtvorstellung”. Da sei ihm bekannt geworden, dass Te. nach Hamburg gechattet habe mit einer Frau. Ihm sei auch die ganze Situation in diesem Café dargestellt worden während dieser “Nachtsitzung”, dass Te. sein Geld auf den Tresen gelegt und den Toten angeblich nicht gesehen habe. Auf die Frage, welche Nacht gemeint sei, sagt Fe., er meine die Bürodurchsuchung. Die Informationen habe er vom Polizeipräsidenten bekommen, der habe sie vermutlich aus den Vernehmungen von Te. Fe. verneint, dass in der Außenstelle mal der Inhalt von Gesprächen Te. mit Irrgang Gesprächsthema gewesen sei. Auf die Frage, wann der Anruf, dass Ermittlungen gegen Te. laufen, gekommen sei, sagt Fe., er meine, das sei eine Woche nach der Tat gewesen, oder zehn Tage. Er gehe davon aus, dass das zwei, drei Tage nach der Festnahme gewesen sei oder 24 Stunden, er wisse es nicht.

Götzl fragt, ob er erinnere, ob Frau E. mal von Polizei befragt wurde, dazu gebe es einen Vermerk vom 2.5.2006. Fe sagt, er wisse es nicht, E. sei sehr selbstständig, sie hätten ja alle gute Kontakte zur Polizei gehabt. Götzl hält vor, dass E. von Fe. gebeten worden sei, Andreas zu dem Mord zu befragen. Fe. sagt, er könne E. ja nicht bitten, wenn er frei habe und er hätte E. darum auch nicht gebeten. Er wisse, dass Fe. Te. länger kannte. Fe. sagt, er könne sich nicht erinnern, mit ihr darüber gesprochen zu haben. Er habe auch von Wiesbaden keine Order gekriegt, da nachzufragen. Auf Nachfrage sagt Fe. er sei sich jetzt fast sicher, dass Gespräch mit Te. müsse der 7.4. gewesen sein, am Montag sei er nicht im Dienst gewesen. Götzl sagt, E. habe hier gesagt, dass Te. am 7.4. im Urlaub war und Te. selbst habe das ebenfalls gesagt. Fe. antwortet, er könne das nicht nachvollziehen. Und er habe Te.  geglaubt, denn es sei untersagt gewesen, in solche Cafés zu gehen, die in Bezirken liegen, wo viele “Ausländer, Türken” lebten. Er habe sich nicht vorstellen können, dass Te. in so ein Internetcafé geht. Auf diese Geschichte mit der Dame in Hamburg wäre er nicht gekommen, zumal Te. gerade geheiratet habe.

Götzl hält den Teil des TKÜ-Protokolls vor, in dem es darum geht, dass der “Kripo-Hoffmann” Fe. bei der Hausdurchsuchung berichtet habe (vollständiges TKÜ-Protokoll siehe 80. Verhandlungstag). Die Worte seien ja richtigerweise von ihm, so Fe., aber er könne sich nicht erinnern, dass er sich dazu hergebe, mit Te. zu telefonieren. Es würde passen, denn er sei ja bei dem Gespräch während der Durchsuchung des Büroraumes zugegen gewesen. Da seien nur er selbst, Hoffmann und vier, fünf Kriminalbeamte dabei gewesen. Er könne sich an dieses Gespräch nicht erinnern: “Ist denn diese Aufzeichnung so, dass man meine Stimme erkennt?” Auf den Vorhalt, dass von “Hausdurchsuchung” die Rede sei, sagt Fe., davon wisse er nichts, es sei eine Bürodurchsuchung gewesen. Götzl hält aus dem TKÜ-Protokoll vor, dass Fe. davon gesprochen haben soll, es fehle eine Minute und diese Minute sei das Problem. Hoffmann habe ihm gesagt, dass das Zeitfenster von ein paar Sekunden geschlossen werden müsse. Götzl hält das Protokoll weiter vor, bis zu dem Punkt, an dem Fe. sagt, dass Mu. Te. gesagt habe, er solle nichts verschweigen und nichts weglassen. Fe. sagt, das könne sein, der Mu. habe das so gesagt. Götzl: “Also vom Inhalt würde es zu Ihnen passen?” Fe. wiederholt, er könne sich nicht erinnern, es komme ihm jetzt nur näher, wo Götzl es vorlese. Vielleicht habe er es doch gemacht. Die letzten Teile könne er gesagt haben: “Aber dass ich bewusst so ein Gespräch geführt habe, aber ich will es nicht abstreiten.” Götzl hält nochmal die Eingangssituation vor, worauf Fe. sagt, er müsse wohl sagen, er habe das verdrängt. Götzl hält die Stelle vor: “Und wie du das beim Irrgang gemacht hast und hast dich nicht so verhalten, wie mir gesagt wurde, so restriktiv wie bei der Polizei, also du hast denen alles dargestellt.” Fe. sagt, er könne sich nicht erinnern, dass er von Irrgang eine Information bekommen habe. Zum Vorhalt “Dass Kassel nicht mehr läuft”, sagt Fe.: “Dass er nicht mehr zurückkehren kann zur Außenstelle Kassel.” Te. habe immer noch gehofft, dass er zurück kann. Götzl hält das Protokoll weiter vor. Fe. sagt, er erinnere sich nicht, Te. habe aber als V-Mann-Führer kurz von ihm übernommene Ausländer geführt und einen Rechten, glaube er. Er habe das Gespräch am Anfang verdrängt, aber wenn Götzl das so vorlese, dann sei es vielleicht so gewesen. Das sei ihm aber auch nicht verboten gewesen. Götzl sagt, es gehe um den Inhalt des Gesprächs. Fe. sagt, er habe nie geglaubt, dass Te. die Mordserie begangen hat, da sei Te. nicht der Typ für, und den einen Mord in dem Café habe er ihm auch nicht zugetraut. Er glaube, dass es vielleicht Te.s Sprung nach vorne, der Beförderung geschadet hätte, wenn es bekannt geworden wäre, dass er in das Internetcafé gegangen ist. Te. sei sehr ehrgeizig gewesen, habe was werden wollen, habe einen tollen Abschluss auf der Fachhochschule gemacht und sich was ausgerechnet. Fe. sagt., am Anfang habe er noch gehört, dass fast alle Opfer mit der gleichen Pistole ermordet worden sind, so wie in Kassel “der junge Türke” auch. Und er, Fe., habe sich nicht vorstellen können, dass Te. das gemacht hat. Auf Nachfrage, von wem er das gehört habe, sagt Fe., das habe er bei der Durchsuchung von der Polizei gehört.

Götzl fordert Fe. auf, Te. zu beschreiben. Fe. sagt, er bezweifle, ihn zu kennen. Er selbst sei im Sommer 2000 nach Kassel zurückgekommen, da sei Te. bereits einige Jahre in Kassel gewesen, sei aber ab Herbst 2000 bis Herbst 2003 auf die Fachhochschule gegangen, habe dann ein Praktikum in Wiesbaden durchlaufen, dann sei er in V-Mann-Führung eingewiesen worden und habe von ihm selbst und Kollegen V-Leute übernommen, Te. habe sein Büro nicht auf Fe.s Etage gehabt, habe sich aber immer an- und abgemeldet, wenn es zu einer Dienstfahrt ging, und habe sich immer gemeldet, bevor Berichte nach Wiesbaden gemeldet wurden. Te. habe ihm gesagt, dass er in der Jugend bei der Post “geschludert” habe und jetzt alles nachholen wolle. Für ihn, Fe., habe Te. ein gutes Wissen gehabt. Te. sei ein bisschen zurückhaltend gewesen, er habe Te. sogar ein bisschen schüchtern eingeschätzt, aber das habe Te. gut weg gesteckt. An dem Abend habe man ihm erzählt, Te. habe den Preis für den Internetchat auf den Tresen gelegt: “Ich wollte nicht glauben, dass er den Toten gesehen hat.” Er habe sich bildlich vorgestellt, wie dieser lange “Schlaks” schüchtern, langsam an den Tresen herantritt und mit dem langen Arm das Geld dahin legt. Götzl: “Sie wollten nicht glauben dass er den Toten gesehen hat?” Er habe sich das nicht vorstellen können, so Fe. Er habe Te. Als ehrlich eingeschätzt, dass er zu seinen Sachen steht. Er gehe immer noch davon aus, dass Te. die Wahrheit gesagt hat mit dem Toten, dass er ihn nicht gesehen hat. Es folgt eine Pause bis 13.55 Uhr.

Dann fragt Götzl, wer im Protokoll mit “Friedrich” gemeint sein könne. Fe. sagt, da könne Friedrich Go. gemeint sein. In der Außenstelle seien sie alle per Du gewesen, so Fe. auf Frage. Auf die Frage, ob er sich erinnere, wie seine damalige Nummer war, sagt Fe., er habe verschiedene gehabt, eine offizielle und zwei geheime, es werde wohl die Geheimnummer gewesen sein. Götzl sagt, in dem Eingangstext zu Protokoll stehe, dass Te. angerufen habe und Fe. sprechen habe sprechen wollen. Fe. sagt, die Gespräche seien immer vermittelt worden. Götzl fragt, ob Fe. etwas mit dem Begriff “Kasseler Problematik” verbinde. Fe. sagt, sie seien in Kassel nur noch wenige Beamte gewesen, weil in Wiesbaden ein Zusammenschluss verschiedener Außenstellen diskutiert worden sei. Kassel  habe evtl. aufgelöst werden sollen, das sei aber nicht geschehen. Und Te. sei ja von Offenbach und Wiesbaden nach Kassel gegangen, um in die Heimat zu gehen. Auf Nachfrage sagt Fe., es könne sein, dass Hoffmann ihm etwas von einer Hausdurchsuchung erzählt hat. Götzl hält vor: “hast ja vieles zugegeben, und das ist jetzt das Problem”. Fe. sagt, vermutlich habe Te. bei der Polizei etwas angegeben, worin die ein Problem gesehen habe. Er wisse nicht, was sie bei Te. zu Hause gefunden haben, er glaube, ein Tagebuch.

Fe. verneint die Frage von NK-Vertreter RA Kienzle, ob er sich noch an weitere Telefonate mit Te. erinnere. Kienzle sagt, er sei wieder in der misslichen Position aus persönlichen Notizen zitieren zu müssen. Es gebe ein TKÜ-Protokoll vom 2.5.2006, auch da würden Te. und Fe. als Gesprächspartner benannt. Da gebe es über den Gesprächsinhalt eine Zusammenfassung: Andreas berichtet, dass er in dienstlicher Hinsicht ziemlich Mist gebaut hätte. Herr Fe. ist der Meinung, dass sich Andreas keine großen Sorgen machen muss aus dienstlicher Sicht. Er gilt noch als Kollege. [Mitschriften NSU-Wach] Wenn das aufgeschrieben sei, dann sei es gewesen, so Fe., aber er könne sich wirklich nicht erinnern. Kienzle hält weiter vor: Fe. ist der Meinung, dass es Andreas Fehler gewesen ist, das er privat dort hingegangen ist, wo er dienstlich zu tun hat. Fe. sagt, dass es vielleicht falsch aufgenommen worden sei. Es habe mit Ausländern zu tun und es sei unklug, da als V-Mann-Führer hinzugehen. Kienzle fragt, ob Fe. davon ausgehe, dass die Polizei das vielleicht falsch verschriftet hat. Fe.: “Gut möglich.” Kienzle sagt, es finde sich im selben Aktenband ein weiteres TKÜ-Protokoll vom 15.5.2006 auch wieder zwischen Te. und Fe., das fasse die Polizei wie folgt zusammen: Andreas wollte sich einfach mal wieder melden. Herr Fe. weiß weiter nichts Neues, er bekommt keine weiteren Informationen von Wiesbaden. Er ist morgen in Wiesbaden, wenn er neue Informationen erhält, wird er das Andreas mitteilen. Fe. verneint, eine Erinnerung zu haben. Kienzle fragt, ob Fe. an seiner Aussage festhalten wolle. Sie hätten sich dienstlich aus der Sache heraus zu halten gehabt, so Fe. Der Sachverhalt der Tötung eines Menschen habe mit einem Nachrichtendienst nichts zu tun. Kienzle: “Außer, dass der Beschuldigte Nachrichtendienstmitarbeiter war.” Das sei die Problematik gewesen, so Fe. Kienzle sagt, die Festnahme Te.s sei am 21.4.2006 gewesen und die Telefonate sämtlich aus Mai 2006. Fe. sagt, da sei Te. doch schon wieder frei gewesen. Kienzle erwidert, Te. sei aber immer noch Beschuldigter gewesen. Kienzle fragt, ob Te. zwischenzeitlich eine Erinnerung gekommen sei, was für Informationen aus Wiesbaden er Te. zugesagt haben für den Fall, dass er sie bekommen würde. Das verneint Fe. Nein, er habe Te. auch bestimmt keine Antwort gegeben. Er könne sich nicht erinnern, ihm etwas mitgeteilt zu haben.

Dann fragt Kienzle Fe. nach seinem dienstlichen Name als Quellenführer. Fe. sagt, darauf dürfe er nicht antworten. Er bejaht, Kontakt mit Benjamin Gä. gehabt zu habe, nachdem Te. ausgefallen sei. Er habe auf Gä.s Frage geantwortet, dass Te. wohl nicht nicht kommen wird, und dass er nicht wisse, ob Te. überhaupt nochmal kommt. Er könne sich nicht erinnern, mit Gä. inhaltlich über Te.s Beurlaubung gesprochen zu haben. Kienzle sagt, Gä. habe von Gesprächen mit einem “Heinz” gesprochen. Fe. sagt, er wisse nicht, wer das ist: “Ich war kein Heinz.”

RAin von der Behrens fragt, an welchen Umständen Fe. festmache, dass Te. ehrgeizig gewesen sei. Fe.: “An seiner Akribie.” Te. sei immer bereit gewesen, zu helfen und etwas zu übernehmen, gegenüber Kollegen und Vorgesetzten. Zur Frage, ob Te. zu Vorgesetzten ein intensiveres Verhältnis gehabt habe als er, sagt Fe., Kontakte nach Wiesbaden habe jeder gehabt. Te. habe Kontakte zum Abteilungsleiter, zur Dezernatsleiterin gehabt, die habe er gesucht und auch gefunden. Er bejaht, das mit Te.s Ehrgeiz damals in Verbindung gebracht zu haben. Te. sei häufig nach Wiesbaden gefahren, vielleicht einmal im Monat, andere seien nicht so häufig nach Wiesbaden gefahren. Er wisse nicht, ob er die Namen der Personen in Wiesbaden nennen dürfe, so Fe. auf Frage.

RAin Pinar sagt, Fe. habe gesagt, dass er nicht “Heinz” sei, warum er dann keine Angaben zu seinem Codenamen gemacht habe. Fe. sagt, das sei nicht seine andere Identität, wer “Heinz” war, wisse er nicht, vielleicht habe es keinen “Heinz” gegeben. RAin Dierbach konfrontiert Fe. Mit dem Widerspruch, dass er erzählt habe nicht mit Te. telefoniert zu haben und 2007 sogar ein Telefonat verweigert habe. Fe. sagt, er habe das verdrängt, sei für sich sicher gewesen, dass er nicht mit ihm  telefoniert habe. Als er das gehört habe, “wir sind noch Kollegen”, sei er auf die Idee gekommen. Das habe er aus Wiesbaden gehört, solange Te. nicht aus dem Dienst entfernt sei, bleibe er Kollege. Er verneint, dass es Anweisungen gegeben habe, nicht mit Te. zu telefonieren.

Auf Frage von RA Bliwier bestätigt Fe., dass er Benjamin Gä. vor Te. geführt habe. Zu was Gä. berichtet habe, dürfe er nicht sagen. Bliwier fragt, wie Fe. die Zusammenarbeit mit den Polizeibehörden gesehen habe, wegen dem Verdacht gegen Te. Fe. sagt, wie die Kontakte geführt werden sollen, habe die Amts- bzw. Abteilungsleitung in Wiesbaden bestimmt. Die Kontakte seien einvernehmlich und gut gewesen, auch die zur Polizei. Soviel er wisse habe sich über seine Tätigkeit in Wiesbaden keiner beschwert, zumindest sei keine Rückmeldung aus Wiesbaden gekommen. Bliwier hält einen Vermerk der Polizei vor über ein Gespräch am 10.4. in der Außenstelle Kassel mit Staatsanwalt und Polizeibeamten. In dem Gespräch soll es darum gegangen sein, wie man die Beschuldigung aufklären könne, “Stichwort Vernehmungen der verdeckten Mitarbeiter”. Fe. sagt, das habe die Dezernatsleitung mit der Polizei diskutiert, er wisse nicht, ob da gleich eine Zusage erfolgt sei. Ob eine Bereitschaft bestand, verdeckte Mitarbeiter von Kripo und StA vernehmen zu lassen, wisse er nicht, denn er habe da keine Möglichkeit gehabt einzugreifen. Hier stehe, so Bliwier, dass die MK Café das als nicht zufriedenstellend eingeschätzt habe, die hätten eine direkte Vernehmung durch die Polizei gewollt. Das habe dann vermutlich die Leitung in Wiesbaden so bestimmt, antwortet Fe.

RA Narin möchte wissen, ob Fe. im Bereich der Organisierten Kriminalität eingesetzt gewesen sei. Fe. sagt, das dürfe er nicht sagen, das wolle er auch nicht sagen, es habe auch damit nichts zu tun. Auch zu Erkenntnissen über Überschneidungen zwischen B&H und Rockern, dürfe er nichts sagen, so Fe. auf Frage. Er wisse nichts von einem Gespräch im März 2006 in Wiesbaden, wo es um die bundesweite Mordserie ging, da sei er schon nicht mehr in Wiesbaden gewesen. Er wisse auch nicht, ob seine Behörde damit befasst war. Narin fragt Götzl zum Prozedere, weil er gerne aus seinem Beweisantrag vorhalten würde, die Einstufung sei aber problematisch. Götzl sagt, Narin wisse, zu welchem Thema einen Aussagegenehmigung vorliegt, es mache wenig Sinn Fragen zu stellen, die offensichtlich nicht von der Aussagegenehmigung gedeckt sind. Fe. sagt, man solle bedenken, dass er ab 2000 in Kassel war, und Organisierte Kriminalität sei nur in Wiesbaden ansässig.

RAin Lunnebach sagt, ihr sei jetzt nicht mehr klar, ob Fe. aufgrund der Vorhalte die Telefonate als seine eigenen erinnere oder er nur sage, der Text könnte passen. Fe.: “Ich vermute jetzt, dass ich das erinnern kann.” So wie er es am Anfang ausgeschlossen habe, schließe er es nicht mehr aus. Bliwier fragt zum Widerspruch, Frau E. habe ausgesagt, dass sie mit Fe.s Auftrag Te. gefragt habe ob er das Café kennt. Auch Te. habe dies bestätigt. Wenn E. das sage, so Fe., dann habe er ihr vielleicht den Auftrag gegeben. Am gleichen Tag sei auch die große Runde gewesen. Bliwier sagt, Fe. habe jetzt einmal gesagt, er habe den Auftrag nicht erteilt, dann, wenn er ihn erteilt haben solle, dann erinnere er es nicht und drittens, es mache gar keinen Sinn. Er halte nur vor, was Te. selbst gesagt hat. Fe.: “Ich will es nicht mehr ausschließen, weil ich vieles verdrängt und vergessen habe.” Er wolle die ganze Sache nicht mehr im Kopf haben, das habe ihn belastet. Befasst habe er sich wieder damit nach der Mitteilung durch den Polizeipräsidenten Hoffmann. Vorher sei auch keine Polizei da gewesen. Er habe keine dienstliche Verbindung zu diesem Tötungsdelikt gesehen. Der Name Me. vom ZK10 sei ihm ein Begriff, sagt Fe. auf Frage. Bliwier sagt, es habe einen Vorgang gegeben, dass am Montag Frau E. Herrn Te. zu Me. geschickt hat. Das sage ihm nichts, so Fe. Zur Hierarchie sagt Fe., der Außenstellenleiter sie der erste unter Gleichen, er habe administrative Aufgaben gehabt, die fachlichen Aufgaben habe Wiesbaden gehabt. RAin Pinar widerspricht der Entlassung von Fe., Bliwier schließt sich an, es gebe evtl. Tonbandaufzeichnungen.

Nach einer Pause verliest Götzl für den Sachverständigen Saß die Aussagen verschiedener Zeug_innen, bei deren Einvernahmen Saß nicht anwesend war, im Hinblick auf die Saß interessierenden Aspekte. Es handelt sich um die Aussagen der Zeug_innen Janine St., KHM Ra., KOKin La., Beatrix Ja. (alle 66. Verhandlungstag), Heike Ku., Klaus Sch., Patrick Ku. (alle 67. Verhandlungstag), Mario Ge., Britta Ka., Caroline Re., Matthias Re. (alle 68. Verhandlungstag) und von Siegfried Mundlos (70. Verhandlungstag).

NK-RA Reinecke stellt den Antrag, die Teile der Hauptakte, die sich unter der Bezeichnung Spuren Nr. 39 und 260 des Komplexes “Keupstraße” beim BKA in Meckenheim befinden, anzufordern und Einsicht zu gewähren. Es handele sich hierbei nicht um Spurenakten, sondern um Bestandteile der Hauptakte. Der als Spur 39 bezeichnete Aktenteil enthalte Hinweise zu Zusammenhängen zwischen dem Anschlag in der Keupstraße und dem Anschlag in der Probsteigasse. Nach der Spurenkarte werde sie nicht gegen konkrete Personen geführt, sondern befasse sich allgemein mit einem Zusammenhang, der offenbar im Jahre 2004 zunächst verneint worden sei. Der als Spur 260 bezeichnete Aktenteil enthalte einen Hinweis vom UK-CTLO, New Scotland Yard, an das BKA, eingegangen am 29.9.2004. Es handele sich um ein umfassendes Dossier, das sich mit David Copeland befasst, der im April 1999 drei Nagelbombenanschläge in London verübt und sich im Vorfeld und Randbereich rechtsextremistischer Gruppen bewegt hatte, insbesondere im Umkreis von “Combat18″. Diese Spur sei von der Polizei Köln dahingehend untersucht worden, dass nach Mitteilung von Scotland Yard Copeland Einzeltäter gewesen sei und im Juni 2004 in Haft gesessen habe, sodass eine Täterschaft durch Copeland nicht in Betracht kam. Damit sei die Spur geschlossen worden. Nun habe allerdings Scotland Yard das umfassende Dossier sicherlich nicht wegen einer möglichen Täterschaft Copelands übersandt. Die deutschen Polizei habe eher darauf hingewiesen werden sollen, dass Anschläge dieser Art von Personen aus der rechten Szene verübt werden, die keinerlei Bekennerschreiben veröffentlichen. Es gehe also  um die Mitteilung einer evtl. Blaupause für den Sprengstoffanschlag in der Keupstraße. Das BfV habe im Übrigen eine mögliche Parallele zu Copeland gezogen. Als der Leiter der Kölner EG “Sprengstoff” im UA Bund auf diese Analyse angesprochen wurde, habe er erklärt, dass diese ihm nicht bekannt sei, dabei habe seine eigene EG eine entsprechende Analyse aus den Hauptakten in die Spurenakten ausgegliedert.

Zweitens beantragt Reinecke: Die beim bayerischen LKA geführte Akte zum Bombenanschlag in der Keupstraße sowie sämtliche Unterlagen, die sich bei der Polizei Köln und Nürnberg oder dem Bayerischen LKA befinden beizuziehen, die die Zusammenarbeit dieser Behörden im Mordfall Yasar und im Sprengstoffanschlag Keupstraße betreffen. Es stehe fest, dass bisher dem Gericht und den Prozessbeteiligten eine Reihe von Aktenteilen nicht vorgelegt wurden, die sich unmittelbar mit einer möglichen Täteridentität befassen. Die bereits in der Hauptverhandlung vernommene Zeugin Keller (siehe 34. Verhandlungstag) habe erklärt, dass sie auf einem Video aus der Keupstraße die Täter wiedererkenne, die sie im Zusammenhang mit dem Mordfall Yasar erkannt hatte. Die Polizei habe diese Aussage nicht zur Grundlage einer neuen Ermittlungshypothese gemacht, sondern stattdessen mit Einzelbildern, die die Bewegung der Personen zerstückelten, die Zeugin verunsichert, damit diese ihre Aussagen einschränkt. Die erneute Vernehmung der Zeugin nach dem Auffliegen des Trios sei dann nur noch der Versuch, die frühere Untätigkeit zu rechtfertigen. In den vorliegenden Unterlagen fänden sich keine Hinweise darauf, wie eigentlich das Video Keupstraße an die Nürnberger Polizei gelangt ist, welche Gespräche es darüber gegeben hat etc. Es gebe außerdem Hinweise auf weitere nicht vorgelegte Aktenteile. Ein Redakteur des Kölner Stadtanzeigers habe im Herbst 2006 zum Mordfall Yasar recherchiert und sei bei der Google-Bildersuche auf Phantombilder gestoßen, von denen er spontan den Eindruck hatte, dass es Ähnlichkeiten mit den Phantombildern zur Kölner Keupstraße gab. Daraufhin habe er bei der Polizei in Köln angerufen, um sich zu erkundigen, ob auch dort die Ähnlichkeit zwischen den Phantombildern bekannt sei. Keine fünf Minuten später habe ein Vertreter der Kölner Polizei Deglow zurückgerufen und erklärt, die Ähnlichkeit sei rein zufällig, es gäbe aus der Sicht der Ermittler keinen Zusammenhang. Auch auf Nachfrage mit Hinweis auf mögliche Motive habe der Polizeisprecher seine vorherige Aussage noch einmal bekräftigt und abschließend von ermittlungstaktischen Gründen gesprochen, die weitere Auskünfte nicht zuließen. Nach dem Auffliegen des Trios sei dies in einem Artikel “Hätte selbst ein Laie erkennen können” [Artikel hier] verarbeitet worden. Aus dem Vermerk des KHK W. aus Köln ergebe sich eindeutig, dass es im August 2005 und September 2006 Treffen zwischen der BAO “Bosporus” und der EG “Sprengstoff” gegeben hat. Unterlagen dazu seien bis heute in den vorliegenden Akten nicht aufzufinden. Aktenkundig sei weiter, dass beim bayrischen LKA eine Akte zur Keupstraße geführt wurde. In einem Vermerk, der sich mit ansonsten irrelevanten Fragen beschäftige, teile LKA mit, mit welchen Spuren von welchen Tatorten eine bestimmte daktyloskopische Spur verglichen wurde. Dabei tauche auch der Anschlag in der Keupstraße auf und es werde auf eine “hiesige Tagebuchnummer” verwiesen. Die Selbstverständlichkeit, mit der das Bayerische LKA im Jahre 2008 den Bombenanschlag in Köln vom 9.6.2004 in eine Reihe mit den übrigen Mordtaten gestellt habe, belege, dass hier offenbar Hinweise auf Zusammenhänge vorlagen, die in den bisherigen Akten nicht erkennbar seien.

Der Verhandlungstag endet um 16.25 Uhr.

Auf dem Weblog NSU-Nebenklage wird die Aussage des VS-Mitarbeiters bewertet:
„Aus Sicht der Nebenklage entsteht massiv der Eindruck, dass der Verfassungsschutzmitarbeiter Fehling dreist lügt, weil er verbergen will, dass der hessische Verfassungsschutz die Ermittlungen der Kriminalpolizei ganz erheblich gestört hat.“


Protokoll 105. Verhandlungstag - 10. April 2014

Heute wurde die Vernehmung der mutmaßlichen NSU-Unterstützerin Mandy St. abgeschlossen. Obwohl die Nebenklage die Zeugin mit vielen Fakten konfrontierte, blieb die Zeugin bei ihrem Aussageverhalten, spielte ihre Rolle in der Szene herunter und verharmloste die militanten Strukturen.

Zeugin:

	Mandy St. (mutmaßliche NSU-Unterstützerin)




Der Verhandlungstag beginnt um 10.07 Uhr. Heute wird mit der Einvernahme von Mandy St. (siehe 89. und 90. Verhandlungstag) fortgesetzt. St. ist heute als einzige Zeugin geladen und erscheint mit ihrem Zeugenbeistand RA Weißflog. NK-Vertreterin RAin von der Behrens sagt, man sei beim letzten Mal bei einem Konzert in Belgien stehen geblieben. Auf Frage wer dabei war, nennt St. Enrico Bö., mit dem sie damals zusammen gewesen sei. Sie seien mit mehreren Leute und mehreren Autos dahin gefahren. Der Zeugin wird ein Foto gezeigt von einer Gruppe in Nazi-Skin-Outfit, die vor Autos mit Chemnitzer Kennzeichen steht. Das Foto wurde offenbar auf einem Rastplatz aufgenommen, es liegt Schnee. Ganz außen sei Bö. so St., der neben ihr selbst ganz hinten sehe aus wie Thomas Starke. Der in der Mitte vor dem ganz Großen müsse Armin Fi. sein. RAin v. d. Behrens fragt, ob St. zu dem mit dem roten T-Shirt eine Erinnerung komme, was St. verneint. V. d. Behrens nennt den Namen Thomas Ro. St.: “Hat der auch einen Spitznamen?” V. d. Behrens nennt “Dackel” und St., sagt, das sage ihr was, der sei in Chemnitz einzuordnen. Auf dem Bild könne sie ihn aber nicht zuordnen, auch der Name sage ihr nichts. In Belgien seien sie nur zu dem Konzert gewesen, sie seien gleich wieder zurückgefahren. Sie könne nicht mehr sagen, welche Band dort gespielt hat.

Auf die Frage, ob sie mit der Freundin von André E. Freizeit verbracht habe, sagt St.: “Eher weniger.” Sie glaube, dass sie mal zusammen auf einem Konzert waren. Eigentlich hätten die viel zu zweit gemacht. Wenn viele mitgefahren seien, seien sie sicherlich auch mal zusammen unterwegs gewesen. Auf die Frage, welches Konzert das war, sagt St.: “Es waren so viele Konzerte in der Zeit.” Sie verneint die Frage, ob dort etwas Besonderes vorgefallen ist. Auf Frage sagt St., der Name der Freundin sei Anja, sie bestätigt den Nachnamen Ha. RAin v. d. Behrens fragt, ob St. und Bu. anwesend waren, wenn die beiden bei St. zu Hause waren. St.: “Ja, eigentlich schon.” V. d. Behrens sagt, also habe St. mit den beiden Freizeit verbracht. St.: “Wenn Sie es so sehen, ja.” Auf die Frage, ob sie mal zu viert oder zu dritt, St. mit den beiden, weggegangen sei, sagt St., dass ihr nichts einfalle, dass sie mit den Zweien alleine weg war. Die Frage, ob sie mal mit den beiden zusammen mal in der Wohnung von dem Max, wo auch das Trio anwesend war, verneint St.: “Da waren die zwei nicht da.” V. d. Behrens sagt, Frau Ha. habe hier gesagt, dass sie mehrmals mit E. in der Wohnung vom Trio war. Richter Götzl unterbricht v. d. Behrens und sagt, der Vorhalt werde falsch. Auf die Frage, ob die Wohnung von Bu. in der Nähe des Südbahnhofs lag, sagt St. die habe in der Limbacher Straße gelegen. Götzl sagt, der Vorhalt sei falsch und unterbricht die Sitzung bis 10.29 Uhr. Dann fragt RAin v. d. Behrens, ob sich St. erinnere, mal mit E. und seiner Freundin “Risiko” gespielt zu haben, was St. verneint.

RAin Lunnebach sagt, St. habe angegeben, sie sei sich nicht sicher gewesen, ob die Frau, die sie getroffen hat, Beate Zschäpe war und lässt der Zeugin ein Bild zu zeigen. Darauf ist Zschäpe mit einem Mann zu sehen. Lunnebach fragt, ob das das “Küken”, die “niedliche Frau” ist, die sie gesehen habe. St. sagt, es kommt dem Bild, was sie im Kopf habe, schon sehr nahe, aber sie könne es nicht aus dem Kopf heraus beschreiben, ob es wirklich sie war. RA Ilius fragt, ob St. Thorsten Sch. damals gekannt habe. St. sagt, der könne was mit Bö. zu tun gehabt haben, sie glaube, den Namen schon mal gehört zu haben. Auf die Frage, ob der zu den “88ern” gehört habe, sagt St., sie habe gar kein Gesicht zu dem Namen vor sich. Zu regelmäßigen Treffpunkten der “88er” sagt St., die hätten sich immer mittwochs im Heckert-Gebiet in einer Kneipe auf ein Bierchen getroffen. Sie wisse nicht mehr, wie die Kneipe geheißen habe, habe aber ein Bild im Kopf, wo sie lag. Es könnte sein, dass es der “Südblick” war, so St. auf Nachfrage. Auf Frage, ob da André E. mal mit war, sagt St., der sei unter der Woche ja Arbeiten gewesen. Sie wüsste auch nicht, dass E. am Wochenende dabei gewesen sei, so St. auf Nachfrage. Ilius hält aus einer Vernehmung von Bu. vor, dass der an Kneipen, die er gemeinsam mit E. aufgesucht habe, nur den “Südblick” habe nennen können, da seien auch Gunnar Fi., Starke, “Dackel”, St., und Thomas Hi. dabei gewesen. St. sagt, da hätten sich viele getroffen, aber es mache für sie keinen Sinn, dass der André unter der Woche dabei war. Es habe sicher auch andere Kneipen gegeben, aber sie könne keine mehr nennen. Der Name “Wohlfahrt” sage ihr “nicht wirklich” etwas. Ilius möchte wissen, ob das Trio mal mit bei den Treffen war. St. sagt: “Definitiv nicht.” Die seien nirgendwo mit dabei gewesen.

Dann macht Ilius einen Vorhalt aus der Vernehmung von Enrico Ri. Der habe gesagt, dass die Drei sich nach dem Abtauchen in Chemnitz normal in der Szene bewegt hätten, z. B. bei einem wöchentlichen Treff, da seien die normal anwesend gewesen, das sei auch 1998 gewesen, er wundere sich, dass die damals nicht gefunden wurden, die hätten auch bei bekannten Leuten gelebt, im Nachhinein habe er erfahren, dass die bei der “White-Power-Mandy”, Mandy St., untergekommen seien. St. sagt, in der Zeit, wo sie wisse, dass die in Chemnitz waren und sie mit denen zu tun gehabt habe, wisse sie nichts davon, dass die sich in der Szene draußen bewegt hätten, das müsse dann nachher gewesen sein. Die Frage, ob sie selber mal Konzerte organisiert habe, verneint St. Auf die Frage, ob sie aus dem B&H-Zusammenhang Frauen kenne, die mal Konzerte organisiert haben, sagt St., sie wisse bei B&H überhaupt keine Frau zuzuordnen. Ilius fragt nach Kathrin Dr. unter dem Spitznamen “Mappe”. St., sagt, “Mappe” sei eine dicke blonde Frau, aber sie wüsste nicht, dass die Konzerte organisiert hat. Ilius hält vor, dass André Kapke hier gesagt habe (siehe 59. Verhandlungstag), es habe in Heilsberg ein Konzert gegeben, das Geld habe er nie bekommen, da seien “zwei verrückte Flintenweiber” gewesen, es seien bei B&H nicht viele Frauen aktiv, aber die hätten ein Konzert für die Drei organisiert. Das sage ihr nichts, so St., ihr sage auch Heilsberg nichts. Auf Frage sagt St., sie habe Starke bestimmt mal ihre Nummer genannt, ihren Geburtstag habe sie ihm nicht bewusst genannt, aber man gratuliere sich ja.

Bei der HNG habe sie, glaube sie, 1997 angefangen, das sei bis 2003, 2004 gegangen. St. bestätigt auf einer Jahreshauptversammlung der HNG gewesen zu sein, sie könne nicht sagen, wann und wo. Ilius hält aus dem Zwischenbericht des BKA zu den Ermittlungen zu St. vor, dass ein von St. genutztes Auto 2002 bei der Hauptversammlung der HNG festgestellt worden sei. Das könne sein, so St. Ilius fragt, ob St. aktuell noch Kontakt zu ihrem damaligen Briefkontakt Lorenz hat. Momentan gar nicht mehr, so St. Der letzte Kontakt sei 2013 gewesen, danach sei das abgebrochen. Sie verneint, dass es dafür einen bestimmten Grund gegeben habe. Ilius sagt, St. habe nach der Haftentlassung Besuch von Thomas Gerlach bekommen, und möchte wissen, wann das war. Das sei, glaube sie, 2004 gewesen, so St. Ilius fragt, ob St. aktuell noch Kontakt zu ihm habe. St.: “Nein, gar nicht.” Auf Frage von RAin Pinar sagt St., sie wisse gar nicht mehr, mit wem sie zu dem HNG-Treffen gefahren sei. Sie sei nicht alleine gewesen, so St. auf Nachfrage, weil sie so Strecken nicht alleine fahre. Der Saal sei voll gewesen, sie habe den Saal ziemlich groß gefunden. Auf die Frage, ob es 200 Leute gewesen sein könnten, sagt St.: “Etwa.” Pinar: “Wie viele von denen kannten Sie?” St.: “Na, so viele waren es nicht.” Sie könne das so nicht festmachen, wie viele sie da kannte. Pinar fragt, ob möglicherweise Thomas Gerlach dabei war. St.: “Bei HNG-Treffen? Nein.” Auf die Frage, ob Gerlach in der Zeit überhaupt aktiv in der HNG war, sagt St., sie habe einen Text gelesen im HNG-Heft von ihm, aber ob er Mitglied war, könne sie nicht sagen. Pinar fragt, wer denn so aus Thüringen Mitglied war. St.: “Ich weiß doch die Mitglieder nicht.” Auf die Frage, wer die Versammlung eröffnet hat, sagt St.: “Das wird sicher die Ursula Müller gewesen sein.” Das sei die Vorsitzende. Sie wisse nicht, ob da Norddeutsche waren.

Pinar fragt zu Christian Worch [Neonazi-Kader] und St. sagt, der sei Sprecher auf Demos der NPD gewesen. Auf Frage, ob das Demos waren, auf denen St. war, sagt die Zeugin: “Sonst hätte ich ihn ja nicht gesehen.” Pinar sagt, St. habe von einer Demo am 1. Mai gesprochen. Da sei Worch, glaube sie, Redner gewesen, so St. Pinar sagt, eben habe St. von Demos, Mehrzahl, gesprochen. St. erwidert, ihr falle gerade keine andere Demo ein. Auf die Frage, warum sie dann von Demos gesprochen habe, sagt St. es sei auch in den Medien etwas gekommen. Wann Leipzig aus ihrer Erinnerung war, könne sie auch nicht mehr sagen. Pinar hält vor, dass die Demo am 1. Mai in Leipzig 1998 gewesen sein solle. Das könne sein, sagt St. Pinar sagt, letztes Mal habe St. dem Vorsitzenden gesagt, sie sei erst 1999 politisiert worden. St.: “Weil ich es nicht genau sagen konnte.” Sie wisse nicht mehr, mit wem sie nach Leipzig gefahren ist. Pinar sagt, das sei die einzige Demo, die St. erinnere, inklusive Redner, das glaube sie St. schlicht nicht. St.: “Ich weiß es nicht.” Pinar fragt, wie St. zu der Demo gekommen sein. St.: “Mit dem Zug oder der Bahn oder dem Auto.” Pinar: “Oder mit dem Fahrrad.” St.: “Das wäre zu weit gewesen.” Sie sei entweder mit dem Auto oder dem Zug dahin gekommen. Die Frage, wie viele Leute überhaupt mit waren, beanstandet Zschäpes Verteidiger RA Stahl, das weite die Aufgabe gerichtlicher Untersuchung “ins Unermessliche aus”. Pinar sagt, dass es einfacher wäre, wenn die Zeugin konkreter antworten würde. St. sagt, sie vermute, dass sie mit den Chemnitzern gefahren sei, die zu den “88ern” gehörten, könne es aber nicht mehr genau sagen. Pinar fragt, ob St. wisse, ob in Leipzig auch aus anderen Städten Personen waren, insbesondere aus Hamburg. RA Stahl beanstandet. Pinar erwidert, es sei jemand aus Hamburg getötet worden und die Demonstration sei 1998 gewesen. Götzl sagt, auch die Jahreszahl trage nicht jede Verbindung.

Pinar fragt St. zu ihrer Verbindung zu Thomas Gerlach. St. sagt, sie habe dem geschrieben, als er im Gefängnis saß und habe eine kurze Zeit eine Beziehung mit ihm gehabt. Pinar: “Und Sie wissen nicht, ob er Mitglied der HNG war?” Das verneint St. man könne auch ohne Mitglied zu sein an die Ursula Müller schreiben und das werde abgedruckt. Pinar fragt, wie zugeteilt worden sei, wer wem schreibt, oder ob sie da eine falsche Vorstellung habe. Wohllebens Verteidiger RA Klemke beanstandet die Frage in Abwesenheit der Zeugin als suggestiv. Nachdem die Zeugin wieder im Saal ist, fragt Pinar, wie das abgelaufen sei, wenn jemand sich entschieden hat, “nationalen Gefangenen” Briefe zu schreiben. St. sagt, das habe sie schon erzählt, Starke habe in der Kneipe, mittwochs, eine Schüssel gehabt, daraus habe man gezogen. Im Heft der HNG sei eine Liste von Inhaftierten, die Kontakt haben wollen. Das Heft bekämen alle, die Mitglied sind, so St. auf Frage. Sie bestätigt, dass jeder, auch wer nicht Mitglied ist, schreiben könne, sie wisse aber nicht, ob Nicht-Mitglieder das Heft kaufen können. Pinar fragt, ob St. bei der HNG mal Christian Worch kennengelernt oder gesehen gesehen habe. St.: “Ich wüsste nicht, dass der da gewesen wäre.” Pinar sagt, St. sei doch bis 2004 aktiv gewesen. St. erwidert, “aktiv” bedeutete für sie, dass sie Briefe geschrieben habe, und einmal sei sie bei der Hauptversammlung gewesen.

RA Kuhn fragt zur “Sächsischen Aktionsfront”, wie die entstanden sei, welche Rolle St. hatte. St. sagt, wirklich entstanden sei die nicht. Es habe halt die “Fränkische Aktionsfront” (FAF) gegeben und sie habe sich mit dem Christian Wi. unterhalten, man könne ja eine “Sächsische Aktionsfront” machen. Sie habe die Poster genommen und mit “Sächsische Aktionsfront” überklebt, das sei die einzige Aktion gewesen: “Die hat es eigentlich nie gegeben.” Kuhn fragt, ob da eine Verbindung zwischen den beiden Organisationen angedacht war. St.: “Eigentlich war es so angedacht, ja.” Zu ihrer Rolle in der “Sächsischen Aktionsfront” sagt St., sie habe die Idee gehabt. Kuhn: “Und es gab nur diese eine Aktion?” St.: “Ja.” Sie verneint, mal beantragt zu haben, Mitglied in der NPD zu werden. Kuhn fragt, ob sie mal von Gerüchten  im Regionalverband Erzgebirge der NPD gehört habe, dass sie ein Spitzel sei. Das verneint St. Auf Frage ob sie mit dem NPD-Verband im Erzgebirge etwas zu tun hatte, sagt St. sie habe da mal einen aus Oberwiesenthal kennengelernt. Bei Veranstaltungen der NPD im Erzgebirge sei sie nicht gewesen.

Kuhn sagt, St. habe am letzten Verhandlungstag gesagt, Thomas Gerlach sei ihr politisch zu krass geworden. Das habe sie nicht geäußert, so St., sie habe gesagt, dass er keine Zeit für sie gehabt habe, ständig organisiert habe, unterwegs gewesen sei. Kuhn sagt, bei der Polizei habe St. angegeben, dass es darum gegangen sei, Zellen zu bilden in ganz Mitteldeutschland, dass man überall jemanden sitzen habe, der gut reden kann, um wieder Leute auszubilden, die eigenständig arbeiten können, so dass man überall Leute hat, wenn eine Aktion startet. Das solle sie geäußert haben auf die Frage, an welchen Bewegungen Thomas Gerlach teilgenommen hat, so Kuhn. St. sagt, sie habe Gerlach den Vorhalt gemacht, ob er wirklich überall dabei sein muss. Und da habe er erklärt, dass man überall Zellen bilden solle, damit man überall einen Ansprechpartner hat, dass z. B. “Klebeaktionen” überall stattfinden können in Mitteldeutschland. Kuhn fragt, ob Gerlach etwas dazu gesagt hat, dass die Zellen zusammen stehen sollen, als einheitlicher Verband. Sie denke mal, so St., dass alle zusammen stehen sollten, sonst mache es ja keinen Sinn. Auf die Frage, was mit “Aktion” gemeint sei, sagt St., es gebe “Protestaktionen, Klebeaktionen, Schulungsaktionen”. Kuhn fragt, ob Gerlach das gesagt habe, oder St. das interpretiere. St. sagt, konkret habe er zu ihr gar nichts gesagt. Auf die Frage, ob sie 2005 oder sonst wann beim “Fest der Völker” [Rechtsrock-Festival] war, sagt St., das könne dieses gewesen sein, 2004 oder 2005, sie sei einmal da gewesen. Kuhn fragt, ob St. einen Tobias Gi. als Mitglied der HNG kenne, was die Zeugin verneint. Kuhn fragt, ob sie bei den Untergetauchten jemals ein Handy gesehen habe, dass diese benutzt oder zur Verfügung hatten. St. verneint das. Kuhn fragt nach dem Spitznamen “Maggi”. Der sei aus Johanngeorgenstadt, der heiße Dirk Ma. [phon.], so St.

RA Hoffmann sagt: “Ich habe, wie heißt es hier immer so schön, einige wenige ergänzende Fragen.” Hoffmann fragt zu dem im “Landser” veröffentlichten Text, ob St. ungefähr wisse, in welcher Auflage das Heft erschienen ist, wie verbreitet es war. Das verneint St. Sie verneint auch, erfahren zu haben, ob da große Mengen gemacht worden sind. Hoffmann fragt, wer das produziert hat. St. antwortet, sie sei davon ausgegangen, dass das über Matthias Fischer gelaufen ist. Es stehe auf allen Klebern und Postern jemand drauf, der verantwortlich ist, sagt St. auf die Frage, warum sie davon ausgehe. Hoffmann will wissen, wie St. auf die Idee kam, das gerade für den “Landser” zu schreiben. St. sagt, sie habe das einfach so geschrieben und dem Wi. in die Hand gedrückt: “Sonst hätte ich es zur HNG geschickt, die hätten es auch abgedruckt.” Es habe sie halt “angekotzt”, dass es großen Streit unter den Leuten gegeben habe. Auf Nachfrage sagt St., es habe immer einzelne Streitereien zwischen Leuten gegeben, keinen großen Streit. Das sei überall so gewesen, nicht nur in Nürnberg. Auf die Frage, ob sie also davon ausgegangen sei, dass das “Landser”-Heft nicht nur in Nürnberg verbreitet würde, sagt St.: “Ich bin von gar nichts ausgegangen.” Sie habe das dem nur in die Hand gedrückt und gesagt: “Mach halt mal.” Hoffmann hält aus dem Text vor: “Der Nationale Widerstand ordnet sich dem herrschenden System nicht in irgendeiner Richtung zu, sondern steht ihm frontal gegenüber und dieser soll alle in unserer Nation umfassen, die reinen Blutes sind.” St. sagt, das habe sie von dem NPD-Infoblatt abgeschrieben. Hoffmann fragt, was St. damit ausdrücken wollte. St. antwortet, das habe gut rein gepasst, die Zeile müsse nicht von ihr sein, sie habe das ja nicht alleine geschrieben. Hoffmann fragt, was denn jetzt stimme. St. sagt, dass Hoffmann davon ausgehen könne, dass die Zeilen, wo es um den Streit geht, definitiv von ihr sind. Der Text sei bestimmt zehnmal abgeändert worden. Hoffmann fragt, ob sie die Zeile “die reinen Blutes sind” abgeschrieben habe, oder das eine Vermutung ist. Sie habe angefangen, den Brief zu schreiben, sagt St., der sei dann vom Richard [Lorenz] abgeändert worden, dann wieder von ihr selbst, von den Nürnbergern und dann habe ein Anwalt drauf geschaut. Dann sei es doch wohl darum gegangen, dass die, die unter dem Text stehen als Autoren, eine möglichst hohe Identifikation wollten, erwidert Hoffmann. St. sagt, das sehe sie nicht so. Auf die Frage, warum es dann mehrfach abgeändert wurde, sagt St., sie habe auch “böse” über Leute geschrieben. Hoffmann: “In Nürnberg?” St.: “In Deutschland.”

Hoffmann fragt, ob St. einen Überblick über alle wesentlichen Streitigkeiten der Szene in Deutschland hatte. St. sagt, nur über das, was sie mitbekommen habe. Zur Frage, was das für Streitigkeiten waren, sagt St., dass der eine den anderen verdächtigt habe, für den VS zu arbeiten. Das sei in Nürnberg und in Chemnitz gewesen. Auf die Frage wer verdächtigt wurde, nennt St. Starke. Hoffmann: “Vor 2001 schon?” St.: “Das weiß ich doch nicht mehr.” Sie könne nicht sagen, ob das vor 2001 war, aber es habe jedenfalls Verdächtigungen gegeben, als sie in Chemnitz war, wo Starke Aussagen bei der Polizei gemacht habe. Sie verneint die Frage, ob das war, als die Drei auch in Chemnitz waren. Das sei später gewesen, so St. Hoffmann fragt, ob das lang danach war: “Sie kommen ja ein bisschen an die Erinnerung.” Sie glaube, so St., da habe sie noch nichts mit den Nürnbergern zu tun gehabt. Es könne hinkommen, dass das kurz vor ihrem Wegzug war. Das sei auf einem Konzert verbreitet worden “von Mann zu Mann”, es seien auch Zettel herum gegangen, welche Aussagen Starke bei der Polizei gemacht habe. Da sei es um CDs von “Landser” [Band] gegangen. In Nürnberg habe sie gewusst, dass es zwischen Wi. und Fischer Stress gegeben habe. Hoffmann fragt zu Streitigkeiten in anderen Städten. B&H und “Hammerskins” hätten sich in den Haaren gehabt, sagt St. Da sei es um Geld gegangen, Konzertgelder, es habe geheißen, dass sich B&H-Leute “eine goldene Nase verdienen” würden. Das habe sie in Chemnitz gehört. Sie könne nicht sagen, ob es da auch um Starke ging. Hoffmann fragt, ob das der Grund für den Aufruf zur Einheit der Rechten war. St. sagt, sie habe bei Richard gemeckert und der habe gesagt, sie solle nicht meckern, sondern was machen. Hoffmann sagt, St. habe vermutlich nicht zur Einheit mit VS-Informanten aufrufen wollen, und fragt, was sie habe erreichen wollen. St. sagt, dass es keinen Sinn mache, sich gegenseitig anzuschwärzen, wenn man etwas bewegen wolle. Auf die Frage, ob sie danach auf den Text angesprochen worden sei, sagt St., es hätten ja nicht viele gewusst, dass er von ihr stammt. Da stehe aber “Mandy S., Chemnitz”, so Hoffmann. Es habe keine großen Anfragen gegeben, so St. Hoffmann fragt, ob St.s Stand in der Szene groß war, oder warum der Name drunter stand. Darum habe sie nicht gebeten, so St. Hoffmann möchte wissen, ob man habe erreichen wollen, dass das eine besondere Glaubwürdigkeit bekommt, weil man persönlich gut bekannt ist. St. sagt, unter anderen Artikeln stehe auch der Name. Auf die Frage, ob sich St. erinnern könne, dass das im “Landser” so gewesen sei, sagt St., sie rede allgemein von Zeitungen, dass da ein Name oder Kürzel steht.

RA Behnke möchte wissen, wie St. aus der Szene ausgestiegen sei. Das habe die Zeit gemacht, sie habe andere Interessen, andere Leute gefunden. Die Frage, ob man seinen Austritt erklären müsse, sagt St.: “Man geht einfach nicht mehr hin.” Sie sei, so St. auf Frage, gar nicht darauf angesprochen worden, sie habe ja einen guten Sprung gehabt, sie von Nürnberg nach Johanngeorgenstadt gezogen. Behnke fragt, ob St. unter Druck gesetzt wurde. St. verneint die Frage, sie wisse nicht, was Behnke meint. Behnke sagt, es gehe darum, ob sie in Bezug auf den Ausstieg bedroht wurde. St. verneint das. Sie wisse nicht, worauf Behnke hinaus will. Behnke sagt: “Dass mal jemand anruft und sagt, warum kommst du nicht mehr.” St.: “Wüsste ich jetzt nicht.” Behnke fragt, ob sie es nicht wüsste oder es nicht so war. St. sagt, dazu falle ihr nichts ein. Es folgt eine Pause bis 11.43 Uhr.

Dann fragt RAin Lunnebach, ob St. wisse, wer veranlasst hat, dass den Artikel im “Landser” ein Anwalt prüft. Das verneint St., sie wisse auch nicht, welcher Anwalt das war. Auf die Frage, ob sie das nochmal gesehen habe, sagt St. das habe in Nürnberg gelegen und sei auch in Nürnberg geblieben. Lunnebach fragt, ob der eben zitierte Satz schon in der ersten Fassung drin war, was St. bejaht. Lunnebach: “Und sie haben ihn möglicherweise abgeschrieben?” St. sagt, sie habe sehr viel von der NPD abgeschrieben, weil die so wortgewandt gewesen seien und sie selbst nicht so. Lunnebach fragt, ob St. den Satz abgeschrieben habe. St.: “Ja, weil es nicht meine Wortwahl ist.” Lunnebach möchte wissen, warum St. diesen Satz ausgewählt hat. St. sagt, der habe irgendwie gut gepasst. Götzl sagt, St. weiche der Antwort wieder aus, wie schon bei RA Hoffmann. Lunnebach fragt, wie St., unabhängig davon, ob abgeschrieben oder selbst verfasst, den Satz gemeint habe. St. sagt, sie habe extra gefragt, ob Lunnebach das mit dem “reinen Blut” meine oder den ganzen Satz. Lunnebach fragt, was denn an dem ganzen Satz gut ist. Dass “wir” dem herrschenden System frontal gegenüberstehe, antwortet St. Mit “wir” sei der “Nationale Widerstand” gemeint, so St. auf Frage. Auf Frage sagt St., der Halbsatz mit dem “reinen Blut” sei nicht von ihr. Lunnebach fragt, was damit gemeint sei. St.: “Das weiß ich doch nicht.” Lunnebach: “Sie schreiben ihn ab und wissen nicht was damit gemeint ist?” St. sagt, der sei ja erst im Nachhinein rein gekommen.

Lunnebach richtet sich an Götzl und sagt, der habe es ja “ansatzweise auch gemerkt”, ob man St. nicht nochmal an die Wahrheitspflicht erinnern müsse. Götzl wird ungehalten, Lunnebach sagt, sie habe nur sagen wollen, dass die Zeugin zwei Dinge sage, die nicht zueinander passen. St. sagt, sie könne nur darüber reden was sie geschrieben habe, sie habe das mit dem “Nationalen Widerstand” geschrieben: “Das müssen wir jetzt nicht übelst hin und her diskutieren.” Das mit den “reinen Blut” habe sie nicht geschrieben. Götzl sagt, dann frage er nochmal nach. Lunnebach: “Gerne.” Auf Frage von Götzl sagt St. der zweite Teil des Satzes stamme von Richard Lorenz. Und darüber habe sie sich auch aufgeregt, weil ihr Name ja auch drunter stehe: “Das klingt so, als ob ich eine arische Rasse haben wollte.” Das habe sie mit dem Artikel nicht bezwecken wollen. Götzl fragt, ob St. deswegen in Kontakt mit Lorenz getreten sei. St. sagt, sie habe ihn im Gefängnis besucht. Der habe gesagt, das passe schon. Auf die Frage, warum sie trotzdem ihren Namen drunter gesetzt habe, sagt St., sie habe sich damit abgefunden und stehe hier auch dazu. Götzl: “Den Eindruck hatte ich nicht.” Die Eskalation, die sich jetzt entwickelt habe, liege an St., die die Fragen zunächst nicht richtig beantwortet habe.

RAin Lunnebach fragt nach dem Begriff “White-Power-Mandy”. St. sagt, sie habe an ihrer Bomberjacke so eine kleine weiße Faust gehabt, so sei der Spitzname entstanden. Auf Frage, was das inhaltlich meine, sagt St.: “Ja, White Power, weiße Kraft.” Lunnebach fragt, ob sich St. damit identifiziert habe. St.: “Die hatte ich an meiner Jacke dran.” Lunnebach: “Weil Sie sich mit dem White-Power-Symbol identifiziert haben?” Das bejaht St. RAin v. d. Behrens fragt, was 2005 St.s Autokennzeichen war. St. sagt: “ASZ - BH 88.” Auf Frage, wofür das steht, sagt St.: “Bike-Halterin Honda Hornet” [phon.]. Sie verneint, sich das gezielt ausgesucht zu haben. Sie wisse nicht, ab wann sie das Kennzeichen hatte. Auf Frage sagt St., sie komme nicht auf den Namen von demjenigen, den sie in Oberwiesenthal kennengelernt habe. Sie wisse, dass der für die NPD gearbeitet hat, aber nicht, ob er da eine bestimmte Funktion hatte. Sie sei privat bei ihm zu Hause gewesen. Sie könne nicht aus dem Stegreif sagen, ob da noch weitere Leute waren. V. d. Behrens möchte wissen, ob St. mit ihm über Koordinationstreffen in Cottbus gesprochen habe, die sie besucht habe. Das bejaht St. Das sei sowas gewesen, wie das mit der Zellenbildung, dass man überall jemand hat. Da sei sei mal mit Thomas Gerlach gewesen, 2004, wisse aber garnicht, ob das Cottbus war. Sie glaube, dass sie nur bei dem einen Treffen dabei war. Da sei es um die Planung einer Demo gegangen. V. d. Behrens fragt, ob das, wo St. war, eine Zelle war. St. sagt, sie wisse nicht, ob man das als Zelle beschreiben kann. Da seien schon welche gewesen, die gut reden konnten, aus unterschiedlichen Städten: “Aber ob man das als Zelle betrachten kann?” Es seien acht bis zehn Personen gewesen, außer Gerlach ein Stefan aus Schkeuditz, es könne auch sein, das “dieser Kapke” dabei war. Bei den anderen müsse sie jetzt passen. Sie könne nicht sagen, ob Personen aus Potsdam dabei waren, so St. auf Frage. Maik E. sei nicht dabei gewesen.

Auf dem letzten rechten Konzert sei sie mit Thomas Gerlach gewesen, das könne 2005 gewesen sein, sagt St. auf Frage. V. d. Behrens hält aus den Akten vor, dass St. am 28.5.2005 an einem rechten Liederabend teilgenommen haben soll, der Ort sei nicht vermerkt. Das könne sie nicht sagen, so St. Dann nennt v. d. Behrens einen rechten Liederabend am 23.7.2005 in Annaberg-Bucholz. Das könne sein, so St., wer da gespielt hat, könne sie aus dem Kopf nicht sagen. Sie sei in Annaberg in einer kleinen Gaststätte gewesen, da habe ein älterer Mann geredet, der habe in Nürnberg wohl mal als Bürgermeister kandidiert, bestimmt für die NPD, auf den Namen komme sie nicht. Danach sei Musik gespielt worden. V. d. Behrens fragt, ob St. 2005 an einer Kranzniederlegung teilgenommen hat. St. sagt, das könne Halbe gewesen sein, wenn sie da noch mit Thomas Gerlach unterwegs war. Auf Frage sagt sie, das könne durchaus am 17.6.2005 gewesen sein, sie habe keine Ahnung. Auf die Frage, ob das für sie politische Aktivitäten gewesen seien, sagt St.: “Ist ein Liederabend eine politische Aktivität?” Nach dem Hinweis, dass da offenbar jemand von der NPD geredet habe, sagt St., sie nenne es geselliges Zusammensitzen, nicht Aktivität. Die Kranzniederlegung sei Aktivität, so St. auf Frage.

Auf die Frage, wie lange sie HNG-Mitglied war, sagt St.: “Bis zum Schluss.” Die HNG sei ja irgendwann verboten worden [September 2011], sie habe das verpasst. RA Matt fragt zum Thema Bombenbauanleitung, woher St. gewusst habe, dass es sich um eine Bombenbauanleitung handelt. St. antwortet, die Wortwahl sei gefallen, Wi. habe das aus dem Internet gehabt, sie habe im Kopf, dass das ausgedruckte Seiten waren, könne aber nicht mehr genau sagen, was drauf stand, es sei ihrer Erinnerung nach nur Text gewesen. RA Hoffmann fragt, ob er St. vor ein paar Minuten richtig verstanden habe, dass sie mit dem Kennzeichen “BH-88″ nicht die in der rechten Szene verwendeten Kürzel für B&H und “Heil Hitler” verbinde, sondern ein ausgedachtes Kürzel, es gehe hier auch darum, mit wie viel ernst St. aussage. St. sagt, sie habe wirklich ein Motorrad “Honda Hornet”. Zschäpes Verteidiger Stahl fragt zu den Würfelchen, die St. auf dem Küchentisch gesehen habe, ob ihr jemand erklärt habe, wozu das Spiel war. Das habe sie im Nachhinein bei der Kripo erfahren, so St. Damals sei ihr erklärt worden, dass ein Spiel gebastelt wird, was in der Szene verkauft werden solle, aber nicht was. Es hätten Würfelchen und Holzstäbchen auf dem Tisch gelegen und sie habe es so im Kopf, dass sie gefragt habe: “Was macht Ihr hier?” Die Nachfrage, ob sie die Bastelarbeit jemandem zuordnen könne, verneint St. Auch die Äußerung, dass sie ein Spiel basteln und in der Szene verkaufen würden, können sie niemandem zuordnen.

Dann fragt erneut Richter Götzl. Kontakt zu Anja Ha. habe sie in der Zeit gehabt, in der die mit E. zusammen gewesen sei, so St., bis die beiden sich dann nicht mehr bei ihr hätten treffen müssen. Ha. sei zum Haareschneiden in den Salon und ihre Mutter dann auch. Danach sei der Kontakt dann ziemlich auseinander gegangen. E. hätten sich 1998 etwa ein halbes Jahr bei ihr getroffen, so St. Sie verneint, sich mit Ha. mal über die Drei unterhalten zu haben. Sie könne sich nicht erinnern, den beiden überhaupt etwas gesagt zu haben. Götzl fragt, ob St. nochmal irgendwelchen anderen Personen geholfen habe, dass die untergetaucht sind, oder das einmalig war. St. sagt, sowas erlebe man nicht immer, das sei nur das eine Mal gewesen. Götzl fragt, wann der letzte Kontakt zu Anja S., so heiße Ha. jetzt, gewesen sei. St. sagt, sie glaube, 1999. Götzl hält vor, dass Anja S. ausgesagt habe, dass sie ebenfalls mal dabei gewesen sei in St.s Gegenwart zusammen mit E., wo die Drei waren. St. sagt, nach ihrer Erinnerung hätten E. und Anja in der Zeit, wo die Drei in Bu.s Wohnung waren, nichts davon gewusst. Götzl sagt, Anja S. habe gesagt, sie hätten zusammen einen Besuch in einer Wohnung gemacht. Davon wisse sie gar nichts, so St. Götzl sagt, dass S. berichtet habe, es sei in der Wohnung übers Haarefärben gesprochen worden. St. sagt, sie wisse nicht, dass sie die Anja dabei gehabt hätte. Aber auf die Frage, ob sie Zschäpe die Haare geschnitten habe, habe sie ja in der polizeilichen Vernehmung gesagt, ihr schwirre im Kopf herum, dass sie der die Haare blondiert habe. Götzl fragt, ob St. die Drei mal in einer anderen Wohnung als der von Bu. besucht habe. St.: “Überhaupt nicht, nein.” Die Wohnung Bu. sei auf der Limbacher Straße gewesen, so St. auf Nachfrage, sie sei sich da sicher, weil sie auf der Limbacher Straße auch gearbeitet habe. Sie verneint die Frage, ob sie die Drei mal in einer Wohnung im Bereich des Südbahnhofs besucht habe. Sie wisse nur von dieser einen Wohnung in Chemnitz, eine Wohnung in der Altchemnitzer Straße sage ihr gar nichts.

Dann fragt Götzl zu den “88ern”, was St. darunter verstehe. Das sie die Truppe gewesen, die alle diese Zahl auf der Bomberjacke gehabt hätten, deswegen sei das so entstanden. Götzl fragt, ob es gemeinsame Ziele, Vorstellungen gegeben habe. St.: “Nö.” Götzl sagt, St. sage jetzt so “Nö”, was solle er mit der Antwort anfangen. St. sagt, so politisch sei es da nicht her gegangen. Auch bei dem Mittwochstreff habe nicht der Führer vorne gestanden und gesagt, wir müssen jetzt das und das machen. Die Leute hätten zusammen gesessen, ein Bierchen getrunken. Sie könne sich nicht erinnern, dass politische Ziele verfolgt werden sollten: “Das mit den Jacken hat halt mal einer raus gehauen, dass man sieht, dass wir zusammengehören.” Götzl fragt: “Und über die Kleidung und das Aussehen hinaus?” St. sagt, aus der rechten Szene hätten fast alle eine Bomberjacke gehabt, das sei halt damals so gewesen. Götzl fragt zur “88″, worauf St. sagt, da habe “Chemnitz” drunter gestanden und so habe jeder gesehen, dass der Trupp aus Chemnitz kam. Auf die Frage, ob es eine Organisation, Struktur, eine Satzung oder irgendetwas sonst gab, sagt St.: “Nicht, dass ich wüsste.” Man sei halt auf Konzerte gefahren, sagt St. Götzl: “Wurden Schriftstücke verfasst?” St.: “Davon wüsste ich nichts.” Auf Frage, wen sie dazu zählen würde, nennt St. Starke und Bö. und sagt dann: “Oh Gott, das waren so viele.” Das seien bestimmt “20 Mann” gewesen, so St. auf Nachfrage. Sie selbst sei auch dabei gewesen, auch La., glaube sie. Sie könne sich nicht erinnern, wer alles eine Jacke bekommen hat.

Götzl fragt, was St. unter B&H verstehe, welche Ziele B&H habe, wer dahinter steht usw. Sie habe nur mitgekriegt, dass die Konzerte organisiert haben. Es sei ein Haufen Leute gewesen, die B&H auf den T-Shirts stehen hatten. Sie sei der Meinung gewesen, dass das eine Gruppierung ist, “wo sich Gleichgesinnte zusammenfassen”. Einen richtigen Einblick habe sie gar nicht, sie glaube, dass sie sich hier lächerlich machen würde, das zu erzählen. Götzl hakt nach und St. sagt, es habe Stress zwischen B&H-Leuten und “Hammerskins” gegeben, weil es um Geld ging. Götzl fragt zu den “Hammerskins”, es sei ja in St.s Artikel um Streit in der Szene gegangen. Stress habe es ja auch zwischen den NPD- und den “Republikaner”-Leuten gegeben, so St., die hätten ja auch nicht zusammengehalten: “Und ich habe mir die Frage gestellt, wenn sie alle dasselbe wollen, warum arbeiten sie dann gegeneinander.” Götzl sagt, es gehe um den Ursprung für St., da aktiv zu werden, deswegen frage er im Hinblick auf diese einzelnen Gruppierungen nach. St.: “Ich habe diesen Einblick da in die Tiefe nicht.” Götzl sagt, es gehe um das, was St. wisse. St.: “Keine Ahnung.” Auf die Nachfrage, welche Informationen St. denn gehabt habe, sagt die Zeugin, sie habe gewusst, dass B&H Konzerte organisiert. Götzl: “Sonst noch etwas?” St.: “Nein.”

Götzl fragt, ob St. Schriften bekannt seien wie “Weg vorwärts” oder “Field Manual”. St.: “Sagt mir gar nichts.” Götzl fragt, ob mal über einen “Laserman” diskutiert wurde. St.: “Was?” Götzl wiederholt und St. sagt Nein. Auf Frage zu den “Hammerskins” sagt St., einen kleinen Einblick in diese Szene habe sie erst viel später durch den Thomas Gerlach bekommen, durch das, was sie dem aus der Nase habe ziehen können, einen persönlichen Einblick habe sie nicht gehabt. Das seien nicht viele Leute, Thüringen und Sachsen seien zusammengelegt, sieben Leute seien im Chapter, Frauen würden nicht aufgenommen, es gehe über die Landesgrenzen hinaus, bis Portugal, es gebe “Hammerskin”-Treffen.

Götzl fragt, ob der Anstoß, den Artikel zu verfassen, von ihr selbst oder anderen Personen gekommen sei. St. sagt, die “Angiftungen” untereinander hätten sie aufgeregt, es könne schon sein, das der Fall Starke der Auslöser war. Es habe ja eine Menge Diskussionen gegeben, da sei wirklich “Gerüchteküche” gewesen, was Starke gemacht hat. Sie habe im Nachhinein mit Starke telefoniert, weil sie nicht gewusst habe, wie Aussageprotokolle in ein Konzert kamen, und Starke habe gesagt, dass er stundenlang bei der Polizei gesessen habe und sich zwischen Szene und Familie habe entscheiden müssen. Da habe sie das verstanden. Ihr sei hängen geblieben, dass eine Szene komplett auf einer Person herum hacken kann. Starke habe erzählt, dass Personen bei ihm die Tür eingetreten hätten. Sie habe Starke angerufen, weil sie halt selber mit demjenigen sprechen wolle. Starke habe gesagt, dass er lange Verhöre gehabt habe, dass er sich habe entscheiden müssen, er eine Freundin habe, dass er es nicht einsehe, den Kopf für die ganze Szene hinzuhalten. Ihr sei außerdem der Satz im Kopf geblieben: “Wer nichts macht, kann auch nichts falsch machen.” Götzl fragt, ob das Gespräch der Anlass war, das zu schreiben. Das könne sein, so St., sie wisse nur noch, dass sie sich bei Richard Lorenz aufgeregt habe. Überall habe es Streitereien gegeben, der eine habe die Freundin von dem anderen weggenommen, und dann sei das wieder gespalten gewesen: “Solche Sachen halt.” Sie habe auch geschrieben dass so private Sachen nichts in der Szene verloren haben. Der Lorenz habe gesagt, sie solle nicht meckern, sondern machen.

Götzl fragt, wie der Bezug zum “Landser” kommt. St. sagt, sie habe den Text ja nicht an die Freie Presse schicken können, sie habe Wi. angesprochen. Sie glaube, dass Wi. Fischer angesprochen hat, sie selbst habe den Matthias garnicht gefragt. Auf Frage sagt St., sie wisse es nicht, gehe aber davon aus, dass Starke Mitglied bei B&H war, weil der dieses T-Shirt und Käppi mit B&H getragen habe, B&H gebe es ja nicht mehr. Auf Nachfrage sagt St., sie habe gelesen, dass B&H verboten sei. Sie habe keine Veranlassung gesehen, sich mit Starke über B&H, über die Finanzen oder den Streit mit den “Hammerskins” zu unterhalten, so St. auf Frage, das gehe sie nichts an, sie sei weder B&H- noch “Hammerskin”-Mitglied. Götzl sagt, das klinge nicht plausibel, bei den Streitigkeiten sei St. doch der Meinung gewesen, dass das aufhören soll. St. sagt, sie stelle sich das so vor: Es gebe einen Haufen Motorradclubs, alle hätten das gleiche Hobby, Motorradfahren, und trotzdem würden die sich untereinander bekriegen. Vielleicht sei es Revierverteidigung gewesen, sie könne es nicht sagen.

Götzl fragt, was nach St.s Vorstellung eine “Zelle” ist. Das sei eine kleinere Gruppe, wo einer das Sagen hat, mit Leuten unter sich, da dann wieder ausführen, antwortet St. Götzl fragt, in welchem Zusammenhang St. denn dieser Begriff untergekommen sei. Da sei ein Artikel mit ganz vielen Seiten, drei oder vier, über Thomas Gerlach gewesen, den habe ihr Anwalt ihr aus dem Internet ausgedruckt. Das sei vor ihrer Aussage bei der Polizei gewesen. Sie habe es mit eigenen Worten nicht erklären können und sie habe den Artikel gegeben und dieses Wort “Zelle” übernommen. Es sei darum gegangen, dass man halt überall jemanden habe, führt St. weiter aus. Thomas Gerlach habe ja auch zu ihr gesagt, warum sie arbeiten gehe, sie solle sich doch in die Politik einbringen, weil sie ja im Erzgebirge gewesen sei, und da hätte sie sich Leute suchen müssen. Das sehe sie als “Zelle”, es sei schwierig das zu erklären. Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm fragt, ob der Begriff “Zelle”, in der Zeit, als sie mit Thomas Gerlach zusammen war, von diesem einmal verwendet wurde. Das verneint St. Auf Frage von NK-Vertreter RA Ilius sagt St., sie habe sich am Jahresanfang 2005 von Thomas Gerlach getrennt. Sie habe den Verdacht gehabt, dass der eine andere Frau hat, deswegen sei sie mit Absicht auf jede Veranstaltung gegangen, deswegen sei sie im Nachhinein auch noch auf solchen Veranstaltungen gewesen. Dann sei sie mit Frank S. zusammen gewesen, bestätigt St.

Ilius fragt, wie St. “Ausstieg” definiere. St. sagt, den Begriff habe sie nicht verwendet, sie sei einfach nirgendwo mehr hingegangen. Ilius fragt, ob sich an ihren politischen Einstellungen etwas geändert habe. St. sagt, sie sei verantwortungsbewusster geworden, habe einen ganz anderen Umgang mit Menschen, egal welcher Sorte, Nationalität. Sie wolle ein gutes Vorbild für ihre Tochter sein, sie nicht eine politische Richtung erziehen. Ilius hält aus der Befragung von Frank S. vor, dass der gesagt habe, St. habe ihre politische Einstellung behalten, aber nicht mehr gezeigt, er habe ihre Einstellung nur noch zu Hause gemerkt, ansonsten habe sie nichts nach außen getragen. Ilius fragt, ob St., das als zutreffend beschreiben würde. St. sagt, am Anfang habe sie das so akzeptieren können, rausgeflogen sei S. letztendlich, weil sie überhaupt die ganze Einstellung nicht mehr habe akzeptieren können: “Bei mir hat es irgendwie einen Schalter umgelegt, nachdem ich Mama geworden bin.”

RA Elberling sagt, für das, was St. dann als “Zelle” bezeichnet habe, würde ihm auch noch “Ortsgruppe”, “Kameradschaft” und vieles andere einfallen und fragt, ob es noch etwas anderes gebe, was das ausmacht, außer dass einer bestimmt und die anderen machen. St. sagt, man sitze dort und es falle einem keine Wortwahl ein, und weil sie vor der Vernehmung den Artikel gelesen habe, habe sie das übernommen, es könne aber auch eine kleine “Kameradschaft” sein, eine “Clique”. RA Narin sagt, St. sei ja mit Wi. zusammen gewesen, den sie bei “Combat 18″ eingeordnet habe, und fragt, ob die Bildung von Zellen da eine Rolle gespielt habe. Das könne sie nicht sagen, sie habe nur gewusst, dass der da dabei war, weil der ein T-Shirt getragen habe. Zu sonstigen Funktionen Wi.s sagt St., sie glaube, der sei in der NPD gewesen. Wi. sei auch in der FAF gewesen. Sie verneint, in Nürnberg Aufkleber der FAF verklebt zu haben. Auf Frage, wer aus ihrem Bekanntenkreis solche Aufkleber verklebt habe, sagt St., das seien sicher Leute aus der FAF gewesen. Sie nennt Fischer und sagt, sie habe die jetzt auch nicht alle kennengelernt. Auf Frage sagt sie, dass sie ihre Wohnung nach ihrem Wegzug an Daniel He. übergeben habe. Sie sei dann nach Büchenbach gezogen. Narin fragt, ob sie He. erzählt haben könne, dass sie nach München verzogen sei. Das verneint St. Narin sagt, St. verkehre heute im Umfeld eines Motorradclubs. St.: “Das ist kein Club.” Da seien keine Personen aus der rechtsextremen Szene dabei, es gehe nur um Motorradfahren und Lagerfeuer und Grillen mit den Kindern und der Familie. “Hammerskins” aus Nürnberg kenne sie nicht, der Namen Frank Z. sage ihr nichts.

RAin Lunnebach sagt, St. habe nicht so richtig die Unterschiede zwischen B&H und “Hammerskins” konkretisiert, habe aber gesagt, dass alles das Gleiche wollten. Sie fragt, was denn alle wollten. St.: “Es waren alle gegen das, gegen unser System.” Lunnebach zitiert aus dem Artikel: “Sollte Nationalbewusstsein nicht das Gefühl der Zusammengehörigkeit sein, das Macht und Größe der eigenen Nation als höchsten Wert erachtet?” und fragt, ob das zusammenfasse, was St. in dem Artikel gemeint habe. St. bejaht das. Die Frage von RA Hoffmann, ob ihr Fußballturniere der “88er” bekannt seien, bejaht St. Sie wisse nicht, wie oft die waren, das sei etwa 1997/98 gewesen. Sie könne nicht sagen, ob das gewesen sei, bevor die Wohnung zur Verfügung gestellt wurde. Sie könne auch nicht sagen, ob das die “88er” alleine organisiert haben, sie interessiere sich für Fußball nicht, und sei da nicht gewesen.

RA Stolle fragt, was Thomas Gerlach mitgeteilt habe, warum es kleinere Gruppen sein sollten und nicht größere. St. sagt, das habe sie als Sinnbeispiel gesagt, was man sich unter einer Zelle vorstelle. Stolle fragt, ob das nur ihre Interpretation war, was St. bejaht. Stolle sagt, es hätten ja Aktionen an mehreren Orten stattfinden sollen, und fragt, wie die Kommunikation habe stattfinden sollen St. sagt, das habe sie nicht durchdacht. Stolle fragt, ob es einen gemeinsamen Namen, ein Logo habe geben sollen. St. antwortet, soweit sei es noch nicht durchorganisiert gewesen. Es sei nur im Gespräch gewesen, dass es gut wäre,wenn überall jemand wäre, der gut reden kann, in Mitteldeutschland. St.: “Und die Telefone werden immer abgehört, das ist eine sehr interessante Frage.” RA Sidiropoulus fragt, ob Thomas Gerlach damals, als Schluss war, eine eigene Wohnung gehabt habe. St. sagt, das habe sie hinterher herausbekommen. Die Wohnung sei außerhalb von Altenburg gewesen, sie glaube, dass er da alleine gewohnt hat, die Wohnung sei normal groß gewesen, sie könne das nicht genau sagen. Auf die Frage, ob die Wohnung danach ausgesehen habe, dass er alleine wohnt, sagt St., sie habe nicht drauf geachtet. RA Narin hält vor, dass Daniel He. ausgesagt habe, dass St. nach München gezogen sei. St.: “Ich weiß doch, wo ich hin gezogen bin.” Mit Kai Se. sei sie vier Jahre zusammen gewesen, sie wisse nichts davon, dass der in München gewohnt habe.

Nach der Vernehmung gibt RA Hoffmann eine Erklärung ab. Die Zeugin St. sei fester Bestandteil der Chemnitzer und einer bundesweiten Naziszene gewesen. Sie sei Teil der “88er” gewesen. Aus den Angaben anderer Zeugen wisse man, dass “88er” und B&H Chemnitz quasi deckungsgleich waren. Sie habe bundesweit Einfluss gehabt, habe in überregionalen Szenezeitschriften veröffentlicht, Gruppen und Aktivitäten initiiert. St. habe das hier bewusst relativiert und verharmlost. Sie habe eine Distanz zu rassistischen Äußerungen in ihren Artikeln darzustellen versucht, gleichzeitig aber das White Power-Zeichen  an der Kleidung getragen, das für aggressiven Rassismus stehe. Sie habe so getan, als sei sie immer nur als Freundin irgendeiner Nazigröße mitgegangen, aber als solche hätte sie sich nicht an HNG und “Landser” wenden können, um eine Erklärung zur Einheit der Szene zu schreiben. Auch Starke habe ihr gegenüber die Umstände zugegeben, unter denen er bei der Polizei ausgesagt habe. St. habe eine so starke Position gehabt, dass Starke ihr gegenüber den “Verrat” zugegeben habe. Insgesamt werde deutlich: Die B&H-Szene in Chemnitz habe die drei Flüchtigen untergebracht, alle seien aus diesem Netzwerk gewesen. Selbst wenn man die relativierenden Angaben der Zeugin nehme und man alles nur nehme, wie es heute gesagt wurde, hätte alle Beteiligten hier in einem politischen Bezug zueinander gestanden, seien nämlich bei den “88ern” und B&H organisiert gewesen. Es sei also kein individuelles Unterbringen gewesen.

Der Verhandlungstag endet um 13.07 Uhr.


Protokoll 106. Verhandlungstag - 15. April 2014

Nach der erneuten Vernehmung des hessischen Ex-Verfassungsschützers Andreas Te. wurde er entlassen. Zuvor hatte ihn İsmail Yozgat, der Vater des ermordeten Halit Yozgat, persönlich befragt und deutlich gemacht, dass er ihm seine Aussagen nicht glaubt. In der Tat blieben auch bei der heutigen Befragung die zentralen Punkte ungeklärt. Am Morgen hatte bereits ein Ermittler ausgesagt, der die unfertigen Bomben aus der Jenaer Garage 1998 untersucht hatte.

Zeugen:

	Hans Helmut Er. (KHM, LKA Thüringen, Funde in der Garage 1998)
	Andreas Te. (Ex-Verfassungsschützer, zum Tatzeitpunkt des Mordes an Halit Yozgat am Tatort)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.48 Uhr. Anwesend sind heute die Nebenkläger_innen Ayşe und İsmail Yozgat sowie Mustafa Turgut. Als erstes wird der sachverständige Zeuge KHM Er. vom TLKA gehört. Er. sagt, seine Aufgabe sei das Entschärfen von Unkonventionellen Spreng- und Brandvorrichtungen (USBV). Es gehe nicht um Munitionsfunde, etwa aus dem Krieg, sondern um alles was verändert oder im kriminellen Milieu hergestellt wurde. Dann gehe es zweitens darum, Beweise zu sichern um eine Strafverfolgung zu ermöglichen. Er verneint selbst zu ermitteln, sie würden den Ermittlern lediglich Unterstützung geben. Auf Frage zu den sichergestellten Spuren sagt Er., er habe diesen Bericht kürzlich nochmal lesen können, bei konkreten Fragen müsse er nochmal hinein schauen. Zum allgemeinen Verständnis wolle er sagen, dass sie ein Röntgenbild gefertigt und so schon etliche Hinweise erhalten hätten. Man könne diesen Gegenstand nicht aufschrauben, wenn man nicht weiß, was drin ist. Es werde sprengtechnisch geöffnet mit speziellen Sprengladungen, die bei der Sprengung eine Art Metallschneide erzeugen. Damit hätten sie versucht, diese Gegenstände zu öffnen. Teilweise sei es zum Ausbrennen der Inhaltsstoffe gekommen. Selbst wenn man die Inhaltsstoffe nicht sichern könne, erhalte man Hinweise. Wenn der Sprengstoff langsam ausbrennt, habe man den Schnitt nach innen verbogen, findet im Inneren eine mildere Explosionsform statt, werde das Ganze nach Außen aufgebogen, findet eine Detonation statt, wie es für TNT typisch wäre, finde man nur noch Splitter von der Rohrbombe.

Dann sagt Er., er wolle jetzt etwas zum Aufbau der Rohrbomben sagen. In den meisten Fällen hätten sie da eine Glühbirne im Röntgenbild sichten können, aus einer Fahrrad- oder Taschenlampe.  Wenn man eine Rohrbombe funktionsfähig herstellen wolle mit dieser Glühbirne, brauche man Batterien, Leitungen, Schalter. So etwas sei hier nicht vorhanden gewesen. Warum nicht, könne er nicht sagen. Außerdem müsse man die Glühbirne präparieren. Er könne nicht mehr nachvollziehen, ob die Glühbirne präpariert war oder nicht. Das Pulver müsse den Glühdraht direkt berühren. Das erfordere ein gewisses handwerkliches Geschick. Wie weit das in diesem Fall funktionsfähig gewesen wäre, könne er nicht mehr beurteilen. Zu einer Besonderheit des schwarzen Pulvers sagt Er., bei einer oder zwei der Rohrbomben sei in der Nähe des Glühdrahtes ein Gemisch aus Holzkohle und Kochsalz [phon.] gefunden worden, das sei aber kein Sprengsatz und funktioniere nicht. Einmal, bei der schwarzen Dose, sei wirklich Schwarzpulver vorhanden gewesen, das sich tatsächlich durch den Glühdraht entzünden würde. Es sei hier mehrfach TNT nachgewiesen worden, ein militärischer Sprengstoff, der detoniert. Allerdings müsse man die Detonation anschieben, dazu brauche man einen Zünder oder einen Intitialsprengstoff, das könne Schwarzpulver nicht erfüllen. Das Schwarzpulver wäre, so Er., nicht in der Lage gewesen, das TNT zur Detonation zu bringen, das TNT wäre bei einer Explosion der Rohrbombe lediglich verstreut worden, vielleicht auch langsam ausgebrannt.

Götzl sagt, Er. solle jetzt zu den einzelnen Gegenständen übergehen und ggf. seine Unterlagen zu Hilfe nehmen. Er. sagt, er habe seinen Bericht nicht vorliegen. Götzl nennt aus den Akten den Gegenstand 01 ein “Metallrohr weiß mit zwei Drähten gelb und weiß”. Das sei ihnen unter dieser Bezeichnung geschickt worden, so Er., sei aber ein Kunststoffrohr gewesen. Da hätten sie diese Glühbirne und um die Glühbirne eine andere Füllung als im Rest des Rohres gehabt. Das Rohr sei bei der Aufsprengung komplett ausgebrannt. Auf Frage sagt Er., die Erstellung des Röntgenbildes sei ein einheitliches Verfahren. Man erhalte ein Bild, was auch maßstabsmäßig gut sei, so dass man auch nachmessen könne. Götzl hält aus den Akten die Angaben vor: ein Kunststoffrohr von 20 mm Durchmesser und 190 mm Länge, beidseitig mit einer Masse durch Zustopfen verschlossen, an den Drahtenden Verdickungen, vermutlich Lötstellen. Götzl sagt, da sei nicht von einer Glühbirne die Rede. Er. sagt: “Ach ja.” und erläutert, sie hätten keine Glühbirne erkannt, aber es könne sein, dass es eine Glühbirne ohne Metallfassung war. Götzl fragt nach einer Aluminiumhülse. Er. sagt, die müsse nach dem Ausbrennen gesichert worden sein. Er vermute in dem Fall, dass sich dieses schwarze Pulver in der Aluminiumhülse befunden hat, eine genaue Aussage sei nicht mehr möglich. Götzl verliest, das laut Bericht danach keine auswertbaren Inhaltsstoffe vorhanden gewesen seien, was Er. bestätigt.

Götzl nennt den Gegenstand 02: eine schwarze, verschraubbare Blechdose mit Docht: Er. sagt, das sei “im Prinzip” der Einsatz von Gartenfackeln im Bambushalter. Götzl nennt 03: eine Rohrbombe aus einem Wasserleitungsrohr, 1 ¼ Zoll, mit zwei Blindstopfen und zwei Drähten. Götzl verliest, das Rohr habe eine Länge von 200 mm, an jedem Ende sei eine Kappe aufgeschraubt. Diese Verschlusskappen gebe es in jedem Baumarkt, so Er., meistens werde durch die Kappe ein Loch gebohrt und die Drähte nach außen geführt. Götzl hält vor, dass sich im Innern eine Glühlampe befunden habe. Er. sagt, das sehe man auf dem Röntgenbild gut. Götzl hält vor, ob der Glaskolben noch vorhanden war, sei auf dem Röntgenbild nicht sichtbar, danach sei eine helle körnige Substanz und eine schwarze körnige Substanz gesichert worden. Er. sagt, bei der hellen Substanz handele es sich um TNT, bei der dunklen um eine Kochsalz-Kohle-Mischung. Götzl hält vor, dass diese Mischung nicht explosionsfähig gewesen sei, und dass der Gegenstand als Rohrbombe nicht funktionsfähig gewesen sei. Er. sagt, es sei schon allein so, dass diese schwarze Substanz nicht explosionsfähig war.

Götzl nennt den Gegenstand 05: Rohrbombe, ein Metallrohr, einseitig gequetscht mit zwei Drähten. Er. sagt, auf der einen Seite sei eine Muffe aufgeschraubt gewesen, aber kein Verschlussstück, das sei mit Knete oder ähnlichem verschlossen worden. Da könne kein Druck aufgebaut werden. Götzl nennt die Länge von ca. 120 mm und fragt, was Er. zum Inhalt sagen könne. Seiner Meinung nach sei da auch TNT drin gewesen, so Er., und eine andere Substanz: “Aber ich kann mich jetzt nur noch auf meinen Text beziehen.” Götzl verliest, dass sich in dem Rohr eine Siphon-Patrone befunden habe. Er. sagt, die habe praktisch das schwarze Pulver enthalten und das Rohr TNT, das sei durch die Siphon-Patrone voneinander getrennt worden. Götzl hält vor, dass in der Siphon-Patrone eine Glühlampe eingebracht gewesen sei, die mit den Drähten verbunden gewesen sei, ob der Glaskolben entfernt war, sei auf dem Röntgenbild nicht erkennbar gewesen; weiterhin seien in das Rohr Metallteile, insbesondere Sechskantmuttern, eingebracht gewesen. Das sei nicht ganz unüblich, so Er., aber wenn die Metallteile in den Sprengstoff eingebettet seien, erziele man keine gute Wirkung. Auf den Vorhalt, dass der Gegenstand in zwei Schritten “sprengtechnisch delaboriert” worden sei, sagt Er., dass sie zwei Sprengladungen hätten anbringen müssen, es sei teilweise ausgebrannt, aber etwas TNT sei übrig geblieben. Götzl hält vor, dass die Substanz langsam ausgebrannt sei, es sei nicht eindeutig, um welche Substanz es sich handelt. Er. sagt, es könne schon passieren, dass man das durch die Schneidladungen zum Brennen bringt. Man könne nicht mehr sagen, ob es Schwarzpulver war. Zum Vorhalt, dass der Gegenstand als Rohrbombe nicht funktionsfähig gewesen sei, sagt Er., er vermute, dass in dieser Patrone Schwarzpulver oder eine Kohle-Kochsalz-Mischung war, mit Schwarzpulver könne man das wohl nicht zur Explosion bringen, jedenfalls werde das TNT nur “verkrümelt”.

Auf die Frage nach der Spur 08, ein Stück Rohr, einseitig gequetscht und gefüllt, sagt Er., sie hätten ein Rohr gehabt, das etwas dünnwandiger war, das sei wahrscheinlich die Spur 8: “Ich muss aufpassen, dass ich nichts vermische.” Götzl nennt den Durchmesser von 30 mm und die Länge von 190 mm. Das sei wahrscheinlich das Edelstahlrohr, so Er. Das sei die Rohrbombe gewesen, wo sie ein bisschen TNT gesichert hätten, das hätten sie an der offenen Seite heraus gekratzt. Götzl verliest, dass sich im Rohr weiterhin Knetmasse sowie vermutlich ein dritte Substanz, die aber nicht gesichert werden konnte, befunden hätten, eine Zündvorrichtung sei nicht vorhanden gewesen. Und da sei offenbar noch etwas TNT nach der sprengtechnischen Öffnung übrig geblieben, sagt Er. Die empfindlichere Substanz habe vermutlich dazu dienen sollen, das TNT anzuschieben, so Er. auf Vorhalt, aber wie bei den anderen Rohrbomben sei das nicht funktionsfähig gewesen oder es reagiere nur ein sehr kleiner Teil des Inhaltes. Als Gegenstand 09 nennt Götzl eine Tüte, zugeschnürt, mit beigefarbenem Pulvergranulat. Er. sagt, die sei zur Chemie gegangen und dort untersucht worden, es habe sich um TNT gehandelt. Später sei ihm ein Foto vorgelegt worden und er habe ermitteln sollen, welche Menge da drin war. Warum die Tüte nicht gewogen worden sei, könne er nicht nachvollziehen. Spur 10 sei eine Büchse mit schwarzem Pulver. Er. sagt, er könne sich erinnern, dass die in so einem braunen Gummihandschuh gesteckt habe, warum auch immer. Man habe einen ähnlichen Aufbau gewählt wie bei den Rohrbomben. In der Büchse sei richtiges Schwarzpulver gefunden worden und auch TNT, eine Glühbirne sei auch vorhanden gewesen: “Da hätte man im Prinzip eine Reaktion des Schwarzpulvers erzeugen können, das TNT wäre verstreut worden.” Götzl sagt, bei dem was Er. gerade vorgetragen habe, gehe es um die Spur 11. Das sei eine Büchse mit der Aufschrift “5000 Umarex Diabolo-Kugeln”, die habe sich in einem Gummihandschuh befunden, gefüllt sei sie mit TNT gewesen sowie möglicherweise mit einer zweiten Substanz, die nicht gesichert werden konnte. Dann habe er sich geirrt, so Er. Götzl sagt, hier stehe, dass die Vermutung einer zweiten Substanz aus dem Röntgenbild abgeleitet wird. Er. sagt, wenn eine Substanz einen andere Dichte habe, sehe man auf dem Röntgenbild einen Bereich dunkler oder heller.

Götzl verliest, dass eine Zündung des TNT sehr unwahrscheinlich, die Vorrichtung funktionsunfähig oder mit nur geringer Wirkung gewesen wäre. Er. bejaht das. Zur Spur 10 fragt Götzl nach einer im Gutachten genannten Mischung mit u.a. Holzkohle und Kaliumchlorat. Er. nennt was normalerweise in Schwarzpulver gehöre und sagt, die stückige Holzkohle deute nicht auf ein Industrieprodukt hin, auch das Kaliumchlorat nicht, das werde aber in vielen Selbstlaboraten verwendet. Die Nummer 12 sei ein verschraubtes Rohr, eineinviertel Zoll, beidseitig mit Verschlusskappen verschraubt, so Götzl. Er. sagt, wenn da eine Glühbirne drin war, habe er das erwähnt. Götzl sagt, im Gutachten sei keine erwähnt und fragt zur Füllung. Er. sagt, ob er jetzt Spuren habe sichern können, das müsste er nachlesen. Götzl sagt, es sei für die Vorbereitung schon sinnvoll, das zu lesen, als Beamter sei Er. auch verpflichtet, sich vorzubereiten, das stehe im Beamtengesetz. Das sei korrekt, so Er., er habe nach diesem langen Zeitraum eine relativ vage Erinnerung. Eine Rohrbombe sei nichts Ungewöhnliches. Ungewöhnlich sei hier, dass man versucht habe, TNT mit Schwarzpulver zu zünden. Auf Nachfrage sagt Er., er habe seinen Bericht nochmal gelesen, eine Erinnerung sei ihm an den ganzen Aufbau gekommen, aber das auf einzelne Spuren herunterzubrechen sei schwierig.

Zur Praxis im Jahr 1998 sagt Er., er habe sich beim Sprengen handschriftliche Notizen gemacht, die Rohrbomben seien alle fotografiert worden, auch die Röntgenbilder seien beschriftet worden, und danach werde dann dieser Bericht geschrieben. Götzl sagt, Er. verweise hier bei “gefüllt war das Rohr mit TNT” auf das chemische Gutachten und schreibe davon, dass eine Zündvorrichtung nicht vorhanden gewesen sei. Er. sagt, es sei für ihn war schwer nachvollziehbar gewesen, wofür der Gegenstand gut war. Man fülle da TNT ein und mache es sich dann schwer daran zu kommen. Den Vorhalt, dass der Gegenstand als Rohrbombe nicht funktionsfähig gewesen sei, bestätigt Er. Zu einer Rohrbombe gehöre auch eine Zündvorrichtung. Götzl liest aus dem Bericht vor: “Durch den oder die Erbauer der Gegenstände ist ein größer Aufwand getrieben worden.” Er. sagt, es fehle die ganze Vorschaltung. Er gehe davon aus, dass sie eine funktionsfähige Bombe bauen wollten, aber nicht das nötige Wissen oder Material hatten. Aber sie hätten Fleiß investiert und das alles zusammengebaut. Er.: “Damit bezwecke ich ja was, das macht man ja nicht aus Jux.” Götzl hält aus dem Bericht vor, dass die Verwendung von TNT und Selbstlaborat darauf hindeute, dass die Gegenstände nicht als Attrappe vorgesehen waren. “Selbstlaborat” beziehe sich auf das Schwarzpulver, so Er. Und zur Attrappe sagt Er., sie hätten in Thüringen eine Serie von Bombenattrappen gehabt, die an sehr markanten, öffentlichkeitswirksamen Orten abgelegt wurden, und man habe vermutet, dass ein Zusammenhang besteht. Als in Jena am Theaterplatz eine Bombe in einem Koffer eingebracht gewesen sei, hätten sie das noch als Attrappe eingeschätzt. Es gebe Ähnlichkeiten mit den hier gefundenen. Aber es sei keine Zündvorrichtung vorhanden gewesen. Eine Sprengung könne der Erbauer nicht bezweckt haben, es habe keine Batterie, keinen Schalter gegeben. Er.: “Wollte er jetzt angeben und sagen, wir haben TNT, wir können was?” Denn für die Öffentlichkeistwirksamkeit sei das Vorhandensein von TNT nicht nötig gewesen. Die Attrappen hätten Aufmerksamkeit erzielt. Deswegen komme da der Satz mit der Attrappe rein, weil die Vermutung bestanden habe, dass da ein Zusammenhang sein könnte.

Nach Götzl darf zunächst die Verteidigung Wohlleben fragen, auf deren Beweisantrag hin Er. geladen wurde. Auf Frage von RA Klemke sagt Er., die Blechdose mit den Diabolos sei normal mechanisch verschlossen gewesen, sie sei zusammengedrückt gewesen, relativ stabil, und sei nicht aufgegangen, daher habe man sie sprengtechnisch geöffnet. Auf die Frage, ob da ein Glaskolben festgestellt worden sei, sagt Er., einen Glaskolben hätten sie in keinem Fall feststellen können. Klemke sagt, man habe in keinem Fall feststellen können, ob der Glaskolben bestanden hat, man habe keine Batterie, keinen Schalter und eine Kochsalz-Kohle-Mischung. Er. bestätigt das. Klemke fragt, ob sich Er. sicher sei, dass in der Diabolo-Dose Schwarzpulver war. Er. sagt, da müsse er auf den Bericht verweisen. Da stehe, so Klemke, dass es dort möglicherweise eine zweite Substanz gegeben habe, die nicht habe gesichert werden können. Er. sagt, dann könne er das nicht sicher sagen. Klemke fragt, woher Er. dann die Einschätzung nehme, dass diese Vorrichtung eine geringe Wirkung gehabt hätte. Er. sagt, er habe geschrieben, dass sie nicht funktionsfähig war oder eine geringe Wirkung gegeben hätte, weil es beim Vorhandensein von Schwarzpulver oder Laborat eine geringe Wirkung gehabt hätte. Klemke: “Rein hypothetisch?” Er. bejaht das. Aus dem Senat wird Er. gefragt, ob es zur Eigensicherung Sinn mache, solche Körper nicht an die Batterie angeschlossen und ohne Schalter aufzubewahren. Er. sagt, er würde das erst montieren, um es zum Einsatz zu bringen. Götzl sagt, das seien Beweiswürdigungsfragen.

Auf Frage von RA Klemke sagt Er., er habe die Gegenstände relativ zeitnah aufgesprengt und untersucht. Klemke sagt, der Auswertebericht sei vom 19.8.1998. Die Sprengung habe schon stattgefunden, so Er., da sei er dabei gewesen, man mache das im Team, und die Gutachten müssten ihm auch schon vorgelegen haben, auch die Fotos und Röntgenbilder. Und danach habe er diesen Bericht geschrieben. Er. bejaht, dass diese Fotografien und Röntgenbilder noch existieren, er habe sie selbst gesehen, die seien im LKA. Seine Notizen habe er per Handschrift auf einem kleinen Block angefertigt. Götzl sagt, das chemische Gutachten trage das Datum 24.9.1998, der Vermerk stamme vom 19.8.1998, und fragt, ob Er. die Ergebnisse schon vorgelegen hätten. Im Detail könne er sich nicht erinnern, so Er., aber dann habe er eine Aussage vom Gutachter gehabt. Er. bejaht, die Röntgenbilder jetzt zur Vorbereitung nochmal gesehen zu haben.

NK-Vertreter RA Narin fragt, ob Er. auch noch ein Rohrbombenfund aus Stadtroda vom Juni 1997 erinnerlich sei. Der Zeuge fragt, ob es sich da um die Rohrbombe in einer Luftpumpe handele. Narin sagt, er denke ja, und fragt ob Er. der Name Henning He., ein ehemaliger NVA-Soldat, erinnerlich sei. Das verneint Er., für sie sei der Name unwesentlich. Zu möglichen Übereinstimmungen bezüglich der Bauweise und der Herkunft der Komponenten, sagt Er., er gehe jetzt von dieser blauen Luftpumpe aus, die da in Stadtroda gefunden worden sei. Die Handschrift sei sehr unterschiedlich. Es habe Schwarzpulver und Schrauben gegeben, aber es sei kein TNT im Spiel gewesen. Er wolle den Zusammenhang nicht ausschließen, aber der liege auch nicht auf der Hand. RA Martinek fragt, ob es richtig sei, dass man dieses TNT mit einer Sprengkapsel zünden kann. Er.: “Teilweise.” Man müsse unterscheiden zwischen gepresstem und gegossenem TNT. Gepresstes TNT könne man mit einer Sprengkapsel zünden, gegossenes TNT müsse man mit einer Sprengladung zünden, damit das sicher funktioniert. Er. verneint, dass diese Sprengkapsel traditionell mit Schwarzpulver betrieben würde. Eine Sprengkapsel habe zwei Sprengstoffe, einen Initialsprengstoff und dann die Sekundärladung. Er. verneint auch, dass man mit Schwarzpulver eine Sprengkapsel herstellen könne, um TNT zur Zündung zu bringen, die Reaktionsgeschwindigkeit von Schwarzpulver sei zu gering.

RA Hoffmann fragt, ob an den Vorrichtungen Umbaumaßnahmen hätten stattfinden müssen, wenn man so einen Zünder gehabt hätte. Das bejaht Er. Auf die Frage, ob das ein hoher Aufwand gewesen wäre, das so zu modifizieren, sagt Er., es sei möglich, aber wenn er gewusst hätte, er kann über eine Sprengkapsel verfügen, hätte er die Rohrbomben von vornherein so gebaut, dass die Sprengkapsel hineinpasst. RA Klemke fragt, ob es denn gepresstes TNT gewesen sei. Er. sagt, er gehe von gegossenem TNT aus, man könne TNT sehr gut gießen. Die Gegenstände seien homogen gefüllt gewesen, das könne man nicht mit Krümeln machen. Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm sagt, Er. habe eben gesagt, auch eine Attrappe mit TNT würde sehr viel Zeit beanspruchen. Er. sagt, er sei da offensichtlich falsch verstanden worden. Der Zeuge sagt, sie hätten zu den Attrappen immer “Matroschkas” gesagt, da sei Behältnis in Behältnis gewesen, dadurch hätten diese Attrappen Zeit gebraucht, nicht durch das TNT. Auf Frage von Sturm sagt Er., TNT könne man im Röntgenbild nicht von Kerzenwachs unterscheiden, das könne man erst während der Arbeit feststellen.

Götzl kündigt an, dass beabsichtigt sei, die Eigentümerliste der Garagenanlage an der Kläranlage, das chemische Gutachten und den Mietvertrag über die Garage H5 zwischen Klaus A. und Beate Zschäpe als Mieterin im Rahmen des Selbstleseverfahrens zu verlesen. Auch das Durchsuchungsprotokoll der Garage mit den sichergestellten Gegenständen solle im Selbstleseverfahrens verlesen werden. Es entsteht eine kurze Debatte um die Verlesung.

Nach einer Pause bis 11.25 Uhr sagt Götzl, die Verlesungen würden zurückgestellt. Dann verliest NK-Vertreter RA Bliwier einen Beweisantrag. Er beantragt einen instruierten Vertreter der Deutschen Presse-Agentur (dpa) zu laden, der bekunden werde, dass die dpa die erste öffentlich zugängliche Quelle gewesen sei, dass auch Halit Yozgat mit der Ceska 7,65 ermordet wurde, das sei am 10.4.2006 um 14.56 Uhr gewesen. Außerdem beantragt Bliwier die Verlesung und Inaugenscheinnahme mehrerer Presseveröffentlichungen: des Artikels “Die Nordstadt trägt Trauer” vom 8.4.2006 in der “Hessisch-Niedersächsischen Allgemeinen” (HNA), von “NH24.de” vom 10.4.2006, 15.40 Uhr, “Focus” vom 10.4., 17.46 Uhr  und “spiegel.de” vom 10.4., 18.47 Uhr. Es werde sich ergeben, dass die Information über die Tatwaffe entgegen der Aussage von Andreas Te. nicht durch Medienveröffentlichungen bekannt war. Te. habe damit exklusives Täter- bzw. Tatwissen preisgegeben. Als Te. sich gegenüber seiner Kollegin E. geäußert habe, sei diese Information nicht öffentlich zugänglich gewesen, sie sei auch nicht dem “Extra Tip” zu entnehmen gewesen. Der Zeuge habe ausgesagt, am Montagmorgen die und an den Tagen nach der Tat ausschließlich den “Extra Tip” und die HNA zur Verfügung gehabt zu haben. Dann sei Te. ausgewichen und habe gesagt, dass er nicht mehr wisse, ob er die Information von einem Printmedium oder aus dem Internet habe. Aus der Beweiserhebung werde sich ergeben, dass der Zeuge bis 15.40 Uhr keine Möglichkeit hatte, in den Medien das der Zeugin E. offenbarte Wissen erhalten zu haben. Die erste Meldung gehe auf eine dpa-Meldung zurück, die von 14.56 Uhr stammt. Die HNA habe erstmals am 11.4. von der Tatwaffe berichtet. RA Topp beantragt die Vernehmung der Zeugen KOK Mü., vom PP Nordhessen, ZK 10. Mü. werde bekunden, dass Te. ihn weder im ZK 10 aufgesucht noch ein Gespräch mit ihm geführt hat. Zweitens beantragt Topp die Vernehmung von KOK Me., der bekunden werde, dass er Te. für Montag 13 bis 15 Uhr in die Dienststelle gebeten habe, weil er Fragen zu einer Demonstration wegen Mohammed-Karikaturen gehabt habe. Te. habe sich auf der Dienststelle nur kurz, 15-20 Minuten, aufgehalten. Über den Mord im Internetcafé sei dabei nicht gesprochen worden, auch habe Me. keine Informationen über die Tatwaffe weitergegeben. Das Verhalten von Te. sei völlig unauffällig gewesen. Me. werde weiter bekunden, dass er über die Begegnung mit Te. einen Vermerk verfasst habe, wobei er sich beim Datum vertippt habe. Es werde angeregt, den Vermerk zu verlesen. Drittens werde, so Topp, der Antrag auf Vernehmung von F. und T. über das Gespräch am 2.5.2006 (siehe 104. Verhandlungstag) dahingehend ergänzt, dass die Zeugin E. bekundet habe, dass Te. ihr noch vor dem Besuch beim ZK 10 offenbart habe, dass die Waffe bundesweit bei der Serie eingesetzt wurde. Für die Überprüfung der Glaubhaftigkeit des Zeugen Te. sei für den Senat die Ladung von Irrgang und E. relevant gewesen. Des weiteren seien die Zeugen auch für die Überprüfung der Glaubwürdigkeit der Zeugin E. relevant. Angaben des Zeugen Temme in der Hauptverhandlung würden widerlegt werden. Durch die Vernehmungen der Kommissare F. und T. würden die Angaben der Zeugin E. hier widerlegt werden. Die beantragte Beweiserhebung werde ergeben, dass Te. über exklusives Täter- oder Tatwissen verfügte. RA Bliwier ergänzt zur Begründung, in einem Vermerk des Landespolizeipräsidiums vom 21.6.2006 sei es darum gegangen, das die StA damals der festen Überzeugung gewesen sei, dass Te. die Unterstützung durch das LfV entzogen werden müsse, weil er nur dann bisher zurückgehaltene Informationen preisgebe. Sie, die Nebenklage Yozgat, seien der Auffassung, dass Te. über mehr Wissen verfügt und es nur deshalb nicht preisgibt, weil ihn das LfV darin bestärkt. Die Zeugenvernehmungen, insbesondere die von Fe., die schon groteske Züge angenommen habe, diese gesamte Haltung, die “Mauer des Schweigens”, hätten Te. in seinem Aussageverhalten bestärkt. Sie würden die damalige Haltung der StA teilen, dass er doch Dinge offenbart, wenn er merkt, dass er keine Unterstützung mehr durch das LfV erfährt.

Nach der Mittagspause wird um 13.05 Uhr die Vernehmung des ehemaligen Verfassungsschützers Andreas Te. (siehe zuletzt 92. Verhandlungstag) fortgesetzt. RA Narin sagt, beim letzten Mal habe Te. gesagt, dass er die Kneipe “Scharfe Ecke” in Reinhardshagen und Walter Kr. nur aus Medienberichten kenne und fragt, ob Te. bekannt geworden sei, dass Uwe Mundlos dort mit einer Gruppe von B&H- und “Hells Angels”-Leuten verkehrt sein soll. Te. sagt, er meine, das gelesen zu haben. Narin zitiert aus den Stuttgarter Nachrichten, dass sich Stammgäste erinnern würden, dass “der Geheime”, gemeint sei Te., immer mal wieder auf ein Bier vorbei gekommen sei. Narin fragt, ob Te. doch in der Gaststätte war. Te. verneint das. Narin fragt, ob Te. von den “Hells Angels” einen Dirk Ma. kenne. Te. sagt, namentlich kenne er nur den Herrn Sch., andere habe er gesehen, aber es sei nicht so, dass wenn man da hingeht und ein Bier trinkt, die sich einem vorstellen. Der Name Ma. sage ihm nichts, so Te. auf Nachfrage. Narin sagt, bei Te. sei ein Buch über Serienmorde gefunden worden. Te. sagt, er habe viele Bücher zu Hause, auch über Psychologie. Auf dieses Buch sei er durch seine Mitgliedschaft bei der Gewerkschaft der Polizei in einer Zeitschrift aufmerksam geworden, er habe es bis heute nicht durchgelesen. Bei “Panorama” sei gesagt worden, dass das Buch laut Polizei nahezu keine Gebrauchsspuren aufwies. Er habe das Buch in der Werbung  gesehen und weil er sich für vieles interessiere, habe er es sich bestellt. Narin sagt, er habe letztes Mal schon zum Thema Bücher zu “Judas Schuld. Eine deutsche Abrechnung” gefragt und nennt nun den Titel “Wille und Weg des NS”. Te. sagt, das seien diese Dinge, die er damals abgetippt habe. Das Buch, aus dem diese Abschriften erfolgt seien, habe er irgendwann mal in der Gemeindebücherei ausgeliehen und, “warum auch immer”, angefangen abzutippen. Andere Sachen seien aus dem ehemaligen Bestand seiner Schule, die irgendwann weggegeben worden seien. Es handele sich nicht um Bücher sondern um Abschriften. Narin fragt, wie alt Te. da gewesen sei. Te.: “Als Teenager.” Narin nennt “Kriegsrechtsverletzungen durch polnische Zivilisten” und “Lehrplan SS” und fragt, ob Te. das als Jugendlicher abgetippt habe. Te.: “Richtig.” Das sei alles ganz normal erhältlich gewesen.

Narin fragt, ob Te. mal Skinhead oder “Scheitel-Nazi” gewesen sei. Te. sagt, Skinhead sei er nie gewesen und den zweiten Begriff kenne er nicht. Narin: “Nationalsozialist.” Te.: “Nein.” Narin fragt zum Spitznamen “Klein-Adolf”. Das habe er im Zuge des “Panorama”-Interviews mitbekommen, so Te. Er habe keiner Gruppierung angehört und habe keinen Kontakt zu solchen Gruppierungen. Er sei auch erstaunt gewesen, dass er in Hofgeismar “Klein-Adolf” genannt worden sein soll, denn er habe in seiner Jugend nicht in Hofgeismar gelebt. Narin fragt nach Baseballschlägern, einem beidseitig geschliffenen Messer und metallenen Schlagstöcken. Te. sagt, er habe so ein Dolchmesser gehabt, metallene Schlagstöcke seines Wissens nach nicht. Er habe einen Baseballschläger gehabt, den habe ihm ein Schulfreund geschenkt. Und er habe einen  kleineren Holzschlagstock gehabt. Aber diese Dinge seien nie eingesetzt worden. Narin sagt, in der Süddeutschen Zeitung sei Te. zitiert worden, er sei “das angreifbarste Opfer” gewesen. Te. sagt, das habe sich wohl auf eine Frage über die Berichterstattung im November 2011 bezogen. Auf Nachfrage, wessen Opfer er gewesen sei, sagt Te., wenn man sich die Berichterstattung anschaue, das Opfer der Medien. Er habe mit seiner Familie einige Tage fliehen müssen. Sie hätten sich nicht wehren können, alles wäre ihnen anders ausgelegt worden. Narin fragt, ob Benjamin Gä. auch über B&H in Hessen berichtet habe, über Christian We., seinen Bruder. Te. sagt, ob Gä. ihm jemals über konkrete B&H-Dinge berichtet habe, könne er ohne Einsicht in Berichte nicht abschließend beantworten. Er könne sich aber erinnern, dass Gä., glaube er, bezüglich seines Bruders zurückhaltend war. Es gebe auch Grenzen, die man als V-Mann-Führer nicht überstrapazieren dürfe, das fange bei Verwandten an. Narin fragt nach “Sturm 18″, Michel Fr. und Stanley Rö. Te. sagt, diese Dinge wären Randerkenntnisse gewesen, denn die eigentlichen Aufgabe Gä.s sei bei der besagten Partei gewesen. Was Gä. von 2003 bis 2006 an Randerkenntnisse berichtet habe, könne er nicht mehr sagen. Narin fragt, ob zu diesen Randerkenntnissen auch Kontakte von “Sturm 18″ zum THS, insbesondere Jug Pu., gehörten. Te. sagt, es gelte das gleiche, was er zu der vorherigen Frage gesagt habe.

Narin fragt, ob Te. Bernd Tödter aus Kassel kenne, der Beziehungen nach Zwickau und Thüringen habe. Te. sagt, er meine, er habe den Namen schon mal gehört, aber da gelte auch das gleiche. Er habe jährlich etwa 200 Ermittlungsaufträge bearbeitet, was eine Unzahl von Namen sei, die durch seine Hände gegangen sei. Narin sagt, er habe beim letzten Mal gefragt, ob Te. Gä. mal gebeten habe, ihn im Internetcafé des Herrn Yozgat zu treffen und Te. habe gesagt, das sei nicht der Fall. Es gebe aber einen Vermerk von He., demzufolge die Gewährsperson (GP) lange kein Internet gehabt habe und Te. ihr daher den Besuch eines Internetcafés in der Holländischen Straße vorgeschlagen habe; die GP habe den Besuch abgelehnt, weil der Besitzer ein Türke sei und eine Verwandte in der Nachbarschaft wohne und die GP daher um die schmutzigen Räume wisse. Narin fragt Te., ob jetzt eine Erinnerung komme. Das verneint Te., er wisse nicht, warum er Gä. vorschlagen sollte weitab von dessen Wohnort, in einem anderen Stadtteil von Kassel, ein Internetcafé auszusuchen, in das er, Te., selber gehe. Te. sagt, er denke, er könne das ausschließen, er schicke die Quelle ja nicht dahin, wohin er privat gehe. Narin fragt zu dem abgehörten Telefonat mit Te.s Frau, wo sie gesagt habe: “Du hast mir doch gesagt, dass du in dem Internetcafé warst.” Te. habe angegeben, dass das unzutreffend gewesen sei. Es gebe in der Hauptakte Yozgat einen Vermerk, so Narin, demzufolge Te. seiner Frau erzählt habe, dass er dienstlich in Internetcafés verkehre. Te.: “Es mag sein, dass ich das gesagt habe.” Es sei acht Jahre her, er könne sich nicht an jedes Gespräch mit seiner Frau erinnern, und das wäre ja dann auch noch davor gewesen. Narin: “Dann habe ich nur noch eine Frage: Haben Sie auf Halit Yozgat geschossen?” Te.: “Nein, natürlich nicht.”

RA Kuhn hält aus der Vernehmung von Te.s Frau vor. Auf die Frage, ob sie in ihrer Wohnung Internet hätten, oder ihr bekannt sei, dass ihr Mann öfter in Internetcafés gewesen sei, habe sie gesagt, sie wisse nur, dass ihr Mann Bankgeschäfte vom Internet aus gemacht habe, ihr Sohn habe einen Computer ohne Internetanschluss, ihr Mann sei wohl mal über den Laptop ins Netz gegangen, außerdem habe er ihr erzählt, dass er in Internetcafés gehe wegen seiner Arbeit. Auf Frage sagt Te., soweit er sich erinnere habe er zu der Zeit keinen Internetanschluss gehabt, er meine, er sei mal über offenes WLAN ins Netz gegangen. Kuhn möchte wissen, ob Te. keine Erinnerung habe, dass er Bankgeschäfte im Internet erledigt habe. Te. sagt, er wisse nicht, wie seine Frau das gemeint hat, zu dem Zeitpunkt habe er noch ein Konto bei der Postbank gehabt, dort habe es die Möglichkeit für Onlinebanking gegeben. Er wisse aber nicht, ob er das genutzt hat oder mit seiner Frau darüber gesprochen hat. In seiner vorherigen Wohnung in Trendelburg habe er Netz gehabt und genutzt. Kuhn sagt, eben habe Te. eingeräumt, dass es sein könne, dass er mit seiner Frau gesprochen hat, dass er dienstlich Internetcafés besuche. Hier habe Te. aber vielfach gesagt, dass er sich nicht offenbart habe, weil er Angst gehabt habe, dass seine Frau das Gechatte heraus bekomme. Te. erwidert, es sei ja ein Unterschied, ob er seiner Frau sage, dass er konkret in diesem Internetcafé war, um zu chatten oder dass er dienstlich da war, um etwas nachzugucken. Kuhn: “Hätten Sie das sagen müssen?” Das wisse er nicht, so Te., es sei zu der damaligen Zeit eine Bauchentscheidung gewesen. Die Entscheidung habe er damals getroffen, wenn er das heute einer Wertung unterziehen würde, würde er seiner Frau sicher vieles anders erzählen, “aber das hilft ja nicht weiter”.

Kuhn fragt, ob Te. eine Erinnerung hat, ob er nach dem 6.4.2006 bei “ilove.de” gechattet hat. Te. sagt, er habe keine konkrete Erinnerung, er könne nicht sagen, ob er danach nochmal auf der Seite war. Er wisse nicht, ob er das Profil mal gelöscht hat, so Te. auf Frage. Auf Frage, was denn der Grund war, dass er aufgehört hat, sagt Te., in dem Café, in dem er oft gewesen sei, um zu chatten, sei jemand umgebracht worden, auch wenn er noch 14 Tage lang der Meinung gewesen sei, er sei einen Tag vorher dagewesen, sei es nicht so, dass er sage: “Ich suche mir das nächste Café und chatte weiter.” Er denke, dass das was gewesen sei, was durchaus präsent gewesen sei, eine konkrete Erinnerung könne er nicht nennen. Kuhn sagt, Te. habe angegeben, dass er vorher mehrmals die Woche gechattet habe, und es geistere auch eine Aussage durch die Akten, dass es wie eine Sucht gewesen sei. Dass Te. jetzt gar keine Erinnerung mehr habe, sei schwierig, so Kuhn. Te.: “Wenn ich eine Erinnerung hätte, hätte ich das auf Ihre erste Frage gesagt.” Das Internetcafé Yozgat habe auf dem Heimweg von seiner Dienststelle gelegen, da sei die Versuchung größer gewesen. Kuhn hält aus den Akten eine Frage an Te.s Frau vor, sie habe gestern kurz mit ihrem Mann telefoniert, in dem Gespräch habe er sich entschuldigt, dass er nichts gesagt habe, dass er im Café war, und sie habe gesagt, er habe ihr doch gesagt, dass er im Café war. Kuhn sagt, das klinge so, als ob es um den Tag der Tat geht. Te. sagt, das Telefonat habe unter Extrembedingungen stattgefunden, er sei festgenommen gewesen, habe bei der Polizei gesessen und nach einigen Stunden telefonieren dürfen. Seine Frau sei hochschwanger gewesen und plötzlich damit konfrontiert worden, dass er festgenommen sei wegen mehrfachen Mordes. Te.: “Ich kann beim besten Willen nicht einzelne Passagen erklären.”

Kuhn sagt, Te.s Frau sei gefragt worden, wie sie das meine, und habe gesagt, dass sie ihrer Erinnerung nach das am Sonntag im “Extra Tip” gelesen habe und ihm, Te., erzählt habe, Te. habe dann gesagt, dass er da er da vorbei gefahren sei, dass er den Getöteten kenne; sie habe sich keine Gedanken gemacht, weil sie gedacht habe, dass das mit seinem Beruf zu tun hat. Te. sagt, er könne natürlich unmöglich erklären, welche Gedankengänge seine Frau hatte, sie sei in einer absoluten Extremsituation gewesen. An Kuhn gerichtet sagt Te.: “Auch wenn Sie sich jetzt so zurück lehnen, als ob es Sie nicht interessieren würde.” Eine Polizistin habe seiner Frau gesagt, dass sie nach Neuseeland auswandern könnten, wenn das an die Presse komme. Kuhn fragt, ob Te. ein Gespräch in Erinnerung komme, dass er den Getöteten kenne. Te.: “Möglicherweise habe ich ihr das gesagt, ich weiß es nicht.” Kuhn sagt, Te. habe wiederholt angegeben, er sei zwei Wochen lang davon ausgegangen, am Tag vor der Tat am Tatort gewesen zu sein, und fragt, ob Te. das auch durchweg so im Ermittlungsverfahren angegeben habe. Er denke, so Te., dass er das der Polizei so erklärt habe, könne sich aber nicht erinnern, ob er irgendwann mal versucht habe, das anderweitig zu erklären, er könne sich auch nicht an jedes einzelne Wort erinnern bei der Polizei. Kuhn sagt, am 21.4. habe es bei der Vernehmung ein Vorgespräch gegeben, ob sich Te., erinnere, dass er da etwas Abweichendes angegeben hat. Te. sagt, er erinnere sich, dass er erst mit vielen Polizisten in einem Raum war, die viel durcheinander gefragt haben. Möglicherweise liege das daran, dass er versucht habe, etwas zu erklären, und weil er schon wieder unterbrochen worden sei, das nicht habe ausführen können. Kuhn zitiert aus den Akten, dass Te. dazu erklärt habe, dass er sich am Donnerstag während der Tatzeit in dem Internetcafé aufgehalten habe, er habe am Montag nachgeschaut, wann er am Donnerstag ausgestempelt habe, ab diesem Zeitpunkt sei ihm bewusst gewesen, dass er zum Tatzeitpunkt dort gewesen sein muss. Te. sagt, das habe er mit Sicherheit nicht so gesagt, das sei kein Wortprotokoll, die Vernehmung habe lang gedauert. Kuhn sagt, hier stehe “Leseabschrift vom Tonband”, das spreche dafür, dass es wörtlich ist. Te. sagt, We. und Bi. hätten ihn vernommen und We. habe immer einzelne Passagen diktiert, diese Leseabschrift beziehe sich dann vermutlich auf das Diktiergerät des Polizisten. Kuhn fragt, ob Te. mal damit konfrontiert wurde, dass er so etwas angegeben habe. Das wisse er nicht, so Te., es hätten ja zahlreiche Vernehmungen stattgefunden. Die Vernehmung am 21.4. sei dann auch bald überlagert worden von der “Parkscheingeschichte”.

Kuhn hält einen Vermerk von We. vor, demzufolge Te. vorgehalten worden sei, dass er gegenüber Kollegen gesagt habe, dass ihm schon vorher bewusst gewesen sei , dass er am Tattag am Tatort war, später habe Te. aber unsicher reagiert und gedacht, es sei mittwochs gewesen, dass er sich da geirrt hätte; bei der Vernehmung sei Te. zur Ruhe gekommen und da habe eine bessere Erinnerung bei ihm eingesetzt. Te. sagt, möglicherweise habe er sich missverständlich ausgedrückt. Kuhn sagt, er habe eben etwas vorgehalten, wo Te. ausdrücklich gesagt haben soll, dass er am 6.4. da gewesen sei, jetzt halte er eine Stelle vor, wo Te. eine Erklärung finde, warum das doch nicht so gewesen sein soll, dass Te. jedenfalls angegeben habe, dass er sich in dem Vorgespräch geirrt habe. Te. sagt, dann habe er Kuhn falsch verstanden. Kuhn sagt, wenn Te. schon eine Erklärung dazu finde, dann falle es schwer, wenn er das mit Wiedergabefehler erkläre: “Aber Sie haben keine Erinnerung mehr?” Te. sagt, er habe keine konkrete Erinnerung mehr an das, was er da gesagt habe.

RA Bliwier sagt, man habe hier gehört, dass die Quelle Gä. von Te. geführt wurde und vorher und nachher von einem “Heinz”. Te. sagt, er habe zu dem Decknamen “Heinz” nur das, was in den Medien war. Er wisse, dass er Gä. vom Leiter der Außenstelle übernommen habe, das sei Fe. (siehe 104. Verhandlungstag). “Heinz” sei keine Bezeichnung für Fe. gewesen, jedenfalls nach dem, was er wisse. Wer die Quelle noch geführt hat, wisse er nicht. Bliwier fragt, ob Te. in den letzten 14 Tagen Kontakt zum LfV gehabt habe, was Te. verneint. Bliwier hält Te. zu dessen Besuch bei Me. beim ZK 10 vor, Me. habe in einem Vermerk am 15.5.2006, im Vermerk stehe fehlerhaft das Jahr 2005, niedergelegt, dass er Te. für 13 bis 15 Uhr auf seine Dienststelle eingeladen habe, da Fragen zu einer Demonstration bzgl. Mohammed-Karikaturen bestanden hätten. Mohammed-Karikaturen sage ihm etwas, so Te., an die konkreten Umstände habe er leider keine Erinnerung mehr. In dem Vermerk heiße es weiter, so Bliwier, dass Te. nur wenige Fragen habe beantworten könne, der Aufenthalt habe nur 15-20 Minuten gedauert, thematisiert worden seien ausschließlich Fotos der Demoteilnehmer. Bliwier sagt, er verstehe das so, dass über die Tat Yozgat nicht gesprochen worden ist. Eine konkrete Erinnerung komme nicht, so Te., aber möglicherweise habe er andere Kollegen gesehen und mit ihnen gesprochen. Auf Bliwiers Frage, ob das Mü. gewesen sein könne, sagt Te.: “Wer auch immer an dem Tag gerade da war.”

Dann sagt RA Topp, dass İsmail Yozgat Te. befragen und nochmal das Video zeigen wolle, das solle im Rahmen einer Vernehmungsgegenüberstellung geschehen. Götzl bitte Te., draußen Platz zu nehmen. Dann stellt Topp den Antrag, die alleinige Befragung Te.s  zu unterbrechen und eine Vernehmungsgegenüberstellung mit İsmail Yozgat durchzuführen. Nur im Rahmen einer Vernehmungsgegenüberstellung könne der Zeuge Yozgat die widersprüchlichen Angaben des Zeugen Te. durch Rede und Gegenrede, Fragen und Vorhalte, klären. Zwischen den Zeugen sei ein Bekanntschaftsverhältnis entstanden, die bisherigen Vernehmungen Te.s hätten die Annahme verstärkt, dass er relevante Wahrnehmungen gemacht habe, sie aber hier verschweige. Eine direkte Gegenüberstellung mit dem Vater von Halit Yozgat könne den Zeugen dazu bewegen, seine Verdrängungshaltung aufzugeben. Im Rahmen einer bloßen Befragung stünde dem Nebenkläger kein Recht auf Ausführungen zu den Örtlichkeiten zu, folglich sei eine Vernehmungsgegenüberstellung zwingend geboten, da sich aus der bisherigen Beweisaufnahme erhebliche Zweifel an der Glaubwürdigkeit Te.s ergeben hätten, wie auch die BAW habe einräumen müssen.

Götzl fragt İsmail Yozgat, ob es aus seiner Sicht zu seiner Aussage etwas zu ergänzen gebe. Yozgats Angaben werden vom Dolmetscher übersetzt. Yozgat bejaht die Frage Götzls. Te. kenne ihn, seine Ehefrau und seinen Sohn sehr gut. Te. kenne sich in dem Café sehr gut aus. Te. sei ein Mann, der sehr gut darüber Bescheid wisse, wie das Internet eingeschaltet, wie gezahlt wurde usw. Im Film sehe man, dass Te. von der Nummer 2 aufsteht und sich auf die Suche nach Halit begibt, um den Betrag zu zahlen. Wenn er aus dem Raum hinausgehe, müsse Te. aber in seine Richtung schauen, um das Geld zu bezahlen. Es gebe beim Tisch einen Abstand von einem Meter, so wie er, Yozgat, das hier zeige. Yozgat steht offenbar auf, um das zu demonstrieren, dies ist auf der Besuchertribüne nicht zu sehen. Te. müsse, so Yozgat weiter, Halit liegend gesehen haben, aber Te. schaue geradeaus, gehe hinaus, schaue auf der Straße nach rechts und links und kehre zurück. Wenn er nach rechts sehen würde, müsse Te. feststellen, dass Halit nicht da sei, aber Te. schaue wieder direkt nach vorne, gehe wieder ins Internetzimmer. Beim Zurückgehen müsse er Halit wieder liegend sehen. Götzl bitte Yozgat wieder Platz zu nehmen. Yozgat führt weiter aus, der Tisch sei 70 cm hoch, während er die 50 Cent auf den Tisch lege, müsse Te. auf dem Tisch Bluttropfen sehen. Götzl sagt, er müsse Yozgat unterbrechen, zu einer Erklärung habe Yozgat nach der Einvernahme die Gelegenheit. Und wenn Yozgat den Zeugen konfrontieren wolle, könne er Vorhalte machen und Fragen stellen. Aber er, Götzl, könne nicht erkennen, dass Yozgat eigene Wahrnehmungen schildere. RA Kienzle widerspricht, es gebe ja die Wahrnehmung der Höhe des Tisches von 70 cm. Götzl sagt, man könne gerne Herrn Yozgat vernehmen. Kienzle erwidert, er schlage vor, kurz zu unterbrechen, der Antrag liege ja vor. Götzl sagt, es gehe darum, die Voraussetzungen des Antrags abzuklären, weil das eine Ermessenssache sei. Und es sei nicht Kienzles Sache, wie er, Götzl, vorgehe.

Götzl bittet um Stellungnahmen. OStain Greger sagt, aus Sicht der BAW sei die beantragte Vernehmungsgegenüberstellung nicht geboten, Voraussetzung dafür seien Widersprüche zwischen den Zeugen Te. und Yozgat, ein entsprechender Vortrag fehle hier. Der Zeuge Yozgat sei erst später zum Tatort gekommen. Die Begründung für den Antrag beziehe sich auf Schlussfolgerungen aus Aussagen, nicht auf Widersprüche als solches. Götzl sagt, er könne nicht erkennen, warum Yozgat nicht durch eine unmittelbare Befragung hier beim Zeugen Te. eine Klärung herbeiführen könne. Dazu könne Yozgat Fragen stellen, Vorhalte machen, später auch eine Erklärung halten. Daher komme er dem Antrag nicht nach. RA Topp sagt, Te. habe hier vorgetragen, dass er regelmäßig 10 bis 15 Minuten in diesem Internetcafé war. Herr Yozgat könne bekunden, dass Te. regelmäßig ein bis zwei Stunden da war, dass er Te. Kaffee ausgegeben hat, dass Te. sowohl seine Frau als auch den Sohn gekannt hat, und dann könne Yozgat Angaben zu den Tatörtlichkeiten machen, zur Tischhöhe, dass Te. Halit Yozgat hätte sehen müssen. Götzl sagt, zunächst einmal könne Yozgat als Verfahrensbeteiligter und Nebenkläger Fragen stellen in dem Sinne, wie Topp es formuliert habe, damit sei die unmittelbare Konfrontation möglich. Topp: “Gut, dann machen wir es so.”

Dann wird Te. wieder in den Saal geholt und İsmail Yozgat befragt Te., seine Fragen werden vom Dolmetscher übersetzt. Yozgat: “Als Du ins Internetcafé kamst, hast Du den Halit, wenn Halit nicht da war, mich, wenn ich nicht da war, meine Frau gesehen.” Te.: “Normalerweise ja.” Auf die Frage, ob Te. sie sehr gut gekannt habe, sagt Te., er habe sie von seinen Besuchen her gekannt und als sehr nette Menschen empfunden. Yozgat sagt, Te. sei ein Mann, der den Internetladen sehr gut gekannt habe, und fragt, wie man das Internet einschalte, wie man die Gebühren zahle. Te. sagt, er habe gewusst, wie er sich an dem zugewiesenen PC ins Internet einloggt, und auch was er üblicherweise bezahlen musste. Yozgat sagt, wie im Film zu sehen, sei Te. aufgestanden und habe nach Halit gesucht. Te. sagt, als er in den vorderen Raum gekommen sei, habe er Halit nicht gesehen, er habe sich umgesehen und sei dann wieder nach hinten gegangen. Yozgat sagt, soweit sei er noch nicht. Er sagt, dass Te., als er aus dem Internetraum hinausging, eigentlich nach links hätte schauen müssen, weil Halit auf der linken Seite am Tisch hätte sitzen müssen. Te. sagt, er habe sich diese Frage in den letzten Jahren immer wieder gestellt, er habe Halit aber tatsächlich nicht gesehen. Yozgat sagt, wenn Te. auf die linke Seite gesehen hätte, hätte er Halit mit dem Gesicht zu Boden liegen sehen müssen. Yozgat: “Warum hast du nicht in die Richtung geschaut?” Te. antwortet, er könne heute nicht mehr sagen, wann er in welche Richtung geschaut habe, nach oben oder unten. Er wisse nur, dass er ihn nicht gesehen habe. Yozgat fragt, ob Te. nach Halit gesucht habe, als er die 50 Cent Gebühren zahlen wollte oder nach ihm, İsmail Yozgat. Er habe natürlich zuerst nach Yozgats Sohn gesucht, so Te., er habe natürlich nicht ahnen können, dass etwas derart Entsetzliches passiert war, dass er unter dem Tisch gesucht hätte. Yozgat sagt, zwischen dem Tisch und der Wand gebe es einen Abstand von 1 Meter, wenn Te. in diese Richtung geschaut hätte, hätte er Halit gesehen. Yozgat fragt Te., warum der so abweichende Antworten gebe. Te.: “Ich weiß, dass ich ihn nicht gesehen habe, und mehr kann ich dazu leider nicht sagen.” Yozgat sagt, Te. sei auf die Straße hinausgegangen, habe nach rechts und links geschaut und als er rein gekommen sei, hätte er auf die rechte Seite schauen müssen. Te. sagt, er habe sich so umgeschaut, wie er Halit erwartet hätte. Er wisse, dass er ihn nicht gesehen habe. Yozgat sagt, im Film sehe man, dass Te. nicht hinschaut. Der Film sei ja zu einem anderen Zeitpunkt aufgenommen worden, sagt Te. Yozgat sagt, um die 50 Cent zu zahlen, hätte Te. auf die rechte Seite schauen müssen, wo Halit am Boden lag. Yozgat fragt Te., ob der die Bluttropfen auf dem weißen, graufarbenen Tisch nicht gesehen habe. Te.: “Nein, das ist mir nicht aufgefallen.” Er erinnere sich nur noch, dass da noch mehr Kleingeld gelegen und er die 50 Cent ein Stück weggelegt habe, damit man sieht, dass es sein Geld ist. Yozgat sagt, Te. sei 186 cm groß [laut früherer Angaben ist Te. 196 cm groß], der Tisch sei 73 cm hoch, Halit sei 170 cm groß gewesen, nur seine Beine seien unter dem Tisch gewesen: “Haben Sie seinen Oberkörper nicht sehen können?” Te.: “Ich habe ihn nicht gesehen.” Yozgat: “Es tut mir leid, aber ich glaube Ihnen überhaupt nicht, Herr Te.” Yozgat sagt, am 3.12.2013 habe Te. gesagt, dass er immer etwa 20 Minuten im Internetcafé geblieben sei. Aber als er, İsmail Yozgat, dort war, sei Te. zwei Stunden da geblieben. Auch seine Frau habe Te. gesehen. Yozgat: “Stimmt das?” Te. sagt, er sei zu unterschiedlichen Zeiten unterschiedlich lange dort gewesen: “Ob ich jemals zwei Stunden dort war.” An so einen langen Zeitraum könne er sich nicht erinnern, es sei unterschiedlich gewesen. Yozgat fragt, ob Te. auch vergessen habe, dass er zwei Stunden geblieben sei und er, Yozgat, ihm immer Kaffee angeboten habe, ohne Geld. Er könne sich erinnern, so Te., dass Yozgat ihm Tee oder Kaffee angeboten habe, aber nicht, dass er zwei Stunden da war, er sei bestimmt nicht regelmäßig zwei Stunden da gewesen. Yozgat sagt, ein einziges Mal sei Te. mit einer Frau gekommen, damals sei das für eine Stunde gewesen, er habe Te. und der Dame einen Kaffee angeboten. Und zuletzt, als Halit getötet wurde, sei Te. für zehn Minuten eingeloggt gewesen. Yozgat: “Wie kannst Du das vergessen? Ich sage es noch einmal: Ich glaube dir überhaupt nicht.” Te. sagt, dass er mit einer Frau dort gewesen wäre, daran könne er sich überhaupt nicht erinnern. Und er sei jedenfalls nicht regelmäßig zwei Stunden dort gewesen. Danach, um 14.18 Uhr, wird der Zeuge Te. entlassen.

Danach gibt RA Bliwier eine Erklärung ab: Es scheine so zu sein, dass das, was sie hier vorgetragen haben, offenbar eingetreten sei. Man nehme den Zeugen heute deutlich stabilisiert wahr, fast vorlaut, mit einer “gewissen Rotzigkeit”. Te. wisse nach der Vernehmung Irrgang, E. und Fe., dass er jede Rückendeckung vom Amt erhalte, er wisse, dass die Informationen, die er dem Amt gegeben habe, von dort nicht weiter kommuniziert würden. Es werde sich auf die Aussagegenehmigung, auf Erinnerungslücken berufen oder man bewege sich, wie bei Fe., am Rande einer Falschaussage. Die Nebenklage Yozgat werde aber die Bemühungen nicht aufgeben, um doch noch mal das zu versuchen, was die StA damals empfohlen habe, nämlich Te. die Unterstützung durchs Amt zu entziehen, damit er endlich mal die Wahrheit sage.

Der Verhandlungstag endet um 14.22 Uhr.

Rechtsanwalt Stolle erklärt nach dem Verhandlungstag: “Die erneute Vernehmung des Andreas T. machte für alle Beteiligten deutlich, dass hier die Unwahrheit gesagt wird und dieser angebliche ‘Verfassungsschützer’ bei seinen Vertuschungsversuchen alle mögliche Unterstützung durch das Hessisches Landesamt für Verfassungsschutz erfährt.”


Protokoll 107. Verhandlungstag - 16. April 2014

Jana J. saß, nachdem sie bereits am 93. Prozesstag vernommen worden war, erneut im Zeugenstand. Die ehemalige Freundin von André Kapke, die auch mit Carsten S. und Anderen der Neonazi-Szene befreundet oder bekannt war, wurde weiter zur Zeit in Jena um 1998 befragt.

Zeugin: Jana J. (Umfeld von Jenaer Neonazis in den 90er Jahren)

Götzl stellt beginnend um 9:47h die Anwesenheit fest, u.a. des Sachverständigen Saß. Als Nebenkläger ist Herr Turgut anwesend.

Die Einvernahme der Zeugin Jana J. wird fortgesetzt, nachdem die Zeugin schon am 13. März ausgesagt hatte. Auf Frage des Vorsitzenden Richters Götzl beschreibt die Zeugin, wie sie in der Zeit 1996/1997 ausgesehen habe: sie habe noch längere Haare gehabt, dann abgeschnitten und in allen möglichen Farben wie schwarz, blond oder pink gefärbt. Sie habe verschiedene Frisuren gehabt, auch wie ein Renee-Haarschnitt, nur nicht ganz so kurz. Auf Nachfrage Götzls nach den Personen, die den THS bildeten, betont Jana Jo., dass es schwer sei, das zu sagen. Die Gruppenbezeichnung habe im Alltag keine Rolle gespielt. Aber sie habe gelesen, dass der THS von Tino Brandt und André Kapke gebildet wurde. Sie schätze das im Nachhinein als Gruppe ein, die die gleichen Ziele verfolgt habe, habe den THS aber nie als militantes Netzwerk wahrgenommen. Ihres Erachtens gab es keine Mitgliedsstruktur, man habe den Namen für Demonstrationen und Flugblätter gebraucht. Man wisse vielleicht gar nicht, wo man da hinterher laufe, aber zähle automatisch dazu. Als Beispiel fällt ihr der Aufkleber „Bratwurst statt Döner“ ein, man brauche dafür ja so ein ViSdP (Verantwortlich im Sinne des Presserechts, Anmerkung nsu-watch), das war in dem Fall André Kapke. Und Demonstrationen müssen angemeldet sein, da seien dann Transparente vorne weg gelaufen, auf denen „Thüringer Heimatschutz“ stand.
Wie denn ihr Kontakt zu Tino Brandt gewesen sei, fragt Götzl. Den habe sie öfter gesehen, sagt Jana J. Eine Veranstaltung sei ihr noch eingefallen, meist habe sie Brandt gesehen, wenn der André mit dem unterwegs war. Der sei öfter mit ihm in irgendeine Stadt im Westen gefahren, weil der André ja ein Auto hatte. In welche Stadt wisse sie nicht mehr, sie sei aber ein oder zweimal mit gewesen. Dann habe es noch diese Veranstaltung gegeben, wo auch Nordbruch war, das sei ein Kongress gewesen, den vielleicht der Verlag organisiert habe. Entweder habe Brandt für sie alle das Eintrittsgeld gezahlt oder er habe sie so umsonst reingebracht, jedenfalls haben sie nichts zahlen müssen, auch nicht für das Hotel, das hätten sie sich gar nicht leisten können. Brandt beschreibt die Zeugin als laut und selbstgerecht, er habe sich ziemlich wichtig genommen. Er sei nicht unangenehm, aber sehr speziell gewesen. Sein ganzer Habitus sei eigenartig. Das laute, krächzende Lachen sei ihr in Erinnerung, und er sei ständig am telefonieren und am netzwerken gewesen, habe „Hinz und Kunz“ gekannt. Er habe einen Stellenwert in der Szene gehabt, den habe er zur Schau getragen.
Auf Nachfrage berichtet die Zeugin über Ralf Wohlleben, dass sie heute selbst überrascht gewesen sei, dass sie wohl diese Zeitung mit ihm gemacht habe. 1996/97 habe sie nicht sehr intensiven Kontakt zu Wohlleben gehabt, danach aber häufiger. In der Zeit, wo André wenig Kontakt zu ihm hatte, habe sie ihn auch wenig gesehen. Sie habe ihn als freundlich, entspannt wahrgenommen, aber nicht sehr persönlich gekannt, auch wenn er einer derjenigen war, die sie besser kannte. Götzl fragt noch einmal zu dem Vorfall, wo zwei Mädchen angegriffen wurden. Die Zeugin sagt aus: Christian K. habe das Treffen vermittelt, es seien zwei Mädchen gewesen, Alternative, auf irgendeine Weise gesprächsbereit, so dass André und sie sich mit denen getroffen haben, in Winzerla, wo auch Zschäpe gewohnt habe. Das Treffen habe 2-3 Stunden gedauert, sie hätten sich darüber unterhalten, was damals so zwischen Linken und Rechten los war. Ihr sei noch in Erinnerung, dass die beiden Mädchen das auch nicht gut gefunden hätten. Die Situation damals sei ja eskaliert. Das Gespräch wäre freundlich und nett gewesen, sie seien aufgeschlossen gewesen. Dann habe André sie, glaube sie, nach Hause gefahren und ein wenig später waren die Mädels angegriffen worden. Für sie habe es wie eine Falle ausgesehen. Mehrere hätten sie angegriffen, bedroht und geschlagen, um von ihnen Namen zu erpressen. Damals seien ja Autoreifen zerstochen, Morddrohungen gemacht und Vermieter aufgehetzt worden. Von den Leuten, die so was gemacht haben, habe man die Namen gewollt. Sie habe davon aber nichts gewusst und sei geschockt gewesen. Sie habe sich mit André gestritten, der gesagt habe, er habe damit nichts zu tun. Sie sei ja nicht dabei gewesen, aber sie hätte so was auch nicht befürwortet. „Wir wollten ja auch etwas Frieden bekommen, weil das alles echt nicht mehr witzig war.“ Wann sie von dem Angriff erfahren habe, wisse sie nicht mehr, vielleicht erst als die Gerichtsverhandlung war. Auf Nachfrage sagt die Zeugin, dass Wohlleben dabei wohl eine Rolle gespielt habe. Er sei ja mit angeklagt gewesen, also scheint er dabei gewesen zu sein, aber welche Rolle er gespielt habe, das könne sie nicht sagen.
Ob sie sich mit Carsten S. mal nach dem Verschwinden der Drei unterhalten habe, fragt Götzl. Sie habe gelesen, dass das behauptet worden ist, aber das sei nicht so. Sie habe Carsten S. mit den Dreien überhaupt nicht in Verbindung gebracht.
Ob sie mal bei einer NPD-Schulungsveranstaltung gewesen sei, fragt Götzl, was die Zeugin unsicher beantwortet: Sie wisse es nicht mehr wirklich, aber es habe öfters Rechtsschulungen gegeben. Das sei später gewesen, als Wohlleben schon mit der NPD Aktivitäten begonnen habe. Sie habe eine Erinnerung, wie er Tagesordnungspunkte verlese. Wo das war, wisse sie nicht mehr, der Name „Jugendherberge Froschmühle“ sage ihr nichts.
Götzl hält aus einem Bericht der Quelle „2045“ vor, bei dem es um eine NPD-Schulung am 29.1.2000 geht, an dem zwei der Quelle nicht bekannten B&H- Leute teilgenommen hätten. Man habe über das Lied „5. Februar“ von Eichenlaub geredet und der eine hätte gesagt „den Dreien geht es gut“.
Ja, sie wisse, dass Eichenlaub die Gruppe gewesen sei, die Christian K. damals hatte, aber die Situation sage ihr nichts. Götzl sagt, ihr Name tauche aber weiter unten auf, wo es darum geht, dass sie und Ronny A. über Telefonkontakt geredet hätten, aber Ralf Wohlleben habe der Quelle gesagt, dass Carsten S. der einzige sein solle. Das sei nicht wahr, erwidert die Zeugin, sie habe mit Carsten S. nie über Telefonkontakt zu den Dreien geredet.
Was sie zu den Vorwürfen der Unterschlagung von Geld, Kapke betreffend, wisse, fragt Götzl. Sie habe gewusst, dass ihm vorgeworfen wurde, Geld unterschlagen zu haben, aber konkret wisse sie nicht, um welches Geld es gehe, ob aus einem Versandhandel oder so. Sie habe André eigentlich nie arbeiten sehen. Auch habe es öfter Vorwürfe gegen ihn wegen Unehrlichkeit gegeben, nicht nur das eine, sondern mehrere Male. Das sei wohl meist aus der Richtung Wohlleben gekommen, vielleicht auch von Carsten S. und „den Jüngeren“, und diesem Ronny, der vorhin genannt worden sei. Auf Nachfrage konkretisiert die Zeugin, dass sie von den Vorwürfen wohl von André Kapke selbst erfahren habe, nicht direkt von Wohlleben. André habe gesagt, dass die Vorwürfe Quatsch seien, es laufe eine Intrige gegen ihn. Aber ihr sei es letztendlich egal gewesen. Eine Zeitlang sei aber der Kontakt zwischen André und den anderen schlecht gewesen, aber sie selbst sei sowieso meist alleine mit ihm unterwegs gewesen. Sie seien viel bei ihr gewesen oder durch die Gegend gefahren. Sie habe sich in der Zeit auch zurückgezogen, sie habe angefangen bei der AIDS-Hilfe zu arbeiten, habe sich aus der Szene gelöst, diese ganze Geschichte habe sie nicht interessiert. 1998 habe sie bei der Aids-Hilfe angefangen, sagt sie auf Nachfrage, Ende 2000 sei sie aus Jena weggezogen. Da habe es dann wieder eine Annäherung von André an die Szene gegeben. Sie hatte mit denen nichts mehr zu tun, habe aber Wohlleben und Carsten S. mal im Winzer Club gesehen, der Kontakt muss also wieder besser gewesen sein. Götzl fragt erneut nach, wessen Annäherung an wen oder Distanzierung von wem sie meine und es kommt zu Missverständnissen, die aber geklärt werden können.
Sie sei zwischendurch noch auf Borkum gewesen, habe sich jedenfalls nicht von André gelöst wegen der Vorwürfe. Götzl hält ihr vor, Kapke sei seit dem 11.2.1999 NPD Mitglied, habe sich aber aus persönlichen Gründen aus der Kameradschaft zurückgezogen, weil Wohlleben die ganze Zeit gegen ihn hetze. So hätten schon Carsten S., Jana Ap. (der frühere Name der Zeugin) und jemand genannt „Torte“ schon den Kontakt zu André Kapke abgebrochen.
Jana J. erwidert, das könne nicht sein, sie habe nie den Kontakt zu ihm abgebrochen. Was sie vorhin beschrieben habe, habe sich auf den Kontakt zwischen Wohlleben und Kapke bezogen. Sie habe ja auch, als sie schon nach Berlin gezogen war, noch in engem Kontakt zu André gestanden, über Telefon. Auf Nachfrage erzählt sie von Borkum, wo sie einen Tag nach ihrem Fachabi hingefahren sei, um dort als Kellnerin ein halbes Jahr lang Geld zu verdienen. Dass der Richter wissen wolle, wer sie dort besucht habe, vermutet die Zeugin, denn sie habe das ja bei ihrer BKA-Vernehmung angedeutet, die hätten aber nicht nachgefragt. Jedenfalls seien auf Borkum zwei Leute vom Verfassungsschutz, eine Frau und ein Mann, zu ihr gekommen. Die haben ihr gesagt, dass, wenn sie nicht wolle, dass hier bekannt würde, dass der VS sie besuche, sie sich mit ihnen im Hotel „Vier Jahreszeiten“ treffen solle. Das habe sie auch gleich abends gemacht. Sie hätten sie mit sehr vielen Namen konfrontiert, von denen ihr aber nur ein paar bekannt gewesen seien. Ob nach „den Dreien“ gefragt worden sei, wisse sie nicht, klar hätten sie auch nach André gefragt. Sie habe jede Kooperation abgelehnt, ihren Kaffee selbst bezahlt und sei gegangen. Das Treffen sei nicht einmal zwei Stunden lang gewesen. Auf Nachfrage erzählt die Zeugin, dass sie sich unter subtilem Druck gefühlt habe. Sie habe das Gefühl gehabt, dass die VSler gewusst hätten, dass sie aus Jena weg wollte. Ob sie mit anderen Personen drüber gesprochen habe? Ja, mit André habe sie drüber gesprochen. Der Besuch muss zwischen Juli und September gewesen sein, sie habe André umgehend davon erzählt, noch am selben Abend oder am nächsten Morgen. Entweder von einer Telefonzelle aus - das habe sie oft gemacht - oder per Handy, denn sie hatte von ihrem Onkel für Borkum eins geschenkt bekommen und André habe ja schon seit einigen Jahren ein Mobiltelefon gehabt. Wie das Gespräch verlaufen sei, fragt Götzl. Sie habe ihm gesagt „der VS war bei mir“ und sie habe die Kooperation verweigert. Sie sei schon aufgeregt gewesen, aber eigentlich habe es dazu nicht viel zu sagen gegeben, konkret wisse sie das nicht mehr. Sie habe sich gefragt, wie sie sie gefunden hätten. Eigentlich hätten nur André und ihre Mutter ihre Adresse auf Borkum gehabt.
Wie Kapke reagiert habe, wisse sie nicht mehr. Er habe das wohl zur Kenntnis genommen und es habe für ihn sicherlich außer Frage gestanden, dass er sich Sorgen machen müsse. Götzl hält vor, dass sie in ihrer Vernehmung am 6.6.2012 gesagt hätte, sie glaube, das hätte auch mit dem Trio zu tun. Sie wisse nicht mehr, warum sie das gesagt habe. Nach dem Auffliegen der Morde habe sie das vielleicht gedacht oder eigentlich auch schon nach dem Untertauchen damals, da habe es immer viel Gemunkel gegeben. Deswegen habe sie vermutet, dass das zusammenhängt. Aber sie könne es nicht sicher sagen, sie wisse nur noch, dass sie sehr viele Namen abgefragt hätten. Inwiefern sie denn die Kooperation abgelehnt habe und was der Gegenstand der Zusammenarbeit gewesen wäre, fragt Götzl. Sie habe aus der Szene raus gewollt, deswegen sei sie ja nach Borkum gegangen. Die hätten aber nur die Bereitschaft der Kooperation abgefragt. Die sei aber von ihr aus nicht da gewesen. Sie nehme an, dass sie noch mit Sven K. über den Vorfall geredet habe, vielleicht auch mit Wohlleben oder Carsten S., aber das glaube sie eigentlich nicht, da sie nur noch kurz nach Jena zurück sei, um ihre Wohnung aufzulösen. Auf Nachfrage bestätigt sie, dass Wohlleben und Carsten S. schon die beiden weiteren Personen seien, die sie am besten kannte. Neben André Kapke und Sven K. habe sie noch Freundinnen aus der Schule gehabt, die aber nichts mit der Szene zu tun hatten, also sei sie eigentlich nur mit André Kapke aus der Szene befreundet gewesen.
Wer sie nach Borkum und zurück nach Jena gebracht habe, will Götzl wissen. Hin seien es Kapke und ein Oliver mit dessen Auto gewesen. Der war nicht in der Szene. André habe sie auch mit dem Auto abgeholt, mit welchen wisse sie nicht, vielleicht mit dem von Tino Brandt. Dieser Oliver S. habe Germanistik und Englisch studiert und sei in der Black Metal Szene gewesen. André habe ihn auch gekannt, aber nur über sie. Heute habe sie keinen Kontakt mehr zu Oliver.
Götzl hält vor, dass Wohlleben und Kapke sie auf Borkum während der Hess-Gedenkwoche besucht haben sollen und sie auf ihre Kosten mit dem Mietwagen abgeholt hätten. Die Zeugin erwidert, dass sie sich das nicht vorstellen könne, sie habe ja kein Geld gehabt. Und sie habe dort gearbeitet und sich für politische Sachen damals nicht interessiert. An einen Besuch von Wohlleben könne sie sich gar nicht erinnern, könne es aber auch nicht zu 100% ausschließen. Sie habe jedenfalls nicht telefonisch in Kontakt mit Wohlleben oder Carsten S. gestanden, das wisse sie. Sie könne sich nicht vorstellen, wie der Besuch ausgesehen haben könne, was sie gemacht haben, wo die geschlafen hätten, denn sie selbst habe dort nur ein kleines Zimmer gehabt.

Götzl fragt, ob ihr ein Interview mit einem Stern-Journalisten etwas sage. Sie könne sich an ein Interview mit einem BBC-Journalisten erinnern. Der habe mal angefragt für eine Doku. Brandt und noch zwei andere waren dabei, vermittelt durch Kapke. Das sei irgendwo in Saalfeld oder Rudolstadt gewesen in einer Kneipe. Mario Br. sei dabei gewesen, worum es konkret ging, wisse sie nicht mehr, sie glaube es war „die rechte Szene von Europa“. André habe aber noch einen anderen Journalisten oft erwähnt, Fromm, sie wisse nicht, ob der vom Stern war. Wohlleben sei in dem Zusammenhang nicht Thema gewesen, sagt die Zeugin, bevor Götzl ihr einen Vorhalt macht, in dem es heißt, dass im Jahr 2000 Wohlleben, Kapke, Br. und Brandt von einem Stern-Journalisten der Berliner Redaktion auf die drei Flüchtigen angesprochen worden seien. Davon wisse sie nichts, zu der Zeit sei sie ja auf Borkum gewesen. Man habe sich zu einem Gespräch in einer Kneipe getroffen, hält Götzl vor. André Kapke sei mit Jana Ap. gekommen. Die Zeugin meint, dann sei es wohl doch die BBC-Sache in Rudolstadt, davon wisse sie. In Rudolstadt und Saalfeld habe es zwei Lokalitäten gegeben, die eine hieß Landsknecht, die andere hatte so eine Aussichtsterrasse. Götzl hält weiter vor, dass Br. das Gespräch mit dem Journalisten als zu gefährlich abgelehnt habe, Kapke habe jedoch einen Kontakt in Weißrussland vorgeschlagen. Die Zeugin scheint erstaunt und erwidert, das sage ihr gar nichts.
Nach einer kurzen Pause wird Jana J. zu ihrem damaligen Freund Sven K. befragt. Mit ihm sei sie von 1998 bis 2000 zusammen gewesen. Er sei auch Rechter gewesen, habe in einer Band Schlagzeug gespielt, die im Winzer Club probten. Er sei nicht so politisch wie André gewesen, sondern in erster Linie Musiker, das sei er heute noch. Er habe die Inhalte geteilt und sich der Szene zugehörig gefühlt, aber nicht mit der gleichen Vehemenz wie André. Carsten S. habe ihn schon länger gekannt, die seien vielleicht zusammen zur Schule gegangen. Er habe mehr mit einer Hooligan Band zusammen gehangen, André Kapke und Wohlleben kannte er auch, besser als Tino Brandt, aber sicher sei sie sich nicht.
Ob ihr eine Schlägerei in einem Bushäuschen was sage, ob das mal Thema zwischen ihr und Sven K. gewesen sei, fragt Götzl, was die Zeugin verneint. Sie habe zwar gelesen, dass Carsten S. auch Sven K. erwähnt habe, aber sie habe damals nichts von diesem Vorfall gehört.
Dann fragt Götzl zu einem Vorfall, wo sie mit Zschäpe unterwegs gewesen sein soll. Jana J. erinnert sich jedoch nur an einen Abend in der Disko, wo es keinen Vorfall gegeben habe, und an einen Abend mit Zschäpe in einer Spielothek im Südviertel von Jena, wo sie zusammen mit einem von der Band „Vergeltung“ Billiard oder Dart gespielt hätten. Götzl hält der Zeugin eine Aussage von Steffi S. vor, deren Namen Jana J. noch nie gehört haben will. Der Aussage nach sei Steffi S. und ihre Freundin Maria H. auf dem Heimweg vom Rummel an der Straßenbahnhaltestelle Holzmarkt auf Beate Zschäpe und deren Freundin getroffen. Diese kannte Steffi S. zwar nicht, aber meinte gehört zu haben, dass sie Jana Ap. heißt. Steffi S. und Maria H. hätten dann die Bahn genommen und Zschäpe und die andere Frau hätten sich zu ihnen gesetzt. Steffi S. beschreibt die Frisur dieser Freundin von Zschäpe als kurz rasierte Haare, etwas schicker als ein klassischer Renee-Haarschnitt. Jana J. erwidert, so eine Beschreibung könne auf viele zutreffen und ja, auch auf sie, aber sie könne sich an so eine Situation wirklich nicht erinnern und wundere sich, dass diese Steffi S. wohl ihren Namen gekannt haben soll. Götzl hält weiter vor, dass Steffi S. und Maria H. ausstiegen, schnelle Schritte hörten und Zschäpe dann Maria H. angesprochen habe, dass sie sie vorhin „Schlampe“ genannt hätte. Steffi S. beschreibt ihre Freundin Maria H. als sehr nett und lieb und beschreibt, wie Zschäpe sie eingeschüchtert und bedroht habe. Zschäpe habe Maria H. dann geschickt zu Boden gebracht. Der Freundin [angebl. Jana Ap.] habe sie gesagt sie solle aufpassen, die habe nur daneben gestanden. Maria H. habe am Boden gelegen, da müsse das Bein dann schon gebrochen gewesen sein. Sie habe geweint und Zschäpe habe sie aufgefordert, die Jacke auszuziehen. Der Vorfall soll sich 1996 ereignet haben. Jana J., die an verschiedenen Stellen betont hat, dass sie den Vorfall nicht kenne und sich das nicht vorstellen könne, dass sie daran beteiligt war, schließt, dass kein einziger Aspekt der Geschichte ihr bekannt vorkäme.

Dann fragt Götzl zu ihrer Wohnungssuche mit André Kapke in Jena-Stadtmitte. Die Zeugin sagt aus, sie habe sich zu Beginn ihres Fachabis eine Wohnung in Stadtmitte gesucht, bei der ihr André Kapke beim Renovieren geholfen habe. Deswegen habe oft sein Auto dort gestanden, das sei in der „Schiller - nein Fischergasse“ gewesen. Sie sei letztens noch mal dort gewesen und habe sich die ganzen Orte noch mal angeschaut. Die Leute aus der Jungen Gemeinde hätten gefürchtet, dass dort eine „Nazi-Zone“ aufgemacht werde. Sie habe mit denen geredet und erklärt, dass das nur ihre und nicht Kapkes Wohnung sei. Was dann passiert sei, habe sie ja schon geschildert. Sie habe Morddrohungen in Form von Comics bekommen, auf denen Molotowcocktails und Menschen im Feuer gezeichnet waren, das hätten wohl sie sein sollen. Ihr Vermieter habe ihr gesagt, dass er massiv unter Druck gesetzt würde. Sie habe das auch verstanden, aber es habe keine Möglichkeit gegeben, mit den Leuten Gespräche zu führen. Das sei alles sehr schnell gegangen, sie sei da nie eingezogen und das Mietverhältnis wurde dann rückgängig gemacht. Götzl hält ihr vor, dass ihr Name auch noch in Zusammenhang mit zwei Vermerken des Landesamts auftauche, wo es hieße, dass Andre Kapke nur noch mit Jana Ap. unterwegs sei und ständig auf der Suche nach einer neuen Wohnung, seine Wohnung sei gekündigt worden. Die Zeugin antwortet, dass Kapke nicht bei ihr einziehen wollte, dass es aber sein könne, dass er parallel auch für sich selbst gesucht habe. Götzl hält weiter aus dem Vermerk vor, dass Kapke schon immer ständige Begleiterinnen, auch Beate Z., in der Szene gehabt habe. Die Zeugin sagt, sie wisse nicht, ob das früher so war, aber als sie ihn kennengelernt habe, habe sich das ziemlich schnell entwickelt und mit wem er unterwegs war, nachdem sie aus Jena weg war, wisse sie nicht. Auf einen weiteren Vorhalt, in dem es heißt, Kapke habe mit ihr und „Koriandi“ Sylvester 98/99 gefeiert und eine Wohnung in Lobeda bezogen, sagt sie, das könne sein, sie wisse es aber nicht mehr.

Götzl befragt Jana J. nach ihrer Familiensituation und den von ihr geschilderten Angstzuständen und Panikattacken, damit er „das einordnen“ könne. Sie berichtet, dass 1996 ihre sowieso schwierige Familie endgültig auseinandergebrochen war und sie diese Panikattacken und eine chronische Krankheit bekommen habe. André habe sie meist gefahren, wenn sie wo hin gemusst habe und sei einer derjenigen gewesen, die mit ihr umgehen konnten, ohne sie gleich als verrückt abzustempeln. Sie sei oft erst abends draußen gewesen und sei auch in Behandlung gewesen.

Auf die Frage, ob ihr der Begriff 88er in Chemnitz was sage, erzählt die Zeugin, dass sie mit Stefan Ap. (vgl. 66., 88., 93. Verhandlungstag) wohl 1996 auf einem Konzert in Chemnitz war, da hatte sie die Leute gerade erst kennengelernt. Dort sei ihr Thomas Starke kurz vorgestellt worden als der Organisator des Konzertes, ansonsten sei sie nie in Chemnitz gewesen. Mit B&H hatte sie nichts zu tun, der Name hätte ihr damals im Gegensatz zu heute auch nichts gesagt und ihres Wissens kannte sie auch niemanden, der da unterwegs gewesen sei, das sei in Jena kein Thema gewesen. Götzl hält ihr aus ihrer Vernehmung vor, dass sie Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe als verschworene Gemeinschaft wahrgenommen habe, von denen nichts nach draußen gedrungen sei. Die Zeugin erläutert, dass die drei vor dem Untertauchen jedem als sehr enge Freunde bekannt waren, das hätte man nicht persönlich wahrnehmen müssen. Sie selbst habe die drei nie zusammen gesehen oder sei mit denen unterwegs gewesen. Aber der Eindruck, den jener Abend bei ihr hinterlassen habe, war der, dass die sehr eng mit Zschäpe waren. Zur politischen Einstellung der Drei befragt, sagt die Zeugin, dass man den beiden Uwes, wenn man sie in Uniform gesehen habe, ihre politischen Ziele und ihre Attitüde schon abgenommen habe, das sei schon außergewöhnlich gewesen damals. Konkret hätten sie natürlich nicht gesagt, sie planen dies oder das, auch nicht Beate Zschäpe. Aber politisch hätten die eher zur „Scheitelfraktion“ gezählt. Sie erinnere sich an eine Situation im Winzer Club, wo die beiden in ihren braunen Uniformen ankamen, „wie aus einem Kriegsfilm“. Das hätte etwas bedrohliches, aber  - sie traue sich kaum, das so zu sagen - auch etwas lächerliches gehabt. Bei den Skinheads habe es da auch schon Augenrollen gegeben. Man hatte ja gehört, dass sie in den Uniformen durch Buchenwald gegangen seien. Das wäre schon eine ungewöhnliche Provokation gewesen. Zwar habe die ganze Szene eine Affinität zu Uniformen, aber in der Form sei das schon klar militaristisch gewesen. Zschäpe habe sie in der Situation nicht in Erinnerung und sie habe mit Zschäpe auch nicht darüber gesprochen.
Befragt nach dem Verhältnis zwischen Christian und André Kapke, sagt Jana J., das sei ein schwieriges Verhältnis gewesen, „vielleicht Hass-Liebe“, Christian habe seinem Bruder immer imponieren wollen, vielleicht sei er nur deswegen in der Szene gewesen. André habe aber kein gutes Haar an dem gelassen, manchmal sei es nur spaßiges Genecke, oft aber auch beleidigend gewesen. Zu Wohlleben habe sie ein entspanntes, recht freundliches Verhältnis gehabt, sagt die Zeugin auf Frage Götzls. Er sei oft fröhlich gewesen. Nie habe es eine unangenehme Situation gegeben, sie habe ihn nie aggressiv erlebt, eher offen und freundlich. Neben Carsten S. sei Wohlleben einer, den sie ganz gerne gemocht habe. Auch verbinde sie beide, dass sie auch „unpolitische Freunde“ hatten, was bei anderen nicht so üblich gewesen sei. Ihr Freund Sven K. habe auch zu dem engeren Freundeskreis gehört, nicht so eng mit Kapke, aber mit Wohlleben. Die hätten sogar im gleichen Haus gewohnt, oder in Nachbarhäusern. Entweder sei Wohlleben mal bei Sven gewesen oder sie und Sven bei Wohlleben.
Götzl fragt, ob Kapke im Besitz des Spiels Pogromly gewesen sei. Jana J. sagt, sie habe das nie im Original gesehen und wisse auch nicht, ob er eins hatte. Über den Vertrieb sei damals nicht gesprochen worden. Sie habe das nur in den Zeitungen von damals gesehen, da sei ein Foto gewesen und dann halt jetzt in der Berichterstattung. Sie glaube nicht, dass sie damals gewusst habe, dass es mehrere Exemplare gab.

Es folgt die Mittagspause. Danach ist im Publikum Romani Rose, Vorsitzender des Zentralrates der deutschen Sinti und Roma, anwesend um dem restlichen Verhandlungstag zu folgen.

Weingarten befragt für die BAW die Zeugin, zunächst zu der Geburtstagszeitung für Kapke. Die Zeugin hatte gesagt, dass diese im Kontext staatlicher Verfolgung gestanden habe und sie selbst diese als ungerecht empfunden habe, was Jana J. bestätigt. Weingarten nennt eine Textstelle aus einem Artikel, neben dem ein Foto mit drei Personen (Uwe Mundlos, André Kapke und Holger G.) abgebildet ist und die Zeile steht „Bewerbung für eine neue Tankstelle am Ettersberg“ (bei Buchenwald). Sie wisse nicht, was das mit der Gastankstelle auf sich habe, aber ihr sei klar, dass das absolut antisemitisch sei, den realen Bezug wisse sie aber nicht. Was das mit dem Verfolgungsdruck zu tun habe, fragt Weingarten, und sie antwortet, dass das dann einer [ein Artikel] wäre, der nichts mit dem Staat zu tun habe. Weingarten liest aus dem Text vor, dass die Stadt „drei Nazis aus Jena“ für besonders fähig halte, bei „Gas für alle“ beschäftigt zu werden und „Spaß mit Arbeit“ verbinden zu können. Worauf das anspiele kann die Zeugin nicht beantworten, aber sie sagt, ihr sträuben sich die Haaren, wenn sie das höre. Weingarten fragt sie, wie damals ihre Haltung zur paraindustriellen Vernichtung von Juden im „Dritten Reich“ gewesen sei, sie habe ja von einer satirischen Überspitzung geredet. Sie habe damals mangelnde Informationen gehabt, sagt Jana J., es habe viele Holocaustleugner gegeben und es wurde sich über Zahlen gestritten, „Drei Millionen, fünf Millionen, sechs Millionen“, ihr falle es schwer, das heute nachzuvollziehen. Ob sie sich mal mit dem KZ Buchenwald beschäftigt habe, fragt Weingarten, ob es ein Vernichtungslager oder ein Arbeitslager gewesen sei. Nein, damals nicht, sagt die Zeugin, heute wisse sie das, aber damals nicht. Gefragt nach der Haltung von ihr und von Wohlleben zur Vernichtung, sagt sie, dass sie das für Wohlleben nicht sagen könne. Bei ihr sei das Unwissen gewesen. Weingarten sagt, sie habe ja ihre Handschrift identifizieren können, ob es auch ihre Diktion sei. Das könne sein, sie wisse es nicht, auch nicht was Wohlleben noch geschrieben habe. Weingarten weiter: auf dem Bild seien ja Mundlos, Kapke und Holger G., aber sie habe gesagt, dass sie mit Holger G. keine Erinnerungen verbinde, was die Zeugin bestätigt. Befragt nach Wohlleben sagt sie, dass sie ihn spätestens 1997 kennengelernt habe und Kontakt hatte, bis sie weggezogen sei. Danach, ca. 2002/2003, habe sie André noch mal besucht und habe da auch Wohlleben gesehen, habe aber ansonsten keinen Kontakt mehr gehabt.
Ob ihr „simsalabim-design“ etwas sage, fragt die BAW. Ja, sie erinnere sich. Vielleicht habe sie mit Wohlleben telefoniert, sie habe eine Webseite mit dem Namen gewollt und er habe die ihr freigeschaltet. Darauf habe sich aber der Kontakt zu der Zeit beschränkt. Auf Nachfrage erzählt Jana J. von einem Besuch mit Kapke im Raum Berlin: Sie seien in einem besetzten Haus gewesen, wo sich Leute teilweise aus der Antifa und teilweise aus dem rechten Milieu getroffen hätten, die etwas machen wollten, was „Querfront“ hieß. Das sei 1999 oder 2000 gewesen. Ja, sie hätten auch Frank Sch. und Rita Bö. besucht. Frau Bö. habe damals wohl ein Bauarbeiterhotel gehabt, wo sie und Kapke eine oder zwei Nächte geschlafen hätten. An Gespräche mit Sch. könne sie sich nicht erinnern, aber an Frau Bö. Gefragt, ob da über die Möglichkeit gesprochen wurde, die drei Flüchtigen unterzubringen, dazu gäbe es ja Vermerke des Thüringer LfV, antwortet Jana J., nein, sie wundere sich über die Konfrontation, denn wüsste sie was, hätte sie das bereits gesagt.
Die Frage, ob ihr damaliger Freund Sven K. ihr mal erzählt habe, dass er und Carsten S. in eine Wohnung eingestiegen seien, verneint die Zeugin.

Es beginnt die Befragung durch die Nebenklage. RAin Basay fragt nach, ob die Zeugin für „Simsalabim“ eine Rechnung bekommen habe. Ja, das könne sein, und dass die sie gezahlt habe, sei dann wahrscheinlich. Sie habe telefonisch ca. 2005 Kontakt mit Wohlleben gehabt, wo sie schon in der neuen Wohnung gewohnt habe. Basay hält ihr vor, dass es 2004 eine Überweisung von ihr gebe, 20 Euro mit dem Betreff „Danke und viele Grüße Jana Ap.“ und am 5.4.2007 in Höhe von 60 Euro. Das könne sein, dass das im Kontext „Simsalabim“ stehe, sagt die Zeugin. Sie habe mal Sachen genäht, Kindersachen, die sie darüber vertreiben wollte. Wohlleben habe ihr den Namen gesichert und ihr das freigeschaltet.
Nebenklagevertreter RA Stolle fragt nach, wie ihr Einstieg in die rechte Szene in Lobeda gelaufen sei. Die Zeugin antwortet, sie habe schon vorher Kontakt zur rechten Szene gehabt. Kurz vorher, als sie noch in (Jena-)Nord gewohnt habe, habe sie schon Stefan Ap. an einer Tankstelle kennengelernt. Der habe in ihrer Straße gewohnt. Sie sei nachts mit einer Freundin unterwegs und an der Tanke was zu Trinken holen gewesen. Ja, es sei erkennbar gewesen, dass er zur rechten Szene gehörte, antwortet sie auf Nachfrage. Ihre damalige Freundin sei dann mit ihm zusammen gewesen. Sie wisse nicht mehr, ob sie gemeinsam am Winzer Club gewesen seien, jedenfalls habe sie über Stefan Ap. viele Leute kennengelernt und das habe sich dann in Lobeda gefestigt. Auf Nachfrage sagt sie wieder, dass es schwierig sei, das Verhältnis der Nazi-Szene zum historischen Nationalsozialismus zu erklären. Sie glaube, dass die meisten Leute nichts damit haben anfangen können. Es sei viel nachgeplappert worden. Es habe schon Verherrlicher gegeben. Stolle fragt nach, was verherrlicht wurde. Sie wisse es nicht, nationalistische Politik wohl. Stolle fragt nach dem Führerprinzip und der Rassenlehre. Zum Führerprinzip könne sie nichts sagen, aber zum Rassismus auf jeden Fall. André Kapke habe das ja auch ausgesagt, dass man multiethnische Gesellschaften als Genozid bezeichne. Das sei schon die Haltung, die auch damals vorgeherrscht habe. Die Szene in Jena habe nicht in erster Linie NS-Bezug gehabt, sondern sei systemkritisch oder systemfeindlich gewesen. Dem Konsens, den es im Osten sowieso gegeben hätte, habe man angehangen, dass Zuwanderung falsch sei, dass Arbeitsplätze weggenommen würden, dass man eine deutsche Gesellschaft wolle, das sei national bezogen gewesen. Sie habe damals Demokratie mit Kapitalismus gleichgesetzt. Kapitalismus sei immer kritisiert worden, schnell auch antisemitisch. In diesem Sinne sei man systemfeindlich gewesen. Im übrigen sei sie damals 16 Jahre alt gewesen. RA Stolle fragt, was sie denn mitbekommen habe an Einstellungen in der Szene. RA Stahl interveniert und beanstandet die Frage als suggestiv und unklar, auf welche Personen sich das beziehe. Götzl sagt, die Frage sei nicht suggestiv, Stahl will sie trotzdem beanstanden. Nach kurzem Hin und Her fragt Stolle weiter, wie  das Verhältnis der Zeugin und ihres Umfelds inklusive Kapke zur Demokratie war. Das könne sie nicht sagen, antwortet die Zeugin. Als Alternative habe man ein nationalsozialistisches System gesehen, aber sie könne nicht erläutern, was damit gemeint gewesen sei. Ob sie noch weitere Situationen mit André Kapke in Erinnerung habe, z.B. weitere Fahrten zu anderen Neonazis in anderen Städten. Nein, antwortet Jana J., nur diese eine Veranstaltung, die sie schon erwähnt hatte, die im Osten in einem Hotel wahr. Und dann der Aufenthalt in Berlin, wobei das ja nicht unbedingt Neonazis gewesen seien, aber Namen könne sie keine nennen. Das wäre eine Party gewesen, erläutert sie auf Nachfrage, wo etwas gegründet werden sollte oder schon gegründet war, das sich Querfront nannte, da wären Antifas gewesen, ein Kroate und ein Berliner, der sich als Nationaler Anarchist bezeichnete.
RA Stolle lässt ein Bild projezieren, auf dem zwei sich sehr ähnlich sehende Frauen mit kurzen Haaren ähnlich einem Reenee-Schnitt, weißen Polohemden und schwarzen Jacken an einem Geländer vor einer Landschaft zu sehen sind. Ja, das linke sei sie, bestätigt Jana J. auf Nachfrage, das rechte sei Anja [Nachname]. Sie glaube, das sei in Thüringen gewesen in jener Gaststätte, in der auch das BBC-Interview gemacht wurde. Sie sei da mit André einfach nur mitgefahren. Sie wären mit zwei Autos gewesen, dass Anja dabei war, daran erinnere sie sich jetzt. Kapke und Tino Brandt waren auch dabei, sie kenne auch Filmausschnitte. Es werden Filmausschnitte [Bericht Report München mit Ausschnitten von der BBC-Dokumentation “Europa von rechts außen”] von dem Interview auf der Terrasse gezeigt. Die Zeugin bestätigt, dass sie dort (gepixelt) zu sehen ist und dass neben Kapke, Brandt, Anja, und ihr auch Mario Br., damals 19, interviewt wurde. Bei der Inaugenscheinnahme werden auch Ausschnitte gezeigt, in denen gefragt wird, wo das Originalmaterial zu finden sei. Ein gefilmter Neonazi aus der Gruppe sagt in die Kamera, dass sich hier die Jugend formiere, um Aktionen gegen den Staat zu machen. Brandt sagt in die Kamera, Adolf Hitler sei ein großer Deutscher gewesen, wie Friedrich der Große. Mario Br. sagt, dass es eine raffinierte Variation der Volksvernichtung sei und Brandt sagt, die ländlichen Gegenden seien ja eindeutig noch ordentlich rein. RA Stolle fragt die Zeugin, wer das gewesen sei, der das erste [Aktionen gegen den Staat] gesagt habe. Mirko, habe der geheißen. Sie sagt, das Material spreche ja eine ganz eindeutige Sprache, sie wisse auch nicht, wie sie diese Zitate erklären solle. Das habe sich auf Demonstrationen beschränkt, auf Flugblätter und ähnliches, das sei nichts Konkretes gewesen. Sie wäre ja dabei gewesen zu der Zeit, sie könne nicht sagen, dass es konkrete Pläne gegen den Staat gegeben habe. Was der Mario Br. gemeint habe, mit der „Volksvernichtung“, fragt RA Stolle. Das sei diese Sache mit dem Genozid, sagt die Zeugin. Sie könne sich aber nicht an Gespräche über Volksvernichtung oder gar über Maßnahmen dagegen erinnern. Was solche Maßnahmen sein könnten, wird sie gefragt und antwortet: „Viele Kinder machen?! Keine Ahnung.“ Es sei viel kokettiert worden „mit diesem Dreck“, aber wenn sie sich heute Reportagen anschaue über die rechte Szene, dann denke man, dass das damals ja ein Kindergarten gewesen sei. Aber wahrscheinlich nähme man das nicht so krass wahr, wenn man drin steckt. Es werden weitere Ausschnitte aus dem Video vorgespielt, in denen es um Beweise für den Holocaust und um Einbürgerung von Nicht-Deutschen geht.
Stolle fragt die Zeugin, ob sie sich sicher sei, dass sie das Spiel „Pogromly“ nie gesehen habe, was die Zeugin bejaht. Wie das Interview weitergegangen sei, fragt der Nebenklagevertreter. Sie glaubt, sie habe dort mit Anja rumgesessen, entweder drinnen an den Tischen oder draußen. Und sie wisse, dass sie alle mit zwei Autos gefahren seien. Sie sei sicherlich da mitgefahren. Ob sie sich erinnere, dass dem Journalisten das Brettspiel übergeben wurde, fragt Stolle, was die Zeugin verneint. Ein Filmausschnitt wird gezeigt, wo man sieht, wie dem Journalisten das Pogromly-Spiel übergeben wird. Die Zeugin sagt, sie kenne das Spiel nur aus der Presse. Sie meine sie habe das damals 1998 auf Zeitungsfotos gesehen, an die Situation der Übergabe habe sie keine Erinnerung. Ob sie sich an Hausdurchsuchungen zum Beispiel bei Kapke konkret erinnern könne. Ja, der habe ja viele gehabt, sie sei aber nie dabei gewesen und habe auch selber keine gehabt. Sie nehme an, dass es auch welche nach dem Untertauchen gegeben habe, es habe ja immer irgendwelche Gründe gegeben, irgendwelches verbotene Material. Zum Verhalten bei Hausdurchsuchungen und Festnahmen habe es vielleicht Gespräche gegeben, es habe ja diese Rechtsschulungen gegeben, wo sie nicht mehr wisse, ob sie selbst teilgenommen habe. Stolle fragt, ob sie, da sie ja erst 16/17 Jahre alt war, aber mit dem Kader André Kapke zusammen, denn nie von dem gesagt bekommen habe, dass sie sich so oder so zu verhalten habe. Sie sagt, sie könne sich nicht konkret erinnern. Auf Nachfrage ob Verfassungsschutz und Spitzel Thema gewesen seien, sagt sie, dass es zwei Vorwürfe gegeben habe, die man jemandem hätte machen können, um ihn zu diskreditieren. Das wäre gewesen, dass einer V-Mann, oder dass er schwul sei, das wären „Killer“ gewesen. Es wäre zwar bekannt gewesen, dass es wahrscheinlich Spitzel gäbe, aber sie könne kein konkretes Gespräch erinnern. Auch Namen dazu wüsste sie nicht. Auch dass es Brandt damals vorgeworfen wurde, wüsste sie nicht mehr, sie habe einen „Jürgen“ im Kopf, allerdings nicht Jürgen H., einen der im Kreis um Carsten S. war. Manchmal habe man einen Witz gemacht „bist nen V-Mann?!“, manchmal sei das aber ernst gewesen. Sie nähme an, dass einem schon gesagt wurde, dass man jede Kooperation verweigern solle. Auf Nachfrage sagt die Zeugin, sie wisse nicht, welches Amt sie auf Borkum angesprochen habe. Auch an eine Eingangsfrage, die Namen der BeamtInnen oder ob ihr Bilder vorgelegt wurden, kann sie sich nicht erinnern. Es müsse wohl vorwiegend um Thüringen gegangen sein, denn andere Namen hätte sie ja nicht gekannt. Warum sie die Kooperation abgelehnt habe, begründet sie damit, dass sie ja aus der Szene weg wollte und sie generell Spitzeltätigkeiten für sich ausschließe. Sie finde das nicht vertretbar, egal wie man jetzt politisch denke, denn Interessen würden sich verwässern und man sehe ja, was dabei rauskomme. Ob sie auch andere J. [ihr Nachname] kenne, z.B. einen Stefan, Sven oder Frank J., verneint die Zeugin.
Nebenklagevertreter RA Schön hält ihr weitere Textteile aus der Geburtstagszeitung vor und fragt, ob sie sich auch jetzt nach dem Anschauen des BBC-Filmes nicht an mehr erinnern könne. Sie sagt, sie könne es wirklich nicht sagen, ob die Texte von ihr oder von Wohlleben stammen. „Sie sind 16 - 17 Jahre und laufen da hinterher und wissen nicht, dass das militante Leute sind. Da wird ja nicht die ganz Zeit über Mord und Totschlag geredet, zumindest nicht im Ernst, das hat für mich keinen realen Bezug gehabt.“ Das sei jetzt schockierend für sie und sie hoffe, für andere auch. Ob sie sich vorstellen könne, dass jemand anderes die Texte verfasst habe, nicht sie oder Wohlleben, fragt RA Schön. Götzl und Stahl beanstanden die Frage.
Nach einer kurzen Pause fragt Nebenklagevertreterin von der Behrens, wann Kapke das Auto von Brandt bekommen hatte. Das könne nach dem Untertauchen gewesen sein, sagt Jana J., er habe das eine ganze Weile gehabt, vielleicht sogar 1-2 Jahre. Kapke habe vorher auch einen Golf gehabt, der genauso ausgesehen habe, deswegen könne sie nicht genau sagen, ob sie mal zusammen mit Kapke im Auto von Brandt gefahren sei. Auf Nachfrage bestätigt sie, dass sie von Zivilfahrzeugen verfolgt wurden, und dass das sicher auch gewesen sei, als sie mit Brandts Auto unterwegs gewesen seien. Ihr selbst sei das nicht aufgefallen, aber wenn man das wisse, dann würde man das schon merken. Sie hätten sich auch Späße erlaubt, seien oft mit dem Hund unterwegs gewesen und hätten dann Zivilfahrzeuge im Wald getroffen. André habe einen Peilsender am Auto vermutet, aber ob er was unternommen habe, um den zu finden wisse sie nicht. Auf die Frage, ob sie sich an Situationen mit Ronny A., vielleicht auch zusammen mit Carsten S., erinnere, sagt die Zeugin, dass sie nur ganz schemenhafte Erinnerungen an Ronny A. habe und nicht wüsste, ob sie mal was zu dritt unternommen hätten. Ob Kapke Thomas Gerlach kenne, kann sie nicht sagen, da sie nicht wisse, wer Thomas Gerlach sei. Dass es Gerüchte darüber gab, dass Brandt schwul sei, kann sie bestätigen. Ob das Konsequenzen für seinen Status in der Szene gehabt habe? Nein, überhaupt nicht, antwortet die Zeugin.
Nebenklagevertreter RA Narin fragt, ob sie den Nachnamen des Mirko kenne, den sie erwähnt habe. Nein, sie wisse, dass er aus Saalfeld komme und dass er einen Bruder hatte. Aber die seien nicht im engeren Kreis mit Brandt gewesen, der Bruder sei eher bei den Skinheads gewesen. Auf Nachfrage bestätigt sie den Nachnamen Eberlein.
Ob sie die Namen Jana K. und Claudia S. kenne, verneint die Zeugin. Es geht um das Treffen mit den beiden „alternativen“ Mädchen, sie habe gesagt „wir hofften, dass da Ruhe einkehrt“, was der Sinn des Treffens gewesen sei. Das könne sie nicht mehr wiedergeben, aber sie haben sich wirklich freundlich unterhalten. Sie seien nicht immer einer Meinung gewesen, aber es sei ein angenehmer Abend gewesen. Nein, einen Streit zwischen ihnen und den Mädchen habe es nicht gegeben, sagt die Zeugin auf Nachfrage. Ob sie die Claudia als „Hure“ beschimpft habe, will Narin wissen, was die Zeugin verneint. Ob „kleines P“ oder Matthias P. dabei gewesen seien, verneint die Zeugin, den kenne sie nicht. Ob sie Wohlleben und Kapke angefeuert habe, die Mädchen anzugreifen? Nein, sicher nicht, antwortet Jana J., von einem Diktiergerät dort wisse sie nichts. Wo sie nachgelesen habe, dass „er auch dafür verurteilt wurde“, will Narin wissen. Das sei irgendwo in der Berichterstattung gewesen oder in „irgendwelchen Chroniken“, es habe ja zwei Verhandlungen gegeben, sie erinnere sich, dass sie einmal in Jena als Zeugin ausgesagt hat. Sie erinnere sich an einen Anwalt mit einer Riesen-Brille. Narin hält ihr vor, sie sei am 31.8.99 als Zeugin geladen gewesen, ob sie denn auch am 15.3.2000 in Gera ausgesagt habe. Nein, das halte sie für unwahrscheinlich, sie habe nur einmal ausgesagt, ob sie da von der Polizei vernommen wurde, kann sie nicht erinnern, sie glaube aber nicht.
Auf Frage nach Sven K. sagt Jana J., dass es zwei Bands gab, wovon die eine Vergeltung hieß. Wenn bei Vergeltung ein „Tuffi“ und „Schmaler“ gespielt haben, dann habe Sven in der anderen gespielt. Die Namen „Blutstahl“ oder „Sonderkommando Dirlewanger“ sagen ihr aber nichts, ebenso wenig wie die Namen Mirko Schi. oder „Barney“. Auf Nachfrage bestätigt sie auch, dass sie gesagt hatte, dass es B&H in Jena nicht gegeben habe. Dass die Band „Vergeltung“ sich B&H zurechnete, habe sie nicht gewusst.
Nebenklageanwältin Pinar fragt die Zeugin, was sie in ihrer Zeugenaussage gemeint habe mit der Antwort auf die Frage, ob es Hinweise von Kameraden auf den NSU gegeben habe, dass man das hätte vermuten können. Die Zeugin erinnert sich nicht und kann es auch nicht erklären. RAin Pinar fragt, warum sie und die Frau auf dem Bild, das gezeigt wurde, identische T-Shirts und gleiche Jacken anhaben. Die Zeugin sagt, die Jacken seien nicht die gleichen gewesen. Auf den Vorhalt, dass aber auf jeden Fall die T-Shirts gleich seien, sagt Jana J., dass das dennoch keine Uniformierung sei. Ob sie sie vorhin richtig verstanden habe, dass sie nur eine Begegnung mit Zschäpe ohne die Jungs [jener Diskoabend] hatte, fragt die Anwältin. Verteidigerin Sturm beanstandet die Frage. Ob sie ein Foto von sich zur Verfügung stellen könnte, wie sie 1996 ausgesehen habe, wird die Zeugin gefragt. Sie wisse nicht ob sie noch eins habe. Im Vergleich zum BBC-Foto 1998 habe sie damals wohl etwas längere Haare gehabt, sagt die Zeugin.

RA Stahl fragt, was die Zeugin damit gemeint habe, als sie die Drei als verschworene Einheit bezeichnet habe. Das habe sie doch schon gesagt, erwidert diese, sie habe keine persönliche Wahrnehmung von den dreien zusammen gehabt. Wer denn diese von ihr geschilderten Meinungen in der Szene vertreten habe, will Stahl wissen. Das habe jeder vertreten, man habe nicht ständig ein Gesinnungsupdate gemacht, das habe sich von selbst verstanden. Von André Kapke könne sie das pauschal so sagen, weil sie mehrfach solche Diskussionen mit ihm gehabt habe, von solchen Diskussionen mit anderen Leuten könne sie nicht so konkret berichten, auch nicht bezüglich Beate Zschäpe. Ohne das Videomaterial hätte sie auch nicht formulieren können, wie sie in Bezug auf den NS gedacht hätten. Ihre damalige Einstellung oder die von anderen Leuten könne sie nicht darstellen, höchstens die von André Kapke. Bei dem Besuch bei Frau Zschäpe habe sie doch eine Waffe gesehen, fragt Stahl. Ja, berichtet die Zeugin, sie hätten dort an einem Tisch gesessen, sie sei sich inzwischen auch sicher, dass Zschäpe die an dem Abend sogar mit hatte, denn auf der Rückfahrt von der Disko seien sie von einem Mann mittleren Alters mit Bart mitgenommen worden. Diesem habe Zschäpe, die auf dem Beifahrersitz saß, die Waffe gezeigt. Sie habe das Gefühl gehabt, dass es um Selbstschutz gegangen sei. Der Mann habe auch nicht komisch reagiert, sei auf das Gespräch eingegangen, sei nicht entsetzt gewesen, was man ja hätte erwarten können. Sie selbst sei sehr müde gewesen, vielleicht habe sie auch geschlafen, auf der Rückbank. Aber sie erinnere sich an diese Bruchstücke. Rain Sturm fragt nach, was denn „übliche Provokationen“ seien, wenn sie den Vorfall mit den Uniformen im KZ Buchenwald als ungewöhnlich empfunden habe. Die Zeugin sagt zögernd, das Tragen von verfassungswidrigen Kennzeichen, verbotene Zeichen auf T-Shirts, das hätten sich manche getraut, andere aber auch nicht.
RAin Schneiders fragt die Zeugin zur Vernehmungssituation bei der Polizei 2012 und die Zeugin berichtet, dass es drei Leute waren, eine Frau die protokolliert habe, ein Mann der ihr gegenüber gesessen, aber nichts gesagt habe und einer, der die Fragen gestellt habe. Ob das mitgeschnitten wurde, könne sie nicht sagen. Sie habe das sehr lange Protokoll dann überflogen, nicht genau gelesen, und unterschrieben. Konkret gefragt worden sei sie nach Kapke, Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt, ihr sei auch ein ganzer Ordner mit Fotos vorgelegt worden. Auch zu Wohlleben sei sie gefragt worden, aber sie könne nicht sagen, dass das übermäßig häufig gewesen wäre. Ob sie mal auf dem Bafög-Amt in Jena gewesen sei, fragt Schneiders, was die Zeugin bejaht. Ob sie zusammen mit Kapke da gewesen sei oder wo das konkret war, könne sie sich aber nicht erinnern. Sie habe in ihrer Aussage gesagt, dass sie den Eindruck hatte, dass Wohlleben nicht zum engeren Kreis gehörte, hält Schneiders ihr vor, wer habe dann zum engeren Kreis gehört. Die Zeugin antwortet, sie habe die Drei gemeint. Ob Wohlleben beim BBC-Interview dabei gewesen sei, könne sie heute nicht sicher sagen, sie könne es sich aber vorstellen. Der habe ein weißes Auto gehabt, vielleicht seien sie damit hin gefahren, aber sicher sei sie sich nicht. Was sie auf Borkum dem VS an Privatem erzählt habe, wisse sie nicht mehr. Dass die sie ermutigt hätten, in der Szene zu bleiben, könne sie ausschließen. Schneiders fragt, ob sie Kapkes Aussage im Prozess (vgl. 59. Verhandlungstag) zu den Themen Umweltpolitik und Naturschutz bestätigen könne, was die Zeugin relativ vehement ablehnt. Sie habe gedacht, als sie das gelesen habe: Was für ein Quatsch. Sie glaube auch nicht, dass Kapke mal in Gorleben gewesen sei. Wohlleben-Verteidiger Klemke fragt sie erneut zu der Geburtstagszeitung, ob sie wissen, was die tatsächlichen Hintergründe der Artikel sein könnten, was sie verneint. Auf seine Frage, ob ihr Behauptungen bekannt seien, dass es in Buchenwald Tötungen durch Giftgas gegeben habe, sagt sie, das wisse sie heute, dass das nicht so war. Damals habe sie darüber nicht viel nachgedacht. Auf Nachfrage, woher sie erfahren habe, dass die beiden linksalternativen Mädchen nach dem Gespräch in der Kneipe „bedrängt“ worden seien, sagt sie, das wisse sie nicht mehr, ob gleich danach oder ein paar Tage später oder erst im Zuge der Ermittlungen. Sie wisse aber noch, dass sie mit André darüber diskutiert habe. Sie sei sauer gewesen, denn sie sei sich selbst verarscht vorgekommen, denn das sei eine Falle gewesen, von der sie nichts gewusst habe. Wie genau die Vermittlung von Christian K. ausgesehen habe, wisse sie nicht. Aber sie nehme an, dass sie mit dem Auto, dem Golf, den André damals fuhr, dorthin gefahren sei. Der Imbiss sei so eine kleine Hütte an einer Endhaltestelle gewesen, so ein Heiße-Hexe-Imbiss. Klemke sagt, Kapke habe in der Hauptverhandlung gesagt, der Vorfall soll vor dem Treffen gewesen sein, danach sei man dann zusammen Kaffee trinken gegangen. Nein, das könne nicht sein, sagt die Zeugin, denn wenn man mit mehreren Leuten die zwei Mädchen bedrängt und geschlagen habe, dann würden die sich doch nicht mit ihnen hinsetzen und nett reden. Klemke fragt, wieviele „Nazis“ (mit einem distanzierenden Unterton) denn dabei gewesen seien. Das wisse sie nicht mehr, aber es wären mehrere gewesen. Sie habe gesagt, sie hätten Namen und Adressen von den Leuten, die Reifen abstechen, in Erfahrung bringen sollen. Wie viele Fahrzeuge denn angezündet worden seien, fragt Klemke. Eines, antwortet die Zeugin, das von Christian K., glaube sie. Die Scheiben von mindestens zwei weiteren, unter anderem dem von André Kapke, seien betroffen gewesen. Die Morddrohungen und Anrufe beim Vermieter haben nur sie betroffen. Ihr Vermieter habe gesagt, dass er unter Druck sei, er hatte ein Weingeschäft unten im Haus und habe Angst darum gehabt. Wie die Drohungen im Einzelnen ausgesehen habe, könne sie nicht sagen. Die Comiczeichnungen hätten aber überall gehangen, auch unten am Tor, die könne er nicht übersehen haben. Eine Anzeige habe sie nicht gemacht, da sie einfach ihre Ruhe haben wollte. Sie habe dann in Lobeda eine Wohnung gefunden und auch da habe sie einen militanten Linken als Nachbar gehabt, da habe sie jeden Tag „einen roten Punkt auf der Stirn“ gehabt. Sie könne das nachvollziehen, dass das als Provokation empfunden wurde, dass sie direkt um die Ecke der Jungen Gemeinde einzieht, die Mittel habe sie nicht nachvollziehen können. Ob sie denn kein Recht auf eine Wohnung habe, fragt Klemke. Die Zeugin sagt, dass die anderen gedacht hätten, dass André da eine Nazi-Homezone machen würde, das könne sie verstehen, aber sie seien auch nicht davon abzubringen gewesen. Klemke kommentiert: Der André Kapke hat also kein Recht auf eine Wohnung?! Götzl unterbricht ihn, das laufe jetzt auf eine Erklärung hinaus und Klemke zieht seinen Einwand zurück. Nach einer kurzen Pause fragt Klemke weiter, ob denn der Kreis Kapke-Wohlleben damals den Kapitalismus kritisiert, mit Demokratie gleichgesetzt und das auf Antisemitismus bezogen hätten. Die Zeugin sagt, es sei sie gewesen, die Demokratie und Kapitalismus gleichgesetzt habe. Aber beim Antikapitalismus ging es schon immer um Juden und Finanzen und so, sie könne das aber nicht mehr genau sagen, es sei über Schlagworte verhandelt worden. Man sei sich politisch einig gewesen, das habe über Zugehörigkeit funktioniert. Gegen Überfremdung zu sein, sei damals üblich gewesen. Klemke sagt, er wisse nicht, was damals üblich war. Die Zeugin wiederholt, gegen Überfremdung und gegen Kapitalismus, kann aber die Frage, wie das am historischen NS orientiert gewesen sei, nicht konkreter erläutern. Klemke will konkretere Aussagen wie die Ablehnung der „Überfremdung“ denn ausgesehen habe, unterbricht die Zeugin aber öfters bei ihren Versuchen zu antworten, bis Götzl interveniert, er solle sie aussprechen lassen.
Der Sachverständige Saß befragt die Zeugin, was sie gemeint habe, als sie vom autoritären Auftreten der beiden Uwes gesprochen habe. Sie glaube, sie habe die Uniformen gemeint, antwortet diese, sie habe ihr Verhalten ja eigentlich nie selbst mitbekommen. Zschäpes Verhalten schildert sie auf Nachfrage als selbstbewusst, offen, aufgeschlossen. Sie sei eine Persönlichkeit gewesen, war freundlich, witzig. Sie habe ihr mit ihrem Selbstvertrauen imponiert, denn damals habe sie selbst nicht so viel Selbstvertrauen gehabt. Mehr könne sie dazu nicht sagen. Warum sie Mundlos und Böhnhardt zur Scheitelträgerfraktion gezählt habe, erklärt die Zeugin damit, dass das zwar keine festen Kategorien seien, Skinheads aber in einer Band waren, tranken und Spaß hatten. Die Leute die gewillt sind, politische Aktionen zu machen, was zu ändern, das seien die anderen gewesen, die Scheitelträger, die hätten halt manchmal auch keine Glatze gehabt.
Erneut fragt Stahl nach, was sie denn mit „selbstbewusst“ in Bezug auf Zschäpe meine. Zschäpe habe ein Selbstverständnis gehabt, wie man sich das als junges Mädchen wünsche, sagt die Zeugin. Sie sei auf Leute zugegangen, habe Dinge geklärt. Klemke erwidert, die Zeugin sei 16 gewesen, Zschäpe 23, woran sie das nun festmache, abgesehen vom Altersunterschied. Die Zeugin sagt, Zschäpe habe eine aufrechte Haltung gehabt. Die Situation mit dem Trampen sei ein Beispiel. Da habe Zschäpe das Fragen übernommen, habe sich neben den Typen gesetzt und habe ihm gesagt, wo sie hin wollen. Klemke fragt wieder nach, wieso das „sehr selbstbewusst“ sei. Die Zeugin erwidert, dann nähme sie das „sehr“ halt zurück, was wiederum Klemke auch nicht gefällt. Die Zeugin sagt, sie meine das im Vergleich zu ihr selbst. Klemke fragt, ob sie das Afrocenter kenne. Ja, das sei gegenüber von Paradies-Bahnhof, das sei in einem Turm drin gewesen, ein Ort wo sich Afrikaner getroffen haben. Vielleicht sei sie mal da gewesen, bevor sie mit den anderen rumgehangen habe, sie habe eine Freundin gehabt, die dort in der Nähe wohnte. Ob sie dort mal zu „Raggae Weihnachten“ gewesen sei, fragt Klemke, was die Zeugin verneint.
Da es keine weiteren Fragen gibt, wird die Zeugin Jana J. um kurz vor 16h unvereidigt entlassen.

RA Klemke gibt noch „ganz kurz“ eine Erklärung ab hinsichtlich der Personenbeschreibung der Zeugin von Zschäpe als „sehr“ selbstbewusst. Man müsse zugrunde legen, wie selten sie Umgang mit Zschäpe gehabt habe und man müsse auch den Altersunterschied betrachten. 1997 habe Zschäpe sich in Besitz einer Waffe befunden. Im Jahr 1997 stelle eine Waffe - und es gäbe keinen Hinweis darauf, dass es eine scharfe Waffe wäre, denn es sei offen damit umgegangen worden und man müsse ja glauben, dass es zum Selbstschutz sei - keinen verbotenen Gegenstand dar. Das heißt, es sei wohl eine Gaspistole gewesen, für die gab es 1997 keine waffenrechtlichen Vorgaben. Es sei ein legaler Gegenstand gewesen, das möge zwar zynisch klingen, aber so wäre es. Solche Gegenstände könnten in einer sozusagen gewaltbereiten Umgebung nach allen Seiten mitgetragen werden. Er wolle darauf hinweisen, dass es sich also um kein strafrechtlich relevantes Verhalten handele.

Nebenklagevertreter RA Stolle möchte sich eine Erklärung zu der Zeugin vorbehalten, ebenso die BAW. RA Narin erwidert auf Klemke, dass die Wahrnehmung der Zeugin als selbstbewusst wohl doch zutreffend sei, wenn sie sich zu einem Fremden ins Auto setzt und mit einer Waffe prahlt. Auch RA Hoffmann behält sich eine 257er-Erklärung vor. Götzl beendet den Verhandlungstag um 16:02 mit dem Hinweis, dass der nächste Prozesstag der 28.4, ein Montag sei, wo der Zeuge Enrico Th. erwartet werde.

Rechtsanwalt Stolle erklärt:

“Die Vernehmung hat noch mal deutlich gemacht, in welchem Umfeld das Trio politisch sozialisiert worden ist; ein Umfeld, in dem rassistische Einstellungen normal waren, Kritik am Kapitalismus ohne Antisemitismus nicht denkbar war und Zuwanderung mit Volksvernichtung gleichgesetzt worden ist. Wenn man sich aber in eine Situation hineinhalluziniert, dass dem deutschen Volk durch ‘Vermischung’ die Vernichtung droht, ist es zum Mord als Mittel zu dessen Abwehr nicht mehr weit.” 


Protokoll 109. Verhandlungstag - 29. April 2014

Da Thomas Starke die Aussage verweigerte, wurde erneut ein Ermittler des BKA vernommen, der Starke 2012 vernommen hatte. In der Vernehmung ging es um die Kontakte von Starke innerhalb der Neonazi-Szene, was auch durch Fotos deutlich wurde, die bei Starke beschlagnahmt wurden. Darauf sind zahlreiche mutmaßliche UnterstützerInnen des NSUs und die drei Untergetauchten in ihrer legalen Zeit zu sehen. Ein weiterer Aspekt war die Lieferung von Sprengstoff an Uwe Mundlos.

Zeuge: Ralf Be. (KHK, BKA Wiesbaden, Vernehmungen von Thomas Starke)

Disclaimer: Bei diesem Protokoll handelt es sich um die redaktionell bearbeitete Mitschrift von Mitarbeiter_innen von NSU-Watch im Gerichtssaal. Es stellt kein vollständiges Wortprotokoll dar. Auch wenn wir versuchen, die Aussagen so genau und korrekt wie möglich wiederzugeben, können Missverständnisse und Fehler auftreten, manchmal gibt es Lücken. Deshalb können wir keine Gewähr für die Korrektheit und Vollständigkeit übernehmen. Die Aussagen sind insoweit redaktionell bearbeitet, dass sie auch außerhalb des Saals lesbar und verständlich werden.

Der Vorsitzende Richter Götzl bittet den Zeugen Ralf Be. von der Vernehmungen Thomas Mü., vormals Starke, am 10.2.2012 zu berichten (s.a. 101. Verhandlungstag).

Der Zeuge schildert: Die Vernehmung am 10.2.2012 begann damit, dass Herr Starke etwas von sich aus richtig stellte im Bezug auf die Vorwürfe im Durchsuchungsbeschluss der BAW, nämlich dass er nicht 1998, sondern 96 bis 97 mit Frau Zschäpe zusammen war; dass er nicht derjenige gewesen sei, der die Wohnung von Max-Florian Bu. als Unterschlupf für das Trio besorgt habe und dass er das Trio nicht von 1998 - 2000 Trio unterstützt habe.

Starke hatte sich telefonisch beim Kollegen gemeldet, und berichtet, dass Jan Werner ihn angerufen habe und berichtet habe, dass auch bei ihm Hausdurchsuchung sei, das in seiner Abwesenheit die Tür aufgebrochen worden sei, er einer ED-Behandlung unterzogen werde, er eine DNA-Abgabe aber verweigert habe. Starke habe Werner gesagt, dass auch bei ihm Haussuchung sei und dass er Angaben gemacht habe. Darauf habe Werner das Gespräch recht schnell abgebrochen. Werner sei, so Starke, im Gespräch immer so lapidar, so habe er gesagt, dass es auch bei ihm um Sprengstoff gegangen sei.

Dann hat man ihn nach Ralf Marschner gefragt, genannt Manole, und zu dessen Kontakt zu Werner. Marschner sei, so Starke, die zentrale Figur in Sachsen, Bandmitglied beim „Westsachsen Gesocks“ (WSG), bei Konzerten in seinem Gartenlokal seien auch Starke, Werner und La. anwesend gewesen. Er habe einen rechten Szeneladen betrieben und gute Kontakte nach Tschechien gehabt. Da habe er auch Konzerte mit anderen Bands gehabt, wo Starke Marschner kennengelernt habe, wohl in der Slowakei. Über Kontakte Marschner zum Trio hat Starke nichts sagen können: Es könne sein, so Starke, dass er dem Trio mal Marschners Nummer wegen Konzerten weitergegeben habe.

Zu den Blood & Honour (B&H)-Aktivitäten von Werner hat Starke erklärt, die Kontakte in die Schweiz seien eher Kontakte wegen Konzerten etc. seitens Werner gewesen, der mal mit einer Schweizerin zusammen gewesen sei; er wisse nicht, so Starke, wer das sei und ob sie der rechten Szene angehört habe. Starke kannte sie nicht. Ansprechpartner in der Schweiz sei der Hammerskin Olivier gewesen, der später eine eigene B&H-Sektion in der Schweiz gegründet habe. Liiert sei der mit einer Carolina gewesen, eine polnische Frau, die den Vertrieb von Landser-CDs; vermittelt habe, so Starke. Gefragt nach Kontakten zu den „Potsdamern“ und Carsten Szczepanski, der ja die Langwaffe besorgt haben soll. Dazu konnte Starke keine Angaben machen.

Uwe Menzel hat er dem Umfeld der Band „Proissenheads“ zugeordnet und nicht gewusst, ob er Kontakt zum Trio hatte. Menzel sei auch bei Konzerten in Chemnitz, gab er an. Starke nannte in diesem Kontext noch das verurteilte ehemalige Landser-Mitglied, Christian Wenndorf, als weitere Person einen Bü. und zwei weitere Personen, die Security-Aufgaben im Kontext mit Konzerten erledigt hätten.

Auf Stephan Apel, den Cousin von Beate Zschäpe, angesprochen, erinnerte sich Starke an den Namen. Er zählte als Angehörige der Clique Apel, das Trio, eine Elke, „Steini“ und Kapke auf. Über  seine Beziehung zu Zschäpe berichtete er: sie habe ihn in der Haft besucht. Später auf einem Konzert oder einer Party habe es dann gefunkt. Dann sei es zu dem Techtelmechtel gekommen. Er habe sich mehr vorstellen können, wollte mit ihr zusammenziehen - habe aber schnell gemerkt, dass das nicht möglich sein würde. Zschäpe sei auch mal in Chemnitz gewesen, er auch mal im Jena, aber die Uwes seien immer anwesend gewesen: das sei ihm auf den Zeiger gegangen, wie er sich ausdrückte. Zschäpe habe sich gerne mit ihm über Politik unterhalten, dass die NPD die einzige Partei sei. Er, Starke, habe schnell gemerkt, dass politischer Aktivismus wie Flugblattaktionen für ihn und auch die 88er in Chemnitz nichts seien. Über einen Braunhemdenauftritt der Jenaer in Chemnitz soll Fr. (88er Chemnitz) gesagt haben, das sei ihnen zu parteipolitisch, sie wollten keine Vereinnahmung.

Zschäpe soll laut Starke recht verschlossen gewesen sein, aber bei politischen Themen sei sie munter geworden. Sie sei gegen das System gewesen, weil sie ihre Meinung nicht frei habe äußern können. Gewalt habe sie abgelehnt, weil Starke, so ihr Argument, ja das beste Beispiel dafür, dass man sich damit selber am meisten schade. Böhnhardt sei einer Schlägerei nicht abgeneigt gewesen wie „Steini“ und Apel auch. Zschäpe und Mundlos hätten sie aber zurückgehalten, um nicht aufzufallen. Ohne die Uwes sei mit Zschäpe, so Starke, nichts los gewesen: ihr Lebensinhalt sei die Kameradschaft und der THS gewesen. Dann habe es lange Phasen mit Funkstille gewesen, berichtete Starke über die Beziehung, er habe sie nicht erreicht, da sie nur Festnetz gehabt habe. Bis zu vier Wochen habe es keinen Kontakt gegeben und dann keine Erklärung. Im weiteren Verlauf hat Starke noch die Begeisterung des Trios für Tino Brandt, beschrieben: er sei für sie wie ein Gott gewesen, eine absolute Führungsfigur. Sie seien völlig begeistert von dessen politischer Aktivität gewesen und hätten eine Begebenheit in einer Kneipe bei Rudolstadt geschildert, wo Brandt tatsächlich etliche Wanzen aufgespürt habe in ihrem Versammlungsraum: das habe sie völlig begeistert. Starke sagte auch, ihn hätte interessiert, wie das Trio reagiert habe, als rausgekommen sei, dass Tino Brandt V-Mann gewesen sein soll.

André Kapke wurde von Starke als „politischer Soldat“ beschrieben. Er sei auch für viele Demos mitverantwortlich gewesen. Er habe provokante Aktionen gut gefunden, sei äußerlich aber kein Skinhead gewesen. Die Aktion in der KZ-Gedenkstätte Buchenwald z.B. habe er gut gefunden. Er sei ein Typ gewesen, der sicher „auch zulangen“ habe können. Es habe seinerseits Telefonate mit Kapke wegen Konzerten etc. gegeben, es sei keine wirkliche Freundschaft gewesen, sagte Starke.

Ralf Wohlleben habe er nicht bewusst persönlich gekannt, nur aus Schilderungen von Mundlos, dessen guter Freund Wohlleben gewesen sei. Wohlleben habe auch mal Demos organisiert etc.

An Holger Gerlach konnte sich Starke nicht erinnern. Er gab an, in der Zeitung ein Foto von Gerlach gesehen, zu haben, das Gesicht habe ihm aber nichts gesagt. Der müsse ein enger Vertrauter des Trios gewesen sein, wenn sie ihm das mit der Sprengstoffbeschaffung durch Starke erzählt hätten, mutmaßte Starke.

Zur Sprengstoffbeschaffung äußerte sich Starke detailliert: Mundlos habe ihn auf Waffen und Sprengstoff angesprochen. Er wisse nicht mehr, ob er zuerst Giso Tschirner oder Winter darauf angesprochen habe, weil die damals mit Sprengstoff experimentiert hätten. Tschirner habe ihm den Sprengstoff  in Begleitung eines unbekanntem Begleiter vorbei gebracht. Starke gab an, dass es  um 500 - 700 Gramm gegangen sei. Nach Vorhalten eines Tetrapacks hat er dann gesagt, dass vielleicht doch eher ein Kilo gewesen sei.

Zur Zünderproblematik befragt, sagte Starke: Mundlos habe ihn angesprochen, dass er den Sprengstoff nicht zünden könne. Starke habe daraufhin Winter angesprochen, dass Zünder fehlten, die Winter aber nicht habe besorgen können. Mundlos habe ihn gefragt, ob er, Starke, mehr von dem Sprengstoff besorgen könne, was er vorgab prüfen zu wollen.

Bei einer Wahllichtbildvorlage mit Bildern von Tschirner und Winter erkannte Starke sie. Weitere Bilder von Schn. und Ja. erkannte Starke nicht.

An dieser Stelle beginnt Götzl dem Zeugen Passagen aus dem Vernehmungsprotokoll vorzuhalten, die der Zeuge in der Regel bestätigt und ergänzt: Es geht um das Telefonat mit Jan Werner am 26.1.2012 während der laufenden Haussuchungen, Starke ging ran und sagte, dass es bei ihm länger gedauert und er ausgesagt habe. Werner sagte zu ihm, dass er wissen müsse, was er tue. Zu einem Gesinnungswandel bei Werner in Sachen Musik konnte Starke nicht viel sagen: „Hundertprozentig kann ich dazu nichts sagen. Er hat jedenfalls noch Kontakte zu Leuten von damals“. Starke nannte  Hendrik Lasch in dem Zusammenhang, zu dem er keinen Kontakt mehr hatte. Werner habe, so Starke, im Landser-Verfahren ausgesagt. Lasch habe ja mit PC-Records zu tun, sei also noch in der Szene.

Werner sei nicht mehr so stark involviert und habe keine Konzerte mehr organisiert. Werner habe ihm seine Aussage im Landser-Verfahren auch nicht übel genommen. Auf die Frage nach der Zeitung „Vollstrecker“, bejahte Starke, dass er sie kenne, dass die aber von Marschner sein solle, sei ihm neu. Zu weiteren Aktivitäten Marschners wusste Starke nichts. Er konnte nicht ausschließen, dass Marschners Nummer an das Trio wegen Konzerttelefonketten weitergegeben wurde. Den letzten Kontakt mit Marschner meint Starke 2005 während des Landserverfahrens gehabt zu haben: er habe, die Telefonnummer bekommen, aber nie angerufen.

Starke erinnerte sich, dass ihn am 1. Mai 2001 B&H-Aktivisten aus Senfftenberg auf seine Aussage beim Landser-Verfahren angesprochen hätten, eine Woche später sei seine Aussage bei einem Konzert verteilt wordenb und dann seien Antje Probst, Jean-René Bauer und ein unbekannter Dritter bei ihm zu Hause „zu Besuch“ gewesen.

Auf die Frage nach Konzerten mit tschechischen Skinheadbands, die Werner organisiert hatte, erinnerte sich Starke an eine Band „Jaka“, von der er aber mehr nicht wisse. Warum sich Werner nach der Durchsuchung bei ihm gemeldet hatte, konnte er sich nicht erklären. Er vermutete, dass Werner vielleicht von Thomas Rothe erfahren habe, dass Starke das Trio bei Rothe untergebracht habe.

Aber Jan Werner habe Rothe ganz gut über die 88er gekannt und er, Starke, habe in der Zeitung gelesen,  dass Bu. und Werner gute Freunde gewesen seien und Böhnhardt ganz gut gekannt hätten: davon wisse er nichts.  Werner habe behauptet, dass er das Trio nicht mal kannte. Er erzählte dann, dass sie ihm mal eine Knarre an den Kopf gehalten hätten. Starke verneinte, dass er nach 2012 noch Kontakt zu Leuten aus der rechten Szene gehabt hat. Carsten Szczepanski will er nicht gekannt haben, den habe er „gestern“ in Kontraste gesehen, da sei Szczepanski mit einem Balken vor den Augen gezeigt worden. Da sei es um ein Scharfschützengewehr gegangen, wo ein V-Mann involviert gewesen sein soll. Uwe Menzel habe guten Kontakt zu Szczepanski gehabt und sich nicht vorstellen können, dass der V-Mann gewesen sein könnte.

Zur Beziehung zu Zschäpe gab Starke an: Er sei aus der Haft kommend ohne Beziehung gewesen. Sie habe ihn besucht, als er rausgekommen sei, da sei sie mit keinem der beiden Uwes zusammen gewesen. Bei einer Party habe es dann gefunkt, das schien ihr gefallen zu haben. Es habe dann nicht so funktioniert, wie er sich das vorgestellt habe. Er sei dann mal in Jena gewesen und sie auch mal in Chemnitz,  sie habe aber immer nur die beiden Uwes im Kopf gehabt, das sei ihm auf den Zeiger gegangen. Als die Jenaer in Chemnitz mal mit Braunhemden aufgetaucht seien, habe es richtigen Ärger mit Fr. gegeben. Die 88er hätten das nicht gut gefunden, hätten sich nicht vereinnahmen lassen wollen. Er habe gemerkt, dass das nichts werden würde mit Zschäpe, er habe dann vorgeschlagen, dass sie Kumpels bleiben sollten. Zschäpe sei unauffällig und verschlossen gewesen, „ohne die Uwes war nichts mit ihr los“. Starke sagte, dass Zschäpe Gewalt und militante Aktionen nicht gut gefunden habe, dass man sich damit selbst schade, dafür sei er das beste Beispiel. Böhnhardt sei Schägereien nicht abgeneigt gewesen, Mundlos und Zschäpe hätten ihn zurückgehalten. „Steini“ und Apel seien so wie sie, die Chemnitzer gewesen. An Beate habe ihn gereizt, dass sie anders gewesen sei, nicht die klassische Szenebraut, nicht so prollig. Sie habe eine Beziehung nicht mit Küsschen und Händchenhalten gezeigt etc.

Zu André Kapke sagte Starke: Er sei kein Skinhead gewesen, habe Seitenscheitel, kräftig wenn nicht fett, nicht gut Kirschen essen, kann auch mal zulangen. Und er habe Kontakte zu Marcel Degner, genannt Riese, gehabt. Von Kapkes Bruder habe er nur gewusst, dass er in einer Band gespielt hat. Er kannte den Vornamen nicht und bestätigte auf Vorhalt, dass er in der Band „Eichenlaub“ gespielt habe. Er habe, so Starke, ihn nie persönlich kennengelernt.

Wohlleben habe Mundlos gekannt und habe zum Kameradschaftskreis des THS gehört. Gegen Brandt sei er ein kleines Licht gewesen. Er sei ihm nicht persönlich begegnet.

Der Vernommene hat sich viel Zeit zum Lesen des Protokolls genommen und handschriftlich Anmerkungen gemacht.

Auf den Vorhalt, dass Holger Gerlach behauptete, Starke gekannt zu haben und bei einem Freigang besucht zu haben, erklärte er, dass er sich weder an den Freigang noch an diesen Besuch erinnern könne.

Auf die Frage, wie Mundlos beim Thema Sprengstoff auf ihn gekommen sei, meinte Starke, das wisse er auch nicht so richtig. Mundlos habe ihm sehr vertraut und ihn direkt angesprochen. Vielleicht um ihn mal auszutesten. Er könne den genauen Zeitpunkt nicht bestimmen, aber vielleicht habe ihn Mundlos zu seiner Zeit mit Zschäpe gefragt, bei einem Konzert vielleicht.

Auf die Frage, ob er sich nicht gewundert hätte über die Anfrage, wo sie doch Gewalt und Militanz ablehnten, erwidert Starke, Mundlos habe ihm gesagt, sie hätten Übungen machen und experimentieren wollen. Starke habe gedacht, es gehe um Wehrsportübungen. Als sie erstmals über Waffen und Sprengstoff gesprochen hätten, sei das nicht in der Wohnung gewesen aus Angst wegen Abhörens, das sei im Freien gewesen. Es habe geheißen, das Gespräch habe nie stattgefunden und er solle darüber nicht am Telefon sprechen.

Giso Tschirner sei bei  B&H gewesen und ein Kumpel von Starke selber. Er sei auf ihn gekommen, weil er gewusst habe, dass Tschirner und Winter bei Bautzen mal mit Sprengstoff experimentiert hätten. Er wisse nicht mehr, ob er Winter oder Tschirner angesprochen habe, er glaube Winter. Er habe gesagt, das sei für jemanden, der mal etwas experimentieren wolle. Winter habe gesagt, er schaue mal wegen Sprengstoff, eine Waffe gehe gar nicht. Er habe dann angerufen: Das, wonach er mal gefragt hätte, könne er bekommen. Sie hätten einen Termin vereinbart, ein, zwei Tage später, Giso sei gekommen, er habe ihn reingelassen, sie seien in den Keller gegangen. Giso sei mit einem Auto da und noch ein Unbekannter dabei gewesen. Wegen der Menge, Größe und dem Gewicht: Giso habe ihm keine Anweisungen zum Umgang gegeben und auch nicht gesagt, was es sei. Auf die Zweifel der Vernehmungsbeamten, dass keine Bezahlung stattgefunden hat, versicherte Starke, dass weder Winter noch Giso etwas hätten haben wollen. Mundlos sei gekommen und Starke habe ihm den Karton übergeben. Später habe sich Mundlos gemeldet und ihm die Zünderproblematik geschildert, er habe nicht gewusst, wie man das zünden könne, „der Sprengstoff funktioniert nicht“: Er, Starke, habe gesagt, er habe keine Ahnung und sich gedacht, dass er der Gelackmeierte sei. Er habe sich mit Winter verabredet an einem neutralen Ort in Dresden. Winter habe gesagt, das sei TNT, und dass da ein Zünder nötig sei, den er nicht besorgen könne. Ob er wisse, wo man den besorgen könne, habe Starke gefragt. Winter sagte, er habe keine Ahnung. Dann sei Mundlos nochmal gekommen und er habe ihm den Sachverhalt erklärt: „Uwe kam sich auch verarscht vor“.

Jörg Winter sei bei B&H gewesen und mal bei der Bundeswehr. Das wisse er von Tschirner nicht. Über die Herkunft des Sprengstoffs habe er nicht mit den beiden gesprochen. Weitere Mittelsleute für solche Transaktionen habe er nicht gekannt.

Thorsten Schau sei wegen Körperverletzung länger in Haft als er und habe mehr Besuch vom Trio erhalten. Von seinem Briefwechsel mit dem Trio sei nichts mehr vorhanden, die Briefe habe er vernichtet. Zum Bruch mit Thorsten Schau sei es wegen dessen Schulden von über 1000 Euro oder sogar 1500 Euro, die er Starke nicht zurückgezahlt habe. Er habe ihm das Geld gegeben, weil er sonst seine Wohnung verloren hätte. Im Jahr 2000 oder 2001 habe er sogar einen Gerichtsvollzieher beauftragt. Schau habe weiter Kontakt zum Trio gehabt, davon wisse er aber nichts.

Carsten Ri. hat Starke bei der Wahllichtbildvorlage nicht wiedererkannt, aber angegeben, dass der bei der Bundeswehr gewesen sei und sie mal bei einem Konzert in Schweden nicht angekommen seien wegen Spritmangels. Ri. sei Kampfsportler gewesen; es könne sein, dass er da Karriere gemacht habe. Ri. sei befreundet gewesen mit Mitgliedern der Band „Störfaktor“, mit Rico Ad. und einem Lars Franke. Wann er Ri. das letzte Mal gesehen habe, wisse er nicht, vielleicht 2000.

Starke erkannte Thomas Rothe bei der Lichtvbildvorlage sofort. Er erwähnte, dass Rothe erst durch „Kripo Live“ erfahren habe, wen er da versteckt habe. Er habe nach den Vorkommnissen 98/99 noch Kontakt zu Rothe gehabt, etwa bis Ende 2000. Rothe sei ein stiller Zeitgenosse gewesen: ob er noch Kontakt zur rechten Szene habe, wisse er nicht.

Gunnar und Armin Fiedler, habe er nach der Haft kennengelernt, sie seien sehr aktiv bei 88ern gewesen mit Veranstaltungen und Schlägereien. Starke konnte sich nicht sicher erinnern, ob er sie wegen einer Unterkunft für das Trio angesprochen hatte. Sie seien, so Starke, beide äußerlich als Skinheads erkennbar und bei Auseinandersetzungen nicht zurückhaltend gewesen. Sie seien eng mit Schau, Lasch, Mandy Struck gewesen, bei Jan Werner wisse er es nicht genau. Mandy Struck sei evtl. mal mit einem von ihnen liiert gewesen. Bei der Wahllichtbildervorlage erkannte Starke nur einen der beiden, konnte sie, die die „Geklonten“ genannt wurden, nicht auseinanderhalten. Er meinte, Rothe habe Struck und die Fiedlers persönlich gekannt.

Auf die Frage warum er Kontaktperson für Trio nach dem Untertauchen wurde, erklärt Starke: Es habe ein enges Vertrauensverhältnis zu ihm gegeben nach der Beziehung zu Zschäpe, der Sprengstoffbeschaffung und seiner Haftzeit. Die Frage, warum das Trio nach Zwickau gegangen sei, habe er nicht beantworten können, aber dass Dienelt dem Trio eine Wohnung in Zwickau besorgt habe.

Pierre Ja. aus Annaberg-Buchholz kenne er nicht, ebensowenig den „Wargames“-Laden dort. Auch einen Herrmann Schn. will er nicht gekannt haben.

Den persönlichen Eindruck von Starke bei der ersten Vernehmung fasst der Zeuge so zusammen: Wir hatten den Eindruck bei der ersten Vernehmung, dass er nicht alles sagt. Er bemüht sich dann bei der zweiten vollständige Angaben zu machen. Das Bemühen war deutlicher erkennbar.

Götzl bittet den Zeugen mit der zweiten Vernehmung vom 15.2.2012 fortzufahren. Der Zeuge berichtet: Starke erschien vereinbarungsgemäß und erhielt erneut seine Belehrung. Er meinte, er wolle Angaben machen.

Zunächst zu seiner Person: Sein Vater soll schwedischer Abkunft sein. Wir hatten aber herausgefunden, dass der Vater griechischer Staatsangehöriger ist. Der Vater der Stiefschwester war ein ungarischer Vertragsarbeiter zu DDR-Zeiten.

Starke gab an, Schulden aus dem Landser-Verfahren zu haben, da seien 7000 Euro aufgelaufen, von denen noch 2000 Euro übrig seien und kleinere Außenstände u.a. bei Thorsten Schau und aus seiner selbstständigen Tätigkeit.

Er gab in Ergänzung zur ersten Vernehmung an, dass das Lokal von Ralf Marschner „Südblick“ geheißen habe. Er versicherte, dass er nichts bewusst verschwiegen habe. Er habe sich jetzt erinnert, dass er nach der Sprengstoffgeschichte, Mundlos und Winter bei einem Konzert zusammengeführt habe wegen der Zünderproblematik. Das Konzert sei vermutlich in der „Wohlfahrt“ gewesen, um Anfang 1997. Es hätten „English Rose“ und „Noie Werte“ gespielt bei einem Geburtstagskonzert für Winter. Ob der Kontakt zwischen Winter. und Mundlos weiterbestand, sei ihm nicht bekannt. Ob Giso Tschirner auch Kontakt zu Mundlos gehabt habe, konnte Starke nicht beantworten. Er schildert, dass Winter auch Kontakt zu Mirko Hesse gehabt habe, dem führenden Hammerskin in Deutschland, konnte aber nicht sagen, ob Hesse mit in den Sprengstoffdeal involviert war.

Die Hammerskins hätten ihr eigenes  Ding gemacht, erklärt Starke, es habe keine freundschaftliche Beziehung zu ihnen gegeben. Hesse habe versucht Winter für die Hammerskins abzuwerben, der habe das abgelehnt.

Sie haben dann Starke beschlagnahmte Bilder vorgehalten. Sie hatten eine Vorauswahl getroffen, aber insgesamt doch alles im Schnelldurchlauf durchgesehen.

Nach dieser Asservatenbesprechung sind sie dann auf Michael und Antje Probst zu sprechen gekommen. Starke gab an, dass Probst Mitbegründer von den 88ern gewesen sei und mit Lasch und Werner in engem Kontakt gestanden habe. Er erkannte Michael Probst sofort bei der Wahllichtbildervorlage. Er sei der erste gewesen, der rechte Musik in Chemnitz produziert und ein eigenes Label und Szeneläden gehabt habe. Er habe bei AEG („Auf eigene Gefahr“) gespielt, auch mit Antje, die am Bass ausgeholfen habe. Starke erkennt Antje bei der Lichtbildvorlage nur zögerlich. Antje Probst habe in einem Laden in Chemnitz gearbeitet, er habe weiter als Schweißer gearbeitet. Ob Probst das Trio kannte, wusste Starke nicht. Probst sei nicht so viel unterwegs gewesen wie Antje.

Zu Andreas Graupner: Starke sagt, er habe engen Kontakt zu Lasch, Probst und Werner und den 88er gehabt, aber ob er B&H-Mitglied gewesen sei, könne er nicht mehr genau sagen. Graupner sei bei der Band „Noie Werte“ eingestiegen als Bassist. Er habe überall seine Nase reingsteckt, aber nicht mitgesoffen und sei nicht szenetypisch gekleidet gewesen. Bei einigen 88ern sei er deswegen nicht so ganz anerkannt gewesen, auch weil er auch in linken Clubs verkehrt sei. Er sei politisch nicht aktiv gewesen. Starke habe den Eindruck gehabt: der sei gar nicht richtig rechts gewesen.

Viel Raum nahm die Klarstellung einer Aussage Starkes ein, dass Rothe zur Zeit der Hilfestellung für die Untergetauchte in der Stadtmauer gewohnt habe. Er war aber in der Friedrich-Viertel-Straße gemeldet, ein nicht ganz so großer Block wie die Johann-Richter-Straße im Fritz-Heckert-Gebiet. Im Haus sollen auch Kicke und Kacke, die Richter-Brüder, gewohnt haben. Es konnte geklärt werden, dass Graupner und Rothe damals in der Viertelstraße gewohnt haben.

Michael Ne.: Er sollte nach Starke 2005/2006 verstorben sein und Kontakt zum Trio gehabt haben. Sie hätten jedoch herausgefunden, dass Ne. erst 2010 gestorben war. Er sei sehr trinkfest gewesen, bei den 88ern aktiv und ein Schläger. Kontakt zum Trio soll er nur bis zum Untertauchen gehabt haben. Starke war 1999 in der Bruno-Kranz-Straße gemeldet, auch mit Ne.. Das stimmte offenbar nicht, seine Meldeadresse war Zwickauerstraße. Starke sagte, da habe dessen Freundin gelebt.

Bei einer weiteren Lichtbildervorlage erkannte Starke Jürgen Helbig nicht, auch nicht Holger Gerlach und Matthias Dienelt.

Starke wurde dann zur „Weißen Bruderschaft Erzgebirge“ (WBE), also zu den Eminger-Brüdern befragt. Er sagte, dass er die Eminger-Brüder erst bei einem 30-Kilometer-Marsch kennengelernt habe. Vorher habe er sie nicht bewusst wahrgenommen. Die Brüder hätten mehr machen wollen, auch Konzerte. Sie seien deshalb mit ihm in Kontakt getreten. Die WBE sei auf ihrem Mist gewachsen. Führungsfiguren in der WBE seien die Eminger-Brüder gewesen, mehr André. Sie hätten Konzerte organisieren wollen und die Beteiligung der 88er daran: Sie seien begeistert gewesen von den 88ern und den T-Schirts und Jacken etc. Starke hätte sich aber gesagt, er wolle warten, ob die das auf die Reihe kriegten. Es sei ja dann nichts draus geworden. Auch zu Konzerten sei es nicht gekommen, obwohl sie viel dazu gefragt hätten. Auf die Frage, ob die WBE eine aktive Gruppe oder doch mehr eine Freizeitclique gewesen ist, antwortete Starke: Schon der Gewaltmarsch sei mit nur 25 Personen gewesen. Abends beim Trinken sei Beteiligung größer gewesen, auf einem Grillplatz bei Schwarzenberg. Da habe man schon gesehen, dass das nichts wird, aber eventuell wären da ja Locations für Veranstaltungen zu akquirieren gewesen. Er habe das gegenüber Werner angeregt und der habe die Suche nach einem Ausweichorte gut gefunden. Starke hat dann folgendes noch ergänzt, berichtet der Zeuge: Starke habe beteuert, nicht gewusst zu haben, dass das Trio eine Terrorzelle habe gründen und Anschläge habe verüben wollen.

Wieder hält Richter Götzl aus den Akten der Vernehmung vor und der Zeuge bestätigt oder ergänzt  sie: Zur finanzielle Situation Starkes ist nachzutragen, dass er aus selbständiger Tätigkeit 1200 Euro Schulden hatte. Auf die Frage, ob er nach der ersten Vernehmung Kontakt zur rechten Szene gehabt habe, macht Starke keine Angaben.

Starke hatte in der Vernehmung angegeben, seit Tagen am Überlegen gewesen zu sein, wie das mit dem Sprengstoff, Zünder etc. weitergegangen sei. Es müsse Anfang 97 gewesen sein, erinnerte er sich, dass er Mundlos und Winter zusammengebracht habe. Er sei da noch mit Zschäpe zusammen gewesen. Ob das denen recht gewesen sei, wisse er nicht mehr. Und ob die beiden danach noch Kontakte untereinander hatten ebenso wenig. Es habe danach von keinem negative Reaktion gegeben. Das sei ihm erst jetzt noch eingefallen. Bei dem besagten Geburtstagskonzert seien so gut wie alle 88er von B&H Chemnitz anwesend gewesen, erinnerte sich Starke weiter. Er habe Kontakt zu Winter und Hesse Bis 2001 gehabt. Hesse sei im Landser-Verfahren auch Beschuldigter gewesen. Bei einem Hardcore-Konzert 2002  mit einer österreichischen Band mit farbigem Sänger habe er Hesse gesehen und sich darüber gewundert, dass er da war.

Dann ging es um Lichtbildervorlage, wo Starke Michael und Antje Probst erkannte. Bei Anje Probst hat es etwas länger gedauert, dann hat Starke zum richtigen Bild gesagt: „Von den Zügen her, müsste die das sein, sicher bin ich nicht“. Bei der Band AEG habe Ralf Marschner am Schlagzeug gespielt, weiter wisse er nichts. Antje Probst habe in der Band am Bass ausgeholfen. Der Laden „Sonnentanz“ in Chemnitz sei von Michael Probst gewesen. Der habe vorher, so Starke, bei der Band „Kroizfeuer“ gespielt und komme ursprünglich aus Leipzig.

Von Graupner hat Starke gesagt, dass er sich nicht vorstellen könne, dass er Kontakte zum Trio gehabt haben könnte. Er habe eher Kontakte zu ausländischen Bands gepflegt, weil er gut Englisch gesprochen habe, was bei ihnen in der Szene nicht verbreitet gewesen sei.

Im Zusammenhang mit der Wohnsituation Rechter in Chemnitz wurde noch einmal der Stadtplan durchgehechelt, um ein weiteres Mal Starkes Irrtum zu beleuchten, der angenommen hatte, das in einem Haus „In der Stadtmauer“ in der Johann-Richter-Straße, ein Ingolf We., Ronny Sche., Graupner, die Richter-Brüderd, genannt Kicke und Kacke - lauter Rechte - gewohnt hatten und eben auch Thomas Rothe, was nicht richtig war.

Auf die Frage, wer noch bei dem Trio zu Besuch war, erklärte Starke, er habe nur Rothe und das Trio dort gesehen. Über Michael Ne. konnte Starke nur sagen, dass er Dachdecker bei der Treudach in Chemnitz gewesen sei. Der Name Jürgen Helbig sage ihm nichts. Die Eminger-Brüder habe er 2000 oder 99 bei dem Gewaltmarsch kennengelernt, das Datum sei der Urkunde bei den Asservaten zu entnehmen. Und da habe es noch ein Fußballturnier gegeben.

Über Graupner sagte Starke, er habe Anlagen besorgt für größere Sachen, er habe da Kontakte gehabt. Die Eminger-Brüder hätten wegen Konzerten gefragt und seien später auch im Kameradschaftskreis gewesen. Starke hat auf die Frage, mit welchem der Eminger-Brüder er mehr Kontakt gehabt hat, erklärt er habe sie wohl durcheinandergebracht und wohl eher André gemeint. Ihm sei aus dem Erzgebirge nur nur die WBE bekannt gewesen und nicht die Brigade Ost, die in der Presse erwähnt worden war. Aber die WBE sei wohl doch eher eine Freizeittruppe gewesen.

Götzl hält langen Passus über Kontakt zu den Eminger-Brüdern und Konzerten im Erzgebirge vor, die vorher schon abgefragt worden waren. Starke hatte in der Vernehmung angegenben, nicht gewusst zu haben, ob André Eminger bei der Bundeswehr gewesen war und dessen Freundin Anja H. nicht gekannt zu haben. Und zum Beruf André Emingers wusste starke nichts. Die Frage, ob Eminger in der Wolgograder Allee 76 in Chemnitz eine Wohnung hatte, konnte Starke nicht beantworten. Er sagte, die Straße habe ihm was gesagt, nicht die Hausnummer, da habe mal ein Kumpel von ihm gewohnt, der Michael Re. In der Wolgograder Allee sei auch ein Jugendclub namens „Würfel“ gewesen. Dass das Trio in der Wolgograder Allee untergetaucht sein soll, das habe er, so Starke, nur aus der Presse erfahren. Auf die Frage, wann er die Eminger-Brüder das letzte mal gesehen hat, meinte er im Jahr 2000. Auch an einzelne Veranstaltungen, wo er ihnen begegnet sein könnte, konnte er sich nicht erinnern.

Nach der Mittagspause werden dem Zeugen Lichtbilder vorgehalten und dieser berichtet, was Starke in der Vernehmung zu den einzelnen Fotos ausgesagt hatte, ergänzt durch Vorhalte des Vorsitzenden:

	Gruppenfoto: B&H-Sachsen-Fußballmannschaft 1997 mit 88ern: Starke, Jan Werner, Sebastian An.; das Turnier sei in Kempa bei Chemnitz gewesen, noch dabei Michael „Harti“ Ha. (irgendwann aus B&H ausgetreten, vor Werner Sektionsleiter), Eddy, Jan Werner, Jörg An. aus Aue, der war in den Laden von Pr. Involviert, Jörg Mü. aus Dresden, Gunnar Al., Spencer aus Riesa, Michael Lo. aus Wüstenbrand.
	Gruppenbild: 1. B&H-Treffen in Deutschland 1997: Starke, Jan Werner, Stefanie Fö. (zwischenzeitlich Verlobte von We.), Christian Wenndorf (Landser-Drummer), das ist bei Leipzig in Wernsdorf gewesen; hinten links Alex aus der Band „Noie Werte“, später wurde er Rechtsanwalt; Michael Lo., Fr. aus Stuttgart, Jörg An., Modde aus Magdeburg, Stefan „Pinocchio“ Lange (damals Sektionschef Deutschland) , dann der Onkel aus Berlin, Dorothee Bü., Ha., könnte Mario geheißen haben, Jörg Mü., Marcel Degner (Sektionsleiter Thüringen), Ronny (Sektionsleiter Sachsen-Anhalt), Schubi aus Berlin, Stefanie Fö. aus Berlin, Christian We.
	Zschäpe-Aufnahme unscharf, hält sich Hand vors Gesicht aus 3/97, der Zeit mit Starke.
	Antje Probst schlafend: einzige Frau bei B&H Sachsen, schon vor Starke dabei, sie wollte mehr politisch aktiv sein, war für Aktionen gegen Linke. Sie hatte Starke rausgelockt bei dem Einschüchterungsbesuch von Jean-René Bauer, bei dem es wegen seiner Aussage beim Landser-Verfahren zu einer Körperverletzung gekommen war.
	Mandy Struck
	Skingruppe Herbst 99: Starke, Dirk Sa. (aus Nauen nahe Potsdam, viele Bands, Proissenheads), Stefanie Fö., Uwe Menzel (Proissenheads), Christian Wenndorfs damalige Freundin Manuela Wi.
	Starke und Szczepanski (98/99), Starke selber in B&H-Shirt, war also schon Vollmitglied
	Zschäpe [total unscharf]: dürfte etwa 1993 entstanden sein
	Mundlos und Zschäpe, Elke aus Jena, Markus Fr. und einer, der „Langer“ genannt wurde - 1993, Konzert in Mehla, wo er das  Trio kennengelernt hat
	Gruppenbild aus der Kneipe „Wohlfahrt“, bei einem Konzert der US-Nazi-Band „Blue Eyed Devils“, 1997: Werner, Lasch, Starke, Graupner, Thomas Rothe, Daniel Au., Rocko Du. und der Hammerskin Stefan Mü.; Bild aus dem Frühjahr 1997
	Aufnahme in einer Pension, wohl Konzert der australischen Band „Fortress“ und „Endstufe“: Michael Probst, Lasch, Starke und Mitglieder der Band
	Ungarn: Starke mit Carolina, 1997; soll auch mal mit Sven Sch. von B&H Brandenburg zusammen gewesen sein, evtl. aber nur geschäftlich
	Belgien: Daniel Au., Freundin Sandra,  Armin Fiedler, Jens Scha., Starke, Rothe, Mandy Struck, Enrico Pö., 1997, Skinkonzert;
	Mundlos, Starke und La.: Februar 1994
	Starke mit Matthias Fr.
	Bewaffnete Vermummte für Plattencover: La. mit Luftgewehr, Starke und We. und Gl.
	Kameradschaftsabend im Freien mit Mundlos: Das Bild war Starke vom Trio in die Haft geschickt worden
	Ausflug nach Dresden, Sommer 1999: Winter im „Blue Eyed Devils“-Shirt u.a., die er nicht mehr benennen kann
	Gemeinsamer Ausflug an die Ostsee: Giso Tschirner mit Freundin
	Zschäpe mit Datumsstempel 2008, Starke hatte das gescannt und beschriftet, sich mit seiner Vergangenheit beschäftigt
	Aufnahmen aus den USA: Dirk Ho., Uwe Menzel, Michael Ne., La. - man sei da zu einem „Blue Eyed Devils“-Konmzert gereist
	Bewaffnete in Militaria-Nazi-Outfit: Ne., Starke, La. mit scharfen Waffen, die sollen laut Starke ungeladen gewesen sein und es soll keine Schießübungen gegeben haben.
	Uwe Menzel mit scharfer Pumpgun
	Jens Scha. dito
	Graupner mit auf dieser Reise
	Reiseimpression: Emingerbruder, Maik Al., Matthias Dienelt
	Starke mit Thorsten Schai (92/93): Konzert in Mehla
	Skinheads Chemnitz auf dem „Marsch der Ehre“ in Ungarn: Fahnenträger Rothe und Armin Fiedler, vermutlich 1999
	Aufnahme in Frankreich mit Hunden: Frau Anja Bu, Ingolf We., Maik Al., Sebastian An., Kicke und Kacke (Richter-Brüder)
	Gruppen-Party-Bild: Ne., Mundlos, Zschäpe, „Langer“ (aus Chemnitz), 93 in Mehla
	Thorsten Schau und Elke aus Jena
	1999, größtes Skinhead-Konzert in Deutschland, in Mecklenburg-Vorpommern in Garbitz, 2000 Teilnehmer: Dirk Ho., Sven Schn., die Polin Carolina und ihr Freund Olivier aus der Schweiz könnte das sein
	Spaßbild in den Knast/sommerliche Balgerei auf Wiese: André Kapke nackt mit nackter Frau
	Tanzendes Paar: Katrin „Mappe“ Dr. von den 88ern Chemnitz
	Bandmitglieder der Band „English Rose“ vor Karl-Marx-Büste in Chemnitz, 96
	Zwei Skingirls unbekannt, hinten Mundlos und Zschäpe zu erkennen
	Mundlos und seitlich Haaransatz und Nase von Zschäpe, mit dabei Anje Probst und eine Aline
	Zschäpe fotografiert Fotografierenden und ist durch Kamera verdeckt, dabei Mundlos, Antje Probst
	Starke hatte angegeben, dass die Fotos zum Teil von ihm gemacht worden sind, aber es seien auch Abzüge fremder Aufnahmen dabei.




Der Zeuge fasst zur Vernehmung Starkes am 15.2.2012 zusammen:
Es war deutlich erkennbar, dass Starke von sich aus viele Angaben machte, die sie gar nicht abgefragt hatten. Widersprüche wurden aufgelöst. Starke war bemüht um wahrheitsgemäße und umfassende Angaben. Das waren 100te von Fotos: sie hätten ihm die Fotoalben vorgelegt und eine Vorauswahl von Bildern. Sie sind dann alle Fotos mit ihm durchgegangen: er war sehr kooperativ.

Es gibt keine weiteren Fragen an den Zeugen, NK-RA Alexander Hoffmann kündigt Erklärung zu Starke an.

Götzl gibt bekannt, dass der Zeuge KHK Me. am Dienstag, 6.5. nicht erscheinen kann wegen Krankheit.

Es folgen Erklärungen.

BAW-Verteterin Greger nimmt Stellung zum Beweisantrag der NK-RAe Bliwier & Kollegen vom 106. Verhandlungstag. Sie seien abzulehnen, da sie im vorliegenden Fall ohne Bedeutung seien. Die Zeitpunkte von Presseveröffentlichungen würden keinen Rückschluss auf Täterwissen zulassen, denn der Zeuge könne seine Informationen auch auf anderem Weg bekommen haben. Im „Extra Tipp“ sei ausdrücklich ein Bezug zur bundesweiten Mordserie hergeleitet worden. Schon damit würde sich eine Aussage zur Tatwaffe nicht mehr als Sonderwissen darstellen. Dazu würde kommen, dass der Vermerk erst mehrere Wochen nach dem mit der Zeugin Er. geführten Gespräch niedergelegt worden sei. Es sei schließlich nicht ausgeschlossen, dass die Angaben Temmes, von der Tat nichts mitbekommen zu haben, zutreffend sein könnten. Mehrere ebenfalls anwesende Personen hätten ebenfalls keinen Wahrnehmungen gemacht. Beim Antrag auf Vernehmung eines Zeugen der DPA handele es sich um einen Beweisermittlungsantrag. Nach der Vorschrift der StPO müsse sich der Senat auch unter Aufklärungsgesichtspunkten nicht gedrängt sehen, diesem Antrag nachzugehen. Denn für die Wahrheitsfindung könne die Beweiserhebung nichts beitragen.

BAW-Greger nimmt noch Stellung zum Antrag des NK-RA Reinecke vom 104. Verhandlungstag:  Die beiden Anträge seien abzulehnen. Bei den Schriftstücken handele es sich um geradezu klassische Spurenakten, die in der Sache selbst nicht weiterführten. Eine Beiziehung sei daher nicht veranlasst. Der zweite Antrag beträfe eine inhaltlich nicht näher bestimmte Verschriftung polizeilicher Besprechungen des bayerischen LKA. Ein Bezug zu den 5 Angeklagten sei weder vorgetragen noch ersichtlich. Daher sei bereits nach dem Vorbringen des Antragstellers keinerlei Erkenntnisgewinn zu erwarten. Selbstverständlich würden die Spurenakten weiterhin zur Akteneinsicht den Verfahrensbeteiligten zur Verfügung stehen.

NK-RA Hoffmann gibt eine 257-Erklärung zum Zeugen Temme namens der mehrerer NK-RA_innen ab. Die Vernehmung von Temme habe ergeben, dass er nicht habe erklären können, warum er sich vor seiner Verhaftung am 21.4.2006 nicht aus freien Stücken den  Ermittlungsbehörden offenbarte, dass der zur Tatzeit des Mordes an Halit Yozgat am Tatort war. Seine Angaben dazu seien offensichtlich unwahr. In einem Vorgespräch vor seiner polizeilichen Vernehmung am 21.04.2006 habe er jedoch eingeräumt, bereits am 10.04.2006 sei ihm bewusst geworden, „dass er zur Tatzeit dort gewesen sein muss“. Die angegebenen Gründe, warum er sich nicht als Zeuge meldete, wären nicht plausibel. Die seit acht Jahren andauernde Weigerung des Zeugen, an der Aufklärung des Mordes mitzuwirken, rücke das Verhalten deutscher Sicherheitsbehörden erneut in ein schlechtes Licht. Dies werfe die Frage auf, ob die Erfüllung seiner Zeugenpflicht die Taten in Heilbronn hätte verhindern können. Verheerend sei, dass der Eindruck entstehe, dass der hessische VS das Aussageverhalten Herrn Temmes nicht nur geduldet, sondern ihn dabei möglicherweise unterstützt oder gar gesteuert habe.

Zum plötzlichen Ableben des V-Manns „Corelli“ trägt NK-RA Stolle namens mehrerer NK-RA_innen einen Beweisantrag vor. Er beantragt die dem BKA vorliegende CD mit dem Titel „NSU/NSDAP“ und den dazugehörigen Auswertebericht beizuziehen und die Beamten, die die Auswertung vorgenommen haben, zu laden. Zur Begründung wird angeführt, dass laut einem Spiegel-Bericht das Hamburger LfV in den Besitz dieser CD gelangt sei und diese dem BKA übergeben habe. Laut Bericht sei die CD von 2006 und auf der CD rund 15.000 Datensätze mit rechtsextremistischen, rassistischen, antisemitischen und nationalsozialistischen Motiven. Auf dem Cover der CD sei neben dem Schriftzug „NSU/NSDAP“ eine Pistole. Einige der Dateien sollen dem Verstorbenen Thomas Richter, alias „Corelli“, zuzuordnen sein. Richter sei seit Anfang der 90er Jahre in militanten Neonazi-Strukturen aktiv gewesen. Auch auf sog. Garagenliste von Mundlos tauche er mit zwei Telefonnummern auf. Als V-Mann sei Richter Anfang der 90er Jahre vom BfV von einem LfV übernommen und mit einer kurzen Unterbrechung bis September 2012 geführt worden. Außerdem werde beantragt, die Akten des BfV beizuziehen, die dem UA im Bundestag vorlagen und die V-Mann-Führer des BfV, G.B. und Richard Ka., zu laden und zu vernehmen. Auch die Ermittlungsakte der Staatsanwaltschaft Paderborn zum Tod von Richter und die beim BfV geführte Personalakte und die Akten mit Treffberichten/Deckblattmeldungen sollten beigezogen werden.

BAW-Vertreter Diemer erklärt, dass es laut Auswertung keinen Zusammenhang mit dem NSU außer Name der CD gibt. Er bittet darum, der BAW eine Zurückstellung ihrer Stellungnahme zuzulassen: Es ist so, dass die CD Gegenstand unseres Ermittlungsverfahrens ist und wir gerne mit Mitteln des Ermittlungsverfahrens einen Zusammenhang prüfen. Wir möchten das gerne gründlich prüfen und wenn die Ermittlungen abgeschlossen sind, würden wir dann dazu Stellung nehmen.

Die Sitzung wird geschlossen.


Protokoll 110. Verhandlungstag - 6. Mai 2014

Auf den Tag ein Jahr nach Beginn des Prozesses endete die Verhandlung schnell. Aufgrund des Gesundheitszustandes von Zschäpe und einer Ablehnung des Gerichtsarztes beendete Götzl den Verhandlungstag nach längerer Diskussion und mehreren Pausen. Zuvor hatte ein Ermittler aus Dortmund über die Vernehmung einer Zeugin ausgesagt.

Zeuge:

	Stefan Kl. (KOK bei der Kripo Dortmund, Aussage der Dortmunder Zeugin Dz.)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.48 Uhr. Als Zeuge wird KOK Stefan Kl. von der Kriminalpolizei in Dortmund gehört, der aufgrund eines Beweisantrags der Verteidigung Wohlleben geladen ist (siehe 52. Verhandlungstag). Zunächst wird Kl.s Aussagegenehmigung verlesen, dann sagt Götzl, es gehe um die Angaben der Zeugin Dz. (siehe 51. Verhandlungstag) zum Mord an Mehmet Kubaşık. Kl. sagt, es sei lange her, es sei aber eine relativ wichtige Spur gewesen, daher habe er eine gute Erinnerung. Dz. wohne in relativer Tatortnähe und arbeite auch dort in einer Gaststätte oder einem Hotel. Dz. habe auf der Wache angerufen, dass sie Angaben machen könne zu verdächtigen Personen in Tatortnähe und in zeitlicher Nähe. Normalerweise hätten sie ihre Hinweis immer schriftlich abgeholt, sie hätten da ein Eingangskörbchen, in diesem Fall seien sie aber angerufen worden. Er sei gefahren und seine Kollegin habe telefoniert. Sie hätten den Auftrag bekommen, Dz. zu vernehmen und seien sofort hin gefahren. Erst zur Wohnanschrift, wo sie Dz. nicht erreicht hätten, dann seien sie zur nahe gelegenen Arbeitsstelle. Das sei auch negativ verlaufen. Sie seien dann zurück zur Wohnung, hätten Dz. eine Nachricht hinterlassen und im Haus sei sie ihnen dann entgegen gekommen.

Sie hätten Dz. gerne sofort mit zur Vernehmung nehmen wollen, aber Dz. habe, meine er, nicht gekonnt, und sei dann am nächsten Tag vernommen worden. Richter Götzl fragt nach den Kernaussagen. Kl. sagt, seine Kollegin habe das Telefongespräch mit dem Auftrag, zu Dz. zu fahren, geführt, er habe nur das gehört, was die Kollegin gesagt habe. Es sei wohl so gewesen, dass sie insbesondere fragen sollten, ob die Personen Rechtsradikale gewesen seien. Da sie die Vernehmung nicht hätten durchführen können, hätten sie Dz. gefragt, ob sie sich ihnen gegenüber noch mal äußern könne, und das Markanteste sei gewesen, dass sie die Geschichte mit den Rechtsradikalen negiert habe, das sei falsch rüber gekommen oder falsch aufgenommen worden. Er könne nicht sagen, wie die rein gekommen sei. Es seien schlanke “Junkietypen” gewesen, mittleren Alters, 25 bis 30. Götzl fragt nach dem Zeitpunkt der Beobachtung von Dz. Das sei der Tattag gewesen, der 4.4., in der Mittagszeit, so Kl. Dz. habe hinterher in der Vernehmung angegeben, sie sei von der Arbeit gekommen aus dem Hotel oder Gaststätte, sei dann kurz nach Hause gegangen. Das seien vielleicht 150 Meter, so Kl. Dz. sei dann nach einer gewissen Zeit wieder los gegangen, um Zigaretten zu holen, Geld zu holen, das sei etwas später gewesen, zwischen zwölf und halb eins.

Götzl sagt, es liege eine Vermerk von seinem Kollegen M. vom 6.4. vor und dann gebe es die Vernehmung. In der Vernehmung sei bezüglich der Beobachtungen von Dz. vom 4.4. die Rede. Im Vermerk von Kl. stehe, dass am gestrigen Tag bekannt geworden sei, dass Dz. Angaben machen könne, man habe Dz. gegen 20.20 Uhr angetroffen. Da habe sie gesagt, sie habe telefonisch alles zu Protokoll gegeben, sie habe am 3.4.2006 zwei auffällige Männer gesehen. Kl. sagt, das müsse ein Zahlendreher sein. Götzl hält vor, Dz. habe gesagt, sie habe die beiden Männer gegen ein Uhr noch mal gesehen auf Höhe des Kiosks, habe aber aus Angst die Straßenseite gewechselt. Das könne gut sein, so Kl. Auf Frage sagt Kl., den Vermerk seines Kollegen M. habe er damals nicht gekannt. Der sei vom 5.4. hält Götzl vor, dort stehe, dass sich am heutigen Tag gegen 20 Uhr eine weibliche Person mit ausländischem Akzent mit dem Namen Dz., die keine weiteren Angaben zur Person machen wolle, gemeldet habe, dass sie am 3.4. gegen 00.30 Uhr Feststellungen gemacht habe. Das sei ihm nicht bekannt gewesen, so Kl. Götzl hält vor, dass in dem Telefonvermerk die Rede davon sei, die Frau sei gegen 00.50 Uhr zur Sparkasse gegangen. Kl. sagt, er nehme an, das habe sich um 12 Stunden verschoben, er könne das nicht erklären. Götzl sagt, hier sei die Rede vom 3.4. und nicht vom 4.4. In Kl.s Vermerk stehe ebenfalls “gegen ein Uhr”. Er habe es wahrscheinlich so übernommen, wie Dz. es gesagt hat, normalerweise hätte er 13 Uhr oder 13.30 Uhr geschrieben.

Götzl fragt, wie Dz. die Männer beschrieben habe. Im ersten Anlauf hätten sie nach Nazis oder Rechtsradikalen gefragt, so Kl. Ansonsten, meine er, habe Dz. die Männer als “Junkietypen” bezeichnet, mittleres Alter, schlank. Einer mit Fahrrad, aber es könne auch sein, dass er das mit der Vernehmung vermische, dass erst in der Vernehmung von Fahrrädern die Rede gewesen sei. Götzl fragt, wo die Information mit den Rechtsradikalen herkomme. Er könne das nicht erklären, so Kl., er habe sich mit seiner Kollegin unterhalten. Sie habe gesagt, der Auftrag sei gewesen, auch daran zu denken, nach Rechtsradikalen zu fragen. Den Vermerk habe dann er gefertigt, wahrscheinlich weil er dran gewesen sei. Seine Kollegin habe ihm das mitgeteilt und er habe die Zeugin dann gefragt. Mehr könne er dazu leider nicht sagen.

Bei der kurzen Befragung habe Dz. angegeben, hält Götzl aus dem Vermerk vor, am 3.4.2006 als sie vom Hotel zu ihrer Anschrift gegangen sei, habe sie auf dem Gehweg auffällige Männer gesehen, diese hätten “definitiv” keinen rechtsradikalen Hintergrund gehabt. Wenn er “definitiv” geschrieben habe, dann um auszudrücken, das es bar jeglichen Zweifels gewesen sei, so Kl. Götzl hält vor, dass Dz. angegeben habe, es seien eindeutig Junkies gewesen und darüber hinaus betrunken, später habe sie die Männer gegen ein Uhr noch mal auf Höhe des Kiosks gesehen, sie könne sie nicht wieder erkennen. Auf die Frage, warum hier “eindeutig Junkies” stehe, sagt Kl., sie hätten in der Vernehmung noch mal gefragt, da habe Dz. gesagt, die seien schlank gewesen, seien zappelig gegangen, unruhig, zitterig, das würde man sehen. Der “Bereich da unten” sei so geprägt, dass es nicht selten sei, dass man solche Leute sehe, Dz. kenne sich da wohl aus. Götzl sagt, Dz. habe auf die Frage, ob sie die Personen und das Fahrrad beschreiben könne, gesagt, sie könne das nur grob, die Personen seien 25 bis 30 gewesen, hätten kurze, dunkelblonde Haare gehabt und wie Deutsche gewirkt. Zur Kleidung, so Götzl, habe Dz. gesagt, die seien von weitem wie Junkies gekleidet gewesen, eher hell, beide seien schlank gewesen, auf das Rad habe sie nicht geachtet. Götzl möchte wissen, was Dz. auf die Frage “Warum wie Junkies?” geantwortet habe. Kl. sagt, sie habe die vom Gang her beschrieben, der sei unsicher, zappelig, “fickerig” gewesen, nicht selbstsicher und gesund. Götzl sagt, Dz. habe von zappelig und unkontrolliert gesprochen, wie man das von Junkies kenne, oben sei aber als Bezug die Kleidung genannt. Das habe Dz. dann so gesagt, antwortet Kl., und er habe es geschrieben.

Gegen 10.15 Uhr unterbricht Zschäpes Verteidiger RA Heer die Vernehmung und bittet um eine Unterbrechung aus gesundheitlichen Gründen. Auf Frage von Götzl sagt Heer, es gehe um seine Mandantin. Die Sitzung wird zunächst für zehn Minuten unterbrochen. Dann wird die Unterbrechung verlängert und schließlich die Mittagspause eingelegt, die bis 12.30 Uhr dauern soll. Tatsächlich geht es erst um 13.41 Uhr weiter, allerdings ist Zschäpe nicht im Saal, auch Heer ist nicht da. Götzl sagt, Zschäpe habe über Wachtmeister sagen lassen, sie lasse sich nicht vorführen. Auf Götzls Frage, wo Heer ist, sagt Zschäpes Verteidiger RA Stahl, Heer sei im Vorführbereich gewesen, wo er jetzt ist, wisse er nicht. Auch nicht, ob Heer weiß, dass die Hauptverhandlung fortgesetzt werde. Es folgt eine Pause bis 13.49 Uhr. Heer ist wieder im Saal. Stahl sagt, er beanstande, dass die Verhandlung ohne die Angeklagte fortgesetzt werde. Götzl sagt, es gehe ja darum festzustellen, was der Grund des Nichterscheinens ist. Die Verteidigung Zschäpe habe ja bereits in der Pause gesagt, dass Zschäpe sich nicht in der Lage sehe, nach oben zu kommen. Heer sagt, er sei im Haftbereich gewesen, es habe sich nichts an Zschäpes Zustand geändert, sie sehe sich nicht in der Lage, der Verhandlung zu folgen. Götzl sagt, dass ihm mitgeteilt worden sei, dass Zschäpe übel sei. Stahl sagt, er beanstande das, Götzl nehme hier wesentliche Tätigkeiten in der Hauptverhandlung vor, das gehe nur im Beisein der Angeklagten, außer es gebe einen wesentlichen Grund und den sehe er hier nicht. Auf die Feststellung Götzls, dass sich Zschäpe weigere, zu erscheinen, sagt Heer, er habe seine Worte mit Bedacht gewählt, Zschäpe sehe sich nicht in der Lage der Verhandlung zu folgen. Götzl fragt nach dem Grund und Heer sagt: “Haben Sie mir eben zugehört?” Der Grund sei Übelkeit, so Heer weiter.

Es beginnt eine längere Debatte darum, ob ohne die Angeklagte fortgesetzt werden kann. Die Verteidigung Zschäpe ist dabei der Auffassung, dass auch über die Verhandlungsfähigkeit Zschäpes nur in Anwesenheit ihrer Mandantin gesprochen werden dürfe. Bundesanwalt Diemer meint, wenn die Angeklagte verhandlungsfähig sei, gebe es an sich keinen revisionssicheren Grund, ohne sie fortzufahren, dann müsse Zschäpe vorgeführt werden. Götzl sagt, es gehe darum, ob die Vorführung der Angeklagten angeordnet wird. Wohllebens Verteidiger RA Klemke sagt, eine Vorführung könne es nur geben, wenn die Angeklagte unentschuldigt fortbleibe, wenn hier Verhandlungsunfähigkeit vorliege, müsse man das erstmal feststellen, erst dann stelle sich die Frage. NK-Vertreterin RAin Dierbach sagt, die Angeklagte sei bisher nicht in einer Weise aufgefallen, dass es ihr um Verfahrensverschleppung gehe, man solle sie untersuchen, sich erholen lassen und morgen fortsetzen. Götzl sagt, es gehe darum, den Stand der Dinge festzustellen. Er beginnt zu verlesen, was der Landgerichtsarzt Dr. Obergrießer, der Zschäpe untersucht habe, mitgeteilt habe, das wird jedoch von Stahl beanstandet, es müsse zunächst einen Beschluss geben. Götzl sagt, es solle nicht zur Sache verhandelt werden, es gehe um die Frage, ob die Vorführung angeordnet werde oder nicht. Stahl sagt er beanstande das und verlange einen Beschluss. Diemer nimmt Stellung, dass diese “informatorische Erörterung” hier vorgenommen werden könne.

Es folgt eine Pause bis 14.39 Uhr. Danach teilt Götzl mit, dass seine Verfügung, dass nur zur Frage der Verhandlungsfähigkeit und der Anordnung einer Vorführung die Verhandlung fortzusetzen, bestätigt wird. Dann verliest er, dass Obergrießer dem Senat mitgeteilt habe, er habe Zschäpe zuerst um 10.15 Uhr besucht. Zschäpe habe auf einer Bank gelegen, sich dann sofort aufgesetzt und ihn gefragt, ob er der ärztlichen Schweigepflicht unterliegt. Er habe gesagt, dass er dem Gericht in bestimmten Punkten Auskunft erteilen müsse. Eine Untersuchung habe Zschäpe abgelehnt. Nach der Mittagspause habe Obergrießer Zschäpe untersuchen können. Sie habe gesagt, ihr sei übel wegen einer Nachricht, die sie vor dem Prozesse erhalten habe, wolle aber nicht sagen, was sie erfahren hat. Er habe weiter keine Untersuchungen des Kreislaufs gemacht, weil derartige Untersuchungen bei diesem Beschwerdebild keine weiteren Erkenntnisse bringen würden. Die Angeklagte habe auf alle seine Fragen sinnvoll und angemessen geantwortet, dies auch schon beim ersten Besuch. Es seien keine Anzeichen erkennbar, dass Zschäpe nicht verhandlungsfähig sei, man müsse aber ihre Übelkeit beachten und evtl. öfter Pausen machen oder kürzer verhandeln. RA Heer bittet um eine Unterbrechung. Diemer beantragt die Vorführung Zschäpes und die Fortsetzung des Verfahrens. Es folgt eine Pause bis 15.24 Uhr. Dann sagt Heer, sie hätten für die Mandantin ein Befangenheitsgesuch gegen den Sachverständigen vorbereitet. Götzl sagt, vorweg wolle er ergänzend sagen, dass das Medikament MCP eingenommen worden sei. Heer verliest, es sei unwahr, dass die Mandantin, nachdem der Sachverständige ihr eröffnet habe, dass er auskunftspflichtig ist, die Untersuchung abgelehnt habe. Zudem habe Obergrießer sich im im Beisein der RA_innen Heer und Sturm mit Zschäpe unterhalten und eine Anamnese erhoben, eine körperliche Untersuchung habe aber nicht stattgefunden. Ein ärztlicher Sachverständiger der nicht alle diagnostischen Möglichkeiten ausschöpfe, sei erkennbar nicht neutral. Zschäpe habe von einer zunehmenden Übelkeit berichtet, und dass sie von der Aussage des Zeugen nur die Aussagegenehmigung mitbekommen habe, sie sei nur mit dem Bekämpfen der Übelkeit beschäftigt gewesen, habe sich fast übergeben müssen. RAin Sturm ergänzt, sie habe soeben mit Zschäpe gesprochen, es gehe ihr nicht besser, sondern eher schlechter, neben der Übelkeit habe sie auch Magenschmerzen. Es folgt eine Pause bis 15.52 Uhr. Dann sagt Götzl, er wolle ergänzen, dass Obergrießer davon berichtet habe, dass Zschäpe das aus der JVA mitgebrachte MCP eingenommen habe, das sei versehentlich nicht im Vermerk aufgeführt. Heer bestätigt, dass das Ablehnungsgesuch gegen Obergrießer aufrecht erhalten werde. Um 15.53 Uhr beendet Götzl den Verhandlungstag.


Protokoll 111. Verhandlungstag - 8. Mai 2014

Die Verhandlung beginnt um 9.47 Uhr. Gleich zu Beginn verlangt Rechtsanwalt Heer das Wort, der Vorsitzende Richter Götzl will jedoch erst die Präsenz feststellen. Heer teilt anschließend mit, Beate Zschäpe leide nach wie vor an „Übelkeit, Bauchschmerzen und Kopfschmerzen“.  Das habe sie Justizbeamten gegenüber geäußert. Es habe keine ärztliche Untersuchung gegeben, ihr sei gesagt worden, sie müsse an der Verhandlung teilnehmen, „komme was wolle“. Seine Mandantin habe sich nur ins Gerichtsgebäude bringen lassen, „um unmittelbaren Zwang zur Verbringung zu vermeiden“.

Götzl unterbricht die Hauptverhandlung für eine ärztliche Untersuchung bis um 11.00 Uhr. Die Pause wird um eine weitere Stunde verlängert. Um 12.15 Uhr wendet sich Götzl wieder an die Verfahrensbeteiligten und sagt: „Wir werden die Hauptverhandlung heute nicht fortsetzen. Uns liegt die Stellungnahme von Dr. Oefele vor und danach können wir die Hauptverhandlung nicht fortsetzen. Am Montag, 19.5. um 9.30 Uhr wird fortgesetzt.“


Protokoll 112. Verhandlungstag - 19. Mai 2014

Jürgen He. ist an diesem Tag der einzige Zeuge. Als Jugendfreund von Wohlleben lernte er auch Uwe Böhnhardt kennen. Nach dem Untertauchen verrichtete er Kuriertätigkeiten für das Trio und übermittelte Nachrichten. Laut seiner Aussage wurde dies von Ralf Wohlleben und Carsten S. koordiniert, die ihm beispielsweise mitteilten, wann er Anrufe von Böhnhardt/Mundlos entgegen nehmen sollte und ihm die Gegenstände für die Kurierfahrten übergaben. Die Befragung des Zeugen verlief sehr stockend und einsilbig, oft antwortete erst nach längerem Schweigen. Im Laufe der Vernehmung kam heraus, dass er bei seinen Kuriertätigkeiten wohl vom LKA Thüringen observiert wurde. Später verwickelte er sich in Widersprüche, die nicht komplett aufgeklärt werden konnten.

Zeuge: Jürgen He. (Umfeld von Jenaer Neonazis in den 90er Jahren, Unterstützung der Untergetauchten)

Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 mit der Feststellung der Präsenz durch Richter Götzl. Als Nebenkläger ist Herr Turgut anwesend.

Danach beginnt die Einvernahme des einzigen Zeugen des Tages, Jürgen He., heute 38 und Fahrer bei einer Spedition, der in den 90er Jahren zur Jenaer Neonaziszene gehörte, durch Richter Götzl. Götzl bittet, den Zeugen, zunächst einmal von sich aus von Kontakten zu den Angeklagten sowie Mundlos und Böhnhardt insbesondere um die Jahre 1999 und 1998 zu erzählen. Der Zeuge schweigt, Richter Götzl fragt nach, wie sie sich kennengelernt haben. H. antwortet, dass er mit 13 oder 14 Jahren Wohlleben kennengelernt habe, weil sie im gleichen Stadtteil wohnten. Auf die Frage Götzls, wie gut sie sich gekannt hätten sagt He., sie hätten sich öfters am Nachmittag getroffen und gemeinsame Unternehmungen gemacht. Als der Zeuge auf die Aufforderung, er solle weiter erzählen, schweigt, fordert Götzl ihn auf, auch auf andere Personen einzugehen, und fügt hinzu, dass es ihm recht wäre, wenn der Zeuge von sich aus schildert. He. erzählt, auch Uwe Böhnhardt habe er gekannt und ihn immer mal getroffen, er habe ihn in der Clique kennengelernt, mit 14, 15. Dort wären sie einander vorgestellt worden, außerdem seien ihre Väter Arbeitskollegen gewesen. Wie intensiv der Kontakt gewesen sei? „Mehr lose.“

Götzl fordert ihn auf, auch die anderen Personen durch zu gehen, daraufhin gibt He. an: Holger G. und Carsten S. habe er durch Wohlleben kennengelernt, Zschäpe und Mundlos habe er nur vom Sehen und flüchtig gekannt. Auf Götzls Bitte um eine zeitliche Einordnung gibt H. die Jahre 1996/1997 an. Herrn Eminger kenne er nicht. Der Richter fragt, wen er zuerst gekannt habe, Wohlleben oder Böhnhardt, He. antwortet Wohlleben. Nun fragt Götzl nach den Unternehmungen von He. und Wohlleben: „Getroffen meist an der Tischtennisplatte und dann gequatscht, was man so macht“. Götzl fragt den Zeugen wieder nach Böhnhardt. Sie hätten nicht so oft Kontakt gehabt, hätten sich durch die Clique kennengelernt und gemeinsam abhauen wollen. Auf Nachfrage antwortet er: „Wir hatten Probleme zuhause, jeder auf seine Weise, da wollten wir verschwinden.“ Sie hätten nichts genaueres vorgehabt. Sie hätten es gemacht, aber wurden von der Polizei erwischt, er war 16 Jahre alt, Böhnhardt ein Jahr jünger. He. spricht erst von Uwe, berichtigt sich dann und sagt „Herr Böhnhardt“. Auf diese zögerlichen Antworten hin, fordert Richter Götzl den Zeugen zum wiederholten Mal auf, einfach zu erzählen. He. gibt an, sie hätten Fahrzeuge entwendet und in Stadtroda gestellt und festgenommen worden. Wieder stellt der Richter Fragen, auf die der Zeuge einsilbig antwortet. Wo sie mit den Fahrzeugen hin wollten. „Wir hatten kein Ziel“ Ob jeder ein Fahrzeug hatte. „Ja.“ Ob er verurteilt wurde. „Nein.“ Auch Böhnhardt sei seines Wissens nach nicht verurteilt worden.

Götzl fragt nun nach dem Verhältnis von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe zueinander. He. antwortet, dass sie wohl Freunde waren. Der Richter fragt, ob der Zeuge mitbekommen habe, dass die Drei plötzlich nicht mehr erreichbar waren. „Wie meinen Sie das jetzt?“ Der Richter präzisiert: Ob die Drei für He. irgendwann nicht mehr erreichbar waren, ob sie verschwunden waren, ob er was mitbekommen hätte. „Weiß ich nicht.“ An dieser Stelle interveniert die RAin Sturm für die Verteidigung von Zschäpe und sagt, diese Frage würde ja voraussetzen, dass alle für ihn vorher erreichbar gewesen seien. Götzl antwortet, er setze gar nichts voraus, ob es eine Situation gab, wäre seine Frage gewesen. RA Klemke für die Verteidigung Wohlleben gibt Sturm recht, um nicht mehr erreichbar zu sein, hätten sie vorher erreichbar sein müssen. Götzl antwortet, dann solle der Zeuge dies ausführen. Dieser schweigt. Götzl hakt nach, er solle möglichst genau sagen, wie es in den Jahren 1997, 1998 und 1999 mit den Kontakten zu den Drei ausgesehen hätte. He. sagt, er hätte Böhnhardt immer mal getroffen, mit den beiden anderen habe er weniger zu tun gehabt.

Götzl möchte das genauer wissen. „Was soll ich da genauer erzählen? Man hat sich getroffen, hat sich unterhalten und das wars. Nichts weiter.“ Wie das 1998 gewesen wäre. He. sagt, dann hätte man sich nicht mehr gesehen. Götzl fragt, ob er 1998 Kontakt gehabt habe. He. gibt an, nur telefonisch mit Böhnhardt. He. soll erzählen, wie das abgelaufen sei, woraufhin er antwortet, dass Böhnhardt angerufen habe „und das wars“. Ob das wechselseitig gewesen wäre oder wie er sich das vorstellen könne, hakt der Richter nach. „Telefonzelle.“ Götzl fordert He. auf, in ganzen Sätzen zu antworten, He. schweigt daraufhin, genauso, als Götzl nach dem Stichwort Telefonzelle fragt, erst auf Nachfrage, antwortet He., Wohlleben habe den Kontakt hergestellt, dieser hätte ihm gesagt, in welche Telefonzelle er gehen solle, um zu erfahren, welche Sachen sie für die Flucht bräuchten und die hätte er dann übergeben. Ihm sei gesagt worden, in welche Telefonzelle er gehen solle, dann habe er Aufträge angenommen und diese bearbeitet. Wer ihm das gesagt hätte, möchte der Richter wissen. Wohlleben und S. Er wisse nicht mehr genau, wie viele Telefonate es gegeben hätte, auch eine Schätzung kann er nicht abgeben. Auf die Frage, ob es ausschließlich Böhnhardt am Telefon gewesen sei, gibt H. an, eine Frauenstimme sei es nie gewesen, aber er denke, mit Mundlos habe er auch gesprochen. Wann der erste Kontakt stattgefunden hätte, wisse nicht genau, er denke, nachdem sie verschwunden waren. Das müsse Anfang des Jahres gewesen sein, er komme zu dieser Einordnung, weil es ja überall in der Zeitung gestanden habe. Er könne nicht genau sagen, ob der erste Kontakt mit Böhnhardt oder Mundlos stattgefunden habe, weil man am Telefon nicht immer erkennen könne, wer dran ist. Auf Nachfrage kann er sich nicht erinnern, worum es in diesem ersten Telefonat ging.

Richter Götzl hakt nach, wie es dazu gekommen sei, He. antwortet, ihm sei Bescheid gesagt worden, welche Telefonzelle, es war die in Jena-Ost, Karl-Liebknecht-Straße. Auf weitere Nachfrage, sagt er, dass Wohlleben oder S. ihm Bescheid gesagt hätten. Wie ihm das erklärt worden sei? Er sei gefragt worden, ob er das machen könne, er hätte das bestätigt und dann hätte er das gemacht. Der Frage nach dem Zweck antwortet He., um persönliche Sachen zu besorgen. Am Anfang hätte er nicht viel über die Situation gewusst, dann manches aus der Zeitung erfahren. Er hätte nicht gewusst, warum die weg sind, er hätte nicht viel Kontakt zu ihnen gehabt. Mit Wohlleben und S. hätte er sich nicht über die Situation unterhalten, er hätte ja schon etwas durch die Zeitung erfahren, da hätte er nicht weiter nachzufragen brauchen. Götzl bittet He. weiter zu beschreiben, die einzelnen Telefonaten und die Aufträge. He. erzählt, er hätte beispielsweise mal einen Tüte nach Zwickau gefahren, zum McDonalds-Parkplatz an der Autobahn A4. Er hätte den Auftrag bekommen, zur Telefonzelle zu gehen, da wurde ihm gesagt, er würde von Wohlleben eine Tüte bekommen und die habe er dann mit seinem Privat-PKW, einem Toyota gefahren. Auf dem Parkplatz selbst sollte er warten, dann wäre jemand auf ihn zugekommen und der hätte das übernommen, „und das wars.“ Diese Person hätte er nicht gekannt, ein Name sei nicht gefallen, dieser hätte nur He. mit seinem Vornamen angesprochen. Er sei kurz ausgestiegen, hätte die Tüte aus dem Kofferraum geholt und wäre dann wieder gefahren. Der Mann sei so groß wie er gewesen und hätte ein schwarzes Kapuzenshirt getragen, er hätte nichts weiter gesagt, nur dass er den Beutel abholen wollte. Auf Nachfrage sagt He. dass es ein Plastik-Beutel gewesen sei, es seien CDs darin gewesen und Anziehsachen. Er habe das nur beim Tragen gesehen. Wohlleben oder jemand anderes hätte sich danach nicht erkundigt, ob es geklappt habe.

Richter Götzl fragt, wie es mit der Kontaktaufnahme weitergegangen sei. He. antwortet, dass nochmal Anziehsachen und persönliche Papiere aus Zschäpes Wohnung geholt werden sollten. Er sei dann mit Carsten S. abends hin gefahren, He. hätte unten im Auto gewartet. Ob es reibungslos gegangen sei, fragt Götzl. Nein, die Polizei sei gekommen, er hätte sie aber nur gesehen und sei dann weggefahren, die Polizei hätte sie nicht bekommen. S. hätte er später in Winzerla wieder getroffen. Von da an habe S. weitergemacht, H. ging davon aus, dass die Dinge zu Zschäpe sollten. Er könne allerdings nicht sagen, ob es geklappt hat. Auf Nachfrage, wie es dazu gekommen sei, sagt H., dass S. ihn gefragt hätte, ob er ihm helfen könne, und da hätte er mitgemacht. Das sei Mitte des Jahres 1998 gewesen.

Götzl fragt weiter, ob es noch weitere Kontakte oder Aufträge gegeben hätte. He. bejaht, er hätte nochmal einen Beutel von Wohlleben oder S. bekommen und diesen dann in der Felsenkellerstraße in Jena, wo eine ehemalige Brauerei gewesen sei, abgegeben. Götzl möchte wissen, wem er den Beutel gegeben hätte. He. sagt, er wisse es nicht, es sei ein dunkler Hauseingang gewesen, der Mann hätte dunkle Klamotten angehabt mit Kapuze auf. Gözl hakt nach wie er da hingekommen sei. H. beschreibt, er sei mit seinem Privat-PKW hingefahren. Dadurch dass das eine Sackstraße sei, habe er sein Fahrzeug unten hingestellt, sei den Berg hoch, habe es abgegeben und sei wieder gegangen. Derjenige sei aus dem dunklen Hauseingang herausgetreten, habe den Beutel an sich genommen und sei gegangen. Woher er gewusst habe, dass es der Richtige war? He. sagt, es hätte ja nur die Person wissen können, dass er kommt, es sei eine Ruine gewesen, da hätte niemand gelebt. Er hätte nur gefragt, ob er den Beutel habe, dann habe er ihn übergeben. Was in dem Beutel war, wisse er nicht, der sei oben zugebunden gewesen. Ihm wurde nicht gesagt, was darin enthalten war und er hätte auch keine Vermutung. Der Auftrag sei ihm wieder in der Telefonzelle gegeben worden, am anderen Ende wäre sich vorgestellt worden, hier ist der Uwe. Er selbst hätte immer die genaue Zeit gehabt aber keine Nummer, es hätte in der Telefonzelle geklingelt. Er habe den Beutel von Wohlleben oder S. bekommen, das wäre ihm vorher auch so gesagt worden, von dem Uwe am Telefon. Er sei dann zu Wohlleben gegangen, habe da nachgefragt und dann (später) den Beutel bekommen und hingefahren. Auf Nachfragen von Götzl sagt er, es sei ein normaler Beutel gewesen, nicht schwer. Es hätte nicht Beulen gemacht und er hätte nichts hartes gespürt: „Was weiß ich, ich weiß es nicht mehr.“ Ob er nach der Übergabe mit jemanden gesprochen hätte. „Nein.“ Er wisse nicht mehr, wann das mit der Brauerei gewesen sei, vielleicht sei es in der letzten Jahreshälfte gewesen.

Götzl fragt nach, ob es noch weitere Kontaktaufnahmen oder Aufträge gegeben hätte. Telefonisch könne sein, aber er, He., wisse nichts genaueres mehr. Götzl fragt nach, ob H. nach dem Felsenkeller mit jemanden gesprochen hätte, ob es ein Treffen mit Wohlleben oder S. gegeben hätte, er könne das nicht nachvollziehen, daher belehrt der Richter den Zeugen noch einmal, dass er die Wahrheit sagen müsse. He. antwortet, er wisse nicht, ob es noch weitere Telefonate gegeben hätte, es könne sein, aber er wisse es nicht. Götzl fragt nach, wie es mit dem Kontakt mit Wohlleben weiterging. He. gibt an, er habe Wohlleben jedes Wochenende gesehen, sie hätten immer was zusammen unternommen. Götzl fragt nach der beruflichen Situation des Zeugen 1998. Er sei in der Spedition gewesen, in der er noch heute ist. In welcher das gewesen sei? Ob er das sagen müsse. Ja, müsse er, sagt Götzl. In der Görjan Spedition [phon.]. Götzl fragt nach, wie oft er damals Carsten S. gesehen hätte. „Eher weniger.“ Wie oft ungefähr? Ein bis zweimal bis Ende 1998. Wie das überhaupt mit der Kontaktaufnahme von Wohlleben und Schultze zu ihm gelaufen sei? Diese seien auf ihn zugekommen. Der Richter fragt nach seinem Verhältnis zu den beiden. Wohlleben und er seien Freunde gewesen, mit Carsten sei es eine lose Freundschaft gewesen.

Nun möchte der Richter, dass He. Böhnhardt und seine Persönlichkeit näher beschreibt. „Wenn es um seine Interessen ging, die hat er schon durchgesetzt.“ Es wäre seine Einschätzung, er könne da keine Beispiele nennen, Böhnhardt habe immer ein Messer bei sich getragen. Auf Nachfrage nach dem Zweck sagt He. er gehe davon aus, zu seiner Verteidigung, wozu solle man sonst ein Messer tragen. Von sonstigen Waffen wüsste er nichts. Böhnhardt habe immer Springerstiefel angehabt und Bomberjacke. Wie die politischen Ansichten gewesen seien? Er hätte eine politische Ideologie vertreten, dass hätte er schon am Aussehen, das er beschrieben hat und an den kurzen Haaren erkannt. Götzl fragt nach Äußerungen. He. antwortet, sie seien zusammen auf Demonstrationen gewesen. Einmal in Dresden und der „Sandro-Marsch“ in Neuhaus. Auf inhaltliche Fragen, worum es bei den Demos ging, antwortet der Zeuge nicht, er nennt noch einmal die Orte und schweigt dann. Götzl geht zurück zu Böhnhardt und fragt, welche Ansichten dieser hatte. „Er war gegen Ausländer.“ Weiteres wisse er nicht. Ob He. wisse, wie Böhnhardt zu Gewalt stand? Über Waffen hätten sie sich nicht unterhalten und auch Gewaltanwendung sei kein Thema in ihren Unterhaltungen gewesen, er wisse auch nicht, was Böhnhardt politisch erreichen wollte.

Götzl wechselt das Thema und fragt He. ob ihm „Pogromly“ etwas sage. Ja, das sei ein verändertes Monopoly-Spiel. Die Frage, ob er was damit zu tun gehabt habe, bejaht er. Auf Nachfrage sagt er, er habe die Spiele bei sich zuhause gelagert, wenn welche verkauft wurden, habe er sie raus gegeben, entweder an S. oder an die Person, die ein Spiel gekauft habe. Bekommen habe er die Spiele von Wohlleben und S., die Spiele selbst hätten von Böhnhardt und Mundlos gestammt. Er hätte sie allerdings nicht selbst verkauft. Mal hätte er Geld genommen, was er weitergegeben habe, mal hätte er nur da Spiel raus gegeben, wenn er gewusst hätte, dass es schon bezahlt sei, diese Information habe er von Carsten oder Wohlleben bekommen. Bei ihm hätten ca. 20 Spiele gelagert. Seines Wissens nach wurden ca. 100 Spiele produziert, das habe er aus der Zeitung erfahren, zum damaligen Zeitpunkt habe er das nicht gewusst, er wisse nicht, wo die anderen waren. Götzl fragt nach, ob alle Spiele, die bei ihm gelagert wurden, auch verkauft wurden. He. glaubt ja, sie wären vom Bekanntenkreis, der rechten Szene gekauft worden, Namen wüsste er nicht, sie hätten die Adresse bekommen. Er hätte die Personen vom Sehen her gekannt, aber nicht vom Namen her. Diese hätten dann speziell danach gefragt, und da hätte er ihnen ein Spiel gegeben. Drei bis vier seien von den Käufern selbst abgeholt worden. 100 wäre der Preis gewesen. Das sei aber der Bekanntenkreis von Wohlleben, Carsten S. und Holger G. gewesen und nicht seiner. Götzl bittet H. auf die Rolle von G. einzugehen, der wäre bisher noch nicht erwähnt worden. G. hätte auch mal Spiele abgeholt. Es folgt eine kurze Pause.

Dann fragt Götzl weiter nach „Pogromly“ und seinem Inhalt. He. antwortet, es sei darum gegangen, Städte „judenfrei“ zu kriegen, es seien KZs drauf. 1997/1998 habe er das zum ersten Mal bei Böhnhardt gesehen. Er habe es aber nie selbst gespielt. Götzl fragt, ob He. Herrn Kapke kennt. He. bejaht das, auf die Frage nach einer Beschreibung antwortet er „Bekannter“. Er habe ihn zum gleichen Zeitraum durch Wohlleben kennengelernt. Wohlleben und Kapke seien beste Freunde gewesen. Wie das Verhältnis von Kapke und Böhnhardt gewesen sei? Er wisse es nicht 100%, aber er würde sagen, dass sie Freunde waren. Götzl fragt nach, ob He. und Böhnhardt befreundet waren. Dazu hätten sie sich zu selten gesehen, beste Freunde seien sie nicht gewesen, aber befreundet. Mit Mundlos und Zschäpe habe er nicht viel zu tun gehabt, er habe sie nur mal gesehen. Am Telefon habe er Mundlos nicht sicher erkannt, am Telefon klinge die Stimme ja immer anders, aber er gehe davon aus, dass auch mal Mundlos dran gewesen sei.

Götzl stellt fest, He. sei in der damaligen Zeit mal von staatlichen Stellen angesprochen worden. He. bestätigt dies, es sei der VS gewesen, sie wollten ihn anwerben, hätten ihm Geld geboten. Sie hätten was zu Wohlleben wissen wollen. Zeitlich würde er das 1998 einordnen, wisse aber nicht mehr genau wann, er hätte da noch in der Baufirma gearbeitet, wo der ehemalige Kohleofen war. Es wäre eine Person vom VS gewesen, es gab zwei Kontakte. Götzl fragt, wie es zum zweiten Kontakt gekommen sei. Er wäre immer nach Arbeitsende abgepasst worden, dann habe er ihnen gesagt, dass er das nicht mache „und dann war gut“. Er hätte bei ersten mal schon Nein gesagt, beim zweiten mal sei ihm Geld geboten worden und er habe wieder nein gesagt. Er habe das Wohlleben gesagt, schon nach der ersten Kontaktaufnahme. Wie dieser darauf reagiert habe. Er habe beim zweiten Treffen dann ein Tonband dabei gehabt, da sei ihm immer mehr Geld geboten worden, aber er wollte nicht. Götzl möchte wissen, ob das mit dem Tonband mit Wohlleben abgesprochen war. Das allerdings weiß He. nicht mehr. Was denn mit Wohlleben diskutiert wurde, hakt Götzl nach. He. habe das erzählt und auch gesagt, dass er das nicht mache.

Götzl fragt ob es weiteren Kontakten zu staatlichen Behörden gab. He. bejaht das, mit LKA Erfurt und dem MAD. Das sei 1999 zu seiner Zeit bei der Bundeswehr in Mehringstadt gewesen. Er sei vom 22.1.1999 bis zum 22.11.1999 beim Bund gewesen. Der Richter fragt nach den Inhalten dieser Gespräche. H. antwortet, das LKA habe ihm Vorhaltungen gemacht wegen der Kuriertätigkeiten, sie wüssten das von Zwickau, von der Felsenkellerstraße und das mit Frau Zschäpes Wohnung. Götzl fragt, was die wollten. Es wären zwei gewesen, sie wollten wissen, warum er das mache und hätten ihm mit Gefängnis gedroht, wollten wissen, wo die Drei seien. Götzl fragt, ob die Drei auch beim Gespräch mit dem VS Thema gewesen seien. He. verneint dies. Götzl fragt weiter nach dem Zusammentreffen mit dem MAD. He. sag, da wäre es um die Kurierfahrten und Verbindungen mit der rechten Szene gegangen. Der Richter fragt, was von He. erwartet wurde. Es sei erwartet worden, dass er, He., in der Zeit seiner Bundeswehr keine rechten Aktionen mache. MAD sei ja dafür da, die innere Sicherheit bei Bundeswehr sicherzustellen, da sei es es um sein Person allgemein gegangen. Was He. dazu gesagt hätte? Dieser antwortet, man hätte ihn gefragt, ob er wieder helfen würde, da habe er mit Ja geantwortet. Auf die Frage „Weiteres?“ schweigt der Zeuge.

Dann fragt Götzl, ob er irgendwann Informationen zu den Umständen erhalten habe, wie die Drei verschwunden sind. H. verneint, er habe das aus der Zeitung erfahren. Götzl hakt weiter nach, ob er keine Information habe mit welchem Fahrzeug sie Jena verlassen hätten. Doch, das wisse er: mit Wohllebens Auto, das habe er von ihm selbst erfahren. Welche Informationen er da bekommen habe. H. sagt, nur dass sie sein Auto gehabt hätten, das sei aber unterwegs kaputt gegangen und sei zurückgeholt worden. Götzl fragt von wem. H. sagt, er glaube von Herrn [Andreas] Ra. und Herrn Ko. Er habe dass durch Ko. selbst erfahren, weil dieser das mit dem Anhänger geholt hätten. Was das für ein Auto gewesen sei. Ein Peugot 205, schwarz, Nummernschild JU 265. Götzl wendet sich wieder der Befragung durch das LKA zu, ob denn zur Sprache gekommen wäre, woher die Informationen stammten. He. antwortet, sie hätten ihn beschattet, hätten ihm Bilder vom Parkplatz bei Zwickau gezeigt, mit der Person, der er das übergeben habe.

Götzl beginnt nun mit den Vorhalten aus Vernehmungen durch das BKA vom 28.02.2012, 05.03.2012 und vom 14.03.2012. Er beginnt mit der ersten Vernehmung. Vorhalt: Es geht um den Kontakt zu Böhnhardt. Der sei immer mal sporadisch gewesen, sie hätten nicht telefoniert, weil He. kein Handy zu dieser Zeit besaß. Der Zeuge bestätigt dies. Vorhalt: Auf die Frage, ob er Kontakt zum Trio gehabt habe, habe er gesagt, doch, er wisse nicht wie oft, er wäre 1998 von Böhnhardt angerufen worden, dieser habe gewollt, dass He. ihm was vorbei bringe. Was es gewesen sei, wisse er nicht genau, aber es sei ein Beutel gewesen, den er zu McDonals nach Zwickau gebracht habe, von wem er den Beutel bekommen habe wisse, er nicht mehr. He. sagt, er habe das so angegeben.
Götzl stellt noch einmal eigene Fragen, er möchte wissen, ob es zwischen ihm, Wohlleben und S. besprochen wurde, dass He. keinen Kontakt mehr zu Böhnhardt und Mundlos aufnehmen oder unterhalten wollte. He. antwortet, er habe irgendwann gesagt, dass er solche Kuriersachen nicht mehr machen wolle. Götzl frag nach den näheren Umständen dieser Entscheidung. H. antwortet drucksend, dass sei ihm alles… er wollte das irgendwann nicht mehr machen. Götzl hakt weiter nach, denn er hätte ja vorher angegeben, dass er beim MAD ausgesagt hätte, dass er weiter helfen wolle, das solle er erklären. H. sagt lediglich, dass er das gesagt hätte, gibt aber auf Nachfrage zu, dass dies eher nicht der Wahrheit entsprochen hätte.

Götzl geht zurück zu den Vorhaltungen von der Vernehmung am 28.02.2012. Vorhalt: He. soll beschreiben, wie das abgelaufen sei. Wohlleben habe gesagt, dass Böhnhardt ihn anrufen werde um ihm einen Gefallen zu tun. He. bestätigt, dass dies seinen Angaben entspricht. Vorhalt: Nachfrage, ob der Anruf in der Telefonzelle in der der Einzige gewesen sei. Es sei eine Fahrt gewesen, aber wie oft telefoniert wurde wisse er nicht, es war schon öfter. Götzl fragt, wieso He. nur von einer Fahrt gesprochen habe und er heute auch vom Felsenkeller berichte. He. antwortet, das sei ja innerhalb von Jena gewesen. Vorhalt: Nachfrage, was die anderen Inhalten gewesen waren. Und ob Wohlleben immer Ort und Zeit der Gespräche genannt habe. Antwort He.: ja, es habe weitere Gespräche gegeben, aber keine Aufträge mehr. Er habe das irgendwann abgebrochen, das war ihm irgendwie zu heiß. Götzl fragt, was ist denn damit gemeint sei. He. sagt dazu, dass er dafür nicht bestraft werden wollte. Er hätte schon gewusst, was er da mache. Vorhalt: Es geht um die Übergabe des Beutels. Es sei relativ kurz gewesen, er habe den Mann vorher nie gesehen, er glaube, es war ein Zwickauer Kennzeichen. Götzl fragt dazu, ob der Betreffende ein Fahrzeug hatte. He. bestätigt dies, es sei ein Opel Corsa, türkisfarben gewesen.

Götzl fragt, ob er sich erinnern könne, ob noch ein Telefonat angesprochen wurde aus einer schweizerischen Telefonzelle. Das sagt He. nichts. Vorhalt: Aufgezeichnetes Originalgespräch vom 11.4.1998: „Jürgen pass auf, ich hab da einen Nachricht für den Ralf, er soll am Montag um 14.00 Uhr am selben Treffpunkt sein, er soll vorher aber noch bei Böhnis Eltern vorbeifahren wegen Klamotten.” He. bestätigt dies. Vorhalt: Es könnte der Mundlos gewesen sein. Aber dass der Anruf aus der Schweiz kam, habe er nicht gewusst. Götzl fragt dazu, ob mal die Rede davon war, dass die Drei oder eine der Personen sich in die Schweiz begibt. He. sagt, davon wisse er nichts. Vorhalt: Hier steht als Angabe: Er habe zwar gewusst, dass die Drei eventuell in der Schweiz sind aber das sei nur im engsten Kreis mal besprochen worden. Der Kapke und der Wohlleben wären dabei gewesen, als mal diskutiert wurde, wo die Drei sein könnten. Da fiel auch die Schweiz als Fluchtort. He. sagt, dass es dann so sein werde. Von dem Gespräch wüsste er nichts. Vorhalt: Er hätte gesagt, „es wurde Ihm zu heiß“ was habe er damit gemeint. Im Mai habe er dem Ralf gesagt, dass er nichts mehr machen möchte. Dann sei er zum Bund gegangen und hatte keinen Kontakt mehr zu ihnen. He. bestätigt dies. Götzl fragt noch einmal nach seiner Antwort beim MAD und He. sagt, das werde er wohl aus Trotz gesagt haben. Ob er nachdem er seine Zeit bei der Bundeswehr begonnen habe, nochmal Kontakt zu Böhnhardt oder Mundlos gehabt habe? He. verneint. Wo er die 20 Pogromly-Spiele gelagert habe? Unter seinem Bett. Die 3-400 Euro, die er eingenommen habe habe er weitergereicht an Herrn Wohlleben und Herrn S. Vorhalt aus der Vernehmung zum Thema: Die Spiele habe er vom Ralf erhalten, André Kapke war vielleicht noch dabei, Holger G. und S. Ralf habe das Geld abgeholt, dem André habe er auch mal Geld gegeben. Seine Frau wusste auch davon. He. bejaht das. Vorhalt: He. hätte das mal beim Uwe Böhnhardt gesehen, er wohnte damals in der Paul-Schneider-Straße, da war das Spiel noch in der Anfangsphase. Vorhalt zur Thematik Zschäpes Wohnung: er hätte vor der Wohnung im Auto gesessen während S. dann reinging. Dann kam die Polizei, er rief ihn an dass die Polizei kommt und er ist dann auch weg. Sie seien getrennt voneinander verschwunden. Sie hätten sich nochmal getroffen, in Winzerla, das war ein abgesprochener Treffpunkt für den Fall, das jemand kommt. He. bestätigt dies.

Götzl fragt wieder selbst, ob die Übergabe von Schusswaffen mal Thema zwischen ihm, Wohlleben und S. gewesen sei. He. verneint. Ob er damals Kenntnis gehabt hätte, wo man sich Schusswaffen besorgen konnte. He. antwortet, dass was man so von Gesprächen gehört hätte. Da hätte er erfahren, dass es in der Wagnergasse einen Szeneladen Madley gab. Da hätte er sich auch mal Schuhe gekauft. Die Personen die da beschäftigt waren, kannte er nicht persönlich. Ihm sage aber der Name Frank Li. etwas, das wäre seines Erachtens der Inhaber gewesen. Den kannte er nur vom Sehen. dass man sich da Waffen besorgen könnte, hätte er nur mal aufgeschnappt, aber er hätte mit niemanden darüber gesprochen.

Es folgt die Mittagspause. Nach der Fortsetzung fragt Götzl, ob He. sagen könne, ob Kapke in der Zeit 1998 Kontakt zu den Drei hatte, nachdem sie im Januar Jena verlassen hatten. He. sagt, er wisse das nicht genau, denke aber schon. Er hätte keine Informationen dazu, aber es seien ja Freunde gewesen. Er habe nicht darüber mit Wohlleben gesprochen, auch nicht darüber, dass Kapke mal Geld für sich behalten hätte, das für die Drei bestimmt war, das hätte er erst im Nachhinein aus der Zeitung erfahren. Vorhalt: Was könne er zu Kapke berichten? He. habe ihn durch Wohlleben 1993 kennengelernt. Am Anfang hatte er nicht so richtig Bezug zu ihm, er wirkte auf ihn bedrohlich. André und Ralf waren wohl beste Freunde, irgendwann haben sie sich zerstritten, er glaube es ging um Geld was sie für die Drei gesammelt haben. H. sagt dazu, dass das wird das gewesen sein, was Götzl gerade gefragt habe. Er hätte davon aber nichts mitbekommen. Vorhalt zur Felsenkellerstraße: Der Mann war ca. 180 groß, recht schlank, er könne sich nicht genau erinnern. Götzl fragt dazu, ob er alleine da war. He. sagt, er sei mit seiner Freundin da gewesen. Vorhalt: He. erzählt, das Paket sei vielleicht etwas kleiner als ein Schuhkarton gewesen und mit einem Strick oder so ähnlich zugebunden. He. bestätigt das. Vorhalt: Bei der Vernehmung wird nachgefragt, was er vermutet habe, woher sein komisches Gefühl kam. He. gibt in der Vernehmung an, dass das daran gelegen hätte, dass es schwerer war. Mit dem heutigen Wissen vermute er aber, dass es eine Waffe gewesen sei. He. sagt zum Vorhalt, dass es zumindest zu war, man konnte nicht reingucken. Er hätte nicht gewusst, was darin gewesen sei. Damals sei nicht über den Inhalt des Pakets gesprochen worden. Götzl fragt, was He. damit meine, wenn er sage, dass er mit dem heutigen Wissen vermute, dass es eine Waffe gewesen sei. He. antwortet, als das dann aufgeflogen wäre, was man dann alles gehört und gelesen hat.

Vorhalt [vermutlich schon aus der nächsten Vernehmung] zur Übergabe der Plastik-Tüte: Ralf habe ihn persönlich kontaktiert, dass er zeitnah einen Anruf der Drei erhalten würde. Was überbringen solle, habe er nicht gesagt. Zu einem bestimmten Zeitpunkt sei er zu der Telefonzelle hingegangen, zwischen 18 und 20 Uhr. Er nahm das Gespräch, vermutlich mit Uwe Böhnhardt, entgegen. Dieser fragte ihn, ob er den Beutel mitbringen kann und sagte, dass er ihn zum McDonalds Parkplatz bringen solle. Um wen es sich beim Empfänger handelt hat er ihm nicht mitgeteilt. Es hätte weniger als eine Woche gedauert, bis der Wohlleben mit dem Beutel bei ihm vorbeigekommen sei. Wohlleben hat ihm noch eine Uhrzeit genannt, zu der er auf dem McDonalds-Parkplatz warten solle. Es sei knapp gewesen, er musste relativ zügig fahren. Beim letzten Mal habe er nicht ganz vollständig über sein Wissen zum Inhalt des Beutels ausgesagt. Im Gegensatz zur ersten Aussage habe er doch reingeschaut, CDs und Hüllen. Deshalb habe er sich bei Wohlleben nach Sinn und Zweck erkundet. Wohlleben erzählte ihm dann, dass sich in den CD-Hüllen 250 Euro in bar befunden hätten, die als Spenden gesammelt worden wären. He. bestätigt dies alles.

Vorhalt zur Felsenkellerstraße: H. gab in der Vernehmung an, nach seiner ersten Kurierfahrt kam Wohlleben erneut auf ihn zu und sagte, er solle wieder einen Kurierfahrt machen. Böhnhardt wolle ihn sprechen und er solle sich wieder zur selben Telefonzelle begeben. Böhnhardt sagte ihm, Wohlleben solle ihm ein Päckchen übergeben und er solle es in die Felsenkellerstraße fahren, da würde es jemand übernehmen. Ein, zwei Tage später sei Wohlleben erschienen und er sei mit seiner Freundin mit dem Auto in besagte Felsenkellerstraße gefahren. Er hatte bei der Sache kein gutes Gefühl. Es hat ungefähr so viel gewogen wie ein Liter Milch. Er hatte ein merkwürdiges Gefühl, habe aber nicht gewusst was sich in dem Päckchen befand. Das merkwürdige Gefühl stellte sich auch deshalb ein, weil die Person einen Kapuze auf hatte und überhaupt nicht richtig zu erkennen war. Als er Wohlleben ein paar Tage danach traf, habe er ihn gefragt was in dem Päckchen drin war. He. bestätigt das und sagt, dass Wohlleben ihm darauf nicht geantwortet habe.

Vorhalt: He. erzählt,Wohlleben habe die Frage unbeantwortet im Raum stehen lassen. Da habe er sich denken können, was da im Päckchen drin gewesen sein könnte. Daraufhin habe er ihm gesagt, er stünde für weitere Kurierfahrten nicht mehr zur Verfügung. He. bestätigt das. Götzl fragt, ob He. Wohlleben mal gesagt habe, dass er den Verdacht habe, dass sich da eine Waffe drin befunden hätte. He. verneint dies.

Vorhalt: He. gab an, dass er keine Kuriertätigkeiten mehr mehr gemacht hätte, aber als Kontaktperson, Nachrichtenmittler stand er weiterhin zur Verfügung. Götzl fragt dazu, wie das ausgesehen hätte. He. antwortet, dass ihm in der Telefonzelle was gesagt wurde und er habe das weitergereicht. Vorhalt zum MAD: Konkret angesprochen auf die Bombenbastler gab He. an, er würde jederzeit wieder als Kurier agieren. Er betrachte die drei als Rechtsterroristen, die eine Veränderung des Status herbeiführen wollten. He. sagt, das habe mehr aus Trotz gesagt. Vorhalt zum MAD: He. würde sich an einer Revolution beteiligen, aber nur, wenn Gewalt das einzige Mittel sei, die Zielvorstellungen zu erreichen. He. sagt, das habe er so angegeben, warum wisse er nicht mehr.

Vorhalt: He. sagte in Vernehmung, Böhnhardt war Waffennarr und ihm sei klar gewesen, er würde auch mit Waffen kämpfen, wenn es nicht anders ginge. Er hat Ausländer gehasst, dass er auch mit Waffen gegen Repräsentanten des Staates kämpfen wollte, war damals kein Thema. Götzl möchte, dass He. dies erläutert. Dieser sagt, Böhnhardt sei schon immer Waffennarr gewesen, habe über viele Waffen Bescheid gewusst. Vorhalt: Den Ausländerhass von Böhnhardt machen He. daran fest, dass dieser mal gesagt habe, dass er gegen Ausländer sei. Auf Frage gibt He. an, dass Böhnhardt gesagt habe, Ausländer müssten nicht nur ausgewiesen sondern in einem KZ interniert werden und am besten wäre es, Ausländer würden vergast. He. bestätigt, das so angegeben zu haben.

Götzl macht nun Vorhalt zur zeitlichen Einordnung der Telefonate: Überwachung des Anschlusses von He. ab dem 10.3.1998. He. habe mehrere Male Informationen durch eine unbekannte männliche Person auf den Anrufbeantworter bekommen. 11.4.1998 aus der Schweiz: „soll bitte noch bei Böhnis Eltern vorbeifahren und Klamotten kaufen“. 16.4.98: „Hallo Jörg, diese Nachricht ist für den Ralf, selbe Stelle, er soll kommen, wir brauchen viel Geld, er soll zur Mutter, einen Videorekorder holen und Klamotten” und „Ralf soll am Mittwoch am Treffpunkt zwei sein, er weiß schon Bescheid.“ H. bestätigt dazu die zeitliche Einordnung und dass er die Botschaften ausgerichtet habe.

Götzl beendet seine Befragung zunächst. Daher fragt für die BAW OStAin Greger, ob He. der Name Schindler und der Name „der Lange“ etwas sagen würden. H. verneint. Dann frage NK-Vertreterin Basay. Sie fragt nach der Frühlingsstraße 26 Zwickau, nach einer Notiz „Helbig Autohaus morgen bis 15.00 und Erich-Mühsam-Str, 9.00 Uhr Helbig”, nach Thomas Bi, Jürgen Lä und Thomas St. All das sage ihm nicht, so der Zeuge. Der NK-RA Kuhn fragt nach der Rolle von He.s Freundin, warum er sie mit zur Felsenkellerübergabe nahm. Das wisse er nicht , den Grund habe er nicht gesagt, so He. Allerdings habe sie nach der Übergabe danach gefragt, weil ihr das nicht gepasst habe, sie habe gewollt, dass nicht mehr weitermacht und dann habe er Wohlleben gesagt, dass er nicht mehr weitermachen möchte. Kuhn fragt, welches Risiko er gemeint habe, wenn er davon sprach, es sei ihm zu riskant weiterzumachen. He. sagt, er habe Angst gehabt, dafür bestraft zu werden. Er wäre ja beobachtet worden, nach Zwickau hätten sie ihm mit dem Hubschrauber verfolgt. In der weiteren Befragung auch durch Vorhalte windet sich He., als es darum geht, zu sagen, warum er mit den Kurierfahrten aufhören wollte. Er gibt ähnliche Gründe an, wie bei der Befragung von Götzl: Es sei dunkel gewesen, er wollte nicht mehr mit Personen zusammentreffen die er nicht kennt etc. Aber an eine Waffe hätte er damals nicht gedacht. Kuhn fragt dann nach dem Pogromly-Spiel und wie das endete, dass dieses bei H. zwischengelagert wurde. H. sagt auf Vorhalt, es hätte einfach aufgehört, Wohlleben habe gesagt, da kommt nichts mehr, aber habe das nicht begründet. Kuhn fragt nach den Namen Tibor Re., Enrico Th. und „Flaxe“, bis auf dass er einen Tibor kennt, sagen diese Namen He. nichts, gibt er an. Kuhn möchte weiter wissen, ob H. mal ein Strafverfahren wegen den Unterstützungsleistungen gehabt habe. He. verneint dies, es sei ihm aber durch LKA angedroht worden, danach habe er nichts mehr davon gehört.

Weiter fragt NK-Vertreter Scharmer mit Vorhalten aus der Befragung durch den MAD. He. gab da an, er sei der einzige gewesen, der sich bereit erklärt habe, die Kurierfunktion zu übernehmen. He. bestätigt dies, soweit er wisse, habe das kein anderer gemacht, wisse aber nicht mehr, woher er diese Information hatte. Es fragt NK-RAin von der Behrens. Sie fragt noch einmal nach der Verfolgung durch den Hubschrauber zum McDonalds-Parkplatz und danach, was die Bilder, die das LKA H. 1999 vorgelegt habe, gezeigt hätten. He. sagt, sein Auto und Wohlleben und das Bild der Übergabe. Das LKA habe zu ihm gesagt „Sie konnten noch so schnell fahren, wir sind schon hinterhergekommen“. Das Foto vom Parkplatz sei aus einem Hubschrauber aufgenommen worden. Die Person, an die er den Beutel übergeben habe, beschreibt He. bei der Vernehmung als Mann, so groß wie er, 185, dunkelblonde kurze Haare, Zipjacke mit Kapuze, zwischen zwanzig und dreißig Jahre. He. bestätigt den Vorhalt.

Es folgt eine Pause. Danach fragt RA Stahl für die Verteidigung Zschäpe. Die Vernehmung vor hier Gericht sei recht einsilbig gewesen, woran das liege, bei der Vernehmung 2012 habe er sich ausführlicher geäußert. He. sagt, er wisse es nicht. Auf Nachfrage räumt er ein, er sei aufgeregt, noch mehr als bei den letzten Vernehmungen, weil viele Leute im Saal sind. Stahl geht auf die Befragung durch den MAD ein, wo He. angegeben habe, dass die Drei auf einer Stufe mit Rechtsterroristen seien, He. bestätigt, das habe er so angegeben. Stahl fragt, wann He. sich damit befasst habe, dass die Drei untergetaucht seien. He. antwortet, als er die ersten Telefondienste gemacht habe, außerdem habe das in der Zeitung gestanden. Er habe das vor allem für Böhnhardt gemacht, weil er diesen am besten kannte. Es wäre ihm aber klar gewesen, dass es drei Personen gewesen seien. Er wisse von Zschäpe in dem Zusammenhang des Bombenbastelns nichts. Die Frage nach dem bewaffneten Kampf durch das MAD habe er nicht in Erinnerung.

Weiter fragt RA Klemke für die Verteidigung Wohlleben. Er fragt, wo Böhnhardt das Messer getragen habe. He. erzählt, an der Hose, entweder in der Tasche oder im Bund, auf Nachfrage räumt er ein, es nur einmal gesehen zu haben. Klemke fragt den Zeugen, was ein Repräsentant sei. He. sagt der stehe für eine Sache, und räumt auf Nachfrage ein, dieses Wort nicht oft zu benutzen. Dann soll He. schildern, wie es zu seiner Vernehmung durch das BKA kam. He. erzählt, er habe eine Vorladung bekommen, sei dann in der Polizeidienststelle Jena vernommen worden, drei Männer seien anwesend gewesen. Klemke möchte wissen, ob er dort ausführlicher geantwortet hätte als mit Ja und Nein, wie vor Gericht. Götzl beanstandet dies, das sei verkürzend. He. sagt er habe dort versucht zu antworten, wenn er es konnte. Die Gesamtatmosphäre sei von seiner Seite aus angespannt gewesen. Götzl sagt es sei eine Spekulationsfrage, wenn es um die Stimmung der Beamten geht. Klemke fragt nach dem Tonfall der Beamten. Der Zeuge sagt, dieser sei recht bestimmend gewesen. Man hätte nicht getobt, aber schon mal die Stimme gehoben. Er glaube, acht Stunden hätte die Vernehmung gedauert. Es hätte Pausen gegeben, zwei Raucherpausen, eine zum Essen. Klemke fragt, welche Zeitungen He. 1998 gelesen hätte. OTZ und TLZ, beide täglich bis heute. Er würde darin fast alles lesen, auch über den NSU-Komplex. Klemke fragt, ob die Freundschaft zu Wohlleben bis zu dessen Festnahme bestanden habe. He. antwortet „Jein“, sie hätten sich vor einem Jahr gesehen, an Wohllebens Arbeitsstelle, er habe da gearbeitet, sonst nicht mehr. Als Grund gibt He. an, dass sie beide Familien gegründet haben. Er habe nach dem 4.11.2011 nicht mit Wohlleben gesprochen.

Klemke fragt nach der zweiten Vernehmung. He. sagt, er sei nach Karlsruhe gefahren, vor der Vernehmung habe es keine Gespräch mit einem Beamten gegeben. Auch bei der Befragung in Jena gab es keine Gespräche, auch nicht bei der Raucherpause. Klemke fragt, wieviele Kurierfahrten He. gemacht habe. He. sagt drei, zählt auf: Zwickau, Felsenkeller. Dann macht er eine Pause, schnauft und berichtigt sich auf zwei. Klemke sagt, bei der Übergabe Felsenkellerstraße habe er erst angegeben, einen Beutel mit Sachen übergeben zu haben, später sei es ein Paket gewesen. He. antwortet, es ein Paket in einem Plastik-Beutel gewesen, der oben nochmal zu gewesen sei, so richtig wisse er das nicht mehr, es sei so lange her.

RA Hösl fragt nun für die Verteidigung von Carsten S., wie He. S. kennengelernt habe. He. wiederholt durch Wohlleben, beide seien 18 gewesen. Allerdings gibt He. an, sie hätten sich 1995 kennengelernt, da war S. 15. Hösl will darauf hinaus, dass sie sich erst Ende 1997 kennengelernt haben. Er beginnt die Frage mit „Kann es nicht sein…“. RAin Schneiders Wohlleben meldet sich zu Wort und beanstandet die Frage. Hösl wendet sich nun dem Autodiebstahl zu. He. gibt an, er sei 15 gewesen, es sei 1990/91/92 gewesen. Dabei seien noch Danny Sch., Mike En., Sandra, Böhnhardt und er gewesen. Wohlleben sei nicht dabei gewesen. Vorhalt aus der Anklageschrift gegen Böhnhardt 1993: Böhnhardt hätte das erste Auto aufgebrochen, damit seien Jörg und Mike En. nach Jena. Dann entwendete Böhnhardt ein weiteres Auto, fuhr mit Birr R. und Wohlleben über München nach Österreich, wo sie festgestellt wurden und nach Jena zurückgebracht wurden. He sagt, er wisse nicht, ob Wohlleben dabei war. Hösl möchte wissen, wie oft er sich mit S. getroffen habe, und ob das immer mit Wohlleben zusammen war. Sie hätten sich nicht so oft gesehen, er würde sagen, immer mit Wohlleben zusammen.

Nun fragt RA Pausch (Verteidigung S.), wie es dazu kam, dass er bei dem Einbruch geholfen habe. He. wiederholt, er gehe davon aus, dass es S. gewesen sei, der ihn gefragt habe, könne es aber nicht sicher sagen, Wohlleben würde noch in Frage kommen. Die Polizei habe er kommen sehen weil es dunkel war und sie das Blaulicht anhatten. Pausch hält ihm den Einsatzbericht vor, darin stünde, dass es 12.20 Mittags gewesen sei, am 26.8.1998. He. sagt, „dann muss ich mich ja irren“. Er könne sich nicht an Wohllebens Rolle diesbezüglich erinnern. Pausch geht nun auf das Pogromly-Spiel ein, welche Rolle Schultze dabei gespielt habe. He gibt an, nicht viel zu Wissen, nur dass S. ihm die Spiele verpackt gebracht hätte und dass er ihm Bescheid gegeben hat, wenn Spiele raus waren. H. antwortet auf Nachfrage zum Einbruch, er sei mit dem Auto gefahren und S. sei zu Fuß gegangen. Er wisse nicht mehr, ob er S. mitgenommen habe.

Nun fragt RA Hösl wieder, wie viele Treffen es mit dem VS gegeben habe. He. antwortet, es habe zwei gegeben, an seinem ehemaligen Arbeitsplatz. Hösl hält ihm vor, dass in den Akten noch ein drittes Treffen vermerkt sei. Die beiden ersten am 10.08.1998 und am 11.8.1998, ein drittes zwei Tage nach dem Einbruch am 28.8.1998. He. sagt nein, es seien nur zwei Treffen gewesen. Hösl hält ihm eine Aussage vor, in der er über das Ansprechen durch den VS spricht, man habe auch was zu den Drei wissen wollen. He. sagt, es sei nur um Wohlleben gegangen.

Nun fragt Richter Götzl noch einmal. He. hätte von drei Kurierfahrten gesprochen und sich dann auf zwei berichtigt, wieso? He. sagt, er hätte das mit den Spielen zusammengerechnet. Götzl liest danach nochmal vor, wie die Zeiten und Pausen bei der ersten Vernehmung waren. Diese ging sechs Stunden, es gab drei Pausen. Nun fragt wieder Weingarten. Er fragt ob der Zeuge wisse, was der Unterschied zwischen einem Beutel und einem Paket ist. Der Zeuge erklärt und legt sich fest, es sei bei der Übergabe in der Felsenkellerstraße etwas Festes im Beutel gewesen. Weingarten fragt, ob es H. beeinflusst oder belastet, dass Wohlleben zugegen ist. He. sagt: „auch“. Nochmal eingehend auf die Schwere des Beutels, legt sich He. auf nichts fest, er wisse es nicht mehr.

Nun fragt NK-Vertreter Narin. Ob er vorher mit jemanden gesprochen habe, dass er heute hier aussagen muss? Nur mit seinem Chef und seiner Freundin. Zu Pogromly macht He. die gleichen Aussagen wie zuvor, er wisse nicht mehr, woher er wusste, dass das Geld in den CDs aus einer Spendenaktion kam. Er habe Mutter und Vater Böhnhardt vom Sehen gekannt. Ob er denn mal Gegenstände bei ihnen abgeholt habe? Nein. Ob er mal Geld von Konto Uwe Böhnhardts abgehoben hätte? Nein. Nach einer kurzen Pause zeigt Narin Fotos aus einer Bank, He. kann allerdings niemanden darauf erkennen. RA Klemke fragt noch einmal wie He. darauf käme, Böhnhardt als Waffennarren zu bezeichnen. He. sagt, er habe sich dafür interessiert und wusste viel darüber. NK-RA Behnke fragt, ob er mal Geld für seine Kurierfahrten bekommen habe. Nein, er habe das aus Freundschaft zu Wohlleben und Böhnhardt gemacht. RAin Schneiders sagt, sie möchten sich eine Erklärung vorbehalten, mehrere NK-Vertreter tun dies auch. Dann beendet Götzl den Verhandlungstag.


Protokoll 113. Verhandlungstag - 20. Mai 2014

Heute wurde im Prozess erstmals der Banküberfall November 2011 in Eisenach verhandelt. Der Filialleiter und eine Bankangestellte sagten aus, wie sie von zwei maskierten Männern bedroht und  gezwungen wurden, den Tresor der Bank leer zu räumen. Ein Zeuge hob gerade Geld ab und beschrieb ebenfalls die Situation. Anschließend berichtete ein Rentner, wie er beim Einkaufen zwei Männer auf Fahrrädern beobachtete, die diese in ein Wohnmobil luden und mit quietschenden Reifen davon fuhren. Er berichtete dies der Polizei und brachte diese auf die entscheidende Spur. Am Ende des Verhandlungstages beantragten Anwält_innen aus der Nebenklage die Vernehmung zahlreicher V-Leute aus dem Umfeld des NSU.

Zeug_innen:

	Stefan Ch. (Zeuge Banküberfall am 4.11.2011 in Eisenach)
	Nadine We. (Zeugin Banküberfall am 4.11.2011 in Eisenach)
	Manfred Ni. (Zeuge Banküberfall am 4.11.2011 in Eisenach)
	Egon St. (Beobachtungen am 4.11.2011 in Eisenach)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.41 Uhr. Als Nebenkläger ist heute wieder der Bruder des am 24. Februar 2004 in Rostock ermordeten Mehmet Turgut anwesend. Zunächst verliest Richter Götzl eine Wiederholung des Freibeweisverfahrens zur Verhandlungsfähigkeit von Zschäpe vom 110. Verhandlungstag. Als er zum Befangenheitsantrag gegen Dr. Obergrießer kommt, fragt Götzl Zschäpes Verteidiger RA Heer, ob der den Antrag verlesen, wolle, was der verneint. Dann verliest Götzl den Befangenheitsantrag. Danach wird Götzl von Heer korrigiert, dass es sich bei dem Ablehnungsgesuch im Namen der Verteidiger handele. Götzl sagt, es sei ein Gesuch der Angeklagten. Auf Götzls Frage, ob das Gesuch aufrechterhalten wird, sagt Heer: “Natürlich.”

Erster Zeuge ist Stefan Ch., damals Filialleiter der am 4.11.2011 überfallenen Sparkassenfiliale in Eisenach. Ch. berichtet, es sei ein Freitagmorgen um viertel nach neun gewesen. Er sei mit seiner Kollegin We. im Büro gewesen. Sie hätten vorne Schreie einer Kollegin gehört, er sei nach vorne gegangen und habe gesehen, dass zwei maskierte Männer in der Bank waren. Einer habe gerade “ein kleines Laufspiel” gemacht, um die Kollegin zu schnappen. Eine Kollegin habe sich eingeschlossen. Einer der beiden sei zu ihm gekommen und habe ihm eine Waffe an den Kopf gehalten und gesagt, er möchte dahin, wo seine Kollegin hingegangen ist. Die Kollegin habe dann geöffnet. Der Zweite habe die andere Kollegin auch zur Notkasse nach hinten gebracht. Sie seien mit der Waffe bedroht worden, die Kollegin habe ihnen das Geld ausgehändigt. Die Bankräuber hätten gesagt, dass sie mehr Geld möchten. Er habe gesagt, dass sie einen AKT [Automatischer Kassentresor] hätten, der habe eine Schließzeit, und sie würden nicht an mehr kommen. Das habe er nicht geglaubt und gemeint, ihm, Ch., mit der Waffe auf den Kopf schlagen zu müssen. Er habe die Kolleginnen bedroht, sei mit ihnen zum Tresor und die Kolleginnen hätten unten mehr Geld ausgehändigt. In der Zeit sei er selbst in der Notkasse gewesen. Die Polizei sei ja verständigt gewesen und sei dann irgendwann gekommen: “Das war der Ablauf des Überfalls.”

Götzl fragt zu Verletzungen und Ch. sagt, er habe eine leichte Platzwunde am Kopf gehabt und Einrisse am Ohr, “also nix Gravierendes”. Er habe nicht das Bewusstsein verloren, es habe ihn nur leicht ausgehebelt, so dass er umgefallen sei. Auf die Frage von Götzl, ob die Verletzung Folgen gehabt habe, sagt Ch. es sei alles bestens. Götzl fordert Ch. auf, zu berichten, wie viele Personen zu dem Zeitpunkt in der Sparkasse waren. Er selbst sei mit der Kollegin We. im Büro gewesen, die Kollegin Ta. am Schalter, eine vierte Kollegin sei oben gewesen. Die habe nichts mitbekommen, nur Schreie gehört, und wohl auch die Polizei verständigt. Die fünfte Kollegin und der Azubi seien im Urlaub gewesen. Und es seien noch zwei Kunden in der Schalterhalle gewesen. Götzl fragt, wo die Kunden waren. Ch. sagt, er habe nur gesehen, dass dort zwei Personen, er könne nicht mal sagen, ob Mann oder Frau, dem Boden gewesen und bedroht worden seien, aber mehr wisse er nicht in der Situation.

Götzl fragt nach einer Beschreibung der beiden Männer. Ch. sagt, er habe das damals gut hin bekommen. Die seien relativ groß, schlank, sportlich gewesen, er meine mit Jogginghose, einer habe sie in die Socken gestopft. Sie hätten jeweils Turnschuhe angehabt. Ansonsten kriege er das nicht mehr gut hin. Der eine sei mit Revolver bewaffnet gewesen, der andere mit einer schwarzen Pistole. Der, der auf ihn zugelaufen sei und die Waffe an den Kopf gehalten habe, habe einen Revolver gehabt. Beim anderen, der die Kollegin um den Tisch gejagt habe, da meine er zwei Waffen gesehen zu haben. Er meine, dass der Zweite was Braunes anhatte, aber das sei jetzt alles sehr schwammig. Zur Sprache sagt Ch., er finde, das sei normales Deutsch gewesen, kein Dialekt, Bayrisch, Sächsisch oder irgendwas. Zur Größe sagt er, der, der ihm gegenüber gestanden habe, sei 5 bis 10 cm größer als er selbst gewesen, so knapp 190 cm. Der andere Täter, er hab ihn später auf der Überwachungskamera gesehen, da würde er sagen, dass der ähnlich groß war. Die eine Maske sei so schwarzweiß gewesen, so ein bisschen wie eine Scream-Maske, die andere könne eine Gorilla-Maske gewesen sein, aber er wisse es nicht. Die Maske “Richtung Scream” habe der getragen, der bei ihm gewesen sei. Der habe auch die Jogginghose in die Socken gestopft.

Zur Situation in der Notkasse sagt Ch., We. habe das Geld dem Mann gegeben, der hab es fallen lassen, die beiden Kolleginnen seien auf dem Boden gekrabbelt und hätten das in rote Sparkassenbeutel getan. Er könne aber nicht sagen wie viel das war in der Situation. Zur Frage, wie viel Geld insgesamt erbeutet worden sei, sagt Ch., in der Presse habe man 74.000 Euro lesen können. Im Nachhinein hätten sie gemerkt, dass außer den Rollen und dem Kleingeld nichts mehr da war. Götzl fragt, ob Ch, das aus eigener Kenntnis wisse. Ch. sagt, die Kolleginnen hätten Bescheid gegeben, dass sie alles ausgehändigt haben, was im Tresor war, was auch in der Situation richtig gewesen sei. Götzl sagt, in einem Vermerk eines KHK Ma. sei die Rede von 71.920 Euro. Ch. sagt, es sei irgendwas mit einer 7 vorne gewesen, aber er wisse es heute nicht mehr. Auf Frage sagt Ch., er sei mit dem Lauf des Revolvers geschlagen worden und mehr oder weniger an der rechten Seite am Hinterkopf getroffen worden. Zur Wucht sagt Ch., er habe 15 Jahre Kampfsport gemacht und hätte sich gerne gewehrt, es wäre einfach gewesen, den Schlag abzuwehren, er habe ihn kommen sehen. Die Frage, ob er selbst gesehen habe, dass der Tresor aufgesucht worden ist, verneint Ch. Er sei war allein in Notkasse gewesen, die Kolleginnen seien mit einem Täter runter zum Tresor im Keller. Er selbst habe die Möglichkeit gehabt, durch den Türspion zu sehen. Später habe er auf der Überwachungskamera gesehen , dass ein Täter im toten Winkel gewartet habe, um zu gucken, ob er raus kommt. Länger als fünf Minuten werde das nicht gewesen sein, die er dann in der Notkasse war.

Götzl fragt zu den Äußerungen der Täter. Vom zweiten Täter, der der Kollegin hinterher gelaufen sei, habe er, so Ch., nur gehört: “Du schnappst Dir ihn.” Der andere habe ihn, Ch., aufgefordert, dass er zur Tür rein möchte, und dann mehr Geld gefordert. Als Ch. gesagt habe, sie hätten hier nicht mehr, habe der Täter gesagt, das sei eine eine Lüge und habe zugeschlagen. Götzl fragt, ob nach dem Tresor gefragt worden sei, was Ch. verneint. Er selber habe gar nicht an den Tresor gedacht. Ein Bankräuber, der nicht ganz doof ist, wisse, dass sie ein Zeitschloss haben. Im Notkassenraum seien den Räubern vielleicht 10.000 oder 15.000 Euro ausgehändigt worden, aber das sei sehr vage. Auf Frage sagt Ch., er habe ziemlich stark geblutet. Die Mitarbeiterinnen, die anwesend waren, hätten keine körperlichen Verletzungen, die eine Kollegin, We., habe das psychologisch nicht so gut verkraftet und arbeite jetzt in einer anderen Firma. Die Kollegin Ta. gehe mit der Situation ganz gut um. Bei ihm selber sei es in Ordnung, er sei wieder als Geschäftsstellenleiter tätig. Sie hätten viel zusammengesessen, es sei ein Psychologe dabei gewesen: “Wir waren alle am Montag wieder arbeiten, ich denke, das war ein guter Schritt.”

Götzl fragt, was der Täter mit der Waffe gemacht hat. Als er auf ihn zugelaufen sei, sagt Ch., habe der Täter mit der Waffe in seinen Richtung gezielt, vor der Tür habe der Täter ihm an die Schulter gepackt und die Waffe an den Kopf gehalten, in der Notkasse habe er die ganze Zeit mit der Waffe auf ihn gezielt und dann zugeschlagen. Dann werden Fotos von den Räumen der Sparkasse in Augenschein genommen. Zunächst werden Außenaufnahmen gezeigt und Ch. sagt, das sei die Sparkasse, die zum Ende 2013 geschlossen wurde. RA Heer fragt dazwischen, was links vom Haupteingang sei. Das habe seit Jahren leer gestanden, so Ch., da habe der Hausmeister seine Geräte gelagert. Zu Bildern eines Raumes, bei denen Blutflecken auf dem Boden zu sehen sind, sagt Ch., das sei die Notkasse. Zu weiteren Bildern sagt Ch., das sei der Blick aus der Notkasse heraus, vor dem Computer, wo die Überwachungskamera auch gewesen sei, der PC sei genutzt worden, wenn die Notkasse benutzt wurde, das sei vielleicht zweimal im Jahr vorgekommen, wenn sie technische Probleme gehabt hätten. Zu einem Bild von einem Sakko und einer Krawatte sagt Ch., das sei eine schöne Krawatte. Das habe er alles weggeworfen, obwohl sein erster Gedanke gewesen sei, dass Sakko und Krawatte nicht dreckig werden dürfen. Zu einem Bild sagt er, das sei der Eingang zu seinem Büro, wo er raus gekommen sei, an dem Schrank habe der Täter gewartet, so dass er, Ch., ihn nicht sehen konnte. Zu einem Bild sagt Ch., das sei ein 5-Euro-Schein, der einzige, der ihnen geblieben sei. Zu Bildern vom Tresorraum sagt Ch., man habe da Schließfächer für die Kunden und dann eine Tür, wodurch man in den Tresorraum selber gelangt. Zu einem Bild sagt Ch., da sehe man den Nachttresor, durch einen Schlauch hätten Kunden ihre Geldbüchsen einwerfen können, sie hätten pro Tag nur eine Büchse gehabt. Dort hätten die Täter auch rein gewollt, der Schlüssel sei aber bei ihm deponiert gewesen.

Götzls Frage, ob Ch. etwas von den Gesichtern der Täter gesehen habe, verneint der Zeuge: “In keinster Weise.” Der Täter vor ihm habe definitiv Turnschuhe, Socken, eine graue Jogginghose, eine blaue Jacke und schwarze Maske getragen. Der andere sei eher in Richtung beige-braun gekleidet gewesen. Zu Handschuhen könne er heute nichts mehr sagen. Götzl fragt, ob es in den Tagen vor dem Überfalle Auffälligkeiten gegeben habe. Ch. sagt, Götzl wisse es ja, sie hätten das in Eisenach bei der Polizei zu Protokoll gegeben. Ihnen sei eingefallen, dass zwei Wochen zuvor eine Frau, die Deutsch gesprochen habe, mit zwei Männern zum Schalter gekommen sei wegen Problemen mit einer Sparkassenkarte. Es habe geheißen, dass die Männer kein Deutsch könnten und sie denen übersetze. Bei ihnen in der Filiale seien nur Rentner oder Hartz-4-Empfänger, das sei bei ihnen eine Ausnahme und anhand der Bilder hätten sie sich gedacht, das geben wir schon zu Protokoll. Die ersten Bilder seien am Montag in der Presse gewesen, sie hätten gleich der Polizei Bescheid gesagt und die Bilder der Überwachungskamera auf CD gebrannt und abgegeben. Die Gesichter seien nicht erkennbar gewesen, so Ch. auf Frage, die Überwachungskamera sei von der Qualität her nicht so eindeutig gewesen. Und die beiden Begleitpersonen hätten von der Statur auch definitiv nicht die beiden Bankräuber sein können.

Götzl fragt, ob sich Ch. an die Vernehmung am 4.11. erinnere, was Ch. bejaht. Zur zeitlichen Einordnung des Überfalls sagt Ch., das sei um 9.14 Uhr gewesen und um 9.18 oder 9.19 Uhr sei alles vorbei gewesen, die Rettungssanitäter seien als erste vor Ort, die Polizei habe zwanzig Minuten gebraucht. Die Vernehmung sei ziemlich umgehend gewesen. Götzl hält vor, dass Ch. geschildert habe, die beiden Personen hätten hintereinander versetzt gestanden. Der eine Täter habe auf Antje Ta. hinter dem Schalter gezielt. Er denke, so der Vorhalt weiter, der andere habe mitbekommen, dass sie aus dem hinteren Bereich raus sind. Einer der Täter habe zu dem anderen gesagt: “Du kümmerst dich um ihn.” Der andere sei dann schnellen Schrittes auf sie zugekommen. Ch. sagt, der Wortlaut sei gewesen: “Du schnappst dir ihn.” Götzl sagt, jetzt sei hier von einer Pistole die Rede. Ch. sagt, es sei zu 100 Prozent ein Revolver gewesen. Das “Rein da!” des Täters habe er so gedeutet, so Ch. auf Vorhalt, dass der Täter in die Notkasse wollte, wo die Kollegin schon drin gewesen sei. Auf die Frage, wie es ihm da vom Psychischen her gegangen sei, sagt Ch.: “Ganz angenehm war’s natürlich nicht, man hat sich schon gedacht, bin ich im falschen Film.” Man sei ausgebildet, aber in so einer Situation mache man dann doch, was man für richtig hält. Der Täter sei relativ grob gewesen.

Götzl fragt zur Tonlage der Äußerungen. Ch. antwortet, er würde sagen, relativ ruhig, aber bestimmt. Zum Vorhalt, dass der Täter ihn angebrüllt habe, den Tresor zu öffnen, sagt Ch., er habe gedacht, er meint den AKT, der sei zeitschlossgesichert, und habe gesagt, dass das nicht möglich ist. Zum Vorhalt, er habe erneut gesagt, dass er an den Tresor nicht herankomme, darauf habe der Täter ihm dem Knauf der Waffe an den Kopf geschlagen, sagt Ch., er meine, dass es der Lauf war, aber vielleicht sei es auch der Knauf gewesen. Götzl hält vor, Ch. sei in die Knie gegangen und habe noch mitbekommen, dass der Täter etwas gerufen habe, er denke, er sei nur wenige Sekunden benommen gewesen. Ch. bestätigt das, das Bewusstsein habe er definitiv nicht verloren.

Zum Aussehen dieses Täters hält Götzl vor, der 180 bis 185 cm, groß gewesen, zum Gesicht könne Ch. nichts sagen, weil er mit Maske, mit zwei Augenschlitzen, der Rest des Kopfes sei mit Kapuze verdeckt gewesen. Er habe eine dunkelgraue Jogginghose und eine dunkelblaue Skijacke mit Kapuze getragen. Ch. bestätigt die Vorhalte. Zu Altersschätzung hält Götzl vor, dass Ch. angegeben habe, von der Stimme her sei der Täter seine Alterskategorie, etwa 30. Ch. sagt, wenn er das damals gesagt habe, er habe die Stimme noch im Ohr, aber an einer Stimme könne man sich vertun. Er habe keine weiteren Anhaltspunkte für das Alter. Zur Waffe stehe im Protokoll, so Götzl, dass Ch. sie als Eisenspielzeugpistole, Lauf oder Trommel seien silbern oder grau gewesen, beschrieben habe. Ch. bestätigt, dass er an eine Spielzeugpistole gedacht und im Nachhinein erfahren habe, dass es keine war. Den Lauf würde er auf 10 bis 12 cm schätzen, so Ch. auf Frage. Götzl sagt, im Protokoll stehe die Schätzung 20 cm.

Dann sagt Götzl, im Protokoll stehe, dass Ch. den zweiten Täter eigentlich überhaupt nicht beschreiben könne. Ch. bestätigt das, einzig im Nachhinein auf den Bildern der Überwachungskamera habe man dann was gesehen. Ch. sagt zur Frage nach der Tasche, er meine, dass es ein roter Sparkassenbeutel gewesen sei, aber das sei heute vage. Zum Vorhalt, dass er angegeben habe, dass es heller Stoffbeutel war, aber diese Aussage relativ vage sei, sagt Ch.: “Wir haben diese Beutel relativ häufig in der Hand, vielleicht bin ich da geschädigt.”

Auf Fragen von NK-Vertreterin RAin Kaniuka zur Stimme sagt Ch., die sei ruhig und bestimmend gewesen, nicht unbedingt aufgeregt. Von der Stimmlage her, sie sie ganz normal gewesen. RA Behnke fragt, ob bei dem Vorfall um eine Sparkassenkarte damals die Daten dieser Karte erhoben worden seien. Das sei keine Karte der Sparkasse Eisenach gewesen, so Ch., sondern aus dem hessischen Bereich, ob die Polizei das verfolgt hat, könne er nicht sagen, sie selbst dürften keine Erhebungen zu der Karte machen. Die beiden Männer seien definitiv nicht die Bankräuber gewesen, und ob die weibliche Person Zschäpe gewesen ist, da hätten sie keine Angaben zu machen können. Einer der Männer habe Geld abheben wollen und es habe nicht funktioniert. Der Mann habe nur Englisch gesprochen. Er meine, da sei um eine ganz einfache Barabhebung gegangen, aber sie hätten da keinen Einfluss drauf, irgendetwas nachzuschauen oder zu machen, wenn die Barabhebung nicht funktioniert. Die beiden hätten auch schlecht Englisch gesprochen, er meine die Frau habe gesagt, dass die beiden Tschechisch sprechen. Die Frau habe ganz normal Deutsch gesprochen, was das Englisch anbelangt, meine er, sei das ganz gut gewesen.

Auf Frage von RA Heer, ob er jemals den Begriff “Trio” verwendet habe, sagt Ch., das wisse er nicht. Heer hält aus einer Vernehmung von Ch. vor, dass Ch. bei einer Lichtbildvorlage gesagt habe, Bild 3 sei die “Frau des Trios”. Das sei definitiv nicht von ihm, so Ch. Heer sagt, am Beginn des Protokolls von Ch.s zweiter Vernehmung am 8.11. sei davon die Rede, dass er mit den Kolleginnen am Tag zuvor das Geschehen besprochen habe. Heer sagt, Ch. solle das Gespräch und den Inhalt schildern. Wenn man am Freitag überfallen werde und am Montag alle bei der Arbeit seien, sei es ja logisch, dass da drüber gesprochen wird, so Ch. Sicher habe man über Äußerlichkeiten und Aussehen der Täter gesprochen, aber er könne da keine Details mehr sagen.

Götzl nach Lichtbildern, die Ch. bei der Polizei angeschaut habe, dieses “Bild 3″. Ch. sagt, er meine, dass ihnen die Bilder aus der Presse gezeigt worden seien. Sie hätten keine Person identifizieren können. Götzl nennt für die Verfahrensbeteiligten den Aktenordner, in dem von einer Wahllichtbildvorlage die Rede sei, und Ch. sagt, er wisse jetzt, was gemeint ist, das sei in Meckenheim gewesen, da seien “Top-Schwarzweißbilder” gezeigt worden, die durchgefaxt worden seien, wo man gar nichts drauf gesehen habe. Es werden Bilder in Augenschein genommen. Zu sehen sind Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe. Diese Bilder seien ihnen damals vorgelegt worden, so Ch., und er habe nicht sagen können, dass das die Person zwei Wochen vorher in der Bank war. Götzl hält vor, dass Ch. laut Protokoll gesagt habe, Bild 3 sei die Frau des Trios, die kenne er aus der Presse. Ch. sagt, jetzt wisse er, was mit Bild 3 gemeint ist. Dann hält Götzl vor, dass Ch. angegeben habe, Haarlänge und Gesichtsform stimmen überein, die Person sei eher klein gewesen, 160 bis 165 cm, es sei eher die Frau auf Bild 3, aber er könne das heute nicht mit Sicherheit sagen. Ch.: “Ganz genau.” Zu den Männern auf den ersten beiden Bildern [Mundlos und Böhnhardt] könne er gar nichts sagen, so Ch. auf Frage. Götzl fragt, ob es bei der Lichtbildvorlage um den Überfall oder um eine andere Situation ging. Ch. sagt, da sei es um die Geschichte zwei Wochen vorher gegangen.

Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt, ihn würde interessieren, ob die Beamten Ch. gefragt haben, ob er die Personen wiedererkennen würde. Ch. sagt, ihm seien die Bilder vorgelegt worden und natürlich sei nachgefragt worden, aber das sei auch schon acht oder neun Monate später gewesen. Ihn interessiere, so Stahl, wie die Thematik mit der Frau mit den Beamten besprochen worden ist, ob Ch. die beschreiben könne, oder die Beamten gekommen sind und das Bild gezeigt haben. Ch. sagt, das Gespräch sei sehr lange gegangen, die hätten nicht nur gesagt, erkennen Sie die. Die Bilder seien vorgelegt worden, so Ch., deswegen sei einen Beschreibung nicht erforderlich gewesen. Stahl sagt, OSta Weingarten lächele, er habe keine Fragen mehr.

Nach einer Pause folgt um 11.28 Uhr die Zeugin We. Sie berichtet, es sei ein Freitag gewesen, kurz nach 9 Uhr. Sie sei mit ihrem Chef in seinem Büro gewesen, als sie laute Schreie gehört hätten. Sie seien beide raus in die Schalterhalle. Sie habe zwei maskierte Männer gesehen, sei zurück ins Büro, da sei die Tür zur Notkasse. Sie habe sich da versteckt und die Tür zugemacht. Er habe geklopft und geschrien, Nadine mach die Tür auf. Sie habe die Tür aufgemacht. Und da habe er und ein Maskierter gestanden. Der habe nur gesagt: “Geld her”. Sie hätten da nur einen Notbestand an Bargeld gehabt, das habe sie ihm gegeben. Der Mann habe gesagt: “Das kann nicht alles sein. Mach den Tresor auf!” sie hätten gar nicht reagieren könne, bis der Maskierte Ch. niedergeschlagen habe. We.: “Bis meine Kollegin gesagt hat, jetzt reicht’s, jetzt gehen wir runter.” Sie seien runter gegangen, er habe nur die Scheine haben wollen und gefragt, ob das alles ist. Aber am Tag vorher sei der Bestand abgeholt worden, sie hätten gar nicht “so schlimm viel” da gehabt, wie sonst am Freitag. Der Maskierte sei dann weg, sie hätten im Tresor die Tür zugemacht und einen Tisch davor gestellt.

Gefühlt seien das zehn Minuten gewesen, aber es seien nur zwei, drei Minuten gewesen. Oben hätten sie Stimmen gehört, seien vorsichtig hoch, hätten keinen mehr gesehen und die Sparkasse von innen zugemacht. Und dann habe sie ihrem Freund eine SMS geschrieben, dass sie überfallen worden seien. Dann sei Polizei und Krankenwagen gekommen. Die ganze Geschichte habe laut Aufzeichnung wohl sechs Minuten gedauert, 9.12 - 9.18 Uhr. Aber gefühlt sei es wie eine Stunde gewesen, länger noch. Auf Frage, wer außer ihr und Ch. noch anwesend gewesen sei, sagt We. in der Schalterhalle seien zwei Büros gewesen, Ch., Ta. und sie selbst. Und oben sei noch eine Kollegin gewesen, da seien Aufenthaltsräume, die habe sich oben eingeschlossen und gar nichts mitbekommen. Kunden seien zwei oder drei da gewesen. We. bestätigt, dass die Kollegin Ta. mit ihr in den Tresorraum ging. Zur Beschreibung der Männer sagt We., sie wisse nur noch, dass es unmöglich ausgesehen habe, was die angehabt hätten, die Hose sei in die Strümpfe reingesteckt gewesen, in Wollstrümpfen. Das hätte sie ihm, so We., auch am liebsten sagen mögen. Und einer habe eine Maske mit einem Affengesicht gehabt. Und einer eine schwarze Sturmhaube auf dem Gesicht. Sie glaube, die Tüte sei vom Penny gewesen.

Götzl fragt, welcher Täter welche Maske getragen hat. Sie wisse nicht, wer welcher ist, so We., aber die Maske habe der getragen, der mit im Tresor gewesen sei und Ch. niedergeschlagen habe. Auf die Frage, ob denn beide bewaffnet waren, sagt We., sie habe ja nur mit dem zu tun gehabt, der sie in den Tresor getrieben hat, der sei bewaffnet gewesen und habe die Waffe ihrer Kollegin an den Hals und ihr selbst in die Seite gehalten. Der andere sei in der Schalterhalle gewesen, den habe sie nur so im Vorbeirennen gesehen, und gar nicht richtig wahrgenommen. Sie glaube, der habe eine braune Jacke und die Sturmhaube getragen, aber sie habe den nur so im Augenwinkel wahrgenommen. Die Waffe des Täters, der mit nach unten gegangen sei, habe sie nur gespürt, für sie sei das eine Pistole gewesen. Sie habe sie nicht direkt gesehen, dass sei sich jetzt noch erinnern könne. Es sei die Waffe gewesen, mit der Ch. niedergeschlagen worden sei. Götzl fragt zu den Kunden und We. sagt, die eine Kundin, mit der sie später noch Kontakt gehabt hätten, habe im Schalterraum gekauert vor einem Aufsteller von Prospekten. Sie habe die nicht als Person wahrgenommen, da sei ein Häufchen irgendwas gewesen. Dann sei wohl noch ein älterer Herr mit drin gewesen, der habe auf dem Fußboden vor dem einen Büro gesessen. Aber das habe sie alles nicht gesehen, so richtig.

Götzl fragt, wie viel Geld insgesamt übergeben wurde. We.: “71.925.” Im Bereich der Notkasse habe fünf-, maximal zehntausend gelagert. Es seien meistens Bündel gewesen, was sie denen mitgegeben hätten. In der Notkasse seien 500-Euro-Scheine gewesen. Das wisse sie noch, denn sie habe versucht, 500-Euro-Scheine in Sicherheit zu bringen. “Ich wollte dem das Geld nicht geben.” Zur Statur der Täter sagt We.: “1,80, mittelgroß, schlank.” Und sie hätten sehr laut gebrüllt. Der eine habe so einen Dialekt gehabt, da habe sie gemerkt, dass das “was Ostdeutsches” gewesen sei, aber die Region sei ihr nicht so bewusst gewesen. Aus We.s Vernehmung vom 4.11. verliest Götzl: “Der Stimme nach könnte es sich um einen Dialekt aus dem Eichsfeld handeln.” We. sagt, sie habe es nicht zuordnen können. Sie verneint, zu irgendeinem Zeitpunkt mal die Gesichter gesehen zu haben. Götzl fragt zur Situation von We. bei dem Überfall, zu einer psychischen Belastung. Sie habe immer gesagt, so We., bei einem Überfall falle sie um, aber das sei nicht so gewesen, Sie habe einfach gehandelt, es sei wie ein Film gewesen, der an einem vorbei gelaufen sei, sie sei starr gewesen. Es sei sehr schwierig gewesen, auch im Nachhinein. Sie seien gleich an dem Tag stundenlang vernommen worden, dann sei ihnen gleich von der Sparkasse ein Seelsorger, ein Psychologe besorgt worden. Auch in den Tagen darauf sei der da gewesen. Zu den Konsequenzen für sie befragt, sagt We., sie arbeite nicht mehr bei der Sparkasse, habe sich dann eine neue Arbeit gesucht, ein gutes halbes Jahr habe sie es noch durchgezogen. Offenbar weint die Zeugin. Götzl unterbricht die Sitzung für ca. 10 Minuten bis 11.53 Uhr.

Dann fragt Götzl, ob We. in Behandlung war, was We. bejaht. Sie seien gleich am selben Tag betreut worden und in der Woche drauf. Und das sei zwei, drei Monate gegangen, wo sie den Psychologen sporadisch in Anspruch genommen habe. Und sie habe ein Schreiben bekommen, dass sie das heute noch in Anspruch nehmen könne bei Bedarf. Aber mit dem Arbeitswechsel habe sie für sich damit abgeschlossen. Die drei Kollegen seien auf unterschiedliche Art und Weise damit umgegangen. Bei Ta. sei es ähnlich wie bei ihr gewesen, die sei länger noch in Betreuung gewesen. Ch. habe das nur anfangs in Anspruch genommen und dann die Stelle gewechselt. We.: “Wir können es nicht rückgängig machen und müssen einfach jeder damit leben.”

Dann macht Götzl Vorhalte. Sie habe ausgesagt, so Götzl zu We., dass sie eine maskierte Person gesehen habe, die einen älteren Mann vor sich her in den Schalterraum schob. Das könne der der ältere Mann sein, der auf dem Fußboden gesessen habe, so We., aber jetzt so wisse sie es nicht. Der Maskierte habe dem älteren Mann die Pistole in den Rücken gedrückt, der ältere Mann sei in gebückter Haltung gelaufen, hält Götzl vor. We.: “Wenn ich das so gesagt habe, wird es so gewesen sein.” Zur Pistole habe sie angegeben, dass sie silberfarben und etwa 20 bis 25 cm lang gewesen sei, ob da eine Erinnerung komme. We. verneint das. Zur Frage, ob sie sich an die Vernehmungssituation erinnere, sagt We., es sei viel gefragt worden, vielleicht sei ihr da etwas eingefallen. Das sei ja nun zweieinhalb Jahre zurück und in manchen Sachen habe sie wirklich Gedächtnislücken, könne sich gar nicht erinnern. Götzl hält vor, dass ein weiterer Täter sich bereits hinter dem Schalter befunden habe und gebrüllt habe: “Geld her, macht den Tresor auf.” Als sie das gesehen habe, habe  sie in die Notkasse gewollt, um sich dort einzuschließen, sie habe wahnsinnige Angst gehabt. Von außen habe es kräftig an die Tür gepocht und Ch. habe gerufen: “Nadine mach jetzt auf, wir geben denen jetzt alles.” We. bestätigt die Vorhalte. Zur Tüte sei im Protokoll vermerkt, so Götzl, das We. das Geldfach der Notkasse geöffnet habe und das in eine rote Plastiktüte, welche der Täter mitführte und aufhielt, gegeben habe, es habe sich um die Person gehandelt, welche die silberfarbene Waffe mit sich führte. Götzl fragt, ob da eine Erinnerung an die Waffe komme, was We. verneint.

Götzl verliest, dass der Mann mit dem Geld nicht einverstanden gewesen sei und immer wieder gebrüllt habe: “Macht den Tresor auf, ihr müsst einen Tresor haben.” Ch. habe gesagt: “Den kriegen wir nicht auf.” Da habe der Mann gebrüllt: “Noch eine Lüge.” Dann fragt Götzl, mit welchem Teil der Waffe der Schlag ausgeführt wurde. We. sagt, sie denke, mit dem vorderen. Götzl hält vor, dass der Mann mit der Waffe, welche er vermutlich in der rechten Hand gehalten habe, auf Ch. geschlagen habe, der sei sofort zu Boden gefallen. Auf Frage sagt We., im Tresorraum seien keine Geldscheine zu Boden gefallen, unten hätten sie feste Bündel, aber in der Notkasse sei was runter gefallen, glaube sie. Auf Frage sagt We., in dem Tresorraum sei der Nachttresor gewesen, da seien Kassetten durch so eine Rutsche gefallen. Das hätten sie in der Früh schon geleert. Da habe der Bankräuber auch noch dran gewollt. Sie hätten gesagt, das sei hier schon mit dabei. Sie habe  ihn gefragt, ob er die Rollen auch noch haben wollte, aber das habe er nicht gewollt.

Götzl fragt, ob der Täter bestimmtes Geld nicht wollte. Sie hätten nur aufpassen sollen, so We., dass keine Farbbomben dabei sind, aber das hätte ihre Filiale gar nicht gehabt. Sie bejaht, dass registriertes Geld mitgegeben wurde, ein Bündel, 1.000 Euro, zehn 100-Euro-Scheine. Das sei das erste gewesen, was sie ihm gegeben hätten. Den Alarmknopf habe Ch. gedrückt, so We. auf Frage. Auf den Vorhalt, dass sie auf dem Weg nach oben dann noch den Alarmknopf im Vorraum des Tresorraums gedrückt habe, sagt We., da sei auch ein Knopf, den Hauptalarm habe Ch. ausgelöst. Bei Ch. habe sie Blut gesehen, so We., er sei zum Glück wieder auf den Beinen gewesen, auch am Ohr sei er verletzt gewesen. Man habe mit ihm reden können, er habe nicht ins Krankenhaus gewollt. Zur Beschreibung der Täter stehe hier, so Götzl, die erste Person, welche sie mit der Waffe bedrohte, ca. 30 bis 35 Jahre alt gewesen. Das Alter habe sie aufgrund der der Bewegung geschätzt, die seien schon fit gewesen, auch von der Statur her. Götzl hält vor, der habe vermutlich eine Plastikmaske mit einem Gesicht getragen, das sie jetzt nicht beschreiben könne, eine helle Jacke mit Kapuze, eine Art Joggingjacke, die Kapuze sei über den Kopf gezogen gewesen, so dass sie nichts habe sehen könne, und eine hellgraue Hose mit gestrickten Strümpfen, die Hose sei in die Strümpfe gesteckt gewesen. Er habe Turnschuhe getragen, die sie nicht weiter beschreiben könne und akzentfreies Deutsch. Götzl fragt dann, ob das richtig sei mit “schlank”. Die Sachen seien ziemlich weit gewesen, so We., aber dick würde sie nicht behaupten, normal. Götzl fragt zu “akzentfrei” und We. sagt, mit Dialekt. Götzl fragt, ob We. die Stimme schon mal gehört habe. We. sagt, die Stimme selber nicht, aber so eine ähnliche schon, deswegen habe sie sagen könne, dass es ein ostdeutscher Dialekt war. Auf Frage von RA Heer, warum die Filiale geschlossen worden sei, sagt We., sie sei ja seit zwei Jahren nicht mehr dabei, aber es sei wohl wie überall, es müsse eingespart werden, die Filiale sei wahrscheinlich nicht so lukrativ gewesen, es seien viele Ältere Kunden gewesen, Arbeitslose, möglicherweise sei die Miete zu hoch gewesen.

Nach der Mittagspause geht es gegen 13.35 Uhr weiter mit dem Zeugen Ni., 71. Der Zeuge berichtet, er habe Geld abheben wollen, habe am Automaten schon die Karte drin gehabt und dann sei der Bankräuber rein gekommen und habe ihn weg gezerrt. Der Bankräuber habe ihm noch das Geld gebracht, was in dem Spalt drin gewesen sei. Das habe so sechs, sieben Minuten gedauert, dann seien sie wieder fort gewesen, hätten ihren Beutel voll gehabt. Götzl sagt, Ni. spreche von dem Bankräuber und fragt, ob es einer oder zwei gewesen seien. Ni.: “Zwei.” Das Personal sei da gewesen und noch eine Geisel, die habe auf der anderen Seite gelegen. Er habe am Geldautomaten gestanden, da sei der rein gestürmt und habe “Banküberfall” gebrüllt, das sei alles blitzschnell gegangen, Beschreiben könne er die Person nicht, der habe eine Maske aufgehabt, wie es im Fernsehen gezeigt werde und so eine Kapuze drüber. Er  sei ein Stück weit rein in den Vorraum gezerrt worden und dann habe er, der Bankräuber, das Personal in den Tresorraum runter getrieben.

Auf Frage von Götzl sagt Ni., der sei bewaffnet gewesen mit der Pistole, die man schon oft gesehen habe, diese lange, mit Schalldämpfer. Götzl fragt zum Aussehen der Waffen aus Ni.s eigener Erinnerung. Ni. antwortet, der habe so eine Waffe gehabt, wie sie in der Zeitung gewesen sei. Er wisse nicht, in welcher Hand die Waffe gehalten wurde, er habe mit dem Rücken zu dem am Geldautomaten gestanden, da habe er, der Bankräuber, ihn weggezogen, ihn am Arm gepackt und hinterher geschleppt in den Vorraum hinein, bis kurz vor den Schaltern, rechts sei die andere Geisel gewesen. Auf die Frage, was er da gemacht habe, sagt Ni., er habe seine Geldkarte ins Portemonnaie gesteckt. Der Bankräuber sei vor, habe sein, Ni.s, Geld geholt und es ihm gebracht. Er habe dann da gehockt. Er verneint, diese Position nochmal verlassen zu haben.

Götzl sagt, Ni. habe jetzt immer von dem einen gesprochen, aber eben gesagt, es seien zwei Personen gewesen. Ni. sagt, es seien zwei Personen gewesen. Da gebe es vorne noch so einen Raum, wo der Mann gesessen habe, den sie niedergeschlagen hätten. Da müsse die zweite Person rein sein, so Ni. auf Frage. Ansonsten habe er nichts gesehen. Götzl möchte wissen, ob die zweite Person etwas gesagt habe. Ni.: “Nein, da habe ich nichts gehört.” Zur Beschreibung sagt Ni., der eine, der ihn rein gezerrt habe, sei ziemlich groß gewesen, bei dem anderen könne er nichts sagen. Götzl hakt nach, ob Ni. etwas sagen könne zu Gestalt, Aussehen, Kleidung. Ni. sagt, das könne er eigentlich nicht, der habe einen Anorak angehabt und die Kapuze darüber. Zur Frage, ob Ni. von einem der beiden mal das Gesicht gesehen habe, sagt Ni.: “Nein, nein, nein.” Götzl fragt, ob Ni. alleine zur Sparkasse gekommen sei. Ni. sagt, seine Frau hat im Auto gewartet, das sei ein Stück weiter weg gewesen. Ni. sagt, der habe so eine Art Campingbeutel auf dem Rücken gehabt, der sei, als der raus kam voll mit Geld gewesen. Der Beutel sei “mehr grau” gewesen und über die Schulter getragen worden. Er bestätigt, von Polizei vernommen worden zu sein, am selben Nachmittag noch. Die Ereignisse in der Sparkasse seien kurz nach der Öffnung gewesen, um Neun herum.

Dann hält Götzl aus der Vernehmung vor, als er hinein gekommen sei, habe Ni. am Kontoauszugsdrucker eine Angestellte stehen sehen, die er persönlich kenne, plötzlich seien zwei maskierte Personen rein gekommen. Ni. sagt, das mit der Frau wüsste er jetzt nicht. Götzl hält die Aussage vor, dass Ni. beide Täter von vorne und hinten gesehen habe, und seiner Meinung nach beide Täter keine Maske aufgehabt hätten. Ni. sagt, das stimme nicht, das habe er nie gesagt. Götzl sagt, das stehe auch im Gegensatz zu dem anderen Vorhalt. Er hält vor, das Ni. angegeben haben soll, dass die beiden auch nichts weiter auf dem Kopf getragen hätten. Ni.: “Freilich haben sie Masken aufgehabt. Das stimmt überhaupt nicht.” Götzl fragt zur Größe der zweiten Person und Ni. sagt, der sei etwas kleiner gewesen, er verneint, etwas zur Statur sagen zu können. Götzl hält die Aussage vor, einer sei sehr groß gewesen, einer klein. Ni. sagt, der ihn gepackt habe, sei der Größere gewesen. Götzl hält vor, dass der Größere eine Waffe in der Hand gehabt und etwas gebrüllt habe. Ni. sagt: “Banküberfall. Das habe ich denen [vermutlich den vernehmenden Beamten] auch gesagt.” Götzl sagt, unten heiße es, dass Ni. eine Waffe nicht gesehen habe. Das stimme nicht, so Ni., der sei mit der Waffe reingesprungen. Das habe er den beiden [vermutlich den Beamten] auch erzählt: “Das ist ja eigenartig.” Götzl fragt, ob Ni. bei der zweiten Person eine Waffe gesehen habe. Ni. sagt, der habe keine gehabt, den habe er aber nur ein paar Sekunden gesehen. Götzl hält die Aussage vor, eine Waffe habe er bei beiden nicht gesehen. Ni.: “Wo das herkommt, ist für mich rätselhaft.”

Götzl sagt, es gehe nochmal um die Situation zu Beginn und hält vor, dass Ni. im Kundenraum noch eine Kundin gesehen habe, die auch den Aufforderungen der Täter gefolgt sei. Ni. sagt, da sei das Personal gewesen, Frauen, die habe der Bankräuber runter in den Tresorraum getrieben mit der Pistole. Er selbst habe sich hinlegen sollen, so Ni. auf Frage, aber das habe er nicht gekonnt, weil er nicht mehr hochgekommen wäre, damit sei der Bankräuber scheinbar zufrieden gewesen. Er bestätigt seine Aussage in der Vernehmung, dass er sich nur linksseitig hingehockt habe, und der Täter mit der Waffe dann die Angestellten zu einem Raum gebracht habe, was da geschehen sei, habe er nicht sehen können. Ni. sagt, die seien dann in den Keller gegangen. Auf Frage, ob er das gesehen habe, sagt Ni., er habe das Geschrei gehört: “Zum Tresor, zum Tresor.” Er bestätigt den Vorhalt, dass er nur noch habe sehen können, dass der größere Täter mit einem Campingbeutel auf dem Rücken  die Bank verlassen habe. Er bestätigt, dass der erste Täter 185 - 190 cm groß und schlank gewesen sei, das sei der mit der Waffe. Die vorgehaltene Alterseinschätzung von 30 bis 35 Jahre könne hinkommen. Götzl fragt nach deren Grundlage und Ni. sagt, er habe ja kein Gesicht sehen und das nicht richtig einschätzen können. Götzl hält nochmal vor, dass Ni. beide von vorne und hinten gesehen habe, dann folge, die Formulierung mit der Maske und dann komme die Beschreibung, dass der größere Täter dunkle Haare gehabt habe, nicht schwarz, eher bräunlich. Das sei vollkommener Unsinn, so Ni., das habe er den beiden von der Kripo nicht erzählt, wo das herkommt, sei ihm ein Rätsel. Den Vorhalt, dass er ausgesagt habe, die Person habe einen Anorak und eine dunkle Hose getragen, bestätigt Ni. Ob der Täter Handschuhe getragen hat, könne er nicht sagen, bestätigt Ni. Götzl fragt, ob der erste Täter Dialekt gesprochen hat. Ni.: “Eigentlich nicht.” Götzl hält die Aussage, vor, dass Ni. den zweiten Täter wenig gesehen habe, der sei ca. 175 cm groß gewesen. Das könne hinkommen, so Ni. zur Alterseinschätzung 30 bis 35 sagt Ni.: “Wie gesagt, konnte ich schlecht einschätzen.” Götzl sagt, zur Gestalt sei hier vermerkt: “untersetzt”. Ni. bejaht das, auch der Vorhalt zur Kleidung, es seien “graue Sachen” stimme.

Götzl fragt, wie es Ni. während des Überfalls gegangen sei. Das sei so schnell gegangen, da mache man sich keine Gedanken. Danach sei er “schon blass” gewesen Er sei nicht verletzt worden. Götzl fragt, ob er danach Probleme hatte. Ni..: “Mit dem Herz, das hab ich jetzt auch, ich hoffe, dass das bald vorbei ist.” Zu Konsequenzen für ihn und seine Frau befragt sagt Ni., dass es schnell vergessen gewesen sei.

Als letzter Zeuge wird dann Egon St., 79, vernommen. Götzl sagt, es gehe um Beobachtungen am 4.11.2011 und St. solle berichten. St. sagt, er habe an dem Tag gegen 9.25 Uhr seine Wohnung verlassen, um im Lidl-Markt einzukaufen. Auf dem Weg sei er auf die Hauptstraße und habe gesehen, dass links auf dem Parkplatz ein Wohnmobil parkt. Das habe eine “wunderbare Farbe” gehabt, die Farbgebung sei weiß gewesen, so dass er da öfter hingeguckt habe. Er sei dann links weg und habe die Feuerwehrzufahrtsstraße zum Obi- und Lidl-Markt weitergehen wollen. Er sei gerade 15 [phon.] Schritte gegangen, da seien zwei Radfahrer “förmlich angeflogen” gekommen und Richtung Wohnmobil gefahren. Am Wohnmobil angekommen sei alles ziemlich schnell gegangen. Einer der beiden habe sofort Platz auf dem Fahrersitz genommen, während der andere die Fahrräder im Wohnmobil verstaut habe. Danach habe er sich auf den Beifahrersitz gesetzt “und dann ging die Post ab”. Die seien so schnell angefahren, dass die Vorderräder durchgedreht seinen und eine entsprechende Spur vorhanden gewesen sei. Die seien in hoher Geschwindigkeit in Richtung Stregda weg gefahren. Er habe beim Wegfahrens dieses Fahrzeugs das “polizeiliche Kennzeichen” “V” erkennen können. Er habe zunächst nichts damit anzufangen gewusst, aber auf dem Weg zum Lidl-Markt sei ihm eingefallen, dass es nur Vogtland sein könne “und so war es ja dann auch”. Er habe dann eingekauft, zwei Flaschen Wasser je 1,5 Liter, drei Bananen und zwei Brötchen und habe noch eine Frischmilch mitnehmen wollen, die sei aber nicht da gewesen, so dass sich der Einkauf verzögert habe. Er habe eine Verkäuferin gefragt und sei dann vor zur Kasse.

Dann sei er den gleichen Weg zurück gelaufen, den er gekommen sei und unterhalb dieser Feuerwehrzufahrtsstraße sei ein Polizeiauto gekommen. Er habe gesehen, dass ein Polizist ausstieg und einen vorbeigehende Frau fragte: “Haben Sie zwei Männer mit Fahrrad gesehen?” Das habe die Frau verneint, aber er habe den Polizisten zugerufen, dass er sie gesehen habe. Er sei hingegangen und der Polizist habe gesagt, die zwei Männer auf dem Fahrrad hätten in Eisenach Nord die Bank überfallen. St.: “Um Gottes Willen, auch das noch.” Er habe den Polizisten den Werdegang gesagt, “und dabei war’s”.

Götzl fragt zum Zeitpunkt, an dem St. an dem Wohnmobil war. St. sagt, er habe um 9.25 seine Wohnung verlassen und schätze, dass das 9.33 Uhr, 9.35 Uhr war, später nicht. Auf Frage sagt er, die beiden Radfahrer seien normal gekleidet gewesen, hätten keine Kopfbedeckung gehabt. Der erste habe dunkelblondes Haar gehabt, “heute wissen wir, dass das Uwe Mundlos war”. Götzl fragt, woher St. das wisse. St. sagt, aus der Presse, die Bilder. Götzl: “Ja, haben Sie denn als Sie die Bilder gesehen haben, jemand erkannt?” Den Mundlos habe er erkannt, so St., den zweiten nicht. Die seien hintereinander gefahren, nicht nebeneinander. Götzl fragt, was St. noch zum Aussehen und zur Kleidung sagen könne, St. sagt, es sei alles “sagenhaft schnell” gegangen. Die seien eher grau gekleidet gewesen, mehr könne er nicht sagen. Das Alter schätze er auf so 30 Jahre. Die Statur sei sportlich, “leicht gebaut” gewesen.Zur Größe könne er nichts sagen, die hätten ja auf dem Fahrrad gesessen. Das weitere Kennzeichen habe er nicht erkennen könne, es sei “sagenhaft schnell” gegangen. Götzl fragt, ob der Zeuge im Bereich des Fahrzeugs weitere Personen gesehen habe, was der verneint.

Götzl hält aus St.s Vernehmung vor, dass der als er auf Höhe des Wohnmobils gewesen sei, die zwei Männer einsteigen gesehen habe. Erst sei der erste auf den Fahrersitz gestiegen, der andere habe die Fahrräder verstaut und sich anschließend auf den Beifahrersitz gesetzt, so St. darauf. Götzl hält vor, dass St. ausgesagt habe, das seien junge Kerle gewesen, beide geschätzt maximal 30 Jahre, der am Steuer könne gar nicht so groß gewesen sein, weil er ihn hinter dem Steuer gesehen habe und er ihm nicht groß vorgekommen sei. Götzl verliest die Frage der Polizei, ob er die Personen so beschreiben könne, dass man ein Phantombild erstellen könnte. St. sagt: “Nein.” Dann verliest Götzl, dass St. ausgesagt habe, die seien zu weit weg gewesen, was St. bestätigt. Götzl sagt, heute habe St. aber gesagt, er habe Mundlos erkannt, wie das im Einklang stehe. St. sagt, das sei ja erst 8 oder 14 [phon.] Tage später veröffentlicht worden. Er verneint, sich an das Aussehen der Fahrräder zu erinnern.

RA Stahl sagt, St. habe eben 9.25 Uhr angegeben, in der Vernehmung stehe 9.30 Uhr, und fragt, woher St. die Uhrzeit so genau habe. St. sagt, er schaue frühmorgens Sportstudio, England. Und an diesem Tage sei das Fußballspiel um 9.20 Uhr beendet gewesen und anschließend habe er das Haus verlassen. Stahl fragt nach den 15 Schritten, die St. gegangen sei. St. sagt, er sei nicht mehr als fünfzehn Schritte. Er bestätigt, dass das eine Einschätzung sei. Götzl hält die Angaben aus dem Vernehmungsprotokoll vor, dass St. gegen 9.30 Uhr die Wohnung verlassen habe. St. sagt, da müsse sich der “Schreiberling” vertan haben. Dann entlässt Götzl den Zeugen.

Nach der Vernehmung von St. verliest NK-Vertreterin RAin von der Behrens einen Beweisantrag, um Carsten Szczepanski als Zeugen zu laden. Damit lasse sich beweisen, dass Jan We., Thomas Starke, Antje Bö., geb. Pr., und Michael Pr. in den Jahren 1998, 1999 zu der sächsischen B&H- Sektion gehörten und wussten, dass Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt in Chemnitz mit Hilfe von B&H-Mitgliedern untergetaucht waren und direkten Kontakt mit dem Trio. Antje Bö. habe dem Zeugen im August 1998 mitgeteilt, das Trio habe einen anonymen Artikel für das Fanzine “White Supremacy” geschrieben und wollte Zschäpe ihren Pass zur Flucht zur Verfügung stellen. Der Zeuge könne bekunden, dass Jan We. im August oder September 1998 den Auftrag bekommen habe, mit Geld der B&H-Sektion Sachsen das Trio mit Waffen zu versorgen. Auch Szczepanski sei in die Beschaffung von Waffen für das Trio eingebunden gewesen. Außerdem solle bekunden, dass das Trio im August, September 1998 Überfälle begangen hatte bzw. plante, und dass bei einem B&H-Treffen am 10.10.1998 in Wilsdruff neben dem Zeugen Thomas Starke, Hendrik La., Andreas Graupner, Antje und Michael Pr., Jan We., Ulf Sch. sowie zwei Thüringer teilgenommen haben. Dabei sei über die Unterbringung und Finanzierung des Trios gesprochen worden. Ergänzend beantragt die Anwältin, die Akten von Szczepanski (Deckname Piatto) vom LfV Brandenburg beizuziehen. Außerdem soll das BKA-Positionspapier vom 03.02.1997 zu Problemen der Zusammenarbeit zwischen BKA und VS beigezogen werden, zum Beweis, dass das BKA gegenüber dem BfV bereits im Jahr 1997 auf Schwierigkeiten bei der Strafverfolgung von Neonazis hinwies.

Das Beweismittelverzeichnis des GBA umfasse über 606 Zeugen, darunter mit Tino Brandt und Thomas Starke nur zwei bekannte V-Leute und nur eine Gewährsperson, Juliane Wa. Zahlreiche weitere enttarnten V-Personen, Gewährspersonen und Informanten, aus dem Umfeld des Trios und ihre V-Leute-führer seien nicht benannt. Dazu würden u.a. Marcel Degner (Deckname Hagel), Ralf Ma. (Deckname Primus), Mirko He., Kai Dalek, Achim Sch., Thomas Di. (Deckname Küche) und die Gewährsperson Tibor Re. (Deckname Tristan) gehören. Der frühere V-Mann Michael von Dolsperg, (Deckname Tarif) ist bereits zu laden beantragt. Thomas Richter (Deckname Corelli) sei nach seinem plötzlichen nicht mehr zu vernehmen. Die tatsächliche Anzahl von V-Leuten, Gewährspersonen und Informanten im Umfeld des Trios und den B&H-Strukturen müsse weitaus größer gewesen sein. So sei aus den Akten eine Quelle “Harm” bekannt, die vom angeblichen Tod des Trios auf Kreta berichtete und eine Quelle “Teleskop”, die 2000 über die NPD in Jena berichtete und die Decknamen der V-Leute aus den im November 2011 geschredderten Akten (“Tarif”, “Tinte”, “Tobago”, “Treppe”, “Tacho”, “Tonfarbe” und “Tusche”. Die Presse berichte außerdem über die Decknamen “Tonfall”, “Terrier” und “Trapid”. Die V-Leute mit den “T”-Decknamen sein vom BfV und der Operation “Rennsteig” in der Zeit 1999 - 2003 und gehörten dem THS oder dessen Umfeld an. In der Nachfolgeoperation “Saphira” seien zwischen 2003 und 2005 zwei weitere V-Leute in Thüringen angeworben worden, in den Medien als “X-1″ und “X-2″ bezeichnet. In Sachsen seien die Quellen “Bastei” vom LfV Sachsen und “VP 620″ und “VP 773″ vom LfV Berlin aktiv gewesen und hätten aus dem NSU-Umfeld berichtet. Nur durch die Vernehmung der Personen könnte in Erfahrung gebracht werden, was die V-Leute über das Trio und dessen Taten wussten. In der Vernehmung von Jürgen He. (112. Verhandlungstag) habe sich ergeben, dass der MAD schon 1999 wusste, dass sich das Trio auf der Stufe von Rechtsterroristen bewegt. Alle genannten V-Leute und insbesondere auch Szczepanski würden sich nicht auf der Zeugenliste der BAW finden, unabhängig davon, wie nah sie an den Angeklagten gewesen seien und welche Relevanz ihre Aussagen gehabt hätten. Dies würde den Anschein erwecken, die BAW wolle die V-Leute und den VS aus dem Verfahren heraushalten. Im Folgenden zeichnet der Antrag den Werdegang Szczepanskis in der Neonazi-Szene und als V-Mann nach.

Außerdem beantragt die Anwältin, Jan Werner aus Chemnitz zu laden. Dadurch solle bewisen werden, dass Szczepanski von Juli bis August 1998 regelmäßigen telefonischen Kontakt mit Werner hatte und Werner ihm am 25.08.1998 eine SMS schrieb in der es hieß: “Was ist mit dem Bums?” und We. beauftragt gewesen sei, Waffen für das Trio zu besorgen. Der Zeuge We. werde zwar als Waffenlieferant des Trios in der Anklage benannt, sei jedoch nicht im Beweismittelverzeichnis aufgeführt. Die SMS lasse nur den Schluss zu, dass nicht nur We., sondern auch Szczepanski mit der Beschaffung von Waffen betraut gewesen sei. Die Frage woher das Trio seine Waffen gehabt habe, sei bis heute ungeklärt. Lediglich die Herkunft von 3 der 20 beim Trio gefundenen scharfen Schusswaffen habe aufgeklärt werden. Das sei die Ceska und die Dienstwaffen von Michèle Kiesewetter und Martin A.

Danach widerspricht Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm der der Verwertung der Angaben des Zeugen und Sachverständigen KHM Er. (106. Verhandlungstag), soweit diese Erkenntnisse aus der Durchsuchung des Garagenkomplexes beinhalteten. Sie bezieht sich dabei auf den Verwertungswiderspruch gegen die Aussagen des Zeugen Sch. (85. Verhandlungstag). Die Durchsuchung sei rechtswidrig gewesen. Sturm bezieht sich u.a. darauf, dass die Ermittlungen, die zum Beschluss geführt hätten, sich nicht in den Akten finden würden. Ein Beamter des Thüringer LKA habe sich an den damaligen Präsidenten des LfV, Roewer, gewendet, da das LKA nicht weiter käme, wie der Zeuge Schrader im Bundestags-UA bekundet habe. Durch das LfV seien daraufhin Observierungen für zwei Tage vorgenommen worden. Es sei bewusst darauf geachtet worden, diese Vorgehensweise zu verschleiern. Dies belege, dass die Beamten unter bewusster Umgehung des mit Verfassungsrang ausgestattetem Trennungsgebots Ermittlungsmaßnahmen vorgenommen hätten.

Der Verhandlungstag endet um 14.55 Uhr.

Zu dem Antrag aus der Nebenklage erklärte RA Stolle:
„Die Vernehmung sämtlicher V-Männer aus dem Umfeld des NSU ist zur Sachaufklärung unabdingbar. Auf der Beweisliste der Bundesanwaltschaft, auf der sich mehr als 600 Zeugen befinden, sind lediglich zwei V-Männer aufgeführt, obwohl schon jetzt die Existenz von mehr als ein Dutzend V-Männer im Umfeld des Trios bekannt ist. Dass diese über keine für das Verfahren relevanten Kenntnisse verfügen, ist unwahrscheinlich. Sie sind hier in dem Verfahren zu hören - u. a. zu ihrem Wissen über die Aktivitäten des Trios, zu ihrer Zusammenarbeit mit den Verfassungsschutzämtern und den von ihnen weitergegebenen Informationen.“


Protokoll 114. Verhandlungstag - 21. Mai 2014

Zunächst ging es heute um die Obduktion von Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos. Ein Sachverständiger beschrieb die schwere Zerstörung der Schädel durch Schüsse, an denen beide starben. Danach sagten zwei Polizisten aus, wie sie nach einem Hinweis das Wohnmobil in Eisenach-Stregda fanden und als sie ihm näher kamen drei Schüsse hörten, woraufhin sie in Deckung gingen. Kurz darauf fing das Wohnmobil an zu brennen. Als letzter Zeuge wurde erneut ein Waffensachverständige zur Identifizierung der Ceska-Pistole gehört.

Zeug_innen und Sachverständige

	Dr. Reinhard Heiderstädt (Sachverständiger, Obduktionen von Mundlos und von Böhnhardt)
	Frank Me. (Polizeibeamter, Eisenach, fand mit einem Kollegen am 4.11.11 das Wohnmobil)
	Uwe Se. (Polizeibeamter, Eisenach, fand mit einem Kollegen am 4.11.11 das Wohnmobil)
	Ruprecht Nennstiel (Waffensachverständiger, BKA)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.45 Uhr. Als erstes wird der Sachverständige Dr. Heiderstädt zu den Obduktionen von Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt gehört. Heiderstädt sagt, er beginne mit Böhnhardt, denn dessen Leichnam sei auch als erstes seziert worden. Sie hätten am 5.11.2011 die Sektionen geplant. Zunächst seien die Leichen in die radiologische Klinik gebracht worden, um dort in einem CT-Scanner eine Ganzkörperaufnahme beider Leichen zu machen. Das habe den Vorteil, dass alle Daten, die aufgenommen wurden, später wieder abgerufen werden können, und 2D- oder 3D-Bilder oder Rekonstruktionen angefertigt werden können. Bei Schussverletzungen, die hier in Betracht gekommen seien, würden sich radiologische Aufnahmen anbieten, etwa weil Projektile manchmal bei der Sektion sehr schwer zu finden seien bzw. um herauszufinden, ob überhaupt Projektile aufzufinden sind. Außerdem gehe es neben den Schussverletzungen um andere Verletzungen, so genannte schussfremde Verletzungen. Selbstverständlich hätten sie auch gleich live Bilder sehen und feststellen können, dass sehr schwere Schädelverletzungen vorliegen.

Danach seien die Leichen in ihr Institut gelangt. Er habe mit der Leiche Böhnhardt begonnen, der sei zu dem Zeitpunkt nicht bekannt gewesen und sei deswegen bei ihm unter “Leiche 1″ gelaufen. Beide Leichen seien bekleidet gewesen. Böhnhardt habe sportliche Kleidung an gehabt, die habe insgesamt starke Veränderungen mit Ablagerung von Brandbestandteilen, fleckförmigen Verbrennungen und Auflagerungen von geschmolzenem Material, das er als geschmolzenes Plastik deute, aufgewiesen. Die Kleidung sei vorsichtig ausgezogen und der Kripo übergeben worden zur weiteren Bearbeitung. Nach dem Entkleiden habe die Leiche oberflächliche Verbrennungen vorwiegend an der rechten Körperrückseite gezeigt und am linken Arm Brandblasen, die sich abgelöst haben. Aber die Verbrennungen seien insgesamt oberflächlich gewesen.

Es habe eine erhebliche Deformierung des gesamten Kopfes mit großen Gewebsaufreißungen und Einfallen des Schädeldachs gegeben und Merkmale einer typischen Einschussverletzung an der linken Schläfenseite unweit des Ohrs. Um die herum seien auch Schmauchspuren gefunden worden, so dass sie den Hinweis für die Einschussstelle gehabt hätten. Dann habe es Hauttrocknungen gegeben, die sie nicht hätten zuordnen können, möglicherweise durch entweichendes Gas aus der Waffe. Eine typische, klassische Stanzmarke habe also nicht vorgelegen, aber die Beschmauchung sei für sie der Hinweis gewesen. Gegenüber an der rechten Kopfseite sei eine große, strahlenförmige Aufreißung des Kopfes gewesen, das sei für sie der Ausschuss, so dass der Schuss schräg von links nach rechts oben verlaufen sei. Die Präparation des Kopfes habe dann gezeigt, dass die knöchernen Strukturen vollständig zerstört waren. Mithilfe des CT-Scans sehe man links zerstörte Strukturen mit einem Zentrum. Aber die seien bei der Präparation zerfallen. Dem gegenüber hätten sich zahlreiche weitere radiäre knöcherne Verletzungen oder Knochenbrüche gefunden, die mit dem Eintritt des Geschosses in den Knochen zu erklären seien, im Schädeldach, der Basis und dem Gesichtsschädel. Die würden imponieren wie eine Explosion von innen. Die könne man erklären durch das Geschoss, das durchs Gehirn tritt. Es entstehe eine hydrodynamische Welle. Je nach aufgebauter Energie, Masse und Geschwindigkeit könne diese Energie bis zu den knöchernen Strukturen gelangen: “Wir haben so eine Art hydrodynamische Explosion.” In der Literatur werde das “Krönleinschuss” genannt. Das erkläre auch, warum lediglich noch 100 [phon.] Gramm Gehirn vorhanden gewesen sei. Das sei herausgeschleudert worden, auf der Kleidung seien herausgesprengte Hirnanteile gefunden worden. Dies erkläre eine sofortige Handlungsunfähigkeit. Damit seien Ein- und Ausschuss geklärt.

Aufgrund des Einschussdurchmessers müsse es sich um ein größeres Kaliber gehandelt haben, eine Langwaffe mit einem entsprechenden Projektil. In dem Zusammenhang wolle er ergänzen, dass es eine große Aufreißung im Stirnbereich gegeben habe, die sich durch die hydrodynamische Explosion durch das Geschoss erklären lasse. Außerdem seien noch Tätowierungen gefunden worden, einmal am rechten Oberarm ein Soldat mit Stahlhelm und Ornamenten. Alles was sie getan hätten bei der Sektion sei vom LKA fotografiert worden, die Spurengruppe sei bei der gesamten Sektion dabei gewesen. Eine weitere Tätowierung sei am rechten Oberschenkel gewesen: Ornamente mit zwei Gesichtern. Es sei für DNA-Bestimmung und toxikologische Untersuchungen Material entnommen worden. Es seien kein Alkohol im Blut und auch keine chemischen Substanzen oder Drogen gefunden worden.

Wichtig sei, dass sie die Schulterhöhe bis zur Mittelfingerspitze gemessen hätte. Es habe ja Selbsttötung im Raum gestanden. Es gehe darum, ob er entsprechend hätte abdrücken können. Das sei 81,5 cm rechts und 83,5 cm links gewesen. Heiderstädt nennt außerdem die Längen von der Achselhöhle bis zur Daumenspitze: 69,5 bzw. 65,5 cm. Böhnhardts Körpergröße sei 183 cm gewesen, das Gewicht 79,6 kg. Festzustellen gewesen seien außerdem kleine Schürfungen am vorderen Schienbein, die müssten aber nicht vom selben Tag sein, und ganz winzige bräunliche Hauteintrocknungen unterhalb des linken Knies, aber die könnten auch ein paar Stunden oder länger her sein.

Götzl fragt, was die Todesursache sei, ob es eine zentrale Lähmung gewesen sei. Heiderstädt bejaht und sagt, es habe sich um eine Kopfdurchschussverletzung mit Handlungsunfähigkeit und sofortigem Tod gehandelt. Zur Kleidung befragt, sagt Heiderstädt, Böhnhardt habe ein Paar Turnschuhe “Adidas” mit blauen Querstreifen getragen, ein paar schwarze Herrensocken, eine lange Sporthose, mit einem Papiertaschentuch in der Tasche, einen Herrenslip, eine graublaue Kapuzenjacke, eine Armbanduhr mit schwarzem Plastikarmband, ein T-Shirt mit Aufschrift “Tom Tailor”. Das sei alles eingepackt worden. Götzl sagt, Heiderstädt habe von Handlungsunfähigkeit gesprochen und fragt, ob noch Einatmung möglich sei in dieser Situation und es irgendwelche Befunde im Blick auf Einatmung gebe. Sie hätten keine Spuren von Rauchgaseinatmung und keine Rußbestandteile in den Atemwegen gefunden, so Heiderstädt, so dass sie keinen Hinweis hätten, dass da noch eingeatmet wurde. Götzl fragt, ob es denn noch möglich wäre. Heiderstädt verneint das, dann hätte Böhnhardt vor dem Tode einatmen müssen. Götzl sagt, es gehe ihm um die Funktionsmöglichkeiten bei zentraler Lähmung. Heiderstädt sagt, es gebe keine Atmung mehr.

Dann sagt er, die Leiche sei noch nicht identifiziert gewesen, deswegen hätten sie den Zahnstatus erhoben. Bei Mundlos hätten sie das nicht gemacht, denn da sei eine Identifizierung nicht mehr notwendig gewesen. Bei der zweiten Leiche sei ihm der Name Mundlos gesagt worden. Auch hier habe die Kleidung Brandbeschädigungen aufgewiesen, sei schichtweise ausgezogen, zügig eingetütet und der Kripo übergeben worden. Es habe sich ein athletischer Körperbau gezeigt mit einer Größe von 178 cm und einem Gewicht von 73,1 kg. Es seien Brandbeschädigungen in geringerer Form, einmal in der linken Knieregion links, am Handrücken links und am linken Unterschenkel innenseitig festzustellen gewesen. Außerdem spricht Heiderstädt von ein paar wenigen, sehr zarten Kratzern in der Rücken-Lendenregion.

Hier sei auffällig, so Heiderstädt weiter, eine noch massivere Zerstörung des Kopfes. Bei der äußeren Besichtigung hätten sie keine typische Einschussverletzung gefunden, das mache immer zunächst mal nervös. Bei der Öffnung des Mundes hätten sie aber Schmauchspuren in der Mundhöhle gefunden und beim harten Gaumen eine völlige Zerstörung der knöchernen Strukturen und Weichteile. Der Einschuss sei also die Mundhöhle, nach oben gerichtet. Das sei in der Rechtsmedizin nicht so selten. Entsprechend gebe es eine sehr starke Zerstörung des Kopfes, der in sich zusammengefallen gewesen sei, das Schädeldach sei noch sehr viel stärker zerstört als bei Böhnhardt. Es sei so gut wie kein Knochen mehr intakt gewesen. Es gebe eine große Aufreißung an der Kopfoberseite, auch hier sei das Gehirn zum größten Teil aus dem Kopf herausgeschleudert worden, hier seien es noch 500 Gramm Resthirn. Wie bei Böhnhardt sei die Erklärung auch hier der “Krönleinschuss”.

Auch hier hätten sie keine Rauchgas- oder Rußeinatmung. Und auch hier hätten sie die Armlänge gemessen, die sei rechts von Schulterhöhe bis Spitze Mittelfinger 86 cm, bis zum Zeigefinger 84,9 cm, von Achselhöhle bis zum Daumen 64,5 cm und links 86 cm, 85 cm und 70 cm. Sie hätten keine Tätowierungen gefunden, aber eine 5 cm lange Narbe am rechten Oberschenkel. Irgendwann im Nachhinein habe es Anfragen über Tätowierungen gegeben, ob da nicht doch einen Tätowierung sei. Deswegen hätten sie sich entschlossen, einige Wochen später beide Leichen nochmal anzuschauen. Sie hätten keine weiteren Tätowierungen gefunden und keine weiteren Verletzungen. Man könne sich durch die Scannung auch jetzt immer noch Regionen anschauen. Er denke, so Heiderstädt, dass es gerechtfertigt war, noch im November diese Präparationen vorzunehmen, um ganz sicher zu sein und das eben komplett zu haben. Heiderstädt sagt, es habe auch nach den chemisch-toxikologischen Untersuchungen keinen Beleg für eine Rauchgaseinatmung gegeben, es sei kein CO gefunden worden, damit gebe es keinen Beleg für eine Rauchgasvergiftung.

Auf Frage sagt er, Todesursache sei ein Kopfdurchschuss mit völliger Zerstörung des Gehirns, sofortigem Tod und Handlungsunfähigkeit gewesen. Auf Nachfrage, dass im Sektionsprotokoll sich neben der Körpergröße 178 cm an einer Stelle auch 183 cm finde, sagt Heiderstädt 178 cm sei Mundlos, 183 cm Böhnhardt, das sei wohl ein Übertragungsfehler, der beim Diktat entstanden sei, 178 cm sei die richtige Zahl. Götzl fragt zur Kleidung und Heiderstädt sagt, Mundlos habe eine Cargo-Stoffhose mit schwarzem Ledergürtel und silberfarbener Schnalle getragen. In den Taschen sei eine nicht angebrochene Packung Immodium-Tabletten gefunden worden, ein Zellstofftaschentuch, ein Cent-Stück und eine Packung Papiertaschentücher. Außerdem habe Mundlos Turnschuhe “Nike” getragen, schwarze Socken, eine schwarze Unterhose, eine gestreifte Pulloverjacke mit Reißverschluss. Heiderstädt spricht von Gewebsanhaftungen, Hirnanteilen und nennt zuletzt ein olivfarbenes T-Shirt. Auffällig sei bei beiden der muskulöse Körperbau.

NK-Vertreter RA Hoffmann fragt, ob Heiderstädt persönlich Erfahrungen mit der Untersuchung von Ruß in der Lunge und Untersuchungen auf Rauchvergiftungen habe, was Heiderstädt bejaht, Brandleichen seien bei ihnen nicht selten. Hoffmann sagt, er versuche das mit seinem laienhaften Wissen so genau wie möglich zu formulieren, und fragt, ab welcher Intensität von Rauch in einem Raum man denn überhaupt Rückstände finden würde, ob man das schon finde, wenn jemand neben einem Brand gestanden hat oder er sehr stark Ruß ausgesetzt gewesen sein müsse beim Einatmen. Heiderstädt sagt, es müsse Ruß in der Atemluft vorhanden sein, der komme in die Atemwege und bleibe zumindest in diesem Zeitraum liegen. Nun könne ja Rauchgas ohne Ruß vorhanden sein. Den Ruß würde man erkennen, so Heiderstädt, und wiederfinden. Aber Ruß sei nicht gefunden worden. Das CO, der wichtigste Bestandteil des Rauchgases, könne eingeatmet werden, und solange Leben da ist, auch wieder abgeatmet werden. Er könne, so Heiderstädt, nicht ausschließen, dass Rauchgas und CO eingeatmet und wieder abgeatmet wurde. Erst zum Zeitpunkt des Todes würde die Konzentration dann so bleiben. Das schließe eine kurzfristige CO-Einatmung nicht aus.

Auf Frage von Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt Heiderstädt, zu Schmauchspuren an den Händen habe er keine Feststellungen getroffen, das hätten sie dem LKA überlassen, die Ergebnisse müssten vorliegen. NK-Vertreter RA Stolle sagt, Heiderstädt habe gesagt, er habe die Leiche Böhnhardt erst als “Leiche 1″ bezeichnet, Mundlos sei aber schon identifiziert gewesen. Stolle fragt, durch wen und wann. Heiderstädt sagt, am 5.11. morgens, unmittelbar vor der Sektion, da seien ihnen von der Polizei die Daten übergeben worden von Mundlos. Was alles zur Identifizierung durchgeführt wurde, könne er nicht sagen. Stolle fragt: “Sie wissen auch nicht, wie das gelaufen ist?” Heiderstädt sagt, er habe nur die Information gehabt. Götzl fragt, ob es wie immer gelaufen sei, dass sie die Leichen bekommen würden mit den Informationen. Heiderstädt bejaht das und bestätigt, dass er die Informationen über die Identität für die Obduktion nicht benötige.

Nach einer Pause geht es um 10.50 Uhr. Der nächste Zeuge ist bereits im Saal, doch zuvor beantragt RA Hoffmann, den Kapuzenpullover des Angeklagten André E.  zu beschlagnahmen, da sei ein Vermummter mit Sturmgewehr abgebildet. [E. trägt unter der schwarzen Lederweste, die er fast immer trägt, einen schwarzen Kapuzenpullover mit weißen Aufdrucken der finnischen NS-Black-Metal-Band "Satanic Warmaster", auf dem vorne eine vermummte Person mit einem Sturmgewehr und einer Maschinenpistole zu sehen ist.] Hoffmann sagt, die symbolische Darstellung eines Bewaffneten lasse Rückschlüsse auf die innere Einstellung des Angeklagten zu, sei ein Statement für den bewaffneten Kampf und eine Sympathieerklärung für die Morde hier. Das sei auch für die Beweiserhebung relevant. Götzl schickt den Zeugen aus dem Saal. RA Kaiser, Verteidiger von E., erwidert, er glaube nicht, dass die Art und Weise einer Bekleidung Rückschlüsse über die Einstellung zulasse, hier würden ja auch nicht alle weiße Krawatten tragen. Es sei vielleicht Geschmackssache. Götzl fordert E. auf, kurz aufzustehen und den Pullover zu zeigen. E. weigert sich, dann sagt Götzl, ihn interessiere es natürlich schon. Bundesanwalt Diemer fragt, welche Beweisbedeutung das für dieses Verfahren habe. RA Kaiser bittet um eine Pause. Hoffmann sagt, dann müsse sichergestellt sein, dass der Pullover nicht wegkommt. Zur Beweisbedeutung könne er auch sagen, dass man hier einen schweigenden Angeklagten habe, es gehe um die innere Einstellung, die Motivation, das sei beweiserheblich.

Um 11.07 Uhr geht es weiter und Kaiser sagt, er habe mit E. gesprochen. Der Pullover komme aus der “so genannten Metal-Szene”, die zeichne sich wie andere Musikszenen, wie die Rap-Szene durch Überzeichnung und Übertreibung aus. Außerdem habe E. den Pullover, schon häufiger angehabt im Verfahren und niemand habe Anstoß genommen. Die Beschlagnahme könne wohl nicht dazu führen, den Sachverhalt zu klären. Und ob das Tragen des Pullovers die Einstellung des Angeklagten zeigt, bleibe Interpretationssache. Götzl sagt, es gehe ja zunächst darum, was darauf zu sehen ist. RA Hoffmann sagt, er habe den Pullover auch nur kurz sehen können, aber eine kurze Internetrecherche habe ergeben, dass da noch “Black Metal Kommando” und “Gas Chamber” stehe, so sei es zumindest in einem Internetshop, der die Dinger verkaufe. Dann steht André E. auf und zeigt dem Gericht den Aufdruck des Pullovers. Auf Frage Götzls sagt Hoffmann, er halte den Antrag aufrecht. Götzl sagt, er nehme an, zum Zwecke der Inaugenscheinnahme, das hätten sie ja gerade getan. RA Hoffmann sagt, er denke, es müsse auch beschlagnahmt werden, es sei ein Beweismittel im Prozess. Erst auf Intervention des NK-Vertreters RA Daimagüler zeigt E. den Aufdruck auch in Richtung der Nebenklage. RA Hoffmann sagt, die Band habe Lieder, die mit “Sieg Heil” beginnen würden, das sei ein doppeltes Bekenntnis. Diemer sagt, er sehe keinen Grund, das Kleidungsstück zu beschlagnahmen, über eine Ungebühr, dass E. hier provozierend auftritt, könne man nachdenken. Die Sätze, die Hoffmann anführe, würden ja nicht drunter stehen. NK-Vertreter RA Schön schließt sich dem Antrag Hoffmanns an. Auch RA Lucas schließt sich an und sagt, hier würden Signale gesetzt und jeder Insider erkenne, für was das Shirt steht. Als Verteidiger achte er schon darauf, was sein Mandant anzieht. Wenn das so weit gehe, dass solche Shirts ebenfalls mit “Gaskammer” erhältlich seien, dann werde das bewusst angezogen. RA Kolloge sagt, es komme gelegentlich vor, dass Urteile aufgehoben werden und nochmal verhandelt werden, aus dem Grund müssten alle Beweismittel beschlagnahmt und aufgehoben werden. RA Bliwier schließt sich an und sagt, er könne nicht feststellen, ob das Zeigen des Symbols mit den Waffen nicht einen Straftatbestand erfüllt. Diese Prüfung könne hier im Moment nicht in der gebotenen Weise durchgeführt werden. Daher müsse beschlagnahmt werden. RA Daimagüler und RA Tikbas schließen sich an. Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt, man müsse berücksichtigen, dass E. bisher immer diese Lederweste getragen habe, so dass er, Stahl, nicht habe erkennen könne, was sich auf diesem Bild befindet. Wohllebens Verteidiger RA Klemke tritt dem Antrag entgegen, er sehe nicht, dass das Sweatshirt als Beweismittel in Betracht kommt, könne nicht mal mal ansatzweise erkennen, ob es einen Straftatbestand darstellt: “Über Geschmack lässt sich streiten, dazu möchte ich mich nicht äußern.” Es folgt eine Unterbrechung, in der André E. von einem Polizeibeamten mit Fotoapparat nach draußen gebeten wird. Um 11.46 Uhr geht es weiter und Götzl verkündet, das Shirt sei fotografisch gesichert, er nehme an, dass sich damit der Antrag erledigt hat.

Dann folgt die Einvernahme von Frank Me., 51, Polizeibeamter bei der PI Eisenach. Me. berichtet, sie hätten den Auftrag bekommen, im Rahmen der Fahndungsmaßnahmen nach diesem Wohnmobil zu suchen und hätten  es in der “Ortslage Stregda” gefunden. Als sie darauf zugegangen seien, seien Schüsse gefallen, wovon sie vom LKA wüssten, dass der erste in ihre Richtung gegangen sei. Sie hätten Deckung genommen und nach dem letzten Schuss habe das Wohnmobil angefangen zu brennen. Weiter hätten sie eigentlich keine Beobachtungen gemacht, weder um das Wohnmobil noch auf der Anfahrt dazu. Auf Frage sagt Me., die Örtlichkeit sei ein Neubaugebiet mit größtenteils zwei- bis dreigeschossigen Häusern. Das Fahrzeug sei am rechten Fahrbahnrand abgeparkt gewesen, rechts neben dem Fahrzeug sei eine Grube, vor dem Fahrzeug ein anderes Fahrzeug abgeparkt gewesen. Sie seien “An der Leite” herunter gekommen und das Fahrzeug habe “Am Schafrain” gestanden. Sie hätten ihr eigenes Fahrzeug etwas oberhalb von “Am Schafrain” am rechten Fahrbahnrand abgeparkt. Sie seien ja aus Richtung Madelungen gekommen, so Me. Dann seien sie schräg links rüber gelaufen in den Schafrain. Mit “wir” sei auch noch der Kollege Se. gemeint, so Me. auf Frage.

Götzl fragt, was weiter passiert sei. Me. sagt, sie hätten die Meldung an die Einsatzzentrale gegeben und den Auftrag bekommen, das Fahrzeug abzuprüfen. Dann seien drei Schüsse gefallen, sie seien in Deckung gegangen, das Fahrzeug habe dann gebrannt und sie hätten die Feuerwehr alarmiert. Die Kripo habe dann die weiteren Maßnahmen übernommen. Götzl fragt, wie sie auf das Wohnmobil aufmerksam geworden seien. Me. sagt, zwei Kollegen hätten einen Rentner festgestellt, der gesehen habe, wie zwei Personen mit Fahrrädern in das Wohnmobil eingestiegen seien. Das Kennzeichen sei nicht in der Fahndung gewesen, auch der Halter sei unauffällig gewesen. Auf Frage sagt Me., genauer kenne er das Kennzeichen nicht mehr, es sei ein weißes Wohnmobil gewesen. Die Frage, ob er das vollständige Kennzeichen hatte, bejaht Me. Auf Frage, welchen Weg er zunächst genommen habe, sagt Me., wenn man von Madelungen komme, gebe es zwei Wege in das Neubaugebiet, sie seien “An der Leite” runter. Auf dem Weg nach unten hätten sie auf der linken Seite das Wohnmobil gesehen, das Kennzeichen abgelesen, und das sei das gewesen, was der Zeuge genannt hat. Sie seien nicht direkt in den Schafrain rein gefahren, sie hätten schräg versetzt vor dem Fahrzeug gestanden und das sehen können. Dann hätten sie zurückgesetzt und eingeparkt.

Er bejaht, dass das “An der Leite” gewesen sei und sie dann nach links gegangen seien. Sie seien Richtung Wohnmobil gegangen, und zwar schräg versetzt, er hinter Se. Da sei dann ein Schuss gefallen, sie hätten die Waffen gezogen und seien bei zwei PKW genau gegenüber vom Wohnmobil in Deckung gegangen. Dann seien zwei Schüsse gefallen und das Wohnmobil habe begonnen zu brennen. Auf die Frage, wo sich sein Kollege befunden hat als der Schuss gefallen ist, sagt Me., er habe sich schräg zur A-Säule beim Wohnmobil befunden, zwei, drei Meter weg, vielleicht auch vier.

Götzl sagt, Me. habe davon gesprochen, es sei ein Schuss gefallen, und fragt, ob Me. das Geräusch habe zuordnen können. Sie hätten es als Schuss identifiziert, so Me., der sei aus dem Inneren des Wohnmobils gekommen. Nach dem ersten Schuss seien sie in Deckung gegangen, dann seien die anderen zwei gefallen und das Wohnmobil habe angefangen zu brennen, und sie hätten eine Mitteilung an die Einsatzzentrale gegeben. Götzl fragt, wieviel Zeit nach dem ersten Geräusch vergangen sei. Das sei schwierig, so Me.: “Sekunden, kurze Zeitabstände, ich weiß nicht.” Götzl fragt, wieviele Geräusche es gewesen seien. Me.: “Drei, definitiv drei.” Götzl möchte wissen, wieviel Zeit zwischen dem zweiten und dritten Geräusch vergangen seien. Me. sagt, er habe es mit Zeiten nicht so, es sei kurz hintereinander gewesen, nicht lang, ein paar Sekunden. Götzl fragt Me., was er damit meine, wenn er sage, dass das Wohnmobil angefangen habe zu brennen. Me. sagt, er wisse nicht, ob er das als Stichflamme bezeichnen wolle, es sei gewesen, als ob etwas umgefallen wäre. Sie hätten nur die Flammen gesehen. Im linken Bereich sei ein Fenster gewesen - mittig, wenn er das recht in Erinnerung habe - dadurch hätten sie die Flammen gesehen. Es habe stark angefangen zu brennen, es sei starke Rauchentwicklung in dem Fahrzeug gewesen, und dann sei ja auch schon die Feuerwehr da gewesen. Bis dahin seien zehn Minuten oder so vergangen, so Me. auf Frage. Götzl sagt, das sei ja doch ein lange Zeit.

Götzl fragt, wie lang es nach dem dritten Geräusch gedauert habe, bis sie den Brand feststellten. Me. antwortet, entweder habe das mit dem letzten Schussgeräusch angefangen zu brennen oder kurz vorher, da sei ein zeitlicher Zusammenhang, würde er sagen. Er verneint, irgendwelche Personen gesehen zu haben. Auf der gegenüberliegenden Seite sei eine ältere Dame mit Hund gegangen und es sei der Halter des Fahrzeugs vorne gekommen, der habe das immer wegfahren wollen, das hätten sie verhindern müssen. Götzl: “Und am oder im Fahrzeug?” Me.: “Nichts.” Götzl fragt, was sie nach der Brandentwicklung unternommen haben, ob sie die Feuerwehr verständigt habe. Das gehe über die Einsatzzentrale, so Me, sie seien in Deckung geblieben. Die Kripo habe dann unmittelbar den Tatort übernommen, die sei fast gleichzeitig mit der Feuerwehr gekommen. Wer zuerst da war, sei schwierig zu sagen, er meine, die Kripo sei ein bisschen eher da gewesen. An Informationen hätten sie der Kripo gegeben, dass geschossen wurde, dass es brennt, mehr hätten sie ja nicht gehabt, sie hätten ihren Bericht geschrieben und das sei es dann gewesen.

Götzl möchte wissen, ob eine Differenzierung zwischen den Schussgeräuschen möglich ist. Das erste, so Me., habe sich etwas heller angehört, wolle er mal so sagen. Götzl fragt, ob es am Fahrzeug sonst irgendwelche Beobachtungen gegeben habe, Beschädigungen am Fahrzeug. Me.: “Nicht, dass ich mich erinnern könnte.” Die Frage, ob er bemerkt habe, ob auch tatsächlich ein Schuss nach außen getreten ist, verneint Me., sein Kollege habe, glaube er, nach dem dritten ein Teil vom Dach wegfliegen gesehen, aber das habe er nicht persönlich gesehen. Auf Frage nach der Uhrzeit sagt Me., er glaube, dass es gegen 11 Uhr gewesen sei.

Götzl hält aus dem Vermerk von Me. vom 4.11.11 vor, dass im Rahmen des ersten Angriffs bekannt geworden sei, dass die Täter mit einem Wohnmobil mit dem Kennzeichenfragment V geflüchtet seien. Me. sagt, irgendwie sei dann das Kennzeichen bekannt geworden. Götzl sagt, sie hätten es ja abgelesen. Darauf sagt Me., wenn im Vermerk “Teilfragment” stehe, dann hätten sie wahrscheinlich auch nur das gehabt. Götzl hält weiter vor, dass gegen 11.50 Uhr das Neubaugebiet Eisenach OT Stregda abgesucht worden sei, dazu seien sie die Straße An der Leite in Richtung Am Bach gefahren. Me. sagt, die Zeiten seien korrekt, wenn sie da stehen. Um 11.55 Uhr, so der Vorhalt weiter, sei ein weißes Wohnmobil Am Schafrain, Ecke An der Leite, festgestellt worden. Götzl sagt Me. habe gesagt, auf der rechten Seite. Me. bejaht das,es sei normale Fahrtrichtung gewesen, mit der Front in Richtung An der Leite. Götzl hält vor, dass zur Feststellung des Kennzeichens der Funkwagen nach vorn gesetzt worden sei, das Kennzeichen V-MK [Rest unverständlich] sei weitergegeben worden. Das sei dann abgeprüft worden, so Me., es sei aber nichts gewesen. Me. verneint, dass er da irgendwie rein sehen konnte, hinter Fahrer- und Beifahrersitz sei ein Vorhang zugezogen gewesen.

Auf die Frage, ob sonstige Geräusche oder Bewegungen wahrgenommen habe, sagt Me., Se. habe gemeint, er hätte gesehen, wie sich der Vorhang bewegte, er selbst habe nichts festgestellt. Götzl: “Und Geräusche?” Me.: “Nein.” Weiter heiße es im Vermerk, so Götzl, dass sie um 12.05 Uhr Geräusche aus dem inneren Bereich des Wohnmobils wahrgenommen hätten, unmittelbar danach sei ein Schuss gefallen und kurz danach ein zweiter. Götzl fragt, ob sich Me. erinnere. Me.: “Tut mir leid.” Me. bejaht, dass sie in der Situation schon Informationen weitergegeben hätten an ihre Dienststelle, sie hätten durchgegeben über Funk, dass eben ein Schuss gefallen ist. Götzl hält weiter vor, dass nach dem Absetzen des Funkspruchs eine dritte Schussabgabe erfolgt sei, Se. habe beobachten können, dass Teile der Isolierung des Daches wegflogen, um 12.07 Uhr sei Rauch und Feuer wahrgenommen worden, ebenfalls sei Rauch aus dem Dach des Wohnmobils ausgetreten sein. Das müsse das Schussloch gewesen sein, so Me., denn es sei ja ein Loch drin gewesen. Götzl sagt, es gehe ihm einfach um Me.s Beobachtungen. Me. bestätigt, dass Se. etwas dazu gesagt habe, dass Teile der Isolierung weg geflogen sind. Götzl fragt, ob zu einem späteren Zeitpunkt oder in der Situation. Se. habe es gesagt, als sie in der Deckung gelegen hätten. Da seien sie einen Meter auseinander gewesen, unmittelbar nebeneinander.

Der Kollege, mit dem  damals telefonischen Kontakt hatte, müsse Ho. gewesen sein, der am Funk gesessen habe. Zur Frage, wie es zur Feststellung der Zeiten gekommen sei, sagt Me., er werde auf die Uhr geschaut haben, teilweise werde auch in der Einsatzzentrale aufgeschrieben, wann die Meldungen reinkommen. Götzl sagt, es gehe darum, in welchem Zusammenhang welche zeitliche Feststellung von Me. getroffen wurde. Me. sagt, von der Zentrale würden die Zeiten mitgeschrieben bei den Meldungen und da werde er die Zeiten wahrscheinlich von denen bekommen haben. Dann hält Götzl aus Me.s Zeugenvernehmung vom 8.11.11 vor, dass Me. auf die Frage, ob er wahrgenommen habe, dass Dachmaterial heraus spritzte, gesagt habe, er selber nicht, er sei sofort in Deckung gegangen, hier habe er das nächste Knallgeräusch vernommen. Der erste und der zweite Schuss seien, so der Vorhalt weiter, ganz kurz hintereinander gekommen, ca. 1, maximal 2 Sekunden. Me. sagt, das könne auch ein bisschen länger, ein “paar Sekündchen” mehr gewesen sein, sie seien so aufgeregt gewesen. Götzl hält die Aussage vor, dass Me. nach dem Absetzen des  Funkspruchs einen dritten Knall vernommen habe. Me.: “Genau.” Götzl hält vor, dass Me. auf die Frage, wann der dritte Schuss gekommen sei, gesagt habe, das habe ungefähr 3 bis 5 Sekunden gedauert. Dazu sagt Me. heute, es habe auf jeden Fall etwas länger gedauert als zwischen den ersten beiden. Götzl verliest, es habe den Knall und dann eine Art Verpuffung gegeben, anders könne Me. das nicht beschreiben, und dann seien auch schon die Flammen aus dem Dach senkrecht empor geschlagen, so dass eine regelrechte Stichflamme zu sehen gewesen sei. Das werde dann durch das Schussloch gekommen sein, erwidert Me. Er könne das heute “beim besten Willen” nicht mehr genauer zeitlich einordnen, so Me. auf Frage.

Dann wird eine Skizze in Augenschein genommen, Me. bestätigt, dass er sie erstellt hat. Anhand der Skizze erläutert Me., wie er und Se. von oben gekommen, das Fahrzeug kurz abgestellt, das Kennzeichen abgelesen, dann zurückgesetzt und rüber gegangen seien. Ein eingezeichnetes Gebäude sei “An der Leite 8″, ein Mehrfamilienhaus, er glaube, zweietagig und mit zwei Eingängen. Außerdem seien da diese Grube und im vorderen Bereich zwei Parkplätze, wo das Fahrzeug gestanden habe, und der Müllcontainerplatz, wo sie in Deckung gegangen seien. Auf Frage zeigt Me., wo er und sein Kollege sich beim ersten Schuss aufgehalten hätten, es sei in Höhe der A-Säule, schräg versetzt gewesen, der Kollege sei ein bisschen versetzt vor ihm gewesen. Auf die Frage, wo er beim zweiten Schuss war, sagt Me., entweder seien sie schon auf Höhe des Fahrzeug gewesen oder auf dem Weg dahin. Beim dritten seien sie definitiv schon in Deckung gewesen, so Me. Im Protokoll stehe, so Götzl, als sie auf den Wohnwagen zugegangen seien, hätten sie einen lauten Knall gehört und er, Me., habe das gleich als Schuss wahrgenommen, aufgrund dieses Knallgeräusches sei er dann sofort in Deckung gegangen bei einem PKW, der an einem Haus An der Leite abgeparkt war. Er verstehe das so, sagt Götzl, dass Me. in Deckung gegangen sei vor dem zweiten Schuss. Me. sagt, zwischen dem zweiten und dritten Schuss seien sie dann auf jeden Fall in Deckung gewesen.

Götzl zitiert den Vermerk eines Kriminalbeamten Burkhard M. Erst auf Vorhalt, dass Me. und Se. gegen 9 Uhr die Dienststelle in Erfurt aufgesucht hätten und getrennt voneinander befragt worden seien, erinnert sich Me. an die Vernehmung. Da heiße es, sagt Götzl, dass Me. angegeben habe, beim ersten Knallgeräusch auf Höhe Fahrerhaus gewesen zu sein. Me. antwortet, er sei, wie gesagt, schräg zur A-Säule hin gelaufen. Weiter hält Götzl vor, dass Me. angegeben habe, er sei hinter dem PKW und Se. hinter dem Papiercontainer gewesen, das Geräusch sei vier [phon.] Sekunden nach dem ersten Geräusch gekommen, mit gezogenen Dienstwaffen habe die Funkwagenbesatzung Deckung gesucht und nach zehn bis 15 Sekunden ein weiteres Knallgeräusch wahrgenommen. Me.: “Wie gesagt, bei der Zeit möchte ich mich wirklich nicht festlegen.” Zum Brand heiße es, so Götzl, wenige Sekunden nach dem letzten Knallgeräusch sei Qualm aus dem Wohnmobil aufgestiegen, Me. habe festgestellt dass der Vorhang nach zwei Minuten Feuer gefangen hat. Das bejaht Me. Götzl hält weiter vor, kurz darauf seien weitere Flammen im Inneren auszumachen gewesen.

Dann wird eine Luftaufnahme des Standortes des Wohnmobils mit den beiden Straßen Am Schafrain und An der Leite gezeigt. Me. sagt, er erinnere sich nicht an eine solche Aufnahme, nur an eine Grafik, die der Kollege Me. vorgelegt habe. Aber die eingezeichnete Linie sei ungefähr der Weg, den sie gelaufen seien. Das sei ein bisschen grob eingezeichnet. Zu den Kreuzen, die auf der Linie zu sehen sind, sagt Me., das links sei da, wo sie in Deckung gewesen seien, und er nehme an, dass das erste Kreuz den ersten oder zweiten Schuss markiert. Götzl: “Ja, entspricht das Ihrer Erinnerung?” Me. sagt, da könne der zweite Schuss gefallen sein, er sei sich, wie gesagt, nicht sicher, “aber wir müssten auf dem Weg gewesen sein”. Götzl hält aus dem Vermerk vor, dass mit beiden Beamten eine Linie in das Luftbild gezeichnet worden sei und die Kreuze die Stellen markieren würden, wo Knallgeräusche wahrgenommen wurden. Me. sagt, er könne sich nicht erinnern. Auf die Frage, ob er noch wisse, wer als erstes das Wohnmobil betreten hat, sagt Me., er meine, die Feuerwehr, aber genau könne er es nicht mehr sagen. Götzl hält vor, dass Me. laut diesem Vermerk auf die Frage, ob sich alle Schüsse gleich anhörten, gesagt habe, er  habe keinen Unterschied feststellen können. Me. erwidert, der erste sei ein bisschen heller gewesen, aber das sei schwierig.

Dann hält Götzl aus einem weiteren Vermerk eines anderen Beamten über ein Gespräch mit Me. vor. An das zugrundeliegende Telefonat kann sich Me. zunächst ebenfalls nicht erinnern, sagt dann jedoch: “Doch, kann möglich sein, genau.” Götzl verliest, dass Me. laut Vermerk zur Frage, wie er und Se. herangetreten sind, gesagt habe, dass er leicht versetzt nach rechts einen halben Meter hinter Se. zum Wohnmobil gegangen sei, das erste Knallgeräusch habe er wahrgenommen, als er sich 45 Grad zur A-Säule, parallel zum Wohnmobil bewegt habe. Götzl: “Haben Sie das so formuliert?” Me.: “Das kann möglich sein.” Götzl hält die damalige Frage vor, welche Farbe der Sichtschutz im Wohnmobil gehabt habe, und ob er Bewegungen wahrgenommen habe. Me. sagt heute, das müsse etwas Graues gewesen sein, eine Decke oder sowas, und er persönlich habe keinen Bewegungen wahrgenommen. Götzl hält aus dem Vermerk vor, dass Me. angegeben habe, er könne zur Farbe und zu Bewegungen hinter dem Sichtschutz nichts sagen. Me.: “Richtig.”

Dann fragt Bundesanwalt Diemer, ob Me. vor Ort während seiner Wahrnehmungen eine Person in das Fahrzeug hineingehen gesehen habe. Das verneint Me., er habe keinerlei Personenbewegungen gesehen, bis auf die ältere Dame mit Hund und den Herrn, der in sein Fahrzeug wollte. Auf Frage von RA Heer sagt Me., er und sein Kollege Ha. hätten an dem Tag gleichrangig die Funktion als Dienstschichtleiter gehabt, er selbst draußen und Ha. am Funkgerät. Er sei bis zum Eintreffen der Kripo und der Feuerwehr vor Ort gewesen, vielleicht eine Stunde. Heer sagt, Me. solle die Löscharbeiten schildern. So genau habe er da nicht zugeschaut, er meine, es sei ein Löschfahrzeug gewesen, die hätten den ersten Angriff gemacht. Heer fragt, wo Me. da gestanden habe. Me. sagt, sie hätten an ihrem Fahrzeug gestanden, hinten versetzt An der Leite. Auf die Löscharbeiten habe er nicht so groß geachtet. Für sei sei der Einsatz im Prinzip beendet gewesen, der Behördenleiter sei eingetroffen und habe die Führung vor Ort übernommen. Heer fragt, was Me. denn gemacht habe, eine Stunde lang. Er habe an der Seite gestanden, so Me. Ab und zu habe er hin geschaut, sagt Me. auf Nachfrage, was er gesehen habe, könne er nicht mehr sagen, auch nicht, wo das Löschfahrzeug stand. Heer sagt, er glaube nicht, dass Me. nichts wahrgenommen habe, und fragt, was Me. beobachtet habe. Er habe beobachtet, so Me., dass die Feuerwehr das Wohnmobil gelöscht hat und dann die Kripo an das Fahrzeug herangetreten ist. Heer sagt, das sei ihm zu allgemein, Me. müsse sich anstrengen. Da seien sie auf der gegenüberliegenden Seite gewesen, daher habe er nicht gesehen, wie die Löscharbeiten angefangen haben, sagt Me.

Heer fragt, was Me.s erste Beobachtung in Zusammenhang mit der Feuerwehr war, was Me. die zehn Minuten gemacht habe bis die eintraf, was er beobachtet habe. Der Einsatzleiter der Feuerwehr, so Me., habe mit der Kripo gesprochen, dann seien sie an den Wohnwagen herangetreten und hätten begonnen zu löschen. Wie, könne er nicht sagen. Heer: “Dann fangen wir von vorne an, wie haben Sie das Eintreffen der Feuerwehr bemerkt?” Die seien mit dem Fahrzeug angekommen, ob mit Signal und Blaulicht könne er nicht mehr sagen. Heer fragt, wie viele das gewesen seien, worauf Me. sagt, das könne er nicht genau sagen, weil er nicht drauf geachtet habe. Heer wiederholt, Me. müsse sich etwas anstrengen. Die Löscharbeiten seien relativ schnell beendet gewesen, sagt Me., die hätten fünf bis zehn Minuten gedauert, wenn überhaupt. Sie hätten an der Seite am Funkwagen gestanden und sich unterhalten, worüber könne er nicht mehr beantworten. Heer: “Ich frage sie nochmal: Wenn Sie von Löscharbeiten sprechen, folgt daraus, dass Sie etwas wahrgenommen haben. Was?” Er habe nur gesehen, dass die angefangen haben mit den Löscharbeiten, sagt Me. Heer fragt, ob mit Schaum oder Wasser, ob an dem Wohnmobil etwas gemacht wurde, um einen Zugang zu haben. Es sei wohl die Eingangtür zum Wohnwagen aufgebrochen worden, so Me., das sei auf der von ihm abgewandten Seite gewesen. Heer: “Auf der Fahrerseite?” Me.: “Nein, auf der Beifahrerseite ist die Tür gewesen.” Heer fragt, ob die Feuerwehr dort den ersten Angriff gemacht habe. Me. sagt, er habe am Fenster einen Brand wahrgenommen, aber die Tür habe auf der gegenüberliegenden Seite gelegen, die für sie nicht einsehbar gewesen sei. Er wisse nicht mehr, ob es ein Trupp oder mehrere waren, so Me. auf Frage.

Die Verteidigung Zschäpe berät sich lange untereinander. Dann fragt Heer, ob er richtig in Erinnerung habe, dass Me. gesagt habe, er habe sich an sein Fahrzeug gestellt, was Me. bestätigt. Er verneint, dass das Fahrzeug bewegt wurde. Heer sagt, wenn Me. sage, rechte Seite, dann hätte er es sehen müssen. Me. sagt, das sei abgewandt, da sei die Eingangstür. Heer erwidert, Me. habe gesagt, die Feuerwehr habe den ersten Angriff auf der rechten Seite gemacht. Me. erwidert, sie hätten das nicht gesehen. Heer sagt, das könne nicht sein. Me. widerspricht: “Sicherlich.” Götzl sagt, es handele sich vielleicht um ein Missverständnis. Heer sagt, Me. solle nochmal genau seinen Standpunkt darlegen. Bei Eintreffen der Feuerwehr seien sie noch in der Deckung gewesen, so Me., auf der abgewandten Seite der Eingangstür. Wie lang könne er nicht sagen. Er bejaht, sich zum Dienstfahrzeug hin bewegt zu haben. Dort hätten sie gewartet, ob sie gebraucht werden. Er habe unmittelbar am Fahrzeug gestanden. Heer fragt, ob Me. neben seinem Kollegen stand oder ob der auf der anderen Seite des Fahrzeugs stand. Me.: “Ich kann es nicht mehr sagen.” RA Stahl sagt, er wolle Me. gar nicht angreifen, aber Me. müsse ein “inneres Bild” haben und Heer habe nur wissen wollen, was Me. da sehe. Me. sagt, er könne sich nur erinnern, dass er die Seite, wo die Tür war, nicht gesehen habe. Stahl: “Und Sie standen in der Nähe des Dienstfahrzeugs?” Me. antwortet, da hätten noch weitere gestanden, er wisse nicht, ob das seines oder das von Kollegen war.

Zu den Löscharbeiten müsse irgendein Bild vor ihm sein, Feuerwehrmänner mit Schlauch oder Löscher, so Stahl zu Me. Me. sagt, sie hätten sich da nicht darum gekümmert, weil sie mit der Kripo geredet hätten, die hätten ja auch was von ihnen wissen wollen. Es sei auch sein Vorgesetzter eingetroffen, der Inspektionsleiter, er denke nicht, dass er da so genau auf die Löscharbeiten geachtet habe. Stahl: “Sie haben halt irgendwie mitbekommen dass die Feuerwehr gearbeitet hat und Details haben Sie nicht gesehen.” Me.: “Nein.” Auf Frage RA Heers sagt Me. Einsatzleiter vor Ort sei sein Inspektionsleiter gewesen. Götzl sagt in Richtung Heers, das sei Erstzugriff, dann komme die Kripo: “Ich bitte Sie, das sind Sachen, die weiß jeder.” Heer erwidert, er lasse sich doch nicht vorführen. Auf Frage sagt Me., der Inspektionsleiter sei Polizeirat Hu., und der Behördenleiter, der Kollege Menzel (52. Verhandlungstag), sei dann auch noch dazu gekommen.

RA Klemke fragt, ob Me. bei Eintreffen der Feuerwehr an oder in der Deckung gewesen sei. Me. sagt, in der Nähe, in dem Bereich. Ganz in der Deckung seien sie nicht mehr gewesen. Der PKW, hinter dem er Deckung gesucht habe, sei ein Kleinwagen gewesen, den Typ könne er nicht mehr sagen, und sie hätten dann in den Bereich der Mülltonnenstandplätze gewechselt. Auf Frage sagt Me. das sei nach dem Ausbruch des Brandes gewesen, eine Minute oder zwei. Hindernisse habe es auf dem Weg zu dem Müllplatz nicht gegeben, PKW und Standplatz hätten unmittelbar beieinander gestanden. Das müsse, so Me. auf Frage, dieselbe Deckung gewesen sein, wo vorher schon sein Kollege war, er habe da rübergewechselt. Er sei, so Me. auf Frage seitwärts nach rechts gelaufen, das Wohnmobil habe er weiter im Blick behalten, das sei ein kurzer Abstand. Er habe sich hinter den PKW gekniet auf der Beifahrerseite an der Motorhaube vorne, denn der sei vorwärts eingeparkt gewesen. Klemke sagt, Me. habe angegeben, die Feuerwehr habe die Eingangstür des Wohnmobils aufgebrochen. Das sei hinterher gesagt worden, so Me. Selbst beobachtet habe er das nicht, bestätigt Me., die Tür sei auf der abgewandten Seite gewesen, die habe er selbst nicht gesehen.

Nach der Mittagspause folgt um 14.05 Uhr die Einvernahme des Zeugen Uwe Se., Polizeibeamter bei der PI Eisenach. Se. berichtet, sie seien eingesetzt gewesen im Rahmen der Fahndung nach einem Banküberfall. Sie hätten nach dem Hinweis eines Zeugen nach einem Wohnmobil mit vogtländischem Kennzeichen Ausschau halten sollen. In der Mittagszeit hätten sie im OT Stregda ein solches festgestellt und an die Zentrale gemeldet. Dort seien Überprüfungsmaßnahmen durchgeführt worden und eine Verleihfirma sei herausgekommen. Sie hätten einen Parkplatz suchen und mal horchen sollen, ob da Personen drin sind, nicht klopfen, nur mal horchen. Als sie sich dem Fahrzeug genähert hätten, sei ein Schuss gefallen, sei seien sofort in Deckung gegangen, dann sei noch ein Schuss gefallen, nach ein paar Sekunden noch einer und dann habe das Fahrzeug angefangen zu brennen. Sie hätten die Feuerwehr angefordert, die dann nach ein paar Minuten eingetroffen sei. Dann sei auch die Kripo eingetroffen und sie seien mehr oder weniger entlassen gewesen. Kurz darauf seien der PI-Leiter und der PD-Leiter eingetroffen.

Götzl fragt, ob Se. zu irgendeinem Zeitpunkt im Bereich des Wohnmobils irgendwelche Personen gesehen habe, im Fahrzeug, um das Fahrzeug herum. Se.: “Nein, gar nicht.” Auf die Aufforderung, die Örtlichkeit näher zu beschreiben, sagt Se., sie seinen von einer erhöhten Straße runter gefahren und da habe dann das Wohnmobil linker Hand in einer anderen Straße drin gestanden, der Einmündungsbereich sei nur wenige Meter weg gewesen, es habe ein PKW unmittelbar vor und einer hinter dem Wohnmobil gestanden. Sie hätten ein Stück weiterfahren müssen, um Einblick aufs Kennzeichen zu erhalten. Dann seien sie zurück gefahren, um eine Parkmöglichkeit zu finden und dann runter gelaufen zum Wohnmobil. Das sei in Fahrtrichtung hin zu der Straße geparkt gewesen, die sie runter gefahren seien. Götzl fragt, wo Se. und sein Kollege Me. sich beim ersten Geräusch aufgehalten haben. Se. sagt, er sei ein Stückchen vor Me. gewesen. Das sei zwei, zweieinhalb Meter vom Wohnmobil gewesen, “was so nach zweieinhalb Jahren übrig ist”. Beim zweiten Schussgeräusch sei Me. auf Höhe des PKW gewesen und er selbst fast hinter so einem Papiercontainer. Der Container habe “in Marschrichtung” rechts gestanden, zuerst sei der PKW gewesen und dann der Container. Beim dritten Schuss seien sie hinter der Deckung gewesen. Auf Frage nach Geräuschen aus dem Wohnmobil sagt Se., gesehen habe er nichts, aber da seien Kratzgeräusche gewesen, als ob wer einen Stuhl wegschiebt. Das sei Sekunden vor dem ersten Schuss gewesen.

Zur Brandentwicklung befragt sagt Se., sie hätten gesehen, dass leichter Rauch oben aus dem Dachfenster kommt. Und dann sei drin vor dem Seitenfenster eine Decke gewesen oder ein Vorhang, der sei dann weggebrannt. Als erstes hätten sie den Rauch aus dem Dachfenster wahrgenommen und dann die Decke vor dem Seitenfenster, die weggebrannt sei. Zeitlich sei es nach dem dritten Schuss gewesen, als man das habe sehen können. Zur Frage, wie viel Zeit vergangen sei, sagt Se., das sei mehr oder weniger Sekundensache gewesen. Anhand einer in Augenschein genommenen Skizze, zu der Se. sagt, die stamme von ihm, erläutert der Zeuge den Weg, den er und Me. genommen hätten. Se. sagt, sie hätten schon von oben das Wohnmobil gesehen, hätten aber runter fahren müssen, um das Kennzeichen erkennen zu können. Dann seien sie rückwärts wieder hochgefahren, um das Fahrzeug abstellen zu können. Dann seien sie runter gelaufen und im Bogen zu diesem Wohnmobil. Die Einzeichnungen gegenüber vom Wohnmobils seien der PKW und der Papiercontainer. Das sei so ein großer Container gewesen, nicht nur ein Eimer. Zur Frage, wo er das erste Knallgeräusch wahrgenommen habe, zeigt Se. auf einen Punkt auf der Straße in der Nähe des Wohnmobils. Da seien sie gewesen, Me. nur zwei Schritte hinter ihm, so dass sie gleich in Deckung gehen konnten. Beim zweiten seien sie schon auf Höhe Motorhaube bzw. hinterer Teil des Containers gewesen. Auf Frage, wie weit das entfernt sei, sagt Se., das sei maximal zwei Meter, mehr nicht. Dann zeigt Se. auf Frage, wo sich die Türen des Wohnmobils befunden hätten.

Götzl fragt, ob Se, in das Fahrzeug schauen konnte. Se. sagt, nur Fahrer- und Beifahrerplätze, nach hinten sei der Vorhang zugezogen gewesen, sie hätten nicht rein sehen können. Auf Frage sagt Se., die Kripo sein an sich eher da gewesen als die Feuerwehr, die hätten aber noch ein bisschen oberhalb gestanden und seien fast zeitgleich vor Ort gewesen. Die Feuerwehr sei dann vorgefahren und habe gelöscht. Sie hätten sich dann mehr oder weniger zurückgezogen. Vorne an der Straße An der Leite hätten sie sich aufgehalten, kurz die Absperrung übernommen, dass da keiner durch fährt. Er verneint, von den Löscharbeiten etwas mitbekommen zu haben. Auf Frage, wer das Wohnmobil nach Eintreffen von Kripo und Feuerwehr als erstes betreten hat, sagt Se., dass sie das nicht hätten sehen können, die hätten in einer Traube drumherum gestanden, ob da jemand drin war, hätten sie nicht nicht sagen können. Götzl fragt, ob, als Se. die Geräusche gehört habe, etwas aus dem Fahrzeug ausgetreten sei. Se. sagt, der dritte Schuss, da seien im hinteren Bereich vom Wohnmobil Dachteile und Isolierung mit rausgeflogen.

Götzl bittet Se. einzuschätzen, wie langes das gedauert hat, zwischen Ankunft und dem Zeitpunkt, als Se. Brandentwicklungen wahrgenommen habe. Das seien nur wenige Minuten gewesen, so Se., genau sagen könne er das jetzt nicht mehr. Götzl hält aus dem von Me. unterschriebenen Vermerk vor, dass gegen 11.50 Uhr das Neubaugebiet Eisenach OT Stregda abgesucht worden sei, um 11.55 Uhr sei ein weißes Wohnmobil festgestellt worden. Se. sagt, es sei um die Mittagszeit gewesen, das komme ja hin. Um 12.05 Uhr, so der Vorhalt weiter, hätten sie Geräusche aus dem Inneren des Wohnmobils wahrgenommen, unmittelbar danach sei ein Schuss gefallen und kurz danach ein zweiter. Weiter hält Götzl vor, durch Se. sei gegen 12.07 Uhr beobachtet worden, dass Teile des Daches wegflogen, danach hätten sie Rauch und Feuer im Innenraum wahrgenommen. Se.: “Wie gesagt, nach wenigen Minuten.” Götzl fragt, wie es zu den zeitlichen Einordnungen gekommen ist. Se. sagt, vom Schichtleiter werde mitgeschrieben, was durchgegeben wird, da seien Zeitangaben drin und da könne man das direkt entnehmen.

Götzl fragt zum zeitlichen Abstand zwischen den Schussgeräuschen. Vom ersten Schuss zum zweiten sei das kürzer als vom zweiten zum dritten gewesen, so Se., aber nicht im Minuten-, sondern Sekundenbereich. Zwischen fünf und zehn Sekunden, aber das sei eine vage Schätzung. Götzl hält aus einer Vernehmung von Se. vor, dass Se. dort zur Frage, in welchem zeitlichen Abstand die Schussgeräusche erfolgt seien, gesagt habe, er habe noch gar nicht richtig Deckung genommen, maximal drei [phon.] bis fünf Sekunden, da sei das zweite erfolgt. Se. bestätigt das. Nachdem sie Deckung bezogen und die Waffen gezogen hätten, hält Götzl weiter vor, sei es zum drittem Schuss gekommen, nach ca. 10-15 Sekunden. Se. sagt, das sei jetzt schwer zu sagen, nach wie vielen Sekunden. Vorhalt: Beim dritten Schuss habe er auf dem Dach im hinteren Teil die Deckenverkleidung nach oben wegfliegen sehen; er würde sagen, dass das dem dritten Schuss geschuldet gewesen sei; Me. habe ihm zugerufen, jetzt komme Qualm zum Dach raus. Se. bestätigt den Vorhalt. Auf Frage sagt Se., Flammen habe er gesehen, als der Vorhang weg war, und dann habe sich das mit Flammen erstmal in Grenzen gehalten.

An eine Befragung durch einen Kollegen vom LKA erinnere er sich, so Se. auf Frage, dass ihm ein Luftbild vorgelegt wurde, erinnere er vage, er glaube, dass der Kollege den Weg rekonstruiert haben wollte. Es wird ein Luftbild in Augenschein genommen, auf dem eine Linie und Kreuze eingezeichnet sind. Se. sagt, das sei der Weg zum Wohnmobil, das dann das Wohnmobil und hier das Mehrfamilienhaus, wo die Container gestanden hätten. Zu den eingezeichneten Kreuzen befragt sagt Se., auf der Höhe müssten der PKW und der Container gestanden haben. Götzl hält aus dem Vermerk vor, dass die Stellen, an denen ein Knallgeräusch wahrgenommen wurde, entsprechend mit Kreuz markiert worden seien. Dann müsse hier vorne noch eines sein, so Se., und zeigt auf eine Stelle im Bild. Götzl fragt, ob die Markierungen in der Aufnahme nicht Se.s Erinnerung entsprechen würde. Se.: “Nein, nicht ganz.” Götzl verliest, dass Se. beim ersten Geräusch fast auf Höhe des Seitenfensters des Wohnbereichs gewesen sei. Se. sagt, das Seitenfenster sei unmittelbar zu der Deckung gerichtet gewesen. Beim ersten Knallgeräusch sei er im spitzen Winkel auf Richtung der A-Säule gewesen. Und der zweite sei bei der Deckung gewesen, ein Schritt habe hier gefehlt. Götzl hält vor, wenige Sekunden nach dem letzten Knallgeräusch sei Qualm aus dem Wohnmobil aufgestiegen, und dass Se. laut Vermerk berichtet habe von einer Stichflamme drei Sekunden nach dem letzten Schuss. Das könne nur die Flamme gewesen sein, die diesen Vorhang weggebrannt habe an dem Fenster, was nicht wirklich einen Stichflamme sei, so Se. Den Vermerk habe ja jemand verfasst, als sie nicht dabei waren. Götzl fragt, ob bei den Geräuschen ein Unterschied war. Se. sagt, ihm sei es so vorgekommen, als wenn das beim ersten Schuss eine andere Waffe war. Auf Nachfrage sagt Se. es sei eine andere Tonlage gewesen.

Auf Frage von RA Heer sagt Se., sie seien mit einem Mercedes Vito unterwegs gewesen. Bis die Kollegen gekommen seien, habe er kurz die Straße, die sie runter gekommen seien, abgesperrt, so Se. auf Frage, zwanzig Minuten, eine halbe Stunde lang. Heer sagt, eben habe Se. von “kurz” gesprochen. Se. sagt, das sei ja keine lange Zeit. Heer sagt, eben habe Se. angegeben, nichts von den Löscharbeiten mitbekommen zu haben, und fragt, ob Se. nach den Absperrmaßnahmen doch mal in Richtung Wohnmobil geblickt habe. Se. sagt, er habe mal seinen Chef gefragt, ob sie sich nach “drinnen” begeben können, und da habe der sie entlassen. Se. sagt auf Frage, es sei ein Löschwagen da gewesen, ob ein weiterer wisse er nicht, er könne auch nicht sagen, wie viele Einsatzkräfte der Feuerwehr da waren, sie seien ja da hinten auf der anderen Straße gewesen. Heer sagt, Se. habe eben bekundet, dass eine Decke oder ein Vorhang am Seitenfenster weg brannte, der Kollege Me. habe über einen Vorhang hinter Fahrersitz und Beifahrersitz bekundet. Da sei ebenfalls ein Vorhang gewesen, den am Seitenfenster habe Me. nicht einsehen können, da habe er selbst eine andere Sicht gehabt.

RAin Sturm, Verteidigerin von Zschäpe, sagt, der Kollege habe eine alte Dame mit Hund gesehen. Die habe er auch gesehen, so Se. Das sei im Prinzip zwischen dem letzten Schuss und dem Eintreffen der Feuerwehr gewesen. Er bestätigt, nach dem dritten Schuss noch in der Deckung geblieben zu sein, mindestens bis die Feuerwehr eingetroffen war. Da gebe es ja Gasflaschen drin, die explodieren könnten. Sturm: “Und die Dame mit Hund haben Sie aus der Deckung heraus gesehen?” Se.: “Nicht nur gesehen, die habe ich da weggeschickt.” Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders möchte dem Zeugen etwas vorlegen, was zuerst herausgesucht werden muss. Die Sitzung wird bis 14.48 Uhr unterbrochen. Dann wird ein Bild von dem Mehrfamilienhaus gezeigt. Se. sagt, das müsse später aufgenommen worden sein. Es folgen Bilder aus einer anderen Perspektive. Schneiders fragt, ob Se. vor der Hausecke oder dahinter war. Vor der Hausecke noch im Prinzip, so Se., die Tonne habe weiter rechts gestanden, und die anderen PKW hätten überhaupt nicht da gestanden, bloß die Tonne und der PKW, er meine, ein Opel Corsa. Die Frage, ob es ein Ereignis gegeben habe, was seinen Blick woanders hin gelenkt habe, bejaht Se., schwerpunktmäßig als die Frau mit Hund kam. Er bejaht, dass ein Mann da gewesen sei, einer der aus dem Haus kam und sein Auto wegfahren wollte, was vor dem Wohnmobil stand. Schneiders sagt, sie habe noch ein weiteres Bild gefunden und nennt die Fundstelle. Götzl unterbricht erneut, um 14.58 Uhr geht es weiter. Dann wird ein Bild gezeigt, auf dem Feuerwehrleute an der Türe zum Wohnbereich des Wohnmobils zu sehen sind und ein Polizeibeamter, wohl Se. selbst. Auf die Frage, ob er da jemanden erkenne, sagt Se.: “Ja, meine Person.” Auf Frage sagt Se., hinter dem Papiercontainer habe er gehockt, ganz normal in der Hocke, dass man nicht oben drüber guckt. Er habe an beiden Seiten der Tonne vorbei geschaut. Schneiders sagt, der Kollege habe geschildert, dass er auch zu Se. herübergekommen sei. Se. bejaht das, das sei kurzzeitig gewesen, und dann seien sie unterhalb an der Betonwand in Deckung gegangen, hinter dem Heck des Wohnmobils die Straße runter. Da hätten sie Deckung genommen, falls Gasflaschen explodieren.

Auf Frage aus der NK bejaht Se., dass die Löscharbeiten losgegangen seien, wie sie noch in Deckung gewesen seien. Das sei aber schnell gegangen, so Se., die seien vorgefahren, Schlauch raus, und hätten angefangen zu löschen. Der NK-Vertreter fragt, auf dem Bild, was man gerade gesehen habe, sehe es ja doch so aus, als ob sich Se. kümmere. Das sei, wie sie aus der Deckung gekommen seien, so Se. Auf die Frage, ob die Feuerwehr wusste, dass geschossen worden war, sagt Se., das wisse er nicht, sie hätten rein gemeldet, dass da geschossen wird, und der Schichtleiter habe ja die Feuerwehr informiert. Auf Frage von RA Klemke sagt Se., wegen der Deckung seien vielleicht zwischen sieben und zehn Meter die Straße hoch gelaufen, aber das sei jetzt geschätzt. Klemke will wissen, wann genau sie die Deckung gewechselt und hinter die Betonmauer seien. Das müsse gewesen sein, als das Dach zu brennen begonnen habe, als das ganze “beträchtliche Ausmaße” angenommen habe. Die Mauer sei nicht besonders hoch, so Se. auf Frage, aber es sie die einzige Möglichkeit gewesen. Sie hätten da mehr oder weniger gekniet, um komplett zu verschwinden, falls da irgendetwas explodiert.

Um 15.02 Uhr folgt die Vernehmung des Waffensachverständigen Nennstiel (zuletzt 89. Verhandlungstag). Götzl sagt, es gehe nochmal um die Thematik, ob Munition, Projektile, Hülsen in den Fällen zwei bis neun aus den sichergestellten Waffen verschossen wurden. D.h. es geht nochmal um den Vergleich der sichergestellten Munition mit Beschussmunition. Nennstiel sagt, er habe eine Power-Point-Präsentation mitgebracht und beginnt anhand der an die Wand geworfenen Präsentation noch einmal die Schritte der Waffenidentifizierung darzulegen. Er sagt, in den vergangenen Gutachten habe er den Nachweis, dass mit dieser Waffe die Taten begangen wurden, besprochen, jetzt fange er früher an: “Die Waffe ist noch nicht da.” In den neun Fällen zwischen 2000 und 2006 sei Tatmunition verschiedener Straftaten eingesandt und anhand der Systemmerkmale eine Pistole Ceska 83 festgestellt worden. Das sei keine Identifizierung, sondern eine Systembestimmung. In zwei Fällen habe es eine weitere Tatwaffe gegeben, eine Pistole 6,35, bei der sie nicht in der Lage gewesen seien, ein bestimmtes System festzulegen. Schlussendlich seien die Waffen dann im Brandschutt n Zwickau gefunden worden.

Es fange immer mit Munition an, die an den Schusswaffenerkennungsdienst geschickt wird. Das sei immer so, bei allen Schusswaffenstraftaten. Die Regelung sei in Deutschland so, dass die Munition von allen Taten zentral beim BKA ausgewertet wird. Die Ergebnisse würden dann über das zuständige LKA an die ermittelnde Dienststelle gehen. Und die Munitionsteile würden in der Zentralen Munitionssammlung aufbewahrt, so lange bis die Munition einer Pistole zugeordnet werden kann. Zunächst werde die Zahl der am Tatort verwendeten Waffen bestimmt, dann werde versucht, das Munitionsfabrikat zu bestimmen. Dann gehe es um die Schusswaffensystembestimmung, das Fabrikat und das Modell der Waffe. Dann werde  ein Vergleich mit eingelagerten Munitionsteilen anderer Straftaten durchgeführt: “Wurde am Ort A dieselbe Waffe verwendet wie am Ort B?” Weil die Waffe in der Regel nicht vorhanden sei, werde die Munition in der Zentralen Munitionssammlung aufbewahrt und eine Sammlungsnummer vergeben.

Dann geht Nennstiel zu den Systemmerkmalen über. Wenn man in einen Lauf blicke, sehe man die gewundenen Züge und Felder. Daraus abzuleiten seien die sogenannten Systemmerkmale an Waffenläufen: das Kaliber, wie viele Felder und Züge der Lauf hat, ob sie nach rechts oder nach links geneigt sind, die Drallrichtung, die Felderbreite und den Winkel, wie diese Felder und Züge geneigt sind. Bei Hülsen gebe es noch eine ganze Reihe weiterer Systemmerkmale. Beim Verfeuern einer Patrone verblieben noch sehr viele Merkmale auf der Hülse, die erlauben, das Fabrikat und den Typ einer Waffe zu bestimmen. Nennstiel spricht von Spuren des Auswerfers, des Schlagbolzens, Bearbeitungsspuren des Stoßbodens. Man habe Spuren und schließe auf die Waffe.

Nennstiel sagt, er habe in den Akten Angaben der Herstellerfirma der Ceska 83 gefunden. Diese gebe an, zwischen 1983 und 1992 ca. 100.000 Stück der Waffe und von 1992 bis 2000 55.000 bis 60.000 Stück der Waffe hergestellt zu haben. Die Fertigung erfolge in Einzellosen, je nach Bedarf stelle der Hersteller ein gewisses Kontingent her und verkaufe die, bis sie weg sind. Und dann werde ein neues Los produziert. Die Waffen würden dann dann identisch aussehen, aber intern könne es doch Unterschiede geben von einem Los zum anderen. Es gebe Variationen, weil diese 100.000 Stück nicht an einem Stück, sondern in kleinen Portionen produziert werden. Diese Variationen würden sich in den Waffenspuren widerspiegeln. Bei einer Folie zu Systemspuren auf Hülsen der Ceska 83 spricht Nennstiel von Stoßbodenspuren und sagt, man sehe hier das übliche Bild, das eine Ceska 83 hinterlässt. Es gebe aber eine Variante, die sei hier von besonderer Bedeutung: nämlich solche bogenförmigen Spuren, die sich dann auch bei der Tatwaffe gezeigt hätten.

Bei der Tat am 9.9.2000 [Mord an Enver Şimşek] gebe es zwei Waffen. Vom Kaliber 6,35 eine Hülse und zwei Geschosse der Firma Sellier & Bellot, und vom Kaliber 7,65 fünf Hülsen und vier Geschosse, der Firma PMC aus Südkorea. Beim Kaliber 7,65 sei nach Methode der Systembestimmung eine Ceska 83 als Tatwaffe bestimmt worden, beim Kaliber 6,35 habe kein System festgestellt werden können. Dann sei ein Sammlungsvergleich vorgenommen worden und kein Zusammenhang mit vorausgehenden Taten festgestellt worden. Beim zweiten Fall am 13.6.2001 [Mord an Abdurrahim Özüdoğru] sei eine einzige Waffe verwendet worden, es seien zwei Hülsen und zwei Geschosse 7,65 festgestellt worden, wieder Fabrikat PMC, wieder Ceska 83. Und beim Vergleich mit vorhergehenden Straftaten sei eine Spurenübereinstimmung festgestellt worden zu den Hülsen aus dem Fall Şimşek. Beim Vergleich mit der Tatmunitionssammlung würden die Tatzusammenhänge klar, auch ohne dass man die Tatwaffe hat. Nennstiel: “Das ist das Prinzip.” Wenn man sich mal die ganze Mordserie anschaue, dann gebe es drei Zusammenhänge bei der Waffe 6,35: 9.9.2000 in Nürnberg, 27.6.2001 in Hamburg [Mord an Süleyman Taşköprü], da sei jeweils dieselbe Waffe verwendet worden, und der dritte Zusammenhang sei die Sicherstellung von Munitionsteilen einer Hülse aus dem Brand in Zwickau, die spurenidentisch mit den beiden Taten sei. Wenn man sich auf die Hülsen des Kalibers 7,65 konzentriere gebe es fünf Tatzusammenhänge: Şimşek, Özüdoğru, Rostock [Mord an Mehmet Turgut], Dortmund [Mord an Mehmet Kubaşık] und 24 [phon.] Hülsen aus dieser Tatwaffe im Brandschutt in Zwickau.

Zu einer Folie mit Stoßbodenspuren sagt Nennstiel, das sei ein Beispiel. Auf diese Art und Weise könne man die Zusammenhänge, dass diese Hülsen alle aus derselben Waffe stammen, beweisen. Nun gehe es um die Tatzusammenhänge der Geschosse aus der 7,65 Browning. Das seien eben diese neun Straftaten und ein Fund aus dem Brandschutt Zwickau. Aufgrund der Geschossuntersuchung sei es eindeutig, dass es immer dieselbe Waffe war. Zu einer Folie sagt Nennstiel, als Beispiel sehe man hier wieder eine Rasterelektronenaufnahme. Aufgrund der Verfeuerungsspuren gelinge dieser Nachweis. Dann geht es um die Frage, wie man auf den Schalldämpfer gekommen sei. Die Verwendung eines Mündungsvorsatzes sei offensichtlich gewesen aufgrund der Untersuchung eines Geschosses, das am Tatort in Dortmund sichergestellt wurde. Da habe es eine silberfarbene Anhaftung gegeben. Die sei untersucht worden mit dem Ergebnis, dass es sich um Aluminium handelt. Daraufhin seien retrograd die zurückliegenden Fälle auch nochmal untersucht worden und da habe man, was zunächst nicht aufgefallen sei, bis zum Fall Rostock zurück ebenfalls Alumuniumanhaftungen gefunden, allerdings nicht im Ausmaß vom Fall Dortmund. Das Vorhandensein dieser Anhaftungen sei zufallsbedingt. Die Aluminiumanhaftung sei aber immer an derselben relativen Position auf der Geschossoberfläche. Das bedeute, dass die Anhaftung nicht durch Zielkontakt erklärbar sei. Sie müsse durch einen Mündungsvorsatz entstanden sein. Der üblichste Mündungsvorsatz sei der Schalldämpfer. Und es habe den Hinweis gegeben, dass sich Ceska-Waffensysteme mit Schalldämpfer auf dem Markt befanden. Der Mündungsvorsatz selbst sei allerdings nicht identifizierbar. Und aus dem Fehlen einer Aluminiumanhaftung könne man wiederum nicht auf die Nichtverwendung eines Schalldämpfers schließen.

Nun wolle er zu der so genannten “Luxik-Serie” übergehen, so Nennstiel. Die Frage sei gewesen, ob die Aussage “Ceska 83″ noch präzisiert werden könne. Da seien zum einen diese bogenförmigen Stoßbodenspuren ein wichtiger Anhaltspunkt gewesen. Das sei bei der Ceska 83 bekannt, aber doch im geringeren Umfang. Bei den Munitionsteilen in ihrer Sammlung seien weit überwiegend parallele Stoßbodenspuren festgestellt worden. Bogenförmige Spuren seien also eine seltene Feststellung. Außerdem sei eine Variation der Felderbreiten auf dem Geschoss um 0,2 mm festgestellt worden von 1,2 bis 1,4 mm. Das sei außergewöhnlich, denn bei anderen liege diese Varianz bei 0,1 mm. Ein weiteres Indiz sei der Schalldämpfer: der Lauf müsse länger sein, eine Aufschraubmöglichkeit haben. Es hätten keine Anhaltspunkte für eine Veränderung oder eine Bastelarbeit eines Waffenliebhabers vorgelegen. Also seien sie davon ausgegangen, das es sich um eine industriell hergestellte Ceska 83 handeln müsse, mit Schalldämpfermöglichkeit und mit seltenen Stoßbodenspuren. Herr Pfoser (zuletzt 83. Verhandlungstag) habe daraufhin eine große Anzahl an Ceska-Waffen untersucht. U.a. habe es neun Pistolen aus Beständen des MfS [Ministerium für Staatssicherheit, DDR] gegeben, zum Teil mit verlängertem Lauf für Schalldämpferaufnahme, und es habe noch aus der “Luxik-Serie” 14 Waffen gegeben, die man ihnen besorgt habe, die einen verlängerten Lauf und die Aufnahmemöglichkeit für einen Schalldämpfer hatten.

Es folgt eine grafische Darstellung der Waffennummern, aufsteigend von links nach rechts, wobei links die Nummern der MfS-Waffen stehen. Ganz links die MfS-Waffen hätten einen verlängerten Lauf, so Nennstiel, aber vertikale Stoßbodenspuren, würden also nicht in Betracht kommen. Auch im grünen Feld sehe man nur Waffen mit geraden Stoßbodenspuren, die würden schon vom System her nicht in Betracht kommen. Nennstiel sagt, er konzentriere sich mal hier auf den engeren Bereich. Dort seien die Waffennummern 34620 bis 34650 [phon.], das seien 30 Waffen, sie hätten fünf Musterwaffen ohne Schalldämpfer, aber mit Stoßboden mit Bogenspuren, aber einer Laufweite zwischen 1,25 und 1,35 mm. Die würden nicht in Betracht kommen. Bei den 14 Luxik-Waffen würden alle Merkmale zutreffen, die sie auch bei der Tatwaffe festgestellt hätten. Die seien mit Schalldämpfer, hätten bogenförmige Spuren und Läufe mit 1,2 bis 1,4 mm. Bei den darüber liegenden Waffennummern gebe es wieder vertikale Stoßbodenspuren. Nennstiel: “Langer Rede kurzer Sinn”: Bei den untersuchten Waffen Ceska 83 seien die 14 Luxik-Waffen von dem Waffensystem her der Tatwaffe, am ähnlichsten - nicht nur am ähnlichsten, es würden alle Systemmerkmale mit der Tatwaffe übereinstimmen. Das habe sie zu der Aussage geführt, dass es durchaus sein könne, dass die Waffe eine Waffennummer kleiner als 34680 [phon.] haben könne. Das sei kein Beweis, man habe ja nicht ganze Produktionskette, aber es sei ein guter Indikator gewesen, der sich später ja auch bewahrheitet habe.

Es habe also eine gute Idee über die Waffennummer gegeben, obwohl die Tatwaffe noch gar nicht bekannt war. Zu einer Folie sagt Nennstiel, man sehe ein Bild der Stoßbodenspuren auf einer Hülse. In der Zentralen Tatmunitionssammlung würden 92 Prozent aus der Ceska 83 diese parallelen Spuren tragen und nur 8 Prozent gebogene Spuren. Das sei also die Aussage gewesen: Die Tatwaffe könnte aus dem Luxik-Sortiment stammen und die Waffennummer kleiner als 34680 [phon.] sein. Eine weitere Untersuchung habe sich auf eine mögliche Auffangvorrichtung erstreckt. Denn am ersten Tatort seien fünf Hülsen und vier Geschosse gefunden worden, dann meist keine Hülse mehr oder ab und zu mal eine. Bei den neun Morden unter Verwendung der Ceska 83 seien mindesten 27 Schüsse abgegeben, aber nur neun Hülsen gefunden worden. Das sei kein Zufall, sondern habe System. Weiter sei ein Plastiktütenfragment gefunden worden beim Mord in München am 15.6.2005 [Mord an Theodoros Boulgarides], sie hätten beim Mord in Rostock ein Hülse gefunden, die von einem Geschoss getroffen wurde, und in Dortmund seien stark beschmauchte Hülsen gefunden worden. Und später sei die Ceska in einer Plastiktüte aufgefunden worden. Zu einer Folie sagt Nennstiel, das sei aus Rostock, da habe ein Geschoss die Hülse deformiert, das Projektil dazu sehe man hier, es sei zerlegt, ein Stück des Mantels sei abgerissen. Es sei zwar nicht auszuschließen, dass der Schuss zufällig die auf dem Boden liegende Hülse trifft. Sehr viel wahrscheinlicher sei es aber, wenn sich die Hülse in derselben Plastiktüte ganz nah an der Laufmündung befindet und beim Schuss durchgewirbelt wird. Zu einer Folie sagt Nennstiel, man sehe hier die Ceska in einer geschmolzenen Plastiktüte. Letztendlich habe man auch die entfernte Waffennummer auf der Ceska 83 wieder sichtbar machen können, es sei die 034678, also eine Waffe aus der Luxik-Serie.

Zuletzt verliest NK-Vertreterin RAin Basay eine Erklärung zur Aussage von Jürgen He. (112. Verhandlungstag). He. habe angeben, dass Böhnhardt vor seinem Untertauchen nicht nur ihm, sondern auch anderen Personen gegenüber von seinen Vernichtungsphantasien gegenüber Migranten gesprochen habe. Die Angeklagten Zschäpe, Wohlleben und Gerlach hätten Böhnhardt sehr viel näher gestanden als He., weshalb es nicht vorstellbar sei, dass diese von der Einstellung Böhnhardts nichts gewusst und sie nicht auch geteilt haben, da sie zusammen mit ihm in der KS Jena und im THS aktiv gewesen seien. He. habe weiter bekundet, dass er nicht nur seine Wohnung zur Lagerung des “Pogromly”-Spiels zur Verfügung gestellt und beim Einbruch in die Wohnung von Zschäpe Schmiere gestanden habe, sondern auch Nachrichten weitergeleitet und Kurierfahrten übernommen habe. Eine Tüten mit CD-Hüllen und Anziehsachen habe er an einen Mann übergeben, der einen türkisfarbenen Opel Corsa oder ein ähnliches Modell gefahren, mit wahrscheinlich Z-Nummernschild gefahren habe,. Die Zahl der Neonazis aus Zwickau oder Chemnitz, die in der fraglichen Zeit einen türkisfarbenen Opel Corsa fuhren, sei wohl nicht so hoch sein, sei aber nie ermittelt worden.

Ende 1998 habe er von Wohlleben einen Beutel bekommen, den er einem ihm unbekannten Mann übergeben hätte. Mit dem Wissen von heute denke er, er könnte vielleicht eine Waffe übergeben haben. Der Zeuge habe in der Hauptverhandlung offensichtlich versucht, den Angeklagten Wohlleben zu schützen. Auf Nachfrage habe He. einräumen müssen, dass es ihm in Anwesenheit von Wohlleben schwer falle, Angaben zu machen. Es müsse davon ausgegangen werden, dass He. schon 1998 zumindest geahnt habe, dass in dem Päckchen eine Waffe war. Anders sei das komische Gefühl nicht zu verstehen, dass He. nach der Übergabe gehabt habe, aber auch nicht seine anschließende Mitteilung an Wohlleben, er werde keine weiteren Kurierfahrten übernehmen. Wenn sich in dem von dem Zeugen übergebenen Päckchen tatsächlich eine Waffe befunden habe, wäre dies die dritte Waffe, die über Wohlleben an das Trio geliefert worden ist, so Basay. Der Umstand, dass laut He. telefonische Nachrichten an von He. Wohlleben weiter geleitet wurden und dass manche Nachrichten auch persönliche Treffen zwischen dem Trio und Wohlleben betrafen, zeige erneut die zentrale Stellung, die Wohlleben bei der Organisation des Untergrundes für das Trio einnahm.

Außerdem habe He. angegeben, in seiner Militärzeit 1999 vom TLKA befragt worden zu sein. Es sei ihm gesagt worden, dass man von seinen Kurierfahrten wissen und auch die Übergabe in der Felsenkellerstraße beobachtet worden sei. Obwohl der Zeuge daraufhin diese Tätigkeiten den Beamten gegenüber zugab, sei kein Strafverfahren eingeleitet worden. Die Spur von He. hätte also zum Trio geführt. Mit der Begündung, er sei ein möglicher Anrufer bei He. sei eine TKÜ von bei einem Siegfried Sch. geschaltet worden, der in der Altchemnitzer Straße 16 im Nachbarhaus der Wohnung wohnte, die Carsten Ri. für das Trio angemietet hatte. Es läge daher der Verdacht nahe, dass das sächsiche LfV fälschlicherweise Sch. für einen Unterstützer hielt, und Aufenthalt des Trios in der Altchemnitzer Straße 12 kannte.

Der Verhandlungstag endet gegen 15.40 Uhr.

Das Blog “NSU-Nebenklage”:
“Die Nebenklage beantragte (…) die Sicherstellung des Pullovers, weil dieses Motiv in Zusammenhang mit der Teilnahme des Angeklagten am NSU-Prozess eine inhaltliche Stellungnahme darstellt und deutlich macht, dass der Angeklagte Eminger bewaffnete Aktionen verherrlicht. Dass sich Eminger in dieser Art im Prozess präsentiert, zeigt, dass er die Morde des NSU gut heißt und weiterhin Morde als Mittel des politischen Kampfes für richtig und legitim hält. (…) Es wird zu prüfen sein, ob das öffentliche Tragen des Pullovers auch einen Straftatbestand erfüllt. Der Sachverständige (Heiderstädt) (…) stellte neben der genauen Todesursache dar, dass in den Atemwegen und Lungen der beiden Toten keine Rauchpartikel und in der chemisch-toxischen Untersuchung keine Hinweise für das Einatmen von Rauch festgestellt werden konnte. Nach der Erfahrung des Sachverständigen wären solche Spuren dann zu erwarten gewesen, wenn die beiden Toten noch eingeatmet hätten, als das Wohnmobil in Flammen stand. (…)  Der Waffensachverständige stellte nochmal klar, wie vor Aufdeckung der NSU-Täterschaft festgestellt wurde, dass bei den Morden dieselbe Pistole Marke Ceska mit Schalldämpfer verwendet wurde.”


Protokoll 115. Verhandlungstag - 26. Mai 2014

An diesem Verhandlungstag ging es um mögliche Waffengeschäfte des Angeklagten Wohlleben. Ein in Polen inhaftierter Mann hatte angegeben, Wohlleben ein Werkzeug zur Überwindung von Wegfahrsperren gegeben und im Tausch eine Waffe bekommen zu haben. Heute wurde dazu der in Deutschland inhaftierte Zeuge Re. gehört, der gemeinsam mit dem in Polen Inhaftierten mehrere Banken überfallen hat.

Zeuge: Andreas Re. (mögliche Waffengeschäfte von Ralf Wohlleben)

Der Verhandlungstag beginnt um 9.45. Erster und einziger Zeuge ist heute Andreas Re., 57, der in der JVA Burg in Haft ist. Re. wird durch den selben Eingang rechts von Richter Götzl in den Saal gelassen, durch den die Angeklagten Wohlleben, Zschäpe und S. den Saal betreten. Nach der Belehrung sagt Richter Götzl, es gehe um den Erwerb einer Waffe durch Herrn Ke. 2003/2004, was Re. dazu sagen könne. Re sagt, er habe dazu schon was gesagt und könne da im Prinzip gar nicht groß was zu sagen. Er habe Angaben beim BKA gemacht und denen das auch schon erklärt. Götzl sagt, er wolle anders fragen: “Wissen Sie denn überhaupt etwas zu einem Erwerb einer Waffe durch Ke.?” Re.: “Wir hatten ja auch Waffen, sag ich mal.” Besser gesagt, habe Sz. Waffen zugekauft und weggegeben. Ke. habe mal was von Sz. gewollt, aber er kriege das auch nicht mehr zusammen, das sei über 10 Jahre her. Götzl hakt nach und Re. sagt, irgendwo habe Ke. was von Sz. gewollt, er wisse es aber nicht mehr. Es könne sein, dass es um eine Waffe von ihnen ging, dass der Schlagbolzen nicht richtig ging, aber er kriege nicht mehr den Zusammenhang zusammen, er wisse auch nicht, was Ke. damit gemacht habe.

Götzl sagt, Re. solle nicht springen, und fragt, was damit gemeint sei, wenn er sage, er wisse nicht, was Ke. damit gemacht hat. Re. antwortet, Ke. habe mal eine Waffe gehabt, da habe der Schlagbolzen nicht funktioniert, Sz. habe den repariert oder einen neuen besorgt und sie dann zurückgegeben. Und einmal habe Ke., da wolle er, Re., sich aber nicht aus dem Fenster lehnen, Munition haben wollen, aber für wen oder was wisse er, Re., nicht. Ke. habe “da unten” mit irgendwelchen Russen was gemacht, dazu könne er, Re., nichts sagen. Auf Frage, um welche Waffe es bei der Sache mit dem Schlagbolzen ging, sagt Re., er glaube sich zu erinnern, dass das eine CZ gewesen sei, die hätten sie früher auch mal bei einigen Banküberfällen dabei gehabt. Götzl will wissen, zu welcher Zeit das gewesen sei, dass Ke. eine Waffe haben wollte. Das sei vielleicht so 2003, Anfang 2004 gewesen, so Re. Götzl sagt, Re. habe davon gesprochen, dass “wir” die CZ bei Überfällen dabei gehabt hätten und fragt, wer mit “wir” gemeint ist. Re.: “Ke., Sz. und ich.”

Auf Frage sagt Re., 2003 sei er noch in Haft gewesen, im offenen Vollzug, 2004 im August sei er entlassen worden. Götzl fragt, wie lange Ke. die CZ schon hatte. Sz. sagt, als er Ke. kennengelernt habe, 2001, 2002. Die Waffe hätten sie mal dabei gehabt, sie sei aber nie zum Einsatz gekommen. Irgendwann habe Sz. festgestellt, dass der Schlagbolzen kaputt oder gar keiner drin sei. Götzl sagt, dann habe Sz. die Waffe also repariert und an Ke. zurück gegeben und fragt, was dann mit der Waffe passiert sei. Das könne er auch nicht mehr sagen, so Re., sie hätten so viel davon gehabt, er habe keine Ahnung.

Götzl fragt zur Situation zwischen Re., Sz. und Ke. 2003, 2004 und Re. sagt: “Wie soll ich das sagen?” Ke. sei für sie immer der Schwachkopf, nicht so der Hellste gewesen, “sag ich mal”. Ke. habe sich bei Überfällen blöd angestellt und sie auch mal in Gefahr gebracht. Sz. habe Ke. nicht mehr dabei haben wollen. Nach Beispielen gefragt sagt Re., sie hätten eine Bank gemacht. Da sei im Flur schon eine Kamera gewesen und Ke. habe da stehen bleiben und nach außen gucken sollen. Sie hätten gesagt, dass vorher schon die Maske aufgesetzt werden müsse. Sz. und er selbst hätten sich um den Tresor gekümmert, Ke. habe nur vorne stehen bleiben sollen Er habe dann gesehen, dass Ke. darum läuft ohne Maske: “Naja, ganz toll.” Danach habe Ke. vor lauter Angst die Kameras abgeschlagen, und sie hätten die mitnehmen müssen und dadurch einen Haufen Gepäck dabei gehabt. Sz. habe er im offenen Vollzug kennengelernt und Ke. draußen, so Re. auf Frage. Der besagte Überfall sei in Bergfrieden in Brandenburg gewesen. Das sei so 2003, 2004 gewesen.

Götzl sagt, er wolle zurück zum Ausgangspunkt. Re. habe die Waffe CZ geschildert, und fragt, ob es sonst noch eine Situation mit einem Waffenerwerb des Ke. gebe, über die Re. Bescheid wisse. Re. sagt, Ke. habe keine Waffen erworben, Sz. habe sich um die gesamte Logistik gekümmert, Waffen und sowas. Sie hätten ein relativ großes Arsenal gehabt. Ke. habe Munition haben wollen für einen Russen, er, Re., habe da auch mal irgendwie einen kennengelernt. Er habe sich aber um sowas nicht gekümmert. Auf Frage sagt Re., sie hätten sechs Maschinenpistolen, zwei Sturmgewehre und ungefähr 10, 15 Pistolen gehabt. Götzl fragt, ob das Waffen waren, die ihnen allen zur Verfügung standen. Re. sagt, Sz. habe die verwahrt. “Die haben wir halt immer benutzt.” Mit “wir” meine er Ke., Sz. und sich selbst, bestätigt Re. Götzl fragt nach anderen Personen. Re. sagt, es sei mal noch eine dabei gewesen, aber die kenne er nicht namentlich. Auf Frage, bei welcher Gelegenheit die weitere Person dabei war, sagt Re.: “Na, beim Geldtransporter.” Götzl möchte wissen, was damit gemeint ist, und Re. sagt, es gehe um einen Überfall auf einen Geldtransporter.

Götzl fasst zusammen, dass Re. gesagt habe, Ke. habe keine Waffen erworben, darum habe sich Sz. gekümmert, und fragt: “Über einen Erwerb einer Waffe durch Ke. wissen Sie nichts?” Es habe mal eine Situation gegeben, so Re., da hätten die beiden was gemauschelt, er habe überlegt, aber er kriege das nicht zusammen. Die hätten das unter sich gemacht, und nicht gewollt, dass er das mit kriegt. Das müsse so ungefähr 2003, 2004 gewesen sein, aber um was es ging, wisse er nicht. Da sei  es auch noch um ein Autoteil gegangen. Aber er wisse es nicht mehr. Er habe sich um die Banken gekümmert, und die beiden hätten irgendwas gehabt, das habe er “im Prinzip nur am Rande mitbekommen”. Die hätten gewusst, dass er da nicht gut zu eingestellt gewesen sei, er habe Angst gehabt observiert zu werden. Auf Frage, woran er festmache, dass es 2003, 2004 gewesen sein muss, sagt Re. 2005 seien sie so “ein bisschen in eine Ruhephase” gegangen. Sz. habe sich bisschen zurück gezogen. Sie seien schon anderthalb Jahre observiert worden. Sz. sei dann auch Ende 2004, Anfang 2005 nach Polen gezogen. Sie hätten nur noch wenig gemacht, sie hätten ein “größeres Projekt” vorbereiten wollen und deswegen warten wollen bis Herbst. Auf Frage, ob er mal bei Sz. in Polen war, sagt Re., er sei früher mal in Polen gewesen, sonst nicht.

Götzl wiederholt Re.s Aussage, die beiden hätten etwas gemauschelt und ein Autoteil erwähnt. Dann sagt Götzl, ihn interessiere diese Situation, was Re. dazu in Erinnerung habe, wer was gesagt habe. Re. antwortet, er kriege das nicht mehr ganz genau zusammen, sonst würde er das sagen. Irgendetwas hätten die gemauschelt und seiner Erinnerung nach könne es da um ein Autoteil, einen Wegfahrsperrenüberbrücker oder sowas gegangen sein. Er habe das nur am Rand mitbekommen, er könne es nicht mehr genau sagen, kriege den Zusammenhang nicht mehr hin. Götzl fragt, aufgrund welcher Umstände Re. sage, dass es sein könne. Sie hätten mal ein Gelddepot überfallen wollen, so Re. Sie seien dort hin, auf der Hinfahrt habe der Ke. einen Russen mitgebracht, Igor oder sowas, der habe einen Astra gefahren. Ke. habe gesagt, der wisse nicht, um was es geht, fahre ihn nur hoch und sei dann wieder weg. Sie hätten ihren Tatplan dann aufgegeben, weil sie der Meinung gewesen seien, dass sie observiert werden. Der Russe habe mitgekriegt, dass sie eine Tasche voller Waffen und Munition haben und gefragt, ob er was haben kann. Sz. habe ihm dann eine Packung Munition gegeben und habe gesagt, sie hätten genug, er solle es einstecken. Weil der Ke. mit dem Russen etwas zu tun hatte, vermute er, so Re. dass es für den irgendwas sein sollte. Dazu habe Ke. nie etwas gesagt. Zu Überfällen habe sich Ke. bekannt, aber da nicht. Götzl hakt nach und Re. sagt, er vermute einfach, weil er den Russen kennengelernt habe und weil der Ke. da auch schon eine Straftat begangen habe, einen Überfall oder so, da seien auch irgendwelche Russen aus Thüringen beteiligt gewesen: “Da schließt sich für mich der Kreis.” Aber  er wisse es nicht genau.

Götzl fragt, was Re. über die Angaben Ke.s wisse. Re. sagt, Ke. habe erzählt, er habe in Gotha gesessen wegen Überfällen und er habe über die Russen erzählt. Ke. habe den Ermittlern auch nicht gesagt, wer der Russe war, kurioserweise, wo er sich sonst so freimütig geäußert habe. Götzl sagt, Re. wolle ihm offenbar etwas nahe bringen, das solle er tun. Seine Vermutung sei, so Re., dass Ke. mit dem Russen ein zweites Standbein hatte da unten. Sz. habe nicht mehr mit Ke. zusammen arbeiten wollen, aber er, Re., habe gesagt, dass der dabei bleibt, weil er Angst gehabt habe, dass sich Ke., wenn er sich von ihnen trennt, dem Russen anschließt, in Haft genommen wird und plaudert. Deswegen habe er Ke. bei sich haben wollen, damit er eine gewisse Kontrolle habe über den. Aber einmal habe Ke. ja, wie gesagt, den Typen dabei gehabt, den habe er, Re., selber gesehen. Und er vermute, wie gesagt, dass das Zeug, was Ke. gebraucht habe, wahrscheinlich für die Leute da unten gewesen sei. Götzl fragt, was mit “Zeug” gemeint sei und Re. sagt, das sei irgendwas fürs Auto gewesen, wie er sich erinnern könne, ein Wegfahrsperrenüberbrücker, die Dinger nenne man so, die an den Diagnosestecker ran kommen. Götzl hakt nach und Re. wiederholt, es sei etwas fürs Auto gewesen, ein Wegfahrsperrenüberbrücker oder irgendeine Software zum Autoknacken. Sz. habe so ein Zeug gehabt, das habe Sz. aus Polen besorgt, so genannte “Polenschlüssel”. Und Ke. und Sz. hätten sich unterhalten, aber er, Re., kriege das beim besten Willen nicht mehr hin: “Irgendwas war da, ganz klar.”

Götzl fragt, ob Re. die Angaben von Ke. zu diesem Beweisthema kenne, zu dem Re. geladen ist. Re.: “Nein, gar nicht.” Sein letzter Kontakt zu Ke. sei bei der Verhandlung im August 2006 gewesen, Ke. sei in Thüringen in Haft, vielleicht auch schon entlassen. Der letzte Kontakt zu Sz. müsse 2005, im Mai ungefähr, gewesen sein. Auf Frage sagt Re., sie hätten diese Gegenstände gehabt, um Fluchtwagen zu klauen. Götzl fragt, welche Fahrzeuge sie verwendet hätten. Re. sagt, das sei alles mögliche gewesen, mal ein Passat: “Herr Vorsitzender, das waren über 50 Banken, da kann ich doch die Autos nicht mehr sagen. Re. nennt Passat, Audi, sie hätten auch mal einen Krankenwagen verwendet, viel VW. Götzl fragt, ob Sz. für jeden dieser Autotypen den passenden Wegfahrsperrenüberbrücker gehabt habe. Re. sagt, sie hätten so genannte “Polenbrecher” [phon.] gehabt, das seien die Dinger. Auf Frage sagt Re., Ke. und Sz. seien heute beide für ihn Schwachköpfe, vorher der eine, jetzt auch der andere, er kümmere sich um sich selber. Ke. versuche sich jetzt als Autor und Sz. versuche krampfhaft hier nach Deutschland zu kommen, melde sich überall, beschuldige irgendwelche Leute, wahrscheinlich wolle Sz. Punkte sammeln.

Re. verneint, dass sie mal eine Revolver gehabt hätten. Götzl fragt, wo sie die Waffen aufbewahrt hätten, Re. sagt, er sei am 25.8.2005 inhaftiert worden, er habe gewusst, dass sie zwei, oder vielleicht drei Depots angelegt hatten. Bis zu dem Zeitpunkt hätten die dort gelegen. Sz. sei im Januar 2007 verhaftet worden. Er vermute, dass Sz. die Depots aufgelöst hat, als sie verhaftet wurden. Dafür gebe es Anhaltspunkte, so Re. auf Frage, er habe eine Ausantwortung gehabt und habe gezeigt, wo das war, da sei aber nichts mehr gewesen. Von daher habe er die Vermutung, dass es aufgelöst und woanders deponiert wurde. Das sei im vorigen Jahr irgendwann gewesen und es sei ihm “im Nachhinein zum Verhängnis geworden”. Er habe eine Ausführung zur Beerdigung seiner Mutter haben sollen, aber die Anstaltsleitung habe gesagt, da sei was mit dem BKA gewesen, das gehe nicht, trotz vier Beamten und Fußfesseln: “Da muss dann keiner mehr kommen und mich was fragen.” Die Frage, ob  mehrere Depots aufgesucht wurden, verneint Re., das sei das Hauptdepot gewesen. Zu einem Revolver sei er schon mal gefragt worden, aber das sage ihm gar nichts.

Götzl sagt, ihm liege ein Protokoll bzw. die Übersetzung eines Protokolls von Sz. vor, demzufolge habe Ke. gesagt, dass er jemanden kenne, der einen Revolver habe und verkaufen wolle gegen einen Wegfahrentsperrer für einen VW Transporter. Er, Sz., habe Ke. diese Systeme sowie 4 oder 5 Werkzeuge zum Aufbrechen von Autos gegeben. Nach einer Woche habe sich Ke. bei Sz. und Re. beschwert, das System funktioniere nicht. Re. antwortet, er sage ja, da sei irgendetwas gewesen, aber er kriege den Zusammenhang nicht mehr hin. Götzl macht einen weiteren Vorhalt, demzufolge sich Ke. nach etwa einer Woche mit ihm, Sz., und Re. in Verbindung gesetzt habe, er habe schon den Revolver, aber der Mann, von dem er den Revolver habe, habe sich beschwert, das Gerät funktioniere nicht. Ke. und Sz. hätten was gemauschelt, er habe damit nichts zu tun gehabt, so Re. Er habe sich um die Banken gekümmert und das sei es gewesen, und das habe Ke. auch gewusst. Götzl fragt, ob Re. mitbekommen habe, was in der Folge war. Das sei eine Geschichte mit offenem Ausgang für ihn gewesen, so Re.

Den Namen Ralf Wohlleben kenne er er aus den Medien, so Re. auf Frage. Das stehe ja nun fast in allen Zeitungen, NSU-Prozess, ansonsten wisse er nichts weiter. Er wisse, dass der Prozess hier läuft, Wohlleben spiele wohl eine Rolle spielen, sei angeklagt, soweit er wisse. Er verneint, dass ihm die Vorwürfe bekannt sind. Wenn man neun Jahre in Haft sei, kümmere  man sich nicht um alles, manche Dinge würden wichtiger, andere unwichtiger. Zum Verhältnis zwischen Sz. und Ke. sagt Re., zum Anfang sei es so gegangen, ein loyales Verhältnis, Ke. habe aber auch noch mehr Böcke geschossen. Dann habe sich das bei Sz. gedreht, er wolle gar nichts mehr mit Ke. machen. Er, Re., habe dann gesagt, es sei besser, wenn Ke. dabei bleibt. Denn wenn Ke. kein Geld mehr habe, werde der sich anderen anschließen und er habe vermutet, dass das die aus Thüringen wären. Die seien auch nicht die Hellsten gewesen. Er habe befürchtet, dass Ke. in Haft gehen und plaudern wird. Das habe Ke. dann ja auch gemacht, in ihrer Sache. Deswegen habe er Ke. so nah wie möglich bei sich haben wollen. So richtig akzeptiert habe Sz. das nie. Wie sich raus gestellt habe, habe Sz. auch auf eigene Faust ein paar Sachen gemacht.

Götzl fragt zur Rolle Ke.s im Prozess gegen Re. gespielt habe. Re. sagt, ohne Ke. hätte es keine Verurteilung gegeben. Das Versteck, was in Re.s polizeilicher Vernehmung angesprochen wurde, sei in Berlin-Spandau gewesen, so Re. Zschäpe kenne er aus den Medien, André E. gar nicht, so Re. Götzl sagt, eben habe Re. von dem Versteck als Hauptversteck gesprochen. Re. spricht von einem weiteren Versteck, das habe er aber schon 2006 dem LKA Potsdam gezeigt. Ob das alle Verstecke waren, da sei er sich nicht sicher. Darum habe sich Sz. gekümmert, der habe die Logistik gemacht. Das habe auch immer ganz gut funktioniert, der habe auch Leute gehabt. Götzl fragt, ob Re. die Namen Böhnhardt und Mundlos unabhängig von den Medien etwas sagen würden. Re. verneint das.

Götzl hält aus dem Protokoll von Sz. vor, dass der gesagt habe, der Revolver habe keine charakteristischen Merkmale gehabt, Re. habe gesagt, der solle nicht verwendet werden, denn er sei unbekannter Herkunft. Re. sagt, er habe so ein Ding nie gesehen. Er glaube, dass Sz. sich das ausgedacht habe, weil er zurück wolle, aber das nicht schaffe. Sz. melde sich nach über zehn Jahren beim BKA, beschuldige Leute, dass er mit denen eine Bank überfallen habe, was nicht stimmen. Sz. habe wohl von dem Prozess gehört, Ke. komme aus Jena und da bastele er sich was zusammen: “So kommt es mir vor.” Sz. könne ja herkommen und was sagen, aber das wolle der ja anscheinend nicht.

Die Frage von Wohllebens Verteidiger RA Klemke, ob es auch bei Sz. ohne die Aussage von Ke. nicht zu einer Verurteilung gekommen wäre, bejaht Re. Vor seiner Entlassung fragt Re., er sei ja jetzt insgesamt vier Wochen unterwegs gewesen, ob er da auch ein Formular für den Verdienstausfall bekomme. Götzl sagt, Re. könne sich seine Anweisung mitnehmen. Die Vernehmung endet um 10.48 Uhr.

Nach einer Pause bis 11.14 Uhr verliest RA Hösl, Verteidiger von Carsten S., eine Erklärung zur Aussage von Jürgen He. (112. Verhandlungstag). Hösl nennt Widersprüche in He.s Aussagen über Carsten S. So habe S. nie in Jena-Ost gewohnt, sondern in im Rede stehenden Zeitraum immer in Winzerla. Entgegen den Aussagen von He. habe dieser S. nur flüchtig gekannt und nicht schon zwei Jahre vor dem Untertauchen. Die Aussagen von André Kapke und die Erkenntnisse von VS und TLKA würden keinen Hinweis auf eine Einbindung von S. in den Vertrieb des Pogromly-Spiels geben. He. sei ein langjähriger Freund von Wohlleben und Böhnhardt, sei der rechten Szene immer noch verbunden. Er wolle Wohlleben entlasten, indem er S. in gleichberechtigter Rolle darzustellen versuche. Das treffe nicht zu, es lasse sich nicht mit bisherigen Erkenntnissen in Übereinstimmung bringen. Die Motivation scheine auch heute noch die Freundschaft zu Wohlleben und Böhnhardt zu sein. Das gestehe He. ein, wenn er sage, es sei schon anders, hier auszusagen, wo Wohlleben da ist.
Götzl teilt mir, dass Kopien der Vernehmung von Charlotte E. vorliegen würden, die lasse man den Verfahrensbeteiligten in Kopie zukommen. Der Verhandlungstag endet um 11.28 Uhr.

Das Blog “NSU-Nebenklage” schreibt: “Der heutige Zeuge nahm zwar an, sein ehemaliger Mittäter ‘sucht irgendeinen Weg, nach Deutschland zu kommen’. Aber er bestätigte auch viele Punkte aus dessen Aussage (…).”


Protokoll 116. Verhandlungstag - 28. Mai 2014

Am heutigen Verhandlungstag sage zunächst eine Bankangestellte aus, wie sie den Überfall am 4.11.2011 in Eisenach erlebte. Anschließend ging es um SMS des Angeklagten André E. und seiner Frau Susann E. Auffällig ist, dass beide SMS und Anruflisten nach dem 4.11. gelöscht haben, was auch nur bruchstückhaft rekonstruiert werden konnte. Aus den vorhandenen Daten gehen verschiedene Kontake zu Anschlüssen hervor, die das Trio nutze.

Zeug_innen:

	Antje Ta. (Banküberfall am 4.11.2011 in Eisenach)
	Udo Ja. (KHK, Auswertungen von Handydaten André und Susann E.)
	Jörg He. (KHK, LKA Hamburg, ehem. BAO Trio, Auswertung Handydaten André E.)
	Guido Sch. (KHK, BKA, Auswertung Handydaten André E.)
	René Ho. (sachverständiger Zeuge, techn. Angestellter beim BKA, Untersuchung Handy André E.)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.47 Uhr. Erste Zeugin ist Antje Ta. Sie berichtet, sie habe mit dem Rücken zum Schalterraum gestanden und etwas aus dem Schrank holen wollen. Als sie sich umgedreht habe, seien zwei Personen da gewesen. Im ersten Moment habe sie gedacht, ob denn Fasching sei, dann habe sie realisiert, dass das kein Witz ist. Einer sei zu ihr hinter den Schalter gekommen und habe gesagt, sie solle keine “Sperenzchen” machen. Dann habe er gesagt, dass das zu wenig Geld ist, dann seien sie in die Notkasse gegangen, wo sich ihre Kollegin eingeschlossen habe. Ihr Chef habe gesagt, sie solle die Tür aufmachen. Da seien so 5- bis 10.000 Euro gewesen. Ein bisschen was sei runter gefallen, das hätten sie aufgehoben. Der Bankräuber habe gesagt, dass das zu wenig sei und der Chef habe gesagt, dass es nicht mehr gibt. Da habe der Täter gesagt: “Das ist eine Lüge.” Er habe mit der Waffe dem Kollegen auf den Kopf geschlagen. Sie habe gesagt, dass jetzt Schluss ist, sie seien in den Tresorraum gegangen, hätten ihm die Schränke gezeigt, dass da nicht noch mehr ist, und hätten ihm alles mitgegeben. Er habe gesagt, da muss doch noch was sein, aber sie hätten nicht mehr gehabt. Er habe gesagt, dass sie nicht die Polizei rufen solle und sei dann weggegangen. Sie hätten erst mal gewartet, dann den Alarmknopf gedrückt und nach ein paar Minuten seien sie hochgegangen.

Sie sei einfach nur geschockt gewesen, habe das unfassbar gefunden und nicht glauben können, was da passiert ist. Auf Frage sagt sie, das sei ihr alles wie ewig vorgekommen, aber sie wisse, dass es nur knapp zehn Minuten war. Ihr erster Gedanke sei gewesen: “Die müssen wieder raus, das muss so schnell wie möglich zu Ende sein, alles geben, nichts zurückhalten.” Sie hätten ein paar Wochen vorher, als eine Überfallmeldung gekommen sei, gesagt, dass ihnen das nicht passieren könne, hier sei so eine belebte Gegend.

Auf Frage sagt Ta., sie habe psychologische Betreuung gehabt für eineinhalb Jahre. Das Leben habe sich schon verändert, das stecke man nicht einfach so weg. Ihre Kollegen seien ein halbes Jahr später gegangen. Es sei eine große Hilfe gewesen, dass sie das zusammen verarbeiten konnten. Sie habe ihre Arbeitszeit reduziert und werde sie weiter reduzieren. Sie sei jetzt wieder in einer Filiale, die Hauptbargeldzentrum sei, das koste manchmal schon Überwindung. Über die Folgen für die Kollegen sagt Ta., ihr damaliger Filialleiter habe seine eigene Art damit umzugehen, was ihr sehr geholfen habe, weil das auf sie abgefärbt habe. Der sehe das sehr cool und das helfe ihm wohl auch. Der Kollegin gehe auch jetzt nicht sehr gut, es sei traurig, das zu sehen.

Götzl möchte wissen, wieviel Geld übergeben wurde. Ta. sagt, es seien ungefähr 72.000 gewesen, ein bisschen weniger. Das Geld, das zu Boden gefallen sei, hätten sie aufgesammelt in den Beutel, der mitgebracht worden sei. Sie könne den nicht näher beschreiben, das sei alles so schnell gegangen und gelöscht worden. Sie seien ja auch geschult für einen Überfall,  aber sie habe sich das nicht einprägen können, sie habe die Leute nur loswerden wollen. Götzl fragt, wer den Schlüssel zum Tresorraum hatte. Ta. sagt, der habe in der Schublade am Tresen gelegen. Auf die Frage, was sie von dem zweiten Täter mitbekommen habe, sagt Ta., sie hätten im Nachhinein erfahren, dass zwei Geiseln genommen wurden, das habe sie gar nicht wahrgenommen. Der zweite sei jedenfalls oben gewesen. Sie wisse nicht, was der gemacht hat. Götzl fragt, wieviele Personen in der Bank gewesen. Als die rein gekommen seien, habe sich keiner im Schalterbereich aufgehalten, so Ta., zwei seien mit hereingenommen worden. Eine Kollegin, ihr Chef und sie selbst seien da gewesen. Eine weitere Kollegin sei noch oben gewesen, die habe aber die Tür verschlossen. Auf Frage sagt Ta., an Scheinen sei alles mitgenommen worden, an Münzgeld nichts.

Zur Beschreibung der Täter sagt sie, die seien maskiert gewesen, hätten ziemlich dunkle Sachen getragen, Jacke, Hose, Handschuhe. Die seien größer gewesen als sie, sei sei 163 cm. Sie habe nach dem Überfall die Möglichkeit bekommen, dieses Überwachungsvideo anzusehen. Ch. und We. (siehe 113. Verhandlungstag) hätten das gemacht, sie selbst nicht. Die Waffe sei silbern gewesen, sei sei sofort der Überzeugung gewesen, dass das echt war, könne aber nicht sagen, was für ein Typ. Sie verneint, etwas zur Größe der Waffe sagen zu können. Sie könne nur etwas zu dem sagen, der sie bedroht habe, so Ta. Götzl fragt zur Sprache der Täter und Ta. sagt, ein Dialekt sei ihr nicht aufgefallen. Götzl fragt, ob beide gesprochen haben. Ta. antwortet, sie habe sich sehr konzentriert auf den Mann, der auf sie zugekommen sei. Es sei ein Durcheinander gewesen, viele hätten gerufen, sie könne es nicht sagen.

Götzl hält aus Ta.s Vernehmung vor, sie habe im Schalterraum zwei männliche Personen gesehen, wovon eine gesagt habe: “Halt die anderen in Schach”. Die Frage, ob sie eine Erinnerung habe, verneint Ta. Götzl macht den Vorhalt, dass Ta. in der Vernehmung die zwei Täter unterschieden habe als Täter mit und Täter ohne Waffe. Der Täter mit der Waffe habe zu dem einen Kunden oder Kundin gesagt, dass dieser sich hinknien oder hinlegen solle. Ta. sagt, sie könne auch als sie in den Tresorraum gegangen seien, nicht mehr sagen, ob noch jemand da war. Götzl verliest, der andere Kunde sei laut Ta. irgendwo im Raum vor dem Bedienschalter gewesen, wo genau, wisse sie nicht, der Täter ohne Waffe sei im Kundenbereich geblieben, ob dieser eine Waffe in der Hand hatte, könne sie nicht sagen. Götzl fragt, wie der unmittelbar mit Ta. befasste Täter die Waffe gehalten hat und in welcher Hand. Ta. zeigt offenbar etwas und sagt dann: “Ich habe die genau hier gehabt.” Sie bejaht, dass er sie mit der Waffe berührt habe. Götzl verliest: Ta. habe dann Stimmen aus dem Raum des Filialleiters gehört, worauf der Täter gesagt habe, sie solle mitkommen. Sie sei dann ins Büro gegangen, der Täter sei hinterher gekommen, er habe sie nicht berührt, er habe die Waffe die ganze Zeit in der Hand gehalten. Ta. sagt, nicht während des Weges, sondern in der Notkasse, die sei klein, wenn da vier Leute drin stehen.

Götzl sagt, dann gehe es im Protokoll um das Geld der Notkasse, es sei nicht mit einer Banderole versehenes Geld gewesen, sie habe das Geldbündel übergeben und dabei einen ganzen Haufen 5-Euro-Scheine verloren. Daraufhin habe der Täter Frau We. aufgefordert das Geld aufzuheben und Ta. habe We. dabei unterstützt. Götzl fragt, wo der Schlag We. getroffen habe. Ta. sagt, das sei oberhalb vom Ohr auf die Brille gewesen. Ihr Chef sei sofort zu Boden gegangen, das habe angefangen zu bluten und da habe sei gesagt: “Schluss, jetzt reichts.” Auf die Frage, ob der Filialleiter noch ansprechbar war, sagt Ta., sie seien sofort weggegangen und die Tür sei dann zugefallen. Als sie wieder oben gewesen seien, sei er schon wieder herausgekommen aus der Notkasse.

Götzl hält vor, dass Ta. viel Angst bekommen und zu dem Täter mit der Waffe gesagt habe, dass sie ihm den Tresor jetzt zeige, bei dem Beutel handele es sich um einen Plastikbeutel. Ta. sagt, sie wisse nur, dass der mitgebracht, vorher zerknüllt war. Götzl fragt, ob  der Täter den schon in der Hand hielt. Als er rein gekommen ist, nicht, so Ta. Götzl hält vor, der Täter habe das Brett mit den Sondermünzen zurück gegeben, er habe das Registriergeld reinfallen lassen und zum Rollengeld gesagt, dass er das nicht benötigt. Ta. bejaht, dass der Täter Handschuhe getragen habe.

Dann hält Götzl die Beschreibungen der Täter vor. Der Täter mit Waffe sei 175-180 cm groß gewesen, schlank, 25-30 Jahre, die Waffe habe einem Revolver geähnelt, einen braunen Griff gehabt und sei silberfarben gewesen, Ta.s Meinung nach sei der Revolver nicht echt gewesen. Ta. sagt darauf, sie könne sich nicht mehr erinnern, da seien so viele Fragen hintereinander: “Ist das so oder nicht so?” Sie habe tagelang nur da gesessen und gesagt: “Ich kann nicht glauben dass das überhaupt passiert ist.” Das sei auch so schnell vorbei gewesen. Sie habe nur noch gedacht, die müssen hier raus, und habe sich nicht die Mühe gemacht, sich viel zu merken. Götzl: “Wir gehen das einfach durch.” Er hält die Angaben vor, der Revolver sei 20 cm lang gewesen, es sei ein langer Lauf gewesen. Zum Vorhalt, die Person habe eine blaue Jacke getragen, ähnlich einer Joggingjacke oder Kapuzenpulli, sagt Ta.: “Dunkel halt.” Götzl verliest, die Maske sei ähnlich einem Skelettgesicht gewesen, habe Sehschlitze gehabt, es sei ein Gruselgesicht gewesen, das Gesicht sei aufgedruckt gewesen. Unten heiße es noch, so Götzl weiter, beim ersten Täter habe es sich um eine schwarze Maske gehandelt, welche bedruckt war. Weiter habe der Täter eine schwarze Jogginghose und Handschuhe getragen, dabei könnte es sich um Laufhandschuhe handeln, sie seien nicht aus Wolle gewesen. Der zweite Täter sei  170-175 cm groß gewesen, zum Alter könne sie keine Angaben machen, sie habe eine schwarze Maske getragen, aber ohne bedrucktes Gesicht. Götzl fragt, ob Ta. noch Angaben machen könne, was Ta. verneint.

Zschäpes Verteidiger RA Heer sagt, Ta. habe eine Schulung erwähnt, die sie durchlaufen habe. Das sei zweimal im Jahr, so Ta., da gehe es um Feuerverhütung und Überfallschutz, dass man sich als Geisel verschiedene Sachen einprägen soll. Man solle beispielsweise gucken, wenn derjenige reinkommt, ein Räuber schlendere ja nicht rein. Es sei gut, dass einem eingebläut werde: das Geld geben, das Leben schützen. Aber sie habe sich nicht viel gemerkt. Heer fragt, ob es konkrete Anweisungen gibt. Die Anweisungen seien, so Ta., Folge zu leisten: “Leben vor Geld”.

Nach der Vernehmung sagt RAin Sturm, sie habe Kenntnis erlangt, dass sich im Zuschauerraum ein Beamter des BKA aufhält, vielleicht könne Götzl abklären, warum. Götzl fragt, von wem Sturm das erfahren hat. Das könne sie nicht sagen, so Sturm, und sie könne auch nicht sagen, welche Person das ist. Götzl sagt, Sturm stelle ein Vermutung an. Sturm erwidert, sie habe die Information erhalten, das sei keine wilde Behauptung. Götzl sagt, dann mache man eine Pause. Danach sagt er, es seien die Fahrer der Zeugen anwesend, nicht Zeugen.

Es folgt der Zeuge Udo Ja. von der Kripo Erding. Götzl sagt, es gehe um die Auswertung von Asservaten, ein Handy Nokia und ein Smartphone Sony Ericsson mit SIM-Kartenspeicher und Speicherkarte. Beginnen solle Ja. mit dem Handy Nokia. Das sei ein Handy von Susann E., so Ja., die Daten seien ihnen auf Datenträgern zur Auswertung gegeben worden. Das Handy sei eindeutig von Susann genutzt worden, da seien Nummern der Eltern, vom Kosmetikstudio und Frauenarzt drin gewesen. Es seien nicht allzu viele Daten darauf gewesen, einige Bilder familiärer Herkunft, wo die Kinder und der Ehemann fotografiert wurden. Ein Bild sei mit Hitler-Weinflaschen gewesen, dahinter ein stilisierter Kopf. Der habe sich als Tätowierung auf dem Oberarm von Frau E. gefunden Zu den SMS sei aufgefallen, dass vom 4.11. bis 8.11. bis auf eine SMS nichts vorhanden gewesen sei. Ansonsten sei täglicher SMS-Verkehr da gewesen. Und bei einer Nachlieferung von Daten, das habe drei Fragmente von SMS betroffen, sei festgestellt worden, dass Namen, die in Verbindung mit Zschäpe und Böhnhardt zu bringen seien, vorhanden waren: “Ich fahr jetzt mit Lisl und Gerri” [phon.]. Und in der Kontaktliste des Handys sei eine Lisa gewesen. Und es habe eine SMS mit “Lis” [phon.] gegeben, ob da das L oder A fehlt, wüssten sie nicht. Sie hätten aufgrund der Auswertung nicht sagen können, von wem und wann diese SMS geschickt wurde. Die noch vorhandenen SMS seien privater Natur gewesen, unter einem Ehepaar ganz normal, so Ja.

Götzl sagt, es gehe ihm um die einzige SMS zwischen 4. und 8.11. Das sei die vom 4.11. gewesen, so Ja. Er bestätigt, dass das Handy am 24.11. “bei der Susann in der Wohnung” in der Adam-Ries-Straße in Zwickau sichergestellt worden sein müsse und auch den Vorhalt “Nokia 670S einschließlich SIM-Karte und Mikro-SD-Speicherkarte” und eine 0173-Nummer. Auf Frage sagt Ja., der Ehemann sei da der Vertragsinhaber. Zu den “Hitler-Weinen” befragt, sagt Ja., ermittelt hätten sie dazu nicht, aber er arbeite im Staatsschutzbereich in Erding und ihm sei bekannt, dass man diese Flaschen in Österreich und Italien frei auf dem Markt erwerben kann. Götzl hält vor, dass die Kurzmitteilungen datiert seien vom 20.12.10 bis 24.11.11. Auffällig sei, dass vom 4.11. bis 8.11 keine SMS vorhanden sei, ab dem 9.11 wieder täglich vermehrter SMS-Austausch. Ja.: “Richtig, bis zum Sicherstellungsdatum 24.11.” Götzl hält eines der angesprochenen Fragmente vor: “Du wirst es kaum glauben, die Lis” [phon.]. Da fehle der letzte Buchstabe, so Ja. Dann hält Götzl vor: “Fahr grad Lisl und Gerri wohin, kann während der Fahrt n schr” [phon]. Ja. dazu: “Nicht schreiben.”

Dann geht es um die Kontaktliste. Das seien, so Ja., die Daten, die ihnen geliefert worden seien, mit Telefonnummern, mit Bruchstücken, Spitznamen. Sie hätten festgestellt, wer als Anschlussinhaber dahinter sitzt und versucht, über Einwohnermeldeamt und dergleichen die Nutzer herauszubekommen. In einem Handy könne man auf der SIM-Karte oder einer separaten Speicherkarte speichern, das sei notiert worden. Auch seien viele Kontakte dabei gewesen, die auch im Handy von André E. festgestellt wurden, das sei ebenfalls markiert worden. Götzl sagt bei Nummer 49 stehe “Schwiegereltern” und Anschlussinhaber “Manfred E.” in Johanngeorgenstadt und dann komme die Rubrik “Erkenntnisse”. Wenn es herausragende Sachen gewesen seien, sei das vermerkt worden, Schwiegereltern oder sowas sei nicht vermerkt worden. Es habe eine Excelliste gegeben, wo sie hätten nachschauen können, ob Personen bereits zentral erfasst worden sind oder eine Relevanz aus einem anderen Asservat vorliegt.

Götzl sagt, hier stehe z.B. “Schwiegereltern von Susann”. Dann nennt er eine 0152-Nummer, gespeichert unter “Mausi Geschäftshandy” und Anschlussinhaber sei André E. Das sei das Handy vom Ehemann, so Ja., die Titulierung sei meistens “Mausi” gewesen. Götzl hält Kontaktdaten der Eltern von Susann E. vor, dann eine 0173-Nummer “André Maus”, die auf André E. gemeldet sei, dann “Eigene Handynummer”, die ebenfalls auf André E. registriert sei. Ja. sagt zu dieser Nummer, André E. sei der Vertragsinhaber gewesen. Götzl hält vor, in der Liste stehe, das Handy werde von “BS Susann E.” genutzt. Ja. sagt, Susann sei für sie Beschuldigte gewesen. Götzl hält eine 0174-Nummer vor mit dem Eintrag “Ina Hexe” und dem Inhaber Robin D. in Eisenhüttenstadt. Das sage ihm jetzt nichts, so Ja. Eine weitere Nummer sei wieder der Vater von Susann E., so Ja. auf Vorhalt. Eine weitere vorgehaltene Handynummer sei der Ehemann André E., bestätigt Ja.

Götzl sagt, dann solle Ja. zum Smartphone Sony Ericsson mit SIM- und Speicherkarte berichten. Das sei ebenfalls am 24.11. sichergestellt, so Ja., es sei zu diesem Zeitpunkt bei André E. gewesen, der sich bei seinem Zwillingsbruder Maik aufgehalten habe. Sie hatten nicht das Handy selbst, sondern die Daten in elektronischer Form gehabt. Dieses Handy sei wesentlich intensiver genutzt worden. Es seien von ungefähr 240 Leuten Kontakte da gewesen, das sei fast identisch. Aber es seien über 2.000 Bilddateien, Videos, Dokumente darauf gewesen. Als Kontakte hätten sie unterschieden zwischen Personen, die mit Straftaten im politischen Bereich zu tun hatten, da seien acht Personen festgestellt worden. Ansonsten seien 17 Personen in dieser Kontaktliste gewesen, die mit sonstigen Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten waren. Da nicht bekannt gewesen sei, ob das eine Relevanz hat, seien etliche Verbindungen zu Geldinstituten notiert worden und auch berufliche Kontakte.

Dann nennt Ja. den Namen Jens Fröhlich. In der Frühlingsstraße sei ein Pass auf “Michael Fröhlich” aufgefunden worden. In diesem Zusammenhang sei ein Erik Fr. überprüft worden, der finde sich in der Kontaktliste und auch ein Jens Fröhlich sei im Handy gespeichert gewesen. Über den Pass sei, soweit er wisse, nicht bekannt, woher der war. Und das sei der Anhaltspunkt gewesen, dass das über den Jens gelaufen sein könnte. Anschlussinhaberin der Nummer sei eine “Tanja Mauer” [phon.], diese Person sei einwohneramtlich in ganz Mainz nicht gemeldet. Daher habe es sich um eine gefakte Personalie handeln können. Über Internetrecherche sei Jens Fröhlich als Sänger der rechtsgerichteten Band “Eugenik” bekannt geworden. In der Band sei auch Robert Wunderlich Mitglied, der finde sich auch in der Kontaktliste. Wunderlich und Fröhlich seien beide aus Gera. Bei der Vernehmung von Jens Fröhlich habe dieser bestätigt, dass er diese Nummer, die bei André E. abgespeichert war, seit eineinhalb Jahren nutzt. Woher diese Karte stammte, habe Fröhlich nach seinem, Ja.s, damaligen Erkenntnisstand nicht angegeben.

Dann würden sich auf dem Handy einige interessante Bilder finden, die von einem Interesse an rechtsgerichteten Themen zeugten, u.a. habe E. ein Brezel in Hakenkreuzform fotografiert. Diese Aufnahme sei wohl in Frankreich entstanden sein, vermutlich bei einem beruflichen Aufenthalt. Weiter seien Bilder zu sehen, wo eine männliche Person mit Sturmhaube drauf sei, bei einem mit Sprechblase “Oi”. Dann habe man eine weitere Person ermitteln können. Es sei um diese Rechnung gegangen über 2.000 Euro für einen Tag Gartenarbeit, es sei unklar gewesen, wie so eine hohe Rechnung zustanden kommt. Das sei im “Gartenverein Heimattreu” gewesen. Es habe sich herausgestellt, dass die Susann über diesen Gartenverein eine Parzelle angemietet hatte. Ansonsten seien einige Videodateien drauf, unter anderem Hitlerreden in schnellen Schnittfolgen und “HJ-Jugend” mit Musik unterlegt: “Born to be alive”. Dann seien Live-Videoaufnahmen zu sehen von der Metalband “Ravenpath”. Diese beiden Videos, die seien damals auch im Internet eingestellt gewesen, auf Facebook oder YouTube. Und im Zusammenspiel mit der Vernehmung der Bandmitglieder F. und W. sei bekannt gewesen, dass André E. an der Produktion dieser Videos irgendwie beteiligt war. Nach Auskunft der Forensik seien keinen hochwertigen Bearbeitungsmodule verwendet worden, aber man müsse sich zumindest ein bisschen auskennen mit Videobearbeitung.

Bei dem Handy sei auch auffällig, dass der SMS-Verkehr um den 4.11. mehr oder weniger nicht vorhanden gewesen sei, da sei eine SMS vom 6.11. und danach sei eine Pause bis zum 15.11., wo es wieder mit SMS losgegangen sei. Anruflisten seien zu dem Datum 4.11. auch nicht vorhanden. Götzl hält vor, Verbindungen würden laut Anrufliste erst ab dem 8.11. bis zum 24.11. datieren, bis zu diesem Datum seien keine Gesprächskontakte vorhanden. Ja.: “Richtig.” Götzl nennt vom 6.11. bis zum 24.11.11 267 SMS, auffällig sei, dass am 6.11. nur eine SMS zu finden gewesen sei, dann sei ein Lücke bis zum 15.11., ansonsten fänden sich täglich mehrfach SMS. Und diese spezielle SMS, so Ja., sei privater Natur gewesen. Götzl hält vor, dass bei Sichtung des Gerätespeichers 250 Zugriffe vom 8.11. bis zum 24.11 gefunden worden seien. Ja. bestätigt das, das seien vorwiegend Zugriffe auf Zeitungen und Fernsehen, wo sehr viel, eigentlich nur Berichterstattung von der “Zwickauer Zelle” gewesen sei. Und es sei auf die Zeitung Junge Freiheit zugegriffen worden, die bekannt sei als rechtsgerichtet.

Dann geht Götzl zu Videodateien über und fragt, ob Ja. Thorsten Heise etwas sage. Ja. sagt, das ein Fernsehbericht von “Spiegel-TV” über die “Zwickauer Terrorzelle”, der sei mit dem Smartphone direkt vom Fernsehen aufgenommen. Der sei, glaube er, am 20.11. ausgestrahlt worden. Zu den Audiodateien hält Götzl vor, es finde sich eine geringe Anzahl von kommerziellen Popbands, die Mehrzahl sei rechtsgerichteten Bands, ob eine Indizierung vorliegt sei nicht überprüft worden. Götzl nennt u.a. “Leichenzug”, “Moshpit”, “Eugenik”, “Asynja”. Ja. nennt “Die braunen Stadtmusikanten”, ansonsten seien viele Metalbands gespeichert.

Zu Dokumenten befragt sagt Ja., E. habe den kompletten VS-Bericht Sachsen-Anhalt von 2008 im PDF-Format abgespeichert, das habe frei im Internet vorgelegen. Und dann habe er eine Power-Point-Präsentation gehabt, da sei um dänische Rockergruppen gegangen, die stamme vom Oktober 2010. Götzl sagt, auch hier gebe es eine Liste. Ja. sagt, das sei nach dem selben Prinzip aufgebaut wie beim vorherigen Handy. Götzl nennt eine 0152-Nummer unter “Geschäftshandy”, registriert auf André E. Ja. bestätigt das, sagt aber, es sei nicht bekannt gewesen, was mit Geschäftshandy genau gemeint war. E. habe ja verschiedene Berufe ausgeführt. Der Eintrag “Jürgen Schwiegervater” sei auch ein Rückschluss, dass André das Handy genutzt hat, denn Susann habe Jürgen H. als “Papa” eingetragen. Dann finde sich “Mein Mausi”, registriert auf André E. Das werde dann das Handy “von der Susann” gewesen sein, so Ja. Zum Eintrag “Mutti” sagt Ja., das sei dann wohl die Mutter von André E. “Zuhause” müsse die Festnetznummer gewesen sein. Götzl sagt, dann heiße es hier “Anwalt Hedrich”. Im Besucherraum kommt kurz Gelächter auf [Hedrich ist E.s aktueller Verteidiger]. Dann nennt Götzl “Meine D2-Nummer”. Vielleicht habe E. früher noch eine zweite Nummer gehabt, so Ja. das könne er als Auswerter nicht beurteilen.

In Ja.s Bericht sei es auch um rekonstruierte Anruflisten und rekonstruierte SMS gegangen, so Götzl, gelöschte Anruflisten vom 15.1011. bis 16.11.11 hätten wiederhergestellt werden könne. Das bestätigt Ja. Götzl sagt, es seien laut Bericht Rufnummern aus den bekannten Kontakten. Das bejaht Ja., und nennt zusätzlich einen Ralf Ho. [phon.]. Götzl verliest, es sei nur ein Telefonat mit Torsten S. verzeichnet, sonst nur Familienmitglieder. Ja. bestätigt das. S. sei Mitglied der Band “Ravenpath”. Zum Vorhalt, dass einige SMS rekonstruiert werden konnten, sagt Ja., diese SMS seien auch durch die TKÜ bekannt gewesen.

Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm sagt, Ja. habe eben gesagt, man müsse sich ein bisschen auskennen mit der Videobearbeitung, in Ja.s Bericht stehe, der Rückschluss, dass E. im Bereich Bildbearbeitung Erfahrung hat, habe sich nach Recherchen im Internet und der Vernehmung des Bandmitglieds Ronny W. ergeben. Sturm fragt, worauf die Einschätzung “mit Bildbearbeitung auskennen” basiere. Nach Aussage der Technik, so Ja., tue man sich schwer, das so zu schneiden, wenn man noch nie Videos geschnitten hat, man müsse gewisse Grundkenntnisse haben. Er selbst habe da keine Erfahrung.

NK-RA Scharmer fragt, welche Abteilung die Forensik gewesen sei. Ja. nennt die KI 26, die hätten die Daten geliefert. Ob die KI 26 sich auf Ressourcen der Bundespolizei bezogen hat, wisse er nicht, so Ja. auf Frage. Scharmer möchte wissen, ob es da zu Unregelmäßigkeiten gekommen sei. Wenn sich Scharmer auf die Veröffentlichung der Bild-Zeitung beziehe, die eine Mail einer Kollegin der Forensik veröffentlicht habe, dann wisse er davon, sagt Ja. Scharmer fragt, was Ja. davon wisse. Er wisse das aus der Bild-Zeitung, und dass Ermittlungen geführt worden seinen, sie hätten als Auswerter nichts damit zu tun. Scharmer hält aus der Vernehmung eines Direktors der Bundespolizei M. vor, das Handy Sony Ericsson sei am 7.11.2011 von einer BKA-Mitarbeiterin zur Dienststelle gebracht worden, um den Inhalt lesbar zu machen. Am Folgetag habe er, M., die Meldung erhalten, dass der Auftrag erfüllt, die Daten aber gelöscht und entgegen dem üblichen Vorgehen nicht archiviert worden wären. Da dies nicht dem üblichen Auftrag entsprochen habe, habe er, M., den Auftrag gegeben, die Festplatte des Mitarbeiters zu sichern. Eine Mitarbeiterin habe den Mitarbeiter dann im Büro angetroffen und auf dem Bildschirm den Löschvorgang laufen sehen. Das habe der Mitteilung widersprochen, dass es schon gelöscht sei. Das Sicherungsreferat habe die Festplatte an sich genommen und es sei gelungen, die wieder herzustellen. Scharmer fragt, ob Ja. davon Kenntnis erlangt habe, dass die Daten, die er bekommen hat, schon einmal gelöscht waren. Davon sei ihm nichts bekannt, so Ja. Scharmer fragt, ob Ja. wisse, ob er Rohdaten oder die bereits schon einmal gelöschten Daten bekommen hat. OStain Greger beanstandet, Ja. seien keine gelöschten Daten gegeben worden. Scharmer sagt, das wolle er ja wissen und wiederholt die Frage. Ja. sagt, das könne er nicht beurteilen, sei seien zu dem Zeitpunkt nicht zum BKA abgeordnet gewesen. Er verneint, die Verbindungsperson gewesen zu sein, es habe ein Geschäftszimmer gegeben, daher hätten sie sämtliche Daten bekommen. Er fragt Ja., ob dieser überprüft habe, ob Kontakte von E. im Handy V-Personen des BKA waren. Ja. verneint das, er habe auch nicht überprüft, ob E. V-Person des BKA war, das sei nicht ihre Aufgabe gewesen.

Nach der Mittagspause wird ab 12.45 Uhr der Zeuge He. gehört. He. sagt, er sei als Beamter des LKA Hamburg von Anfang Januar bis Ende März 2012 in der damaligen BAO Trio tätig gewesen im Bereich Personenermittlung zum Komplex E. He. berichtet, dass er beim Aktenstudium bei den Verbindungsdaten der sichergestellten Telefone festgestellt habe, dass vom Telefon André E. an das Telefon Susann E. am 4.11.2011 einen SMS versandt worden sei, die sei aber in den Protokollen, die bislang vorgelegen hätten, nicht vorhanden gewesen. Die SMS sei vermutlich gelöscht worden und in dem Zusammenhang habe er die Technik des BKA gefragt, ob es möglich ist, diese SMS wieder zu rekonstruieren. Die hätten gesagt, das sei grundsätzlich möglich, es bedürfe aber eines Antrags an die Kriminaltechnik. Er habe diesen KTU-Antrag dann formuliert, dass man alles versuchen solle, diese SMS wiederherzustellen, auch unter Inkaufnahme einer Beschädigung des Telefons. Ihm sei nämlich gesagt worden, dass das ein sehr aufwändiges Untersuchungsverfahren sei, bei dem unter Umständen das Telefon im Anschluss zerstört sei. Götzl hält vor, dass es sich um eine SMS vom 4.11.11, 15.30 Uhr vom Mobiltelefon André E. auf das Mobiltelefon von Susann E. handele, die gelöscht worden sei. Das bestätigt He. Auf Frage sagt He., mit der Auswertung habe er dann nichts zu tun gehabt. RA Scharmer fragt, ob He. wisse, ob das Sony Ericsson auch auf diese Art ausgewertet wurde, was He. verneint.

Dann folgt der Zeuge Sch., KHK beim BKA. Götzl sagt, es gehe um die Auswertung der Verbindungsdaten einer 0172-Nummer. Sch. sagt, das sei das von André E. genutzte Handy, am 15.11. habe der Ermittlungsrichter den Netzbetreiber Vodafone verpflichtet, die rückwirkenden Verkehrsdaten zu liefern und dann nochmal sämtliche Telefonanbieter, die zu einer Zielwahlsuche verpflichtet seien. Ohne Internet seien es über 8900 Verbindungssätze gewesen. Nach der Festnahme nur noch zwei Verbindungen, am 24.11. und 2.12. je eine SMS. Ansonsten habe es nur noch am 29.7. keine Telefonie oder SMS gegeben. Verbindungsdaten habe es gegeben eingehend vom Handy, das auf Beatrix Ja. (siehe 66. Verhandlungstag) aus der Polenzstraße in Zwickau ausgegeben und von Beate Zschäpe als telefonische Erreichbarkeit genutzt worden sei. Ferner habe es umfangreiche Verbindungen zur Ehefrau Susann gegeben, über 3400 Verbindungen im Zeitraum vom 21.4. bis 23.11., davon 2800 SMS.

Am 4.11. sei es nach 15.22 Uhr zu einem Telefonat gekommen, zehn oder 12 Sekunden lang, sowie um 15.29 Uhr zu einer SMS eingehend und um 15.30 Uhr zu einer ausgehenden SMS. In der Nacht des 5.11. um 2.57 Uhr und um 3.45 Uhr habe es eingehende Telefonverbindungen aus dem Ortsnetz Glauchau gegeben, 20 bzw. drei Sekunden lang. Diese Rufnummer sei nur unvollständig übermittelt, es sei aber festgestellt worden, dass es sich um den öffentlichen Fernsprecher der Deutschen Telekom AG am Bahnhof Glauchau handelte. Ferner habe es noch Kontakte zum Mobilanschluss Matthias Di. gegeben, das seien insgesamt 82 Verbindungen zwischen Mitte Mai und 21.11.2011 gewesen, meine er. Am 5.11. sei es da zu Kontakten gekommen, zunächst eine eingehende SMS, dann ausgehende SMS, wiederum eingehende SMS und wiederum ausgehend. Um 8.20 Uhr habe es eine eingehende Telefonverbindung gegeben. Ferner habe E. Kontakte zur Festnetznummer der Familie E. gehabt. Er habe, so Sch., dann noch Ausführungen zu zwei Zwickauer Nummern gemacht, die achtmal angerufen worden seien. Diese seien für den Freistaat Sachsen in Dresden ausgegeben worden, das sei die zentrale Erreichbarkeit des Finanzamtes Zwickau und eine Nebenstelle dort gewesen.

Die Verbindungen am 4.11. zwischen dem Mobiltelefon Beate Zschäpes und André E. sei bereits bekannt gewesen durch die Auswertung der Handydaten Zschäpe und größtenteils auch durch die Auswertung der Funkzelle in Zwickau. E. habe nur noch Kontakt zu seiner Ehefrau gehabt und ab 15.34 sei überhaupt keine SMS- und Telefonaktivität mehr feststellbar. Das sei an früheren Tagen nur in neun Fällen so gewesen. Die eingehende SMS von Susann E. sei weder auf seinem noch auf Susann E.s Telefon festgestellt worden. Die Kontakte zu Di. seien auch zu weiteren Erkenntnissen in Beziehung zu setzen. Der Zeuge Frank S. (siehe Aussagen von Mandy St., zuletzt 105. Verhandlungstag) habe angegeben, das Matthias Di. ihm erzählt habe, er sei nach dem Hausbrand mit E. zu seinem Rechtsanwalt, Herrn Baumgart in Potsdam gefahren. E. habe auch eine Visitenkarte dieses Anwalts vorgezeigt bei seiner ersten Vernehmung. Es sei auch aus den Funkzellen zu erkennen, dass sich der PKW bis nach Potsdam bewegt habe. Dieser Kontakt am 5.11. habe also in Zusammenhang mit diesem Anwaltsbesuch bestanden.

Dann folgt die Vernehmung des sachverständigen Zeugen Ho., technischer Angestellter beim BKA. Götzl sagt, es gehe um einen Untersuchungsbericht vom 29.10.2013 betreffend das Nokia-Handy. Es seien im Vorfeld Untersuchungen gemacht worden und es sei gefordert worden, eine physikalische Untersuchung zu machen wegen gelöschten SMS und anderem, so Ho. Sie hätten eine Kopie des Speichers gefertigt und festgestellt, dass darin ein unbekanntes Dateisystem war, sie hätten nicht gewusst, wie es funktioniert. Sie hätten sich entschlossen, eine Textextraktion zu machen in eine Textdatei. Die Ermittler hätten sich angeschaut, welche Textpassagen da relevant sein könnten und drei Stellen angegeben und sie hätten dann festgestellt, zu welchen Rufnummern sie gehören. Und es habe einen fernmündlichen Auftrag gegeben, ob bestimmte Rufnummern in dem Gerät zu finden seien.

Götzl möchte wissen, was sich ergeben hat. Es seien drei Kurzmitteilungen extrahiert worden, so Ho., die seien im Untersuchungsbericht vermerkt und das sei dann auch seine Arbeit gewesen. Götzl fragt, was Ho. zu den einzelnen Textfragmenten noch im Kopf habe. Rufnummern o.Ä. müsse er nachschauen, sagt Ho., sie hätten Zeitstempel und Rufnummern extrahiert und die Kurzmitteilung selber. In einem Fall auch einen Puffereintrag, wenn man sich die Vorschau einer SMS anschaue. Da gebe es dann keine Verbindungsdaten dazu, aber einen Zeitstempel. Götzl hält vor, dass Textfragmente von drei Textmitteilungen identifiziert worden, die einer genaueren Untersuchung unterzogen werden sollten: 1. “Ich fahr grad Lisl und Gerri wohin. Kann während der Fahrt ned. Knutsch.” [phon.] Ho. sagt, das sei das, was er extrahiert habe. Dann spricht Götzl von Rufnummern und Zeitstempeln, als Gesprächspartner sei notiert “André Maus”. Ho. sagt, es gebe zwei Zeitstempel, die in dem Gerät gespeichert werden, den von der Kurzmitteilungszentrale und den, wo die Kurzmitteilung tatsächlich im Speicher abgelegt wird, das differiere üblicherweise um ein paar Sekunden. Fragment 2, so hält Götzl vor, laute: “Du wirst es kaum glauben, die Lis”. [phon.] Götzl hält vor, hier handele es sich sich um einen Puffereintrag, zu dem keine Kurzmitteilung mehr angegeben werden kann. Götzl verliest Fragment 3: “Hä? Ach von Lisa” [phon.], Teilnehmername sei “Matti neue Nummer”.

Dann verliest Götzl, dass der Auftrag erteilt worden sei, ob sich sich zu der Rufnummer 0172 vom 4.11. ggf. Kurzmitteilungen im Gerät finden lassen, es hätten sich aber keine gefunden, es sei lediglich eine eingehende Kurzmitteilung an das Gerät gesendet, diese sei bereits im Rahmen der logischen Untersuchung ausgelesen worden. Ho. bestätigt das. Die logische Untersuchung sei einige Wochen vorher geschehen. Das sei ein Untersuchungsbericht von einer Kollegin. Götzl sagt, er müsse zunächst die Unterlagen holen und unterbricht die Sitzung bis 13.19 Uhr. Dann sagt er, es gehe um eine SMS sei von “Ina Hexe”. Ho. antwortet, mehr könne er auch nicht dazu sagen, das sei mit standardisierten Verfahren ausgelesen worden.

RA Scharmer sagt, die Wiederherstellung der Daten habe sich auf das Asservat Nokia bezogen, und fragt, ob Ho. auch das Telefon Sony zur Auswertung hatte, was Ho. bejaht. Eine Kollegin und er hätten das zusammen ausgewertet, bestätigt Ho. Auf Frage, ob sie da wieder etwas hätten herstellen können, sagt Ho., da müsste er in den Bericht schauen. Scharmer fragt, ob Ho. etwas extrahiert habe. Das bejaht Ho. Zur Erläuterung sagt er, das sei das Gerät, das ein wenig Wellen geschlagen habe, weil da von den Seiten der Bundespolizei unterstützt worden sei. Das sei in der Bild-Zeitung erschienen. Auf Frage, was er selbst wisse, sagt Ho. er könne jetzt nur aus der Glaskugel lesen, er müsste in die Akten schauen. Aber sie hätten wieder eine Extraktion gemacht und den Ermittlern zur Verfügung gestellt. Er bestätigt fürs KI 26, heute KI 22, zu arbeiten. Die Bundespolizei sei in Heimersheim gewesen. Scharmer: “Und da gibt es Daten, die gelöscht wurden und wiederhergestellt?” Ho. sagt, es seien zu keinem Zeitpunkt Daten gelöscht worden, das passe nicht zu ihrem Qualitätsmanagement. Die Gesetzeslage erfordere, so Ho. auf Nachfrage, dass sie informiert werden, wenn Daten gelöscht werden.

M., den Direktor der Bundespolizei, oder dessen Vernehmung kenne er nicht, so Ho. auf Frage. Scharmer hält Ho. die Aussage M.s vor. Das sei der Wortlaut, wie er auch im Flurfunk mitgeteilt worden sei, so Ho. Aber das sei die Vorgehensweise, wie sie vereinbart sei. Das Löschen der Daten nach Eingehen in das System des BKA sei zwischen Bundespolizei und BKA abgesprochen, das sei völlig korrekt, ein Rückhalten der Daten bei der Bundespolizei sei nicht zulässig. Scharmer sagt, das BKA solle um die sofortige Löschung der Daten gebeten haben. Ho. sagt, sie würden es normalerweise nicht zulassen, dass Daten bei Unternehmen oder anderen Behörden gespeichert und archiviert bleiben, das sei ja auch nicht zulässig. Er bestätigt, dass seine Kollegin  die Kontaktperson zur Bundespolizei gewesen sei.

RA Langer fragt, wie groß der Umfang des ausgelesenen Textes gewesen sei. Ungefähr 150 Seiten DIN A 4, so Ho., herausbekommen hätten sie erheblich mehr, aber den Bereich Betriebssystem hätten sie schon ausgeschnitten. Das sei als Datei geliefert worden. RA Narin fragt, ob Ho. bekannt geworden sei, ob auf einem der Mobiltelefone des von E. interne Dokumente des BKA aufgefunden wurden von einer Herbsttagung des BKA. Davon wisse er nichts, antwortet Ho. Götzl sagt zu Narin, der sei am Vormittag nicht da gewesen, es sei empfehlenswert, sich zu erkundigen, was gefragt wurde. Dann wird der Zeuge entlassen.

Götzl sagt, die Schweizer Behörden hätten mitgeteilt, dass die Rechtshilfevernehmungen [von Peter Anton Ge. und Hans-Ulrich Mü. zum Thema Lieferung der Ceska] am 24.6./ 25.6. durchgeführt werden sollen.

Danach beantragt NK-Vertreter RA Kuhn, Tibor Re. aus Jena als Zeugen zu vernehmen. Bei seiner polizeilichen Vernehmung habe Re. gesagt, er habe mit Mundlos das Asylbewerberheim Auf dem Forst ausspioniert, er wisse nicht mehr genau, wann das war, auf jeden Fall vor 1996, Mundlos habe fotografiert. Es sei darüber gesprochen worden, die Wachabläufe auszuspionieren, dazu sei es nicht gekommen, ob Böhnhardt dabei war, wisse er nicht mehr, Zschäpe sei nicht dabei gewesen, wer noch dabei war. könne er nicht sagen. Das Heim sei damals nur ausspioniert worden, es sei nicht gesagt worden, dass es zu einen Anschlag kommen solle. Die Beweiserhebung sei erheblich, weil sie zeigen werde, dass Mundlos bereits mehr als zwei Jahre vor dem Untertauchen rechtsterroristische Straftaten vorbereitet habe. Der Zeuge habe sich zwar nicht mehr erinnern, ob auch Böhnhardt an der Ausspähung beteiligt war, und habe ausgeschlossen, dass Zschäpe anwesend war. Es sei jedoch angesichts persönlichen und ideologischen Näheverhältnisses zwischen Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe anzunehmen, dass diese von dem Ausspähen wussten und in die Tatplanung involviert waren. Vor seiner polizeilichen Vernehmung habe Re. gegenüber der BAO Trio telefonisch ebenfalls angegeben, er habe zusammen mit Mundlos ein Asylbewerberheim in Jena auf der Ammerbacher Platte ausgespäht, und dabei eingeräumt, dass es hier darum gegangen sei, einen Anschlag auf dieses Heim zu begehen. Tod bzw. Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit des Wachpersonals seien durch Mundlos dabei als Kollateralschaden in Kauf genommen worden.
Re. sei von Ende 2000 bis Mai 2001 mehrfach als Hinweisgeber des TLfV tätig gewesen, geführt als Gewährsperson “Tristan”. Im März 2001 habe er dabei geäußert, er kenne die drei Flüchtigen alle persönlich, nach Szeneinformationen seien diese wohl in Chemnitz untergetaucht. Zuvor habe Re. dem MAD mitgeteilt, dass Kapke und Wohlleben bestimmt mehr über den Verbleib der Drei wüssten.

Der Verhandlungstag endet um 13.38 Uhr.

Auf NSU-Nebenklage heißt es zum Verhandlungstag:
“[Die SMS] ist ein starkes Indiz dafür, dass Zschäpe Eminger um Hilfe bei ihrer Flucht gebeten hat.  […] Die Beweisaufnahme zu den Tatvorwürfen gegen André Eminger beginnt damit erst nach einem Jahr Hauptverhandlung. Bereits die ersten Details zeigen allerdings, wie eng sein Kontakt, der ja schon direkt nach dem Untertauchen des Trios 1998 begonnen hatte, bis zur Festnahme Zschäpes war.”

Nebenklage-Anwalt Scharmer erklärt zu der Löschung von Daten:
“Es wäre zumindest auffällig, wenn das BKA eine sofortige Löschung der Daten in Auftrag gegeben hätte und ein Mitarbeiter der Bundespolizei dazu widersprüchliche Angaben macht. Dieser Vorgang muss dringend weiter aufgeklärt werden. Bisher ist nicht bekannt, ob dass BKA selbst V-Personen im Umfeld des Trios hatte, bzw. ob sogar André E. Informationen an das BKA weitergegeben hat. Um Spekulationen entgegen zu wirken, wären hierzu klare Angaben des BKA und entsprechnde Vervollständigung der Akten angezeigt.”


Protokoll 117. Verhandlungstag - 3. Juni 2014

Am heutigen Verhandlungstag begann die Beweisaufnahme zum Sprengstoffanschlag am 19.1.2001 auf einen Laden in der Kölner Probsteigasse. Vernommen wurden drei Polizeibeamte. Anhand von Lichtbildern wurde die Heftigkeit der Explosion deutlich. Bei der Explosion wurde eine Tochter der Familie, die den Laden betrieb, schwer verletzt. Deutlich wurde auch die Perfidie des Anschlags. Der Sprengsatz befand sich in einer Stollendose, die sich wiederum in einem Präsentkorb befand, der Wochen vorher von einem angeblichen Kunden im Laden “vergessen” worden war. Die Einvernahme der Beamten zeigte zudem, dass auch bei diesem Anschlag nicht konsequent in Richtung eines rassistischen Motivs ermittelt wurde.

Zeugen:

	Martin Mo. (KHK, Ermittlungen zum Bombenanschlag in der Kölner Probsteigasse)
	Edgar Mittler (KHK i.R., Ermittlungen zum Bombenanschlag in der Kölner Probsteigasse)
	Norbert Tr. (KHK, LKA NRW,  Ermittlungen zum Bombenanschlag in der Kölner Probsteigasse)




Die Sitzung beginnt um 9.49 Uhr. Für Wohllebens Verteidigerin Schneiders ist heute RA Nahrath anwesend. Außerdem sind die Nebenkläger_innen aus dem Tatkomplex Bombenanschlag in der Kölner Probsteigasse anwesend sowie die Sachverständigen Saß, Peschel und Mölle.

Erster Zeuge ist KHK Mo. von der Polizei Köln. Richter Götzl sagt, es gehe um den Bericht zu einem Einsatz am 19.1.2001 in der Probsteigasse. Mo. sagt, er habe ehrlich gesagt nicht mehr ganz so viel Erinnerung, habe aber den Bericht durchgelesen und da seien ein paar Erinnerungen wiedergekommen. Mo. berichtet, das sei unmittelbar zu Dienstbeginn gewesen, gegen 7.30 Uhr. Sie seien informiert worden, dass es in einem Lebensmittelgeschäft in der Probsteigasse eine Explosion gegeben habe und mindestens eine Person verletzt sei. Es seien Kollegen von ihm hingefahren, er selbst sei dann auch hinzu gekommen, aber erst etwas später. Es sei noch stockdunkel und ziemlich kalt gewesen, es sei ja Januar gewesen. Die Straße sei abgesperrt gewesen, es sei seines Wissen nur noch ein Rettungsfahrzeug da gewesen, die verletzte Person sei schon im Krankenhaus gewesen. Die Angehörigen seien am Anfang noch da gewesen und später dann auch zu der Tochter ins Krankenhaus gefahren worden. Es sei dann eine Tatortbegehung gemacht worden. Es habe sich um ein Ladenlokal im Erdgeschoss eines Mehrfamilienhauses, vorne hin zur Straße, gehandelt. Neben der Tür sei ein großes Schaufenster gewesen, das habe schon Schäden aufgewiesen, das Rollo sei nach draußen gedrückt gewesen. Hinter dem Ladenlokal schließe sich ein Vorraum an und dahinter so eine Art Aufenthaltsraum. Links davon sei noch ein Hinterhof mit Verglasung. Die Fenster seien vergittert. In dem Aufenthaltsraum seien auch die schwersten Schäden gewesen, Folgen der Explosion seien deutlich zu erkennen gewesen. In der hinteren Ecke habe ein Schreibtisch gestanden, ein Tisch mit Holzplatte und Stahlgestell. Die Schreibtischplatte sei kaputt gegangen. An der Wand seinen trichterförmige Spuren gewesen. Es habe ein kurzes Feuer gegeben, richtig gebrannt habe es nicht. Eine Metallkiste sei hinten zu sehen gewesen. Hinterher habe sich herausgestellt, dass es sich um eine Christstollendose mit roter Lackierung und weißen Sternen gehandelt habe. Außerdem seien Teile von einem zerplatzten Druckbehälter gefunden worden, den sie zu dem Zeitpunkt aber noch nicht hätten zuordnen können. Wegen des Verdachts, dass es sich um eine Sprengstoffexplosion handelt, hätten sie abgeklärt, dass das Haus nicht mit Gas versorgt ist, auch sonst habe es keinen Hinweis auf eine Raumexplosion gegeben. Sie hätten dann die Tatortgruppe des LKA Düsseldorf zur weiteren Tatortaufnahme angefordert. Die sei zeitnah erschienen. Dann sei der Tatort mit denen nochmal begangen worden. Der Tatort sei dann aus “Praktikabilitätsgründen” in Sektoren aufgeteilt worden, jeder Raum als abzusuchender Raum: “Dann haben die ihre Arbeit gemacht. Das war im Wesentlichen an dem Tag alles.”

Götzl nennt einen Bericht und Mo. fragt, ob das der Bericht eines Kollegen sei, worauf Götzl antwortet, der Bericht sei von Mo. unterschrieben. Mo. sagt, den Bericht habe er nicht gefunden und fragt, ob er ihn sich mal anschauen könne. Götzl beginnt jedoch mit Vorhalten. Er hält vor, dass die Tür zum Büro geöffnet gewesen sei und aufgrund des Spurenbildes auch zum Zeitpunkt der Explosion geöffnet gewesen sein müsse. Die Schaufensterscheibe zur Probsteigasse sei zerstört gewesen. Mo. sagt, die Scheiben im Aufenthaltsraum seien auch zerborsten gewesen, er meine, dass im Innenhof Splitter gewesen seien. Götzl hält vor, dass der Rollladen aus der Führung gewesen sei und auf dem Gehweg Glasscherben gelegen hätten, was Mo. bejaht. Götzl verliest, dass die Metalltür aus dem Vorraum in den rechten Innenhof geschlossen und durch die Druckwelle aufgerissen worden sei, das Schließblech habe entsprechende Verformungen gezeigt. Die Decke sei zum Teil herabgefallen. An einer Tiefkühltruhe sei die Türe herausgerissen worden, hält Götzl vor. Mo. sagt, er habe keine Erinnerung, aber es sei wohl so gewesen. Der Hinterhof, so Götzl weiter, sei durch ein Mauer vom Nachbarhaus getrennt, auch bei Hausnummer 48 seien Folgen erkennbar. Mo. sagt, er könne sich an die ganzen Scherben auf dem Boden des Innenhofs erinnern. Zum Vorhalt, dass sich nach Überklettern der Mauer, weil die regulären Zugänge zugestellt gewesen seien, unzählige Glasscherben und Trümmerteile gefunden hätten, sagt Mo. er erinnere sich jetzt daran.

Götzl hält vor, dass das Welldach zerstört gewesen sei und auf dem Boden gelegen habe. Im Büroraum, so Götzl weiter, seien die massivsten Schäden gewesen, die Verglasung sei vollständig zerstört, die Decke komplett heruntergefallen, die Deckenbalken zum Teil heraus gebrochen. Das sei eine Heraklith-Decke gewesen, so Mo. Das Explosionszentrum sei an der linken hinteren Ecke, die Spüle an der Eingangswand sei eingestürzt gewesen, die Schreibtischplatte durchgebrochen, verliest Götzl. An der vom Eingang hinteren rechten Ecke sei die Wand punktförmig stark beschädigt gewesen, es habe Abplatzungen und vom Zentrum der Explosion strahlenförmige Brandspuren gegeben. Mo. sagt, er habe später mal Kontakt zur Verletzten gehabt. Auf die Frage, in welcher Verfassung sie gewesen sei, sagt Mo. sie sei schon sehr schwer verletzt gewesen, habe leise und langsam gesprochen, sei nach der langen Zeit immer noch total geschockt gewesen.

NK-Vertreterin RAin Lunnebach, die die betroffene Familie vertritt, möchte wissen, ob am Lebensmittelgeschäft ersichtlich war, dass es sich um ein Geschäft von “ausländischen Mitbürgern” handelte. Mo. sagt, er meine nicht, er meine sogar, dass da ein deutscher Name stand. Auf den Vorhalt des Namens “Gerd Simon” sagt Mo.: “Genau.” Lunnebach fragt nach der Dekoration und Mo. sagt, dass man von innen eher darauf habe schließen können. Lunnebach fragt, was Mo. zu der Gegend sagen könne, zur Probsteigasse. Das sei “normaler Durchschnitt”, so Mo., kein Stadtteil, wo überwiegend Ausländer wohnen. Es sei eine “normale Durchmischung”. Sie hätten Stadtteile in Köln mit hohem Anteil wie z.B. die Keupstraße, aber damit sei das absolut nicht vergleichbar. Auf Frage sagt Mo. er wisse nicht, wann sein Kollege Mittler erschienen sei, es könne sein, dass er sogar mit ihm zusammen erschienen sei. Es könne sein, so Mo. auf Frage, dass er Fotos gemacht habe, aber überwiegend habe das LKA fotografiert. Lunnebach fragt, ob Mo. selber mit dem BKA oder VS Kontakt gehabt habe, was dieser verneint. Auf Frage von Lunnebach, ob er von Kontakten zum VS gehört habe, sagt Mo.: “Nein, da habe ich nie was gehört.” Auf Frage von RAin Clemm (ebenfalls Vertreterin der Betroffenen), ob er noch weitere Ermittlungen in der Sache getätigt habe, sagt Mo. es sei eine Ermittlungskommission gegründet worden, es habe Vernehmungen von Angehörigen und Spuren gegeben, die seien im Rahmen der Ermittlungskommission abgearbeitet worden. Das Phantombild sei in den Medien veröffentlicht worden, so Mo. auf Frage, ob es als Plakat ausgehängt wurde, daran könne er sich nicht erinnern. Auf Vorhalt von Götzl sagt Mo., dann habe er die Fotos gefertigt und Mittler die Mappe erstellt.

Es folgt der Zeuge Mittler. Er berichtet, er sei auf Anforderung der Kollegen zum Tatort  gekommen, weil er Sprengstoffermittlungsbeamter gewesen sei. Als er eingetroffen sei, sei keiner der Verletzten oder unmittelbar Beteiligten anwesend gewesen. Der Geschädigte sei in der Nähe gewesen, den habe er an dem Tag auf jeden Fall noch gesprochen. Es sei dann ziemlich schnell das LKA zur Unterstützung gerufen worden.

Dann werden Lichtbilder des Tatorts in Augenschein genommen, zuerst Außenaufnahmen, später Aufnahmen von den Innenräumen und von Hinterhöfen. Mittler kommentiert die Bilder. Bei den ersten Bildern sagt er, er kriege schon langsam Schwierigkeiten, seine Erinnerung sei doch nicht so konkret. Er denke, es handele sich um Übersichtsaufnahmen. Dann gehe es näher an den Tatort heran. Der Sprachgebrauch sei “Kiosk” gewesen, aber eigentlich sei es ein kleines Ladengeschäft gewesen. Durch den Druck der Explosion seien an der Vorderfront von den Rolläden Beschädigungen festzustellen gewesen, und er meine auch an der Eingangstür. Auf einem Bild ist der Schriftzug “Lebensmittel Getränkeshop Gerd Simon” zu erkennen. Die Explosion sei im Hinterzimmer des Ladens gewesen, wo die geschädigte Familie normalerweise gefrühstückt oder sich aufgehalten habe. Die vergitterten Fenster seien gut zu sehen, da habe es auch Beschädigungen gegeben, es sei einiges nach außen geworfen worden. Zu Bild 9 und 10 sagt Mittler, das sei der Laden an sich, den Verkaufsraum, Bild 11 zeige einen Durchgang. Götzl fragt, von welchem Raum zu welchem Raum. Das wisse er jetzt leider nicht, so Mittler, er vermute vom Laden zum Frühstücksraum. Es folgen Bilder von Fenstern aus dem “Frühstücksraum”. Man sehe Beschädigungen, so Mittler, dass Glas weggeflogen ist. Er meine, sagt Mittler zu Bild 15, dass das aus dem Frühstücksraum sei, Teile der Decke, die heruntergekommen seien.

Götzl hält vor, der Brandherd sei im “Büro” gewesen. Mittler sagt, man könne das auch als Büro bezeichnen, aber die Familie habe gesagt, dass sie da das Frühstück eingenommen habe. Es sei mehr ein Aufenthaltsraum, sei aber wohl auch Büro gewesen. Auf Bild 20, so Mittler, sehe man Teile der heruntergefallenen Decke und auf Bild 19 Teile des Tisches, wo der Präsentkorb gestanden habe. Bild 20 zeige das Explosionsbild an der Wand in unmittelbarer Nähe des Präsentkorbes. Es folgen Bilder von weiteren Beschädigungen in diesem Bereich. Zu Bild 25 sagt Mittler, man sehe den Durchgang vom Büro zum Ladenlokal.

Die Frage von RAin Clemm, ob er der Ermittlungsleiter gewesen sei, bejaht Mittler, er sei der Sachbearbeiter gewesen. Clemm fragt, was Mittler unternommen habe, um andere Dienststellen einzubinden. Mittler: “Wie meinen Sie das?” Clemm fragt nach Staatsschutz oder VS. Bei Sprengstoffsachen gehe eine Zweitakte an den Staatsschutz, so Mittler. Clemm sagt, am 19.1. seien auch BKA-Beamte da gewesen, und fragt, ob Mittler das erklären könne. Das könne der Kollege, der gleich folgt besser sagen, so Mittler. Vom BKA seien ein oder zwei Beamte beim LKA zur Ausbildung gewesen. Das LKA habe die Kollegen mit zum Tatort gebracht. Clemm fragt, ob die in die Ermittlungen eingebunden gewesen seien. Mittler sagt, in Köln nicht, ob beim LKA wisse er nicht. Clemm fragt nach dem VS. Mittler antwortet, sie hätten sich nicht erklären können, wo das Motiv für die Tat ist. Sie hätten ja auch keine Täter ermittelt. Sie hätten versucht, in alle Richtungen zu ermitteln und auch beim VS gefragt, ob die etwas gehört, gesehen oder mitbekommen haben. Es habe keine Erkenntnisse gegeben. Clemm fragt, ob das gezielt gewesen sei oder ein allgemeiner Verdacht. Mittler: “Das war mehr ein allgemeiner Verdacht.” In den Protokollen des Bundestags-UA klinge es eher nach einem iranischen Hintergrund, so Clemm. Das sei eine Möglichkeit gewesen, sagt Mittler. Da die Familie aus dem Iran gekommen sei, hätten sie gedacht, dass es sein könnte, dass eine iranische Organisation dahinter steht. Auf Frage sagt Mittler, er wisse nicht, wie schnell der VS informiert wurde, er denke aber, dass es in den ersten Tagen gewesen sei. Clemm fragt, ob vielleicht am selben Tag. Er habe das sicher nicht veranlasst, aber das könne der Staatsschutz gewesen sein, so Mittler.

RAin Lunnebach fragt, ob Mittler unmittelbar Kontakt mit dem Staatsschutz gehabt habe. Mittler antwortet, sie hätten zwar einen guten Draht zum zum VS gehabt, es habe vor Jahren einen Anschlag auf das BfV gegeben. Danach sei das eingeschlafen, einen persönlichen Kontakt habe er nicht. Wenn er etwas habe wissen wollen, was politisch war, dann habe er den Staatsschutz schriftlich informiert. Auf Frage, wie es an dem Tag war, sagt Mittler, es sei grundsätzlich so, dass beide Dienststellen parallel arbeiten, er könne sich nur vorstellen, dass der Staatsschutz beim VS angefragt hat. Er könne nicht sagen, wer vom Staatsschutz ermittelt hat. Sein Dienststellenleiter habe die Aufgabe Kontakt zum Staatsschutz zu halten. Wenn der Staatsschutz etwas erfahren hätte, so Mittler, dann wäre das über den Dienststellenleiter zu ihm gekommen, aber es sei nichts gekommen.

Zum Phantombild sagt Mittler, das erste Phantombild sei auf jeden Fall in der Presse gewesen, es könne auch sein, dass sie dieses Bild auch in die Hausbefragung mit einbezogen haben. Lunnebach sagt, dazu finde sich nichts in den Akten. Darauf sagt Mittler, das müsse in irgendeinem Beiordner sein. Lunnebach sagt, sie kenne das Bild, es gehe aber darum, was damit veranlasst worden ist. Sie hätten nicht viel drauf gesetzt, antwortet Mittler, weil der Geschädigte nicht sicher gewesen sei, dass das Bild mit der Person, die den Präsentkorb abgegeben hat, übereinstimmt. Es sei ein zweites Bild angefertigt worden, das habe aber noch weniger gepasst, nur das erste sei veröffentlicht worden. Er verneint, dass Plakate angefertigt worden sind. Auf die Frage, ob das Bild dem VS zur Kenntnis gegeben worden sei, sagt Mittler, er habe das nicht getan, vielleicht der Staatsschutz, aber die Beamten des VS hätten das Bild in der Zeitung sehen können.

Auf Frage, ob er in Richtung Rechtsextremismus ermittelt habe, sagt Mittler, er sei von der Allgemeinkriminalität, sie würden nicht politisch ermitteln, alles Politische gehe an den Staatsschutz. Lunnebach fragt, ob ein politisches Motiv etwas gewesen wäre, was sie zu bedenken gehabt hätten. Mittler bejaht das und sagt, dass sie auch froh gewesen wären, wenn sie es an den Staatsschutz hätten abgeben können. Lunnebach möchte wissen, an was Mittler gedacht habe. Der antwortet, da der Mann Ausländer gewesen sei, hätte es von Rechts kommen können, aber auch die Linken seien sehr aktiv gewesen in Köln, deswegen sei auch Links möglich, und die Familie komme aus dem Iran, daher hätte es auch von da kommen können. Lunnebach fragt, ob Links gegen Ausländer nicht eine merkwürdige Idee sei. Mittler sagt, die meisten Anschläge mit Sprengstoff in Köln seien von Links gekommen.

Zschäpes Verteidiger RA Stahl beanstandet. Richter Götzl möchte wissen, was Stahl beanstandet, die Frage sei noch nicht gestellt. Stahl sagt, Götzl müsse ihn nicht vorführen, und spricht von einem “politischen Seminar”. Auf erneute Frage, was er beanstandet, sagt Stahl, er beanstande den kompletten Komplex; ob Anschläge von Rechts oder Links kommen würden, habe mit der Schuldfrage nichts zu tun. Lunnebach sagt, sie knüpfe an das an, was Mittler genannt habe, es gehe um die Diskussion, dass Linksextremismus bei einem Angriff auf Ausländer ausscheide. Götzl sagt, Lunnebach solle die Frage stellen. Lunnebach sagt, Mittler habe Rechts- und Linksextremismus und Iraner genannt. Mittler nennt zusätzlich die Organisierte Kriminalität. Rechtsextremismus sei laut Mittler ja auch in Frage gekommen, sagt Lunnebach und fragt, was denn da an Ermittlungen nahegelegen hätte. Nun beanstandet Zschäpes Verteidiger RA Heer. Nach einer kleinen Auseinandersetzung zwischen Lunnebach und Heer fragt RAin Clemm, ob Mittler bis zum Schluss Leiter der Ermittlungsgruppe gewesen sei. Das bejaht Mittler, sicherlich habe er auch die Akte bis zum Schluss begleitet, er habe aber auch Aktenführer gehabt. Er bestätigt, dass Frau van O. eine der Aktenführerinnen gewesen sei. Auf die Frage, ob da nochmal diskutiert worden sei, wie der Sachstand zum Motiv war, und weswegen abgeschlossen wurde, sagt Mittler, es sei abgeschlossen worden, weil es keine Spuren mehr gegeben habe. Alle Spuren seien mit negativem Ergebnis abgeklärt gewesen, es habe keinen Hinweis auf den Täter gegeben und dann sei es abgegeben worden.

Clemm fragt, ob sie vom Staatsschutz zum Thema Rechtsextremismus nur gehört hätten, es gebe nichts, und es dann keine weiteren Ermittlungen dazu gegeben habe, was Mittler bestätigt. Mittler sagt auf Frage, für den Tatmittelmeldedienst sei das LKA zuständig. Er verneint, in die Befragungen eingebunden gewesen zu sein. Heer beanstandet. Götzl fragt, ob Heer die letzte Frage meine. Heer sagt, die sei zulässig gewesen, aber die davor nicht. Clemm fragt zu den Materialien der Bombe. Mittler sagt, sie hätten das gut rekonstruieren können, sie hätten die Firma feststellen können, die den Behälter hergestellt habe, es sei ein Gasdruckbehälter für Schweißen. Woher die Dose kam, hätte sie herausbekommen, die sei in Köln auch im Kaufhof verkauft worden, ein Massenartikel, der zur Weihnachtszeit gerne verkauft oder gekauft worden sei. Sie hätten aber keine Erkenntnisse, wer die Dose gekauft habe oder wo sie gekauft wurde.

Clemm fragt mit Bezug auf Mittlers Vernehmung im Bundestags-UA, wie schwierig es war, eine solche Bombe herzustellen. Götzl interveniert und sagt, Mittler sei kein SV. Der UA habe vielleicht nicht unterschieden, aber sie hätten hier den SV Mölle da. Clemm sagt, Mittler sei langjähriger Experte und habe im UA ausgesagt. Clemm hält Mittler seine Aussage im UA vor, dass er sicher sei, Anleitungen für diese Art von Bomben im Internet zu finden. In jedem Fall müsse man aber Erfahrung haben, „zum ersten Mal können Sie sowas also nicht machen. Es ist eben schwierig, den Abreißzünder so in Position zu bringen, dass er Sie selber nicht schädigt, sondern denjenigen, der dann erst den Deckel löst”. Diese Aussage habe er so getroffen, bestätigt Mittler, er mache den Job als Sprengstoffermittler seit ungefähr 30 Jahren. Clemm fragt, ob Mittler Erfahrung mit ähnlichen Bomben habe. Heer unterbricht und sagt, das könne Mittler nicht beantworten, er sei kein SV. Götzl sagt, die Frage sei zulässig. Heer sagt, Mittler sei kein SV: “Hatten Sie auch gesagt, Herr Vorsitzender.” Götzl lässt die Frage zu und Heer beantragt einen Gerichtsbeschluss. Um 11.16 Uhr geht es weiter. Götzl teilt mit, dass seine Verfügung, die Frage zuzulassen, bestätigt wird.

Mittler sagt, die Frage sei schwer zu beantworten, weil Sprengsätze in der Art ähnlich, aber doch unterschiedlich gewesen seien. Sie hätten Sprengsätze mit Gasdruckbehälter gehabt, aber auch Briefbomben: “Man könnte sagen, ja, es waren Ähnlichkeiten, aber auch Unterschiede.” Er meine, es sei eine Spur in der Spurenakte gewesen, wo sie abgeklärt hätten, ob der Täter, der den Sprengsatz gelegt hat, auch für “unsere Sache in Frage kommt”. Man sei aber zu einem negativen Ergebnis gekommen. Clemm fragt, ob Mittler der Nürnberger Anschlag mit einer Taschenlampe zur Kenntnis gekommen sei. Der Zeuge sagt, er könne sich nicht daran erinnern, das sage ihm gar nichts. Clemm sagt, aus der Akte wisse man, dass an die Geschäfte, die die Stollendose im Kölner Raum verkauft hätten, das Phantombild geschickt worden sei, ob es Überlegungen gegeben habe, das auch bundesweit zu tun, der Artikel sei ja bundesweit vertrieben worden. Bundesweit hätten sie vom Personal her nicht geschafft, so Mittler, deswegen hätten sie das Naheliegende genommen und sich auf Köln konzentriert.

Die Spuren seien mehr oder weniger automatisch angelegt worden und Sachbearbeiter hätten diese Spuren dann bekommen, so Mittler auf Frage. Clemm zitiert aus den Akten, dass festgestellt worden sei, dass im Nachbarhaus ein griechischer Kulturverein sei, der vielleicht das Ziel hätte sein können. Das sei ihm bekannt, sagt Mittler, sie hätten nicht erklären können, wer für diese Tat in Frage kam, und dann überlegt, ob es sein könne, dass jemand anders gemeint ist. Der ganze Aufbau sei ungewöhnlich gewesen. Der Präsentkorb sei fast vier Wochen vorher im Geschäft abgegeben worden und hätte ja andere treffen können. Vielleicht wäre die Polizei angerufen worden, dass ein Präsentkorb abgegeben wurde, und es hätte einen Polizisten getroffen. Auf die Frage, an welches Täterprofil sie gedacht habe, sagt Mittler, er nehme an, dass sie gar nichts gedacht haben, sie hätten einfach nur in die Richtung ermitteln wollen. Auf Frage bestätigt Mittler, dass man an “Ausländerfeindlichkeit” denken könne, ob sie daran gedacht hätten, wisse er nicht mehr. Clemm sagt, dass im “Kölner Stadtanzeiger” gestanden habe, dass auch ein ausländerfeindliches Motiv in Frage komme. Mittler sagt, sie hätten daran gedacht, aber in ihrem Kommissariat in der Richtung nicht ermittelt, sie hätten da keine Erfahrung.

Danach wird noch einmal der Zeuge Mo. vernommen. Mo. sagt, er habe gerade draußen von dem Kollegen Tr. die Lichtbildmappe angeschaut, er könne die Bilder nicht gemacht haben, weil er selber auf Bild 14 zu sehen sei, die Lichtbildmappe habe er aber erstellt. Götzl sagt, er nehme an, dass Mo. jetzt eine andere Lichtbildmappe meine, hier stehe: “Sachbearbeiter Mittler, gefertigt Mo.” Mo. sagt, das LKA und sie hätten separat Lichtbilder gemacht, die Fotos habe der Kollege Ka. gemacht und er habe die Mappe zusammengestellt. Dann werden wieder Lichtbilder vom Tatort in Augenschein genommen, die Mo. kommentiert. Es folgen weitere Bilder von den Räumen, eines zeige, so Mo., herunter gebrochene Decke. Es werden u.a. Bilder vom “Aufenthaltsraum” gezeigt. Zu sehen sei ein Brandfleck neben der Heizung, so Mo., hier hätten Dokumente gebrannt, aber nur geringfügig. Bild 19 zeige den eigentlichen Explosionsherd mit Schreibtisch, zerbrochener Platte, fächerförmigen Brandmarkierungen. Er meine, irgendwo hätten sie da einen Teil des zerplatzen Behälters gefunden. Zu Bild 25 sagt Mo., das müsse auch ein Teil vom Druckbehälter sein. Götzl verliest, es handele sich um die ungefähre Lage eines aufgefundenen Teils der Sauerstoffflasche.

Es folgt der Zeuge Norbert Tr., USBV-Ermittler vom LKA NRW. Götzl sagt, es gehe um die Spurensicherung und -auswertung bezogen auf das Tatgeschehen vom 19.1.2001 in der Probsteigasse. Tr. sagt, er habe sich zur Vorbereitung den Spurensicherungs- und auswertungsbericht und die Lichtbildmappe angesehen. Sie hätten am 19.1. vom PP Köln die  Einsatzanforderung bekommen. Er habe auch das Tatortvermessungssystem für die Übersicht mit angefordert, das könne aber auch der Kollege Sp. gemacht haben. Außerdem hätten sie das BKA angefordert, das würden sie regelmäßig bei größeren Tatorten machen. Sie seien ca. 11.15 Uhr eingetroffen und von Mittler eingewiesen und auf Dinge aufmerksam gemacht worden, die die Kollegen beim ersten Angriff festgestellt hätten, er glaube, einzelne Metallsplitter. Sie hätten Spurenbereiche eingetragen: PG für Probesteigasse, AH für Aufenthalt, SZ für Sprengzentrum.

Er sei Leiter der Tatortarbeit gewesen, er habe gesucht, Lichtbilder gefertigt, auch Notizen, wer in welchen Spurenbereichen gesucht hat. Nach Abschluss hätten sie grob die Vorrichtung rekonstruieren können und schon Abriebe zum LKA bringen lassen. Die seien am selben Tag ausgewertet worden, es müsse sich um Schwarzpulver gehandelt haben. Zum Vergleich bringt Tr. eine rote Metalldose mit weißen Sternen nach vorne zum Richtertisch. In der Blechdose sei eine Druckgasflasche eingebracht gewesen und darin delaboriertes oder selbst hergestelltes Schwarzpulver oder Schwarzpulvermischung, so Tr. Die Dose habe sich mit anderen Sachen in einem Weidenkorb befunden. Die Geschädigte habe die Dose leicht angehoben, dann in der Blechdose die Druckgasflasche gesehen und es wieder zugemacht. Und dann sei es unmittelbar zur Umsetzung gekommen. Das liege entweder an einem lichtempfindlichen Schalter oder an Druckentlastung oder -belastung, z.B. durch ein Kunststofffaden. Tr. legt kurz dar, wie die Zündung funktioniert haben kann, spricht von Glühbrücken oder Brennzündern. Das Schwarzpulver sei eng umgrenzt und setze sich in Sekunden um, der Druckgasbehälter zersplittere und dann auch die Blechdose, so Tr.

Dann werden Lichtbilder in Augenschein genommen, die Tr. kommentiert. Er habe mehrere Mappen gefertigt, hier gehe es um den Tatort außer dem Aufenthaltsraum. Es folgt ein Kartenausschnitt vom Tatort, dann Fotos. Es beginnt wieder mit Übersichtsaufnahmen von außen. Zu sehen ist der Laden mit herausgedrückter Jalousie. Vor der Hofeinfahrt stehe, darauf weist Tr. hin, ein Klein-LKW zur Beschaffung von Ware, da sei auch die Kleidung der Geschädigten gewesen. Es folgen Aufnahmen von den Kleidungsstücken. Zu einer Aufnahme sagt Tr., es gehe hier darum, den Druck auf die Kleidung zu dokumentieren. Er meine, dass hier auch vereinzelt Weidenkorbsplitter in die Jacke eingesprengt worden sind von der “extremen Druckwelle”. Es folgen Aufnahmen, die, so Tr., den Verlauf der Ein- und Zufahrt zeigen, an der Seite sei diese Tür, die zum Vorraum links führe. Es folgt eine Übersicht des Hinterhofs mit Müllcontainern und leeren Kisten. Nach den Außenaufnahmen folgen Fotos aus dem Innern des Ladens. Bei einigen folgenden Bildern seien Metallteile zu sehen, so Tr. Ein Bild zeigt u.a. den Kühlschrank mit der fehlenden Tür, auf dem sei, so Tr., oben ein Metallteil gefunden worden. Bei einer Übersicht des Ladens sagt Tr., die Heizkörperverkleidung sei von der Druckwelle umgekippt worden. Zu Bildern vom Hinterhof des Nachbarhauses Nummer 48 sagt Tr., hinter der Wellblechpappe sei der Hof von Nummer 44, 46, der eigentliche Tatort, man habe über Nummer 48, da wo die Verkleidung weggeflogen ist, herüberklettern müssen. Das Scharnier der Tür zu diesem Hinterhof sei, so Tr. zu einem weiteren Bild, wohl raus gebrochen worden, ob durch die Sprengwirkung könne er nicht sagen, wenn müsse aber das Scharnier vorbelastet gewesen sein. Es folgt ein Bild des Hofs des eigentlichen Tatorts. Beide zu sehende Fenster seien “logischerweise kaputt”. Man sieht Splitter und Glasscherben. Es sei ein zertrümmerter Faserstift gefunden worden, so Tr., der müsse durch das Fenster nach draußen geschleudert worden sein. Am Ende der ersten Lichtbildmappe legt Götzl die Mittagspause ein.

Um 13.12 Uhr geht es weiter mit der Inaugenscheinnahme der nächsten Lichtbildmappe. Nun geht es um den Aufenthaltsraum, in dem die Bombe explodiert ist. Zuerst wird eine Übersichtsaufnahme vom Vorraum aus gezeigt. Der Pfeil auf dem Bild, so Tr., deute auf das Sprengzentrum hin. Zu Bild 44 sagt Tr., dass der Pfeil, der auf die Klappcouch hinweise, einen kleinen Brandherd zeige. Die Explosion setze sich um mit einem Feuerball, da könnten auch Teile des Schwarzpulvers gelandet sein und zu einem kleinen Feuer geführt haben. Das nächste Bild zeige einen Brandherd am Heizkörper. Auf der Fensterbank hätten sich Teile der Blechdose gefunden. Zu weiteren Bildern sagt Tr., dass es Standard sei, dass sie alle diese Teile von der konkaven und der konvexen Seiten zeigen würden. Ein Bild zeige den Bereich AH nach Entfernen der Klappcouch, so Tr. Der Tatort werde komplett frei geräumt, um die Wirkungen der Sprengvorrichtung festzustellen. Tr. sagt, es sei eine Waffe gefunden worden mit PTB-Kennzeichen, eine Reizstoff- oder Signalwaffe.

Es folgen Bilder vom Schreibtisch im Aufenthaltsraum, dem eigentlichen Sprengzentrum. Tr. sagt, das Rohrgestell sei stark verbogen worden von der Explosionswirkung. Ein Bild zeige wieder ein Metallteil vom Druckgasbehälter. Bild 57 zeige Beaufschlagungen an der Wand, die trichterförmig abgehen, das gehe von unten, wo der Schreibtisch stand, ab. Er meine, so Tr., dass es auch an der Wand Splittereinschläge gegeben habe. Die Höhe des Tisches sei 65, 70 cm, also im Bereich der höheren Beine. Bild 68 zeige den Deckenbereich, sagt Tr. Da seien vorher Heraklith-Platten gewesen, die komplette Decke sei bei der Explosion zu Boden gefallen. Man sehe, dass oberhalb des Sprengzentrums Deckenbalken aus der Wand gerissen seien. Das letzte Bild zeige AH nach dem kompletten Freiräumen. Man sehe, dass vor dem Heizkörper die Couch gestanden habe. Aus seiner Erinnerung meine er, so Tr., dass die Couch teilweise vor Tür gestanden habe, so dass die Tür bei der Explosion aufgestanden haben müsse.

Es folgt die Inaugenscheinnahme der Lichtbildmappe 3.  Hier geht es um Asservate aus den Bereichen SZ und AH. Unter anderem gehe es um die Splitter von der Blechdose, die sie im Zimmer gefunden hätten. Asservat SZ 2.1 zeige ein markantes Teil, unten könne man Fragmente von dem Hersteller “Kaiser” erkennen. Es folgen weitere Blechsplitter mit eingepresstem Stofffetzen und Holzteil. Außerdem seien Kupferlitzenstücke gefunden worden, möglicherweise von der Zündvorrichtung. Es geht weiter mit Spiralfederstücken, diversen Holzstücken, wohl vom Weidenkorb. Tr. geht die Asservate weiter durch. Es folgen u.a. Kunststoffstücke, Stofffetzen, ein Stück Geschenkpapier, Alufolienstücke, wohl von einer Tüte Erdnussflips, Kunststoffstücke von einer Bonbonpackung der Marke “Riesen”, Kunststoffsplitter aus dem unmittelbaren Sprengzentrum. Aus dem Rest des Aufenthaltsraum folgen mit der Benennung AR und Nummer u.a. weitere Metall- und Blechsplitter, einer mit dem Fragment der Beschriftung “Stollend” für Stollendose, Spiralfedern, Holzstücke, Kunststoffstücke, Stofffetzen, er meine von der Auskleidung aus dem Weidenkorb, eine Kunststoffschale, wohl das Bodenteil des Druckgasbehälters, sechs Batterien aus der Zündvorrichtung.

Lichtbildmappe 4 zeige Asservate aus Vorraum, Hinterhof und Laden, so Tr. Es folgen wiederum Blechsplitter von der Dose, dann Kupferlitzenstücke, Holzstücke vom Weidenkorb, Kunststoff-, Stoff- und Geschenkpapier. Dann geht Tr. über zum Hinterhof. Hier seien Blechsplitter gefunden worden, die seien vom Tisch durch das Fenster in den Hinterhof geflogen, er erwähne das wegen der Gefährdungseinschätzung. Tr. nennt wieder Stofffetzen und Zellstofffetzen und andere Kleinteile. Im Hinterhof des Nachbarhauses Blechsplitter, Holzsplitter und Stofffetzen. Dann sei auch noch ein Doppelnippel aus Messing bis ins Nachbargrundstück geschleudert worden. Tr. spricht von einer Teeverpackung und Holzstücken.

Dann, so Tr. zu Bildern von Holzstücken, seien hier noch die bei der Geschädigten im Krankenhaus festgestellten Holzsplitter zu sehen, sechs kleinere, zwei größere mit erkennbarem Blut bzw. rötlichen Anhaftungen. Zur Dokumentation sei auch die Kleidung der Geschädigten fotografiert worden. Es folgen Bilder von stark beschädigten, z.T. blutigen Kleidungsstücken. Man sehe im Schritt- und Beinbereich die extremen Beschädigungen, so Tr., die Explosion habe erkennbar gewirkt. Die Kleidungsstücke seien alle von den Rettungskräften aufgeschnitten worden. Beim Wollpullover der Geschädigten weist Tr. darauf hin, dass hier eingepresste Holzsplitter zu sehen seien. Bei der Jacke seien extreme Gewebedefekte zu sehen, die teilweise durch den Feuerball verursacht worden seien. Es folgen Nahaufnahmen von eingepressten Holzsplittern. Dann seien, so Tr., Bakterietten mit Gesichtsabrieben der Geschädigten zu sehen. Es folgen Aufnahmen von Holzsplittern. Hier müsse es sich, so Tr., um welche handeln, die aus dem Körper der Geschädigten entfernt worden seien.

Die Lichtbildmappe 5 zeige, so Tr., gefundene Asservate und Vergleichsstücke. Zuerst werden die Blechteile der Stollendose der Vergleichsdose gegenübergestellt, die Tr. mitgebracht hat. Dann folgt der Kopf der Druckgasflasche, bei dem der Messingnippel fehle, und rechts daneben das Vergleichsstück. Dann der Vergleich des gefundenen Nippels mit einem Vergleichsstück. Dann folgt eine Gasflasche. Das sei der Orginalzustand einer vergleichbaren Stahldruckgasflasche. Dann folgen die Spiralfeder und die Spiralfeder eines Vergleichsgehäuses.

Tr. sagt, er wolle vielleicht noch zwei Worte zum Gefahrenbereich verlieren. Da würde er sagen, die Personen, die sich in dem Raum aufgehalten haben, hätten damit rechnen müssen tödliche Splitter abzubekommen. Der Nippel sei im Nachbargrundstück gefunden worden. Es wäre, so Tr., sicherlich zu einem schweren Schaden gekommen oder tödlich gewesen, wenn der getroffen hätte. Sie hätten in NRW drei Fälle mit entsprechenden Druckgasflaschen gehabt, da seien keine konkreten Tatzusammenhänge erkennbar, er habe das aber vorsorglich mitgeteilt. Das BKA habe eine bundesweite Auswertung gemacht, das habe er der Dienststelle zugeleitet.

Götzl hält die Maße des Schreibtisches vor und nennt eine 50 mal 50 cm große Zertrümmerung der Tischplatte. Tr. bestätigt das. Dann hält Götzl vor, dass die Metallteile aufgrund der Einprägungen einer Druckgasflasche einer Firma aus Offenau zugeordnet werden konnten. Er gehe davon aus, dass die zwischenzeitlich im Rahmen von Sprengversuchen vernichtet wurde, so Tr., vielleicht sei sie auch an das PP Köln gegeben worden wegen der Öffentlichkeitsfahndung. Es sei wohl doch ein Massenprodukt gewesen. Zum Vorhalt, die Flasche habe ein Volumen von 930 ml Sauerstoff im Original gehabt, sagt Tr., das könne dann der Gutachter berechnen, wieviel Schwarzpulver maximal drin gewesen ist. Er selbst sei zwar kein Gutachter, aber man könne davon ausgehen, dass die Flasche komplett mit Schwarzpulver gefüllt war. Zur Dose hält Götzl vor, dass die Blechteile einer Stollendose der Firma Kaiser aus Diez zugeordnet werden konnte. Tr. sagt, das Vergleichsstück könne er auch hier lassen, das brauche er jetzt nicht. Götzl spricht von Spiralfeder und Batteriehalter. Tr. sagt, er habe eine Vergleichsaufnahme drin, die Batterien würden auf der einen Seite mit einer Zunge gehalten auf anderen Seite mit einer Spiralfeder, die werde sich bei der Umsetzung verlängert haben.

Dann geht es nochmal um die verschiedenen Kunststoff- und Alufolienteile und deren Zuordnung. Danach hält Götzl die Abmessungen eines Vierkantrohrs vom Schreibtisch vor und nennt eine große Verkrümmung von ca. 45 cm. Er meine halt, so Tr., dass das heißen müsse, von der Tischkante 45 cm nach unten gedrückt. Das Vierkantrohr sei erstmal abgerissen und dann 45 cm nach unten verbogen worden. Dann nennt Tr. auf Frage die Abmessungen der Blechdose von 40,5 mal 15,5 mal 19 cm [phon.]. Es folgen die Abmessungen der Druckgasflasche, die Götzl vorhält und Tr. bestätigt: Durchmesser ca. 7 cm, Höhe 30 cm, Wandungsstärke 0,1 cm [phon.]. Götzl hält vor, die Energiequelle seien 6 Batterien 1,5 Volt gewesen, was Tr. bejaht, ein Fragment von der Ummantelung sei aufgefunden worden. Götzl nennt die Spannung, die an den Batterien gemessen worden seien, eine habe 1,3 Volt, fünf 0 Volt gehabt. Tr. bestätigt den Vorhalt. Es folgte eine Pause bis 14.23 Uhr.

Dann werden Skizzen des Tatorts in Augenschein genommen. Sie hätten Kollegen von der Vermessungsdienststelle hinzugezogen, so Tr. Bei den Maßangaben zum Aufenthaltsraum, 2,85 mal 4,30 Meter [phon.], sagt Tr., wer sich da aufgehalten hat, muss bei einem wirksamen Treffer einen tödlichen Treffer haben. Das müsse nicht unbedingt tödlich sein, aber man spreche von tödlichen Treffer. Die Druckgasflasche habe ein relativ starke Wandung, wenn man unglücklich getroffen werde, könne das tödlich sein. Dann geht es auch um das Nachbargrundstück, wo der Nippel gefunden wurde. Tr. sagt, hier stehe 12 Meter, er habe 17 Meter geschätzt. Der Hinterhof des eigentlichen Tatorts sei eigentlich nicht betretbar gewesen vom Geschäft aus, so Tr., die Türen seien zugestellt gewesen.

Auf Frage von RAin Clemm sagt Tr., es gebe nur einen Tatmittelmeldedienst, über Einzelheiten könne er nichts sagen, das umfasse nicht seine Genehmigung. Er denke, so Tr., dass er nach Druckgasbehälter gefragt habe, die Dose sei nur Verpackung. Mit Sicherheit habe er Druckgasflasche eingegeben und als Sprengstoff möglicherweise Schwarzpulver, er wisse es aber nicht konkret. Die Antwort des BKA, so Clemm, höre sich so an, als ob Tr. nur nach einer Gasflasche von einer bestimmten Marke gefragt habe. Das könne er nach der Zeit nicht mehr sagen, erwidert Tr. Clemm fragt, ob er das Ergebnis erhalten und weiter geleitet habe. Sie hätten ihre eigene Auswertung für NRW rein genommen, die drei Fälle, und die des BKA für alle Bundesländer habe schon vorgelegen, das sei an das PP Köln weitergeleitet worden. Ob diesbezüglich Ermittlungen erfolgt sind, entziehe sich seiner Kenntnis, so Tr. auf Frage. Sie seien nur für den objektiven Bereich zuständig, das Motiv sei subjektiv. Clemm fragt, ob noch ein Gutachten erfolgt sei und bezieht sich auf den Bericht des BKA, den Tr. weitergeleitet habe. Er könne dazu inhaltlich nichts sagen, so Tr., er habe das nur weitergeleitet. Nach der langen Zeit sei das vernichtet worden. Es sei ein herausragender Tatort gewesen, das mache man nicht alle Tage, deswegen habe er das noch im Computer gehabt. Die Akten seien vernichtet worden nach 10 Jahren.

Clemm fragt, wann Tr. die Erkenntnis, dass die Sprengvorrichtung potenziell tödlich ist, erlangt habe. Tr. spricht von Sprengversuchen, die sie gemacht hätten, bei denen 1,5 mm dicke Stahlbleche durchschlagen worden seien, das sei vergleichbar mit menschlicher Haut. Die Splitter wären eingedrungen, daher komme der Schluss, dass ein Treffer tödlich sein kann. Clemm fragt, wann Tr. das bewusst gewesen sei und wann er diese Erkenntnis weitergegeben habe. Tr. sagt, da müsse er sich auf seinen Bericht berufen, das erinnere er nicht. Clemm fragt, ob am Anfang der Ermittlungen oder erst kurz vor dem Abschlussbericht. Das habe er sicherlich in den Spurensicherungs- und auswertungsbericht aufgenommen, so Tr., die Erkenntnis hätten sie zeitnah gehabt. Zur Frage, ob er Kenntnisse habe, warum nicht die Mordkommission eingeschaltet wurde, sagt Tr., die Zuständigkeit liege beim PP Köln, dazu könne er nichts sagen. Auf die Frage, wer Informationen zum Tatmittelmeldedienst weitergibt, sagt Tr., es seien BKA-Mitarbeiter vor Ort gewesen, die könnten das gleich weiterleiten. Er verneint, Erkenntnisse über einen Sprengstoffanschlag in Nürnberg 1999 zu haben.

RAin Lunnebach möchte wissen, wie individualisierbar USBV sind, ob man von einem Fingerabdruck einer USBV sprechen könne, ob man das vergleichen könne. Dann sagt Lunnebach, StA Schmidt von der BAW lache sich halb tot, das sei ungehörig und ausgesprochen irritierend. Tr. antwortet auf Lunnebachs Frage, es gebe sicherlich Vorgehensweisen, die individualisierbar sind, z.B. wenn immer an derselben Stelle gebohrt werde, aber wirklich individuell sei es nur bei einem Fingerabdruck. Hier sei das nicht der Fall. Auf Frage nach dem Anschlag in Düsseldorf-Werhahn 2000 sagt Tr., da sei er krank gewesen sie aber später beteiligt gewesen. Das sei aber komplett anders gewesen. Lunnebach fragt, ob Tr. USBV im Bereich Rechtsextremismus habe nachvollziehen können. Sie seien für die Motivlage, ob rechts oder links oder OK, nicht zuständig, so Tr. Im vorliegenden Fall liege keine Bekennung vor, so dass sie nichts hätten eintragen können. Auf die Frage, ob er mal von einem Kollegen eine Zuordnung zum Bereich Rechtsextremismus bekommen habe, sagt Tr., das sei ihm nicht bekannt.

Auf die Frage, ob er bei der Bombe eine kriminaltechnische Untersuchung gemacht habe, sagt Tr., aufgrund von Hitze und Feuerball seien daktyloskopische und serologische Spuren in der Regel nicht nachweisbar. Untersuchung auf daktyloskopische Spuren habe er eingeleitet, serologische nicht, wegen der thermischen Entwicklung. Abriebe von der Wand seien abgegeben worden, mit Ergebnis Schwarzpulver. Es habe keine daktyloskopischen Spuren gegeben, das sei, wenn sich die USBV umgesetzt habe, oft so. Die entsprechend untersuchten Asservate seien im Bericht aufgeführt, von kleinsten Splittern könne man keine Abdrücke nehmen.

NK-Vertreter RA Kolloge fragt nach der Größenordnung, wieviele Sprengstoffgeschehen sie im Jahr so untersuchen würden, abgesehen von “Polenböllern” oder so. Da sei unterschiedlich, in letzter Zeit seien es mehr “Polenböller” und Pyrotechnik in Fußballstadien. Sie würden zur Zeit eine Auswertung machen, er könne nur schätzen, 20, 30 bis 50. Es würden aber auch nicht alle bei ihnen landen. Der SV Mölle fragt die Gewichte der Stahl- und Blechsplitter und des Messingnippels ab. Dann teilt Richter Götzl mit, dass geplant sei, die Verletzte des Bombenanschlags und Nebenklägerin bereits morgen zu hören.

Der Verhandlungstag endet um 14.55 Uhr.

Das Blog NSU-Nebenklage schreibt: “Der damalige Ermittlungsleiter beschrieb, dass (mal wieder) keinerlei Erkenntnisse zum Tatmotiv ermittelt wurden. Die absolute Planlosigkeit der damaligen Ermittler reproduzierte er mit der Formulierung: ‘Der Mann war Ausländer, das hätte von Rechts kommen können, das hätte auch von Links kommen können, der Mann war Iraner, das hätte auch von dieser Seite kommen können.’”


Protokoll 118. Verhandlungstag - 4. Juni 2014

An diesem Verhandlungstag ging es mit der Beweisaufnahme zum Anschlag in der  Kölner Probsteigasse weiter. Im Mittelpunkt stand die bewegende Aussage der Geschädigten des Anschlags. Diese schilderte zunächst den Verlauf des Anschlags und ihre schweren Verletzungen. Dann berichtete sie von den Folgen des Anschlags für sie und ihre Familie und den Folgen. Sie schilderte auch, dass sie sich nach der Selbstenttarnung des NSU, als klar wurde, dass es sich um einen rassistischen Anschlag handelte, gefragt habe, was sie noch in Deutschland solle. Sie habe sich dann aber gedacht: “Jetzt erst recht!” So lasse sie sich nicht aus Deutschland raus jagen.

Hinweis: Auf ausdrücklichen Wunsch der Geschädigten des Anschlags in der Kölner Probsteigasse und ihrer Familie verzichten wir in diesem Protokoll auf die Nennung der Namen der betroffenen Personen, auch in abgekürzter Form. Auch persönliche Details sind teilweise gekürzt.

Zeug_innen:

	Daniel Q. (KK, Ermittlungen zur Christstollendose, Anschlag in der Kölner Probsteigasse)
	Elke van O. (KOK, Zustand der Geschädigten, Anschlag in der Kölner Probsteigasse)
	Nebenklägerin Anschlag in der Kölner Probsteigasse (Geschädigte)
	Dr. Johannes Gu. (Behandlung der Geschädigten)
	Dr. Rainer Ju. (Behandlung der Geschädigten)
	Dr. Thomas Me. (Behandlung der Geschädigten)
	Prof. Dr. Gerald Sp. (Behandlung der Geschädigten)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.51 Uhr. Anwesend sind, wie gestern, die Nebenkläger_innen aus dem Tatkomplex Anschlag in der Kölner Probsteigasse und die SV Peschel und Mölle.

Erster Zeuge ist Daniel Q. vom PP Köln. Götzl sagt, es gehe um Ermittlungen zu einer Dose. Q. sagt, er könne sich gut erinnern an diese Geschichte, weil sie ihn auch persönlich sehr beschäftigt habe. Er sei Ermittler beim Falschgeld gewesen und sei aufgrund des Attentats informiert worden, um das KK 13 zu unterstützen. Er sei am Tatort gewesen, habe das Bild der Verwüstung gesehen. Er sei auch im Krankenhaus gewesen und habe das Mädchen in der Schwerstverbrennungsklinik liegen sehen, das habe sich in der Seele eingeprägt, das werde er nie vergesse. Sie hätten damals hochmotiviert in jede mögliche Richtung ermittelt, seien jeder Spur nachgegangen, hätten jeden Grashalm umgedreht, um den Hintergrund zu beleuchten. Sie hätten das Umfeld der Familie auch untersucht, weil sie da ein persönliches Rachemotiv vermutet hätten. Er habe die “EK Probst” über einen Zeitraum von 7 bis 10 Tagen begleitet, dann sei er wieder in die Falschgelddienststelle gegangen.

Er bittet Götzl, speziell zu fragen, worauf Götzl sagt, es gehe zunächst mal um die Ermittlungen zu einer Dose. Q. sagt, das LKA habe am Tatort Reste von einer Dose gefunden. Und über den Barcode sei dann der Hersteller in Rheinland-Pfalz ermittelt worden. Er sei dann an einem Sonntagmorgen zu dem Hersteller gefahren. Der Inhaber sei so nett gewesen, ihn am Sonntag zu empfangen. Dann habe der Inhaber ihm zwei bis drei Dosen als Vergleichsstücke übergeben. Und diese Dosen habe er dann auch der Dienststelle zur Verfügung gestellt. Götzl fragt, was Q. erfahren habe. Das sei eine größere Blechdose gewesen, antwortet Q. Was er damals von den Ermittlungen her gewusst habe, sei gewesen, dass sich in der Dose eine Bombe befunden habe, die zur Detonation gebracht wurde. Ein Mann habe Tage vorher, den kleinen Laden dieser iranischen Familie besucht, gesagt, er könne nicht bezahlen, habe sein Portemonnaie vergessen, und den Korb mit der Dose zurück gelassen. Das sei eine glaubwürdige Geschichte an und für sich, das passiere jedem von uns, dass man etwas zurücklässt.

Zschäpes Verteidiger RA Heer unterbricht und sagt, er rege an, dass dazu wie immer zuerst der unmittelbare Zeuge gehört werde. Götzl sagt, es werde sich nicht vermeiden lassen, dass der Zeuge auch dazu berichtet. Q. fährt fort, dass die Tochter der iranischen Familie neugierig geworden sei, wird nun jedoch von Götzl unterbrochen, der sagt, Q. solle auf die Frage eingehen, es gehe um die Ermittlungen, die er getätigt hat. Diese Dose sei am Tatort gefunden worden, so Q., in mehreren Splittern, und er habe ein Vergleichsstück beschaffen sollen. Heer setzt an, sich zu beschweren und Götzl sagt, es gehe um den Ausgangspunkt der Ermittlungen. Heer erwidert, der Zeuge bekunde nicht, woher er das weiß. NK-Vertreterin RAin Lunnebach sagt, die Verteidigung wolle offensichtlich nicht hören, was dort passiert ist. Götzl: “Wenn es so weiter geht, werde ich gleich unterbrechen, damit sich die Gemüter beruhigen.” Was ein Zeuge berichten kann, würden alle hier wissen, so Götzl. Q. sagt, er werde es kurz halten. Das sei gefunden worden, er habe ein Vergleichsstück besorgen  sollen. Den Namen des Dorfes erinnere er nicht. Er habe den Inhaber am Sonntagvormittag oder -mittag getroffen, der habe ihm zwei bis drei Dosen unentgeltlich zur Verfügung gestellt, um die Ermittlungen zu unterstützen.

Auf Frage sagt Q., die Ausmaße der Dose könne er nicht wiedergeben, aus der Erinnerung sei sie ungefähr 40, 50 cm breit, 20, 25 cm tief und 15 cm hoch gewesen. Es sei eine rote Stollendose aus Blech mit weißen Sternen drauf gewesen. An den Namen der Firma könne er sich heute nicht erinnern. Er habe letzte Woche alle Vermerke gelesen, er müsse auf die Akte verweisen. Götzl fragt, ob sich Q. nicht erinnern könne, was er letzte Woche gelesen habe. Q. sagt, er habe den Namen nicht präsent. Götzl fragt, was Q. von dem Vermerk noch in Erinnerung habe. Q. sagt, es sei ein simpler Auftrag für ihn gewesen. Götzl erwidert, er habe auch eine simple Frage gestellt. Auf Frage, wie man auf die Firma gekommen sei, wiederholt Q., sie hätten Reste der Dose gefunden, da sei ein Barcode drauf gewesen, vielleicht sei auf der Dose auch etwas vermerkt gewesen, so dass man auf den Hersteller der Dose kam.

Götzl sagt, es gebe einen Vermerk vom 20.1.2000, die Jahreszahl müsse wohl 2001 heißen, da stehe “Kaiser Backform GmbH, Diez/Lahn”. Q. verneint, sich an den Namen zu erinnern. Auch an den Namen seines Gesprächspartners erinnere er sich nicht. Götzl hält den Namen des Prokuristen der Firma vor. Q. sagt, er erinnere sich nicht. An weitere Unterlagen erinnere er sich nicht, wenn es welche gegeben hätte, hätte er sie im Vermerk niedergelegt. Götzl hält vor, dass ein Prospekt der Firma ausgehändigt worden sei, die Blechdose sei 40,5 mal 15,5 mal 9 cm groß und rot gewesen. Dann habe er das bekommen und mitgenommen, so Q. Auf Frage sagt Q., er habe gefragt, in welcher Stückzahl die Dose hergestellt wurde, weil sie den Vertriebsweg hätten aufklären wollen, und der Prokurist habe ihnen später Listen übergeben, wo sie bei einer Vielzahl von Geschäften in Köln nachgefragt hätten. Götzl hält vor, dass die Blechdosen aus China stammen, es sei ein Auslaufmodell, das bis Dezember 2000 vertrieben wurde, seit dem 1.8.2000 seien 13.329 Dosen vertrieben worden. Q. bestätigt den Vorhalt.

Götzl bittet Q., zu schildern, wie die Situation war, als Q. die Verletzte im Krankenhaus aufgesucht habe. Das Opfer habe in der Schwerstverbrennungsklinik im Merheimer Klinikum gelegen. Die Eltern seien auch dort gewesen. Er sei beauftragt worden, Lichtbilder von dem Opfer zu bekommen. Er habe damals auch mit dem Arzt gesprochen, der zugesichert habe, die Bilder für das Strafverfahren zur Verfügung zu stellen. Er sei an der Außenschleuse von der Klinik gewesen. Da sei ein langer Korridor, wo man von Zelle zu Zelle weiter wandert. Das Opfer habe auf einem Bett gelegen, sei fast völlig entkleidet gewesen, weil die Haut sich habe regenerieren müssen. Das Opfer sei verbrannt gewesen, aufgedunsen, habe blutende Verletzungen an Gesicht und Unterarmen gehabt. Er verneint, dass das Opfer ansprechbar war. Er könne mit Worten gar nicht beschreiben, wie das Opfer aussah, so Q. weiter. Er könne genauso gut sagen, sie sah aus wie ein Stück Grillfleisch. Es sei ein grauenhafter Anblick gewesen, es gebe keine Worte, um das zu beschreiben. Er habe als Polizeibeamter viel gesehen, aber das sei das Schlimmste gewesen.

Den Vorhalt, dass Q. am 19.1.2001 den Auftrag erhalten habe, das Opfer aufzusuchen, bestätigt der Zeuge. Götzl möchte wissen, welche ärztlichen Maßnahmen getroffen wurden. Das Opfer sei intubiert worden, so Q., an die medizinischen Maßnahmen könne er sich nicht mehr erinnern, er habe den Arzt gefragt, wie groß die Überlebenschancen sind. Der habe mit den Achseln gezuckt und gesagt, ich weiß es nicht, es ist schon heftig. Götzl verliest aus dem Vermerk, dass das Opfer in ein künstliches Koma versetzt worden sei, es besteht unter Vorbehalt keine Lebensgefahr, es gebe an Gesicht und Hals starke Anschwellungen, sie sei notbeatmet, voraussichtlich sei erst nach einer Woche selbstständiges Atmen möglich, es gebe keine Schädelfrakturen. Auf die Frage, ob Q. vom Arzt über Schnittverletzung Auskunft erhalten habe, sagt der Zeuge, er erinnere sich nicht.

Dann fragt OStAin Greger, ob er Kleidung sichergestellt habe, worauf Q. sagt, da müsse er auf die Akten verweisen. Götzl sagt, er müsse dann schon mal fragen, wozu das Aktenstudium gedient habe. Q. spricht davon, dass er viel Trouble gehabt habe, er sei auf einer kleinen Dienststelle und habe von Mo. (117. Verhandlungstag) drei dicke Ordner erhalten. RAin Lunnebach fragt, von wann bis wann Q. bei den Ermittlungen dabei gewesen sei. Götzl sagt, die Frage sei beantwortet, der Zeuge habe von 7 bis 10 Tagen gesprochen. Es entwickelt sich eine kurze Auseinandersetzung zwischen Götzl und Lunnebach, in der Lunnebach sagt, sie habe den Eindruck, Götzl habe die Ungeduld der Verteidigung übernommen. Dann fragt Lunnebach Q., ob der die Spurenakten mit bearbeitet habe, was der verneint. Er habe auch Hausbewohner befragt, so Q., sie seien ganze Häuser abgegangen. Auf die Frage, ob sie dabei das Phantombild benutzt haben, sagt Q., die Frage könne er nicht beantworten, das Bild sei erst nach dem Anschlag erstellt worden, es könne durchaus sein, dass sie das bei der Begehung mitgeführt haben. Auf Frage sagt Q., wenn sie Fahndungsplakate dabei hatten, dann hätten sie das auch verteilt oder aufgehangen.

Lunnebach fragt, ob in Q.s Gegenwart diskutiert wurde, ob die Ermittlungen an die Mordkommission abzugeben gewesen wären. Daran könne er sich nicht erinnern, antwortet Q., das sei für sie zu dem Zeitpunkt auch nicht vorrangig gewesen. Entscheidend seien die ersten 24 bis 36 Stunden, bis dahin müsse alles Mögliche gesichert und gesammelt werden. In der Phase sei es irrelevant, wer das bearbeitet. Der SV Peschel fragt, ob Q. noch Verletzungen in Erinnerung habe, die er selber gesehen hat außer den Verbrennungen. Q. nennt Verletzungen an den Unterarmen. Ihn habe die Frage beschäftigt, wie kann das Opfer verletzt worden sei, wie hat der Vorgang stattgefunden, welche Verletzung resultiert. Er meine sich zu erinnern, mit dem Arzt gesprochen zu haben, wo der Eingangs- und Ausgangskanal der Splitter war. Er müsse auf die Bilder verweisen. Die Verletzung die in Erinnerung geblieben sei, sei wirklich die verbrannte Haut.

Dann wird die Zeugin Elke van O. vom PP Köln vernommen. Götzl sagt, es gehe um den Zustand der Verletzten. O. sagt, sie seien nach dem Anschlag immer wieder im Krankenhaus. Sie selbst sei am 21.2. dort in der Klinik gewesen, um zu hören, ob die Zeugin vernehmungsfähig ist, der anwesende Arzt habe mitgeteilt, dass die Verletzte nicht vernehmungsfähig ist, dass sie zwar nicht mehr beatmet wird, aber unter Schmerzmitteln stehe. Sie selbst habe die Geschädigte im Krankenhaus nicht gesehen, sie habe sie dann erst im März zu Hause vernommen. Götzl hält den Vermerk zum 21.2. vor, den O. bestätigt. Dann hält Götzl vor, die Vernehmung sei am 5.3. gewesen und fragt zum Zustand der Geschädigten. Sie seien zu der Familie nach Hause gefahren, so O., die Geschädigte habe noch Narben im Gesicht gehabt und einen etwas starren Blick. Die Hände hätten gezittert. Die Geschädigte habe gesagt, das würde noch von der Explosion herrühren, sie würde sich aber gut fühlen soweit und könne eine Aussage machen. Den Eindruck habe sie auch gehabt, die Geschädigte habe klar gesprochen und spontan geantwortet. Götzl hält diese Angaben nochmal aus einem Vermerk vor. Auf Frage sagt O., die Geschädigte habe nicht viele Gesichtsausdrücke gehabt, nur als sie nach dem Motiv gefragt hätten, da habe sie angefangen zu weinen.

RAin Lunnebach fragt nach O.s Rolle im Verfahren und O. sagt, am Anfang habe sie Ermittlungen getätigt, im weiteren Verlauf die Aktenführung mitbearbeitet. Den Abschluss habe Mittler der StA mitgeteilt. Lunnebach sagt, da stehe aber auch O.s Unterschrift, und fragt nach der Führung von Spurenakten. RA Heer unterbricht und sagt, bei Lunnebach seien fast keine Fragen zulässig. Lunnebach sagt, das sei doch albern, es sei offensichtlich, dass die Verteidigung stören wolle. Heer: “Was fällt Ihnen eigentlich ein?” Lunnebach sagt, man wolle etwas von der Zeugin hören, nicht von Heer. Götzl bittet Lunnebach, die Frage umzuformulieren. Lunnebach sagt, sie wolle sich nicht an Formalitäten aufhalten, sie mache Vorhalte, um zum Kern zu kommen, die Verteidigung wolle stören. Nun beschwert sich Wohllebens Verteidiger Klemke, aber Götzl sagt, er habe ihm nicht das Wort erteilt, wenn es schon um Formalitäten gehe. Dann sagt Klemke, die Äußerung sei respektlos, man verhandele nach der StPO, das vermisse er bei Lunnebach. Seine Stellungnahme beendet Klemke wie so oft mit: “Danke.”

Nach Aufforderung Götzls formuliert Lunnebach die Frage um: “Können sie sich an die einzelnen Spuren erinnern, die sie bearbeitet haben?” O.: “Welche?” Lunnebach nennt den griechischen Kulturverein (siehe 117. Verhandlungstag). Es habe eine Spur gegeben, so O., dass im selben Gebäude oder nebenan dieser Kulturverein untergebracht sei. Es sie die Frage gewesen, ob der möglicherweise Ziel des Anschlags war. Zum möglichen Motiv sagt O., das wäre möglicherweise politisch motiviert gewesen, die Spur habe so leider keine Erkenntnisse ergeben. Lunnebach sagt, der “Kölner Stadtanzeiger” habe zwei Tage nach dem Anschlag berichtet, dass in alle Richtungen ermittelt werde, auch in Richtung eines ausländerfeindlichen Motivs, und fragt, ob das etwas wäre, was in diese Richtung fiele. O. sagt, sie wolle das nicht beurteilen, die Spur sei ein mögliches Ziel gewesen, sie könne das schlecht bewerten. Lunnebach fragt, ob O. selbst den Gedanken verfolgt habe, dass es sich um einen ausländerfeindlichen Anschlag handeln könne. Es habe keine Hinweise darauf gegeben, so O., und woran sie in erster Linie gedacht habe, sei gewesen, den Täter zu ermitteln, das sei so das vorrangigste Ziel gewesen. Lunnebach sagt, dann müsse man ja eine These haben, um das zu tun, ob es im Gespräch mit Kollegen mal das Thema ausländerfeindlicher Anschlag gegeben habe. Das habe es sicher mal gegeben, so O., aber im Einzelnen erinnere sie das jetzt nicht mehr. O. verneint, Kontakt mit dem Staatsschutz gehabt zu haben. Sie verneint, dass Mittler Kontakt gehabt habe, zumindest sei sie nicht dabei gewesen. Kontakt zum VS gehabt zu haben, verneint O. ebenfalls. RAin Clemm nennt einen Auswertungsbericht des BKA über Tatmittelvergleich, der laut Akte dem Bericht von Tr. (vgl. 117. Verhandlungstag) beigelegt sei, der finde sich aber nicht in den Akten, die sie erhalten hätten. Clemm fragt, ob O. in Erinnerung habe, ob das Auswertungsergebnis diesem Bericht anhing. Das verneint O. Clemm sagt, im Auswertungsergebnis des BKA seien mehrere Hinweise auf Verwendung von Sprengmitteln bei anderen Anschlägen und fragt, ob insofern weitere Ermittlungen angestrengt und diesbezüglich weitere Spurenakten angelegt worden seien. O. sagt, das wisse sie nicht mehr. Die Einvernahme endet um 10.45 Uhr.

Nach einer Pause folgt die Einvernahme der Geschädigten des Anschlags in der Probsteigasse. Sie ist heute Anfang 30 und Nebenklägerin im Verfahren [s. Hinweise oben]. Ihre Vertreterin RAin Lunnebach nimmt neben der Zeugin Platz. Götzl bittet die Zeugin vom 19.1.2001 zu berichten. Sie berichtet, dieser Weihnachtskorb mit dieser Geschenkdose sei in der Weihnachtszeit abgegeben worden. Sie sie am 19. zufällig im Laden gewesen, der Korb habe hinten herumgelegen, sie sei einige Minuten alleine in dem Raum gewesen, sei neugierig gewesen und habe sich gefragt, was sich in der Kiste befindet. Sie habe die Dose dann leicht aufgemacht, eine blaue Campinggasflasche gesehen. Sie habe sich nichts gedacht, habe keine Zündvorrichtung gesehen und es wieder zugemacht. Dann sei sie um den Schreibtisch herum gelaufen, habe sich gebückt um etwas zu suchen. Dann habe es eine Explosion gegeben, einen lauten Knall, helles Licht. Und dann sei alles dunkel. Ihr sie bewusst gewesen, dass das eine Explosion sein muss. Sie habe gedacht, dass sie vielleicht an den Korb gekommen ist, dass die Gasflasche vielleicht runter gefallen ist. Sie habe dann  dann auf dem Boden gelegen, habe Schmerzen gehabt, habe nichts sehen könne, weil die Augen durch die starken Verbrennungen zugeklebt gewesen seien. Sie habe erstmal nicht atmen können, nicht schreien, nicht reden. Es habe einige Sekunden gedauert, bis die Eltern habe rufen können. Erst sei die Mutter gekommen, die habe sie nicht raus tragen könne, dann sei der Vater gekommen und die beiden hätten sie dann nach draußen getragen durch den Laden und hingelegt. Dann seien über den benachbarten Kiosk Rettungswagen und Feuerwehr alarmiert worden. Die seien zügig eingetroffen und sie sei wegen  starker Schmerzen sediert worden. Dann habe sie, bis sie aus dem Koma aufgewacht sei, keine Erinnerung mehr.

Götzl fragt, wann die Zeugin die Dose das erste Mal gesehen habe. Sie antwortet, die Dose habe in dem Korb gelegen. Als die Dose abgegeben wurde, habe ihre Mutter die ein bis zwei Tage später nach hinten gebracht in den Aufenthaltsraum, wo sie sich aufgehalten hätten nach der Schule. Da habe sie nachgefragt, wo die Dose herkommt. Ihr sei erzählt worden, ein Mann habe einkaufen wollen, der habe die Dose verschenken wollen und im Laden vergessen und sei nicht wiedergekommen. Sei sei nicht die einzige gewesen, die kurz davor war das zu öffnen. Ihre Eltern haben gesagt, das gehört uns nicht. Sie sei damals wenig im Laden gewesen, am Freitag, 19.1., sie sie nur zufällig da gewesen. Es habe sie einfach interessiert, was in dieser Dose ist: “Und dann war es die Bombe.” Götzl möchte wissen, ab wann die Dose im Laden gelegen hat. Nach Abgabe des Korbes sei der gleich nach hinten geschoben worden, am Tag danach, Mitte Dezember, das sei ca. 1 Monat vorher gewesen, da sei der Korb in den hinteren Bereich gebracht worden, damit er nicht stört. Einen bis anderthalb Monate habe die Bombe in dem Raum gestanden, wo es jederzeit zur Explosion hätte kommen können.

Zu ihrer eigenen Position zum Zeitpunkt der Explosion sagt die Zeugin, das sei ein großer Schreibtisch im hinteren Bereich des Raumes gewesen, ein massiver Stahlschreibtisch, dahinter sei eine Art Couch gewesen. Auf dem Schreibtisch in der rechten hinteren Ecke habe die Dose gestanden. Sie habe erstmal davor gestanden, habe nur ganz leicht geöffnet, es sei nicht sofort zur Explosion gekommen. Sie sie vom vorderen Bereich nach hinten zur Sitzgelegenheit gegangen. In Schubladen seien da private Dinge gewesen, sie habe einen Spiegel gesucht. Ihr Kopf sei auf Höhe Schreibtischkante etwas nach rechts gedreht gewesen. Es habe Sekunden bis zur Explosion gedreht, sagt sie auf Frage, fünf bis zehn Sekunden, Gott sei Dank, ausreichend Zeit um einen Abstand von einem Meter zu bekommen und sich nach unten zu bücken. Auf Frage, wer noch zugegen war, sagt die Zeugin, sie sei an dem Morgen mit ihren Eltern und ihren beiden Geschwistern in den Laden gefahren. Ihr Zwillingsbruder habe in die Schule gemusst, der sei nicht mehr da gewesen. Schwester und Mutter seien im vorderen bzw. hinteren Ladenbereich gewesen, der Vater habe draußen Obst aufgebaut. Es sei zufällig gewesen, wo der Laden noch nicht auf hatte, eine Stunde später wären mit Sicherheit viele Schüler, 10, 15, bis zu 20 Personen, gleichzeitig im Laden gewesen.

Auf Frage sagt sie, es kurz vor der Schule, kurz vor 7 ungefähr, zur Explosion gekommen. Sie habe kurz mitgeholfen, um dann in die Schule zu gehen, die um 8 Uhr gewesen wäre. Der Laden hätte zwischen halb Acht und halb Neun geöffnet. Götzl fragt nach der Position der Schwester. Die sei im vorderen Kassenbereich gewesen, so die Zeugin, an der hinteren Wust-Käse-Theke, davon etwa 1 Meter entfernt, vom Büroraum nur durch den kleinen Flur getrennt, zwei bis drei Meter. Götzl bitte die Zeugin, zu ihren Verletzungen zu berichten, sie sei ja auch selbst Ärztin, es gehe auch um psychische Folgen, auch für die Familie. Sie wolle ausholen, so die Zeugin, was sie schon bei der Explosion wahrgenommen habe. Ihr sei schon im ersten Moment bewusst gewesen, dass die Augen sozusagen zugeschmolzen sind, sie habe sie mit aller Kraft nicht mehr aufgekriegt. Haare und Gesicht seien verbrannt gewesen, das habe sie gespürt. Sie sei anderthalb Monate im künstlichen Koma gewesen und auch eine Lungenentzündung bekommen, durch die Intubation. Dann sie die Phase des schrittweisen Aufweckens aus dem Koma gekommen, wo sie abschnittsweise Sachen mitbekommen habe: Die Eltern hätten ihr Briefe vorgelesen von Freunden: Da habe sie bewusst wahrgenommen, was passiert ist. Sie habe kurz vor dem Abi gestanden und ihr sei bewusst geworden, dass das erstmal nicht  klappen wird. Sie habe gewusst, dass es schlimm aussieht, habe es aber nicht einschätzen können. Sie habe sich das erste Mal ein paar Wochen später im Spiegel gesehen. Sie sei nur erschrocken gewesen, sie sei blau und grün gewesen, habe Schnittwunden im ganzen Gesicht gehabt, keine Haare mehr, das sei das Schlimmste für sie gewesen. Wegen dem Bruch der Augenhöhle habe es zum Glück keine Probleme gegeben. Beide Trommelfelle seien zerfetzt gewesen, das sei operiert worden. Es habe viele Narbenkorrekturen gegeben. Schwarzpulver sei im ganzen Gesicht verteilt gewesen, das führe zu “Schmutztätowierungen”. Es seien 10, 20, 30 Lasersitzungen erforderlich gewesen. Einiges sei noch sichtbar, wenn sie abgeschminkt sei. Es würden auch Narben bleiben, “mit denen ich leben muss und kann”.

Sie glaube, dass sie ungefähr Mitte März gegen ärztlichen Rat das Krankenhaus verlassen habe. Sie sei lange Zeit auf der Intensivstation gewesen, wo sie sediert gewesen sei, starke Schmerzmittel bekommen habe. Deren Wirkung sei ja, wie schon Frau O. gesagt habe, sichtbar gewesen. Sie habe Entzugserscheinungen nach dem Absetzen gehabt. Sie sei körperlich stabil genug gewesen, um nach Hause zu gehen. Die Anfangszeit zu Hause sei schwierig gewesen, sie habe viele Dinge nicht alleine tun können, habe keine großen Strecken laufen können. Sie habe lange Physiotherapie gehabt, um dann 50, 100 Meter bewältigen zu können. Sie sei lange zu Hause gewesen, sei isoliert gewesen. Ihr Freundeskreis sei viel bei ihr gewesen, die Eltern seien immer bei ihr gewesen. Sie habe nette Lehrer gehabt, die hätten ihr angeboten, das Abitur noch in dem Jahr nachzuholen, das habe sie dann im November machen können. Dann seinen weiteren Krankenhausaufenthalte gekommen, ärztliche Behandlungen, Operationen am Ohr, Narbenkorrekturen, über Jahre Laserbehandlungen. Irgendwann habe es für sie weitergehen müssen. Sie habe angefangen, zu studieren. Es sei nicht einfach gewesen, wenn man in die Öffentlichkeit geht: “In der Öffentlichkeit sieht es dir jeder an.” Das sei das Schwierigste für sie gewesen. Dann habe sie Chance gehabt, zusätzlich Medizin zu studieren und sei dann von Köln weggezogen, um auch Abstand zu allem zu gewinnen.

Götzl fragt, was zum heutigen Zeitpunkt an Folgen geblieben ist, und was bleiben wird. Äußerlich seien es Narben im Gesicht, sagt die Zeugin. Vergessen habe sie eben noch die Einsprengungen durch Splitter, es seien multiple Fremdkörper, Holzsplitter, in den Kiefer eingedrungen, die seien dann auch immer wieder durch den Kieferchirurgen entfernt worden. Aber es gebe immer noch Fremdkörper im Kieferbereich, wo sie ganz gut damit umgehen könne. Das Hörvermögen sei reduziert, damit müsse und könne sie leben, das habe sie integriert in ihr Leben. Die offensichtlichen Verletzungen im Gesicht seien am schwierigsten. Das sei immer noch das Schwierigste für sie. Sie habe einen starken Familienrückhalt gehabt und Freunde, die bis dato hinter ihr stehen würde. Auch von der Schule und Lehrern aus, die hätten so häufig geholfen. Das habe es ihr ermöglicht, das psychisch einigermaßen unbeschadet zu überstehen und ihr Leben fortzuführen.

Götzl fragt zum Ermittlungsverfahren, ob sie Überlegungen angestellt habe, wer verantwortlich sein könnte. Beim Ermittlungsverfahren gebe es zwei Abschnitte, sagt die Zeugin, den von damals und den von jetzt. Damals sei sie lange Zeit nicht involviert gewesen. Frau van O. habe ja berichtet, dass sie erst relativ spät habe vernommen werden können. Was sie mitbekommen habe über die Eltern sei, dass die Polizei einen rechtsradikalen Hintergrund ausgeschlossen habe. Sie, die Familie, hätten überlegt, ob es einen rechtsradikalen Hintergrund geben könne, das hätten die sicher ausgeschlossen. Beim iranischer Geheimdienst sei ihnen, der Familie, klar gewesen, dass das nicht sein kann, weil es keine Bezüge zu politischen iranischen Richtungen geben. Es sei dann einfach abgeschlossen worden. Die hätten gesagt, dass sie davon ausgehen, dass es ein Einzeltäter war, sie sei ein Zufallsopfer, es gebe keinen Bezug zu ihr. Das habe die Polizei gesagt, sie, die Familie, hätten keine Akteneinsicht gehabt. Sie seien auch sicher naiv gewesen, dass sie keine Anwälte eingeschaltet haben. Wenn sie sich dann die ganzen Ermittlungen anschaue, sei sie geschockt, wie das abläuft. Man müsse nur sagen, ich war es nicht, habe nichts damit zu tun, und damit sei Ende. Es werde ein Vermerk geschrieben und dann werde es abgeschlossen. Im Hinblick darauf, dass es ein Einzeltäter ohne Bezug zu ihr gewesen sein solle, habe sie gut abschließen können. Bis dann dieses Bekennervideo, was die Angeklagte verschickt habe, bei Spiegel TV gekommen sei und sie den Laden wiedererkannt hätten Da habe sie unter Schock gestanden.

Sie sei bis dahin davon ausgegangen gegen sie als Menschen aufgrund ihrer Herkunft gebe es keine Bezüge. Dann sei jemand von der Kripo gekommen, die auch nichts hätten sagen wollen, sondern nur vor der Presse hätten warnen wollen. Erst einen Monat später sei sie zur Vernehmung vorgeladen worden, auch da sei ihr nichts gesagt worden, was die Ermittlungen betrifft. Auf ihre Frage, wie man eine akute Gefahr ausschließen kann, sei ihr gesagt worden, dass es keine Hinweise dafür gibt. Das könne sie nicht nachvollziehen, auch aufgrund der ganzen Ermittlungsfehler. Nach ihrer Vernehmung habe es keinen polizeilichen Kontakt gegeben, dann hätten sie erst spät Akteneinsicht bekommen über die Anwältin, die Informationen habe sie sich über die Medien zusammensuchen müssen. Es habe sich die Frage gestellt, ob Hinweise aufgefunden wurden, die auf die Familie persönlich hinweisen. Es sei nicht klar, ob es zusätzliche Helfer gibt, die noch frei herumlaufen. Das sei nicht einfach. Keiner der Anwesenden könne ihr garantieren, dass es nicht noch zusätzliche Leute gibt, die am nächsten Tag vor der Tür stehen. Vorgestern sei ihre Garagentür geöffnet gewesen, wo eigentlich keiner heran komme, da denke sie sofort, wer war das. Sie habe sich gebückt, unter dem Auto gesucht, ob eine Bombe platziert ist. Das seien Auszüge aus ihrem Alltag, um zu zeigen: “ganz abgeschlossen ist es nicht”.

Götzl fragt zu den Folgen für die Eltern. Die schlimmste Zeit für die Eltern sei gewesen, so die Zeugin, als sie im Krankenhaus lag. Das Kind so verletzt da liegen zu sehen, sei für keine Eltern einfach. Als ihre Eltern sie raus getragen hätten, seien die herumgelaufen, hätten nur nach Hilfe gerufen. Die lange Zeit im Krankenhaus seien ihre Eltern die ganze Zeit an ihrer Seite gewesen. Der Laden sei bis auf den Grund zerstört gewesen, habe renoviert werden müssen. Ihr Vater habe versucht, den Laden wieder aufzubauen, um den Lebensunterhalt zu sichern, für die Familie mit vier Kindern in Ausbildung. Das sei aber nicht mehr möglich gewesen, weil ihre Mutter den Laden nicht mehr habe betreten können, es abgelehnt habe, dort noch einmal zu arbeiten, und der Vater habe es nicht alleine geschafft. Der Laden habe dann verkauft werden müssen.

Auf Frage nach dem finanziellen Schaden spricht die Zeugin von zigtausend Euro. Es sie nicht nur der akute Schaden an der Einrichtung, sondern eher die Folgeschäden, die fehlenden Einnahmen. Der Laden sie die Haupteinnahmequelle der Familie gewesen. Der konkrete Schaden hätte vielleicht noch kompensiert werden können, aber wenn die Einnahmen wegfallen und man steht vor dem Nichts, dann sei das der eigentliche Schaden. Götzl fragt nach den Konsequenzen für die Geschwister. Die seien am Anfang immer wieder vernommen worden, sagt die Zeugin. Das sei sehr unangenehm für sie gewesen. Es sei auch schwer gewesen, die Schwester so schwer verletzt zu sehen. Körperliche oder psychische Schäden direkt daraus hätten die nicht erlitten. Aber der Tatbestand, jetzt im Nachhinein auch zu wissen, es gibt wirklich Menschen, die dich wegen deiner Herkunft so in dem Maße attackieren, angreifen und letztendlich versuchen umzubringen, das setze einem zu, vor allem, wenn  man hier aufgewachsen ist. Sie seien hier aufgewachsen, hätten hier akademische Abschlüsse gemacht, deutsche Freundeskreise und dann sehe man das in dem Video. Die Zeugin nennt die Stelle einer früheren Version des NSU-Videos, wo auf den Anschlag und sie als Opfer Bezug genommen wird, dass sie nun sehe, “wie wichtig uns die Erhaltung der deutschen Nation ist” (vgl. 43. Verhandlungstag). Die Zeugin sagt: “Das ist traurig für mich, traurig für meine Familie, schade.”

Götzl fragt, ob ihr Vater mal eine Beschreibung der Person gegeben habe. Sie müsse sagen, so die Zeugin, nicht in der Anfangszeit, wo sie frisch erwacht sei. Da hätten ihre Eltern versucht, das Thema fernzuhalten. Dann sei natürlich darüber gesprochen worden. Unklar sei gewesen sei, wer es getan haben könnte. Sie selbst habe den nicht gesehen, sie könne keine Beschreibung abgeben, nur wiedergeben, was der Vater berichtet hat. Es sei ein junger Mann gewesen, um die 30 plusminus ein paar Jahre, etwa 180 cm, schlank, wahrscheinlich Deutscher, er habe keinen Akzent gehabt, weißes Hemd, blaue Jeans, längere Haare, übers Ohr, leicht gewellt und blond, markantes, knochiges Gesicht. Jedenfalls sei er nicht auffallend gewesen, müsse man leider sagen. Götzl fragt, wer bei der Abgabe noch zugegen gewesen sei. Das sei erstmal definitiv ihr Vater gewesen, sagt die Zeugin, und ihre Schwester sei auch im Laden gewesen. Die sei hinten im Büroraum gewesen, habe dort Hausaufgaben gemacht, sei kurz nach vorne gegangen und habe den Täter auch kurz wahrnehmen können. Dann habe ein anderer Zeuge den Mann gesehen. Der habe eine ähnliche Beschreibung abgegeben wir ihr Vater. Der Zeuge habe beschrieben, dass der Mann ein paar Wochen später rein gekommen sei und gewartet habe, bis ihr Vater nicht da gewesen sei und dann sei der selbst nach hinten gegangen, wahrscheinlich um zu gucken, warum die Bombe noch nicht explodiert ist. Es gebe eine weitere Zeugin, die meint, den Mann gesehen zu haben und auch eine ähnliche Beschreibung auch abgegeben habe.

Götzl fragt, warum die Zeugin eben von “Geschenk” gesprochen habe. Sie sagt, das habe so ausgesehen, es sei ein Weihnachtsmotiv mit Sternchen gewesen, das nehme man, um Kekse, Plätzchen oder Alkoholflaschen zu verschenken, habe sie angenommen. Der habe ja auch erwähnt, dass das ein Geschenkkorb sei und er noch Lebensmittel aussuchen wolle. Sie verneint, das sonst Verpackung um die Dose gewesen sei. Götzl hält vor, dass die Zeugin am 5.3.2001 angegeben habe, dass sie sich erinnern könne, dass da noch ein Geschenkband um die Dose herum war. Da könne sie sich heute nicht mehr dran erinnern, antwortet die Zeugin, sie könne es sich aber nicht vorstellen, weil es umständlich wäre, das Band zu entfernen und die Dose zu öffnen. Sie meine sich zu erinnern, dass es ganz einfach war, die Dose zu öffnen. Sie verneint, den Deckel ganz aufgemacht zu haben. Das sei nur ein Spalt gewesen, vielleicht 1 cm. Für sie habe es nach einer Campinggasflasche ausgesehen, die man zum Kochen nimmt, aber sie habe keine Zündvorrichtung gesehen. Ihr erster Gedanke sei gewesen, was für ein komisches Geschenk. Wenn sie das gewusst hätte, hätte sie, so die Zeugin, noch raus laufen und die anderen mitnehmen können. Götzl macht dann noch einige Vorhalte aus einer Stellungnahme der Zeugin zu medizinischen Fragen und stellt Fragen zum späteren Studium.

NK-Vertreter RA Daimagüler fragt die Zeugin, ob sie nach dem was geschehen ist, nach dem was sie zwischenzeitlich erfahren habe, jemals erwogen habe, Deutschland zu verlassen. Darauf sagt die Zeugin, als das Video veröffentlicht worden sei, wo man mitbekomme, dass man wegen seiner Herkunft, weil man im Iran geboren wurde, so angefeindet wird, da sei der erste Gedanke gewesen, was sie jetzt noch hier solle, wenn das die Absicht sei. Sie habe sich soviel Mühe gegeben, sei ein Muster an Integration. Wenn man sogar Leute wie sie bekämpft: “Was soll ich dann hier?” Aber das sei die Absicht der Leute gewesen. Dann sagt sie, dass sie hier zu Hause ist, sie werde ihr Leben hier fortführen: “Jetzt erst recht.” So leicht lasse sie sich sicher nicht aus Deutschland raus jagen. RA Erdal fragt, ob ihre Mutter nach dem Bekennervideo ihr etwas über Beate Zschäpe erzählt habe. Die Zeugin sagt, in dem Zeitraum, wo die Dose abgegeben wurde, sei ganz auffällig gewesen, dass eine Frau in den Laden gekommen sei, die vehement darauf bestanden habe die Toilette zu benutzen. Das sei die einzige Möglichkeit um aus dem Geschäftsraum Einblick in den hinteren Raum zu haben. Ihre Mutter habe das zuerst abgelehnt, sie habe sich dann nach einiger Zeit überreden lassen, weil die Frau sich nicht abweisen ließ. Sie habe die Frau dann nach hinten in den Bereich gelassen. Im Rahmen der ersten Ermittlung sei ihrer Mutter das nicht so aufgefallen, aber als raus gekommen sei, dass bei dem Kern von drei Leuten eine Frau dabei war, sei ihr das auffällig vorgekommen. Ihre Mutter könne sich nicht hinstellen und sagen, dass das Zschäpe war, aber mit Sicherheit, dass es ähnliche Züge gewesen seien. Auffällig sei auch gewesen, dass es kurz vor Abgabe des Korbes Anrufe beim Vermieter gegeben habe, diesen Laden auf keinen Fall weiter an Ausländer zu vermieten.

Dann fragt der SV Peschel die Zeugin, ob sie sicher sagen könne, dass sie nicht bewusstlos war. Sie antwortet, sie könne hundertprozentig sicher sagen, dass sie nicht bewusstlos war. Ihr sei von Beginn an klar gewesen, dass es sich um eine Explosion gehandelt hat, sie habe keine retrograden Erinnerungslücken, könne beschreiben, wo die Bombe explodiert ist, dass sie keine Luft bekommen hat, ihre Augen verklebt waren, könne genau wiedergeben, dass ihre Eltern reinkamen, dass sie massive Schmerzen hatte. Zur Augenhöhlenfraktur sagt sie, es habe sich keiner geäußert, wie diese zustande gekommen ist, die Wucht der Explosion, dass diese Splitter ins Gesicht geprallt seien. Man habe ja gesehen, wieviele Glas und Blech da durch die Luft geflogen seien. Sie könne froh sein, dass es nur in dem Ausmaß war. Zur Länge der Beatmung im Krankenhaus sagt die Zeugin, soweit sie sich erinnere, was sie mitbekommen habe, habe sie eine Pneumonie gehabt, eine Extubation sei deswegen nicht möglich gewesen. Sie verneint, dass ein Luftröhrenschritt vorgenommen wurde, sie sei nur oral intubiert gewesen. Sie berichtet von weiteren Komplikationen durch die Medikamente. Dann fragt Peschel, ob sie am Auge selbst auch Verletzungen gehabt habe, was Zeugin verneint, sie habe wahnsinnig viel Glück gehabt.

Zschäpes Verteidiger RA Stahl fragt, wann das Thema der auffälligen Person aufgekommen sei, die dringend auf Toilette wollte. Das sei im Rahmen des Videos gewesen, als heraus gekommen sei, dass es ein Trio, eine Gruppe gab. Sie hätten sich gefragt, was haben wir übersehen, hätten wir vorher schalten müssen. Sie wisse, dass ihre Mutter sich Vorwürfe gemacht habe, hätte ich den Korb früher weggestellt, hätte ich dem Mann nicht erlaubt, den Korb abzustellen. Das sei erst im Rahmen der Veröffentlichung des Videos raus gekommen. Vorher hätten sie irgendwann abgeschlossen damit und nicht tagtäglich über jede Auffälligkeit gesprochen. Stahl fragt die Zeugin, ob ihre Mitte erzählt habe, wer diese Person gesehen hat. Die Zeugin sagt: “Sie.” Zur Frage, wann die Mutter diese Person gesehen hat, sagt die Zeugin, das müsse natürlich in dem zeitlichen Rahmen gewesen, der Korb sei in der Vorweihnachtszeit abgegeben worden, es müsse einige Wochen davor gewesen sein. Stahl fragt, ob ihre Mutter die Person ungeachtet der gewissen Ähnlichkeit habe beschreiben können. Sie sei bei den Vernehmungen der Mutter nicht anwesend, gewesen, so die Zeugin, sie, die Zeugin, habe nie behauptet, dass jemand sicher identifiziert wurde, nur dass es eine Ähnlichkeit gebe. Stahl sagt, es gehe nicht um die Vernehmung, und fragt, ob ihre Mutter der Zeugin gegenüber eine Beschreibung abgegeben habe. Ihre Mutter habe gesagt, dass es eine Ähnlichkeit zu Zschäpe gab, sie sei nicht angekommen nach so langer Zeit und habe die Frau detailliert beschrieben. Sie habe nur berichtet im Nachhinein, als das Video herauskam, ob sie damals hätte reagieren sollen, als diese Frau in den Laden gekommen sei, die ihr ähnlich gesehen habe von der Statur her, von den Haaren her. Stahl sagt, als das Video in der Öffentlichkeit zu sehen gewesen sei, da sei Zschäpe nicht zu erkennen. Die Zeugin sagt, es habe aber in den Medien relativ zügig Veröffentlichungen mit Fotos gegeben, nicht in dem Video: “Das wäre ja leichtsinnig gewesen, sich in dem Video selbst darzustellen.” Auf Nachfrage von Stahl sagt die Zeugin, man könne ja nur Ähnlichkeiten feststellen, wenn man eine Vergleichsperson habe. Auf Frage des SV Mölle sagt, ihr Kopf sei bei der Explosion ca. 1 Meter von dem Korb entfernt gewesen. Sie bestätigt, dass der Oberkörper etwas weiter weg gewesen sei. Der sei durch die gebückte Haltung geschützt gewesen und durch die Tischplatte.

Nach der Vernehmung gibt RAin Lunnebach eine kurze Erklärung zur Aussage ihrer Mandantin ab. Sie sagt, ihre Mandantin habe ja schon kurz aus dem Video zitiert: “Ich kann nur sagen, ich fände es gut, wenn hier in Deutschland mehr Leute leben würden wie Frau [...].” Im Publikum auf der Empore kommt kurz Beifall auf.

Es folgt die Mittagspause bis 13.27 Uhr. Danach sagt Richter Götzl in Richtung der Besucherempore, Beifallskundgebungen seien zu unterlassen, egal zu welchem Thema: “Bitte richten Sie sich danach.” Dann folgt die Einvernahme des sachverständigen Zeugen Dr. Gu.
Dieser berichtet, dass er bis 2007 bei der Geschädigten des Anschlags in der Kölner Probsteigasse mehrere Laserbehandlungen im Gesicht durchgeführt hat, um die “Schmutztätowierungen” zu behandeln, und Narben behandelt hat.

Als nächstes wird der sachverständige Zeuge Dr. Ju. gehört. Der Zeuge war der behandelnde HNO-Arzt der Geschädigten. Er berichtet von Trommelfellverletzungen auf beiden Seiten und davon, dass die Trommelfelle durch Operationen und auf einer Seite durch Spontanheilung wieder verschlossen seien. Die Patientin habe aber durch den Knall eine bleibende Innenohrschädigung auf der rechten Seite, und auch würden Ohrgeräusche wahrscheinlich bestehen bleiben.

Danach folgt der sachverständige Zeuge Dr. Me., der berichtet, dass sich die Patientin 2005 vorgestellt habe. Es sei um Beschwerden an der Oberlippe gegangen. Es seien Fremdkörper festgestellt worden, die aber auf einem Röntgenbild nicht zu sehen gewesen seien. Die Fremdkörper seien dann in einer ambulanten OP entfernt worden. Es seien mehrere kleine Fremdkörper gewesen, die er als holzähnliche Teile bewertet habe.

Dann verliest OStAin Greger die Stellungnahme der BAW zum Beweisantrag auf Ladung von Tibor Re. (116. Verhandlungstag). Der Antrag sei aus Rechtsgründen abzulehnen. Die Tatsache, die bewiesen werden soll, sei aus tatsächlichen Gründen ohne Bedeutung. Der Zeuge solle bekunden, dass er mit Mundlos ein Asylbewerberheim ausspioniert hat. Dies weise keinen unmittelbaren Bezug zu den Angeklagten oder den angeklagten Taten auf. Es handele sich dabei um eine einzelne Tat, die lange vor den angeklagten Taten und Gründung der terroristischen Vereinigung liegt. Die gefestigte rechtsextreme Haltung und fremdenfeindliche Einstellung von Mundlos sei bereits auf hinreichend viele Beweismittel gestützt. Die rechtsextremistische Einstellung der drei Mitglieder sei bisher belegt worden, z.B. durch Straftaten der Gruppenmitglieder 1996 bis 1997. Ein grundsätzlicher Zusammenhang zwischen der Beweistatsache und dem Gegenstand des Verfahrens sei nicht von der Hand zu weisen. Wegen der Konzentrations- und Beschleunigungsmaxime sei der Senat nicht gehalten, dem Antrag nachzugehen. RA Stahl sagt, Greger habe gesagt, dass die Sache vor der Gründung der terroristischen Vereinigung gewesen sei. Er gehe davon aus, dass Greger von drei Mitgliedern ausgehe, von denen eines Zschäpe ist. Außerdem habe Greger gesagt, dass die Gruppenmitglieder für Straftaten 1996 bis 1997 verantwortlich seien. Greger solle erklären, welche Straftaten des mutmaßlichen Mitglieds Zschäpe hier festgestellt worden seien. NK-Vertreter RA Hoffmann erwidert auf Greger, angesichts der engen persönlichen Verbindungen der anderen Angeklagten zu Böhnhardt und Mundlos werde man aus der inneren Einstellung von Mundlos, die sich durch die Angaben des Zeugen Re. feststellen lassen würden, auch Schlüsse auf die Einstellung der Angeklagten, G., S. und Wohlleben ziehen können. Wenn schon so früh potenziell lebensgefährliche Aktionen ins Auge gefasst worden seien, dann werde man Rückschlüsse auf Diskussionen in der Gruppe machen können. Man könne feststellen, wie stark Ausländerfeindlichkeit, die Einstellung gegenüber Flüchtlingen, Fremden einen Einzelnen und damit auch die Gruppe geprägt habe. Es dränge sich außerdem auf, dass die terroristische Vereinigung vielleicht schon deutlich früher und von mehr Personen gegründet worden sei. RA Stahl sagt, auch wenn das sonst so üblich sei, solle seine Erwiderung auf Greger nicht isoliert im Raum stehen bleiben. Er fordere die BAW auf, Stellung zu nehmen, sie sei der Objektivität verpflichtet. Diemer erwidert auf Hoffmann, die BAW habe ein Beweisangebot gemacht, das schwerwiegender sei. Es gehe darum, ob dieser minimale hier beantragte Beweis noch zusätzlich erhoben werden muss.

Als letzter Zeuge wird der sachverständige Zeuge Prof. Dr. Sp. gehört, der vor seiner Pensionierung beim Klinikum Merheim beschäftigt war. Er berichtet, die Patientin sei erst in der Kieferchirurgie der Uniklinik gewesen und sei mit dem Hubschrauber zu ihnen überführt worden. Sie habe verschiedene Schnittverletzungen im Bereich des Hinterkopfes, des Gesichtes und der rechten Hand, ca. 5 Prozent der Körperoberfläche sei verbrannt gewesen, sie habe multiple, kleinere Einsprengungen in der Haut gehabt. Sie sei sechs bis sieben Wochen bei ihnen geblieben, die meiste Zeit intubiert, und dann habe man sie entlassen können. Fast genau ein Jahr später sei die Patientin nochmal von ihnen operiert worden, wo sie multiple Narbenkorrekturen durchgeführt hätten. Narben könne man nie komplett reversibel machen, auch die Hauteinsprengungen nicht, aber er glaube, dass es eigentlich ein sehr gutes Ergebnis sei. Zur Anzahl der Schnittverletzungen sagt Sp., es habe eine prominente gegeben, über die halbe Gesichtshälfte und zwischen 20 und 30 kleinere. Der Schweregrad der Verbrennungen sei nicht transplantationswürdig gewesen, man behandle das konservativ mit Spezialverbänden. Zu Holzsplittern sagt er, das seien Fremdkörper, die man in der Regel entfernen sollte, aber manchmal seien die so tief, dass man sie chirurgisch nicht angehe, weil man mehr zerstören würde als man erreichen kann. Auf Frage von OStAin Greger sagt Sp., Lebensgefahr habe eigentlich nicht bestanden. Ein Patient, der intubiert ist, sei aber erst dann wieder komplikationsfrei, wenn er aufwacht. Auf Frage zu den Augen spricht der Zeuge von Hornhauteinblutungen, die sie durch Verbände hätten beherrschen konnten. Bei jeder Verbrennung sei das Gesicht sehr geschwollen, aber nach wenigen Tagen schwille es ab. Lunnebach fragt, ob Sp. die Patientin gesehen habe. Sp. sagt, er habe alle zwei Tage Visite gemacht, ob er sie dann am ersten oder am zweiten Tag gesehen habe, wisse er nicht. Auf Frage des SV Peschel sagt der Zeuge, die Intubation sei nicht bei ihnen erfolgt, sondern im anderen Krankenhaus für den Transport. Dann sei es schwer, die Intubation zu lösen. Auf eine Frage nach der Pneumonie sagt Sp., eine Pneumonie könne er eigentlich nicht bestätigen, dazu finde er zumindest in seinen Unterlagen nichts. Probleme habe es gegeben bei einer Probe-Extubierung, da habe die Patientin nicht genug Luft gezogen und sei deswegen am gleichen Tag wieder intubiert worden, um einer Lungenentzündung vorzubeugen. RAin Lunnebach möchte wissen, was Sp. denn an Unterlagen gehabt habe. Sp. sagt, er habe die Unterlagen eingesehen, er habe Briefe, Verlegungsberichte und OP-Berichte gehabt, das Krankenblatt nicht. Auf Frage, warum er das Krankenblatt nicht gehabt habe, sagt er, das sei nicht auffindbar gewesen. Die Frage des SV Peschel, ob es korrespondierende Wunde zu der Fraktur gab, verneint der Zeuge. Er denke, das sei durch den Druck entstanden, so Sp.. Auf Frage von RA Erdal, ob er den OP-Bericht habe, sagt Sp., er habe den zweiten OP-Bericht, den ersten habe er nicht.

Nach der Vernehmung sagt RA Stahl, er beantrage, dass Götzl OStAin Greger dazu anhalte, eine schriftliche Leseausfertigung der Stellungnahme, die sie abgegeben hat, zur Verfügung zu stellen. Götzl sagt, es stehe den Beteiligten frei Stellungnahmen schriftlich oder mündlich abzugeben. Stahl sagt, er habe Greger gefragt, aber die habe “Nö” gesagt. Vielleicht mache sie das ja, wenn Götzl fragt, sonst müsse er mit den Mitteln arbeiten, die er zur Verfügung habe.

Der Verhandlungstag endet um 14.59 Uhr.

Rechtsanwalt Scharmer erklärt: “Es ist beeindruckend, mit welcher Kraft die junge Frau die Folgen des Bombenanschlags bis heute bekämpft. Die Ermittlungsbehörden haben - wie in allen anderen Fällen - von Anfang an in die falsche Richtung ermittelt. Damit aber nicht genug. Auch nach der Selbstenttarnung des NSU 2011 sind die Ermittlungsbehörden offensichtlich ohne jede Empathie mit der Familie umgegangen. Diese Behandlung ist nach allem, was die Familie über die Jahre erleiden musste, absolut indiskutabel. Das muss weiter aufgeklärt werden und auch Konsequenzen für die handelnden Beamten haben.”


Protokoll 119. Verhandlungstag - 5. Juni 2014

Auch am heutigen Hauptverhandlungstag beschäftigte sich die Beweisaufnahme mit dem Bombenanschlag in der Probsteigasse in Köln. Die deutsch-iranischen damaligen Lebensmittelhändler, Vater und Mutter der schwerverletzten 19-jährigen Geschädigten, und ihre Schwester sagten aus.

Hinweis: Auf ausdrücklichen Wunsch der Geschädigten des Anschlags in der Kölner Probsteigasse und ihrer Familie verzichten wir in diesem Protokoll auf die Nennung der Namen der betroffenen Personen, auch in abgekürzter Form. Auch persönliche Details sind teilweise gekürzt.

Beginn: 9:45 Uhr

Zeug_innen:

	Vater der Verletzten aus der Kölner Probsteigasse und Nebenkläger
	Mutter der Verletzten aus der Kölner Probsteigasse und Nebenklägerin
	Schwester der Verletzten aus der Kölner Probsteigasse und Nebenklägerin




Disclaimer: Bei diesem Protokoll handelt es sich um die redaktionell bearbeitete Mitschrift von Mitarbeiter_innen von NSU-Watch im Gerichtssaal. Es stellt kein vollständiges Wortprotokoll dar. Auch wenn wir versuchen, die Aussagen so genau und korrekt wie möglich wiederzugeben, können Missverständnisse und Fehler auftreten, manchmal gibt es Lücken. Deshalb können wir keine Gewähr für die Korrektheit und Vollständigkeit übernehmen. Die Aussagen sind insoweit redaktionell bearbeitet, dass sie auch außerhalb des Saals lesbar und verständlich werden.

Erster Zeuge ist der Vater der bereits am Vortag in der Probsteigasse Verletzten (118. Verhandlungstag). Zunächst ist zu klären, ob der Zeuge eine Übersetzung haben möchte. Der Zeuge, der mit Dolmetscher und seiner Nebenklage-Anwältin Edith Lunnebach an der Zeugenbank Platz genommen hatte: „Ja, besser, vielen, vielen Dank!“ Der Farsi-Übersetzer wird vereidigt und belehrt.

Zur Feststellung der Personalien: Der Zeuge ist Anfang 60, arbeitslos, früher Kaufmann. „Nach der Explosion ist der Laden kaputtgegangen, da habe ich keinen mehr“. Götzl fragt, ob der Zeuge mit den hier Angeklagten verwandt oder verschwägert sei. Der Zeuge deutet auf Angeklagten: „Mit denen? Nein, nein, nein, nein…“

Aufgefordert von Götzl berichtet der Zeuge, wie es zu dem Anschlag am 19.1.2001 auf seinen Laden kam:

Zeuge: Es war ein paar Tage vor Weihnachten und es war so gegen 17 oder 18 Uhr, da kam ein Herr in meinen Laden mit einem weißen Hemd und einer Jeanshose, er war schmächtig gebaut, hatte lockige Haare, ziemlich lange Haare; er hatte einen Einkaufs-, einen -korb. Er ist in den Laden reingekommen, wollte sich was holen. Wir waren gerade dabei, den Laden zu schließen. Er hat seine Runde gedreht im Laden, eine Jack Daniels [Whiskey] in den Korb und Chips, das war so für 55 DM, was er in den Korb gelegt hat. Er kommt zur Kasse und sagt: „Tut mir Leid, ich habe mein Portemonnaie vergessen. Ich wohne hier um die Ecke.“ Ich hatte den Mann noch nie gesehen. Wir waren schon lange in der Ecke und kennen dort alle Leute rundum, viele sind Stammkunden, auch die Schulkinder kennen wir. Er hat sich etwas komisch verhalten, dann ist er weg gegangen, ist weg gerannt., Ich bin ihm hinterher, er ist aber weggerannt; meine Tochter war hinten und ich hab nicht so richtig in Erinnerung, dass sie nach vorne kam und sagte, dass sie den Mann auch gesehen hat. Dann war der Mann weg, wir haben den Laden geschlossen, wir tun das in der Regel zwischen 6 und 7 Uhr abends. Den Korb, den der Mann zurückgelassen hatte, habe ich ich vor meinen Füßen an der Kasse gelassen. Am nächsten Tag haben wir wieder geöffnet, der Mann war aber nicht gekommen, auch am Tag danach. Wir haben den Korb nach hinten in den Aufenthaltsraum gebracht. Also vor der Explosion am 19.1. war auch mein Sohn neugierig und wollte wissen, was da alles drin ist. Auch meine später verletzte Tochter wollte schon vorher die Dose öffnen. Und am fraglichen Tag war ich im Großhandel, wollte für den Laden einkaufen. Dann, meine Tochter ist mit uns in den Laden gefahren, ihr Auto war auch kaputt; auch meine jüngste Tochter und mein Sohn, wir waren zu fünft. Mein Sohn fährt gleich weiter zur Schule. Ich bin gerade dabei, den Laden zu richten und die Sachen in die entsprechenden Regale zu legen. In der Regel wird um sieben Uhr früh geöffnet, es waren insbesondere die Schüler, die bei uns eingekauft haben. Und ich kann nur von Glück sprechen, dass die Explosion stattgefunden hat bevor die Schulkinder kamen, denn unsere Kunden sind in der Regel Deutsche gewesen; als Tochter mit Vorbereitungen fertig war, ist sie nach hinten in den Aufenthaltsraum gegangen. Um sich für die Schule zurechtzumachen und dann zu gehen. Und, soweit ich weiß, war sie neugierig, sie wollte unbedingt wissen, was in der Dose war und hat sie geöffnet. Sie hat sich dann nach dem Spiegel zum Schminken gebückt, dann ist die Dose explodiert. Es war ein Riesenknall, sehr laut; ich konnte erst nicht einordnen, woher das kommt, ob das bei uns oder in der Nachbarschaft war, auf einmal kam meine Frau. Sie sagte: „Pass auf, das ist bei uns“; alles war dunkel und überall war Rauch und unsere Tochter ist da hinten. Ich bin nach hinten gerannt, meine Frau hinterher. Soweit ich mich erinnere, lag der Korb da und die Tochter da [deutet die Räumlichkeit an]. Es war komplett dunkel, ihre Haare waren komplett verbrannt. Ich habe meine Tochter aufgehoben, mit Hilfe meiner Frau haben wir die Tochter zum Auto gebrach. Nach ein paar Minuten kamen Feuerwehr und Polizei. Ich gehe davon aus, dass der Hilferuf wohl von dem Kiosk in der Nachbarschaft abgesetzt wurde oder von Nachbarn; danach hat man uns verboten, den Laden zu betreten. Die Tochter wurde in den Krankenwagen gelegt; die jüngste Tochter wurde mit dem Streifenwagen abgeholt. Meine Frau und ich standen hilflos da und wussten nicht, was wir tun sollten. Danach war polizeiliche Vernehmungen.Wir waren bis um 2 Uhr bei der polizeilichen Vernehmung. Dann sind wir ins Krankenhaus gefahren.

Götzl fragt nach der Verfassung der Tochter.
Zeuge: Wir sind erst Mal nicht reingelassen worden. Der ganze Kopf und die Haare waren verbrannt, ihre Augen waren zu, ein Beatmungsgerät war angeschlossen, Infusionen. Also, uns wurde gesagt, dass die Beatmung wegen Schwarzpulvereinatmung vorgenommen würde.
Götzl fragt, ob seine Tochter unmittelbar nach der Explosion ansprechbar gewesen sei.
Zeuge: „Passt auf Euch auf!“ hat sie gesagt. Bewusstlos war sie nicht, war aber in einem sehr schlechten Zustand. Es hat nicht lange gedauert, bis der Sanitäter da war und sie abtransportiert hat.
Götzl: Sie sprachen von „ein paar Tage vor Weihnachten“: können sie das eingrenzen.
Zeuge: Soweit ich mich erinnere war das zwei, drei Tage vor Weihnachten.
Götzl: Wer war noch im Laden?
Zeuge: Meine jüngste Tochter, sie hat Schulhausaufgaben gemacht, hinten im Aufenthaltsraum, anschließend war sie vorne im Laden und hat gesagt, dass sie den Mann auch gesehen hat. Wann genau sie nach vorne gekommen war, kann mich beim besten Willen nicht dran erinnern. Wir konnten uns ja nicht vorstellen, dass so etwas passieren kann, deshalb haben ich nicht so drauf geachtet.
Götzl: Wann sagte ihre Tochter, dass sie den Mann auch gesehen hat?
Zeuge: Wir konnten uns doch nicht im Traum vorstellen, dass so etwas passiert: Insofern kann ich mich nicht erinnern. Aber ich kann ihnen mit Sicherheit sagen. Als Mann weggerannt war, bin ich hinterher, um zu gucken, wohin er läuft. Und beim Zurückkommen war meine Tochter im Laden zwischen der Kasse und der Eingangstür.

Zschäpe-Verteidiger RA Stahl meint, er könne mit seiner Mandantin nicht vertraulich kommunizieren, da Frau Lunnebach alles mitbekomme. RAin Lunnebach setzt sich um, ans andere Ende der Zeugenbank.

Götzl: Sie haben das Geschäft verlassen und sind hinter dem Mann her?
Zeuge: Ich bin nicht hinterher gerannt, aber sein Verhalten war verdächtig, so etwas suspekt, ich bin ihm hinterher gegangen. Ich habe nur gesehen, dass der Herr nach rechts gegangen ist, beim Umdrehen stand meine Tochter neben mir. Das ist eine kleine Straße, die Probsteigasse, ich habe mich nur einen halben Meter aus der Tür bewegt, auf die Treppe vorm Laden, ich habe nur so geguckt, er ist weggelaufen.
Götzl: Sie sagen ‘komisch, suspekt’. Können sie das näher beschreiben?
Zeuge: Wir haben überwiegend Stammkunden, die wir gut kannten. Wenn jemand kein Geld dabei hatte, hat man ihnen vertraut und die Ware auch so ausgegeben mal. Aber der Mann ist reingekommen, hat die Sachen geholt: So wie er sich da aufgeführt hat, das war für mich nicht normal, sagte „Ich hab kein Geld!“, das hat mich so etwas nachdenklich gemacht. Einer, der den Ladenbesitzer nicht kennt und dann kommt und sagt, dass er kein Geld hat, ist suspekt. Ich habe kurz überlegt, ob ich ihm die Ware nicht so gebe und er soll Geld später bringen. Aber er bestand darauf, weil er um Ecke wohne, dass er gleich zurückkommt zum Bezahlen; „Kein Problem“, sagte ich und - die Kasse war wie der Tisch hier [deutet auf den Zeugentisch] - den Korb einfach vor meine Füße gestellt.
Götzl: Und wann ist der Korb nach hinten gekommen?
Zeuge: Meine Frau hat den Korb da hingebracht, wir haben vorne nicht so viel Platz. Er stand so ein oder zwei Tage vorn.
Götzl: Was hat ihre Tochter hinten gemacht, was wissen sie von der Tochter noch?
Zeuge: Zunächst war nicht nur meine Tochter neugierig, auch der Sohn. Ich wollte da in den Korb nicht reinschauen; ich sagte mir: Das ist nicht unseres, es wurde uns anvertraut. Mein Sohn wollte unbedingt reinschauen; und, wie gesagt, sie ist dann immer nach hinten gegangen, um sich zurecht zu machen; auch an dem Tag. Sie hat sich gebückt um ihr Schminkzeug aus einer Schublade zu holen, dann gab es die Explosion. Ob sie mir das geschildert hat oder meine Frau, weiß ich nicht mehr, aber wir wussten, dass sie ihre Schminksachen da hatte usw.
Götzl: Nochmal zu dem Mann mit dem Korb: Können sie ihn noch näher beschreiben?
Zeuge: Er war schmal, dünn, vielleicht 175-180 cm groß, war auf jeden Fall nicht korpulent, mit hohen Wangenknochen; er hattte Locken, das Hemd war weiß und eine Jeanshose. Er war nur bekleidet mit einem Hemd. Was mich so ein bisschen stutzig gemacht hat: Als er den Laden verlassen hat, ist er gerannt; viel schneller als normales Laufen… Ich habe dann noch zugewartet. In der Regel wird ja zwischen 18 und 19 Uhr zugemacht. An diesem Abend haben wir extra etwas länger gewartet, in der Hoffnung, dass er zurückkommt. Ich hatte ihn vorher noch nie gesehen.

Götzl: Gab es vor der Korbabgabe irgendetwas Besonderes?
Zeuge: Lassen sie mich weiter ausholen: Wir haben überwiegend Stammkunden, die Waren bestellt haben zum Ausliefern. Einige haben sogar ihre Schlüssel bei uns abgegeben, damit wir die Sachen bei ihnen einstellen können. Soviel Vertrauen gab es. Es hat auch schon mal Kunden gegeben, die bei uns ihren Geburtstag gefeiert haben, auch deutsche Kunden. Außer geschäftlichen hatten wir auch sehr persönliche Beziehungen zu den Kunden. Wir haben Spaß gehabt, wir haben uns gut verstanden. Ich bin jeden Tag zum Großmarkt gefahren und habe Ware für Laden gekauft. Dann, so gegen 9 Uhr kam meine Frau, die den Laden übernahm, während ich andere Geschäfte erledigte; mir ist vorher nichts Besonderes aufgefallen…Ich bin in der Regel so gegen 3 Uhr früh zum Großmarkt gefahren, so gegen 6 Uhr nach Hause, habe dort meine Frau eingeladen und wir sind dann zusammen zum Laden gefahren, Öffnung war um 7 Uhr. Ich bin in der Regel den ganzen Tag im Laden, ich musste öfter weitere Waren besorgen so tagsüber. Üblicherweise war ich so gegen 22/23 Uhr zuhause; wir hatten ja zusätzlich noch einen Kiosk.

Götzl: Können sie die Konsequenzen des Anschlags vom 19.1.2001 beschreiben?
Zeuge: Lassen sie mich bei meiner Frau bedanken, weil sie im Grunde genommen dafür gesorgt hat, dass meine Tochter am Leben bleibt. Als meine Tochter im Krankenhaus gelegen ist, hat sie sehr starke Beruhigungstabletten bekommen, sie war immer benommen vom Morphium, sie konnte den Speichel nicht halten. Es gab dort einen iranischen Arzt, einen Psychologen, der uns sehr nahe gelegt hat, die Tochter über die Feiertage nach Hause zu holen, weil sie mit der starken Medikamentierung nicht überleben würde. Der Arzt hat uns nahegelegt, die starke Medikation peu a peu abzusetzen und durch andere Ersatzstoffe wie Vitamine zu ersetzen. Wir sind ursprünglich als politische Flüchtlinge nach Deutschland gekommen, wir habe hier Schutz gesucht, um hier in Frieden und Freiheit zu leben; wir hatten mit niemandem Schwierigkeiten, im Gegenteil. Wir waren so beliebt in der Gegend, dass so viel Anteilnahme kam; die Menschen wollten, dass wir weitermachen; aber meine Frau war nicht in der Lage, nicht nur den Laden, sondern auch die Gegend wieder zu betreten. Sie hat es vermieden. Im Nachhinein bin ich sehr froh, dass dieser Schaden nicht andere getroffen hat und nicht unschuldige, unbeteiligte Personen zu Schaden gekommen sind. Ich weiß nicht, was ich dazu noch sagen soll. Wie gesagt, der Schaden war nur gegen uns gerichtet. Nur unsere Familie hat gelitten, wir musste meinen Laden schließen, der nur darauf gerichtet war, um die Kinder u.a. in der Ausbildung zu stützen und zu fördern; ich wollte schon wieder öffnen, aber meine Frau konnte sich nicht damit zurechtfinden.

Götzl: Sie haben von dem Mann ein Phantombild mit der Polizei erstellt?
Zeuge: Ja, also, zunächst können sie sich die Situation vor Augen führen. Es gab eine Explosion, das Kind war zu Schaden gekommen und da werden sie gebeten, ein Phantombild zu erstellen. Aber wie sich herausgestellt hat später, sollte das Phantombild nicht dem Täter ähnlich sein. Das Phantombild hat meiner Meinung nach nicht das, was ich in Erinnerung hatte von dem Mann, wiedergegeben.
Götzl: Was meinen sie da genau?
Zeuge: Die Haare haben auf dem Phantombild nicht gestimmt. Ich hatte noch in Erinnerung, dass der Täter Locken hatte und ein sehr dünnes, schmales Gesicht; kann sein, dass der Täter inzwischen dicker oder korpulenter geworden ist, das weiß ich nicht…
Götzl: Gab es außer den Haaren weitere Merkmale, die nicht gepasst haben?
Zeuge: Das Phantombild hat vorne und hinten nicht gepasst. Sie haben mich später zur Kripo gebracht und mir Bilder vorgelegt. Dort habe ich gesagt, ja hier vielleicht oder da Ähnlichkeiten aber ich könnte es nicht mit Sicherheit sagen.
Götzl: Aber welche weiteren Merkmale haben nicht gepasst?
Zeuge: Die Haare haben nicht gestimmt, auf keinen Fall. Das Phantombild hat glatte Haare; der Mann hatte ein schmales, knochiges Gesicht und ich kann ihnen leider nicht sagen, ob das an mir lag, dass da kein vernünftiges Phantombild entstanden ist - ich war neben mir, meine Tochter schwer verletzt - oder ob die Beamten das vermasselt haben… Ich kann Einzelheiten nicht benennen, kann mich nach all den Jahren nicht mehr erinnern. Ich sagte nur: das stimmt nicht mit meiner Erinnerung überein.
Götzl: Sind weitere Phantombilder erstellt worden?
Zeuge: Weiß ich nicht. Aber das ich zur Kripo geladen wurde, um Bilder anzuschauen, ja, das bestätige ich; ein paar Mal war das.

Nach einer Pause werden Lichtbilder in Augenschein genommen.
Übersetzer: Herr [Zeuge] möchte korrigieren: es waren nicht Locken, sondern Wellen im Haar des Täters;
Zeuge: Er hatte lange Haare, die über beide Ohren in Wellen lagen.
Bild 1: Phantombild, Zeuge: Die Haare passen ungefähr, aber ich kann mich beim besten Willen an das Gesicht nicht erinnern.
Götzl: Ist ihnen das Bild denn bekannt?
Zeuge: Weiß nicht, ich glaube, das Malen dieses Bildes habe ich selbst veranlasst,
Götzl: Und, was sagen sie?
Zeuge: Ich kann beim besten Willen nichts Näheres dazu sagen.
Götzl: Entspricht es denn der Person, die den Korb abgegeben hat?
Zeuge: Was die Haare anbetrifft, das passt ungefähr. Das Gesicht kann ich nicht 100%-ig bestätigen.
Bild 2: Das gleiche Phantombild mit Brille, Zeuge: Nein, Brille kann ich nicht bestätigen, hat er nicht getragen.
Bild 3: ein völlig anderes Phantombild, Zeuge: Nein, das ist er nicht, können wir vergessen. Möglich, dass bei Kripo mir das Bild vorgelegt wurde; aber vom Typ, von der Gestalt her ist er das nicht.
Götzl: Können sie sich nun erinnern, ob ein weiteres Phantombild erstellt werden sollte?
Zeuge: Einmal weiß ich. Aber ob ich ein zweites Mal bei der Polizei war, kann ich mich nicht erinnern.
Götzl: Wann ist das Phantombild gemacht worden?
Zeuge: Ich glaube, das erste Mal war das unmittelbar nach der Explosion.
Götzl: Waren sie ein weiteres Mal wegen eines Phantombilds dort?
Zeuge: Kann ich mich beim besten Willen nicht erinnern, weiß ich nicht, ob es ein zweites Mal gab.

Götzl hält Vermerke der Polizei vor: Am heutigen Tag, 19.1.01., um 15:30 wurde durch Beamten vom LKA NRW ein Phantombild von einer Person erstellt, die kurz nach oder vor Weihnachten einen Geschenkdorf abgegeben hat.
Zeuge: Ja, gleich nach der Explosion, er hat dasselbe gefragt, wie sie jetzt gefragt haben.
Götzl: Was sagten sie über das Alter des Mannes?
Zeuge: 25 - 30 Jahre alt.
Götzls Vorhalt aus dem Protokoll: Er war 25 - 26 Jahre alt, ca. 175-180 cm groß, schlank, mittelblonde Haare, im Nacken etwas länger, an den Seiten gelockt, ob die Ohren frei waren, kann ich nicht sagen; auf der Stirn Haare schon etwas zurückgegangen, helles Gesicht, fast weiß, keinen Bart, keine Brille, herausstehende Wangenknochen, längliche Gesichtsform, Bekleidung weißes Hemd, helle Jeans, nicht ganz weiß (Zeuge ergänzt: „Also blau“), keine Jacke, er sprach deutsch ohne Akzent, Hochdeutsch, ich denke, dass es sich bei ihm um einen Deutschen handelt?
Der Zeuge stimmt dem Vorhalt zu und ergänzt zustimmend.
Götzl weiter im Vermerk: Am 19.1. wurde aufgrund der Angaben des Zeugen ein Phantombild erstellt von der Person mit dem Präsentkorb erstellt. Götzl fragt, ob das Phantombild auch irgendwo veröffentlicht wurde.
Zeuge: Ja, ja, sie hatten das Phantombild schon ausgehängt, auch an meinem anderen Laden. Und ich habe mir dann sagen lassen, dass im Zusammenhang damit ein Kunde von uns festgenommen worden war…
Götzl macht einen weiteren Vorhalt aus einem Polizeivermerk der Beamtin van Oyen vom 22.1.01: In informatorischem Vorgespräch erklärte der Zeuge, dass das zuvor erstelltes Phantombild evtl. verbesserungswürdig sei.
Zeuge: Ja, ist richtig, hatte ich schon erwähnt. Weil die Haare nicht so richtig gepasst haben, hat es nicht übereingestimmt.
Götzl will wissen, ob es zwischen dem Zeugen und der Polizei, also dem Polizeizeichner eine gute Verständigung gab.
Zeuge: Ich war psychisch sehr angeschlagen aufgrund der Verletzungen meiner Tochter. Das [Phantom-]Bild passte nicht überein mit dem, was ich erlebt hatte. Wie die Verständigung lief, weiß ich nicht mehr, vielleicht war auch ein Dolmetscher dabei…
Götzl hält aus einem Vermerk vor: Der Zeuge gab an, dass Gründe hierfür gewesen wären: Verständigungsschwierigkeiten und sein Erschöpfungszustand an dem Tag…
Zeuge: Kann sein.
Götzl zitiert weiter aus dem Vermerk: Am 22.1.01. wurde aufgrund Angaben des Zeugen ein zweites Phantombild erstellt…
Zeuge: Kann mich nicht erinnern.

Götzl hält weiter vor aus dem Protokoll der Erstellung: Sie gaben gestern an, dass sie sich nochmal Gedanken über die Person mit dem Präsentkorb gemacht haben. Sie sagten, dass sie das aufgrund ihrer Angaben erstelltes Phantombild noch vor Augen hätten und jetzt der Meinung sind, dass das Aussehen doch nicht ganz der Person entspricht. Frage: Was würden sie an dem Aussehen verändern. Götzl fragt den Zeugen, ob er sich daran erinnern könne.
Der Zeuge verneint das.
Götzl ergänzt die Antwort im Protokoll: Gesicht nicht so breit, eher rund und länglich
Der Zeuge sagt, er erinnere sich nicht.
Götzl zitiert weiter: Haare müssten etwas lockiger und heller sein…
Zeuge: Ja, mit Wellen drinnen und locker.
Götzl fährt fort mit dem Vorhalt: Nachdem ein erneutes Bild erstellt worden ist, wurde der Zeuge gefragt, ob er sagen würde, dass es dem Überbringer des Geschenkkorbes entspricht. Der Zeuge habe geantwortet: Ich denke, dass wir die Person aus meine Erinnerung besser getroffen haben als auf dem Bild vorher…
Zeuge: Mag wohl sein. Kann mich nicht erinnern,
Götzl liest die Antwort im Protokoll vor: Es ist für mich allerdings sehr schwer…
Zeuge: Kann mich daran nicht so richtig erinnern.
Götzl weiter: Die Person, die jetzt zu sehen ist, passt von der Gesichtsform und vom Typ.
Zeuge: Ja, das mag wohl sein, dass ich das so gesagt habe. Dass das Bild besser passt.
Götzl liest weiter vor: Aber ich kann mich nicht mehr so gut an die Augen erinnern.
Zeuge: Auch jetzt nicht: Ich hatte ein Gesamtbild von ihm.
Götzl hält vor: Der Zeuge wird gefragt, ob er den Täter noch besser beschreiben könne, die Antwort war: Nein…
Zeuge: Das habe ich alles so angegeben.
Götzl weiter: Ich weiß nicht, ob ich ihn wiedererkennen würde, wenn er vor mir stehen würde. Man müsste es darauf ankommen lassen? Der Zeuge bestätigt das.
Götzl fragt, welche Phantombilder das aber nun waren.
Zeuge: Das erste Phantombild hat vorne und hinten nicht gepasst.
Götzl fragt ihn, ob er die drei Bilder angesehen habe.
Zeuge: Bis auf das Bild mit der Brille, stimmen sie einigermaßen mit meiner Erinnerung überein.
Götzl: Bei den gezeigte Bilder, waren die beiden Phantombilder dabei.
Zeuge: Weiß ich nicht mehr.

Götzl: Zum Zeitpunkt der Explosion: Wo war seine Position.
Zeuge: War auf der Straße, ich war gerade dabei, Obst aus dem Lieferwagen zu laden.
Götzl: Und ihre Frau?
Zeuge: Sie war hinter der Theke, wo der Wurst- und Käsestand ist.
Götzl: Und ihre jüngere Tochter?
Zeuge: Sie war vor der Kasse, hinter der großen Scheibe.
Götzl: Und ihr Sohn?
Zeuge: Er ist erstmal mit zum Laden gekommen, dann aber gleich wieder abgereist.
Götzl setzt mit Vorhalten fort, zunächst aus der Vernehmung vom 19.1.2014: Heute morgen habe ich um 2:37 Uhr angefangen.
Zeuge: In der Regel bin ich um 2, halb 3 Uhr an die Arbeit gegangen; es war ein Freitag: Für das Wochenende musste ich etwas mehr einkaufen.
Götzl: Um 5:45 Uhr war ich wieder zuhause.
Zeuge: Ja, das war in der Regel so.
Götzl: Ich habe Brötchen und Zeitschriften eingepackt und um 6:50 Uhr war ich in der Probsteigasse. Der Zeuge bestätigt das.
Götzl: Noch einmal zum Abstellen des Korbes ein Vorhalt: Frage des Vernehmers: Hat außer ihnen noch jemand den Mann gesehen. Antwort Zeuge: Ich war alleine im Laden, den Mann hat sonst niemand gesehen.
Zeuge: Ich hatte ja schon erwähnt, dass meine Tochter hinten im Raum war und Schularbeiten gemacht hat. Bei Ankunft des Mannes war die Tochter nicht da, dann später war sie im Laden…
Götzl: Warum haben sie das damals nicht so angegeben.
Zeuge: Ich sage das auch jetzt so. Ich war allein im Laden. Die Tochter hinten. Als der Täter seine Runde gedreht hat, habe ich meine Tochter im Laden bemerkt.
Götzl hält aus der Vernehmung vom 20.1.2001 vor: In der Zeit als er im Geschäft war, war kein anderer Kunde da. Meine Tochter war schon da. Ich weiß aber nicht mehr welche. Ich glaube, es war [die ältere].
Zeuge: Nein, es war die Kleine.
Götzl: Hat es im Laden gebrannt?
Zeuge: Ja, das ist richtig. Ein Teil der Decke hat gebrannt. Ich weiß es nicht mehr. Ich habe nur meine Tochter herausgetragen. Danach kamen Polizei und Feuerwehr, die haben uns nicht mehr reingelassen;
Götzl: Haben sie selber gelöscht?
Zeuge: Nein.
Vorhalt Götzl: Auf dem Bett hat Papier gebrannt, die Decke hat gebrannt…
Zeuge: Die Decke ja, das Papier weiß ich nicht mehr. Vielleicht, aber ich habe keine Erinnerung mehr daran. Ich habe erstmal die Tochter rausgetragen.

Mittagspause 12:10 - 13:20 Uhr

Götzl fragt den Zeugen, ob er die Dose noch näher beschreiben könne.
Zeuge: Ich wollte da nicht reinschauen, sie gehörte mir nicht. Es war eine kleine Blechdose mit Sternen drauf.
Götzl macht weiter Vorhalte: Zur Situation nach der Explosion, wie er seine Tochter auffindet: Meine Frau stand an der Theke und sagte, unsere ältere Tochter ist drin. Wir sind dann nach hinten gegangen, meine Tochter lag auf dem Bett.
Zeuge: Ja. Sie lag in der Ecke. [Beschreibt mit den Armen den Raum].
Götzl weiter: Auf ihr lag etwas Holz oder ähnliches.
Zeuge: Ja, Gips von der Decke, alles mögliche lag auf ihr…
Vorhalt Götzls: Ich konnte sie erst erkennen, als wir sie zur Tür gezogen haben.
Zeuge: Dass das meine Tochter war, wusste ich schon.
Götzl hält weiter vor: Sie sagte etwas wie: Meine Augen, mein Gesicht, ich bin verbrannt?
Zeuge: Ja, so was in der Art und dass sie sagte, passt auf euch auf.
Götzls Vorhalt: Ich habe auf dem Bett ein kleines Feuer gesehen.
Zeuge: Also, das mit dem Feuer weiß ich nicht mehr genau. Mit der Decke ja.
Götzl weiter: Mit Wasser aus dem Boiler in der Küche habe ich das dann gelöscht.
Zeuge: Weiß ich nicht mehr.
Götzl hält aus der Vernehmung vom 23.2.12 vor: Zeuge wird aufgefordert: Erzählen sie nochmal kurz, wie es war, als der Mann im Geschäft war. Antwort Zeuge: Es war gegen 18 oder 19 Uhr, ich war mit meiner kleinen Tochter im Laden. Sie war in der Küche und hat für eine Prüfung gelernt. Ich glaube, dass sie auch später nach vorne gekommen ist.
Zeuge: Ja, das müsste so hinhauen.
Götzl weiter: Frage: Wann haben sie erfahren, dass ihre Tochter den Mann auch gesehen hat. Antwort des Zeugen: Ich dachte damals, dass sie den Mann nicht gesehen hat. Vor ein paar Tagen hat sie mir gesagt, dass sie den Mann auch gesehen hat.
Götzl: Und ihre Tochter hat die ganzen Jahre nicht gesagt, dass sie den Mann gesehen hat.
Zeuge: Um zur Normalität zurückzukehren, haben wir vermieden über das Thema zu sprechen. Ob sie es vielleicht früher schon gesagt hat, kann ich nicht sagen.
Götzl: Haben sie eine Erinnerung daran, dass sie am 23.2.2012 vernommen worden sind.
Zeuge: Ich kann mich dran erinnern, dass ich bei der Kripo Deutz vernommen wurde.
Götzl: Hat es da eine Lichtbildvorlage gegeben.
Zeuge: Ja, kann ich mich dran erinnern.
Götzl: Hatten sie jemanden erkannt.
Zeuge: Kann sein, das weiß ich nicht mehr hundertprozentig.
Es werden entsprechende Lichtbilder angeschaut, die der Zeuge wiedererkennt. Es handelt sich um eine Serie, wo Gesichter der Angeklagten (u.a. Wohlleben, Eminger, Gerlach, Schultze) in das frühere vom Zeugen erstellte Phantombild einmontiert sind - mehr oder weniger kunstfertig.
[Ein Bild sieht wie Gerlach aus] Zeuge: An dies Bild kann ich mich erinnern, aber etwas schmaler…
[Anderes Bild mit Brille] Zeuge: Passt auch so ungefähr, aber ganz ehrlich, wenn mir der Täter heute gegenüberstehen würde, ich würde ihn nicht erkennen.
Götzls Vorhalt aus dem Protokoll: Person auf Bild 3 hat genau so eine Frisur wie der Mann.
Zeuge: Ja, ja, aber die Haare hier drauf sind fast identisch; auch das knochige Gesicht. Sah ungefähr so aus.

Die Nebenklagevertreterin des Zeugen, RAin Lunnebach bittet nochmal, alle Bilder durchzusehen: Es sind z.T Montagen mit Gesichtern von AG und Verdächtigten in das Phantombild des Zeugen montiert. Der Zeuge kommentiert die in vielfacher Weise bearbeiteten Bilder recht hilflos.
Vorhalt Götzl nochmal: Bilder 10, 12, 19 kommen dem Mann noch näher; aber das Bild 3 ist am Besten.
Zeuge: Ja, aber ohne Brille.
Eine weitere Lichtbildmappe mit Ganzkörperaufnahmen wird vorgelegt. Bei einem Bild von Uwe Mundlos kommt es zu einem langen Zögern des Zeugen. Bei einem Bild von Gerlach kommt es wieder zu einer langen Pause. Zeuge: Bei den Gesichtskonturen könnte das hinhauen, der hatte mehr Haare auf dem Kopf. Ich glaube auch nicht, dass er das gewesen ist.
Götzl hält vor zu Bild 9: Statur passt ungefähr, Mann war etwas schmaler. Die Person ist es aber nicht.
Zeuge: Ja, sagte ich ja eben auch schon.
Es geht weiter mit Lichtbildern: Böhnhardt-Bilder.
Zeuge: Dazu kann er nichts sagen. Die waren in der Presse zu sehen.

BAWin Greger: Können sie angeben, welcher finanzielle Schaden am Laden entstanden ist.
Zeuge: Mein Laden war bei der Allianz versichert und die Versicherung hat einen Teil des Schadens übernommen.
Greger: Ich meine den finanziellen Schaden unabhängig von der Versicherung.
Zeuge: Das Gebäude war komplett versichert. Der Gebäudeschaden ging nicht zu unseren Lasten.
Greger: Und im Laden selbst.
Zeuge: Da hab ich was bekommen, weiß ich aber nicht mehr genau.
Greger: Waren noch andere Leute im Laden als Mann da war.
Zeuge: Nein.
Greger: Ist der Mann nach Verlassen des Ladens in ein Geschäft oder einen Kiosk gelaufen.
Zeuge: Er ist nur nach rechts ab und hat sich schnell entfernt.

Verteidigung Eminger, RA ?: Zum Bezugswort Weihnachten: Was meint der Zeuge damit. Zeuge: Ich habe die Frage nicht verstanden.
RA ?: Sie haben als zeitlichen Bezugspunkt zum 19.1. jeweils Weihnachten benutzt.
Zeuge: Ja, ein paar Tage vor Weihnachten.
RA ?: Und welches Datum meinen sie damit.
Zeuge: Ich weiß es nicht, ich rechne das nach dem Sonnenkalender… war ein paar Tage vor dem Weihnachten.
RA ?: Welches Datum verbinden sie mit Weihnachten genau.
Zeuge: Das weiß ich nicht genau.
RA ? hält vor: 24.12. war im Dez. 2000 ein Sonntag.
Zeuge: Das war wohl 24.12., ein paar Tage früher ist die Bombe wohl gelegt worden.
[Götzl rügt die Verteidigung wegen Lachens, weil der Zeuge nicht mitkommt; Geplänkel]

Nächste Zeugin ist die Mutter der Verletzten, Ende 50, Buchhalterin, im Iran Anglistik studiert, Sportlehrerin:
Aufgrund, dass mein Sohn das Auto mitgenommen hatte, deshalb waren die Kinder im Geschäft. Wir haben um kurz vor 7 Uhr aufgemacht. Ich war hinter der Kühltheke, am Wursttresen, war dabei Käse vorzuschneiden usw. Meine kleine Tochter war neben mir, plötzlich sind die Lichter aus, bunter Knall, Hilfeschreie, hingerannt, total dunkel, nur ihr Schreien, erst im Hellen gesehen, dass ihr Gesicht Blut verschmiert war, und die Augen von Verbrennung zu, Blut, Schmutztätowierung, Schnitt vom Ohr fast bis zur Nase, fast kein Gesicht mehr zu erkennen. Ich habe versucht, die Polizei anzurufen, das Telefon war aus. Jemand hat die Polizei gerufen. Wenige Minuten später war sie da. Sie konnte sprechen noch. Irgendetwas haben sie ihr gegeben, eine Spritze. Sie kam mit dem Krankenwagen ins Krankenhaus; ich und mein Mann haben einige Momente gewartet, dann mussten wir zur Polizei zur Vernehmung. Das hat einige Stunden gedauert, dann sind wir in die Uniklinik. Dort haben wir erfahren, dass sie mit dem Helikopter nach Merheim gebracht worden war. Was ich da gesehen hatte, war ein fremdes Gesicht. Ich habe sie nicht erkannt. Alles war geschwollen. Sie hatte keine Haare mehr, wie glatt rasiert, überall Verbrennungen, soviel Schmutz, so etwas hab’ ich nie wieder gesehen. Sie hatte Schwierigkeiten mit der Atmung und hatte deshalb eine Intubation.

Götzl fragt nach der Dose und dem Korb.
Zeugin: Das war ein 50 cm großer Korb mit einer Blechdose drin, eine Aldi-Chipstüte, Whiskey, noch Kekse… interessant ist, dass der Korb schon die ganze Zeit auf dem Tisch gestanden hatte, sicher 4 Wochen, auf dem Tisch. Ständig war bei ihnen jemand auch da hinten. Sie hat auf dem Tisch Schnitzel geklopft, es kamen die [Geschäfts-]Vorgänger und Kunden, alle waren in dem Raum usw. Manchmal waren sehr viele Menschen im Laden. Ich habe immer wieder die Vorstellung, dass die Bombe in Anwesenheit vieler junger Menschen hätte explodieren können; Berufsschüler, auch Schwangere, manchmal waren bis zu 30 Leute im Laden. 99 Prozent davon, Deutsche, Ärmere und Ausländer können sich die Gegend nicht leisten, da wohnt gehobene Mittelklasse. Deshalb habe ich angenommen, kein rechtsradikaler Hintergrund war, weil die ja Gefahr gelaufen wären, Landsleute zu verletzen. Ein Polizist hat gesagt: Sie wissen nicht, wozu die in der Lage sind; das war ein Fehler auch von mir.
Götzl fragt die Zeugin, ob sie bei Abgabe des Korbes anwesend gewesen sei.
Zeugin: Nein, leider nicht. Als es hieß, das sei ein Samstag gewesen, sagte ich, das kann nicht sein, da war ich immer da, das konnte nicht am Samstag sein. Eventuell am Freitag, zwei drei Tage vor Weihnachten, ich erinnere mich nicht genau.
Götzl fragt nach den Folgen für sie und ihre Familie.
Zeugin: Im ersten Moment habe ich mir Vorwürfe als Mutter gemacht. Es war meine Aufgabe, das durfte nicht meinem Kind passieren, ich hätte nicht einem Fremden vertrauen dürfen. Mehrmals war ich kurz davor, auch am Tag vor der Tat, die Polizei zu rufen wegen dem Korb. Ich dachte, dem jungen Mann könnte etwas passiert sein. Am Vortag hab ich schon zweimal die Polizeinummer gewählt gehabt, aber dann ist jemand reingekommen und dann hab ich das vergessen. Es ist meine Aufgabe, dass ich das der Polizei übergebe. Und am Tag vorher hab ich mal versucht, das aufzumachen, ein bisschen gezogen und dann gesagt, wozu, ich interessiere mich nicht dafür. Wenn ich der Person nicht vertraut hätte, hätte ich die Polizei vielleicht früher angerufen. Man hat auch versucht, uns wirtschaftlich zu zerstören, damit wir grundsätzlich auch alles verlieren. Denn den Anschlag hätte man auch bei uns zuhause machen können oder am Auto. Herzlichen Glückwunsch, Danke, unser Einkommen haben wir verloren. Ich habe schon als MTA gearbeitet. Unser Leben war zerstört: wirtschaftlich; man hat jede Lebensfreude von mir weggenommen. So etwas versteht man, wenn man selber Kinder hat.

Götzl will wissen, ob es vorher schon besondere Ereignisse gegeben habe.
Zeugin: Erstmal Schock: das ganze Universum lag nur in diesem Bett, in diesem Krankenhaus. Ich habe mich nur damit beschäftigt, auch nicht an die Täter gedacht. Deshalb habe ich darüber überhaupt nicht nachgedacht. Ein Jahr fast später, wir bekamen Hilfe von Weißem Ring, wissen nichts von den Ermittlungen; wir haben die Polizei angerufen, um uns nach Opferschutz zu erkundigen. Wir wollten wissen, in welche Richtung sollen wir uns schützen; wir haben leider keine Information bekommen. Jetzt, nachdem ich weiß, dass das Rechtsradikale waren, habe ich nachgedacht, was da war. Da war diese Dame, die darauf bestanden hat, bei uns im Laden auf die Toilette zu gehen, obwohl ich fast niemals jemand reingelassen habe. Das war ungewöhnlich; ich kenne Bilder von der Zschäpe aus dem Fernsehen, auch wie ich sie jetzt hier sehe: eine gewisse Ähnlichkeit könnte da sein. Ich habe versucht über einen Psychologen mehr Erinnerung z.B. mit Hypnose wieder herzustellen, das klappt nicht. Sicher kann ich nicht sagen. Es sind alles Indizien, wenn ich sage, dieser Mann wegen der Überwachungskamera, vielleicht war er bei anderen Tatorten auch gewesen.

Götzl: Nochmal zur Abgabe des Korbes.
Zeugin: Wir haben unsere Vorgänger gefragt, die sagen, kommt öfter vor, dass mal jemand was stehen lässt im Laden… dass meine kleine Tochter im Laden war, wusste ich nicht, wir haben erst jetzt darüber geredet; sie sagt: „Ich war auch schon da“ - Wir: „Warum hast du nichts gesagt“ - Sie: „Niemand hat mich was gefragt“.
Götzl: Wo war am Tattag ihre ältere Tochter.
Zeugin: Im Aufenthaltsraum, ich habe erst später erfahren, was sie da macht, wusste ich nicht.
Götzl: Was wissen sie zu der Dose.
Zeugin: Ich dachte, es sei eine andere mit goldenem Muster gewesen, nicht nur Sterne und rot.
Götzl hält vor: 40 cm lange und 10 cm breite Dose …mit noch Farben, die ich nicht näher beschrieben kann.
Götzl: Wohin haben sie den Korb getragen.
Zeugin: Ja, nach hinten, hab ihn auf den Schreibtisch gestellt; ich habe die frischen Sachen rausgenommen… und die Waffeln.
Götzl: Als sie die Fotos in der Presse gesehen haben, haben sie da mit ihrer jüngeren Tochter gesprochen?
Zeugin: Die Frau Zschäpe und die beiden Uwes: mein Mann und die Tochter konnten die nicht identifizieren.

Nebenklagevertreterin, RAin Clemm: Haben sie die Detonation gespürt.
Zeugin: Ja, ein Messer auf dem Tresen ist sechs Meter durch die Luft geflogen, Glasscherben sind überall im Laden herumgeflogen; die Tiefkühltruhe war beschädigt. Aber der psychische Schaden, der mich betroffen hat, ist mir da wichtig: lieber wäre ich tot gewesen, als dass meinen Kindern etwas passiert…

Zschäpe-Verteidigerin, RAin Sturm fragt nach ihren Spekulationen nach der Tat.
Zeugin: Ja, Rechtsradikale haben wir ausgeschlossen. Vom Oktoberfest-Attentat wusste ich damals nichts. Ein Deutscher kommt nicht rein, um andere Deutsche auf diese Weise umzubringen. Man dachte, der das gemacht hat, beobachtet mich weiter. Ich lese immer wieder, fast zwei Jahre, darüber: Womit hat man es zu tun, wer sind diese Leute, ihre Unterstützer etc., ein Einzeltäter wäre einfacher gewesen.
Sturm: Was haben sie 2001 gedacht.
Zeugin: Ich habe mir den Kopf zerbrochen, über jedes Detail meines Lebens den Kopf zerbrochen. Welchen Fehler habe ich gemacht, wer könnte das gewesen sein. Vor zwei Monaten hatte ich das Gefühl, jemand beobachtet mich aus einem Auto. Das Auto verfolgte mich und hat mich fast überfahren. Ich bin weitergegangen; ich sehe Leute den Hitlergruß zeigen; einer fährt an mir vorbei und sagt: „Du miese Ratte!“

Nebenklageanwalt, RA Erdal: Sie haben eben das Oktoberfest erwähnt, was meinen sie damit?
Zeugin: Ja, ich habe das jetzt immer wieder gelesen, dass auch wahrscheinlich ein Rechtsradikaler die Bombe da hingelegt hat. Und da sind auch viele Deutsche, wie ich im Fernsehen gesehen habe, verletzt worden, und zwar schwer.

Sachverständiger Peschel: Wie weit weg vom Durchgang zu den hinteren Räumen?
Zeugin: Theke ganz hinten im Geschäft, vom Eingang sieben, acht Meter. Da kommt erst ein kleiner Raum und dann erst Aufenthaltsraum, da war ich paar Meter, vielleicht zwei Meter entfernt….

Dann kommt als Zeugin die Schwester der Verletzten, Ende 20, Studentin.
Die Zeugin berichtet: Morgens um 6 halb 7 sind wir losgefahren, mein Bruder, die Schwester und die Eltern und ich fahren los, wir haben noch Brötchen und Zeitungen geholt. Mein Bruder fährt dann gleich weiter; wir gehen immer durch den Hintereingang in den Laden. Meine Mutter hat wie üblich den Laden von innen vorbereitet. Mein Vater hat den Obst- und Gemüsestand aufgebaut; ich habe mich mit meiner Mutter unterhalten. Plötzlich war da ein lauter Knall, es war völlig dunkel, Rauch kam raus und Funken, Messer flogen durch die Luft. Ich habe erstmal nichts kapiert und die nächsten 5 Sekunden weitergemacht. Dann kamen die Schreie meiner Schwester, ich bin raus und habe instinktiv den Vater gerufen. Meine Mutter kommt raus, sie hat Blut der Schwester am Kittel, kein Mensch rührt sich, sie bettelt um einen Krankenwagen. Sie hat eine Dame angefleht, den Krankenwagen zu rufen. Der kam dann sehr schnell und da war die Polizei dabei. Die nehmen mich direkt mit, wie eine Kriminelle. Es gab eine Vernehmung, was geschehen ist und ob wir mit Gas kochen. Ich habe alles beschrieben, stand unter Schock, wusste nicht, was passiert mit meiner Mutter, meiner Schwester. Stunden später bin ich ins Krankenhaus, wo meine Eltern schon waren, wir durften zunächst nicht rein. Dann wurde uns gewährt, dass wir durch eine Glastrennwand gucken dürfen; ich konnte nicht. Man hatte uns gesagt, dass sie schrecklich aussieht. Das war meine ältere Schwester, das konnte ich nicht. meine Mutter bricht zusammen als sie sie sieht. Die Polizei kommt noch und fragt nach politischen Hintergründen der Familie und ihrer Mitglieder.

Götzl: Was können sie uns zu der Dose und dem Korb berichten.
Zeugin: Die Dose kam mit einem Mann rein, das war kurz vor Weihnachten; das weiß ich deshalb so genau, weil Weihnachtskugeln und -schmuck im Laden waren; um 18 Uhr, 18:30 Uhr war ich mit meinem Vater alleine im Laden, wir schließen gewöhnlich gegen 19 Uhr. Der Mann hatte einen Geschenkkorb mit Sachen befüllt. Er ging durch den Laden, packte Sachen dazu. Ich war erst im hinteren Zimmer, das stimmt schon. Ich war dann aber im Laden, um Mindesthaltbarkeiten zu überprüfen. Er war bei der Kasse, seine Ware lag auf dem Tresen. Der Mann greift in die Tasche, stellt fest, dass er kein Geld dabei hat und sagt: „Kein Problem, ich komme gleich wieder“. Der Mann geht raus, ich gehe auch raus, vielleicht um abzubauen. Der Mann geht in etwas schnellerem Gang. Irgendwann stand der Korb dann im hinteren Zimmer. Ich kann mich an den Geschenkkorb gut erinnern, weil ich ihn selber mal öffnen wollte. Ich habe ihn angefasst, er war aus Blech, rot mit goldenen Sternen. Ich habe den Deckel nur leicht angedreht, dann gedacht, das kann ich nicht machen.

Götzl: Gibt es eine Beschreibung des Täters von ihnen.
Zeugin: Ja, 2012, habe ich durch die Kripo unter Hypnose, in einer mittleren Trance, eine Beschreibung abgegeben, das ging ganz gut. Der Mann war ca. 180 cm groß, um die 30, Statur Normalgewicht. Er war nicht dünn, das verwechselt mein Vater immer wieder. Er hatte mittellange Haare, glatt bis gewellt, bis über die Ohren, das Gesicht war weiß, blass. Er könnte deutsch sein, polnischer Abstammung, ein markantes, knochiges Gesicht, keine besonderen Merkmale im Gesicht wie Bart, Piercing, Tattoo o.ä. Er sprach Hochdeutsch ohne Akzent. Was sarkastisch ist, er war sehr nett, höflich. Ein Gewissen wird nicht vorhanden sein, wenn einer ohne Gnade auch bereit ist ein Kind, ich war 14, zu töten.

Götzl: Wie kam’s zu der späten Erkenntnis, dass sie den Täter auch gesehen haben.
Zeugin: Ich habe bei der Vernehmung zunächst gesagt, dass ich ihn nicht gesehen hätte: warum? Weil ich unter Schock stand vielleicht, wenn die Schwester gerade in die Luft geflogen ist… Als das erste Phantombild entstanden ist, hab ich das Bild gesehen und wir haben daheim gelacht, weil er einem Kunden aus unserem zweiten Laden ähnlich gesehen hat. „Der sieht doch genauso aus wie der Jig [phon.]“. Ich hab ihn doch auch gesehen: ich bin nicht gefragt worden, auch von der Polizei nicht; mir war die Fragestellung nicht klar, wie weit recherchiert worden ist von der Polizei. Und wir wollten das Thema nicht mehr vor meiner Schwester erwähnen. Die ganze Situation war sowieso schrecklich. Und aktiv kann ich mich erinnern, wir saßen im Wohnzimmer als das Bekennervideo kam. Und vielleicht war es drüben in Kalk bei der Vernehmung, wo ich sagte, aber ich war doch auch dabei. Anscheinend hat das niemand mitbekomme; haben das Thema vermeiden wollen.

Götzl: Warum wurde Hypnose angewendet?
Zeugin: Ich habe meine Aussage gemacht, nachdem das Bekennervideo aufgetaucht ist. Hypnose wurde gemacht, um tiefere Erinnerung an den Täter, an die Umstände zu finden. Da war die Psychologin aus Nürnberg dabe., Ich wurde in einen Raum gesetzt bei der Polizei, es ging um Entspannung. Die Frau sagte, ich solle mich erinnern, mir das ganze nochmal vor Augen bringen. das wurde mit Video oder Ton aufgenommen. Fakt ist: Danach wurde das Phantombild aufgenommen durch einen Zeichner. Das war schwierig, ich war erschöpft. Ich war nicht gänzlich zufrieden mit dem Ergebnis, die Nase war zu feminin, aber es entsprach doch meiner visuellen Erinnerung. Die Idee kam von Herrn Weber von der Polizei. Sie hatten die Idee, fragten mich: ich würde sicherlich alles tun, um da helfen zu können. Ich wollte das Täterprofil herstellen, die Erinnerungen aufzufrischen: wer war der Mann, der den Korb brachte. Ich musste schnell von der Uni zurück, ich studierte damals in Gummersbach; das Phantombild stimmt weitgehend mit vorherigem Bild überein; da war dieser fiese Blick: er hatte so einen speziellen Ausdruck in den Augen. Aber ich hatte mir mehr erwünscht, vielleicht in voller Trance: da war nur ein Schemen, eine Silhouette; andererseits Details aus dem Laden, Bananen an den Haken, Rollläden, Fliesen. Ich hätte mir gewünscht, dass ich den Mann noch besser erkennen kann.

Götzl: Sie sagten, sie seien wie eine Kriminelle mitgenommen worden…
Zeugin: Na ja, ich bin ohne Worte mitgenommen worden, nach hinten hinter Gitter gesetzt, sehr unpersönlich, nicht nett. Ich war dann allein in einem Raum zunächst; ich habe dann die Vernehmung gelesen, sie war voller Fehler, die ich noch korrigiert habe. Das war als sei nichts gewesen, als sei meine Familie daran schuld, dass das geschehen ist. Ich hatte keine Betreuung, als 14-jähriges Kind, von den Eltern getrennt, die Schwester wahrscheinlich schwer verletzt, ich wurde stundenlang festgehalten. Sie haben mich in einer komplett distanzierten Art und Weise behandelt und alleingelassen in dem Raum.

Götzl fragt die Zeugin, ob sie die Dose gesehen habe, die hier von einem Polizeibeamten gezeigt worden sei.
Zeugin: Ja, die war ähnlich, ich hätte sie aber kleiner eingeschätzt, es fehlten auch die goldroten Sterne…
Götzl fragt nach ihrem genauen Standort vor der Explosion.
Zeugin: Es gibt ja den Hinterraum, wo sich meinen Schwester befunden hat. Dann diesen Durchgang mit Getränke. Und im Durchgang zum Laden befindet sich rechts die Kühltheke und links eine Getränketheke und daneben die Theke für Frischprodukte wie Milch. Ich stand direkt vor der Getränketheke: 50 cm davor genau stand ich, ich hatte eine Bürste in der Hand, um meine Haare durchzukämmen. Dann gab es den Knall und der Deckel von Tiefkühltruhe fliegt weg. Da waren Feuerfunken, ich bin direkt rausgelaufen, vom hinteren Raum habe ich gar nichts mehr gesehen danach.
Götzl: Und welche Erinnerung haben sie an den Korb.
Zeugin: Ich schätze, er war 50-60 cm lang, 20cm breit, geflochten mit einer Halterung ebenfalls aus Bast.
Es folgen weitere Vorhalte Götzls aus Vernehmungsprotokollen zum Aussehen von Korb und Dose.
Dann hält Götzl ihr aus einem damaligen Vernehmungsprotokoll nochmals den Passus „…den Kunden, den ich nicht gesehen hatte…“ vor.
Zeugin: Soll ich da nochmal drauf eingehen: Es war mir nicht bewusst, ich hatte einen Schock, ich hab einfach nur gesaagt, ich habe nichts gesehen, ich weiß nichts, lassen sie mich zu meiner Familie. Es war wie ein Blackout vor einer Prüfung;
Götzl hält vor: Der Präsentkorb stand seit Weihnachten unberührt auf dem Schreibtisch, ich hab den Korb zum ersten Mal seit den Weihnachtstagen 2000 gesehen.
Zeugin: Das ist so nicht richtig, den Korb hab ich ja schon vorher gesehen. Aber das nächste Mal erst nach Neujahr, nach den Weihnachtsferien. In den Weihnachtsferien befinde ich mich lieber zuhause als im Laden.
Götzl hakt mit einem weiteren Vorhalt nach: Als der Mann mit Präsentkorb in den Laden kam, war ich im Laden.
Zeugin: Ja, richtig. Ich war im Komplex Laden, ich war an dem Tag an dieser Adresse.
Götzl: Ab wann war ihnen klar, dass sie den Mann gesehen hatten.
Zeugin: Relativ zügig, als sich die ganze Sache etwas beruhigt hatte, innerhalb der nächsten Tage. Vater sagt ja auch aus, dass ich da war. Ich habe gesagt, als ich das Phantombild gesehen habe, den hab ich doch auch gesehen; das war das erste Phantombild, das war in der „Bild“ oder im „Express“ veröffentlicht worden. Meine Eltern scheinen das nicht registriert zu haben, nicht aufgenommen. Nachdem wir das Phantombild gesehen haben, musste ich lachen. Ich meinte, der sieht aus wie ein Kunde des Kiosks in der Xantenerstr., aber so sah der doch nicht aus. Ich bin nicht danach gefragt worden. Ich habe das nicht eindeutig gesagt: Ich war da, ich habe die Tat gesehen; es war für mich nicht ersichtlich, dass das wichtig ist, mir schien der Fall abgeschlossen.
Götzl: Vorhalt, 3.1.2012: Kurze Zeit später war mir klar, dass ich den Mann gesehen hatte…
Zeugin: Das entspricht genau dem, was ich sagte: Mit der Polizei hatte ich zum letzten Mal im Krankenhaus gesprochen; die Polizei fragte nach Feinden der Familie; ich wurde nicht nach dem Präsentkorb gefragt; danach habe ich nicht mehr mit der Polizei gesprochen; es wurde nicht mehr drauf eingegangen.

Nach einer Pause werden der Zeugin ebenfalls die bereits bekannten Lichtbildmappen vorgelegt, die ihrem Vater schon vorgelegt worden waren. Zunächst die Phantombilder:
Bild 1: Phantombild, das mit Zeichner erstellt worden war und das der Vater noch hatte korrigieren lassen. Zeugin: Stimmt so. Die Haare könnten gewellter sein. Die Nase ist zu perfekt, sie war ein bißchen stärker, so ist sie zu feminin. Insgesamt war das Gesicht ein bisschen schlanker vielleicht.
Bild 2: Seitenprofil. Zeugin: Das entspricht nicht meinen Vorstellungen. Das Gesicht wirkt zu voll, als wäre die Person korpulent, das Kinn zu ausgeprägt.
Bild 3: Vergleich Phantombilder Vater + Tochter. Zeugin: Da ist eine Ähnlichkeit, Vaters Phantombild wirkt noch etwas zu freundlich, der Kinnbereich muss schmäler, markanter sein etc.
Götzl fragt, ob es weitere Lichtbildvorlagen gab.
Zeugin: Ja. Dabei gab es Ähnlichkeiten, aber ich konnte niemanden direkt identifizieren. Eine Person war darunter, die der Person, die ich gesehen habe, sehr ähnlich sah. Ein markantes Gesicht, besonders wichtig sind die Augen. Alle Bilder sind sehr ähnlich.
Götzl fragt, ob sie auch Bilder von Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt gesehen habe.
Zeugin: Die Bilder habe ich vorher nicht gesehen. Auch in den Phantombildern ist das nicht so gewesen; schließe die Männer aus, kann nicht mehr dazu sagen;
Götzl: Wie lange hat sich die Erstellung des Phantombildes hingezogen.
Zeugin: Mehrere Tage, mehrere Male, ich war in der Zeit öfter mal da.
Götzl: Vorhalt: 13.1.12: Ist ihnen in letzten Tagen noch etwas eingefallen zu dem Mann. Antwort: Die Hypnose hat etwas gebracht, aber nicht in dem Maß wie gewünscht.
Zeugin: Ja, ich sagte, dass mir nichts mehr eingefallen war. Es war ein allgemeiner Eindruck geblieben, vom Auftreten, der Kleidung, der Bewegungen…
Götzl: Vorhalt: Er ist mir erst aufgefallen als er sagte, dass er sein Portemonnaie vergessen hat. Da schenkte ich ihm kurze Zeit größere Aufmerksamkeit. Da war zunächst nichts Besonderes. Es ist möglich, dass eine Vermischung von Eindrücken danach stattgefunden hat.
Zeugin: Ja. Das ist so zutreffend. So wie’s im Laden lief mit auf Pump: Bei uns gab es zu 90 Prozent Stammkunden. Trotzdem war es nicht ungewöhnlich, wenn jemand mit einem Einkaufskorb reinkommt und bei uns einkauft. Erst als er sagte, dass er sein Portemonnaie nicht dabei hatte, habe ich ihn wahrgenommen. Beim Kiosk, da hat man den Personalausweis dagelassen und die Ware mitnehmen können. Und hier hat mein Vater zuerst auch darauf bestanden, dass er den Korb mitnimmt etc.
Vorhalte zu Erstellung des Phantombildes und dass die Zeugin damit nicht hundertprozentig zufrieden war.
Die Zeugin stimmt zu: Es hat mich etwas an dem Phantombild gestört, ich kann aber nicht mehr sagen, was genau.
Götzl: Vorhalt: Lichtbildervorlage vom 25.1.2012 [es handelt sich wieder um die Bilderreihe mit den einmontierten Konterfeis der Angeklagten]. Zeugin sagt bei Bild Nr. 14: Ich kann nicht sagen, dass es mir Angst macht, es wird mir komisch, wenn ich es anschaue. Ich kann aber nicht sicher sagen…. die Augen vielleicht…. Wenn ich es mit meiner Erinnerung vergleiche, stelle ich fest, es ist sehr ähnlich, ich kann aber keine hundertprozentige Identifizierung machen.
Es folgen weitere Lichtbilder, die der Zeugin am 19.3.2012 vorgelegt worden waren: Es handelt sich um 8 Männer, einige bärtig. Die Zeugin moniert deren Qualität.
Auch ihr werden die Ganzkörperbilder noch vorgelegt, u.a. Skins in Bomberjacke, Gerlach darunter. Zeugin: Ja, die habe ich alle gesehen.
Bild 1: Würde für mich nicht in Frage kommen [Mann in blauer Jacke] von den Proportionen des Gesichtes ist die Stirn viel zu hoch.
Bild 2: Würde auch nicht entsprechen.
Bild 3: Das passt auch nicht.
Bild 4: Da erkennt man leider gar nichts, da kann ich nicht das Gesicht erkennen.
Bild 5: Nein, ich hab keine Tätowierungen damals gesehen, allerdings waren die Arme damals nicht zu sehen. Aber trotzdem, vom Gesicht her passt das auch nicht.
Bild 6 [Gerlach]: Von der Körpergröße und Körperform würde das gut hinkommen. Zu dem Gesicht hab ich ja vorhin schon geäußert, dass ich diesen Mann hier im Raum schon gesehen hab, deswegen kann ich das nicht hundertprozentig bestätigen.
Bild 7 [wohl Mundlos in Bomberjacke]: Und dieses Bild, diesen Mann kenne ich ja aus der Presse, das würde von der Statur und Körpergröße übereinstimmen. Was die Gesichtszüge anbelangt - rein theoretisch könnte es passen. Aber wenn man sich die Merkmale wieder aufrufen würde, keine langen Haare vorhanden. Und von der Gesichtsform kann ich nichts genaues sagen. Dieser Mann sieht auf jedem Bild immer wieder anders aus.
Bild 8 [André Eminger, neues Foto]: Diese Person ist es auch nicht.
Im Laufe der Augenscheinnahme schließt die Zeugin einige Bilder wie folgt aus: Das erkenne ich aus der Presse, das schließe ich aus; dieser hat Akne im Gesicht. Die Person damals hatte das nicht. Bei dem sind Tattoos auf den Fingern. Tattoos auf den Fingern wären mir sicherlich aufgefallen… Weitere Inaugenscheinnahmen von Bildern von Mundlos und Böhnhardt: Die Bilder sind mir auch gezeigt worden. Wenn ich ehrlich sein soll, weiß ich nicht wer wer ist, die sind sich sehr ähnlich. Ich hatte das ausgeschlossen, das weiß ich. [Guckt sich die Bilder lange an] Würde man sich die Haare hier länger denken [Böhnhardt], würde es von den Augen, der Nase, von der Gesichtsform schon übereinstimmen. Ausschließen kann ich es nicht, aber auch nicht bestätigen, das gilt auch für die anderen Bilder.
Götzl hält vor: Im Protokoll steht: Zeugin sitzt über 1 a und 2a und sagt: Rein von den Merkmalen könnten die Bilder schon auch passen, vom Mund her würde das Gesicht passen, markant, ein wenig eckig. Jedenfalls weiß ich nicht, woran ich die Personen auf den jetzt vorliegenden Bildern erkennen soll, die Nase passt, aber die Lippen sind zu dick etc.
Zeugin: Das ist richtig, ich glaube es handelt sich hier um zwei verschiedenen Personen; ich kann nur wiedergeben, was ich gesagt habe. Von den Merkmalen her würde es passen, bei dem Bild 1a vielleicht doch noch mehr.
Götzl hält vor: Frage: Haben Sie noch etwas hinzuzufügen; Antwort: Es könnte auch 1a der Täter gewesen sein, wenn man sich die Frisur mittellang vorstellt. Bild drei nicht weil das Gesicht zu schmal ist.
Zeugin: Die abstehenden Ohren konnte man aufgrund der Frisur ja nicht erkennen. Dieser Mann auf dem Foto [vermutlich Mundlos] wirkt auf mich einfach jünger. Aber Bild 1a entspricht ihm oder könnte es auch sein
Götzl hält vor: Fakt ist, dass ich mich nicht mehr wirklich erinnern kann.
Zeugin: Das ist richtig, ich kann ihnen das nicht hundertprozentig bestätigen, dass es dieser Mann gewesen ist.

NK-RAin Clemm hält aus der Vernehmung vom 3.1.2012 vor: Frage: Wenn sie mich direkt fragen, so hab ich auch meiner Familie nie direkt gesagt, dass ich ihn gesehen habe. (…) Kurze Zeit später hab ich zu meinem Vater gesagt, dass dieses Foto nicht der Realität entspricht.
Die Zeugin bejaht, das damals so bereits der Polizei gesagt zu haben.

NK-RA Narin bittet, dass das Bild 1a noch einmal eingeblendet wird [ist wohl Michael See] und fragt: Haben sie diesen Mann schon einmal gesehen.
Zeugin: Laut den Merkmalen entspricht es dem, was ich gesagt habe. Aber das glaub ich nicht, dass ich diesen Mann gesehen habe.

Zschäpe-Verteidiger RA Stahl: Wenn etwas vorgehalten wird, würde ich gern wissen, was das ist und woher das kommt. Ich geh nicht davon aus, dass das aus den Akten kommt, denn ich hab keine Buntbilder in den Akten. Aber ich hab noch ein paar Fragen: Haben Sie heute noch eine konkrete Erinnerung an die Person, die sie damals im Ladengeschäft gesehen haben, heute noch.
Zeugin: Eine konkrete Erinnerung nicht, aber ich hab immer noch eine leichte Erinnerung an den Mann, wie er aussieht, wenn ich ihn live vor mir sehen würde, wäre das sicher was ganz anderes als auf Bildern, die teils verschwommen sind. Es gab bei den Ganzkörperbildern das eine Bild, wo man den Mann gar nicht erkennen kann.
Stahl: Sie hatten eben erklärt, als sie mit der Psychologin diese Trance-Sitzung durchgeführt haben, dass sie von der Psychologin aufgefordert wurden, sich das alles vorzustellen, wie der Mann dann reinkam und so weiter. Dazu hab ich eine Frage, denn sie sagten ja vorhin, “als der Mann in den Laden reinkam, war ich hinten”.
Zeugin: Ja, man kann von hinten jemanden reinkommen sehen, nichts Genaues, aber dass ein Mensch reinkommt in den Laden. Wenn der da steht dann sieht man das von da hinten.
Stahl: Wo genau waren sie denn hinten im Laden.
Zeugin: Das weiß ich nicht mehr. Nach meiner Erinnerung der reellen Situation, nicht der Hypnose nach, stand ich am Durchgang im Getränkebereich. Ich hab aber keine Hausaufgaben gemacht, sondern wollte mich gerade dazu bewegen, den Laden mit meinem Vater zu schließen. Und von dort aus sieht man, wer reinkommt.
Stahl: Seit wann haben Sie anwaltlichen Beistand.
Zeugin: Seit 2012 oder 2013.
Stahl: Haben Sie im Rahmen der Besprechungen Akteneinsicht gehabt, sind ihnen die Vernehmungsniederschriften noch einmal vorgelegt worden und haben Sie noch eine Erinnerung an ihre Vernehmung, als sie 14 waren.
Zeugin: Ja, als ich direkt mitgenommen worden bin.
Stahl: Zum Beispiel die Frage, wo sie gesagt haben sollen, sie hätten den Mann nicht gesehen.
Zeugin: Nein, leider nicht. Nur, dass ich dort gesessen hab’ und bezüglich des Tagesablaufs befragt wurde und die Texte voller Rechtschreibfehler waren.

Eminger-Verteidiger, RA Hedrich hält vor zu dem Wochentag, an welchem der Korb in dem Laden liegengeblieben ist.
Zeugin: Ich kann es ausschließen, dass es ein Wochenende gewesen ist. Erstens, weil es spät abends war, wir schließen am Samstag aber um etwa 13 oder 14 Uhr. Zweitens weil meine Mutter da war. Und weil ich samstags immer die Waren mit Ablaufdatum in den nächsten zwei, drei Tagen rausnehme, das hab ich damals nicht gemacht.; meines Erachtens waren keinen Ferien. Aber hundertprozentig kann ich Ihnen da keine Auskunft geben, welcher Wochentag.

Sachverständiger Mölle: Sie haben beschrieben, sie hätten die Detonation wahrgenommen. Was genau haben sie wahrgenommen.
Zeugin: Ich habe die Druckwelle gespürt, die hat sich geäußert, dass das Käsemesser weggeflogen ist über den Kopf. Der laute Knall, dass von der Theke etwas abgerissen worden ist. Ich weiß, dass Glasscheiben vorne zerbrochen waren. An der Kasse.Weiterhin war’s auf einmal komplett dunkel, kein Licht mehr im Hinterraum. Vorher hatte ich noch rübergeschaut wie meine Schwester dagestanden hat. An sich, an meinem Körper hab ich die Druckwelle nicht wahrgenommen, ich hab nur gesehen, was mit den Gegenständen passiert ist. [Zeigt, wo das Käsemesser genau lag] Hier ist die Theke, da gibt’s eine Glasscheibe, da steht meine Mutter. Über ihrem Kopf, an so Haken, da hing dieses Käsemesser, so in der Mitte der Theke stand dieses Messer; der Deckel der Kühltruhe in diesem Vorraum ist abgerissen, da gibt’s den Durchgang zum Geschäft. Am Durchgang stand rechts eine Tiefkühltruhe; ich habe keine physischen Verletzungen erleben oder erfahren müssen, auch kein Pfeifen im Ohr oder so etwas.

Sachverständiger Peschel: Wie groß war das Messer.
Zeugin: So lang [zeigt etwa vierzig Zentimeter an], ungefähr 40, 50 cm. Kennen Sie diese runden Goudakäse. Die werden damit durchgeschnitten. Die Klinge ist auch sehr scharf, wen die jemand treffen würde, dann wäre das tödlich.

Götzl: Den Sachverständigen, Herrn Dr. Peschel, werden wir natürlich heute nicht mehr hören, beide Sachverständige werden wir am 26.6. hören.

RA Stahl: Wir würden gern eine Erklärung zur Vernehmung des Zeugen [Vater] abgegeben mit einem Bezug in zwei, drei Sätzen auf die Vernehmung jetzt gerade eben. Der GBA wirft unserer Mandantin u.a. vor, Beate Zschäpe habe gemeinschaftlich mit Böhnhardt und Mundlos durch Sprengstoff eine Explosion herbeigeführt. Im konkreten Anklagesatz wird der Vorwurf wie folgt beschrieben: „… platzierte entweder Uwe Böhnhardt oder Uwe Mundlos einen Sprengsatz in dem iranischen Lebensmittelgeschäft in der Probsteigasse 44-46. Der Täter gab vor, sein Portemonnaie holen zu wollen und ließ den Sprengsatz zurück”. Die Anklage ist insoweit unmissverständlich: Böhnhards und Mundlos sollen als unmittelbare Täter in Erscheinung getreten sein. Die Vernehmung des Zeugen [Vater] hat dagegen ergeben, dass er als Täter einen schlanken Mann mit hervorstehenden Wangenknochen und längerem Haar wahrgenommen hat. Ein seinerseits nach den Angaben des Zeugen gefertigtes Phantombild hat nach allen Erkenntnissen in der Hauptverhandlung keinerlei Ähnlichkeit mit Böhnhardt oder Mundlos. Beide hatten niemals längere Haare. Herr [Vater] hat sogar anhand mehrere Lichtbilder Böhnhardt und Mundlos als Täter ausgeschlossen. Selbst die verfremdeten Lichtbilder nach dem Motto „Was nicht passt, wird passend gemacht” haben ebenfalls nicht zu dem Ergebnis geführt, dass Mundlos oder Böhnhardt als Täter hätten identifiziert werden können. Es handelt sich bei der Person auf dem Phantombild um eine andere Person. Bei den „Erinnerungen” der Tochter dürfte es sich um false memories eines 14-jährigen Mädchen, die das Phantombild gesehen hat, gehandelt haben.
Diese Prämisse der Anklage, dass es sich beim Täter um Mundlos oder Böhnhardt handelt, ist widerlegt. Auch das von den Erstellern der sog. Bekenner-DVD verwendete Bildmaterial lässt keinen belastbaren Schluss zu, dass die Ersteller des Videos die Tat begangen haben, Stichwort Trittbrettfahrer. Die Auswirkungen des Anklagevorwurfs für die Mandantin liegen damit auf der Hand.

Eminger-Verteidiger, RA Kaiser: Die Verteidigung Eminger schließt sich dieser Erklärung an.

Nebenklage-RAin Lunnebach: Es ist deutlich geworden gestern und heute, dass alle Zeugen sich enorme Mühe gegeben haben, was sie wussten und ihre Zweifel zu bekunden. Es ist sicherlich richtig, dass das Phantombild eher nicht den beiden Uwes entspricht, aber man sollte die Angaben zum Bild 3 nicht vergessen. Vielleicht ist es ja auch Verteidigerwissen, dass Böhnhardt und Mundlos nie lange Haare hatten. Was mich wirklich umtreibt, ist, dass das Bekennervideo Bemerkungen zu der Verletzten enthält, dass das jetzt als Trittbrettfahrer-Erklärung bezeichnet wird, da haben wir keinen Hinweise für.

Götzl: Wir hatten heute nochmal Kontakt mit den Schweizer Behörden. Es soll bei den Terminen 24. und 25.6. bleiben für die Vernehmung der Zeugen in der Schweiz. Wir werden diese Termine absagen, damit sie Gelegenheit haben, in der Schweiz dabei zu sein bei den Vernehmungen. Der 26. findet dann wieder statt! Für den Termin sind dann KHK R., Andreas K. und Thomas B. geladen. Und wir werden die beiden Sachverständigen auch am 26.6., dem Donnerstag, hören.

Ende des Prozesstages um 17.08 Uhr

Die Täter wollten ihr Leben und sie insbesondere auch wirtschaftlich zerstören.” Das haben Sie geschafft. Herzlichen Glückwunsch.” sagte die Zeugin zu den Angeklagten gewandt. Sie hätten doch nur ihr Leben leben wollen, arbeiten, damit sie sich selbst und ihre Kinder versorgen können.


Protokoll 120. Verhandlungstag - 26. Juni 2014

Am heutigen Verhandlungstag ging es erneut um den Anschlag in der Kölner Probsteigasse im Januar 2001. Ein Waffensachverständiger und ein Rechtsmediziner verdeutlichten noch einmal, dass die Geschädigte den Anschlag nur durch glückliche Umstände überlebt hat. Dann sagte ein in Thüringen Inhaftierter zu möglichen Waffengeschäften des Angeklagten Wohlleben aus und bestritt, jemals mit Wohlleben zu tun gehabt zu haben. Der für den Nachmittag vorgesehene Zeuge blieb der Verhandlung unentschuldigt fern.

Zeug_innen und Sachverständige:

	Karin Ra. (Ermittlungen zu einer Gasdruckflasche, Anschlag in der Kölner Probsteigasse)
	Dr. Rüdiger Mölle (Sprengstoffsachverständiger, LKA Bayern, Anschlag in der Kölner Probsteigasse)
	Dr. Oliver Peschel (Rechtsmediziner, Anschlag in der Probsteigasse)
	Andreas Ke. (Mögliche Waffengeschäfte des Angeklagten Wohlleben)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.42 Uhr. Erste Zeugin ist Karin Ra. vom PP Köln. Sie berichtet, dass sie die EK “Probst” für die ersten drei Tage als Auswärtige unterstützt habe. Sie sei beauftragt worden, die Vertriebswege dieser Sauerstoffflasche zu eruieren. Anhand einer Prägenummer habe sie die Herstellerfirma ermittelt, die Firma Agro in Italien. Es hätten sich weiter Vertriebspartner in Deutschland ergeben, die Firma Gas- und Löttechnik in Offenau und die Firma Rotenberg [phon.]. Sie habe Kontakt mit Mitarbeitern beider Firmen gehabt. Bei der Firma Gas- und Löttechnik sei festgestellt worden, dass die Firma im Jahr 1999 in der 50. Kalenderwoche Gasflaschen von Agro bezogen habe und die dann weiter in Verbrauchermärkte vertrieben habe. Sie hätten von der Firma Daten erhalten und die Ermittlungen auf die Verkäufer im Großraum Köln ausgedehnt, ohne Ergebnisse. Bei der Firma Rotenberg sei letztlich nur die Firma OBI beliefert worden, in deren Markt in Köln-Rath seien einige Flaschen in den Vertrieb gegangen, die letztendlichen Verbraucher hätten nicht ermittelt werden können. Auf Frage sagt Ra, die Prägenummer habe mit “50/99″ begonnen, die weitere Nummer habe sie nicht im Kopf, da habe es sich um die Bauartzulassungsnummer durch den TÜV gehandelt, deswegen habe es auch die Zuordnung als Sauerstoffflasche gegeben. Götzl hält den Rest der Nummer vor.

Zur Füllmenge sagt Ra., die Firma Löt- und Gastechnik habe Angaben machen können, es sei eine Sauerstoffflasche mit Inhalt von 930 ml. Götzl hält vor, dass die Flasche einen Fülldruck von 105 bar gehabt habe. NK-Vertreterin RAin Lunnebach fragt, ob es eine Vorgabe gegeben habe, nur die Vertriebswege in Köln zu ermitteln. Die habe es nicht gegeben; so Ra., es habe sich bei den Ermittlungen herausgestellt, dass sich zunächst die Ermittlungen auf Geschäfte in Köln konzentrieren, weil sich keine weiteren Anhaltspunkte für eine Einschränkung der Verbrauchermärkte ergeben hätten als auf den Postleitzahlenbereich 5. Das sei von Seiten der Kommissionsleitung festgelegt worden, namentlich könne sie das jetzt nicht festmachen. Sie hätten von der Firma Löt- und Gastechnik nur die Kundendaten aus dem Raum Köln bekommen, alle weiteren Daten seien geschwärzt gewesen.

Dann folgt das Gutachten des Sachverständigen Dr. Mölle. Dieser sagt, er habe im April 2013 vom OLG den Auftrag erhalten, eine gutachterliche Stellungnahme über die Sprengvorrichtung Probsteigasse zu verfassen. Es gehe um Sprengwirkung und Gefahrenpotenzial, insbesondere die Reichweite. Mölle geht nach vorne an den Richtertisch. Die Bilder aus seinem Gutachten werden an die Wand projiziert. Es wird eine Skizze des Ladens gezeigt, die Mölle erläutert. Zu sehen ist im Bereich des Aufenthaltsraum in der rechten hinteren Ecke ein Symbol für eine Explosion. Hier habe die Explosion stattgefunden, sagt Mölle. Dann wird ein Foto des zerstörten Aufenthaltsraums gezeigt. Mölle spricht von einem “Bild der Verwüstung”, die gesamte Deckenverkleidung sei zerstört worden durch die gewaltige Druckauswirkung, Querbalken seien aus der Wand gezogen worden. Auf dem Schreibtisch in der hinteren rechten Ecke habe der Korb mit dem Sprengsatz gestanden. Unten sei noch ein kleiner Brandherd gewesen, der schnell gelöscht gewesen sei. Auf dem Bild nicht zu sehen sei links das Fenster, das durch die Druckwelle völlig zerborsten sei. Dann geht Mölle zum eigentlichen Sprengzentrum über. Man sehe eine ca. 50 cm große Ausstanzung, man könne davon ausgehen, dass sich hier der Sprengsatz befand. Außerdem sehe man die sternförmigen typischen Schmauchanhaftungen bei einer Schwarzpulverexplosion. Auf dem nächsten Bild sehe man die Perspektive, die die Geschädigte ungefähr inne gehabt habe. Die Geschädigte habe angegeben, als sie den Deckel der Dose angehoben hatte, habe sie ein Zeitfenster von 5 bis 10 Sekunden gehabt, und in diesem Bereich aus einer Schublade etwas herausgeholt habe. Als sie in der Hocke war und ungefähr Höhe Tischkante sie die Explosion erfolgt.

Zu einem weiteren Bild sagt Mölle, man sehe hier dann den Zwischenraum, der Laden und Aufenthaltsraum verbindet, auch hier sei die Deckenverkleidung zerstört und die Tür des Kühlschranks herausgerissen. Die nächste Skizze vom Laden zeige einen Überblick über alle Schäden aufgrund der Druckwelle. Das Fenster im Aufenthaltsraum sei geplatzt, das Fenster im Vorraum ebenfalls, in diesem Vorraum habe sich eine Türe in den Ladebereich rechts befunden, die sei durch die Druckwelle aufgedrückt worden mit deutlichen Deformationen. Im Verkaufsraum sei hervorstechend, dass vorne die 9 qm große Frontscheibe völlig zerbarst. Der Rolladen sei herausgedrückt und habe verhindert, dass Splitter auf die Probsteigasse gelangten. Im Hinterhof sei eine Wellblechbegrenzung zurück gedrückt und im Hinterhof des Nachbarhauses Nummer 48 habe es auch eine zerborstene Scheibe gegeben. Hier habe man schon eine Entfernung von 12 bis 13 m, die Frontscheibe des Ladens sei 17 m vom Sprengzentrum entfernt. Die nächste Skizze zeige die Splitterverteilung der Splitter aus Blechdose und Stahlflasche dargelegt. Mölle spricht von scharfkantigen Stahlfragmenten der Flasche, vom Messingnippel, der durch das Fenster in den Hinterhof der Nummer 48 geschleudert worden sei, und von zahlreichen Splittern der Blechdose unterschiedlicher Größe.

Dann geht er zum Aufbau der Sprengvorrichtung über. Die Stollendose habe als Umverpackung, als Tarnung gedient, aber auch als Behältnis für die Druckgasflasche. Von dieser Flasche habe er mittlerweile ein Exemplar von der Firma CFH bekommen. Die werde für Schweißarbeiten verwendet, es sei eine Stahlflasche mit Sauerstoff, der normale Fülldruck liege bei 100 bar, der Prüfüberdruck bei 165 bar. Die Flasche sei sehr massiv, wiege 1,2 kg in leerem Zustand. Die Füllung sei Schwarzpulver gewesen, zu dessen Umsetzung benötige man eine Zündeinleitung. Sicher sagen könne man, dass es sich um eine elektrische Zündung handelte. Dazu brauche man Batterien, Schalter und Kabel, die ins Schwarzpulver eintauchen. Dann entstehe eine Glühbrücke, ein Funken und es komme zur Umsetzung. Je nach Korngröße habe Schwarzpulver eine Abbrandgeschwindigkeit von 3 bis 6 Metern pro Sekunde, über 1.000 km/h. Verglichen mit anderen, insbesondere militärischen Sprengstoffen sei das langsam. Schwarzpulver an sich brenne, wenn es auf einem Haufen liegt, nur ab, wenn man es anzündet. Für eine Explosion brauche man einen Einschluss, eine Verdämmung. Ein Kilogramm Schwarzpulver entwickle eine Gasvolumen von 340 Litern, das sei wie drei [phon.] Badewannen. Wenn Schwarzpulver durchzündet, habe man wahrscheinlich mehr, weil eine kolossale Hitze dazu komme. Es seien mindestens 340 Liter in der Flasche zu dem Zeitpunkt, deswegen mehr als 165 bar Prüfdruck. Dann komme es zum Zerbersten der Flasche. Zum Vergleich sagt Mölle, im Ersten Weltkrieg seien Handgranaten mit schwächerer Verdämmung und 300 g Schwarzpulver eingesetzt worden. Dafür, dass die Druckgasflasche voll mit Schwarzpulver war, spreche zum einen, dass Spuren- und Wirkungsbild, die Verletzungen der Geschädigten. Eine Menge von 1 kg erscheine realistisch. Zum anderen gehe es um die Funktionstüchtigkeit. Schwarzpulver sei feinkörnig, rieselfähig. Wenn die Flasche waagerecht liege und nur halb gefüllt sei, habe man evtl. einen Füllspiegel, bei dem der Funke ins Leere geht.

Es habe sich, so Mölle weiter, die Frage gestellt, warum die Vorrichtung im Moment des Deckelanhebens nicht sofort explodiert ist. Eine Vorrichtung zur Verzögerung sei in den Asservaten nicht erkennbar gewesen und würde auch nicht viel Sinn machen, weil diese Konstruktion darauf ausgelegt sei, bei Anheben des Deckels zu explodieren. Sie hätten sich mit einem Physiker unterhalten, es gebe eine plausible Erklärung. Im Asservatenverzeichnis sei erwähnt, dass sechs Akkus gefunden wurden, fünf davon seien entleert gewesen und nur eine habe eine Restspannung von 1,3 Volt gehabt. Weitere Asservate würden darauf hindeuten, dass die Batterien in einer Batteriehalterung in Reihe geschaltet waren. Man müsse bedenken, dass der Korb mindestens vier Wochen unangetastet im Raum gestanden habe. Akkus hätten nie die maximale Spannung. Das lege insgesamt den Schluss nahe, das, als der Deckel angehoben wurde, zwar die Zündeinleitung initiiert wurde, aber durch den Stromkreis zu wenig Spannung anlag und es zu schwach geglüht hat. Zur Zündeinleitung sagt Mölle, es könne sowohl ein Zugzünder gewesen sein als auch eine Druckentspannungsvorrichtung. Wahrscheinlich habe der Konstrukteur einen Sicherheitsschalter angebracht, einen zweiten Schalter, um, wenn der Deckel verschlossen ist, das System scharf zu schalten.

Zur Auswirkung der Bombe sagt Mölle, hier gebe es drei große Gefahrenquellen. Erstens die direkte Druckwelle bei Zerknallen des Behälters. Es gebe empirische Druckwerte, wo der menschliche Körper mit Verletzungen oder tödlichen Verletzungen reagiert. Bei Überdruck von 0,35 bar [phon.] würden die Trommelfelle bersten, wie auch bei der Geschädigten. Eine weitere Grenze sei ein Überdruck von 2,5 bar. Wenn der auf die Brust auftreffe, führe das in vielen Fällen zu tödlichen Lungen- oder Herzquetschungen. Bei Schwarzpulver könne man, je nachdem wie der Behälter zerknallt, die Richtung der Druckwelle nicht vorhersehen und die Stärke der Druckwelle nehme sehr schnell ab. Schätzungsweise sei bei 1 Meter Entfernung ein Druck von 2,5 bar nicht mehr gegeben. Man habe bei der Geschädigten gesehen, dass sie sich weg bewegt hat, ihr Kopf 1 Meter und der restliche Körper etwas weiter entfernt war. Wäre sie in dem Moment der Öffnung der Dose der Explosion ausgesetzt gewesen oder hätte die Dose an den Körper gehalten, um besser den Deckel anheben zu können, dann hätte alleine durch die Druckwelle absolute Lebensgefahr bestanden, so Mölle.

Die zweite Gefahrenquelle sei Trümmer- und Splitterflug. Gefahr gehe hier von den Splittern der Stahldruckgasflasche, der Dose, einer Schnapsflasche im Korb, aber auch von Sekundärsplittern, etwa vom Tisch, aus. Alle Splitter würden beschleunigt und eine hohe kinetische Energie entwickeln. Er habe zwei Beispiele: Auf dem Kühlschrank im Vorraum sei ein großer Splitter gefunden worden, der sei wohl mal der Boden der Gasflasche gewesen. Typische Geschwindigkeiten seien durchaus 300 m pro Sekunde oder 1.000 km/h. Man müsse kein Physiker sein, um zu wissen, dass die Wirkung fatal sein kann. Dann gebe es den Messingdoppelnippel, da habe er ausgerechnet, dass das Bauteil mindestens 15 g gewogen und bei 1000 km/h 675 Joule habe. Eine Pistolenkugel 9 mm habe ca. 500 Joule. Von der Größe her würden dieses Bauteil und die 9-mm-Kugel nicht so weit auseinander liege. Wenn das Bauteil auf einen menschlichen Körper treffe, dann dringe es in den Körper ein, und es könne je nach Eintreten zu schweren bis tödlichen Verletzungen kommen.

Mölle zeigt eine Skizze zu den Gefahrenbereichen im Geschäft. Auf der Skizze sind Gefahrenbereiche im Aufenthaltsraum, im Vorraum, im Laden, vor dem Laden, im Hinterhof, im Hinterhof von Hausnummer 48 und im Ladebereich vor der Tür zum Vorraum eingezeichnet. Zum Gefahrenbereich im Aufenthaltsraum sagt Mölle, hätte es kein Fenster gegeben, durch das der Maximaldruck entweichen kann, wären evtl. die Wände herausgedrückt worden. Mölle spricht von akuter Gefahr durch stark beschleunigte scharfkantige Glassplitter. Dann habe die Schwester berichtet, dass sich im hinteren Bereich bei der Frischwarentheke ein großes Käsemesser befand, das durch den Impuls 6 Meter durch den Raum geschleudert worden sei. Auch dadurch habe hohe Verletzungsgefahr bestanden.

Die dritte Gefahrenquelle sei die gewaltige Hitze, die entstehe. Zusammenfassend könne man sagen: Durch die vom Konstrukteur nicht gewollte, aber durch die lange Stehzeit der Batterien entstandene Verzögerung habe sich die Geschädigte um den Schreibtisch bewegen und nach unten beugen können. Bei der Explosion seien dann der Hauptdruck, aber auch Splitter und Hitze letztendlich lebensrettend von der Tischplatte abgehalten worden. Wenn die Geschädigte direkt davor gestanden hätte, dann hätte sie wohl keine Überlebenschance gehabt. Wären weitere Personen im Aufenthaltsraum gewesen, hätte auch bei diesen akute Lebensgefahr vor allem von Druck und Splitterflug bestanden. Hinter allen Fensterscheiben habe akute Verletzungsgefahr durch stark beschleunige Splitter bestanden, das Gleiche gelte für das beschleunigte Käsemesser im Verkaufsraum und die herausgerissene Tür aus dem Kühlschrank.

NK-Vertreterin RAin Clemm fragt zur Transportfähigkeit der Gasflasche, wie gefährlich es ist, dass sie explodiert. Durch Erschütterung passiere normalerweise nichts, so Mölle, aber sie würden von einem Sicherheitsstromkreis ausgehen, einem zweiten Schalter. Sie würden davon ausgehen, dass die Bombe scharf geschaltet und in den Korb gestellt wurde. Wenn der Korb heruntergefallen und der Deckel angehoben worden wäre, so Mölle, dann wäre natürlich eine sofortige Umsetzung möglich gewesen; scharfgestellt hätte es nicht heruntergeworfen werden dürfen. Clemm fragt nach der Bombe in Nürnberg. Mölle sagt, er habe auf die Frage gewartet. Es werden Bilder von der so genannten Taschenlampenbombe in Augenschein genommen. Mölle sagt, das sei im Juni 1999 in einem türkischen Restaurant gewesen und sei bei ihnen bearbeitet worden. Zum Vergleich legt Mölle ein Bild der Nürnberger Bombe in Originalgröße neben die Druckgasflasche vom Anschlag in der Probsteigasse. Die Bombe aus Nürnberg ist kleiner. Mölle sagt, es handele sich um ein Dreiviertel-Zoll-Metallrohr, Füllmenge sei 40 ml. Die Bombe sei gezündet worden, als eine Reinigungsfachkraft versucht habe, die Lampe anzumachen. Dabei seien die Kappen drauf geblieben. Die Person sei von Verletzungen verschont geblieben. Das Rohr sei angesägt gewesen, habe vorgeprägte Stellen gehabt, um dort platzen zu können. Die einzige Gemeinsamkeit mit der Bombe in der Probsteigasse sei die Füllung mit Schwarzpulver gewesen, sonst gebe es keine großen Übereinstimmungen. Götzl sagt, er wolle die Einvernahme Mölles unterbrechen und zunächst Dr. Peschel hören.

Es folgt der Gutachter Dr. Peschel (zuletzt 39. Verhandlungstag). Peschel sagt, er sei gebeten worden, zu den Verletzungen der Geschädigten Stellung zu nehmen. Man habe einige Zeugen gehört. Er wolle erstmal abstrakt die Möglichkeiten nennen, wie es bei Explosionen zu Verletzungen kommen, dann darauf eingehen, wie es sich konkret bei der Geschädigten realisiert habe, und dann noch auf das weitere Risiko. Peschel sagt, wenn sich ein Feststoff von 1 Liter Volumen rasch in 340 Liter Gas umsetze, dann gebe es einen massiven positiven Druckanstieg und eine wellenartige Druckfront. Erst gebe es die positive Druckwelle, dann Unterdruck. Dies könne beim Menschen zu ganz gravierenden Verletzungen führen. Je höher das Ladungsgewicht, desto höher sei der Spitzendruck. Und je höher Entfernung desto geringer sei der Druck. Peschel spricht in Bezug auf Hautverletzungen von Schürfungen, Prellungen oder kanalartigen Verletzungen, alles drei habe sich bei der Geschädigten gefunden. Es gebe aber keine streng lineare Abhängigkeit von Entfernung und Verletzung. Es gebe unterschiedliche Umgebungsbedingungen, ob es freier oder geschlossener Raum sei, ob sich Gegenstände in der Umgebung befinden, wie die Körperhaltung ist. Es gebe eine ganze Reihe von Zufallsfaktoren, die nicht immer rekonstruierbar seien. Es gebe Berichte von Explosionen in Kriegshandlungen, wo die Personen in gleicher Entfernung ganz unterschiedlich verletzt worden seien. In geschlossenen Räumen könne es zu Gasflussventilen [phon.] kommen, die sich nicht gleichmäßig stark ausbreiten.

Es gebe drei Arten von Verletzungen durch solche Explosionen. Primär seien Verletzungen durch die Schockwelle selber, sekundär durch Geschosswirkungen und tertiär Beschleunigungs- und Verzögerungstraumata. Dann gebe es auch noch thermische Verletzungen, Brandverletzungen und Verletzungen durch Gasinhalation. Bei der Geschädigten gebe es als primäre Verletzungen eine beidseitige Trommelfellruptur. Wesentlicher Erfolgsort bei primären Verletzungen sei die Lunge, die sei das Organ, bei dem aus aufgrund der großen Luft-Flüssigkeits-Grenze [phon.] am ehesten zu Verletzungen komme. Solch eine “Blast-Verletzung” gebe es hier nicht. Es habe aber im Verlauf der Behandlung Komplikationen mit der Lunge gegeben. Eine Intubation sei erforderlich gewesen. Der primäre Grund sei für Prof. Sp. (118. Verhandlungstag) nicht nachvollziehbar gewesen, die Geschädigte sei ja bereits intubiert in die Klinik von Sp. verlegt worden. Primär sei das gemacht worden, weil sie nicht ansprechbar gewesen sei und Atemschwierigkeiten gehabt habe. Peschel sagt, man wisse nicht, was passiert wäre, wenn die Geschädigte nicht intubiert worden wäre, eine Schutzintubation sei hier zwingend indiziert gewesen. Bei Intubation könne es zu Komplikationen kommen, in erster Linie der Pneumonie. Die Geschädigte habe das so angegeben, Sp. habe es verneint. Man könne das da dahingestellt lassen. Es sei zumindest eine abstrakte Gefährdungspotenzial gegeben. Klar sei, dass es bei einer langfristigen Beatmung immer ein hohes Komplikationsrisiko gebe.

Peschel sagt, dass es in Bezug auf die Frage der Lebensgefahr eine Grauzone gebe. In diesem Fall befinde man sich in dieser Grauzone. Es habe eindeutig eine Indikation für die Beatmung gegeben. Es sei dann ein Extubationsversuch durchgeführt worden, die Eigenatmung habe dabei aber erschöpft. Die Geschädigte sei noch nicht fähig gewesen, eigenständig zu atmen, sei es aufgrund der körperlichen Beeinträchtigung oder der Sedierung. Ob das lebensbedrohlich ist, sei letztlich eine Definitionsfrage. Es sei jedenfalls ein Zustand gewesen, der eine weitere Beatmung erforderlich gemacht habe. Wie das ausgegangen wäre ohne die Behandlung sei spekulativ, aber es sei indiziert. Wenn die Behandlung nicht erfolgt wäre, so Peschel, dann wären die Komplikationen möglicherweise auch lebensbedrohlich gewesen, wenn sich die Eigenatmung erschöpft. Das konkrete Nein, das Sp. zur Lebensgefahr geäußert habe, könne er aus rechtsmedizinischer Sicht nicht teilen. Es gebe Mediziner, die sagen, jeder beatmete Patient sei lebensbedroht. Es gebe die Angabe des Zeugen Q. (118. Verhandlungstag), einen behandelnden Arzt gefragt zu haben, der dann gesagt habe, er wisse nicht, ob es lebensbedrohlich ist. Das zeige, dass sich die medizinische Einschätzung der Situation initial oft schwieriger darstelle als in der Rücksicht. Eine Verletzung an der Lunge habe es im konkreten Fall nicht gegeben, die Langzeitintubation sei aber zu berücksichtigen.

Weitere primäre Verletzungen an Abdominalorganen seien üblich, hätten sich hier aber nicht gefunden. Klassische Schädel-Hirn-Traumata durch die Druckwelle seien nicht berichtet. Wenn es zu Verletzungen am Kopf oder Hirn komme, dann durch Projektile. Die Metallfragmente, die Mölle dargestellt habe, hätten ganz erheblich Gewicht und Beschleunigung gehabt. Die Engergiewerte, die Mölle benannt habe, seien sämtlich in einem Bereich, bei dem sie gravierende Verletzungen erzeugen könnten. Dadurch seien weitere tödliche Verletzungen möglich. Das sei eine Frage des Zufalls, hänge von Distanz und Auftrefffläche ab. Am Auge sei das Verletzungsrisiko nochmal höher. Peschel verweist auf den Vergleich Mölles mit einem 9-mm-Projektil und sagt, man sehe Schussverletzungen auch bei weniger Joule. Bei ungünstigem Kanalverlauf eines solchen Projektils gebe es auch tödliche Verletzungen. Bei der Geschädigten habe es eine große Verletzung und 20 bis 30 kleinere gegeben. Da lasse sich nicht unterscheiden, ob verursacht durch Metallsplitter oder Holzsplitter. Der Großteil der Verletzungen bei der Geschädigten sei wohl durch Holzsplitter entstanden. Man müsse nicht davon ausgehen, dass es nur eine Richtung gibt, aus der projektilartige Gegenstände auf den Körper auftreffen können. Glassplitterverletzungen seinen nicht beschrieben, seien aber denkbar. Dann geht Peschel zu den Staubtätowierungen über: Er benutzt den Begriff “Powder-Tattooing”. Dies sei stark kosmetisch beeinträchtigend. Er erläutert die Entstehung und sagt, dass Augenverletzungen auch durch geringste, feinste und kleinste Projektile möglich seien. Da kämen auch Holz oder die Pulvertätowierungen in Betracht. Das sei hier aber wohl nicht der Fall gewesen. Die Hornhauteinblutung sei wohl durch Druckwirkung entstanden.

Dann geht Peschel zur Augenhöhlenbodenfraktur über und widerspricht Sp., der diese für druckbedingt gehalten habe. Peschel sagt, es gebe sehr wohl eine korrespondierende relativ große Verletzung im oberen rechten Gesichtsbereich, hervorgerufen wohl durch ein tangential auftreffendes Projektil, am ehesten ein großer Metallsplitter. Tertiäre Verletzungen durch Wegschleudern und und Wiederauftreffen der Person seinen hier nicht der Fall. Es gebe aber Verletzungen thermischer Natur oder durch Gasinhalation. Beschrieben sei die Verbrennung Grad 2A. Das sei weitgehend oberflächlich, nicht transplantationspflichtig und habe behandelt werden können. Solche Verbrennungen seien typisch. Es würden enorm heiße Gase entstehen, Größenordnung 1.000 bis 2.000 Grad, die Temperatur nehme aber mit Entfernung sehr stark ab. Außerdem gebe es nur eine kurze Kontaktzeit. Eine Schädigung sei aber ein Produkt aus Temperatur und Kontaktzeit. Deswegen gebe es hier keine tiefgreifenden Verbrennungen dritten oder vierten Grades.

Zusammenfassend sagt Peschel: Es gebe gravierende thermische Veränderungen im Gesicht und an rechter Hand und rechtem Arm. Im gleichen Bereich gebe es entsprechende Splitterverletzungen und Staubtätowierungen. Man habe eine knöcherne Verletzung der Augenhöhle rechts, vermutlich durch Splitterwirkung. Die weiteren genannten Verletzungen am Auge und am Ohr seien als primäre, ggf. auch sekundäre, aber unmittelbare Explosionsfolgen zu charakterisieren. Der Heilungsverlauf mit langer Intubation sei nicht komplikationsfrei gewesen. Das Verletzungsmuster entspreche sehr gut den Beschreibungen, die die Geschädigte abgegeben hat. Er gehe davon aus, und da stimme er mit Mölle überein, dass eine Situation, wo die Geschädigte sich direkt über der Explosion befunden hätte, verbunden gewesen wäre mit Verletzungen, “die nicht mit dem Leben vereinbar sind”. Zu den Risiken für andere beteiligte Personen sagt Peschel, die seien sicherlich abstrakt gegeben, aber schwer einzuschätzen. Der Umstand alleine, dass es bis hinaus zur großen Fensterscheibe zur Zerstörung gekommen ist, spreche dafür, dass es da durch Projektile, wie das Käsemesser, zu gravierenden, ggf. tödlichen Verletzung hätte kommen können. Das widerspreche auch nicht der Wahrnehmung der Schwester, sie habe keine Druckwelle gespürt. Es gebe stark ausgeprägte Differenzen von einem zum anderen Standort. Das könne auch durch 1 oder 2 Meter räumliche Differenz zu entsprechenden primären oder sekundären Verletzungen führen. Dann werden Bilder von der intubierten Geschädigten im Krankenhaus in Augenschein genommen, die die massiven Verletzungen verdeutlichen. Peschel kommentiert die Bilder. Danach fragt Götzl zum Risiko für den Vater, der ja beim Fahrzeug gestanden habe. Peschel sagt, der Rolladen sei unten gewesen. Wenn das nicht so gewesen wäre, so Peschel weiter, hätte man mit Glassplitterverletzungen rechnen müssen, am anfälligsten sei hierbei das Auge.

Nach der Vernehmung von Peschel wird auch der SV Mölle ohne weitere Fragen entlassen.

Als nächstes wird der Zeuge Andreas Ke. gehört. Ke. war zuvor von Beamten durch dieselbe Tür in den Saal geführt worden, durch die die Angeklagten Wohlleben und Zschäpe den Saal betreten. Ke. bestätigt, dass er sich derzeit in der JVA Tonna in Haft befindet. Götzl belehrt den Zeugen nach § 55 StPO. Götzl sagt, es gehe darum, ob Ke. von Wohlleben eine Waffe erhalten hat im Zeitraum 2003/2004. Ke.: “Ich hatte nie einen Kontakt mit Herrn Wohlleben.” Ke. verneint die Frage, ob er Wohlleben kennt. Götzl fragt, ob es denn eine Situation gegeben habe in dem Zeitraum, dass Ke. mal eine Waffe erhalten hat als Gegenleistung für etwas anderes. Ke.: “Nein.” Auf die Frage, ob er etwas mit dem Namen Wohlleben verbindet, sagt Ke.: “Im Nachhinein schon.” Nachdem er den Besuch von der Polizei gehabt habe, habe er sich erkundigt. Da habe er erfahren, dass Wohlleben aus Jena kommt. Zur Frage, ob Wohlleben nach Ke.s Kenntnis in der JVA Tonna war, sagt Ke.: “Wusste ich nicht.” Götzl fragt nach Sz. Ke. sagt: “Krzysztof Sz. kenne ich. Was wollen Sie da wissen?” Den kenne er seit 2003, kennengelernt habe er ihn durch Re. (115. Verhandlungstag), aus den Augen verloren habe er Sz. 2005. Er würde sagen, dass er mit Sz. ein gutes Verhältnis gehabt habe und das auch bis zum Schluss, “alles okay”. Götzl möchte wissen, ob Ke. weiß, ob Sz. Kontakt zu Wohlleben hatte. Ke.: “Das weiß ich nicht.” Götzl fragt nach Andreas Re. Den kenne er seit ca. 2002, antwortet Ke.

Götzl hält aus der Aussage von Sz. vor: Sie hätten irgendwelche Waffen besorgen wollen für Überfälle, Ke. habe gesagt, er kenne jemanden, der einen Revolver habe und den tauschen würde gegen ein Gerät zur Überwindung elektronischer Wegfahrsperren für VW T5. Ke. sagt, die Besorgung einer Waffe wäre nicht so kompliziert gewesen, Sz. habe beste Möglichkeiten gehabt, sich bessere Waffen leichter zu besorgen. Auf Frage nach Systemen zur Überwindung von Wegfahrsperren sagt Ke., sie hätten so etwas nicht gehabt, sie hätten “Polenschlüssel” gehabt. Das sei das einzige, was Sz. gehabt habe. Vorhalt aus der Aussage von Sz.: Sz. habe darüber verfügt, habe diese Systeme gehabt und Ke. mit fünf Aufbrechern gegeben. Götzl fragt, ob das zutreffend sei. Ke.: “Nein.” Vorhalt aus der Aussage von Sz.: Nach einer Woche habe sich Ke. mit Sz, und Re. in Verbindung gesetzt, dass der Mann, von dem er die Waffe bekommen habe, sich beschwert habe, die würde nicht funktionieren. Götzl sagt, dann sei im Protokoll eine Verbesserung eingefügt: Nach einer Woche hätten sie die Waffe schon gehabt, aber der Mann habe sich beschwert.

Götzl: “Was sagen Sie dazu?” Ke. sagt, er könne dazu nichts sagen, das habe nicht stattgefunden. Götzl fragt, ob für Ke. Umstände ersichtlich seien, warum Sz. diese Aussage zu ihm, Ke., macht: “Erschließt sich mir nicht, nein.” Ke. bestätigt, dass er verurteilt worden ist im Zusammenhang mit Straftaten betreffend Sz. und Re. Er bejaht auch, geständig gewesen zu sein, auch Sz. und Re. seien geständig gewesen. Er selbst habe im Verfahren zuerst Angaben gemacht. Auf die Frage, ob er Erkenntnisse dazu hat, wie Sz. und Re. darauf reagiert haben, sagt Ke., das könne er nicht sagen, Sz. und sie [Ke. und Re.] hätten getrennte Prozesse gehabt. Götzl fragt, ob Ke. Erkenntnisse zu einem Revolver “Astra” hat. Ke.: “Nein.” Götzl: “Wissen Sie etwas darüber, ob Sz. so einen Revolver besaß oder Re.?” Das könne er nicht sagen, antwortet Ke., es seien sehr viele gewesen, er könne sich auch nicht vorstellen, dass sie wegen einer Waffe so etwas gestartet hätten. Götzl: “Sind für die Taten Waffen verwendet worden?” Ke.: “Ja, natürlich.” Die Waffen seien komplett von Sz. besorgt worden und der habe die auch aufbewahrt.

Götzl fragt, wie Ke.s Verhältnis zu Re. damals gewesen ist und wie es mittlerweile ist. Das sei wohl so wie freundschaftlich gewesen, sagt Ke., das habe sich wohl etwas getrübt. Auf Nachfrage sagt Ke., sie hätten wohl verschiedene Interessen gehabt zum Schluss. Götzl: “Worauf spielen Sie an?” Ke. antwortet, Re. sei mit seinen, Ke.s, Zeugenaussagen nicht ganz zufrieden gewesen: “Es ist etwas zu viel gesagt worden.” Götzl: “Belastendes?” Ke.: “Ja, natürlich.” Dann hält Götzl aus der Vernehmung von Ke. selbst vor, dort stehe zu Re., der sei auch wegen ihm, Ke., verurteilt worden, weil er im Ermittlungsverfahren Angaben gemacht habe, der Staatsanwalt habe ihm, Ke., die “Panzerfaust” auf den Kopf gesetzt, er habe Angaben machen müssen. Ke.: “Sz., nicht Re.” Götzl sagt, hier gehe es um Re. Ke.: “Okay.” Götzl fragt, wie es mit Sz. sei. Ke.: “Das Gleiche.” Götzl fragt, ob Ke. sich in Jena aufgehalten habe. Er habe sich hauptsächlich in Jena und Berlin aufgehalten, antwortet Ke. In Jena sei er vielleicht von 1998 bis 2005 gewesen. Auf die Frage, ob ihm die Namen Mundlos und Böhnhardt etwas sagen, antwortet Ke.: “Ursprünglich nicht, aber jetzt natürlich.” Aus der Zeit sage ihm das nichts. Er verneint die Fragen nach Zschäpe, Wohlleben, Holger G., Carsten S.

Dann fragt NK-Vertreter RA Hoffmann, ob Ke. einen Enrico Th. aus Jena gekannt habe, was Ke. verneint, der Name sage ihm nichts. Hoffmann fragt zu Lichtbildvorlagen. Da habe er, so Ke., bei einigen Personen gedacht, dass er die vielleicht vom Sehen kennt, bei zwei oder drei von vielleicht 30 Bildern, aber niemanden erkannt. Hoffmann fragt, was “vom Sehen” bedeutet, ob aus dem Stadtbild oder dem Bekanntenkreis. Ke. antwortet, nicht Bekanntenkreis, allgemein. Auf Frage nach der Arbeitsteilung in der Gruppe sagt Ke., Sz. sei für die Logistik zuständig gewesen, die Besorgung von Waffen und Autos. Und “die Strecke” habe zum Teil auch gemacht werden müssen, die Fluchtwege. Auf Frage, ob er oder Re. bei der Besorgung von Autos eingebunden war oder Sz. das alleine gemacht hat, sagt Ke., das habe Sz. nicht alleine gemacht. Sz. sei Pole und habe einen ganzen Truppenteil hinter sich gehabt, die hätten das zu zweit oder dritt gemacht. Die Autos seien geknackt, gestohlen und in Verstecken bereitgestellt worden. Hoffmann fragt, ob Sz. über Freunde verfügt habe, die das konnten. Ke. sagt, das habe Sz. selbst gekonnt, die Leute seien fürs Fahren zuständig gewesen. Hoffmann fragt, ob Ke. keinen Überblick gehabt habe, wer wie wann Waffen oder Fahrzeuge besorgt hat. Ke. sagt, er sei informiert gewesen, aber nicht im Detail. Auf die Frage, ob er zu der Zeit auch mit anderen Personen zusammen Straftaten oder Geschäfte begangen hat, sagt Ke., es habe nur diese Truppe gegeben, mit anderen habe er zu keinem Zeitpunkt etwas zu tun gehabt.

Es folgt die Mittagspause bis 13.22 Uhr. Danach sagt Götzl, der Zeuge Thomas Bi. sei nicht erschienen, habe sich auch nicht entschuldigt. Götzl sagt, es seien Anträge angekündigt. NK-Vertreterin RAin Lunnebach sagt, sie und ihre Kollegin RAin Clemm würden drei kurze Anträge verlesen wollen. Sie wolle in Erinnerung rufen, dass zum Ende der letzten Hauptverhandlung die neue “Trittbrettfahrertheorie” eröffnet worden sei, dass sich der NSU des Anschlags in der Probsteigasse zu Unrecht rühme, wobei man dann fragen müsse: “Für die anderen zu Recht?” Es gehe darum, so Lunnebach, dass das Bekennervideo echt sei und sie von der Täterschaft des NSU ausgehen. Sie würden aber nicht umhin kommen, dass der Vater der Familie gesagt habe, es seien nicht Mundlos oder Böhnhardt gewesen, dass die Mutter sich weiter verfolgt fühle. Deswegen würden sie alles tun, um der Aufklärung zu dienen.

Dann beantragt RAin Lunnebach, den im Jahr 2001 zuständigen Dienststellenleiter des Zeugen Mittler (117. Verhandlungstag), Lothar Sch., als Zeugen zu hören. Sch. werde bekunden: 1) Dass entweder er oder Mittler bereits am 19.01.2001, als feststand, dass es sich bei der Tat in der Probsteigasse um ein Sprengstoffdelikt handelt, den Staatsschutz mit einer Zweitakte informiert hat, der dann unverzüglich begonnen hat, zu ermitteln. 2) Dass er durch Kollegen vom Staatsschutz beim PP Köln erfahren hat, dass auch die Verfassungsschutzdienststellen über das Sprengstoffdelikt informiert wurden und um Ermittlungen sowie Mitteilung von Erkenntnissen gebeten wurden. 3) Dass hierüber vom Staatsschutz eigenständige Akten bzw. Vermerke gefertigt worden sind. Außerdem wird beantragt, die beim Staatsschutz des PP Köln und bei den VS-Dienststellen angefertigten Akten und Vermerke zum Sprengstoffanschlag Probsteigasse beizuziehen. Aktenkundig sei eine Einbindung der Abteilung Staatsschutz in diesem Verfahren lediglich im Zusammenhang mit einer Spurenermittlung zur Spur “Dirk”. Weitere Hinweise auf eine Tätigkeit des Staatsschutzes würden sich in der vorliegenden Akte nicht ergeben, solche seien aber nach den Angaben, die Mittler hier im Verfahren und beim Bundestags-UA gemacht habe, erfolgt und nach den Vorgaben des PP Köln bei Delikten dieser Art vorgeschrieben. Ebenso sei auch davon auszugehen, dass das Amt für VS durch den Staatsschutz des LKA in die Ermittlungen eingebunden wurde und Ermittlungen angestellt hat. Auch diese würden sich jedoch nicht aus der vorliegenden Akte ergeben. Für diese Vorgehensweise, die Sch. bekunden werden, spreche auch das Vorgehen der Polizeibehörden nach Bekanntwerden des NSU im November 2011.

Aktenkundig sei, dass das BKA, Abteilung Staatsschutz, am 18.01.2012 die Phantombilder, die im Zusammenhang mit dem Sprengstoffanschlag von Vater und Schwester der Geschädigten erstellt wurden, an das BfV übersandt hat. Aufgrund dieser Weitergabe sei am 8.2.2012 vom BfV die Weitergabe an das LfV NRW erfolgt. Dann sei 9.2.2012 die dienstliche Erklärung zu einer Ähnlichkeit des Phantombilds mit dem dort offenbar bekannten Neonazi Johann He. mitgeteilt worden. Sch. sei dazu zu befragen, welche Angaben genau zum damaligen Zeitpunkt vom Staatsschutz des PP Köln übermittelt worden sind, und wie genau und wer von den VS-Ämtern über den Anschlag damals informiert worden ist. Sch. werde auch bekunden, welche weiteren Spuren vorlagen. Angesicht dessen, dass die von Vater und Schwester gezeichneten Phantombilder sich zwar untereinander ähneln, aber wenig bis keine Ähnlichkeit mit den in der Anklage vermuteten Tätern, nämlich den getöteten Mitgliedern des NSU, bestehe, sei aufzuklären, welche Erkenntnisse über weitere mögliche Täter zum damaligen Zeitpunkt hinsichtlich der Straftat des Anschlags in der Probsteigasse bestanden haben. Dies sei erforderlich, um das weitere Unterstützernetz des NSU zu ermitteln, da hierdurch nicht zuletzt auch die besondere Einbindung der Angeklagten Zschäpe und der weiteren Angeklagten in den NSU bewiesen werde.

Dann beantragt RAin Clemm, die Leiterin des VS NRW und die Zeugin KKin Vo. vom BKA zu laden und zu vernehmen. Die Leiterin des VS NRW werde angeben, dass entweder sie selbst, oder eine von ihr namentlich zu benennende Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter ihrer Behörde am 8.2.2012 spontan eine Ähnlichkeit des Johann He. mit den Phantombildern, die von der Familie gezeichnet worden sind, festgestellt habe. Außerdem werde sie angaben, dass He. seit Mitte der Neunziger als aktives Mitglied der gewaltbereiten rechtsextremen Szene in NRW bekannt sei, dass er Mitglied der KS “Walter Spangenberg” sei und häufig als Techniker bei rechtsextremen Veranstaltungen fungierte, dass er wegen Verstoßes gegen das Sprengstoffgesetz verurteilt wurde und auch heute noch als Mitglied der Neonaziszene in Köln und Umgebung tätig ist. KKin Vo. werde angeben, dass sie den aktenkundigen Vermerk vom 29.2.2012 zur Spur H. gefertigt, aber keine weiteren Erkenntnisse zusammengetragen habe, weil sie durch das BKA die Rückmeldung bekommen habe, dass die Schwester bei einer Wahllichtbildvorlage im Februar 2012 Johann H. als möglichen Täter ausgeschlossen habe. Dass weitere Erkenntnisse über H. vorliegen, ergebe sich unter anderem daraus, dass das LfV ein Lichtbild mit einer Ganzkörperaufnahme des Zeugen He. vorrätig gehabt habe, das mit dem Titel “Frühjahr 2002″ versehen gewesen sei und dass Mitarbeiter des VS H.s Ähnlichkeit mit dem angefertigten Phantombild aufgefallen sei. Auf dem in der Akte vorliegenden Foto sei aufgrund der Unschärfe des Fotos keine Ähnlichkeit mit dem Phantombild oder irgendeiner anderen Person festzustellen. Insofern sei es auch keineswegs verwunderlich, dass Vater und Schwester bei Vorlage dieses Fotos keinen Wiedererkennungseffekt gehabt hätten. Dem VS würden offenbar entweder weitere Fotos oder andere Ermittlungsquellen vorliegen, die Ähnlichkeit mit dem Phantombild darstellen. Die Leiterin des LfV sei daher anzuhalten, das Bild “Frühjahr 2002″ und sämtliche weiteren Fotos oder Videoaufnahmen von He. aus dem Jahr 2000, 2001 zur Vernehmung mitzubringen. Der Spur He. sei nicht in ordnungsgemäßer und ausreichender Form nachgegangen worden. Die Bilder müssten zur Akte genommen werden, um darüber entscheiden zu können, ob eine weitere Einvernahme der Familienmitglieder erforderlich ist. Dies sei erforderlich, um das weitere Unterstützernetz des NSU zu ermitteln, da hierdurch nicht zuletzt auch die besondere Einbindung der Angeklagten Zschäpe und der weiteren Angeklagten in den NSU dargestellt und deren Täterschaft bewiesen werde.

Zuletzt beantragt Lunnebach, die Verwaltungsakte der Waffenbehörde zu Johann He. beizuziehen.

Dann folgt eine Erklärung nach § 257 StPO von RA Hedrich, Verteidiger des Angeklagten André E. Am Anfang ihrer Befragung am 119. Verhandlungstag habe die Schwester der Geschädigten angegeben, dass Weihnachten für sie und ihre Familie als Datum der 24. Dezember sei. Da befinde sie sich in Übereinstimmung mit ihrem Vater. Zugleich hätten Vater und Schwester übereinstimmend angegeben, dass der Korb zwei bis drei Tage vor Weihnachten zwischen 17.30 und 18 Uhr abgegeben worden sei. Der 24.12.2000 sei, so Hedrich, ein Sonntag gewesen. Frühestes Datum der Abgabe des Sprengsatzes sei also Donnerstag, der 21.12.2000. Der Mietzeitraum des auf den Namen André E. gemieteten Wohnmobils sei laut Vertrag vom 19.12. und 21.12., Abgabezeit 18 Uhr, Abgabeort Chemnitz, gewesen. Zwischen Tatort und Chemnitz würden ca. 500 km liegen, die Abgabe habe spätestens um 18 Uhr am 21.12. stattgefunden. Ein Vertragsverlängerung sei nicht ersichtlich, auch keine Angaben der zurückgelegten Kilometer. Es sei ausgeschlossen, dass das Wohnmobil sich zum frühest denkbaren Zeitpunkt der Übergabe des Geschenkkorbes in Köln befunden hat. Die Fahrtzeit betrage für ein Wohnmobil dieses Typs betrage mindestens zwischen 6 und 7 Stunden. Auf die Frage, ob André E. das Wohnmobil persönlich angemietet hat, komme es daher gar nicht an, weil das Wohnmobil nicht vor Ort gewesen sein könne. Wann wer die Bombe gebaut hat, wo wer sie scharf gemacht und als Geschenkkorb abgegeben hat, habe die Beweisaufnahme bisher nicht ergeben. Ein Zusammenhang zwischen dem Wohnmobil und der Verbringung des Korbes scheide “denklogisch” aus.

Der Verhandlungstag endet um 13.39 Uhr.

NK-Vertreter Scharmer: “Die Verletzte hat offensichtlich nur durch einen unglaublich glücklichen Zufall überlebt: Zum Zeitpunkt der Detonation bückte sie sich hinter einen Schreibtisch, um etwas aus der untersten Schublade zu holen. Nur so konnte sie mit schwersten Verletzungen überleben. (…) Die Anträge [von Lunnebach und Clemm] zielen darauf ab, dass die vollständigen Akten vorgelegt werden. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass weitere Mitglieder des ‘NSU‘ existieren, die an dem Anschlag mitgewirkt haben. Diese Frage stellt sich insbesondere bei dem bekannten Rechtsextremisten Johann H.”


Protokoll 121. Verhandlungstag - 1. Juli 2014

Anwesend waren heute wieder drei Neonazis, darunter Maik Eminger. Die angekündigte Zeugenaussage von Thomas Gerlach begann erst mittags, da zuvor die Verteidigung von Ralf Wohlleben einen Befangenheitsantrag stellte. Gerlach, bestens vernetzter Neonazi, wollte sich an wenig erinnern können und zu seiner Mitgliedschaft bei den Hammerskins keine Aussagen treffen - das verbiete ihm sein „selbst gestelltes Wertegefühl“. Götzl drohte zwar mal wieder mit Ordnungsmitteln, durchgesetzt wurden aber keine.

Zeuge:

	Thomas Gerlach (Neonazi, Mitglied der Hammerskins)




Auf der Besucherempore befinden sich der Zwillingsbruder des Angeklagten André Eminger, Maik Eminger, und der Neonazi Enrico Marx aus Sachsen-Anhalt sowie ein weiterer Begleiter. Marx trägt ein Shirt mit Zeilen aus einem Song der Neonazi-Band “Moshpit” als Aufdruck. Maik Eminger trägt ein Shirt der neonazistischen “Gefangenenhilfe”.

Der Verhandlungstag beginnt um 9.52 Uhr. Anwesend ist als Nebenkläger der Bruder des am 25.02.2004 in Rostock ermordeten Mehmet Turgut. Gleich nach Beginn bittet RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben, um das Wort. Klemke sagt, er beantrage, zu unterbrechen. Grund sei der Senatsbeschluss über die Haftfortdauer seines Mandanten vom 25.6.14, welcher ihm am Samstag zugegangen sei. Sie seien dabei, ihrem Mandanten das zu lesen zu geben, zu erörtern und das weitere prozessuale  Vorgehen abzustimmen. Götzl fragt, ob eine halbe Stunde ausreiche, was Klemke bejaht. Dann wird unterbrochen. Die Unterbrechung wird noch einmal verlängert und um 10.47 Uhr wird fortgesetzt. Dann sagt Klemke, sie würden eine weitere Unterbrechung von zwei Stunden benötigen, um ein Ablehnungsgesuch zu formulieren. Götzl sagt, dann werde man bis 13 Uhr unterbrechen.

Die Sitzung wird unterbrochen und um 13.05 Uhr fortgesetzt. RAin Schneiders, Verteidigerin von Wohlleben, verliest den Befangenheitsantrag. Der Angeklagte Wohlleben lehne die Richter Götzl, Fischer, Kuchenbauer, Odersky und Land wegen Besorgnis der Befangenheit ab. Mit Beschluss vom 25.06.2014 hätten diese die Fortdauer der Untersuchungshaft gegen Wohlleben angeordnet. Wohlleben stütze die Ablehnung auf den Beschluss vom 25.6. Die abgelehnten Richter würden bei der Begründung des dringenden Tatverdachts, in Bezug auf den objektiven und auf den subjektiven Tatbestand die Aussagen von Mitangeklagten und Zeugen nur unvollständig würdigen und sich mit entlastenden Momenten nicht auseinandersetzen.

Schneiders nennt als ersten Punkt, dass die Richter die Angaben des Angeklagten Carsten Schultze zur Geldübergabe selektiv und damit verzerrt wiedergeben würden. Zu Beginn seiner Vernehmung habe Schultze zwar angegeben, Wohlleben über die mögliche Lieferung einer osteuropäischen Waffe mit Schalldämpfer und den Kaufpreis informiert zu haben. Am 8. Verhandlungstag habe Schultze diese Aussage aber relativiert, und gesagt, er habe sich die Beschaffung der konkret angebotenen Waffe und die Höhe des Preises nicht noch einmal von Wohlleben absegnen lassen. Diese Angaben habe er in seiner Befragung durch die Verteidigung Wohlleben noch weiter relativiert und angegeben, keine tatsächliche Erinnerung an eine Geldübergabe durch Wohlleben zu haben. Es habe sich lediglich um Schlussfolgerungen gehandelt habe. In der Befragung durch OStA Weingarten habe sich Schultze außerdem nicht daran erinnern können, dass angeblich von Wohlleben erhaltene Geld diesem nach dem Erhalt des Kaufpreises von den beiden Uwes zurückerstattet zu haben. Außerdem werde nicht berücksichtigt, dass das BKA es habe ausschließen können, dass Wohlleben aus eigenen Mitteln Geld für den Waffenkauf hätte vorschießen können. Auch werde nicht berücksichtigt, dass der Verkauf des “Pogromoly-Spiels” höchstens bis Anfang 1999 durchgeführt worden sei. Da sich das sogenannte Trio nach den Angaben von Schultze in ständigen Geldnöten befunden habe, erscheine es unwahrscheinlich, dass Erlöse aus dem Verkauf der Spiele von Anfang 1999 bis 2000 aufbewahrt worden sind. Dies alles stehe einer Übergabe des Kaufpreises durch Wohlleben entgegen.

Als zweiten Punkt nennt Schneiders die Identifizierung der Waffe. Die Beweiswürdigung der “angeblich sicheren Identifizierung” der Waffe durch Schultze sei lückenhaft. Mit weiteren Angaben von Schultze, die die Zuverlässigkeit seiner Waffenidentifizierung relativieren würden, setze sich der Senat nicht einmal ansatzweise auseinander. Auch mit der Möglichkeit, dass ein etwaiges vages Erinnerungsbild von den Mediendarstellungen der Tatwaffe überlagert worden ist, werde sich nicht auseinander gesetzt. Drittens, so Schneiders weiter, unterstelle der Senat, dass es sich bei der von Schultze verschafften Waffe um eine funktionsfähige Waffe gehandelt habe. Dies werde weder von den Angaben von Schultze noch durch die Angaben der Vernehmungsbeamten des Zeugen Andreas Sch. getragen. Es gebe keine Berichte über eine Funktionsprüfung der Waffe.

Als Viertes nennt Schneiders die Genese zur Aussage über Handschuhe. Die abgelehnten Richter würden der Aussage von Schultze Gewicht beimessen, Wohlleben habe beim Aufschrauben des Schalldämpfers Lederhandschuhe getragen. Sie würden sich nicht mit der Aussagegenese befassen. Schultze habe in seiner Befragung durch die Verteidigung Wohlleben einräumen müssen, dass er dieses Detail in seinen ersten beiden Vernehmungen nicht erwähnt habe und erst auf eine Nachfrage durch OStA Weingarten in einer Folgevernehmung geglaubt habe sich daran erinnern zu können. In der Hauptverhandlung seien aus den  Handschuhen dann sogar schwarze Lederhandschuhe geworden. Widersprüche in den Angaben von Schultze und Relativierungen ursprünglicher Aussageteile würden die abgelehnten Richter schlicht nicht zur Kenntnis nehmen, obwohl sie sich aufdrängten. Deshalb entstehe bei Wohlleben der Eindruck, dass es den Richtern bei ihrer vorläufigen Würdigung der Angaben von Schultze nur darum gegangen sei, Wohlleben belastende Angaben auszuwerten, entlastende Angaben jedoch zu ignorieren.

Die Sitzung wird bis 13.37 Uhr unterbrochen, dann sagt Bundesanwalt Diemer, ein Verwerfungsgrund liege nach Auffassung der BAW nicht vor, so dass darüber von einem anderen Senat zu entscheiden sei, diesem Senat gegenüber würden man Stellung nehmen. Hier gelte das Beschleunigungsgebot und das bedeute, dass man die Hauptverhandlung fortzusetzen solle. Götzl teilt mit, dass die Hauptverhandlung fortgesetzt wird. Dann beantragt NK-Vertreter RA Kaplan, den heute anwesenden Maik Eminger zum Verlassen des Gerichtssaals aufzufordern. Einzelne Personen könne das Gericht des Saals verweisen, wenn sie als Zeugen in Betracht kommen. Der BGH habe das für zulässig erklärt. Bundesanwalt Diemer sagt, die BAW habe Maik Eminger nicht als Zeugen benannt, er sehe im Moment auch keinen Grund dafür, daher sei wohl mit Blick auf den Öffentlichkeitsgrundsatz ein Verweis aus dem Saal nicht möglich. Erneut wird die Sitzung unterbrochen. Währenddessen fordert André Eminger seinen Bruder Maik von unten aus dem Saal mit Kopfnicken auf, raus zu kommen. Maik Eminger verlässt die Besucherempore. Kurz darauf kommt er wieder auf die Empore, spricht mit Enrico Marx. Beide verabschieden sich von der dritten Person und gehen aus dem Saal. Um 13.55 Uhr geht es weiter. Götzl sagt, der Antrag habe sich erledigt, nachdem Maik Eminger, wie er gehört habe, den Sitzungssaal verlassen hat.

Es folgt der Zeuge Thomas Gerlach. Götzl belehrt den Zeugen auch nach § 55 StPO und sagt, es gehe um Kontakte zu den Angeklagten des vorliegenden Verfahrens und um Kontakte zu Mundlos und Böhnhardt. Gerlach sagt, er kenne bewusst nur den Herrn Wohlleben, den habe er Anfang 2000 kennengelernt in Jena. Bei den anderen Angeklagten sei ihm nicht bewusst, dass er die kenne. Götzl fragt nach den Umständen des Kennenlernens von Wohlleben, und wie sich der Kontakt bis heute entwickelt hat. Das sei damals über das Haus gegangen, so Gerlach, was die da in Jena gehabt hätten. Weil sie politisch angefangen hätten sich zu organisieren, sei man zusammengekommen mit anderen Gruppen. Und daraus habe sich eine Freundschaft entwickelt abseits vom Politischen. Man habe am Wochenende öfters was zusammen gemacht. Auf Frage sagt Gerlach, die hätten ja damals, er wisse nicht genau wann, dieses Haus in Jena gekauft, diese Wohngemeinschaft. Er sei von 2001 bis 2004 in Haft gewesen. Und nach seiner Haftentlassung habe er versucht, politisch mehr zu machen und sei mit den Gruppen in Jena öfters zusammengekommen, sei öfters “dorten” gewesen, um politische Aktivitäten zu besprechen. Und da habe sich das halt entwickelt, Kameradschaftsabende und was da so entstanden sei.

Götzl bittet Gerlach, mal darzustellen, was er damit meine, wenn er sage, er habe mit Wohlleben politisch mehr gemacht. Es sei hauptsächlich um Kampagnenvorbereitung gegangen, so Gerlach, die “Antikapitalismuskampagne”, sie hätten das “Fest der Völker” [Rechtsrock-Veranstaltung] zusammen organisiert, und es sei um Demonstrationen, Flugblattaktionen gegangen, “solche Sachen halt”. Götzl möchte wissen, welche Ziele Gerlach verfolgt habe. Der Zeuge sagt, er habe verfolgt: einen sozialistischen Staat, der auf das Volk begrenzt ist, also quasi einen nationalen Sozialismus. Nicht europa- oder weltweit, wie das mit dem Kapitalismus sei, sondern innerhalb der Nationalgrenzen organisiert. Götzl fragt, um welche Organisationen es gegangen sei. Organisationen seien erstmal egal gewesen, antwortet Gerlach. Sie hätten versucht, sich so breit wie möglich zu vernetzen, die Aktionen abzusprechen, dass nicht jedes Grüppchen seins macht, sondern es so ein bisschen koordiniert und organisiert läuft. Götzl: “Was heißt: wir?” Das seien die verschiedenen Gruppen in den verschiedenen Regionen, sagt Gerlach, und nennt Jena, Altenburg, Dresden. Götzl fragt nach Namen der Gruppen. Gerlach sagt, das sei jeder Gruppe selbst überlassen geblieben. Manche seien in der NPD gewesen, manche nicht, manche hätten sich “Kameradschaft XY” genannt. Als sie ein bisschen besser organisiert gewesen, hätten sie sich “Freies Netz” genannt, weil es offenes Netz gewesen sei, wo jeder habe mitarbeiten können. Er selbst habe sich in Altenburg bewegt, sie hätten sich “Freies Netz Altenburg” genannt. Er habe noch in überregionalen Organisationen mitgearbeitet, “Kampfbund Deutscher Sozialisten”, “Freundeskreis Halbe”.

Wohlleben sei seines Wissens, so Gerlach auf Frage, damals in der NPD gewesen und parallel in dieser “KS Jena” oder “Nationaler Widerstand Jena” oder wie das geheißen habe. Götzl fragt nach sonstigen Gruppierungen bei Wohlleben. Gerlach sagt, hauptsächlich sei Wohlleben ihm bekannt durch die NPD, aber diese “Antikapitalismuskampagne” sei überparteilich gewesen. Götzl fragt, wie die Vernetzung ausgesehen habe. Gerlach sagt, sie hätten Aktionen besser koordinieren wollen, dass nicht gleichzeitig total gegensätzliche Aktionen laufen, bspw. zwei Demos in nahen Regionen, die sich die Teilnehmer wegnehmen, und dass man das flankieren könne durch Flugblätter, Mobilisierungsaktionen usw. Götzl: “Wie sahen Wohllebens Ziele aus?” In den Sachen wie “Antikapitalismuskampagne” seien sie einer Meinung gewesen, so Gerlach. Sie hätten schon den Kapitalismus erstmal demaskieren und Alternativen aufzeigen wollen. Er, Gerlach, gehe davon aus, dass Wohlleben sich schon “sozialistisch” positioniert hat. Das sei seine Ansicht von Wohlleben gewesen. Götzl fragt, was Gerlach mit “Demaskierung” meine und was konkret verfolgt wurde. Gerlach sagt, sie hätten sich  zusammengesetzt und versucht, die Fehler vom Kapitalismus aufzuarbeiten für sich und Alternativen zu erarbeiten. Und sie hätten versucht, das in Propaganda aufzuarbeiten, um das den Menschen nahezubringen.

Götzl: “Mich würden die Inhalte interessieren.” Gerlach sagt, die könne man doch auch alle noch abrufen. Sie hätten versucht, die Wirtschaftskreisläufe aufzuarbeiten, dass es nicht funktioniere, die Menschen zu entwurzeln und als Arbeitskräfte hin und herzufahren. Sie hätten gesagt, es könne oder müsse anders gehen, “oder die Finanzflüsse zum Beispiel”. Götzl fragt nach den Alternativen. Gerlach sagt, dass man sich wieder auf die Volkswirtschaften konzentrieren solle, und dass Europa eine Einheit unter den Nationalstaaten bilde, und nicht eine Auflösung der Nationalstaaten, wie es heute betrieben werde. Götzl: “Was sollte konkret getan werden?” Gerlach spricht von einer “Renationalisierung”, dass man Brüssel, und was man alles habe, wieder entflechtet, dass man überstaatliche Instrumente habe, die aber nicht diese Macht hätten. Dann spricht er davon, dass man “Selbstbestimmung” in Deutschland nicht habe, und dass man in der Bundesrepublik das in eine Bahn lenke, wo der Mensch Mitspracherecht hat, das habe er ja nicht.

Götzl will wissen, was Gerlach damit meint, wenn er sage, Wohlleben sei sozialistisch gewesen. Wieder beginnt Gerlach und spricht davon, dass das Wirtschaftssystem in einer gewissen Form staatlich kontrolliert werden solle, dass nicht so Riesenkonzerne entstehen. Dann sagt er, da gebe es schon zwei, drei verschiedene Strömungen innerhalb “nationaler Kreise”, aber er nehme an, dass Wohlleben das schon so gesehen hat. Sie hätten ja innerhalb der “Antikapitalismuskampagne” diskutiert. Das sei ja schon viele Jahre her, aber wenn sie total anderer Meinung gewesen wären, dann hätten sie nicht so lange zusammengearbeitet. Er habe mit Wohlleben von 2004 bis 2010 zusammengearbeitet, dann habe er, Gerlach aufgehört, politisch aktiv zu sein, sagt der Zeuge auf Frage. Er sehe halt aktuell in einer “politischen Aktivierung meinerseits” keinen Sinn, er habe Familie und kümmere sich um seine familiären Angelegenheiten. Götzl: “Hat sich ihre politische Einstellung geändert?” Gerlach verneint das.

Götzl fragt, wie denn die Zusammenarbeit im Einzelnen ausgesehen habe. Gerlach sagt, sie hätten halt diese Sachen koordiniert wie Demonstrationen, wer macht wann wo Demos, wie bestellt man Flugblätter, wie werden sie verteilt, wann und wo gibt es Aktionen. Das Fest der Völker habe auch organisiert werden müssen, das sei ja schon ein erheblicher Aufwand. Da hätten z.B. Reden übersetzt werden müssen für die Polizei, denn die habe die Inhalte haben wollen. Das habe zum Teil er, Gerlach, gemacht. Wohlleben oder der “Herr Kapke” hätten das angemeldet, er hab das übersetzt und zurückgeschickt. Oder es habe mal eine Diskussion gegeben, das ein Redner das so nicht sagen könne, denn in der Bundesrepublik funktioniere das nicht, in Spanien vielleicht doch: “Solche Sachen halt.” Götzl: “Was muss ich mir darunter vorstellen, was wäre das zum Beispiel?” Wenn jetzt zum Beispiel ein Redner aus Spanien eingeladen werde und auch über Kapitalismus reden wolle, dann finde der andere Worte und würde sich alleine vom Ausdruck schon anders äußern, antwortet Gerlach. Und man müsse den Leuten erklären dass es Paragraphen gebe, die es in anderen Ländern nicht gebe, und dass man hier weniger offen seine Meinung sagen könne als in anderen Ländern.

Götzl fragt, wie das Verhältnis zu Wohlleben ab 2010 gewesen sei. Das sei noch rein persönlicher Natur gewesen, so der Zeuge. Sie hätten sich über Familie unterhalten, die Kinder, die Frauen. Auf Frage zum Verhältnis zwischen Wohlleben und seiner Frau antwortet Gerlach, da könne er nur sagen, dass sein Eindruck gewesen sei, dass es gut gepasst hat. Er habe auch jetzt noch Kontakt, es sei halt eine normale Familie. Zur derzeitigen Familiensituation sagt er, er könne persönlich nichts sagen, das solle man doch Wohllebens Frau in zwei oder drei Tagen selbst fragen. Die Frau sei mit zwei Kindern alleine zu Hause und der Mann seit zwei Jahren im Knast. Aber sein Eindruck sei, dass sie stark zusammenhalten. Götzl fragt, ob Gerlach die Familie unterstütze und Wohlleben in der Haft. Er sei mit seiner eigenen Frau zeitweise bei der Familie und sie würden halt Briefe  schreiben oder mal eine Karte, antwortet der Zeuge.

Götzl: “Was können Sie zu Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos sagen?” Da könne er auch nichts sagen, antwortet Gerlach. Er werde ja nicht der erste sein, der sagt, dass es Berührungspunkte gegeben haben könnte. Wenn man die in der Zeitung sehe, dann kämen sie einem natürlich irgendwann bekannt vor irgendwann. Er habe ein schlechtes Namensgedächtnis. Ihm sei nicht erinnerlich, Kontakt mit denen gehabt zu haben. Götzl: “Haben Ihnen denn die Namen etwas gesagt?” Gerlach: “Nein.” Götzl fragt, ob Gerlach etwas erfahren habe, als die untergetaucht seien, ob das mal besprochen worden sei in der Szene. Gerlach sagt, das habe man sicherlich mitgekriegt, zumindest über die Reportagen, die laufend im Fernsehen gekommen seien, oder durch Antifa-Berichte. Aber ihm sei nicht bekannt, dass das Thema gewesen sei vor 2011, “wo dann dieser Stress losging hier”. Er könne sich an kein Gespräch darüber erinnern, wisse aber, dass diese Koffer oder diese komische Puppe von “Antifa-Seite” thematisiert worden seien. Das sei immer als Aufhänger genommen worden, wenn es um die Szene in Jena ging. Er könne sich nicht an ein Gespräch erinnern über die drei Leute, wo die seien. Götzl: “Haben Sie sich mal mit Wohlleben darüber unterhalten?” Gerlach: “Nein.” Götzl: “Sicher?” Gerlach: “Ja.”

Er bejaht, André Kapke zu kennen, das sei bis vor zwei Wochen sein Arbeitgeber gewesen und er sei mit ihm befreundet. Das sei im Grunde genommen die selbe Geschichte wie bei Wohlleben, über das Haus. Über die Koordinierung habe sich die Freundschaft entwickelt. Mit Kapke habe er mehr Kontakt gehabt. Wenn es darum gegangen sei, andere Gruppen, im Westen z.B., zu treffen, dann sei das mit Kapke gewesen. Mit Kapke sei das Verhältnis noch enger gewesen bzw. man habe im Verhältnis halt mehr Zeit miteinander verbracht. Kapke habe er richtig bewusst 2004 kennengelernt, als er, Gerlach, entlassen wurde. Im Oktober sei er entlassen worden, dann sei das recht schnell gegangen. Wenn sie irgendwas gemacht hätten, dann hätten sie das meistens zu dritt zusammen gemacht, sagt Gerlach auf Frage. Wenn er mit Jenaern zusammengearbeitet habe, dann immer mit Wohlleben und Kapke, das seien die Ansprechpartner gewesen. Götzl fragt, inwiefern Gerlach vor der Verhaftung politisch engagiert war. Gerlach sagt, da habe er sich Richtung Thüringen weniger interessiert, sie seien ja durch ihre Geschichte mehr nach Sachsen orientiert und er habe mehr in Richtung Leipzig, Dresden gemacht. Zumindest Führungspositionen habe er damals noch nicht so viel gemacht, wenn eher organisatorische Sachen Richtung Sachsen, Leipzig, Dresden, in Richtung Thüringen eigentlich gar nichts. Götzl: “Was war dann der Grund, dass sie sich mehr engagiert haben nach Ihrer Entlassung?” Das sei ein “positiver Nebeneffekt” von einer Haftzeit, man könne sich da weiterbilden, man könne viele Sachen reflektieren aus einer Position, die man draußen nicht habe, und sich Gedanken machen, sagt Gerlach. Und er sei zu dem Schluss gekommen, dass er mehr machen kann und muss. Er habe schon während der Haft viel Kontakte geknüpft, geschrieben und gelesen.

Götzl fragt, ob ihm HNG etwas sage, was Gerlach bejaht, er sei auch schon vor der Haft Mitglied gewesen und während der Haft auch betreut worden. Mandy Struck (zuletzt 105. Verhandlungstag) habe er während der Haft kennengelernt, sie habe ihm Briefe geschrieben, es habe sich ein persönlicherer Kontakt ergeben, nach der Haft sei er ein paar Monate mit ihr liiert gewesen, das habe aber nicht gepasst und man habe sich getrennt. Götzl fragt, ob Gerlach noch weiter Kontakt zu Struck hatte. Er habe nicht direkt Kontakt gehabt, so der Zeuge, er habe sie danach nochmal auf einer Demonstration gesehen, in Halbe beim Heldengedenken 2006 oder so, er wisse es aber nicht mehr genau. Er habe sie nochmal gesehen, aber Kontakt habe er nicht mehr gehabt. Liiert gewesen sei er mit ihr nach der Haft bis Anfang, Mitte 2005. Zu den Gründen der Trennung sagt Gerlach, er sei dann mit einer Freundin zusammengekommen, die er schon länger gekannt habe, mit der er jetzt auch zwei Kinder habe: “Da hat das nicht mehr gepasst, das ist ja logisch, man muss sich da entscheiden.” Er persönlich habe nicht mitgekriegt, dass Struck politisch aktiv war. Wenn er wo hingefahren sei, sei sie halt mitgekommen. Selbst politisch aktiv sei sie nicht gewesen in der Zeit, wo er sie kennengelernt habe.

Götzl fragt, ob der Zeuge mal den Namen von Struck als Passwort benutzt hat. Gerlach: “Ja, das ist ja mittlerweile bekannt.” Das habe er für Online-Foren verwendet, er sei da nicht so, dass er sich das gut merken könne. Für zwei, drei Foren, er glaube “Freier Widerstand”. Gerlach sagt, Götzl habe das bestimmt vorliegen, er wisse nicht mehr welche Foren. Götzl fragt, ob er Daten von Struck, Adressen, an andere Personen weitergegeben oder ihn jemand dazu aufgefordert hat. Gerlach: “Nein.” Götzl: “Oder Daten zu recherchieren, gab es da mal eine Situation?” Gerlach: “Nein.” Götzl: “Welchen Spitznamen hatten Sie?” Den habe er jetzt noch, sagt Gerlach: “A-C-E”. Zur Frage nach der Bedeutung des Spitznamens sagt Gerlach, er komme ja aus Altenburg, sie hätten ja das Skatspiel, er habe früher ein Heft gemacht, “Ace of Spades”, also Pik-Ass. Daher komme das, den habe er in den Foren als Nickname gehabt.

Götzl fragt, ob es Diskussion um die Anwendung von Gewalt bei politischer Betätigung gegeben und wenn ja welchen Inhalts. Das sei bei ihnen eigentlich Konsens gewesen, so Gerlach, dass das nicht funktioniere. Götzl fragt, mit wem Gerlach darüber diskutiert habe, und Gerlach antwortet, es habe da keine Diskussionen gegeben, das sei Konsens gewesen. Götzl hakt nach. Gerlach sagt, ihm sei keine Situation erinnerlich, wo davon die Rede war, man müsse zu den Waffen greifen. Götzl fragt mit wem. Gerlach sagt, mit den Leuten, mit denen er zusammengearbeitet habe. Im KDS [Kampfbund Deutscher Sozialisten] sei das Leitlinie gewesen, dass darüber nicht diskutiert werden kann, das seien ja “alte Kühnen Leute” gewesen. Und beim “Freien Netz” sei es genauso gewesen. Und er müsse auch dazu sagen, diese Foren seien ja veröffentlicht worden, und jeder habe einen unterschiedlichen Humor. Wenn er schreibe über eine Polizeiwache, die man abfackeln müsse, dann sei das für ihn Humor, den aber nicht jeder teile. Götzl: “Was meinen Sie damit?” Gerlach sagt, es habe mal ein Thema in dem Forum gegeben, das sie als “Freies Netz” gehabt hätten, und es sei irgendwie eine Diskussion aufgekommen und da habe er wohl geschrieben: “Ich zieh los und fackel ne Polizeiwache ab.” Und jeder, zumindest in dem Forum, habe gemerkt, dass das humoristisch gemeint sei. Das sei in seinen Augen ein Scherz und die anderen hätten humoristisch geantwortet. Götzl fragt, inwiefern das humoristisch gemeint sei. Gerlach antwortet, es werde ja unterstellt, dass man solche Aktionen mache oder plane, zumindest wenn man manche Antifa-Seiten lese. Das habe das ein bisschen “konterkarieren” sollen. Und es sei, wie gesagt, ein internes Forum gewesen und die Leute hätten denselben Humor gehabt.

Götzl fragt, ob Gerlach mal mit Wohlleben über Gewalt als Mittel der politischen Auseinandersetzung diskutiert habe. Gerlach sagt, daran könne er sich nicht erinnern. Aber wenn im Haus einer gewalttätig geworden sei, dann habe Wohlleben den aus dem Haus geworfen. Auch als mal ein Taxifahrer zu Gewalt angestachelt habe, da sei Wohlleben als erster dazwischen gegangen. Aber an Diskussionen, ob es sinnvoll ist Gewalt anzuwenden, könne er sich nicht erinnern. Deswegen sage er ja, dass das Konsens gewesen sei. Auch mit Kapke habe es keine Diskussion dazu gegeben, sagt Gerlach auf Frage. Der sei früher zwar cholerischer gewesen, oder habe so gewirkt. Aber der sei auch “unserer” Meinung gewesen und habe nie in die Richtung tendiert, man müsse das und das machen in gewalttätiger Form. Auf Frage sagt Gerlach, er sei wegen Körperverletzung in Haft gewesen. Er habe es eben am eigenen Leib erfahren. Das sei auch sinnvoll gewesen, er sage nicht, dass er unschuldig war. Er habe erfahren, dass das nichts bringt, weder ihm und niemandem in seinem Umfeld. Auf Nachfrage sagt Gerlach, er sei wegen mehrerer  Körperverletzungen verurteilt worden, das sei in angetrunkenem Zustand gewesen, er sei jung gewesen, habe die Situation falsch eingeschätzt und zugeschlagen. Er könne und wolle es nicht leugnen. Götzl: “Gab es da politische Hintergründe?” Gerlach: “Nö, das hat jetzt…”

Nach einer Unterbrechung geht es um 15 Uhr weiter. Dann sagt Götzl, es gehe nun um zeitliche Einordnungen und macht einen Vorhalt aus einer Erkenntniszusammenstellung des TLfV: Die erste Information über Gerlach sei von 1997, er habe eine rot-weiße Flagge mit Keltenkreuz geschwungen und gerufen: “Heß, Märtyrer für den Frieden”. Gerlach sagt, er habe die Fahne so nicht geschwenkt und das nicht gerufen, aber er sei dafür verurteilt worden, die Zeit passe. Vorhalt: 1998  sei Gerlach bei einem Skinkonzert im Landkreis Radebeul festgestellt worden. Gerlach: “Wird schon so sein.” Vorhalt: Am 30.1.1998 [phon.] sei er in die HNG eingetreten. Gerlach sagt dazu, das könne schon stimmen. Vorhalt: Am 20.4.2000 sei er in Meuselwitz mit einem T-Shirt “Blood and Honour” festgestellt worden. Gerlach sagt, das werde schon stimmen. Götzl fragt, was das Shirt für eine Bedeutung hatte für Gerlach. Gerlach: “Gar keine.” Die T-Shirts habe es ja überall zu kaufen gegeben. Götzl fragt, warum er das kaufe. Gerlach sagt, das habe es auf Konzerten und in einschlägigen Versänden gegeben. Er habe Shirts getragen, da wisse er auch nicht, warum er sie getragen hat.

Götzl fragt, was Gerlach mit B&H verbindet. Gerlach: “Das war ein loser Zusammenschluss von Musikbands, also damals.” Götzl: “Was verbinden Sie mit dem Begriff Hammerskins?” Gerlach: “Was wollen Sie da von mir hören?” Götzl: “Das was ich gefragt habe.” Gerlach: “Keine Ahnung.” Götzl sagt, Gerlach weiche aus. Darauf sagt Gerlach: “Ist halt auch ein Freundeskreis von, keine Ahnung, nationalen Skins, wie auch immer.” Götzl: “Waren Sie Mitglied?” Nach einer Pause sagt Gerlach: “Die Frage ist, ob man da Mitglied werden kann, das sind Fragen, weiß ich nicht.” Götzl fragt, was Gerlach über die Mitgliedschaft bei den Hammerskins weiß, wer da Mitglied werden darf, ob man drüber reden darf. Gerlach antwortet, dass Götzl da von ihm nichts anderes hören werde, als er auf einschlägigen Internetseiten oder von “Ihren” VS-Ämtern hören könne. Götzl sagt, ihm gehe es darum, was Gerlach weiß. Gerlach: “Ein Zusammenschluss von Skinheads, gegründet in Amerika, was weiß ich.” Götzl hält aus der Erkenntniszusammenstellung zu Verbindungen zu den Hammerskins vor: In einem im August 2002 während der Haft in Hohenleuben festgestellten Brief habe sich Gerlach als Hammerskin bezeichnet und sei bis heute offenbar Mitglied im Chapter Sachsen/Westsachsen. Götzl: “Was sagen Sie denn dazu?” Gerlach schweigt und sagt dann: “Wenn Sie den Brief haben, dann wird das schon stimmen, was da drinne steht.” Götzl: “Bitte?” Gerlach sagt, dass Götzl, wenn der Brief sichergestellt worden sei, die Antwort doch eigentlich habe. Götzl erwidert, es sei eine Frage, die er an Gerlach stelle. Gerlach sagt, das sei ihm klar, aber da werde Götzl keine Antwort von ihm bekommen, auch wenn Götzl das nicht gefalle. Götzl: “Warum nicht?” Gerlach: “Weil ich das halt jetzt nicht sagen möchte, ist halt so.”

Vorhalt aus der Beschuldigtenvernehmung Mandy Struck vom 30.12.2011: St. habe auf die Frage, in welcher Organisation Gerlach Mitglied war, gesagt, bei den Hammerskins. Gerlach: “Wenn das die Frau Struck sagt.” Götzl: “Ja, dürfen Sie nicht darüber reden?” Gerlach: “Ich möchte nicht drüber reden.” Götzl: “Sehen Sie sich verpflichtet, nicht darüber zu sprechen?” Gerlach: “Ja, mir gegenüber. Ich weiß, dass Ihnen das nicht gefällt, aber ich möchte es nicht.” Götzl ruft dem Zeugen die Belehrung in Erinnerung. Gerlach sagt, er sage dazu trotzdem nichts. Götzl erwidert, es sei nicht ersichtlich, dass ein Grund zur Auskunftsverweigerung vorliegt, Gerlach müsse dann damit rechnen, dass gegen ihn Ordnungsmittel ergriffen werden. Dann sagt Götzl, man komme auf das Thema nochmal zurück, man könne ja noch allgemein zu den Hammerskins gehen. Er fragt, was Gerlach darüber wisse, unter welchen Umständen man da aufgenommen wird. Gerlach antwortet, dazu könne er nichts sagen, da habe er keine Information zu. Vorhalt aus der Vernehmung von Struck: Einmal habe Gerlach sie auf ein Hammerskin-Konzert mitgenommen, sie wisse nicht mehr wo, da seien italienische Hammerskins gewesen, bei den Hammerskins dürfe eigentlich keiner wissen, wer dabei ist. Gerlach sagt dazu, das könne schon sein, dass er mit Struck auf einem Konzert war, er könne sich nicht erinnern, aber es könne sein. Götzl fragt, was Gerlach zu der Aussage sage, dass eigentlich keiner wissen dürfe, wer dabei ist. Gerlach: “Keine Ahnung, das ist ja ihr Eindruck.” Er verneint, mit St. über die Hammerskins gesprochen zu haben.

Vorhalt aus der Vernehmung von Struck: Thüringen und Sachsen seien bei den Hammerskins zusammengelegt, da seien sechs oder sieben Mann dabei, es gebe eine lange Probezeit, wo die Leute unter die Lupe genommen würden, die seien dann wie Sklaven, würden zu allen Konzerten und Demos gehen, Gerlach sei vor der Haft Anwärter gewesen und  dann aufgenommen worden. Götzl: “Was sagen Sie dazu?” Dazu könne er nichts sagen, das seien ja die Aussagen von Struck, so Gerlach. Götzl fragt, ob das denn stimme, was Struck gesagt hat. Gerlach: “Ich möchte zu dem Thema Hammerskins gar nichts sagen.” Götzl hält aus Strucks Vernehmung vor: Struck blicke da nicht so richtig durch bei den Hammerskins; alles was sie oben gesagt habe, habe ihr der Gerlach erzählt, mehr wisse sie nicht. Götzl: “Was sagen Sie dazu, ist das richtig?” Gerlach: “Nein.” Er verneint, mit Struck über die Hammerskins gesprochen und ihr diese Informationen gegeben zu haben. Götzl: “Waren Sie Mitglied bei den Hammerskins?” Gerlach: “Dazu möchte ich nichts sagen.” Dann hält Götzl vor, dass Struck angegeben habe, Gerlach habe ihr erzählt, dass er viele Leute durch die Hammerskins kennt. Gerlach sagt, dazu könne er nichts sagen, er kenne allgemein viele Leute. Götzl: “Ist es nicht zutreffend?” Mit dem Bezug ‘über die Hammerskins’ wisse er nicht, wo der Zusammenhang besteht, sagt Gerlach. Er kenne viele Leute, aber das habe mit “HS” [Gerlach benutzt diese Abkürzung] gar nichts zu tun.

Götzl fragt erneut, ob Gerlach eine entsprechende Aussage gegenüber Struck gemacht hat, und Gerlach sagt, da könne er sich nicht erinnern. Götzl sagt, in der schon zitierten Erkenntniszusammenstellung des TLfV heiße es: Auch in der Hammerskin-Szene verfüge Gerlach über weitreichende Kontakte in Europa und sogar bis Nordamerika, bis zuletzt habe er regelmäßig an Veranstaltungen der Hammerskin-Szene teilgenommen. Gerlach sagt, er wolle zu dem Thema allgemein nichts sagen. Sein “an mich selbst gestelltes Wertegefühl” verbiete ihm, da hier drüber zu reden. Götzl: “Ist das nicht eine Aussage, dass sie sich den Hammerskins gegenüber verpflichtet fühlen, und beinhaltet das nicht, dass sie Mitglied sind, denn warum dürfen sie sonst nicht darüber sprechen?” Gerlach sagt, er könne sich nur wiederholen, dass er sich selbst und seinem “Wertegefüge” gegenüber dazu nichts sagen wolle. Götzl fragt, was Gerlach denn - losgelöst von der Frage, ob er Mitglied ist oder nicht - wisse über Folgen, wenn über Mitgliedschaft gesprochen wird: “Welche Kenntnisse haben Sie zu diesem Punkt?” Gerlach: “Keine.”

Götzl fragt zum THS. Gerlach sagt, er persönlich kenne den nur aus der Presse ab Oktober 2011. Der THS sei ihm natürlich vorher schon bekannt gewesen, aber nicht, dass er damit groß in Berührung gekommen wäre. Sie seien in ihrem Landkreis in den 90ern nicht groß aktiv gewesen in Richtung Thüringen. Götzl fragt, welche Personen Gerlach damit verbinde. Gerlach nennt “den V-Mann Tino Brandt” und “diese Thüringer Namen”, die da immer in der Presse genannt würden. Götzl erwidert, es gehe nicht um die Presse, sondern um das, was er aus der damaligen Zeit wisse. Da müsse er ehrlich sagen, so Gerlach, dass er das nicht mehr auseinanderhalten könne, er könne nicht mehr hundertprozentig sagen, ob er das von früher wissen oder aus dem, was ich mittlerweile gelesen habe. Seiner Meinung nach habe er nicht viel Kontakt gehabt, er kenne das Transparent, was die auf Demonstrationen gehabt hätten. Aber direkten Kontakt hätten sie, die Altenburger, mit den “Aktionsgruppen” da eigentlich nicht gehabt. Götzl fragt nach weiteren Namen außer Brandt. Gerlach nennt Kapke, Wohlleben, Wieschke, aber das sei das, was er im Verlauf der letzten zwei Jahre gelesen habe.

Götzl fragt nach Kontakten ins Ausland. Gerlach sagt, er habe eigentlich viele Kontakte ins Ausland gehabt, “von Italien bis Ungarn, was weiß ich wohin”. Das habe hauptsächlich politische Hintergründe gehabt fürs “Fest der Völker”, oder man habe auf Konzerten Leute kennengelernt. Auf Frage sagt der Zeuge, er habe mehrere Kontakte in die Schweiz. Es sei ja durch die Medien gewandert, so Gerlach auf Nachfrage, dass er mit Mario Friso befreundet sei von der PNOS. Götzl fragt, ob Gerlach Reisen gemacht habe in die Schweiz. Gerlach sagt, er habe öfter mal Reisen dahin gemacht, er habe da mal gesprochen bei der Partei. Götzl zitiert aus der Erkenntniszusammenstellung: Gerlach habe an einem Bundesparteitag der PNOS im September 2006 [phon.] als Vertreter von KDS und FKH [Freundeskreis Halbe] teilgenommen und sei als Redner aufgetreten; die Schweiz habe aufgrund der sich abzeichnenden tieferen Zusammenarbeit eine Einreisesperre von drei Jahren verhängt. Gerlach sagt, er habe kein Einreiseverbot bekommen.

Götzl fragt nach Portugal. Gerlach sagt, er habe Kontakte gehabt zu Mário Machado [portugiesischer Hammerskin] und anderen Leuten da. Götzl fragt, ob denn mal das Besorgen von irgendwelchen Waffen thematisiert worden sei. Gerlach: “Nein.” Götzl: “Also definitiv nicht?” Gerlach: “Nein.” Götzl fragt, ob Thema gewesen sei, dass Gerlach Waffen nach Deutschland bringen solle. Auch das verneint Gerlach. Er habe das in der Presse gelesen. Und auch in Karlsruhe sei ihm das vorgehalten worden, aber umgedreht, dass er Waffen nach Portugal gebracht haben solle. Das ergebe ja überhaupt keinen Sinn. Aber es sei, wie gesagt, nicht drüber gesprochen worden oder sonst was. Götzl sagt, in der Erkenntniszusammenfassung heiße es, dass Gerlach 2007 im Email-Verteiler des THS enthalten gewesen sei. Gerlach sagt, er sei sicherlich in einigen Verteilern gewesen durch die Koordinationsarbeiten. Wer die Emails unter welchem Account herum geschickt habe, könne er nicht mehr sagen. Aber direkt mit dem THS hätten sie nichts zu tun gehabt. Ihm sei es aber auch nicht um Gruppennamen gegangen.

Dann hält Götzl aus der Vernehmung Gerlachs aus 2013 vor: Auf die Frage, ob “nationaler Sozialist” nicht vielleicht passender wäre, habe Gerlach gesagt, das sei eine Definitionssache, er definiere sich als “Sozialist”, würde es aber nicht als ehrenrührig betrachten, wenn ihm unterstellt würde, er bewege sich in der rechtsextremistischen Szene. Da sei eine halbe Stunde drüber diskutiert worden, sagt Gerlach. Der Staatsanwalt habe von ihm unbedingt hören wollen, nationaler Sozialist oder Nationalsozialist. Früher habe er, Gerlach, gesagt, “nationaler Sozialist”, heute würde er sagen “Sozialist”, aber das sei für ihn keine großer Unterschied. Wenn ihn jemand fragen würde, würde er sagen, er sei “Sozialist”, das würde ihm erstmal reichen. Götzl fragt, ob sich Gerlach denn in der rechtsextremen Szene bewege. Gerlach bejaht das, “was Sie und sicherlich auch der Herr GBA darunter verstehen”. Und deshalb sei das für ihn auch nicht ehrenrührig. Götzl sagt, er wolle nochmal auf die Begriffe “Sozialist” und “nationaler Sozialist” eingehen. Früher hätte er das extra betont, so Gerlach, dass er “nationaler Sozialist” sei. Heute sehe er das aber als Voraussetzung, dass ein Sozialist zuerst zu seinem Volk und Land stehe. Und die, die sich sonst als Sozialisten bezeichnen, bezeichne er als “Internationalisten”. Deshalb würde er sich heute nicht mehr “nationaler Sozialist” nennen, man müsse es nicht extra betonen, weil es eine Selbstverständlichkeit sein sollte. Das seien Diskussionen, die sinnlos seien, die er aber gerne führe.

Götzl möchte wissen, ob Gerlach Kontakte mit Hammerskins in Portugal hatte. Gerlach antwortet, er habe mit Mário Machado Urlaub gemacht, er habe auf einer Konferenz gesprochen und viel unternommen. Er habe die in Deutschland auf einem Konzert getroffen, so sei der Kontakt entstanden. Er bzw. er und seine Frau seien ab und zu unten gewesen damals. Götzl sagt, dass man über die Thematik Hammerskins werde sprechen müssen. Er mache nochmal zehn Minuten Pause, es seien keine Gründe ersichtlich, dass Gerlach die Aussage da verweigern könne. Gerlach sagt, da werde sich in zehn Minuten nichts ändern. Götzl sagt, Gerlach solle es sich durch den Kopf gehen lassen, Zwangsmittel seien möglich.

Nach der Unterbrechung geht es um 15.57 Uhr weiter. Götzl fragt, ob es von Gerlachs Seite etwas zu ergänzen gibt, was der verneint. Dann fragt Götzl, ob Gerlach Maik Eminger kenne. Gerlach sagt, das sei der Bruder vom Angeklagten, der sei ihm von früher erinnerlich. Seiner Erinnerung nach hätten sie früher mit dem zusammengearbeitet, politisch. Götzl: “Wann?” Gerlach sagt, er schätze so 2008, 2009 [phon.], er könne es nicht hundertprozentig sagen. Maik Eminger habe irgendeiner Aktionsgruppe oder Kameradschaft angehört und sei auf Demonstrationen und Vorträgen gewesen. André Eminger sei ihm nicht bekannt, so Gerlach, jedenfalls nicht bewusst, in ihren Kreisen laufe man vielen übern Weg. Götzl fragt, ob der Zeuge Kontakt zu André Eminger hatte in jüngster Zeit. Das verneint Gerlach. Götzl fragt, ob Gerlach einen Robert He. kenne. Mit dem habe er schon zusammengearbeitet, so Gerlach, das sei 2012 gewesen: “Oder, das sind ja mehrere Brüder, ich glaub, da gibt es mehrere von der Familie, oder? ” Götzl sagt, es gehe ihm um einen Robert. Mit dem Robert, habe er, glaube er mal zusammengearbeitet und mit dem Bruder auch mal, es gebe zwei oder drei. Götzl möchte wissen, ob Gerlach einen Jugendclub “Impuls” in Jena kenne. Das sei ihm nicht bewusst jetzt, so Gerlach. Vorhalt aus der Zeugenvernehmung von Robert He.: Thomas Gerlach kenne He. nur aus der Presse, er habe ihn mal vor dem Jugendclub Impuls in Jena gesehen. Gerlach sagt dazu, dass He. vielleicht den Angeklagten Holger Gerlach meine. He. und er hätten zusammengearbeitet, Trockenbau gemacht, das könne nicht sein. Vorhalt aus der Vernehmung von He.: Soweit sich He. erinnere, habe ihn die Beate Zschäpe ihm vorgestellt. Darauf sagt Gerlach, wenn er in Jena unterwegs gewesen sei, dann mit Kapke oder Wohlleben. Vorhalt: Zschäpe habe allerdings nur gesagt, dass es der Gerlach sei, der solle damals außerhalb studiert haben. Gerlach sagt, studiert habe er leider so und so nicht. Götzl sagt, die Zeit sei fortgeschritten, Gerlach müsse nochmal wiederkommen: “Dann darf ich mich für heute bedanken.”

Der Verhandlungstag endet um 16.03 Uhr.

Das Blog “NSU-Nebenklage”:
“Der (Befangenheits-) Antrag war eine eher verzweifelte Reaktion auf einen Haftfortdauerbeschluss des Senats vom 25. Juni, der der Verteidigung am vergangenen Freitag zugestellt wurde. Die Verteidigung hatte die Aufhebung bzw. Aussetzung des Haftbefehls gegen Wohlleben beantragt. In seinem Beschluss stellt das Gericht nun ziemlich klar dar, dass sich nach vorläufiger Bewertung der bislang erfolgten Beweisaufnahme der Anklagevorwurf gegen Wohlleben - Beihilfe zu neun Fällen des Mordes - in vollem Umfang bestätigt hat. Ein Verstoß gegen das Beschleunigungsgebot oder andere Umstände, die zur Aufhebung oder Aussetzung des Haftbefehls führen müssten, seien ebenfalls nicht ersichtlich. (…) Gerlach versuchte, sich nach dem hier im Prozess immer wiederkehrenden Motto ‘Leugnen und Verharmlosen’ herauszureden. (…) Verräterisch war, wenn Thomas Gerlach - der übrigens mit dem Angeklagten Holger Gerlach nicht verwandt ist - von „Kameradschaften und Aktionsgruppen“ sprach, ein Begriff, der vor allem in Zusammenhang mit dem Aufbau eines „führerlosen“ militärischen Widerstandes benutzt wird, wie er von amerikanischen Nazis entwickelt und von „Blood and Honour“ und den Hammerskins verwendet wird. (…) Der Zeuge „Ace“ Gerlach wird also erneut nach München reisen und dann ggf. beweisen müssen, ob er bereit ist, für sein „an sich selbst gestelltes Wertegefühl“ in Ordnungshaft zu gehen.”


Protokoll 122. Verhandlungstag - 22. Juli 2014

Nachdem es zunächst erneut um die polizeilichen Vernehmungen von Thomas Starke ging sagte ab dem Mittag zum zweiten Mal Enrico Theile aus. Ergiebig war seine Aussage nicht: in verschiedenen Varianten wiederholte er, sich an nichts erinnern zu können, bis er schließlich mehrfach gefragt wurde, ob bei ihm Erkrankungen vorliegen, die sein Erinnerungsvermögen beeinflussen. Auch das Nicht-Erinnern-Wollen kann eine Falschaussage darstellen, am Ende beantragte sogar die BAW seine Aussagen zu protokollieren. Theile musste zugeben, sich nach seiner letzten Vernehmung mit seinem Bekannten Hans-Ulrich Müller getroffen hatte, der ebenfalls zur Ceska-Verkaufskette gerechnet wird.

Beginn: 9:45 Uhr

Zeugen:

	Christoph Sch. (KOK, BKA Meckenheim, Vernehmungen von Thomas Starke)
	Enrico Theile




Disclaimer: Bei diesem Protokoll handelt es sich um die redaktionell bearbeitete Mitschrift von Mitarbeiter_innen von NSU-Watch im Gerichtssaal. Es stellt kein vollständiges Wortprotokoll dar. Auch wenn wir versuchen, die Aussagen so genau und korrekt wie möglich wiederzugeben, können Missverständnisse und Fehler auftreten, manchmal gibt es Lücken. Deshalb können wir keine Gewähr für die Korrektheit und Vollständigkeit übernehmen. Die Aussagen sind insoweit redaktionell bearbeitet, dass sie auch außerhalb des Saals lesbar und verständlich werden.

Zeuge Christoph Sch. (KOK, BKA Meckenheim, 29 Jahre)

Der Vorsitzende Richter Manfred Götzl bittet den Zeugen von der Vernehmung des damals Beschuldigten Thomas Mü., vormals Starke, am 11.4.2011 zu berichten.

Zeuge: Der Hintergrund der erneuten Vernehmung waren offene Fragen aus vorherigen Vernehmungen und neue Erkenntnisse. Der Zeuge Mü./Starke [im folgenden immer nur Starke], kam auf Vorladung freiwillig. Zum Thema Sprengstoffbeschaffung bestätigte er nochmal, dass die Bestellung über Jörg Winter gelaufen sei und von Giso Tschirner umgesetzt worden sei; Starke hatte vorher behauptet, beide hätten nichts mit der Beschaffung zu tun gehabt. Den Zeitpunkt der Übergabe des Sprengstoffes grenzte der Zeuge auf Ende 1996, Anfang 1997 ein; das Paket sei bei der Übergabe nicht geöffnet gewesen, es könne also sein, dass Tschirner nicht gewusst habe, was drin gewesen sei, so Starke; es habe keine Geldübergabe gegeben, das sei ein Freundschaftsdienst gewesen. Der „Clique“ hätten Mitte der 1990er Jahre Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe, Stefan Apel, eine Elke, Yvonne Kr., Ralf Wohlleben und André Kapke angehört; verbunden hätte sie eine rechte Weltanschauung, sie hätten sich auch dazu ausgetauscht, daraus sei dann auch sein Verhältnis zu Frau Zschäpe entstanden; Starke meinte, die Drei seien Mitglieder des THS gewesen - als Lebensinhalt. Zum Abbruch des Kontakts mit den Dreien sei es nach der Wohnungsbeschaffung gekommen, denn er habe ab Juli 1998 eine Arbeitsstelle in Dortmund angetreten, sonst sei er immer in Dresden bei seiner Lebensgefährtin gewesen: ab da habe er insgesamt weniger Kontakt zur Szene in Chemnitz gehabt; mit dem Trio habe er danach keinen Kontakte mehr gehabt; einige Begebenheiten, etwa Besuche bei Thomas Rothe und weil er sein Handy dabei, aber nicht, wie angeordnet, in abgeschaltetem Zustand, gehabt habe, sei der Kontakt abgebrochen. Bei Rothe und Max-Florian Bu. habe er auf Fragen nach dem Trio auch keine Auskünfte mehr bekommen. Nach Kontakten nach Heilbronn gefragt, nannte Starke den Friedel aus Chemnitz, der dort eine Ausbildung gemacht habe; außerdem habe er Kontakt zu Da. und weiteren männlichen Personen gehabt: das habe den Sinn gehabt Feste zu feiern und auf Demos im Großraum Heilbronn zu gehen.

Seinen Ausstieg aus der Szene macht Starke daran fest, dass er Beschuldigter im „Landser“-Verfahren gewesen sei und im Jahr 2000 umfangreiche Angaben gemacht habe zum Vertrieb der CD „Ran an den Feind“, damit habe er Kameraden belastet: er sei körperlichen Angriffen etwa seitens Jean-René Bauer, Antje Probst und Ingolf We. ausgesetzt gewesen und habe Drohmails erhalten; auch seine Kontakte zu Jan Werner schlafen in der Zeit ein; Werner habe 2011 wieder Kontakt zu Starke gesucht: nach den Meldungen über den 4.11. und das Wohnmobil; Starke habe behauptet, er wisse nicht, ob zwischen Werner und dem Trio noch Kontakt zu dieser Zeit bestanden habe; Werner habe einen guten Kontakt zu Rothe gehabt; Starke hatte ausgesagt, dass Werner von einem Treffen mit Mundlos und Böhnhardt erzählt habe wo die beiden ihm eine Waffe an den Kopf gehalten hätten; auf die Frage, warum sie das getan hätten, habe Starke nicht geantwortet.

Zu Kontakten in die Schweiz und nach Schweden habe Starke für die Schweiz den Hammerskin Oliver genannt; er habe auch Kontakt zu Carsten Szczepanski gehabt, einem Deutschen, der V-Mann gewesen sei und eine starke Affinität zu Waffen gehabt habe; er sei wegen einesTötungsdelikts in Haft gewesen; aus der Presse habe Werner entnommen, dass er sich bei Szczepanski nach Waffen erkundigt habe, was nicht wahr sei. Starke habe diese Geschichte abgewandelt in der rechten Szene vernommen, dass Szczepanski Werner gefragt habe, ob dieser Waffen benötige, was jener abgelehnt habe. Er gab außerdem an, an der Wohnungsbeschaffung für das Trio und an der Sprengstoffbeschaffung beteiligt gewesen zu sein und mit Mandy Struck und den Fiedler-Brüdern Kontakt aufgenommen zu haben, um eine weitere Wohnung für die drei zu finden.

Zum Thema Winter/Tschirner und der Sprengstoffübergabe habe Starke ausgesagt, es sei so gewesen wie geschildert; Tschirner sei mit einer ihm unbekannten Person erschienen und habe das Päckchen übergeben, aber nicht geöffnet: Starke habe spekuliert, dass er nicht gewusst habe, was drin gewesen sei; Tschirner und Winter seien immer noch Freunde: es könne sein, dass sie ihre Aussage abgesprochen hätten, um Tschirner aus der Sache rauszuhalten.

Zur Thematik Anruf Werners nach einer Durchsuchung, habe Starke angegeben, dass nach der Durchsuchung bei Starke sehr schnell in der Presse der Tatvorwurf veröffentlicht worden sei, so dass die rechte Szene schnell Bescheid wusste.

Vorhalt Götzl: Jan Werner rief an und wusste, dass offenbar Sprengstoff an Mü. [Starke] übergeben wurde. Woher Werner das wusste, kann ich nicht sagen, ich weiß nur, dass er nach der „Landser“-sache noch engere Kontakte zur Szene hatte als ich. Der Zeuge bestätigt diese Aussage Starkes.

Zeuge: Zu Werners Auto gefragt, gab der Zeuge an, Starke habe selber einen Ford Kombi gehabt; es sei bei dieser Frage um Informationen vom VS Thüringen zu konspirativen Übergaben an Autobahnrastsstätten gegangen, deshalb sei die Frage gestellt worden: Starke gab an, dass es ein weinroter Ford Mondeo Kombi gewesen sei; ob „Langer“ ein Spitzname von Werner gewesen sei, konnte Starke nicht bestätigen. Auf den Vorhalt, dass Starke mit Werner kurz nach dem Auffliegen Kontakt hatte, habe Starke gesagt, das er nicht gewusst habe, dass Werner Kontakt zum Trio gehabt habe.

Götzls Vorhalt: Werner ruft an und sagt, kauf Dir mal die Bild-Zeitung; mehr wolle er nicht sagen. Da stand dann was zu zwei getöteten Bankräubern drin; dem Artikel war zu entnehmen, dass es sich wohl um Mundlos und Böhnhardt gehandelt habe - mehr weiß ich nicht mehr. Der Zeuge bestätigt das.

Götzl will wissen, ob Starke seine Reaktion geschildert habe. Der Zeuge sagt, Starke habe gesagt, er sei überrascht gewesen, weil er gedacht habe, die Drei seien im Ausland; er habe sich eine so lange Zeit im Untergrund in Deutschland nicht vorstellen können.

Vorhalt Götzl: Es war allgemein bekannt, dass rechte Szene von V-Leuten durchsetzt: Mirko Hesse und Toni Stadler, Tino Brandt und Marcel Degner. Der Zeuge bestätigt die Aussage.

Vorhalt Götzl: Den letzten Kontakt zum Trio habe er im Mai/Juni 98 in der Limbacherstr. gehabt - eher bis Mitte Mai 98. Der Zeuge bestätigt diese Aussage Starkes.

Der Zeuge bestätigt Götzls Vorhalte: Starke habe zum Verbleib der Drei von Rothe und Bu. keine Antwort bekommen, das sei die Zeit gewesen, von Juni 98 - Dez. 2000, wo er im Westen gearbeitet habe, die restliche Zeit sei er bei seiner Freundin in Dresden gewesen. Uwe Mundlos sei extrem sauer gewesen, als sie sich in der Wohnung von Bu. getroffen hätten und er sein Handy angehabt habe. Er sei gebeten worden, den Akku aus dem Handy zu nehmen, schon bei Besuchen in der Wohnung von Rothe; der Grund, warum er es nicht abgeschaltet hatte wisse er nicht mehr, womöglich habe er einen Anruf erwartet; er habe nochmals betont, dass er nicht wisse, inwieweit Werner Kontakt zum Trio gehabt habe, als er weg gewesen sei; er habe Kontakt zu Rothe gehabt; er sei in der rechten Szene extrem gut vernetzt gewesen; ihm sei im Nachhinein klar geworden, dass Werner extrem guten Kontakt zum Trio gehabt habe.

Der Zeuge sagt, nähere Hintergründe seien nicht ermittelt worden und bestätigt weitere Vorhalte: Zum Grund für die Bedrohung Werners durch Mundlos und Böhnhardt mit Waffe am Kopf gab Starke an, Jan Werner habe ihm da ein paar Brocken hingeworfen und keine eindeutige Antwort erhalten. Es sei ja nicht ganz ohne, wenn man mit einer Waffe bedroht werde: Werner müsse wohl einiges über das Trio gewusst haben. Zum generellen Infoaustausch in der rechten Szene habe Starke angegeben, dass der eher oberflächlich gewesen sei; über brisante Dinge sei nicht wirklich geredet worden; bei Landser sei etwa Hesse nicht informiert gewesen über Werners Rolle und Lasch, nicht über seine etc.

Werner habe auch Kontakte zur rechten Szene in Schweden gehabt, das habe mit der Organisation von Konzerten zusammen gehangen. In der Schweiz hatte er Kontakt zu Olivier. Werner hatte eine Lebensgefährtin in der Schweiz. B&H Berlin hatte Kontakte nach Ungarn; Olivier kannte er selber nicht; es könne sein, dass er da eine Erreichbarkeit gehabt habe, er sei zu der Zeit wegen Konzerten Datensammler gewesen; Carolina aus Polen, Oliviers Freundin, sei ursprünglich Hammerskin gewesen; sie hätten gute Kontakte zu B&H Brandenburg gehabt.

Der Zeuge bestätigt den Vorhalt: Zur Jenaer Gruppe hätten neben dem Trio Stefan Apel, „Steini“ und Elke gehört und Kapke, aber nicht so oft; und bei Elke soll es sich um Yvonne Kr., jetzt Ba. gehandelt haben; die rechtsgerichtete Weltanschauung habe sie verbunden. Die Drei seien Mitglieder des THS gewesen, sie hätten sich sehr intensiv damit beschäftigt, wie eine Art Lebensinhalt. Das sei alles nichts für ihn gewesen: Trachten-Abende zu veranstalten und das rechte Gedankengut intellektuell zu bearbeiten - das sei nicht seins, er sei eher für Partys und Auseinandersetzungen mit dem politischen Gegner.

Auf den Vorhalt, Starke habe ausgesagt, dass Ralf Wohlleben Mitgründer des THS gewesen sei, Brandt aber der Macher, habe er sich nicht erinnern können, ob er Wohlleben eigentlich überhaupt gekannt habe. Wohlleben sei der intellektuelle Kopf gewesen; dessen Ansatz sei ihm zu kadermäßig gewesen, das sei eher wie eine politische Partei gewesen, wie ein Lebensinhalt. Zu Wohllebens Beziehung zum den „Freien Kräften“ im Internet, habe Starke gesagt, „Freie Kräfte“ hätten Seiten mit rechten Inhalten betrieben, aber ob es in Thüringen eine gegeben habe, wisse er nicht und was Wohlleben damit zu tun gehabt, wisse er nicht. Aus der rechten Szene sei er ausgestiegen, so Starke, weil er massiven Bedrohungen ausgesetzt gewesen sei. Er habe sich immer wieder rechtfertigen müssen; er habe Antworten gegeben, aber die Leute hätten sich nicht damit zufrieden gegeben, es seien vor allem Leute, die dem damals schon verbotenen B&H Brandenburg angehört hätten, Hammerskins um Mirko Hesse und Angehörige der Skinheads Chemnitz. Starke habe, so der Zeuge, viele Leute genannt: Probst, René Bauer, Ingolf We.

Der Zeuge bestätigt den Vorhalt, Jan Werner habe sich da rausgehalten. Später habe es per E-Mail die Warnung gegeben, ein bestimmtes Konzert nicht zu besuchen, da dort seine LKA-Aussage zirkulieren würde; dass er da nicht lebend rausgekommen wären.

Der Zeuge bestätigt: Starke sei nicht verprügelt worden, aber René Bauer habe ihn gegen die Wand gedrückt und geraten, seine Aussage zurückzuziehen; Starke sei trotzdem nicht an bestimmte Orte gegangen, zum Beispiel zum Weihnachtsmarkt in Dresden.

Auf die Frage Götzls, ob Starke noch auf Werner eingegangen sei, bejaht der Zeuge das und bestätigt den Vorhalt: Irgendwann habe auch Werner im Landser-Verfahren ausgesagt; aber als er, Starke, zugegeben habe, auch ausgesagt zu haben, habe Werner den Kontakt zu ihm abgebrochen. Später habe er wieder Kontakt wegen Karten für eine Harald-Schmidt-Show aufgenommen. Zunächst hätten sie in dieser Situation keine freundschaftliche Beziehungen mehr gehabt; ob Werner noch Kontakt zum Trio gehabt habe, wisse er nicht; Werner sei extrem gut vernetzt gewesen; und wegen des NSU könne es sein, dass möglicherweise er Mandy Struck und die Fiedler-Brüder angesprochen habe wegen neuer Wohnung; Struck vielleicht auch, um ihr Gelegenheit zu geben, um sich in der Szene weiter zu profilieren, sie sei schon in der HNG aktiv gewesen.

Auf die Frage Götzls, was Starke zu Carsten Szczepanski gesagt habe, fasst der Zeuge die Aussage so zusammen: Schon Anfang 1990er sei Szczepanski bei Konzertorganisation dabei gewesen, daher kennten sie sich, auch Werner sei dabei gewesen; die „United Skins“ seien 1991 von Szczepanski gegründet worden; 1993 sei Szczepanski inhaftiert worden; als Werner begonnen habe Konzerte zu organisieren, sei Szczepanski schon in Haft gewesen. Zu der angeblichen Waffenlieferung von Szczepanski an die Potsdamer habe Starke ausgesagt: Szczepanski sabe eine Langwaffe mit Zielfernrohr an die Potsdamer geliefert, was aufgeflogen sei, weil Szczepanski schon damals mit dem VS zusammengearbeitet habe. Die Potsdamer sei eine Personengruppe um Uwe Menzel gewesen; in der Presse sei ein Foto von den Potsdamer Bestellern gewesen und von Szczepanski mit Perücke und Brille bei seiner Aussage; Ende 2011 habe Werner Starke angerufen und gesagt, in der Presse stünde, er habe Szczepanski wegen Waffen für das Trio angesprochen; er habe Szczepanski deswegen zur Rede stellen wollen, das träfe nämlich nicht zu. Es könne sein, dass in der Vergangenheit Szczepanski Werner Waffen angeboten habe, das wisse er aber nicht aus eigenem Wissen.

Der Zeuge bestätigt die Vorhalt Götzls zum Ausstieg Starkes: ab 2002 habe es mit Droh-E-Mails aufgehört; in dieser Zeit habe er Kontakt zu Ingolf We. gehabt, der immer wieder gefragt habe, wen er belastet und warum er das gemacht habe; der habe Starkes E-Mail-Antworten dann öfter ausgedruckt und in der Szene verteilt; es habe aber keinen richtigen Druck gegen ihn aus der Szene gegeben. Irgendwann habe er gar keine Drohungen mehr bekommen. Er habe Winter mal in Dresden gegrüßt, der habe aber nicht zurückgegrüßt; auch die Fiedler-Brüder habe er zufällig bei Chemnitz 2011 mal getroffen, auch sie hätten ihn nicht beachtet, sie seien wortlos an ihm vorbeigegangen, obwohl sie ihn eindeutig erkannt hätten. Die LKAs Thüringen und Sachsen hätten ihn 2003 um Infos zum Trio gebeten, was er abgelehnt habe. Er hätte aber über die Sprengstoff- und Wohnungsbeschaffung berichtet.

Zum Verhalten Starkes in der Vernehmung sagt der Zeuge, Starke sei freiwillig gekommen, habe freundlich Auskunft gegeben und keinen Anhaltspunkt geliefert, dass er etwas zurüchhalte;

Zschäpe-Verteidiger RA Heer: Die Befragung Starke/Mü. habe im Rahmen des Ermittlungsverfahrens gegen ihn stattgefunden. Warum er nochmal vernommen worden sei, fragt Stahl. Der Zeuge sagt, es sei insbesondere um Kontakt zu Jan Werner gegangen.

Stahl fragt weiter, ob es auch um Erkenntnisgewinn in Sachen Zschäpe gegangen sei. Der Zeuge bestätigt, dass es auch darum gegangen sei. Schließlich habe Starke in den 90ern Kontakte zu Zschäpe gepflegt.

Stahl hält dem Zeugen die Formulierung vor: „Vielleicht war das der Grund, warum das Trio keinen Kontakt mehr zu mir aufnahm” und fragt, ob Starke das genauso gesagt habe. Stahl will wissen, wann der Begriff „Trio“ auftaucht. Der Zeuge sagt, den Namen Zschäpe habe Starke in der Vernehmung nicht genannt.

Stahl hält einen Passus vor, wo es um die Jenaer Gruppe ging und fragt, ob Starke auch zu den Rollen in der Gruppe etwas gesagt habe. Der Zeuge sagt, zu Hierarchien habe er nichts gesagt;

Stahl fragt den Zeugen, ob er hinterfragt habe, welche Rolle Zschäpe gespielt habe. Der Zeuge verneint das.

Stahl hält weiter Starkes Aussage vor, dass, soweit er wisse, seien die genannten Leute auch Mitglieder des THS gewesen, das sei für ihn alles eins. Der Zeuge bestätigt, dass die Frage Bestandteil gewesen sei, ob die Drei auch Mitglieder des THS gewesen seien. Das sei sein Wissen gewesen, das er zu Protokoll gegeben habe, Wissen, dass er in der Szene erlangt habe.

Stahl: Ob er das hinterfragt habe? Zeuge: Er habe um Präzisierung gebeten.

Stahl zitiert die Antwort Starkes auf die Frage: „Was hat die Jenaer Gruppe mit dem THS zu tun“: „Für mich war das alles eins“. Stahl sagt, da sei nicht von Frau Zschäpe die Rede; wenn es bei der Vernehmung auch um das Ermittlungsverfahren gegen Frau Zschäpe, ob er da nachgefragt habe. Der Zeuge sagt, weitere Fragen dazu habe es nicht gegeben.

Vorhalt Stahl: „Für das Trio war der THS eine Art Lebensinhalt, das war vielleicht auch ein Grund dafür, dass mein Verhältnis zu Frau Zschäpe auseinanderging“. Der Zeuge sagt, Starke habe „Trio“ als Beschreibung benutzt und habe das nicht konkret an Personen festgemacht.

Nachfrage von Stahl, ob er das hinterfragt habe, ob es nicht von Interesse gewesen sei, welche Rolle Zschäpe gespielt habe und welche Auswirkungen das gehabt habe. Der Zeuge sagt, da sei schon noch gefragt worden, es seien weitere Informationen nicht zu gewinnen gewesen;

Stahl: Weitere Nachfragen seien aber nicht dokumentiert. Zeuge: Das sei dann auch nicht dokumentiert worden; die Vernehmung sei vorrangig vom Bundesanwalt durchgeführt worden.

Das stehe hier aber anders, insistiert Stahl: als Vernehmender sei KOK Sch. angegeben. Ja, das sei richtig, sagt der Zeuge, es sei aber kein Wortprotokoll, sondern sinngemäß aufgenommen gewesen.

Stahl will wissen, warum weitere Fragen zum THS nicht dokumentiert worden seien. Der Zeuge erklärt, dass Starke keine Angaben machen konnte, weshalb das nicht dokumentiert worden sei.

Stahl hakt nach, wie es zur Verwendung des Begriffs „Trio“ gekommen sei, ob das Starkes Wortwahl war. Das bestätigt der Zeuge, Starke habe von Trio gesprochen, das sei für ihn ein Personenzusammenschluss gewesen; es sei keine Verwendung seitens der Vernehmenden gewesen, die übernommen worden sei.

Schließlich will Stahl noch wissen, ob der Zeuge an weiteren Vernehmungen beteiligt gewesen sei, die mit dem Rollenverhältnis im „Trio“ befasst gewesen seien. Daran kann sich dieser nicht erinnern.

Zschäpe-Verteidigerin RAin Sturm fragt nach ob Starkes Aussagen aus eigener Anschauung oder gerüchteweise entstanden seien und seine Aussagen entsprechend hinterfragt worden seien. Der Zeuge sagt, seiner Erinnerung nach, müsste das vom Hörensagen gewesen sein.

Wie sich Frau Zschäpe im THS verhalten habe, will Sturm wissen. Der Zeuge sagt, Starke habe dazu keine Angaben gemacht.

Wohlleben-Verteidigerin RAin Schneiders zitiert Starkes Aussage, dass er nicht wisse, ob er Wohlleben je begegnet sei; er sei aber Gründungsmitglied des THS gewesen. Der Zeuge sagt, das habe er so nicht gesagt;

Schneiders zitiert: „Wohlleben war Mitbegründer des THS, Brandt war der Macher; Wohlleben war der intellektuelle Kopf, Kapke eher die Faust“ und will wissen, woher diese Informationen stammten. Der Zeuge entgegnet, das habe Starke nicht erklärt. Die Frage Schneiders, ob hier nicht alles, z.B. Nachfragen protokolliert worden sei, verneint der Zeuge.

Götzl will noch wissen, was die KS Jena mit dem THS zu tun habe; Starke habe gesagt: Soweit er wisse, seien die oben genannten Personen auch Mitglieder des THS. Der Zeuge wiederholt, Starke habe im wesentlichen Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe, Stefan Apel, eine Elke, außerdem St. und einen La. gemeint, die eher nicht so häufig dabei gewesen seien. Der Zeuge gehe davon aus, dass Starke die gemeint habe ohne sie nochmals aufzuzählen.

Der Zeuge wird entlassen.

Nach einer Pause verliest NK-RAin Basay einen Beweisantrag mehrere NK-Anwält_innen: Im Hinblick auf die demnächst geplante Vernehmung des Zeugen Tino Brandt wird beantragt, auf die Herabstufung der sich bei der Geschäftsstelle des OLGs befindlichen Akten bzw. der Protokolle der vertraulichen Sitzung des Thüringer Untersuchungsausschusses 5/1 hinzuwirken, soweit sie als „Geheim“ bzw. „VS-Vertraulich“ eingestuft sind. Begründung: Der Zeuge Tino Brandt sei ab Anfang der 1990er Jahre bis heute in der rechtsextremistischen Szene in Thüringen aktiv gewesen und vielfältig in Neonazi-Organisationen vernetzt. Von 1994 bis zu seiner Enttarnung 2001 sei er V-Mann des Thüringer LfV gewesen. Den Ermittlungsakten und Zeugenaussagen sei zu entnehmen, dass Brandt Initiator vieler neonazistischer Aktionen in Thüringen war. Dies seien rechte Konzerte, Demonstrationen, Feste und militante Störaktionen gewesen. Brandt hätte häufiger über den Tag „X“ gesprochen, den Tag der Machtergreifung. Wenn eine Vernetzung vollkommen sei, solle ein nationalsozialistischer Volksaufstand stattfinden. Nach eigener Aussage habe Brandt Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt 1995/1996 kennen gelernt. Er sei sowohl vor dem Untertauchen als auch später in Kontakt mit dem Trio gestanden. Die eingestuften Akten würden weitere relevante Erkenntnisse darüber, welche Informationen Tino Brandt an das LfV bezüglich Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe in den Jahren 1994 bis 2001 weitergegeben habe und auch weitere Informationen zum konkreten Kontakt zu den drei Flüchtigen. Diese Erkenntnisse würden sich nicht in den vorliegenden, nicht-eingestuften Akten befinden. Auf den konkreten Inhalt der Vernehmungen in der nichtöffentlichen Sitzungen könne aufgrund der Verschwiegenheitserklärung nicht eingegangen werden.

In einem weiteren Antrag beantragen die NK-Vertreter_innen Basay und Hoffmann die beim LKA Thüringen als vertraulich eingestufte Information zu Thomas Gerlach als aus dem Jahr 2006 beizuziehen. Begründung: Aus einem Vermerk des LKA Thüringen vom 01.12.2011 gehe hervor, dass dem LKA eine vom LfV Thüringen eingestufte Information zu Thomas Gerlach vorliege. Auf Rückfrage habe das LfV Thüringen die Abstufung abgelehnt. Da die Fortsetzung der Vernehmung von Gerlach geplant sei, seien alle relevanten Erkenntnisse beizuziehen.

NK-RA Kolloge schließt sich beiden Anträgen an.

Mittagspause 11:30 Uhr - 13:05 Uhr

Zeuge Enrico Theile

Der Zeuge Enrico Theile (Fortsetzung der Vernehmung vom 94. Verhandlungstag) erscheint in Begleitung des Zeugenbeistands RA Boysen.

Der Vorsitzende Richter Götzl fragt ihn zunächst nach seinen Haftzeiten in den 1990er Jahren. Theile: Genau kann ich’s ihnen nicht sagen, ich glaube von 1997 bis 2000.

Götzl hält vor, dass sich das BKA die Haftakten angesehen habe und rekonstruiert habe, dass er am 11.9.97 von der Kripo Jena festgenommen und in die JVA Hohenleuben verbracht worden sei. Zeuge: Kann sein.

Götzl weiter: Dann Verlegung in die JVA Erfurt, 1998 mit Zwischenstation in Weimar wieder nach Hohenleuben, am 29.4.2000 in Gera entlassen und vom 29.6.2000 bis 22.12.2000 auf Beschluss des AG Jena in der JVA Würzburg gesessen wegen Verdacht des versuchten Mordes. Zeuge: Ja, kann sein.

NK-RAin Basay: Kennen sie eine Bürgeholtstraße in Jena. Zeuge: Kann mich nicht erinnern.

Basay: In ihrer Wohnung wurde am 26.4.2012 ein TomTom-Navi beschlagnahmt. Haben sie so ein Gerät besessen. Zeuge: Könnte sein, ja.

Basay: Bei ihrer Vernehmung vorher haben sie angegeben: „Wohlleben ist mir ein Begriff und das war’s“. Aber auf dem TomTom wurde viermal die Bürgeholtstra0e eingegeben, wo vom 20.10.99 bis 20.12.2002 Wohlleben gewohnt hat.

Wohlleben-Verteidigerin RAin Schneiders interveniert: Das ist eine Straße, ja, aber es ist keine keine Hausnummer angegeben.

RAin Basay: Das nehme ich zur Kenntnis. [zum Zeugen] Kennen sie jemand in der Bürgeholtstraße oder weshalb haben sie die Straße da eingegeben.

RAin Schneiders interveniert erneut: Sie wissen doch gar nicht, ob Herr Theile das eingegeben hat.

RAin Basay zum Zeugen: Ich gehe davon aus, dass es sich um ihr Navi-Gerät handelt. Zeuge: Kann ich nicht sagen, es sind drei Navis beschlagnahmt worden.

RAin Basay: Wer hat dann da viermal Bürgeholtstr. eingegeben. Zeuge: Kann ich nicht sagen.

Basay: Waren sie mal bei Wohlleben in der Wohnung. Zeuge: Weiß nicht.

Basay: Kennen sie Carsten Schultze. Zeuge: Kann ich nicht sagen.

Basay: Ist der hier im Saal. Hab ihn jetzt gesehen. Zeuge: Ist mir nicht bekannt.

Basay: Bei den Asservate ist auch eine Festplatte: Ist das ihre. Zeuge: Kann ich mich nicht dran erinnern.

Basay: Die Auswertung der Festplatte hat Bilder zutage gefördert mit dem Dateiname-Beginn „88“. Was verbinden sie mit der Zahl 88. Zeuge: Nichts, keine Ahnung.

Basay: Sie können nichts mit der Zahl anfangen. Zeuge: Keine Ahnung, kann mich nicht erinnern. Kann mich nicht erinnern, die Zahl 88 eingegeben zu haben.

Basay: Kennen Sie Thomas Bi? Zeuge: Hab ich schon mal gehört. Fällt mir nichts dazu ein.

RAin Basay hält aus der Vernehmung Bi.s vom 3.4.2012 vor: Frage:Wie kamen sie in die kriminelle Szene. Antwort: Unsere Clique kam 1992 nach Lobeda mit anderer Clique zusammen, mit Böhnhardt, Theile und einem großen Blonden…. Zeuge: Da fällt mir nichts dazu ein.

Basay fährt mit Vorhalt fort: … soweit ich mich erinnern kann, stand Theile auch auf Kinder; da gab es die Geschichte mit einer Kinderleiche im Garten; dazu hat mich die Polizei im Krankenhaus Bamberg vernommen; (….) Theile trug damals schon Bomberjacke und war Rechter. Zeuge: Kann mich nicht erinnern.

Basay fährt mit Vorhalt Bi. fort: Habe bei ihm 4 bis 5 Revolver gesehen, muss mich berichtigen, waren Pistolen ohne Trommel. Hatte ein Gartenhaus in Görschwitz an der Saale, hatte auch ein Boot. Zeuge: Bin ich jetzt hier angeklagt. Ich hatte nie ein Gartenhaus. Kann mich wohl an ein Boot erinnern.

Basay: Wo war das Boot? Zeuge: Ja, wo lag das Boot? Das lag ständig auf der Saale.

Basay: Haben sie mal ein Gartenhaus in Görschwitz benutzt. Zeuge: Kann mich nicht erinnern, glaube nicht.

Basay: Wann hatten sie das Boot? Zeuge: Kann ich nicht sagen. Fakt ist, dass mir das Boot zuletzt gestohlen worden ist. Das muss so 93 gewesen sein.

Basay hält weiter vor: Frage: Wie stand Theile zu Böhnhardt? Antwort: Ich möchte sie nicht als Freunde bezeichnen. Theile hatte Respekt vor Böhnhardt. Aber das hatten wir alle. Böhnhardt war wie eine Bombe. Was sagen Sie dazu? Zeuge: Kann ich mich nicht dran erinnern. Aus welchem Zeitraum reden Sie?

Basay: Ja, ist von den 1990ern, aber Bi. kann sich gut erinnern. Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern, an was sie zuletzt vorgelesen haben.

Basay: Wie war ihr Verhältnis zu Böhnhardt? Zeuge: Weiß ich nicht mehr.

Basay zitiert aus Bi.-Vernehmung: Frage: Welche Personen standen dem Theile sehr nahe. Antwort: Theile, Böhnhardt, Schr. und ein großer Langer, der war kein Rechter, er hörte HipHop, der ist auch oft ausgerastet wie Böhnhardt.

Basay: Ein „großer Langer“, wer könnte das sein. Zeuge: Ich kenne einen Herrn Länger, aber ich weiß nicht, was sie unter groß und lang verstehen.

Basay hält weiter vor: Bi. sagte kurz vor dem Unfall der Polizei, dass die Clique Zugang zu Waffen hat, deswegen wollte die Clique ihn im Krankenhaus umbringen, weshalb er Polizeischutz bekam; Verwandte und gute Freunde hätten damals verbreitet, dass er verstorben sei. Zeuge: Kann mich nicht erinnern, keine Ahnung.

NK-RA Kuhn: Wann haben sie erfahren, dass Müller aus der Schweiz in Waffengeschäfte verstrickt ist. Zeuge: Keine Ahnung.

Kuhn: Wann haben sie sich mit Müller darüber unterhalten. Zeuge: Das wäre reine Spekulation, kann ich nicht sagen.

Kuhn: Wann haben sie erfahren, dass [Jürgen] Länger darin verwickelt ist. Zeuge: Weiß ich nicht, kann mich nicht erinnern, keine Ahnung.

Kuhn: Haben sie mal mit Länger darüber gesprochen. Zeuge: Kann mich nicht erinnern.

Kuhn: Sie können sich nicht dran erinnern. Zeuge: Kann mich nicht erinnern, mich mit Länger über die Beschaffung einer Ceska unterhalten zu haben.

Kuhn: Wo war ihre Garage im Garagenkomplex. Zeuge: Da gibt’s 300 Garagen, so ungefähr.

Kuhn: Haben sie dort mal Böhnhardt beim Autowaschen gesehen. Zeuge: Ich erinnere mich nicht daran, es so gesagt zu haben. Ich erinnere mich, Böhnhardt dort gesehen zu haben.

Kuhn: Wie weit war er da weg. Zeuge: 100 Meter.

Kuhn: Wie oft sind sie dort gewesen im Laufe der Jahre. Zeuge: Vielleicht einmal die Woche.

Kuhn: Sagt ihnen der Spitzname „Papst“ etwas. Zeuge: Ich habe den Namen schon mal gehört, aber keinen Bezug dazu. Ist mir ein Begriff.

Kuhn: Kennen sie die Zwillinge Ron und Gil Eh. bzw. woher? Zeuge: Also, ich kenne jemand, der Eh. mit Nachnamen heißt.

Kuhn: Und sein Vorname. Zeuge: Ron. Ron Eh.

Kuhn: Und Gil. Zeuge: Ja, das ist sein Bruder.

Kuhn: Kennt Hans-Ulrich Müller einen der beiden oder beide. Zeuge: Kann mich jetzt nicht dran erinnern.

Kuhn hält aus einem Ermittlungsrapport vom 9.1.1990 vor: Müller wurde zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wegen illegaler Waffeneinfuhr. Zu dieser Zeit stand der Verurteilte nachweislich in Kontakt mit den Brüdern Eh.. Das LKA Thüringen leitete ein Ermittlungsverfahren gegen die Brüder wegen krimineller Organisation ein. Während des Prozesses soll Theile die Außensicherung des Gerichts auskundschaftet haben Kommt da eine Erinnerung? Zeuge: Kann mich nicht erinnern.

Kuhn: Hatten sie mal ein Verfahren wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung, wo ein Gerichtsverfahren lief? Zeuge: Kann ich mich nicht erinnern.

Kuhn: Haben sie mal ein Gerichtsgebäude ausgekundschaftet. Zeuge: Kann mich nicht erinnern.

Kuhn: Sagt ihnen ein Dirk Mü. was? Zeuge: Ich glaube, den kenne ich.

Kuhn: Wer ist das? Zeuge: Den kenn’ ich aus einem Handyladen.

Kuhn: Wie lange schon? Zeuge: Weiß ich nicht. Mehrere Jahre.

Kuhn: Gehört er der rechten Szene an? Zeuge: Kann ich nicht sagen.

Kuhn: Hatten sie Telefonkontakt mit ihm in den letzten Jahren? Zeuge: Ich denke schon.

Kuhn: Sind sie mal was trinken gewesen, sagen wir mal 2012? Zeuge: Da hab ich keine Erinnerung.

Kuhn: Kennen sie jemanden mit dem Spitznamen Sachse? Zeuge: Ich hab den Namen irgendwo gelesen, sagt mir selbst nichts.

Kuhn: Kennen sie Mark Te.? Zeuge: Den Namen Te. habe ich schon mal gelesen oder gehört. Mark Te. sagt mir nichts.

Kuhn: Ist auf ihrem Handy dessen Telefonnummer unter Mark abgespeichert? Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern.

Kuhn: Sie sind ja schon von der Kollegin zu ihrem TomTom-Navigerät befragt worden. Auch das letzte mal hier schon. Und Sie sagten, Sie hätten im Internet nachgelesen, ein Beamter habe davon gesprochen, dass Sie häufig zu Schulen gefahren seien; sie hätten das aber mit ihrer Arbeitszeit abgeglichen und das würde nicht stimmen. Vor diesem Hintergrund, dass Standorte vor Schulen auf dem Navi sind, sie das aber ausschließen: Haben sie eine Erinnerung, ob sie ihre Navigeräte oder ihr Fahrzeug mal verliehen zu haben? Zeuge: Ob ich die Navis verliehen habe, kann ich mich nicht erinnern. Auch Auto mit Navi nicht: keine Erinnerung.

Kuhn: In ihrer staatsanwaltschaftlichen Vernehmung haben sie angegeben, dass sie in dieser Zeit auch Frau Zschäpe und Herrn Mundlos kennengelernt hätten. Ihre Antwort: Nein, ich habe nur gehört, dass Hausdurchsuchungen bei Uwes Ex-Freundinnen waren. Welche Exfreundinnen? Zeuge: Daran habe ich keine Erinnerung. Vielleicht hab’ ich das mal aufgeschnappt.

Kuhn: Haben sie auf dem Grundstück neben ihrer damaligen Schule mit Länger an Autos rumgeschraubt? Zeuge: Das Grundstück ist in der Nähe meiner ehemaligen Schule. Ich kenne da jemanden, der ein Grundstück hat.

Kuhn hält vor: Es geht um Sebastian Fr.s Grundstück. Der Kontakt zu Jürgen Länger wurde immer enger, unsere Interessen waren einfach die gleichen, wir haben auch an Mopeds geschraubt. Zeuge: Ja, ich kenne den Fr. schon länger, ja.

Kuhn: Haben sie mit Länger an Autos rumgeschraubt? Zeuge: Direkte Erinnerung daran habe ich nicht.

Kuhn: Haben sie mit Länger dasselbe Hobby geteilt. Zeuge: Kann ich nicht sagen, ob Herr Länger das zum Hobby hat. Ich repariere die Autos meiner Kumpel.

Kuhn: Erinnern sie sich an eine Vernehmung vom 26.4.2012? Zeuge: Geben sie mir einen Tipp, in welcher Stadt das gewesen sein soll.

Kuhn: In Limburg. Zeuge: Ja.

Kuhn hält vor: Frage: Wer zählt den sonst noch zu Müllers Freundeskreis? Antwort: Ich habe Müller über andere Leute kennengelernt. Die haben mich damals zu Müllers Geschäft geführt. Wer sind diese Leute? Zeuge: Da kann ich mich nicht erinnern.

Kuhn: Können es die Eh.-Brüder gewesen sein? Zeuge: Das kann ich nicht sagen, das weiß ich nicht.

Kuhn Vorhalt: Die haben mich damals zur Firma des Müller mitgenommen. Ich glaube dass Müller den Länger - handschriftlich eingefügt: NICHT - kennt. Warum wurde das geändert? Zeuge: Ich habe keine Erinnerung daran, dass der Länger den Müler kennt. Kann ich nicht sagen, weiß ich nicht.

Kuhn: Auf den Vorwurf Müller sei in die Ceska-Beschaffung involviert; von Müller in der Schweiz gekauft und an Länger weiterverkauft haben sie damals geantwortet: Ich weiß, dass ich das Bindeglied zwischen Müller und Länger in Jena bin. Zeuge: Daran habe ich keine Erinnerung.

Kuhn: Wann haben sie zum ersten Mal davon gehört? Zeuge: Das weiß ich nicht.

Kuhn: In der zweite Vernehmung ist ihnen die Kopie eines Umschlags aus den Asservaten gezeigt worden und sie sollen gesagt haben, es handele sich um verlorene 1000 Euro, dass „als die Nazi-Sache hochkam, es klar war, dass das mit Müller auf mich zurückfällt und meine Wohnung aufgebrochen wird. „ch wollte für das Gefängnis Geld dabei haben. Wann haben sie das Geld abgehoben? Zeuge: Das kann ich nicht mehr genau sagen.

Kuhn: Es ist vermerkt am 26.11.2011: Abhebung von 2500 Euro nach Haussuchung bei Wohlleben. Zeuge: Ich hebe seit Jahren immer sofort alles Geld ab, das auf dem Konto ankommt.

Kuhn: Wann ist die „ganze Nazi-Sache“ hochgekommen? Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern.

Kuhn: Wann haben sie erfahren, dass Hans-Ulrich Müller in U-Haft war in der Schweiz war? Zeuge: Ich weiß das jetzt so nicht genau.

Kuhn: Wissen Sie’s überhaupt, dass er wegen der Beschaffung einer Ceska in U-Haft. Zeuge: Das kann ich ihnen nicht sagen. Ich weiß, dass er mal in U-Haft war, aber nicht warum. Ich kann ihnen das jetzt nicht wiedergeben.

Vorhalt Kuhn: Telefongespräche zwischen Petra Mü. und Theile: Es ging um Haarwuchsmittel. Theile erkundigt sich nach Ulli und ob er seinen Computer schon zurückbekommen hätte. Petra Mü. sagt, dass der noch nicht wieder da sei, Theile bittet sie Grüße auszurichten. Das sei am 18.2.2012 gewesen. Zeuge: Daran kann ich mich nicht erinnern.

Kuhn hält ein weiteres Telefongespräch vor, in dem Theile Müller gesagt haben soll, dass er von ihm geträumt habe. Zeuge: Keine Erinnerung.

Kuhn fragt, ob er mal baff gewesen sei bei einem Telefongespräch. Zeuge: Keine Erinnerung.

Kuhn fährt fort abgehörte Telefongespräche vorzuhalten Der Zeuge hat keine Erinnerung.

Kuhn hält aus Telefonüberwachung vor: Ich hab da vor ein paar Tagen was im Radio gehört, dass da noch 5 Leute in U-Haft sitzen und bei den anderen allen das verjährt wäre und dann hab ich gedacht, die haben doch schon mehr verhaftet als fünf. Zeuge: Ich hab keinen Erinnerung mehr daran.

Kuhn weiter: Unterhalten sie sich öfter mit Müller über Straftaten, Verjährung, U-Haft mehrerer Personen? Zeuge: Ich kann ich mich nicht dran erinnern.

NK-RAin Lunnebach: Wann haben sie Herrn Müller zuletzt gesehen? Zeuge: Dieses Jahr, vielleicht vor drei, zwei Monaten.

Lunnebach: Vor oder nach der ersten Vernehmmung hier am 28.4.? Zeuge: Kann sein, dass ich ihn danach getroffen habe.

Lunnebach: Beschreiben sie mal Umstände. Zeuge: Ich habe ihn besucht. Bei ihm zuhause.

Lunnebach: Vor oder nach der Vernehmung hier. Zeuge: Ich will mich da jetzt nicht festlegen.

Lunnebach: War das in den letzten zwei Monaten oder davor. In Thailand waren sie mit ihm im Urlaub im Februar: Stimmt das? Zeuge: Ja, dann habe ich ihn nach der Vernehmung gesehen.

Lunnebach: Wie war das? Zeuge: Ich bin bei ihm in die Schweiz gewesen. Mehrere Tage, glaube ich, in der Schweiz, wahrscheinlich waren wir schon telefonisch verabredet. Wir waren da mit meinem Pkw. Es war noch meine Freundin dabei.

Lunnebach: Wie heißt ihre Freundin? Der Zeuge ziert sich, ihren Namen zu nennen, bis er doch Diana Wi. nennt. Zeuge: Jetzt freuen sich alle. Ich habe gehört, dass etliche Leute hinter mir sich gefreut haben, als ich den Namen nannte.

Lunnebach: Wer war außer Müller dabei? Zeuge: Noch seine Frau.

Lunnebach: Wieviel Zeit haben sie mit ihnen verbracht? Zeuge: Zwei, drei Tage.

Lunnebach: Haben sie sich mit Müller über das Gerichtsverfahren unterhalten? Zeuge: Kann mich nicht erinnern.

Lunnebach: Das ist Aussageverweigerung! Nochmal: Haben sie sich mit ihm und/oder seiner Frau über die Verhandlung geredet? Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern.

Lunnebach: Das ist eine Falschaussage. Es geht um Müller und sie hier, und sie wollen mir erzählen, sie hätten sich mit Müller nicht drüber unterhalten. Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern, was ich mit Herrn Müller geredet habe.

Lunnebach: Das ist eine Lüge. Zeuge: Ich bin nachts angekommen. Ich habe mich ins Auto gelegt, geschlafen und bin Fahrrad gefahren am See.

Lunnebach: Was haben sie mit Herrn Müller gemacht? Zeuge: Ich bin bei Herrn Müller zuhause gewesen. Er war nicht da. Wir haben einen Zettel hinterlassen, dass wir da waren. Später haben wir uns in den Bergen getroffen. Er hat dort seine Hütte in den Bergen.

Lunnebach: Was stand auf dem Zettel? Zeuge: Hallo, wir waren da oder so.

Lunnebach: Hat er angerufen, hatte er eine Nummer von Ihnen? Zeuge: Kann ich mich nicht erinnern.

Lunnebach: Das ist doch telefonisch vereinbart worden. Zeuge: Ich hatte ein paar Tage frei und bin kurzschlussmässig in die Schweiz gefahren, ich weiß nicht ob wir vorher telefoniert haben.

Lunnebach: Haben sie sich mit Müller über den Gegenstand der Vernehmung hier unterhalten? Zeuge: Kann mich nicht erinnern, ob ich mit ihm darüber gesprochen habe.

Lunnebach: Dachten sie, dass sie sich darüber nicht unterhalten dürften? Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern, dass ich mich mit Herrn Müller über diese Vernehmung hier unterhalten habe. Ich denke, es ist nicht gut, sich darüber zu unterhalten.

Lunnebach wiederholt den Vorhalt von RA Kuhn: Ich weiß, dass ich das Bindeglied bin zwischen Müller und Länger bin. Sie will wissen, was er damit gemeint hat. Zeuge: Daran kann ich mich nicht erinnern.

Lunnebach hakt nach: Das war aus dem Jahr 2012 und sie wollen sich nicht erinnern? Zeuge: Ich kann mich daran nicht erinnern.

Lunnebach: Das glaube ich ihnen nicht. Das waren doch 3 TomToms: Hatten sie 3? Zeuge: Ja, ich kann mich erinnern, dass 3 TomToms mitgenommen wurden.

Lunnebach: Wo waren die? Zeuge: Könnte sein, dass ein TomTom bei mir zuhause und die anderen in meinem Fahrzeug und im Fahrzeug von Herrn Länger waren.

Lunnebach fragt in Bezug auf den Vorhalt der RAin Basay wegen der Bögholzstraße: Wer hat Zugang zu ihrer Wohnung? Zeuge: Das kann ich nicht sagen. Ob außer mir oder meiner Freundin jemand einen Schlüssel zur Wohnung hat, weiß ich nicht, das ist eine Mietwohnung.

Lunnebach: Hat ihre Freundin einen Schlüssel? Zeuge: Ich denke, sie hat einen.

Lunnebach: Wer hat noch Zugang zu ihrer Wohnung?

Hier interveniert BAW Weingarten: Ich beanstande die Frage, weil die Fragen im Präsens und nicht im Perfekt gestellt sind.

Lunnebach: Wer hatte damals Zugang? Zeuge: Ich denke, ich und meine Freundin.

Lunnebach: Wer noch? Zeuge: Kann ich nicht sagen, weiß ich nicht.

Lunnebach: Haben sie mal den Schlüssel rausgegeben? Zeuge: Ich glaube nicht.

Lunnebach: Sind wir uns dann einig, dass dann nur illegal jemand sich Zutritt verschafft haben kann? Zeuge: Ich hab’ dort mit meiner Freundin gewohnt. Hatte die Wohnung gemietet. Ich und meine Freundin haben die Wohnung benutzt.

Lunnebach: Und wer hätte in das TomTom manuell eine Adresse eingeben können außer ihnen und ihrer Freundin, denn das Auto hatten sie ja nicht verliehen? Zeuge: Ich habe keine Ahnung.

Zschäpe-Verteidiger Stahl beanstandet die Frage, da der Zeuge auf die Frage, ob wer sein Auto verliehen habe, vorher gesagt habe, er wisse es nicht.

Lunnebach: Dann die Nachfrage: Haben sie ihr Auto verliehen? Zeuge: Weiß ich nicht, glaube nicht.

Nach einer Pause fragt NK-RA Narin weiter: Sie sind als Zeuge schon mehrfach zum Streit mit Böhnhardt befragt worden. Was war der Grund für Streit - hat er ihr Moped umgeworfen? Zeuge: Nein, daran habe ich keine Erinnerung.

Narin hält eine Geschichte mit einem Brückenpfeiler vor, in dem ein Depot gewesen sei, das man nur bei Niedrigwasser habe erreichen können und wo Böhnhardt mal allein hingegangen sei und Zeug geholt habe, was aber sein Zeug gewesen sei. Böhnhardt sei ihn auch körperlich angegangen und habe ihn an die Wand gedrückt. Was das gewesen ist? Zeuge: Ich kann das zeitlich nicht eingrenzen. Ich weiß es nicht.

Narin hält ihm aus einer Vernehmung vor: Am Ende der Vernehmung geben sie unaufgefordert an: ich war damals tatverdächtig wegen Mordes an dem Kind Kurt B.. Mein Außenborder lag in der Nähe der Leiche. Das Boot war mir damals schon gestohlen worden. Dachte, mir wollte das jemand unterschieben. Als ich hörte, was die [Trio] gemacht haben, dachte ich, dass der Uwe Böhnhardt damit was zu tun haben könnte. Ich möchte das sagen, weil ich damit seither lebe und möchte, dass sich dazu mal jemand Gedanken macht. Zeuge: Kann mich nicht erinnern, dass das was mit dem Moped zu tun hat. Es ging um Diebesgut, die Begegnung mit Boot und Böhnhardt könnte so gewesen sein.

Narin: Woran erinnern sie sich denn? Zeuge: Ich hatte das Boot, wenn ich Langeweile oder Zeit hatte, bin ich immer mal auf der Saale hin- und hergefahren; dann bin ich da mal an dem Pfeiler gewesen, da war der Böhnhardt, den ich damals da gesehen habe.

Narin: Welche Rolle spielte das Diebesgut? Zeuge: Diebesgut hin oder her, es waren da Sachen in dem Brückenpfeiler abgelegt, der war nur mit dem Boot erreichbar.

Narin: Was hatten sie da mit Böhnhardt zu schaffen? Zeuge: Eigentlich gar nichts. Kam mir in den Sinn, dass ich den dort mal getroffen oder erwischt habe, an dem Brückenpfeiler, er war an Land, ich war auf dem Fluß. Da waren vergammelte Sachen in dem Pfeiler, weil immer feucht; Böhnhardt war dabei, da was rauszuholen.

Narin: Was heißt rausholen? Zeuge: Ohne meine Zustimmung.

Narin hält ihm seine Aussage vor, er habe Böhnhardt dann aus den Augen verloren; er habe geglaubt, dass der ohnehin auf der Suche nach älteren Leuten gewesen sei. Zeuge: Kann mich nicht dran erinnern. Ich kannte Uwe Böhnhardt eine Zeit lang und es ist im Streit auseinander gegangen, was der Grund war, weiß ich nicht mehr.

Narin: Wussten sie, dass Böhnhardt mal in einer Drückerkolonne war? Zeuge: Weiß ich nicht.

Narin: War Böhnhardt mal für Ältere aus der Jenaer kriminellen Szene tätig beim Auto beschaffen? Zeuge: Ist mir nicht bekannt.

Narin: Wissen sie, ob Böhnhardt mal für Geldeintreiber tätig war? Zeuge: Nein.

Narin: Und die Eh.-Brüder, für wen waren die tätig? Zeuge: Weiß ich nicht. Kann ich nicht sagen.

Narin: Kennen sie jemand von den Älteren, der „Hesse“ genannt wurde? Zeuge: Nein.

Narin: Ralf Li., der „Hesse“? Zeuge: Nein, sagt mir nichts.

Narin: Der hat später in Hessen gelebt und hatte Kontakte zu den Hell’s Angels. Zeuge: Nein. Kann ich nichts dazu sagen.

Narin: Nochmal zum Garagenkomplex: Sie hatten da eine eigene Garage über ihre Familie. Zeuge: Ja. Seit DDR-Zeiten.

Narin: Sagt ihnen ein Mark-Rüdiger He. von der Kameradschaft Jena etwas? Zeuge: Sagt mir nichts.

NK-RA Hoffmann: Hatten sie in der Zeit um Ende 2003/Anfang 2004 mal was zu tun gehabt mit Geräten zur Überwindung von Wegfahrsperren? Zeuge: Daran habe ich keine Erinnerung.

Hoffmann: Haben sie eigentlich gesundheitliche Probleme mit der Erinnerung? Zeuge: Wenn sie das durchmachen müssten, was ich gerade durchmache, hätten sie solche Probleme vielleicht auch.

Hoffmann: Hatten sie 2003/2004 mal mit Autodiebstählen zu tun. Zeuge: Kann mich nicht erinnern.

Hoffmann: Kennen sie einen Andreas Ke.? Zeuge: Der Name sagt mir nichts. Kenn’ ich nicht.

NK-RAin Pinar: Haben sie das Gartenhaus, dass sie angeblich nicht besessen haben, als Waffenlager genutzt. Zeuge: Daran kann ich mich nicht erinnern.

Pinar: Hatten sie denn Waffen. Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern, Waffen gehabt zu haben.

Pinar: Was heißt das: haben sie keine Erinnerung oder ist es ausgeschlossen? Zeuge: Es ist eher ausgeschlossen.

Pinar: Sie sagen, sie hätten einen Schießkugelschreiber nicht besessen? Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern, einen Schießkugelschreiber besessen zu haben.

Pinar: Ist das Ausgeschlossen? Zeuge: Das ist eher ausgeschlossen.

Pinar: Haben sie mal mit Personen darüber gesprochen, dass sie Waffen besitzen, etwa zum Prahlen? Zeuge: Daran kann ich mich nicht erinnern.

Pinar: Haben sie Personen mal waffenähnliche Gegenstände gezeigt und behauptet, dass es Waffen seien? Zeuge: Kann mich nicht erinnern.

Pinar: Haben sie in den 1990ern mal im öffentlichen Raum geschossen - draußen irgendwo rumgeballert? Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern, im öffentlichen Raum geschossen zu haben, das ist eher ausgeschlossen.

Pinar: Das nehme ich ihnen nicht ab, haben sie mal vom Balkon aus geschossen? Zeuge: Das ist eher ausgeschlossen.

Pinar: Haben sie mal auf eine Laterne geschossen? Zeuge: Eher ausgeschlossen

Pinar: Haben sie mal vor Frauen vorgegeben geschossen zu haben? Zeuge: Eher ausgeschlossen.

Pinar: Haben sie jemals geschossen? Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern, je mit einer scharfen Waffe geschossen zu haben.

NK-RAin Wierig: Haben sie eine Erkrankung des Erinnerungsvermögens? Oder was meinen sie, wenn sie sagen: „Was ich durchmache“. Zeuge: Nicht, dass ich wüsste. Kann nicht sagen, warum.

Wierig: Das könnte aber juristische Bedeutung haben. Zeuge: Das weiß ich nicht.

Wierig: Kann es sein, dass sie sich nicht sicher sind, ob sie Dinge erzählen dürfen und deshalb die Flucht in das Nicht-Erinnern antreten. Vielleicht sollten sie nochmal mit ihrem Beistand reden, um das Aussageverhalten zu überdenken.

Richter Götzl ergänzt, dass ja hier eine Vorbelastung [uneidliche Falschausage] vorliege und das Konsequenzen haben könnte. Zeuge: Ja, das weiß ich.

Götzl: Ob er seine Aussage nochmals überdenken wolle. Zeuge: Nein, das möchte ich jetzt nicht.

NK-RA Matt: Sagt ihnen der Name „Sita“ etwas? Zeuge: Ja, der Name sagt mir was.

Matt: Was sagt der ihnen? Zeuge: Das ist die Ex-Freundin von Müller in der Schweiz, die hieß Sita.

Matt: Sagt ihnen der Ort Katschenweidau etwas? Zeuge: Ja, da war die Autoverwertung von Müller.

Matt: Waren sie da mal? Zeuge: Ich bin da schon gewesen.

Matt: Waren da noch andere Personen dabei? Zeuge: Das weiß ich nicht mehr.

Matt: War Herr Müller mal mit ihnen da? Zeuge: Herr Müller hatte dort ein Geschäft in Katschen.

Matt: Waren sie mit Herrn Müller dort? Zeuge: Kann sein, dass ich Herrn Müller da getroffen habe, weiß ich nicht.

Matt: Was hat Herr Müller bei seiner Vernehmung in Bern gesagt? Zeuge: Das hab’ ich gelesen. Hab’ heute früh nachgeschaut und das gelesen

Matt: Sita Il. Ist mal vernommen worden, wissen sie, was sie gesagt hat? Zeuge: Ich hab’ da mal was gelesen, was die gesagt hat, kann mich aber nicht mehr erinnern.

Matt hält vor: Sita Il. sagt in ihrer Vernehmung vom 17.6.96 über Enrico Theile und Müller: Zu dem in meiner Aussage genannten Drogen: ich habe in Katschenweidau bei meinen Eltern Gespräche zwischen Theile und Müller gehört; Enrico aus Jena hat uns oft dort besucht; Theile hat Müller gefragt, wie es mit den Drogen steht; Müller meinte, er nimmt das jetzt in Angriff. Zeuge: Daran habe ich keine Erinnerung.

NK-RA Erdal: Wie lautet die Anschrift ihrer Freundin? Zeuge: Wie meine.

Erdal: Kennen sie Herrn Brandt? Zeuge: Ich habe von ihm gehört, ich kenne ich nicht.

Erdal: Sind sie in den letzten Monaten wegen einer Straftat vernommen worden? Zeuge: Ja. Ich hab da jetzt keine Erinnerung, außer diesen Prozess hier in München. Ich denke nicht.

Erdal: Sind sie als V-Mann tätig? Zeuge [nach auffällig langem Zögern]: Mich stört der Name V-Mann: Ich habe für keinen Verfassungsschutz gearbeitet.

Erdal: Haben sie den Ermittlungsbehörden Informationen geliefert? Zeuge: Eher nicht.

Erdal: Wenn sie als Informant gearbeitet hätten, dann müssen sie sich erinnern? Zeuge: Ich denke nicht. Um welchen Zeitraum handelt sich jetzt denn.

Erdal: Von 1993 bis 2012. Zeuge: Da hab ich keine Erinnerung, ich glaube nicht.

Erdal: Haben sie bei Behörden, u.a. beim Verfassungsschutz eine Verpflichtungserklärung unterschrieben? Zeuge: Da hab ich keine Erinnerung. Ich denke nicht. Zeitraum ist sehr lang: kann mich nicht erinnern, etwas gesagt oder unterschrieben zu haben.

BAW Diemer: Als Zeuge hat er natürlich Informationen an Behörden gegeben.

Erdal: Grundsätzlich als Informant… Zeuge: Ich habe keine Erinnerung, glaube nicht.

Zschäpe-Verteidiger RA Stahl: Sie wiederholen immer, sie hätten keine Erinnerung: Geht es ihnen gut? Zeuge: Ja, mir geht’s gut.

Stahl: Also alles o.k. Zeuge: Meine Frau sitzt zuhause, sie ist schwanger, heute ist Geburtstermin.

Stahl: Wenn sie immer sagen „Ich kann mich nicht erinnern“, dann haben sie noch immer die Möglichkeit alles gerade zu rücken. Haben sie immer wahrheitsgemäß geantwortet oder waren das Schutzantworten? Zeuge: Ich habe wahrheitsgemäß geantwortet, ich kann mich einfach nicht festlegen, wo ich’s nicht weiß.

Stahl: Können sie sich an die BKA-Vernehmung erinnern: 5 ½ Stunden, 13 Seiten umfassende Angaben - heute und bei BAW sind sie hingegen sehr einsilbig: Warum? Zeuge: Das kann ich ihnen nicht erklären. Ich könnte auch nicht mehr sagen, was ich damals gesagt habe.

Stahl: War die Vernehmungssituation irgendwie anders? Zeuge: Nein, es war eine normale Vernehmungssituation, in einer Polizeistation.

Wohlleben-Verteidigerin RAin Schneiders: Die TomToms, wann haben sie die gekauft oder erworben? Zeuge: Das kann ich nicht sagen. Ich hatte, glaub ich, insgesamt vier. Es ist mit unerklärlich, warum ich nur zwei zurückerhalten habe, ich kann mir nicht erklären, warum ich das eine komplett zerstört zurückerhalten habe. Ich habe sie nicht gleichzeitig erworben.

Schneiders: Welches haben sie wann und in welcher Folge haben sie sie erworben? Zeuge: Das kann ich nicht sagen.

Schneiders: Haben sie mal eins neu gekauft? Zeuge: Ja, auch, kann aber nicht sagen welches, da wechseln ja jährlich die Funktionen.

Schneiders: Hatten sie auch ein älteres TomTom? Zeuge: Das kann ich nicht sagen.

Schneiders: Wann haben sie ihr erstes Navi gekauft? Zeuge: Das kann ich nicht mehr sagen.

Schneiders: Sagt ihnen der Name Karina Va. etwas? Zeuge: Ja, sagt mir was.

Schneiders: Woher? Zeuge: Die kannte ich mal.

Schneiders: Was ist das für eine Frau? Zeuge: Ich habe sie mal kennengelernt, weiß nicht. War halt so eine Bekanntschaft; erinnere mich ein bisschen an ihre Wohnung, da waren wir mal. Sonst fällt mir nichts mehr ein.

Schneiders: War sie mal bei ihnen? Zeuge: da hab’ ich keine Erinnerung.

Schneiders: Gab es in dem Garagenkomplex einen Dieseltank? Zeuge: Ich hatte früher viele Kanister in der Garage.

Schneiders: Haben sie Drogen konsumiert zu Zeiten von Frau Va.? Zeuge: Kann sein, dass ich mal was ausprobiert habe. Das ist sehr lange her.

Schultze-Verteidiger RA Pausch: Am 26.12.2012 sind die Navi-Geräte sichergestellt worden, eins davon in der Wohnung. Und die anderen? Zeuge: In meinem Auto, im Auto von Länger und eins im Haus.

Pausch: Zur Bögehodtstraße: Das eine Gerät wurde zerstört; das in ihrer Wohnung sichergestellte, wurde am 5.2.14 ausgewertet, da war die Bögehodtstraße eingegeben, am 5.3. hat das BKA die Auslieferung des Geräts recherchiert, das war 2009: kommt das hin. Zeuge: Das könnte sein, aber ich kann mich nicht so genau erinnern. Hatte schon mehrere solche Dinger.

Pausch: Die Firma TomTom sagt: das Gerät wurde am 14.8.2009 ausgeliefert. Vorher kann’s nicht sein. Zeuge: Ich weiß es nicht.

BAW Weingarten: Anknüpfend an RAin Pinar nochmal zu dem Schießkugelschreiber - ihre Antwort ist eine Korrektur ihrer Aussage vom 28.4. hier. Sie haben hier und auch in Karlsruhe was anderes gesagt. Haben sie so etwas nun schon mal besessen oder nicht? Zeuge: Tut mir leid, wenn sie das Schießkugelschreiber nennen; das ist ein Signalleuchtstift, der ist Pflicht bei Bootsbenutzung in Frankreich und Italien. Ich bin inzwischen auch verurteilt deswegen.

Weingarten: Wann ist das Ding gefunden worden? Zeuge: Weiß ich nicht. Als des SEK in meiner Wohnung war. 2012.

Weingarten: Wo haben sie dieses seetechnische Gerät gekauft? Zeuge: In Frankreich. La Rochelle. Im Hafen, in einem Laden für Bootszubehör.

Weingarten: Bei ihrer Vernehmung in Karlsruhe haben wir auch über den Schießkugelschreiber geredet, das scheint mir aber ein anderer Sachverhalt zu sein. Zeuge: Ich bin mir nicht sicher, was sie meinen.

Weingarten: Das war in Karlsruhe auch so: das hat uns eine ganze Seite gekostet. Ich mache den Vorhalt: Frage: Ist 2004 ist in ihrem Auto ein Schießkugelschreiber gefunden worden. Antwort: Kann sein, weiß ich nicht mehr. Ein solcher Schießkugelschreiber ist in meinem Auto gefunden worden, deswegen bin ich verurteilt worden. Zeuge: Ich kann mich erinnern, dass ich wegen so etwas verurteilt worden bin.

Weingarten: Zu Recht oder zu Unrecht? Zeuge: Kann mich nicht mehr erinnern.

Weingarten: Ich freue mich sehr, wenn sie Erinnerungslücken haben, weil das wird Folgen haben, das kann ich ihnen sagen. Also, was ist. Zeuge: Ich bin wegen Verstoß gegen das Waffengesetz verurteilt worden, aber ich kann mich nicht erinnern, was das war, mehr fällt mir jetzt nicht ein.

Weingarten hält Götzls Frage nach Waffen vor: Antwort: Was sind Waffen: Nein, aber einen Schießkugelschreiber habe ich als Signalgeber verwendet auf See in Frankreich. Zeuge: Das letzte Urteil hatte ich erst vor kurzem in der Hand. Da bin ich verurteilt wegen einer Waffe.

Weingarten: Danach hatte ich nicht gefragt? Zeuge: Verstehe das jetzt nicht.

Weingarten: Pistolen und Gewehre, aber einen Schießkugelschreiber? Was für einer war das, mittlerweile sind wir ja bei zwei? Zeuge: Kann ich nichts dazu sagen.

Weingarten: Bei einem haben sie keine Erinnerung an den Kauf, beim anderen haben sie Angaben ja gemacht. Zeuge: Weiß ich jetzt nicht. Verstehe nicht, was sie wollen.

Weingarten: Haben sie seit dem 28.4. Medikamente oder Drogen eingenommen? Zeuge: Glaube nicht.

Weingarten: Und hatten sie eine hirnorganische Erkrankung seither? Zeuge: An so was kann ich mich nicht erinnern. [Gelächter]

Weingarten: Wollen Sie meine Frage nicht beantworten oder können sie nicht: es geht um den 2004er Schießkugelschreiber. Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern.

Weingarten: Haben sie den von Herrn Müller bekommen? Zeuge: Dazu kann ich jetzt nichts sagen.

Weingarten: Können sie es ausschließen? Zeuge: Ich kann mich jetzt an diese Sache nicht erinnern, wovon sie reden.

Weingarten: Über welches Gerät haben sie mit dem Vorsitzendem geredet am 28.4.? Zeuge: Ich denke, es ging um meine Hausdurchsuchung.

Weingarten: Das kann ich kaum glauben: Der Vorsitzenden hat ihnen staatsanwaltliche Vernehmung vorgehalten, da ging es um 2004 und nicht um 2012 - was ist jetzt die Wahrheit? Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern, was ich am 28.4. gesagt habe.

Weingarten: Aber ich und andere auch: das letzte Mal über Schießkugelschreiber 2004 gesprochen? Zeuge: Verstehe nicht, was sie von mir wollen.

Götzl korrigiert: Wir haben nicht nur von einem gesprochen.

Weingarten: 2004 - woher kam der Kugelschreiber? Zeuge: Kann mich nur an die Verurteilung erinnern. Der Signalleuchtkugelabschussstift lag in meinem Auto. Damals in Frankreich im Urlaub hab ich den gekauft. 2012 lag das Ding im Auto. Ein, zwei Jahre früher, lag das im Auto, in La Rochelle.

Weingarten: Und bei der früheren Verurteilung, worum ging’s da? Zeuge: Da ging es auch um einen so genannten Schießkugelschreiber. Kann mich nicht erinnern genau.

Weingarten: Wir hatten am 28. bereits darüber gesprochen, da haben Sie angegeben „vor vielen Jahren gab es ein ähnliches Gerät, für das ich auch verurteilt wurde”. Also die aktuelle Verurteilung und die frühere. Ist das richtig? Zeuge: Es ging um einen Verstoß gegen das Waffengesetz, wegen einem so genannten Schießkugelkschreiber.

Weingarten: Stammte der Schießkugelschreiber von Herrn Müller? Zeuge: Ich kann mich an nichts in der Sache erinnern. Ich weiß es nicht mehr.

Weingarten: Hatte Herr Müller solche Geräte? Zeuge: Das kann ich nicht sagen. Weiß ich nicht.

Weingarten: Hatte Herr Müller Waffen? Zeuge: Da habe ich keine Erinnerung

Weingarten: In seiner Wohnung? Zeuge: Kann mich nicht erinnern.

Weingarten: Ich erinnere sie an die Wahrheitspflicht: Haben sie bei Müller Waffen gesehen? Zeuge: Ich kann mich nicht erinnern, beim Herrn Müller Waffen gesehen zu haben.

Weingarten: Ich habe den Eindruck, sie bewegen sich in einem Bereich, um Fragen von sich wegzudrücken. Sie denken nicht nach: ich kann nur den Appell wiederholen, gut zu überlegen, was sie hier aussagen und ob das die Wahrheit ist. Es gibt von ihnen nur zwei Antworten: Ich weiß es nicht und ich weiß es nicht mehr. Zeuge: Ich kann’s nicht sagen, kann mich nicht an Waffen erinnern.

Weingarten: Sie sagten: „wenn sie durchmachen würden, was ich gerade durchmache“ - Können sie das mal erläutern? Zeuge: Das ist schon stressig alles, die Vernehmung, was die Presse die ganze Zeit schreibt, neulich ‘ne ganze Seite, das zehrt schon an einem.

Weingarten: Sie sind nach der Vernehmung am 28.4. hier in die Schweiz gefahren und haben Herrn Müller getroffen. Müller ist ihr Freund, sagten sie. Und dann die Belastungen von hier: da ist es doch naheliegend, mit Müller darüber zu sprechen. Und sie sagen: ich weiß es nicht. Zeuge: Ich denke, ich habe nicht mit Herrn Müller über diese Sache gesprochen.

Weingarten: Warum nicht? Zeuge: Weiß nicht, kann ich nicht erklären. Ich glaube nicht, dass…

Weingarten: Einerseits wollen sie eine enge Bindung zu ihm haben und dann die Belastung von hier. Und dann fahren sie hin und dann kommt diese Antwort. Zeuge: Ist einfach so. Um mich selbst zu schützen. Ich unterhalte mich einfach nicht mit ihm darüber.

Weingarten: Warum, was fürchten sie? Zeuge: Kann ich ihnen jetzt nicht sagen. Ich habe nachgedacht, ich habe mich nicht mit ihm darüber unterhalten.

Weingarten: Aber warum, angesichts der Situation. Ich warte auf eine plausible Erklärung. Zeuge: Keine Ahnung, hab nicht mit ihm gesprochen, ist einfach so.

Zschäpe-Verteidiger RA Heer: Ich hätte da eine Anregung: Es kommt mir so vor als gebe es hier keinen ordentlichen Rechtsbeistand; ihre rege deshalb an, die Bestellung des Rechtsbeistandes zurückzuziehen und einen neuen zu bestellen.

Götzl: Die Frage ist: Wozu dient der Zeugenbeistand?

Wohlleben-Verteidigerin RAin Schneiders: Ich sehe es ähnlich: zerrüttetes Vertrauensverhältnisse.

Götzl: Aber es geht doch nur darum, dass der Zeuge seine Rechte wahrnehmen kann und nicht, was er inhaltlich sagen soll. Zeugenbeistand ja nicht dazu da, inhaltlich auf Zeugen einzuwirken.

Heer: Es geht mir überhaupt nicht darum, was der Zeuge inhaltlich aussagt, es wird in Erinnerungslücken sich geflüchtet. Die Bestellung eines Verteidigers dient auch dem öffentlichen Interesse und das ist auf einen Zeugenbeistand übertragbar.

Stahl: Wenn man die Reaktionen des Zeugen anschaut, er bekommt keine Info seitens des Zeugenbeistands - der muss aber tätig werden; das tut er nicht.

NK-RAin Lunnebach: Ich sehe es anders. Die Aussagen werden dann hier ja angepasst: Der Zeuge muss selber entscheiden, was er sagen will. Da nützt ihm auch kein Beistand.

NK-RA Bliwier: Wenn der Beistand keinen Handlungsbedarf sieht, kann das Gründe haben; es ist das gute Recht des Zeugen, sich unglücklich zu machen.

NK-RA Kaplan: Ich habe in der Pause ein Gespräch zwischen dem Zeugen und seinem Zeugenbeistand beobachtet: hier liegt offenbar kein gestörtes Verhältnis vor.

RA Heer zu Richter Götzl: Der Zeuge hatte darum gebeten, mit seinem Anwalt zu sprechen und sie sind darüber hinweggegangen.

Götzl: Das Gegenteil ist der Fall.

Heer: Dann nehm ich es zurück.

Nach einer kurzen Pause hakt Zschäpe-Verteidiger RA Heer noch einmal nach: Der Sachverhalt ist unzutreffend, sie schienen persönlich gekränkt zu sein.

Götzl setzt die Vernehmung fort: Herr Theile, gibt es von ihrer Seite was zu ergänzen? Zeuge: Ja, weil sie immer wieder Waffen hervorheben. Es kann sein, dass ich da mal ein Gewehr gesehen habe.

BAW Diemer: Ich möchte einen Protokollierungsantrag im Beisein des Zeugen stellen.

BAW Weingarten: Ich beantrage, folgende Antworten zu protokollieren wegen des Verdachts auf uneidliche Falschaussage: Der Zeuge habe mit Müller über die Zeugenvernehmung in München nicht gesprochen oder er denke, dass es so war; auf die Frage, von wem er 2004 den Schießkugelschreiber bekommen habe, antwortete er, er wisse er nicht; auf die Frage, ob er ihn von Müller erhalten habe, antwortet er, er glaube nicht. Die Bekundung, man könne sich nicht erinnern, obwohl man sich erinnert, stellt eine Falschaussage dar. Der vom BGH entschiedene Ausnahmefall liegt nicht vor, weil er zwar über weite Strecken Erinnerungslücken vorgegeben hat, in anderen Fällen aber geantwortet hat, vermutlich zum Teil auch wahrheitsgemäß. So stellt das in den einzelnen Fällen eine uneidliche Falschaussage dar, auch nach unserer Sicht liegt zumindest der Anfangsverdacht einer uneidlichen Falschaussage vor.

Götzl an den Zeugen Theile gewandt: Gibt es von ihrer Seite noch etwas zu ergänzen oder zu korrigieren? Zeuge: Ja, es ist mehrfach gefragt worden, ob ich bei Herrn Müller Waffen gesehen hätte. Ich hatte das auch mal zu Protokoll gegeben, das kann so sein, ich habe aber tatsächlich keine Erinnerung daran.

Götzl: Und zum Komplex Reise in die Schweiz? Zeuge: Nein. Ich habe mit Herrn Müller nicht über dieseVernehmung gesprochen. Ich habe mit ihm einfach nicht darüber geredet. Werde ja dauernd gefragt hier, was ich mit wem geredet habe: um das zu vermeiden, hab ich nicht mit ihm geredet.

Götzl: Und hat der Herr Müller was dazu gesagt. Zeuge: Nicht dass ich wüsste.

RA Stahl: Nochmal zu dem Schießkugelschreiber: Was war das und was für ein Gegenstand war das beim ersten Mal? Zeuge: Ich kann mich nur an den Signalabschussstift erinnern, der 2012 bei mir im Auto gefunden wurde. Damit kann man Leuchtkugeln in Seenot abschießen. Bei dem anderen soll es sich um einen Schießkugelschreiber gehandelt haben, der mysteriöserweise in meinem Auto gefunden worden war, ich hab’s ad acta gelegt, für die Behörden scheint das das gleiche zu sein.

Stahl: Nochmal: Was ist denn ein Schießkugelschreiber? Zeuge: Ich hab mich mal erkundigt, bevor ich verurteilt worden bin: man kann die umbauen und scharfe Munition verschießen, deshalb spricht man da von einem Schießkugelschreiber wahrscheinlich.

BAW Weingarten: Sie haben sich darauf festgelegt, dass sie mit Herrn Müller nicht über die Vernehmung hier unterhalten haben. Haben sie sich mit Herrn Müller abgestimmt, sich wechselseitig nicht zu befragen? Zeuge: Nicht, dass ich wüsste. Es hat kein Gespräch darüber gegebenen. Auch nicht darüber, dass man sich bewusst nicht darüber unterhält.

Die RAe Schneiders, Hoffmann, Kuhn behalten sich Erklärungen zu Theiles Zeugenaussage vor.

Götzl: Soll denn jetzt noch zu dem Protokollierungsantrag Stellung genommen werden?

BAW Weingarten: Ich müsste ihn jetzt umstellen und auf das Aussageverhalten anpassen. Wir beantragten nunmehr zu protokollieren, dass der Zeuge angegeben hat, dass er NICHT mit Hans-Ulrich Müller über die Vernehmung hier gesprochen habe. Das ist gänzlich unglaubhaft, dass ein Zeuge, der angibt, wegen einer „Kurzschlussreaktion“ in die Schweiz gefahren zu sein, dann dort kein Wort über diese Vernehmung verliert.

Ende des Verhandlungstagesum 16:30 Uhr.

Auf NSU-Nebenklage wird zur Vernehmung von Theile erklärt:
„Theile beantwortete fast alle Fragen der Nebenklage mit den Worten „Kann mich nicht daran erinnern“, wollte ganz offensichtlich die Fragen einfach nicht beantworten. Der Vorsitzende Richter und die Bundesanwaltschaft tolerierten diese Form der Aussageverweigerung, bis die Befragung durch die Nebenklage beendet war. Danach nutzten sie allerdings ihre Chance, dafür zu sorgen, dass gegen Theile ein Strafverfahren wegen Falschaussage eingeleitet wird. Mit einem Protokollantrag der Generalbundesanwaltschaft wurden die unglaubwürdigsten Antworten Theiles festgehalten. Aus Sicht der Nebenklage ist sehr wahrscheinlich, dass er hierfür verurteilt werden wird. Alles andere als eine Haftstrafe würde bei seinen Vorbelastungen überraschen.“


Protokoll 123. Verhandlungstag - 3. Juli 2014

Heute verweigerte zunächst Jacqueline Wohlleben die Aussage. Anschließend ging es erneut um Vernehmungen von Thomas Starke. In seinen früheren Befragungen durch die BAO Trio hatte Starke über Kontakte von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe in den Raum Heilbronn berichtet und die Chemnitzer Unterstützerszene, rund im die sog. „88er“.

Zeug_innen:

	Jacqueline Wohlleben (Ehefrau des Angeklagten Ralf Wohlleben)
	Christoph Gr. (KHK, KPI Rosenheim, Vernehmungen Thomas Starke)
	Stefan Kl. (KOK, Mordfall Kubaşık, Aussage der Zeugin Dz.)




Der Verhandlungstag beginnt heute erst um 10.48 Uhr. Anwesend ist der Nebenkläger Mustafa Turgut. Nicht anwesend ist heute Wohllebens Verteidiger RA Klemke.

Erste Zeugin ist für heute die Ehefrau von Ralf Wohlleben, Jacqueline Wohlleben. Sie nimmt im Zeugenstand Platz. Vorsitzender Richter Götzl belehrt sie, dass sie ein Zeugnisverweigerungsrecht hat und fragt, ob sie aussagen wolle. Das verneint die Zeugin, die dann entlassen wird. Sie fragt, ob Sie neben ihrem Mann Platz nehmen darf, was Götzl bejaht [Jacqueline Wohlleben ist als Beistand ihres Mannes Verfahrensbeteiligte]. Sie setzt sich neben Ralf Wohlleben.

Nächster Zeuge ist KHK Christoph Gr. von der KPI Rosenheim. Götzl sagt, es gehe um Vernehmungen des Zeugen Mü., vormals Starke, vom 24.5.2012 und 5.6.2012, Gr. solle zur Vernehmungssituation, zum Inhalt und zum Verhalten des Zeugen berichten und mit dem 24.5. beginnen. Gr. sagt, er sei zu dieser Zeit abgeordnet gewesen zur BAO “Trio” nach Meckenheim. Da sei ihm Starke zugeteilt gewesen. Er sei mit Kollegen zweimal nach Dresden gefahren und habe Starke dort beim LKA im Zusammenhang mit diesen Sachen vernommen. Bei der Vernehmung am 24.5. sei es zunächst darum gegangen, die Erstunterbringung aufzuarbeiten. Dabei sei auf die vorige Vernehmung Bezug genommen worden. Starke habe zunächst geschildert, dass “das Trio”, zunächst habe Starke nur Böhnhardt und Mundlos genannt, 1998 zu ihm gekommen sei, eine Unterbringung gesucht habe, und er habe sie bei Rothe (100. Verhandlungstag) untergebracht. Später habe er gesagt, dass nicht nur Böhnhardt und Mundlos kamen, sondern auch Frau Zschäpe. Es seien Vernehmungen von Carsten Ri. (95. Verhandlungstag) und Ralph Ho. bekannt gewesen. Ri. habe gesagt, dass der Kontakt über Starke zustande kam. Das habe Starke in Abrede gestellt. Er habe aber zugegeben, Ri. und Ho. zu kennen. Sie würden in Chemnitz zur Szene gehören, teilweise zur “88er”-Szene. Starke habe sich da auf die “Platten” bezogen, ein Viertel mit Tischtennisplatten, wo man sich getroffen habe. Starke habe bestritten, dass der Kontakt über Ho. zu Ri. entstanden sei, und auch, dass er mit dem Trio außer zu Rothe zu irgendwelchen anderen Personen gefahren sei. Er habe erklärt, dass er anfangs angeboten habe, dass das Trio eine Nacht bei ihm übernachten könne, das habe das Trio aber nicht gewollt. Dann sei es um Starkes finanzielle Situation gegangen. Später dann noch um einen gewissen Schm. aus Heilbronn. Mundlos habe Starke gesagt, da gäbe es einen Schm. oder Schm., der mit Waffen handeln würde. Starke habe diese Person später auf Bildern erkannt.

Götzl fragt zum Verhalten. Gr. sagt, Starke sei kooperativ und freundlich gewesen, aber auch sehr wachsam und darauf bedacht, nichts zu sagen, was ihn in irgendeiner Weise belasten könnte. So sei zumindest sein Verständnis gewesen, so Gr., das könne aber subjektiv sein. Götzl: “Woran machen Sie ihren subjektiven Eindruck fest?” An seiner Aufmerksamkeit, so Gr. Und wenn es eine Frage gegeben habe, z.B. ob es nicht recht naiv gewesen sei, wenn er dem Trio Sprengstoff besorgt, dass die den dann nicht für Aktionen, Anschläge, nutzen würden, dann habe Starke gesagt, das sei schon naiv, aber er habe da irgendwie Zschäpe imponieren wollen: “Das kam mir vor, als ob um den heißen Brei herum geredet wird, um es salopp zu sagen.”

Götzl hält aus der Vernehmung die Frage vor, ob Starke ab Sommer 1998 noch bei weiteren logistischen Unterstützungen beteiligt war. Gr. sagt, das habe Starke verneint, weil er ab Mai 1998 in Dortmund zum Arbeiten gewesen und dann nichts mehr mit dem Trio zu tun gehabt habe. Letztmalig habe Starke die, so Gr., bei Bu. (87. Verhandlungstag) in der Wohnung gesehen, aber da habe man nicht mehr den Kontakt haben wollen, da sei es um Handygeschichten gegangen, und Starke habe ihn auch nicht mehr gehabt. Götzl fragt, ob Starke auf Zschäpe eingegangen sei und Gr. sagt, Starke habe sich korrigiert, Zschäpe sei auch dabei gewesen. Und später sei es dann um Ri. und Ho. gegangen. Ho. habe angegeben, dass Starke ihn kontaktiert habe und es zu einem Treffen an einer Markthalle in Chemnitz gekommen sei und da sei Starke mit zwei Männer mit Kapuzenpullis aufgetaucht. Da sei die Vermutung naheliegend, dass es Böhnhardt und Mundlos waren. Dazu habe Starke aber gesagt, das sei Quatsch, das Treffen habe es nicht gegeben. Vorhalt: Starke habe nicht gewusst, warum sie eine Bleibe suchen, da sei auch nicht lang gefragt worden. Dazu sagt Gr., Starke habe nicht drauf eingehen wollen, ob da gesprochen wurde, warum eine Unterkunft gesucht wurde. Vorhalt: Starke habe herumtelefoniert, sei bei Rothe hängengeblieben, wie die zu Rothe gekommen sind, wisse er nicht mehr. Gr. bestätigt den Vorhalt und sagt, das sei auch das, was er meine, dass Starke versucht habe, sich nicht selber großartig zu belasten. Vorhalt: Starke habe erst gewollt, dass die drei eine Nacht bei ihm bleiben, das hätten die aber nicht gewollt, er wisse nicht warum.

Götzl fragt, ob Starke in Bezug auf Ri. Auslandsaufenthalte angesprochen habe, aber der Zeuge kann sich nicht erinnern. Vorhalt: Starke habe Ri. aus der rechten Szene gekannt. Jetzt erinnert sich der Zeuge und sagt, Starke habe angegeben Ri. nur mal besser kennengelernt zu haben, weil sie mal ein Konzert in Schweden zusammen besucht hätten. Da sei noch eine andere Person dabei gewesen, er denke Wilko La. Vorhalt: Wilko La. sei aus Chemnitz, habe zu den Platten gehört, es könne sein, dass sie mit zwei Autos nach Schweden gefahren sind; Starke meine, das sei im März 1997 gewesen. Gr. bestätigt den Vorhalt. Vorhalt: Seit dem “Landser”-Verfahren habe Starke keinen Kontakt mehr zu Ri. Dazu sagt Gr., Carsten Ri. habe, auch zu diesen “Platten” gehört, er meine, dass Starke etwas zu einer Band gesagt habe. Götzl hält vor, das Umfeld gehöre zur Band “Störfaktor”, dazu habe auch Wilko La. und ein Sche. gehört. Die Namen erinnere er nicht mehr, sagt Gr., aber so wie es aufgeschrieben sei, habe Starke es gesagt. Ho. habe Starke auch, soweit er sich erinnere, eher aus den Freien Kameradschaften gekannt. Auf Vorhalte, warum Ho. das Treffen behaupten sollte, habe sich Starke keinen Reim machen können, es könne Rache sein in Bezug auf das “Landser”-Verfahren. Denn Ho. habe, so Gr. weiter über Starkes Aussage, zu den einschlägigen Leuten aus dem “Landser”-Verfahren schon Kontakt gehabt. Aber Starke habe das nicht bejahen oder verneinen können oder wollen. Vorhalt: Ralph Ho. habe nicht zu den Skinheads aus Chemnitz  gehört, Starke kenne ihn seit 1996 nach Beendigung seiner Haftzeit, Ho. habe mehr mit Thomas R. von der Band “Sturmfaktor” zu tun gehabt. Gr. korrigiert, das müsse “Störfaktor” heißen. Vorhalt: Die seien nicht angebunden gewesen an Kameradschaften wie den THS, man habe sich in Kneipen wie dem “Eichhörnchen” [phon.] getroffen und besprochen, was man demnächst macht. Starke habe herausstellen wollen, sagt Gr. dazu, dass er kein spezieller Freund von Ho. war, aber man sich getroffen habe, weil man was zusammen gemacht habe. Starke habe nicht ausschließen können, dass er Ho. in Zusammenhang mit der Unterbringung telefonisch gefragt hat. Die Frage, ob er auch andere Personen gefragt habe, habe Starke verneint, und persönlich aufgesucht habe er nur Rothe. Den letzten Besuch in der Limbacher Straße habe Starke vor Mai 1998 eingeordnet, weil er dann arbeiten gegangen sei nach Dortmund.

Vorhalt: Starke sei vorgehalten worden, dass Ho. gesagt habe, dass Starke ihn im Zeitraum 1997/98 angerufen und gebeten habe, zum Marktplatz in Chemnitz zu kommen, Starke sei mit zwei weiteren Ho. unbekannten Personen in Kapuzenpullovern gekommen und habe Ho. gefragt, ob er bereit wäre einen WG mit den beiden Personen zu bilden. Gr. sagt, dazu habe Starke gesagt, das sei Quatsch, das habe es nicht gegeben. Götzl hält vor, dass Starke die Frage verneint habe, ob es vielleicht zwei ganz andere Personen gewesen sein könnten, für die er eine Wohnung habe suchen sollen. Dann hält Götzl vor, dass Starke ausgesagt habe, Ho. habe Kontakt zu einem Jörg Eh. und einem Sven Kö. gehabt. Gr. sagt, Eh. sei  Arbeitskollege von Starke gewesen. Vorhalt: Eh. sei bei der NF [Nationalistische Front, Neonazi-Partei] gewesen, beim Kö. wisse er das nicht genau, das sei eher der Bekanntenkreis von Ho. gewesen; Ho. habe in Chemnitz auch zur Szene gehört wie Hendrik Lasch und Ingolf Re. [phon.], die nach Starkes Aussage im “Landser”-Verfahren Druck gemacht hätten, Ingolf Re. habe einen Steckbrief in der Szene ausgegeben. Gr. bestätigt den Vorhalt, Starke habe noch die Freundin von Ho. genannt, er meine Susann. Götzl hält den Namen Jo. vor, mit der Ho. auch ein Kind habe. Gr. bestätigt den Vorhalt, Starke habe die aber etwa 2001 aus den Augen verloren. Es sei allgemein so, dass Starke immer gesagt habe, er habe keinen Kontakt mehr und immer so gegen 2001 sei der letzte Kontakt gewesen.

Götzl: “Jetzt ist hier noch eine Frau Mappe thematisiert.” Die habe Starke selber ins Spiel gebracht, so Gr., warum wisse er nicht, vielleicht weil er das Gespräch über Ho. habe beenden wollen. Starke habe gesagt, dass die “Frau Mappe” eine Konzertgängerin sei, weniger eine Radikale und das Trio gut kennen würde. Gr. bestätigt den Namen Katrin Dr. Vorhalt: Auch wenn das nichts mit der Frage zu tun habe, wolle er, Starke, noch anmerken, dass Mappe auch immer einen guten Kontakt zum Trio gehabt habe, die habe Mundlos auch mal auf die Tanzfläche gezerrt. Gr. sagt, Mundlos habe mal einen Spaß mitgemacht, Böhnhardt sei mehr introvertiert gewesen. Auf Frage sagt Gr., dass Dr. eigentlich bei der Wohnungssuche keine Rolle gespielt habe, ob Starke sie angerufen hat, könne er nicht sagen. Vorhalte: Es könne sein, dass Starke Mappe angesprochen hat, die habe dazu gehört, sei bundesweit in der Szene bekannt gewesen. Gr. bestätigt den Vorhalt.

Vorhalt zu weiteren Unterstützungshandlungen: Er (Starke) habe nichts mehr gemacht, seit er in Dortmund arbeitete, das Problem wäre auch gewesen, dass das dann alles telefonisch hätte gehen müssen. Und das hätten die Drei nicht gewollt, so Gr., deswegen hätten sie ja auch nicht gewollt, dass er in die Wohnung Bu. kommt. Zu Unterstützungsleistungen von anderen habe Starke angegeben, auch nichts weiter zu wissen, so Gr. auf Frage. Götzl fragt nach der finanziellen Situation von Starke. Gr. antwortet, das sei die einzige Situation gewesen, bei der er sich etwas angegriffen gefühlt habe. Starke habe gesagt, dass er kein Geld bekommen habe und dass er etwas Geld geerbt habe, 100.000 Euro, die seien auf seine beiden Söhne und seine Lebensgefährtin verteilt worden. Da sei Starke nervös gewesen, das habe er nicht gemocht, dass man ihn nach seinen finanziellen Verhältnissen fragt. Vorhalt: Sie hätten gespart und Starke lasse sich da nichts unterstellen. Götzl hält dann die Frage vor, ob Starke je vom Trio oder Umfeld Geld erhalten habe. Gr. sagt dazu, das habe Starke in Abrede gestellt, weder für die Unterbringung noch für den Sprengstoff. Götzl sagt, dann sei hier noch Thorsten Schau thematisiert worden in Zusammenhang mit Geld. Gr. bestätigt das. Da sei es darum gegangen, dass Schau und Fr. eine größere Reise nach Australien gemacht hätten und der Thorsten Schau ihm gleichzeitig Geld schuldete. Starke sei davon mehr oder weniger überrascht gewesen, als er das erfahren habe. Starke habe davon gesprochen, dass Thorsten Schau schwarz arbeiten und Geld bei Fr. bunkern solle. Dann seien noch Wahllichtbildvorlagen gemacht worden, bestätigt Gr., verschiedene, die eigentlich jedem vorgezeigt worden seien. Da habe Starke eigentlich niemanden erkannt, außer mit achtzigprozentiger Sicherheit den Ralph Ho.

Götzl fragt zum NSU-Brief. Vorhalt: Starke kenne den Brief nur aus den Medien, den Inhalt kenne er nicht, er habe ja nicht einmal gewusst, dass es den NSU gab. Das sei Starkes Aussage gewesen, sagt Gr., wobei er ihm da nicht glaube, weil der sehr gut über den Ermittlungsverlauf informiert gewesen sei. Götzl: “Was haben Sie ihm nicht geglaubt?” Gr. sagt, er habe Starke nicht geglaubt, dass er den Inhalt des Briefes nicht kannte. Wenn der schon veröffentlicht gewesen sei, dann habe Starke den auch gekannt, weil er alles an Infos aus dem Internet ausgeschöpft habe. Götzl hält die Frage vor, ob Starke sonst noch Sachverhalte einfallen würden, die für dieses Verfahren von Bedeutung sein könnten. Gr. sagt, da habe es die Thematisierung dieses vermeintlichen Waffenhändlers Schm. oder Schm. aus Heilbronn oder, wie er später korrigiert habe, der Umgebung von Heilbronn gegeben. Das sei ihm erst wieder im November 2011 eingefallen. Mundlos habe ihm wohl im zweiten Halbjahr 1996 erzählt, dass es in Heilbronn einen gebe, über den man Waffen bekommen könne. Auf Bildern von ihm von Konzerten oder ähnlichem habe er den Schm. identifiziert. Gr. sagt, er selbst sei dann auch dabei gewesen, als der Schm. vernommen wurde. Die Klarpersonalien seien anderweitig ermittelt worden. Eine Person mit diesem Namen habe auch auf einer Liste drauf gestanden, die man damals in der Garage gefunden habe. Es habe sich herausgestellt, dass der einen Haufen Dekorationswaffen hatte. Der sei ein bisschen “narrisch” gewesen, habe sich aber nur Sachen besorgt, die man haben zu Hause haben darf, funktionsunfähige Waffen oder Dekowaffen. Das habe sich also nicht bestätigt. Götzl hält die entsprechenden Teile aus der Vernehmung vor, die Gr. bestätigt. Weiter sagt Gr., sie hätten Starke gefragt, warum ihm Mundlos so eine Information geben würde. Darauf habe Starke gesagt, möglicherweise sei es ein Test gewesen, ob er die Information streuen würde, ob man Vertrauen zu ihm haben könnte. Letztendlich habe er es aber nicht gewusst. Und die Bilder stammten von einer Art Gartenparty, so Gr. weiter, und von einem Konzertbesuch. Die seien bei Starke sichergestellt worden. Da seien ja auch Mundlos und Zschäpe zu sehen, die habe Starke dann auch erkannt.

Nach einer Unterbrechung bis 11.55 Uhr werden die Bilder in Augenschein genommen. Auf dem ersten Bild ist eine Gruppe in einem Garten auf weißen Gartenstühlen sitzend zu sehen, im Vordergrund liegt ein Schäferhund. Das hätten sie Starke vorgelegt und der habe verschiedene Personen erkannt, so Gr. Rechts mit dem weißen T-Shirt das solle der Herr Schm. oder Schm. sein. Dann sei da noch jemand mit griechischem Namen, dahinter Eh., Starkes Arbeitskollege. Ein Herr Sp. und eine Freundin von Sp. Götzl hält vor: Das Foto sei Starke in der Haft zugeschickt worden,; die Person, die den Arm ausstreckt, könne dieser Schm. sein, die Person mit dem Schäferhund sei Dimitri P. [phon.], die Person mit Shirt Sp. aus Chemnitz, in der Bildmitte hinten Antje O., die Freundin von Sp. Gr.: “So isses.” Dann wird ein Foto in Augenschein genommen, auf dem im Vordergrund zwei Renees zu sehen sind. Gr. sagt, ganz hinten seien Zschäpe und Mundlos und hinten noch weiter im Dunkeln, das solle dieser Schm. und dessen Freundin bzw. vielleicht auch nur Begleitung gewesen sein, eine gewisse Uschi. Das müsse laut Starke auf einem Konzert gewesen sein in Thüringen oder Potsdam. Starke habe davon gesprochen, dass Schm. eher Konzertgänger gewesen sei und habe Lasch und We. genannt. Vorhalt: Starke glaube, dass vor allem Mundlos und Zschäpe mit Schm. und Uschi bekannt gewesen sind, dass die vielleicht sogar zusammen das Konzert besucht hätten. Gr.: “Ja, die sowieso, dass die vielleicht sogar beim Trio übernachtet haben bei dem Konzertbesuch.” Vorhalt: Starke habe den Besuch bei Schm. nicht hinterfragt, weil er selber kein Interesse an Waffen gehabt habe. Zur Frage, was Starke glaube, warum Mundlos ihm von Schm. und den Waffen berichtet habe, hält Götzl vor: In der Szene sei es üblich gewesen, dass manche Leute Streuinformationen verbreiteten um die Vertrauenswürdigkeit der Kameraden zu testen. Dann sagt Götzl, zu weiteren persönlichen Kontakten von ihm zu Schm. und Uschi habe er gesagt., er habe sie möglicherweise mal auf einem Konzert getroffen. Weiter habe Starke nichts über Schm. und Uschi berichten können. Vorhalt: Starke habe weder Schm.s Vornamen noch weitere Kontaktpersonen gekannt, erst durch 2011 und Heilbronn habe die Aussage zu Schm. für ihn einen Stellenwert bekommen. Weiter hält Götzl vor: Konzerte habe Starke mit Markus Friedel, Thorsten Schau, Hendrik Lasch, Antje Probst, Enrico Bö. besucht. Gr. sagt, Fr. habe sogar in Ludwigsburg gelernt, da sei der Kontakt ja geknüpft worden.

Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt, er wolle noch eine Erklärung abgeben, bevor es zur Vernehmung von 5.6. geht. Der Zeuge wird gebeten, den Saal zu verlassen. Stahl sagt, die Verteidigung Zschäpe widerspreche der Beweiserhebung betreffend die Vernehmung des Beschuldigten Starke vom 5.6.2012. Problem bei der Vernehmung am 5.6. sei, dass die Befragung hoch suggestiv erfolgt sei. Das ziehe sich durch die Vernehmung durch wie ein roter Faden und schlage sich auch in den Antworten des Zeugen nieder. Es sei nicht differenziert worden zwischen dem Begriff “Trio”. Der Zeuge Gr. scheine fast im Begriff des “Trios” gefangen, habe heute morgen gesagt “Herr Mundlos und Herr Trio”. Und dies sei, soweit hier ein Strafverfahren gegen Zschäpe als mutmaßliches Mitglied geführt werde, als objektives Mittel zur Wahrheitsfindung nicht geeignet. Götzl sagt, zur Vernehmungssituation und den Umständen müsse man ohnehin fragen. Er fragt Stahl, ob der der Einführung oder der Verwertung widerspreche. Stahl sagt, sie würden tatsächlich auch der Einführung widersprechen. Götzl sagt, wenn man diese Fragen beurteilen wolle, müsse man den Zeugen dazu hören, er beabsichtige den Zeugen zu hören. Stahl sagt, dann wolle er präzisieren, er widerspreche der Befragung des Zeugen, soweit es um Fragen zu “Trio” und Frau Zschäpe gehe, und bittet um einen Gerichtsbeschluss. Bundesanwalt Diemer sagt, er teile die Bedenken der Verteidigung zum jetzigen Zeitpunkt nicht. Das sei unter Umständen ein Problem der Verwertung. NK-Vertreter RA Bliwier sagt, er sehe das auch so, das was die Verteidigung ausgeführt habe, sei eine Frage der Beweiswürdigung. Und das könne doch erst beurteilt werden, wenn man die Umstände der Vernehmung hier eingeführt habe. Götzl sagt, dann werde man unterbrechen und gleich die Mittagspause einlegen.

Um 13.20 Uhr geht es weiter. Götzl verkündet den Beschluss der Fortsetzung der Vernehmung. Der Senat weise ausdrücklich darauf hin, so Götzl am Ende der Begründung, dass die Frage der Verwertung der Angaben der Urteilsberatung vorbehalten sei.

Der Zeuge kommt in den Saal und Götzl sagt, nun gehe es um die Vernehmung vom 5.6.2012. Gr. berichtet, die Situation sei analog der ersten Vernehmung gewesen, es habe wieder in Dresden stattgefunden, Starke sei wieder kooperativ gewesen. Die Vernehmung habe der nochmaligen Abklärung der Person Schm. gedient Die Klarpersonalien seien ja schon ermittelt gewesen aus dieser Telefonliste heraus. Dann habe man Starke eine Wahllichtbildvorlage gemacht, da habe er die Person auch erkannt. Dann sei nach einem gewissen Graupner aus Heilbronn gefragt worden, nach einem Herrn El., und nach einer Barbara/Uschi, was ja die Freundin des Schm. sein sollte. Es sei nach Kontakten des Schm. gefragt worden und des weiteren nach ideologischen Gesichtspunkten des Trios. Das sei aber eher die Intention seines Kollegen Ei. gewesen, denn der sei vom Staatsschutz. Es sei nachgefragt worden, ob das Trio schon früher mit Waffen zu tun hatte. Gr. fährt mit dem Bericht fort: Wie gesagt, dieser Schm. sei erkannt worden, die Barbara/Uschi habe Starke nicht in Erinnerung gehabt. Zu El. habe Starke sagen können, dass das der Freund von dem Markus Friedel gewesen sei, der in Ludwigsburg gelernt habe. Starke sei selber auch zwei, drei Mal da gewesen, er habe das fixiert auf den Raum Stuttgart, Heilbronn, Ludwigsburg. Zu Fragen, ob der Schm. politisch aktiv war oder rechtsradikal, habe Starke nichts sagen können, er habe den eher als Konzertgänger beschrieben, dass er guten Kontakt zum Trio gehabt hätte, und dass er vermutet habe, dass der Schm. bei dem Trio oder im Umfeld hätte übernachten müssen.

Zu Graupner habe er angegeben, dass er den von den “88ern” aus Chemnitz kenne, der sei aber “ein Preiß”, der irgendwann in Chemnitz aufgetaucht sei, der habe bei dem Probst in einer Band gespielt, sei 2000 nach Stuttgart gegangen und habe da in einer Band gespielt. Und später sei dann noch das Umfeld Graupners abgefragt worden, da seien Namen wie Werner, Lasch, Probst gefallen und ein gewisser Gl. [phon.]. Der sei nicht so bekannt gewesen, den habe man nicht gleich auf den Schirm gehabt. Da habe Starke gesagt, dass er den von den “88ern” kenne und zusammen mit einer N. ein Kind habe. Zur Ideologie des Trios habe Starke gesagte, dass die sehr stark rechts eingestellt gewesen seien und darauf keinen Hehl gemacht hätten. In einem KZ seien sie in Uniform, mit Braunhemd und Bundeswehrhose, aufmarschiert und hätten dadurch ihre politische Einstellung zum Ausdruck gebracht. Markant sei gewesen, dass bei Fragen nach bewaffnetem Kampf und offenem Vorgehen gegen Ausländer, Starke gesagt habe, da habe er nichts davon gehört, dass das Trio so etwas angefangen hätte. Das Trio habe bei den anderen immer Engagement vermisst. Das Trio sei immer sehr aktiv gewesen. Viele hätten bei Aktionen nicht mitgemacht, was dem Trio nicht gefallen habe. Einen direkten Aufruf zur Gewalt habe es nicht gegeben. Ein gewisser Dienel sei damals mit seiner Partei gescheitert, weil er öffentlich zu Gewalt aufgerufen hätte. Man habe deswegen Kameradschaften gegründet, um dann wählbare Parteien wie die NPD zu unterstützen.

Götzl: “Sie haben jetzt den Begriff ‘Trio’ verwendet?” Gr. sagt, der sei auch in der Vernehmung so gefallen, es gehe halt immer um die drei Personen Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe. Götzl fragt, wie die Handhabung gewesen sei, was die Verwendung des Begriffs anbelangt. Es seien schon immer diese Namen Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe angesprochen worden, aber es sei auch der Begriff “Trio” gefallen. Es sei allgemein klar gewesen, wenn man diesen Begriff benutzt habe, dass man über diese drei Personen spricht. Was Starke auch gesagt habe, sei, dass man sich diese Art von Gewalt von dem Trio nicht habe vorstellen können. Starke habe eher gedacht, dass diese Drei nicht mehr in Deutschland sind. Und weil es keine Bekennerschreiben gegeben habe, habe er sich gar nicht vorstellen können, dass diese Taten von denen ausgeführt worden sind. Götzl. “Hat er zwischen den Dreien differenziert?” Gr. verneint das, das habe er, Gr., jetzt nicht so in Erinnerung, das sei ein zusammenstehender Begriff gewesen. Vorhalt zur Person Schm.: Diese Person müsse nicht unbedingt aus Heilbronn stammen, aber aus der Gegend Heilbronn, Stuttgart, Ludwigsburg. Gr. bestätigt den Vorhalt und sagt, da sei es dann auch um diese Freundin, diese Uschi, dass die nicht unbedingt Schm.s Freundin gewesen sein muss, und dass Starke selber drei, vier Mal da gewesen sei. Vorhalt: Markus Friedel habe in Ludwigsburg gelernt und durch den seien Kontakte entstanden. Gr. bestätigt den Vorhalt und sagt, der habe Kontakte zu El. gehabt, der, glaube er, bei einer Band gewesen sei. Vorhalt: Markus sei unter der Woche in Ludwigsburg und am Wochenende meistens zu Hause gewesen. Gr.: “Ja.” Vorhalt zur Wahllichtbildvorlage: Starke erkenne den Schm. als Person 6. Das sei auch die ermittelte Person gewesen, sagt Gr.

Vorhalt: In Ludwigsburg habe es eine Band namens Kettenhund gegeben, er wisse nicht, ob die je eine CD veröffentlicht haben. Das sei die von El., sagt Gr. zum Vorhalt. Götzl hält die Frage vor, was Starke “Barbara, Uschi, El.” sagen würde. Gr. sagt, das habe so auf der Kontaktliste gestanden, El. habe ihm was gesagt, Barbara und Uschi seien ihm nicht so ein Begriff gewesen. Vorhalt: Die Szene in Ludwigsburg sei nicht groß gewesen. Gr.: “Ja.” Vorhalt: Mundlos dürfe einen näheren Kontakt gehabt haben, weil Schm. ja auch auf dem Konzert in Thüringen gewesen sei, Starke meine, es sei in Mehla gewesen, er gehe  davon aus, dass der Schm. beim Trio oder dessen Umfeld übernachtet haben könnte. Vorhalt: Starke sei keine Aussage Schm.s bekannt, aus der sich eine rechte Einstellung ableiten ließe, Friedel und El. dürften da mehr wissen. Vorhalt: Auf die Frage, ob Schm. über das Angegebene hinaus Kontakt zum Trio hatte, habe Starke gesagt, das wisse er nicht. Gr.: “Ja.” Götzl hält die Frage vor, bis wann nach Starkes Meinung der Schm. mit Waffen gehandelt haben könnte. Dazu habe Starke nichts weiter sagen können, erwidert Gr.  Vorhalt: Starke habe die Info mit Schm. von Mundlos im zweiten Halbjahr 1996 bekommen. Gr. bestätigt den Vorhalt, in der ersten Hälfte 1996 sei Starke noch in Haft gewesen. Auf Frage sagt Gr., Starke habe zu Graupner den Spitznamen “Mucke” genannt. Den habe Starke aus der “88er”-Szene gekannt, der sei wohl in der Band von Probst gewesen, “AEG - Auf eigene Gefahr”, sei um die Jahrtausendwende nach Stuttgart gegangen und habe in einer neuen Band gespielt. Vorhalt: Graupner sei 88er gewesen, habe ein wenig einen preußischen Dialekt gehabt, sei in Chemnitz aufgetaucht, woher wisse Starke nicht. Graupner sei nach Stuttgart gezogen und habe dann bei “Noie Werte” gespielt.

Götzl sagt, Gr. habe Werner, Lasch und Gl. genannt, hier gehe es dann noch um Re. und Rothe. Gr. bejaht das und zu Gl. habe Starke erzählt, dass der zu den “88ern” gehört habe und mit einer Julia N. [phon.] zusammen sei und ein Kind hätte. Vorhalt: Gl.s Vorname sei René, der sei auch immer auf den Konzerten dabei gewesen und ein ziemlicher Partygänger. Zu “Mappe” sagt Gr., Starke habe gesagt, die sei ziemlich bekannt gewesen in der Szene, aber nicht in dem Sinne politisch aktiv. Sie habe keine Auseinandersetzung gescheut, sei überall dabei gewesen, aber eine reine Konzertgängerin, und Starke glaube nicht, dass sie von den Tätigkeiten von Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe gewusst habe, und wenn es nicht gebilligt hätte. Vorhalt: Dr. sei mit Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe gut bekannt gewesen, sei laut, groß, prollmäßig, gedanklich rechts, aber nicht politisch, sei in ganz Deutschland bekannt, Äußerungen zum Trio und deren Einstellungen habe Starke von ihr nie gehört, er denke, dass sie die Aktionen des Trio abgelehnt hätte. Gr.: “So hat er es gesagt.”

Dann stehe hier die Anmerkung, sagt Götzl, dass man Starke nun zur der politischen Einstellung des Trios befragen wolle, Starke solle die politische und ideologische Ausrichtung des Trios skizzieren. Gr. sagt, das sei die Aufforderung an Starke gewesen, einfach mal frei zu sagen, wie er die politische Einstellung beschreiben würde und er habe ausgesagt, dass sie schon sehr stark rechts gewesen seien. Als Beispiel habe er den Aufmarsch in dem ehemaligen KZ gebracht. Starke habe gesagt, dass sie aber nicht öffentlich zur Gewalt aufgerufen hätten, dass man bei Dienel gesehen habe, dass man so nicht weiterkommt, und man Kameradschaften gründen und wählbare Parteien unterstützen solle. Dem Trio habe missfallen, dass sich die anderen zu wenig engagieren. Götzl fragt, ob Starke bei dem KZ alle drei Personen erwähnt habe. Da habe Starke, meine er, nur Böhnhardt und Mundlos erwähnt, nicht Zschäpe, antwortet Gr. Vorhalt: Böhnhardt und Mundlos seien stark rechts orientiert gewesen, seien im KZ Buchenwald in einer Uniform wie aus der NS-Zeit aufmarschiert. Gr. sagt, Starke habe dann noch gesagt, man sei allgemein unzufrieden gewesen mit der politischen Situation, dass sich die Regierung mehr ums eigene Volk kümmern solle, es zu viel Einfluss Israels und der USA gebe: “Sowas.” Vorhalt: Gleichzeitig hätten sich viele rechte Musikgruppen gegründet und es seien viele Lieder z.B. über Rudolf Heß veröffentlicht worden. Gr. bestätigt das, aber Starke habe gesagt, dass das Trio insgesamt unzufrieden gewesen sei, wie wenig sich die anderen engagieren. Vorhalt: Genau dieser Umstand habe dem Trio missfallen. Götzl fragt, ob da der Begriff “Trio” von Starke gekommen sei. Gr. bejaht das. Er verneint, dass da irgendeine Differenzierung vorgenommen wurde. Vorhalt: Konkrete Aufrufe zu Aktionen gegen Sachen und Personen habe es vom Trio aber nicht gegeben. Auf Frage sagt Gr., auch da sei der Begriff Trio von Starke verwendet worden, irgendeine Differenzierung zwischen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe sei nicht vorgenommen worden. Götzl hält die Frage vor, ob sich Starke an Äußerungen des Trios gegen das herrschende System in Deutschland erinnern könne. Gr. sagt, das seien Fragen des Kollegen gewesen, und Starke habe gesagt, dass das Trio mehr wollte, dass freie Kameradschaften gegründet werden, die dann etablierte Parteien wie die NPD unterstützen.

Vorhalt: Da Deutschland durch das Ausland fremdbestimmt sei, man habe gewollt, dass sich die Bundesregierung mehr um das eigene Volk bemüht, dem Trio war schon klar, dass eine neu gegründete Partei ähnlich wie die NSDAP nie erlaubt werden würde, deswegen habe man Kameradschaften gründen wollen, die wählbare Parteien dann unterstützen. Gr. sagt, und dann seien die Äußerungen zu Dienel, der DNP-Partei und dem Gewaltaufruf gekommen. Götzl sagt, hier komme erstmal der Einschub, dass zumindest Böhnhardt und Mundlos einer rechtsextremen Partei beigetreten wären oder sie gegründet hätten, wenn dies möglich gewesen wäre, die hätten aus ihrer stark rechten Gesinnung kein Geheimnis gemacht. Dann folge, so Götzl, dass es in Thüringen Bestrebungen gegeben habe mit Dienel und der “Deutsch Nationalen Partei”. Dienel habe durch Gewaltaufrufe geschadet. Gr.: “Ja.” Götzl fragt, ob das so wiedergegeben wurde, wie es gesagt wurde. Gr. bejaht das. Götzl sagt., hier stehe aber, “auf Nachfrage würde ich davon ausgehen, dass zumindest Böhnhardt und Mundlos eine rechtsextremistische Partei gegründet hätten”. Da sei dann eine Zwischenfrage gewesen, wie genau die lautete, könne er nicht mehr sagen. Vorhalt: Die gescheiterte Parteigründung habe das Trio in ihrer Meinung bestätigt habe, dass ihre Ziele nicht durch eine radikale Partei und öffentliche Aufrufe zur Gewalt erreicht werden können. Gr.: “Ja, das war seine Wahrnehmung.”

Götzl hält die Frage vor, dass Starkes Angaben zufolge es vom Trio keine Aufrufe zum bewaffneten Kampf gegeben habe, und fragt, ob das so gestellt worden sei. Gr. sagt, da sei von Starke die Antwort gekommen, dass ihm solche Aussagen nicht bekannt geworden seien. Das Trio sei mit Äußerungen ihm gegenüber vorsichtig gewesen, sie hätten sich mit Sachen nicht gerühmt. Das habe ihn sogar ein bisschen gewundert, dass das so war. Er hätte sich auch nicht vorstellen können, dass solche Taten von den Menschen verübt worden sind. Götzl fragt nach Beispielen. Gr. sagt, es habe Taten gegeben, wo sie zur Rechenschaft gezogen wurde und da habe es wohl auch keinen Äußerungen von ihnen gegeben, z.B. beim Puppentorso. Vorhalt: Starke gegenüber habe es solche Aussage vom Trio nicht gegeben. Götzl fragt, ob der Begriff “Trio” von Starke verwendet worden sei. Der Begriff sei beidseitig verwendet worden, antwortet Gr. Vorhalt: Sie hätten nicht mal über Aktionen gesprochen, die sie gemacht hätten und für die sie bestraft worden seien, die Sachen mit der Puppe, jeder hätte sich feiern lassen, nur das Trio nicht. Gr. bejaht das. Götzl verliest die Frage, ob es Starke im Nachhinein überrascht habe, dass das Trio den bewaffneten Kampf aufgenommen hat. Gr. sagt, das habe Starke eher überrascht, zumal es auch keine Bekennerschreiben gegeben habe, letztendlich habe er nicht geglaubt, dass das Trio in Deutschland geblieben sei. Vorhalt: Starke habe zunächst an eine Verschwörung geglaubt, es gebe Ungereimtheiten, die Wohnung sei ausgebrannt und es würden trotzdem ständig neue Beweismittel auftauchen. Gr. bestätigt den Vorhalt.

Götzl hält die Frage vor, dass Starke vom Puppentorso ja gewusst habe, ob es da nicht naiv gewesen sei, zu glauben, dass der Sprengstoff nicht missbraucht wird: Gr. sagt, das habe Starke schon als naiv gesehen. Und wie die zweite Anfrage wegen Sprengstoff gekommen sei, habe er nichts mehr besorgt, er habe Zschäpe imponieren wollen; damals sei es nichts Besonderes gewesen, dass man mit Sprengstoff hantiert. Vorhalt: Es habe halt Leute wie den Wi. gegeben, die an Sprengstoff herankamen, er selbst sei nicht an Aktionen beteiligt gewesen, man habe aber oft davon gesprochen, so sei er auf den Wi. gekommen. Vorhalt: Über Waffen und Sprengstoff habe Starke bereits Angaben gemacht, darüber hinaus könne er keine Informationen geben. Gr.: “So ist es gewesen.” Götzl hält die Frage vor, ob Starke Erkenntnisse habe über gemeinsame Aktivitäten von Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe vor 1998, über die “Anti-Antifa Ostthüringen”, den THS. Dann sagt Götzl, hier würden jetzt die Namen Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe auftauchen. Das sei immer hin und her gespielt worden, sagt Gr., mal seien die Namen genannt, mal der Begriff Trio, es sei nichts Besonderes gewesen, jedem sei klar gewesen, wer gemeint war.

Vorhalt: Zuvor habe es nach Starkes Wissen nach nur demonstrative Aktionen gegeben, an denen das Trio beteiligt war. Zum “Pogromly”-Spiel sagt Gr, da habe Starke nur gesagt, dass er das nur aus der Presse kannte. Zur Frage, ob das Trio vor dem Untertauchen verstärktes Interesse an Waffen oder Sprengstoff hatte, habe Starke gesagt, so Gr., dass sie kein verstärktes Interesse an Waffen hatten, keine einschlägige Zeitschriften gelesen hätten. Dass Starke solche Dinge nicht gewusst habe, das sei durchgängig so gewesen. Vorhalt: Starke habe gesagt, er sei das letzte Mal zum Komplex Ri. und Ho. befragt worden, ihm falle noch ein, dass der Bruder der Antje Probst zum Umfeld des Trios gehört habe. Götzl fragt zur Rollenverteilung zwischen Gr. und Ei. bei der Vernehmung. Gr. sagt, er komme von “Mord und Totschlag”, Ei. sei Staatsschutz gewesen. Von Ei. seien ideologischen Fragen gekommen, das sei halt immer so schwammig formuliert.

Dann fragt RA Stahl. Auf Frage, wie lange er zum Zeitpunkt der letzten Vernehmung schon mit den Ermittlungen befasst gewesen sei, sagt Gr., er hab am 2. Mai begonnen und die Vernehmung sei ja schon im Juni gewesen. Sein Hintergrundwissen habe sich auf die Vernehmungen beschränkt, die er gelesen habe, und was ihm die Kollegen so erzählt hätten. Stahl fragt, ob die Vernehmung noch anderen Zwecken außer dem Ermittlungsverfahren Starke diente. Gr. bejaht das, es habe ja auch Äußerungen zu Heilbronn gegeben, das habe auch stark interessiert aufgrund der Tötung der Polizistin, und es sei um Waffen gegangen, darum mögliche Herkunftsorte zu ermitteln. Stahl fragt, ob er angesichts der Tatsache, dass die Vernehmung durch die “BAO Trio” durchgeführt wurde, darauf schließen dürfe, dass Gegenstand auch die weiteren Beschuldigten, also auch Zschäpe, waren. Der Begriff “Trio” sei immer wieder gefallen, sagt Gr, die Aufbauorganisation habe ja auch so geheißen: “Ich weiß jetzt nicht, worauf sie hinaus wollen.” Stahl fragt, ob die Vernehmung auch dem Erkenntnisgewinn betreffend Zschäpe und “so genanntes Trio” diente. Gr: “Das würde ich schon so sehen.” Stahl fragt nach dem Erkenntnisstand Gr.s über die seinerzeitigen Ermittlungen hinsichtlich dieses Trios. Gr. spricht von allgemeinen Informationen, aus dem “Zeitstrahl”, aus Aushängen bei der BAO, aus dem, was er in Besprechungen gehört habe. Er sei da nicht hingekommen und habe ein komplettes Update bekommen. Stahl sagt, Gr. stelle z.B. die Frage: “Nun wissen wir aus Ermittlungen, dass Herr Schau. mit Herrn Friedel eine sehr teure Reise gemacht haben soll.” Gr. sagt, das habe er gewusst, denn da habe es Finanzermittlungen gegeben, aus denen das ersichtlich gewesen sei. Und aus den vorherigen Vernehmungen Starkes sei klar gewesen, dass Schau Schulden hat bei ihm. Stahl fragt, ob Gr. auch ein Update bekommen habe bzgl. der einzelnen Personen des “so genannten” Trios. Natürlich habe man am Anfang eine grobe Information bekommen, was der Ermittlungsstand war, sagt Gr. Es habe ein Zeitstrahl ausgehangen und man habe im Computer viel nachlesen können. Er habe sich angeeignet, was für seinen Bereich wichtig gewesen, nicht zu Zschäpe, da sei er ja nicht der Sachbearbeiter gewesen. Seine Ermittlungsgruppe habe den Herrn Starke gehabt unter anderem.

Stahl fragt, ob Gr. Erkenntnisse darüber habe, dass die Personen, die mit Ermittlungen über die Person Zschäpe befasst waren, den Zeugen nochmals vernommen haben. Gr.: “Selber?” Vor ihm sei anderer Sachbearbeiter gewesen, der habe Vorermittlungen zu Starke geführt, habe die größeren Vernehmungen gemacht. Die großen Unterstützungshandlungen seien ja schon abgeklärt gewesen. Das sei ja die vierte oder fünfte Vernehmung von Starke gewesen. Stahl: “Dann frage ich mal anders: Hatten Sie für diesen Vernehmungstermin so eine Art To-Do-Liste?” Gr. antwortet, bei der zweiten Vernehmung sei das Hauptaugenmerk auf der Abklärung der Person Schm./Schm. gewesen, und dass Starke diese Person dann erkannt habe. Aufgrund dieser Situation seien dann die Heilbronn-Ermittlungen getätigt worden. Stahl sagt, er sei Verteidiger von Zschäpe, Gr. solle davon ausgehen, dass sich bei ihm immer alles um Zschäpe drehe. Er hält die Anmerkung vor, dass man Starke nun zur der politischen Einstellung des Trios befragen wolle. Stahl will von Gr. wissen, ob diese Frage aufgrund einer Checkliste gestellt worden sei, oder ob Gr. das eingefallen sei. Gr. verneint das. Sein Part sei zu diesem Zeitpunkt abgeklärt gewesen, er habe sich um die Sache Schm. kümmern müssen. Gr. sagt, er sei da schon noch mit dabei gewesen, nur die Führung, die Fragestellung, die sei dann von Ei. gekommen, das müsse man dann Ei. fragen. Es habe keine To-Do-Liste gegeben, wie Stahl das sage.

Stahl fragt er, ob die Begriffe “Trio” etc. wörtliche Formulierungen in der Vernehmungsniederschrift seien oder die Worte der Vernehmungsbeamten. Es sei bei den Fragen wörtlich, bei den Antworten auch, aber es könne sein, dass hier auch mal was sinngemäß sei. Es sei so gesagt worden, wie es hier niedergeschrieben worden sei. Stahl: “Ich will Sie nicht piesacken, aber meine Frage war: Ist das eine wörtliche Protokollierung oder die Formulierung des Protokollierenden?” Gr. sagt, bei der Frage sei es sicherlich wörtlich so. Und die Worte, die Starke geantwortet habe, seien niedergeschrieben worden. Ob er dieses eine Wort gesagt habe, könne er nicht hundertprozentig bestätigen, so Gr. Sie hätten nichts protokolliert, was er nicht gesagt hätte. Stahl fragt, warum bei “Trio” nicht differenziert worden sei zwischen den Personen. Gr. antwortet, weil das jedem klar gewesen sei. Wenn der Beschuldigte Sachen gesagt habe, die sich nur auf Mundlos bezogen, dann hätten sie nur Mundlos geschrieben, nicht Trio. Aber wenn alle drei gemeint gewesen seien, hätten sie Trio geschrieben. Wenn Trio nicht gemeint gewesen sei, seien auch nur die Personen geschrieben worden, die gemeint gewesen seien.

Stahl sagt, es sei die Rede davon, dass es vom Trio gegenüber Starke keine Aussagen zum bewaffneten Kampf gegeben habe, und dann komme die Antwort, dass sie nicht einmal über die Aktionen gesprochen hätten, die später herausgekommen und für die sie bestraft worden seien. Stahl fragt Gr., ob er den Sachverhalt kenne. Den kenne er nur in ganz groben Zügen, so der Zeuge, die Frage habe sich aus der vorherigen Antwort von Starke ergeben. Die genauen Umstände, was damals ermittelt wurde und wie sie bestraft wurden, kenne er nicht. Auf Frage sagt er, er gehe davon aus, dass das Gegenstand eines Strafverfahrens war, ob es da ein Urteil gab, wisse er nicht. Stahl: “Wissen Sie, ob Ihr Kollege das wusste?” Gr.: “Ich gehe davon aus.” Ob sein Kollege etwas dazu gesagt hat, könne er mit dem zeitlichen Abstand nicht sagen. Zu den Formulierungen mit “Trio” sagt Gr., das sei so gesagt worden. Er wisse nicht was sie da hätten genauer abklären sollen. Zur Sprengstoffbesorgung habe es ja schon vorher Vernehmungen von Starke gegeben. Stahl fragt, ob die Information, dass das Trio in Besitz einer Vielzahl unterschiedlicher Waffen war, zum allgemeinen Kenntnisstand gehörte. Gr. bejaht das, was man in dem Wohnmobil gefunden habe usw. Stahl fragt, ob die vorgehaltene Formulierung, “dass das Trio den bewaffneten Kampf aufgenommen hat” der allgemeine Kenntnisstand gewesen sei. Die Frage sei von Ei. gekommen, aber das sei allgemein für ihn bekannt gewesen, so Gr. Stahl fragt, wenn so Fragen gestellt worden seien, ob sich Gr. da nicht gedacht habe, dass es auch zu einzelnen Personen geht, vor allem, wo nur noch eine lebt. Gr. sagt, das müsse Stahl nicht ihn fragen, sondern Ei.: “Aus meiner Sicht hätte man das differenzierter stellen müssen.” Stahl fragt, ob Gr. zum Zeitpunkt dieser Vernehmung einen Kenntnisstand hatte, welche Rolle und Funktion Zschäpe so hatte. Gr. sagt, er habe nur das gehabt, was allgemein geredet worden sei, was auf Aushängen und im Computer gestanden habe, dass sie mit den beiden Männern zusammen gewesen sei. Explizit, was genau sie gemacht hat, habe er natürlich nicht gewusst: “Wer hatte das zu dem Zeitpunkt?” Stahl fragt, wer die Sachbearbeiterin Zschäpe war, wer da Gr.s Ansprechpartner war. Er habe gar keinen gehabt, er sei in die Frühbesprechung gegangen und da sei berichtet worden. Da seien mehrere hundert Kollegen gewesen. Er könne sie genau beschreiben, aber nicht sagen, wie sie geheißen hat. Es sei eine größere Frau, “eine Hübsche”.

RAin Sturm sagt, Gr. habe von einem Zeitstrahl gesprochen und fragt, von wann bis wann sich der erstreckt habe. Gr. sagt, er könne nicht sagen, wo der begonnen hat, ob bei der Erstunterbringung oder bei Vortaten. Sturm fragt, ob der Zeitstrahl bei der Flucht am 26.1.1998 oder später begonnen hat. Gr. sagt, schon da, denn das sei ja markant gewesen, was man da gefunden hat, er hab ja auch vorher diese Telefonliste angesprochen. Sturm fragt, ob es Erkenntnisse gegeben habe, dass Zschäpe mit den beiden Männern vor 1998 zusammen wohnte. Das verneint Gr., er habe da vielleicht fragmentarische Erkenntnisse, die jetzt nicht angebracht seien. Sturm sagt, Gr. habe davon gesprochen, dass Schm. beim Trio übernachtet haben könnte. Gr.: “So war die Aussage.” Sturm fragt, ob das Konzert vor oder nach dem Untertauchen gewesen sei. Gr. sagt, er denke, dass es vorher gewesen sei. Sturm möchte wissen, ob Gr. nicht nachgefragt habe, bei wem konkret Schm. übernachtet haben solle. Das wäre natürlich interessant gewesen, so Gr., aber das sei eine Frage, die dann dem Schm. gestellt worden sei. Starke habe ja auch nur gemutmaßt, dass er glaube, dass wenn die hier von Heilbronn nach Thüringen gereist seien, dass er dann beim Trio übernachtet haben dürfte. Sturm sagt, Gr. habe drei Dinge von Starke zu Schm. berichtet und fragt, ob er Starke darüber hinaus habe berichten können, woher Schm. gut bekannt gewesen sein könne mit dem Trio. Darüber hinaus sei nichts genannt worden, antwortet Gr. Sturm sagt, es seien die Namen “Brigitte” [gemeint ist wohl Barbara], Uschi und El. vorgehalten worden. Gr. sagt, die Klarpersonalien seien ermittelt worden. Die Fragen dazu habe er gestellt, es habe einen Bericht eines Kollegen gegeben, der auf diese Namen gekommen sei. Aus diesen Ermittlungen heraus sei auch diese Wahllichtbildvorlage erstellt worden, die er dann mitbekommen habe. Sturm sagt, es handele sich ja um eine Beschuldigtenvernehmung und Gr. habe gesagt, dass sein Eindruck gewesen sei, dass  Starke vorsichtig war in Bezug auf mögliche eigene Belastungen. Untermauert habe Gr. dies u.a. mit dem NSU-Brief. Sturm fragt, ob er da mal nachgefragt habe. Gr. verneint das. Starke habe gesagt, dass er den NSU-Brief nur aus der Presse kenne, mehr sei dazu nicht gesagt worden. Starke habe damit zum Ausdruck bringen wolle, dass er den Brief nicht gelesen oder bekommen habe.

Dann hält Götzl vor, dass Starke angegeben habe, vielleicht vier Mal da im Raum Heilbronn/ Stuttgart gewesen zu sein, einmal in Heilbronn auf einer “1.000-Dosen-Party”, einmal bei einem Konzert in Stuttgart, einmal einer Party in Stuttgart, einmal bei einer Party in Ludwigsburg”. Gr.  bestätigt den Vorhalt. Es folgt eine Unterbrechung bis 15.13 Uhr.

Danach erklärt RA Stahl, nach Überzeugung der Verteidigung Zschäpe gebe es an vielen Stellen im Ermittlungsverfahren gegen Zschäpe Punkte, an denen man die Überzeugung gewinnen könne, dass die Behörden mit einer fest in die Köpfe gesetzten Arbeitsthese herangegangen seien. Das sei auch hier sehr deutlich aufgefallen. Das schlage sich dann in den Vernehmungen nieder. Etwa wenn hier falsche Vorhalte gemacht würden, Stichwort Puppentorso, oder dass alle drei Sprengstoff besorgt hätten, und sich mit den suggestiv abgefragten Ergebnissen zufrieden gegeben werde. Pro Forma widerspreche man auch der Verwertung des Beweises. Wobei ihnen natürlich klar sei, dass ein Verwertungswiderspruch nichts anderes sei als eine ganz starke Beweiswürdigung.

NK-Vertreter RA Hoffmann erklärt, tatsächlich merke man den Vernehmungen an, dass teilweise wenig differenziert werde. Man merke aber auch, dass eben Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe auch ständig zu dritt so stark aufgetreten seien. In der Aussage heute werde aber sehr klar differenziert. So werde etwa bei der Frage nach der ideologischen Ausrichtung des Trios in der Antwort direkt auf die Frage von Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe gesprochen. Später werde nur von Mundlos und Böhnhardt gesprochen. Die Undifferenziertheit des Zeugen werde durch den Zeugen wettgemacht, durch die Klarheit. Denn im Endeffekt sei hier klar, wo der Zeuge alle drei meine und wo er einzelne meint und wo er andere ausschließt.

RAin Sturm erwidert, man müsse doch feststellen, dass sofern einzelne Begebenheiten, Vorgänge aus der Vergangenheit geschildert worden seien, sich dies auf Mundlos und Böhnhardt beziehe. Und bei pauschalen Angaben, da bleibe es ganz im Vagen, ohne dass der Zeuge einzelne Begebenheiten wiedergeben. Das sei pauschal, während bei Differenzierung dann ein lebendiger Sachverhalt geschildert werde. Dann sagt Sturm, die Verteidigung Zschäpe widerspreche auch der Verwertung der Beweiserhebung, soweit es um Angaben zur “Garagenliste” geht. Sie verweist auf ihren früheren Verwertungswiderspruch (106. Verhandlungstag).

Weiter geht es mit der Fortsetzung der Vernehmung des Zeugen Stefan Kl. von der Kripo Dortmund, dessen Vernehmung wegen Zschäpes Gesundheitszustand unterbrochen worden war. Bei seiner Vernehmung geht es um die Aussagen der Zeugin Dz. (51. Verhandlungstag). Auf Bitte Götzls wiederholt Kl. seinen Bericht und Götzl befragt ihn erneut (siehe Protokoll zum 110. Verhandlungstag). Dann sagt Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders, Kl. habe ja relativ genau die Uhrzeit notiert, im Vermerk stehe zur Aussage von Dz., sie habe die Männer gegen “ein Uhr”, nicht 13 Uhr, die Männer nochmal am Kiosk gesehen. Kl. sagt, das könne er nur so übernommen haben. Er schreibe polizeilich immer die 24 Stunden durch, dann werde Dz. das wohl so gesagt haben. Schneiders fragt, ob an Dz.s Arbeitsstelle überprüft wurde, wann sie gearbeitet hat. Das wisse er nicht, sagt Kl., das sei zumindest von ihnen nicht gemacht worden, aber es habe ja noch Ermittlungen gegeben, wann sie bei der Bank war usw. Götzl hält Kl. die Angabe vor, dass Dz. am Dienstag, den 4.4., gegen 12.30 Uhr Feierabend gemacht habe. Kl. bejaht, dass das die Angaben von Dz. gewesen seien. Dann hält er vor, dass Dz. angegeben habe, dass sie, nachdem sie an den zwei Personen vorbei gewesen sei, schnell in die Wohnung gegangen sei, um eine andere Jacke anzuziehen und die EC-Karte zu holen, und gegen 12.50 Uhr wieder aus der Haustür gegangen sei. Kl. bestätigt die Vorhalte.

NK-Vertreter RA Stolle fragt Kl. ob ihnen die Frage nach den Rechtsradikalen als allgemeine Spur genannt worden sei oder ob ihnen gesagt worden sei, dass es sich um Beobachtungen der Zeugin handelt. Kl. sagt, er habe es so aufgeschrieben, wie s ihm gesagt wurde, was seine Kollegin Kö. gehört hat, könne er nicht sagen. Stolle sagt, er frage das, weil in Kl.s Vermerk stehe, dass Dz. zwei deutsche Männer gesehen haben solle, einer mit Rad, die wie Rechtsradikale ausgesehen haben sollen. Kl. sagt, sie hätten unbedingt nach Rechtsradikalen fragen sollen, warum er das geschrieben habe, könne er nicht sagen. Er verneint, nach 2011 nochmal über das Thema “Rechtsradikale” gesprochen zu haben, die Mordkommission sei aufgelöst gewesen. Auf Frage sagt Kl., er selber sei beim Staatsschutz, sie seien im Rahmen der “Kräftebestückung” dran gewesen Personal zu stellen und seien dann freiwillig in die Kommission gerückt. Auch Kö. sei vom Staatsschutz. Auf Frage von RAin von der Behrens sagt Kl., er sei beim Staatsschutz im  Ausländerbereich eingesetzt, er “betreue den Türken-Kurden-Konflikt”. Erkenntnisse zum Thema Rechts habe er nicht über den normalen Bereich hinaus. Der Name Siegfried Borchardt [Dortmunder Neonazi] sage in Dortmund jedem etwas, so Kl. auf Frage. Er wisse, dass der in Dortmund wohnt, aber nicht wo genau. V. d. Behrens sagt, Borchardt habe zum Tatzeitpunkt in der Malinckrodtstraße in der Nähe des Tatorts gewohnt, und fragt, ob da mal drüber gesprochen worden sei. Kl. verneint das.

Das “Türkische Bildungszentrum” sei ihm bekannt, sagt Kl. V.d. Behrens fragt nach einem Brandanschlag. Es habe da Brandanschläge gegeben, so Kl., er bearbeite den Phänomenbereich, aber wann diese Anschläge gewesen seien, wisse er nicht mehr, es seien mehrere gewesen, einen habe er selber bearbeitet. Das sei wegen des “Türken-Kurden-Konflikts” ein sensibles Objekt. Auf Vorhalt des Datums 30.3.2006 sagt Kl., da habe er keine Erinnerung. Ehrlich gesagt, hätte er das damit nicht in Verbindung gebracht. V.d. Behrens fragt, ob in Richtung Rechts ermittelt wurde oder in die kurdische Richtung. Kl. sagt, einen der Anschläge habe er selber bearbeitet, das sei “PKK-Handschrift” gewesen. V.d. Behrens fragt, ob er generell bei Anschlägen auf türkische Menschen oder Einrichtungen ermittle. Kl. sagt, er ermittle auf jeden Fall in Richtung Kurden, weil er das mache. Das andere würden andere ermitteln, er wisse nicht, ob die etwas gemacht haben. Götzl sagt, wie in sonstigen Brandanschlägen ermittelt wurde, interessiere nicht. V.d. Behrens erwidert, es interessiere insofern als das Türkische Bildungszentrum auf den Ausspähnotizen des NSU gestanden habe. Götzl sagt, dann müsse man danach fragen. Die nächste Frage beanstandet Götzl. V.d. Behrens fragt anders, ob er die Zeugin K. gefragt habe, was sie unter Rechtsradikalen verstehe. Kl. verneint das, die Zeugin habe genau die Antwort sofort gegeben, die im Protokoll steht. Er bejaht, dass er das heute noch erinnere. V.d. Behrens sagt, Kl. habe in seinem Vermerk geschrieben, dass die Männer wie Rechtsradikale ausgesehen haben sollen, daran erinnere er sich nicht, aber an die prompte Antwort der Zeugin erinnere er sich. Kl. sagt, die Information sei von der Kollegin gekommen, woher diese sie hatte, wo die hergekommen sei, könne er nicht sagen. V.d. Behrens sagt, das könne man ja dann die Kollegin fragen. Götzl sagt aufgebracht, v. d. Behrens solle dann einen Antrag stellen, sie entscheide nicht, was der Senat macht. RA Erdal fragt, ob Kl. wisse, ob ein Kollege aus der Mordkommission mit dem LKA Bayern telefoniert hat. Das verneint Kl. Der Zeuge wird entlassen. Götzl fragt v.d. Behrens, ob er deren letzte Bemerkung als Beweisanregung verstehen solle. V.d. Behrens bejaht das, sie werde das dann schriftlich machen.

Wohllebens Verteidigerin RAin Schneider erklärt, das bei Enrico Theile (zuletzt 122. Verhandlungstag) beschlagnahmte Navigationsgerät “TomTom” (85. Verhandlungstag) sei laut Anfrage des auf BKA beim Hersteller, frühestens am 14.8.09 ausgeliefert worden. Wohlleben sei aus der Bögeholdstraße in Jena bereits 2002 ausgezogen. Es bestehe kein zeitlicher Zusammenhang der Eingabe im Navigationsgerät und der Wohnadresse Wohlleben.

NK-Vertreterin RAin Pinar stellt einen Beweisermittlungsantrag. Sie beantragt, die Identität des V-Mannes, der für das LfV Hamburg eingesetzt gewesen sei und von Thomas Richter die DVD “NSU/NSDAP” erhalten habe, zu ermitteln, und ihn zu laden. Dem LfV Hamburg würden Anhaltspunkte vorliegen, dass die DVD 2006 von Thomas Richter, der V-Person “Corelli” des BfV, an die Quelle des LfV versandt worden war. Die Quelle habe die Existenz der DVD wieder vergessen und sie erst im Februar 2014 wieder entdeckt. Die Quelle könne eine Aussage darüber treffen, von wem Richter die DVD erhalten hat oder ob er sie selber gefertigt hat. Es werde deutlich, dass nicht nur ein kleiner Kreis um Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe von der Existenz des NSU gewusst habe. Damit lasse sich auf den Kenntnisstand der Angeklagten Schultze, Gerlach und Eminger schließen. Thomas Richter könne man nicht mehr vernehmen, deswegen müsse der V-Mann geladen werden. Es gehe auch darum, wer wann vom NSU wusste. Bis zur Selbstenttarnung des NSU sei die Existenz des NSU und die Abkürzung der Öffentlichkeit unbekannt gewesen. Mehrere NK-Vertreter_innen schließen sich an.

Bundesanwalt Diemer sagt, der GBA führe wegen dieses Sachverhalts seit Monaten ein Ermittlungsverfahren, daher stelle man die Stellungnahme zurück. Man werde dann informieren, wenn es zur Sache gehöre und die Ermittlungen durchgeführt seien.

Götzl verkündet den Beschluss, dass der Antrag im Hinblick auf die Aussage Theile (122. Verhandlungstag) eine Straftat festzustellen, abgelehnt sei. Die Frage, ob uneidlich falsch ausgesagt wurde, sei der Beweiswürdigung vorbehalten.

Der Verhandlungstag endet um 15.58 Uhr.


Protokoll 124. Verhandlungstag - 8. Juli 2014

Zunächst mussten am Vormittag zwei Zeugen zu einer Wohnmobilanmietung wenige Tage nach der Tat in Heilbronn aussagen. Anschließend schilderte eine Zeugin aus Eisenach, wie sie eine Frau am Ort des abgebrannten Wohnmobils in Eisenach sah und in ihr Beate Zschäpe erkannte. Mittags wurde dann der Szene-Anwalt Thomas Jauch gehört. Jauch kannte und kennt zahlreiche Neonazis aus Thüringen und Sachsen, machte aber geltend, dass dies Mandatsverhältnisse seien, über die er nichts erzählen darf. Dies gilt auch für seine Kontakte zu Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt.

Zeugen:

	Thomas Gö. (Anmietung Wohnmobil April 2007)
	Peter Ec. (Anmietung Wohnmobil April 2007)
	Carmen Bu. (Beobachtungen am 4. und 5.11.2011 in Eisenach)
	Thomas Jauch (Rechtsanwalt, mögliche Kennverhältnisse, u.a. zu Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.49 Uhr. Wohllebens Verteidiger RA Klemke ist wieder anwesend.

Götzl teilt mit, dass die Zeugin Bu. noch nicht anwesend ist, und man daher mit dem Zeugen Gö. beginne. Götzl bittet Gö., zur Anmietung eines Wohnmobils bei der Firma H. (54. und 88. Verhandlungstag) im April 2007 zu berichten. Gö. sagt, sie hätten das Wohnmobil gemietet. Gemietet und bezahlt habe es sein Schwiegervater, er selbst sei der Fahrer gewesen. Das Wohnmobil hätten sie Freitag früh, neun Uhr holen sollen. Es habe zu dem Zeitpunkt auf dem Gelände gestanden. Es sei nicht gereinigt gewesen, weil es laut Aussage des Mitarbeiters erst gegen 22 Uhr zurückgebracht worden sei. Es sei dann gereinigt worden. Es sei erst die Außenabnahme gemacht worden und dann nach der Reinigung auch die Innenabnahme. Gö.: “Das war es jetzt eigentlich, was relevant wäre.” Götzl fragt nach dem Datum. Da müsste er nachgucken, sagt der Zeuge, es sei das erste Rennen seiner Tochter gewesen. Das  Datum habe er beim BKA angegeben, er habe denen auch Fotos gegeben vom Wohnmobil.

Auf Frage sagt Gö., das Wohnmobil sei auf Basis eines Fiat Ducato gewesen, es habe ein Doppelbett, eine Nasszelle gehabt, ein kleines Wohnmobil. Sie hätten es von Freitag früh bis Montag früh gehabt. Sie hätten anderthalb bis zwei Stunden dort warten müssen und seien so Dreiviertel elf da weggerollt, dann hätten sie anschließend das Fahrzeug beladen und seien ab nach Österreich. Götzl fragt, ob er richtig verstanden habe, dass ein Mitarbeiter mitgeteilt habe, dass das Wohnmobil gegen 22 Uhr abgegeben worden sei. Gö. bestätigt das, eigentlich hätte die Reinigung am Vorabend stattfinden sollen, so dass sie das pünktlich hätten übernehmen können. Auf Frage sagt Gö., sein Schwiegervater sei dort gewesen, der habe dann die Miete bezahlt und sei auch bei den Angestellten im Büro gewesen, Er selber habe nur den Mitarbeiter gesehen, der für die Übergabe verantwortlich gewesen sei, und die Reinigungskraft, die das von innen gereinigt habe. Die Reservierung habe sein Schwiegervater gemacht. Wann, wisse er nicht, das könne eine Woche oder 14 Tage vorher gewesen sein; die Entscheidung dorthin zu fahren, sei kurzfristig gekommen. Götzl fragt nach Auffälligkeiten. Gö. sagt, es sei nichts Auffälliges gewesen, es sei sauber gewesen, es habe nichts gegeben, was irgendwo verfahrensrelevant gewesen sei. Den Kilometerstand habe er sich nicht gemerkt. Es habe auch keine Probleme mit den Fahrzeug gegeben.

Vorhalt aus der Vernehmung von Gö. vom 9.12.2011: Er habe sich am Freitag, den 27. und den Montag darauf extra frei genommen, seine Frau habe ihn und seinen Schwiegervater zur Firma H. gefahren, dort hätten sie gegen 10 Uhr das Wohnmobil abholen wollen. Gö. sagt dazu, dann sei es um 10 gewesen. Fakt sei, dass es nicht übergabefähig gewesen sei aufgrund verspäteter Übergabe. Das Fahrzeug habe mitten auf dem Hof gestanden, kurz bevor es da ins Büro rein geht, mit dem Heck zu den Garagen. Götzl hält aus Gö.s Vernehmung vor: Sie hätten sich gemeldet und dann habe die Betriebsamkeit begonnen, ein Azubi habe das Wohnmobil von außen gewaschen, eine, er nenne sie mal Putzfrau, das Fahrzeug von innen sauber gemacht. Gö. sagt, und es sei ihnen gesagt worden, dass es wegen verspäteter Übergabe nicht vermietungsfähig gewesen sei, dass sie deswegen warten müssten. Vorhalt: Gö. denke, es sei über Nacht oder am vorhergehenden Tag spät abgegeben worden, dass es nicht mehr gereinigt werden konnte, es sei gesagt worden, es wäre nicht fertig, ein konkreter Zeitpunkt, wann es abgegeben wurde, sei nicht gesagt worden. Götzl fragt Gö., heute habe er von 22 Uhr gesprochen. Gö.: “Wissen Sie, das war 2007.” Es sei aber definitiv zu spät für Reinigung gewesen und demzufolge nicht vertragsgemäß übergeben worden. Das müsse man die Firma H. fragen.

Auf Frage sagt Gö. er sei sich sicher, dass sie am Vormittag da waren. Seine Tochter habe bis 12 Uhr Schule gehabt, sie hätten noch gepackt und seien dann los. Auf Vorhalt, dass sein Schwiegervater gesagt habe, er glaube, es sei später Nachmittag gewesen, sie seien dann zurück nach Hause und Samstag früh nach Österreich, sagt der Zeuge, das hänge damit zusammen, dass sich sein Schwiegervater an solche Sachen nicht erinnerte. Er, Gö., habe damals das erste Mal ein Wohnmobil gemietet. Er habe auch Fotos mit Zeitstempel. Sie seien Freitag gefahren und hätten es kurz vor Mittag auf dem Hof stehen gehabt. Es werden Bilder in Augenschein genommen. Auf dem einen ist das Wohnmobil mit dem Kennzeichen C-PW 87 von vorn zu sehen, auf dem anderen mit einem Pavillon davor. Gö. sagt, von diesen Fotos wisse er nichts, er wisse nicht, wer die gemacht hat. Er selbst habe Fotos vor der Garage gemacht. Es sei das Fahrzeug, das Kennzeichen stimme. Das zweite Bild sei in dem Ort bei Wien, wo das Rennen gewesen sei und das auf dem Bild sei “komischerweise” er selbst.

Es folgt der Zeuge Peter Ec., der auf die Frage nach seinem Beruf sagt, er sei “Rentner Ost”. Götzl sagt, es gehe um die Anmietung eines Wohnmobils im April 2007. Ec. sagt, er habe schon mal 2011 darüber ausgesagt, er wisse heute nicht, ob er das  zusammen bringt, wie er es damals gesehen habe.  Es sei um ein Wohnmobil gegangen, um von A nach B zu fahren. Es habe nichts gegeben, als dass er ein Wohnmobil bekommen habe, was einigermaßen die Größe hatte, die sie brauchten. Er sei bei der Abholung dabei gewesen. Sie hätten es Freitag geholt, um nach Österreich zu fahren. Da sei dann Rennen gewesen. Es sei ein normaler Vorgang gewesen, da gebe man nicht weiter Obacht. Zur Frage, wie spät die Abholung gewesen sei, sagt Ec., da hätten sie sich drüber unterhalten und seien verschiedener Meinung. Sein Schwiegersohn sage vormittags, er habe gedacht, nachmittags. Auf Frage, wofür sie das Wohnmobil genutzt hätten, sagt Ec., seine Enkelin sei damals 9 gewesen, habe angefangen mit Straßenrennen, Motorradrennen, und das sei faktisch das erste Rennen gewesen. Sie seien dann abends, nachts, spät abends so ungefähr in die Nähe von Wien gefahren. Freitag seien sie von zu Hause weg und am Sonnabend seien sie dann Rennen gefahren.

Auf Frage sagt der Zeuge, er glaube, er habe bei der Abholung warten müssen, wie er sich erinnere. Er glaube, es sei noch gewaschen worden, aber das könne er nicht zu hundert Prozent sagen. Er habe auf seinen Schwiegersohn gewartet, und der sei dann gekommen. Gewartet habe er also. Die Daten kann der Zeuge zunächst nicht nennen. Götzl nennt das Buchungsdatum 3.4.2007 und Ec. spricht davon, dass es schwierig gewesen sei, ein Wohnmobil zu bekommen. Götzl hält das Datum der Abholung und geplanten Abreisetermins 27.4.2007 vor. Ec. sagt, es müsse ein Freitag gewesen sein. Vorhalt: Er glaube, dass die Abholung am späten Nachmittag gewesen sei. Ec. sagt, ihm sei das so gewesen, aber seien Schwiegersohn habe gesagt Vormittag. Auf Vorhalt, sie seien Samstag dann nach Österreich gefahren, sagt Ec., das sei in der Nacht gewesen, dass sie vormittags ankommen. Götzl fragt, ob Ec. im Wohnmobil Gegenstände wahrgenommen habe. Das verneint Ec., er sagt, wenn er etwas gesehen hätte, hätte er zum Vermieter bestimmt etwas übers Saubermachen gesagt. Götzl hält vor, dass Ec. gesagt habe, er habe davon noch Fotos auf dem PC, die das BKA haben könne. Die schon Gö. gezeigten Bilder werden in Augenschein genommen. Ec. sagt, die habe wohl sein Schwiegersohn gemacht. Götzl: “Vielleicht entdecken Sie Ihren Schwiegersohn auf dem Foto?” Ec. sagt, das könne er sein. Götzl sagt, dass Gö. gesagt habe, er sei es. Ec. bestätigt das. Er sei selbst sei kein Fotografierer, das zweite Foto habe bestimmt auch sein Schwiegersohn gemacht.

Als nächstes wird die Zeugin Carmen Bu. vernommen. Bu. wohnt in Eisenach-Stregda, nahe der Stelle, an der Wohnmobil brannte. Götzl sagt, es gehe um Beobachtungen im November 2011. Bu. sagt, sie habe ausgesagt, dass sie nach dem Brand des Wohnmobils Zschäpe gesehen habe in Stregda. Sie seien nachmittags raus aus dem Haus. Und da sei so eine Frau gelaufen, die ohne Blick auf irgendwas über die Straße gelaufen sei. Sie habe nicht gewusst, dass auch eine Frau gesucht wurde, so Bu. weiter. Die Frau habe einen starren Blick gehabt, sei an ihr und ihrem Freund vorbei gelaufen. Sie habe ihren Freund noch darauf angesprochen, aber der habe nicht geguckt, habe gesagt: “Weiß ich doch nicht.” Götzl fragt nach der Örtlichkeit. Bu. sagt, die Frau habe sich von dem Ort, wo das Wohnmobil gestanden habe, über die Straße bewegt und sei so [offenbar zeigt die Zeugin etwas] über die Straße gelaufen. Die Frau sei ihnen entgegengekommen, sei total teilnahmslos gewesen, habe weder links noch rechts geguckt. Götzl fragt, an welchem Wochentag das gewesen sei. Das müsse der Sonntag gewesen sein, so Bu., sie seien Spazieren gewesen, daher denke sie, es war Sonntag. Zur Kleidung der Frau erinnere sie nur Jeans und dunkle Jacke. Zum sonstigen Aussehen befragt, sagt die Zeugin, sie habe die Frau dann auf dem Fahndungsfoto von der Polizei gesehen. Montag und Dienstag sei nochmal ein Großaufgebot durch die Nachbarschaft gegangen und habe befragt. Ihre Mutter habe ihr erzählt, dass die eine Frau suchen. Ihr seien fünf, sechs Fotos vorgelegt und sie habe sie dann gleich wiedererkannt. Götzl fragt, ob sie etwas zu Frisur und Größe sagen könne, Bu. verneint das. Die Frage, ob die Frau irgendeine Tasche oder einen Gegenstand dabei hatte, verneint die Zeugin. Zum Abstand sagt sie, der sei vier Meter gewesen, sie seien dann so fast aneinander vorbei gelaufen.

Götzl sagt, sie habe jetzt das Wohnmobil erwähnt, und fragt, ob sie es vorher schon mal wahrgenommen hat. Das erste Mal gesehen habe sie es an dem Freitag, sagt Bu., als sie zur Arbeit wollte. Um “zehn nach halb elf” habe es schon da gestanden. Götzl: “Wo?” Bu. sagt, es habe schon an der Stelle gestanden, wo es dann abgebrannt sei. Götzl fragt, ob sie da etwas wahrgenommen habe. Bu. sagt, sie habe da gar nichts gesehen. Sie sei kurz dahinten noch lang gelaufen um zu schauen, ob da was mit Wohnmobil passiert ist, weil von einem Bekannten das Autos da geparkt habe. Es sei aber nichts gewesen, das Auto sei in Ordnung gewesen. Götzl fragt nach dem Kennzeichen des Wohnmobils. Bu. sagt, sie erinnere dieses V. Sie habe sich das aufgeschrieben, falls doch etwas mit dem Auto ist. Götzl fragt, wann sie das erste Mal Kontakt mit der Polizei hatte. Erstmals habe sie die Kripo angerufen, die hätten vermutet, dass das Auto dazu gehört, weil es ein Kyffhäuser Kennzeichen gehabt habe. Das sei an dem Freitag gewesen. Götzl fragt nach dem Namen der Straße, wo das Wohnmobil stand. Bu. sagt, das sei “Am Schafrain”.

Götzl fragt nach der Statur der Frau. Bu. spricht von einer schmalen Statur, nicht sehr groß: Sie wisse nicht, ob die Frau einen Pferdeschwanz hatte oder nicht, sie könne es wirklich nicht mehr sagen. Götzl fragt nach den Haaren und Bu. sagt, die seien dunkel, schulterlang gewesen. Das Alter der Frau könne sie nicht sagen. Götzl fragt, wo das Fahrzeug gestanden habe, das unmittelbar beim Wohnmobil gestanden habe. Bu.: “Dahinter.” Das gehöre einem Freund, die würden auf Montage fahren und der lasse das die Woche da stehen. Götzl hält aus Bu.s Vernehmung vor: Sie sei gegen 10.45 Uhr zur Arbeit gefahren, da habe ein weißes Wohnmobil gestanden mit V, dahinter direkt das Auto des Arbeitskollegen gestanden. Bu.: “Genau.” Götzl hält vor, dass dieses Auto ein kupferfarbener Chrysler sei mit KYF-Kennzeichen. Auch das bestätigt Bu. Götzl sagt, Bu. habe gemeint, diese Frau sonntags gesehen zu haben, also am übernächsten Tag, hier in der Vernehmung heiße es Samstag. Das habe sie erst gehabt, sagt Bu., das sei aber nicht so gewesen. Götzl fragt, wann das gewesen sei. Das sei zwischen halb vier, halb fünf gewesen, so in dem Zeitraum, sagt Bu. Sie verneint, die Frau vorher schon mal gesehen zu haben. Vorhalt: Die Frau sei auffällig gewesen, weil sie ziellos umher gelaufen sei und einen starren Blick gehabt habe. Sie sei so teilnahmslos gewesen, sagt die Zeugin dazu, habe nicht nach links, rechts geschaut, ob ein Auto kam, leicht nach unten.

Götzl fragt, wo genau die Frau lang gegangen sei. Die sei nur von dem Wohnmobil, wo das gestanden habe, über die Straße gelaufen und dann links runter, und dann sehe sie, Bu., das ja nicht mehr. Vorhalt: Die Frau könne unter Schock gestanden haben. Dazu sagt Bu. heute, die sei so teilnahmslos gewesen. Die habe von der ganzen Umgebung gar nichts mitgekriegt, so. Vorhalt: Das scheinbare Alter der Frau sei ca. 40 Jahre, sie habe schwarze schulterlange Haare gehabt, nach unten hin wellig, sei ca. 160 cm groß gewesen, etwas kleiner als Bu. selbst mit 167 cm. Den Vorhalt bestätigt Bu., die sie ungefähr ihre Größe gewesen, etwas kleiner. Vorhalt: Die Frau habe blaue Jeans und schwarze Jacke getragen. Den Vorhalt bejaht Bu. sie verneint aber den Vorhalt, dass die Jacke möglicherweise aus Leder gewesen sei. Götzl hält vor, dass in der Vernehmung stehe, die Frau sei Bu. in zwei Metern Entfernung entgegen gekommen.

Dann sagt Götzl, Bu. habe eingangs Zschäpe erwähnt und fragt, wie die Situation mit den Lichtbildern war, ob sie sicher gewesen sei. Das bejaht Bu., als sie die Lichtbilder gesehen habe, sei sie sicher gewesen. Hier stehe, hält Götzl vor, dass sie angegeben habe, auf Lichtbild Nummer 1 erkenne sie mit einer Sicherheit von 90 Prozent die Frau wieder. Bu. sagt, 100 Prozent könne man ja nie sagen, für 100 Prozent müsse man sich ja den Ausweis zeigen lassen. Sie verneint, dass ihr Freund etwas mitbekommen habe. Sie habe nur zu ihm gesagt, ob er die Frau gesehen habe, wie komisch, und er habe nur “nää” gesagt: ” Wie Männer halt so sind.” Vorhalt: Bu. sei in Begleitung ihres Freundes gewesen, habe zu dem noch gesagt, was ist denn das für eine, die habe sie noch nie gesehen hier; sie habe ihren Freund auch gefragt, aber der habe sich nicht erinnern können. Götzl fragt, ob ihr sonst Fahrzeuge, Personen aufgefallen seien. Das verneint die Zeugin, sie würden aber nicht direkt zur Straße hin wohnen, dass sie das ständig beobachten könnte. Vorhalt: An der Einmündung zur Leite habe ein silberner Opel gestanden, Bu. glaube, dass der jemandem aus der Nachbarschaft gehörte, es sei aber Platz zwischen Wohnmobil und Fahrzeug gewesen, Platz für einen weiteren PKW. Götzl fragt zu den Lichtbildern, welche Personen da noch abgebildet waren, und wieviele. Es seien fünf, sechs gewesen, so Bu., genau wisse sie es nicht mehr.

Dann fragt Zschäpes Verteidiger RA Stahl. Er will wissen, weswegen Bu. die Frau aufgefallen ist. Erstens mal habe sie die da oben noch nie gesehen, antwortet Bu., und weil sie ihr so teilnahmslos entgegen gekommen sei. Die Frau sei ihr halt aufgefallen. Sie habe weder nach rechts, noch nach links geguckt. Wer Spazieren gehe, schaue mal nach rechts oder links. Sie verneint, dass die Straße viel befahren sei. Stahl fragt, wo Bu. gewesen sei. Bu. sagt, an ihrem Haus lang sei ein Trampelpfad zur Straße, wo das Wohnmobil stand, da sei sie hoch. Und da sei sie ihr entgegen gekommen. Sie, Bu., habe sich nur nochmal kurz umgeguckt und sei weiter gelaufen. Auf Frage sagt Bu., auf der Lichtbildvorlage seien fünf oder sechs Frauen abgebildet gewesen. Stahl: “Wie sahen die aus?” Bu.: “Das soll ich heute noch wissen, 2014.” Stahl sagt, Bu. wisse nicht, ob die ähnlich oder unterschiedlich ausgesehen haben, aber an die Frau, die sie erkannt habe, erinnere sie sich, und fragt, ob sie sich an Bilder aus der Presse erinnere. Bu. sagt, sie habe bis dahin kein Bild gesehen. Stahl fragt, ob Bu. noch ein Bild vor Augen habe von der Frau, die sie über die Straße gehen gesehen habe. Bu. bejaht das. Aber wenn man einmal über fünf Lichtbilder guckt kurz, wisse sie nicht mehr, wie die aussahen. Stahl fragt, ob sich Bu. die Bilder nicht gut angeschaut habe. Bu.: “Doch, habe ich.” Stahl bittet darum, die Lichtbilder vorzulegen. Götzl sagt, die seien der Vernehmung nicht beigefügt.

Nach einer Pause bis 11.20 Uhr wir der Zeugin eine Kopie mit vier Bildern von Frauen vorgelegt, zwei davon zeigen Zschäpe. Götzl sagt, er nehme an, dass Stahl fragen wolle, ob Bu, diese Bilder schon mal gesehen hat. Stahl: “In der Tat.” Er fragt Bu., ob ihr die Bilder in der Form vorgelegt worden seien. Bu, sagt, sie meine nicht, es sei so quer angeordnet gewesen, und sie glaube, da seien mehr drauf gewesen. Es wird ein weiteres Blatt mit Bildern einer Frau gezeigt. Dann fragt Stahl, ob er richtig verstanden habe, dass Bu. von Querformat und noch zwei Bildern mehr gesprochen hat. Bu. sagt, sie wisse nicht mehr, ob fünf oder sechs. Stahl fragt, ob Bu. ausschließe, dass es das ist, was ihr vorgelegt wurde. Sie glaube nicht, dass es das ist, sie sich aber nicht 100 Prozent sicher. Stahl fragt, ob die, die Bu. meine erkannt zu haben, da drauf sei. Das bejaht Bu., das sei die Frau mit den offenen Haaren [Zschäpes]. Stahl fragt, ob Bu., das vorher schon mal gesehen habe. Bu. verneint das, sie habe bis zu diesem Tag, als die Polizei da gewesen sei, kein Foto gesehen. Stahl fragt zur Altersschätzung von 40 Jahren. Bu. sagt, sie könne, wie gesagt, schlecht schätzen. Die Frau auf dem Foto schätze sie auf Mitte 30, sagt Bu. auf Frage.

Götzl sagt, hier stehe Samstag, 5.11., heute habe Bu. von Sonntag gesprochen, die Vernehmung sei vom 7.11., das wäre dann nach der Rechnung der Montag. Bu. bestätigt das. Sie gehe von Sonntag aus, weil sie Spazieren gewesen seien und sie sonst sonntags Spazieren gehen würden. Götzl erwidert, der 6.11. wäre dann der Vortag, es wundere ihn, dass von Samstag, 5.11., die Rede sei, dass es da dann zur Verwechslung komme. Götzl sagt, im Protokoll finde sich kein Hinweis auf einen Spaziergang. Weil ihnen das im Nachhinein eingefallen sei, antwortet Bu., dass es eigentlich nicht Samstag gewesen sein könne. Wohllebens Verteidiger RA Klemke fragt, ob man Bu. bei der Vernehmung gefragt habe, woran sie glaube, die Frau auf Bild 1 erkannt zu haben. Bu. verneint das.  Klemke fragt, ob sie von sich aus gesagt habe, woran sie die Frau erkannt habe. Das verneint Bu., sie habe nur gesagt. “Die isses.” Klemke sagt, sie habe also nicht von sich aus angegeben, worauf sich das stützt. Bu.: “Nein.” NK-Vertreter RA Matt hält vor, dass “An der Leite” noch jemand vor dem Haus gewesen sei, die Person habe Einkäufe aus dem Auto geräumt. Bu. sagt, sie habe nur gesehen, dass die Nachbarin im Kofferraum etwas gewühlt habe, ob Einkäufe wisse sie nicht. Die Vernehmung endet um 11.28 Uhr.

Danach gibt RA Stahl eine Erklärung ab. Ungeachtet der Frage, welchen Erkenntnisgewinn man daraus ziehen könne, wenn es denn Zschäpe gewesen wäre, die Bu. wieder erkannt haben will, komme man mal wieder zum Ergebnis, dass die Lichtbildvorlage wieder ausgesprochen ungünstig sei, so Stahl. Entweder sei es nicht die gewesen, die in den Akten ist, oder aber sie sei kunstfehlerhaft erfolgt, weil, soweit er das gesehen habe, auf dem entsprechenden Blatt das Bild von Zschäpe gleich zweimal vorhanden sei. So gehe es eigentlich nicht.

Dann nimmt OStAin Greger Stellung zu den Anträgen von RAin Lunnebach und RAin Clemm (123. Verhandlungstag). Der Antrag auf Ladung der Leiterin des LfV NRW sei abzulehnen. Zur Ähnlichkeit Johann H.s mit dem Phantombild sagt Greger, die Tatsache ob ein Dritter eine Ähnlichkeit einer ihm bekannten Person zu einem Phantombild erkennt, könne einen Ermittlungsansatz ergeben, aber entlastende oder belastende Umstände könnten sich nicht ergeben, es komme auf das Erkennen des Augenzeugen an. Es komme nicht auf die Übereinstimmung einer Person mit dem Phantombild an, sondern auf die Übereinstimmung des Bildes mit dem Täter. Den Augenzeugen seien zwei Lichtbilder von H. vorgelegt worden. Die Augenzeugen hätten beide H. nicht als Täter erkannt. Der Vater habe H. aufgrund von Größe und Statur ausgeschlossen. Beide Zeugen hätten den Täter als 180 cm groß beschrieben, das treffe auf H. nicht zu, der sei 174 cm groß. Gleiches gelte für die Vernehmung von Vo., diese habe selbst keine eigenen Wahrnehmungen im Zusammenhang H. gemacht. Der Antrag auf Beiziehung der Verwaltungsakte der Waffenrechtsbehörde der Stadt Köln zu H. sei ein Beweisermittlungsantrag, es sei nicht geboten, diese Akte beizuziehen. Der Antrag auf Vernehmung des Dienststellenleiters des Zeugen Mittler, Lothar Sch., und weiterer Zeugen, sei abzulehnen, weil es ohne prozessuale Relevanz sei, durch wen genau die zeitnahe Information an den Staatsschutz erfolgt sein solle, und dass Sch. erfahren haben solle, dass der VS zeitnah informiert wurde. Das betreffe ausschließlich den Gang und die Dokumentation der damaligen Ermittlungen des PP Köln, die nicht zur Ermittlung von Tatverdächtigen etc. geführt hätten. Dem Verlauf der damaligen Ermittlungen komme im hiesigen Strafverfahren keinerlei Bedeutung zu. Auch der Antrag auf Beiziehung der Akten des Staatsschutzes und des VS sei daher ohne Bedeutung. Zum Antrag von RA Hoffmann auf Beiziehung als vertraulich eingestufter Informationen beim TLKA zu Thomas Gerlach (124. Verhandlungstag) sagt Greger, es handele sich um einen Beweisermittlungsantrag. Ob dem nachzugehen ist, bestimme sich nach der allgemeinen Aufklärungspflicht des Gerichts. Die Beiziehung sei nicht veranlasst. Der Antrag sei zu unbestimmt, erforderlich sei eine genaue Bezeichnung der einzelnen Dokumente. RAin Lunnebach fragt, woher Greger die Größenangabe von H. habe, die hätten sie nicht in den Akten. Greger bejaht, dass sich diese Angabe in den Akten finde.

Nach der Mittagspause folgt um 13.06 Uhr der Zeuge Thomas Jauch, Rechtsanwalt. Es gehe darum, ob Jauch Kontakte zu den Angeklagten und zu Böhnhardt und Mundlos in der Zeit vor 1998 und danach hatte, sagt Götzl. Jauch sagt, er habe berufliche Kontakte im Rahmen von Mandatsverhältnissen gehabt und daher mache er nach § 53 von seinem Auskunftsverweigerungsrecht Gebrauch. RA Stahl sagt, er beanstande, den Zeugen weiterhin zu befragen. Soweit das Gericht nicht die positive Erkenntnis einer Schweigepflichtentbindung habe, sei bereits die Frage nach dem Ob eine Anstiftung zur Schweigepflichtverletzung. Götzl sagt, Jauch kenne sicherlich den § 53. Götzl sagt, er wolle nachfragen, ob außerhalb von Mandatsverhältnissen Kontakte zu den genannten Personen bestanden. Jauch: “Nein.” Götzl: “Definitiv nein?” Jauch: “Definitiv nein.”

Götzl fragt nach Rechtsschulungen. Er habe Rechtsschulungen gemacht, sagt Jauch, könne sich aber nicht erinnern, dass die drei Angeklagten dabei gewesen wäre. Götzl: “Wen meinen Sie?” Er meine die beiden Verstorbenen und Zschäpe, so Jauch. Götzl fragt, wie es sich diesbezüglich hinsichtlich Eminger, Wohlleben, Gerlach und Schultze verhalte. Die Kontakte seien auch sämtlich beruflich bedingt gewesen, private habe es es ebenfalls nicht gegeben. Auf Nachfrage von Götzl entbinden Holger Gerlach und Carsten Schultze Jauch von der Schweigepflicht, Zschäpe, Wohlleben und Eminger geben keine Erklärung dazu ab. Götzl sagt, Jauch sei von Schultze und Gerlach entbunden und fragt, was er denn zum Beweisthema sagen könne. Jauch: “Tja, woher meinen Sie, dass ich das Beweisthema kenne?” Götzl fragt, inwiefern es Kontakte zu Gerlach und Schultze gegeben habe. Jauch sagt, er habe bei sich im Computer recherchiert, es habe da Kontakte gegeben, die seien alle vor 2000 gewesen. Er könne da inhaltlich nichts mehr zu beitragen. Das gelte für beide.

Götzl fragt, seit wann Jauch Gerlach kenne. Das könne er nicht sagen, so Jauch, er könne heute nicht mal mehr sagen, wann das Mandat war, weil Unterlagen, die älter als zehn Jahre sind, vernichtet würden. Er verneint, eine Größenordnung angeben zu können. An konkrete Umstände und was Mandatsgegenstand war, könne er sich heute heute nicht mehr erinnern, er habe es nicht nachvollziehen können, weil er die Unterlagen nicht mehr habe. Und er habe da auch keine “reale Erinnerung” mehr. Er wisse, dass er da irgendwo Kontakt mit Gerlach hatte, könne aber nicht mehr sagen, was Inhalt war: Alles was er sagen könne, “wäre reine Spekulation”. An Schultze könne er sich gar nicht mehr erinnern. Selbst, ob es da mal einen beruflichen Kontakt gab, könne er im Augenblick weder bestätigen noch bestreiten. Götzl fragt, ob Jauch Gerlach mal einen Scheck übergeben habe. Jauch sagt, das könne durchaus sein. Das könne eine Erstattung von Gebührenüberschüssen gewesen sei. Er habe das auch in einem Internetartikel gelesen und habe versucht nachzuforschen, aber diesen Scheck gebe es auch nicht mehr, weil die Buchhaltung auch länger als zehn Jahre her wäre. Götzl fragt, worauf sich die Einschätzung gründet, dass es sein könne. Es könne sein, so Jauch, dass es eine Erstattung gewesen ist, es könne aber auch sein, dass es irgendwelche Fremdgelder waren, die er weitergeleitet habe. Er wisse es nicht mehr.

Dem Zeugen wird die Kopie eines Schecks vorgelegt. Jauch bestätigt, dass der Scheck von ihm unterschrieben worden sein dürfte. Hier stehe ‘Gebührenrückzahlung in Sachen Kapke u.a. gegen B.’. Das sei wohl eine Rückzahlung von Gebühren in einem Zivilverfahren gewesen. Wenn hier die Adresse von Holger Gerlach stehe, dann hätten sie das wohl an diese Adresse verschickt. Er könne nicht mehr dazu sagen, außer dem, was drauf steht. Götzl sagt, hier seien ja 1.600 DM aufgeführt, ob sich für Jauch denn aus der Summe noch Erinnerungen ergeben würden. Er gehe davon aus, dass es ein oder mehrere Gebührenvorschüsse gewesen sind für dieses Zivilverfahren, antwortet Jauch. Götzl fragt, was Gerlach mit der Gebührenrückzahlung ‘Kapke gegen B.’ zu tun hat. Da spekuliere er mal, so Jauch, dass es ein Wunsch von Kapke gewesen ist, dass das so gemacht wird. Eine Erinnerung daran habe er nicht, auch der Buchungstag 24.4.2001 helfe ihm nicht bei der Erinnerung. Aber Kapke sei manchmal knapp bei Kasse gewesen und da seien andere für ihn eingesprungen. Es könne sein, aber das sei eine Spekulation, dass Kapke ihm aufgetragen hat, das an jemand anderes zurückzuzahlen. Götzl fragt, ob Jauch eine Erinnerung habe, ob er jemals mit Gerlach über Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt gesprochen hat. Das könne er ganz klar verneinen, so Jauch, einfach deswegen, weil die Angeklagte und die beiden Verstorbenen nur einmal bei ihm gewesen seien und er seitdem keine Kontakte mehr gehabt habe.

RA Stahl beschwert sich ohne Mikrofonverstärkung. Nachdem sein Mikro eingeschaltet ist, sagt er, der Zeuge mache sich strafbar und er bitte darum, das zu unterbinden. Götzl erwidert, der Zeuge wisse, wann er sich strafbar macht. Jauch sagt, er habe über einen Mandantenkontakt aus seiner Sicht nichts gesagt. Götzl fragt, ob sich Jauch mit Gerlach über Unterstützungshandlungen nach 1998 unterhalten hat. Jauch sagt, das sei ihm nicht erinnerlich. Götzl fragt, ob Jauch wisse, ob Gerlach mal Kontakt mit Thorsten Heise hatte im Hinblick auf die  Unterstützung von Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe. Da könne er sich nicht dran erinnern, so der Zeuge, da könne er nichts dazu sagen. Götzl fragt, ob Jauch denn vor November 2011 jemals den Begriff “NSU” gehört. Jauch: “Ja, aber in Zusammenhang mit einer Automarke, sonst tatsächlich nicht.” Götzl fragt, ob es Kontakte zum “Focus” gab. Jauch bejaht das, er sei von verschiedenen Zeitungen angerufen worden, “Focus”, “Spiegel” und auch andere. Wobei er das, was hinterher geschrieben worden sei, nicht kommentieren wolle. So wie das dargestellt worden sei, habe er es mit Sicherheit nicht gesagt.

OStA Weingarten fragt, ob er richtig verstanden habe, dass sich eine Mandatsbeziehung zu Schultze allenfalls vor 2000 ergeben hatte. Er könne sich nicht konkret erinnern, sagt Jauch, seines Erachtens müsste es vor 2000 gewesen sein. Es gebe einen ganz einfachen Grund, denn er habe mit der Jahrtausendwende ein neues Anwaltsprogramm eingeführt, und da sei der Name nicht enthalten. Weingarten fragt nach dem Verfahrensgegenstand. Jauch antwortet, er könne sich nicht erinnern. Weingarten hält einen Auswertevermerk des BKA vor, die Kontoauswertung von Schultze. Da seien Zahlungen im Februar und März [phon.] 2002 an den RA Thomas Jauch für ein Nuller-Aktenzeichen vermerkt. Jauch verneint, dass da eine Erinnerung komme. Weingarten fragt, ob auch keine Erinnerung komme, wenn er sage, dass für ein Js-Aktenzeichen eingezahlt worden ist. Das verneint Jauch, da er die Unterlagen nicht mehr habe. So wisse er nur, dass es in irgendeiner Strafsache war. Erinnerungen selbst habe er daran nicht.

NK-Vertreter RA Scharmer fragt, was Jauch denn dem “Focus” gesagt habe. Das könne er jetzt nicht sagen, so der Zeuge, das habe er sich nicht aufgeschrieben. Scharmer hält vor, dass der “Focus” veröffentlicht habe am 11.12.11: “Jauch sagte Focus, Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos seien Anfang 1998 bei ihm gewesen. Er habe gegen Zahlung eines Vorschuss von 800 D-Mark Zschäpes Verteidigung übernommen. Die Vertretungsanzeige will er an die Polizei in Jena geschickt haben. Das Schreiben enthielt angeblich den Vermerk, Zschäpe sei bereit sich zu den Vorwürfen gegen sie zu äußern, jedoch nur nach Akteneinsicht.” Jauch sagt, da mache er von seinem Recht auf 53 Gebrauch. Scharmer fragt, ob Jauch gegen den “Focus” vorgegangen sei. Das verneint Jauch, dass müsse er, glaube er, auch nicht, wenn irgendwelche Zeitungen irgendwas erzählen. Scharmer erwidert, laut “Focus” habe Jauch aber Inhalte aus einem Mandatsverhältnis enthüllt, ob man da nicht sage, das lasse ich nicht auf mir sitzen. Jauch sagt, der “Focus” habe ihm gewisse Dinge vorgehalten und er habe gesagt, darauf gebe er keine Antwort. Scharmer sagt, Jauch habe zum Vorsitzenden bezüglich dieses Treffens gesagt, er wüsste nicht, dass das ein Mandatsverhältnis betreffe. Scharmer fragt, ob das jetzt aus einem Mandatsverhältnis war oder nicht. RA Stahl beanstandet die Frage. Ob es ein Mandatsverhältnis gab oder nicht, unterliege bereits der Verschwiegenheitspflicht. Das andere sei, dass der Zeuge, wenn er es richtig verstanden habe, gesagt habe, er habe zu Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe gar keine privaten Kontakte gehabt. Scharmer erwidert, der Zeuge sei RA und er frage eine widersprüchliche Angabe ab. RA Stahl beantragt, die Frage nicht zuzulassen, die Schutzpflichten würden den etwaigen Mandanten dienen und das Gericht habe darauf hinzuwirken, dass diese Fragen nicht gestellt oder zugelassen werden.

Götzl erwidert, der Zeuge müsse in eigener Verantwortung entscheiden, ob er davon Gebrauch macht. Stahl sagt, diese Frage an sich sei eine Anstiftung zum Verstoß gegen § 53. Scharmer erwidert, §53 gebe dem Zeugen nur ein Verweigerungsrecht für Dinge aus einem Mandantenverhältnis. Er, Scharmer, könne nicht einschätzen, was an Mandatsverhältnissen bestand und was der Zeuge vielleicht privat erfahren hat, deswegen frage er nach. Götzl sagt in Richtung Stahl, es sei noch nicht mal eine Belehrungspflicht vorgesehen. Stahl erwidert, das eine sei das Zeugnisverweigerungsrecht des Zeugen. Das andere sei die normative Pflicht, er dürfe es nicht, mache er es doch, bewege sich das im Bereich der Strafbarkeit. Götzl sagt, auch Stahl könne es nicht beurteilen. Stahl: “Gehen Sie mal davon aus, Herr Vorsitzender, dass ich das beurteilen kann.” Götzl sagt, er halte die Frage für zulässig. Daraufhin bittet Stahl um einen Beschluss. Bundesanwalt Diemer nimmt Stellung und sagt, es sei eindeutig, die Frage sei zulässig. NK-Vertreterin RAin Lunnebach sagt, es gehe um wahrheitsgemäße Angaben des Zeugen und der habe gesagt, Zschäpe sei nur einmal bei ihm gewesen. Und  er habe gesagt, dass er über einen Mandantenkontakt dabei nichts gesagt habe. Das hinterfrage Scharmer. Und wenn Zschäpe nicht im Rahmen eines Mandantenverhältnis da gewesen sei, müsse der Zeuge diese Frage beantworten. Stahl sagt, der Zeuge habe gesagt, es habe keine privaten Kontakte gegeben, also müsse es sich um berufliche Kontakte handeln. Scharmer sagt, der Zeuge habe sich widersprochen, daher habe er nachgefragt. Es folgt eine Unterbrechung bis 13.54 Uhr.

Dann verkündet Götzl den Beschluss, dass seine Verfügung, die Frage zuzulassen, bestätigt ist. RA Scharmer fragt zu dem Journalistengespräch, welche Vorhalte Jauch da gemacht worden seien. Jauch sagt, er habe keine Veranlassung mehr, auf Fragen der Nebenklagevertreter zu antworten, seiner Auffassung nach sei ein Fragerecht der Nebenklage nicht gegeben. Es entspinnt sich eine kurzer Streit darum, ob Jauch auf die Fragen der NK antworten muss. Scharmer spricht von einer “interessanten Rechtsauffassung” von Jauch. Götzl fordert Jauch auf, die Frage zu beantworten. Jauch sagt, er berufe sich auf den § 53. Scharmer fragt, ob Jauch Eigentümer eines Grundstücks in Lützen bei Weißenfels war oder ist. Jauch sagt, die Frage könne er mit Ja beantworten. Scharmer fragt, ob Jauch es noch sei. Jauch: “Nein.” Scharmer fragt, ob Jauch das Grundstück zwischen 1998 und 2003 vermietet oder verpachtet habe. Jauch sagt, das habe mit dem Verfahrensgegenstand nichts zu tun. Scharmer erwidert, eben habe Jauch gesagt, er kenne den Gegenstand nicht. Der Verfahrensgegenstand seien die Straftaten des NSU, damit habe das Grundstück nichts zu tun, so Jauch. Götzl sagt, der Bezug seien natürlich die Angeklagten. Scharmer sagt, er könne das auch erläutern, aber bitte ohne den Zeugen.

Jauch geht aus dem Saal. Dann sagt Scharmer, es gehe nicht darum, die persönlichen Besitzverhältnisse von Jauch abzufragen. Aber nach Aktenlage könne es da Konzerte gegeben haben, die der Spendensammlung gedient haben könnten, und dass diese Spendengelder an den NSU weiter geleitet worden sein könnten. Bundesanwalt Diemer sagt, dann solle Scharmer die Frage so stellen. Scharmer sagt, der Zeuge könne sich ja an mehreren Punkten auf sein Aussageverweigerungsrecht berufen und werde das ggf. wieder tun, daher frage er, Scharmer, abgestuft. Es gehe auch darum, wer die Konzerte veranstaltet hat. Jauch kommt wieder in den Saal. Scharmer wiederholt die Frage. Jauch sagt, es sei vermietet gewesen, den Namen des Mieters wisse er nicht mehr. Scharmer: “Sie wissen nicht mehr, an wen Sie Ihr Grundstück vermieteten?” Jauch sagt, er habe es vergessen. Scharmer fragt, ob auf dem Grundstück Konzerte oder Veranstaltungen der rechtsextremistischen Szene stattfanden. Jauch sagt, das werde von manchen behauptet, er sei nicht zugegen gewesen. Vorhalt aus einem Vermerk des TLfV: Aufgefunden wurden Sticker zu einer am 26.1.02 [phon.] im Ansatz aufgelösten rechtsextremistischen Musikveranstaltung und einer Skinheadparty am 9.3.2002, letztere auf Grundstück in Lützen, das dem Szeneanwalt Dr. Jauch gehöre. Scharmer fragt, was der Zeuge dazu sagen könne. Jauch: “Tut mir leid, ich bin nicht Dr. Jauch.” Er könne zu einem Dr. Jauch keine Auskünfte geben. Er bejaht, Eigentümer des Grundstücks gewesen zu sein, aber er sei kein Dr. Jauch. Götzl sagt in Richtung Jauch, es gehe um den anderen Sachverhalt, der vorgehalten werde, die Frage sei doch klar gestellt. Jauch sagt, er kenne den Inhalt des Thüringer VS-Berichts nicht. Und deswegen könne er nur wiederholen, dass es Leute gebe, die behaupten, solche Veranstaltungen hätten da stattgefunden. Er habe aber nicht teilgenommen, das habe er als Vermieter auch nicht gemusst.

Scharmer fragt, ob Jauch hinsichtlich der Veranstaltungen ein Verfahren in Halle im Jahr 2003 geführt habe. Jauch: “Das ist gut möglich.” Scharmer sagt, er wolle aus einem Beschluss vorhalten, der in der NJW [Neuen Juristische Wochenschrift] veröffentlicht sei. Jauch sagt, das sei ihm nicht bekannt. Vorhalt: Antragsteller sei der Mieter des im Eigentum seines Prozessbevollmächtigten stehenden Grundstücks, an Wochenenden habe es Skinheadkonzerte gegeben, zu denen per SMS oder Mail eingeladen worden sei, auf denen strafbare nationalsozialistische Inhalte dargeboten und entsprechende CDs angeboten worden seien. Scharmer fragt, ob das diese Entscheidung gewesen sei. Das könne sein, sagt Jauch, aber was Scharmer da vorlese, sei ihm nicht bekannt. Scharmer fragt, ob Jauch selber mal vorgetragen habe, dass Gewinne an szenetypische Organisationen weiter geleitet werden. Jauch sagt, da könne er sich nicht dran erinnern. Das Gericht schreibe, zitiert Scharmer aus der NJW, dass es dabei unerheblich sei, ob der Gewinn hoch oder niedrig ausfällt oder Gelder als Spenden an szenetypische Organisationen gehen. Scharmer: “Kommt da eine Erinnerung?” Jauch: “Nein.” Scharmer hält aus einem Vermerk des LKA Kiel zu einem Gespräch mit einem Steffen R. am 8.4.2013 [phon.] vor: R. solle gesagt haben, zum NSU könne er sagen, dass es um die “Bombenlegergeschichte” gegangen sei, über RA Jauch seien Kontakte geknüpft worden [unverständlich, evtl. auch: geknüpft werden sollen], R. erinnere sich an drei Konzerte auf dem Privatgrundstück von Jauch, ein Ausgleichskonzert für ein abgesagtes Konzert in der “Trommelfabrik” und in Zeitz. Scharmer fragt, ob Jauch dazu irgendwelche Kenntnisse habe. Jauch sagt, er habe selber an Veranstaltungen auf dem Grundstück, die der Mieter veranstaltet habe, nicht teilgenommen. Scharmer sagt, R. habe nichts über den Mieter gesagt, und fragt, ob der Vorhalt stimme. Jauch sagt, er habe nicht verstanden, was wer behauptet haben solle. Scharmer wiederholt den Vorhalt. Jauch sagt, er könne sich an solche Sachverhalte beim besten Willen nicht erinnern.

Auf Frage sagt Jauch, Thorsten Heise kenne er namentlich. Scharmer fragt, ob Jauch Heise außerhalb von Mandatsverhältnissen kenne, persönlich, politisch. Jauch sagt, er kenne Heise lediglich aus Mandatsverhältnissen, nicht persönlich. Er bejaht, in einem Verein zu sein, in dem auch Heise ist, deswegen kenne er Heise noch nicht persönlich. Er, Jauch, habe bisher an keiner einzigen Vereinsveranstaltung teilgenommen. Scharmer fragt, ob Jauch eine Rechtsschulung gegeben habe, an der auch Heise teilgenommen hat. Jauch sagt, da könne er sich nicht dran erinnern, es sei durchaus möglich; er könne es nicht ausschließen, aber er erinnere sich nicht. Er bejaht, eine Rechtsschulung in Kirchheim gegeben zu haben. Da sei es um die Vorschriften der StPO gegangen und ihre konkrete Anwendung etwa bei Durchsuchungen. Scharmer fragt, woher die Teilnehmer kamen. Jauch sagt, er wisse, wer der Veranstalter war, nicht wer die Teilnehmer waren. Scharmer fragt nach dem Veranstalter. Nun unterbricht Wohllebens Verteidiger RA Klemke. Der Zeuge verlässt wieder den Saal. Scharmer sagt, Jauch sei möglicherweise auch im Rahmen eines möglichen Verbots des THS aktiv gewesen, deswegen frage er. Der Zeuge erinnere sich nicht, daher sei das natürlich mühsam. Klemke sagt, ihm erschließe sich nicht, was eine Rechtsschulung mit einem Verbotsverfahren zu tun hat. Scharmer sagt, es habe zwei Rechtsschulungen in einer Gaststätte in Heilsberg gegeben, die ein Treffpunkt des THS gewesen sein. Götzl: “Dann fragen Sie danach.”

Jauch kommt wieder rein. Scharmer fragt, ob Jauch den “Thüringer Heimatschutz” kenne. Jauch sagt, er kenne keinen “Thüringer Heimatschutz”, er kenne nur Leute, von denen behauptet werde, sie hätten eine solche Organisation mal betrieben. Er nennt die Namen Tino Brandt und Sven Rosemann. Dazu könne er nichts weiter sagen, er habe diese Kenntnisse aus Mandatsverhältnissen. Scharmer sagt, dann spare er sich Fragen zu Rosemann. und Brandt. Jauch sagt, Scharmer könne fragen, was er wolle. Die Frage, ob er die Personen außerhalb von Mandatsverhältnissen kenne, verneint Jauch. Andreas Rachhausen. kenne er aus einem Mandat und privat. Scharmer fragt, was Jauch, nicht aus dem Mandat, zur politischen Einstellung Rachhausens sagen könne. Jauch sagt, er kenne Ra. aus Mandatsverhältnissen, im Wesentlichen wirtschaftliche Fragen. Rachhausen sei Unternehmer. Im Rahmen privater Kenntnisse wisse er, was Rachhausen zu unternehmerischen, wirtschaftlichen Fragen zu sagen habe. Scharmer fragt nach der Einstellung von Ra. zu in Deutschland lebenden Ausländern. Jauch sagt, Rachhausen beschäftige solche Menschen, er gehe von einem positiven Verhältnis aus, aber das sei eine Schlussfolgerung, die er sich mal angemaßt habe.

Scharmer fragt nach Mario Brehme. Jauch sagt, den kenne er nur aus Mandatsverhältnissen. Scharmer hält aus Erkenntnissen des TLfV vor, dass die TLfV-Quelle erfahren habe, dass sich Br. vor Weihnachten bei Jauch in Weißenfels und bei Eisenecker in Mecklenburg-Vorpommern [mittlerweile verstorbener Szene-Anwalt] aufgehalten habe, Brehme. habe bei Jauch ein Praktikum gemacht. Scharmer fragt, ob Brehme. bei Jauch ein Praktikum gemacht hat. RA Klemke beanstandet, das gehöre nicht zur Sache. Jauch sagt, das sei schon die ganze Zeit so. Jauch wird aus dem Saal geschickt. Scharmer erläutert, es gehe darum, das sich ergebe aus den Akten, dass Jauch protektiv tätig gewesen sein soll in Bezug auf ein Verbot des THS. Er frage vorher, weil Jauch Angaben machen könne, wenn er Dinge im Rahmen des Praktikums erfahren habe. Der Zeuge kommt wieder rein und Scharmer wiederholt die Frage. Jauch sagt, Brehme habe mal angefangen Rechtswissenschaften zu studieren und habe ein zweiwöchiges Praktikum bei ihm gemacht. Scharmer fragt, ob im Rahmen des Praktikums über den THS gesprochen wurde. Da ihm der THS damals kein Begriff gewesen sei, so Jauch, sei auch nicht darüber gesprochen worden. Vorhalt aus einem Vermerk des TLfV: Objekterwerb für THS; Jauch habe bei einem Besuch Brehmes und Kapkes in seinem Büro in Weißenfels gesagt, dass er beabsichtige, bei Orlamünde ein ehemaliges FDGB-Heim zu kaufen für ein Wohnprojekt; es gehe um autarkes Leben, es sei eine Kommanditgesellschaft geplant, THS-Mitglieder könnten sich für 5.000 DM einkaufen, bspw. für einen Versandhandel, wie von Kapke beabsichtigt. Jauch sagt, er habe davon Kenntnis, werde aber nichts sagen, er sei als Rechtsanwalt beauftragt gewesen, und zwar von einer Person, die Scharmer vorgelesen habe.

Auf Frage sagt Jauch, Thomas Starke kenne er, aber als Mandant. Scharmer fragt nach Jan Werner. Jauch sagt, da gelte Entsprechendes. Scharmer fragt, ob Jauch sich erinnere, ob er sich selbst mal als Redner zur Verfügung gestellt habe bei einer Demonstration des THS. Jauch sagt, er könne sich nicht dran erinnern, Redner gewesen zu sein, er könne es sogar ausschließen. Scharmer sagt, es gehe darum, ob er sich mal zur Verfügung gestellt habe. Jauch verneint das. Er habe vom THS, er wisse nicht genau, 2006 oder 2007 das erste Mal gehört. Er wisse nicht wer, irgendeiner habe ihm mal erzählt, dass es diese Organisation geben solle. Er habe nicht weiter zugehört, das  sei da mal ein Schlagwort gewesen. Scharmer fragt, ob Jauch mal für ein “Braunes Haus” tätig gewesen sei. Jauch sagt, er sei niemals für ein “Braunes Haus” tätig gewesen, nur für lebende oder juristische Personen. Scharmer fragt nach Personen, die im Zusammenhang mit dem “Braunen Haus” stehen. Jauch sagt, er wisse nicht, was gemeint sei, ob ein Haus, das braun angestrichen ist, gemeint sei. Scharmer nennt die Adresse des ehem. Jenaer Neonazi-Wohnprojekts in der Jenaischen Straße. Jauch: “Na, sehen Sie, geht doch.” Dann sagt er, er sei damit beschäftigt gewesen und sei es immer noch.

Götzl fragt Jauch, warum der so gereizt sei. Jauch sagt, das gehöre nicht zum Verfahren. Götzl erwidert, Jauch sei bisher nicht im Verfahren gewesen, er wisse nicht, ob Jauch Akten habe, wenn Jauch Kenntnisse zum Verfahre habe, dann hätte er auch noch Fragen an Jauch. Nun beschwert sich wieder RA Klemke. Jauch sagt, es gehe um Gegenstände von Mandatsverhältnissen, er mache keine Angaben. Scharmer sagt, Schultze habe ja von der Schweigepflicht entbunden und Jauch habe gesagt, er habe im Jahr 2000 das Anwaltsprogramm gewechselt. Ihm, Scharmer, gehe es nun aber um ein Mandat in Bezug auf Schultze und den Rudof-Heß-Gedenktag im August 2000, ob sich Jauch da erinnere. Jauch sagt, er erinnere sich an mehrere Mandate in Bezug auf Rudof-Heß-Gedenktage, könne aber keines zuordnen. Zum Stichwort “Unterbindungsgewahrsam” sagt Jauch, da komme ihm die Erinnerung, dass manche Polizeibehörden und Staatsanwaltschaften sich ernsthaft Mühe gegeben hätten, mit den Mitteln des Polizeirechts die Teilnahme von Personen zu verhindern. Er erinnere aber keine Verbindung zu S. Vorhalt aus einem Vermerk des TLfV: Demo am 26.8.2000 einer “Interessengemeinschaft gegen Polizei- und Staatswillkür”, wegen des massiven Vorgehens vor und während des Rudolf-Heß-Gedenktages, wie zehntägiges Unterbindungsgewahrsam bei Schultze, Hausdurchsuchungen bei Kapke, solle in Rücksprache mit Jauch eine Demo unter dem Namen IGPS angemeldet werden. Um Verbotsgründe zu vermeiden, sollten nicht THS- oder NPD-Aktivisten als Ordner oder Anmelder fungieren, es solle keine Mobilisierung übers Internet geben, Jauch habe sich als Redner angeboten. Jauch gibt dazu an, keine Erinnerung zu haben.

Scharmer fragt, ob Jauch Jürgen Länger kenne. Den kenne er aus Mandatsverhältnissen, aktuell auch in diesem Verfahren [Jauch ist Zeugenbeistand von Jürgen Länger]. Scharmer fragt, ob Jauch eigentlich jemals selbst eine Verpflichtungserklärung einer VS-Behörde oder des MAD unterschrieben habe. RA Klemke beanstandet die Frage. Der Zeuge wird nach draußen geschickt. Scharmer sagt es gehe darum, dass der Zeuge zu vielen Personen aus dem Verfahrenszusammenhang Kennverhältnisse habe. Deswegen interessiere ihn, ob es Bemühungen des VS gab, weil dann da Akten vorliegen müssten. Scharmer führt einige Personen auf, die bereits genannt wurden, inklusive Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe. Dass er da den Sachzusammenhang nennen solle, verstehe er nicht. Es gehe um Aktenbestandteile, die möglicherweise vorliegen, die genannten Personen betreffend, es seien alles Zeugen oder Angeklagte. Bundesanwalt Diemer sagt, er sehe da keinen Zusammenhang. Nun sagt Götzl, das müsse Diemer nun aber erläutern. Diemer sagt, es könne nur darum gehen, ob es weitere Unterstützer geben könnte, das sei Gegenstand von Ermittlungsverfahren, nicht der Hauptverhandlung. Er sehe nicht, wo hier die Frage nach Schuld und Strafe der Angeklagten berührt ist. Scharmer erwidert, das sei eine Grundauseinandersetzung in diesem Verfahren. Natürlich gebe es weitere Ermittlungsverfahren, wenn es allerdings Personen gegeben habe, die in Kontakt mit den Angeklagten waren, dann seien sie auch als Zeugen in diesem Verfahren interessant, das im Wesentlichen auf Indizien beruhe. RA Klemke fordert einen Beschluss und sagt, falls die Frage zugelassen werde, müsse man Jauch nach § 55 StPO belehren, weil bei einer Bejahung die Verletzung von Privatgeheimnissen vorliegen könnte. Scharmer sagt, dagegen habe er nichts einzuwenden.

Nach eine Pause verfügt Götzl, dass die Frage zugelassen wird. Klemke sagt, es gebe keinen keinen Hinweis in den Akten, dass eine Quelle als Anwalt Dinge weiter gegeben hat. Scharmer sagt, es gehe ihm gar nicht um Mandatsverhältnisse. Nach einer weiteren Pause verkündet Götzl um 15.15 Uhr den Gerichtsbeschluss, dass seine Verfügung bestätigt wird. Auf die Frage antwortet Jauch, es tue ihm leid, diese Frage könne er nur mit Nein beantworten, wahrscheinlich erfülle er die charakterlichen Voraussetzungen dafür nicht. Ihm fehle es an  der “erforderlichen Verschlagenheit und Verlogenheit”. Er habe nichts für den VS unterschrieben. Selbstverständlich habe er bei der Bundeswehr eine Verpflichtungserklärung beim MAD unterschrieben, dass er nichts verraten solle an den “bösen Feind”. Es sei nicht darum gegangen, dass er einen Kameraden verraten solle oder Ähnliches.

NK-Vertreter RA Kaplan fragt, was Jauch da für eine Handakte auf dem Tisch habe. Jauch sagt, da seien “ganz wertvolle und geheimzuhaltende Unterlagen” drin, nämlich die Ladung zum heutigen Termin. RA Hoffmann sagt, Jauch habe eben auf die Frage nach den Vorhalten des des “Focus”-Reporters die Aussage verweigert unter Hinweis auf § 53. Er wolle diese Frage nochmal stellen, denn er sei der Meinung, dass § 53 nicht zur Auskunftsverweigerung bei dieser Frage berechtige. Jauch sagt, er bleibe dabei, dass er nicht antworten müsse. Hoffmann sagt, dann beantrage er ein Ordnungsgeld. Es entsteht eine Debatte darum, ob der Zeuge die Auskunft verweigern kann. Diemer und Stahl sind anderer Auffassung als Hoffmann. NK-Vertreter RA Kuhn sagt, er teile Hoffmanns Ansicht; die konkrete Frage sei ja gewesen, was Jauch vom Journalist vorgehalten wurde. Es gehe ums Mandatsverhältnis, das könne nicht durch Fragen von außerhalb in Frage gestellt werden. RA Klemke widerspricht, es gehe um alles was dem Anwalt irgendwie im Rahmen des Mandatsverhältnissen bekannt geworden ist, die Fragen des “Focus” könne man nicht vom Mandatsverhältnis trennen. Stahl stimmt Klemke zu. Hoffmann sagt, die Fragen des “Focus” würden nicht der Geheimhaltungspflicht unterliegen, es seien Äußerungen eines Dritten. Klemke sagt, Jauch könne auch unter Berufung auf § 55 die Antwort verweigern, denn wenn Jauch die Fragen beantwortet habe, dann könne er sich strafbar gemacht haben. Götzl fragt Jauch, ob er sich auf den § 55 berufe. Jauch sagt, er berufe sich vorsorglich auch auf 55. Hoffmann sagt, das sei ihm nicht nachvollziehbar. Er habe noch die Antwort im Ohr, Jauch seien Vorhalte gemacht worden und er habe nicht geantwortet. Jauch sagt, er habe das Wort “vorsorglich” benutzt. Es folgt eine Pause, nach der Götzl verkündet, dass eine Veranlassung für die Androhung eines Ordnungsgeldes seines Erachtens nicht besteht.

Dann fragt RA Narin, ob Jauch wisse, welche Funktion Mario Brehme beim THS innehatte. Das verneint Jauch. Er verneint auch die Fragen nach Gesprächen über eine Südafrika-Reise oder über die Unterbringung von Flüchtigen. RA Kuhn fragt, ob Kapke mal privat von einer Südafrika-Reise mit Brehme erzählt habe. Das könne sein, sagt Jauch, aber er erinnere sich nicht daran. Jauch verneint auch, Erinnerungen zu haben, nachdem ihm Kuhn den August 1998 nennt. OStA Weingarten sagt, Jauch habe auf Frage von Scharmer gesagt, der Begriff THS sei ihm erstmals im Jahr 2006 untergekommen. Soweit er sich erinnere, sei das so gewesen, sagt der Zeuge. Weingarten hält einen Vermerk des TLfV vor, demzufolge Br. und Kapke am 9.9.2000 [phon.] bei Jauch in Weißenfels gewesen seien und sich über ein mögliches THS-Verbot unterhalten hätten. Dazu sagt Jauch erneut, er mache vom § 53 Gebrauch. Weingarten sagt, entweder stimme 2006 oder es stimme nicht, Jauch habe nicht das Recht, hier die Unwahrheit zu bekunden. Jauch sagt, er habe die ganze Zeit gesagt, 2006 oder 2007. Er habe schlichtweg keine Unterlagen von 2000 mehr und er könne sich nicht erinnern an dieses Gespräch. Er wisse gar nicht, wer das berichtet haben soll. Weingarten fragt, ob mal Thema gewesen sei, dass man mal erwogen habe als Ausweichhandlung für den THS einen NPD-Kreisverband zu gründen. Es gehe nur darum, ob das Jauch eine Erinnerung ermöglicht. Jauch sagt, er wolle es nicht von vornherein ausschließen, aber er erinnere sich nicht.

NK-Vertreter RA Langer fragt, ob Jauch mal in den 90er oder 2000er Jahren bei einer mündlichen Verhandlung war, wo mindestens eine der nachfolgenden Personen, Mundlos, Böhnhardt, und die fünf Angeklagten hier, zugegen war. Es entsteht eine längere Auseinandersetzung, ob die Frage  zulässig ist, bei der debattiert wird, ob es darum geht, ob Jauch bei der Verhandlung “zugegen” oder “beteiligt” war. Nach einer erneuten Pause verkündet Götzl, dass die Frage zulässig sei. Danach sagt Jauch, wenn er die Frage richtig verstanden habe, gehe es um einen Zeitraum von 20 Jahren, er habe da an sehr vielen Verhandlungen teilgenommen, manchmal auch in Verfahren rein geguckt, wo er nicht Anwalt war, aber an so einen Vorfall könne er sich nicht erinnern. Wenn er es richtig sehe, habe er die Verstorbenen und Zschäpe vor 1997 nicht gekannt

Nach der Vernehmung verliest RA Kuhn eine Erklärung zur Aussage von Enrico Theile (122. Verhandlungstag). Das Aussageverhalten des Zeugen Theile müsse als nahezu durchgehende Aussageverweigerung, die lediglich durch eine Vielzahl von Falschaussagen unterbrochen wurde, bezeichnet werden. Theile habe die an ihn gerichtete Fragen überwiegend mit der Wendung, “daran habe ich keine Erinnerung” beantwortet, auch wenn aufgrund von vorherigen Vernehmungen oder aus dem Fragegegenstand heraus offensichtlich gewesen sei, dass diese Flucht ins Nichtwissen gelogen war. Mit Theile gelange die lange Reihe von lügenden Zeugen aus dem persönlichen und ideologischen Umfeld der Angeklagten an einen neuen Höhepunkt. Dennoch entlarve sich Theile zumindest an einem entscheidenden Punkt selbst. In seiner Vernehmung in der Hauptverhandlung vom 28.4.2014 habe Theile angegeben, nur einmal mit Hans-Ulrich Müller über die Ermittlungen wegen der Ceska gesprochen zu haben, er meine, dies sei nach der Durchsuchung bei ihm, Theile, gewesen. Theile habe weiter bekundet, er habe Müller bei dieser Gelegenheit den ihn betreffenden Durchsuchungsbeschluss zu lesen gegeben. Das setze notwendig voraus, dass dieses Gespräch nach der Durchsuchung stattfand. Wenn Th., wie aus seinen Angaben folge, frühestens bei dieser Durchsuchung von Ermittlungen wegen der möglichen Beteiligung Müllers an der Waffenbeschaffung erfahren habe und wie er weiter in seinen polizeilichen Vernehmungen bekundete, zu diesem Zeitpunkt auch erstmals von einer möglichen Verstrickung des Zeugen Länger in die Waffenbeschaffung gehört habe, lasse sich seine vorherige finanzielle Vorsorge hinsichtlich einer drohenden Verhaftung nur mit Wissen um den Beschaffungsvorgang erklären, welches er durch seine eigene Einbindung erlangt habe. In seiner staatsanwaltschaftlichen Vernehmung vom 9.8.2012 habe Theile angegeben, einen Geldbetrag von 2.600 Euro in bar in seiner Wohnung deponiert zu haben, weil ihm, als ‘diese ganze Nazi-Sache’ hochgekommen sei, natürlich klar gewesen sei, dass die Sache mit Müller und den ganzen Waffen auf ihn zurückfalle und er schon damit gerechnet habe, dass er in Haft kommt. Er habe Bargeld fürs Gefängnis gewollt. Tatsächlich habe der Zeuge Theile am 28.11.2011 und damit kurz nach dem Auffliegen des NSU einen Betrag von 2.500 Euro von seinem Konto abgehoben. Auch das Erstaunen von Theile über die Entlassung Müllers aus der U-Haft, das er in einem überwachten Telefongespräch mehrfach dadurch zum Ausdruck gebracht habe, dass er angegeben habe, “baff” zu sein, belege originäres Wissen Theiles um die Ceska-Beschaffung.

Danach verkündet Götzl, dass dem Antrag, die als “VS-vertraulich” (122. Verhandlungstag) eingestuften Informationen des TLKA zu Thomas Gerlach beizuziehen, nicht nachgegangen wird.

Der Verhandlungstag endet um 16.37 Uhr.

Die Rechtsanwälte Sebastian Scharmer und Peer Stolle erklären zur Vernehmung von Jauch:
„Auf Fragen der Nebenklage, die insbesondere die Nutzung seines Grundstückes in Lützen für Rechtsrockkonzerte und damit zusammenhängende Spendensammlungen für rechte Organisationen betrafen, äußerte der Zeuge zunächst, dass er Fragen der Nebenklage nicht beantworten werde, weil es kein unmittelbares Fragerecht der Nebenklage gebe und im Übrigen die Fragen als nicht als zur Sache gehörig ansehe. Erst als der Vorsitzende ihn auf seine Zeugenpflichten nochmals hinwies, beantwortete der Zeuge die Fragen, behauptete dabei aber immer wieder Erinnerungs- und Wissenslücken.  Angeblich wusste er auch nicht, wer denn Nutzer seines Grundstückes war.
Bei der Befragung durch die Nebenklage erhielt der Zeuge auch immer wieder Unterstützung durch die Verteidigung und Wohlleben, die Fragen beanstandeten und/oder ein dem Zeugen zustehendes Aussageverweigerungsrecht behaupteten. Dies betraf insbesondere die Frage, ob der Zeuge eine Verpflichtungserklärung für einen Geheimdienst unterschrieben habe.“


Protokoll 125. Verhandlungstag - 9. Juli 2014

Am heutigen Verhandlungstag sollte zunächst Matthias Dienelt vernommen werden, der allerdings die Aussage verweigert, da gegen ihn noch ein Ermittlungsverfahren läuft. Daher berichtete der Vernehmungsbeamte, der Dienelt vernommen hatte, wie dieser zugab, 2 Mietverträge in Zwickau für die Untergetauchten abgeschlossen zu haben - vom restlichen Tun will er nichts gewusst haben. Der Bruder von Uwe Böhnhardt wurde anschließend zu dem Verhältnis, der Familie und seinem Wissen über seinen Bruder befragt.

Zeugen:

	Matthias Dienelt (mutmaßlicher Unterstützer, Wohnungsanmietungen)
	Volker Fl. (KHM, PD Zwickau, Vernehmung von Matthias Dienelt am 6.11.2011)
	J. Böhnhardt (Bruder von Uwe Böhnhardt)




Die Angeklagten betreten um 9.43 Uhr den Saal. Zschäpe verlässt den Saal wieder. Der Beginn des Verhandlungstages verzögert sich. Zwischendurch wird auf der Besucherempore mitgeteilt, dass Zschäpe Kopfschmerzen habe, aber der Vorsitzende sei zuversichtlich, dass es bald losgehen könne. Zwischendurch läuft der Landgerichtsarzt durch den Saal in den Vorführbereich. Um 10.21 Uhr kommt Zschäpe wieder in den Saal. Kurz drauf betritt auch der Senat den Saal und Götzl verkündet die Fortsetzung der Sitzung.

Erster Zeuge ist Matthias Dienelt, 38, der angibt arbeitslos zu sein. Als Götzl die Adresse von Dienelt abfragt, sagt der Zeuge, die wolle er nicht kundtun, das komme dann wieder in der Zeitung. Götzl nennt die Adresse. Götzl fragt die BAW, ob ein Ermittlungsverfahren gegeben Dienelt bestehe, was Bundesanwalt Diemer bejaht. Dann belehrt Götzl den Zeugen nach § 55 StPO. Götzl sagt, Dienelt stehe seiner Auffassung nach ein umfassendes Auskunftsverweigerungsrecht zu. Dienelt: “Davon mache ich auch Gebrauch.” Damit endet die Einvernahme.

Es folgt der Zeuge Fl., Kriminalbeamter bei der PD Zwickau. Götzl sagt, es gehe um eine Vernehmung von Matthias Dienelt am 6.11.2011. Das sei ein Sonntag gewesen, berichtet Fl., er sei beauftragt worden, diese Vernehmung durchzuführen. Hintergrund sei gewesen, dass Dienelt s Rechtsanwalt sich am Vortag bei der PD gemeldet habe und sich im Auftrag seines Mandanten erkundigt habe, was da passiert wäre. Das Telefonat habe er, Fl. selber nicht geführt. Der Beamte habe RA Baumgart gesagt, dass eine Vernehmung seines Mandanten dringend erforderlich sei. Es sei dann ein Termin am Sonntag um 14 Uhr vereinbart worden. Der RA sei mit Dienelt erschienen. Nach erfolgter Belehrung habe er Dienelt erstmal von sich aus erzählen lassen. Er müsse sagen, so Fl., dass er auch relativ unwissend in die Vernehmung gegangen sei. Zwei Tage vorher habe es die Explosion in der Frühlingsstraße gegeben. Seine Kenntnisse seien bis dahin lediglich gewesen, dass es einen Verdacht auf einen Verdacht auf einen Zusammenhang mit Raubüberfällen gegeben, das ganze Ausmaß sei nicht bekannt gewesen.

Dienelt habe geschildert, dass er im Jahr 2003 als Kraftfahrer bei einer Spedition in Neumarkt [phon.] Nachtfahrten gemacht habe, gewohnt habe er in Johannstadt [= Johanngeorgenstadt] und er habe ein Zimmer in Zwickau gesucht, wo er übernachten kann, um von da zur Arbeit zu gehen. Da habe er über seinen Kumpel André Eminger einen Kontakt bekommen zu einem “Max-Florian Bu.”. Dieser habe eine Wohnung gesucht, sei aber nicht fähig gewesen, selbst einen Mietvertrag zu unterschreiben wegen Schufa-Einträgen. Man sei überein gekommen, dass Dienelt die Wohnung mietet, “Bu.” die Miete zahlt, Dienelt ein Zimmer bekommt und das Geld an “Bu.” entrichtet. Weiter habe Dienelt geschildert, dass weitere Personen, eine “Lise” und ein “Gerri” dazu gekommen seien. Irgendwann habe “Bu.” die Wohnung nicht mehr richtig gepasst. Dienelt sei gefragt worden, ob er für eine andere Wohnung wieder den Mietvertrag unterschreiben würde. Weil es bis dahin keine Probleme mit Mietzahlungen gegeben habe, habe sich Dienelt darauf eingelassen. Bu. habe eine Wohnung in der Frühlingsstraße gefunden. Dienelt habe geschildert, dass er die Mietverträge nie gesehen, nur Untermietverträge von “Bu.” bekommen und unterschrieben habe.

Zur Frage nach Dienelts Verhältnis zu den Dreien habe Dienelt gesagt, er habe das Zimmer nur zum Schlafen benutzt. Der Kontakt zu den Dreien habe sich auf kurze Worte bzw. eine Tasse Kaffee beschränkt, freizeitmäßig habe er mit denen gar nichts gemacht. Die Frage, ob Dienelt mal Fahrzeuge, PKW oder Wohnmobile, festgestellt habe, sei verneint worden, Dienelt habe angegeben, nicht mal zu wissen, ob die ein Fahrzeug oder überhaupt einen Führerschein hatten. Dann habe er Dienelt die Personen beschreiben lassen, so Fl. weiter, und in der weiteren Folge Lichtbilder vorgelegt, die ihm von der Dienststelle zur Verfügung gestellt worden seien. Wenn er sich recht entsinne, seien auf dem ersten Blatt Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt gewesen. Zschäpe habe Dienelt sofort als die ihm namentlich als “Lise” bekannte Person erkannt, die sowohl in der Polenzstraße als auch in der Frühlingsstraße gewohnt habe, bei Mundlos und Böhnhardt sei er sich nicht sicher gewesen. Auf den Hinweis, dass es sich um ältere Bilder handele, habe Dienelt angegeben, dass die Personen es sein könnten, die ihm als “Böhnhardt” [meint wohl "Bu."] und “Gerri” bekannt seien.

Der Eindruck, den er von Dienelt hatte, sei, so Fl., dass es einerseits für ihn eigenartig gewesen sei, dass er direkt mit Anwalt gekommen sei. Das sei sein Recht, aber aus seiner beruflichen Tätigkeit könne er sagen, so Fl., dass es ungewöhnlich ist. Dienelt habe frei weg gesprochen, nicht unter Druck, habe nicht großartig mit dem Anwalt Rücksprache halten müssen, sei sachlich gewesen. Er, Fl., habe Dienelt ein bisschen als naiv eingeschätzt. Es sei so rüber gekommen, als wenn Dienelt benutzt worden wäre und möglicherweise nicht wusste, was dahinter steckt. Das sei sein Eindruck gewesen, sagt Fl., ob das so ist, wolle er nicht behaupten. Götzl fragt nach den Umständen, aus denen Fl. darauf schließe. Das sei aufgrund von Dienelts Ausdrucksweise, wie der das geschildert habe. Er habe nicht den Eindruck gehabt, dass da mehr dahinter steckt, als ob Dienelt ihm “einen Bären aufbinden möchte”. Weiter berichtet Fl., Dienelt sei bereit gewesen, Fingerabdrücke und DNA abzugeben zum Spurenabgleich. Letztmalig wolle Dienelt die Drei wohl einige Woche vor der Explosion in der Wohnung Frühlingsstraße aufgesucht haben. Hintergrund sei gewesen, dass die Nebenkostenabrechnung dem Dienelt aufs Konto überwiesen worden sei. Dieses Geld habe Dienelt den Dreien gebracht, er habe “Bu.” das Geld gegeben, einen Kaffee getrunken und sei dann weg. Die Frage nach Handynummern habe Dienelt verneint, er sei immer angerufen worden. Dienelt habe den Eindruck gehabt, die hätten kein Handy oder Telefon. Er sei der Meinung gewesen, von einer Telefonzelle angerufen worden zu sein. Es seien noch weitere Personen, die er, Fl., namentlich nicht wiedergeben könne, vorgelegt worden, Dienelt sei aber niemand bekannt gewesen. Aus der Gerichtssektion seien Bilder von Tätowierungen vorgelegt worden und eine Aufnahme von Mundlos. Den habe Dienelt nicht wiedererkennen können, aber die Tätowierung habe er dem gewissen “Gerri” zugeordnet.

Götzl hält aus dem Protokoll vor, dass Dienelt zu einem Bild eines Toten nichts sagen, niemanden erkennen konnte. Fl. bestätigt den Vorhalt. Götzl hält vor, dass Dienelt “Lise” erkannt habe und fragt, ob da ein anderer Name genannt wurde. Fl. verneint das, Dienelt habe während der Vernehmung gesagt, dass er Zschäpe nur unter “Lise” kenne. Vorhalt: Ob die Person 2 “Gerri” ist, könne Dienelt nicht nicht genau sagen, maximal  50 Prozent; wenn gesagt werde, es seien alte Bilder, könne es schon sein, “Gerri” habe weniger Haare gehabt, Dienelt wüsste nicht, dass er abstehende Ohren hatte; Bild 3 sei zu 80 bis 90 Prozent “Bu.”. Fl.: “Ja.” Götzl hält vor, dass drei Seiten mit acht Personen vorgelegt worden seien. Dienelt erkenne keine der abgebildeten Personen. Zu Tätowierungen hält Götzl vor: “Gerri”  habe Dienelt mal eine gezeigt, rechter oder linker Oberarm, ein Totenkopf mit Stahlhelm, Lorbeer drum herum. Fl. bejaht das, er habe das Dienelt vor der Lichtbildvorlage gefragt. Vorhalt: Es sei Dienelt nur noch geläufig, dass “Gerri” Probleme mit den Bandscheiben gehabt habe, dass der Rückenübungen habe machen müssen. Fl. bestätigt den Vorhalt. Fl. bejaht, dass er Dienelt nach Beschreibungen gefragt habe, das müsse er aber aufs Protokoll verweisen. Vorhalt: Max’ geschätztes Alter sei Mitte 30, der sei etwas größer als Dienelt gewesen, Dienelt sei 180 cm groß, Max sei schlank gewesen, habe kurze Haare gehabt, Geheimratsecken und buschige Augenbrauen. Gerri sei etwa gleich groß wie Max gewesen, habe eine höhere Stirn und dunklere Haare wie Max gehabt, er habe auch kurze Haare gehabt; Max habe viel mit dem Computer gemacht, habe eine Hantelbank bei sich gehabt und eine Stange für Klimmzüge; die hätte nie erzählt, dass sie mal weg waren. Fl. bestätigt die Vorhalte. Auf Frage sagt Fl., er habe Dienelt gebeten, “Lise” zu beschreiben, Körpergröße und “scheinbares Alter” seien ihm, Fl., nicht mehr geläufig.

Zum Verlauf der Vernehmung wolle er sagen, so Fl., dass er eine Protokollantin gehabt habe. Dienelt habe die Antworten gegeben, er, Fl., habe sie dann so genau wie möglich diktiert und Dienelt gefragt ob das passt. So sei auch diese Formulierung ins Protokoll gekommen. Weiter habe Dienelt angegeben, dass “Lise” eine freundliche Person gewesen sei, dass sie sich nicht sonderlich geschminkt habe. Vorhalt: 170 cm groß, frauliche Statur, nicht dick, aber alles wo es hingehört, Brille, Ohrringe, schwarze Haare, leicht lockig; nicht sonderlich geschminkt, freundlich wie die anderen beiden auch, offen. Fl. bestätigt den Vorhalt. Fl. bejaht, dass er nach Kindern gefragt habe. Hintergrund der Frage sei gewesen, dass laut Aussage der Firma K. bei der Wohnmobilanmietung ein Kind dabei gewesen sei (54. Verhandlungstag). Dienelts Angabe sei gewesen, dass er keine Kinder gesehen habe, aber Spielzeug unter dem Bett der “Lise”.

Die Frage, ob er mal im Keller der Wohnung war, habe Dienelt verneint, so Fl. Vorhalt: Am gestrigen Tag, also 5.11.2011, habe er, Dienelt, erfahren, konkret von André Eminger, der angerufen habe, dass es eine Explosion in dem Haus gegeben habe, das Ding sei hin, kaputt. Fl. bejaht das, Dienelt habe gesagt, dass er sich aufgrund des Telefonats eine Zeitung gekauft und ein Bild von dem Gebäude gesehen habe. Daraufhin habe er sich aus Angst, dass es für ihn als Mieter Konsequenzen habe, mit seinem Anwalt in Verbindung gesetzt. Vorhalt: Baumgart habe sich mit dem Eigentümer in Verbindung gesetzt und dort erfahren, dass sich die Polizei damit beschäftige, woraufhin er sich mit der Polizei in Verbindung gesetzt habe; dort sei dringend um eine Vernehmung von ihm, Dienelt, gebeten worden, weil in diesem Zusammenhang zwei Menschen gestorben seien. Fl. bejaht den Vorhalt, an Unterlagen habe Dienelt, glaube er, Kopien der Untermietverträge mitgebracht. Götzl fragt nach Ausführungen zu André Eminger. Fl. sagt, Dienelt habe, wie gesagt, ausgeführt, dass er den Kontakt zu “Bu.” über Eminger bekommen habe. Es sei dann lediglich noch der Vermerk rein gemacht worden, dass Dienelt auch den Eminger angerufen habe, um die Nummer von “Bu.” zu erfahren, worauf er die Info bekommen habe, dass Eminger auch keine Nummer habe. Vorhalt: Dienelt habe “Bu.” 2003 bei seinen Bekannten Eminger kennengelernt, er sei mit Eminger in Johannstadt aufgewachsen, habe nur ein Zimmer haben wollen, um mal da schlafen zu können, und nicht jeden Tag nach Johanngeorgenstadt zu müssen. Fl.: “Ja.” Auf Frage nach dem technischen Vorgang, von wem welche Initiative ausging, sagt Fl., Dienelt habe gesagt, es sei alles von “Bu.” geregelt worden. Er, Dienelt, habe bloß unterschrieben.

Vorhalt: “Gerri” und “Lise” hätten in der Wohnung gewohnt, diese beiden seien wohl ein Paar gewesen. Fl.: “Ja.” Götzl fragt nach Dienelts Anwesenheitszeiten. Die seien, wenn dann tagsüber gewesen, sagt Fl., Dienelt habe ja nur Nachtschichten gefahren, zumindest bei der ersten Spedition. In der weiteren Folge habe Dienelt dann in München bei einer Spedition gearbeitet, dann bei einer Spedition mit Fernverkehr. Dienelt habe gesagt, dass er mindestens ein Dreivierteljahr nicht mehr da geschlafen habe vor der Explosion. Götzl fragt, warum es zum Wechsel in die Frühlingsstraße kam. Sinngemäß habe Dienelt gesagt, dass den Dreien das Umfeld nicht mehr gefiel. Vorhalt: Aufgrund der anderen Mieter, viele Hartz-4-Empfänger hätten sie sich da nicht mehr wohl gefühlt und dann eine neue Wohnung gefunden, das sei dann in der Frühlingsstraße gewesen. Fl. verneint, dass Dienelt dazu noch weiteren Ausführungen gemacht habe. Bezahlt habe Dienelt, so Fl., je nachdem, wie oft er dort geschlafen habe, das Geld habe er dem “Bu.” gegeben. Götzl hält vor: Von Anfang an habe “Bu.” die Miete entrichtet, dadurch sei zum Untermietvertrag seitens Dienelt gekommen, Dienelt habe je nachdem so etwa 50 bis 70 Euro gezahlt, es sei nie eine Mahnung gekommen, daher gehe er davon aus, dass “Bu.” die Miete immer pünktlich bezahlt hat. Fl.: “Ja, genau.” Den Mietvertrag in der Frühlingsstraße habe Dienelt unterschrieben. Vorhalt: Die seien mit dem neuen Vertrag zu Dienelt gekommen und der Untermietvertrag sei auch schon vorgefertigt gewesen. Götzl fragt, wer gekommen sei. Fl. sagt, er glaube, Dienelt habe von allen drei gesprochen. Götzl sagt, vorher heiße es im Protokoll, die Drei hätten eine neue Wohnung gefunden und sich selbst mit dem Vermieter gesetzt, die seien mit dem Vertrag gekommen.

Dann hält Götzl vor, dass Dienelt gesagt habe, er habe da wieder mitgemacht, weil er sonst sein Zimmer verloren hätte. Fl. bestätigt den Vorhalt. Götzl hält das Datum des Mietvertrags vor, 18.5.2003 [phon.]. Dazu sagt Fl., der Vertrag sei nur abgeändert worden, das sei das Datum des ersten Vertrags. Götzl hält vor: Das sei wohl ein Versehen, der Beginn sei 1.3.2008, das gehe aus dem Text hervor. Fl. bejaht das. Götzl fragt zu einem Reisepass und Fl. sagt, den habe Dienelt bei Abschluss des ersten Mietvertrages eingefordert und auch bekommen. Auf die Frage, ob er das Bild verglichen habe mit “Bu.” habe Dienelt zumindest von Abweichungen gesprochen, die habe er auf das Alter geschoben. Götzl fragt, ob Dienelt etwas zu den Betriebskosten gesagt habe. Fl. sagt, das habe er schon erwähnt, das letzte Zusammentreffen sei wegen der  Betriebskostenabrechnung gewesen. Wenn zu viel gezahlt worden sei, sei das auf Dienelts Konto gezahlt worden, dass habe Dienelt dann “Bu.” gegeben. Götzl: “Wie oft?” Fl.: “Sicherlich jährlich, wie üblich.” Götzl hält vor, dass es letztmalig vor 14 Tagen gewesen sei. Hinzugefügt sei dann, so Götzl, es könnten auch drei Wochen sein. Da sei sich Dienelt nicht sicher gewesen, er habe angeboten zu Hause nachzuschauen.

Dienelt habe gesagt, er habe bloß 500 Euro abheben könne, sie hätten vereinbart, dass der Rest dann danach gezahlt wird. Götzl hält vor, dass noch ca. 300 Euro ausgestanden hätten, was Fl. bejaht. Fl. sagt auf Frage, Dienelt habe gesagt, dass bei dem Treffen alle drei anwesend gewesen seien, es sei relativ kurz gewesen. Vorhalt: Man habe kurz einen Kaffee getrunken, Dienelt habe Max das Geld gegeben, es seien zwei Katzen in der Wohnung gewesen, die hätten die schon länger gehabt. Auf Frage sagt Fl., Dienelt habe berichtet, dass die Drei aus seiner Sicht keiner Arbeit nachgingen. Da habe Dienelt berichtet, dass Max ihm erzählt habe, das sein Vater wohl Professor in Jena sei und Geld kein Problem sei. Götzl macht den entsprechenden Vorhalte. Vorhalt: Die Einrichtung sei normal gewesen, nicht arm, eher Standard. Fl.: “Ja.” Götzl hält vor, dass der letzte Besuch sechs bis neun Monate her sei, eher noch länger. Götzl hält zum Vergleich der Kopie des Reisepasses mit der Person “Burkhardt” vor, dass Dienelt gesagt habe, als er “Burkhardt” kennengelernt habe, habe der keinen Schnauzer gehabt und er habe bereits weniger Haare. Die Frage nach privaten Fotografien habe er verneint. Götzl sagt, hier sei die Rede vom Briefkasten. Vorhalt: Dienelt wisse es nicht, er gehe davon aus. Fl. bejaht das. Zum Namen an der Tür habe er Dienelt gefragt, so Fl., ob er sich keine Gedanken gemacht habe, an der Tür habe Dienelt gestanden, das habe ihn eigentlich weniger interessiert. Götzl verliest: Auf den Vorhalt, dass nur Dienelts Name an der Tür stehe, habe Dienelt gesagt, darum habe er sich nicht gekümmert, warum “Bu.” das getan hat, wisse er nicht, wegen Schulden wolle der nicht da erreichbar sein, wie das bei “Gerri” und “Lise” sei, wisse er nicht.

Zur Frage nach einer “Susann Dienelt” habe er gesagt, er kenne eine solche Person nicht. Dass sich die “Lise” so nannte, sei Dienelt nicht bekannt gewesen, sagt Fl. auf Frage. Fl. bejaht die Frage, ob er nach Bekannten der “Lise” gefragt habe. Dienelt habe gesagt, dass die “Lise” auf jeden Fall zu André Emiger und dessen Frau Kontakt gehabt habe, andere Personen seien, glaube er, nicht genannt worden. Götzl möchte wissen, was Dienelt auf die Frage, ob andere Personen Kenntnis von dem Mietverhältnis hatten, geantwortet habe. Dienelt sei davon ausgegangen, dass der Vermieter davon gewusst habe, sagt Fl. Götzl hält die entsprechende Aussage vor, Dienelt habe ja nicht mal einen Mietvertrag gehabt, das hätten alles die geregelt. Fl. bejaht das. Auf Frage sagt Fl., dass Dienelt gesagt habe, man habe ihn gefragt, ob es möglich sei, auf seinen Namen einen Internetanschluss zu machen. Da habe Dienelt gesagt, das ist okay, denn das mit der Miete habe ja auch geklappt. Götzl hält vor, das sei von Dienelts Konto abgebucht worden, er habe den Betrag jährlich erstattet bekommen. Götzl hält vor, dass Dienelt die vorgehaltene Tätowierung als die beschriebene erkenne und sie dem “Gerri” zuordne. Fl. bejaht das. Zu Handys, so Fl., habe Dienelt wie schon erwähnt, gesagt, dass er keine Nummer gekannt habe, nie ein Handy in der Wohnung gesehen habe. Dann werden Aktenblätter in Augenschein genommen. Das erste sei, so Fl., die Kopie des Reisepasses “Bu.”, die Dienelt mitgebracht und zur Akte gegeben habe. Die nächsten beiden würden den Personalausweis Dienelts zeigen. Als nächstes sieht man eine Lichtbildvorlage mit Zschäpe, Böhnhardt, Mundlos. Fl. sagt, das seien mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit die Lichtbilder.

NK-Vertreterin RAin Lunnebach sagt, Fl. habe davon gesprochen bei der Vernehmung wenig Informationen gehabt zu haben, und fragt, von wem Fl. denn die Lichtbilder bekommen habe. Fl. antwortet, er müsse erstmal sagen, dass er nicht gesagt habe, dass er wenig Informationen bekommen habe, aus seiner Sicht habe sich das auf den Kenntnisstand am 6.11. bezogen, ihm sei nichts vorenthalten worden. Lunnebach sagt, das meine sie auch nicht, und wiederholt ihre Frage. Das wisse er nicht, sagt Fl. es sei eine bewegte Zeit gewesen auf der Dienststelle. Die Frage, ob es vor der Vernehmung Hinweise auf Erkenntnisse aus dem rechtsextremistischen Bereich bei Dienelt gegeben habe, verneint Fl., das habe er nicht gewusst. Lunnebach stellt die gleiche Frage in Bezug auf André Eminger. Fl. sagt, den Namen habe er zuerst in der Vernehmung gehört, der habe ihm gar nichts gesagt. Lunnebach fragt, ob Fl. keine Erkenntnisse habe über Verbindungen habe, dass die beiden 2000 mal zusammen bei einer Veranstaltung der “Weißen Bruderschaft Erzgebirge” waren. Fl.: “Nein, hatte ich nicht.”

Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt, der Vorsitzende habe Fl. eben aus der Vernehmungsniederschrift vorgehalten und Fl. habe mit “Ja”, “Genau”, “Genauso” geantwortet. Er fragt Fl., was er damit meint. Fl. sagt, er habe eben schon versucht darzulegen, wie die Vernehmung abgelaufen ist. Dienelt habe auf die Fragen geantwortet, und er, Fl., habe die Antworten so konkret und wortwörtlich wie möglich in normale Sätze formuliert und für Dienelt hörbar ins Protokoll diktiert. Stahl solle ihm nicht übel nehmen, wenn er hier nicht alles wortwörtlich wiedergeben konnte. Stahl fragt, ob Fl. einen Erinnerung habe oder davon ausgehe, weil er wisse, dass es so gewesen sein wird. Fl. sagt, er habe bloß nichts Falsches sagen wollen. Als der Vorsitzende diese Antwort vorgelesen habe, habe er sich dadurch wieder konkret an diese Antwort erinnert. Stahl sagt, der Zeitraum über den der Zeuge berichtet habe, in dem er Wohnungen anmietete, 2003 bis 2011, das seien ja acht Jahre: “Hat er darüber berichtet, wie oft er Kontakt mit einem der Drei oder den Dreien hatte?” Fl.: “Er hat nicht mehr berichtet, als in der Vernehmung steht.” Als ihm nach der Vernehmung die ganze Tragweite der Sache bewusst gewesen sei, so Fl., sei ihm bewusst geworden, dass er die Vernehmung etwas intensiver hätte führen sollen. Zum Zeitpunkt der Vernehmung sei er davon ausgegangen, dass es um eine grobe Abschöpfung von Informationen gehe, die dann noch verifiziert werden sollten. Aber für ihn selbst habe sich keine weitere Vernehmung des Dienelt ergeben.

Stahl fragt zu den intellektuellen Fähigkeiten Dienelts, Fl. habe gesagt, er habe Dienelt naiv eingeschätzt. Fl. sagt, er wolle sich nicht anmaßen, den Dienelt hinsichtlich intellektueller Fähigkeiten zu beurteilen, die Vernehmung sei ein kurzer Zeitraum gewesen und die Naivität sei sein subjektiver Eindruck gewesen, weil sich Dienelt überhaupt darauf eingelassen habe. Stahl hält vor, dass im Protokoll stehe, die Drei hätten dann eine neue Wohnung gefunden, und fragt, ob Dienelt näher ausgeführt  habe, wer was gemacht habe. Fl.: “Nein.” Wenn es da so stehe, sei das Dienelts Formulierung, er, Fl., habe peinlichst drauf geachtet, soviel wie möglich Dienelts Worte einfließen zu lassen. Stahl sagt, “dem Grunde nach” habe Dienelt gesagt, dass er das mit der Miete immer mit “Bu.” gemacht habe. Stahl fragt, ob Dienelt mal berichtet habe, dass er sich an jemand anderen gewandt habe. Fl.: “Nicht, dass ich jetzt wüsste.” Er gehe davon aus, so Fl. weiter, dass Dienelt mit allen drei Kontakt hatte. Stahl sagt, der GBA werfe Zschäpe vor, sie habe das Geld verwaltet, und fragt, ob Fl. dazu Erkenntnisse habe. Das verneint Fl. Stahl: “Das wollte ich hören. Okay.” Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm fragt, ob Dienelt noch Andeutungen gemacht habe bzgl. der Häufigkeit seiner Übernachtungen dort. Fl. sagt, er habe das zahlenmäßig leider nicht hinterfragt.

Nach der Vernehmung erklärt RA Stahl: Der GBA werfe seiner Mandantin u.a. vor, sie habe das Geld der drei Personen verwaltet. Das stütze sich v.a. auf die Urlaube. Es sei ein bemerkenswerter Vorgang, den er nicht nachvollziehen könne, dass bei der Bewertung dieser Erkenntnis die immerhin knapp achtjährige Dauer der Anmietung von Wohnraum nicht in Betracht gezogen werde, wo ausschließlich “Bu.” genannt werde, nie Zschäpe.

Dann nimmt RAin Lunnebach Stellung zu den Anträgen der BAW die Beweisanträge von Lunnebach und RAin Clemm abzulehnen (124. Verhandlungstag). Es komme zur Aufklärung der Frage, wer den Sprengsatz in dem Geschäft der Familie abgestellt hat, genau auch auf die Feststellungen zur Zugehörigkeit von H. zur rechtsextremistischen Szene und seine Aufenthalte in Köln zur Tatzeit an. Hierzu hätten die benannten Zeuginnen Erkenntnisse getroffen, die sie in der Verhandlung bekunden könnten. Das Ganzkörper-Lichtbild aus 2004 sei für eine Lichtbildvorlage völlig ungeeignet gewesen. Weder könne man Gesichtszüge erkennen, noch lasse sich eine Größe des Helfer anhand dieses Bildes feststellen. Auch die von OStAin Greger gestern übermittelte Größenangabe 174 cm könne nicht dazu führen, dass weitere Erkenntnisse zu H. als nicht verfahrensrelevant eingestuft werden. Da bei den Staatsschutzbehörden offensichtlich Akten über Johann H. vorhanden seien, seien auch diese vorzulegen. Zum Antrag auf Ablehnung des Antrags auf Ladung des Dienststellenleiters des Zeugen Mittler, Lothar Sch., verliest Lunnebach: Da der Zeuge Mittler bekundet habe, er habe auch der These nachgehen wollen, der iranische Geheimdienst könne seine Hände mit im Spiel gehabt haben, stehe fest, dass sowohl Staatsschutz als auch Verfassungsschutz über den Sprengstoffanschlag zeitnah informiert wurden. Von Verfahrensrelevanz sei daher welche Erkenntnisse von dort mitgeteilt wurden. Hierüber habe Mittler in der Hauptverhandlung nichts berichten können. Beim Bundestags-UA habe Mittler dazu ausführlicher berichtet. Der benannte Zeuge Sch. werde Angaben dazu machen, aufgrund welcher Erkenntnisse seiner eigenen Abteilung sowie der VS-Behörden eine Übernahme des Verfahrens nicht erfolgte und welche Hinweise überprüft wurden.

RA Stahl sagt dazu, man bewege sich bei beiden Anträgen in Bereiche, die man überlegen könne, die aber nicht Gegenstand des Verfahrens seien.

Nach der Mittagspause geht es um 13.13 Uhr weiter mit der Einvernahme des Zeugen J. Böhnhardt. Götzl sagt, es gehe um seinen Bruder Uwe sowie ggf. um Kontakte zu den Angeklagten, Böhnhardt solle zunächst mal einen Einblick geben über das Leben Bruder, wie der aufgewachsen ist, wie lange B. Kontakt hatte, zum Verhalten, zur Persönlichkeit. Böhnhardt: “Wo soll ich denn anfangen, wo er klein war?” Götzl sagt, Böhnhardt solle einfach anfangen. Böhnhardt sagt, er wisse nicht, was er sagen soll: “Wo er klein war, war er klein.” Als Uwe größer gewesen sei, sei er, J., ausgezogen, mit 18. Uwe sei ihn öfter besuchen gekommen und dann sei er irgendwann “ausgerissen”. Auf Frage sagt Böhnhardt, Uwe und er hätten einen Altersunterschied von acht Jahren gehabt. Als er ausgezogen sei, sei Uwe zehn, elf Jahre gewesen. Bis dahin sei der Kontakt super gewesen, Uwe sei ein “kleiner, aufgeweckter Junge” gewesen, es habe nichts zu beanstanden gegeben, “so wie es unter Brüdern ist”. In der Schule habe es bei Uwe später Probleme gegeben, er selbst habe keine Probleme mit Uwe gehabt. Bis er ausgezogen ist, sei Uwe kein Muster-, aber auch kein schlechter Schüler gewesen. Auf Frage, wie es dann weiter gegangen sei, sagt Böhnhardt, sie hätten nur brüderlichen Kontakt gehabt, Uwe habe ihn öfters besucht. Er wisse nur, dass er dort rein gerutscht sei in diese Szene, aber er habe nicht den Eindruck gehabt, dass es so schlimm war. Auf Nachfrage sagt Böhnhardt, er habe mitgekriegt, dass Uwe mit Stiefeln oder anderen Sachen ankam, da habe man es mitgekriegt dass er “anders gesinnt ist”, aber auf ihn habe Uwe immer noch wie ein Bruder gewirkt, Uwe habe ihn nie bedrängt oder mit rein gezogen.

Götzl fragt, was mit “anders gesinnt” gemeint ist. Böhnhardt sagt: “Dass er rechte Ansichten hatte.” Götzl fragt, welche Ansichten das waren. Böhnhardt: “Na, so rechts halt.” Er habe gedacht, dass Uwe damals noch ein kleines Licht war. Uwe habe zu einer Gruppe gehören wollen, aber wie weit er da drin gesteckt habe, das habe er, Böhnhardt, nicht gewusst. Götzl hakt nach und Böhnhardt berichtet, dass Uwe von der Schule abgegangen sei, mit der Lehre Probleme gehabt habe. Uwe sei öfters bei ihm gewesen, das sei ihn dann auch zu viel geworden, er habe ja Frau und Kind gehabt, und dann habe sich Uwe eine andere Gruppe gesucht wo er habe mitmachen können. Welche, die auch so rechtsradikal angehaucht gewesen seien. Götzl fragt nach Personen. Böhnhardt: “Na, den Uwe Mundlos und Beate Zschäpe.” Weitere Personen wisse er nicht, Zschäpe sei Uwes Freundin gewesen und Uwe Mundlos habe er nur, zwei, drei Male gesehen, sich aber nicht direkt mit dem unterhalten. Götzl fragt, wann das war. Böhnhardt: “Bevor sie ausgerissen sind.” Mundlos habe er nur gesehen, wenn er seinen Bruder mal in der Stadt gesehen habe, da sei Mundlos ab und zu mal dabei gewesen. Mundlos sei nicht bei ihnen zu Haus gewesen. Er habe sich nicht wirklich, so richtig mit Mundlos unterhalten, er habe den ja nicht gekannt. Sein Bruder habe gesagt, der heißt auch Uwe, aber direkt vorgestellt habe er ihn nicht, das habe er dann auch erst später erfahren durch Zeitung und Fernsehen. Böhnhardt bejaht, den Namen Mundlos zu kennen. Das sei auch der Ex-Freund von Beate gewesen. Götzl: “Haben Sie sich mit Ihrem Bruder mal über Uwe Mundlos unterhalten?” Böhnhardt sagt, das könne möglich sein, er wisse es jetzt aber nicht mehr. An Informationen zu Mundlos habe es bestimmt nichts Wichtiges gegeben. Er habe nur erfahren, dass Mundlos aus Winzerla kam, sonst nichts.

Götzl fragt nach Zschäpe. Als sie zusammen gewesen seien, sei sie öfter mal mit zu Besuch gekommen, ganz normal, sagt Böhnhardt. Zum Verhalten Zschäpes sagt Böhnhardt, das sei ganz normal, freundlich, nett gewesen, “wie halt eine Freundin ist vom Bruder”. Zschäpe sei nicht bösartig gewesen, habe ganz normale Klamotten angehabt. Über ihre Lebensumstände habe er erfahren, dass sie auch in Winzerla gewohnt habe, bei der Mutter oder Oma, ein eigenes Zimmer habe. Was sie gearbeitet hat, wisse er nicht mehr, aber sie habe, glaube er, gearbeitet. Sie hätten sich nur über ganz normale Sachen unterhalten, die halt dazu gehören würden, was er arbeitet oder seine Ex-Frau, dass sie sich einen schönen Weihnachtsabend gemacht hätten: “Ganz normal.” Das Verhältnis zwischen Zschäpe und seinem Bruder sei richtig gut gewesen. Sie seien miteinander umgegangen, wie ein Paar halt miteinander umgeht, er habe sie nicht geschlagen und sie nicht ihn. Zschäpe sei auch zu ihm freundlich gewesen. Zuerst habe man gedacht, dass sie nicht in dieser Szene ist. Sie hätten das erst später mitbekommen dass sie auch in der Szene sei. Zschäpe sei ja nie mit “komischen Sachen” herumgerannt, sei ganz normal gekleidet gewesen. Götzl fragt, was damit gemeint ist, wenn Böhnhardt sage, dass sie das erst später mitbekommen habe. Zschäpe habe das dann mal erzählt, dass sie auch dort mit den beiden Uwes abhänge, antwortet Böhnhardt. Er glaube, sagt Böhnhardt auf Frage, sein Bruder und Zschäpe seien zwei Jahre vorher schon zusammen gewesen. Das Datum, wann er Zschäpe kennengelernt hat, könne er nicht mehr sagen, das sei vielleicht ein, zwei Monate gewesen, nachdem die beiden zusammengekommen seien. Er habe vielleicht einmal im Monat Kontakt zu Zschäpe gehabt, dann wenn er auch zu seinem Bruder Kontakt gehabt habe, die seien zusammen gekommen. Der Kontakt zu den Familienmitgliedern sei ganz normal gewesen, so wie zu ihm.

Götzl fragt nach dem Verhältnis zwischen Böhnhardts Eltern und Zschäpe. Seine Mutter habe zu ihm nicht Schlechtes über Zschäpe gesagt, so Böhnhardt, er wisse nicht, ob die alles mitgekriegt haben, es sei aber ein gutes Verhältnis gewesen. Ob er sich damals mal mit den Eltern über Zschäpe unterhalten hat, wisse er nicht mehr, so Böhnhardt auf Frage. Götzl möchte wissen, ob die rechtsradikale Szene mal Gesprächsthema mit Uwe oder Zschäpe war. Böhnhardt sagt, das sei möglich, aber es sei nicht so gewesen, dass sie ihn hätten reinziehen wollen. Er hätte beide, so Böhnhardt, am liebsten rausgekriegt, Uwe habe bei ihm auch keine Stiefel anziehen dürfen. Man habe sich sicherlich öfters mal darüber unterhalten, aber den Wortlaut wisse er nicht mehr. Götzl: “Sie hätten sie gerne aus der Szene rausgebracht?” Böhnhardt: “Ja, das hätte mir nichts ausgemacht.” Götzl fragt, was denn sein Bruder und Zschäpe in der Szene gemacht hätten. Böhnhardt antwortet, das wisse er nicht. Er habe immer gedacht, das seien ganz normale Mitläufer: “Das war ja damals Kult oder fast Kult, je nachdem wie man es nimmt.” Von Demos oder Aktionen hätten sie nie etwas erzählt. Götzl fragt, ob Böhnhardt die Angeklagten kenne. Böhnhardt sagt, er kenne die Namen nur durchs Fernsehen. Er glaube, er habe vielleicht “den Ralf” mal gesehen, aber nicht, dass er ihn kenne. Er verneint, André Kapke oder Tino Brandt zu kennen.

Götzl fragt nach der schulischen Entwicklung Uwes nach dem Auszug Böhnhardts. Viele Einzelheiten kenne er nicht, sagt der Zeuge. Er habe sich mit seinen Eltern unterhalten, nachdem die hier vor Gericht aufgetreten sind. Er wisse noch, dass Uwe mal in U-Haft saß, da sei er, Böhnhardt, auch mal mit gewesen, aber dass er verhaftet und verurteilt wurde, das habe er nicht gewusst: “Mich hat ja 15 Jahre keiner gefragt, das hat ja 15 Jahre lang keinen interessiert bis heute.” Er wisse gar nicht, weswegen sein Bruder in U-Haft war, so Böhnhardt auf Frage. Seine Eltern hätten ihm gesagt, Uwe sitzt in U-Haft und er sei einfach dahin. Über den Fall hätten sie sich gar nicht unterhalten. Uwe habe immer gesagt, er sei unschuldig und sei auch nicht so lang drin gewesen. Götzl fragt, wie die Eltern mit der Situation Uwes umgegangen seien. Böhnhardt: “Sagen wir mal, nicht gut.” Wo Uwe ausgerissen sei, hätten die sich zwar nochmal getroffen, aber die Eltern hätten das nicht gutgeheißen. Götzl fragt, welche Situation er damit meint. Böhnhardt: “Na, wo sie abgehauen sind.” Götzl fragt, wie der Zeuge davon erfahren hat. Der sagt, er habe viel später durch seine Eltern davon erfahren. Die hätten ihm gesagt, dass Uwe abgehauen sei, weil er in Verdacht stehe, irgendwas gemacht zu haben. Es habe ihn schon gewundert, weil Uwe nicht mehr zu Besuch gekommen sei. Götzl fragt, wieviel später das gewesen sei. Das sei drei, vier, fünf Wochen später gewesen, als seine Eltern gewusst hätten, dass Uwe wegbleibt.

Götzl fragt, was Uwe vorgeworfen wurde. Das wisse er nicht, so Böhnhardt, er glaube es sei irgendwas über eine Bombe gegangen. Es sei ja auch vom Vater die Garage ausgeräumt und nach Bomben gesucht, aber nichts gefunden worden. Man könne sich heute noch viel aus dem Fernsehen hinzu dichten, dass halt Waffen gesucht wurden, aber einen konkreten Tatvorwurf wisse er jetzt nicht. Götzl fragt nach Uwe und Waffen. Der habe schon Waffen gehabt, glaube er, sagt Böhnhardt. Aber wo die waren, das wisse er nicht, und die seien auch meistens gleich eingezogen worden von der Polizei. Böhnhardt nennt ein Luftgewehr und irgendwo habe Uwe eine Armbrust gehabt. Es sei möglich, dass Uwe auch sonst noch welche hatte, aber ob ein Messer oder eine Pistole, wisse er nicht. Götzl fragt, welches Verhältnis Uwe zu Waffen hatte. Böhnhardt: “Ein gutes.” Uwe habe sich das gekauft und dann an die Wand gehängt weil ihm das zu teuer gewesen sei das abzuschießen. Und andere Sachen seien ihm weggenommen worden, ohne dass er die benutzt habe. Es könne auch noch eine Pistole oder ein Messer dabei gewesen sein. Da sei ein Bild in der Zeitung gewesen. Götzl fragt, woher Böhnhardt davon weiß. Die Armbrust habe Uwe mal erwähnt, dass er mal damit im Garten geschossen hat. Der Pfeil sei ihm zu teuer gewesen und er, Böhnhardt, glaube, das sei festgenagelt gewesen bei Beate an der Wand. Er glaube, es habe in der Zeitung mal ein Foto gegeben, da sei im Hintergrund die Armbrust zu sehen gewesen. Er selbst sei nicht bei Zschäpe zu Hause gewesen, so Böhnhardt.

Götzl: “Und die anderen Waffen, woher wissen Sie von denen?” Da sei in der Zeitung mal ein Bild abgebildet gewesen, was alles beschlagnahmt wurde, sagt Böhnhardt. Götzl sagt, dass Böhnhardt erwähnt habe, dass Uwe stolz auf die Waffen gewesen sei. Uwe habe sich gefreut über das Zeug, sagt Böhnhardt, man habe das auch ganz normal kaufen können. Es habe auch gut aus gesehen, er wisse nicht, ob sich Uwe hingestellt und ein Bild gemacht hat. Das Luftgewehr habe sich Uwe gekauft und habe im Garten damit schießen wollen, aber bis zum Garten sei er nicht gekommen. Und es könne sein, dass er noch eine Luftdruckpistole hatte. Böhnhardt verneint, dass das mal Gesprächsthema war. Götzl fragt, ob mal Gewalt Gesprächsthema war. Böhnhardt sagt, ihm sei nicht aufgefallen, dass Uwe irgendwo jemand verhauen habe oder gewaltbereit gewesen sei. Er sei nie mit großen Verletzungen, blaues Auge, Schürfwunden, nach Hause gekommen, nicht dass er, Böhnhardt, wüsste. Sicherlich habe Uwe dann auch mal geäußert dass ihm vieles nicht gefällt in Deutschland, mit Ausländern und vielen anderen Sachen, die ihm jetzt nicht mehr bewusst seien. Götzl fragt, was Uwe “mit Ausländern” nicht gefallen hat. Böhnhardt: “Das wüsste ich jetzt nicht so auf die Schnelle.” Er wisse nicht mehr, wann das war, ob das da war, als er die Lehre aufgegeben hat. Götzl sagt, da werde ja nicht nur das Wort Ausländer gefallen sein. Böhnhardt sagt, er wisse nicht mehr, wie das Gespräch angefangen hat. Er wisse, dass sie darüber gesprochen hätten, ihm gefalle auch vieles nicht. Aber es sei auch um andere Sachen gegangen, was mit Deutschen zu tun habe. Götzl fragt nach Beispielen. Böhnhardt: “Weiß ich nicht mehr, was man halt so spricht, einfach so.”

Götzl fragt, ob Thema gewesen sei, was machen könnte, ob Veränderungen herbei geführt werden könnten. Das verneint Böhnhardt, Uwe habe nie gesagt, dass er da irgendwelche Veränderungen machen möchte. Uwe habe nie versucht, ihn in die Szene zu bringen. Uwe habe gewusst, dass er da nicht so sei, er habe Frau und Kind gehabt und da sei er zufrieden damit. Uwe sei ja auch gefrustet gewesen, dass er keine Arbeit hatte und vom Arbeitslosengeld lebte. Götzl fragt nach dem Alltag Uwes. So wie ihm das in Erinnerung sei, sagt J. Böhnhardt, habe Uwe lange geschlafen, dann seien sie in der Stadt herumgelaufen, hätten herumgelungert. Und wenn Uwe bei ihm gewesen sei dann habe man über Gott und die Welt gesprochen, ob er sich im Garten engagieren wolle, ganz Belangloses. Dann habe sich Uwe auch hingesetzt und mit seiner Tochter gespielt, ganz normal. Götzl fragt nach Vorlieben des Bruders. Das wisse er nicht, was Uwe jetzt gerne gemacht habe. Eigentlich habe er ja nicht viel gemacht außer im Bett zu lungern. Ob Uwe ein Hobby hatte, das wisse er jetzt nicht. Götzl fragt nach sonstigen Personen. Er habe nie welche mitgebracht, so Böhnhardt, er habe ihn nie in einer Gruppe gesehen, meistens seien sie zu zweit gekommen, auch mal zu dritt, ansonsten kenne er keine weiteren.

Götzl: “Waren Sie selbst mal bei Veranstaltungen der rechtsradikalen Szene?” Böhnhardt: “Nein.” Auf Frage sagt Böhnhardt, seine Eltern hätten seinen Bruder nochmal getroffen. Das hätten sie ihm gesagt, und dass sie sich nicht stellen wollen, weiter wegbleiben wollen, und dass es ihnen gut geht. Götzl fragt, wie häufig sich die Eltern getroffen hätten, worauf Böhnhardt sagt, das wisse er nicht. Götzl fragt nach dem Jahr. Böhnhardt sagt, das wisse er nicht, vielleicht zwei Jahre später so etwa, 2000 oder 2001. Ein paar Tage oder eine Woche später hätten seine Eltern ihm das berichtet. Götzl: “Wer hat Ihnen das berichtet?” Böhnhardt sagt, das sei seine Mutter gewesen. Götzl fragt, ob seine Mutter ihm Näheres berichtet habe zum Ort und zur Kontaktaufnahme. Böhnhardt verneint das, er habe keine Einzelheiten erfahren. Götzl: “Gar nichts?” Böhnhardt: “Nein, gar nichts.” Götzl fragt, was die Eltern zum Nicht-Stellen-Wollen berichtet haben. Ihm sei berichtet worden, so Böhnhardt, dass Uwe wegen Bomben- oder Waffenbesitzes verhaftet werden solle und er sich nicht stellen wolle, dass ihm da was angehängt worden sei. Er wisse nicht, um was genau es dann ging, jedenfalls habe Uwe wegbleiben wollen. Götzl fragt, ob Böhnhardt das mit seinen Eltern erörtert habe. Seine Eltern hätten ihn da auch nicht reinziehen wollen, deswegen hätten sie ihm auch nicht gesagt, dass sie Uwe treffen. Götzl: “Haben Sie mal nachgefragt?” Böhnhardt bejaht das, aber eigentlich wisse er so gar nichts mehr, was sie gesagt haben. Auf Frage, ob es Anstrengungen im Hinblick auf ein Stellen gegeben hat, sagt Böhnhardt seine Mutter habe erwähnt, dass sie versucht habe, dass er sich stellt und mit einem Anwalt in Kontakt gewesen sei. Er wisse nicht, welcher Anwalt das war, und kenne auch die sonstigen Umstände nicht.

Götzl fragt, ob B. selbst nochmal Kontakt zum Bruder gehabt habe. Böhnhardt verneint das. Auf die Frage, wann er Uwe zum letzten Mal gesehen hat, sagt Böhnhardt, er “dächte” Weihnachten, es sei nicht allzu lang vorher gewesen, da hätten sie ganz normalen familiären Kontakt gehabt. Götzl fragt, ob da Uwe und Zschäpe zugegen waren. Böhnhardt: “Alle beide.” Besonderheiten seien ihm nicht in Erinnerung, er wisse auch nicht mehr, was Uwe seiner Nichte zu Weihnachten geschenkt hat. Götzl fragt nach der Anzahl der Kontakte der Eltern. Er glaube, so Böhnhardt, die hätten sich zweimal getroffen, aber den Zeitraum wisse er nicht. Götzl fragt, ob Böhnhardt wisse, ob von Seiten seiner Eltern oder sonstiger Personen etwas übergeben worden ist, finanzielle Unterstützung. Das wisse er nicht, so Böhnhardt, er wisse nur, dass seine Eltern den Uwe enterbt haben, damit nicht irgendwelche Probleme auf sie zukommen. Einzelheiten dazu wisse er nicht. Götzl fragt, was Böhnhardt wisse im Hinblick auf Mundlos und Zschäpe, was den Punkt des Stellens oder Nichtstellens angeht. Böhnhardt sagt, seine Eltern hätten nur versucht, seinen Bruder rauszuhauen, aber vielleicht hätten sich alle Drei stellen sollen oder es gewollt, das wisse er nicht. Ihm hätten seine Eltern nur erzählt, dass sie versucht hätten, dass Uwe sich stellt.

Götzl fragt, ob Böhnhardt Informationen zum Aufenthaltsort erfahren habe. Böhnhardt verneint das. Götzl fragt nach der Örtlichkeit der Treffens. Wo sie sich getroffen hätten, hätten seine Eltern ihm nicht sagen wollen, und wo die wohnten, das hätten seine Eltern selber nicht gewusst. Götzl fragt, wann der letzte Kontakt der Eltern zu Uwe war. Das sei bestimmt auch schon zehn Jahre her, würde er mal so sagen, oder zwölf, antwortet Böhnhardt. Götzl fragt, was B. darüber weiß. Da hätten seine Eltern ihm auch wieder nur gesagt, dass Uwe nicht zurückkommt, dass er dort bleibt, wo er ist, dass es ihm gut geht. Und er solle sich damit abfinden, dass er Uwe halt nicht wiedersieht. Was sein Bruder und und die anderen machen, davon hätten sie nichts erzählt worden, so Böhnhardt auf Frage. Er verneint, dass vom Ausland die Rede war. Götzl fragt, ob sie sich mal darüber unterhalten hätten, wovon sein Bruder lebt. Sie hätten sich darüber unterhalten, sagt Böhnhardt, aber sie hätte beide oder alle drei, seine Eltern und er selbst, nicht gewusst, wovon sie leben. Auf Frage sagt Böhnhardt, seine Mutter habe drei Söhne gehabt. Der Peter sei zuerst gestorben. Das müsse ein Unfall gewesen sein, der sei ja auch nie aufgeklärt worden. Das sei 1986, 87 gewesen. Peter sei anderthalb Jahre jünger als er selbst gewesen und sei da 16 Jahre alt geworden, glaube er. Die Polizei habe gesagt, das war ein Unfall, Peter sei bei ihnen vor die Haustür gelegt worden: “Mehr konnte oder wollte keiner sagen.” Laut Gerüchten sei Peter an der Lobdeburg herumgeklettert und heruntergefallen: “Es wurde auf jeden Fall nie aufgeklärt.” Götzl fragt nach dem Verhältnis seines Bruders Uwe zu Peter. Das sei genauso wie zu ihm gewesen, so Böhnhardt, in seiner Jugend habe Uwe den Peter ja gar nicht mehr mitgekriegt. Götzl fragt nach den Folgen des Todes von Peter für die Familie. Für seine Eltern sei es schon schlimm gewesen, sagt Böhnhardt. Uwe habe das Glück gehabt, dass er das Nesthäkchen geworden sei, aber gefreut habe er sich, glaube er, deswegen nicht. Man spreche darüber an Geburtstag und Todestag, sei ans Grab gegangen, habe auch ein bisschen was aufgehoben als Andenken. Aber man spreche halt seltener darüber: “Ändern kann man es nicht mehr.” Götzl legt eine Pause bis 14.32 Uhr ein.

Danach sagt Götzl, er wolle nochmal auf die Treffen eingehen, ob Böhnhardt da jemals Bilder gesehen habe. Böhnhardt verneint das. Dann fragt Götzl zur Kleidung des Bruders, als der in der rechten Szene war. Böhnhardt spricht von Springerstiefeln, Bomberjacken. Und manchmal habe die Jeans so halb raus geguckt. Bei ihm habe Uwe die Stiefel eh ausziehen müssen, deswegen sei er dann nicht mehr in Stiefeln gekommen. Götzl fragt, ob die Einrichtung von Uwes Zimmer einen Hinweis auf die Einstellung gegeben habe. Böhnhardt: “Nein.” Dann fragt Götzl zu Musik. Uwe habe andere Musik gehört, so Böhnhardt. Uwe habe das mal bei ihnen rein gemacht und sie hätten das wieder raus getan. Götzl fragt, wie das Verhältnis zwischen Mundlos, Zschäpe und Böhnhardts Bruder war. Die seien immer zusammen gewesen, sagt Böhnhardt, hätten sich nicht gestritten, seien gut gelaunt gewesen, zumindest wenn er dabei gewesen sei. Wenn man sie mal getroffen habe, seien sie immer zu dritt gewesen. Götzl fragt, ob es ein Problem war, dass Mundlos der frühere Freund von Zschäpe war. Das verneint Böhnhardt, sein Bruder habe ihm das erzählt, das sei kein Problem für ihn gewesen.

Götzl fragt, ob Böhnhardt das Wort “Madley” etwas sage. Das müsse ein Laden in Jena gewesen sein, antwortet Böhnhardt. Götzl: “Gibt es einen Bezug zu Ihrem Bruder?” Böhnhardt: “Nicht dass ich wüsste.” Er selbst habe den sicherlich auch mal besucht, so Böhnhardt weiter, aber er wisse nicht, dass es da einen Bezug gibt. Götzl belehrt den Zeugen nach § 55 StPO. Dann fragt er, ob Böhnhardt seinen Bruder in der Zeit, in der er untergetaucht war, je unterstützt hat oder einen der Angeklagten. Böhnhardt: “Nein, zu keinem Zeitpunkt.” Auf die Frage, wie er vom Tod des Bruders erfahren habe, sagt Böhnhardt, er habe durch seine Mutter davon erfahren. Die sei aufgelöst gewesen, weil sie ihn nicht gleich habe erreichen können. Sie habe gesagt, dass sein Bruder gestorben ist, und dass sie nicht viel sagen wolle. Und er solle sie sofort besuchen kommen, wenn er wieder da sei. Und dann habe sie ihm erzählt, dass er gestorben ist. Er wisse nur, dass sie ihn am Sonnabend angerufen habe, am Montag sei das BKA oder das LKA da gewesen und da sei ihr erzählt worden, dass er erschossen worden sei oder sich selber umgebracht habe, so rum. Götzl: “Und von wem hat Ihre Mutter vom Tod erfahren?” Böhnhardt: “Durch Beate.” Götzl fragt, ob die Mutter vom Inhalt des Telefonats erzählt hat. Das verneint Böhnhardt, sie habe nur erzählt, dass sie angerufen und vom Tod erzählt habe. Das sei am Sonnabend gewesen, wann wisse er nicht. Seine Mutter habe keine Einzelheiten berichtet vom Gespräch.

Dann macht Götzl Vorhalte aus der Vernehmung von Böhnhardt. Er hält vor, dass dieser angegeben habe, ein gutes Verhältnis zu Uwe gehabt zu haben, wenn Uwe Probleme gehabt habe, dann sei er auch zu ihm gekommen. Das bestätigt Böhnhardt, das seien diese Momente gewesen, wo Uwe einmal oder zweimal im Monat, wenn er Probleme gehabt habe, herübergekommen sei und bei ihm auf der Couch gesessen habe: “Ich hatte immer die Tür für ihn offen.” Götzl hält vor, es sei um Probleme in der Schule oder der Lehre gegangen. Böhnhardt: “Ja, da kam er auch vorbei.” Götzl fragt, ob Uwe gesagt hat, warum es zum Abbruch der Lehre kam. Das sei möglich, so Böhnhardt, aber er wisse es nicht mehr. Vorhalt: Uwe habe nicht erzählt, was für Dummheiten er gemacht hat, Böhnhardt habe das im Nachhinein erfahren. Götzl fragt, von wem er das erfahren habe, worauf Böhnhardt sagt, durch die Eltern. Auf Frage sagt Böhnhardt, er habe Uwe manchmal darauf angesprochen. Götzl fragt nach Uwes Reaktion. Böhnhardt antwortet, Uwe sei distanziert gewesen, habe nicht drüber reden wollen. Vorhalt: Er habe das immer erst im Nachhinein  erfahren, da habe Uwe gesagt, dass er schuld war. Götzl fragt, was da gemeint war, was B. da im Auge gehabt habe. Das wisse er nicht, sagt Böhnhardt, Uwe habe öfter mal Mist gebaut. Uwe habe ihm erzählt, dass er mit der Armbrust in den Nussbaum geschossen und dann geheult habe, weil der Pfeil so teuer gewesen und nicht wieder raus gekommen sei.

Vorhalt: Böhnhardt habe dann gehört dass Uwe mit dem Auto angehalten worden sei und ihm Waffen weggenommen worden seien. Böhnhardt: “Das war das mit dem Luftgewehr.” Vorhalt: Mit Waffen meine Böhnhardt ein Luftdruckgewehr oder -pistole und Messer, das seien kleine Messer gewesen, die habe später wieder bekommen von der Polizei. Böhnhardt bestätigt den Vorhat und sagt, er habe die Messer nicht gesehen, Uwe habe gesagt dass er teilweise die Waffen wieder gekriegt habe. Götzl fragt, ob es vor Zschäpe Freundinnen seines Bruders gegeben habe, die er kannte. Böhnhardt sagt, er hoffe schon, dass er noch welche hatte vorneweg. Namen könne er nicht nennen. Vorhalt: Die politische Gesinnung des Bruders sei B. aufgefallen, als Uwe 15, 16, 17 war, so mit 17 sei Uwe mal mit Glatze gekommen. Das könne so in etwa hinkommen, sagt Böhnhardt. Vorhalt: Warum habe Uwe nicht gesagt, sie hätten beide Geheimratsecken vom Vater geerbt, da könne man das am besten verstecken, danach sei das mit der Jacke und mit den Springerstiefeln gekommen.Böhnhardt sagt, so sei das los gegangen, aber er habe gesagt dass er sich mit den Datumsangaben nicht hundertprozentig sicher sei. Vorhalt: Uwe habe Böhnhardt das auch erzählt, dass er rechts ist und die Musik anhört, Uwe habe sie ihm auch mal vorgespielt; Uwe sei ein, zweimal im Monat bei Böhnhardt gewesen; am Anfang habe man noch gedacht, das sei die Zeit, sein Alter, jeder habe so eine Macke gehabt, jetzt seien kurze Haare in. Böhnhardt sagt, jetzt seien seine Haare auch kurz.

Götzl fragt, ob der Bau von Bomben oder Bombenattrappen mal Gesprächsthema zwischen Böhnhardt und seinem Bruder war, was Böhnhardt verneint. Götzl: “Und das Aufhängen einer Puppe?” Das sei in Fernsehen und Zeitung gekommen, auch jetzt, wo das wieder aufgerollt worden sei, so Böhnhardt, aber damals sei das nie Thema gewesen. Vorhalt: Uwe habe Böhnhardt mal erzählt, dass er auch mal eine Bombenattrappe gebaut habe und dafür verurteilt worden sei. Böhnhardt: “Nicht dass ich wüsste, also ich weiß es nicht mehr.” Vorhalt: Uwe sei mal in U-Haft gewesen und er, Böhnhardt, habe ihn in Hohenleuben in der Haft besucht. Böhnhardt: “Genau.” Götzl: “Ja, wenn Sie nochmal nachdenken, war das denn mal Thema?” Böhnhardt sagt, er sei sich nicht sicher, vielleicht habe er es mal erwähnt, er wisse es wirklich nicht mehr. Er wisse, dass Uwe in U-Haft war, aber nicht mehr warum. Vorhalt: Er, Böhnhardt wisse auch, dass mal so eine “Judenpuppe” an der Autobahn aufgehängt wurde, Uwe habe ihm aber klipp und klar gesagt, dass er das nicht war. Böhnhardt sagt dazu, Uwe habe das verneint und dann sei das für ihn Geschichte gewesen. Götzl erwidert, vorher habe Böhnhardt gesagt, dass sie sich nicht über eine Puppe unterhalten hätten. Böhnhardt: “Dass wir uns jetzt direkt drüber unterhalten hätten, nicht wirklich.” Götzl sagt, aber wenn er es jetzt vorhalte, sage Böhnhardt, es habe doch mal ein Gespräch darüber gegeben. Böhnhardt sagt, das müsse irgendwie zusammengehangen haben, das mit der Puppe und der Bombenattrappe. Vorhalt: Uwe habe sogar zu Böhnhardt gesagt, dass er nicht mal weiß, wer es gewesen ist. Böhnhardt sagt dazu, dass sie dann ja doch länger drüber gesprochen haben müssten, aber er wisse es nicht mehr. Götzl: “Haben Sie mit Ihren Eltern mal darüber gesprochen?” Böhnhardt: “Ja, natürlich, aber wann weiß ich auch nicht.” Götzl fragt zum Inhalt des Gesprächs. Weil sie jedes Mal die Garage seines Vaters durchsucht hätten, so Böhnhardt, öfters, wenn irgendwas gewesen sei oder etwas in der Zeitung gestanden habe. Dann sei bei seinem Vater immer die Garage durchsucht worden, mindestens drei oder vier Mal. Götzl: “Ja, wegen Ihres Vaters?” Böhnhardt: “Nee, immer wegen meinem Bruder.” Götzl fragt nach dem Vorwurf. Beim letzten Mal sei es wegen der Bombe gewesen, weshalb sie dann auch abgehauen seien. Die Male davor, könne es sein, dass es wegen der Bombenattrappe gewesen sei.

Auf Frage sagt Böhnhardt, er habe zuerst Zschäpe kennengelernt, wieviel später er dann Mundlos kennengelernt habe, wisse er nicht. Vorhalt: Ihm, Böhnhardt, sei Mundlos etwas später bekannt geworden, so etwa ein bis anderthalb Jahre vor dem Abtauchen, vorher habe er Mundlos nicht gekannt. Böhnhardt bestätigt das. Die zeitliche Einordnung könne hinkommen, es könnten aber auch nur Monate gewesen sein. Mundlos, Zschäpe und seinen Bruder habe er oft zusammen gesehen, aber auch nicht sehr oft. Vorhalt: Er habe die Drei nur ganz selten zusammen gesehen. B. sagt, die Zwei seien bei ihm nur einzeln gewesen, die Drei zusammen habe er nur dann unterwegs gesehen. Vorhalt: B. habe auf die Frage, ob ihm bekannt sei, ob Uwe weitere Waffen besaß, gesagt, das könne man doch in der Akte lesen, eine Luftdruckpistole, zwei Luftgewehre und eine Armbrust, mit den Gewehren habe Uwe nicht geschossen, bevor sie ihm von der Polizei wieder abgenommen worden seien. Böhnhardt: “Das ist richtig.” Götzl fragt, was er damit meine, dass man das in der Akte lesen könne. Böhnhardt sagt, 15 Jahre habe man nichts wissen wollen, dann würden die kommen, wo er dann Zeitung oder Fernsehen rein mische.  Götzl: “Und kannten Sie den Inhalt der Akte?” Böhnhardt: “Nein.”

Götzl fragt, ob Böhnhardt den Begriff NSU, Nationalsozialistischer Untergrund, jemals gehört habe, bevor er ihn in den Medien gehört habe. Böhnhardt verneint das. Götzl fragt, ob mal über Verjährungsfristen und Sonstiges gesprochen worden, sei. Das sei mal zwischen ihm und seinen Eltern Thema gewesen, sagt Böhnhardt, weil er habe wissen wollen, warum Uwe abgehauen ist, warum er sich nicht stellen will, ob es da eine Verjährungsfrist gibt. Seine Eltern hätten ihm da auch keine Antwort geben können. Er glaube, dass seine Mutter über den Anwalt erfahren habe, dass die Fristen ziemlich lange sein sollen, da würde er Uwe nicht mehr erkennen. Er wisse nicht, ob die Mutter wusste, um was es alles ging. Götzl: “Ja, um welche Delikte und Verjährungsfristen ging es denn?” Das wisse er nicht mehr, sagt B.

Dann fragt NK-Vertreter RA Narin. Böhnhardt sagt, er wohne seit mehr als 20 Jahren in der Straße, die Narin abfragt, einmal zusammen mit seiner Frau und dann in einer anderen Hausnummer, seit er nicht mehr verheiratet sei. Dann nennt er den Namen seiner Frau. Die Frage, ob die Uwe auch gekannt habe, bejaht er, die sei die meiste Zeit dabei gewesen. Er verneint, aus der Nachbarschaft einen Sebastian B. oder einem Max S. zu kennen. Narin fragt, woher Uwe die Waffen hatte. B. sagt, die habe es früher frei verkäuflich gegeben, er glaube in dem Laden “Waffen Peters”. Er bejaht, auch selbst Waffen zu haben, die seien aber fest an der Wand verankert. Böhnhardt sagt, er habe früher auch eine Luftdruckwaffe gehabt, das sei richtig. Auf die Frage, ob sein Bruder Zugriff hatte, sagt Böhnhardt: “Eigentlich nicht, er war zu klein.” Narin fragt, ob Böhnhardt weitere Personen aus dem politischen Umfeld des Bruders kennt. Böhnhardt sagt, er sei in der Szene nie mit dabei gewesen, er kenne da keine, und selbst wenn er mal jemand gesehen hätte, würde er die Namen nicht wissen. Er verneint, die Betreiber des “Madley” zu kennen. Einen Frank Li. kenne er nicht. Auch einen Marc Rüdiger H. von der KS Jena kenne er nicht.

Böhnhardt verneint, nach dem Untertauchen des Bruders Zugang zu dessen Konten oder EC-Karte gehabt zu haben oder mal Geld abgehoben zu haben. Narin fragt, ob Böhnhardt erinnerlich sei, ob seine Eltern damals von ihnen gemachte Bilder von Böhnhardts Tochter dem Uwe übermittelt haben. Das bejaht Böhnhardt, das hätten sie ihm gesagt. Es sei ohne sein Einverständnis gewesen, weil sie es ihm nicht gesagt hätten, aber danach habe es ihn nicht gestört, es sei ja schließlich Uwes Nichte gewesen. Dann wird ein Bild, das schon den Eltern Uwe Böhnhardts gezeigt worden ist, in Augenschein genommen. Zu sehen ist ein Foto, auf dem mehrere Personen an einem Auto stehen, darunter Uwe Böhnhardt. Böhnhardt sagt, der eine auf dem Bild sei er selber, der andere sein Bruder, die anderen wisse er nicht. Wo man sich da befindet, wisse er auch nicht. Narin sagt, dass es sich um ein Foto aus einer Observation vom 24.11. bis zum 1.12.1997 handele, und fragt, ob da eine Erinnerung komme, wo das sein könnte. Böhnhardt verneint das, das sei auch nicht sein Auto und auch nicht das von seinem Bruder.

Auf Frage von RAin Basay bestätigt B., dass sein Bruder einen roten Hyundai gehabt habe. Der Wagen sei Wochen oder Monate später verkauft worden, so B. auf Frage. Dann zitiert Basay aus einer Vernehmung von Marc S. aus 2003, diesem  Polizeibeamten sei erzählt worden, dass der “Mundlos”, gemeint sei Böhnhardt, regelmäßig in Jena sei und einen roten Hyundai fahren würde. Und dann, so Basay gebe es noch eine weitere weitere Vernehmung von Marc S. Der habe, so hält Basay vor, auf den Vorhalt, er habe angegeben, 2003 den Böhnhardt in einem roten Hyundai mit Jenaer Kennzeichen gesehen zu haben, gesagt, das stimme so nicht ganz, er habe den Böhnhardt an einer Kreuzung gesehen, das könnte an der Ampel am Seidelparkplatz gewesen sein. Dann fragt Basay, wie weit das von B.s Wohnort entfernt sei. B. sagt, das sei vier, fünf Kilometer entfernt. Basay fragt, ob Kenntnis darüber habe, dass sein Bruder mit dem Fahrzeug unterwegs gewesen sein soll. Böhnhardt sagt, er wisse nur, dass seine Eltern erzählt hätten, dass sie das Auto an ein Autohaus in Porstendorf [phon.] verkauft haben, und dann sei es weiterverkauft worden.

Dann zitiert Basay aus der Vernehmung von Böhnhardt Ex-Frau. Die habe über ein Gespräch mit J. Böhnhardt gesagt, es habe dieses Kofferbombenattentat gegeben, es seien Gerüchte aufgekommen, dass der Uwe Böhnhardt damit zu tun hatte und J habe ihr das bestätigt. Später habe sie den J. genauer gefragt und der habe gesagt, dass die Drei im Ausland seien und dort von ihrer Organisation mit Geld und Papieren unterstützt würden. B. sagt, das sei seine zweite Ex-Frau, aber so direkt habe er ihr das nicht gesagt. Er habe nur seine Ruhe haben wollen, weil er mit ihr seit 26 Jahren im Krieg liege. Basay: “Das mit Organisation und Geld und Papieren, haben Sie das gesagt?” Das bejaht Böhnhardt, er habe sie nur los haben wollen, dass sie denkt, der Uwe ist weg und er, Böhnhardt, werde nicht weiter belästigt. Vorhalt aus der Vernehmung der Ex-Frau: Sie habe J. gefragt, ob er seinen Bruder denn auch mal trifft, da habe J. gesagt, dass er eine Postkarte erhalten würde und da würde ein Treffpunkt stehen. Böhnhardt: “Das ist falsch.” Basay: “Sie haben nie eine Postkarte erhalten?” Böhnhardt: “Nie.” Er verneint auch, gesagt zu haben, dass er eine Postkarte erhalten habe.

Dann fragt der SV Prof. Saß. Böhnhardt antwortet, es sei möglich, dass es zwischen Zschäpe und seinem Bruder Meinungsunterschiede gab, aber wie und warum und ob viel oder wenig, wisse er nicht. Er wisse von Uwe, dass er verliebt war und eigentlich glücklich. Saß beginnt eine Frage damit, dass bei jungen Leuten manchmal der eine in der Beziehung weiter sei als der andere. RA Klemke beanstandet das. Es entsteht ein Disput über die Fragen des SV. OStAin Greger sagt, sie wolle ganz grundsätzlich sagen, dass das Beanstandungsrecht nicht für die Fragen des Sachverständigen gelte, der entscheide nämlich selbst, welche Fragen er für erforderlich hält. Saß sagt, er könne auch Beobachtungen abfragen und fragt, ob einer mehr das Wort geführt hat als der andere. Böhnhardt sagt, das wisse er nicht mehr, ob da einer mehr “die Hosen anhatte”. Saß fragt zur Hoffnung, dass Zschäpe den Bruder aus der Szene herausholen könnte. Böhnhardt sagt, er und seine Eltern hätten nicht gewusst, dass Zschäpe auch in der Szene war. Und man habe gehofft, dass Uwe die Zeit lieber für seine Freundin opfert als für die Szene. Ob Zschäpe Einfluss hatte, wisse er nicht. Es könne schon sein, so Böhnhardt auf Frage, dass Zschäpe mal etwas über ihre beruflichen Vorstellungen gesagt hat, aber er wisse es nicht mehr, er wisse nicht mal mehr, was sie gelernt hat. Über Konflikte habe er mit Zschäpe nicht gesprochen.

Die Vernehmung endet um 15.30 Uhr. Danach verlesen NK-Vertreterin RAin von der Behrens und später RA Narin einen ausführlichen Beweisantrag. Darin beantragen sie: Originale oder Kopien des Heftes “The Aryan Law and Order” 1 und 2 aus den Jahren 2000 und 2001 über das BfV oder das sächsische LfV anzufordern, in Augenschein zu nehmen und zu verlesen. Zum Beweis der Tatsache, dass es sich bei den Heften um den Rundbrief der “Weißen Bruderschaft Erzgebirge” (WBE) handele; dass darin aus den USA übernommene Strategien des bewaffneten Kampfes, mit dem Ziel der Vertreibung aller rassistisch als minderwertig angesehenen Menschen, diskutiert würden; dass es in den Heften vielfach auf die Hammerskins Bezug genommen werde und durch den Angeklagten Eminger eine Zusammenarbeit zwischen den Hammerskins Sachsen und der WBE vereinbart worden sei; dass in den Ausgaben 1 und 2 ein jeweils mit “A.” unterschriebener Artikel mit der Überschrift “Das ist die Szene heute” stehe, in diesen Artikeln zur Einheit der rechten Szene aufgerufen und als Ziel u.a. die Rückgewinnung des “geliebten Landes” benannt werde. Weiter wird beantragt, den Zeugen Steffen Hi. und den Zeugen André Kö. zu laden. Zum Beweis der Tatsache, dass der Angeklagte André Eminger zusammen mit seinem Bruder Maik Eminger die WBE gegründet habe und beide sowohl für die Rekrutierung neuer Mitglieder, wie auch für die Finanzen der Organisation verantwortlich gewesen seien und die beiden Brüder die maßgeblichen Ideengeber und Gestalter des Rundbriefes der WBE “The Aryan Law and Order” und Autoren der meisten Artikel und Texte gewesen seien; dass die mit “A.” unterschriebenen Artikel von dem Angeklagten André Eminger und die mit “M.” unterschriebenen Artikel von dem Zeugen Maik Eminger verfasst worden seien; dass bei den wöchentlichen Treffen der WBE über die Anwendung von Gewalt gegen den “Staat” und gegen “Ausländer” diskutiert worden sei, wobei die Gewalt gegen “Ausländer” eine zentrale Bedeutung in den Diskussionen eingenommen habe. Weiter werde beantragt, den Zeugen KHK Sch. (116. Verhandlungstag) vom BKA zu laden. Zum Beweis der Tatsache, dass sich auf der externen Festplatte “CN Memory Space Loop” in einem Ordner 19 bzw. in einem anderen Ordner 17 Einzelseiten ohne Nummerierung der Zeitschrift “The Aryan Law & Order. Für ein Europa  der Vaterländer” Ausgabe Nummer 3 befinden. Weiter wird beantragt, ein Asservat in Augenschein zu nehmen, zum Beweis der Tatsache, dass es sich hierbei um eine CD-Kunststoffhülle handele, die handschriftlich beschriftet sei mit “The Aryan Law & Order 3, Unterlagen”.

Der Verhandlungstag endet gegen 16 Uhr.

Zur Vernehmung von Matthias Dienelt heißt es auf NSU-Nebenklage:
„Zutreffend hatte Dienelt Mundlos, Zschäpe und Böhnhardt als Lise, Mac und Gerry beschrieben. Seine sonstige Geschichte ist wenig glaubhaft, so dass seine Aussageverweigerung konsequent ist. Es spricht vielmehr alles dafür, dass Dienelt sehr genau wusste, für wen und warum er die Wohnung anmietete. Dienelt war zusammen mit André Eminger in ihrer Heimatstadt Johanngeorgenstadt auch politisch in der Naziszene aktiv.“


Protokoll 126. Verhandlungstag - 10. Juli 2014

Am 126. Verhandlungstag gibt es zunächst um ein Gespräch mit dem Vater von Uwe Mundlos. Anschließend berichtete ein Ermittler von Asservaten aus dem Wohnmobil und den Ermittlungen zum Banküberfall in Eisenach im November 2011. Dann musste erneut der Neonazi Thomas Gerlach aussagen - verweigerte dies aber größtenteils. Fragen zu anderen Neonazis und den Hammerskins wollte er nicht beantworten. Ihm sprang die Verteidigung von Ralf Wohlleben bei, die auf alte Ermittlungsverfahren und ein mögliches Aussageverweigerungsrecht verwies. Ordnungsmittel wurden vom Gericht erneut nicht verhängt, obwohl die Nebenklage dies beantragte.

Zeugen:

	Thomas La. (BKA, Gespräch mit Siegfried Mundlos)
	Bert Wo. (Operatives Abwehrzentrum Sachsen, Gespräch mit Siegfried Mundlos)
	Andreas Ma. (KHK beim BKA, Ermittlungen zum Bankraubserie)
	Thomas Gerlach (Neonazi, Mitglied der Hammerskins)




Die Verhandlung beginnt um 9:45 Uhr zunächst mit den Aussagen der beiden Beamten, die den Vater von Uwe Mundlos (69. und 70. Verhandlungstag) am 2.12.2011 in Erfurt vernommen haben. Der Vorsitzende des Gerichts fordert zunächst den Zeugen Thomas La. (BKA, Abteilung Staatsschutz) und anschließend den Zeugen Bert Wo. (zuvor LKA Sachsen, jetzt operatives Abwehrzentrum) auf, sich zur Vernehmung Mundlos zu äußern. Insbesondere sei von Interesse, ob es Hinweise des Prof. Mundlos zum Verhältnis seines Sohnes Uwe zum Angeklagten Wohlleben sowie zum Zeugen Tino Brandt gegeben habe. Beide sagen aus, dass Prof. Mundlos nach der Nachricht über den Tod seines Sohnes gegenüber Thüringer Beamten gesagt habe, dass er sich dem BKA gegenüber äußern wolle. Nachdem La. und Wo. aus Zwickau den Auftrag zur Vernehmung von Mundlos bekamen, begaben sie sich nach Erfurt, wo sie auf einen, wie beide schilderten, aufgewühlten Mundlos mit hohem Mitteilungsbedürfnis trafen. Prof. Mundlos stand unter dem Eindruck der Geschehnisse und der täglichen Berichterstattung um seinen Sohn, hierauf habe er reagieren wollen. Er habe gleich drauf los geredet und es sei schwer gewesen, ihn im Redefluss zu unterbrechen.

Wo. sagt, er habe mitgeschrieben und später einen Vermerk gefertigt, den sein Kollege gegen gelesen hat; ein Protokoll zu erstellen sowie eine „klassische Vernehmung“ durchzuführen sei aufgrund der Verfassung des Mundlos nicht möglich gewesen. Mundlos habe den Beamten gleich zu Beginn in einem Redeschwall seine Interpretation des Abgleitens seines Sohnes Uwe Mundlos in die rechte Szene mitgeteilt und in einem dreiseitigen Papier, das er den Beamten als „vertrauliche Zeugenaussage“ übergeben habe, festgehalten. Nach Bekunden des Prof. Mundlos wirkten Ralf Wohlleben und Tino Brandt maßgeblich auf seinen Sohn ein,  sie „lenkten und radikalisierten“ ihn. Ohne die direkte Einflussnahme des Verfassungsschutzes auf den Thüringer Heimatschutz, so gab La. Mundlos wieder, wäre es nie zu den schrecklichen Straftaten des Trios gekommen. Mundlos habe sich in seiner Aussage auf die Berichterstattung der Medien bezogen, die er mit seiner Aussage „in die Bahnen lenken“ wolle. Hinzu seien eigene Eindrücke seines Sohnes im Zusammenspiel mit den anderen Personen gekommen. Er sei sich sicher, so Mundlos nach Bekunden der Vernehmungsbeamten, dass sein Sohn und die anderen beiden „professionell“ zu dem gemacht wurden, was sie später waren, eine „radikale Mörderbande“. Zum Ende des Gesprächs hin sei es den Beamten gelungen, Mundlos leicht zu beruhigen und einige wenige „essentielle Fragen“ zu stellen, etwa um die Rechts- oder Linkshändigkeit des Uwe Mundlos zu klären. Weitere Nachfragen oder Klärungen von Sachverhalten seien nicht möglich gewesen, auch aufgrund der knappen Zeit, die Mundlos ihnen eingeräumt habe - nach Aussage des Wo. sei Mundlos noch mit seinem behinderten Sohn verabredet gewesen.

Wo. gibt bei weiteren Fragen von Nebenklage und Verteidigung Zschäpe an, dass er und sein Kollege Langrock sich zu diesem Zeitpunkt sicher gewesen seien, Prof. Mundlos erneut zu laden und hierfür eine detailliertere Vorbereitung mit den entsprechenden Fragen erfolgen würde. Die Nebenklage macht Wo. Vorhalte aus dem Vermerk, demzufolge Prof. Mundlos von auf dem Rechner seines Sohnes gefundenen Kontaktdaten zu Personen der rechten Szene in Chemnitz sprach; auch habe Mundlos eine Brieffreundschaft mit einem zu diesem Zeitpunkt inhaftierten Chemitzer Rechten gepflegt; die Briefe seien auf dem bei Mundlos beschlagnahmten PC geschrieben worden. Auf keinen der Punkte sei, so Wolf, im Rahmen des Gesprächs mit Prof. Mundlos näher eingegangen worden; weder wurde der Name des inhaftierten Briefkontaktes erfragt worden noch auf den bei Mundlos gefundenen PC mit einer für diese Zeit auffällig leistungsstarker Grafikkarte eingegangen.

Im Anschluss erkundigt sich die Verteidigung Wohlleben (RA Klemke) danach, ob Mundlos sich dahingehend geäußert habe, dass der Verfassungsschutz Tino Brandt und dem Angeklagten Wohlleben Geld zukommen lassen habe und erfragt weitergehend Äußerungen von Prof. Mundlos hinsichtlich Kontakten zwischen Wohlleben und dem Verfassungsschutz. Wo. verweist auf das Vernehmungsprotokoll vom 2.11.2011 und auf die Aussage von Mundlos, dass es den Thüringer Heimatschutz wie auch die späteren Straftaten nicht gegeben hätte ohne Geldzahlungen des Verfassungsschutzes an Tino Brandt und das wohl so zu deuten sei. Wo. berichtet aus der Aussage von Mundlos über ein Zusammentreffen von Uwe Mundlos, Wohlleben und Brandt bei einer Vortragsveranstaltung mit Roewer, bei welchem Anlass die drei in der ersten Reihe gesessen und sich alle mit Handschlag begrüßt hätten, dies jedoch „mehr der Wohlleben und der Brandt gewesen seien“.

Es folgt eine Erklärung der Verteidigung Wohlleben (RA Klemke), der darauf verweist, dass die durch die Vernehmungsbeamten wiedergegebenen Angaben des Prof. Mundlos hinsichtlich der Radikalisierung seines Sohnes durch Brandt und Wohlleben in keiner Weise belastbar seien. Die Aussage sei zu einem Zeitpunkt erfolgt, zu dem sich die Medien „in reißerischer Weise, mit scheinbaren Enthüllungen“ nur so überschlugen; in der Hauptverhandlung habe Prof. Mundlos derartige Aussagen nicht wiederholt bzw. noch weiter gehend diese in Abrede gestellt.

Dann folgt eine Stellungnahme der Bundesanwaltschaft zum Beweisantrag der Nebenklage vom Vortag (125. Verhandlungstag). Die BAW äußert, dass der Beweisantrag von Bedeutung für den geistigen Hintergrund des Angeklagten André Eminger sei und somit eine sinnvolle Ergänzung im Verfahren. BAW tritt dem Beweisantrag somit nicht entgegen. Die Verteidigung des André Eminger (RA Hedrich) möchte den Beweisantrag um einen Passus aus dem Zine „Foier Frei“, Heft 13 zur Frage der Ausübung von Gewalt ergänzt wissen; der entsprechende Passus finde sich bislang nicht im Beweisantrag - sofern dem Beweisantrag statt gegeben werde solle auch dieser Passus berücksichtigt werden, um die Frage der Gewaltausübung von Seiten der Verfasser dieses Fanzines zu berücksichtigen. Die Verteidigung des Angeklagten Carsten Schultze (RA Hösl) schließt sich dem ursprünglichen Beweisantrag an.

Nach einer 15minütigen Pause geht es um 10:30 Uhr weiter mit der Befragung des KHK Ma. Er sei im Zeitraum von Anfang Januar bis Ende Juni 2012 als Unterstützung für die eigentlich zuständige Abteilung für Raubstraftaten mit dem NSU-Komplex beschäftigt gewesen. Im Zuge der Ermittlungen im Zusammenhang mit dem Überfall auf die Sparkasse Eisenach sei er mit dem Abgleich der im Wohnmobil sicher gestellten Asservate mit den Bildern der Überwachungskameras aus der Bankraubserie zwischen 1998 bis 2011 beschäftigt gewesen. Ausgehend vom letzten geschehenen Überfall am 4.11.2011 in Eisenach wurden die länger zurück liegenden Taten erneut aufgerollt. Es wurde sich in den Ermittlungen sehr stark auf die vorhandenen Asservate und die Überwachungsbilder gestützt, da die Zeugenaussagen insbesondere hinsichtlich der länger zurück liegenden Taten nicht mehr sehr belastbar gewesen seien. Die Qualität der Überwachungsbilder sei sehr unterschiedlich gewesen, gerade die länger zurückliegenden seien sehr verwaschen gewesen. Dagegen ließen sich auf den neueren, insbesondere derer aus den Überwachungskameras aus Eisenach vom 4.11.2011 zahlreiche Parallelen zu den im Wohnmobil sicher gestellten Bekleidungsstücken erkennen.

Aus den Bildern der Überwachungskameras beim zwei Monate zuvor statt gefundenen Banküberfall auf die Sparkasse Arnstadt-Ilmenau gingen starke Parallelen zur Bekleidung der Täter in Eisenach hervor. Der Schwierigkeit, die beiden Täter zu unterscheiden, begegneten sie mit einem Abgleich der Schuhgrößen: demnach habe der später als Böhnhardt identifizierte Täter etwa die Schuhgröße 44 (eur.) und der später als Mundlos identifizierte Täter die Schuhgröße 46 (eur.). Die Identifizierung gelang über Abgleich der Kleidung und DNA-Spuren an den unterschiedlich gestalteten Sturmhauben - Mundlos habe eine eigenst aufgenähte Tiermaskenapplikation auf der Sturmmaske, was die Maske als Unikat erschienen ließ, getragen, Böhnhardt dagegen eine einfache schwarze Maske - wie der KHK Ma. anhand ihm vorgelegten Lichtbildern erklärt.

Auf die Frage des Vorsitzenden Richters hin nach der Beutesumme aus dem Banküberfall in Eisenach erinnert sich KHK Markgraf an die Beutesumme in Höhe von 71.920€; 71.915€ seien später im Wohnmobil gefunden worden. Das Geld habe in unterschiedlichen Stückelungen vorgelegen, auch Münzgeld versteckt in einer Dose; unter der Summe habe sich 3000€ Registriergeld gefunden. Die Differenz von 5€ erkläre er sich über die Aussage einer Zeugin des Überfalls, laut der einige Scheine zu Boden gefallen und wieder aufgehoben worden wären. Auf später hinzu gezogenen Fotos des Tatorts sei zu erkennen gewesen, dass ein einzelner 5€-Schein auf dem Boden liegen geblieben wäre. Im Wohnmobil selbst hätten sich Banderolen mit aktuellen Stempeln der Kreisparkasse Eisenach sowie zwei Geldbündel samt drei Tage vor dem Überfall gestempelte Banderolen der Sparkasse Arnstadt-Ilmenau gefunden. Später habe man auch in Asservaten aus der Wohnung in der Zwickauer Frühlingsstraße Banderolen verschiedener überfallener Banken gefunden, u.a. aus den beiden Überfällen in Stralsund Ende 2006 und Anfang 2007, so der Zeuge. Außerdem habe man im dortigen Haus registrierte Travellerschecks gefunden und überprüft, die wie sich rausgestellt habe bei einem Überfall in Chemnitz entwendet wurden, sowie sog. Altgeld, das aufgrund von Verdreckung von Sparkassen einbehalten wird und bei Überfällen mitgenommen wurde.

In Eisenach und Arnstadt würden die Überwachungsbilder einen langläufigen Revolver mit sehr charakteristischen Profil zeigen. In Arnstadt habe einer der Täter eine Handgranate mit sich geführt und damit die Angestellten bedroht. Später fand man im Wohnmobil eine Handgranatenattrappe. Die vom zweiten Täter getragene Pistole sei weniger auffällig gewesen. Bei den Überfällen wurden weiterhin teilweise abgesägte Unterschaft-Repetier-Waffen verwandt, der Zeuge nennt sie „sog. Pumpguns“, die später im Wohnmobil gefunden worden seien. Auffällig sei gewesen, dass bei mehreren Überfällen die Bilder einen Täter mit Waffen in beiden Händen zeigten; dies sei insofern ungewöhnlich, als dass Schützen in der Regel Rechts- oder Linkshänder seien und mit der Waffe in entsprechenden Hand umzugehen wüssten. Hieraus wurde ein Zusammenhang der einzelnen Überfälle konstruiert. Anhand der vorgehaltenen Fotos aus den Asservatbeständen sowie den Bildern der Überwachungskamera verweist der Zeuge auf Parallelen, so u.a. auf die für die Erbeutung des Geldes genutzte und farblich erkennbare Penny-Tüte. Die Tüte habe sich unangetastet im Schrank des Wohnmobils gefunden. Die Täter hätten sich nach dem Überfall umgezogen und andere Kleidung angelegt; die beim Überfall getragene Kleidung habe sich später im Wohnmobil gefunden: Jogginghosen mit hellen Streifen an der Seite, welche die Täter in der Regel in die Strümpfe gestopft trugen - so KHK Ma. - um keine DNA-Spuren mittels verlorener Beinbehaarung zu hinterlassen und nicht in den Ketten der zur Fahrt zu und von der Bank verwandten Fahrräder hängen zu bleiben; Fahrradhandschuhe mit farblichen Applikationen und Musterungen, die auf Bildern zu erkennen sind, auch verwandt um keine DNA-Spuren zu hinterlassen, Windjacke und Kapuzensweater mit Puma-Logo in der rechten oberen Brusthälfte; schwarzer Rucksack - bei Überfall von Mundlos getragen - mit grauen Applikationen und grauen Seitentaschen im Wohnmobil gefunden.

Der später als Mundlos Identifizierte habe eine Pistole, der später als Böhnhardt identifizierte zweite Täter habe langläufigen silbernen Revolver, eine umgearbeitete Schreckschusspistole, durchgebohrt und auf 9mm-Kaliber aufgearbeitet, getragen. Die später im Wohnmobil gefundenen Mountainbikes hätten sich nicht auf den Aufzeichnungen der Überwachungskameras befunden und auch nicht eindeutig von den Zeugen beschrieben werden können. Bei den im Wohnmobil aufgefundenen Fahrrädern habe es sich um hochwertige Fahrräder gehandelt, mit dem sich sehr schnell und sehr sicher jede Gelände befahren lasse - wer sich ein bisschen auskenne mit Fahrrädern könne hiermit selbst ein Motorrad abhängen. Auf die Frage von Götzl nach weiteren im Wohnmobil gefundenen Asservaten antwortet der Zeuge mit dem Verweis auf einen im Wohnmobil gefundenen Mietvertrag samt Rechnung für das Wohnmobil, ausgestellt auf den Namen Gerlach. Auf Nachfrage des Vorsitzende Richters gibt KHK Ma. an, das Verfahren zum Überfall sei zunächst von der Staatsanwaltschaft Meiningen geführt worden, allerdings schnell an die Generalbundesanwaltschaft überführt worden, laut Vorhalt am 11.11.2011.

Die Verteidigung Zschäpe (RA Stahl) befragt den Zeugen noch zu etwaigen Kenntnissen über weitere, neben den in Eisenach erbeuteten 71.915€ im Wohnmobil aufgefundene Geldbestände. Der Zeuge antwortet hierauf, dass sich neben der Beute aus Eisenach weitere etwa 40.000€ „versteckt“ in Schränken und Dosen des Wohnmobils befunden hätten, etwa die Hälfte davon - 20.000€ - noch eingeschweißt und durch Banderolen dem Überfall der Sparkasse Arnstadt zuordnenbar sowie kleinere Summen in einzelnen Dosen.

Nach der Entlassung des Zeugen erklärt die Verteidigung Zschäpe (RA Stahl), dass die Ausführungen des Zeugen Markgraf erneut belegen würden, wie fehl die BAW mit dem Vorwurf liege, seine Mandantin habe das Geld des Trios verwaltet, wo doch in einem Wohnmobil, das Frau Zschäpe offensichtlich nicht genutzt habe, die nicht unerhebliche Summe von 40.000€ durchs Land gefahren wurde. Hierauf entgegnet die BAW, dass die Verteidigung wie schon am gestrigen Tage falsch liege: schließlich sei bekannt, dass eine Frau Lisa Pohl die Miete für die Wohnung überwiesen habe. Gegebenenfalls habe es eine Absprache gegeben, das Geld gesondert aufzubewahren o.ä., gegen eine Verwaltung des Geldes durch Beate Zschäpe zur Aufrechterhaltung des gemeinsamen Alltags spreche dies selbstverständlich überhaupt nicht.

Nach der Mittagspause wird um 13.05 Uhr die Vernehmung des Zeugen Thomas Gerlach fortgesetzt (121. Verhandlungstag). Gerlach erscheint in einem Pullover der rechten Szenemarke “Label 23″. Götzl fragt, ob Gerlach Personen in Portugal und der Schweiz bekannt sind, die scharfe Schusswaffen beschaffen können. Gerlach sagt, er kenne Personen in der Schweiz und in Portugal, aber er habe nie mit denen über Schusswaffen geredet. Auf die Frage, ob er Kenntnis habe, dass die Schusswaffen besorgen können, sagt Gerlach: “Nein.” Götzl fragt, ob Gerlach selbst jemals scharfe Schusswaffen beschafft oder bei der Beschaffung geholfen hat. Auch das verneint Gerlach. Götzl sagt, man sie beim Thema Hammerskins gewesen, und fragt, ob Gerlach ein Logo der Hammerskins kennt und wie das aussieht. Gerlach: “Wie ich beim letzten Mal gesagt habe, ich werde zu der Thematik nichts sagen, also gar nichts.”

Nun springt Gerlach RA Klemke, Verteidiger von Wohlleben bei. Der Verteidigung Wohlleben sei bekannt, so Klemke, dass die StA Dresden 2003 ein Ermittlungsverfahren gegen das sächsische Chapter der Hammerskins geführt habe. Dabei sei es zu einer Vielzahl von Hausdurchsuchungen gekommen. Nach seiner Kenntnis sei zumindest gegen einen Beschuldigten das Verfahren eingestellt worden, wie es mit den übrigen aussieht, wisse er nicht und es sei nicht klar, ob derzeit noch oder wieder ein Ermittlungsverfahren anhängig ist: “Es liegt ja nicht ganz fern, gegen rechte Gruppierungen wird ja in letzter Zeit gerne ermittelt.” Götzl fragt Klemke, ob der Kenntnis habe, ob da ein Ermittlungsverfahren gegen Gerlach lief. Klemke verneint das. Götzl fragt Gerlach. Der sagt, er sei damals in Haft gewesen, habe aber eine Hausdurchsuchung gehabt. Ob als Zeuge oder Beschuldigter könne er sich nicht erinnern, aber da sei schon ermittelt worden. Götzl: “Auch gegen Sie?” Gerlach: “Ja.” Das sei 2003 gewesen. Gerlach verneint, eine Einstellung bekommen zu haben.

Götzl sagt, dann wolle er jetzt zu anderen Fragen kommen. Er fragt Gerlach, ob der Kenntnis davon habe, ob Uwe Mundlos sich zu irgendeinem Zeitpunkt in der Schweiz aufgehalten hat. Die Person sei ihm nicht bekannt gewesen damals, antwortet Gerlach, deswegen habe er keine Information, wo der sich aufgehalten hat. Götzl erwidert, man könne auch Informationen haben, ohne dass man den kennt. Das Handy des Angeklagten André Eminger läutet. Götzl sagt, das Problem habe es schon mehrfach gegeben: “Ich würde Sie bitten, sich da zuverlässig dran zu halten, das auszuschalten.” Götzl zu Gerlach: “Haben Sie jetzt Kenntnis davon, ob er sich zu irgendeinem Zeitpunkt in der Schweiz aufgehalten hat?” Gerlach: “Nein, habe ich nicht.” Götzl fragt, ob Gerlach denn zu irgendeinem Zeitpunkt persönliche Daten von Mandy Struck an Dritte weitergegeben hat, Adressen oder weiteres. Gerlach: “Nein.” Götzl: “Zu keinem Zeitpunkt?” Gerlach verneint das. Götzl fragt, ob Gerlach denn mit dem Begriff “Volkstod” etwas anfangen könne. Das bejaht Gerlach, “nationale Kreise” würden damit verbinden, dass “das deutsche Volk als Substanz ausstirbt” durch die niedrige Geburtenrate und die Zuwanderung von “Ausländern”, die “das deutsche Volk zurückdrängen” aus seinem “angestammten Raum”. Da komme es logischerweise zum “Volkstod” irgendwann. Götzl: “Was spielte das für Sie für eine Rolle?” Ihr Ziel sei es gewesen, so Gerlach, das zurückzudrängen. Gerlach spricht von “Rückführung der Ausländer in die Heimatländer”, einer Erhöhung der Geburtenrate durch politische Gesetzgebung, damit wieder mehr Kinder in der Familie machbar seien, auch finanzierbar seien. Götzl: “Was haben Sie persönlich im Hinblick darauf unternommen.” Gerlach sagt die “nationale Bewegung” sei ja nicht in der Lage, solche Gesetze durchzuführen. Also bleibe nur Propaganda, um den Gedanken “ins Volk” zu tragen und die Aufforderung Parteien zu wählen, die dem “Volkstod” entgegenwirken wollen.

Götzl fragt, bei welche Gruppierungen Gerlach mitgewirkt habe, wo er ggf. Mitglied gewesen sei. Gerlach: “Wir hatten viele Gruppierungen”. Er nennt das “Freie Netz” und den KDS [= Kampfbund Deutscher Sozialisten]. Die NPD arbeite natürlich auch in diese Richtung. Er verneint jemals Mitglied der NPD gewesen zu sei. Götzl fragt nach weiteren Gruppierungen. Gerlach: “Ich gehe mal davon aus, jede Kameradschaft arbeitet in diese Richtung, das ist ja politische Stoßrichtung allgemein, also Hauptziel, sag ich mal.” Sie hätten noch die “Nationalen Sozialisten Altenburger Land”, aber Namen seien ihm egal, ihm sei darum gegangen, dass die Personen zusammenarbeiten. Auf Frage, ob er mit André Eminger in dem Zusammenhang zu tun hatte, sagt Gerlach, André kenne er nicht, Maik sei ihm von Rednerveranstaltungen, Demonstrationen bekannt. Götzl: “Kennen Sie André Eminger?” Den kenne er nur, weil die Bilder durch die Presse gehen, er habe ihn früher nicht bewusst gekannt, sagt Gerlach, es könne sein, da er aus seiner Region stammt, dass er ihm über den Weg gelaufen ist. Götzl sagt, Gerlach solle sich Eminger anschauen. Gerlach sagt, es sei ihm nicht bewusst, mit Emingers Bruder habe er schon zu tun gehabt. Götzl fragt, ob denn André Eminger Gesprächsthema bei Gesprächen mit Maik Eminger war. Gerlach: “Jetzt nach 2011?” Götzl: “Überhaupt.” Gerlach: “Jetzt eigentlich auch nicht.” Götzl sagt, Gerlach solle die Frage bitte klar beantworten. Gerlach sagt, er habe sich nicht bewusst jemals über ihn unterhalten mit jemandem.

Götzl hält aus der Vernehmung von Mandy Struck vor: Gerlach sei bei der Gründung der KS “Nationale Sozialisten Altenburger Land” 2004 dabei gewesen; sie, Struck, habe gewusst, dass Gerlach als Redner und Ordner bei den Montagsdemos fungierte, das “Fest der Völker” habe er organisiert und seine Hammerskins seien ihm über alles gegangen; es sei um Zellenbildung in ganz Mitteldeutschland gegangen, so dass man überall Leute hat, wem man eine Aktion startet. Götzl fragt, was Gerlach denn zur Zellenbildung sage. Gerlach sagt, “Zellen” sei Strucks Wortwahl. Sie hätten das schon angestrebt, aber nicht als Zellen. Jede Stadt, jeder Landkreis habe seine eigenen Redner haben solle, seine eigene Infrastruktur. Damit, wenn “Kameradschaft XYZ” verboten wird, die anderen da nicht abhängig sind, Demonstrationen und Aktionen organisieren können ohne Hilfe von außen: “Ich würde es nicht Zelle nennen.” Zelle seien für ihn zwei bis drei abgeschottete Leute, und sie hätten nicht nur solch kleine Gruppen angestrebt. So sei das Konzept nicht gedacht gewesen, sie hätten eine offene Gruppe angestrebt, die sich nicht abschottet nach außen. Bis 2009, 2010 hätten sie das Konzept relativ erfolgreich durchgeführt, so Gerlach, dann sei es aber versandet und sie hätten das Projekt beendet. Götzl: “Wie hat man sich genannt?” Gerlach sagt, sie hätten unter dem losen Begriff “Freies Netz” gearbeitet.

Götzl fragt, inwiefern Gewalt eine Rolle gespielt habe als Mittel der Auseinandersetzung. Gewalt habe keine Rolle gespielt, sagt Gerlach, weil das nicht zielführend sei, weil man die Menschen, die man erreichen wolle, abstoße. Götzl fragt, ob Gerlach da auch für die Leute spreche, mit denen er zusammengearbeitet habe. Gerlach sagt, er könne nicht in die Köpfe schauen, da gebe es auch Leute die Schlägereien hatten. Aber wenn sie gemerkt hätten auf Demos, es kommt eine aggressive Stimmung auf, dann hätten sie als Ordner oder Veranstalter darauf hin gearbeitet, dass da keine aggressive Stimmung aufkommt. Götzl fragt, wer. Gerlach nennt Wohlleben, Kapke und in Altenburg sich selbst. Da seien sicherlich noch andere dabei gewesen, man könne sich ja nicht alle Namen merken. Götzl sagt, Gerlach solle überlegen. Gerlach: “Weiß ich nicht aus dem Stegreif.” Götzl: “Es fallen nur zwei Namen, Wohlleben und Kapke.” Gerlach schweigt. Götzl fragt, wer es in Altenburg war. Gerlach: “Ja, ich.” Götzl: “Allein?”

Gerlach sagt, da seien schon noch andere gekommen, die Namen wisse er jetzt nicht. Götzl: “Wollen Sie mir allen Ernstes sagen, Ihnen fällt nur der Name Gerlach ein?” Gerlach: “Soll ich jetzt den Namen der Beteiligten meiner Gruppe sagen?” Götzl bejaht das. Gerlach sagt, das mache er nicht. Götzl fragt, wieso nicht. Diese Nebenklageanwälte, so Gerlach, nicht alle, aber einige, würden gezielt Informationen abschöpfen und weiterleiten an Antifagruppen, die dann weitere Personen repressiv behandeln würden, an der Arbeitsstelle und sonst wo. Von der BAW seien auch schon Sachen herausgekommen an die Presse: “Das kann ich nicht verantworten.” Götzl hakt nach und Gerlach sagt, die Leute würden Gefahr laufen, durch Antifagruppen ihre Arbeit zu verlieren und sonst was. Götzl sagt, das sei also ein weiterer Komplex, zu dem Gerlach nichts sagen wolle, er habe ihn belehrt, dass er nur die Aussage verweigern darf, wenn die Gefahr eines Ermittlungsverfahrens für ihn oder Angehörige besteht. Aber das, was Gerlach jetzt schildere, führe nicht zu einem Aussageverweigerungsrecht. Gerlach: “Das ist mir bewusst.” Er sehe auch den Konflikt zwischen dem Gericht und ihm. Er könne das nicht mit seinem “Wertegefüge” vereinbaren, hier Leute zu nennen und die dann Gefahr laufen würden, durch Presse, Funk und Fernsehen zu gehen und dann Gefahr laufen würden, die Arbeit zu verlieren. Götzl sagt, das Gesetz sehe Ordnungsmittel vor. Das sei ihm bewusst, sagt Gerlach. Götzl fragt, was das bedeute, dass Gerlach das mit seinem Wertegefühl nicht vereinbaren könne. Gerlach sagt, er könne das nicht mit sich vereinbaren, dass Leute hier genannt werden, die dann Gefahr laufen würden, in ihrem sozialen Umfeld Nachteile zu bekommen. Er wisse seit Jahren, “wie die Antifa funktioniert”. Und er sehe, was die Nebenklage veröffentlicht und wisse, “wie die Sachen ablaufen in die Richtung”. Wenn er jetzt zehn Namen aus Altenburg nennen würde, dann wisse er, dass da “Schmierereien” auftauchen würden, Schwierigkeiten an der Arbeit auftauchen würden. Ihm sei bewusst, dass er da eine Strafe kriegen kann, aber damit müsse er halt leben.

Götzl fragt, ob Gerlach der Begriff des führerlosen Widerstands etwas sage. Gerlach sagt, es gebe ein Schreiben aus den 90er Jahren, dass das schon militant bearbeite, aber für ihn, Gerlach, bedeute es, dass diese losen Gruppen zusammenarbeiten. Man spreche sich ab, um Aktionen durchzuführen ohne eine Person oben, die da alles koordiniert. Aber er wisse schon, dass es in den 90ern jemanden gegeben habe, der das in Richtung Militanz auslegt. Er wisse bloß, dass es das gibt. Götzl: “Hat diese Vorgehensweise bei Ihnen einen Rolle gespielt?” Die Gruppen seien schon organisiert gewesen, sagt Gerlach, sonst funktioniere das nicht. Aber sie hätten niemanden gehabt, der an der Spitze stand. Sie hätten sich abgesprochen, ob man da was habe, da sei die Möglichkeit höher, die Leute der anderen Kundgebung zuzuführen, weil die andere Region am gleichen Tag nichts hat.

Götzl fragt, wann Gerlach der Begriff NSU bekannt geworden sei. Kenntnis bekommen habe er durch die Presse 2011, sagt Gerlach. Er verneint, dass der Begriff zuvor schon mal gefallen sei. Götzl: “Dieses Haus, in dem Herr Wohlleben auch gelebt hat, sagt Ihnen die Bezeichnung ‘Braunes Haus’ etwas?” Gerlach bejaht das, er bejaht auch, dass die Bezeichnung verwendet wurde, er wisse nicht, ob auch nach außen, aber intern habe man es schon so benannt. Götzl fragt, wo, bei welchen Gruppierungen,  Gerlach seinen Spitznamen ["ACE"] verwendet hat. Gerlach: “Eigentlich überall.” Götzl sagt, Gerlach habe gesagt, es habe zu Struck eine enge Beziehung bestanden, und fragt, wie es denn danach weiter gegangen sei, wieviel Kontakt sie gehabt hätten. nachdem die Beziehung zu Ende gewesen sei, hätten sie gar keinen Kontakt mehr gehabt, sagt Gerlach, er habe sie noch einmal in Halbe auf einer Veranstaltung getroffen, danach nicht mehr.

Götzl fragt RA Klemke, ob der das Aktenzeichen des erwähnten Ermittlungsverfahrens habe, was Klemke verneint, das sei ihm früher mal bekannt gewesen, jetzt nicht mehr. Dafür nennt dann NK-Vertreter RA Narin das Aktenzeichen. Götzl sagt, RA Kuhn habe Lichtbilder übergeben in der Mittagspause, die wolle er Gerlach vorlegen. Die Bilder werden in Augenschein genommen. Gerlach sagt, er erkenne sich. Wo die entstanden sind, dazu wolle er nichts sagen, auch nicht wer da drauf ist. Die Begründung sei dieselbe. Wenn er die Namen sage, denke er, dass die Personen Repressalien unterliegen könnten durch “Abfluss von Informationen”. Götzl erwidert, das sei kein Grund, das habe er Gerlach schon gesagt. RA Klemke sagt, eine mögliche Einstellung sei uninteressant, weil das Verfahren jederzeit wieder aufgenommen werden könne. Götzl sagt, man wisse ja noch nicht einmal genau, ob gegen Gerlach ermittelt worden ist, die Frage sei auch, ob der Tatbestand schon verjährt ist, dann würde sich die Frage nicht stellen. Bundesanwalt Diemer sagt, man gebe gerade in Auftrag, das mal nachzuprüfen. RA Lunnebach sagt, weil RA Klemke zweimal interveniert hat, könne man dem Zeugen die Frage stellen, ob er in letzter Zeit mit Klemke Kontakt hatte. Götzl sagt, das könne Lunnebach dann später selbst fragen. Auf Fragen von Götzl sagt Gerlach, er sei Dachdecker, er lebe mit seiner Freundin, bald Frau, und den zwei Kindern zusammen. Götzl sagt, man könne mit bestimmten Fragekomplexen fortfahren.

Dann fragt NK-Vertreter RA Scharmer, ob Gerlach den Prozessauftakt als “Tag der Schande” bezeichnet habe. Gerlach: “Ja.” Scharmer: “Wie kommen sie dazu?” Gerlach sagt, er sei der Meinung, dass dieser Prozess in der Form eine Schande ist. Scharmer fragt, warum. Sein Blick sei, so Gerlach, dass hier Leute sitzen, die mit der Sache nicht s zu tun hätten. Scharmer fragt, ob Gerlach einen Twitter-Account “Ace_79″ habe, was Gerlach bejaht. Scharmer sagt, er habe da Bilder mitgebracht. Die Bilder werden in Augenschein genommen. Zunächst wird ein Screenshot eines Tweets vom 5.5.2013: “1. Tag der Schande! Die einzig positive Tatsache ist: JEDER Prozesstag in diesem unsäglichen AFFENTHEATER bringt uns näher ans Ende der brD!” Gerlach sagt, er denke, ein Prozess wie dieser bringe “uns” jeden Tag ein bisschen näher ans Ende, dass “die Leute” merken würden, dass das ein “seltsames Rechtssystem” sei. Scharmer: “Wen meinen Sie mit unsägliches Affentheater?” Er meine den ganzen Prozess, so Gerlach, er denke, dass dieser Prozess nicht hätte stattfinden dürfen. Scharmer fragt, ob Gerlach damit auch das Gericht meint. Gerlach sagt, das sei seine subjektive Einschätzung von außen, er meine da keinen Richter oder sonst was.

Es folgt ein weiterer Screenshot eines Tweets vom 1.7.2014, dem Tag von Gerlachs erster Vernehmung: “Fazit des Tages: ‘Die Tafelrunde ist entehrt, wenn ein falscher ihr angehört!” Wolfram von Eschenbach/Fränkischer Ritter um 1200′” Scharmer: “Können Sie mal erläutern, was Sie damit meinen?” Gerlach sagt, er finde das als Fazit des Tags gelungen. Scharmer: “Erklären Sie mal.” Gerlach: “Ich wusste, dass Sie das beobachten.” Scharmer fragt, was er sich denn dann gedacht habe. Gerlach sagt, das sei sein Fazit für den Tag. Scharmer möchte wissen, wie Gerlach es interpretiert. Gerlach: “So wie es dasteht, so interpretiere ich das auch, ich interpretiere da jetzt keine wilde Geschichte rein.” Er habe das Zitat schön gefunden und seiner Meinung nach habe das auf den Tag gepasst. Er habe es ja erläutert, er wolle nicht dafür verantwortlich sein, dass Leuten “im sozialen Gefüge” Nachteile entstehen. Scharmer fragt, auf was Gerlach “Tafelrunde” bezieht. Gerlach sagt, das beziehe er auf gar niemanden, er sehe das “im übertragenen Sinne” als sein Verhalten am Prozesstag: “Das hat ein Ritter im 12. Jahrhundert geschrieben.” Scharmer fragt, ob Gerlach mit seinem Verhalten meine, dass er hier nur die Dinge angeben habe, die er mit seinem so genannten Wertebegriff verbinden könne. Gerlach sagt, er werde hier keine Namen nennen, wo er der Meinung sei, dass die da soziale Nachteile haben könnten: “Es ist halt so, ich kann nicht anders.” Scharmer: “Und Sie würden sich als Teil der Tafelrunde sehen, die sonst entehrt sei?” Gerlach: “Nein, aber Sie können das so verstehen, dass ich mein Verhalten als ritterlich empfinde.”

Scharmer sagt, er habe noch Fragen zum Komplex Hammerskins. Götzl sagt, Scharmer solle die Fragen stellen. Scharmer sagt, er habe drei Fotos abgegeben, die der Festplatte entstammten, die bei Ralf Wohlleben sichergestellt worden sei, da gebe es einen Ordner “ACE”, der sei bisher nicht ausgearbeitet worden. Die Bilder werden in Augenschein genommen. Darauf sieht man eine Gruppe von Personen, etwas erhöht steht eine Person in einer Art weißen Kutte, einige Personen zeigen gekreuzte Arme, den Hammerskin-Gruß. Gerlach sagt, das sei ein “Ritteressen” 2004, 2005 gewesen. Scharmer: “Wer ist die Person im weißen Umhang auf dem Stuhl?” Gerlach: “Herr Wohlleben.” Es wird noch ein Foto davon gezeigt. Scharmer: “Ist das Herr Wohlleben?” Gerlach: “Ja.” Zu einem weiteren Foto fragt Scharmer, ob das dieselbe Veranstaltung ist. Gerlach: “Dazu sage ich nichts.” Scharmer fragt, ob die gekreuzten Arme ein spezielles Symbol seien. Gerlach erneut: “Dazu sage ich nichts.” Scharmer: “War Herr Wohlleben auch zugegen?” Gerlach sagt, dazu wolle er nichts sagen, aber es sei ja offensichtlich. Scharmer; “Wer darf das Symbol mit den gekreuzten Armen machen und wer nicht?” Dazu könne er nichts sagen, gibt Gerlach zur Antwort, das wolle er nicht. Scharmer: “Darf Herr Wohlleben das Symbol nutzen und machen?” Gerlach: “Dazu möchte ich nichts sagen.” Das wiederholt sich, als Scharmer die gleiche Frage stellt zu dem Herrn Eminger, den Gerlach kenne.

Scharmer fragt, ob Gerlach den Begriff “National Officers Meeting” [Treffen führender Hammerskins] kenne. Und wieder sagt Gerlach, er wolle dazu nichts sagen. Scharmer fragt, ob Gerlach Angaben zu Treffen in Portugal 2007 und 2011 im Harz machen werde, was Gerlach verneint. Scharmer: “Wer darf auf solche Veranstaltungen gehen?” Gerlach: “Dazu sage ich nichts.” Die gleiche Antwort gibt er auf die Fragen, welche Hammerskin-Gruppen es 2003 in Thüringen und Sachsen gab, wer die verantwortlichen Mitglieder in diesen Hammerskin-Gruppen waren, wer Mitglied im Hammerskin-Chapter Westsachsen war. Scharmer fragt, ob Gerlach einen Jörg Wi. kenne. Gerlach: “Können Sie die Fragen nicht alle hintereinander stellen?” Götzl sagt, Gerlach solle nicht unverschämt werden. Scharmer: “Das ist schon unverschämt genug.”

Dann fragt Scharmer, was “14 Words” bedeutet. Gerlach sagt, das sei eine Bezeichnung aus Amerika, er kriege es nicht zusammen, es gehe darum, die Existenz “unserer weißen Rasse” und “unsere Kinder” zu schützen. Scharmer fragt, ob die Hammerskins die Durchsetzung dieser Ziele im bewaffnetem Kampf gegen den Staat befürworten. Richter Götzl fragt Gerlach, ob Gerlach zum Thema Hammerskins  keinerlei Angaben mache aus den genannten Gründen. Gerlach bejaht das. RA Scharmer fragt: “Und weitere Angaben zu Kontakten in Altenburg auch nicht?” Gerlach: “Ja.” Scharmer: “Es macht keinen Sinn, ich beantrage Ordnungsmittel.” Götzl sagt, man schaue erstmal nach dem Verfahren. Scharmer sagt, da müsse sich Gerlach erstmal auf 55 berufen, was er ausdrücklich nicht tue. RA in Lunnebach sagt, sie stimme Scharmer zu, sie finde es respektlos, wie sich Gerlach hier auf sein so genanntes Wertegefühl beziehe, sie gehe nicht davon aus, dass man dem Angeklagten irgendetwas glauben könne und stelle daher keine Fragen.

Wohllebens Verteidigerin RAin Schneiders fragt, ob Gerlach Kenntnis davon habe, ob gegen das “Freie Netz Süd” mal ein Ermittlungsverfahren wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung geführt wurde. Gerlach sagt, er meine, die Betreffenden hätten das mal auf ihrer Internetseite geschrieben, aber er sei da nicht berührt. Es habe da aber Hausdurchsuchungen gegeben. Er verneint, bei diesem Ermittlungsverfahren in irgendeiner Weise betroffen zu sein.

NK-Vertreter RA Erdal fragt, ob Gerlach einen Schulabschluss hat. Gerlach: “10. Klasse, Realschule.” Götzl fragt, ob Gerlach denn eine Befürchtung habe, dass gegen ihn ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wird, wenn er auf die hier gestellten Fragen antworten würde. Gerlach sagt, es würden ja oft Ermittlungen im Hintergrund laufen. Er habe ja im Zuge der Ermittlungen hier auch eine Hausdurchsuchung gehabt. Das Verfahren sei auch nicht eingestellt worden. Er wisse jetzt nicht, was da im Hintergrund läuft. Götzl: “Irgendetwas Konkretes? Diese Durchsuchung, worum ging es dabei, wurden überhaupt gegen sie Vorwürfe erhoben, 2003?” Das seien Ermittlungen wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung gewesen, sagt Gerlach, aber er könne das nicht mehr genau sagen, denn er habe viele Hausdurchsuchungen gehabt. Er könne seine Hand nicht dafür ins Feuer legen, aber es sei das Ermittlungsverfahren gelaufen und es habe auch bei seiner Großmutter eine Hausdurchsuchung gegeben. Er sei bis 2004 in Haft gewesen, sei allerdings in Haft nicht vernommen worden zu dieser Thematik. Auf Frage von Götzl sagt OStA Weingarten, sie hätten eine Verfahrensregisteranfrage veranlasst, aber bisher sei kein Ergebnis eingetroffen. Götzl legt eine Pause ein, die noch einmal verlängert wird.

Gegen 14.35 Uhr geht es weiter. Auf Frage von Götzl sagt Bundesanwalt Diemer, es gebe im Moment noch keine valide Klärung, das dauere noch 20 Minuten. Götzl fragt Gerlach, ob dem  noch andere Verfahren gegen ihn bekannt sind. Nicht dass er wüsste, so Gerlach, nur das 2012, wo er die Hausdurchsuchung gehabt habe, er kenne den Paragraphen nicht, die hätten halt eine Waffe gesucht bei ihm, er habe keine Einstellung bekommen. Götzl: “Wer hat da gegen Sie ermittelt?” Das könne er nicht sagen, er habe eine Vorladung bekommen wegen einer “den Staat gefährdenden Straftat”, er sei nicht hingegangen. Götzl fragt nach dem Vorwurf. Gerlach: “Die haben eine Waffe gesucht.” Auf Frage sagt Gerlach, das Verfahren sei gegen ihn gelaufen, die Vorladung habe er vom LKA Thüringen bekommen, er gehe davon aus, dass das die StA Gera war. Götzl sagt, man werde sich das anschauen, Gerlach solle sich am 24.7. wieder hier einfinden. Gerlach verlässt den Saal.

Götzl sagt, man werde das Verfahren der StA Dresden beiziehen, es habe keinen Sinn auf Auskunft zu warten, die möglicherweise nicht vollständig ist. NK-Vertreterin RAin Basay sagt, das eben erwähnte Ermittlungsverfahren werde bei der StA Gera geführt gegen Gerlach. Sie nennt das Aktenzeichen und sagt, es gehe um eine Ceska.

Der Verhandlungstag endet um 14.40 Uhr.

Auf NSU-Nebenklage heißt es zum Verhandlungstag:
„Wenn Gerlach mit seiner offenen Weigerung durchkommt, ist dies ein klares Symbol an alle weiteren Nazizeugen, dass der Senat bereit ist, auf die Aufklärung der politischen und organisatorischen Strukturen, in denen sich der NSU bewegt hat, zu verzichten. Die hier geltend gemachte Weite des Schweigerechts wäre eine klare Sonderregelung für militante Nazis.“


Protokoll 127. Verhandlungstag - 15. Juli 2014

Heute musste Tino Brandt, Gründungsmitglied des THS und langjähriger V-Mann aus Thüringen aussagen. In seiner Aussage ging es um die Thüringer Neonnazi-Szene der 90er Jahre und die Unterstützung der drei Untergetauchten in der Anfangszeit. Deutlich wurden dabei die zentralen Rollen der Angeklagten Gerlach, Schultze und Wohlleben. Aber auch die V-Mann-Tätigkeit wurde thematisiert. Das Landesamt hatte über Brandt genaue Informationen über die Untergetauchten, auch Geld floss über Brandt an sie.

Zeuge: Tino Brandt (Neonazi und früherer VM 2045 und VM 2150 des TLfV)

Die Besucher- und Presseempore ist heute außergewöhnlich voll. Das Gericht betritt um 9.45 Uhr den Saal. RAin Lunnebach sagt, sie meine, dass es angesichts des Zeugen von letzter Woche sinnvoll sei, darauf hinzuweisen, dass auch bei einer Teilverweigerung Ordnungsmittel möglich seien. Götzl sagt, das wisse er, er kenne die gesetzlichen Vorschriften. Es entsteht ein Streit zwischen Götzl und Lunnebach, an dessen Ende Götzl sagt, er erteile Lunnebach nicht das Wort.

Dann beginnt die Vernehmung des Zeugen Tino Brandt, der in Handschellen von einem Polizisten durch dieselbe Tür in den Saal geführt durch den die Angeklagten Zschäpe, Wohlleben und Sc jeden Verhandlungstag den Saal betreten. Tino Brandt setzt sich an den Zeugentisch, die Handschelle wird ihm abgenommen. Götzl belehrt den Zeugen, auch nach § 55 StPO. Brandt gibt an, 39 zu sein, in Rudolstadt zu wohnen, arbeitslos zu sein und Kaufmann im Einzelhandel gelernt zu haben. Auf Frage bestätigt Brandt, dass er derzeit in der JVA Gera in Haft ist. Götzl sagt, es gehe um die Zeit Mitte der 90er Jahre bis zunächst mal etwa 2001, um Kontakte zu den Angeklagten, zu Böhnhardt, Mundlos, André Kapke, und es gegen auch um die Tätigkeit für den VS Thüringen. Dann verliest Götzl eine Aussagegenehmigung für Brandt vom TLfV vom 15.11.13. Darin heißt es, dass Brandt eine “unbeschränkte Aussagegenehmigung” erteilt wird.

Götzl bittet Brandt zu berichten. Brandt: “Puh, gute Frage.” Brandt sagt, wie er sie kennengelernt habe, wisse er nach der langen Zeit nicht mehr so genau darzustellen, es sei ein ziemlich langer Zeitraum dazwischen. Er kenne sie  alle, habe sie alle sehr positiv in Erinnerung: “Da müssten Sie die Frage schon genauer stellen.” Götzl fragt, wie damals Brandts politische Arbeit ausgesehen hat, inwiefern Brandt dabei oder bei anderen Gelegenheiten die Angeklagten kennengelernt habe, wie der Hintergrund, der Zusammenhang des  Kennenlernens gewesen sei und wie der Kontakt verlaufen sei. Brandt, sagt, er sei damals tätig in gewesen einer bekannten “Jugendgruppe”, zumindest sei sie heutzutage bekannt, als THS. Vorher hätten sie die “Anti-Antifa Ostthüringen” gehabt. Da sei er aktiv gewesen und da man habe alle Jugendlichen, die ähnlichen Meinungen hatten in Thüringen, über kurz oder lang kennengelernt, zumindest im näheren Einzugsbereich. Und dementsprechend habe er dann irgendwann “die ganzen Jenaer” kennengelernt. Götzl fragt, wen Brandt meint. Brandt: “Den André Kapke, den Herrn Wohlleben, die Beate, die zwei Uwes, den Marc Rüdiger He., der kam, glaub ich, noch aus Jena, mehr würden mir sonst nicht einfallen.” Götzl: “Wie ist der Kontakt verlaufen?” Man habe sich zu Veranstaltungen gesehen, so Brandt, beim “so genannten Mittwochsstammtisch”. Da seien die Jenaer in wechselnder Gruppe da gewesen, mal einer, mal alle, mal nur der André. Ab und zu, wenn sie “THS-Kadersitzung” gehabt hätten, habe man sich auch dort gesehen. Das sei alle vier bis sechs Wochen gewesen, wenn er sich recht erinnere.

Götzl fragt, wie es denn dazu gekommen sei, dass der THS aktiv wurde. Das sei im Endeffekt für sie die Alternative zu allen anderen Gruppen gewesen, die es sonst gegeben habe, antwortet Brandt. Die meisten der Älteren hätten ja alle die DDR erlebt und man habe gewusst, dass es nicht das ist, was man wolle. Dann hätten sie die BRD erlebt und feststellen müssen, dass da kaum große Unterschiede seien “in Zensur und Sonstiges”, bei Unterdrückungsmaßnahmen. Man habe sich dann gesagt, gut, dann gucken wir, ob es andere Möglichkeiten gibt. Götzl möchte wissen, was Brandt damit meint. Brandt: “Eine freie Presse hat es nach meiner Meinung nach ’89 in dieser Art und Weise nicht gegeben.” Es sei zwar viel geschrieben worden, deswegen habe man das aber nicht so gesehen, dass da die Wahrheit stehe. Man habe sich selber informieren müssen in Büchern, es habe nicht alles gestimmt: “Ich habe mir so den freiesten Rechtsstaat auf deutschem Boden nicht vorgestellt.” Die BRD sei nach seiner damaligen Meinung nicht das gewesen, was er sich vorgestellt habe. Götzl fragt nach Brandts heutiger Meinung. Brandt: “Es ist nach wie vor nicht dieser freieste Rechtsstaat auf deutschem Boden.” Götzl fragt nach Brandts Vorstellung von einem freien Rechtsstaat. Brandt: “Ein Staat, der Wissenschaftsfreiheit zulässt, der politische Gruppen nicht durch Gesetze einengt.” Auf die Frage, was er damit meine, nennt Brandt den § 86a [Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen] und den Volksverhetzungsparagraphen. Die Frage, ob er meine, dass es die nicht geben sollte, bejaht Brandt, die würden ja “bestimmte wissenschaftliche Themen” nicht zulassen in diesem Staat. Götzl: “Was meinen sie?” Brandt: “Was man Revisionismus nennt.” Götzl hakt nach und Brandt sagt, wenn man sich “wissenschaftlich zu bestimmten Zahlen in Konzentrationslagern oder Sonstiges” beschäftige, wenn man “bestimmte Zahlen” anzweifle, mache man sich strafbar. Götzl fragt, welche Quellen Brandt habe. Als Jugendlicher habe er das “Leuchter-Gutachten” [Schrift zur Holocaustleugnung] und ähnliche revisionistische Schriften gelesen, heute lese er das nicht mehr, aber es ändere ja nichts daran dass diese Gesetze und die “Verfolgung” nach wie vor da seien, und dass Leute wie Horst Mahler und solche Leute inhaftiert werden. Götzl sagt, was das für Grundlagen, die Brandt als maßgeblich erachte und auf die er zurückgreife. Brandt: “Habe ich ja gesagt, Leuchter-Gutachten und ähnliche Literatur.”

Götzl sagt, man sei beim Thema THS gewesen und fragt, wie denn jetzt die KS Jena zum THS stehe. Jetzt könne er überhaupt nicht sagen, antwortet Brandt, er habe da seit 2001 keinen Kontakt mehr. Auf Nachfrage sagt Brandt, er habe den Fehler begangen “mit diesem Landesamt” zusammenzuarbeiten, was ihn sein Ein und Alles gekostet habe. Und dementsprechend sei mit der Veröffentlichung seiner Tätigkeit für diesen Dienst seine politische Tätigkeit unmöglich geworden. Götzl sagt, seine Frage habe sich auf die frühere Zeit bezogen. Die KS Jena sei bis 2001 Teil des THS gewesen, sagt Brandt. Auf die Frage, wer noch Teil des THS war, sagt Brandt: “Alle Jugendlichen, die sich dazu bekannt haben.” Sie hätten ja keine Mitglieder gehabt, es sei ein loser Zusammenschluss gewesen. Und wer der Meinung gewesen sei, sich durch den THS vertreten zu fühlen, der sei eben THS gewesen. Es habe keine Mitgliedsausweise gegeben, man habe dazugehört oder eben nicht. Götzl: “Wie kam es dazu, dass es diese Organisation gab, wer waren die Initiatoren und die leitenden Figuren?” Am Anfang hätten sie die “Anti-Antifa Ostthüringen” gehabt, so Brandt, zumindest in Saalfeld-Rudolstadt. Die Anti-Antifa-Arbeit sei aber nur ein kleines Sachgebiet gewesen und Ostthüringen zu klein für die Gruppe, die sie geworden seien. So hätten sie nach einem passenden Namen gesucht und irgendwann sei der Name “Thüringer Heimatschutz” da gewesen. Die einzelnen Städte hätten sich da zugehörig gefühlt, Saalfeld, Rudolstadt, Jena, später Sonneberg usw. Er selber stamme aus Saalfeld-Rudolstadt, sei Rudolstädter, so Brandt auf Frage.

Götzl: “Von wem ging die Initiative aus?” Das könne er nicht mehr im Einzelnen “beziffern”, sagt Brandt, er denke, es sei eine Gruppenidee gewesen. Er selber sei mit Sicherheit Mitinitiator gewesen, aber es habe sich niemand dahingestellt, und gesagt, ab heute THS und das ist so. Götzl zitiert aus Brandts Vernehmung vom 26.1.2012, der THS habe sich entwickelt sich aus dem so genannten “Mittwochsstammtisch”. Das bejaht Brandt, man habe sich anfangs im “Goldenen Löwen” in Rudolstadt getroffen, später in verschiedenen Gaststätten in Saalfeld-Rudolstadt. Auf Frage nennt Brandt den “Gummistiefel” in Schwarza und die “Gaststätte Heilsberg” in Heilsberg, andere Namen würden ihm jetzt nicht einfallen. Vorhalt: Das Ganze habe sich nach und nach entwickelt, zunächst sei er fast allein gewesen, dann seien Kameraden aus dem gesamtthüringischen Raum dazu gekommen, außer Mühlhausen und Nordhausen. Brandt bejaht das; nach Mühlhausen und Nordhausen hätten sie keine Kontakte gehabt. Anfangs seien sie 20 gewesen, später bis zu 70, 80, so Brandt auf Frage. Vorhalt: Zuletzt im Goldenen Löwen seien es bis zu 100 Leute gewesen. Dann fragt Götzl, wie es zur Bezeichnung THS gekommen sei. Brandt: “Wir waren Thüringer, also Sächsischer Heimatschutz hätte nicht gepasst.” Götzl: “Diese Späße können Sie sich sparen.” Das sei einfach aus der Menge raus geboren, sagt Brandt, egal was man davor oder danach stelle, der habe sich immer gut angehört.

Vorhalt: Es sei das Bedürfnis entstanden, diesem Zusammenschluss verschiedener KS einen Namen zu geben, der alle repräsentiert, und so sei er, Brandt, auf die Idee gekommen. Brandt: “Das kann schon sein.” Ob er der direkte Namensgeber war, könne er nicht mehr genau sagen. Götzl sagt, das stehe hier im Protokoll. Brandt: “Kann sein.” Götzl sagt, die Vernehmung sei nicht so lange her. Brandt sagt, das sei auch eine Stresssituation gewesen. Götzl fragt, was das damit zu tun hat. Brandt: “Ich kann es nicht mehr sagen, ob ich der Namensgeber war.” Er wisse auch nicht mehr, wann das war. Götzl hakt nach und Brandt sagt, 1995 habe man auf jeden Fall noch die “Anti-Antifa Ostthüringen” gehabt, er denke, es sei 1996 gewesen. Götzl fragt, wer was gemacht hat im THS. Brandt antwortet, man dürfe sich das nicht so vorstellen, dass das ein Verein sei, wo Sachen jemandem klipp und klar zuzuordnen sind, Kassenwart z.B. Das sei da nicht so gewesen. Es seien bestimmte Personen mehr in der Öffentlichkeit aufgetaucht. Sein Name sei schon öfters in die Presse geraten, dementsprechend sei er mehr mit dem Namen aufgetaucht. Er habe später auch die Homepage registriert. Wenn bestimmte Sachen waren, Presse oder so, habe das meistens er gemacht. Und Kassenwart habe es nicht gegeben, auch keine Mitgliedsbeiträge. Aktionen in Thüringen seien von den Leuten in den Kameradschaften besprochen worden, ob man Demonstrationsanmeldungen macht oder ähnliches. Das seien dann Gruppenentscheidungen gewesen.

Götzl fragt, wer außer Brandt in der Öffentlichkeit gestanden habe. Brandt sagt, das sei meistens er selbst gewesen oder der Herr Kapke. Götzl fragt nach sonstigen Tätigkeiten. Brandt sagt, eigentlich seien das die gewesen, er meine Öffentlichkeitsarbeit, Demonstrationen oder die Hinfahrt zu bestimmten Demonstrationen, die sie nicht selbst organisiert hätten, das sei im Endeffekt die Hauptarbeit gewesen. Götzl fragt nach weiteren Personen, die maßgebliche Entscheidungen getroffen haben. Die maßgeblichen Entscheidungen habe man getroffen, so Brandt, wenn man sich alle vier, sechs Wochen zusammengesetzt habe. Das sei verschieden gewesen, es habe davon abgehangen, welche KS da war: “Und da hat man sich relativ demokratisch unterhalten, was machen wir und in welchen Städten und wer meldet an und wer stellt Ordner, das ist da besprochen worden.” Auf die Frage nach Druckerzeugnissen sagt Brandt, sie hätten am Anfang bei der Zeitschrift “Junges Franken” mitgeschrieben gehabt und später hätten sie die “Neue Thüringer Zeitung” mitgestaltet, in Zusammenhang mit einem großen Zeitungsprojekt, was Frank Schwerdt [langjähriger NPD-Kader] gemacht habe.

Vorhalt: Intern sei er, Brandt, schon eine Führungsperson gewesen, sie seien aber 7, 8 Personen gewesen, darunter André Kapke und der Mario Ralf Brehme. Dazu sagt Brandt, als Rudolstädter sei Br. immer mal mit dabei gewesen bei den Sitzungen. Götzl sagt, Brandt habe von 7, 8 Personen gesprochen. Brandt sagt, Jena sei meistens mit 2, 3 Personen dazu gekommen, Gera mit 2, 3 Personen, “und dann war’s das”. Jena sei Kapke gewesen und wer mit ihm eben mit gewesen sei, das sei wechselnd  gewesen, manchmal Ralf Wohlleben, einer oder beide Uwes seien “durchaus” auch mal mit da gewesen. He. sei nach seiner Meinung auch mal mit bei den Sitzungen gewesen, bei Gera Krautheim und Richter und ein, zwei andere Personen, wo ihm der Name jetzt nicht mehr geläufig sei.

Götzl fragt, was Brandt denn zu Beate Zschäpe sagen könne, Brandt sagt, er habe sie damals auf dem Stammtisch kennengelernt, als wohl mal Jena relativ komplett da gewesen sei, also Kapke, die zwei Uwes, Beate. Da habe man sich mal kennengelernt: “Ich habe sie später auf Rechtsschulungen und Sonstiges immer mal wieder gesehen.” Götzl: “Was meinen Sie mit Sonstiges?” Brandt nennt Demonstrationen, Schulungen, Mittwochsstammtische. Es sei nicht so gewesen, dass sie nur einmal da war. Der Stammtisch sei jede Woche gewesen, er habe keine Ahnung, wie oft sie da teilgenommen habe, aber ab und zu habe man sich schon mal gesehen. Mundlos und Böhnhardt habe er auch auf dem Stammtisch in Rudolstadt im Goldenen Löwen kennengelernt. Wann genau könne er nicht mehr sagen. Da seien sie öfters zu sehen gewesen. Er wisse nicht, ob Mundlos da schon in Ilmenau auf der Schule war. Mal sei er, Mundlos, alleine da gewesen, mal seien sie komplett da gewesen, aber nicht jede Woche.  Wen er zuerst kennengelernt habe, daran könne er sich nicht erinnern. Am ehesten könne er mich an Mundlos erinnern, sagt Brandt auf Frage nach dem Verhalten der beiden Uwes, sein Nachname sei “relativ Programm”, er habe immer den Mund offen gehabt und sei der “absolute Enkel-Typ” gewesen. Jede Oma habe sich sofort für ihn begeistern können. Er habe sofort integrieren können, “war wirklich ein lustiger Typ”.

Götzl möchte  wissen, was Brandt sonst noch zu Mundlos sagen könne, auch zu seiner Tätigkeit in KS Jena und THS. Brandt sagt, Jena sei eine relativ geschlossene Gruppe gewesen, wo er (Brandt)  hauptsächlich mit Kapke zu tun gehabt habe. Und wenn was gewesen sei, Demonstrationen oder so, seien Jenaer immer geschlossen da hingefahren: “Aber wer da was gemacht hat kann ich nicht sagen.” Für Koordination und so habe er immer mit Kapke zu tun gehabt. Götzl sagt, Brandt weiche aus, er habe nach Mundlos gefragt. Er sei in Rudolstadt gewesen, so Brandt und später in Coburg, in der Woche sei er meistens zum Stammtisch gefahren und nur am Wochenende in Thüringen gewesen. Was die in Jena gemacht hätten im Einzelnen könne er nicht beziffern. Hauptkontakt sei Kapke gewesen. Die Jenaer an sich habe er gesehen beim Stammtisch, bei Demos, bei Geburtstagsfeiern. Aber ob Mundlos in der Woche Flugblätter verteilt hat, könne er nicht sagen. Götzl fragt nach den politischen Ansichten von Mundlos. Brandt sagt, seiner Meinung nach habe Mundlos “nationale und soziale Interessen” vertreten, sei als “nationaler Sozialist” aufgetreten. Götzl bittet Brandt, das näher auszuführen. Brandt: “Wie will man das spezifizieren?” Es sei nicht so, dass Mundlos mit Hakenkreuzarmbinde durch die Gegend gelaufen ist. Aber Mundlos habe sich für die “damaligen Ideale der NSDAP”, denke er, eingesetzt und habe die in Ordnung gefunden.

Götzl fragt, ob es da besondere Bereiche gegeben habe, die Mundlos besonders vertreten oder wozu er sich geäußert habe. Brandt verneint das. Die Mittwochsstammtische seien keine politischen Führungstreffen gewesen, sondern lockere Zusammentreffen. Da habe man keine Fachsimpelei über irgendwelche politischen Ausrichtungen gemacht. Götzl fragt, ob Mundlos sich mit bestimmten Büchern beschäftigt. Brandt sagt, er selbst habe ja bei “Nation Europa” [extrem rechter Verlag und Zeitschrift] gearbeitet, das sei ein rechter Verlag gewesen, da habe Mundlos ein paar Bücher bei ihm bestellt, das sei meistens Lektüre über Rudolf Heß gewesen. Er verneint, mit Mundlos darüber gesprochen zu haben. Götzl fragt nach sonstigen Werken, die Mundlos da bestellt habe. Nach einer Pause sagt Brandt, er erinnere sich an die “Heß-Literatur” und Mundlos habe damals “Meinungsdiktatur” vom [Jürgen] Schwab [extrem rechter Publizist] geholt. Aber andere Literatur sei ihm jetzt nicht erinnerlich. Vorhalt: Mundlos sei sehr offen gewesen, habe schnell Anschluss gefunden, sei sehr kommunikativ, sehr intelligent gewesen, er habe sich über Brandt auch zahlreiche Bücher zum Einkaufspreis beschafft, das sei von Büchern über die Waffen-SS bis zu politischen Werken gegangen, Brandt sei sich sehr sicher, dass Mundlos Hitlers “Mein Kampf” gelesen hat, wie er, Brandt, selber auch. Brandt: “Aber ‘Mein Kampf’ haben wir nicht vertrieben.” Zu den anderen genannten Werken würden ihm jetzt keine Titel mehr einfallen.

Vorhalt: Mundlos habe nicht nur ein gefestigtes nationalsozialistisches Weltbild gehabt, sondern sei auch in der Lage gewesen, das argumentativ zu verteidigen. Brandt sagt, Mundlos sei durchaus in der Lage gewesen, das nicht nur zu behaupten sondern auch zu begründen. Er wisse, wie gesagt, so Brandt, dass “das Heß-Thema” Mundlos sehr bewegt habe. Darüber habe Mundlos auch, wenn sie Aktionen zu dem Thema gemacht hätten, geredet, habe sich aufgeregt, wie man so jemanden so lang in Einzelhaft sperren könne, “warum man ihn noch umbringen musste und so weiter”. Götzl fragt, wie sich Mundlos zum Thema Ausländer verhalten hat. Er gehe davon aus, sagt Brandt, dass Mundlos dieselbe Meinung hatte “wie wir alle”. Brandt spricht von einer Begrenzung der Anzahl der “Ausländer” in Deutschland, dass man für “Familienzusammenführung im Heimatland” sei, und von einer “Zuzugsbeschränkung”. Götzl fragt nach Vorfällen dazu in Bezug auf Mundlos oder ggf. Böhnhardt. Da falle ihm gerade kein Zwischenfall ein, sagt Brandt. Götzl: “Welche Rolle hat Gewalt gespielt?” Brandt sagt, er habe Mundlos nie gewalttätig erlebt. Götzl: “Wurde darüber diskutiert?” Brandt: “Wir hatten irgendwann mit Sicherheit eine Diskussion gehabt, wie wir uns weiterentwickeln und haben den Weg in die NPD gewählt, dass wir über Wahlen versuchen was zu ändern.” Götzl fragt, was Brandt mit “wir” meine. Brandt spricht von Ralf Wohlleben, der sei zu einer Stadtratswahl in Winzerla angetreten, das habe er selber mit unterstützt mit Flugblättern: “Wir sind ja fast alle in die NPD gegangen, um dann über Wahlen was zu ändern.”

Götzl sagt, dass es um Mundlos und Gewalt ging, und er, Brandt, habe von Diskussionen gesprochen. Götzl fragt, wann es welche Diskussionen gegeben habe. Ihm keine direkten Diskussionen dazu erinnerlich, sagt der Zeuge. Er könne mich an Diskussionsthema in Richtung “Sozialrevolutionäre” oder “Autonome Nationalisten” erinnern, aber er habe jetzt keine Gewaltdiskussion im Hinterkopf. Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm beanstandet Götzls Vorhalt, denn sie habe sich notiert: “Diskussionen, wie wir uns weiterentwickeln”. Götzl erwidert, Brandt habe das aber auf seine Frage nach Gewalt gesagt. Brandt sagt, nicht nur er selber habe Gewalt nicht als politische Lösung gesehen. Sie hätten sich bei Demonstrationen immer zurückgehalten. Eine Diskussion “weg von Gewalt” habe es nicht gegeben, weil sie nicht gewaltbereit gewesen seien. Wenn mal ein Vortrag gewesen sei, seien sie als Gruppe rein und hätten dann diskutiert mit den Leuten. Weiterentwicklung sei dann gewesen, dass sie über den politischen Weg etwas ändern wollten. Mit Mundlos habe er über so ein Thema nie diskutiert, und irgendwann sei der weg gewesen, ihm sei keine Situation bekannt, wo Mundlos, wenn sie was gemacht hätten, gewaltsam aufgetreten wäre.

Götzl fragt, was Brandt zu Böhnhardt sagen kann. Im Gegensatz zu Mundlos sei “der Herr Böhnhardt” ein bisschen zurückhaltender gewesen, sagt Brandt, so habe er es in Erinnerung, ein Schweigsamer. Mit Sicherheit habe Böhnhardt jetzt nicht so viel gelesen wie der andere Uwe. Götzl fragt zu Böhnhardts politischen Ansichten. Er gehe davon aus, dass der dieselben Ansichten hatte wie die ganze Jenaer Gruppe, sagt Brandt. Er könne sich in der Sekunde jetzt nicht dran erinnern, sich mit Böhnhardt über Politik unterhalten zu haben. “Mit Mundlos mit Sicherheit.” Götzl sagt, in Brandts Aussage heiße es, Böhnhardt habe über ein äußerst gefestigtes Weltbild verfügt und sei ein militanter Mensch. Götzl: “Was ist damit gemeint?” Brandt sagt, das sei eine gute Frage, gefestigt seien, wie gesagt, alle Jenaer gewesen. Das Verhör in Karlsruhe sei schon unter Druck entstanden: “Keine Ahnung wie man Militanz verstehen will.” Es sei nicht so, dass Böhnhardt jedes Mal mit einem Schlagstock durch die Gegend gezogen sei. Götzl sagt, ihn interessiere, was war, was Brandt erinnere. Wenn er sich recht erinnere, so Brandt, habe Böhnhardt, er glaube, uniformähnliche Kleidung angehabt, dass er (Brandt) das in diese Richtung gemeint habe. Der habe schwarze Kleidung getragen, Koppel, er wisse nicht, ob Schulterriemen oder nicht. Das habe immer ausgesehen, als wenn es uniformähnlich wäre. Das habe Böhnhardt bei den Mittwochsstammtischen getragen, bei Demonstrationen gehe sowas nicht.

Götzl fragt zum Thema Gewalt bei Böhnhardt, ob Brandt Vorfälle erlebt oder davon gehört hat. Brandt: “Nein, also…” Es folgt eine längere Pause. Dann fragt Götzl, ob Brandt etwas weiß, ob Böhnhardt an Wehrsportübungen teilgenommen hat. Brandt sagt, er habe selbst nie an welchen teilgenommen und habe Böhnhardt deswegen logischerweise nie an solchen Übungen teilnehmen gesehen. Er könne es sich durchaus vorstellen. Brandt spricht von der GST [Gesellschaft für Sport und Technik]. Das sei zu DDR-Zeiten ganz normal gewesen und später habe man das vermisst. Interesse an, “was weiß ich”, wie eine Armbrust funktioniert, sei immer da gewesen bei bestimmten Leuten. Und mit Sicherheit habe sich Böhnhardt für so ein Thema interessiert: “Aber nicht, dass es total vordergründig war.” Götzl: “Was meinen Sie mit dem letzten Satz?” Brandt sagt, Böhnhardt habe sich bestimmt mal für bestimmte Sachen interessiert, “was weiß ich, Wurfmesser oder sowas”, aber nicht, dass das sein Lebensinhalt gewesen sei. Beim Mittwochsstammtisch sei Biertrinken, das letzte Konzert Thema gewesen, aber solche Themen gar nicht. Götzl fragt, was Brandt damit meine, dass es nicht Lebensinhalt war. Es gebe Leute, antwortet Brandt, die totale Waffennarren sind und ununterbrochen von ihren neuesten Errungenschaften reden: “Das war in dem Fall nicht so.”

Brandt bejaht Sven Rosemann zu kennen. Das sei jemand, der durchaus sich für Waffen interessiert habe, der sei mal im Fernsehen aufgetreten zu einer “Wehrsportgeschichte”, bei dem sei das schon eher so ein Thema gewesen. Auf Frage sagt Brandt: “Er war Rudolstädter. Oder ist Rudolstädter, nach wie vor, denke ich.” Götzl fragt, wie Mundlos und Böhnhardt zu Rosemann standen. Die hätten sich mit Sicherheit auf den Mittwochsstammtischen genauso unterhalten, so Brandt. Böhnhardt habe sich mit Rosemann öfters unterhalten, die hätten sich mit Sicherheit gut gekannt. In der Vernehmung heiße es im Anschluss zu Böhnhardt, dass der sich auch innerhalb der Szene zusammengetan habe mit extrem militanten Typen. Brandt sagt, Rosemann sei in seiner damaligen Ansicht schon ein Militanter gewesen: “Wobei ich das jetzt nicht abwertend sehen will oder so.” Auf Nachfrage sagt er, Rosemann habe ein “militantes Auftreten” gehabt, aber insoweit, dass er nicht mit den Gesetzen in Konflikt geraten sei. Wenn Rosemann sich eine Schreckschusswaffe gekauft habe, dann hätten die sich darüber unterhalten, wie in einem Schützenverein, nicht dass das problematisch gewesen sei, ganz normal.

Götzl fragt, wen Brandt mit “extrem militante Typen” meine, das sei ja Mehrzahl. Brandt erwidert, das sei mit Sicherheit zusammengeschrieben von der Bundesanwaltschaft damals. Ihm falle nur noch der Sven einfallen, mehr nicht. Vorhalt: Dabei denke Brandt an Sven Rosemann aus der KS Saalfeld, der dem militanten Flügel angehört habe. Götzl sagt, wenn von einem “Flügel” spreche, das müssten ja mehrere Personen sein. Brandt sagt, die Leute hätten bei den Stammtischen in Gruppen zusammengesessen, er wisse jetzt niemanden, wobei er fast keinen Namen mehr kenne von damals außer den wichtigen. Götzl hält vor: Rosemann sei nach Brandts Meinung ein echter Psychopath, der auch Wehrsportübungen durchgeführt habe. Brandt: “Das war meine Einschätzung zu ihm.” Götzl: “Ich bitte Sie, das zu erläutern.” Das sei schwierig darzustellen, so Brandt, der Sven sei halt jemand gewesen, wenn es nicht so gelaufen sei, wie er wollte, sei er halt schon mal “ziemlich herrschsüchtig” aufgetreten. Der sei niemand, der jetzt, wenn eine Mehrheit etwas beschlossen habe, meinte, man müsse sich dran halten. Der habe mit Demonstrationen und Ähnlichem nichts zu tun gehabt, deswegen sei das für ihn, Brandt, nicht das Problem gewesen, weil der nicht in der politischen Gruppe gewesen sei, wo das ein Problem gewesen wäre. Götzl sagt, in der Beschreibung “herrschsüchtiges Auftreten” liege eine Bewertung. Brandt sagt, er sei zweimal mit Rosemann zusammengestoßen, das habe er nicht positiv in Erinnerung. Das sei eine “private Einschätzung” von ihm. Auf Nachfrage sagt Brandt, da sei es um eine Polizeiaussage gegangen, zu der er, Brandt, genötigt worden sei, “typisch Thüringer Polizei”. Und als er das später zu Rosemann gesagt habe, dass er sich zu einem bestimmten Vorfall geäußert habe, da sei Rosemann ziemlich wütend gewesen, man sei mächtig aneinander geraten und seitdem sei der Kontakt etwas eingeschränkt gewesen. Seit dem Zeitpunkt habe er bestimmte politische Sachen mit Rosemann nicht diskutiert. Man sei sich aus dem Weg gegangen. Rosemann habe gesagt, wenn so eine Aussage nochmal vorkommt, dann flippt er aus. Das habe dazu geführt, dass man sich komplett aus dem Weg gegangen sei.

Götzl: “Um was ging es da?” Das sei ein Vorfall in Rudolstadt gewesen zu einem 8. Mai an einem Opfer-des-Faschismus-Denkmal, wo sie eine Aktion gemacht hätten mit Flugzetteln: “Lieber stehend sterben als auf Knien leben - Wanted VVN und Franz-Gang”. Wobei der Bürgermeister damals Franz geheißen habe. Da sei die Polizei gekommen, aber sie seien rechtzeitig weg gewesen. Und später bei einer Aktion beim Altstadtfest in Jena sei er bei Ausschreitungen, nicht von ihnen, sondern von ein paar Skinheads, bei einem Planetarium festgenommen worden. Es habe eine Befragung gegeben. Er habe mehrfach gesagt, er mache keine Aussage. Das habe die Polizei nicht interessiert. Stattdessen habe man ihm eine Cola-Dose gegeben zum Trinken und nach dem Austrinken habe man die mit Handschuhen in einen Asservatenbeutel getan und gesagt, das ist jetzt die Cola-Dose, die man in Rudolstadt bei einem Heß-Transparent gefunden hat. Das Transparent sei mit einer Cola-Dose fixiert gewesen. So seien damals die Polizeiverhöre gewesen, so habe er das damals erlebt. Und dann sei eben zu der Aussage gekommen, welche Leute in Rudolstadt dabei gewesen sind bei der Propagandaaktion. Später bei Gericht habe sein Anwalt nur den Kopf geschüttelt und gesagt, da stehe ja überall er habe die Aussage verweigert. Und da Rosemann bei der Aktion dabei gewesen sei und er, Brandt, ihm gesagt habe, dass er zu einer Aussage genötigt worden sei, seien sie aneinander geraten. Auf Frage sagt Brandt, er sei beschuldigt gewesen, die zwei Uwes, Beate, Kapke und Rosemann, da seien sie alle beschuldigt gewesen.

Götzl sagt, jetzt finde sich in der Vernehmung noch der Satz: “Ich bin fest davon überzeugt, dass Böhnhardt und Rosemann, bei denen es sich jeweils um Waffennarren handelte, gemeinsam Wehrsportübungen durchführten.” Götzl sagt, Brandt solle zunächst bei den Waffennarren bleiben, im Hinblick auf beide, was damit gemeint sei. Brandt sagt, die hätten sich über Schreckschusswaffe und sowas durchaus unterhalten. Ihm selbst sei keine Wehrsportübung in Thüringen bekannt, er wisse nicht, ob sie an einer teilgenommen haben. Götzl: “Ja haben Sie das so gesagt?” Er habe es ja unterschrieben, so Brandt, sicher sei das damals so gesagt worden. Aber man dürfe die damalige Zeit mit der ganzen Presse und drumherum nicht vergessen. Er sei auch unsportlich und wäre nie dazu eingeladen worden. Götzl hält nochmal die Angabe vor, dass Brandt fest davon überzeugt sei. Brandt sagt, er wisse es nicht. In Thüringen sei ihm keine einzige bekannt, auch nicht in Sachsen oder so. Er habe während seiner politischen Laufbahn da nie sowas gesehen in Thüringen. Götzl fragt, ob Brandt bei Böhnhardt Waffen gesehen habe. Er könne sich, glaube er, mal an so einen Leuchtspurstift erinnern, so ein Plastikding, wo Leuchtspur hoch geschossen wird, so Brandt. Das sei das einzige, was ihm erinnerlich sei. Zum Mittwochsstammtisch hätten Polizeikontrollen stattgefunden, da habe Böhnhardt sowas sicher nicht dabei gehabt, und ansonsten habe man sich auf Demonstrationen gesehen und da habe man sowas auch nicht dabei. Es folgt eine Pause bis 11.27 Uhr.

Danach macht Götzl den Vorhalt, dass Brandt angegeben habe, er könne sich z.B. daran erinnern Böhnhardt und Rosemann paramilitärisch gekleidet in Begleitung von Jugendlichen auf dem Weg von oder zu einer Wehrsportübung an einer Tankstelle getroffen zu haben. Brandt sagt, daran könne er sich erinnern, aber er habe das geschlussfolgert, dass die zu oder von einer Wehrsportübung kamen, anhand der militärischen Kleidung, die hätten das nicht gesagt. Götzl fragt, ob sich die Personen, die Brandt mit der KS Jena verbinde, unterschieden haben von anderen KS. Die KS Saalfeld-Rudolstadt, so Brandt, sei eine KS mit vielen Jugendlichen gewesen, sie hätten mehr “Quantität statt Qualität” gehabt, während Jena den anderen Weg genommen habe. Die hätten gesagt: kleinere Gruppe, nicht so viele Leute, dafür eben gefestigter. In Saalfeld hätten sie mit den vielen Jugendlichen, 16, 17 teilweise, viele Schulungen machen müssen. Rechtsschulungen, damit da nichts schief läuft mit der Polizei, dass die da nichts falsch machen, dass es nicht zu Straftaten kommt, was ist erlaubt, was nicht. Damals sei das mit den “Gaudreiecken” aktuell gewesen. Das habe man bei ihnen verstärkt machen müssen, bei der kleinen Gruppe in Jena habe man das nicht machen müssen. Da habe man auch keinen weltanschaulichen Schulungen machen müssen, das Weltbild sei da, wie gesagt, gefestigt gewesen. Bei ihnen seien immer wieder Leute dazugekommen und weggefallen, da habe man kontinuierlich Schulungen machen und die Leute mit Infomaterial versorgen müssen.

Vorhalt aus der Vernehmung: Die KS Jena habe nach Brandts Eindruck ein elitäres Selbstverständnis, während sie durchaus 60, 70 Mitglieder gehabt hätten, seien die aus Jena weitgehend unter sich geblieben, weiterhin habe die KS Jena neben persönlicher Freundschaft ein gefestigtes ideologisches Selbstverständnis verbunden. Brandt bejaht das. Götzl macht den Vorhalt, dass sie in Saalfeld-Rudolstadt und die KS Jena nationale Sozialisten gewesen seine, man ideologisch dem Nationalsozialismus nahe gestanden habe. Dann hält er vor, dass es zwischen Brandt, Kapke und Mundlos häufiger Streit in Strategiediskussionen zur Jugendarbeit gegeben habe. Brandt sagt, Kapke sei der Meinung gewesen, was will man soviel Leuten, wenn das Weltbild nicht gefestigt ist. Da hätten sie unterschiedliche Meinungen gehabt. Vorhalt: Statt vieler Gefolgsleute eher weniger, aber dafür hundertprozentig überzeugte Kameraden; zwar sehe Masse auf Demonstrationen gut aus, aber die politische Arbeit vor Ort sei dann weniger gewährleistet. Das sei Kapkes Meinung gewesen so Brandt.

Götzl fragt nach Holger Gerlach. Brandt sagt, den habe er zwei-, dreimal mit auf dem Stammtisch gesehen. Er habe gewusst, dass Gerlach er zu den Jenaern gehört habe, aber weggezogen sei, nach Hannover oder so, und nur zu sehen war wenn er in der Heimat auf Urlaub war. Vorhalt: Am Anfang sei auch Holger Gerlach dabei gewesen. Dazu sagt Brandt, er wisse nicht mehr, ob Gerlach am Anfang noch in Jena gewohnt hat. Zu Carsten Schultze sagt Brandt, der sei später dazu gekommen, 1996, 97. Götzl fragt, ob Brandt André Eminger kenne. Brandt: “Nein. Aus der Presse, aber…”

Götzl fragt, ob Brandt über Aktion der KS Jena informiert war. Wenn man sich im Vorfeld zusammengesetzt und besprochen habe, so Brandt, sei man informiert gewesen, wenn es um Anmeldungen und Sonstiges gegangen sei. Götzl fragt, ob es Informationen gegeben habe, von denen Brandt nicht oder erst später erfahren habe. Brandt sagt, wenn Götzl das mit den Koffern meine, das hab er erst sehr viel später erfahren. In ihrem Lokalteil sei das nicht in der Zeitung gewesen. Wenn ansonsten eine Flugblattverteilung oder Heß-Aktion in der Presse erwähnt worden sei, dann habe man diese Artikel mitgenommen zu den Stammtischen. Aber von “dieser Kofferaktion” habe er das erste Mal etwas gehört, als Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe dann auf der Flucht waren. Als er es erfahren habe - er wisse nicht, ob von Kapke - habe er gefragt, was da war, dass man auf Flucht gehen muss. Sie hätten nichts Schlimmes gehört mit den Garagen. Dass da Sprengstoff drin war, sei erst später herausgekommen. Er habe nicht nachvollziehen können, dass sie auf Flucht sind, da sei erst erwähnt worden, dass da irgendeine Koffergeschichte gab. Aber wer das erwähnt hat, das sei zu lange her. Götzl: “Irgendeine Koffergeschichte?” Brandt sagt, die Geschichte mit dem Hakenkreuz drauf, wo Sprengstoff drin gewesen sein solle. Er kenne das auch nur aus dem NSU-Untersuchungsausschuss und der Presse, eigenes Wissen habe er gar nicht. Er denke, dass damals, als die auf Flucht gegangen sind, erwähnt wurde, dass es mit einer Bombenattrappe in einem Koffer zusammenhängt, sagt Brandt auf Nachfrage. Vorhalt: Brandt traue den Dreien die Straftaten, die ihnen heute zugeschrieben würden, nicht zu, wobei andererseits die KS Jena schon dadurch aufgefallen sei, dass sie konspirative Aktionen durchgezogen habe, von denen sie nicht berichtet habe, bspw. Puppe, Bombenattrappen, obwohl man sich über jeden Artikel gefreut habe. Brandt sagt, die Puppe komme dazu. Das sei natürlich Wissen, dass er erst hinterher erfahren habe.

Götzl fragt, was mit Aktionen, die konspirativ durchgezogen wurden, gemeint ist. Das seien die “Koffergeschichte” und die “Puppengeschichte” gemeint, so Brandt. Das mit der “Puppengeschichte” sei mir damals erzählt worden, da sei “der Herr Böhnhardt” ja auch verurteilt worden. Vorhalt: Brandt habe erst im Jahr 1998 erfahren, nach dem Abtauchen, dass die für die Puppengeschichte und die Bombenattrappen verantwortlich gewesen seien. Das könne sein, so Brandt, dann werden Kapke ihm das erzählt haben. Er wisse es nicht mehr, es sei zu lange her, man habe viel zu viel in der Presse gelesen in der Zwischenzeit, könne es nicht mehr auseinanderhalten.

Götzl fragt zu Zschäpe. Brandt sagt, wenn er sich recht erinnere, sei Zschäpe eher ruhig, zurückhaltend gewesen. Aber wenn sie Schulungen gehabt hätten oder so, “durchaus mit Fachwissen”.  Wenn eine Rechtsschulung gewesen sei oder eine Schulung zu “Germanentum” sie es durchaus so gewesen, dass da Wissen “ordentlich vorhanden” war. Zschäpe sei “keine dumme Hausfrau”. Götzl fragt, was Brandt mit Wissen meine. Brandt spricht von Schulungen zu “Germanentum”, Rechtsschulungen, “weltanschaulichen Schulungen”. Er wisse nicht mehr, welche Schulungen sie damals gemacht hätten. Es habe auch viele Schulungen gegeben, nachdem die Drei weg waren. Götzl fragt zum sonstigen Verhalten Zschäpe. Brandt sagt, sie habe nie irgendwo im Vordergrund gestanden. Bei der Geschichte in Rudolstadt mit den Flugzetteln, Propagandaschnipseln habe sie teilgenommen. Zschäpe sie ein “Mädchen” gewesen, die in Ordnung gewesen sei und bei politischen Sachen, bei solchen Sachen durchaus mit teilgenommen habe. Götzl fragt nach Zschäpes Verhalten bei Diskussionen. Brandt: “Eher zurückhaltend.” Götzl fragt zum Verhältnis Zschäpes zu Böhnhardt und Mundlos. Brandt antwortet, er habe selbst nie beurteilen können, ob sie gerade mit jemandem da liiert war oder nicht, er habe da auch nicht nachgehakt. Es sei nur offensichtlich gewesen, das alle drei gut befreundet waren. Das mache er am vertrauten Umgangston fest.

Vorhalt: Zschäpe sei ein ruhiger Typ gewesen, habe sich bei Veranstaltungen oder Konzerten nicht in den Vordergrund gedrängt, habe aber über fundiertes Wissen verfügt, wenn sie sich zu Germanentum und NS-Wissen geäußert habe; sie habe sich immer in Diskussionen einbringen können. Brandt sagt, wenn man diskutiert habe zu “Germanentum oder sonstiges”, dann sei eben Wissen da gewesen und sie habe mitdiskutieren können. Sie habe nicht in der Ecke gestanden und Trübsal geblasen, sondern durchaus zum Thema beitragen können. Vorhalt: Wegen einer besonderen Radikalität sei Zschäpe Brandt nicht aufgefallen, obwohl sie zur KS Jena gehört habe. Die KS Jena sei, wie gesagt, sehr elitär aufgetreten, so Brandt, das sei Beate nicht. Sei sei immer relativ zivil aufgetreten. Beate habe keines dieser Klischees übernommen, dass sie herumgelaufen wäre wie ein Skinheadgirl, sie habe sich nie gekleidet wie eine “Nazi-Braut”, wie die Bild-Zeitung schreibe. Sie sei normal, ganz normal gekleidet gewesen, sagt Brandt auf Frage. Vorhalt: Zschäpe habe nach Brandts Einschätzung immer zwischen den beiden Uwes gewechselt. Das sei seine Einschätzung damals gewesen, er wisse nicht, ob es so war. Es sei nicht so gewesen, dass sie Arm mit Arm mit einem in der Ecke gelegen habe. Wenn die bei ihnen gewesen seien, seien sie als Gruppe gekommen, händchenhaltend habe man da niemand gesehen.

Götzl fragt, wie Brandts Verhältnis zu Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe war. Brandt: “Ich denke, aus heutiger Sicht waren wir durchaus befreundet.” Götzl fragt nach Wohlleben. Der habe ja zur KS Jena gehört, so Brandt, am Anfang habe er, Brandt, nur mit Kapke zu tun gehabt, irgendwann sei “Ralf” halt aktiver geworden und nach seiner Meinung auch selbständiger. Da sei ja dann der Weg in die NPD gewesen, wo Wohlleben als Ortschaftsrat in Winzerla angetreten sei. Und Wohlleben habe, glaube er, den Pressesprecher der NPD übernommen, als er (Brandt) zurückgetreten sei. Er sei sehr gut mit Wohlleben ausgekommen, der sei in Ordnung gewesen, wenn er etwas zugesagt habe, habe man sich auf ihn verlassen können. Wenn er zugesagt habe, er komme mit soundsovielen Leuten zu einer Veranstaltung, Rennicke-Konzert oder sonstiges, dann sei er da gewesen. Und wenn er gesagt habe, er übernimmt die und die Arbeiten, dann habe das auch immer gepasst. Wohlleben habe Pressemitteilungen für den Landesverband herausgeschickt, habe sich bemüht, dass die NPD ihr erstes Kommunalmandat bekommt: “Es war politisch wie persönlich eigentlich immer Verlass auf ihn.” Brandt sagt, er habe nie erlebt, dass Wohlleben irgendwo ausgeflippt sei, Wohlleben sei immer kameradschaftlich zu den anderen gewesen, habe nie jemanden übervorteilt. Für ihn (Brandt) sei 2001 dann der Kontakt abgebrochen, als “das mit dem Landesamt” öffentlich geworden sei. Götzl fragt zur Häufigkeit der Kontakte Brandt zu Wohlleben. Das komme auf die Zeit an, sagt der Zeuge. In der späteren Zeit, als die Uwes und die Beate weg gewesen seien und Wohlleben in der NPD politisch aktiv geworden sei, hätten sie häufiger Kontakt gehabt, am Schluss vier-, fünfmal im Monat, vielleicht auch bloß zwei-, dreimal.

Dann fragt Götzl zu Carsten Schultze. Wie er den kennengelernt hat, könne er nicht mehr sagen, so Brandt. Irgendwann sei der in der KS Jena gewesen, es sei “ein Seltenheitswert” gewesen, wenn da junge Leute dazu kamen. Später sei die KS Jena auch größer geworden, als die beiden Uwes und die Beate dann weg gewesen sei. Er denke, dass er Schultze bei der JN kennengelernt hat oder bei einem THS-Treffen. Schultze habe sich gut entwickelt, sei eine Führungskraft gewesen, die sich da richtig rein gekniet habe. Später habe Schultze den JN-Landesvorsitz in Thüringen übernommen und das funktioniere nicht, wenn man nicht selbständig handeln könne. Zu Holger Gerlach befragt, sagt Brandt, den habe er, fünf-, sechsmal insgesamt gesehen. Und 2000 oder so habe er den nochmal auf einer Demonstration in Berlin gesehen. Er könne nicht viel zu ihm sagen, dafür habe er ihn zu selten gesehen. Gerlachs Verhältnis zu den Uwes und Zschäpe sei durchaus freundschaftlich gewesen, er habe ja zur KS gehört. Götzl: “Und zu Wohlleben?” Brandt: “Mit Sicherheit auch.” Sein eigens Verhältnis zu Wohlleben sei, denke er, bis 2001 durchaus ein freundschaftliches gewesen. Mit André Kapke sei er seinerzeit befreundet gewesen. Der sie durchaus eine Führungskraft gewesen, aber sehr schnell aufbrausend. Kapke sei niemand, den man einem Reporter gegenüberstellen sollte zu einem Interview, weil der nach zwei, drei Fragen “durchaus rabiat” reagiert und die Leute stehen gelassen hätte oder anderes.

Götzl möchte wissen, wann Brandt von der Flucht erfahren hat und wie es dann im Hinblick auf Kontakte zu den Personen weiter ging. Nach seiner Erinnerung habe er das telefonisch erfahren, sagt Brandt, er meine von Kapke: “Man war erst mal total verblüfft.” Sie hätten sich in Saalfeld-Rudolstadt darüber unterhalten und hätten sich nicht so richtig vorstellen können, warum man überhaupt flüchtet: “Was kann schlimmstenfalls passieren? Zwei drei Jahre, das ist ja machbar.” Dafür Familie und alles im Stich zu lassen, das hätten er und andere nicht nachvollziehen können, so Brandt. Und weiter: “Gut, musste jeder für sich wissen.” Irgendwann sei die Info gekommen, dass logischerweise auch Geld gebraucht wird. Es sei ja klar, dass, wenn man verschwindet, das nicht ohne Geld funktioniert. Götzl fragt dazu nach. Brandt sagt, man habe geguckt, dass man das, was man kriegt, weitergibt. Er habe alle Leute, die “man” kannte, gefragt, habe bei den Coburgern gefragt, bei denen, wo “man” gedacht habe, es sei vielleicht ein bisschen Geld da. Frank Rennicke [neonazistischer Liedermacher] sei gerade in der Nähe gewesen, da hätten sie statt Eintritt ein bisschen gesammelt und das sei dann auch weitergegeben worden. Götzl sagt, Brandt spreche von “man” und in Passivsätzen, und fragt, wer “man” sei. Er habe alle zwei, drei Tage mit Kapke telefoniert, so Brandt, deswegen gehe er davon aus, dass er es von dem gehört habe. Götzl: “Und man hätte Geld weitergegeben?” Brandt sagt, es hätten ja auch andere gesammelt, er denke, dass er sei Geld “dem André” gegeben habe, das sei irgendwas zwischen 500 und 3.000 gewesen, er wisse es jetzt nicht mehr genau. Götzl fragt, bei wie vielen Gelegenheiten Brandt Geld weitergegeben hat. Brandt antwortet die Flucht sei so eine Geschichte gewesen “wie bei einem Erdbeben oder so”. Das passiere und dann sammele man, und irgendwann sei das Thema tot, irgendwann habe es sich erledigt. Das sei ein Zeitrahmen von einem Viertel-, halben Jahr gewesen, dann sei das Thema irgendwann durch gewesen, denke er.

Götzl: “Wann haben Sie angefangen mit Geldsammeln?” Brandt sagt, da müsse man tatsächlich beim Landesamt nachfragen, er habe das sicher weitergesagt. Er denke, so Brandt weiter, dass nach zwei, drei Wochen die Geschichte bekannt geworden sei, dass man angefangen habe Geld zu sammeln. Er bejaht, es an André Kapke weitergegeben zu haben, zumindest am Anfang. Dann habe es ja Unregelmäßigkeiten gegeben, das sei ja durch die NSU-Ausschüsse auch bekannt, und wenn er sich recht erinnere, habe er das dann nicht mehr an André, sondern an Ralf Wohlleben gegeben. Götzl fragt, wie oft es insgesamt zu solchen Weitergaben gekommen sei. Am Anfang habe man gesammelt, so Brandt, da sei auch Geld geflossen. Und später sei das nur noch “das Geld von den Spielen” gewesen und “das Geld, was der Freistaat Thüringen gespendet hat”. Er denke, dass es sechs, sieben Mal vielleicht gewesen sei. Götzl fragt zu den Spielen, und Brandt sagt, er könne sich grob erinnern, dass er irgendwann ein paar Exemplare dieses “Pogromoly”-Spiels bekommen habe und es habe geheißen, der Erlös sei für die Drei. Er habe keine Ahnung, wieviele Exemplare er gehabt habe. Das Geld sei dann auch weitergegeben worden. Auf Frage sagt Brandt, seiner Meinung nach habe ihm Kapke die Spiele gegeben. Der habe ihm gesagt, die würden von den Dreien kommen, und dass das Geld auch wieder für die sei. Er habe zwischen vier bis zehn Exemplare davon gehabt. Wer alles welche bekommen hat, wisse er nicht, so Brandt, die vier bis zehn seien die gewesen, die er gehabt habe. Auf Frage sagt Brandt, ein paar habe das Landesamt gekauft und ein paar habe er verkauft. Das Geld habe er nach seiner Meinung Kapke gegeben. Götzl fragt nach dem Kaufpreis. Brandt: “Ich glaube, 100 Mark waren das gewesen.”

Götzl: “Sie sprachen Geld an, dass der Freistaat Thüringen gegeben habe, was hat es damit auf sich?” Brandt sagt, die Summen seien ja im Untersuchungsausschuss genannt worden, er könne sich an bestimmte Summen so nicht mehr erinnern. Götzl fragt nach einer Größenordnung. Brandt sagt, das habe alles im Untersuchungsausschuss gestanden. Götzl sagt, es gehe um Brandts Erinnerung. Brandt: “Tausend, zweitausend, ich weiß es wirklich nicht mehr.” Götzl sagt, er komme noch zu Brandts Tätigkeit im Hinblick auf das Landesamt, aber jetzt gehe um das Sammeln von Geld: “Welche weiteren Personen haben denn Geld gesammelt?” Brandt sagt, er habe halt seinen Bereich abgedeckt, Coburg, Sonneberg, Saalfeld-Rudolstadt. Jena habe sicher auch gesammelt. Es sei klar, dass jeder das in seinem Gebiet macht. Ihm sei kein direkter Sammler bekannt. Götzl sagt, Brandt müsse aber Informationen haben, sonst könne er diese Aussage nicht machen. Soweit er wisse, antwortet Brandt, habe Kapke gesagt, er, Brandt, solle mal gucken, dass ein bisschen zusammenkommt und sie würden woanders schauen. Götzl fragt, ob Kapke berichtet habe, von wem sonst noch Geld gekommen sei. Brandt: “Nein, nein.” Es sei so gewesen, dass einen das nicht interessiert habe, weil man davon nichts habe wissen wollen. Man habe gesagt, als Führungskraft werde man von diesem Staat abgehört, damit müsse man rechnen. Götzl: “Haben Sie Einzelheiten erfahren von Kapke oder Wohlleben, auf welche Art und Weise das Geld weiter gegeben wurde?” Er glaube, sagt Brandt, André habe mal erzählt, dass er mit dem Auto sich mit denen Dreien treffen wollte. Aber ihm selbst sei das nicht mehr in Erinnerung, man müsse nachlesen, “was damals das Landesamt notiert hat”. Götzl fragt, ob Brandt erinnerlich ist, wo sie sich getroffen hätten. Brandt: “Nein, nein, nein, wie gesagt, wollte ich auch nicht wissen.”

Götzl fragt, was Brandt von Wohlleben zur Übergabe von Geld erfahren habe. Ralf habe ihm gesagt, so Brandt, dass das Geld nicht mehr André gegeben werden solle, sondern ihm, weil es da wohl zu Unregelmäßigkeiten gekommen sei. Er kenne die Geschichte ja mit dem Auto, dass es daraus weggekommen sei. Ob ihm Böhnhardt das bei einem Telefonat erzählt habe oder Ralf, das wisse er nicht mehr. Er könne  nicht ausschließen, so Brandt auf Frage, dass er mit Kapke darüber gesprochen hat. Er verneint, eine Erinnerung daran zu haben. Er wisse, dass es einen Zeitpunkt gab, wo Ralf und Kapke nicht mehr großartig miteinander geredet hätten, das habe wohl damit zusammengehangen. Aber direkt ein Gespräch sei ihm nicht mehr bekannt. Götzl sagt, Brandt habe angegeben, er habe mit Böhnhardt geredet: Dazu sagt Brandt, er habe da einen Anruf in Coburg gehabt und sei das gefragt worden, wieviel Geld weiter geleitet worden ist und er glaube, da sei auch gesagt worden, dass da bestimmte Summen verschwunden sind. Götzl fragt, wie es zu diesem Telefonanruf gekommen sei. Brandt sagt, er glaube, er sei von Schultze angesprochen worden, dass er kontaktiert werden solle und ein paar Anrufnummern von verschiedenen Telefonzellen mitteilen solle. Da habe er drei oder vier herausgesucht, die dann nummeriert worden seien. Und irgendwann habe er einen Anruf bekommen, er soll in seiner Mittagspause an Telefonzelle Nummer Soundso gehen. Und da sei dann der Anruf gekommen. Die Sache habe sich natürlich drei, vier Wochen hingezogen. Er habe in Coburg gearbeitet in der Woche und da sei das auch gewesen. Götzl fragt nach einer zeitlichen Einordnung. Brandt antwortet, er denke, dass es 2000 oder 1999 gewesen sei.

Götzl fragt, wie der Informationsfluss gewesen sei, mit wem er gesprochen habe, von wem Bescheid bekommen habe, wann er wo sein soll. Wenn er es richtig in Erinnerung habe, so Brandt, habe er mit Schultze darüber gesprochen und die Nummern auch an ihn weitergegeben: Er glaube, er sei auch von Schultze angerufen worden, aber unter Eid würde er das nicht beschwören. Das sei ganz normal auf Arbeit gewesen. Götzl fragt, ob der Anrufer sich mit Namen gemeldet habe, was Brandt verneint, aber die Stimme habe er sofort erkannt, und damals sei er sich hundertprozentig sicher gewesen, heute wüsste er nicht mehr, ob es Mundlos oder Böhnhardt war. Aber er denke, es war Böhnhardt. Das  Telefonat habe nicht lange gedauert, so Brandt auf Frage, es sei eigentlich nur um diese Geldgeschichte gegangen. Götzl fragt, ob auch darüber gesprochen worden sei, wo sich Brandts Telefonpartner aufhält. Brandt: “Ich glaube nicht, dass er mir das hätte mitteilen wollen.” Götzl fragt, ob Brandt etwas zum Aufenthalt von Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe wusste. Brandt: “Ich selber? Nein.” Auf die Frage, ob er mit jemandem über das Telefonat gesprochen habe, sagt Brandt, er habe das Landesamt informiert, auch über den Inhalt. Mit Kapke habe er dazu gar nicht gesprochen. Und ob er da mit Schultze gesprochen habe hinterher, wisse er nicht mehr. Götzl: “Kam es denn zu weiteren Kontakten Ihrerseits zu den beiden Uwes oder Frau Zschäpe? ” Das verneint Brandt, das sei der einzige Kontakt gewesen. Es folgt die Mittagspause bis 13.32 Uhr.

Dann sagt Götzl, Brandt habe geschildert, sechs bis siebenmal seien Gelder weitergegeben worden an Kapke und Wohlleben, ob Brandt aufteilen könne, wie oft an Kapke, wie oft an Wohlleben. Das  könne er jetzt nicht mehr, so Brandt. Götzl fragt, ob die Zahlung von Seiten des Landesamtes, die 1.000 bis 2.000 DM, Gelder waren, die an Brandt geflossen seien und die Brandt weitergegeben habe, oder ob das speziell zur Weitergabe war. Soweit er sich korrekt erinnere, so Brandt, sei das direkt zur Weitergabe gewesen. Götzl fragt zum Zweck. Aus eigener Erinnerung wisse er es nicht mehr, sagt Brandt, nur was er im Nachhinein gelesen habe in Presse und auf Websites. Götzl fragt, ob Brandt  etwas von Beschaffung von Pässen für die Untergetauchten wisse. Eine direkte Erinnerung habe er nicht mehr, so Brandt, er wisse das auch nur aus dem, was er jetzt gelesen habe. Götzl, fragt was er nachgelesen habe, auf welche Information er anspiele. Er habe sich in allen möglichen Medien informiert, sagt Brandt, er habe immer “Google News” gelesen und die Blogs, “Haskala” und “NSU-Ausschuss”. Er habe gelesen, was Kapke hier gesagt haben solle, dass er eine Adresse zur Passbeschaffung von ihm, Brandt, bekommen haben solle. Das sei ihm nicht mehr erinnerlich. Götzl: “Kam es mal zur Ablehnung einer Spende?” Das wisse er auch nur aufgrund dessen, was er gelesen habe, sagt Brandt, dass Wohlleben eine Spende abgelehnt haben solle, weil sie jetzt anderweitig Geld verdienen würden. Das habe er jetzt nur nachgelesen, aber er habe sich unter dieser Sache nichts vorstellen können, dass anderweitig Geld verdient wird.

Götzl fragt, ob Brandt wisse, von wem und ggf. wann Kontakte bestanden zu den Dreien. Vor dem Anruf sei ihm vom Carsten gesagt worden, dass der Kontakt zu den Dreien habe, Ansonsten habe er, Brandt, keine konkreten Infos gehabt. Vorhalt: Auf die Frage, ob ihm Informationen zum tatsächlichen Aufenthaltsort der drei Untergetauchten vorlagen, habe Brandt geantwortet, er könne sich in dem Zusammenhang nur noch daran erinnern, dass von Sachsen die Rede war. Brandt sagt dazu, das sei irgendwann mal erwähnt worden, in welchem Zusammenhang und von wem könne er nicht mehr sagen. Vorhalt: Es sei damals um den Entwurf von T-Shirt-Motiven gegangen, das könne ein Weg gewesen sein über den sich die Drei Geld beschaffen wollten. Brandt sagt, es könne sein, dass er das mal grob dem Landesamt mitgeteilt habe, er könne sich erinnern, aber nicht, wann und von wem das gesagt worden ist. Götzl fragt, ob Brandt, abgesehen von dem Telefonkontakt zu Schultze, erfahren habe, dass Schultze telefonischen oder persönlichen Kontakt zu einer oder allen drei Personen hatte. Ob Schultze jetzt öfters Kontakt hatte, sei ihm nicht gesagt worden, so Brandt. Vorhalt: Außerdem erinnere er sich daran, dass Carsten Schultze bei seinem Ausscheiden aus der rechten Szene ihnen gegenüber offenbart habe, dass er telefonischen Kontakt zu den Untergetauchten unterhielt. Brandt: “Kann sein, ich weiß es jetzt nicht mehr so genau.” Vorhalt: Die Information habe er 1999 oder 2000 erhalten und auf jeden Fall ans TLfV weitergeleitet. Brandt: “Kann sein.”

Götzl fragt, ob Wohlleben Kontakt zu den Untergetauchten hatte. Brandt antwortet, Wohlleben habe mal gesagt, der Freistaat sei so hinter ihm her, dass das keinen Sinn mache. Er verneint, sich mit andere Personen darüber unterhalten zu haben, ob Wohlleben Kontakt hat, in Saalfeld-Rudolstadt habe das keinen interessiert. Vorhalt: Wohlleben habe ihm (Brandt) damals nicht erzählt, dass Carsten Schultze den Kontakt aufrecht erhielt, er, Brandt, habe nur gewusst, dass er keinen persönlichen Kontakt hatte. Götzl fragt, ob sich das “er” auf Carsten Schultze oder auf Wohlleben bezieht. Das beziehe sich auf Ralf, so Brandt, aufgrund dessen, dass der der Meinung gewesen, dass er abgehört wird. Götzl fragt, ob Brandt gegenüber von sonstigen Personen die Rede gewesen sei, die Kontakt zu den Dreien hatten. Brandt: “Nicht, dass ich wüsste.” Götzl: “Haben Sie Informationen bekommen über die Umstände der Flucht, wie die durchgeführt wurde?” Wenn es jetzt um diese Abschleppgeschichte gehe, so Brandt, so habe er nur im Nachhinein aus der Presse davon erfahren, ihm selber sei da nichts mehr erinnerlich. Götzl sagt, es gehe nochmal um das Telefonat, das Brandt selbst geführt habe. Götzl hält vor: Auf die Frage, wer denn nach Kapke Ansprechpartner für Unterstützungshandlung war, habe Brandt gesagt, er sei sicher, dass Wohlleben das übernommen hat, er könne sich noch erinnern, dass er mit Wohlleben den Anruf in der Telefonzelle in Coburg besprochen hat. Er wisse nur noch, dass dann die Gelder an Wohlleben gegangen seien, sagt Brandt. Vorhalt: Er sei sich nicht sicher, gehe aber davon aus. Brandt sagt, das sei relativ schwierig, für ihn sei das 2001 auch abgehakt gewesen. Götzl: “Wenn Sie sagen, ‘ich geh davon aus’, aufgrund welcher Umstände?” Brandt: “Weiß ich nicht, warum ich davon ausgegangen bin.” Vorhalt: Darüber hinaus falle Brandt ein, dass Carsten Schultze den telefonischen Kontakt zu den Dreien für den Ralf übernommen habe. Brandt sagt, er wissen nur noch, dass Schultze ihm gesagt, dass er den Kontakt halte. Götzl sagt, das heiße doch, dass zuvor Ralf Wohlleben den Kontakt hatte. Das wisse er aber nicht hundertprozentig, antwortet Brandt, er habe dazu keine gesicherten Erkenntnisse.

Götzl bittet Brandt, das “Pogromoly”-Spiel zu beschreiben. Das sei eine Monopoly-Variante gewesen, sagt Brandt, er habe das Spiel selber nicht gespielt. Er wisse, dass Sig-Runen drauf gewesen seien und es “SA-” und “SS-Karten” gegeben. Und sei war keine Pappe zum Zusammenklappen gewesen, sondern aus Pressholz hergestellt. Er verneint, sich mal mit einem der Uwes oder Zschäpe über das Spiel unterhalten zu haben: “Wann auch?” Götzl hält vor, dass Brandt angegeben habe, selbst 10 bis 15 Spiele abgenommen zu haben. Brandt sagt, das könne sein. Vorhalt: Die Spiele hätten ca. 100 DM im Verkauf gekostet, alleine dem TLfV habe er drei bis fünf Spiele verkauft; Kapke habe die Spiele aber nicht auf einmal, sondern nach und nach mitgebracht. Auf die Frage, wann er das erste Mal von dem Spiel gehört hat, sagt Brandt, er habe das Spiel schon mal gesehen auf den Fotos vom Garagenfund, die damals in der Zeitung gewesen seien.

Götzl bittet Brandt, seine Tätigkeit für das TLfV zu schildern. Soweit er sich erinnere, sagt Brandt, hätten sie 1994 ein Konzert in Rudolstadt gemacht. Darüber habe die Presse berichtet, und da sei ein Interview mit ihm drin gewesen. Da hätten sie gesagt, dass sie jetzt in Saalfeld-Rudolstadt, wo früher eine KS gewesen sei, die sich “durch Körperkontakt ausgedrückt” habe, sie die Jugend seien, die jetzt Politik machen wolle. Das habe die Presse gebracht, dass sie weg von Gewalt wollen und Politik machen wollen. Das habe das Landesamt zum Anlass genommen, ihn anzusprechen, zwei, drei Wochen später. Das Ziel hätten sie auch, weniger Gewalt. Die hätten drei, vier Fragen gestellt und es habe 100 oder 200 Mark gegeben. Er habe das damals postwendend weitergeleitet an den Kai Dalek, “das war in Bayern unsere Führungskraft”. Und der habe gesagt, das müsse er, Brandt, wissen. Und das habe sich dann gut entwickelt, denn mit dem Geld habe man gut arbeiten können. Das habe sich dann vertieft. Irgendwann sei die Verpflichtungserklärung gekommen. Das Landesamt habe zugesichert dass es um bestimmte Themen nicht geht, z.B. um Straftaten. Dass sie nur wissen wollen, wieviele Leute marschieren auf, wie sind Verbindungen von gewissen Leuten. Das sei für ihn Bedingung gewesen, dass sie sich zu Straftaten im Hintergrund halten, weil das damals für ihn nicht in Frage gekommen sei, “Leute ans Messer zu liefern”.

Das sei jahrelang gegangen, bis sie angefangen hätten sich einzumischen, er dürfe das nicht machen, den Posten nicht bekleiden, sonst würden sie ihn abschalten. Irgendwann sei er dann abgeschaltet worden und paar Monate später hätten sie wieder da gestanden. Aber die Behörde sei intern zerstritten gewesen und das sei gelaufen, bis er “das Bauernopfer diesen Streits” geworden sei. Götzl: “Wie lang waren Sie abgeschaltet?” Das sei im NSU-Ausschuss dargestellt worden, sagt Brandt, er habe das nicht im Kopf. Er habe 1994 begonnen und 2001 sei das mit der Veröffentlichung in der Presse erledigt gewesen. Götzl fragt, mit wem Brandt zusammengearbeitet hat. Hauptsächlich mit zwei verschiedenen Personen, so Brandt, einer habe Günther geheißen, der andere René [phon.] oder so, richtige Klarnamen habe er nicht gehabt. Die seien wöchentlich gekommen, hätten sich abgewechselt. Brandt korrigiert sich, am Anfang seien sie nicht wöchentlich da gewesen. Götzl fragt zur Entlohnung. Das habe sich im Laufe der Zeit entwickelt, so Brandt, sei mehr geworden und es sei auch auf die Situation angekommen. Rund um die “Rudolf-Heß-Zeit” sei es mehr gewesen, da seien alleine über 1.000 Mark Telefonkosten aufgelaufen. Es sei immer darauf angekommen, wie eng gerade der Kontakt war, was sie interessiert hat. Götzl fragt, wieviel Brandt insgesamt bekommen hat. In der Presse habe mal 100.000 oder 140.000 gestanden, er wisse es nicht mehr: “Ich habe kein Quittungsbuch geführt.

Götzl möchte wissen, was Brandt mit dem Geld gemacht hat. Wenn man Politik mache, jedes Wochenende unterwegs sei, dann koste das, antwortet Brandt. Es sei in Autos investiert worden, Hotelzimmer, Telefonrechnungen seien bezahlt worden, Aufkleber, Fahrten, alles mögliche. Strafbefehle von Kapke habe er ein paar bezahlen müssen. Götzl: “Wie muss ich mir die Bezahlung vorstellen?” Wenn er laufenden Kosten gehabt habe, so Brandt, irgendwo zu einer Tagung gefahren sei, seien ihm die Benzinkosten erstattet worden, Hotelkosten, Aufwandsentschädigungen usw. Das sei bar bezahlt und quittiert worden. Götzl: “Und für die Informationen, die Sie geliefert haben?” Das sei pauschalisiert worden, so Brandt, es sei nicht so gewesen, dass für eine bestimmte Information Geld geflossen ist. Die habe im Vorfeld interessiert, wie viel Leute kommen aus Thüringen dahin, “so in die Richtung”. Das seien keine weltbewegenden Erkenntnisse gewesen: “Im Endeffekt hat man das Geld bekommen, wenn es gestimmt hat. Und die Zahlen haben eigentlich immer gestimmt.” Götzl fragt, wie viel er insgesamt bekommen hat. Brandt antwortet, er kenne da nur die Zahl aus der Presse. Götzl: “Warum soll denn die Presse da besser Bescheid wissen als sie?” Brandt: “Das Landesamt weiß ja wie viel es ausgegeben hat.” Götzl: “Und Sie haben es bekommen.” Brandt: “Ja aber ich habe kein Kassenbuch geführt.” Götzl fragt, ob Brandt bestimmte Aufträge erhalten hat, welche Informationen er liefern sollte. Das verneint Brandt, bestimmte Aufträge seien ihm nicht erinnerlich. Es sei am Ende so gelaufen, man sei zusammengetroffen, er habe im Groben erzählt, was die Woche gelaufen ist politisch, dann eben wo Demonstrationen sind, wo Thüringer hingehen, ob irgendwo ein Konzert ist. Wobei die hauptsächlich Dinge interessiert hätten, die in der Presse standen oder die da auftauchen könnten. Die hätten hauptsächlich Angst gehabt vor Sachen, die öffentlich werden. Und wo Sachen hinlaufen könnten, Einschätzungen dazu.

Götzl fragt zur Häufigkeit der Treffen. Am Schluss sei das fast alle zwei Wochen gewesen, denke er, teilweise fast wöchentlich, so Brandt, am Anfang denke er alle drei, vier Wochen. Götzl fragt nach einer Erklärung für diese unterschiedliche Frequenz zuletzt. Brandt sagt, es habe ja zeitmäßig auch passen müssen. Er sei in Coburg gewesen und habe ja auch Zeit haben müssen. Mittags sei das gegangen, wenn “die Gegenseite” nicht konnte und abends Veranstaltungen waren, dann nicht. Götzl fragt, ob Brandt nach dem Untertauchen gezielt Aufträge in dem Zeitraum bekommen habe. Er wisse noch, sagt Brandt, dass das Landesamt wegen der Drei eine Sonderprämie ausgelobt habe, 5.000 DM. Jetzt im Nachhinein wisse er, dass er da Geld selbst hinbringen sollte, aber selbst erinnerlich sei ihm das so nicht mehr. Götzl: “Außer diesen 1.000, 2.000 DM, haben Sie ansonsten Gelder des Landesamtes weitergeleitet an die beiden Uwes oder Frau Zschäpe?” Am Anfang, wo gesammelt worden sei, habe er mit Sicherheit zwei-, dreihundert Mark dazu gegeben, sagt Brandt. Aber jetzt extra, sei ihm nicht erinnerlich. Götzl fragt, ob die Informationen, die Brandt ans TLfV weitergeleitet hat, der Wahrheit entsprachen. Das bestätigt Brandt.

Auf die Frage, ob er mit seinem Freundeskreis gesprochen hat, dass er fürs TLfV arbeitet, sagt Brandt, er habe gedacht, dass Kapke davon ausgeht, weil doch viel Geld im Spiel gewesen sei, wenn z.B. dessen Strafbefehle hätten bezahlt werden müssen, aber explizit erwähnt habe er das nicht. Götzl fragt nach den Reaktionen nach der Enttarnung. Das müsse man sich so vorstellen, sagt der Zeuge, als ob sich das Leben von einem Tag zum anderen verabschiedet. Sämtliche Kontakte hätten sich erledigt, sein Job, seine politischen Ambitionen, er habe gerne Politik gemacht, sei hinfällig gewesen, sein kompletter Freundeskreis, das habe sich alles komplett erledigt gehabt. Götzl hält vor: Auf die Frage, ob er dem TLfV die Wahrheit gesagt hat, habe Brandt geantwortet, es habe sicher mal Dinge gegeben, die er versucht habe, nicht zu berichten, wenn er berichtet habe, dann wahrheitsgemäß, er habe den Grundsatz der Quellenehrlichkeit ernst genommen. Götzl fragt, was Brandt mit den Dingen, die er versucht habe nicht zu berichten, gemeint habe. Dazu sagt Brandt, das sei damals so besprochen worden mit dem Landesamt, dass Sachen Richtung Straftaten und sonstiges sie nicht interessierten, weil sie ja kein exekutives Organ seien, dass das eben außen vor bleibe. Zu so etwas habe er auch keinen Bericht geliefert. Wenn er mal was gehört habe, eine Körperverletzungsgeschichte oder so, habe er sich nicht dazu geäußert. Nach Beispielen gefragt, spricht Brandt von einer Disco-Schlägerei in Sonneberg, wenn es da um Täter ging. Da sei aber auch explizit nicht nach gefragt worden. Weiter Beispiele würde ihm aus dem Stegreif nicht einfallen.

Götzl fragt, ob Brandt weiß, ob Schultze oder Wohlleben ein Handy besessen haben für die Kontaktaufnahme mit den Dreien. Er glaube, so Brandt, dass Schultze so etwas gesagt habe, dass er eins habe. Woher er die Information habe, wisse er nicht mehr. Er glaube nicht, dass er Informationen bekommen habe, wo das Handy aufbewahrt worden sein soll. Vorhalt: Carsten Schultze habe telefonischen Kontakt zum Trio gehabt, bei dem zu Hause solle auch das Handy gelagert worden sein. Brandt könne sich auch nicht erinnern, dass er gezielt Informationen zu einem Personenkreis sammeln sollte, das gelte mit Ausnahme der Fahndungsarbeit nach Zschäpe, Böhnhardt, Mundlos. Götzl: “Sollten Sie da gezielt Informationen besorgen?” Brandt antwortet, das Landesamt habe für die extra 5.000 Mark ausgelobt. Aber auch da habe er versucht, so weit wie möglich wegzubleiben. Das sei in Jena gewesen, er in Coburg. Eigentlich sei es als Führungsperson nicht so gewesen, dass man nach Jena fährt und fragt, wo die Drei sind, das wäre auch auffällig gewesen. Götzl fragt, ob Brandt Sachleistungen zur Verfügung gestellt wurden, ein Handy. Brandt sagt, er erinnere sich nicht. Er verneint, sich zu erinnern, welches Fahrzeug damals Wohlleben gefahren hat. Er selbst habe damals, glaube er, einen alten Golf gehabt. Den habe meistens damals Kapke gefahren.

Götzl fragt, wann und wie lange Brandt bei dem Verlag “Nation Europa” in Coburg gearbeitet hat. Er denke mal, dass er 1995 da angefangen habe, das sei bis 2001 gegangen. Götzl hält vor, dass Brandt angegeben habe, eine Filialleiterausbildung bei “Norma” gemacht zu haben, und dann von 1996 bis zu seiner Enttarnung 2001 bei “Nation Europa” als Verlagskaufmann gearbeitet habe. Brandt: “Oder so.” Götzl fragt, ob Brandt auch selbst Vermerke fürs TLfV gefertigt hat oder wie die Informationsweitergabe abgelaufen ist. Man habe sich mittags getroffen, so Brandt, meistens eine Dreiviertelstunde, habe geredet, gegessen und den Quittungsblock unterschrieben. Und dazwischen manchmal telefoniert. Das Landesamt habe sich natürlich ein paar Sachen notiert. Die hätten auch versucht, vom Mittwochsstammtisch Personenlisten zu machen, aber weil er kein gutes Namensgedächtnis habe, habe das nicht viel gebracht. Götzl: “Unter welchem Namen wurden Sie beim Landesamt geführt?” Brandt: “Mit welchem Namen ich unterschrieben habe? Ich hatte zwei Namen, einmal Otto und einmal, glaube, Oskar oder so.”

Götzl sagt, er wolle nun auf einzelne Vermerke des TLfV eingehen. Vorhalt: Bei einem Gespräch mit Kapke habe Quelle [Brandt] erfahren, dass [Andreas] Rachhausen nach Dresden fuhr um den unfallbeschädigten PKW des Wohlleben abzuschleppen. Brandt sagt, er habe das in der Presse gelesen, er könne grob sagen, dass er die Info wohl telefonisch bekommen habe. Und weil er davon ausgegangen sei, dass Telefone immer abgehört werden, habe er das mit Sicherheit dem Landesamt postwendend mitgeteilt, eine Erinnerung habe er nicht mehr. Vorhalt: Mit diesem Fahrzeug seien die Drei unterwegs gewesen. Woher diese Information stammte, wisse er nicht mehr, so Brandt auf Frage. Dann stehe hier eine Anmerkung, sagt Götzl, dass Quelle davon ausgehe, dass die Drei sich im Raum Dresden aufhalten, weil Mundlos da Kontakte haben solle, die durch Gefangenenbetreuung entstanden seien. Brandt sagt, zur damaligen Zeit habe er das nicht gewusst, er wisse nicht, wo die Anmerkung herkommt. Götzl hält vor: Gespräch zwischen Kapke und VM 2045 [= Brandt] über die Flüchtigen BMZ; dabei habe Kapke geäußerte, dass er 1.800 DM benötige, um die Drei endgültig wegzubringen; VM 2045 habe erklärt, dass er selbst höchstens 100 bis 200 DM beisteuern könne. Zu den Vorhalten sagt Brandt, er habe keine Erinnerung mehr. Vorhalt: Kapke habe sogar wegen eines Kredits nachgefragt, dies sei von der Bank abschlägig beschieden worden. Brandt sagt, das würde ihn nicht wundern. Vorhalt: Wohlleben und andere Kameraden hätten sogar Kredite aufgenommen, um die Untergetauchten zu unterstützen. Brandt wiederholt, er erinnere sich nicht. Vorhalt: Kapke habe vorgeschlagen, dass Quelle Peter Dehoust fragt, ob dieser bereit ist ihm das Geld zu leihen. Das sei sein “Seniorchef” gewesen, sagt Brandt, an ein solches Gespräch erinnere er sich nicht. Vorhalt: Das hänge mglw. mit dem Flug des Brehme und des Kapke zu Dr. Nordbruch nach Südafrika zusammen. Brandt sagt, er sie ja selber mal in Südafrika gewesen, er wisse nur, dass die beiden dort waren. Die hätten Urlaub machen wollten und Brehme habe unbedingt Fallschirmspringen machen wollen. Das sei nur verbunden worden, weil sich es wohl so ergeben habe.

Götzl sagt, er halte nun aus einem Vermerk vom 28.1.1999 vor. Vorhalt: Am Samstag, den 23.1.99 habe VM 2045 mit seinem Privatwagen Ralf Wohlleben in seiner Wohnung aufgesucht, um die Wagen zu tauschen, da Quelle mit Kapke zum NPD-Parteitag nach Mulda habe fahren wollen; Wohlleben habe Quelle bei Übergabe der Schlüssel unaufgefordert ein Schreiben des Vizepräsidenten des TLfV an RA Taut gezeigt, in dem die Zusage gemacht werde, keine weitere Fahndungsmaßnahmen  mehr durchzuführen. An sowas könne er sich gar nicht mehr erinnern, sagt Brandt. Vorhalt: Zugleich habe Wohlleben Quelle gebeten, ob sie über RA Eisenecker nachprüfen könne, ob die zugesagten Absprachen rechtsverbindlich seien; wenn ja, solle sie gleich Eisenecker das Mandat für Zschäpe anbieten. Brandt sagt, er habe mit Eisenecker mal darüber gesprochen, das sei sein RA gewesen und er glaube, dass der gesagt hat, dass er eine Vollmacht braucht. Und die sei da irgendwie hingebracht worden, ob er das selbst war, daran könne er sich nicht mehr erinnern. Vorhalt: Quelle habe Eisenecker angerufen, der habe gesagt, die Behörden müssten sich an Absprachen halten, er brauche eine Vollmacht, sei voller Zuversicht, das schnell abzuschließen, mit einer Terminvereinbarung in der vierten Kalenderwoche 1999 sei er einverstanden. Brandt sagt, das könne sein, er könne sich nicht mehr erinnern. Vorhalt: Wohlleben habe sich zufrieden gezeigt und sei als Kontaktperson kurzfristig bereit, in die Kanzlei von Eisenecker zu fahren und die Vollmacht von Zschäpe zu besorgen. Brandt: “Kann sein, weiß ich nicht mehr.” Götzl fragt den Zeugen, ob da auch über Kosten gesprochen worden sei. Er glaube, sagt Brandt, dass Eisenecker in Thüringen zu einer Bundesvorstandssitzung gewesen sei. Und da sei ihm dann diese Vollmacht übergeben worden.

Vorhalt: Familie Böhnhardt hätte ihm für Kontakte Kostenübernahme zugesagt, sei aber nicht mehr fähig für die Flüchtigen mehr zu leisten, sei froh, dass der VS eine Kostenübernahme angeboten habe, obwohl ihr Anwalt kaum etwas bewegt habe. Brandt habe das so mitbekommen, dass die Familie Böhnhardt andere Anwaltskosten übernommen habe und damit nicht glücklich gewesen seien. Vorhalt: Es müsse schnellstmöglich etwas passieren, weil die Drei immer lauter ihre Situation beklagten. Brandt: “Kann sein.” Götzl fragt nach Brandts, Wohllebens und Kapkes Situation damals. Soweit er wisse, so Brandt, sei Kapke arbeitslos gewesen und was Ralf damals gearbeitet hat, wisse er nicht. Götzl: “Ist in dem Zusammenhang mal angesprochen worden, ob Sie irgendwelche Kosten übernehmen für Anwälte?” Brandt: “Ich glaube nicht. Weiß ich jetzt nicht, aber…” Vorhalt: Wohlleben habe noch angedeutet, dass Kapke wegen der polizeilichen Beobachtung keinen Kontakt mehr zu den Dreien habe oder suche, Wohlleben habe Quelle gebeten, Kapke nicht mehr zu unterrichten. Brandt: “kann sein.” Er wisse, sagt Brandt auf Frage, dass das Verhältnis zwischen Wohlleben und Kapke mächtig gestört gewesen sei, soweit er wisse, weil da Geld nicht angekommen sei. Götzl sagt, hier gebe es eine Anmerkung, dass Quelle am 28.1.99 mitgeteilt habe, dass es im Februar 1999 einen Termin bei Eisenecker vereinbart worden sei, Wohlleben hätten sie ebenfalls unterrichtet. Das könne sein, sagt Brandt, aber daran habe er wirklich keine Erinnerung mehr. Es folgt eine Pause bis 14.55 Uhr.

Dann hält Götzl aus einem weiteren Vermerk vor. Vorhalt: Am 30.1.99 bei der Geburtstagsfeier von Quelle sei es auf Initiative von Wohlleben zu eine, Vieraugengespräch mit Quelle über Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe gekommen. Er erinnere sich, dass er da Geburtstag hatte, aber ein einzelnes Gespräch habe er nicht mehr in Erinnerung, erwidert Brandt. Vorhalt: Wohlleben habe den Termin mit Eisenecker am 5.2.99 bestätigen sollen, was Wohlleben getan habe. Anschließend habe Wohlleben Quelle gebeten, eine Telefonzelle in Coburg zu nennen, über diese Zelle wollten die Flüchtigen mit ihm sprechen. Brandt sagt, das könne sein, es könne auch nicht sein, er wisse es nicht. Vorhalt: Quelle bekomme eine Anruf; ohne Gründe für einen Kontakt zu nennen, sei das Gespräch von Wohlleben dann beendet worden. Das sei ihm nicht in Erinnerung, sagt Brandt, seiner Meinung nach habe ihn damals Schultze angerufen, aber das sei alles zu lange her. Vorhalt: Am 5.2.99 gegen 20.10 Uhr [phon.] habe Quelle einen Anruf von Wohlleben erhalten, dass der Kontakt mit Eisenecker stattgefunden habe, Quelle müsse mit Anruf in der sechsten, siebten Woche rechnen. Brandt sagt, dass es vielleicht um eine andere “Telefongeschichte” ging, er wisse es nicht.  Vorhalt: Am Samstag, 6.2.99, habe Wohlleben Quelle unterrichtet, dass er gemeinsam mit Schultze zu Dr. Eisenecker gefahren sei und sie zusammen die Unterhaltung geführt hätten; am Sonntag, 7.2.99, habe Wohlleben persönlich mitgeteilt, dass seit den Kontakten der Familie Böhnhardt Wirbel um die Drei gemacht werden würde, sie wieder im Blickpunkt der Behörden stehen würden, er selbst wieder unter Beobachtung stehe und Vorsicht geboten sei, aus diesem Grunde könne sich auch der Anruf der Drei für die Quelle verzögern. Brandt sagt, er wisse es nicht. Vorhalt: Wohlleben habe mit Eisenecker die Sache mit Zschäpe und sein eigenes Verfahren wegen 86a besprochen; Quelle sei belehrt worden, bei Kontakten mit Wohlleben keine Nachfragen zum Kontakt mit Zschäpe zu stellen, sondern die Aussagen gleich mitzuteilen. Brandt sagt, das könne sein.

Vorhalt: Am Sonntag, 14.2.99, habe Quelle auf dem Meldeweg mitgeteilt, dass sie Wohlleben auf dem NPD-Listenparteitag am 13.2.99 getroffen habe und der ihr mitgeteilt habe, dass sie am Mittwoch, 17.2., oder Donnerstag, 18.2.99, mit dem besagten Anruf rechnen müsse. Brandt sagt, an so Kleinigkeiten könne er sich nach so einer langen Zeit nicht mehr erinnern. Vorhalt: Quelle habe auf dem Meldeweg mitgeteilt, dass der Anruf am 22.2.99, 18 Uhr an der Zelle eingehen soll, Wohlleben habe ihm dies bei einem Besuch in der Wohnung auf einem Notizzettel mitgeteilt. Dann stehe hier zu Montag, so Götzl: Quelle habe mitgeteilt, dass sie Wohlleben mit abgesprochenem Code über den Nichtanruf unterrichtet habe. Weiter hält Götzl vor: Sonntag, 6.3.99, habe Quelle mitgeteilt, dass der Anruf am 18.3.99 an gleicher Stelle eingehen solle, Code: Bücherkauf. Brandt sagt, er könne sich nur daran erinnern, dass er mittags den Anruf bekommen habe und dann zur Zelle habe gehen sollen. An dieses ganze “Vorgeplänkel” habe er keine Erinnerung. Er verneint, zu wissen, ob er selbst über ein Telefonat mit Böhnhardt bzw. Mundlos einen Vermerk angefertigt hat. Vorhalt aus einem weiteren Vermerk: Nachdem Quelle den Termin am 8.3., 18 Uhr erhalten habe, habe sie sich ab 18 Uhr in der Zelle aufgehalten, gegen 18.04 Uhr sei der angekündigte Anruf gekommen, darüber habe Quelle anliegende Gesprächsnotiz erstellt. Brandt sagt, er habe gedacht, es sei mittags gewesen. Er habe mit Sicherheit damals kurz Notizen gemacht, das TLfV habe ja grob wissen wollen, um was es ging. Das sei dann alles postwendend wieder vernichtet worden. Es wird ein Blatt in Augenschein genommen, das eng bedruckt ist mit Text. Auf Frage sagt Brandt, er denke, dass er das erstellt hat.

Götzl hält vor: Gegen 18 Uhr sei der Anruf gekommen, am Ende sei seiner, Brandts, Meinung nach Böhnhardt gewesen wegen der “gewaltsprechenden Art” gegen André und seiner unlustigen Art. Brandt sagt heute dazu, Böhnhardt werde nicht gut zu sprechen gewesen sein auf André, das habe er situationsbedingt damals so geschrieben. Vorhalt: Böhnhardt habe gefragt, ob er dran wäre, auf alle Sicherheitsvorkehrungen geachtet hätte, der dicke Kapke solle auf keinen Fall von Gespräch oder Inhalt erfahren. Er habe keine Erinnerung, sagt Brandt dazu, wenn er das damals geschrieben habe, gehe er davon aus, dass es das Gespräch so wiedergibt. Mit Sicherheit habe Kapke auch nichts davon erfahren. Vorhalt: Dann habe Böhnhardt damit angefangen, dass der Dicke in seinen Augen ein Kameradenschwein sei, denn sie hätten große Geldprobleme und es seien immer nur Bruchteile der Beträge zu ihnen gelangt, und nur die von denen sie erfahren hätten, zum Beispiel von Max Lemke; und von “Riese” hätten sie erfahren, dass eine halbe Einnahme eines Konzertes, über 1.000, sie nie erreicht hätte, obwohl er gesagt habe, er hätte es nach Jena gegeben. Weiter hält Götzl vor: Böhnhardt habe gefragt, ob er, Brandt sonst noch etwas wüsste, worauf er, Brandt, gesagt habe, André hätte bei Dehoust Geld geholt für Ausweise für sie, 1000 oder 2000 DM, die er, Brandt ab und zu abzahle; darauf habe Böhnhardt schon ziemlich sauer gesagt, auch dieses Geld sei nicht für sie verwendet worden, sie hätten Ausweise selbst bezahlt. Brandt sagt auf alle Vorhalte, es könne sein, er wisse es nicht.

Vorhalt: Böhnhardt habe dann noch gesagt, wenn Eisenecker sich melden würde und was von 19 Uhr, Treffen sagen würde, er, Brandt, das an Ralf weiterleiten sollte, der wüsste dann schon, was gemeint sei. Dazu könne er heute nichts mehr sagen, so Brandt. Götzl: “Sie sagen, Sie haben wahrheitsgemäß berichtet?” Das bestätigt Brandt. Dann wird eine weiteres Blatt mit Text in Augenschein genommen. Götzl sagt, die sei vom 15.3.99 und zitiert: Beim JN-Jubiläumskongress habe er sich mit Carsten Schultze unterhalten, der ihn gefragt habe, ob sein Handy ausgeschaltet ist. Brandt sagt, er gehe davon aus, dass er das auch geschrieben habe. Dass er da mit Carsten geredet habe, habe er noch grob in Erinnerung. Vorhalt: Schultze habe zu ihm gesagt, dass er gehört habe, dass er, Brandt, mit jemand telefoniert habe; er, Brandt, habe gesagt, dass er erstaunt über das Wissen von Schultze sei, darauf habe Schultze gesagt, dass er jetzt den telefonischen Kontakt halte, weil sich Ralf Wohlleben zu beobachtet fühle. Er hätte das eher vordatiert, sagt Brandt, daran sehe man schon, dass die Erinnerung da wirklich sehr schwach sei zu der ganzen Geschichte. Vorhalt: Carsten habe noch die Sache mit dem Geld, was nie angekommen sei, sich angehört und sei über die Höhe doch sehr entsetzt gewesen. Götzl hält weiter vor: Am Sonntag sei er, Brandt nachmittags zu Wohlleben gefahren und habe ein paar CDs [phon.] zum Verkaufen gebracht und sie hätten sich unterhalten in einer benachbarten Lokalität, weil in Wohllebens Wohnung man ja abgehört werden könne, sein Handy habe er im Auto gelassen. Brandt sagt zu den Vorhalten, das könne sein, er habe keine Erinnerung daran.

Vorhalt: Er, Brandt, habe Wohlleben auf ein Eis eingeladen, Wohlleben habe gefragt, was sie wollten und wie lange das Telefonat gedauert habe; darauf habe er, Brandt, gesagt, eine Viertelstunde, und dass es vorwiegend um das Geldproblem und André gegangen. Brandt sagt dazu, dass das so gewesen sein werden, wenn er es so geschrieben habe. Vorhalt: Wohlleben habe erzählt, er habe guten Kontakt zu Familie Böhnhardt, habe die Drei zusammen mit der Mutter besucht, wisse, dass Mundlos für Skinheadzine schreibt und es zu den ersten Attacken gegen Andŕe komme. Weiterer Vorhalt:  Bei dem Gespräch habe er, Brandt, gesagt, er wolle zur Unterstützung der Drei auch 500 DM geben, sobald er seine Lohn bekommen habe; dazu habe Wohlleben gesagt, das sei einwandfrei, er, Brandt, könne sich drauf verlassen, dass es diesmal genau ankommt. Brandt sagt zu den Vorhalten, das könne sein. Auf Frage sagt Brandt, er habe im “Spiegel” gelesen, dass er ein Gespräch mit Thorsten Heise gehabt habe. Götzl sagt, unabhängig vom “Spiegel” interessiere ihn natürlich, was Brandt weiß. Er wisse, dass er sich irgendwann nach 2001 mit Heise getroffen habe. Wenn “das mit den Bändern” nicht gewesen wäre, wüsste er jetzt nicht, dass sie sich zu so einem Thema unterhalten haben. Brandt sagt, es sei eher um Kassenbücher der NPD Thüringen gegangen, die schlecht geführt worden seien.

Götzl hält aus einem Vermerk des TLfV vom 10.5.99 vor: Quelle habe am Freitag, 16.4.99, am Rande des Kongresses der GfP [Gesellschaft für freie Publizistik] in Wernigerode mit Heise über mögliche Wohnadressen für die Gesuchten unterhalten. Das sei jetzt eine Geschichte ein bisschen davor, das habe jetzt nichts mit den Bändern zu tun, sagt Brandt. Es sei ja so gewesen, dass man sich umhören sollte, ob es sichere Plätze für die gibt. Er habe aber keine Ahnung, mit wem Heise da weiter reden sollte. Er habe nur die Thematik erklärt und gesagt, alles weitere dann mit Ralf oder Kapke, er habe keine Ahnung, wer da der Ansprechpartner war. Da gebe es eine Anmerkung der Quelle, so Götzl: Am Samstag, 1.5.99, vor der Abfahrt zur Demo nach Bremen habe Quelle Wohlleben getroffen und vom Gespräch mit Heise mitgeteilt, Wohlleben habe gesagt, prima, er fahre da sowieso hin demnächst. Das hätte er jetzt nicht mehr gewusst, sagt Brandt. Vorhalt: Es habe eine weiteres Gespräch mit Wohlleben und Schultze gegeben am Samstag, 8.5.99 über die Drei, dabei habe Wohlleben erklärt, dass er zur Zeit keinen Kontakt mehr habe, die würden sich auch nicht mehr melden, er habe Kameraden in Sachsen beauftragt, die Situation zu überprüfen. Das könne sein, sagt Brandt, wenn er das damals erfahren habe, habe er es weitergegeben und damit sei das erledigt gewesen. Dass das 15 Jahre später nochmal so ein großes Thema wird, da habe keiner mit rechnen können.

Vorhalt: Schultze habe erwähnt, dass er in der Wohnung von Zschäpe gewesen sei, Sven Kl., genannt “Torte”, sei dabei gewesen. Dazu sagt Brandt, da gelte dasselbe wie bei den anderen Sachen. Vorhalt aus einem weiteren Vermerk: Am Samstag, 15.5.99, sei in der Wohnung von Wohlleben in Jena von seinem jetzt in Hannover lebenden Freund Holger Gerlach eine Party gefeiert worden. Brandt sagt, er wissen noch, dass er mal auf einer Party gewesen sei und dabei ein Auto versenkt habe in weicher Erde, was da habe rausgezogen werden müssen. Vorhalt: Dabei sei es zu einem vertraulichen Gespräch mit Schultze und Wohlleben über die Flüchtigen gekommen, Heise sei bereit, Unterstützung für einen Auslandsaufenthalt zu leisten; Wohlleben habe Gerlach gebeten, aus räumlichen Gründen Kontakt mit Heise aufzunehmen, Gerlach habe zugesagt, das Gespräch mit Heise zu suchen. Brandt verneint, daran eine Erinnerung zu haben.

Vorhalt: Schultze habe noch mitgeteilt, dass letztmalig Anfang April 1999 Spendengelder nach Sachsen überwiesen habe. Brandt sagt, ihm sei davon jetzt nichts mehr erinnerlich. Vorhalt: Kapke habe im Kameradschaftskreis Anfang Mai 1999 gesagt, dass er für die Drei keinen Finger mehr krumm machen würde. Brandt spricht von einem gespannten Verhältnis zwischen Ralf und Kapke damals. Aber das seien so kleine Sachen, nichts was jetzt in seinem Leben so einschneidend gewesen sei, dass er sich das gemerkt hätte. Vorhalt: Außerdem habe er, Kapke, den Erhalt von Spendengelder immer gleich Wohlleben gemeldet. Dazu könne er heute nichts mehr sagen, so Brandt. Auf Frage, ob jemals die Rede davon war, ob die Uwes und Zschäpe sich nach Südafrika begeben werden. Brandt sagt, dass man bei allen Auslandskontakten nachhaken solle, ob es eine Möglichkeit gibt, sei bekannt gewesen, und das hätten sie auch gemacht. Es habe ja Kontakte nach Südafrika gegeben. Aber dass die sich in die Richtung abgesetzt hätten oder wollten, sei nicht bekannt gewesen. Es folgt eine kurze Pause bis 15.42 Uhr.

Dann hält Götzl aus einen Vermerk vor: André Kapke habe sich am 12.2.1998 bei Frank Schwerdt in Berlin aufgehalten, die Quelle gehe davon aus, dass Kapke versucht, von Schwerdt Adressen im Ausland zu bekommen für die auf Flucht befindlichen Jenenser. Das höre sich nach einer Vermutung an, sagt Brandt, daran erinnere er sich nicht. Vorhalt: Weiterhin habe Quelle von Kapke erfahren, dass dieser mit Schwerdt und der [Rita] Böhnisch Gespräche führe, um Adressen zu erlangen; Quelle sei bekannt, dass Böhnisch einen Wohnmobilverleih betreibt. Zur Thematik mit den Adressen im Ausland könne er heute nicht mehr sagen ob das so war oder nicht, so Brandt. Vorhalt: Da sich der Kapke zur Zeit nicht mehr für Adressen im Ausland interessiere, gehe Quelle davon aus, dass den Dreien möglicherweise ein Wohnmobil zur Verfügung gestellt werde. Brandt sagt, er wisse nicht, ob das, was die vom TLfV geschrieben haben, immer seine Wörter seien oder ob die sich selber noch Sachen dazu geschrieben haben. Vorhalt: Während des GfP-Kongresses unterhielt sich Kapke länger mit Dr. Claus Nordbruch; Quelle gehe davon aus, dass Kapke für die auf der Flucht befindlichen eine Unterkunft gesucht hat. Brandt: “Kann sein.” Vorhalt: Kapke habe beim Vorgespräch zur Spontandemo am 10.10.98 in Jena geäußert, dass die Drei nicht arbeiten könnten und große finanziellen Probleme hätten, er habe keinen Kontakt und wolle auch keinen. Brandt: “Mir ist das Gespräch nicht erinnerlich.” Götzl unterbricht für heute die Vernehmung.

Der Verhandlungstag endet um 15.48 Uhr.

Auf NSU-Nebenklage heißt es zum Verhandlungstag:
 „Das Trio und die Angeklagten (bis auf den aus Sachsen stammenden André Eminger) kannte er sehr gut aus der gemeinsamen politischen Arbeit. Die „Jenaer“ seien in unterschiedlicher Besetzung zu den THS-Kadersitzungen alle 4 bis 6 Wochen gekommen. Auch Beate Zschäpe habe etwa bei Schulungen zu Germanentum und Nationalsozialismus ein festgefügtes Weltbild gezeigt. Die Kameradschaft Jena sei sehr elitär aufgetreten, habe mehr auf „Klasse“ denn auf „Masse“ gesetzt. Alle hätten ein gefestigtes nationalsozialistisches Weltbild gehabt und seien auch in der Lage gewesen, dies argumentativ zu vertreten. Der NSU entstand als praktisch als Jenaer Sektion des THS und wurde mit Hilfe des V-Mannes Brandt aufgebaut.“


Protokoll 128. Verhandlungstag - 16. Juli 2014

Wie bereits am Vortrag musste Tino Brandt als einziger Zeuge aussagen. Nach der Mittagspause ließ dann Beate Zschäpe dem Gericht über einen Beamten mitteilen, dass sie kein Vertrauen mehr in ihre Verteidigung habe. Der Senat beendete daraufhin den Verhandlungstag und sagte auch den morgigen Tag ab, um ihr Zeit einzuräumen, die Ablehnung ihrer Verteidigung zu begründen.

Zeuge: Tino Brandt (Neonazi und früherer VM 2045 und VM 2150 des TLfV)

Der Verhandlungstag beginnt um 9.49 Uhr. Einziger Zeuge ist heute Tino Brandt. Brandt wird wieder an einen Polizisten gekettet in den Saal geführt. Am Zeugentisch wird ihm die Handschelle abgenommen, Brandt nimmt Platz und gießt sich aus einem Tetrapak Wasser in einen Becher. Richter Götzl: “Ich möchte auf Sven Rosemann eingehen, mich würde interessieren, welches Verhältnis Sie zu ihm hatten in der damaligen Zeit, aber schenken Sie sich ruhig erst noch was zu Trinken ein.” Dann sagt Brandt, der “Herr Rosemann” sei einer der älteren Leute gewesen, die früher schon aktiv gewesen seien in Saalfeld-Rudolstadt, wo er als Jugendlicher dazugekommen sei. Sie hätten vorgehabt, eher Politik zu betreiben, “weg von diesem Gewaltimage”. Eigentlich habe Rosemann das damals unterstützt und sie seien anfangs gut miteinander ausgekommen bis in Jena diese Polizeiaussage gewesen sei. Danach habe er ein sehr gespaltenes Verhältnis zu Rosemann gehabt und eigentlich keinen Kontakt mehr. Die Aussage sei, denke er, 1997/98 gewesen. Götzl sagt, gestern habe man über diese  zwei Gesprächsnotizen vom 8.3. und vom 15.3.99 gesprochen und fragt, ob in dem Telefonat vom 8.3. die Rede von Sven Rosemann gewesen sei. Er glaube nicht, so Brandt, sonst hätte er das notiert. Vorhalt aus dieser Notiz: Der Gesprächspartner habe Brandt gefragt, wie die Sache mit Rosemann sich weiterentwickelt hätte und Brandt habe gesagt, dass dieser ihn zwar aus der Szene herausgedrängt habe, aber er mehr aus der unpolitischen, an politischer Arbeit habe Rosemann ihn nicht gehindert, aber die KS habe sich zum “Säuferverein” entwickelt. Götzl sagt, demnach sei Rosemann doch angesprochen worden. Brandt sagt, es seien nebeneinander bestimmte Sachen gewesen. Sie seien richtig aneinander geraten, Rosemann habe einen Freundeskreis gehabt, er selbst einen Freundeskreis, deswegen seien da ein paar Sachen in der KS Saalfeld auseinander gegangen.

Auf die Frage nach dem Namen La. [phon.] sagt Brand, der sei damals auch in der KS gewesen, ob der in der Notiz angesprochen wurde, wisse er nicht mehr. Götzl fragt zur Rolle La.s in der Auseinandersetzung mit Rosemann. Seiner Meinung nach, so Brandt, habe La. da keinen großen Einfluss gehabt. Er sei bei diesem Gespräch nicht dabei gewesen, was der erwähne. Götzl sagt, es gehe ihm darum, ob Rosemann damals ein Thema war. Wenn es da so stehe, sagt Brandt, er könne sich nicht erinnern. Götzl hält vor: Wenn André [Kapke] mit dem Geld so weitermache, werde er, Böhnhardt, selbst runter fahren und André eine langen, der Dicke habe noch nicht mal die Spiele richtig abgerechnet, wo sie die alle selber hergestellt hätten. Er könne sich an Einzelheiten nicht erinnern, sagt Brandt. Vorhalt: Dann habe Böhnhardt ihn gefragt, ob er eine sichere Adresse im Ausland hätte, das habe er verneint, weil sie jemanden in Tennessee kennen würden, aber nicht persönlich, es sei nicht sicher, ob der vertrauenswürdig ist. Brandt sagt, das könne sein. Götzl hält aus einem Vermerk des TLfV vom 22.3.99 vor: Bei dem “Fernsehaffen” handele es sich um Sven La., den sie noch bei der Wehrmachtausstellungsdemo in Dresden getroffen haben wollen. Brandt sagt, er wisse nicht, wie er das mit dem “Fernsehaffen” gemeint habe. Vorhalt: Daraufhin habe er noch gesagt, dass dieser La. sich in Dresden bei der Demo aufgeführt hätte. Er selber sei bei der Demonstration nicht dabei gewesen, sagt Brandt. Dann gebe es hier noch eine “Anmerkung von Quelle”, so Götzl: Die persönliche Feindschaft von Rosemann und Brandt sei allgemein in der Szene bekannt, aber in den Details, die Denunzierung beim Job bei NE [Nation Europa], nur wenigen Aktivisten, u.a. Böhnhardt und Mundlos. Brandt sagt, das werde der Kommentar des Landesamtes gewesen sein, er könne sich da nicht erinnern. Auf Frage, was vom Verhältnis zwischen ihm und Rosemann in der Szene bekannt war, sagt Brandt, es sei bekannt gewesen, dass sie nicht miteinander auskommen. Mit NE, was der Rosemann da gewollt habe, könne er nicht sagen. Er sei da nicht aus politischen Gründen angestellt worden, sondern weil er ein guter Kaufmann gewesen sei. Das habe da keinen Einfluss gehabt. Einfluss habe dann die V-Mann-Tätigkeit gehabt, das sei dann nicht mehr tragbar gewesen. Wenn Rosemann auf einer Veranstaltung gewesen sei, sei er da nicht hin, und umgekehrt.

Götzl fragt, was mit der “Denunzierung beim Job” gemeint sei. Da sei es um diese Aussagegeschichte gegangen. Er wisse nicht, ob La. gedacht hat, er könne ihn da raus drängen. Er, Brandt, habe das wohl das erste Mal beim Telefonat gehört, bei NE sei man nicht einfach so angestellt worden. Götzl fragt, was Brandt zu dem sage, was hier stehe, dass die Denunzierung um den Job nur wenigen Aktivisten, darunter Böhnhardt und Mundlos, bekannt war. Brandt sagt, wahrscheinlich wegen dem Telefonat und der Äußerung dazu, er könne jetzt nichts daraus schlussfolgern. Götzl fragt, ob sich Brandt erinnere, ob das Ansprechen Rosemanns Auswirkungen gehabt habe auf die Zuordnung des Gesprächspartners als Böhnhardt. Brandt: “Das weiß ich nicht.” Vorhalt: VM 2045 [Brandt] sei zweifelsfrei überzeugt, dass es sich wegen der Kenntnisse über den Streit mit Rosemann beim Anrufer um Böhnhardt gehandelt hat. Brandt sagt, er wisse das nicht mehr. Götzl fragt, ob sich Brandt erinnere, dass ihm irgendein Gespräch, ein Mitschnitt eines Anrufs, nochmal vorgespielt wurde und er gefragt wurde, ob er die betreffende Person erkennt. Das verneint Brandt.

Vorhalt: Am Montag, 22.2.99, gegen 19 Uhr wurde von dem öffentlichen Münzfernsprecher in Chemnitz, Bernsdorfstraße, die vereinbarte Zelle in Coburg angerufen, ohne dass es zu einem Kontakt zu Quelle kam; der Mitschnitt des Anrufs sei Quelle am 22.3.99 vorgespielt worden. Götzl erläutert, es handele sich nicht um einen Mitschnitt eines Gesprächs mit Brandt und hält dann weiter vor: Von Quelle sei Uwe Böhnhardt zweifelsfrei als Anrufer identifiziert worden. Da könne er sich nicht mehr dran erinnern, sagt Brandt. Vorhalt: Am 22.3.99 habe von Quelle bei Vorlage eines Lichtbildes aus einer Observation in Chemnitz vom 19.3.99 die abgebildete Person trotz großer Ähnlichkeit nicht als Uwe Böhnhardt erkannt werden können; Anmerkung von Quelle: Von Wohlleben habe sie erfahren, dass die Drei ihr Äußeres total verändert hätten, selbst für Bekannte nicht wiedererkennbar seien. Brandt sagt dazu, wenn er das gesagt habe, er könne sich an solche Sachen nicht mehr erinnern.

Vorhalt: Während des Besuches des JN-Kongress am 13.3.99 in Mitterskirchen Bayern, habe der Jenaer Carsten Schultze Quelle mitgeteilt, dass nicht mehr Wohlleben, sondern er jetzt telefonisch Kontakt zu den Dreien unterhalte. An dieses Gespräch könne er sich grob erinnern, so Brandt. Götzl fragt, ob Schultze in dem Zusammenhang etwas zu Wohlleben gesagt hat. Brandt sagt, er habe das ja gestern schon falsch eingeordnet, an solche Einzelheiten könne er sich nicht erinnern.Vorhalt: Wohlleben habe ihm, Schultze, den Auftrag erteilt, weil er sich ständig beschattet und verwanzt fühle. Das sei so gewesen, soweit er sich erinnere, sagt Brandt. Das sei ja nicht von der Hand zu weisen gewesen, wenn man erlebt habe, wie in Thüringen ständig Autos hinter einem her gefahren seien. Vorhalt: Mit Wohlleben sei folgende Verbindungsaufnahme abgesprochen worden: über seinen Handyanschluss erhalte Brandt eine Kurznachricht, schalte das Handy aus und gehe dann telefonieren, ob dies über Telefonzelle oder Handy geschehe, habe Schultze nicht mitgeteilt. Brandt: “Kann sein, weiß ich nicht mehr.”

Götzl sagt, es gehe nun um die zweite Gesprächsnotiz vom 15.3.99, und fragt nach einer T-Shirt-Kollektion Mundlos. Wenn er sich recht erinnere, so Brandt, sei da etwas entworfen worden, um damit Geld zu verdienen: “Aber Details hab ich damals nicht gewusst und heute erst recht nicht.” Vorhalt: Am Sonntag sei er, Brandt, nachmittags zu Wohlleben gefahren habe und habe ihm CDs zum Verkaufen gebracht, dann sei man in eine Lokalität gegangen, weil man sich in der Wohnung nicht unterhalten könne. Götzl: “Ist da noch eine Erinnerung da?” Brandt: “Nein.” Vorhalt: Dann habe er noch gesagt, dass sich das LKA gemeldet habe. Götzl sagt, oben stehe LfV und nicht LKA und fragt, ob das zur Sprache gekommen ist. Es sei mal ein Anwalt über das Landesamt eingeschaltet worden, sagt Brandt, ob das damit in Zusammenhang steht, wisse er nicht. Vorhalt: Frau Böhnhardt habe mitgeteilt, dass ein weiterer Anwalt hinzugezogen wird; er habe ihn, Brandt, gebeten, herauszufinden, wann Eisenecker wieder in den südlicheren Neuen Ländern sei, er würde dann sofort hinfahren, um mit ihm zu sprechen. Brandt sagt, das könne sein, er habe keine Erinnerung. Er verneint, etwas in Erinnerung zu haben zur Bezahlung von Rechnungen des RA. Vorhalt: Eine Rechnung sei wohl schon von Eisenecker über 965 DM bezahlt worden, die er schriftlich geschickt habe. Brandt: “Das hat Ralf gesagt? Oder ich?” Götzl sagt, er könne nur vorlesen, wie es hier steht und wiederholt das zuvor schon Zitierte. Brandt sagt, das könne ja nur eine Mitteilung von Ralf an ihn, Brandt, gewesen sein, denn er selbst habe keine Rechnung bezahlt. Er habe seine eigene Rechnung an Eisenecker bezahlt, denn der habe ihn ja auch vertreten vor Gericht.

Götzl fragt, ob von Seiten Wohllebens mal die Rede davon war, dass von Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe Kontakt mit Eisenecker aufgenommen worden wäre. Brandt sagt, er habe Kontakt mit Eisenecker gehabt und eine Vollmacht bekommen zum Unterschreiben lassen. Und er glaube, die habe Eisenecker bekommen in Thüringen, wo eine Vorstandssitzung gewesen sei. Vorhalt: Die Drei hätten Eisenecker wohl einen Brief geschrieben; Wohlleben habe gesagt, die Eltern würden ihm auch ein Mietauto zahlen, und er, Brandt, solle sich kümmern. Fakt sei, so Brandt, dass Kontakt gesucht worden sei zu Eisenecker und seiner Meinung nach sei die Vollmacht bei einer Sitzung in Thüringen übergeben worden, wo Eisenecker sowieso in Thüringen war. Götzl fragt, wie die Sache mit Eisenecker eigentlich weiter gegangen sei. Der sei ja RA, sagt Brandt, und habe sich dementsprechend nicht zu Mandanten geäußert. Er habe Eisenecker erzählt was da in Jena vorgefallen sei, dass sie untergetaucht seien, dass sie nach Hause wollen würden und ob das in einer “sozialverträglichen” Art und Weise möglich sei. Und da man die anderen Anwälte schlecht habe einschätzen können, habe man einen Szeneanwalt haben wollen - Eisenecker sei ja stellvertretender Bundesvorsitzender der NPD gewesen - damit der Freistaat Thüringen sich daran halten müsse und nicht am Ende was anderes mache. Götzl fragt, ob Brandt durch eigene Erfahrungen oder Gespräche wisse, wie die Sache dann ausgegangen ist: Das verneint Brandt, nachdem er das Mandat gehabt habe, habe Eisenecker sich nicht weiter geäußert. Er wisse auch nicht mehr, dass er mit Wohlleben mal dazu gesprochen habe.

Vorhalt: VM 2045 habe sich am 9.4.99 mit Ralf Wohlleben u.a. über die Personen im “Fall Drilling” unterhalten; Wohlleben habe VM gebeten, Thorsten Heise beim GfP-Kongress in Wernigerode wegen einer sicheren Adresse im Ausland anzusprechen. Brandt sagt, der GfP-Kongress sei jedes Jahr. Mit Sicherheit habe er da den “Herrn Heise” getroffen. Er wisse, dass er mit ihm zu dem Thema gesprochen habe. Heise habe gesagt, er wolle sich umhören. Ob sich daraus etwas ergeben hat, könne er nicht sagen, das hätten dann andere machen sollen. Götzl sagt, als Datum sei der 9.4.99 vermerkt, dass sich Brandt da mit Wohlleben unterhalten hätte. Brandt erwidert, wenn das dort so stehe, gehe er davon aus, dass das passt. Vorhalt: Wohlleben habe mitgeteilt, dass Eisenecker wegen Gefährdung der Ermittlungen keine Aktensicht genehmigt worden sei. Brandt sagt, er hätte sich nicht erinnert, aber wenn das da so stehe: “Wir Thüringer wollten ja, dass die zurückkommen, und haben da schon alles dran gesetzt.” Ihm selbst sei wichtig gewesen, dass die Sache funktioniert. Sie seien davon ausgegangen, dass ein Szeneanwalt da was ausrichten kann, dass da eine Rückkehr möglich ist.

Götzl fragt, ob sich Brandt an einen Aufenthalt in Neuburg/Donau zusammen mit Carsten Schultze erinnere. Dann sei das mit Sicherheit eine JN-Veranstaltung gewesen, so Brandt, er wisse es jetzt nicht mehr. Vorhalt: Am Dienstag 21.9.99 habe VM 2045 mit Carsten Schultze und Ronny Ar. Sascha Roßmüller und Alexander Delle in Neuburg/Donau besucht, auf der Rückfahrt habe sich Schultze mit VM 2045 außerhalb des Fahrzeugs aufgehalten und gefragt, ob Quelle Manfred Roeder [verurteilter Rechtsterrorist] kenne und wie sie ihn einschätze; nachdem Quelle Kontakte zu Roeder bejaht, ihn aber als riesigen Angeber und Schwätzer und nicht vertrauenswürdig bezeichnet habe, habe Schultze gesagt, dass sich die Sache dann erledigt habe. Brandt sagt, er erinnere sich nicht. Zur Einschätzung Roeders sagt Brandt, die sei ein bisschen übertrieben. Roeder habe eine eigene Zeitung gehabt und wenn er ein Verfahren gehabt habe, habe er versucht damit Geld zu machen, aber das sei seine, Brandts, private Ansicht. Vorhalt: Als Grund für seine Frage habe Schultze angegeben, dass die Drei wissen wollten, ob man Roeder wegen Auslandskontakte fragen könne, weil sich die Sache mit Heise hinziehe und unbedingt ein neuer Aufenthaltsort benötigt würde. Brandt sagt, er wisse das nicht mehr. Götzl hält vor, dass Schultze keine weiteren Angaben gemacht habe und die Fahrt fortgesetzt worden sei, und fragt, ob sich Brandt an ein Gespräch mit Schultze erinnere. Das verneint Brandt, nur dass sie zu Roßmüller gefahren seien im Vorfeld des Aufbaus des JN-Landesverbands Thüringen, aber an das Einzelgespräch könne er sich nicht erinnern.

Vorhalt: Nach Meinung von Quelle werde der Kontakt aus der Jenaer Szene derzeit alleine von Carsten Schultze gehalten, weil Wohlleben eine Überwachung vermutet. Brandt sagt, er gehe davon aus, dass das eine Anmerkung des LfV-Mitarbeiters ist. Was die sich am Schluss da hingeschrieben haben, könne er ja schlecht überprüfen. Hier stehe  “Anmerkung von Quelle”, erwidert Götzl. Brandt, sagt, es könne schon sein, dass er das gesagt hat, er wisse es nicht. Vorhalt: Trotzdem sei für Quelle nicht vorstellbar, dass Schultze eigenmächtig, ohne Wohlleben, zu den Dreien in Kontakt tritt. Wieder sagt Brandt, es könne sein, dass er das so gesagt hat, er wisse es nicht. Zu Christian Ka. befragt, sagt Brandt, den habe er kennengelernt als jemanden, der sehr aktiv gewesen sei, durchaus intelligent, vom Auftreten und sonstiges. Der und sein Bruder [André] hätten sich immer einen Wettstreit geliefert. Es wäre, so Brandt, mit Sicherheit besser gewesen, wenn Christian älter gewesen wäre. Sein Bruder habe Konkurrenz neben sich nicht leiden könne. Er habe Christian Ka. in Ordnung gefunden und wenn er nicht ständig blockiert worden wäre, so Brandt, hätte er sich vielleicht in der rechten Szene gut entwickeln können. Die CD “Eichenlaub” sage ihm etwas, so Brandt, das sei eine Liedermacher-CD, von Christian Ka. gemacht, das Lied über die Drei, die untergetaucht sind, sei da mit drauf.

Götzl sagt, hier gehe es in einem Vermerk über eine NPD-Schulungsveranstaltung am 29.1.2000 in der Jugendherberge Froschmühle bei Eisenberg. Götzl hält vor: Zeitweise hätten zwei namentlich nicht bekannte B&H-Leute aus Chemnitz teilgenommen, die mit einem Kombi, Kennzeichen C-MB 88, zum Veranstaltungsort gekommen seien. Er könne sich an die Veranstaltung erinnern, sagt Brandt, da habe, glaube er, Edda Schmidt [neonazistische Multifunktionärin] referiert. Er erinnere sich, weil im NSU-UA darüber gesprochen worden sei, eine eigene Erinnerung habe er nicht mehr. Vorhalt: Wohlleben, Christian Ka. und Quelle hätten sich unterhalten, als Ka. von einem B&H-Mann, 185-190 cm groß, schlank, blond, Ziegenbart, 25 bis 30 Jahre alt, auf seine neue CD “Eichenlaub” mit dem Liedtitel “5. Februar” angesprochen worden sei; der Chemnitzer habe gesagt, dass sie sich keinen Gedanken zu machen bräuchten, den Dreien gehe es gut. Brandt sagt, er erinnere sich an den Vortrag von Edda Schmidt, aber nicht an das Gespräch. Er verneint auch, eine Vorstellung zu haben, um wem es sich bei dem B&H-Mann handeln könnte. Vorhalt: Nach schroffer Erwiderung von Wohlleben habe sich der Gesprächskreis aufgelöst und der Chemnitzer habe sich mit Sandro Tauber unterhalten. Das sei durchaus möglich, sagt Brandt. An ein Gespräch mit Wohlleben habe er keine Erinnerung, sagt der Zeuge auf Frage.

Vorhalt: Wohlleben habe Quelle gesagt, Carsten Schultze halte weiter Kontakt, aber auch nur im Notfall, weil er mit Ronny Ar. und Jana A. (93. und 107. Verhandlungstag) gesprochen habe, dies gefährde die ganze Aktion sowie Holger Gerlach und Thorsten Heise und ihn [Wohlleben] selbst, weil sie [die Drei] in nächster Zeit weggebracht werden sollen. Brandt gibt an, keine Erinnerung zu haben. Götzl fragt, ob Brandt weiß, ob ihm irgendwelche Lichtbilder vorgelegt wurden im Hinblick auf den hier angesprochenen Mann. Das verneint Brandt. Vorhalt aus einem TLfV-Vermerk vom 23.2.2000: Der Sprecher sei als Andreas Graupner [...] im Nachhinein identifiziert worden. Götzl: “Können Sie dazu etwas sagen?” Brandt: “Nein.”

Vorhalt aus einem Vermerk vom 12.8.1998: Gespräch VM 2045 und André Kapke; am 4. und 5.8.1998 habe sich Kapke in Coburg bei Dehoust aufgehalten, um sich von diesem Geld zu leihen; Kapke habe VM 2045 erzählt, dass sie einer Person aus dem Raum Nordhausen 1.500 DM für die Beschaffung von Reisepässen gegeben hätten; diese Person habe vor ca. sechs Wochen wegen möglicher Waffengeschäfte flüchten müssen, ohne dass die Pässe ausgeliefert worden seien; mittlerweile hätten sie eine neue Person ausfindig gemacht, die für die Ausstellung der Pässe aber 1.800 DM fordere. Das sage ihm gar nichts, so Brandt, er wisse grob noch, dass Kapke Geld gebraucht habe, weil angeblich das alte Geld für Pässe abhanden gekommen sei. Es sei wohl mehrfach abhanden gekommen bei Kapke. Aber er könne nichts dazu sagen, an wen Kapke sich gewendet hat. Vorhalt: Kapke habe von Dehoust 1.500 DM erhalten, ob Dehoust weiß, wofür das Geld verwendet werden soll, sei VM 2045 nicht bekannt. Das sei durchaus möglich, so Brandt.

Vorhalt aus einem Vermerk vom 15.10.1998: Kapke habe bei Vorgesprächen zur Spontandemo am 10.10.98 in Jena geäußert, dass die Drei an einer sicheren Stelle seien, aber nicht arbeiten könnten und dadurch große Probleme hätten. Es sei, wie gesagt, 15 Jahre her, sagt Brandt darauf, und habe für ihn keinen so große Bedeutung gehabt. Er könne sich an solche Einzelheiten wirklich nicht erinnern. Vorhalt: Der geldliche Nachschub sei ins Stocken geraten, weil viele Kameraden die gleichen Probleme hätten. Er könne sich nicht erinnern, sagt Brandt, er wisse aber auch nicht, was das Landesamt dann immer tatsächlich niedergeschrieben hat. Götzl: “Können Sie sich erinnern, ob Sie auf der Hochzeit von Thorsten Heise waren?” Brandt: “Ja, da kann ich mich sehr dran erinnern.” Er wisse nicht mehr, wann diese Feier war, aber da hätten viele Bands gespielt und es sei eine sehr gute Stimmung gewesen und sehr viel Alkohol getrunken worden. Auf Frage sagt Brandt, die Drei seien da wohl nochmal ein kurzes Thema gewesen zwischen ihm und Heise, aber er wisse nicht mehr, ob da etwas dazu gesagt worden sei. Auf Frage sagt Brandt, er sei sich nicht sicher, ob Holger Gerlach da war, glaube es aber, Hannover sei ja nicht allzu weit weg da. Vorhalt aus einem Vermerk vom 18.6.99: Am Samstag 12.6.99 bei Hochzeitsfeier von Heise in Northeim kurze Unterredung zwischen Holger Gerlach und VM 2045; Gerlach habe mitgeteilt, dass mit Heise über Kontaktadressen noch nicht gesprochen worden sei, da es heute wegen der Angetrunkenheit von Heise nicht möglich sei; Gerlach wolle da schlafen, um dann am nächsten Tag mit Heise zu sprechen; zu dem Gespräch mit Heise sei er eigentlich erst jetzt in der Lage, weil er sich kurzfristig mit Wohlleben auf einer Raststätte in der Nähe von Göttingen getroffen und zu Zielen und Wünschen der Drei gesprochen habe; um keine Verdächtigungen aufkommen zu lassen, habe Quelle auf Nachfragen zum Gespräch verzichtet. Das höre sich logisch an, sagt Brandt.

Götzl sagt, bei diesem Vermerk zur NPD-Schulungsveranstaltung Froschmühle stehe eine Anmerkung, dass bei einer Lichtbildvorlage am 3.2.2000 von Quelle Jan Werner, der Halter des PKW sei, nicht als Gesprächspartner identifiziert. Brandt sagt, er könne sich an die Lichtbildvorlage überhaupt nicht erinnern. Götzl fragt, ob zwischen Brandt und Schultze mal Thema war, dass Brandt ein Handy an jemanden überbringen solle. Brandt: “Nicht, dass ich jetzt wüsste.” Götzl: “Ob Sie an ein Familienmitglied von Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos oder Frau Zschäpe ein Handy übergeben sollten?” Brandt sagt, er habe die Familienmitglieder das erste Mal jetzt im Fernsehen gesehen. Vorhalt aus einem Vermerk vom 4.5.2000: VM 2045; Gespräch mit Carsten Schultze am 26.4.2000 vor dem Frank Rennicke-Konzert in Neustadt/Oberfranken; VM 2045 sei von Schultze überraschend zu einem vertraulichen Gespräch gebeten worden und gebeten worden, das Handy auszuschalten. Er könne sich an das Konzert erinnern, sagt Brandt, das habe im Zweifelsfall er selbst gemacht und es sei üblich gewesen, dass man dann das Handy ausmacht. Vorhalt: Carsten Schultze habe VM gefragt, ob sie bereit sei, ein Handy zu überbringen, da aus familiären Gründen dringend ein Kontakt gewünscht sei, Schultze könne dies wegen polizeilicher Überwachung nicht selbst machen und suche einen  zuverlässigen Vertrauten, der sei in Jena nicht zu bekommen. Brandt sagt, da wäre er normalerweise der falsche Ansprechpartner gewesen wegen Überwachung. Vorhalt: VM 2045 habe sein Einverständnis gegeben, aber auf die räumliche Distanz verwiesen, die eine schnelle Übergabe unmöglich mache; Schultze habe das eingesehen und sagte, eine kurzfristige Übergabe sei eh nicht geplant, VM bekomme eine Nachricht mit dem Treffpunkt, das Handy sei dann an ein Elternteil zu übergeben und nach dem Gespräch wieder an ihn zurückzugeben. Brandt sagt, an die Übergabe eines Handys erinnere er sich nicht, er glaube nicht, dass das stattgefunden hat. Auf Frage sagt, dass er sich an das Gespräch nicht erinnern könne.

Götzl sagt, er müsse nochmal fragen: “Ist denn jemals eine von Ihnen angebotene Geldspende zurückgewiesen worden?” Eine eigene Erinnerung daran habe er nicht, antwortet Brandt, aber er habe das ja gelesen im UA, dass das Landesamt ihm Geld gegeben habe, das er zu Wohlleben haben bringen sollen, und ihm mitgeteilt worden sei, dass das nun nicht mehr notwendig sei. Aber einen eigene Erinnerung habe er nicht Vorhalt aus einem Vermerk vom 10.4.2001: Im Rahmen der Nachbetreuung von VM 2150 [= Brandt] hätten weitere Erkenntnisse über die drei Flüchtigen von Wohlleben gewonnen werden können; das spontane Gespräch habe 2001 vor der Sitzung des NPD-Landesvorstands im Hotel Weintraube in Jena stattgefunden. Brandt sagt, in der Örtlichkeit seien öfter Landesvorstandssitzungen gewesen, die seien alle vier Wochen gewesen. Vorhalt: Auf diskrete Frage von Quelle, er sei bereit, 500 DM aus Lohnsteuerrückerstattung zu spenden, habe Wohlleben cool geantwortet, dass sie das Angebot vergessen solle. Götzl: “Das wären also 500 DM, kommt da eine Erinnerung?” Brandt: “Nein.” Vorhalt: Die würden kein Geld mehr benötigen, weil sie so viele Aktionen gemacht hätten, was Quelle aber zum Eigenschutz nicht wissen solle. Brandt sagt, er kenne das, das sei ja durch die Medien gegangen. Aber wenn das damals so gewesen, habe er da nichts reininterpretiert. Er habe gedacht, dass die in irgendeinem Vertrieb sind, dass das mit den T-Shirts geklappt hat, “was auch immer”. Götzl fragt, ob Brand noch mit Wohlleben über Unterbringung im Ausland gesprochen hat. Das sei ja, wie gesagt, immer Thema gewesen, antwortet Brandt, entweder man gucke, dass die Drei zurückkommen, oder dass sie bis die Sachen verjährt sind, irgendwo unterkommen, wo die Verfolgungsorgane nicht zugreifen können. An ein einzelnes Gespräch mit Ralf könne er sich nicht nicht erinnern. Aber das Hauptaugenmerk habe bei ihnen darauf gelegen, dass sie über Anwälte zurückkommen, “weil sie ja durchaus gefehlt haben”.

Bei dem Gespräch am 1.4.2001 gegen 14 Uhr im Biergarten des Hotels Weintraube in Jena heiße es weiter, hält Götzl vor: Aufgrund dieser Sachen hätten sich mittlerweile auch neue Unterbringungsmöglichkeiten in Südafrika ergeben, womit Böhnhardt und Mundlos einverstanden seien; Beate wolle nicht und würde sich danach den Behörden stellen, habe aber nichts zu befürchten. Das sei durchaus möglich, so Brandt, er könne sich jetzt an das einzelne Gespräch nicht erinnern. Vorhalt einer “Anmerkung von Quelle”: In der Szene seien bisher nur zwei Kontakte nach Südafrika bekannt, die Farm von Dr. Nordbruch und zweitens eine Residenz in der burischen Enklave Balmoral. Brandt sagt, Nordbruch habe ja in Südafrika gewohnt und Kontakte zu der deutschstämmigen Bevölkerung. Was es da für Unterbringungsmöglichkeiten gab, könne er nicht sagen. Götzl fragt, ob Brandt die Residenz etwas sage, diese Information solle ja von ihm kommen. Brandt: “Ja, Nordbruch, wie gesagt, und die Burenrepublik.” Das sei eine “junge, eigenständige Republik” innerhalb Südafrikas gewesen, da hätten halt junge Buren gelebt und Landwirtschaft und solche Themen gelernt.

Vorhalt: Wohlleben habe keine Andeutungen zum jetzigen Aufenthaltsort gemacht, sondern nur, dass der Kontakt zu den Eltern gestört sei, weil Gerlach ihnen gegenüber unbedacht geäußert habe, dass die Drei sich lieber erschießen als stellen würden. Brandt: “Das steht von mir da?” Das sei ihm nicht bekannt, ob ihm das damals so mitgeteilt worden ist. Vorhalt: Ohne weitere Äußerung sei das Gespräch kommentarlos von Wohlleben beendet worden und ins Hotel zurückgegangen worden. Götzl sagt, in Brandts Vernehmung sei das Thema der Ablehnung der Spende auch thematisiert worden. Er hält vor: Auf die Frage, ob er gegenüber dem TLfV wahrheitsgemäß berichtet habe, habe Brandt gesagt, wenn er berichtet habe, sei es stets wahrheitsgemäß gewesen; im Übrigen sei ihm natürlich klar gewesen, dass das TLfV versuchen wird, seine Angaben zu überprüfen; wenn die Drei nach Wohllebens Informationen kein Geld benötigen, dann habe dies der Wahrheit entsprochen. Brandt sagt, wenn er das damals so gesagt habe, gehe er davon aus, dass es so stimmt, aber er hab jetzt keine persönliche Erinnerung an die Geschichte.

Götzl fragt zu Brandts Funktionen bei der NPD. Bis 2001 seien sie irgendwann eingetreten, so Brandt. Er sei stellvertretender Landesvorsitzender geworden und Landespressesprecher in der NPD Thüringen und habe die Funktion des Landespressesprechers abgegeben, die habe Wohlleben übernommen. Und er sei bis zur Enttarnung 2001 stellvertretender Landesvorsitzender gewesen. Götzl hält aus einen Bericht des BKA vor: Tino Brandt sei in den 90er Jahren Mitglied der NPD geworden und ab 1999 Landespressesprecher und ab 2000 stellvertretender Landesvorsitzender. Brandt: “Ich gehe davon aus, dass das stimmt.” Vorhalt: Außerdem sei er führend an der Gründung des Landesverbands der JN beteiligt gewesen. Er sei selber nicht Mitglied gewesen, so Brandt, aber er habe das begleitet und unterstützt. Nach der Enttarnung, so Brandt auf Frage, sei er vom Bundesvorstand aufgefordert worden, auszutreten, das habe er postwendend gemacht und seine Ämter niedergelegt.

Götzl: “Hatten Sie mal Bezug zum Bereich Heilbronn?” Brandt: “Mein eigener Bezug? Politisch gar nichts. Ich habe da einen Geschäftsmann gekannt, mit dem ich in Thüringen zusammengearbeitet habe.” Dessen Privathaus sei versteigert worden, das habe er günstig wieder ersteigern sollen als Strohmann. Der habe das Geld nicht aufgebracht und es sei zur Zwangsversteigerung gekommen. Er habe es nicht genutzt. Es sei purer Zufall, dass das in Heilbronn “Neckarstadtulm” gewesen sei. Die ganze Geschichte sein eine “Medienente” gewesen. Auf Frage sagt Brandt, er kenne niemandem im Bereich Heilbronn, politisch. Auf Frage sagt Brandt, das Haus habe in “Neckarstadtulm” [gemeint vermutlich: Neckarsulm] gelegen, das sei so 15, 20 km weg. Götzl hält eine Adresse in Harthausen vor, und dass das Haus bei der Zwangsversteigerung erworben worden sei am 26.11.2004 und am 13.3.2008 wieder verkauft worden. Brandt sagt, dazwischen habe es unter Zwangsverwaltung gestanden, er habe die tatsächliche Herrschaft über diese Immobilie nie ausgeübt. Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm bittet um eine Pause. Götzl sagt, er habe nur noch eine Frage zu Carsten Schultze: “Hat er mit Ihnen darüber gesprochen, ob er sich weiter politisch engagieren will?” Brandt sagt, er erinnere sich an ein Gespräch, nachdem er JN-Landesvorsitzender geworden ist. Schultze sei in Rudolstadt gewesen und habe ihm und vielleicht dem Mirko Eb. oder wer da noch dabei gewesen sei, mitgeteilt, dass er den Posten niederlegen und sich nicht mehr politisch engagieren wolle. Er verneint, das zeitlich noch einordnen zu können. Vorhalt aus einem TLfV-Vermerk vom 6.10.2000 [sic!]: Carsten Schultze habe kürzlich überraschend geäußert, sich an keinen politischen Aktivitäten mehr zu beteiligen und zu seiner Schwester umziehen zu wollen. Brandt: “Dann wars 2001.” [gemeint vermutlich 2000, da Vermerk aus diesem Jahr]. Schultze habe ihnen das mitgeteilt in Rudolstadt. Sie hätten mit ihm vereinbart, dass er seine Ämter versucht ordentlich zu übergeben, damit da keine Unruhe entstehe. Ansonsten sei das kein Problem gewesen. Er könne sich nicht erinnern, dass Schultze da Knüppel in den Weg gelegt worden sind: “Das war in Ordnung für uns.” Götzl: “Die zeitliche Einordnung, entspricht das Ihrer Erinnerung, 2001?” [Götzl reproduziert den Fehler] Nach seiner Erinnerung sei ja im Mai 2001 die Enttarnung gewesen. Es müsse demnach vor Mai 2001 gewesen sein. Es folgt eine Pause bis 11.44 Uhr.

Danach sagt Götzl, er nochmal zurückkommen auf den Kontakt zu RA Eisenecker. Brandt habe gesagt, so Götzl, dass die Vollmacht Zschäpe bei der Sitzung an Eisenecker übergeben worden sei, dann fragt er, von wem. Brandt: “Das weiß ich heute nicht mehr.” Götzl: “Von Ihnen?” Brandt: “Nein, denn dann wüsste ich es.” Er glaube, die sei da extra überbracht worden. Er wisse nur noch, dass es eine Vorstandssitzung gewesen sei, wo Dr. Eisenecker eben selbst anwesend gewesen sei. zu den Umständen könne er heute nichts mehr sagen. Götzl fragt, wo die Sitzung stattfand und wann. Zeitlich könne er es nicht einordnen, so Brandt, aber es sei in Thüringen gewesen. Ein Bundesvorstandssitzung oder eine erweiterte Vorstandssitzung der NPD.

Dann sagt Götzl, er wolle das Rederecht zunächst der Verteidigung geben. Zunächst fragt RA Stahl, Verteidiger Zschäpe. Er sagt, Brandt habe eben erwähnt zur RA-Vollmacht, dass Kontakt gesucht worden sei zu Eisenecker, eine Vollmacht übergeben worden sei, dass die eben nach Hause gewollt hätten und ob das in einer sozialverträglichen Art möglich wäre. Stahl: “Woher wussten Sie das?”
Brandt: “Also, wie gesagt, aufgrund der Unterhaltung, die wir geführt hatten und auch unser eigenes Interesse war, dass die zurückkommen.” Und mit “sozialverträglich” meine er, so Brandt weiter, dass halt keine zehn Jahre Haft auf die zukommen, dass da eben was ausgemacht wird, was machbar sei, ein Jahr, zwei Jahre, Bewährungsstrafe oder Ähnliches. Und das habe im Vorfeld durch einen vernünftigen Anwalt geprüft werden sollen usw. Stahl fragt, woher Brandt diese Informationen hat. Er könne es nicht mehr genau sagen, so Brandt, gehe aber davon aus, dass er diese Gespräche immer mit Ralf geführt habe, weil der ja zu dem Zeitpunkt für ihn der Ansprechpartner gewesen sei. Eisenecker habe ihn, Brandt, in mehreren Fällen vertreten. Deswegen habe er die besten Kontakte zu Eisenecker gehabt. Der habe in Mecklenburg-Vorpommern gesessen und sei für die anderen so nicht erreichbar gewesen. Stahl fragt, wie genau der Kontakt entstanden ist. Brandt sagt, das könne er heute nicht mehr genau sagen.

Auf die Frage, ob er bis zu seiner Enttarnung in der politisch rechten Führung aktiv war, sagt Brandt: “Genau, bis Mitte 2001.” Stahl fragt, wer denn in der “ländlichen Region, in der Sie politisch rechts aktiv waren” politisch motivierte rechte Aktionen geplant hat. Brandt antwortet, in Thüringen habe es neben dem THS noch B&H gegeben und in Nordhausen/Mühlhausen den Kreis um Michael See. Aber die meisten politischen Aktionen habe der THS durchgeführt. Stahl fragt, ob Brandt denn darüber informiert war, was es an Bestrebungen, Aktionen und politischen Veranstaltungen gab. Wenn es in Thüringen um Demos und Ähnliches gegangen sei, so Brandt, sei er im Großen und Ganzen informiert gewesen. Was natürlich “Die Nationalen” in Gera oder B&H gemacht hätten, darüber sei man nicht immer informiert gewesen. Stahl fragt nach weiteren rechten Gruppierungen, zu denen Brandt keinen Kontakt gehabt habe und von denen er gewusst habe, dass terroristische Aktionen geplant oder durchgeführt worden sind. Brandt: “Von terroristischen Aktionen war uns nie was bekannt.” In Thüringen habe es B&H gegeben, die Konzerte gemacht hätten. Und die politische Arbeit, die es gegeben habe, hätten hauptsächlich sie selbst gemacht Brandt nennt Flugblätter, in Zusammenarbeit mit “Die Nationalen e.V.”, das Zeitungsprojekt, Aufkleber hätten meistens sie gemacht. Stahl fragt, ob er daraus schließen könne, dass Brandt darüber informiert gewesen sei, was die Ideen waren, was für Aktionen geplant waren. Brandt sagt, in Thüringen - mal Nordhausen/Mühlhausen, wo sie keinen Kontakte gehabt hätten, weggelassen - sei man informiert gewesen. Beim THS habe man ja auch Kadersitzungen gehabt, wo man sich über politische Aktionen abgestimmt habe. Stahl fragt, ob im Rahmen dieser Abstimmungen im größeren oder kleineren Kreis auch über Ideen zu Terrorakten durch Terrorzellen als Mittel der Politik geredet worden. Brandt verneint das. Sie hätten eigentlich immer versucht, den politischen Weg zu gehen, durch Demonstrationen, die meistens “mit den tollsten Begründungen” verboten worden seien durch den Freistaat Thüringen, mit Transparenten, Plakaten. Natürlich habe es Sachbeschädigungen durch Aufkleber gegeben. Deswegen sei später der Weg in die NPD gegangen, um möglichst Mandate zu gewinnen, das sei die Zielsetzung gewesen.

Stahl sagt, Brandt habe “eigentlich” gesagt und fragt, ob es “uneigentlich” vielleicht doch am Rande Thema gewesen sei. Brandt sagt, am Rande sei es in einer Diskothek bei den Skinhead-Kameradschaften in Sonneberg mal zu Körperverletzungen gekommen. Stahl sagt, es gehe ihm um Ideen zu terroristische Akten. Da sei nie drüber gesprochen worden, so Brandt. Gestern habe Brandt davon gesprochen, dass Zschäpe “keine dumme Hausfrau” gewesen sei, und fragt, was Brandt, wenn er von Zschäpe Wahrnehmungen gemacht habe, wenn sie mitdiskutiert habe, davon mitbekommen habe, ob sie eigene Ideen entwickelt und vorgetragen habe. Eigene Ideen politischer Art so nicht, sagt Brandt, die Diskussionen seien ja “Germanentum” und so gewesen, sie sei ja nicht in politischen Grundsatzdiskussion dabei gewesen. Er könne sich mit Kapke an eine Auseinandersetzung über “Sozialrevolutionäre” und “Autonome Nationalisten” erinnern. Aber als Zschäpe noch dabei gewesen sei, hätten sie keine Grundsatzdiskussion geführt, hätte alle die gleiche Position gehabt. Stahl: “Was verstehen Sie denn unter ‘politischer Diskussion’, wenn es sich um das Germanentum handelt, war man sich da uneins?” Brandt verneint das, man habe Beiträge gebracht, eigene Kenntnisse über die “Brauchtumsentwicklung” in Thüringen, da habe sie sich mit eingebracht. Stahl will wissen, ob sich Brandt an konkrete Gesprächsinhalte erinnert. An bestimmte Gesprächsfetzen könne er sich nicht erinnern, sagt Brandt. Es seien ganz normale Gespräche gewesen. Er habe mit Zschäpe nie eine Diskussion über “Sozialrevolutionäre” oder sowas geführt,  Alltagsgespräche, normale Gespräche, vielleicht mal, ob man einer Demo der NPD teilnimmt. Am Anfang sei man sich nicht grün gewesen mit der NPD: “Vielleicht in die Richtung.”

Stahl fragt, was Brandt zu dem Vergleich “keine dumme Hausfrau” bewogen habe. Sie hätten in der Szene auch “Skinheadgirls” gehabt, sagt Brandt, ohne eigenes Wissen, die nur alles nachgesprochen hätten, in jeder Diskussion fehl am Platz gewesen seien. Das sei Zschäpe nicht gewesen. Zschäpe habe schon Ahnung von Politik gehabt und für was sie eigentlich stand. Stahl sagt, er müsse das aber nicht damit gleichsetzen, dass sie Meinungsbildnerin gewesen sei. Brandt: “Nein.” Stahl sagt, der Vorsitzende habe den Vermerk vorgehalten, dass es Bestrebungen gegeben habe, dass die Drei ins Ausland gehen, bis die Sachen verjährt seien. Er fragt, was Brandt denn zum Thema Verjährung wusste. Bei Beate sei ihm nur die eine Sache bekannt, die Beleidigung des Bürgermeisters von Rudolstadt wegen einer Flugblattaktion, das habe damit geendet, dass die Geschichte eingestellt wurde, weil die Polizei Beweismittel nicht ordentlich deklariert habe und der Prozess eine “Farce” gewesen sei. Stahl sagt, das gehe an seiner Frage vorbei, es gehe um Straftaten die im Raum standen, die grob den Dreien vorgeworfen worden sind. Brandt sage, das habe damals in der Bild-Zeitung gestanden, 2004 oder 2005, dass die damalige Geschichte komplett verjährt sei. Stahl erwidert, das sei ihm alles klar, es gehe um den damaligen Zeitpunkt, ob da die Verjährung erwähnt worden ist. Brandt sagt, auch nur aufgrund der damaligen Berichterstattung. Nach dem Garagenfund habe das irgendwann auch da in der Thüringer “Bild” gestanden, dass Ermittlungen laufen würden und die ganze Geschichte da und da verjähren werde. Darauf habe er sich bezogen. Er verneint, zu wissen, wann die Tatvorwürfe verjährt wären. Nach einer groben Schätzung gefragt, sagt Brandt, 2002 oder 2003, wie das in der Bild-Zeitung gestanden habe, er könne es jetzt nicht mehr genau sagen.

Zschäpes Verteidigerin RAin Sturm sagt, Brandt habe zu den politischen Aktionen ausgeführt, dass das meiste vom THS durchgeführt worden sei und dann noch was von B&H und dem Kreis um Michael See. Sie fragt nach einer genaueren zeitlichen Eingrenzung. Der THS, so Brandt, habe seit Bestehen immer Aktionen gemacht, Demonstrationen, Flugblätter zum Todestag von Rudolf Heß jedes Jahr, vom Anfang bis 2001 kontinuierlich. Sturm fragt, wie der Mittwochsstammtisch ausgesehen habe. Am Anfang seien das fünf bis zehn Mann gewesen, antwortet Brandt, dann seien das immer mehr geworden. Man habe sich da hauptsächlich getroffen, um Bier zu trinken. Am Anfang sei Saalfeld-Rudolstadt gewesen, dann seien Leute aus Jena dazugekommen, aus Gera, aus Franken, Sonneberg, es seien immer mehr geworden. Wenn man Infomaterial gehabt habe oder eine neue NE oder eine “Deutsche Stimme” [NPD-Parteizeitung], dann sei das in ausreichender Stückzahl verteilt worden. Es seien keine politischen Reden gehalten worden, sei normal wie in einer Bierhalle gewesen, wo sich die Leute unterhalten und Bier trinken. Die erste Gaststätte sei, wie gesagt, 200 m von seinem Wohnhaus gewesen, man sei ganz normal hingegangen und dann habe sich das Ganze entwickelt.

Sturm fragt zu einer Einschätzung der Zahlen, als es immer mehr geworden seien. Brandt sagt, irgendwann habe ein Kamerad die Gaststätte Heilsberg übernommen, mit Sicherheit seien da 70, 80 Personen immer da gewesen. Da hätten auch ab und zu am Wochenende Konzerte stattgefunden. Sturm fragt, ob er bei den Mittwochstreffen auch Zschäpe wahrgenommen habe. Bevor die Drei weggegangen seien, sei sie ab und zu da gewesen. Nicht regelmäßig, aber ein paar Mal, sagt Brandt. Er verneint, dass es auf diesen Mittwochsstammtischen diese Diskussionen über Germanentum gegeben habe. Da sei nur Bier getrunken worden, da sei kein Redner gewesen, sondern jeder Tisch habe sich selbst unterhalten. Das sei wie ein “Stammtisch von Skatbrüdern” gewesen. Sturm fragt, ob da ab und zu Skat gespielt wurde. Das bejaht Brandt, und da sei Dart gespielt worden, Billard, alles. Die Verteidigung Zschäpe berät sich länger, dann fragt Sturm, wie die Häufigkeit der von Brandt erwähnten Rechtsschulungen, Weltanschauungsschulungen und Germanentumschulungen gewesen sei, von wem das organisiert wurde, wie das aussah. Die Rechtsschulungen habe, glaube er, ein- oder zweimal “der Dr. Eisenecker” gemacht, so Brandt. Auf Frage sagt er, das sei vielleicht alle zwei Monate gewesen.

Sturm fragt nach der Häufigkeit von Weltanschauungsschulungen. Brandt sagt, Schulungen generell seien alle sechs, acht Wochen gewesen, es seien nicht jede Woche Schulungen gewesen. Die Weltanschauungsschulungen seien in kleinen Gaststätten gewesen. Referenten seien teilweise Autoren gewesen, die für NE geschrieben haben, oder Referenten verschiedener Zeitungen, die er durch seine Arbeit kennengelernt habe. Oder sie hätten die auch tatsächlich selber durchgeführt, dass er da geredet habe oder Kapke. Wenn es ein bekannter Redner gewesen sei, dann hätten 50, 60, 70 Leute teilgenommen, Rechtsschulungen seien in kleinerem Kreis gewesen, 10 bis 15. Sturm fragt, ob Brandt Zschäpe bei Weltanschauungsschulungen mal wahrgenommen habe. Brandt: “Das weiß ich heute nicht mehr.” Sturm fragt, bei welchen Gelegenheiten Brandt denn Zschäpe so erlebt habe, wie er sie jetzt geschildert habe. Auf welchen einzelnen Veranstaltungen er sie gesehen habe, das könne er heute nicht mehr einzeln nachvollziehen, so Brandt. Sturm fragt, welche Möglichkeiten sich zu treffen es außer Schulungen und Mittwochsstammtischen denn noch gegeben habe. Brandt nennt Konzerte, man sei auf Liederabende und Konzerte gegangen, und wenn mal eine Geburtstagsfeier gewesen sei. Sturm: “Und haben Sie sich auf Konzerten über Germanentum unterhalten?” Brandt: “Nein, da hat man Musik gehört.” Sturm sagt, deswegen habe sie gefragt, bei welcher Gelegenheit Brandt diese Wahrnehmungen machen konnte. Das könne er heute aufgrund dieser Zeit, die dazwischen liegt, nicht mehr einzeln darstellen, sagt Brandt. Sturm sagt, das sei ja eine konkrete Erinnerung, sonst erinnere sich Brandt unkonkret. Brandt sagt, er habe da jetzt kein konkretes Bild vor Augen. Es seien 15 Jahre dazwischen und man habe das irgendwann ad acta gelegt. Er könne sich nicht vorstellen, dass die meisten hier wissen, über was sie sich vor 15 Jahren unterhalten haben.

Sturm fragt, was für Brandt in den 90er Jahren in seinem Leben wichtig war. Für ihn sei seine politische Arbeit damals wichtig gewesen, sagt Brandt, und die habe einen auch gefordert. Er sei fast jedes Wochenende auf Veranstaltungen unterwegs gewesen, nicht nur in Thüringen, sondern bundesweit. Und er habe seine politische Arbeit gerne gemacht, wie auch seine normale Arbeit. Er habe gerne Bücher verkauft und gelesen. Sein persönliches Hauptinteresse sei gewesen, dass man in Thüringen weiter kommt, dass man vielleicht in die Parlamente kommt. Und das hätte vielleicht zu seiner Zeit schon geklappt, so Brandt, wenn die “Geschichte” 2001 nicht gewesen wäre. Sturm fragt, ob Brandt mit seiner V-Mann-Tätigkeit persönlich ein Problem gehabt habe. Das bejaht Brandt, es sei eine Gratwanderung, er könne das definitiv niemanden empfehlen, auch mit dem “definitiven Ende, was dann stattgefunden hat, 2001″. Er habe sein ganzes Leben verloren, habe sich mit Selbstmordgedanken getragen. Man könne sich gar nicht vorstellen, wie es gewirkt hat. Sturm fragt, ob Brandt bei den Mittagsgesprächen mit den V-Mann-Führern aufgeregt oder nervös war. Nur am Anfang, so Brandt, das sei zu einer Routine geworden, es sei meistens wie ein Gespräch gewesen, dass er auch mit jedem anderen geführt hätte. Jetzt sei ja nur die Thematik von den Dreien auf der Flucht vorgelesen worden. Meistens sei es ums Wochenende gegangen, wo ist was, mit wie vielen Leuten wird gerechnet.

Sturm fragt, in welcher Häufigkeit die Drei Thema gewesen seien und welche Rolle die bei den Gesprächen gespielt haben. Sie hatten eine Rolle gespielt kurz nach der Flucht, wo der Innenminister behauptet habe, dass sie kurzfristig gefasst werden, antwortet Brandt: “Da haben die mächtig aufgedreht.” Auf Nachfrage nennt Brandt das Extrageld, und ob er sich da nicht einbringen könne. Und er habe gesagte, da müsse er nachhaken und das gefährde ihn zu stark als Person, wenn er sich da zu stark involviere in die Geschichte. Sturm fragt, welche Gespräche Brandt denn mit Wohlleben geführt hat in Bezug auf die Drei. Wenn er Gespräche geführt habe, seien die ja dokumentiert worden, so Brandt. Sturm erwidert, dass Brandt die Gespräche ja erlebt habe, und fragt, bei welchen Gelegenheiten er mit Wohlleben gesprochen habe, er solle es mal unabhängig von dem, was er weiter gegeben habe versuchen. Er sei unter der Woche in Coburg gewesen, so Brandt, Treffen seien im Normalfall nur am Wochenende gegangen, auf einer Landesvorstandssitzung, ihm sei selber kein einzelnes Gespräch in Erinnerung. Ihm sei die ganze Geschichte, wie gesagt, bis 2011 nicht wichtig gewesen. Sturm fragt, ob es nach der Flucht von Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe im Januar 1998 bis zu dem Telefonat irgendeinen Kontakt zwischen ihnen gegeben habe. Ihm sei keiner in Erinnerung, so Brandt, er glaube, dass da keinen direkten Kontakt gab, da man davon ausgegangen sei, dass die Führungspersonen komplett überwacht werden. Sturm: “Dann ist doch dieses Telefonat über ein Jahr später eher außergewöhnlich.” Das sei außergewöhnlich gewesen, sagt Brandt. Deswegen verwundere es sie, erwidert Sturm, dass Brandt so gar keine Erinnerung mehr an die Inhalte habe. Brandt: “Das mag sein.” Aber 2001 mit der Enttarnung sei dieses alte Leben für ihn erledigt gewesen. Er habe nicht ahnen können, dass das 10,15 Jahre später so eine Bedeutung hat. Er habe das notiert und sich wieder der Tagespolitik gewidmet.

Sturm fragt, ob Brandt 2001 krank geworden ist, Depressionen gehabt habe. Er habe unter Depressionen gelitten, so Brandt, sei länger arbeitslos gewesen, habe relativ zurückgezogen in Rudolstadt gelebt. Auf Frage nach medizinischer Behandlung sagt Brandt, dass er 2011, als die Geschichte mit den Dreien wieder hochgekommen sei, dann in Behandlung gewesen, nachdem in der Zeitung Geschichten gekommen seien, “er ist der der Chef der Mörder gewesen”. Er bejaht, ein Antidepressivum bekommen zu haben. Heute nehme er das nicht mehr. Er habe es ein halbes Jahr, ein Jahr oder so genommen. Er bejaht, dass das nach dem 4.11.2011 gewesen sei. Sturm zitiert aus den Akten die Aussage Brandts in der Vernehmung vom 26.1.2012, dass er seit über einem Jahr krankgeschrieben sei. Brandt sagt, das sei gewesen, weil er “arbeitstechnisch” ein Burnout und ein Knalltrauma am Ohr gehabt habe. Das sei im Vorfeld gewesen.

Dann fragt der dritte Verteidiger Zschäpes, RA Heer. Im Rahmen der Befragung gestern sei Brandt zum Verhältnis zu Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe gesagt, man sei aus heutiger Sicht durchaus befreundet gewesen, und fragt, was Brandt damit meine. Man habe sich immer als Kamerad verstanden in der Gruppe, sagt Brandt, wenn er das im Nachhinein bewerten müsse, seien sie durchaus befreundet gewesen, sei seien gut miteinander ausgekommen. Sei seien nicht beste Freunde gewesen, die seien ja in Jena gewesen. Heer fragt, ob es da einen Unterschied gibt in Brandts Bewertung heute und damals. Damals sei man kameradschaftlich zusammen in der Gruppe gewesen und habe sich verstanden oder nicht. Heer beginnt eine Frage damit, dass Brandts damalige Bewertung nicht den Schluss auf Freundschaft zulasse, wird jedoch von Götzl unterbrochen, der sagt, das sei eine Suggestivfrage. Brandt sagt, damals habe ihn keiner gefragt, er hätte das auch damals gesagt. Auf Frage wiederholt Brandt, aus heutiger Sicht würde er sagen, sie seien befreundet gewesen. Heer bittet Brandt, das näher auszuführen. Damals seien sie eine nationale Gruppe gewesen, so Brandt, Kameraden, da habe man nicht gesagt, wir sind befreundet. Heer fragt, ob es um die Gruppe insgesamt gehe oder um Mundlos, Böhnhardt, Zschäpe. Brandt sagt, er habe mit Sicherheit ein gutes kameradschaftliches Verhältnis auch zu anderen Personen gehabt, aber mit denen sei er gut ausgekommen. Auf Nachfrage sagt Brandt, er wisse nicht, wie die Zwei [phon.] das später gesehen haben, aber damals, als sie noch da gewesen seien, sei er der Meinung gewesen, dass sie befreundet waren.

Heer beginnt damit, dass Brandt doch eben von einer kameradschaftlichen Beziehung damals gesprochen habe. Götzl unterbricht und sagt, Brandt habe davon gesprochen, dass damals kameradschaftlich gesagt worden sei, man es aus heutiger Sicht freundschaftlich nennen würde. Nach einer Pause fragt Heer, ob es mit den drei erwähnten Personen damals eine Art persönliche Ebene gegeben habe. Es seien ja diejenigen gewesen, mit denen er hauptsächlich zu tun hatte, sagt Brandt. Jena sei ja eine kleinere Gruppe gewesen. Aber auch in Saalfeld-Rudolstadt habe er nicht mit allen 60,70 Mann eine gleiche Diskussionsgrundlage gehabt. Es sei nicht so, dass er sich ununterbrochen mit 70, 80 Mann unterhalten habe. Er habe sich hauptsächlich abgegeben mit den Jenaern und ein paar Personen aus Saalfeld-Rudolstadt. Zu dem engeren Kreis hätten die Drei dazugehört, da habe er sich gut verstanden. Heer fragt, ob es einen Unterschied in der Anzahl und Dauer der Gespräche mit Mundlos oder mit Zschäpe gegeben habe. Mit Sicherheit habe er öfters mit Mundlos als mit Zschäpe geredet, so Brandt, aber er könne es aus heutiger Sicht nicht spezifizieren. Er verneint, eine  Erinnerung zu haben, wie oft er sich überhaupt mit Zschäpe unterhalten hat. Heer: “Was macht Freundschaft für Sie aus?” Brandt sagt, dass man zueinander stehe, wenn was ist, dass man gut auskommt: “Freundschaft, wie soll man das darstellen?” Heer fragt, ob Brandt damals einen Unterschied gesehen habe zwischen der Kameradschaft und einer Freundschaft. Brandt: “Wie gesagt, wenn es nur um Kameradschaft ging, hätte ich ja … hunderte Kameraden waren ja in Thüringen.” Heer: “Sahen sie damals oder sehen Sie heute einen Unterschied?” Er habe mit den Leuten in Jena mit Sicherheit eine bessere Beziehung gehabt, als mit den kompletten national eingestellten politischen Jugendlichen, die es insgesamt gegeben habe. Heer sagt, das beantworte die Frage nicht, und fragt, ob Brandt sich erinnere, dass ihm Zschäpe private Dinge aus ihrem Leben berichtet habe. Das verneint Brandt, so oft hätten sie sich nicht gesehen. Mit wem sie gerade liiert ist und sonstiges, über so was habe man sich nicht unterhalten. Er verneint auch, sonstige private Dinge in Erinnerung zu haben.

Es folgt die Mittagspause, die zweimal verlängert wird. Die Gründe bleiben unklar. Erst um 14.22 Uhr geht es weiter. Götzl sagt, er gebe bekannt, dass POM W. ihn in der Mittagspause darüber informiert habe, dass Frau Zschäpe ihn gebeten habe, zu sagen, dass sie kein Vertrauen mehr in ihre Verteidiger habe. Götzl fragt Zschäpe, ob das zutrifft. Zschäpe nickt. Götzl weist Zschäpe darauf hin, dass sie das bitte näher auch darlegen müsse, aber nicht jetzt hier in der Hauptverhandlung. Voraussetzung für eine Entpflichtung sei eine nachhaltige Störung des Vertrauensverhältnisses. Er bitte Zschäpe, das schriftlich zu machen, er stelle sich vor bis morgen um 14 Uhr. Dann sagt Götzl, das heute nicht mehr fortgesetzt wird und der morgige Termin entfällt. Der Zeuge Brandt wird in den Saal geholt, um ihm mitzuteilen, dass er neu geladen wird.

Der Verhandlungstag endet um 14.27 Uhr.


Protokoll 129. Verhandlungstag - 22. Juli 2014

Mit Verfügung vom 21. Juli 2014 wurde der Antrag der Angeklagten Zschäpe vom 16.07.2014 auf Ablösung ihrer Pflichtverteidiger abgelehnt. Im Anschluss ging der Vorsitzende zur Tagesordnung über und begann mit der Zeuginnenvernehmung der Urlaubsbekanntschaften aus Fehmarn, Juliane S. und Katharina M.

Zeuginnen:

	Juliane S. (Campingplatzbekanntschaften aus Fehmarn)
	Katharina M. (Campingplatzbekanntschaften aus Fehmarn)




Disclaimer: Bei diesem Protokoll handelt es sich um die redaktionell bearbeitete Mitschrift von Mitarbeiter_innen von NSU-Watch im Gerichtssaal. Es stellt kein vollständiges Wortprotokoll dar. Auch wenn wir versuchen, die Aussagen so genau und korrekt wie möglich wiederzugeben, können Missverständnisse und Fehler auftreten, manchmal gibt es Lücken. Deshalb können wir keine Gewähr für die Korrektheit und Vollständigkeit übernehmen. Die Aussagen sind insoweit redaktionell bearbeitet, dass sie auch außerhalb des Saals lesbar und verständlich werden.

Beginn: 13:10 Uhr

Richter Götzl gibt zunächst bekannt, dass mit Verfügung vom 21.7.2014 der Antrag der Angeklagten Beate Zschäpe die Bestellung der Rechtsanwälte Sturm, Stahl und Heer zu wider rufen, abgelehnt wird. Es gebe keine konkreten Hinweise darauf, dass das Vertrauensverhältnis so nachhaltig gestört sei, dass eine sachgerechte Ausübung der Verteidigung nicht möglich sei; Frau Zschäpe sei beraten worden durch einen anwaltlichen Vertreter ihrer Wahl und es sei ihr die Möglichkeit eröffnet worden, dass sie sich mit den drei Verteidiger und dem weiteren Verteidiger habe besprechen können; deshalb sei der Beginn heute auch auf 13 Uhr verschoben worden.

Zeugin Juliane S.

Götzl kommt dann sofort zur Beweisaufnahme mit der Vernehmung der Zeugin Juliane Sch., 21, Studentin aus Peine, die weinend hereinkommt. Richter Götzl bittet um ein Glas Wasser für die Zeugin und bietet eine sofortige Pause an. Die Zeugin schluchzt vernehmlich. Nach der üblichen Belehrung fragt Richter Götzl erneut, ob die Zeugin eine Pause braucht. Sie verneint: „Alles o.k.“
Götzl: Wenn sie sich gefasst haben, nehmen sie einen Schluck auch zunächst mal.
Zeugin: Ich bin o.k.
Götzl: Es geht uns um Campingplatzbekanntschaften auf Fehmarn.
Zeugin [kann kaum reden] Ich fang’ einfach mal an [schluchzend] … also vor vielen Jahren haben wir die Drei kennengelernt auf Fehmarn, wo ich mit meinen Eltern und meiner Schwester in Ferien war. Eines Tages kamen die Drei zu meinen Eltern in den Wohnwagen und fragten, ob sie Doppelkopf spielen wollten. Von dem Tag an haben wir immer mehr miteinander gemacht, auch die Familie M. war dabei. Wir haben von morgens bis abends alles miteinander gemacht und eigentlich jede Minute miteinander verbracht. Meist haben wir schon zusammen gefrühstückt. Danach sind wir zum Spielen mit meiner Schwester, z.B. Memory. Wir haben Musik gehört und gesungen, z.B. das Fehmarn-Lied. Wir waren baden, Boot fahren, drei Wochen lang waren wir fast ständig zusammen. Mal waren wir essen im Restaurant, haben abends noch was zusammen getrunken und gequatscht. Ich glaube das war 2007 bis 2011 oder 2005 bis 2011. Beate Zschäpe kenn’ ich als Lieschen oder Liese, die Männer unter den Namen Max und Gerry [Zeugin weint wieder vernehmlich].
Götzl fragt, mit wem die Zeugin am meisten Kontakt gehabt habe.
Zeugin: Eigentlich mit allen drei gleich viel, persönlich habe ich am meisten mit Lieschen ausgetauscht. Meine Eltern und die Schwester waren aber immer dabei, und meine Großeltern kamen immer zum Geburtstag meiner Mutter für ein paar Tage an den Wulfener Hals.
Götzl fragt, ob sie die Drei einzeln und differenziert beschreiben kann.
Zeugin: Die Drei waren sehr enge Freunde, also, allgemein sehr lieb, sehr offen, zuvorkommend. Sie waren sehr nett zu uns, lustig, kinderlieb, haben auch mit den kleinen Kindern gespielt. Mit meiner Generation und der Elterngeneration gleichermaßen. Die beiden Jungs waren immer am Witze machen, sie haben viele Geschichten erzählt.
Götzl: Woran machen sie fest, dass sie enge Freunde waren?
Zeugin: Sie haben in einem Wohnwagen gewohnt, waren immer gemeinsam einkaufen und Liese hat immer für alle bezahlt. Sie haben ihre Planungen immer gemeinsam abgesprochen; sie kannten sich ja schon lange aus der Jugend. Sie haben alle Geschichten zu dritt erzählt, haben sich ständig besucht, waren immer im Haus der anderen und wussten alles voneinander.
Götzl: Was wissen sie über diese Wohnungen?
Zeugin: Ja, sie erzählten das so: „Als ich dann mal mit Liese zuhause war…“; „Wir haben zuerst die Sachen von Max eingepackt, dann sind wir zu Liese gefahren“; das hat mit klar gemacht, dass sie in getrennten Wohnungen lebten. Größtenteils waren die Geschichten immer von Sachen, die sie gemeinsam erlebt haben. Z.B., dass der Gerry mal ‘ne Nacktschnecke gefunden hat bei Liese in der Wohnung. Er hat sie dann in eine Flasche getan und als Liese nachts Durst bekam, hat sie die Nacktschnecke getrunken. Das waren so normale Alltagsgeschichten [Zeugin schluchzt]. Und nur, dass sie sich aus der Jugend kennen, da gab es keine konkreten Informationen. Und aus der Schule haben sie nur erzählt, dass sie da Russisch lernen mussten [Zeugin bittet um ein weiteres Glas Wasser].
Götzl: Und wie waren die drei untereinander?
Zeugin: Sehr fürsorglich, liebevoll, sie waren innige Freunde, haben sich immer in den Arm genommen, alle Informationen geteilt.
Götzl: Standen sich welche der drei näher?
Zeugin: Dass Liese und Gerry sich das Ehebett im Wohnwagen teilten und Max im Kinderzimmer schlief, ist mir aufgefallen. Mal waren Liese und Gerry inniger, eine Zeit lang waren sie auch etwas abgetrennter von den anderen. Das war nicht das letzte, vielleicht das vorletzte Jahr, wo ich sie gesehen habe.
Götzl bittet die Zeugin, gemeinsame Unternehmungen zu beschreiben.
Zeugin: Wir hatten meist Wohnwagen nebeneinander. Nach dem Frühstück kam einer von ihnen rüber, dann haben wir die Unternehmungen besprochen. Ob wir surfen, Schlauchboot fahren, eine Radtour um die Insel machen; und dann haben wir in Teilgruppen oder alle gemeinsam etwas unternommen.
Götzl: Sie sagten, Liese habe immer für alle bezahlt. Was heißt das?
Zeugin: Liese hatte immer ein großes Portemonnaie dabei, das immer voller Scheine war, auch 500-Euro-Scheine. Große und kleine Sachen wurden von ihr immer aus demselben Geldfach bezahlt, ob beim Eisessen, im Supermarkt oder im Restaurant.
Götzl bittet die Zeugin, die Einzelpersonen jeweils zu beschreiben?
Zeugin: Also Max: der war so wie ein Spaßvogel, alles war immer wie ein Witz. Er hat Späße gemacht, uns Kindern was Lustiges erzählt, er war nie ernst. Nur mit Vater hat er auch ernste Gespräche über technische Sachen geführt, über Computer, Festplatten. Keine Ahnung; und er hat Ratschläge für die Jugend gegeben. Gerry war etwas ruhiger, hat aber auch viele Späße gemacht. Er hat nicht die ganze Zeit geredet, war aber auch sehr freundlich. Liese war wie ‘ne Freundin, mit der man gut auch mal persönliche Anliegen, zum Beispiel über die Eltern, besprechen konnte. Alle drei waren so herzlich, fürsorglich, sie haben sich immer ums uns gekümmert und wir haben viel Spaß miteinander gehabt.
Götzl: Sie sagten, sie hätten Probleme besprochen: Wie hat sich denn Liese dabei verhalten? Zeugin: Ja, das waren so Pubertätsprobleme, da hat sie Ratschläge gegeben. Sie hat auch mal mit Mama geredet, sie hat uns auch geholfen.

Götzl: Was haben sie von den Dreien über ihr Leben erfahren?
Zeugin: Ich wusste von den Dreien, dass sie in Zwickau wohnen. Beruflich war Gerry Kurierfahrer, er fährt durch Deutschland, um Dinge zu liefern. Max hatte was mit Computern, Informatik zu tun. Von Liese weiß ich nichts, wir haben darüber nie gesprochen; komischerweise haben wir nichts drüber gesprochen.
Götzl: Kannten sie ihre Wohnungen und Adressen?
Zeugin: Nein.
Götzl: Haben sie da mal nachgefragt?
Zeugin verneint das.
Götzl: Haben sie etwas über deren Familien erfahren?
Zeugin: Ganz wenig. Bei Max wusste ich, dass sein Vater Professor ist und er einen behinderten Bruder im Rollstuhl hat. Bei Gerry, dass der Onkel eine Autovermietung hat; das wars auch schon.
Götzl: Und bei Liese?
Zeugin: Dass sie mehr Kontakt zur Oma hat; aber nichts genaueres; ja, ich weiß nicht mehr, ob ich das von ihr oder aus den Medien weiß.
Götzl: Hatten die drei mal Besuch auf dem Campingplatz?
Zeugin: Nein.

Götzl: Was können sie über ihre Fahrzeuge sagen?
Zeugin: Sie kamen mit ‘nen Mietauto. Am Anfang war das ein kleiner Turan. Am Schluss ein VW-Bus mit einer Aufschrift, das es ein Mietauto war. Irgendwie so eine Website: „Autovermietung Zwickau“ oder so was, weiß nicht.
Götzl: Haben sie denn Adressen, Erreichbarkeit ausgetauscht und auch jenseits des Urlaubs Kontakt gehabt?
Zeugin: Die ganze Familie hatte die Handynummer von Lieschen, wo wir sie immer erreichen konnten; und wir wurden auf dem Festnetz öfter von Gerry und Max und Lieschen angerufen.
Götzl: Gab’s denn auch mal Treffen jenseits des Urlaubs?
Zeugin: Zu meinem Geburtstag hab ich die drei eingeladen. Sie kamen mit dem Auto, haben bei uns übernachtet und sonst kam es noch zu weiteren persönlichen Treffen. Mindestens zweimal haben sie bei uns geklingelt, als Überraschung; sie waren zu Freunden unterwegs oder auf Kurierfahrt. Dann haben sie in Peine gestoppt, Geschenke abgegeben. Vor einem Urlaub sind sie mal vorbeigekommen, um Gegenstände zu transportieren, die sonst nicht gepasst haben. Da kamen sie schon mal ‘ne Woche vorher, waren dann noch unterwegs gewesen. Ich meine, das war mal ein Grill und sie hatten ein größeres Auto; so einen Steingrill hatten wir, den haben sie abgeholt.
Götzl: Wann gab es die Spontanbesuche?
Zeugin: Wenn sie auf Durchreise waren und wenn wir nicht da waren, haben sie die Geschenke an der Tür hinterlassen; sonst haben wir das stark abgesprochen, telefonisch.
Götzl: Zu welchem Geburtstag waren sie gekommen?
Zeugin: Zu meinem 17.
Götzl: Ist mal die Frage gestellt worden, dass ihre Familie die drei mal besucht?
Zeugin: Nee. Es ist mal so gesagt worden, dass, wenn wir in der Nähe sind, wir mal bei ihnen vorbeikommen würden, dazu ist es nie gekommen. Es hieß mal: „Irgendwann kommen wir euch auch besuchen“ - „Jaja“, und dann war nichts mehr.
Götzl: Sie sagten, sie seien auf dem Weg zu Freunden gewesen…?
Zeugin: Ja, sie haben vor Fehmarn noch mit anderen Urlaub gemacht.
Götzl: Mit wem?
Zeugin: Dazu weiß ich gar nichts. Es ist kein Name gefallen.
Götzl: In welchen Fahrzeugen kamen sie zu den Besuchen bei ihrer Familie?
Zeugin: Das war ein VW-Multivan. Ach so, zu uns nach Hause: das waren andere Autos. Zu meinem Geburtstag war es eine Limousine, ein Passat oder so was, auf der Durchreise ein alter Opel Corsa.

Götzl: Wann hatten sie zum letzten Mal Kontakt mit ihnen?
Zeugin: Beim letzten Fehmarn-Urlaub, im Sommer. Im gleichen Jahr wie als das aufgeflogen ist, da waren wir in Fehmarn, da hab ich sie zum letzten Mal gesehen.
Götzl: Haben sie sich über Bekannte, Freunde unterhalten?
Zeugin: Lieschen hat von einer Freundin gesprochen, die viel tätowiert ist; sie hat mal mit ihr von einer Telefonzelle aus telefoniert; und ich wusste von ihr: wenn sie zu der Freundin fährt, kommt sie an einem Schlecker vorbei.
Götzl: Gibt es da weitere Informationen zu der Person?
Zeugin verneint das.
Götzl: Was können sie über Tätowierungen bei den Dreien sagen?
Zeugin: Bei Gerry hab’ ich Tattoos gesehen. Auf dem Oberarm hatte er einen Skelettkopf mit einem Soldatenhelm; am Bein beim Knie war ein kleines Fähnchen. Im letzten Jahr war das Fähnchen mit einem anderen Tattoo überdeckt: ein rankenartiges Tier oder eine Verzierung. Ja, wir haben mal darüber geredet. Er meinte, das sei eine Jugendsünde. Er hat nicht gern drüber gesprochen und schnell vom Thema abgelenkt.
Götzl: Gab es noch andere Tattoos?
Zeugin: Nein.
Götzl: Haben sie von Seiten der Drei mal etwas über Beziehungen, Partner, Freundinnen gehört? Zeugin: Ja. Gerry und Max haben jeweils mal erwähnt in verschiedenen Sommern, dass sie eine Freundin zuhause haben; Gerry war’s… ne, weiß ich nicht.
Götzl: Gab es dazu nähere Informationen?
Zeugin: Ne. Ich wusste, dass Gerry eine Freundin hat. Er hatte aber sein Handy die ganze Zeit nicht dabei, weil er sie den ganzen Sommer nicht erreichen wollte. Nur Liesl hatte ein Handy, worüber wir sie erreicht haben; sonst keiner.
Götzl: Und weitere technische Geräte?
Zeugin: Es gab einen Laptop mit Computerbildschirm; um Computerspiele zu spielen; und wenn die Familien abends „Wer wird Millionär?“ gespielt haben, lief das über den Bildschirm, damit jeder das sehen kann.
Götzl: Gab es auch mal politische Gespräche?
Zeugin: Mit mir nicht. Von Katharina M. habe ich gehört, dass es das mal gegeben hat; zum Inhalt kann ich nichts sagen.
Götzl: Die Geschenke, die sie vorbeigebracht haben, was war das?
Zeugin: Eine Packung Schokolade aus der DDR, Keksstäbchen mit Schokolade; viele Süßigkeiten aus der DDR, Computerteile für meinen Vater; Würstchen und Senf.

Götzl: Ist mal von Waffen, Bomben und so was die Rede gewesen?
Zeugin: Zu Waffen hab ich nichts erfahren. Zu Bomben schon: die Jungs haben darüber erzählt, als hätte jeder in seiner Jugend so was schon mal gebaut. Sie haben so gefragt, ob ich noch nie ‘ne Bombe gebaut hätte. Dann haben sie erklärt, wie das geht. Ich meine, das war Gerry. Du nimmst drei Zutaten, weiß nicht was, hat mich nicht interessiert, wollte so was nicht bauen. Er sagte: „…also du nimmst Salpetersäure und das und das, tust es in einen Mörser, das lässt du stehen und nach einigen Wochen kannste da draus was bauen“. Das war bei der Vorbereitung für’s Grillen, da saß ich schon am Tisch; alle anderen waren drumrum; zugehört habe aber nur ich.
Götzl: Und wie kam das Thema auf?
Zeugin: Weiß ich nicht mehr. Wahrscheinlich aus irgendwelchen Späßen; so: „Ja wie, haste noch nie ‘ne Bombe gebaut?“
Götzl: Haben sie sich auch mal auf anderen Campingplätzen getroffen?
Zeugin: Nein.
Götzl: Gab es Ausflüge und wenn ja: wohin?
Zeugin: Einmal nach Grömitz, in die Hauptstadt von Fehmarn, zum Bummeln. Dann sind wir mal zum Eselspark gefahren oder in den Freizeitpark.
Götzl: Haben die drei auch eigene Ausflüge unternommen?
Zeugin: Ich weiß, dass sie vorher schon in Grömitz waren, weil sie uns dort was zeigen konnten. Sie sind einmal einen Tag weggefahren, alleine. Sie hatten vor Fehmarn noch andere Urlaube. Wohin sie da gefahren sind, haben sie nicht erzählt oder ich kann mich nicht erinnern.
Götzl: Die Familien, die noch Kontakt mit den Dreien hatten, waren die Familien M. und Su.? Zeugin: Ja.

Götzl macht einen Vorhalt aus der Zeugenvernehmung vom 24.5.2012: Frage: Können sie was zu einer Campingplatzanmietung in Uetze sagen? Antwort: Ja, das war an meinem Geburtstag. Worum ging es da?
Zeugin: Ja, meine Mutter hat mal für mich und drei Freundinnen eine Hütte angemietet, wir haben nur dort übernachtet und sind dann wieder abgeholt worden. Das hatte aber nichts mit den Dreien zu tun.
Götzl: Wissen sie etwas über Auslandsaufenthalte der Drei?
Zeugin: Nö.
Götzl: Wie war das mit den Telefonkontakten jenseits des Urlaubs?
Zeugin: Oft hat meine Mutter mit Liese telefoniert; da ist aber nicht immer nur Liese drangegangen, auch die anderen; sie hat dann halt mit dem telefoniert, der dran war; da ging es um Ferienplanung; ich bin auch mal drangegangen, als Gerry angerufen hat.
Götzl: Kannten sie eigentlich die Nachnamen der Drei?
Zeugin: Gerry, dachte ich, hieße Holger Gerlach, Lieschen Lisa Edinger oder so ähnlich…
Götzl: Wie hieß Lisa?
Zeugin: Erdinger.
Götzl: Haben sie jemanden bei der Lichtbildervorlage erkannt?
Zeugin: Ja klar, Liese, Max und Gerry habe ich erkannt.
Götzl: Können sie sich noch an die Telefonnummer erinnern?
Zeugin: Ja, sie ist nach wie vor in meinem Handy. Aber das Handy ist jetzt ja unten. Im Kopf hab’ ich sie nicht gehabt, aber sie war schon immer in meinem Handy gespeichert, ich hab sie dann eben in der Vernehmung vorgelesen.
Götzl verliest die Nummer als Vorhalt: 0162-7000587 und hält weiter vor: Liesl war sehr freundlich und hat Kontakt zu mir und meiner Schwester gesucht, morgens haben wir zusammen Sport gemacht, Spiele gespielt, sind reiten gewesen?
Zeugin bestätigt das.

Götzl: Gab es da mal einen besonderen Vorfall?
Zeugin: Nein.
Götzl hält ihr das Stichwort „Badeunfall“ vor.
Zeugin: Ja, wir haben zusammengesessen und Spiele gespielt. Da sahen wir, wie eine Tauschschule mit Kindern zum Tauchen geht. Und dann gab’s eine große Katastrophe, weil zwei Kinder ertrunken sind. Wir konnten das von unserem Tisch aus beobachten.
Götzl: Und gab es dabei irgendwelche Auffälligkeiten?
Zeugin: Nein, es gab keine großen Auffälligkeiten; Liese und ich sind näher hin zum Gucken, das weiß ich noch.
Götzl: War da dann Polizei vor Ort?
Zeugin: Ja, da waren viele Krankenwagen und Polizei vor Ort.
Götzl: Gab es da kein auffälliges Verhalten von den Dreien?
Zeugin: Nein, sie sind nur immer schnell in den Wohnwagen, wenn Medienleute Camper dazu befragen wollten.
Götzl macht noch einen Vorhalt zum Bombenbau-Gespräch mit Gerry: Das war Max, das war vor drei Jahren, er sagte: „Das weiß doch jeder“.
Zeugin: Ich kann mich nicht genau erinnern. Ich weiß es einfach nicht mehr; er hat mir erklärt, wie man Schwarzpulver herstellt.

Nach einer Pause lässt Götzl die Zeugin noch drei Wahllichtbildmappen vorlegen, wo sie eindeutig Gerry, Max und Liese identifiziert, wie schon bei der polizeilichen Vernehmung. Zu dem Bild von Beate Zschäpe merkte sie noch an: „Das Bild haben wir ja selber gemacht.“

Götzl fragt nochmal zum Kontakt nach dem Urlaub nach, wie das genau abgelaufen sei und hält vor: …bei uns hat Gerry angerufen, wir haben auch oft angerufen.?
Zeugin: Ja. Als ich mal dran ging, hat Gerry abgenommen.
Vorhalt Götzl: … mit Vater hat Max per E-Mail Kontakt gehabt…
Die Zeugin bestätigt das.
Vorhalt Götzl: Frage: Wurde etwas Persönliches über die Drei erzählt. Antwort: Max hat häufig von Konzerten erzählt. Erinnern sie sich daran?
Zeugin: Nein.
Götzl: Haben sie denn auch viel über die Schulzeit erzählt?
Zeugin: Ja, über Schulzeit und Jugend, da haben sie viele Geschichten erzählt, so Marke: „Ich habe auch mal vier Leute auf der Rückbank mitgenommen, aber mach das bloß nicht…“.
Vorhalt Götzl: wenn wir sie angerufen haben, waren sie immer zusammen… Zeugin bestätigt die Aussage.
Vorhalt Götzl: Sie kennen sich aus der Schule, sie sind seither Freunde, wohnen aber in verschiedenen Wohnungen.
Zeugin bestätigt.
Vorhalt Götzl: Das muss an meinem 17. Geburtstag gewesen sein.
Zeugin bestätigt: Ich hatte meinen 17. Und am Wochenende drauf kamen sie oder sogar am selben Tag.
Götzl hält vor: Sie kamen kurz vor dem Fehmarn-Urlaub vorbei, das muss 2010 gewesen sein? Zeugin: Ja, was ich schon sagte, sie holten etwas ab, sind dann aber vorher nochmal woanders hingefahren.
Götzl hält vor: Sie haben dann Sachen von ihnen zu uns gepackt, damit ihr Auto leerer war.
Zeugin: Ach so, dann so rum.
Vorhalt Götzl: Danach sind sie noch vier Mal da gewesen. Sie sagten, sie kämen von einem Freund in der Nähe von Hannover.
Zeugin: Ja, das weiß ich noch von dem Freund. Den Ortsnamen weiß ich eigentlich auch noch, fällt mir nur grad nicht ein. Sie meinten, dass sie den öfter besuchen würden. Näheres oder den Namen wurde nicht erwähnt.
Götzl: Gab es weitere angemeldete oder unangemeldete Besuche - zum Beispiel einen Abend bei Su.s?
Zeugin: Ja, das war ein Grillabend bei Su.s. Da waren sie zwei Nächte bei uns und an einem Abend waren wir alle bei Su.s zum Grillen.
Götzl: Kannten sie die Passwörter zu den Laptops? Zeugin: Ich erinnere mich, dass ich das damals wusste.
Vorhalt Götzl: … ein Passwort für das Wlan weiß ich: es hieß „Susanna“ oder „Susan“.
Zeugin: Ja, das war so.
Götzl: Sie haben im Zusammenhang mit Frau Zschäpes Nachnamen „Erdinger“ genannt.
Zeugin: Wo ich den Namen gerade lese [guckt zum Angeklagten Eminger]: das war Eminger, Liese Eminger.
Götzl: Hatten die Drei Fahrräder?
Zeugin: Ja, sie haben viel Fahrradsport getrieben, zuhause und auch auf Fehmarn.
Vorhalt Götzl: Jeder hatte sein eigenes Rad dabei, aber nur die für den Urlaub, die richtig guten haben sie zuhause gelassen.
Zeugin: Ja, stimmt.
Götzl: Hatten alle Handynummern, Festnetznummer, E-Mail-Adresse von ihrem Vater?
Zeugin bejaht.
Götzl: Sie sagten, Liese hätte „großes und kleines bezahlt“: was meinen sie damit?
Zeugin: Mal hat sie ein Eis für Max bezahlt, das war was kleines;. Aber auch den Supermarkteinkauf hat sie bezahlt, das war was großes. Zum Einkaufen sind sie oft zu dritt losgefahren. Ich bin mit Liese auch mal mit dem Fahrrad und einem Anhänger los, um noch was zu holen. Auch wenn Ausflug war und alle waren dabei, dann hat sie immer alles bezahlt ,auch Ausgelegtes abgerechnet; auch im Restaurant, täglich.
Götzl: Und sie sagten, sie hatte auch 500er-Scheine?
Zeugin: Ja, als wir mal in Aldi waren, da hab ich mal einen in die Hand genommen, ich hatte noch nie einen gesehen;
Götzl: Hat sie denn auch mal unbar bezahlt?
Zeugin: Nein.
Götzl: War denn nicht auch mal nur einer der Männer beim Einkaufen?
Zeugin: Ja, bestimmt.
Götzl: Haben die Drei denn auch mal untereinander abgerechnet?
Zeugin: Nein.
Götzl: Waren sie auch mal dabei als mit einem 500er bezahlt wurde?
Zeugin: Weiß ich nicht.
Vorhalt Götzl: Es gab keine Probleme, wenn sie mit 500ern bezahlt hat.
Zeugin: Da hatte sie dies volle Portemonnaie. Es war für sie nichts Besonderes mit einem 500er zu bezahlen.
Götzl hält vor: Liese und Gerry schliefen im Doppelbett, Max allein. Ich habe nicht gesehen, dass es eine Beziehung gab. Es hieß auch, dass die Männer Freundinnen zuhause haben. Ich hatte dann mal den Eindruck, dass Liese und Gerry 2010 enger waren, mit Hand auflegen. Das war aber auch schnell wieder vorbei. Die Zeugin bestätigt ihre Aussage.
Götzl: Diese privaten Infos, wo kamen die her?
Zeugin: Alle drei sagen das.
Götzl: Und wer hat ihnen z.B. erzählt, dass Max’ Vater Professor war?
Zeugin: Über Max’ Familie hat er selber erzählt; über die Freundinnen von Max und Gerry, das weiß ich von Liese.
Götzl: Und über den behinderten Bruder von Max?
Zeugin: Das kam auch als Max seine Familiengeschichten erzählt hat.
Götzl: Und die Informationen über den Onkel von Gerry?
Zeugin: Als über die Wohnmobilanmietung gesprochen wurde, erzählte Gerry, dass das Fahrzeug vom Onkel ist.
Vorhalt Götzl: Deswegen bekommen sie die Autos so billig.
Zeugin: Wir hatten uns gefragt, weshalb sie nicht mit dem eigenen Auto gekommen waren und da erzählte Gerry das so.
Götzl: War außer von Hannover noch von anderen Orten und Städten die Rede?
Zeugin: Wenn sie mir welche aufzählen vielleicht.
Götzl: Nürnberg, Heilbronn, Ludwigsburg…
Zeugin: Nein. Nur von Hannover.
Götzl: Sagt ihnen Lauenau etwas?
Zeugin: Ja, das ist der Ort bei Hannover. In dem Ort wohnt der Freund.

Götzl hält vor: Man tut Holzkohle in den Mörser, Salpetersäure und noch etwas; dann soll man es stehen lassen und dann ist es fertig.
Zeugin bestätigt das.
Götzl: Und wie oft haben Sie eigentlich mit Gerry telefoniert?
Zeugin: Ein bis zwei Mal hat er mich erreicht. Aber er hat gefragt, ist Mama da, und ich hab ihn weitergereicht.

Götzl: Zu Beginn der Vernehmung waren sie ja emotional sehr betroffen: Was ist dafür der Grund? Zeugin: Also, da hatte sich über die Jahre eine Freundschaft aufgebaut. Ich hab mich immer sehr auf sie gefreut; es war eine besondere Beziehung. Wir haben alles miteinander verbracht, die Zeit. Seit die Drei da nicht mehr hinfahren, fahren wir da auch nicht mehr hin. Sie waren fast wie Ersatzeltern. Als ich dann die Nachricht gesehen habe [Zeugin fängt zu schluchzen an], ist für mich ‘ne Welt zusammengebrochen. Das hat mich anfangs ziemlich belastet. Ich musste in Therapie betreut werden, ich konnte nicht mehr zur Schule gehen [Zeugin weint vernehmbar]. Ich war immer mal einen Tag nicht in der Lage, zur Schule zu gehen. Im Unterricht war ich so abwesend, dass ich nichts mehr mitbekommen habe. Ein bisschen mehr als zu den anderen, war’s zu Liese. Meine Schwester hatte noch mehr Kontakt zu Liese. Sie haben noch mehr Zeit zusammen verbracht. Sie sind immer zusammen duschen gegangen; sie hatten zu zweit mehr Freundinnen-Momente. Liese hat bei meiner Schwester im Zimmer übernachtet. Meine Schwester redet nicht darüber, aber auch sie ist ziemlich niedergeschlagen.

BAWin Greger: Wer fuhr das Auto?
Zeugin: Das war immer Gerry. Die anderen nie.
Greger: Waren sie auch mal im Innern des Wohnwagens?
Zeugin: Im Vorzelt sehr oft. Da ist mir nichts aufgefallen. Im Wohnwagen war ich nur mal kurz, da ist mir auch nichts aufgefallen.
Greger: Gab es mal eine Situationen, wo einer der beiden sich ausweisen musste?
Zeugin: Ne, weiß ich jetzt nicht.
Greger: Gab es bei den Diskussionen über Unternehmungen einen Meinungsmacher unter den Dreien?
Zeugin: Alle drei waren gleich, sie haben zusammen Ideen entwickelt, je nach Thema hat mal der, mal der die Initiative übernommen.

Zschäpe-Verteidiger RA Stahl hält der Zeugin ihre Aussage vor, die drei hätten sich ständig besucht und alles übereinander gewusst.
Zeugin: Ja. Das wurde so gesagt: „Als wir mal bei Max in der Wohnung waren…“, „Bei Lisa in der Wohnung mit den Katzen…“. Nur verschiedene Alltagserlebnisse wurden verschiedenen Wohnung zugeteilt.
Stahl: Was für Alltagsbegebenheiten waren gemeint, was haben sie da in Erinnerung?
Zeugin: Es hieß z.B.: „Als wir bei Max in der Wohnung saßen, haben wir zusammen über Fehmarn gesprochen”.
Stahl: Sie sagten auch, „sie wussten alles voneinander“: warum haben sie das so formuliert? Zeugin: Sie konnten jede Geschichte zusammen erzählen. Wenn ein einzelner eine Geschichte erzählte, konnten die anderen das quasi mit erzählen.
Stahl: Sie sagten, sie kannten sich seit der Jugend. Was ist damit gemeint?
Zeugin: So ab 18, wo sie Auto fahren konnten und auf Partys gehen.
Stahl: Zum Thema „bezahlen“: Sie schilderten den Eiskauf für Max, wo Liese bezahlt. Haben sie da eine konkrete Erinnerung?
Zeugin: Das war in Grömitz. Da gibt’s ne Strandpromenande mit mehreren Imbissen, daran sind wir vorbeigeschlendert. Meine Mutter bezahlt für mich; Liese für Max.
Stahl: Können sie was über die Bekleidung der Drei sagen?
Zeugin: Sie trugen bequeme Sommersachen. Bei Max ist mir aufgefallen, dass der über die Jahre immer die gleichen Sachen dabei hatte. Liese mochte auch rot, braun; Gerry grau, braun, gedeckte Farben.
Stahl: Max war ja auch surfen: wie intensiv denn?
Zeugin: Anfangs hatte er das erst gelernt, über die Jahre konnte er es immer mehr. Zum Surfen trug er einen Neopren-Anzug.
Stahl: Und Gerry: Was hatte der zum Bootfahren an?
Zeugin: Auch einen Neoprenanzug oder auch mal ‘ne Badehose.
Stahl: Ist er viel Boot gefahren?
Zeugin: Schon oft, auch mal alleine, war dann auch mal mehrere Stunden weg. Wir sind aber auch gemeinsam gefahren.
Stahl: Was hat Liese derweil gemacht?
Zeugin: Wir waren mit ihr zusammen; wir haben gespielt. Waren shoppen, haben das Grillen vorbereitet, waren zusammen duschen usw.
Stahl: Wissen sie was davon, dass Max sich Surfsachen gekauft hat?
Zeugin: Ja, er hat von anderen Campingplatzbesuchern ein Surfbrett und Surfsachen abgekauft. Er hat sich dann aber auch im Geschäft was gekauft; ich war war dabei, als er loszog und als er zurückkam.
Stahl: War Liese da dabei und hat bezahlt?
Zeugin: Ne.
Stahl: Ihr Vater Wolfgang sagt, Gerry hat sich ein Schlauchboot gekauft?
Zeugin: Er hat sich ein Schlauchboot mit Motor gekauft. Das war ein großes Schlauchboot zum Aufblasen und mit Motor. So einen mit Kordel, an der man kräftig ziehen musste, da konnten so 2 - 3 Leute mitfahren.
Stahl: Haben sie etwas vom Bootskauf mitbekommen?
Zeugin: Ne. Es gab auch Zeiten, wo sich unsere Urlaube sich nur überschnitten haben. Der Bootskauf war nicht in unserer Anwesenheit.
Stahl: Ihr Vater sagt: Er hat sich ein Schlauchboot gekauft, das könnte 2000 Euro gekostet haben. War der Bootskauf denn mal Thema gewesen?
Zeugin: Ja, das wurde gesagt.
Stahl: Hat Liese das bezahlt?
Zeugin: Nein, das ist nicht gesagt worden.

Stahl: Sie sprachen von Bomben und Waffen: haben sie an dieses Gespräch und ihre polizeiliche. Vernehmung eine Erinnerung? Zeugin bejaht das.
Stahl: Wie kam’s bei dem Gespräch auf das Thema?
Zeugin: Weiß ich nicht. Es gab ja zwei Vernehmungen. Bei der ersten war ich noch sehr verwirrt. Dann kam die Erinnerung und in der zweiten wollte ich alles erzählen, was ich vergessen hatte.
Stahl: Ist für sie Bombe und Schwarzpulver das gleiche?
Zeugin: Ja, das ist für mich das gleiche, nur in einen Begriff gefasst.
Stahl: Bei den Geschenkpaketen von den Dreien erwähnen sie eine DVD.
Zeugin: Lisa hatte eine kleine Handkamera, die hatte sie immer im Urlaub dabei. Sie hat da mehrere Sachen dokumentiert und das zuhause zusammengeschnitten. das war eine DVD mit Urlaubserinnerungen; Lagerfeuer, Grillen, Federball spielen, Reiten; teilweise Texte in die Bilder gesetzt.
Stahl: Wurde mal drüber gesprochen worden, wer das geschnitten hat?
Zeugin: Nein. Aber die Kamera gehörte Liese. Aber die Jungs hatten die in der Hand die ganze Zeit.
Stahl: Nochmal zum Bezahlen im Supermarkt: War da noch jemand dabei, der hätte bezahlen können?
Zeugin: Nein, nur ich mit Liese. Die Großeinkäufe hat jede Familie für sich gemacht. Liese und meine Mutter sind auch mal zusammen losgefahren.Wenn ein großes Paket für alle eingekauft wurde, dann wurde immer gleich abgerechnet.
Stahl: Nur zur Klarstellung: Sie sagten, „Mutter hat immer angerufen“?
Zeugin: Wenn jemand aus der Familie angerufen hat, dann war’s meine Mutter.
Stahl: Wenn immer ihre Mutter angerufen hat, woher wussten sie, wer drangeht?
Zeugin: Mutter ruft immer mit Lautsprecher an, es war immer Gerry dran. Ich war selber vielleicht zweimal dabei; andere Male weiß ich nicht genau.
Stahl: Stichwort Restaurant: Wie oft ist das vorgekommen?
Zeugin: Einmal die Woche - oder alle zwei Wochen.
Stahl: Nochmal zum Thema DVD: Stichwort Serie und Videorekorder?
Zeugin: Ja. Liese und ich mögen dieselbe Serie. Liese hatte die im Urlaub aufgenommen und gesagt, sie schickt sie mir; drei Wochen später hat sie mir drei Folgen von „Grey’s Anatomy“ geschickt.
Stahl: War die mit Werbeunterbrechung wie im Fernsehen?
Zeugin: Keine Ahnung.

Götzl weist darauf hin, dass die Angeklagten ebenfalls jederzeit auch Fragen stellen können: Keine Reaktion.

NK-RA Daimagüler: Haben sie auch mal über Türken gesprochen?
Zeugin: Es gab mal eine Zeit, als ich auf Türkenjungen stand. Dann war im Urlaub mal eine Freundin dabei, die sagte immer: „Du mit deinen Türkenfreunden“. Da fiel mir auf, dass Liese und Gerry vielsagende Blicke austauschen.
Daimagüler: Und was haben sie sich dabei gedacht?
Zeugin: Gar nichts.
Daimagüler: Sie sagten, es sei eine Welt für sie zusammengebrochen. Wie ist das gemeint?
Zeugin: Das letzte was man erwartet von seinen Freunden, dass die so was machen. das kann man nicht fassen, dass jemand das macht. Das braucht Zeit, bis man das verstehen kann. Ich kann das bis heute nicht verstehen. Sie waren so lieb und nett; ich habe ihnen zu 100 Prozent vertraut. Sie haben mich von vorne bis hinten belogen. Ich habe mich gefragt: Mochten die mich wirklich oder haben die mich von Anfang an nur verarscht?
Daimagüler: Brauchen sie heute auch noch psychologische Hilfe?
Zeugin: Nein.

NK-RAin von der Behrens: Sie erwähnten den Bekannten aus Hannover: Haben die Drei denn mal Besuch aus Schweden, Skandinavien oder Dänemark abgeholt?
Zeugin: Einmal sind sie losgefahren, um jemand abzuholen. Da kam jemand, den wollten sie abholen, haben ihn aber nicht mitgebracht. Kamen abends wieder; das war in einer Stadt bei Fehmarn.
Von der Behrens: Vielleicht Kiel oder Puttgarden?
Zeugin: Nein, da war ich nicht wirklich dabei.
Von der Behrens: Stichwort Handy: Sind sie denn nur angerufen worden oder haben sie auch selbst telefoniert?
Zeugin: Ja, wenn wir getrennt unterwegs waren, haben wir natürlich auch so mit Handy telefoniert. Ich kann mich an das Handy und seine Benutzung nicht erinnern; ich kann mich nur an Telefonate aus der Telefonzelle erinnern.
Von der Behrens: Warum haben sie aus Telefonzellen telefoniert?
Zeugin: Weil’s günstiger ist, sagen sie.
Von der Behrens: Sie sprachen von einem alten, weißen Opel Corsa. Warum alt?
Zeugin: Der wäre einfach nicht mehr zu vermieten gewesen. Das war in dem Jahr als ich 17 wurde. Oder … das war bei mir zuhause… Nein, beim Geburtstag kamen sie mit dem neuen Auto. Mit dem Corsa waren sie da als sie die Schokosticks vorbeigebracht haben.

Sachverständiger Prof. Sass: Sie sprachen von positivem Umgang untereinander: Haben sie mal was anderes gesehen?
Zeugin: Nein, Streit gab’s nicht. Nur im Jahr, wo Gerry und Liese sich näher waren, waren sie etwas genervt von Max’ Witzen, sind dann auch mal etwas vorausgegangen.
Sass: Haben sie etwas von Schulproblemen bei Liese gehört?
Zeugin: Nein.
Sass: Haben sie mit ihr mal über berufliche Fragen geredet?
Zeugin: Nein, da wusste ich gar nichts.
Sass: Hat Liese auch mal Sorgen angesprochen oder war sie wirklich nur positiv und lustig? Zeugin: Nur eher positiv und lustig als mit Problemen.
Sass: Haben sie mal über Ziele und die Zukunft gesprochen?
Zeugin: Ne.
Sass: Haben sie selber Zukunftsvorstellungen geäußert?
Zeugin: Ja. Was ich mal werden möchte.
Sass: Und was sagte Frau Zschäpe dazu?
Zeugin: Da war sie ziemlich neutral. Sie hat mich nur immer drin unterstützt. Sie hat eher zugehört. Es sind da aber keine konkreten Infos von ihr gekommen.

Die Zeugin wird entlassen.

Als zweite Zeugin kommt nun Katharina M., 21, herein. Sie lebt in Hameln.

Die Zeugin berichtet nach Aufforderung durch den Vorsitzenden Richter Götzl: Im Sommer 2007 habe ich die Drei kennengelernt und in den folgenden 4 Jahren mit ihnen Urlaub gemacht auf Fehmarn. Das waren Herr Mundlos, Herr Böhnhardt und Frau Zschäpe, die sich uns unter anderem Namen vorgestellt haben. Wir haben sie „unsere Ossis“ genannt. Wir waren eine eingeschworene Urlaubsgemeinschaft. Wir waren drei Wochen da, haben viele Aktivitäten zusammen gemacht, gegessen, gegrillt, sind segeln gewesen, was man eben im Urlaub so macht.
Götzl: Was haben sie über die Drei erfahren?
Zeugin: Wir haben die Drei als völlig nette, offene Menschen kennengelernt. Ich habe selten oder nie so nette Menschen kennengelernt. Ich habe ihnen vertraut. Ich hätte nie für möglich gehalten, dass die einer Fliege etwas zu Leide getan haben könnten. Keiner hätte je gedacht, dass das so ausgeht.
Götzl: Was genau haben sie über sie erfahren?
Zeugin: Nicht mehr so einfach zu erinnern. „Unsere Ossis“, ich weiß gar nicht genau mehr, woher sie waren. Uwe Mundlos’ Vater war Professor, der hatte was mit PCs zu tun. Uwe Böhnhardt hatte mit Transportmitteln zu tun; bei Beate Zschäpe weiß ich nicht mehr.
Götzl: Wie sind die Drei untereinander gewesen?
Zeugin: Wie so ‘ne Familie eigentlich. Eingeschworen auf jeden Fall. Die haben sich sehr gut untereinander verstanden. Natürlich gab’s mal Neckereien, aber das war so was von freundschaftlich.
Götzl: Was meinen sie mit “eingeschworen”?
Zeugin: Es gab nie Streit, wenn auch mal nur ansatzweise dicke Luft war, hat irgendwer das mit ‘nem Scherz wieder raus gerissen, das war ganz unkompliziert.
Götzl: Gab es da Beziehungen untereinander?
Zeugin: Na klar haben wir Kinder gemunkelt. Es war für uns schwer vorstellbar, dass Leute in dem Alter Freunde sein können ohne Beziehung, also Männchen und Weibchen. Es hieß mal, ich meine, Max soll eine Freundin gehabt haben.
Götzl: Was haben sie über deren Wohnsituation erfahren?
Zeugin: Ich erinnere mich noch gut, dass Frau Zschäpe von ihren Katzen erzählte, was gut ankam, wir waren alle sehr tierlieb.
Götzl: Und die Wohnsituation?
Zeugin: Wir haben mit Sicherheit drüber geredet, ich kann es aber nicht mehr sagen.
Götzl: Was haben sie über das Privatleben von Frau Zschäpe erfahren?
Zeugin: Es kann sein, dass sie mal was über Blumen verkaufen erzählt hat, bin mir nicht sicher, irgendwas mit Floristik. Ab und zu haben wir mal kleine Geschenke bekommen, mal Thüringer Bratwürste auch; das war schön, nett.
Götzl: Haben sie Erreichbarkeiten ausgetauscht?
Zeugin: Meine Eltern hatten, glaub ich, Telefonnummern. Ob E-Mail - wahrscheinlich, weiß nicht.
Götzl Haben ihnen ihre Eltern die Nummer weitergegeben?
Zeugin: Ja, mit Sicherheit. Weiß aber nicht mehr genau.
Götzl: Mit was für Fahrzeugen haben sich die Drei bewegt?
Zeugin: Das war meistens ein gemieteter Bully, mit Marken kenn’ ich mich nicht aus, waren so Großraumfahrzeuge.
Götzl: Welche Namen trugen sie?
Zeugin: Liese, Max und Gerry; Liese war Beate Zschäpe usw. Nur bei Gerry wussten wir, dass der Spitzname von Holger Gerlach herrührte.
Götzl: Waren die Drei auch mal zu Besuch bei ihnen zuhause?
Zeugin: Nein.
Götzl: Über welche Themen haben sie mit Frau Zschäpe gesprochen?
Zeugin: Man hat sich über eigene Interessen ausgetauscht. Wir mochten beide „Die Ärzte“, Musik usw.
Götzl: Können sie etwas zwischen den Personen differenzieren?
Zeugin: Frau Zschäpe war immer was zwischen Freundin und Mutter für uns Mädchen. Die beiden Männer eben wie Eltern. Kontakt suchte vor allem Uwe Mundlos. Der war das blühende Leben, immer wortgewandt, immer einen Scherz auf den Lippen. Der wusste immer zu allen Themen was. Wir waren eine sehr humorvolle Runde. Falls mal ein ernstes Thema aufkam, zeigten alle drei Interesse und hörten zu.
Götzl: Wurde auch über politische Themen gesprochen?
Zeugin: Soweit ich weiß, nein; nicht, soweit ich mich erinnern kann.
Götzl hält aus der polizeilichen Vernehmung der Zeugin vom 11.5.2012 vor: Mit Liese mehrfach über meine politische Einstellung gesprochen?
Zeugin: Mehrfach? Kann sein, dass wir da mal drauf gekommen sind und ich davon angefangen habe. Es wurde relativ neutral reagiert. Wenn ich über Politik rede, ist es meistens das Problem mit rechts. Wir haben damals von den „Ärzten“ „Schrei nach Liebe“ am Strand gehört, sie ist nicht weiter drauf eingegangen. Ich dachte, dass da kein Interesse vorhanden war. Dass ihr Interesse nur der Musik galt. Auf der Tasche, die ich seit Jahren dabei habe, war ein Aufnäher mit einem Anti-Nazi-Symbol, also eine Faust, die ein Hakenkreuz zerschlägt. die Drei wussten definitiv von meiner politischen Einstellung, da kam aber kein Kommentar von den Dreien.
Götzl: Wie lange kannten sich die Drei?
Zeugin: Alle irgendwie so’n bisschen aus Jugendzeiten. Mehr weiß ich da nicht.
Götzl: Thema Handy, Computer, Laptop. Was haben sie da für Beobachtungen gemacht?
Zeugin: Sie waren elektronisch ganz gut ausgestattet. Da war ein Laptop, ein Extra-Bildschirm, eine Videokamera, und immer auf dem neuesten Stand; ein Handy. Aber nicht, mit Sicherheit…
Götzl: Haben sie mal eine Handynummer bekommen?
Zeugin: Kann möglich sein. Als wir im Hansapark waren, um uns zu verständigen.
Götzl hält vor: Die Nummer habe ich mal in Burg von Frau Zschäpe bekommen?
Zeugin: Ja, ich habe mir da ein Ohrloch stechen lassen.
[Beate Zschäpe tuschelt auffällig viel mit Stahl]
Götzl: Wie war es mit Geld, wie wurde damit umgegangen?
Zeugin: Allgemein habe ich nur einmal direkt gesehen, dass mit Geld umgegangen wurde. Mir sind eine ganze Menge Scheine im Portemonnaie von Liese aufgefallen. Weiter ist mir nichts aufgefallen. Ich glaube, auch in Burg in Fehmarn, da haben wir Pizza gekauft, da wurde ich eingeladen. Wir waren einmal im Sky-Markt, kann mich aber nicht erinnern, was gekauft wurde und wer bezahlt hat.
Vorhalt Götzl: Liese hatte immer eine Menge Bargeld dabei?
Zeugin: Ja, das bezieht sich darauf.
Vorhalt Götzl: Es wurde auch immer in bar bezahlt?
Zeugin: Ja, war so; auch meine Eltern erzählen das. Wir haben uns schon mal zusammengesetzt, meine Eltern und ich. Wir fanden schon seltsam, dass sie immer so verschwiegen sind, wir noch nie einen Personalausweis gesehen haben und dass sie immer alles in bar zahlen.
Götzl hält zum Umgang von Mundlos und Böhnhardt mit Geld vor: Ob die beiden Männer noch Geld hatten, weiß ich nicht. Bei den Einkäufen, wo ich dabei war, hat immer Frau Zschäpe bezahlt? Die Zeugin bestätigt das.
Weiterer Vorhalt Götzl: Sie haben nicht mit Geld um sich geworfen, das war ein normaler Umgang mit Geld?
Zeugin: Ja, ganz entspannt, man gönnt sich mal was im Urlaub, mal eine Kugel Eis, ganz normal.
Götzl: Was können sie zu Freunden, Bekannten oder Besuch der Drei sagen?
Zeugin: Besuch hatten sie auf jeden Fall nicht. Zu Freunden und Bekannten fällt mir nichts ein.
Götzl: Wie haben sie sich denn überhaupt kennengelernt?
Zeugin: Das weiß ich nur aus Erzählungen. Ich war damals nachtaktiv und habe tagsüber geschlafen; deswegen wurde auch als Phantomtochter von mir geredet. Sie kamen wegen einer Partie Doppelkopf. Man fand sich sehr schnell sehr sympathisch, dann mal zu einem Wein zusammengesessen.

Auch dieser Zeugin werden, wie vorher, die drei Wahllichtbildmappen vorgelegt und sie erkennt ebenfalls zweifelsfrei Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt.

Götzl hält nochmal vor: Ich habe mich mit Liese mehrfach länger unterhalten; im Laufe der Jahre waren das ein paar interessante Gespräch?
Zeugin: Ja. Da ging es um Umgang mit Leuten, Männer und Frauen, Musik, was man macht, wie man sich gibt, dass man anders, nicht komplett, aber schon ein bisschen anders ist usw.
Götzl hält weiter vor: Sie hat mir was aus ihrer Jugend erzählt, dass sie leichter mit Männern konnte und dass diese Konstellation schon lange bestehe. Daher wusste ich, dass sie mit keinem der beiden zusammen war. Von ihren Eltern und der Schulzeit hat sie so gut wie nichts erzählt. Sie wollte nicht viel aus ihrer Jugend preisgegeben.
Götzl: Ihre Oma hat sie nicht erwähnt?
Zeugin: Ja.
Götzl: Zum Thema Waffen und Bomben, was fällt ihnen da ein?
Zeugin: Ja, da hat uns Gerry erzählt, wie man eine Rohrbombe baut. Wir waren hellauf begeistert - was heißt hellauf begeistert. Das interessierte uns; wir dachten, es sei eine Jugendsünde von Gerry. Es ging um Jugend in der DDR und vom Spaß, etwas in die Luft zu jagen. Waren so Sachen wie Schabernack, wenn man in der Jugend mal ‘ne Mülltonne angezündet hat; die kleine Rebellion halt. Krieg’s im einzelnen aber nicht mehr zusammen.
Götzl: Wer war bei dem Gespräch noch dabei?
Zeugin: Gerry, Katharina, Juliane und ich. Ich kann mich nicht mehr erinnern.
Götzl hält vor: Gerry hat mir mal beiläufig was über Rohrbomben erzählt. Das hörte sich wie eine Jugendsünde an. Mit viel Humor, wie immer, sie konnten nicht reden ohne zu scherzen.
Die Zeugin bestätigt ihre Aussage.
Götzl hält weiter vor: Zählte irgendwelche chemischen Stoffe auf, die da rein gehören.
Zeugin: Da habe ich keine Erinnerung: ich weiß es nicht mehr.
Götzl: Ist davon die Rede gewesen, wie man einen Bombe zur Explosion bringt?
Zeugin: Mit Sicherheit ja, aber ich kann ihnen da keinen hundertprozentige Aussage machen
Götzl: Sprach er wohl von einer Zündschnur oder ähnlichem.
Zeugin: Ja, kann sein.
Götzl: War von Arten von Bomben die Rede?
Zeugin: Kann ich mich nicht mehr dran erinnern.
Götzl hält vor: Splitterbombe, Rohrbombe, Nagelbombe sagten mir nichts.
Die Zeugin bestätigt das.
Götzl hält weiter vor: Von selbst gebauter Bombe wurde nichts gesagt. Gerry hat nur damit geprotzt, dass er das kann. Plauderei nebenbei, jugendliche Begeisterung.
Zeugin: Ja, genau. Da war ich anwesend und bin auch anwesend geblieben.
Götzl: Wann war das?
Zeugin: Da waren wir schon eine sehr vertraute Runde. So 2009, 2010. Wir hatten schon ein ziemlich lockeres Verhältnis; da waren Juliane und ich 17 Jahre alt.
Götzl: Gab es zu anderen Städten und Gegenden Bezüge?
Zeugin: Ich meine, sie erwähnten mal einen Bekannten in Hannover und dass sie den Besuch bei dem Freund mit dem Besuch bei Juliane in Peine verbunden haben.
Götzl: Hatte Liese eine Freundin in Ludwigsburg? Ich halte ihnen mal vor: Nein, sie hat nur von einer Freundin erzählt, die auf die Katzen Lili und Heide aufpasst.
Die Zeugin bestätigt das.
Götzl: War sie mal alleine am Festlandufer gegenüber von Fehmarn?
Zeugin: Ja, sie hat den FKK-Strand besucht dort und Vergleiche gezogen zwischen dort und dem FKK-Strand in Wulfen.

Zschäpe-Verteidiger RA Stahl: Auf die Frage, ob mal was mit Waffen gewesen sei, haben sie das Wort Rohrbombe benutzt.
Zeugin: Ja, das ist mir auch aufgefallen, dass ich das Wort verwendet habe;. Ich weiß aber nicht, ob das Wort gefallen ist oder ob ich das aus den Medien habe.
Stahl hält Aussage der vorherigen Zeugin vor, dass für sie Schwarzpulver und Bombe dasselbe sei.
Zeugin: Ich verstehe die Frage nicht.
Stahl: Ist das Wort Bombe gefallen?
Zeugin: Es ging um einen Sprengsatz, mit dem man etwas in die Luft sprengt. Ich bin mir ziemlich sicher, dass das Wort Bombe fiel.
Stahl hält vor: Wir hatten ein relativ vertrautes Verhältnis - aber beiläufig wird von einer Bombe geredet.
Zeugin: Stellen sie sich vor, da ist ein Tisch, da sitzt man und spricht über Jugendsünden. Erzählt hat Uwe Böhnhardt und es ging um irgendwelchen Quatsch, den man damals gemacht hat.
Stahl: Sie sagten, sie hätten mit Frau Zschäpe die „Ärzte“ gehört. Nur gehört?
Zeugin: Ich hatte auch meine Akustikgitarre dabei und ein „Ärzte“-Liederbuch. Frau Zschäpe singt mit, sie kannte die Texte.

NK-Anwalt RA Reinecke: Sie haben ihre Tasche mit dem Aufnäher geschildert. Hatten sie die schon 2007 dabei oder erst später?
Zeugin: Ich meine, sie mir in der 8. angeschafft zu haben, da muss ich so 13 gewesen sein, also 2007, 2008.
Reinecke: Sie haben von ihrer Auseinandersetzung mit dem Thema Rechts erzählt.
Zeugin: Das war nicht immer Thema, aber wenn’s um Politik ging.
Reinecke: Haben sie „ihre Ossis“ mal gezielt auf den Osten und „national befreite Zonen“ angesprochen?
Zeugin: Nein, so tief ging das nicht;. Ich meinte wahrzunehmen, dass daran kein Interesse bestand, hab’ das dann gelassen.

Sachverständiger Prof. Sass: Sie schilderten, dass es entspannt war und auch Spannung schnell im Scherzhaften aufgelöst wurden.
Zeugin: Das waren so kleine Sachen, wenn’s drum ging, wer z.B. den Salat waschen soll.
Sass: Gab es mal ernste Gespräche unter den Dreien?
Zeugin: Nein. Dachte mir, dass sie uns nicht damit belasten wollten.
Sass: Bei den Gesprächen mit Frau Zschäpe, kamen da Sorgen, Belastungen, Kummer zur Sprache? Zeugin: Nein, eigentlich nicht.
Sass: War von Zukunft die Rede?
Zeugin: Kann sein, kann mich nicht erinnern.
Sass: Ging es auch mal um den Unterschied zwischen Ost und West und die Möglichkeiten? Zeugin: Es ging darum, dass man im Osten als Jugendlicher mehr Freiheiten hatte als im Westen und das auch genutzt hat.
Sass: Die Zeugin vorher erzählte, das 2010 die Beziehung zwischen Gerry und Liese etwas enger war.
Zeugin: Ich habe die drei als neutrale Freunde wahrgenommen.
Sass: Ging es mal um Sexualität und körperliche Beziehung?
Zeugin: In keiner Weise.

Die Zeugin wird entlassen.

NK-RA Schön trägt einen Beweisantrag vor, in dem er zum einen beantragt den KOK Ne. vom BKA und einen Sachverständigen für Daktyloskopie zu laden und ein Behördengutachten zu verlesen, zum Beweis, dass an dem Wohnmobil in dem am 4.11.2011 die Leichen von Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos gefunden, an der Beifahrertüre unterhalb des Schlosses zwei Fingerabdrücke von Zschäpe gefunden wurden. Zum zweiten zum eine Sachverständige des BKAs zu laden, zum Beweis, dass sich im Inneren des Wohnmobils ein Haar befand, von dem molekulargenetisch nicht ausgeschlossen werden kann, dass es von Zschäpe stammt. Beides zeige, dass die Angeklagte von der Anmietung des Wohnmobil wusste und es vor der Abfahrt ihrer Mittäter betreten hat. Angesichts des Zeitraumes der Anmietung Ende Oktober/Anfang November komme eine Anmietung für eine Ferienreise nicht in Betracht, dies ein starkes Indiz für die Kenntnis von Zschäpe vom beabsichtigten Raubüberfall sei.

NK-RAin Lunnebach erkundigt sich, ob, wenn der Zeuge Thomas Gerlach erneut kommt, es denn Neuigkeiten zum Strafverfahren gibt und sich Herr Gerlach auf ein Aussageverweigerungsrecht berufen kann. Richter Götzl gibt kurz angebunden an, dass vier Kisten Akten der Staatsanwaltschaften Dresden und Gera da seien und zum Einsehen vorbereitet würde. Heute aber nicht mehr.

Ende des Tages: 17:30 Uhr

Das Blog NSU-Nebenklage schreibt:
„Es wird nicht nur deutlich, dass die Drei über die Jahre eine perfekte Tarnung entwickelt hatten. Klar ist auch, dass sie ein Bedürfnis nach persönlicher Nähe zu „normalen Menschen“ hatten. Am spannendsten ist aber, dass die völkisch-rassistische Ideologie, die zu den Morden des NSU führte, es den NSU-Mitgliedern gleichzeitig ermöglichte, ein gutes Verhältnis zu anderen „Deutschen“ zu entwickeln, selbst wenn diese Nazis ablehnten. In der Mitte der „Volksgemeinschaft“ verhielt man sich, wie schon die historischen Naziverbrecher, durchaus anständig und liebenswert-freundlich, die mörderische Wut und der Hass waren rassistisch motiviert. Hier waren also keine durchgedrehten Mordmaschinen am Werk, sondern politisch motivierte Nazis und Rassisten.“


Protokoll 130. Verhandlungstag - 23. Juli 2014

Nachdem der erste geladene Zeuge nicht erschien, musste Andreas Rachhausen aussagen. Dieser stammt war auch im THS aktiv, aber reihte sich in die lange Reihe von Personen aus dem Umfeld des THS, die sich an nichts erinnern können wollen. Der THS sei nur ein Transparent gewesen, Wehrsportübungen nur für die Medien gestellt. Rachhausen machte selbst Erfahrungen damit, wie es ist von den Behörden gesucht zu werden. Um sich einem Haftbefehl zu entziehen, floh er in die USA und nach Belgien und kam schließlich in Dänemark beim Holocaus-Leugner Thies Christophersen unter - angeblich über eine Inserat für eine Unterkunft in einer Szene-Zeitschrift.

Zeuge: Andreas Rachhausen

Der Verhandlungstag beginnt um 9.46 Uhr. Nach der Präsenzfeststellung teilt Richter Götzl mit, dass der für den heutigen Vormittag geladene Zeuge Thomas Bi. bei der Geschäftsstelle angerufen habe, um mitzuteilen, ihm sei schwindlig geworden, er sei in Nürnberg umgedreht. Ein weiteres Telefonat habe ergeben, dass Bi. in Bamberg sei und sich jetzt eine Wirtschaft suche. Bundesanwalt Diemer nimmt Stellung und sagt, er denke, man müsse den Zeugen dann vorführen [Bi. war schon am 120. Verhandlungstag nicht zur Vernehmung erschienen]. Götzl teilt mit, dass die Akten der StA Gera und der StA Dresden betreffend Thomas Gerlach zur Einsicht bereit liegen würden.

Die Sitzung wird unterbrochen und um 11.05 Uhr fortgesetzt mit dem Zeugen Andreas Rachhausen, der mit seinem Zeugenbeistand RA Thomas Jauch (124. Verhandlungstag) erschienen ist. Rachhausen wird zusätzlich zur üblichen Belehrung nach § 55 StPO belehrt. Dann sagt Götzl, es gehe um Kontakte zu den Angeklagten sowie zu Böhnhardt und Mundlos vor 1998, aber auch ggf. danach. Rachhausen sagt, die Kontakte seien “eher flüchtiger Natur” gewesen. Er habe keine weiteren persönlichen Kontakte gehabt, bestenfalls mal “Guten Tag und guten Weg”. Und nach 1998 habe es Kontakte zu Wohlleben gegeben. Rachhausen: “Das ist es im Wesentlichen.”

Götzl fragt zu Wohlleben. Rachhausen sagt, er sei ja 1997 im ersten Quartal das letzte Mal aus der Haft entlassen worden. Im Zeitraum davor sei er viel unterwegs oder in Verwahrung gewesen. Es habe nicht viele Möglichkeiten für Kontakte gegeben, Kontakte hätten erst nach der Entlassung stattgefunden. Es habe den Treffpunkt “Gaststätte Heilsberg” gegeben, dort hätten die Kontakte im Wesentlichen stattgefunden. Die Gaststätte sei ein bekannter Treffpunkt gewesen für viele Leute der rechten Szene, “wenn man das mal so umreißen darf”. Man habe sich dort getroffen, zwangsläufig habe man Leute kennengelernt. Götzl fragt, ob Rachhausen Wohlleben dort kennengelernt hat. Das könne er nicht mehr genau sagen, so der Zeuge. Wohlleben sei auf jeden Fall auch dort in der Gaststätte gewesen. Wann er selbst das erste Mal in der Gaststätte war, könne er ganz genau nicht mehr sagen, in seiner Erinnerung habe die Gaststätte, er sage mal, im zweiten Quartal 1997 eröffnet und in dem Zeitraum sei er auf jeden Fall auch das erste Mal dort gewesen.

Götzl sagt, Rachhausen solle zum Kontakt zu Wohlleben erzählen. Kontakt sei vielleicht zu viel gesagt, antwortet Rachhausen. Das seien sicherlich sporadische Begegnungen ohne bestimmte Hintergründe gewesen. Er sage mal so, man habe sich sicherlich mal bei Veranstaltungen gesehen. Aber mit Sicherheit zu sagen, wann und wo er den Wohlleben gesehen habe, wäre jetzt zu viel verlangt. Götzl fragt, was mit “sporadisch” gemeint ist. Rachhausen sagt, dass diese gelegentlichen Kontakte eher selten oder äußerst selten gewesen seien. Zu den Gelegenheiten sagt er, das sei im Wirtshaus am Biertisch gewesen, evtl. bei irgendeiner Veranstaltung, möglicherweise einer Demo oder Veranstaltung musikalischer Art. Er könne das heute nicht mehr sagen. Götzl fragt, ob der Kontakt abgerissen oder bestehen geblieben ist. Das was er vorhin gesagt habe, vielleicht einmal im Monat, sei sicher nach 2000 dann nicht mehr richtig, weil dann “de facto null Kontakt oder noch weniger” bestanden habe. Götzl: “Hatten Sie Kontakt oder nicht?” Das komme darauf an, was man unter Kontakt verstehe, so Rachhausen. Wenn er jemanden im Wirtshaus treffe, “Guten Tag, wie gehts?”, er habe das nicht mehr so in Erinnerung. Götzl fragt, ob Rachhausen dieses Beispiel nicht unter Kontakt rechnen würde. Rachhausen sagt, er habe nicht gesagt, dass es gänzlich keine Kontakte gegeben habe, es sei eher sehr selten gewesen.

Götzl fragt zu Zschäpe. Rachhausen sagt, er kenne sie auf jeden Fall vom Namen, auch vom Sehen, er sei nicht mal sicher, ob er jemals mit ihr ein persönliches Wort gewechselt habe. Nach einer zeitlichen Einordnung gefragt, sagt Rachhausen, es könne sich ja auch nur um 1997 handeln, aber da sei er sich auch nicht so sicher, vielleicht habe er sie auch vorher schon mal irgendwo gesehen. Auf Frage sagt Rachhausen, er könne sich an keinen Zusammenhang erinnern. Götzl fragt, ob sich Rachhausen an ein bestimmtes Ereignis erinnere. Rachhausen: “Nein, leider nicht.” Er könne nicht erklären, wie sich das Kennen von Zschäpe in seiner Erinnerung darstelle, so Rachhausen auf Frage. Auf erneute Nachfrage sagt Rachhausen, das Problem sei, dass Zschäpe in seinen Erinnerungen keine Rolle spiele eigentlich. Deswegen könne er nicht sagen, wann und wo er sie kennengelernt hat, “kennengelernt” sei sowieso übertrieben. Götzl fragt, ob das in Heilsberg gewesen sein kann. Rachhausen: “Möglicherweise.” Vielleicht sei es auch bei irgendeiner politischen Kundgebung gewesen, sagt er auf Nachfrage.

Er verneint Eminger, Schultze oder Gerlach zu kennen. Mundlos und Böhnhardt kenne er “im Grunde” auch nicht. Bei Böhnhardt könne er sich zufällig wirklich genau erinnern. Da habe es eine Veranstaltung in der “Gaststätte Heilsberg” gegeben. Da sei Böhnhardt da gewesen. Das sei ein Fußballspiel gewesen. Böhnhardt sei ihm aufgefallen, weil er dort als Schiedsrichter fungiert habe. Götzl fragt, wer da sonst noch dabei war. Rachhausen verneint, eine Erinnerung zu haben. Götzl hakt nach und Rachhausen sagt, er könne mutmaßen, aber ganz sicher könne er nur sagen, dass der Inhaber der Gaststätte, D., da war, der müsse da gewesen sein. Wieder hakt Götzl nach und Rachhausen sagt, vermutlich sei Kapke da gewesen, das sei aber alles vage. Er könne sicherlich weitere Namen aufzählen: “Müller, Meier, Schulze”. Das sei alles geraume Zeit her. Auf Frage sagt er, das sei auch 1997 gewesen. Götzl fragt, ob er sonstige Erinnerungen an Böhnhardt habe. Das sei die bleibende Erinnerung, so Rachhausen, ansonsten könne er sich an keine weiteren Treffen erinnern. Es könne sein, dass man sich mal gesehen habe, aber er wisse nicht mehr wo.

Götzl fragt, wann Rachhausen Böhnhardt kennengelernt hat. Rachhausen: “Wie gesagt, kennengelernt wohl nie, aber sicherlich vielleicht nicht das erste Mal bei dieser Veranstaltung gesehen.” Auf Nachfragen sagt der Zeuge, er gehe einfach davon aus, könne es nicht ausschließen, dass er auch den Böhnhardt möglicherweise vorher mal irgendwo gesehen habe. Er stelle nur die Überlegung an, dass er häufig an Veranstaltungen teilgenommen habe, wo ein “gewisses Klientel” anwesend gewesen sei. Da müsse er davon ausgehen, dass er Böhnhardt wahrscheinlich vorher schon mal gesehen habe. Auf Frage sagt Rachhausen, mit “Klientel” seien im Wesentlichen rechtsgerichtete Personen gemeint, “wenn man das mal einfach so grob andeuten kann”.Götzl fragt nach Uwe Mundlos. An den habe er gar keine Erinnerung, so Rachhausen, dass er da persönlich Kontakt hatte. Zu André Kapke befragt, sagt Rachhausen: “Wie stand ich zu Herrn Kapke?” Der sei ihm bekannt gewesen, den habe er auch “in diesem fraglichen Zeitraum” kennengelernt. Er habe keine besondere Beziehung oder keinen besonderen Standpunkt zu Kapke gehabt. Zur Häufigkeit der Kontakte mit Kapke sagt Rachhausen, das sei geschätzt ungefähr so häufig wie mit Wohlleben. Auf Frage sagt er, er habe zu der Zeit in Saalfeld gewohnt.

Götzl fragt, ob Rachhausen im Zeitraum 1997, Anfang 1998 irgendwelche Informationen über Böhnhardt, Zschäpe, Mundlos bekommen habe, sei es aus Medien oder von Bekannten. Es sei natürlich gesprochen oder gemunkelt worden, sagt Rachhausen. Das sei ja so ein geflügeltes Wort gewesen: “die Bombenbastler aus Jena”. Natürlich habe er da auch was mit bekommen. Auf Nachfrage sagt der Zeuge, er habe mitbekommen, dass dort angeblich irgendwelche Bombenattrappen abgelegt worden sein sollen. Wo, daran habe er keine Erinnerung, er habe auch keine sonstigen Informationen gehabt. Auf Frage sagt Rachhausen, er habe dann irgendwann mal gehört, dass die Drei nicht mehr da seien. Er könne das zeitlich nicht einordnen, auch nicht ungefähr. Götzl fragt, von wem Rachhausen die Informationen bekommen habe. Der sagt, er könne sich nicht erinnern, die könnten genauso gut aus der Presse gekommen sein. Götzl fragt, ob das mit “Bombenbastler aus Jena” in Zusammenhang stand. Rachhausen sagt, dass die sich dem “Zugriff der Behörden entzogen” haben, sei eine Schlussfolgerung gewesen. Die Informationen seien einigermaßen in zeitlichem Zusammenhang gewesen.

Auf die Bitte, Böhnhardt vom Verhalten her zu beschreiben sagt Rachhausen, er wüsste nicht, wo er ansetzen solle. Götzl: “Setzen wir mal bei ihrer Vernehmung an.” Vorhalt: Wenn er, Rachhausen, gefragt werde, wolle er sagen, dass Böhnhardt für ihn der Auffälligste war, woran das gelegen habe, wisse er nicht, vielleicht habe sich Böhnhardt am lautstärksten artikuliert. Rachhausen sagt dazu, deswegen sei ihm Böhnhardt vielleicht im Gedächtnis geblieben. Götzl: “Warum sagen Sie mir das nicht?” Das habe er doch gesagt, erwidert Rachhausen. Darauf sagt Götzl, jetzt tue Rachhausen so, als ob das selbstverständlich sei, das gefalle ihm nicht, er gewinne den Eindruck, dass Rachhausen nicht alles sagen wolle. Rachhausen sagt, er wolle keinen Unsinn erzählen, könne nur diese waghalsigen Sachen vortragen. Er wisse nicht, was ihm besonders aufgefallen sei, vielleicht dass er Schiedsrichter gewesen sei. Götzl erinnert Rachhausen daran, dass der auch nichts verschweigen dürfe. Götzl sagt, er frage nochmal, was es bedeutet, wenn es hier heißt, dass Böhnhardt irgendwie der Auffälligste gewesen sei. Rachhausen: “Das bedeutet das, was ich gesagt habe.” Er kenne Böhnhardt nicht so genau, er habe den so kennengelernt, das habe er wiedergegeben, der sei ihm am meisten im Gedächtnis geblieben. Götzl hakt erneut nach und Rachhausen sagt, möglicherweise hänge es mit dem Fußballspiel zusammen.

Götzl fragt, ob Rachhausen später mal, nachdem er von der Flucht gehört habe, Kontakt zu Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt gehabt habe. Da könne er mit Sicherheit sagen, dass das nicht der Fall war, antwortet Rachhausen. Götzl fragt, ob Rachhausen, was die Flucht anbelangt, dass die Drei nicht mehr da waren, irgendwie eingebunden war. Rachhausen sagt, er habe mal einen havarierten Kleinwagen transportiert, wo er dann entweder vor, während oder nach dem Transport erfahren habe, dass dies das Fahrzeug sei, mit dem sich die Drei bewegt hätten. Er wisse aber nicht mehr, ob vorher oder danach, oder vom Hörensagen, er habe keine Erinnerung. Auf Nachfrage sagt Rachhausen, er habe einen Anruf bekommen von André Kapke, der ihn gefragt habe, ob er ein leistungsstarkes Fahrzeug habe mit Anhängerkupplung. Das habe er bejaht. Es sei ein Termin vereinbart worden. Er habe sich zumindest mit Wohlleben getroffen in Jena. Dann seien sie gemeinsam zu diesem Parkplatz oder Rastplatz gefahren irgendwo an der A4 bei Dresden und hätten das Fahrzeug abgeholt. Das Fahrzeug sei dann nach Jena gebracht worden, wohin, könne er nicht mehr genau sagen. Er erinnere sich, dass sie das Fahrzeug geholt und auf den Anhänger geladen hätten, nach Jena gefahren seien, es abgeladen oder nur den Anhänger abgehängt hätten, und dann habe er die Heimreise angetreten.

Auf Fragen sagt Rachhausen, er erinnere sich nicht an die Straße oder an die Gegend, in der das Auto abgestellt worden sei. Auf Frage sagt Rachhausen, in seiner Erinnerung sei es so, dass er und Wohlleben das Fahrzeug abgeholt hätten. Götzl fragt, was Rachhausen denn von Kapke dazu erfahren habe, was es mit dem Fahrzeug auf sich hat. Das wisse er nicht mehr, so Rachhausen, vermutlich nicht viel. Es sei ja ein Telefongespräch gewesen, da werde Kapke ihm sowieso nicht viel erzählt haben. Es hätte ihn sowieso nicht interessiert, nur die praktischen Geschichten wegen des Transports. Er habe keine Ahnung, so Rachhausen, was das Fahrzeug für einen Defekt gehabt habe, äußerlich seien in seiner Erinnerung keine weiteren Schäden für ihn sichtbar gewesen. Zur Frage, was das für ein Fahrzeug war, sagt Rachhausen, er erinnere sich an einen Kleinwagen, möglicherweise französischer Herkunft. Er habe die Beamten gebeten weiterzuhelfen, vielleicht falle es ihm dann ein, das hätten die aber nicht getan. Die Farbe wisse er nicht mehr, so Rachhausen auf Nachfrage. Götzl fragt, wann das gewesen sei und Rachhausen sagt, er erinnere sich nicht, wann genau das gewesen sei. Auf die Frage nach einem Jahr sagt Rachhausen, er könne es nicht einordnen, aber es muss ja 1998 gewesen sein. Götzl: “Warum?” Weil ihm das so gesagt worden sei bei der Vernehmung, antwortet Rachhausen. Götzl fragt, warum es dann so sein müsse. Rachhausen sagt, er habe keine Möglichkeit, das mit etwas zu verbinden, er habe keine Eckdaten aus dem Leben, die er damit verbinden könne. Götzl fragt, ob es also auch 2014 gewesen sein könne, er müsse mal so fragen. Rachhausen sagt, er sei davon ausgegangen, dass ihm in der Vernehmung nichts Falsches erzählt wird. Götzl fragt nach einer ungefähren zeitlichen Eingrenzung, die ihm Rachhausen aber nicht gibt. Vorhalt: Wenn ihm, Rachhausen, gesagt werde, Februar 1998, könne er das bestätigen. Götzl fragt, mit welchen Fahrzeug Rachhausen dahin gefahren sei. Rachhausen sagt, mit seinem PKW, einem weißen Mercedes 300 Turbodiesel als Kombi. Auf Frage sagt Rachhausen, er könne sich mehr dran erinnern, ob es sein Anhänger gewesen sei. An das Kennzeichen seines PKW erinnere er sich nicht. Götzl fragt, wann Rachhausen das Fahrzeug besessen habe. Es folgt eine Pause. Dann sagt der Zeuge: “Seit dem 25.8.97.” Er erinnere sich nicht, wie lange er den PKW besessen habe. Auch an das Zulassungsdatum hätte er sich, so Rachhausen, nicht erinnern können, wenn er nicht nachgeschaut hätte. Da sei man wieder beim Thema, sagt Götzl, und fragt nach einer Größenordnung. Rachhausen: “Drei Jahre geschätzt.”

Dann fragt er, wie gut Rachhausen Wohlleben damals gekannt habe. Den Wohlleben habe er im Gegensatz zu Kapke nicht wirklich gekannt, sagt Rachhausen, von Kennen könne nicht die Rede sein. Wohlleben sei für ihn relativ fremd gewesen bei der Abschleppgeschichte. Götzl fragt, warum Wohlleben dabei war. Zunächst weil Wohlleben gewusst habe, wo das Fahrzeug steht, so Rachhausen. Und weil irgendjemand habe mitkommen müssen, ganz alleine sei das so eine Sache, so ein Fahrzeug zu verladen. Er gehe mal davon aus, dass Wohlleben ihm beigestellt worden sei als Hilfe. Götzl fragt, ob Rachhausen etwas dafür bekommen habe. In seiner Erinnerung habe er nichts weiter bekommen, so Rachhausen, er gehe mal davon aus, dass er den Treibstoff ersetzt bekommen habe. Auf die Frage, von wem er den Treibstoff ersetzt bekommen habe, sagt Rachhausen, er habe gesagt, er gehe davon aus, es könne auch sein, dass das nicht der Fall war, er habe keine Erinnerung. Götzl fragt, worüber Rachhausen sich mit Wohlleben unterhalten hat, ob über das Fahrzeug. Rachhausen: “Möglicherweise.” Er habe keine Erinnerung. Er könne nicht mal mehr sagen, ob es ein Parkplatz oder eine Raststätte gewesen sei. Götzl fragt nach der Grundlage für diese Überlegung. Rachhausen sagt, weil es gemeinhin an Autobahnen Parkplätze oder Raststätten gibt. Götzl fragt, was Rachhausen beim BKA angegeben hat. Der Zeuge antwortet, er vermute, dasselbe wie jetzt. Es folgt die Mittagspause bis 13.07 Uhr.

Danach sagt Götzl, er wolle nochmal auf die Situation des Abschleppens kommen. Auf Frage nach dem Schlüssel des abgeschleppten PKW sagt Rachhausen, er nehme an, den Schlüssel habe Wohlleben mitgebracht, weil er sich nicht vorstellen könne, wie er selbst an den Schlüssel gekommen sein soll. Er denke, dass das Fahrzeug geöffnet wurde, könne es aber nicht sagen, theoretisch bekomme man das Fahrzeug auch ohne Öffnung auf den Anhänger. Zugegen seien Wohlleben und er selbst gewesen. Seiner Erinnerung nach habe man sich an einer Tankstelle in Jena-Lobeda getroffen. Wie es zu dem Treffpunkt gekommen sei, könne er nicht mehr sagen. Er könne nicht mehr sagen, ob das schon telefonisch vereinbart wurde mit Kapke oder evtl. in einem zweiten Telefonat oder mit Wohlleben selbst. Vorhalt: Auch den Wohlleben habe Rachhausen Mitte der 90er kennengelernt. Rachhausen bejaht das. Auf Frage sagt Rachhausen, er habe Wohlleben kennengelernt als offenen, herzlichen Menschen, der auch sehr engagiert gewesen sei, in dem was er tat und er habe ihn eigentlich immer geschätzt, soweit er das mit dem gewissen Abstand habe beurteilen können. Götzl fragt, auf welchen Erfahrungen diese Einschätzung beruht. Rachhausen: “Wenn man eben mal ein Gespräch geführt hat.” Darunter könne er sich nichts Rechtes vorstellen, erwidert Götzl. Rachhausen sagt, er meine ein ganz normales Gespräch, Smalltalk. Wohlleben sei halt ein offener, herzlicher Mensch gewesen, mit dem man gut habe reden können, der auch auf Menschen zugehen könne.

Götzl fragt, was Rachhausen wisse, wie Wohlleben politisch engagiert war. Rachhausen spricht von verschiedenen Veranstaltungen, die Wohlleben organisiert habe, was er auch besucht habe, “was man vom Hörensagen vernommen hat”. Auf Nachfrage nach den Veranstaltungen nennt Rachhausen das “Fest der Völker” in Jena. An sonstige Veranstaltungen könne er sich jetzt nicht detailliert erinnern, das sei das was ihm in der Hauptsache im Gedächtnis geblieben sei. Götzl fragt nach Organisationen. Nach seiner Erinnerung sei Wohlleben auch mal in der NPD gewesen, sonstige Organisationen seien ihm nicht bekannt. Auf Frage sagt Rachhausen, “Thüringer Heimatschutz” sage ihm etwas. Im Wesentlichen sei der THS ein großes Transparent mit einer Gedichtzeile drauf gewesen, was man überall gesehen hat, bei jeder Veranstaltung, “bekannt aus Funk und Fernsehen”. Götzl fragt nach der Gedichtzeile und Rachhausen sagt: “Der Gott, der Eisen wachsen ließ, der wollte keine Knechte.” Auf Frage, wie das Transparent gehalten wurde, sagt Rachhausen, das sei mit den Händen gehalten worden, vor Demos. Auf Frage, wer das gehalten hat, sagt Rachhausen, das seien meist wahrscheinlich Personen aus Thüringen gewesen, die sich damit hätten identifizieren können und sich da eingereiht hätten. Sicherlich auch mal welche aus anderen Ländern, aber meist Thüringen. Also hätten Personen ja doch eine Rolle gespielt, erwidert Götzl. Für ihn persönlich sei das nicht mehr als ein Transparent gewesen, so Rachhausen. Soweit er wisse, habe es nie Strukturen des THS gegeben. Götzl fragt nach den Personen und Rachhausen sagt, das müsse doch jeder für sich selbst ausmachen, er könne doch nicht für andere sprechen. Götzl sagt, es gehe um Rachhausens Einschätzung. Der sagt, er sei nie Mitglied in der Organisation gewesen, habe sich aber auch hinter dem Plakat versammelt, es habe aber auch andere gegeben. Wohlleben, Brandt, Kapke seien die Namen, die ihm da auf Anhieb einfallen würden.

Götzl fragt nach der KS Jena. Das sei der Begriff oder die Umschreibung für die Menschen, die dort der Meinung gewesen seien, dort ihre Meinung zu vertreten, und sich gemeinschaftlich zusammen getan hätten, sagt Rachhausen. Auf Frage nennt Rachhausen die Namen Wohlleben und Kapke, so schätze er das als Außenstehender ein. Götzl fragt nach Böhnhardt. Rachhausen: “Möglicherweise kann man den Namen sicherlich auch dazu nennen.” Der habe ja in Jena gewohnt. Er, Rachhausen, könne ja als Außenstehender nicht sagen, wer sich da als KS gefühlt hat. Auch Mundlos sei “möglicherweise” bei der KS Jena gewesen. Götzl fragt nach Zschäpe, und Rachhausen wiederholt, er könne nicht sagen, wer sich dort als KS Jena bezeichnet habe. Auf Frage zu seiner eigenen politischen Einstellung sagt Rachhausen, er habe zu der damaligen Zeit eine rechte Einstellung gehabt. Auf Frage, ob sich das geändert hat, sagt Rachhausen, es habe sich sehr viel geändert. Götzl fragt, ob Rachhausen diese Änderungen umreißen könne. Nach einer Pause sagt Rachhausen, er habe vorhin schon erwähnt, dass er im Grunde 1997 erst aus der Haft entlassen worden sei. Zu dem Zeitpunkt habe er sich schon mehr oder weniger um andere Dinge gekümmert. Er habe sich im Jahr 2000 selbständig gemacht, so dass er nicht mehr die Notwendigkeit und Möglichkeit gesehen habe, sich politisch zu engagieren. Götzl fragt, um welche Dinge sich Rachhausen vorher gekümmert habe. Rachhausen sagt, er habe ja kundgetan, dass er sich in den Kreisen bewegt habe, z.B. auch in der “Gaststätte Heilsberg”. Götzl: “Was heißt das?” Er habe an Veranstaltungen teilgenommen und diverse Gasstätten besucht, wo sich dieses Klientel bewegt habe, so Rachhausen. Götzl sagt, Rachhausen mache den Einschnitt 1997 nach der Haftentlassung, und fragt, was vorher seine politische Einstellung war. Das sei ja im Grunde eigentlich nur “der Kampf um das biologische Überleben unseres Volkes” gewesen, so Rachhausen. Götzl hakt nach und Rachhausen fragt zurück: “Was soll ich daran näher darstellen?” Götzl: “Ich weiß nicht, was Sie meinen.” Rachhausen: “Ja, Deutschland schafft sich ab.” Götzl: “Wie macht Deutschland das nach Ihrer Vorstellung?” Götzl sagt, er müsse immer nachfragen, Rachhausen solle das erklären. Rachhausen sagt, da gebe es nichts zu erklären, er habe heute andere Probleme und Nöte und kümmere sich um seine Sachen.

Götzl sagt, Rachhausen weiche aus, worauf Rachhausen sagt, er weiche gar nicht aus, er habe nur seine Sicht geschildert. Auf erneute Nachfrage sagt Rachhausen, er habe sich damals in den Kreisen bewegt, weil es seiner Meinung nach wichtig gewesen sei, sich dort zu engagieren. Nach dem Ende der DDR habe es neue Freiheiten gegeben, dies sei zu nutzen, um politische Veränderungen herbeizuführen: “Das war mein Beweggrund.” Götzl fragt, was mit “politischen Veränderungen” gemeint ist. Es habe einfach nur ein Nationalstaat errichtet werden sollen und zwar auf demokratische Weise, antwortet Rachhausen. Er sei kein Politiker, und als er das gemerkt habe, habe er davon abgelassen. Auf Frage, was damit gemeint sei, wenn er “auf demokratische Weise” sage, antwortet Rachhausen, da müssten sich ja dann die drum kümmern, die das ausführen. Das sei keine Antwort, erwidert Götzl. Rachhausen: “Meine Vorstellungen tun doch gar nichts zur Sache.” Götzl sagt, wenn das so wäre, würde er nicht fragen. Rachhausen sagt, diese Veränderungen hätten auf demokratische Weise passieren sollen, Wahlen und Abstimmungen, deswegen habe es politische Veranstaltungen, Demonstrationen usw. gegeben.

Auf Frage sagt Rachhausen, er habe sporadisch auch in der “Gaststätte Heilsberg” gewohnt. Die Treffen in der Gaststätte seien auf jeden Fall wöchentlich gewesen, in den meisten Fällen sei er selbst sicherlich zugegen gewesen. Götzl fragt, von wann bis wann Rachhausen dort gewohnt habe. Er habe es sich raus gesucht, so der Zeuge, er habe mindestens sporadisch von der Gaststätteneröffnung im zweiten Quartal 1997 bis 1.10.97 dort gewohnt. Auf Frage nach der Quelle spricht Rachhausen von Auszügen aus dem Melderegister. Götzl fragt nach dem Ablauf der Treffen. Es seien mal mehr, mal weniger Leute gewesen, so Rachhausen. Bei den Treffen seien Leute aus dem rechten Spektrum aus ganz Thüringen gewesen und mitunter, denke er, aus angrenzenden Regionen. Die Treffen seien in lockerer Atmosphäre abgelaufen. Es habe auch Veranstaltungen mit Vorträgen gegeben, so Rachhausen auf Frage, sicherlich auch mal eine Rechtsschulung, im Detail könne er es nicht sagen. Bei den Rechtsschulungen sei es darum gegangen, wie man sich gegenüber Behörden verhalte, bei Gelegenheiten wie Hausdurchsuchung, Festnahme, Vorbeugegewahrsam. Das seien ja keine Themen, die so üblicherweise bei lockerer Atmosphäre eine Rolle spielen, sagt Götzl. Der Zeuge bejaht, im politischen Zusammenhang mal festgenommen worden zu sein. Götzl fragt, ob bei diesen Veranstaltungen auch Mundlos und Böhnhardt zugegen. waren. Rachhausen sagt, zumindest bei einer Veranstaltung könne er sich an Böhnhardt erinnern, bei erwähntem Fußballspiel. An Zschäpe könne er sich nicht erinnern.

Rachhausen verneint, selbst organisiert gewesen zu sein. Er verneint auch, sich zu erinnern, wann der letzte Kontakt zu Wohlleben war. Götzl sagt, man habe sich ja über die Definition von vagen Auskünften unterhalten, es gehe um eine Einordnung. Rachhausen: “Tut mir leid.” Auf Nachfragen sagt er, er könne nicht sagen, wann der letzte Kontakt zu Wohlleben war, weil das sicher ein flüchtiger gewesen sei. Götzl fragt, warum sich Rachhausen da jetzt sicher sei. Es sei wahrscheinlich ein flüchtiger Kontakt gewesen, so Rachhausen, wie eigentlich alle Kontakte, deswegen sei es nicht unverständlich, dass man sich nicht erinnern könne. Götzl hält vor, dass Rachhausen in seiner Vernehmung auf diese Frage gesagt habe, er könne das beim besten Willen nicht sagen, es sei eine Zeit lang her, ca. ein bis zwei Jahre, denke er. Er könne es eben nicht sagen, so Rachhausen, man werde ja dann immer zu solchen Aussagen verleitet.

Götzl fragt nach dem Namen Sven Rosemann. Der sage ihm etwas, so Rachhausen. Den habe er kennengelernt Anfang der 90er. Der sei aktiv gewesen in der rechten Szene in Saalfeld-Rudolstadt. Damals sei Rosemann ein Freund gewesen, so Rachhausen auf Frage. Er habe zu Rosemann sehr lange keinen Kontakt mehr, etwa sei 2000. Rachhausen verneint, zu wissen, ob Rosemann Kontakte zu Böhnhardt hatte. Er vermute, dass sie sich kannten. Götzl fragt nach der Grundlage der Vermutung. Rachhausen sagt, Rosemann sei auch bei solchen Veranstaltungen wie dem Fußballspiel zugegen gewesen. Götzl: “Kennen Sie Conny Co.?” Rachhausen verneint das. Dann hält Götzl aus einer polizeilichen Vernehmung vom 31.5.2012 vor: Die einzige Situation, an die er sich erinnere, sei gewesen, als ihn der Ralf Wohlleben gebeten habe, sein Auto, einen defekten Peugeot abzuholen; das Auto habe der Mutter gehört, aber Wohlleben habe es genutzt; er habe das mit einem Rachhausen aus Rudolstadt abgeholt, den habe er vorher nicht gekannt. Rachhausen: “Da bin ich platt.” Der Vorhalt weiter: Den Namen Rachhausen habe ihm erst Helbig gesagt, er habe Rachhausen danach nie wieder gesehen; sie seien mit einem Mercedes dahin gefahren. Darauf sagt Rachhausen, da könne man mal sehen, was das menschliche Gehirn mit Erinnerungen machen könne, wenn das stimme. Götzl sagt, es gehe hier um Rachhausens Erinnerungen. Er habe ja das, was seine Erinnerung sei, dargelegt, so Rachhausen.

Götzl fragt, ob Rachhausen im Hinblick auf den Transport des PKW Kontakt mit Behörden gehabt habe. Er sei ab und an mal danach gefragt worden, sagt Rachhausen, könne aber heute nicht mehr sagen, wer ihn das gefragt habe. Er könne nur sagen, dass er wahrscheinlich niemandem darüber was Detailliertes erzählt habe. Vorhalt aus der Vernehmung von Rachhausen: Nach der Haftentlassung habe er nur noch Kontakt zu einem Mitarbeiter gehabt, das sei auch der, der ihn zu dem Transport des Fahrzeugs befragt habe; dazwischen habe es auch Kontakte mit dem LfV gegeben. Das sei auch eine Sache, so Rachhausen, wo er mittlerweile der Meinung sei, dass diese Sache mit dem Transport sich bei ihm festgesetzt habe. Möglicherweise habe er das auch nur gelesen. Wenn das Landesamt das behauptet, könne es so gewesen sein. Und wenn der Mitarbeiter das abgefragt habe, dann habe er das mit Sicherheit verneint.

Götzl fragt, was Rachhausen zu Kontakten zwischen Wohlleben und André Kapke sagen könne. Im Einzelnen könne er dazu nicht viel sagen, so Rachhausen, er wisse ja nicht, was für Kontakte Wohlleben mit Kapke gehabt habe, er habe nur den Eindruck gehabt dass die beiden schon miteinander reden oder arbeiten. Zu Kontakte zwischen Kapke und Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe könne er noch weniger sagen, weil er die Genannten ja noch weniger gekannt habe. Zu Kontakten von Wohlleben zu Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe könne er auch nicht viel sagen. Sicherlich hätten die alle miteinander kommuniziert und sich untereinander gekannt. Götzl fragt, woraus Rachhausen das entnehme. Rachhausen: “Sehen, Sie, da ist es wieder.” Er werde wieder gedrängt, das zu beantworten. Götzl: “Ich habe Sie nicht gedrängt.” Er könne zu den Kontakten nichts sagen, so Rachhausen. Götzl erwidert, er knüpfe an das an, was Rachhausen sage. Götzl hält zum Verhältnis von Wohlleben zum “Trio” aus Rachhausens Vernehmung vor: Das sei ähnlich wie bei Kapke gewesen, auch Wohlleben habe ein enges Verhältnis zum Trio gehabt, die seien gemeinsam häufiger gesehen worden. Rachhausen: “Ja, Kameradschaft Jena.” Er verneint die Frage, ob er Kontakte zur rechten Szene im Ausland gehabt habe.

Weil die BAW keine Fragen hat, darf die NK fragen. RA Hoffmann sagt, Rachhausen sei ja etwas älter als bspw. Mundlos und Böhnhardt, und fragt, ob er Anfang der 90er aktiv in der Szene gewesen sei. Rachhausen: “Ja.” Auf Frage, in welcher Form und mit welchen Personen, nennt Rachhausen als Beispiel Rosemann. Hoffmann hakt nach und Rachhausen sagt, weiter falle ihm dazu so jetzt nichts ein. Sicher könne man Namen runter erzählen, aber er habe Anfang der 90er mit Sicherheit nicht die hier Angeklagten und auch nicht die Verstorbenen kennengelernt. Hoffmann nennt den Namen Hubeny. Rachhausen sagt, den habe er Anfang der 90er kennengelernt. Hoffmann fragt, ob das dieselbe Gruppe sei wie mit Rosemann. Der habe sich auch im Raum Saalfeld-Rudolstadt bewegt mitunter, so Rachhausen. Hoffmann fragt, ob Rachhausen mit Hubeny und Rosemann Sachen gemacht hat. Wohllebens Verteidiger RA Klemke beanstandet die Frage. Der Zeuge und sein Beistand werden aus dem Saal geschickt. RA Hoffmann erläutert, es gehe um die Überprüfung dessen, was Rachhausen gesagt habe. Es gehe darum, aus welchen Gruppen der THS entstanden ist. Und es gehe um politische Kampagnen, die zum Bestandteil der ideologischen Ausrichtung des THS geworden seien, sowie um Diskussionen um Gewalt und bewaffneten Kampf. Klemke erwidert, das sei weit hergeholt, wenn es um Vorgänge aus Anfang der 90er gehe. Götzl sagt, er halte die Frage für zulässig. Klemke verlangt eine Beschluss. Nach einer Pause bis 14.03 Uhr verkündet Götzl den Beschluss, dass seine Verfügung bestätigt ist.

Nachdem Rachhausen wieder im Saal ist, wiederholt Hoffmann die Frage. Rachhausen: “Was denn für Sachen?” Hoffmann sagt, das wäre die nächste Frage gewesen, er habe das bewusst so allgemein gefragt. Dann fragt er nach politischen Aktionen. Rachhausen: “Sicherlich im weitesten Sinne, ja.” Es seien sicherlich mal Flugblätter verteilt, diverse Aufkleber verklebt worden, so Rachhausen auf Nachfrage. Hoffmann fragt, ob Rachhausen mit Rosemann und Hubeny Flugblätter verteilt habe. Das sei nicht auszuschließen Anfang der 90er, so Rachhausen. Hoffmann fragt nach Mario Brehme. Den kenne er auch, so Rachhausen, aber zu dem Zeitpunkt Anfang der 90er sei der in dem Umfeld nicht dabei gewesen. Hoffmann fragt, welche Themen Rachhausen Anfang der 90er wichtig gewesen seien. Rachhausen: “Was ich angesprochen hatte.” Hoffmann: “Der biologische Tod des deutschen Volkes?” Rachhausen sagt, das habe er nicht gesagt und spricht von der “Umgestaltung des Landes auf demokratischem Wege”. Rudolf-Heß-Gedenkmärsche seien Thema gewesen, er erinnere sich an mehrere solche Märsche, z.B. in Rudolstadt. Er bejaht, dass das ein regulärer Marsch gewesen sei. Auf Frage sagt Rachhausen, er habe den Marsch angemeldet. Er sei darum gebeten worden, weil er da gewohnt habe.

Auf Frage sagt Rachhausen, er sei von Thomas Dienel gebeten worden, der “dürfte bekannt sein”. Auf Nachfrage sagt Rachhausen, das sei ein FDJ-Sekretär aus der DDR gewesen, der der Meinung gewesen sei nach der Wende, sich politisch zu engagieren. Der habe irgendwann mal eine oder mehrere Parteien gegründet. Auf erneute Nachfrage nennt Rachhausen die “Deutsche Sex-Liga” als eine von Dienels Parteien, aber es habe auch noch andere gegeben. Hoffmann: “Wie kam der auf Sie?” Rachhausen antwortet, er habe keine Ahnung, wie er den kennengelernt habe, er vermute in einer Bierseligkeit. Auf die Frage, ob das eine bundesweite Demo gewesen sei, sagt Rachhausen, das hänge ja davon ab, wer erscheint, aufgrund der Teilnehmerzahl sei es auf jeden Fall überregional gewesen. Hoffmann fragt, ob es so gewesen sei, dass der Marsch überall verboten gewesen sei und man händeringend nach Orten gesucht habe. Rachhausen: “Das kann der Beweggrund gewesen sein.” Hoffmann fragt, ob Tino Brandt beteiligt war. Er habe keine Erinnerung, ob Brandt in irgendeiner Form beteiligt war, so Rachhausen. Er könne nicht sagen, wie viele Personen auf der Demo waren, so Rachhausen auf Frage. Hoffmann fragt, ob es sein könne, dass es über 1.800 Personen waren. Klemke beanstandet die Frage als suggestiv. Die anders gestellte Frage, beanstandet nun Götzl. Rachhausen sagt, er erinnere sich nicht, wieviele es gewesen seien.

Hoffmann fragt, ob es politisch ein Erfolg gewesen sei. Rachhausen antwortet, jede Veranstaltung, die überhaupt stattfindet, sei ein Erfolg gewesen. Hoffmann fragt, ob das der Szene zu größerem Ansehen verholfen hat. Wieder beanstandet Klemke. Hoffmann fragt anders, ob in den rechten Zeitungen und Veröffentlichungen in Rachhausens Erinnerung positiv über diese Demo berichtet worden sei. Klemke beanstandet erneut. Zeuge und Beistand verlassen den Saal. Klemke sagt, das habe nichts mit dem Gegenstand zu tun. Hoffmann sagt, es gehe auch darum, wie eingebunden, bundesweit und überregional, die Personen waren, die im THS aktiv waren. Man wisse bisher zu wenig über den THS, der mal bloß ein “Transparent” sei, mal ein “Netzwerk”. Es habe in den 90ern so genannte Rudolf-Heß-Komitees gegeben, in den Adresslisten seien Personen aus Thüringen dabei gewesen. Götzl sagt, Hoffmann solle dazu konzentriert fragen. Sein Problem sei, erwidert Hoffmann, dass Rachhausen das hier alles abblocke. Der Zeuge kommt wieder rein und Hoffmann fragt, ob Rachhausen in den folgenden Jahren nach der Demo in Rudolstadt auch auf Heß-Märschen war. Das bejaht der Zeuge. Möglicherweise sei er da mit anderen angereist, mit wem könne er heute nicht mehr sagen. Hoffmann fragt, ob Rachhausens Umfeld in der Szene immer noch dasselbe gewesen sei, Rosemann, Hubeny. Rachhausen: “Ja.” Möglicherweise seien auch neue Leute dabei gewesen. Hoffmann fragt nach Brandt. Rachhausen: “Ja.” Ab wann der dabei war, könne er nicht sagen. Hoffmann fragt, ob Brandt eine koordinierende Funktion hatte. Rachhausen sagt, Brandt sei immer überall vorne dabei gewesen. Hoffmann fragt, wer sonst noch vorn dabei war. Rachhausen: “Im Wesentlichen Brandt.”

Hoffmann fragt, ob “Anti-Antifa” ein Thema gewesen sei. Das habe ja auf jedem zweiten Aufkleber gestanden, den Brandt habe produzieren lassen, sagt Rachhausen. Hoffmann fragt, was das bedeutet. Da müsse man Brandt fragen, antwortet Rachhausen. Er erinnere sich nicht, ob er selbst Flugblätter oder Aufkleber mit “Anti-Antifa” verbreitet habe, so Rachhausen auf Frage. Hoffmann fragt, ob das zu den politischen Themen gehörte, in denen sich Rachhausen engagiert habe. Das sei eine Phrase gewesen, sagt der Zeuge. Hoffmann: “Wofür stand das?” Das müsse man Brandt fragen, so Rachhausen. Er verneint, etwas zu einer bundesweiten “Anti-Antifa”-Kampagne oder zu “Einblick” ["Anti-Antifa"-Broschüre] sagen zu können. Hoffmann fragt, ob sich Rachhausen sicher ist. Der verneint das, aber er habe keine Erinnerung. Hoffmann fragt nach Zeitschriften und Flugblättern mit Namen und Adressen von politischen Gegnern und vermeintlichen Antifas. Rachhausen sagt, er erinnere sich nicht. Hoffmann fragt nach der “Anti-Antifa Ostthüringen”. Das habe ja auf den Aufklebern gestanden, so Rachhausen. Hoffmann fragt, ob sich Leute aus der Gruppe in Heilsberg getroffen haben. Rachhausen sagt, er kenne keine Gruppe, die sich so genannt habe. Hoffmann fragt, ob sich Personen, die Flugblätter mit “Anti-Antifa Ostthüringen” verbreitet haben, in Heilsberg getroffen haben. Rachhausen: “Vielleicht.” Hoffmann: “Was heißt das?” Rachhausen: “Möglicherweise.”

Auf Frage nach dem Pächter der Gaststätte sagt Rachhausen, das sei eine GbR aus Christian D. und Mario Brehme gewesen. Er bejaht, eine Zeit lang beim Betrieb dieser Gaststätte geholfen zu haben, etwa von der Eröffnung im zweiten Quartal 1997 bis dann etwa ins dritte Quartal. Er verneint, Mitbetreiber gewesen zu sein, er habe dort unentgeltlich ausgeholfen, ab und zu, nicht jeden Tag. Einmal die Woche könne schon möglich sein, weil einmal die Woche sicherlich mehr zu tun gewesen sei. Ansonsten müsse ja in einer kleinen Dorfgaststätte über die zwei Betreiber und eine Küchenkraft hinaus niemand arbeiten. Er verneint, dort in die Organisation von Veranstaltungen eingebunden gewesen zu sein. Ein Buch mit Raumbuchungen von Veranstaltungen sei ihm nicht bekannt. Hoffmann fragt, ob Rachhausen später mal abgetaucht und nach Dänemark gegangen sei, um sich einer Verhaftung zu entziehen. Rachhausen: “Nein.” Er bejaht, eine Zeit lang in Dänemark gelebt zu haben. Hoffmann: “Wie kam es dazu?” Er habe sich nach Dänemark begeben, um sich einem Haftbefehl zu entziehen in Deutschland, antwortet Rachhausen. Götzl fragt den Zeugen leicht ungehalten, ob der eben die Frage von Hoffmann nicht verstanden habe. Rachhausen sagt, Hoffmann habe gefragt, ob er später mal nach Dänemark gegangen sei. Hoffmann fragt, wie es dazu gekommen ist. Rachhausen sagt, er habe das für eine gute Idee gehalten, sich aus dem Staub zu machen, das sei sein damaliger Gedankengang gewesen. Er sei zunächst in den USA gewesen, dann in Belgien, dann in Dänemark.

Hoffmann fragt, ob Rachhausen bei Personen aus dem rechten Spektrum untergekommen sei, was der verneint. Hoffmann fragt, ob Rachhausen in Dänemark bei Thies Christophersen untergekommen sei. Rachhausen: “Ja.” Dass Christophersen der Autor von “Die Auschwitz-Lüge” ist, habe er dort erfahren, so Rachhausen auf Frage. Hoffmann fragt, wie Rachhausen an die Adresse gekommen ist. Christophersen habe ein Ferienhaus vermietet, so Rachhausen. Auf Nachfrage sagt er, er habe keine Erinnerung, wie er an das Ferienhaus gekommen sei, er gehe davon aus, dass er in der Zeitschrift “Die Bauernschaft” gelesen habe. Er habe die von Zeit zu Zeit gelesen, so Rachhausen auf Frage, er habe kein Abo gehabt, die hätten mitunter zu Werbezwecken ausgelegen bei Veranstaltungen. Hoffmann sagt, es sei Rachhausen doch klar gewesen, dass, auch wenn Christophersen ein Ferienhaus vermietet, er bei einem der führenden Auschwitzleugner der Welt unterkommt. Nun unterbricht Rachhausens Beistand Jauch, das sei die Erforschung der Biografie des Zeugen, habe nichts mit dem Sachverhalt zu tun, worauf Götzl erwidert, es gehe hier um Bezüge zur rechten Szene im Ausland. Hoffmann sagt, und die seien von Rachhausen verneint worden, das diene auch der Überprüfung, ob man hier angelogen werden. Hoffmann fragt, ob Rachhausen wusste, dass er bei einem der bekanntesten Auschwitzleugner unterkommen würde. So genau sei ihm das nicht bewusst gewesen, so Rachhausen, es sei ihm in dem Moment egal gewesen, er habe eine Unterkunft gesucht außerhalb Deutschlands. Er bejaht, dass das die letzte Station gewesen sei, vorher sei er in den USA und in Belgien gewesen. Hoffmann fragt, bei wem Rachhausen in Belgien untergekommen ist. Rachhausen: “Bei niemandem.” Auf Nachfrage sagt er, er habe sich eine Wohnung gemietet. In den USA sei er bei seiner Großtante untergekommen. Hoffmann fragt, ob Rachhausen wusste, dass sich nur wenige Kilometer von dem Haus von Christophersen das Postfach befand, worüber die bundesweite “Anti-Antifa”-Kampagne abgewickelt wurde. Rachhausen: “Nein.”

Die Frage von NK-Vertreterin RAin Link, ob Rachhausen Stefan Apel kenne oder eine Gaststätte “Lobdeburgklause” in Jena, verneint der Zeuge. Dann wird ihm eine Neuigkeitsmeldung der PI Jena-Mitte von 1995 vorgehalten: Der Wirt der “Lobdeburgklause” habe mitgeteilt, dass unterhalb der Gaststätte wieder ein Feuer gemacht werde; festgestellte Personen seien u.a. Apel, Wohlleben, Kapke, Rachhausen, Gerlach, Böhnhardt und Mundlos. Er könne das nicht sicher sagen, so Rachhausen, es könne sein, dass er mal bei einem Lagerfeuer in der Nähe von Jena beteiligt gewesen sei, aber im Einzelnen könne er das nicht sagen. Er verneint die Frage, ob er 2012 eine Besuchserlaubnis beantragt habe für Wohlleben in der Haft. Vorhalt: Antrag auf Besuchserlaubnis Rachhausen und Dauerbesuchserlaubnis Jana Ra. Ihm sei nicht bewusst, dass er das beantragt habe, so Rachhausen. Er verneint, Wohlleben in der Haft besucht zu haben. Auf Frage sagt Rachhausen, Jana Ra. sei seine Schwester, die kenne Wohlleben auch.

RAin Basay fragt nach der “Deutsch-Nationalen Partei”. Das sei auch eine von Dienels Parteien, so Rachhausen. Er verneint, Mitglied oder Anhänger der Partei gewesen zu sein, vielleicht sei er auf einer Veranstaltung der Partei gewesen. Zu seinem Verhältnis zu Dienel befragt, sagt Rachhausen, er habe kein Verhältnis zu Dienel. Basay fragt, ob Rachhausen bekannt sei, dass Dienel Arbeitslager für ausländische Arbeitnehmer gefordert hat. Der habe manchmal bei Veranstaltung entsprechend alkoholisiert solche Sachen gesagt, so Rachhausen. Basay fragt, ob Rachhausen bekannt sei, dass Dienel davon gesprochen habe, “Neger zu verbrennen”. Da gebe es einen allseits bekannten Fernsehspot, so Rachhausen, den habe er auch mehrfach gesehen. Er habe mal an so einer Veranstaltung teilgenommen, wo Dienel im Vollrausch solche Forderungen gestellt habe, das habe niemand für voll genommen. Er verneint Kenntnis von einer paramilitärischen Ausbildung zu haben, oder daran teilgenommen zu haben. Er verneint auch, von einer Übung zur Erstürmung von Flüchtlingsheimen zu wissen.

Auf Bitten Basays wird ein Ausschnitt aus “Spiegel TV” gezeigt, der mit “Drosselberg bei Erfurt September 1992″ betitelt ist. [Link zum Video: https://www.youtube.com/watch?v=X-sHcSdAPXc] Basay bittet, das Video anzuhalten, und fragt, ob Rachhausen die Örtlichkeit kennt. Das bejaht Rachhausen, er sei da selber schon mal zugegen gewesen. Dort habe es Filmaufnahmen mit einem Kamerateam gegeben. Die hätten spektakuläre Bilder aufnehmen wollen, Zunächst habe es um Frauen in der rechten Szene gehen sollen. In Ermangelung von Frauen sei von Dienel umgeschwenkt worden, man solle zu dem Ort gehen und Böller krachen lassen. Es sei Dienel dabei sicher wieder um die Bezahlung gegangen. Es seien eilig Leute zusammengesammelt worden, die Blitzknaller in Baracken schmeißen und Unsinn reden sollten. Das Video wird weiter gezeigt. Bei einer aus der Vogelperspektive gezeigten Gruppe auf einem verfallenen Truppenübungsplatz wird das Video angehalten und Basay fragt, ob Rachhausen eine der Personen ist. Das könne er nicht sagen, so Rachhausen, er sei aber bei den Videoaufnahmen dabei gewesen. Zu der dann folgenden Person, die verschiedene Waffen zeigt und erläutert, sagt Rachhausen auf Frage, das sei Daniel Mü., den kenne er, weil der sich auch in den Kreisen bewegt habe, er habe keinen Kontakt mehr zu dem. Dann spricht im Video eine vermummte Person mit roter Kappe. Er sei sich nicht sicher, ob er die Stimme kennt, so Rachhausen auf Frage. Es könne sein, dass das Michael Hubeny ist. Dann wird im Video eine mit einer Sturmhaube vermummte Person gezeigt, die sagt, sie wolle jetzt demonstrieren, wie man mit “Sprengkörpern, Nebel- oder Reizgasgranaten” Objekte, “die von irgendwelchen Linksextremen besetzt werden”, oder ein “Asylantenheim” stürme. Auf Frage sagt Rachhausen, die Stimme habe er erkannt, das sei Sven Rosemann. Das Video wird weiter vorgeführt. Zu sehen ist zunächst ein Interview mit Thomas Dienel über die gezeigte Übung, dann eine Veranstaltung in einem Raum, bei der Dienel vor Medien und einem Publikum aus Neonazis eine rassistische Rede vorträgt, in der er u.a. davon spricht, dass er dafür sei, ihre Politik im Zweifel auch mit Gewalt zu vertreten. Rachhausen sagt auf Frage, er habe sich im Video erkannt, er habe da mit am Tisch gesessen. Dann wird das Video weiter vorgeführt.

Danach fragt Basay Rachhausen, wie oft er an solchen Veranstaltungen teilgenommen hat. Wenn Basay solche Filmaufnahmen meine, habe es das nach seiner Erinnerung nicht nochmal gegeben, so Rachhausen. Basay sagt, es gehe um solche Veranstaltungen oder diese Übungen. Rachhausen sagt, das seien keine Übungen gewesen, das Fernsehen habe Material gewollt und Dienel sei der Meinung gewesen, dass das sinnvoll ist. Basay sagt, eben habe Rachhausen gesagt, es sei darum gegangen, auf demokratische Weise einen Nationalstaat aufzubauen, und fragt, ob man das darunter verstehen solle. Das verneint Rachhausen, ihm sei kein Fall bekannt, wo sowas durchgeführt worden sei. Er verneint zu wissen, wo die Waffen herkamen. Er bejaht, dass es ein Ermittlungsverfahren gegeben habe. Es sei um diese Filmaufnahmen auf der Übungsanlage gegangen, aber was der genau der Vorwurf war, daran könne er sich nicht erinnern. Es habe zumindest nie eine Verurteilung gegeben.

RA Bliwier sagt, er wolle mit Rachhausen dessen Zusammenarbeit mit dem TLfV besprechen. In der Vernehmung habe Rachhausen gesagt, er sei kurz nach dem Abschleppen abgepasst und befragt worden. Bliwier bittet Rachhausen, das zu schildern. Er habe ja vorhin schon gesagt, so Rachhausen, dass er sich heute gar nicht mehr so sicher sei, wer ihn dazu befragt habe. Gelesen habe er irgendwo, dass es ein Mitarbeiter des LfV gewesen sei. Vielleicht sei es auch ein Kriminalbeamter gewesen, so ganz sicher sei er sich da nicht mehr. Sicher könne er sagen, dass er es niemandem erzählt habe. Bliwier hält vor, dass Rachhausen ausgesagt habe, er könne sich an die Situation erinnern, es sei eine männliche Person gewesen, sie habe sich als Mitarbeiter des LfV ausgegeben, der Name sei ihm nicht erinnerlich. Rachhausen sagt, das sei insofern nicht ganz richtig, weil er sich scheinbar nicht an die Situation erinnere. Er erinnere sich nicht daran, von welchen Personen er befragt worden sei, von LfV, Kripo oder sonst ein Dritter.

Auf Frage sagt Rachhausen, Kontakt zum LfV habe er im Grunde, er sage mal, seit März 1997 in der JVA Gotha gehabt. Das sei der Erstkontakt gewesen. Man habe Langeweile während der Haft und weil die Zeit herumgehen müsse, habe er sich gedacht, er gucke sich das mal an. Das seien zwei Personen gewesen. Er habe weder einen Namen gesagt bekommen, noch von welcher Behörde die seien. Der ungefähre Wortlaut sei gewesen, dass sie Mitarbeiter einer Behörde des Thüringer Innenministeriums seien. Die hätten ihn gefragt, ob er willens sei, Einblicke in die Jugendszene zu gewähren. Es sei nicht mal über Rechtsradikalismus gesprochen worden. Ob gesagt wurde, warum die auf ihn gekommen seien, wisse er nicht mehr. Er habe die zumindest darauf vertröstet, dass er auch mal entlassen werde, und dass er sich erstmal einrichten und zurecht finden müsse. Vielleicht könne man den Kontakt wieder aufnehmen. Das mit der Jugendszene sei nicht konkretisiert worden, so Rachhausen auf Frage. Er sei damals 25 Jahre alt gewesen. Er habe nichts unterschrieben, aber es habe danach weitere Kontakte gegeben. Der nächste Kontakt sei im Wesentlichen so gewesen, dass er vor seiner Haustür abgepasst worden sei. Es sei eine Person gewesen, die damals bei dem Erstkontakt dabei gewesen sei. Es sei nur darum gegangen, ob dann jetzt alles so sei, wie er sich das vorstelle, und ob er bereit sei zusammenzuarbeiten. Der Kontakt habe in seiner Erinnerung im Wesentlichen bis Mitte 1998 gedauert, so Rachhausen auf Frage. Er bejaht, Geld bekommen zu haben, er habe keine Erinnerung wieviel. Bliwier erwidert, das glaube er ihm nicht.

Auf Fragen sagt Rachhausen, er habe nach der Haft zunächst nur in der “Gaststätte Heilsberg” ausgeholfen für Kost und Logis und öffentliche Hilfe erhalten. Bliwier fragt, ob Rachhausen unter oder über 1.000 DM bekommen hat. Rachhausen: “Über.” Auf Frage, wie viele Male, sagt Rachhausen: “Mindestens dreimal.” Einmal habe er das auch quittiert. Auf Frage nach den Kontaktaufnahmen, sagt Rachhausen, das sei telefonisch gewesen, er habe eine Nummer bekommen von “dem netten Herrn”. Auf die Frage, ob ihm damals klar gewesen sei, welche Behörde es war, sagt Rachhausen, er sei davon ausgegangen [dass es das TLfV war], aber der Gesprächspartner habe es nicht gesagt. Vorhalt aus Rachhausens Vernehmung: Beim Erstkontakt seien sie auf ihn zugekommen, später habe er eine Nummer bekommen, bei der er sich bei Bedarf gemeldet habe und dann habe man sich getroffen. Das sei so gewesen, sagt Rachhausen, es sei möglich, dass er da angerufen habe, aber ob das jedes Mal so war, wisse er nicht. Bliwier fragt, ob es weitere Themen gab, außer den Informationen über die “Jugendszene”. Rachhausen sagt, es sei sehr allgemein geblieben. Auf Frage sagt er, die Treffen hätten möglicherweise nicht länger als 15 Minuten gedauert. Bliwier: “Welche Informationen haben Sie über die Jugendszene geliefert?” De facto keine, so Rachhausen, deswegen sei der Kontakt eingeschlafen. Es sei Smalltalk gewesen. Bliwier fragt, ob sie sich übers Wetter unterhalten hätten. Rachhausen: “Auch.” Aber er wisse, dass Brandt mal Thema gewesen sei, aber nur in dem Sinne, “sag mal, der Brandt scheißt doch an”. So Fragen seinen da gestellt worden und er habe gesagt, keine Ahnung. Da habe wohl die Stimmung abgefragt werden sollen, ob es Befürchtungen gegen Brandt gibt. Bliwier fragt, ob es bei Brandt irgendwelche Auffälligkeiten gegeben habe, Stichwort Geld. Dann sagt Bliwier in Richtung RA Jauch: “Herr Jauch, wenn Sie auf ihn einreden, versteht er mich nicht.”

Bliwier fragt, ob Thema gewesen sei, dass Brandt über Geld verfügt. Man habe sich gewundert, so Rachhausen, er sage es bewusst so vage, dass da halt im Grunde immer finanzielle Mittel da sind: “Aber wer will das schon immer so genau wissen, wo die Mittel herkommen.” Brandt habe immer Geld gehabt, alles Mögliche finanziert. Bliwier fragt, woher die Verwunderung kommt. Rachhausen sagt, es sei nicht üblich gewesen, dass in der Szene Leute agierten, die viel Geld haben. Auf Vorhalt bejaht er, dass bei Brandt hohe Telefonrechnungen Thema gewesen seien. Bliwier fragt, ob das nicht so zu den Einnahmemöglichkeiten Brandts gepasst habe. Rachhausen sagt, er habe nichts von dessen Einnahmen gewusst, aber es sei komisch gewesen. Er könne nichts dazu sagen, wann er erfahren habe, dass Brandt beim VS war. Bliwier fragt, ob Rachhausen selbst über seine Zusammenarbeit gesprochen habe, mit Brehme oder Brandt. Über diese Zusammenarbeit habe er auf jeden Fall Brandt informiert, sagt Rachhausen, wann könne er nicht mehr sagen. Bliwier fragt, warum. Rachhausen sagt, er habe das einer begrenzten Öffentlichkeit zugänglich machen wollen, dass es später nicht heißen könne, er sei V-Mann. Die Frage, ob er selber Aufzeichnungen gefertigt hat über die Zusammenkünfte, bejaht Rachhausen, er habe das zu Dokumentationszwecken gemacht. Er habe im Prinzip aufgezeichnet, wann und wo diese Sachen stattgefunden hätten, eine Art Gedächtnisprotokoll. Bliwier sagt, man wisse von Brandt, dass der auch solche Aufzeichnungen angefertigt habe, und fragt, wie Rachhausen das gemacht hat. Rachhausen sagt, er habe die handschriftlich angefertigt. Auf Frage sagt er, er wisse nicht, wo die Aufzeichnungen sind. Er habe die da aufbewahrt, wo er alle Unterlagen aufbewahre, in einem Ringordner, in seiner Wohnung. Wann er festgestellt habe, dass sie verschwunden seien, könne er nicht mehr sagen.

Bliwier fragt, warum es dann keine Zusammenarbeit mit dem TLfV mehr gegeben habe. Wenn es das TLfV gewesen sei, so Rachhausen, sei es wahrscheinlich wenig früchtetragend gewesen. Es sei dann im Grunde im Sande verlaufen. Er könne sich nicht erinnern, ob es nochmal einen Versuch gab Kontakt herzustellen, oder wie es eingeschlafen sei. Vorhalt: Rachhausen gehe davon aus , dass der letzte Kontakt in dem Zeitraum gewesen sei, in dem er bzgl. des Abschleppens befragt worden sei. Das sei richtig, so Rachhausen, er könne es einfach nicht so genau sagen. Auf Frage, was er mit den Aufzeichnungen habe dokumentieren wollen, sagt Rachhausen: “Diese Treffen.” Diese wenigen Inhalte, die er geschildert habe, hätten da drin gestanden, so Rachhausen auf Frage. Bliwier sagt, zu Inhalten, was er berichtet habe, habe Rachhausen bisher nichts gesagt. Rachhausen erwidert, er habe ja auch nichts berichtet. Dass er nicht geredet habe, glaube er Rachhausen nicht, erwidert Bliwier. Rachhausen sagt, man könne auch eine Viertelstunde schwätzen. Bliwier: “Belangloses Zeug?” Rachhausen: “Ja.” Vorhalt: Er habe diese Notizen nicht gemacht, weil sie so brisant wären, sondern um sich selbst abzusichern. Es sei doch nicht unüblich, so Rachhausen, alles werde dokumentiert, warum nicht solche Treffen. Auf Nachfrage sagt Rachhausen, er habe sich vor diversen Falschaussagen absichern wollen. Nachdem Klemke beanstandet, weil der Vorhalt unvollständig sei, folgt eine heftige Auseinandersetzung zwischen Klemke, Götzl und Bliwier, an deren Ende Götzl die Sitzung unterbricht.

Weiter geht es um 15.41 Uhr. Dann fragt Bliwier, ob Rachhausen erklären könne, was er damit, dass er sich habe absichern wollen, verbunden habe. Das könne er natürlich erklären, antwortet der Zeuge, er habe zu Dokumentationszwecken Notizen gefertigt, um später Schwarz auf Weiß erklären zu können, was denn dort gesprochen wurde. Bliwier fragt, warum er es aufgeschrieben habe, wenn es belanglos gewesen sei. Rachhausen: “Damit eben genau das dokumentiert ist.” Vorhalt: Für den Fall, dass die Notizen später mal brisant werden könnten. Rachhausen bejaht, dass er die Dokumentation aufgehoben habe, um nachzuweisen, dass es nichts Wichtiges gewesen sei.

Dann fragt RAin Clemm, ob Rachhausen das “Pogromly”-Spiel kenne. Rachhausen sagt, das sei ja aus Funk und Fernsehen bekannt, es sei eine Abwandlung eines öffentlich zugänglichen Gesellschaftsspiels. Er wisse nicht, woher er das kenne, er nehme an aus der Presse. Auf Frage, ob er dazu dem VS etwas berichtet hat, sagt Rachhausen, er habe keine Erinnerung, es könne aber sein, dass er gefragt worden sei. Vielleicht habe er auch etwas berichtet, aber sicher Unfug, weil er da nichts Vernünftiges habe sagen können. Clemm fragt, ob Rachhausen das Spiel aus Funk und Fernsehen gekannt habe, als er dem VS berichtet habe. Rachhausen bejaht das. Clemm hält aus einem Gesprächsvermerk des TLfV vom 17.7.98 vor: GP [Gewährsperson] Alex habe bei einem Treffen Erkenntnisse über den THS mitgeteilt. Auf die Frage, ob er GP Alex ist, sagt Rachhausen: “Scheinbar.” Vorhalt aus dem Vermerk: Das “Pogromly”-Spiel sei der GP aus der früheren “Gaststätte Heilsberg” bekannt. Er könne sich nicht erinnern, dass er das so kundgetan hätte, so Rachhausen. Vorhalt: Nicht bekannt sei der GP, wer das verbotene Spiel ins Lokal gebracht habe, wer eins besitze und von wem man es erwerben könne. GP wird versuchen über THS-Angehörige ein Spiel zu besorgen. Daran könne er sich nicht erinnern, dass er das mitgeteilt hätte, so Rachhausen. Vorhalt: Bemühungen der GP, das Szenespiel für sich und Kameraden zu erwerben, seien erfolglos geblieben, entweder sei der Hersteller nicht bekannt oder wie bei Kapke sei der Bestellwunsch ignoriert worden. Wenn er etwas mitgeteilt habe, so Rachhausen, dann, dass er eben nicht in der Lage gewesen, das zu beschaffen. Er habe es mit Sicherheit nicht mal versucht.

Clemm fragt, ob Rachhausen sich an Spendensammlungen für die Drei erinnere. Daran könne so nicht detailliert erinnern, irgendein “Klappersack” [phon.] sei immer immer herumgegangen, aber für was könne er sich nicht erinnern. Clemm fragt, ob sich Rachhausen erinnere, dass das Entgelt für das Spiel den Untergetauchten habe zukommen sollen. Rachhausen: “Woher soll ich denn das wissen?” Clemm fragt, ob Rachhausen etwas über die Situation des THS mitgeteilt habe. Für seinen Gesprächspartner seien die Gespräche sicherlich von gewissem Inhalt gewesen, sagt Rachhausen, der habe sicherlich Erkenntnisse gewonnen, sonst hätte das nicht stattgefunden. Das sei aber derart gewesen, dass ausgeforscht werden sollte, ob Brandt aufgeflogen war, oder ob Brandt im Visier war. Der Stil sei gewesen, Brandt sei doch “Anscheißer”, er, Rachhausen, solle es doch sagen, auf diese Tour. Das seien Inhalte für den Gesprächspartner, für ihn sei es Blödsinn gewesen, so Rachhausen weiter. Clemm fragt, ob der Zeuge diese Information, die er aus dem Gespräch genommen habe, weitergeleitet habe. Rachhausen sagt, das sei ja im Grunde keine Information gewesen. Clemm fragt, ob das nicht interessant gewesen sei. Natürlich, so Rachhausen, aber das sei ja keine Information gewesen, dass Brandt Anscheißer ist, sondern er, Rachhausen, habe angefragt werden solle, ob Gerüchte kursieren. Clemm fragt, ob darüber gesprochen worden sei, ob Brandt ein Verräter ist. Rachhausen sagt, Spekulationen habe es immer über viele Personen gegeben. Das sei nichts Besonderes gewesen, hinter vorgehaltener Hand sei immer gesagt worden, wenn vier am Tisch sitzen, sind zwei vom VS. Auf Frage sagt Rachhausen, er denke, dass es diese Gerüchte auch über Dienel gegeben hat.

Er verneint, Führungsperson des THS gewesen zu sein. Clemm zitiert aus einer “Richtigstellung” des THS, dass folgende Personen nie Mitglieder des THS gewesen seien und es auch zukünftig nicht werden könnte: André Kapke, Mario Brehme, Andreas Rachhausen. Bei Rachhausen stehe, so Clemm, als Ablehnungsgrund: “Rechthaberisches Auftreten, wechselhafter Lebenswandel”. Dann sagt Clemm, RA Jauch lache, diese Pressemitteilung solle ja auf Idee von Jauch zurückgehen, wegen einer Verbotsverhinderung beim THS. Auf Frage, ob er die Pressemitteilung kenne, sagt Rachhausen, er glaube, dass er das gelesen habe, er wisse nicht, was das soll, er sei da zu keiner Zeit in irgendwas involviert gewesen, was solche Schriftsätze angehe. Das sei unterschrieben von Brandt, sagt Clemm, und da werde Rachhausen öffentlich vorgehalten, rechthaberisch zu sein und einen wechselhaften Lebenswandel zu haben. Sie fragt, ob Rachhausen da mal mit Brandt drüber gesprochen habe. Über ihn würden ganz andere Sachen öffentlich bekannt gegeben und er habe da auch keine Möglichkeit dagegen vorzugehen, habe keinen Einfluss darauf, sagt der Zeuge. Und dieser THS sei irgendeine Organisation ohne Strukturen, eine leere Hülle mit Transparent vorne dran gewesen.

Clemm fragt, ob Rachhausen sagen könne, wo er über das Abschleppen gelesen habe. In einem der zahlreichen Berichte oder Abhandlungen über diverse UA oder was auch immer, so Rachhausen, er könne es nicht genau sagen. Er sei glücklicherweise nicht bedroht worden, nachdem aufgeflogen sei, dass er für VS gearbeitet habe, so Rachhausen auf Frage. Er verneint, zu wissen, ob andere bedroht wurden. Vorhalt aus der Vernehmung von Rachhausen: Er sei zwar mal von Personen aus der rechten Szene angesprochen worden, aber nicht vorwurfsvoll, er sei nie als Verräter bezeichnet worden, wohl auch weil es nie so brisant gewesen sei wie bei Brandt. Clemm fragt, was Rachhausen damit meine. Rachhausen, sagt, er wisse gar nicht, was er sagen soll, es sei doch umfänglich. Götzl beschwert sich, Clemm wolle vom Zeugen eine Interpretation seiner eigenen Aussage. Clemm sagt, Rachhausen solle hier gesagt habe, seine eigene Rolle sei nicht brisant gewesen, und fragt, was Rachhausen über die Rolle von Brandt weiß. Die sei umfänglich beschrieben worden in sämtlichen Medien, so Rachhausen. Das sei in seinen Augen schon brisant. Was er, Rachhausen, habe sagen können, habe er gesagt, daran sehe man, wie wenig brisant das sei.

Rachhausen bejaht die Fragen von RA Narin, ob er die Mittwochstreffen kenne und daran teilgenommen habe. Narin fragt, ob dort über die geschilderte “demokratische Veränderung” hinaus auch über andere Wege der politischen Arbeit gesprochen wurde. Das sei überhaupt wenig über politische Arbeit gesprochen worden, sagt Rachhausen, das sei eher der Bierseligkeit gefrönt worden. Er könne sich nicht an Gespräche über Gewalt als probates Mittel erinnern, so Rachhausen auf Frage. Er verneint auch, mal etwas mit Tino Brandt über eine Gewaltdiskussion mitbekommen zu haben. Vorhalt aus einem Vermerk des VS: Tino Brandt sei in Coburg, meide die KS Saalfeld und den Kontakt zu Rosemann, der habe Schläge angedroht. Das könne schon sein, so Rachhausen, die Homosexualität oder homosexuellen Neigungen von Brandt seien dann wohl Thema gewesen. Auf Frage, warum Rachhausens Kontakt zu Rosemann abgebrochen sei, spricht der Zeuge von “normalen Lebensumständen”. Er habe keine Erinnerung, sich mit Rosemann mal zu Uwe Böhnhardt ausgetauscht zu haben, so Rachhausen auf Frage.

Narin fragt, ob mal Thema gewesen sei, dass sie mal zusammen in Haft waren. Rachhausen: “Vielleicht, vielleicht auch nicht, kann ich nichts zu sagen.” Auf die Frage, warum er heute gesagt habe, er habe von Kapke am Telefon nicht viel erfahren und der hätte am Telefon eh nicht viel gesagt, sagt Rachhausen, es sei einfach nur wahrscheinlich. Wer bespreche denn schon alles am Telefon, das werde ja auch mitgehört. Die Mutmaßung gebe es immer. Auf die Frage, warum er das Abschleppen unentgeltlich gemacht habe, sagt Rachhausen, weil ihn ein Bekannter darum gebeten habe. Der hätte auch den ADAC anrufen können, wenn er Mitglied gewesen wäre, was er wahrscheinlich nicht gewesen sei. Das mache ihn, Rachhausen, doch nicht verdächtiger als den ADAC-Mann. Narin fragt, ob Rachhausen sich mal mit Kapke über den NSU unterhalten hat. Das könne schon sein, aber keinesfalls über einen NSU, weil das sei für ihn bis 2011 Neckarsulm gewesen, der weltgrößte Zweiradhersteller in den 50ern. Auf Frage, ob ihm erinnerlich sei, was er mit Kapke besprochen hat, sagt der Zeuge, vermutlich sei es darum gegangen, dass die Drei sich nicht mehr in der Umgebung aufhalten, und dass sowohl er als auch Kapke nicht wissen würden, wo die sich aufhalten.

Narin fragt, ob sich Rachhausen nach November 2011 mal mit Personen über den NSU ausgetauscht habe. Heer beanstandet und Götzl sagt, wahrscheinlich habe sich jeder im Saal nach November 2011 über den NSU unterhalten. Narin sagt, er wolle einen Vorhalt machen aus den Akten der StA Gera, die sie heute erst hätten einsehen können, da gehe es um Steffen Richter, Thomas Gerlach und einen Marco Z., es sei eine TKÜ. Zuerst fragt Narin, ob Rachhausen die Ehefrau von Wohlleben kennt, was der Zeuge bejaht. Woher, könne er nicht sagen, Kennen könne auch sein, dass man sich mal sehe und sich vorgestellt werde. Er bejaht, Steffen Richter zu kennen, er könne nicht sagen, woher, der sei ja auch schon in der Szene seit Ende der 90er. Narin verliest aus der TKÜ, in dem überwachten Gespräch unterhalten sich die Gesprächspartner darüber, dass auf Rachhausen herumgehackt werde. Narin fragt, ob Rachhausen sich mal mit Steffen Richter über das Abschleppen unterhalten hat. Das könne sein, die Frage sei nur wann, sagt Rachhausen. Aus den Wortfetzen könne er nichts schließen, möglicherweise habe es ein Gespräch mit Richter gegeben, er sei von vielen Menschen darauf angesprochen worden. Narin fragt, ob Rachhausen wisse, dass seine Schwester sich sehr öffentlich im Internet für die Freilassung von Wohlleben einsetze. Da könne er nichts zu sagen, so Rachhausen, er wisse nur, dass sie mal eine Besuchsgenehmigung beantragt habe, wie es vorgetragen worden sei. Rachhausen verneint die Frage, ob er in Dänemark Kontakt zu Mitgliedern von B&H gehabt habe. Narin fragt, ob ihm “NS88″ etwas sage. Rachhausen: “Nein.”

RA Stolle fragt, wie die Reaktion Brandts gewesen sei, als Rachhausen ihm von der Ansprache des Mitarbeiters einer Behörde des Innenministeriums berichtet hat. Die sei komisch gewesen, sagt Rachhausen, so nach dem Motto, sinngemäß, das sei jedem sein Ding, müsse jeder selber wissen, was er tut und die Konsequenzen tragen, so ungefähr. Er bestätigt, dass er das so gedeutet habe, dass Brandt es ihm überlasse, ob er das macht. Er verneint, dass es darum gegangen sei, dass über die Treffen mit dem VS zu berichten. Nach seiner Erinnerung, so Rachhausen auf Frage, habe es dann kein Gespräch dazu mehr mit Brandt gegeben. Stolle fragt, ob Rachhausen noch mit anderen darüber gesprochen habe. Er habe mit Leuten aus seiner Familie gesprochen, sagt Rachhausen. Er denke, dass er auch mit jemandem aus der Szene gesprochen habe, er wisse es nicht hundertprozentig, aber er denke mit Brehme. Das sei aber vage. Stolle fragt, ob die Aufzeichnungen Rachhausens eigene Idee gewesen seien. Rachhausen: “Das Thema ist ja schon umfangreich erläutert worden.” Stolle fragt, ob jemand anders Rachhausen den Tipp gegeben habe, das zu machen. Rachhausen: “Nein.” Er verneint, die Aufzeichnungen jemandem gezeigt zu haben. Auf Frage sagt er, das Geld vom VS habe er ausgegeben. Stolle fragt, was das heiße, ob für die politische Arbeit. Rachhausen: “Für das was nötig war.” Stolle wiederholt seine Frage. Er könne sich nicht erinnern, so Rachhausen, ob er jetzt dieses Geld zweckgebunden für bestimmte Dinge eingesetzt habe. Stolle fragt, ob das Verhalten bei Vernehmungen bei den Rechtsschulungen Thema war. Rachhausen: “Ja, sicher.” Auf die Frage, was empfohlen wurde, sagt Rachhausen, das sei 15 Jahre her, er wisse es nicht mehr. Es mache aber den Eindruck, erwidert Stolle und fragt, ob der Umgang mit dem VS Thema war. Rachhausen sagt, er erinnere sich nicht.

Dann fragt RAin Lunnebach, ob Rachhausen vor der Vernehmung am 19.3.13 anwaltliche Hilfe gehabt habe, was der Zeuge verneint. Er verneint auch, dass er die Vernehmung irgendwann habe lesen können. Er erinnere sich nicht, wer ihn vernommen habe. Vorhalt: Auf Frage zum Grund für das Untertauchen habe Rachhausen gesagt, es sei ihm damals schon bekannt gewesen, damals habe es geheißen, die Bombenbastler von Jena seien abgetaucht; wie genau er das erfahren habe, wisse er nicht, es hätte ihm jeder gesagt haben können; mit wem genau er gesprochen habe, wisse er nicht, es sei für ihn ein ganz normaler Vorgang gewesen, dass man mal abtaucht, er selbst habe das auch mal gemacht. Rachhausen sagt, das könne er gesagt haben. Lunnebach fragt, welche Bomben denn die Leute aus Jena nach Rachhausen Kenntnis gebastelt hätten. Er habe keine Kenntnis, sagt der Zeuge, es sei nur über diese Bombenbastler gesprochen worden, ob das stimme, wisse er doch nicht. Lunnebach fragt, wer denn gesprochen habe. Es sei ja nicht nur gesprochen worden, sondern auch geschrieben. Lunnebach sagt, Rachhausen weiche aus. Wie bereits zuvor beanstandet Sturm, Rachhausen und Jauch werden aus dem Saal geschickt. Sturm sagt, die Kollegin lasse in Fragen Wertungen einfließen und halte nur teilweise vor, was schon gesagt worden sei. Götzl sagt, er halte es für zulässig, wie dann die Frage weiter gehe, das werde man sehen, ob Sturm dann ggf. Recht habe. Es folgt eine Auseinandersetzung zwischen Götzl und Lunnebach, die Götzl vorwirft, zu prognostizieren, dass spätere Fragen unzulässig sein könnten. Götzl will eine Pause einlegen, aber Lunnebach sagt, sie benötige keine.

Der Zeuge kommt wieder in den Saal. Lunnebach sagt, “es wurde gesprochen” sei eine passive Antwort, und fragt, wer mit Rachhausen über das Thema Untertauchen der Bombenbastler von Jena gesprochen habe. Er habe das bewusst so formuliert, sagt der Zeuge, weil er keine Erinnerung habe. Vorhalt aus der Vernehmung: Man sei auf jeden Fall davon ausgegangen, dass die ins Ausland geflohen seien, das sei für ihn das Naheliegendste. Lunnebach fragt, ob Rachhausen darüber mit jemandem gesprochen habe. Der Zeuge verneint das, das sei seine Erfahrung, weil er es so gehandhabt habe. Dann habe er das falsch formuliert. Lunnebach fragt, ob sich Rachhausen das Vernehmungsprotokoll durchgelesen habe. Zuerst verneint Rachhausen das, dann sagt er, unmittelbar nach der Vernehmung habe er das schon getan. Es könne durchaus sein, dass einzelne Formulierungen ihm vielleicht durchgerutscht seien. Lunnebach fragt, mit wem Rachhausen im Zeitraum 1997, 1998 befreundet gewesen sei. Das sei sehr persönlich, so Rachhausen. Möglicherweise habe er auch gar nicht mit jemandem darüber gesprochen und habe eine falsche Erinnerung, vielleicht habe er es auch aus der Presse. Lunnebach sagt, das sei, was die Verteidigung vielleicht hören wolle. Lunnebach wiederholt die Frage, mit wem Rachhausen damals befreundet gewesen sei. Rachhausen nennt den Betreiber der Gaststätte. Auf die Frage nach Kapke sagt Rachhausen, befreundet sei zu viel gesagt. Lunnebach: “Wer noch?” Rachhausen: “Jeder de facto.”

RA Kuhn fragt nach Jürgen Länger. Der Name sei ihm ein Begriff, so Rachhausen, den kenne er vom flüchtigen Sehen. Den Zeitraum könne er nicht mehr sagen. Er habe ein Bild vor Augen, das sei ein ziemlich großer Kerl. Den Zusammenhang, aus dem er den kenne, könne er nicht mehr sagen. Dass er den aus der rechten Szene kenne, könne er so nicht bestätigen. Er könne nicht sagen, ob er den vor oder nach dem Gefängnis kennengelernt hat. Auch nicht, wann er den das letzte Mal gesehen hat. Er erinnere sich nicht, ob Länger bei dem erwähnten Fußballturnier dabei war. Auf Frage bejaht Rachhausen, dass Daniel Mü. einen Spitznamen habe, der habe mit Vornamen “Nazi” geheißen und mit Nachnamen Mü.

Wohllebens Verteidiger Klemke sagt, in dem Video habe die Stimme aus dem Off verkündet, dass die Jugendlichen sich auf dem Platz alle zwei Wochen treffen würden. Er fragt, ob Rachhausen Kenntnisse habe, ob das einen realen Hintergrund hat. Das habe absolut keinen realen Hintergrund nach seinem Kenntnisstand, so Rachhausen. Klemke bittet Rachhausen, Dienel zu charakterisieren. Als er diese Rede gehalten habe, so Rachhausen, werde Dienel wohl 2,0 Promille gehabt haben. Der habe sich wohl verpflichtet gefühlt vor der großen Ansammlung von Medien die Bombe platzen zu lassen, das sei dem zumindest sinnvoll erschienen in seinem Zustand. Was dabei heraus gekommen sei, habe man gesehen. Klemke fragt, was Dienel für ein Mensch ist. Nach einer Pause sagt Rachhausen, er wolle davon Abstand nehmen, eine Wertung über einen Menschen vorzunehmen. Das falle ihm schwer. Die Frage, ob er Kenntnisse habe, ob Dienel mit Behörden zusammengearbeitet hat, verneint Rachhausen. Es habe auch immer schon Gerüchte gegeben: “Was heißt Kenntnis?” Er habe nie eine Akte gelesen, wo es drin stehe. Sowas sei immer Thema gewesen, weil es die Vermutung gegeben habe, dass es viele V-Männer gibt.

Wohllebens Verteidigerin Schneiders fragt, ob Rachhausen vom BKA gefragt worden sei, ob er Wohlleben die ihm vorgeworfenen Taten zutraue. Rachhausen bejaht das. Er werde geantwortet haben, dass er Wohlleben das nicht zutraut. Eine Charakterisierung Wohllebens habe er nicht vornehmen wollen, weil es ihm schwer falle, er sei ja dahin gedrängt worden, das abzugeben. Richter Götzl fragt, warum Rachhausen das schwer falle. Der Zeuge sagt, es falle ihm einfach schwer. Götzl fragt, ob er keine Eigenschaften, die er wahrnehme, beschreiben könne. Rachhausen: “Unter Umständen, aber fällt mir schwer.” Auf Frage wiederholt Rachhausen, Wohlleben sei herzlich und offen gewesen. Zu Dienel sagt er, er habe es erzählt, Dienel habe mehrere Parteien gehabt, habe auf sämtlichen Hochzeiten getanzt, habe vorne dran stehen wollen, dann einen Termin mit Presse, Funk und Fernsehen gemacht. Dienel sei möglicherweise egoistisch gewesen, selbstdarstellerhaft. Götzl fragt nach der Angabe Rachhausens zu den 2,0 Promille. Er sei zugegen gewesen, sagt Rachhausen, da sei vormittags schon stark getrunken worden. Götzl fragt, ob Rachhausen Auffälligkeiten in Erinnerung habe, die auf Alkohol hingedeutet hätten, und Rachhausen spricht von Koordinations- und Sprachschwierigkeiten. Götzl fragt, ob Rachhausen das in dem Video wahrgenommen habe. Das verneint der Zeuge. Götzl: “Wie erklären Sie sich das?” Rachhausen spricht von gutem Training, das wäre bei Dienel nicht aufgefallen. Dann stelle sich die Frage, erwidert Götzl, inwiefern das das Verhalten beeinflusst.

Auf Frage NK-Vertreter RA Erdal sagt Rachhausen, in der Handakte, die vor ihm auf dem Tisch liegt, habe er im Prinzip nichts weiter drin als offizielle Dokumente, die ihm zugestellt worden seien, und Aufzeichnungen, die völlig persönlich und privat seien. Erdal sagt, er wolle den Inhalt sehen, worauf Rachhausen sagt, er wolle den aber nicht zeigen. Götzl sagt zu Erdal, der müsse ggf. einen Antrag stellen, jetzt gehe es um Fragen. Rachhausen verneint die Frage Erdals, ob er Maik Eminger kennt. Die Namen des Gesprächspartners beim LfV könne er nicht sagen, der habe sich nicht vorgestellt. Erdal sagt, Rachhausen habe die aber angerufen. Dazu müsse er nicht den Namen des Gesprächspartners kennen, so Rachhausen.

Auf Frage von RAin von der Behrens sagt Rachhausen, er kenne Marc Rüdiger He., er wisse nicht, wann er den genau kennengelernt habe, er kenne ihn seit Anfang der 90er. Er sei zumindest wirtschaftlich kurz mit ihm verbunden gewesen, politisch eher nicht. Auf Nachfrage sagt er, er kenne den halt von diversen Veranstaltungen. Mit Veranstaltungen meine er die, die er zigmal schon aufgeführt habe, Musik, Saalveranstaltungen, Demonstrationen. Auf die Frage, ob er wisse, ob Henze zur KS Jena gehörte, sagt Rachhausen, er könne davon ausgehen, weil der aus Jena stamme, weitere Anhaltspunkte habe er nicht. Er habe keine Ahnung, ob He. Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe kannte, aber er gehe davon aus wegen der räumlichen Nähe. V.d. Behrens sagt, heute morgen habe Rachhausen gesagt, er könne sich an Mundlos gar nicht erinnern, und fragt, ob Rachhausen, Erinnerungen an Mundlos gekommen sind im Laufe des Tages. Rachhausen: “Nein.” Vorhalt aus der BKA-Vernehmung: Er kenne die Drei vom Sehen aus dem Umfeld in Jena, habe nie ein näheres Verhältnis gehabt. V.d. Behrens fragt, ob Rachhausen Mundlos aus Jena kennt. Er werde den sicher irgendwann mal dort gesehen haben, habe aber keine Erinnerung, so Rachhausen. Wenn das da so stehe, dann werde die Angabe damals beim BKA gemacht haben, sagt Rachhausen auf Frage. V.d. Behrens: “Warum, wenn Sie es nicht wissen?” Nicht wissen sei zu viel gesagt, so Rachhausen. Er könne sich nur nicht erinnern, wann und wo. Er habe halt nicht differenziert, nicht gesagt, dass er vielleicht Mundlos nur auf einem Bild gesehen habe. Er denke aber, dass er Mundlos gesehen habe. Man müsse sich nicht an alle Gesichter erinnern. Der Ansatzpunkt bei Zschäpe sei gewesen, dass sie eine Dame ist, so Rachhausen auf Frage. Vorhalt: Zschäpe sei Rachhausen aufgrund ihrer langen Mähne aufgefallen, ihm sei keine bestimmte Situation erinnerlich. Es könne sein, dass er das so gesagt hat. Es sei frauentypisch und mehr habe er damals nicht gesagt. V.d. Behrens fragt, ob Rachhausen eine konkrete Erinnerung an Zschäpe wegen ihrer langen Mähne habe. Wahrscheinlich, so Rachhausen, sonst hätte er das nicht so zu Protokoll gegeben, es sei ja auch nicht szenetypisch.

Auf Frage von RAin Schneiders sagt Rachhausen, er glaube, die Vernehmung sei von 15 bis 21 Uhr gegangen. Auf Nachfrage sagt er, er sei an dem Tag bei einer Schulung gewesen, die er wegen der Vernehmung eher unterbrochen habe. Natürlich sei man, wenn wenn man so einen Marathon hinter sich habe, schon ein bisschen genervt. Es sei ja auch so, dass man hingedrängt werde, Sachen auszusagen, wo man sich nicht erinnern könne. Man komme dann in Anspannung, natürlich sei man dann schon unkonzentriert.

NK-Vertreterin RAin Clemm fragt, ob Rachhausen Kenntnis von einer Hausdurchsuchung in Heilsberg habe, was der Zeuge bejaht. Clemm fragt, um was es ging. Rachhausen: “Um was ging es eigentlich, gute Frage.” Es sei darum gegangen, dass man bei diesem rechten Treffpunkt, Waffen und waffenähnliche Gegenstände vermutet habe, die beschlagnahmt werden sollten. Auf Frage sagt Rachhausen, nach seiner Kenntnis seien keine Waffen gefunden worden, alles sei auch wieder raus gegeben worden. Clemm sagt, die Presse habe vom größten Thüringer Waffenfund bei Neonazis geschrieben und spricht von Schlagstöcken und Hieb- und Stichwaffen. Es seien sicherlich irgendwelche Knüppel gefunden worden, so Rachhausen, über die Anzahl könne er nichts sagen, es sei alles herausgegeben worden, es könne ja dann nicht schlimm gewesen sein. Clemm: “Wem gehörten die denn?” Das wisse er nicht, so Rachhausen, herausgegeben worden seien sie an den Pächter, der habe das Beschlagnahmeprotokoll gehabt. Clemm fragt, ob die Waffen dem Umfeld des THS zugeordnet wurden. Das könne ja nicht sein, so Rachhausen, weil der Pächter sonst die Waffen nicht zurückbekommen hätte. Auf Frage, ob deswegen der Pachtvertrag gekündigt wurde, sagt Rachhausen, der sei, glaube er, gekündigt worden, aber zu den Gründen könne er nichts sagen. Clemm fragt, ob sich Rachhausen um den Vertrag gekümmert hat. Der Zeuge sagt, er habe D. unterstützt, die Verträge zu schließen. Auf die Frage, ob er sich um die Kündigung gekümmert hat, sagt Rachhausen: “Nicht dass ich wüsste.” Auf Frage sagt er, er sei sicher mal mit Brehme beim Anwalt gewesen, wisse aber nicht mehr, warum.

Dann hält RA Bliwier aus einem Vermerk des TLfV über Treffen mit Rachhausen vom Juli 1998 vor: Vom THS würden keine Aktivitäten ausgehen, Treffen gebe es nur spontan, der Zustand werde bedauert, die organisatorischen Schwierigkeiten sollten überwunden und die Untätigkeit beendet werden. Es könne sein, dass er das gesagt hat, so Rachhausen, das sei ja nichtssagend. Bliwier sagt, dass Rachhausen eben angegeben habe, es seien keine konkreten Fragen gestellt worden. Natürlich seien Fragen gestellt worden, so Rachhausen, zunächst sei es darum gegangen, wie der Kontakt zustande gekommen sei. Anfangs sei es allgemein um einen Einblick in Jugendkreise gegangen. Er könne sich nicht erinnern, dass es um irgendwelche Themen gegangen sei, die irgendwie für ihn von Relevanz gewesen. Es sei nicht um die Beseitigung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung gegangen, wenn er gefragt werde, was der THS mache und er antworte: “Na, eigentlich gar nichts.” Vorhalt: Die NPD werde als einzige wählbare Partei angesehen, aber der Landesvorsitzende Golkowski abgelehnt. Auf die Frage, ob die Mitteilung von Rachhausen sei, sagt der, das höre sich nicht so an. Vorhalt: Am 27.6.98 sei kein Skinkonzert in Rudolstadt bekannt geworden, aber am gleichen Tag sei ein Oi-Konzert vom Jugendamt gewesen, wo THS-Kameraden ohne Vorkommnisse teilgenommen hätten. Rachhausen bejaht, dass die Information von ihm stammen könne. Auf die Frage, ob das belanglos sei, fragt Rachhausen, was denn da von Belang sei, wenn irgendwo eine Musikveranstaltung ist.

Vorhalt: Brandt und Kapke seien beim GfP-Kongress 1998 gewesen. Es könne sein, dass er das gesagt hat, so Rachhausen. Vorhalt: Das “Pogromly”-Spiel werde in Spanien hergestellt und in Deutschland vertrieben von Kameraden. Auf die Frage, ob das von ihm ist, sagt Rachhausen, er denke eher nicht, und wenn habe er es doch immerhin ganz gut ausgeschmückt. Bliwier fragt, ob Rachhausen Geschichten erzählt habe. Das bejaht der Zeuge. Wenn das so von ihm gesagt worden sei, könne es nur eine Geschichte gewesen sein, weil er keine Kenntnis über das Spiel gehabt habe.

Er verneint die Frage, ob er in seiner Mappe auf dem Tisch weitere amtliche Dokumente habe. Auf Frage sagt er, er habe nur das Verfahren betreffende Dokumente da drin. Die Aufzeichnungen würden ihn persönlich betreffen. Bliwier fragt, ob die etwas mit dem Verfahren zu tun haben. Im weitesten Sinn, so Rachhausen. Es habe ja hier alles mit dem Verfahren zu tun. Er wisse nicht mehr, wann er die gefertigt hat. Bliwier fragt, ob sich Rachhausen anhand der Aufzeichnungen vorbereitet hat. Rachhausen sagt, er wisse nicht, wohin das führt. Bliwier fragt, ob Rachhausen bereit sei, das dem Senat zu übergeben. Rachhausen bejaht das und bringt die Handakte nach vorn zum Senat. Sein Zeugenbeistand Jauch sagt, sein Mandant habe sich bereit erklärt, es dem Senat das vorzulegen, “nicht Ihnen”. Es folgt eine Unterbrechung bis 17.38 Uhr.

Danach berichtet Götzl, was sich in der Handakte finde. Götzl nennt zwei handgeschriebene Blätter, einen Lebenslauf und ein Blatt mit neun Zeilen. Dann führt Götzl diverse Schriftstücke mit Bezug auf den Bundestags-UA und den thüringischen UA auf. Er nennt Internetauszüge von “junge Welt” und “Haskala”, Ladungen und Anträge auf Zeugenentschädigung in Bezug auf das BKA und das hiesige Verfahren. Zudem nennt er eine Zusammenstellung des VS betreffend Mario Brehme. Bliwier sagt, er hätte die zwei handgeschriebenen Blätter gern gesehen. Jauch sagt, dem werde ausdrücklich widersprochen. Bliwier erwidert, Jauch kenne die StPO nicht, sobald der Senat es habe, stehe es auch den anderen Verfahrensbeteiligten zur Verfügung, das müsse Jauch als Beistand eigentlich wissen. Götzl fragt Rachhausen, was hier niedergelegt sei. Das seien rein private Eckdaten, so Rachhausen, um mal im Zweifel gewisse Zeitläufe hier einschätzen zu können. Auf Frage sagt er, er habe auf jeden Fall etwas dagegen, dass das den Verfahrensbeteiligten zugänglich gemacht wird. Jauch sagt, der Zeuge habe schon in der Vergangenheit Erfahrung gesammelt, dass Dinge, die in Verfahren eingebracht werden, heraus gegeben würden. Da der Zeuge nicht davon ausgehe, dass der Senat gewährleisten kann, dass das nicht veröffentlicht wird, widerspreche der Zeuge der Herumreichung seiner privaten Daten. Es gehe nicht um den Lebenslauf, erwidert Götzl. Jauch schlägt vor, dass der Senat es vorlesen könne. Bliwier sagt, das sei bedenklich, Jauch müsse als Beistand auf dem Boden der StPO agieren, auch wenn es ihm fremd sein sollte. Jauch wirft einen Blick auf das Blatt, dann sagt er, es sei in Ordnung, wenn es nur darum gehe. NK-Vertreter RA Scharmer sagt, es gehe ihm schon auch um die Erkenntniszusammenstellung des VS zu Brehme, das interessiere ihn schon, die sei nicht öffentlich. RA Hoffmann sagt, es interessiere auch, ob da Notizen drin sind. Götzl blättert in der Handakte. Dann sagt er, es sei eine Erkenntniszusammenstellung vom 31.1.12. Der Zeuge wird aus dem Saal geschickt.

Götzl fragt, ob denn die Akteneinsicht betreffend der Akten zu Thomas Gerlach abgeschlossen sei, sonst würde er Gerlach für morgen wieder abladen. Das wird allseits verneint. RAin Schneiders sagt, die Verteidigung Wohlleben beantrage, dass auch Wohlleben selbst Akteneinsicht bekomme, was hier aus Sicherheitsgründen nicht möglich sei. RA Klemke sagt, er rege an, die Akten zu digitalisieren und den Verfahrensbeteiligten zur Verfügung zu stellen. RA Heer beantragt, das Zschäpe dabei sein kann beim Anschauen der Akten. Götzl sagt, er werde sich damit befassen. Es folgt eine Pause bis 18.15 Uhr, dann sagt Götzl man unterbreche die Vernehmung von Rachhausen und lade ihn erneut, sie würden sich die Unterlagen anschauen und die Verfahrensbeteiligten könnten Stellung nehmen. Dann verkündet er, dass der morgige Tag abgesetzt sei, und es am 29.7.2014 weitergehe.

Der Verhandlungstag endet um 18.16 Uhr.

NSU-Nebeklage.de kommentiert:
„Während der gesamten Vernehmung wurde deutlich, dass Rachhausen log, um seine Rolle im THS und dessen wahre Bedeutung zu verharmlosen. Deutlich wurde aber auch, dass die Thüringer Naziszene Erfahrungen mit dem Untertauchen gesuchter Straftäter hatte und jedenfalls ab 1992 bundesweit und international gut vernetzt war. Der bewaffnete Kampf wurde offensichtlich diskutiert und trainiert und durch die Darstellung gegenüber der Presse propagiert. Die Nazis gebrauchten damit Gewalt im doppelten Sinne: Durch Überfälle, Körperverletzungen etc. einerseits und andererseits durch die einschüchternde Wirkung der öffentlichkeitswirksam zur Schau gestellten Ankündigung bewaffneter Aktionen über die Presse oder durch Aufkleber.“


Protokoll 131. Verhandlungstag - 29. Juli 2014

Thomas Rothe, früherer Wohnungsgeber der drei Untergetauchten, musste heute zum zweiten Mal in München aussagen - an Details oder Namen wollte er sich aber wieder nicht erinnern können. Er wird aber erneut anreisen müssen, da seine Aussage wegen dem zweiten Zeugen des Tags unterbrochen wurde. Der frühere Ermittlungsrichter beim BGH Schaffert sagte über die Verkündung des Haftbefehls für Matthias Dienelt 2011 aus. Aufgrund der angeblich mangelhaften Befragung des Zeugen durch das Gericht stellte die Verteidigung Zschäpe einen Befangenenheitsantrag gegen den kompletten Senat, inkl. der Ergänzungsrichter_innen. Am Ende des Tages verweigerte der Bruder des Angeklagten André Eminger, Maik Eminger, die Aussage. Während er am Morgen noch das Gerichtsgebäude mit einem T-Shirt „Brüder schweigen - Gefangenenhilfe“ betreten hatte, trug er dieses später im Saal nicht mehr. „Brüder schweigen“ spielt zum einen auf das Treuelied der SS an, zum anderen war auch die neonazistische US-Terrorgruppe „The Order“ unter dem Namen „Brüder Schweigen“ bekannt.

Zeugen:

	Thomas Rothe (Unterbringung Böhnhardt, Zschäpe, Mundlos in Chemnitz im Jahr 1998)
	Dr. Wolfgang Schaffert (Richter BGH, Vernehmung Matthias Dienelt, Eröffnung des Haftbefehls)
	Maik Eminger (Bruder des Angeklagten André Eminger)




Als Besucher ist wieder der Neonaziaktivist Enrico Marx anwesend, er trägt ein Shirt der neonazistischen “Gefangenenhilfe”, am rechten Ellbogen ist ein “Schwarze Sonne”-Tattoo zu sehen. Der Verhandlungstag beginnt um 9.50 Uhr. Wohllebens Verteidigerin Schneiders ist nicht anwesend.

Dann wird die Vernehmung des Zeugen Thomas Rothe (100. Verhandlungstag) fortgesetzt. Richter Götzl ruft Rothe die Belehrung in Erinnerung, dann sagt er, es habe das Verfahren der StA Dresden gegeben, Tatvorwurf sei, dass Rothe als Mitglied der Band Blitzkrieg B&H unterstützt haben solle. Die Verjährung betrage fünf Jahre, Rothe sei hierzu zuletzt am 12.8.2008 vernommen worden, so dass am 12.8.2013 Verjährung eingetreten wäre. Rothe: “Ich habe aber noch nie in einer Band gespielt.” Dann geht Götzl auf eine Vernehmung Rothes durch das BKA 2012 ein. Vorhalt: Die Frage, ob er Anfang der 90er auch schon in der rechten Szene gewesen sei, habe Rothe bejaht, schon immer, er sei ja auch mit den Leuten aufgewachsen; er habe auch unpolitische Freunde gehabt, auch Punks, mal so, mal so. Rothe bestätigt das. Vorhalt: Daran habe sich im Großen und Ganzen nichts geändert. Rothe: “Bis jetze.”

Vorhalt: Sie hätten ja mit mehreren zusammen in einem Haus gewohnt, “Mucke”, also der Graupner, ein Richter, in der Friedrich-Viertel-Straße 85, das seien fünf, sechs Wohnungen gewesen, wo sie mit Freunden gelebt hätten, das Haus gebe es nicht mehr. Rothe bejaht das. Götzl fragt nach Andreas Graupner. Rothe: “Den kannte ich halt.” Es sei möglich, dass der in einer Band gespielt habe. Auf Frage nennt Rothe die Bandnamen “Noie Werte” und “AEG”, er sei sich nicht sicher. Vorhalt: Graupner und er selbst hätten im Erdgeschoss gewohnt, da habe noch Jan Richter gewohnt, Ronny Sch., ein Jörg Richter und ein Ingolf Wecke, da wisse er aber nicht, wie der Name geschrieben wird. Auf Frage zum Namen Richter sagt Rothe, das seien halt Freunde gewesen. Auf die Frage, ob die in einer Band gespielt haben, sagt Rothe, das wisse er nicht. Ronny Sch. habe nie in einer Band gespielt, der sei auch ein Freund von klein auf, wohne jetzt, glaube er, in München irgendwo. Der Ingolf Wecke wohne, glaube er, in Anklam irgendwo.

Vorhalt: Auf Frage, wie er Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe kennengelernt habe, habe Rothe angegeben, auf Partys halt, so bei der Bundeswehrzeit oder kurz danach, so Mitte der 90er. Richtig kennengelernt habe er die, als die bei ihm gewesen seien, es könne sein, dass er sie mal vorher gesehen habe, das sei ihm nicht so bewusst gewesen zumindest. Vorhalt: Er habe die vom Sehen gekannt, kein näherer Kontakt, er habe gewusst, dass die aus Thüringen kamen, man habe sich gegrüßt. Rothe: “Ja.” Vorhalt: Vom Bund zurückgekommen habe er kurz bei seinen Eltern gewohnt, dann sei er in die Friedrich-Viertel-Straße gezogen, habe dort von Januar oder Februar 1996 bis 2002 gewohnt. Rothe: “Weil das Haus damals weggebrochen wurde.” Götzl fragt nach dem “Bereich Stadtmauer”. Da fahre man mit der Bahn vorbei, so Rothe, von der Friedrich-Viertel-Straße sei das eine Haltestelle.

Vorhalt: Er habe erst kurz vor deren Auszug bei ihm davon erfahren, dass die Drei untergetaucht sind. Er könne sich nicht erinnern, dass er sowas gesagt habe, sagt Rothe dazu. Vorhalt: Er habe sie auf jeden Fall nicht darauf angesprochen weil es ihm zu der Zeit egal gewesen sei, was da in Jena los ist, das mit der Garage habe er erst später erfahren, die hätten nur mal angedeutet, dass sie so eine Puppe aufgehängt haben. Rothe: “Richtig.” Götzl fragt, was Rothe damit meint. Erst versteht Rothe die Frage nicht, dann sagt er, durch die Nachrichten im Fernsehen habe er das mitbekommen, das sei ja in den Nachrichten gekommen. Seines Wissens sei das 2003 eingestellt worden, was in Jena war. Das habe er in den Nachrichten erfahren, so Rothe auf Frage, irgendwann 2003.

Götzl sagt, beim letzten Mal habe Rothe geschildert, nach deren Auszug habe er später trotzdem Kontakt gehabt. Er habe zunächst keinen Kontakt gehabt, so Rothe, dann habe er sie später durch Zufall beim Fahrradfahren getroffen und dann zwei-, dreimal getroffen. Das sei im Stadtpark gewesen. Götzl: “Wer war da dabei?” Rothe: “Die zwee Kerle bloß.” Er verneint, Zschäpe beim Fahrradfahren auch mal gesehen und sie in Chemnitz mal getroffen zu haben. Götzl fragt, ob Rothe in Chemnitz nur Mundlos und Böhnhardt getroffen habe, was der Zeuge bejaht. Vorhalt: Dann habe er den Mundlos mal im Heckertgebiet getroffen beim Sport, Joggen oder Radfahren. Das sei ja das Gleiche wie Stadtpark, Heckertgebiet, so Rothe, entweder habe er bloß Mundlos getroffen oder alle beide, das sei ja schon 14 Jahre her. Auf Frage, wie viel Zeit da seit dem Auszug vergangen sei, sagt Rothe: “Zwei, drei Monate.” Vorhalt: Ein paar Monate, nachdem sie aus der Wohnung raus seien, habe Mundlos Rothe mal besucht, er habe Rothe die Handynummer gegeben, man habe Spiele und Filme getaucht. Götzl fragt, ob darüber gesprochen wurde, wo sie untergekommen sind. Das habe er jetzt nicht gewusst, so Rothe, er sei, wie gesagt, dann später nochmal in Zwickau gewesen, aber in Chemnitz nirgendwo.

Götzl: “Kennen Sie die Wolgograder Allee 76?” Rothe sagt, er kenne die Straße, sei da aber noch nie in einer Wohnung gewesen. Götzl fragt, ob darüber gesprochen wurde, ob Rothe mit anderen über diese Treffen sprechen kann. Das könne sein, sagt Rothe, aber er wisse es nicht mehr, er habe sich immer alleine mit denen getroffen, so sei das vereinbart worden. Was andere gemacht haben oder wer, das wisse er nicht. Vorhalt: Er, Rothe, habe nicht gewusst, wo die Drei wohnten, aber er habe schon gewusst, dass sie gesucht werden. Rothe: “Ich weiß das jetzt noch nicht, wo sie da gewohnt haben.” Er verneint, mit jemanden gesprochen zu haben, dass er Mundlos und Böhnhardt getroffen hat. Die Frage, ob das Thema zwischen ihm und den beiden war, verneint Rothe, es sei halt wegen den Spielen und DVDs gewesen, die sie getauscht hätten. Götzl sagt, im Protokoll sei immer nur die Rede von Mundlos. Größtenteils, so Rothe, es könne sein, dass vielleicht Böhnhardt mal dabei war. Meistens hätten sie nur die Spiele ausgetauscht.

Vorhalt: Man habe sich wechselseitig angerufen, wobei Mundlos öfter ihn angerufen habe und ihm gesagt habe, wo man sich treffe. Rothe: “Wie gesagt, so oft wars ja nicht, wie wir uns getroffen haben.” Vorhalt: Es könne auch sein, dass ihr erstes Treffen nicht zufällig war, sondern dass Mundlos bewusst zu ihm gekommen sei. Er wisse es nicht mehr, so Rothe. Götzl fragt, was denn die Grundlage der Aussage sei. Rothe sagt, wegen der Spiele und DVDs, dass der ihn bewusst getroffen habe, oder eben zufällig. Zu Zwickau hält Götzl vor: Rothe sei mit dem Zug nach Zwickau gefahren und die hätten ihn abgeholt. Es könne sein, so Rothe, dass alle zwei da waren oder Mundlos alleine. Vorhalt: Von dort seien sie zu Fuß gegangen. Rothe sagt, er habe da schon gesagt dass er sich nicht erinnern könne. Er sei nach dem Fußboden gefragt worden und ob er Babyschreie gehört habe. Das sei für ihn eine ganz normale Wohnung gewesen, man habe ein bisschen “gezockt”, einen Kaffee getrunken. Vorhalt: Zur Wohnung könne er nicht viel sagen, sich nicht richtig erinnern, es sei ein Altbau und Mehrfamilienhaus gewesen mit einer Art Hintereingang, die Wohnung habe sich Erdgeschoss befunden. Rothe: “Ja.” Vorhalt: Vom Bahnhof seien es ca. 15 Minuten zu laufen gewesen, er sei ja nur zwei, dreimal da gewesen; Mundlos habe ihn immer abgeholt, sie hätten sich in der Stube zusammengesetzt und kurz unterhalten, es seien nur ein, zwei Stunden gewesen. Rothe bestätigt die Vorhalte.

Auf Frage sagt er, er sei aus der Friedrich-Viertel-Straße 85 2004 oder 2005 ausgezogen. Götzl hält aus dem Melderegister vor, dass er von 1995 bis 2002 da gewohnt habe. Das könne sein, so Rothe, er sei bei der Bundeswehr gewesen und sei vorher erst vom Bodensee wieder nach Sachsen gezogen. Götzl hält die Frage vor, ob Mundlos Rothe mal über andere Leute ausgefragt habe. Rothe sagt, er könne sich nicht erinnern. Götzl: “Ist denn über andere mal gesprochen worden bei den Treffen?” Rothe: “Nicht dass ich wüsste.” Vorhalt der Antwort: Das könne schon sein, er habe damals ja auch so ein Heft gemacht. Es könne sein, so Rothe dazu, dass da ein Artikel drin stand, was der habe wissen wollen. Vorhalt: Das Heft habe “Sachsens Glanz” geheißen, bis es verboten worden sei, er habe etwas von “Mosaik” verwendet. Das eine Heft, so Rothe, da seien ihm von der Polizei 30.000 DM angedroht worden. Er habe mit “Mosaik” geredet, dass er die Hefte vernichte und dann sei das geregelt gewesen. Es könne auch sein, dass Mundlos von ihm eine Ausgabe gekriegt hat. Er sei sich aber nicht mehr sicher. Götzl fragt, ob bei den Besuchen in Zwickau über die Lebensumstände der drei Personen gesprochen wurde, wovon sie leben, was sie machen, Kontakte. Das verneint Rothe. Götzl fragt, ob Rothe weiß, ob da ein Namensschild an der Tür war. Er sei schnell rein, da gucke er nicht nach, sagt Rothe, und so oft sei er ja auch nicht dort gewesen. Auf Frage sagt Rothe, 2000 oder 2001, wo er ausgezogen sei, sei er seitdem nie mehr da gewesen, er sei ausgezogen und habe nie wieder Kontakt gehabt sozusagen. Das habe Götzl, glaube er, letztes Mal auch schon gefragt. Das sei aber, wie gesagt, schon 15 Jahre her.

Götzl fragt nach Mandy Struck und Rothe sagt, er kenne die vom Namen und vom Sehen her bloß. Dann fragt Götzl nach Max-Florian Bu. Den kenne er vom Namen und vom Sehen her, flüchtig. Auf die Frage, woher, sagt Rothe, von einem Konzert oder irgendwas und jetzt von den Medien. Er verneint, dass bei Gesprächen mit Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe von den genannten Personen die Rede gewesen sei. Er bejaht, Jan Werner zu kennen. Götzl sagt, Rothe solle erzählen. Er kenne den seit der Kindheit, nach der Jugendzeit, wo er wieder hergezogen sei vom Bodensee, Anfang der 90er Jahre. Er kenne ihn durch die Musik und von Konzerten. Götzl fragt, was der mit Musik und Konzerten zu tun hatte. Der habe die veranstaltet, so Rothe, und er selbst sei dort meistens als Besucher gewesen. Götzl: “Und wenn Sie nicht Besucher waren?” Rothe: “Wie, nicht Besucher?” Götzl erläutert und Rothe sagt, später sei er Saalschutz gewesen und habe gewischt, Bier ausgeschenkt, das seien zwei, drei Konzerte gewesen. Die Frage, ob Werner ein Freund ist, bejaht Rothe, er sehe ihn bloß noch flüchtig, z.B. auf einer Tattoo-Messe. Früher habe er ihn bei Konzerten gesehen, so Rothe auf Frage, seitdem er ausgezogen sei, das sei 13, 14 Jahre her, sei er nicht mehr auf Konzerten gewesen. Auf Nachfrage sagt er, die habe nicht nur Werner veranstaltet, da sei der Starke, glaub er, auch mit dabei gewesen. Götzl fragt, wie er das verstehen solle. So ein Konzert, antwortet Rothe, könne man nicht bloß zu zweit machen. Am Anfang habe er selbst die nur besucht, zum Schluss habe er selbst zwei, drei Konzerte mitgemacht, mal eine Band abholen, Bier ausschenken, eine Übernachtung. Götzl: “Von welcher Zeit sprechen wir denn jetzt, vor dem Auszug?” Das bejaht Rothe, wo B&H verboten worden sei, da sei er nie mehr bei Konzerten gewesen. Vorher sei er Gast gewesen und die letzten zwei, drei Konzerte habe er halt mitgeholfen.

Götzl fragt nach Bands und Rothe spricht von “Celtic Warrior”, das sei eine englische Band, “Legion of St. George”, “Fortress”, die würden aus Australien kommen, und ein paar deutschen Bands. Götzl fragt, welche deutschen Bands Rothe in Erinnerung habe. “Kampfzone”, glaube er, “Patrioten”, er wisse gar nicht mehr, wie die alle heißen. Er verneint, zu wissen, ob Werner Kontakt zu Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe hatte. Auf Frage, ob er sich mit Jan Werner mal über die Drei unterhalten hat, sagt Rothe, das wisse er nicht, es könne sein, was mal im Fernsehen gekommen sei. Er habe sich mit denen, wie gesagt alleine getroffen. Ob mal das Untertauchen oder wo die sich aufhalten könnten, Thema gewesen sei, fragt Götzl. Er habe bis jetzt nicht gewusst, wo die in Chemnitz gewesen seien, antwortet Rothe, es habe ihn nicht interessiert: “Ich kann mich da nicht erinnern, dass ich mit dem irgendwas gequatscht habe.” Götzl fragt, ob nach dem Untertauchen von Bekannten, Freunden mal die Rede davon gewesen sei, ob Waffen besorgt werden sollen. Rothe: “Nö.” Götzl fragt, ob im Zusammenhang mit Werner mal Waffen Thema waren, dass der darüber verfügen könnte. Das wisse er nicht, er könne sich nicht mehr erinnern, so Rothe: “Ich habe mit Waffen nie was zu tun gehabt. Außer bei der Bundeswehr.”

Götzl: “Wissen Sie, ob Jan Werner irgendwelchen Organisationen angehörte?” Der habe damals, glaube er, B&H mitgemacht, mit dem Starke damals, sagt Rothe. Götzl fragt nach der Funktion Werners. Rothe sagt, er, Rothe, sei nur bei zwei, drei Konzerten gewesen zum Schluss, dann sei das verboten worden, er sei da sozusagen fast nicht mehr dabei gewesen. Götzl fragt, ob Jan Werner eine leitende Funktion hatte, und wieder spricht Rothe von den zwei, drei Konzerten, die er mitgemacht habe. Götzl sagt, es gehe darum, was Rothe wisse über Werner und B&H. Das wisse er nicht, sagt Rothe, er wisse nicht, wie die aufgebaut war, Strukturen, es habe ihn nicht interessiert, wer der Chef ist, er habe drei Konzerte mitgemacht, dann sei es verboten worden. Vorhalt: Auf die Frage nach der Skingruppe “Chemnitz 88″ habe Rothe gesagt, ja, da habe er dazu gehört. Ja, da sei er mit dabei gewesen, das habe er letztes Mal auch gesagt, so Rothe. Ob das “88″ heißt oder “89″ sei ihm egal gewesen, das seien Freunde gewesen. Vorhalt: Es gebe keine Mitgliedschaft, das sei eher ein loser Zusammenhalt von Rechten, Hauptmerkmal seien Partys und Konzerte gewesen. Das bejaht Rothe. Götzl fragt, was die “88er” gemacht haben. Rothe: “Konzerte und Partys.” Auf die Frage, was sie sonst gemacht hätten, sagt Rothe, sie hätten ja auch noch arbeiten müssen. Rothe: “Es gibt welche, die denken links und welche die denken rechts und welche die ganz normal sind.” Das sei auch heute noch so. Vorhalt: B&H und “88er” das habe für ihn, Rothe, zusammen gehört. Weil sie die Konzerte zusammen besucht hätten, sagt Rothe dazu. Außer Werner und Starke seien der Richter, der “Mucke”, die ganzen Chemnitzer mit dabei gewesen.

Auf Frage, ob er mit Mundlos über Konzerte geredet hat, sagt Rothe, es könne sein, dass der ihn nach dem “Sachsens Glanz” gefragt hat. Vorhalt: Und er habe dem Mundlos auch darüber berichtet, wo er so war, Konzerte z.B. Das stehe in dem Heft ja drin. Er sei in Zwickau, in Brandenburg auf Konzerten gewesen, dann habe er das erzählt. Da seien auch Berichte von unpolitischen Konzerten drin gewesen und Interviews mit Punkbands aus Malaysia, “das war gemischt”. Er verneint, dass die Mehrzahl der Konzerte dann politisch gewesen seien. Götzl sagt, so verstehe er aber Rothes Aussage. In dem Heft seien politische und unpolitische Konzerte drin gewesen, so Rothe darauf. Auf Frage nach Beispielen sagt Rothe, “Fortress” und “Celtic Warrior” seien politische Konzerte, unpolitische seien “Blood for Blood”, “Discipline” usw. Götzl wiederholt den Vorhalt, dass B&H und die “88er” für Rothe zusammen gehört hätten. Rothe: “Am Schluss.” Auf Frage, wer sich denn in Chemnitz vor allem um Konzerte gekümmert habe, wiederholt Rothe, dass er sich bei drei Konzerten auch mit darum gekümmert habe, etwa um Saalschutz. Götzl sagt, Rothe habe Werner und Starke genannt, und Rothe sagt, mit denen sei er meistens dort gewesen. Götzl fragt nach weiteren Personen, die besonders aktiv waren, aber Rothe sagt, mehr wisse er nicht. Götzl: “Ja, waren Sie regelmäßig bei den Konzerten?” Wieder spricht Rothe davon, Gast gewesen zu sein und die letzten drei mitgemacht zu haben. Götzl: “Wer hat sie damals gebeten mitzumachen?” Rothe sagt, das seien Starke und Werner gewesen, man habe den gleichen Weg gehabt mit dem Auto aus Chemnitz: “Und dann wurde es verboten und dann hatte ich nie wieder was damit zu tun.”

Götzl fragt, ob sich Rothe an eine Situation erinnere, dass Starke aus der Haft entlassen worden wäre, eine Feier oder ein besonderes Treffen. Rothe: “Nö, nicht dass ich wüsste.” Auf die Frage, ob er mit Starke darüber gesprochen hat, dass die Drei nicht mehr in seiner, Rothes, Wohnung sind, sagt Rothe, er habe mit dem Starke nicht mehr soviel Kontakt gehabt, “weil anderweitig irgendwas war, wie Gefängnis oder so”. Es könne sein, aber er erinnere sich nicht mehr. Götzl hält aus einer Vernehmung von Starke vor: Dann seien sie verschwunden gewesen, Rothe habe ihm, Starke, nur gesagt: die sind weg. Rothe: “Kann möglich sein.”

Die “Weiße Bruderschaft Erzgebirge” (WBE) sage ihm bloß vom Hörensagen etwas, er wisse, dass es die gab. Vorhalt: Die kenne er, Rothe, man habe sich halt bei Partys gesehen, wer dazu gehörte weiß ich nicht, außer halt die Brüder André und Maik. Götzl: “Wer ist damit gemeint?” Rothe: “Er hier und sein Bruder.” Es könne sein, dass er Susann Eminger kennt, vom Sehen bloß, so Rothe auf Frage. Götzl fragt, ob sich Rothe mal mit André Eminger, über Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe unterhalten hat. Rothe: “Nicht dass ich wüsste.” Er könne sich nicht mehr erinnern, er gehe davon aus, dass nicht. So gut habe er André Eminger auch nicht gekannt, von Konzerten und Partys halt. Man habe sich mal getroffen, ein Bierchen getrunken. Götzl: “ist über die politischen Aktivitäten André Emingers auch gesprochen worden?” Rothe verneint das. Götzl fragt, was der Satz “außer halt die Brüder André und Maik” bedeutet, dann wisse Rothe ja etwas. Rothe: “Dass die die Weiße Dingsda hatten.” Die hätten da auch so ein Fanzine gemacht, er wisse nicht, wie das heißt. Und auf Partys und Konzerten habe man sich getroffen und ein Bierchen getrunken. Das sei aber mindestens 15 Jahre her. Götzl fragt nach den Tätowierungen Emingers. Einzelheiten habe er nicht in Erinnerung.

Zur Band “Blitzkrieg” sagt Rothe, das sage ihm etwas, denn da sei 2006 eine Hausdurchsuchung bei ihm gemacht worden. Götzl: “Was sagt Ihnen das?” Rothe: “Dass die Musik gemacht haben.” Götzl sagt, er müsse immer alles nachfragen und er frage nur ungern nach. Er kenne da einen, zwei, die da Mitglieder seien, sagt Rothe. Auf Nachfrage sagt Rothe, der Richter, der bei ihm im Haus gewohnt habe und ein Silvio St. und sein Bruder, die seien, glaube er, Geschwister. Götzl: “Von wem?” Rothe: “Von dem Richter.” Götzl fragt, ob die Brüder einen Spitznamen haben. Rothe: “Kicki [phon.] und Kacke, glaube ich.” Götzl: “Was hatten Sie jetzt mit der Band zu tun?” Nichts, antwortet Rothe, er sei nie in einer Band gewesen. Aber ob man sonst was mit der Band zu tun hat, sei ein anderes Thema, erwidert Götzl. Er sei früher mal bei Konzerten gewesen, so Rothe. Götzl fragt, ob Rothe bei den Proben war, was der Zeuge verneint. Auf Frage nach einem Titel der Band sagt Rothe, er wisse es nicht und nennt dann: “Im Gedenken frei.” [phon.] Götzl: “‘Die Jew Die’, war das ein Musiktitel von ‘Blitzkrieg’?” Das könne möglich sein, so Rothe, aber er habe gedacht, die singen deutsch. Götzl: “Sie kennen sie, deswegen frage ich Sie.” Rothe: “Das ist ja schon ewig her.”

Götzl hält aus einer Vernehmung Rothes vom 7.3.2006 vor, da sei Rothe auch nach der Band “Blitzkrieg” gefragt worden: Nach seiner, Rothes, Auffassung stamme die aus England und eine andere Band mit dem Namen kenne er nicht. Götzl: “Dann war das doch glatt gelogen.” Rothe sagt, es gebe ja die Band “Blitzkrieg” aus England. Götzl fragt, ob das damals gelogen gewesen sei, und Rothe sagt, er habe das deswegen so gesagt, weil damals die Durchsuchung gewesen sei. Götzl: “Man fragt sich halt, warum das so zäh geht, warum ich jedes Mal nachfragen muss, Herr Rothe.” Rothe sage ja auf der anderen Seite, so Götzl weiter, nach 2002 habe er damit nichts mehr zu tun gehabt. Er kenne die auch jetzt noch, so Rothe, das seien Freunde von ihm. Er habe, wie gesagt, keine Konzerte mehr besucht seitdem. Auf die Frage, ob Eminger auch zugegen gewesen sei auf Konzerten von denen, sagt Rothe, das wisse er nicht mehr. Rothe verneint, etwas dazu sagen zu können, ob André Eminger ein Tattoo trägt: “Die Jew Die”. Er wisse nicht, ob Eminger die Band “Blitzkrieg” kennt. Götzl fragt, wie Werner zu der Band stand, und Rothe sagt, es könne sein, dass der mal eine mit produziert hat, er sei sich nicht sicher. Götzl: “Und Herr Starke?” Das wisse er nicht, so Rothe. Werner habe damals ja das “Movement” [Movement Records, Rechtsrock-Label] noch gemacht und CDs, es könne sein, dass der “Blitzkrieg” rausgebracht hat. Götzl sagt, er wolle zunächst den Zeugen Dr. Schaffert hören, Rothe solle nach der Mittagspause wiederkommen. Rothe: “Wenn Sie das so wollen, mach ich das.” Es folgt eine Unterbrechung bis 11.15 Uhr.

Dann folgt die Einvernahme von des Zeugen Wolfgang Schaffert, Richter am BGH. Götzl sagt, es gehe um die Vernehmung Matthias Dienelts 2011 anlässlich der Haftbefehlseröffnung. Schaffert berichtet, Dienelt hat habe sich nicht in eigener Person geäußert, sondern habe sich dazu seines Verteidigers bedient. Kurz zusammengefasst habe er zum objektiven Sachverhalt keine widersprechenden Angaben gemacht, aber vortragen lassen, dass er in jeder Hinsicht gutgläubig gewesen sei. Die drei Personen, die dann in die Wohnung eingezogen seien, hätten sich ihm gegenüber mit anderem Namen vorgestellt. Eine Person habe auch einen gefälschten oder falschen oder verfälschten Pass vorgelegt. Die dritte Person sei erst später dazugekommen. Bei der Anmietung der zweiten Wohnung, wo Dienelt wiederum Hauptmieter gewesen sei, da habe er die drei Mieter wohl gar nicht gesehen. Als Grund für diese Konstruktion habe er angegeben, dass die drei Personen wegen Schulden, wegen eines Schufa-Eintrags, habe er in einem Fall gesagt, keine eigene Anmietung vornehmen könnten. Dienelt sei dann insbesondere vom anwesenden StA beim BGH etwas auf Widersprüche hingewiesen worden in den bisherigen Angaben. Dienelt habe das dann über seinen Verteidiger erklären lassen. Er (Schaffert) habe ja zu entscheiden gehabt, ob der Beschuldigte in die Untersuchungshaft überführt werden sollte, habe sich von den Argumenten des Beschuldigten nicht überzeugen lassen und den Haftbefehl in Kraft gesetzt.

Götzl fragt, ob denn Dienelt nicht auch selbst Angaben gemacht hat. Am Anfang jedenfalls nicht, so Schaffert, zur Auffrischung seiner Erinnerung müsste er da im Protokoll nachsehen. Dienelt habe auf ihn einen doch sehr beeindruckten, auch verängstigten Eindruck gemacht. Es könne auch sein, dass er sich selber zum Schluss zur Sache erklärt hat. Götzl fragt, ob Dienelt bei den Erklärungen seines Verteidigers Reaktionen gezeigt habe. Solange sein Verteidiger für ihn gesprochen habe, so Schaffert, sei Dienelt ganz ruhig und still gewesen, habe sich passiv verhalten. Es habe ja doch einige Zeit gedauert, über zweieinhalb Stunden, zum Schluss sei Dienelt vielleicht dann auch etwas gelöster geworden, weil er habe feststellen konnte, dass es vielleicht doch nicht so schlimm für ihn stünde: “Aber er hat im Wesentlichen schon seinen Verteidiger agieren lassen.”

Auf Seite 3 des Protokolls heiße es, so Götzl: “Der Verteidiger erklärt für den Beschuldigten, dass sich sein Mandant vollumfänglich einlassen wird.” Ihn interessiere, so Götzl, ob das jetzt Erklärungen des Beschuldigten waren oder des Verteidigers. Das seien schon gefilterte Angaben gewesen, antwortet Schaffert. Es sei ja festgehalten, dass der Beschuldigte sich mit seinem Verteidiger schon am Vortag habe aussprechen können. Dienelt sei aus der “durchaus nicht ganz kurzen” Reihe der Beschuldigten und Personen, die er zu vernehmen gehabt habe, gefallen, weil er aktiv auf die Ermittlungsbehörden zugegangen sei. Weil er letztlich natürlich gewusst habe, dass er in den Fokus der Ermittlungsbehörden geraten würde. Dienelt sei am Folgetag gleich auf die Polizei zugegangen und habe das zu erklären versucht. Da habe Dienelt eher eine aktive Rolle gehabt, “bei mir dann doch eher eine akzentuiert passive Rolle”. Götzl sagt, bis Seite 9 des Protokolls könne man die Darstellungen des Verteidigers lesen und auf Seite 10 würden dann die Angaben des Beschuldigten folgen. Dazu sagt Schaffert, das seien Angaben, die Dienelt gemacht habe. Er habe Detailfragen beantwortet, zum Beispiel zu seinem Verdienst in den fraglichen Jahren. Der Zeuge blättert in Zetteln und Götzl sagt, Schaffert solle sich unabhängig vom Protokoll äußern. Schaffert sagt, das Feld sei sozusagen abgesteckt gewesen, Dienelt habe sich dann sicherer gefühlt und ergänzende Angaben gemacht.

Götzl möchte wissen, ob Dienelt etwas dazu gesagt hat, ob er etwas habe zahlen müssen, wenn er sich in der Wohnung aufgehalten habe. Dienelt habe wohl, so Schaffert, wenn er selbst dort genächtigt habe, einen gewissen Betrag, 10, 15, 20, in dem Bereich, gezahlt. Das sei heruntergespielt worden, nachdem es zunächst ja geheißen habe, Dienelt habe die Wohnung selbst als Kraftfahrer benötigt für Ruhepausen. Aber vom Vertreter der BAW sei darauf hingewiesen worden, dass Dienelt seinerzeit noch gar nicht den erforderlichen Führerschein gehabt habe oder nicht als Kraftfahrer tätig gewesen sei. Götzl fragt nach den Wohnungen. Es sei um zwei Wohnungen gegangen, so Schaffert, eine in Zwickau und bei der zweiten habe Dienelt erklären lassen, dass er da gar nicht mehr beteiligt gewesen sei, sondern dass eine Fälschung erfolgt sei, wohl durch Böhnhardt, dass der die Unterschrift nachgeahmt habe. Er, Dienelt, habe sich in der Wohnung aber mal aufgehalten gelegentlich um Mittagsschlaf zu halten. Vorhalt: Pro Nacht, die er in der Wohnung in der Polenzstraße verbracht habe, habe Dienelt 10 oder 15 Euro an Max gezahlt. Max sei wohl der Deckname gewesen, den sich Mundlos insoweit zugelegt habe, so Schaffert. Die Polenzstraße sei wohl die erste Wohnung gewesen, nicht die zuletzt dann gesprengte. Vorhalt: In der Wohnung Frühlingsstraße habe Dienelt nie genächtigt, gelegentlich einen Mittagsschlaf auf der Couch gemacht, wo Bettzeug für ihn bereit gelegen habe.

Götzl fragt nach André Eminger. Schaffert sagt, der sei wohl derjenige gewesen, der die Verbindung hergestellt habe, der näher an Max und den beiden anderen dran gewesen sei. Vorhalt: Max habe Dienelt von Eminger vorgestellt bekommen, Eminger habe geäußert, Max bekomme keine Wohnung wegen eines Schufa-Eintrags. Schaffert bestätigt das und sagt, da habe er sich damals gedacht, das sei ganz schön raffiniert, dass man das über mehrere Stufen konstruiert. Vorhalt: Die Wohnung sei bereits von Max und Lise, die Dienelt dann beim Unterschreiben des Mietvertrags kennengelernt habe, ausgesucht worden. Schaffert bestätigt den Vorhalt und sagt, es sei jemand gesucht worden, der sich als offizieller Mieter bereithält. Vorhalt: Gerri habe Dienelt dann später kennengelernt. Schaffert bejaht das. Götzl: “Wissen Sie noch, ob sich Herr Dienelt zur Unterzeichnung des Mietvertrags geäußert hat?” Schaffert: “Ja, allenfalls, dass er letztlich eine eher passive und dienende Rolle hatte.” Vorhalt: Neben Max und Lise sei auch noch der Vermieter anwesend gewesen, Dienelt könne sich nicht erinnern, ob es sich vielleicht um eine Vermieterin gehandelt hat. Ob der Person, die die Wohnung vermietet hat, offengelegt wurde, dass ein Untermietverhältnis geplant war, könne Dienelt so nicht mehr sagen. Schaffert sagt, das stimme so.

Dann hält Götzl aus den Angaben des Verteidigers vor: Sein Mandant kenne den NSU nicht und habe erst nach seiner Prüfung ab April 2001 Kontakt zu den Drei alias Gerri, Max und Lise gehabt. Der Zeuge habe ja selber angegeben, so Schaffert, dass er die Erzgebirge-KS “oder wie die heißt”, gekannt habe und auch mal dort gewesen sei. Und er, Schaffert, glaube, dass Dienelt “intellektuell nicht so schwach gesattelt” sei, dass er das als Party- und Fußballfest eingeordnet habe: “Da meine ich, das hat er erkannt, in welche Richtung die KS lief.” Dienelt habe die über seinen Verteidiger abtun lassen, das habe danach kaum zugetroffen, habe kaum zusammengepasst. Vorhalt: Max habe eine Kopie eines Ausweises vorgelegt, habe sich als Max-Florian Bu. ausgegeben, habe alle Mietdokumente gefertigt; sein Mandant habe eingewilligt, weil zugesichert worden sei, dass die Drei die Miete zahlen und der Vater von Max ein Professor sei. Es sei wohl angesprochen worden, dass der Vater des Uwe Mundlos Professor in Jena oder Suhl gewesen sei, so Schaffert. Vorhalt: Recherchen des Verteidigers hätten ergeben, dass der Mietvertrag nicht von seinem Mandanten unterschrieben wurde, sondern Mundlos unter Nutzung der Unterschrift seines Mandanten unterschrieben habe. Der Verteidiger habe dargestellt, so Schaffert, dass Mundlos sich wohl ausgegeben habe für Dienelt. Das habe er, nachdem er ja kein Ermittler sei, so Schaffert, nicht mehr im Fokus gehabt, wie das dann weitergegangen ist.

Was der Verteidiger zum Thema Internet und Rundfunkanschluss erklärt habe für seinen Mandanten, wisse er aus der Erinnerung nicht, so Schaffert, aus anderen Vernehmungen sei ihm bekannt, dass erhebliche Anstrengungen seitens der drei Bewohner unternommen worden seien, um an Versichertenkarten zu kommen. Vorhalt: Die Anmeldung des Internetanschlusses sei wohl durch Böhnhardt oder Mundlos geschehen, an die Anmeldung des Rundfunkanschlusses habe sein Mandant keine Erinnerung, er schließe aus, dass Zahlungen von seinem Konto abgegangen sind. Schaffert: “Ja.” Vorhalt: Im gesamten Zeitraum habe sein Mandant nur dreimal in der Wohnung Polenzstraße übernachtet. Auch diesen Vorhalt bestätigt Schaffert. Auf Frage sagt er, das Thema Waffen sei allenfalls in dem Sinne thematisiert worden, dass der Beschuldigte da von vornherein gar nichts wisse. Vorhalt: Die wahre Identität der Untermieter habe Dienelt zu keiner Zeit gekannt, er sei selbst unter Vorlage eines gefälschten Passes getäuscht worden. Und Dienelt habe sich nur von einem ein Dokument zeigen lassen, sagt Schaffert, die beiden anderen Untermieter habe Dienelt überhaupt nicht überprüft, so habe er das verstanden. In Bezug auf die Wohnung Frühlingsstraße habe der Verteidiger, so Schaffert auf Frage, ebenfalls die Gutgläubigkeit seines Mandanten dadurch hervorheben wollen, dass der keine Kenntnis von irgendwelchen Umbaumaßnahmen erlangt habe.

Vorhalt: Dienelt sei auch in nichts eingeweiht worden, Die Wohnung in der Frühlingsstraße hätten sich die Drei selbst gesucht, nach Abstimmung von Max mit dem Vermieter sei ein zusätzlicher Riegel eingebaut worden, von einem Schallschutz habe sein Mandant keine Kenntnis. Auf Frage, ob die politische Einstellung Dienelts thematisiert wurde, sagt Schaffert, über den Verteidiger sei erklärt worden, dass er kein Rechtsextremist sei und den Rechtsextremismus und insbesondere rechtsextremistische Taten ablehne. Vorhalt: Falsch sei die Behauptung, dass sein Mandant eine rechtsextremistische Einstellung habe; richtig sei dass es 2000 ein Treffen bei der WBE gegeben habe, wobei sein Mandant keine Kenntnis gehabt habe, dass es sich um eine rechtsextremistische Organisation handelt; es sei um Party und Fußballspiele gegangen; richtig sei, dass Dienelt Kontakte zu Eminger hatte, aber er kenne dessen ideologische Einstellungen nicht. Diese Ausführungen habe er Dienelt damals nicht geglaubt, sagt Schaffert. Vorhalt: Dienelt wisse auch insbesondere nicht, ob die Ausrichtung Emingers rechtsextremistisch ist. Man habe als Ermittlungsrichter natürlich auch die Vermerke der BAW, des BKA oder der Landesbehörden, so Schaffert, und das seien alles Angaben, die sich als unglaubhafte Schutzbehauptungen dargestellt hätten. Er habe ja über den Beschuldigten Dienelt zu befinden gehabt, wenn der gutgläubig gewesen wäre, hätte er ja den Haftbefehl aufheben müssen. Götzl sagt, es gehe nur um Dienelts Angaben damals, weil der hier im Verfahren keine Angaben mache.

Auf Frage, ob der RA noch etwas zu Eminger ausgeführt habe, sagt Schaffert, dass der Verteidiger seinen Mandanten gegenüber Eminger abgegrenzt habe, ihn aber weder be- noch entlastet sondern gesagt habe, sein Mandant habe hinsichtlich politischer Ausrichtung oder Straftaten gar nichts von Eminger gewusst. Vorhalt: Seit 2006 sei Dienelt die Woche über als LKW-Fahrer unterwegs; seit Eminger Familie habe, habe der seine Einstellungen aufgegeben, jetzt seien sie eher in der schwarzen Musik (Gothic) unterwegs. Schaffert bejaht das. Vorhalt: Mandy Struck sei Dienelt als Person bekannt, ohne dass Kontakte gepflegt würden, die sei in den Westen übergesiedelt und habe eine Ausbildung gemacht, über eine rechte Gesinnung von ihr sei Dienelt nichts bekannt. Schaffert: “Sie blieb damals in der Vernehmung als Person blass. In einer anderen Vernehmung hat sie eine Rolle gespielt, aber nicht in der Causa Dienelt.” Götzl beendet seine Befragung des Zeugen und möchte das Fragerecht an die Verteidigung weitergeben. Zschäpes Verteidiger RA Stahl bittet Götzl, die Hauptverhandlung zu unterbrechen, man müsse sich beraten. Weiter geht es um 12.08 Uhr. Danach sagt Stahl, seine Mandantin wolle einen unaufschiebbaren Verfahrensantrag stellen. Die Sitzung wird unterbrochen bis 14.37 Uhr.

Danach verliest Stahl einen Befangenheitsantrag gegen den gesamten Senat und die drei Ergänzungsrichter_innen. Stahl zitiert zunächst aus dem Vernehmungsprotokoll von Dienelt die dem Zeugen Schaffert heute vorgehaltenen Passagen. Dann verliest Stahl Passagen, die dem Zeugen nicht vorgehalten worden seien. Dabei nennt er Aussagen, dass sein Mandant keine Anzeichen für ein sich Verbergen gehabt habe; die Drei hätten die Nachbarn gegrüßt, hätten Katzen gehabt und diese in Obhut gegeben; sie hätten nicht den Eindruck gemacht, im Untergrund zu leben. Um 11.50 habe der der Vorsitzende die Vernehmung unterbrochen, ohne die genannten Punkte vorzuhalten so Stahl weiter. Auch die Richter des Senats hätten keine weiteren Fragen gehabt. Diese Angaben würden die Position des GBA nicht unterstützen, sondern in Frage stellen. Das Gericht habe zu erkennen gegeben, dass es die Angaben Dienelts für verfahrensrelevant erachtet. Die gestellten Fragen ließen auch erkennen, auf welche konkreten Angaben Dienelts es dem Gericht ankomme. Der Umstand, dass trotz Kenntnis des Gerichts vom Inhalt der Vernehmungsniederschrift, Fragen, die das Anklagekonstrukt nicht stützen, gar nicht erst gestellt worden seien, könne bei einem verständigen Angeklagten nur den Schluss zulassen, dass dass derartigen Informationen jedenfalls zum jetzigen Zeitpunkt keine Beachtung mehr geschenkt werde, und das Gericht vom Leben im Untergrund zur Begehung von Straftaten überzeugt ist.

Es folgt eine Pause bis 15.19 Uhr. Dann nimmt Bundesanwalt Diemer Stellung: Die Bewertung der angeblich nicht abgefragten Passagen als entlastend seitens der Verteidigung habe kurz den Eindruck erweckt, dass das nur der Verschleppung dient, aber das wolle er nicht unterstellen. Die BAW beantrage die Fortsetzung der Beweisaufnahme. Wohllebens Verteidiger Klemke sagt, spätestens seit der Senat den Antrag auf Aufhebung des Haftbefehls von Wohlleben abgelehnt habe, gehe der nicht mehr davon aus, dass der Senat ihm unvoreingenommen und unparteiisch gegenüber steht, für ihn stelle es sich so dar, dass die Richter bereits das Urteil über ihn gefällt haben. Er sei durch den weiteren Verlauf der Verhandlung nicht zu einer anderen Auffassung gelangt. Im Gegenteil, die heutige Befragung des Zeugen Schaffert durch den Vorsitzenden bestätige ihn darin, und er schließe sich dem Antrag an. NK-Vertreter RA Bliwier sagt, er habe erst gedacht, dass das Ablehnungsgesuch unzulässig sein könnte, weil die Verteidigung damit eine vorläufige Beweiswürdigung erzwingen wolle. Dafür sei die Verteidigung da, solche evtl. entlastenden Dinge zu erfragen. Darauf ein Ablehnungsgesuch zu gründen, sei absurd. Götzl sagt zu Klemke: “Herr Wohlleben schließt sich an?” Klemke: “Ja, ich dachte, ich hätte das genügend deutlich gemacht.” Götzl bittet um Stellungnahmen. Diemer: “Von der Sache her halten wir den Antrag auch für absurd.” Dann sagt Götzl, dass die Verhandlung fortgesetzt wird.

Schaffert wird aufgerufen und kommt in den Saal. RA Stahl fragt, ob in der Vernehmung Dienelts in irgendeiner Weise darüber gesprochen wurde, was unter “Rechtsextremismus” zu verstehen sei, “Stichwort Differenzierung von Rechtsradikalismus”. Schaffert sagt, er habe Dienelts Distanzierung a priori von rechtem Gedankengut nicht geglaubt. Dienelt sei aus seiner Sicht damals stark verängstigt gewesen, und nicht unbedingt jemand, der mit feinen Begriffsdifferenzierungen gut zurecht kommt. Das habe auch sein Verteidiger wohl zum Ausdruck gebracht in einem anderen Zusammenhang, “dass das gar nicht die Welt von seinem Mandanten ist”. Stahl wiederholt seine Frage zu rechtsextremistisch und rechtsradikal. Wenn das nicht erfasst sei im Protokoll, nicht, antwortet der Zeuge. Stahl fragt, ob Dienelt bestritten habe, rechtsgerichtet im Sinne von rechtsradikal zu sein. Dienelt habe sich zunächst nur über seinen Verteidiger geäußert, so Schaffert. Das Protokoll gebe das wieder, in dieser Phase habe Dienelt überhaupt nichts gesagt. Da habe er eine rechte, rechtsextreme, rechtsradikale Gesinnung in Abrede gestellt, eine Distanz erkennen lassen.

Stahl sagt, er habe Schaffert eben so verstanden, dass Dienelt verängstigt und nicht in der Lage gewesen sei, seine Standpunkte so sauber darzulegen, “wie wir das uns heute wünschen würden”. Dann gebe es die Erklärung eines Verteidigers, dass der Mandant eine rechtsextremistische und rassistische Gesinnung abgelehnt hat, und Schaffert sage, das sei unglaubhaft: “Warum? Woran liegt das?” Der Beschuldigte sei mit dieser WBE konfrontiert worden und habe eine Schilderung von dem, was er dort erlebt haben will, abgegeben, die nach dem damaligen Stand der Ermittlungen völlig unglaubhaft gewesen sei, so Schaffert. Stahl fragt, was Schaffert meint. Schaffert sagt, er meine die Angabe, dass die Agenda gewesen sei, dass man hier Party und Feldfußball gemacht habe und nichts anderes. Man könne ja durchaus Musik und Party machen und dabei rechts- oder linksextrem gesinnt sein und dabei seine Gesinnung zum Ausdruck bringen. Vorhalt aus der Erklärung des Verteidigers: Für seinen Mandanten habe sich aus dem Verhalten der Drei keinerlei Ansatz ergeben, anzunehmen, dass sie sich verbergen; sie hätten die Nachbarn gegrüßt, hätten Katzen gehabt und die in Obhut gegeben. Stahl fragt, ob es da weitere Äußerungen gab. Das sei jedenfalls das Wesentliche gewesen, so Schaffert: “Sonst hätte das der Verteidiger, der durchaus nicht unselbstbewusst war, auch korrigiert.” Man habe schon gewusst, dass die drei Bewohner der Wohnung nach außen einen “durchaus sozial geordneten Eindruck” erweckt und sich auch von den Nachbarn nicht abgeschottet hätten, da hätten die Katzen von Zschäpe durchaus eine Rolle gespielt. Aber er habe sich gedacht: “Wie soll sich aus einem solch nachträglichen Verhalten die Gutgläubigkeit des Zeugen Dienelt ergeben?” Es sei ja zunächst um den durchaus schwerwiegenden Vorwurf gegangen, dass Dienelt den Dreien den Zutritt zu der Wohnung verschafft habe, unter gleichzeitiger Verbergung des Einzugs gegenüber der Meldebehörde oder ggf. auch der Polizeibehörde oder Strafverfolgungsbehörden.

Vorhalt: Sein Mandant habe zu keinem Zeitpunkt damit gerechnet, dass eine der drei Personen die dort bezeichneten Straftaten begehen würde, insbesondere er habe keine Vorstellung vom ideologischen Hintergrund gehabt, die Drei hätten sich ihm gegenüber wie völlig normale Personen verhalten. Stahl sagt, das sei ja sozusagen eine Kernangabe von Dienelt hinsichtlich der drei Personen gewesen, und fragt, was denn die Erwägungen gewesen seien, das nicht zu glauben. OStA Weingarten beanstandet. Auf Bitten Götzls formuliert Stahl die Frage um. Die Frage greife auf zwei Aspekte zurück, so Schaffert, er müsse da jeweils gesondert Stellung nehmen. Stahl sagt, man könne das ganz langsam erarbeiten. Schaffert sagt, er wolle deutlich darauf hinweisen, dass er ihm die erste Passage bis zum Wort “insbesondere” sofort geglaubt habe. Deswegen hätten die drei Mieter im Haftprüfungstermin für ihn nicht diese zentrale Rolle gespielt, sondern es sei um die Person Dienelt gegangen, und da habe er am Ende gemeint, mit gutem Gewissen, dass der dringende Tatverdacht im Hinblick auf den Beschuldigten Dienelt gerechtfertigt war. Denn seine Einlassung zur Gutgläubigkeit in Bezug auf potenzielle Verhaltensweisen der drei Mieter sei nicht richtig gewesen. Dienelt habe sie nicht als vor der Schufa Untertauchende, als faule Schuldner gesehen. Das sei seine damalige Sicht gewesen, und er habe keine gegenteiligen Erkenntnisse. Er lese die Berichterstattung über den Prozess, teilweise interessiert, teilweise nicht interessiert, weil es ein bisschen viel sei. Er meine, ein Vorsatz sei als gegeben anzusehen gewesen.

Stahl fragt, ob bei dem Termin Umstände erläutert wurden, weswegen Schaffert gesagt habe, das kann man so nicht glauben. Das sei insbesondere der Vorgang mit dieser WBE gewesen, sagt Schaffert. Wenn sich Dienelt an dieser zeitlich frühen Weiche unglaubhaft mache, könne er das Weitere nicht glauben, dass er insoweit gutgläubig gewesen sei. Vorhalt: Sein Mandant habe zu keinem Zeitpunkt auch nicht bedingt vorsätzlich Handlungen unterstützt, die ein Leben im Untergrund ermöglichen, da die Drei nicht den Eindruck gemacht hätten, im Untergrund zu leben, habe Dienelt ihnen kein Leben im Untergrund ermöglichen können. Schaffert sagt, es sei auch für jemanden, der berufsmäßig Zeugen vernimmt, schwierig, sich an solchen Nebenpunkten zu orientieren. Er meine, dass der Verteidiger sich aufgrund einer am Vortag durchgeführten Besprechung geäußert und einen fertigen Text zu Protokoll gegeben habe. Und Dienelt habe da keine differenzierenden Zwischenbemerkungen gemacht. Nur am Ende habe Dienelt sich auf seine Fragen eingelassen, zum Beispiel zur Glaubhaftigkeit der Angabe, er habe die Wohnung angemietet, um die ggf. auch für sich selbst als Schlafort als LKW-Fahrer zu nutzen. Das sei natürlich ein schwacher Punkt gewesen, nachdem sich herausgestellt habe, dass zum Zeitpunkt der Anmietung Dienelt gar kein Kraftfahrer gewesen sei, gar nicht die erforderliche Fahrerlaubnis besessen habe. Es sei nicht so, dass man sagt, “wer einmal lügt”, aber Dienelt habe für die erste Anmietung außer dem Argument Schufa-Eintrag ein nicht zutreffendes Motiv genannt.

Stahl sagt, er sei nicht zugegen gewesen und auf den Inhalt des Protokolls angewiesen, und Schaffert habe gesagt, dies sei durch eine Anmerkung Weingartens ausgeräumt worden. Schaffert: “Und weil er da erklärtermaßen diesen Beruf seinerzeit nicht ausgeübt hat, da stand er vor der Gesellenprüfung als Metzger.” Stahl sagt, dieser Teil enthalte keinerlei Einwürfe durch die BAW, und fragt, ob an mehreren Stellen mit derartigen Informationen durch die BAW entgegengetreten wurde. Ob im Gespräch auch die BAW sich zu Wort gemeldet hat, könne er so nicht sagen, so Schaffert. An Randpunkten könne das der Fall gewesen sein, aber nicht an zentralen Punkten. Die zentrale Verteidigungslinie sei zunächst mal eins zu eins aufgenommen worden.

RA Klemke fragt, was Schaffert bei der Vernehmung über die WBE wusste. Das sei eine Frage, die sehr schwer zu beantworten sei, so der Zeuge. Er müsse mal die laufende Nummer ansehen, den wievielten Beschluss er seinerzeit erlassen habe. Es sei ihm seinerzeit bekannt gewesen, dass diese WBE eine Vereinigung gewesen sei, die, wenn man mit ihr in Verbindung gestanden habe, einen immerhin dringenden Tatverdacht im Bezug auf Bösglaubigkeit nahegelegt, wenn auch nicht alleine gerechtfertigt habe. Er habe damals ungefähr einen Monat mit zahlreichen Vorgängen und zahlreichen Beschuldigten zu tun gehabt, und diese WBE sei wohl eine Vereinigung gewesen, bei der man nicht habe annehmen können, dass diejenigen, die an deren Treffen teilnehmen, nicht rechtsextrem gesonnen sind. Klemke: “Was wussten Sie denn über mögliche Aktivitäten dieser Bruderschaft?” Das könne er natürlich im Moment nicht sagen, so Schaffert, das wäre unredlich, wenn er sich da in eine Gewissheit hineinrede.

Klemke sagt, Schaffert habe die Begriffe rechts, rechtsextremistisch und rechtsradikal heute synonym gebraucht. Er fragt, was Schaffert mit diesen Begriffen meint. OStA Weingarten beanstandet die Frage, die Differenzierung zwischen rechtsextremistisch und rechtsradikal sei erstmals von RA Stahl hier gemacht worden. Klemke sagt, der Zeuge selbst habe das sogar synonym gebraucht, habe nicht differenziert, er selbst habe jetzt weniger drauf geachtet, was RA Stahl gemacht hat. Es folgt eine Unterbrechung, nach der Götzl sagt, die Frage sei zulässig. Schaffert sagt, er habe keinen Unterschied gemacht und sich angenähert, weil der VS diese Begriffe auch im VS-Bericht führe. Er sei von 2006 bis 2011 beim BGH für Rechtsextremismus zuständig gewesen. Im Verlauf der vorangegangenen 5 Jahre und 9 Monate habe er etwa fünf Vorgänge gehabt. Er habe die VS-Berichte gelesen und da sei ihm durchaus geläufig gewesen, dass diese WBE eine rechtsextreme Vereinigung sei, “und rechtsradikal auch”. Klemke fragt, ob denn in den Akten irgendetwas im Hinblick auf ein rechtes Gedankengut des Dienelt vorhanden gewesen sei. Schaffert sagt, von der BAW seien die Angaben Dienelts überprüft worden und nach Ermittlungen sei die BAW davon ausgegangen, dass Dienelt nicht der Unschuldige sei, als der er sich dargestellt habe. Dann habe sie den Haftbefehlsantrag gestellt, und aufgrund des beim Eröffnungstermin gehaltenen Vortrags des Verteidigers und ergänzend des Beschuldigten selbst, sei der Antrag dann bestätigt worden.

Klemke fragt, welche Grundlagen es denn dafür gegeben habe, dass Dienelt nicht der Unschuldige war. Dienelt habe ja angegeben, das er in Bezug auf Eminger keine Ahnung habe, so Schaffert. Eingeräumt habe Dienelt immerhin, dass er mal in Beziehung zu dieser WBE gestanden habe. Und das alles habe eben nicht zusammengepasst. Man könne Dienelt nicht unterstellen, dass er von den einzelnen Mordtaten gewusst hat. Aber im Bezug auf das, was ihm im Haftbefehl vorgehalten worden sei, bedingter Gehilfenvorsatz. Klemke sagt, seine Frage sei nicht beantwortet. Schaffert sagt, das sei, wie gesagt, die WBE gewesen und die Einlassung im Bezug auf Eminger, von dem Dienelt vorgegeben habe, dass er nicht wisse, das Eminger eine rechtsextremistische Einstellung habe.

Klemke fragt, wie es Schaffert geläufig geworden sei, dass es sich bei der WBE um eine rechtsextremistische Organisation gehandelt habe. Das könne er aufgrund der Unterlagen, die er in Vorbereitung des heutigen Termins zur Verfügung gehabt habe, nicht beantworten, so Schaffert. Dass aber diese WBE eindeutig konnotiert gewesen sei, das könne er für die damalige Situation als gesichert voraussetzen, in Bezug auf ihr Auftreten und Personen, die mit ihr in Kontakt gekommen seien. Klemke möchte wissen, welches Auftreten Schaffert konkret meint. Der sagt, das habe Dienelt eben als Fußballspiele und Partys bezeichnet. Er glaube, auch wenn Dienelt vielleicht nicht überdurchschnittlich intelligent gewesen sei, könne ihm nicht entgangen sein, welche Ausrichtung diese WBE gehabt habe. Klemke hakt nach und Schaffert sagt, konkret könne er es nach der Zeit ohne Einblicknahme in die Akte und VS-Berichte, die er damals regelmäßig gelesen habe, nicht sagen. Klemke: “Sind Sachen in VS-Berichten für Sie unumstößliche Tatsachen?” Da könne man ggf. Zuordnungen problematisieren, so Schaffert, aber er habe damals überhaupt keinen Anlass gehabt, in Bezug auf diese Einordnung Zweifel zu haben. Auch der Verteidiger habe denen damals keinen “Persilschein” erteilt. Schaffert verneint die Frage, ob der Verteidiger Mitglied der WBE gewesen sei. Er habe immer sehr genau zwischen Verteidiger und Beschuldigtem unterschieden, und habe es auch angenehm gefunden, dass der Verteidiger hier zunächst durch seine Sachdarstellung versucht habe, für seinen Mandanten das Beste herauszuholen. Klemke: “Ich gebs auf.”

Emingers Verteidiger RA Kaiser fragt, ob Schaffert bekannt gewesen sei, von wann bis wann die WBE existiert hat. Schaffert sagt, er gehe davon aus, dass diese WBE womöglich im Jahr 2011 nicht mehr existiert hat. Im Vorsatz begründenden Zeitraum sei sie wohl eine Größe gewesen, die es gerechtfertigt habe, dass Personen, die sich auf deren Feiern gezeigt haben, eine rechtsextremistische Grundeinstellung haben, “außer sie sind vielleicht vom Verfassungsschutz”. Kaiser fragt, ob Schaffert bekannt war, dass die WBE ca. 1999 gegründet worden sei und sich Mitte 2001 aufgelöst habe. Götzl sagt, das sei ein Vorhalt aus den Akten, Kaiser solle das auch so vorhalten. Kaiser sagt, dann müsse er nachschauen, er ziehe die Frage zurück. Dann sagt er, Schaffert habe eben angegeben, dass jemand, der Kontakt zur WBE unterhält, generell bösgläubig sei: “Für was?” Da habe er sich vielleicht missverständlich ausgedrückt, so Schaffert, nicht “generell bösgläubig”. Es gehe darum, dass Dienelt nicht so unschuldig gewesen sei, wie er sich dargestellt habe.

RA Stahl sagt, Schaffert habe jetzt mehrfach formuliert, dass Dienelt damals nicht so unschuldig gewesen, wie er sich dargestellt habe. Er entnehme dem Protokoll im Wesentlichen nur eine Darstellung des Verteidigers von Dienelt in diesem Termin. Stahl fragt, ob sich Dienelt darüber hinaus, außer dass er eingeräumt hat dass er Leuten mit falschen Personalien eine Wohnung zur Verfügung gestellt hat und nicht rechtsextrem war, als unschuldig dargestellt hat. Schaffert antwortet, das habe Dienelt gar nicht gesagt, Dienelt habe gesagt, dass der Pass, der ihm gezeigt worden sei, der richtige sei. Aber die ganze Geschichte habe nicht zusammengepasst. Sie hätten ja keine festen Beweisregeln. Es gebe den Indizienbeweis, erst recht zur Begründung des dringenden Tatverdachts. Und es habe Brüche in der Darstellung gegeben, die geblieben seien. Es sei wohl keine Haftbeschwerde eingereicht worden. Stahl sagt, sein Vorhalt sei falsch gewesen, wenn er es richtig verstanden habe, habe sich Dienelt so geäußert, dass er für Menschen unter seinem Namen eine Wohnung angemietet hat. Er fragt, warum Schaffert darüber hinaus, die U-Haft angeordnet habe. Bundesanwalt Diemer, es sei hier völlig unerheblich, warum der Ermittlungsrichter das damals geglaubt hat oder nicht. Götzl sagt, es knüpfe natürlich an eine Äußerung Schafferts an. Stahl wiederholt die Frage, was die Erkenntnisse waren, um U-Haft anzuordnen. Es seien die Umstände gewesen, die angegeben worden seien, so Schaffert. Er nennt den angeblichen Schufa-Eintrag und die Möglichkeit, sich eine Übernachtungsmöglichkeit aus beruflichen Gründen zu verschaffen. Das zweite habe überhaupt nicht gestimmt. Und der zweite Aspekt sei die WBE gewesen. Er habe es Dienelt nicht abgenommen, dass er da auf einer Fußball- und Party-Freizeit gewesen sei. Dazu sei nach seinen damaligen Erkenntnissen diese WBE zu eindeutig rechtsextrem konnotiert gewesen. Außerdem sei auch nicht glaubhaft, dass Dienelt von Eminger nicht gewusst haben will, welche Einstellung der habe. Die beiden seien seit vielen Jahren befreundet gewesen. Man könne Freunde haben, bei denen man nach Jahrzehnten nicht weiß, für welche Partei die sind: “Auch in unserem Senat weiß nicht jeder von jedem, welche Wahl er vornehmen würde, sicherlich nicht Parteien aus dem rechts- oder linksextremen Spektrum.”

Dann fragt Götzl, ob in der Stellungnahme des Verteidigers jeweils Stellung genommen worden sei zu den Passagen des Haftbefehls. Das bejaht Schaffert. Es sei dann allerdings nicht günstiger für Dienelt ausgegangen, als wenn er gar nichts gesagt hätte. Götzl fragt, ob es beim Vortrag des Verteidiger Zwischenfragen gegeben hat. Er neige auch dazu, so Schaffert, dass man im Zusammenhang vortragen lässt und nicht dazwischen fährt. Die BAW habe natürlich schon Akzente gesetzt, da habe es diese Beschlagnahme zwischen rein gegeben, das habe das “Stimmungsbarometer” gesenkt, aber es sei eigentlich doch vernünftig weiter gegangen. Er selbst habe in der Mitte gesessen. Der Vertreter der BAW habe zunächst mal den “harten Hund” spielen können. Aber das habe nichts daran geändert, dass substanzielle Erklärungen kamen. Er glaube nicht, dass da Zwischenfragen kamen. Götzl hält vor, der Vertreter des GBA habe erklärt, er beantrage die richterliche Beschlagnahme innerhalb der gesetzlichen Frist von drei Tagen. Das beziehe sich jetzt auf die ziemlich am Anfang erfolgte Beschlagnahme der Unterlagen, die hätten da am Tisch gelegen: “Ich hätte sagen können, das klären wir später, aber ich habe es ins Protokoll aufnehmen lassen.” Dann habe die Frage der Bestätigung der Beschlagnahme innerhalb der drei Tage im Raum gestanden. Wie es dann weitergegangen sei, er habe nur das Protokoll, habe er dann nicht mehr entnehmen können.

Der Antrag sei an dieser Stelle in der Tat unvermittelt gekommen, so Schaffert auf Frage, vielleicht habe der Vertreter der BAW nur zu erkennen geben wollen, dass er auch noch Mitspieler ist. Es sei eher “Störfeuer” seitens der BAW gewesen, aber die Stimmung sei da nicht gekippt. Er habe es dem Vertreter der BAW nicht verübelt. Das sei auch ein bisschen erklärlich, weil die BAW die harte Seite herauskehren müsse und mit “dosierter Verschärfung der Lage” agiere. Auf die Frage, ob der Verteidiger irgendwelche Akteneinsicht hatte zu diesem Zeitpunkt, sagt Schaffert, das sei eine interessante Frage, er könne sie jetzt aus der Erinnerung nicht beantworten. Er nehme an, der habe den Haftbefehl gehabt.

Nach der Vernehmung verkündet Götzl, dass Rothe heute nicht mehr weiter vernommen wird. Es folgt der Zeuge Maik Eminger, “selbständiger Tätowierer” und Bruder des Angeklagten André Eminger. Der Zeuge wird nach § 52 StPO belehrt und sagt, dass er keine Angaben machen wolle. Danach sagt Götzl zum Zeugen, dessen Bruder R. habe die Ladung nicht erhalten. Maik Eminger sagt, da müsse Götzl mal auf die Ladung schauen. Götzl verliest eine Adresse und Eminger sagt: “Na, sehen Sie.” Götzl ermahnt den Zeugen, höflich zu bleiben.

Nachdem Maik Eminger den Saal verlassen hat, bittet RA Hoffmann darum, eine Erklärung zu dessen Aussage abgeben zu dürfen. Der Zeuge habe heute morgen den Gerichtssaal betreten mit einem Shirt, auf dem hinten die Aufschrift “Brüder schweigen”stehe. RA Klemke beanstandet, das sei keine Erklärung zur Aussage des Zeugen. RA Kaiser sagt, der Zeuge habe im Übrigen nicht den Gerichtssaal betreten. Hoffmann erwidert, er meine das Gerichtsgebäude, und beginnt zu erläutern, dass es sich um eine Zeile aus dem Treuelied der SS handele, wird jedoch von Götzl unterbrochen, das sei jetzt nicht der Zeitpunkt für sonstige Erklärungen.

Der Verhandlungstag endet um 17.01 Uhr.

Zum Befangenheitsantrag erklärt Rechtsanwalt Scharmer:
„Das Befangenheitsgesuch hat keine Aussicht auf Erfolg. Das dürften die Anwälte von Zschäpe, die erfahrene Strafverteidiger sind, wissen. Über die Gründe, warum nach längerer Passivität der Verteidigung und dem Antrag von Zschäpe, ihre Verteidiger zu entpflichten, nun gerade ein solcher Antrag kommt, kann nur spekuliert werden. Wenn damit nunmehr eine neue Aktivität der Verteidiger von Zschäpe demonstriert werden sollte, wäre das an dieser Stelle jedenfalls auch für die Angeklagte nutzlos.“


Protokoll 132. Verhandlungstag - 30. Juli 2014

Ein Übergriff von Beate Zschäpe auf zwei alternative Jugendliche im Jahr 1996 wurde heute behandelt. Bei der Aussage der beiden Betroffenen Frauen die Stimmung in dieser Zeit in Jena-Winzerla deutlich. Sie berichteten von der herrschenden Angst und Bedrohungen aus der rechten Szene und wie ihnen von der Polizei das Gefühl vermittelt wurde, an Übergriffen auf sie wegen ihrer Kleidung selbst schuld zu sein. Eine Zeugin wurde von Mopeds und einem Auto gejagt, in dem mutmaßlich André Kapke und Uwe Mundlos saßen. Leute aus ihrem Bekanntenkreis wurden ins Krankenhaus geprügelt.

Zeug_innen:

	H. (Übergriff in Jena 1996 mutmaßlich durch Zschäpe)
	S. (Übergriff in Jena 1996 mutmaßlich durch Zschäpe)
	Christine La. (KOKin, BKA, Ermittlungen zum Übergriff in Jena 1996)




Der Verhandlungstag beginnt um 9.48 Uhr. Für RAin Schneiders ist heute RA Nahrath da.

Als erstes wird die Zeugin H. gehört. Mit H. betritt ihr Zeugenbeistand RAin Pietrzyk den Saal. Götzl sagt, es gehe um einen Vorfall aus den 90ern, bei dem H. verletzt worden sein soll, sie solle berichten. Es sei so gewesen, sagt die Zeugin, dass sie mit Freunden und Bekannten auf den Rummel gegangen sei. Abends sei sie mit S. in der Straßenbahn nach Jena-Winzerla gefahren bis zur Endhaltestelle. In der Straßenbahn habe sie gesehen, dass sich jemand ihr gegenüber hingesetzt habe. Die Straßenbahn sei nicht so voll gewesen, das sei auffällig gewesen, das Mädchen habe sie die ganze Zeit angestarrt. Sie habe das Mädchen nicht gekannt. Das Mädchen habe sie dann angesprochen, als sie ausgestiegen seien. Es sei in den frühen Abendstunden gewesen, es seien nicht sonderlich viele Leute unterwegs gewesen. Und das Mädchen habe gesagt, sie, H., hätte sie beleidigt oder ausgelacht. Ihr, so H., sei nicht erinnerlich, dass sie sowas gemacht habe. Das Mädchen habe sie dann geschubst, einfach nur geschubst, es sei keine Schlägerei gewesen. Sie sei dann hingefallen, das Mädchen habe sich auf sie gesetzt und gesagt, sie solle sagen: “Ich bin eine Potte”. S. habe daneben gestanden und habe nicht eingegriffen, weil sie eine kleine Ratte in der Kapuze gehabt habe. Das Mädchen, das sie angegriffen habe, habe auch noch jemanden dabei gehabt, die aber auch nichts gemacht habe. Beide seien ihr unbekannt gewesen. Im Nachhinein habe sie mitbekommen, dass es Beate Zschäpe war, die habe sie auf alten Fotos aus dem Internet auch identifizieren können. Der Fuß habe geschmerzt, am nächsten Tag habe ein Arzt festgestellt, dass er angebrochen war. Was aber für Zschäpe nicht ersichtlich gewesen sei.

Auf Frage sagt H., sie habe dann eine konservative Gipsverbandversorgung bekommen für einige Wochen. Danach sei alles gut gewesen. Auf Frage sagt sie, sie habe eine Anzeige gegen Unbekannt erstattet, denn sie habe nicht gewusst, dass es Zschäpe gewesen sei. Persönlich sei ihr das gar nicht erinnerlich gewesen. Sie habe ihre Mutter gefragt, und die habe ihr gesagt, dass sie, H., das damals gemacht habe, weil es ihr wichtig gewesen sei. Auf Frage sagt H., sie habe ihre Mutter gar nicht gefragt, wann sie zur Polizei gegangen seien, es sei aber ein naher zeitlicher Abstand gewesen. Götzl fragt, wann der Vorfall war. Sie habe das so eingeordnet, wann sie mit den Leuten, mit denen sie auf dem Rummel gewesen sei, Kontakt gehabt habe. Es sei 1996 gewesen, das habe sich ganz gut recherchieren lassen. Und da sie beim Rummel gewesen seien, kämen nicht so viele Jahreszeiten in Betracht. Die Polizei habe gefragt, ob es nicht der Weihnachtsmarkt war, es sei aber nicht kalt gewesen. Das Altstadtfest im Herbst könne gut passen.

Götzl fragt, warum sich das Jahr gut habe recherchieren lassen. Das liege daran, so H., dass sie diesen Sommer in der Stadt verbracht habe, da seien viele Punker dabei gewesen, viele Leute aus der linken Szene. Auch S., die mit dabei gewesen sei, habe sie über diese Szene gekannt. Götzl fragt nach dem Nachnamen von H.s Begleiterin. H. sagt, inzwischen wisse sie den, aber sie habe den nicht mehr gewusst, sie habe sich mit Mühe und Not an den Vornamen erinnern können. Götzl: “Sie sagten, Sie hätten im Nachhinein erfahren, dass es Beate Zschäpe gewesen sei.” H. sagt, sie wisse nicht, wer das wusste. Dieser Vorfall sei in der Szene Jenas ziemlich bekannt gewesen, denn sie habe dann den Gipsverband gehabt. Erst als es zu diesen Verhaftungen gekommen sei, habe ein freier Journalist Kontakt mit ihr aufgenommen, “damals gab es doch den Vorfall mit Beate Zschäpe”, und ihr Fotos gezeigt. Der habe gesagt, er habe diese Information von der Jungen Gemeinde. Vielleicht habe das mit S. zu tun, dass die Zschäpe habe identifizieren können. Sie, H., habe es vermieden, S. gestern danach zu fragen, weil sie gedacht habe, dass es nicht so klug ist, wenn sie sich darüber unterhalten würden.

Auf Frage sagt H., sie wisse nicht mehr wie der Journalist hieß, das sei ja auch schon über zwei Jahre her. Götzl fragt, welche Fotos das gewesen seien. Eins sei von so einem Demonstrationszug gewesen, da habe Zschäpe so längere Haare, Locken, ein volleres Gesicht gehabt. Und bei der polizeilichen Vernehmung seien ihr aktuelle Fotos gezeigt worden, da habe sie sie gar nicht erkennen können. Und alte Fotos, da habe sie sie sicher erkennen können. Götzl fragt, ob der Journalist gesagt hat, woher er das gewusst habe. H.: “Aus der JG Stadtmitte.” Auf Nachfrage sagt H., sie wisse nicht ob er gesagt hat, dass er das von Katharina König weiß, oder ob das die Beamten gesagt haben bei der Vernehmung. Ihr sei bisher nicht plausibel, woher dieser Name aufgetaucht ist, weil S. und sie alleine gewesen seien. Sie verneint, Zschäpe damals gekannt zu haben. Auf Frage sagt sie, nach dem Vorfall habe sie sie noch ein-, zweimal von weitem gesehen, da habe sie sie ja einordnen können. Sie verneint, da wechselseitigen Blickkontakt gehabt zu habe, vielleicht habe sie [Zschäpe] sie nicht beachtet, vielleicht mit Absicht, vielleicht habe sie sie gar nicht erkannt. Das sei ein paar Monate später gewesen, jedes Mal in Winzerla, vor dem Win-Center. Sie, H., sei da in Begleitung ihrer Eltern gewesen, sie habe noch erwogen, zu sagen, guck die wars, habe es aber nicht gemacht, weil das evtl. blöd für ihren Vater gewesen wäre. Einmal sei Zschäpe alleine gewesen, so H. auf Frage, beim zweiten Mal sei es schon möglich, dass noch weitere Personen dabei gewesen seien.

Götzl sagt, H. habe berichtet, dass die Angreiferin gesagt habe, H. habe sie beleidigt, und fragt, ob es da einen Vorfall gegeben habe. H. sagt, es sei ihr völlig unklar gewesen, was sie da meint. Sie habe überlegt, dass es um eine Verwechslung gegangen sein könnte, denn sie seien ja in großer Gruppe auf den Rummel gegangen. Und es habe ein Mädchen M. gegeben, das ihr (H.) ähnlich gesehen habe, lange rote Haare, Perlen drin, Zöpfe, bunte Klamotten, lange Röcke. Sie seien öfter mal verwechselt worden. Und irgendwie habe sie eine diffuse Erinnerung, dass sie das Mädchen mal gefragt habe, und die gesagt habe, sie habe etwas Freches gesagt.

Götzl sagt, H. solle die vier Personen beim Vorfall beschreiben und bei sich selbst anfangen. Sie selbst habe oft diese Stiefel angehabt, so H., Springerstiefel oder so ähnliche Stiefel, mit bunten Schnürsenkeln, gefärbte oder zerrissene Klamotten, lange Röcke, die Haare seien bunt gefärbt gewesen, mit Perlen drin. Sie sei schon sehr auffällig der linken Szene zuzuordnen gewesen von außen. S. habe kurze Haare gehabt, vielleicht 7 cm lang, pink gefärbt, abstehend in alle Richtungen, Piercings im Gesicht, enge schwarze Jeans und auch solche Stiefel, “so ungefähr”. Die Beate Zschäpe habe so bisschen über Schulter lange Haare gehabt, lockig, offen, ein rundes, volles Gesicht. Sie glaube, so H., dass sie ein bisschen kleiner als sie selbst gewesen sei und nicht auffällig angezogen: “Ich weiß nicht, vielleicht Bomberjacke.” Zschäpes Begleiterin sei viel deutlicher der rechten Szene zuzuordnen gewesen. Die sei klein und zierlich gewesen, habe abrasierte Haare und ein längeres Pony gehabt. So eine Frisur, die in die Richtung weist. Die habe aber die ganze Zeit nichts gesagt oder getan, habe nur daneben gestanden.

Götzl fragt, ob S. etwas gesagt habe. Das wisse sie nicht, so H., S. habe körperlich nichts gemacht. Das sei auch ziemlich schnell gegangen. Götzl fragt, wie die Positionen der Beteiligten waren, als H. verletzt wurde. Sie sei ja geschubst worden, sagt H., und dann habe sie bäuchlings gelegen, und sie [die Angreiferin] habe sich auf ihren Rücken drauf gesetzt. Und dann habe sie sagen sollen: “Ich bin eine Potte.” Und sie habe noch gedacht, “Nanu, was ist das für ein Wort?” Dann sei sie [die Angreiferin] aufgestanden und weggegangen. Sie verneint, sich gewehrt zu haben. Das wäre, so H., ja auch total sinnlos gewesen, sie sei so unglücklich hingefallen, dass sie sich den Fuß verletzt habe, der total weh getan habe. Sie sei nach Hause gehumpelt und am nächsten Tag zum Arzt gegangen. Götzl fragt, ob sich H. zu der Zeit nochmal eine weitere Verletzung zugezogen habe. Verletzungen nicht, antwortet H., aber man habe immer darauf gefasst sein müssen, dass solche Zusammenstöße vorkommen.

Auf Nachfrage sagt H., wenn man nach Hause gefahren sei, wo man abends ja hin gemusst habe, da sei es schon so gewesen, dass man geguckt habe, sind da Rechte unterwegs. Es sei immer Angst dabei gewesen und Nervenkitzel, man habe nicht entspannt sein können. Götzl fragt, warum diese Angst bestand. H.: “Naja, weil es zu solchen Vorfällen kam, wiederholt.” Auf Frage sagt H., sie habe damals einen Ex-Freund gehabt, der sei abends nach Lobeda-West gefahren und habe da so fürchterlich die Hucke voll gekriegt, dass sie ihn in der Unfallchirurgie habe besuchen müsse, der sei grün und blau geschlagen worden. Ein Bekannter von ihr sei auch tätlich angegriffen worden. Götzl fragt, wie es zu den Situationen gekommen ist. Bei ihrem Ex-Freund wisse sie, dass der alleine gewesen sei, gegen abends um Zehn, da sei er an welchen vorbeigekommen, die sich im rechten Milieu verortet hätten, und sei angegriffen worden. Götzl fragt, ob es da einen Anlass gab. H.: “Also, der Anlass, es gab eigentlich nicht wirklich Anlässe.” Götzl fragt, ob da von bestimmten Personen die Rede war, ob Namen gefallen sind. Mit bestimmten Personen habe sie sich nicht beschäftigt, sagt H. Sie habe immer mal den Namen André Kapke gehört, aber sie wisse bis heute nicht, wie der aussieht. Sie habe sich nicht für “dieses Rechts-Links-Wir-wollen-uns-prügeln” interessiert. Sie habe eher die Gedanken in der Szene interessant gefunden, weniger die “Straßenkämpfe”.

Sie verneint, sich in dem Zeitraum wegen sonstiger Verletzungen mal zum Arzt begeben zu haben. Götzl hält aus einem Karteikarteneintrag eines Arztes für die Patientin H. vom 17.9.96 vor, da sei auch die Rede von einer Malleolarfraktur links, einer Schürfwunde, und dass ein Gips angefertigt worden sei. Auf Frage, ob sie sich später mal über den Vorfall unterhalten habe, sagt H., bis vor kurzem sei es ihr nicht erinnerlich gewesen, jemals drüber gesprochen zu haben, dann habe sich dieser Journalist gemeldet. Dann sei erstmal nichts gewesen, aber dann habe sich irgendwann Lothar König gemeldet, und sie gefragt, ob sie einverstanden wäre, wenn er ihre Nummer an die Ermittler weitergibt. Und als diese Vorladung gekommen sei, habe sie die Katharina König angerufen und die habe gesagt, dass sie sich nicht mit ihr unterhalten könne, denn sie sei nicht prozessbeteiligt.

Götzl fragt, wo in der Straßenbahn H., S. und die anderen beiden Personen saßen. Da die Straßenbahn leer gewesen sei, hätten sie viel Platz gehabt, so H.  Beate habe ihr gegenüber gesessen. Es sei auffällig leer gewesen, es sei sehr ungewöhnlich gewesen, denn drum herum seien die Plätze leer gewesen. Sie [Beate] habe H. angestarrt. Aber sie könne nicht mehr genau sagen, wie die Sitzordnung war. Auf die Frage, ob weitere Personen in der Nähe waren, sagt H., sie denke schon, dass Leute in der Straßenbahn gewesen seien, aber das sei ja die Endhaltestelle, die seien dann ihrer Wege gegangen, das sei sehr verlassen gewesen dort. Eingestiegen seien sie Stadtzentrum, Holzmarkt. Auf die Frage, wie viel Zeit vergangen ist bis zur Konfrontation sagt H., sie seien ausgestiegen, dann 20, 30 Meter gelaufen. Sie denke nicht, dass der Vorfall lange gedauert hat. Es habe ein kurzes verbales Hinundher gegeben. Sie habe gesagt, dass sie das nicht war, das sei ihr nicht geglaubt worden, dann sei sie geschubst worden. Sie habe sich nicht gewehrt weil ihr Fuß so weh getan habe. Sie habe sich dann selbst beleidigt und sie [die Angreiferin] sei dann auch sofort weggegangen.

Götzl sagt, H. habe angegeben, Beate Zschäpe bis zum Besuch des Journalisten nicht gekannt zu haben. Das sei auch so, antwortet H. Im Vernehmungsprotokoll stehe aber, so Götzl, dass M. H. erzählt habe, dass sie mit Zschäpe einen Zwischenfall gehabt habe. Sie nehme an, dass sich das retrospektiv aufgeschlüsselt habe, dass es sich um Zschäpe gehandelt habe, dass sie sich darüber verständigt haben, welches Mädchen es ist. Sie könne nicht hundertprozentig sagen, ob es dieses Gespräch gegeben hat, halte es aber für wahrscheinlich. Es sei einfach unglaublich lange her. Und als sie sich mit den Polizisten unterhalten habe, habe man immer Beate Zschäpe gesagt, denn sie habe ja dann schon die Fotos gesehen. Es müsse aber nicht sein, dass sie gegenüber M. den Namen Zschäpe verwendet hat, denn dieser Name sei ihr sehr unbekannt gewesen bis vor zwei Jahren. Vorhalt: Die Frage, ob sie Beate Zschäpe auf dem Weihnachtsmarkt gesehen habe und von einem Zwischenfall mit M. mitbekommen habe, habe H. verneint, aber sie hätte Zschäpe auch nicht erkannt; erst jetzt als das so groß in der Presse gewesen sei, habe sie das zuordnen können, auf den Fotos im Internet sehe sie aus wie damals. H. : “Ja.”

Götzl fragt zur Kleidung von Zschäpe und H. sagt, die sei nicht so sonderlich extrem angezogen gewesen, eher normal. Vorhalt: Bomberjacke und Jeans. H. sagt, die Jeans würde sie jetzt als normale Kleidung bezeichnen, es könne schon sein. Vorhalt: Die Begleiterin habe kurze Haare gehabt, eine typische Frisur, sie glaube, hinten kahl und vorne Pony; die habe sich raus gehalten, habe typisch rechts ausgesehen, mehr als die Beate. H. bestätigt die Vorhalte. Auf Frage, woran sie festmache, dass die typisch rechts ausgesehen habe, sagt H., an den Stiefeln, möglicherweise seien die mit weißen Schnürsenkeln gewesen, und an der Frisur. Götzl fragt nach weiteren Namen aus der rechten Szene damals. Sie habe bestimmt welche gekannt, so H., weil sich da auch drüber unterhalten worden sei von Freunden und Bekannten. Sie könne sich nicht erinnern, weil sie sich damals nicht damit beschäftigt habe, wer wie aussieht, was gemacht hat, in welchen Bündnissen steckt. Götzl fragt, ob H. damals etwas mit Mundlos und Böhnhardt verbunden hat. Sie wisse es nicht genau, so die Zeugin, aber sie vermute nicht. Zu Wohlleben sagt sie, sie glaube nicht, dass ihr damals der Name etwas sagte, und wenn, dann sei er total überlagert von aktuellen Informationen.

Vorhalt: Sie könne sich an zwei Auseinandersetzungen erinnern, ihr Freund sei auf dem Heimweg krankenhausreif geprügelt worden. Das sei der geschilderte Vorfall, bestätigt H. Vorhalt: Der sei als Linker leicht zu erkennen gewesen. H. sagt, der habe einen Irokesenschnitt gehabt, bunte Schnürsenkel, zerrissene Hose. Der andere Bekannte sei ein Ma. gewesen, so H. auf Frage, sie wisse nur, dass der auch verprügelt worden sei. Der habe zu den Leuten gehört, die sich da intensiver beschäftigt hätten mit dem rechten Milieu. Das sei auch so 1996 gewesen, vielleicht sei es auch schon 1995 los gegangen und in 1997 rein geschwappt. Vorhalt: Ma. sei ein Zahn ausgeschlagen worden; der sei auch als Linker erkennbar gewesen. Sie denke, sie mache das an den Klamotten fest, sagt H. auf Frage. Sie denke, dass er da sich deutlich zu erkennen gegeben habe, aber sie wisse nicht mehr, wie er da ausgesehen hat. Sie seien da im Endeffekt doch alle ähnlich herumgerannt, bunt, zerrissen, Springerstiefel.

Vorhalt: Sie sie von einem freien Reporter angesprochen worden, der sich an den Vorfall habe erinnern können. Sie bejaht, sofort gewusst zu haben, von welchem Vorfall die Rede ist. Sie sei ja nur einmal angegriffen worden, und dann das angebrochene Bein: “Das war schon ganz klar, welcher Vorfall.” Vorhalt: Mit ihm habe sie Fotos angesehen und sei dann zur Überzeugung gelangt, dass es Zschäpe war. H.: “Ja.” Auf Frage, was die Formulierung “zur Überzeugung gelangt” bedeutet, sagt H., er habe ja gesagt, es sei die Beate Zschäpe gewesen, oder dass er das gehört habe aus der JG Stadtmitte. Sie habe gedacht, den Namen kenne ich ja gar nicht. Dann seien sie auf Google gegangen und auf den alten Bildern, da habe sie gewusst: “Okay, das war sie tatsächlich.” Vorhalt: Es habe sie gewundert, dass er Informationen dazu hatte. Das wundere sie ja bis heute, so H., dass Leute aus Jena das gewusst hätten und sie nicht, diesen Namen. Auf Frage, ob der Journalist gesagt hat, ob er für ein bestimmtes Medium arbeitet, sagt H., sie habe das eher so verstanden, dass er freier Journalist ist, nicht für ein bestimmtes Blatt unterwegs.

Vorhalt: Möglicherweise habe ihre Freundin oder sonst jemand die Person gekannt, die sie angegriffen hat. Das sei eine Mutmaßung gewesen, sagt H. Sie bestätigt Vorhalte, die Angreiferin nochmal im Win-Center gesehen zu haben. Sie verneint die Frage, ob sie damals versucht hat, die Person unabhängig von einer Anzeige, ausfindig zu machen. Dann werden Lichtbilder in Augenschein genommen. Zunächst wird eine Reihe von Einzelbildern mit Männern, darunter Thomas Gerlach, André Kapke und Martin Wiese [bayerischer Rechtsterrorist], und Frauen gezeigt. Darunter finden sich Bilder von Zschäpe, zu zwei Bildern sagt H., das seien neuere Bilder von Zschäpe, auf denen sie sie nicht erkannt hätte, bei zwei Bildern sagt H., darauf würde sie Zschäpe erkennen, so habe sie damals ausgesehen. Bei einem der Männer sagt H., der sehe so aus wie Leute, die man damals auf der Straße gesehen habe. Bei einer Reihe von Einzelbildern mit Frauen, ohne ein Bild von Zschäpe, erkennt H. niemanden.

OStAin Greger fragt, ob H., als sie am Boden gelegen habe, zum Ausdruck gebracht habe, dass sie Schmerzen hat. H.: “Ich glaube nicht.” Zur Eingrenzung des Alters der Angreiferin sagt, sie habe gedacht, dass die ein, zwei Jahre älter gewesen sei, oder drei. Die Begleiterin habe jung ausgesehen. Da sei aber schwierig zu schätzen in dem Alter. Zschäpes Verteidiger RA Heer fragt, ob er richtig verstanden habe, dass H. erst nach der Festnahme Zschäpes zur Überzeugung gelangt sei, dass es Zschäpe war, die sie angegriffen habe. H.: “Den Namen wusste ich vorher nicht, ja.” Heer fragt, ob H. sich Fotos angesehen habe, die nach Eingabe des Namens Beate Zschäpe in Google erschienen sind, oder auch andere Fotos. Sie denke, nur Fotos aus der Google-Bildersuche, so H. Heer fragt, ob es eine Einleitung gegeben habe, wie die Vernehmung begonnen habe. Ganz normal, so H., sie habe erzählen sollen, es sei mitgeschrieben worden. Heer: “Direkt?” H. bejaht das, eine habe geschrieben und die andere habe sie befragt. Heer fragt, ob zu Beginn der Vernehmung die Polizeibeamtinnen nochmals den Grund nannten, warum sie da sind. H.: “Na, der Grund war, dieses Ereignis protokollieren zu lassen, ich verstehe Ihre Frage nicht so ganz.” Heer fragt, ob H. denn eine Erinnerung daran hat, ob zu Beginn der Vernehmung von den Polizeibeamtinnen der Name Beate Zschäpe genannt wurde. H.: “Nein.” RA Stahl fragt, ob mal Frau König vorher mit H. gesprochen und den Namen genannt hat. Das verneint H., sie könne sich nicht erinnern, das sie darüber gesprochen hätten. Vorhalt aus der Vernehmung von Katharina König vom 28.3.2013: Auf die Frage, ob sie  auf dem Weihnachtsmarkt dabei gewesen sei, habe König geantwortet, nein, aber H. sei unmittelbar nach dem Vorfall in die JG gekommen und sie hätten sie zum Arzt gebracht; H. sei von zwei Personen gestützt worden; H. habe sofort geäußert, dass Zschäpe verantwortlich gewesen sei. Dazu sagt H., das sei so gar nicht das, was sie erlebt habe. Vielleicht habe König das mit einer anderen Situation verwechselt.

Wohllebens Verteidiger Klemke fragt, ob die geschilderte Gewalt eine “Einbahnstraße” gewesen sei. Ihr sei es natürlich schon so vorgekommen, sagt H., aber es sei nicht gesagt, dass es nicht von radikaleren Vertretern der linken Szene nicht auch Aktionen gab. Zumindest wisse sie, dass sowas teilweise erwogen worden sei. Wenn jemand verprügelt worden sei, dass dann gesagt worden sei, vielleicht sollten wir auch mal eine Aktion machen. Sie denke, dass es nicht ausschließlich eine Einbahnstraße gewesen sei, aber für sie habe es sich schon eher nach einer Einbahnstraße angefühlt. Im Protokoll von H.s Vernehmung stehe, so Klemke, dass körperliche Gewalt von beiden Seiten damals nicht so ungewöhnlich gewesen sei. Das solle H. den Beamten gesagt haben. H. sagt, das habe sie heute schon gesagt habe, dass es Leute gegeben habe, die sich da ein bisschen extremer verhalten und reagiert hätten. Klemke fragt, ob es Gewalt von links gegen Rechte gegeben habe. Sie wisse nur, dass es überlegt worden sei, so H. Klemke sagt, das klinge ein bisschen anders im Protokoll. Auf Frage sagt H., sie habe das so gesagt, wenn es da so stehe, aber sie seien auf den Punkt nicht näher eingegangen.

RA Stahl fragt, ob H. eine Erinnerung habe, ob sie damals Alkohol getrunken haben. Bestimmt nicht auf dem Rummel, so H.,weil sie kein Geld gehabt hätten, aber vielleicht vorher. Stahl fragt, ob sie zum Feiern in der Stadt waren. Sie hätten gedacht, so H., wir gehen mal auf den Rummel und haben ein bisschen Spaß. Schon Feiern, das heiße aber nicht automatisch, dass man da Alkohol trinke. Dieser Rummel sei eher besetzt gewesen von Leuten aus der rechten Szene. Aber sie hätten sich gedacht, naja, warum soll man nicht auf den Rummel gehen dürfen, nur weil man bunt aussieht. Sie hätten sich das vorher überlegt, sie hätten einfach Lust gehabt, auf den Rummel zu gehen, Karussell zu fahren. Auf Frage sagt H., sie könne nicht sagen, ob sie nüchtern war, aber sturzbetrunken bestimmt nicht. Stahl: “Irgendwie so ein Zustand erhöhter Lebensfreude?” Sie erinnere das nicht, antwortet H. Auf Frage, wieviele Personen das auf dem Rummel waren, sagt H., sie seien eine  größere Gruppe gewesen, so zehn plusminus, aber sie hätten sich dann geteilt in kleinere Gruppen, zu viert vielleicht. Sie habe gar nichts von einer Auseinandersetzung mit einer anderen Gruppe mitbekommen.

RAin Sturm, Zschäpes Verteidigerin sagt, ihr Kollege habe H. die Aussage Frau König vorgehalten, dass die ihr geholfen habe: “Sind Sie von der Jungen Welt aus …, von der Jungen Gemeinde, zum Arzt gebracht worden?” Sie denke nicht, so H. Sie denke, das sie früh festgestellt habe, dass es immer noch weh tut, und alleine zum Arzt gegangen ist statt zur Schule. Sie denke, dass Katharina vielleicht die ganzen Vorfälle durcheinander bringt. Sturm fragt, ob H. wisse, ob sie sich danach mit S. unterhalten hat. Bestimmt, so H., man habe sich bei dem Treffpunkt in der Stadt ja jeden Tag gesehen. Sturm fragt, ob noch mehr von H. verlangt worden sei, als zu sagen, ich bin eine Potte. H.: “Nicht dass ich wüsste.” Sturm: “Sind Sie aufgefordert worden, die Jacke auszuziehen?” Das sei eine gute Frage, so H., da könne sie sich jetzt direkt nicht erinnern, “vielleicht doch, nein, weiß ich nicht mehr”. Sie erinnere sich auch nicht daran, ob die Angreiferin zu einer der umstehenden Personen etwas gesagt hat. Vorhalt: Die Personen jetzt im Prozess kenne H. nicht; sie würden ihr teilweise bekannt vorkommen; aber vielleicht nur, weil sie sich alle ähneln. Sturm fragt, auf wen sich das bezieht. Vorhin bei den Fotos habe sie ja auch schon mal gedacht, vielleicht kannte ich die vom Sehen. Das äußere Erscheinungsbild sei ja schon sehr ähnlich mit den kurzgeschorenen Haaren und der Mode.

Klemke fragt, wieviele Google-Fotos sich H. mit dem Journalisten angeschaut hat. Das seien schon etliche gewesen, so H., die neueren, wo sie gedacht habe, das komme ihr nicht bekannt vor, und die älteren, wo sie gedacht habe, die war es, das ist gesichert. Klemke fragt, ob das Porträtaufnahmen waren. H.: “Vielleicht.” Das seien vielleicht fünf bis zehn ältere Fotos gewesen, so in dem Dreh. Götzl fragt, ob denn zur Begleiterin der Kontrahentin von H. in H.s Bekanntenkreis mal ein Name gefallen ist. Das verneint H. Götzl fragt zum Namen Jana A. (zuletzt 107. Verhandlungstag). Den habe sie gestern registriert, als sie von einem Artikel im Internet über ihre Zeugenaussage gehört habe, so H. Götzl fragt, ob H. geweint hat damals. Sie glaube nicht, so H., sie glaube, dass sie sich ein bisschen zusammengerissen habe.

NK-Vertreter RA Reinecke fragt, ob H.s Freund sich mal mit Rechten geprügelt hat. H.: “Nicht dass ich wüsste.” Sie verneint einen Terminkalender zu führen, sie habe keine Möglichkeit den Namen des Journalisten herauszufinden, so H. auf Frage von RAin Wierig. RA Erdal fragt, ob denn damals Gewalt unter den Frauen auch üblich gewesen. Möglich sei die bestimmt gewesen, aber jedenfalls ungewöhnlicher, so H.  Sie verneint, andere Frauen gekannt zu haben, die Frauen verprügelten. SV Prof. Saß fragt, ob H. Wahrnehmungen gemacht habe, dass bei der Kontrahentin oder der Begleiterin in Bezug auf Alkohol oder Drogen etwas zu erkennen war. Beides verneint H. Saß fragt, ob erörtert wurde, was der Begriff “Potte” bedeutet. H. verneint das. Die Vernehmung endet um 11.17 Uhr.

Nach einer Pause geht es um 11.44 Uhr weiter mit der Zeugin S. Auch S. hat RAin Pietrzyk als Beistand. S. berichtet, 1996 sei sie mit H. in Jena in der Altstadt unterwegs gewesen und sie seien dann zur Straßenbahnhaltestelle gegangen, um nach Hause zu fahren, nach Winzerla. Da sei Frau Zschäpe mit einer Freundin gekommen, die sie persönlich unter dem Namen Jana A. gekannt habe vom Hörensagen. Sie und H. seien in die Straßenbahn eingestiegen. Sie hätten sich auf so einen Vierersitz gesetzt. H. und sie hätten sich gegenüber gesessen und Zschäpe direkt neben H. Neben ihr, S., habe A. gesessen. Sie seien nach Winzerla gefahren. Zwischendurch sei nicht geredet worden, es sei eine sehr angespannte Situation gewesen. Sie seien an der Endhaltestelle ausgestiegen, ein Stück gelaufen, dann hätten sie hinter sich schnellere Schritte gehört und Zschäpe habe irgendwas gesagt zu H. Sie hätten sich umgedreht. Die Äußerung von Zschäpe, die sie erinnern könne, sei gewesen, dass H. sie in der Stadt “Schlampe” genannt hätte. Und dann habe Zschäpe H. mit zwei, drei geübten Handgriffen zu Boden gebracht. H. habe weinend am Boden gelegen. Zschäpe habe H. die Jacke entwendet oder H. habe sie selber ausziehen sollen, das wisse sie nicht mehr. Und dann sei Zschäpe weggegangen.

Auf Frage sagt S., H. habe sich das Bein gebrochen oder den Fuß, das wisse sie nicht mehr. Götzl fragt, was H. nach dem Vorfall gemacht hat. Nach dem Vorfall wisse sie, ehrlich gesagt nicht mehr, so S., aber H. habe dann Anzeige erstattet. Sie selbst sei noch minderjährig gewesen, so S., deswegen sei sie mit ihrer Mutter zur Polizei gegangen, um ihre Zeugenaussage zu machen. Wie viel später sie bei der Polizei war, wisse sie nicht mehr. Götzl fragt, ob H. denn gehen konnte nach dem Vorfall. Sie habe H., glaube sie, stützen müssen, so S., es sei auf jeden Fall sehr schlecht gegangen, H. habe geweint. Götzl: “Wo waren Sie an dem Tag gewesen?” Sie sei in der Altstadt unterwegs gewesen, so S., sie wisse auch, dass da irgendein Rummel war. Aber sie wisse nicht mehr, wo sie unterwegs gewesen sei. Götzl fragt, ob S. es näher eingrenzen könne als auf 1996. S. verneint das. Götzl fragt zum Rummel, was das für ein Fest war. Sie würde sagen, so S., das sei wie in jeder Stadt, dass im Winter einmal Rummel ist oder Altstadtfest. Es gebe einen großen Platz in Jena, den Eichplatz, da würden dann auch immer die Fahrgeschäfte stehen. Götzl: “Ja, war das dieser Platz, an dem Sie gewesen sind?” S.: “Ja.” Götzl fragt, ob es Winter war oder eine andere Jahreszeit. Sie habe auch überlegt, sagt S., wisse es aber nicht mehr.

Götzl sagt, beim Vorfall selbst habe S. von zwei, drei geübten Handgriffen gesprochen, ob sie das näher beschreiben könne. S. sagt, sie habe sie nicht zu Boden gestoßen, sondern, das habe sich ihr so eingeprägt, weil sie es ungewöhnlich gefunden habe, es habe ausgesehen wie trainiert. Jemanden mit zwei Handgriffen zu Boden zu kriegen, sei halt wie beim Kampfsport oder so. Konkret könne sie das nicht mehr sagen, so S. auf Frage, sie sei 15 Jahre alt gewesen und das sei einfach lange her. Götzl bittet S., die Situation mit der Jacke näher zu beschreiben. Von dem direkten Kontakt wisse sie, wie gesagt, nur noch, das sie [Zschäpe] gesagt habe, H. habe Zschäpe “Schlampe” genannt. Ihr, S., habe Zschäpe angedroht, wenn sie etwas mache oder unternehme, dann sei sie dran. Und sie erinnere sich noch, dass Zschäpe zu A. gemeint habe, sie solle aufpassen. Die habe ein paar Schritte von ihr (S.) entfernt gestanden. Sie (S.) habe nichts gemacht. Dann habe H. am Boden gelegen. Und sie wisse noch, dass Zschäpe die Jacke letztendlich gehabt habe, aber wie das passiert sei, wisse sie nicht mehr. Und die beiden seien in Richtung “Winzerclub” gelaufen, der da in Winzerla an der Endhaltestelle gewesen sei, das wisse sie noch.

Götzl fragt nach der Jacke von H. S. sagt, das wisse sie nicht so richtig, ihr erster Einfall wäre eine altrosa Wildlederjacke, aber das sei nur der erste Gedankenblitz. Götzl fragt, ob S. diese Äußerungen, H. habe Zschäpe “Schlampe” genannt, zu einem Vorfall an dem Tag zuordnen konnte. S. verneint das. Sie sei sehr perplex gewesen, denn erstens habe sie Angst vor Zschäpe gehabt und sie habe mit der Äußerung nichts anfangen können: “Das war eine absurde Situation.” Auf Frage sagt S., H. habe wahrscheinlich überrascht darauf reagiert, vielleicht gefragt, wie sie darauf kommt. Götzl: “Ja, haben Sie etwas dazu noch in Erinnerung?” S. verneint das. Jana A. sei da gewesen, weiter nichts, so S. auf Frage. Die habe nichts gesagt und nichts gemacht. Götzl fragt, wer wo war. Da sei ein Garagenkomplex bei den Straßenbahnschienen, so S., auf so einem Rasenstück dazwischen hätten sie gestanden. Sie selbst habe eher Richtung Garage gestanden, Richtung Schiene hätten Zschäpe und H. gestanden, und A. habe, glaube sie, rechts von ihr selbst gestanden. Sie seien vielleicht zwei Schritte entfernt gewesen, A. einen Schritt.

Götzl fragt, ob S. zum damaligen Zeitpunkt Zschäpe kannte. Sie habe Zschäpe vom Sehen aus Winzerla gekannt, so S. Und da sie selbst zu der Gruppe von Leuten gehört habe, die ein bisschen auffälliger aussahen, sei sie öfter damit konfrontiert, durchs Viertel gejagt zu werden, beleidigt zu werden. Sie habe ein paar andere Leute gekannt, denen es ähnlich ging, dadurch habe man sich unterhalten, deswegen seien ihr auch ein paar Namen und Gesichter bekannt, zum Beispiel Jana A. und Zschäpe. Die Frage, ob sie den Namen Zschäpe damals kannte, bejaht S. Götzl fragt, woher. Man habe sich mit Leuten unterhalten, so S., man habe im gleichen Viertel gewohnt, “das ist wie ein kleines Dorf, man spricht darüber”. Wodurch sie den Namen gekannt habe, die Person, das Gesicht dazu, seien Erzählungen gewesen von Leuten, dass Zschäpe, sie sage jetzt mal umgangssprachlich, ein “krasses Auftreten” habe. Es habe Leute gegeben, die erzählt hätten, dass sie [Zschäpe] mit einem Messer in der Tasche herumläuft. Sie habe mehr als einmal gehört, dass Leute Angst haben, gesagt haben, Zschäpe habe keine Skrupel, auf Leute loszugehen. Götzl fragt, welche Leute das waren, die das sagten. Namen könne sie nicht nennen, so S., das wisse sie nicht, es seien Bekannte gewesen, Leute.

Auf die Frage, ob sie noch wisse, wie sie erstmals auf Zschäpe aufmerksam wurde, sagt S., einen konkreten Anlass gebe es nicht. Götzl fragt, ob S. Situationen in Erinnerung habe, bei denen Zschäpe zugegen war. S. sagt, Situationen wie an der Straßenbahnhaltestelle stehen und Zschäpe sehen, ja, aber keine Vorfälle in dem Sinn. Götzl fragt, ob S. denn noch eine Vorstellung hat, wer die Leute sein könnten, die davon berichtet haben. Das seien Leute gewesen, denen es ähnlich wie ihr selbst gegangen sei, die so nicht ins normale Straßenbild gepasst haben, vor allem in Jena-Winzerla nicht, die von Nazis gejagt worden seien, von Hooligans gejagt und beleidigt worden seien, Leute mit bunten Haaren. Zu Jana A. könne sie nur sagen, dass sie sie vom Sehen gekannt habe, sie habe zuordnen können und gehört habe, dass so ihr Name lautet. Wann sie den Namen erfahren hat, wisse sie nicht mehr. Götzl fragt, ob S. sonst mal Kontakt zu Jana A. gehabt habe, was S. verneint.

Götzl fragt nach Situationen, wo S. damit konfrontiert worden sei durchs Viertel gejagt zu werden. Sie sei aus einem fahrenden Auto angeschrien worden, es sei angedroht worden, dass sie sie kriegen und fertig machen, sie sei zu Fuß verfolgt worden, auf Mopeds verfolgt, so die Zeugin. Sie verneint, zu wissen, wer das jeweils war. Götzl fragt, wann diese Vorfälle etwa waren. S. sagt, sie würde sagen, so 1994/95/96. Götzl fragt, ob S. Zschäpe mal in Begleitung gesehen hat oder alleine. Wenn sie sie gesehen habe, so S., und das sei nicht oft gewesen, dann alleine. Jedenfalls könne sie sich an keine konkreten Personen oder so erinnern. Sie wisse nicht mehr, wie oft sie sie gesehen habe. Auf Frage, ob sie irgendwelche Personen aus dem Bekannten- oder Freundeskreis von Zschäpe damals kannte, sagt S., sie habe vom Sehen Böhnhardt und Mundlos gekannt. Die hätten auch zu den Personen gehört haben, von denen die Rede gewesen sei, dass man sich lieber fernhalten sollte oder aufpassen sollte. Aber diese Verbindung von den Dreien wisse sie auch erst seitdem diese Sache, weswegen man hier sitze, herausgekommen sei.

Götzl fragt nach Gelegenheiten, bei denen S. Mundlos und Böhnhardt gesehen habe. Das sei genauso wie bei Zschäpe und A. Sie habe in Winzerla gewohnt und dort habe man die vom Sehen gekannt. Sie verneint, mal mit denen gesprochen zu haben. Die Namen habe sie vom Hörensagen gekannt, Vor- und Nachname. Sie verneint, sich zu erinnern, von wem sie die Namen gehört habe. Sie erinnere sich nicht an Situationen, wo sie Böhnhardt, Mundlos oder beide gesehen habe. Sie verneint, sonstige Personen nennen zu könne, die sie als Bekannte Zschäpes zuordnen würde. Götzl fragt, ob S., der Name André Kapke etwas sage. S. bejaht das, das sei ein bekannter Name aus Jena. Den habe sie vom Sehen gekannt, genauso wie andere eben aus dem Stadtviertel. Sie verneint,  im Hinblick auf Kapke Situationen und Vorfälle in Erinnerung zu haben, die sie persönlich betreffen. Sie wisse noch von einem Vorfall, bei dem zwei Frauen überfallen und festgehalten worden seien. Die Informationen seien, dass zwei Frauen in Jena festgehalten worden seien, dass Kapke und Ralf Wohlleben involviert gewesen seien und es dann auch einen Prozess gegeben habe. Sie wisse nicht mehr, woher sie ihre Kenntnisse hat. Das sei 1999/2000 ungefähr gewesen, sagt S. auf Frage. Auf Frage sagt S., auch Wohlleben sei ein bekanntes Gesicht in Jena gewesen. Der Name sei ihr bekannt gewesen, den habe man erzählt. Sie bejaht, dass  Tino Brandt ihr ein Begriff sei. Zu damals könne sie zu Brandt nichts sagen. Es folgt die Mittagspause bis 13.26 Uhr.

Dann setzt Götzl die Befragung von S. fort. Vorhalt aus der Vernehmung von S.: Es habe mal einen Fall gegeben, da sei sie, S., nachts von einem roten Auto verfolgt worden; sie wissen nicht mehr, ob Uwe Mundlos am Steuer saß, aber auf jeden Fall habe André Kapke hinten drin gesessen. S. bejaht das, das sei ein Vorfall gewesen, wo ihr aus dem Auto nachgerufen worden sei, “wir kriegen dich”, und dass die Person, die da drin gesessen habe, wie André Kapke ausgesehen habe und sie noch eine schwammige Erinnerung habe, dass das Auto irgendwie ein roter Opel gewesen sei, und sie den aus irgendeinem Grund mit Mundlos in Zusammenhang bringe. Irgendwie sei ihr das erzählt worden, so S. auf Nachfrage, oder in einem Gespräch sei das mal gefallen, in der Zeit, als sie 14, 15 war. Götzl sagt, im Protokoll heiße es: “ob Uwe Mundlos am Steuer saß”. Das sei so gewesen, sagt S., dass sie diese vage Erinnerung gehabt habe, und von den Erzählungen her, dass das Auto mit seinem Namen in Verbindung gebracht worden sei. Und daraufhin habe die Dame, die sie vernommen habe, gefragt, ob er am Steuer saß und sie habe daraufhin gesagt, ob er am Steuer saß, wisse sie nicht. Götzl fragt nach Kapkes Aussehen, und S. sagt, der sei von der Statur sehr kräftig, manchmal Bart, manchmal kein Bart. Götzl möchte wissen, wie sich Kapke denn in der Situation verhalten hat. S. sagt, aus dem Auto sei herausgerufen worden und daraufhin sei sie sofort weg gerannt, habe sich ins Dunkle gerettet, weil sei sehr große Angst gehabt habe. Das Auto sei noch mit quietschenden Reifen losgefahren, aber sie habe sich versteckt. S. verneint, das Rufen einer Person zuordnen zu können. Götzl: ” Was wurde gerufen?” S.: “Wir kriegen dich, sowas.” Vorhalt: Jetzt kriegen wir dich, wir machen dich fertig. S. bejaht das.

Den Namen Christian Kapke kenne sie vom Hörensagen, so S. auf Frage, sie könne den nicht irgendwelchen Situationen zuordnen. Auf Frage sagt sie, sie habe ein vages Bild vor Augen, es würden ihr keine Charakteristika einfallen, um ihn zu beschrieben, schmaler auf jeden Fall als sein Bruder, blonde oder dunkelblonde Haare. Sie bejaht, dass ihr THS etwas sage, da habe sie im Zusammenhang mit Tino Brandt drüber gelesen in der Presse. Und es habe Aufkleber vom THS gegeben in der Stadt. Vorhalt: Auf die Frage, ob sie Mundlos und Böhnhardt zu dieser Zeit gekannt habe und weitere rechte Personen, habe S. gesagt, Mundlos, Böhnhardt, Brandt, Wohlleben, André Kapke und Christian Kapke seien bekannte Personen aus der rechten Szene gewesen, sie seien organisiert und auch gewalttätig gewesen. Götzl fragt, was S. mit “organisiert und gewalttätig” meint. S. sagt, sie meine, dass die da im THS organisiert waren, und ihre Wahrnehmung damals sei gewesen, dass Leute eben davon erzählt hätten, dass sie schon als Gruppe wahrgenommen würden, und als gefährlich.

Götzl fragt, was die anderen Personen angeht, ob S. die als gewalttätig erlebt hat. Das habe sie gehört, welche gefühlte Stimmung gewesen sei, welche Namen immer wieder gefallen seien. Auf Frage sagt S., Zschäpe habe sich bei dem Vorfall an Jana A. gewendet und gesagt, sie solle aufpassen oder gucken. Götzl fragt, wie S. damals ausgesehen habe. Sie habe damals immer unterschiedlich ausgesehen, so S., sie könne nicht hundertprozentig sagen, ob sie schwarze lange Haare hatte oder kurze rote. Götzl fragt, ob S. zu den anderen Personen etwas in Erinnerung geblieben ist, vom Aussehen her usw. Zschäpe habe sie mit langen offenen Haaren gekannt, sagt S., lockig ein bisschen wie eine Dauerwelle, unauffällig gekleidet, Jeans. Und Jana A. sei ihr mehr im Gedächtnis geblieben, weil sie so eine markante Kurzhaarfrisur gehabt habe, stark geschminkt, schwarze Sachen, Springerstiefel. H. habe immer lange Haare gehabt, eigentlich immer lange Röcke, wenn sie sich an damals erinnere, so S. auf Frage. Sie verneint, konkret etwas zum Aussehen von H. bei dem Vorfall sagen zu können. Götzl fragt, ob es von Seiten Zschäpes unabhängig von der Jacke noch eine Aufforderung an H. gegeben hat, was S. verneint. Götzl nennt den Begriff “Potte”. S.: “Wenn Sie es sagen, kommt mir das bekannt vor, dass Sie, ja, kommt mir bekannt vor.” Auf Nachfrage sagt S., das sei von der Erinnerung her genauso: Sie habe sich nicht mehr erinnert, was danach passiert ist, und als ihre Mutter gesagt habe, natürlich waren wir bei der Polizei, sei alles wieder da gewesen. Und wenn Götzl das jetzt sage mit der “Potte”, habe H., glaube sie, sich selber so bezeichnen wollen.

Götzl fragt, ob S. denn damals zur Polizei gesagt hat, dass Zschäpe die Täterin sei. Das wisse sie nicht mehr, sagt S., hängengeblieben sei bei ihr selektiv, wie es in der Polizeistation aussah. Und der Polizist, dass der finde, dass sie ein nettes Mädchen sei, sich aber überlegen solle, was sie anzieht. Das habe sie sehr betroffen, denn ihr sei das Gefühl vermittelt worden, dass sie selbst schuld sei. Götzl: “Ist denn nicht über die Täterschaft gesprochen worden, obwohl sie sagen, sie kannten den Namen und die Person?” Die genaue Aussage wisse sie nicht mehr, das sei weg. Götzl fragt, ob S. H. gesagt hat, ich kenne die Betreffende. Das wisse sie nicht mehr, so S. Sie seien nicht gut befreundet gewesen oder so, sie hätten sich gekannt. Es seien halt so einzelne Sachen, die einem einfallen, und manches sei weg. Götzl sagt, dass H., davon gesprochen habe, geschubst worden zu sein. Es sei sehr körpernah gewesen und habe gekonnt ausgesehen, wie sie zu Boden gebracht wurde, sagt S. dazu. Götzl fragt, ob S. zum Zeitpunkt des Vorfalls wusste, dass die Freundin von Zschäpe Jana A. hieß. Ob sie es davor gewusst oder kurz danach den Namen mit dem Gesicht in Verbindung gebracht habe, wisse sie nicht mehr, so S. Aber das sei da gewesen, als das ihre Lebensrealität gewesen sei, wo sie ständig diese Leute getroffen habe.

Götzl fragt nochmal zu dem Begriff “Potte”. S. sagt, das sei irgendwie ein komisches Wort und Zschäpe habe das verwendet und gemeint, H. solle sich “Potte” nennen: “Es war auf jeden Fall ein eigenartiges Wort.” Vorhalt: Zschäpe habe damals den Ruf gehabt, dass sie mit einem Messer in der Tasche herumlaufe und auch Männern gegenüber damit eindeutig aggressiv geworden sei. S. bestätigt den Vorhalt. Das falle auch in diese Kategorie, sie habe das gehört, das habe man sich sozusagen auf der Straße erzählt. Ein konkretes Ereignis wisse sie nicht, aber das sei bei ihr hängengeblieben. Sie habe das furchteinflößend gefunden, dass das so erzählt worden sei. Vorhalt: Zschäpe sei eine beeindruckende Persönlichkeit gewesen, vor der jeder Angst bekommen habe. Damit sei gemeint, so S., dass Zschäpe eben diese Selbstsicherheit ausgestrahlt habe. Man merke ja, ob jemand raumeinnehmend ist oder eher zurückhaltend. Für sie sei das die Wahrnehmung gewesen immer, dass Leute Angst vor ihr haben. Auf Nachfrage sagt S., ihre Wahrnehmung sei das gewesen, was ihr erzählt worden sei und wie sie Zschäpe eben 1996 bei diesem Vorfall erlebt habe. Vorhalt: Obwohl Zschäpes Klamotten normal gewesen seien, habe man gewusst, dass sie zur rechten Szene gehört. Götzl fragt, woher S. das wusste. Weil das auch Leute erzählt hätten, antwortet S., dass Zschäpe eben Freunde habe, die der rechten Szene zuzuordnen sind. Damit bringe sie Zschäpe in Verbindung. Götzl fragt, was S. sonst von Aussehen und Kleidung Zschäpes in Erinnerung geblieben ist. S. sagt, die sei nicht schick gekleidet gewesen, Pullover, sportlich, Turnschuhe.

Vorhalt: Von ihrer Art her sei sie laut gewesen, selbstbewusst und einnehmend. So habe sie Zschäpe wahrgenommen, sagt S., das beziehe sich auf den Vorfall. Götzl bittet um eine Beschreibung der Begleiterin von Zschäpe. Vom Haarschnitt her sei das ein etwas schickerer so genannter Renee-Schnitt gewesen, sagt S., schwarz, sie habe sie als stark geschminkt in Erinnerung, schwarze Sachen. Vorhalt: Kurze rasierte Haare, die schwarz gefärbt gewirkt hätten, schwarz geschminkt, ein bisschen kleiner als Zschäpe, schlank, auffällig große Augen, habe meistens schwarze Sachen und Springerstiefel getragen. S.: “Ja.” Vorhalt: Jana A. sei der Name, den S. von ihr in Erinnerung habe, in Winzerla habe sie sie noch weitere Male gesehen, aber da habe es keine Zwischenfälle gegeben. Es folgt eine Inaugenscheinnahme der Lichtbilder, die schon H. gezeigt wurden. S. erkennt auf einem der Bilder André Kapke. Auf Bildern erkennt sie Zschäpe. Bei den Lichtbildern mit den Frauen, sagt S. zu Bild 4, die Person sehe aus wie die ihr als Jana A. bekannte, mit langen Haaren, aber sie könne es nicht hundertprozentig sagen.

Auf Frage, wie es zu der BKA-Vernehmung kam, sagt S., das BKA habe sich bei ihr gemeldet und gefragt, ob sie zu dem Vorfall nochmal eine Zeugenaussage machen würde, weil die Unterlagen nicht mehr existieren würden. Götzl fragt, ob S. vornweg Informationen von den Beamten bekommen habe, worum es geht. Sie sei gefragt worden, ob sie sich an einen Vorfall in Jena 1996 mit der H. erinnere, sagt S., da habe sie sofort gewusst, worum es geht. Götzl fragt, ob denn der Name Zschäpe gefallen ist, bevor sie Angaben dazu gemacht habe. Sie [die Beamtin] habe gefragt, ob sie noch wisse, wer das war, und da habe sie gesagt, ja, das war Beate Zschäpe, so S. Aber vorher sei das nicht gefallen. Götzl sagt, er frage, weil es hier einen Absatz “Hintergrund” im Protokoll gebe, wo stehe, dass H. einen Vorfall geschildert habe, dass sie an einer Straßenbahnhaltestelle mglw. durch Beate Zschäpe angegriffen wurde. S. sagt, sie sei vorgeladen worden mit dem, was sie gerade gesagt habe, das habe sie mit der Beamtin am Telefon besprochen, vom Rest wisse sie nichts. Götzl fragt, was am Telefon besprochen wurde. Das BKA habe sie telefonisch kontaktiert und gefragt, ob sie sich an den Vorfall 1996 mit H. erinnere und ob sie noch wisse, wer die Körperverletzung begangen hat, und sie, S., habe dann gesagt, ja, Beate Zschäpe. Und dann habe man sich getroffen und sie habe davon erzählen sollen. Götzl: “Also das Telefonat war vor der Vernehmung?” S.: “Genau.” Die Vernehmung endet um 14.09 Uhr. Es folgt eine Unterbrechung.

Danach wird KOKin Christine La. vom BKA vernommen (siehe auch 66. Verhandlungstag). Götzl fragt, wie es zu den Vernehmungen der Zeuginnen S. und H. kam. Im Jahr 2013, so La., habe es einen Fernsehbericht gegeben, in dem Katharina König in einem Interview gesagt habe, dass sie von 1996 Erinnerungen an Zschäpe habe. In der Vernehmung habe König gesagt, dass Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe, Kapke, Yvonne B. und andere damals die Nazigrößen gewesen seien, vor denen man Angst haben musste, und dass es Übergriffe durch Zschäpe gegeben habe, was durch andere habe bestätigt werden könne. König habe von einer Körperverletzung berichtet und den Vornamen von H. genannt. H. sei ermittelt worden, habe sich erinnern können und von ihrer Begleiterin S. berichtet. Auch diese S. habe man ermittelt, auch sie habe sich an den Sachverhalt erinnert. S. habe sich erinnert, dass Zschäpe damals eine Begleiterin gehabt habe, möglicherweise Jana A., heute J. Es habe rekonstruiert werden können, dass es sich um den 16.9.1996 handelte, Altstadtfest. Dann gibt La. grob den Verlauf des Vorfalls wieder, wie er sich aus den beiden Aussagen der Zeuginnen rekonstruieren lässt. Danach sagt sie, sie habe den Arzt von H. ermitteln können. H. sei am 17.9.96 da gewesen mit einem Bruch am linken oberen Sprunggelenk. Dieses vierte Altstadtfest sei vom 13. bis 22. September gegangen und an diesem 16. September sei das Programm um 18 Uhr [phon.] zu Ende gewesen. Möglicherweise seien die beiden also nach Abschluss des Fests in die Bahn eingestiegen. Auf Frage sagt La., es sei die Straßenbahnlinie 2 und die Station Holzmarkt sei die klassische Station, wo man einsteigt, wenn man auf dem Altstadtfest ist.

Götzl fragt, wie es konkret zu den Vernehmungen kam. Es sei schwierig gewesen, Katharina König habe sich nur an den Vornamen von H., erinnern können, Lothar König habe sich dann an den vollen Namen erinnern können. Sie habe H. ermitteln können, und die habe sofort gesagt, dass sie sich erinnern könne. Götzl fragt, ob von Seiten der Zeugin irgendwelche Namen gefallen sind. Der Name Zschäpe sei von H. selbst gefallen, sagt La., sie sei von einem Journalisten angesprochen worden, noch vor dem BKA, dass es 1996 eine Körperverletzung unter Beteiligung von Zschäpe gegeben habe und H. habe sich dann erinnert, dass es Zschäpe gewesen sei. Bei der Vernehmung H. finde sich, so Götzl, ein Vorspann, dass H. möglicherweise Geschädigte einer Körperverletzung auf dem Weihnachtsmarkt 1996 gewesen sei, die Verletzungen sollten maßgeblich von Zschäpe verursacht worden sein. La. sagt, Katharina und Lothar König hätten schon von Zschäpe gesprochen, und die beiden hätten sich auch mit H. unterhalten. Götzl fragt, warum man diesen Satz da rein nehme und nicht erst danach fragt. La.: “Weil wir sicher sein wollten, dass wir nicht von einem anderen Sachverhalt sprechen.” Dann hält Götzl die Angabe zum “Hintergrund” aus der Vernehmung von S. vor. La. sagt, das sei so erfolgt. Götzl fragt, warum. La. sagt, das sei erfolgt, um sicherzugehen, dass alle Zeugen auch vom selben Sachverhalt sprechen. Götzl: “Ja, warum geben Sie schon alles vor?” La.: “Weil die Zeuginnen schon am Telefon den Sachverhalt eingegrenzt haben.” Götzl fragt, ob da der Name Zschäpe immer gefallen ist. La. bejaht das, das sei von Beginn an so gewesen, bei Katharina König und in den Telefonaten H. und S. Sie habe angerufen und Katharina König habe von sich aus Zschäpe erwähnt, H. habe mit Katharina und Lothar König gesprochen gehabt und habe von sich aus Zschäpe genannt und S. habe auch von sich aus von Zschäpe gesprochen.

Die Frage von RA Stahl, ob La. über die geführten Telefonate Vermerke erstellt hat, verneint die Zeugin, sie habe aufgeschrieben, dass es Telefonate gab. Stahl fragt, ob die Informationen in den Telefonaten nicht von Bedeutung gewesen seien. Sie habe, so La., in den Telefonaten keine Information erhalten, die sie nicht auch in den Vernehmungen erhalten habe, sonst hätte sie einen Vermerk geschrieben. Das sei das übliche Prozedere, dass sie auf Nachfrage einen Hintergrund gebe. Eine Nachfrage sei nicht erfolgt. Die Zeugen hätten von sich aus den Sachverhalt eingrenzen können, seien vorgeladen worden, erschienen und alles weitere werde protokolliert. Stahl fragt nach einem Gespräch, dass La. gerade mit OStA Weingarten geführt habe vor dem Saal. La. sagt, das habe mit ihren privaten Triathlon-Interessen zu tun gehabt. Die Vernehmung endet um 14.43 Uhr.

Danach beantragt NK-Vertreter RA Kienzle, den Ministerialdirigenten Richard Reinfeld und den Kriminaloberrat Christoph Schäfer über das Bundesministerium des Innern (BMI) zu laden und zu vernehmen. Die beiden würden bekunden, am 1.10.2013 der Hauptverhandlung beigewohnt und in behördlichem Auftrag zur Informationsgewinnung die erste Zeugenvernehmung von Andreas Te. beobachtet zu haben. Sie würden bekunden, dass ihre Tätigkeit in der “Projektgruppe Untersuchungsausschuss Nationalsozialistischer Untergrund” neben anderen die eines “Beauftragten der Mitglieder der Bundesregierung, BMI” beim Bundestags-UA gewesen sei. Reinfeld werde zudem bekunden, dass seine Aufgabe u.a. die Wahrung des Geheimschutzes gewesen sei, u.a. darin bestanden habe, die Offenlegung von Quellen und deren Klar- bzw. Decknamen zu verhindern. Die NK Yozgat habe bereits, so Kienzle, beantragt, behördliche Prozessbeobachtung im hiesigen Verfahren bekannt zu geben. Hintergrund sei die durch eine solche Beobachtung und entsprechenden Informationstransfer mögliche Gefährdung der Wahrheitsfindung. Der Vorsitzende sei dem Antrag nachgekommen, ohne dass sich ein Prozessbeobachter zu erkennen gegeben hätte. Es sei nun der Nachweis zu führen, dass eine auf Informationsweitergabe gerichtete Prozessbeobachtung stattgefunden hat.

Es sei nun konkret zu befürchten, dass auf das Beweisergebnis in der vorliegenden Verhandlung betreffend die Glaubhaftigkeit der Angaben des Zeugen Te. Einfluss genommen werden solle. Anhaltspunkte würden sich aus der Funktion der entsandten Prozessbeobachter des BMI, dem auch das BfV zuzuordnen ist, ergeben. Auch aus den Verfahrensakten ergebe sich ein konkreter Bezug von Reinfeld zum BfV. Eine Zusammenarbeit zwischen BfV und den Landesämtern für VS sei ausdrücklich vorgesehen. Daher liege auch ein Wissenstransfer der in dieser Verhandlung erlangten Informationen auch auf die Ebene des LfV Hessen nahe. Dies laufe den strafprozessualen Grundsätzen deshalb zuwider, weil bereits eine Reihe von z.T. ehemaligen Bediensteten des LfV Hessen hier vernommen worden seien, andere seien beantragt oder stünden noch aus. Es sei zu befürchten, dass die Verhinderung der umfassenden Sachaufklärung im Fall Halit Yozgat nun neben der aufrecht erhaltenen Sperrerklärung auch mithilfe eines behördlichen Wissenstransfers aus der laufenden Verhandlung aufrecht erhalten bleiben solle. 2006 habe eine polizeiliche Vernehmung der Mitarbeiter des LfV nicht stattfinden können, heute stehe sie unter dem Vorbehalt konkreter Einflussnahme durch Informationstransfer. Durch die Vernehmung der beiden Zeugen würden sich Tatsachen ergeben für eine Würdigung der Angaben der Mitarbeiter des LfV zu den Angaben von Te.

Der Verhandlungstag endet um 14.50 Uhr.

Auf NSU-Nebenklage heißt es:
„Auch wenn beide Zeuginnen 18 Jahre nach der Tat nicht mehr alle Details gleich erinnerten, waren aber jedenfalls ihre Angaben zum grundsätzlichen Ablauf der Tat glaubhaft. Insbesondere die Geschädigte gab sich sichtlich Mühe, ausgewogen zu berichten und auseinander zu halten, an was sie sich noch konkret erinnerte und was sie sich im Nachhinein erschlossen hatte. Die Versuche der Verteidigung Zschäpe, die Identifizierung ihrer Mandantin in Zweifel zu ziehen, überzeugten dagegen nicht.
 Wohlleben-Verteidiger Klemke derweil betrieb wieder v.a. Verteidigung für die Nazi-Szene und versuchte, in die Zeuginnen „hineinzufragen“, dass damals Gewalt von Nazis wie auch von Linken alltäglich gewesen sei. Die Zeuginnen erinnerten die Geschehnisse aber durchaus ganz anders, nämlich so, dass vor allem sie und ihre Freundinnen und Freunde Angst vor den in Jena damals sehr stark vertretenen Nazis hatten.“


Protokoll 133. Verhandlungstag - 31. Juli 2014

Die letzte noch fehlende Vernehmung von Thomas Starke war heute Thema. In der Frühlingsstraße wurde eine DNA-Spur gefunden, die zunächst einem Kind Starkes zugeordnet wurde. Auf dieser Grundlage wurde Starke befragt, allerdings stellte sich später heraus, dass es sich um das DNA-Material einen Mitarbeiters des BKAs handelte, der das Asservat verunreinigt hatte. Am Ende des Verhandlungstages gaben mehrere Nebenklage-Vertreterinnen eine Erklärung zu Starke ab, in der insbesondere die Rolle des Blood&Honour-Netzwerks thematisiert wurde. Darin heißt es: „Zumindest für die Zeit zwischen der Flucht der Drei aus Jena bis zu ihrem Umzug nach Zwickau kann also davon ausgegangen werden, dass der Nationalsozialistische Untergrund zumindest als Partner, wenn nicht gar als Teil des damaligen „Blood and Honour“-Netzwerkes agierte.“

Zeugen:

	Michael Kl. (BKA, Vernehmung Thomas Starke 2013)
	Raimund He. (BKA, Vernehmung der Zeugin Charlotte E. 2012)




Der Verhandlungstag beginnt heute erst um 11.17 Uhr. Mit der Fortsetzung der Hauptverhandlung wird auch klar, dass der Befangenheitsantrag von Zschäpe vom 131. Verhandlungstag abgelehnt ist.

Nach der Präsenzfeststellung beginnt die Vernehmung des Zeugen Kl. Auf Frage von Richter Götzl sagt der Zeuge, die Vernehmung von Thomas Starke, heute Mü., vom 24.6.13 sei insgesamt die achte Vernehmung von Starke gewesen. Sie habe in den Räumlichkeiten des LKA Dresden stattgefunden, anwesend gewesen seien zwei Beamte des BKA und zwei Vertreter des GBA. Starke sei morgens auf dem Weg zur Arbeit von zwei weiteren Kollegen vom BKA abgefangen und gefragt worden, ob er bereit sei, noch Fragen zu beantworten. Das sei Starke gewesen und er sei dann zum LKA verbracht worden. Hintergrund sei ein Untersuchungsbericht vom 4.6.13 vom Fachbereich Molekulargenetik beim BKA. Dieser Bereich beinhalte alles was mit DNA-Spuren zu tun hat. An einem Asservat in der Frühlingsstraße sei ein DNA-Muster festgestellt worden, das zu 99,85 Prozent auf ein Eltern-Kind-Verhältnis zwischen dem Spurenverursacher und dem Beschuldigten Starke schließen lasse. Das Asservat sei eine Überwachungskamera “Abus Typ Eyseo”, die erst 2009 produziert und 2010 in den Markt gelangt sei. Das sei für sie eine “relative Knallerinfo” gewesen, so Kl.

Als Spurenverursacher seien grundsätzlich der leibliche Vater oder die beiden Söhne Starkes in Frage gekommen. Seinen Vater habe Starke nie persönlich kennengelernt, das sei ein  “griechischstämmiger Facharbeiter” gewesen, der in der DDR gearbeitet habe. Entsprechend seien nur noch seine beiden Söhne in Frage gekommen. Diese Kamera habe sich im Wohnzimmer in der Frühlingsstraße befunden, in der Nähe des Hochbetts in einem Blumenkasten, getarnt mit Kunstefeu. Aus Ermittlungen hätten sie gewusst, dass es in der Vergangenheit Sachverhalte gegeben habe, wo Kinder in der Nähe von dem Trio erkannt worden seien. Das hätten sie nicht konkret ausermitteln können, daher sei diese Spur umso interessanter gewesen. Beispiele seien eine Wohnmobilanmietung im Oktober 2011, wo Zschäpe und Böhnhardt in Begleitung eines Kindes gesehen worden seien, und Anfang 2011 ein Tierarztbesuch von Zschäpe mit einem Kind als Begleitung. Ferner habe es noch diverse Indizien gegeben, die auf kindliche Umgebung hindeuten, insbesondere im Wohnmobil Eisenach habe es Puppen und Wasserpistolen gegeben. Aber auch in der Frühlingsstraße hätten einige Asservate auf Kinder hingedeutet.

Starke sei von OStA Weingarten belehrt worden und dann direkt mit dem Sachverhalt konfrontiert worden. Das hätten sie sich vorher überlegt, um eine Reaktion festzustellen, um schauen, wie Starke auf den relativ heftigen Tatvorwurf reagiert, ob er einbricht. Sie hätten keine weiteren Ermittlungsergebnisse gehabt, die darauf hindeuteten, dass Starke nach Mai 1998 noch mit dem Trio in Kontakt stand. Das hätte geheißen, dass Starke bzw. seine Söhne nach 2010 noch irgendwie in der Frühlingsstraße gewesen sein müsse. Starke habe vehement reagiert und gesagt, das sei totaler Quatsch, er habe nie eine Überwachungskamera besessen, was das überhaupt solle. Sie hätten weiter gebohrt, aber die Reaktion sei unverändert geblieben. Starke sei sichtlich nervös gewesen, aber vielleicht nicht aufgrund der Tatsache, dass er sich ertappt gefühlt habe, sondern nach dem Motto, was er denn jetzt noch machen solle, er könne damit nichts anfangen. Starke sei dann angedeutet worden, was im Raum steht, wenn er nicht bereit sei Tacheles zu reden. Ihm sei eine Vorführung vor dem Ermittlungsrichter in Karlsruhe angedroht und die Kronzeugenregelung vorgestellt worden. Trotzdem sei Starke bei seiner Darstellung geblieben, dass er nichts dazu beitragen könne. Man könne ihn auch noch zwanzig mal danach fragen, er wisse es einfach nicht.

Danach hätten sie die Vernehmung unterbrochen für 15 Minuten, dass er vielleicht danach bereit ist, da Näheres zu erläutern. Auch danach sei Starke dabei geblieben, dass er damit nichts anfangen könne, nicht wisse, was sie von ihm wollen. Dann hätten sie gefragt, ob er bereit sei, mit seiner Frau, der leiblichen Mutter der Söhne, zu sprechen, ob sie bereit sei, eine DNA-Probe auf freiwilliger Basis abzugeben. Starke sei damit einverstanden gewesen und habe mit seiner Frau telefoniert. Weingarten habe ihr auch nochmal die Umstände erläutert. Zwei Kollegen seien zu Starkes Frau gefahren und hätten die DNA-Probe entnommen. Danach sei die Vernehmung dahingehend beendet worden, dass sie Starke gefragt hätten, ob er bereit sei, dass sie sich in seiner Wohnung umschauen nach Quittungen. Denn in der Frühlingsstraße seien zur Kamera keine Quittungen gefunden worden. Starke sei einverstanden gewesen, so dass sie auf freiwilliger Basis seinen neuen Wohnsitz in Dresden durchsucht hätten. Das habe keine neuen Erkenntnisse erbracht. Sie hätten alle Ordner durchsucht, ohne dass sie solche Quittungen oder neue Hinweise, die auf eine mögliche Beziehung zum Trio nach 1998 hindeuten, gefunden hätten.

Götzl fragt nach der Vorstellung des Paragrafen zur Kronzeugenregelung. Das habe Weingarten gemacht, so Kl. Das sei Starke angeboten worden, nach dem Motto, dass man ihm einen Weg geöffnet habe, wenn da irgendetwas dran wäre, dass er ihnen das mitteilen könne. Damit habe Starke ja schon Erfahrung gesammelt. Vorhalt aus der Aussage Starkes: Er habe nie eine Kamera gehabt, das sei ja jetzt totaler Quatsch, er könne es nicht erklären. Kl.: “Richtig.” Götzl fragt, wie Starke auf den protokollierten Vorhalt, dass bei 99,85 Prozent Wahrscheinlichkeit “nicht viel Luft nach oben” bleibe, reagiert hat. Starke habe gesagt, dass er es nicht erklären könne, so Kl. Das sei sein Standardsatz gewesen. Dann sagt Kl., er wolle kurz ergänzen: Das Ergebnis dieser DNA-Probe von Starkes Frau habe das Ergebnis erbracht, dass die beiden Söhne Starkes nicht als Verursacher für diese DNA-Spur an der Kamera in Frage kämen. Dann seien Starke der Zeitpunkt von Herstellung und Verkauf der Kamera 2009/ 2010 und seine Aussage, dass er nach 1998 keinen Kontakt mehr gehabt habe, vorgehalten worden, so Götzl. Kl. sagt, dazu habe Starke das gleiche angegeben, dass er die das letzte Mal 1998 bei Bu. gesehen habe.  Vorhalt: Auf die Frage, wie er sich das erkläre, habe Starke gesagt, er müsse nichts erklären, weil er es einfach nicht wisse. Kl. bejaht den Vorhalt.

Auf Frage sagt Kl., Starke sei dann nicht mehr bereit gewesen, Fragen zu beantworten, weil er gemeint habe, dass es am nächsten Tag eh wieder in der Presse stehen würde. Starke sei auch innerhalb Dresdens umgezogen, weil ihn Pressevertreter im Beisein seiner Kinder belästigt hätten. Dann geht Götzl mit Kl. Adressen von Starke durch. Danach fragt er nach dem Ergebnis von Durchsuchungen am 25.1.2012 an der Wohnanschrift Starkes und in dessen PKW Ford. Das sei die Durchsuchung unmittelbar nach Einleitung des Ermittlungsverfahrens gewesen, so Kl., da hätten ein Laptop, ein PC, mehrere Datenträger, Mobiltelefone und, was für sie interessant gewesen sei, umfangreiches Fotomaterial, lose Fotos und Alben, sichergestellt werden können. Das habe dann auch den Kontakt zum Trio und zum Umfeld, zu Jan Werner, Jörg Winter belegt. Die seien auf den Bildern zu sehen. Er bejaht, dass auch Zschäpe, Mundlos, Böhnhardt auf den Bildern zu sehen gewesen seien.

Dann fragt Götzl nach TKÜ und Kl. berichtet, vom 24.1. bis 24.4.2012 seien TKÜ durchgeführt worden; sechs Anschlüsse, drei seien Starke zuzuordnen gewesen, zwei seiner jetzigen Frau und der letzte Anschluss sei ein Firmenhandy von Starkes damaligem Arbeitgeber gewesen. Die Gespräche hätten sich überwiegend auf private Angelegenheiten bezogen. Aber über Starkes Handy sei es auch zu zwei Gesprächen mit dem gesondert Beschuldigten Jan Werner gekommen, das seien die einzigen Gespräche mit Kontaktpersonen zum NSU gewesen. Am 26.1. sei es überwiegend um die zuvor durchgeführten Durchsuchungen gegangen. Werner habe angerufen, und  Starke habe gesagt, dass er die Sprengstofflieferung eingeräumt habe. Werner habe gesagt, er solle auch Waffen geliefert haben, damit könne er nichts anfangen, das solle Szczepanski gesagt haben. Das Gespräch vom 16.2. sei einen Tag nach der Vernehmung Starke gewesen und da sei es auch um Verjährungsfristen für die Sprengstoffbeschaffung gegangen, aber auch dass die Presse hinter ihm her sei und dass das nicht so wahnsinnig prickelnd sei. Vorhalt TKÜ vom 26.1.2012: Schwerpunktmäßig sei die Vernehmung durch das BKA thematisiert worden, Starke habe nach dem Verlauf gefragt, Werner habe geantwortet, dass er lediglich Angaben zur Person gemacht habe; Starke habe gesagt, dass die Polizei zu B&H, zur Person Jan Werner und “Landser”gefragt habe; Werner solle für das Trio eine Waffe besorgt haben; Werner habe berichtet, dass er mit der Waffe nichts zu tun habe. Kl.: “Genau.”

Vorhalt: Starke sei auch zu Szczepanski befragt worden, was mit ihm gelaufen sei, er habe gesagt, dass das Sprenstoffding verjährt sei; Werner habe erklärt, dass mit Szczepanski nichts gelaufen sei, er mache sich keine Gedanken darüber; Starke habe gesagt, dass Struck und Bu. gegen ihn geschossen hätten; Werner habe die zwei nicht gekannt und keinen Kontakt zu denen gehabt habe, aber “Riese” habe gegen ihn ausgesagt. Vorhalt aus dem zweiten Gespräch: Wie schon im vorherigen Telefonat habe die Vernehmung im Mittelpunkt gestanden, darüber hinaus hätten sich die beiden über ihre derzeitige Lebenssituation unterhalten. Kl. sagt, das sei es um mögliche Repressionen seitens des Arbeitgebers gegangen, und dass die Presse einen großen Wirbel machen würde. Götzl fragt, ob Verjährung ein Thema gewesen sei. Kl. sagt, wenn, dann dass Starke gemeint habe, dass die eingeräumte Sprengstoffbeschaffung verjährt sei. Vorhalt: Werner habe von Observationsmaßnahmen gegen seine Person berichtet.

OStA Weingarten fragt, ob zwischenzeitlich die Identität des Spurenlegers geklärt sei. Kl. bejaht das, und zwar handele es sich dabei um einen wissenschaftlichen Mitarbeiter der Kriminaltechnik. Das sei einige Zeit später erst raus gekommen, dass der dieser Spurenverursacher gewesen sei. Man müsse sich das so vorstellen, dass bei knapp zehntausend Asservaten und einer Menge an Personen, die mit den Asservaten beschäftigt sei, dass nicht von allen DNA-Proben hätten entnommen werden können. So sei es gekommen, dass die sich für Starke doch heftige Geschichte sich erst danach aufgeklärt habe.

Zschäpes Verteidiger RA Stahl sagt, Kl. habe eben von der Androhung der Vorführung vor dem Ermittlungsrichter gesprochen, und fragt, wie die in Worte gekleidet gewesen sei. Androhung sei sicher übertrieben, sagt Kl., es sei einfach in den Raum gestellt worden, was der Beschuldigte zu befürchten habe, wenn sich das bewahrheite. Auf der anderen Seite habe man ihm nochmal die Hand gereicht hinsichtlich einer möglichen Kronzeugenregelung. Er verneint, dass Starke angedroht worden sei, dass sie ihn gleich verhaften lassen. Und diese Ausführungen zur Vorführung und der Hinweis auf die Kronzeugenregelung seien von OStA Weingarten gemacht worden, auch mit der entsprechenden Würdigung, was das jetzt für Starke bedeute. Stahl fragt, ob Starke von sich aus das Bedürfnis gezeigt habe, mitzumachen, ob er von sich aus kooperativ gewesen sei. Kl. sagt, man habe gar nicht den Eindruck gehabt, dass er bereit gewesen sei, etwas zu sagen. Man könne das in zwei Varianten interpretieren, entweder dass da gar nichts dran ist, oder dass er geschockt ist, dass es herausgekommen ist. Stahl fragt, warum dann die Androhung der Vorführung vorm Ermittlungsrichter, wenn Starke im Grunde nichts mehr dazu habe sagen wollen. Kl. sagt, das sei einfach aus der Erfahrung: keine Androhung, aber in der Vernehmung stelle man schon in Aussicht, was alles passieren könnte. Und das sei in diesem Fall so gewesen.

Stahl fragt, warum es so wichtig gewesen sei, dass die Abgabe der DNA-Probe der Frau auf freiwilliger Basis erfolgt, warum es keinen Beschluss gab. Kl. sagt, dazu könne er nichts sagen. Stahl erwidert, dann müsse man wohl Weingarten fragen oder Kl.s Kollegen. RA Stahl fragt, ob im Hinblick auf die freiwillige DNA-Probe auch nochmal das Thema Vorführung vor dem Haftrichter thematisiert wurde. Seiner Meinung nach nein, so Kl., aber er sei sich nicht sicher. Auch bei der entsprechenden Frage in Bezug auf die Durchsuchung bei Starke sagt Kl., das sei seiner Meinung nach nicht nochmal thematisiert worden.

Wohllebens Verteidiger Klemke fragt, ob Starke denn in Aussicht gestellt worden sei, was beim Ermittlungsrichter geschehen solle. Kl. sagt, er habe jetzt den Wortlaut nicht mehr in Erinnerung. Klemke: ” Aber sie standen doch daneben.” Er habe es trotzdem nicht mehr in Erinnerung, so Kl. Klemke fragt, wie denn die Freiwilligkeit zur Durchsuchung von Starkes Wohnung zustande gekommen sei. Sie hätten ihn gefragt, ob er einverstanden sei, wenn sie nachschauen, ob da Quittungen oder Indizien für einen Kontakt zum Trio nach 1998 vorhanden wären, antwortet Kl., und da habe Starke gesagt, das sei überhaupt kein Problem, er wolle halt dabei sein.

Stahl sagt, Kl. habe eben davon gesprochen, man habe Starke gleich zu Beginn auf den Sachverhalt hingewiesen, um zu sehen, ob er gleich einbricht oder heftig reagiert auf den Tatvorwurf. Die Überlegungen seien ihm, Stahl, nicht so ganz klar geworden. Kl. sagt, man überlege immer im Vorfeld einer Vernehmung - ohne dass er jetzt ins Detail gehen könne, das seien polizeitaktische Maßnahmen, über die zu reden er nicht befugt sei. Man habe sich geeinigt, Starke direkt mit dem Tatvorwurf zu konfrontieren, mit dem Ziel, dass er eine bestimmte Reaktion zeigt, die möglicherweise in die eine oder andere Richtung zeigt. Er, Kl., habe Starke zuvor schon vernommen und habe ein bisschen einen Eindruck von ihm gehabt. Und da hätten sie gedacht, dass sie durch die direkte Konfrontation eine gewisse Reaktion erzeugen könnten. Stahl sagt, Kl. habe davon gesprochen, dass sie keine weiteren Ermittlungsergebnisse gehabt hätten, dass Starke nach 1998 noch mit dem Trio in Kontakt war, und fragt, ob das der Anlass gewesen sei, zu schauen, ob er einbricht, weil sie sonst nichts gehabt hätten. Kl. versteht die Frage nicht und Stahl fragt, was “sonst keine weiteren Ergebnisse” bedeute. Kl. sagt, die im Raume stehenden Verdachtsmomente hätten weitestgehend ausermittelt werden können, mit dem Ergebnis, dass sie keinen Hinweis darauf gehabt hätten, dass Starke nach Mai 1998, nach dem Kontakt in der Wohnung von Max-Florian Bu., weiter Kontakt zum Trio hatte. Stahl sagt, jetzt hätten sie aber schauen wollen, ob er “einbricht”. Kl. sagt, es sei darum gegangen, dass man eine bestimmte Reaktion sieht. Stahl sagt, mitgeschrieben hätten sie aber, ob er “einbricht”. Es sei darum gegangen, dass man eine bestimmte Reaktion hervorruft, so Kl., dass er sich irgendwie ertappt fühlt, oder entsetzt nach dem Motto: “Ich kann da überhaupt nichts damit anfangen”. Stahl solle ihn (Kl.) nicht festnageln auf den Begriff “einbricht”. Man solle es eher so deuten, dass man sich mit dem direkten Tatvorwurf eine Reaktion erhofft habe, dass er keine halbe Stunde habe, sich zu sammeln. Starke sei aufgrund der gesamten Umstände natürlich schon überrascht gewesen nach dem Motto: “Was kommt jetzt?”

Stahl fragt, welche Reaktion Kl. denn erwartet oder erhofft habe. Dass Starke möglicherweise aufgrund der doch hohen Prozentzahl 99,85 Prozent, dass sein Vater oder seine Söhne Spurenverursacher sein könnten und dann ein Kontakt nach 2010 stattgefunden haben müsse, eine Reaktion zeigt und sagt, dass er jetzt berichtet. Bei der ersten Vernehmung habe Starke die Sprengstofflieferung ja auch zuerst geleugnet und dann doch eingeräumt. Sowas hätten sie sich auch da erhofft. Stahl fragt, ob 99,85 Prozent für Kl. ein hoher Verdachtsgrad ist. Der Zeuge bejaht das, beim Vaterschaftstest sei eine Wahrscheinlichkeit von 99,99 Prozent erforderlich. Da sei bei 99,85 Prozent schon ein Puffer, das hätten sie ausgerechnet, da würden um die 100.000 Berechtigte in Deutschland in Frage kommen. Aber Starke habe ja zum Kreis der Unterstützer gezählt und sei ja auch mit Zschäpe liiert gewesen und dementsprechend hätten sie die Variante der Vernehmung gewählt. Stahl fragt, ob denn aus Kl.s Sicht zum Zeitpunkt des Gesprächs Starke überführt war, wie der Verdachtsgrad war. Kl.: “Natürlich nicht überführt.” Aber das seien schon relativ harte Indizien gewesen, bei 99,85 Prozent und der Vorgeschichte von Starke. Wenn das eineinhalb Jahre früher festgestellt worden wäre, so Kl., hätte man vielleicht auch zu einer direkten Vorführung gegriffen. Aber das sei eine reine Mutmaßung jetzt.

Stahl sagt, Kl. habe selbst erklärt, dass es keine weiteren Ermittlungsergebnisse gegeben habe und 99,85 Prozent nicht unbedingt einen hohe Wahrscheinlichkeit sei. Das habe er nicht gesagt, so Kl., er habe gesagt, dass aufgrund der Gesamtumstände und der 99,85 Prozent, sie sich zu einer Vernehmung entschieden hätten. Er verneint, einen dringenden Tatverdacht gehabt zu haben. Stahl fragt, warum Kl. dann erklärt habe, dass Starke andernfalls zum Ermittlungsrichter fahren sollte. Kl. sagt, es sei darum gegangen, falls sich der DNA-Treffer bewahrheiten würde, dass dann eine mögliche Vorführung erfolgen würde. Stahl fragt, ob das ein Treffer war. Das verneint Kl. Dann sagt er, wenn sich das bewahrheitet hätte, dass mit 99,99 Prozent einer der Söhne Spurenverursacher gewesen wäre, dann hätte Starke möglicherweise vorgeführt werden können. Aufgrund des verkokelten Asservats hätten nicht alle Merkmale herangezogen werden können. Stahl sagt, Kl. habe “Treffer” formuliert. An Götzl gerichtet sagt er, es gehe ihm um den Verdachtsgrad, und da weiche der Zeuge aus. Kl. versuche aus einer geringen Wahrscheinlichkeit einen Treffer zu machen. Dann fragt Stahl, warum, wenn sie keinen dringenden Tatverdacht bejaht hätten, Starke das freiwillig habe machen sollen und warum die Haftandrohung. Die Haftandrohung habe sich lediglich darauf bezogen, so Kl., dass falls einer von Starkes Söhnen als Spurenverursacher in Frage käme, Starke mit Vorführung in Karlsruhe rechnen könne oder wahrscheinlich auch müsse. Stahl: “Und warum Freiwilligkeit?” Starke habe gesagt, es sei kein Problem, sie könnten sich umschauen. Auf die Frage, ob Starke das gesagt hat, weil er die Vorführung befürchtete, sagt Kl:: “Das kann ich Ihnen leider nicht sagen, das müssen Sie ihn fragen.”

Wohllebens Ersatzverteidiger Nahrath fragt: “Wenn Starke diese Maßnahmen nicht geduldet hätte, was wäre dann passiert?” Sogleich unterbricht ihn Götzl und sagt, wenn Nahrath rein hypothetisch frage, lasse er die Frage nicht zu. Nahrath formuliert um und fragt, ob es einen Plan gegeben habe für den Fall, dass Starke solche Maßnahmen nicht duldet. Dann hätte man sich sicher mit den Vertretern der BAW besprochen, so Kl., alles andere sei Mutmaßung. Auf Nachfrage sagt Kl., man habe sich im Vorfeld Überlegungen gemacht, die aber zum Bereich der polizeitaktischen Überlegungen gehören, und da wolle er jetzt nicht drüber berichten. RA Klemke fragt, ob sich Kl. auf die Vernehmung heute vorbereitet hat. Der Zeuge bejaht das. Er sich die Vernehmung mehrfach durchgelesen und den Sachstandsbericht. Auf die Frage, warum er sich das mehrfach durchgelesen habe, sagt Kl.: “Damit möglichst viel hängen bleibt.” Klemke fragt, ob Kl. auswendig gelernt habe. Kl. verneint das, es sei darum gegangen, sich das nochmal vor Augen zu führen. Klemke fragt, ob Kl. die Situation damals beim mehrfachen Durchlesen wieder erinnerlich geworden sei. Kl.: “Ja, zum größten Teil schon.”

Götzl hält aus dem Protokoll zur Frage der Vorführung vor: Starke sei gesagt worden, dass sich die Situation wirklich als sehr ernst für ihn darstelle, man könne an die Vorführung beim Ermittlungsrichter in Karlsruhe denken. Kl.: “Ja, das wurde so gesagt.” Vorhalt: Der Vorschlag der Vernehmenden sei, dass man mit Starkes Lebensgefährtin spreche und auf freiwilliger Basis eine DNA-Probe entnehme, um zu klären, ob Starke der Vater des Spurenlegers sei, damit habe man dann ein eindeutiges Ergebnis; dann sei Starke gefragt worden, ob er aus seiner Sicht dem Vorgehen zustimme und bereit sei seiner Lebensgefährtin die Sachlage zu schildern, darauf habe Starke geantwortet: “Ja, gerne.” Kl. dazu: “Genau.” Auf Frage sagt Kl., als erstes habe Starke mit seiner Lebensgefährtin gesprochen und danach habe Weingarten ein paar Worte mit ihr gewechselt.

Klemke fragt, wer denn die Fragen an Starke gerichtet habe. Das sei verschieden gewesen, so Kl., manche Weingarten, manche sie als BKA-Beamte, das sei aus der Situation heraus gekommen. Das Protokoll habe sein Kollege Mü. gefertigt, sagt Kl. auf Frage. Er wisse es nicht mehr genau, aber er meine, der habe keine Fragen gestellt. Klemke fragt, ob alles, was an diesem Tag gesprochen wurde, wortwörtlich ins Protokoll aufgenommen wurde oder es sinngemäß war. Kl.: “Teils teils.” Bestimmte Passagen wie “das können Sie mir noch zwanzig mal vorhalten” seien wortwörtlich protokolliert worden, manches aber auch so, dass es eben einen Sinn ergibt. Die Fragen seien so protokolliert worden, wie sie auch gestellt worden seien. Klemke: “Vollständig?” Das könne er nicht mehr hundertprozentig sagen, so Kl. Klemke sagt, eben habe der Vorsitzende eine Passage vorgehalten zur möglichen Vorführung vor dem Ermittlungsrichter. Klemke fragt, ob es da Nachfragen Starkes gegeben habe, was da gemeint sei. Kl. sagt, er könne sich nicht mehr genau daran erinnern, aber laut des Vernehmungsprotokolls nicht. Klemke sagt, ihn interessiere Kl.s Erinnerung. Kl.: “Das war schon ziemlich eindeutig.” Klemke fragt, was damit gemeint sei. Kl. sagt, er wiederhole sich; für den Fall, dass sich einer der Söhne als Spurenverursacher an der Kamera erwiesen hätte, hätte Starke mit einer Vorführung in Karlsruhe rechnen müssen. Klemke sagt, diese Einschränkung könne er dem Vermerk nicht entnehmen. Kl. sagt, wenn sich der Tatvorwurf bestätigt hätte, wäre das die logische Konsequenz gewesen. Auch das könne er dem Vermerk nicht entnehmen, so Klemke. Kl. sagt, er interpretiere das so. Klemke sagt, ihn interessiere mehr, was tatsächlich gesagt worden sei. Kl. sagt, er erinnere sich, wie gesagt, nicht mehr an jede Frage und Antwort. Klemke fragt, ob sich Kl. nicht mehr erinnern wolle. Bundesanwalt Diemer beanstandet die Frage. Götzl lässt die Frage zu. Kl. sagt, wenn er sich genau erinnern könnte, würde er auch hundertprozentig dazu was sagen. Aber wenn er keine genaue Erinnerung habe,  würde ich das nicht hier ausführen. Klemke erwidert, Kl. habe offensichtlich eine völlig falsche Idee davon, was er hier als Zeuge zu berichten habe. Dann beginnt Klemke einen Satz damit, dass es die Aufgabe des Vorsitzenden gewesen wäre, und Götzl unterbricht ihn: “Ich verbitte mir das!” Er weise das zurück, das gehe jetzt nicht, so Götzl. Klemke sagt, Götzl solle ruhig bleiben. Götzl erwidert, Klemke solle die Kommentare unterlassen, erklären könne er später. Klemke wiederholt seine Frage, ob sich Kl. nicht erinnern wolle. Kl. sagt, er könne sich nicht mehr genau erinnern. Klemke fragt, an was sich Kl. erinnere. Der sagt, er erinnere sich an das, was er eben geschildert habe.

OStA Weingarten fragt, ob sich Kl. noch erinnere, wann die Planungen dieses Einsatzes in Dresden begonnen haben. Er meine, so Kl., das sei übers Wochenende passiert. Auf Frage, ob er in die logistische Vorbereitung eingebunden war, sagt Kl., er sei erst relativ spät telefonisch informiert worden, am Freitagabend, und entsprechend habe er zugesagt. Aber an der logistischen Vorbereitung sei er nicht beteiligt gewesen. Weingarten fragt, ob Kräfte der Bundespolizei vorrätig gehalten worden seien. Das bejaht Kl., für den Fall einer Vorführung, auf Abruf. Auf Frage, ob im Vorfeld die Frage der Vorführung Gegenstand der Gespräche gewesen sei, sagt Kl., es habe Gespräche mit der Bundespolizei gegeben, wie im Falle einer Vorführung vorzugehen wäre. Weingarten fragt, ob sich Kl. erinnere, wie er die Vernehmungspause verbracht hat. Das bejaht Kl. sie hätten überlegt, wie sie weiter verfahren wollen. Es habe Gespräche zwischen der BAW und den BKA-Beamten gegeben und man habe sich dann für den Weg entschieden, dass man versucht, das auf dem Weg einer freiwilligen DNA-Abgabe der Lebensgefährtin von Starke zu bewerkstelligen.

Zum Schluss beantragt Klemke, den Zeugen zu vereidigen. Götzl: “Der Zeuge bleibt unvereidigt.” Daraufhin sagt Klemke, er wolle einen Gerichtsbeschluss. Nach einer Pause bis 12.50 Uhr bittet Götzl um Stellungnahmen. Diemer sagt, es sei weder von ausschlaggebender Bedeutung noch sei die Vereidigung zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Aussage notwendig. Klemke erwidert, der Zeuge habe die Frage, aus welcher Begründung er die Vorführung angedroht habe, ausweichend oder bewusst ausweichend beantwortet. Es folgt die Mittagspause bis 14.03 Uhr. Danach verkündet Götzl, dass seine Verfügung bestätigt ist, der Zeuge Kl. wird entlassen.

Es folgt die Vernehmung des Zeugen He. Götzl sagt, es gehe um Angaben der Zeugin E. (71. Verhandlungstag) am 14.1.2012. Er sei da, so He., nochmal mit einem Kollegen zur Frau E. gefahren, um drei Fragen zu klären, die sich noch ergeben hätte. Sie hätten mit der Nichte, Monika M. (29. Verhandlungstag), einen Termin vereinbart, seien zu der Nichte gefahren, hätten ein kurzes Gespräch mit ihr geführt. Dabei habe die Nichte sie auf die gesundheitlichen Beeinträchtigungen ihrer Tante verwiesen. Und dann hätten sie kurz mit E. gesprochen. Zum Telefonanruf der Nichte, um auf den Brand hinzuweisen: Da habe E. angegeben, dass sie zu dem Zeitpunkt in der Küche gewesen sei. Dann zur Frage, wann sie Qualm in der Wohnung bemerkt habe: Da habe E. gesagt, das sei zum Zeitpunkt des Telefongesprächs gewesen sein. Der dritte Punkt sei gewesen, ob ihr Risse im Wohnzimmer aufgefallen seien. Das habe E. verneint.

Götzl möchte wissen, ob sie bei der Nichte nachgefragt haben, was mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen gemeint sei. Das verneint He. Auf Frage, in welcher Verfassung E. war, sagt He., man habe schon gemerkt, dass sie nicht ganz mobil gewesen sei und einen müden Eindruck gemacht habe. Man habe auch gemerkt dass sie doch schon ein bisschen Mühe gehabt habe, den Fragen auch zu folgen. Mit “nicht mobil” meine er, so He. auf Frage, dass sie Schwierigkeiten gehabt habe zu laufen, und eine Gehhilfe in Anspruch genommen habe. Er meine, in der Wohnung sei es ein Gehstock gewesen. Götzl fragt nach dem müden Eindruck. Den habe sie aufgrund dessen gemacht, weil sie Schwierigkeiten gehabt habe, den Fragen zu folgen und etwas Zeit benötigt habe für die Antworten, so He. Sie hätten die Fragen langsam gestellt und manchmal gesehen, dass sie sie nicht wirklich verstanden habe, und hätten dann die Fragen nochmal gestellt, etwas langsamer. Auf Frage sagt He., sie habe gesagt, der Riss in der Wohnzimmerwand sei ihr nicht aufgefallen und darauf habe sie auch nicht geachtet. Vorhalt: Als E. ins Wohnzimmer gekommen sei, seien ihr keine Risse aufgefallen. Götzl fragt, ob da erörtert wurde, von wo sie kam, wo sie sich da bewegt hat. Das verneint He. Vorhalt: Auf eine erneute zeugenschaftliche Vernehmung von E. sei wegen des Gesundheitszustandes verzichtet worden. Wegen der Bitte von M., dass sie auf den Zustand ihrer Tante Rücksicht nehmen sollten, hätten sie einen Vermerk über das Gespräch gemacht und keine förmliche Zeugenvernehmung, sagt He. dazu. Götzl fragt, ob es bei allen Themen so gewesen sei, dass E. Mühe gehabt habe zu folgen, und sie hätten nachhaken müssen. Das wisse er nicht mehr, so He.

RA Heer fragt, ob E. nach He.s Eindruck überhaupt in der Lage war, die Fragen zu beantworten. He. sagt, wenn man langsam mit ihr gesprochen habe. Sie habe sichtlich Mühe gehabt, aber sein Eindruck sei gewesen, dass sie die Fragen verstanden habe. Er bestätigt, dass sie in ganzen Sätzen geantwortet habe. Auf Frage, ob E. bei der Vernehmung auf Hilfeleistungen angewiesen war, sagt He., wenn er sich recht erinnere, sei M. im Wohnzimmer gewesen, habe sich aber im Hintergrund gehalten und ihrer Tante nicht zu Hilfe kommen müssen. He. verneint, dass sich E. selbst zu ihrem Gesundheitszustand geäußert habe. He.s Kollege P. (45. Verhandlungstag) habe hier ausgesagt, das nach seinem Eindruck sei E. geistig fit gewesen, hält Heer vor, P. habe E. am 12.11.11 vernommen. Heer: “Was sagen Sie dazu?” He.: “Wie er das wahrgenommen hat, dazu kann ich nichts sagen. Mein Eindruck war, dass sie schon folgen konnte, aber mit etwas Mühe.” Heer hält P.s Aussage vor, E. sei fast selbstbewusst gewesen, habe einen fitten Eindruck gemacht vom Kopf her, er habe nichts wiederholen müssen. Heer: “Was sagen Sie dazu im Vergleich zu Ihren Wahrnehmungen?” He. sagt, das seien ihre Eindrücke gewesen, woran das gelegen habe, dazu könne er nichts sagen. Dazu, was P. gesagt hat, könne er auch nichts sagen. Heer: “Das heißt, auch nachdem ich Sie mit den Aussagen des Kollegen P. konfrontiert hab, bleiben Sie bei Ihren Aussagen.” He.: “Ja.”

RA Stahl sagt, in dem Vermerk, aus dem Götzl vorgehalten habe, sei die Rede davon, dass eine “nachträgliche Vernehmung” habe erfolgen sollen. Stahl: “Nachträglich zu was?”He.: “Nachträglich zu ihrer Vernehmung.” Das müsse die Vernehmung von P. gewesen sein, so He. auf Nachfrage. He. sagt auf Frage, er habe sich das Protokoll der ersten Vernehmung durchgelesen. Auf Frage, von wem er das erhalten habe, sagt He., er wisse nicht mehr, ob er es von einem Kollegen bekommen habe oder ob es schon elektronisch vorhanden gewesen. Er bejaht, dass diese drei Punkte vorgegeben gewesen seien. Das sei ein Auftrag von ihrer Ermittlungsleitung gewesen, von wo die jetzt gekommen seien, dazu könne er nichts sagen. Stahl sagt, in den Akten gebe es zwei Versionen der Niederschrift, die P. gefertigt hat. Auf einer stehe handschriftlich: “Ich gehe davon aus, dass Frau Zschäpe bei Frau E. geklingelt hat. Deswegen sollte Frau E. als ‘Entlastungszeugin’ vernommen werden.” Das sei ihm nicht bekannt, sagt He. Stahl: “Also, die Frage ob und wann bei Frau E. geklingelt wurde, ist nicht mehr erörtert worden?” He.: “In diesem Gespräch nicht, nein.” Das Blatt mit der handschriftlichen Notiz wird in Augenschein genommen. He. sagt, die Handschrift erkenne er nicht.

Nach der Vernehmung von He. gibt NK-Vertreter RA Hoffmann eine Erklärung zu den Aussagen der Vernehmungsbeamten von Thomas Starke ab [Wiedergabe im Wortlaut]:

Die Zeugenbefragung der Vernehmungsbeamten ergab ein deutliches Bild:

Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe kannten die Chemnitzer Naziszene gut, insbesondere, weil sie den Zeugen Starke und Thorsten Schau betreut hatten, als sie im Gefängnis waren. Starke war fest in die Sächsische Sektion von Blood and Honour eingebunden, einer internationalen Organisation, die ihre Botschaft vom „Rassenkrieg“ über den Vertrieb von Musik und die Veranstaltung von Konzerten verbreitet. Die Drei nutzten Starke schon vor ihrem Untertauchen als Unterstützer für die Vorbereitung von Anschlägen. Starke nutzte sein Blood and Honour-Netzwerk, um diese Unterstützung umzusetzen. So bedurfte es nur einer Anfrage Starkes bei Blood and Honour-Mitglied Jörg Winter, damit dieser 1996/1997 unentgeltlich einen Schuhkarton voll TNT- Sprengstoff besorgte, den Starke an Mundlos übergab. Dass die Rohrbomben in der Garage, die den TNT-Sprengstoff enthielten, nicht sprengfähig waren, lag dem Zeugen Starke zu Folge auch nur daran, dass sie so schnell keinen Zünder besorgen konnten. Starke gab in seiner Vernehmung an, er habe Uwe Mundlos nach der Sprengstofflieferung mit dem Lieferanten Winter zusammengebracht - Mundlos hatte sich bei ihm beschwert, dass der Sprengstoff nicht zündfähig sei. Winter, der mit Sprengstoff experimentiert habe, hätte mitgeteilt, dass zum Zünden des von ihm gelieferten TNT ein spezieller Zünder notwendig sei, den er damals nicht besorgen konnte. Zu diesem Zeitpunkt, also schon deutlich vor dem Abtauchen der Drei, habe Mundlos auch nach Waffen gefragt.

Auch nach ihrem Abtauchen wurden „die Drei“ in Chemnitz von diesem Netzwerk aufgenommen. Neben Starke waren auch der erste Wohnungsgeber Thomas Rothe und Mandy Struck, die die Unterbringung bei M.-F. B. mitorganisierte, „B&H“-Mitglieder bzw. Mitglieder der 88er Skinheads Chemnitz, die eng an die B&H-Strukturen angebunden waren. Der erste Sprengstoffanschlag des NSU in Nürnberg im Juni 1999 fiel noch in die Zeit, in der das Trio in Chemnitz untergebraucht worden war, sie lebt damals in der Wolgograder Allee 76 im Friedrich-Heckert-Gebiet.

Starke berichtete in seinen Vernehmungen auch, 1996/1997 habe er eine kurze Liebesbeziehung zu Zschäpe gehabt. Er hätte diese gerne vertieft, wollte mit Zschäpe zusammenziehen. Diese jedoch habe nur die beiden Uwes und Politik im Kopf und keine Zeit für die Beziehung gehabt. Es bestand also so eine enge politische Anbindung Zschäpes an Mundlos und Böhnhardt, dass sie ihre privaten Belange, selbst ihre Liebesbeziehungen, ihrem politischen Engagement unterordnete. Die Drei seien, so Starke, stets geschlossen und einig aufgetreten.

Der Zeuge Starke hatte auch von seinen Kontakten zum Angeklagten André Eminger und zu dessen Bruder Maik berichtet, damals Gründungsmitglieder und Führungskader der „Weißen Bruderschaft Erzgebirge“.

Die Sektion Sachsen von „Blood and Honour“ löste sich auf, kurz nachdem große Teile ihrer Mitglieder die Unterstützung von Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt übernommen hatten. Dadurch blieben die sächsischen, insbesondere die Chemnitzer „Blood and Honour“-Strukturen nach dem bundesweiten Verbot der Organisation von Durchsuchungen verschont. Zumindest Thomas Rothe hielt später den Kontakt zu den Dreien, als sie nach Zwickau umgezogen waren. Zumindest für die Zeit zwischen der Flucht der Drei aus Jena bis zu ihrem Umzug nach Zwickau kann also davon ausgegangen werden, dass der Nationalsozialistische Untergrund zumindest als Partner, wenn nicht gar als Teil des damaligen „Blood and Honour“-Netzwerkes agierte.

Dann nimmt OStA Weingarten für die BAW Stellung zum Beweisantrag von RA Kienzle (132. Verhandlungstag). Der Antrag sei abzulehnen, weil die Tatsachen für die Entscheidung ohne Bedeutung sind. Es sei nicht ersichtlich, inwieweit die unter Beweis gestellten Tatsachen zu Tat- und Schuldfragen hier beitragen sollten. Es sei schon deshalb nicht geboten, dem Antrag zu folgen, weil nicht mitgeteilt worden sei, welche Angaben Te.s überhaupt für manipulative Eingriffe geeignet gewesen wären. Denn Te. habe nur ausgesagt, was aus dem Bundestags-UA den Zeugen schon bekannt gewesen sei.

Danach nimmt OStAin Greger zum Beweisantrag von RA Schön Stellung (129. Verhandlungstag). Für den Vorwurf entscheidend ist einen Beteiligung der Angeklagten Zschäpe an der Anmietung eines Wohnmobils unter einer Legende am 25.10.2011. Zum Beweis dessen seien Bianca und Mario K. und Michel A. als Zeugen benannt. Bianca und Mario K. seien bereits hier vernommen worden. Relevant sei zudem der Wortlaut einer SMS auf dem Handy von Susann Eminger. Demgegenüber seien die unter Beweis gestellten Tatsachen, dass die Angeklagte eine Fingerspur an der Beifahrertür hinterlassen habe und ein Haar gefunden worden sei, von untergeordneter Bedeutung. Die BAW trete jedoch dem Antrag nicht entgegen, da die Beweisaufnahme im Komplex Wohnmobil noch nicht vollständig abgeschlossen sei.

Der Verhandlungstag endet gegen 14.35 Uhr.
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